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Fahrbuch 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege 


des 


Dentichen Reichs 


aster Mitwirtung von Ir. Cadmig Bamberger, Geiurit) Olonkenbarg, Gebeimrath Prof. Dr. Slantfäli, 
Se. BoRrasp Dr. Fifker, Prof. Dr. Friedberg, Neihd-DberdandelägeribtäsRath Dr. Gelbfmidt, 
Inga Eumsiers, Siadtrichter Cohfeldt, Negierungsrath Dr. Meigen, Geheimrath Dr. Megel, Prof. Dr. 

Hiffen, Dr. Romberg, Prof. Dr. Epudigum, Prof. Dr. X. Wagner u. A. 





herausgegeben 


von 


Dr. Franz von Holgendorff, 


‚Prof. der Reste in Verlin, 


Eriter Jahrgang. 





Seipig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 


Verlag von Dunder & Humblot. ⸗ 


Jahrbuch 


für 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege 
Deutſchen Reichs 


unter Mitwirkung von Dr. Ludwig Bumberger, Helnrich Blankenburg, Geheimrath 

Brof. Dr. Sluutſchli, Geh. Poftrath Dr. Fiſcher, Prof. Dr. Friedberg, Reichs-Ober⸗ 

handelsgerichts-Rath Dr. Goldſchmidt, Anguf Lummers, Stadtrichter KEchfeldt, Re: 

gierungsrath Dr. Aleifen, Geheimrath Dr. Mehel, Prof. Dr. Uiſſen, Dr. Romberg, 
Brof. Dr. Thudichun, Prof. Dr. A. Wagner u. A. 


herausgegeben 
von 


Dr. $ranz von Holtendorff, 


Prof. der Rechte in Berlin. 


Indem die unterzeichnete Verlagshandlung mit dem vorjtehend angefün- 
digten Unternehmen vor die Oeffentlichkeit tritt, fühlt fie jich veranlaßt, einige 
Morte zu deſſen Rechtfertigung beizubringen. 

Sie glaubt, daß der Zwed einer ſolchen nicht durch Verkleinerung anderer 
bereits beftehender, theilweile höchſt verdienjtooller Unternehmungen erreicht 
wird, da das Jahrbuch weder eine Sammlung urfundlicen Material® oder 
der Gefebesterte, noch auch Veröffentlichung gelegentlicher auf Staatswohl und 
Politik bezüglicher Denkichriften und Abhandlungen beabfichtigt. In dieler 
Beziehung ift genügend durch bereits vorhandene Publikationen geforgt. 
Die Berechtigung ihres Unternehmens findet fie vielmehr in dem unbejtreit- 
baren Mangel einer, größere Zeiträume umfaffenden, planmäßig geordueten 
überfichtlihen und thunlichft volljtändigen Darftelung des für die politische 
Urtheilsbildung der Zeitgenoffen nöthigen Stoffes aus dem öffentlichen Leben 
des Deutfchen Reiche. 

Diefem Mangel abzuhelfen, foll die Aufgabe unferes Jahrbuchs jein, 
welches dementiprechend eine 

Kritifh prüfende, überfihtlihe, den großen Perioden 

der Reichsgeſetzgebung entjprehende Berichterſtattung 

über alle im Zeitraume eines Jahres eintretenden Er: 
eigniffe und Vorgänge auf dem Gebiet der Verfaffungs: 
gebung, Legislative, Verwaltung und NRehtöpflege des 

Deutſchen Reichs 
enthalten wird. 


Jahrbug 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege 


bes 


Deutſchen Reichs 


weer Witwirfung won Dr. Evdig Samberger, Geinrih Glankenhurg, Geheimrath Prof. Dr. 

Baztiai, Geh. Poftrath Dr. Süßer, Prof. Dr. Friedberg, Reihb-Dberhandelögericts-Rath Dr. Gedfämidt, 

Angal Cammers, ffeffor Eehfeit, Regierungsrath Dr. Meipen, Beheimrath Dr. Mepel, Prof. Dr. 
Miffen, Dr. Wamberg, Prof. Dr. Ehadigem, Prof. Dr. 2. Waguır u #. 


herausgegeben 
von 


Dr. Franz von Holkendorff, 


Brof. der Rechte in Berlin. 





Erfter Jahrgang. 


Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1871. 


Verlag von Dunder & Humblot. 
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Prof. Dr. Thudichumn, Prof. Dr. A. Wagner u. U. 
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Dr. $ranz von Holkendorff, 


Prof. der Rechte in Berlin. 


Indem die unterzeichnete Verlagshandlung mit dem vorftehend angefün- 
digten Unternehmen vor die Deffentlichkeit tritt, fühlt fie ſich veranlaßt, einige 
Worte zu deſſen Rechtfertigung beizubringen. 

Sie glaubt, daß der Zweck einer folhen nicht durch Verkleinerung anderer 
bereit3 bejtehender, theilweiſe höchſt verdienitvoller Unternehmungen erreicht 
wird, da das Jahrbuch weder eine Sammlung urkundlichen Material oder 
der Gejekesterte, noch auch Veröffentlihung gelegentliher auf Staatswohl und 
Politit bezüglicher Denkichriften und Abhandlungen beabſichtigt. In dieſer 
Beziehung ift genügend durch bereit vorhandene Publikationen geforgt. 
Die Berechtigung ihres Unternehmens findet fie vielmehr in dem unbeftreit- 
baren Mangel einer, größere Zeiträume umfaflenden, planmäßig geordneten 
überfidhtlihen und thunlichſt volljtändigen Darſtellung des für die politifche 
Urtheilsbildung der Zeitgenofjen nöthigen Stoffes aus dem öffentlichen Leben 
des Deutichen Reiche. 

Diefem Mangel abzuhelfen, foll die Aufgabe unfere® Jahrbuch fein, 
welches dementiprechend eine 

Kritifh prüfende, überfihtlidhe, den großen Perioden 

der Reichsſsgeſetzgebung entiprehende Beridterftattung 

über alle im Zeitraume eines Jahres eintretenden Er: 
eignijfe und Borgänge auf dem Gebiet der Berfaffungs: 
gebung, Legislative, Verwaltung und Rechtspflege des 

Deutſchen Reichs 
enthalten wird, 
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bes 
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Brof. der Rechte in Berlin. 
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Morte zu defjen Rechtfertigung beizubringen. 

Sie glaubt, daß der Zwed einer folhen nicht durch Verkleinerung anderer 
bereit3 beftehender, theilweile höchſt verdienftooller Unternehmungen erreicht 
wird, da das Jahrbuch weder eine Sammlung urkundlichen Material oder 
der Gefebesterte, noch auch Veröffentlichung gelegentliher auf Staatswohl und 
Politit bezüglicher Denkichriften und Abhandlungen beabſichtigt. In diejer 
Beziehung ift genügend durch bereits vorhandene Publifationen geforgt. 
Die Berehtigung ihres Unternehmens findet fie vielmehr in dem unbeftreit- 
baren Mangel einer, größere Zeiträume umfafjenden, planmäßig geordneten 
überfichtlihen und thunlichft volljtändigen Darjtellung des für die politifche 
Urtheilsbildung der Zeitgenofjen nöthigen Stoffes aus den öffentlichen Leben 
des Deutfchen Reiche. 

Diefen Mangel abzuhelfen, ſoll die Aufgabe unferes Jahrbuch fein, 
welches dementiprechend eine 

Kritifh prüfende, überfihtlidhe, den großen Perioden 

der Reichsgeſetzgebung entiprehende Beridhterftattung 

über alle im Zeitraume eines Jahres eintretenden Er- 
eigniffe und Vorgänge auf dem Gebiet der VBerfaffungs: 
gebung, Legislative, Verwaltung und Rechtspflege des 

Deutfhen Reihe 
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J. 


Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs 
vom 16. April 1871 


nebſt den fie ergänzenden Verträgen 
erläutert durch 
Dr. Fricdrich Thudichum, ordentl. Profeſſor der Rechtswiſſenſchaft an der 
Univerſität Tübingen. 


Geſchichtliche und ſtaatsrechtliche Einleitung. 


J. 


dertrãge zuiſchen dem Uorddentſchen Bunde, den Großherzogthümern Baden und Heffen, und 
da Bönigreigen Bayern und Württemberg über Scoründung eines „Deutſchen“ Bundes 
unier dem Hamen des „Deutſchen Reichs“ vom 15., 23. und 25. Hovember 1870. 


Im Juli 1870 befanden fich die politiichen Berhäftnifie Deutſchlands 
tm außeren Anſcheine nach noch immer in der nämlichen Lage, die fie in 
den Jahren 1866 und 1867 erhalten hatten. Ganz Deutichland bildete durch 
sa vorläufig bis zum 31. December 1877 gültigen Zollvereinsvertrag eine 
Zinbſchaftliche Einheit und beſaß im Zollparlament eine freigewählte Volks— 
dernetung, im Zollbundesrath eine Vertretung aller Regierungen, in der Krone 
Lireußen eine monarchiſche Leitung, während die Schutz- und Trutzbündniſſe 
tr vie Zübdeutichen Staaten mit dem Norbdeutihen Bund für alle Euro: 
i:then Kriege eine Waffenbrüderihaft aller Deutichen Heere verbürgten. 
Denn in jedem folchen Kriege ſollte hiernach ganz Deutichland zufammen: 
tin und ber Iberbeiehl den Könige von Preußen und Oberhaupt des 
Korddeutichen Bundes übertragen jein. Entſprechend diejem engen Bundes: 
derhälmnitßß batten die Süddeutihen Staaten die allgemeine Wehrpflicht an: 
acnommen und ihr Heerweſen in möglichjte Hebereinjtimmung mit demjenigen 
3 Norddeutichen Bundes gebradt. Die Hoffnungen indeflen auf einen 
angeren und dauernden Zufammenihluß Deutſchlands auf Grundlage der 
harddeutichen Bundesverfaſſung, welche noch 1867 und 1868 gehegt werden 
karten, waren mehr als je getrübt. Der einzige Süddeutiche Staat, in 
prchem Fürſt und Volk in dem Wunſche übereinftimmten, durch Beitritt 
m Rordbund alle nationalen Pflichten auf fih zu nehmen und fi zugleid) 
ir Segnungen einer folchen Gemeinſchaft zu verſichern, das Großherzog— 
um Baden, konnte feine Aufnahme in den Nordbund nicht erreichen, weil in 
a drei übrigen Sübddeutichen Staaten eine ganz entgegengeſe vie Strömung 


r. Holvendorff, Jahrbuch J. 
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theils in der Regierung, theils in der Landesvertretung die Oberhand gewonnen 
hatte, und unter ſolchen Umjtänden die Aufnahme Badens für Yranfreich 
einen willkommenen Vorwand geboten hätte, Deutichland den längit vorbe= 
reiteten Krieg zu erflären. Die Lenker ˖ der Deutichen Politik glaubten im 
Hinblid auf das unfägliche Unglück eines folchen Krieges die Aufnahme 
Badens vorläufig verſchieben zu follen, in der Hoffnung, daß vielleicht 
bald beflere Zeiten kommen Tönnten und in der Weberzeugung, daß der 
innerli immer mehr erjtarfende Nordbund insfünftige eine ſolche Gefahr 
nur noch ficherer bejtehen werde. 

Die Regierung Frankreichs, der die Gefchielichfeit der Deutihen Staats: 
funft nirgends, einen irgend anjtändigen Vorwand zum Kriege ließ, ſah ſich 
endlich genöthigt, einen ſolchen vom Zaun zu brechen, indem jie unter lügen: 
haften Vorjpiegelungen Preußen dafür verantwortlic machen zu bürfen erklärte, 
daß die Spaniiche Nation den Prinzen Leopold von Hohenzollern-Siginaringen 
zu ihrem Könige erwählt hatte. Als ihr dann der patriotiiche Verzicht Des 
Prinzen Leopold auch dieſen Vorwand entriß, veritieg jie ſich zu der aben— 
tenerlihen Forderung, daß König Wilhelm von Preußen dem Spaniichen 
Volk für alle Zukunft die Möglichkeit abjchneide, auf die Hohenzollernſche 
Tıronfandidatur zurüdzutlommen, ja daß er an den Kaijer Napoleon ein 
förmliches Entſchuldigungsſchreiben richte. Auf Krieg oder Demüthigung der 
Krone Preußen mar es abgejehen, aljo derjenigen Krone, auf welcher die 
Fortentwidelung der Deutſchen Cinigung beruhte. Unverhüllter konnte Die 
Anmaßung Frankreichs nit zu Tage treten, und das ganze Deutjche Vol 
in Nord und Süd empfand die Beleidigung der Ehre feines Oberhauptes 
als die jeiner eigenen Ehre und feierte die jener Anmaßung gewordene fünig- 
liche Abfertigung als eine ebenjo gerechte wie Deutſchlands würdige Bon 
dem Augenblid, in weldem Frankreich zum Angriffe jchritt, jtanden Fürſten und 
Bolf einig zufammen und war es außer Zweifel, daß aus der nationalen Er- 
hebung gegen den Frevel des Erbfeindes die Cinigung ganz Deutſchlands 
hervorgehen werde. 

Nahdem am 2. September 1870 Kaijer Napoleon III. mit der letzten 
Franzöſiſchen Armee in Deutiche Kriegsgefangenichaft gervathen war, und am 
4. September eine von der Parifer Demokratie ausgeführte Revolution Die 
monarchiſche Staatsform Frankreichs umgeftürzt hatte, dadurch aber der Ichließ- 
liche Ausgang des Völkerkampfes jih in immer größeres Dunkel hüllte, ließ 
die Bayeriſche Regierung gegenüber derjenigen des Norddeutihen Bundes ihre 
Bereitwilligfeit zu erkennen geben, zu einer dauernden verfafjungsmäßigen 
Verbindung Süd: und Norddeutichlands ihrerjeitß die Hand zu bieten. Um 
zunächſt Näheres darüber zu erfahren, welche Anſchauungen über dieſe ſchwie— 
rige Frage am Münchener Hofe bis jest herrichten, begab fich der Prälident 
des Bundesfanzleramts, Staatsminiſter Delbrüd, am 21. September nad) 
Münden. „Die einzige Inſtruktion, welche ev erhielt, war die, jich jeder 
Aeußerung zu enthalten, welche gedeutet werden fonnte, ald ob das Bundes- 
präfidiun im jetigen Momente gefonnen jei, auf die freien Entichließungen 
eineß treuen und bewährten Allürten auch nur den entferntejten Drud aus- 
zuüben.“ Die jofort gepflogenen Belprehungen, an welchen ſich auch die 
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zsarmembergiihe Regierung dur eines ihrer Mitglieder betheiligtet), hatten 
surahlih das Reſultat, die Bayeriihen Minijter zu überzeugen, daß die 
“rdieufie Regierung auf eine Yoderung des Norddeutihen Bundes niemals 
‚chen, und Württemberg das Streben Bayerns, bloß eine Art „internatio- 
1 Bündniſſes“ mit dem Nordbund zu jchließen, nicht unterjtügen werde. 
Nunmehr that die Badiſche Regierung den enticheidenden Schritt und 
antragte am 2. Oktober beim Präfidium des Norddeutihen Bundes offiziell 
ze Auinahme des Großherzogthums in den Bund, welchem Beijpiele einige 
sat ipäter bie Heſſiſche Regierung für die ſüdlich des Mains gelegenen 
viihen Provinzen folgte. Hierauf erklärte fih Württemberg bereit, im 
deutichen Hauptquartier zu Berjailles über feinen Beitritt ebenfalls zu ver: 
nen. Grit in der zweiten Hälfte des Oktober (19— 23.) trafen die 
Kevollmãchtigten aller Süddeutichen Staaten, auch Bayerns, in Verjailles ein. 
segen der tehr von einander abweichenden Wünſche wurden die Verhand- 
‚nen mit den Bevollmächtigten jedes Staates bejonders gepflogen. Am 
" Rovember fand jedoch eine gemeinjchaftlihe Konferenz zwiichen den Be— 
Almadıngten des Norddeutihen Bundes, Württembergs, Badens und Heſſens 
at, in weldher man ſich über die Verfaſſung, wie jie dem Badiſch-Heſſiſchen 
Kerttag nunmehr beiliegt, einigte, vorbehältlih der bejonderen Feſtſetzungen 
rt Württemberg in Abſicht auf das Pot: und Telegraphenmwejen und das 
Arunrmeien. Auch hierüber wurde bis zum 12. November eine ini: 
wu erzielt. Da jedody die Berhandlungen mit Bayern bis dahin rejultatlos 
zieblichen waren, die WWürttembergiichen Unterhändler aber nicht ermächtigt 
sen, vor Feſtſtellung des Verhältniſſes Bayerns zum Bund definitiv ab: 
dließen, io reiiten diefelben am 13. November zur Berichterſtattung -nach 
Zungert ab. Zwei Tage darauf, am 15. November, wurde der Vertrag 
ı Baden und Helfen unterzeichnet, wonach dieje Staaten mit dem Nord: 
‘ben Bund auf Grundlage der Verfaſſung des leßteren, jedoch unter Ab- 
»derung verihiedener Beſtimmungen dejjelben ?), einen „Deutſchen Bund“ ein: 
"en Am 23. November fam aud) mit Bayern eine Vereinbarung zu 
Zrande, welche dieſem theils in wichtigen Hinſichten eine Sonderjtellung im 
dauichen Bunde gewährte, theils die Verfaflung des Bundes ſelbſt nicht un- 
ini abänderte. Als Württemberg am 25. November zu Berlin endlich 
walls beitrat, geihah dieß zwar auf Grundlage der bereits früher durch 
ine Bevollmächtigten unterhandelten Stipulationen, zugleich aber unter An— 
“mung des inzwilchen mit Bayern vereinbarten Vertrags. Die formelle 
xhiefleitige Anerkennung aller genannten Verträge erfolgte in dem Protokoll 
m» Dezember. Am 25. November, fobald die Verträge mit Bayern und 
Sirttemberg sicher itanden, that der Großherzog von Baden noch einen 
zeren höchſt wichtigen Schritt: im nationalen Intereſſe trat er durch eine 





‘+ Ter frühere Miniſter des Auswärtigen, v. Varnbüler, hatte am 31. Auguft 

‘. #ntlaflung erhalten. 

*ı Xon Baden find die meiſten biejer Aenderungen nicht allein nicht geforbert, 
in nicht ermmal gewünicht worden, rühren vielmehr aus ben gleichzeitig mit 
na und Württemberg gerührten Verhandlungen her. (Erklärung des Staats- 
„ers \olly in der Vadiſchen Abgeordnetenkammer am 16. Dezember 18:0.) 
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Militär-Eonvention feine eigne Militärverwaltung ab, und machte dad Badijche 
Kontingent zu einem unmittelbaren Beftandtheil der Preußiichen, alfo der 
Deutfchen Armee. Heflen jagte hierauf ein ähnliches Zugeſtändniß, vorläufig 
in allgemeinen Umriſſen, zu. 

Der Bundesrath des Norddeutihen Bundes genehmigte die Verträge 
mit Baden und Hefien am 23. November 1870 einitimmig, am 28. November 
denjenigen mit Württemberg, am 1. "Dezember den mit Bayern mit Majo- 
rität. Im Norddeutichen Reichätag gelangten die ſämmtlichen Verträge am 
9. Dezember zur dritten Lefung und definitiven Annahme, der Vertrag mit 
Bayern durd eine Mehrheit von 195 gegen 32 Stimmen, die übrigen gegen 
nur 4 bi8 6 Stimmen. Zu der an dem Bayerifchen Bertrag dur den 
Reichstag beichloffenen Redaktionsänderung hatten jomohl der Bundesrath als 
die Süddeutichen Regierungen alsbald ihr Einverjtändnig erflärt ?). 

Inzwiſchen hatte König Ludwig II. von Bayern die Initiative dafür cr: 
griffen, daß für den neuen Deutichen Bund der altehrwürdige Name des 
„Deutichen Reichs" und für das Präfidium defjelben die „Kaiferwürde” wieder: 
hergeftellt werde (3. Dezember). Nachdem König Wilhelm eingewilligt und 
jämmtliche Deutiche Fürſten und die Senate der drei freien Städte fich dem 
Antrage angeichlofien hatten, legte der Bundesrath des Norddeutichen Bundes 
im &inverftändnig mit den Süddeutſchen Regierungen dem Reichstag einen 
Geſetzentwurf vor, welcher bezwedte, an zwei der bezeichnenditen Stellen der 
neuen YBundesverfaffung die Namen „Deutſches Reich“ und „Deuticher Kaifer“ 
einzufügen, vorbehaltlih der ipäteren allgemeinen Durchführung dieſer Be— 
nennungen in der ganzen Berfafjung. Dieſer Gejeßentwurf wurde vom 
Reichstag am LO. Dezember mit 185 gegen 6 Stimmen gutgeheiken ?) und eine 
Adrefie an König Wilhelm bejchlofjen, deſſen wichtigjte Stelle lautete: „Vereint 
mit den Fürften Deutihlands naht der Norddeutiche Reichstag mit der Bitte, 
dag es Ew. Majeität gefallen möge, dur Annahme der Deutichen Kaijer: 
frone das Einigungswerk zu weihen“. Der Präfident des Reichstages, Dr. 
Simfon, und eine ausgeloofte. Deputation von 30 Mitgliedern begaben jich in 
das Hauptquartier der Deutichen Armee nad) Berjailles und überreichten dort 
am 18. Dezember die Adreſſe, weldhe vom Könige mit huldvollen und hoff— 
nungsreihen Worten ermwidert wurde ®). | 

In der Zeit vom 16. bis 29. Dezember erlangten die Verträge mit dei 
eben erwähnten von den Süddeutichen Regierungen gutgeheigenen Zujägen und 
Abänderungen die Zuftimmung der Landitände der drei kleineren Süddeutichen 
Staaten. Zuerſt nahm die Badiiche Abgeordnetenftammer am 16. Dezember 
die Verträge einjtimmig, die Militär-Konvention mit Preußen mit allen gegen 
1 Stimme an, am 19. Dezember die Erjte Kammer mit allen gegen 2 Stimmen. 
Die Heiliihe Abgeordnetenfammer jtimmte am 20. Dezember mit 0 gegen 
4 Stimmen, die Erſte Kammer am 29. Dezember einftimmig bei. In der neu: 








1) Verhandlungen bes II. Außerordentlihen Reihötages 1810. ©. 5. 
67— 108. 109— 137. 139—150. 151—164. 167. 168. 182. - 

2) II. Außerordentlicher Reichstag 1870. S. 76. 167. 181. 182. 183. 

2) v. Hahn, der Krieg Deutichlands gegen Frankreich. Berlin 1871. ©. 796— 711m, 


255 


wei, 





Geſchichtliche und ſtaatsrechtliche Ginleitung. 5 


acwählten Abgeordnetenfammer Württembergs ſprachen fi für Annahme der 
Serzräge einſchließlich der Militär-Konvention 74 Stimmen aus, 14 beziehungs- 
were 12 dagegen, während die Bezeichnungen „Deutſches Reich” und „Deutfcher 
ade“ mit SL gegen 7 Stimmen gebilligt wurden. Die Kammer der 
Standeöherren faiste ihre zujtimmenden Beichlüffe mit 26 gegen 3 Stimmen. 

Tie Hoffnung, daß vor Jahresſchluß auch die Zuftimmung der Bayerischen 
Yandesvertretugg erfolgen und das neue Reich der Verabredung gemäß am 
I. Januar 1871 im Kraft treten werde, ging leider nicht in Erfüllung, indem 
mar die Kammer der Neichsräthe am 30. December mit 37 gegen 3 Stimmen 
amalligte, dagegen die Berathungen der noch im Jahre 1869 unter völlig 
eaderen Berhältnifjen gewählten Abgeordnetentammer ſich in's neue Jahr ver: 
“sgerten. So fonnten am 30. December zu Berlin nur die Ratififationen 
der zwilhen dem Norddeutihen Bund, Württemberg, Baden und Heſſen 
geichloſſenen Verträge ausgetauſcht und die neue Verfaſſung nur für dieſe 
Ber Staaten vom 1. Januar 1871 an in Wirkſamkeit geſetzt werden 1). 

Endlich am 21. Januar 1871 erflärte aud die Bayeriiche Abgeorbneten- 
fammer mit 102 gegen 48 Stimmen (ſechs mehr als die erforderliche Zwei— 
enttelmajorität) ihre Zuſtimmung. Am 29. Januar wurden die Ratififationen 
zu Berlin ausgetaufcht und der Vertrag mit Bayern jeit dem 31. Nanuar 
m allen Geiegblättern der vertragenden Staaten verfündigt ?). Der Bayeriiche 
Keinag beitimmte in feinem lebten Abjchnitt (VI), daß er mit dem 1. Januar 
IN} in Birfiamfeit treten jolle und iſt mit dieſer Beſtimmung jowohl von 
den Kammern des Königreihs Bayern als von den übrigen vertragjchließenden 
Staaten genehmigt und aud) jo verfündigt worden. Fr äußert daher bis 
um |. Januar 1871 rüdmwirfende Kraft. 

Am 14. und 17. Januar 1871 Tieß König Wilhelm von Preußen den 
Krbündeten Deutſchen Fürſten und den Senaten der freien und Hanjejtädte die 
Rutheilung zugehen, wie er es für eine Ihm gegen das gemeinjame Bater- 
and obliegende Pflicht halte, dem an ihn ergangenen Rufe zur Heritellung 
°C Raiterwürde Folge zu leijten. In welchen Sinne dies gejchehe, drüdten 
‚gende denfwürdigen Worte näher aus: „sch nehme die Deutiche SKaifer- 
"one an, nicht im Sinne der Machtanſprüche, für deren Verwirklichung in 
a ruhmvollſten Zeiten unſerer Geſchichte die Macht Teutichlands zum 
Schaden jeiner inneren (Fntwidelung eingeſetzt wurde, fondern mit dem feiten 
Soriage, ſoweit Gott Gnade giebt, als deuticher Fürft der treue Schirmherr 
ur Redte zu fein und das Schwert Deutichlands zum Schuße dejjelben zu 
"übten. — Deutſchland, ſtark durch die Ginheit feiner Fürften und Völker, 


', Norddeutſches Aundesgejeßblatt vom 31. Tecember 1870 Nr. 51. S. 627—665; 
tgerangsblätter Badens und Heſſens vom nämlihen Tage; Wiürttembergifches 
.:gierungsblatt vom 1. \anuar 1871. Nr. 1. 

Am 31. Nanuar im (Wejeßblatt bes Teutjchen Bundes Nr. 5, S. 9—26, 
"> ım den Regierungsblättern Württembergs vom 4. Februar Nr. 3. S. Jüm—68, 
‚dens vom 10. Februar Nr. 10. S. 55— 12, Hejlens vom 25. Februar Nr. 7. 
2.+1-83. In Bayern erfolgte die Verkündigung der gejammten Verträge nehit 
ı Reihsmwahlgejeg vom 31. Mai 1869 und dem Wahlreglement vom 28. Mai 
+" am 1. sebruar 1871 durch das Bayeriſche Geſetzblatt Nr. 22 und durch bag 
.5 Amtsblatt der Pfalz. 
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Bat feine Stellung im Rathe der Nationen wiedergewonnen und das Teutiche 
Bolt hat weder das Bedürfniß noch die Neigung, über jeine Grenzen hinaus 
etwas anderes als den auf gegenieitiger Achtung der Zeibftitändigfeit und 
gemeinjamer Förderung der Wohlfahrt begründeten Verkehr der Völker zu 
eritreben. — Zicher und befriedigt in ſich jelbit und in jeiner eigenen Kraft, wird 
das Teutiche Reich, wie ich vertraue, nad) jiegreicher Beendigung des Krieges, in 
welchen ein unberedhtigter Angriff uns verwidelt bat, und nad) Zicheritellung 
feiner Grenzen gegen Frankreich ein Reich des Friedens und des Segens 
fein, in weldem das Teutiche Volk finden und genießen wird, was es jeit 
Jahrhunderten gejucht und erjtrebt hat 1).“ 

Am 18. Januar jodann erließ der König vom Hauptquartier Derfailles 
aus eine Proflamation an das Deutiche Volk, welche diejem verfündigte, dar 
der König auf den einmüthigen Wunih der Teutichen Fürften und freien 
Städte und nachdem in der Berfaflung des neuen Teutihen Bundes die 
entjprechenden Beitimmungen vorgejehen jeien, die Teutiche Kaiferwürde ange: 
nommen habe, Demgemäß — heißt es in der Rroffamation — „werden 
Wir und Unjere Nachfolger an der Krone Preußen fortan den Kaijerlichen 
Titel in allen Unſeren Beziehungen und Angelegenheiten des Deutſchen Reiches 
führen, und hoffen zu Gott, daß es der Deutihen Nation gegeben, jein werde, 
unter dem Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit das Naterland einer jegens: 
reihen Zufunft entgegenzuführen. — — Uns aber und Unjeren Nachfolgern 
an der Kaiſerkrone wolle Gott verleihen, allezett Mehrer des Deutichen 
Reihe zu jein, nicht an kriegeriſchen Groberungen, jondern an den Gütern 
und Gaben des Friedens auf dem Gebiete narionaler Wohlfahrt, Freiheit und 
Sefittung” Am 18. Januar, dem 170 jährigen Gedenktage der Annahnıc 
der Preußiſchen Königstrone, fand im Schloſſe zu Verfailles, dem damaligen 
Deutſchen Hauptquartier, die feierliche Verkündigung des Deutichen Kaiſerthums 
in Gegenwart vieler Deutihen Fürſten, SHeerführer und Abordnungen aller 
Theile des fiegreichen Heeres Statt, indem nad) vorausgegangener religiöfer 
eierlichkeit der König jelbit die Urkunde der Verfündigung des Kaiſerreichs 
verlas und fodann durch den Bundeskanzler Grafen v. Bismard die Pro— 
klamation an das Deutiche Volk verlejen ließ ?). Am nämlichen 18. Januar 187 1 
erließ der Kaijer eine an den Kronprinzen von Preußen gerichtete Verfügung, 
des „Inhalts: 

„Nachdem Ich durch Meine Froflamation an das Deutſche Bolt von: 
heutigen Tage meinen Entſchluß fundgegeben, die Deutſche Kaiferwürd« 
für Mih und Meine Nahfolger an der Krone Preußen anzunehmen, 
finde IH Mich bewogen, Eurer Königlihen Hoheit die dem neuen 
Verhältniß entiprehende Würde: Kronprinz des Deutſchen Reichs 
mit dem Prädicate: Kaiſerliche Hoheit mit der Maßgabe beizır- 
legen, daß diefen Bezeichnungen die ferner beizubehaltenden Benennungen | 
Kronprinz von Preußen und reip. Königlihe Hoheit nady- 

zuftellen find. Zugleich bejtimme Ich, daß diefe Würde und das damit 








1) Bon Hahn, der Krieg Deutſchlands gegen Frankreich. 1871. S. 814. 
2) Non Hahn S. 812. 
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verbundene Prädicat auch auf jeden künftigen Thronfolger an der 
Preußiihen Krone ohne Weiteres übergehe.“ 

Am 20. Februar 1871 trat fofort der Bundesrath des Deutfchen Reich auf 
tafierlihe Berufung zujammen und beftimmte nad) Maßgabe des F 15 des 
Reichswahlgeſetzes die Abgrenzung der Wahlbezirfe für die Wahlen zum 
Reichstag in Südheflen, Baden und Württemberg, während diefelbe in Bayern 
gemäp dem Vertrag vom 23. November 1870. III. $ 2 für Diesmal noch 
der 8. Bayeriihen Regierung überlaſſen blieb. Am 3. März fanden im 
ganzen Rah die Wahlen Statt und am 21. März wurde in Berlin der 
erſte Deutiche Reichstag von Kaifer Wilhelm I. eröffnet. 

Turh die Gründung des Deutihen Reichs haben die Beltimmungen 
des Brager Frriedensvertrages vom 23. Auguft 1866 Art. 4 über das Ber: 
bilmik der Süddeutihen Staaten zum Norddeutfhen Bund ihre definitive 
Erledigung gefunden, und es ijt Dieß auch von Seiten der K. K. Regierung 
Oefterreich Ungarns in entgegenftommendjter Weije ſchon durch eine Depeche 
vom 5. Dezember 1870 ausdrüdlih conjtatirt, und auf eine offizielle Mit- 
teilung der geichlofjenen Verträge Seitens des Bundesfanzlerd des Nord: 
deutſchen Bundes (14. Dezember) durd eine Depeſche vom 26. Dezember 
das neue Deutiche Reich förmlich anerfannt worden. 

II, , 
Urne Redaktion der Reichsverfaſſung und Verkündigung derfelben durch Reichsgeſetz vom 
16. April 1871. Ueberſicht der unnmehrigen Quellen des Reichsverfaſſungsrechts. 

Die Berjaffung des Deutſchen Reihe hatte nach der Art ihres Zuftande- 
tommens eine einheitliche Redaktion nicht erhalten fönnen. Als „Verfaſſungs— 
urfunde” war in allen Staaten diejenige verfündigt worden, welche der Nord: 
deutihe Bund, Baden und Heſſen vereinbart hatten, während die Geftalt, 
cr mweldher fie wirklich in Geltung ftand, nur aus den Verträgen mit Bayern 
und Württemberg zu entnehmen war. Auch hatten die neuen Bezeichnungen 
„Leutihes eich” und „Deutſcher Kaijer“ nur an zwei Stellen der Ber: 
rung vorläufig Aufnahme gefunden, waren aber nun conjequent in der ganzen 
Serfaflung durchzuführen. Es erichten daher eine neue Faſſung des Tertes 
Serielben in hohem Grade als wünſchenswerth, und der Reichskanzler brachte 
in Gemäßheit der Beichlüffe des Bundesraths einen Entwurf dazu im Reichs: 
9 an. Derjelbe wurde am 14. April 1871 vom Reichstag mit allen gegen 
“ Ztimmen genehmigt ?) und durch Reichögejek von 16. April 1871 verfündigt. 

L Die neue Verfaſſung weicht von derjenigen, wie fie durch die Ver: 
tage geichaffen war, materiell in zwei Punkten ab, indem fie 1) in Artikel 8 
at 4 beitimmt, daß der Ausihup für auswärtige Angelegenheiten 
ht bloß aus Bevollmächtigten Bayerns, Sachſens und Württembergs, 
'cnden auch aus zwei vom Bundesrath alljährlid zu mählenden Bevoll: 
möbtigten beitehen jolle; 2) indem fie ferner in Artitel 52 Bayern weitere 





1) I. Reichstag 1871. ©. 21. 22. 94—109. 111—156. 137—162, 21-223. 
Ienttäde Nr. 4. ©. 10 (Motive). 


6 I. Tie Verfafjung des Teutjchen Reichs vom 16. April 1871. 


hat feine Stellung im Rathe der Nationen wiedergemonnen und dad Deutiche 
Bolt hat weder das Bebürfnig nody die Neigung, über feine Grenzen hinaus 
etwas anderes als den auf gegenjeitiger Achtung der Selbſtſtändigkeit und 
gemeinjamer Förderung der Wohlfahrt begründeten Berfehr der Völker zu 
erjtreben. — Sicher und befriedigt in fich ſelbſt und in jeiner eigenen Kraft, wird 
das Deutiche Reich, wie ich vertraue, nad jiegreicher Beendigung des Krieges, in 
welchen ein unberechtigter Angriff uns verwidelt hat, und nah Sicherſtellung 
feiner Grenzen gegen Frankreich ein eich des Friedens und des Segens 
fein, in welchem das Deutſche Volk finden und genießen wird, was es ſeit 
Sahrhunderten geſucht und eritrebt hat !).“ 

Am 18. Januar fodann erließ der König vom Hauptquartier Berfailles 
aus eine Proflamation an das Deutſche Volk, welche dieſem verfündigte, daß 
der König auf den einmüthigen Wunſch der Deutichen Fürften und freien 
Städte und nachdem in der Verfaflung des neuen Deutihen Bundes Die 
entiprechenden Beftimmungen vorgejehen jeien, die Deutiche Kaiſerwürde ange- 
nommen habe. Demgemäß — heißt e8 in der Proflamation — „werden 
Wir und Unſere Nachfolger an der Krone Preußen fortan den Kaijerlichen 
Titel in allen Unferen Beziehungen und Angelegenheiten des Deutjchen Reiches 
führen, und hoffen zu Gott, daß es der Deutichen Nation gegeben, jein werde, 
unter dem Wahrzeichen ihrer alten SHerrlichfeit das Baterland einer jegens: 
reihen Zukunft entgegenzuführen. — — Uns aber und Unjeren Nachfolgern 
an der Kaijerfrone wolle Gott verleihen, allezeit Mehrer des Deutſchen 
Reichs zu fein, nicht am kriegeriſchen Eroberungen, fondern an den Gütern 
und Gaben des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und 
Geſittung.“ Am 18. Januar, dem 170 jährigen Gedenktage der Annahnıe 
ber Preußiſchen Königsfrone, fand im Schlofie zu Verſailles, dem damaligen 
Deutihen Hauptquartier, die feierliche Verkündigung des Deutichen Kaiſerthums 
in Gegenwart vieler Deutihen Fürjten, Heerführer und Abordnungen aller 
Theile des fiegreichen KHeeres Statt, indem nad) vorausgegangener religiöfer 
Feierlichkeit der König felbjt die Urkunde der VBerfündigung des Kaiſerreichs 
verlad und jodann dur den Bundestanzler Grafen v. Bismard die Pro: 
Mamation an das Deutiche Volk verlejen ließ ?). Am nämlichen 18. Januar INT I 
erließ der Kaijer eine an den Kronprinzen von Preußen gerichtete Verfügung, 
des Inhalts: 


„Nachdem Ich durch Meine Proflamation an das Deutſche Bolt von | 


heutigen Tage meinen Entſchluß kundgegeben, die Deutiche Kaiſerwürde 


für Mich und Meine Nachfolger an der Krone Preußen anzunehmen, | 


finde IH Mich bewogen, Eurer Königlihen Hoheit die dem neuen 
Berhältnig entjprechende Mürde: Kronprinz des Deutihen Reichs 
mit dem Prädicate: Kaijerlihe Hoheit mit der Maßgabe beizu: 
legen, daß diefen Bezeichnungen die ferner beizubehaltenden Benennungen 
Kronprinz von Preußen und reip. Königlihe Hoheit nad). 


zujtellen find. Zugleich beſtimme Ich, day diefe Würde und das Damit 


1) Bon Hahn, der Krieg Teutjchlands gegen Frankreich. 1871. S. 314. 
2), Ron Hahn ©. 812. 
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verbundene Prädicat auch auf jeden Tünftigen Thronfolger an der 
Preugiihen Krone ohne Weiteres übergehe.“ 

Am 20. Februar 1371 trat ſofort der Bundesrath des Deutſchen Reichs auf 
taerlihe Berufung zujammen und beitimmte nah Maßgabe de 6 15 des 
Reichswahlgeſetzes die Abgrenzung der Wahlbezirfe für die Wahlen zum 
Reichstag in Südheſſen, Baden und Württemberg, während diefelbe in Bayern 
gemäß dem Bertrag vom 23. November 1870. III. $ 2 für diesmal noch 
der K. Bayeriihen Regierung überlaffen biied. Am 3. März fanden im 
ganzen Reich die Wahlen Statt und am 21. März wurde in Berlin der 
erite Deutſche Reichstag von Kaifer Wilhelm I. eröffnet. 

Turh die Gründung des Deutihen Reich haben die Bejtimmungen 
des Prager Trriedensvertrages vom 23. Auguft 1866 Art. 4 über das Ber: 
dältniß der Süddeutihen Staaten zum Norddeutichen Bund ihre definitive 
Erledigung gefunden, und es ijt dieß auch von Seiten der 8. K. Regierung 
Deſterreich Ungarns in entgegenfommenditer Weije ſchon durch eine Depeſche 
vom ). Dezember 1870 ausdrücklich conitatirt, und auf eine offizielle Mit- 
thelung der geichlojlenen Verträge Seitens des Bundesfanzlerd des Nord: 
dautihen Bundes (14. Dezember) dur eine Depeiche vom 26. Dezember 
das neue Deutſche Reich förmlich anerkannt worden. 


I. , 


Kra Redaktion der Reichsverfaſſung und Derkündigung derfelben durd) Beidhsgefek vom 
16. April 1871. Weberficht der nunmcehrigen Onchen des Rrichsverfaſſungsrcchts. 
Tie Berfaffung des Deutſchen Reichs hatte nad) der Art ihres Zuftande- 
Iommens eine einheitliche Redaktion nicht erhalten fönnen. Als „Berfallungs- 
urfunde* war in allen Staaten diejenige verfündigt worden, welche der Nord- 
dcutiche Bund, Baden und Heilen vereinbart hatten, während die Geftalt, 
u welcher jie wirklich in Geltung ftand, nur aus den Berträgen mit Bayern 
end Württemberg zu entnehmen war. Auch hatten die neuen Bezeichnungen 
Deutiches Reich” und „Deutſcher Kaijer“ nur an zwei Stellen der Ber: 
‚fung vorläufig Aufnahme gefunden, waren aber nun confequent in der ganzen 
Leriañung durchzuführen. Es erichien daher eine neue Faſſung des Tertes 
terielben in hohem Grade als wünſchenswerth, und der Reichsfanzler brachte 
ın Gemäßheit der Beichlüffe des Bundesrath3 einen Entwurf dazu im Reichs: 
29 an Derſelbe wurde am 14. Aprit 1871 vom Reichstag mit allen gegen 
> Stimmen genehmigt !) und durch Reichsgeſetz vom 16. April 1871 verfündigt. 
L Tie neue Berfaffung weicht von derjenigen, wie fie durch die Ver: 
Tage geichaffen war, materiell in zwei Punkten ab, indem fie 1) in Artitel 8 
Abiag 4 bejtimmt, daß der Ausſchuß für ausmwärtige Angelegenheiten 
nd bloß aus Bevollmächtigten Bayerns, Sahjens und Württembergs, 
'sıvern auch aus zwei vom Bunbesrath alljährli zu mählenden Bevoll: 
machtigten bejtehen ſolle; 2) inden fie ferner in Artitel 52 Bayern weitere 


— 


s, I. Reichstag 1871. ©. 21.22. 94—109. 111—156. 137—162. 221- 223. 
“henitüde Nr. 4. ©. 10 (Motive). 
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Rechte gewährt, als ihn der Vertrag vom 23. November 1870 II. $ 4 
zugejtand. 

Zu beiden Aenderungen, wie überhaupt ihon zu jeder Veränderung bes 
MWortlauts, bedurfte es natürlich der im Bayerifchen Vertrag IL. $ 25 ange: 
gebenen Majorität der Stimmen, und zur Vermehrung der Mitglieder des 
Ausſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten wohl noch gerade des Zuftimmung 
Bayerns, Sahjens und Württembergd (Bayer. Vertrag V). Dieſe lebtere 
iit in Wirklichkeit erfolgt, da die vom Bundesrath dem Berfafjungsentwurf 
beigefügten Motive bemerfen, dab die neue Beitimmung in Art. 8 „unter 
voller Zuftimmung der beiden Kontrahenten des Vertrages vom 23. November 
v. %. getroffen worden“ ſei !). 

IM. Durd das Geſetz, betr. die Verfaſſung des Deutſchen Reiche vom 
16. April 1871 6 1 werden die Verfailler und Berliner Verträge über die 
Berfafjung im Allgemeinen aufgehoben, da die neue Redaktion der Ber: 
faffungsurfunde gerade in der Aufnahme der in den Verträgen enthaltenen 
Beitimmungen in den Text der Berfafjungsurfunde beſteht. Aufrecht- 
erhalten find: 


1) Vom Bayerischen Vertrag: III. $ 5 dur die Verfaſſungsurkunde, 


Schlußbeitimmung zum XI. Abjchnitt; ferner III. $ 8 und IV. 
durch das Geſetz vom 16. April 1871 6 2 und 3. 


2) Vom Württembergiiden Vertrag: Artikel 2 Nr. 6 dur Geſetz 


vom 16. April 1871 $ 2; fodann die Militär:Konvention 
duch Berfaffungsurfunde, Schlußbeitinnmung zum XI. Abfchnitt. 
3) Sämmtliche Schluß: Protokolle durch Geſetz vom 16. April 187185. 


Die Aufhebung der Verträge konnte jo, wie fie erfolgt ift, geichehen, | 


weil der aufgehobene Inhalt Verfafjungsrecht enthielt, welches auf dem Weg 
der Verfafjungsänderung abgeändert werden fonnte, aljo foweit im Bundes: 
rath nicht 14 Stimmen widerſprachen, und bei Aenderung von jura singulorum 


ber bevorredhtete Bundesjtaat fi) unter den Zuftimmenden befand. Alle dieſe 


Erforderniſſe jind aber gewahrt worden. 


Es ergibt fi Hieraus, daß gegen den flaren Wortlaut der neuen 


Verfaſſungsurkunde der aufgehobene Theil der Verträge nur noch angerufen 
werden Tann, wenn es jih um die Beurtheilung der Recht: und Verfaſſungs— 
mäßigfeit der Bundesraths- und Reichstags: Bejchlüffe handelt, auf melden die 


neue Verfaffung und das Gefeb vom 16. April 1871 beruht. Wo dagegen 


die Verfaffungsurfunde allenfall3 weniger Elar und beitimmt lauten follte, da 
fönnen Die Verträge unter Umſtänden zu Hülfe genommen werden, um zu 
erfennen, welches bei der neuen Redaktion der Verfaſſung die Abſicht der 
gefeßgebenden Faktoren geweſen jei ?). 

II. Das nunmehr geltende Verfaſſungsrecht des Reichs beruht nad) 
den vorftehenden Ausführungen: 


1) Aftenjtüde Nr. d. ©. 10. Im Reichstag ftimmten einige Abgeordnete 
au3 Bayern gegen die neue Beitimmung, ohne och die Verfaſſungsmäßigkeit des 
betr. Bundesrathsbeſchluſſes anzufechten. Verhandl. 156. 223. 

2) Val. hierüber I. Reichstag 1871 ©. 22. 95. %. 
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A. Auf dem Reichsgeſetz vom 16. April 1871. betr. die Verfaſſung des 
Deutihen Reichs. 

B. Auf der Berjajlungs-Urkunde für das Deutiche Reih vom 16. April 
1571, verfündigt durch das unter A. erwähnte Reichögejek. 

C. Auf dem nicht aufgehobenen Theile der zu Berjailles und Berlin 
geſchloſſenen Verfaſſungs-Verträge (j. oben unter 1I.). 

D. Auf einem Theile des Sollvereinsvertragg vom 8. „juli 1867 

(1. jogleich unten). 
E. Auf dem Reichsgeſetz vom 9. Juni 1871, betr. die Vereinigung von 
Elſatß und Lothringen mit dem Deutſchen Reid). 

F. Zwar nicht zu den eigentlichen Verfaſſungsgeſetzen, aber zu den Ber: 

iafjungsänderungs-Gejeten !) gehören endlich): 

l) Tas Geſetz vom 12. Juni 1869, betr. die Errichtung eines oberjten 
Gerichtshofs für Handelsjachen, ſowie einige jüngere deſſen Geichäfts- 
freis beitimmende Geſetze, durd welche die in der Verfaſſung um: 
ihriebene Zuſtändigkeit der Reichsgewalt gegenüber den Einzelitaaten 
erweitert worden iſt. 

2) Tas Geſetz über das Pojtwejen des Reichs von 1871 6 50 (bis 
jekt noch nicht verfündigt), welches den Artikel 50 Abſatz 2 der 
Berfallung modificirt (vgl. unten Anmerkung zu Art. 50). 

Was die unter D. aufgeführten Verfafjungsbejtimmungen betrifft, To 
üemt die Verfaſſungsurkunde des Reichs in Art. 40: 

„Lie Beitimmungen in dem Sollvereinigungs:Vertrage vom 8. Juli 
1867 bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch die Vorſchriften dieſer 
Verfaſſung abgeändert jind und jo lange fie nicht auf dem im Artikel 7 
beziehungsweije 78 bezeichneten Wege abgeändert werden.“ 

Es iſt hier der Ort, die Bedeutung diefer Beſtimmung näher zu erörtern. 

1) Abgeändert ijt der bei Weitem größere und wichtigere Theil des 
‘?loereinsvertrags, indem durch die Artifel 33—39 der Verfaſſung Die 
":gelung des Zoll: und Handelsweſens ſowie der bisherigen Aollvereins- 
Siuern der Reichsgewalt übertragen und die Ginfünfte des Zollvereins zu 
abe: Finfünften erflärt werden. Ueber die Veränderung der Natur der bis: 
engen Zollgereinsgejeße vgl. unten Abjchnitt III. diejer Cinteitung. 

2) Den nit aufgehobenen Beitimmungen des Zollvereinsvertrags mißt der 
nfel 40 der Verfaſſung eine verjchiedene rechtliche Natur bei, nämlich ent: 
scher die Natur von bloßen VBerordnungen, Verwaltungsvorichriften, 
che in Gemäßheit des Art. 7 der Verfaſſung der Bundesrath abzuändern 
ugt it, oder aber von Verfaſſungsvorſchriften, zu deren Aenderung 
> lau Art. «8 außer der Zuſtimmung des Reichstages aud einer 
ten Majorität im Bundesrat bedarf, dab nicht 14 Stimmen wider: 
then u. |. w. 

Tie Verfafjungsurfunde zählt übrigens nirgends diejenigen Beitimmungen 
‘5 Zollvereinsvertrags einzeln auf, welche noch fortdauernde Sültigfeit be- 


'ı Kal. Thutichum, Verfaſſungsrecht des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
2eteins. 18:0. 84. 
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baupten, und jpricht fi ebenfowenig darüber aus, welche dieſer Be: 


ftimmungen als lediglich unter das Verordnungsrecht fallend anzufehen jeien, 


welche hingegen die Natur von PVerfafiungsbeitimmungen haben. Es ift diek 
der künftigen Yeititelung in jedem Fragefall vorbehalten geblieben. Zur 
Erklärung dieſes Umſtandes bemerfte in der Sitzung des II. Außerordentl. 
Reihstages 1870 vom 7. December (Verhandl. S. 126) der Präjident des 


Bundesfanzleramts, Staatsninijter Delbrüd: 
„Der Herr Vorredner geht mit Recht davon aus, daß er Die Geſammit⸗ 


heit derjenigen Verabredungen, welche hier bezeichnet ſind als der Zollver- 


einsvertrag vom 8. Juli 1867, für ſehr umfangreich Halt. Es iſt dieſe 


Geſammtheit pon Verabredungen zum Theil adminiſtrativer Natur, zum Theil 
legislativer Natur, und zum Theil verfaflungsmäßiger Natur. Ich glaube mir 


dem Inhalt dieſer verichiedenen Verabredungen ziemlich genau befannt zu 


jein — meine frühere Stellung hat mic) dazu geführt; — ich würde aber | 
glauben, daß ich jelbjt, wenn ich nun nach diefen Gefichtspuntten den Inhalt 
dieſer Verabredungen gruppiren follte, lediglid) nach meiner perjönlihen Auf: | 


jafjung, dazu doch mehrere Tage ununterbrochenen Studiums brauchen würde. 


Ich glaube, daß alsdann eine VBerjtändigung unter den betheiligten Regierungen, 
ob dieje von mir entworfene Subjumtion richtig fei oder nicht, einen noch 


viel größeren Zeitraum erfordern würde und namentlich dazu führen Fönnte, | 
eine Menge von ragen diskutabel zu machen, die von der Art find, dak 
jie eigentlic) nur dadurd) zu Fragen werden, wenn man darauf geſtoßen 


wird, fie als jolhe zu behandeln.“ 
„Bei der Redaktion des Artikels it man davon ausgegangen, daß eine 
Erſchöpfung der Materie, alfo eben eine folche Klaſſifikation der einzelnen 





Bejtimmungen, in der That mit den größeſten Schwierigkeiten verbunden ſei, 
mit Schwierigkeiten, die mit dem davon zu erwartenden Nuten kaum im 


Verhältniß ftehen würden.“ 


„Wenn bier Artikel 78 mit in Bezug genommen ift, jo hat das darin 
feinen Grund, daß in der That in den Zollvereinsverträgen Beitimmungen ent 
halten jind, welche fidh ihrer ganzen Natur nad), und wenn man fie betrachtet 


vom Standpunkte der Bundesverfaſſung aus, unzweifelhaft als folche darjtellen, 
die nicht im Wege der einfachen Gejeßgebung werden abgeändert werben 
fönnen. Um nur ein Beijpiel anzuführen: es enthält dev Sollvereinsvertrag 
die Beitimmung, daß, troßdem daß die Zollvereins-Einnahmen gemein. 


Ihaftlih jind, die Strafgefälle, die Erlöſe aus SKonfisfaten den einzelnen 


Staaten verbleiben als Früchte der Aurisdiftion, es iſt ferner in diefen 
Zollvereingverträgen da3 Begnadigungs- und Strafverwandlungsreht in Fällen 


von Zollvergehen den Regierungen der einzelnen Staaten vorbehalten. — 


Es find das Beitimmungen, melde, wenn man fie ändern wollte, wie ich 
glaube, unzweifelhaft als verfafjungsmäßige zu behandeln jein würden. ch 


führe hier ein paar Beijpiele an, um hierdurch anfhaulich zu machen, welcher 
Gedanke bei der Redaktion des Artikels obgemwaltet hat.“ 

IV. Die neue Redaktion der Verfafjung bezog fi auch auf Durdführung 
der Benennungen „Kaifer” und „Reich“ in derjelben. Hierbei ijt nun nad) 


jolgenden Grundſätzen verfahren worden: Der IV. Abſchnitt hat die Leber: 
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idrüt „Präſidium“ behalten, Artitel 11 bezeichnet den König von Preußen 
cs „Fraidium des Bundes“ und die Bezeichnung „Präſidium“ ift auch in 
den Artikeln 5. 8, Abſatz 3, und Art. 37 jtehen geblieben; fonjt it überall 
Yan „PBrafidium“ und „Bundesfeldherr“ „Kailer“ gejeit worden, außer in 
Art 50 und 72, wo jtatt „Präſidium“ nunmehr „Reichstanzler“ ſteht. Im 
Uebrigen iſt folgender Sprachgebrauch beobachtet: 


Sundesgebiet (Art. 1 und 2). Statt Reichsverfaſſung 
deiten kommt auch vor: Teutichland | Reichögejek 
(Art. 33) und Gebiet des Teutichen Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reid) 
Kade (Art 45). (vom 15. Mai 1841) 

Tuniher (Art. 3). Das Gejeh vom | Reichätag 
22. April 1871 betr. die Cinführung | Reichsfanzler 
Norddeutſcher Bundesgeſetze in | Reichsfanzleramt (Erlaß vom 12. Mai 
Savem 6 9 behält den Nameni 18:1) 








„Sundesangehörigkeit“ bei. ı Reihsämter 
Sndesitaat (Einzelſtaat) Reichsbeamte 
Sundesrath Gejandte Baur 
Sundesglieder onjuln des Deutſchen Reichs 
Sundesregierungen (Art. 42) auch „Deutſche“ Gejandte, Konjuln 
Tundesfüriten (Art. 66) oder „Kailerlihe und Königliche” 


Tundesoberhandelsgericht (vgl. Geſetz Geſandte 

vom 22. April 1871 betr. die (in: | Reichöfriegshäfen 

uhrung Norddeuticher Bundesgeſetze Reichskriegsweſen 

na Vayern 6 3 und 5). Reichsheer, auch „Deutſches Heer“ 
Reichskaſſe 
Reichsfinanzen 
| Reichshaushalts-Etat 
Reichsſteuern 
Kaiſerliche Marine (Art. 53). 





Hinſichtlich der hierbei maßgebend geweſenen Grundſätze bemerkte der 
*ᷣendestanzler Fürſt von Bismarck im I. Reichstag 18701): „Ich erlaube 
nur der vielleicht beſtehenden Vorausſetzung entgegenzutreten, als ob die 
zchl wilden den Worten „Reich/ und „Bund“ in der Ihnen vorgelegten 
*:öaftion eine willfürliche oder zufällige gemweien wäre. Daß beide Ausprüde 
"25 wie vor zuläjlig find, geht meines Erachtens aus dem Eingange der 
walung hervor, aus den Worten: „Diejer Bund wird den Namen Deutjches 
"ch führen“; — es iſt aljo eine Fortdauer des Bundesverhältniſſes als 
"undlage gedacht. Tie ragen haben meines Grachtens eine wmetentliche, 
Fröpidle Bedeutung nicht, jondern nur eine |prachlie, und uns hat das 
"reden geleitet, für den redjtlihen Begriff den angemejienen jprachlichen 
sörud zu finden. Bir jind davon ausgegangen, den Ausdrud „Reich“ 


Te —— 


Kerh. S. 95. Tel. au S. 96. 158. 
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nur da zu gebrauchen, wo von einem Inbegriff der jtaatlihen und hoheit: 
lien Aitribute die Rede iſt, melde auf die Gejammtheit übertragen | 
worden jind; dem Ausdrud „Bund“ dort jeine Anmwendung zu belafien, wo 
mehr die Rechte der einzelnen Staaten, der Bundesglieder, in den Border: 
grund treten.“ | 


IH. 


Die Ausdehnung von Gefeken, geſchlichen Einrichtungen und Staatsverträgen des chemaligen 
Horddentfheu Buudes auf die Büddeniſchen Itaaten !). | 


1) In die am 15. November 1870 zwiſchen dem Norbdeutihen Bunde, 
Baden und Heſſen vereinbarte Verfaffung des Deutihen Bundes war als 
XV. Abjchnitt mit der Ueberſchrift „Uebergangsbeſtimmung“ und ala Nrtifel SO 
die Beitimmung aufgenommen worden, daß die Regierungen von Baden 
und Heflen in ihren Ländern eine große Anzahl jpeciell bezeichneter Geſetze 
su verfündigen hätten, welche der Norddeutiche Bund während feines 31,,jüh- 
rigen Bejtehens für ſich erlaffen hat. Der Vertrag mit Württemberg legte 
diefem Artitel 8O mit einigen Ausnahmen auch für Württemberg Geltung bei. 
Bayern übernahm in Anbetracht der vorgerücten Zeit und mancher zuvor noch 
zu treffenden Vorbereitungen nur die Pflicht, das MWahlgefek vom 31. Mai— 
1869 zu publiciren. ! 

Tie Verkündigung des Tertes jener Geſetze iſt in den Geſetzblättern 
der genannten Staaten bereits größtentheils erfolgt und jteht nur noch für 
ſolche Gejeße aus, welche erjt mit dem 1. Januar 1872 in Geltung treten 
jollen. . | 

Das Reichsgejeß vom 16. April 18T L betr. .die Verfaffung des Deutichen 
Reichs F 2 ſpricht nun nachträglich ausdrüdlid aus, daß allen diefen ge: 
nannten Gejeten, obwohl. jie bloß durch die Regierungen der Süddeutichen 
Staaten verfündigt worden find, oder noch verfündigt werden, die Natur von 
Reihsgejegen zufomme, ſodaß fie alfo auch „Verfajlungsrecht“ der Einzel: 
jtaaten abändern und ihre Wiederabänderung nur vom Reiche felbit ausgehen 
kann. Zugleich ijt damit ferner ausgejprochen, daß dieſe Geſetze, obwohl ihre 
Einführung in der Verfaffungsurfunde, beziehungsmweife in den Verträgen bes 
ſtimmt wurde, nicht Zubehörungen der Reichsverfaſſung jeien, jondern einfache 
Reichögejete, zn deren Abänderung im Bundesrath einfache Majorität genügt. 

Ueber die Frage, wie die vom Bundesrath oder dem Präſidium oder 
dem Kanzler des Norddeutichen Bundes vor dem 31. Dezember 1870 er: 
laflenen Verordnungen zur Ausführung der erwähnten Reichsgeſetze in 
Süddeutichland zu verfündigen feien, od durch die Cinzelregierungen oder durch 
die Reichsgewalt jelbit, iſt eine ausdrüdliche Beitimmung nicht getroffen ?). 


ıy Bgl. II. Außerordentl. Reihstag 1870. ©. 132 und 133. (Aeuperungen 
der Abg. Miquel und Yaster, jomwie des Präfidenten bed Bundesfanzleranıtd, Delbrüd.) 
Dr. Leopold Auerbad, Tas neue Deutſche Reich und jeine Verfaſſung. Berlin 1871 
S. 56-60. 


2) Xgl. IT. Außerordentl. Reichstag 1870. S. 131. 
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I) Die ſeit 1867 vom ehemaligen Zollverein erlaſſenen Vereins - Ge: 
ickt, ferner alle auf den Zollverein bezüglichen Landesgeſetze und vertragsmäßigen 
Seitimmungen, melche Gegenjtände betreffen, worüber nunmehr laut der Artikel 
»3—34 der Berfaffungsurtunde der Reichsgewalt das ausſchließliche Ge: 
iegebungsreht zuiteht, und melde am 31. Dezember 1870 in den Süd— 
deutichen Staaten in Geltung waren, fönnen dur Die Ginzelitaaten nicht 
sehr geändert werden, auch nicht nach dem 31.. Dezember 1877; denn mit 
dem Wegfall ihres Geſetzgebungsrechts iſt aud) das Recht der Mitglieder des 
eberen Zollvereins zur Kündigung des Vereins weggefallen. Jene Beſtim— 
zungen behalten alſo ihre Geltung bis zur Aenderung durch Reichsgeſetz. 
da zu einem ſolchen Reichsgeſetz die Uebereinſtimmung von Bundesrath und 
Kadstag gehört und außerdem im Bundesrath der Kaiſer gegen Aenderungen 
en Veto einlegen kann, fo iſt damit allen Zöllen und Verbrauchsiteuern, welche 
sm ganzen Reiche gemeinjchaftlich find, fowie den Uebergangs: Abgaben, die 
Ingenihaft feititehender, der periodiichen Wiederbemwilligung durd jeden Faktor 
vr Reichsgeſetzgebung nicht unterliegender Steuern zuerfannt, welche Eigen— 
‘halt ihnen im Norddeutihen Bund auch jchon bisher zufam !). 

3) Der Artifel 80 der mit Baden und Heflen vereinbarten Verfafjungs: 
„itunde, weichen auch Württemberg in diejer Hinficht beitrat, verfügt an feinem 
Au: „Lie Erklärung der übrigen im Norddeutihen Bunde ergangenen 
Weise Yu Bundesgejeben bleibt, jomeit dieſe Geſetze ſich auf Angelegenheiten 
xichen, welche verjaflungsmäßig der Geſetzgebung des Deutichen Bundes 
nieriegen, der Bundesgeſetzgebung vorbehalten.“ Uebereinitimmend 
an der Bayeriiche Dertrag III. $ 8. Ab}. 2. Hieraus ergeben fich folgende 
Kegeln: 

a. In jedem Süddeutſchen Staat fünnen im Allgemeinen alle Nord: 
xuihen Bundesgejege durch die Neichsgejekgebung eingeführt werden, aufer 
zeit fie Gegenjtände betreffen, über welche die Reichsgewalt dem betreffenden 
zaddeutjſchen Staat nad dem jetigen Stand der Verfaſſung feine Gejeke 
»rödreben kann. Es können mithin auch die Norddeutichen Bundesgejete 
xt Aufnahme von Anleihen für den Bund auf die Süddeutichen Staaten 
‚ntreit und jo Die Bundes-Schulden zu Schulden des ganzen Reichs erhoben 
enden. Das Schlußprotofsll zum Badiſch-Heſſiſchen Vertrag macht jedod) 
ne ausdrüdliche Einſchränkung zu diefer Regel, indem es bejagt: „Es wurde 
‘mer alljeitig anerkannt, dag zu den im Norddeutihen Bunde ergangenen 
ersen, deren Erklärung zu Geſetzen des Deutichen Bundes der Bunbes- 
“tgebung vorbehalten bleibt, das Geſetz vom 21. Juli d. J. (1870), be: 
"end den außerordentlichen Geldbedarf der Militär: und Marinevermaltung, 
adt gehört, und daß das Geſetz vom 31. Mai d. %. (1870), betreffend die 
1. Gonhard-Eiſenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung jeines Inhalts 
m Bundesgeſetze würbe erklärt werden können.“ — Die Gejete über Ber: 
"eng und Rüdzahlung von Schulden des Norddeutihen Bundes Fönnen 


‘+ Thubihum, Verfajiungsrecht des rorbbentichen Bundes und des Teutichen 
‚vereins. Tübingen 18:0. ©. 495. 499. 
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übrigens auch indireft, durch Beitimmungen des Reichshaushaltsetat-Geſetzes 
zu allgemeinen Reichsgeſetzen erhoben werden. 

Die Gläubiger des ehemaligen Norddeutichen Bundes können eine Be: 
ſchwerde hiergegen nicht erheben, da alles Vermögen und alle Einkünfte des 
Norddeutichen Bundes in dem Vermögen und den Ginfünften des Deutſchen 
Reichs mitenthalten find, ihre Rechte auch ſonſt nicht verfürzt werden, über: 
haupt der Norddeutihe Bund ihnen gegenüber fich niemals verpflichtet hat, 
die Eingehung einer ftaatlihen Verbindung mit anderen Staaten zu unter: 
laſſen, vielmehr in Art. 79 feiner Verfaſſung ji) das Recht hierzu aus: 
drüdlich vorbehielt. 

b. Aus der oben erwähnten Bejtimmung folgt zweitens, daß Geſetze 
des ehemaligen Norddeutihen Bundes in den ‚Süddeutihen Staaten erjt 
dann gejegliche Geltung erlangen, wenn jie dort veichöverfaflungsmäßig ver: | 
kündet ſind 1)J. 

4) Die im Vorſtehenden aufgeſtellten Regeln ſind in der Hauptſache 
auch maßgebend für die Erſtreckung von Staatsverträgen, welche der Nord: 
deutſche Bund mit fremden Staaten geſchloſſen hat, auf die Süddeutſchen 
Staaten. Zunächſt ift hierbei zu beachten, daß es einer ſolchen Gritredung 
nicht bedarf hinſichtlich der Zoll:, Handels: und Schifffahrtsverträge, weil Die: 
jelben im Namen des ganzen Zollvereins geichloffen find, zu welchem die Süd: 
deutſchen Staaten längjt gehörten; ferner daß es der Critredung nicht bedarf 
hinfichtlich derjenigen Poſt- und Zelegraphen Verträge, weld)e von den Süd: 
beutfchen Staaten mitvereinbart wurden. — Hinſichtlich anderer Staatöverträge 
des Norddeutichen Bundes find folgende Grundſätze aufzuitellen: ! 

a. Die Reichsgeſetzgebung ijt nach Reichsrecht befugt, ſolche Staatöverträge | 
auf die Süddeutihen Staaten unter denjelben Vorausſetzungen auözudehnen, 
unter welchen jie neue, auch für Die Süddeutichen Staaten verbindliche Staats: 
verträge in Wirkſamkeit feben kann. | 

b. Norddeutſche Staatöverträge erlangen in den Süddeutichen Staaten 
Geſetzeskraft erſt durch ihre dort- erfolgende Verkündigung ?). | 

c. Eine Frage nit des Reichs- jondern des Völker-Rechts ijt es, ob 
die Reichsgeſetzgebung befugt jei, Stantöverträge des Nordbeutihen Bundes 
‚mit auswärtigen Staaten in den Süddeutichen Staaten zur Geltung zu bringen, 
oder zu Gunſten der Angehörigen derjelben geltend zu machen, ohne zuvor . 
eingeholte Einwilligung des betreffenden fremden Staats, und umgefehrt, ob 
ein fremder Staat berechtigt fei zu verlangen, daß ein von ihm mit dem Nord: 
deutihen Bund gefchloffener Vertrag auf ganz Deutichland und feine An: 


1) In Bayern iſt die Einführung einer größeren Anzahl Norddeutſcher Bundes- 
gelebe inzwiſchen erſatzt durch Reichsgeſez vom 22. April 1871. (Bundesgeſetzblatt 
Nr. 17. ©. 87—W) Das Bayeriſche Geſetzblatt hat in einer Beilage auch den 
volljtändigen Text dieſer Geſetze zur Neröffentlihung gebracht. 


2) Daher können z. B. die Konjuln Italiens in den Süddeutſchen Staaten | 
exit dann Die Rechte geltend machen, welche ihnen bie Konſular-Konvention mit dem 
Norbdeutichen Bund vom 21. Tezember 1868 einräumt, wenn ein Reichögejeß bie 
Berfündigung für Sübbeutfchlend angeordnet haben wird. 
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schörigen eritredt werde; endlich welchen Einfluß es im einen oder andern 
ale bat, dag über den gleichen Gegenſtand zwilchen einem Süddeutſchen 
<tmat und dem auswärtigen Staat ſchon vor dem 1. Samıar 1871 Ber: 
tige beſtanden. 
IV. 
Yereinigung von Elfaß-Lothringen mit dem Deutſchen Keich. 


Tie von Frankreich dur die Verſailler Friedens: Präliminarien vom 
:. Aebruar IRTL Art. 1 und dur den Frankfurter Frieden vom 10. Mai 
(St Art. I und den 3. Zuſatzartikel dazu an Deutſchland abgetretenen Pro: 
suen Elſaß und Lothringen wurden durch Reichsgeſetz v. 9. Juni 1871 
»5 unmittelbares Reichsland mit dem Teutichen Reiche vereinigt. Der Art. 3 
xr Reichsverfafſung gilt dort jeit dem 28. Juni 1871, einzelne Theile 
cr Raheverfaflung Fönnen durch Verordnung des Kaijers mit Zujtimmung 
“ Bundesraths eingeführt werden, die ganze Reichsverfaſſung joll am 
Januar 1873 in Wirkfamkeit treten. Die 66 3 und 4 des Geſetzes 
gen die Ausübung der Staatögewalt in den beiden Provinzen ?). 


Urlunden mit Erläuterungen *). 
I. 


Geſtz vom 16. April 1871, betreffend Die verfaſſung des Deutfcen Reidjs. 
„Indes:tKejegblatt des Deutſchen Bundes Nr. 16. ©. 63 und 64, ausgegeben zu 
"Berlin den 20. April 1871.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutiher Kaiſer, König von 
breuken x, verordnen hiermit im Namen des Deutichen Reichs nach erfolgter 
‘hımmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


*), Tie Stenographifihen Berichte über die Verhandlungen des Nord: 
schen und des Deutichen Reichſstags werden im Folgenden citirt: Ver⸗ 
ᷣunggebender Reichstag 1867, (ordentlicher) Reichstag 1867. Reichstag 1868 
—!. w. Tie Anlagen dazu als „Aktenſtücke“, Nr... ., Seite.. B. ©. Bl. 
dentet: Bundesgefeßblatt; R. ©. Bl.: Reichsgeſetzblatt. Die in den An 
fingen öfters in Bezug genommenen Werfe jind: Mein Berfafiungsrecht 
> Rorbdeutichen Bundes und des Deutichen Zollvereins. Tübingen 18:0. 
r.Yespold Auerbach, Das neue Deutiche Reich und feine Verfaſſung. Berlin 
1. E. Hierſemenzel, Die Berfaffung des Norddeutichen Bundes erläutert zc. 
am 1867. Herd. v. Marti, Betrachtungen über die PVerfaflung des 
zddeutichen Bundes. Leipzig 1868. Dr. 2. v. Rönne, das Verfaſſungsrecht 
° Teutichen Reiches: in Hirth, Annalen des Deutichen Reiches, IV, 1—310 
gang 1871 (no vor dem Zuftandefommen der neuen Redaktion der 
-$soerfaffung vom 16. April 1871 bearbeitet, hinfichtlic der älteren Be: 
"xbeile des Verfaſſungsrechts fi an mein Werk anlehnend und meine An: 
"a und (Gründe, mit wenigen Ausnahmen, adoptivend). 

Egl. unten Urkunden, Nr. VI. 
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8 1. An die Stelle!) der zwiihen dem Norddeutſchen Bunde und ben 
Gropherzogthümern Baden und Heſſen vereinbarten Verfafiung des Deutſchen 
Bundes (Bundesgejeßblatt von Jahre 1870 ©. 627 ff.), ſowie der mit 
ben Königreihen Bayern und Württemberg über den Beitritt zu dieſer Ber: 
faffung geſchloſſenen Verträge vom 23, und 25. November 1870 (Bundes: 
gefeßblatt vom Jahre 1871 ©. 9 ff. und vom Jahre 1870 ©. 654 fi.) 
tritt die beigefügte 


Berfaffungs-Urkunde für das Deutjhe Reid. 


S 2. Die Beitinmungen in Artifel 80 der in $ 1 gedachten Verfafiung. 
des Deutihen Bundes (Bundesgejekblatt vom fahre 1870 ©. 647°) unter 
IH. $ 8 des Vertrages mit Bayern vom 23. November 1870 (Bundes: 
gefeßblatt vom Sabre 1871 ©. 21 ff. ?), in Artikel 2 Nr. 6 des Vertrages 
mit Württemberg vom 25. November 1870 (Bundesgejegblatt vom Jahre 
1870 ©. 656 *), über die Einführung der im Norddeutfhen Bunde ergangenen 
Geſetze in diefen Staaten bleiben in Kraft. 

Die dort bezeichneten Gejeße find Reichsgeſetze )). Wo in denjelben von 
dem Norddeutichen Bunde, deffen Verfaſſung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, 
Indigenat, verfaffungsmäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flagge u. |. w. 
die Rede it, find das Deutſche Reich und deſſen entiprechende Beziehungen zu 
verjtehen. | 

Dafjelbe gilt von denjenigen im Norddeutſchen Bunde ergangenen Ge: 
jeben, welche in der Folge in einem der genannten Staaten eingeführt werden ®). 

$ 3. Die Vereinbarungen in dem zu Verfailles am 15. November 1870 
aufgenonmenen Protokolle (Bundesgejeßblatt vom Jahre 1870 ©. 650 fi.), 
in der Verhandlung zu Berlin vom 25. November 1870, (Bundesgejet- 
blatt vom Jahre 1870 S. 657), dem Schlußprötofolle vom 23. November 1870 
(Bundesgefetblatt vom Jahre 1871 ©. 23 ff.), jowie unter IV. des Ber: 
traged mit Bayern von 23. November 1870, (a. a. O. ©. 21 ff.) werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt ?). | 
Ä Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige: 
drucktem Kaiferlichen Anfiegel. 


Gegeben Berlin, den 16, April 1871. 
(L. 8.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismard. 





’) Tie Verfaſſung vom 15. November 180 und die Verträge mit Vayeın 
und Württemberg jind ‚aljo aufgehoben, joweit nicht das Belek vom 16. Apri 
in feinen 65 2 und 5 fowie Die neue Verfaſſungsurkunde ſelbſt ſie ausdrücklich 
aufrecht erhalten. (S. oben: Einleitung S. 8). | 

? ) Kin Abdruck diejes Artifels 80 folgt unten, Urf, Nr. III. 

*) Ein Abdrud folgt unten, Urk. Wr. IV. 

+) Tesgl., Urk. Nr. V. 

5) RBgl. ſchon oben GFinleitung S. 12. 

6) Vgl. Finleitung S. 12. 

7) Gin Abdrud dieſer aufrecht erhaltenen Vereinbarungen folgt unten. 
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IL. 


Verfaflung des Dentſchen Reis vom 16. April 1871. 


(rundes: @#efepblatt des Tentjhen Bundes, Nr. 16, S. 64—85; ausgegeben zu 
Berlin den 20. April 1871.) 


' 


Seine Majeſtät der König von Preußen im Namen des Norddeutichen 
Sundes!), Seine Majejtät der König von Bayern, Seine Majejtät der 
König von Württemberg, Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von 
Soden und Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Tem für die jüdli vom Main belegenen Theile des Großherzogthums 
Selen, ihliegen einen ewigen Bund zum Schube des Bundesgebietes und des 
nerhalb defielben gültigen Rechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des 
Teutichen Boltes. Diefer Bund wird den Namen Deutfches Reich führen 


rud wird nachſtehende 
verfaſſung 


J. Bundesgebiet. 


Artikel 1. 

Tas Bundesgebiet beſteht aus den Staaten Preußen ?) mit Lauen— 
sig), Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heflen, Medlenburg: Schwerin, 
<abien-Beimar, Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg, Braunfchmweig, Sachſen— 
nningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg- 
wolttadt, Schwarzburg-Sonderähaufen, Waldeck, Neuß ältere Linie, Reuß 
I1ngere Yinie, Schaumburg:fippe, Lippe, Yübed, Bremen und Hamburg *). 


II. Reichsgeſetzgebung. 


Artikel 2. 

Innerhalb dieſes Bundesgebietes übt das Neid) das Recht der Geſetz— 
ng nah Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaſſung und mit der Wirkung 
, daB die Reichsgeſetze den Landeögejeben vorgehen. Die Reichsgeſetze 
"au ihre verbindlide Kraft dur ihre Verkündigung von Reichs- 
"ven, welche vermittelt eines Reichsgeſetzblattes gejchieht. Sofern nicht in 


—— — — 


eden. 


In der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes folgten bier ehemals Die 
‚sen der 18 übrigen verbimndeten kürjten und ber 3 Hanſeſtädte, als Mitgliedern 
" Bundes. ' 
* Bezüglich Nordſchleswigs kommt Art. 5 des mit Oeſterreich geſchloſſenen! vager 
aus vom 25. Augujt 1866 in Betradht. Verfaſſunggebender Reichstag 1861, 
IN. Reistag 1867, S. 88. Thudichum, Verfaſſungsrecht des Norddeutſchen 
des und des Teutichen Zollvereins, ©. 55—59. Revue de droit inter- 
“nal et de legislation comıparee, II, 325. 720—724. 1870, \ 

’, Das Herzogthum Lauenburg iſt jeit dem 13. September 1865 in ausjchliek: 
“> Selle der Krone Preußen, dem Staate ‘Preußen aber noch nicht einverleibt. 
" +undesrath wird eine befondere Stimme für vanenburg nicht geführt, während 

zen eignen Abgeorbneten zum Reichstag ſendet. Thudichum S. 60. 

*ı Zeit dem 28. Juni 1871 gehören auf Grund des Gejeßes vom 9. Juni 1851 
“ de Provinzen Elſaß und Lothringen zum Bundesgebiete. 

Jolsendorff, Jabrbuch I. 2 
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dem publizirten Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner verbindliden Kraft 
beftimmt ift, beginnt die leßtere mit dem vierzehnten Tage nad) den Ablauf 
desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stüd des Reichsgeſetzblattes 
in Berlin auögegeben worden iſt 1). 

Artifel 32). 

Für ganz Deutichland beiteht ein gemeinfames Indigenat mit ber 
Wirkung, daß der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundes: 
ſtaates in jedem anderen Bundesitaate als Inländer zu behandeln und 
demgemäß zum feiten Wohnfig, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Aemtern, 
zur Crmerbung von Grundftüden, zur Erlangung des Saatsbürgerrechtes 
und zum Genufje aller fonjtigen bürgerlichen Rechte unter denfelben Bor: 
ausfegungen wie der Kinheimilche zuzulaflen, auch in Betreff der Rechts: 
verfolgung und des Rechtsſchutzes demjelben gleich zu behandeln iſt. 

Kein Deutfcher darf in der Ausübung diefer Befugni durch die Obrig— 
teit feiner Heimath, oder durch die Obrigfeit eines anderen Bundesſtaates 
beichräntt werden. 


‘ Diejenigen Beitimmungen, welche die Arnıenverjorgung und die Auf: 
nahme in den lokalen Gemeindeverband betreffen, werden durch den im erſten 
Abſatz ausgeſprochenen Grundſatz nicht berührt ?). 

Ebenſo bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwiſchen 
den einzelnen Bundesjtaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Auszu: 
weiſenden, die Verpflegung erfrantter und die Beerdigung verftorbener Staats: 
angehörigen beitehen *). 


1) In denjenigen Ländern, in welchen den Deutſchen Konſuln eine Gerichts— 
barfeit über Bundesengehörige zukommt (den |. g. Konſular-Jurisdiktionsbezirken) 
erlangen Reichsgeſetze verbindliche Kraft nad) Ablauf von 56 Monaten, von dem Tage 
gerechnet, an welchem biejelben durch das Reichsgeſetzblatt verfündet worden jind. 
(Norddeutiches BYundesgejek vom 8. November 1867, betr. die Urganifation der 
Bıundesfonfulate u. j. m. $ 24.2. G. 3. 142. Thudichum ©. 96 und richtiger 
| ©. 275 Anmerfung 1.) | 
| *) Die Beitimmungen dieſes Artifeld gelten fett dem 28. Juni 1871 aud in 
| Elſaß und Lothringen (Reichsgeſetzblatt 1851, S. 212). — Sie haben theils eine 
genauere Regulirung, theils jehr wichtige Erweiterungen erfahren durch das (elek 
über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, die Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869, dad Geſetz betr. die Kewährung der Rechtshülfe vom 21. Juni 1869, Geſes 
vom 1. Juni 1870 über bie Erwerbung und den Zerlujt der Bundes: und Staats 
angehörigfeit, (Kejeg vom 6. Juni 180 über den Unterftüßungswohnfig, Ztrai: 
gejeßbuch für das Deutſche Rei vom 15. Mai 1871. 

J 2) Auch hierüber hat die Bundesgeſetzgebung inzwiſchen Beſtimmungen erlaſſen: 

es Geſetz betreifend die Kreisügigfeit vom 1. Noveniber 1867, 8 8. 9. 11; Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869, 6 13. (Thudichum S. 540 —541); Sefeß über den 

Unterjtüßungswohnfig vom 6. Juni 1870, 

*) Der Gothaer Nertrag vom 15. Juli 1851 und die Eiſenacher Konvention 
vom 11. Juli 1853 Haben ſchon jetzt feine Geltung mehr für bie Staaten des 
ehemaligen Norddeutſchen Bundes und Heſſen im Verhältniß zu einander (laut 
Sefeß über den Unterjtükungswohnfig vom 6. Juni 1870) und fie treten auch für 
Wirtteinberg und Baden mit der dort bevorjteheuden Einführung des Geſetzes über 
den Unterjtüßungsmwohnfig außer Kraft. Tagegen dauern fie zwiſchen Bayern und 
dem übrigen Reich fort. (Schlufprotofoll zum Xertrage mit Bayern vom 23. November 
1870, Nr. IV.; I. Außerordentlicher Reichstag 180, ©. 148.) | 
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Hinſichtlich der Erfüllung der Militairpfliht im Berhältniß zu dem 
Sematbslande wird im Wege der Reichsgeſetzgebung das Nöthige geordnet 
den !), | 

Tem Auslande, gegenüber haben alle Deutihen gleihmäßig Anfprud) 
cui den Schutz des Reichs ?). 


Artikel 4. 


Ter Beauflihtigung ?) Seiten des Reichs und der Geſetzgebung deſſelben 

zrhegen die nachitehenden Angelegenheiten *): 

I) die Beitimmungen über Freizügigteit, Heimathg: und Niederlaffungs: 
Lerhältniffe, Staatöbürgerrecht ?), Paßweſen und Fremdenpolizei und 
über den Gewerbebetrieb, einjchließlich des Verſicherungsweſens 9), jomeit 
dieſe Gegenſtände nicht ſchon dur den Artikel 3 dieſer Verfaſſung 
erledigt ſind, in Bayern jedoch mit Ausſchluß der Heimaths- und 
Niederlaſſungs-Verhältniſſe7), desgleichen über die Koloniſation und 
die Auswanderung nach außerdeutſchen Ländern; 

2) die Zoll- und Handelsgeſetzgebung und die für die Zwecke des 
Reichs zu verwendenden Steuern; 

3) die Ordnung des Maaß-, Münz- und Gewichtsſyſtems- nebſt Feſt— 
ttellung der Grundſätze über die Emiſſion von fundirtem und un— 
fundirtem Papiergelde 8); 

it geichehen durch (Hejeg von 9. November 1867 über die Verpflichtung 
2 Lriegsdienſt, $ 17. Thudichum S. 457. 469. 

*ı Egl. Geſetz vom 8. November 1867, betrefiend die Organifation der Yundes- 
"late und die Amtsredhte und Biliten der Bundesfonjuln. Thudichum ©. 264 ff. 

 Ziehe hierüber unten Anmerkung zu Art. 17. 

*: Tie in den folgenden Nummern I— 16 aufgezählten Angelegenheiten erichöpfen 
"ide ganze Zuſtändigkeit der Reichsgejeßgebung und Reihsaufjiht. Tgl. Art. 
260, 6. 76 Abi. 2. 78. Hierſemenzel, I, 36. Thudichum ©. 256. 

'ı Tas Eeſetzgebungsrecht des Reichs über Staatsbürgerredt Hat nicht bloß 
sasern, fondern tür daS ganze Reich für die Zufunft eine authentifche Begrenzung 
„terdurdh das Schlußprotofoll zum Bayerifchen Vertrage, Nr. II. Verhandlungen 
.. Außerordentlichen Reichstags 18:0, S. 147. 148, namentlich 163. Aktenſtücke 

—. Ueber das frühere Recht: Thudichum S. 237. 

Thudichum S. 233. Nach den Bayeriihen Schlufprotofoll Nr. IV. kann das 
» aber Immobiliar-Verſicherungsweſen, alſo namentlich (Kebäude: Branb- 
erung, für Bayern nur mit deſſen Zujtimmung Geſetze erlajjen. II. Außer: 

at. cher Reihstag 18:0, ©. 148. 

' in Banern fönnen daher Reichsgeſetze über Heimaths: und Niederlaflungs- 
‚ciniiie nur auf dem Wege der Vertajjungsänderung, aljo nad Maßgabe des 

., zur Einführung gelangen. Von ben bisher ergangenen Bunbdesgejeßen 
‘m zu jenen: das Bundesgejek vom 6. Juni 1850 über den Unterſtützungs— 

nz und laut einem ausdrüdlichen Vorbehalt des Bayeriihen Schlußprotofolls 

', auh das Aundesgeieb über die Aufhebung der polizeilichen Bejchränfungen 
"seihliegung vom 4. Mai 1868, welches größere Freiheit gewährt als das 
nähe Geietz vom 16. April 1863. Dagegen war in dem Berfaflungsvertrag 
" November 1870 die Eritredung des Bundesgejeßed über die Freizügigkeit 

| November 167 auf das Königreih Bayern vorbehalten und dieje ijt denn 

zereits durch Reihsgeje vom 22. April 1871, mit Wirfung vom 13. Mai 1871, 

&gl. II. Außerordentliger Reichstag 1870, ©. 70. 84. 96. 125. 144. 145. 

Thudichum S. 23. 
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4) die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen; 

5) die Erfindungspatente; 

6) der Schuß des geijtigen Cigenthums; 

7) Organifation eines gemeinfamen Schubes des Deutichen Handels im 
Auslande, der Deutichen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See um 
Anordnung gemeinfamer konſulariſcher Vertretung, welche vom Rede 
ausgeſtattet wird; 

8) das Eiſenbahnweſen ?), in Bayern vorbehaltlid der Beitimmung in 
Artikel 46, und die Herftellung von Land: und Waſſerſtraßen im 
Intereſſe der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 

9) der Flößerei- und Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinfamen Waſſerſtraßen und der Zuftand der letzteren, ſowie die 
Fluß- und fonjtigen Wafjerzölle °); 

10) das Poſt- und Telegraphenweien, jedodh in Bayern und Mürttem: 
berg nur nach Maßgabe der Beitimmung im Artikel 52; 

11) Beitimmungen über die mechieljeitige Vollſtreckung von Erkennmiſſen 
in Civiljachen 3) und Erledigung von Requiſitionen überhaupt; 

12) fomwie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden 9); 

13) die gemeinfane Gefetgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, 
Handels: und Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren ?); 

14) das Militairwelen des Reichs und die Kriegsmarine; 

15) Maßregeln der Medizinal: und Beterinairpolizei; 

16) die Beftimmungen über die Prefje und das Vereinsweſen ®). 


1) Ueber das Verhältniß diefer Beſtimmung zu den genaueren Regeln der 
Art. 41—47 vgl. Thudichum ©. 239. 
2) Weber einen im Jahre 1869 von Reichstag beantragten Zujak zu dieſer Zifjer“ 
vgl. bie Verhandlungen deſſelben S. 210 — 216. 954— 957. 992. Thudichum 
©. 239. 
2) Das Bundesgejek vom 21. Auni 1869 gibt bereits auch Bejtimmungen über 
Gewährung der Rechtshülfe in Straf ſachen. Thudichum S. 313. 
2) Vgl. hierüber Dr. O. Bohlmann, Grenzen und Ziele der neuen Reichs 
notariatsordnung, — in Behrend's Zeitſchrift jür Geſetzgebung und Rechtspflege 
in Preußen, 5, 89—107. 1871. 
°) Die Zuftändigfeit der Reichsgeſetzgebung erjtredt ſich auch auf die Gerichts: 
organifation, fomweit diefe durch Einheitlichfeit des Strafrecht, Strafprozeſſes 
und Kivilprozeſſes bedingt iſt. Beſchluß des Reichſstags vom 18. April 1868. 
Verhandlungen S. 124— 129. Preußiiche Nahrbücher 1868, XXII, 296 — I, 
Ter Reichstag 1869 beantragte die Ausdehnung des Geſetzgebungsrechts des Bundes 
auf „das gejammte bürgerliche Recht‘ und auf die Organijation der. &erichte ohne allı 
Beſchränkung; der Bundesrath verjagte diefem Antrag aber die Genehmigung 
Verhandlungen des Reichstags 1869, S. 445— 410. 647 - 654. 833—835.  Aften 
ftüde Nr. 52 und 1425 ©. 175 und 471. 
°), Vie Ausdehnung des Geſetzgebungs- und Aufjichtsrecht3 des Reichs auf “Preii 
und Vereinsweſen erfolgte bei Kründung des Deutſchen Reichd und zwar dem Niet 
nehmen nad) auf Antrag der Württembergifchen Regierung. Inwiefern ſich die‘ 
Nechte des Reichs nunmehr auch auf Firchliche Vereine, insbeſondere die fatholiich 
Kirche, erjtreden, fam bei ber Berathung der Verträge im II. Außerordentliche 
Reichstag 1870 nicht zur Sprache, mohl aber im I. Reichſstag 1871, ©. 105. I 
108. 112. 115. 118. 125. 124. 133. 140. und Altenttüde Nr. 12, S. 62 (Motiv 
zum Antrag Reichenjperger und Genoſſen); ſodann S. 540—543. 958. 959.  Aftın 
ftüde Nr. 64 B. und Ar. 115. TI. (Berichte der Petitions-Kommiſſion). 
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Artikel 5. 


Die Reichsgeſetzgebung wird ausgeübt durch dem Bundesrath und den 
Yadstag. Die Uebereinitimmung dev Mehrheitsbeichlüffe beider Verſamm— 
ungen it zu einem Reichsgeſetze erforderlich und ausreichend. 

Bei Gejekesvorfhlägen über das Militaivwejen, die Kriegsmarine und 
Ne im Artifel 35 bezeichneten Abgaben giebt, wenn im Bundesrathe eine 
Neinungsverihiedenheit jtattfindet )), die Stimme des Präjidiums den Aus- 
zug, wenn fie ſich für die Aufrechthaltung der bejtehenden Cinrichtungen ?) 
Eipricht. 


III. Bundesrath. 


Artikel 6 


Der Bundesrath beſteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes ?), 
zur welchen die Ztimmführung ſich in der Weile vertheilt, daß Preußen 
zu den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhellen, Holitein, Naſſau und 
runfturt 17 Stimmen führt, Bayern 6, Sadjien 4, Württemberg 4, Baden o 
Sien 3, Mecklenburg-Schwerin 2, Sahjen:Weimar 1, Mecklenburg-Strelitz 1 
Sienburg 1, Braunſchweig 2, Sadjen-Vteiningen i, Sachſen-Altenburg 1, 
<isien-Koburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rubolitabt l, Schwarzburg- 
Zindershaujen 1, Walde 1, Reuß älterer Linie 1, Reuß jüngerer Linie 1, 
<teumburg-Fippe 1, Yippe I, Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 1, zujammen 
Sitimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann jo viel Bevollmächtigte“) zum Bundes- 
x ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann die Gejammtheit der zu= 
"asigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 


Artikel 7). 


Der Bundestath beichliekt: 
1) über die dem Reichsſstage zu machenden Xorlagen und die von dem: 
ieiben gefaßten Beſchlüſſe; 


Dieje Regel gilt auch dann, wenn Preußen allein Urſache ber Meinungs: 
‚ ürcbenheit ift. Thudichum ©. 104, Anmerfung 4. 

*ı Ueber die Wahl des Ausdrucks „Ginrichtungen‘‘ vgl. die Bemerkungen bes 
rn wenen im Terfaljunggebenden Reichstag 1867, ©. 309. Thudichum 
En Ein ähnliches Veto geiteht Artitfel 37 dem Raijer auch hinſichtlich der 

 iordnungen” bes Bundesraths über Zollweſen und Verbrauchsſteuern zu. 

’ı Unter „Mitgliedern des Bundes‘ (vgl. au Art. « und 19) ſind bie 

:ten der 22 monardiichen Staaten des Reich und die Senate der drei Hanſe— 
Ar. als Repräjentanten dieſer Staaten, zu verjtehen. Die Kammern ber Einzel— 

a And im Bundesrath nicht mitvertreten. (Thudichum S. 60. 101. 102, 
iaerdach S. 95, Anmerkung und 102.) 

*ı Ter Hier gebrauchte Ausdruck „Bevollmädhtigte‘“ beſtimmt den im erjten 
at gebraudyten „‚Dertreter‘ näher; daR die Bevollmächtigten nach Inſtruktionen 
mmen haben, ergibt jobann Art. 7, Abſatz 3. 

*ı Ter ganze erite Abjap bes Art. 7, Ziffer 1— 3 bildete in der Verfaſſung 

Korddeuttchen Bundes den Art. 37 und bezog ſich bort nur sul das Handels-, 
: and Steuerweien. II. Außerordentlicher Reihätag 1870, S. 69. 


23 I. Tie Verfaffung des Teutfchen Reich! vom 16. April 1871. 


2) über die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen 
Berwaltungsvorichriften und Einrichtungen, fofern nicht durch Reichs: 
gejeß etwas Anderes bejtimmt ijt !); 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgeſetze oder der 
vorjtehend erwähnten Vorſchriften oder Einrichtungen hervortreten *). 

jedes Bundesglied ift befugt, Vorjchläge zu machen und in Vortrag 
zu bringen, und das Präfidium ift verpflichtet, diefelben der Berathung zu 
übergeben. 

Die Beihlupfaffung erfolgt, vorbehaltlihd der Beſtimmungen in den 
Artiteln 5. 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene oder 
nicht injtruirte Stimmen merden nicht gezählt ?). Bei Stinimengleichheit giebt 
die Präfidialftimme den Ausichlag. 


— 


1) Dad Verordnungsrecht fommt demnach dem Bundesrath nicht zu, jomeit 
ein Reichsgeſetz dieſes Recht ausdrücklich dem Kaijer oder dem Reichskan;zler 
oder etwa den Regierungen der Ginzeljtaaten beilegt, oder fofern dieß fchon in der 
Verfaſſungsurkunde geſchehen ijt (vgl. Art. 50. 53. und 63). In allen übrigen 
sällen dagegen greift daß VBerordpnungsreht bes Bundesraths 
Platz, es beiteht eine Präſumtion für daſſelbe. Auch in den Fällen, in welchen 
die Berfaffungsurfunde dem „Reiche“ ein Verordnungsrecht beilegt, ohne ausdrüd: 
lich den Kaifer damit zu betrauen, ift nunmehr der Bundesrath competent, nament— 
lih in Eijenbahn-Angelegenheiten, da die Worte „zur Ausführung der Reichsgeſetze“ 
eine allgemeine Bedeutung haben und die Ausführung ber „Reichsverfaſſung“ darunter 
mitbegriffen iſt. (Vgl. auch Art. 2 und 17.) Ueber eine dem Anſchein nad) engere 
Auslegung des Artifel3 durch den Abgeorbneten Lasker vgl. II. Außerorbentlicher 
Reihstag 1870, S. 122. — Mit dem flaren Wortlaut des Art. 7 in Widerjpruch 
fteht die Angabe von Rönne’3 bei Hirth IV., 238c und 239. 

2) Vgl. auch Art. 36. — Die Tragmeite auch diefer Beſtimmung iſt nicht aufer 
Zweifel. Wenn der Bundesrath über Mängel zu bejchließen hat, welche bei Der 
Ausführung „der Reichsgeſetze“ hervortreten, fo fommt ihm dieſe Befugniß auch 
binfichtlich der Mängel zu, melche fich bei Ausführung der „Reichsverfaſſung“ heranıs- 
jtelen, ausgenommen jomeit die Verfaſſung jelbit die Beſchlußfaſſung dem Kaijer 
einräumt, mie in Art. 63 geichieht ; fodann kommt dem Bundesrat die Beſchluß— 
falfung über Mängel zu, welche bei der Ausführung der von ihm erlajfenen al: 
gemeinen Verwaltungs-Vorſchriften ober Ginrichtungen bervortreten; ob ſich Diek 
aber auch mit den vom Kaijer oder dem Reichskanzler oder den (Finzelregierungen 
erlafjenen Verordnungen fo verhalte, oder ob nicht vielmehr bei jenen dem Kaiſer 
oder Reichsfanzler das Recht der Beſchlußfaſſung über Mängel verblieben jei, it 
aus dem Wortlaut des Art. 7 nicht ficher zu enticheiden. " 

Die bier in Betracht fonımenden Mängel können beitehen in einer unrichtigen 
Auslegung ber Reich3verfafjung, der Reichögejeke oder der Ausjührungsverordnungen, 
welche eine unrichtige Anwendung zur Folge hat, in einer fäumigen Ausführung 
oder einer Weigerung ber Ausführung, welche ji etma auf Ginwände gegen Die 
Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzes oder der allgemeinen Verwaltungsvorſchrift oder 
Einrichtung ſtützt. Vgb. auch Zollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867, Art. 8, $. 12 
und Art. 20, ſowie Schlußprotofoll zu demſelben Nr. 15. (Bundeögejeßblatt 18637, 
©. 94.102.110). Thudichum, ©. 97. 323. 382. 647. Auerbach 103. Die erforder: 
lichen Gorrejpondenzen mit ben Behörden bes Reichs und der (Finzelitaaten rührt 
laut Art. 15 der Reichsfanzler. (II. Außerordentlicher Reihstag 180, ©. 122. 
Zur Anwendung von Zwang bebarf es erjt noch eines Exekutionsbeſchluſſes des 
Bundesraths. 

Darüber, ob dem Bundesrath ein Recht ber Oberaufſicht zukomme, vgl. 
Anmerkungen zu Art 17. 

3) Thudichum S. 102. 
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Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nad den Be: 
tmmumgen dieſer Berfallung nicht dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ift, 
werden die Stimmen nur derjenigen Bundesſtaaten gezählt, weldhen die An- 
gelegenheit gemeinfchaftlich ift 1). 

Artikel 8. 
Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde *) Ausſchüſſe 
l) für daS Landheer und die Feitungen; 
2) für dad Seeweſen; 
3) für Zoll- und Steuermeien; 





'; Dieſe Beſtimmung, wie die ganz entſprechende in Art. 28 Abſ. 2, ftammt 
is dem Rertrage mit Bayern II, S Hund 11. — Grörterungen darüber: II. Außer: 
‘Dentliher Reihötag 18:0, ©. «0. 84. 122—125. 146. 

wür die Auslegung tft zunächit jeitzubalten, daß die Regel ſich nur bezieht auf 

„üzelegenheiten, welche nah den Bejtimmungen ber Reihsverfaffung nicht 
m ganzen Reihe gemeinihaftlih find (Verhandlungen ©. 124), in welchen aljo 
„Dit Veriafſfung ausdrücklich Die Kompetenz bed Reichs für einzelne Staaten aus- 
(ser (S. 122). Alle zum ehemaligen Norddeutichen Bund gehörenden Staaten 
amt Selen haben nach der Verfafjung alle Angelegenheiten mit einander gemein. 
So gilt auch von Bremen und Hamburg; denn obmohl diefe außerhalb ber Zoll: 
see liegen und aud nicht den Verbrauchsſteuern bes Reichs unterworfen find, fo 
‚u he doch dafür Averja an die Neichäfafje (Art. 34 und 38, Abſ. 3) und 
mm daher in allen diefen Angelegenheiten im Bundesrath und Reichstag mit, 
2ue ñe ſchon bisher im Bundesrath und Parlament des Zollvereing geitimmt haben. 
„a dieiem Sinne äußerte fich ber Präjident des Bundesfanzleramts, Staatsminiſter 
<ebrüd, im II. Außerordentlichen Reichstag 1870, S. 123. Vgl. Thudichum ©. 593. 
Den, Rürttemberg und Bayern haben dagegen weder mit dem übrigen Reich 
"S unter ſich. Gemeinſchaft binfichtlich der Beſteuerung des inländijchen Brannt: 
"uns und Bieres (Art. 35 und 35), fünnen daher an der Abjtimmung feinen 
“zıbeil nehmen, wenn im Bundesrat und Reichsſtäg über Branntwein- oder Bier: 
zer beichloifen wird. Tenn „man fonnte nicht wohl bavon ausgehen, daß bie 
>Pbeutichen Regierungen im Bundesrathe über Steuern mitzubejchließen hätten, 
: aut tie feine Anwendung finden, und ebenſowenig, daß die Süddeutſchen Abge⸗ 
daeten im Reichstage die entſcheidende Stimme bei ſoſchen Steuerfragen mit ab— 
"a dürijen.“ (Aeußerung bes Präſidenten des B. K. A. Delbrück. Verhand— 
un S. 70. Vgl. auch ©. 122. 125.) Bayern hat Ferner laut Art. 4, Ziffer 1 
“" Serrafjung mit bem übrigen Reich feine Gemeinſchaft der Geſebgebung über 
naths⸗ und Niederlajſungsverhältniſſe, in der oben angegebenen Beſchränkung, 
umt aljo hierüber ebenfalls weder im Bundesrath noch Reichstag. (Vgl. Be: 
‚ungen bes Abgeordneten Lasker im II. Nußerorbentlihen Reihätag 1870. 
2.) Zweifelhaft möchte namentlich jein, in welchen Fällen bei der Beichluß: 
ung über Reichsgeſetze unb Verträge über Poſtweſen etwa bie Vertreter und 
xderdneten Württembergs —— ſeien. 
Tagegen ſind die Vertreter und Abgeordneten Bayerns ohne Zweifel befugt 
dollem Stimmrecht mitzubeſchließen, nicht bloß wenn im Reichsbudget die an 
Bayeriſche Militärverwaltung auszufolgende Geſammtſumme feſtgeſtellt wird, 
‘m auch bei der Feſtſtellung ber Special-Etats fiir das übrige (auferbaperifäe) 
Söheer. Tie vom Abgeordneten Lasker und dem Präfidenten des B. K. 
rad Hierfür angegebenen Gründe |. in den Nerhandlungen des II. Hufen, 
»atlicen Reichstags 1370, ©. 122. 123. 146. Vgl. aud unten Anmerkungen 
BSaveriſchen Vertrag III. $ 5. II. 
(sine neuere Zerhandiung über den Sinn des Art. fand im I. Reichſstag 1871 
zmıZ. 34. 420—424.) 
'ı Thubihum ©. 112. 


in 
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2) über die zur Ausführung der Reichögefete erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften und Einrichtungen, fofern nicht durch Reichs: 
gejeß etwas Anderes beſtimmt ift!); 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgeſetze oder der 
vorftehend erwähnten VBorfchriften oder Einrichtungen bervortreten °). 

Jedes Bundesglied it befugt, Vorichläge zu machen und in Vortrag 
zu bringen, und das Präjidium ift verpflichtet, diefelben der Berathung zu 
übergeben. 

Die Beihlupfaffung erfolgt, vorbehaltlihd der Beltimmungen in den 
Artifeln 5. 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene oder 
nicht inftruirte Stimmen werden nicht gezählt 2). Bei Stimmengleichheit giebt 
die Präfidialitimme den Ausſchlag. 


!) Das Verordnungsrecht kommt demnach dem Bunbesrath nicht zu, ſoweit 
ein Reichsgeſetz dieſes Recht ausdrücklhich dem Kaifer ober dem Reichäfanzler 
oder etma den Regierungen ber Einzelitaaten beilegt, oder fofern dieß ſchon in ber 
Verfaſſungsurkunde gefchehen iſt (vgl. Art. 50. 53. und 63). In allen übrigen 
Fällen dagegen greift dad Verordnungsreht des Bundesraths 
Blaß, es beiteht eine Präſumtion für baffelbe. Auch in ben Fällen, in melden 
die Verfafjungsurfunde dem „Reiche“ ein Verordnungsrecht beilegt, ohne ausdrück⸗ 
lich den Kaifer damit zu betrauen, ift nunmehr der Bundesrath competent, nament⸗ 
lid in Eifenbahn-Angelegenbeiten, da bie Worte „zur Ausführung der Reichsgeſetze“ 
eine allgemeine Bedeutung haben und die Ausführung der „Reichsverfaſſung“ darunter 
mitbegrifjen iſt. (Vgl. auch Art. 2 und 17.) Ueber eine dem Anjchein nad) engere 
Auslegung des Artifeld durch den Abgeordneten Ladfer vgl. II. Außerordentlicher 
Reihstag 1870, S. 122. — Mit dem Flaren Wortlaut des Art. 7 in Widerjpruch 
fteht die Angabe von Rönne's bei Hirth IV., 238c und 239. 

2) Ngl. auch Art. 36. — Die Tragmeite auch diefer Beſtimmung iſt nicht außer 
Zweifel. Wenn ber Bıundesrath über Mängel zu beichliegen bat, melde bei der 
Ausführung „der Reichsgeſetze“ hervortreten, jo kommt ihm dieſe Befugniß auch 
binfichtlic) der Mängel zu, welche jich bei Ausführung der „Reichsverfaſſung'“ heraus: 
fielen, ausgenommen ſoweit die Verfaſſung felbit die Beichlußfaljung dem Kaiſer 
einräumt, wie in Art. 63 gejchieht; fodann kommt dem Bundesrath bie Beſchluß— 
faſſung über Mängel zu, welche bei der Ausführung der von ihm erlajfenen al: 
gemeinen Verwaltungs:Vorjchriften ober Einrichtungen bervortreten; ob fich bien 
aber auch mit den vom Kaijer oder dem Reichskanzler oder den Ginzelregierungen 
erlaffenen Verordnungen fo verhalte, oder ob nicht vielmehr bei jenen bem Kaiſer 
oder Reichsfanzler das Recht der Beſchlußfaſſung über Mängel verblieben ſei, iit 
aus dem Wortlaut des Art. 7 nicht ficher zu entjcheiden. " 

Die bier in Betradht fommenden Mängel fönnen beftehen in einer unrichtigen 
Auslegung der Reichäverfaflung, der Reichägefehe oder der Ausführungsverordnungen. 
welche eine unrichtige Anmendung zur Folge hat, in einer ſäumigen Ausführung 
oder einer Weigerung der Ausführung, welche ji etwa auf Einwände gegen dic 
Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzes oder der allgemeinen Verwaltungsvorſchrift oder 
Einridtung ſtützt. Vgh. auch Zollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867, Art. 8, $. 12 
und Art. 20, ſowie Schlußprotofoll zu demfelben Nr. 15. (Bundeögejetblatt 1867, 
©. 94. 102,110). Thudichum, S. 97. 323. 382. 647. Auerbad 103. Die erforder: 
lien Gorteipondenzen mit den Behörden des Reichs und der Einzelſtaaten führt 
laut Art. 15 der Reichsfanzler. (II. Außerordentlicher Reichstag 1870, ©. 122.) 
Zur Anwendung von Zwang bedarf es erſt noch eines Frefutionsbejchlujles des 
Bundesrath3. 

Darüber, ob dem Bundesrath ein Recht ber Oberaufſicht zufomme, vgl. 
Anmerkungen zu Art 17. 

3) Thudichum S. 102. 
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Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nad den Be- 
jfimmungen dieſer Verfaflung nicht dem ganzen Reiche gemeinſchaftlich ift, 
werden die Stimmen nur derjenigen Bundesftaaten gezählt, weldhen die An: 
gelegenheit gemeinſchaftlich ift 1). 

Artikel 8. 
Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde ?) Ausſchüſſe 
1) für das Landheer und die Feſtungen; 
2) für das Seeweſen; 
3) für Zoll: und Steuermefen; 








1) Tiefe Beſtimmung, wie die ganz entſprechende in Art. 28 Abſ. 2, ftammt 
aus bem Rertrage mit Bayern IL, SG 5 und 11. — Grörterungen darüber: II. Außer: 
ordentliher Reichstag 1870, ©. 70. 84. 122—125. 146. 

Für Die Außlegung ift zunächſt feſtzuhalten, daß die Regel fich nur bezieht auf 
Angelegenheiten, welde nah den Bejtimmungen ber Reihsverfaffung nicht 
dem ganzen Reiche gemeinjchaftlih find (Verhandlungen S. 124), in welchen aljo 
„die Verfaſſung ausdrüdlich die Kompetenz; bes Reichs für einzelne Staaten aus: 
ſchließt“ (S. 122). Alle zum ehemaligen Norbdeutichen Bund gehörenden Staaten 
jammt Heſſen baben nad) der Verfaſſung alle Angelegenheiten mit einander gemein. 
Dieß gut aud von Bremen und Hamburg; denn obwohl diefe außerhalb der Zoll: 
grenze liegen und auch nicht den Verbrauchsſteuern des Reichs unterworfen find, fo 
:ablen fie doch dafür Averja an die Reichskaſſe (Art. 34 und 38, Abi. 3) und 
tinnmen daher in allen diefen Angelegenheiten im Bunbesrath und Reichstag mit, 
wie fie fchon bisher im Bundesrath und Parlament des Zollvereind geitimmt haben. 
In diefem Sinne äußerte fich der Präſident des Bundeskanzleramts, Staatsminiſter 
Telbrüd, im II. Außerordentlichen Reichstag 1870, S. 123. Bgl. Thudihum ©. 593. 
Saden, Württemberg und Bayern haben dagegen weder mit dem übrigen Reich 
noch unter sich. Gemeinſchaft hinſichtlich der Beiteuerung des inländijchen Brannt: 
weins und Biere (Art. 35 und 35), können daher an der Abjtimmung keinen 
Antheil nehmen, wenn im Bundesrath und Neichdtag über Branntwein: oder Bier: 
iteuer beichloifen wird. Denn ‚man fonnte nicht wohl davon ausgehen, daß die 
Zuddeutichen Regierungen im Bundesrathe über Steuern mitzubejchließen hätten, 
die auf fie feine Anwendung finden, und ebenjomenig, daß die Süddeutſchen Abge: 
ordneten im Reichstage die entjcheidende Stimme bei folden Steuerfragen mit ab: 
geben dürfen.“ (Aeußerung des Präfidenten des B. K. A. Delbrüd. vn 
inngen S. 70. Vgl. aud ©. 122. 125.) Bayern hat ferner laut Art. 4, Ziffer 1 
der Veriaſſung mit dem übriger Reich feine Gemeinſchaft der Geſetzgebung über 
Heimaths- und Nieberlajjungsverhältnijje, in der oben angegebenen Beichränfung, 
nimmt aljo hierüber ebenfalls weber im Bunbesrath noch Reichſstag. (Bgl. Be: 
merfungen des Abgeordneten Lasker im II. Außerordentlichen Reichstag 1870. 
2. 125.) Zweifelhaft möchte namentlich jein, in welchen Fällen bei der Beichluß- 
taftung über Reichsgeſetze und Verträge über Poſtweſen etwa die Vertreter und 
Abgeordneten Württembergd auszufchlieken feien. 

Tagegen find die Vertreter und Abgeordneten Bayerns ohne Zweifel befugt 
mit vollem Stimmredt mitzubeichließen, nicht bloß wenn im Reichsbudget die an 
die Vayeriſche Militärverwaltung auszufolgende Sejammtjumme fejtgejtellt wird, 
ſondern auch bei der ‚geititellung der Special-Etats für das übrige (außerbayeriſche) 
Neihsheer. Die vom Abgeordneten Laster und dem Präfibenten bes B. K. N. 
Delbrũück Hierfür angegebenen Gründe |. in den Verhandlungen bed II. Außer: 
ordentlihen Reichstags 1870, S. 122. 123. 146. Vgl. auch unten Anmerkungen 
zum Bayeriſchen Zertrag III. $ 5. II. “ 

Fine neuere Verhandlung über den Sinn des Art. fand im I. Reichstag 1871 
Ztatt (5. 34. 420424.) 

2), Thudichum ©. 112. 
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3) für Handel und Verkehr; 

5) für Eijenbabnen, Poit und Telegraphen ; 
6) für Juſtizweſen; 

7) für Rechnungsweſen. 

In jedem dieſer Ausſchüſſe werden außer dem Präſidium mindeſtens 
vier Bundesſtaaten vertreten ſein, und führt innerhalb derſelben jeder Staat 
nur Eine Stimme. In dem Ausſchuß für das Landheer und die Feſtungen 
hat Bayern einen ſtändigen Sitz, die übrigen Mitglieder deſſelben, ſowie die 
Mitglieder des Ausſchuſſes für das Seeweſen werden vom Kaiſer ernannt 1); 
die Mitglieder der anderen Ausfchüffe werden von dem Bundesrathe gewählt. 
Die Zuſammenſetzung diefer Ausſchüſſe it für jede Seflion des Bundes: 
rathes rejp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausjcheidenden Mitglieder 
wieder wählbar find. 


Auperdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der König- 
reihe Bayern, Sachſen und Württemberg und zwei, vom Bundesrathe all: 
jährlich zu mählenden Bevollmächtigten anderer Bundesjtaaten ein Ausſchuß 
für Die auswärtigen Angelegenheiten gebildet, in welchem Bayern den Vor— 
fig führt 9). 

Den Ausihüffen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur 
Verfügung geitellt. 


Artifel 9. 


Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, im Reichötage zu 
erfcheinen und muß dafelbjt auf Berlangen jederzeit gehört werden, um die 


') Der Bayeriſche Bevollmädtigte, der einen jtändigen Sig in dem Ausſchuſſe 
für das Landheer und bie Feitungen bat, muß laut Abſatz I Mitglied des Bundes- 
rath8 fein. — In dem am 7. sebruar 1867, vor Einführung der Norddeutſchen 
Bunbesverfajlung, zwijchen Preußen und dem Königreid Sachſen abgeſchloſſenen 
Militair-Vertrag ($ 2), wurde letzterem Staate die Zuſage ertheilt, daß in dem künf— 
tigen Militairausſchuſſe des Bundesraths „die Königl. Sächſiſche Regierung jeder- 
zeit vertreten ſein werde.“ Durch dad in der Bundesverfaſſung vom 1. Juli 1867 
Art. 8 dem Bundespräfidium ohne irgend welchen Vorbehalt beigelegte Recht, bie 
Mitglieder des Ausſchuſſes für Landheer und Feſtungen zu ernennen, ift die an 
Sachſen ertheilte Zuſicherung nicht fraftlo8 gemacht worden, injofern ala dem Prã⸗ 
ſidium das Recht zuſteht, von mehreren Königl. Sächſiſchen Bevollmächtigten im 
Bundesrath Einen in den Ausſchuß zu ernennen. (Eine unrichtige Anſicht war 
noch vertreten bei Thudichum S. 113 und hiernach bei Auerbach S. 104). Auch die Mi— 
litair-Konvention mit Württemberg Art. 15 (Abſatz 2) enthalt die, in die Verfaſſungs- 
urfunde übrigens abjihtlih nicht aufgenommene Beitimmung, daß ‚bie Königl. 
Württembergijche Regierung jederzeit in dem Bundesausſchuß für das Landheer und 
die Feitungen vertreten jein werde.“ 

2) Bgl. bereit oben Einleitung IL. ©.‘ u. 8. Im Vertrag mit Bayern (IL, $ 6) 
fehlten bie, Worte „und zwei, vom Bundesrathe alljährlid zu mwählenden Boll, 
mäditigten anderer Bundesſtaaten.“ II. Außerordentlicher Reichstag 1870, ©. 141. 
I. Reichſtag 1871, ©. 22. Aktenſtücke Nr. 4, ©. 10. Ueber die Bedeutung dieſes 
Ausſchuſſes vgl. I. Außerordentlicher Reichstag 1870, ©. 69. 99. 140-142. 

In Folge der Ginverleibung von Elſaß und Lothringen it nunmehr 
vom Bundesrath auch ein beſonderer Ausſchuß für die Angelegenheiten diejer Pro— 
pinzen gebildet worben. 
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Aniihten jeiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn dieſelben von der 
Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt worden find!) Niemand kann 
gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Reichstages ?) fein. 


Artikel LO. 

Den Kaifer liegt e8 ob, den Mitgliedern des Bundesrathes den üblichen 
Mplomatiihen Schuß zu gewähren ?). 

IV. Präjidium. 
Artikel 11. 

Das Prälibium des Bundes fteht dem Könige?) von Preußen zu, 
melher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer hat das Reich 
völferrechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erflären und 
srieden zu jchliegen 5), Bündniffe und andere Verträge mit fremden Staaten 
einzugehen, Gejandte zu beglaubigen ©) und zu empfangen. 

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs iſt die Zuftimmung 
des Bundesrathes erforderlich, eö jei denn, daß ein Angriff auf das Bundes: 
gebiet oder deilen Küſten erfolgt ?). 

Anjoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf folche Segenitände 
bexiehen, welche nach Artikel 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören, 
iſt zu ihrem Abſchlußs) die Zujtimmung des Bundesrathes und zu ihrer 
Kültigfeit 9%) die Genehmigung des Reichötages. erforderlich). 





1) Qgl. Art. 16. und die Geſchäftsordnung des Reichstages F 40 und 45. 
Thudichum S. 105. 194. 

2) Ta aud der Reichsfanzler zu den Mitgliedern des Bundesraths gehört, 
'9 tannn berjelbe ein Mandat als Abgeordneter des Volfs zum Reichstage nicht an= 
nchmen. Thudichum S. 130. 155. 

2) Thudichum S. 106. 

) In der Norddeutichen Bundesverfaſſung lautete der Eingang des Artifels: 
Tas Präſidium des Bundes jteht „der Krone‘ Preußen zu. Die Cinichiebung des 
Zares, „welcher den Nanıen Deutſcher Kaiſer führt““, machte die Verminderung des 
Wortes Krone in „König““ nothwendig; eine materielle Aenderung des Verfailungs- 
techts war damit offenbar nicht beabſichtigt, ſodaß nach wie vor die Beſtimmungen 
Mr Freußijchen Verfaſſungsurkunde über Thronfolge ſowohl als über Reichsver— 
weſung für das Reich maßgebend find (Thudichum S. 127). Hinſichtlich der Reich3- 
derwejung bejtreitet dies Auerbach S. 106; allein es läßt fih nur Tas zugeben, dag 
en Reichsverweſer (Regent) Preußens und Deutichlands nicht den Titel „Kaiſer“ 
ührt, da ihm auch der geringere des „Königs“ nicht zufommt. 

>, Thudichum S. 254. v. Rönne bei Hirt IV, 98. 

*, VBgl. Schlupprotofoll zum Bayeriſchen Vertrag VOL und VII. 

)II. Außerordentlicher Reichstag 18:0, S. 70. 96. 99. Thudichum S. 272— 256 ; 
r. Rönne bei Hirth IV, 96 und 97. Die Mobilmachung bes Reichsheers und die Aus: 
tuſtung der lotte verfügt der Kaiſer ſelbſtſtändig. (Vgl. unten Anmerkung zu Art. 63, 
“bias 4). Die Aufnahme eines eroberten Staats in das Deutſche Reich kann im Pundes- 
rath ſchon durch 14 Stimmen gehindert werben. (gl. unten Anmerkung zu Art. 78). 

"Nur zum „Abſchluß“ iſt Zuſtimmung des Bundesraths erforderlich, nicht 
u (Finfeitung und Führung von Unterhandlungen. gi. aber Zollvereinävertrag 
vom 3. Juli 1867, SchlupprotofoU Nr. 8. — Ihubihum S. 92. 108. 597. Bayerijches 
Shlukprotofoll vom 23. November 1870, Nr. XL 

°) Thudichum ©. 91. 93. 108. 127. 290-252. 254. v. Rönne bei Hirth IV, 92 - 
98 Die auf ©. 94 entwidelte Anſicht v. Rönne's dürfte unhaltbar ſein, wie 
denn auch mit dem Wortlaut des Art. 11 in Widerſpruch ſteht. 


’ 
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Artikel 12. 


Dem Kaifer jteht es zu, den Bundesrath und den Reichstag zu berufen, 
zu eröffnen, zu vertagen und zu fchließen. 


Artikel 13. 


Die Berufung des Bundesrathes und des Reichstages findet alljährlich 
ftatt und fann der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichs: 
tag, legterer aber nicht ohne den Bundesrath berufen werden. 


Artikel 14. 


Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, fobald fie von einent 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


Artikel 15. 


Der Borfik im Bundesrathe und die Leitung der Geſchäfte |teht dent 
Reichskanzler !) zu, welcher vom Kaifer zu ernennen ift. 

Der Reichskanzler kann fi) durch jedes andere Mitglied des Bundes⸗ 
rathes vermöge fchriftliher Subftitution vertreten laſſen ?). 


Artikel 16. 


Die erforderlihen Vorlagen werden nah Maßgabe der Beichlülfe des 
DBundesrathes int Namen des Kaifers 3) an den Reichstag gebradht, wo fie 
durh Mitglieder des Bundesrathes oder durch befondere von letzterem zu 
ernennende Konmiflarien vertreten werden. ' 


Artikel 17. 
Dem Kaiſer jteht die Ausfertigung und Verfündigung der Reichsgeſetze 


1) Ter Reichskanzler gehört als Vorſitzender des Bundesraths zu den „Mit- 
gliedern’ deſſelben, bat daher das Recht im Reichstage zu erjcheinen und daſelbſt 
auf Verlangen gehört zu werben, kann andererfeit3 aber auch ein Mandat als Ab: 
geordneter des Volks zum Reichstage nicht annehmen. (Thudihum ©. 130. 155.) 

?) Das Schlußprotofoll zum Bayeriſchen Bertrag (Nr. IX.) bejtimmt: „Ter 
Königlih Preußiſche Bevollmächtigte erfannte es als ein Recht der Bayerijchen 
Regierung an, daß ihr Wertreter „im alle ber Verhinderung Preußens den Vorſitz 
im Bundesrathe führe.” (Ueber den Ausdrud: im Fall der Terhinderung Preußens, 
vgl. II. Außerordentlicher Reichstag 1870, S. 80). Hiernach muß der Reichsfanzler, 
wenn er ſich nicht einen der Bundesraths-Bevollmächtigten Preußens fubitituirt, einem 
ber Bevollmächtigten Bayerns die Ehre des Vorfißes übertragen, und kann nicht 
mehr einen ber übrigen, 3. B. Sachſens oder Württembergs, dazu gelangen lajjen. 
Hervorzuheben ift übrigens der Ausdrucksweiſe des Schlußprotofoll3 gegemüber, daß, 
wenn die Bayerijche Regierung von ihrer Befugniß Gebrauch macht, mehr als Einen 
Vertreter in den Bundesrath zu jenden, dem Meichsfanzler die Wahl unter dieſen 
mehreren verbleibt, da feine verfaſſungsmäßige Subſtitutionsbefugniß an ſich durch 
das Schlußprotokoll nicht aufgehoben iſt. 

3) Der Artikel lautete früher anders; nach der Praxis indeſſen wurden Vor— 
lagen des Bundesraths vom Bundeskanzler ſchon bisher „im Namen des Präſidiums“ 
bein Reichstag eingebracht; dieſe Praris ift nunmehr ausbrüdlich beftätigt. 
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und die Ueberwachung der Ausführung derfelben zu ). Die Anordnungen 
und Berfügungen des Kaiſers werden im Namen des Reichs erlaflen und 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, welcher 
dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt ?). 


Artitel 18. 


Der Kaijer ernennt die Reichsbeamten 3), läßt diefelben für das Reich 
pereidigen und verfügt erforderlichen Falles deren Entlaſſung. 

Den zu einem Reichsamte berufenen Beamten eines Bundesjtaates jtchen, 
iorem nicht vor ihrem Eintritt in den Reichsdienft im Wege der Reichögeieh- 
gebung etwas Anderes bejtimmt iſt, dem Reiche gegenüber diejenigen Rechte 
zu, welche ihnen in ihrem Seimathslande aus ihrer dienftlihen Stellung zu: 
geitanden hatten *). 


ı) Diejes Recht der „Ueberwachung“ wird dem Kaijer in Art. 36. 50. 56. 
1. noch beſonders binfichtlich der Ausführung der Zoll: und Steuergejeke, des Poſt— 
weiens, Ronjulatwejend und Striegämejens beigelegt. Da zu den „Reichsgeſetzen“ 
auch die „Verfaſſung“ jelbit gehört, (vgl. oben Anmerfung zu Art. 7), jo gebührt 
dem Kaijer das Auflichtäreht allgemein, wo bie Nerfaflung daſſelbe der 
Keichsgewalt beilegt (vgl. Art. 4). Reichstag 1808, ©. 328. Reichstag 136%, 
E.S23.825.828. Thudichum S. 241.52. 126. 223.355. Gntgegengejekter Meinung 
do. Martit 9.54; v. (Werber Grundzüge eines Syitems des Deutjchen Staats: 
ichts 5.2. Aufl. 1869. S. 248, mährend die Aeußerungen v. Rönne's bei Hirth, 
IV, 23. 222. 238. 241. ſich mideripredhen. Inwieweit tiber bie bei der Aufiichts: 
"sbrung wahrgenommenen Mängel der Bundesrath zu bejichliefen, aljo eine 
enticheidung zu geben habe, it ſchon oben in ber Anmerkung zu Art. 7 unter: 
ſucht worden. 

2, Inwieweit die in das Militairmeien einjchlagenden Verfügungen des Kaiſers 
der Gontrafignatur des Reichskanzlers bedürfen oder nicht, darüber vgl. Thudichum 
<. 131. 387; über das Erforderniß der Gontrafignatur bei Erklärung des Kriegs: 
untandes über Theile des Reichs: Thudihum S. 293 — 295. Nach dem Reichsgeſes vom 
” Juni 1571, betreffend die ZXereinigung von Elſaß und Yothringen ınit dem 
Trutihen Reih F 4 bedürfen die vom Kaijer als Inhaber der Staatögemwalt in 
Neien Provinzen auögehenden Regierungshandlungen ebenfalls der Gontrajignatur 
%s Reichskanzlers, der dadurch die Verantwortlichfeit dafür übernimmt. — Fin 
'“eieg über den eg zur Berwirflihung der Verantmwortlichfeit des Reichskanzlers 
rebt noch aus. 

*) Qgl. hierzu Art. 36, Abi. 2; 50. 53. 56. 64. 66. Hinſichtlich der Be: 
sung Des WBunbesoberhanbelägericht3 find dem Bundesrath Vorſchlagsrechte ein: 
geraumt durch daS Geſetz vom 12. uni 1369. Thudichum S. 303. 

*) Diefer zweite Abſatz ijt feit dem 1. Januar 1871 in die Verfafjung ein: 
srügt, meil e8 bis jekt an einem umfallenden Reichsgeſetz über die Reichsbeamten 
“Sir, fetteren aber einitweilen eine gejeßlich verbürgte Rechtsſtellung verjchaftt werden 
munte. Das dem Kaijer beigelegte Recht der „Entlaſſung“ der Reichsbeamten findet 
ınmehr im zweiten Abſatz jeine rechtliche Schranke. — Uebrigens können bie Hinter: 
Erebenen eines Reichabeamten gegenüber dem Reich nicht diejenigen Pentionen oder 
Unterfmitungen aniprechen, welche das Landesrecht gewährt. gl. Schlurprotofoll 
um Babdiih-Hejliichen Vertrag Nr. 1. — Durch diejen zweiten Abjat des Art. 18 
: nunmehr auch aller Zweifel gehoben, daß die rechtliche Stellung der Reiche: 
b.amten auf bem Weg der gemöhnliden Reichsgeſetzgebung geregelt werden kann, 
en Reriaſſungsgeſetz dazu aljo nicht nothivendig it. Hinſichtlich ber Penfionirung 
und SBerforgung der Militärperfonen des Neichäheeres und der Kaiſerl. Marine 
rd der Bewilligungen für die Hinterbliebenen jolcher Terjonen iſt nunmehr das 
"achsgeiet vom 27. Juni 1871 ergangen. 
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Artitel 19. 

Wenn Bundesglieder ihre verfafjungsmäßigen Bundespflidhten nicht er: 
füllen, können fie dazu im Wege der Crefution angehalten werden. Dieſe 
Exekution iſt vom Bundesrathe zu bejchliegen und vom Kaiſer zu voll: 
ftreden 1). 

V. Reihstag 


Artikel 20. 
Der Reichstag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer 
Abjtimmung hervor ?). i 
Bis zu der gejeßlihen ?) Regelung, melde im $ 5 des Wahlgejebes 
vom 31. Mai 1869 (Bundesgejegbl. 1869, S. 145) vorbehalten ift, werden 
in Bayern 48, in Württemberg 17, in Baden 14, in Helfen ſüdlich des 
Main 6 Abgeordnete gewählt, und beträgt demnach die Sejammtzahl der 
Abgeordneten IS). 
Artikel 21. | 
Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag +). 

1) Das in ber Norddeutichen Bundesverfaljung dem Bundesfeldherrn beigelegt 
gemejene Recht, bei Verweigerung militairijcher Leiſtungen jelbititändig die Exekution 
zu verfügen, wenn Gefahr im Verzuge jein follte (Thudichum ©. 323. 324. 99), ift 
nunmehr als entbehrlich fallen gelaſſen worden. (LI. Auferordentlicher Reichstag 
1870, ©. 70). Auch ijt die frühere Beitimmung, baß „die Grefution bis zur Se— 
queittation des betreifenden Panbdes und jeiner Regierungsgewalt ausgedehnt werben 
könne“, geitrichen. 2. v. Rönne bei Hirth IV, 242 meint, dem Saijer jtehe dieſes 
Recht auch jet noch, troß der Streichung des Sapes in der neuen Berfajlung, zu. 
Allein dieß ijt zu verneinen. Gin Bedürfniß liegt auch offenbar dafiir nicht vor, da der 
Kaifer, der über eine Million Soldaten gebietet, ſchwerlich jemals nöthig haben wird, 
auch nur Einen Mann marſchiren zu laſſen, um einen Beſchluß des Bundesraths zu 
vollſtrecken. Allerdings aber hat der Kaiſer allein zu beurtheilen, welches Maß von 
Zwang im einzelnen Fall als erforderlich anzuſehen ſei; der Bundesrath kann ihm hierin 
Nichts vorjchreiben, die Exekution auch nicht fiitiren, vielmehr findet dieſe erit dann ihren 
Abſchluß, wenn der Bundesrath ben Wegfall ihres Anlajjes, aljo die Berolgung 
der Bundesgeſetze anerfannt hat. (Entgegengejegter Anficht iſt Auerbah ©. 111. 

) Thudichum ©. 133. 141. 157. 

2) Tas Reichswahlgeſetz nom 31. Mai 18609 $ 5 jekt die Zahl der. im Ge— 
biete des ehemaligen Norddeutſchen Bundes zu wählenden Abgeorbneten auf 297 feit, 
vertheilt fie auf Die einzelnen Länder und beſtimmt ſchließlich: „Fine Vermehrung 
ber Zahl der Abgeordneten in Folge der jteigenden Bevölferung wird durch das Kejek 
beitimmt.’ Durch Bezugnahme hierauf will der Art. 20 der Werfafjung feitiegen, daß 
. 8 zur Vermehrung ber Zahl der Abgeordneten, auch der Abgeordneten-der Südbeutichen 
Staaten, wie bisher nur eines einfachen Geſetzes, keines Verfaſſungsgeſetzes bedarf. 

Verfaſſunggebender Reichstag 1867, ©. 415. 418. 425, beſonders 436. 
Thudichum S. 153. Anderer Meinung iſt v. Rönne, bei Hirth IV, 248 und Ver: 
‚affungsrecht der Preußiſchen Monarchie (3. Aufl.) 1,b, 375 $ 116. — Ueber die 
Frage, ob ein in ben Reichstag eintretender Beamter eines Einzelſtaats ein reichs— 
verfaſſungsmäßiges Recht auf Fortbezug ſeines vollen Gehalts während der Sitzungen 
des Reichsſtages, alſo auf Verſehung ſeines Amts durch einen vom Einzelſtaat zu 
bezahlenden Stellvertreter, habe, vgl. Terfaffunggebenber Reichstag 1867, ©. 711 
und 704. Thudichum S. 154. Auerbach © ‚112. v. Martiß ©. 82, Anmerkung; v. 
Gerber, Grundzüge des Staatsrechts, 2, Aufl. 1809,$ 41. ©. 131. Anmerfung 7; 
v. Rönne bei Hirth IV, 248. Ich babe diefe ‚frage verneint, und diejenigen ber 
angerührten Schriftiteller, welche Alles in das Nelieben ber „Regierung“ des Ginzel: 
ftaats ſtellen, verneinen fie ebenfalls. 
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Wenn ein Mitglied des Reichstages ein bejoldetes Reichsamt oder in 
einem Bundesitaat ein bejoldetes Staatsamt annimmt oder im Reichs: oder 
Staatsdienſte in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein 
höheres Gehalt verbunden ift, jo verliert es Sik und Stimme in dem 
Reihstag und Tann feine Stelle in demjelben nur durch neue Wahl wieder 
erlangen ?). 

Artikel 22. 

Die Verhandlungen des Reichstages jind öffentlich °) 

Wahrbeitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen Situngen 
des Reichstages bleiben von jeder VBerantwortlichfeit frei ?). 

Artikel 23. 

Der Reichstag Hat das Recht, innerhalb der Kompetenz 4) des Reichs 
Geſetze vorzufchlagen und an ihn gerichtete Petitionen den Bundesrathe refp. 
Reichskanzler zu übermeijen ?). 


Artitel 24. 
Die Legislaturperiode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur Auf: 
Iöiung des Reichtages während derjelben ijt ein Beſchluß des Bundesrathes 
unter Zuſtimmung des Kaiſers erforderlich. 


Artikel 25. 

Im Falle der Auflöſung des Reichstages müſſen innerhalb eines Zeit— 
raumes von 60 Tagen nach derſelben die Wähler und innerhalb eines Zeit: 
raumess von 90 Tagen nah der Auflöſung der Reichstag verfammelt 
werden ®). 

Artikel 26. 

Ohne Zujtimmung des Reichitages darf die Vertagung *) defjelben die 
Friſt von 30 Tagen nicht überfteigen und während derjelben Seſſion nicht 
wiederholt werden. 

Artikel 27 

Der Reichstag prüft die Legitimation feiner Mitglieder und enticheidet 
darüber. Gr regelt feinen Geihäftsgang und feine Disziplin durch eine Ge: 
ſchafis-Ordnung*) und erwählt feinen Präfidenten, feine Vizepräfidenten und 
Schriftführer. 

1) Thudichum ©. 160. 101. | 

*) Geſchäjtsordnung des Reichſtages vom 12. Juni 1868, $ 33 und (hin: 
fchılih der lediglid für Reichſtagsmitglieder beitehenben Seffentlichteit der Rerhand: 
lungen der Kommijlionen) $ 25. Thudichum ©. 192. 182. Sierjemenzel L, 85. 

2) Rerfaljunggebender Reihstag 1867, ©. 439— 443. Strafgejeßbud; für 
bas DTeutſche Reih vom 15. Mai 1871 $ 12. Reichstag 180, ©. 1147. Aftenjtüde 
xr. 139. L 2. &. 744. Thudichum S. 196. 

*, Zeriajlunggebender Reichstag 1867, ©. 352. Reichstag 1869, S. 446. 
3.049. Sierjemenzel, I, 21 2— 214. Thudichum S.215— 218. Auerbach S. 5766. 

s), Thudichum S. 212. 523. 

.) Thudihum ©. 162. 164— 166. 418. 

) Thudidum ©. 164. 
n Geſchäftsordnung bes Reihstags vom 12. \uni 1868, mit ZInſätzen vom 
. April und 12. Mai 1869 und 12. März 180. Thudichum S. 166—197. 


30 I. Die Berfaffung ded Deutichen Reichs vom 16. April 1871. 


Artikel 28. 

Der Reichstag beſchließt nach abjoluter Stimmenmehrheit. Zur Gültig: 
feit der Beichlußfaffung ?) iſt die Anweſenheit der Mehrheit der gefeßlichen 
Anzahl der Mitglieder erforderlich). 

Bei der Beichlußfaffung über eine Angelegenheit, welche nad den Be: 
jtimmungen dieſer Verfaſſung nicht dem ganzen Reiche gemeinfchaftlic iſt, 
werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bundesjtaaten 
gewählt find, welchen die Angelegenheit gemeinſchaftlich ift ?). 


Artikel 29. 


Die Mitglieder des Reichätages find Vertreter des geſammten Volkes 
und an Aufträge und Inſtruktionen nicht gebunden. 


Artikel 30. 


Kein Mitglied des Neichätages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner 
Abjtimmung oder wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen 
gerichtlich oder disziplinarifh verfolgt oder font außerhalb der Verfammlung 
zur Verantwortung: gezogen werden ?). 


Artikel 31. 


Ohne Genehmigung des Reichötages kann fein Mitglied defjelben während 
der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unter: 
ſuchung gezogen oder verhaftet erden, außer wenn es bei Ausübung der 
That oder im Laufe bes nächitfohgenden Zages ergriffen wird. 

Sleihe Genehmigung ift bei einer Verhaftung wegen Schulden erfor: 
derlich. 

Auf Verlangen des Neichitages wird jedes Strafverfahren gegen ein 
Mitglied defjelben und jede Unterfuhungs- oder Civilhaft für Die Dauer der 
Eitungsperiode aufgehoben *). 

Artikel 32. 


Die Mitglieder des Reichötages dürfen als folche feine Befoldung oder 
Entſchädigung beziehen ?). 


2) Ueber die Frage, ob ber Reichätag bei Anweſenheit einer geringeren Zahl 
von Abgeordnieten weiterverhandeln könne, ohne Bejchlüfie zu ‚jeden, vgl. Reihstag 
1868, ©: 249— 251. 324. 457 - 460. 456. Thudichum ©. 

*) Vgl. die Anmerkungen zu der analogen Betimmung des Schlußabſatzes 
des Art. 7. 

*) Verfaſſunggebender Feichgtag 1867, ©. 468. Reichstag 1868, S. 27. 77—89. 
137. Reichstag 1869, S. 86—99. 129—134. Seipältgorbrung des Reihstages 
vom 12. Quni 1868, $ 43. 57. Thudichum S. 205. 206. — Strafgeſetzbuch 
für das Teutiche ' Reich vom 15. Mai 1870 5 11. Reichstag 1870, ©. 226—233. 
1141. Aktenſtücke Nr. 42, ©. 253; Nr. 182, ©. 132. 

*) Berfajfunggebenber Reichätag 1867, ©. 4168. Reichstag 1869, S. 638—6J0. 
147— 7162. Thudichum S. 198— 204. 

°) Thudichum S 208- 211. v. Rönne bei Hirth, IV, 266. Dr. G. Meyer, 
Grunudzüge ꝛc., S. 100. 
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VI Zoll- und Handelswefen. 
Artikel 39. 

Deutſchland bildet ein Zoll- und Handelögebiet, umgeben von gemein: 
ihaitliher Zollgrenze. Ausgeichloffen bleiben die wegen ihrer Yage zur Ein— 
ihliefung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen Gebietstheile 1). 

Alle Gegenftände, welche im freien Verkehr eines Bundesſtaates befind- 
ih jind, können im jeden anderen Bundesſtaat eingeführt und Dürfen in 


legterem einer Abgabe nur infoweit unterworfen werden, als daſelbſt gleich 
artige inländiihe Erzeugniſſe einer inneren Steuer unterliegen ?). 


Krtifel 34. 


Tie Hanjejtädte Bremen und Hamburg mit einem dem med ent: 
iprechenden Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes ®) bleiben als rei: 
bifen außerhalb der gemeinichaftliden Zollgrenze, bis fie ihren Einſchluß in 
dieielbe beantragen. 

Artitel 35. ‘ “ 


Tas Reich ausſchließlich hat die Geiehgebung über das gefammte Zoll: 
meien, über die Beiteuerung des im Bundesgebiete gemonnenen Salzes und 
Tabads, bereiteten Branntweins und Biere und aus Rüben oder anderen 
inländiichen Erzeugniſſen dargeitellten Zuders und Syrups, über den gegen: 
ſeitigen Schuß der in den einzelnen Bundesjtaaten erhobenen Berbrauds: 
ıbgaben gegen Hinterziehungen, jowie über die Maßregeln, welche in den Zoll: 
ausihlüffen zur Sicherung der gemeinfamen Zollgrenze erforderlich find. 

In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Beiteuerung des inlän- 
diichen Branntweins und Bieres der Yandesgejegebung vorbehalten *). Die 
Sundesjtaaten werden jedoch) ihr Beitreben darauf richten, eine Uebereinſtimmung 
der Geſetzgebung über die Beiteuerung auch dieſer Gegenſtände herbeizu- 
tuhren. 

Artifel 36. 

Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchsiteuern (Art. 35) 
neibt jeden Bundesitaate, ſoweit derjelbe jie bisher ausgeübt hat, innerhalb 
'cines Gebietes überlaijen ?). 


') Zollgereinsvertrag vom N. Juli 1867, Art. 6. Thubihum S. 333. 331. 582. 

2, Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869, Thudichum S. 609619. 649— 656. 

3) (Fin Theil des Gebietes der beiden Städte ijt in die Zollgrenze ein: 
arihloifen, dagegen Preußiſche Webietstheile in ihrer N ähe ebenfalls außerhalb der— 
:ben gelaſſen, namentlich die Stadt Altona. Thudichum S. 330. 331. Verfaſſung- 
sebender Reichstag 1867, ©. 492. 494 — 5600. Reichsſtag 1867, S. 206 — 208. 
Die freie und Hanſeſtadt Lübeck iſt auf ihren Antrag am 11. Augujt 1868 in den 
<ollverband aufgenommen worden. 

*) Weber die Gründe, warum bie Beitenerung des Branntweins und Bieres 
:«n drei Südbeutihen Staaten belajjeır wurde, vgl. IL. Aukerordentlicher Reichstag 

“nX—&. 70. 


>, Thudichum S. 643— Gib. 
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Der Kaifer überwacht die Einhaltung des gefeßlichen Verfahrens durd 
Reichsbeamte 1), welche er den Zoll: oder Steuerämtern und den Directivbehörden 
der einzelnen Staaten, nad) Bernehmung des Ausfchuffes des Bundesrathes 
für Zoll: und Steuerweſen, beiordnet. 

Die von diefen Beamten über Mängel bei der Ausführung der gemein: 
| Ichaftlichen Geſetzgebung (Art. 35) gemachten Anzeigen werden dem Bundes: 
! rathe zur Beichlußnahme vorgelegt °). 

Artikel 37. 

Bei der Beichlußnahme über die zur Ausführung der gemeinfchaftlichen 
Geſetzgebung (Art. 35) dienenden Vermaltungsvorichriften und Cinrichtungen ?). 
giebt die Stimme des Präfidiums alsdann den Ausſchlag, wenn fie fi für 
Aufrechthaltung der beftehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht. 

Artifel 38 9). 

Der Ertrag der Zölle und der anderen in Artikel 35 bezeichneten 
Abgaben, lekterer jomeit fie der Reichsgeſetzgebung unterliegen °), fließt in die 
Reichskaſſe. 

Dieſer Ertrag beſteht aus der geſammten von den Zöllen und den 
übrigen Abgaben aufgekommenen Einnahme nach Abzug: 

1) der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorſchriften ©) beruhen: 

den Steuervergütungen und Crmäßigungen, 
3. 2) der Rückerſtattungen für unrichtige Erhebungen, 
3) der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 
a) bei den Zöllen der Koſten, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke für den Schutz und 
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| De . die Erhebung der Zölle erforderlich find, 
1: b) bei der Salzfteuer der Koften, melde zur Bejoldung der mit 
Erhebung und Kontrolirung diejer Steuer auf den Salzmwerten 


beauftragten Beamten aufgemwendet werden, 

c) bei der Rübenzuderjteuer und Tabackſteuer der Vergütung, welche 
nach den jeweiligen VBeichlüffen des Bundesrathes den einzelnen 
Bundesregierungen für die Koften der Verwaltung diejer Stenern 
zu gewähren ijt, 

d) bei den übrigen Steuern. mit funfzehn Prozent der Gejammtein: 
nahıne. " 


1) Nach dem Zollvereinsvertrag vom 8. \uli 1867 hießen Diefelben „Kontro— 
leure‘’, beziehungsweiſe ‚Zollverein: Bevollmächtigte‘‘. Thudichum ©. 646. 597. 648. 

2) Qgl. oben Art. 7, Nr. 3. Die Beltimmung war ſchon im Zollvereins 
vertrag vom 8. Quli 1867, Art. 8, 6 12. Art. 20; Schlufprotofoll dazu Wr. 15 
getrofien. Thudichum S. 647. 

2) Ueber die analoge nur auf „Geſetzesvorſchläge“ bezügliche Beſtimmung des 
Art. 9 ſ. Anmerfung zu leßterem. 

*) Diefer Artikel, lautet nun in jehr vielen Punkten anders als in der er 
jaffung des Norbdeutihen Bundes und ändert auch etliche Bejtimmungen der Zoll 
vereinöverträge. Ueber das frühere Recht vgl. Thudihum S. 502. 648. 

°) Die Branntwein: und Bierjteuer in Baden, Württemberg und Bayern, jormie 
die entiprechenden Webergangs-Abgaben unterliegen der Meichögejekgebung nicht. 

°) Rerfajjunggebender Reichstag 1867, S. 602. Thudichum 100, 494.589, Dun, 


⸗ 
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Die außerhalb der gemeinfchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete tragen 
zu ben Nusgaben des Reichs durch Zahlung eines Averfums beit), 

Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die KReichstafle 
fiegenden Ertrage der Steuern von Branntwein und Bier und an dem 
diejem Ertrage entiprechenden Theile des vorftehend erwähnten Averſums 
feinen Theil. 

Artikel 39. 

Die von den Erhebungsbehörden der Bundesjtaaten nad Ablauf eines 
jeden Bierteljahres aufzuftellenden Quartal-Extrakte und die nad) dem Jahres⸗ 
und Bücherſchluſſe aufzuitellenden Finalabſchlüſſe über die im Laufe des 
Vierteljahres beziehungsweile während des Nechnungsjahres fällig gewordenen 
Einnahmen an Zöllen und nad Artikel 38 zur Reichskaſſe fließenden Ver— 
brauhsabgaben werden von den Direftiobehörden der YBundesitaaten, nad 
vorangegangener Prüfung, in Hauptüberfichten zufammengejtellt, in welchen jede 
Abgabe gejondert nachzuweiſen iſt, und es werden dieſe Ueberjichten an den 
Ausihuß des Bundesrathes für das Rechnungsweſen eingefandt. 

Der lebtere ftellt auf Grund diefer Ueberfichten von drei zu brei Mo: 
naten den von der Kaſſe jedes Bundesitaates der Reichskaſſe ſchuldigen Betrag 
vorläufig feſt und jet von diefer Feſtſtellung den Bundesrath und die Bun- 
desſtaaten in Kenntniß, legt auch alljährlich die jchliegliche Feſtſtellung jener 
Beträge mit feinen Bemerkungen dem Bundesrathe vor. Der Bundesrath 
beihließt *) über bieje Teititellung. 

Artikel 40. 


Die Beftimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867 
bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch die Vorfchriften diefer Verfaflung ab: 
geändert find und fo lange fie nicht auf dem im Artifel 7, beziehungsmeife 78 
bezeichneten Wege abgeändert werden 3). 


VI Eiſenbahnweſen?). 
Artitel 41. 


Eiſenbahnen, welche im Intereſſe der Vertheidigung Deutichlands oder 
im Intereſſe des gemeinjamen Verkehrs für nothwendig erachtet werden, 
innen kraft eines Neichögefeges auch gegen den Widerjprudh der Bundes: 
glieder, deren Gebiet die Eiſenbahnen durchſchneiden, unbeichadet der Landes— 
boheusrechte, für Rechnung des Reichs angelegt oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung konzeſſionirt und mit dem Srpropriationsrechte ausgeftattet werden. 

Jede beitehende Kijenbahnvermaltung iſt verpflichtet, fih den Anſchluß 
neun angelegter Eijenbahnen auf Koſten der letzteren gefallen zu laſſen. 


) en 331. 

*) Um beſſer hervorzuheben, daß die Beſchlüſſe des Bundesrath3 hierüber end- 
zultige jind, ift der Schlukfak etwas anders gefakt worden, ald er in der Nord» 
uden Bundesverfaflung lautete. Bgl. auch Zollvereinsverttag vom 8. Juli 1867. 

F 12, Ziffer 4 und Art. 17 am Ende. em 647. 648. 

* II. Außerorbentlicher Reichstag 1870, E. 126. 127. Ueber die Auslegung 
'son oben: (Finleitung IL 9 u. 10. 

*, Thudihum 344—351. Auerbad 127. 


u. Solgendorff, Jahrbuh L - 3 
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Die gefeglihen Beitimmungen, welche beftehenden Eifenbahn - Unter: 
nehmungen ein Widerſpruchsſsrecht gegen die Anlegung von Parallel: oder 
Konkurrenzbahnen einräumen, werden, unbeſchadet bereitö ermworbener Rechte, 
für das ganze Reich Hierdurch aufgehoben. Ein ſolches Wideripruchöredt 
kann auch in den Fünftig zu ertheilenden Konzeſſionen nicht weiter verliehen 
werden. 

Artikel 42. 


Die Bundesregierungen verpflichten fich, die Deutichen Eiſenbahnen im 
Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Ned verwalten und 
zu dieſem Behuf auch die neu herzuftellenden Bahnen nad einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüften zu laffen. 


Artikel 43. 


Es follen demgemäß in thunlichiter Beichleunigung übereinftimmende 
Betriebseinrichtungen getroffen, insbejondere gleihe Bahnpolizei - Reglements 
eingeführt werden. Das Reich bat dafür Sorge zu tragen, daß die Eiſen— 
bahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige Sicherheit ge- 
währenden baulihen Zuftande erhalten und diejelben mit DBetriebsmaterial jo 
ausrüften, wie das Verkehrsbedürfniß es erheiſcht. 


& 
Artikel 44. 

Die Eifenbahnverwaltungen find verpflichtet, die für den durchgehenden 
Berker und zur SHeritellung ineinander greifender Fahrpläne nöthigen 
Perjonenzüge mit entiprehender Fahrgeſchwindigkeit, desgleihen die zur Be: 
wältigung des Güterverfehrs nöthigen Güterzüge einzuführen, auch direkte 
Srpeditionen im Perjonen- und Güterverkehr, unter Geftattung des Ueber: 


ganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die übliche 
Vergütung einzurichten. 


Artikel 45. 


Dem Reiche fteht die Kontrole über das Tarifweien zu. Daſſelbe wird 

namentlich dahin wirken: 

1) daß baldigft auf allen Deutſchen Eijenbahnen übereinjtimmende Be: 
trieböreglement8 eingeführt werben; 

2) daß die möglihite Gleichmäßigkeit und Herabfekung der Tarife 
erzielt, inZbefondere, daß bei größeren Entfernungen für den Trans: 
port von Kohlen, Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Robeifen, 
Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden ein dem Bedürfniß 
der Landwirthichaft und Induſtrie entiprechender ermäßigter Tarif, 
und zwar zunächſt thunlichſt der Einpfennig-Tarif eingeführt werde. 


Artifel 46. 


Bei eintretenden Nothitänden, insbefondere bei ungewöhnlicher Theuerung 
der Lebensmittel, find die Eifenbahnverwaltungen verpflichtet, für den Trans: 
port, namentlic) von Getreide, Mehl, Hülfenfrühten und Kartoffeln, zeitweije 
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einen dem Bebürfnig entiprechenden, von dem Kaiſer auf Vorfchlag des 
berreftenden Bundesraths : Ausichufles fejtzuftellenden, niedrigen Spezialtarif 
einzuführen, welcher jedoch nicht unter den niedrigiten auf der betreffenden 
Bahn jür Rohprodufte geltenden Satz herabgehen darf. 

Tie vorjtehend, jomwie die in den Artikeln 42 bis 45 getroffenen Be- 
immungen jind auf Bayern nicht anwendbar 1). 
Tem Reiche ſteht jedoch auch Bayern gegenüber das Recht zu, im Wege 
der Gejeßgebung einheitliche Normen für die Konjtruftion und Ausrüftung 

Kr für die Landeövertheidigung wichtigen Eiſenbahnen aufzuftellen. 


Artikel 47. 


Anforderungen der Behörden des Reichs in Betreff der Benutzung 
der Fiienbahnen zum Zwed der Vertheidigung Deutjchlands haben jämmtliche 
Hienbahnverwaltungen unmeigerlic Folge zu leiſten. Insbeſondere it das 
Ntiteir und alles Kriegämaterial zu gleichen ermäßigten Säben zu befördern. 


VIH Poſt- und Telegraphenwejen?). 


Artikel 48. 


Tas Poſtweſen und das Telegraphenwejen werden für das gejammte 
schier des Deutſchen Reichs als einheitliche Staatsverfehra-Anitalten einge 
bret und veraltet. 

Tie im Artifel 4 vorgejehene Geſetzgkbliug des Reichs in Poſt- und 
Telegraphen⸗ Angelegenheiten erſtreckt ſich nicht auf diejenigen Gegenſtände, 
deren Regelung nad den in der Norddeutſchen Bolt: und Telegraphen-Ver—⸗ 
Dulnıng maßgebend geweſenen Grundjägen der reglementariichen Feſtſetzung 
der adminiſtrativen Anordnung überlaſſen iſt. 


Artikel 49. 


Die Einnahmen des Poſt- und Telegraphenweſens ſind für das ganze 
Rah gemeinſchaftlih. Die Ausgaben werden aus den gemeinſchaftlichen 
mnahmen beſtritten. Die Ueberſchüſſe fließen in die Reichskaſſe (Ab⸗ 
Snitt XII.). 

Artikel 50. 

Dem Kaiſer gehört die obere Leitung der Poſt- und Telegraphenver⸗ 
waltung an. Die von ihm beſtellten Behörden haben die Pflicht und das 
*eht, dafür zu forgen, daß Einheit in der Organijation der Verwaltung und 
2 Betriebe des Dienſtes, ſowie in der Qualifikation der Beamten hergeitellt 
„nd erhalten wird. 

Tem Katjer jteht der Erlaß der reglementarifchen Feſtſetzungen und 


') DI. Außerorbentlicdher Reichötag 1870, ©. 70. 
2, Thudichum 331 -444. 


3* 
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allgemeinen adminijtrativen Anordnungen 1) fowie die ausſchließliche Wahr: 
nehmung der Beziehungen zu anderen Pot: und Telegraphenverwaltungen zu. 

Sämmtlide Beamte der Poſt- und Telegraphenverwaltung find ver: 
pflichtet, den Kaiferlihen Anordnungen Folge zu leiten. Dieſe Verpflichtung 
ift in den Dieniteid aufzunehmen. 

Die Anftellung der bei den Verwaltungsbehörden der Poſt und Tele: 
graphie in den verjchiedenen Bezirken erforderlihen oberen Beamten (3. B. 
der Diretoren, Räthe, Ober: nipeftoren), ferner die Anftellung der zur 
Wahrnehmung des Auffichts:, u. j. w. Dienftes in den einzelnen Bezirken 
al® Organe der erwähnten Behörden fungirenden Bolt: und Telegraphen: 
beamten (3. B. Inſpektoren, Kontroleure) geht für das ganze Gebiet des Deutjchen 
Reichs vom Kaijer aus, welchem diefe Beamten den Dienſteid leijten. Den 
einzelnen Lanbesregierungen wird von den in Rede ftehenden Ernennungen, 
ſoweit diejelben ihre Gebiete betreifen, Behufs der landesherrlichen Bejtätigung 
und Publikation rechtzeitig Mittheilung gemacht werden. 

Die anderen bei den VBerwaltungsbehörden der Poſt und Telegraphie 
erforderlihen Beamten, jomwie alle für den lofalen und technijchen Betrieb be: 
jtimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsjtellen fungirenden Beamten u. ſ. w. 
werden von den betreffenden Yandesregierungen angeftellt. 

Wo eine jelbitftändige Yandespojt- reſp. Telegraphenverwaltung nicht be: 
fteht, entſcheiden die Beitimmungen der bejonderen Verträge. 


Artikel 51. 


Bei Ueberweifung des Ueberſchuſſes der Poſtverwaltung für allgemeine 
Reichszwecke (Art. 49) ſoll, in Betracht der bisherigen Verſchiedenheit der 
von den Landes-Poſtverwaltungen der einzelnen Gebiete erzielten Reinein— 
nahmen, zum Zwecke einer entſprechenden Ausgleichung während der unten 
feſtgeſetzten Uebergangszeit folgendes Verfahren beobachtet werden. 

Aus den Poſtüberſchüſſen, welche in den einzelnen Poſtbezirken während 
der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgekommen find, wird ein durchſchnittlicher 
Jahresüberſchuß berechnet, und der Antheil, welchen jeder einzelne Rojtbezirt 
an dem für das gejammte Gebiet des Reichs ſich darnach herauäftellenden 
Poſtüberſchuſſe gehabt Hat, nach Prozenten feſtgeſtellt. 

Nah Maßgabe des auf diefe Weile feitgeftellten VBerhältniffes werben 
den einzelnen Staaten während der auf ihren Kintritt in die Reichs: Rojtver: 


1) Das vom I Reichsſtag 1871 angenommene (noch nicht verfündigte) Geſetz 
iiber das Poſtweſen des Reich! ermächtigt in $ 50 „den Reichsfanzler” zur Wr: 
laſſung bejtimmter reglementarijcher ‚zejtjegungen, und bindet denfelben in einigen 
Beziehungen jerner an die Zufiimmung des Bundesratb3. Paut den 
Motiven zu dem vom Bundesrgth eingebrachten Geſetzentwurf gejchah dies deshalb, 
weil „Bayern und Württemberg, welche ihr eigenes Poſtweſen behalten, wegen des 
Wechſelverkehrs ein mejentliches Intereſſe daran haben, daß dieſe reglementarijchen 
Vorſchriften nicht ohne ihre Mitwirkung erlajjen werden‘, d. h. daß fie Darüber 
gehört werden und im Bundesrath ihre Stimmen dafür und dagegen in die Wag 
ihale legen können. — Inwiefern in biefer Befchränfung des Rechts des Kaiſers 
eine Terfaffungsänderung Jiege, darüber vgl. I. Reihstag 1371, S. Tau... 
552. 998. — Bgl. oben Einleitung IL ©. 9. 
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waltung folgenden acht Jahre die ſich für jie aus den im Reiche aufkommenden 
Toftüberihüflen ergebenden Quoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Reichs⸗ 
‚weden zu Gute gerechnet. 

Nach Ablauf der act Jahre hört jene Unterjcheidung auf und fließen 
die Roftüberichüfje in ungetheilter Aufrechnung nad) dem im Xrtifel 49 ent- 
haltenen Grundſatz der Reichskaſſe zu. 

Ton der während der vorgedachten acht jahre für die Hanjeftädte fich 
herausftellenden Quote des Poſtüberſchuſſes wird alljährlih vorweg die Hälfte 
dem Kaiſer zur Dispofition gejtellt zu dem Zwede, daraus zunächſt die 
Kolten für die Herftellung normaler Pofteinrichtungen in den Hanſeſtädten 
:u beitreiten. 

Artitel 52%). 


Die Beitimmungen in den vorftehenden Artikeln 48 bis 51 finden auf 
Bayern und Württemberg feine Anwendung. An ihrer Stelle gelten für 
beide Bundesjtaaten folgende Bejtimmungen. 

Dem Reihe ausihlieglih jteht die Geſetzgebung über die Vorrechte 
ser Poſt?) und Telegraphie, über die rechtlihen Berhältniffe beider Anjtalten 
um Fublitum, über die Portofreiheiten und das Pojttarweien, jedoch aus: 
'hlieglih der reglementariichen und Tarif: Beitimmungen für den internen Ber: 
tehr innerhalb Bayerns, beziehungsweiſe Württembergs, ſowie, unter gleicher 
Beichränkung, die Feſtſtellung der Gebühren für die telegraphiſche Korreipon- 
denz zu. 

Ebenſo ſteht dem Reiche die Regelung des Poſt- und Telegraphenver- 
<chrs mit demAluslande zu, ausgenommen den eigenen unmittelbaren Verkehr 
Vayerns, beziehungsmweije Württembergs mit jeinen dem Neiche nicht ange: 
sorenden Nachbarſtaaten, wegen deſſen Regelung es hei der Beitimmung im 
Amtel 49 des Poftvertrages vom 23. November 1867 bemwendet. 

An den zur Reichskaſſe fließenden Cinnahmen des Poſt- und Telegraphen- 
zeciens haben Bayern und Württemberg keinen Theil. 


IX. Marine und Schifffahrt. 
Artikel 53. 
Die Kriegsmarine des Reichs ijt eine einheitliche unter dem Oberbefehl 
:5 Kaiſers. Die Organijation und Zujammenjeßung derjelben liegt dem 
Kaiier ob, welcher die Offiziere und Beamten der Marine ernennt, und für 
seien diejelben nebit den Mannſchaften eidlih in Pflicht zu nehmen find. 





ı, Tiefer neue Artikel entipricht dem Vertrag mit Württemberg Art. 2 Ziffer 
- und ändert den Zertrag mit Bayern (III, $ 4) zu Gunſten Bayerns in der Weije 
"c. dak demielben nunmehr die gleichen Finräumungen wie Württemberg gemacht 
id, wie dieß von Anjang an die Abficht war. LI. Außerordentlicher Reichstag 
., S. 70. 

?, Der im Württembergiſchen Schlußprotokoll Ziffer 3 von Württemberg ge: 
echte Rorbehalt hat dur das im X. 1871 vom XYundesrath vorgelegte und vom 
“hstag angenommene (Ende Auli 1871 noch nicht verfündigte) Poſtgeſetz feine 
edigung gefunden (f. Anmerkung 3 zum Württemb. Schlußprotokoll). 
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Der Kieler Hafen und der Jadehafen find Reichäkriegshäfen. 

Der zur Gründung und Grhaltung der Kriegsflotte und der damit zu: 
jammenbängenden Anjtalten erforderlihe Aufwand mird aus der Reichsfajle 
beftritten. 

Die gefammte jeemännifche ?) Bevölkerung des Reichs, einjchlieglich des 
Maichinenperjonal und der Schiffshandwerker 2), ift vom Dienfte im Landheere 
befreit, dagegen zum Dienſte in der Kaiferlihen Marine verpflichtet. 

Die Vertheilung des Erjatbedarfes findet nach Maßgabe der vorhandenen 
jeemännijchen Bevölkerung ftatt, und die hiernach von jedem Staate geitellte 
Quote kommt auf die Gejtellung zum Landheere in Abrechnung 9). 


Artikel 54. 


Die Kauffahrteifchiffe *) aller Bundesjtaaten bilden eine einheitliche Handels: 
marine. 

Das Reich hat das Verfahren zur Srmittelung der Ladungsfähigteit 
der Seeſchiffe zu beftimmen, die Ausftellung der Meßbriefe, fowie der Schifis: 
certifilate zu regeln 5) und die Bedingungen feitzuftellen, von welchen die Grlaub: 
niß zur Führung eines Seeſchiffes abhängig iſt ©). 

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künſtlichen Waſſer— 
ftraßen der einzelnen Bundesjtaaten werden die Kauffahrteiichiffe ſämmtlicher 
- Bundesftaaten gleihmäßig zugelafien und behandelt. Die Abgaben, melde 
in den Seehäfen von den Seeſchiffen oder deren Ladungen für die Be: 
nußung der Scifffahrtsanftalten erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung 
und gewöhnlichen Herftellung diefer Anftalten erjorderlihen Koften nidı 
überjteigen. 

Auf allen natürlihen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die De: 
nutzung bejonderer Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bejtimmt 
find, erhoben werden. Dieſe Abgaben, ſowie die Abgaben für die Befahrung 
ſolcher künſtlichen Waſſerſtraßen, welche Staatseigenthum ſind, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herſtellung der Anſtalten und Anlagen erforder: 
lihen Koften nicht überſteigen. Auf die Ylößerei finden diefe Beſtimmungen 
infoweit Anwendung, als diejelbe auf ſchiffbaren Waſſerſtraßen betrieben 
wird). 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Abgaben 


1) Geſetz vom 9. Noveniber 1867 über die Verpflihtung zum Kriegsdienit 
$ 13. Thudichum 442. 350—452. 

2) Thudichum 450—402. 

8) Thudichum 469—471. 

4 D. h. zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmten Schiffe, ſeien Dies See 
handelsſchiffe oder Schiffe zum Betrieb der Seefiſcherei. Thudichum 352. 

5) Bundeögefek vom 25. October 1867, betr. die Nationalität der Kauffahriei- 
fchiffe und ihre Befugniß zur Führung des Bundesflagge. Thudichum 351— 3. 

°) Gewerbeordnung vom 21. uni 1869 $ 31. 34. Thudichum 562. u 

?) Die Abgaben von der Schifffahrt und Flößerei find nunmehr bereits fir 
die meijten Deutjchen Ströme aufgehoben worden. 
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zu legen, ald von den Schiffen der Bundesftaaten oder deren Ladungen zu 
entrichten find, fteht feinem Ginzelftaate, fondern nur dem Reiche zu. 


. Artikel 55. 
Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ift ſchwarz-weiß-roth 1). 


X. Konfulatwejen?). 
Artikel 56. 


Das gejammte Konfulatwejen des Deutſchen Reichs fteht unter der Auf: 
ſicht des Kaiſers, welcher die Konjuln, nad) Vernehmung 8) des Ausſchuſſes 
des Bundesrathes für Handel und Verkehr, anitellt. 

In dem Amtsbezirk der Deutihen Konfuln dürfen neue Landeskonſulate 
nit errichtet werden. Die Deutſchen Konfuln üben für die in ihrem Bezirk 
nit vertretenen Bunbezftaaten die Funktionen eines Landestonfuls 4) aus. 
Tie ſämmtlichen bejtehenden Landesfonfulate werden aufgehoben, fobald die 
Irganifation der Deutichen Konfulate dergeftalt vollendet ijt, dat Die Ver: 
tretung der Einzelintereſſen aller Bundesftaaten als durch die Deutichen Kon⸗ 
iulate gelichert von den Bundesrathe anerkannt wird. 


XI Reichskriegsweſen. 
Artikel 57. 


Jeder Deutſche ift mwehrpflichtig °) und kann fih in Ausübung dieſer 
Pflicht nicht vertreten laſſen. 


Artikel 58. 


Die Koften und Laften des gejammten ®) Kriegsmejens des Reichs find 
von allen Bundesftaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, fo 
dag weder Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder 
Klaſſen grundfäglih zuläffig find. Wo die gleiche Vertheilung der Lajten jich 
in natura nicht heritelfen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt zu fchädigen, 


1) Tiefe sarben find überhaupt als die Farben des Deutſchen Reichs anzu: 
ıchen, da batjelbe feine anderen officiellen Farben bat. Tie Allgemeine Dienit: 
‚nitruftion für die Konjuln des Norbdeutichen Bundes vom 15. März 1863 fchreibt 
dieielben daher auch für die Wappen der Konjulate vor und der Preußiſch-Badiſche 
Militairvertrag vom 25. November 1870 für das Portepde der Offiziere des Babifchen - 
Kontingents. Dgl. Auerbady 135. 

2) Geſetz vom 3. November 1867, betr. die Organifation der Bundes-Kon— 
iulate und Die Amtörechte und Pflichten der Bundes: KKonfuln. Thudichum 256—279, 
I — Ausſchuß iſt lediglich mit einem Gutachten zu vernehmen. Thudichum 

. 261. 


4, Geſetz vom 8. November 1867 $ 3. Thudichum 262. 

°) Vgl. Art. 53. Abſ. 4. Ueber einige wenige Befreiungen von ber Wehr: 
efliht vgl. (Hefe vom 9. November 1867 über die Verpflichtung zum Kriegäbienft 
‘1. Thudihum 443—448. 

*, Alfo für Heer, Marine (vgl. Art. 53), Feltungen, Bildungsanftalten, 
‘entral:Yeitung, Invaliden, Mobilmahung u. f. m. 
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ift die Ausgleihung nah den Grundſätzen der Gerechtigkeit im Wege der 
Geſetzgebung feitzuftellen. 


Artikel 59. 


Jeder mwehrfähige Deutiche gehört fieben Jahre lang, in der Regel vom 
vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Xebensjahre, dem ftehenden Heere — 
und zwar die erjten drei Jahre bei den Fahnen, die letzten vier Jahre in der 
Referve — und die folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr an!). In 
denjenigen Bundesftaaten, in denen bisher eine längere als zwölfjährige Ge: 
fammtdienftzeit gefeglich war, findet die allmälige Herabjeßung der Verpflichtung 
nur in dem Maaße jtatt, als dies die Rüdficht auf die Kriegäbereitichaft des 
Reichsheeres zuläßt ?). 

In Bezug auf die Auswanderung der Rejerviiten ſollen lediglich die: 
jenigen Beftimmungen maßgebend fein, welde für die Auswanderung der 
Yandwehrmänner gelten 3). 


Artikel 60. 


Die Friedens-Präfenzitärke des Deutichen Heeres wird biß zum 31. Dezbr. 
1871 auf Ein Prozent der Bevölkerung von 1867 normirt*), und wird 
pro rata derſelben von den einzelnen Bundesftaaten geſtellt )). Für die 
jpätere Zeit wird die Friedens-Präſenzſtärke des Heeres im Wege der Reichs— 
gefebgebung ®) feitgeitellt. 


Artikel 68. 
Nah Publikation diefer Verfaſſung ift in dem ganzen Reihe die ge: 


1) Die Berechnung der Dienftzeit und die Vorausſetzungen für Ermäßigungen 
derfelben find theils im Gejek vom 9. November 1867 über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienſt, theild in der Militair-Erſatz- Anftruftion vom 26. März 1868 fejtge: 
jtelt. Thudihum 453—457. 459. 466—469. 

2) Diefe Beftimmung bezieht fich vorzugsmeife auf Preußen, nad) befien Kriegs: 
verfaffung die Landmehrpfliht bis zum 40. Lebensjahr dauerte. Tas Gefek vom 
4. November 1867 518 überläßt die allmähliche Herabjetung ber Gejammtdienitzeit 
dem Bunbesfeldherin (Kaifer). 

7) Das Recht der Auswanderung wurde überhaupt für Landmwebrleute und 
Referviiten erweitert durch Geſetz vom 9. November 1867 über die Verpflichtung 
zum Kriegsdienſt $ 15 und Geſetz vom 1. Quni 1870 über die Ermerbung und 
den Verluft der Bundes- und Staatsangehörigfeit $. 15 und 17. 

*) An der Friedens-Präſenzſtärke find nur Mannſchaften und Unteroffiziere 
fowie die Landwehrſtämme einbegriffen, nicht aud bie Offiziere, Militairbeamten und 
die einjährigen Freiwilligen. Vgl. die vom Preußijchen Kriegäminijter v. Roon dem 
Berfafjunggebenden Reihstag 1867 am 20. März mitgetheilte Erläuterung (Mer: 
handlung ©. 571, Altenftüde Nr. 39, ©. 52. Thudichum 413). 

5) Hinfichtli der Grundſätze über die Vertheilung der auözubebenden Dann: 
ſchaften auf bie einzelnen Bundesländer und die Abrechnung der zur Marine geftellten 
Mannſchaften vgl. Thudichum 469—471. 

6) Alfo auf dem Wege der ordentlichen Reichsgeſetzgebung, nicht mittelbar 
dur Normirung der Ausgaben im Reichshaushaltsetat-Geſetz. Auf welde Dauer 
Bichen de gegeben werden fol, iſt nicht genauer bejtimmt. Thudichum 414. 419. 

428. 


w 
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ſammte Preußiihe Militairgefeßgebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl die 
Geſetze jelbft, als die zu ihrer Ausführung, Crläuterung oder Ergänzung 
erlaffenen Reglements, Inſtruktionen und Reſcripte, namentlih aljo das 
Militair⸗Strafgeſetzbuch vom 3. April 1845, die Militair-Strafgerihtsordnung 
vom 3. April 1845, die Verordnung über die Ehrengerihte vom 20. Juli 
1843, die Beitimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis- und Ber: 
vflegungsweſen, Cinquartierung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, Mobilmahung 
u. ſ. w. für Krieg und Frieden!) Die Militair-Kirchenordnung ift jedoch 
ausgeichlofien. 

Nah gleihmäkiger Durchführung der Kriegsorganijation des Deutfchen 
Heeres wird ein umfafjendes Reichs: Militairgefeg dem Reichätage und dem 
Bundesrathe zur verfajlungsmäßigen Beichlußfaflung vorgelegt werden ?). 


Artikel 62. 


Zur Beitreitung des Aufiwandes für das gefammte Deutſche Heer und 
die zu demjelben gehörigen Cinrichtungen find bis zum 31. December 1871 
dem Kaiſer jährlich ſovielmal 225 Thaler, in Worten zweihundert fünf und 
zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Friedensſtärke des Heeres nad) Artikel 60 
beträgt, zur Verfügung zu jtellen 3). Vergl. Abjchnitt XIL 

Nah dem 31. December 1871 müſſen diefe Beiträge von den einzelnen 
Staaten des Bundes zur Reichskaſſe fortgezahlt werden +), Zur Berechnung 


1) Weber den nicht umbejtrittienen Sinn biejes Artikels vgl. Thudichum 
3382 und die bort angeführten Verhandlungen des Reichstags. Dem Bundesprä- 
drum bejtreitet neuerbings das Mecht der „‚Godification‘‘ der geltenden Preußijchen 
Stimmungen: Bözl in der Münchener „Kritiſchen Vierteljahrsſchrift“ 13, 272. 
IN]. Die wiederholte Ausübung dieſes Rechtes ijt aber vom Bunbesrath und 
Reihstag bis jett noch nie beanjtandet worden. 

2) (Fine neue gejetliche Regelung haben bis je&t bereit3 verſchiedene Theile 
des Militairweſens erfahrenz, vgl. Geſetz vom 9. November 1867 betr. die Ber: 
rilichuung zum Kriegädienit, Gejeß vom 25. uni 1868 betr. die Duartierleijtung 
2.1. w. Geſetz vom 27. Juni 1871 betr. die Penjionirung und Verforgung der 
Militairperjonen u. ſ. w. 

?, Mit der Raufhjumme von 225 Thalern für jeden Mann werben alle 
sıdentlihen Ausgaben für das ganze Heerweſen bejtritten. Thudichum 413. 414. 

*), Die „Reichsregierung“ hat hiernach ein von ben Bewilligungen des Bunbdes- 
ratbs und Neichstags unabhängiges Recht auf eine Einnahme von ber Höhe, 
vie fe nach den bisherigen Erfahrungen binreiht, um das Heer in der gejeklichen 
Zuarfe und Organijation erhalten zu fönnen. Tiejes Recht bejteht gegenüber „den 
enzelnen Staaten des Bundes“, kommt gegen diefe aber doch nur infomeit zur 
Ausübung, als die Reichskaſſe die Mittel nicht bereit3 aufweiſt. Hierbei ift nicht 
‚u vergeſſen, dag die meilten (Finfünfte Des Reichs durch die Einzelſtaaten erhoben 
werden, bie Reichskaſſe aljo nur durch fie in den Befik ihrer Hauptmittel kommt. 
Tıeiem verfaffungsmäßigen Einnahme-Recht, welches für Preußen auch früher fchon 
laut Art. 309 ber Preußiſchen Verfaſſungsurkunde beitand, entipricht freilich Fein 
Reht der Nerausgabung , da die Nerausgabung vielmehr durch das Gtatgejek feit- 
uitellen iſt (Art. 62, Abi. 3);° allein nichtsdeitomeniger hat es eine hohe Be: 
Nutung für den Fall ber Nichteinigung des Bundesraths und Reichstags über Die 
tiedens » Präienzitärfe bes Heeres ober über bie für Heereszwecke zu bewilligenden 
'scider, und wurde deßhalb auch bei ber Vereinbarung der Nerfafiung von den ver: 
undeten Regierungen entichieden feitgehalten ( (Thudichum 416— 420. 499. 900). 
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derjelben mird die im Artitel 60 interimiſtiſch feftgeitellte Friedens: Präfenz- 
ftärfe ſo lange feitgehalten, bis fie durch ein Reichsgeſetz abgeändert ift. 

Die Verausgabung diefer Summe für das geſammte Reichsheer und 
deflen Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feitgeftellt. 

Bei der Feltitellung des Militair-Ausgabe-Etats wird die auf Grund: 
lage diejer Verfaffung gefetlich feftftehende Organiſation des Reichsheeres zu 
Grunde gelegt }). 

Artitel 63. 


Die gefamnte Landmacht des Reichs wird ein einheitliches Heer bilden, 
welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle des Kaiſers fteht. 

Die Regimenter 2c.?) führen fortlaufende Nummern durd das ganze 
Deutfche Heer. Für die Bekleidung find die Srundfarben und der Schnitt 
der Königlih Preußifhen Armee maßgebend. Dem betreffenden Kontingente: 
herrn bleibt es überlaffen, die Äußeren Abzeichen (Kokarden :c.) zu beſtimmen. 

Der Kaifer hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß 
innerhalb des Deutichen Heeres alle Truppentheile vollzählig und Friegstüchtig 
vorhanden find und daß Einheit in der Organijation und Formation, in Be: 
waffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannſchaften, ſowie in der 
Qualififation der Offiziere hergeitellt und erhalten wird. Zu diefem Behufe iſt 
der Kaifer berechtigt, fich jederzeit durch Inſpectionen von der Verfaffung der 
einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abftellung der dabei vorgefun: 
denen Mängel anzuordnen. 

Der Kaifer beſtimmt den Präjenzitand ?), die Gliederung und Eintheilung 








1) Tie Grundzüge der Organiſation des Reichsheeres hat die Verfaſſungs 
urkunde ſelbſt in Art. H8—61 feſtgeſtellt; dieſelben finden ihre Ergänzung im den 
bereits erlaſſenen oder künftig zu erlaffenden einfachen Reichögejeten über Milttair 
weſen. Bei der Feſtſtellung des jährlichen Militair-Ausgabe-Etats durch Bundesrath 
und Reichstag können dieſe geſetzlich „feſtſtehenden“ Einrichtungen nicht in Frage 
geſtellt werden durch Verweigerung der dadurch bedingten Ausgaben. (Thudichum 
415. 423- 428. v. Martitz 110— 124.) 

2) Auch die Brigaden, Diviſionen, Armeekorps, ferner die Abtheilungen der 
Special-Waffen führen fortlaufende Nummern. 

8) Der Ausdrud: „beitimmt ben Präſenzſtand ber Kontingente des Reichs 
heeres““ wurde im Verfaijunggebenden Reichstag 1867 im Namen ber verbündeten 
Regierungen bahin erläutert und vom Reichstag auch fo verjtanden, daß er beitimmt 
fei, dem Bundesfeldherrn das Recht zu wahren, nicht bloß das Heer unter der ge 
ſetzlichen Präfenzitärfe zu halten, jondern auch aus triftigen Gründen auferordent- 
licher Weife Reſerven einzuberufen und Rekruten auszuheben, ohne die vorherige 
Bewilligung des Yundesraths und Reichstags einholen zu müſſen. Verfaflung: 
gebender Reichstag 1867 S. 615. (Vgl. aud Reichstag 1867 S. 477. 481. 4X 
und 483. Thudihum 434). Fine entiprechende Beſtimmung enthält das (eich 
vom 9. November 1867 über bie Verpflichtung zum Kriegsdienſt $ 9 und 5 6 
Abi. 5. (Thudichum 328. 430 — 434) und die Militair: Convention mit Sachſen 
vom 7. April 1867 Art. 9 und mit Württemberg vom 25. November 1870 Art. 
14. Tenjenigen Finzelitaaten, melde nod eine eigne Militairvermwalnung 
haben, iſt das Recht, den Präſenzſtand ihres Kontingentd zu bejtimmen, ent; zogen, 
mit Ausnahme Bayerns, das aber verpflichtet ijt, feinem Heer bie gleiche ‚Ausbildung‘ 
zu verjchaffen, wie fie das übrige Reichsheer befitt, und fich aljo nach dieſem richten 
muß. gl. unten Anmerkung 9 zum Vertrag mit Bayern. 
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ber Kontingente des Reichsheeres, jowie die Urganifation der Landwehr, und hat 
das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garniſonen zu bejtimmen ?), 
jowie die kriegsbereite Aufitellung eines jeden Theils des Neichsheeres an: 
zuordnen ?). 

Behufs Erhaltung der umentbehrlichen Einheit in der Adminijtration, 
Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüjtung aller Truppentheile des Deutichen 
Heeres jind die bezüglichen fünftig ergebenden Anordnungen für die Preußiiche 
Armee den Kommandeuren 8) der übrigen Kontingente, durch den Artikel 8 
Nr. 1 bezeichneten Ausihuß für das Landheer und die Feitungen, zur Nach— 
ahtung in geeigneter Weiſe mitzutheilen. 


Artikel 64. 


Ale Deutihe Truppen find verpflichtet, den Befehlen des Kaiſers 
unbedingte Folge zu leiſten“). Dieſe Verpflichtung ift in den Fahneneid 
aufzunehmen. 

Ter Höchſtkommandirende eines Kontingents, ſowie alle Offiziere, welche 
Zruppen mehr als eines Kontingents befehligen, und alle Feitungsfomman: 
danten werden von dem Kaiſer ernannt). Die von Demjelben ernannten 
Tffiziere Teijten Ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den General: 
itellungen verfehenden Offizieren innerhalb des Stontingents ift die Ernennung 
von der jedesmaligen Zuftimmung des Kaifers abhängig zu machen. 

Der Kaijer it berechtigt, Behufs Verſetzung mit oder ohne Beförderung 
für die von Ihm im Reichsdienſte, fei e8 im Preußiſchen Heere oder in anderen 
Kontingenten, zu beſetzenden Stellen aus den Offizieren aller Kontingente des 
Reichöheeres zu wählen. 


Artikel 65. 


Das Recht, Yeitungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, jteht dem 
Kaiſer zu, welcher die Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel, jomeit das 
Ordinarium jie nicht gewährt ®), nah Abſchnitt XII. beantragt. 


% 


1) Allen Staaten find duch die abgeſchloſſenen Militair-Konventionen be— 
züglich der Beitimmung ber Garnijonen bejondere Zuficherungen gemacht morden. 
Thudichum 383. 392. 400. 

2) Tie Mobilmadhung fann hiernach ſowie nad) dem Gefek vom 9. November 
INT über die Verpflichtung zum Kriegsdienit $ 8, und nach ben Militair-Kon: 
ventionen nur vom Kaijer angeordnet werden, nirgends von einer Landesregierung. 
Thudichum 430. 


2, Ten „Höchſtkommandirenden.“ Vgl. Art. 64, Abj. 2. 


*, Thudichum 382. 395. 398. 144. Militair : Konvention mit Württember 
vom 25. November 1870 Art. 4. Vertrag mit Bayern vom 23. November 187 
UL $5. IV. 

°), Tiefer Grundfak ift für mehrere Staaten durch die Militair:Konventionen 
modificirt. 

°e, Thudichum 477479. 
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Artitel 66. 


Mo nicht befondere Konventionen ein Anderes bejtimmen 1) ernennen 
die Bundesfürften, beziehentlich die Senate, die Offiziere ihrer Kontingente, 
mit der Einſchränkung des Artikels 64. Sie find Chefs aller ihren Gebieten 
angehörenden Truppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. 
Sie haben namentlid) das Recht der Inſpizirung zu jeder Zeit und erhalten 
außer den regelmäßigen Rapporten und Meldungen über vortommende Ber: 
änderungen, Behufs der nöthigen landesherrlihen Rublifation, rechtzeitige Mit- 
theilung von den die betreffenden Truppentheile berührenden Avancements 
und Ernennungen ?). 

Auch fteht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre 
eigenen Truppen zu verwenden, jondern aud alle anderen Truppentheile des 
Neichäheeres, welche in ihren Ländergebieten dislocirt find, zu requiriren. 


Artikel 67. 


Erſparniſſe an dem Militair-Etat fallen unter feinen Umftänden einer ein- 
zelnen Regierung, fondern jederzeit der Reichskaſſe zu 8). 


Artikel 68. 

Der Kailer kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete 
bedroht ijt, einen jeden Theil defjelben in Kriegszuftand erflären. Bis zum 
Erlaß eines die Vorausſetzungen, die Form der PVerfündigung und Die 
Wirfungen einer folhen Erklärung vegelnden Reichsgeſetzes gelten dafür die 
Borichriften des Preußiihen Gefehes vom 4. Juni 1851 (Geſetz-Samml. 
für 1851, ©. 451 ff. ). 

Schlußbeitimmung zum XI. Abſchnitt. 

Die in diefem Abjchnitt enthaltenen Porichriften kommen in Bayern 
na näherer Beftimmung des Bündnikvertrages vom 23. November 18% 0 
(Bundesgefegbl. 1871, S. 9) unter IH. $ 5, in Württemberg nad) näherer 
Beitimmung der Militairtonvention vom 21.25. November 1870 (Bundes: 
gejeßbl. 1870, ©. 658) zur Anwendung. 


XII. Reichsfinanzen. 
Artikel 69. 


Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs müſſen für jedes Jahr 
veranſchlagt und auf den Reichshaushalts-Etat gebracht werden. Letzterer 


) Tie Reichsverfaſſung erkennt hiermit ausdrücklich das Recht der einzelnen 
Bundesſtaaten an, auf ihre Rechte über das Militairweſen zu Gunſten des Kaiſers, 
beziehungsweiſe Preußens, zu verzichten. Vgl. Thudichum 390. 61. 

*) Mit Ausnahme der drei Königreiche und Braunſchweigs haben nunmehr 
alle Bundesſtaaten auf beinahe alle ihre echte binfichtlic des Kriegsweſens zu 
Gunſten des Kaifers verzichtet. 

2) Fine abweichende Cinräumung iſt Württemberg gemacht in der Militair- 
Konvention vom 25. November 18:0 $ 12. Hinſichtlich Bayerns vgl. Anmerfung 
zum Bayeriſchen Vertrag III. 5. LI. 

) Thudichum 288 — 295. II. Außerordentlicher Reichstag 1870, ©. 47 - bi. 
173—178. Aktenſtücke Nr. 11, S. 37; Nr. 28, ©. 113. 
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wird vor Beginn des Ktatsjahres nach folgenden Grundſätzen durch ein 
Geſetz!) feitgeitellt. 
Artikel 70, 


Zur Beftreitung aller gemeinichaftliden Ausgaben dienen zunädjt die 
etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, ſowie die aus den Zöllen, den gemeinjchaft: 
lihen Verbrauchsfteuern und aus dem Roft: und Zelegraphenmwefen fließenden 
gemeinfchaftlichen Einnahmen. Inſoweit diefelben durch diefe Einnahmen nicht 
gededt werden, find fie, jo lange Reichsſteuern nicht eingeführt find ?), durch 
Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten nah Maßgabe ihrer Bevölferung 3) 
aufzubringen, welche biß zur Höhe des budgetmäßigen *) Betrages dur den 
Reichskanzler ®) ausgeſchrieben werden. 


Artikel 71. 


Die gemeinſchaftlichen Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr be: 
willigt, können jedoch in befonderen Fällen auch für eine längere Dauer be: 
willigt werben 8). 

Während der im Artikel 60 normirten Uebergangszeit ijt der nach Titeln 
geordnete Stat über die Ausgaben für das Heer dem Bundesrathe und dem 
Reichstage nur zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen ?). 


Artikel 72. 

Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Reichs ift durch den Reichs: 
fanzler®) dem Bundesrathe und dem Reichstage zur ntlaftung jährlich 
Rehnung zu legen. 

Artikel 73. 
In Fällen eines außerorbentlichen Bedürfniffes kann im Wege der 


Reichsgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Uebernahme einer 
Garantie zu Laſten des Reichs erfolgen. 


Schlußbeſtimmung zum XII. Abſchnitt. 
Auf die Ausgaben für das Bayeriſche Heer finden die Artikel 69 und 71 





Thudichum 495. 

Vgl. Art. 4. Ziffer 2 

2) Ueber die bisher von ber Bunbeögefeßgebung befolgten Regeln bezüglich 
ber Verteilung der Matrifularbeiträge vgl. Thud um 903 und da3 neuere Geſetz 
vom 3. Mai 1871. Reichsgeſetzblatt Nr. 20, ©. 

*) gl. hierüber Berichte des Bundesraths⸗ —— für Rechnungsweſen vom 
> und 15. Juli 1868 bei Hirth, Annalen des Norddeutſchen Bundes und des Zoll: 
dereind 1869, ©. 274— 284. 

* In der früheren Verfaſſungsurkunde ſtand ſtatt „durch den Reichskanzler“: 

„durch das Präſidium“. 

*) Thudichum 497. 498. 

2) Thudichum 500. 501. 

2) In der früheren Verfaſſungsurkunde ſtand ſtatt „durch den Reichskanzler“: 

„von dem Präſidium“. 
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nur nach Maßgabe der in der Schlußbeſtimmung zum XI. Abſchnitt erwähnten 
Beitimmungen des Vertrages vom 23. November 1870 und der Artifel 7) 
nur infomeit Anwendung, al® dem Bundesrathe und dem Reichstage1) Die 
Ueberweifung der für das Bayeriſche Heer erforderlihen Summe an Bayern 
nachzumeifen ift. 


XII. Schlichtung von Streitigkeiten und Strafbeſtimmungen. 
Artikel 74. 


Jedes Unternehmen gegen die Exiſtenz, die Integrität, die Sicherheit 
oder die Verfaflung des Deutichen Reichs, endlich die Beleidigung des Bundes- 
rathes, des Neichstages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des Reichs: 
tages, einer Behörde oder eines öffentlihen Beamten des Reichs, während 
diefelben in der Ausübung ihres Berufes begriffen find oder in Beziehung 
auf ihren Beruf, durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bildlihe oder andere 
Darftellung, werden in den einzelnen Bundesitaaten beurtheilt und beitraft 
nad Maßgabe der in den lesteren beitehenden oder Fünftig in Wirffamteit 
tretenden Geſetze, nach welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bundes: 
itaat, feine Verfalfung, feine Kammern oder Stände, feine Kammer: oder 
Ständemitglieder, jeine Behörden und Beamten begangene Handlung zu 
richten wäre ?). 

Artikel 75. 


Für Diejenigen in Artifel 74 bezeichneten Unternehmungen gegen das 
Deutſche Reich, welche, wenn gegen einen der einzelnen Bundesitaaten gerichtet, 
als Hochverrath oder Yandesverrath zu qualifiziren wären, ift das gemeinfchaft: 
liche Ober-Appellationsgeridht der drei freien und Hanſeſtädte in Lübeck die 
zuftändige Spruchbehörde in erjter und legter Inftanz. 

Die näheren Beitimmungen über die Zuftändigfeit und das Verfahren 
des Ober-Appellationsgerichts erfolgen im Wege der Reichögefepgebung Bis 
zum Erlaſſe eines Reichögejeges ®) bewendet es bei der feitherigen Zuftänbig- 
feit der Gerichte in den einzelnen Bundesftaaten und den auf das Verfahren 
biefer Gerichte ſich beziehenden Beitimmungen. 


Artikel 76. 


Streitigkeiten zwiſchen verjchiedenen Bundesftaaten, fofern diejelben nicht 
privatrechtliher Natur und daher von den fompetenten Gerichtsbehörden 
zu entſcheiden find, werden auf Anrufen des’ einen Theils von dem Bundes- 
rathe erledigt %). 


2) Im Bayerifhen Bertrage III. $ 6 mar no das Wort „lediglich“ bier 
eingejchoben. 

Tom 1. Januar 1872 an werden im ganzen Reich ftatt der früheren jtraf: 
rechtlichen Beitimmungen biejenigen des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reid vom 
15. Mai 1871 46 80-93. 105. 106. 196. 197. 339 maßgebend fein. 

°) Dem Tberappellationdgericht zu Lübeck kann diefe Gerichtsbarfeit durch ein- 
faches Neichögefet übertragen werden. Ein folche8 Gejek ift bis jekt nicht ergangen. 
+) Thudichum 110. 296. 


Rn. 
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Berfaflungsitreitigfeiten in ſolchen Bundesftaaten, in deren Verfaflung nicht 
eine Behörde zur Entſcheidung jolcher Streitigkeiten bejtimmt ift, hat auf An- 
rufen eines Theile der Bundesrath gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht 
gelingt, im Wege der Reichsgeſetzgebung zur Erledigung zu bringen ). 

Artikel 77. 


Wenn in einem Bundesftaate der Fall einer Juſtizverweigerung eintritt 
und auf geieglichen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, fo 
iiegt dem Bundesrathe ob, erwieſene, nad) der Berfaffung und den bejtehenden 
(Yeiepen des betreffenden Bundesitaates zu beurtheilende Beſchwerden über 
verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche 
Hülte bei der Bundesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu 
bewirken ?). 


XIV. Allgemeine Beitimmungen. 
Artikel TE. 


Veränderungen der Berfaffung erfolgen im Wege der Gejetgebung. Sie 
gelten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen ſich haben ®). 


1), Thudihum 325-327. 

2, Tieje Beitimmung iſt bem Art. 29 der Wiener Schlußakte von 1820 wörtlich 
nahgebildet. Weber ihre Bedeutung: Thudichum 108. 

3, Qgl. II. Außerordentlider Reihstag 1870, ©. 127 — 130. 143. 144. — 
„ander Norddeutſchen Bundesverfaſſung hatte der Artikel folgendermaßen gelautet: 
„Reränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege ber Sejeßgebung, jedoch ift zu 
denſelben im Bundesrathe eine Meehrheit von zwei Dritteln ber vertretenen 
Stimmen erforderlich.‘ In der mit Baden, Heflen und Württemberg vereinbarten 
Teutihen Bundesverfaſſung waren die Worte „von zwei Dritteln’ geändert in 
„von drei Viertheilen“, eine Aenderung, welche Preußen darum als auch durch feine 
„ntereilen geboten erachtete, weil ed mit jeinen 17 Stimmen wie früher die Möglich: 
u behielt, Verfaſſungsänderungen zu hindern, felbit mern ſich die Stimmenzahl 
such den ermarteten Beitritt Bayern? auf 58 erhöhte. (Il. Außerordentlicher 
teichstag 1870, S. 129). Tie Aufnahme der jegigen Beitimmung it durch Bayern | 
sewirtt worden, welches ſich nur unter diejer Bedingung dazu herbeiließ, der Reichs⸗ 
zemalt auch das Recht zuzugeitehen, durch Verfaflungsgejeg ihre Kompetenz zu 
stweitern. Vgl. Bemerkungen des Abgeordneten: Taster S. 129. 130; ſodann 
des Frafidenten des B. 8. A., Staatsminijters Delbrüd, S. 143: „In der Sache 
ehr Habe äch zu erwähnen, daß die bier vorliegende Beitimmung das Ergebniß 
ehr langwieriger Verhandlungen iſt. Es war von Seiten Bayerns gegen die Drei: 
ynriel-Majorität in der Beichränfung auf gewiſſe Angelegenheiten Teine Erinnerung 
choben. Es wurde dagegen in Bezug auf Berfaljungsänderungen, bie eine gewiſſe 
Zualififation hatten, namentlih in Bezug auf den Artikel 4 von Bayern ein 
‚Leto‘ in Anſpruch genommen. Es gehörte diejer Punkt zu den fchmierigiten Fragen, 
»e überhaupt in ber ganzen Verhandlung mit Bayern zu erledigen waren. Daß 
aan von der Trreiviertel:Majorität, die auf der einen Seite feitgehalten wurde, ſich 
etbeiließ zu einem Qeto von 14 Stimmen, das wurde bewilligt, indem man auf 
xt andern Seite das abjolute Beto Bayerns für gewille Verfaflungsänderungen 
zuigab.“ — Angelichts dieſes Sachverhalts erjcheint die Erflärung zutreffend, welche 
:ı der Sisung der Württembergifchen Abgeordnnetenfammer vom 23. Dezember 1870 
*: Miniſter v. Mittnacht auf eine am ihn gerichtete Anfrage abgab: „Im übrigen 
sehen nunmehr alle Tontrahirenden Theile davon aus, daß unter den Veränderungen 
xt Zerfaflung, bie der jegige Art. 78 der Bundesverjaflung erwähnt, auch Kompetenz: 
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Diejenigen Vorjchriften der Reichsverfaſſung, dur welche beftimmte 
Rechte einzelner Bundesjtaaten in deren Verhältniß zur Geſammtheit jeit: 
geftellt find, können nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesſtaates ab: 
geändert werben 1). 


erweiterungen zu verftehen ſind.“ (Protofolle, S. 45.) Vom Bundesrath und Reichstag 
des Norddeutichen Bundes ijt der"gleichlautende Artifel der Norbbeutichen Bundes: 
verfaffung ftets in gleidem Sinne verjtanden worden, namentlich bei Gelegenheit 
der Gründung des Bundesoberbandelägerichtd, und zulegt bei Annahme des Para: 
grapben der Verfajlungsverträge mit den Süddeutſchen Staaten, welcher „die Le: 
ftimmungen über die Preſſe und das Vereinsweſen“ der Aufficht und Gefetgebung 
des Reich unterwirft. Tenn wenn jie nit bavon ausgegangen wären, zu einer 
folden Erweiterung der Bundesfompetenz und Schmälerung der Lanbeähoheit in: 
Wege der Verfaflungsänderung befugt zu fein, fo hätten fie dieſelbe auch nicht durch 
Genehmigung eines Staatsvertrags berbeiführen dürfen, vielmehr würde es noth: 
wendig gemwejen fein, die Zujtimmung aller Cinzelvegierungen und aller Landes: 
vertretungen dazu einzuholen, was nicht geihah. Pal. and Bemerfungen der Ab: 
geordneten Windthorit, Lasker und Wagener im II. Außerordentlichen Reichätag 1870, 
©. 78. 83 — 85. 92. 118. 119. Verwahrung bes Abgeordneten von Brauchitic 
(Elbing), S. 105. Ueber die lange verhandelte Streitirage vgl. Thudichum 85. 86. 
62. Anm. 3. 217. Anm. 1.; v. Rönne bei Hirth IV. 77—88. 

Zu den Aenderungen ber Verfaſſung, melde im Bundesrat durch 14 Stimmen 
gehindert werden können, gehört auch die Aufnahme fremder Staaten in den Bund; 
denn Die Reichsverfaſſung enthält nicht mehr wie die Berfafjungen des Norddeutſchen 
und des Deutichen Bundes Art. 79 eine Beitimmung, melde zur Aufnahme eines 
„deutſchen“ Staates einen einfachen Aft der Geſetzgebung erforderte. Sobald 
Bayern beigetreten war, jchien eine ſolche oder eine ähnliche Beſtimmung entbehrlich, 
ba der freiwillige Beitritt weiterer deutichen Staaten jo bald nicht in Ausficht jteht. 

1) Zur Erläuterung diejes wichtigen zweiten Abſatzes mögen zwei Bemerkungen 
dienen. . 

1. Lie Beitimmung findet ih ſchon im Schlußprotofoll zum Badiſch-Heſſiſchen 
Zertrag, Ziffer S und wurde dann mit der bervorgehobenen Einjchiebung im Bayerijchen 
Vertrag V. wiederholt: ‚‚Tiejenigen Vorſchriften der Verfaſſung, burd welche be: 
ftimmte Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältniß zur Gefammtbeit feit: 
geftellt find, insbejondere, foviel Bayern angeht, die unter Ziffer IL. 


‚ diejed Bertrages angeführten Beftimmungen, fönnen nur mit Au 


flimmung des berechtigten Bundesjtaates abgeändert werden.‘ Diejer Zwiſchenſatz 
ijt in dem Art. 78 der NReichöverfaffung zwar weggeblieben, allein er behält nad 
wie vor feine Bedeutung als ber einzige ausdrüdliche Ausſpruch der Nerträge fiber 
die Frage, welche Mechte zu den verfaflungsmähigen Sonderredhten einzelner Staaten 
im Xerhältniß zur Geſammtheit zu zählen feien. Anfichten hierüber "vgl. in ben 
Verhandlungen des II. Außerordentlichen Reichstags 1870, S. 113; und mit Redt 


‚bemerkte noch der Abgeordnete Lasker über dieſe Rejervatrechte: „Im Allgemeinen 


nerben wir fie, nach der Natur der Ausnahmen, reftriftiv interpretiren müſſen.“ 
(©. 133.) 

2. Ob zu einer gültigen „Zuſtimmung des berechtigten Bunbesftaates ‘“ bir 
Zuftimmung der Regierung defjelben genüge, oder auch die Kin 
mwilligung der betreffenden Landes-Vertretung erforderlich fei, fan 
im II. Außerordentlichen NReichätag 1870 wiederholt zur Sprache. Einen wichtigen 
Anhaltöpunft zur Entſcheidung dieſer Frage dürfte der Bayerische Vertrag Abfchnitt III. 
$ 4 bieten, welcher ausjpricht, daR Die in den vorausgehenden $$ 1—6 über bie 
Sonderrechte Bayerns enthaltenen Beitunmungen „als ein integrirender Beſtandtheil 
ber Bundesverfaflung zu betrachten‘‘ feien. Die Aufnahme eined ſolchen ausprüd: 
lichen Ausjpruches hatte offenbar einen wichtigen Zweck, und ber fonnte wohl nur 
ber jein, zu verneinen, daR dieſe Beſtimmungen, jobald der Xerfafjungsvertrag zu 
Stande gefommen fei, die Natur „vertragsmäßiger“ Sagungen behielten. Der 
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11. 
Verträge zwifhen dem Horddentfhen Bund, Baden nnd Gefen. 


A. Artifel 80 der Berfaffung des Deutſchen Bundes vom 
15. November 180. 


(Fundesgejetblatt 1870, ©. 647—649). 


(Aufrechterbalten durch Reichögejeg vom 16. April 1871, betreffend die Verfaſſung 
des Deutſchen Reichs $ 2.) 


Torbemerfung: Tie durch größere Schrift bervorgehobenen Stellen fehlten in 
dem Artikel 79, wie ihn der Bayerijche Vertrag Il. F 26 verabredet hatte. 


Tie nachſtehend genannten, im Nordbdeutichen Bunde ergangenen Geſetze 
werden zu Geſetzen des Deutichen Bundes erflärt und als folde von den 
nadhitehend genannten Zeitpunften an in das gejammte Bundesgebiet mit der 


Vayeriſche Staat jollte hinſichtlich dieſer Satzungen binfort nicht als jouverainer 
Zıaat dem Reiche gegenüber jtehen, jondern nur als (lied des Reichs, und follte 
daher auch bei jpäter in Frage fommenden Abänderungen diejer Yeftimmungen nur 
in der Weiſe mitzumirfen haben, mie Bayern innerhalb der Reichsverfajjung feine 
Stimme abzugeben bat, nämlich durch jeine Abgeordneten im Neichstag und feine 
Bevollmächtigten im Bundesrath; einer bejonderen Zujtimmung der Bayerischen Yandes- 
vertretung joll es nicht bedürfen, am wenigſten der Zuftimmung der zur Abänderung 
der Fandesverfaljung erforderlichen Majoritäten; denn wenn die betreiienden Be: 
ittimmungen ein integrirender Beſtandtheil der Reichsverfaſſung find, jo ſind fie nicht 
ein integrirender Bertandtheil der Bayeriſchen Yandesverjafjung. 

Tiefe Auslegung findet Beſtätigung bei einem Rückblick auf die ehemalige 
Zollvereinsverfjaflung. Der Zollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867 hatte eine aus: 
drüdlihde Scheidung gemacht zwijchen Beitimmungen, deren Abänderung den ver: 
jaffungsmäßigen Pereins-Gemalten, dem Zoll-Bundesrath und Parlament, ;ufomme, 
und joldhen, welche vertragsmäßige Natur behielten, zu deren Aenderung es alſo 
der Zuftimmung aller einzelnen Regierungen und aller einzelnen Yandesvertretungen 
bedurie, Die aljo internationaler Natur blieben. (Thudichum ©. 584. 585.) (Gerade 
u verhindern, daR die Beitimmungen in ILL, $ I---G des Bayeriichen Vertrags auch 
nah dem Zuſtandekommen der Reichsverfaſſung etwa bloß als internationale er: 
tragsbeitimmungen auigefaht werden möchten, war der Zweck des N « im Abjchnitt LIL 
d:5 Baperijchen Vertrags. 

Ter ſowohl im Badiich : Heiliihen und Bayeriichen Vertrag als in Art. 73 
der Reichsverfaſſung gebrauchte Ausdrud „Zuſtimmung des beredhtigten Bundes— 
taates” steht mit der eben gegebenen Auslegung nicht in Wiberjpruch, da Daraus 
in feiner Weiſe zu folgern iſt, daR die Nertretung eines Bundesjtaates hinfichtlich 
der Wahrung oder Aufgabe joldyer Sonderrechte dem Staatsoberhaupt deijelben nicht 
titehe; ja wenn Die Verträge wie die Reichsverfaſſung bejagen, daR „der Bundes: 
rath aus ben Xertretern der Mitglieder des Yundes beitehe‘‘, zweifelhaft aber die 
(‚mennung und Xnitruirung der Bevollmächtigten zum Bundesrath ein Recht 
des Staatsoberhaupts des (Finzelitaats ijt, ohne Mitwirfung der Yandesvertretung, 
io in Damit ein deutlicher Hinweis gegeben, welches Erforderniß Die Reichs ver— 


taiiung für die gültige Willensäußerung eines (Finzelitaats hinſichtlich Aenderung - 


oon Lerfaflungsbeitimmungen aufjtellt. Darauf aber, wie die Reichsverfajjung dieſe 
arage auffaßt, fonımt ed allein enticheidend an. Uebrigens würde man nad) dem 
Srrafiungsrecht der meilten monarchiſchen KFinzelitaaten, namentlich nad) der Bayeriſchen 
Serfalfung von 1818, Zitel IL, $ 1 wohl zu dent nämlichen Ergebniß gelangen. 


2. Holgendorff, Nabrbud 1. 


r 
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Wirkung eingeführt, dag, wo in diefen Geſetzen von dem Norddeutfchen Bunde, 
deſſen Verfafjung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, verfajjungs: 
mäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flagge u. |. w. die Rede ift, der 
Deutihe Bund und deſſen entiprehende Beziehungen zu verftehen find, 
nämlich: 


J. vom Tage der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Verfaſſung an: 

1) das Geſetz über das Paßweſen vom 12. Oktober 1867, 

2) das Geſetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre 
Befugnig zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oftober 1867, 

3) das Geſetz über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, 

+) das Geſetz, betreffend die Organifation der Bundesfonfulate, ſowie 
die Amtsrechte und Pflichten der Bundesfonjuln, vom 8. November 1867, 

5) das Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, vom 
9. November 1867, 

6) das Geſetz, betreffend die vertraggmäßigen Zinjen, vom 14. November 
1867, 

7) das Geſetz über die Aufhebung der polizeilihen Beſchränkungen der 
Eheſchließung, vom 4. Mai 1868, . 

8) das Gejeg, betreffend die Aufhebung der Schuldhaft, vom 29. Mai 
1868, 

9) das Geſetz, betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penfionen 


Für Einen Fall hat das Bayeriſche Schlußprotofol Nr. IV. die Frage ausbrüdlid 
im Sinn ber hier gegebenen Auslegung entichieden. (S. unten.) 

Im II. Außerordentlichen Reichätag conitatirte feine übereinftiinmende Auf: 
faffung ber Abgeordnete Lafer (©. 85. 133), auf beijen Anfrage. jodann der Prä- 
jident des Bundesfanzleramts, StaatSminijter Delbrüd, erklärte: „Eine authentijche 
Interpretation kann ich bier nicht geben; ich kann nur jagen, daß ich unter biejer 
„Zultimmung‘ nichts anderes verjtanden babe ald die Zujtimmung im Bundes- 
rathe und daß mir bisher eine entgegenjtehende Auffaſſung nicht be— 
fannt geworden iſt.“ (!) (S. 134.) Durch Annahme des Geſetzentwurfs über 
das Poſtweſen des Reichs, welcher VBorrechte der Bolt auf Württemberg ausdehnt, 
bie Iaut bes Württembergiichen Schlufprotofolls Ziffer 3 nur „mit Zuſtimmung 
Württembergs“ auf biefes Bundesland ausgebehnt werden konnten, haben Bundes 
rath und Reichstag ich für die nämliche Anterpretation entichieden. (Vgl. An’ 
merfungen zu diefem Schlußprotofoll.) Ein ähnliches Präjudiz .Eönnte in der Au— 
nahme der neuen Faſſung des Art. 8 Abi. 4 der Berjaflungsurfunde gefunden 
werden. (Vgl. Einleitung II. ©. 7 u. &.) 

Eine entgegengefeßte Anficht vertrat im II. Außerorbentlihen Reichstag 1870 
der Abgeordnete v. Brauditih (Elbing), Verhandlungen ©. 105. Ebenſo lehrt 
Lorenz Haufer, (Bezirfs- und Handelögerichtörath in München) in feiner Schrift: 
„Die Verfafjung des Deutfchen Reichs in den Srundzügen und Verhältnifjen zu 
den Ginzelftaaten, insbejondere zu Bayern.” (Nördlingen 1871) ©. 38: die Ver— 
zichtleijtung des bevorrechteten Staates jete voraus, daß „von den Geſetzgebungs— 
faftoren deſſelben nad Maßgabe ber einzeljtaatlidhen Berfaflung zu der Abände- 
rung zugeitimmt‘ worden fei, — mobei unflar bleibt, ob dieſer Verzicht ald Ab- 
änderung der Tanbesverfafjung zu behandeln wäre ober nicht. Aehnlich äußert jich 
2. Auerbach S. 69— 72, nur daß er eine ohne Zuftimmung der Yanbedvertretung 
von der Regierung im Bunbesrath erklärte Verzichtleiftung für abjolut verbindlich 
anerkennt, und nur ein Anklagerecht gegen das betrefjende Landesminifterium ſtatuirt. 
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und Unteritütungen an Offiziere und obere Militairbeante der vormaligen 
Shleswig:Holfteinifhen Armee, ſowie an deren Wittwen und Waifen, vom 
14. Juni 1868, 

10) das Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs: 
und Wirthihaftsgenojjenichaften, von 4. Juli 1868, 

11) die Maaß- und Gemwichtsordnung für den Norddeutihen Bund vom 
Ir. Auguft 1868, 

1?) das Geſeh, Maßregeln gegen die Rinderpeſt betr., vom 7. April 1869, 

13) das Wahlgejek!) für den Reichötag des Norbbeutfchen Bundes 
vom 31. Mai 1869, 

14) das Geſetz, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 
1369, Ä 

15) das Gefeh, betreffend die Einführung der Allgemeinen Wechjelordnung, 
der Nürnberger Wechſelnovellen und des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs?) als Bundesgejege, vom 5. Juni 1869, 

16) das Geſetz, betrefiend die Wechjelitempelfteuer im Norddeutichen 
Bunde, vom 10. Juni 1869, 

17) das Geſetz, betreffend die Einrichtung eines oberjten Gerichtshofes für 
Sandelöfachen, vom 12. Juni 1869, 

18) das Geſetz, betreffend die Beichlagnahme des Arbeits: oder Dienft- 
lohnes, vom 21. Juni 1869, 

19) das Geſetz, betreffend die Gewährung der Rechtshülfe, vom 21. Juni 
169, 

20) das Geſetz, betreffend die Gleichberehtigung der Konfeljionen in 
bürgerlicher und ftaatsbürgerliher Beziehung, vom 3. Juli 1869, 

21) das Geſetz, betreffend die Bewilligung von lebenslänglihen Penfionen 
und Unterjtügungen an Militairperfonen der Unterflaflen der vormaligen 
Shteswig-Holjteinifchen Armee, jowie an deren Wittwen und Waifen, vom 
März 1870, 

22) das Geje wegen Befeitigung der Doppelbejteuerung vom 13. Mai 
1870, 

23) das Geſetz über die Abgaben von der Flößerei vom 1. Juni 1870, 

24) das Geſetz über. die Erwerbung und den Verluſt der Bundes: und 
Ztaatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870, 

25) das Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, 
suftfaliihen Compoſitionen und dramatiichen Werfen, vom 11. Juni 1870, 

26) das Geſetz, betreffend die Kommandit-Gefellichaften auf Aktien und 
sie Attien-Gejellichaften, vom 11. Juni 1870, 

27) das Geſetz über die Ausgabe von Papiergeld von 16. Juni 1870, 

28) das Geſetz über die Befugnig der Bundeskonſuln zu Eheſchließungen 
“im, vom 4 Mai. 1870; 


‘, Ter Bayerijche Vertrag verordnet Die Einführung des Wahlgejeges in III, $ 8. 
2) Tie Einführung der Nürnberger Wechjel- Novellen und bes Allgemeinen 
ĩeutſchen Handelsgeſetzbuchs iſt für Bayern durch Reichsgeſetz vom 22. April 1871 
2 verfügt. 
4* 


+’ 


IE 
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IL vom 1. Januar 1872 an, jedod unbeihadet der früheren 
Geltung im Gebiete des Norddeutichen Bundes: 
1) das Geſetz über die Ausgabe von Banknoten von 27. März 1870 
und 
mit Ausihluß von Hejien füdlid des Maiı, 

2) das Einführungsgejck zum Strafgejetbud) fiir den Norddeutſchen Bund 
vom 3l. Mai 1870, 

3) das Strafgeſetzbuch für den Norddeutſchen Bund vom 31. Mai 
1870 und 

4) die Geſetze über das Poſtweſen des Norddeutſchen Bundes vom 
2. November 1867, über das Poſttaxweſen im Gebiete des Norddeutſchen 
Bundes vom 4. November 1867, betreffend die Einführung von Telegraphen: 
Freimarken vom 16. Mai 1860 umd betreffend die Porto-Freiheiten imt 
Gebiete des Norddeutichen Bundes vom 5. Juni 1869. 

„in Heſſen, jüdlih des Main, werden also Bundesgeſetze eingeführt, 
und zwar: 

vom Tage der Wirkſamkeit diejer Verfaſſung an: 
das Geſetz, betreffend die Schließung und Beſchränkung der öffentlichen 
Spielbanten, vom 1. Juli 1868, 
das Geſetz, betreffend die Kinführung von Telegraphen-Freimarken, vom 
16. Mai 1569; 
die Gewerbeordnung für den Morddeutihen Bund vom 
21. uni 1869, 

das Einführungsgeſetz sum Sırafgejeßbuh für den Nord. 

deutihen Bund vom 31. Mai 1870 und 

das Strafgejekbud für F Norddeutſchen Rund vom 31. Mai 

1870; 
vom 1. Juli 1871 an: 
das Belek über den Unterſtützungs-Wohnſitz vom 6. \um 1870. 

In die Hohenzollern'ſchen Lande wird vom Tage der Wirkſamkeit diefer 
Berfaflung an eingeführt das Geſes, betreffend die Wechſelſtempelſteuer im 
Norddeutſchen Bunde, vom 10. Juni 1869. 

Die Erklärung der übrigen im Norddeutichen Bunde ergangenen Geſese 
zu Bundesgeſetzen bleibt, joweit dieje Geſetze fich auf Angelegenheiten bezieben, 
welche verfajlungsmäßig der Gejetgebung des Deutſchen Bundes unterliegen, 
der Bundesgejehgebung vorbehalten. 


B. Yrotofoll, betr. die Nereinbarung zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bunde, Baden und Heſſen über Gründung des Deutſchen Bundes und 
Annahme der Bundesverfaſſung. Nom 15. November 1870. 


(Pundesgefeßblatt 18:0, SZ. 6430--655.) 


«Aufreterhalten durch Reichögejeg vom 16. April 1871, betr. die Verfajfung des Teutihen Reichs 3 3.7 


Serhandelt Berjailles, den 15. November 1870. 
Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen, im Namen des Nord: 
Deutihen Bundes, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und 
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Seine Königliche Hoheit dev Großherzog von Heſſen und bei Rhein überein: 
gfommen find, über die Gründung eines Deutihen Bundes in Verhandlung 
zu treten umd zu diejem Zwecke bevollmädhtigt haben, und zwar: 

Zeine Majeftät der König von Preußen, im Namen des 
Korddeutihen Bundes: 

den Nanzler des Norddeutichen Bundes, Allerhöchſtihren Präjidenten 
des Staatsminiſteriums und Minifter der ausmärtiaen Angelegenheiten 
(Srafen Otto v. Bismard:Schönhaujen, 

den Königlich Sächſiſchen Staatsminiſter dev Finanzen und der aus: 
wärtigen Angelegenheiten Richard Freiherrn v. Frieſen — 

und 

den Präſidenten des Bundesfanzler: Amts, Allerhöchſtihren Staatsminijter 
Martin Friedrich Rudolph Delbrüd,; 

Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Baden: 

Allerhöchſtihren Präſidenten des Staatsminijteriums und Staatsminijter 
des Innern Dr. Julius Jolly und 

Allerhöchſtihren Präfidenten des Miniſteriums des Großherzoglichen 
Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten Rudolf v. Freydorf; 

Zeine Röniglihe Hoheit der Großherzog von Heſſen und 
ccı Rhein: 

Allerhöchſtihren Präfidenten des Gejammtminijteriums und Weinijter 
des Großherzoglichen Haujes und des Neupern ſowie des „Innern, 
Wirklichen Geheimen Rath Freiherrn Reinhard v. Dalwigk zu 
Yichtentels und 

Allerhöchſtihren augerordentlihen Geſandten und bevollmäcdhtigten Minijter, 
(Heheimen Yegationsrath Karl Hofmann, 

nd dieſe Bevollmächtigten in Verſailles zujammengetreten und haben fid), 
nach gegenjeitiger Borlegung und Anerkennung. ihrer Vollmachten, über die 
anliegende Verfaſſung des Teutihen Bundes verjtändigt. 

Zie find ferner darüber einveritanden, daß Diele Verfaflung, vorbe- 
-altlih der weiter unten zu erwähnenden Maaßgaben, mit dem 1. „Januar 
IL in Wirkſamkeit treten ſoll, und ertheilen ſich deshalb gegenieitig die 
Zulage, daß ſie umverzüglid den geſetzgebenden Faktoren des Norddeutichen 
Eundes, beziehungsmweile Badens und Heflens, zur verfafjungsmäßigen Zu: 
“immung vorgelegt und, nad) Ertheilung diefer Zujtimmung, im Laufe des 
Monats Tezember vatifizivt werden jol. Der Austauſch der Ratifikations— 
rtlärungen ſoll in Berlin erfolgen. Ä 

In Betracht der großen Schiwierigfeiten, welche theils die vorgerüdte 
zeit, theils die Fortdauer des Krieges, theil$ endlich die in, einigen betheiligten 
<taaten bereits erfolgte Regulirung des Yandesbudgets der Aufjtellung eines 
"ats für die Militairverwaltung des TDeutichen Bundes für das Jahr 1871 
erigegenftellen, it man übereingefommen, daß die Gemeinichaft der Ausgaben 
't das Landheer erit mit dem 1. Januar 1872 beginnen jol. Bis zu 
tem Tage wird daher der Ertrag der im Artifel 35 bezeichneten gemein: 
vdaitlichen Abgaben nicht zur Bundestaſſe fließen, jondern den Staatskaſſen 
vadens und Heſſens, lebterer rüdlichtlih des auf Südheſſen fallenden Antheilg, 
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verbleiben und e3 wird der Beitrag diejer Staaten zu den Bunbdesaus: 
gaben durch Deatrifularbeiträge aufgebracht werden, wegen deren Feſtſtellung 
dem im nächſten „Jahre zu berufenden Reichsſstage eine Vorlage gemacht 
werden wird, | 

Auch die Beitimmungen in den Artifeln 49—52 der Bundesverfajlung 
follen für Baden erjt mit dem 1. Januar 1872 in Wirkfamteit treten, damit 
die für die Weberleitung der Landesverwaltung der Poſten und Telegraphen in 
die Bundesverwaltung erforderliche Zeit gewonnen werde. 

„im Uebrigen wurden noch nadjtehende, im Laufe der Verhandlungen 
abgegebene Erklärungen in gegenmärtiges Protokoll niedergelegt: 

Man war darüber einveritanden, 

1) zu Artikel 18 der Verfaſſung, daß zu den, einem Beamten 
zuftehenden Rechten im Sinne des zweiten Abſatzes diejes Artikels 
diejenigen Rechte nicht gehören, welche jeinen Hinterbliebenen in 
Deziehung auf Penjionen oder Unterftükungen etwa zuitehen; 

2) zu den Artifeln 35 und 38 der Berfajjung, daß die nad 
Maaßgabe der Zollvereinsverträge auch ferner zu erhebenden Weber: 
gangsabgaben von Branntwein und Vier ebenjo anzujehen find, wie 
die auf die Bereitung dieier Getränfe gelegten Abgaben 1); 

3) zu Artikel 38 der Verfajjung, daß, jo lange die jehige Pe: 
fteuerung des Bieres in Heſſen fortbefteht, nur der dem Betrage der 
Norddeutichen Braumalzjteuer entiprechende Theil der Heifiichen Bier: 
jteuer in die Bundesfajje fließen wird; 
zum VII Abſchnitt der Berfajjung, daß die Verträge, durd 
welche das Verhältniß des Poſt- und Telegraphenweiens in Helen 
zum Norddeutihen Bunde jetzt geregelt ift, durch die Bundeöver: 
fafjung nicht aufgehoben jind. Insbeſondere behält es hinſichtlich 
der Zahlung des Kanons und der Chaufjeegeld:Entihädigung, ſowie 
der Entſchädigung für Wege: und Brückengelder und jonftige Kommuni: 
fationsabgaben, ferner hinjichtlih der Vergütung für Benutzung der 
Staats: und Privatbahnen, und hinſichtlich der Behandlung des 
Portofreiheitsweſens in Sũüdheſſen, bi8 zum Ende des Jahres 1875 
jein Bewenden bei dem jett beitehenden Zujtande. Für die Zeit 
vom 1. Januar 1876 ab fällt die Zahlung des Kanond und der 
Shauffeegeld-Entihädigung weg. Wie e8 in Bezug auf die Ber: 
aütung für die poſtaliſche Benutzung der Cijenbahnen, ſowie in 


4 


— 


3) Es iſt Sache der Landesgeſetzgebung von Baden, beziehungsweiſe Württem: 
berg und Bayern, die Höhe der Uebergangsabgaben bei Einfuhr von Branntwein 
oder Bier aus andern Theilen des Bundesgebiets feſtzuſtellen, und ebenſo Sache des 
Bundesraths und Reichstags, ohne Betheiligung der Vertreter der drei Süddeutſchen 
Staaten die Höhe der Lebergangsabgaben von demjenigen Branntwein und Bier zu 
beitimmen, welches aus einem ber drei Sübdjtaaten nach dem Norden eingeführt wird. 
Doch find die Schranfen zu beobachten, welche der Zollvereinsvertrag vom 8. Juli 
1867 Art. 5, Ziffer II, $ 5 im diefer Hinſicht zieht. (Ihubihum ©. 653). Ter 
Ertrag der Uebergangsabgaben jällt der Kaſſe des Staats zu, welche auch den Gr: 
trag der Steuern auf Branııtwein und Bier bezieht. 
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Bezug auf die Südheſſiſchen Portofreiheiten für die Zeit nad dem 
1. Januar 1876 zu halten fei, bleibt ſpäterer Verſtändigung vor: 
behalten. Die Entihädigung für Wege: und Brüdengelder und fonftige 
Kommunifationgabgaben wird aud) nad dem 1. Januar 1876 an 
die Großherzoglich Heſſiſche Regierung gezahlt, wogegen dieſe die 
Entſchädigung der Berechtigten auch für die Zukunft wie bißher 
übernimmt; 

5) zu Artikel 52 der VBerfafjung wurde von den Badilchen Be: 
vollmächtigten bemerkt, daß die finanziellen Ergebniſſe der Poit: und 
Telegraphenverwaltung de8 Bundes, wie fie fich bisher geitaltet 
hätten und in dem Bundeshaushalts-Etat für 1871 veranichlagt 
feien, ungeachtet der in Artikel 52 getroffenen Bejtimmung, feine 
Gewähr dafür Ieifteten, daß der auf Baden fallende Antheil an den 
Einnahmen diefer Verwaltungen auch nur annähernd diejenige Ein: 
nahme ergeben werde, welche es gegenwärtig aus feiner eigenen Ver: 
waltung zum Betrage von durdichnittlih 130,000 Rthlr. beziehe. 
Sie hielten es deshalb für billig, daß Baden durch eine bejondere 
Verabredung vor einem, feinen Haushalt empfindlich berührenden 
Einnahme-Ausfall geiichert werde. 

Wenngleih von anderen Seiten die Bejorgnig der Badiſchen Be: 
vollmädtigten als begründet nicht anerkannt werden konnte, jo einigte 
man ſich doc dahin, daß, wenn im Yaufe der Uebergangsperiode der 
nad dem Prozentverhältnig ſich ergebende Antheil Badens an den im 
Bunde auffommenden Pojtüberfhüffen in einem Jahre die Summe 
von 100,000 Rthlrn. nicht erreichen jollte, der an diejer Summe 
iehlende Betrag Baden auf jeine Mtatrifularbeiträge zu Gute gerechnet 
werden jol. Eine ſolche Anrehnung wird jedoch nicht ftattfinden in 
einem Jahre, in welches kriegeriſche Ereigniffe fallen, an denen ber 
Bund betbeiligt iſt; 

6) zu Artikel 56 der Verfaffung bemerften die Bevollmächtigten 
des Norddeutichen Bundes auf Anfrage der Großherzoglich Badiſchen 
Bevollmädtigten, dag das Bundespräfidium ſchon bisher, nad Ver: 
nehbmung bes zuftändigen Ausichuffes des Bundesrathes, Bundes: 
tonjulate errichtet habe, wenn eine ſolche Cinrihtung an einem be: 
ftimmten Plate durch das Intereſſe auch nur Eines Bundesjtaates 
geboten worden fei. Sie verbanden damit die Zufage, daß in dieſem 
Sinne auch in Zufunft werde verfahren werben; 


+) zu Artikel 52 der Verfafjung wurde verabredet, daß die Zahlung 
der nad) diefem Artikel von Baden aufzubringenden Beiträge mit 
dem eriten Tage des Monats beginnen fol, welcher auf die Anordnung 

‚ zur Rückehr der Badiſchen Truppen von dem Kriegszuftande auf 
den Friedensfuß folgt; 

8) zu Artikel 78 der Berfajfung wurde alljeitig als felbitverjtändlich 
angejehen, daB diejenigen Vorfchriften der Verfaffung, durch melde 
beitinnmte Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältniß zur 
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Geſammtheit fejtgeftellt find, nur mit Zujtimmung des berechtigten 
YBundesitaates abgeändert werden fönnen 7); 

9) zu Artikel 80. der Berfafjung war man in Beziehung auf 
das Geſetz, betreffend die Errichtung eines oberiten Gerichtshofes 
für Handelsfahen, vom 12. Juni v. J. darüber einig, daß eine 
entiprechende Vermehrung der Mitglieder diejes Gerichtshofes dur 
einen Nachtrag zu deilen Stat für 1871 in Vorfchlag zu bringen 
jein werde. - 

Es wurde ferner. allfeitig anerkannt, daß zu den im Norbdeutichen 

Bunde ergangenen Geſetzen, deren Erklärung zu Geſetzen des Deutſchen 

Bundes der Bundesgejekgebung vorbehalten bleibt, das Geſetz vom 

21. Juli d. J., betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militair: 

und Marinevermaltung, nicht gehört, und daß das Geſetz vom 31. Mai d. J. 

betreffend die St. Gotthard-Eiſenbahn, jedenfall nicht ohne Veränderung 

feines Inhalts zum Bundesgejeße würde erklärt werden können ?). 

Gegenmwärtiges Protokoll ift vorgelejen, genehmigt und von den im Ein: 

gange genannten Bevollmächtigten in Einem, in das Archiv des Bundeskanzler: 
Amts zu Berlin niederzulegenden Exemplare vollzogen worden. 


v. Bismard. Jolly. v. Dalwigt. 
(L. S.) (L. 8.) (L. S.) 
v. Frieſen. v. Freydorf. Hofmann. 
(I. 8S.) (L. 8.) (L. S.) 
Deibrüd. 
(L. S 


Die Ausmwechielung der Ratififations-Urfunden hat in Berlin jtattgefunden. 


IV. 


Verträge mit Bayern. 


A. Bertrag zwiijhen dem Norddeutſchen Bund und Bayern, betreffend 
den Beitritt Bayerns zur Werfajjung des Deutſchen Bundes. Nom 
23. November 180. 

(Bundes:(Wejegblatt des Deutjchen Bundes 1871, Nr. 5, S. 9—22.) 


Borbemerfung: Ter aufgehobene Zheil des Vertrags ijt mit kleineren 
Lettern gedruckt. 


Seine Majeſtät der König von Preußen im Namen bes Norddeutſchen Bundes 
und Seine Pajeität ber König von Bayern haben in der Nbficht, die Sicherheit des 
Deutſchen (Kebietes zu gemährleijten, dem Deutſchen Rechte eine gedeihliche Entwickelung 
zu fihern und die Wohlfahrt des Deutſchen Nolfes zu pflegen, beſchloſſen, über 
Sründung eines Bundes Verhandlungen zu eröfinen und zu dieſem Behufe zu Be: 
vollmädtigten ernannt: 

Seine Majejtät der Rönig von Treufen, im Namen des Nord: 
deutihen Bundes: 


den Kanzler des Norddeutſchen Bundes, Allerhöchſtihren Prafidenten des 
1) Kal. jetzt Verfaflungsurfunde Artifel ‘8, Abi. 2. 
2) Rgl. oben Einleitung IIT, ©. 1 
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Staatöminijterinmng und Miniſter der Auswärtigen Angelegenheiten Grafen - 
Otto v. Bismard:-Schönhaufen, und 
Allerhoͤchſtihren Kriegs- und Marineminiſter, General ber Infanterie Albert 
v. Roon; 
Zeine Majeſtät der König von Bayern: 
Allergöchitihren Staatsminifter des Königlichen Hauſes und bes Aeußern 
Grafen Ttto v. Bray:- Steinburg, 
Allerhöchſtihren Kriegsminifter, (Henerallieutenant Sigmund Freiherrn 
v. Prankh und 
Allerhöchſtihren Staatsminijter dev Juſtiz Johann v..Puk. 
Tie Bevollmächtigten find in Verſailles zujammengetreten, haben ihre Noll: 
machten ausgetaujcht und haben fih, nachdem dieje letteren in guter Ordnung be: 
'unden waren, über nachfolgende Vertragsbeſtimmungen geeinigt. 


T. 


Tie Staaten des Norddeutjchen Bundes und das Königreich Bayern ſchließen 
einen ewigen Bund, welchem das Großherzogthum Baden und das Großherzogthum 
den für deſſen ſüdlich vom Main belegenes Staatsgebiet ſchon beigetreten ſind 
und zu welchem der Beitritt des Königreichs Württemberg in Ausſicht ſteht. 

Tiefer Bund heißt der Deutſche Bund. 


1. 


Die Verfaſſung des Teutichen Bundes iſt die des bisherigen Norddeutichen 
Sundes, jedoch mit folgenden Abänderungen. 


S L. 
Ter Artikel 1 der Norddeutſchen Bundesveriaſſung wird künftig lauten, 
wie tolgt: 

Das Bundesgebiet beſteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg, Bayern, 
Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen, Mecklenburg-Schwerin, Sachſen-Weimar, 
Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen-Meiningen, Sachſen— 
Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolſtadt, Schwarz: 
burg: Sondershauien, Walded, Reuß älterer vinie, Reuß jüngerer Pinie, 
Schaumburg:Yippe, Yippe, Yübed, Bremen und Hamburg. 


y2. 
Zu Artifel 4 wird folgender Zuſatz vereinbart: 
Zifj. 16. Tie Beitinmungen über die Preſſe und das Nereinswejen. 


v2. 
Tas zweite Alinea des Artikels 5 lauter Fintftig, wie folgt: 

Ber Geſetzes-Vorſchlägen über das Militairweſen, die Kriegsmarine und 
die im Artifel 35 bezeichneten Abgaben giebt, wenn im Bundesrathe eine 
Meinungsverſchieden heit ſtattfindet, die Stimme des Präſidiums den Aus: 
ſchlag, wenn ſie ſich für die Aufrechthaltung der beſtehenden Einrichtungen 
ausſpricht. 


g 4. 
Artikel 6 erhält folgende Faſſung: 

Der BRundesrath beſteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, 
unter welchen die Stimmführung ſich in der Weiſe vertheilt, daß Preußen 
mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holſtein, Naſſau 
und Frankfurt 17 Stimmen führt, Bayern 6, Sachſen 4, Württemberg 4, 
Yabden 3, Helfen, 3, Medienburg: Schwerin * Sachſen⸗ Weimar I, Mecklen— 
burg-Strelitz I, Oldenburgel, Braunſchweig 2, Sachſen-Meiningen J Sadjen: 
Altenburg I, Sadfen:Koburg:(Kotha 1, Anhalt I, Schwarzburg: Rubofitabt 1, 

' Schwarzburg-Sondershaujen 1, Kalded I, Reuß älterer Yinie 1, Reuf 
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jüngerer Linie 1, Schaumburg: Lippe 1, Yippe 1, Lübel 1, Bremen 1, 
Hamburg 1, in Summa 55 Stimmen. 

Jedes Mitglied des, Bundes kann joviel Bevollmädhtigte zum Bundesrathe 
ernennen, wie e8 Stimmen bat, doch fann die Gejammtheit ber zuftändigen 
Stimmen nur einheitlich” abgegeben werden. 


55. 
An die Stelle des Artifeld 7 tritt folgende Beitimmung. 

Ter Bundesrath bejchliekt: 

1) über die dem Reichsſtage zu machenden Vorlagen und die von dem: 
jelben gefaßten Beſchlüſſe; 

2) über die zur Ausführung der Bundesgeſetze erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften und Einrichtungen, ſofern nicht in dem 
Geſetze ſelbſt etwas Anderes beſtimmt iſt; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Bundesgeſetze oder der 
vorſtehend erwähnten Vorſchriften oder Einrichtungen hervortreten. 

Jedes Bundesglied iſt befugt, Vorſchläge zu machen und in Vortrag zu 
bringen, und das Präſidium iſt verpflichtet, dieſelben der Berathung zu 
übergeben. 

Die Beſchlußfaſſung erfolgt, vorbehaltlich der Beſtimmungen in ben Ar: 
tikeln 5, 37 und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene oder nicht in: 
jtruirte Stimmen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit giebt Die 
Präfibialitimme den Ausjchlag. 

Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welde nach den De: 
ftimmungen diejer Zerfaflung nicht dem ganzen Bunde gemein] aftlich iſt, 
werden die Stimmen nur derjenigen Bunbesitaaten gezählt, welden die An: 
gelegenheit gemeinjchaftlid iſt. 


VG (EP? Un nn 
. 


56. 
Artifel 8 erhält folgende Faſſung: . 
Ter Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe 
1) für das Landheer und die Feſtungen, 
2) für das Seeweſen, 
3) für Zoll: und Steuermeien, 
4) für Handel und Verkehr, 
>) für Gijenbahnen, Poſt und Telegraphen, 
6) für Juſtizweſen, 
7) für Rechnungsweſen. 
In jedem diefer Ausſchüſſe werden aufer dem Präfibium mindeſtens vier 
Bundesjtaaten vertreten fein, und führt innerhalb derjelben jeder Staat nur 
Fine Stimme. 
In dem Ausſchuſſe für das Landheer und die Zeitungen hat Bayern einen 
ftändigen Sig, die übrigen Mitglieder vejjelben, ſowie bie Mitglieder bes 
Ausſchuſſes für das Seeweſen, werben von dem Bundesfeldherrn ernannt; 
die Mitglieder der anderen Ansjchüffe werden vom Bunbesrathe gewählt. 
Die Zufammenfegung biefer Ausſchüſſe ift für jede Seffion ded Bundesrathes, 
reſp. mit jebem Jahre zu erneuern, wobei die ausjcheidenden Mitglieder wieder 
wählbar find. U 
Außerdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der Königreiche 
Bayern, Sachſen und Württemberg unter dem Vorſitze Bayerns ein Aus- 
ſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten gebildet ?). 
Den Ausjhüffen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Ver: 
fügung geitellt. 


— 


1) Diefer Abſatz iſt in der Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 Artikel 8 ab- 
geänbert worden. 
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‘7. 
—8* Artikel 11 wird nach dem erſten Abſatze folgende Zuſatzbeſtimmung ein— 
geſchaltet: 
Zur Erklärung des Krieges im Namen des Bundes iſt die Zuſtimmung 
des Bundesrathes erforderlich, es ſei denn, daß ein Angriff auf das Bundes: 
gebiet oder deſſen Küſten erjolgt. 


G 8. 
Artifel 18 erhält am Schlufje folgenden Zujak: 

Ten zu einem Bundesamte berufenen Beamten eines Bundesſtaates ftehen, 
forern nicht vor ihrem Gintritt in den Bundesdienit im Wege der Bundes: 
gejeßgebung etwas Anderes bejtimmt ijt, dem Bunde gegenüber diejenigen 
Rechte zu, melde ihnen in ihrem Heimathlande aus ihrer bienjtlichen Stellung 
jugeitanden hatten. 

$9. 


Artifel 19 lautet fortan wie folgt: 

Wenn Bundesglieder ihre verfajjungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, 
fönnen fie dazu im Wege ber Grefution angehalten werden. Tieje re: 
fution ijt vom Bunbdesrathe zu beichliefen und vom Wunbdesprälidium zu 
vollitreden. 

$ 10, 
Artikel 20 erhält folgende Faſſung: 

Ter Reichstag geht aus allgemeinen und bdireften Wahlen mit geheimer 
Abſtimmung hervor. ' 

Bis zu der gejeßlichen Regelung, welche im $ 5 des Wahlgejetes vom 
31. Mai 1869, (Artikel 79, Nr. 13) vorbehalten it, werden in Bayern 48, 
in Rürttemberg 17, in Baden 14, in Heljen ſüdlich des Main 6 Abge- 
ordnete gewählt und beträgt demnach die Sejammtzahl der Abgeordneten 332. 


sı. 


Artifel 28 erhält folgenden Zuſatz: 

Bei ber Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, welche nach ben Beitimmungen 
diejer Verfaſſung nicht dem ganzen Bunde gemeinſchaftlich iſt, merben die 
Etimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bundesſtaaten gewählt 
find, welden die Angelegenheit gemeinjchaftlich iſt. 


$ 12. 
Aus Artikel 34 wird dad Wort „Lübeck“ geitrichen. 


6 13. 
Artikel 35 erhält folgende Faſſung: 

Der Bund ausihliekli Hat die Geſetzgebung über das gejammte Zoll- 
wejen, über bie Beiteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes und 
Iabad3, bereiteten Branntweins und Bier und aus Rüben oder anderen 
inländiſchen Erzeugniſſen dargejtellten Zuderd und Syrups, über den gegen: 
feitigen Schuß der in den einzelnen Bundesitaaten erhobenen Berbraudhsab: 
gaben gegen Hinterziehungen, jomwie über die Maßregeln, welche in den Zoll: 
ausſchlüſſen zur Sicherung der gemeinjamen Zollgrenze erforderlich ſind. 

An Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Bejteuerung des inlän: 
diſchen Branntweins und Biers der Yandesgejehgebung vorbehalten. Tie Bundes: 
fiaaten werben jedoch ihr Beſtreben darauf richten, eine Webereinitimmung der 
Geſetzgebung über die Beſtenerung auch diejer Gegenstände herbeizuführen. 


$ 14. 


Zu Artifel 36 wird am Schluſſe folgender Zuſatz beigefügt: 
Die von dieſen Beamten über Mängel bei der Ausführung der gemein 
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ſchaftlichen Geſetzgebung gemachten Anzeigen (Art. 25) werden' dem Bundes— 
rathe zur Beſchlußnahme vorgelegt. 


ln. 
Artifel 37 wird Fünftig lauten, wie folgt: 

Rei der Beſchlußnahme über die zur Ausführung der gemeinjchaftlichen 
(Kefeßgebung (Art. 35) dienenden Verwaltungsvorjchriften und Einrichtungen 
giebt die Stimme de3 Prajidiuns alsdann den Ausſchlag, wenn fie jich für 
Aufrechthaltung ber bejtehenden Norjchrift oder Einrichtung ausſpricht. 


g Ib. 
Artifel 38 wird wie folgt gefragt: 

Ter Ertrag der Zölle und der anderen in Artikel 35 bezeichneten Abgaben, 
leterer joweit jie der Bundesgejeßgebung unterliegen, flieht in Die Bundes: 
kaſſe. 

Dieſer Ertrag beſteht aus der geſammten von den Zöllen und den übrigen 
Abgaben aufgekommenen Einnahme nach Abzug 

1) der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorſchriften beruhenden 
Steuervergütungen und Ermäßigungen. 
der Rückerſtattungen für unrichtige Erhebungen, 
der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 


a) bei den Zöllen der Koſten, welche an ben gegen das Ausland gelegenen 
(Krenzen und in dem Grenzbezirke für den Schutz und bie Erhebung 
der Zölle erforderlich find, 

h) bei der Salzſteuer der Kojten, welche zur Beſoldung der mit (erhebung 
und Kontrolirung dieſer Steuer auf den Salzmwerfen beauftragten 
Beamten aufgerendet werben, 

ce) bei der Nübenzuderiteuer und Tabadjtener der Vergütung, melde 
nad) den jeweiligen Beſchlüſſen des Bundesrathes den einzelnen 
Yundesregierungen fiir die Roten der Verwaltung biejer Steuern zu 
gewähren iſt, 

Ad) bei den übrigen Steuern mit funfzehn Prozent ber Geſammtein— 
nahme. 


Die außerhalb der gemeinſchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete tragen 
zu den Bundesausgaben durch Zahlung eind3 Averſums bei. 

Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die Bundeskaſſe 
fließenden (Frtrage dev Steuern von Rranntwein und Rier und an dem bielem 
Ertrage entſprechenden Theile des vorſtehend erwähnten Averſums keinen 
Theil. 


2 


ge. 

Artikel 39 erhält nachſtehende Faſſung: 

Die von den Erhebungsbehörden der Bundesſtaaten nach Ablauf eines 
jeden Nierteljahres aufzuſtellenden Quartalextrakte und die nach dem Jahres— 
und Bücherſchluſſe aufzuſtellenden Finalabſchlüſſe über die im Laufe des Viertel— 
jahres beziehungsweiſe während des Rechnungsjahres fällig gewordenen «Fin: 
nahmen an Zöllen und nacı Artikel 33 zur Bundeskaſſe fliegenden Verbrauchs— 
abgaben werden von den Tireftivbehörden der Bundesſtaaten, nad) voraus: 
gegangener Prüfung, in Hanptüberfichten zujammengejtellt, in welchen jede | 
Abgabe geiondert nachzuweiſen iſt, und es werden dieſe Ueberſichten an den 
Ausſchuß des Bundesrathes für das Rechnungsweſen eingeſandt. 

Der Lestere ſtellt auf Grund dieſer Ueberſichten von drei zu drei Monaten 
den von der Kaſſe jedes Bundesſtaates der Bundeskaſſe ſchuldigen Betrag 
vorläufig jeſt und ſetzt von dieſer Feſtſtellung den Bundesrath und die Bundes— 
ſtaaten in Kenntniß, legt auch alliährlid) die ſchließliche Feſtſtellung jener Beträge 
mit ſeinen Bemerkungen dem Bundesrathe vor. Der Bundesrath beſchließt 
über dieſe Feſtſtellung. 
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gs. 
Artifet 40 bar zu lauten: 

Tie Betimmungen in dem Zollvereinigungs:Vertrage vom 8. Juli 1867 
bleiben in Kraft, jomeit fie nicht durch Die Vorſchriften dieſer Verfaſſung ab- 
geandert find und jo lange fienicht anf dem in Artifel 7, beziehungsweiſe 73, 

bezeichneten Wege abgeändert werden. 


1m. 
Arcitel 48 Abjas 2 wird wie folgt gefaßt: 

Tie im Artifel 4 vorgejehene (Sejeßgebung des Yundes in Pot: und 
Telegraphen - Angelegenheiten erjtredt ſich nicht auf diejenigen Gegenſtände, 
deren Regelung nach den gegenwärtig in der Norddeutſchen Poſt- und Tele— 
grapbenverwaltung maRgebenden (Krundjäben der reglementariſchen Feſtſetzung 
oder adminiftrativen Anordnung überlafjen iſt. 


gu, 
An die Stelle der bisherigen Artifel HU und HI tritt folgende Faſſung: 

Artikel 20. Dem Bundespräſidium gehört die obere Leitung der Poſt- und 
Telegraphenverwaltung an. Daijelbe hat die Pfliht und das Recht dafür 
zu jorgen, baft Einheit in der Urganijation der Verwaltung und im Betriebe 
des Tieujtes, ſowie in der Tualififation der Beamten hergeſtellt und erhalten 
wird. 

Tas Präſidium bat für den Erlaß der reglementariſchen Feſtſetzungen und 
allgemeinen adminiſtrativen Anordnungen, ſowie fir die ausſchließliche Wahr— 
nehmung der Veziehungen zu anderen Poſt- und Telegraphenverwaltungen 
Sorge zu tragen. 

Sämmtliche Beamte der Poſt- und Telegraphenverwaltung ſind verpflichtet, 
den Anordnungen des Bundespräſidiums Folge zu leiſten. Dieſe Verpflich— 
tung iſt in den Dienſteid aufzunehmen. 

Artitel 51. Die Anſtellung der bei den Rerwaltungsbehörden der Poſt und 
Telegraphie in den verichiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten 
13.8. der TVireftoren, Räthe, Oberinjpeftoren), ferner die Anjtellung der zur 
Wahrnehmung des Auffichts: u. ſ. w. Dienjtes in den einzelnen Bezirken 
als I rgane der erwähnten Behörden fungirenden Poſi- und Ielegraphen: 
beamten (3. B. Inſpektoren, Kontroleure) geht für das ganze (Webiet des 
Teutihen Bundes von dem Präſidium aus, welchem dieſe Beamten den Dienit: 
eid leiiten. Den einzelnen Yandesvegierungen wird von den in Rede jtehenden 
rnennungen, joweit biejelben ihre Gebiete betreffen, Behufs der Iandesherr: 
lichen Bejtätigung und Publikation rechtzeitig Mittheilung gemacht iverden. 
Tie anderen bet den Serwaltungsbehörden der Poſt und Lelegraphie erforder: 
lichen Yeamten, jowie alle für den lokalen und technijchen Betrieb beſtimmten, 
mithin bei den eigentlichen Betriebsjtellen fungirenden BReamten u. |. w. werden 
von den betrejienden Landesregierungen angejtellt. 

8:0 eine jelbititändige Yandespoit: Tejp. Telegraphenverwaltung nicht bejtcht, 
entjcheiden die Beſtinimungen der bejonderen Nerträge. 


x 21. 
Artifel 92 Abjak > lautet für die Folge: 

Nach Dafgabe des auf dieſe Weije feſtgeſtellten Verhältniſſes werden den 
einzelnen Staaten während der auf ihren (Fintritt in Die Bundes Poſtver— 
waltung tolgenden acht Jahre die ſich f für ſie aus den im Bunde auftommenden 
Poſtüberſchüſſen ergebenden Quoten mu ihre ſonſtigen Beiträge zu Hundes: 
zwecken zu Gute gerechnet. 


822 
Artikel 6 lautet fortan in ſeinem Eingange: 
Tas geſammte Konſulatweſen des Deutſchen Hundes jteht unter ber 
Aunicht :c. 


62 I. Tie Verfaffung des Teutichen Reichs vom 16. April 1871. 


$ 23. 
In den Artikeln 57 und 59 tritt an die Stelle des Wortes „Norddeutſche“ ber 
Ausdrud: „Deutſche Bundesangehörige“. 


5 24. 
Aus Artifel 62 fallt ber zweite Abſatz aus. 


5 25. 
Artifel 78 lautet wie folgt: 
Zeränderungen ber Verfaſſung erfolgen im Wege ber - Gefetsgebung. Sie 


gelten als abgelehnt, menn fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen fich 
haben. 


$ 26. 
Der bisherige Artikel «9 der Bundesverfaſſung fällt weg !). 
An deſſen Stelle tritt folgende 


XV. Uebergangs:Bejtimmung. 
Artifel 79. 


Die nachſtehend genannten, im Norddeutſchen Bunde ergangenen Geſetze 
werden zu Geſetzen des Deutſchen Bundes erklärt und uls ſolche von den nach— 
ſtehend genannten Zeitpunkten an in das geſammte Bundesgebiet mit der 
Wirkung eingeführt, daß, mo.in dieſen Geſetzen von dem Norddeutſchen Bunde 
deſſen — Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, verfaſſungs- 
mäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flagge u. ſ. w. die Rede iſt, 
ber. Deutiehe Bund und defjen entiprehende Beziehungen zu verftehen find, 
nämlid): 

I. vom Tage der Wirfjamfeit der gegenwärtigen Nerfaflung an: 
1) das Sefeß über Paßweſen vom 12. Oktober 1867, 
2) ww Heſer über bie Nationalität der Kauffahrteiſchiffe vom 25. Oktober 
867, 
3) das Geſetz über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, 
4) das Geſetz über die Bundesfonfulate vom 8. November 1867, 
5) das Wehrgeieg vom 9. November 1867, 
6) das Geſetz über bie vertragsmäßigen Zinfen von 14. November 1867, 
7) bad Geſetz über die Bejeitigung polizeilider Ehebeihränfungen vom 
4. Mai 1868, 
8) das Geſetz über bie Aufhebung der Schulbhaft vom 29. Mai 1868, 
9) das Gejek über die Ünterftüßung Schleswig-Holjteinifcher Offiziere 
vom 14. Mai 1868, 
10) das Geſetz N. über bie Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 
. Auli 1868, 
11) das Geſetz über die Maak: und Gewichtsordnung vom 17. Auguſt 
1868, 
12) das Geſetz über die Rinderpeſt vom 7. April 1869, 
13) et über die Kautionen der Bundesbeamten vom 2. Juni 
809, 


1) Diefer Art. 79 Tautete: „„Der Eintritt eines dem Bunde nicht angehörenden 
Deutihen Staates in ben Bund erfolgt auf den Vorſchlag bed Bundespräſidiums 
im Wege der Bundesgeſetzgebung.“ Er batte ben Zweck, die Aufnahme Bayerns 
zu erleichtern, da ed dazu feiner Zmeibrittelmajorität im Bundesrath bedürfen jollte. 
Mit dem Eintritt Bayerns war biejer Zweck erfüllt. Vgl. Anmerkung zu Art. 78 
ber geltenden Zerfafjungsurfunde. 
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14) bas Geles über die Einführung der Wechſelordnung vom 5. ‘uni 

1869, 

15) bas Geſetz über die Wechjelitempeliteuer vom 10. Juni 1869, 

16) das Gejek über das Bundes-Oberhandelsgericht vom 12. uni 1869, 

17) das Geſetz über die Beſchlagnahme des Arbeitslohnes vom 21. Juni 
186 


IS) das Geſetz über die Bewährung der Rechtshülfe vom 21. Juni 1869, 
19) das Geſeb über die Gleichberechtigung der Konfeſſionen vom 3. Juli 
1869, 
20) bad Gejeß über die Befeitigung der Tooppelbefteuerung vom 13. Mai 
sd), 
21) dad Geſetz über die Abgaben von ber Flößerei vom 1. Juni 1870, 
22) dad Gejep über ben Erwerb und Verluſt ber Pundesangehörigfeit 
vom I. Nuni 1870, 
23) das (Nejeg über das Urheberreht an Schriftwerfen vom 11. Juni 
870, 
24) das Geſetz über die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Aftien- 
gejellichaften vom 11. Juni 1870, 
25) dad Geſetz über bie Ausgabe von Papiergeld vem 16. Juni 1870, 
26) el über die Eheſchließung vor Bundesfonfuln vom 16. Juni 
87 
27) das Geſetz über die Unterſtützung Schleswig-Holſteiniſcher Soldaten 
vom 3. März 1870; 
II. vom 1. Januar 1872 an: 
1) das Geſet über Poſtweſen vom 2. November 1867, 
2) Das Geſetz über Poſttaxweſen vom 4. November 1867, 
3) das Geſetz über Telegraphen: freimarfen vom 16. Mai 1869, 
4) das Geſetz über Bortofreiheiten vom 5. Nuni 1869, 
5) das Geſetz über Banknoten vom 27. Mär; 1870, 
6) das Einführungsgeſetz zum Strafigejek vom 31. Mai 1870, 
7) das Strafgeſetzbuch. 
In Heſſen jüdlich des Main werden als Bundesgeſetze eingeführt, uud zwar: 
I. vom Tage ber Wirkjamfeit der Verfaflung an: 
das Geſetz, betreffend Die Schließung und Beichränfung ber öffentlichen 
Spielbanfen, vom 1. Juli 1868, 
das Ifer über dieEinführung der Telegraphen— Freimarken vom 16. Mai 


II. vom 1. Juli 1871 an: 
das Geſeb über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870. 

In dem Hohenzollernſchen Lande wird vom Tage ber Wirkſamkeit der Ber: 
aifung an eingeführt das Geſetz, betrejfend die Wechſelſtempelſteuer, vom 10. Juni 1869. 
Die Erklärung der übrigen im Norddeutſchen Bunde ergangenen Weſetze zu 
undeögefeben bleibt, fomeit dieje Geſetze auf Angelegenheiten fich beziehen, melde 
erreffungsmärig der Geſetzgebung des Deutſchen Bundes unterliegen, der Bundes: 
ceiggebung vorbehalten. 
. III. 


Tie vorjtehend feitgeitellte Verfaffung des Teutichen Bundes erleidet binfichtlich 
ster Anwendung auf ba8 Königreich Bayern nachſtehende Beichränfungen: 


S 1. 

Tas Recht der Handhabung der Aufficht Seitens des Bundes über bie 
Heimaths- und Mieberlafiungsverhältniife und deſſen Recht ber Geſetz⸗ 
gebung über biejen Gegenſtand erftredt ſich nicht auf das Königreich 
Zapern’). 


1), Rgl. hierzu Schlußprotofoll Ar. I; fodann ſchon oben ©. 19. Anmerkung 
: Rertaffungdurfunde Art. 4, Ziffer 1. 


— 
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Tas Recht des Bundes auf Handhabung der Aufficht und Geſetzgebung über 
das Eiſenbahnweſen, dann über das Poſt- und Lelegraphenmwejen eritredt ſich 
auf das Königreid Bayern nur nad) Maßgabe der in den $6 3 und 4 ent: 
baltenen Beftimmungen!). 


82. 
Für die erſte Wahl zum Reichstage wird die Abgrenzung der Wahlbezirke 
in Bayern in (Frmangelung der bundesgejeßlichen Feſtſtellung von der Königlich 
Bayeriſchen Regierung beſtimmt werden. 


G\». 

Die Artifel 42 bis einfchliekli 46 der Bundesverfaſſung find auf das 
Königreich Bayern nicht anwendbar. 

Tem Bunde jteht jedoch auch dem Königreiche Bayern gegenüber das 
Recht zu, im Wege der Geſetzgebung einheitliche Normen für die Konjtruftion 
und Ausrüftung der für die Yandesvertheidigung wichtigen (ijenbahnen auf- 
äuitellen ?). 

4. 

Die Artikel 48 bis einjchließlid 52 der Bundesverfaſſung finden auf das 
Königreid) Bayern feine Anwendung. Tas Königreih Bayern behält die 
jreie und jelbititändige Verwaltung jeines Rojt: und Telegraphenweiens. 

Tem Hunde jteht jedoch auch für das Königreid) Bayern die Geſetzgebung 
über die Vorrechte der Poſt und Ielegraphie, tiber die rechtlidhen Verhältniſſe 
beider Anjtalten zum Publikum, über die Rortofreiheiten und das YToittar- 
wejen, ſoweit beide leßteren nicht lediglich den inneren Verkehr in Banern 
betreffen, ſowie unter gleicher Rejchränfung die Keititellung der Gebühren für 
die telegraphiiche Korreipondenz, endlih die Regelung des Poſt- und Tele 
grapbenverfehrs mit dem Auslande zu. | 

An den zur Bundeskaſſe flierenden Finnahmen des oft: und Telegraphen 
wejens Hat Bayern feinen Antheil. 


Gn. 
(Der ganze folgende & 5 ift aufrecht erbalten durch die Berfaffungsurkunde, Schlußbeitimmung um 
XI. Abſchnitt über das „Reichskriegsweſen“.) 
Anlangend die Artikel 57 bis 68 von dem Bundes-Kriegsweſen, ie 
findet 

Artifel 57 Anwendung auf das Königreich Bayern; | 
Artikel 58 ift gleichfalls für das Königreich Baydtın gültig. 

Dieſer Artifel erhält jedoch für Bayern folgenden Zujak: 

Der in dieſem Artikel bezeichneten Berpflihtung wird von Bayern 
in der Art entſprochen, daß es Die Kojten und Laſten jeines Kriegs 
wejens, den Unterhalt der auf jeinem Gebiete belegenen feſten Parc 
und jonjtigen Fortifikationen einbegriften, ausſchließlich und allein 
trügt. | 

- Artitel 59 hat gleichwie der Artitel GO für Bayern gejebliche Geltung. 
Die Artifel 61 bis 65 finden auf Bayern feine Anwendung. 


1) RBgl. Berfaflungsurfunde Art. 4 Zijjer 8; Art. 46.92. 

2) Angenommen in Art, 46 der Verfaſſung. | 

5) Dieſe Bertragsbeitimmung, welche unabfichtlich eine andere Faſſung erbielt 
als die entiprechende im Wertrag mit Württemberg enthaltene (II. AuRerordentlicer 
Reichstag 1870, S. 70), iſt unnmehr durch den Art. 52 der Reichsveriaſſung cr: 
Teßt, welcher Bayern mit Württemberg ganz gleich jtellt. 
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An deren Stelle treten folgende Bejtimmungen: 

J. Bayern behält zunächſt feine Meilitairgefeßgebung nebſt den dazu 
gehörigen Vollzugs-Inſtruktionen, Verordnungen, Erläuterungen :c. 
bi8 zur verfaflungsmäßigen Beſchlußfaſſung über die der Bundes: 
gejeßgebung anheimfallenden Materien, vejp. bis zur freien Der: 
ftändigung bezüglich der Cinführung der bereits vor dem Cintritte 
Bayerns in den Bund in diefer Hinficht erlaffenen Geſetze und 
jonjtigen Beftimmungen ?). 


2) Rgl. hierüber: II. Außerordentlicher Reichstag 1870, ©. 69. 83. 145. 146 
rrlauterungen Seitens des Präſidenten des Bundesfanzleramt3, Staatsminifters 
Tubrüd); ferner I. Reihstag 1871, ©. 81. 1142 — 1144. — Der Sinn der Be: 
mmung dürfte folgender fein: 

1. Tie Vorſchrift des Art. 61 der Neichöverfafjung über Cinführung der 
preukiſchen Militairgejeßgebung mit allen dazu gehörigen Ausführungsbejtimmungen, 
Reihe fiir den ganzen ehemaligen Norddeutihen Bund jomwie für Heilen und Baden 
ung it, für Württemberg mit den in $ 10 der Militair- Konvention enthaltenen 
rhränfungen, findet auf Bayern gar feine Anmendung; vielmehr behält Bayern 
. nacht‘ feine Militairgejeßgebung nebit den dazu gehörigen Vollzugs-Inſtruktionen, 
»zordnungen, Erläuterungen u. |. w. Die Gründe zu diefem Zugeſtändniß waren 
„vihiedenartige. Zur fojortigen Finführung des Deutjchen Geſetzes über die Ver— 
rrıbrung zum Kriegsdienit vom 9. November 1867 und ber ſich daran anſchließenden 
Ruitair-Erſatzinſtruktion lag ein unmittelbares dringendes Bebürfnig nicht vor, 
»il die Bayerifche Geſetzgebung damit bereit im Wefentlichen übereinjtinmt und 
es wohl nicht räthlich erichien, in Zeiten jo mächtiger Neränderungen ohne Noth 
"a mehr des Beitehenden zu erfchüttern. Tie Einführung des Deutſchen Gejeßes 
sm 25. uni 1868 über die Tuartierleijtung im Frieden fodann fette wegen ber 
ru gehörigen Klatfififation der Städte vorgängige (Frmittlungen voraus, die fo 
3 nicht erfolgen fonnten, und mit einem neuen Militärjtraf: und Strafprozeß: 
rer fol fich die Reichsgeſetzgebung ja ohnehin in der Kürze befajjen. 

2. Tas Gefekgebungs: und Nerordnungsrecht über Militairwejen ſteht auch in 
‚tern im Allgemeinen der Reichsgewalt zu, laut Art. 4 Ziffer Id und Art. 7 
‚22.5 der Meichöverfaflung. Bayern ijt nirgends das Geſetzgebungs- und Ver: 
: mungsrecht allgemein vorbehalten, vielmehr ihm ausdrücklich (mit einigen Modi— 
"zıonen) entzogen. Nach dem Wertrag III, $ 5. I. behält Bayern nämlich zwar 
unächſt““ feine Militairgefeßgebung nebit den Vollzugsvorſchriften, dieß aber nur 
. ange, bis über die „der Bundesgeſetzgebung anheimfallenden Materien“ (!) eine 
«Taftungsmärige Beſchlußfaſſung“ eintritt u. ſ. w. Unter diefer „‚verfafjungs: 
gen Beſchlußiaſſung“ kann nun nichts anderes verjtanden jein als: verfaljungs: 
ge Beſchlüſſe des Bundesraths und Reichstags, welche entweder für Bayern 
-n oder fiir das ganze Reich Zweige des Militairweſens gejeßlich regeln, und jo: 
‘en: verfaffungsmäßige Beſchlüſſe des Bundesraths oder der dur Reichsgeſetz 
su befonders ermädhtigten Gewalt über Ausführungs = Verordnungen zu joldhen 
‚äsgeiegen. (Ngl. übrigens II. Aufßerorbentliher Reichstag 1870, ©. 83 und 
Nachstag 1871, S. 1142). Dem Kaijer fommt ein Verordnungsrecht in Mili: 
nahen über Bayern nur dann zu, mern ein Reichsgeſetz in Gemäßheit des Art. 7 
" Reihsverfajlung ihn ausdrüdlich hierzu ermächtigt, da der Art. 63 der Reichs: 
"tung für Bayern feine Geltung bat. 

Uebrigens ijt allerdings das Geſetzgebungs- und Verordnungsrecht des Reichs 
Rititairangelegenbeiten über Bayern fein ganz vollitändiges; es bezieht fich nur 
ungt auf das Recht zur Anlage neuer Befeftigungen auf Bayerifchem Gebiet (Ver: 
IH. $ 5. V). und wirft auf den Etat, die Trganifation des Bayerischen 
“neiens u. f. mw. nur mittelbar ein (Vertrag III. $ 5. II und III). Auf die 

:Snung der NRegimenter u. ſ. w., auf die Uniformirung, Sarnijonirung, das 
. enal: und Militair-Bildungsmwejen, überhaupt auf alle Gegenſtände, über welche 
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II. Bayern verpflichtet jich, für fein Kontingent und die zu demſelben 
gehörigen Einrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu verwenden, wie 
nach Verhältniß der Kopfitärfe durch den Militair-Etat des Deutſchen 
Bundes für die übrigen Theile des YBundesheeres ausgeſetzt wird. 

Diefer Geldbetrag wird im Bunbesbudget für das Königlid 
Bayerifche Kontingent in einer Summe auögeworfen. Seine Ber: 
ausgabung wird durch Spezial-Etats geregelt, deren Aufitellung 
Bayern überlaffen bleibt. 

Hierfür werden im Allgemeinen diejenigen Etatsanſätze nad) 
Berhältniß zur Richtſchnur dienen, welche für das übrige. Bundes: 
heer in den einzelnen Titeln ausgeworfen find. 

III. Das Bayerifhe Heer bildet einen in fich geſchloſſenen Bejtandtheil 


des Deutihen Bundesheeres mit felbitjtändiger Verwaltung, unter 


— 


der Vertrag mit Bayern und das dazu gehörige Schlußprotofoll nicht „ausdrückliche“ 
Beitimmungen enthält, 3. B. die Militairfirhenordnung, erjtredt ſich das Verfügungs: 


recht des Reich gar nicht. (Schlußprotofol XIV. $ 4.) 
3. Militairgejege, melde bereit3 vor dem Eintritt Bayerns in den Bund er: 


laffen waren, können auch „durch freie Verjtändigung‘‘ eingeführt werben, aljo ohne | 
Mitwirfung ber geietgebenden Körper des Reich, durch bloße Verabredung der 


faiferlichen und der Yayeriichen Regierung. Tas Gleiche gilt von den bereits vor 
dem Eintritt Bayerns in den Bund vom Bundesfeldherrn erlaffenen Vollzugs-In— 


jtruftionen, Verordnungen, Grläuterungen und fonjtigen Bejtimmungen, deren 


Regelung nicht durch Geſetz zu gejchehen hat. 


4. Es fragt ſich nunmehr nod), von welchem Zeitpunft an diefes Gefetgebungs: 
und Verordnungsrecht ded Reichs und beziehungsweife das Recht der freiwilligen Ein- 
führung von älteren Bundesgejeßen und Vollzugsvorſchriften ausgeübt werben dat?! 
Auf den erften Blick nämlich hat es den Anjchein, ald wenn der Schlußſatz des $ 
VII: „vorftehende Beftimmungen treten mit dem 1. Ianuar 1872 in Wirkſamkeit“ 
fih aud auf den Abjak I. des F 5 mitbezöge. Dieß dürfte aber ſchon nah um 


Anhalt des Abſatzes I. jelbjt zu verneinen jein; denn die Verfügung, daß „Bayern 


zunächſt jeine Militairgefeggebung u. |. mw. behalte‘, jollte gewiß nicht erit mit dem 
1. Januar 1872 in Geltung treten. Gnticheidender aber noch find Abjchnitt I. 


F 26 und Abſchnitt III. $ 3 des Vertrags; während die erjtere Beſtimmung eine 
große Anzahl von Geſetzen, darunter das Wehrgeſetz vom 9. November 1867, it 
Württemberg, Baden und Heſſen jofort einführt, die Einführung anderer vorbehält, 
wird in ber zweiten Beitimmung gejagt, daß nur die vorgerüdte Zeit und manche 
andere Vorbereitungen die jofortige Einführung in Bayern unthunlid) machten, daR 


aber ‚im Uebrigen die Erklärung der im Norddeutichen Bunde ergangenen Geſetze zu 


Bunbedgejegen für das Königreich Bayern, ſoweit dieſe Gejeke auf Angelegenheiten ſich 
beziehen, welche verfaſſungsmäßig der Geſetzgebung des Deutſchen Bundes unterliegen, 


der Bundesgeſetzgebung vorbehalten‘ bleibe. Eine etwa dahin zielende Ausnahme, 
daß die Militairgeſetzgebung erſt vom 1. Januar 1872 an beginnen könne, iſt nirgends 


gemacht. In der Sitzung des Reichſtags vom 5. Dezember 1870 bemerkte denn 
auch der Präſident des Bundeskanzleramts, Staatsminiſter Delbrück, daß das 
Deutſche Wehrgeſetz und das Geſetz über die Quartierleiſtung „in jedem Augenblid‘ 
im Wege ber Geſetzgebung in Bayern eingeführt werden könne (Verhandlungen, S. bd 
und 1), und in der Reichstagsfikung vom 31. März 1871 ftellte der Bayexiſche 
Staatöminijter v. Lug die baldige Einführung des Wehrgejeßes in Ausficht. (er: 
handlungen, ©. 81.) Bon praftifher Bedeutung iſt die Frage bereitd bei Erlaß des 
neuen Neichögejeged über Penjionirung und Verſorgung der Militairperjonen des 
Reichsheeres geworden und hat dur Eritredung des Geſetzes auch auf Bayern. eint 
Beantwortung im Sinne der Hier begründeten Auslegung des Vertrages gefunden, 
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der Militairhoheit Seiner Majejtät des Königs von Bayern; im 
Kriege — und zwar mit Beginn der Mobilifirung — unter dem 
Befehle des Bundesfeldherrn ?). 

In Bezug auf Organijation, Formation, Ausbildung ?) und 
Gebühren, dann hinfichtiih der Mobilmahung wird Bayern volle 
Uebereinitimmung mit den für das Bundesheer beitehenden Normen 
beritellen. 

Bezüglih der Bewaffnung und Ausrüftung, jowie der Gradab: 
zeichen behält fich die Königlich Bayerijche Regierung die Herjtellung 
der vollen Webereinjtimmung mit dem Bundesheere vor. 

Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, fi durch 
Inſpectionen von der Webereinjtimmung in Organijation, Formation 





1) Bgl. DI. Außerordentliher Reichstag 1870, ©. 84. 122— 123. 146. Ta 
"ir Bagern die gejegliche Präjenzjtärfe des Heeres, ber Präſenzſtand, die Urgani- 
sation, die Gebühren u. f. mw. diefelben find, wie im übrigen ReichSheer, jo werben 
euh die Ausgaben für das Bayeriſche Heer im Allgemeinen ebenjo hoch jein wie 
ur das übrige Reichsheer. Ueber ihre Feſtſetzung und Verwendung bejtimmt ber 
sertrag Folgendes: 

1. Tie Summe, welche Bayern für jein Kontingent zu verwenden verpflichtet 
ın joU, wird jährlih in dem Reichshaushaltsetat-Geſetz unter der Rubrif der Aus- 
ıchen für das Reichsheer feftgejtellt, aljo durch Beſchluß des Bundesraths und Reichs- 
‘gs, unter Theilnahme ber Vertreter und Abgeordneten Bayerns. Special: Etats 
kt das Meih für Bayern nicht feſt, jondern bejtimmt nur die Gejammtjumme, 
Delhe Bayern zu verwenden bat, und deren Ueberweilung aus der Reichäfajje es 
snipreden Tann. Hierbei ift das Ermeſſen von Bunbdesrath und Neichätag Fein 
iteies, ſondern bie im Reichshaushaltsetat-Geſetz für die übrigen Theile des Reichs— 
eres angejebte Geſammtſumme dient ihnen als Maßſtab für den Gejammtbedarf 
des Zayerijchen Kontingents in feiner reichägejeglichen jzriebensprajenzitärke. 2. Bayern 
sat dem Reiche gegenüber bie Terpflichtung, die Berausgabung der ihm für fein Kon: 
ngent überwiejenen Geſammtſumme durch Special:(Ftat3 zu regeln. Für bie. Zahl 
*ı Special-Etats wie auch für Die in jedem berjelben zu machenden Anſätze jollen 
‚m Allgemeinen’’ und nad Verhältniß der gejetlichen Kopfitärfe des Heeres Die 
Smage zur Richtſchnur dienen, welche jür das übrige Bundesheer in den einzelnen 
diteln ausgeworfen find. Abweichungen erjcheinen daher nur in ſehr bejchränfter 
Sale zuläflig. 3. Tie Summe, welde Bayern vom Reiche für fein Kontingent 
.aptängt, iſt es auch zu verwenden verpflichtet, Fan aljo weder Etwas davon auf: 
'saren noch für andere Staatsausgaben verwenden. (Fine entgegengejeßte Anficht 
sertrat der Bayeriihe Staatsminitter v. Luk in der Situng der Bayerijchen Ab- 
:ordnnetenfammer vom 14. Dezember 1870, Auerbah ©. 150.) Ob dieje Ver: 
»ndung freilid vollitändig und nad) Maßgabe der aufzujtellenden Special: Etats 
Ztar gefunden babe, darüber iſt an Bundesrath und Reichstag feine Rechenichaft 
"sulegen. (Vgl. unten $ 6 und Verfajjungsurfunde Art. 73. Schlußbeitimmung.) 
1. Welche Rechte hinſichtlich ber Feſtſtellung der Special: Ktat8 und der Prüfung 
ter Finhaltung der Bayeriſchen Landesvertretung zufommen, ift im Vertrag nicht 
E.rimmt. 

?, Staatöminijter Telbrüd im II. Außerordentlihen Reichstag 1870, ©. 69: 
sa der „Ausbildung jtedt auch der „Präſenzſtand“ ſämmtlicher Kontingente.‘ 
‚2 den Die geießliche ‚sriedenspräjenzitärfe bes Bayerifchen Heeres bildenden Truppen 
ennen alſo namentlich Deurlaubungen nur nach den nämlichen Grundſätzen und in 
“: nämliden Ausdehnung Statt finden wie im übrigen NReichsheer. (gl. oben 
ımerfung zu Art. 63 Abi. 4.) Tier ergiebt fi auch aus $ 5. III. Abf. 4 
"5 Sertrags, wonach der Kaijer über bie (Frhaltung der „Vollzähligkeit und Kriegs: 
Stigkeit““ des Bayeriſchen Kontingents zu wachen hat. 


5* 
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und Ausbildung, ſowie von der Vollzähligkeit und Kriegstüchtigkeit 
des Bayerifchen Kontingent® Ueberzeugung zu verfchaffen und mird 
fih über die Modalitäten der jeweiligen Vornahme und über das 
Ergebniß diefer Inſpektionen mit Seiner Majejtät dem Könige von 
Bayern ind Vernehmen ſetzen. 

Die Anordnung der Kriegsbereitihaft (Mobiliſirung) des Bayerijchen 
Kontingents oder eines Theil dejjelben erfolgt auf Veranlaſſung des 
Bundesfeldherin ?) durd Seine Majejtät den König von Bayern. 

Zur fteten gegenjeitigen Information in den durch dieje Verein— 
barung geichaffenen militairiihen Beziehungen erhalten die Militair: 
Bevollmächtigten in Berlin und Münden über die einjchlägigen An: 
ordnungen entiprechende Mittheilung durch die refp. Kriegsminiſterien. 

IV. Im Kriege find die Bayeriihen Truppen verpflichtet, den Befehlen 
des Bundesfeldheren unbedingt Folge zu leiten. 

Diefe Berpflihtung wird in den Fahneneid aufgenommen. 

V, Die Anlage von neuen Befeftigungen auf Bayerijchem Gebiete im 


Intereſſe der gejammtdeutichen Vertheidigung wird Bayern im Wege 


jeweiliger ſpezieller Vereinbarung zugeitehen. 
An den Koften für den Bau und die Ausrüftung folder Be: 
feftigungsanlagen auf feinem Gebiete betheiligt ſich Bayern in dem 


feiner Bevölferungszahl entipredhenden Verhältniſſe gleihmäßig mit 


den andern Staaten des Deutihen Bundes; ebenfo an den für 
jonftige Fejtungsanlagen etwa Seitens des Bundes zu bemilligenden 
Extraordinarien. 


VI. Die Vorausſetzungen, unter welchen wegen Bedrohung der öffent: 
fihen Sicherheit das Bundesgebiet oder ein Theil deſſelben durch 


den Bundesfeldherin in Kriegszuftand erklärt werben Fann, die Form 
der Verkündung und die Wirkungen einer ſolchen Erklärung werden 
durch ein Bundesgeſetz geregelt. 
VI. Vorſtehende Beltimmungen treten mit dem 1. Januar 1872 in 
Wirkſamkeit. 
$ 6. 
Die Artikel 69 und 71 der Bundesverfafjung finden auf die von Bayern für 


fein Heer zu machenden Ausgaben nur nach) Maßgabe der Beſtimmungen des vor: 
ſtehenden Paragraphen Anwendung, Artikel 72 aber nur injomweit, al3 dem Bundes: 


rathe und dem Reichätage lediglich die Ueberweiſung der für das Bayerijche Heer 


erforderliden Summe an Bayern nachzuweiſen iſt. 


Die in den vorſtehenden 681 bis 6 "enthaltenen Peilimmungen find als em 


integrirender Beſtandtheil ber Bundesverfaſſung zu betrachten?). 
In allen Fällen, in welchen zwiſchen dieſen Beſtimmungen und dem Terte der 


Deutſchen Verfaſſungsurkunde eine Verſchiedenheit beſteht, haben für Bayern lediglich 


die erſteren Geltung und Verbindlichkeit. 
1) Die Anordnung der Kriegsbereitſchaft irgend eines Theiles des Bayeriſchen 


Kontingents kann demnach nur auf Veranlaſſung des Kaiſers erfolgen, und mui 
auf deſſen Veranlaſſung erfolgen. Im II. Außerordentlichen Reichstag 1870, ©. 69 


erläuterte daher auch Staatsminiſter Delbrück dieſe Vertragsbeſtimmung dahin: „Die 
Anordnung der Mobilmachung liegt allein in der Hand des Bunbesjelöherrn.“ 
2) Vgl. Anmerkung zu Verfafjungsurfunde Art. 78, Abf. 2. 
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Ss. 
Aufrechterbalten burd bad Gefeg vom 16. April 1871, betreffend die Verfaflung des Deutſchen 
Reis $ 2 Abf. 1.) 

Tie unter Ziffer DI. $ 26 diejes Vertrages aufgeführte Uebergangäbe- 
ſtimmung des nunmehrigen Artikels 79 der Berfaflung findet auf Bayern in 
Anbetracht der vorgerüdten Zeit und der Nothmwendigfeit mannigfaltiger Um 
göitaltung anderer mit dem Gegenjtande der Bundesgejeßgebung in Zufammen: 
sang jtehender Geſetze und Einrichtungen Anwendung nur in Betreff des 
Wahlgeſetzes Für den Reichstag des Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 1869 
Art. 79 Nr. 13). 

Im Uebrigen bleibt Sie Crflärung der im Norddeutichen Bunde ergan: 
zenen Geſetze zu Bundesgejeten für das Königreihd Bayern, ſoweit dieſe 
Wiege auf Angelegenheiten ſich beziehen, welche verfaſſungsmäßig der Gejek- 
bung des Deutihen Bundes unterliegen, der Bundesgejehgebung vor: 
bibalten 1). 


IV, 
(Aufrebterhalten durch Neichögefeg vom 16. April Fin betreffend bie Verfaffung bed 
Teutihen Reichs & 3 
Ta in Anbetracht der großen Schwierigkeiten, welche theils Die vorge: 
ruckte Zeit, theils die Fortdauer des Krieges der Aufitellung eines Stats für 
&e Militairverwaltung des Deutihen Bundes für das Jahr 1871 und be- 
ichungsweiſe der Feſtſtellung der von Bayern auf jein Heer zu vermendenden 
“iammtjumme für dieſes Jahr entgegenitellen, die Bejtimmungen unter 
ul. F5 Diejes Vertrages erſt mit den 1. Januar 1872 in Wirkſamkeit 
2.ton, wird der Ertrag der im Artitel 35 bezeichneten gemeinjchaftlichen Ab⸗ 
nahen für das Jahr 1871 nicht zur Bundesfaffe fließen, fondern der Staats: 
taſſe BRayerns verbleiben, dagegen aber der Beitrag Bayerns zu den Bundes- 
zusgaben durch Matrifularbeitrige aufgebracht werden. 


V. 


Diejenigen Vorſchriften der Verfaſſung, durch welche beſtimmte Rechte einzelner 
cundesſtaaten in deren Verhältniß zur Geſammtheit feſtgeſtellt ſind, insbeſondere, 
Xiel Lavern angeht, die unter Ziffer III. dieſes Vertrages aufgeführten Beſtim— 
Zangen? » fönnen nur mit Zujtimmung des bereditigten Bundesſtaates abgeändert 

ıtdert. 


VI 


‘Segenmärtiger Vertrag tritt mit dem I. Januar I&1 in Rirfjamfeit 1. 
Tie vertragſchließenden Theile geben ſich deshalb die Zujage, daß berjelbe 
‚ ‚permeilt den gejetgebenben Kaftoren des Norddeutſchen Bundes und Bayerns zur 
Peifungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt und, nad) Ertheilung dieſer Zuſtimmung,. 
"Yaute des Monats Dezember ratificirt werden wird. Die Ratifikations-Erklärungen 
"sin in Berlin ausgetaujcht werben. 


— — 


1) Bgl. TI. Außerordentlicher Reihstag 1870, S. 69. 71. 147. 
2, Rgl. Anmerkung zu Verigſſungsurkunde Art. 78, Abi. 2 
”, Zgl. oben Einleitung I. 
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Zu Urkund deſſen haben die Eingangs genannten Bevollmächtigten dieſen 
Vertrag in doppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Namensunter— 
ſchrift und ihrem Siegel verſehen. 


So geſchehen Verſailles, den 23. November 1870. 


v. Bismarck. Bray-Steinburg. 
(L. 8.) (L. 8.) 
v. Roon. Frh. v. Prankh. 
(L. S.) (L. 8.) 
v. Lutz. 
(b. 8.) 


B. Schlußprotokoll (zum Vertrag mit Bayern) vom 
23. November 1870. 


(Bundesgejeßblatt 1871 ©. 23-26.) 
QlufreSterpalten durch NReichägeley dom 16. April Kan betreffend die Verfaffung des 
Deutfchen Reichs, 9 3.) | 
Bei der Unterzeichnung bes Vertrages über den Abſchluß eines Ver 
faſſungsbündniſſes zwifchen Seiner Majeftät dem König von Preußen Namens 
des Norddeutihen Bundes und Seiner Meajeftät dem Könige von Yayern 


find die unterzeichneten Bevollmächtigten noch über nachſtehende vertragämäpige 
Zuſagen und Erklärungen übereingefomnen: 


I. 


Es murde auf Anregung der Königlih Bayerijchen Bevollmãchtigten 
von Seite des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten anerkannt, daß, nachdem 
fi) das Geſetzgebungsrecht des Bundes bezüglich der Heimaths⸗ und Nieder: 
lafjungsverhältniffe auf das Königreih Bayern nicht eritredt, die Bundes: 
Legislative auch nicht zuftändig fei, das Verehelichungsweſen mit verbindlicer 
Kraft für Bayern zu regeln, und daß aljo das für den Norddentichen Bund 
erlafjend Gejeß von 4. Mai 1868, die Aufhebung der polizeilihden Ne 
Ihränkungen der Eheſchließungen betreffend, jedenfall nicht zu denjenigen 
Geſetzen gehört, deren Wirkſamkeit auf Bayern auögedehnt werden könnte)). 


H. 


Bon Seite des Königlih Preußiſchen Bevollmächtigten wurde anerkannt, 
dag unter der Geſetzgebungsbefugniß des Bundes über Staatäbürgerredht nur 
das Recht verftanden werden jolle, die Bundes: und Staatsangehörigkeit zu 
regeln und den Grundſatz der politiichen Gleichberechtigung aller Konfejfionen 
durchzuführen, daß fich im Uebrigen dieſe Legislative nicht auf die Frage er⸗ 
jtreden ſolle ?), unter welden Vorausſetzungen Jemand zur Ausübung politiicher 
Rechte in einem einzelnen Staate befugt jei. 


III. | 
Die unterzeichneten Bevollmächtigten kamen dahin überein, daß in Anbe: 


1) Tal. Anmerfung zu Art. 4, Abſ. 1 der Verfaſſungsurkunde. 
2) Bgl. Anmerkung zu Art. d, Abj. 1 der Verfaſſungsurkunde. 
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trat der unter Ziffer I. flatuirten Ausnahme von der Bundes:Legislative 
der Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegenfeitiger Uebernahme 
der Ausgewieſenen und Heimathsloſen, dann die fogenannte Eiſenacher Kon: 
vention vom 11. Juli 1853 wegen Verpflegung erkrankter und Beerdigung 
veritorbener Unterthanen für das Verhältniß Bayerns zu dem übrigen Bundes: 
gebiete fortdauernde Geltung haben follten ?). 

IV. 

Als vertragsmähige Beitimmung wurde in Anbetradht der in Bayern 
beitehenden beſonderen Verhältniffe bezüglich des Immobiliar-Verſicherungs— 
weſens und des engen Zuſammenhanges derjelben mit dem Hypothekar-Kredit⸗ 
meien jeftgeitellt, daß, wenn fih die Geſetzgebung des Bundes mit dem 
Immobiliar-Verſicherungsweſen befaflen follte, die vom Bunde zu erlaffenden 
geſetzlihen Bejtimmungen in Bayern nur mit AZuftimmung der Bayerifchen 
Regierung Geltung erlangen können ?). 

V. 

Der Königlich Preußiſche Bevollmächtigte gab die Zuſicherung, daß Bayern 
bei der ferneren Ausarbeitung des Entwurfes eines Allgemeinen Deutſchen 
Civilprozeß⸗Geſetzbuches entſprechend betheiligt werde. 


VI. 


Als unbeſtritten wurde von dem Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten 
zugegeben, daß ſelbſt bezüglich der der Bundes-Legislative zugewieſenen Gegen: 
itände, die in den einzelnen Staaten geltenden Gejete und Verordnungen in 
lo lange in Kraft bleiben und auf dem bisherigen Wege der Cinzelngejeggebung 
abgeändert werden können, bis eine bindende Norm vom Bunde ausgegangen ift 3). 

vi. ‘ 

Der Königlih Preußiihe Bevollmächtigte gab die Erklärung ab, daß 
Seine Majejtät der König von Preußen kraft der Allerhöchſtihnen zuftehenden 
Frifiviatrehte, mit Zuftimmung Seiner Majeftät des Könige von Bayern, 
den Königlich Bayeriſchen Geſandken an den Höfen, an welchen ſolche be: 
glaubigt find, Vollmacht erteilen merden, die Bundesgejandten %) in Ber: 
binderungsfällen zu vertreten. 

Indem dieje Erklärung von den Königlich Bayerifchen Bevollmädtigten 
acceptirt wurde, fügten diefe bei, daß die Bayeriichen Gejandten angemiejen 
ſein würden, in allen Fällen, in welchen dies zur Geltendmachung allgemein 
Teutiher Intereſſen erforderlid oder von Nuten fein wird, den Bundes- 
geiandten ihre Beihülfe zu leiften. 


VII. 
Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leijtungen der Bayerijchen Re: 
gierung für den diplomatiſchen Dienft befjelben dur die unter Ziffer VIL 


1) Bgl. Anmerkung zu Art. 3, Abſ. 4 der Verfaſſung. 

2) Ngl. Anmerfung zu Art. 4, Abj. 1 der Berfafjung. 

2) Thudichum ©. 236. 237. 

*%) II. Außerordentlicher Reichstag 1870, ©. 80. 148. 149. 
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erwähnte Bereitftellung ihrer Gefandtichaiten und in Erwägung des Umftandes, 
daß an denjenigen Orten, an welchen Bayern eigene Gejandtichaften unter: 
halten wird, die Vertretung der Bayerifchen Angelegenheiten dem Bundes: 
gejandten nicht obliegt, die Verpflichtung, bei Feſtſtellung der Ausgaben für 
den 'diplomatijchen Dienjt des Bundes der Bayerifchen Regierung eine an: 
gemeflene Vergütung in Anrechnung zu bringen. 

Ueber Feitfekung der Größe diefer Vergütung bleibt weitere Berein- 
barung vorbehalten }). 

IX. 


Der Königlich Preußiſche Bevollmächtigte erfannte es als ein Recht der 
Bayeriihen Regierung an, daß ihr Vertreter im Falle der Verhinderung 
Preußens den Vorfik im Bundesrathe führe ?). 


X, 


Zu den Artikeln 35 und 38 der Bundesverfaflung mar man darüber 
einverjtanden, day die nad) Maßgabe der Zollvereinsverträge aud) ferner zu 
erhebenden Uebergangsabgaben von Branntwein und Bier ebenjo anzujehen 
find, wie die auf die Bereitung diefer Getränke gelegten Abgaben ?). 


XI. 


Es wurde allſeitig anerkannt, daß bei den Abſchluſſe“) von Poſt- und 
Telegraphen-Verträgen mit außerdeutſchen Staaten zur Wahrung der beſonderen 
Landesintereſſen Vertreter der an die betreffenden außerdeutſchen Staaten an— 
grenzenden Bundesſtaaten zugezogen werden ſollen, und daß den einzelnen 
Bundesſtaaten unbenommen iſt, mit anderen Staaten Verträge über das Poſt— 
und Telegraphenweſen abzuſchließen, fofegn fie lediglich den Grenzverkehr be— 
treffen. . 

j XII. 

Zu Artikel 56 der Bundesverfaſſung wurde allſeitig anerkannt, daß den 
einzelnen Bundesſtaaten das Recht zuſtehe, auswärtige Konſuln bei ſich zu 
empfangen und für ihr Gebiet mit dem Exequatur zu verjehen?). 

Ferner wurde die Zufiherung gegeben, daß Bundesfonfuln an aus: 
wärtigen Orten auch dann aufgeftellt werden follen, wenn e8 nur das ‚In 
terejje eineß einzelnen Bundesſtaates als wünſchenswerth ericheinen läßt, dab 
dies geichehe. 


XI. 


Es wurde ferner alljeitig anerfannt, daß zu den im Norddeutſchen Bunde 
ergangenen Geſetzen, deren Erklärung zu Gejeten des Deutjchen Bundes ber 


1) II. Außerordentlicher Reichstag 1870, S. 148. 149. 

2) Bgl. ſchon Anmerkung zu Art. 15 der Verfajjung (oben S. 26.) 

°) Vgl. Badiſch-Heſſiſches Schlupprotofoll Ziffer 2 und Miürttembergiiches 1,d. 

*) Sofern ſolche Verträge in das Geſetzgebungsrecht einſchlagen, bedarf es zu 
ihrem „Abſchluß“ überhaupt der Zuftimmung des Bundesraths. 

°) Thudichum S. 278. 279. 
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Bundesgeſetzgebung vorbehalten bleibt, das Gejet vom 21. Juli d. J. betreffend 
den außerordentlichen Geldbedarf der Militair: und Marineverwaltung, nicht 
gehört, und daB das Geſetz vom 31. Mai d. %., betreffend die St. Gotthard: 
Eiſenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung jeines Inhalts zum Bundes- 
geiege würde erklärt werden können). 


XIV. 

In Erwägung der in Ziffer III. $ 5 enthaltenen Beſtimmungen über 
das Kriegsweſen wurde — mit beſonderer Beziehung auf die Feſtungen — 
noch Nachfolgendes vereinbart: 

51. 


Bayern erhält die Feſtungen Ingolſtadt und Germersheim, ſowie die 
Fortiñkation von Neu-Ulm und die im Bayeriſchen Gebiete auf gemeinſame 
Koſten etwa künftig angelegt werdenden Befeſtigungen in vollkommen ver— 
theidigungstähigem Stande. 

82. 


Solche neu angelegte Befejtigungen treten bezüglich) ihres immobilen 
Varerials in das ausſchließliche Eigenthum Bayerns. Ihr mobiles Material 
hingegen wird genteinjames Eigenthum der Staaten des Bundes. In Betreff 
dicies Materials ?) gilt bis auf Weiteres die Webereinkunft vom 6. Juli 1869, 
weihe auch hinſichtlich des mobilen Feſtungsmaterials der vormaligen Deutichen 
Zundesteitungen Mainz, Rajtatt und Um in Kraft bleibt. 


693. 

Tie Feſtung Yandau wird unmittelbar nad) dem gegemmwärtigen Kriege 
25 ſolche aufgehoben. 

Tie Ausrüftung diejes Plates, ſoweit jie gemeinjames Gigenthum, wird 
nad den der Uebereinkunft vom 6. Juli 1869 zu Grunde liegenden Prin— 
sten behandelt. 

5 4. 


Tiejenigen Gegenjtände des Bayeriichen Kriegsweſens, Betreffs welcher 
:ır Bundesvertrag vom Heutigen oder das vorliegende Protokoll nicht aus: 
tüflihe Beitimmungen enthalten — fohin inäbefondere die Bezeichnung der 
Regimenter ꝛc., die Uniformirung, Garnijonirung, das Perſonal- und Militair: 
dungsweſen u. ſ. w. — werden durch dieſelben nicht berührt. 

Die Betheiligung Bayeriſcher Offiziere an den für höhere militairwiſſen— 
Laitliche ober techniſche Ausbildung beſtehenden Anſtalten des Bundes wird 
ipecieller Vereinbarung vorbehalten. 

XV. 


Wenn fi) in Folge des mangelhaft dahier vorliegenden Materials er: 


— — 


+ gl. ſchon oben Einleitung III. S. 13. 

?; Die Lebereinfunft vom 6. Auli 1869 dauert mur fort in Betreif des mo: 
"2a sveitungs: Materials, it Dagegen in allen übrigen Beziehungen außer Kraft ges 
"a, DI. Außerordentlicher Reihstag 1870, S. 149. 100. 
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geben follte, daß bei Aufführung des nunmehrigen Wortlautes der Bundes: 
verfaffung unter Ziffer II. 65. 1 bis 26 ein Irrthum unterlaufen it, be: 
halten fich die Fontrahirenden Theile deſſen Berichtigung vor 1). 


XVI. 


Die Beſtimmungen dieſes Schlußprotokolls ſollen ebenſo verbindlich ſein, 
wie der Vertrag vom Heutigen über den Abſchluß eines Deutſchen Ver— 
faſſungsbündniſſes ſelbſt, und ſollen mit dieſem gleichzeitig ratifizirt werden. 


So geſchehen Verſailles, den 23. November 1870. 


v. Bismarck. Bray-Steinburg. 
(L. 8.) (L. 8.) 


Frh. v. Prankh. 
(L. S.) 


v. Lu. 
(L. 8.) 


V. 


derträge mit Württemberg. 


A. Vertrag zwifhen dem Norddbeutfhen Bunde, Baden und Hejien 
einerjeit3 und Württemberg anbererfeits, betreffend den Beitritt 
Württembergs zur Berfajjung des Deutfhen Bundes. 

Vom 25. November 1870. 


(Bundesgefeßblatt 1870, ©. 654—656.) 
(Der aufgehobene Theil des Vertrags ift mit Fleineren Lettern gebrudt.) 


Seine Majejtät der König von Preußen im Namen des Norbbeutichen Bundes, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Hefjen und bei Rhein einerſeits und Seine Majeftät der König 
von Württemberg andererfeits, von dem Wunfche geleitet, die Geltung der zwiſchen 
dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heſſen vereinbarten Verfaſſung des Deutſchen 
Bundes, den über dieſelbe gepflogenen Verhandlungen entſprechend, auf Württem⸗ 
berg auszudehnen, haben zu dieſem Zwecke Bevollmächtigte ernannt, und zwar: 


Seine Majeſtät der König von Preußen, im Namen des Nord— 
deutſchen Bundes: 

den Königlich Sächſiſchen Staatsminiſter der Finanzen und der auswärtigen 
Angelegenheiten Richard Freiherrn v. Frieſen und 

den Präſidenten des Bundeskanzler-Amts, Allerhöchſtihren Staatsminiſter 
Martin Friedrich Rudolph Delbrüd, 

Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Baden: 

Alerhöcjitihren Präſidenten des Minifteriums des Großherzoglichen Hauſes 
und der auswärtigen Angelegenheiten Rudolf v. Freydorf und 


1) In der That enthielt der Abſatz IT, $ 10 des Vertrags einen Pajſus, 


welcher der Verfafjung fremd mar, und das Wablgefek vom 31. Mai 1869 zu einem | 


Berjajiungsgefeß erhoben hätte. Dieſer Paſſus murbe daher bei der Annahme des 
Vertrags vom Reichstag geitrichen. ! I. Außerordentlicher Reichſtag 1870, ©. 142. 
143. 163. Aftenftüde Nr. 27, S. 111.) 
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Allerhöchſtihren auferordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minijter, 
Hans Freiherrn v. Türckheim, 
und 
Seine Königlide Hoheit ber Großherzog von Heſſen und 
bei Rhein: 
Allerhöchſtihren außerordentlihen Gejandten und bevollmäcdtigten Minijter, 
Geheimen Legationsrath Karl Sofmann, 
und 
Seine Majeftät der König von Württemberg: 
Allerhöchſtihren Jujtizminijter Hermann vo. Mittnadt und 
Allerhöchſtihren Kriegsminiiter und Wenerallieutenant Albert v. Sudom, 
von welden Bevollmächtigten, nach gegenjeitiger Qorlegung und Anerkennung ihrer 
Kollmachten, der nachitehende Vertrag verabredet und geſchloſſen iſt. 


Artikel 1. 


Württemberg tritt der zwijchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Hejien 
vereinbarten, der Verhandlung d. d. Xerjailles den 15. November d. J. beigefügten 
Terfafjung dergeitalt bei, daß alle in biejer Verfaſſung enthaltenen Beitimmungen 
mit den im nachjtehenden Artikel 2 näher bezeichneten Maaßgaben auf Württemberg 
volle Anwendung finden. 

Artikel 2. 
Tie Maaßgaben, unter melden die Verfaſſung bes Teutfchen Bundes auf 
Zurttemberg Anwendung findet, find folgende: 
1) Zu Artifel 6 der Lerfajjung. 
Am QBundesrathe führt Württemberg vier Stimmen, und es beträgt 
baber bie (Kefammtzahl der Stimmen im Bundesrathe 52. 

2) Zu Artikel 20 der Neriajjung. 

In Württemberg werden, bis zu der im $ 5 des Wahlgejeßes vom 
31. Mai 1869 vorbehaltenen gejeklichen Regelung, 17 Abgeordnete ge: 
wählt, und es beträgt baber die Geſammtzahl ber Abgeordneten 334. 

3) Zu den Artifeln 35 und 38 der Nerfafjung. 

Tie im legten Abjake der vorgenannten Artifel in Beziehung auf 
Baden getroffene Beitimmung findet aud) auf Württemberg Anmenbung. 

4) Zum VEIT. Abjchnitt der Verfafſung. 

An Stelle der im VIII. Abjchnitt der Verfaſſung enthaltenen gelten 
für Württemberg folgende Bejtimmungen: ’ 

Dem Bunde ausjchlieglich jteht die Geſetzgebung über die Vorrechte 
der Poſt und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anftalten 
zum Bublifum, über die Portofreiheiten und das Poſttaxweſen, jedod) 
ausichlieklich der reglementariichen und Tarif: Beftimmungen für ben 
internen Verkehr innerhalb Württembergs, fomwie, unter gleicher Be: 
Ihränfung, die Feſtſtellung der Gebühren für die telegraphijche Korre— 
ipondenz zu. 

Ebenſo jteht dem Kunde die Regelung des Poſt- und Zelegraphen: 
verfehrs mit dem Auslande zu, ausgenommen ben eigenen unmittelbaren 
Verfehr Württembergs mit jeinen dem Deutichen Aunde nicht angehörenden 
Nahbaritaaten, wegen deſſen Regelung es bei der Beitimmung im Artikel 49 
des Toitvertrages vom 23. November 1867 bewendet. 

An den zur Aundesfafje fließenden (Finnahmen des Poſt- und Tele: 
graphenweſens hat Württemberg feinen Theil’). 

5) Zum XI. Abfchnitt der Verfaſſung. 

An Württemberg fommen die im XI. Abjchnitt der Nerfaffung ent: 
baltenen Rorfchriften nach näherer Beitimmung der Militair : Konvention 
vom 21.25. November 1870 in Anwendung ?). 





!) Verfaſſungsurkunde Art. 92. 
?) Zerfaffungsurfunde, Schluſbeſtimmung zum XI. Abſchnitt. 
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(Aufrechterbalten durch Reichägefeg vom 16. April 1871, betreffend bie Berfaffung bed 
Deutſchen Reichs $ 2.) 


6) Zum Xrtifel 80 der Verfaſſung. 

Die Einführung der nadjtehend genannten Gefete des Nord: 
deutichen Bundes als Bundesgejege erfolgt für Württemberg, jtatt 
von den im Artikel 80 feitgeietten, von den nachſtehend genannten 
Zeitpunkten an, nämlid): 

I. vom 1. Juli 1571 an: 
1) des Geſetzes, betreifend die vertragsmäßigen Zinſen, vom 
14. November 1867, 
2) des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines oberjten Ce: 
rihtshofes für Handelsſachen, vom 12. Juni 1869; 
OD. vom 1. Januar 1872 an: 
1) des Gejetes, betreffend die Beichlagnahme des Arbeits: oder 
Dienſtlohns, vom 21. Juni 1869, 
2) des Geſetzes über die Ausgabe von Papiergeld vom 16. Juni 
180. 

Die Einführung des Geſetzes, Maaßregeln gegen die Rinderpeit 
betreffend, vom 7. April 1869, als Bundesgejet bleibt für Württem: 
berg der’ Bundesgefeßgebung vorbehalten. Dafjelbe gilt mit der, 
aus der vorjtehenden Beſtimmung unter Nr. 4 jich ergebenden 
Beihränfung von den im Artikel 80 unter II, Nr. $ genannten, 
auf das Pot: und Telegraphenweſen bezüglichen Gejeken. 

Das Geſetz, betreffend die Schließung und Bejchränfung der 
öffentlichen Spielbanken, von 1. Juli 1868 wird in Württemberg, 
vom Tage der Wirkſamkeit der Bundesverfaflung an, als Bundes: 
gejeß eingeführt. 

Artikel 3. 


Der gegenwärtige Vertrag joll unverzüglich ben geſetzgebenden Faktoren bes 
Norbbeutichen Bundes, Baden und Heſſens, beziehungsweiſe Württembergs zur 
verfajjungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt und, nad Ertheilung diejer Zujtimmung, 
ratifizirt werden. 

Ter Austaufch der Ratififations-Urkunden fol im Laufe des Monats Dezember 
d. I. in Berlin erfolgen. 


So gejchehen Berlin, den 25. November 1870. 


v. Sriefen. v. Freydorf. Hofmann. Mittnacht. 
(L. S.) (L. 8.) (L. 8.) (L. S.) 
Delbrück. Türckheim. v. Suckow. 
(L. 8.) (L. S.) (L. S.) 


Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden hat in Berlin ſtattgefunden. 


B. Trotofoll (Schluß: Protokoll) vom 25. November 1870. 
(Bundesgejekblatt 1870, S. 657.) 
(Aufrehterbalten durch Keichsgefeg vom 16. April 1871 8 3.) 
Verhandelt Berlin, den 25. November 1870. 
. Bei Unterzeihnung des am heutigen Tage über den Beitritt Württent: 
’ bergs zu der zwiſchen den Norddeutichen Bunde, Baden und Hefjen ver: 





Urkunden mit Erläuterungen. 77 


einbarten Verfaſſung des Deutſchen Bundes abgefchloffenen Vertrages haben 

ih die unterzeichneten Bevollmächtigten über nachſtehende Punkte verjtändigt: 
1) die in dem Protokoll d. d. Derjailleg den 15. November d. J. 

zwiihen den Bevollmächtigten des Norbdeutihen Bundes, Badens 
und Heſſens getroffenen Berabredungen beziehungsmweije von den Be: 
vollmächtigten des Norddeutihen Bundes abgegebenen Erklärungen: 
a. über den Beginn der Wirkſamkeit der Verfaflung, 
b. über den Zeitpunft für den Beginn der Gemeinſchaft der Aus: 
gaben für das Landheer, 

. zu Artikel 18 der Verfaſſung, 

. zu den Artikeln 35 und 38 der Berfallung, 

. zu Artikel 56 der Verfaſſung, 

. zu Xrtifel 62 der Verfaſſung, 

. zu Artikel 78 der Verfaſſung und 

. zu Artifel 80 der Verfaſſung 
finden aud auf Württemberg Anwendung. 

2) Zu Mrtifel 45 der Berfaflung wurde anerfannt, daß auf den 
Württembergiſchen Eijenbahnen bei ihren Bau, Betriebs- und Ver: _ 
fehrsverhältniffen nicht alle in diefem Artifel aufgeführten Transport: 
gegenitände in allen Gattungen von Verkehren zum Einpfennig-Satz 
befördert werden können. 

3) Zum Artikel 2 Nr. 4 des DVertrages vom heutigen Tage war man 
darüber einveritanden, dag die Ausdehnung der im Norddeutichen 
Bunde über die Vorrechte der Poft geltenden Beſtimmungen auf 
den internen Verkehr Württembergs infomeit von der Zuftimmung 
Württembergs abhängen foll, als diefe Beftimmungen der Poft Bor: 
rechte beilegen, welche derjelben nad) der gegenwärtigen Geſetzgebung 
in Württemberg nicht zujtehen?). 


Vorgeleien, genehmigt und unterjchrieben. 


I’ — 9 Ko 


v. Frielen. v. Freydorf. Hofmann. Mittnadt. 
Delbrüd. QTürdheim. v. Sudom. 


1) Ngl, Terfaflungsurfunde Art. 52 Abf. 2. Tiefer Vorbehalt bejchränfte 
nicht Die Zuftändigfeit der Reichsgewalt binfichtlich des durchgehenden Poftverfehrs, 
ſondern nur binfichtlich des internen, des innerhalb Württembergs ſich bewegenden 
Serfehrs. Tas im I. Reichstag 1871 angenommene (noch nicht verfündigte) Geſetz 
über das Poſtweſen des Reichs mobificirt einige der Poſt bisher im Norbbeutichen 
Sunde zuftehende Vorrechte (welche Württemberg nicht fannte) und dehnt diefe und 
exdere nunmehr auf Württemberg unbedingt aus, wozu die Württembergiſche Re— 
zuerung im Bundesrath ihre Zujtimmung gegeben hat, jodak mit der Verfündigung 
des neuen Reichspoſtgeſetzes dieſer Theil des Schlußprotokolls jeine definitive Er— 
ledigung gefunden haben wird. Daß unter der ‚Zujtimmung Württembergs’‘ lediglich 
tie Zuftimmung der Württembergifchen ‚Regierung‘ zu verjtehen jei, wurde im 
Kihätag vom Württembergijchen Abgeordneten Dr. Elben hervorgehoben (©. 547) 
ind von feiner Seite beanjtandet. Der Bundesrath hat ſich ſchon durch Vorlage 
"5 Geſetzentwurfs in dieſem Sinne entjchieden. 
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C. Militair-Konvention zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde 
und Württemberg vom 21/25. November 1870. 


(Bundesgejekblatt S. 658— 665.) 
(Aufrehterhalten durch Verfaflungs-Urkunde vom 16. April 1871, Schlußbeftimmung zum 
XI. Abſchnitt: „Reichskriegsweſen.“) 

Seine Majeſtät der König von Preußen im Namen des Norddeutſchen 
Bundes und Seine Majeſtät der König von Württemberg, in der Abſicht, 
die Beſtimmungen der zwiſchen Ihnen vereinbarten Verfaſſung des Deutſchen 
Bundes über daS Bundeskriegsweſen den beſonderen Verhältniſſen des König: 
reihe Württemberg anzupaffen, haben Unterhandlungen- eröffnen laffen und 
su Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Staats-, Kriegs: und Mearineminijter, General 
der Infanterie Albredt von Roon, 
Seine Majejtät der König von Württemberg: 
Allerhöchſtihren Kriegsminiſter, Generallieutenant Albert v. 
Sudomw, 
von welchen Bevollmächtigten, nach Vorlegung und gegenjeitiger Anerkennung 
ihrer Vollmachten, die nachjtehende 


Militair-Konvention 


verabredet und geſchloſſen iſt. 
Artikel 1. 


Die Königlich Württembergiſchen Truppen als Theil des Deutſchen 
Bundesheeres bilden ein in ſich geſchloſſenes Armeekorps nach der anliegenden 
Formation nebſt der entſprechenden Anzahl von Erſatz- und Beſatzungstruppen 
nach Preußiſchen Normen im Falle der Mobilmachung oder Kriegsbereitſchaft. 


Artikel 2. 


Die hierdurch bedingte neue Organiſation der Königlich Württembergiſchen 
Truppen ſoll in drei Jahren nach erfolgter Anordnung zur Rückkehr von 
dem gegenwärtigen Kriegsſtand auf den Friedensfuß vollendet ſein. 


Artikel 3. 


Von dieſer Rückkehr an bilden, beginnend mit einem noch näher zu be— 
ſtimmenden Tage, die Königlich Württembergiſchen Truppen das vierzehnte 
Deutſche Bundes-Armeekorps mit ihren eigenen Fahnen und Feldzeichen und 
erhalten die Diviſionen, Brigaden, Regimenter und ſelbſtſtändigen Bataillone 
des Armeekorps die entſprechende laufende Nummer in dem Deutſchen Bundes: 
heere neben der Nummerirung im Königlich Württembergiſchen Verbande. 


Artikel 4. 


Die Unterſtellung der Königlich Württembergiſchen Truppen unter den 
Oberbefehl Seiner Majeſtät des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn 
beginnt ebenfalls an einem noch näher zu beſtimmenden Tage und wird in 
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den bisherigen Fahneneid in der Weiſe aufgenommen, daß es an der be— 
treffenden Stelle heißt: 
„daß ich Seiner Majeſtät dem Könige während meiner Dienſtzeit als 
Soldat treu dienen, dem Bundesfeldherrn und den Kriegsgeſetzen 
Gehorſam leiſten und mich ſtets als tapferer und ehrliebender Soldat 
verhalten will. So wahr mir Gott helfe.“ 


Artikel 3. 


Die Ernennung, Beförderung, Verſetzung u. ſ. w. der Offiziere und 
Reamten des Königlich Württembergiſchen Armeekorps erfolgt durch Seine 
Majeftät den König von Württemberg, diejenige des Höchſtkommandirenden 
tür daS Armeeforpg nad vorgängiger Zujtimmung Seiner Majeität des 
Könige von Preußen als Yundesfeldherrn. Seine Majeitt derä König von 
Württemberg genießt als Chef Seiner Truppen die Ihm Allerhöchſt zu: 
ſtehenden Ehren und Rechte und übt die entiprechenden gerichtöherrlichen Be: 
fugnijje ſammt dem Beftätigungd: und Begnadigungsredht bei Erfenntniffen 
gegen Angehörige des Armeeforps aus, welche über die Befugniffe des Armee- 
torps: Kommandanten, beziehungsmweije des Königlich Württembergiichen Kriegs: 
miniſteriums hinausgehen: 

Artifel 6. 


Unbejchadet der dem Bundesfeldherrn gemäß der Bundesverfaffung zus 
itehenden Rechte der Disponirung über alle Bundestruppen und ihrer Dis: 
locirung joll für die Dauer friedliher Verhältniffe das Württembergifche 
Armeekorps in jeinem Verband und in feiner Öliederung erhalten bleiben 
und im eigenen Lande dislocirt fein, eine hiervon abweichende Anordnung 
des Bundesfeldhern, jomie die Dislocirung anderer Deutſcher Truppentheile 
in das Königreih Württemberg ſoll in friedlichen Zeiten nur mit Zujtimmung 
Seiner Majejtät des Königs von Württemberg erfolgen, jofern es ſich nicht 
um Beſetzung Süddeuticher oder Wejtdeuticher deltungen hanbelt. 


Artikel 7. 


Ueber die Ernennung der Kommandanten für die im Königreihe Wür: 
temberg gelegenen feſten Plätze, welche nad) Artitel 64 der Bundesverfafjung 
dem Bundesfeldherrn zufteht, jomie über die Demielben gleichermaßen zu: 
ttehende Berechtigung, neue Befeitigungen innerhalb des Königreich anzulegen, 
wird ji) der Bundesfeldherr eintretenden Falls mit dem Könige von Württem- 
berg vorher in Vernehmen ſetzen; ebenjo wenn der Bundesfeldherr einen von 
Ihm zu ernennenden Offizier aus dem Königlid Württembergiichen Armee: 
torps wählen will. 

Um der Beurtheilung diefer Ernennungen eine Grundlage zu gewähren, 
werden über die Offiziere des Königlih Württembergiichen Armeekorps vom 
Stabsoffizier aufwärts alljährlich Perſonal- und Tualifitationsberichte nach Preu: 
tiihem Schema aufgeftellt und Seiner Majeftät dem Bundesfeldheren vorgelegt. 


Artikel 8. 
Zur Beförderung der Gleihmäßigfeit in der Ausbildung und dem in: 
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neren Dienft der Truppen werden nach gegenfeitiger Verabredung einige Kö: 
niglich Württembergijche Offiziere je auf 1—2 Jahre in die Königlich Preu: 
ßiſche Armee und Königlich) Preußiſche Offiziere in das Königlih Württem⸗ 
bergifche Armeeforpg kommandirt. 

Hinfihtlih etwa wünſchenswerther Verſetzung einzelner Offiziere aus 
Königlich Württembergiſchen Dienſten in die Königlich Preußiſche Armee oder 
umgekehrt haben in jedem Spezialfalle beſondere Verabredungen ſtattzufinden. 


Artikel 9. 

Der Bundesfeldherr, welchem nach Artikel 63 das Recht zuſteht, ſich 
jederzeit durch Inſpektionen von der Verfaſſung der einzelnen Kontingente 
zu überzeugen, wird die Königlich Württembergiſchen Truppen alljährlich 
mindeſtens einmal entweder Allerhöchſtſelbſt inſpiziren, oder durch zu ernennende 
Inſpekteure, deren Perſonen vorher Seiner Majeſtät dem Könige von Württem: 
berg bezeichnet werden follen, in den Garnifonen oder bei den Uebungen infpiziren 
lajien. 

Die in Folge folder Inſpizirungen bemerkten fachlihen und perjönlichen 
Mißſtände wird der Bundesfeldherr dem Könige von Württemberg mittheilen, 
welcher Seinerfeits dieſelben abjtellen und von dem Gefchehenen alödann dem 
Bundesfeldherrn Anzeige machen läßt. 


Artikel 10. 

Für die Organifation des Königlich Württembergifhen Armeekorps 
find — fo lange und injomweit nicht auf dem Wege der Bundesgejeßgebung 
ander8 bejtimmt wird — die derzeitigen Preußifchen Normen maaßgebend. 

Es kommen dengemäß in dem Königreihe Württemberg, außer dem 
Norddeutihen Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegsdienite vom 9. November 
1867, nebft der dazu gehörigen Militair-Erſatzinſtruktion vom 26. März 1868, 
insbefondere alle Preußiſchen Exerzier- und fonitigen Reglements, Inſtruktionen 
und Reſkripte zur Ausführung, namentlid die Verordnung über die Ehren: 
gerihte vom 20. Juli 1843, die für Krieg und Frieden gegebenen Be: 
jtimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis-, Verpflegungs: und Invali— 
denwejen, Mobilmahung u. j. w., über den Erſatz des Offizierforps und über 
das Militair-Erziehungs: und Bildungsweſen. 

Ausgenommen find von der Gemeinfamkeit in den Einrichtungen des 
Königlich Württembergiichen Armeekorps mit denjenigen der Königlich” Freu: 
ßiſchen Armee: die Militair-Kirchenordnung, das Militair-Strafgeſetzbuch und 
die Militair:Strafgericht8ordnung, jowie die Bejtimmungen über Einquartierung 
und Erſatz ‚von Flurbefhädigungen, worüber in dem Königreihe Württem⸗ 
berg die derzeit beftehenden Geſetze und Einrichtungen vorerft und bis zur 
Regelung im Wege der Bundesgejeßgebung in Geltung verbleiben. 

Die Gradabzeichen, ſowie die Benennungen und der Modus der Ber: 
waltung find in dem Königlich Württembergiſchen Armeekorps diefelben mie 
in der Königlich Preugifchen Armee. Die Beitimmungen über die Bekleidung 
für das Königlih Württembergifche Armeekorps werden von Seiner Majeſtät 
dem Könige von Württemberg gegeben und es foll dabei den Berhältnifien 
der Bundesarınee die möglichjte Rechnung getragen werben. 
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Artikel 11. 


Im Falle eines Krieges fteht von deſſen Ausbruch bis zu deſſen Be: 
endigung die obere Yeitung des Telegraphenmwefens, ſoweit ſolches für die 
Kriegszwecke eingerichtet ift, dem Bundesfeldherrn zu. 

Tie Königlich Württembergifche Regierung wird bereits während bes 
Friedens die bezüglichen Einrichtungen in Webereinjtimmung mit denjenigen des 
Rorddeutihen Bundes treffen, und insbejondere bei dem Ausbau des Tele 
graphennekes darauf Bedacht nehmen, aud eine der Kriegsjtärte Ihres Armee: 
torps entiprechende Feldtelegraphie zu organifiren. 


Artikel 12. 


Aus der von Württeniberg nad Artifel 62 der YBundesverfaflung zur 
Terfügung zu ftellenden Summe beftreitet die Königlih Württembergiihe Re: 
gierung, nach Maaßgabe des Bundeshaushalts:Ftats ?) den Aufwand für die 
Unterhaltung des Königlid Württembergiichen Armeetorps, einſchließlich Neu: 
anſchaffungen, Bauten, Einrichtungen u. |. w. in jelbititändiger Verwaltung, 
ſowie den Antheil Württembergs an den Koften für die gemeinichaftlichen 
Winrihtungen des Geſammtheeres — Gentral: Abminiftration, Feitungen, 
Unterhaltung der Militairbildungs-Anftalten, einſchließlich der Kriegsichulen 
und militairärztlien Bildungs: Anjtalten, der Craminations: Kommililonen, 
der militairwifjenichaftlichen ‚und techniihen Inſtitute, des Yehrbataillons, der 
Mitar: und Artillerie: Schiegjchule, der Militair- Reitfchule, der Central: 
Zumanitalt und des großen Generalſtabs. Erſparniſſe, welche unter voller 
Erjüllung der Bundespflichten als Ergebniſſe der obmwaltenden bejonderen 
Verhälmiffe möglid werden, verbleiben zur Berfügung Nürttembergs ?). 

Tas Königlich Württembergiihe Armeeforps partizipirt an den gemein: 
chaftlichen Einrichtungen und wird im großen Generalftabe verhältnißmäßig 
vertreten jein. 


) Die von der Württembergiihen Abgeordneten Kammer am 19. Dezember 
tt zur Begutachtung der Verträge niedergejegte Kommiſſion äußerte hierzu in ihrem 
Seit ( Berhandlungen, I. Beilagen-Band, S. 46): Die Special:(ftats würden vom 
Reihe jeitgejeßt und dem Bundesrath und Reichstag gebühre auch die Kontrole 
uber die Berwendung in Gemäßheit dieſer Etats. Inſoweit, als die Bunbes- In: 
‚ntionen für bie felbititändige Thätigfeit Württembergs einen Spielraum - offen 
sten, fei der Württembergiſche Kriegsminijter auch künftig den verjaljungsmäßigen 
Stganen des Württembergiichen Staates verantwortlich. 

2) Rgl. Hierzu Aeußerungen des Abgeordneten Lasker im II. Außerordentlichen 
kadstag 18370, ©. 82: „Der Vorbehalt, den Württemberg in Betrefi der lieber: 
Sue bei Der Verwaltung bes Militairwejens machte, mar feiner wirflichen finan- 
len Bedeutung nad nicht werth, daß man den Weg der Ausnahme bejchritt, zumal 
sııh es für unzweifelhaft halte, dak Württemberg vermöge diejer Beſtimmung feinen 
Antgeil nimmt an den etwaigen Ueberſchüſſen der Bundes: Militairverwaltung, und 
:ıR 65 Diejenigen Zuſchüſſe, welche die Militairverwaltung erfordert, aus feiner eigenen 
“Nie zahlen muß.“ — Bei der Berathung der Konvention in den Württembergtichen 
"ammern erfannte das Minifterium an, daß die etwaigen Erſparniſſe oder Ueber: 
zuilte „der ſtändiſchen Kontrole, und ihre Verwendung der ſtändiſchen Qermilligung 
nerliegen.“ (Lerbandlungen der Abgeordnetenfammer von 1870—1871, 1. Bei: 
ıın- Band, S. 36. Kommiſſionsbericht.) 
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Artilel 13. 


Die Zahlung der von Würftemberg nad) Artikel 62 der Bundesverfallung 
aufzubringenden Summe beginnt mit dem eriten Tage bes Monats, welder 
auf die Anordnung zur Rückkehr der Königlich Württembergifchen Truppen 
von dem Kriegäzuftande auf den Friedensfuß folgt. In den Etat und bie 
Abrechnung des Bundesheeres tritt das Königlih Mürttembergiiche Armeekorps 
jedoch erjt mit dem 1. Januar 1872 ein. 

Während der im Artikel 2 verabredeten dreijährigen Uebergangszeit wird 
für den Etat des Königlih Württembergifchen Armeekorps die Rüdjicht auf 
die, in dieſer Periode zu vollziehende neue Organifation maaßgebend jein, 
und zwar fowohl in Beziehung auf die in Anjat zu bringenden Beträge, 
als auh in Beziehung auf die Zuläffigkeit der gegenjeitigen UWebertragung 
einzelner Titel und der Vebertragung gleichnamiger Titel aus einem “Jahre 
ind andere. 

Artikel 14. 

Verſtärkungen der Königlich Württembergiſchen Truppen durch Einziehung 
der Beurlaubten, ſowie die Kriegöformationen derjelben und endlich deren 
Mobilmahung hängen von den Anordnungen des Bundesfeldherrn ab. Solhen 
Anordnungen ijt allezeit und im ganzen Umfange Folge zu leiten. “Die 
hierdurch erwachſenden Koften trägt die Bundeskaſſe, jedoch find die Königlich 
Württembergiſchen Kafjen verpflichtet, injoweit ihre vorhandenen Fonds aus: 
reihen, die nothwendigen Gelder vorzuſchießen. 

Artikel 15. 

Zur DVermittelung der dienjtlichen Beziehungen des Königlich Württem⸗ 
bergiichen Armeeforps zu dem Deutſchen Bundesheer findet ein direfter Schrift: 
wechſel zwiſchen dem Königlich Preußiichen und dem Königlich Württembergifchen 
Kriegsminiſterium ftatt und erhält lekteres auf diefe Weiſe alle betreffenden 
zur Zeit gültigen oder ſpäter zu erlaffenden Reglemente, Beftimmungen u. |. w. 
zur entiprechenden Ausführung. | 

Nebendem wird die Königlih Württembergiiche Regierung jederzeit in 
dem Bundesausjhuß für das Landheer und die Feſtungen vertreten jein. 


Artikel 16. 
Die gegenwärtige Konvention joll nad) erfolgter Genehmigung Durch die 
legislativen Organe ratifizirt und es jollen die Ratififationsurfunden gleichzeitig 


“mit den Erklärungen über die Ratifitation der am heutigen Tage vereinbarten 


Verfaffung des Deutfhen Bundes in Berlin auögetaujcht werden. 
Zu Urfund deſſen haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Konvention 
in doppelter Ausfertigung vollzogen und unterjiegelt. 


Hauptquartier DVerjailles, den 21. November 1870. 


So geſchehen WBerlin den 25. November 1870, 
von Roon. von Sudom. 
(L. S,) (L. 8.) 


Die Auswechſelung der Ratififations-Urfunden hat in Berlin jtattgefunden. 
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Friedens-Formation 
des Königlich Wärttembergiſchen Armee-Korps. 


Ein General-Kommando, 
zwei Diviſions-Kommandos, 
vier Infanterie-Brigade-Kommandos, 
zwei Kavallerie-Brigade-Kommandos, 
ein Artillerie-Brigade-Kommando, 
acht Infanterie-Regimenter à drei Bataillone, 
vier Kavallerie-Regimenter à fünf Eskadrons, 
ein Feld-Artillerie-Regiment mit 
drei Fuß-Abtheilungen à vier Batterien, 
eine Feſtungs-Artillerie-Abtheilung mit 
vier Feſtungs-Kompagnien, 
ein Pionier-Bataillon, 
ein Train-Bataillon, 
ſechszehn Landwehr-Bezirks-Kommandos, 
die entſprechenden Adminiſtrationen. 


— — — — 


Kriegs-Formation 
des Königlich Württembergiſchen Armee-Korps. 
I. Feldtruppen: | 


a) Kommando: Behörden: 
ein General :Rommando (nebjt Feld : Gendarmerie : Detachentent 
und Stabswade), 
zwei „Infanterie = Divijions - Kommandos, 
zwei Kavallerie: Brigade : Kommandos, 
ein Kommando der Rejerve: Artillerie. 
b) Infanterie, die Regimenter à 3 Bataillone. 
c) Kavallerie, die Regimenter a 4 Eskadrons. 
d) Artillerie. Tie im Frieden vorhandenen Abtheilungsjtäbe; 
Die Batterien a 6 Geſchütze, 
dazu eine Kolonnen-Abtheilung, beitehend aus dem Stabe, 4 In⸗ 
fanterie: und 4 Artillerie : Mimitions = Kolonnen. 
e) Vioniere, 3 jelbitjtändige Kompagnien, nebit leichtem Feldbrückentrain, 
Schanzzeug: Kolonne und ‘Bonton = Kolonne. 
fi Trains: 
Stab des Train = Bataillons, 
> Troviant : Kolonnen, 
3 Sanitäts-Detachements, einſchließlich Krankenträger-Kompagnien, 
L Rferde: Depot, 
1 seldbäderei : Kolonne, 
. 6* 
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1 Train : Begleitungs : Esfadron, 
Fuhrpart : Kolonnen (circa 5 & 80 Tahrzeuge). 
. g) Abminiftrationen: 
1) die Intendanturen, und zwar: 
die Korps: Intendantur, 
drei Diviſions-Intendanturen (je eine für die beiden Infanterie⸗ 
Divifionen, eine für die Reſerve-Artillerie), 
2) die Korps: Kriegs: Kaffe, 
3) die Feld: Proviant - Nemter, und zwar: 
ein Feld: Haupt: Proviant - Amt, 
drei Feld-Proviant-Aemter (je eins für die beiden “Infanterie 
Divifionen, eins für die Referve - Artillerie), 
ein Feldbäckerei-Amt, 
4) das dirigivende ärztliche Perſonal, 
5) zwölf Feld-Lazarethe, 
6) das Lazareth = Rejerve : Rerjonal, 
7) ein Lazareth-Reſerve-Depot, . 
8) die Feldpoft, und zwar: 
ein Feldpojt - Amt, 
vier Feldpoft:&rpeditionen, von welchen letzteren je eine für bie 
beiden njanterie:Divifionen, eine für die Reſerve (Kavallene 
und Artillerie) bejtimmt ift, die vierte bleibt zunächit dem 
Feldpoft : Amt attachirt und wird nad) Maaßgabe des ein: 
tretenden Bebürfnifjes der Avantgarde ꝛc. überwieſen, 
9) das Auditoriat, 
10) die Geiftlichkeit. 
II. Immobile Behörden: 
ein ftellvertretendes General: Kommando, 
vier jtellvertretende Infanterie Brigade - Kommandos, 
eine Inſpektion der Erſatz-Eskadrons, 
ein Kommando der immobilen Artillerie, 
eine immobile Intendantur, 
ein ftellvertretender Korps : General: Arzt. 
IIf. Srjat : Truppen: 
acht Erſatz-Bataillone, 
vier Erſatz-Eskadrons, 
eine Artillerie: Erjaß: Abtheilung A 2 Batterien zu je 6 Geſchützen, 
eine Pionier - Krjab - Kompagnie, 
eine Train: Sriat - Abtheilung. 
IV. Bejaßungs - Truppen: 
16 Landwehr : Bataillone, 
1 bis 2 Befagungs - Kavallerie : Regimenter, 
3 Rejerve : Ju : Batterien & 6 Geichüte, 
8 Feitungs:Artillerie-Kompagnien, mit den erforderlichen Abtheilungs⸗ 
ſtäben, | 
3 Feltungs : Pionier: Kompagnien. 


Urkunden mit Erläuterungen. 85 


Sämmtlihe Truppen in Kriegs: und Friedens: Formation nad) Königlich 
Preußiſchen Etatsſtärken; inſoweit hiernach die Friedensſtärke den verfaflungs:- 
mäßigen Prozentſatz der Bevölkerungsziffer überſteigt, bleiben die erforderlichen 
Modinfationen befonderer Bereinbarung vorbehalten. 


v1 
Gcich, betreffend Die Vereinigung von Elfak und Lothringen mit dem Deutchfen Weiche. 


Yom 9. Iuni 1871. 
(Reichsgejeß : Blatt Wr. 25, S. 212 u. 2131). 


Rir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaijer, König von Preußen ıc. 
zerordnen hiermit im Namen des Deutfchen Reiche, nach erfolgter Zujtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


N 

Tie von Frankreich durch den Artitel 1 des ‚Präliminar : Friedens vom 
26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Eljaß und Lothringen werden in der 
kurh den Artikel 1 bes Friedens-Vertrages vom 10. Mai 18712) und den 
drinen Zuſatzartikel zu dieſem Vertrage feſtgeſtellten Begrenzung mit dem 
Teutſchen Reiche für immer vereinigt. 

$ 2. 

Die Verfaſſung des Deutfchen Reiche tritt in Elſaß und Lothringen 
en 8. Januar 1873 in Wirkſamkeit. Durd Verordnung des Kaiſers mit 
Auftimmung des Bundesrathes können einzelne Theile der Verfaflung ſchon 
rüber eingeführt werden. 

Tie erforderlichen Aenderungen und Ergänzungen der Verfaffung bedürfen 
Ar Zuſtimmung des Reichstages. 

Artifel 3 der Reichsverfaflung tritt jofort in Wirfjamteit. 


$ 3. 

Tie Staatsgewalt in Elſaß und Lothringen übt der Kaiſer aus. 

Bis zum Kintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaflung ift der Kaijer 
a Ausübung der Geleßgebung an die Zujtimmung des Yundesrathes und 
“1 der Aufnahme von Anleihen oder Uebernahme von Garantien für Elſaß 
nd Yothringen, durch welche irgend eine Belaftung des Reichs herbeigeführt 
zird, aud) an die Zujtimmung des Reichstages gebunden. 

Zen Reihstage wird für dieſe Zeit über die erlaſſenen Geſetze und 
gemeinen Anordnungen und über den Fortgang der Verwaltung jährlich 
-enthelung gemacht. 


— — — — — — 


1) I. Reichſstag 1871, S. 517—521. 813 — 834. 836— 858. 919-936. 995 — 
I. Aftenttüde Nr. bl, S. 156— 160, Geſetzentwurf); Nr. 133, ©. 353—363. 
A2mmiſfionsbericht); Wr. 152, S. 406. ( Zujammenftellung); Pr. 109, S. 1260 -430, 
* ommiſſionsbericht). 
2) Die Friedensverträge find am 19. Juni 1871 im Reichsgeſetzblatt Nr. 26. 
2. 215244 verfündigt worden. 
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Nach Einführung der Reichsverjaffung fteht bis zu andermeitiger Regelung 
durch Reichsgeſetz das Recht der Gejepgebung auch in den der Reichögelekgebung 
in den Bundesitaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten dem Reiche zu. 


$ 4. 

Die Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeihnung des Reichskanzlers, der dadurch die Verantwortlichkeit 
übernimmt. 

Urkundlich unter Unjerer Höchtteigenhändigen unterſchift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 9. Juni 1871. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Biomarck. 


LU. 


Gelhäftsordunng für den Reichstag des Deutschen Reichs. 
J. 


Zuſammentritt des Reichstags und Prüfung der Wahlen. 
Zufammentritt des Reichstages. 


6. 1. 

Beim Eintritt in eine neue Legislatur-Periode treten nah Cröffnung 
des Reichſstages die Mitglieder defjelben unter dem Vorſitze ihres älteſten 
Mitgliedes zuſammen. Das Amt des Alters-Präſidenten kann von dem dazu 
Lerufenen auf das im Lebensalter ihm am nächſten ſtehende Mitglied über- 
magen werden. 

Für jede fernere Seſſion derjelben Legislatur-Periode ſetzen die Präfidenten 
der vorangegangenen Seſſion ihre Funktionen bis zur vollendeten Wahl des 
Trälidenten fort ($ 7). 

Der Vorſitzende ernennt provijorifch, für die Friſt bis zur Conftituirung 
des Boritandes ($ 8), vier Mitglieder zu Schriftführern. 


Bildung der Abtheilungen. 


g2. 

Der Reichstag wird durch das Roos in jieben Abtheilungen möglichſt 
gleicher Mitgliederzahl geiheilt. 

Jede Abtheilung wählt mit abjoluter Stimmenmehrheit einen Vorſitzenden 
und einen Schriftführer, fo wie Stellvertreter für beide. 

Die Abtheilungen beftehen fort, bis der Reichstag auf einen durch 50 
Unterſchriften unterſtützten Antrag ihre Erneuerung beſchließt. Dieſelben ſind 
ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Mitglieder beſchlußfähig (F 28). 


Prüfung der Wahlen. 
53. 
Die Vorprüfung der Wahlen geſchieht in den Abtheilungen; jeder Ab— 
teilung wird eine möglichſt gleiche Anzahl der einzelnen Wahlverhandlungen 
durch das Loos zugetheilt. 
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$ 4. 

Findet die Abteilung ein erhebliches Bedenken, oder liegt eine Wahl- 
anfechtung oder von Seiten eines Reichstagsmitgliedes Einſprache vor, fo it 
der Sachverhalt dem Reichstage zur Entſcheidung vorzulegen. 

Wahlanfehtungen und Einſprachen, welche jpäter als zehn Tage nad 
Eröffnung des Reichstages, und bei Nachwahlen, die während einer Sejlion 
ftattfinden, nad Feſtſtellung des Wahlergebniſſes erfolgen, bleiben unberüd: 
ſichtigt. 

65. 


Wahlen, bei denen feiner der obigen Fälle eintritt, werden vom Präjidenten 
nachrichtlich zur Kenntnig des Reichstages gebracht und wenn bis dahin der 
zehnte Tag ($ 4) noch nicht verfloffen, einjtweilen als gültig betradtet; 
nah Ablauf der zehntägigen Friſt find jie definitiv gültig. 


6 6. 
Dis zur Ungültigfeitserflärung einer Wahl hat der Gewählte Sit und 
Stimme im Reichätage. 
Mitglieder, deren Wahl beanitandet wird, dürfen in Beziehung auf ihre 
Wahl alle ihnen nöthig fcheinenden Aufklärungen geben, nicht aber an der 
Abftinmung Theil nehmen. 


1. 
Vorſtand des Reichstages. 


Wahl der Präſidenten. 


67. 

Sobald die Anweſenheit einer beſchlußfähigen Anzahl von Mitgliedern 
des Reichstages durch Namensaufruf feſtgeſtellt iſt, beſchließt der Reichstag, 
an welchem folgenden Tage die Wahlen der Präſidenten und der Schriftführer 
erfolgen ſollen. 

Die Wahlen des Präſidenten, ſodann des Erſten und hierauf des Zweiten 
Vice-Präſidenten erfolgen durch Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit. 

Hat ſich eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, ſo ſind diejenigen fünf 
Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl 
zu bringen. Wird auch bei dieſer Wahl Feine abſolute Mehrheit erreicht, ſo 
find diejenigen beiden Kandidaten, welche die meilten Stimmen in der engern 
Wahl erhalten haben, auf eine zweite engere Wahl zu bringen. Tritt in 
diefer legten Wahl Stimmengleichheit ein, jo enticheidet das Loos, welches 
dur die Hand des Präjidenten gezogen wird. Bei Ausmittelung derjenigen 
Kandidaten, welche nad den voritehenden Borichriften auf die engere Wahl 
zu bringen ind, entjcheidet bei Stimmengleichheit ebenfalls das Loos. 
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Wahl der Schriftführer. 


58. 
In einer einzigen Wahlhandlung erfolgt demnächſt nach relativer Stimmen: 
mebrheit die Wahl von acht Schriftführern. 
Bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos, welches durch die Hand des 
Träjidenten gezogen wird. 


Dauer der Amtsführung. 
69. 

Der Präfident und die Bice-Präfidenten werden zu Anfang einer Legislatur: 
Teriode das erite Mal auf 4 Wochen, dann aber für die übrige Dauer der 
Zeilion gewählt. In den folgenden Sejjionen einer Legislatur-Periode erfolgt 
Me Wahl fofort für die ganze Dauer der Sejjion. 

Tie Wahl der Schriftführer gefchieht für die Dauer jeder Seilion, jedoch 
fann der Gewählte nad Ablauf von 4 Wochen zurüdtreten. 


Konjtituirung des Reihstages. 
5 10. 


Die Ronitituirung des Reichſtages und das Ergebniß der Wahlen wird 
durh den Präjidenten den Kaiſer angezeigt. 


Der Bräjident. 
gl. 


Dem Präjidenten liegt die Leitung der Verhandlungen, die Handhabung 
der Ordnung und die Vertretung des Reichdtages nad) außen ob. Cr bat das 
Recht, den Situngen der Abtheilungen und Kommiſſionen mit berathender 
<tmme beizumohnen. 

Die Bice-Präfidenten vertreten den Präjidenten in Behinderungsfällen 
noch der Reihenfolge ihrer Erwählung. 


6 12. 

Ter Präjident bejchliegt über die Annahme und Entlaffjung des für den 
eichstag erforderlichen Verwaltungs: und Dienft-Perfonals, ſowie über die 
Ausgaben zur Dedung der Bebürfniffe des Reichstages innerhalb des gejek- 
sh Feitzuftellenden VBoranfchlages. 

Die Schriftführer. 
613. 

Tie Schriftführer haben für die Aufnahme des Protofolles und den 
Trud der Verhandlungen zu jorgen, daher aud) die Nevifion der jtenographiichen 
Serichte zu überwachen. Sie lejen die Schriftftüde vor, halten den Namens: 


Aufruf, vermerfen die Stimmen, und haben den Präfidenten in der Belorgung 
x äußeren Angelegenheiten des Reichstages zu unterſtützen. 
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Die Quäftoren. 
5 14. 
Der BPräfident ernennt für die Dauer feiner Amtsführung aus der Ver: 
fammlung zwei Quäftoren für das Kajlen: und Rechnungsweſen. 


IH. 
Behandlung der Vorlagen, Anträge und Petitionen. 
g 15. 


Die Vorlagen des Bundesrathes fo wie alle förmlich ($ 20) einge: 
brachten Anträge von Mitgliedern des Reichstages werden durch den Präfidenten 
zum Drud und zur Vertheilung an die Mitglieder befördert. Hiernächſt tritt 
der in ben 65 16—29 vorgefchriebene Geſchäftsgang ein. 

a. im Plenum des Reihstages. 
6 16. 

Die erite Berathung über Geſetz-Entwürfe erfolgt früheltens am dritten 
Tage, nachdem der Geſetz-Entwurf gedrudt und in die Hände der Mitglieder 
gekommen ift, und ijt auf eine allgemeine Disfuffion über die Grundſätze de 
Entwurfs zu beichränten. 

Bor Schluß der erften Berathung auf die Vorlage ſelbſt bezügliche Ab: 
änderungsvorichläge einzubringen, ift nicht geitattet. 

Nah dem Schluffe der eriten Berathung beſchließt der NReichätag, ob eine 
Commiffion mit der DVorberathung des Entwurfs zu betrauen ift. 

Die allgemeine Diskuffion kann auch auf einzelne Abtheilungen des Ent: 
wurfs gerichtet und abtheilungsweiſe zu Ende geführt werben. 


$ 17. 
Die zweite Berathung erfolgt früheitens am zweiten Tage nad) dem 
Abfchluffe der erſten Berathung, und wenn eine Kommiſſion eingeſetzt iſt, 


früheftens am zweiten Tage, nachdem die Kommilfions:Anträge gedrudt in die 


Hände der Mitglieder gelommen find. 


Ueber jeden einzelnen Artikel wird der Reihenfolge nach die Diskuſſion 


eröffnet und geſchloſſen, und die Abftimmung herbeigeführt. Auf Beſchluß 


des Hauſes kann die Reihenfolge verlaffen, in gleicher Weile die Disfufiion 
über mehrere‘ Artikel verbunden oder über verfchiedene zu demſelben Artifel | 


gejtellte Abänderungs-Vorſchläge getrennt werden. 


Abänderungs-Vorichläge zu einzelnen Artikeln können in der Zwiſchen⸗ | 
zeit und im Laufe der Verhandlung eingebradht werden. Cie bedürfen Feiner 


Unterjtüßung. 


Nah dem Schluſſe der zweiten Berathung ftellt der Präfident mit u: 


ziehung der Schriftführer die gefaßten Beſchlüſſe zufammen, falls durch diejelben 
Abänderungen der Vorlage ftattgefunden haben. 
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Tiefe Zujammenftellung bildet die Grundlage der dritten Berathung. 
Wenn feme Abänderungen in zweiter Berathung beichloffen worden, dient die 
unveränderte Borlage als Grundlage der dritten Berathung. 

Wird der Entwurf in allen jeinen Theilen abgelehnt, jo findet eine 
weitere Berathung nicht ftatt*). 

g 18. 

Tie dritte Berathung erfolgt jrüheltens am zweiten Tage nach dem Ab: 
ihlufle der zweiten Berathung, beziehungsweile nach der Bertheilung der Zu: 
iammenjtellung ($ 17). 

Abanderungs-Borichlige zu einzelnen Artikeln können in der Zwiſchen⸗ 
zeit und im Laufe der Verhandlung eingebradht werden. Sie bedürfen der 
Unterftukung von 30 Mitgliedern. 

Die Diskuſſion erfolgt zunächſt über die Grundſätze des Entwurfs nah 
Mafgabe des F 16 und hieran ſchließt ſich unmittelbar die Diskuſſion über 
De einzelnen Artikel nad) Maßgabe des $ 17. 

Am Schtuffe der Berathung wird über die Annahme oder Ablehnung 
des Geſetz- Entwurfs abgeitimmt. Sind Verbejlerungs:Antrige angenommen 
worden, jo wird die Schlußabſtinmung ausgetekt, bis das Büreau die Beichlüffe 
wiammengeitellt bat. , 

g 1. 

Fine Abkürzung der im $ 1%. beſtimmten Friſt, insbejondere auch die 
Vornahme der eriten und zweiten Berathung in derjelben Sitzung, kann bei Feſt— 
tdlung der Tagesordnung (6 32) oder überhaupt an einem früheren Lage, 
als an dem der Berathung, mit Stimmenmehrheit, eine Abkürzung der übrigen 
Arten (6 16 und 18) nur dann beſchloſſen werden, wenn ihr nicht 15 
anweſende Mitglieder widerjprechen. 

Der Reichstag kann wie am Schluſſe der erſten ($ 16) fo in jedem 
Stadium einer folgenden Berathung bis zum Beginn der Frageſtellung den 
Seien: Entwurf oder einen Theil deſſelben zur Berichterjtattung an eine 
Kommiſſion verweilen, welche jih nur mit dem ihr überwiejenen Gegenitande 
u beihäftigen hat. 


$ 20. 

Alle von Mitgliedern des Reichſtages ausgehenden Anträge müflen von 

mindeſtens 15 Mitgliedern unterzeichnet und mit der Gingangstormel 
„Der Reichstag wolle bejchliepen“ 

xtiehen jein. 

In einer folgenden Situng, jedoch früheitens am dritten Tage, nachdem 
st Antrag gedrudt und in die Hände der Mitglieder gefommen iſt, erhält 

=, Auch wenn in einer zweiten Berathung über einen Geſetz Entwurf oder Antrag 
der Hebergang zur Taged-Drdnung über denjelben beichlofjen tworden, ohne daß deffen 
cinzeine veſtimmungen beratben und zur Abjtimmung gelangt find, darf nach dem 
Zimne des 8 17 der Gefchäfts-Trdnung eine dritte Berathung nicht ftattfinden (cf. 
Seichl. d. Reichstages v. 12. März 1870.) (Sten. Ber. 1870, S. 287— 201.) 
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der Antragiteller das Wort, zur Begründung. Hieran fchließt jich, wenn der 
Antrag einen Geſetz-Entwurf umfaßt, fofort die erite Berathung. 

Kine Abkürzung der Friſt it mit Zuſtimmung des Antragitellers unter 
den im F 19 vorgejchriebenen Bedingungen zuläflig. 


F 21. 

Anträge, welche keine Geſetz-Entwürfe enthalten, bedürfen nur einer 
einmaligen Berathung und Abſtimmung. Abänderungs-Vorſchläge hierbei 
bedürfen der Unterſtützung von 30 Mitgliedern. Uebrigens finden alle Be: 
jtimmungen über die Behandlung von Geſetz-Entwürfen auf jie Anwendung. 

Die Beratung und Abjtimmung über einen derartigen Antrag kann, 
und zwar auch ohne daß er gedrudt vorliegt, in derielben Situng, in welcher 
er eingebracht iſt, unter Zujtimmung des Antragiteller8 jtattfinden, wenn 
fein Mitglied wideripridt. 


gs. 
‚jeder Antrag kann zurüdgezogen, jedoh von jedem anderen Mitgliede 
wieder aufgenommen werden. Es bedarf alsdann feiner weiteren Unterjtügung, 


23. 

Anträge des Bundesraths ſind, auch wenn ſie Geſetz-Entwürfe nicht 
enthalten, nad) den Vorſchriften der FF 16 bis 19 zu behandeln, wenn nicht 
mit Zuftimmung des Bundesraths das im $ 21 bejtinmte abgefürzte Ver: 
fahren beſchloſſen wird. 


b. in den Kommiffionen. 
g.24. 
Für die Bearbeitung derjenigen Geſchäfte, welche 
L) die Geſchäfts-Ordnung, 
2) die eingehenden Petitionen, 
3) den Handel und die Gewerbe, 
4) die Finanzen und Zölle, 
>) das Juſtizweſen, 
6) den Bundeshaushalts-Ftat 
betreffen, Eönnen bejondere Kommiljionen nad) Maßgabe des jich herausitellenden 
BRedürfniſſes gewählt werden. 
Außerdem kann der Reichstag für einzelne Angelegenheiten die Bildung 
beionderer Kommiſſionen beichließen. 


Alle Abtheilungen wählen die gleihe Zahl von Kommiſſions-Mitgliedern, 


durch Ztimmzettel nad) abjoluter Mehrheit ihrer anmwejenden Mitglieder. Tie 
Wahl kann ſich auf ſämmtliche Mitglieder des Neichstages eritreden. Trifft 
die Wahl mehrerer Abtheilungen denfelben Abgeordneten, jo hat diejenige 
Abrheitung den Vorzug, welcher der Gewählte angehört. Sonit hat die Mahl 
der ihrer Nummer nad voranftehenden Abtheilung den Vorzug. Die Ab: 
theilung, deren Wahl in Dieter Weile ungültig wird, hat To bald als thun- 
lid) eine Erſatzwahl vorzunehnten. 


Behandlung der Rorlagen, Anträge und Petitionen. 93 


$ 25. 


Die Kommijjionen conftituiren ſich unter einem aus ihrer Mitte zu 
wählenden Borjigenden und Schriftführer, und find beſchlußfähig, Tobald 
mindeſtens die Hälfte der Mitglieder anweſend iſt. 

Nah geichlofjener Berathung wählt die Kommiſſion aus ihrer Mitte 
einen Berichterjtatter, der die Anfichten und Anträge der Kommiljion in einem 
Vericht zuſammenſtellt. Dieſer Beriht wird gedrudt und mindejtens zei 
Tage vor der Berathung im Haufe an jämmtliche Abgeordnete vertheilt, auch 
dem Bundesrathe in eines angemefjenen Anzahl von Exemplaren überjandt. 
($ 17.) 

Tie Kommijfionen find aud befugt, durch den gemwählten Berichter: 
itanter ohne ſchriftlichen Bericht im Reichstage mündlichen Bericht erjtatten zu 
laſſen. Der Reichstag kann aber in jedem Falle jchriftlihen Bericht ver: 
langen ‘und zu diejem Behufe die Sache an die Kommillion zurüdver: 
weiien. 

Wird einer Kommilfion die Vorberathung eines von Mitgliedern des 
Radstages geftellten Antrages überwielen, jo nimmt der Antragfteller und 
talls der Antrag von mehreren Mitgliedern ausgegangen ift, das zuerft unter: 
zeichnete Mitglied, auch wenn es nicht Mitglied der Kommiflion ift, an den 
Verathungen derfelben mit berathender Stimme Theil. 

Fine Ausihliegung der Deffentlichfeit der Kommiljions-Berhandlungen 
für die Nicht-Mitglieder der Kommiſſionen kann nur der Reichstag beichliegen. 


Ss 26. 


Petitionen, welche mit einem Gegenſtande in Verbindung jtehen, welcher 
bereits einer Kommiſſion überwiefen ijt, Fönnen letterer durch Verfügung des 
Trilidenten überwiejen werden, jedoh wenn die Wetitton bereits an die 
Feitions-Kommiflion abgegeben ift, nur auf Antrag derjelben. 

Jedes Mitglied der Petitions-Kommiſſion kann nach achtwöchentlicher 
Amtstührung jeinen Erſatz durch Neuwahl in Anſpruch nehmen. 

. Der Inhalt der eingehenden Petitionen iſt von der Kommillion all: 
wochentlich durch eine in tabellariicher Form zu fertigende Zuſammenſtellung 
ur Kenntniß der einzelnen Mitglieder des Reichstages zu bringen. Zur 
weiteren STörterung im Reichstage gelangen diejenigen Petitionen, bei welchen 
auf ſolche Erörterung entweder von der Kommiljion oder von 15 Mitgliedern 
des Reihstages angetragen wird. 

Geht der Antrag von der Kommillion aus, fo hat fie über die von 
ihr zur Diskuffion verwieſene Petition einen Bericht zu eritatten; geht Der 
Antrag von Mitgliedern des NReichätages aus, jo tritt das Verfahren des 
\21 ein. 

In gleiher Art werden von den Fach-Kommiſſionen oder den für 
%ondere Vorlagen gewählten Kommijjionen die ihnen zugewiejenen Petitionen 
tbandelt. 

Fin Beſcheid des Reichstages muß jedenfalls erfolgen. 
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gar. 

Die Mitglieder des Bundesraths und die Kommiſſarien deflelben können 
den Abtheilungen und Kommillionen mit berathender Stimme beimohnen. 
Von dem Zujanmentritt der Kommillionen, wie von dem Gegenſtande der 
Verhandlungen muß dem Neichsfanzler Kenntniß gegeben werden. 

§ 28. 

Die Kommiſſionen und Abtheilungen regeln ihre Tages-Ordnung ſelbſt; 
außerdem iſt der Präſident befugt, für die Abtheilungen Sitzungen anzu— 
beraumen. 

29. 

Sind die Gegenſtände der Verhandlungen durch die Kommiſſionen vor: 
bereitet, fo wird ſolches dem Präſidenten mitgetheilt, welcher bie Cinbringung 
berfeiben auf die Tages-Ordnung verfügt und den Tag der BVBerhandlung 
feitftellt ($ 32). 


IV. 
Behandlung der Interpellationen. 
g 30. 

Anterpellationen an den Bundesrath müſſen, beſtimmt formulixt und 
von 30 Mitgliedern unterzeichnet, dem Präfidenten des Neichätages " über: 
reicht werden, welcher diefelben dem Reichskanzler abichriftlih mittheilt und 
diefen in der nächſten Sikung des Reichätages zur Erklärung darüber auf: 
fordert, ob und wann er die Anterpellation beantworten werde. Erklärt ber 
Reichskanzler fi zur Beantwortung bereit, jo wird an dem von ihm be: 
jtimmten Tage der Interpellant zu deren näherer Ausführung veritattet. 

. g 31. 
An die Beantwortung der nterpellationen oder deren Ablehnung darf 


fi eine jofortige Beſprechung des Gegenftandes derjelben anfhliegen, wenn 
mindeitens 50 Mitglieder darauf antragen. Die Stellung eines Antrages 
bei dieſer Beſprechung ift unzuläſſig. Es Bleibt aber jedem Mitgliede des 


Reichstages überlaffen, den Gegenftand in Form eines Antrages weiter zu 
verfolgen. | 


V. 
Geſchäftsvorſchriften für die Plenar-Sitzungen. 
a. Tages-Ordnung. 
32. | 
Lie Tages-Ordnung für das Plenum wird durd) den Präfidenten vor 





® 


dem Schluſſe jeder Sikung für die nächſte Sitzung verfündig. Wenn ih 


dagegen ein Widerſpruch erhebt, To enticheidet der Reichstag durch einen 
Beſchluß darüber, ob der Widerſpruch begründet iſt. Die Tagesordnung wird 
fodann den Mitgliedern des Reichstages und des Bundesrathes durch den 
Druck mitgerheilt. 
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In ber Regel findet in jeder Woche an einem bejtimmten Tage*) eine 
Zisung jtatt, in welder an erſter Stelle die von ‚Mitgliedern des Reichs: 
tages gejtellten Anträge und die zur Grörterung im Plenum gelangenden 
Petitionen erledigt werben. 

Auf die Tages-Ordnung dieſer Sitzung werden die vorliegenden An— 
trage und Petitionen in der Reihenfolge gebracht, in welcher ſie eingegangen, 
beiehentlich zur Verhandlung im Plenum vorbereitet find. Cine Entfernung 
von der Stelle der Tages-Ordnung, welche ihnen nad der Priorität gebührt, 
fann nur beichloffen werden, wenn nicht bei Anträgen von dem Antragfteller 
und bei Petitionen von dreißig Mitgliedern widerſprochen wird. 


b. Tie Sitzungen des Reichstages. 
6 33. 

Tie Sigungen des Reichstages find öffentlih. Der Reichstag tritt 
auf den Antrag jeined Präjidenten, oder von zehn Mitgliedern, zu einer 
geheimen Sitzung zufammen, in mwelder dann zunächſt über den Antrag auf 
Ausihlug der Oeffentlichkeit zu beſchließen ift. 

$ 34. 

Der Präſident eröffnet und fchließt die Situng; er verfündet Tag und 

Srunde der nächſten Situng. 


c. Situngsprotofoll. 
G 39. 

Tas Protokoll jeder Sitzung liegt während der nächſten Sigung zur 
(iniiht aus und wird, wenn dagegen bis zum Schluß der Situng fein 
Finipruch erhoben iſt, als genehmigt erachtet. 

5 36. 
Tas Rrotofoll muß enthalten: 
1) die gefaßten Beſchlüſſe in wörtlicher Ausführung ; 
2) die Interpellationen in wörtliher Faſſung, nebit der Bemerkung, 
ob jie beantwortet jind; 
> die amtlihen Anzeigen des Präfidenten. 
5 37. 

Wird gegen die Faſſung des Protokolls Einſpruch erhoben, welcher fich 
durch die Erklärung der darüber zu hörenden Schriftführer nicht heben läßt, 
'e befragt der Präfident die Verſammlung; im Fall der Einſpruch für begründet 
wrahtet wird, muß nod während der Sitzung eine neue Faſſung der be: 
zefienden Stelle vorgelegt werben. 

6 38. 

Tas Prototoll wird von dem Präjidenten und zwei Schriftführern 

Pollsogen. 


*, Als diefer Tag ift Bid auf Weiteres der Mittwoch feitgeftellt worden. 
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d. Redeordnung. 
5 39. 
Kein Mitglied darf fprechen, ohne vorher das Wort verlangt und von 
dem Präfidenten erhalten zu haben. Will der Präfident ſich an der Debatte 
betheiligen, fo muß er den Vorſitz abtreten. 


5 40. 

Die Mitglieder des Bundesraths und die zu ihrer Vertretung ab: 
geordneten Kommiljarien müflen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 
Auch den Aififtenten muß auf Verlangen der Mitglieder des Bundesraths 
oder ihrer Vertreter das Wort ertheilt werden. 


F Al. 

Sofortige Zulafjung zum Worte fönnen nur diejenigen Mitglieder ver: 
langen, welche über die Verweiſung zur Geſchäfts-Ordnung reden wollen. 
Perſönliche Bemerkungen find erft nah dem Schluffe der Debatte oder im 
Falle der Vertagung derfelben am Schluffe der Situng geftattet. Factiſche 
Bemerkungen find unzuläfig. 

4. 

Die Redner ſprechen von der Nednerbühne oder vom Plake. 

Den Mitgliedern des Reichötages ift das Vorleſen fchriftlich abgefafter 
Reden nur dann geftattet, wenn fie der Deutichen Sprache nicht mächtig jind. 

$ 43. 

Der Präfident ijt berechtigt, die Redner auf den Gegenftand der Ver: 
handlung zurüdzumeilen und zur Ordnung zu rufen ($ 57). ft foldes 
in der nänlichen Rebe zwei Mal ohne Erfolg gefchehen und fährt der Redner 
fort, fi vom Gegenftande oder von der Ordnung zu entfernen, jo kann die 


Berfammlung auf die Anfrage des Präfidenten ohne Debatte bejchlieken, 


daß ihm das Wort über den vorliegenden Gegenjtand genommen werden folle. 
g 4. 


Bei allen Disfuffionen ertheilt ber Präjident demjenigen Mitgliede das 


Wort, weldes nah Gröffnung der Disfuffion oder nah Beendigung der 


vorhergehenden Rede zuerit darum nachſucht. 
$ 4). 
Nimmt ein Vertreter des Bundesraths nah dem Schluffe der Diskuſſion 
das Wort, jo gilt diefe aufs Neue für eröffnet. 
Antragiteller und Berichterſtatter erhalten, wenn jie e& verlangen, das 
Wort, ſowohl am Beginn wie nah dem Schlufje der Disfufjion. 


e. Abänderungs:VBorihläge und Anträge auf motivirte 
Tages-Ordnung. 
46. 


Abänderungs-Vorſchläge (Amendements) oder Anträge auf motivirte 


Tages-Ordnung können zu jeder Zeit vor dem Schluſſe der Verhandlungen 
geſtellt werden. Dieſelben müſſen mit der Hauptfrage in weſentlicher Ver— 
bindung ſtehen und werden dem Präſidenten ſchriftlich übergeben. 
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gar. 


Ueber Amendements und Anträge auf motivirte Tages-Ordnung, welde 
dem Reichätage nicht gedrudt vorgelegen haben, muß, jofern fie angenommen 
werben, in der nächſten Sigung nach deren erfolgtem Drude und Vertheilung 
nochmals ohne Diakuffion abgeftinmt werden. Dies findet auch dann An: 
werbung, wenn folche Amendement® oder Anträge bereit3 in dem Kommilfiong- 
Bericht als Minoritäts-Anträge ermähnt find. Bilden die angenommenen 
Amendements einen Theil der dem Reichstage vorzulegenden gedrudten Zu: 
iammenjtellungen (66 17 und 18), jo bedarf es eines bejonderen Abdrudes 
derielben nicht. In diefem Falle muß der Abjtimmung über das Ganze eine 
nohmalige Abftimmung über diejenigen angenommenen Anträge vorhergeben, 
welche dem Reichstage noch nicht gedruckt vorgelegen haben. Bei Amendements 
zu Petitiong-Berichten iſt eine wiederholte Abſtimmung jedoch nur dann erforder: 
lih, wenn ein befonderer Antrag hierauf geftellt und von wenigftens 50 Mits 
gliedern unterftüßt wird. Neue Amendements find dann nicht mehr zuläffig. 

f. Schluß der Debatte. 
5 48. 

Der Präfident ftellt die Tragen; über die Stellung derfelben kann das 
ort begehrt werden. Tier Reichstag befchließt darüber. Sind mehrere 
tagen vorhanden, jo hat der Präfident ſolche ſämmtlich der Reihenfolge 
nah vorzulegen. Die Fragen find fo zu jtellen, daß fie einfad durch Ja 
oder Nein beantwortet werden können. Bei Stimmengleichheit wird die Frage 
als verneint angefehen. 

6.49. 

Die Theilung der Trage kann jeder Einzelne verlangen. Wenn über 
deren Zuläffigkeit Zweifel entjtehen, fo enticheidet bei Anträgen der Antrag: 
teller, in allen anderen Fällen der Reichstag. 

$ 50. 

Der Antrag auf die Bertagung oder auf den Schluß der Debatte bebarf 
der Unterftübung von 30 Mitgliedern. Wenn jolche erfolgt, jo wird demnädhft 
ohne weitere Motivirung des Antrages und ohne Diskuſſion über denſelben 
abgeitimmt. 

Ter Antrag auf einfahe Tagesordnung kann zu jeder Zeit geftellt 
werden und bedarf Feiner Unterjtügung. Nachdem ein Redner für und ein 
Redner gegen bdenjelben gehört worden, erfolgt darüber der Beſchluß der 
Verſammlung. Im Laufe derfelben Diskuſſion darf der einmal vermorfene 
Antrag auf Tages-Ordnung nicht wiederholt werden. 

Die Anträge auf motivirte Tages-Ordnung (6 46) jind vor den übrigen 
Amendements zur Abjtimmung zu bringen. 

Ueber Anträge des Bundesraths kann nicht zur Tages-Ordnung über: 
gegangen werden. 

g. Abitimmung. 
5 51. 
Unmittelbar vor der Abjtimmung ift die Frage zu verlefen. 
®. gelgendorff, Jahrbuch I. 0 
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Iſt vor einer Abitimmung in Yolge einer darüber gemachten Bemerkung 
der Vräfident ober einer der fungirenden Schriftführer zweifelhaft, ob eine 
befchlußfähige Anzahl von Mitgliedern anweſend fei, jo erfolgt der Namens: 
aufruf. 
Erklärt dagegen auf die erhobene Bemerkung oder Den von einem 
Mitgliede geftellten Antrag auf Auszählung des Hauſes der Präfident, daß 
fein Mitglied des Bureaus über die Anweſenheit der beichlußfähigen Anzahl 
zweifelhaft fei, jo find damit Bemerkung und Antrag, erledigt. 


6 52. 

Die Abjtimmung gefhieht nad) abjoluter Mehrheit durch Aufitehen oder 
Sitenbleiben. 

Iſt das Ergebniß nah der Anſicht des Präfidenten oder eines ber 
fungirenden Schriftführer zweifelhaft, jo wird die Gegenprobe gemacht. Liefert 
auch dieje noch Fein ficheres Ergebniß, jo erfolgt namentlihe Abjtimmmng. 

6 53. 

Sogleih nach Beendigung dieſes Geſchäfts verkündet der Präſident das 
Ergebniß der Abjtimmung. 

5 54. 

Auch außer dem Fall des $ 52 kann beim Schluß der Berathung vor 
der Aufforderung zur Abftimmung auf namentliche Abjtimmung angetragen 
werden; der Antrag muß von wenigiteng 50 Mitgliedern unterjtütt werden. 


$ 55. 
Der Präfident erflärt die Abftimmung für geichloflen, nachdem ber 
namentliche Aufruf fämmtliher Mitglieder des Reichſstages erfolgt und nad 


Beendigung defielben durch NRecapitulation des Alphabets Gelegenheit zur 


nachträglichen Abgabe der Stimme gegeben ijt. 


$ 56. 

Bei allen nicht durch Namensaufruf erfolgten Abjtimmungen hat jedes 
Mitglied des Reichdtages das Recht, jeine von dem Beſchluſſe der Mehrheit 
abweichende Abftimmung kurz motivirt fchriftlih dem Bureau zu übergeben, 
und deren Aufnahme in die jtenographiichen Berichte, ohne vorgängige Der: 
lefung in dem Reichstage, zu verlangen. 


% 


& _— ———- _ 


VI. 
Ordnungs-Beſtimmungen. 
$ 57, 

Wenn ein Mitglied die Ordnung verlekt, jo wird e8 von dem Präſi⸗ 
denten mit Nennung des Namens darauf zurüdgemwieien. Das Mitglied üt 
berechtigt, dagegen ſchriftlich Einſpruch zu thun, worauf der Reichstag, jedod 
erit in der nädjitfolgenden Situng, darüber ohne Diskuſſion entſcheidet, ob 
der Orbnungsruf gerechtfertigt ift. 


Urlaub, Neuwahl der Mitglieber. Adreſſen und Deputationen. 09 


6 58. 

Denn in der Verfammlung ftörende Unruhe entiteht, jo fann der Prä- 
iident die Sibung auf beftimmte Zeit ausjeßen oder ganz aufheben. Kann, 
ih der Präfident kein Gehör verichaffen, fo bebedt er jein Haupt und iſt 
hierdurch die Sigung auf eine Stunde unterbroden. 

Drdnung in den Zuhörerräumen. 
5 59. 

Dem Präjidenten des Reichstages fteht die Handhabung der Polizei im 

Zigungs - Gebäude und in den Zuhörer: Räumen zu. 
6 60. 


Wer von der Tribüne Zeichen des Beifalls oder Mißfallens giebt, oder 
fonit die Ordnung oder den Anſtand verlekt, wird auf der Stelle entfernt. 


$ 61. 


Entſteht eine ftörende Unruhe auf der Tribüne, jo fann der Präfident 
anordnen, daß Alle, die ſich zur Zeit darauf befinden, die Tribüne räumen. 


vo. 
Urlaub, Yusicheiden und Neuwahl der Mitglieder. 
Urlaubsgejude. 
6 62. 

Für die Abwejenheit eines Mitgliedes bis zur Dauer von acht Tagen 
it der Präfident Urlaub zu ertheilen berechtigt; für eine längere Zeit darf 
nur der Reichstag denjelben bemilligen. Urlaubsgefuche auf unbejtimmte Zeit 
nd unitatthaft. 


Ueber die Urlaubsgefuhhe und Abweienheitsfälle wird ein Regijter geführt. 
Ausiheiden und Neumahl. 
$ 63. 


Wenn aus irgend einer Urſache die Stelle eines Reichstags: Mitgliedes 
erledigt wird, jo macht der Präſident dem Reichskanzler davon Anzeige, damit 
dieſer in ber fürzeften Friſt die Neumahl veranlafle. 


vVHl 
Adrefien und Teputationen. 
Adrefien. . 
6 64. 
Wird beantragt, eine Adrefle an den Kaifer zu richten, und haben der oder 
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die Antragiteller dem Reichſtage einen formulirten Entwurf zu der Adreffe 
überreicht, jo findet die weitere Behandlung in derjelben Art, wie bei allen 
anderen Anträgen itatt. 

Beſchließt der Reichstag, die VBorberathung des Entwurfs einer Kommiſſion 
zu übertragen, jo wird dieſe aus dem Präfidenten — bei deſſen Verhinderung 
dem Bice-Präfidenten — des Neichötages als Vorjikenden und 21 von den 
Abtheilungen zu mwählenden Mitgliedern gebildet. 

Liegt ein Entwurf zu einer Adreffe nicht vor, fo ift diefer von einer in 
gleicher Weije zufammenzujegenden Kommiſſion zu fertigen und ohne weiteren 
Beriht dem Reichstage zu überreichen. 


Deputationen. 
S 65. 
Soll die Adrefje durch eine Deputation überreicht werden, jo beitimmt 
der Reichdtag auf den Vorjchlag des Präfidenten die Zahl der Mitglieder ; 


das Loos bezeichnet fie. Der Präfident ift jedesmal Mitglied der Deputation 
und führt allein das Wort. 


— — nn — — 


IX. 


Allgemeine Beitinmungen. 
$ 66. 


Geſetzes-Vorlagen werben nach erfolgter Beſchlußnahme dem Reichskanzler 
überfandt. 
5 67. 
Gejetes Vorlagen, Anträge und Petitionen find mit dem Ablaufe der 
Sitzungs-Periode, in welcher fie eingebracht und noch nicht zur Beichlugnahme 
gediehen find, für erledigt zu erachten. 


. — —— — — EEE 








II. 


Bevollmãchtigte zum Bundesrathe. 
Königreich Preußen. 


1) Bundeskanzler Fürſt v. Bismarck. 

2) Staats- und Kriegs-Miniſter, General der Infanterie v. Roon. 
3) Staats- und Juſtiz-Miniſter Dr. Leonhardt. 

4) Staats- und Finanz-Miniſter Camphauſen. 

3), Staats-Miniſter und Präfident des Bundeskanzler-Amts Delbrück. 
b) Vice-Admiral Jahmann. 

7) Fräfident der Seehandlung Guenther. 

N) Minifterial: Director im auswärtigen Amte v. Philipshorn. 

9) General: Director der indirecten Steuern Haſſelbach. 

IH) Minifterial- Director im Handels: Minijterium Mojer. 

11) Minifterial : Director im Handels: Dinifterium Weishaupt. 

12) Geheimer Ober-Regierungsrath Dr. v. Nathufius. 

13) Generalpoft:Tirector Stephan. 

14) General: Major Klotz. 

15) Unterjtaatäfecretair im Minijterium des Innern Bitter. 

I6) Geheimer Ober-Juſtizrath Dr. Falk. 

7) vacat. 

Königreid, Bayern. 

IX) Staatsminijter der finanzen v. Pfretzſchner. 

19) Staatöminifter des Handeld und der öffentlichen Arbeiten v. Schlör. 
20) Staat3minijter der Juſtiz v. Lutz. 

1) Außerordentlicher Gefandter und bevollmächtigter Miniſter Freih. Pergler 
v. Perglas. 

Miniſterialrath Berr. 

Tberft des General: Quartiermeijteritabes Fries. 


Königreih Sachſen. 
23) Staatsminifter Frhr. v. Frieſen. 
23) Appellationsgerichts : Präjident Klemm. 
6) Geheimer Regierungsrat Schmalz. 
2) Major Frhr. v. Holleben. 
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Königreih Württemberg. 


28) Juſtizminiſter v. Mittnadt. 
29) Miniſter des Innern v. Scheurlen. 
30) Außerordentliher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter, Geh. Legations- 


rath Frhr. v. Spikemburg. 
31) Ober: Finanzrath v. Riede. 


Großberzogthum Baden. 
32) Präfident des StaatSminifteriums und Staatsminifter des Innern Dr. Jolly. 
33) Minifterial: Präfident v. Yreydorf. 
34) Präfident des Finanzminifteriums Ellſtätter. 

Großherzogthum heſſen. 
35) Außerordentlicher Gefandter und bevollmächtigter Minifter, Geh. Legations- 

rath Hofmann. 
36) Geheimer Ober-Steuerratb Ewald. 
37) Ober-Steuerrath Göring. 
Großherzogthum Mecklenburg - Schwerin 


38), Staatsminifter v. Bülow. 
39) Ober: Zolldirector Oldenburg. 


Großherzogthum Sachſen - Weimar. 
40) Geheimer Staatsrath Dr. Stichling. 
Großherzogthum Alerklenburg- Strelig 
41) Staatsminifter v. Bülom. 
Großherzogthum Oldenburg. 
42) Staatsminifter v. Röffing. 


Herzogthum Braunfdweig - Lünchnrg. 


43) Staatsminifter v. Campe. 
44) Minifter-Refident, Geheimrath v. Liebe. 


Herzogthum Sachſen - Meiningen. 
45) Staatsminiſter Frhr. v. Kroſigk. 

Herzogthum Sachſen - Altenburg. 
46) Staatsminiſter v. Gerſtenberg-Zech. 

Herzogihum Sachſen - Coburg · Gotha. 
47) Staatsminiſter Frhr. v. Seebach. 
herzogthum Anhalt. 

48) Staatsminiſter v. Lariſch. 





III, Bevollmächtigte zum Bunbesrathe. 


Sürfentbum Schwarzburg -Rudolfadt. 
49) Siaatöminifter v. Bertrab. 
Sürfentyum ISchwarjbnrg- Iondershanfen. 
50) Staatörath und Kammerherr von Wolffersdorff. 
Fürſtenihum Waldek und Pyrmont. 
51) Landesdirector v. Flottwell. 
fFũrſtenihnm Reuß ältere Linie. 
52) Regierungs-Präfident Meufel. 
Fürſtenthum Reuß jüngere Linie. 
53) Staatsminifter v. Harbou. 
| Fũurſteuthum Schaumburg -Kippe. 
54) Geheimer Regierungsrat Höder. 
Fũurſtenthum Kippe. 
39) Präfident des Cabinets-Miniſteriums Heldmann. 
Freie und Haufehadt Lübeck. 
56) Minifterrefident Dr. Krüger. 
Sreie Banfehadt Bremen. 
57) Senator Gildemeifter. 
Freie und Hanfefadt Hamburg. 
58) Bürgermeilter Dr, Kirhenpauer. 
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IV. 
Wahlkreife und Reichstags - Abgeordnete, 


A. Königreid Preußen. 
I. Provinz Preußen. 
Regierungsbezirk Königsberg. 


1) Memel:Heybefrug : Graf v. Moltfe. 2) Labiau-Wehlau: Fernow. 3) Stadt 
Königsberg: Didert. - 4) Kreis Königsberg - Kilhhaufen: Frh. v. Hülleſſem. 
5) Heiligenbeil-Pr.-Eylau: v. Kalditein. 6) Braunsberg:Heilsberg: Blel. 7) Pr. 
Holland : Mohrungen: Bar. v. Minnigerode. 8) Oſterode-Neidenburg: v. Stein. 
9) Allenftein:Röffel: Borowski. 10) Raſtenburg-Gerdauen-Friedl.: v. Romberg. 


Regierungsbezirt Gumbinnen. 

1) ZTilfit-Niederung: Graf v. Keyſerling. 2) Ragnit: Pillfalen: Frande. 
3) Gumbinnen-Znfterburg: Muellauer. 4) Stalupöhnen -» Goldap - Darfehmen: v. 
Sperber. 5) Angerburg-Lötzen: Graf v. Lehndorff. 6) Oletzko⸗Lyck-Johannisburg: 
v. Simpfon. 7) Sensburg-Ortelöburg: v. Hoverbed. 

Regierungsbezirk Danzig. 

1) Elbing-Marienburg: v. Brauchitſch. 2) Kreiß Danzig: v. Dieſt. 3) Stadt 
Danzig: Leſſe. 4) Neuftadt:Garthaus: v. Rybinski. 5) Berent:Pr.-Stargarbt: v. 
Kaldftein. 

Regierungäbezirt Marienmwerder. 

1) Stuhm⸗Marienwerder: v. Winter. 2) Rojenberg-Löbau : Graf Tohna- yinden: 
ftein. 3) Graubenz-Straßburg: v. Hennig. 4) Thorn-Culm: Vacat. 5) Schwes: 
Gerlid. 6) EConig: v. Haza-Rablit. 7) Schlochau-Flatow: Graf zu @ulenburg 
8) Deutfd:Erone: Guenther-Märzborf. 


HD. Provinz Brandenburg. 


Stabt Berlin. 
1) Stadtbez. 1— 30: Hagen. 2) Stabtbez. 31—60, 77, 80 und 81: Klok: 
3) Stadtbez. 74, 76, 78, 79, 2— 101: Windthorft. 4) Stabtbez. 61— 73, 75, 
102 —123, 125, 128 — 131: Runge. 5) Stadtbez. 124, 126, 127, 132—153, 
186 — 189.: 5. Dunder. 6) Stadtbez. 154—185, 190—210: Schulze: Deligid. 


Regierungsbezirf Potsdanı. 

1) Weit: Priegnik: v. Jagow. 2) Oft:Priegnik: v. Karſtedt. 3) Ruppin: Templin: 
Graf v. Arnim. 4) Prenzlau: Angermünde: v. Wedell-Malchow. 5) Ober-Barnim: 
v. Edardftein. 6) Nieder-Barnim: v. Treskow. 7) St. Potsdam-Oſt-Havelland: 
Emden. 8) Weit: Havelland: Hausmann. 9) Zauch-Belzig-Jüterb.-Luckenw.: v. 
Watzdorf. 10) Teltow-Beedton-Storfom: Prinz Handjery. 


Regierungsbezirf Jranffurt. 
1) Arndmwalde: griedeberg: Wilmanns. 2) Landsberg: Soldin: v. Cranad. 
3) Königsberg i. N.: v. Keudell. 4) St. Frankfurt-Lebus: Simfon. 5) Stem: 
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berg: d. Waldaw. 6) Züllihau-sroffen: Uhden. 7) Guben-Lübben: Graf v. Kleift. 
‘ı Zoran: v. Puttkammer IL 9) Eottbus-Spremberg: Köjter. 10) Calau-Luckau: 
». Lindenau. , 
IH. Provinz Pommern. 
Regierungäbezirt Stettin. 
1) Temmin-Anclam: Frhr. v. Malkahn. 2) Ueckermünde-Uſedom-Wollin: 
xthr. 0. Patom. 3) Randomw-Greifenhagen: Stavenhagen. 4) Stadt Stettin: 


hmidt. 5) Pyrik-Saakig: v. Schöning. 6) Neugarb-Regenmwalbe: v. Blanden= 
burg. 7) @reiffenberg:Gammin: v. Woe tfe. 


Regierungsbezirf Cößlin. 


1) Stolp:?auenburg: v. Denzin. 2) Bütom:Rummelöburg:Schlawe: v. Belom. 
>’ xüritentfum: v. Gerlach. 4) Belgard - Schievelbein: Tramb.: ärhr. v. d. Goltz. 
*) Neuitettin: Wagener. 


Regierungsbezirt Straljund. 
I) Rügen: ;xranzb.: Graf v. Behr: Negendanf. 2) Grimmen-Kreifswald: v. Behr. 


IV. Provinz Poien. 
Regierungsbezirk Pofen. 
I) Stabt und Kreis Pofen: Dr. v. Niegolewsfi. 2) Samter-Birnbaum-Obornik: 
Vacat. 3) Mejerig-Bomft: v. Unruhe: Bomft. 4) Buk-Koſten: v. Zoltowski. 
ı Rröben: Prinz Roman von Gzartorysfi. 6) Frauftadt: v. Puttkammer I. (er- 


ig). 7) Schrimm-Schroda: v. Mankowski. 8) Wrejchen: Pleihen: v. Tacza— 
nomsfi. 9) Krotofchin: v. Krzyzanowski. 10) Adelnau-Schildberg: Graf v. Szembek. 


Regierungsbezirk Bromberg. 
i) Bzarnifau-Chodziefen: Graf v. d. Schulenburg: Filehne. 2) Wirſitz-Schubin: 
rar v. Skorzewski. 3) Bromberg: Eggert. 4) Inowraclaw-Mogilno: v. Turno. 
GEneſen-Wongrowitz: v. Dziembowski. 


V. Provinz Schleſien. 
Regierungsbezirk Breslau. 


I Guhrau-Steinau-Wohlau: v. Frankenberg. 2) Militſch-Trebnitz: Graf 
Naltzan. 3) Wartenberg-Oels: v. Kardorff. 4) Namslau-Brieg: Allnoch. 5) Ohlau— 
iemotich⸗ Sirehlen: Schröter. 6) Stadt Breslau, öſtl. Theil: v. Kirchmann. 7) Stadt 
Stesiau, weitl. Theil: Ziegler. 8) Breslau: Neumarkt: Frhr. v. Ende. 9) Striegau- 
<chmweidnie: Vacat. 10) Waldenburg: Fürjt v. Pleß. 11) Reichenbach-Neurode: 
ebsty. 12) ak: Habeljchwerdt: Künzer (erledigt). 13) Frankenſtein-Münſterberg: 
Nraekig. 

Regierungsbezirk Oppeln. 

I) Greuzburg - Rofenberg: Graf Bethuſy-Huc. 2) Tppeln: Graf Stradmik. 
GEr. Strehliß:Eojel: Graf Renard. 4) Lublinitz-Toſt-Gleiwitz: Herz. v. hieſt. 

Kreis Beuthen, nördl. Theil: Graf Schaffgotſch. 6) Kreis Beuthen, füdl. Theil: 
—* Saurma-Jeltſch. 7) Pleß-Rybnick: Müller. 8) Ratibor: Fürſt Lichnowski. 
" veobihüß: Engel. 10) Neuſtadt: Graf Oppersdorff. 11) Falkenberg-Grottkau: 
"toi Frankenberg. 12) Neiße: Friedenthal. 


Negierungdbezirf Liegnik. 
Iy Grünberg - Freiftabt: Fürſt zu Carolath. 2) Sagan = Sprottau: Frhr. v. 
Zedliz. 3) Glogau: Graf v. Rittberg. 4) Lüben-Bunzlau: Graf Tohna:Koben. 
vömenberg: v. Cottenet. 6) Haynau-Goldberg-Liegnitz: Jacobi. 7) Landshut 
‚auer:Bolfenhayn : Gneiſt. 8) Schönau-Hirſchberg: Tellfampf. 9) Lauban-Görlitz: 
"uller. 10) Rothenburg:Hoyeräwerda: v. Seybewiß. 
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VI. Provinz Sadjfen. 


Regierungsbezirt Magdeburg. 

1) Salzmwebel:Sarbelegen: Graf Schulenburg. 2) Oſterburg-Stendal: v. Bis: 
mard:Br. 3) Jerichow I. und II.: v. Bonin. 4) Stadt Magdeburg: v. Unruh. 
5) Wolmiritedt - Neuhaldensieben: v. „Fordenbed. 6) Wanzleben: v. Benda. 
7) Alcheröleben:Galbe: Dietze. Oſchersl.-Halberſt.-Wernig: v. Bernutb. 


Regierungsbezirt Merfeburg. 

1) Liebenwerda : Torgau: v. Schaper. 2) Schweinig: Wittenberg: v. Boden: 
haufen. 3) Bitterfeld - Delisfh: v. Bufle. 4) Saalfreiß und Stabt Halle: Ham: 
mader. 5) Mansfelder Kreife: Sombart. 6) Sangerhaujen:Fdartöberga: Jüngken. 
7) Querfurt: Merjeburg: Wölfel. 8) Naumburg-Weißenfels:Zeit: Rohland. 


Regierungsbezirt Erfurt. 
1) Nordhauſen: v. Davier. 2) Heiligenftabt:Worbis: Zehrt. 3) Mühlbaufen: 
Langenſalza-Weißenſee: v. Hagke. 4) Eriurt:Schleuf.-Ziegenrüd*): Lucius. 


VD. Provinz Schleswig-SHolitein. 


1) Habersleben :Sonberburg 2c.: Krüger: Beitoft. 2) Apenrade-Flensburg x.: 
Ehrijtenjen. 3) Schleswig: Rendsburg xc.: Graf Baubiffin. 4) Tonbern = Hufum: 
Tönning 2c.: Peterſen (erledigt). 5) Itzehoe-Meldorf ꝛc.: Lorentzen. 6) Glüditadt: 
Elmshorn zc.: Jenſen. 7) Kiel ꝛc.: Hänel. 8) Altona-Oldesloe 2c.: Schleiden. 
9) Plön:Segeberg: Kehmarn zc.: Seelig. 


VII. Provinz Hannover. 


1) Leer: Emben:Rorben zc.: van Freeden. 2) Aurich-Ffjend- Papenburg: Röben. 
3) Lingen: Meppen zc.: Windthorft. 4) Dönabrüd: Iburg ꝛc.: Errleben. 5) Melle: 
Diepholz 2c.: Graf zu Stolberg. 6) Hoya-Verden 2c.: Adides. 7) Nienburg:Nieu: 
ftadt a. R. 2c.: Nieper. 8) Hannover-Linden xc.: Ewald. 9) Elbagjen-Hameln ꝛc.: 
v. Lenthe. 10) Hildesheim 2c.: Römer. 11) Einbeck-Uslar⸗Oſterode ꝛc.: Albredi. 
12) Göttingen-Münden ꝛc.: Fiſcher. 13) Herzberg-Hoslar: Graf Münfter. 14) Ki: 
born = Beine-Eelle 2c.: Plant. 15) Lüchow-Gartow-Uelzen 2c.: Freiherr v. Grote. 
16) Lüneburg: Winjen 2c.: Gravenhorſt. 17) Harburg:Burtehude ꝛc.: Grumbredt. 
18) Stade-Bremervörbe zc.: Augspurg. 19) Otterndorf-Neuhaus 2c.: v. Bennigien. 


IX. Provinz Weitphalen. 


Regierungdbezirft Münfter. 
1) Tedlienb.-Steinhaus: Ahaus: v. Mallindrodt. 2) Müniter : Goesfeld: Schr. 
v. Heereman. 3) Borken : Redlinghaufen: Graf v. Landsberg : Velen u. Gemen. 
4) Lübinghaufen-Bedum-WMarendorf: Frhr. v. Landsberg. 


. Regierungsbezirk Minden. | 
1) Minden : Lübbede (Zabegebiet): v. Oheimb. 2) Herforb= Halle: v. Bodel: | 

ſchwingh. 3) Bielefelb-Wiedenbrüd: Düesberg. 4) Paderborn:Büren: Frhr. v. 

Ketteler. 5) Warburg-Hörter: Evers. 


Regierungsbezirt Arnsberg. 

1) Wittgenftein-Siegen: Biedenkopf: v. Dörnberg. 2) Olpe⸗-Meſchede-Arnsberg: 
Reiheniperger. 3) Altena: Xjerlohn: Overweg. 4) Hagen: Harkort. 5) Bodum: 
Lömwe:Galbe. 6) Dortmund: Beder. 7) Hamm:Soeit: v. Bockum-Dolffs. 8) Fıpp: 
. ftabt:Brilon: Schröder. 


X. Provinz Heflen-Nafjau. 


Negierungsbezirt Wiesbaden. 
1) Ufingen-Xdjtein- Homburg 2c.: Adolph Klop. 2) Rüdesheim-Wiesbaden ꝛc.: 


*) Mit der früber Bayer. Enclave Kaulsdorf. 
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Shend. 3) Braubach-Naſſau 2c.: Lieber. 4) Diez:Limburg-Weilburg ꝛc.: Knapp. 
5) Tillenburg:Herborn 2c.: Winter. 6) Stadtkreis Frankfurt a. M.: Sonnemann. 


Regierungdbezirft Kaffel. 

I) Rinteln : Hofgeismar : Wolfhagen: Oetker. 2) Gafjel: Melfungen: Bähr. 
3) srislar:Homberg-Ziegenhain: Wehrenpiennig. 4) Eſchwege-Schmalk.-Witzenh.: 
Sarnier. 5) Marburg = Kranfenberg - Kirchhain: Grimm. 6) Hersfeld:Rotenburg: 
Sünield: Braun (Hersf.). 7) Fulda: Schlüdtern-Geräfeld: Herrlein. 8) Hanau: 
Weinhaujen: Weigel. 

XI. Rheinprovin;. 
Regierungsbezirf Göln. 

1) Stadt Göln: Grosman. 2) Kreis Göln: Srosman. 3) Bergheim: Eus: 
Arhen: Rubolpbi. 4) Rheinbach-Bonn: v. Keljeler. 5) Sieg-Waldbroel: Lingens. 
k) MNühlh.-Wipperfürth-Gummersbach: Yürgers. 

Regierungsbezirk Düſſeldorf. 

1} Yennep- Mettmann: Techow. 2) (Flberfeld: Barmen: v. Kuſſerow. 3) So— 
ingen: v. Bunſen. 4) Düſſeldorf: Bernards. 5) Eſſen: Krebs. 6) Duisburg: 
Tore. 7) Mörs-Rees: v. Los. 8) Kleve: Geldern: Ulrih. 9) Kempen: Belzer. 
I, Gladbach: Kratz (erledigt). 11) Erefeld: A. Neicheniperger. 12) Neuß: 
“revenbroidy: Frhr. v. Thimus. ' 

Regierungsbezirk Coblen;. 

11 Wetzlar-Altenkirchen?s): v. Heldorfl. 2) Neuwied: Böhmer. 3) Coblenz- 
<ı. Goar: D. Savigny. 4) Greuznad: Simmern: v. Treitfchle. 5) Mayen: Ahr: 
weilet: Moufang. 6) Adenau:Gocem=Zel: v. Grand-Ry. 


Regierungdbezirf Trier. 

I) Taun: Brüm:- Bitburg: Holzer. 2) Wittlich - Berncaftel: Fier. 3) Trier: 
Thaniſch. 4) Saarburg: Merzig Saarlouis: Bellinger. 5) Saarbrüden: Krug v. 
Kdda. 6) Ottweiler-St. Wendel-Meijenheim: Stumm. 

Regierungsbezirt Aachen. 
. I Sdleid.:Malmedy: Montjoie: Hafenclever. 2) Eupen: Kreis Aachen: Bod. 
» Stadt Aachen: Graf v. Spee. 4) Türen: Jülich: Deder. 5) Geilenkirch.Heinsb.⸗ 


“rtllenz: Lucius. 
XII Hohenzollern. 
I) Regierungsbez. Sigmaringen: Evelt. 
XIH. Lauenburg. 
1) Wahlkreis: Krieger. 


B. &önigreih Bayern. 
I. Oberbayern. 

1) Nünden J.: Frhr. v. Schend v. Stauffenberg. 2) Münden II.: Kaftner. 
> Aichach = zriedberg ıc.: Schmid. 4) Ingolftadt Freiling: Schr. v. Aretin, 
.ı Railerburg - Erding: Lugſcheider. 6) Weilheim - Brud: Landsberg: Kottmüller. 
:ı Rolenheim- Zöl;- Miesbah: Tbermayer. 8) Traunſtein-Berchtesgaden: Graf v. 


Zeinsheim⸗Grünbach. 

II. Niederbayern. 
. 1) Landshut⸗-Dingolfing: Frhr. v. Ow. 2) Straubing-Landau-Vilshofen: 
tai v. Freyfing-Lichtenegg- Moos. 3) Paſſau⸗Wegſcheid-Wolfſtein: Greil. 4) Pfarr⸗ 
hrhen: #riesbadh: Stadiberger. 5) Deggendorf: Kötzting: Frhr. v. Hafenbrädl. 
Kelheim-⸗Rottenburg: v. Lottner. 

DI. Rheinpfalz. 

1) Speyer⸗Frankenthal: Heydenreich. 2) Landau-Neuſtadt: Jordan. 3) Germers⸗ 

“m: Bergzabern: Louis. 4) Zweibrücken-Pirmaſens: Schmidt. 5) Homburg: 
ae: Buhl. 6) Kaiferslautern:Kirhheimbolanden: Golfen. 


— — 


*, Rebſt dem Preuß. Antheil des Kreiſes Gießen. 
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IV. Oberpfalz und Regensburg. 

1) Regensburg-Burglengenfelb: Graf v. Walberborfj. 2) Amberg-Eſchenbach⸗ 
Sulzbach: „Freitag. 3) Neumarkt: Hemau:Belburg: Frhr. v. Reichlin: Meldegg. 
4) Neunburg-Cham:Roding: Schels. 5) Neuftadt a. W. N.:Kemnath: Frhr. v. 
Sazenhofen. 

V. Oberfranten. 


1) Hof= Mündiberg: Rehau: v. Schauf. 2) Bayreuth: Wunfiebel: Kraußold. 
3) Forchheim-Kulmbach: Fürft v. Hohenlohe. 4) Kronach: Fichtenfeld: v. Swaine. 
5) Bamberg: Hödjftadt: Vacat. 


VI. Mittelfranken. 
1) Nürnberg: Grämer. 2) Grlangen: ürth-Hersbrud: Marquardien. 3) Ans: 
bach⸗Schwabach: Thomas. 4) Eichſtädt-Weißenburg: Herz. ARM Sinfelabühl Feucht⸗ 
wangen: Erhard. 6) Rothenburg a. T.-Neuſtadt a. A.! M. Barth. 


VII. Unterfranken und Aſchaffenburg. 
1) Aſchaffenburg-Obernburg: Hauck. 2) Kitzingen-Gerolzhofen: Fiſcher. 3) Lohr: 
GEemünden⸗ Hammelburg: Fürſt zu Lömenftein. 4) Neujtadt a. S.- Kiffingen: Graf 
v. Luxburg. 5) Schweinfurt-EbernHapfurth: v. Hörmann. 6) Würzburg: Geritner. 


VII Schwaben und Neuburg. 
I) Augsburg : Wertbingen : Fiſcher. 2) Tonaumörth : Nördlingen: Mayer. 
3) Dillingen-Sünzburg: Wagner. 4) Nlertijjen-NReu:-Ulm: Memmingen: Behringer. 
5) Kaufbeuren: Füßen-Mündelheim: Edel. 6) Immenſtadt-Lindau-Kempten: Zoll. 


C. Königreihh Sachſen. 

1) Zittau-Oſtrau ꝛc.: Pfeiffer. 2) Löbau-Bernſtadt ꝛc.: Woſig v. Aehrenjeld. 
3) Bautzen-Camenz ꝛc.: Thiel. 4) Dresden rechts der Elbe ıc.: Schwarze. 5) Dresden 
links der Elbe: Wigard. 6) Tharandt ꝛc.: Ackermann. 7) Meißen-Rieſa ꝛc.: Ey— 
ſoldt. 8) Pirna-Stolpen ꝛc.: Hirſchbers. 9) Freiberg-Oederan ꝛc.: Schajifrath. 
10) Noſſen⸗ Döbeln-Waldheim ꝛc.: Oehmichen. 11) Oſchatz-Wurzen⸗ Grimma; Günther. 
12) Stadt Leipzig: Stephani. 13) Amtsbez. Leipzig 2c.: Birnbaum. 14) Borna— 
TRegau ꝛc.: Köchly. 15) Mittweida⸗ Limbach ꝛc.: Biedermann. 16) emnis Ludwig. 
17) Glauchau-Meerane ꝛc.: Bebel. 18) Zwickau-Crimmitzſchau Schraps. 
19) Stolberg: Schneeberg: (Heger ꝛc.: Minckwitz. 20) Wolfenjtein: aihopau 2c.: Brod: 
haus. 21) Annaberg-Eibenſtock 2c.: Böhme. 22) Auerbach-Reichenbach 2c: Georgi. 
23) Plauen-Oelsnitz-Adorf: Graf zu Müniter. 


D. Rönigreih Württemberg. 

1) Stabt und Oberamt Stuttgart: Müller. 2) Cannſtadt-Ludwigsburg ꝛc.: Renicher. 
3) Befigheim-Heilbronn 2c.: v. (Noppelt. 4) Böhlingen-Teonberg 2c.: Elben. 5) WR: 
lingen: Kirchheim ꝛc.: v. Kefler. 6) Neutlingen-Rottenburg 2c.: ‘Freiherr v. Wagner. 
7) Balmz Herrenberg zc.: Chevalier. 8) Freudenſtadt-Horb 1: v. Friſch. 9) Ya: 
lingen-Rottweil 2c.: Notter. 10) Gmünb: Göppingen sc.: Hölder. 11) Badnang: 
Hall ꝛc.: v. Weber. 12) Crailsheim-Gerabronn sc.: Fürſt. v. Hohenlohe. 13) Aalen⸗ 
(Ellwangen ꝛc.: Streich (erledigt). 14) (Heislingen - Heidenheim:Ulm: Römer ier: 
ledigt). 15) Blaubeuren-Ehingen 2: Schmib. 16) Biberach-Leutkirch zc.: —9 
v. Waldburg. 17) Ravensberg-Riedlingen: Probſt. 


B. Großherzogthum Baden. 

1) Conſtanz-Ueberlingen-Stockach: Seiz. 2) Engen-Donaueſchingen: Kirsner. 
3Jeſtetten-Waldshut-⸗Schopfheim: Hebting. 4) Lörrach-Müllheim-Breiſach: Frhr. v. 
Roggenbad). 9) Freiburg-Waldkirch-Emmendingen: Fauler. 6) Kenzingen:l*tten: 
heim >c.: Kiefer. 7) Gengenbach⸗ Oifen burg :c.: Eckhard. 8) Baden-Raſiatt-Rühl: 
Vacat. 9) Piorzheim:Durlad:lttlingen: Dennig. 10) Karlsruhe-Bruchſal: Prinz 


v. Baden. ih) ntannbeim- Schweringen : Weinheim: Samey. 12) Heibelberg:: 


Eberbach Mosbach Blum. 13) Bretten-Sinsheim-Wiesloch: Paravicini. 14) Wale 
dürn-Tauberbiſchofſsheim: Frhr. v. Kettler. 
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F. Großherzogthum heſſen. 

1) Gießen-Grünberg-Nidda: zur Rabenau. 2) Friedberg-Vilbel-Büdingen: 
Fthr. v. Wedekind. 3) Alsfeld-Lauterbach-Schotten: Graf Solms-Laub. 4) Darm— 
Hadt:&r. Gerau: Hoffmann. 5) Dieburg-Offenburg: Dernburg. 6) Bensheim— 
Erbach-Neuſtadt: Martin. 7) Heppenheim-Wimpfen: Pfannebecker. 8) Bingen— 
A: Metz. 9) Mainz⸗Oppenheim: Bamberger. 

G. Meklenburg-Scwerin. 

1) Hagenow = Sreveömühlen: Weitphal. 2) Schwerin = Wismar: Proſch. 
3) Bardim-Lubmwigsluft: M. Wiggerd. 4) Maldin:Waren: Pogge. 5) Roitod: 
Loberan: Yüjfing, Senator. 6) Güjtrow-Ribnig: Büfing, Advofat. 


H. Sadılen - Weimar - Eiſenach. 
1) ®eimar: Fries. 2) Eiſenach: Endemann. 3) Neuftabt: Genaſt. 
J. Mecklenburg - Streliß. 
I) Wahlkreis: Rogge. 
K. Oldenburg. 
1, Sidenburg : ?übed : Birkenfeld: Lenk. 2) Varel: Lever:Brafe 2c.: Graepel. 
31 VBerne-Delmenhorſt ꝛc.: Ruffell. 
L. Graunſchweig. 
1) Braunſchweig-Blankenburg: Bode. 2) Wolfenbüttel-Helmſtedt: v. Rochau. 
3) Gandersheim-Holzminden: Koch. 


M. Sachſen;Meiningen. 
1) Meiningen-Hildburghauſen: Valentin. 2) Sonneberg-Saalfeld: Lasker. 


N. Sadjfen- Altenburg. 
1) Altenburg : Wagner. 
O. Sadıfen- Coburg - Gotha. 
1) Goburg: Briegled. 2) Gotha: Kämmerer. 


P. Anhalt. 
1) Deſſau-Zerbſt: Prince-Smith. 2) Bernburg: Ballenftebt 2c.: Baldamus. 


Q. Schwarzburg - Rudolfadt. 
1) Wahlfreis: Eugen Richter. 


R. ISdwarzburg -Sondershaufen. ' 
1} Wahlkreis: Kanngießer. 
8. Waldeck. 


1) Wahlkreis: Miguel. 
T, Reuß ältere Linie. 


1) Wahlkreis: v. Kommerftaebt. 
U. eng jiingere Linie. 
1) Wahlkreis: Braun. 
V. Schanmburg- £ippe. 
1) Wahlkreis: Weiffig. 
W. Fürſtenthum Lippe. 
1) Wahlkreis: Hausmann. 
X. Lũbeck. 
1) Wahlkreis: Wichmann. 
1) Wahlkreis: Mosle. 
2. Hamburg. 


1) Bahlfreis: Roß (erledigt). 2) Wahlkreis: Banks. 3) Wahlkreis: Wolfffon. 


Y. Bremen. 


V. 


Regeſten des Dentſchen Reichstags für die 1. Sitzungsperiode 
der 1. Legislaturperiode. 
Bon Geh.-Rath Dr. Axchel in Berlin. 
I. Legislaturperiode. 


l. Situngsperiode, vom 21. März bis 15. Juni 1871. 

Eröffnung bes TDeutjchen Reichstages am 21. März nah voraufgegangenen 
ae für die Mitglieder des Reichstages. Thronrede des Kaijers. ILL. 
Ber. 1-3. 

1. Sigung im Preußifchen Abgeordnetenhauje. (St. Ber. ©. 5 und 6.) Tas 
Präſidium wird einjtweilen von dem ältejten Mitgliede von Franckenberg-Lud— 
wigsdorf übernommen, welcher das provijorifche Bureau ernennt. Verlooſung ber 
Mitglieder und der Wahlverhandlungen in bie Abtheilungen. Der Namens: 
aufruf ergiebt die Anmejenheit von 274 Mitgliedern, mithin die Beſchlußfähigkeit 
des Haufe. Der Reichstag befchließt, fih in pleno an ber Gratulation zur MHeburts: 
tagsfeier Seiner Majeität des Kaiſers zu betheiligen. 

2. Sikung am 23. März. (St. Ber. S. <—9.) Xerfündigung des (Frgeb: 
nijjes der Conitituirung der « Abtheilungen, zu deren Norjigenden gemählt find 
bie Abgeordueten: Dr. M. Barth, Graf zu Eulenburg (Marienwerder), würn 
zu Hohenlohe Herzog von Ujeſt, von Bonin, Dr. Yömwe, Dr. Schmarit, 
Sölder. Wahl des Rrafidiums und zwar: bes Präfidenten Dr. Simjon zum 
Träfidenten mit 276 unter 284 Etimmen, de Fürſten von Hohenlohe— 
Schillingsfürjt mit 222 unter 286 Stimmen zum Erſten jowie bes würtem— 
bergijchen Dbertribunalärathe8 von Weber mit 150) unter 296 Stimmen zum 
Zweiten Vice: Präfidenten. 

3. Sihung am 24. März. (St. Ber. ©. 11-15.) Schriftführerwahl. — 
Wahlprüfungen. Der YTräfident fündigt an, daß er die Namen derjenigen 
Mitglieder, beven Wahl bei der Vorprüfung in ben Abtheilungen unbeanjtandet ge 
blieben ijt, buch ben Drud zur Kenntnig des Hauſes bringen werbe, jo dar im 
Plenum nur Diejenigen Wahlen zum Bortrage fommen würden, die zmeiielhatt 
erihienen, oder in Betreff deren Wahlveritöße vorlägen. (St. Ber. 11, cf. T. S. 
u. Anl. Nr. 8 u. 8 a—c.) — Bei der jonit weiter nicht beanitandeten Wahl dis 
Abgeordneten von Treskow wird gerügt, daß die Garnijon von Liebenwalde ent: 
gegen dem 6 2 des Wahlgejetes vom 31. Mai 1869 zur Wahl mit herangezogen 
worden fei und beantragt, den Reichskanzler davon zur Ergreifung geeigneter 
Schritte Mittheilung zu machen. Ter Antrag wird angenommen. — Tie Wahl des 
Ober-Gerichtsraths Lenk in Eutin im 1. Didenburger Wahlkreis bat zu Te: 
benfen feinen Anlaß gegeben; es wird aber bemängelt, daß aus dem Wahlbezirk 49, 
einen Theil des Fürſtenthums Birkenfeld umfafjend, gar feine Nachrichten iiber daß, 
Wahlergebniß eingelaufen find und demnach beantragt, wie im vorhergehenden 
alle dies Eeitend des Neichstages zu rigen und dem Neichsfanzler zur weitern 
Veranlaſſung bavon Mittbeilung zu machen. Auch diejer Antrag wird angenommen. -- 
Bei der fonjt nicht beanitandeten Wahl bes Abg. Dr. Bähr im 2. Kaſſeler Zahl: 
bezirfe werden verjchiedene Wahlverſtöße, namentlich vielfache Verletzungen ber I 
Neglement zu dem Wahlgeſetz vorgejchriebenen Formalien getabelt. In Beziehun 
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darauf wird der Antrag geitellt und angenommen: „ben Reichskanzler zu erjuchen, 
durch entiprechende Einrichtung, beziehungsweiſe Vervollitändigung der Formulare 
‚u den Protokollen und Liſten dahin zu wirken, daß Verſtöße gegen das Wahl: 
reglement möglichjt vermieden werben.‘ (S. 13.) — Bei der Wahl im 1. Oppeiner 
Wahlbezirk (Kreuzburg:Rojenberg) wird, ohne indefjen einen Antrag baran zu 
nüpien, bemängelt, daß der Wahlcommifjarius bei Feſtſtellung des Wahlergebnifjes 
Stimmen, die von dem Wahlvorſtande bes Stimmbezirtes für gültig erachtet waren, 
nabträglih für ungültig erklärt und dadurch ein wichtige Princip verlegt 
babe, wonady von ihm nur das Ergebniß der Wahl feitzuftellen, auch eventuell über 
die Ungültigfeit einzelner Stimmen durch ſchriftliche Bemerkung Kritik zu üben, nicht 
aber jeibft Entſcheidung zu treffen und damit dem Befinden des Reichstags vorzu- 
greiten jei. — Wahl des Frhrn. Schend von Stauffenberg im 1. und des 
Stabtrihters Kaitner im 2. Mündener Wahlkreiſe. Kim Proteft gegen 
beibe rügt, daR zur Nornahme der Wahl ausſchließlich Gaftwärthichaften und in 
dieien ſolche Räumlichkeiten gewählt jeien, welche mit dein Hauptgajtzimmer in Ver: 
bindung geitanden hätten. Tie Abtheilung beantragt, über den Proteſt binmeg- 
geben und bie Wahlen für gültig zu erklären, weil ber Protejt nur ganz im A: 
gemeinen den beregten Webelitand, welchen auch die Abtbeilung als joldhen an: 
erkannt bat, bejpreche, aber feinen einzelnen Fall angebe, in welchem derſelbe auf bie 
vorangeführten Wahlen von Einfluß gemeien ſei. — Wahlen in Medlenburg: 
Shwerin und Strelig. In einzelnen Kreifen find jo kleine Wahlbezirke gebildet 
worden, dat es nicht einmal möglich geweſen iſt, aus der Zahl der Wähler einen 
Wahlvorftand zu bilden. Die Abtheilung findet darin feinen Grund zur Beanitan: 
dung der Wahlen, jtellt aber ben Antrag, welcher angenommen wird: „den Reichs: 
fanzler zu erjucdhen, die Regierungen von Medienburg- Schwerin unb Strelik auf: 
wiordern, in Zukunft von der Bildung jo Fleiner Wahlbezirfe, wie jolche bei den 
dermaligen Wahlen vorgefommen find, Abitand zu nehmen, weil dadurch das Princip 
der geheimen Wahl, aljo ein michtiges Princip des Geſetzes, verlegt würde. — 
Schließlich wird bejchloffen: eine Kommiflion von 14 Mitgliedern für die Geſchäfts- 
ordnung und eine Kommilfion von 28 Mitgliedern für die eingehenden ‘Petitionen 
u wählen. Der Antrag, zugleich aud) eine Kommijjion für den Haushalt zu wählen, 
wird vom Antragiteller zurüdgezogen. 

4. Zigung am 27. März. (St. Ber. S. 17— 24.) Verfündigung bes Er— 
gebnifjes der Schriftführerwahl. Die meilten Stimmen haben erhalten: Dr. 
Leder (280), v. Puttkamer (Sorau) (2830), Frh. v. Unruhe (Bomjt) (278), Frh. 
chend v. Staufjenberg (276), Stavenhagen (273), Edhardt (272), v. Schöning 
1240), Dr. Lieber (205). — Zu Quäftoren werden ernannt: Dr. Marquard Barth 
und Prinz Handjery. — VBerfündigung bed Ergebniſſes der Wahlen für die Kom: 
miltonen tür Die (Sejchäftsorbnung und für die Petitionen, ſowie deren Con: 
fttuirung ; Zorjigender der eriteren (Sraf zu Münſter (Hannover), der lebteren Dr. 
<tephant. — Fernere Wahlprüfungen: 1) Wahl des Fürſten Pleß im 10. 
Ereslauer Wahlbezirk. Gin Proteit des Waldenburger Arbeiter: Wahlcomites 
erhebt unter mehreren unmefentlichen Ausftellungen darüber Beſchwerde 1) daß die Durch 
das Wahlgeſetz vorgeichriebene Publicität in den Urtichaften Dittersbach, Weisſtein 
und Nieberjalzbrunn dadurch verlegt jei, daf der von dem Wahlvorjteher an der Thüre 
aurgeitellte Gemeindebote die Wähler gehindert habe, der Wahl beizumohnen; 2) da 
Bahlbeeinflufjung jtattgejunden babe, indem in Nieber- Hermsdorf von dem Gemeinde: 
boten mehreren Wählern die Stimmzettel entriffen und diefe vernichtet worden, wenn 
e nit auf den Fürſten Pleß gelautet hätten, und baffelbe in der Stadt Gottes: 
berg durch den Protofollführer gejchehen jei. Die Abtheilung jtellt in Folge deſſen 
ben Antrag, welcher aud) angenommen wird: ‚den Reichäfanzler zu erjuchen, die 
nabere Früfung der in Betreff der Wahl im 10. Breslauer Wahlbezirt von dem 
eorangeführten Arbeiter-Wahlcomite erhobenen Beſchwerden zu veranlaffen und bis 
dahin die Wahl des Abgeorbneten Fürjten Pleß zu beanitanden. — 2) Wahl des 
geint Rath Müller in Berlin im 7. Oppelner Wahlbezirk. Die Abthei- 
ung beantragt die Wahl defjelben für gültig zu erflären, zugleich aber auch das 
Schreiben eined gewiſſen Froſe dem Reichskanzleramte zur Kenntnißnahme und 
geigneten weiteren 2eranlajjung mitzucheilen, indem in bem gebadjten Schreiben 
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dem Landrathsamte ded betreffenden Kreiſes angezeigt wird, daß ber Gemeindewächter 
in Zihau ſämmtlichen Wählern des Bezirks im Auftrage des Steuererhebers Nitiche 
Zettel für Müller mit dem Bedeuten eingehändigt babe, daß, wenn die Wähler bei 
der Wahl nicht erjcheinen und die qu. Zettel für Müller nicht abgeben würden, fie 
eine Strafe von 5 Thlr. treiien ſolle. Antrag wird ohne Disfulfion ange: 
nommen. — 3) Bei ber ſonſt nicht beanitandeten Wahl des v. Francken berg-Lud— 
wigsdorf haben ſich in den Wahlaften eine große Anzahl von Mängeln gefunden; 
namentlich iſt e8 aufgefallen, daß die Anlagen zu den Akten nicht überall beigebracht. 
Die Abtheilung jtellt daher den Antrag, welcher von dem Reichätage ohne Diskuſſion 
angenommen wirb: „das Reichsfanzleramt zu erjuchen, dahin zu wirken, bak in 
ſolchen Fällen, wo Dofumente bei den Wahlakten fehlen, die billiger Weile und beſon⸗ 
ders nach dem Reglement babei fein follten, die Wahlkommiſſarien die Inſtruktion 
erhalten, daß jie von ben betreffenden (Semeinden die Nadjlieferung der jehlenden 
Urkunden begehren, bamit diefelben, wenn auch nicht mehr für die Aufftellung des 
Wahlprotofolls, jo doch bei der Urtheilsbildung für die Wahlprüfung im Haie 
dienen können.“ — 4) Die Wahl des Kanonifus Dr. Künzer im 12. Breslauer 
Wahlbezirk hat zu Bebenten feinen Anlaß gegeben, doch wird die Nachläjfigkeit in 
der Behandlung ber Formalien, namentlich die Verlegung der Norjchriften des $ 4 
des Reglements gerügt und beantragt: „das Neichäfanzleramt zu erfuchen, den 
Wahlkommiſſarien die geeignete Belehrung über die Formalien ertheilen zu laſſen.“ 
Antrag wird ohne Disfuffton angenommen. — 5) Im Anſchluß an die fonft nicht 
beanjtanbete Wahl des Fürſten Carolath im 1. Liegniter Wahlbezirk wird in 
Veranlafjung deſſen, bag der Wahlfommilfar bei Feſtſtellung des Wahlergebnilies 
zwei Stimmen für ungültig erflärt bat, beantragt: „das Reichsfanzleramt auf die 
Kompetenzüberfchreitung des Wahltommiljars aufmerffam zu machen.” Antrag wird 
angenommen. — 6) Die Wahl des Ajjeflor a. D. Eugen Richter im Fürſtenthum 
Schwarzburg-Rudoljtadt wird auf Antrag der Abtheilung beanjtandet, bis ermittelt 
worden, ob die Wähler des Gutsbezirks Dörenfeld, über welche in den Wahlakten 
jede Ausfunft gefehlt bat, auch wirklich in die Lage gefommen find, zu mählen, 
ba bei der geringen Majorität auch eine Eleine Anzahl von Stimmen eine andere 
Entſcheidung herbeiführen könnte. — 7) Hegen die Wahl des Dberbürgermetiters 
sauler von xreiburg im 5. Badenſchen Wahlfreife iſt ein Proteft des Piarrers 
(#erber zu Oberwinden eingegangen, weil das Prinzip der Teifentlichfeit in dem 
betreifenden Wahlbezirfe verlegt jei. Bei ‚zeititellung des Wahlergebniſſes ift biejer 
Proteſt zur Sprache gefommen, berjelbe als irrelevant für die Wahl felbft erkları, 
aber der Wunſch ausgeſprochen, daß der Proteit zu meiteren amtlichen Erhebungen 
dem großberzogliden Bezirfsamte Waldkirch mitgetheilt werbe. Auch die Abtheilung 
bat in dem Proteſt feinen (Krund gefunden, die Beanjtandung der Wahl zu bean: 
tragen, dagegen jtellt fie den Antrag, daß, da über die weiteren gemünjchten Erhebungen 
nichts in den Wahlaften enthalten ift „das Reichdfanzleramt erfucht werde, ermitteln 
zu laſſen, ob die von der Kommiljion zur Grmittelung des Wahlreſultats in dem 
5. Badenſchen Wahlfreife gewünjchte Mittheilung des Protejtes des Pfarrers Gerber 
gegen bie Wahl im Bezirk Oberwinden an das Bezirksamt Waldkirch ftattgefunden, 
und welchen Erfolg diefe Mittheilung gehabt, beziehungsweiſe bie erforderliche Unter- 
fuhung zu veranlafien und dem Reichstag demnächſt über dad Rejultat Mittheilung 
zu machen.“ Antrag wird angenommen, — Erſte Berathung bed Entwurfs eines 
Geſetzes, betreffend die Rerfafjung des Deutſchen Reiches. (D. ©. u. Anl. 
Nr. 4) Es wird beichloffen, die zweite Berathung im Plenum vorzunehmen. — 
Erſte und zweite Berathung des Freundſchafts-, Handels: und Schifffahrt: 
vertraged zwiſchen dem Rorddeutichen Bunde und dem Zollverein einerfeit3 und bem 
Freiſtaate Salvador andererfeit3. (D. S. u. Anl. Nr. 5.). Antrag Kanngiefer: 
die Vorlage einer Kommiffion zu übermeifen, wird abgelehnt und fofort in bie 
zweite Berathung eingetreten. In derfelben werben fämmtliche Artikel ohne Abände: 
rung genehmigt. 

3. Sigung am 28. März. (St. Ber. ©. 25—36.) Fortſetzung ber Wahl— 
prüjungen. 1) Wegen bie Wahl des Syndifus Albrecht im 11. Hannöper: 
{hen Wahlbezirk ift eine Einſprache eingegangen, worin behauptet wird, daß vielfach 
Wahlbeeinflufjungen von Seiten der Landgendarmerie, fowie fonjtige Ungehörigfeiten 
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vorgefommen feien. Die betreffende Abtbeilung Hält indeſſen nicht dafür, baf die 
vorgebradgten Einzelnheiten von Einfluß auf die Wahl gemeien find und beantragt 
daher, diejeibe als eine gültig vollzogene anzuerkennen. Nach furzer Diskuffion 
wird der Antrag angenommen. 2) Wahl des Bfarrers Maransfi im d. Wahl: 
freije des Regierungsbezirks Marienwerder. Ein Proteſt gegen biejelbe führt an: 
daß in drei Bezirken bie nothwendige Anzahl der Beiſitzer nicht vorhanden geweſen, 
in einem anderen eine Wahlfälſchung vorgefommen jei, und endlich ein Natur⸗ 
ereigniß, die Ueberſchwemmung bes Weichjelgebietd, 1060 Wähler an der Ausübung 
des Wahlrechts behindert babe. Die Abtheilung beantragt daher, die Wahl fir 
ungültig zu erflären. Dazu 1) Ab.-Antr. Freiherr zur Rabenau: die Ent: 
iheidung über die Vernichtung der Wahl bis dahin auszufegen, dak der analoge 
sall im 4. ſchleswig-holſteinſchen Wahlbezirt dem Haufe zur Entſcheidung vorliegt. 
2) Ab.:Antr. Schröder (Lippitadt): „die Wahl zu beanitanden. Beide Ab.: 
Anträge werden abgelehnt und der Antrag der Abtbeilung, die Wahl für ungültig 
zu erflären, angenommen. — Erſte Beratbung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betrefiend eine anderweitige Feſtſtellung der Matritularbeiträge zur Dedung 
der Kejammtausgaben für das Jahr 1869. (D. ©. u. Anl. Rr.6.) Die 
Korlage wird einer Commiſſion von 21 Mitgliedern zur Vorberathung übermiejen. 
6. Zigung am 29. März. (St. Ber. ©. 37—47.) Interpellation der Abg. 
Miquél und Gen. betrefjend den Bau eines neuen Barlamentshaufes. 
D. S. u. Anl. Nr. 15.) An die Begründung und Beantwortung der Änter: 
velation wird von Prince Smith der ausreichend unterftügte Antrag auf Diskuſſion 
über biejelbe gefnüpft. Tisfujfion (S. 33—Al). — Fortſeßzung der Wahl: 
prüiungen. 1) Gegen die brei Wahlen in ber Stadt Hamburg iſt ein Proteit 
des dortigen Arbeitercomite3 eingegangen, mwonad 1) die DVeffentlichfeit ver 
Vahlhandlſung durch polizeilide Mapregeln beeinträchtigt und 2) den Wäh: 
ieın Stimmzettel aufgedrungen jeien. Die Abtheilung beantragt: 1) die drei Wahlen 
in der Stadt Hamburg zu beanjtanben; 2) den Protejt des dortigen Arbeitercomites 
mit dem Griuchen dem Reichskanzler zu überreichen, über die Wahrheit ber barin 
engegebenen Thatſachen, insbejondere in Betreji des behaupteten Erlaſſes einer all: 
gemeinen polizeilichen \njtruction, wonad in dem Wabllofal bloß die Miitglieber des 
Soritandes jich aufhalten jollten, gerichtliche Erhebungen anjtellen zu laſſen. An: 
tag wird angenommen. — 2) Wahl des Advokaten Fiſcher II. in Hannover im 
2. bannöverichen Wahlkreis. Kine Einſprache gegen dieſelbe behauptet, daß bie 
2») Ztimmen bes Wahlbezirts Transfeld aus Berjehen dem Fiſcher zugezählt und 
da8 Stimmzettel mit Nummern und Zeichen verjehen abgegeben jeien. Es wird 
beantragt und vom Plenum angenommen: 1) die Wahl des Advofaten Fiſcher IT. zu 
beanitanden ; 2) jammtliche Stimmzettel des Amtes (Sieboldehanjen des 12. hannö⸗ 
serihen Wahlkreiſes einzufordern, um daraus zu erjehen, ob Stimmzettel, welche 
m Rummern oder Zeichen verjehen waren, abgegeben worden jeien. — 3) Bei ber 
Zahl des Rittergutsbejigers von Watzdorff auf Wiejenburg wird das Verjehen 
ts Wahlfommifjarius, Landraths von Stülpnagel, welder im amtlichen Theile eines 
entlichen, auf Staats: und Kreisfojten herausgegebenen Blattes die Wahl dieſes 
Abgeordneten befürwortet hatte, gerügt und von der Abtheilung beantragt: 1) wider 
das Veriahren des Wahlkommiſſarius, Landraths von Stülpnagel, eine Rüge aus: 
aprehen, 2) den Reichskanzler zu erjuchen, die geeigneten Schritte zu thun, auf 
sık derartigen Ungebörigfeiten für die Zufunjt vorgebeugt werde. Dazu Ab.:Antr. 
zıies: die Wahl des Abg. von Wakborjj:Wiejenburg im 9. Potsdamer Wahl: 
tes für ungültig zu erflären. Ab.:Antrag wird abgelehnt, Antrag ber Abthei— 
kung angenommen und ebenjo der daran geknüpfte Abtheilung3-Antrag: „den Reichs: 
‘anıler zu erjuchen, daß Fürſorge getrofien werde, damit in Zufunft an die Wahl: 
zotuände nebit den anderen Trudjadhen auch ein Formular zur Anfertigung der 
»:genliite nebſt Inſtruction ertheilt werde.’ — 4) Bei der ſonſt nicht beanftandeten 
Sahl des Rittergutsbeſitzers Schröter im d. Breslauer Wahlbezirk wird gerügt, 
sıa nach einem vom Rathsmann Wulf eingegangenen Proteſte Protofollführer und 
"iser im 43. Wahlbezirke unbefugt Stimmzettel öjineten und den Wählern, ialls 
“e nit ihren Kandidaten gewählt hatten, andere Zettel aufdrängten. (58 wird 
seontragt und beſchloſſen: „den Proteſt des Rathsmannes Wulf und Genojjen dem 
v. Holgenborff, Jabrbuch L 8 
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Reichöfanzleramt mitzutbeilen, damit dafjelbe den Thatbeitand ermittle und je nad 
Befund der Verhältniſſe das Weitere in ber Sache veranlaſſe. — Die Anträge 
Schraps (D. ©. u. Anl. Nr. 9) und Dr. Biedermann (D. ©. u. Anl. Nr. 10) 
betreffend die Entlafjung des Abgeordneten Bebel aus ber Untdr: 
ſuchungshaft, werden zurüdgesogen, da berfelbe bereits feiner Haft entlaflen 
it. — Dritte Berathung des Freundſchafts-, Hanbels- und ScifffahrtSvertrages 
zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und dem Zollverein einerjeit3 und dem Freiſtaat 
Salvador andererjeits. (D. ©. u. Ant. Nr. 5.) Terjelbe erhält aud in dritter 
Berathung die Genehmigung ded Reichstags. Zugleich wird der Antrag Augs: 
purg (D. ©. u. Anl. Nr. 15) angenommen: den Reichskanzler zu erſuchen, in 
geeigneter Weife dafür Sorge zu tragen, dag vor Natififation bes Vertrages fol: 
gende Interpretation bes Artifel® IX. feftgeitellt werde: „Im unglüdlichen alle 
eines Krieges zwiſchen beiden hohen vertragenden Theilen jollen ohne Ausnahme 
ſowohl die Kaufleute wie fämmtliche übrigen Angehörigen bes einen, welche im We: 
biete des anderen ihren Wohnfik haben, benjelben beibehalten und ihre Gejcäite 
ungeftört fortjegen können, fo lange fie fich feiner Verlegung der Landesgeiete 
ſchuldig machen.‘ 

7. Sitzuug am 30. März. (St. Ber. S. 49— 72.) VBerfündigung des Gr: 
gebnifles der Kommiſſionswahlen für den Geſetzentwurf, betreffend die Matrifular: 
beiträge (D. ©. u. Anl. Nr. 6) und beren Konftituirung. Vorſitzender Abo. 
Dr. Sammader.— Antrag von Bennigjen, betreffend die Annahme ber vorge: 
ſchlagenen Adrejje an Seine Majeität den Kaijer und König. (T. ©. 
u. Ant. Nr. 11.) Dazu Gegenantrag Dr. Reichenſperger. (D. ©. u. Anl. 
Rr. 17.) Die in dem legtangeführten Antrage enthaltene Adreffe wird nach längerer 
Diskuſſion abgelehnt, die von Bennigjen vorgejhlagene in namentlicher Abitimmung 
mit 243 gegen 63 Stimmen angenommen. (Abftimmungsmotivirung der pol: 
niſchen Abgeordneten, welche ſich der Abjtimmung enthielten. St. Ber. ©. 72.) 

8. Sigung am 31. März. (St. Ber. ©. 73—8&6.) Beſchluß: die im voriger 
Sitzung genehmigte Adrejje Seiner Majeität durch eine Deputation von 30 Mit: 
gliedern überreichen zu lafien und Verlooſung der Adrepdeputation. — Kortfetung 
der Wahlprüfungen. 1) Bei der Wahl bes Rechtsanwalts Schröber von 
Beuthen im 8. Arnsberger Wahlfreis find Verſtöße verjchiedeniter Art vorgefommen, doch 
beantragt bie Abtheilung die Wahl für gültig zu erklären. Tazu Gegenantrag von Kar: 
dorff: 1) Einen fchriftlichen Bericht über die Wahl des Rechtsanwalts Schröder 
zu eritatten; 2) daß die Abtheilungen bei jolhen Wahlprüfungen, bei denen mehr 
ober minder vermwidelte Zahlenverhältniffe vorfommen, dem Haufe fchriftlichen Bericht 
erftatten. Gegenantrag wirb angenommen. — 2) An Betreff der Wahl bes Frei: 
hberrn von 808 im 7. Wahlbezirk des Megierungsbezirfs Düſſeldorf ift im ein— 
gegangenen Beſchwerden gerügt: 1) daß unter Verlegung bes $ 12, Al. 2 des 
Wahlreglements vom 28. Mai 1870 in den Wahllofale zu Label fih Nachmittegs 
5 Uhr nur zmei Mitglieder des Wahlvorjtandes befunden hatten; 2) daß fi} dem 
$ 12, Al. 3 beijelben Wablreglements zumider Wahlvoriteher und PBrotofollführer 
. zur gleiden Zeit aus dem Wahllolale zu Sonsbeck entfernt hätten, 3) daß in Ber- 
letung bes $ 10 des Wahlreglements im 44. Wahlbezirf nur zwei Beiſitzer gewählt 


worden feien; 4) daß $ 8 bed Wahlreglements zumider das Wahllofal furz vor 


Beginn der Wahl geändert worden je. Die Abtheilung beantragt beöhalb: „der 
Reichstag wolle unter einftweiliger Beanitandung der Wahl in dem Kreife Mörs: 


Reed beſchließen, an ben Reihsfanzler dad Erſuchen zu richten, zu veranlaiien, dar 
über die in den Beſchwerdeſchriften enthaltenen und näher entwidelten vier Punkte 


amtliche Erhebungen angeorbnet, bie in dem Protofolle indicirten und weiter ſich 
ergebenden Zeugen in legaler Weiſe vernommen, bie Wahlvoriteher und übrigen 
Mitglieder der betreffenden Wahlausſchüſſe in Bezug auf die infriminirten Ihatjachen 
gehört und die Refultate der vorgenommenen Inſtruktionshandlung ohne Verzug 


vorgelegt werden. Antrag wird fajt einjtinmig angenommen, nachdem Grat 
Betdujy: Huc den zu dem Abtheilungs-Antrage geitellten Zufaß-Antrag: „in Er: 


mwägung, daß die Wahl des Freiherrn von Loë als ungültig zu betrachten, vielmehr 
der Prof. Aegidi ald gewählter Abgeordneter anzujehen ijt, den Reichöfanzler aur- 


zufordern, die nöthigen Schritte zur jofortigen Proklamirung des Prof. Negidi als 
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gemählten Teputirten bes betreffenden Wahlkreiſes zu thun“ — zurüdgesogen hat. — 
Frite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend Die Einführung Norddeut— 
icher Bundesgeſetze in Bayern. (D. S. u. Anl. Nr. 14.) Nah Schluß 
derſelben wird die zweite Berathung im Plenum beſchloſſen. — Antrag der Abg. 
Dr. Proſch und Dr. Braun (Gera) auf Vorlegung eines Geſetzes, betreffend die 
Erhebung der vom Erwerbe im Umherziehen zu entrichtenden Ab— 
gaben (D. ©. u. Anl. Nr. 18) wird von der Tagesordnung abgejekt, weil zur 
Sorprüfung beijelben noch eine weitere Friſt möthig jei. 

9. Sizung am 1. April. (St. Ber. S. 87 — 110.) Erite und zweite 
teratbung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung bes 
Sundeshbaushbalts-Etats für das Jahr 181. (T. ©. u. Anl. Nr. 19.) 
Nah Schluß der Erſten Berathung wird beſchloſſen, auch die zweite Berathung im 
Tlenum vorzunehmen. In berjelben wird der Entwurf unverändert angenommen. — 
Zweite Berathung bes Entwurfs eines Geſetzes, betreffend bie Nerfajjung 
des Deutihen Reichs. (D. S. u. Anl. Nr. 4.) Dazu 1) Ab. Antrag 
Tunder (D. ©. u. Anl. Nr. 22): in der Ueberjchrift I. ftaft „Bundesgebiet“ 
u jetzen „Reichsgebiet.“ 2) Ab.:Antrag Dr. von Zoltomsfi (D. ©. u. 
Anl. Ar. 20): im Art. 1 aufzunehmen: 1) daR es nicht zur Kompetenz; des Reich3- 
sages des Deutſchen Reichs gehört, die ehemaligen Polniſchen Yandestheile, bie unter 
Treußena Herrſchaft jtehen, in das Deutſche Reich einzuverleiben, und folgeredht, 
2wiſchen die Worte: „PPreußen mit Yauenburg” und „Baiern’ bie 
Sorie einzujchieben: „mit Ausſchluß der unter Preußijher Herridaft 
ehbenden Bolnijhen Landestheile.“ Beide Anträge werden abgelehnt und 
Art. 1 unverändert angenommen. — Antrag Reichenſperger (Olpe) (D. ©. u. 
Ani. Rr. 12): in die Berfaffung des Teutichen Reichs hinter Art. I die nachfolgenden 
Zuiagbeitimmungen aufzunehmen und demgemäß die Nummern der weitern Artifel 
abzuändern: „Il. Grundrechte, Art. 2. Jeder Deutiche hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Trud und bildlihe Tarjtellung feine Meinung frei zu äußern. Die Genfur 
dari nicht eingeführt werben ; jede andere Beichränfung der Rrehfreiheit nur im Wege 
der Kefepgebung. Art. 3. ergehen, welche durch Wort, Schrift, Drud oder bifdliche 
Tarnellung begangen werben, jind nach den allgemeinen Strafgejeken zu beitraien. 
Art. 4. Alle Teutichen find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß 
medlich und ohne Waffen in geichlofjenen Räumen zu verfammeln. Dieje Beſtimmung 
dezieht ſich nicht auf Berfammlungen unter freiem Simmel, welche auch in Bezug auf 
vorgangige obrigfeitliche Erlaubniß der Nerfügung bes Geſetzes unterworfen jind. 
4rı... Ale Tentihen haben das Recht, fi zu ſolchen Zwecken, welche den 
Straigeſeen nicht zumiberlaufen, in Gejellichaiten zu vereinigen. Tas Geſes regelt, 
insbejondere zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, die Ausübung des in 
dieſem und dem vorjtehenden Artikel (4) gemährleiiteten Rechts. Politiſche Vereine 
tonnen Beihränfungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Geſetzgebung 
unterworjen werden. Art. 6b. Tie ‚sreiheit des religiöjen Bekenntniſſes, der Ver— 
cinigung zu Religions-Geſellſchaften und ber gemeinjamen häuslichen und öffent: 
Iıhen Keligionsübung wird gemwährleiitet. Teer Genuß ber bürgerlichen und ſtaats— 
burgerliden Rechte iſt unabhängig von dein religiöjen Bekenntniſſe. Ten bürger: 
hen und jtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit 
!cırn Abbruch geihehen. Art. 7. Tie evangeliiche und die römijch:fatholijche Kirche, 
‘owie jede andere Religions:twejellihait, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
‚elbittandig und bleibt im Belt und Genuß ber für ihre Kultus-, Unterrichts: 
und Wohlthaͤtigkeits zwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds.“ — Dazu 
I. Ab.Antt. Sonnemann (D. ©. u. Anl. Nr. 24): Die Preßfreiheit darf 
unter feinen Umſtänden und in feiner Weile durch vorbeugende Mafregeln, nament— 
sch Senjur, Koncejiionen, Sicherheitäbejtellungen, Staatsanflagen, Beichränfungen 
&et Trudereien ober des Buchhandels, Poſtverbote oder andere Hemmungen des 
rein Verkehrs, beichränkt, juspendirt oder aufgehoben werden. Art. 3 durch fol⸗ 
senden Paſſus zu erjeken: „Ueber Preßvergehen, welche von Amtsmwegen verfolgt 
erden, wird durch Schwurgerichte geurtheilt.“ Art. 4 folgende Faſſung zu geben: 

Die Tentichen haben das Recht, fich friedlich nd ohne Wafſen zu verſammeln; einer 
Ersonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. Volksverſammlungen unter freiem Simmel 
8 
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fönnen bei dringender Gefahr für bie öffentliche TCrdnung und Sicherheit verboten 
werden. Art. 5 zu fallen: „Die Deutichen haben das Recht, Vereine zu bilden. 
Diejes Recht joU durch feine vorbeugende Maßregel beſchränkt werden.“ II. Antrag 
Graf Renard (D. ©. u. Anl. Nr. 23 LI): $ Erwägung, dag dem Reichstage 
zur Zeit nur der Entwurf einer Redaktion ber Verfajjungsurfunde auf Grund der 
Rerträge vorgelegt iſt, bie jüngjt zur Gründung des Reiches in feiner bermaligen 
(Heitaltung gerührt haben; in Erwägung, daß der Antrag NReichenjperger und Genoſſen 
(Nr. 12 der Drudjadhen) zur Berfajjung tiefgreifende Zujäge vorjchlägt, welche den 
Gegenſtand einer materiellen Verfaſſungsreviſion bilden und jomit Die formelle zeit: 
jtelung des Verfaſſungsrechtes gefährden ; in fernerer Erwägung, daß eine reiche: 
verfafjungsmäßige Gewährleiſtung des Nereinsrechtes, des Rechtes der freien Meinungs: 
äußerung durch Die Preſſe, jowie der Unabhängigkeit und der Freiheit des religiöjen 
Bekenntniſſes zwar von hervorragender jtaatlicher und nationaler Bedeutung ſind, 
daß jedoch die beantragten Nerfajjungsbejtunmungen in ihrer Allgemeinheit unge: 
nügend eriheinen, das angeitrebte Ziel zu ſichern; in endlicher Erwägung, daß dem 
weiteren Ausbau der Reichsverfafjung vorbehalten bleibt, eine befriedigende Regelung 
der Beziehungen zwijchen Staat und Kirche herbeizuführen, bejchliegt der Reichstag: 
über den Antrag Reichenjperger und Genoſſen — Wr. 12 der Drudjadhen — zur 
Tagesordnung überzugehen. — III. Antrag Schulze (D. ©. u. Anl. Wr. 23 II: 
An Grwägung: daß es erjt nach redactioneller Feſtſtellung bes geltenden Nerfallungs: 
rechtes Aufgabe des Reichstages fein kann, aber auch jein wird, den Ausbau der 
Reichsverfaſſung in freiheitliher Richtung in Angriff zu nehmen; daß Die in dem 
bezeichneten Qerbejjerungsantrage aufgejtellten Grundrechte in ihrer Umpollitän: 
digfeit weder dem Necdhtsbemußtjein noch den Bedürfniſſen des deutſchen Volkes 
entiprechen, über den Verbeſſerungsantrag von Meichenjperger und Genoſſen zur 
Tagesordnung überzugehen. Diskuſſion des Antrages Reichenſperger (St. Ber. 
S. 104-109). — Mittheilung des Neichsfanzlers über die noch zu erwartenden 
Vorlagen. — Beihluf des Haufes, die Titerferien auf die Zeit vom ». bis 12. April 
feſtzuſetzen. 

10. Sihung am 3. April. (St. Ber. I11—156.) Mittheilung des Präſiden— 
ten, bezügli” der Ueberreihung der Adrejje an Seine Majejtät den Kaijer. — 
Fortſetzung der zweiten Berathung des Wejekentwurfs, betreffend Die Ver: 
fajjung des Deutſchen Reichs (T. S. u. Anl. Wr. 4). Discuſſion über 
den Antrag Reihenjperger (Tipe) (D. ©. u. Anl. Rr. 12) und die dazu ge 
jtelten Ab.:Anträge. 

11. Sigung am 4. April. (St. Ber. S. 1387—163.) Fortſetzung der 
zweiten Berathbung des Gejekentwurfes, betreffend die Verfajjung des 
Deutſchen Reid (D. ©. u. Anl. Wr. 4). Diskujlion des Antrages Rei: 
henjperger (Olpe) (D. ©. u. Anl. Nr. 12) und der dazu gejtellten Ab.-Antr. 
©. 137—154. Abjtimmung: Die Anträge I. Sonnemann, U. Graf Re— 
nard, III. Schulze werden abgelehnt. TDesgleichen der Antrag Reihenfperger 
(Olpe) in namentliher Abjtimmung mit 99 gegen 223 Stimmen. Art. 2 Der 
Verfaſſung wird unverändert angenonmen. Tie Ub.-Anträge: 1) Dr. Böhmer 
(D. ©. u. Anl. Nr. 22. 2): In Art. 3 ftatt „eines jeden Bundesjtaates‘ 
zu jegen „eines jeden Kinzeljtaates und 2) Schulze (T. ©. u. Al. 
22,3): in Net. 5 ſtatt „Bundesrath‘ zu ſetzen „Keichsrath“ werden zur: 
gezogen und Art. 3—I0 der Verfafjung unverändert angenommen. Zum Art. 11. 
die Ab.-Anträge Sonnemann (D. ©. u. Al. Nr. 25): 1) Tem zweiten Abjası 
die nachſtehende Faſſung zu geben: „Zur Erklärung des Krieges im Namen Des 
Reichs ijt die Zuftimmung des Bundesraths und des Reichstages erforderlich, 
es jei denn, dag ein Angrijj auf das Bundesgebiet oder dejjen Küſten erfolgt.‘ — 
2) Am Schluſſe des letzten Abjabes folgenden Zujat aufzunehmen: „Friedens— 
verträge unterliegen jtet3 der Zujtinnmung bed Bundesraths und der Wench: 
migung des Reichstages“. Tiejelben werden abgelehnt u. Art. II— 1 der 
Vorl. unverändert angenommen. Zu Art. 32 liegt ein Ab.:Autrag Sonnemann 
vor (T. S. u. Al. Nr. 25): dem Art. 32 folgende Faſſung zu geben: „„Tie 
Mitglieder des Neichstages beziehen aus der Reichskaſſe ein gleichmäſſiges Tagegeld, 
auch Entſchädigung für ihre Reiſekoſten. Gin Verzicht Hierauf iſt unzuläffig. Der 
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Antrag wird abgelehnt ; Art. 32— 52 werden in der Faſſung der Rorlage angenommen. 
Aui Art. 93 bezieht fi der Antrag Wiggers (T. ©. u. Anl. Nr. 2. 4): Im 
att. 53, AL 4 ſiatt „Kaiſerlichen“ (Marine) zu ſetzen: „Reich 3":(Marine). 
Ter Antrag wird abgelehnt; Art. 53—5S merben unverändert angenommen. Der 
Ab.-Antrag Sonnemann (T. ©. u. Anl. Nr. 25 zum Art. 59): In dem eriten 
ibias den Zwiſchenſatz: „und zwar die erjten breixahrebeiden kahıen, 
die legten vier Jahre in der Rejerve‘ zu jtreiden, wird abgelehnt; 
Art. 59 — 61 werben in der Faſſung der Norlage angenommen. Antrag Sonne— 
nann zu Art. 62 (D. S. u. Anl. Ne. 25): die Abſätze 2. 3 und 4 zu jtreichen 
und an deren Stelle folgende Beitimmung zu jeten: „Die Höhe der Ausgaben für 
>as getammte Kriegämejen des Reichs wird für die Zeit vom 1. Januar 1872 ab 
ehrlich durch das Reich-Etat-Geſetz feſtgeſtellt“, wird abgelehnt; Art. 63— 17 
werden unverändert angenommen. Antrag Dr. Hänel (T. ©. u. Anl. Nr. 22, 5 
zu Art. 78) Abi. 2 zu fallen: „die Beitimmung der Reichöverfaffung, durch welche 
benimmte Rechte Bayerns und beziehentlih Würtembergd und Badens in deren 
Lerhältniß zur Geſammtheit feitgeitellt find, können nur mit Zujtimmung bes be= 
schrigten Einzelſtaates abgeändert werden‘, eventuell den Abi. 2 zu jtreichen, wird 
abgelehnt und Art. 78 in der Faſſung der Rorlage angenommen. Sodann werben 
icherichrift, Eingang und FF 1—3 des Kinführungsgejeges unverändert angenommen. 
12. Sikung am 5. April. (St. Ber. ©. 165—192.) Ter Präſident theilt 

cn Schreiben des Magiſtrats und der Stadtverordnieten von Berlin mit, durch 
welches die Mitglieder des Hauſes zu einem Begrüßungsfefte in dem Rathhauſe 
argeladen werden. — Tritte Pejung des Geſetzentwurfs, betreiiend bie Aban- 
derung des Bundes-Haushalts-Etats Für das Nahr INT (D. S. u. 
au. Nr. 39). DTerjelbe wird unverändert angenommen. — Berathung über den 
‚tag des Abg. Graf von sranfenberg und Senofien. (DT. S. u. Ant. 
kr. 214 „Der erjte deutjche Reichstag erfüllt eine patriotiſche Pflicht, indem er 
ut warmer Anerkennung und Freude der wohlthuenden Eympathien, der thatfräf: 
gun Unterftüßung und der liebevollen, opfermilligen Hülfe gedenft, welche die deut- 
‘zen Stammesgenofien in den benadhbarten Staaten wie in den ferniten Yandern 
deem jchmwerbedrohten und nun wiedereritandenen gemeinjamen Naterlande bemwiejen 
erden. — Am Nanıen des zum Reiche vereinigten deutichen Volkes jpricht er jeinen 
warmen Dank allen fernen Stammesgenofjen aus, deren patriotifche, oft unter Ge— 
iasden und Unbill bethätigte Theilnahme die nationale (Frhebung jtärfte, den Schritt 
Art ttegreichen Heere beflügelte, die gebrachten Opfer milderte und zur Heilung ber 
zrichlagenen Runden beitrug.‘ Derſelbe wird nad) kurzer Diskuſſion (S. I67— 170) 
zunſtimmig angenommen. — Fortſetzung der Rahlprüfungen (S. 170— 
lu, 8egen die jhon für gültig erflärte Wahl des Krafen Shulenburg- 
Seegendorf im |. Magdeburger Wahlbezirk ift ein Proteſt des Reichstags- 
mitgliedes (Fugen Richter eingegangen, wonach im 39. ländlichen Wahlbezirk 
I: Rerionen behaupten, für den (Hegenfandidaten geitimmt zu haben, während ſich 
nur Zettel mit deijen Namen vorfanden. Es wird deshalb beantragt: die Wahl 
5 Mrafen Schulenburg:Beekendorf zu beanjtanden, den Meichsfanzler 
zu eriuchen, bie im Proteſte behauptete Thatſache fejtitellen und barüber dem Reichs— 
"ge Mittheilung machen zu laiten. Antrag wird angenommen. — Gegen die vor— 
zuñg als gültig anerkannte Wahl des Abg. Hänel im 7. ſchleswig-holſteiniſchen 
Wablbezirk it ein Proteſt eingegangen, welcher fih in 10 Punkten Hauptiächiich tiber 
Diingel der Wählerliſten beichwert. Ta jedoch Niemand von den argeblid Ueber: 
argenen perjönlich ‘Broteit eingelegt hat, auch die übrigen Behauptungen beweistos 

denehen, beantragt die Abtheilung, über den Proteſt hinmegiugehen. Antrag wird 
eagenommen. — uch gegen die bereits proviforiih für gültig ertlärte Wahl des 
“raten Bethuſy-Huchſim Wahlfreife Kreeuzburg-Roſenberg iſt ein Proteſt 

eus Roſenberg eingegaugen. In demſelben wird angegeben, daß viel mehr VLer— 

2nen ihre Stimmen für den Gegenkandidaten abgegeben hätten, als veröiientlicht 

7ete. Es hat ſich aber herausgeſtellt, daß viele ber angeführten Lerſonen über: 

Kubt gar nicht wahlberechtigt waren und daß außerdem derſelbe Herr Erzprieſter 

<traur, von welchem der Proteſt unterzeichnet worden, von ber Kanzel herab Die 

Wahl des (Kegentandidaten emprohlen hatte. Tie Abtheilung beantragt daher, über 
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den Proteft fortzugehen und bie Wahl für definitiv gültig zu erklären. Antrag mird 
nad längerer Diskuſſion (S. 171— 181) angenommen. — Der in einer früheren 
Sitzung vorgetragene PBrotejt aus dem Wahlbezirke Tihau gegen bie Wahl des 
geiſtlichen Raths Müller batte zu einer Beanitandung nicht geführt. In einem 
neuen ’Brotejte wird die Wahl in 6 Wahlbezirfen angefochten, tbeild weil von den 
Wahlvorſtehern Zettel im Wabllofale vertheilt worden jeien, theils weil für Ab- 
wejende Zettel angenommen, fowie Formfehler vorgefommen feien. Die Abtheilung 
beantragt: die Wahl zu beanitanden und das Neichäfanzleramt um Erhebung der 
VBeweisaufnahme und um Mittheilung des Reſultats zu erjuchen. Antrag wird an: 
genommen. — Gegen die Wahl des Fürſten Hohenlohe, Herzogs von Ujeit 
im 4. Wahlbezirk des Regierungsbezirks Oppeln find verjchiedene Proteſte und 
Beſchwerden eingegangen. Bei der großen Majorität für den Gewählten iſt Die 
Abtheilung ber Anficht, daß den gerügten Unregelmäßigfeiten ein Cinfluß auf das 
Wahlergebnig nicht beizumeifen. Dieſelbe beantragt daher: 1) die Wahl des Ab— 
geordneten Fürſten zu Hohenlohe, Herzogs von Ljeit, im 4. Wahlfreis bes 
Regierungsbezirf5 Oppeln für gültig zu erflären; 2) zugleich aber von dem ein: 
gebrachten Wabhlproteiten dem Neichsfanzler mit dem Erſuchen Kenntnip zu geben, 
über die barin behaupteten, in Bezug auf die Wahlen in den Wahlbezirfen des Kreiſes 
Lublinitz vorgefommenen Untedtiertigfeiten eine Unterjuhung und event. bie 
Rüge, beziehungsmeije die Bejtrafung der Schuldigen zu veranlaljen; 3) daß be: 
züglich der in den Beilagen 14, 15 und 16 zu dem Proteſte des Pfarrers Tſchirner 
behaupteten Thatſachen eine Unterſuchung im Verwaltungswege nur in jo weit ein: 
zuleiten fei, als eine folche ohne eine Nerlegung des Gebeimnifies der Abjtimmung 
ausführbar erjheint, — auch von dem Mejultate der Unterjuchung dem Reichstage 
Mittheilung zu maden. Antrag ad 1), 2) jowie Schluß merden angenommen ; 
Antrag ad 3) wird abgelehnt. — An Bezug auf bie Wahl des Pfarrers Tber: 
mayer im 7. oberbayerijhen Wahlbezirk liegen Proteſte ſowohl von der Partei 
des (Semwählten ald der Gegenpartei vor, in benen gerügt wird, daß in nambaft ge: 
machten Fallen die Wabllofale nicht während der ganzen für die Wahl anberaumten Zeit 
geöffnet gemejen, Diskuſſionen in denjelben gehalten, zu wenig Mitglieder des Aus- 
ſchuſſes in denjelben zurüdgeblieben und Stimmen für Abweſende abgegeben jeien. 
Die Abtheilung beantragt: „Die Wahl des 7. oberbayerijchen Wahlfreifes Rojen: 
heim zu beanitanden, damit durch den Reichskanzler bei der königlich bayerifchen 
Regierung die nöthigen Recherchen über die Michtigfeit ber eingelaufenen Proteſte 
eingezogen werden.‘ Antrag wird angenommen. — In Betreff eines neuen gegen 
Die ſchon beanjtandete Wahl des Freiherrn von Ro& eingegangenen Proteſtes, in dem 
gerügt wird, daß ber Fatholifche Pfarrer in Haldern nad einer bezügliden Pre: 
digt von der Stanzel herab öffentlich feiner verjammelten Gemeinde befannt gemadt, 
daß er für die bevorjtehende Wahl Stimmzettel verbreiten würde und daß andere 
ihnen etwa zufommende zu vernichten feien, wird auf Antrag ber Abtheilung be- 
ſchloſſen, denſelben mit den übrigen Bejchwerdepunften dem Reichdfanzler zur Unter: 
juchung zu überweijen (cf. St. Ber. S. 189). — Ueber den gegen bie Wahl des 
Yandratd8 von Gerlach zu Köslin im 7. Kösliner Wahlfreije eingelaufenen 
Proteſt, welcher bemängelt, daß die meiiten Stimmzettel auf Landrath von Gerlach 
lauteten, eö aber drei Landräthe dDiejes Namens gäbe und bad Geſetz bei der Un— 
gewißheit dariiber, wer ber Gewählte jei, die Ungültigfeit der Stimmen verordne. 
trägt die Abtheilung an, hinwegzugehen und die Wahl für gültig zu erflären. An: 
trag wird angenommen. (St. Ber. ©. 19.) 

13. Sihung am 12. April. (St. Ber. S. 193—200.) Berathung über den 
Antrag Dr. Proſch und Dr. Braun (Wera) auf Xorlegung eines Geſetzes, be: 
trefiend die Erhebung der vom Gemerbe im Umherziehen zu entridh- 
tenden Abgaben. (D. S. u. Anl. Wr. 13.) Antrag wird zurüdgezogen!, Da 
von Seiten des Bundesraths die Ausficht eröffnet ift, daß die gejammte Gewerbe: 
feuer zum Gegenjtande ber Bundeögejeßgebung gemacht werben würde. — Zweite 
Verathung des Geſetzentwurfes, betreitend Die Einführung norddeuticher 
Bundesgeſetze in Bayern (T. ©. u. Anl. Nr. 14). Borlage (99 1—12ı 
wird unverändert angenommen. (St. Ber. S. 198— 200.) 

14. 3igung am 13. April. (St. Ber. S. 201—219.) Abg. von Rohbau 
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zeigt an, bag er, mit Bezug auf feine in ber 11. Sikung entftandene Differenz mit 
dem Abg. Sonnemann die betreffenden Urkunden zur Einſicht der Mitglieder 
auf dem Tiſche des Haufes niederlege. — Erſte Berathung bes Gefetentwurfs; 
betreffend Die Berbindlihfeit zum Schadenerfak für die bei bem Be: 
triebe von Kifenbahnen, Bergwerfen u. ſ. mw. berbeigeführten 
Tödtungen und Körperverlekungen (D. ©. u. Anl. Nr. 16). (St. Ber. 
<. 201-218.) Nach dem Schluß wird bejchlofjen, die zweite Berathung im Plenum 
vorzunehmen. — Abg. Sonnemann erklärt, er werde bie von dem Nbg. von 
Rochau überreihten Urkunden bruden lafien, da bies ihm ber’einzig geeignete Weg 
eriheine, fie zur Kenntniß des ganzen Haujes zu bringen. 

15. Iigung am 14. April. (St. Ber. ©. 221—225.) Der Präfibent zeigt 
an, daß der Abgeordnete für den 8. badenſchen Wahlfreis, Kaufmann Lindau, 
iin Mandat niedergelegt habe. — Dritte Berathung des (Entwurfs eines Ge: 
ietes, betrefiend Die Nerfafjung des Deutſchen Reichs (D. ©. u. Anl. Nr. 4). 
Tas Geſetz wird auch in dieſer Lejung (Einl. FF 1—3 und Anlage SG 1— 78) 
unverändert angenommen. — Dritte Beratbung bes Gejebentwurfs, betreffend 
die Einführung norddeutſcher Bundesgejete in Bayern (D. ©. u. 
Ant. Ar. 14). Die Borlage (Einl. SG 1—12) wird aud in dritter Lefung unver: 
andert angenommen. — Berathung über die Berichte der 2., 7. und 4. Abtheilung 
Vahlprüfungen betreffend, mit denAnträgen: 1) den Proteſt bes Arbeitermahl: 
Gomites des 3. Schleöwig : Holjteinijchen Wahlfreijes gegen bie Wahl des Dr. R. 
Schleiden auf fi) berußen zu laſſen, — weil derjelbe theils nur gänzlich uner— 
miejene und in ihrer Faſſung völlig unbeitimmte, theis ſolche Anführungen enthält, 
welche, möchten ſie jelbit als in gewiljen Fällen erweisbar, ja erwielen angenommen 
werden, dennoch das Geſammtreſultat der Wahl nicht ändern würden, — Die 
Zahl des Dr. Schleiden aber trog dieſes Proteftes jür gültig zu erflären. (D. 
2. u. Anl. Nr. 28.) — 2) Die Wahl des Abg. Muellauer im 3. Wahlkreiſe 
tes Regierungsbezirf5 Gumbinnen für gültig zu erflaren (D. ©. u. Anl. Nr. 29) 
und 3) die Proteſte von Wählern in Zwidau und Grimmitichau auf ſich beruhen zu 
larien und die Wahl des Advofaten Reinhold Schraps für gültig zu erflären. (D. 
Z. u. Anl. Nr. 30.) Tie Anträge werden angenommen. 

16. Sigang am 17. April. (St. 2er. 227— 250.) Begründung und Beantmwor: 
tung der Interpellation des Grafen Yurburg u. Senoijen (D. ©. u. Anl. Nr. 34), 
Setrefiend Die Handelspolitijche Lage der Provinzen Elſaß und Roth: 
ringen. — Fortſetzung der Wahlprüfungen. (St. Ber. ©. 223 — 250.) 
Seridt der 5. Abtheilung, betreiiend die Wahl des Dr. Shüttinger im Königlid 
Saneriihen 5. Wahlfreije von T beriranften (Bamberg) (D. ©. u. Anl. Nr. 27) 
mt dem Antrage: „die Wahl für ungültig zu erflären. Dazu Ab.-Antrag Schels: 
„die Wahl des Dr. Schüttinger für gültig zu erklären.“ Ab.-Antrag wird ab: 
gelehnt, der Antrag der Abtheilung angenommen. — Gegen die Wahl bes Grafen 
sudler im 9. Breslauer Wahlbezirk, welche jonjt zu Bedenken feinen Anlaß ge: 
ben Bat, ift ein Proteſt wegen eines von Seiten bed Landraths des Kreijes 
<hmweidnik erlaflenen Aufrufs eingegangen. Antrag der Abtheilung: 1) bie 
Zahl des Grafen Pückler für gültig zu erklären, 2) den Reichskanzler zu 
eriuhen, dem Landrath eine Rüge zu ertheilen.. Dazu Ab.-Antrag Klo (Berlin): 
tie Dahl des GKrafen Püdler für ungültig zu erklären. Nach längerer Dis: 
kuinon wird Abtheilungsantrag ad 1 abgelehnt und die Wahl damit für ungültig _ 
ertlart, ad 2 angenommen. 

17 3igung am 15. April. (St. Ber. ©. 251— 271.) Begründung und 
“tantwortung der \nterpellation des Abg. Dr. Yucius (Erfurt), betrefiend bie 
taderbeiörderung an die in Frankreich ftehenden beutfhen Trup— 
sen (Dd. S. u. Anl. Wr. 39). Fortſetzung der Wahlprüfungen. Bei 
ter Jon nicht beanitandeten Wahl deö Dr. von Niegolewski wird gerügt, daß 
!ıniglide Reamte Protofollführer gemweien, daß mehr abgegebene Stimmen verzeichnet 
5 Wähler vorhanden waren und daß mannigfadhe Formfehler vorgeflommen find. 
Suherdem it ein Proteit eingelaufen, mwonad im Wahlbezirt Swadzym von 10 
"ir den Glegenfandibaten abgegebenen Stimmen nur b im Brotofoll verzeichnet fein 
in. Der Abıheilungs:Antrag geht dahin: die Wahl des Dr. von Niegolemwäfi 
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im 1. Poſenſchen Wahlbezirk für gültig zu erflären, zugleich aber den Reichskanzler 
zu erjuden, über bie von dem 2c. Schattenberg u. Genoſſen erhobene Befchwerbe 
bezüglich de8 Wahlverfahrens im Wahlbezirt Swadzym (im 1. Poſenſchen Wahl: 
bezirf), falls dies nicht bereitö gefchehen jein follte, eine Unterſuchung veranlaſſen zu 
wollen. Antrag wird angenommen. — In Bezug auf die Wahl bes geiftl. Rath 
Müller im 7. Oppelner Wahlbezirk ijt noch ein Nachtrag zu dem früheren Proteſt ein⸗ 
gegangen. Die Abtheilung beantragt: „das Haus möge eine nachträgliche Beweis⸗ 
aufnahme auf Grund eines Nachtrages befchließen, ben ber frühere Anfechter ber 
Wahl nachgebracht hat.’ Antrag wird nach längerer Diskuſſion angenommen. — 
In einem bezüglid der Wahl bes Herrn von Hörmann im 5. Wahlkreis von 
Unterfranken von dem Pfarrer Röder in Unter-Euerheim eingegangenen RProteite 
wird gerügt, daß durch die Wahlbezirfdabgrenzung 5 6 des Wahlgefetes und $ ı des 
Wahlreglements verlegt worden feien. Die Abteilung findet diefe Rüge nit un- 
gerechtjertigt und beantragt: 1) die Wahl de Herrn von Hörmann ungeachtet 
dieſes Proteſtes zwar für gültig zu erflären, gleichzeitig aber 2) zu beichließen, dak 
die föniglich bayerifche Regierung in geeigneter Weije aufgefordert werbe, bezüglich 
der Bildung der Wahlbezirfe in dem Wahlkreiſe Schweinfurt zu erwägen, ob jtatt 
der jtattgehabten Bildung größerer aus mehreren Gemeinden beſtehender Wahl: 
bezitke nicht in Gemäßheit des 5 6 des Wahlgejebes und F 7 des Wahlreglements 
die Bildung kleinerer Wahlbezirke ftatthaft fei. Dazu Ab.-Anträge: 1) von Mal: 
lindrodt:: die Wahl für ungültig zu erflären, 2) von Miquel: Abjchnitt ? 
des Abtheilungsantrages zu ſträchen. Beide Ab.-Anträge werden abgelehnt, die An- 
träge ber Abtheilung angenommen. — Gegen die Wahl des Kammerpräfidenten 
Kratz in Köln im 10. Düffeldorfer Wahlkreiſe find zwei Protefte von bem 
(#egenfandidaten Fritz Mende und dem Arbeiter-Wahlcomite zu Blabbad ein: 
gegangen, in welchen über gewaltſame Beeinfluffungen burch königliche und commu: 
nale Behörden, über den Mißbrauch der Kanzel feitens der fatholifchen Geiftlichkeit, 
über die Haltung ber fajt zu thätlichen Ausjhreitungen gegen bie Arbeiter aufge: 
regten Bevölferung und über die Ausjchliefung der Oeffentlichkeit in einigen Wahl: 
bezirfen Beſchwerde geführt wird. Abtheilungs-Anträge: 1) die Wahl des Kammer: 
präfidenten Kratz zu beanftanden; 2) das Reichöfanzleramt zu erſuchen, durch ge: 
richtlicde Erhebungen feftitellen zu laifen, ob, eventuell in mie weit, bie im Proteſte 
vorgetragenen Fakta gegründet find und gleichzeitig dafür Sorge zu tragen, daR 
ſämmtliche Wahlbezirfe, über welche Beſchwerde geführt wird, ihrer Nummer nad) 
jeitgeitellt werben. Anträge werben angenommen. — Gegen die Wahl des Dr. 
Yuguit Reihenfperger im Kreife Crefeld it ein Protejt, in welchem Gin: 
griffe in die Wahlfreiheit durch die Geiſtlichen in amtlicher wie außeramtlicher Weiſe 
behauptet werden, und gegen biefen Rrotejt ein Gegenproteft eingegangen. Die Ab: 
theilung beantragt: 1) Die Wahl nicht zu beanitanden ; 2) die eingegangenen Proteite 
und Gegenproteite bem Reichöfanzleramt unter dein Erjuchen mitzutherlen, im Falle 
die in der Protejteingabe aufgeitellten Behauptungen einer bireften offizieller! Wahl: 
beeinflujjung von Seiten eines Theile ber Geiſtlichkeit bei ber einzuleitenden Unter: 
juhung al8 wahr jich ermeijen jollten, ſolchen Ausfchreitungen durch Communikation 
mit dem vorgefeßten Episkopat für die Zufunft zu begegnen. Nach dem Nortrage 
des Meferenten Vertagung ber Verhandlung und Schluß der Sikung. | 

18. Zigung am 19. April. (St. Ber. 273—299.) Berathung über ben An: 
trag ded Abg. Braun (Hersfeld), betreffend die Errichtung eined monu— 
mentalen Barlamentshaufes (DT. S. u. Anl. Nr. 26). Abg.von Cheimb 
theilt im Namen der Petitionsfommifjion den Gingang zweier mit dem Antrage 
Braun zujammenfallender Petitionen: nämlich von dem hiejigen Arcditeften: 
verein und von dem tehnijhen Verein zu Yübed mit, fowie des Erbietens 
bes Beſiters der Walhalla, feine Gebäulichkeiten für 350,000 Thaler zur 
Dispofition des Haufes zu ſtellen. Dazu Ab. Anträge: 1) Braun (Hersfeld) 
(D. ©. u. Anl.Rr. 35.1); 2) von Un ruh (Magdeburg) (D. ©. u. Anl. Rr. 35.11); 
3)Dr. Hänel (D. ©. u. Anl. Nr. 35. III); 4) Dr. Hänel (D. ©. u. Anl. Nr. 43); 
5A) von Bernuth (T. ©. u. Anl. Nr. 47); 6) von Rochau: dem von Bernutb: 
ihen Antrage ald Nr. 3 hinzuzufügen, mit Perugnahme auf die fchliekliche Er⸗ 
flärung des Heichsfanzlers denfelben zu erjuchen, die Initandjegung des Serren: 


1. Sitzungsperiode. 121 


haufed zur Aufnahme des Reichdtages binnen fürzeiter Zeit zu bewirfen. Diefer 
indet inbellen nicht bie ausreichende Unterjtügung und gelangt nicht zur Tiskuffion. 
Dr. Hänel zieht feine Anträge zurüd und da Brayn (Hersfeld) jeinen urfprüng- 
lihen Antrag modifizirt und durch Aufnahme des Antrags von Unruh erweitert hat, 
gelangen nur zwei Anträge zur Abitimmung: I. ber des Abg. Braum (Hersfeld) in 
’sigender zallung: 1) zu erflären: bie Errichtung eines monumentalen Parlaments: 
hauies it ein Bebüriniß ber deutſchen Nation; 2) demnad dem Herrn Reichdlanzler 
gegenüber den Wunſch auszufprechen, daß zunächſt die (Frmittelung eines pajlenden 
Zauplages, die Aufftellung eines Programms und der Bedingungen für eine öffent: 
he Konkurrenz durch eine Kommiſſion erfolge, welche aus Mitgliedern des Bundes- 
raths, Mitgliedern des Reichdtags, Kommiſſarien der preußiichen Regierung und 
Architekten zufammenzujeken ijt; ferner den Herrn Reichskanzler zu erjucdhen, bis 
ur Rollendung des Parlamentögebäubes für ein außreichendes proviſoriſches Gebäude 
su jorgen; 3) feine Bereitwilligfeit zu erflären, bie zu den Worbereitungen zum 
Sau des Parlamentshaujed erforderlichen Geldmittel zur Berfügung zu ftellen. 
Il. Zer des Abg. von Bernuth: 1) zu erflären: die Errichtung eines den Auf: 
gaben des beutichen Reichstags entiprechenden und der ertretung des deutſchen 
!olfes würdigen Reichsſtagshauſes ijt ein dringendes Bebürfniß; 2) demnach dem 
herrn Reichdfanzler gegenüber den Wunſch auszufprehen, daß, unter Zuziehung 
des Veirathes von Sachverſtändigen, zunächſt die Frmittelung eines pajjenden Bau⸗ 
s:ares, die Aufitellung eines Programms und der Bedingungen für eine öffentliche 
“onfurrenz durch eine Kommiſſion erfolge, welche aus Mitgliedern des Bunbesrathes, 
Telegirten des Reichstags und Kommijlarien der preußijchen Megierung zujammen: 
zuſeßen ift; 3) den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, bis zur Vollendung des Reichs- 
:aqs:(Kebäudes auf thunlichite Pejeitigung der Mängel des gegenmärtigen proviſo— 
rıhen Zuitandes Bedacht zu nehmen; 4) bie DBereitwilligfeit des Reichstags zu 
etlaren, die zu den Norbereitungen zum Bau bed Reichstags: Haujes erforderlichen 
wedmittel zur Verfügung zu ſtellen. Antrag ad II wird angenommen und damit 
Antrag ad I erledigt. — Berathung über den Antrag Harkort, betrefienb bie 
“ntihädigung der Rheder und Ajjefuradeure eines im Jahre 1863 
ım Daten von Preira von den portugiefijhen Behörden fondem: 
nirtenund veriteigerten Stettiner Barkſchiffes (D. ©. u. Anl. Nr. 32). 
Tau 1) Ab.:Antr. Moslte (D. S.u. Anl. Nr. 40); derſelbe wird zurüdgezogen. 
1 25.:Antr. Schmidt (Stettin): „der Reichstag wolle auf Grund der von dem 
Smollmädtigten des Aundesrathed und dem Herrn Reichskanzler abgegebenen Gr: 
“arung beichließen, dem auswärtigen Amte bie weiteren angemeljenen Schritte und 
die Wahl des dafür geeigneten Zeitpunftes bezüglich des Antrages bes Abg. Harkort 
anheimzuſtellen.“ Ab.:Antr. Schmidt wird angenommen, Antrag Harkort ab: 
seebnt. — (Frite Berathung des Antrages Schulze auf Annahme des vor: 
aeichlagenen Geſetzentwurfſs, betrefiend die Abänderung des Artifels 32 der 
veriaijung des Deutihen Reihes (D. S. u. Anl. Nr. 36). Die Sitzung 
zird mitten in ber Tisfujiion bes Antrages vertagt. 

19. Sihung am U. April. (St. Ber. 301-315.) Die bisherigen Rräfi: 
ten werben durch Aftlamation für die übrige Dauer der Sejlion wiedergewählt. — 
sortiegung der eriten Berathung des Antrag Schulze (D. S. u. Anl. Nr. 36) 
ani Annahme eines (Kejekentwiurfs, betreffend die Abänderung bes Artikels 32 
ter Bertaffung des Deutſchen Reihes. Nach Beendigung berjelben wird 
Sornahme der zweiten Berathung im Plenum beſchloſſen und jofort in dieſelbe 
engetretn. Dazu Ab. Anträge I) Dr. Elben (T. ©. u. Anl. Nr. 59): in $ 2 
5 eiernorichlags nah den Worten „Die Mitglieder bes Reihstages 
irbalten“ einwidalten: „von der nädhiten Tegislaturperiode ab‘. 
:ı Schröder (Lippitabt): Hinter $ 2 und vor der Schlußformel einzujchalten: „Nor: 
"chendes Geſetz tritt erit in Rirfjamfeit nach Ablauf der dies— 
maligen Yegislaturperiode” 3) Antrag Graf Bethuſy-Huc (T. ©. 
2». Anl. Nr. 49): „in Erwägung, daß es ſich — abgejehen von anderen Gründen — 
ht empfiehlt, zur Zeit über eine Abänderung der Verfaſſung des Teutichen 
Arche Veſchluß zu fallen, geht der Reichstag über den Antrag auf Erlaß eines 
“eered, beirefiend die Abänderung bes Art. 32 der Verfaſſung, zur Tagesordnung 
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über.‘ 4) Antrag Günther (Sachſen): in Erwägung, daß es fich nicht empfießlt, 
zur Zeit über eine Abänderung der Verfaſſung des Deutſchen Reichs Beſchluß zu 
falien, geht der Reichstag über den Antrag auf Erlaß eined Geſetzes, betreiiend 
Abänderung des Artifeld 32 der Verfaſſung, zur Tagedordnung über. 5) Unter: 
Antrag Dr. Hammacher: Zeile 1 des Antrages Grafvon Bethuſy-Huc die 
Worte „abgejeden von andern Gründen‘ zu ftreihen. Im Laufe ber 
Diskuſſion ziehen Abg. Schröder und Dr. Hammacher ihre Ab.-Anträge (ad 2 u. >) 
zurüd. Nah Schluß berjelben werden die Anträge auf motivirte Tagesordnung in 
namentlidher Abitunmung unb zwar ad 3 mit 208 gegen 117 Stimmen, ad 4 mit 
175 gegen 152 Stimmen abgelehnt; Antrag Syulze wird mit dem Ab. Antr. 
Dr. Elben mit 185 gegen 138 Stimmen angenommen. — Erſte Berathung 
des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Beichaffung weiterer Geldmittel 
zur Bejtreitung der durch den Kriegveranlaftenaußerordentlicdhen 
Ausgaben (D. ©. u. Anl. Nr. 42). Die zweite Berathung der Vorlage wird 
im Plenum vorzunehmen beichlofjen. 

20. Sigung am 22. April. (St. Ber. 317—343.) Fortſetzung der Rrü: 
fung der Wahl im 11. Düſſeldorfer Wahlbezirk (cf. 17. Sigung). Zu dem Abtbei: 
lung3:Antrag: 1) Antrag Kanngießer und Dunder: die Wahl zu beanjtaı: 
den und den Reichskanzler aufzufordern, bie im Proteſte behaupteten Thatjachen 
durch richterliche Unterjuchung feititelen zu laffen. 2) Antrag Dr. Bod: vie Wahl 
für gültig zu erflären und alle weiter gehenden Anträge der Abtbeilung abzulehnen. 
Nach längerer Disfuffion (S. 317— 332) wird Antr. Kanngießer und Dunder 
mit 151 gegen 141 Stimmen abgelehnt, die Wahl für gültig erflärt und auch der 
zweite Theil bes Abtheilungs-Antrages abgelehnt. — Zweite Berathung bes Geſes— 
entwurfs, betreffend die Befhaffung weiterer Geldmittel zur Beitrei: 
tung der Durh den Kriegveranlaßtenaußerorbentliden Außgaben 
(D. ©. u. Anl. Nr. 42). Das Gejeß wird (Einl. SG 1 und 2) unverändert an: 
genommen, der Zufakantrag Krüger (Hadersleben): Dem Geſetz folgende Beitim: 
mung beizufügen: „diejenigen Ländergebiete, benen das Recht der freien Willens: 
Gußerung über ihren Zuſammenhang mit ben Deutjchen gebührt, find von ber 
Berbindlichfeit für diefe Anleihe ausgenommen‘, abgelehnt. — Berathung über den 
Antrag Dr. Lucius, betreffend die Beförderung von PBadeten an bie in 
Frankreich ftehenden deutſchen Truppen (D. ©. u. Anl. Wr. 51). Der: 
felbe wird in Folge der von dem Bundesbevollmäcdtigten General-Bojtdirector 
Stephan (St. Ber. S. 340—342) gegebenen Erklärungen zurüdgezogen und von 
dem Abg. Dr. Bamberger unter Zuſtimmung bed Haufes in Betrefi der Rot: 
verwaltung eine BertrauenBerflärung ausgeſprochen. ' 

21. Sigung am 24. April. (St. Ber. 345—371.) Begründung und Beant: 
mwortung der Sinterpellation des Abg. Dr. Elben, betreffend den Bau der St.: 
Gotthard-Eiſenbahn (D. ©. u. Anl. Nr. 60). — Dritte Berathung des 
Geſetzentwurfs, betreffend die Beihaffung weiterer Geldmittel zur Be: 
ftreitung der durd den Krieg veranlaßten auferordentliden Aus: 
gaben (D. ©. u. Anl. Nr. 42). Das Sejek wird unverändert (Einl. $6 1 u. 2) 
angenommen. — Erſte Berathung bed Geſetzentwurfs, betreiiend Die \nhbaber- 
papiere mit Prämien (D. ©. u. Anl. Nr. 33) und über bie dazu eingegan: 
genen Petitionen [St. Ber. S. 351— 370]. Geſetzentwurf wird fammt ben Peti— 
tionen einer Kommijlion von 21 Mitgliedern zur Vorberathung übermiejen. 

22. Sikung am 25. April. (St. 2er. ©. 373—391.) Begründung und 
Beantwortung der nterpellation des Abg. Sonnemann, betreiiend die Ne: 
ihränfung der der ijraelitijhen Realſchule in Frankfurt a. M. ertheilten 
Beredtigung (D. ©. u. Anl. Nr. 63). — Tritte Berathung bes Antrages 
Schulze (D. ©. u. Anl. Nr. 36), auf Grund der Zujammenitellung ber in 
zweiter Berathung gefakten Beſchlüſſe (D. ©. u..Anl. Nr. 55). Dazu Ab.-Antr. 
Dr. Flben: die Worte „von der nädhiten segiälafurperiobe an“ aus dem 6’? der 
Beſchlüſſe zweiter Berathung fortzulaijen und dafür ald $ 3 die Beitimmung anzu: 
nehmen: „das gegenwärtige Geſetz findet Feine Anwendung auf ben im März 1871 
gewählten deutichen Reichstag.“ Bei der Gejammtabjtimmung wird das Gejek mit 
dem vorangeführten Ab.-Antr. mit 186 gegen 128 Stimmen angenommen. — We: 
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rathung über den Bericht der 6. Abtbeilung über die in dem MWahlfreije Fürſten— 
thum Reuß älterer Yinie ftattgehabte Wahl bes Legations-Kaths von Kommer: 
ſtädt (D. S. u. Anl. Nr. 50) mit dem Antrage, den Reichskanzler zu erjuchen: 
Ih durch eine gerichtliche Unterfudung die Richtigkeit der in ber Ginleitung des 
Lerihts unter Nr. 2 und 4, ſowie der unter Nr. 1 und 3 des Berichts aufgejtellten 
Thatiahen und endlich feititellen zu laſſen, ob auch noch in anderen Bezirken 
des Wahlfreijes, als den im Berichte angegebenen, für die Wahl zum beutichen 
Reihstage neue Wählerliſten nicht aufgeitellt finds 2) bis zum Abſchluß Der unter 1 
bejeihneten (Frmittelungen die Wahl bes Legations-Raths von Kommerijtädt 
‚u beanftanden. Dazu Antrag Leſſe und Hölder: 1) den Reichskanzler zu er: 
ſuchen, durch eine richterliche Unterjuchung die Richtigkeit der (Finleitung des Berichts 
unter Rr. 2 und 4, jomwie der unter I. und II. des Berichtes auigeitellten That 
ſachen, ſowie endlich feititellen zu lajfen, ob noch in anderen Bezirten des Wahl: 
reiies, ald den im Bericht angegebenen, für die Wahl zum beutjchen Reichstage 
neue Wählerliſten nicht aufgejtellt find; 2) bis zum Abjchluß der sub 1 bezeichneten 
"rnittelungen die Wahl des Legationsraths von Kommerſtädt zu beanjtanben. 
Antrag Leſſe wird mit 135 gegen 124 Stimmen angenommen und damit der Ab: 
!heilungsantrag erledigt. — Berathung über den Bericht der 4. Abtheilung, betreffend 
die Wahl im 3. Wahlfreije des Königreichs Sachſen (D. S. u. Anl. Nr. 53) mit 
ten Antrage: A. Tas Reichsfanzleramt zu erjudhen, ermitteln zu lajjen, 1) ob in 
ter That die Wahlen in den erwähnten 6 Bezirfen nicht im der gejeßlich vorgeſchrie⸗ 
denen Zeit jtattgefunden haben; 2) ob in Oberputzkau Stimmzettel von Kindern 
zdaegeben jind, wie es der Gutsbeſitzer Stegliz in Zochau verfichert haben jo; 
B. bis dahin, daß das Ergebniß biefer Grmittelungen dem Reichstage zugegangen, 
»e Vahl des Herrn Thiel zu beanjtanden. Dazu Antrag Moſig von Aehren: 
ierd: die im 3. Wahlkreis des Königreichs Sachſen erfolgte Wahl als eine gültig 
dolzogene anzuerfennen. Der Abtheilungs-Antrag wird abgelehnt, der des Abg. 
Noitg von Aehrenfeld fait einitimmig angenomnen. — Berathung über den 
seriht der 2. Abtheilung über die Wahl im 4. ſchleswig-holſteinſchen Wahlbezirk 
2.2.0. Anl. Nr. 54) mit dem Antrage: 1) die Wahl des Abg. PBeterjen im 
+ Wahlbezirk Schleswig: Holjtein für ungültig, 2) das von dem Wahlvorjtanbe 
te: der Hauptwahl tüdlichtlich des Wahlfreijes Lügumkloſter beobachtete Verfahren 
at ungeſetzlich zu erflären. Dazu Antrag Graf von Kleijt: die Wahl als eine 
:ıtng vollzogene anerfennen zu wollen. Antrag Graf Kleift wird abgelehnt, Ab: 
ilungs-Antrag angenommen. — Gegen bie Wahl des Abg. Morik Wiggerd im 
. medienburgiihen Wahlbezirk find drei Proteſte eingegangen, welche jedoch To 
surheblihde Sachen rügen, daß die Abtheilung beantragt, über. biejelben hinweg: 
ıchen und die Wahl für gültig zu erflären. Antrag wird angenommen. 

23. Zigung am 26. April. (Gt. Ber. 393 -417.) Verkündigung bed Er— 
cbnuies der Wahlen für die Kommijlion zur Vorberathung des Geſetzes, betreiend 
>: inhbaberpapiere mit Prämien und deren Konjtituirung. Vorſitzender 
don Zenda. — Begründung und Beantwortung der Anterpellation Dr. Gerſtner, 
steiend die Durch Militärtransporte Herbeigeführten Störungen 
z MWiserverleht (DT. S. u. Anl. Nr. 41). — Erſte Beratung des Antrages 
Schulze (D. S. u. Anl. Nr. 45) auf Annahme des vorgejchlagenen Geſetzentwuris, 
“ueriend die privatrehtlihe Stellung von DBereinen. Abg. Winter 
Siesdaden) zeigt im Namen der Petitionsfommiljion dem Hauje an, daß zwei mit 
"em Antrage ganz gleichlautende Petitionen eingegangen find, bie erite von einer 
“siisperjammlung aud Danzig vom 13. Marz IS], die zweite aus Sagan. 
t Antrag Schulze wird mit den dazu eingegangenen Petitionen einer Kommiſſion 
sa 14 Mitgliedern zur Vorberathung überwiejen. — Berathung über den Antrag 
#. Bamberger (LT. S. u. Anl. Nr. 52): ber Reihstag wolle eine Kommiſſion 
:.ı neben Weitgliedern aus jeiner Mitte niederjegen, mit dem Auftrag, einen or: 
,ag auszuarbeiten zu dem Zweck: „eine auf die jtenographiichen Aufzeichnungen 
.tte jummarijche Reprobuftion der Reichätagsverhanblungen ins Leben zu rufen‘ 
2. 401-408); derjelbe wird abgelehnt. — Berathung über den Antragvon Kar: 
ITHADL SS. un. Anl. Nr. 56): „den Kanzler des Deutſchen Reiches aufzufordern, 
:ı errorderlichen Schritte zu thun, um zu verhindern, daß bie Königlich Italieniſche 
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Regierung, im Wiberjprud mit den Beitimmungen des Handelänertrages vom 
31. Dezember 1865, willtürlich italieniichen Spiritus: zabrifanten in der Form von 
Abonnements Erlaſſe und Herabjegungen ber in Italien durch Geſetz vom 11. August 
1870 eingeführten Spiritusjteuer verwilligt — hierdurch das vertragsmäßig inne: 
suhaltende Verhältniß zwijchen den Italieniſchen Zöllen und der dortigen Spiritus: 
fteuer alterirt, — und fomit thatſächlich einen Brohibitiv: und Schugzoll zu Guniten 
des in Italien fabrizirten Spiritus ins Peben ruft, melcher bie Konfurrenz des in 
Deutſchland fabrizirten Spiritus auf den Italieniſchen Märkten ausſchließt.““ Tis: 
fuifion S. 410—411. Der Antrag wird angenommen. — Mündlicher Bericht der 
Petitions-Commiſſion über bie Petition des Gutsbeſitzers Hillmann zuNRorden: 
thal, betreffend Beihräanfung der Wablfreiheit im Kreije Olesko 
(D. ©. u. Anl. Nr. 37) mit den Anträgen: 1) bei ber Regierung darauf hinzu: 
wirfen, daß die Wahlbezirke jo gebildet werden, daß bei Zufammenlegungen der an 
(inmwohnern größere auch der Wahlort jei; 2) daß Lehrer und Geiſtliche, fo lange 
fie jelbitjtändig von der Regierung angejtellt werben, glei) anderen Staats beamten 
nicht zu Wahlkommiſſarien ernannt werben dürften; 3) daß jedes nicht cautiond: 
freie Blatt verpflichtet werde, Deittheilungen über die Wahlen gegen \njertions- 
‚gebühren aufzunehmen; 4) die Petition dem NeichSfanzler mit der Ermägung zu 
übermitteln, daß jede Wahlbeeinflujjung von Seiten königlicher Polizeibeamten dem 
freien Wahlrecht nicht entſpricht. Kommijjionsantrag: die Beſchwerde der Petition 
in Betreff der Bildung der Wahlbezirfe dem Meichsfanzler zur Rrüfung und even- 
tuellen Abhülfe zu überweifen. Derjelbe wird angenommen. — Erſter Bericht der 
Kommiſſion für Petitionen, betreffend unter Lit. AD. S. n. Anl. Nr. 58) eine Petition 
von elf landwirthichaftlihen Bereinen auf Wiedereinführung einer jteben: 
den zwölftägigen Tuarantäne für alles rujfijch = öfterreichiicde 
Vieh au den öſtlichen Grenzen des Reichsgebiets. Antrag der Kom: 
miſſion: „bie Petitionen Nr. 21— 25. 32.53. 71.88. 137. 146 dem Reichskanzler 
mit dem Erſuchen zu übermeijen, über die zur Xerhütung des Ginjchleppens der 
Rinderpeſt erforderlihen Maßregeln, insbefondere über die ben Eiſenbahnen aut: 
zuerlegende Verpflichtung zur Sicheritellung der Desinfektion von Viehtransporten 
jomie über die Zweckmäßigkeit der Finführung einer Tuarantäne au ber ruſſiſch— 
öiterreichiichen (Srenze nähere Ermittelungen zu veranlalfen.“ Dazu Ab.:Antr. 
(EGraf von Kleijt: über die Worte des Kommijlionsantrages „ſowie über die 
Zweckmäßigkeit der Wiedereinführung einer Tuarantäne an ber ruſſiſch-öſterreichiſchen 
Grenze“ eine bejondere Abitimmung ftattfinden zu laffen. Kommijitonsantrag 
wird ohne den angeführten Rajiıs angenommen. — Lit. BILD. ©. u. Anl. Wr. >), 
betreriend die Bitte bes Director Wihmann und Genoſſen um Abhülfe einer. 
burcd eine preußijhe Verordnung zur Einführung der Gewerbe— 
ordnung zum Norddeutſchen Bunde bervorgerufenen Beſchwerde. 
Kommiffionsantrag: „die Petition dem Reichskanzler mit dem (Frfuchen zu über: 
weiten, auf die Zurüdziehung der Poſ. 16 der am 4. September 1869 in Preuren 
erlajlenen Anweiſung zur Ausführung der (Sewerbeorbnung für den Norddeuticen 
Bund vom 21. Juli 1869 hinzuwirken.“ Der Kommijfionsantrag wird ange: 
nommen. 

24. Sihung am 27. April. (St. Ber. S. 419-4155.) Zweite Berathuug 
des Geſetzentwurfs, betreifendb eine andermeitige yeititellung der Matri 
fularbeiträge zur Tedung der Sejammtausgaben für das Jahr 
1269, auf Srund des Kommitfjionsberichtes (T. ©. u. Anl. Ar. 21, 
Anträge ber Kommijjion: den Geſetzentwurf in der vorgelegten Faſſung anz 
zunehmen und ferner zu befchließen (cf. S. 13): 1) ber Reichstag Ipridt bie Gr 
martung aus, daß fünftig die Tispofitionsfonds für unvorhergeiehene Ausgaben 
(Rap. 1, Zit. 4 der Ausgaben) nicht überichritten, jondern etwaige den Etats betrag 
überichreitende unvermeibliche Ausgaben als auferetatsmägige Ausgaben behandelt 
werden; 2) den Reichsfanzier aufzufordern, daß fünftig bei Aufitellung der Bundes: 
haushalts-Etats Hinfichtlich ber übertragbaren Titel berjelben jedesmal erfennbar 
gemacht werde, wie viel von den übertragbaren Fonds in dem Norjahre wirklich 
verwandt, unb mie viel daher von benjelben für das laufende Nahr noch disponibel 
it. Disfujfion (S. 419-424). Säumtliche Kommillionsanträge werden ange: 
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nommen. — Erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Feſtſtellung 
des Hausbalts-(Ftatd des Deutſchen Reichs für das Jahr 1871 (D. 
Z. u. Anl. Wr. 97). Die Qorlage wird einer Kommijjion von 21 Mitgliedern 
überwiejen. — Fortſetzung der Wahlprüfungen. Gegen die Wahl bes 
Somprobite® Dr. Holzer zu Trier it nach Ablauf ber zehntägigen Friſt ein 
Troteit eingegangen. Es wird beſchloſſen, denjelben als verjpätet zu den After zu 
iegen. — (Segen die Wahl des Kreisrichters Böhmer im 2. Soblenzer Wahl: 
besirk find fechs Proteſte eingegangen, welche unter anderen Bejchwerben bejonders 
bervorheben, dak von der Wahlkommiſſion 92 Stimmen dem Kandidaten zugejchrieben 
jeten, welche jeinem Gegenkandidaten gehören. Antrag der Abtheilung: 1) die Wahl 
u beanitanden, 2) den Meichöfanzier zu erjuchen: a. bie (Finreichung ber in dem 
Vahlbezirke Rheinbröhl, Heiiter und Brinfendorf abgegebenen Stimm: 
zettel zu veranlaflen; b. amtliche Auskunft von den Wablvorjtänden in Ürsberg, 
Rodenjeld und Hahnroth darüber einzufordern, ob namentlid in Tröberg 
u jeder Zeit drei Mitglieder des Wahlvorjtandes bei dem Wahlgeſchäft zugegen ge: 
zweien; c. die in verjchtedenen Proteſten behaupteten Wahlvorgänge durd) gerichtliche 
Imeriudung feititellen zu lajjen; d. das von der Wahlcommiſſion zu Neumied 
ter Ueberſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe ($ 13 des Wahlgef. vom 31. März 
3) und Zerlegung des Wahlreglements vom 25. März 1870 beobachtete Ver— 
'abren bei ‚Jseititellung des Wahlrejultats zu rügen.‘ Dazu Ab.-Antr. Yingens: 
der Keichstag wolle bejchlieren: 1) die Kinberufung des Abg. Böhmer als nicht 
u Recht erfolgt zu erachten, 2) den Reichskanzler zu erjuchen, die (Finberufung des 
xenuimann Hannen mit dem Bemerfen zu veranlaijen, daß deſſen Wahl zu bean 
"anden jet. Antrag Yingens wird abgelehnt, Abtheilungsantrag angenommen. — 
wegen die Wahl des Grafen von Fehndorsii im d. Gumbinner Wahlfreis 
cam Proteſt vom Rittergutsbeiiger Contag-Wentzken eingegangen, in welchem 
wadliälſchungen unter der Angabe gerügt werden, daß die Anzeige darüber vom 
"snigl. Yandrathe Baronvon Salmutb unterbrüdt worden jei. Abtheilungs: 
antrag: 1) die Wahl zu beanſtanden; 2) den Reichskanzler aufzjufordern, daß er 
Tegen der im Proteſie behaupteten Thatſachen die gerichtliche Unterjuchung veranlajie 
“1d das Ergebniß berjelben dem Reichſtage mittheile. Dazu Antrag Graf von 
Itnim:Bogpenburg: die Wahl des (Nrafen Lehndorff jchon heute für gültig 
:s etflären. Diejer Antrag wird in Stelle von Nr. 1 des Abtheilungsantrags an: 
aommen, ſodann Pr. 2 des Abtheilungsantrags. 

95. Sihung am 28. April. (St. Ber. ©. 4337-459.) Werfündigung des 
igebniites der Wahlen für die Kommijlion zur Borberathung des Geſebentwuris, 
e.zoiend die privatrehtlihe Stellung von Vereinen, jomwie deren Con— 
"rung. Vorſitzender Dr. Völl. — Tritte Berathung des Gejekentwuris, 
serenend eine anderweitige yeitjtellung der Matrifularbeiträge zur 
sedung der Kejammtausgaben für das \ahr 1869 auf Grund der Zu: 
ermenttellung der Lejchlüjie zweiter Berathung in D. S. u. Anl. Nr. 62. Tie 
Lotlage wird nach den Beſchlüſſen zweiter Beratung mit großer Majorität unver: 
ade angenommen. — Zweite Berathung bes Gejekentwurfs, betreifend Die 
verbindlihkeit zum Schadenerjag für die bei dem Betriebe von 
Yiienbabnen, Bergmwerfenn. ſ. w. herbeigeführten Tödtungen und 
xötperverlegungen (D. ©. u. Anl. Wr. 16). Berichterſtatter Eckhard zeigt 
z Namen der Yetitionsfommillion an, dat fechs auf ben Geſetzentwurf beziigliche 
‚suionen eingegangen jeien (cf. Verzeichniß Nr. II. S4, II. 134, II» 451, IL. 456, 
IT iss umd endlich eine Petition mit Denkſchrift von 554 Xnterejjenten). Antrag 
ze: Kommiſſion: dieſe Petitionen burch den Beſchluß des Hauſes über den vorlie- 
enden (Kejepentwurf für erledigt zu erklären. Terjelbe wird angenommen. Dis: 
mon (St. Ber. 438459) über $ 1: „Wenn bei dem Retriebe einer Cijenbahn 
ta Menſch getödtet ober förperlich verlegt wird, jo haftet der Netriebsunternehmer 
“ı den dadurch entitandenen Schaden, jofern er nicht beweiſt, daß der Unfall durch 
"here kemalt oder durch eigenes Werichulden des Getödteten oder Verletzten ver: 
„ıht iſt.“ Dazu Ab.-Antr.: 1) Schulze n. Genoſſen (D. S. u. Al. Wr. v1 I) 
“ar Fel und F 2 zu jegen: „Wenn beim Wetriebe gewerblicher Anlagen, welcher 
“a Natur nad) mit ber Gefahr von Tödtung und Körperverlegung verknüpit iſt, 
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ein Menſch getöbtet oder förperlich verlegt wird, jo hattet der Vetriebs-Unternehmer 
für den Schaden, forern er nicht beweilt, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder 
eigenes Verſchulden bes Getöbteten oder Verlekten verurſacht iſt. Zu dieſen An- 
lagen gehören namentlid Fijenbahnen, Berg: and Hüttenwerfe, Steinbrüde, ra: 
bereien (Gruben) und alle Unternehmungen, in melden der Dampf als Triebkraft 
benugt wird, oder erplodirende Stofje hergeftellt oder verarbeitet werden. 2) Ulrid 
und Genoſſen (D. ©. u. Anl. Nr. 74) hinter dem Worte „Eiſenbahn“ einzujcal: 
ten: „oder eines Bergwerks“; 3) Reichenfperger u. Genojien (T. ©. u. Anl. 
Nr. 70 I) zum $ 1 folgenden Zufag anzunehmen: „der Betriebdunternehmer haftet 
insbejondere aud) für die durch feine Angeitellten und Arbeiter bei Gelegenheit ihrer 
Dienftverrichtungen verurjacdhten Beſchädigungen eines Menſchen.“ 4) von Unruh 
Magdeburg (D. ©. u. Anl. Nr. 73) ftatt: „Wenn bei dem Betriebe einer Gijen: 
bahn“ zu fjeten: „Wenn bei der Beförderung auf einer Eiſenbahn oder durch deren 
!ofomotiven und Wagen. auf dem Fahrgeleiſe der Bahn;“ 5) Raster u. Genoſſen 
anitatt der Worte „höhere Gewalt‘ zu jeßen: „unabmwenbbaren äußeren Zufall’. 
Die Ab. Anträge ad 4 und 5 werden im Laufe der Disfuffion zurüdgezogen, bie 
ad 1. 2. 3 in der Abjtimmung abgelehnt. $ 1 wird unverändert nad) der Vorlage 
fait einjtimmig angenonmen. Schluß der Sikung. 

26. Sihung am 29. April. (St. Ber. ©. 461—485.) Verkündigung des 
Ergebniſſes der Wahlen für die Kommijfion zur Vorberathung des Geſetzentwuris, 
betreffend die Feſtſetzung des Staatshaushalts-Etats für das Jahr 
1871 und deren Konjtituirung. Borfigender von Bennigfen. — Münblider 
Bericht der Kommiffion für Petitionen über die Petition der Mitglieder des 
Elberfelder Konſum- und Sparvereind, C. G. Boverner u. Genoiien 
(11. Nr. 89. D. ©. u. Anl. Nr. 68): „daß $ 1 bes NReichägenofjenichaft3-(ieferes 
vom 4. Auli 1868 dahin deflarirt werbe,. daß den Genoſſenſchaften der Geſchäfts- 
verfehr mit Nichtmitgliedern freiitehe.“ Kommiffiongantrag: „die vorbezeichnete 
Netition dem Reichskanzler mit dem Erjuchen zu überweiſen, dem Reichstage jchleu: 
nigſt und jedenjalla noch im Laufe der Seſſion eine entiprechende Geſetzesvorlage zu 
machen.“ Derfelbe wird angenommen. — Fortſetzung ber zweiten Berathung 
bed Geſetzentwurfs, betrefiend die Verbindlichkeit zum Schadenerjak für 
die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerfen u. |. w. herbei: 
gerührten Tödtungen und Körperverlegungen (D. ©. u. Anl. Wr. it. 
Diskuſſion über 62 und 3 und die dazu gejtellten Ab.-Anträge(St. Ber. S. 463 — AR. | 
$ 2. „Wer ein Bergwerk, einen Steinbrud), eine Gräberei (Grube) oder eine Fabrik 
betreibt, haftet, wenn ein Bevollmädhtigter ober ein Nepräfentant oder eine zur Yei: 
tung oder Beaufjihtigung des Betriebes oder ber Arbeiter angenommene Perion 
dur ein Verſchulden in Ausführung der TDienftverrichtungen den Tod ober die 
Körperverletzung eines Menichen herbeigeführt hat, für den dadurch entitandenen 
Schaden.‘ Tazu Ab.: und Zujag- Anträge 1) Dernburg (D. S. u. Anl. 
Mr. 73, Iu. 11); 2) Dr. Friedenthal (D. ©. u. Anl. Nr. 75); 3) Wil: | 
mannd und sch. von Minnigerode (D. ©. u. Anl. Nr. 74 I). Sämmtlide | 
vorangeführten Ab.-Anträge werben im Taufe der Disfuffion zurüdgezogen ; veögleichen 
4) der von Ulrid (D. ©. u. Anl. Nr. 74 und Nr. 79) in feinem zweiten Theile. 
Zur Abjtinmung gelangen und werben abgelehnt jammt den Unteranträgen: I. An: 
träge Lasker (D. ©. u. Anl. Nr. 65. 2), a. für den Fall der Annahme ds 
$ 2 Binter „Fabrik“ zu ſetzen: „oder eine andere gewerbliche Anlage betreibt, einen 
Zampffefjel oder ein durch Waffer, Wind oder Thiere beiwegtes Triebwerk anwendet‘; 
b. in Zeile 2, hinter ‚wenn‘ zu fegen „ein Beamter oder”; c. den 62 zu fajlen: 
„Wenn bei dem Betriebe eines Bergwerks, eines Steinbruch, einer Gräberei 
((#rube), einer Fabrik ober einer anderen gewerblichen Anlage, bei ber Anmen: 
dung eines Dampffeſſels oder eines durch Waſſer, Wind oder Thiere bewegten 
Triebwerfed ein Menſch getöbtet oder Törperlich verlegt wird, fo haftet der Betriebs: 
unternehmer fiir den Schaben, fofern der Tob oder die Körperverlekung dur) das 
Verſchulden eined Beamten, Bevollmächtigten, Repräjentanten oder einer zur Leitung 
oder Beaufſichtigung bed Betriebes oder der Arbeiter angenommenen Perſon verur: 
ſacht iſt“; d. dem F 2 der Reg.:Borl. folgenden Zuſaß zu geben: „der Betriebs 
unternehmer baftet ferner, wenn er nicht bemeiit, daß Diejenigen Vorfehrungen ge: 
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trofien waren, welche bei der Einrichung und dem Betriebe zur Abwendung eines 
isıhen Unfalles erforderlih waren.‘ Dazu Unteranträge 1) von Dr. Zelt: 
tampf in Lit. a. Hinter „Fabrik“ anitatt des Lasfer’ichen Vorſchlages zu ſetzen: 
„oder eine andere gewerbliche Anlage betreibt, bei welcher ein Dampitefet oder Trieb: 
werf angewandt wird; 2) von Adermann im Lasker'ſchen Antrag ad c. — 
a anitatt ber Worte „einer Gräberei (Grube)“ bis „Triebwerkes“ zu feßen: „oder 
einer Gräberei (Grube) und b) nach den Worten „angenommenen Perſon“ einzu: 
‚halten: „in Ausführung der Dienſtverrichtungen;“ 3) von Ulrich dem Antrag 
yasfer ad d. folgenden Zufag zuzujegen: „bei Bergmerfen haftet ber Betriebsunter: 
nehmer aud dann, wenn er nicht bemeift, daß zur Zeit bed Unfalles eine zur orb: 
nungsmäßigen Leitung und Beauffichtigung des Betriebes ausreichende Anzahl von 
dazu befähigten Perſonen auf dem Bergwerfe vorhanden gemefen iſt;“ 4) von Dr. 
Bähr anftatt des Lasker'ſchen Zujates zu jeßen: „der Betriebsunternehmer haftet 
ſerner, wenn diejenigen Vorkehrungen nicht getroffen waren, welche bei der Einrich— 
ung und bem Betriebe zur Abmwendung eines folchen Unfalles erforderlich find, 
auch nit nach den Umständen des Falles anzunehmen ilt, dag ber fragliche Unfall 
anabhängig von dem Mangel jener Vorkehrungen eingetreten ſei.“ — II. Leſſe 
tem $ 2 folgenden Zuſatz zu geben: „Der Beichädigte jowie der Betriebsunternehmer 
‘ann jorort nach geichehenem Unfalle die Urjache deſſelben dur Kinnahme des 
Sugenicheind jomwie Durch VBernefmung von Zeugen und Sachverſtändigen feititellen 
ten. Der hierauf gerichtete Antrag iſt innerhalb acht Tagen nad) dem lnfalle 
ber dem Richter des Orts anzubringen. Ueber diefen Antrag wird bie Gegenpartei, 
wenn fie am Orte anweſend iſt, gehört.‘ — III. Dr. Biedermann den F 2 zu 
‚een: „Wenn bei dem Betriebe eines Bergwerks, eines Steinbruch3, einer Gräberei 
oder einer Fabrik ein Menſch getöbtet oder förperlich verlett wird, fo haftet ber Be: 
ıebsunternehmer für den Schaden, wenn er nicht bemweiit, entweber, baß ber Be- 
‘Sadigte felbit an jeiner Beichäbigung fchuld war, oder daß von ihm (dem Unter: 
»xgmer), jeinen Beamten, Bevollmächtigten, Repräfentanten und den von ihm zur 
reuung und Beauflihtigung de3 Betriebes und der Arbeiter angenommenen "Per: 
‚onen, ſowohl bei der Anlage als dem Betriebe des Unternehmens, zur Verhütung 
&rartiger Unfälle diejenige Vorſicht aufgewendet war, melde die gejetlichen und 
zolrizeilichen Vorſchriften, ſowie Wifjenichaft und arſahrung ihm zur Pflicht machten.“ 
IV. Dr. Schaffrath, Klotz und Genoſſen an Stelle des F 2 zu ſetzen: „Wenn 
..ı der Anwendung eines Dampfkeſſels ober Triebwerkes, bei dem Betriebe eines 
vergwerks, eines Steinbruchs, einer Gräberei (Grube), einer Fabrik oder einer an— 
deren gewerblichen Anlage ein Menſch getöbtet oder verletzt worden, jo haftet ber 
„nternegmer für den Schaben, wenn er nicht beweiſt, daß bei der Cinrichtung und 
dem Betriebe bie nad) beitehenden Verordnungen oder nad Wiſſenſchaft und Erfahrung 
‚ur Zicherheit des Lebens und der Geſundheit erforderlichen Borfehrungen getroffen 
zarten. Der Unternehmer haftet ferner, wenn ber Tod oder bie Kcörperverlegung 
:ıch Berichulden eines Beamten, Bevollmädtigten, Repräfentanten oder einer zur 
tung oder Beauflichtigung des Betrieb3 oder der Arbeiter angenommenen Perjon 
»turiaht if.’ 5 2 wird unverändert in ber afjung der Xorlage ans 
‚nommen. — Zu $ 3 liegen vor die Ab.:Anträge Lasker (D. ©. u. Anl. 
‘no. 3a. b. e und 4.): a. in Zeile 1 ſtatt „Erſtattung“ zu jeßen „Erſatz“; 
- in Seile 2 zu ſtreichen „geſammten“; c. vor „verpflichtet‘‘ einzufchalten ,‚‚geieß- 
S°: d. ftatt ber Worte „und fofern ber Getödtete“ bis zum Schluß der Nr. I 
y iegen: „mar ber Getöbtete zur Zeit feined Todes vermöge Geſetzes verpflichtet, 
sem Anderen linterhalt zu gewähren, jo fann diejer injoweit Erſatz fordern, als 
!m in Folge bes Todesfalles der Unterhalt entzogen worden iſt;“ e. in Wr. 2 ſtatt 
“r Korte „‚burdh Eritattung ber Heilungsfoften und dur Erſatz des gejammten 
ermögensnachtheils“ zu jepen „durch Erjab der Heilungsfoiten und des Vermögens: 
ctheils““. Dazu Unteranträge 1) von Adermann in Antrag c. ftatt „ge: 
ich‘ zu fagen „vermöge Geſetzes““; 2) Dr. Banfs in Antrag c. „geſetzlich“ 
:siehentlich „‚permöge Geſetzes“ zu ftreichen und in Antrag d. hinter „zu gemähren‘‘ 
a:uichalten: „ober trug er Doch factifch dauernd zu bemjelben bei.’ — Diskuſſion 
-2—484.  Unteranträge Dr. Banks werben abgelehnt‘; Unterantrag Adermann 
zud angenommen unb mit bemjelben die von Yasfer sub a — e vorgeichlagene 
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Aenderung des 6 3, welcher darnach folgende Faſſung erhält: $ 3. Der Schadeneriag 
(X 1 und 2) it zu leilten: 1) im Falle der Tödtung durch Erſatz ber Koſien 
emer verfuchten Heilung und ber Beerdigung, durch Gritattung des Vermögens- 
uachtheils, welchen der Getödtete während ber Krankheit durch Erwerbsunfähigkeit 
oder Verminderung der Erwerbsfähigkeit erlitten dat. War ber Betöbtete zur 
Zeit feines Todes vermöge Geſetzes verpflihtet, einem Anderen 
Unterhalt zu gewähren, jo fann diejer infoweit Erſatz fordern, 
als ibm in Folge des Todesfalles der Unterhalt entzogen worden 
ift. 2) im Fall einer Körperverlegung durh Erfah der Heilungsfojten und 
des VBermögensnachtheils, welden der Verletzte durch eine in Folge der Ber: 
legung eingetretene zeitweife oder dauernde (Frwerbsunfähigfeit oder Verminderung 
der (Frwerbstähigfeit erleidet. 

27. Sigung am 1. Mai. (St. Ber. S. 487— 516.) Mittheilung eined Schrei: 
bens des Noritandes der in New-York zur eier des beutjchen ‚sriedenäteites ge: 
baltenen Berjanmlung. — Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſes— 
entwurfs, betreffend die Verbiudlihfeit zum Schadenerſatz für Die bei 
dem Betriebe von Eijenbahnen, Bergmwerfen u. j. wm. herbeigeführ— 
ten Tödtungen und Körperverletzungen (D. S.u. Anl. Wr. 16). Bericht- 
eritatter Eckhard zeigt im Namen der Petitionstommiflion an, daß noch eine neue 
auf das Geſetz bezügliche Petition eingegangen fei (1I. 223). Es wird beſchloſſen, 
fie wie die übrigen zu behandeln. Diskuffion (S. 487— 496) über Antrag Lasker 
(D. ©. u. Anl. Nr. 65 ad 5) hinter $ 3 folgenden neuen % einzujchieben: ‚War 
ber Getödtete oder Werlekte gegen den Unfall ohne Mitwirfung bes SHaftpflichtigen 
und unter ber Bebingung verfichert, daR der Werjicherer gegen den Saitpflichtigen 
fich erholen dürfe, jo wird die gezahlte Verſicherungsſumme auf die Beſchädigungs- 
jumme abgerechnet, und der Berficherer kann den Erſas derjelben bis zur Höhe der 
Gntihädigung jelbititändig von dem Berpflichteten fordern. ı War der Getödtete oder 
Verletzte unter Mitleiſtung von Prämien oder anderen Beiträgen durch ben Haitpflichtigen 
bei einer Verfiderungsantalt „Knappſchafts-, Unterjtükungs: oder ähnlichen Kranten: 
Kaſſe verfichert, jo iſt die Yeiftung ber Yebteren auf die Geſammtentſchädigung ein: 
jurechnen, jedoch nur dann, wenn die Mitleiſtung beijelben nicht unter einem Drittel 
der Sejamıntleijtung beträgt.“ Dazu Ab.-Anträge I) Dr. Websky (D. S. u. Anl. 
Nr. 73); 2) Wichmann (T. S. u. Anl. Kr. «9 II); 3) Adermann (D. 2. 
u. Anl. Nr. 72 ad. 5); 4) Biedermann (D. ©. u. Anl. Wr. 71. TIL 2.); 5 
‚Winter (D. S. u. Anl. Wr. 82). — Diejelben werben im Laufe der Tiscujiion 
theils zurüdgezogen, theils bei der Abitiminung abgelehnt, Antrag Yasfer wird 
wie vorjtehend angeführt, nunverändert angenommen. — Zu $ 4 Nb.:Antr. Dr. 
Römer (Württemberg); derjelbe wird zurüdgezogen und $ 4 der Vorlage umveran: 
dert angenommen. — Zu $ 5: 1) Ab.:Antr. Yasfer (D. S. u. Anl. Wr. ti. 
ba. 6b. be.): a. Abjak 1 zu fallen: „das Wericht hat über die Wahrheit ber 
thatſächlichen Behauptungen unter Berüdjichtigung des gejanımten Inhalts der Wer: 
bandlungen nach freier Ueberzeugung zu entſcheiden;“ b. im Abjak 3 an Stelle der 
Worte: „ob einer oder der anderen Partei‘ zu jeken: „ob einer Partei; c. Abiak 4 
zu jtreihen. — 2) Zujat:Antrag Dr. Biedermann (D. S. u. Anl. Nr. 74. ID. i.ı 
Yebterer wird zurüdgezogen, die Ab. Anträge Yasfer werden angenommen und‘ > 
bemnad in der nachitehenden Faſſung: „DTas Gericht Hat über die Wahrheit der 
thatſächlichen Behauptungen unter Berüdfichtigung des gejammten Inhalts der 
Verhandlungen nad) freier Ueberzeugung zu enticheiben. || Die Vorjchriften der Landes: 
gejebße über den Beweis durch (Fid, jomwie über die Beweiskraft öffentlicher Urfunden 
und der gerichtlihen Geſtändniſſe bleiben unberührt. 'ı Ch einer Partei liber die 
Wahrheit oder Unwahrheit einer thatfählichen Behauptung noch ein Kid aufzulegen, 
jowie ob und inwieweit über die Höhe des Schadens cine beantragte Beweißaufnahme 
anzuordnen oder Sadverjtändige mit ihrem Gutachten zu hören, bleibt dem Ermejien 
bed Gerichts überlaſſen.“ Diskuſſion über Antrag Lasfer, zwiihen F5 und y 5 
folgenden neuen $ einzujhalten (S. 46— 902): „Das Gericht hat unter Würdigung 


aller Umſtände über die Höhe des Schadens fowie darüber, ob, in welder Art und | 
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in Kapital einverjtanben find, in der Regel eine Rente zuzubilligen. || Der Verpflichtete 
lann jeder Zeit die Aufhebung ober Minderung der Rente fordern, wenn biejenigen 
Verhältniſſe, welche die Zuerfennung oder Höhe der Rente bedingt hatten, inzwiſchen 
mweientlih verändert jind. Der Berechtigte kann auch nachträglich bie Beitellung 
einer Sicherheit oder Erhöhung berjelben fordern, wenn die VBermögensverhältnijie 
des Berpflichteten inzwiſchen fich verichlechtert haben.‘ Dazu Unterantrag 1) Ader: 
mann (D. ©. u. Anl. Nr. 72 ad 7) in Abjak 1 für „frei zu ſetzen: „nach 
freiem Grmefien. — 2) Eyjoldt (D. ©. u. Anl. Nr. 78. I) im Abſatz 2 zwijchen 
„inzwiſchen weſentlich verändert find‘‘ und den Worten „der Berechtigte kann auch 
nachträglich“ einzuſchalten: „Ebenſo kann der Verletzte, dafern er den Anſpruch 
auf Schadenerſatz innerhalb der Verjährungsfriſt (Fe6) geltend gemacht hat, jeder: 
seit die Erhöhung oder Wiedergemährung der Rente fordern, wenn bie Verhältniife, 
melde jür die Feſtſtellung, Minderung oder Aufhebung der Rente maßgebend waren, 
mweientlih verändert find.’ Antrag Las fer wird mit den Unter-Anträgen Adermann 
und Eyſoldt ald neuer | angenommen, wonach ſich der Fortfall des Abſatz bes $ 4 
ber Vorlage ergiebt. Zu $ 6. 1) Antrag Lasker (D. ©. u. Anl. Nr. b5. 
da und 3b) dem G 6 folgende Faſſung zu geben: „Die yorderungen auf Schaden: 
eriag ($$ 1 bis 3) verjähren in zwei Jahren vom Tage ded Unjall® an. Gegen 
dengenigen, welchem der Getöbtete Unterhalt zu gewähren hatte ($ 3 Nr. 1), 
beginnt die Verjährung mit dem Todestage. Die Verjährung läuft auch gegen 
Minderjährige und diejen gleichgejtellte Berjonen von denjelben Zeitpunften an, mit 
Ausihlug der Wiebereinjegung.’‘ 2) Antrag Adermann (D. ©. u. Anl. Nr. 72 
ad &) und 3) Unter-Antrag Bamberger: im Antrage Lasker, jtatt „in zei 
Jahten“ zu jegen: „in einem Jahre. — Unter:Antrag Bamberger wird abge: 
lehnt, Antrag Lasker alö $ 6 unverändert angenommen unb damit Antrag 
1dermann und Vorlage erledigt. Antrag Banks Hinter 6 6 als neuen $ 
enzujhalten: „Betr. die AZuitändigfeit der Ortsgerichte bei Aburtheilung ber 
Schadensanſprüche“ — wird abgelehnt. Zu $ 7 wird auf den Antrag Lasker 
beihlofien,, folgenden neuen Abjag hinzuzufügen: „Die Vorſchriften der $5 3, 
+ 515 3 finden aud Anwendung auf die Verfolgung bed Anjpruches, welchen der 
terfiherer (8 4) gegen den Saftpflichtigen geltend macht“ und Hinter $ 7 fol: 
genden neuen Schluß: Paragraphen folgen zu lajjen: „Die Bejtimmungen bes We: 
ietes, betrejjend die Errichtung eines oberiten Gerichtshofes für Hanbelsjachen, vom 
2. uni 1869 (Bundes : Sefegblatt S. 201) jo wie die Ergänzungen dejjelben, 
werden auf diejenigen Rechtsſtreitigkeiten ausgedehnt, in melden durch Klage auf 
(“rund des gegenwärtigen Gejebes ein Anſpruch geltend gemacht wird.“ In Betreff 
der vier {u dem (Sejeß: Entwurf in Antrag gebrachten Rejolutionen 1) u. 2) Lasker 
D. 2. u. Anl. Nr. 76. 1 u.2); 3) Dr. Hammacher (D. S. u. Anl. Rr. 76 II) 
und 4) Dr. Tellfampf (D. S. u. Anl. Nr. 78 II) wird auf Antrag Laskers 
teihlojfen, die Beratung und Beſchlußfaſſung über diejelben bis zur Dritten Be— 
tathung auszujegen. — Berathung über den Bericht der 7. Abtheilung, betrejiend 
die Wahl im eriten Danziger Wahlfreije (D. S. u. Anl. Nr. 66) Berichteritatter 
"hard. Antrag der Abtheilung: „die Wahl des Abg. v. Brauchitſch 
u beanftanden und ben Reichsfanzler aufzufordern, zuerjt genau feitjtellen zu lafjen, 
n welchem jener 27 Wahlbezirke eine Konitituirung des Wahlvorjtandes nicht erfolgen 
tonnte.“ Dazu Ab.:Antr. v. Bernuth, hinter ven Worten: „27 Wahlbezirken“ 
a interiren: „ber Wahlakt nicht vollzogen werden und insbejondere eine Kon: 
utrung des Wahlvoritandes nicht erfolgen konnte.“ Ab.-Antr. wird abgelehnt, 
Adtheilungs-Antrag angenommen. (St. Ber. 5. 510.) — Fortſetzung der 
Sahlprüufungen. In Betreji von zwei neuen, bezüglih der Wahl im 7. Op— 
delner Wahlbezirk eingegangenen Schriftitüden wird beſchloſſen: dieſelben ebenfalls, 
dehuis Zeranlajlung der Unterjuchung, dem Reichskanzler zu überweijen. 

28. 3igung am 2. Mai. (St. Ber. 5. 5l7— 44.) Der Präſident theilt 
ut, dag > Blätter Zeichnungen, betreffend das zu erbauende Geſandtſchaftshaus in 
xonnantinopel eingegangen und zur Kenntnißnahme der Mitglieder im Bureau aus: 
‚est find, ſowie dag vier neue Geſetz-Entwürfe betreijend das Poſtweſen, das Poſt- 
szoweien, Die Rebaftion des Straigejeßbuchs und die Kriegädeufmünze für das 
xeichsheer dem Reichätage tiberjandt jind. — Tas Haus bejchließt, das Präſidium 

vb. Holgendorff, Jahrbuch 1. 9 
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zu ermädtigen, auf dad Schreiben der New-Yorker „Sriedensverfammlung (D. 
©. u. Anl. Nr. 83) im Namen ded Reichstages im Sinne der Rejolution des 
Strafen Frankenberg (D. ©. u. Anl. Nr. 21) zu antworten. — Grite 
Berathung bed Gejekentwurfs, betreffend die Bereinigung von Elſaßund 
Lothringen mit dem deutſchen Reihe (D.S.u.Anl.Nr.61 [S. 517—521)). 
Antrag von Bernuth: den Gejekentwurf an eine Kommiffion von 23 Mitgliebern 
zu verweijen, wird fait einjtimmig angenommen. — Fortſetzung der Berathung 
über den erſten Bericht der Petttionsfommilfion, Petition sub Lit. C. des Kauf: 
manns Müllerin Mainz, betreffend die in granfreich zurüdgebliebenen 
deutfhen Truppen (D. ©. u. Anl. Nr. 55) Kommifjiondantrag: „auf 
rund der von der Regierung abgegebenen Erklärung über die Petition bed Kauf: 
mann Müller in Mainz zur Tagesordnung überzugehen.‘‘ — Derjelbe wird ange: 
nommen. Dedgleichen wird in Betreff der unter Lit.D. aufgeführten, zum Vortrage 
im Blenum nicht geeigneten Petitionen dem Antrage der Kommilfion beigetreten. — 
Erjte Beratbung des Antrages Wilmanns auf Annahme eined Gejekentmuris, 
betreffend die Befteuerung der Schlußſcheine x. im Gebiete des deut 
{hen Reides (D. ©. u. Anl. Nr. 48). (St. Ber. S. 524—530.) Dazu: 
Antrag Dr. Braun (Gera): „über den Antrag Wilmannd (D. ©. u. Anl. 
Nr. 48) zur einfahen Tagesordnung überzugehen;‘ Antrag Dr. Braun 
wird angenommen. — Erjte Berathung bes Antrages Wiggerd auf Annahme 
des vorgeichlagenen Geſetzentwurfs, betreffend die Kautionspflid tigfeit perio: 
dbifher Drudichriften und die Entziehbung der Befugnig zum Be: 
triebe eines Preßgewerbes. (D. ©. u. Anl. Nr. 77.) 8 wird beſchloſſen, 
auch die zweite Berathung im Plenum vorzunehmen. — Berathung über ben 
zweiten Bericht der Petitions-Kommiſſion (D. ©. u. Anl. Nr. 64) Lit. A. 
a. Verſchiedene Betitionen betrefiend dag Beitellgeld für Briefe und Zeitun: 
gen in den Land: Beitell-Bezirfen. Kommiffions-Antrag: „Tie 
Petitionen II. 124, 154. 160 und 167, fomweit fie die Aufhebung des Yanbbrief: 
Beitellgeldes zum Gegenjtande Haben, dem Neichsfanzleramte zur Berüdjichtigung 
zu übermweifen. Dazu Antrag Gneijt: in Betracht, daß die Aufhebung des 
Lanbdbrief-Beitellgelbes zur Zeit aus finanziellen Gründen noch nicht ausführbar er: 
fheint, über bie Petitionen in Anfehung auf Landbrief- und Zeitung3-Beitellgebühr 
zur Tagesordnung überzugehen. Letzterer Antrag wirb abgelehnt, der Kommilfions: 
Antrag angenommen. b. Petitionen, betreffend bie Wiederherjtellung von 
Portofreiheiten für amtlide Correſpondenz innerhalb gewiſſer Grenzen. 
Ueber dieje ſowie über eine gleiche, nachträglich eingegangene Petition au8 Mehlſack 
wird auf Antrag der Kommijlion zur Tagesordnung übergegangen, beögleichen über 
bie Petition c. PBoftangelegenbeiten betreffend. — Lit. B. Petitionen 
mehrerer Baptiftenprediger 2c. auf Vereinbarung eined Gejeked, auf Grund deſſen 
Gejellfhaftenundreligiöje Körperjchaften, wie auch die betreffen- 
ben Baptiſten-Gemeinden Korporationsrechte erlangen können. 
Kommiſſions-Antrag: die Petitionen der Baptiſtenprediger Lehmann und Din= 
richs, ſowie der Baptiftenprediger Geißler, Häfe, Weit und Presky, endlich bie Des 
Predigerd der Freien Gemeinde in Magdeburg, Uhlich, dem Reichäfanzler zur Berüd- 
fihtigung zu übermeifen. Dazu 1) Ab.-Antr. Graf Rittberg: jtatt zur Be: 
rüdfihtigung zu jeßen: zur Erwägung; 2) Ab.:Antr. Dr. Reihdenfperger 
(Srefeld): den Sat „endlich die bes Predigerd der Freien Gemeinde 
in Magdeburg, Uhlich“ zu itreihen. Beide Ab.- Anträge werben zurüdgezogen. 
Der Kommijfiond:Antrag wird angenommen. Schließlich wird aud in Betrefi der 
sub Lit. D. aufgeführten zur Erörterung im Plenum nicht geeigneten Petitionen 
ber Antrag der Kommiffion angenommen. | 
29. Sihung am 5. Mai. (St. Ber. S. 545—569.) Der Präjident zeigt an, 
1) daß durch die Berufung bes Abg. Schmidt als Rath an ben oberjten Gerichts: 
bof zu Münden dad Mandat beflelben erlofchen it. — 2) daB nad einer Weit: 
theilung bes NReichsfanzler vom Bundesrathe zu Mitgliedern ber Bundesichuiden: 
Kommilfion gemählt jeien: ber königlich fächliiche Appellationdgerichts - Rräjident 
Klemm und ber herzoglich-braunſchweigiſche Geheimrath v. Liebe, jowie daB Der kö— 
niglich preußifche Präfident der Seehandlung Günther, ala Vorfigender des Aus- 
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ichuiles für Rechnungsweſen aud Mitglied diefer Kommiſſion fei.— 3) das Rejultat 
der Wahlen für die Kommijjion zur Vorberathung des Geſetzentwurfs, betreffend bie 
Zereinigung von Eljag und Lothringen mit dem deutſchen Reiche, 
iowie deren Konjtituirung: Borligender Frhr. von Stauffenberg. — Erſte 
Beratung des Geſetzentwurfs, betreffend dad Poſtweſen des deutſchen 
Keihes (D. ©. u. Anl. Nr. 87). Die zweite Berathung wird nad) Beſchluß des 
Saujes im Plenum jtattfinden. — Erſte Berathung des Geſetzentwurfs über 
das Rofttarmejen im Gebiete des deutſchen Reihes (D. S. u. Anl. Nr. 88). 
Auch hier joU die zweite Beratdung im Plenum ftattfinden. — Erjte Berathbung 
des Gejetzentwurfs, betreffend bie Redaktion des Strafgejekbudes für den 
Norddeutihden Bund ala Strafgejegbud für das deutſche Neid 
T. S. u. Anl. Nr. 89). Das (Gejek wird ebenfall3 im Plenum zur zweiten Be: 
rathung fommen. — Erſte Berathung bes Geſetzentwurfs, betreffend die Kriegs: 
Tenftmünze für das Reichsheer (D. S. u. Anl. Rr. 86). Es wird be: 
ihloffen: die zweite Berathung im Plenum vorzunehmen. — Berathung über den 
Seriht der 2. Abtbeilung über die Wahl des Rechtsanwalt? Schröder im 8. Arn$- 
berger Wahlkreiſe (D. ©. w Anl. Nr. 67). Antrag der Abtheilung: 
„bie Wahl zu beanftanden und eine gerichtliche Frmittelung in Betreff ber in dem 
Trotefte gegen diefe Wahl behaupteten Vorgänge, fowie die Bejeitigung beziehungs: 
weile nähere Aufklärung der unter Nr. III. des Berichte berührten Mängel vor: 
nehmen zu laſſen.“ Tagegen Antrag Graf Rittberg: „ſchon jett die Wahl 
für gültig zu erflären.‘ Terjelbe wird abgelehnt, Abtheilungs-Antrag angenommen. — 
sortjegung ber Berathung des zweiten Berichtd der Kommiſſion für Petitionen. 
Lit. C. Petition mehrerer Kaufleute aus Leipzig II. 61 (D. ©. u. Anl. Nr. 64 c.), 
betreffend die Unzuträglichfeiten, welche jich innerhalb des deutſchen Verkehrs durch 
die Ausgabe und Circulation von Dividendenſcheinen und Zinsfoupons heraus 
geitelt Haben. Kommifjions-Antrag: „die Petition dem Reichskanzler als 
Material für die desfallfige Geſetzgebung zur Erwägung zu überweiſen.“ Derjelbe 
wird angenommen. — Münblicher Bericht der Petitions-Kommiſſion über die Petition 
des Vereins für dad Hermanns:Tentmal, Dr. Karmarſch und Genoſſen 
zu Hannover (I. Nr. 181), um Bewilligung einer Summe von 10,000 Ihalern 
aus Reichsmitteln zur Fertigſtellung des im Teutoburger Walde zu errichtenden 
Hermanns-Denkmals“ (D. ©. u. Anl. Nr.69 J.). RKommijjions:-Antrag: 
„bie Retition dem Reichsfanzler zur Berüdjichtigung zu überweiſen“ — wird ange: 
aommen. — Münbdlicher Bericht der Petitions-Kommiſſion über gewiſſe auf die 
Trejie bezügliche Petitionen (D. ©. u. Ant. Nr. 69 II.) Dazu 1) Antrag Dr. 
Ziedermann, Dr. Brodbaus und Dr. Elben (D. S. u. Anl. Nr. 85) und 
2ı Antrag v. Bernuth: die Berathung über die auf bie Preſſe bezüglichen 
Tetitionen von der heutigen Tagesordnung abzuſetzen und mit ber zweiten Berathung 
uber den Gejegentmutf Wiggers (D. ©. u. Anl. Nr. 77) zu verbinden. Antrag 
vo. Rernuth wird angenommen. — Mündlicher Bericht ber Petitions-Kommiſſion 
über die Petition von Hupfeld und Genoſſen zu Kafjel (I. 433) betreffend die 
von dem dortigen königlichen Landrath bei der Reichſtagswahl ausgeibte Wahl: 
beanflujlung (D. ©. u. Anl. Nr. 69. III). Kommijjions- Antrag: „den Reichs- 
fanzter die Petition mit dem Erjuchen um Herbeiführung ernftlicher Rüge der mit ber 
Amtspflidt des Landraths und Wahlkommiſſars Weyrauch nicht zu vereinbarenden 
*:ahlagitation deijelben zu überweiſen.“ Terjelbe wird angenommen. — Münb: 
licher Bericht der Petitions-Kommiſſion über die Petition des Magijtrats und Bürger: 
vorsteher-Kollegiums zu Soslar II. 114 (D. ©. u. Anl. Nr. 69 IV.) in Betreff 
des Kaiſerhauſes dafelbjt mit der Bitte: „die erforderlichen Geldmittel zur fchleu= 
nıgen Wiederaufnahme ber Reftaurationsarbeiten bemwilligen, eventuell die Sache an 
maßgebender Stelle anregen zu wollen.” — Kommifjions-Antrag: im Ver— 
trauen, daß bie preußifche Regierung als dermalige Gigenthümerin des Gebäudes 
darur Sorge tragen wird, daß das ehrwürdige Denkmal deutiher Baukunſt und 
deuticher (Wejchichte erhalten werde, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen.‘‘ 
Terielbe wird angenommen. 

30. Zigung am 8. Mai. (St. Ber. S. 571-599.) Zweite Berathung 
des Geſethentwurfs, betreffend bie Redaktion des Strafgeſetzbuches für den 
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Norddeutſchen Bund als Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reid 
(D. ©. u. Anl. Rr. 89). Das Geſetz und das Strafgeſetzbuch ($$ 1—370) werden 
unverändert angenommen. — Zweite Berathung des Vefegentwurfö, betrefiend 
bie Kriegädenfmüngze für das Reihsheer (D. ©. u. Anl. Nr. 86). Tas 
Geſetz wird mit dem Antrage v. Bernuth: ftatt der Worte „für das Reichs— 
beer’ zu jegen „für die bewaffnete Macht des Reich‘ angenommen. — 
Dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend bie Berbinblidfeit zum 
Schadenerjag für die bei dem Betriebe von Kifenbahnen, Berg: 
werten u. |. mw. herbeigeführten Tödtungen und Körperverlekungen 
(D. ©. u. Anl. Nr. 16) auf rund der Zufammenjtellung ber Beſchlüſſe zweiter 
Berathung (T. ©. u. Anl. Nr. 34). Zu 8 1: Ab.-Anträge 1) Schulze (T. S. 
u. Anl. Wr. 71 I) ſtatt 5 1 und 2 den vorgejchlagenen Paragraphen anzunehmen ; 
2) Ulrid (D. ©. u. Anl. Wr. 94 II. I). Sämmtlide Ab.-Anträge werden ab: 
gelehnt; 5 1 wird wie in zweiter Berathung in der Faſſung der Vorlage ange: 
nommen. — 3u $ 2: Ab.-Antr. T) Ulrih (D. S. u. Anl. Wr. 94. U. 2); — 2) 
Sombart: \n $ 2 hinter dem Worte „Fabrik“ einzufchalten ‚ober ein Gewerbe 
unter Anwendung von Glementarfräften oder Göpelwerken betreibt‘; 3) Lasker 
(D. ©. u. Anl. Rr. 93. IILa.); 4) Dr. Marquard Barth (T. ©. u. Anl. 
Nr. 93 I 1); 5) Grumbrecht (D. ©. u. Anl. Nr. 94 I 1) Auch N 2 wird 
in der Faſſung ber Vorlage angenommen , nachdem die Ab.:Anträge theils abgelehnt, 
theils zurüdgezogen find. — Zu $ 3: Ab.:Anträge 1) Dr. Marquard Barth 
(D. S. u. Anl. Nr. 93.10. 2); 2) Windthorit (Berlin) (D.S.u. Anl. Rr.93. VL. 1), 
in Nebereinjtimmung mit den in zweiter Berathung gefaßten Beſchlüſſen in Zeile 
ftatt „Erſtattung“ zu jeßen „Erſatz.“ Tiefer Antrag wird angenommen und mit 
demjelben F 3, Antrag Barth zurüdgezogen. 

31. Sihung am 9. Mai. (St. Ber. S. 601—627.) Tritte Berathung 
des Geſetzentwurfs, betreffend die Redaktion des Strafgejegbudes tür 
ben Norddeutſchen Bund als Strafgeſetzzbuch für das Drutſche Reid 
(D. ©. u. Anl. Nr. 89) Tas Gejeß und das Strafgeſetzbuch (65 i— 370) werden 
ohne Diskuſſion unverändert angenommen. — Dritte Berathung bes Geier: 
entwurfs, betrejfend die Kriegädenfmünze für das Reichsheer (D. S. u. 
Anl. Nr. 86), auf Grund der Zujammenitellung der Beſchlüſſe zweiter Berarhung 
(D. ©. u. Anl. Nr. 97) Tas Geſetz wird ohne weitere Veränderungen nach den 
Beſchlüſſen zweiter Berathung einjtimmig angenommen. — Fortſetßzung der 
dritten Berathung bes (Wejekentwurfs, betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatz für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Berg: 
werfen u. j.m. berbeigeführten Tödtungen und Körperverlegungen 
(D. ©. u. Anl. Wr. 16) auf Grund der Zufammenjtellung ber Beſchlüſſe zweiter 
Berathung (D. ©. u. Anl. Nr. 3) Zu $ 4: Nb.-Antr. 1) Hausmann (ıT. 
©. u. Anl. Nr. 99); 2) Dr. Websfy (T. ©. u. Anl. Nr. 102 I); 3) Dr. Bähr 
(D. ©. u. Anl. Nr. 93. IV): Abjap 1 zu ftreichen, Abjat 2 zu fallen: „War der 
Getödtete oder Werlepte unter Mitleiſtung von Prämien ober anderen Beiträgen 
durch den Betrieböunternehmer bei einer Berficherungsanitalt, Knappſchafts-, Unter- 
jftügungs:, Kranken- oder ähnlichen Kaffe gegen den Unfall verliert, jo ift Die 
Yeijtung ber Letzteren an ben Erſatzberechtigten auf die Entſchädigung einzurechnen, 
wenn die Mitleiftung des Betriebsunternehmers nicht unter einem Drittel ber (We: 
fammtleijtung beträgt." — Im Laufe der Disfujfion wird Antrag Hausmann 
zurüdgezogen ; bei der Abjtimmung Antrag Websty abgelehnt, Antrag Dr. Rähr 
angenommen, d. 5. der erite Abjat der Beſchlüſſe zmeiter Berathung geitrichen und 
an Stelle des Abjap 2 die von Dr. Bähr vorgefchlagene Faſſung gejeßt. — N 5 
wird ohne Tebatte, 5 6 mit dem Ab.-Antt. Dr. Marquard Barth (T. S. 
u. Anl. Nr. 93. II. 3) im Abſatz 2 jtatt „der gerichtlichen Geſtändniſſe“ zu fereu 
„gerichtlicher Geſtändniſſe,“ F 7 gegen ben Antrag Windthorſt (Berlin) (T. S. 
u. Anl. Nr. 93 VI. 3) „den Abſatz 2 zu ſtreichen,“ in der Faſſung der Zujanımen: 
ftelung angenommen. Zu $ 8 Ab.:Anträge: 1) Dr. Marquard Barth (T. S. 
u. Anl. Nr. 93. II. 3); 2) Windthorit (Berlin) (T. ©. n. Anl. Rr. 95. VI 
3) Grumbrecht (T. ©. u. Anl. Nr. 94 I. 2). Sämmtliche Ab.-Anträge werden 
abgelehnt, 5 3 wird unverändert angenommen. Zu $ 9 Ab.-Anträge: 1) Yasfer (D. 
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S. u. Anl. Nr. 93. I. b) 2) Dr. Bähr (D. ©. u. Anl. Nr. 93. IV.): „den Abfag 
3 zu ftreiden. Nor der Abjtimmung wird Antrag Lasker zurüdgezogen. Antrag 
Pr. Zähr wird angenommen und Abjag 3 geitriden. Antrag Dr. Römer (D. 
<. u. Anl. Nr. 93. V.) binter $ 9 einen neuen $ einzujchieben: „Die in $ 1 und 2 
bezeichneten Unternehmer find nicht befugt, einen (Frjatberechtigten mittelft der Fin: 
ıde der Norausflage oder der Theilung an eine andere neben bem Unternehmer 
hattende Perſon zu vermeijen,‘‘ wird abgelehnt. Zu F 10 Ab.:Antr. Dr. Schwarze 
T. S. u. Anl. Rr. 99): F 10 zu fallen: „Die Bejtimmungen des Gejetes, be- 
trefiend die Errichtung eines oberjten Gerichtshofes für Hanbelsfadhen vom 12. Juni 
163, jowie die Ergänzungen deilelben werden auf diejenigen bürgerlichen Rechts- 
tteitigfeiten ausgedehnt, in welchen Durch die Klage oder Wiberflage ein Anſpruch 
aut Grund bes gegenwärtigen Geſetzes oder der in 6 9 erwähnten landesgeſetzlichen 
Eeitimmungen geltend gemadt wird.‘ Terjelbe wird angenommen und damit bie 
Faſſung des G 10 in der Zujammenitellung bejeitigt. 

32. Zigung am 10. Mai: (St. Ber. ©. 629—b51.) Zweite Berathung 
des Antrages Wiggers auf Annahme eines Gejekentwurfs, betreffend die Kau⸗ 
nonspjlichtigfeit periodijher Druckſchriften und die Entziehung 
der Beiugniß zum Detriebe eines Preßgewerbes (D. ©. u. Anl. Nr. 77) 
in Zerbindbung mit dem mündlichen Bericht der Petitionskommiſſion über die das Prei- 
gewerbe betreffenden Petitionen. (T. ©. u. Anl. Nr. 69. IL) Antrag Wiggers 
vird zu Gunſten de Antrags Völk (D. ©. u. Anl. Nr. 104) zurüdgezogen. 
Dieſer, lautend: „Die Vorſchriften der Yandesgejeke, welche I) bie Herausgeber von 
Sutungen ober Zeitichriften zur Stellung einer Kaution verpflichten, 2) die Fnt- 
chung der Befugniß zum jelbjtitändigen Betriebe eines (Hewerbes im alle einer 
dutch die Prefie begangenen Zuwiderhandlung vorjchreiben oder zulaſſen, werden auf: 
erhoben“ — wird in namentlicher Abjtimmung mit 221 gegen 37 Stimmen an: 
senommen. - Zum Antrage der Petitiond-Kommiffion: „Die Petitionen, 
'smeit fie Die Aufnahme von Beitimmungen über die reife in die Verfaſſung be- 
antragen, durch Annahme der Verjaſſung für erledigt zu erklären, im Uebrigen aber 
den Neihsfanzler zu erjuchen, dem ReichStage baldmöglichit den Entwurf eines für 
235 ganze Bundesgebiet geltenden Preßgeſetzes vorzulegen” Ab.-Antr: 1) Dr. 
Srockhaus anitatt „baldmöglichſt“ zu jagen „in ber nädjiten Seſſion“; 2) Dr. 
Siedermann dem Kommiffionsantrage hinzuzuſetzen: „den Reichskanzler zu er: 
‚chen, ben betrefienden Entwurf eines Reichsgeſetzes über die Preſſe mıch ber öffent: 
ichen Kritif rechtzeitig vorher zu unterbreiten.‘ — Kommilliondantrag wird mit 
:er von Dr. Brockhaus vorgeidhlagenen Abänderung und dem von Dr. Biedermann 
eantragten Zujat angenommen. — Write Berathbung des Antrages Taster 
sus Annahme eined Geſetzentwurfs, betreffend die geſchäftliche Behandlung 
rınes ungewöhnlih umfangreihen Geſezentwurfes (D. ©. u. Anl. 
ir. 8, (St. Ber. ©. 6385— 651.) Der Antrag wird einer Kommiffion von 
+ Mitgliedern zur Vorberathung überwiejen. 

33. Iigung am 12. Mai. (St. Ber. S. 693—672.) Verfündigung des (Fr: 
zebniiies der Wahlen tür die Kommiflion zur Vorberathung des Antrages Lasker 
»D. 2. u. Anl. Nr. 80) und deren Konjtituirung. Vorſitzender Kanngießer. — 
‚rite Berathung bed Geſetzes, betreitend die Deflaration des G 1 des Ge—⸗ 
'cgeäpnom 4. Auli 1868 (Bundesgeießblatt des Norddeutſchen Bundes, ©. 415, 
I. S. u. Anl. Rr. 101). Es wird zweite Berathung im Plenum beichlojfen. — 
smweite Berathung des Geſetzes (D. S. u. Anl. Ar. 101). Daſſelbe wird ohne 
Diskuſſion angenommen. — Abjtimmung über das Geſetz, betreffend bie Nerbind- 
Iichteit zum Schadenerfak für die bei dem Betriebe von Eiſen— 
sabnen, Bergmwerfen u. j. w. herbeigeführten Tödtungen und Kür: 
zerverlegungen, nah den Beſchlüſſen des Reichstags in dritter Berathung (D. 
Zz u. Anl. Nr. 105). Das Geſetz wird mit großer Meajorität angenommen. Won 
den vier au dieſem (Sejeke vorgeichlagenen Rejolutionen wird 1) bie Rejolution 
2s8ster D. S. u. Anl. Nr. 76. J. 1) zurüdgezogen; 2) die des Abg. Yasfer. 

D. 2 u. Anl. Rr. 76. I. 2) nad Etreihung der Worte „und Die Beitragß- 
z’sthr — regelt” in folgender Faſſung: „den Reichskanzler aufzuforbern, jeden: 
"215 ın der näditen Selfion, unter Mittheilung des bis dahin zu beichafjenben 
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ftatiftifchen Materials, den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, welches Normativ: 
Bedingungen für die Errichtung von Kranfen:, Hülfs- und Sterbekaſſen für Gejellen, 
(sehülten und Fabrikarbeiter anordnet“, angenommen; 3) bie des Dr. Sammader 
(T. S. u. Anl. Nr. 76 II.) wird mit dem Ab.-Antr. v. Bernuth; flatt ber 
Worte in Zeile 2 „Grundlagen eined auf‘ zu jegen „Grundlagen für die GSeital: 
tung“ und ftatt der Worte Zeile 5 „beruhenden Geſetzes, — ſowie die“ zu jagen 
„ſowie für die‘ in folgender Faſſung angenommen: ‚an ben Reichskanzler die Aut: 
forderung zu richten, Grhebungen zu veranitalten, welde bie Grundlagen für bie 
Gejtaltung gegenjeitiger Verficherung der gewerblichen und landwirthſchaftlichen Re: 
amten und Arbeiter gegen bie wirtbichaftlichen Folgen der Körperverlegung wid 
Tödtung in ihrem Berufe jo wie für die Bildung von allgemeinen Alterverforgungs: 
und Invaliden-Kaſſen umfaſſen,“ und endlich wird 4) die de Dr. Tellkampi 
(D. ©. u. Anl. Nr. 78 IL.) abgelehnt. — Zweite Beratbung über ben Geies: 
entwurf, betrefiend das Rojtwejen des Deutſchen Reihs (T. S. u. Anl. 
Nr. 37). GI: dazu Ab.:Anträge 1) Dr. Elben (T. ©. u. Anl. Nr. 103. I 1u.2); 
2) Dr. Seelig (D. S. u. Anl. Nr. 103. IL.) Diejelben werden abgelehut, $ 1 
wird in der Faſſung der Vorlage angenommen. — $ 2: dazu Ab.: Anträge Haus— 
mann (vLippe) (D. S. u. Anl. Nr. 111. L. RB 2) Graf Ritfderg (D. S. u. Anl. 
Nr. 110. J.); 3) Fiſcher (Augsburg) (D. S. u. Anl. Nr. 110. IL); Antrag Grai 
Rittberg wird zurückgezogen, Antrag Hausmann abgelehnt, Antrag Fiſcher unter 
Streichung der Worte „Briefen oder“ in namentlicher Abjtimmung mit 145 gegen 
105 Stimmen angenommen, woburd $ 2 nadjjtehende Faſſung erhält: „Das Verbot 
in $ 1 Abjab I eritredt fih nicht auf die Beförderung von politiihen Zeitungen 
zwiſchen Orten, welche nicht mehr als zwei Meilen von einander entjernt ſind, und 
auf Die Beförberung von Briefen oder politiihen Zeitungen gegen Bezahlung burd) 
erpreije Boten oder uhren. Doch darf bei einer Entfernung von mehr als zwei 
Meilen ein folcher Erpreijer nur von einem Abjender abgejchidt jein und dem Yoit: 
zwange unterliegende Gegenſtände weder von Anderen mitnehmen, nod für Andere 
zurüdbringen.’ or der Abitimmung Mittheilung des Reichskanzlers bezüglid 
bed mit Frankreich abgejchlojienen Friedens. (St. Ber. ©. 669—6«U.) — 
Mittheilung eines Schreibens bes Bunbeöfanzleramtes, ben Parlamentöbau be: 
treffend, mit ber Aufforderung an ben Reichätag, aud) jeiner Seits in die zu ernennende 
Kommijfion Mitglieder zu belegiren. 

31. Sihung am 13. Mai. (St. Ber. ©. 673 —704.) Dritte Berathung 
des Sejepentmurfes, betrefiend die Deklaration des % 1 des Geſetzes vom 
4. Juli 1868 (D. ©. u. Anl. Rr. 101). Tas Geſetz wird ohne Diskuſſion au— 
genommen. — Erſte Berathung des Geſetzes, betreifend bie Benftonirung und 
Verjorgung der Militärperjonen bes Reichsheeres und ber Katjer: 
lihden Marine, fo wie bie Unterjtüßung der Hinterbliebenen jolder 
Berjonen (D. ©. u. Anl. Nr. 96). Antrag von Mallindrodt: das Geſes 
einer Kommilfion von 14 Mitgliedern zur Vorberathung zu übermeijen, wird ab: 
gelehnt und Vornahme der zweiten Beratdung im Plenum beſchloſſen. — ort: 
Iebung der sweiten Berathung bes Geſetzentwurfs über dad Poſtweſen bes 

Deutſchen Reihe (D. S. u. Anl. Ar. 8). $ 3. Dazu Ab.-Anträge I) Hölder 
(D. S. u. Anl. Nr. 107), 2) Dr. Beder: $ 3 zu fajjen: „die Annahme und Be— 
förberung von Boftjendungen darf von ber Poſt nicht verweigert werben, jofern Die 
Beitimmungen dieſes Geſetzes und des Reglements ($ 50) beobachtet werben. Ans: 
bejondere 2c.” wie in der Vorlage. — Antrag Hölder wird zurüdgezogen, An: 
trag Dr. Beder angenommen. — Die 6% 4 und 5 werben ohne Neränderung 
und Debatte angenommen. $ 6. Dazu Ab.:Anträge 1) v. Bernuth (D. S. u. Anl. 
Nr. 110. IV. 1); 2) Dr. Proſch (St. Ber. S. 684). Beide Anträge werben 
zurüdgezogen; $ 6 wird in ber Faſſung ber Vorlage angenommen. In $ « wird 
auf den Antrag des Abg. Dr. Bähr in der erjten Zeile jtatt „Emballage” geient 
„Berpadung‘, fonit der $ 7 im Uebrigen unverändert angenommen. Die >. 
9 und 10 werden ohne Debatte in der Faljung ber Vorlage angenommen. Zuf Fl: 
Antrag vd. Bernuth (D. S. u. Anl. Nr. 110. IV. 2): ftatt der Worte „durch einen 
Zufall oder durch Schuld des Reiſenden“ zu jegen „Durch höhere (fe: 
walt oder Durch eigene Jahrläffigfeit des Reiſenden.“ Antrag wird aıt- 
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genommen und mit bemfelben $ 11. Tie 6$ 12—15 werben ohne Tebatte ange: 
nommen. Ter Ab.:Antr. Dr. Prof zug 16 (D. ©. u. Anl. Nr. 110. III: 4) den 
meiten Sab des erſten Abfates, welcher mit den Worten: „Daffelbe gilt von 
Rerjonenfubrmwerfen u. f. w.“ beginnt, zu ftreichen — wird abgelehnt und F Ib 
unverändert angenommen. Die 66 17—27 gelangen, ba ber Antrag Dr. Elben 
a7 (D. ©. u. Anl. Nr. 103. 1. 3) durch die früheren Abitimmungen erledigt 
it, ohne Diskuſſion zu unveränderter Annahme. — $ 28 wird mit dem Antrag 
v. Bernuth (D. ©. u. Anl. Nr. 110. IV. 3), $ 29 und $ 30 in der Faſſung ber 
Porlage angenommen. Die nachfolgenden $$ gelangen und zwar $ 31 mit dem 
Antrage v. Bernutb (D. ©. u. Anl. Nr. 110. IV. 4), $$ 32 und 33 in ber 
Faſſung der Borlage, $ 34 mit den Anträgen von Bernuth (D. ©. u. Anl. 
Nr. 110 IV. 5a und 5b), $$ 35 und 36 in ber Faſſung der Vorlage, F 37 mit 
dem Antrage v. Bernuth (D. ©. u. Anl. Nr. 110 ad 6), $$ 38 und 39 in ber 
xaljiung der Norlage — ohne Diskuſſion zur Annahme. Bei $ 40 wird Antrag Dr. 
Proſch (D. ©. u. Anl. Nr. 110. III. 2) abgelehnt, Antrag v. Bernuth (T. 
S. u. Anl. Nr. 110. IV. 7) angenommen und mit bemjelben $ 40. $ 41 wird 
mit dem Ab.:Antr. v. Bernuth (D. ©. u, Anl. Nr. 110. IV. 8), $ 42,9 43, 
$4,$ 45 und 6 46 in der Faſſung der Vorlage ohne Debatte angenommen. 
Rah F 46 iſt durh v. Bernuth die Ginjchaltung des folgenden neuen Para: 
graphen beantragt (D. S. u. Anl. Nr. 110. IV. 9): „Zur Beitreibung von 
Melditrafen eined Anländers fann ein Grundſtück nicht fubhaitirt 
werden.‘ Terjelbe wird abgelehnt. Tie FF 47—50 werden unverändert und zu 
dem letzteren nachitehende, von dem Abg. dv. Below (D. ©. u. Anl. Nr. 100) 
beantragte Reſolution angenommen:*,,Der Reichstag ſpricht die Erwartung aus, 
das General-Poſtamt werde dem Geldvermittelungs-Verkehr ſeine beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit zuwenden, damit die Poſt umfangreicher als bisher vom Publikum zum 
Zahlungsausgleich benutzt werde.“ Die SG 51 und 52 endlich werden ohne Debatte 
angenommen. Die zum Schluß beantragte Reſolution des Abg. Dr. Elben (D. 
Z. u. Anl. Nr. 103. I. 4) wird abgelehnt. — Zweite Berathung des Geſetzentwurfs 
über da8 Poſttarweſen im (Hebiete des Deutihen Reihe (D. ©. u. Anl. 
Rr. R)y. Im Namen der Petitiond-Rommijfion ftattet Abg. v. Cranach Bericht 
über zwei Petitionen (II. 291 und 293), melde fih beide auf das oft: Larmeien 
beiiehen. $ 1. Dazu Ab.:Antr. Dr. Reihenjperger (Grefeld) (St. Ber. ©. 693). 
Terjelbe wirb abgelehnt, $ 1 unverändert angenommen. Die $$ 2—7 werden ohne 
Sebatte unverändert angenommen. Zu $ 8. 1) Antrag Schend (D. ©. u. Anl. 
Rr. 113. II): Die Worte: „und nad) dem Ortsbeſtellbezirke der Boftanftalten 
gerichteten“ zu ftreichen; 2) Antrag Graf Rittberg (D. ©. u. Anl. Nr. 109. I): 
dem 5 8 folgenden Zuſatz zu geben: „Mit dem 1. Juni 1872 fommt das 
Yandbbriefbeitellgelb Für die Sendungen unter Kreuz: ober Streif: 
band in Wegfall.” Bei der Abftimmung wird Antrag Graf Rittberg abgelehnt, 
Antrag Schend angenommen und mit bemjelben $ 8. Antrag Dr. Bamberger 
7. ©. u. Anl. Nr. 109. II): dem $ 9 Hinzuzufügen: „die Poſtverwaltung ijt er: 
mädtigt, an Perjonen, welche ſich zu dem Verſchleiß von Freimarken, Frankokouverts, 
Ztneifbändern und Korreipondenzfarten bereit erklären, einen Rabatt bis zu höch— 
sens 2 Prozent auf den Normaljat zu gewähren,‘ wird abgelehnt, $ 9 unver: 
andert angenommen, unb desgleihen $ 10, nachdem ber Antrag Grumbrechs 
IT. S. u. Anl. Nr. 109. III): an die Stelle der Schlußpmorte des eriten Abſatze: 
des 6 10 „die feltener als monatlih vier Mal erfcheinen‘ zu feßeni 
„welche nicht öfter ala wöchentlich ein Mal erſcheinen“ abgelehnt if. Die 
Ny 11 —14 werden ohne Tebatte unverändert angenommen. 

35. Sigung am 15. Mai. (St. Ber. ©. 103—728.) Am Anſchluß an das 
Schreiben des Reichſskanzlers an den Präfidenten vom 11. Mai (DT. ©. u. Aul. 
Ar. 115) wird nah dem Vorſchlage ded Grafen zu Münſter (Sannover) be⸗ 
ſchloſſen: in den Abtheilungen jieben Mitglieder bes Haufes mit bem Prä— 
iidenten ald ahtem Mitgliede ald Kommifjare für den Bau eines 
tarlamentshaufjed, ſowie für Herfiellung eines Proviforiums zu 
wählen. Antrag Braun (Hersjeld): noch drei Stellvertreler zu wählen — wird 
abgelhnt. — Dritte Berathung bed Geſetzentwurfs, betrefjeub die Kautiond- 
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pflidtigfeit periodifher Drudichriften und die Entziehung der Be: 
jugniß zum Betriebe eined Preßgewerbes (D. ©. u. Anl. Nr. 104), Tas 
Geſetz wird mit großer Majorität angenommen. — Zweite Berathbung de3 Ge 
fegentwurfs, betreffend die Feſtſtellung des Haushalts-Etats des Deutjchen 
Reiches für das Jahr 1871, auf (rund ded Kommiflionsberidhtes (D. ©. u. Anl. 
Nr. 108). Die Ausgaben, bie in der Anlage I. „Nachtrag zum Stat für das 
Bundeskanzleramt’ bis zur Nr. 2 des achten Ziteld ausgeworfen find, werden 
ohne Debatte bewilligt. Titel 8, Nr. 3: an Lauenburg jährlid bis 1845 in: 
flufive, in halbjahrlihen Raten 8016 Thaler als Abfindung in Folge 
der Aufhebung ber EIbzölle-zu bewilligen — wird abgelehnt. Titel I Nr. | 
und 2 wird angenommen. Die Rejolution v. Karborff (D. ©. u. Anl. Nr. 123) 
mit dem Ab.:Antr. v. Hennig: am Schluffe die Worte „und zu diejem Be: 
bufe — in Anſatz gebradt‘ zu ftreiden, fjomwie die Rejolution der Kom: 
miffion (D. ©. u. Anl. Nr. 108, ©. 10. II) werden abgelehnt. Anlage U. 
‚Nachtrag zum Etat für das auswärtige Amt,‘ Anlage III. „für die Kon: 
fulate”, und Anlage V „fürda8 Bundes-Oberhandelsgericht“ — werben ohne 
Tebatte angenommen. — Zweite Berathung bed Geſetzentwurfs, betrefiend bie 
Anbaberpapiere mit Prämien (D. ©. u. Anl. Nr. 33) auf rund des Kom: 
miſſionsberichtes (D. S. u. Anl. Nr. 95). Dazu Antrag Dr. Lamey (D. ©. u. Anl. 
Nr. 118): dem Geſetze folgende 2 Paragraphen vorauszuſchicken: $ 1. Die im Um: 
fange des Deutichen Reichs noch beitehenden regelmäßigen Lotterien werben jpäteitens 
bis Ende 1873 aufgehoben. $ 2. Die Bewilligung zu gelegentlichen Lotterien, bei 
denen Geldpreiſe oder Preife in Liegenjchaften ausgeſpielt werden, welche den Ge⸗ 
fammtwertb von 10,000 Thlrn. übersteigen, jteht nur dem Bundesrath zu; und Dazu 
Unter Antrag Srumbredt: „An Erwägung, daß es ſich nicht empfiehlt, dieſes 
Geſetz durch ein darin aufjunehmendes Nerbot der Lotterien zu gefährden, geht ber 
Reichstag über den Antrag Lamey zur Tagesorduung über.’ Xagedordnung wird 
angenommen. Die Tiscujfion über $ 1 des Geſetzes (St. Ber. S. 717 — 128) 
wird durch bie Vertagung der Sitzung unterbroden. 

36. Sigung am Ib. Mai. (St. Ber. S. 729—757.) Präſident ſchlägt vor: 
die Wahl der Kommijjare zur Bundes : Schulden : Kommilfion, deren Mandat mit 
dem 18. Auni abläuft, bid zum Schluß der Seſſion auszuferen und fo lange die 
Stelle bes veritorbenen Abg. Tweſten unbeſetzt zu lafien. Vorſchlag wird ange: 
nommen. — Dritte Berathbung des Geſetzentwurfs über das Poſtweſen des 
Teutfhen Reichs, auf Grund der Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe zweiter Be: 
rathung (D. ©. u. Anl. Nr. 119). 91. Dazu Ab.:Antr.: 1) Dr. Elben und 
Dr. Geritner (D. ©. u. Anl. Nr. 129. II. 1); 2) Dr. Brockhaus (D. ©. u. 
Anl. Nr. 129 1); 3) Richter (D. ©. u. Anl. Nr. 130 1); 4) Dr. Beder (D. 
©. u. Anl. Nr. 129 III): dem Abſatz 1 folgende Faſſuͤng zu geben: ‚die Beför— 
derung 1) aller verliegelten,, zugenähten ober fonjt verjchloffenen Briefe, 2) aller 
Zeitungen politifhen Inhalts, melche öfter ald ein Mal wöchentlich ericheinen, gegen 
Bezahlung von Orten mit einer Poftanftalt nad anderen I rten mit einer Roit: 
anitalt des In- oder Auslandes auf andere Weife als durch die Roit, iſt verboten. 
Hinſichtlich der politiiden Zeitungen erjtredt biejed Verbot ſich nicht auf den zwei- 
meiligen Umfreiß ihres Urſprungsortes.“ Antrag Dr. Brodhaus wird zurüdgezogen ; 
die Anträge Dr. Elben und Richter (f. vorher ad 1 und 3) werben abgelehnt, 
Antrag Dr. Beder wird angenommen und mit dbemfelben Abſatz 2 und 3 der Ne: 
ihlüffe zweiter Berathung beziehentlih der Vorlage. F 2 wird auf Antrag des Abg. 
Dr. Beder in der Faſſung der Vorlage wieder bergettelt. G 3. Dazu Ab.-Antr. 
1) Dunder (D. ©. u. Anl. Nr. 130. II); 2) Dr. Brodhaus (D. €. u. Anl. 
Nr. 129. L). Diejelben werden angenommen und erhält darnach F 3 nachſtehende 
raffung: „Die Annahme und Peiörderung von Poſtſendungen barf von der Poſt 
nicht verweigert werben, fofern die Beitimmungen dieſes Geſetzes und des Reglements 
($ 50) beobachtet find. Auch darf feine im Webiete des Teutichen Reichs erſcheinende 
politijche Zeitung vom Poſtdebit ausgeſchloſſen und ebenjomwenig barf bei ber Nor: 
mirung der Rrovifion, welche für die Beförderung und Debitirung der im Gebicte 
des Deutſchen Reichs erfcheinenden Zeitungen zu erheben iſt, nad veridhiebenen 
Grundſätzen verfahren werden. '; Lie Poſt beiorgt die Annahme der Pränumeration 
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au? die Zeitungen, ſowie den gefammten Debit derjelben.” Die 65 4— 15 werden 
ohne Debatte unverändert nad den Beſchlüſſen zweiter Beratbung angenommen. 
\ Ib gelangt unter Ablehnung des Antrags Dr. Proſch (D. S. u. Anl. Nr. 130 III.): 
den zweiten Sat des eriten Abjabes, mit den Worten „daſſelbe gilt von Per— 
ionenz $ubrmwerten u. j. w.“ beginnend, zu ftreihen — zu unveränderter An 
nabme. Tie 88 17— 40 werben ohne Debatte angenommen. An $ 41 merben 
aui Antrag bes Abg. v. Bernuth in ber vorlegten Zeile die Worte „der De— 
'raubation‘ geitrihen. Die FF 42 — 49, 51 und 52 werben »ohne Tebatte 
engenommen ; die Abjtimmung über $ 50 mit dem Ab.-Antr. Schend (D. ©. u. 
anl. Rr. 130 IV.) wird bis zur dritten Berathung des Gejeges über das oft: 
tarımeien ausgeſetzt. Die in zweiter Berathbung angenommene Rejolution 
erhalt gleichfalls Die Zuftimmung des Haufes. — Fortſetzung der zweiten Be: 
raıhung des Geſetzentwurfs, betrejiend die Jnhaberpapiere mit Prämien, 
cur Grund des Kommifjionsberichtes (D. ©. u. Anl. Nr. 95). $ 1: dazu Ab.-Antr. 
ıAdermann (D. ©. u. Anl. Nr. 131); 2) Dr. Hanel (D. ©. u. Anl. Nr. 127.1.); 
ı Dr. Wolffſohn (D. ©. u. Anl. Nr. 106). Antrag ad 1 wird zurüdgezogen, 
de Anträge ad 2 und 3 werden abgelehnt; $ 1 wird dann in nachitehender Faſſung 
aach dem Vorſchlage der Kommilfion angenommen: „Auf den Inhaber lautende 
Schuldverijhreibungen, in welden allen Släubigern oder einem Theile derjelben 
user der Zahlung ber verjchriebenen Geldſumme eine Prämie dergeitalt zugelichert 
wird, dag durch Ausloofung oder durch andere, auf ben Zufall geitellte Art der 
“rmittelung die zu prämiirenden Schuldverjchreibungen und die Höhe der ihnen zu⸗ 
'sienden Prämien bejtimmt werben follen (Inhaberpapiere mit Prämien), dürfen inner: 
delb des Deutjchen Reiches nur auf Grund eines Reichsgeſetzes, und nur zum 
ämede der Anleihe eined Bundesſtaats oder bes Reiches außgegeben 
zerden. $ 2: dazu Ab.-Anträge: 1) Schulze (D. ©. u. Anl. Nr. 127 II.). — 
vo. Blandenburg (D. ©. u. Anl. Wr. 114. IL.) hinter 6 2 folgende neue 
taragraphen einzujhieben: „F 3. Daſſelbe gilt von ausländiſchen Inhaberpapieren 
zı Främien, welche vor dem 30. April 1871 auögegeben find, jofern biejelben 
ht bis zum 15. Juli 1871, dieſen Tag eingejchlofien, zur Abjtenpelung eingereicht 
zerden. F 4. Für Die Abjtempelung iſt eine Gebühr zu entrichten, welche für eine 
<dhuldverjgreibung, deren Nominalbetrag ben Werth von 100 Thlr. nicht überfteigt, 
Sgr. oder 17, Kr. ©.:®W.; für eine Echuldverfchreibung, deren Nominalbetrag 
in Rerth von 100 Thlr. überjteigt, 10 Sgr. oder 35 Kr. S.-W. beträgt. 8 2. 
dit Aundesrath wird die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche Anjtruftion 
.s2iien, und in berjelben feitfegen, unter welchen Umijtänden ein gutgläubiger In— 
.ıter, der aus entichuldbaren Gründen die Anmeldungsfrijt verfäumt hat. noch nad): 
aglih Abftempelung feiner Schuldverjchreibungen erlangen fann. Der Bunbesrath 
„d ferner zur Berechnung der Stempel:Abgabe den Thalerwerth der fremden Ba: 
‚en feitftellen, auch die Behörden bejtimmen, bei welchen die Abitempelung zu er: 
gen hat.” 3) Richter (D. S. u. Anl. Nr. 121) im Kommilfions-Antrage Die 
Sorte „noch anderweitig öffentlid ausgeboten‘ zu jtreihen und 4) v. 
"sandenburg (D. ©. u. Anl. Nr. 114 L): ftatt der Worte: „Dürfen weder 
:ı der VBörſe“ zu fegen „bürien weder weiter gegeben, noch an den 
“stien..... *“ Antrag Schulze wird abgelehnt, die Anträge Richter und 
: Slandenburg gelangen zur Annahme und mit biefen $ 2 der Kommijfions: 
sıhläge, welcher nunmehr die Faſſung erhält: „Der Beitimmung im $ 1 zumiber 
= \nlande, ſowie nach dem 30. April 1871 im Auslande ausgegebene Anbaber: 
.zpiere mit Prämien Dürfen weder weiter begeben, noch an den Vörſen, nod an 
"xeen zum 2erfehr mit Werthpapieren bejtimmten Nerfammlungsorten zum Gegen: 
ade eines Geſchäfts oder einer Geſchäftsvermittelung gemacht werben.‘ Endlich 
den mit $ 2 die vorher angeführten von v. Blandenburg vorgeidlagenen 
—5 in namentliher Abjtimmung mit 132 gegen 121 Stimmen angenommen. 

: dazu Ab.:Anträge: 1) Richter (D. ©. u. Anl. Nr. 121); 2) Schulze (T. ©. 

Ant. Wr. 127. D.); 3) v. Blandenburg (D. ©. u. Anl. Nr. 114,3 a u. b). 
:: der Abftimmung wird Antrag 1) zurüdgezogen, die Anträge ad 2) ſowie ber 
172 WBlandenburg (D. ©. u. Anl. Wr. 114, 3 b) werden abgelehnt; der 

"tr. 1143, 3 a, wonach itatt der Worte „SG 1 und 2° gejekt werben foll: SS 1, 
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2 oder 3° wird angenommen und mit demjelben $ 3 der Kommiſſions-Vorſchläge, 
welcher als $ 6 in folgender Faſſung Annahme findet: „Wer den Beftinnmungen der 
SS 1, 2 oder 3 zumiderhandelt, verfällt in eine Geldfttafe, welche dem füniten 
Theile bed Nennwerths der den Gegenjtand der Zuwiderhandlung bildenden Papiere 
gleihfommt, mindeitend aber einhundert Thaler betragen fol. Die nicht beizu: 
treibende Gelditrafe ijt in verhältnigmäßige Sefängnißitrafe, deren Dauer jedoch ein 
Jahr nicht überjteigen darf, umzumandeln. | Mit Gelditrafe bis zu einhundert 
Thalern oder Gefängniß bis zu brei Monaten wird beitraft, wer ein in F 2 ober 3 
bezeichnetes Inhaberpapier mit Prämie öffentlich anfündigt, ausbietet oder empfiehlt, 
ober zur Feſtſtellung eines Courswerthes notirt.“ 

37. Sihung am 17. Mai. (St. Ber. S. 759 — 785.) Verkündigung des Gr: 
gebniſſes der Wahlen zur Reichſstags-Kommiſſion für den Bau eines Parlaments: 
gebäudes. — Der Präſident ſchlägt vor im Hinweis auf die noch vorliegenden 
Arbeiten die Pfingſtferien auf die beiden Feiertage zu beſchränken. Dagegen 
1) Antrag v. Hoverbeck: die Ferien vom 20. Mai bis I. Juni dauern zu 
lafjen; — 2) Antrag Graf Rittberg: die Situngen ſchon Freitag vor Pfingiten 
zu ſchließen; letzterer wird zurüdgezogen, Antrag v. Hoverbed abgelehnt, der 
PBräfidialvorfhlag angenommen. — Begründung und Beantwortung ber Inter: 
pellation der Abg. Dr. Banks und Genoſſen, die Berfekung zweier Rot: 
jefretäre von Hamburg nad Schwelm, refp. Stallupöneh betreffend (T. 
©. u. Anl. Nr. 122). An die Begründung und Beantwortung der Interpellation 
wird vom Abg. v. Hennig der Hinreichend unterjtügte Antrag auf Disfujlion 
über diefelbe gefnüpft. Diskuſſion (S. 54— 770.) — Mündlider Bericht ber 
Budget:Kommiflion über Kapitel VIL, Titel 11 der einmaligen und außerordent: 
lien Ausgaben des Nachtrags zu dein Bundeshaushalts - Etat pro 1871 (D. S. 
u. Anl. Nr. 124. 1). Der Antrag der Kommijfion: die Poſition von 17:,10W 
Thlr. zum Anlauf eines Dienftgebaudes für bag Marine-Minifterium 
zu genehmigen, wird angenommen. — Mündlicher Bericht der Budget-Kom— 
mijfion über Kap. VII der Kinnabmen des Nadhtraged zum Bundeshaus: 
halts-Etat für das Jahr 1871 (D. S. u. Anl. Nr. 124. II. Anlage VII zu 
dem Geſetzentwurf, betreffend bie Feſtſtellung des Haushalts-Etats ded Deutſchen 
Reiches für 1871 [D. ©. u. Anl. Nr. 57]). Der Antrag der Kommiſſion: „I) die 
in Kapitel VII des Nachtrags zum Bundeshaushalts-Etat für das Jahr 1871 aut: 
geitellte Bertheilung der von den einzelnen Staaten zur Dedung ber Geſammt— 
ausgaben des Deutichen Reiches pro 1871 ‘aufzubringenden Matrifularbeiträge, und 
demgemäß die letzteren ſelbſt im Gefammtbetrage von 1,700,727 Thir. (vorbehaltlich 
der event. Berichtigung nad den Beichlüflen des Reichstags über Die andermeiten 
Einnahmen refp. Ausgaben des Haushals-Etats) zu genehmigen; 2) Bei Gr: 
tbeilung diefer Genehmigung die Erwartung auszufpredhen, daß das Reichskanzler— 
Amt bedacht fein werde, bis zur Feſtſtellung des Reichshaushalts-Etats pro 18. 
bie Regulirung ded Bundes : Sejandtichaftäwejend an den ſüddeutſchen Höfen unter 
Abjeßung der bezügl. Ausgabepofitionen von dem Haushalts-Etat, fomie bald: 
möglichit die Bejeitigung der Nachläſſe an den Ausgaben für die Bundesgejandt: 
Ichaften, welche ben im Bundes-Auslande eigene Gejandtichaften baltenden Bundes: 
ſtaaten bisher gemährt worben find, jomweit lettere nicht in den beitehenden Verträgen. 
ausdrücklich ausbedungen worden find, herbeizuführen,‘ wird mit großer Majorttät 
angenommen. — Fortſetzung der Wahlprüfungen. Gegen die Wahl bes Abg. 
Gerlich im fünften Marienwerder Wahlfreis find zWweite Protefte eingelauien. 
von denen ber erjtere den zu frühen Schluß des Wahllofals und die Zurüd: 
weilung von ſechs Wählern in Leianef, fomwie eine mangelhafte Publi— 
fation der Wahl in Jikanno rügt. Die Abtbeilung erklärt diefen Proteſt für 
gleihgültig. Der andere hebt hervor, daß im Bezirk Brejin zu gemiffen Zeiten 
nur zwei Mitglieder des Wahlvoritandes im Wahllofal gemefen fein. In Folge 
deifen beantragt die Abtheilung: „die Wahl zu beanftanden und daB Reichs— 
fanzleramt zu erjuchen, eine Unterfuchung über bie in beiben Proteſten angeführten 
Unregelmäßigfeiten zu veranlaifen.‘ Dagegen: Antrag Dr. Reidenfperger 
(Erefeld): „die Wahl als eine gültig volzogene ſchon jetzt anzuerkennen;“ letzterer 
wird angenommen. — Gegen die Wahl des Erbgrafen zu Solms-Laubach iſt 
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ein Proteit eingegangen, welder namentlich die Wahlbeeinflufjjung des Kreisraths 
stöhli rügt, der eine Inſertion des Wahlcomites zu Alsfeld, betrefiend die Wahl 
des Gegenkandidaten, in dem dortigen Antelligenzblatte verboten haben jol. Die 
Abtheilung beantragt trotzdem, da nah Abzug aller angefochtenen Stimmen Die 
"ajorität dem Grbgrajen bleibt, Die Wahl für gültig zu erflärten, das 
Reihsfanzleramt aber aufzufordern, über die im Protejite gerügten 
Seritöße eine gerihtlide Unterfuchung zu veranlaljen. Antrag wird an: 
genommen. 

38. Iigung am 19. Mai. (St. Ber. ©. 787—812.) TDer Antrag der Kron⸗ 
Iberanwaltichaft zu Welle auf ftrafgerichtliche Berfolgung der Nr. 6 der hannover: 
iben Yandeszeitung wegen Beleidigung des Reichstages wird der Geichärts- 
erdnungs:Rommilfion übermiejen. — Berathung über den Bericht der dritten 
Abrjeilung betreitend die Wahl in dem jechsten Wahlfreije des Megierungsbezirfs 
Wiesbaden (Stadt Frankfurt a. M.) (D. S. u. Anl. Nr. 126). Kommijfion®: 
entrag: die Wahl für ungültig zu erklären, weil SW wahlfähige Baiern von den 
Wahlen ausgejchlojlen waren, wird abgelehnt und Antrag Freiherr v. Stauf: 
'ınberg angenommen, die Wahl für gültig zu erflären. — Erjte und zweite 
Serathung des Additionalartifels zu dem am 21. Dftober 1867 zwiichen der 
Tonvermaltung des Norbdeutichen Bundes und der Poſtverwaltung der Vereinigten 
Ztoaten von Amerifa abgejchlojienen Bertrage für die Verbejjerung des Poſt— 
dienſtes zmwijchen beiden Ländern, jomwie zu dem Abditionalvertrage vom 7. 23. 
Hr 1870 (D. S. u Anl. Nr. 132). Nah Schluß der eriten Berathung wird ſofort 
in die zweite eingetreten, und der Norlage‘ die Zuſtimmung ertheilt. — Zweite Bera⸗ 
thung des Nachtragsetats für das \ahr 1871, bezüglich des Nachtragd zum Poſtetat, 
auf (rund des zweiten Berichts der Audget:Kommilfion (Nr. 112 d. Druckſ.) An: 
träge der Kommiſſion: 1) die ſämmtlichen Poſitionen des Nachtrags zum (Stat der 
tortvermaltung zu genehmigen; 2) den Reichskanzler aufzufordern, die erforderlichen 
Shritte zu thun, um ohne erlegung bereits erworbener Rechte von dem (Fintritte 
Ns neuen Penſionsreglements an die Neduftion und endlich Aufhebung der Tifiziers- 
Loſtmeiſterſtellen eintreten zu lajlen; 3) den Reichskanzler aufzufordern, bei Auf: 
telung des Etats für 1872 in Erwägung zu nehmen, ob nicht die Gehälter ber 
Löttiefretäre in Städten von 30 — 40,000 KFinmohnern den Gehältern der Sefretäre 
in gröperen Städten gleichzujtellen find; 4) die Petitionen von Poſtbeamten aus 
*önigsberg und (Sojel (IL, 129 und 170) durch die gefahten Beſchlüſſe für erledigt 
:ı erflären. — Sämmtliche Kommijfionsanträge werden angenommen. — Tritte 
Scrathung bed Geſetzentwurfs, betrefiend die Inhaberpapiere mil Prämien, 
au’ (rund der Zujammenjtelung der Beſchlüſſe zweiter Berathung (D. ©. u. Anl. 
ir. 134). $ 1 wird ohne Tebatte nach den Bejchlüjjen zmweiter Berathung ange: 
nommen. 3u $ 2: 1) Autrag Richter und Bamberger (D. ©. u. Ant. Wr. 1:36. 
IL. u. III. 1); 2) Antrag Dr. Proſch (D. ©. u. Anl. Nr. 136, I): dem $ 2 jol: 
sende Faſſung zu geben: „Inhaberpapiere mit Prämien, welche nach Berfündigung 
des gegenwärtigen (Sejekes, der Beitimmung in $ 1 zumider, im Inlande auögegeben 
‘en möchten, ingleichen Anhaberpapiere mit Prämien, melde nad dem 30. April 
‚st im Auslande ausgegeben find, dürfen weder“ u. f. w. wie in der Zujammen: 
lung. Antrag ad I wird abgelehnt, Antrag ad 2 angenommen und mit diejem 
\. des Wejegentwuris. $ 3: Dazu Ab.-Anträge 1) Dr. Bamberger (D. S. u. Anl. 
»z. 156. UI. 2): den $ 2 zu jtreichen ; “2 v. Hennig (D. u. Anl. Nr. 137.1. 1): 
dem F 3 folgende Fafſſung zu geben: „S 3. Daſſelbe gilt vom 15. Xuli 1871 ab von 
uslandifchen Anhaberpapieren mit Pramien, deren Ausgabe vor dem 1. Mai 1871 
errolgt iſt, ſofern dieſelben nicht abgeitempelt find (FF 4. 5). Antrag ad 1 wird 
sgelehnt, Antrag ad 2 angenommen. Zu $ 4: 1) Antrag Dr. Bamberger: ben 
\4 zu ftreichen; 2) Antrag v. Hennig (T. ©. u. Anl. Rr. 137. I. 2 a. u. b.): 
es eriten Abjak des $ 4 anzunehmen: „Die Schuldverfchreibungen,, deren Abitem: 
*ung erfolgen ſoll, müſſen fpäteitens am 15. Juli 1871 zu diejem Zweck einge: 
cht werden, und als legten Abjat Hinzuzufügen:, ‚Der Ertrag dieſer Abjtempelungs- 
gebühr flieht zur Reichskaſſe.“ Die Anträge v. Hennig werden mit $ 4 ber 
Juiammenftellung angenommen und bamit Antrag Dr. Bamberger erledigt. 
3u % 5: 1) Antrag Dr. Bamberger (D. ©. u. Anl. Nr. 136. III): den Para: 
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grapben zu ftreihen; 2) Antrag v. Hennig (D. ©. u. Anl. Rr. 137. I. 3 a—e): 
an Stelle des Wortes ‚„„Anmeldefrijt‘ zu fegen „Cinreihungsjriit,‘ zwilden 
die Worte: „Die und „Abftempelung‘ zu jeken: "Ginreidung jur,“ und 
hinter das Wort: „Abftempelung‘ zu jeten: „(F 3)“. $ 5 wird in ber durch 
die Anträge v. Hennig mobifizirten Faſſung angenommen unb damit Antrag 
Dr. Bambergererledigt. Zu G 6: 1) Antrag Rihter (D. S. u. Anl. Nr. 136. IL), 
die Worte zu ftreiden: „ötfentlih anfündigt, außbietet oder empfiehlt, 
oder; 2) Antrag Dr. Bamberger (D. ©. u. Anl. Nr. 136. III. 3): ftatt der 
orte: „2 oder 3 zu feten: „oder 2; 3) Antrag v. Hennig (D. S. u. 
Anl. Nr. 1371. 4): an Stelle der Worte: „im $ 2 oder $ 3 bezeichnetes‘ bie 
Worte zu feßen: „den Nerbotsbeitimmungen bes G 2 oder des $ 3 unter: 
liegende3‘; 4) Antrag Kanngießer (D. ©. u. Anl. Nr. 137. II.) den zweiten, 
mit den Wprten: „die nicht beizutreibende Geldſtrafe“ beginnenden Sak zu 
ftreihen. Die Anträge ad 1. 2. 3. werben zurüdgezogen, Antrag ad 4 wird mit 
dem dadurch modificirten $ 6 angenommen. Antrag v. Hennig (DT. ©. u. Anl. 
Pr. 137.1. 5): hinter $ 6 folgenden Zuſatzparagraphen einzufchieben: „S 7. „Dieſes 
Geſetz tritt in Kraft mit dem Tage, an weldem ed durch Reichägeiek 
verfünbdet wird“ — wird abgelehnt. — Mittheilung des Reichskanzlers, betreiiend 
den mit Sranfreich geichlojjenen Frieden. 

39. Sikung am 20. Mai. (St. Ber. S. 813— 834.) Der Rräfident theilt 
mit, daß ein Schreiben de8 Dr. Daniel Stahl in Zuincy (Illinois) einge: 

angen jei, betrefiend bie dortige deutſche Friedensfeier, welches er durch den 

Drud zur Kenntniß des Hauſes bringen werde. — Zweite Berathung bes (We: 
ſetzentwurfs, betreffend die Nereinigung von Fljaß und Lothringen mit 
dem Deutfhen Reihe (D. ©. u. Anl. Nr. 61) auf Grund bes Berichtes der 
7. Rommiffion (D. ©. u. Anl. Nr. 133). Abg. Dr. Stephani madt im Namen 
der Betitions-Kommijfion Mittheilung von ben in einer Petition bes mittel: 
theinifchen Fabrikantenvereins niebergelegten Erklärungen der Verſammlung 
deutjcher ‚yabrifanten in Mannheim, momit die Kommilfion ihre Aufgabe eriüllt 
glaubt, da Seitens ber Retenten Anträge an bie Erklärungen nicht gefnüpft find. 
Zu $ 1 (Diskuffion 815— 834): Antrag Dr. Reyſcher (D. ©. u. Anl. Nr. 142. 1.); 
berjelbe wird zurüdgezogen und $ 1 im der von der Kommilfion vorgejchlagenen 
Faſſung wie folgt: „Die von Frankreich durch den Artikel 1 des Braliminarfriedens 
von 26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Eljak und Lothringen werden, unbe: 
ſchadet der in biefem Artifel vorbehaltenen endgültigen Beitimmung ihrer Grenze. 
mit dem Teutjchen Reiche für immer vereinigt.‘ —- angenommen gegen 2 Stimmen 
und die der Abjtimmung fich enthaltenden polniichen Abgeordneten. 

40. Sihnug am 22. Mai. (St. Ber. ©. 835— 859.) Der Antrag der 
föniglich jächfifchen Ober: Staatsanwaltihait auf jtrafgerihtlihe Verfolgung 
der Leipziger Zeitung wegen Beleidigung des Reichsſstages wird ber (We: 
ſchäftsordnungs-Kommiſſion überwiejen. — Der Gejetentwurf, betrefiend Die In— 
hbaberpapiere mit Prämien (D. ©. u. Anl. Nr. 140), nad den Beichlülien 
britter Berathung, wird in namentliher Abjtimmung mit 133 gegen 119 Stimmen 
angenommen. — Fortſetzung ber zweiten Berathung des Gejekentmuris, 
betreffend die Nereinigung von Elſaß und Fothringen mit dem Deutſchen 
Reihe (D. ©. u. Anl. Nr. 61) auf Grund des Berichts der 7. Kommiſſion (D. 
S. u. Anl. Nr. 133). Zu $ 2 des Kommiſſions-Vorſchlages: „Die Verfaſſung 
bes Deutſchen Reichs tritt in Elſaß und Lothringen am 1. Januar 1873 in Wirt: 
ſamkeit; Artifel 3 derjelben findet jedoch fotort Anwendung. |, Durd) Verordnung des 
Kaiferd mit Zuſtimmung bes Bundesraths Fönnen einzelne Theile der Berfallung 
ihon früher eingeführt werben. | Tie erforderlichen Aenderungen ’unb Ergänzungen 
der Nerfaflung bedürfen ber Zujtimmung des Reichötages. 1) Antrag Tunder 
(T. S. u. Anl. Nr. 141. I. 1): im eriten Abſatz jtatt der Jahreszahl „1873 zu 
jegen „1872, — 2) Antrag Tunder (D. S. u. Anl. Nr. 141. I. 2): im zweiten 
Abjag itatt der Worte: „Dur Nerordnung des Kaijers mit Zuſtimmung 
des Bundesraths“ zu feken „Durch Reichsgeſetz““ — 3) Antrag Graf vo. 
Kleift: dem Abjak 2 folgende Faſſung zu geben: „durch Verordnung ben Kaijers 
mit Zujtimmung des Bundesrathes können auch andere Theile der Verfaſſung ſchon 
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jrüber ald am 1. Januar 1873 eingeführt werden.’ Letzterer Antrag wird zurüd: 
geogen, bie beiden andern werben abgelehnt, der Kommiſſions-Vorſchlag gelangt zu 
unveränderter Annahme (Diskuſſion S. 836—846). Zu $ 3: 1) Antrag Tunder 
D. S. u. Anl. Wr. 141. J. 3): im Abſatz 2 Hinter „Bundestath‘ hinzuzufügen: 
„und bes Reichsſstages“ und zugleich den vorgejchlagenen neuen Abjak einzu: 
ſchalten; — 2) Antrag v. Stauffenberg und Lasker (D. ©. u. Anl. Nr. 144. IL.): 
$3 Abjap 2 zu faffen: „„Bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichs-Verfaſſung 
it der Kaifer bei Ausübung der Geſetzgebung an die Zujtimmung des Bundesraths 
und bei Gejegen, welche Elſaß und Lothringen mit Anleihen oder Uebernahme von 
“arantieen belajten, aud an bie Zujtimmung des Reichdtages gebunden;‘‘ — 9) 
Antrag Dr. Bigard (D. S. u. Anl. Nr. 142. II): nah % 3 den vorgeicdhlagenen 
Faragrapden einzujchalten und dazu Ab.-Antr. Dr. Hänel (D. ©. u. Anl. Rr. 147); 
— 4) Antrag Tunder (T. ©. u. Anl. Rr. 141. I. 4): in Abjap 4: a. ſtatt 
„Verfaſſung“ „Reichsverfaſſung“ zu jeken; b. ftatt „bis zu andermeiter 
Regelung Durch Reichsgeſetz“ zu jeken: „bis zur Keftitellung einer Lan: 
desverjajjung für Elſaß und Lothringen durch ein Reichsgeſetz; —5) 
Antrag Reiheniperger (Olpe) (D. S. u. Anl. Nr. 141. DIL.) Abſatz 4 des 
Kommiltons-Antrages zu ftreihen und dafür ben vorgejchlagenen Zujaßparagraphen 
iomie eventuell im Falle der Verwerfung diefes Antrages den vorgejchlagenen ander: 
weiten Zufag anzunehmen. Sämmitliche vorjtehend angeführte Anträge werden 
bis auf den ad 2 und ad 4a. abgelehnt und $ 3 darnach in folgender Faſſung 
angenommen: „Die Staatögemwalt ın Elſaß und Lothringen übt ber Kaijer aus. | 
Bıs zum Eintritt der Wirfjamfeit der Reichsverfaſſung iſt der Kaifer bei Aus: 
ubung der Geſetzgebung an die Zujtimmung des Bundesraths, und bei Gejegen, 
welche Elſaß und Lothringen mit Anleihen oder Uebernahme von Garantieen belaiten, 
auch an die Zujtimmung des Reichätages gebunden. || Dem Reichötage wird für Dieje 
Zeit über die erlajjenen Gefeke und allgemeinen Anordnungen und über den ort: 
gang der Verwaltung jährlih Mittheilung gemadt. | Nah Einführung der Reichs: 
veriaffung ſteht bis zu amdermeitiger Regelung durch Reichsgeſetz das Recht der 
eieggebung auch in den der Reichsgeſetzgebung in ben Bunbesttaaten nicht unter: 
genden Angelegenheiten dem Reiche zu.’ — $ 4 wird ohne Tisfujjion unverändert 
angenommen. 

41. 3igung am 23. Mai. (St. Ber. S. 861— 339.) Tringlider An: 
tag v. Bunjen (D. ©. u. Anl. Nr. 139): „an ben Reichskanzler dad Wr: 
ſuchen zu ftellen, daß bei Ausarbeitung der Vorlage eines Geſetzes, die Verwendung 
Kr ftanzöfiihen Kriegs: Entichädigung betreffend, auf Bildung eines Fonds Bedacht 
genommen werde, um daraus denjenigen Rejewijten und Yandmwehrmännern, meldye 
ber ihrer Heimfehr aus dem Kriege gegen Frankreich einer Aufhülje zum Wieder: 
Antritt ihres bürgerlichen Berufs dringend bedürfen, dieſe Aufhülfe durch Darlehn 
oder, wo es nöthig ift, durch einmalige Gaben zu gewähren. Tazu: 1) Antrag 
Ir. Windthorſt (Meppen): die Vorlage einer Kommiſſion zu überweilen; — 2) 
Antrag Greil (D. ©. u. Anl. Nr. 153. I.) mit dem Unter:Antrage Jenjen und 
Dr. Windthorſt (Meppen), (D. S. an. Anl. Nr. 153 II); — 3) Antrag v. 
Dennig: die Worte im Antrage von Bunjen: „oder, wo ed nöthig iſt, durch ein: 
malige Gaben“ zu jtreihen; — 4) Antrag v. Blandenburg: über den Antrag 
> Sunfen zur Tagesordnung überzugehen; — 5) Antrag v. Diejt (St. Ber. ©. Sul). 
ntrag Greil wird zurüdgezogen, die übrigen Anträge werden abgelehnt; Antrag 
d. Aunjen wird unverändert angenommen (cf. St. Ber. S. 561 -æ 877). — 
Tritte Berathung des Gejebentwurfs über das Poſttaxweſen im Gebiete 
des Deutſchen Reiches, auf Grund der Zujammenjtellung der Beſchlüſſe zmeiter 
Serathung (D. ©. u. Anl. Nr. 120) und des F 50 des Geſetzentwurfs über das 
sonmeien des Teutfhen Reiches, auf Grund ber Zufammenjtellung (D. S. 
.. Anl. Rt. 119). Das Gejek über das Poittarmwejen wird unverändert ai: 
mommen; ebenjo erlangt F 50 bes (Hejekes über das Poſtweſen nad Streichung 
*: Worte in Bofition 7 „ver Landbriefe” nach dem Antrage Schend (D. ©. 
“ Anl. Nr. 130. IV.), ſowie dad ganze Geſetz gleichfalls die Genehmigung des 
"auies. — Tritte Berathung zum Nachtrage des Bundeshaushalts- 
"tats für das Jahr 1871 auf Grund der ufommenjtelung der Beſchlüſſe 
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zweiter Berathung (D. ©. u. Anl. Nr. 148) und des Antrags v. Benda und 
Richter (D. ©. u. Anl. Nr. 149). Die Xorlage wird mit dem Antrage p. 
Benda mit großer Majorität angenommen. — Dritter Bericht der Petitions-Kom— 
miifion Lit. A., Petition mehrerer Weingroßhänbler betreffend die vom Bundesrathe 
gefaßten, die eventuelle Aufhebung des Weinzol- Rabatte betrefienden Bejchlüfie. 
(D. ©. u. Anl. Ar. 90 A.) Antrag der Kommijlion: die Petitionen dem 
Reihafanzler zur Berüdjihtigung zu überweijen. Dazu I} Antrag Dr. 
Seelig, den derjelbe aber vor der Abſtimmung zurüdzieht; — 2) Antrag Pfanne: 
beder (D. ©. u. Anl. Wr. 92) über Die Betitionen zur Tagesordnung über: 
zugehen. Letzterer wird angenommen. 

42. Sigung am 24. Maı. (St. Ber. ©. 891—915.) Tritte Berathung bed 
Additionalartifel® zu dem am 21. Oftober 1867 zwifchen der Rojtverwaltung bes 
Norddeutfchen Bundes und der Bojtverwaltung der Vereinigten Staaten von Amerifa 
abgefchlojjenen Vertrage für die Verbefferung des Poſtdienſtes zwiſchen beiden Yän: 
dern, ſowie zu dem Abditionalvertrage vom 7./23. April 1870 (D. ©. u. Anl. Nr. 132). 
Der Artikel wird ohne Veränderung angenommen, fowie die Rejolution Moslie 
(D. ©. u. Anl. Nr. 155 L.): „den Reichskanzler zu ermächtigen, das Briefporto 
für den einfachen franfirten Brief, von Deutſchlaud nach ben Vereinigten Staaten 
von Nord:Amerifa und in entgegengejeßter Richtung, überall da auf 24, Sar. 
(tefp. 6 Gents) zu normiren, wo die Abmadungen zmijchen den Poit-Anftalten und 
den Dampferlinien bies ermöglichen.‘ — Antrag Harfort, die Revifion bes mit 
dem Königreih Portugal am 6. Juni 1844 abgefdhlofjenen Handels: 
und Schifffahrtsvertrages betreffend (D. ©. u. Anl. Nr. 116). Dazu Antrag 
Dr. Schleiden: Ueber ben Antrag Harfort auf Grund der von dem Bundes- 
fommifjar abgegebenen Erklärung zur Tagesordnung überzugeben. Letzterer 
wird angenommen und damit Antrag Harkort erledigt. — Antrag Dr. Thomas 
und Dr. Köhly (D. ©. u. Anl. Wr. 144): ‚Ten Reichskanzler zu erjuchen, dafür 
Sorge tragen zu wollen, daß bei der im Anſchluß an das Geſetz betreffend die 
Vereinigung von Elſaß und Lothringen mit dem Teutichen Reiche vorzunehmenden 
Regelung der Verhältniſſe diefer neuen Reichögebiete fofort auch die Neugejtaltung 
bed gejammten Unterrichtsweſens — von der jogenannten Primärſchule bis zu den 
böchiten wiljenjchaftlichen Anjtalten — unter möglichſter Schonung beitehenber Verhält⸗ 
nie, in bie Hand genommen, daß zu biefem Zmede ein Landes-Schuffollegium für 
Elſaß und Lothringen gebildet, daß ferner namentlid) die Aufrichtung einer deutichen 
Univerjität in Straßburg ins Werk gefeßt, daß endlich zugleich die Wiederherjtellung 
der Straßburger Bibliothef ausgeführt werde. Dazu: Antrag Dr. Webren: 
pfennig (D. ©. u. Anl. Nr. 155. IL): den Reihsfanzler aufzufordern, die 
Aufridtung einer deutſchen Univerfität in Straßburg baldmöglidit 
ind Werf zu fegen. Antrag Dr. Thomas und Dr. Köchly mwirb abgelehnt, An: 
trag Dr. Wehrenpfennig angenonmen. — YFortjekung der Rahlprüfungen. 
Ter Referent der 1. Abtheilung theilt mit, daß dem Wunfche des NReihätags, es 
möchten Formulare für Gegenliiten angefertigt werden, Seitens bed Reichskanzler- 
amts genügt worden. — In Betreff der Rüge, daß aus dem 49. Wahlbezirt 
bes 1. Oldenburger Wahlfreijes feine Nachrichten eingetroffen feien, liege jegt ein 
Entſchuldigungs-Schreiben des Wahlvoritandes megen unterlaffener Anzeige vor, daß 
dort überhaupt feine Wahl jtattgefunden babe, meil Fein Wähler erjhienen jei. — . 
(segen bie ſchon beanjtandete Wahl des Abg. Fiſcher (Göttingen) ijt noch eine 
Einſprache aus Bieldhaujen eingegangen, weil ber Gemeinbevorjteher die Vornahme 
der Wahl unter der Androhung einer Strafe von 15. Sgr. für diejenigen anbe: 
fohlen habe, welche jich der Wahl enthielten. Es mird beantragt und beichlojien. 
bieje Eingabe unter Bezugnahme auf den Reichstags: Beihlug vom 29. März zur 
Kenntniß des Reichskanzlers zu bringen. — Ber einer jonjt regelrecht geführten 
Wahlhandlung it die Unregelmäßigfeit vorgefommen, daß die zur Grmittelung Des 
Wahlergebniffes berufene Verfammlung ben Wahlkommiſſarius ermädtigte, das (Fr: 
gebniß der nadträglich noch zu erwartenden Wahlliſten allein feitzuitellen.. Es wird 
beantragt und beſchloſſen: den Reichskanzler auf dieje Unregelmäßigfeit aufmerfiam 
zu machen. — Wegen die vorläufig für gültig erklärte Wahl des Abe. 
v. Tresfom ift nod ein Proteſt eingegangen, welcher rügt, daß im Orte Pankow 
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ein erſt I9jähriger, mithin nicht mahljähiger, Schreiber ald Schriftführer fungirt, 
und daB der Wahlvorſteher jelbit die Zettel auß ber Urne genommen, geöffnet und 
verlejen Habe. Ta indeflen bie Anzahl der Wähler Pankows das Refultat der Wahl 
nicht ändert, wird beantragt und beichloffen: über den Proteſt einfach binmweg- 
geben. — In Bezug auf die beanjtandete Wahl bes Grafen von ber 
Shulendburg-Beegendorf im 1. Magdeburger Wahlfreife ift ein Schreiben bes 
Tber-StaatSanmwaltö eingegangen, welches mittheilt, daß Anzeigen wegen Ungehörig: 
feiten bei der Wahlverhandlung in Drebenftadt an die Staatsanwaltichaft gerichtet 
ietien, über deren (Srgebniß er ſpäter referiren werde. Ferner wird in einem Proteſte 
behauptet, daß zu Bibbenftadt eine Frau für ihren Mann ben Wahlzettel abgegeben 
und in Abbendorf ein no nicht Wahlfähiger geftiimmt habe. Es wird beantragt 
und beſchloſſen: die vorliegenden Schriftitüde dem Reichskanzler mit dem Erſuchen 
‚u überweifen, über die Vorgänge in Abbendorf und Biddenſtadt Erhebungen ein- 
treten und die auf die Wahl in Drebenjtadt bezüglihen Schriftftüde an den Unter: 
Iuhungsrichter gelangen zu laſſen. — Auf Antrag bes Referenten der 3. Abtheilung 
wird ein (Begenproteit, bie Wahl im Kreife Rybnick-Pleß betreffend, dem Reiche: 
tanzler zur Berüdfichtigung bei der Unterfuchung übermwiejen. — Die am 27. März 
beanſtan dete Wahl des Aſſeſſors Eugen Richter wird für gültig erklärt, 
da es ſich berausgeitellt hat, daß in dem Gutsbezirk Dörnfeld, über welchen feine 
NRachricht eingegangen war, für die vier dortigen Wähler überhaupt feine Wähler: 
line aufgetelt war. — Gegen die am 1’. April beanitandete Wahl im 
In, Düſſeldorfer Wahlbezirk ift noch eine Einjprache des Arbeiterfomite’s zu 
ladbach eingegangen, in welder bemängelt wird, daß ber Oberpfarrer Lelotte 
nah jeinem eigenen Geſtändniß gegen ben Gegenkandidaten geprebigt habe. Es 
wird beantragt und beichlofjen: die Eingabe des Arbeiterwahlkomité's zu Gladbach 
und bie beigefügte Schrift des Oberpfarrers Lelotte dem Reichskanzler-Amte zur 
eventuellen Benugung bei den zu veranlafjenden gerichtlien Erhebungen zu über: 
taden. — Ein gegen die Wahl ded Abg. Schmidt (4. Stettiner Wahlfreiß) ein- 
gegangener Proteſt rügt: 1) die Unvollitändigfeit der Wahlliften, 2) den Ausjchluß 
der Teffentlichfeit bei Ermittelung des Wahlrefultats, 3) Wahlfälſchungen, indem 
Jemand behauptet, für den dritten Kanbibaten feine Stimme abgegeben zu haben, 
während fich bei Ermittlung des Wahlrefultats feine Stimme für denjelben gefunden 
babe. Es wird beantragt und beichloffen: die Wahl des Abg. Schmidt für gültig 
zu erflären, dad Reichskanzleramt aber zu erjuchen, die Einleitung der Unterfuchung 
uber den in Nr. 2) des Proteſtes erwähnten Ausſchluß der Vefjenffichkeit zu veran: 
tatien. — Gegen Die Wahl des Abg. Jrande im 2. Wahlfreife Sum: 
binnen find Proteite eingegangen, melde fih über Wahlunordnungen, Unruhen 
und Beeinflufjungen bejchweren. Es mirb beantragt und befchlofjen: die Wahl bes 
Abg. Francke für gültig zu erflären, das Reichöfanzleramt aber zu erfuchen, eine 
gerichtliche Unterſuchung über die in den Wahlproteiten behaupteten Unregelmäßig- 
!nien zu veranlaflen. — Ein Proteft, ber gegen die Wahl des Landraths 
von Hüllejjem im 4. Königsberger Wahlfreife eingegangen ijt, behauptet, 
dar auf Anordnung bed Wahlvorjteher in Lawsken den Wahlern die Zettel vor 
tem Wahllokale abgenommen und andere aufgebrungen feien. Bei der unbebeu: 
ienden Zahl ber Wahlberedtigten in Lawsken wird beantragt und bejchloffen: bie 
Sahl für gültig zu erflären, das Reichskanzleramt aber zu erjuchen, eine gericht: 
Ihe Unterjuchung über bie in der eingegangenen Beſchwerde behauptete unzuläflige 
Zichlheeinfluifung in der Gemeinde Lawsken zu veranlafien. 

43. 3igung am 25. Mai. (St. Ber. ©. 917— 942.) Mündlicher Bericht 
der Geſchäftsordnungs-Kommiſſion, betreffend bie ftrafrehtlide Ver: 
'olgung der „Hannoverfhen Landeszeitung‘ und ber in Leipzig erjchei: 
enden Zeitfchrift „der Volksſtaat“ wegen Beleidigung des Reichstages. 
*s wird beantragt und beſchloſſen: in beiden Fällen bie Ermächtigung zur ge: 
ahtliden Verfolgung zu verjagen. — Dritte Berathung bed Geſetzentwurfs, 
terrefienb bie Bereinigung von Elſaß und Lothringen mit dem Deut: 
hen Reid (D. ©. u. Anl. Nr. 61) auf Grund ber Zufammenftellung der Be: 
dlüfſe zweiter Beratung (D. ©. u. Anl. Nr. 152). Auf die von dem Reichs: 
fanzler gegen dieſe Beichlüffe erhobene Einfprade wird auf ben Antrag ber 





144 V. NRegeiten des Deutſchen Reichſtags. I. Legislaturperiode. 


Ybg. v. Hennig und Fürft v. Hohenlohe-Schillingsfürſt befchloffen: die 
Vorlage nebit allen dazu geitellten Werbeflerungsanträgen zu abermaliger ſchleu— 
niger Berichterjtattung an die für diefe Vorlage beitellte Kommiffion zurüd;u- 
vermweifen. — Bericht der VII. Abtheilung über bie Wahl im 6. Königs: 
berger Wahlfreije (D. ©. u. Anl. Wr. 146). Bei diefer Wahl find 7 Wahl: 
bezirfe bei der Zujammenzählung vergeljen worden, in 14 Wablbezirfen nur zwei 
Beifiger gewählt, überhaupt jehr viele rregularitäten vorgefommen. Da trokdem 
das Stimmenverhältnig fich nicht weientlich ändert, jo wird beantragt und beſchloſſen: 
die Wahl für gültig zu erflären. — Bericht der VI. Abtheilung, betreffend die 
bei der Borprüfung der Wahlen wahrgenommenen Mängel (D. ©. u. 
Ant. Nr. 135). Es wird beantragt und beſchloſſen: dieſen Bericht dem Reichs: 
fanzler zur Kenntnißnahme mitzutheilen. — Fortſetzung der Berathung des dritten 
Berihts der PBetitionsfommijjion (D. &. u. Anl. Nr. 90), Litt. B., Be: 
ihmwerde der Kramerinnung zu Leipzig über Die königlich ſähſiſche 
Regierung wegen Verlegung eines Baragraphen der Gewerbeordnung. 
Nah dem Antrage der Kommilfion wird über die Petition zur Tagesordnung über: 
gegangen. Ebenſo werden die Anträge der Kommiſſion unter Litt. C. angenommen, be- 
treffend diejenigen Petitionen, welche als zur Erörterung im Plenum nicht für 
geeignet erachtet find. — Vierter Bericht der Petitionskommiſſion (DT. 2. 
u. Anl. Nr. 98) Litt. A., Petition bes Rentierd Schneider, betreffend eine 
Beſchwerde über die Nachteile, welche den Hausbeſitzern in den Feſtungen durch 
die Rayonvorſchriften erwachſen. Kommiifionsantrag: „Die Petition bes 
zc. Schneider, in fo weit in berjelben bie Beichleunigung einer Geſetzesvorlage, be: 
treffend die Feſtungs-Rayonvorſchriften, beziehungsmweije die Entſchädigung für die 
durch Dieje eintretenden Beſchränkungen des Privateigentbums beantragt wird, dem 
Reichäfanzler unter Bezugnahme auf den Beſchluß des Reichstages des Norddeutſchen 
Bundes vom 2. Juni 1869 zur Berüdfichtigung zu übermeijen;’‘ berfelbe wird an: 
genommen. — Litt.B. Betition baugewerbliherereine Deutſchlands, vertreten 
durch den Brandenburger Baugewerbe:Berein, wegen Erlaß eines Reichsgeſetzes, be: 
treffend die Einführung bautechniicher Schiedögerihte. Kommiffionsantrag: die 
Petition dem NReichsfanzler als Material zur Berathung bei der Civil-Prozeßordnung 
zu übermeijen; derjelbe wird angenonmen. — Litt. C. Petition des Magiſtrats 
zu Minden und zu Küjtrin, betreffend die Aufhebung ber Beieitigung von 
Minden und die Erweiterung der Feſtungswerke Küftrins. Kommijjionsantrag: 
mit Rüdficht aMf die von der Bundesregierung abgegebene Erklärung über die Pe— 
titioen des Magijtratd zu Minden und des Magiltrats und ber Stabtverordneten 
zu Küſtrin zur Lagesorbnung überzugehen. Terjelbe wird angenommen. — Litt. D. 
Verzeichniß der Petitionen, welche fich nicht zur Erörterung im Plenum eignen. 
Auch hier wird dem Antrage der Kommiffion beigetreten. 

44. Sigung am 26. Mai. (St. Ber. S. 943 und 944.) 3weite Bera— 

tdung des Antrages Schulze (D. ©. u. Anl. Nr. 45) auf Annahme des vor: 

eihlagenen Geſetzentwurfs, betreffend die privatrehtlide Stellung von 
tereinen, auf Grund des Berichtes der V. Kommiffion (D. S. u. Anl. Nr. 15. 
Abg. Bernard3 beantragt die Auszahlung des Hauied, um die Beſchlußfähigkeit 
zu fonitatiren. Es find nur 167 Mitglieder anmefend, mithin das Haus nicht 
beſchlußfähig. 

45. Sihnng am 31. Mai. (St. Ber. S. 945—959.) Präſident theilt den (Fin: 
gang eined Schreibens bes Meichäfanzlerd mit in Betreff des Baues eined Gebäudes 
für das Reichskanzleramt. — Fünfter Bericht der Betitionsfommijfion ı TS. 
©. u. Anl. Wr. 117. Litt. A. B. C. D.). Litt. A. VBefchwerbe der Gemeinden 
der Bürgermeiftereien Meijenheim und Burgbröhl, betrefiend die Vergütungen für 
die während des Krieges gegen Frankreich geſtellten Fuhrwerke. Kommijjions- 
antrag: die Petitionen aus den Bürgermeiftereien Meijenheim unb Burgbröhl 
fowie die nachträglich eingegangenen Petitionen gleihen Inhalts dem Reichskanzler 
mit dem Antrage zu übermeijen: 1) den Vetenten für bie Fuhrwerke eine Vergütung 
aus der Bundeskaſſe zu gewähren, welde den für gewöhnliche Zeiten ortsicblichen 
Preiſen entipridt; 2) die Yüde, melde das Geſetz vom 11. Mai 1851 binfichtlich 
bes Maßſtabes ber Vergütung für die auf unbejtinimte ober auf längere Zeitdauer 
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zequirirten Fuhrwerke enthält, im Wege ber Grefesgebung zu befeitigen. Dazu: 
1) Antrag v. Mallindrodt: in Nr. 1) für die Worte: „welche den u. f. mw.‘ 
zu jenen: „welche denjenigen Preiſen entipricht, welche in den betreffenden Lanbes- 
theilen jeitend der Militärbehörden für die während des Krieges im Wege des Ver: 
dings beſchafften Fuhrwerke gezahlt worden find.‘ — 2) Antrag v. Gerlad: 
a. hinter Ar. 1) einzufchalten: „eine gleihe Vergütung aus der Bundestafle auch 
denjenigen Kommunen zu gewähren, welche auf Srund der Beitimmungen in $ 3 des 
(wejeges vom 11. Mai 1851 unentgeltlich Sandarbeiter und Geipanne geitellt haben ; 
b. Kr. 2) zu faſſen: „dem Reichötage eine Gejetvorlage zu machen, durch meldhe 
die Härten des Geſetzes vom 11. Mai 1851, betreffend die Kriegdleiitungen und 
deren Vergütung bejeitigt werden.‘ Sämmtliche Ab.-Anträge werden abgelehnt, und 
eriolgt unveränderte Annahme des Kommilfionsantrages. — Da ber Berichterftatter 
rur Litt. B. beurlaubt ijt, wird die betreffende Petition von ber Tagesordnung ab- 
geießt. — Litt. C. Petition bed Herrn v. Zeuner aus Danzig, betreffend bie 
Auftellung eined neuen internationalen Münzſyſtems. Kommiſſions— 
antrag: „Den Vorſchlag ald Material für die benoritehende Münzgeſetzgebung dem 
Reicdhsfanzler zu übergeben‘; derielbe wird abgelehnt. — Litt. D. Verzeichniß 
derjenigen Petitionen, welche jich nicht zur Beratdung im Plenum eignen. Dem 
Antrage der Kommijjion wird zugeitimmt. — Sechster Bericht der Betitiond- 
tommifjion. (2. ©. u. Anl. Nr. 128. Litt. A und B). Litt. A. Bejchwerbe 
des Audbinders Buddi rm (Sroßherzogtfum Schwerin wegen Beſchränkung 
der greizügigfeit. Kommifjionsantrag: Ueber die Petition des Buchbinders 
v®. Buddi zu Blau — II. 127. — in Erwägung, daß ber $ 1 der Medlen: 
burg-Schwerinfchen Ausführungs-Verordnung zum Freizügigkeitsgeſetz mit dem 6 2 
des legteren nicht in Widerſpruch jteht, fowie in Erwägung, daß durch den vom 
retenten produzirten Bürgerbrief in Beihalt des $ 5 Alinea 1 und $ 9 sub 1 der 
Medlenburg⸗Schwerinſchen Verordnung vom 1. Juni 1853, betreffend ben Erwerb 
und Zerluft der Kigenichaft eines Medienburgiichen Unterthanen, der Nachweis der 
Augehörigkeit deijelben an Medienburg nicht erbracht werben fonnte — zur Tages: 
ordnung überzugehen. Kommijlionsantrag wird gegen den Antrag Wiggers (St. 
Ser. Z. 953. 954) angenommen. — Litt. B. Vorjtellung bes Schiifsfapitän 
Hoot zu Karolinenfiel: dahin zu wirfen, daß balbmöglichit ein Verzeichniß der ge: 
taperten und fondemnirten Schiffe aufgeftellt und Nachricht ertheilt werde, ob und 
Zaun Erſatz fün den Verluſt geleiftet wurde. Kommiſſionsantrag: Ueber bie 
vetition mit Bezug auf die von ber Bundeskommiſſion abgegebene Erklärung zur 
tagesorbnung überzugehen. Dagegen Antrag van Freeden: die Petition dem 
keichskanzler zur Kenntnißnahme und Erwägung zu übermeijen, und zwar in dem 
on dem Petenten ausdrüdlich angezeigten Sinne. Lehterer Antrag mwirdangenommen. — 
"undlider Bericht der Betitionsfommifjion über die Petition bed Ritter: 
autsbeiigerd Müller zu Jusfeln bei Aulomoenen (II. 234), betrefiend Die Aus- 
nehielung der no in Frankreich internirten Deutihen Gefangenen 
7.2. u. Anl. Nr. 113. I). Kommijlionsantrag: die Petition dem Reichsfanzler 
ur Berüdfihtigung zu überweiſen — wird angenommen. — Die mündliden Be: 
tihte der Betitionsfommiffion (D. ©. u. Anl. Rr. 113. I. IV. und V) 
werden wegen Abmejenheit der Referenten von der Tagesordnung abgejekt. — 
"unbliher Bericht der Petitionsfommijfion über die Petitionen: 1) des Pre: 
sts A. Baumgärtner, Namens ber Vaptijtengemeinde zu Rejliten, Kreis ‘Pr. 
"atau (IT. 250) und 2) bed Predigers Niemeb und Genoſſen, Mitglieder ber 
“ptitengemeinde zu Memel (II. 252) um Grlaß eines Geſetzes, wonach religiöie 
"sellihaften, namentlich auth die Baptijtengemeinden, Korporationsrechte erlangen 
mn id. S. u. Anl. Nr. 113. IH.) 68 wird beantragt und bejchloffen: Die 
setition (IT. 250 und 252) unter Bezugnahme anf den, in ber Plenarjigung am 
"Mai d. 3. über Petitionen bejjelben Inhalts gefaßten Beichluß, dem Reichs- 
anzler zur Berückſichtigung zu übermeifen. j 

36. Sihung am 1. Juni. (St. Ber. S. 961-977.) Erſte Berathung des 
":iegentmwuris, betreffend den Frmeiterungsbau für das Dienjtgebaube 
:: Reihsfanzleramts (D. ©. u. Anl. Nr. 157). Es wird beſchloſſen, aud 
t ;meite Berathung im Plenum vorzunehmen. — Zweite Berathung des Antrags 
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Lasker (D. ©. u. Anl. Nr. 80), betreffend bie Annahme des vorgeichlagenen (He: 
fegentwurf3, über bie gefhäftlihe Behandlung eines ungemöhnlid um: 
fangreiden Geſetzentwurfs, auf Grund bes Kommiſſionsberichts (D. S. u. 
Anl. Nr. 150). $ 1. der Kommiſſſonsvorſchläge: „Der Reihätag fann nad dem 
Abſchluſſe der eriten Berathung über einen Geſetzentwurf unter Zuitimmung 
des Bundesrathes bejchließen, daß der Entwurf einer Kommilfion zur Vorberathung 
überwiefen, bie Verhandlung bes Reichstages in ber nächſten Seſſion derjelben Legis⸗ 
laturperiode fortgeſetzt und in der Zwiſchenzeit die Vorberathung der Kommiſſion 
begonnen oder fortgeſetzt werde.“ Dazu 1) Antrag Dr. Reyſcher: ben iol— 
gendermaßen zu faſſen: „Der Reichstag kann nach dem Abſchluſſe der erſten Bera— 
thung über einen Geſetzentwurf von größerem Umfange unter Zuſtimmung des Bun: 
desraths beichließen, daß der Entwurf einer Kommiſſion zur Worberathung in der 
Zwiſchenzeit bis zur nächſten Seffion in derſelben Legislaturperiode überwieſen und 
fodann von der Kommiſſion bei bem Beginn der neuen Sejfion darüber eingehender 
Bericht erſtattet werde; — 2) Antrag Lasker (D.S. u. Anl. Nr. &0). S 1. zu 
fallen: Ueber einen Geſetzentwurf von ungewöhnlich großem Umfang fann ber Reichstag 
nad) dem Abſchluß der erſten Berathung unter Zujtimmung des Bundesraths be: 
ihhließen, daß der (ntwurf einer Kommilfion zur Worberatbung übermiejen, die 
Verhandlung des Reichstags in der nächiten Seſſion berjelben Legislaturperiobe jort: 
geſetzt und im der Zwiſchenzeit die Vorberathung der Kommiſſion begonnen oder 
fortgeſetzt werde. Sämmtliche Vorſchläge werden abgelehnt; in Folge deſſen findet 
eine weitere Berathung des vorgeſchlagenen Geſ.-Etw. nicht ſtatt. — Siebenter 
Bericht der Petitionskommiſſion (D. S. u. Anl. Wr. 164. Litt. A. und 
B.). Lätt. A. Bittjhrift des landwirthſchaftlichen Klubs zu Frankiurt 
a. M., betreifend die Ergänzung des Artifel3 3 der Reichsverjaſſung zu Fräjtigerer 
Wahrung der Agrikulturintereſſen. Kommiſſionsantrag: die Petition dem 
Reichsfanzler zur Berüdjihtigung zu überweilen. Dazu Antrag Dr. meist: über 
die Bittichrift zur Tagesordnung überzugehen. Yetterer Antrag wird abgelehnt, der 
Antrag ber Kommilfion angenommen. — In Betreff der sub Litt. B. aufgeführten 
Petitionen, welche zur Berathung im Plenum nicht für genügend erachtet find, wird 
ben Anträgen der Kommijlion ebenfalls beigetreten. 

47. Sizung am 2. Juni. (St. Ber. S. 979--994.) Erſte Beratbung 
bes Geſetzentwurfs, betreffend die Entfhädigung der deutſchen Rhederei 
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jtattfinden zu laffen. — Erite Berathung des Geſetzentwurfs, betrefiend bie (Ne: 
währung von Beihüljen an bie aus Frankreich audgewiejenen Teut 
[hen (D. ©. u. Anl. Wr. 167). Abg. v. Cranach ftattet im Namen ber Lett 
tionsfommijfion über drei Petitionen Bericht ab (IL. 412. 370. 427), betreitend 
die Bitte aus Frankreich ausgemiejener Deutſcher um Wiedererſtattung des materiellen 
zurückgelaſſenen Eigenthums und um Entſchädigung für Zerſtörung des Erwerds 
zweiges. Auch über dieſe Vorlage wird zweite Berathung im Plenum beſchloſſen. — 
Erſte Berathung des Geſetzentwurfs, den Erſatz von Kriegsſchäden und 
Kriegsleiſtungen betreffend (D. S. u. Anl. Nr. 168). Die zweite Verathung 
ſoll ebenfalls im Plenum ſtattfinden. 

48. Sisnng am 3. Juni. (St. Ber. S. 9995 —1015.) Dritte Berathung 
bes Geſetzentwurfs, betreffend die Bereinigung von Eljaß und Lothringen 
mit bem Deutſchen Reihe (D. ©. u. Anl. Wr, Hl) auf Grund des zweiten 
Berichts der VII. Kommiſſion (D. S. u. Anl. Nr. 169). % 1 (nah dem Tor: 
jchlage der Kommiifion): „Die von Frankreich durch den Artifel I. des Präliminar- 
friedend vom 26. Februar 1871 abgetretenen Gebiete Elſaß und Lothringen werden 
in der burch den Artikel 1 des ‚Kriedensvertrages vom 10. Mai 1871 und den 
dritten Zujaßartifel zu diefem Vertrage feitgejtellten Begrenzung mit dem Deuticen 
Reiche für immer vereinigt,‘ wird unverändert angenommen. Zu % 2 (nad dem 
Norichlage der Kommiflion): „Die Perfafiung des Deutjchen Reichs tritt in Elſaß 
und Yothringen am 1. Januar 1873 in Wirkjamfeit. | Tuch Verordnung d 
Kaijerd mit Zuſtimmung des Bundesraths können einzelne Theile ber Verfaſſung 
ihon früher eingeführt werben. || Die erforderlichen Aendberungen und Frgänzungen 
der Lerfaifung bedürfen ber Zuitimmung des Reichstags. || Artifel 3 der Reichs⸗ 
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beratung tritt Torort in Wirkſamkeit.“ — 1) Antrag Tunder (T. S. u. Anl. 
Ar. 19. 1.1: im zweiten Abjag anitatt der Worte: „Turh Verordnung bes 
kaiſers mit Zujtimmung Des un beragbes“ su jeben: „Dur Reichs— 
arie; : — 2) Antrag Graf v. Kleift (D. ©. u. Ant. Nr. 158 IV.) Abſatz 1 
eigendermaßen zu faſſen: „Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches tritt 
in Elſaß und Lothringen am 1. Januar 1874 in Wirkſamkeit.“ Beide 
Anträge werden abgelehnt. N 2 wird nad) der Faſſung der Kommilfion unverändert 
Sagenomment. — 3u N 3 (nad dem Vorſchlage der Kommijlion): „Die Staats: 
mal in Elſaß und Yothringen übt der Kaijer aus. Bis zum Cintritt der Wirk— 
emteit der Reichöverfajlung iſt der Kaijer bei Ausübung der Geſetzgebung an bie 
Suitinmung des Bundesraths, und bei der Aufnahme von Anleihen oder Weber: 
ame von Garantien für Elſaß und Pothringen, durch welche irgend eine Belajtung 
s Keichs herbeigeführt wird, auch an die Zustimmung bes Reichstages gebunben. || 
Sım Neihstage wird für bieje Zeit über die erlafienen Geſetze und allgemeinen An- 
nungen und über ben Fortgang der Verwaltung jährlich Mittheilung gemacht. |; 
‚ah Einführung der Reichsverfaſſung ſteht bis zu andermweitiger Regelung durch 
heihögeieg das Recht ber Gejetgebung auch in den ber Reichögejeßgebung in den 
Sundesittaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten bem Reiche zu.‘ — 1) Antrag 
under (D. S. u. Anl. Wr. 156. 2.) Abſatz 2 Die Worte „bei Geſetzen, 
-elde Elſaß und Lothringen mit Anleihen oder Uebernahme von 
"arantien belajten, auch an bie Zuitimmung‘ zu ftreihen und zugleich 
":igendes neues Alinen einzujgalten : „In dringenden Fällen Fönnen jedoch, ſofern 
det Reihstag nicht verfammelt iit, Verordnungen vom Kaijer mit Geſetzeskraft er: 
vien werden. Tiejelben jind aber dem Neichätage bei jeinem nädhiten Zujammen: 
it zur Genehmigung fofort vorzulegen und treten außer Wirfjamfeit, falls ber 
kachsıag dieſe nicht ertheilt;‘‘ — 2) Antrag Herz (T. ©. u. Anl. Nr. 171. 1.) 
ı Abiap 2 Die Worte: „Durch melde irgend eine Belajtung des Reichs 
„‚tbeigetührt wird" zu jtreihen: — 3) Antrag Tunder (DT. ©. u. Anl. 
16. 3. ) Abſatz 4 jtatt: „bis zu andermweiter Regelung durch Reichs— 
Lege u jeßen: „bis zur geititellung einer Yandesverfajjung für Elſaß 
‚8 Yorhringen burd ein Reichsgeſeß;“ — 4) Antrag v. Kardorjf: den 
men Abſatz Start mit den Morten: „Bis zum (Gintritt der Wirkſamkeit 
eichsveriaſſung“ mit den Worten beginnen zu laſſen „Bis zum 1. Januar 
“+ und dem entſprechend das vierte Alinea ſtatt mit den Morten: Nach Ein— 
zrung der Reichsverfaſſung“ mit den Worten: „Nach dem I. Januar 
47 — 55 Antrag Freiherr v. Roggenbad: Abjak 4 zu fallen: „Nach 
J "nübrung der Reichsverfaſſung jteht das Recht der Gejekgebung in ben der Reichs- 
&gebung in den Bundesſtaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten noch bis 
-ı 3. Januar 1874 dem Kaijer unter Zuftimmung des Bundesraths, 
a dem 1. Januar 1874 aber, bis zu anderweiter Regelung durch Reichsgeſetz 
:er Reihe zu.” Antrag ad 4 wird zurüdgezsogen, ſämmtliche übrigen Anträge 
„den abgelehnt, die Kommiſſionsvorſchläge zu $ 3 fowie zu $ &, letztere ohne 
:stusfion, unverändert angenommen, beögleihen wird dad Geſetz im Ganzen gegen 
at wenige Stimmen angenommen. (Abjtimmungsmotivirung des Abg. Krüger 
"cdersiehen] St. Ber. S. 1015.) 
49. Sigung am 5. Juni. (St. Ber. ©. 1017— 1033.) Zmeite Berathung 
"z t"edlegentwurfs, betreitend Die Tenfionirung und Verſorgung der Mili- 
::zverionen des Reichsheeres und der Ratjerlihen Marine, ſowie die 
-miertürung ber Hinterbliebenen jolder PBerjonen (D. ©. u. Anl. 
t. wu. Abg. Wilmanns jtattet im Namen ber Petitionsfommijlion dem Haufe 
zT iechs auf das Geſetz bezügliche Petitionen Bericht ab. Ginleitung und $ 1 bes 
“ugs werden unverändert angenommen. — Zu $ 2: “Antrag Tidert und Herz 
. 2. u Anl. Rr. 172. 1.); derjelbe wird abgelehnt und $ 2 der Rorlage ımver: 
"Sert angenommen. — Auf Antrag bed Abg. v. Bernuth wirb deſchloſſen 
«Ab.-Anträge v. Bonin (T. S. u. Anl. Nr. 173 unter 1. B. 9. 
‘nd 33, bis dahin auszujegen, daß über den von bemjelben Abgeorbneten vor. 
*aaenen „beten Theil‘’ des Geſetes bisfutirt werden wird. ZU &33: Antrag 
. "ann tD. . Anl. Nr. 173. 1. A.): den Abjat 1. zu jallen: „Als Dienit: 
Ö 
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beihädigungen (F 2) gelten: a. die bei Ausübung des aktiven Militärdientes im 
Kriege ober Frieden erlittene äußere Beſchädigung, b. anberweite nachweisbar durd 
die Eigentgümlichfeiten des Militärdienftes, jo mie Durch epidemijche oder endemiſche 
Krankheiten, welche an dem zum bienjtlichen Aufenthalt angemwiejenen Orte berrichen, 
insbejondere durch die Fontagiöje Augenfranfheit hervorgerufene bleibende Störung 
der Hefundheit, wenn durd) fie — a. und b. u. f. m.‘ wie im Entwurf; derjelbe 
wird angenommen. $ 4 wird nad) ber Regierungäporlage, $5 mit dem Antrage 
v. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 2): Zeile 4 Hinter: „jo fann demjelben“ 
einzuichalten: „bei vorhandener Bedürftigfeit,‘ angenommen. — $ b gelangt 
mit den Anträgen vd. Bonin (T. S. u. Anl. Nr. 175. 3.): Abſatz 1: a. ftatt: 
„Durchſchnitt sſeinkommen“ zu fegen: „penfionsjfähigen Tienjteintommen 
($ 10), b. vor: „innerhalb des Etats“ einzufhalten „mindeſtens wäh 
rend eines Tienjtjahres’ zur Annahme. — F 7 erhält den von Dr. Buhl 
beantragten Zuſatz: „Soweit jedoch das jrüher bezogene höhere Dienjteinfommen 
aus Dienjtzulagen (% 10) beitand, wird die PBenfion nur, je nachdem es jür den 
zu Renfionirenden vortheilhafter it, nach dem früheren höheren Dienjteintommen 
und ber bis dahin zurüdgelegten Dienſtzeit oder nach dem zulett bezogenen Tienit: 
einfommen und der gefammten TDienjtzeit berechnet.‘ 6 S wird unverändert an 
genommen. Anſtatt $ 9 der Rorlage wird nad) dem Antrage v. Bonin ıT. 
©. u. Anl. Nr. 153. 4) folgende Faſſung dieſes angenommen: 8 9. „Die Penſion 
beträgt, wenn die Verabſchiedung nach vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem 
eilften Dienjtjahre eintritt, 2°, und jteigt von da ab mit jedem weiter zurüdgelegien 
Dienitjahre um !',, des penfionsfähigen Dienjteinfommens. || Ueber den Betrag von 
6o/,, diejes Einkommens hinaus findet eine Steigerung der Penſion nicht ſtatt. In 
dem in $ 2 erwähnten Fall der \nvalidität durch Beichädigung bei fürzerer als 
zehnjähriger Dienſtzeit beträgt die Penſion *%,, des penlionsfähigen Dienſt-Einkom 
mens, in dem ‚sale des % 5 höchſtens *°%,,, derjeiben.” Zu $ 10. 1) Antrag 
Richter (D. ©. u. Anl. Wr. 172. IL): Litt. d. zu ftreiden. — 2) Antrag 
v. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 5.): Litt. d. zu faſſen: „d. für die Tri 

ziere vom Hauptmann erjter Klafie einſchließlich abwärts eine Ent 

ſchädigung für Bedienung.” Antrag ad 1) wirb abgelehnt, Antrag ad.) 
angenommen und mit deinjelben 5 10. — $ 11 wird gegen den Antrag Tidert 
und Herz; (D. ©. u. Anl. Nr. 172. I.) unverändert angenommen. — N 12 mir 
mit dem Antrage v. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 6.): ftatt a. b. unde. zu 
feßen: „a. wenn dieſelbe 550 Thlr. und weniger beträgt, um 250 Thlr. jährlih, 
b. wenn biejelbe zwiſchen 550 und 600 Thir. beträgt, auf 800 Thlr. jährlid. 
c. wenn biejelbe zwiſchen 600 und 800 Thlr. beträgt, um 200 Thlr. jährlich, d. wenn 
diefelbe zwifchen 500 und 900 Thlr. beträgt, auf 1000 Thlr. jährlich, e. wenn die: 
jelbe 90) Thlr. und mehr beträgt, um 100 Thlr. jährlich,“ angenommen. — Bii, 
$ 13 wird bejlofien, nah dem Antrag v. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 1:9. N 
in Abſatz 2, Litt. d. Zeile 2, jtatt: „noch jchlimmer als der Berluft w 
jegen: „gleih dem Verluſt.“ — In $ 14 wird nad dem Antrage v. Ron 
(DT. ©. u. Anl. Nr. 173. 8.) in der vorlegten Zeile dad Wort: „äußerliche“ 
gejtrihen. Die 6% 15. 16. 18 werden unveränbert angenommen, der Befchlur übe: 


F 17 ausgefeßt. — In 5 19 wird nad dem Antrage v. Bonin in Litt. |. 
zwichen die Worte „mit Gehalt‘ und „zur Dispofition’ eingeichaltet: „vo: 
übergehend und die Dauer eines Jahres nicht überſteigend.“ — N 


wird unverändert angenommen. — An $ 21 wird nad den Anträgen v. Bonin 
(D. S. u. Anl. N. 173. 10.) Abfap 1: a. in Zeile 1 das Wort „den“ und die 
Worte: „Des gegenwärtigen Geſetzes“ geftrichen, b. in Zeile 4 hinter: „.be: 
gründet” eingetdjaltet: „bei einer Wefammtbdienftzeit von minbejiten: 
10 Jahren,‘ c. in Zeile 6 ftatt: „„Ygo’ gejeßt: „U und (D. S. Anl. Nr. 175. 11.) 
Abſatz 2 gefaßt: „Wenn jeboch denjenigen Offizieren oder im Offizier-Range ſtehenden 
Militär-Aerzten, welche nach früheren Geſeßen oder Reglements penfionirt find, nad 
Maßgabe der betrefienden Geſetze, Reglementö oder Beitimmungen der Aniprud au 
eine höhere Penfion zufteht, jo verbleibt ihnen derſelbe.“ — Tie FF 22— 26 werde 
unverändert, $ 2% und 28 mit dem Antrage Yasfer ftatt der Worte: „nod 


l. Sisungsperiobe. : 149 


ige det Jahre gedient Haben‘ zu jegen „und noch nit das 60. Lebens— 
jaht zurüdgelegt haben.‘ — $% 29— 38 abermal3 unverändert angenommen. 

50. Sigung am 6. Juni. (St. Ber. S. 1045— 1070.) Mittheilung eines 
<hreibens des Reichskanzlers, betreffend die Ernennung von Kommiffarien für den 
Sau eined Rarlamentsgebäudes und thunlichite Befeitigung des jetigen propijorijchen 
Zzunandes Seitens der Röniglih Preußifhen Regierung. — Fortſetzung der 
‚meiten Berathung bes Geſetzentwurfs, betreffend die Penſionirung und Ver— 
jorgung der Militärperjonen des Reichsheeres und der Kaijerlidhen 
Narıne, ſowie die Unterjtüßung ber Hinterbliebenen jolder Berjonen 
TE. u. Anl. Nr. 96). $ 39 wird mit dem Antrage Herz: Abjak 2, Zeile 3 
wihen „Eltern“ und „Geſchwiſter“ einzufchalten „Großeltern“, $ 40 
unverändert angenommen. — Zu $ 41: 1) Antrag Freiherr v. Ketteler 
paderborn) (D. S. u. Anl. Nr. 16%. 1. 1.): vor den legten Abjat zu feken: „Die 
eigen Beträge erhalten die Eltern, beren Ernährer die obengenannten Offiziere 
der im Tifizier:Range jtehenden Militär:Aerzte der Feldarmee waren,’ und dazu 
Antrag dv. Mallindrodt (D. ©. u. Anl. Nr. 179. IV.): den Antrag v. Ketteler 
zu jafſen, wie folgt: „Beihülfen bis zu den gleichen Beträgen und für bie Dauer 
hr Bedürftigfeit fönnen auch den Eltern bewilligt werden, deren Ernährer die oben 
genannten Tffiziere u. |. mw. geweſen find.“ — 2)Antrag Dr. Lucius (Erfurt), 
. S. u. Anl. Nr. 145. III. 3.): dem $ 41 folgendes Alinea beizufügen: „Wittwen, 
ide fich wieder verheirathen, erhalten den dreifachen Betrag ihrer jährlichen Pen— 
':n als GEnadengeſchenk““. — 3) Antrag v. Borin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 12.) 
iatz |, Zeile T Hinter den Worten: „im Wittwenſtande bleiben‘ einzujchalten: 
‚and im alle der Wiederverheirathung nod für ein Jahr.“ Antrag 1. 
ricd zurüdgezogen und Antrag v. Malindrodt bis zur Berathung über $ 95 aus: 
siert, Antrag Yucius abgelehnt, Antrag v. Bonin mit $ 41 angenommen. — Zu 
42: 1) Antrag Freiherr v. Ketteler, welder auf deſſen Wunſch ebenfalls 
‘is sur 2erathung bes $ 95 zurüdgeitellt wird. — 2) Antrag Dr. Lucius 
rum (D. S. u. Anl. Nr. 145.19: & 42 in folgender Weije zu faſſen: „Für 
tes ind der im $ 41 bezeichneten Tifiziere und im Tifizier-Range jtehenden 
Nuitärärzte wird bis zum vollendeten 17. Jahre eine Erziehungsbeihülfe von 72 Thlrn. 
rich und wenn das Kind zugleih auch mutterlos ijt oder wird, eine 
wıche von IM) Thlrn. jährlih gewährt.” — 3) Antrag v. Bonin (T.©. 
2. Ant. Ir. 175. 13.3: Zeile 3 vor „jährlich“ einzujchalten: „und wenn das 
ind auch mutterlos iſt oder wird, von «> Ihlrn.“ Antrag ad 2 wird 
2ögelehnt, ad 3 angenommen und mit bemjelben F 42. Sinter 5 42 wird auf 
Antrag des Abg. v. Bonin und (Henoijen folgender Paragraph eingejhoben (D. 
2. u. Anl. Nr. 173. 14.): $ 42. a. „Tie Zahlung der im x 41 und 42 be- 
sıhneten Beihülien erfolgt monatlich im voraus. TieBeihülfen werden 
om Friten dDesjenigen Monat3 an gewährt, welder auj den den An- 
'pruch begründendben Lodestag folgt.‘ X 43 und 45 merden unverändert 
ingenommen. Bei $ 46 wird nah den Antrage v. Bonin (D. ©. u. Anl. 
it. 154. I.) vor dem lekten Abjag nachfolgender Zufag aufgenommen: „Für Die 
‚a Oiñzierrang jtehenden Militärärzte wird bei deren Tenfionirung das chargen- 
tige (nehalt nach den Sägen für Infanterie-Offiziere ($ 10a.) der entiprechenden 
“iitärcharge als penfionsjähiges Dieniteinfommen in Anrechnung gebracht.“ Außerdem 
'z.en in Folge der Beichlüfje zum dritten Theil die beiden eriten Zeilen des $ fort und 
zu Korte der 3. Zeile: „des leßteren“ werben verändert in „das gegenwärtige (Nejet.‘‘ 
vis wird unverändert, $ 43 mit den Ab.:Anträgen v. Bonin (D. S u. Anl. Wr. 
+3. 16.1: unter Ziffer 3 ftatt: „der Werth‘ bis „Burfchen‘ zu jeben „eine Ent- 
'Hädigung für Bedienung,‘ angenommen. In $ 49 wird nad) dem Antrage bes 
Ag. van Freeden im Abjak 2 ftatt: „der Tijt: und Nordfee‘ gelegt: „Europä— 
der Gewäſſer.“ 550 gelangt unverändert zur Annahme. Zu sl: I) Antrag 
». Konin (D. S. u. Anl. Rr. 173. 18.): a. im Abjaß 1 inter: „nach weislich“ 
inuichalten: „in Folge einer militärijchen Aftion oder‘, b. im Abjag 2 itatt: 
„in xolge ber oben gedadten klimatiſchen Einflüſſe auf ſolchen See— 
teiſen“ zu ießen: „aus ben obengebadhten Veranlaſſungen.“ — 2) Antrag 
2 Binter und van Freeden: ben Gingang zu Abjag 2 zu fallen: „Den 
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Wittwen der durch Schiffbruch Verunglückten, ſowie der in Folge der 
oben gedachten Urſachen auf Seereiſen oder’ u. ſ. mw. wie in der Vorlage. 
Antrag 1, a. und Antrag 2 werden angenommen und mit benjelben $ >14, modurd 
Antrag 1, b. erledigt iſt. $ 52 wird unverändert, $ 53 mit dem von van Freeden 
(D. ©. u. Anl. Nr. 17%. II.) beantragten Zufat angenommen: „Offizieren der 
Kriegsmarine, welde früher der Handelsflotte angehörten, wird die 
Fahrzeit mit derjelben vom IS. Lebensjahre an, bis zum Eintritt in 
die Krieg3marine zur Hälfte als penjionsfähige Tienjtzeit ange: 
rechnet.“ Tie $% 54 und 55 werden unverändert angenommen. In $ ob wird 
nad dem Antrage v. Bonin (D. S. u. Anl. Wr. 143. 19.) Zeile 6 hinter „Rai: 
jerliher Marine‘ eingejchaltet: „jomie die jonjtigen Yootjenfomman: 
deure und Tber:Yootjen, welde während des Krieges im LDienit der 
Kaijerlihden Marine befhäftigt werden.” Tie 35 97 —69 gelangen unver: 
ändert zur Annahme In F 70 wird nad dem Antrage v. Bonin (TS. u 
Anl. Nr. 173. 20 a. und b.) a. ftatt: „Dur VBermundung vor dem Feinde“ 
geſetzt: „nachweislich durdh den Krieg;“ b. ftatt: „Wermwundungszulage‘ 
gefagt „Penſionszulage.“ $ 71 Litt. d. erhält nad dem Antragev. Bonin 
(D. S. u. Anl. Wr. 173. 21.) die Faſſung „d. Bei ſolchen ſchweren Schäden an ion: 
ftigen wichtigen äußeren oder inneren sörpertheilen, welche in ihren Folgen für die 
Erwerbsfähigkeit einer Verſtümmelung glei) zu achten find.“ Die Reſolution 
des Grafen v. Kleiſt (D. S. u. Anl. Nr. 175), betreffend die Nerforgung 
jolcher Militärperjonen der Interflafien jomwie beren NHinterbliebenen, welche dent 
Beurlaubtenitande bereit3 angehörig — wird abgelehnt. Tie Fy 72 — 76 werden 
ohne Abänderung angenommen. In $ 77 wird nah dem Antrage v. Bonin 
(D. S. u. Ant. Nr. 173. 22.) Zeile 1, hinter: „Sanzinvalide‘ eingeſchaltet: 
„mit ihrer Zuſtimmung.“ Die 5 78—87 gelangen unverändert zur Annahme. 
In 5 88 und 89 wird nad) dem Antragev. Bonin (D. S. u. Anl. Nr. 173. 23) 
jtatt: „Dur Verwundung vor dem Feinde“ geſetzt: „nachweislich durch 
den Krieg.” Die 55 90 und 91 werden unverändert angenommen. In g 2 
wird auf den Antrag v. Bonin (D. S. u. Anl. Nr. 173. 25.) ad. 2, Zeile ?, 
hinter „Marine“ eingejchaltet: „und auf die jonjtigen im Tienjte der Kai— 
jerliden Marine bejhäftigten Lootſen.“ — Zu $ 93: 1) Antrag xtei: 


berr v. Dörnberg (T. ©. u. Anl. Nr. 163. I. 1 und 2). — 2) Antrag 
v. Bonin (D. S. u. Anl. Nr. 173. 26), die Ueberſchrift zu fallen: „„C. Unter: 
tüßung von Hinterbliebenen.“ — 3) Antrag Freiherr v. Ketteler 


(Paderborn) (T. S. u. Anl. Nr. 163. J. 3.1: die Ueberjchrift zu fallen: „C. Be: 
wilkigungen für Sinterbliebene‘, wird vom Antragjteller zurüdgezogen, von 
Abg. Lasker wieder aufgenommen. — 4) Antrag v. Rinter und van Freeden: 
der Litt. c. voranzujdiden: „durch Schiffbruch verunglüdt ober.“ — 9) 
Anträge v. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 27 a. und b.): a. unter Litt. c. 
nad den Worten: „in Folge“ einzujchalten: „eine militärijche Aftion oder;" 
b. am Schluffe hinter „im Wittmwenjtande bleiben‘ einzujchalten: „und im 
Falle der Wiederverheirathbung noch für ein Jahr.“ Antrag ad 1. wid 
zurüdgezogen, ad >. abgelehnt; die übrigen Anträge werden angenommen und in 
der dadurch modifizitten Faſſung $ 93. 94 wird nah Zurüdjtelung des An: 
‚trages Freiherr v. Ketteler bis nach F 95 unverändert angenommen. Mitten 
in der Debatte iiber $ 95 wird die Situng vertagt. 

51. Sihung am 7. Juni. (St. Ber. ©. 1071— 1097.) Fortjekung der 
zweiten Berathung bes GSejegentwurfs, betreffend die Renjionirung und Ver— 
jorgung der Militärperjonen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen 
Marine, jomwie die Unterftüßung der Hinterbliebenen folder Per— 
ſonen (D. S. u. Anl. Nr. 96). Zu 8 95 wird bejchlojien, die Abjtimmung über 
den Paragraphen bis zum Zchlujje der Berathung der übrigen I aufziichieben. 
$ 36 wird unter Ablehnung des Antrages Dr. Lucius (Erfurt) (D. 2. u. 
Anl. Ar. 145. III. 1) unverändert angenommen; $ 97 wird nad dem Antrag 
v. Yonin (D. S. u. Anl. Nr. 173. 29.) in der Faſſung angenommen: „Sin 
jihtlih der Unterſtützung von Hinterbliebenen der in 6 94 bezeid: 
neten Perſonen finden die in $ 39 und 40 enthaltenen Beſtimmungen 
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Anwendung.“ Tie Beratung und Abftimmung über $ 98 wirb ausgeſetzt, bis 
dre über $ 95 ſtattgefunden haben wird. Die FF 99 — 103, 85 105 — 107 und 
vw ja — Lil werden unter Ausjekung ber Beichlupfaflung über FF 104 und 108 
unverändert nad) der Xorlage angenommen. Antrag v. Bonin (D. ©. u. Anl. 
sr. 173. 33.) Hinter $ 111 einen „Dritten Theil‘ unter der Ueberjhriit „All: 
gemeine Beftimmungen‘ mit nachfolgenden neuen Paragraphen einzufchieben: - 
„s 112. Berfolgung von Rechtsanſprüchen. Ueber die Rechtsanfprüche auf Penfion 
end Verſorgung, welche dieſes Geſetz (Theil I. und II.) gewährt, findet mit fol- 
senden Mapgaben der Rechtsweg ftatt. % 113. Vor Anitellung ber Klage muß der 
‚nitanzenzug bei den Militär-Verwaltungsbehörben erjchöpft jein. Die Klage muß 
iodann bei Verluſt des Klagerechts innerhalb 6 Monaten, nachdem bem Kläger bie 
endgültige Entſcheidung der Militär-Verwaltungsbehörde befannt gemacht mworben, 
argebraht werden. F 114. Tie Enticheidungen ber Militärbehörden darüber: a. ob 
und in welchem Grade eine Tienftunfäbigkeit eingetreten it, ob b. im einzelnen 
sule das Kriegs- oder Friedensverhältniß als vorhanden anzunehmen it, ob c. eine 
sohadigung als eine Tienjtbefhädigung anzujehen ift, ob d. einer der in $ 44, 
%. } und 2 gedadhten Fälle vorhanden iſt, und ob e. fich der Anvalide gut geführt 
bat 74), And für die Beurteilung ber vor dem Gericht geltend gemachten Anz 
tüche ıy 112) maRgebend. $ 115. Ter Militärfisfuß wird durch die oberite 
Auitär:Nermaltungsbehörde bed Kontingent vertreten. Die Klage ijt in Erman— 
a.ung eines anderen durch Die Yandesgejebe beſtimmten (Werichtes bei demjenigen 
Setichte anzubringen, in deſſen Bezirfe jene Behörde ihren Siß bat. F 116. Auf: 
d:bung früherer Beitimmungen. Ale früheren Bejtimmungen, welche nicht 
in #inflange mit dem gegenmärtigen Geſetze jtehen, find aufgehoben. Tie 45 112 
en) 113 werden unverändert angenommen. Zu % 114: 1) Antrag Freiherr v. 
3:dlig:in Litt. a. hinter dem Worte: „Dienſtunfähigkeit“ einzujchalten: ‚oder Ers 
v.rbsuntähigfeit‘‘; Derjelbe wird zurüdgezogen. — 2) Antrag v. Bonin: ben Litt. a. 
ed. und e. unter f. hinzuzufügen: „f., welcher Penſionsklaſſe der Anvalide nad 
069 zu überweiſen iſt,“ wird in namentlicher Abjtimmung mit 129 gegen 90- 
Zummen abgelehnt und F 114 unverändert angenommen. Zu 6 115 1) Antrag Dr. 
Sıbr 18.5. u. Anl. Wr. 179. V.): in der zweiten Zeile hinter dem Worte „Kontin— 
cents“ hinzuzufügen: „ber Marinefisfusvon dem Marine-Miniiterium’ 
rd erledigt dadurch, daß 2) Antrag v. Bernuth angenommen wird: den 8 115 
allen, wie folgt: „In Ermangelung einer anderen landesgejeglichen Beſtimmung 
=D der Milttärfisfus duch die oberite Verwaltungsbehörde des Kontingentd, der 
atinefiskus durch das Marineminiiterium vertreten, und iſt die Klage bei dem: 
gen (Mericht anzubringen, in deijen Bezirk die betreifende Behörde ihren Sig hat.‘ 
‘ 116 wird unverändert angenommen. In Folge beiten fallen die eriten beiden 
2. des 5 4b weg und die Worte ber dritten Zeile „das letztere“ werben ver: 
Adert in: „das gegenwärtige Geſetz.“ — LBerathung And Abitimmung über 
*. vorbehaltenen Paragraphen. $ 3 wirb.mit dem Antrage v. Bonin (D. ©. 
— Anl. Nr. 173. 1 B.): Abjak 2 zu fallen: „Die Beantwortung der ‚stage, ob 
”. Tienitbeihädigung vorhanden, erfolgt durch die oberſte Militär: Zerwaltungs: 
.ıTde des Kontingent‘; $ 1 mit dem Antrag dv. Bonin (T. ©. u. Anl. 
15.099: Zeile 4 die Worte: „mit Ausſchluß des Rechtsweges“ zu ſtreichen; 
+ mit dem Antrage v. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 151: Nbjat 3 die 
tie „mit Ausſchluß des Rechtsweges“ zu ftreihden; $ 104, mit dem An: 
28e v. Bonin (T. S. u. Anl. Wr. 175. 31.1: a. im Abjaß I die Worte: „ohne 
s:etjmalifches Verfahren“; b. den zweiten Abjaß zu jtreichen, und $ 108 mit 
„ Antrage dv. Bonin (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 32): den zweiten Abjau zu 
den — angenommen. — Zu % 95 wird I) Antrag v. Bonin (D. S. u. Anl. 
153..25b.): dem 8 05 c. alö neuen Abjak hinzuzufügen: „Doppelwaijen 
Saiten eine Erziehbungsbeihülie von 5 Ihlrn. monatlich‘ und 2) An: 
"0. VBonin mit Uinterantrag Herz angenommen: als bejonderen 3. Abjat dem 

dinzuzuiügen: „Cine Beihülfe in gleihem Beitrage erhält der hinterbliebene 
zer und Die hinterbliebene Mutter, desgleichen die Großeltern, ſofern der Verſtor— 
‚der einzige Ernährer berieiben war und jo lange die Hülisbedürfjtigkeit der: 
in dauert.‘ Non den übrigen Ab.-Anträgen wird a. Antrag Dr. Yucius 


x 
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(Erfurt), (D. S. u. Anl. Nr. 145. IIL 2): binter die Worte „von 3%, Thlr. 
monatlich‘ einzujchalten: „und wenn das Kind zugleid aud mutterlos 
ift oder wird, eine jolde von 5 Ihlr. monatlid gewährt‘ zurüdgezogen, 
b. Antrag Graf v. Bethuſy-Huc (D.S. u. Anl. Wr. 179. III.): als Abſaß? 
binzuzufügen: „Binterläßt der VBerjtorbene ($ 93) Stieffinder, deren Er— 
.nährer er war, fo erhalten dieje biejelbe Unterftükung als Die eigenen 
Kinder,‘ abgelehnt, c. Antrag Graf v. Rittberg (D. S. u. Anl. Rr. 1:0. 11.) 
- betreffend Abänderung bed Antrags ad 2. (D. ©. u. Anl. Nr. 173. 28. a.) ab: 
gelehnt, d. Antrag v. Mallindrodt (D. ©. u. Anl. Nr. 149. IV.) Abſatz I 
zu faffen: „Beihülfen bis zu den gleichen Beträgen und für die Dauer ber Bedürj⸗ 
tigfeit Fönnen auch den Eltern bewilligt werben, deren einzige Ernährer bie oben 
genannten Offiziere oder im Diffizierrange jtehenden Militär-Aerzte der Feld⸗Armee 
waren,‘ abgelefnt, e. Antrag Freiherr v. Ketteler (Paderborn) (D. S. u 
Anl. Nr. 163. I. 5.) als Abfag 2 anzusehmen: „die gleiche Unteritügung 
erhalten bie Geſchwiſter, deren Ernäbrer die im G 93 bezeichneten 
Militärperfonen waren, abgelehnt. Tie Anträge Freiherr v. Ketteler 
(D. ©. u. Anl. Wr. 163. I. 1 und 2) zu den X% 41 und 42 werben zurüd: 
gezogen. Antrag Dr. Wehrenpfennig, zu $ 42 als 2. Abſatz hinzuzufügen: Kine 
Beihüljeingleidem Betrage, wie das vaterloſe Kind erhält der hinter: 
bliebene Bater und die binterbliebene Mutter, jofern ber 2eritor: 
bene ber einzige Ernährer berjelben war und fo lange die Külisbe: 


bürftigfeit berfelben bauert,“ wird angenommen. — Zu $ 93 mir: 
I) Antrag v. Bonin (D. ©. u. Anl. Rr. 173. 30 a): im Abjag 1) hinter: 
„Waiſen“ einzujchalten: „und Eltern, angenommen. — 2) Antrag Frei— 


berr v. Ketteler (Baderborn) (D. S. u. Anl. Nr. 163 I. 6): im Abias 
1 binter „Eltern“ einzufchieben „ Geſchwiſter“ abgelehnt. — 3) Antrag v. Bonin 
(D. ©. u: Anl. Nr. 173. 30b. und ec}: im Abjak 2 hinter: „ Zahlung“ einzufcalten: 
„Der Benjionenund Benfiondzulagen‘ und ebendajelbit bad Wort: „regel: 
mäßige‘ zu jtreihen — angenommen. — 4) Antrag v. Bonin (D. ©. u. Anl 
Nr. 173. 30. 6) ftatt Abſatz 3 zu ſetzen: „Bei der eriten Zahlung werben die im Rüd: 
ftande gebliebenen Penfionsbeträge feit dem Griten des auf Die Anmeldung des An: 
ſpruchs folgenden Monats nachgezahlt. |; Die Zahlung der Unterſtützung für Witten, 
Waiſen und Eltern beginnt mit dem Erſten desjenigen Monats, welcher auf den, den 
Anſpruch begründenden Todestag folgt‘ angenommen. — Erſte Berathung des 
Geſetzentwurſs, betreffend die Beitellung des Bundes-Oberhandelsgerichts 
zum oberiten Gerichtshofe für Eljak und Lothringen (D. ©. u. Anl. 
Nr. 165) Antrag Reihenjperger (Olpe): die Vorlage einer Kommiſſion zu 
übermeijen — mird abgelehnt und zmeite Beratbung im Plenum beichloifen. 

52. Sihung am 9. Juni. (St. Der. S. 1099—1120.) Zmeite Berathung 
des Geſetzentwurfs, den Erſatz von Kriegsſchäden und Kriegsleiftungen 
betreiiend (D. ©. u. Unl, Wr. 168). Zu $ 1 wird Antrag Dr. Bähr und 
Dr. Yamey (8. ©. u. Anl. Nr. 181.1.) mit dem aufgenommenen Ab.:Antrage 
v. Benda: Nr. 4 in Artikel 1 zu fallen: „Entſchädigung für Immobilien mird 
ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigfeit des Beſchädigten gewährt; jedoch fann 
nach Umſtänden Sicherheitsleiitung wegen Verwendung ber Entſchädigungsgelder zur 
Wiederheritellung des Grundſtücks gefordert werden. Entſchädigung für Mobilien 
wird nur ſolchen Beichädigten, welche zur Zeit ber Nerfündigung biejes Geſeses in 
Teutihland ihren Wohnfig haben, und ſofern jie micht deutſche Angehörige iind, 
nur dann gewährt, wenn die Regierung ihres Heimathlandes für den gleichen Fall 
die Gegenſeitigkeit zuſagt,“ mit großer Majorität angenommen. Artikel 2 wird un- 
verändert, Artikel 3 mit den Ab.-Antrage v. Benda, Dr. Bamberger (T. S. 
n. Anl. Re. 177. I): in Zeile 4 nad den Worten: „zu bilden find‘ einzuſchalten: 
„Die Rommijfionen find bei ihren Entſcheidungen an die Feſtſetzungen gebunden. 
welche der Rundesrath zur Wahrung einer angemeſſenen und gleihmäßigen Hand— 
habung der Vorſchriften im Artikel 1 treffen wird. Ihre Beichlüffe werden‘ u. j. m. 


wie in Zeile 4 ber Vorlage, — Artikel + in der Faſſung der Borlage angenommen. -- 


Zweite Berathung bes Geſetzentwuris, betreiiend die Bewährung von Bei: 
hülfen an die auß Frankreich ausgemwiejenen Deutſchen (D. S. u. Anl. 
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Rr. 167%. Artitel I wird unverändert angenommen. Statt Artifel 2 und 3 wird 
auf den Antrag ber Abg. Dr. Bamberger und v. Benba (D. ©. u. Al. 
Rt. 17% II) ein einziger Artikel 2 gefegt, lautend: „‚Der Bundesrath ordnet bie Ber: 
theilung der im Artifel 1 beitimmten Mittel durch bie einzelnen Deutichen Re- 
gierungen an. Die legteren ſind beredtigt, bie von ihnen etwa geleifteten Vor⸗ 
'hune im Abzug zu bringen.‘ — Zmeite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Entſchädigung der Deutſchen Rhederei (D. ©. u. Anl. Nr. 166). Die 
Abg.v. X Dheimb und Büſing (Roſtock) ſtatten im Namen der Petitionskommiſſion 
über einige auf das Geſetz bezügliche Petitionen Bericht ab. Artikel J, $ 1.2. und 
3 werden unverändert angenommen. — Antrag Dr. Wolffſon (D. ©. u. Anl. 
xt. 181. DI): nad $ 3 folgenden neuen Paragraphen einzujchalten: „E3 a. Die nach 
Naßgabe dieſes Geſetzes zu leiſtende Entſchädigung für Schiff, Fracht oder Ladung 
mt für bie Schiffsgläubiger an Stelle desjenigen, zu deren Erſatz ſie beſtimmt iſt“ 
wird angenommen. F 4 wird ohne Debatte angenommen. “Bei Artikel II werden 
die Ab.:Anträge van Kreeden (D. ©. u. Anl. Nr. 177. IH) und Büfing 
oſtock) (T. ©. u. Anl. Nr. 171. TI) abgelehnt und Artikel II ſowie Art. III- 
unverändert angenommen. — Zweite Berathung bes Geſetzentwurfs, betreffend 
Me Peitellung des Bundes: berpanbelägerigts sum oberjten We: 
rihtöhofe für Elfaß und Lothringen (D. ©. u. Anl. Nr. 165). Die 
31.2.3. 4 werden unter Ablehnung bes Ab.: Antrags Dr. Proſch (T. ©. 
n. Anl. Rr. 183) unverändert angenommen und deögleihen auh 55. — Zweite 
Ferathung über den Geſetzentwurf, betreffend den Grmweiterungsbau für 
das Tienttgebäude des Reichskanzler-Amts (D. ©. u. Anl. Nr. 157). 
Ter einzige Paragraph wird ohne Debatte genehmigt. — Erſte nnd zweite Be— 
tathung bes Geſetzentwurjs, betreffend die Beſchaffung von Betriebsmitteln 
ur die Eiſenbahnen in Elſaß und Lothringen. Mit Stimmeneinheit 
wird die zweite Derathung im Plenum beichlojjen und jofort in dieſelbe eingetreten. 
In derielben wird ber einzige Paragraph ohne Abänderung genehmigt. 

53. Sizung am 10. Juni. (St. Ber. S. 1121—1140.) Berathung über den 
‚intrag Dr. Rölk, Dr. Banks und Hölder. (D ©. u. Anl, Nr. 162): 
deſchließen: Angefichts der Verhandlungen, welche in der Sitzung des —* 
RKeichstages am 17. Mai d. J. in Betreff der \nterpellation des Abgeordneten 
Ir. Banks wegen Verſetzung von Rojtbeamten jtattgefunden, ſowie der hierbei von 
dem Kern \ Yräfibenten des Reichſskanzler-Amts bezüglich der Ausübung des Petitions- 
his duch Beamte, abgegebenen Erklärungen, Ipricht der Reichsſtag dem Herrn 
Neichstanzler die Erwartung aus, daß das verfafjungsmähige Mecht der Beamten, 
"h mit Ketitionen an den Reichätag zu wenden, in Zukunft nicht mehr werbe be- 
enträhtigt werben.‘ TDerjelbe wird von den Antragitellern Br vom 
Abg. Freiherr v. Hoverbed aber wieder aufgenommen. Dazu 1) Antrag 
3. Kuſſero w: „Der Reichstag molle mit Rüdlicht auf bie foeben vernonnene 
"tlärung bes Herrn Rrälidenten bes Reichskanzler-Amts über den Antrag Dr. Tölt 

und (sen. zur Tagesordnung übergehen,“ 2) Antrag Dr. Friedenthal: In 
"mägung der von ben verbündeten Regierungen abgegebenen (Frflärung über den 
Antrag Dr. Völk und Sen. zur Tagesordnung überzugeden, 3) Antrag Dr. Windt: 
sort (Meppen): An Erwägung, daß nad) ber Ertlärung der Bundesregierung 
das Letitions recht der Aundesbeamten für bie Folge in feiner Weije beeinträchtigt 
derden joll, über den Antrag Dr. Völk und Ken. zur Tagesordnung überzugeben. 
vor ber Abitimmung wird Antrag ] zurüdgezogen ; die übrigen Anträge, ſowie ber 
son sch. v. Hoverbeck wieder aufgenommene werden ſämmtlich abgelehnt und 
‚mar ber ad 3 in namentlicher Abitimmung mit 125 gegen 113, ber Sauptantrag 
“ı 119 gegen 116 Stimmen. — Dritte Berathung des Geſeb Entwurfs, be: 
mniend den Erſatz von Kriegsſchäden und Kriegsleiſtungen (D. S. u. 
Anl. Nr. 16%) auf Grund der Zuſammenſtellung ber Beichlüffe zweiter Berathung 
T. S. u. Anl. Nr. 185). Tas Geſetz wird mit großer Majorität unverändert 
105 ben Beichlülfen zweiter Berathung angenommen. — Tritte Berathung 
"5 Geſesentwurfs, betreffend bie Gewährung von Beihülfen an die au 
stanfreich ausgemiefenen Deutſchen (D. S. u. Anl. Mr. 167) auf Grund 
det Zujammenjtellung der BReſchlüſſe zweiter Yerathung (D. S. u. Anl. Nr. 186). 
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Auch dies Geſetz wird mit großer Majorität unverändert nach ben in zmeiter 
Berathung gefaßten Vejchlüffen angenommen. — Dritte Berathung bes Keen: 
entwurfs, betreifend die Entihädigung der Deutſchen Rheberei (T. S. u. 
Anl. Nr. 166) auf Grund der Zujammenjtelung ber Bejchlüjle zweiter Berathung 
(D. ©. u. Anl. Nr. 187). Tas Geſetz wird mit großer Majorität umveränbert, 
wie es in zfveiter Berathung beichlojjen, angenommen. — Dritte Berathung 
des Wejeßentwurjs, betrefiend bie Beitelung des Bundes-Oberhandels 
gerihts zum oberjten Gerichtshofe für Elſaß und Lothringen td. 
S. u. Anl. Nr. 165). Tas Wejeß wird aud in dritter Berathung mit großet 
Majorität unverändert angenommen. — Tritte Berathung des Gejekent: 
wurfs, betrefiend den Ermeiterungsbau für das Tienitgebäude des 
Reihsfanzleramtes (T. ©. u. Anl. Nr. 157). Tas Geſetz wird im der 
Faſſung der Vorlage mit großer Majorität angenommen. — Dritte Berathung 
des (Sejeßentwurfs, betrefjend bie Beihafiung von Vetriebömitteln für die 
Eiſenbahnen in Eljaß und Lothringen (DT. ©. u. Anl. Nr. 176). Tas 
Geſetz wird ohne Debatte in der Faſſung der Vorlage angenommen. — Fori— 
fegung der Wahlpräfungen Turd die Erhebungen über die Wahl des 
Fürſten Pleß, weldhe auf Grund des Proteſtes des Arbeiterfomites zu 
Waldenburg beanjtandet mwurbe, bat fi) berausgeitellt, daß theils einzelne 
Punkte unrichtig waren, anderntheils die noch übrigen durchaus feinen Ginflur aut 
das Rejultat ausüben. Es mird daher beantragt und beichlojjen: Tie Wahl des 
Fürſten Pleß für gültig zu erklären. — Es waram 29. März beichlojjen worden, 
die Wahlzettel des Amtes Sieboldehaufen einzufordern, um zu unterfuchen, ob Ni 
die in dem betreffenden Proteſt behaupteten Zeichen auf benjelben befänden. Ta 
jih nunmehr die Unrichtigfeit der Behauptung herausgeſtellt hat, wird beantragt 
und beſchloſſen: „die Wahl des Abg. Fiſcher II. für gültig zu erklären.“ — Am 
1. Mai war bezüglih der Mahl des Abg. v. Brauchitſch im 1. Tan: 
jiger Wahlkreis bejchlojien worden, Erhebungen anjtellen zu lafien, ob in den 
32 Wahlbezirken, in denen nicht gewählt worden war, eine Konjtituirung des Tahl- 
vorjtandes unmöglich gemejen fei. Ta die Unterjuhung dies nur von 6 Wahlbe: 
jirfen ergeben bat, deren Wählerzahl auf das Rejultat der Wahl feinen Einfluß 
ausüben kann, wirb beantragt und befchlojjen: die Wahl bes Abg. v. Brauditid 
für gültig zu erflären. — Mündlicher Bericht der Retitionsfommijjion 
über die Petition ber Tielegirten des Stadtvorjtandes von Mainz,Karl Nade und 
Gen. (II. 382) um Bewilligung eines Zufhufjes von 2 Millionen Gulden 
zu den Kojten der pojeftirten Erweiterung ber Stadt Mainz, aus 
Reihsmitteln, beziehungsweiſe aus der Franzöſiſchen Kriegsent: 
ſchädigung (D. S. u. Mnl. Wr. 180). Antrag der Kommiifion: „bie vor: 
bezeichnete Petition dem Reichsfanzler zur Erwägung und mit dem Erſuchen zu über: 
weijen event. bem Meichätage ein Geſetz wegen Gewährung eines Weichsbeitrags zu 
den Koſten der Erweiterung ber Stadt Mainz vorzulegen”‘; derjelbe wird abgelehnt 
und ber Antrag vd. Denda und Dr. Reihenjperger (Greield) angenommen: 
„Die vorbezeichnete Petition dem Reichskanzler zur Erwägung zu übermetjen.‘ 

54. Sihnng am 12. Juni. (St. Ber. S. 1141—1165). Tritte Berathung 
des Geſetzentwurfs, betrefiend bie Renjionirung und Nerjorgung der Mili- 
tairperjonen Des Reichsheeres und der Kaijerliden Marine, jomie 
die Unterjtübung der Sinterbliebenen jolder Perſonen (D. S. u. Anl. 
Nr. 965) auf Grund der Zufammenjtellung nach der zweiten Berathung (T. ©. u. 
Anl. Wr. 1852). In der Ueberjchrift wird, auf Antrag der Abg. v. Bernuth, 
Behringer, Dr. Wagner (Altenburg) (D. S. u. Anl. Nr. 191.1. 1) ftatt: „Unter: 
jtüßung der’ gejeßt: „Bewilligung für die,’ u. in F1(D. ©. u. Anl. Ar. 191. 1.2) 
jtatt: für Die Unterjtükung, ‚‚für die Bemilligung an die Hinterbliebenen“. Zu $ 2» 
Antrag Herz (D. S. u. Anl. Wr. 191. IL): dem 52 Abjak 1 des Geſetzes Folgende 
Faſſung zu geben: „Jeder Offizier und im Xffizierrang ſtehende Militairarit. 
welcher jein Gehalt aus dem Militair:(Ftat bezieht, erhält eine lebenslängliche Rention, 
wenn er nach einer Dienitzeit von wenigſtens 10 Jahren in Folge eines förperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche jeiner körperlichen oder geiltigen Kräfte zur sort 
jeßung des aktiven Militairdienſtes dauernd unfähig gemorden it und deshalb ver: 
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abihiedet wird‘; derjelbe wird abgelehnt, die S6 2 und 5 werden unverändert an- 
genommen. In $ J wird nad) dem Antrage v. Bernuth (D. S. u. Anl. Wr. 191. 
„ı der |. und 2. Abjag zu einem einzigen vereinigt. Y D wird unverändert angenommen. 
dem $ 6 wird nad) dem Antrage Freiherr v. Zedlitz (D. S. u. Anl. Wr. 188, 
Li ;wijhen Abiaß I und 2 folgender Zujak hinzugefügt: „Tritt die Benjionirung in 
sölge von Dienſtbeſchädigung ı$ 3) ein, jo wird bie Höhe der Penjion nad der 
bei der eintretenden Penſionirung befleideten Charge aud in dem Falle bemeſſen, 
wenn der Penſionair biejelbe noch fein volles Jahr bekleidet”; die $$ 7—33 werden 
unverändert angenommen. $ 34 erhält nad) dem Antrage v. Bernuth (D. ©. u. 
Anl. Nt. 191.4) folgende Abänderung. Der Eingang wird gefaßt: „Das Recht auf 
den Berug der Fenjions:Frhöhungen (5 12 und 15) ruht in dem alle des $ 33 
unter a). Tas Recht ruht ferner in dem ‚alle des X 33 unter b), jedoch mit folgenden 
Ausnahmen: a— b—c mie in dem Entwurf. Dann wird an Stelle von Yit. d 
wiegt! „Ber Anftellung im Givildienjt verbleiben die Penſions-Erhebungen dem 
tennonär neben den jonit zujtändigen Kompetenzen.” — Tie $$35 und 36 werben 
unperändert angenommen. In $ 37 mwird nad dem Antrage v. PBernuth 
(T. 2. u. Anl. Nr. 191. 5) Abſatz 1 das Alegat SS 34 bis 33 geändert in: 
bis 36,” 5 38 wird wieder unverändert angenonmen; in $ 3) nad dem 
Aatrage dv. Bernuth (T. S. u. Anl, Rr. 191.6 u. 7) Abf. 1 ftatt „Deſcen— 
denz“ geſezt „ Rachkommen“ und in y 40 das Allegat $ 40 geändert in „FI 39°; —41 
Beibt unverändert. In N 42 werben nad) dem Antragevon Bernuth (T. S.u. 
Anl. Rt. 191.8) dem zweiten Abjat die ‚kajjung gegeben: „Eine Beihülfe von je 
»Thlrn. jährlich erhält der binterbliebene Vater oder Großvater 
und die Hinterbliebene Mutter oder Großmutter, fofern u. |. w. (bis 
um Schluß). Die $$ 43 —6 werden bis auf die von v. Bernuth beantragten 
!binderungen ber Anführungen unverändert nad) den Beſchlüſſen zweiter Berathung 
genommen. In dem $ 4; werden nad dem Antrage v. Bernuth (D. S. u. 
Aal, Ar. 191. 10) im Schlufjage des eriten Abjapes die Worte: „im zweiten 
Abſase“ geitrichen und nad dem Antrage Dr. v. Bunjen, Ziegler und 
v. Bonin wird am Schluſſe des Abjages 3 hinzugefügt: „Stabsoffiziere, 
zelde ein Gehalt von Löw Thlrn., jomwie Hauptleute 1. xlajje, welde 
ein Gehalt von LINK) Thlrn., beziehen, werden nad den penjionstähigen 
tientteinfommen der Staböoffiziere mit dem Gehalt von 18000 Ihren. 
-rd der Hauptleute mit dem Gehalt von 1200 Thlrn. penjionirt.“ Dei den 
“ beu. 49 findet unveränderte Annahme itatt und in $ DU wird unter Ablehnung 
5 Antrags Schmidt ı Stettin) (AD. S. u. Anl. Ver. 193) nad) dem Antrage 


d inter 1D. S. u. Anl. Nr. 192, ID Abſatz 2 an Stelle der Worte „Euro— 
patiher Kewäſſer“ wiederum geießt: „Der Tit= und Nordſee,“ — 591 bleibt 
nderandert. — In y 92 wird nach dem Antrage vd. Bernuth (D. S. u. Aul. 


2 19. 10) im Abſatz 2 am Schlur jtatt: „Tür die Kinder” gejegt „ben 
Rindern, Eltern oder Großeltern.“ — Tie $% 55 bis 56 bleiben unveranbert, 
"3 aut die Abänderung der Anführungen. — $ 5% wird mit dem Antrage v. 
snuth (D. S. u. Anl. Wr. 191. 13): den Schluß der Nr. 2 zu falten: „... zur 
“ırtiegung bes Dienſtes Durch den Krieg (% 12) oder eine Verſtüm— 
"elung, oder Erblindung (F 13) oder den Tod in Folge des Krieges 
dl und 44) eingetreten ijt,” angenommen. Tie 3 58 bis 61 bleiben 
erandert. % 62 bleibt unter Ablehnung des Antrags Freiherr v. Zedlitz 
. 2. u. Anl. Nr. 192. III): in Abjag 2 einzujchieben: ‚Auf Antrag des Pen— 
aitien findet eine Reviſion ber über Klajlifizirung (Jg 66 — 70) ergangenen Ent— 
dung durch die Erſatzbehörden in dem für das (rjatgefchäft jelbit vorgeſchrie— 
„en Keriahren und Anjtanzenzug ſtatt,“ und den $ 115 ein Schlußalinea zuzu: 
"en: „Taſſelbe ijt der ‚all mit den nad 562 Abjag 2 getrofienen Entſcheidungen 
7 Milttair: rejp. Frjag= Behörde, (in namentlicher Abitimmung mit 114 gegen 
" Ztimmen) — unverändert; ebenio die $% 62 bis b4. Tem $ 65 wird nad 
"2 Antrage vd. Bonin hinzugefügt: „Die Bewilligung der chargen— 
"saigen Pension erfolgt nah Vorſchriit des $ 6.” — 66 bis 71 werben 
 xtändert angenommen. Im $ 72 wird nah dem Autrage v. Bernuth: in 
«vor „Bewegungsfähigkeit“ eingejhoben „aktiven“ und (D. ©. u. 
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Anl. Nr. 191 14) am Schluß bes erfien Abjates jtatt ,„ Verwundungszulage“ 
geſetzt: „Penſionszulage.“ — Tie $$ «3 biß 83 bleiben unverändert. — In 
$ 84 wird nad dem Antrage v. Bernuth (D. S. u. Anl. Nr. 191. 15) Abjar }, 
Zeile I jtatt „Verwundungs:" gefeßt „Benjions,“ und in Zeile 3 vor 
„Penfionszulage: Bejtimmungen, das irrthümlich ausgelaſſene „Pen: 
ſions- und‘ ergänzt. Die 6 85 bis &8 bleiben unverändert. Im $ 39 wird nad 
dem Antrage v. Bernuth (D. ©. u. Anl. Nr. 191. 16) Abf. 2 vor: „nachweis- 
Lich‘ gejekt: „Die, — 885 90 bis 93 werden unverändert, die FF 94 und 95 mit 
den Anträgen v. Bernuth tD. ©. u. Anl. Nr. 191, 17 a u. b u. 18) ange: 
nommen: neben Abänderung ber betr. Anführungen überall ftatt ‚‚Unterjtügungen“ 
zu jegen „Bewilligungen“. — 6 46 wird, unter Ablehnung des Antrags Ludwig 
(D.S. u. Anl. Nr. 138. II), in der von v. Bernuth (D+ S. u. Anl. Rr. 191.19 
beantragten Faſſung wie folgt angenommen: „Für jedes Kind der im $ 94 bereid: 
neten Perjonen wird bis zum vollendeten fünfzehnten Lebensjahre eine Grziehungs: 
beihülte von 3°/, Thlrn. und wenn das Sind auch mutterlos ijt ober wird, 
von 5 Zhlr. monatlid gewährt. Eine Beihülfe von je 3"/, Thlen. monatlid erhält 
der hinterbliebene Vater oder Großvater und die hinterbliebene Mutter ober Groß— 
mutter, jofern ber Werjtorbene der einzige Ernährer berjelben war und fo lange 
die Hilfsbebürftigfeit derjefben dauert.” — F 97 bleibt unverändert, — $ Ser: 
hält nah dem Antrage v. Bernuth (D. S. u. Anl. Nr. 191. 20) folgende 
Faſſung: „Die Bejtimmungen der 8 39 und 40 finden aud auf bie 
Hinterbliebenen ber im $ 9 bezeihneten Rerjonen Anwendung.’ — 
In $ 99 wird nah dem Antrage v. Bernuch (DT. S. u. Ant. Rr. 191. 21ı ber 
erite Abſatz gefaßt: „Die Zahlung der Benjionenund PRenfionszulagen, 
fomwie der Bewilligungen für Wittmen, Waijen, Fltern und Groß— 
eltern erfolgt monatlich“ u. ſ. w., imAbſatz 3 ſtatt, Renjionsbeträge” 
gejeßt „Beträge, und im Abj. 4 Eingang wie folgt: „Die Zahlung der de: 
mwilligung für Wittwen, Waijen, Eltern und Großeltern begimnt 
u. ſ. w.“ geändert — 68 100 und 101 bleiben unverändert. — Any 102 u. $ 19 
wird nad) dem Antrage v. Bernuth (D. S. u. Anl. Nr. 191. 22) jtatt: „Vet— 
wundungs‘ gejegt: „Penſions,“ — diexg 104. 105. und 106 bleiben bis au 
Abänderung der Anführungen unverändert; $ 107 wird mit-Derjelben Veränderung mie 
$ 102 angenommen; — die $$ 108 bis 110 bleiben unverändert. — In $ 111 wird 
wieder für „Unterſtützungen“ gejegt: „Bewilligungen, — $ 112 bleibt un 
verändert, — $ 113 Cingang wird nad) dem Antrage v. Bernuth (D. ©. u. Anl. 
Nr. 191. 28) gefaßt: Weber die Rechtsanſprücheauf Renfionen, Beihülien 
und Zewilligungen, welche dieſes Geſetz u. ſ. w. $ 114 und $ 115 werden. 
unter Abänderung der Anführungen unverändert angenommen. — Im $ 116 mird 
nad) dem Antrage v. Bernuth (D. S. u. Anl. Nr. 191. 30) legte Zeile jtatt „jene 
gefeßt: „betreffende, und $ Ile unverändert angenommen. Abg. vd. Winter 
will noch einen Antrag zu $ 72 einbringen. Ta er jedoch dabei auf Schwierig- 
feiten ſtößt, zieht er ihn zurüd. — Dritter Beriht der Bundesfhulden: 
kommiſſion (D. ©. u. Anl. Nr. 125). Ta fein Antrag eingegangen ijt, ſchlägt 
der Präjident Folgendes vor: „1) zu erklären, daß die Bündesſchulden-Kommiſſion 
durch die Norlegung der Weberlicht ber füniglich preußiſchen Hauptverwaltung der 
Staatsihulden über die Verwaltung der norddeutihen Bundesſchuld für das Jahr 
1870 der ihr nach dem Geſetze vom 18. Auni- 1868 reip. nad F 15 Des Geſebes 
vom 24. ‚sebruar 1850 obliegenden Nerpflichtung für das Jahr 1870 genügt hat. 
2) der preufijchen Hauptverwaltung der Staatsihulden a. für Die zweite Rechnung 
der Kontrole der Staatspapiere, über die Anfertigung und Ausgabe von Sharan 
neifungen für das Jahr 1869, und b. für die Rechnung der Staatsichulden 
Zilgungsfafje über die Einlöſungsfonds der Schakanmeitungen für das Jahr IM) 
Techarge zu ertheilen.‘“ Norjchlag wird ohne Tebatte angenommen. — Wahl von 
drei Mitgliedern zur Bundesſchulden-Kommiſſion. | 
55. Sißung am 13. Auni (St. Ber. S. 1167—1181). Mittheilung des Fra: 
fidenten, daß zu Mitgliedern der Bundbesjhulden-Kommiffion die Abg. 
vo. Benda, Dr. Friedenthal, Sagen gemählt find; diejelben nehmen dankend 
die Wahl an. — Schluß der Wahlprüfungen. Am 25. Aprilwar die Wahl 
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des Abg. v. Kommerſtädt im Wahlkreiſe Fürſtenthum Reuß ältere 
Linie beanjtander und beſchloſſen worden, die in den Proteſten angeführten Punkte 
einer rihterlihen Unterfuhung zu runde zu legen. An Folge diejer Unterfuchung 
bar fih ergeben, daR die meiiten Punkte nicht zutreffend waren, die übrigen aber 
dutchaus feinen Einfluß auf die Wahl ausüben fönnen. Es wird demnach beantragt 
und beſchloſſen: trotz des neuen Proteſtes, welcher die Richtigkeit der Unterjuchung 
engreift, die Wahl für gültig zu erflären. — Am 27. Mär; war die Wahl im 
>. badenſchen Wahlfreije zwar für gültig erklärt, aber beichloffen worden, 
Unterfuchungen über den Proteſt des Pfarrers Serber veranjtalten zu laffen, Dieſe 
haben ergeben, daß die darin aufgerührten Thatſachen ſich bis jetzt nicht haben 


bemeiien lajien. Es wird deshalb beantragt und bejchlojjen: den (Hegenitand nun— 


mehr als erledigt anzufehen. — Tas Geſetz, betreffend die Penſionirung 
und Verſorgung ber Militairperjonen des Reihäheeres und ber 
Raiferliden Marine, jowiedie Bewilligungen fürdie Hinterbliebenen 
ſolcher Perſonen (D. ©. u. Anl. Nr. 194) nad den Beichlüljen dritter Be: 
tathung, wird bei der Abjtimmung im (Kanzen fait einjtimmig angenommen. — 
Erite Berathung des Geſes-Entwurfs, betreffend die Kewährung von Beihülfen 
an Angehörige der Rejerve und Yandwehr (D. ©. u. Anl. Nr. I). 
Antrag dv. Hennig: Die Vorlage einer Kommijfion zu libermweijen, wird abge- 
lehnt. — Erſte Berathung des Geſetz-Entwurfs, betrefiend die Nerleihung von 
Torationen in Anerkennung hervorragender, im lekten Kriege er: 
worbener Verdienſte (D. S. u. Anl. Nr. 190). Antragv. Unruh (MMagde— 
burg): „eine Kommiſſion von 14 Mitgliedern zu ernennen, die mit der Vorberathung 
des Geſetzentwurfs unter Nr. 190 zu betrauen wäre, für diefe Rommijfion die Oeifent— 
shfeit auszujchlieken und die Mahl der Kommiſſion eine halbe Stunde nad dent 
Schluß des Plenums eintreten zu lafſen,“ wird angenommen. 

36. Sigung am 14. Juni. (St. Ber. S. 1185—1201). Perfündigung des 
Ergebniſſes der Kommijjionsmahlen zur Worberathung des Geſetzentwurfs über bie 
Dotationen (D. ©. u. Anl. Nr. 190) und deren Konitituirung (Norfigender Fürſt 
u Hohenlohe-Schillingsfürſt), — Mündlicher Bericht der Petitiong- 
tommiſſion über die Petitionen: 1) Des Vorſtandes des Vereins mittel: 
theinijher wabrifanten zu Mainz (II. 34), — 2) des bleibenden Aus— 
'huifes des Deutſchen Handelstages zu Berlin (II. 262) — betrefiend 
die Errichtung eines Reichs-Verkehrsminiſteriums, beziehungsmeije einer zur Aus: 
übung ber dem Reiche nad) Artifel 41 bis 47 der Reichöverfafjung zujtehenden Be— 
"ıgnijle geeigneten Gentralbehörde u. |. m. (D. S. u. Anl. Wr. 115. II). Antrag 
der Kommiſſion: die vorbezeihneten Petitionen — II. Nr. 34 und IL. Wr. 232 — 
d:m Herrn Reichskanzler mit der Aufforderung zur Berüdlichtigung zu übermeijen, 
das durch den Beichlur des Reichstages des Norddeutichen Bundes vom 21. April 1870 
beantragte Geſetz über das Eiſenbahnweſen, insbeſondere zum Zwecke der Herſtellung 
geeigneter Organe für die Ausübung ber dem Reiche in Bezug auf die Eiſenbahnen 
ustehenden Befugniſſe, mit thunlichiter Bejchleunigung vorzulegen; derjelbe wird 
engenommen. — Mündlicher Beriht der Kommifjion für Betitionen 
Er die Petition des Magiftrats und der repräfentirenden Bürgerichaft 
der Stadt Tömik im Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin (II. 71) 
um Abänderung bes Bundesgeſetzes vom 7. April 1869, betrefiend Maßregeln gegen 
de Rinderpeit (T. ©. u. Anl. Nr. 115. IV.) Kommiffionsantrag: „die 
Ldetition dem Reihsfanzler zur Berüdjihtigung zu überweiſen“; derjelbe wird an: 
anommen. — Mündlicher Bericht der Petitionsfommifjton über die 
verttion des Thierarzted und Tirectors der braunfhmweigijden all: 
gemeinen Viehverjiherungsgejellihait, Dr. W. Barteld zu Braun— 
'hmweig (II. 76) um bedingungsweije Geſtattung der Heilverjuche bei der Rinder— 
Pr AT. S. u. Anl. Wr. 115. V). Kommifjionsantrag: „über die Berition 
zut Tagesordnung überzugehen.“ Terjelbe wird angenommen. — Reit des füniten 
Serichts der Petitionstömmiſſion (D. S. ü. Anl. Wr. 117) Lit. B. Retition 
15 Kieler Komites für den Bau eines Nord-Oſtſee-Kanals, mit dem 
Anttage: „daß der Reichstag feinen Einfluß geltend machen möge, um den Deutichen 
Ngierungen den Bau diejes Kanals anzurathen“. Beridhterftatter Dr. Ham: 


« 
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macher zeigt an, dak eine Petition gleihen Inhalts noch von den Aeltejten der 
Kaufmannſchaft der Stadt Tanzig eingegangen iſt. KRonmiffionsan: 
trag: „die Petition des Kieler Komitc's für den Bau eines Nord: Titjee-Ranals — 
II. 831 — dem Herrn Reihsfanzler unter Bezugnahme auf den Beſchluß des Reidys: 
tages des Norddeutſchen Bundes vom 10. Juni IS68 zur Kenntnißnahme und (Ft: 
wägung zu überweiſen“; berjelbe wird mit großer Majorität angenommen. — Adıter 
Beridt der Petitionskommiſſion (T. 2. u. Anl. Nr. 18) Lit. A. Retition 
des Magijtrat3 und der Stadtverordneten von Stettin, melde den 
Reichstag auffordern, dafür einzutreten, daß das Rayonregulativ von 1823 in gejek: 
mäßiger Weije gehandhabt werde. Kommijjionsantrag: „Die Petition dem Reichs— 
Tanzler zur Prüfung und eventuellen Berüdfichtigung zu überweiſen“; derjelbe wird 
angenommen. — Lit. B. Verzeichniß derjenigen Petitionen, welche als nicht zum 
Tortrage im Plenum geeignet im Büreau des Hauſes niedergelegt jind. — Zweite 
Berathung bed, Gejekentwurfs, betrefiendb die Kewährung von Beihülfen 
an Angehörige der Referve und Landwehr (T. ©. u. Anl. Wr. 189.) Tie 
Vorlage wird einjtimmig angenommen. — Zweite Berathung ded (Nejetent: 
wurfs, betreffend die Nerleihung von Totationen in Anerfennung ber: 
vorragender, im letzten Kriege erworbener Nerdienite (D. ©. u. Anl. 
Nr. 190). Dazu — 1) Antrag der Kommiſſion (D. ©. u. Anl. Nr. 196) 
nad) den Worten: „beigetragen haben‘ einzujchalten: „jomie an Deutſche 
Staatsmänner, welde bei den nationalen Erfolgen dieſes Kriege 
in hervorragender Weiſe mitgewirft haben‘; derjelbe wird angenommen. — 
2) Antrag Freiherr v. Ketteler (Paderborn): am Scluffe binzuzufügen: 
„nachdem die Kriegsfojten, die zur Wiederherjtelung der Armeeaus: 
rüftung erforderliden Beträge und die bisher auf die Kriegdent: 
ſchädigung erfolgten Bewilligungen vorab entnommen jind.‘ Lesterer 
wird abgelehnt. Tas Geſetz wird mit dem Kommijfiondantrage in namentlicher 
Abjtimmung mit 175 gegen HJ Stimmen angenommen. 

57. Sihnug am 15. Nuni. (St. Ber. &. 1203—1219.) Tritte Berathung 
des Geſetzentwurfs, betreifend die Gewährung von Reihülfen an Angehörige 
der Rejerve und Landwehr (D. S. u. Anl. Wr. 189). Tas Geſetz wird obne 
Debatte einjtimmig angenommen. — Tritte Berathung bes Geſeszentwuris, 
betrefjend die Verleihunge von Totationen in Anerfennung hervor: 
tagender, im legten Kriege erworbener Nerdienite (T. S. u. Al. 
Nr. 190) auf Grund der Zujammenjtellung der Beichlüffe in zweiter Berathung 
(D. ©. u. Anl. Nr. 198). Tas Geſetz wird mit großer Majorität unverändert 
nah den Beichlüffen zweiter Berathung angenommen. — Der Reichskanzler 
theilt dem Reichsſstage die Allerhöchſte Rotichaft mit, wonach der Reichstag an 
dbiefem Tage Nahmittags 3 Uhr im weißen Saale geſchloſſen werben 
fol. — Verzeichniß der Petitionen, welche ald zum Vortrage im Plenum 
nicht geeignet im Büreau des Hauſes niedergelegt find. Es merden an bajjelbe feine 
Anträge geknüpft. — Antrag Braun (Hersfeld) (D. S. u. Anl. Nr. 195): „den 
Herrn Reichskanzler zu erfuchen, für die Herbit:Sejjion des Reichstages die Yofalı: 
täten bes Preußiſchen Herrenhauſes zur Verfügung zu jtellen, biejelben durch (Er: 
rihtung eines provijoriichen Zigungsjaales auf bem angrenzenden Grundſtück ber 
Königlihen Rorzellan: Manufaftur zu vervollitändigen und zu dieſem Zweck bie 
jhleunige Räumung ber unmittelbar an der Leipzigerſtraße belegenen Gebäulich— 
feiten nebit dem vorderen Hofe jener Anjtalt veranlaften zu wollen. Dazu Ab.: 
Antrag v. Unruh (Magdeburg) (D. S. u. Anl. Nr. 197): „den Kern Reids: 
fanzler aufzufordern, ein interimiltiiches Siunngslofal für den Reichstag auf dem 
Erundſtück der Rorzelan- Manufaktur nad dem Jane des Herrn Geheimen Lau: 
raths Hitzig fo jchleunig wie irgend möglid zur Ausführung bringen zu laſſen und 
zu dem Ende für die baldigite Räumung der zu benußenden Gebäude der Porzellan: 
Manuiaktur zu ſorgen.“ Letzerer Antrag wird angenommen, Antrag Braun-Hers— 
feld abgelehnt. Schluß der Sikung unter (Fritattung einer Ueberficht über bie Ee— 
Ichäftsthätigfeit des Reichstags in der abgelaufenen Seſſion durch den Präfidenten. 

Schlußſihung im Weißen Saale des königlichen Schloſſes am 
15. Juni. Thronrede. (St. Ber. ©. 1221. 1222.) 
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VI. 
Die erſte Situngsperiode des erſten dentſchen Reichstags. 


Von 
£udwig Bamberger. 


Tas allgemeine Urtheil hatte einen ſchweren Stand gegenüber dem erjten 
deutihen Reichstag, und, man muß anerbennen, e8 bat fi) Angefichts Diefer 
Schwierigteit im Großen und Ganzen recht gut gehalten. Vor Allem drohte 
bier die Gefahr überipannter Erwartung. Es droht diefelbe von Natur überall 
da, wo umfafjende Aufgaben hervorragenden Autoritäten zur Yöjung über: 
antwortet werden. Kollektivweſen wird leicht zugemuthet, daß jie das Gute 
aleihiam auch als ein Kolleftivergebnig mit Zauberſchlägen in die Welt 
ſeren. Die jegenbringende Kraft mächtiger Geſammteinrichtungen jtellt ſich 
von jelbit dem Volksgedanken ala ein in die Breite erglänzendes Neben: 
einander dar, wo doch der natürliche Lauf der Dinge nur für ein äußerit 
sangiames und ſpät veifendes Nacheinander Raum gibt. Was an fi ein 
(stud iſt, daß nämlih dem Inſtinkt der Mafjen die großen Bürgichaften 
ihres Wohlergehens im Ueberblid der Abjtraction vorjchweben, und dadurch 
egenitand der Begeilterung werden können, viel mehr, als wenn jie in ber 
Kautalbegründung der einzelnen Bewandtniſſe ihnen zur Erkenntniß fämen, 
ebendafielbe wird zu einer Quelle des Verdrufjes, mo die Dinge zur fonfreten 
Ausführung in Kleinen gelangen. 

Zu diefen Yährlichfeiten der Lage nun hatten ſich in unferem befonde- 
en Fall zwei überaus erichwerende Momente geiellt. Vom einzigen, einigen 
und einftigen deutihen Parlament war ſeit zwanzig Jahren geredet und ge- 
riumt worden. Nicht bloß mas die Abjtraftion ſich unter ihm dachte, fon: 
dern heinah was das Mährchen ſich von feiner Herrlichkeit und Schöpferkraft 
ausgeiponnen hatte, konnte mögl;her Weile vom eriten Augenblid der lang: 
eriehnten Erfüllung verlangt werden. — Sodann und hauptlächlich aber, welch' 
sine Verlegenheit für die von folcher Anforderung bereits bedrängte Körper: 
hatt, day fie die Bühne betrat unmittelbar nad) Thaten und Begebenheiten, 
reihe mehr den Sagenkreiſen einer gigantifchen KHeroenzeit al3 dem Boden 
ker greifbaren Gegenwart entitammt zu jein jchienen! Was nad dieſen, alles 
Makes ſpottenden, Erfebniffen kam, war ſchon von vornherein verdammt, 
:werghaft zu ericheinen, vollends wenn es fam mit dem Beruf, nunmehr aus 
dicjen gigantijchen Borausfegungen die praftiichen Nutanwendungen zu ziehen. 
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Dan fieht, es war für den erften Reichstag ſchwer, hier nicht erdrüdt, 
es war der öffentlihen Meinung fchwer, hier nicht ungerecht zu werden, und 
es darf als ein Zeichen wohl bemefjener Einſicht betrachtet werden, daß beide 
Theile ſich leidlih mit einander zufrieden erflärt haben- Suchen wir uns 
nun Rechenſchaft zu geben, über das, was bei diejer eriten denkwürdigen 
Bereinigung aus den Formen des Verfahrens, jodann über das, was aus 
den fachlichen Leiftungen bejonders feitzuhalten fich empfiehlt. 


% 


Erſter Beil. 


I. Die Wahlprüfungen, 


Nicht das Königthum von Gottes Gnaden allein hat feine myjtiſche 
Seite Auch das parlamentariihe Wejen ijt davon nicht frei. Wo Filtion 
ift, iſt Myſterium, und Fiktion läuft, auch bier mit unter. Was heißt einen 
Wahlkreis „vertreten“? Der Artitel 29 der Reichsverfaſſung gibt auf Diele 
Trage eine bündige und wohl die richtigjte Antwort: „Die Mitglieder des 
Reichstags find Vertreter des gejfammten Volks und an Aufträge und Xu: 
ftruftionen nicht gebunden.“ Dies ſcheint uns mit andren Worten zu be 
deuten: Sei „Jeder nur recht aufrichtig er felbit, und Alle zufammen werden icon 
das Volt darftellen, joviel dies überhaupt "möglich iſt. Das jollte man allemal 
denen zurufen, welche mit befondrer Salbung ausſprechen, ihnen, mehr als An: 
dren, jei bewußt, was das Volk fage und das Volt wolle. Zudem iſt es ja doch 
eigentlich feine (yrage, ob in einer Repräjentation fchlechthin das, was die Mehr: 
heit wünfcht oder vielinehr das, was der Geſammtheit frommıt, ermittelt werden 
fol? In letzter Initanz foll die Urtheils- und nicht die Divinationsfraft der 
Abgeordneten in Thätigkeit gejegt werden. Auch entipricht die lebendige Praris 
des Wählens diejer Auslegung. Der Einzelne gibt feine Stimme nidt dem, 
welchen er für am meiſten feines Gleichen, jondern für den Beitbefähigten 
hält, und die lebereinftimmung der Gefinnungen bleibt dabei doch gewahrt, 
weil Jeder von feinen eignen Anfichten ausgehen muß, um zu befinden, 0b 
ein Anderer gut oder übel denfe und handle. Bon den verfchiedenen Wahl: 
methoden, d. h. von den verjchiedenen Prozeduren, mittelit deren eine Anzabl 
Perjonen ausgefondert und zu einem Ganzen vereinigt wird, um entjcheidend 
in die höchiten Angelegenheiten des Staates einzugreifen, it das allgemeine 
Stimmredt die theoretiich unanfechtbarite, ſchon deshalb, weil jeder Verſuch, im 
Innern des Volkes Grenzen zu ziehen, der Kritit und dem Aergerniß ein 
weites Feld öffnet. Praktiſch hat das allgemeine Stimmredt neben groken 
Vorzügen feine Bedenken, mie jede menſchliche Cinrichtung, und nur mer aus 
der Pflege des Staates eine theologiiche Offenbarungslehre macht, ſchreibt ihm 
unfehlbare Kräfte zu. Mit den entgegengejektejten Abfichten haben ſchon die 
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entgegengejebteften Mächte eö angerufen: Napoleon, Bismard‘, Laſſalle, Gari⸗ 
baldi, der katholiſche Clerus und die Parifer Kommune, alle haben der Reihe 
nach ihre Zuflucht zu ihm genommen, Jedem hat es abwechſelnd in die 5 nd 
gearbeitet und Enttäuſchungen bereitet. 

63 könnte jcheinen, als ob, je mehr man die Fläche des Wahlkörpers 
ausdehnt, deito mehr auch die Herrichaft des Zufalls in den Alt der Wahl 
eingreifen werde. Aber bei reifliher Ueberlegung wird man annehmen müllen, 
dag grade Die größere Vervielfältigung der Zufallswilltühr dieſe jelbit wieder 
auffebt und der, bei jeder weitgreifenden Zujanmenfafjung hervortretenden, 
Ausgleichung zum Durchbruch verhilft. Etwas vom Herenfeljel wird's immer 
wieder an fi) haben. Was nicht Alles bineingeworfen wird, Göttliche und 
Nenſchliches, Hohes und Gemeines, vom Klügften und vom Dümmiten! Und 
zuleat fommt der Eine, gemweihte Auserlorene zu Tag und ijt der Transſub—⸗ 
itantürte bes Heiligen Demos; der Eine nachdem er ſich legitimirt hat durch 
jahrelange Dienjte, Opfer, Studien, dur Charakter und Talent, — der 
Andre weil jein Haus grade an dem betreffenden Bad liegt, der links bei 
der Mühle um die Ecke fließt. Und doch iſt's als Ganzes genommen gut, 
brauchbar und jedenfalls jo ehrwürdig wie irgend ein Anderes, das der ge: 
meiniamen Erhaltung dient. 

Das fo überichauend, muß man jagen: Der Reichstag Hat bei der 
Prüfung der Wahlen’ ein rationelles Verfahren beobachtet; er hat im Einzelnen 
nicht zu viel Pedanterie getrieben, im Ganzen mehr auf die Wahrung großer 
Irundjäge als auf die jtrenge Einhaltung Kleiner Yörmlichfeiten Bedacht ge: 
nommen. Schon die Geſchäftsordnung bat von vornherein durch den Weg, 
den fie einichlug, angedeutet, daß fie von ber ftrengften Objervanz in dieſem 
Punkte abſteht. Denn während fie jonft fih möglichſt nahe an das Vorbild 
dee engliſchen Unterhaufes anlehnt, ift fie hier ‚grundfägli von diejem ab: 
gewichen, und bietet eher Vergleihungspunfte mit der franzöfiichen Praxis. Beiden, 
der englifchen wie der franzöjifchen, jteht die deutiche Reichspraxis darin nad, 
dag tie in zweifelhaften Fällen nicht die Thatſachen durch Sommiflionen unter: 
iuhen läßt, welche aus den Abgeordneten gebildet oder zum mindeſten von 
denjelben geleitet werden. Wo dergleichen Ermittlungen nöthig werden, richtet 
vielmehr der Reichstag ein Erſuchen an den Reichskanzler und diejer bedient 
fich zur Feſtſtellung der Thatjachen wieder der einzelnen Landesbehörden. In 
dieiem Punkte unterjcheibet ſich alfo die deutiche Reichspraxis unvortheilhaft von 
dem Verfahren der parlamentariſchen Körperichaften andrer Yänder und unjere 
Volksvertretung trägt darin die Spuren minder volltommener Ebenbürtigkeit An: 
gefichts der andren überfommenen Staatögewalten. Doc auch abgejehen von 
Deier aus dem Unterſchied der Stellung fließenden Verſchiedenheit charakteriſirt 
nd) das deutſche Verfahren gegenüber dem englifchen durch eine viel ſummariſchere 
Methode bei Wahlprüfungen. Dieje Abmeihung ift ohne Zweifel zu recht— 
ierrigen aus dem Umjtande, daß in England fein allgemeines Stimmredt und 
cine viel längere Wahlperiode in Geltung ift als bei uns. Das beichräntte 
Stimmrecht, namentlich jo wie es vor Einführung der demofratiichen Reformen 
der legten Jahre in England beitand, erlaubt und verlangt eine viel min: 
nojere Unterfuhung der einzelnen Wahlafte; es erlaubt fie, weil die Zahl 

v. Holgendorff, Jahrbuch 1. 11 
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der betheiligten Wähler eine geringere iſt, es verlangt fie, weil die Gefahr 
des Mißbrauchs und namentlich der Beſtechung viel näher liegt, wie wir ja 
aus der englifhen Geſchichte ſattſam wiſſen. Bei einer fiebenjährigen Legis- 
laturperiode ıjt es ohnehin viel eher denkbar, daß viel Zeit und Aufmerkjam: 
feit auf die Unterfuchung der Aechtheit jedes einzelnen Wahlaftes verwendet 
werde. Darum jind die engliihen Wahlausjchüffe auch wahre Gerichtähöfe, deren 
Mitglieder noch einmal bejonders vereidet werden, die Parteien nebit ihren 
Anmälten perſönlich vor fich ericheinen und plädiren, Zeugen eidlich verhören 
und unter Umjtänden proviſoriſch verhaften laſſen, jchließlih, ohne erit an 
das Haus zu gehen, Wahlen vernichten. Bei uns ijt der ganzen Prozedur 
eine minder erhebliche Stellung amgewiefen. Wir haben von allen Nationen 
die Fürzeite Wahlperiode, nur drei Jahre, eine Periode, deren geringe 
Dauer aus manden Rüdfichten nicht frei von Nachtheilen iſt. Wollte man 
bei der dadurch bedingten jo häufigen Wiederkehr neuer Parlamente jedes: 
mal die Prüfung jeder einzelnen und insbeſondre jeder angefochtenen Wahl 
dur langwierige und mühſelige Crmittlung vornehmen, jo würde, in Sonder: 


heit bei, der Konkurrenz der Kinzellandtage, ein unverhältnigmäßiger Theil der 


überhaupt verfügbaren Zeit und Anjtrengung darauf gehen. Die Mailen, 
welche bein allgemeinen Wahlrecht ins Spiel fommen, entziehen ihre Be: 
wegung meijtens der richterlihen Inquifition und erjchweren von der andren 


Seite die Möglichteit wirkſamer Korruption. Darum begnügt fid) wohl die | 
deutiche Gejchäftsordnung damit, daß vorfommende Beichwerden im Schoor 


der Abtheilungen kurzer Hand auf ein Referat und Korreferat hin beſprochen und 
nur in zweifelhaften Fällen zur Entſcheidung vor das Plenum gebracht werden. 


(Kine Abänderung, welche ſtark angezeigt jcheint, möchte dahin gehen, daß nidt 
mehr, wie jetzt noch möglich, die Wahlakten eines in derjelben Abtheilung 
fitenden Mitgliedes von diefer unterjucht werden. Denke man jih den Kal, 


und er iſt vorgefonmen, daß die Mahl eines Mitgliedes zur Prüfung 
vor eine Abtheilung kommt, deren Vorfißender eben dies Mitglied iſt, und 


dag diejer Vorjitende, wenn er aud momentan das Präfidium an jeinen 


Erſatzmann abgibt, in dem Saale bleibt und beimohnt, wie die jonjt von 
ihm präfidirten Gollegen die Giltigfeit feiner Wahl erörtern! Freilich finder 


die Diskuſſion im Hauſe aud im Beiſein, ja fogar unter Betheiligung des 
Betreffenden ftatt, aber es ijt ein mächtiger Unterichied, ob eine ſolche Ver: 


handlung in engen Kreis von 10 bis 15 oder vor 300 Perjonen ftattfinder. 


"Hier möchte wohl etwas zu reformiren jein. Der andre bereit® ermähnte 





Brauch, daß Unterfuchungen wegen unterlaufener Unregelmäßigfeiten von den 
Regierungsbehörden der einzelnen Staaten vorgenonmen werden, hat das 


Bedenkliche, daß gewöhnlich die mit der Unterſuchung Betrauten einigermaßen | 
Partei zu jein pflegen. Die meijten Falle, welche zur Beanjtandung Urjade 
geben, find eben joldhe, in welchen irgend eine am betreffenden Ort einfluk- 

reihe Macht Mißbrauch getrieben hat und diefe Macht wird neunmal unter 
schn aud wieder in der Behörde vertreten jein. Daher kommt es unter 


Andern, daß Beanjtandungen von Wahlen jo äußerft jelten zu Etwas führen. 


Nur parlamentariiche Commiſſionen fünnen hier jelbitändige Wahrheit Ichöpfen. 
Fine korrekte Wahl, welche nah allen Regeln der gefeklihen Vorſchriſt 
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u Stande gefommen, gehört zu den jeltenjten Ausnahmen, und es war dies⸗ 
mal wenigſtens die unbeſtrittene Anſicht aller Parlamentsmitglieder, daß, 
wollte man mit unnachſichtiger Strenge verfahren, gar wenige der 352? Wahlen 
fönnten aufrecht erhalten werden 1). Der Reichstag legte daher namentlich nur 
Werth auf zwei Dinge, eritens für das Gejchehene, daß die Mtoralität des 
Wahlaktes refpeftirt worden, und zweitens für das Künftige, daß allmählig 
durd richtige Unterweijung die Leitung der Wahlen mit beijerem Verſtändniß 
und gewillenhafterer Beobachtung vor fich gehe. 

Der Grundſatz, daß der Regel nad) jede Ortichaft einen beiondern 
Wahlbezirk bildet ?), erleichtert ziwar die Betheiligung, aber öffnet auch den 
Ferttößen und Mipbräuchen Thür und Thor. Wie Tann man von dem 
Insvoritand der Kleinften Gemeinde erwarten, daß er das Wahlreglement 
in allen Punkten verjtehe und befolge? Da wimmelt e& denn aud von 
Artthümern und Bernadjläfligungen, und dies um fo mehr, als es dem Tert 
des Wahlreglements nicht jelten an dem Grade von Deutlichfeit fehlt, welcher 
beanſpruchen Tann, von Leuten verjtanden zu werden, die oft nur mit Mühe 
des Schreibens kundig find. So 3 B. iſt in einer unendlichen Zahl von 
Gemeinden, jelbjt recht anjehnlichen, der Begriff der „Gegenliſte“2), welche 
kim Skrutinium zu führen ift, gar nicht oder faljch verjtanden worden. (Fine 
endre überaus oft vorfommende Berfündigung gegen die Regel bejtand in der 
Unterfajjung des Abjchlujles der Wahlliiten. Wenn die Regierungen hier 
nicht belehrend dazwiſchen treten wollen, jo müſſen es die Parteien thun. 
Im wenn aud der Reichstag nicht anders Fonnte, als über dergleichen 
Mängel hinausgehen, jo müßte man doch jchlieglich entweder derartige Vor- 
'hriften abichaffen oder nicht faktiſch für gleichgiltig erklären. 

Fine Hauptbedingung Eorretter Wahlen jind vor Allem richtige und 
vollitändige Wählerliiten. Hat das Geſetz das Seinige gethan, indem es Die 
chtägige Friſt für Neflamation dem Individuum einräumt? Dedt die Nicht: 
benußung Dieter Friſt alle Fehler einer Liſte? Wir wollen hier nicht verfuchen, 
che oder andre Streitfragen zu löjen, dazu gehörte ein ganzes „Lehrbuch des 
Wahlrechts“, Tondern wir wollen nur als Ergebniß alljeitiger Erfahrung vom 
braftiſchen Geietgebungsitandpunft aus darauf aufmerkſam machen, daß vielleicht 
auch hier das Reglement des deutjchen Reichs eine Lücke enthält, deren Ausfüllung 


1) (#8 fei wegen ber einzelnen am häufigiien vorgefommenen Verſtöße befonders 
ssugewiejen auf dem eingehenden „Vericht der VI. Abtbeilung, betrefjend 
tie bei der Rorprüjung der Wahlen wahrgenommenen Mangel‘ eritattet 
scm Meferenten Appellationsgerichtärath Kanngießer (Nr. 1:38 der Anlagen zu ben 
renographiſchen Berichten). Hier findet fich ein ſehr Tehrreiches Verzeichniß von 
:iht weniger al3 zwanjigerlei am öjtejten vorkommenden Unregelmäpigfeiten. 
Wwähnt muß bier werben, daß der Bericht ausdrücklich hervorhebt, „wie * die 
Vahlverhandlungen aus dem Königreich Würtemberg durch zweckmäßige Ein— 
richtung des Waählgeſchäftes, namentlich der dahin gehörigen Formulare und durch 
ene gewiſſenhafte Beobadytung der Wahlvorjchrijten in dem Maße auszeichnen, dat 
es einem mit einer Würtemberger Wahlprüjung beauftragten Mitgliede der Ab- 
seilung bei größter Sorgfalt, „„beim beiten Willen““, nicht hat gelingen wollen, 
terttöße gegen Wahlgeſetz nnd Reglement herauszufinden.‘ 

* Bahlreglement vom 31. Mai 1860, 8 7. - 

3: Wahlreglement vom 31. Mai 18:0, 5 18, A. 2. 
11* 
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wünjchenöwerth und nicht allzuſchwer wäre. Es genügt nicht zu jagen: Der, dem 
an feinem Wahlrecht was gelegen ift, gehe und ſehe ſelbſt nach, ob er in der Liſte 
fteht! Die Wenigften thun es. Man muß das Geſetz auf die menſchliche Natur 
bauen, wie fie einmal ift. Sehen doch jelbjt die Wenigften die Ziehungslüten 
der Lotterien nad, in welchen fie jpielen, und man fann doc gewiß nicht 
annehmen, daß Einer, der fpielt, gegen das große Roos gleichgültig ſei. Stehen 
in der genauen Befolgung der einzelnen VBorjchriften für die Wahlhandlung 
die Meinen Gemeinden hinter den größern zurüd, fo verhält e& ſich mit ber 
Richtigkeit der Wählerliften natürlid) gerade umgekehrt. Im Hleinern Orten 
wird jelten Einer vergeflen. In großen geihieht es hundertfach, daß am 
Tage der Wahl die erbangejefleniten Bürger von der Urne abgewieſen werden 
müffen. In mehr als einer Stabt ijt der Bürgermeijter felbjt auf dieje Weile 
um fein Recht gefommen. In Frankreich befolgt man die Methode, in jedem 
Quartier die Lifte der Stimmberechtigten auf einer großen Tafel an irgend 
einer frequenten Straße öffentlid” auszuhängen und jo zwar, dab ſie leicht 
in die Augen fällt und leicht lesbar ift. 

Die Bewahrung des Wahlgeheimnifjes und die Deffentlichkeit des 
Strutiniums find zmei Grundregeln, welche auch nicht jo eingehalten werden, 
wie fie geichrieben ftehen. Was die Deffentlichkeit betrifft, jo braucht fie 
nur etmas mehr eingeichärft zu werden und fie wird nach einiger Uebung 
auch nur ausnahmsweiſe in Gefahr kommen. Schlimmer jteht eö mit dem 
Recht des Wählers auf das Geheimniß jeines Votums. Hier find es wieder 
die kleineren Ortichaften, melde die Abſicht des Geſetzes zu Schanden 
machen. Die Erfahrung hat bemielen, daß für viele fleineren Gemeinden 
das Wahlgeheimnig geradezu eine Yabel if. Vorab weiß man, wenn 
Einer ftimmt, wie er ftimmt; ſodann giebt es fo viele Mittel ihn auf 
indirefte Weife zu Fontroliven; und ſchließlich läßt ſich in dieſen engen 


Kreijen jo viel moraliiher Zwang anmenden. Hier kommt es zu heftigen 


Wahlkämpfen beinah ausjchlieglih da, wo die Firchlichen Elemente fich ein: 


mifhen, und hier hört denn auch jede auf ber Geheimhaltung der Stimmen 
beruhende Wahlfreiheit auf. Ueberall wo die ultramontane Partei gemalt: 


thätig auftrat, d. h. beinahe in allen kleinen Drtidaften, in melden jie die 
Mehrheit der Fäuſte bejaß, wußte fie auch ſich des Cindringens in das 


Votum jedes Kinzelnen zu vergewiſſern. Vielfach kam es jo, daß Cinzelne | 
vom Abgeben ihres Zettels durch Einſchüchterung abgehalten wurden, weil es 





hieß: „man weiß ja doch, wie du flimmen wirft, wenn du es thuſt.“ Wer 
das Geheimniß, d. 5. die moraliiche Freiheit der Wahl, bewahrt wiffen will, 
muß daher für große Wahlbezirke forgen, namentlich fo lange wir mit dem 


katholiſchen Klerus zu fchaffen haben. — Eine eigenthümlihe Perplerität 


erwuchs aus dem Orundja de Wahlgeheimnifjes, wenn Beſchwerden wegen 


Fälſchung von Ergebnifjen einliefen. Wie foll es gehalten werden, wenn das 


offizielle Rejultat einer Gemeinde erllärt: von 50 abgegebenen Stimmen waren 
40 für A und 10 für B, und binterher erjcheinen 25 abgeftimmt habende 


Wähler, welche auf ihren Eid betheuern wollen, fie hätten alle für B votirt? 


Bon ber einen Seite wurde hier die Anjicht vertheidigt, die bloße Unterſuchung 


dieſer Behauptung enthalte bereits eine Verlegung des Wahlgebeimniffes; von 
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ber andern ward mit nicht geringerem echt eingewendet, man könne dem 
ihlimmften Betrug gegenüber ſich nicht von vornherein wehrlos erklären. Gin 
Ausweg wurde dahin vorgeichlagen, daß ſolche Unierfuchungen nur auf dem 
Weg der Strafverfolgung, nicht aber der Verwaltung ftatthaft jeien. End: 
gültig ift der Streit bis jetzt nicht gefchlichtet ?). 

Welche arithmetifhe Grundſätze greifen Platz, wenn Unregelmäßigfeiten 
in einer Wahl Tonftatirt jind? Hier öffnet ſich abermals ein ganzes Feld von 
Konmoverien. Wenn wir erjt noch einige Jahre die Praxis hinter uns haben 
wird es jich Vebhaft empfehlen, auß der Zuſammenſtellung der einzelnen parlamen= 
tarihen Enticheidungen eine Jurisprudenz als Leitfaden für die Zukunft zu 
ihaften, wie jolche in England bejteht. Die Entſcheidung, um die es fich in dieſem 
Kapitel hauptjächlich dreht, iſt folgende (wir zeigen jie am Beſten an einem 
Leiipiel): In der Gemeinde X. tt bei der Cröffnung des Skrutiniums auf 
mwiderrechtlihe Weile die Deffentlichkeit auögeichlofjen worden. Als ˖ gewählt 
ging aus dem Geſammtergebniß des ganzen Wahlfreijes der Kandidat A hervor. 
In X. bat er nach der offiziellen Beicheinigung von 140 abgegebenen Stimmen 
110 erhalten, 30 fielen auf B. Letzterer fit die Wahl an und bemweilt zur 
enüge, unter anderen, den das Ergebniß von X. in Frage ftellenden Verftoß. 
Lie soll nun gezählt werden? Die Einen jagen: „die ganze Wahlhandlung 
in X. it null und nichtig, es werden weder dem A die 110, noch dem B Die 
30 Stimmen angerechnet.“ Kine andere Auslegung behauptet: „wie ſoll der 
B darunter leiden, daß die Anhänger des A gefündigt haben? Die 110 Stimmen 
tür A werben nicht gezählt, wohl aber die 30 für B.“ Worauf eine dritte 
Meinung einmirft: „Nicht jo! Wie könnt Ihr behaupten, B hätte, wenn Alles 
mit rechten Dingen zugegangen wäre, nur 30 Stimmen befommen? Es ge: 
nügt nicht, ihm jeine 30 Stimmen zu erhalten; ſämmtliche eingefchriebene 
aber nicht gejtimmt habende Wähler jollen dem B zugerechnet werden; ja «8 
it verlangt worden, auch die 110, welche angeblich für A abgegeben worden, 
mülten dem B zugeichrieben werden.“ Jede diefer Auslegungen hat ihre plaus 
blen Gründe aufzuführen. Auch bier ijt es münjchensmwerth, daß eine be: 
timmte Anjchauung ſich feftitelle, welche wenigftens in der Mehrzahl der Ent— 
'heidungen als maßgebend zu betrachten wäre. 

Bei dieſem Gejtrüppe von Berlegenheiten, deren hier nur die allerhervor: 
tehenbiten in ihren gröbften Umriffen angedeutet find, wäre gar nicht durd: 
ufommen, hätte nicht die Praris ala oberjten Grundſatz fih die Regel an: 
cceignet, daß irgendwelche Verlegung von Vorſchriften nur dann zur Der: 
ihtung einer Wahl führen ſoll, wenn die Zahl der durch ben Verſtoß be: 
rührten Stimmen (je nad) den drei bis vier verjchiedenen Zählungsarten) ſchließlich 
:05 Endreſultat einer Wahl vollftändig geändert haben könnte. Alſo beifpiels- 
ze, hätte im oben entwidelten Fall A im ganzen Kreis jo viel Stimmen 
‘habt, daß felbjt bei Annullirung feiner in X. erhaltenen 110 und Ueber: 
nagung derſelben auf B ihm dod 1 Stimme über die Hälfte geblieben wäre, 


1) Siehe beionders die ausführliche Behandlung Seitens der Abgeordneten 
Abrcht und (#neilt in der 12. Sitzung vom 5. April. Wahl Hohenlohe : jet. 
Te Verhandlung kann auch für die folgende Frage als (Frläuterung dienen. 
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jo kann der ganze Vorfall in X. unberüdjichtigt bleiben. Die meiſten Kontro: 
verjen werden demnach nur von praftiicher Wirkſamkeit, wo es ſich um ſchwache 
durch kleine Zahlen zu alterirende Geſammtmehrheiten handelt. 

Anders jedoch geſtaltet ſich das Verhältniß, ſobald Einwirkungen von 
zweifelhafter Morqlität mit unberechenbarer Wirkung ing Spiel kommen. Hier 
entzieht ſich die Zahl der zu redreſſirenden Stimmen jeder Berechnung. Zwei 
eklatante Fälle dieſer Art wurden in dieſem Sinne in kurzer Aufeinanderfolge 
im jüngſten Reichätage entſchieden. In beiden handelte es ſich um mißbräuchlich 
angewandten Einfluß auf das Verhalten der Wähler, das eine mal Seitens 
der weltlichen Autorität (des Yandraths !), das andre mal der geiſtlichen Au: 
torität ?) von der Kanzel herab. Beide male erklärte der Reichötag die Wahl 
für ungiltig. Dabei joll nicht geläugnet werden, dag im Sinne Mander, 
welche für die Nichtigkeit ſtimmten, es nicht blos galt zu emticheiden, daß im 
befonderen Falle Unrecht geübt worden, jondern auch für die Zukunft eine 
Warnung zu ertheilen. Vergeblich wurde von gegnerijcher Seite mit etwas 
allzufcharfer Yogif und gezwungenem Idealismus einzumenden verſucht: „Die 
Wähler jind mündig; es iſt eine Beleidigung anzunehmen, daß jie ſich ein: 
ſchüchtern laſſen; mir können nicht in ihr Gewiffen einhringen, um zu er: 
mitteln, wie weit jie blos jich belehren, wie weit fie jich einſchüchtern liegen, 
und wenn fie ſich einjchüchtern ließen, warum find jie jo unfrei?" An der: 
gleihen Gajuiftit Hält fi der Reichstag nicht, welcher anerfanntermaßen in 
diejen Nechtöfragen als Jury zu Gerichte ſitzt und ſich die Frage etwa io 
formulirt: hat der Wähler unter den gegebenen Umftänden nad) jeinen eigenen 
Borjtellungen und Abfichten geitimmt, oder unter dem Drud einer amtlichen 
Uebermacht welche ihn über Thatjachen irre führte oder wider jeine eigne Ab: 
fiht zu jtimmen verleitete? Um andere als amtliche Beeinfluffung fümmert 
jih der Regel nad die Wahlprüfung nit. Hier hat das Strafgeſetz durch 
- die Definition der Beitehung die Grenze des Erlaubten und Unerlaubten ge: 
zogen. Aber amtliche Beeinfluflung it Beeinfluffung durch den Staat, unter 
defien Leitung die Wahl vor fich geht, alfo direfter Vertrauensmißbraud, und 
daher jtrenger zu verpönen. Als Beamter ijt aber auch der Geiftliche einer 
vom Staat anerfannten und theilmeije unterhaltenen, jedenfalls mit Befteurungs: 
gemalt ausgerüjteten, Kirche anzujehen, jofern er einen Alt der Beeinflujlung 
bei Wahrnehmung jeiner Funktionen (mie auf der Kanzel — der Beichtituhl 
ift freilih nicht zu Fontroliren) ausübt. 

Dies find etwa die Marimen, melche ſich über dies jchmwierige Thema 
aus den Verhandlungen der abgelaufenen Reichötagsperiode herausziehen lafjen. 
Zu Streit, Erbitterung und Klagen bat bekanntlich den meilten Stoff die 
Einwirkung des Tatholifchen Klerus auf die Wahlen geliefert ?). Wie überall, 

1) im 9. ſchleſiſchen Wahlfreife, Striegau: Schweidnig. Wahl des Grajen 
Pückler. (Sitzung des deutſchen Reichſstags vom 17. April). 

2) im 5. oberfränkiſchen Wahlkreiſe, Bamberg-Höchſtädt. Wahl des Dr. Schüt— 
tinger. (Sitzung des deutſchen Reichſtags vom 17. April und Anlage Nr. 25, 
ſchriftlicher Bericht der Abtheilung). 

2) Siehe die Beſchwerde bes Bürgermeiſters von Köln und Genoſſen in oben 
rem Bericht der VI. Abtheilung, Wr. 125 der Anlagen zum ftenographijchen 

ericht. 
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wo ſolche Aergerniſſe gegeben werden, handle es ſich nun um Geburts-, 
Sierbe- und Heirathsfragen, oder um Wahlen, dreht ſich die weltliche Ge: 
jegesanwendung in einem unglüdlichen Zirkelihluß, jo lange das Gejek ſich 
niht entihließen fann, den Staat von der Kirche zu emanzipiren. Es will 
ih der Staat nicht entjchließen, unabhängig von der Kirche zu leben, doch 
will er die Konjequenzen diejer Unterwerfung unter die geiltlihe Hoheit nicht 
tragen. Taher die ewigen Inkonſequenzen, welche der katholiſche Klerus ſich 
von feinem Standpunft aus mit Recht zu Nutze made. Mit allem Fug 
und Recht hat der Reichstag dem Mißbrauch der Kanzel ein unbeugjames 
Rein gegenübergejtelt. Man jchmeichelt fi, daß die von demfelben ſta⸗ 
tirten Exempel für ein nächſtes Mal ihre abichredende Wirkung gegen die 
Ausihreitungen der Kleriter bewähren werden. Wahricheinlich eitle Hoffnung. 
Die ungeheure Macht der Tatholiihen Führer weiß von jeder Yage der 
Tinge ihren Bortheil zu ziehen. Läßt man fie in Ruhe, jo benußen jie den 
Frieden, um jich einzuniften und auszubreiten, und leijtet man ihnen Wider: 
itand, jo jind ſie noch glüdlicher, die Hilfsmittel des Haſſes und der Leiden: 
ihait anzurufen, die ihr Lieblingswerkzeug jind. Die offizielle Welt aber mit 
ihrer religiöſen Simperlichfeit wird ſich jtets nur ſchwach und mit dem linken 
Arm gegen alle dieje falſchen Künjte vertheidigen. 


I. Geschüftabehandlung. 


(Singer als in Saden der Wahlprüfung jchließt ſich das Verfahren des 
deutihen Reichs im allgemeinen Gang der Debatte an die Grundzüge des 
engliihen Vorbildes an. Dieſem ijt befanntli der Hauptgrundjaß der Drei 
aufeinanderfolgenden Berathungen entnommen, doch mit fehr zahlreichen 
Abinderungen und namentlih mit Vereinfahungen. Schon die Form und 
der Name der „Leſung“, welche nach dem engliichen Geſchäftsgang von der eigent: 
lihen Abftimmung getrennt zu denfen ijt, füllt weg und Damit auch der Ufus, 
itatt der Berwerfung der Vorlage eine drei: oder jehsmonatlihe Vertagung dieſer 
Yelung zu beichliegen, befanntlih nad, engliſchem Brauch die üblichjte Art der 
Lerneinung; ebenjo wenig ift die „Vorfrage” (previous question, die question 
prealable der franzöj. Kammern), d. h. die jofortige Abitimmung über eine 
Korlage, ohne fih in Diskuſſion einzulafjen, in die deutſche Gejchäftsordnung 
übergegangen. Dieſe kennt für die VBerneinung nur die einfache Verwerfung, 
die einfache und die motivirte Tagesordnung. 

Die erfte Berathung befaßt fi nad unferem Geſchäftsgang nur mit 
Allgemeiner (Frörterung und mit der Frage, ob der Gejekesentwurf an einen 
Ausichuß verwiefen oder ob er ein zweites Mal fofort im Plenum durchdebattirt 
werden jol. Im lebtren Fall ijt Die Derathung im Plenum die Nach: 
bildung des engliſchen Uſus, daß die Gemeinen ſich in ein Comité des ganzen 
Hauſes verwandeln; im Reichstag tritt aber dabei keinerlei Aenderung in der 
Form der Debatte ein, wie in England, wo z. B. ein andres Präſidium 
und eine andere Redeordnung bei dieſer Gelegenheit Platz greifen. 

Die heute geltende Geſchäftsordnung iſt im Norddeutſchen Reichstag 
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entftanden und von demjelben unverändert in den gelammtdeutichen übergegangen. 
Noch iſt die praftiihe Erfahrung zu kurz, um mit Beitimmtheit zu erflären, 
was fi) bewährt, was fich nicht bewährt habe. Nur das kann ohne jegliches 
Bedenken als gemeinjame Ueberzeugung aller Betheiligten aufgeftellt werden, 
daß die Form der zweiten Durchberathfung im Hauſe ohne vorhergehende 
Ausſchußthätigkeit fich für die Mehrzahl der Fälle empfiehlt. Es mag bei 
Borlagen, die von großem materiellen Umfang und zugleidh mit einer 
Menge von Einzelheiten behaftet find, fih manchmal unabweislid aufbringen, 
daß die grobe Arbeit der Sichtung und Ordnung der Fragen im engeren Kreis 
vorangehe; in der Hauptſache wird die commiljionsweiie Behandlung 
ftets der eigentlichen Beitimmung des parlamentarifhen Berufs zuwider: 
laufen, welche die Landesangelegenheiten von den Mehrheiten -ber Landesver: 
tretung entfchieden haben wil. Denn man darf fi das nicht verhehlen: 
Beichlüfle, die aus den Commifjionen hervorgehen, imponiren fi) mehr oder 
weniger dem Plenum ala etwas Fertiges, entziehen fi, wenn auch nur theil: 
weile, dem Nachdenfen der Einzelnen. Wie oft fommt es vor, daß em 
Beihluß in einem Ausſchuß nur mit Ah und Krach zu Stande Fam! 
Für die, welche dabei mitgewirkt, hat die Entſcheidung eine jehr geringe 
Autorität, eine Stimme oder zmwei, die zufällige einmalige Abweſenheit eines 
Ausihußmitgliedes von der entgegengejekten Seite haben vielleicht das Schickſal 
der Abſtimmung entihieden. Nun aber kommt die Sache ins Haus zurüd; 
es heißt im Bericht: der Ausſchuß hat auf dieſe beſtimmte Weife fich ſchlüſſig 
gemaht und die Thatjache übt ihren Drud auf die Anſchauung der Mit 
glieder aus, unter denen doch naturgemäß aud eine Anzahl beftimmbarer . 
Naturen vorfommt. in Mitglied, das feine Meinung auf Grund eines 
Eommiffionsberihtes bildet, verhält fi zur Materie wie ein Bildungsjünger, 
welcher die Literatur nicht aus den Büchern, fondern aus der Literatur: 
geſchichte kennen lernt. Die befte Kraft der Debatte wird in den vier Wänden 
des Ausſchußzimmers erſchöpft, und die Maffe der zur Entſcheidung Berufenen 
erhält nur ein ſchwaches Bild. Man vergleiche die öffentliche zweite Verhand⸗ 
lung über eine Materie, die aus der Commiſſion kommt, mit einer, die 
frifh im Haufe erledigt wird, und es wird fich meiften® ergeben, daß bie 
legtere mehr active Theilnahme und zugleih mehr paffive Sammlung auf: 
zumeifen bat und dadurch im Ganzen ein Fräftigere® und würdigeres Ge: 
präge trägt. 

Nach dem Buchſtaben der Borjchrift jollen die Mitglieder eines Ausſchuſſes 
in den Abtheilungen gewählt werden. Der geſammte Reichstag zerfällt in 7 
nad) dem Loos gebildete Abtheilungen, und je nachdem die Commiffion aus 
14, 21, 28 oder 35 Mitgliedern beftehen foll, hätte jede Abtheilung, deren ? 
3, 4 oder 5 5 zu ernennen. Dieje Jorm wird jedoch nur ganz äußerlich bewahrt, 
die Wahl der Ausfchußmitglieder ift, der Sache nad), Gegenftand der Yractions: 
Gemeinden. Je nah der Stärfe ihrer Anhängerzahl wird jede Fraktion 
berechtigt, ihr Contingent im einzelnen Fall der Ausfchuß: Ernennung zu 
ftelen. Die Fraktionen treten dann jede für ji zuſammen, machen ihre 
Wahlen, bringen diefe auf eine gemeinjame Lifte, und die Wähler in den 
Abtheilungen ſchreiben mechaniſch auf ihre Stimmzettel die Namen, melde 
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ihnen aus der Combination der Fraktionsvorſtände zugetheilt worden ſind. Das 
Lerjahren iſt ganz rationell, inſofern es unter den Angehörigen derſelben 
‚sraftion genauere wechſelſeitige Perſonenkenntniſſe vorausſetzt und die Gewichts: 
vrhälmifje der einzelnen Parteifchattirungen von vornherein berüdfichtigt. 
Decken ſich politiſche Richtung und Auffafjung der jtreitigen Fragen night, jo 
bleibt e8 dem Innern der Fraktion vorbehalten, aus ihrer Mitte je nach 
der Stärfevertretung der Anfichten die Grnennungen zu miſchen. Muß man 
deswegen noch nicht als unumſtößliche Wahrheit annehmen, dag in eine Commiſſion 
nur die ihrer Sachkenntniß nah am meiften Berufenen gelangen, jo wird 
doch diefer Zweck noch am eriten dur die Dazwiſchenkunft der Fraktionen 
gewahrt, Ichon deshalb, weil gewöhnlich einer jolhen Wahl eine Beſprechung 
des betreffenden Gegenftandes in ihrem Schog vorausgegangen ift, bei 
der Theilnahme und Verſtändniß fich zeigen fonnten. Im übrigen weiß man, 
daß nichts unvolltommener ijt als Wahlen, die gleichzeitig auf ganze Reihen 
von Namen zu richten find. Ueber eine zu beftimmende Perjon macht ſich 
Jeder feine Meinung klar. So wie es ſich um ein halbes Dutend handelt, 
sißt er fi) lieber das Penjum machen und jchreibt wie ein Schüler in der Schule 
vom Rachbar ab. (Kinen merkwürdigen Beleg dazu hat noch jüngft die 
Tarijer Wahl zur Nationalverfammlung geliefert, die allerunbefanntejten 
und nihtsjagenditen Kandidaten gingen dur, weil eine Anzahl ‚Journale fie 
den Leſern fertig aufgetijcht hatten. Darum ijt auch die von 1848 erneuerte 
Methode der Wahl nad) Liſten — au scrutin de liste — jo jehr nad) 
dem Geſchmack vieler franzöjiihen Agitatoren.) Unter den verichiedenen Par- 
sen des Haujes hat bisher die Yortichrittspartei eine gewiſſe Vorliebe für 
die commiſſionsweiſe Behandlung, die nationalliberale eher eine Vorliebe für 
Ne Durchberathung im Plenum an ben Tag gelegt. (Doch jtellte fich bei der 
Dotationsfrage das Verhältniß umgetehrt.) Man hat oft behauptet, wer 
richt mit Sicherheit bereits im Vornherein die Mehrheit der Stimmen für 
jeine Anſicht ‚Habe, tolle für Verweiſung in eine Commiſſion ſich bemühen; 
ber das kann ebenfo gut umgekehrt ausſchlagen. Das Votum, welches aus 
der Commiſſion fommt, bildet immer ein jtarfed Präjudiz für das Plenum. 
ser aber wird zumeift in die Ausichüfle gewählt? — Spezialiften, welche 
der beionderen Frage nahe jtehen. Dieje haben naturgemäß von vornherein 
ene beitimmte, längit feitgeitellte Anjicht, an welcher auch durch die längite 
Tebatte nichts geändert wird. Sobald man die Zufammenfeßung der Com: 
nrion kennt, fann man auch voraus jagen, wie deren Schlußreferat ausfallen 
wird. Schon die Ernennung des Hauptreferenten, obwohl fie nur vom Vor: 
genden des Ausjchuffes herrührt, übt Eine gewiſſe Wirkung. Auf biefe 
seite werden die Schwanfenden und Beitimmbaren auf dem Ummeg der 
Kommilfionswahlen für die Majorität gewonnen, welche bei ber Wahl 
m Ausdrud fommt, ‚während bei der unvermittelten Exponirung der An: 
bten im ganzen Haufe die Schwanfenden und Beitimmbaren ebenjo gut der 
rüßeren Minderheit erworben werden können, wenn jie mit lebhaften Argu: 
zenten anzudringen verſteht. Darum ſollte eine Minderheit, welche die 
Hoffnung nicht aufgiebt, jich nie anjtrengen, einen Gegenjtand in die Commilfion 
:a verweiſen. Gelingt es ihr, fo gräbt fie ſich leicht jelbit da8 Grab. 


- 
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Man hat verfucht, zwiſchen beiden Methoden einen Mittelweg einzu: 
fchlagen, durch Anwendung der fogenannten „freien Commijjion.” Der Form 
nad) blieb hier die Durchberathung im Plenum vollitändig aufrecht erhalten, 
der Sache nad) jedoch "fand eine vorbereitende Beiprehung im engeren Kreiſe 
jtatt. Hierbei find mannigfaltige Bortheile beider Methoden vereinigt. Sogar 
die Zujammenfeßung der freien Commijfion bietet vielleicht mehr Gewähr der 
Richtigkeit. Es kann ihr beitreten wer will, da feine Wahl und fein offizielles 
Figuriren dabei ins Spiel kommen, jo fällt auch die Triebfeder der Heinen 
Ehrgeize, der kleinen Huldigungen und der Cameraderie dabei meg, und nur 
die Liebe zur Sache wird Grund zur Betheiligung. Auf der anderen Seite 
hat die freie Commiſſion nicht das Recht, das Plenum aufzuhalten, jie ericheint 
nidht mit vorgreifendem Referat, fie dient nur zur inneren Reifung und Läu: 
terung der Materie. So hat dies Verfahren 3. B. in der frage wegen der 
Prlicht zum Schadenerfag und dein Geſetz über das Penjionsmelen bemertens: 
werthen Nuten geichaffen, und es verdient anerfannt zu merden, daß der 
Bundesrath ſich diefer freien Bewegung des Haufes anſchloß, dadurd) dak 
feine, mit dem Gegenſtand betrauten, Commifjare vor der freien Commiſſion 
erichienen, Rede und Antwort gebend, ganz wie in einer offiziell eingeiekten. 

Scließlih müflen wir noch des Antrags Lasker gedenken, welcher eine 
neue Art von Commiſſion jchaffen wollte, nämlich eine joldhe, Die in dem 
Zeitraum zwiſchen zwei Sejlionen des Reichstags arbeiten jollte, um bejonders 
jchwierige und umfangreiche Geſetze vorzubereiten. Es war bier zunädit an 
den. Civil: und Criminalprozeß gedacht, und bei diefer Gelegenheit jollte erit 
ein Verjuch gemacht, die Methode noch "nicht definitiv in die Geſchäftsordnung 
aufgenommen werden. Der Antrag war in eme Commifjion vermwiejen und 
fchließlich von derfelben au zur Annahme dem Hauſe empfohlen. Nichte: 
deitomweniger fiel er bei der zweiten Berathung im Hauſe gegen eine etwa auf 
ein Drittel zu ſchätzende Minderheit. (46. Sikung des d. R. vom 1. Juni.) 
Motive der verichiedenften Art floſſen zmar bei diefer Entſcheidung mit ein, doc 
muß zugeltanden werden, daß in der Hauptfahe am meiſten die Betrachtung 
gewirkt hat, welche wir oben überhaupt zu Gunſten der Durchberathung im 
Plenum angeführt haben. Es ließ ſich viel dafür jagen, daß, wenn jchon 
bei gewöhnlichen Gommifjionen die Thätigkeit und Autopfie des Haufes zu 
jehr in den Hintergrund zu treten Gefahr läuft, eine jolche lange und mit 
bejonderer Autorität auögerüftete Commiſſion dieje Gefahr veritärfen werde. 

Wir haben bei der zweiten Berathung uns lange aufgehalten, weil ſie 
den eigentlihen Kern: und Mittelpunkt der Verhandlungen über einen Ge: 
genitand bildet, beinah ausnahmslos das Schickſal einer Frage enticheidet, auh 
in dem Punkte der Durchberathung im Plenum eine noch bejtrittene Neuerung 
bietet. Darum aber ijt die dritte Berathung doch nicht ganz jo unbedeutend, 
noch jo frei von Controverſen, wie fie meiſtens Dargejtellt wird. Auf den 
eriten Blick wird fie nämlih oft jo aufgefaßt, als hätte fie nur eine redat: 
tionelle Bedeutung, die in der zweiten Hauptberathung vorgenommenen Ner: 
änderungen unter jich und mit dem Ganzen in Einklang zu bringen. Hüte 
man fih, das als Princip fejtpflanzen zu wollen! Es ift nie zu ſpät zum 
Beileren, und die Mängel eines Entſchluſſes werden meilt erit recht fühlbar, 
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wenn er gejagt iſt. Zu ſolcher müßlicher Umtehr, Nachbejjerung und Aus: 
gleihung it die dritte Yelung oft jehr wirkſam berufen, das hat ſich z. B. 
bei dem bereits erwähnten Gefetz über die Haftpflicht ergeben (30. und 31. 
<ieung des Deutichen Reichstags vom 8. und 9. Mai). 


II. Reden und Bedner. 


Es geht mit dem öffentlichen Reden jo ungefähr wie mit dem Geſchäfte 
der Aerzte. Jeder klagt über die Unzulänglichkeit, über Täuſchung und Mißbrauch, 
welche dabei unterlaufen, und mittler Weile läuft doch jeder Kranke zum Arzt, 
nd was Beſſeres als das zu thun hat man auch noch nicht gefunden; die Pa- 
unten und die Aerzte machen ſich luſtig, beide aber fahren, und ſtets mit neuem 
Ener, fort zu konſultiren und zu curiren. So war es, ilt es, wird es jein; 
»sqleichen mit dem Reden in der Politik, und das von Rechtswegen. Parla- 
»ent fommt ber von Parliren. Es iſt feine freie Regierung denkbar ohne öffent: 
ine Beredſamkeit, troß aller dabei möglichen Verirrungen. Man fann den 
Deutichen nicht vorwerfen, daß ſie auf dieſem Gebiete durch Unmäßigkeit ſündigen, 

‚Shltens wäre Das Kapitel der Tiſchreden auszunehmen, welches aber eine stage 
'ar ſich bildet und vor ein anderes Forum gehört. Wir find ja überhaupt weder 
:ın redeluftiges noch redegewandtes Volk im Großen und Ganzen. In England, 
antreih, Italien und Spanien iſt die Durchſchnittsberedſamkeit größer. Unſer 
Siakbalten beginnt jchon bei der Berufung der Parlamente. Der deutjche 
keıhstag beruft nur 382 Mitglieder, mit Elſaß— Vothringen wird er nahe an 
"+ fommen. Das minder volkreiche Großbrittannien ijt im Unterhaufe allein, 
0 ohne Die Lords zu rechnen, welde doch bei uns mit im Reichstag ſitzen, 
ra 654 Mandatare vertreten. Noch größer iſt der Abſtand gegen Frant— 
ch, in deſſen Nationalveriammlung auch nad Verluft der deutichen Pro: 
sen no über 700 redeberechtigte Repräjentanten Plab finden. Plan 
at alfo, daß wir die Verſuchung möglichit eng begränzt haben. Gin ver: 
„shender Blick auf die ſtenographiſchen Berichte der verſchiedenen Parla⸗ 
“te würde gleichfalls ergeben, daß die Durchſchnittslänge einer Rede in 
Teutichland kürzer iſt als in anderen Ländern, zumal als in Frantreich. Eine 

‘ge Rede heißt bei uns eine, die eine halbe Stunde dauert, in Frankreich 
nd England eine von 2 Stunden. Der pathetiiche Ton wird bei und nur 
:snahmsmeije angeichlagen.. Gleichwohl hört man viel Tagen über Zuviel: 
sa, und pom deal des auf das ſchlechterdings Nothwendige beſchränkten 
adlichen Gedankenaustauſches wären wir unläugbarer Weiſe noch recht weit 

"ent, wenn ein ſolches überhaupt als erreichbar gedacht werden könnte. ‘Ber: 

sendung gehört zu aller Fruchtbarkeit. Zumeilen wird die Klage laut, der oder 
et ipreche für das Publikum außerhalb des Raumes, zumeiſt für jeine Wähler. 
dieſe Richtung vorhertſcht, ſteht es allerdings übel mit dem Parlamentarismus; 
sie iſt im Ganzen das Symptom einer deſperaten Yage des Redenden. 

“tr auch dieſen Gedantenzug grundjägli verwehren zu wollen wäre ein 

hum. Manchmal ſpricht der Reichskanzler zu den Volksvertretern, aber 
ae Worte find ausichlieglih für die Miniſter einer fremden Großmacht 
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berechnet; und der Volksvertreter, welcher das ſagt, was ſeinen Wählern zu 
leſen Vergnügen macht, thut doch im Grunde nichts anderes, als daß er dieſe 
durch ſeinen Mund reden läßt. In allen dieſen Dingen wird weniger durch 
die Sache ſelbſt als durch die Nichteinhaltung des Maßes geſündigt. Gewiß 
ermuthigt nicht leicht eine berathende Verſammlung ſo wenig den Mißbrauch 
des Wortes als die unſere, denn man muß ihr das Zeugniß geben, daß fie 
weder Aufmerkſamkeit noch Geduld verſchwendet. Es giebt vielleicht kein 
halbes Dutzend Abgeordnete, die nie Allotria treiben, nie frühſtücken, nie 
geiſtesabweſend ſind')y. Man könnte fie beim Namen nennen, und unter 
ihnen dürfte bezeichnender Weife General Graf Moltke nicht fehlen, bezeichnend 
nämlid für den Exnft, mit dem der merkwürdige Dann Alles treibt, was er treibt. 

Bekanntlih hat von jeher und diesmal ganz befonders die Frage viel 
Kopfzerbrechens gemacht: welches die beite Sprechordnung ſei. Früher hatte 
man im Reichstag und Zollparlament die fogenannte Rednerliſte. Das heißt: 
ummittelbar vor Eröffnung der Diskuſſion und während berjelben wurde nad 
alter Ueberlieferung jeder Redner nad) Maßgabe jeiner Meldung bei den 
Sefretären auf eine Liſte verzeichnet, und die Reihenfolge der Meldung entichted 
von vornherein die Reihenfolge des Sprechens. Man bat dies jet dahin 
abgeändert, daß kein Redner ji) voraus melden fann, fondern erſt im Augenblid, 
da die Debatte beginnt oder der Sprechende jich jegt, kann der Redeluſtige 
das nur für den Moment geltende Zeichen geben, dat er dad Wort verlange. 
Es geſchieht dies durch Erheben vom Site. Erheben fi) mehrere zugleid, 
jo it dem Präfidenten überlafjen, aus den Meldenden Einen auszuſuchen, 
und fo jedes folgende Mal, ohne daß eine frühere vergeblich jtattgefundene 
Meldung für das nächſtemal ein Vorrecht gebe etwa vor dem, welcher ſich 
zum erjten Mal erhebt. Man fieht, die Abſicht iſt, die Priorität, welche bei der 
Lifte von der Behendigkeit des Anmeldens abhing, jeßt von dem Dafürhalten 
des Rräfidenten abhängig zu machen. Nach welchem Prinzip joll der Präſident 
bier enticheiden ? Selbſt das iſt nicht feitzuftellen, geſchweige denn die Unfehlbarkeit 
in der Anmendung eines von ungefähr aufzujtellenden Prinzips. So ijt diele 
Neuerung eigentlid eine Duelle von Unzufriedenheit für die Cinzeinen und 
von Qual für den Borfibenden geworden. Nicht mit Unrecht hat man die 
Bemerkung gemacht, daß die Methode, das Wort unter die Fraftionen auf dem 
Fuße der Gleichheit zu vertheilen, eigentlich ein privilegium favorabile für die 
Angehörigen folder Fraktionen bilde, welche wie die des Abgeordneten von Frank⸗ 
furt nur aus einer Perſon beitehen, oder, wie die jozialdemofratiiche, aus zweien, 
und ein privilegium odiosum für die Angehörigen großer Fraktionen, wie bie 
nationalliberale.e Auch ijt zugeitanden, daß troß der fcheinbaren Abſchaffung 
des Anmeldens etwas Aehnliches doch meiter beiteht, und entweder vage 
mündliche Berabredungen einer gewilfen Reihenfolge vorher getroffen werden 
oder fogar ein mehr oder weniger hieroglyphiiches Berzeihnig in der Stille 


1) Der englijhe Brauch verbietet das Lejen von Zeitungen und Büchern im 
Haufe, freilich nicht mit großem Erfolg, aber recht wirkſam dad Umbergeben im 
Haufe während der Teebatten, das freilich bei und auch mit der fchlechten Beſchafſenheit 
der inneren Räume zufammenbhängt. 
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auf dem Büreau erwächſt. Das iſt auch gar nicht anders möglid. So 
bietet eigentlich die neue, Redeordnung alle Nachtheile der früheren ohne 
deren Vortheile. Bei der Rednerlijte war fein Streit möglich, und gemilje 
im gemeinfamen Intereſſe unentbehrliche Abkartungen hatten ſich auch in bie 
Sine einführen laſſen, ohne dag, wie jebt oft der Fall, der Präfident vom 
Ginzelnen mit Klagen beläftigt werden konnte. Auch bei der Rednerlifte 
blieb es nicht aus, daß vor einer großen “Debatte eine Menge von Rednern 
ich jo zeitig meldeten, daß jeder das gleiche Recht auf Priorität hatte. Dann 
mußte dem Buchitaben der Vorſchrift gemäß zur Ausloojung der Reihenfolge 
geihritten werden; doch half mgn ſich unter den Parteien und im Schooße 
der einzelnen Parteien durch gegenfeitige Berjtändigung, deren Rejultat ala 
„Borreftur des Zufalls“ im nterefje des gemeinen Wohls in die Verloojung 
einfloß. Die Rednerliſte hatte noch einen anderen Bortheil. She das Haus 
Shluß der Debatte votirte, wurde ihm die Liſte der noch eingejchriebenen 
Redner vorgelegt, es konnte von deren Beichaffenheit abhängen laſſen, ob es 
das Thor zumachen wolle oder nit. Das ift jet nicht möglid. Die 
niftion verlangt, daß Niemand wiſſe, wer ji) noch gemeldet habe. Vordem 
hatte ein Abgeordneter, der nicht zu Worte kam, wenigitens die Rechtfertigung, 
dab er auf der Liſte jtand und jeinen Committenten beweijen Tonnte, ohne 
den Schluß hätte er ihre Anjicht noch zum Ausdrud gebracht. Auf der 
andern Seite hat der Schluß nad Verlefung der no zum Reden Angentel: 
dten für dieje etwas Empfindliches. Alles was mit dem Abjchneiden der 
Tebatte zuſammenhängt, verdient mit Wichtigkeit behandelt zu werden. 
Tenn einerfeits hat die Verfügung des Schluffes, fo lange noch Mitglieder 
iprehen wollen, eimas Gemaltthätiges und muß als ein ausnahmsmweiie 
trenges, ja in gewiſſem Sinne ungerechtes Verfahren betrachtet werden (in: 
oem es den einzelnen Mitgliedern mit verjchiedenem Maße das Recht 
der Redefreiheit zumißt); andrerieits macht der Reichstag einen jehr aus: 
gieigen Gebrauch gerade von dieſem Vorbehalt. Es giebt in jeder der 
verihiedenen Parteien immer Mitglieder von einer gewiſſen ungeduldigen 
Xaune, die ſich gern mit einander fonzertiren, un der Redeſeligkeit den 
Garaus zu machen, und auch diefe Art von vertilgender Sperlingsthätigkeit 
iiter unverfennbare Dienite gegen unmäßigen Zeitverbraud. Es find 
namentlih tie alten parlamentarifhen Routinier, melde wie alte Richter 
riht gern viel Federleſens machen. Das führt denn mandmal zu Xergernifjen. 
Als bei der zweiten Berathung über die Dotationsfrage jich die Fort— 
\ritspartei mit Recht beflagte, daß der Schluß votirt worden, ehe aud 
aur Einer der Ihren zu Worte gelommen jei, erwiederte Präfident Simſon 
an einem feiner glüdlichen Impromptus: „Meine Herren, wenn Sie dem 
vorbeugen wollen, müfjen Sie entweder die Rednerlifte wieder einführen oder 
it Methode des Schlußvotirens abjchaffen, eines von Beiden.” Trotzdem 
zöhten wir nicht rathen, ſchon jekt die eingeführte Neuerung wieder zu ver: 
nen. Cie ijt noch zu kurze Zeit im Gange, um ihre Proben abgelegt zu 
baden. In dergleichen praftiihen Anordnungen muß fi eine Körperichaft 
»e der Einzelne erit einleben, ſo zu jagen: einfahren. Dann finden ſich 
"der Zeit auch ſchon die Heinen Handhaben und Nebenmwege, mitteljt deren 
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man fi) den Unzuträglichkeiten entzieht, und ehe eine Einrichtung diefer Probe 
unterworfen ift, jollte nicht endgültig über fie entichieden werden. Die jetige 
Redeordnung ijt, wie das Meiſte unjeres Geichäftsgangs, dem engliſchen Unter: 
hauſe abgejehen. Dort ijt übrigens die Priorität der Anmeldung zum ort 
als maßgebend zwiſchen mehreren ſcheinbar gleichzeitig ſich Erhebenden in einigen 
Entſcheidungen anerfannt worden, wenn aud) feine geichriebene Rednerlüte 
geführt wird. Im Ganzen beftimmt im Unterhauje das Gros der Ver— 
jammlung mehr als der Vorſitzende (Sprecher) die Reihenfolge der Redner. 
Schon die Art der Anmeldung erleichtert das. Im Unterhaufe fiten bekanntlich 
die Mitglieder mit dem Hut auf dem Kopf, mie e8. denn in England und 
auch theilweije in Frankreich keinem Menſchen einfällt, in einem öffentlichen 
Lokale, Kaffeehaus, Kontor u. dgl. das Haupt zu entblößen. In Deutſchland 
entwickeln wir in dieſem Punkte noch viel chineſiſche Pedanterie. (Das gab 
viel Scenen in den franzöſiſchen Wirthshäuſern der eroberten Gebiete, wo ein 
weltunerfahrener Lieutenant oft Spektakel anfing, weil er meinte, die Leute 
behielten blos aus Trutz gegen ſeine Perſon die Mütze auf dem Kopf.) Nur 
wer das Wort ergreift, entblößt ſich im Unterhauſe, und daher beſteht das 


Signal der Anmeldung darin, daß man ſich erhebt und den Hut abnimmt. 


Das ijt dann nicht zu überjehen. Erheben fich mehrere zugleich, ſo gibt das 


Haus durch Zurufen und andere Zeichen zu erfennen, wen ed für den Bat: 


berufenen hält, und ertheiltt das Wort jo zu jagen per Afflamation. In 


äußerten Fällen kommt es da manchmal zu förmlichen Abjtimmungen über 


die Frage, wer von mehreren gleichzeitig Angemeldeten ſprechen Toll. 
Im engliihen ‘Parlament giebt es teine Rebner:Tribüne, und unſere 


gern jenem Borbilde folgende Weiſe jucht jih auch mehr und mehr der Tribüne 


zu entwöhnen. Das hat viel für jih, wie alles, mas die Natürlichkeit der 


Verhandlungen fördert. Unſere Abgeordneten find beinah alle dahin gekommen, 
nur von akuſtiſchen Rüdjichten gezwungen den erhöhten Standort zu befreien, 


der in einem gut afuftiich gebauten Saale (freilih noch ein phyſikaliſches 
Geheimniß) jehr bald ein ganz überflüffiges Möbel würde. Mean kann auch 


vom Play aus mit ergreifender Wirkſamkeit jprechen, dafür fehlt es an 
Beilpielen nicht. Nur gehört mug man werden! Im Ganzen treiben unjere 
Mitglieder fi) zu viel in und außer dem Saale umher. Das kommt zumeilt 
von der Unbequemlichkeit der Plätze. Gin gebildeter Menich, der 5 Stunden 
auf derielben Stelle aushalten joll, mug Echreibzeng neben jich haben, d. h. 


er muß die Mittel haben, Tleine jchriftlihe Geichäfte zu erledigen, welche 
dringlicher Art find und doch meiltens ihm nicht hindern, noch den größten 
Theil jeiner Aufmerkiamteit den, was um ihn vorgeht, zu widmen. Gin alt- 
erfahrener Parlamenter äußerte einmal, es gelinge ihm nur dadurch, ſtets den 


Rednern zu folgen, daß er gleichzeitig jich irgend eine untergeordnete jchriitlice 
Beichäftigung made. Statt defjen haben unjere Abgeordneten jekt eine 


unbrauchbare Klappe vor ji, die nicht für ein Schulfind ausreichen würde, 
und müſſen fie einmal etwas jchreiben, jo jind fie gezwungen, jih an em 


äußerftes Ende des Hauſes zu begeben, wo die Debatte für jie verloren 
geht. Aber wir find in Deutichland und namentlid in Norbdeutichland in 


der nicht unheilſamen Anſchauung erwachſen, daß es eigentlich vom Uebel je, 
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üh das Leben ausgeklügelt bequem zu machen. Als Jemand einem Mitglied 
der Commiſſion für den Bau eines neuen Parlaments bemerkte, er möge 
doch dafür jorgen, daß jeder Sit eine Schublade und ein Schreibzeug enthalte, 
ward ihm die Antwort: „Warum nicht gar, etwa auch nod eine Hängematte 
und eine Kaffeemajchine dazu!“ Ein Amerifaner hätte auch das vielleicht nicht 
von ji gewiejen. Als der Antrag geitellt wurde, man möge den Verkauf 
der Poſtmarken auch in die Kaufläden verlegen, wo fie aller Orten und 
Stunden zugänglich jeien, empörte fi) das fittliche Gefühl eines rigorojen 
Tolinfers gegen diejen Wunſch nach Bequemlichkeit. Wer nicht im Schweihe 
lines Angejihts bis aufs Poitamt laufen will, riecht nad dem Gcheiter- 
haufen. — Kin andrer noch viel mächtigerer Feind als dieſer negative Bol 
der Sitzesunbequenilichkeit iſt der pojitive der Frühſtücksattraktion. Wer 
eiwas durchſetzen will hüte jich, um die Stunde zwiſchen 12 und 1 an's Wort 
‚u fommen, namentlih wenn kurz ver 1 irgend ein feflelnder Redner ge- 
iproden, der die Ohren und Mägen der Hörer bis ein wenig über die Stunde 
binaus bezwungen hat. Das lebte Wort diejes Glüdlichen ift dann das ' 
Zignal zu einer allgemeinen Flucht. Es dürfte ich empfehlen, wenn immer 
thunlih, die Sitzungen erjt nah 12, d. 5. nad abgethanem Gabelfrühſtück 
su beginnen, wie in allen anderen Narlamenten, denn wir Deutiche jind 
‚war im Punkte des Eſſens nicht überfeinert für das Einzelne, aber um jo 
gewiſſenhafter für das Ganze. 


IV. Bas Sraktions- und Parteileben. 


Es it immer das Zeichen eines niedrigen Standpunftes, wenn Die 
terihiedenheit der Sinnesart und Meinung die Geſtalt perjönlicher Bösartig- 
tr und Feindſchaft annimmt. Denn es liegt ein pigchologiih unbegründeter 
Lerdacht, aljo ein Mangel. an freiem Denken zu Grunde, wenn Jeder meint, 
st Andre urtheile aus Niedertracht nicht wie er. Je höher eine Berjamm: 
lang menſchlich und politijch fteht, deito anjtändiger und liebenswürdiger werden 
de wechſelsweiſen Beziehungen der Mitglieder unter einander jein. Es war 
bezeichnend für eine gewiſſe politifche Richtung, wenn nad der erſten Seilion 
an Abgeordneter, indem er feinen Wählern Rechenichaft ablegte, e3 als einen 
Triumph feiner perjönlichen Leberlegenheit ſchilderte, daß ihm jeine Collegen 
06 der Siolirtheit jeines Programms im gewöhnlichen Xeben mit der ge: 
Schnlihen Achtung behandelt hätten. Offenbar batte er es ſich jo gut nicht 
dorgeſtellt. Vormals waren aud im preußiichen Landtage die Dinge nod 
runder eben gemejen als jet. Noch in den fünfziger Jahren und bis in 
> Gonflittszeit hinein fiel es einem Xiberalen kaum ein, ein menichlic) 
Wort mit einem Junker zu wechſeln, oder umgekehrt, und es ward ale etwas 
zanı unerhört Verſöhnliches angejehen, als einmal bei einer ganz außerordent- 
hen Gelegenheit Mitglieder der verichiedenen Parteien an einem gemeinjamen 
atitmahle teilnahmen. . Man erinnert fich, wie nicht jelten Gartelle aus den 
erhandiungen bervorgingen. Wenn das jetzt viel anders gemorden iſt, 
'd muß man freilih auch einen Theil auf Rechnung der Ausgleihung ſetzen, 
ide die Zuſtände ſelbſt herbeigeführt haben. Die Zuftände und Gin: 
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rihtungen des Reichs haben eine mittlere Temperatur hergeſtellt, die Gegen: 
ſätze an den Ertrenitäten bedeutend abgeſchwächt. Jeder Politiker von einigem 
Beritand fühlt, daß es ſich nicht mehr um das Entweder⸗Oder der Herrſchaft 
einer abfoluten Richtung handelt, fondern um den Einfluß, den jede noch auf 
die mittlere Zone auszuüben vermag. Doch fommt ein Theil der Beſſerung aud 
von der höheren politiichen Reife und Abjchleifung der Sitten ber. Denn 
an seuereifer und Unduldjamfeit fehlt es bekanntlich der ultramontanen Partei 
nicht, und dennoch hat fi das menichliche Zutammenleben mit ihren An: 
bängern grade jo bezähmt und mild geftaltet, wie mit allen Anderen. Es 
ijt überhaupt der auögleichende Einfluß dieſes Reichsſstages (darunter jind aud 
der norddeutiche und das Zollparlament bereits inbegriffen) auf die Sitten der 
Nation nicht zu unterihäten. Dies einzige Haus, in dem Lords und Com: 
moners verichmolzen find, muß ein Wejentliches beitragen zur Durchbrechung 
aller Standes: und Berufsfchranfen, zur demokratiſchen Nivellirung der Gelell: 
ichaft unter Gleichgebildeten. Es kann auf unſre Sitte (und was entichiede mehr 
als diefe?) nicht ohne Einfluß bleiben, daß, im Gegenſatz zu bisheriger Lebens: 
weile, Prinzen von Geblüt, Träger der hochklingendſten Namen, ruhmgekrönte 
Feldherren in die Schranken binabiteigen, mit dem eriten beiten GSterblichen 
um Sieg oder Niederlage im Wahlkampfe zu ringen; daß fie neben und mit 
ihm auf dem parlamentariihen Raum in der abjoluteiten NRechtögleichheit ic 
bewegen und jchließlih die Superiorität von Kenntniſſen und Talenten als 
das allein Ehre und Stellung Gebende anerkennen lernen auf diefem Gebiete, 
in melden überhaupt einen Platz einzunehmen fie ſchon eifriges Bemühen 
einzujeßen nicht verſchmähen. Wer vorwärts biidt, gewahrt noch mandhes 
Stüd Wegs, das wir vor uns haben, aber es ift auch billig und nüßlich, 
dag man rüdmwärts blide, und da ergiebt es ſich, daß wir doch auch ein gut 
Stüd überwunden haben. 

Als der Reihstag zuiammentrat, konnte man vielfach den Gebanten 
ausiprechen hören, dag die neue Ordnung der Dinge wohl aud neue Partei: 
bildungen aus jich erzeugen müßte, nicht neben den alten, jondern aus den 
alten und vermöge Umarbeitung und Umgießung derjelben. In der Theorie 
ließ fih vieles für eine ſolche Theſe aufſtellen. Manche Poſition, welche 
as vornehmliche Ziel einer ganzen Parteiftrategie gemwejen, war erftritten, 
verlangte aljo feinen Kraftaufwand mehr, andere Pofitionen waren jo definitiv 
verloren, daß an ihre Bertheidigung nicht ferner gedacht werden konnte. 
So waren für verichiedene Lager Gegenſtände des Angriffs verſchwunden, 
Kräfte überichüfjig geworden, und die Kehren, welche aus einer großen Zeit 
zurüdblieben, mußten, To bieß es vielfach, die kleinlichen Differenzen auflöien 
und die großen Ziele zum verjühnenden Mittelpunkt neuer anjehnlicher Grup: 
pirungen machen. Die Einen jahen im Geiſte das Alles ſich in eine breite 
und mächtige liberale Strömung ergießen; die Anderen dachten vielmehr an 
eine Schule der hohen Politik, welche, mit alten Parteiüberlieferungen brechend, 
der fruchtbaren Empirie des großen Staatsmannes, den man von Neuem 
hatte anerkennen und bewundern lernen, ſich möglichſt veritändnikvoll anpailen 
jolle, auch in der Abficht, ihm im Intereſſe feiner liberalen Fortentwicklung 
das Yeben von der liberalen Seite leicht zu machen. Galt es nun der einen 
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oder der andren dieſer Kinbiegungen, der nad) links oder der nach rechts: 
aus beiden Vorausſetzungen folgte mit gleicher Nothmendigfeit, daß man fich 
aud der Führerfchaft gewiſſer Perjönlichteiten entzog, in melden die alten 
Anidauungen und egrierichaften unvergepbar verkörpert waren und gegen 
die bei diefer Gelegenheit einen gelinden Oftrazismus zu üben man aus 
allerhand menſchlichen Beweggründen grade nicht als ein Unglück empfinden 
mochte. Aus allen diefen tief und weit angelegten Plänen ift nichts ge= 
worden, und zwar auf ſolche Weile, dag man ruhig jagen kann: fie find 
an der Natur der Sache ſelbſt geicheitert, das überfommene Parteigefüge hat 
nd dur das Schwergewicht jeiner eignen Dajeinsgründe ala eim berechtigtes 
und unvermeidliches bewährt. Es ſpricht für die Gefundheit unferer Ver⸗ 
baltniſſe, daß man eine parlamentariſche Verſammlung nicht nad) einer im 
Kabinet ausjtudirten Geometrie neu parzelliren und zulammenlegen kann. 
Jeder Abgeordnete iſt ein kombinirtes Produkt ſeines eignen Naturells mit 
dem Naturell ſeiner Wähler; je nach ſeiner Verſtandes- oder Charakterſtärke 
wird das eine oder das andre Element mehr Uebergewicht in ihm beſitzen, aber 
das gemeinſame Reſultat beider‘ und nicht irgend eine noch fo kluge Reflexion 
Did in der Regel das Ausichlaggebende für den Standort jein, den er in 
aner politiihen Körperichaft einnimmt. Noch vergeblicher wäre das Bemühen, 
nem Unberechenbaren, wie dem Reichskanzler, fih an die linfe Hand an- 
muuen zu wollen, und gar mit dem ftillen Vorbehalt durd) das Gelöbniß 
mer Liebe ihn heimlich unter den Pantoffel zu bringen. Vertrete nur jed- 
Teder feine eigne Ueberzeugung und feine gute Sache; wer für einen Starfen 
'xgen will, macht ſich zu deſſen Spielwert. 
Wenn die Saden fich jo, wie hier geichildert, verhalten, jo ergoflen fi 
n den Ruf nach der Nothwendigkeit neuer Parteibildung ſchon zu verichieden: 
mge Triebe und Voritellungen, um ein Ganzes daraus geitalten zu Fönnen, 
don jo viel oder gar von mehr innerem Zuſammenhalt und innerer Gleich: 
mgfeit, als eine der bereits beftehenden anjehnlichen Fraktionen. Miklang 
sttigens der Verſuch in jeinem großen Vorſatz, fo iſt er gleichwohl nicht 
set Zahe fondern nur dem Zeitpunkt und den beiondern Abfichten nach als 
“runglüdt anzuſehen. Vielleicht vollzieht ſich's ſpäter einmal von ſelbſt ohne 
untlihen Vorbedacht als das natürlihe Rejultat im Stillen entwidelter Zer: 
tungen und Neubedürfniſſe. Indeſſen auch jener erſte Verſuch ift nicht 
rcerlos vorübergegangen. Als Andenfen und Nachwirkung defjelben iſt die 
ıftion ftehen geblieben, welche fi) den Namen der „liberalen Reichspartei“ 
üble hat; einer Anzahl Baufteine, Grundpfeiler und Rüftitangen vergleich- 
:ır, die herangeführt worden, um einen mächtigen Palaft aufzurichten, und die 
:nitmeilen an Ort und Stelle unter einem provijoriichen Obdach verwahrt 
ren zur Erinnerung an eine großartige Abſicht und ohne Verzicht auf 
tige Wiederaufnahme. Der Vorübergehende vermweilt und bewundert. Da 
: freitonjervativer Schaft, dort ein fortichrittliches Architrav, neben einer 
nen altliberalen Frieſe ein nationalliberaler Bogen; das müßte wohl ein 
tliher Bau geworden jein, wäre nur ber Architekt zur Stelle, Einem 
a urſprünglichen Plan des Ganzen zu erklären! Dürfen wir nad dem 
men und Sonſtigen urtheilen, jo ging die Abſicht vor Allem darauf, dem 
2 Dolgendorff, Jahrbuch J. 12 
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Einzelnen in. dem Ganzen möglichſt viel Spielraum zu laffen, weder auf 
eigne noch auf jonft eines Meeifter Worte zu Ichwören und durch Angrenzuug 
an viele andre Traftionen auch zur Ausgleichung. zwiſchen Vielen zu 
dienen. Der Kardinal Reb, dem es an Unternehmungsluft nicht fehlte, hatte 
fi) zum Grundſatz gemadt: C’est aussi prendre un parti que de ne pas 
en prendre, und dieje Deviſe möchte wohl, freundlich ausgelegt, vorerit die 
ber liberalen Reichöpartei fein. 

Grade das Umgelehrte gilt von der andren neuen Partei, dem jogenanunten 
Centrum. Wird dort an Klarheit, Einheit und Entjichiedenheit Etwas ver: 
mißt, To ift das Alles bier im Uebermaß vorhanden. Wenn hier Etwas 
räthjelhaft ericheint, fo ift es die unnöthige Schärfe, das ungejtüme, jede 
Borficht verachtende Sturmlaufen. ine merfwürdige Erſcheinung auf dieier 
Seite und bis zur Stunde noch nicht ganz aufgeflärt. Bei den Wahlen 
vor, wie bei den erften Verhandlungen in dem Reichstag dasjelbe unbedachte 
Drauflosgehen mit offenem Viſir und Borausanfündigung von Endzielen, die 
man als legten Trumpf im Hinterhalte wohl ahnen laſſen, deren Eingejtändnik 
aber nur abſtoßend auf viele Freunde, herausfordernd auf alle Gegner würden 
mußte. War denn im Rathe der Schlangen beichlofjen worden, day diesmal die 
Klugheit vorjchreibe, unklug zu thun, und daß man nicht die Taube, jonden 
den Eber zum Sinnbild nehmen müfje? Beinahe möchte es fo jcheinen. Biel: 
leicht ward hier ein Fehler begangen, aber ſicher nicht aus Mangel an Ueber: 
legung. Nöthigt Ichon die fprichwörtlihe umfichtige Schlauheit der Yeitung 
zu der Annahme, daß ein reiflih überbadter Plan zu Grunde lag, jo lükt 
fih daran nicht mehr zweifeln beim Anblid der Uebereinftimmung, mit der 
gleichzeitig überall genau diejelben Stichwörter verfündet wurden ohne Rück- 
fiht auf Verjchiebenheit von Zeit und Ort. Welchen Erfolg verſprachen ih 
die Verfaſſer des ultramontanen Programmes davon, dag ſie, nach kaum 
wiederhergejtelltem Frieden mit Frankreich, eine bewaffnete \ntervention zu 
Guniten des Papites in Stalien beanjpruchten? Welchen Beifall erwarteten fie 
für das Begehren nad Abihaffung der Eivilehe in Ländern, welche, wie die 
Rheinprovinzen, ſeit achtzig Jahren mit Liebe an diefem Inſtitut hingen? 
Welche praftiichen Gedanken endlich waren verbunden mit dem Gegenentwuri 
zu der von allen andern Fraktionen vereinbarten Adreſſe an den Kaiſer, den 
das Centrum für fich allein ausgearbeitet und eingebracht hat? Er unteridied 
fi von erfterem dadurch, daß er den Grundjah der Nichteinmijchung in die 
inneren Angelegenheiten andrer Nationen, welder dort in edler Form, zum 
Ausdrud kam, gänzlich unterdrüdte. Olaubten die Ultramontanen, der erſte 
deutſche Reichſstag werde dieje ihre Formel annehmen und dadurch mit einer 
Kriegserflärung gegen das ganze Europäiſche Völkerſyſtem debütiren? Wenn 
nicht, was war dabei ind Auge gefaßt? Bei diefem Anlaß wie bei dem Feld⸗ 
geichrei zu den Wahlen konnte nur Eine Abſicht vorwalten: heftigen Wider: 
ſpruch, Leidenichaft, Kampf und Aufregung hervorrufen. Nur jo ift das ganze 
Verhalten zu erflären. Won der Unfehlbarfeit an bis zur Reichstagsadreſſe 
geht nur Ein Syitem durch die Prozedur der Elerifalen Führer: aller Welt 
und jelbft ihren eignen gemäßigten Anhängern vor den Kopf ſtoßen! Bei 
der Einheit diejer Abſicht kann auch nur das einheitliche Motiv zu Grunde 
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liegend gedacht werden, daß der religiöfe Fanatismus am ‘beiten durd Appell 
an die groben Leidenjchaften genährt werde. Die jejuitifche Politik in ihrer 
einen Menſchenkenntniß hat auch hier wahrſcheinlich das Nichtige heraus: 
gefunden. Im gemäßigten Kampf mit den Waffen des Verftandes muß der 
Aberglaube den kürzeren ziehen. Seine Hoffnung auf Sieg beruht nur auf 
dem blinden Fifer, der durch heftiges Getöje und wilde Verwirrung angefadht 
wird. er die Operationsmweije der ultramontanen Führung bei den Wahlum: ' 
trieben auf dem Lande gejehen hat, ijt beinah jeden Zmeifels darüber ledig. Appell 
an die rohiten Triebe, an Haß und Vorurtheil, an die grobjinnlichiten Boritel- 
lungen war auf die Tagesordnung geſetzt. Wollte Einer aus einer katholiſchen 
Gemeinde auch nur jo weit jeine Gefinnung wahren, daß er, eingejchüchtert, 
lieber gar nicht ftinmmte als mit dem Haufen, jo nahm ihn der Pfarrer vor. 
„Tu willſt alſo nicht für unſren Herrn Jeſus ſtimmen?“ war die übliche 
Formel in Schleſien wie am Rhein. Dffenbaren Zwang oder moraliſchen aus⸗ 
‚üben ſcheute man ſich nicht im Geringſten. Laſſallianiſche Hebereien wurden 
cbenio gut verwandt wie Laſſallianiſche Knüppelmethode; wo das nicht anging 
iete ſich auch manchmal der Pfarrer an die Wahlurne oder vor das Gemeinde: 
baus, ein andermal ward ein improviſirter Altar dazu aufgeichlagen; Weiber, alte 
und junge, Schulkinder wurden ins Gefecht entiandt. Es liegt klar zu Tage, in 
allen Anordnungen der römiſchen Politit von der Proklamation der unbefledten 
Empfängniß bis zu dem deutihen Wahlprogamm ijt als Marime feitgehalten, 
dak durch möglichft paradore, anmaßende, Verſtand und Gefühl beleidigende 
Aniprühe ein heftiger Kampf entzündet werben müſſe. Nur indem man 
Furopa in die Nacht zelotifher Wühlereien um dogmatiſcher Abfurbitäten 
willen Binabjtürzte, hoffte man bie flerifale Führerſchaft emporzuheben. Iſt 
ud in letzter Inſtanz von dieſen Machinationen für den Fortgang der 
deutjchen Kultur nichts zu fürchten, jo muß man einräumen, daß ihr gelungen 
tt, ſo jiegreich als nur immer denkbar war, eine formidahle Stellung auf der 
Rüdzugsbewegung gegen den Zeitgeiit zu erobern. 

Als der Krieg ausbrah und je mehr er eine jiegreiche Wendung nahın, 
wophezeite Die Kluge Kannegießerei den politiihen Rückſchritt, den Cäſarismus, 
den Triumph der Reaktion in Wahlen und Gewählten. ber das liberale 
Element ging in träftiger Ueberzahl hervor und nie war die äußerſte Rechte 
io zahm und vefignirt wie in dieſem Reichstag. Dagegen jollten wir mit 
emem Zuwachs kirchlicher Reaktion auf allen Gebieten bedacht werben. Die 
Irthodorie aller Farben macht ſich die Inkonſequenzen des weltlichen Regiments 
weidlich zu Nuten, welches ſich hartnäckiger als je daran klammert, theologiſche 
Korſtellungen ſtatt der ſittlichen zur Vorausſetzung des Staatslebens zu machen. 
Wer die Konfeſſionsſchule will, will die (Erziehung durch den Priefter, und 
nenn der Priefter wie heutzutage auf den kirchlichen Hader angewieſen iſt, 
'o erzieht er fanatiihe Wähler. Damit iſt der Kreislauf vollendet, und ohne 
een Zauberkreis zu durchbrechen kommen wir nicht aus der geiftigen Re: 
ıtrıon heraus, mögen auch nod jo viel Briefe Hin und hergeichrieben werden. 
Sa all dem können wir zu unfrem Troſte jagen: der ganze- "Angriff iſt doch 
ur die Epiſode eines Rückzugs. 1866 und 1870 waren zwei der roma= 
"ihen Welt verhängnißvolle Jahre. Beide Kriege waren in letter Inſtanz, 

12* 





180 VI. Die erjte Siyungsperiode bes erjten Teutichen Reichstags. 


wenn auch vielleicht ohne Willen und Willen der fiegreihen Lenker, gegen 
die ultramontane Herrichaft gerichtet. Drum mit Recht erhebt fie jih mit 
der ganzen Macht der Verzweiflung gegen das neue deutiche Reich, und darum, 
wenn diejem die Jugendkraft einwohnt, die wir glauben, wird jene fallen 
über kurz oder lang, und mit ihr auch der lutheriihe Papismus. 


Zweiter Theil. 


Mangelhafte Friedensbereitſchaft: ſo könnte man es nennen, was als Quelle 
endloſer Klage von Anfang bis zum Schluß die Betrachtungen der Unzu— 
friedenen nährte. Vergeblich hatte die Thronrede das Prävenire übernommen, 
vergeblich die Adreſſe an den Kaiſer Ablaß ertheilt mit den Worten: „Es 
überraſcht nicht, daß der Krieg die Vorarbeiten der regelmäßigen Geſetzgebung 
verzögert hat.“ Immer und immer kamen doch dieſelben Beſchwerden wieder. 
Konnte nicht das eigne in der Adreſſe gemachte Zugeſtändniß abgeläugnet 
werden, ſo lebte doch der Vorwurf wieder auf in Geſtalt der Mißbilligung 
gegen die verfrühte Einberufung des Reichstags, welche zu langgeſtreckten 
Pauſen nöthigte um Zeit für die Ausarbeitung nachhinkender Vorlagen zu 
gewinnen. Dieſe verdrießlichen Ausbrüche ſind unſchwer zu verſtehen im 
Munde eines Abgeordneten, der, dritthalb Monate der Heimath, den Ge— 
ſchäften entriſſen, viele Tage mit ungenügender Leiſtung und unter Witterungs 
einflüſſen verbringt, welche die an ſich ſchon ſchwächſte Seite der deutſchen 
Hauptſtadt diesmal in ganz unerhört kaltem und unfreundlichem Lichte er: 
ſcheinen ließen. Und dennoch iſt hier der Anſpruch der Reichsbehörden aui 
Nachſicht größer, als von der Gegenſeite das Recht auf Beſchwerde. War es 
nicht natürlich, mar es nicht im tieferen politiſchen Sinn und Intereſſe un: 
vermeidlich, ben erften Neichötag des neuen Deutſchlands als die leib: 
baftige Verwirklichung von deſſen beitem Theil zum eriten Friedensglocen 
klang einzuberufen? Und ſelbſt wenn darin ein Fehler gelegen, jo wäre er 
mit der beiten Abjiht begangen worden. Es war aber fein Fehler. Ta 
erite Reichstag konnte nicht, falt und matt und abgejtanden, ſpät angezogen 
tommen, Wochen und Donate, nachdem das öffentlihe Bewußtſein den glor: 
reihen Abſchluß der großen Entjcheidung einregiftrirt und zu den Alten ge: 
legt hatte. Der Reichstag mußte dabei jein, um der ganzen Nation, um 
feiner felbft, um des ewigen Andentens willen. Manche, das zugebend, waren 
der Anficht: jo Hätte man ihn bald darauf wieder entlajjen follen. Auch 
ein ſolches bloßes Paradiren hätte feine bereditigten Kritifer gefunden. Ws 
war eben, wie immer, unmöglid, allen Bedingungen des Guten auf einmal 
gereht zu werden, und jo wie's gemacht wurde, war's noch am beiten. 
Das Uebel, das feiteren Grund zur Klage giebt, es ſitzt viel tiefer. Tem 
Reich fehlt noch die Reichsregierung. Der Präfident des Bundeskanzleramtes 
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it der einzige Würdenträger, um deſſen Zeit und Kraft nicht das deutliche 
Rah ih zu ftreiten hätte mit dem Preußiichen Staat. Die Aufgabe für 
Verfafiungszuftände, welche aller Berufung auf gefchichtliche Präzedenzfälle 
oder theoretiiche Staatsrechtägrundfäße fpotten, den gejeglihen Ausdrud bis 
in die kleinſte Einzelheit des praftiihen Lebens hinein zu finden, Tönnte 
icibit einem fertigen, reichlih mit Perſonal auögeftatteten Minifterium des 
deutihen Kaiſerreichs Schreden erregen. Und nun gar, da Alles auf zmei 
Augen fteht, die überall zugleidy fein wollen und follen! Die Klagen über 
mangelhafte Bereitihaft der Vorlagen werden nicht verftummen, wenn auch 
ne Entichuldigung der Krieggzeit bejeitigt jein wird. Sie werden nicht auf: 
hören, bis dag ein Reichsminiſterium gejchaffen ift, welches, mit allen per: 
tonlihen Mitteln ausgerüitet, ji der Geſetzgebung und der Verwaltung 
des Reichs durchgreifend und umfallend zu bemächtigen hat. Manches wird 
natürlid) dabei auch eingebüßt werden. Denn die Vortheile, welche der Cine 
und untheilbare Kanzler bietet, mit jeiner originellen Auffaſſung „der Dinge, 
ſeiner feinen Beweglichkeit, jeiner immenjen Wutorität bet Handhabung der 
noh jo chaotiſch und doc jo empfindſam gearteten Wechtelverhältniffe zwiſchen 
Tölfem und Fürſten, dieje Vortheile werden dann auch zumeilen vermißt 
werden. Es darf nicht ſchlechthin als Ausflug unbehandelbarer Yaune und 
(igenmächtigfeit aufgefaßt werden, wenn der Schöpfer diefer Dinge ungern 
auh nur einen einzigen Faden der Fühlung feiner bald loſe nachgebenden, 
bald ſtramm anzichenden Finger entgleiten läßt. Gar ſchwierig ijt es ja, das 
Spiel der Kräfte zwiichen dem Einfluß der Perfon und der Einrichtung ing 
wahre Gleichgewicht zu jegen; gar ſchwierig, dauernde Regeln dafür zu machen, 
m Zonderbeit beim Zujammentreffen außerordentlicher Zuftände mit außer: 
srdentlichen Menſchen! Es giebt in der Pragmatif der großen Geſchäfte 
mei leitende Marimen, die vielleicht gleich berechtigten Anſpruch auf Geltung 
haben. Die eine Marime jagt: Nur was du felbit thuft, iſt ficher und gut 
gethan; Die andere drängt fich ebenjo unabmweisbar auf mit der Lehre: Thue 
nichts, was du fannit durch Andre verrichten laflen, denn das Gegentheil it 
Raub an deiner Zeit, an deiner Freiheit des Ueberichauens und Weber: 
denfens, welche unentbehrlich find zur Leitung eines Ganzen. Zwiſchen beiden 
Marximen die richtige Linie zu halten, das ift die Kunft der glüdlichen Füh— 
ung in allen großen Aufgaben des praftiichen Lebens. Es hieße ins Bio— 
grapbiiche hinüberichweifen, wollten wir prüfen, in mie weit das Reich der: 
malen in dieſem Betreff fich feiner oberften Leitung zu freuen oder zu be: 
Hagen Hat. Nur Eins bleibt unabweislich feititehen: jo kann e8 auf Die 
Yinge nicht weiter gehen, und je fchwerer e3 fein mag, die heroiiche Epoche 
des individuellen Berdienites in die alltägfihe der heilſamen Inſtitutionen 
nüberzuführen, deſto lauter ergeht an eine große Kraft das Gebot, ſich diefer 
Auigabe zu unterziehen !). Es läßt ſich nicht verfennen, daß einige der 


ı) lan vergleiche hierzu Die jehr interefjanten Verhandlungen des Nord: 
utichen Reichstags über den Antrag von Tweſten und Graf Münſter über (Fin: 
chrung von Reichsminijterien, bejonders die Reben ber Abgeordneten Tmeiten und 
'ısfer und Die bed Kanzlers (1868). 
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Geſetzentwürfe, welche diesmal vor den Reichsſtag kamen, ben vollen Grad 
innerer Reifung nicht erlangt hatten, namentlich im wichtigen Punkt der prat: 
tiſchen Gonjequenzen, welche im Lauf der Dinge aus den legalen Neuerungen 
folgen würden, nicht im Stande waren, dem Auge der Berathung die Arbeit 
fharfen und weittragenden Vorausdenkens zu bieten. Wo aber hier die Por: 
arbeit unzureichend ijt, wird fie nur ſchwer mitteljt der raſch dahinfliegenden 
Berathung ergänzt. Daher. ift auch ein zmweifaches Gefühl der Unbehaglichfeit 
nad Abſchluß folcher Geſetze zurüdgeblieben: das eine, dag der Reichstag im 
Verhältniß zu feinem Beruf und feiner Anftrengung wenig ab⸗ und zuzuthun 
wagte, das zweite, daß er jelbjt von dem realen Ruben der fanktionirten 
Neuerungen fein Elares Bild zurüdbehielt. Vielfach ward der Gedanke laut, 
was bier noth thue, jei ein Staatsrath, und das Richtige mag damit ge: 
troffen jein. 


, I. &lsass-Zothringen, 

Dat Kaifer und Reich neu erjtanden, war das Zeichen der Zeit, aber 
noch ergreifender, bedeutjamer und unerhoffter ıwar die Rückkehr der lang 
verlornen Provinzen zu Deutſchland. Darum nun als Thatbeitand in das 
Geſetzbuch einzutragen, was vor „Jahresfriit noch höchſtens wie ein verſchwim— 
mendes Traumbild vor dem Blick in unberechenbare Zukunft geſchwebt haben 
durfte, erihien dem Gefühl, weil es ein jo aufßerordentliches Erlebniß mar, 
auch als eine auferordentlihe Aufgabe. Mit feierliher Empfindung jahen 
die meijten Abgeordneten den Moment dieſer großen Tagesordnung herauf: 
rüden, tief durchdrungen von dem Pflichtgebot, fi, wenn je, diesmal im 
Suden nad der beiten Löſung den Kopf nad Kräften zu zerbrechen. Doch 
anders war es im Rath des Reichskanzlers bejchloffen. it er überhaupt 


fein Freund von umftändlichen Satungen für die Ewigkeit, jo famen diesmal 


alle Gründe praftiiher Bejonnenheit feinem Geſchmack an der Politik der 
freien Hand zu Hilfe. Er fagte es öffentlich und fagte es vertraulich Jedem, 
der es hören wollte, daß einer fo ſchweren wechſelvollen Aufgabe gegenüber 
nichts Klügeres zu thun fei, als möglichjt von der Hand in den Mund zu 


leben. Traute er Einem, hier Schritt für Schritt das Richtige zu finden, ſo 


war ed noch am erjten fich jelbit, und nur dann, wenn er fidy nicht zum 
Eflaven jeiner eigenen Vorausberehnung machte. “Dem entiprechend bradıte 
er eine Vorlage von ganz wenigen Paragraphen ein, weldhe ihm die Kanzlei 
juft mit dem unentbehrlichen jtaatsrechtlihen Apparate unterfüttert hatte. 
Und als die langerwartete Stunde der mündlichen Auseinanderſetzung ſchlug, 
breitete er vor den hochgeipannten Hörern in feinem gelafjenen Humor einen 
arabesfenreichen Teppich anmuthig verihlungener Betrachtungen über die man: 
nigfaltigften Dinge aus, mit der Cintadung, fi es auf diefer weiten und 
fanften Unterlage nun mit und neben ihm recht bequem zu machen. ‘Denen, 
welche gefommen waren, mit fchwerem Gebälke ein hohes Gerüft ftaatsredt: 


licher Weisheit aufzufchlagen, war für diesmal das Spiel verdorben, und nab 


wenigen Anjtands halber gemwechielten Worten wurden Balken, Zirkel und 
Richticheit in die Commiſſion vermiejen, fih da nad Herzensluſt zu bemühen. 


Der Zufall wollte — doc fiel jein Geſchenk keinem Undankbaren in den 
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Schooß — daß, gerade als die Berathung im Ausſchuß vor ſich gehen ſollte, 
unverfehens ein günftiger Moment erſchien, die langwierigen und unfruchtbaren 
Drüffeler Friedensverhandlungen durch eine perjönliche Begegnung in Frankfurt 
zu einem feligen Ende zu führen; und der Reichskanzler kehrte nicht eher 
wrüd als bis aus dem Schooße der Commiljion und zweiten Berathung 
des ganzen Hauſes das Geſetz in feinen tiefiten Falten beleuchtet aber nur 
im beiheidenen Maße verändert hervorgegangen war. Hätten Stenographen 
aufgezeichnet, mas im Innern des Ausichuffes über die Natur von Kaifer 
und Reid), Bundesrat und Landeshoheit an gelehrten Unterjcheidungen zu 
Loge kam, mir wären für ewige Zeiten mit Vorrath von Streitfragen über 
die Attributionen von Haupt und Gliedern verjorgt. Daß wirklich vorerft 
nicht viel mehr zu thun war, als dad Wenige, was der Gejekentwurf vor: 
geſchlagen hatte, drängte ſich aber auf, je mehr dies Nachgrübeln jih an: 
ittrengte. Die wichtigfte aller denkbaren Streitfragen war thatſächlich voraus 
abgeichnitten. Diejenigen, welche mit der Ueberzeugung von dem Beruf des Ein: 
heitsſtaates zugleich die Verehrung für die Belonderheit des Preußifchen We- 
iens verbinden, waren zuerſt untröftlich über die Abficht gemeien, aus Elſaß—- 
torbringen ein befonderes Reichsland zu machen, ftatt eine Provinz der 
bobenzollernjchen Monarchie. Aber der Kanzler hatte von der erjten Stunde, 
da er fiegesgewärtig mit dem Heere auszog, den Gedanken des Reichslandes 
errapt und feitgehalten; und bei feinem praftiichen Syitem, ftet3 vor Allem 
die nähften Schwierigkeiten zu befeitigen und nicht im Hinblid auf die ent: 
terntejten Ziele über die nächſte Schwelle zu ftolpern, darf man fidh über 
dieie Entſcheidung nicht wundern. Fehlt es doch nit an Indizien für die 
Richtigkeit der Angabe, daß troß dieſem Beijpiel der Mäßigung die ſüddeutſche 
ropmadt nur mit knapper Noth noch in der eilften Stunde ſich beſchwich— 
tigen lieg, ihren Anſpruch auf einen abzuſondernden Antheil an der Eroberung 
aufzugeben. Die Schaffung des Neichslandes benahm diejen Hleinlihen Ge: 
iüiten den Vorwand und läuft jchlieglich doch auf dafjelbe Nejultat hinaus. 
Auf die eine Manier wäre das Neichsland etwas raſcher Preußifch geworben, 
auf die andre Manier wird Preußen etwas rafcher reichsländiſch, begegnen 
mujlen fich beide jo wie jo. Nur zwei Dinge mußten vermieden werden: die 
Abtrennung einzelner Theile zu Gunſten der drei Südjtaaten und die Bildung 
cınes beionderen Staates Elſaß-Lothringen. Daß lebteres unterblieben, daß 
acht ein neues Fürſtenthum Eljaß- Lothringen erjtanden als Erſatz für 
Zchleswig⸗Holſtein, wird natürlic” noch mit mandem Stoßjeufzer aus frommer 
welfiſcher Bruſt bedauert. Und waren aud alle Seufzer vergebens, fo pie 
gelten fich Doch die gegenjeitigen Tendenzen noch in der feineren Controverfe 
über die richtige Behandlungsmweije des neuen Landes, Machen wir jie, fo 
neien die unitariſch Gefinnten, furzer Hand und möglichſt raſch zu deutichen 
Reichsbürgern; fie waren gemöhnt, einem großen Staatsweſen anzugehören ; 
erihmweren wir ihnen nicht den Webergang, indem wir fie zu dem Rang von 
Kleinitaatlern erniedrigen. — Fehlgeſchoſſen! ermwiederte der Föderaliſt, der 
aus welfiichem wie der aus republifaniichem Geblüt, fehlgeſchoſſen: zu Deutichen 
tonnt Ihr fie nur machen, indem ‘hr fie erit aus Franzoſen zu Elſäſſern 
riacht; pflegt ihren provinzialen Geift, der an ihnen, wie jo vieles tiefer 
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Sitzende, ächt deutich geblieben if. Habt Ihr den — und das wird Euch 
leicht fein — berausgelodt, je nun, fo wird ſich das deutiche Subjtrat hernad) 
von jelbjt wieder finden. Der Reichskanzler jelbit neigte eigentlich au zu 
der letzteren Auffajlung, und wollte man gar die Elſaſſer felbit hören, io 
mußte. man dahin vollends beipflidten. Sie behaupteten, ſchon im letten 
Jahrzehnt, jeitvem der Geiſt der Dezentralifation in Frankreich rege ge: 
worden, fich ebenjo jehr als Elſaſſer wie als Franzoſen gefühlt zu haben, 
und meinien, das Klügjte, was Deutichland thun könne, fei, auf dieſer Grund⸗ 
lage weiter zu bauen. Vielleiht war der Rath jo übel nicht, nur Schade, 
dag die, welche ihn am eifrigften ertheilten, ohne Zweifel von der Voritellung 
ausgingen, daß die Hegung des Elſaſſer Provinzialgefühls, weit entfernt, am 
eriten nach Deutfchland hinüber zu führen, am längften an Frankreich feileln 
werde. Die Einen rechneten darauf, im eigentlihen Elſaſſer den Deutiden 
wiederzufinden, die Andern, den Franzoſen in ihm zu erhalten; jene rechnen 
auf die erjte, .diefe auf die zweite Natur. Die zweite ift meift bie jtärtere. 

Sonderbarer Weile waren im Reichstag die, welche die berechtigten 
KFigenthümlichfeiten der neuen Provinz vertraten, auch die Ungeduldigiten, let: 
tere in das gemeinjame Neichsleben hinein zu ziehen. Sofort, d. h. für das 
Jahr 1872, wollten jie die Einführung der Reichsverfaflung, den Eintritt 
Elſaß⸗Lothringiſcher Abgeordneter in das Parlament. Die Eingebornen jelbit 
find fi darin klarer und konſequenter und verrathen dadurd aufs Deutlicite, 
dag fie Elſaſſiſch und Lothringiſch nicht für Deutſch halten. Sie fühlen ſich 
nit im geringften von der Sehnſucht getrieben nad dem Vollgenuß des 
Neichsbürgerrechtes, und der Kanzler tarirte ihre Sehnjucht gewiß eher zu 
hoch, als zu gering, wenn er den 1. Januar 1874 als den Termin ihrer 


Gropjährigkeit vorſchlug. Diejes Datum, man mei e8, ward der Mittel: 


punft, um welchen ſich die Debatte im Reichstag drehte. Wenn überhaupt 
der Statußquo nicht geeignet ſchien, ohne Vermittlung in die normalen Formen 
aufzugehen, jo war die Friſt von 21, Jahren gewiß nicht meit bemefien. 


Was ift ein Zeitraum von dreißig Monden für die Aufgabe einer noh Io 


ſchwachen Ajfimilation und Ausgleihung? Wahrlich, eher zu wenig, als zu 
viel! Man hätte ſich nicht wundern dürfen, wenn die Reichsregierung + 


oder 5 Jahre dafür vorgeichlagen, und jie hätte damit vielleicht jchon um | 


deswillen flug gehandelt, weil dann im Weg des Akkordirens wahrſcheinlich 
das von ihr beabjichtigte Jahr 1874 herausgefonmen wäre. Es war aud 
nur die Strafe für alte und neue Sünden, welche diejen Vorſchlag zu Falle 
brachte. Das Angedenten an den Geſetzeswolkenbruch, mit welchem bie im 
Jahr 1866 amnektirten Provinzen waren überjhmemmt worden, an die Bu: 


reaukratenwirthſchaft, die in Hefien, Naffau und Hannover die Aufgabe erhalten 


zu haben jchien, auch die ergebenften Preußenfreunde außer Faſſung zu bringen, 


dieje widerwärtigen Reminiöcenzen erhoben fi mit lautem Proteſt gegen die 


Zumuthung, ähnlichen Yehlgriffen auf dem viel mwichtigeren, ſchwierigeren und 
gefährlicheren Gebiet des neuen Landes freies Spiel zu laflen. So wurde 
in zweiter Berathung nad) dem Vorſchlag der Commiifion mit anfehnlicher 


Majorität beichloffen, den Termin um ein Jahr zu fürzen, den Gintritt der 


Verfaſſung für Elſaß-Lothringen auf den 1. Januar 1873 zu firiren. Und 
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gleihwohl wäre in dritter Lefung diefe Modifikation noch rüdgängig zu maden 
gemeien, hätte nicht der Neichsfanzler dieje ſowie eine andre noch viel harm⸗ 
ioiere, in jeiner Abmejenheit eingeführte, Aenderung zum Ausgang eines un: 
motivirten Streithandels gemacht, aus dem er felbit jchlieglid einen vortheil- 
haften Ausweg zu finden wußte, indem er mit vieler Grazie, der ihm eigen- 
thümlihen, jich eine kleine Niederlage gefallen ließ. In der Hauptſache — 
und das ward mit Recht oft im Lauf der Disfujlion hervorgehoben — 
geben die Angelegenheiten der Verwaltung vielmehr den Ausichlag als die 
der Verfaſſung; und eritere bleiben jo wie jo in den Händen der oberiten 
Recsregierung konzentrirt. Entſprächen die Beamten, welche der Kanzler in 
die neuen Yande jchidt, den freien und geijtvollen Gedanken, die er über die 
beite Art bier aufzutreten, jo Spielend hinwarf, man möchte ja gleich ſich zum 
Eliaſſer naturalijiren lajjen (von zwei Seiten, in Frankreich und in Deutichland, 
macht man ihnen jet den Hof). Jedenfalls war es ein glüdlicher Gedanke 
Seitens des Reichstags, daß er ji das Recht vindizirte, aud) während ber 
iogenannten Diktatur von Amtöwegen Kenntniß der von Kaiſer und Bundes- 
tath auögehenden Verfügungen zu nehmen, und daß er den Bewohnern des 
neuen Yandes ohne Aufichub das deutjche Indigenat ertheilte. 

Tas Gejek hat den Gefichtspuntt feitgehalten, welcher über der Ge- 
\ammtentwidlung unjres Reiches mwaltet: wenig Schematismus, freies Spiel für 
die Fortbildung von Stufe zu Stufe; nicht das Teſtirungsrecht der Gegen: 
wart an die Zukunft jo ausdehnen, daß dieſe durch die Vergangenheit un: 
equem und unzwedmäßig gebunden wird. Aber ein wichtiger Grundſatz ijt 
ausgeiprochen und anerfannt in den Motiven zu diefem Geſetz, der fein todter 
Buchſtabe bleiben joll: dag nämlich fein Landitrih im Reiche bejtehen joll 
ohne die praktiſche Anerkennung des Rechtsſtaates: Mitwirfung des Volkes 
an der Geſetzgebung, Eontrole der Finanzen durch eine Vertretung. Es lohnt 
der Mühe, den Sat zu wiederholen, wie er im Tert formulirt iſt (Akten: 
tüde Nr. 61 p. 157): „Nicht auögeiprochen aber vorausgejeßt in der Ver: 
iaſſung bes Reichs it das Beſtehen von Berfaffungen in den Einzelftaaten, 
fraft welcher die Geſetzgebung an die Zuftimmung, die Yandesverwaltung an 
die Controle von Sandesvertretungen gebunden iſt.“ Für das Elſaß ſoll der 
Radstag vom Ende der Diktatur ab diejes Prinzip ausfüllen, jedoch mit 
dem alljeits zugejtandenen Vorbehalt, daß dies nicht genügen fünne und irgendwie 
auch die engeren Angelegenheiten einer verfafjungsmäßigen Aufſicht müſſen 
unterworjen werden. Diejes für die neuen Provinzen gewahrte Recht werden 
Dir in der nächſten Sejlion ohne Zweifel auch zum Schuß gegen andre alte 
Unbilden jicy laut emporrichten jehen. Was für Elſaß-Lothringen gilt, muß 
tur Medlenburg gelten. Die Ehre des Deutihen Reichs iſt dafür eingejebt, 
daß nicht Länger in feinem Schooß eine Freiſtätte für dynaftiichen und feudalen 
dntug fortbeitehe. 
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II. Militzirgensionen und — — an Angehörige ber Beserbe 
andivehr. 

Reichliche Fürſorge für * ihr oder der Ihrigen Blut, Geſund⸗ 
heit oder Leben im Krieg verloren, das war der Ruf, unter dem zum Reihe: 
tag gewählt, das die Empfehlung, die jedem Abgeordneten mit auf den Weg 
gegeben wurde, der „jeder Ehre zu machen gelobt hatte. Jede Partei wett: 
eiferte mit der andren, wer fich in dieſer populärjten aller Angelegenheiten 
am meiften hervortbun möge. Was Wunder, daß ein Preußiſches Kriegs: 
minifterium auf eine Kriegslift verfiel, aus diefem Sturm und Drang in 
feiner Weife Nuten zu ziehen! Den guten Leuten, welche fo laut und warm 
um eredtigfeit gerufen, hatte der Invalide vor Augen geitanden, der mit 
einer Drehorgel, einem Meſſingſchild und einer rejolut dreinſchauenden Be: 
gleiterin bewehrt, im Lande umherzieht. Dielen Gräuel der Ungerechtigkeit 
und Armſeligkeit wollten fie nicht mehr jehen. Das Kriegsminifterium dadıte 
aber weiter, denn das ift ja glüdlicherweife in allen Dingen jeine Ge: 
mwohnheit. Statt nur für die Invaliden diefes Krieges zu forgen, jorgte es 
für alle Deilitärpenfionen, auch die im Frieden entfallenden auf alle Zeiten, 
Es machte aus beiden Materien ein einziges Geſetz und legte es vor zum 
„Nehmen oder jtehen laſſen,“ aber nicht zum Theilen. Was thun? Viele 
ſprachen davon, dag man die Anſprüche aus dem eben beendeten Krieg allein 
vornehmen müſſe. Aber es jtand im Voraus feſt, daß der Bundesrath ein 
fo amendirtes Geſetz nicht gutheißen werde. Dann lag das Ganze am Boben. 


Auf wie lange? Mer konnte das jagen? Und inzwiſchen jollten die Invaliden 


hungern? Sollten die Abgeordneten heimkommen, mit Unmwillen, aber mit leeren 
Händen erflären, außeinanderjeben, rechtfertigen, warum ihr Gelübde nicht 
erfüllt, die oberite Empfehlung der Wähler nicht befolgt worden je. Tie 


Wähler hätten aud hier „von Allem nur das Nein“ gehört. Der Verdruß 


hätte fi) mehr gegen die Volfsvertreter als gegen die Minifter gewendet 


(Miniſter können auch mehr vertragen), hauptfächlich aber: die armen Jnvaliden 
wären auch bei der jchöniten Auseinanderſetzung nicht fatt geworden. Kür 


die Kunjt, aus ſolch einer VBerlegenheit von oben Vortheil zu ziehen, hat man 
in der reihsparlamentariichen Sprache bereit3 auch einen Kunftausdrud, man 


nennt dies: „das Haus in eine Zmwangslage bringen.“ Unſre Staatslenker 


haben, das läßt fich nicht läugnen, dazu einen befondren Hang. Worauf es 
dem preußiichen Kriegsminiſter, welcher faktiſch ja auch der deutjche ift, ankam, 
mar an fi) was Ungeheuerliches nicht. Es ift einmal fo, daß jedem Miniſter 
das Hemde näher ift ala der Rod; im vorliegenden Tall heißt das jo viel, 
alö: der bunte Rod war dem Krieggminifter näher ald das Hemd des Steuer: 
zahlers. Gr forgt für fein befondres Volk, und unter diefem Kriegsvolk 
ftehen ihm wieder die Offiziere, unter den Offizieren die höchſten am nädjiten. 
Nah diejer Seite die Dede mehr ala billig angezogen zu jehen, das war, 
was Einen mit Recht verdrießen durfte, nicht ſowohl mweil man den Offizieren 
und aud den höheren nicht alles Gute gönnte, was der Staatsjädel verträgt 
(Gunſt und Staatsſäckel metteiferten ja für den Moment an Dehnbarkeit), 
fondern weil man mit Recht fi) dagegen wehrt, dem Kriegsdienjt und dem 


Krieg eine zu große Anziehungstraft zu geben. Nah 10 Jahren Hat jet 
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an Sffizier, der zu 18 Jahren eintritt, fhon Anſpruch auf eine leibliche 
Penſion, während jein vor 10 Jahren als Freiwilliger in den Givildienft 
eingetretener Schulfamerad noch auf den erften Aktivitätsgehalt wartet. Was 
fol daraus werden, wenn zu allen Reizen und Ehren auch noch die Ber- 
führung bedeutender Geldvortheile dem Soldaten winft? Dies und vieles 
mas wir bier fo ausführlich micht wiedergeben Tönnen hat der Abgeordnete 
Frhe von Kardorff jehr anihaulich und nachdrücklich auseinandergefekt !), 
wiewohl er unterließ, weil es nicht der Ort und Zeitpuntt war, darauf 
binzudeuten, daß eine jo unverhältnigmäßig vermehrte Anziehungskraft zu 
Sunften des Kriegshandwerks doch ſchließlich die bis jekt fo friedliche 
Stimmung unferer offiziellen Kreiſe einmal aus dem Gleichgewicht bringen 
fnnte. Wie die Dinge nun einmal lagen, war der Reichstag darauf an— 
geieien, aus jeiner unfreimilligen Nachgiebigkeit möglichſten Bortheil zu 
iiehen, d. 5. wohl zu berechnen, wie viel von jeinen eignen Defiderien er 
dem Miniſterium, das fich freute mit der Beute nah Haus zu kommen, 
noh aufladen könne Gr ift darin jo meit gegangen wie es die Klugheit 
erlaubte, ja er hat ſich wohlweislich auch nicht von Drohungen abjchreden 
laien, wo ihm ſeine Rechnung jagte, daß die Gegenpartei, troß ihres 
'teindaren Weggehens, ſchon wiederfommen merde, um den ihr noch jehr 
vortheilhaften Handel rihtig zu machen. Die ganze Vorlage ward be: 
kanntlich troß ihrer großen Ausdehnung von ſchließlich 11% Varagraphen 
nicht in eine Commiſſion verwieſen, aber freilich ſehr gründlich in einer freien 
Commiſſion behandelt. Aus diejer ging fie mit meientlichen Verbeſſerungen 
bervor, Die hier natürlih nur in wenigen Örundzügen angedeutet werden 
tonnen. Das Hervoritechende iſt: Mäßigung der Vortheile, welche den Beit: 
bedachten beitimmt waren, Erweiterung in jedem Sinn zu Gunſten der be: 
iheidener gejtellten Mannſchaften und Offiziere. Für Wittwen, Watjen, 
Fliern wurde die Großmuth ausgedehnt, der Offizier vom Hauptmann 
2. Klaffe abwärts dem Höheren näher gerüdt, der Unteroffizier und Soldat 
rıht blos wegen Verwundung, jondern aud; wegen andrer aus Etrapazen 
zugezogener Invalidität gleich dem Offizier zu einer beionderen Zulage berechtigt, 
en Taragraph, welcher dem Pertreter der Militärbehörde, einem jungen 
Haupmann, zu dem üblen Verſuch Anlaß gab zwiſchen dem Ehrgefühl 
xt Offiziere und der „Leute“ zu unterſcheiden (der Kaſernenſtyl bedient ſich 
m mündlichen Verkehr noch mehr als jchön ift aud) des Ausdrucks „Kerl“ 
für den Gemeinen). Die bedeutendite Aenderung, welche der Gejekesvor: 
»diag ſelbſt enthielt, betraf die Dauer der Periode, von welcher an über: 
baupt, außer bei Kriegsinvalidität, die Penfionsberedhtigung eintreten fol. 
Tieie mat früher nad), 15 Jahren ein, jest jollte fie Ichon nach 10 Jahren 
deginnen. Der Reichstag erhob von feiner Seite Ginipruch gegen Die 
Neuerung, aber er verbeſſerte fie erheblich, indem er die Steigerung der Anſprüche 
rıht nad Sechözigtheilen, wie vorgeichlagen war, jondern nur nad) Achtzigtheilen 
von Jahr zu Jahr aufwärts gehen ließ. Laut dem vorgeichlagenen Geſetz 





1,49. Zikung vom 5. uni 1871, ©. 1021 und fi. bes ſtenographiſchen 
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tereſſe mehr, die Anſprüche auf Penjion durch fortgejegten Dienjt zu erhöhen. 
Die erwähnte Verbefferung verlängerte. Dies Intereſſe um zehn weitere Jahre, 
Gemeinſam ijt beiden Methoden, daß fie überhaupt das Anwachſen dieſes 
Rechtes in Jahresringe eintheilen, während es früher nur von 10 zu 10 
Jahren iprang. 

Wie die Debatte über Elſaß-Lothringen hatte auch die über das Penjions: 
gejek ihren fleinen dramatiſchen Zwiſchenfall. Fürſt Bismard hatte bekannt: 
lich die Frage, wie weit die neue Provinz Schulden Tontrahiren dürfe, zum 
Ausfallsthor für eine jener heftigen Attaden gemacht, von denen man niemals 
recht erfährt, ob fie natürlicher Neizbarfeit ‚oder refleftirter Berechnung zu: 
zuichreiben find. Nicht aus Angit, der Kanzler möchte jeine Hand von 
Elſaß-Lothringen abziehen (denn jo lange er Reichskanzler blieb, hätte er 
doc faktiſch da, weiter regiert, gleichviel ob unter eignen oder fremden 
Namen), jondern um des lieben Friedens millen zwiſchen ben zwei Ge: 
walten, Reichskanzler und Reichstag, die ſich weniger als je einander ent: 
behren können, aus verftändiger Friedensliebe hatte die Majorität fich herbei: 
. gelajjen, den Anlaß des Streits nochmals in Berathung zu ziehen (an die 
Commiſſion zurüdzumeifen). An jih war diejer Streit jo inhaltlos, daß wir 
jeine Subſtanz im vorigen Kapitel unberührt laſſen konnten. Beinah eben 
jo praktiſch gleihgültig war die Meinungsverichiedenheit, aus welcher Graf 
Roon eine Cabinetsfrage zu machen drohte. Es handelte jih darum, als 
Berbejferung in das Geſetz einzuführen, dag gemillen Anſprüchen auf Penſion 
der Rechtsweg ftatt des bloßen Rekurſes an die Militärbehörde vorbehalten 
werde. Sonſt vindizirt ſich der Kriegsminifter die größere Liebe zu feinen 
Offizieren; bier wollte ev dem Reichstag nicht gejtatten, eine dieſen jelben 
Offizieren günjtigere Clauſel einzufügen. Denn mehr noch als er feine Offiziere 
liebt, fürchtet er die Unbequemlichkeit der gerichtlichen Einmiſchungen. Aber 
der Reichstag ließ jich nicht bange machen, hielt am Rechtsgrundſatz feit und 
von Kabinetsfrage hat man weiter nichts vernommen. 

Wie groß wird die Laſt der durch diejen Krieg geichaffenen Penfions- 
verpflegung fein? Die lautgewordenen Zahlen geben an: dreizehn und eine 
viertel Million Thaler per Jahr gleih 50 Millionen Franten, zu 59%, fapi: 
talifirt 1 Milliarde oder der fünfte Theil der ganzen Kriegsentichädigung, 
feine geringe Quote wie man jieht. Wird diefe Kapitalijation vorgenommen, 
oder aber wird nur ein al& „Fonds perdu” berechnetes Kapital zur Bejtreitung 
diejer Laſten zurüdgelegt werden? Diefer Punft wie die ganze finanzielle 
Ausführung des Prinzip ift fommender Vereinbarung vorbehalten und wird 
Gegenſtand päterer Verhandlungen jein. 

Gleih nah der Pflicht, für die Invaliden und deren Angehörige zu 
jorgen, drängte eine andere fid auf. Wie viele, die mit geſunden Gliedern 
beimgefehrt, hatten in ihren häuslichen Geſchäften durh ihren Dienft im 
Felde jehr einſchneidenden Schaden gelitten! Auf den Berufsoffizier findet 
dieſe Möglichkeit Feine Anmendung, und doc, jorgt grade für ihm nach dieſer 
Richtung der militärische Brauch durch die fogenannten und recht anfehnlichen 
Retabliffementsgelder. Aber der Landwehrmann und Refervift, der von Haus 
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und Hof gerifjen worden, follte nicht die Mittel finden, einigermaßen den Ver: 
legenheiten der Wiederaufnahme eines plößlich vermailten Geſchäftes Stand 
zu halten? Tiefe Unbilligfeit gut zu machen mar der Zweck des Bunſen'ſchen 
Antrags (Nr. 139 der Druckſachen). Alle Welt ſchien damit einverftanden, 
über 150 Abgeordnete aus allen Fraktionen jetten ihren Namen darunter. 
Auf einmal verbreitete ſich das Gerücht, auch diefer unfchuldige und vielbeliebte 
Anihlag ſei über Nacht hinter den Goulifien zu einem ſchwarzen Aergerniß 
gernorden. Wie ſo? bei wen? Da die politiihen Boudoirgeheimnifje nicht in 
das Gebiet dieier Daritellung gehören, fo freuen mir und, zur Ergründung 
auch dieſes ſchauervollen Geheimniſſes nicht verpflichtet zu fein, und bejchränfen 
ms zu erwähnen, daß der anfangs froh begrüßte, jpäter hart geicholtene 
Gedanke ichlieglich vom Reichsfanzleramte wieder zu Gnaden aufgenommen 
wurde und in Geſtalt einer Geietvorlage ins Haus zurüdfehrte, welche 
i Millionen Thaler zu dem bewußten Zweck beitimmte. Der Reichötag gab 
nen Segen dazu, und der YBundesrath handelte im Sinne der Majorität 
Die des uriprünglichen Bunſen'ſchen Antrags, wenn er nachträglich die Ver: 
wendung hauptjächlich im Wege des Darlehens anordnete. 


III. Die Verpflibtung zum Schadenersatz auf gebissen industriellen Gebieten, 


Kein Geſetz hat wohl fo viel Zeit, jo viel Anftrengung, jo viel Zweifel 
gefoitet als dieſes. Sechs Sitzungen des Reichstags, unendlihe Berathungen 
in der freien Kommilfion, eine unerichöpfliche Anzahl von Verbeſſerungsvor— 
\hligen, und fchließli in der Hauptiadhe nur ein einziger Zulakparagraph 
in Abänderung des Regierungsentiwurfs angenommen. Schon dieſe äußeren 
Zeihen kündigen an, wie ſchwer und dunfel die Aufgabe war. An alljettigem 
guten Willen gebrach es nicht, frei und vorurtheilölos jtanden die Urheber 
des Entwurfs der Berathung gegenüber; ihre Behauptung, daß jie willig jeder 
Kerbeſſerung aus dem Schooß der Berjammlung ihr Ohr öffnen würden, war 
diesmal feine bloße Medensart, die nicht beim Wort genommen zu werden 
heit. Und aus melder Eigenthümlichkeit diejes Geſetzes entiprang jene 
Koh der Geburt? Einfach aus feiner Angrenzung an das Gebiet der fozialen 
tagen. Gin eriter Artikel belaftet die Fijenbahnen kurzer Hand mit der 
Serbindfichkeit, für-allen bei ihren Betrieb entitandenen Schaden an Perjonen 
und Sachen Erſatz zu leiften, jofern fie nicht pofitiv ihre Unjchuld an dem 
Fnitehungsgrund bemweifen. Nah manchen feinen und umjftändlihen Gr: 
sterungen ward doch ſchließlich diejer Artifel mit einer an Ginftimmigfeit 
grenzenden Mebrheit angenommen. Nun kamen im 2. Artikel die Bergmerfe 
28 Fabriken an die Reihe, und bier begann die erfte Spaltung. Der Ent: 
vurr zog einen diden Strich zwiſchen diefen und den Cijenbahnen. Die 
Sergwerfsunternehmungen hauptjächlich waren es, welche hier ins Auge gefaßt 
Durden. Viele wollten fie in ihrer Verantwortlichteit den Gijenbahnen gleich 
ellen. Bar doch durch fie zuerjt das Geſetz hervorgerufen, im Worb: 
xurihen Reichstag nad dem großen Unglüd im Plauenſchen Grund das 
Serlangen nach eingreifenden Beitimmungen laut geworden. In Saden der 
Wienbahnen hatte das Geſetz faum nöthig einen Schritt zu thun. Seit dem 
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Jahre 1838 war das Prinzip in Preußen anerkannt. Nicht fo auf andren 
nduftriegebieten. Hier galt no, und bejonders in den Yändern des ge: 
meinen Rechts, daß jeder nur für feine eignen Handlungen und Unterlafjungen 
bafte. Der Gejekentwurf erweiterte num als wejentliche Verbeſſerung die 
Haftpflicht dahin, daß der Unternehmer auch für die Fehler feiner Beamten 
eder Stufe einzujtehen habe. Aber weiter wollte er nicht gehen. Er wollte 
ihm nicht, im Fall eines Unglüds, die Laſt des Beweiſes jeiner Unjhuld auf: 
erlegen, ſondern er ließ dem Beſchädigten die Laſt, den Beweis der Schuld 
zu führen, er madte auch nicht den Unternehmer verantwortlid für den 
Schaden, welcher einem Arbeiter durch den Verftoß eines gleichgeitellten Mit: 
arbeiter zufommt. In diefen zwei Hauptpunften unteridied der Geſetzgeber 
zwiſchen Fifenbahn und Bergwerk. In beiden mollte eine aus verjchiedenen 
Elementen zuſammengeſetzte Dppofition die beiden Gebiete ganz gleichitellen, 
die Verbindlichfeiten der Eiſenbahn mit denen der Bergmwerfsunternehmung in 
einen einzigen Paragraphen zujammenfaflen. Einen Induſtrieherrn für die 
Fehler jedes einfachen Arbeiters verantwortli” machen und ihn nur bann frei 
iprehen, wenn er beweifen fann, daß das Unglüf dur höhere Gewalt 
(force majeure) entitanden ift, heißt mit andren Worten: ihn zum Erſas 
allen Schadens, der bei jeinem Gewerbe pafliren kann, von vornherein ver: 
urtheilen — mit Vorbehalt äußert weniger Ausnahmsfälle Daß Eiſenbahnen 
dies tragen können, daß eine ſolche Verpflichtung in ihrem Weſen einen Anhalt: 
punft findet, welches zwiſchen einer Privatthätigfeit und einer öffentlichen An: 
italt in der Mitte jteht, ja vielfach mit leßterer zujammenfällt, jpringt in die 
Augen. Hätte man den Eifenbahngejellihaften bei ihrer Conzeflionirung eine 
ſolche Verpflichtung ins Bedingnißheft gejchrieben, Fein Finanzmann hätte ſich 
dadurch abhalten laſſen, eine Conzeſſion anzunehmen, kein Kapitaliſt eine Arie 
weniger unterzeichnet. Doch anders ſieht es mit dem Betrieb von Bergmerten 
aus. Er iſt mwefentlih private Induſtrie, manchmal in mächtigen, mandmal 
aber auch in beicheidenen Händen, zuweilen vom glüdlihiten Erfolg gekrönt, 
aber häufiger noch nad) unermüdlichen Opfern an Anjtrengung und Geld nur 
mit bittren Enttäujhungen vergolten. War mithin ein juriftiicher, moraliſcher, 
öfonomijher Grund da, den Cigenthümer eines Bergwerks mit einer aus 
nahmsweiſe ſchweren Bürde von drohenden Opfern zu belajten? “Die Gefahren, 
warf man ein, welche mit dem Gewerbe verknüpft ſeien, erbeifchten ſolche 
Ausnahmslajten. So müßten fie mit andren Worten erheiichen, daß man 
da Gewerbe ſelbſt unterdbrüde. Das wird Niemand wollen. Aus dem 
Dilemma ließe ji nur herausfommen, wenn man zu dem Schluß gelangen 
wollte, daß die ganze bürgerliche Gelellihaft die Berantwortlichfeit übernehme. 
Bei den Eijenbahnen tritt dies von ungefähr auf einem Ummeg ein. Bei 
den Bergwerfen ging es nicht, ohne in den volliten Sozialismus hineinzu: 
fommen: das Cintreten der Geſammtheit für den Einzelnen auf dem Gebiet 
der individuellen Griwerbsbethätigung. Als Ausweg aus diefem Dilemma be: 
zeichneten die Opponenten die Möglichkeit für den Bergwertäbetreiber, ſich gegen 
die Folgen einer jeine Kräfte und Vorteile weit überjteigenden Verbindlichkeit 
durch Vertrag mit Verſicherungsanſtalten zu deden. Aber einmal war hier: 
durch die Verlegung der allgemeinen Rechts: und Billigfeitäregel nicht weniger 
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begangen; zum andern, wenn bie Laſt an fidh erorbitant war, mußte nicht 
daraus, ſollte jie gededit werden, eine erorbitante Lajt an Berfiherungsausgaben 
folgen? Wer verbürgt, daß jeder unter die Wirkung eined fo furdhtbaren Ge: 
ietes Gezogene, die Mittel, ja die Gelegenheit zu folder Verficherung finden 
werde? Ein Geſetz muß die Möglichkeit feines Beſtehens in ſich ſelbſt finden, 
nicht in einer außerhalb feines Kreiſes liegenden Eventualität. Die Eijen- 
bahnen können die Lajt tragen, ohne daß eine einzige Aſſekuranzgeſellſchaft 
beſteht. Darin liegt die Erklärung, warum ihnen in $ 1 das Gejeß Die 
ihwere Lajt auflegte, mit welcher es die übrigen Induftrien, das Bergwert 
einbegriffen, verichonte. Dieje Anficht behielt auch fchliegli die Oberhand. 
Richtsdeſtoweniger drängte ſich die Betrachtung auf, daß auch für denjenigen 
heil der Berantwortung, welcher auferlegt wurde, es fich empfehle, die Da: 
zwiſchenkunft der Verficherungen zu begünftigen. Es mar um jo nöthiger, 
bier deutlich zu jprechen, als eine gewiſſe Beitimmung des Geſetzes jonjt leicht 
dahin Hätte in der Praris Auslegung erfahren Fünnen, daß eine aus gemein: 
'amen Mitteln zwilchen dem Betreiber und Arbeiter bejtrittene Berficherung 
verboten je. Uber gerade ſolche Veranftaltungen herbeizuführen ſchien 
Vielen ein heiljames Werk, und aus diejer Abjicht ging der Antrag des Ab- 
geordneten Lasker (neuer F 4) hervor, welcher im Weſen bejtimmt, daß 
der Unternehmer fich gegen. die Folgen feiner VBerantwortlichfeit deden Tann, 
wenn er fich zu gemeinjamer VBerjiherung mit dem Arbeiter verbindet und 
mindeſtens !,, zu dieſem Zweck beiträgt. Diefer $ 4 nun ward das eigent- 
lihe Schlachtfeld, auf welchem ſich die Tendenzen in zweiter und dritter De: 
rathung am heftigſten aneinanderitießen. Alle mehr oder minder fozialijtiich 
angehauchten Beitrebungen befämpften den Lasfer'ihen G 4. Wer die eigen: 
thümliche Bewandtniß dieſes Tendenzſtreites durchdringen will, möge jich ent: 
ihliegen, die Berathungen jelbjt nachzulejen. Oftmals dreht ſich der Kampf 
der Behauptungen auf einer Nadelipite und läßt als Totaleindrud die Lehre 
zurück, daß bei den endlos fortzeugenden Wechjelbeziehungen der individuellen 
Intereſſen und Thätigfeiten die regulivende Weisheit des Geſetzgebers auch bei 
der feinften WBorausberehnung an der viel jtärferen Unberechenbarfeit des 
natürlichen Laufs der Dinge zu Schanden wird. Wer aufrichtig mit fich zu 
Rathe geht, wird daher ftet3 nur mit großer Vorfiht in den Grundfaß der 
freien Uebereinkunft einzugreifen begehren. Bon dieſer Rückſicht war der Ur: 
beber des hier erwähnten Antrags geleitet, von ihr die Bundesbehörde, als 
ne ihm ji willig anſchloß. In einer Claufel, deren Wirkung die freund: 
che Vereinigung zwiſchen den Gewerbtreibenden und ihren Arbeitern zu ge: 
neniamem Vortheil fein follte, erblidte der Antragiteller ſchon um dieſer 
sogen verbindenden Wirkung wegen etwas im hohen Grade Anziehendes. Nicht 
io eine aus den verichiedenften Schattirungen gemifchte Gegnerſchaft. Der in 
der ſozialiſtiſchen Agitation angefchlagene Ton tft einmal vorzugsweije ein ge- 
daſſiger und feindfeliger gegen die Gewerbtreibenden. Den Klaſſenhaß als 
die eigentliche Triebkraft der Bewegung auszubeuten, ijt feit 1848 der Grundſatz 
beionders der deutſchen Führer ). Sie find es, melde mit dieſem ihren 





2) In diejer Art zu manövriren, wie in fo vielen andern Punkten, jtimmen bie 
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leitenden Gedanken die Internationale dirigiren und Alles, was Haß und 
Miptrauen zwiſchen den verichiedenen Klafjen jät, hegen und pflegen. Das 
Rachewerk der Kommune ift eine ganz forrefte Anwendung ihrer Lehre, das 
fie auch nicht verläugnen. Brennen und Sengen an fid) mag ihnen entbeht: 
(ih dünfen, aber alg Mittel zum Zweck, d. h. zu gegenfeitiger Verbitterung 
zwiſchen Proletariat und Bürgerichaft ift e& ihnen vom höchiten Werth, In 
tleinerenn Maßſtab muß daher, wer immer den jozialiftiichen Kreiſen gefallen 
will, mehr oder weniger auf diefen Ton eingehen; wer fich jcheut, gegen die 
Kapitalijten zu predigen, findet fi ab, in den er gegen das Kapital loszieht, 
die Hörer mögen fi dann unter diefem anonymen und wirklich ungreifbaren 
Weſen denken, was jie eben denfen können. Laſſalle hatte jo Unrecht nidt: 
das allgemeine Stimmredt ift eine große Machterweiterung für die agitato: 
riſchen Einflüſſe der Arbeiterfreife. Dieſe jind fehr gut dazu angelegt, be 
Meafjenbewegungen enticheidend einzugreifen, und wo mit den Mafien, 
wie beim allgemeinen Wahlrecht, verhandelt werden muß, wird fich der ſpeku⸗ 
lative Theil der Stimmbewerber jtetS angelegen fein lafjen, den ſozialiſtiſchen 
Ton zu treffen. So jehen wir vielfah von rechts und links, namentlic aber 
aus dem Gentrum großen MWetteifer, fih einen gemwiffen Theil der Bitter: 
feit anzueignen, ohne welche auf das Wohlgefallen aufgeregter Berjammlungen 
nicht zu hoffen ijt. Freilich gehören die, welche, ſei e8 won der ultrakonſerva— 
‚ tiven, jei eö von der politijch vadifalen Seite aus, in geichilderter Weiſe ſich 
feindlichen Demonjtrationen gegen die bejtehende Gejellihaftsordnung anjchlieken, 
beinah ausnahmälos jelbft folchen Intereſſenkreiſen an, die den Umſturz dieler 
Drdnung nicht einen Tag überleben würden; ganz befonders gilt dies von der 
ultramontanen “Partei, welche ja wohl weiß, dai bie Führer der Internationalen 
nichts weniger im Sinn haben, als die päpitliche Unfehlbarkeit zu jtüßen. Aber 
alle dieſe Yiebäugler verlafjen jih im Stillen darauf, dag die Partei ber 
liberalen Mittelklafjen, die von ihnen angefeindet wird, in ſich ſtark genug ilt, 
fi) und damit auch fie, ihre Gegner, vor dem Sieg der ſozialdemokratiſchen 
Agitation zu bewahren. Sie bedienen ſich der lekteren als eines Werkzeuges, 
das ihnen die ſolch' falſches Spiel verſchmähende Aufrichtigteit der Neben: 
bubler bei der Wahlbewerbung überläßt. Mancherlei von diejer inneren Fer: 
fettung des Parteigetriebes war bei der Debatte um $ 4 zwiſchen den Zeilen 
wahrzunehmen. Aber die Miehrheit der Verſammlung widerjtand den ver: 

einigten Bemühungen der feudalen, Elerifalen und radikalen PBopularitätäbe 
fliffenen und nahm den Lasker'ſchen Antrag mit entichiedener Mehrheit an. 


IV. Die Brämienanleihen. 


Die Aufgabe, für dieſe eigenthümliche Form des Darlehens eine bejondere 
Form geſetzlicher Ueberwachung oder Einſchränkung zu finden, hatte der nord: 
deutſche Reichstag feinem Erben, dem deutſchen Barlament, vermadt. Im 


ultramontanen und die jozialdemofratiihen Agitatoren überein. Tie „Anlagen zum 
Haß, welche in dem ungebildeten Menfchen fchlummern, auszunugen jür ihre Zwecke. 
ift bei den Einen wie bei den Andren Methode. 
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Geiſt des Erblaſſers fand das Bebürfniß feft, aber die Löfung blieb allen 
Deutungen zugänglich. Vielleicht wäre in einem au von den Süobeutfchen 
beſchicten Rath die Sache von Anfang an nie fo weit gebiehen; aber wie fie 
aus dem legten Willen der dahingeſchiedenen ehrwürdigen Berfammlung ber: _ 
vorging, trat die Nothwendigkeit irgend einer Löſung gemifjermaßen als eine 
Mict der Pietät den Nachiolgern entgegen. Aeußeren Anhaltspunkt dazu 
lieierte die Ungleichheit der Gefekgebung in den Einzelftaaten, verihärft durch 
den Mißbrauch, welcher mit diefer Art Schulden zu maden in lekter Zeit 
gerieben worden. Innere Begründung verlieh die Berwandtichaft mit der 
prinzipiell verurtheilten Lotterie Mienfchli genommen gab den Ausſchlag 
de Iandläufige Anſchauung, welche allen Finanz: und Börfenfünften als 
emas Unrechtem abhold if. Nichts ijt der unfichtbaren Abftraktion fo 
nahe als dad am mächtigſten in die finnlihe Welt Eingreifende. „Gelb 
regiert die Welt.“ Aber über die MWeltregierung wird am meiften ge- 
tabelt. Das Goldmachen war jtets ein Gefchäft, das Grufeln erregte, und 
et erft, wo es mit bloßem Papier vollbracht wird! Etwas wie die Vorftellung 
eines böfen, unerlaubten und unmoralifchen Zauber® vermiſcht die volksthüm⸗ 
he Anſchauung noch heut mit dem großen aldimiftifchen Apparat der Börfe. 
Wer ruft: „Steiniget ſie!“ hat die Menge auf ſeiner Seite. In den ſozia⸗ 
tihen Zufammenfünften wird gepredigt, daß der Arbeiter glücklich wäre ohne 
5 Sapital (das allein dem Arbeiter und Meifter zu leben erlaubt); in viel 
zeiteren Kreiſen herricht das vage Gefühl, daß die Armuth der Armen ber: 
‚me von dem Reichthum der Reichen. Les affaires, fagte einmal ein Fran⸗ 
it, c'est Y’argent des autres. Bejonders wird die Phantafie erregt durch den 
Anblid einzelner recht unmwürdiger Individuen, welche über Nacht reich werden 
nd nad) Art folcher Glückspilze auch ihre goldgelbe Farbe im hellften Tages- 
“ht auszubreiten pflegen. Dies Symptom gilt dann für die Quelle des Uebels. 
"5 meffen, Heißt die Welt befreien. Aber wie? Sol man das unermeßliche 
ebiet ber Finanzoperationen aus der Welt ausjtreihen? Auch der Ein- 
izuigſte ahnt, daß das nicht geht. So fucht man denn ein Symbol ftatt ber 
<ahe zu erreichen. Ein Student hatte einmal eine Erbſchaft von 800 Franken 
macht und dieſe in drei Tagen unter Verbeiftandung einer Grifette vom Leben 
um Tode befördert. Wie das Geld alle war, kam ihnen das rafche Ende 
schit unerwartet. Was haben wir nur mit all dem Gelde gemacht? Um de: 
ner zu fommen, fehrieben fie die Reihe ihrer dreitägigen Ausgaben unter 
anonder auf. Ganz zulegt kam: an Baptifte (den Kellner) Trinkgeld: 
I wtant. — Voila! rief der Student: „c'est Baptiste qui a tout mange.“ 
Les it die Parabel von der Prämienanleihe. Sie war der Baptifte, der 
&e vermeintlichen und wirklichen Sünden der Finanzwelt begangen, und fie 
xchielt ſich in der That dazu, wie der eine Frank Trinkgeld zu den 799 in 
“deren Freuden veraußgabten. Die Geſchichte verſchweigt, ob der Student 
© Haptifte Mache genommen, aber die Prämienanleihe mußte daran glauben. 
Zu den Verbündeten, welche ihr Rache geſchworen, empfand der Vertreter 
“ Reichsfinanzen eigentlih ſehr wenig Hinneigung. Er theilte weber 
ı Hdea fr Einen, noch das Popularitätsbebürfnig der Anderen, noch die 
irtellung derer, welde in der That vermeinten, auß dem Ankauf und Ber: 


» Solgendorff, Jahrbud 1. 13 


194 VI. Die erfte Situngdperiobe be erfien Deutjchen Reichstags. 


kauf von, verzinslichen Lotterieanlehen fchreibe fich zum Theil der Ruin der Unter: 
gehenden und der Glanz der Emporkommenden her. Aber es fand fid ein 
Mittel, ihn ins Sntereffe zu ziehen. Wo eine Steuer winkt, ift es ſchwer, 
daß ein Finanzminiſter widerſtehe. Und jo ward ſchließlich mit einer Mehr: 
heit von nur 14 Stimmen ein Beſchluß zu Stande gebracht, der weniger ob 
feiner thatfächlichen Yolgen, als ob der geringen ihm einwohnenden Richtigkeit 
zu beklagen it. Daß für eine Zeit lang in Deutichland keine neuen Lotterie: 
anlehen geichaffen werden dürfen, ift, wenn überhaupt, ein geringes Unglüd. 
Aber fchmerzlich ift, daß der erfte deutſche Neichötag einen Weg einichlug, 
welcher direkt auf die Kleiderordnung und das Verbot des Kaffeetrinfens zurüd: 
führt. Der Welt wird das wenig geichadet haben, aber mehr dem Anſehen 
des Reichstags. Wie unpraltiih die Beitimmung 'war, ben Verkehr in fremden 
Anlehensloojen von einem Fisfalftempel abhängig zu machen, bemeift, ber aller: 
dings laut genug vorausgefagte, Erfolg. Die Refultate der Abftempelung 
werden ausmeilen, daß ein Geſetz, welches beitimmt war, den Geldmarkt von 
fremden Prämienpapieren frei zu halten, zuerſt dahin geführt bat, bielelben 
hereinzuloden. Ein Geſetz, das wie dieſes aus der zufälligen Begegnung ber 
verjchiedenattigften Motive zufammengebraut ift, wird felten etwas Gute 
bringen. 


V. Bihten und Grundrechte, Dotationen und Bostschretzire, 


Es bleibt übrig, von den Senfationsverhandlungen zu reden. Rah 
der Regel, die hier zu Grunde gelegt ift, kann es in der kürzeſten Weile ge: 
ſchehen. Wir haben für vecht gehalten, unſre Aufmerkſamkeit den Stoffen im 
umgekehrten Verhältniß zu dem Geräuſch, das fie in ber Oeffentlichkeit ge: 
macht haben, zuzuwenden; in den meilten Fällen ift dabei zugleich das 
Wichtigere und Dauernde zu feinem Recht gelommen, gegenüber dem Uber: 
flählihen und Augenblidlihen. Was wäre über die Sikungen, in welchen 
Grundrechte und Diäten anerfannt und beftritten wurden, zu jagen, Das nicht 
längft dem Lejer bekannt, ihm hundertmal vorgetragen und noch wer weiß 
wie oft wiederzulommen beitimmt wäre! Vielleicht verdiente bier am erſten 
eine Rebe des Reichskanzlers wieder in Erinnerung gebradht zu werben, bie 
fih durch allerhand paradore Behauptungen auszeichnete, wie z. B. Die eigen: 
thümliche Thefe, daß Einführung von Diäten die Vermehrung der Politiker 
von Yad) in dem Reichstag nad fich ziehen und daß eine ſolche Vermehrung 
unerwünfcht ericheinen müſſe; zwei Behauptungen, von denen jebe einzelne 
mehr als gewagt ift und bie zum Ueberfluß ſich gegenjeitig viel mehr aus: 
fchließen ala bedingen. Doc, wäre es offenbar eine Ueberſchätzung des Werthes, 
welden der Urheber felbit auf dieſe jeine hingeworfenen Aeußerungen leat, 
wollte man ihm darob einen gründlichen Prozeß an den Hals hängen. Es 
gehört zu der eigenthümlichen Konftruktion diefes mertwürdigen Geiltes, daß 
er, der jo gut wei, mas er in beftimmten wichtigen Sachen zu gegebener 
Zeit will oder nicht will, ji in Ruhepunften, die ihm indifferent vorkommen, 
auf einem gewifjen übermüthigen Spiel der been zu wiegen liebt, an welchem 
er eine, feiner Geſchicklichkeit entiprechende, belletrijtiiche Freude zu Haben ſcheint. 
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Terüber als über eine Ungebühr die Stirne in ernite Falten ziehen hieße 
mit dem unpedantifchiten aller Sterblichen eine viel zu pebantifche Rechnung 
führen. Daß er fich in folcden zeitweiligen parlamentarijchen Plaudereien einer 
Mißachtung des Zuhörers bemußt fei, wäre eine ungerechte Beichuldigung. Sie 
bewerten nichts, al8 daß er im Hörer diefelbe Freiheit des Numors voraus⸗ 
jet, die er in fi trägt. Gin Punkt jedoch verdient aus dieſen Unterhal: 
tungen angemerkt zu werden, weil etwas hiſtoriſcher „Ernſt im kindiſchen 
Spiel" mit unterlief. Was ijt der Bundesrath? ft er eine Art Oberhaus? 
oder it ihm vorbehalten, fi) dazu im Lauf der Dinge zu entwideln? Brauchen 
und wollen wir ein Oberhaus, eine erite ariftofratiihe Kammer? Iſt der 
Bundesrath die Stelle, an welcher ſich die künftige Mebdiatifation der Fürſten 
mt m in einem einzigen gewählten Parlament liegenden Demofratismus 
ausgleichen ſoll? Alle dieje für die Staatsfünftler fo verführerifchen Fragezeichen 
murden an die Diätenfrage ala eine pafjende Gelegenheit angehängt: Die 
einjahe Reaktion, welche ihr Verlangen nach der Wiederherftellung der Fürften 
und Zuflände von vor 1866 in gelehrten Dunjt zu Hüllen fiebt, iſt auf 
dieiem Felde befonders gedankenreich und betont die Nothwendigkeit eines 
Tberhauſes. Fürjt Bismard machte fein Hehl aus feiner ganz entgegengeſetzten 
Anſicht. Er kleidete fie in eine Verherrlichung des Bundesrathes, wie er 
dermalen iſt und ihm dient, ob auf pofitive oder negative Weife, daS möge 
‚eder unter den Blumen, mit denen der fchalkhafte Redner das ehrmürdige 
‚nititut bebedite, jelbit zu erkennen ſuchen. Im Uebrigen, was ber Bundes: 
rach it und was er thut, zeigt jo zur Genüge die thatſächliche Anfchauung, 
dar die Nothwendigkeit einer profunden Definition ſich nicht fühlbar macht. 
"05 aus ihm einft werden mag, wollen mir der Zeit überlafien. Zu dem 
deiten an unſrer neuen Berfaffung gehört, daß fie in feine Schablone paßt. 

Erſcheint mandmal der Humor nicht an jeinem Platz, ſo iſt er doch 
auch nicht ausgeſetzt, die Sachen fo gründlich zu verderben, wie übel angebrachte 
Sdärfe. Am Tage, der Poſtſekretäͤre wäre etwas von bes Kanzlers leicht⸗— 
tngriger Behandlung der Dinge für alle Betheiligten gut geweſen, für den 


kadstag, für Die Regierung und wohl auch für die Poſtſekretäre felbit. Aber, 


5 Sollte nicht jo glüdlicy ablaufen, ‚auch der ehrenmwerthe Präfident des Bundes- 
‚anzler-Amtes follte einmal — e8 war das erſte und hoffentlich das letzte Mal — 
cinen böfen Tag haben. Der Interpellant Dr. Banta hatte mit der äußerften 
Nitigung und Ruhe den Fall klar gelegt und jeine Frage geftellt. Die 
<ahen natürlich nehmend mie fie find, war em Zuſammenſtoß mit guter 
Ar zu vermeiden. Das Recht des Reichstags, zu fragen, ob wirklich einem 
Teutichen bei Strafe verboten fei, fi an ihn zu menden, und ob ein ſolches 
verbot nicht jofort bejeitigt werden folle, war unbeitreitbar. Einem unbe: 
"reitbaren Recht gegenüber fügt fih auch der Mächtigfte am beiten mit Grazie, 
»eigitens in Worten. Was dann an vergangener Sünde zu verantworten, 
an fünftigen vorzubehalten war, lag fo einfach menſchlich nahe, daß über das 
"etandnig fein Menſch fich erboßen konnte. Der Präſident des Bundeskanzler⸗ 
Amıs durfte nur einfach ſagen: „Sie wiſſen, unſer Generalpoſtdirektor iſt ein 
sgezeichneter Beamter. Sie ſelbſt haben feine Verdienfte anerkannt. Ohne 
Unergie umb etwas igenwilliges Durchgreifen iſt ſo viel Leiſtung in der Welt 
13* 
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nicht möglich. Die beiten Diener find die, welde ihre Herren jelbit ein 
wenig tyrannifiren. Nun denten Sie fi auf der andern Seite das unabieh: 
bare Heer der Poftoffizianten, welche wir natürlich nicht wie Feldmarſchälle 
Dotiren fünnen, die aber dur dad Bewußtſein der großen und angejpannten 
Dienfte, die fie dem Rublitum erweilen, von Natur noch mehr ala jede andere 
vom Staat bejoldete Klafje zur Unzufriedenheit neigen. Das ijt dann ein 
ewiges Klagen und Quälen, und it e& jo unerhört, daß da einem abgehetten 
Chef, der ſich noch dazu die größte Mühe um die Verbeflerung feiner Unter: 
beamten giebt, zumeilen die Geduld reißt? und daß er im Eifer für ſeine 
Drdnung und Disziplin vergißt, daß er nicht das Petitioniren verbieten darf 
ohne die Verfaſſung zu verlegen? Gewiß er hatte Unrecht, und wenn gar 
ein folches verfafjungswidriges Verbot allgemeiner Natur bejteht, jo muß es 
entkräftet werden. Aber auf der andern Seite jind wir auc gewiß, die 


Petitionscommijjion wird weder der Poftdireftion noch jich felbjt das Leben 
verjauern wollen, indem fie das taufendfältige Queruliven ermutbigt, das dod 


bei allgemeinen Beitimmungen nichts nüten kann. Nicht der Generalpoi: 
direftor jondern die. vielgeplagte Petitionscommilfion, follte man erwarten, 
würde einmal ein jtallupönifches Exempel zu ftatuiren begehren.“ So em 
hätte der Bundestiſch antworten fönnen, am beften der Chef der Poit jelbit, 
und der Neichsfanzler hätte, wäre er da geweſen, vielleicht die Sache von 


diefer Seite erfaßt und erledigt. Dann hätte wohl der grimmigjte Yortihritts: 
mann. die Waffen finfen laſſen. Etatt deſſen, was geſchieht? — Man kann 
eine parlamentarifche Verhandlung fo wenig wie ein Schaufpiel ganz würdigen 
nah der Leltüre, man muß bei der Aufführung zugegen fein. Der un 





mittelbare Eindruck der Antwort, weldhe der Präſident des Bundestanzler:Amtes, 
auf die Trage des Hrn. Banfs gab, war der einer vorbedadhten und vernichtenden 


Schroffheit, der Sinn kurz der: es joll dem Reichstag bei dem erften Berjud, 
fi in Verwaltungsmaßregeln zu mijchen, der Art auf die Finger geklopft werden, 
daß ihm für immer die Luft dazu vergehe. — Das aber mußte den Reichstag um 
jo eher verdrießen, als es nicht bloß ein grundfaliches Prinzip ift, jondern auch 
niemals eine Körperichaft weniger darauf gefaßt war, bei einem erjten gering: 
fügigen Anlaß in fo fchneidender, verlegend trockner Weiſe abgefertigt zu werden. 
Nie bat eine Verſammlung mehr Friedfertigkeit, mehr Sinn für Einigter 
mit der Regierung an den Tag gelegt. So mußte es denn in ben Wald 
bineinf&hallen, wie es herausgeſchallt hatte. Es giebt Ausfchreitungen, die nie 
richtig ausgeglichen werden, wenn es nicht in der erſten Hige geſchieht. Auch 
für den retorquirenden Zornesausbruch giebt es eine flüchtige Minute, die keine 
Ewigkeit zurüdbringt, und daher war es gut und gejund, daß jofort ein 
Donnerwetter von heftigen Neben fich gegen den Bundestiſch entlud. Vielleicht 
hätte es am beten dabei fein Bewenden gehabt. Aber die unglüdlihe 
Ordonnanz, welche das Betitioniren (ein fo ideales und wohl zu gönnendes 
Deruhigungsmittel) grundfäglic verbot, war troß allen offiziellen Ignorirens 
doch in der Welt und mußte binausgeichafft werden. So kam denn ein 
förmlicher Antrag darauf in's Haus zurüd. Diesmal Hatte ber Bundestiſch 
ſich feine Sache kühl bedacht. Er ging in feinen Geftändnifien und Verſprechen 
jo weit, wie man menſchlicher Weife Jemandem zu gehen zumuten kann, deſſen 
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Beruf ſonſt nicht iſt, mit dem Strick um den Hals Kirchenbuße zu thun. 
Darum war nichts mehr angezeigt, als mit einer motivirten Tagesordnung, 
welche dieſes Eingeſtändniß und Verſprechen zu den Akten nahm, dem ganzen 
Vorſall ein Ende zu machen. Aber dergleichen einfache Löſungen entſprechen nicht 
jedem Geſchmack, und zwiſchen dem zu wenig und zu viel verlief ſich die 
ganze Verhandlung in eine Sackgaſſe. Immerhin war der Hauptzweck er⸗ 
reiht in der vom Bundestiſch abgegebenen Erklärung, welche die Unantaſtbar⸗ 
teit des Petitionsrechtes anerkannte. 

Ob zuleßt von alfen Vorlagen die Dotationen deshalb eingebracht wurden, 
weil man fich die etwas unangenehm kitzliche Aufgabe jo lange ed ging vom 
Salie hielt, oder aber weil man die Feititimmung des feierlichen Einzugs 
wur Ueberwindung der Schwierigfeiten ausnüßen wollte, bleibt unentichieden. 
Sielleicht traf beides zujammen. Das Gefühl, daß bier ein unerfreuliches Stüd 
Arbeit zu verrichten jei, lag über dem Haufe und fand gerade in biejer 
peripäteten ober gezwungen flug berechneten Introduktion jeine Bejtätigung. 
Und doch kann man nicht fagen, daß hier etwas prinzipiell Anſtößiges zu: 
gemuthet wurde. Dotationen waren ſchon 1866, fon nad) den Befreiungs- 
friegen gegeben worden. Das Prinzip war ja ganz gut zu vertheidigen. 
Tie Rede, in welcher Herr von Bennigfen ala Berichterftatter der mit der 
tage betrauten Kommiſſion fich dieſer Aufgabe entledigte, war die befte, welche 
in der ganzen Seſſion gehalten wurde. Selbſt in einer Sammlung von 
varlamentariſchen Muſterreden würde fie unter den muftergültigiten figuriren 
müſſen; ein edler, feiner, auserlefener und doch ganz einfadher Styl, die 
Gedanken jinnvoll und anſpruchslos, der Ton feierlich und gelaffen, die 
Tispofition wohlgeordnet und frei von aller Schulregel, das Ganze in ent: 
irrechend vollendeter Weiſe vorgetragen, kurz in allen Theilen nicht blos ein 
Meiſterſtück, ſondern das Werk eines Meiſters. Was an der Vorlage 
dennoch Widermwärtiges haften blieb, das konnte der Redner kaum berühren, 
geichweige bejeitigen. Nicht das Prinzip nämlich war anjtößig, jondern bie 
Anwendung. Mit einem Wort: es wurde zu viel Geld verlangt. Diejes 
u viel fegte die Sache herab ftatt fie zu heben, das Kafiengeichäft für viele 
meitelhafte Aniprühe trat an die Stelle der ruhmreihen Belohnung für 
einzelne Hervorragende. 68 war zu viel! Noch heute, viele Wochen nad) 
zeiaktem Beſchluß, tränfelt die Sache an diefem Zuviel, und fann nicht zur 
!ertheilung fommen. Man fannte ja die, weldhe im wahren Sinn auf einen 
'ihen Rationaldant Aniprud hatten. Weflen Name nit in Aller Mund 
", der gehört nicht auf folh eine Liſte. Der Reichöfanzler, das wußte 
nan auch, hatte in jeiner klugen Weiſe jich ſelbſt und dem Reichstag die 
Anannehmlichkeit eripart, jeine Perſon in dieſe realiltiichen Betrachtungen 
„nänzuziehen. Dem Gefühl der Nation entiprad kaum ein halbes Dugend 
Kamen, jelbft wenn man, in ganz willtommener Weije, auch die bürgerliche 
reiſtung neben der militärifchen in dem Manne anerkennt, weldyer die ganze 
eihärtslajt des ungefügen und überbürdeten Bundestanzler:Aıntes trägt. Im 
tapigen, befcheidenen deutihen Staatsdienſt ift ein Erbtheil von dreimal: 
underttaufenb Zhalern ſchon eine ftattlihe Beicheerrung. Zwei Millionen 
Thaler wären daher eine richtige Forderung geweſen, wenig bemängelt worden, 
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hätten endlich auch Nantenöbezeihnung der Empfänger entbehrlich gemacht, weil 
in diefer Begrenzung fie von jelbjt genannt waren. Da aber das Doppelte 
begehrt wurde, drängte fih der Gedanke auf, daß mehr als Bin Empfänger 
zu gerechter Kritit herausfordern werde. Sollten etwa abermals unter die 
Schaar überflüjfiger YFürftlichkeiten, die das SHanptquartier mit läjtigem Troß 
belegt hatten, wie bei der Kreuzvertheilung, Spenden ausgeworfen werden? 
Mag mit Orden noch der Spaß beliebig weit getrieben werden, aber mit 
Geld den Niederen im Höheren, den Arbeitenden im Genießenden ehren, das 
kommt ſchon deshalb jehr ironisch heraus, weil der Niedere das Geld jelbit 
zahlen Hilf. Wenn man uns erzählt, daß dieſer oder jener Prinz von 
einigem Verdienſt doch ein „armer Prinz“ jei, dem das Geld recht zu Pal; 
fonımen würde, jo müffen mir dagegen protejtiren, daß ſolche Prinzenarmuth 
angethan fei, das Herz des Volkes zu rühren. Um all diefen unvermeibliden 
Einwürfen aus dem Lege zu gehen, ward die ganze Sache auf die einfache 
Formel zurüdgeführt: „Se. Majeität der Kaiſer bittet fi die vier Millionen 
für ji) aus, um die Danfesbedürfniffe feines kaijerlihen Herzens zu befriedigen.“ 
Das deutſche Volt hatte jich ſoeben jelbjt einen Kaiſer gegeben, im ftrengiten 
Sinne des Wortes, gewifjer und eflatanter als wenn irgend eine plebiszitäre 
Comödie ihre Side mit Ja's berbeigeichleppt hätte Ob's gut, ob's ſchlecht 
gethan‘ war, 'mag unterjuhen wer will. Thatſache ift, daß der Wille der 
ungeheuren Majorität mehr ala der Wille der Monarden das neue Kaijerthum 


‚ begehrte, den Schlugitein, die Bürgichaft, ja in manchem Sinne die zukünftige 


Entwicklung der deutſchen Einheit in ihm erblidte Wer aber A. jagt der 
muß auch B. jagen. Einem ſolchen eben mit Jubel, Andacht, Begeiſterung 
bis zu Thränen eingejeßten Kaiſer in der nächſten Woche gegenüber treten 
und jagen: „Ew. deutihen Majeſtät Eaijerliches Herzensbedürfniß möchte wohl 


bei genauer Nachrechnung aud mit 2 oder 21/, oder 2°, Millionen Thalern 


außlangen können“, das ging nicht. Akkordiren mar gleichbedeutend mit 
Abichlagen, Abjchlagen war ein Brud, war der Unfriede, Das Aergerniß, 
eine fortzeugende Reihe von Miihelligfeiten und gegenjeitigen ntfernungen. 
Man konnte nicht annehmen, dag ein Volt, welches eben noch auf jeder 
Eiſenbahnſtation mit Ungeftüm ſich an den Kaifer herangedrängt, im jelben 


Augenblick jih mit ihm um 2 Millionen Thalern willen verfeinden wolle. 


Die Legislatur mußte ſich fagen, daß fie feine Mifjion hatte, einen jolden 


Bruch zu vollziehen, daß man es ihr übel danfen würde, und hätte ſie 
auch nicht fi dies jagen müſſen, jo hatte fie ſelbſt die Pflicht, das Land 


nicht um dieſen Preis in ein Zerwürfniß hineinzufchleudern. Der innere 
Friede mit dem eben gegründeten SKaijertfum, das gegenjeitige Wohlwollen 
war den Steuerzahlenden an aller gröbiter praftiiher Nützlichkeit mehr 
werth ala 2 Millionen Thaler. Um eines Prinzips willen darf man an 
einem Strohhalme feithalten, bei einer Geldfrage muß man reinen und bie 
Rechnung, die allernüdternite, entichied bier ohne Zaudern für Nachgeben. 
Fin Mantel: und Degenftüd mit unbeugjamem Heldenfinn lieg ſich in 
Ippofition gegen folches Nachgeben wunderleicht herausftaffiren, aber im Grunde 
vertheilten fih die Rollen dabei nur auf zweierlei Afteurs: entweder jolde, 
die ihre ſtille Freude am Konflitt gehabt hätten, oder foldye die, zu ehrlich 
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einen Konflitt zu wollen, darauf rechneten überitimmt zu werden, den Frieden 
des Reich zugleich und obendrein ihre Unbeugfamkeit zu Tonferviren. 

Und jo wären wir mit der lebten Sitzung auch an der lebten Betrachtung 
über diefe erſte Seffion vorübergefommen. Obgleih Hier nur das Aller: 
ergeblihite und auch das nur in gedrängteiter Andeutung aufgeführt worden, 
mag doch der Eindrud bleiben, daß, jo überihaut, das Refultat weder an 
Griahrungen noch an Schöpfungen, wie manchmal behauptet wird, dürftig ge: 
weſen. Eine Arbeit in der Nähe und in großen Umriſſen zugleich beichauen, 
das geht nicht. Wer ala Mitlebender die Spuren ernſter Thätigkeit verfolgen 
will, muß fich bequemen am Einzelnen zu verweilen. Mit Schlachten und 
Revolutionen aufzumwarten find berathende Verſammlungen, glüdlicher Weife, 
nicht da. Im weiten Ueberblid der hiſtoriſchen Entfernung und als erjtes 
Auffteigen einer — ſo vertrauen wir — großen fünftigen Entwidlung, wird 
auch diefer Anfang dereinft ſich nicht unanjehnlich daritellen. 


vo. 


Die Reichsgeſetzgebung. 
Bon 
Brof. Dr. 5. v. Holkendorf in Berlin. 
I. 


Die erite Seffion des deutfchen Neichstages fand unter Umſtänden fett, 
welche der ruhigen Arbeit der Gefetgebung fehr ungünftig waren. Der Krieg 
mar eben beendigt, ohne daß feine Nachmirkungen zum Abſchluß gekommen 
waren. Größere, der forgfältigen Vorbereitung bebürfende Vorlagen Tonnten 
nah der Natur der Dinge nicht an den Neichätag gelangen. Wenn von 
verichiedenen Seiten, auch unter den Abgeordneten des Reiches felbit, darüber 
geflagt ward, daß der NReichätag früher berufen worden war, als nad) dem 
Stande der vorbereitenden Arbeiten zweckdienlich erjchien, fo ift unter An: 
erfennung der Gründe, aus denen folde Beſchwerden bervorgingen, für bie 
erite Seſſion des deutſchen Reichſstages daran zu erinnern: daß es von großer 
Bedeutung war, fo bald als möglich nad dem Abſchluß der Friedenspräliminarien 
das Deutfche Reich, in der neu gewonnenen Yorm feines Dajeins für 
das Ausland wahrnehmbar zu conftituiren. Die bloße Gegenwart eine in 
feiner großen Mehrheit von nationaler Gefinnung bejeelten Reichstags war für 
fih allein ein Vortheil. Vornehmlich in Frankreich hatte man ſich über den 
Werth derjenigen Kundgebungen getäufcht, welche gegen die Abtretung der 
Grenzprovinzen innerhalb Deutichlands zum Vorfchein gekommen waren. Selbit 
unter einfichtigeren Franzoſen war die Meinung verbreitet: der deutſche Libera⸗ 
lismus werde, in dem Blendwerke der Plebiſcite befangen, im Reichstage 
ber Einverleibung von Elſaß und Lothringen feinen Widerſpruch entgegen: 
jegen. Die ſchnelle Wiberlegung fo irrthümlicher Vorausſetzungen über die 
Haltung des deutichen Reichstags war eine Angelegenheit von Bedeutung. 
Ueberblidt man die Reihe der zu Stande gekommenen Gejeße, fo ift es 
jedenfalls beachtenswerth, daß über eine Anzahl tief eingreifender Geſetzes⸗ 
beftimmungen unmittelbar nach der Berufung des Reichstages eine Ueberein⸗ 
ftimmung innerhalb des Bundesraths erreicht werden konnte. “Die Leiftungs: 
fähigkeit einer Conföderation, wie diejenige der im Deutichen Reiche vereinigten 
Bundesftaaten, darf nicht einfeitig gemeflen werden an den Verhältmiſſen 
eines Einheitsſtaates. Uber felbjt wenn man diefen Maßſtab anlegt, darf 
behauptet werden: daß die gefebgeberifchen Leiltungen bes ehemaligen Nord: 
deutihen Bundes innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren beifpiellofe find. 





VII. Die Reichsgeſetzgebung. 201 


Cie gewinnen an Glanz nicht nur in der Gegenüberftellung zu anderen 
Eodificationen der neueren Zeit, fondern namentlih auch im Vergleich zu 
den Leiftungen eines Einheitsſtaates wie Preußen, deflen Energie jeit zwanzig 
Jahren auf dem Gebiete der Geſetzgebung wie gelähmt erichien. Und ſelbſt 
die Geichichte des Franzöſiſchen Kaiſerthums erwies, daß die Leichtigkeit, mit 
welcher widerftrebende Elemente in der dortigen |. g. Volfövertretung nieder: 
gehalten wurden, daß die willfürlihe Verfügung über die Mehrbeiten eines 
Geſetzgebenden Körpers und des Senates, daß die Handhabung eines bie 
zur Blindheit unterwürfigen Beamtenthums nicht gleichbedeutend ift mit der 
Fruchtbarkeit geleßgeberiicher Leiftungen. 

In Frankreich war die Geſetzgebung unter dem nunmehr geftürzten 
Kaiſerthum die Auferlegung einer mechaniich herrfchenden Autokratie, deren 
Willen durch nichts anderes gemäßigt war, als burd geheime Furcht und 
donaftiihe Beſorgniſſe. In Nordamerita wirkt die Gejekgebung nach dem 
Prinzip emer im Kongreß außgebrüdten einfachen Kraft der Majoritäten. 
Im Deutichen Reich kann die Gefetgebung nicht den Typus der Auferlegung, 
iondern nur denjenigen der Bereinbarung an fi tragen. Schon in der 
Vorbereitung der Gelekesvorlagen wird die Nöthigung hervortreten, überall 
den vorhandenen Beitand einer fünfundzwanzigfadhen Berichiedenheit nad) den 
Mertmalen des inneren Werthes zu vergleihen, um die Stärke einander 
widerftrebender „Intereflen zu würdigen. Naturgemäß ijt der Factor der über: 
lieferten Gewohnheit, der Anhänglichteit an das Beitehende im Bundesrathe 
ſtärker vertreten, alö innerhalb einer confervativen Partei, welche nicht jene 
Mühen zu tragen bat, die mit der Einführung eines neuen Zuſtandes, mit 
der Umlenfung der Regierungspraris in techniſcher Hinſicht verbunden find. 
Wenn bei diefer nothwendigen Vereinbarung innerhalb des Bundes: 
verfehrs überhaupt eine Hegemonie leitender Kräfte beiteht, To Tann fie 
sh dauernd nur durch die Rüdjichtnahme auf die formale Souveränität 
der einzelnen im Bundesrathe vertretenen Regierungen behaupten. ine 
Tereinbarung ijt ferner nothmwendig mit den Sauptrichtungen des politi- 
ihen Lebens, foweit dieje im Reihätag Ausdrud gewinnen. Auch diefe Auf: 
gabe ift in Deutichland deswegen eine fchmwierige, weil die einfache Gegen: 
üderftellung der centralen zu den autonomifchen Kräften, welche dad Grund: 
meien ber ſchweizeriſchen und nordamerikaniſchen Parteibildungen ausmacht, 
in Deutſchland durchkreuzt wird durch kirchenpolitiſche Miſchungen und die 
Ueberlieferungen der aus den Landtagen in das Reich übergegangenen Partei- 
kimmgen. Es ift möglich, daß gerade die Mannigfaltigfeit joldher 
Sruppirungen bie ſchließliche Verſtändigung erleichtert. Dennoch bleibt eg von 
Lichtigfeit, daß für die Folgezeit biejer im Princip der Vereinbarung 
iegende Grundtypus der deutichen Reichsgeſetzgebung überall begriffen werde. 
ter Verſuch, eine einfach gebietende Gewalt im Wege der Parteibildung 
nnerhalb bed Bundesraths oder des Reichsſstags zu dem Zwecke zu conftituiren, 
dat dem augenblidlid ſchwächeren Theile ohne jede Rüdfichtnahme die Con: 
ſequenzen eines politiihen Verfaſſungsprinzips aufgenöthigt würden, könnte 
ur nachtheilige {Folgen haben. So lange die unmittelbare Nachwirkung groß: 
ertiger nationaler Erfolge überall empfunden wird, liegt eine ſolche Gefahr 
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nicht nahe. In weiterer Ferne wird indeilen viel davon abhängen, ob der 
Bundesrath jeine gejeßgeberiihe Initiative in dem Sinne mwahrt, daß er, die 
Bedürfniffe der Zeit im rechten Augenblicke wahrnehmend, eine ftetige Yort: 
entwidelung der Geſetzgebung vermittelt, ohne jenes Stadium bes Drängens 
abzuwarten, in welchem der Schein der Nöthigung oder der Schwäche entiteht. 
Der größte Fehler, deſſen ſich die confervativen Miniſterialpolitiker der lebten 
zwanzig Jahre jchuldig gemacht haben, beitand in der Feſthaltung der negivenden 
Traditionen, denen es ala Weisheit erichien, überall bis zum lebten Augen 
blide zu warten, um bei dringend gemorbenen Reformen den Ruhm der Nad: 
giebigfeit zu ernten. Dem Maße der in der Verwidelung der Berhältnijie 
liegenden Schwierigkeiten der deutſchen Reichsgeſetzgebung entipricht das May 
der dem Bundesrath obliegenden Verpflichtungen, der im Reichstage hervor: 
tretenden Anregungen, lediglih nad deren innerem Werthe, in der Hand: 
babung einer kräftigen Gejeßgebungsaction entgegenzufommen. 

Wie fi das Verhältniß des Neichstags zu den in Ausficht geitellten 
größeren Geſetzgebungswerken, insbejondere den BProceßordnungen ge 
ftalten wird, ift ein Gegenftand ernfter Erwägung für alle Diejenigen, denen 
e3 nicht nur um einheitliche, ſondern auch fachlich thunlichſt vollfommene Ge 
febgebung im Deutichen Reich zu thun ift. Auf der einen Seite jteht der 
vom Reichskanzler ausgeſprochene Wunſch nad kur zen Seffionen des Reid: 
tags, :womit übrigens das allgemeine Intereſſe des deutfhen Volles in 
fofern durchaus übereinjtimmt, als übermäßig lange Seffionen auch die poli- 
tiſche Theilnahme im Volke abſchwächen würden. Auf der andern Saite 
äußert ‚fi das Verlangen, daß umfaflende Gejekesvorlagen gründlich ge 
prüft werden. | 

Im Zujammenhang mit diefen Erwägungen ftand ein vom Abgeoroneten 
Lasker eingebracdhter Antrag, betreffend die geichäftlihe Behandlung eins 
ungewöhnlich großen Geſetzesvorſchlages 1). Vom Antragfteller wurde vor: 
geihlagen: mit Genehmigung des Bundesrathes für die um: 
faffenden Geſetzentwürfe Commiffionen des Reichstages zu 
wählen, welde nah dem Schluß der Seffionen vereinig!i 
blieben und von dem Grundſatz der Discontinuität befreit, 
weiter berathend die Fortſetzung der Prüfung von Geſetzes— 
vorlagen von einer Seffion zur anderen ermögliden würden. 
Eine derartige Einrichtung, welche allerdings formell als eine Verfaflungs: 
änderung anzujeben fein würde, ift in Deutfchland nicht neu. Im Anflug an 
die Ausſchüſſe altjtändiicher Berfaffungen find Landtagsausſchüſſe auch gegenwärtig 
nach dem Verfaſſungsrecht deuticher Ränder zuläffig und üblid. Daß man bei der 
Berathung der Reichsverfaſſung dieje Inſtitutionen nicht näher gemürdigt bat, 
lag wejentlih in dem Uebergewicht der preußifhen Abgeordneten und der 
Vorbildlichkeit der Preußiſchen Verfaſſung in denjenigen Stüden, die ſich auf 
die Rechte der Kammern und der Kammermitglieder beziehen. Aus der Ge: 

ſchichte der deutſchen Strafgefeßgebungen liegen fi zahlreihe Beiſpiele an: 
führen für die nüßliche Wirkung folder „Geſetzgebungsausſchüſſe“, wenngleich 


1) Erfte Berathung am 10. Mai. (Val. Druckſachen des Reichstag Nr. 0.) 
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anerfannt werden muß, daß die in fleineren Berhältniffen gejammelten Er- 
fahrungen nicht unbedingt auf die großartigen Dimenſionen des deutſchen 
Reichskörpers übertragen werden können. “Die politiiche Frage ift: ob ſolche 
Ausihüffe dem Zuſtandekommen größerer Geſetzgebungswerke förderlich fein 
würden, oder nicht? Ob ſie vorausfichtlich durch ein Uebermaß Eritiicher Arbeit 
die endlihe Verftändigung mit den Bunbesregierungen erſchweren würden? 
Ih die Soncentration der jachverftändigen Elemente in bejonderen, jtändigen 
Fachcommiſſionen den natürlihen Einfluß der Regierungsvertreter vor dem 
Plenum des Reichstags erheblich beeinträchtigen fünnten, oder nit? Die am 
hufigiten zu jtellende Prognoje würde dieje fein: In dem Zwiſchenſtadium 
vor der Berufung des Reichstags verjtändigt fih der Bundesrath bezüglich 
einer umfaſſenden Geſetzesvorlage mit der ftändigen Reichstagscommiffion, als: 
dann würde aller Wahrſcheinlichkeit nach unter diejem Doppelgewicht die Plenar⸗ 
berathung des Reichstags ſehr bedeutend an Intereſſe verlieren; jener Zweck der 
Ziscuffion, die wichtigiten Gejeßgebungsacte auf der Tribüne vor dem ge: 
jammten Bolt zu erläutern und zu begründen, würde minder volljtändig erreicht 
werden. Und entgegengejebten allg, wenn eine Verftändigung zwiſchen Ge⸗ 
ſetgebungsausſchüſſen und Bundesregierungen nicht erreichbar wäre, würde 
es nicht öfters als eine Ehrenfrage ericheinen, die Doctrinen und Auf: 
fallımgen der jachverftändigen Ausjchußmitglieder im Neichstage zu vertreten, 
und der Neigung zu einer Verftändigung im Plenum entgegenzumirten ? 

Es bleibt beiſpielsweiſe zweifelhaft, ob die bayerifhen Geſetzgebungs⸗ 
ausihüffe die Vollendung der bisher in Bayern bejtandenen Strafgejeßgebung 
son 1861 gefördert haben oder nid. Mean vernimmt darüber verjchiedene 
Urtheile. 

Der Antragiteller jelbit verwies, an die Berathungen über das Saft: 
Michtgejeß, betreifend die Entſchädigung der auf Eifenbahnen, in Berg: 
werken u. |. w. Verunglüdten, erinnernd, auf die Uebeljtände der bisherigen 
Geſergebungsmethode, die in ber That nicht zu leugnen find. Cr erblidte 
in der Annahme feines Vorſchlages feine Verfafjungsänderung, fondern eine 
Umgeftaltung in den bisherigen Modalitäten der Geſetzesberathung I). Wie 
dem immer ſein möge; ſchwerlich wird ſich nachweiſen laſſen, daß ein derartiges 
Ausnahme-Verfahren, zwiſchen Reichstag und Bundesrath in einzelnen 
xällen vereinbart, irgendwie eine ernftere Gefahr für die jebt beitehende 
Stonung der Machtcompetenzen nach fi ziehen werde. Die principielle 
Zäte dürfte vielmehr zurüdtreten hinter der Berechnung der Zwedmäßigteits- 
verhaltniſſe. Denn gerade bei den umfafjenden Godificationen würde, mit 
Ausnahme etwa der Strafprocekordnung oder der Gerichtsverfaſſungsfragen, 
ein ernithafterer Conflict von politifcher, über das Techniſche und Juriſtiſche 
binausgehender Tragweite faum vorzuftellen fein. Alles hängt davon ab, ob 
man fi in der Praris der Gefebgebung die jtändigen Zwiſchenausſchüſſe als 


!, Gegen dieſe Auflaffung: Windthorſt. Gegen den Antrag außerdem: 
»>n Blandenburg, von Unruhe (Bomſt). Mit dem Nntragfteller überein: 
"immend: Braun (Gera) und Schwarze; Reichenſperger (Crefeld), Hölder. 
Meiielhaft: Wagener (Neuſtettin). 
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Ausnahme oder als Regel voritellt, wobei allerdings zugegeben merben muß, 
daß dasjenige, was Anfangs als Ausnahme gemeint war, in langjamen unb 
allmäligen Uebergängen zur Hegel werden fann. Vom Standpuntt der Ber: 
fafjungspolitit läßt ſich mit gleichen Graden der Wahrjcheinlichteit und Un- 
wahrfcheinlichleit deduciren, daß Geſetzgebungsausſchüſſe, wenn zur Uebung 
geworden, den Parlamenten und ihrem Cinfluß auf die Geſetzgebung ebenio 
Eintrag thun können, wie den Staatsregierungen; wie fich die Dinge wirklich 
geftalten würden, ift eine Frage, die für größere Zeiträume überhanpt nicht beant- 
wortet werden kann. Die nächte Sorge der Antragfteller ſchien auch nur auf 
die Civil: und Strafprocekordnung gerichtet geweſen zu jein ?). Am entichieden: 
ften gegen den Antrag ſprach fi in zweiter Lefung der Abg. Gneiſt aus?). 
Er befürdtet von den Zwifchencommiffionen eine Erſchwerung der großen Or: 
ganiſationsgeſetze, hebt nachdrüdlich hervor, daß in Ermangelung einer durd 
Eollegialität vermittelten Zufammenmirfung nur der Fritifche Individualismus 
in den einzelnen Mitgliedern folder Commiffionen zur Geltung kommen 
werde, beiorgt, daß die Neichsregierung nad) und nad die Initiative in der 
Gejeßgebung verlieren werde und hält das Princip der Discontinuität für 
ein wefentliches Stüd der parlamentariihen Regierungsweiſe. 

Schließlid) ward der Antrag abgelehnt. Trotzdem ift ala Nüditand der 
‘Debatten die weit verbreitete Anficht ftehen geblieben, daß die Vorbereitung 
größerer Gejetgebungsafte in anderer Weiſe betrieben werben müſſe, als bei 
dem deutfchen Strafgeſetzbuch, deffen Berathung vorzugsweiſe von dem Leber: 
gewicht der politiichen Gefichtspunfte bejtimmt war. An Stelle der abgelehntn 
Zmwifchencommiffionen fönnen dauernde Einrichtungen geichaffen werden. Cs it 
denkbar, dag ein Reichörath diejenigen Funktionen übernähme, die ehemals der 
Preußiſche Staatörath zu erfüllen hatte. Auch vermag der Bundesrath in bie 
vorberathenden Commiffionen jolhe Fachmänner zu berufen, die dem parla: 
mentarifchen Leben angehören. Das Wichtigite ift, daß große Geſetzesvorlagen 
nicht unmittelbar nad ihrer Vollendung in den Reichsrath gebradt, 
fondern zunächſt der freien Prüfung anheimgegeben werden. Wenn der Bunde: 
rath umfaſſende Organijationsgefege längere Zeit vor dem Beginn derjenigen 
Seſſion publicirte, in denen fie berathen werden jollen, jo hat die Stimme 
der Sachverſtändigen Zeit ji vernehmen zu laffen und die politifchen Parteien 
haben e8 in der Hand, ihrerfeits freie Commiſſionen im Hinblid auf größere 
Geſetzgebungswerke zu bilden, denen es obliegen würde, entweder durch ihre 
eigenen fachmäßig gebildeten Mitglieder oder durch andere Sachverjtändige 
über wichtige Punkte fich gutachtliche Meußerungen zu verichaffen. Im Aus: 
lande hat man zumeilen vorgeichlagen, größere Geſetzgebungswerke in N: 
theilungen zu zerlegen und dieje wie jelbftändige, in den einzelnen Seſſionen 
zu berathende Geſetze zu behandeln, -deren Revifion vorbehalten bleibt, bie 
das Schlußgefeß votirt worden if. Mit dem belgiichen Strafgeſetzbuch ift in 
ähnlicher Weife verfahren worden und aud die Geſchichte der franzöſiſchen 
Gejeßgebung kennt derartige Beiſpiele. An fich jtände nichts im Wege, eine 
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1) Val. den Commiſſionsbericht Nr. 150 der Druckſachen. 
2) Stenogr. Ber. S. 965. 
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Sodification äußerlih aufzulöjen in eine Reihe jelbitändiger Geſetze. Selten 
mird ſich ein ſolches Verfahren zwedmähig erweiſen; die SJuftizorganifations- 
geiege und die Gerichtsverfaffung laflen jich indeſſen, wie die Erfahrung lehrt, 
von dem Proceßverjahren jelbit, wenn man ſich über deſſen Grundzüge ver⸗ 
ſtändigt bat, lostrennen. 


IL 


Ueberblidt man die in der abgelaufenen eriten Seſſion des beutichen 
Reichstags beichlofjenen Gejetgebungsacte, jo laſſen jich ohne Schwierigkeit 
gewiſſe Sruppirungen des Stoffes erkennen. 

Cine erſte Klaſſe von Geſetzen ijt dazu 'beitimmt, die ehemals nord: 
deutiche Bunbeögejebgebung binüberzuleiten in den neuen Zuſtand des Deutichen 
Reiches. Tieje Aufgabe ift bis jetzt noch nicht völlig gelöſt. Die Ein: 
führung ehemals norddeuticher Geſetze als Reichsgeſetze, mit verbindlicher Kraft 
für Sübdeutfchland wird, aller MWahrfcheinlichteit nach, Die Reichsgeſetzgebung 
aud in den nächitfolgenden Sejjionen beichäftigen. 

Kine zweite Klafje von Gefeten mwurzelt in der Thatiadhe des 
deuih:franzöfiichen Krieges. Es handelt jih um Beltimmungen über die 
Verwendung der zunäch ft fälligen Raten der franzöſiſchen Kriegsentſchädigungs⸗ 
geider und um eine endgültige Sanktion der an Deutichland zurüdgelangten 
Öfrenzprovinzen. 

Kine dritte Klaſſe von Geſetzen ordnet die Reichsfinanzen im Hinblid 
auf die durch den Krieg binterlaflene Lage und das laufende Bedürfniß der 
Verwaltung. 

Endlich ſind viertens einige Geſetze privatrechtlichen ober, wirthichaft- 
hen Inhalts zu verzeichnen. 

III. 

Zur erjten Klafje der Ueberleitungsgefete zählen folgende: 

1) Gejep, betreffend die Verfaſſung des deutichen Reiches. Vom 
16. Aprii 1871 (B.G.-Bl. 16. Nr. 628, ©. 63). 

Ueber den gegenwärtigen Zuftand der deutichen Reichsverfaſſung iſt bereits 
oben von anderer Seite berichtet worden. Vergleicht man den gegenwärtig durch 
das Geſetz vom 16. April geichaffenen Tert mit der urſprünglichen Faſſung, fo 
agiebt ih: Einer der früheren Artitel (der auf- Süddeutſchland bezügliche 
Hußjag) iſt in Wegfall gekommen. Dagegen haben zwei Abſchnitte der 
Lerjaſſung Schlußbeſtimmungen erhalten, welche die Unanwendbarkeit gewiſſer 
Zeitimmungen auf Bayern ſanctioniren. Sieht man von der bloßen Xen: 
derung der Terminologie ab, vermöge welcher die Ausdrüde „Kaijer” und 
„Reich“ allgemein durchgeführt worden find, 10 ergiebt fih, daß 22 Artikel 
der Berfaffung in ihren Beftimmungen einige, meiftentheil3 ganz unbedeutende 
Aenderungen erfahren haben. Niemand vermag zu erkennen, daß dieſe neue 
Kedaltion der Berjafjung des Deutſchen Reiches von großer Wichtigfeit um 
deswillen ift, weil die Gemeinverftändlichfeit einer Urkunde weſentliche Voraus: 
“tung it für das allgemeine politiiche Intereſſe und den Gemeinfinn des 
Lolkes. Die Ungleichheit der Rechtsverhältniſſe unter den einzelnen Bunbes- 
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ftaaten, das durch die Natur der Umſtände geichaffene Syitem der Exemtionen 
füddenticher Staaten, vornehmlich Bayerns, die Aufnahme zahlreicher, rein 
regulativifcher Beitimmungen bezüglich des Zollabrechnungsverfahrens macht aud 
jest noch die Reichöverfafjung in erheblihen Stüden ſchwer verftändlid für 
die Mafle des Volkes“ Zum vollen Berftändnig wird auch fernerhin noth: 
wendig fein, auf die Staatöverträge, insbejondere auf den norbdeutich-bayen: 
ſchen Bertrag vom 23. November 1870 zurüdzugehen; für das Militärmeien 
beitehen außerdem die befonderen Conventionen zwiſchen Preußen und einer 
- Reihe mittlerer und kleinerer Staaten. Für einen Ausländer wird aus der 
Verfaſſung felbit jchmerlih ein klares Bild der in Deutichland beitehenden 
Rechtöverhältnilfe zu gewinnen fein. Damit foll fein Vorwurf gegen die 
Geſetzgebung ausgeiprochen fein; vor der Hand bezeichnet Die neue Redaktion 
immerhin einen bemerfenswerthen Fortichritt zur formalen Deutlichkeit ?). 
2) Geſetz, betreffend die Einführung norddeutſcher Bun: 
desgeſetze in Bayern. Vom 22. April 1871. (R.:8.:8l. 
17 Nr. 632, ©. 87.) 

Der mit Bayern über den Beitritt zum Deutfchen Reiche unter dem 
23. November 1870 abgefchlofjene Vertrag hatte unter III. $ 8 feftgeiekt, 
daß in Anbetracht der vorgerüdten Zeit und der Nothwendigkeit mannigfaltiger 
Umgeftaltung anderer mit dem Gegenftande der Bundesverfaflung in Zuſam⸗ 
menhang jtehender Geſetze und Kinrichtungen nur das Wahlgeſes vom 
31. Mai 1869 ohne Weiteres Gültigkeit erlangen folle, die Einführung an: 
derer (ehemals) norddeuticher Bundesgefete im Königreih Bayern dagegen 
der Bundesgefeßgebung vorbehalten bleiben folltee In ben Ueber: 
gangsbeftimmungen defjelben Vertrages waren urfprünglid 27 Geſetze zur 
jofortigen, mit der Verfaſſung des Reiches gleichzeitigen Einführung beitimmt 
worden. Sieben andere Gefege follten am 1. Juli 1871 in Kraft treten 
Mit diefen Verabredungen jteht die Gefegesvorlage in Zujammenhang, welde 
am 31. März an den Reichstag gelangte ?) und demnächſt Annahme fand. 
ALS Reichsgeſetze werden in Bayern eingeführt: 

I Mit dem Tage der Wirkſamkeit des Geſetzes (ausgegeben 
in Berlin am 29. April 1871) 12 Geſetze: nämlich 1) das Geſetz über 
das Poſtweſen vom 12. Oktober 1867. 2) Das Geſetz betreffend die Na: 
tionalität der Kauffahrteifchiffe vom 28. Oktober 1867. 3) Das Geſetz 
über die reizügigteit voni 1. November 1867. 4) Das Geſetz betreffend 
die Aufhebung der Schuldhaft vom 29. Mai 1868. 5) Das Gefet betreffend 
die Bewilligung von lebenslänglihen Penfionen und Unterftüßungen an 


1) Neue Ausgaben der Reichöverfaffung: v. Rönne, „Die deutiche Reichs: 
verfafjung‘ 1871 (Berlin, bei Guttentag. Textausgabe mit Noten.) — Bieiter, 
„Verfaſſung des Deutſchen Reichs, mit dem Ginführungdgef. vom 16. April 18-1, 
Hinmeifen auf die ergänzenden Bertragsbeitimmungen nebit deren Wortlaut und 
auf die Sefeßgebung des Deutichen Reichs beziehungsweife bed Norddeutſchen Bundes; 
jowie bem Geſetz über die Vereinigung von Eljaß und Lothringen.‘ Mit ausführ: 
lidem Sachregiſter. Berlin 1871 (bei Kortfampf). 

2) Drudj. Nr. 14. Erſte Lefung: 31.3. Zweite Lefung: 12.4. Tritte 
Leſung 14./4. 
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Offiziere und Militärbeamte der ehemaligen Schleswig - Holiteinichen Armee. 
6) Das Geſetz betreffend die Schließung und Beſchränkung der öffentlichen Spiel: 
banten vom 1 Juli 1868. 7) Das Geſetz betreffend die Kautionen ber 
Qundesbeamten vom 2. uni 1869. 8) Das Geſetz betreffend die Ein: 
führung der deutſchen Wechfelordnung, der Nürnberger Novellen And des 
Ag. Deutſchen Handelsgeſetzbuchs als Bundesgeſetze vom 5. Juni 1869. 
9) Das Geſetz betreffend die Beichlagnahme des Arbeits: und Dienitlohnes vom 
21. Juni 1869. 10) Das Gejeh betreffend bie Gleichberechtigung der Kon: 
tellionen in bürgerlicher und ftaatsbürgerlicher Beziehung vom 3. Yuli 1869. 
11) Das Geſetz betreffend die Bewilligung von lebenslänglihen Penſionen 
md Unteritübungen an Militärperfonen der Unterklafien der vormaligen 
Schleswig-Holfteinihen Armee, fowie an deren Wittwen und Waifen vom 
3. März 1870. 12) Das Gefeb betreffend die Eheſchließung und bie 
Beurtundung des Perjonenftandes von Bundesangehörigen im Nuslande vom 
4. Mai 1870. 

D. Vom 1. Juli 1871 an: Das Geſetz wegen Befeitigung der 
Onpebefteuerung vom 13. Mai 1870. 

II. Bom 1. Januar 1872 an: Das Geſetz über die Ausgabe von 
Yanfnoten vom 27. März 1870. 

IV. In feinem weiteren Inhalt verorbnet das Geſetz die Einführung 
einer Reihe von Bundesgefegen, unter Abänderung einzelner Beitimmungen 
entweder mit bejonderer Rüdfichtnahme auf Bayern ‚oder mit Beziehung auf 
des ‚ganze Rad. Es find dies: 

1) Das Geſetz vom 8. November 1867, betreffend die Bundeskonſulate 
(zufätliche Beitimmung zu $ 24). Gültigkeitstermin mit dem vor: 
liegenden Geſetz gleichzeitig. 

2) Das Geſetz vom 10. Juni 1869, betreffend die Wechfelitempeliteuer 
(Zufaß zu $ 18 bezüglich Bayerns) Gültigkeitstermin vom 1. Juli 1871. 

3) Das Geſetz betreffend die Einrichtung ‚eines oberften Gerichtshofes 
für Handelsfaden vom 12. Juni 1869 (Zufab zu F 18 bezüglich 
Bayerns) Gültigkeitstermin 1. Juli 1871. 

4) Das Gejeb, die Gewährung der Rechtshülfe betreffend, vom 21. Juni 
1869 (Zuſatz zu 6 39 bezüglich der Bayerifchen Eivilprocekordnung). 
Sültigkeitötermin 1. Juli 1871. 

5) Das Strafgefekbuh vom 31. Mai 1870. (Abänderung de S 4 
des Einführungsgeſetzes bezüglih des Bayeriihen Militäritraf- 
rechts.) 

6) Das Sefet über die Abgaben von der Flößerei, vom 1. uni 1870 
(Abänderung des 6 2). Gültigfeitstermin gleichzeitig mit dem vor: 
liegenden Geſetz. 

7) Das Geſetz über die Erwerbung und den Verluft der Bundes: und 
Staatsangehörigteit vom 1. Juni 1870 (Ausnahme $ 1 al. 2 und 
6 8 al. 3, 6 16). Gültigkeitstermin gleichzeitig mit dem vorlie: 
genden Geſetz. 

3) Das Gefeß, betreffend die Kommanbditgefellichaften auf Aktien und bie 
Attiengefellihaften (Beitimmung wegen der an ben Bayeriihen Be: 
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zirksgerichten vollzogenen Eintragungen in die Regiſter für Altien⸗ 
geſellſchaften). Gültigkeitstermin gleichzeitig mit dem vorliegenden 


Geſetz. 

9) Das Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbil⸗ 
»dungen u. ſ. w. vom 11. Juni 1870 (Vorbehalt der fortdauernden 
Geltung des Art. 68 des Bayerifchen Gejebes über den Schuß der 
Urbeberrechte vom 28. Juni 1865). 

Daß die Bayerifhe Regierung ihre Bereitwilligkeit zur fchnelleren Ein: 
führung der ehemals norddeutichen Bundesgeſetze auf diefe Auswahl beichränft 
batte, wurde von verfchiedenen Seiten beflagt. Der bayerifche Staatsminiſter 
von Yu erläuterte die Stellung jeiner Regierung zu dieſer Angelegenhett, 
indem er betonte, daß es ungerecht erjcheine, ohne nähere Prüfung einzelne 
Borzüge der bayeriſchen Specialgefeßgebung der formalen Einheit zum Opfer 
zu bringen. Insbeſondere gedachte er der im Punkte der SHaftbarkeit ab: 
weichenden Beltimmungen des bayeriihen Genoſſenſchaftsgeſetzes, der größeren 
Vreiheit des Zinsnehmens. In derfelben Sitzung äußerte ſich aud der 
Minifter von Mittnacht über die in Württemberg offen gehaltene Ein: 
führung des Geſetzes über die Rinderpeit, des Geſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnfig und der Gewerbeordnung. 

Schlieglidy verdient noch erwähnt zu werden, dab während der zweiten 
Leſung der Abg. Leſſe an eine gelegentlid der Berathungen über das 
Steuergejeb vom 5. Juli 1865 gefaßte Refolution erinnerte, durch melde der 
Bundesfanzler aufgefordert wurde, die aufredht erhaltenen Beſtimmungen der 
Einführungsgefege zu der allgemeinen Wechjelordnung und zu den allgemeinen 
deutichen Handelsgeſesbuch, ſowie die letzteren Geſetzbücher ſelbſt einer Reviſion 
zu unterwerfen. 

Veranlaſſung zu dieſer Erinnerung bot der in den Motiven des Geſetz⸗ 
entwurfes enthaltene Hinweis auf die fortdauernde Gültigkeit derjenigen Ab- 
weihungen, welche ın Bagern durch die dortigen Einführungsgefege zur 
Wechjelordnung vom 25. Juli 1850, zum Handelsgeſetzbuch vom 10. November 
1861 und in dem Cinführungsgefeß zur Civilproceg-Ordnung vom 29. April 
1869 (Art. 3. 7. 10) begründet find. 

Bisher unerledigt blieb der 

3) Gejebentwurf, betreffend das Poſtweſen des Deutſchen 
Neihes!), 

Ueber die Vorlage jelbft bemerkte in jeiner Eigenſchaft ala Bunde: 
bevollmächtigter: der Generalpoitdireftor: Sie ſei nicht durch eine mit dem 
Weſen der darin behandelten Materie in unmittelbarem Zufammenhange 
ftehende Nothwendigkeit hervorgerufen worden. Das nord deutſche Poit: 
geje& von 1867 habe fih in der Praxis trefflih bewährt; der Grund 
der Vorlage fei ein äußerer, mehr formaler, mit der Ausdehnung der Reis: 
poftgefeßgebung auf Süddeutſchland gegebener. In den wichtig ten Theilen 





1) am rudi. Nr. 87. 100. 103. 107. 110. 111. 119. — Erfte Refung: 5 
(St. B. ©. 546.) — Zmeite Lefung 12.5. Ft. B. ©. 658) und 13. 5. ng 
©. 680 ke. — Dritte Refung: 16./5. (St. B. ©. 729). 
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werde fih die Reichspoſtgeſetzgebung auch auf Süddeutſchland mitbeziehen ; 
daher das Bedürfnig, an Stelle des Norddeutichen ein allgemeines Deutfches 
Poſtrecht zu Schaffen. Veränderungen feien durch bie Borlage an dem 
chemal8 norddeutihen Poftrecht nur da vorgenommen worden, wo fie fi) 
nah dem übereinjtimmenden Urtheil der betheiligt geweſenen Sachverjtändigen 
als wirkliche Verbeflerungen berausgeitellt hätten. 

Aus den Debatten ift hervorzuheben, daß nad einer Aeußerung eines 
jüddeutichen Abgeordneten (Elben) durch daS Reichsgeſetz Gegenſtände ge: 
ordnet würden, welche bis dahin in einzelnen jüddeutichen Staaten als Sache 
kr verordnenden Regierungsthätigfeit gegolten und deswegen zu Competenz⸗ 
confliften mit den Landtagen Anlaß geboten hätten. In Württeniberg hatte 
die Kammer jeit zehn „Jahren vergeblich den Erlaß eines Poſtgeſetzes bean- 
ragt, ein Recht des Publikums auf Benutzung der Poft war dort nicht 
anerfannt geweien (Abg. Hölder). Die Hauptfrage bei den Reichsdebatten 
bildete Die Jrage, ob das Monopol, beziehungsweije die Poſtpflichtig— 
teit der BZeitungsbeförderung aufrecht erhalten werden folle oder nidht!). 
Ter auf Einſchränkung des Poſtmonopols gerichtete Elben'ſche Antrag ward 
abgelehnt. Dagegen ward ein anderer Antrag (vd. Fiſcher) angenonmen, 
dem zu Folge der Poſtzwang ſich nicht eritreden foll auf die Beförderung 
von politifhen Zeitungen zwiſchen Orten, die nicht mehr als zwei 
Teilen von einander entfernt find, und auf die Beförderung von Streifen 
und politiichen Zeitungen gegen Bezahlung durch erpreife Boten oder Fuhren, 
rorausgeſetzt, daß über die Entfernung von zwei Meilen hinaus ein folder 
"rprefer nur an einen Abſender abgeſchickt wird und poftpflichtige Gegen: 
"ande weder von Andern mitnimmt, noch für Andere zurüdbringt. 

Gin vom Abg. Beder geitellter, gleichfalls angenoımmener Antrag 
zerpflichtet die Bolt zur Annahme der ihr zur Beförderung (in Gemäßheit 
5 Geſetzes c. der Reglements) überlieferten Gegenftände. Andere minder 
bedeutende Abänderungen der Negierungsvorlage werden an diejer Stelle 
ergangen. Im Anſchluß an den Entwurf nahm der Reichstag eine Reſo— 
Iımon (v. Belom) des Inhalts an: 

Ter Reichstag fpriht die Erwartung aus, das General: Pojtamt werde 

den Gelbvermittelungsverfehr feine befondere Aufmerkſamkeit zuwenden, 

damit die Poſt umfangreicher ala bisher vom Publicum zum Zahlungs: 
ausgleich benußt werde. 
Ein zweiter, auf diefelbe Materie bezüglicher 
„Geſetzentwurf über das Bofttarweien im Gebiete des Deutſchen 
Reichs)“ blieb bisher unerledigt. 

Unter den Beitimmungen der Vorlage verdient die Veränderung des 
toitgewichts Beachtung. An Stelle des biäherigen Gewichts für einen ein: 
'ıhen Brief (16°, Gramm) tritt eine Herabfegung auf 15 Gramm. ine 
blicke Differenz ergab ſich in Beziefung auf den Yortfall des bejonderen 


3) Nachmweijungen über ben Umfang der von der Poſt betriebenen Beförderung 

tn Zeitungen in der Rebe bed Generalpoitmeifters (St. B. ©. 663 vom 12./5.) 
!:) Trudi. des R.:T. Nr. 838. — Erſte Leſung: 5./5. (St. B. ©. 554). — 

Zeite Leſung: 13./5. (S. 962 ff.). — Dritte Lejung: 25.5. (St. B. ©. 877). 
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Beftellgeldes für Landbriefe. Obwohl der Bundescommifjar darauf hin: 
wies, daß damit eine fehr bedeutende Mindereinnahme verbunden jein werde — 
die Zahl der Lanbbriefträger beträgt nach jeiner Angabe 9000 — beſchloß 
der Reichſtag dennoch die Streihung der Beitellgebühr. Das Zuſtande⸗ 
fommen des Geſetzes erichien hierdurch in Frage geftellt 1). 
4) Geſetz, betreffend die Redaktion des Strafgejerbuds 
für den Norddeutfhen Bund als Strafgejegbud für 
das Deutſche Reid. Bom 15. Mai 1871. (R.G.Bl. 1. 
Kr. 651°). 

Das Strafgeſetzbuch für den Norbdeutihen Bund vom 31. Mai 18:0 
erhielt eine neue Faſſung, in welcher es vom 1. Januar 1872 ala Shui 
geſezbuch für das Deutſche Reich in Wirkſamkeit tritt. Im Kraft tritt 
dafjelbe in Baden, Württemberg und Bayern mit dem 1. Sanuar 1812. 
Die Regierung des zuleßt genannten Staates war es, welche bie veränderte 
Redaktion in Anregung bradte Mean begnügte fih, auf jebe materielle 
Aenderung des Strafgeſetzbuchs jelbft Verzicht leiftend, mit Den der Grin 
dung des Neiches entiprechenden Wortänderungen 2). Zweifelhaft war, ob 
in den Faſſungen ber 66 102 und 103 eine nur wörtliche Aenderung zu 
finden jein würde, doc ergab fit in den Abitimmungen J elbit nirgends 
ein Bedenken. Die Cinführung des Reichsſtrafgeſetzbuchs in Elſaß und 
Lothringen ward allgemein ala bevorftehend betrachtet; ; es würde ſich daraus 
ergeben, daß bezüglich der politichen Verbrechen eine viel größere Milde als 
diejenige des Code pénal Platz greifen würde, wenn folche gegen die Deutie 
Reichöregierung begangen worden. 

5) Geſetz, betreffend die‘ ‚Declaration des G 1 des Geſetzes vom 
4. Juli 1868 (B. ©. DB. Seite 415%). Bom 19. Mai 1571 
(R. ©». 21, Rr. 639.) 

Der 6 1 des Genyoſſenſchaftsgeſetzes ſoll darna in Zukunft declarirt 
fein: Die — bezeichneten Geiellichaften verlieren den Charakter von Genofien: 
haften im Sinn des gedachten Geſetzes dadurch nicht, daß ihnen die Aus: 
dehnung ihres Gejchäftsbetriebes auf Perfonen, welche nicht zu ihren Mit: 
gliedern gehören, im Statute geitattet wird. 

Ein Widerjprud ward dagegen nicht geäußert. 

Den Uebergang zu der demnädit folgenden zweiten Hauptgruppe von 
Geſetzen bildet 

6) das Geſetz, betreffend die Bereinigung von Elſaß und 
Lothringen mit dem Deutfhen Reihe Vom 9. Ami 
1871. (R. G. B. 25, Nr. 654), 

9 Erflärung des Qundescommiljars Geh. Leg.:R. Hofmann: 25./5. 
2) Druckſ. Ar. 69. Erſte Lefung: 5./5. Zweite Leſung: 8./5. Dritte Leſung: 9. >. 


2) Neue Handausgaben des Textes mit furzen Noten von Rüdorff (3. Ausg.) 
und von Rubo, beide in Berlin erichienen. 


+) Drudf. des R.:T. Nr. 101. Erſte u. Zweite 2.: 12/5. Dritte 2: 135. 
5) Drudf. Nr. 61. 133. — ro nberungeanträge 141. 152. 169. — Grite x: 
2/5., "ebermeifung an eine Commiſſion von 28 Mitgliedern. Zweite L.: Mn. 


(Berichterjtatter Yamey) 22/55. Dritte 2.: 25/5. (Zurüdverweijung an die Com 
mijfion) 3/6. 
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Gegenüber den in der Tagespreſſe geäußerten Beſorgniſſen, daß ein 
Theil des Elſaſſes als Territorialabfindung für Bayern ausgefchieden werben 
iolle, gegenüber den Wünſchen derer, welche eine Vereinigung der von Frank: 
reich abgetretenen Gebietötheile mit Preußen gewünſcht hatten, war die endliche 
Enticheidung dahin gefallen: Elſaß und Lothringen als „Reihsland“ mit 
Deutichland zu verbinden. 

Die Berfaffung des Deutſchen Reiches tritt mit dem 1. Januar 1873 
tür Elſaß und Yorhringen in Wirkſamkeit. Diefer Termin bildet den mittleren 
Turhihnitt zwiichen der Regierungsvorlage, welcher zufolge der I. Januar 
1574 im Ausſicht genommen war, und denjenigen Anträgen, welche ben 
Aniangspunkt ſchon auf den 1. Januar 1872 rüden wollten. Durch Kaijer: 
ade Verordnung (mit Genehmigung des Bundesraths) können einzelne 
Theile der Verfaſſung ſchon früher eingeführt werden; Abänderungen und 
"rgänzungen der Verjaſſung bedürfen der Zujtimmung des Reichstages. 
Ar. 3 der Reichsverf. (Xndigenat) tritt jofort in Wirkſamkeit. 

Tie Staat3gemwalt übt der Kaijer aus; in der gejetgebenden Gewalt 
deichränkt ihn bis zur Einführung der Reichöverfafjung der Bundesrath, 
auferdem das Zujtimmungsrecht des Neichötages in dem einen Fall, daß 
bet der Aufnahme von Anleihen oder der’ Uebernahme von Garantien eine 
Velaſtung des Reichs herbeigeführt wird. Doch hat der Reichstag den An 
ivcuch, alljährlich Mittheilung zu empfängen von dem Gange der Geſetz- 
bung und „allgemeinen Anordnungen“. 

Anders verhält es jih nad Finführung der Reichäverfajjung (1. Januar 
1073), injofern als dann der Reichstag — bis zur andermeitigen Regelung 
tuch Reihögefen — im Angelegenheiten der eljäjliich : lothringiichen Gele: 
“bung mitzubejchliegen hat. Der Reichskanzler übernimmt durch Gegen: 
‚ahnung die Verantwortlichkeit für die Ausübung der kaijerlichen Regierungs- 
rchte I). ’ 

So der „Inhalt des Gefebes. Ueber den weſentlich proviloriichen 
Nbarafter dieſer ſehr allgemein gehaltenen Anordnungen fann fein Zweifel 
xitehen. Elſaß und Lothringen find für die nächſte Zeit das Verſuchs— 
':1d einer erperimentelfen Boliti. Das Verhalten der faijerlichen Regierung 
zird weſentlich bedingt bleiben von Thatfadhen, deren Entwidelung ji in 
km Augenblide, als das Geſetz berathen wurde, jeder zuverläjligen Schätung 
cuzog. Das ntfcheidende hierbei wird jedenfalls die Stellung jein, welche 
* Vevölferung des neuen Reichslandes ſelbſt zum deutſchen Reiche einnimmt. 
“ur einen längeren Zeitraum, deſſen Dauer ungewiß iſt, läßt ji) voraus: 
sa, daß das Benehmen der Elſäſſer und Lothringer mejentlih abhängen 
rd 1) von dem Gange der auswärtigen Beziehungen zu Franfreih und 
xr Ausfiht auf die Fortdauer des Friedens. 2) Bon ber inneren Ent: 
Adelung des franzöfifhen Staatsweſens. 3) Bon der langjameren oder 
elleren Ueberteitung der induftriellen Intereſſen des Eljaß und Lothringens 


—— —— 


'ı Die unter dem 29. Juni d. |. ergangene Allerhöchſte Ordre, betrefiend bie 
rubtung einer Kriegsſchule in Meg und Abhaltung acabemijcher Lehrcurſe für 
:zge Difziere (Reichs-Anz. 11. Juli) iſt vom Reichskanzler nicht contraſignirt. 
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in die neue Verbindung mit Deutſchland. 4) Von dem Gebrauch, den Clerus 
und Regierung von ihren Machtmitteln gegen einander zu machen gedenken. 

Abhängig von dieſen Thatſachen iſt insbeſondere die Frage, welches Maß 
von localer Autonomie den Organen der Verwaltung in den communalen 
Verbänden gelaſſen werden kann; bis wie weit im Intereſſe des Reichs eine 
centraliſtiſche Richtung verfolgt werden muß. 

Als die Geſetzesvorlage am 2. Mai vom Reichskanzler erläutert wurde, 
hatte ſich in dem Reichsland unter dem Eindruck der Pariſer Vorgänge und 
der communiſtiſchen Erhebung die feindſelige Stimmung gegen Deutſchland 
gemäßigt. Der Reichskanzler drückte in ſeiner Rede das Anerkenntnig aus, 
daß Elſaß und Lothringen noch für lange Zeit dem deutſchen Reiche abgeneigt 
bleiben würden, gleichzeitig aber auch im Vertrauen auf die deutſch gebliebenen 
Grundzüge der Bevölkerung den Vorſatz, ein größeres Maß von Selbſt— 
ſtändigkeit dem Reichslande zu gewähren, als dies nach den franzöſiſchen Ver— 
waltungstraditionen möglich war. Inzwiſchen hatten ſich mit dem Unterliegen 
der Pariſer Commune die Stimmungen im Reichslande wiederum verändert.! 


bedingungen vollzogen worden. 


Unter ſolchen Umftänden ericheint es jedenfalls als ein Vorzug des (de: 
jeßes, daß der Kaijerlichen Regierung für die nächte Zeit freie Hand gelalien 
it. Ch der Termin für die Einführung der Reichsverfaſſung richtig gegriffen 
iit, kann erſt die Zukunft lehren. Aber jchon jekt wäre zu erwägen, ob dei 
Eintritt elſäſſiſcher und Lothringiiher Abgeordneten in den Reichstag nicht 
von deren vorgängiger Vereidigung auf die deutiche Reichsverfaſſung abhängig 
zu machen wäre Gin Austritt proteftirender Abgeordneter aus dem Reid: 
tage, unter anderen Umjtänden gleichgültig, könnte wegen jeiner inter: 
nationalen Wirfung auf Yranfreih als ein weſentlicher Factor fort: 
dauernder Beunruhigung bedenklihe Wirkungen haben. 

Zweifelhaft ijt ferner, ob der Reichstag nad der Einführung ber 
Neichsverfaflung in Elſaß und Lothringen für längere Perioden das Geile: 
gebungsrecht in Beziehung auf das Reichsland wird ausüben fönnen; in dem: 
jelben Maße als er feine Competenz gegenjtändlich ausdehnt, wächſt die Gefahr 
einer verminderten Leiftungsfähigfeit in den Materien der Gejebgebung. Vs 
wird dies in demſelben Mate für den Reichstag gelten, wie nad) der Aeußerung 
des Abg. v. Treitſchke es „über die Menſchenkraft geht, die Gelhäite 
des NReichsfanzlers und eines NRegenten von Elſaß zugleich zu 
bewältigen”. Dennoch ſollte nad der Meinung defjelben Redners dir 
Geſetzgebung in eljäfjifch-lothringifchen Angelegenheiten durdaus in den Händen 
des Neichstages verbleiben, obwohl es klar ift, daß ein Uebermaß von Ber 
waltungögeichäften von einer bedeutenden Perſon durch richtige Auswahl unter- 
ftügender Kräfte wie durch Auftraggebung eher bewältigt werden fünnte, ale 
ein Uebermaß von Gefeßgebungsgeichäften durch eine Berjammlung, die un 
theilbar bejchließt. Auf der anderen Seite ijt die Warnung zu beachten, in 
Elſaß und Lothringen nicht geſetzgeben de VBerfammlungen groß zu zieben, 
die um jo ftärfer zum Particularisnus hinneigen würden, als die kaiſerliche 
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Gewalt, räumlich) entlegen, durch unmittelbar perfönlihe Einwirkung auf eine 
abgeneigte Bevölterung ein- Gegengewicht nicht zu jchaffen vermödhte. 
‘) Geſetz, betreffend die Beltellung des Bundes-Oberhandelsgerichts 
zum oberjten Gerichtshof für Elſaß-Lothringen. Vom 14. Juni 
1871 (R. ©. 2. 34). 
Auf die Gerihtsverfaffung in Elſaß und Lothringen, deren Ordnung 
u Anfang Juli erwartet wurde und inzwilchen erfolgt ift, bezog ſich der in 
der Sitzung vom 7. Juni zur erſten Lejung gelangte Geſetzentwurf, betreffend 
de Beitellung des Bundes-Ober:Handelsgeriht3 zum oberjten Gerichtshof für 
Elſaß und Yothringen. Die Debatten reproducirten im Wejentlichen von 
gegneriicher Seite diejelben Gründe, melde gegen die Einſetzung des Yeip- 
iger Gerichtshofes überhaupt vorgebracht worden waren. Diejen Gründen 
rar hinzu der Hinweis darauf, daß unter den Mitgliedern defjelben die 
Renntnig des franzöfiichen Rechts vorausjichtlih nur ſchwach vertreten fein 
werde und es auch an jolchen fehlen dürfte, die mit der Griminalpraris hin: 
teihend vertraut wären, um derartige Rechtsſachen fachgemäß entjcheiden zu 
“innen. Auch zog man bier und da die Stimmung in Erwägung, welche 
Ne Unterordnung unter den Yeipziger Gerichtshof in dem Reichslande hervor: 
Rien möchte. Nach den Erklärungen des Bundescommifjarius (Dr. Falf) 
are man nad) reifliher Ueberlegung fi für die Auswahl des Leipziger 
'serihtshofes entichieden und die beiden außerdem vorhandenen Möglichkeiten: 
entweder einen bereits beitehenden Gerichtshof eines Bundesitaates 
zu defigniren, “ 
oder einen höchſten Gerichtshof ſelbſt innerhalb des Reichslandes 
zu errichten 
25 unihunlich beſeitigt. Das Berhältnig des Reichslandes zum Reiche hätte 
n der That in der Unterordnung unter eines der höchiten Landesgerichte nur 
nen unpafienden Ausdrud finden können; ob das Leipziger Gericht den an 
salielde zu ftellenden Erwartungen entipricht, muß die Zukunft lehren. Wäre 
5 niht der Fall, jo würde immer nocd der Ausweg offen bleiben, die Be: 
‘sung im angemeflener Weile mit Rüdjicht auf die Verhältniffe des Reichs⸗ 
andes zu ergänzen. Wenn von einer Seite (Reichenfperger) darauf hin: 
xwieien wurde, daß es der abjolute Ruin für jeden oberjten Gerichtshof fei, 
nn die Mehrzahl der Mitglieder die Sachen, die vorfommen, in casum 
tudiren müffen, fo ift darauf zu entgegnen, daß das bei oberiten Gerichts: 
:5ten, welche mit auserlefenen Capacitäten beſetzt find, jedenfalls weniger nach⸗ 
deilig wirkt, ala in unteren Inſtanzen. Ueberdies kann es der Jurisprudenz 
:öäiter Gerichtshöfe nur dienlich jein, wenn jich diefelbe im Voraus von einer 
ahoerftändigen Kritit aufmerkſam überwacht weiß. Und dies ijt bei bem 
‘apziger Gerichtshof ficherlich der Fall; er weiß, daß hohe Anforderungen 
a ihn geitellt werden und daß er ſich in Bereitfchaft halten muß, feine nt: 
sadungen nicht nur von Elſäſſiſchen Juriſten aus politiicher Eiferſucht, jondern 
zıh von rheiniſchen Fachmännern angefochten zu ſehen. Jedenfalls gewinnt 
"te Tentihe Geſetzgebung durch die Auswahl des Yeipziger Gerichtshofes 
rae neue Gelegenheit, die Vorzüge und Mängel des franzöfiichen Rechts 
ch Männer würdigen zu lailen, welche nad) franzöfiichen und deutſchem 
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Rechte gleichzeitig judiciren. Für die endliche Beilegung der Streitfrage, mie 
weit Einrichtungen des Franzöſiſchen Procefies in die deutiche Civilproceß— 
ordnung aufzunehmen jein würden, iſt das jicherlich ein indirekter Vortheil, 
der zwar bei der Einſetzung des Yeipziger Gerichtshofes nicht beabfichtigt war, 
aber doch bei einer jo wichtigen Sade, wie die Herſtellung einer deuriden 
Bivilprocegordnnung, nebenher wohl zu würdigen if. Bon den alödann zu 
erwartenden Problemen wurde gelegentlich der Debatte die Stellung der Staats: 
anmwaltichaft im Civilproceß bereits berührt. Der Gegenjat zwiſchen der 
in den Rheinlanden herrichenden Vorliebe für Die civilprocefjualifchen Funktionen 
der Staatsanmaltichaft und der im Deutihen Juriſtentag ausgejprochenen 
Abwehr fam hierbei zum Vorſchein und es verdient Beachtung, daß der Juſtiz 
minifter Dr. Leonhardt, jeinerjeits ſelbſt geneigt, die franzöſiſchen Vin: 
richtungen in diefem Punkte als nachahmungswürdig anzujehen, doch mid 
umhim konnte, die Stärke der gegen die franzöſiſch-rheiniſche Staatsanwalt. . 
Ihaftseinrihtung angehenden Strömung der öffentlichen Meinung des deutihen 

Juriſtenſtandes ausdrüdlih und öffentlih anzuerkennen. | 


IV. 


(Fine wichtige Gruppe von Geſetzen bezieht fi auf die Verwendung 
der von Frankreich zu tragenden Kriegskoſten. | 

Diefe Kriegsentfhädigungen, über deren Zahlungsmodalitäten 
der Frankfurter Friede in einer für Deutichland günjtigeren Weiſe beſtimmt, 
als“ die Verjailler Präliminarien, find der franzöfiihen Regierung gegemüber 
nit im Bejonderen liquidirt morden. Grunbjäglic würde es den Vorzug 
verdienen, wenn der Sieger im Friedensſchluſſe jeine finanziellen Anforderungen 
nahzumeijen unternähme und die Gntihädigung der durch den Krieg 
Benadtheiligten dem Bejiegten als Verpflichtung auferlegt. Den Beriegren 
gegen übermäßige Anforderungen ſchützend, wäre ein joldhes Verfahren gleid‘ 
zeitig geeignet, das während des Krieges oder durch den Krieg begangen: 
Unrecht dem Unterliegenden Elar zur Anjchauung zu bringen. Gegen en 
ſolches Verfahren der jpeciellen Liquidation der Kriegskoſten fprechen indeiten 
gewichtige Gründe, vornehmlich das Bedenken der Unausführbarfeit. Be 
theiligte ‘Brivatperjonen würden bei der Verfolgung ihrer Rechte vor einer 
übelmollenden Regierung des Auslandes in erheblide Schwierigkeiten verjekt 
werden. Dazu fommt, daß ſich der Betrag des Schadens am Schluſſe eines 
größeren Krieges faum überjehen läßt. Wollte man den Unterworfenen bei 
der Ausführung jeiner Berpflichtungen einer Controlle unterwerfen, jo wären 
Eingriffe in jeine natürliche Selbjtändigteit jchmer zu vermeiden. Es ver: 
dient daher aus Gründen der Zweckmäßigkeit den Vorzug, wenn der ſieg— 
reihe Staat ſeinerſeits die Vermittlung überninmt, die Entihädigung für 
fih ſelbſt beanſprucht und die weitere Vertheilung an die Intereſſenten be: 
forgt, ohne Hinterher dem Beſiegten zu einer Rechnungslegung verpflichtet zu 
fein. Wünſchenswerth bliebe dagegen unter allen Umſtänden, daß die Kriegs: Ä 
koſtenrechnung in dem Friedensſchluſſe nicht blos durch den Hinweis auf Die 
allgemeinen Verluſte, jondern auch durch Hervorhebung der in bejonderen 
Rechtsverletzungen wurzelnden Verpflichtungen des unterliegenden Theiles .be- 
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gründet würde. Anerkannt iſt von der kaiſerl. Regierung, daß über Die von 
Frankreich zu zahlende Kriegsentihädigung nur unter Zuftimmung des Reichs- 
tages verfügt werden ſoll. Abgeſehen von dem Erſatz, des durch die krieg⸗ 
lührenbe Macht Deutichlands geniachten Aufwandes und der von ben Staaten 
ielbit erlittenen Verluſte, fcheint ſchon jett gewiß, daß ein etwaiger Ueberſchuß 
nur für Reichszwecke verwendet werden wird. Kin allgemeines Rechts⸗ 
princip bezüglich des vom Reihe an Stelle Frankreichs den Einzelnen 
zu leiltenden Schadenserſatzes ijt nirgends aufgeftellt. Im Ganzen trat aber 
in der bisherigen Gejebgebung das Beitreben hervor, den Grund und das 
Map der Intihädigungen auf ein engeres Feld zu bejchränfen. Unter den 
(runden der Bewilligung von Zumendungen aus den franzöfiichen Kriegs: 
entichädigungsgeldern find vornehmlich folgende Titel hervorzuheben: Der 
Ziel der Erſatzpflicht, der theils ein jelbftändiger, auch ohne Zahlung 
der Kriegskoſten beitehender jein würde (mie gegenüber den Invaliden), theils 
aan vom Feinde durch Friedensſchluß abgeleiteter ift (wie gegenüber der Rhederei); 
der Titel der auperordentlichen, in anerfannten Notbftänden, aus Billigkeit 
und um des allgemeinen Nutzens willen zu gewährenden Staatsbeihülfe 
(mie gegenüber den aus Tranfreich vertriebenen Deutſchen); der Titel der 
Freigebigkeit (mie bezüglih der Dotation) und endlich der Titel der 
Geldverwendung zum Nuten des Reiches (mie bezüglich des dem eljäfliich- 
lorhringiſchen Kijenbahnbetriebe gemachten Vorſchuſſes). Zu dieſen bereits 
geltend gemachten Titeln wird in weiteren Verlauf derjenige der Rück— 
eritattung Hinzutreten müfjen, wenn es darauf ankommt, die Kriegsanleihe 

a nlgen oder das verlorene Kriegsmaterial zu erneuern. 
1) Geſetz, betreffend den Erſatz von Kriegsihäden und 
Kriegsleijtungen: Bom 14. Juni 1871. (R. ©. 2. 27, 

Nr. 660). | 
Abgejehen von wenigen Beihädigungen, welche innerhalb des ehemaligen 
deutichen Ländergebietes (wie in Kehl) bereitet worden find, trifft Die Vor: 
iorge des Geſetzes Elſaß und Lothringen. Dafjelbe beitimmt: 1) für melde 
Schäden Erjag geleiftet werden foll (Art. 1) und 2) in welcher Weije dabei 
verfahren werden joll (Art. 3— 4). Gegenftand der Entſchädigung find 
‚mmobilien und Mobilien im Falle der Zerjtörung oder Beihädigung unter 
Zugrundelegung des Werthes zur Zeit der Schädigung und unter Abzug 
envaiger Verſicherungsſummen. Subjecte find als Empfänger der Ent: 
ihidigung 1) bezüglich von Immobilien jeder ohne Unterfchied der Nationalität, 
vorbehaltlich einer nad Umftänden zu fordernden Sicherheitsleiftung für Die 
Birderheritellung des Grundſtücks. 2) bezüglich der Mobilien nur ſolche, 
de zur Zeit der Verkündigung dieſes Geſetzes Wohnſitz in Deutſchland haben 
und Ausländer, wenn ſie Reciprocität in ihrem Staate für den gleichen 
all nachweiſen können. 

Urſache der Beſchädigung iſt Beſchießung oder Brandlegung zu militäriſchen 


— — 


u va. Druckſachen Nr. 168. 181. Erſte L.: 2.5. Dafür: Kiefer, Miquel. 
— Zweite &: 9.6. Antrag von Bähr, Lamey und Benda angenommen. Dritte 
2: 19,6. 
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Zweden; gleichviel von welcher Armee bewirkt. Auch fommen die von deutſchen 
Militärbehörden in Elfaß und Lothringen erhobenen Kriegsleiftungen in Betracht, 
wobei die Vergütung nach dem. im norddeutſchen Bunde für Kriegsleiftungen 
geltenden Maßſtabe erfolgt. 

Das Verfahren foll endgültig — aljo ohne Anſpruch auf vichterliches 
Gehör — Statt haben vor Commiffionen, welche vom Bundesrath inftruirt, 
von der betreffenden Landesregierung, oder (für Elfaß-Lothringen) vom Reichs⸗ 
tanzler ernannt und mit richterlichen Beweiserhebungsrechten ausgeftattet jind. 
Beranfchlagt wurde der möglicherweile zu erfeßende Schade (ausſchließlich des 
in der Umgebung von Metz angeridteten) auf 57,000,000 Fr. 

2) Geſetz, betreffend die Entfhädigung der Deutſchen 
Rheberei. Vom 14. Juni 1871. (R. G. B. 27, Nr. 661). 

Das Gefeb (in drei Artifeln) beitimmt, wofür Schadenserſatz geleiitet 
werden foll, wofür nicht, fowie über das Crmittelungsverfahren in ähnlider 
Weiſe, wie das für die Kriegsfchäden zu Lande ergangene Geſetz vom gleichen 
Tage. Forderungsberechtigt find: Deutſche igenthümer und Deutide 
Beſatzungen folder Schiffe und beziehungsweife Ladungen, welche von Frank⸗ 
veich während des Krieges aufgebracht und nicht reftitwirt oder, wenn reſtituirt, 
im Werthe vermindert find. Für den Fall der Berficherung gegen Kriegs: 
gefahr wird nur die Verfiherungsprämie gezahlt. Mit richterlichen Befugnifien 
in Beziehung auf ‘Chatbeftandsermittlung ausgerüftet, enticheidet eine vom 
Bundesrath gewählte, aus ſechs Mitgliedern und vier Stellvertretern be: 
jtehende Liquidationgcommilfton in einem Quorum von drei, einjchlieglich des 
von ihr gewählten Vorfitenden oder feines Stellvertretere. Dieſe Commijlion 
ordnet ihren Geſchäftsgang felbft und entjcheidet ohne an Beweisregeln ge: 
bunden zu jein. Doch find die Tarprincipien für die in Holz gebauten 
Segeliciffe in eine Tarfcala geordnet (R. ©. B. S. 251) und überdies 
die allgemeinen Grundfäge der Werthermittelung geletlich feſtgeſtellt. Einen 
felbftftändigen Cntihädigungsgrund außer der Wegnahme bildet die durch 
feindlide Bedrohung bewirkte Zurüdhaltung in außerdeutſchen Shäfen 
ober der Zwang zum Cinlaufen in ſolche. Die Anforderungen ber beuticen 
Rheder waren in dieſem Punkte weiter gegangen und darauf gerichtet gemeien, 
au für das erzwungene Stillliegen in deutſchen Häfen Entichädigung zu 
erlangen. Nach der vom Bundesrath angenommenen Schäkung würde ber 
MWerth der von Frankreich theils zeritörten, theils zurüdbehaltenen Schiffe auf 
drei Millionen Thaler fich belaufen. Die Reihsliquidationsfommijjion 
ijt inzwiſchen gebildet worden. 

3) Geſetz, betreffend die Benjionirung und Berforgung 
der Militärperfonen des Reichsheeres und der Kaifer: 
liden Marine, ſowie die Bewilligungen für die 


nn un 


) Druckſ. Nr. 566. — Erſte L.: 2/5., Bundesrathsconm. Dr. Falck. (Dafür: 
Schmibt-Stettin, van Freeden, Löwe. — Zweite L.: 96. (Antrag Woljfjon 
Druckſ. 181, II angenommen. Antrag Büfing 171, II, van reeden 171, IH 
abgelehnt). Tritte L.: 10/6. 
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Hinterbliebenen folder Perfonen. Bom 27. Juni 1871. 
(R. G. B. Nr. 31, 671%). 

Obwohl von verfchiedenen Seiten bei der Anfündigung der Geſetzes⸗ 
vorlage jehr gewichtige Bedenken gegen die Verbindung der im Kriege jelbit 
entitandenen Verſorgungsanſprüche mit den auf den Friedenzitand bezüglichen 
Penfionirungen geäußert worden waren, hielt die Neichäregierung die Un: 
trennbarkeit der Materien feſt. Die dem Heere befonders günftige Stimmung 
des Reichstages und die Rückſicht auf eine gemeinfame Ordnung auch für bie 
bayeriſchen Heerförper mögen dabei maßgebend geweſen jein. Der Preuß. Kriegs: 
miniter Graf v. Roon erläuterte die Vorlage: „Die dem Penliondempfänger 
gebilligten Sätze find immer nur eine mäßige Entſchädigung, keineswegs 
an Aequivalent; fie jind bemeſſen worden nad) billigen Grundſätzen, bebingt 
son der Dienftftellung, von der Dienitzeit, von der Natur der Invalidität, 
von dem Geldwerth der Gegenwart und den verichiedenen Graben der 
Hũlisbedürftigkeit.“ 

Das Geſetz ſelbſt begegnete, von einer Ausnahme abgeſehen, keinem 
ernithaften Widerſpruch. Dagegen bezogen fich zahlreihe Verbeſſerungsvor⸗ 
ihläge (Drudf. Nr. 145—163; 172. 173) theils auf das Maß der Anſätze, 
theils auf die Berechnungsweiſe, theils auf die zu berüdfichtigenden Perjonen, 
teils auf das Ermittlungsverfahren. Unter den wichtigſten Bejtimmungen 
des Geſetzes find zu erwähnen; die Verkürzung der den Penſionsanſpruch 
begründenden Dienitzeit auf die Zeit von 10 Jahren (ehemals in Preußen 
I) Jahren). Gin Verſuch diefen Anſpruch zu beichränfen auf ſolche Fälle, 
m denen die Dienjtunfähigkeit als dauernde folge Förperlicher Gebrechen oder 
wegen Schwäche der geiftigen oder körperlichen Kräfte zu Foriſetzung des 
tiven Militärdienftes erfcheint (Antrag Didert, Herz und Gen.), fcheiterte. 
geliehen von Vermundungen und anderen dienftlihen Beichädigungen wird 
xt Penſionsanſpruch ſchon dadurch erworben, daß jemand zur Yortjegung 
des activen Meilitärdienftes „unfähig“ geworden und deswegen verabjchiedet 
mrd. — Die Beträge für Penſionen jind im PVergleih zur urjprünglichen 
Regierungsvorlage durch einen vom Abg. v. Bonin geitellten Antrag in 
anigen Säten ermäßigt worden. Wefentlicher waren die vom Reichstag 
beihloffenen Zufäße, welche ſich auf die Zuläffigteit des Rechtsweges beziehen. 

4) Geſetz, betreffend die Gewährung von Beihülfen an 
die aus Frankreich ausgewieſenen Deutihen Vom 
14. Juni 1871. (R. ©. 3. 17. Nr. 663 2), 


— — ſ—— — 


Bgl. Nr. 96 der Druckſ. — Erſte L.: 13/5. -— gweite L.: 5/6.—7/6. 
ctitte X: 12/6. (Ohne Conimiſſion.) — 
Das Gejeg enthält 117 55. — Seine Hauptabtheilungen find: Erſter Titel: 
Mztere und im Offigierrang jtehende Militärärzte A. im Reichsheere (FF 2—47), 
3 in ber Kaijerliden Marine ($$ 48—57).. Zweiter Titel: Verſorgung 
t Mülitärperfonen der Unterflaffen, ſowie deren SHinterbliebener. A. Unteroffiziere 
und Soldaten, B. Untere Militärbeante, C. Bewilligungen für Hinterbliebene D. Ge: 
rantame Beſtimmungen. Dritter Titel: Allgemeine Beitimmungen. 

2) Ral. Drudjaden Nr. 167. — Grite L.: 2.5. Gegen ben ($.:Gntm.: 
“ Tatomw, dafür Bamberger (welcher die Anzahl der 1867 in Paris nieder: 
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Der Betrag der Beihülfen, welche an die während des Krieges aus 
Frankreich ausgewieſenen Deutſchen aus den bereiteſten Mitteln der Krieg: 
entſchädigung gewährt werden jollen, ift auf zwei Millionen Thaler normirt. 
Die Vertheilung geſchieht durch die einzelnen deutſchen Regierungen nad 
Anordnung des Bundesraths, Zuläflig ift die Anrechnung der etwa von 
den Regierungen bereits geleijteten Vorſchüſſe. 

Die Einſetzung einer centralen Liquidationscommiflion, wie in ben die 
Rhederei betreffenden ntichädigungsfällen, verbot ſich durch die Natur ber 
Umftände von felbit. Die Bedürftigfeitsfrage der zu Unterftübenden 
iſt angemefjen nur in der localen Umgebung derjenigen Landſtriche zu prüfen, 
in melde die Ausgewiefenen zurüdgelehrt find: präſumtiv ihre Heimath vor 
der Niederlaffung in Frankreich. 

Ob die ausgeworfene Summe ausreicht, den vorhandenen Bedürfnilien 
zu entſprechen, bleibt zweifelhaft. Mit den Verhältniffen genauer vertraut, 


bezeichnete jie der Abgeordnete v. Batom als eine verichwindend Tem 


gegenüber den allgemein gehegten Erwartungen. — Der Reichskanzler erhob 


dagegen den Vorwurf, daß von Geiten der Vertriebenen in überipannter | 
Meile eine Milliarde vor dem Friedensfchluffe bei ihm angemeldet worden 
ſei. In Beziehung auf die Principienfrage leugnete er eine Verpflichtung 


aus dem Titel einer von Frankreich begangenen Völferrehtsmwidrigfeit, indem 


er unter Mibilligung der vom franzöfiihen Volke bewiefenen Graujamteit 
und Härte den Kriegführenden das Recht zuſprach, aus ihrem Gebiete 


feindliche Unterthanen auszumeifen, deswegen handle es fih nur um ame 


Beihülfe, deren definitives Maß noch offen bleibe. 


5) Geſetz, betreffend die Gewährung von Beihülfen an | 
Angehörige der Referve und Landwehr Bom 22. um 


1871. (R. ©. 8. 30. Nr. 6692). 


Das aus einem Gab beitehende Geſetz ftellt den Landesregierungen 
eine Summe von vier Millionen Thaler zur Verfügung, welche aus der 
Kriegsentihädigung entnommen und nad Arlordnung des Bundesrathes ver: 
theilt werden follen, ſoweit ſich nach bem Berhältniß der einzelnen Länder em 
Bedürfniß berausitellt, den durch ihre Einziehung zur Fahne in ihren Erwerbs: 
verhältniffen befonders jchwer gejhädigten Tffizieren, Aerzten und Mannſchaften 
der Rejerve und Landwehr die Wiederaufnahme ihres bürgerlichen Berufs 


möglichit zu erleichtern. 


Hervorgegangen ift der Gefegentwurf aus einem vom Abg. v. Bunſen | 


und Andern ?) gejtellten Antrag, gegen welchen unter Hervorhebung der mit 





gelafjen geweſenen Deutſchen auf 35,000 angab). — Zweite %.: 9.6. (Trud 
ſachen Nr. 177. II). Amendement Bamberger und Benda, gegen bie Vertheilung 
nach der Kopfzahl der Reclamanten, angenommen, — Dritte L.: 10./6. 


15./6. 
2?) Der in ber Sikung vom 93, Mai von v. Bunfen, v. Bonin, Schulke. 
sch. v. Unruhe-Bomſt, Dr. Niegolemsfi und v. Mallindrodt geitellie 
dringliche Antrag ging dahin: an den Reichsfanzler dad Erſuchen zu ftellen, eine 


Einwirkung auf die Bundesregierungen dahin eintreten zu laſſen, daß bei Berfügung 


über den ihnen durch Reichögejek zu übermeifenden Antheil der franzöſiſchen Kriegs 


) Druckſachen Nr. 198. — Erſte L.: 12./6. Zweite L.: 14./6. Driite 
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feiner Ausführung verbundenen Schwierigkeiten die Bundesregierungen fich 
Anfangs ablehnend verhalten hatten. — Der Reichkanzler erklärte, daß nach der 
Aniht der Bundesregierungen die Verwaltung und Rechnungslegung über die 
om Reich zur Dispofition geftellten Mittel innerhalb der verfaffungsmäßigen 
Torihriften jedes Landes Statt finden würden. 

6) Geſetz, betreffend die Verleihung von Dotationen in 
Anertennung hervorragender im letten Kriege er: 
worbener Berdienite Dom 22. Juni 18711). 

Der Gefetentwurf, einen Artikel enthaltend, wurde nahe vor dem Schluß 
der Zeflion in äußerem Zufammenhang mit dem Entwurf, betreffend die den 
Angehörigen der Landwehr und der Reſerve zu gewährende Beihülfe, ein: 
gebracht. Uriprünglid war beabjichtigt, nur diejenigen deutihen Heer: 
führer, welde im lebten Kriege zu dem glüdlichen Ausgange in hervor: 
tagender Weiſe beigetragen haben, als Empfänger der Dotation in Ausſicht 
zu nehmen. Cine Commiſſion, an melde der Entwurf zu vertraulicher 
(nicht öffentlicher) Vorberathung verwiefen worden war, ichlug indeijen vor 
und der Reichstag genehmigte, daß außerdem deutjhe Staatömänner, 
melde bei den nationalen Erfolgen des Krieges in hervorragender Weiſe mit: 
genirtt haben, bei der Bertheilung der dem Kaiſer zur Verfügung geitellten 
<umme von vier Millionen gleichfalls berüdjihtigt werden jollten. — Die 
Summe foll aus der zu zahlenden Kriegsentihädigung entnommen werden. 

Der Reichskanzler erläuterte die Vorlage in dem beiläufigen Hinweis 
auf „die Nützlichkeitsmomente, die darin liegen fönnen, dag man in dem 
targen Xeben des Soldaten die Hofinung auf ein ungewöhnlich großes Loos 
nicht abſchneide durch rechnende Kargheit in dem Augenblide, wo wund, blutend 
und jiegreih das Heer nah Haufe kommt.” Den vollen Nachdruck legte 
er jedoch auf Die Pflicht der Dankbarkeit gegen den Kaijer und das Heer. 
‚Öergefien Sie auf einen Augenblid die Stellung der geldbewilligenden Abgeordneten, 
denken S Sie daran, dies Herzensbedürfniß des Kaiſers zu befriedigen, geben 
Zie ihm die Zufriedenheit, die er durch feine Hingabe, durch feinen Muth 
um Deutichland verdient hat.“ 

(degen das Geſetz ftimmten die Yortichrittspartei und einige Mitglieder 
des Gentrums. Die Einwendungen bezogen ſich theils auf das Princip der 
Totationen im Allgemeinen, theils auf die Behauptung, daß durd) den Charatter 
aner „Rationalbelohnung” die Bezeichnung der zu dotirenden Perjonen in 
der Geſetzesvorlage gefordert werde. Der Reichskanzler hatte dies abgelehnt 


— — — — 


m: 'aädigung den Sommunalverbänden, welchen die Unterjtüßung ber Landwehr: und 
“teriftenfamilien obliegt, verhältnikmäßig entiprechenbe, von vornherein fejt normirte 
ends überwiejen würden, um daraus für bie Zufunft noch gleihmäßiger und aus: 
:ıhender als bisher ihre Aufgabe erfüllen und in bringenden Nothfällen einzelnen 
ırh den Krieg beſonders geihädigten Landwehr: und Referviitenfamilien ſchon jetzt 
ne Beihülfe gewähren zu können. 

IR. © 3 Nr 676. — Grite 2.: 13./6.; zweite L.: 14./6.; Dritte 
.: 15.6. Beridterftatter dafür: v. Bennigfen, Lasker, v. 208, Kiefer, 
"raf Rittberg, Graf Spee, Reichenfperger, dagegen: Löwe, v. Lenthe, Schulze, 
Schröder, Krüger. 
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und in der Commiſſion nur einige allgemeine Andeutungen über die bei der 
Dotation in Ausſicht genommene Kategorie gegeben. 
7) Geſetz, betreffend die Kriegsdenfmünze für Die bewaffnete 

Macht des Reihe. Dom 24. Mai 1871. (R. G. B. 22. 

Nr. 642.) 

Allerhöchſter Erlaß vom 20. Mai 1871, betreffend die 

Stiftung einer Kriegsdentmünze für die Feldzüge 1870 

und 1871. Desgl. Allerhöchiter Erlaß vom 22. Mai 1871. — 

Dem Reichstage war mit Rückſicht auf den finanziellen Aufwand eine 

Geſetzvorlage zugegangen, welche eine Benilligung von 250,000 Thalern in 
Anfpruh nahm. In der zweiten Lefung ward auf Antrag des Abe. 
v. Bernuth beichloffen, die Kriegsdenfmünze auch' der Kaiferl. Marine, 
nicht blos dem Reichäheer, zuzumenden. Der Allerhödfte Erhaß gedentt 
der Zuftimmung des Reichstags nicht. Ueber die im Statut vom 
20. Mai gezeichneten Gränzen ijt der Kaifer ſpäterhin in zwei weiteren 
Erlaffen binausgegangen, indem er (unter dem 22. Mai) auch an Nidt- 
combattanten aus der Armee, die nicht in Frankreich geweſen waren, und an 
Krankenpfleger, Seelforger, Johanniter u. j. w. die Belohnung mit der Kriegs⸗ 
denfmünze zuließ. So unſcheinbar in reichsrechtlicher Hinficht der Erlaß jelbit 
ift, fo hat derfelbe doch eine verfafjungsrechtliche Bedeutung. In der deutichen 
Neichsverfaffung fehlt die Beitimmung, melde den Kailer für das Reid 
ermächtigt, Drdensverleihungen zu ertheilen. Da die Kriegsdenfmünze 
auf der Zuftimmung des Bundesraths und des Reichstag beruht, muß an: 
genommen werden, daß es einer Zuftimmung oder einer Genehmigung 
zur Annahme der Kriegsdentmünze für außerpreußifche Unterthanen Seitens 
der einzelnen Bundesregierungen nicht bedarf. Gegenüber den Berjonen 
des Reichsheeres ericheint die Verleihung der Kriegsdenfmünze vielleicht im 
Zufammenhang mit dem faiferlichen Oberbefehl. Dagegen verhielt es fih 
mit den nachträglich defignirten Kategorien der Krankenwärter, jomeit ſolche 
freiwillige Krantenpflege geübt haben und nicht der Militärvermaltung zu: 
gehörten, anders. Hier könnte in Frage kommen: ob fie der Genehmigung 
ihrer Landesregierung zur Annahme einer ihnen vom Kaifer und König von 
Preußen verliehenen Auszeichnung bedürfen. Nach der Publikation im Reich?: 
gefetblatte fcheint e3, ala ob der Kaifer die Verleihung der Kriegsdenkmünze 
auch an Givilperjonen als einen Akt der Reichöregierung betrachtet, der un: 
abhängig ift von der Zuſtimmung der einzelnen Bundesftaatsregierungen. Es 
wäre in der That mit dem Weſen des Reichs fchwer vereinbar, wenn bie 
Annahme einer vom Kaijer in feiner Eigenjchaft als Oberfeldherr verliehenen 
Auszeihnung an die Genehmigung einer Landesregierung gebunden wäre. Auf 
der andern Seite bleibt nad) dem Wortlaut der Verfaſſung die Sache zweifel: 
baft. Sie könnte von Intereſſe werden, wenn mit dem Wachsthum des 
Reichsbeamtenthums Ordensverleifungen (vorläufig in Preuß. Anfignien) 
wegen verdienftliher Leitungen für das Reich ſich mehren jollten. In 
Srmangelung eines Reichsgeſetzes wird zu behaupten jein, daß der Kaifer nur 


— — — — — 


) Druckſachen des R.:T. 86. Erſte L.: 5./5. Zweite L.: 8./5. Dritte L.: 9.3. 
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in jeiner Figenihaft als König von Preußen preußiſche Orden an Reidjs- 
beamte ertheilen kann und deren Anlegung von der etwa beitehenden Zu: 
ftimmung der Souveräne andrer deuticher Staaten abhängig bleiben wird. 
8) Geſetz, betreffend die Beſchaffung von Betriebsmitteln 
für die Eiſenbahnen in Elſaß und cIihringen. — 
Vom 14. Juni 1871. (R. ©. B. 27, Nr. 6621). 

Gteihjalls auf die bereitejten Mittel der franzöfiihen Krieggentihädigung 
ind für den Reichskanzler fünf Millionen Thaler zur Beſchaffung des Bedarfs - 
für die Ausrüftung der an Deutihland abgetretenen Eijenbahnen in Elſaß 
und Lothringen „vorſchußweiſe“ angewieſen. Veranlaßt ift die Anmweilung 
dieſes Vorſchuſſes dadurch, daß das Betriebsmaterial diejer Eiſenbahnen nicht 
an Deutichland mit abgetreten worden war. Der Friedensſchluß ftipulirt 
de Rüdgabe des der franzöfiichen Ojtbahn gehörigen Materials an Frankreich. 

Ueber die Zeit und die Art der Zurüderftattung ijt nichts verordnet; 
es war beabfichtigt diefe Frage offen zu laſſen. Unzweifelhaft find indeſſen 
die von Frankreich abgetretenen Bahnlinien ala Reihseifenbahnen an- 
zuiehen. Sie ſtehen im Eigenthum nicht der miedererworbenen Gränzprovinzen, 
iondern des gejammten Reiches und werden daher in Ermangelung entgegen: 
tehender, etwa noch zu erlajfender Specialgefeßgebung der dinanzcontrole 
des Neichätages nad) Einführung der Neichsverfaflung zu unterjtellen jein. 
Tie an diejen Linien jungirenden Beamten haben fonit die Eigenſchaft der 
Reichsbeamten. 

V. 
Zu den Finanzgeſetzen der abgelaufenen Seſſion, deren Charakteriſtik an 
einer andern Stelle zu geben iſt, gehören 
1) Geſeſtz, betreffend die Feſt ſtellung des Haushalts-Etats 
des Deutſchen Reis fürdas Jahr 18: 1. Vom 31. Mai 
1871. (R. G. B. 23, Nr. 648.) 

Der durch Geſetz vom 15. Mai 1870 für 1871 feitgejtellte Etat wird 
in Finnahme und Ausgabe um 557,959 Thaler erhöht?). 

2) Geſetz, betreifend die andermeitige Feſtſtellung der 
Matricularbeiträge zur Dedung der Geſammtaus— 
gaben für das Jahr 1869. Vom 5. Mai 1871 (R. G. B. 
20, Rr. 63); (verordnet unter Berüdjichtigung der Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 18. März 1869, da die Matricularbeiträge 
zu den Ausgaben des Norbdeutihen Bundes für das Jahr 1869 
auf 23,948,205 Thaler feitgejtellt werden. Die Berechnung der 
auf die einzelnen Staaten entfallenden Beträge in einer Anlage 
beigefügt (R. G. B. ©. 99). 

3) Gejep, betreffend die Beihaffung weiterer Geldmittel 


, 19 EErst. Druckſachen Nr. 176. — Erſte und zweite 9%: 9.6. — Dritte 
—4 Erite e.: 27.4. Verweiſung an eine Gommijlion, Berichterſtatter 
z. Wedell-Malhowm. Bundescommijjare: Reg.:R. Dr. Mihaelis; Leg.-R. 
». Bülow. Zweite x.: 15,5. fi. Tritte 2: 23.5. 
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jur Beftreitung der durch den Krieg veranlaßten 
außerordentliden Ausgaben. Bom 26. April 1871 
(R. G. B. 18, Nr. 633 ©. 91). 

Ermädtigung bes Reichskanzlers, weitere Geldmittel bis zum Petrage 
von 120 Millionen Thalern im Wege des Credits (Anleihe und Schatzan⸗ 
weiſungen flüſſig zu machen. 

4) Geſetz, betreffend den Erweiterungsbau für das Dienſt— 
gebäude des Reichskanzler-Amtes. Vom 14. Juni 
1871. (R. G. B. 27, Nr. 664.) 

Anweifung von Einhbundert Taufend Thalern,als erfte Koſten⸗ 
rate für 1871. Die Mittel find durch Die einzelnen Bundesftaaten nad 
Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen! Nah der Erklärung dei 
Präfidenten des Reichskanzleramtes joll der definitiven Entſcheidung über den 
Bau eines Parlamentsgebäudes, welches urjprünglih mit dem Terrain des 
Reichskanzleramtes in Zufammenhang gebracht worden war, in keiner Weile 
vorgegriffen werden. 


‚VL 


‘ Der Privatrechtögefeßgebung oder theilweije auch der wirthſchaftspolitiſchen 
Geſetzgebung gehören an: 

1) Geſetz, betreffend die Verbindlihfeit zum Schadens: 
erfag für die bei dem Betrieb von Kifenbahnen, 
Bergwerken u.|.w. herbeigeführten Tödtungen und 
Körperverlekungen Vom 7. Juni 1871. (R. G. B. 25 
Nr. 652°). 

Dieſes Geſetz gehört zu den wenigen Erzeugniſſen der Xegislative, 
welche außer Zufammenhang jtehen mit den durch den Krieg oder die Be 
gründung des Reichs geichaffenen Zuſtänden. Cs war veranlagt durch Un: 
glüdsfälle, die namentlih im Königreid Sachſen die allgemeine Meinung 
erregt und in einer an den Nordd. Bund gerichteten, von diejem zur Verüd: 
ſichtigung überwiejenen Petition Beachtung gefunden hatten. Von dem Inhalt 
des Geſetzes wird andermeitig Nechenichaft gegeben werden. Aus der Ent: 
jtehungsgeichichte verdient hervorgehoben zu werden, daß -die Berathungen 
mehr als bei anderen Vorlagen auf eine Verbeflerung der Einzelheiten ge: 
ricgtet waren. Gerade die ungewöhnlid große Anzahl von Amendements, 
dur melde die Debatte öfters verwirrt und ſchwer verfolgbar wurde, ver: 


ichaffte der Negierungvorlage, die mit großem Geſchick vertheidigt ward, die 


Ueberlegenheit über‘ die Oegenanträge. 

Die Hauptitreitfragen bezogen fi auf die vergleichungsweiſe geiteigerte 
VBerantwortlichfeit der Eifenbahnen, auf die mildere Belajtung des DBergbaues, 
auf die dem Begriffe einer „Fabrik“ beizulegende Bedeutung, auf die Er: 





r Vergl. Drudſachen Nr. 157. Erſte L.: 1./6. Zweite L.: 9./6. Tritte 
2.: 10./6. 
2) Pol. Drudjaden Nr. 16. 65. 70. 71. 74. 76. 18. 82. Erite e. 14.4. 


Qunbeäbenollmähtigter Beh. R. Dr. Falck. G. R. Dr. Achenbach (2.%.). Zweite 
28./4., 29./4., 1.5. Dritte &.: 8.9. 9.5. 


— 
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Märung von „höherer Gewalt“ und eine Anzahl anderer Punkte, die die 
Regierungövorlage mit Recht der ridhterlichen Entſcheidung vorbehalten und 
zur geſetzgeberiſchen Behandlung ungeeignet befunden Hatte. Unzweifelhaft 
bedeutet dad Geſetz deswegen einen Fortſchritt, weil es, die Ungleichheit der 
geſellſchaftlichen Verhältniſſe würdigend, die Schadenserfagpflicht zu einer 
Lorihrift des öffentlihen Rechts erhebt und entgegenitehende Privatab- 
rede ausſchließt 2). Don verfchiedenen Seiten wurde hervorgehoben, daß bie 
großen Sifenbahnlinien, fo lange fie gegen die Sonceffionirung von Concurrenz- 
bahnen geihübt find, Die Natur eines auf gewillen Verfehrsgebieten wirkenden 
Monopols haben. Im Uebrigen darf man ſich nad) den in England gemachten 
Erjahrungen nicht der Hoffnung bingeben, daß durch die geiteigerte Verpflichtung 
um Schadenserjag in den großen, auf Actien begründeten lnternehmungen 
de Unglüdsfälle erheblich vermindert werden, es dürfte jehr irrig jein, zu 
folgern, daß im entiprechender Weiſe die Aufgabe der präventiven Maßnahmen 
der Eiſenbahn-⸗, Berg: und Fabrikpolizei zu vermindern fe. Ganz im Gegen: 
theil it in neueiter Zeit namentlich unter den Engländern die Thatfache an: 
erfannt worden, daß die deutſche Cijenbahnpolizei Unglücksfälle wirkſamer 
verhütet, als die oft gerügte (angebliche) Parteinahme der engliihen Jury, 
die in Schadenserſatzproceſſen jo häufig gegen die Unternehmer ihr Vedict 
abgiebt. 

Nicht ohne politiiche Bedeutung ift die auf Antrag von Schwarze 
beihloffene Ausdehnung der Bompetenz des Bundes - Ober : Handelägerichtes 
auf bie Entſcheidung der aus diejem Geſetze hervorgehenden Rechtsſtreitigkeiten. 
Ter Leipziger Gerichtshof verliert damit immer mehr den urjprünglichen 
Gharafter eines nur in Handelsjahen judicjrenden Tribunals und nähert jich 
den Anforderungen an die Einfeßung eines höchſten Neichögerichtes. Nebenher 
legt es in der Natur der Dinge, daß bei der Behandlung der aus diefem 
Geſetze erwachſenden Aniprüche die That: und Beweisfrage jehr entichieden in 
den Vordergrund tritt. In Anerkenntniß deſſen ijt die freie Bemeiseinlegung 
durh den Richter (5 1) ‚zugelafien und ein weiterer Fingerzeig gegeben über 
die Richtung, im welcher ſich die Enticheidung der Beweisfragen nach - der 
angefündigten deutſchen Civilproceßordnung wahrſcheinlich geitalten wird. 

Eine Reihe auf den Geſetzentwurf über die Schabenserfaßpflicht bezüglicher 
Reiolutionen ward am 12. Mai angenommen. 

2) Geſetz, betreffend die Inhaber: Papiere mit Prämien ?. Vom 
3. Juni 1871. (R. G. B. 25, Nr. 652.) | 


ı Vgl. das Pr. Geſetz vom 3. Mai 1869. 

2) Druckſachen 33—112. Erſte L.: 24./4. 3weite ®.: 15./5., 16.5. Dritte 
19.5. Commiſſarius: Dr. Michaelis. 

Bekanntmachung vom -19. Juni 1871, betreffend die (vom Bundesrath er: 
ienen) Torjchriften zur Ausführung des R.:&. vom 8. Juni 1871 über die In⸗ 
saberpapiere mit Prämien. ' 

2efanntmahung vom 1. Juli 1871, betreffend die Ergänzung ber unter dem 
uni erlafienen Vorfchriften zur Ausführung des R.:4. vom 8. Juni über bie 
‚nbaberpapiere mit Prämien. - 

Bekanntmachung vom 10. Juli 1871, betreffend bie zmeite Ergänzung ber 
ner dem 19. Juni erlaffenen Vorſchriften zur Ausführung bed R.:5. vom 8. Juni 
LANE. 678). 
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Das Geſetz kann als ein Ausfluß derjenigen wirthichaftlich-fittlichen An- 
idauungen angefehen werben, welche auf der einen Seite die Verderblichkeit 
des Glüdipiel, auf der andern Geite die Kntwidelung des modernen 
Börfenverkehrs anfeinden. Die Hauptmeinungen, welche in der Debatte auf 
einander ftießen waren diefe: Verbot der Prämienanleihen, Konceflionirung 
durch den Bundesrath in Gemäßheit von Normativbedingungen, Zulaflung der 
Prömienanleihen dur einen Act der Reichsgeſetzgebung. Daß gegen jeden 
Vorſchlag eigentlich gleich jchwer wiegende Bedenken in der Debatte vorgebradt 
werden fonnten, zeigt eine Verfrühung dieſes Gefekesactes gegenüber dem 
Stand ber noch nirgends feit gewordenen Meinungen. Die jchlieglih ge: 
troffene Entiheidung binterläßt den Kindrud  eined von Zufälligleiten und 
Abneigungen mehr als von Ueberzeugungen beſtimmten Ergebniſſes. 

VI. 

Schließlich ſind einige Geſetzesanträge, hervorgegangen aus ber 
Initiative des Reichſtages, zu erwähnen: 

4) Der Abg. Schulze: Delikich, in Verbindung mit Andern ?), beantragte 
die privatredtlihe Stellung von Vereinen zu regeln, denen biöher 
die yuriftiiche Perfönlichkeit abging. in früherer, von dem Antragfteller ein: 
gebrachter Geſetzentwurf mar vom norddeutichen Reichstag angenommen worden, 
ohne daß ſich der Bundesrath darauf erflärt Hätte. Während in Bayern 
und Sachſen dieje Angelegenheit bexeitö geordnet iſt, fehlt es in andern 
Staaten, auch in Preußen, an den bieranf bezüglichen Normen, obmohl das 
Bereinsleben — auch außerhalb der wirthichaftlichen Genofjenichaften — mit 
iehr erheblihen vermögensrechtlichen Intereſſen verwachſen if. Der jchmer: 
fällige Weg der Beleihung mit Korporationsrechten einzelner Gejellichaften 
ift nicht geeignet, dieſen Intereſſen Befriedigung zu verichaffen. Wenn über: 
haupt gegen ſolche Geſetzentwürfe jemals Competenzbedenken obgemaltet haben 
(was übrigens faum anzunehmen ift), fo kann nunmehr fein Zweifel be: 
ftehen, dat das Reich, nachdem das Vereinsmejen ihm zugemiefen worben ült, | 
auch hierin ordnend eingreifen muß. Der Antragiteller wies auf die große 
Bedeutung bin, welche neben den rechtlich bereits conjtituirten Erwerbsge⸗ 
noffenfhaften ven Bildungspereinen (Turm, Geſang- und andere Vereinen) 
zufomme; Vermögens: und Rechtsfähigkeit müfje auch ihnen zugeftanden werden, 
vorbehaltlich des ftaatlihen Rechts, aus Gründen des öffentlihen Wohls 
einzelne Arten von Vereinen überhaupt zu verbieten. Es wird alſo aub 
hier darauf ankommen, von dem Syſtem der Conceſſionirungen abgehend, 
beitimmte Normativbedingungen aufzuftellen. Der Geſetzesvorſchlag 
ward einer Commiſſion überwiefen. In den fpätern Stadien ward von 
Seiten des Bundesrathes erklärt: daß gegen den früheren, vom Norbdeutichen 
Reichstage angenommenen Entwurf principielle Bedenken um desmwillen ob: 
gemaltet hätten, weil die religiöjen, politiihen und Gewerksvereine in den, 
Entwurf hineingezogen worden jeien. Cine beſtimmte Erklärung über bie 





1) Druckſachen des NReihätags Nr. 45. 151. Erſte %.: 26.5. (St. B. S. 
396). Zweite Berathung: 26.5. (Beihlußunfähigkeit). 
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, zubemneuen Entwurf einzunehmende Stellung ward nicht abgegeben. Die weitere 
Eerfolgung der Sache ward dur den Schluß der Seſſion abgeichnitten. 

2) Nachdem der Abg. Wiggers einen von ihm geitellten Gejeßesantrag, 
betreffend die Cautionspflichtigkeit politiicher Zeitjchriften, zurüdigezogen, ward 
in namentliher Abjtimmung bei 2. Lefung und mit großer Mehrheit in 
3. Leſung ein vom Abg. Völk in gleicher Richtung geftellter Antrag (mit 
27 gegen 37 Stimmen) angenommen. Darnach ſollen die Vorſchriften der 
Sandesgejege aufgehoben werben, 

welche die Herausgeber von Zeitungen oder Zeitjchriften zur Stellung. 
einer Caution verpflichten oder die Entziehung der Befugniß zum 
jelbftänbigen Betriebe eines Gewerbes im Yalle einer dur die 
Preffe begangenen Zumiderhandlung vorjchreiben oder zulaflen 1). 

Im Zujammenhang damit ftand eine vom Abg. Biedermann be 
antragte Rejolution des Reichſtages, welche den Reichskanzler auffordert, den zu 
erwartenden Entwurf eines Neichögejeßes über die Preſſe der öffentlichen Kritik ı 
rehreitig zu unterbreiten. Wenn es bei umfaflenden Geſetzgebungsakten üblich 
geweſen iſt, die Stimme jadhverftändiger Juriften zur Kritik herauszufordern, 
io ijt e& gewiß ebenfo angemefjen, auch der zunächſt betheifigten politiſchen 
Tree Zeit zu laffen, fi) über die Preßgeſetzgebung auszuſprechen. Es ift 
von größter Wichtigkeit, die im Auslande fehr zum Nachtheil Deutſchlands 
verbreitete Meinung, daß die. Preſſe allgemein, vorzugömeije in Preußen, 
‚geinebelt“ fei, zu widerlegen und dafür Sorge zu tragen, daß die PBreß: 
'reiheit ſoweit verwirklicht werde, als dies irgend thunlich erſcheint, ohne die 
gewihtigiten Intereſſen des Staates zu ſchädigen. Vom Standpunkte ber 
sont tft zu behaupten, daß fein Staat Europas ein jo hohes Maß von 
Trepfreieit ohne Nachtheil zu gewähren vermag wie das deutiche Reich; denn 
Aurgends ift der Abitand zwilchen Gedanken und Handlung fo weit, nirgends 
215 Gegengewicht einer im Grunde tüchtigen Boltsbildung gegen den Miß— 
Sau der Preſſe jo ſtark, wie unter uns. 

3) Sin von Dr. Proſch und Braun (Gera) eingebradhter Antrag 
ur Torlegung eines Geſetzes betreffend die Erhebungder vom 
“ewerbe im Umherziehen zu entridtenden Abgaben?) ward 
nıh den Erklärungen des Bundesrathsbenollmächtigten zurüdgezogen. Der 
Anrag jelbft ging dahin, den Kanzler zu erjuchen, dem Reichstage in feiner 
‚sölten Seflion einen Öejebentwurf vorzulegen, wonach die in den einzelnen 
ındesftaaten vom Gewerbe im Umberziehen zu entrichtenden Abgaben im 
Serie der Gültigkeit der Gemerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 nad 
esheitlicher Ordnung als Reichsſteuer zu erheben jein würden. 

+) Ein vom Abg. Wilmanns und Genofjen vorgejchlagener Geſetz⸗ 
surf, betrefiend die Beiteuerung der Schlußicheine u. j. w. im Gebiete 
‘3 deutjchen Reiches 3), ward durch einfache Tagesordnung bejeitigt. 

I, tgl. Drudjaden di R.:T. Nr. 104. 

7 Bgl. Drudjahen des R.:T. Nr. 18. 

2) Drudjaden bes R.:T. Nr. 48. — Trh. 2.5. (St.⸗B. ©. 524). 
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Handel, Zollweſen, Conſularweſen; wirthſchaftliche Geſetzgebung 
Von 
A. LKammers in Bremen. 


1. Handel, Zollweien, Conſularweſen. 


Das Deutſche Reich Hat nicht nur den Norddeutſchen Bund und bie 
vier feit 1866 felbitändig daftehenden ſüddeutſchen Staaten, fondern auch den 
Zollverein, die Zufammenfaffung des Gebiets des ehemaligen Deutichen Bundes 
ohne Defterreih und Lichtenftein unter dem handelöpolitifchen Geſichtspunkt, 
in fi aufgenommen und verjchlungen. , Inſofern bezeichnet es den Abſchluß 
der neben dem Bunde herlaufenden preußiſch-deutſchen Beitrebungen, ein em: 
heitliches Verkehrsgebiet aus den Beitandtheilen des heutigen Deutichen Reids 
zu machen. Das alte Deutiche Reich hatte im Zollmejen, wie in vielen 
andern Beziehungen, ein Chaos Hinterlaflen. Die feiner Auflöfung zunädit 
folgenden Kriegsjahre waren nicht die Zeit, um dem zwiſchenſtaatlichen Verkehr 
in Deutichland befondere Wohlthaten zu erweiſen. Auch nad) den Befreiungs: 
Friegen Tießen die Fülle der Aufgaben und die Erihöpfung der Kraft es nicht 
jofort in dem neugejchaffenen Bunde oder neben bdemjelben zu zeitgemäken 
Regelungen fommen. Bald aber traten die beiden für die politiiche Per: 
jüngung unjerer Nation überhaupt gewichtigſten Potenzen auh an dieſe Aut: 
gabe heran: die regierenden preußiſchen Staatgmänner mit Befeitigung der 
inneren Zollſchranken und Einführung eines die ganze Monarchie umijdlicken: 
den, auf freifinnigen Grundfägen beruhenden Grenzzolltarifs im Jahre 1818, — 
außerhalb Preußens die patriotiich: öfonomifhe Agitation, durch den Namen 
Friedrih Lift charafterifirt, welche alle innern Zollſchranken in Deutjchland 
verwarf, dafür aber nach außen hin verhältnigmäßig hohe, auf Schutz der 
einheimijhen Induſtrie berechnete Zollfäte forderte Der Zollverein muß als 


das gemeinjchaftlihe Product diefer beiden Factoren angejehen werben. Cr 
bildete fi durchaus unabhängig vom Bunde jeit dem Jahre 1828 Dergeitalt, 


daß Preußen einen der Heinen Staaten nad) dem andern, wenn auch mitunter 
mehrere auf einmal, in fein Zollgebiet mit aufnahm, zuerft daS Großherzog— 
thum Helien. Neben dem preußiich-deutfchen Zollverein entjtand ein nordieit: 
deuticher Steuerverein um Hannover herum, das auf diefe Art der Aufjaugung 





durch die Berliner Zoll:Bropaganda beſſer zu entgehen hoffte Indeſſen gab 
Braunschweig ſchon 1841 der Anziehungskraft des ftärferen Körpers nadı 
und riß fih vom ÖSteuerverein los, um den Zollverein beizutreten; und zehn 
Jahre jpäter folgte der Reit des Steuervereins diejem Beijpiel, nachdem di 
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Terjuhe der revolutionären Jahre 1848—50, den Deutihen Bund in ein 
Reich zu verwandeln, gejcheitert waren. 

Der Zollverein hatte ſich neben dem Bunde gebildet, aber in dem Cha- 
rafter feiner Berfafjung und Cinrichtungen hatte er ſich ihn gleichwohl zum 
Muſter nehmen müffen. Nur dadurd daß Preußen fich befchied, jein natür: 
‚ıhes Uebergewicht in dem Verbande nicht ander8 als moraliſch geltend zu 
maden, aber Teinerlei Borrechte Hinfichtlich einer etwas freieren Führung oder 
Enichtlih des Stimmrechts in Anſpruch zu nehmen, konnte in jener flauen Zeit, 
oo fen Druck erſtarkter öffentlicher Meinung den particularen Souveränetäts- 
hwindel in Schranfen bannte, die Vereinigung überhaupt zu Stande gebracht 
werden. Die Leitung und Gejeßgebung des Zollvereins ftand einer periodijch 
uiammentretenden Verſammlung von Regierungsbevollmäcdtigten zu, in welcher 
der Staat, groß oder Hein, die gleihe Stimmberechtigung beſaß und alle 
ihtigeren Entſcheidungen an Ginjtimmigfeit gebunden waren. “Diefelbe ver: 
bandelte obendrein jelbitverftändlich geheim. Kine jo bejchaffene Berfaflung 
mußte den Zollverein im mejentlichen nothmendig mit ftarrer Unbemeglichfeit 
'Slagen. Kleine Aenderungen in den Zollfäten, die doc) etwa das enge Thor 
ter Einſtimmigkeit paflirten, mußten immer eher ſchutzzöllneriſcher als freihänd- 
leriſcher Natur fein, denn die ſchutzzöllneriſchen Intereſſen find concentrirt und 
wachjam, die freihändleriichen der Hauptſache nad) zwar allgemein verbreitet, 
dr Ihwach enipfunden. Zu großen zeitgemäßen Fortſchritten bot ſich nur 
Ar zwölf Jahre einmal Gelegenheit, nämlich beim Ablauf der den Zollverein 
grundenden Verträge. Je ſtiller aber feine Gejekgebung in der Zwiſchen— 
zain geftanden hatte, deſto mafjenhafter und einjchneidender drängten ſich nun 
se Abänderungswünſche heran, deſto leidenfchaftlicher tradhteten ſie, die feltene 
Möglichkeit völlig auszunugen. Dem beteiligten Publicum konnte mit diefer 
Sorte handelspolitiiher Revolutionen ebenjomenig gedient fein, mie mit der 
zönellen Unfähigkeit zu ſtück- und ſchrittweiſer Reform. Für den deutfchen 
Sscmad gli die Entwidelung des Zollvereins in feiner alten Gejtalt ent- 
'sıeden zu jehr dem Proceß der franzöfiihen Staatsentwidlung. 

Tiefem Uebel half die Stiftung des Norddeutichen Bundes. im Zufammen: 
‚ng mit der Daran jich fhließenden Erneuerung des Zollverein dur den 
verrag vom 8. Juli 1867 ab. Der erjtere mar durd feine Verfaffung, 
"com 1. Juli 1867 in Kraft wat, ein geſchloſſenes Zoll: und Handels— 
bet geworden. Als folches trat er durch den genannten Vertrag in erneute 
seubeziehungen zu den vier jelbjtändig gebliebenen jüddeutihen Staaten, 
hartig den früheren Beziehungen in Betreff der auf eine gemille Reihe 
“a Jahren bejchränften Dauer des Verhältnijjes, ungleihartig aber in Betreff 
r Verfaſſung. An die Stelle der alten, ausichlieglih durd) Regierungs- 
‚lmädtigte gebildeten Seneralzollconferenz traten nämlih, ganz wie im 
Arddeutſchen Bunde, ein Bundesrath als Nepräjentation der Regierungen 
-d ein SZollparlament als Vertretung des Volks; die künſtliche Gleichheit 
"ıtdes Heinjten mit dem größten Staat bei den Abjtimmungen hörte in 
Sen Körperichaften ebenjo auf, wie die Abhängigkeit aller bedeutjameren 
“atüfe von Ginheit der Stimmen. Dadurd erhielt der Zollverein die 
zslative und adminiftrative Beweglichfeit, deren er als Organ einer Fräftig 

15* 
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fortfchreitenden Nation in bemegter flüjfiger Zeit nothwendig bedurfte Die 
drei erſten Seffionen der Zollvereins-Geſetzgebung in den Jahren 1868, 69 
und 70 haben im Gegenjab zu den Reſultaten der früheren, durd: 
fhnittlih viel jeltener abgehaltenen Generalzollconferenzen gezeigt, wie vie 
Stoff zu neuen Mapregeln fortwährend vorliegt und bei vernünftiger Regelung 
der Befugniſſe auch zur Geſtaltung gelangt, jelbit jo lange nod die Neuhat 
des Zuſammenwirkens und allerhand politiiche Einflüſſe größeren Anläufen 
und Ergebniſſen im Wege jtehen. 

Durch die Verträge vom November vorigen Jahres, welche die Grundlage 
des neuen deutihen Reichs ausmachen, ijt nun der Zollverein definitiv mit 
der politiihen Verfaſſung Deutſchlands verjchmolzen. “Die Sinheit des deut: 
ihen Zoll: und SHandelägebiets iſt damit unfündbar geworden, wie die polı 
tiſche Kinheit der Nation in dem eich betitelten Bundesſtaat. Die Zoll: 
Verfaſſung ift dem Weſen nad) diejelbe geblieben. Die Functionen des Prü- 
fidiums find von der Krone Preußen auf den deutſchen Kaijer, das ei 
gebungsredht ift auf den deutichen Bundesrath und den deutichen Reichstag 
gemeinichaftlicdh übergegangen. Die Möglichkeit bejtändiger theilweiſer Reform 
iſt folglich wie in der Epoche des Norddeutichen Bundes gewährleiſtet; aus 
geſchloſſen hingegen gänzlich die Wiederkehr jener revolutionären Katajtropben, 
welche einſt alle zehn. oder zwölf Jahre den jonjt herrichenden abjoluten Ztil: 
jtand unterbrachen und melde bisher immer noch, obwohl gemildert durch die 
fortlaufende Refornthätigfeit des Zollparlaments im Verein mit dem gejamınt: 
deutichen Bundesrath, bedrohlich über uns hingen. 

Schon der Zollverein begriff nad der norddeutichen Bundesverfailung 
und dem DBertrage vom 3. Yuli 186% alle deutihen Staaten außer Uetter: 
reih und Lichtenſtein im ji), — auch Diejenigen, welche nicht in der Yage 
waren fich jogleih in die Zolllinie aufnehmen zu laſſen. Yon diejen traten 
nachträglich in diejelbe ein: die ehemaligen SHerzogthümer, jetige preußiſche 
Provinz Schleswig-Holſtein, fammt ihren oldenburgijchen, hamburgiſchen und 
lübecfiichen Snclaven, am 15. November 1361; das ehemalige däniſch-deutſche. 
jebt preußiiche Herzogthum Lauenburg am d. Januar 1868; die beiden Groß— 
berzogthümer Mecklenburg und die Freie Stadt Kübel am 11. Augujt 1868. 
Lübeck verzichtete hiermit feinerfeits auf den Vorbehalt zu Gunſten der drei 
Hanfeftädte, welcher in der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes Art. 34 
Aufnahme gefunden hatte, und welcher diefen Städten gejtattete, mit einem ent: 
ſprechenden zugehörigen Theil ihres Gebiets ſo lange außerhalb der deutſchen Zoll⸗ 
linie zu bleiben, bis ſie ſelbſt darauf verzichten würden. Für Hamburg und Bremen 
iſt der fragliche Vorbehalt unverändert in die Verfaſſung des Deutſchen Reichs 
übergegangen. Gin bedeutender Theil ihres Gebiets iſt der Zolllinie einverleibt 
worden, aber fie jelbft mit ihrer näheren Nachbarichaft und mit Bremens 
Seehafen Bremerhaven ftehen nad wie vor als jogenannte Freihäfen drauken. 
Hamburgs Yreihafenjtellung hat diejenige des nachbarlihen Altona, Bremer 
havens Freihafenſtellung diejenige der concurrirenden Häfen Geejtemünd: 
(preußiiche Provinz Hannover) und Brake (Dldenburg) nach jich gezogen 
Fragt man, ob es wahrjcheinlich jei, daß die beiden Hanjejtädte Diefer ihrer Aus 
nahmejtellung bald überdrüßig werden und die ihnen anheimgegebene Anitiativ 
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zur Vorrückung der deutſchen Zolllinie bis and Meer aud) da, wo Elbe und 
Beier münden, ergreifen werden, jo jcheint die Antwort verneinend ausfallen zu 
müjlen. In Hamburg kämpfte zwar eine in ihren Intereſſen verlette rührige 
Partei längere Zeit heftig für den Fintritt der Stadt in die Zollliniee Allein 
jat man Zeit gefunden bat, fih an die allfeitige Vorrüdung diefer Linie 
bis hart jenjeits der Thore zu gewöhnen, die eigenen Verhältnifje danach zu 
ordnen, und namentlich jeitdem "die großen öffentlihen Bauten für eine Zoll: 
vereing-Niederlage innerhalb des Freihafengebiets vollendet find, ift die Agitation 
siemlih verftummt. Es Hat fi fo ganz die nämliche Cricheinung gezeigt 
mie im Beginn der funfziger Jahre in Bremen, das damals durch Han: 
novers und Oldenburgs Anſchluß an den Zollverein in Hamburgs Lage nad) 
IN66 gerieth: große Aufregung vor und furz nad) dem die Abſatzwege affi- 
arenden Creigniß, gleichzeitig aber doch nothgedrungene ſtille Anpaffung der 
Seihäftöintereffen an den neuen Zuſtand und daher enbliche Ausjühnung mit 
demielben, — Die denn in Bremen zur Zeit der Gründung des Norddeutichen 
Vundes auch bereits jo jtarf und allgemein war, daß die Hamburger Gin: 
rits-Agitation nicht das ſchwächſte Echo erwedte. Bremen nahm damals ein 
Hauptzollamt des Zollvereins bei jich auf und erhielt eine Zollvereins:Nieder: 
lage mit anderen bejonderen vertragsmäßigen Crleichterungen; gegen Hamburg 
it man in diejer Richtung neuerdings noch weit liberaler verfahren, was bie 
!chauptung des Freihafen-Charafters natürlich fehr erleichtert hat. Daraus 
ihon geht, wie vor allem aus der wiederholten Ueberlaffung der Cnticheidung 
dr Frage an Das eigene Ermeſſen der Städte, hervor, dag man in Berlin 
beitimmenden Orts nicht die Abſicht hegt, dirert oder indirect auf ihre Wahl 
u drüden. Nähere Ueberlegung des Falls mird aber vermuthlich jeden Un— 
befangenen zu der Erfenntnig bringen, daß die dem Eintritt widerjtrebenden 
<hwierigteiten weit größer find als die davon zu erwartenden DBortheile. 
Tie deutihe Zollgejeßgebung ift nad langer Etarrheit endlich in Fluß ge: 
tommen, jowohl das Verfahren bei der Grenzverzollung wie namentlich die 
Zatze des Zolltarifs haben keine Ausſicht, viele Jahre zu bleiben wie ſie ſind. 
Run hangt aber von ihrer Höhe eine Reihe wichtiger örtlicher Fragen ab, die 
Ausdehnung insbeſondere des Lagerraums, welcher im Falle des Eintritts in 
die Zolllinie für bloß tranſitirende, aus dem Ausland kommende und wieder ins 
Ausland gehende Waaren nöthig wird. Dieſer internationale Zwiſchenhandel 
'sielt in dem Verfehr der beiden Hanjejtände eine bedeutende Rolle. Vermittelſt 
ner wird ein Stüd Welthandel Deutichland tributpflichtig gemacht, das weder 
aus der deutichen Production hervorgeht noch für die deutiche Conſumtion 
stimmt iſt. Ihn uns zu erhalten ift aljo gewiß ein nationales Intereſſe, 
hs gewahrt zu werden verdient, und das daher die Yundesverfaflung mit 
tollem Fug den Entſcheidungen nicht hinlänglid) informirter Majoritäten ent: 
‚gen und verfafjungsmäßig den Sanjeftädten allein zur Entſcheidung über: 
aften bat. Sie jtehen dabei unter der ausreichend mirfjamen Controle ber 
Röglichkeit, daß bei allzu einjeitigsfelbitjüchtiger Ausbeutung dieſes Vorbehalts 
‚ne Verfaſſungsänderung beſchloſſen und danach dann der Eintritt in die 
ZJolllinie, ſtatt durch ſie, von Bundesrath und Reichstag verfügt werden könnte. 
Aber auch innerhalb ihrer Mauern werden einzelne divergirende Intereſſen 
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und herrſchende patriotiſche Tendenzen ſchon eigentlichem Misbrauch vorbeugen. 
Die Frage mag einer poſitiven Entſcheidung zureifen in dem Maße, wie nicht 
allein das Zollverfahren, ſondern auch der Zolltarif ſeinerſeits ſich dem Ideal 
freihändleriſcher Finanzzollpolitik nähert; — oder mit anderen Worten, Deutid: 
land muß in feinem eigenen Intereſſe dem abjoluten Freihandels-Syſtem feiner 
beiden großen Freihäfen erſt noch einige Schritte entgegenthun, bevor ihr oder 
fein Intereſſe erheiichen kann, daß fie fi von der Zolllinie umſchlingen 
laſſen. 

Die Schonung des internationalen, bloß tranſitirenden Zwiſchenhandels 
der Hanſeſtädte entſpricht den allgemeinen Grundſätzen des Zollvereins oder 
nunmehr des Deutſchen Reichs. Seit dem 1. März 1861 erhebt Deutid: 
land feine Durchfuhrzölle mehr. Es ftellt überhaupt Die Berfehröfreiheit, 
internationale jo gut wie inländiſche, an die Spike des betreffenden, jetzt in: 
tegrirenden Theil feiner politiſchen Verfaſſung. Nur ausnahmsweiſe joll in 
außerordentlichen Fällen ein beftimmter Gegenſtand mit einen Verkehrsverbot 
belegt werden können (Art. 4 des Vertrages vom 8. Juli 1867, $8 1., ? 
und 7 des Vereins Zollgefepes vom 1. Juli 1869). Ein Ausfuhrzoll Tiegt 
nur noch auf einem einzigen Artikel, den Lumpen, deſſen Freigebung aber 
ebenfalls ſchon oft mit Nachdrud betrieben worden ift und ſchwerlich noch 
lange auf fi warten laffen wird. Im übrigen bejtehen nur Einfuhrzölle. 
Binnenzölle find (nad) $ 8 des Vereins-Zollgeſetzes) ganz unzuläjlig, möge 
nun einer der Kinzeljtaaten fie erheben oder wer ſonſt; doch follen nicht ala 
Binnenzölfe angejehen werden Abgaben welche für die Benutzung von Häfen, 
Ganälen, Schleufen, Brüden, Fähren, Kunftitraßen, Wegen, Krahnen, Waagen, 
Niederlagen und andern zur Krleichterung des Verkehrs dienenden Anlagen cr. 
hoben werden, die urjprüngliche mittelalterliche Wurzel des Zolls. Zölle im hau: 
tigen ſpecifiſchen Sinne des Worts, indirecte Waarenverfehrs-Befteuerung zum 
Zwede der Dedung der Staatsausgaben, werden in Deutihland nur an der 
Reichsgrenze erhoben, — Freihafengebiete und andere Eeinere, der leichtern 
Grenzbewachung halber angeordnete Zollausjhlüffe natürlich ausgenommen. 

Schon der Zollverein aber beichränfte die Gemeinjamteit feiner finanziellen 
Anftalten nicht ausfchließlih auf Zölle, und danach thut es auch nicht das 
Reich. Vielmehr bejteht Reichsbeſteuerung für Salz, Tabad, Brantwein, 
Bier, Zuder und Syrup, welche innerhalb des Reiches gewonnen oder bereitet 


werden. Nur für Bayern, Württemberg und Baden find Bier und Brant: 
wein noch der Tandesbejteuerung vorbehalten, wenn auch mit thunlichſter Aus 


gleihung der Normen. Mit innern Staatsjteuern überhaupt Dürfen, mas 
fomohl Hervorbringung und Zubereitung ala Verbrauch anbetrifft, nah Art. 9 
des Zollvereins-Erneuerungs-Vertrags von 1867 und dem Schlußprotöfoll 
vom nämlichen Tage nur folgende Erzeugniſſe belegt werden: Branntwein. 
Bier, Eſſig, Malz, Wein, Cider, Mehl und andere Mühlenfabrifate, Bäder- 
waaren, Fleiſchwaaren, Fett und Spielfarten. Cine gleihe Beſchränkung 
gilt für die Gemeindebefteuerung, welcher Wein und Brantmein im allgemeinen 
nicht, jedoh dafür Brennmaterialien, Markt-Victualien und Fourage unter: 
worfen werden dürfen. Wein tritt Hinzu nur in den eigentlichen Wein: 
ländern; Brantwein, wo es bisher ſchon üblich) war oder mindeſtens geſetzlich 
‘ 
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nicht verfagt werden konnte. Wenn auf eines diefer Erzeugnifje der nationalen 
Production eine innere Staats- ober Gemeindeiteuer gelegt ift, jo Tann die: 
jelbe au) von den aus dem Ausland jtammenden Waaren gleicher Gattung 
erhoben werden, falls diefelben in Deutjchland zollfrei eingehen oder höchſtens 
einen halben Thaler Zoll vom Centner zu entrichten haben. Für Brant⸗ 
wein, Bier und Wein find bereits Marima der für Rechnung des Staats 
oder der Gemeinde zu erhebenden Steuerbeträge vereinbart worden; für die 
übrigen Artikel der Stategorie hat man es fi 1867 nocd vorbehalten. Die 
bloße Durchfuhr darf auch bei den bezeichneten Artifeln weder ſtaats- noch 
gemeindejeitig befteuert werden. Indeſſen ſchützt die Befteuerung eines dieſer 
Artikel in dem einen Staat, wo er entjteht, denfelben nicht vor abermaliger 
voller Beiteuerung in demjenigen anderen Staate, welchem er etwa zugeführt 
wird. In diefer Dinficht haben die vertragfchfießenden Kinzelitaaten fi nut 
zugefichert — und gilt alfo auch im Reihe —, daß das Erzeugniß eines 
anderen Bereinäftaats unter feinem Vorwande höher oder in einer läftigeren 
Weiſe als das inländifche oder dasjenige der übrigen Vereinsſtaaten bejteuert 
werden dürfe. Hiernach bejtehen innerhalb Deutſchlands noch gewiſſe jogenannte 
Uebergangsabgaben, bejtimmt um einer entiprechenden inneren Steuer des 
Finzelitants gegenüber das Gleichgewicht unter den Producenten aufrecht zu 
erhalten. Doch find für diejelben 1867 Marima feſtgeſetzt worden unter 
Zugrundelegung der damals bejtehenden allerfeitigen Steuergejeßgebung, welche 
bei Erhöhungen der entiprechenden inneren Steuern nur verbältnigmäßig 
erhöht werden dürfen, bei Herabſetzungen verhältnigmäßig erniedrigt werden 
münſen, unter Controle des Bundesraths. UWebergangsiteuern follen übrigens 
Froductionsfteuern entiprechen: Sonfumtionsiteuern fönnen durch fie nicht aus⸗ 
geglihen werden, vielmehr ſoll in ſolchem Falle auch das fremde Product erſt 
bei der Conſumtion getroffen werden. 

Man darf wohl annehmen, daß die Tendenz ber geſetzgebenden Gewalten 
des Reiches dahin gehen wird, mit allen Uebergangsſteuern baldthunlichſt auf— 
zuräumen. Gomeit fie reichen, hemmen fie immer den Verkehr, und in einer 
Periode äußeren Friedens und innerer nationaler Confolidation, wie fie uns 
aller Wahrſcheinlichkeit nach bevorjteht, haben Kinzelftaaten und Communen 
Muße genug, ihr Steuerwejen fo zu gejtalten, daß es mit dem berechtigten 
Verlangen der Nation nad) völlig freiem inneren Verkehr nicht collidirt. 

Eine der dringlichſten Aufgaben, welche der alte Zollverein dem 1867 
verjüngten binterlaflen hatte, war die Verbeſſerung des Verfahrens bei der 
Zollabjertigung der Waaren an der Grenze u. f. f. Das beftehende Ver: 
uhren lag theils in verichiedenen Rechtsquellen zerftreut, einem Zollgefeb und 
aner davon mehr willfürlich als durch ftrenge Unterſcheidung des Inhalts ge- 
ftennten Zollordnung, fowie ‚einem noch bunteren Zollitrafrecht, für welches 
die Generalzollconferenz es nur zu einigen allgemeinen Grundſätzen gebracht 
batıe, das weitere ben Einzelſtaaten überlafj end; theils aber entſprach es, im 
Jahre 1836 fejtgeitellt, auch ſehr wenig dem Zeitalter der Dampfichiffe und 
Eiſenbahnen, das damals ja eben erſt begann. Unter dem fühlbaren Drude 
der Organe des Handelaftandes wurde denn auch ſchon dem erſten Zollparla- 
ment eine dahinzielende erfte Vorlage gemacht, welche wenigſtens die ſchlimmſten 
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Uebelftände ohne Verzug abitellen follte Aus ihr ging das Gefeh vom 
18. Mai 1868 wegen Abänderung einzelner Beftimmungen der Zollorbnung 
und der Zollitrafgejeßgebung hervor. Das zweite Zollparlament brachte dann 
eine vollftändig neue Codification in dem Vereins-Zollgeſetz vom 1. Juli 1869, 
beftimmt am 1. Januar 1870 in Kraft zu treten. Sn diefem Geſetz er: 
ſchienen das Zollgefeß und die zur Ausführung deffelben erlaffene, nicht durd- 
weg als Landesgefeg verfündigte Zollorbnung verfhmolzen. Wo dieſe fait 
ausfchlieglih den Frachtfuhrmann im Auge hatte, ſodaß Fifenbahnbetrieb und 
Seeverfehr nebenhergehender abminiftrativer Regelung überlaffen blieben, da 
erfaßt das neue Geſetz dieſe letzteren in ihrer vollen Zeitbedeutung, Es nimmt 
aber drittens auch das Zoll-Strafrecht in fid) auf, und zwar dergeitalt daß 
nun eine durchgeführt einheitliche Zollftrafgefeßgebung für ganz Deutſchland 
befteht ftatt bloßer gemeinfchaftliher Grundfäge, während das Strafverfahren 
allerdings noch, und bis zur Unification des geſammten bdeutfchen Straf: 
proceljes, dem Landesrecht anheimgegeben bleibt. 

Die Richtung der hiermit vollzogenen Reform war ſchon in der eriten 
Zollparlament3:Seffion von beiden mitwirkenden Seiten übereinjtimmend be: 
zeichnet worden. Der Bundesrath fagte kurz: Vereinfahung der Zoll:Eontrolen 
und Erleichterung des Abfertigungsverfahrene. Das Zollparlament ftellte in 
einer Rejolution vom 8. Mai 1868, welche feine Zujtinmung zu dem er: 
wähnten vorläufigen Geſetz begleitete, folgende Gefichtspuntte auf: 1) mög: 
lichſte Erleichterung der Zollabfertigung in Bezug auf die Zeit, zu welder 
diefelbe ftattfinden darf, jomwie in Bezug auf die Anzahl, Lage und Competenz 
der Zollitellen; 2) möglichfte Erweiterung des Anfageverfahrens und de 
Niederlageverkehrs; 3) Zulaffung jeder Veränderung (Umladung, Umpadung, 
Theilung) der vom Auslande eingegangenen und noch nicht in ben fram 
Verkehr geſetzten Waaren auf dem Transport, jomweit folder unter amtlicher 
Aufficht geichieht, 4) möglichfte Beichränfung der Controlen im Grenzbezit 
und im Binnenlande Diefen Vorfchriften entipricht das erlaffene Geſetz 
Es befeitigt zum Theil die Beichräntungen hinfichtlic der Zeit und der Wege, 
an welche die Leberfchreitung der Grenze bis dahin gebunden mar. Es mil: 
dert die Declarationäpflicht, erleichtert die Begleiticheins-Abfertigung. Die Ab: 
fertigung8-Befugniffe der einzelnen Zoll: und Steuer-Aemter erfahren eine 
erhebliche Ausdehnung. Niederlagen für unverzollte Waaren werden in erwei: 
tertem limfang zugelaflen, und daB Niederlagereht wird feiner Beichränfung 
auf Kaufleute, Spediteure und YFabrifanten entkleidvet. Die Umladung, Um: 
padung und Theilung der unter Zollcontrole ftehenden Güter wird ohne Fin: 
ſchränkung freigegeben. In den Niederlagen ift jede Behandlung der Waare 
erlaubt, welche den Zweden der Niederlage nicht widerjtreite. Nicht das Ge: 
wicht welches an der Grenze, jondern das weldes beim Uebergang in den 
Verbrauch ermittelt wird, giebt der Regel nach den Maßſtab für die Verzollung 
ab. Befondere Controlen im Grenzbezirt und im Binnenlande erſcheinen nur 
ausnahmsweiſe in beichränkter Ausdehnung beibehalten. 

Die Organe des Handelsftandes, unter denen die Borjteher der Kauf: 
mannſchaft zu Königsberg fih durch Einjiht und Eifer hervorthaten, hatten 
freilich mehrfach noch weitergehende Forderungen erhoben. Die Verpflichtung 
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wur Declaration eingehender Waaren-Ladungen 3. B. follte wegfallen, an ihre 
Stelle die Vorführung der Ladung treten. Hiergegen meilt die bundesräthliche 
Motivirung des Geſetzes einerfeits auf das Beifpiel anderer Länder wie Eng- 

land, Franfreih und der Niederlande bin, andererfeit® auf den Werth des 
Terlarations-Princip8 zur Erleichterung nicht allein der Aufgabe der Beamten, 
ſondern auch des Mbfertigungsverfahrens und der Gegencontrole des abferti- 
genden Beamten. — Ebenfalls abgelehnt wurde der von Stettin ber kund— 
gegebene Wunſch, daß von havarirten Gütern nur ein der Werthverminderung 
entiprechender geringerer Zollfaß erhoben werben möchte; bloß die etwa burd) 
tingebrungenes Seewafler entitandene Vermehrung des Gewichts ſoll beim Zoll 
m Abfag kommen. — Die Königsberger Denkſchrift hatte die Frage angeregt, 

ob ſich die beſondere Controle der Bevölkerung im Grenzbezirk nicht ganz 
aufgeben laſſe, und der bleibende Ausſchuß des Deutſchen Handelstags 
wünihte dieſelbe mindeſtens thunlichſt beſchränkt. Hiernach ſtellt das Geſetz 
im Gegenſatz zu früher die Freiheit als Regel bin, nicht die Legitimationg- 

ideinpflichtigfeit der Transporte und die Beſchränkung des Gemerbebetriebes 
mit allen höher verzollten Waaren, ermächtigt aber die oberite Yandesfinanz: 
behörde, etiwa erforderliche Beichränfungen ortsweiſe eintreten zu laſſen. Denn 
mie es in den Geſetz-Motiven heißt: „Die Bewachung ber Grenze allein, auch 
wenn die gegenwärtige Zahl der Grenzaufjichtsbeamten noch vermehrt werden 
jollte, genügt nicht zum Schuße gegen Defraude. Es muß die Möglichkeit 
gegeben fein, eine Defraube zu conftatiren, auch nachdem die heimliche Fin: 
bringung über die Grenze gelungen iſt. Derartige Controlen beſtehen auch 
in größerer oder geringerer Ausdehnung in den andern Staaten.“ 

Die Strafen des neuen Geſetzes ericheinen gegen die früher angedrohten 
neientlih milder. Die Straf:Minima find bejeitigt; das zuläffige höchſte 
Maß der zu erfennenden Freiheitsſtrafen ift bedeutend herabgeſetzt; auf Unter: 
iagung des Gewerbebetrieb, welche bisher bei wiederholtem Rückfall eintrat, 
kann nicht mehr erfannt werden. Der Gegenbeweis, daß Defraubation nicht 
xabfihtigt geweſen ſei, wird der geſetzlichen Präſumtion gegenüber in allen 
wällen zugelaffen, in denen nicht entweder Verheimlihung oder unrichtige De: 
deration einer verbotenen oder zollpflichtigen Waare wider befjeresg Wiffen 
der Misbrauch einer bejondern VBergünftigung vorliegt. Verſchlußverletzung 
ne ſtrafbare Abjiht war bisher mit einer unter Umijtänden unverhältniß- 
mötig hohen Strafe bedroht; diefe ift aufgehoben worden, das Straf-Maximum 
©oh über das für jonjtige Ordnungswidrigkeit feſtgeſetzte höchſte Strafmaß 
chöht, da grade Verſchlußverletzungen in bejonders hohem Grade das Zoll: 
ereſſe zu gefährden geeignet find, ber auch für jonjtige Ordnungswidrig⸗ 
‘ten ift das Straf⸗ Maximum von 10 auf 50 Thaler erhöht, da Fälle vor: 
smmen tönnen, in denen der alte Sat zu niedrig ericheint; 3. B. wenn 
Kali, weiche declarirt worden find, bei der Reviſion nicht vorgefunden werden 
nd Srund für den Verdacht einer heimlichen Entfernung vorliegt. 

Zo der weſentliche Inhalt bes Geſetzes, das noch nicht lange genug in 
irtiamteit iſt, um fon ein Erfahrungsurtheil über feinen Werth im ganzen 
der im einzelnen zuzulaffen, das aber feinem allgemeinen Charakter nad) 
"ber nicht die ſchlechteſte Erinnerung an die glüdlicher Weile fehr kurze 
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Periode bildet, während welcher die Geſammwertretung der deutichen Nation 
weſentlich nur in Zoll: und Handelsſachen mitzufpredhen batte. 

Auh an dem Tarif indefien bat das Zollparlament Spuren jeiner 
beffernden Hand binterlaffen. In den erften beiden Sejlionen zwar mißlang 
der Anlauf zu einer durchgreifenden weiteren Reform, als’ fie durd den Han: 
belsvertrag mit Dejterreihd vom 9. März 1868 bedingt war. ‘Der Bundes: 
rath hatte im Jahre 1869 eine umfängliche Streihung oder Ermäßigung 
von Zoljäten vorgeichlagen, gleichzeitig aber die Belegung des Petroleum mit 
einem Cinfuhrzoll von 15 Silbergrofhen; und hierzu wollte das Zollparla⸗ 
ment nicht die Hand bieten. Im Jahre 1870 wurde demnach diefer mislie 
bigen Maßregel eine andere, acceptablere fubftituirt, die Erhöhung des Kaflee: 
zolls von 5 Thaler auf 5 Thaler 25 Silbergrofchen, und aus der Entwidlung 
der Kaffeepreife glaublich gemadt, daß eine ſolche Vertheuerung der Waare 
ihren Verbrauch nicht weſentlich beeinträchtigen werde. Aber im übrigen 
ftellte fich die Vorlage der Regierungen wiederum auf den Standpunft, mit 
der Vereinfahung des Tarif3 gleichzeitig eine Mehreinnahme für ihre Finanzen 
erftreben zu müffen. Daher follte nit der ganze veranfchlagte Met: 
ertrag des Kaffeezolls der Tarif:Reduction zu Statten kommen, ſondern nur 
knapp die Hälfte; und einestheils das Ergebniß einer im Jahre zuvor burd: 
geführten theilmeilen Ausgleihung zwifhen dem Rohrzucker-Zoll und ber 
Nübenzuder:Steuer, anderntheils die zu gemwärtigende Einnahmeſteigerung in 
Folge der dahin ausjchlagenden Zollermäßigungen follten die Gefammtauflünfte 
des DVerbandes wieder auf die relative durchfchnittlihe Höhe der Jahre 
1862 —64 bringen, nämlih von 25, Silbergrofhen auf den Kopf der Be: 
völferung auf 26,,, Silbergrofchen. Diefer Tendenz zeigte ſich die Majorität 
des Parlaments entichieden abgeneigt. Sie beftand auf ungefährer Gleichung 
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dieje denn abermals zu verunglüden, als man noch in der lebten Stunde 
einen Compromiß abſchloß, der den Kaffeezoll in der vorgeichlagenen Zeile 
erhöhte gegen Ermäßigung fomohl des Reiszolls wie bes Roheiſenzolls auf 
die Hälfte, von 1 Thaler auf 15 Silbergroſchen und beziehentlich von > auf 
2%/, Silbergrofchen, neben den vom Bundesrath beantragten fonjtigen Er: 
mäßigungen, mit alleiniger Ausnahme derjenigen auf Baumwollengarne. 

Als Product diefer Vereinbarung ift der neue Zolltarif vom 17. Mai 
1870 am 1. October vorigen Jahres in Kraft getreten. Er enthält bie 
Früchte dreijähriger Neformthätigkeit der 1866 und 67 geichaffenen nationalen 
Organe nach diejer Seite hin. Die unermüdlich thätigen Kräfte jedoch im 
Scope der Bundesregierung, denen dieſe Ergebniffe in erſter Reihe zu danten 
find, haben ſchon im vorigen Jahre ihre Abficht fundgethan, auf Grund be 
Beihlofjenen dem ganzen Tarif nebft dem dazu gehörigen amtliden Baaren: 
verzeihniß eine neue Geftalt zu verleihen. Er joll dadurd einfacher, ver: 
ftändlicher, zeitentiprechender werden — zugleich aber eine geeignetere und be: 
quemere Grundlage für neue Tarifreform Was in diefem Frühjahr dem 
Zollparlament vorgelegt jein würde, wenn ber Krieg dazu Muße gelajien 
hätte und dieje Form der Nationalvertretung noch beftände, dem mag nun ihr 
Rechtsnachfolger, der deutiche Reichstag, in einer feiner nächiten Seſſionen ent: 
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gegeniehen. Daß er minder befähigt für handelspolitijche Leiftungen fein follte, 
it nicht anzunehmen: aud das Zollparlament kam rein nad politifchen Ge- 
ühtspunkten zu Stande und würde ed ohne Zweifel ferner gefommen fein, 
da die Hauptmaſſe feiner Mitglieder aus dem Norddeutichen Reichötag bejtand, 
m Siüddeutichland aber vor der Wiederberitellung des nationalen Gefammt: 
reihe die pohtiiche Parteiung noch viel erclufiver das Feld beherrichte ala im 
Rorden. Umgekehrt verjpricht der Eintritt des gefammtdeutichen Reichstags 
für das Zollparlament einen gewiſſen Vortheil felbit für Die fpeciellen Auf- 
gaben zu bieten, welchen Ießteres gewidmet war. Die Reform des Zolltarifs 
wird in längeren Zwilchenräumen nad) reiferer und alljeitigerer Vorbereitung 
gihehen. So lange dafür eine bejondere Körperſchaft oder vielmehr ein 
Faar gejeßgebender Körperſchaften beftand, die aus dem einen oder anderen 
vielleicht ziemlich unerheblichen Grunde alljährlih einberufen werden mußten, 
entitand unvermeidlich auh Jahr für Jahr der Drang nad) neuen Tarif: 
reiormen und damit neue Unruhe für alle irgendwie betheiligten Induſtrie⸗ 
und Handelszweige. Das aber beläftigt; das fcheut daher auch der Handels- 
und Gewerbeftand faſt mehr als die fraglichen Veränderungen ſelbſt. Cs 
hindert ihn an jicheren Berechnungen und fejten Einrichtungen. Daher ift 
es in jeinem augenjcheinlichen Intereſſe, wenn eine einjchneidende Zollreform 
ich fortan neben manchen andern glei wichtigen oder wichtigeren Fragen 
anen Plap auf der Tagesordnung des Reichstags erfämpfen muß, anjtatt ein 
beionderes vepräfentatives Gefäß ihrer gleichjam beftändig harrend vorzufinden, 
und wenn fie demzufolge gleich neuen Cobificationen oder bedeutſameren No- 
vellen auf andern Gebieten nur von Zeit zu Zeit, nicht alljährlich und auch 
nicht alle zwei, drei Jahre an die Reihe fommen kann; während die Erhaltung 
eines friſchen Fluffes in der Zollgefeßgebung darunter gewiß nicht zu leiden 
braucht, wie Englands Borgang zur Genüge darthut. 

Kine große durchgreifende Zollreform haben wir allerdings noch zu machen. 
Tie Simplificirung des gegenwärtigen Tarifs, wie fie angefündigt ift, wäre 
dazu nur erjt eine erleichternde formelle Borarbeit. Alle Sachverſtändige und 
beide Zollparteien, die Schußzöllner fo gut wie die Freihändler, find darüber 
änverjtanden, da der Tarif in Fortſetzung des 1870 begonnenen Werke 
noch von einer ganzen Menge Fleiner Pofitionen gereinigt werden follte, welche 
weder dem Reich etwas der Mühe werthes eintragen noch irgend einer ein: 
deimiſchen Induſtrie zum Schube gereihen. In diefer Richtung hat England 
unter Feel und Gladſtone uns ein ſchlechthin mujtergiltiges Beifpiel aufge: 
tl Die Freihändler aber und die meiſten Sachverſtändigen find meiterhin 
cuch der Meinung, dab die deutiche Induſtrie im allgemeinen dem Kinder: 
köurfnig des Zollſchutzes entwachſen jei, und dem Handel folglich die Feſſeln 
x noch beftehenden Schußzölle im Laufe einer nicht zu langen, recht füglich 
n voraus rechtskräftig feitzujtellenden Reihe von Jahren abgejtreift werden 
!önnten. Sollte die einjihtsvolle Initiative der Reichsregierung in dieſer 
Anliht etwa zu früh erlahmen, jo würde ohne Zmeifel eine raſch anſchwellende 
reihandels-Agitation für einen reinen und rationellen Finanzzolltarif den er: 
'terlihen Drud auf Bundesrath und Reichstag zu üben unternehmen. Die 
(Tundlage einer derartigen Organifation ift fon im vorigen Jahre gelegt 
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worden, als felbft die vorläufige und auf Die Dauer ganz ungenügende Reform: 
Mapregel zu ftranden drohte, welche nachher dann doch noch glüdlih den . 
Hafen erreihte. Die Möglichkeit einer ſolchen Bewegung ift in Deutichland 
vollauf gegeben, denn unſere Staatsmänner fo gut wie die ganze Preſſe und | 
das ganze gebildete Publikum mit vereinzelten meiſt intereffirten Ausnahmen 
huldigen heute freihändleriichen Ideen, die folglich nicht fomohl erit der: ; 
gerufen, wie vielmehr nur zur Energie befebt und auf beitimmte praftige : 
Forderungen concentrirt fein wollen. 

Das Jahrzehnt 186070 war dasjenige des Fortichritts zum Frei⸗ 
handel durd das Mittel der internationalen Handelsverträge. Vorher galten 
Handelöverträge den Freihändlern für anftößig und veraltet, weil fie zu dem 
verwerflihen Syſtem der Differenzialzölle führten, der verfchiedenen Verzollung 
einer und derielben Waare, je nachdem fie aus verfchiedenen Ländern oder 
über verichiedene Grenzen fommt. Indeſſen in der eigenthümlichen Sage 
Frankreichs erwies ein mit England abzufchließender Handelsvertrag fi vor 
elf bis zwölf Jahren als der einzige Weg, um aus der Sadgaffe eines craß 
ausgebildeten Protectionsſyſtems herauszufommen. Die Nation als jolde, 
die Öffentliche Meinung und demgemäß der Geſetzgebende Körper waren ganz 
überwiegend ſchutzzöllneriſch; mit ihm den Tarif in entſchieden freifinniger 
Richtung umzugeitalten traute fich felbit in feiner damals noch unerjchütterten 
Machtſtellung der Kaifer Napoleon nicht zu. Handelsverträge dagegen abzu: 
ihliegen war fein ausjchliegliches Vorrecht als Souverän. Fr verhandelte 
daher mit Cobden als engliihem Bevollmächtigten im tiefften Geheimniß einen 
jolhen Vertrag, dem, damit er nicht nach früherer Weile zu einem Differen: 
zialzollſyſtem führe, die berühmte Glaufel von der meiftbegünftigten Nation 
angehängt wurde — d. b. beide Theile fagten fich gegenfeitig auch für die 
Zukunft zu, feine andere fremde ‚Nation in Zollſachen je befler stellen zu 
wollen. Indem Frankreich dann im Anſchluß an den engliihen Vertrag 
weitere gleichartige Verträge mit den übrigen civilifirten Staaten zu verein: 
baren trachtete, dabei jedesmal eine neue Breſche in die Mauern feines Schutz 
ſyſtems legte und jedesmal auch die Elaufel von der meiftbegünftigten Nation 
aufnahm, wurde dem freien Berfehr der Völker in der That ein ausgedehntes 
Gebiet erobert. Deutichland Hat ſich diefer Bewegung erft zaudernd und | 
niht ohne Kampf — als die Mittelftaaten bauptjählih aus politiihem 
Gegenſatz zu Preußen dem beutich-franzöfiichen Handelsvertrage widerftrebten —, | 
dann aber zujehends eifriger und vorbehaltlojer angeihloffen in neuer 
Vertrag mit Dejterreih insbejondere, vom 9. März 1867, brachte uns nicht 
allein werthvolle Zugeftändniffe in Bezug auf die Ausfuhr nach jenem be: 
freundeten Reiche, jondern auch die früheite Möglichkeit eigner Tarifreform 
nad der parlamentariichen Reconjtruction des Zollverein. Freihändlericen 
Anſchauungen entiprechend, nahm Deutſchland die Dejterreih in dem Ver: 
trage bemilligten Grmäßigungen von Zöllen alsbald in feinen allgemeinen 
Tarif auf. 

Nun aber ijt mit dem Kriege und deſſen inneren Nachmwehen auf fran- 
zölifcher Seite, der Entthronung des freihändleriichen Kaiſers Napoleon, der 
Gelangung fo eingefleilhter Schutzzöllner wie Thiers und Pouyer-Tuertier 
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zur Macht an dem Punkte jelbit, von wo diefe Bewegung befreiender Han- 
delsverträge zuerit jichtbarlich ausging, eine entihiedene Stodung, ja Rück⸗ 
frömung eingetreten. Nicht ſowohl der Krieg, als der feindliche Wille der 
Fariier Machthaber und ihr geheimer Unglaube an die Wohlthaten des Frei: 
bandelsigitems jelbit ſchon zur kaiſerlichen Zeit haben den deutich-franzöfiichen 
Lertrag zerriſſen. Der Friedensſchluß hat ihm nicht heritellen können. Sogar 
der engliſch-franzöſiſche Vertrag, das erſte denfwürdige Product dieſer euro: 
päiſchen Freihandelsbewegung, ijt ernitlich bedroht. Es ijt demnach nicht un: 
wahrſcheinlich, daß die Entwicklung in ihr altes natürlicheres Bett zurüdtehren 
mird, die autonome Tarifreform der Reihe und Staaten. Dieje hat jelbit 
vor den modernen, der zreihandelstendenz angepapten Handelsverträgen einen 
gropen Borzug: jie nimmt der Nation und ihrer Vertretung ein jo wichtiges 
Recht wie die Beitimmung der Zölle nicht praftiidh über dem Kopf weg. 
Tas ijt nicht bloß conjtitutionellem Weſen angemefjener, es, iſt auch ficherer 
in Betreff der Zukunft, wie Frankreichs Heute drohender Rüdfall in die 
Sdupzöllnerei beweiſt. Sollte ein anderer, noch gegenwärtig unumfchräntt 
tegierter Nachbaritaat uns eines Tags auffordern, ihm zur Cinführung des 
steihandelsjyitents in ähnlicher Weile behülflich zu fein wie England chedem 
dem Kaijer der Franzoſen, jo mögen wir ihm, wenn unfere Intereſſen dabei 
ihre Rechnung finden, den Gefallen immerhin thun. Im allgemeinen aber 
darf man wünjchen, daß der Geſetzgebungsweg fortan dem Vertragswege für 
den Zweck der Zollreform vorgezogen werde. Dadurch wird natürlich Feines: 
wegs ausgeichlojjen, was die Reichsregierung im Augenblick vorzuhaben jcheint: 
durd eine europäiiche Conferenz eine möglichjt gleichmäßige Qlaflification der 
Waaren in alle Tarife zu bringen, fowie ſich auch fonit über gleiches Ber: 
tahren bei der Zollabfertigung zu verjtändigen. Das iſt vielmehr ein ſehr 
praftiiches und nothwendig mit der Zeit auch dem freien Verkehr zu gute 
tommendes Unternehmen. 

Tarif: Berträge werden nur mit europäiichen Yändern oder allenfalls 
den Bereinigten Staaten von Nordamerifa abgejchloffen; anderen Inhalts 
Ind die SHandelsverträge, welche von Zeit zu Zeit den Reichstag (ober früher 
das Zollparlament) an die Exiſtenz folder Gemeinmwejen wie der Republik 
Merico oder der Republit San Salvador erinnern. Der mericanijche Ver: 
trag, durch den bisherigen deutichen Gefandten dort K. von Schlözer abge: 
ichloſſen, gab in den Hanſeſtädten anfänglich zu großen Bedenken Anlap. 
Nan glaubte, der Gefandte habe ſich von jeinem Wunſche, day Deutfchland 
werit mit der Regierung des Präfidenten Juarez in geordnete Beziehungen 
teten jolle, zu oberflädyliher Behandlung der Sache hinreißen laſſen. Doch 
ind die Klagen fpäter verſtummt. Schien in diefem Falle der Abſchluß in 
der jenjeitigen Hauptſtadt jeine Gefahren gehabt zu haben, fo wurde in dem 
alle des Bertrages mit San Salvador, der der erfte mar, welcher dem neuen 
deutſchen Reichstag vorgelegt wurde, dur den Abgeordneten Mosle von 
Sremen — als ehemaliger Gejhäftsmann und Gonful in Rio de Janeiro 
achverſtändig — umgekehrt der Abſchluß in Berlin anjtößig gefunden, weil 
Man dort Die Yage der Dinge in dem jenjeitigen Yande nicht hinlänglich 
öserjehen könne. Der anjcheinende Widerſpruch wird ſich Heben, wenn man an: 
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erfennt, daß für dieſe Partie der Vertretung Deutichlands im Auslande eine 
ganz ausgiebige officielle Sachkunde und erfolgreihe Praxis überhaupt noch 
erit ausgebildet werden muß. Zur Zeit des Deutichen Bundes erreichten die 
Beſchwerden von mehr oder minder mishandelten Landsleuten aus fo fernen 
Quartieren da3 Centrum der nationalen Angelegenheiten überhaupt nidt. 
Eine etwas eindringendere, erichöpfendere Kenntniß der Zuftände Süd- und 
Mittel-Amerifas und des öjtlihen Afien fammelte ſich höchſtens in Hamburg 
und Bremen, wo fie aber auch nicht dazu verwerthet werben konnte, die Lage 
der dort angefiedelten oder verkehrenden Deutichen durdgängig zu beflern. 
Die Gründung des Norbdeutichen Bundes und die parlamentariiche Recon: 
jtruction des Zollvereins hat die Wurzel des Uebels bejeitigt, das Auseinander: 
fallen von Macht und ntereffe, den Mangel an geregelter Zufammenfaflung 
der jo lange zeriplitterten deutſchen Kräfte; allein wenn feitdem auch der 
Boden gewonnen ift für eine befriedigendere Gejtaltung diefer Verhälmiſſe, 
jo hat die Zeit und Arbeitsfraft der maßgebenden Perjönlichkeiten doch noch 
nicht ausgereicht, das wirklich zu fchaffen, was nun auch nach diefer Seite 
bin möglich geworden il. Es wird eine der nächſten Aufgaben der Organe 
des wiederhergeftellten Deutſchen Reichs fein müſſen, für eine wahrhaft com: 
petente Behandlung und Leitung unferer Beziehungen zu den halbcultivirten 
oder, einer fremdartigen Givilifation angehörigen Gebieten der drei größten 
Welttheile zu forgen. Lange darf diefe Lücke ohne Nachtheil für das Anjehen 
deö Reichs und feine Popularität bei den zum Theil um jeine Gründung 
jelbjt verdienten auswärts lebenden Deutſchen nicht unausgefüllt bejtehen 
bleiben, 

In Süd- und Mittel-Amerifa, wo eine dünne Schicht füdeuropäiiher 
fatholifcher Cultur über dem eingeborenen oder gemiſchten Volfsthum liegt, 
fommt es auf Erringung bejonderer SHandelövortheile in der Pegel nic 
mehr an. Das nothwendige und wünſchenswerthe Maß von Gleichberech— 
tigung ijt meijt durch die Yandesgejeke bereits gewährt, und weitergehende 
Einräumungen, wie 5. B. das Recht zur Theilnahme an der Küſtenſchifffahrt, 
ftogen ſich an die Werthlojigkeit der Neciprocität für jene Nation. Es han: 
delt fih mehr um Sicherung der Deutfchen gegen die Folgen eine unum: 
ihränft herrichenden fanatiſchen Katholicismus, einer ſehr mangelhaften Redts: 
pflege und der ewigen innern Revolutionen. Gegen die letzteren ift mit Ver: 
trägen freilich nichts auszurichten: fie ftellen ja eben das beitehende Recht in 
Trage Da Hilft nur das gelegentliche Kricheinen der Nationalflagge an 
Nord wohlbewehrter Kriegsichiffe, nicht zu jelten, um das Bewußtſein ihrer 
virtuellen Allgegenwart jemals ganz ſchwinden zu laffen, und pünktlich allemal, 
fo oft ein acuter Ausbruch feindjeliger Leidenichaften — wie neuejtens in 
Maracaibo — unmittelbaren Schug der gefährdeten Landsleute erheiſcht. 


(Sine weſtindiſch-ſüdamerikaniſche Ylottenftation, wie jie England und Frank-— 


reich haben, ift nicht zu entbehren; momit nicht gejagt zu fein braucht, daß 
wir dort nothwendig auf irgend einem verlaffenen oder käuflichen Eiland 
(etwa den von den Bereinigten Staaten nicht übernommenen dänijchen Inſeln 
Ct. Thomas und St. Croix) von Staats wegen Fuß zu faflen hätten. Tie 
betreffende „lottenabtheilung könnte füglih in jenen eisfreien Regionen das 
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ganze Jahr hindurch von Hafen zu Hafen dampfen. Vertragsmäßiger Schuß 
bahingegen hätte feinen Werth zur wirkſamen Cinfchränfung der Volfs- 
vorurtheile, welche die proteftantiihe Religion zu der unmürdigen Stellung 
eines blos gebuldeten, nicht rechtlich geftatteten Cultus hinabdrücken, und ihren 
Kirchen 3. DB. die ehrwürdige Bezeichnung des Kreuzes vermehren; ſowie zur 
Uebertragung von Erbicafte-Regulirungen verftorbener Deutſcher auf unfere 
Conſuln, damit in folden Fällen Recht walte, — und was dergleichen mehr ift. 

Noch weiter gehen befanntlich die Anſprüche und Befugniffe europäifcher 
Conſuln im Orient. Dem entiprechend haben dort, zumal im öftlichen Afien, 
auch die Handelsverträge ein noch meiteres Feld. Es liegt aber in der Natur 
des dort jtattfindenden Zufammenftoges zweier grundverfchiedener alter Eivili- 
iationen, dag die europäiichen Mächte einjchlieglih der Vereinigten Staaten 
dort mehr ſolidariſch auftreten. So auch gegen die Hauptplage jener Gewäſſer, 
die dinefiichen Seeräuber. Seit der Gründung des Norddeutfchen Bundes 
it immer, nachdrüdlicher verlangt worden, daß man beutfche Kriegsſchiffe, 
zumal flachgehende Kanonenboote ftändig beauftrage, zur Ausrottung des 
Firatenwefen® mitzuwirken. Da e3 hierfür aber an einem gleichzeitig nahen 
und unabhängigen Stüßpunft fehlt, jo ijt wiederholt angeregt worden, eine 
oſtaſiatiſche Ylottenftation oder Colonie für Deutfhland zu erwerben. Wäh— 
rend des franzöfifchen Krieges gewannen diefe Wünfche feitere Gejtalt in dem 
dis nah Verſailles verfolgten Project, den Franzoſen im Friedensſchluſſe 
Zaigon, den Handelsplatz Codindhinas, abzunehmen. Im Reichstag indefjen 
unterlag ein Dahinzielender Antrag und die Preſſe trat ebenfall® nur getheilt 
dafür ein, großentheils wohl weil der für diefe Fernen noch nicht fonderlich 
geihärfte öffentliche Blick Colonien und lottenftationen nicht ſattſam unter: 
ſchied. Gegen eritere erklärt man ſich heutzutage, wenn darunter Klerudjien, 
nicht Apökien verftanden werden, d. h. Staatöniederlaffungen, nicht freiwillige 
indiveduelle Ausmanderungen, mit vollem Recht. Ihre weligefchichtlihe Zeit 
it mit der Herrſchaft der Ideen des Frieden und des freien Verkehrs 
vorüber. Aber Flottenſtationen find von jo weſentlich verſchiedenem Charakier, 
mie Aderlaß und Mord troß äußerlicher Aehnlichkeit verichieden find; fie 
ind noch völlig zeitgemäß und unter Umſtänden nothwendig. Nach einer 
lottenjtation im indifchen oder chinefiich-japanifchen Deere auszufhauen fann 
die deutſche Politik fich nicht entſchlagen, ſolange einerſeits der ſtarke Verkehr 
deutſcher Kauffahrteiſchiffe in jenen Gewäſſern, andererſeits der Stand der 
oñentlichen Sicherheit daſelbſt die immerwährende Anweſenheit deutſcher Kriegs— 
ihiffe erforderlich macht. Die Benutzung fremder Stützpunkte und Ausrüftungs- 
orte wird ſtets ein Nothbehelf bleiben. 

Das deutihe Conſularweſen entbehrte bis zur Entſtehung des Nord: 
deutichen Bundes jeglicher Einheit. Weder in dein Rahmen des alten Deut: 
ihen Bundes noch in demjenigen des Zollvereins war das Beſtreben, es ein: 
beitlich wirffam und der Nationalmürde angemeflen zu geitalten, über unfrudht: 
bare Velleitäten hinausgediehen. Der Norddeutiche Bund aber ſah es fogleich 
als einen Theil feines Berufs an, Bundezconfuln an die Stelle der Cinzel: 
taatsconfuln zu feten; und das Bundeskanzleramt ging mit anerfennens- 
werther Promptheit und Energie in der Errihtung von Bundesconfulaten 
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vor. Es ſtützte ſich dabei im allgemeinen auf die Vorſchrift in Art. 4 Nr, 7 
der Bundesverfaflung, welche die Anordnung einer gemeinfamen conjulariihen 
Bertretung der Beaufjihtigung und Gejepgebung des Bundes unterwarf, der 
auch finanziell für diejelbe ſorgen follte, im bejonderen aber auf den Art. 56 
der Verfaſſung. Diefer jtellt das gefammte Confularweien des Bundes unter 
die Aufjicht des Präjidiums, das die Konjuln zu ernennen haben joll nad 
Vernehmung des Bundesrath3-Ausichufles für Handel und Verkehr, verbietet 
die Errichtung neuer Einzelſtaats-Conſulate in dem Bezirk eines Bundes: 
Gonjulats, und nimmt die Aufhebung ſämmtlicher Kinzeljtants - Conjulate in 
Ausficht, Jobald die Organifatiou der Bundes-Conjulate dergeftalt vollendet 
jei, dag die Vertretung aller einzelftaatlihen und einzelitaatsangehörigen In: 
terefjen ald dur die Bundes- Conjulate gefihert vom Bundesrath aner: 
kannt merde. 

In diefen Rechtszuſtand find die ſüddeutſchen Staaten durch die 
November:Verträge von 1870 einfach eingetreten: es iſt demnach jekt der 
Rechtszuſtand des Deutihen Reihe. Jene Staaten haben jih nur die aus: 
drückliche Zujage geben laffen, dag der Kaifer Bundes-Conſulate errichten 
werde, wo immer es auch nur durch eines einzigen Einzelſtaats Intereſſen 
geboten erjcheine, — wie das nad) der Bemerkung der Bevollmächtigten des 
Norbdeutihen Bundes durch das Bundes - Präjidium auch vorher jchon 
jtet8 geichehen iſt. Allſeitig iſt zugleich anerfannt worden, daß es nad wie 
vor zu den Rechten der Kinzeljtaats-Regierungen gehöre, fremde Conſuln in 
ihren Gebieten zuzulaffen und denſelben das Exequatur zu ertheilen. 

Weiter ruht das Conſularweſen des Reichs auf dem norddeutfchen Eonjular: 
gejeg vom 8. November 1867, das die nöthigen Normen für die Organifation 
der Bundes-Couſulate ſowie die Rechte und Pflichten der Bundesconjuln feit: 
ftellt. Nur Bayern iſt für jegt noch von der Geltung diejes Geſetzes aus: 
genommen (Art. III $ 8 des norddeutfch-bayeriichen Vertrages vom 23. November 
18:0). Nah $ 1 des Gejebes iſt e8 der Beruf der Bundesconfuln, das 
Intereſſe des Bundes (Reis) namentlih in Bezug auf Handel, Berkehr 
und Schifffahrt thunlichſt zu Ichügen und zu fördern, und den Angehörigen 
der Kinzelitaaten des Bundes (Reichs) ſowie anderer befreundeter Staaten — 
aljo vorab Bayerns, aber auch z. B. Oeſterreichs kraft Art. 21 des deutid: 
öfterreichiihen Handelsvertragd vom 9. März 1868 — in ihren Angelegen: 
heiten Rath und Beiltand zu gewähren, wobei fie fi nad den Reichsgeſetzen 
und den ihnen ertheilten Inſtructionen richten und die durch die Gejeke und 
die Gewohnheiten ihres Amtsbezirfs gebotenen Schranten innehalten jollen 
Die Bundesconfuln jtehen unter dem Kanzler des Bundes (Reiche). „In 
Angelegenheiten von öffentlihem Intereſſe berichten fie an ihn und empfangen 
von ihm ihre Weifungen. In dringliden Fällen follen fie jedoch über er: 
heblihe Thatſachen auch unmittelbar an die nächftbetheiligte einzelftaatlide 
Regierung das Nöthige melden. Ebenſo in befonderen Geichäftsangelegenheiten. 
die einen Einzelſtaat oder Angehörige defjelben betreffen, in welchem Fall 
auch die bezügliche Regierung ihnen Aufträge ertheilen und unmittelbare Be 
richterjtattung in Anfpruh nehmen kann. Ihr Amts-Eid gilt dem Bunde 
(Reid). Ohne Genehmigung des, Bundes-Präfidiums (Kaifers) können Sie 
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weder Conſulate anderer Staaten bekleiden noch Gefchente oder Orden von 
fremden Regierungen annehmen. Wenn fie fi) von ihrem Amte ohne Urlaub 
entiernt halten, werden fie jo angeſehen ala ob fie Enthebung von ihrem 
Amte nachgefucht hätten. Es folgt dann die Unterjcheidung in „Berufsconjuln“ 
Fachconſuln, consules missi) und „Wahlconfuln” (Handelsconfuln, consules 
electi), wie das Geſetz mit neuen, aber nicht eben jonderlich gelungenen Aus: 
drücken ſagt. Gemeint jind die eigentlichen Staatsdiener, welche aus dem 
Amte isren Beruf machen, und die Kaufleute, welche ohne Verzichtleiitung auf 
ihren Geichäftsbetrieb und ohne förmlichen Cintritt in den Staatsdienſt Die 
Sonjulargefhäfte mit übernehmen, oft nicht einmal der Nationalität nach dem 
betreffenden Staate angehörend. Zum Berufsconful fann nad $ 7 des nord⸗ 
deutichen Confulargejebes von 18367 nur Jemand ernannt werden, der das 
Vundes- (Reichs-) Indigenat befigt, und entweder 1) die erfte juriftiiche 
Trüfung in einem der Ginzelftaaten bejtanden, und außerdem mindeſtens drei 
Jahre in einem Staatsdienſt oder in der Advocatur und mindeſtens zwei 
„ahre im Conſulardienſt des Bundes (Reiches) oder eines Einzelſtaats be: 
ſchäftigt geweſen ift, oder 2) die befondere Prüfung beftanden hat, welche für 
den Conſulardienſt eingeführt werden foll nad) einem vom Bundes-(Reichs-) 
Kanzler zu erlaffenden Prüfungs-Reglement; doch gelten diefe Beichränfungen 
siht vor dem 1. Januar 1873. Die Berufsconjuln erhalten Befoldung, 
Kaje: und Einrichtungskoſten nebſt Gritattung ihrer Dienftauslagen aus 
Sundes: (Reichs-) Mitteln, wogegen fie die Confulatsiporteln für Rechnung 
ter Bundes- (Reiche) Kafje erheben. Kaufmännifhe Geichäfte find ihnen 
jebitverjtändlich, aber ausdrüdlich unterfagt. Ihre Dienjt:Pragmatif ijt bis 
m Erlaß eines eignen Geſetzes die der preußifchen diplomatifchen Agenten, 
nur daR für das Minijterium der auswärtigen Angelegenheiten der Bunbes- 
Reichs-) Kanzler, für den Disciplinarhof und das Staatsminifterium ber 
Sundesrath eintritt. Zu „Wahlconjuln“ jollen vorzugsmweife ſolche Kaufleute 
eraannt werden, welchen das norddeutiche (deutiche) Indigenat zufteht. Sie 
teziehen die Conſulatsſporteln für ihre, eigene Kaſſe; dienftlihe Ausgaben 
tonnen ihnen erjeßt werden. Ihre Anitellung iſt jederzeit ‚widerruflih und 
war ohne Entſchädigung. Die Conſuln von beiderlei Gattung dürfen mit 
wenehmigung des Bundes- (Reichs-) Kanzler Conjularagenten aufftellen, die 
5 conſulariſche Privatbevollmächtigte angefehen und behandelt werden. Die 
ilbftändige Ausübung der den Conſuln beigelegten Rechte fteht ihmen nicht 
“die von ihnen erhobenen tarifmäßigen Sporteln können ihnen ganz oder 
zelmeile überlaflen werden. 

Dies der erite Abjchnitt des Gonfulargejetes von 1867 jeinem weſent— 
hen Inhalt nad. Der zweite Abjchnitt hat es mit den Rechten und 
trihten der Bundes: (Reichs-) Conſuln zu thun. Jeder Conful ſoll über 
St in jeinem Amtöbezirt wohnbaften und zu biejem Behuf bei ihm ange: 
nedeten Angehörigen des Bundes (Reiches) eine Matrifel führen. Seine 
Sefugniß zu Eheſchließungen und zur Beurkundung von Heirathen, Geburten 
nd Sterbefällen regelt ein bejonderes jeitdem erlaſſenes Bundesgefeg vom 
. Mai 1870, betreffend die Chejchlieung und die Beurkundung des “Per: 
nenitandes von Bundesangehörigen im Auslande, das jest Reichs-Geſetz ift 
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mit einſtweiliger Ausnahme von Bayern. Die Conſuln ſind zur Legaliſirung 
von Urkunden befugt, welche in ihrem Amtsbezirk ausgeſtellt oder beglaubigt 
worden find. Die ſchriftlichen Zeugniſſe, welche von ihnen über ihre Amts: 
bandlungen oder über bei Ausübung ihres Amtes durch fie wahrgenommene 
Thatfahen mit Siegel und Unterſchrift ausgeftellt werden, haben die Beweis: 
fraft öffentlicher Urkunden. In Anfehung der von Bundes: (Reichs-) An: 
- gehörigen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte, auch der welche Diefelben mit fremden 
ihließen, ftehen die von ihnen aufgejeßten, durch Unterfchrift und Siegel 
befräftigten Urkunden deutfchen Notariats:Acten gleid. Es ijt ferner ihre 
Amts, fi) der Hinterlaffenfchaft ihrer Landsleute anzunehmen, jobald amtlices 
Einſchreiten erforderlich ericheint, wobei fie je nach den Umftänden den Nachlaß 
verfiegeln und inventarifiren, ben bemweglihen Theil defjelben in Bermah- 
rung nehmen und öffentlich verkaufen, die vorhandenen Gelder zur Tilgung 
der Schulden verwenden dürfen. Innerhalb ihres Bezirks können fie au 
Geſuch norddeutſcher (deuticher) Behörden an ſich dort aufhaltende Perjonen 
Zujtellungen jeder Art bewirken; ihre fchriftlihe Bezeugung folder Acte hat 
volle Beweiskraft. Zur Abhörung von Zeugen dahingegen und zur Abnahme 
von Eiden find nur die dazu durch den Bundes: (Reichs-) Kanzler bejonders 
ermächtigten Conſuln befugt, deren Verhandlungen alsdann denjenigen der 
zuftändigen norddeutichen (deutfchen) Behörden gleichſtehen. Bei Rechtsftretig: 
feiten von Yandsleuten unter fi ober mit Fremden dürfen die Confuln nidt 
allein auf Antrag der Parteien den Abſchluß von Vergleichen befördern, ſon- 
dern auch ein Schiedsrichteramt übernehmen. Wo Herfommen oder eigene 
Staatsverträge den Conſuln Gerichtsbarkeit beilegen, jteht diefelbe natürlich 
auch den nordbeutichen (deutſchen) Conſuln zu, und zwar fomohl bie frei: 
willige wie die ftreitige in Civil: und Straflahen. Dieſer Eonjularjurisdienen 
find alle in den betreffenden Sprengeln mwohnhaften oder ſich aufhaltenden 
Bundes: (Reichs⸗) Angehörigen und Schutgenofien (d. 5. gegenwärtig nur 
noch die Bayern) unterworfen — in Betreff politifcher Verbrechen und Ver: 
gehen indefjen nur, wenn diefelben nicht im PVaterlande oder in Bezug auf 
dafielbe verübt worden find. Die Gerichtöbarfeits:-Sprengel beftimmt der 
Bundes: (Reih8:) Kanzler nah Bernehmung des Bundesraths-Ausſchuſſes 
für Handel und Verkehr. Bis zum Crlaß eines norddeutichen oder jett 
vielmehr beutichen Geſetzes über die . Confulargerichtsbarkeit gilt für dieſelbe 
das preußifche Geje vom 29. Juni 1865, nur daß die darin den preußiſchen 
Miniftern und Gefandten vorbehaltenen Rechte dem Bundes: (Neich3:) Kanzler 
zuftehen. Die Conjuln find weiterhin befugt, Päſſe auszuftellen und Väſſe 
zu vifiren, diejenigen fremder Behörden jedoch nur zum Eintritt in das Reis: 
gebiet. Sie haben hülfsbedürftigen Bundes- (Reichs-) Angehörigen die Mittel 
zur Milderung augenblidlier Roth oder zur Rückkehr in die Heimat zu ge- 
währen. In Bezug auf die nationale Kriegamarine liegt ihnen ob, Schifien 
und Bejabungen allen wünſchenswerthen Beiftand zu leiften, inSbefondere die 
Befehlshaber von den jie betreffenden Landesgejegen und Ortsgebräudhen, auch 
von dort etwa herrichenden anſteckenden und epidemifchen Krankheiten zu unter: 
richten, ſowie zur Einbringung von Deſerteuren hülfreiche Hand zu bieten. 
Dagegen dürfen jie zum Schuge der ihnen anvertrauten Intereſſen, zumal 
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zum Transport von Hülfsbedürftigen oder von Verbrechern, die Unterſtützung 
der Kriegsſchiffs-Befehlshaber in Anſpruch nehmen. In Bezug auf die 
Handels-Marine liegt ihnen ob, die Beobachtung der Vorſchriften wegen Füh— 
rung der Nationalflagge zu überwachen und die Meldungen der Schiffsführer 
entgegenzunehmen, deren Unterlaſſung ſie in Berlin zur Anzeige bringen 
jollen. Sie geben für deutſche Schiffe in dem Hafenplatz, mo fie angehörig 
iind, die Mufterungsbehörde ab, und beſitzen polizeilihe Gewalt über dieſe 
Schiffe Deiertiren von folden Schiffen Leute, jo muß der Conſul auf An: 
trag des Schiffsführers die erforderlichen Schritte bei den Orts- oder Yandes- 
Pehörden thun, um die Ylüchtlinge zurüdzubringen. Gr kann auf An- 
trag der Betheiligten anjtatt eines gejtorbenen, erkrankten oder ſonſt untaug- 
Ih gewordenen Schiffsführers einen neuen einjegen, Berflarungen (d. h. Ver: 
nefmlaffungen an Eides Statt) aufnehmen, bei Sciffsunfällen Bergungs⸗ 
und Rettungs-Maßregeln einleiten oder überwachen, in Fällen von Havarie 
Groſſe auf Antrag des Schiffsführers die Dispache aufmahen. Die Confular: 
Iportelm — heißt es ſchließlich — follen durch ein Bundes: (Reichs-) Gefek . 
feitgeitellt, bis dahin nach einem vorläufigen Tarif erhoben werden, den der 
Eundes: (Reichs:) Kanzler im Cinvernehmen mit dem Bundesraths-Ausſchuß 
für Handel und Verkehr aufzujegen hat. Diejer Tarif ift unterm 15. Dlärz 
1563 befannt gemacht worden. 

Eine andere, dauernde Ausführungsverordnung zum Conſulargeſetz iſt 
die Dienitinftructton für die Conſuln des Norddeutihen Bundes von demjelben 
Lage, nicht im Bundesgeſetzblatt verfündigt, aber durd die Decker'ſche Geheime 
Oberhofbuchdruckerei in Berlin veröffentlicht. 

Ferner gehört zu dieſem bisher norddeutichen, jebt deutichen Geſetz, wie 
'hon erwähnt, das preußiihe Conjulargerichtäbarfeits:Gejeg vom 29. Juni 
1865, deſſen Entſtehungsgeſchichte &. von Rönne in einer Anmerkung zu 
iner Ueberficht des deutichen Reichsverfaſſungsrechts, Hirth's Annalen 1871 
Heit 2, kurz ſchildert. Die Conjulargerichtöbarkeit beſteht für Preußen ver- 
ragsmäßig in der Türkei (jeit 1761), Perſien (jeit 1857), Japan (1861,69), 
hina (1861) und Siam (1862). Nach dem genannten Geſetz jprechen die 
Koniuln ihre Urtheile theils allein, theils in Gemeinjchaft mit zwei auf Jahres- 
nit vorab ernannten Beifigern. Die Appellationen in Civilfahen gehen an 
das Stettiner Appellationägericht und in letzter Inſtanz an das Obertribunal 
uw Berlin. Für Verbrechen, die zur Competenz der Schwurgerichte gehören, 
‚ann der Conjul nur die Vorunterjuhung führen; der Spruch gehört dem 
zuſtändigen inländifhen Schwurgericht, in Ermangelung eines ſolchen dem- 
nigen zu Stettin Nicht minder fann jeder Preuße (oder jeßt Deutſche), 
der ſih nur vorübergehend im Auslande aufhält, in allen Straffällen ver: 
langen, daß man ihn nad vollendeter Borunterfuhung an das zuftändige 
intändiihe Gericht, in Ermangelung eines ſolchen an das Kreiögericht zu 
Stettin verweiſe. 

Dieſes Gefeb trägt einigermaßen die Spuren der Umijtände an ſich, 
unter denen es zu Stande fam. Im alten Preußen beberrichte der türfijche 
Zweig des Conjulardienjtes, als der zufällig üppigit entmwidelte, den ganzen 
Tienft; und das Abgeorbnetenhaus von 1865 ſchaute vor allem nad con= 
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ftitutionellen Garantien aus, auch wo das Leben von andern Gonflicien als 
Verfaſſungskämpfen erfüllt war. Kine Revifion des Conſulargerichtsbarkeits⸗ 
Geſetzes durch die deutſche Gejekgebung wird vor allem zu erwägen haben, 
ob das Stettiner Appellationägericht eine geeignete zweite und das Berliner 
Obertribunal eine geeignete dritte Inſtanz für Nechtsfälle fei, die ih in 
der Levante oder in Dftafien zutragen. Bon den Bejtandtheilen des jran: 
zöfiihen Conſularſyſtems, dem ſich ſonſt viel nützliches hätte abſehen laſſen, 
iſt dieſer, den Preußen ſich wirklich angeeignet Hat, gerade der mindeſt bewährte. 
Die Engländer ſind ſonſt durch reichhaltige Erfahrung und gründliche Ueber— 
legung zur Adoption faſt aller franzöſiſchen Einrichtungen geführt worden, 
aber das Tribunal zu Air als Appellationsinſtanz für die Conſulargerichts⸗ 
höfe haben jie nicht nachgeahmt. Vielmehr haben jie der Gejandtichaft zu 
Konjtantinopel einen geeigneten Juriſten als Cberrichter für die gejammte 
levantiniihe Konjularjujtiz beigegeben. Auch ohne joldye jpecifiiche Verstärkung 
möchten die Gejandtichaften und Generalconjulate, unter deren Perſonal ja 
theoretiſche Rechtskunde genug repräjentirt jein wird, eine vollfommen zuver: 
Lällige zweite Inſtanz für Conjularertenntnifje innerhalb ihres Bereichs ab: 
geben. Es handelt ſich da gar nicht um eine bejonders frijch erhaltene 
Kenntniß des Römifchen Rechts oder um die Paragraphen des Preußiſchen 
Landrechts; jondern wo Herfommen und Drtögebraud nicht ausreichen, weit 
mehr um den Tact des gerechten Mannes überhaupt in Verbindung mit einer 
allgemeinen Kenntniß des daheim geltenden Rechts. Die Berufung vom Con: 
julargeriht an dag Generalconjulat oder die Geſandtſchaft bleibt in der 
Sphäre, aus welcher der erjte Spruch hervorgegangen ijt, hat aljo eine höhere 
Bermuthung wahrer Öerechtigfeit des zweiten Spruches für fi, und außerdem 
der Regel nad ſowohl Schnelligfeit als Wohlfeilheit, die in der Nechtspflege 
doch auch mitjprecdhen. 

Das norddeutiche Conjulargefeß von. 1867 verräth ebenfalls, daß es nicht 
hinlänglich ausgeweiteten Anjchauungen jeinen Urjprung verdanft. Preußiſches 
Staatsbewußtjein und hanſeatiſche Weltkenntniß hatten fi) damals noch nidt 
genug durchdrungen. Beſonders unglücklich ericheint der $ 7 des Geſetzes, 
der für die Befähigung zum wirklihen Conjul (Berufsconful) bejtimmte enge 
Schranfen zieht, die dann aber doch erit vom 1. Januar 1873 zur Geltung 
fommen jolen. Barum überließ man einer jo entlegenen, fünf Jahre 
binausliegenden Zukunft nicht lieber für fich jelbit zu forgen? Bevor dieſe 


Beitimmungen in Kraft treten, werden der Reichsfanzler, der Bundesrarh und 


der Neichötag hoffentlich noch einjehen, daß ihre norddeutihen Vorgänger ic 
von der Confularlaufbahn jehr einjeitige Begriffe gemaht haben. In dur 
damaligen Vorlage an den Reichstag erjchien die Qualification jogar nod 


ausſchließlicher auf Juriſten beſchränkt, die die erjte jurijtiihe Prüfung be 


ftanden und nachher mindeitend drei Jahre in der juriftiichen Praxis, 
mindeftens zmwei Jahre in einem Confulat gearbeitet haben; erjt der Reichstag 
brachte menigjtens die rmeiterung hinein, daß auh die Ablegung eines 
vom WBundesfanzler anzuordnenden fpeciellen Confulareramens zum Conſub 
qualificiren jole Man jieht, wie der Verfaſſer des Geſetzes von dem 


Beruf der preußifhen Conſuln im Orient beberricht gemwejen iſt, die aller- 
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dingd wenig mehr zu thun haben mögen, als abwechſelnd Notar und Richter 
su ipielen. Conſuln in der übrigen Welt, denen ein mannigfaltiges viel- 
jeiriges Leben täglich in allerhand Geftalt aufs Zimmer dringt, müflen vor 
allem gute practiſche Geſchäftsmänner und Politifer fein. Ihr Amt erheifcht 
weit mehr vom Sandrath, vom Diplomaten und vom Kaufmann, als vom 
Kreisrihter und vom Anmalt. Daher ijt jenes juriftiiche Monopol durchaus 
verkehrt. Man follte es machen wie das fardinifche Confulargefeg vom 
15. Auguſt 1858, welches, unter Cavour's Auſpicien verfaßt und ſpäter auf 
das Königreich Italien übertragen, für die wirklichen Confuln weiter keine 
Qualification vorfchreibt, als daß fie Staatsangehörige fein müfjen und feinen 
Handel treiben dürfen, wenn man nicht etwa fomeit gehen mill wie das 
ihmediiche Reglement aus demfelben Jahr, das die öffentliche Ausichreibung 
aller derjenigen Conſulate einführt, welche nicht mit diplomatiſchen Yunctionen 
verfnüpft find, ohne dieſelbe auf unbejoldete Poſten, aljo auf die der Titular- 
coniuin (Wahlconſuln) zu beichränfen. Es liegt fchlechterdings Fein Grund 
vor, die Auswahl des Reichskanzlers gejeglich einzuengen. Hat man ihm für 
die eriten fünf Jahre freie Hand in der Heranziehung der tüchtigiten Yeute 
laſſen können, weshalb nicht auch fpäter? Gin Amt, das gejeglih jo außer: 
ordentlich verichiedene Functionen in fich ſchließt, ſich practiich auf verichiedenen 
Tunften der Welt jo außerordentlich verjchieden geftaltet, jollte nicht aus— 
‚hlieglich einer Kategorie von Männern vorbehalten werden, deren unter: 
iheidende Fähigkeit im Grunde doch immer nur ausnahmsmeie dafür er: 
'ordert wird. Um den Mißbrauch der Confularlaufbahn als Verjorgungs- 
ield für entlaflene Offiziere oder verlorene Söhne vornehmer Familien zu 
verhüten, ift die Stablirung eines neuen Monopol für die Ichon zu viel 
privilegirten Privatrechts = Juriften, wenn ein wirkſames, doc jedenfalls 
an ichlechtes Mittel. Tadelloſer und wirkſamer zugleich wird es verhütet 
werden, wenn man das nationale Conſularweſen in jeder Hinjicht mit der 
Aufmerffamfeit behandeln möchte, welche e3 verdient. 

Der Eonjul bedarf allerdings einer gewiſſen juriftiichen Bildung, aber 
ciner allgemeinen, feiner fpeciellen und conereten. Die Sphäre, in welder 
er zu Haufe fein muß, ift im allgemeinen weit mehr die des öffentlichen 
Rechts als die des Privatredhts: das Völkerrecht vor allem, dann das Staats: 
scht und überhaupt das Recht des Landes, in welchem er fungirt. Cine wie 
keiheidene Rolle diefe Partien des Rechts in den gewöhnlichen Prüfungen 
ınd Thätigkeiten unſrer Rechtöbefliffenen jpielen, ift zur Genüge befannt. 
Das Beitehen einer folhen Prüfung ift alfo nicht einmal eine Garantie für 
nedentiprechende rechtswifjenichaftliche Bildung der Conſuln. Es bedarf einer 
stionderen, auf den Gonfulardienit berechneten Prüfung; und wie oder mo 
der Sandidat fi die dazu gehörigen Kenntniffe und Yertigfeiten ermerbe, 
tann der Behörde gleichgiltig jein. Drei Jahre lang die vorichriftsmäßigen 
juriſtiſchen Collegien zu hören und dann drei Jahre bei einem Gericht oder 
einem Advocaten zu arbeiten ijt jedenfall nicht der Weg, um ſich möglichit 
her, raſch und wohlfeil mit derjenigen Bildung auszurüften, deren ein 
Koniul bedarf. Außer allgemeiner Rechtskunde braucht ein Conſul aber nod 
enige andere Dinge, für welche die üblichen juriftiichen Prüfungen und Vor— 
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bereitungsdienfte vollends nichts befagen. in englifher Conful und Diplo: 
mat, der fi auch in Deutichland mwohlbegründeten Anſehens erfreut, Mr. John 
Ward, früher nad einander Generalconful in Leipzig und Hamburg, betradtet 
Geſchichte, Fremde Sprachen, Volkswirthſchaftslehre und Voölkerrecht als 
obligatoriſche Prũfungsfächer für angehende Conſuln, denen noch allenfalls 
Geographie und Statiftit hinzuzufügen fein dürften. Als KHauptjache jedoch 
für fein Fach bezeichnet Generalconful Ward gute Srziehung und allgemeine 
Bildung, zu deren Sicherung er fogar vorjchlägt, einen mehrjährigen Dienit 
ohne Gehalt in den Anfang der Laufbahn zu rüden. Jedenfalls aber muß 
von dem Gonfulardienite mehr noch als von jedem anderen öffentlichen Dientt- 
zweige gelten, daß es auf den ganzen Dann anfommt und nicht auf jein 
Gedächtniß. Diefe wird nur felten, jener oft Tag für Tag in Aniprud 
genommen, und der Dann, der rechte Mann kann ſich eher ohne eingelernte 
Varagraphenfunde helfen, als ſolche ohne ihn. 

Eine weitere Frage ift, ob nicht innerhalb des Conſularſyſtems jelbit 
eine förmliche Schule für Confuln bergejtellt werden fönnte und ſollte. In 
dem Bundes-Budget, welches dem norddeutichen Reichstag gleichzeitig mit dem 
Gonjulargefet vorgelegt wurde, waren 50,000 Thlr. auögeworfen für ein eigen: 
thümliches, angeblich) preußiich:chwebiiches Verfahren, wonach kaufmänniſchen 
Titularconfuln junge angehende Bundesbeamte als Kanzler oder Gecretärt 
beigegeben werden jollten. Das wäre die Umdrehung der gleichzeitig im Geſet 
zugelafjenen Praris, wonach wirkliche Conſuln oder Titularconjuln auf ihre 
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aufitellen mögen. Ob jie aber ebenfo zuläfiig und unbedenklich fei, muß 
die Erfahrung wohl noch erjt herausſtellen. Es fcheint doch eine etwas un: 
natürliche, nichts gutes verheißende Verbindung zu jein, diejenige eines vom 
Staate angejtellten und befoldeten Subalternen mit einem der Regierung 
nicht untergebenen handeltreibenden Chef. Wenn es damit auch in der Mehr: 
zahl der Kinzelfälle glüdlich abläuft, wird man doch, falld es einmal zu 


ihlimmen und ärgerlihen Folgen führt, das - Verfahren jelbft verantwortib 
machen müffen, nicht einen gelegentlihen perjönlichen Gegenſatz. Hat doc | 


fajt nothwendig der Vorgejeßte, der ein Privatmann und obendrein meiltens 
ein noch activer Geſchäftsmann ijt, andere Vorjtellungen von der Aufgabe des 
Gonfulardienites, als der dem Staate ſoviel bejtimmter verpflichtete Unter: 
gebene. Soll diefer jenen controliren, wohl gar zuftugen und zurechtweijen? 
Oder wird im alle einer Differenz dad vom Kanzler oder Secretär ver— 


tretene Staatsinterefje ohne Schaden dem Intereſſe oder der Auffaſſung des 
Titularconfuls nachftehen können? Der Staat verträgt feiner ganzen irdiſchen 
Stellung nad) ſolche Unterordnungen nit. Cr braucht nicht nothwendig alles | 
zu fein, aber er muß, wo er überhaupt einmwirft, der erite fein. Dann 1: 
icheint e& aber fernerhin auch unzweckmäßig, den eigentlihen Confularbienit 
und denjenigen der Gonjulatsfanzler ſchlechthin zu vermifchen, was doch wohl 
vorjchweben muß, wenn man in jenen den Titularconjuln beigejellten Secre— 
tären eine Pflanzihule für Conſuln fehen will. Man braucht nicht anzunch: 
men, daß aus einem Secretär oder Kanzler niemals ein tüchtiger Conſul 
werden könne, aber es wird doch mohl Ausnahme bleiben. Eine größere 
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Anzahl wahrhaft competenter Confuln laffen fi nur gewinnen, wenn man 
geeignete Perlönlichkeiten, gleichviel woher genommen, vor allem aber 'von 
conereter Befähigung, nicht abjtracter, auf die Poſten felbjt alsbald hinaus: 
iendet, und fie das Schwimmen im Waſſer lernen läßt, nicht an der trodenen 
Luit. Den älteren und bewährteren unter ihnen mögen dann junge Be: 
gleiter nad) Art der franzöſiſchen consuls-Eleves und den consular pupils 
der Bereinigten Staaten beigegeben oder nachgeſandt werden, damit dem Dienfte 
an beſtändiger Nachichub ebenſo friſcher als geſchulter Kräfte ſicher ſei. Dieſe 
würden bei ihrem Eintritt eine Prüfung nad den oben bezeichneten Grund: 
zügen zu bejtehen und darauf einige Jahre bei einem wirklichen Conful als 
Hilfsarbeiter zu dienen haben. Mit der Zeit wäre vielleicht auch eine eigene 
Goniularjcpule ind Auge zu faflen, wie fie in England insbefondere 
Eir Henry Rawlinfon, der berühmte Orientalijt und Geograph und ehemalige 
Gonjul zu Bagdad, angerathen Hat, und wie fie in Paris und Petersburg 
für den orientalifchen Confulardienft befteht, gerichtet hauptſächlich auf Er: 
lernung der fchweren aſiatiſchen Spraden und Einweihung in die Sitten, Ge: 
briuhe und Rechtsformen der wichtigeren in Betracht fommenden Länder. 
Alzulange hat Deutihland ſich mit einem beinahe durchgängig nur dilet⸗ 
tantihen Betriebe diefes Faches begnügt. Die frühere Zerfplitterung der 
Kräfte und Intereſſen, welche in Bezug auf das Confularmejen das ftärffte 


Intereſſe — in den Hanfeftädten — mit der geringften militäriſch⸗ diploma: 
nihen und finanziellen Macht verknüpfte, mit der ſtärkſten Maht — in 
Treugen — hingegen ein verhäftnigmäßig fehr geringes Intereſſe grade an 


den wichtigiten conſulariſchen Regionen der Erde, fie ift auch hier der Aus: 
bildung des nothmendigen politiichen Apparats der Nation fo fehr wie mög- 
ih im Wege geweſen. So haben wir denn insbeſondere den Uebergang aller 
übrigen Weltmachtsſtaaten von dem Betriebe der Conjularthätigfeit als eines 
taufmännifchen Nebengefhäfts zu ihrer Verjehung dur eigentliche Staats: 
diener jo gut wie unbeachtet gelafjen. Preußen Hatte vor 1866, mit Aus: 
nahme einiger Halb conjularen, halb diplomatiſchen Poften in den Hauptpläßen 
Züdamerifas, Eonfuln von Zah eigentlih nur in der Türkei; bie Hanſe— 
tidte hatten gar feine, fondern ſtützten fich Lediglich auf den guten Willen 
ihrer auswärts anjäffigen bandeltreibenden Söhne und anderer Kaufleute. 
Ties aber nur nothgedrungen, wegen der nicht zu erfchwingenden Koften 
einer ausreichenden Zahl echter Conjulate, — keineswegs weil etwa der 
Sandelsitand handeltreibende Conſuln vorzöge. So wenig ift dies der Fall, 
daß nicht allein der britiſche Kaufmannsſtand wiederholt auf Abichaffung 
der kaufmänniſchen Conſuln in außereuropäiihen Plätzen gedrungen hat, 
'ondern auch der deutiche fi auf dem Handelstage zu Frankfurt am Main 
m Herbſte 1865 und etwas früher ſchon in dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen 
Handels: und Gewerbe-Verein zu Düffeldorf für ein auf Fachconſuln gegrün- 
tes nationales Conſularſyſtem erklärte Die Gründe, melde für eine ernft: 
tattere Auffafjung des Gonfularberufs jprechen, bedürfen daher feiner ein: 
gehenderen Auseinanderjegung. Genug, da nur politiiche Erftarrung, finan⸗ 
zielle Schwäãche, und Mangel an jpecieller Einfiht und Würforge den bie: 
berigen Zuſtand erflärlih machen. Bon diefen drei Urfachen der Unzuläng: 
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lichkeit bes deutſchen Confulardienftes find die beiden eriten jetzt gehoben; die 
lettte aber darf im neuen Reiche nicht lange mehr beitehen. Das gehobene 
Selbjtgefühl der Nation fordert würdige, vollbefähigte und vallwirfiame 
Organe, vor allem da wo diefelben mitten unter Fremden für Landsleute und 
vaterländifche Intereſſen einzuftehen haben. 

Allerdings find nun feit 1866 einige Confulate mehr mit wirklichen 
Confuln bejegt worden. Es kann aud nicht das Ziel der Reform jein jolen, 
an jedes Titularconjul® Plab einen wirklichen Conſul zu bringen. Das wäre 
Vergeudung, nicht bloß von Geld, jondern aud von jchäßbaren perjönlicen 
Kräften. In den Häfen und Handelspläßen Europas und der Vereinigten 
Staaten bedarf es meiſt feiner Conſuln von Jah; da genügt ed, wenn unter 
der Aufficht entweder eines vorgejegten mirklihen Conſuls (Generalconiuls) 
oder der zuftändigen Sefandtihaft Kaufleute die örtlichen Functionen ausüben. 
Aber es follten fo fehr wie möglich nur Deutiche fein — was feine großen 
Schwierigkeiten darbieten kann und worauf in Berlin auch biöher offenbar 
ſchon gehalten worden ift —, und man follte für fie den Titel Conſul, der 
dur das Zufammenfallen mit dem wirflihen Conful jtört, Durch Viceconſul 
oder EConfularagent erjeßen. Jenſeits der Grenzen unjerer Eultur dagegen jollte 
das mehr oder weniger ausfchliegliche Reich des wirklichen Conſuls beginnen, 
denn da fommt es darauf an, daß deutſchen Sciffern, Kaufleuten, Auswan⸗ 
deren unb Reifenden jeden Augenblid der Rath und der Beiſtand eines 
vollfommen geichäftsfreien, nichtinterejfirten, unabhängigen und wohlbeglaubigten 
Mannes, der die Macht des Reiches repräfentirt, zur Verfügung ſtehe. 

Vor dem Kojtenpunft braudt man dabei nicht zu erichreden. Das 
Confularbubget würde auch bei dem energifchiten Vorgehen in biejer Richtung 
nur allmählich wachen können, da die, Anftelung neuer Conjuln von Fach 
Zeit erheifht. Worauf es aber überhaupt von den paarmalhunberttaujend 
Thalern, welche es heute ſchon erfordert, wachſen würde, läßt fich einiger 
maßen ermejjen, wenn man die betreffende Ausgabe von Reichen betragt, 
welche die in Rede ftehende Reform hinter ſich haben. England hat rund 
etwa 800,000 Thaler, Frankreich 600,000 Thaler, die nordamerikaniſche 
Union 300,000 Thaler auf dem Konfularbudget ſtehen. Kann eine ent: 
jprehende Summe bei der heutigen Finanzlage und Weltftellung Deutſchlands 
zuviel erfcheinen für einen Dienjtzweig, deſſen volle Wirkjamfeit jo mandem 
unferer reifenden, auswandernden, hanbeitreißenden oder feefahrenden Lands⸗ 
leute wichtiger werben mag als des Reiches ganze jonftige Macht, und deſſen 
befiere oder fchlechtere Verſehung zugleich einen fo erheblichen Einfluß üben 
muß auf die Würdigung der Kraft und Würde unferes miedergeborenen 
Baterlandes durch fremde Völker? Man follte e8 nicht denken. | 

Der onfulardienft hat in noch höherem Grade als der diplomatiſche 
Dienjt die Eigenthümlichkeit, nur ſchwer eine genügende Gontrole von der 
vorgejegten Stelle ber zuzulaffen. Die Auffiht der Gejandtfhaften ift nur 
ein Nothbehelf. Bei der heutigen Leichtigkeit und Gefchwindigfeit Des Reiſens 
liege ji) daher wohl empfehlen, zu den auch anderswo nicht unerhörten regel: 
mäßigen Inſpectionen durch geeignete Minijterial: oder Reichäfanzlei : Beamte 
als einem guten Ausfunftsmittel zu greifen, das die üblichen Ausfendungen. 
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unjerer Kriegsſchiffe nicht felten noch, erleichtern werden. Das trüge denn 
vielleiht auch dazu bei, im Mittelpunkt der ausmärtigen Rolitif des Reiches 
das Bewußtjein von der Wichtigkeit des confulariichen Dienftes und der 
durch ihm vertretenen Intereſſen ſtets Tebendig zu erhalten, damit bie vor: 
nehme Schweiter Diplomatie den ſchlichten Bruder nicht ganz in den Hinter: 
grund dränge, zumal nach der Uebertragung der onjularangelegenheiten vom 
Reihälanzler-Amt an das Auswärtige Amt. 

Das Deutfche Reich iſt als Nechtsnachfolger des Norddeutſchen Bundes 
auch in den Genuß zweier bejonderer Conjularverträge eingetreten, des mit 
Italien abgefchloffenen vom 21. December 1868 und des mit Spanien ab: 
geihloflenen vom 22. Februar 1870. Wichtiger als ſolche Sonderverträge, 
die doch im ganzen nur vertragamäßig verbürgen können, was das Völker— 
teht oder beitehende innere Geſetze ohnehin einräumen, wäre die Godification 
und Fortbildung des internationalen Conſularrechts durch einen Congreß 
von Bevollmächtigten aller oder möglichſt vieler civilifirter Nationen. Cin 
iolher Congreß brauchte keineswegs durch eine theoretifch fo unzuläfjige mie 
praftich unmögliche Delegation directe Geſetzgebungsrechte zu erhalten, und 
würde doch, wenn paflend beichit und geleitet, Teicht einen ausgiebigen 
moralifhen Druck auf die verfchiedenen Staatögejebgebungen ausüben, um 
von Zeit zu Zeit das Confularredht wirklich jomohl unter fi) auszugleichen 
als insgeiammt vorwärts zu rüden. 


2, Wirthſchaftliche Geſetzgebung. 


An zeitgemäß befreiender und fördernder wirthſchaftlicher Geſetz— 
gebung hat der Norddeutſche Bund dem Deutſchen Reiche eine ſchöne Mit: 
giit zugebracht. Eine Reihe von Grundrechten aller Deutihen ift damit nicht 
allein principiell und abjtract aufgeftellt, jondern thatfächlich verwirklicht worden, — 
denn voraufgegangen war diesmal die Sicherung der politiihen Grundlage 
durch enticheidende Macht, während jie 1848/49 der legislativen Aufitellung 
der Grundrechte folgen follte, mo dann diefe jo wenig praftiiche Folgen haben 
wie jene überhaupt zu Stande fommen fonnte, 

Es entſprach der Lage der Dinge in dem maßgebenden Staatswejen, in 
At-Preußen, daß das erfte auf den Norddeutihen Bund übertragene mwirth- 
'haftlihe Grundrecht die Freizügigkeit war, die dort alten Rechtens und auch 
während der Reactionsjahre nicht weſentlich beeinträchtigt worden ift. Gleich 
xt erite ordentlihe Reichätag im Herbit 1867 murde damit befaßt, aus 
'tinen Berathungen ging dad Gejeß vom 1. November 1867 hervor, das 
eritens nach dieſer Seite hin die Gleichſtellung der Bundes:Angehörigen in 
den Einzelſtaaten durchführte und ficherte, zweiteng allen Norddeutichen das 
Recht verlieh, ſich überall niederzulaffen und gewerblich oder wirthſchaftlich zu 
beihäftigen, aud da wo bisher die Landesgeſetze dies den eigenen Staats- 
Angehörigen unterjagt oder bejchränft hatten. Die November-Verträge von 
x70 und ihnen zufolge die Reichsverfaſſung haben dies Geſetz auf das ganze 
ach mit vorläufiger Ausnahme von Bayern ausgedehnt. Dana) hat aljo 
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jett jeder Reichs-Angehörige dag Recht, innerhalb des Reichsgebiets an jedem 
Drte, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen erlangen kann, id 
niederzulaffen, an jedem Orte Grundeigentfum aller Art zu erwerben, und 
umberziehend oder an feinen Aufenthaltsort Gewerbe aller Art zu betreiben 
unter den für Einheimische geltenden gejetlihen Beſtimmungen. Auf Ver: 
langen ijt jedoch der Nachweis der Reichs-Angehörigkeit, und bei Unjelbitän: 
digen der der Genehmigung deſſen zu erbringen, welcher väterliche, vormund: 
Ichaftliche oder eheliche Gewalt über ihn hat. Ausnahmen von der Regel der 
Freizügigfeit läßt das Geſetz nur aus allgemeinen polizeilichen Rüdijihten 
oder im Intereſſe der Kommunen zu. In erſterer Hinficht bleiben landesge⸗ 
jegliche Aufenthaltsbefchränfungen bereits beftrafter Perſonen durch die Polizei 
beftehen, und die welche ſolchen Aufenthaltebeichränfungen unterliegen oder welche 
innerhalb des letzten Jahres wegen wiederholten Bettelns oder wiederholter Land 
ftreicherei beftraft worden find, können in anderen Staaten vom Aufenthalt aus: 
geichloffen werden. Anderweite polizeiliche Ausweifung findet fernerhin nicht ſtat. 
Bejondere Vorrechte einzelner Ortfchaften dagegen, Aufenthaltsbejchränfungen ein: 
treten zu laffen, find aufgehoben. Cine Commune ift nur dann zur Abweiſung 
eines Zuziehenden befugt, wenn fie nachweijen kann, daß derjelbe nicht hinreichende 
Kräfte befikt, um ſich und etwaigen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den noth: 
dürftigen Unterhalt zu verjchaffen, und diefen auch weder aus eigenem Ver: 
mögen bejtreiten fann noch von einem dazu verpflichteten Verwandten erhält. 
Diefe communale Befugniß darf jedoch landesgeſetzlich noch meiter eingeichränft 
werden. Die bloße Bejorgniß vor zufünftiger Verarmung berechtigt nicht zut 
Abweiſung. Ergibt ſich nad gefchehener Niederlaffung die Nothmendigtei 
öffentlicher Unterſtützung, bevor der Unterſtützungswohnſitz an dem Aufenthalte: 
orte erworben ijt, und meilt die Gemeinde nah, dab das Bedürfniß feinen 
Grund nicht bloß in einer vorübergehenden Arbeitsunfähigfeit hat, jo fan 
die Fortjekung des Aufenthalts unterfagt werden. Communale Einzugs:Ab: 
gaben zu erheben ift verboten. Unterlaffene Meldung bei der Polizei dari 
niemals Berluft des Aufenthaltsrechts nach fich ziehen. 

Das Recht zur Ausweiſung im Falle eingetretener Unterſtützungsbedürftigkeit 
vor erfolgtem (Erwerb des Heimathsrechts oder Unterſtützungswohnſitzes mußte, 
um allenthalben gleihmäßig zu wirken, eine Ausgleihung der diejen Heimaths— 
rechts-Erwerb bedingenden Grundſätze und Vorſchriften nach ſich ziehen. Tus 
ift durch das Geſetz über den Unterjtüßungswohnjig vom 6. Juni 180 ge— 
heben, welches am 1. Juli 1871 in ganz Norddeutichland nebſt Helfen ſüd⸗ 
lich de8 Mains in Kraft getreten if. Der württembergiſche Juſtizminiſter 
Mittnacht hat ferner in der Neichstagsfikung vom 31. März für die Herbit: 
Seſſion feine Cinführung in Württemberg angekündigt. Es jtellt an ieine 
Spite den Grundſatz, daß jeder Reichsangehörige in jedem Einzelſtaat ſowohl 
in Bezug auf Art und Maß der öffentlichen Armenpflege wie in Bezug auf 
den Erwerb und den Verluſt des Heimathsrechts oder Unterjtüßungsmohns 
fites als Inländer zu behandeln fe. Es ordnet ferner Orts- und Yands 
Armenverbände an. Den Landesgeſetzen verbleibt das Nähere anzuordnen 
wegen der Zufammenferung und Einrichtung diejer Verbände, wegen Art und 
Maßes der im Falle der Hilfsbedürftigfeit zu gewährenden öffentlichen Untere 
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ſtützung, wegen Serbeilhaffung der dazu erforderlichen Mittel, wegen fubjidia= 
riiher Beihilfe der Land:Armenverbände oder anderer Stellen zu den Laſten 
der Orts-Armenverbände, wegen des jonjtigen Verhältnifjes dieſer letzteren 
Terbinde zu jenen erjteren. Die wichtigfte Vorſchrift des Geſetzes ift indeſſen 
die weldhe den Erwerb des Unterjtüßungsmohnfiges, und zwar näher ben: 
jenigen durch bloßen Aufenthalt, betrifft. Sie ſetzt die dafür erforderliche 
stijt auf zwei Jahre feit, während melcher der Betreffende nicht verarmen, 
d. b. öffentlicher Unterftüßung bedürftig werden darf. Dieje Erleichterung des 
Heimathsrechts Erwerbs — das war fie zwar nicht für Preußen, aber in der 
gropen Mehrzahl der Kleinjtanten — rief lebhaften Widerfpruch hervor, im 
Bundesrath mehr noch ala im Reichstag. Sie ift im Bundesrath ſchließlich 
gerade nur mit der nothmendigen Stimmenzahl burchgegangen. Und doch iſt 
he ſchlechterdings feinem Gemeinweſen gefährlich, das ſeine Armenpflege in 
Trganiſation und Wirkſamkeit nur leidlich auf der Höhe der Zeit erhält, — 
wohl aber ein unentbehrliher Durchgangspunct für weitere Fortichritte auf 
der mit dem Freizügigkeitsgeſetz vom 1. November 1867 betretenen Bahn, 
dern nächſter in einem Reichögefet über Armenpflege beftehen muß. Das 
Unterſtützungswohnſitz-Geſetz jelbit enthält indeſſen aud noch einen anderen 
Keim mohlthätiger centraliftiicher Entwidlung. Es jet zur Entſcheidung von 
Streitigfeiten zwiſchen Armenverbänden verſchiedener Staaten ein Bundesamt 
'ır Heimathwejen ein, das Preußen ſogleich auch als oberſtes Geriht für 
Sirätigkeiten zwiſchen ſeinen eigenen Armenverbänden anerkannt hat, den 
ürigen Staaten damit ein Beifpiel gebend. Man wird hoffentlich bald dahin 
tommen, dieſer durchaus nicht rein richterlich zufammengejetten Behörde noch 
endere Functionen zu übertragen, — ähnliche wie fie für Großbritannien 
ınd Irland das Armen:Amt (Poor Law Board) mit einem Minijter an ber 
Spise beſitzt. 

An das Freizügigkeits-Geſetz von 1867 ſchloß fih das Geſetz vom 
i. Mai 1868 über die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkung der Ehe⸗ 
'äliefungen organiſch an. Gleich jenem gilt es gegenwärtig in ganz Deutich: 
nd außer in Bayern. Es beftimmt, dag Reiche: Angehörige zur Eingehung 
einer Ehe oder zu der damit verbundenen Gründung eines eigenen Haushalts 
Seder des Beſitzes noch des Erwerbes einer Gemeindezugehörigkeit oder des 
"inwohnerrechts, noch der Genehmigung der Gemeinde oder der Gutsherrſchaft 
dr des Armenverbandes, noch obrigkeitliher Crlaubnig bedürfen. Die Bes 
iugniß zur Verehelichung darf ebenjowenig beichränft werden dur den Mangel - 
nes bejtimmten Alter über die Großjährigkeit hinaus, oder durch den Nach— 
205 einer Wohnung, eines hinreichenden Vermögens oder Erwerbs; noch dur) 
Attene Beitrafung, böjen Ruf, vorhandene oder zu befürchtende Verarmung, 
"rolangene Unterftügung oder irgend welche andere polizeiliche Gründe, 
von einer ortsfremden Braut darf Zuzugsgeld oder irgend eine fonjtige Ab: 
“be nicht erhoben werden. Die Eheverbote, welche in Anjehung der Juden 
er der Angehörigen einzelner Berufsftände, z. B. der Gewerbs-Gehilfen und 
'“ciellen einigen Orts beftanden haben, fallen nicht minder fort. Die für 
Miitlihe und Civilſtandsbeamte beitehenden Verbote, bei der Schließung einer 
"de amtlich mitzuwirken ohne vorherige Beibringung eines beſtimmten obrig: 
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feitlihen Zeugnifjes, bleiben Reich3-Angehörigen gegenüber nur fomeit in Kraft, 
als es fih dabei.um Borausfeßungen der Eheſchließung handelt, welche das 
Geſetz nicht berührt, oder um die aufrechterhaltenen Vorjchriften wegen Au: 
ftimmung der Vorgeſetzten zu den Eheſchließungen der Militärperjonen, Be 
amten, Geijtlihen und Yehrer. 

Aus einem‘ dem Schofe de3 Reichstags entfprungenen Antrage und 
Entwurf — von bg. Lasker und Genojjen — ift die Aufhebung der joge: 
nannten Wuchergefege hervorgegangen. Das Geſetz über die vertragsmäkigen 
Zinfen vom 14. November 1867 übermeilt die Höhe der Zinſen im allge 
meinen freier Vereinbarung. Nur foll ein Schuldner, der mehr ala 6 Po: 
cent bezahlt, zu halbjährficher Kündigung des Vertrags befugt fein, wofern die 
Landesgejete ihm dieſes Recht nicht abiprechen, und mofern es ſich nicht um 
Inhaber-Papiere oder kaufmänniſche Geichäfte handelt. Die privatredtlihen 
Beftimmungen in Betreff von Zinjeszinfen und die Borfchriften megen ge 
werblicher Pfandleihanftalten bleiben bejtehen. Auch diefes Geſetz gilt gegen: 
wärtig in ganz Deutſchland mit Ausnahme Bayerns. Indeſſen hat ber 
bayerijche Minifter v. Lutz in der Reihstagsfikung vom 31. März 181 
diefe Ausnahme unter dem ausdrüdtihen Beifall des Abg. Lasfer damit ge: 
rechtfertigt, daß das bayerifche Gefer vom 5. September 1867 freilinniger 


fei als das etwas fpätere norbdeutiche, indem es nämlich das Verbot der 


Zinfeszinfen und das Verbot einer das Capital überfteigenden Verzinſung 
ebenfall8 aufhebt. Hier muß alſo offenbar nicht die Adoption des Reids 
gefebes durch Bayern, ſondern ein weiterer Fortfchritt der Reichsgeſetzgebung in 
der Richtung des bayeriſchen Sondergefeßes ins Auge gefaßt werden. 

Im Anſchluß an die Aufhebung der Wuchergeſetze forderte der Reis 
tag unterm 12. October 1867 den Reichäfanzler auf, baldmöglichit ein Ge— 
feg wegen Bejeitigung der Schuldhaft vorzulegen, und das geichah denn aud 
Ihon in der nächſten Seffion, aus welcher das nun für ganz Deutichland 








außer Bayern giltige Gejet vom 29. Mai 1868 hervorging. Es hebt den 


Perjonalarreit „als Crecutionsmittel in bürgerlichen Rechtsſachen“ auf, ine: 
fern dadurch „die Zahlung einer Geldfumme oder die Leiftung einer Quan⸗ 
tität vertretbarer Sachen oder Werthpapiere erzmungen werben joll“; läßt be 
hingegen den Sicherungsarreſt beftehen, d. b. die Haft zur Sicherung der 


„Sinleitung oder Fortſetzung des Proceßverfahrens“ oder der „gefährdeten 


Execution in das Vermögen des Schuldners.“ 

+ Die norddeutfche Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 gilt einſtweilen 
in Bayern, Württemberg und Baden noch nicht, ſoll jedoch für Württemberg 
jedenfalls noch während der Herbitieffion des Reichſstags in Kraft geiett 


werden, wie diefem am 31. März in Ausficht geftellt wurde. Für das übrige | 


Deutihland hat fie, nachdem durch das jogenannte Noth-Gewerbegeſetz vom 
8. Juli 1868 bereits die drüdendften noch geltenden Beſchränkungen freien 
Gemerbebetrieb3 aufgehoben morden waren, ein weſentlich einheitliches und Tre 


finniges Gewerberecht hergeftellt. Sie ftellt den Grundjaß der Gemerbenti 


heit an ihre Spitze und ergänzt ihn durch Aufrechterhaltung aller ſchon be 
ftehenden Gemerbebefugniffe jelbit im Falle des Widerjtreitd mit den durd 
das Geſetz noch feftgehaltenen Bedingungen. Inſoweit Zoll-, Steuer: und 
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Poſt-Geſetze den Gewerbebetrieb einjchränten, bleibt es natürlich dabei. Keine 
Anwendung findet das Geſetz auf Bergbau, Fiſcherei, Unterricht, Advocatur 
und Notariat, Auswanderer-Beförderung, Verſicherungsweſen, Eiſenbahnweſen, 
Vertrieb von Lotterieloofen, öffentliche Fähren und Seeſchifffahrt; Aerzte und 
Apothefer berührt es nur theilweite. Wo es landesgefetlich nicht früher er: 
mögliht wird, jollen vom 1. Januar 1873 ab aufgehoben jein alle aus- 
ihlieplihen Gemwerbeberechtigungen, Zwangs- und Bann-Rechte (mit Ausnahme 
der Abdedereiberechtigungen und der an Entſchädigung gefnüpften),, Mahl: 
wang, Brantweinzwang und Brauzwang, Bäder: und Fleiſcher-Monopol, 
Srehtigungen zur Ertheilung von Gewerbebefugniſſen, endlid) alle Abgaben 
tom Gewerbebetrieb mit Ausnahme ftaatliher und communaler Gewerbe: 
uern. Die Entſchädigungs-Frage it in allen diejen Fällen den Yandes- 
gceren anheimgeitellt. Landesgeſetzmäßiger Ablöfung unterliegen von dem 
iczen Zeitpunct an die dur das Voraufgehende nicht getroffenen Zıvang3- 
und Vannrechte, „jofern die Verpflichtung auf Grundbeſitz haftet, die Mit: 
i der einer Corporation als jolche betrifft, oder Bewohnern eines Orts oder 
Dutricts vermöge ihres Wohnſitzes obliegt“, — ſowie das Abjat - Monopol 

eewiſſer Getränke-Fabriken (Brennereien u. dgl.) gewiſſen Schenten gegenüber. 
ie dieje ausichließenden oder an ruhenden Gegenſtänden haftenden Gewerbe— 
kerechtigungen können fortan nicht mehr erworben merden. Das Gefchlecht 
«gründet binjichtlih der Befugniß zum felbjtändigen Gewerbebetrieb feinen 
Unerigied. Von dem Erwerb des Bürgerrehts ijt fie nirgends und nie: 
*as abhängig, ein Öewerbtreibender fann indejjen drei Jahre nah Beginn 
ns Geſchäfts zu Diefem Erwerbe genöthigt werden, aber ohne Gebühren: 
sung oder Berzichtleiftung auf anderwärtiges Bürgerreht. — Jeglicher 
'Tıerbebetrieb muß der zuftändigen Behörde angemeldet werden. Genehmigung 
der Behörde iſt nöthig zu der Errichtung von Anlagen, welche durd ihrer 
tie Lage oder die Beichaffenheit der Betriebsjtätte für die Beſitzer oder 
ernohner der benachbarten Grundſtücke oder für das Publicum überhaupt 
nblihe Nachtheile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen Eönnen. Das 
:ugefügte erläuternde Verzeichnig folder Anlagen fann vom Bundesrath ab: 
sindert werden vorbehältlih fpäterer Genehmigung des Reichstags. Soll 
it derartige Anlage gemacht werden, jo fordert die zujtändige Behörde zu: 
sintt Öffentlich mit vierzehntägiger Präclufivfrift zur Erhebung von Cin- 
uch auf, prüft dann ſelbſt von Amtsmwegen, und gibt ihren Beſcheid, falls 
© ablehnend oder nur bedingt genehmigend ijt, mit den Bemweggründen ab. 
“gen denjelben ijt Recurs an eine andere Behörde zuläfjig, welche col: 
egzal ſein muß, falls nicht ſchon die erſte Behörde collegiel war. Die 
egiale Behörde verhandelt und erfennt in öffentliher Sitzung. Für 
Impfteffel gibt es noch einige befondere Vorſchriften, $ 24. Anlagen deren 
Steh mit ungemöhnlihem Geräuſch verbunden find, unterliegen ebenfalls 
„zen eventuellen Einſchränkungen. Einen Fähigkeitsnachweis müflen Apo- 
er ablegen und alle Arten von Merzten, falls fie ſich jo oder mit 

«chbedeutenden Titeln nennen, oder ſtaats- oder gemeindejeitig anerfannt, 
»rr mit amtlichen Functionen betraut werden wollen. Bon.der afademifchen 
xtor:Promotion darf die den erbrachten Nachweis bezeugende Approbation 
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nicht abhängig gemadht werden. Wer die Approbation erhalten hat, kann 
überall prafticivren. Alle Arten von Kranfenanitalten bedürfen einer Con: 
cefjion der höheren Verwaltungsbehörde, — Hebammen eines Prüfungszeug- 
niſſes. Dem Zwange des Befähigungsnachweiſes jind ferner unterworfen 
Seeſchiffer, Seejteuerleute und Lootſen. Schaufpielunternehmer bedürfen der 
Erlaubniß, die jedoh nur wegen fpecieller Unzuverläffigkeit verfagt und nidt 
auf beftimmte ſceniſche Fächer beichränft werden darf. Gleichfalls der Er— 
laubniß -bebürfen Saft: und Schanfwirthe, Kleinhändler mit Branntwein oder 
Sprit, denen fie nur dann zu verfagen ijt, wenn thatfächlich begründeter Ber: 
dacht des Mißbrauchs zu Völlerei, verbotenem Spiel, Hehlerei oder Unfittlid: 
feit vorliegt oder da8 gemählte Local wegen Beſchaffenheit oder Lage den 
polizeilichen Anforderungen nicht genügt; woneben jedoch die Randesregierungen 
bundesgejeglic nicht gehindert fein follen, die Erlaubnig an Bedürfnißnach⸗ 
weis zu knüpfen. Den Landesgejegen wird geftattet, den Handel mit Git 
und den Laotjenbetrieb an Goncefjionen zu knüpfen, ſowie das Markſcheider— 
Gewerbe an Prüfung und Concefjionirung. Die gemerbmäßige Crtheilung 
von Tanz-, Turn: und Schwimm-Unterriht Tann denjenigen unterjagt werben, 
welche für Vergehen oder Verbrechen wider die Sittlichkeit bejtraft worden 
find. Feldmeſſer, Auctionatoren, Wäger, Meffer und ähnliche Berufszweige 
fünnen auf Beobachtung der beftehenden Borjchriften vereidigt und öffentlih 
angeitellt werden. Die Unterfuhung des öffentlichen Verkehrs innerhalb 
der Orte ift an die Weifungen der OrtSpolizeibehörde gebunden. Für 
Schornjteinfeger iſt landesgejekliche Anordnung von Fegebezirken zuläſſig 
Auf Zeit und Widerruf dürfen aber alle vorerwähnten Approbationen und 
Concejlionen der Regel nach nicht ertheilt werden, und gegen ihre Bernie: 
gung oder Aufhebung gilt der füher angegebene Recurs. Drudichriften und 
dal. öffentlich auszutheilen u. |. mw. erheilcht einen Legitimationsſchein; ebenſo 
die Ausjendung kaufmännischer Reifenden. Eines Legitimationsfcheins bedar! 
auch das Haufirgewerbe, die Auffuhung von Waaren:Beitellungen und die 
Schauſtellung von Leiftungen ohne höheres wiſſenſchaftliches oder fünit: 
lerifches Intereſſe. Vom Haufichandel ausgeſchloſſen find geiftige Getränke, 
alte Sachen, Spielfarten, Xotterieloofe, Werthpapiere, Schießpulver u. dal. 
Arzneimittel und Gifte Der Legitimationsfchein darf nur dem verfagt werden, 
der ohne feiten Wohnſitz im Neiche, nicht volljährig, mit einer abjchredenden 
oder anjtedenden Krankheit behaftet, in beftimmter Weile bejtraft worden 
ift, unter Polizei: Aufjiht fteht, oder wegen Arbeitzfcheu, Bettelns, Yand: 
ftreicherei oder Trunkſucht übelberüchtigt if. Die Einzelſtaatsgeſetzgebung 
joll einzelne Gegenftände gemeinen Verbrauchs von den das Haufiren beichrän: 
tenden Vorſchriften ausnehmen dürfen. — Als Gegenftände des Moden 
marft:Verfehrs, die Jeder ohne Unterſchied feilbieten fann, werden bezeihntt: 
rohe Natur:Producte außer dem größeren Vieh; Fabrikate deren Erzeugung 
mit der Land: oder Forft:Wirthichaft, dem Obft: und Gartenbau ober ber 
Fifcherei in unmittelbarer Verbindung fteht, oder zu den landwirthſchaftlichen 
Nebenbeihäftigungen der Gegend gehört, geiltige Getränke ausgenommen; 
frifche Lebensmittel aller Art. Wo Handmwerfdwaaren von Meijtern des 
Orts allein daneben herkömmlich find, darf es dabei bleiben. Auf Jahrmärkten 
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heten Fabrikate und PVerzehrungsgegenftände aller Art Hinzu, geiitige Ge: 
inte aber nur unter polizeilicher Genehmigung. Marktabgaben dürfen über 
eine Plab: und Geräthe-Miethe nicht hinausgehen, auch Fremde nicht ftärter 
als Einheimiſche belaſten. — Polizei-Taren follen im allgemeinen weder ein: 
geführt noch Länger als höchſtens ein Jahr lang beibehalten werden können. 
Ausgenommen iſt die Anhaltung zum Gebrauch ſelbſt aufgeftellter Taren bei 
Fidern und Gaftwirthen, fomwie die obrigfeitlichen Zaren für Lohnbediente, 
Troihten u. dgl., Schornfteinfeger, Apothefer, und die Normaltaren für Aerzte 
in ftreitigen Fällen. — Die Innungen (Zünfte) beitehen mit denjenigen Ber: 
inderungen, welche die vermwirklichte Gemerbefreiheit bedingt, fort. Ihr Statut 
darf als Bedingung des Cintritts, der an ſich feinen jelbfländigen Handwerks: 
genoffen verfagt werden darf, Ablegung einer Meijterprüfung fordern, doch nur 
io lange der Betreffende das Gewerbe noch nicht ein volles Jahr felbitjtändig 
ausgeübt Hat. Neue Innungen künnen fich bilden, ihre Statuten durd) die höhere 
Sawaltungsbehörde genehmigen laſſen. — Das Verhältniß der jelbjtändigen 
Gewerbtreibenden zu ihren Gejellen oder Gehilfen und Lehrlingen ift im all: 
gememen Sache freien Uebereinfommens. Zur Sonntagsarbeit kann Niemand 
oerpflihtet werden, außer nad) Vereinbarung in dringlichen Fällen. Die zu: 
tindige Behörde hat darüber zu wachen, daß auf Gefundheit, Sittlichkeit und 
wventuell auch Unterricht bei der Beichäftigung der Lehrlinge die gebührende 
Rüdjiht genommen wird. Ortsjtatutarifch können alle Gehilfen und Lehr: 
inge unter dem achtzehnten Lebensjahr zum Beſuch einer Fortbildungsfchule 
und ihre Arbeitgeber zur Gewährung der dafür erforderlihen Zeit angehalten 
werden. Streitigkeiten über das Berhältnig, von welchem hier die Rede, 
unteritehen der Entſcheidung der Gemeindebehörden oder bejonderer Schied3- 
zerichte, zu welchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleihmäßig heranzuziehen 
"nd. Zwiſchen Meijter und Gejellen befteht vierzehntägige Kündigungsfrift 
als geſetzliche Regel. Ohne ſolche können Gefellen in gemiljen Verſchuldungs-, 
Lerdachts- und Unfähigkeitö-Fällen entlafjen werden; umgekehrt können aber 
auch ie ohne Kündigung austreten, wenn bejtimmt aufgezählte Gründe dafür 
eerliegen. Beim Abgang Tönnen fie ein beglaubigtes Zeugniß verlangen. Die 
Serpflihtung zur Führung von Arbeitöbüchern ift aufgehoben. Wanderzwang 
eiteht nicht mehr; folgeweife aber aud fein Anſpruch mehr an die Gewerbs— 
senofien auf Wanderunterftügung. Wer wegen gemeiner Verbrechen oder Ber: 
‘den nicht im Vollgenuß der bürgerlichen Rechte oder wegen Diebftahls oder 
farugs verurtheilt ift, darf Feine Lehrlinge halten. Der Lehrling fteht unter 
»t väterlihen Zucht feines Lehrherrn. Unter entiprechenden Umjtänden kann 
35 Verhältniß vor feinem Ablauf von jeder Seite her aufgehoben werben. 
Auch der Lehrling Tann ein beglaubigte Zeugnig fordern. Auf Apothefer 
ı2d Kaufleute finden diefe Beitimmungen jedoch feine Anwendung, eventuellen 
"rbildungsjchulzwang der Lehrlinge ausgenommen. Dagegen gelten die die 
weicllen betreffenden Vorſchriften auch für Fabrifarbeiter. Kinder unter zmölf 
ahren dürfen in Fabriken nicht regelmäßig beichäftigt werden; unter vierzehn 
‚ihren nicht ohne mindeftens dreiſtündigen Unterriht in einer approbirten 
<dule und nicht über ſechs Stunden täglich; unter fechzehn Jahren nicht 
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über zehn Stunden, bei noch fortdauernder Schulpflichtigfeit nicht über ſechs 
Stunden. Die Arbeit darf nicht Nachts und muß durch angemeljene Pauſen 
mit Bewegung im freien unterbrochen fein. Ueber dieje jugendlichen Arbeiter 
iſt eine bejondere Xifte zu führen und im Local auszuhängen. Sie erhalten 
Arbeitsbücher. Die Löhne an Fabrikarbeiter müſſen baar ausbezahlt werben. 
Waaren dürfen ihnen nicht ereditirt, wohl aber Wohnung, Teuerung, Land— 
nußung, regelmäßige Beköjtigung, Arznei und ärztliche Hilfe, Werkzeuge und 
Stoffe zu ihrer Arbeit unter Anrechnung auf den Lohn verabreicht werden, 
Berabredungen über den Kauf von bejtimmten Händlern zwijchen Yabrıkant 
und Arbeiter find nichtig. Aller Zwang zum Lintritt in Hilfscajjen fällt für 
jelbjtändige Gewerbtreibende fort. Hinsichtlich der Hilfscaffen für Gejellen, Ge 
hilfen und Fabrikarbeiter dahingegen bleiben die Yandesgejeße in Kraft, aufer 
injofern fie den Beitritt zu einer ganz bejtinmten Caſſe vorjchreiben. Urt: 
ftatuten werden durch Gemeindebeihlug nah Anhörung betheiligter Gewerb: 
treibender erlaffen und können, fall widergefeglich, durdy die Gentralbehörde auf: 
gehoben werden. — Im legten Titel X enthält das Geſetz dann noch die nö: 
thigen Strafbejtimmungen. Die Berechtigung zum Gewerbebetrieb darf meder 
auf richterlihem noch auf adminiftrativem Wege ınehr entzogen werden, ſoweit 
die Gewerbeordnung jelbjt (bei Conceſſions-Entziehungen u. f. f.) oder bie 
Steuergejeße es nicht mit fih bringen, und ausgenommen wenn die Yandes: 
gefeße e8 zur Strafe für Preßvergehen durch Richterſpruch vorjchreiben oder 
zulafien. Die Strafandrohungen find angemefjen milde und verjähren in 
3 Monaten. Die Coalitions: (DVerabredungs:) Verbote für Arbeiter und 
Gehilfen werden aufgehoben; Zwang zur Theilnahme an jolchen Verabredungen 
wird mit Gefängniß bis zu drei Monaten bedroht. 

Zu diejer Gewerbeordnung ift für Preußen von den zujtändigen Mi— 
nijtern am 4. September 1869 eine gemeinjchaftliche Ausführungs-Anweilung 
erlafien worden. Tür den ganzen Bund bat der Bundesfanzler au 
25. September gl. J. emestheils die Vorichriften über die Prüfung der 
Herzte, Zahnärzte, TIhierärzte und Apotheker, anderntheils Die Vorſchriften 
über die Prüfung der Seeſchiffer und Seeſteuerleute befannt gemacht. 


Das Werk ift nit ohne Mühe entitanden. Der erſte, 1868 vor: 
gelegte Entwurf erichien der liberalen Mehrheit des Reichstags noch jo bürcan: 
fratifch-confervatin, daß ftatt deifen nur das ſchon erwähnte Noth-Gewerbe: 
gejeß vom 8. Yuli 1868 zu Stande kam. Auch an dem Entwurf von 1869 
hat der Reichstag noch viel zu bejjern gefunden. Aber nicht alle was ihm 
veraltet und engherzig dünkte, vermochte er auszumerzen. An einzelnen dieict 
Steine des Anftoßes hielt der Bundesrath, d. h. thatſächlich wohl meijtens 
ſoviel wie die preußifche Regierung, mit jolcher Beſtimmtheit feſt, dak man 
glaubte e3 bei jo vielen mejentlichen Verbeflerungen des bejtehenden Zujtandes 
in den Kauf nehmen zu müllen. 


Ein ähnliher Kampf des zähe feftgehaltenen Alten mit dem bemupt 
befjeren Neuen ergab ſich zwiſchen den verfchiedenen Staaten, welche den Nord: 
deutihen Bund bildeten, — denen nämlich die fi, wie z. B. Oldenburg, Bremen 
und Lübeck, eine leidlih vollfommene Gewerbefreiheit in neuerer Zeit gegeben 
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batten, und denen die wie Preußen Rüdjchritte von diefem Ziele meg gemacht 
hatten oder wie Medlenburg noch tief in dem alten verfommenen Zunftwefen 
teden geblieben waren. Es ſchien auf den eriten Blick faſt undenkbar, daß 
in einzelnen deutichen Gebieten durch eine doch auch nach Freiheit ftrebende 
Pundeögejeßgebung ſchon überwundene unfreie Zuftände zurüdgeführt werden 
ielten. Hätten dieſe Gebiete mit dem Umfange Bayerns oder auch nur 
Sahiens auftreten können, fo würde man ihnen vielleicht eine jchonende 
Glauiel gegönnt haben. So aber mußten fie ihre höhere Freiheit dem Ein: 
beits- Compromiſz opfern. Ste werden dafür hoffentlich das Ferment abgeben 
hien, das in nicht zu langer Frift eine Reviſion der Gewerbeordnung ber: 
b.rrührt. 
Denn einer jolhen ift das Werk der Jahre 1868 und 69 freilich gar 
icht bedürftig. Seine Vorzüge find nur noch geſchichtlich erkennbar, durch 
tın Vergleich ihrer Vorjchriften und Folgen mit den Zuftänden, welche es 
verdrängt hat, dergleichen Ruhm verflüchtigt fi) aber in unjerer raſchlebenden 
Zar ziemlich bald. Dann wirken ausſchließlich die Widerſprüche, in denen 
ih Die Gewerbeordnung mit den Bebürfniffen und dem eifte der Zeit be: 
"det. Die Zmwangsprüfungen, welche fie aufgehoben hat, werden bald ver: 
‚en fein, da fein reales Intereſſe und Feine beachtenswerthe Meinung ſie mehr 
rütte. Hingegen wirft ſich nothwendig in immer weiteren Kreiſen die Frage 
af, warum nur geprüfte Yeute follen Apotheker und Hebammen, Lootſen und 
Schiffer, Advocaten und Notare, Lehrer und Markſcheider werden können? 
Rech umfänglicher und einjchneidender iſt das Verzeichnig der beibehaltenen 
"onzeifionsgewerbe. Die Apotheker finden fih hier abermals; daneben die 
Suter von Heilanftalten und Schaufpielertruppen, die Gaſt— und Schantwirthe 
immt den Kleinhändlern mit Branntwein oder Sprit, die Haufirer, die öffent: 
“ben Bertreiber von Preperzeugnifien. Cine meitere Reihe von Gemwerben 
sürten bie Landesgeſetze von Concefjionspflicht abhängig machen, andere können 
deſtraiten Individuen unterfagt werden. Hier wäre vor allem die Befugniß 
Tr Yandesgejeßgebungen zu meitergehenden Beſchränkungen, al® die Reichs: 
resgebung ihrerjeit3 jtatuiren will, aufzuheben. Nach der anderen Seite, der 
zet Freiheit hin, mag man den Theilen immerhin einigen Spielraum laffen; 
din werden fie weniger leicht mißbrauchen. innerhalb des fortbeftehenden 
“sncellionsmwefend hat die Gewerbeordnung hauptfählid) dur Zuthun des 
tıdstags für ausgiebigen Rechtsſchutz gegen Behörden-Willfür das Yhrige 
“bar. Ziemlich nichtsjagend ift der Abichnitt über den Marktverfehr. Gleich 
“m zunächft folgenden über Taxen bezeichnet er ſich gewiſſermaßen ſelbſt gleich 
die Aufhebung bei nächiter Gelegenheit. “Daffelbe dürfte von der großen 
ale der Bejtimmungen gelten, welche fich hier noch mit den Innungen be- 
rigen Man braudt die Innungen, nachdem fie ihres alten Zwangs- 
::rafter8 entkleidet find, nicht grade gejeklich aufzuheben, aber das Maß ihrer 
"5 übrigen Lebensfähigkeit gibt wahrlih auch feinen Grund ab, fie vor 
"m Bereinen oder Genoſſenſchaften geſetzgeberiſch auszuzeichnen. Alles der: 
"ge Thun Läuft, wo nicht auf ganz leere Spielerei, auf Nährung eines 
"ärintten Dünfeld, unnübe Beläjtigung der Communalbehörden und über: 
"ige amtliche Einmiſchung hinaus. ine gleiche entbehrlihe Anftrengung 
». Holgendorff, Jahrbuch I. 17 
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tritt vielfach in dem Abfchnitt zu Tage, welcher das Verhältniß des Meilters 
zu feinen Gefellen und Lehrlingen und des Gefchäftsunternehmers zu feinen 
Arbeitern betrifft. Die Borfchriften wegen der gegenjeitigen Achtung, bie das 
Haupt einer Werkſtätte und deren Gehilfen einander zu zollen haben, 
und wegen der väterlihen Zucht, in welcher der Lehrling fteht, find von ber 
Entwidlung der Lebensverhältniffe längſt überholt und nehmen ſich in einem 
heutigen Reichs-Geſetz nur komiſch aus. Wichtiger und mefentlicher find bie 
Beſchränkungen, welche das Gefek der Beihäftigung von Kindern und jugend: 
lichen Arbeitern auferlegt, auch im ganzen richtig getroffen. Der Sa über 
die Schiedsgerichte enthält einen ſchätzbaren Keim zu meiterer ntmidlung. 
In Betreff der Hilfscafjen hat man einjeitiger Weife, darin abweichend von 
dem fonftigen Geifte des Geſetzes, nur bie felbftändigen Gemerbtreibenden 
von allem Beitrittszwang befreit, die unfelbitändigen hingegen nur freige: 
ftellt bejtimmten individuellen Caffen gegenüber. Aber eine hinzugefügte Re: 
jolution des Reichstags bezeichnete dies als rein vorläufig; fie forderte für die 
nächite Sejjion vom Bundeskanzler die Vorlage von Normativbedingungen 
für Kranfen:, Hilfe: und Sterbeliften der Gefellen und Fabrikarbeiter, in 
welchen die Beitragäpflicht ſowohl biejer ſelbſt als ihrer Arbeitgeber geregelt 
werde. Die Vorlage ift bis jett nicht gemacht worden, mas aber nicht io 
jehr zu bedauern fein möchte, da fchon ber Zufat der Refolution von der 
Regelung der Beitrags-Pflicht der Arbeitgeber zeigt, in welch befchränftem 
Sinne felbjt die Reichstags-Mehrheit damals die Sache no anjah. In- 
zwifchen haben die Gewerkvereine Zeit gehabt, einerfeits in England den gegen 
fie anhängig gemachten großen politiichen Proceg mit Ehren zu geminnen 
und andererjeitS in Deutichland ſelbſt fich weiter auszubreiten, fo daß man 
demnãchſt vorausfichtlich doc mit erheblich bereicherten und geklärten Anſchau. 
ungen an die Berathung derartiger Normativbedingungen herantreten wird. 
Unter den Strafbeitimmungen ift mit Sntichiedenheit zu tadeln, da die Ent: 
ziehung der Berechtigung zum Gewerbebetrieb durch richterliden Sprucd den | 
Preßgemwerben gegenüber aufrechterhalten worden if. Es mar eine der un: 
erläßlichen Bedingungen der preußiichen Regierung für ihre Zuftimmung zum 
Ganzen. Wenn demnächſt das deutfche Preßgeſetz erlaffen wird, dürfte die 
Gelegenheit da jein, um auch diejen Reit einer vergangenen ſchlimmen Epoche 
zu dem übrigen ins Grab zu legen. 

Ueber das Patentweſen ging dem norddeutichen Bundesrath unterm 
10. December 1868 eine Erklärung des Bundesfanzlers zu, welche zunädjt der 
Standpunkt der allem jerneren Patentihuß abgeneigten preußiichen Regieru 
darlegte, und dann vorihlug, den Ausihuß für Handel und Verkehr mi 
einer Berathung und Berichterſtattung über die Vorfrage des Patentſchus 
überhaupt zu beauftragen. In diefem Stadium ift die Sache bisher jted 
geblieben. Ob gewiſſe Proteftationen aus techniſchen und inbuftriellen Kreii 
auch bei den maßgebenden Perjönlichkeiten Bedenken erweckt haben oder 
die Mehrheit des Bundesraths bisher nicht für die Aufhebung des Paten 
ſchutzes zu gewinnen gewejen iſt, entzieht fich der Deffentlichfeit. Doc mi 
es faum lange anftehen können, bis die Sache zu irgend einer parlament 
riſchen Entſcheidung gebradht wird, zumal die Vorbedingung, welche au 
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Preußen Ende 1868 noch menigftens in der Form des Wunſches ftellen zu 
müſſen meinte, die Theilnahme der jüddeutichen Staaten, jett ja verfafjungs- 
mäßig gegeben ift. Dabei möchte denn die Aufhebung des Patentſchutzes nach 
mie vor der wahrjcheinlichite Ausgang fein. 

Zu Stande gekommen ift dahingegen die Aechtung des Nachdrucks, durd) 
das Geſetz betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, muſika⸗ 
lichen Compofitionen und dramatiihen Werken vom 11. Juni 1870. Daffelbe 
tellt zwiihen den anfangs nicht ohne Leidenjchaftlichfeit aufeinanderplagenden 
entgegengejegten Standpunften, Leugnung der Strafbarfeit des Nahdruds und 
zorderung unbegrenzten Autor-Monopols, einen .den herrichenden Zeitanſchau⸗ 
ungen entiprechenden Compromiß dar. 

Fin norddeutiches Bundesgejeß vom 21. Juni 1869 regelt die Beichlag: 
nahme des Arbeit: oder Dienſt-Lohns in reftringirender Richtung. Danach 
darf die Vergütung für Arbeiten oder Dienſte, welche auf Grund eines 
Arbeits: oder Dienft-Verhältniffes geleiftet werben, jofern daſſelbe die Erwerbs⸗ 
thingleit ganz oder vorwiegend enthält, zum Zwecke der Sicherftellung oder . 
Beiriedigung eines Gläubigers erſt dann mit Bejchlag belegt mwerden, nad) 
dem ie wirklich verdient und der Tag der üblidhen Zahlung veritrichen  ift. 
Tiefe Vorschrift kann durch Privatvertrag nicht unmirfjam gemacht werden. 
Ausgenommen von derjelben find die Gehalte und Bezüge öffentlicher Be: 
amten, Gehalte und Bezüge dauernd angeftellter Perjonen von mehr als 
nerhundert Thalern jährlich, directe perſönliche Staatsjteuern und Kommunal» 
abgaben innerhalb der erjten drei Monate nad ihrer Fälligkeit, geſetzliche 
Amentations-Pflihten gegen Familienglieder. 

Eine gleiche beſonders aufmerkſame Fürſorge für die Bedürfniſſe und 
‚ntereffen der untern Claſſen, wie in dieſer und mancher anderen Frucht der 
norddeutichen Bundes-Geſetzgebung, gibt ſich aud) darin fund, daß die Ge: 
roftenichaften früher durch fie ihr fpecielles Geſetz erhalten haben als die 
Actiengeſellſchaften, — jene ſchon am 4. Juli 1868, dieje erft am 11. Juni 
870. Das erftere ruht, glei dem voraufgegangenen ganz gleihartigen 
sreukiichen Gejek vom 27. März 1867, auf einem Entwurf des Urhebers 
xt deutichen Genofjenihafts-Bildung, des Abg. Schulze-Delitzſch. Die dem: 
riben beigegebenen Motive charakterifirten die Zeitgemäßheit der Vorlage, wie 
te fih aus der beichloffenen Einführung der Gemerbefreiheit ergebe, treffend 
„in dem Augenblick, wo die Zünfte in ihrer alten Bedeutung aufhören, 
iangen die freien Genoſſenſchaften an; und wenn die Bundesregierungen in 
"ter Gewerbeordnungs-Vorlage jenen abgeſtorbenen Inſtituten eine Art harm⸗ 
Ier Griftenz zu retten ſuchen, fo iſt es gewiß um jo mehr geboten, ben 
cbensvollen Geitaltungen die gejeglihe Sanction zu ertheilen, zu welchen wir 
*t Handwerker und Arbeiter in allen civilifirten Ländern aus ureigenem 
Zrange und im ſicheren Gefühl deſſen was ihnen noththut zuſammentreten 
ben, und welche in die fociale Entwidlung der nächſten Zukunft ebenfo 
Tachwoll einzugreifen bejtimmt find, wie die alten Zünfte zu ihrer Zeit.“ 
das Gefe bezieht fih auf alle Gefellichaften von nicht gefchloffener Mit: 
:derzahl, welche die Förderung des Credits, des Erwerbes oder der Wirth: 
'zatt ihrer Mitglieder mittelſt gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes bezwecken, 
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namentlih 1) Vorſchußvereine, 2) Robitoff: und Dlagazin:Bereine, 3) Tro: 
ductiogenofjenichaften, 4) Conjumvereine und 5) Baugenoffenjcdaften, denen 
es unter den in ihm enthaltenen Bedingungen die Rechte einer „eingetragenen 
Genoſſenſchaft“ verleiht. Zu den Bedingungen diefer Verleihung gehört als 
zwölfte und lebte diejenige der folidariichen Haftbarkeit der Mitglieder. Tie 
Bedenken diefes jo abfolut aufgeltellten Princips zu mindern, haben Zujäbe 
beigetragen, welche von der Commifjion zur Entwerfung einer deutichen ini: 
procekordnung ausgingen und welche Schulze-Delitzſch ſelbſt als Verbeſſerungen 
anerkannte. Cr bemerkt darüber im „Jahresbericht der deutſchen Genoſſen- 
haften für 1367: „Das Bundeögejeß geht jomeit, als es mit der Auftedt: 
erhaltung des Principe der Solidarhaft — in melhem man die wirtſamſte 
Creditbaſis der Genoſſenſchaften antaften würde — ſich irgend verträgt. Zo— 
bald nämlich der Concurs über das Genoſſenſchaftsvermögen zum Schlußver— 
fahren gebiehen und der Stand der Activ- und Paſſiv-Maſſe zur Ueberiikt 
gebracht ijt, wird der danad) zur volljtändigen Dedung der Gläubiger erfor: 
berlihe Betrag mittelft einer erecutorifhen Zmangsumlage unter den Wr: 
nojjenichaften aufgebracht, und jo den vielen procejjualiichen Weiterungen vor: 
gebeugt, welche durch Ausflagung jolher Forderungsrefte gegen einzelne Ge— 
noſſenſchaften und die von dieſen gegen die übrigen behufs Wiedereinbringung 
der für fie vorgeſchoſſenen Summen anzuftellenden Rüdgriffsproceile unaus 
bleiblich entjtehen müßten.“ Won den jüddeutihen Staaten bat Bayern bis 
jest das Genoſſenſchaftsgeſetz nicht adoptirt, und der bayeriſche Minijter v. Yuß 
deutete in der Neichstagsjißung vom 31. März an, dag man in Münden 
Dedenfen trage, die Genofjenihaften mit beſchränkter Haftbarkeit von dir 
Wohlthat des Geſetzes ganz auszujgliegen, während das beitehende bayeriit 
Geſetz fie mitbedenkt. Hier iſt aljo noch eine jachliche Streitfrage auszutragen. 
“bevor ein einheitliches Genoſſenſchaftsrecht in Deutichland gelten wird. 

(Fine Feine Erweiterung des Rahmens, innerhalb deſſen das Genofien- 
ſchaftsgeſetz ſeine Wohlthaten fpendet, ijt auf Antrag eines Eonjumverems zu 
Elberfeld durch eine in der erſten beutfchen Reichstags : Seffion erlaſſene 
authentijche Declaration des 6 1 erfolgt, wonach den eingetragenen Genoſſen 
ſchaften gejtattet wird, nit Andern als ihren Mitgliedern Gefchäfte zu machen 

Das Geſetz vom 11. Juni 1870, betreffend die Commanditgeſellſchafien 
auf Actien und die Actiengeſellſchaften, iſt ſchon durch die Reichs-Vertraãge aul 
die kleineren ſüddeutſchen Staaten, durch einen Act der erſten parlamentari 
ſchen Seſſion des Reiches auch auf Bayern übertragen worden. Es legtt 
einzelnen kleineren Staaten, insbeſondere den Hanſeſtädten, eine ähnliche Re 
fignation auf wie die Gewerbeordnung. Sie mußten ſich mancherlei Fe 
ſchränkungen des Actiengefellfchaftsrecht3 gefallen laſſen, von denen bie frei 
Bewegung ihrer Plätze bis dahin nichts gewußt hatte, und zwar ohne di 
geringite Unzuträglichkeit, um die Einheitlichfeit des in Deutichland geltende 
Rechts nicht zu ſtören. Für ſie und die auf gleichem Standpunkt ſtehende 
Intereſſen und Ueberzeugungen iſt es daher eine Genugthuung, daß die Ein 
heit mindeſtens, wie das Handelsgeſetzbuch ſie in allerdings lockerer Rei 
bisher für ganz Deutſchland geichaffen hatte, nicht auf das Gebiet des Kori 
deutſchen Bundes bejchränft bfeiben follte, wenn an Freiheit der Bewegun 
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gemiffe Opfer gebracht werden mußten. „Tür dieje bleibt derfelbe Troſt bal- 
diger liberaler Revifion, wie in Betreff der Gewerbeordnung, 

Geſammtdeutſches Geſetz ijt jetzt auch das norddeutſche vom 1. Juli 
[X68, die Schließung und Beſchränkung der öffentlichen Spielbanken betref— 
ind, nur Bayern und Baden ausgenommen. Es jagt in feinem $ 1: 
Deifentliche Spielbanken dürfen weder concejfionirt noch geduldet werden“, 
verfügt dann die Aufhebung der noch beitehenden bis ſpäteſtens Ende 1872, 
moien .eine Verordnung des Bundespräſidiums (Kaifer8) nicht eine noch 
rühere Schließung verfügt, verbietet fofort alles Spiel an Sonn: und Felt: 
sagen; und ſchließt Entſchädigungsanſprüche der Banfhalter in Folge der 
Shliefung und Beſchränkung des Spiels aus. Seit dem Beginn dieſes 
Nahres gilt diefes Geſetz auch in Württemberg und Südheſſen; um es für 
Sapen und Baden in Kraft zu feßen, bedarf es noch eines befonderen 
Rtichsgeſetzes. 

Unbeſchränkt im ganzen Reiche gilt das Geſetz über die Ausgabe von 
Vanknoten vom 27. März 1870, das ſeine Giltigkeitsdauer indeſſen ſelbſt 
auf die Zeit bis zum 1. Juli 1872 beſchränkt und auch nicht früher als 
am I. Januar 1871 für Süddeutfchland in Kraft tritt. Es foll bis zur 
“Ugemeinen Regelung des Banfmejens dur die nationale Geſetzgebung der 
Ucherfluthung mit neu audgegebenen Noten einen Damm ziehen. Es be: 
immt daher, daß vom Tage feiner Wirkjamfeit an die Befugni zur Aus- 
‚abe von Banknoten nur dur ein auf Antrag der betheifigten Landesregie— 
ung erlafjenes Bundes: (Reich3:) Geſetz erworben werden könne, ebenjo wie 
3 bundesgefetzlicher Srmädtigung bedürfen fol, wenn eine Bank ſich that- 
glich der ihr verliehenen Befugniß zur Notenausgabe bisher nicht bedient 
at und num bedienen will. Nicht minder bedarf e& eines auf Antrag der 
»theiligten Yandesregierung erlaffenen Bundesgejeges, wenn der bisher zu: 
‚ige Gejfammtbetrag der auszugebenden Noten erhöht, d. h. die Beichrän- 
ung aufgehoben werden foll, daß diejer Geſammibetrag eine in ſich bejtimmte 
der dur das Verhältniß zu einer anderen Summe begrenzte Sunme nicht 
„seriteigen dürfe. Daifelbe gilt hinjichtlid) einer etwa aufzuhebenden De: 
‘hränfung des Emiſſions-Rechts auf eine bejtimmte Zeit, wofern der Träger 
selben ſich nicht vechtsverbindlich. der Entziehung feiner Befugniß mit dem 
Ablauf jedes Kalenderjahres nad vorgängiger einjähriger Kündigung fügt. 
auer der nämlichen Bedingung allein tritt nicht kraft des Geſetzes ſchon Die 
zindigung eines fündbaren Emiſſionsrechts zu dem früheften zuläſſigen Ter: 
sn ein. Den Banknoten wird Staat3:Rapiergeld gleichgeadhtet, deſſen Aus: 
abe einer Bank zur Verſtärkung ihrer Betriebsmittel übertragen ift. 

Gin Geſetz, daß der willfürlihen und auf die gefammtdeutichen Inter: 
"en feine NRüdjiht nehmenden Ausgabe von Staatspapiergeld einen ähn— 
den Riegel vorjchiebt, iſt aus der Initiative des Reichstags hervorgegangen 
nd am 16. Juni 1870 verfündigt worden. Seine Giltigfeit erſtreckt fich 
‚reits auf Baden und Südheſſen, — auf Württemberg und Bayern erſt vom 
. fanuar 1872 an. Danach darf bis zur gejeßlichen Jeititellung der Grund: 
de über die Ausgabe von Papiergeld von den Einzeljtaaten nur auf Grund 
oes durch Die betreffende Kandesregierung beantragten Reichsgeſetzes Papier: 
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geld auögegeben oder die Ausgabe von Papiergefd geitattet werden. Doch 
foll es erlaubt fein, das bereits umlaufende Papiergeld einzuziehen und durd 
neue Werthzeichen zu erfeßen, wobei nur nicht Scheine von geringerem Nenn: 
werth an die Stelle von Scheinen höheren Nennwerths geſetzt werden dürfen. 
Auf diefe Art iſt in die bisherige Entwidlung ein ziemlich abjoluter 
Stillftand gebracht "worden, mit Ausnahme deſſen was in Süddeutſchland etwa 
bis zu dem Präclufivtermin des 1. Januar nächiten Jahres noch geichehen 
mag; denn der Reichsgeſetzgebung werden fo leicht feine Zumuthungen neue 
ESmiffions- Privilegien gemacht werden, und menn fie doch gemacht werden 
follten, wäre die Bewilligung angeſichts der unvermeidlich ausbrechenden Eifer: 
ſucht Aller auf Einen mehr als zweifelhaft. Das Bankweſen im allgemeinen 
ordnend zu ergreifen ift die Bundes: und Reichs-Geſetzgebung bisher durd 
feine natürliche Abhängigkeit vom Münzweſen zurüdgehalten worden. Behalten 
wir die Silbermährung bei, fo bleibt ein weit mächtigeres Bedürfniß nad 
papierenen Tauſchmitteln beftehen, als wenn mir zur Goldwährung übergehen 
oder etwa bei einzuführender Doppelmährung auch nur fichere Ausficht auf 
ftändig reichlihen Umlauf von Goldmünzen haben. Das deutjche Münzweien | 
aber in feiner bunten und lediglich ftörenden Vielgeftaltigfeit, in feiner Zurüd: 
gebliebenheit hinter den weſentlichſten Fortſchritten der Zeit, wie Decimaliyitem 
und Goldinünzumlauf, bedarf aufs dringendite der Reform, Die auch mol 
ſchon lange thatfächlich vorgenommen fein würde, wäre fie nicht von jo be 
beutenden theoretiihen und praftifchen Schwierigkeiten umgeben. Der erite 
officielle Schritt zu diefer Neform war aber immerhin geſchehen, als tem 
Reichstage jene vorläufige Mafregel gegen die Ercefje der Banknoten-Emiſſion 
vorgefchlagen wurde: der Bundesrath hatte eine amtliche Unterfuhung zut 
Klärung des Dickichts unbekannter oder halbbefannter thatjächlicher Zuſtände 
und difficiler Xdeen= Probleme, von denen dieſe Sache ftarrt, beſchloſſen und 
in die Hand genommen. Che diefelbe jedoch zur wirflihen Ausführung ge 
dieh, unterbrach fie der franzöfiihe Krieg, Seine Wirkungen geftalteten zum 
Theil die Vorausſetzungen um, von denen man bis dahin in der Behandlung 
der deutihen Münz-Frage hatte ausgehen müflen. Sie fchienen einerjeit® 
Frankreichs bisherige Stellung an der Spitze univerjeller Münzeinhaits: 
beitrebungen nicht unerjchüttert, den Werth des Goldfrankenſyſtems für andere 
Nationen nicht unberührt laſſen zu können; und andererſeits verſprachen ſie 
Deutihland mit dem Golde auszuftatten, deſſen theure Erfaufung bisher das 
Haupthindernig einer rationellen Reform gewejen war, ja die zu gemärtigendt 
Ueberſchüttung unferer Staatscaffen mit ſolchem Golde däuchte Manchem jogar 
eine überjtürzte Löfung des Münztnotens um jeden Preis zu erheijchen. Wenn. 
eö nad ihnen gegangen wäre, fo hätte der deutſche Reichstag ſchon in ber 
Frühjahrs:Seffion von 1871 eine vorläufige Münz-Maßregel gutheißen müſſen, 
Ausprägung irgend welcher neuer Goldmünzen oder Tarifirung hereindringender 
fremder ohne weitere Reform und Unification. Indeſſen hat man ji 
über einen derartigen Plan nicht einmal im engiten Kreije der mitjprechenden 
preußiihen Minifter einigen fönnen; eine Anzahl einflugreiher und compe⸗ 
tenter Reichstagsmitglieder hat ſich mittelft einer Eingabe an den Fürſten 
Bismard, die an die Stelle einer nicht füglic” mehr anzubringenden Inter 
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pellation trat, aufs entfchiedenfte dagegen ausgeſprochen; und der Zufluß des 
franzöfiichen Goldes ift auch bis jest nicht fo ſtark geworden, daß eine ge- 
ſetzlche Richtihnur für feine Verwendung bereits hätte vermißt werden follen. 
In der Herbit:Seffion aber wird es allerdings zur Entſcheidung über bie 
ſchwebende nationale Münz- Frage kommen müflen, deren Löſung als ſolche, 
ohne integrivenden Zuſammenhang mit Außfihten und Berechnungen auf 
univerfelle einheitlihe Münz- Reform, durch die moralifhen Eindrüde des 
Krieges und der Wiederherftellung von Kaifer und Reich nicht unnatürlicher 
Weiſe zahlreiche neue Anhänger gewonnen hat. 

Für die einheitliche geſetzliche Fundamentirung des Bankweſens in Deutſch⸗ 
land liegt ein kaum weniger reichhaltiges litterariſch-agitatoriſches Material 
vor als für diejenige des Münzweſens. Der Streit dreht ſich, der Entwick⸗ 
lung des deutſchen Bankweſens gemäß, vorzugsweiſe um die Frage der Noten⸗ 
ausgabe, und innerhalb derſelben um den großen Gegenſatz der Centraliſation 
und der Vielheit. Auf der einen Seite ſtehen die ausſchließlichen Gönner 
und Bewunderer der Preußiſchen Bank, welche theils die Creditmacht eines 
ſolchen dominirenden Inſtituts und ihre Garantirung des Credits aller kleineren 
geſchäftlichen Exiſtenzen, theils das Intereſſe des täglichen Verkehrs an 
der Einheit der umlaufenden Banknoten über alles ſetzen; auf der anderen 
Seite die Intereſſenten der übrigen beſtehenden Banken und die Liebhaber 
freier Concurrenz auch auf dieſem Felde, denen die Nachtheile übertriebener 
Concentration ebenſoſehr wie die Vortheile eines freien vielgeſtaltigen Bant- 
weſens einleuchten. Es ift jedoch nicht zu verfennen, daß die Wahrnehmungen 
während des Krieges ımd nach demſelben mehr dem erjteren Standpunft 
zu Statten gefonmen find. In der bevorftehenden Bankgefek-Schlacht werden 
die Fürſprecher der Privatbanfen und einer möglichſt uneingefchränften 
Vankfreiheit wohl einige Mühe haben, ſich gegen die Gentralbanf-Schwärmer 
zu behaupten. 

Die Ausdehnung des Gejchäftsbetriebes der Preußiichen Bant auf Elſaß— 
Lothringen vermöge Neichsgefeges vom 4. Juli 1871 ift auch bei den ent: 
ſchiedenſten Gegnern der Gentralifation auf keinen Widerſpruch geitoßen, weil 
fie der gegenwärtigen Lage entfpricht, fachlich nicht zu entbehren, und ein 
vielleiht nicht ganz unmwirkfames Mittel zur Ausföhnung der Elſäſſer und 
Teutſch-⸗Lothringer mit ihrem Schidfal ift. 

Maß und Gewicht find für den Norddeutfhen Bund durch ein Gefek 
som 17. Augujt 1868 (ergänzt dur das Geſetz vom 10. März 1870) 
enheitlih geregelt worden; und da dafjelbe zwar facultativ ſchon vom 
I. Januar 1870 an, obligatorijch aber erft vom 1. Januar 1872 an in Kraft 
treten jollte, jo haben die füddeutihen Staaten Zeit erhalten, ſich rechtzeitig 
anzuſchließen. Das haben Württemberg, Baden und Südheſſen denn aud 
ihon durch die Reichs-Verträge vom November 1870 gethan, mwährend es 
tur Bayern noch eines Reichsgeſetzes bedarf, das hHoffentlih in der Herbit- 
Seſſion nicht verfäumt werden wird herbeizuführen. Die deutfche Maß: und 
Gewichts-Ordnung hat laut Art. 1 zu ihrer Grundlage das Meter.oder den 
<tab mit becimaler Theilung und Vervielfahung Als Urmaß gilt ein 
Tletinjtab im Befig der preußifchen Regierung, der im Jahre 1863 dur 
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eine gemiſchte preußiſch-franzöſiſche Commiſſion mit dem im Pariſer Archiv 
aufbewahrten Original-Meter verglichen und bei der Temperatur des ſchmel— 
zenden Eifes gleich 1,301), go,000000 befunden worden ift. Von Längenmapen 
werden eingeführt das Meter felbit, deſſen Hunbdertitel als Centimeter ober 
Neuzol und Taufenditel ala Millimeter oder Strid, zehn Meter als Deka: 
meter oder Kette und taufend Meter als Kilometer; — von Flächenmaßen 
das Duadratmeter (Duadratitab), "hundert Quadratmeter unter dem Namen 
Ar und zehntaufend Quadratmeter unter dem Namen Hektar; — von Körper: 
maßen das Cubikmeter (Cubifjtab), das aber nur die Grundlage, nicht die 
Einheit des Syſtems ift, melde vielmehr durch den taufendften Theil bes 
Cubikmeters unter dem Namen Liter gebildet wird, neben welchem dann noch 
das halbe Liter als Schoppen, hundert Liter als Heftoliter oder Faß und 
funfzig Liter als Scheffel figuriren. Entfernungsmaß bleibt die auf 7500 
Meter (7, Kilometer) beftimmte Meile Urgemwicht ift ein Platin-Kilo⸗ 
gramm der preußifchen Regierung, das ebenfalls im Jahre 1863 geprüft 
und zu 198, ooorooorooo leihter als das officielle franzöfiihe Kilogramm: 
Prototyp befunden worden ift. Die Gemichtseinheit bildet das Kilogramm, 
gleich zwei der bisherigen deutichen Zollpfunde, oder gleih dem Gewicht eines 
Liter deſtillirten Wafjerd bei + 4 Grad Celſias. Es wird in taufend 
Gramme getheilt, von denen zehn Dekagramm oder Neuloth und fünfhundert 
ein Pfund heißen, während das Zehntel-Gramm Decigramm, das Hundertitel 
Eentigramm, das Tauſendſtel Milligramm heißt. Yünfzig Kilogramm Jind 
ein Centner, tanfend eine Tonne Gin befondere® Münz: und Medicinal: 
gewicht eriftirt ferner nicht. Der weitere Inhalt de Geſetzes Hat es mit 
der Eihung und Stempelung der Maße und Gewichte zu thun, für melde 
Eichungs-Aemter eingeführt werden, unter einer oberiten Normal: Eichungs: 
Commilfion zu Berlin. 

Das norddeutſche Geje vom 7. April 1869, welches Maßregeln gegen 
die Rinderpeft betrifft, ft vom 1. Januar 1871 ab auch für Baden und Süd: 
heſſen in Kraft getreten, während es dazu für Bayern und Württemberg 
noch eines befonderen Reichsgeſetzes bedarf, über deflen SHerbeiführung aber 
Württemberg nad) einer Aeußerung jeines Miniſters Mittnaht im Reichstage 
am 31. März 1871 damals bereits mit Bayern in Unterhandlung getreten 
war. Das Geleb bezeichnet nur im allgemeinen die Maßregeln, welde im 
Falle des Auftretens der Nindespeit von den Berwaltungsbehörden zu treften 
find, ſowie die Verpflichtungen der Beſitzer peitfranfer Thiere, der Einwohner 
von Orten, welche von der Peſt betroffen find, und der an dem Viehverkehr 
betheiligten Eifenbahnverwaltungen. Die näheren Anmeifungen für die Thätig: 
teit der Behörden find dem Bundes-Präfidium überlaffen worden, dag dem: 
zufolge unterm 26. Mai 1869 eine allgemeine Inſtruction erlafjfen hat. Tie 
Anordnung der Mafregeln, welche im einzelnen Falle zu treffen find, bleibt 
auf Grund des Geſetzes und der Inſtruction den Cinzeljtaats-Regierungen 
oder den Behörden überlafen; die Behörden der verfchiedenen Staaten jind 
gehalten, jich bei der Ausführung folder Mafregeln auf Erſuchen gegenfeitig 
zu unterftüßen. Der Reichefanzler bat aber die Ausführung des Geſetzes 
ſowohl als die auf Grund defjelben verfügten Anordnungen zu überwacen. 
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Erjorderlichen Falls kann er ſelbſtändig Anordnungen treffen, oder einen 
Eundes: (Reiche) Commiſſar bejtellen, der die einzelitaatlihen Behörden un: 
mittelbar mit Anmeijung zu verjehen hat. — Auch in dieſem Geſetz haben 
wir die Ausdehnung einer bewährten preußiichen Inſtitution auf ganz Deutich- 
land zu conftatiren. Dank einem centralifirten energiſchen Verfahren ift 
Freußen jeder Invaſion diefer mörderiihen Seuche noch allemal raid) und 
mit verhältuigmäßig geringen Opfern Herr geworden, während die Welt weiß, 
weihe enorme Berlufte an Bieh und Geld England, beſonders aber Holland 
im vorigen Jahrzehnt durch die Rinderpeſt erlitten hat, weil es ihr mit ben 
unzulänglichen Mitteln einer nicht fehr lebensfriſch erhaltenen Selbjtverwaltung 
beifommen zu können wähnte. 

Bis hierher haben wir e3 im ganzen nur mit Früchten der geſetzgebe⸗ 
nichen Thätigfeit des Norddeutſchen Bundes zu thun gehabt, die das wieder: 
aufgerichtete deutiche Reich ſich dann raſcher oder langjamer, vollitändig oder 
theilpeis anzueignen ſuchte. Die erite Seflion der Reichsgeſetzgebung hat 
dazu zwei eigene Leitungen gejtellt: das Geſetz betreffend die Verbindlichkeit 
‚um Schadenerſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerten u. 
'. m. berbeigeführten Tödtungen und Körperverleßungen, und das Gejek be: 
retend die Inhaber-Papiere mit Prämien vom 8. Juni. Auch dieje beiden 
"ieke waren indefjen durch die Organe des Norddeutſchen Bundes urjprüng- 
hd angeregt worden. Der norbdeutfche Reichstag hatte im Frühjahr 1868 
eine Petition aus Leipzig, in welcher auf eine Reviſion der geſetzlichen Be— 
Yunmungen über die Schadensanſprüche von Privatperjonen bei nicht von 
ihnen verfchufdeten Unglüdsfällen auf Eijenbahnen, in Bergwerfen, Yabrifen 
x. ſ. m. angetragen ward, dem Bundeskanzler zur thunlichiten Berüdfichtigung 
berwiefen, — und im Frühjahr 1870 fi) von demjelben Dertreter der 
:chiten nationalen Regierungsgewalt eine Gejekvorlage wegen der Inhaber: 
vapiere mit Prämien erbeten. Dem einen wie dem anderen Verlangen wurde 
m legten Frühjahr durch Vorlage eines entſprechenden Gejepentwurfs genügt. 

Tas Geſetz wegen der Haftbarkeit für Gemwerbsunfälle trifft einerjeits 
ie Eiſenbahnen, die es mit voller Strenge heranzieht (entiprechend dem jchon 
r dem preußijchen Kijenbahngejet von 1838 liegenden Präcedenzfall), und 
ererieits Bergwerke, Steinbrühe, Gräbereien (Gruben) und Fabriken, 
=elche etwas günjtiger geftellt werden. Nah $ 1 Haftet, wenn beim Be: 
tiebe einer Eiſenbahn ein Menſch getödtet oder körperlich verlekt wird, der 
Unternehmer für den Schaden, fofern er nicht: beweilt, daß der Unfall durch 
Ines erſchulden des Opfers oder durch höhere Gewalt verurſacht worden 
M Tagegen baftet nad) F 2 der Unternehmer eines jener anderen Betriebe 
"ur, wenn ein Vevollmächtigter, Repräfentant, Leiter oder Auficher des Be: 
nebs in Ausführung der Dienftverrihtungen das fragliche Verſchulden be: 
ungen. Hier liegt alſo die Beweislaſt dem Kläger ob, — im Falle der 
'"ienbahnen diejen als Verklagten. Der Schadenserjab wird nad) $ 3 ge: 
Mer: 1) bei erfolgter Tödtung durch Erſatz der Koften einer verjuchten 
"lung und Der Beerdigung, fowie des Vermögensnachtheils welchen der Se: 
diete während der Krankheit durch Erwerbsunfähigkeit oder Verminderung 
"t Erwerbsfähigkeit erlitten hat, und im alle beftehender Alimentations- 
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pflicht des Getödteten durch deren Uebernahme; 2) bei gefchehener Körperver: 
legung durch Erſatz der Heilungsfoften und des Vermögensnachtheils melden 
zeitweilige oder dauernde, theilweiſe ober gänzliche Erwerbsunfähigkeit dem Ver: 
legten zugezogen bat. “Der F 4 (aus reichätäglicher Initiative entiprungen) 
bejagt: „War der Getödtete oder DVerlegte gegen den Unfall ohne Mitwirkung 
des Haftpflichtigen und unter der Bedingung verfihert, daß der Verſicherer 
fi gegen den Haftpflichtigen erholen dürfe, fo wird die gezahlte Verſicherungs⸗ 
fumme auf die Entihädigungsfumme abgerechnet und der Verficherer Tann 
den Erſatz derfelben bis zur Höhe der Verficherung felbftändig von dem Ber: 
pflichteten fordern. War der Getödtete oder Verletzte unter Mitleiftung von 
Prämien oder anderen Beiträgen durch den Betriebäunternehmer bei einer 
Berfiherungsanftalt, Knappſchafts-, Unterftühungs:, Kranken: oder ähnlichen 
Caſſe verficdert, fo ift die Leiftung der letzteren an den Erſatzberechtigten auf 
die Entihädigung einzurechnen, wenn die Mitleiftung des Betriebsunterneh⸗ 
mers nicht unter einem Drittel der Gefammtleiftung beträgt.“ Durch $ ) 
werden zumiderlaufende Privatverträge für nichtig erflär. Der $ 6 ermäd: 
tigt das erfennende Gericht, über die Wahrheit der vorgebrachten thatſächlichen 
Behauptungen unter Berückſichtigung des gefammten Inhalts der Verband: 
lungen nach freier Ueberzeugung zu entſcheiden, und ftellt es feinem Ermeſſen 
anheim, ob über die Wahrheit oder Unmwahrheit einer thatfächlichen Behaup: 
tung einer der Parteien noch ein Eid aufzuerlegen, ſowie ob und inwieweit 
über die Höhe des Schadens eine beantragte Beweisaufnahme anzuordnen 
oder das Gutachten von Sachverſtändigen zu hören ſei; wogegen im übrigen 
die Vorichriften der Landesgefege über den Beweis durd Eid, ſowie über die 


Beweistraft öffentlicher Urkunden und gerichtliher Geftändniffe in Geltung | 


bleiben. Die Höhe des zu erfeßenden Schadens und etwaige Sicherheits: 
beitellung für den Erſatz feſtzuſetzen, ift nad $ 7 dem freien Ermeſſen de 
Gerichts anheimgegeben. Wenn nicht beide Theile über Capitalzahlung ein 
veritanden find, fol zum Erſatz für zukünftigen Erwerb oder Unterhalt in 
der Regel auf Rente erfannt werden, Deren Aufhebung oder Verringerung 
einerjeits, Erhöhung oder Sicherftellung andererfeit8 kann unter veränderten 


Umftänden jederzeit ſowohl von dem Verpflichteten wie von dem Berechtigten | 


beantragt werden. 6 8 febt eine zweijährige PVerjährungsfrift vom Tage dr? 
Unfalls an feſt; $ 9 enthält weitergehende Haftpflichtbeftimmungen der Yan: 
deögefeße aufreht. Im F 10 endlich wird das Bundesoberhandelägeriht zu 





Leipzig als oberſte Inſtanz für Klagen auf Grund dieſes Geſetzes und Kt 
eben erwähnten concurirrenden landesgeſetzlichen Beitimmungen beftellt. 

Im Anſchluß an diefes Geſetz nahm in dritter Leſung derfelben it 
Reichstag am 12. Mai noch mehrere legislatoriſche Refolutionen an. Ti 
erfte ging auf Einſetzung von Geſchworenen- oder Schöffen-erichten für 
Proceſſe diejer Art bei Gelegenheit des bevorſtehenden Erlafjes einer deutichen 
Givilprocepordnung; — die zweite dahin, daß die ſchon früher, nämlich bel 
der Berathung der Gewerbeordnung im Jahre 1869 vom norbdeuticen 
Reichstag begehrte Vorlage geſetzlicher Normativbedingungen für die Errich 
tung von Kranken, Hilfs: und Sterbe-Cafjen der Gefellen und Fabritarbriter 
jedenfalls in nächſter Seffion erfolge, aber diesmal bemerkenswerther Weile 
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ohne den damaligen tendenziöſen, und zwar in illiberaler Richtung tenden⸗ 
zöfen Zuſatz „und die Beitragspflicht der ſelbſtändigen Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber regelt"; — die dritte endlich dahin, dag Material gefammelt 
werde, um die Grundlage abzugeben für ein Geſetz zu gegenjeitiger Verſiche⸗ 
tung gewerblicher und landwirthichaftliher Beamten und Arbeiter gegen die 
wirthſchaftlichen Folgen der Tödtung oder Körperverleßung in ihrem Beruf, 
ſowie zur Bildung allgemeiner Alterverforgungs- und Invaliden-Caſſen. Ein 
vierter Refolutiong-Antrag, der die Haftpflicht für Perjonenbeförderung auf 
Seeihiffen durch die zu erwartende deutiche Civilprozeßordnung entiprechend 
geregelt wiflen wollte, wie ber 6 5 diejes Geſetzes an die Sand gebe, wurde 
‚abgelehnt auf den Nachweis des Regierungscommiffars, daß beide vorliegende 
Givilprozeßordnungs-Entwürfe dieſem Wunfche bereits genugthäten. 

Die wohlthätige Wirkung des Geſetzes wird einigermaßen davon ab: 
hingen, daß eine ausgiebige Unfallverfiherung ing Mittel tritt, wovon es 
noch ungewiß iſt ob fie nur auf dem Wege der gegenfeitigen Verſicherung 
der Betheiligten oder auch auf dem der Actiengeſellſchaften zu gewinnen ſein 
wird. Das Geſetz geht aber in der Schützung der Opfer der modernen 
Induſtrie vor den daraus hervorgehenden Vermoͤgensnachtheilen ſoweit, wie 
gend eine civiliſirte Geſetzgebung. Seine Anwendung mag manche Zweifel 
und Streitigkeiten erwecken; aber theils iſt durch die Einſetzung des Leipziger 
Vundes⸗ oder vielmehr iebt Reichs: Oberhandelsgerichts die Einheit der Recht: 
idrechung gewährleiſtet, theils iſt alljährlich ja auch der deutſche Reichstag zur 
Stelle, um fein Werk weiter zu fördern, über deffen unfertiges Wejen man 
ich in jenem Schoße Klar genug war. 

Das Gefeh zur Beichräntung des Verkehrs und der Geldanlage in 
Trimienanleifen — wie man es feiner hauptfächlihen Abſicht nad) taufen 
Einnte — iſt aus einem heftigen und unentfchieden verlaufenen Kampfe 
von Gegenfäten entiprungen. Obwohl die anfänglid) ſtark hervortretenden 
ertremen und ſtreng principiellen Anſichten zur Rechten wie zur Linken (dieſe 
Vezeichnung aber nicht im politiſchen Sinne gebraucht), die hier gradezu auf 
Lerbot, dort auf einfache und vollſtändige Freilaſſung dieſes Verkehrs gingen, 
aus der Mitte der praktiſchen Verhandlung bald eliminirt wurden, wollte der 
Streit doch jo wenig irgend einen wirklichen Compromiß hervorbringen, daß 
es bis ans Ende der Berathung zweifelhaft blieb, ob nicht die Minderheit 
roh bei irgend einer wefentlihen Abftimmung in Mehrheit umſchlagen 
zürde. Nur mit wenigen Stimmen behauptete fi) die der Freiheit des 
rraͤmienanleihe⸗Verkehrs minder günjtige Anficht bis zuletzt, fo daß der Bundes: 
ra ein von der urjprünglichen Vorlage nicht allzu weit abmweichendes Product 
= Radstags-Berathung mit feiner Sanction verjehen konnte. 

Das Geſetz knüpft in 6 1 die Ausgabe von “nhaberpapieren mit Prä—⸗ 
men innerhalb des Deutſchen Reiche an zwei Bedingungen: ein Reichägejek 
45 rechtlichen Boden, Anleihe des Reiches ſelbſt oder irgend eines Kinzel- 
ars als Zwei. Sole Prämienanleihen, welche gleihmwohl nad der Ber: 
tandigung des Geſetzes (8/14. Juni 1871) im Inlande oder welche nad 
m 30. April 1871 im Auslande auögegeben werben, „Dürfen (nah F 2) 
der weiter begeben, noch an den Börjen oder anderen. zum Verkehr mit 
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Merthpapieren bejtimmten DVerfammlungsorten zum Gegenſtande eines Ge: 
ſchäfts ober einer Gefchäftsvermitilung gemacht werden.” Daſſelbe gilt ($ 3) 
vom 15. Juli 1871 ab von früher ausgegebenen auswärtigen Prämienan: 
leihen, falls die Scheine nicht abgejtempelt find. Der $ + ordnet die Ab: 
jtempelung der fraglichen Schuldverjchreibungen ſpäteſtens am 15. Juli 1871 
an, und fett darauf eine Gebühr von 5 Silbergrofchen bei Stüden bis zu 
hundert Thaler Nennmwerth, 10 Silbergrojchen bei höhermwerthigen, deren Gr: 
trag in die Reichscafje fließen fol. Durch F 5 wird dem Bundesrath auf: 
getragen, in der Ausführungs:Inftruction ſowohl die Umftände feitzujeken 
unter denen ein guigläubiger Inhaber, der die Friſt der Abitempelung ent’ 
ſchuldbar verfäumt hat, nachträglich diefelbe nody erlangen fann, wie die Ab: 
jtempelungs:Behörden und den Werth fremder Valuten in Thalern Ert. In 
6 6 werden Strafen angedroht: von einem Fünftel des Nennwerths der 
Papiere, mindeitens aber hundert Thaler für einfache Zumiderhandlungen, — 
von bis zu hundert Thalern Geld oder drei Monaten Gefängnig für öffent: 
liche Anfündigung, Ausbietung, Empfehlung, oder Curs-Notirung eines geick: 
widrig umlaufenden Prämienpapiers. 

Unterm 19. Juni hat der Reichskanzler dann die dem Bundesrath vor: 
behaltenen Ausführungsvorichriften veröffentliht. Im F 3 Heißt es: „An: 
träge auf Abitempelung, melde aus dem Auslande eingehen, werden nicht 
berüdjichtigt.” Man mußte fi” beim Erlaß des Geſetzes natürlich daraui 
gefaßt machen, daß Deutichland für die vor dem 1. Mai 1871 ausgegebenen 
Papiere der verpönten Kategorie ein Xieblingsmarft werden würde, und 
um, zu diefer Ueberfluthung wenigjtens nicht dur Erleichterung des Ab: 
jtempelns jelbjt noch mitzuhelfen, hat man der Verordnung wohl obigen Zat 
einverleibt. Den inländifhen Einſendern wird durch 6 4 das Porto nebit 
Allfecuranzgebühr thunlichſt erjpart. Den hundert Thalern Grt., welche die 
Grenze zwilchen dem Fünf- und dem Zehn: Srofchen : Stempel bilden, jollen 
gleihgeachtet werden: 3:5 Franken und Lire, 150 Gulden öſterreichiſcher 
Währung, 143 Gulden Conventiongmünze, 175 Gulden Niederländifch (oder 
Süddeutih), LOO Rubel Silber ruffifsher Währung. Ein der Verordnung 
beigelegtes — von dem Geſetze felbit während der Berathungen entferntes — 
Berzeihnig führt 70 verichiedene auswärtige vor dem 1. Mai erlaflene und 


folgli in Betracht kommende Prämienanleihen auf, aus den Jahren IR39-- 


1870. Etüde von nidt darin aufgeführten Anleihen müfjen vor der Ab: 
jtempelung auf ihr Recht zu derfelben geprüft, eventuell vom Cinjender dafür 
nachgewiefen werden. Bei der Abitempelung find Marken obligatoriich zu 
gebrauchen, grüne für den Yünf- Grojchen : Stempel, rothe für den zehn: 
Groſchen-Stempel. Die vorbehaltene nachträglihe Zulaflfung zum Stempeln 
muß bis zum 31. December 1871 bei der oberiten Finanzbehörde des Staats, 


in welchem der Inhaber wohnt, nachgejucht werden, unter Darlegung und 


eventueller Befcheinigung der Urſachen der Verſäumniß, deren Zulänglichkeit 
die genannte oberite Staats: Kinanzbehörde zu beurtheilen hat. Etwa erforder: 
lihe Ergänzungen der Verordnung hat das Reichskanzler-Amt nad Anhörung 
des Bundesraths-Ausſchuſſes für Rechnungsweſen, — Ergänzungen des bei- 
gelegten Anleihen-Verzeichniffes ohne weiteres zu erlaſſen, auc Zweifel zu mt: 
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ſcheiden, welche fich bei der Ausführung der vorjtehenden Beftimmungen er: 
geben follten (5 10). In einer andern Anlage der Verordnung find Die 
Behörden aufgezählt, bei denen die Prämienpapiere zur Abftempelung gelangen 
tinnen. ine auf Grund des $ 10 der Verordnung erlaffene Ergänzung 
des Reichskanzlers (Reichskanzler-Amts) ordnet näheres für zwei der verzeich— 
neten Anleihen an, Ottomaniſche und Stuhlweißenburg-Raab-Graatzer, bei 
denen beſondere Verhältnifje obmwalten. 

63 fann — was die Auslegung des Geſetzes angeht — als fraglich 
betradhtet werden, ob auch diejenigen Inhaber ausmwärtiger Prämien:PBapiere, 
welche nicht vorhaben diejelben zu veräußern, jondern fie ruhig liegen laſſen 
wollen, bis fie in einer Ziehung mit einer Prämie herausfommen, zur Ab: 
tempelung verpflichtet find. Die Frage wird nah den F6 2 und 6 bes 
Geſetzes zu verneinen fein, indem dort nur Weiterbegebung und gefchäftliche 
Verreibung an Börſen u. dgl. verboten und mit Strafe bedroht werden. 

Im übrigen aber ift das Geſetz ſchwerlich von irgend einem haltbaren 
Standpunkt aus als eine reife und erfreuliche Frucht gefeßgeberifcher Thätig- 
fat anzufehen. Die Folgen werden muthmaßlic) bald herausitellen, daß es 
anders wirft als es jollte; und dann wird vielleicht langſam, aber dod) wohl 
unzweifelhaft der Entſchluß erwachſen, dem freien Willen des Publikums allein 
die Einſchränkung der Speculation auf feinen Spieltrieb, ſoweit jie verberb- 
lich und verwerflich ift, anheimzujtellen. Daß man die Anlage von Geld in 
Anleiheloofen mit größerer oder geringerer fefter Verzinfung neben dem Zinfen- 
ipiel nicht fchlechthin zufammenmwerfen darf mit dem Hafardfpiel am grünen 
Th oder auch nur in der Lotterie, hat die öffentliche Discuffion grade 
wihrend der vorbereitenden Stadien dieſes zweifelhaften Geſetzgebungs-Actes 
ainleuchtend genug herausgeftellt. 


IX. 


Völkerrechtliche Betrachtungen über den franzöfifch-deutichen 
Krieg 187071. 
(Kriegsurjadhe, Kriegsführung, Verfahren gegen Feinde) 
Ton 
Geheimrath Prof. Dr. Bluniſchli in Heidelberg. 


Schon mehrfach ift der Verfuh gemacht worden, die Erfahrungen de 
legten Krieges zwiſchen Frankreich und Deutichland für das Volkerrecht 
zu verwerthen. Profeflor Trendelenburg in Berlin hat in feiner Schrift: 
„Lücken im Völkerrecht” (Leipzig) von dem Standpunkte der Rechtsphiloſophie 
aus auf einige weſentliche Mängel in dem heutigen Völkerrecht aufmertiam 
gemadt. Profeffor %. Dahn in Würzburg bat während des Krieges eine 
populäre Darftellung des Kriegsrechts gegeben. In der Augsburger Al: 
gemeinen Zeitung find mehrere Aufläte über das Völkerrecht erfchienen im 
Hinblid auf dieſen Krieg.‘ Dr. Lammers hat in den Preußiſchen Jahrbüchern 
jeerechtlihe Fragen erörtert. Ich felber habe das „moderne Völkerrecht in 
dem Kriege 1870” in einer Reftoratsrede vom 22. Nov. 1870 behandelt. 
Die gründlihfte und umfafjendite Prüfung der völferrechtlichen Trage, die 


fi) in dieſem Kriege ergeben hat, verdanfen wir dem Herausgeber ber | 


Revue Internationale, dem Belgifhen Rechtägelehrten G. Rolin Jaec— 








{ 





quemyns: „La Guerre actuelle dans ses rapports avec le Droit Inter- 


national“. (Gand 1870.) 

Es ift heute, nach dem Friedensſchluſſe, leichter al8 in der Aufregung 
des Krieges, eine unbefangene Prüfung vorzunehinen. Indeſſen aud heute 
noch ijt e8 ſchwer, einen ficheren Weberblid über die thatſächlichen Grundlagen 
zu gewinnen. Das Barteiinterefie und der Parteieifer verheimlichen nod 
Manches und entitellen Anderes. Wer das Gefchehene prüfen will, muß 
empfindliche Stellen berühren und jet fi), auch wenn er dabei mit Schonung 
und Vorficht verfährt, heftigem Wideriprud und Tadel aus. 

Das Völkerrecht, welches alle Völker verbindet und alle Völker zugleich 
zu ſchützen und zu beichränfen berufen ift, dient voraus der Menfchheit, deren 
Ordnung es it. Die Wiſſenſchaft des Völkerrechts hat baher einen menſchlichen 
Charakter, nicht einen nationalen. Wer für diefelbe arbeitet, der muß fort: 
während die ernite, unabmeisbare Pflicht vor Augen haben, nur ſolche Grund— 
jäge zu vertreten, welche menſchlich zu begründen find und für alle Völler, 
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für Freund und Feind gleihmäßig anwendbar find. Er darf nicht der 
nationalen Selbftfucht und nicht der nationalen Eitelkeit fchmeicheln, jondern 
muß mit gerechtem Maße mellen. 

In diefem Geifte Toll aud die gegenwärtige Prüfung vorgenommen 
werden. Dabei fommt es weniger darauf an, über Gefchehenes abzuurtheilen, 
als darauf, die Mittel zu erwägen, welche die bedenklichen Schwächen, Mängel 
und Lücken des Völferrechts für die Zukunft zu verbeffern und zu heilen oder 
doh zu ermäßigen geeignet find. Nicht die Befriedigung der Rechthaberei, 
iondern die Fortbildung des Völkerrecht? zum Heile der Menfchheit it das 
agentlihe Ziel auch dieſer Arbeit. 

Bielebe wird fi) nad folgenden Hauptrückſichten eintheilen laſſen: 

I. Die Kriegsurfadhe und die Derhinderung des Kriegs. 
D. Die Kriegsführung. 
OI. Die Behandlung der feindlihen Perſonen und ihres 
Bermögens, 
IV. Die Befignahme und Bermwaltung des feindliden 
Rande. 
V. Die Krantenpflege 
VI Redte und Pflihten der Neutralen. 
VO. Der Friedensfhluß. Die Abtretung von Elſaß— 
Lothringen. 


1. Die Kriegsurſache. 


Am 30. Juni 1870 noch hatte der Kaiſerliche Miniſter Emil Ollivier 
in den Geſetzgebenden Körper, ala das Heereskontingent für 1871 beſtimmt 
werden ſollte, Die beruhigende Erklärung gegeben: „Die Regierung bat Feinerlei 
Veiorgniſſe; in keinem Zeitpuntte war die Bewahrung des europäiihen Friedens 
geñcherter. Wohin man feine Blide wenden mag, man fieht nirgenb3 eine 
beunruhigende Frage ſich erheben; alle Kabinette haben es begriffen, daß die 
Achtung der Verträge nöthig ift. Insbeſondere die beiden wichtigen Verträge, 
an deren Beitand der europäifche Friede geknüpft ift, der Vertrag von 1856, 
zeiher den Frieden im Orient gemährleiftet, und der Vertrag von Prag, 
seiher den Frieden in Deutfchland fichert, werden nad dem Belenntnig Aller 
a5 unverlegbar betrachtet.“ 

Erſt fpäter erfuhr die Welt, daß die franzöfiihe Regierung gleichzeitig 
ir die bevorftehende „Camppgne dans le Nord“ ihren Beamten Befehle zu: 
gehen ließ. Die öffentliche Friedensverſicherung follte die heimliche Vorbereitung 
ir den Krieg verhüllen. 

Benige Tage naher (5. Juli) wurde von der Spanijchen Regierung 
xm Kailer Napoleon III. amtlich mitgetheilt, daß der Erbprinz Leopold von 
Hohenzollern die ihm von General Prim angebotene Kandidatur für die 
<panifche Königskrone angenommen habe. Schon am 6. „Juli erklärte nun 
der franzöſiſche Miniſter des Yeußern, Herzog von Gramont, in dem Geſetz⸗ 
sebenden Körper: „Wir glauben nicht, daß Die Achtung vor den Rechten eines 
*ahbarvolfes uns verpflichte, zu dul den, daß eine fremde Macht (Preußen) 
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einen ihrer Prinzen auf den Thron Karla V. ſetze und dadurch zu unierm 
Schaden das gegenwärtige Gleichgewicht der Mächte Europas 
in Unordnung bringen und die Antereffen und die Ehre 


Frankreichs gefährden könnte. Diefer Fall wird nicht eintreten, - 


deſſen find wir ganz gewiß. Damit er nicht eintrete, zählen wir zugleich auf 
die Weisheit des deutichen und auf die Freundfchaft des ſpaniſchen Boltes. 
Sollte es anders Tommen, fo würden mir, ftarf durch Ihre Unterftüßung und 
duch die der Nation, unfere Pfliht ohne Zaudern und ohne 
Schwachheit zu erfüllen wiſſen.“ (Lang anhaltender Beifall.) 

Dieſe Ichroffe Erklärung — murde überall als eine Kriegsdrohung 
weniger gegen Spanien, welches den Prinzen Leopold berufen, ala gegen 
Preußen verftanden, deilen König als Haupt des Haufes Hohenzollern dem 


Prinzen, der nicht zu der Föniglichen, fondern zu der fürftlichen (fatholüd: 


jüddeutihen) Linie der Hohenzollern gehörte, feine Zuſtimmung zu jenem 
Entſchluß erklärt hatte. 

Schon die Form diefer Erklärung war anmaßlich und beleidigend. Ohnt 
über die Verhältniffe näher unterrichtet zu fein, verbot der franzöfifche Minifter 
dem Spanifchen Volke, feinen König frei zu wählen, und ohne zu wiljen, ob 
Preußen bei der Frage irgendwie näher betheiligt jei, bedrohte er dieje Groß— 
maht mit Krieg, wenn ein Prinz von Hohenzollern die Spaniſche Krone 
annehme. Sie war auch nicht ein unüberlegter Ausbruch des Zornes, ſondern 
im Minifterrath zum voraus Ichriftlich feitgeitellt. Die Abſicht zu jchreden 


oder zum Kriege aufzuregen wurde von Jedermann bemerkt, und der ſtürmiſche 


Beifall der VBolksvertretung verjtärfte die Drohung. 

Der Herzog von Gramont berief ſich a. auf die Störung des europätichen 
Gleichgewichts, b. auf die verlekten Intereſſen, c. auf die verlette Ehre von 
Frankreich, um feine Kriegsdrohung zu rechtfertigen. Indem wir diefe Gründe 
prüfen, iſt vorerft zu erinnern, daß die Beſetzung eines vacanten 
Thrones ebenjo wie die Ernennung eines republifaniichen Präfidenten oder 
die Srnennung von leitenden Miniftern überhaupt nicht ein völkerrechtlicher. 
jondern ein ftaatsrehtliher At ift, und daß es jedem Staate zufommt, 
das nah feinen Bedürfniffen und feinem Willen zu thun. Es mar eine 
Angelegenheit der Spanier, einen König für Spanien zu fuchen und zu be: 
rufen. Indem fie ihr Recht ausübten waren fie nicht verpflichtet, Frankreich 
oder irgend eine andere Macht zu berathen oder um ihre Zuftimmung w 
erſuchen. Auch im Völferrechte gilt zunächit die Regel: Qui jure suo utitur 
neminem laedit. 

Zu a. Die unternommene Störung des europäifhen Gleid: 
gewichts kann allerdings unter gewiſſen Vorausſetzungen — nicht unter 
allen — als eine gerechte Kriegsurſache betrachtet werden. Wenn man unter 
Gleichgewicht die unveränderte Fortdauer der beftehenden Machtverhältniffe der 
europätichen Staaten verfteht, fo ift dieſes Gleichgewicht überhaupt Fein Rede: 
begriff und fann gar nicht vor fteten Uenderungen und Wandlungen bemahrt 
werden. Die Macht der Staaten hängt großen Theil® ab von dem Wohlſtande 
und der Bildung der Bevölkerung, von dem gefunden Zuſtende der Finanzen, 
von der Tüchtigleit des Heeres, von der Weisheit und Energie ber leitenden 
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Staatsmãnner und dem männlichen Charakter des Volkes, lauter Dinge die. über: 
haupt nicht duch das Recht und ben ‚Zwang zu fchaffen find. Das Steigen 
und Sinten ber Bölter und Staaten ijt bis auf einen gewillen Grad fogar 
eine Folge. ihrer Altersentwidiung, und das Schidjal, weldyes große Männer 
erzeugt oder verfagt, Hat auch feinen Antheil daran. Bergeblih würde man 
veriuchen, das Machtverhältnik des Staats durch ftarre Rechtsvorjchriften regeln 
zu wollen Das Wachsthum jugendlid aufjtrebender Stauten würde dadurd 
ebenſo wenig gehindert als der innere Verfall und die Fäulniß verfonmener 
Volker. 

Nur in dem Sinne kann die Störung des Gleichgewichts eine gerechte 
Kriegsurſache ſein, als fie in der Verletzung oder mindeſtens in der Bedrohung 
ber Exiſtenz ober der Freiheit anderer Staaten befteht, d. h. ein völkerrechts⸗ 
widriges Verhalten in ſich ſchließt. Wenn z. B. Preußen ſich in bie 
Spaniiche Thronfolge widerrechtlich eingemiſcht und den Spaniern einen Prinzen 
aus dem Hauſe Hohenzollern in der Abſicht aufgenöthigt hätte, die Spaniſche 
Politit von Berlin aus zu leiten oder zu bevormunden, jo hätte Frankreich 
allerdings Urſache gehabt, ſich darüber als über eine unerlaubte Störung bes 
europäiichen Gleichgewichts zu beichweren. 

Fine ſolche Störung aber lag nit vor. . Die Berufung des Prinzen 
Leopold ging lediglich von den Spaniihen Staatsmännern aus, obne alle 
Anregung von Preußen. Die Preufiiche Regierung übte nicht nur feinen 
Trud aus auf dieje Entſchließung, fie blieb derjelben als einer Spanifchen 
Angelegenheit völlig fremd. Es iſt fein Grund, den dießfälligen Erklärungen 
der beiden Regierungen zu mißtrauen, um fo weniger ein Grund dazu, als 
jede Einmiihung von Preußen in die Spaniſche Verfaſſung nur geeignet 
wire, den Widerſpruch der Spanier hervor zu rufen, und für Preußen und 
Teutihland eher. Nachtheile als irgend welche Vortheile zur Folge hätte. Die 
beiden Staaten find durch die geographiiche Entfernung, durch die Kultur und 
die Sprache ihrer Bewohner, durch ihre Interefien und eine mehrhundertjährige 
Nihichte von einander völlig getrennt und eine Abhängigkeit des einen Landes 
von dem andern ift daher ir feiner Hinficht zu beforgen. Die Erinnerung 
an Kaiſer Karl V., König von Spanien, ift daher eine Phrafe ohne Kern. 

Sogar in den früheren Jahrhunderten, als noch die dynaftifche Politik 
mel mächtiger war ala dad nach der modernen Repräjentativverfafjung möglich 
"1, Hat die verwandtichaftlihe Beziehung zweier Königshäujer, wenn nur die 
Kronen getrennt bl.eben, nicht als eine Verletzung des Gleichgewichts gegolten. 
Kenn damals gleichzeitig Habsburgifche Fürſten in Spanien und in Dejterreid- 
Unam und jpäter Bourbonen : gleichzeitig in Spanien und in Frankreich 
tezierten, jo iſt nicht einzujehen, weßhalb heute eine gleichzeitige Regierung 
tn Fürſten aus dem Haufe Hohenzollern in Preußen und in Spanien eine 
Ledrohung bes europäiichen Gleichgewichts wäre. Der Friede von Utrecht 
son 1713 unterfagte nur die Einigung der beiden Kronen von 
“anfreih und Spanien in Einem Haupte, erkannte aber an, daß zwei 
arten der Dynaſtie Bourbon die beiden Kronen gleichzeitig tragen dürfen, 
rohl beadhtend, daß jeder König ala Repräſentant jeines Landes und Haupt 
nes Volles zunähft die beionderen Intereſſen feines Staates vertrete, Auch 
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Kaiſers der Franzoſen erklärt hat, daß er für dieſe Eventualität wie für jede 
andere fi die Möglichkeit vorbehalte, nach Umſtänden zu handeln, jo hat Die 
Kaiſerliche Regierung in diejer Erklärung des Königs einen Hintergebanten 
(arridre-penase) ſehen müflen, welches Frankreich und das europäiide Gleich⸗ 
gericht bedroht. Dieſe Erklärung wurde noch durch die Mittheilung an bie 
Mächte: von der Weigerung erichwert, den Botichafter des Kaiſers zu empfangen 
und mit ihn in weitere Erörterungen einzwireten. In Folge befien bat ſich 
bie franzöſiſche Regierung für verpflichtet gehalten, ohne Verzug zum Schutt 
ihrer Würde und ihrer verlegten Intereſſen Vorſorge zu treffen und alle duch 
die Lage gebotenen Makregeln zu ergreifen und betrachtet fi von jeht an 
im Kriege mit Preußen.“ . 

Niemals it ein furchtbares Ringen zweier großer . Kulturmächte aui 
Leben und Tod frivoler und ungenügender begründet worden. Durch bioße 
Gedanken und jelbit duch ehrgeizige Pläne einer ungewillen Zukunft wir 
fein Recht. verleit. Die nur vermutheten Zukunftsgedanken könmen wohl zur 
Vorſicht und Wachſamkeit auffordern, aber niemals zur Grundlage dienen cin 
gegenwärtigen Rechtsſtreites, weder.im Privatleben no im öffentlichen Leben 
der Bölter. Sogar wenn der König von Preußen und feine Minifter die 
ihren angedichteten „Hintergedanken“ wirklich un Stillen gehegt hätten, iv 
wäre dadurd weder das europäiſche Gleichgewicht noch die Sicherheit von 
Frankreich irgendwie verlegt worden. Alle Rechtsordnung hat eine thatſächlicht 
Grundlage und Erſcheinung, und kann daher nur durch einen thatjächlichen 
Angriff und nicht durd Gedanken verlegt werben. Die Zumuthung an den 
greifen König Wilhelm, das Haupt des norddeutſchen Bundes und ben ser: 
führer aller deutſchen Heere, daß er vor dem franzöjiihen Kaifer - Abbirt 
leifte, war feine Rechtejorderung, jondern eine überlegte Beleidigung 


ber dreifahen Ehre des Hohenzollern’ihen Familienhauptes, des Königs von 


Preußen und des Hauptes der deutichen Nation. Indem die franzöfilche 
Regierung ihm nur die. Wahl ftellte zwilchen Erniedrigung ober Krieg, ſah 
fie den Krieg voraus und nöthigte fie zum Krieg. 

Die fvanzöfiiche „Kriegserklärung mar demgemäß ein ſchwerer, durd 


feine Rechtsnothwendigkeit und nicht einmal durch einen ſcheinbaren 


Rechtsgrund gerechtfertigter Bruh des Bölkerfriedens und de 
Bölferredts. 

Freilich trieben auch zu dieſem Kriege politiſche Motive von med 
größerer Stärfe als die erklärten oder eingejtandenen Kriegsurſachen, Mori. 
welche zwar das völterredhtliche Urtheil nicht ändern, aber der moraliſch⸗politiſchen 
Betrachtung dieſen Krieg als weniger willkürlich darſtellen. 

Bevor irgend Jemand an eine ſpaniſche Thronkandidatur eines deutſchen 
Fürjten dachte, waren der Glaube und die Beſorgniß verbreitet, daß zwijchen 
dem franzöftichen und dem deutſchen Volke noch ein gewaltiges Ringen be 
vorjtehe. Seit den Bellenmungen, welde Paris über den preußiſchen Sitg 
bei Sabowa empfunden hatte, wurde in Frankreich auf Krieg gerüjktt, uud 
die Vorausjiht, dab ein Krieg. mit Frankrrich jchwerlich zu vermeiden jein 
werde, beitimmte Die Lenker des Morbdeutichen Bundes, bie Deutiche Heeres 
macht für biejen Fall bereit zu maden. In beiden: Ländern räftete man für 
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ven künftigen Krieg, aber mit dem beachtenswerthen Unterichiebe, daß bie 

Dertjchen feinen Angriff gegen: Frankreich planten und den Frieden zu ers 

halten wänichten, die. Franzoſen dagegen eine altive Politik verfolgten und je 

nach Umftänden gegen die deutliche Einigung einzufchreiten drohten. Früher 

als Deutihlend ‚war Frankreich. zu einheitlicher ımb moberner Geſtaltung 

gelangt. Während der lebten beiden Jahrhunderte hatte der franzöfifche Staat 

und wieberholt mit Erfolg in die Geſchicke Europos enticheidend eingegriffen 

und fi in dem ftolzen Gedanken gefällen, die Erſte europäiihe Macht zu 
an. In diefer Zeit hatten die nerihiedenen Regierungen von Frankreich, 

abiolutes und conitumtionelles Königthum, Mepublif und Kaifertum auf den 

Lerjall des deutichen Reiches und die Zmietracht ‚der deutichen Fürften und 
Stimme fortmährend ſpekulirt und mehr als einmal jogar Stüde des deutſchen 
Gebietes von dem altersichwachen Reichskörper losgeriſſen und fid) zugetignet. 

da trat diefen Beitrebungen has ‚mächtige Wachsthum des preukiichen Staates 
entgegen, deſſen König und deſſen Stantsmänner von Jahr zu Jahr entichievener 
die Million erfannten und nollgogen, Die politiiche Wiedergeburt de deutſchen 
Tolles und die Neugeitaltung einer deutihen Großmacht zu leiten. Diefe 
natıngemüße und berechtigte Erhebung des deutichen Volkes aus der Ver— 
morrenheit und Auflöfung des Mittelalters, und diefen Aufbau eines deutſchen 
Radstörpers, in welchem die Nation ihre Glieder ſammelte und Organe fand 
für ihren weltgefchichtlichen Beruf, betrachteten bie franzöſiſchen Politiker wie 
tmen Angriff auf die Würde von Frankreich und wie eine Bedrohung jener 
manzötiichen Oberhoheit, die fie europätiches Gleichgewicht nannten. Das 
Solferredht geitattet nun freilich feinem Staate, ein anderes Volk zu verhindert, 
de Staatsform frei zu wählen, deren es zu feinem gejunden Neben bedarf. 
er Weitkampf der beiden Kulturvölfer um den Borzug konnte fi m Werten 
%s Friedens zum Segen der Menjchheit und beider Nationen zugleich wirkſam 
cweijen. Die deutſche Nation und ihre Führer waren dazu bereit und geneigt. 
Ta jolgte die franzöſiſche Nation den böſen Trieben der Eiferſucht und der 
Zelbſtüberhebung und unternahm es, da8 innerlich fräftigere und jugendliche 
Vachsthum der deutichen Nation gewaltfam zu hindern und zu unterdrüden. 
der anmapende Gedanke war ebenjo widerrechtlich als der ſcheinbare Kriegs- 
wrwand, aber die Welt hätte es doch noch eher begriffen und entichuldigt, 
Denn der wahre Bemweggrund zu dem töbtlichen Ringen zmeier großer Völter 
sten eingeſtanden und nicht binttr einem jo nichtigen Vorwande veritedt 
Dorden wäre. 

Gibt es völkerrechtliche Mittel, einem fo frevelhaften Friedensbruch zu 
xhren, und der Welt wenigitens bei jo nichtigen Kriegäurfachen und Kriegs: 
vormänden das Leiden und das Unglüd eines Völkerkrieges zu eriparen? 
Scan es ſolche Mittel gibt, fo iſt es Pflicht der Staaten gegen die Menfchheit, 
deielben anzuwenden. 

Auf dem Pariſer Kongrefle von 1856 wurde ein ziemlich ſchwächliches 
Kırel zur Vermeidung von Kriegen wechſelſeitig von den europäiichen Mächten 
enpiohlen, fralih nur als „Wunſch,“ daß die Staaten, unter‘ denen ji ein 
miter Streit erhebe, bevor fie zu den Waffen greifen, jo weit es die Umftänbe 
tauben, die guten Dienfte einer befreundeten Macht anjprechen möchten. 
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Nicht einmal dieſes Mittel, durch Beiziehung einer befreundeten Macht 
eine friedliche Beilegung des Streiteß zu verfuchen, wurde angewendet. Der: 
geblih und zu ſpät bot England feine guten Dienfte an. Der Entſchluß, 
den Krieg zu beginnen, ward ohne Berathung mit einer unparteiiichen Dad 
von dem franzöjifhen Kabinette gefaht und ſofort zum Vollzug geichritten. 
Die franzöjifche Regierung dachte Preußen zu überrafchen, weil ihre Rüjtungen 
einen Borjprung hatten von etwa 10 Tagen. Mean nennt das militäriſche 
Vorſicht und Klugheit. Am Grunde ift e8 aber die Taktif des auflauernten 
Näubers, der den friedlichen Wanderer plötzlich überfällt. 

Augenſcheinlich hat jenes Mittel Leine fichere Wirkung, auch wenn es 
redlich angewendet wird; es wird aber vollends unwirkſam, wenn das Völfer: 
recht nicht einmal die Pflicht vorzufchreiben wagt, daß man diefen Verjöhnung:: 
verſuch unternehme bevor man das Verberben des Kriegs herbeiführe. Viele 
Prozeßgeſetze machen es den ftreitenden Privaten zur Pflicht, vorerſt fih an 
einen Friedensrichter zu menden, bevor fie einen Prozeß vor Gericht beginnen; 
und dieſe Vorfchrift bewährt ſich im Privatleben vortrefflih. Sie eripart den 
Parteien in vielen Fällen die Koften, den Aerger, den Zeitverluft, die Mühen 
und die Gefahren eines Prozefjes. Wie gering aber find alle diefe Nachtheilt 
verglichen mit den unvermeiblihen furditbaren Uebeln eines jeden Krieg. 
Weßhalb ließen fich nicht durch eine ehrliche völkerrechtliche Vorſchriit 
die Garantien für Erhaltung des Friedens ſtärken und die Gefahren der 
Kriege vermindern? 

Allerdings wird auch diefes Mittel nicht immer helfen. So wenig ein 
Sühnverſuch des Friedensrichters die progeßeifrige Partei hindert, den Prozek 
zu führen, fo wenig können die Bemühungen einer unparteifihen Macht für 
den Frieden diefen fihern, wenn bie jtreitenden Staaten durchaus den Krieg 
wollen. Aber das Mittel hilft doch in manchen Fällen und e8 bewahrt felbi 
in den Fällen, in denen der Krieg unvermeidlich ift, einiger Maßen vor 
plötlihen gewaltſamen Ueberfällen. Es betheiligt die nicht ftreitenden Staaten 


“und eröffnet ihrer vermittelnden Gefinnung eine nützliche Thätigkeit. Es if 


ein Hinderniß de Kriegseifers und eine Stärkung ber friedlichen Totenzen 
Es gewährt die Möglichkeit, das Urtheil der öffentlichen Meinung zu klären 
und im Sinne des Rechts zu entſcheiden. Es regt das öffentliche Gemifien 
auf und bringt den offenbaren Friedensbrecher in eine ungünjtige Lage und 
den Staat, der fein Recht vertheidigt, in kine geachtete Stellung. Die Mad 
der fittlihen Kräfte in der Menichheit wird durch ein folches Verfahren 
zu Guniten bes Rechtes aufgerufen. 

Noch lange wird Die neuerdings wieder vorgefchlagene Einrichtung eines 
völkerrechtlichen Gerichtshofes leider ein frommer Wunfch bleiben, 
hauptfählih, weil die Machthaber nicht geneigt find, ihre Unternehmung 
durch ein Rechtsverfahren bejchränfen zu laſſen und fi dem Schiedsſpruch 
irgend eines Dritten zu fügen. Auch das vielfältig empfohlene ftaatörentlic: 
Mittel, daß die Kriegserklärungen nicht wie bisher lediglich von den Stats 
häuptern und Regierungen ausgehen dürfen, fondern an die Zuftimmunt 
der Volksvertretung gebunden werden, wird in Europa nicht jo leid 
eingeführt werden und hilft überbem jehr wenig, Wenn eine Regierung au 


Bi 


“ Die Kriegführung. 279 
Krieg jinnt und den Krieg will, jo müßte fie fehr ungeichidt handeln, follte 
es ihr nicht gelingen, aud die Leidenichaften des Volkes und der Volks⸗ 
vertretung aufzuregen. Auch heute jchon werben die Kammern in irgend einer 
Beije, vorzüglich durch Kreditforderungen, um ihre Meinung angefragt. Aber 
durchweg find fie dann unter dem Eindrud der allgemeinen Spannung und 
Reizung und kaum wagen Einzelne erfolglos gegen den Strom zu ſchwimmen, 
der die Mehrheit unwiderftehlic fort zum Kriege hintreibt. Gewiß find bie 
Lölter zum Frieden geneigt und willen recht wohl, daß ihre wichtigiten Intereſſen 
durh den Krieg gefährdet und verlett werden. Dennoch folgen fie mit Be- 
geiterung dem Rufe der Führer zum Krieg, wenn durch einen Streit oder 
eine vermeintliche Kränktung ihr Ehrgefühl oder ihre nationalen Leidenjchaften 
entzündet find. 

Es Bat daher höchſtens die energifchere Betonung des im Jahre 1856 
von den Mächten bereits gutgeheißenen Gedanken einige Ausficht auf Erfolg. 
Würde das beutiche Reich den Antrag ftellen, daß der damals bloß empfohlene 
Wunſch in eine völterrehtlihe Pflicht umgewandelt und der Grundſatz 
ausgeiprohen würde: „Sein Staat darf einen Krieg beginnen, wenn er 
mt zuvor durch eine befreundete Macht einen Sühnverſuch zwilchen den 
freitenden Staaten unternommen hat”, jo würden die übrigen Mächte ſchwerlich 
einen fo gemäßigten Antrag im Intereſſe des Weltfriedens ablehnen. 

Bürde Damit die Anordnung eines völlerrehtliden Aus: 
ſchuſſes verbunden, welcher aus angejehenen nicht in activem Dienſte be- 
findlihen Staatsmännern und Rechtgelehrten ſchicklich zuſammengeſetzt wäre 
und in einem bleibend neutralen Staate (Schweiz oder Belgien) ſich 
sriammeln würde, jo würde die Wirkſamkeit dieſes Mittels noch erheblich 
verſtärkt werden ). 


2. Die Kriegführung. 
1) Sprengkugeln. 


Der Petersburger Vertrag vom 16. Nov. 1868 hatte die Anwendung 
von Geſchoſſen mit explodirender Wirkung, welche weniger als 400 Gramme 
wiegen, aus Gründen der Menſchlichkeit verboten. Zu Anfang des Krieges 
allärte der Herzog von Gtumont, daß das Großherzogthum Baden dieſem 
Sertrage nicht beigetreten fei, und bedrohte Baden mit Verwüftung, wenn bie 
Sadiihen Truppen von dieſem völferrechtsmidrigen Mittel Gebrauh machen 
mürden. Diefer Vorwurf war unbegründet. Die Badiſche Regierung war 
ange vor dem Kriege jenem Bertrage beigetreten und hatte die franzöfiiche 
Regierung amtlich davon unterrichtet. Die öffentliche ungerechte Beſchuldignng 
vor daher zum mindeften jehr leichtfinnig, auch wenn fie nicht in der vor: 
tedachten Abficht gemacht worden war, die erwarteten Miſſethaten franzöfticher 


Bgl. Trendelenburg, Lüden im Völkerrecht, S. 33. Nähere Vorſchläge 
er einen folchen Ausſchuß macht PBrof. Lorimer von Edinburg in der Revue 
da Droit Intern. 1871. Heft 1. 


280 L. Volterrechtliche Betrachtungen über den franzöſiſch-deutſchen Krieg. 


Truppen , welche zu einem ‘Einfall in Baden bereit waren, zum voraus zu 
entſchuldigen. 

Auch während des Krieges wurde gelegentlich in der franzöſiſchen Breie 
die Rüge verbreitet, daß von deutſchen Soldaten Sprengkugeln gebraucht worden. 
Es ift fein Fall der Art konſtatirt. Dagegen murbe von deutjcher Seite 
nachgewieſen, daß franzöfifche Soldaten oder Franktireurs mit Sprengfugeln 
geſchoſſen Haben. Fälle der Art find fchon in der Schlacht von Wörth (6. Aug. 
1870) beobachtet worden. (Vgl. Schreiben des Grafen Bismard an Marſchall 
Mac Mahon vom 11. Febr. 1871. (im Pr. St. A. v. 20. Febr.). Andere 
Fälle find in der Depeſche des Grafen v. Bismarck vom 17. Febr. 1871 
fonftatirt. Wir bürfen ben franzöftfchen Generalen glauben, wenn fie auch 
diefen Vorwurf, foweit er die amtlihe Ausrüjtung der franzöfiichen Armee 
betrifft, als unbegründet zurückwieſen. Aber troßdem muß es um jo eher 
als erwieſen angejehen werden, daß einzelne Franzoſen aus eigener. Zeidenichaft 
folche Sprengfugeln verwendet haben, ala die franzöftichen Behörden jelber 
ipäter fi in dem franzöfifchen Bürgerkriege in Paris über ſolche Mißachtung 
des Völkerrecht durch die franzöfifhen Inſurgenten beſchwerten. Diejelbe 
fällt jedoch nicht dem Staate, ſondern einzelnen ruchloſen Individuen zur Lait 
und deßhalb in das Gebiet des Strafrechts, nicht in das des Völkerrechts. 


2) Bombardirung der Städte. 


Eine der jehwierigften Fragen ber modernen Kriegsführung ift offenbar 
die, inwiefern es geftattet fei, Städte zu bombardiren. Selbftverftändlid, itt 
auch diefe Gewaltübung durch die militärsfhe Nothwendigkeit bedingt 
und nur jo weit, ala dieſe Nothwendigkeit reicht, gerechtfertigt. 

Man war bisher darüber einig, daß offene, nicht vertheibigte 
Städte nicht bombardirt werden dürfen, wohl aber feite Plätze und Städte, 
welche dem Heere den Durchmarſch oder die Beſetzung ftreitig machen, oder 
fonjt bei dem Kampfe betheiligt ericheinen. In dieſer Hinficht find mehrere 
Beihmerden zur Sprade gefommen, 

Borerft zwei deutſche Beichwerden gegen die franzöfifche Krieg: 
führung: 

a. über die Beichießung von Saarbrüden (St. Johann) 6. Auguft 


1870, als einer offenen Stadt (Proteft des Grafen Bismarck); 
b. über die Beſchießung von Kehl zu Ende Auguft EBroteft des 


Generals v. Werder). 
Indeſſen die anfänglichen Berichte über das Bombarbement von Saar: 


brüden erwiefen ſich als ſehr übertrieben und großentheils falſch. Die Be 


ſchießung beichräntte ſich vorzugsmweife auf den Bahnhof, deſſen Bedeutung 
für die militäriſchen Operationen dieſelbe erklärte. 


Bedenkliher war die Beſchießung von Kehl, und ſoweit fie unnöthig 


war, auch ungerechtfertigt. Bon Seite der frangöfifchen Kriegsführung ließ 


fi dafür anführen, daß bei Kehl und Hinter Kehl Badiſche Batterien gegen 


Straßburg errichtet waren und Kehl dem Angriffe zum Stübpunft diente. 


Biel zahlreicher find die franzöfifhen Beſchwerden über die deutſche 
Bombardirung von franzöfiihen Städten. Diele Städte (Straßburg, Pfalz⸗ 
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burg, Toul, Verdun, Bars u. |. f.) waren freilich. nicht offene, d. 5. umver: 
tbeidigte, jondern befeftigte Städte, um deren Beſitz zwiſchen ben beiden feind: 
lien Armeen geftritten wurde lm jo eher ließ ſich ‚die Beſchießung mit der 
militarijchen Nothwendigkeit begründen, Die Uebergabe der Städte zu erzwingen: 
Tas bisherige Völkerrecht unterjagte in ſolchen Fällen auch Diele äußerſte Gewalt: 
anzendung nicht und die Hartnädigkeit des Widerjtandes reizte dazu. Es läßt 
th aber ſchwerlich läugnen, daß die bisherige Unterfcheidung: des Völkerrechts 
noch roh und geeignet iſt, andy unnöthige Grauſamkeit zu entichuldigen und 
daß die auch im letzten Kriege geübte Kriegspraris noch an die Wildheit 
wüherer Kriege erinnert und feinen Fortſchritt der Civilifation gemacht hat. 

Es ijt nicht etwa ein Berlangen einer mweichlichen Sentimentalität, welche 
u dem Ernſte eines Völferfrieges nicht: paßt, jondern eine Forderung der 
Menſchlichkeit und des natürlihen Rechts, daß die jriedligen Bewohner 
möglihit geichent. und nur die bewehrten Yeinde befämpft werden jollen. 
Die ganze humane Entwidelung des modernen Kriegsrechts beruht auf dem 
Grundgedanken, der Krieg jei ein Streit der Staaten und nicht ein Kampf 
der Dürger, und Verwundung, Töbtung, Eigenthumszerſtörung ſeien auch gegen 
den Feind nicht nach Willfür und Laune, jondern nur nad) militäriidher Noth: 
wendigfeit zu üben. Daneben it zuzugeben, daß im Einzelnen Vieles den Erz 
meſſen der Heerführer überlafien und ſelbſt dem Fifer und der Keidenichaft 
der Iruppen nachgejehen werben muß, was bei kalter verjtändiger Prüfung 
nicht gutzuheitzen iſt. Die jtrenge Durchführung jenes wichtigen Prinzips 
wurd daher nicht möglich, und man muß fich hier und da einige Schädigung 
deſſelben gefallen laſſen. Aber die Richtung im Großen, in der allgemeinen 
Anordnung und in dem Verfahren der Heere ift dennoch in jenem Geijte zu 
beitimmen. 

Beſonders ſchwierig iſt die Anwendung jenes Prinzips auf große Städte, 
welhe zugleich bejeitigt worden jind. Die enge Berbindung von Stadt und 
Feſtung und des friedlichen Bürgerlebens mit der militäriichen Bedeutung des 
Pages macht eine ſcharfe Trennung der beiden Intereſſen und Rückfichten 
geradezu unmöglid, Wird die Feſtung angegriffen, jo fann die Stadt nicht 
callig geichont werden, und würde die Stabt vollftändig geſchont, fo könnte 
de Feſtung nicht gewonnen werden. Am eheiten noch ift die Untericheidung 
durchjührbar, wenn die Stadt mit vorgeichobenen Forts umgeben ijt; denn in 
dieſem Fall kann der Angriff auf die Forts vorausgehen, und nad} der Eroberung 
xt Forts die Stadt wieder ala offene Stadt behandelt werben; obwohl aud 
x jener Einrichtung die Forts von der Stadt aus vielfältig unterjtüßt werden 
und die Einnahme der Forts theilmeife durch Abjchneiden dieſer Verbindung 
‚der duch Beſetzung von Staditheilen bedingt oder vorbereitet wird. Ganz 
unmöglich iſt der getrennte Angriff aber, wenn die Stadt jelber zur Feſtung 
gemacht worden ii. Dann wird die Stadt, weil jie befeitigt iſt und ver- 
idigt wird, unvermeidlich dem Angriffe ausgeſetzt. Die Logik der natürlichen 
erhälmifje und des Rechts verbietet freilich auch in diejem alle, eine große 
Ziadi als eine bloße Zubehörde der Befeftigumg zu betrachten und ihr Schidjal 
unbedingt von dem Schickſal der Feſtung abhängig zu machen, aber die that- 
shlihe Verbindung von Stadt und Feſtung und die militärische Nothmwendig- 
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keit verwickeln trotzdem bie friedliche Bewohnerſchaft der Stadt vielfältig in 
die Gefahren und Leiden der Vertheidiger einer Feſtung. 

Es wird um ſo nöthiger, den ſchweren Conflikt zwiſchen Menſchlichkeit 
und Kriegsbedürfniß zu löſen, als die Befeſtigung großer Städte unentbehrlicher 
als früher erſcheint. Die großen Städte find als Centren des Handelsver 
kehrs meiſtens zugleich auch Mittelpunkte des Eiſenbahnnetzes. An die eiſernen 
Schienen iſt aber zugleich die Bewegung des Handels und des Verkehrs und 
die Verpflegung und Sicherheit der Heere gebunden. Tür die heutige Kriege: 
führung ift daher ber Befik dieſer großen Eifenbahnftationen entfcheidend, und 
es muß ſowohl der Angriff ala die Vertheibigung fich darnach richten. Da 
reicht offenbar die alte militärifche Regel: „Offene Städte, die nicht vertheidigt 
werden, dürfen nicht beichoffen, Feitungen aber bürfen jeder Zeit bombarbirt 
werden,“ nicht mehr aus. Das humanere Rechtöprinzip des heutigen Völter: 
rechts, welches zwifchen bemwehrten Kriegern und frieblihen Bürgern beftändig 
unterfcheidet, nöthigt zu mweitern Unterfcheidungen und zu einer angemefleneren 
Beſchränkung bes zweiten Satzes: Wo Stadt und Feftung verbunden find, if, 
wenn die Beſchießung nothwendig wird, dieſe vorzugsweiſe auf die Feſtungs⸗ 
werke und Vorwerke (die Mauern und Thore der Stadt natürlich inbegene) 
und deren Zugänge zu richten, die inneren Stabttheile dagegen, db. h. die 
Wohnfige der friedlichen Bürger, find möglichſt zu verſchonen. 

Zumweilen wird eine unterjchieds: und rüdfichtslofe Befchießung einer 
ganzen befeitigten Stadt damit entfchuldigt, daß dadurch die frieblichen Bürger | 
bewogen werben, die feindliche Beſatzung zur Uebergabe zu nöthigen. Indeſſen 
nur unter ſehr ſeltenen Umſtänden wird dieſes Motiv irgend wie anwendbar 
fein. In der Regel erfcheint es zugleich als militärifh und rechtlid ung: 
läffig und als unwirkſam. Wenn es den Bürgetn zur Pflicht gemacht wird ſich 
jeder ungeordneten Theilnahme an ben militärijchen Kämpfen zu enthalten, ob: 
wohl die Vertheidigung ihres Vaterlandes aud im Intereſſe und unter Um: 
ftänden die Pflicht der Bürger ift, fo kann und darf man biefelben nicht auf: 
fordern und anhalten, gegen ihre eigenen vaterländiſchen Truppen Gewalt und 
Zwang zu üben. Eine derartige moralifche Preffion wäre durchaus immoraliid. | 

Ueberdem ijt fie, wie die Erfahrung zeigt, meiftens auch machtlos. Sie 
erbittert wohl und reizt zum Haß und zur Rache, aber fie enticheidet nic, 
und der Befehlshaber der Befatungstruppen unterdrüdt und beftraft wohl die 
Auflehnung der Bürger, aber er ergibt fi) nicht im Widerſpruch mit jeiner 
militärifchen Macht und Pflicht ihrem Drängen. 

Ich maße mir nicht an, zu beurtheilen, ob die deutſche Kriegsführung 
jeder Zeit in dieſer Hinficht fich innerhalb der Grenze der militärifchen Notb: 
wendigfeit gehalten oder dieſelbe gelegentlich überjchritten habe. Um jicher zu ur: 
tbeilen, müßten erjt die Thatfachen klarer feftgeftellt fein und müßte man bie 
Erwägungen kennen, welche zu ben zahlreichen Beſchießungen der befeitigten 
Städte geführt haben. Aber der allgemeine Eindrud, daß diefer Krieg cher 
Beiſpiele für bie bergebrachte Härte der Kriegsfchreden geliefert ala eine hu: 
manere Praris neu eingeführt habe, ift nicht zu läugnen. Insbeſondere zeigten 
die Belagerung von Straßburg und die Zerftörung de Mufeums, der pro: 
teitantifchen Kirche, des Seminars und der Bibliothek und vieler Privat: 
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wohnungen inmitten der Stadt, wie ſchwer es noch ijt, die richtige Linie genau 
einzuhalten. Es war auch ein Glück für den Nachruhm der deutichen Waffen, 
dab dad Bombarbement der Stadt Paris erſt jpät unternommen wurde!) und 
verhältnigmäßig geringe Opfer erforderte, daß die franzöfiiche Armee von Ber: 
jailles bald nachher größere Berheerungen in ber eigenen Hauptſtadt durch 
ir Bombardement verurfachte, und dab der Wahnfinn der Parifer Kommune 
beive Schädigungen vollends durch das Entjegen ihrer Mordbrennereien in 
den Schatten ftellte. Alle diefe Erfahrungen aber befunden den terroriftiichen 
und leidenfchaftlicden Grundcharafter unſers Zeitalters, welcher der künftigen 
Menſchheit vermuthlich einen ähnlichen Eindruck zurüdlafien wird, wie der 
hreißigjährige Krieg den folgenden Geſchlechtern erjchienen ift. Wer in folder 
Zat feine Stimme für die Humanität erhebt, muß darauf gefaßt fein, miß- 
veritanden und von den einen mißbilligt, von den andern bebauert zu werben. 

As einen Zug edler Menſchlichkeit erwähnen wir die Entlaſſung flüch⸗ 
üger Weiber und Kinder aus der belagerten Stadt Straßburg. Diefelbe 
wurde auf die Anregung der neutralen Schweiz von dem deutſcheu Kommando 
gewährt, obgleich daraus für die belagernden Truppen mancherlei Beläftigungen 
und Müben entiprangen und nicht jeder Mißbrauch jener Bewilligung zu 
vermeiden war. Diefe Uebel werden aber durch die menichlihe Rückſicht auf 
die ſchuldloſe und wehrlofe Bevölkerung reichlich vergütet. 

Bei Gelegenheit der Belagerung. und ber Beſchießung von Paris fand 
ane diplomatifche Eorrefpondenz ſtatt zwiichen den in Paris gebliebenen Ber: 
tretern neutraler Staaten und dem Grafen v. Bismard, ala dem Bertreter 
der beutichen Politit in dem Hauptquartier zu Verſailles (Depeichen von 13., 
li. und 28. Januar 1871). Jene Diplomaten, an deren Spike der eid— 
genöifiihe Gefandte Dr. Kern und der nordamerifanifche Gejandte Waſhburne 
Randen, hatten verlangt, daß ihren Landsleuten Gelegenheit gegeben werde, ſich 
und ihr Eigenthum mährend der Belagerung in Sicherheit zu bringen. “Diejes 
Verlangen wurde abgelehnt. Die Depeiche des Grafen v. Biömard be: 
mertt darüber: „Die ungewöhnliche, i in der neueren Geſchichte einzig daſtehende 
Maßregel, die Hauptſtadt eines großen Landes in eine Feſtung und ihre Um⸗ 
gebung mit faſt 3 Millionen Bewohnern in ein verſchanztes Lager zu ver⸗ 
wandeln, Hat allerdings für die letzteren ungewöhnliche und jehr bedauern: 
werthe Zuftände zur Folge gehabt. Diefelben find von denen zu verant: 
worten, welche die Hauptſtadt und ihre Umgebung zur Feſtung und zum 
-clachtjeld gemacht haben, in jeder Feſtung aber von denen zu tragen, welche 
m einer ſolchen freiwillig ihren Wohnſitz nehmen und im Kriege beibehalten. 
Paris ift Die wichtigfle Feſtung des Landes und Frankreich hat in berfelben 
iiine Hauptheere gefammelt, diefe greifen aus ihrer feiten Stellung inmitten 
der Bevölterung von Paris durch Ausfälle und Geichüßfeuer die deutſchen 
Here an. Angefichts diefer Thatſachen kann den deutichen Heerführern nicht 
iugemuthet werben, auf den Angriff der Feſtung Paris zu verzichten oder den: 
elben in einer Weile zu führen, welche mit dem Zwecke jeder Belagerung 
unperträglich iſt.“ 


1) Bgl. über die peihiekung von Paris bie vortrefflide Ausführung bei 
„eequemgnd Bev. Int. II. p 


284 IX. Nölferrechtliche Betrachtungen über ben franzöfijch-beutfchen Krieg. 


»Zugleich wurde darauf’ hingewieſen, daß von beuffcjer Selte ſchon am 
28. September und 4. und 28. Oktober 1870 die Geſandten und bie Neutralen 
bavor gemarnt worden feien, ſich länger in der Feſtung aufzuhalten Den 
Mitgliedern des biplomatifchen Körpers wurde aus Müdficht auf die „inter: 
nationale Courtoifle”, die Ermächtigung, Paris zu verlaffen, auch jebt noch 
geftattet, für die neufralen Landsleute derfelben ‚aber die Uebergabe von Pari 
als die einzige Möglichkeit den Gefahren des Krieges zu entgehen, in Aus: 
fiht geftellt. Für das Recht der Kriegführenden, im äußeriten Rothfall eine 
Stadt durch Brandfugeln zu zerflören, wenn ihr Veſitz zur Beendigung de 
Krieges unentbehrlich und auf anderem Wege nicht zu erhalten fei, bezog ſich 
die Depefche auf die Nutorität von Vattel. Aber damit wurde Die Verſicherung 
verbunden, daß die Abficht der deutichen Truppen nicht fei, Paris zu zerftören, 
jondern nur die, die feſte centrale Stellung der ftanzöffichen Armeen bafelbit 
unhaltbar zu: machen. oo 

Die unerbittlide Härte diejer Antwort widerlegt den Vorwurf einer Ber: 
letung des hergebrachten Kriegs: und Völkerrechts und weift die Verant⸗ 
mortlichfeit für die Leiden und die Gefahren aud der Neutralen und der 
unftriegeriihen Bevölferung von dem Belagerer ab und auf Die über, melde 
die Hauptitadt zur Feltung gemacht und als Wohnfib gewählt und beibehalten 
haben. Sie beftreitet auch nicht die allgemeine Pflicht der civiliſirten Kriege 
führung, die Privaten und ihr Eigenthum möglichſt zu fchonen. Aber indem 
fie fich lediglich auf bie mifitärifche Nothwendigkeit beruft, ohne die Grenzen 
derfelben zu bezeichnen und den Unterfchied zwiichen Feſtungswerken und wehr: 
lofer Stadt überall nicht beachtet, jondern die ganze: weite Hauptitadt Lediglich 
als Feſtung und Waffenplatz betrachtet, befriedigt fle die nicht, denen eine 
rückſichtsvollere Praxis ein Erforderniß der fortichreitenden Civiliſation zu ſein 


fcheint. Die Replik der Diplomaten deutet daher nicht ohne Grund an, da | 


fie feineswegs das Recht zum Bombardement einer befeftigten Stadt im äußerſten 
Fall beftritten haben, wohl aber behaupten, daß die moderne Entwickelung des 
Völkerrechts eine vorherige Anzeige des Bombardements erfordere 1), offenbar 
zu dem Zwecke, daß die friedlichen Bewohner fi vor der Gefahr. deffelben 
bergen fönnen. Sie bedauerte, „daß die deutichen Militärbehörden fich nicht 
entichließen Tonnten, die Bebürfniffe des Krieges in Einklang zu bringen mit 
dem Wunfche, die Leiden der Civilbevölkerung jeglicher in Paris miedergelafjenen 
Nationalität zu mildern”, 

Sin Antrag auf Verbefferung des Völkerrechts in dieſer Beziehung hei 
zur Zeit feine Ausſicht auf Erfolg. Das Bedürfniß dazu wird wohl von den 
Betroffenen empfunden und von manchen friedlich und human gefinnten Geiftern 
erfannt, aber feinesiwegd von den Führern der Heere und den Mächtigen der 
Erde gebilligt. | 


1) Der franzöfiihe Minifter Rules Favre hatte am 27. September im Namen 
des in Paris anmejenden diplomatischen Körpers verlangt „d'ötre prevenun en cas. 
de bombardement et mis à m&me de s’eloigner de la ville“, aber am 8. Cap 
tember die ablehnende Antwort von Graf Bismard erhalten, „daß militäriiche Rüd- 
ſichten verbieten, über bie Zeit und die Art bes beporitehenden Angriffs auf bie 
Feſtung Paris Mittheilungen zu machen. (Staatsanz. vom 3. October.) 
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3) Verwendung afrilanifcher Truppen in einem europäifgen Kriege. 


Eine civilifirte Kriegsführung, wie fie durch das moderne Völkerrecht 
vorauögejegt und gefordert wird, ijt nur dann gefihert, wenn die Truppen 
aus civilijirten Menſchen gebildet find. Wilde, welche die Kriegsſitte civi- 
Iiirter Völker weder kennen noch beachten, dürfen daher nicht verwendet werden. 
Tie im franzöfifchen Heere verwendeten Turfos find nun zwar feine Wilde, 
aber jie gehören doh Nationalitäten an, denen die europäiſche Kultur fremd 
it und welde von manchen Grundbedingungen unfrer Civilifation, wie ins: 
beiondere der perjönlihen Ehre, der Achtung und Schonung der rauen, der 
Ziherheit des Eigenthums fein rechtes Verſtändniß haben. Wenn es aud 
darunter viele Kindlihe Gemüther und gutmüthige Vurjche geben mag, fo iſt 
doch, ihre Unwiſſenheit und Roheit ſo groß, daß die Franzoſen ſelber genöthigt 
waren, im eignen Lande dieſe Truppen von dem Verkehre mit der europäiſchen 
Teoölferung abzujondern. Um fo gefährliher wird es, ſolche barbariſchen 
Schaaren gegen eine civilifirte Nation als Feinde Toszulaffen. Die unver: 
meidlihen Yeiden und Uebel des Krieges werden jo erheblich gejteigert und 
der avililirte Krieg durch barbarifhe Webung befledt. Die militäriihe Dis: 
ciplin bietet bier nicht genügende Garantien dafür, daß jolhe Leute die Schranken 
eines Rechts beachten, das ihnen ‚fremd iſt und. welchem ihre Sitten wider: 
ſprechen. 

Es ſollte daher die völkerrechtliche Regel neu ausgeſprochen und bekräftigt 
werden: „Die Verwendung von Wilden oder von ſolchen Truppen, welche für 
die europäiſche Sitte und das civiliſirte Kriegsrecht weder Verſtändniß noch 
Adtung haben, iſt mit einer civiliſirten Kriegsführung nicht verträglih." Es 
war das eine angemejjene Erweiterung des Rechtsſatzes 559 in meinem 
Todernen Bölferredit. 


4) Verwendung von Fremden im Kriege. 


Als manche fremde Freiwillige dem franzöfiichen Heere zuliefen, wie vor⸗ 
züglich die Garibaldi folgenden Italiener, meinten wohl einzelne übereifrige 
<ümmen in der deutſchen Preſſe, die deutſchen Heerführer ſeien berechtigt, 
hie Reislaufer ale Verbrecher zu behandeln. Sie beriefen ſich darauf, daß 
dieſelben bei dem franzöſiſchen Kriege weder Durch die Pflichten der Staats- 
und Voltsgenaſſenſchaft noch durch die Intereſſen ihres Landes betheiligt ſeien. 
<o viel ih weiß, bat jedoch kein deutſcher Befehlshaber dieſe Meinung gut- 
scheigen. Dieſelbe iſt auch mit der hergebrachten europäiſchen Kriegsſitte 
ebenio im Widerſpruch mie mit dem natürlichen Rechte. Von jeher haben 
die eurepäiidden ‚Staaten in ihren Kriegen ſich auch fremder Söldner. neben 
den eigenen Bürgern bedient und. jeder Staat hat auch ein natürliches Recht, 
von überaliger Mannſchaft herbei zu rufen, zur Vertheibigung feiner Exiſtenz 
und jeiner Wohliahrt. Der. Staat übt daher jein Recht aus, wenn. er fremde 
Kregsieute, jei es um Sold anmirbt, jei es ohne Sold als Freiwillige 
nem Heere einfügt, Unzweifelhaft machen fi) ſolche Reislaufer ihrem Heimath- 
"öate gegenüber eines Vergehens jchuldig, wenn fie gegen das heimiſche Berbot 
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an fremder Kriegsführung Theil nehmen. Aber da fie im Dienite einer 
friegführenden Macht und diejer gegenüber mit Recht kämpfen, fo werden 
fie au) von ihrer Autorität gededt und find gegenüber dein feindlichen 
Staate nicht als Verbrecher, fondern als Feinde zu behandeln. - 

Wenn dagegen einzelne Fremde, als bloße Liebhaber des Krieges und 
gleihfam als Menſchenjäger auf eigene Fauſt fi an Die Truppen an: 
ichließen, ohne zu denſelben zu gehören, oder gar jelbitftändig eine frieg 
führende Partei mitbefämpfen, aljo nicht als Theil eines Heereskörpers und 
nicht mit ftaatlicher (oder ftaatenähnlicher) Autorität, dann verfallen diejeiben 
dem Strafrecht. Werden fie gefangen, fo ift der feindliche Befehlshaber nicht 
verpflichtet, fie als Friegsgefangene Feinde zu behandeln, er kann jie als 
ſchwere und gefährliche Verbrecher und Räuber mit dem Tode beitrafen. 


d. Freiſchützen (franc-tireurs). 


Die ſchwierige Trage, ob und unter welchen Bedingungen Freiſchaaren, 
welche ſich vorzugsweiſe an dem Fleinen Kriege betheiligen, als Feinde zu 
behandeln jeien, ift früher in einer eigenen Schrift „Guerilla Parties‘ von 
dem amerifanijhen Profeſſor Franz Lieber erörtert (Nem:Hort 1862) und 
nun wieder in einer befonderen Abhandlung von dem englilchen Rechtsgelehrtn 
H. R. Droop (London 1871) und von Rolin: Jaequemyns in dem oben 
erwähnten Aufſatz beſprochen morden. 

Die beiden entgegengejegten Grenzen, innerhalb welcher jich erſt die 
Zweifel erheben, find klar und werden heute ziemlich allgemein anerkannt: 

1) Jeder Staat ift berechtigt, zum Behuf der Yandesvertheidigung gegn | 
eine feindliche Invaſion, nicht bloß das jtehende Heer, die Reſerve und die 
Landwehr zu verwenden, jondern überdem die Kriegshülfe von Freiwilligen 
zu benugen und jelbft den Landiturın aufzurufen, und die Bewohner, welde | 
diefem Rufe folgend, fi an den Kämpfen betheiligen, begehen dadurch Fein 
Bergehen, jondern üben eine patriotiihe Pfliht aus. Sie jind daher 
nit als Verbrecher, ſondern ala Feinde zu behandeln. 
| 2) Wenn einzelne Bürger fih abmechjelnd als friedlihe Bewohner 
darftellen und hinwieder Miſſethaten gegen die feindlihen Truppen verüben, 
indem fie binterrüds Nachzügler überfallen oder Soldaten im Quartier ermorden 
oder die TFelbpoiten abfangen und Transporte wegnehmen oder zerftören, 
Eifenbahnfhienen aufreißen, Brüden zerftören, Brand und Raub üben, io 
find diejelben ala Verbrecher zu beftrafen und haben feinen Anſpruch daraul, 
als Kriegsgefangene geſchont zu merden. 

Der Eleine Krieg (Gherilla), der neben dem großen durch die Heeres: 
maffen geführten Kriege einher geht, ift feiner Natur nad, ſchwerer in den 
Schranten des Kriegsrechts und des georbneten Kampfes zu halten. Er läpt 
der individuellen Unternehmungslujt, Willfür und Xeidenfchaft einen freieren 
Spielraum. Er geht daher leichter in Räuberei über und in unerlaubte Ge: 
waltthat. Er erzeugt, mit ber Unficherheit, die er hervor bringt, mehr Gr: 
bitterung, Zorn, Rache der bebrohten Truppen und reizt zu graujamen Re: 
preffalien. Daher wird e8 hier nicht leicht, im einzelnen Fall zu unterfcheiden, 











Die Kriegführung. 287 


ob die Freiſchaaren, die ſich bei dem kleinen Kriege betheiligen, Feinde oder 
Miſſethäter ſind. 

Die einzelnen Merkmale, welche in Betracht kommen, ſind: 

Die allgemeine Autoriſation des Staats iſt nicht für ſich ent- 
ſcheidend, denn der Staat kann nicht durch feine Gutheißung alle, auch die 
von dem Völkerrecht und der Kriegsſitte verurtheilten Miſſethäter rechtfertigen 
oder deden. Der Feind iſt berechtigt, fogar Soldaten des ftehenben Heeres 
ala Miſſethäter zu beitrafen, wenn dieſe Handlungen begehen, die nach völfer: 
thtlihem Kriegsgebrauch verpönt find, wie 3. B. die Spionage in civiler 
Lertleidung und bie Verrätherei. 

b. Auch der Mangel einer ſtaatlichen Autoriſation iſt nicht für 
ſich allein entſcheidend. Allerdings bat die frühere härtere Kriegsſitte zuweilen 
wohlgeordnete Freiſchaaren, die für ihr Vaterland kämpften, deßhalb dem mili⸗ 
taitiſchen Strafgerichte überliefert, weil fie feine ausdrückliche Ermächtigung ihrer 
Smatsregierung bejaßen. So wurden die Tyroler unter Andreas Hofer und 
die norddeutſchen Freiihaaren unter Major von Schill und die Guerilleros 
in Spanien von Napoleon I. wie Räuber und nicht ala Soldaten behandelt. 
Aber damals ſchon reagirte die öffentlihe Meinung dagegen. Seither iſt die 
Kriegsübung milder geworden. In dem Nordamerikanifchen und in ben 
Schweizeriichen Bürgerfriegen wurden auch nicht autorifirte Freiſchaaren, 
welche als politifche und militärisch geordnete Macht ſich an dem Stampfe be: 
thaligten, wie Kriegsgefangene behandelt und ebenjo wiederholt in der ita- 
lieniſchen Kriegsgeichichte der neuern Zeit. Indeſſen diefe immerhin noch nicht 
unzweifelhafte Ausdehnung des Begriffs Kriegspartei fam in dem letzten 
Kriege nicht zur Anwendung, weil die franzöfiiche Regierung bereit war, ihre 
Autorilation im meiteiten Umfang zu ertheilen. (Bgl. Bluntſchli, Mod. Völker: 
rcht F 512, Note 21, $ 570 — 572.) Uebrigens verlangte die Prokla⸗ 
mation des Oberbefehlshabers (Pr. St. A. v. 1. Sept.)jogar eine Autorijation 
ir den einzelnen Dann: „Jeder Gefangene, der als Kriegögefangener he: 
bandelt jein will, bat über jeine Eigenſchaft ala franzoͤſiſcher Soldat durch 
eine von der gefelichen Behörde erlaſſene und an ſeine Perſon gerichtete 
Irdre den Nachweis zu führen, daß er zur Fahne einberufen und in bie 
riſten eines durch die franzöfiiche Negierung militäriſch eingerichteten Corps ein: 
getragen ift. “ 

c. Jedenfalls it die äußere Erkennbarkeit des militäriihen Cha- 
safters eine unerläßliche Bedingung des militairiſchen Charakters der Streiter. 
Venn dieſelben in großen Maſſen kämpfen, wie das bei dem Aufgebote 
des Landſturms der Fall ift, jo wird ihre Eriegerijche Eigenſchaft ſchon aus 
kr maſſenhaften Erſcheinung Mar ſein und es wird einer ſoldatiſchen Uni: 
'ırm zu dieſem Zwecke nicht bedürfen. Wollte man auch da Uniformirung 
ordern, jo würde man Unmögliches fordern und die PVertheidigung eines 
andes an eine Bedingung knüpfen, welche große Volkskräfte verhindern würde, 
ihte vaterländiiche Pflicht zu erfüllen. Die Uniformen find zunächſt aus Gründen 
xt Taktik und ber Disciplin bei den Heeren eingeführt worden. Daß Recht 
nd die Pflicht der Tandesvertheidigung darf im Großen nicht von dem Schnitt 
und der Farbe der Kleider abhängig gemacht werden. 
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Aber: anders ift es, wenn nicht in kriegeriſchen Mafien, ſondern in kleinen 
Schaaren gelämpft wird, oder gar durch Einzelne feindfelige Handlungen 
verübt werden. Da ft es dem Heere ganz unmöglich, zwiſchen dem friedlichen 
Bürger und dem feindlichen Krieger und beziehungsweiſe zwiſchen biefem und 
dem Räuber und Wegelagerer zu wunterjcheiden, wenn nicht Die Eigenſchaft 
des Kriegsmanns fofort durch äußerlich ertennbare Abzeichen fichtbar wird: 

Ueber die Anerfennung dieſes Merkmals hat fich ſchon im Auguſt ein 
Streit erhoben zwiſchen ‚den friegführenden Mächten. Graf Bismard lieh 
ber franzöfiichen Regierung durch den amerifaniichen Geſandten eröffnen, daß 
die deutichen Truppen nur folde Kämpfer, „welche auf Flintenſchußweite als 
Soldaten erfaunt werben, als folche betrachten und behandeln werben !). Dazu 
aber reiche die blaue Blouje, die Nutionaltracht der franzöſiſchen Bauern, nicht 
aus, auch nicht, wenn fie am Arm ein rothes Kreuz; tragen, das man von 
weitem nicht bemerte und das überbem jeden Augenblid angelegt und entiemt 
werden könne, jo daß es den deutichen Truppen unmöglich werde, zwiſchen 
Bauern und Kriegern zu unterſcheiden.“ 

Der franzöfiiche Kriegsminifter behauptete im Gegentheil: „Sowohl die 
„Garde nationale mobile“ als die „franc-tireurs“, welche derſelben durch 
ihre Organiſation fi) anjchließen, ftellen eine geordnete Kriegsmacht bar, kraft 
des franzöjiihen Geſetzes, und ihre Tracht, die blaue Blouſe mit rother Ver: 
zierung und insbeſondere dem Käppi, könne in gutem Glauben nicht mit vr 
Kleidung. der Bauern verwechſelt werden“. 

Im Grunde gibt diefe Antwort das Erfordermig einer erkennbaren 
Tracht zu und beitreitet nur den angeblichen Mangel derjelben auf Sex 
der Franctireurs. Dadurch hört der Streit anf, ein Streit über eine Redtk: 
frage zu jein und wird zum Streit über eine That: und Bemweisfragt, 
die jelbjtverftändfih in gutem Glauben entichieden werden muß. Der Unter: 
ſchied muß Elar ſein und zwar, wie die deutſchen Kundmachungen es richtig 
bezeichneten: „die militairiihe Eigenſchaft muß dem bloßen Auge auf Flinten⸗ 
ſchußweite durch militairiiche Abzeihen und Uniform jichtbar und ertennbar 
ſein.“ Es ift möglich, daß dazu auch die blaue Blouje ‚genügt, aber nur, 
wenn jie deutlich und dauernd durch weithin fichtbare Zeichen (3. DB. rotbe 
Aufichläge, Käppi, Armbänder und dal.) als Uniform von der Bauergtradi 
leicht zu unterjcheiden tft, nicht aber, wenn die Unterfchiede möglichſt verwiſcht 
und verbedt werden. Det diejer Auffaffung ſtimmen aud die beiden neu: 
tralen Rechtsgelehrten Rolin-Jaequemyns und Droop überein. es 
terer formulirt die Bedingung jo (S. 720): „All combatants intended to 
act singly or in small parties must have a permanent distincetive uni- 
form, but this is not imdispensable for troops acting together im large 
bodies.“ Indem Erfterer ausnahmsweiſe die „levee en masse‘ oder ben 

Landſturm von der Nothwendigteit der Uniform dispenfirt, fügt er die Be 
ichränfung bei: „lorsqu’il rösultera des circonstances que l’absence d’uni- 
forme n’est pas un moyen dont ils se servent pour faire une guerre 
deloyale.“ Früher jchon hatte %. Lieber (Guerill Parties $ 15) den 


1) Vgl. die Proflamation des Oberfelbheren im Br. St. A. vom 1. Sept. 
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Mangel einer Uniform als ein Merkmal bezeichnet, an dem ftrafbare frei: 
beuter in vielen Fällen zu erfennen jeien, aber zugleich aufmerkſam gemacht, 
dag diejed Merkmal nicht immer enticheide, indem der Landſturm auch ohne 
Uniform kämpfe und zumeilen fogar für regelmäßige Soldaten es eine Zeit 
lang an den nöthigen Uniformen fehlen Fönne. 

d. Nicht minder wichtig ift das Erfordernig militairifher Ordnung 
und Unterordnung unter Officiere, die ſelber wieder dem Sheeresbefehl 
untergeordnet find. Nur unter diejer Vorausſetzung gehören die Schaaren . 
der Freiwilligen zu der Heeresmacht des Feindes und nur unter ihr ift Die 
militairiſche Disciplin und Zucht einigermaßen geſichert. Fehlt es daran, ſo 
in die Gefahr einer ungeordneten wilden Gewaltübung, welche ſich außerhalb 
der militãriſchen Sitte bewegt, ſo groß, daß man alle Urſache hat, ungeordnete 
Tchaaren nicht wie Truppen zu betrachten, ſondern eher als gefährliche Miſſe⸗ 
thäter, 

e. Endlich ift zu verlangen, daß die Freiſchaaren auch ihrerjeits das 
Kriegsredht und die gute Kriegsjitte beachten, und nicht etwa Graufam: 
tet und Rohheit üben. Wenn fie diefer Forderung entgegenhandeln, fo ver: 
ern fie auch die Ausjicht auf die Schonung, welche das Kriegsrecht den 
teindlihen Kriegsleuten, nicht aber den Räubern gewährt. 

Nah diefen Grunbjägen ift in der Negel auch in dem lebten Kriege 
verfahren worden. In einzelnen Ausnahmefällen mag mohl die Erbitterung 
der Truppen, welche durch mancherlei verrätheriiche Handlungen und Miffethaten 
enzelner Franctireurs gereizt waren, gelegentlich zu ſchonungsloſer Tödtung 
von jolhen Leuten geführt haben. Aber im Großen und Ganzen wurden bie 
rtanctireurs, felbft in Bloufen, wenn fie gefangen wurden, wie die Soldaten 
xt Garde mobile und der Linie als Kriegsgefangene behandelt. Die Be: 
theiligung als Franctireur im Krieg war, nad dem Ausdrud des Generals 
von Werder „Leine jchimpfliche Handlung” Vielmehr kam es bei der Beur: 
cheilung Einzelner lediglich auf das perfönlihe Verhalten berfelben und ber 
teionderen Corps an, denen jie angehörten. (Brief deflelben vom 4. Juni 1871.) 


5) Verbot und Unterdrüdung von Handlungen, welde die 
Sicherheit der Truppen gefährden oder verlegen. 


In dem franzöfifhen Senat und in der franzöjiichen Preſſe wurden 
beinige Beſchwerden über eine Kundmachung des Oberbefehlshabers der deutſchen 
Ame (Preuß. Staatsanzeiger vom 16. und 19. Auguſt 1871 und vom 
. Sept.) erhoben, welche in dem beſetzten Gebiete die Nichtſoldaten, die dem 
xönde als Spione dienen, als Wegeführer die deutſchen Truppen irre führen, 
de Angehörigen der Truppen töbten, verwunden oder berauben, die Brüden 
2d Kanäle zeritören, bie Telegraphen und Eifenbahnen verlegen, die Wege 
-angbar machen, die Munitionen, Vorräthe und Quartiere der Truppen in 
<tand jeden, mit der Todesſtrafe Eraft kriegsrichterlichen Spruches bedroht. 
der Senator und Aſtronom Leverrier rief aus: „Das iſt nicht mehr ein 
»eimäßiger Krieg, fondern ein Krieg der Wilden”. Mit Recht macht Rolin 
equemyna Darauf aufmerkjam, daß diefe Drohungen durch die Gefährlichkeit 

19 


». Holgendorff, Jahrbuch I. 
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folder Handlungen für die Truppen gerechtfertigt werden und dem biäherigen 
Bölferrecht ganz gemäß ſeien. (Amerik. Kriegsartifel von 1863 66 85. 86. 
88. 95. 96. Bluntichli, Mod. Völkerreht SS 628. 636. 640. 641. 643.) 
Er tadelt aber mit Recht an.der deutichen Kundmachung, daß fie nur bie 
Todesſtrafe drohe, die nach Umftänden zu Hart fei und nicht immer durch die 
militairiſche Nothwendigkeit gerechtfertigt werde. Immerhin ijt zu beadten, 
dag ſowohl die amerifanifchen Kriegsartifel ala das citirte Völkerrechtsbuch die 
Todesſtrafe nur als eine anmwendbare in ſchweren Fällen, nicht als eine 
nothwendige in allen Fällen vorjchreiben. Wird die Todesftrafe die einzig 
zuläflige, jo wird das Kriegägericht in die bedenkliche Alternative verfekt, ent: 
weder diefe höchjte Strafe aud) dann zu verhängen, wenn “mildernde Umſtände die: 
felbe als zu Hart und graufam erjcheinen lafjen, oder den Angeichuldigten 
freizufprehen, obwohl er nicht frei von Schuld iſt. Beides aber entipridt 
nicht der Gerechtigkeit. 

Eine zweite Weberijpannung der Kriegshärte findet Rolin-Jaequemyns 

in folgender Androhung der Verordnung: „Die Gemeinden, denen die Schul: 

digen angehören, fowie diejenigen, in deren Gebiet das Verbrechen begangen 

worden ift, werben jede zu einer Strafe verurtheilt, welche der Höhe ihres | 
jährlichen Grundfteuerbetrags gleichfommt.” Es mag Fälle geben, in melden 

eine Verantwortlichfeit beider Gemeinden begründet if. Aber weßhalb die 
vielleicht entfernte Heimatsgemeinde einzelner Verbrecher in der Regel haften 
fol, welche gar nicht in der Lage iſt, ein folches Verbrechen behindern zu 
können, ijt nicht einzufehen; und ficher find auch Fälle möglich, m denen die 
Gemeinde, in deren Gebiet ein Verbrechen verübt worden, von jedem Vorwurj, 
auch von dem ungenügender Wachſamkeit freigefprochen werden muß. Die 
harte Geldftrafe, welche mit der Größe und dem Reichtfum der Gemeinden jteigt, 
aber nicht ebenfo im Verhältniß zu dem Schaden oder der Gefahr fteht, iſt 
ebenfalls willkürlich bemeſſen. Wir dürfen wohl annehmen, daß die Prars 
richtiger und gemäßigter war als die abitrafte Rechtsregel, welche in ihrer 
abfoluten Strenge die Grenzen der militairifchen Nothwendigkeit überjchreitet. 
Die deutichen Befehlshaber haben wohl jelber ſich im Verfolg überzeugt, daß 
dieſe Beſtimmung ungeeignet ſei. Dieſelbe iſt in der Proflamation des Kom: 
mandos der Kavalleriedivijion der Kronprinzlichen Armee weggelaffen. (Staatö- 
anzeiger vom 10. September.) | 
Die Härte jener Bedrohung wird aber noch weit überboten durd die 
Androhung der Einäfherung ganzer Ortichaften, wenn verrätherifcher Weile 
die Truppen aus den Häujern angegriffen werden. In diefer Weiſe haben 
einzelne Befehlshaber für die Sicherheit ihrer Truppen ſorgen wollen. Die 
Drohung iſt nicht ein bloßes Schreckwort geblieben; fie iſt in manden Fällen 
zur fchredlihen That geworden. Der ſchlimmſte, aber nicht der einzige Yall 
it der von Bazeilles, welcher durch eine freilich ſehr übertriebene und mit 
groben Irrthümern gemifchte Darftellung des Herzogd von Fitz-James in de 
Times vom 15. September eine traurige Berühmtheit erlangt hat. Es ſind 
dabei auch manche und wohl auch unjchuldige Menſchen verbrannt morben 
In anderen Fällen forgten die Befehlshaber dafür, daß vorher die Häuicı 
von den Bewohnern geräumt wurden und geftatteten dieſen, ihre Habe, it 
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gut es ging, noch zu retten. Die Einäſcherung von Bazeilles (vgl. Bericht 
von H. Vogel vom 18. September in der Augsb. Allg. 3.) wurde haupt: 
tühlih durch die hartnädige Vertheidigung des Orts verurfadt und war eher 
eine Folge des Kampfes als eine Strafe. Allerdings reizte der Fanatismus 
der Bewohner, weldye vermwundete Bayeriiche Soldaten nicht ſchonten und auch 
auf die Krantenträger fchoffen, welche die Verwundeten megtragen wollten, 
die ftürmenden Bayern zur Wuth. 

Aehnliche Gräuel und Schreden find wohl in vielen Kriegen vorgekommen, 
in denen auch die Volksleidenſchaften entzündet find. Vieles mag dem Zorne 
des erregten Moments nachgeſehen, Anderes Tann aus einer Art Nothwehr 
der Truppen erflärt werden, welche fi) nur durch ſolche Schreden gegen heim: 
rückiſche und zu jeder Schädigung und felbit zu milder Miſſethat bereite Feinde 
einiger Maßen zu fihern glaubten. Aber es läßt fi nicht läugnen, das 
Dirtel hat einen heftigen, leidenſchaftlichen Charakter und jteht mit dem Ver: 
geben, das man trafen oder rächen will, weder in einem flaren urſächlichen 
Zuſammenhang noch in einem richtigen Verhältniffe. Es entipricht daher eher 
er älteren, noch immer theilweife barbariichen Kriegsjitte, als den Anforbe- 
rungen unfrer Zeit, daß auch im Krieg die Geſetze der Menichlichkeit, der 
Gerechtigkeit und der Ehre ſtets geachtet werben. 

Nicht ganz unbedenklich, aber weniger graufam ift eine andere Mafregel 
um Zchuß des Eiſenbahnverkehrs, welche wiederholt von deutſchen Befehls- 
babern angewendet worden ift, nämlich die zwangsweiſe Mitführung von no= 
zablen Ginmohnern als Geifeln während der Fahrt. Rolin-Jaequemyns 
2. 32) wirft derfelben vor, daß fie den in neuerer Zeit in Abgang ge 
‘smmenen Gebrauch ber, Geiſeln, gegen den fi) Vieles jagen lafje, erneuere 
und überdem dadurch verichärfe, daß das Neben der Geijeln in Gefahr ge: 
Sraht werde, während das Völkerrecht nur die Freiheit derfelben einfchränte 
Vanel & 247). Dan kann gegen das Mittel auch einmwenden, daß es feine 
ewähr für den beabfichtigten Erfolg bietet, indem die Yanatiker, welche durch 
Auireißen der Schienen oder durch hingemälzte Hemmniſſe die feindlichen Sol: 
deten in den Eiſenbahnwagen gefährden wollen, gewöhnlich folden Klaffen 
“rt Geſellſchaft angehören, welche wenig Rüdjicht auf die Sicherheit der No— 
abeln nehmen. 

Aber auf der andern Seite ijt zur Vertheidigung der Maßregel anzu: 
ifren, daß fie den mitgeführten Geifeln feine größere Gefahr zumuthe ala 
ın mitfahrenden Truppen und nad Umftänden doch wirfjam, dann aber durd) 
das militairifche Bedürfniß gerechtfertigt fei. Die Maßregel ift zwar eine 
arte Volizeimaßregel, aber fie verletzt das Nechtsgefühl nicht in dem Grabe, 
zie manche andere Gewaltmittel, welche die Noth des Krieges theild recht: 
enge theils entſchuldigt. 


7) Mißachtung der Parlamentaire. 


Vom Anfang des Krieges an bis zum Schluß deilelben wurden von 
"ıriher Seite vielfacdhe Beichwerden darüber erhoben, daß dem völferrechtlichen 
\ iegsgebrauche zumider in vielen Fällen gegen Parlamentaire von den ran: 

19* 
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zofen geichoffen worden fe. Ein Schreiben des Grafen Bismard an den 
amerikaniſchen Gejandten in Paris, Heren Wajhburne, vom 27. Dezember 1871 
gibt darüber Auskunft: „Beim Beginn des Krieges waren unfere Offiziere 
und die Trompeter, welche fie begleiteten, jehr oft, man könnte fagen, regelmäßig 
die Opfer der Mißachtung der franzöfiichen Truppen für die parlamentariſchen 
Rechte, man mußte auf eine jede Mittheilung dieſer Art verzichten, um unjere 
Soldaten nicht den Gefahren auszufeten, welche davon unzertrennlich jchienen“. 
Es wird dann bemertt, daß feit einiger Zeit das Völkerrecht jtrenger beobachtet worden 
fei, aber geflagt, daß neuejtens wieder von franzöſiſchen Soldaten auf einen 
deutichen Offizier als Parlamentair geichoffen worden jei, ungeachtet die Parla⸗ 
mentairflaggen von beiden Seiten aufgehißt waren. General Trochu ermiderte 
am 2. Januar, er habe eine ftrenge Unterfuchung angeordnet, aber die be: 
hauptete Thatiache jei durch feinen Zeugen Eonjtatirt worden. Auch er lege 
einen hohen Werth auf die genaue und loyale Beachtung der Kriegsgeicke. 
Indeſſen komme es zumeilen vor, day durch Irrthümer oder Mißverſtändniß der 
Soldaten Unfälle der Art fi ereignen. Er führt einige Beilpiele an, daß 
aud von preußijchen Soldaten auf franzöfiihe Parlamentaire gejchoffen worden 
jet und bemerkt am Schluß: „Niemals würde er jolche ijolirte Handlungen einem 
vorbedachten Entſchluſſe des Feindes zur Laſt legen oder fie der Unzulänglid: 
feit der Mannszucht zuichreiben deren Solidität in der preußiichen Armee ihm 
befannt jet.“ 


In der That kommt der völterrechtlihe Schug der Barlamentaire jo offenbar 


wechſelweiſe beiden feindlichen Heeren zu Statten und ift für beide Kriegs 
parteien jo unentbehrlih, daß eine Verlegung der Parlamentäre aus militt: 
riſchen Kommando oder auch nur aus Geſchehenlaſſen unbegreiflicy wäre. 
Wohl aber deutet die anfängliche große Zahl ſolcher Verlegungen darauf hin, 
dag. den Soldaten die völlerrechtliche Vorſchrift nicht gehörig bekannt war. 
Ueberhaupt ijt in diefem Kriege die ungenügende Kenntnig des Völkerrechts 
bei Soldaten und ſelbſt bei DOfficieren fehr oft als ein bedenklicher Mangel 


an Bildung fihtbar geworden. Sehr viele Verletzungen des Völkerrechts 


wären vermieden worden, wenn zuvor beſſer für die Kenntnig des Rechts 
gejorgt worden wäre. 


8) Luftballons. 


Der Luftballon ſpielte in dieſem Kriege eine weit bedeutendere Rolle 
als in früheren Kriegen. Aus dem belagerten Paris wurden zahlreiche Luft: 


baflons entjendet, um über die Linien der Belagerer hinweg zu jchiffen und 
den Berfehr zwilchen der Hauptjtadt und den Provinzen wenigitens von einer 
Seite herzuftellen. Wie wichtig das neue Kriegsmittel war, wir durch die 
eine Thatſache beleuchtet, daß nurauf diefem Wege es Gambetta gelungen if, 
den Widerftand der Provinz als Diktator zu organifiven und zu leiten. 

Mehrmals fielen ſolche Luftballons in die Gewalt der deutſchen Truppen. 
Dann erhoben fi neue Fragen des Kriegs: und Völkerrechts. Als einmal 
ein Engländer, F. G. Worth, der am 27. Dtober 1870 eine ſolche Yufts 
fahrt mitgemacht hatte, gefangen genommen wurde, trat eine lebhafte Bew 
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wendung des engliſchen auswärtigen Amtes bei Preußen ein, um die jFrei- 
lafſfung defjelben zu erwirfen. Worth wurde troßdem vor ein Kriegägericht 
geitellt, am 18. Januar freigeiprochen, aber erft am 20. Februar entlafjen, 
nachdem da3 Triegsrichterliche Urtheil in Verfailles beitätigt worden mar. 

Die Herrichaft des Staates über die Luft oberhalb feines Gebietes findet 
ihre natürliche Grenze in den Grenzen feiner möglichen Madtentfaltung. 
Lie der Küftenfaum noch fo weit der Staatshoheit unterworfen wird, als 
der Staat vom Ufer aus denfelben beherrſchen kann, auf Kanonenſchußweite, 
fo wird auch die Luft in den Bereich der Staatshoheit jo weit gehören, ala 
die Geſchütze des Staats dahin reichen können: „quousque aurae e terra im- 
perari potest“!). Soweit kann der Staat auch die Durchfahrt über das von 
ifm beherrichte Yuftgebiet verbieten und mit Strafe bedrohen, Darüber hinaus 
nicht, d. h. etwa bis auf eine Höhe von 3000 bis 4000 Fuß. Wenn ein 
Suftihiffer Höher darüber hinfährt, To begehen feine Paflagiere jelbit dann 
tan ſtrafbares Bergehen, wenn fie die Stellungen des Feindes ausjpähen oder 
Nachrichten vermitteln, welche demfelben ſchädlich find, fo wenig wie die, melde 
innerhalb der belagerten Stadt und des zu ihr gehörigen Luftraums die Stel- 
lungen der Belagerer eripähen oder in fremden neutralen Ländern Nach— 
rihten zum Schaden einer Kriegspartei ausbreiten. Sie ſind ber VBerorbnungs- 
und Strafgemwalt des Staates nicht unterworfen, außerhalb deſſen Machtbereichs 
he jih bewegen. 

Das ändert fi, wenn fie während ihrer Fahrt in dieſen Bereich ver- 
ihlagen werben, nur infofern, als nun der Staat, beziehungsmweije bie Kriegs: 
gemalt, Alles was ihm ſchädlich ift zu Hindern berechtigt und in der Lage 
it Der Staat kann in einem foldhen Falle auch die Depeichen des Ballons 
wegnehmen und ſogar unfchuldige Paſſagiere defjelben einftweilen feithalten, 
damit fie nicht durch ihre Ausſagen den Truppen Schaden zufügen. Es find 
dad Siherheitsmaßregeln, nicht Strafen. Nur wenn die Luftichiffer auch 
innerhalb des Machtbereihs noch als Privatperfonen Spionage treiben oder 
verrätherifche Handlungen üben, werden fie jtrafbar gegenüber dem verlekten 
Ztaate oder feinen Bejehlähabern. 

Die Yufthöhe, welche der Ballon durchſtreicht, ift ſchwer zu bejtimmen. 
Dan wird fi daher mit unfihern VBermuthungen je nad der Bauart und 
(Sröge der Ballons u. f. f. — oder mit der ebenfalls unfichern Annahme 
ın der Praris helfen, daß das Schiff melches innerhalb des Gebietes gelandet 
sat, auch durch diejes Gebiet habe jahren wollen. Der bloße Verſuch der 
Turhfahrt wird allerdings aud dann ftrafbar fein, wenn damit feine 
Lerrätherei verbunden war fondern lediglich die Verfehrsjperre umgangen 
werden follte, aber nah der Natur der Dinge wird dafür eine geringe 
Strafe in der Regel ausreichen. 


9) Kapitulationen. 


Die Kapitulation der franzöfifhen Armee bei Sedan vom 2 Sept. 1870, 
melde von dem General von Moltke mit Vollmacht des Königs von Preußen 


2) Bgl. den Artifel von R. 9. in den Grenzboten 1871. I. 
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und dem General von Wimpffen, mit Vollmacht des Kaifers Napoleon TIL, 
gejhloffen wurde, diente den fpäteren Kapitulationen als Vorbild. Die Be: 
jtunmungen derjelben find: 

Artikel 1. Die eingeichloffene franzöfiiche Armee ergibt fi) zur Kriege 
gefangenichaft. 

Artifel 2. Eine Ausnahme machen die Offiziere und Beamte ber 
Armee im Rang der Üffiziere, welche fid auf Ehrenwort verpflichten, in 
diefem Kriege nicht mehr gegen die Deutiche Armee zu kämpfen oder zu handeln. 
Dieje dürfen ihre Waffen und ihre perfönlichen Effekten behalten. 

Artikel 3. Ale andern Waffen und das ganze Material der Armee, 
ahnen, Adler, Kanonen, Kriegsfaffen, Fuhrwerk, Munition werben den 
Deutichen übergeben. 

Artifel 4. Mebergabe des befeitigten Platzes Sedan. 

Artifel 5. Die Offiziere, welche jene Verpflichtung nicht eingehen, und 
ebenjo die entwaffneten Truppen werden in ihrer militärifhen Ordnung in 
die Gefangenichaft abgeführt. 

Artifel 6. Die Militärärzte bleiben zur Sorge der DVermundeten 
zurüd. . 

In Folge der verrätherifchen Sntzündung eines Pulvermagazins bei der 
Befitnahme der Citadelle von Laon wurde dann in der Kapitulation von 
Toul vom 23. Sept. die Beftimmung hinzugefügt, daß, mern Aehnliches ſich 
da ereigne, die ganze Bejakung dem Belieben des deutichen Befehlshabers 
(des Großherzogs von Medienburg) Preis gegeben werde. 

Die Kapitulation von Straßburg vom 28. Sept. unterjcheidet genauer 
zwifchen der Linie und den Mobilgarden ’einerjeit3 und den Nationalgarden 
und Franctireurs andrerjeits. Nur erftere werben friegögefangen, letztere 
werden frei gelafjen. 

Die Kapitulation von Meb vom 27. Oct. 1870 geftattet den ent: 
waffneten Soldaten, ihre Tornifter, Effekten und Ragergegenjtände zu behalten 
und den Offizieren, welche es vorziehen, in die Kriegsgefangenfchaft zu gehen, 
anjtatt das Ehrenwort abzugeben, ihre Degen oder Säbel und ihr perſönliches 
Figenthun mitzunehmen. Der Artikel 5 dieſer Capitulation vermeift auf 
die Genfer Konvention. Bon bejonderer Bedeutung it die Beilage, welche 
auch die Givilbevölferung von Met ſchützt und den Eivilbeamten freien Abzug 
zufichert. | 

Die Uebergabe der Fort? um Paris gefchah durch die jogenannte, von | 
dem deutichen Reichskanzler Grafen Bismard und dem franzöfiichen Minifter 
Jules Favre abgeichloffene Konvention vom 28. Januar 1871, welche 
mit Abfiht den Ausdrud Kapitulation vermied, um dad Ehrgefühl und die 
Gmpfindlichfeit der Parijer zu jchonen. Durch diejelbe wurde der National: 
garde von Paris geftattet, ihre Waffen zu behalten und ihr die Nufrechthaltung 
der Ordnung in Paris anvertraut; eine Beftimmung, welde freilich für Paris 
jelber die ſchlimmſten Folgen hatte. 

Am günftigften waren die Kapitulationsbedingungen von Belfort vom 
15. Febr. 1871, die freilih erjt nad) dem allgemeinen Waffenitillftand ge: 
ſchloſſen wurden. Artifel 1 beftimmte: „Die Garnifon von Belfort verläßt 
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den Platz mit den kriegeriſchen Ehren und behält ihre Waffen, ihr Fuhrwerk 
und das der Truppe angehörende Kriegsmaterial fowie die militärifchen Archive.“ 
Kur „das Kriegämaterial, welches zu dem Plate gehört, wird übergeben.“ 


10) Frühere Verweigerung der Verpropviantirung von Paris, 


In den eriten Tagen des Novembers 1870 verhandelte Hr. Thiers 
mit dem Grafen von Bismard in Verſailles über einen Waffenftillftand. 
Griterer forderte für die Zeit des Waffenftillitandes von 25 Tagen, innerhalb 
welder eine Nationalverfammlung gewählt und einberufen werben jollte, welche 
den Frieden ſchließen konnte, daB Necht der „Verproviantirung von Paris“ 
in einem vertragsmäßig zu beftimmenden Maße. Er berief fih dabei auf 
„das große Waffenftillitandsprinzip, welches erheiicht, daß jeder Kriegführende 
am Ende einer Suspenfion der Feindſeligkeiten fi in der nämlichen Lage 
befinde, in der er ſich bei Beginne derſelben befand” und auf den Gebrauch, 
der fih auf Die Gerechtigkeit und die Vernunft ftüte, während des Waffen: 
ſtillſtandes den belagerten Feitungen die Lebensmittel wieder zukommen zu 
laſſen, welche inzwifchen verzehrt” werden. (Note von Thiers an die neutralen 
Mächte im Preuß. Staatsanz. vom 18. Nov.) 

Graf Bismard beftritt die allgemeine Richtigkeit dieſes Grundſatzes nicht, 
aber er verlangte, im Namen der Preußiſchen Heerführer, welche auf bie 
Gejahren dieſes Waffenftillftandes für die deutfche Kriegsführung aufmerffam 
machten, daß ber Verproviantirung „militäriiche Aequivalente“, insbefondere die 
Ginräumung eine3 oder von ein paar Forts entiprechen müßten. An diefer 
Tifferenz jcheiterte damals der Waffenftilljtand. ine nachträgliche Depeiche 
des franzöfifchen Miniſters Jules Favre vom 21. Nov. führt den Vorwurf 
aus, daß diefe Verweigerung, Paris zu verproviantiren, allen Grundfäten des 
Voͤlkerrechts zuwider fei. 

Die Gerechtigkeit des von Herrn Thiers angerufenen Grundfages und 
einer Anwendung auch auf die belagerte Stabt Paris ijt einleuchtend. Die 
Verweigerung der Zufuhr von Nahrungsmitteln und die Aushungerung eines 
befeſtigten Plapes oder gar einer befeftigten Stabt ift ohne Zweifel ein Mittel 
der Kriegsführung, ein fortgeſetzter Zwang, welcher die Uebergabe der Stadt 
kefördern ſoll. Während eines Waffenftillftandes muß daher auch diefe Form 
des feindlichen Zwanges fuspendirt bleiben. Dafür daß die nöthige Zufuhr 
nur dem wirklichen Verbrauch entfpreche und nicht zur Anlage von Vorräthen 
tür die Zeit der Wiederaufnahme des Kampfes mißbraucht werde, läßt ſich 
'orgen, indem man die Zufuhr auf die tägliche Nothdurft befchräntt. Die 
miitärifchen Bedenken der beutichen Heerführer bezogen fih in Wahrheit nicht 
eut die beſchränkte Verproviantirung von Paris, fondern auf die Nachtheile 
des Waffenſtillſtandes felbft, welcher die Neubildung von Armeen ermögliche. 
Tie geforderten „militärifchen Wequivalente” waren daher auch nicht ein Gegen: 
zerth für Die Verproviantirung von Paris, jondern für die Gewährung des 
Waffenſtill ſtandes ſelbſt. Oder anders ausgedrüdt: Der Verzicht der fran- 
sihen Regierung auf die Verproviantirung von Paris hätte die Bedeutung 
gehabt eines Preijes, den fie für die Gewährung des Waffenitillftandes be- - 
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zahlte. Wenn fi) in den Verhandlungen das nicht jo deutlich berauäftellte, 
jo lag der Grund wohl in dem Streben des Grafen von Bismard, den 
neutralen Mächten und der öffentlichen Meinung gegenüber ſich zum Abſchluß 
eines Waffenftillftandes bereit zu zeigen und in dem Verſuch der franzoſiſchen 
Diplomaten, die Ablehnung der Verproviantirung als eine völkerrechtswidrige 
Härte der Deutſchen darzuſtellen. Die wahren Verhältniſſe wurden fo in der 
Darftellung verichoben. 

Uebrigens hat die Folge erwieien, daß der Abfchluß des Waffenſtill⸗ 
ftandes, wie er zu Anfang November möglih und von den Deutſchen zu: 
geftanden war, troß ber vermweigerten Verproviantirung, auch für Frankreich 
vorteilhafter gewelen wäre als die Fortſetzung des Krieges, und beiden Parteien 
viele Opfer an Menſchen und an Bermögen eripart hätte. 


3. Die Behandlung der feindlichen Perfonen und ihres 
Vermögens. 
1) Die Kriegdgefangenen. 


In keinem europäiſchen Kriege hat es fo große Maſſen von Kriege: 
gefangenen gegeben, wie in dem legten franzöſiſch-deutſchen Kriege. Schließlich 
war die ganze franzöfifche Armee, mit wenig Ausnahmen, in diefen Zuftend 
gerathen. Die Zahl der unvermundeten franzöfiichen Kriegsgefangenen, welche 
zu Ende 1870 in Deutihland waren, belief fih auf 11,160 Dfficiere und 
333,885 Mann. Dazu fam zu Ende Januars die Beftimmung der Pariier 


Konvention, welche die ganze Parijer Armee (Linie und Mobilgarde) für 


den Fall, daß der Friede nicht aus dem Waffenftillftand hervorgehe, ebenfalls 
zur Kriegsgefangenſchaft verurtbeilte. Dabei find die mehr als 80,000 Dam 
von ber Bourbafifchen Armee nicht mitgerechnet, welche in der Schweiz in: 


ternirt wurden, und eben fo menig die mehreren taufend in Belgien In: 
ternirten. 


Es war ficher feine leichte Aufgabe, während des Krieges auch für die 
Unterbringung, Nahrung und Aufficht diefer Maſſen zu forgen. Dennoch it 
dieſe Aufgabe in weſentlich befriedigender Weife gelöft worden. Zzenn 


wurden die Gefangenen, als fie eingebracht wurden, von der deutſchen De 
völferung beleidigt ober bedroht; und als fie Deutfchland verließen, fahen fie 
durchweg wohl genährt aus. Auch in den Baradenlagern und Kafernen, 


wo fie inzwiſchen bewacht wurden, gab es nur wenige Vorfälle, welde zu 
ernfteren Klagen oder Strafen führten. Die Gefangenen wurden nicht einmal 


zu Arbeiten genöthigt; wohl aber arbeiteten Viele freiwillig um Lohn auch 
bei Privaten. Die Offiziere bemegten fih durchweg mit großer Freiheit. 

Die Zahl der Deutfchen, welche i in franzöfijche Kriegsgefangenſchaft kamen, 
war verhältnißmäßig ſehr gering; ſie betrug nur einige Tauſende. Um ſo 
auffallender iſt es, daß nicht einmal die Rückſicht auf das Schickſal der vielen 
gefangenen Franzoſen ihre Landsleute bewegen konnte, die wenigen deutſchen 
Kriegsgefangenen vor unnöthiger Quälerei und Inſulten zu bewahren. Es 
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find viele Klagen über pöbelhafte Beleidigungen, denen diefelben auf dem 
Transporte oftmals ausgeſetzt waren, befannt geworden. Sogar bie civile 
Mannſchaft der von den franzöfiihen Kriegsſchiffen gekaperten Handelsſchiffe 
murde den gröbften Beihimpfungen ausgeſetzt. Eine Note des Bundestanzlers 
Grafen Bismard an bie franzöfiiche Regierung in Tours vom 4. Oct. 1870 
beihwerte ſich über biefes Verfahren, das „im Widerfpruch ftehe mit den Grund: 
lüten des Völkerrechts und der Humanität,” und drohte mit Repreſſalien. 
Darauf erfolgte eine Antwort des Grafen Chaudordy für die Regierung in 
Tours vom 28. Det. Diefelbe beftritt die Wahrheit der Berichte, welche jener 
Erklärung zu Grunde lagen, und theilte zum Beweiſe der Unrichtigleit Zeugniffe 
der Gefangenen mit, welche ſich günjtig über die Behandlung äußerten, die 
ihnen zu Theil werde. Sie bob die Thatſache hervor, daß die deutfchen Ge- 
iongenen in Frankreich in einer günftigern Lage feien, als die franzöfifchen 
Gefangenen in Deutichland, indem jene eine Zulage in Geld befommen, deren 
dieſe großentheila entbehren, oder die fie nur in geringerem Maße erhalten. 
Während die franzöfiihen Offiziere monatlich 12—25 Thaler erhalten, be: 
fommen die deutſchen Offiziere je nach ihrem Range 100, 200, 250 und 333 Franz 
monatlich, und während die franzöfiihen Soldaten in Deutſchland feinen 
Sold empjangen, erhalten die deutichen Soldaten in Franfreih 50 Gentimes 
taglich. 

63 iſt anzuerkennen, daß die franzöfifhen Dienftvorichriften (röglements) 
günstiger find für die Gefangenen als die deutfchen, entiprechend den reicheren 
Geldmitteln der franzöfiihen Nation. Auch mag in manchen Gegenden ber 
Zuitand der Gefangenen in Frankreich befler geweſen fein, als im Durchichnitt 
in Deutſchland. Aber viele rohe Handlungen des reizbaren Pöbels in den 
jranzöſiſchen Städten find offenbar wohl beglaubigt und zeigen, daß der humane 
Geiſt, dem das franzöfiiche Geſetz huldigt, die Sitten der Bevölkerung feines- 
wegs in allen Schichten durchdringt. 
| Noch verdient e8 Erwähnung, daß die menjchenfreundlihe Gefinnung 

vorzüglich Der gebildeten Klaflen, auch bier fich bewährt und jich vielfältig be- 
müht bat, das traurige Schidjal der Gefangenen zu mildern. Es haben ſich 
Tereine gebildet, um die Korrefpondenzen derjelben mit ihren Yamilien zu 
vermitteln und ihnen manche Srleichterung und manche Genüfje zufommen 
u laſſen. Die Regierungen haben diejes mwohlthätige Streben, jo meit es 
nicht mißbraucht wurde, um Unordnung zu ftiften und die Gefangenen zur 
Flucht oder zur Smpörung zu verleiten, gewähren lafjen und unterftükt. 
Sole Erfcheinungen der Humanität find ein Trojt gegen die bitten ®r- 
jahrungen von Barbarei, bie in der heutigen Geſellſchaft freilich noch nicht 
überwunden ift. 


2) Bruch des Ehrenworts. 


Neben der fittlihen Pflicht, Treue und Glauben auch gegen den Feind 
zu bewahren und neben der Pflicht, das Völkerrecht zu beachten, wirft unter 
den feindtichen Armeen auch die Rüdjiht auf Ehre im Kriege fort. Deßhalb 
rilegt die Kriegsſitte das unglüdlihe Schidjal der gefangenen Offiziere dadurch 
u erleichtern, daß diefelben „auf Ehrenwort“ freigelaffen werden. 
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Während des letzten Krieges haben die deutichen Heerführer in einer 
Reihe von Kapitulationsverträgen den gefangenen franzöfiihen Offizieren, welche 
ſich auf Ehrenwort verpflichtet hatten, nicht weiter gegen Deutſchland zu 
kämpfen noch feindjelige Handlungen zu üben, die Wahl ihres Aufenthaltortes 
frei gegeben und fie aus der Kriegsgefangenfchaft entlaffen. 

Allein in manden Fällen mißbrauchten einzelne Offiziere diefe Freihet 
und betheiligten fi, ihr Ehrenwort brechend, neuerdings an dem Kriege 
Wiederholt find darüber ernite Beichwerden erhoben worden. So vom Grafen 
Bismard in dem Eircular an die europäifhen Höfe vom 16. Dec. 1870. 
(Preuß. St. U. vom 22. Dee.) Es wird darin die Thatfache angeführt, daß 
fogar 3 Generäle, Ducrot, Barras und Gambriel, diefes unehrenhaften Be: 
nehmens ſich fchuldig gemacht haben. Der General Ducrot konnte freilid 
fein Verhalten durch eine formelle Auslegung feiner Zufage einiger Maßen 
entichuldigen, wenn nicht vor dem feinen Ehrgefühl eines gewiſſenhaften 
Offiziers, doch vor der formellen Rechtsanſchauung eines gefchulten Juriſten 

Bedenklicher ala diefer Wortbruch, der doch nur Kinzelnen zur Laft fiel, 
erſchien es mit Recht dem Grafen Bismard, „das der Wortbrud der nt: 
flohenen Offiziere von der Regierung der Nationalvertheidigung dur An 
ftellung berfelben in der gegen uns kämpfenden Armee amtlich gebilligt werde 
und daß bisher feine Weigerung aus dem Schooße der activen franzöſiſchen 
Armee gegen die Aufnahme wortbrücdiger Offiziere in ihre Reihe befannt 
geworden je. Es leuchtet ein, daß die Parifer Regierung felbft und alle 
unter ihr dienenden Offiziere dadurd die Diitverantwortung für den Wortbruh 
jener Individuen gegen allen Kriegsgebrauch auf fi) nehmen.“ 

Der General von Falkenſtein hat fodann einen wortbrüchigen Offizie, 
ber in Damenfleidern auf der Flucht ergriffen worden, als Sträfling auf eine 
Feſtung abführen und zwei andere Offiziere, welche ihr Ehrenwort zurüd: 
nahmen, als Gefangene in eine Feſtung bringen lafjen. 

Später wurden noch zwei höhere Offiziere, welche ihr Ehrenwort ge: 
brochen hatten, von dem Diktator Gambetta zu Generalen der aktiven Armee 
befördert, nämlich die Generäle Barral und Kremer (Preuß. St. X. vom 
28. San. 1871.) ! 

Erſt nad dein Sturze des Diftators ließ fich in der franzöfiichen National: 
verfammlung ein öffentlicher Tadel jene® Verhaltens durch ehrliebende Offiziere 
vernehmen. Es ift zu hoffen, daß ber Geilt der Ehre, auf den fonft die 
franzöfifche Armee ſtolz war, wieder zu ungeftörter Wirkſamkeit gelangen 
werde. 


3) Schuß des friedlihen Bürger® und feines Vermögens. 


Die Proflamation des Könige Wilhelm an die franzöfilhe Nation vom 
11. Auguft 1870 ift ein völferrechtliches Ereigniß. Zum eriten Male wurde 
das moderne Rechtsprincip, daß der Krieg nur ein Streit der Staaten und 
ihrer Heere jei und die friedlich lebenden Privatperfonen möglihft zu fchonen 
feien, mit voller Energie als leitender Rechtsgrundſatz amtlich durch eine 
Gropmadt verfündet: „Ich führe Krieg mit den franzöſiſchen Soldaten und 
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nicht mit den franzöjiichen Bürgern. Diefe werden befhalb fortfahren, die 
Sicherheit für ihre Perfonen und ihre Güter zu genießen, fo lange fie nicht 
ielbit durch feindjelige Unternehmungen gegen die deutichen Truppen Mirdas 
Reht nehmen, ihnen Meinen Schuß zu gewähren.” Ebenſo erflärten ber 
General von Beyer im Eljaß und der General von Steinmeb in Lothringen 
den Einwohnern und den Soldaten, daß Pfliht und Ehre des Heeres 
Schonung der Perjonen und des Eigenthums fordern und daß nur Diele 
Kriegsführung der heutigen Givilifation entjpreche. 

Auf der Anerkennung und Durchführung diefes Grundfages und der 
ibarfen Unterjcheidung zwilchen den Kriegöheeren, die mit einander um den 
Zieg ringen und ben friedlihen Einwohnern, welche fich jeder Gewaltübung 
enthalten und in ihren Perjonen und ihrem Vermögensrechte geachtet werden, 
berubt vornehmlich der Yortichritt und der Vorzug des modernen Kriegsrechts 
vor dem antiten, welches auch den Bürgern Tod oder Sklaverei gedroht und 
vor dem mittelalterlichen, welches jeden Raub und Brand in feindlichem 
Yande für erlaubt gehalten hatte. Wird der Krieg auf den Kampf der Heere 
beihränft, fo wird durch dieſe Beſchränkung die Energie der Kriegsführung 
eher geſteigert als gejchwächt, aber zugleid werden ihre graufamen Wirkungen 
auch die wohlgeorbnete Heeresdisciplin, und durch die Achtung, welche der 
apiere Krieger auch vor dem tapfern Feinde bat, auf das Maß des Noth: 
nendigen gemindert. Der civilen Bevölkerung wird freilich diejenige Mit: 
leidenſchaft nicht eripart werden, welche ihre Treue zum Vaterland fordert, 
ser Leben und Vermögen der Bürger werden doc nicht ohne Noth in Gefahr 
sraht und dem Berderben Preis gegeben. 

Im Großen und Ganzen bat die deutſche Armee das Eigenthum aud) 
a seindesland jorgfältig geachtet. Selbſt die öffentlichen Sammlungen und 
*unitwerte wurden in DBerjailles vor Schädigung forgfältig bewahrt. In 
ser Ghampagne wurden die Weinberge und die Weinkeller der Privatperfonen 
don dem fiegreichen Heere bewacht und geſchützt. Aber im Einzelnen und 
Xuinen ift wohl mande Zerftörung von Eigenthum gefchehen, und aud) 
Sices entfremdet worden, ohne daß ſolche Verlekungen durch die militärijche 
\thwendigfeit gerechtfertigt waren. “Diejelben famen aber vorzüglih da vor, 
= die Gigenthümer thörichter Weije ihre Wohnungen verlafjen hatten und die 
Sıldaten durch ſolche Ungaſtlichkeit gereizt waren. Der disciplinirte Soldat 
ieht gern mit ſeinen Quartiergebern im Frieden. Aber wenn die Thüren 
oerichloſſen, die Lebensmittel abſichtlich verdorben oder vergraben worden find; 
sn treibt ihn die Noth dazu, die Thüren aufzujprengen, den Vorräthen 
"ahufpüren, und in gerechtem Zorne zertrümmert er dann gelegentlich auch 
rem Spiegel und heizt mit zerichlagenen” Möbeln den Ofen. Die feige 
*.ıht der Bewohner aus den Dörfern und den Schlöflern, zu welcher eine 
Kufloje und verläumderiſche Preſſe die Leute durch ihre falſchen Berichte über 
* Wildniß ber feindlichen Barbaren verleitet hatte, war die Haupturſache 
“t wirfliden Gefahren, in welde nun das verlaffene Eigenthum gejtürzt 
aurde. Das räuberifhe Geſindel, das allen Heeren nachzufolgen pflegt, 
She ſich Diele Zuftände vielfältig zu Nutze. Allmählich verwildern auch 
"t Zitten mit der längeren Dauer eines Krieges. Wer täglih um fein 
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Dafein den Kampf auf Leben und Tod beftehen muß, verliert natürlid die 
empfinbliche Neizbarfeit für kleine Gefährdungen des Eigenthums und das 
feine Gefühl, welches im Frieden auch durch Fleined Unrecht aufgeregt wird, 
ftumpft fih nah und nad durch die rauhen Erfahrungen ab. Auch die 
Befehlahaber mußten fpäter zu manden Schädigungen die Augen zudrüden, 
welche fie anfangs jcharf getadelt oder beitraft hatten. | 


4) Requifitionen und Kontributionen. 


Die Bebürfniffe der Armee von Nahrung, Kleidung, Transportmittel 
u. ſ. f. können nur zum Theil durch Lieferungen befriedigt werden, für welche 
die Verträge der Intendantur forgen. Theilmeife müſſen fie von den De 
wohnern gefordert werden, deren Wohnſitze in den Bereich des Kriegsfeldes 
gezogen werden. Dann ericeint das Syſtem der Requifitionen, 
welches die Art und das Maß der Leiltungen feftießt und die Erhebung 
den thatjächlihen Behörden und Repräſentanten der Bezirke und Gemeinden 
auferlegt, bei weitem vorzüglicher als ein ungeorbnetes Zugreifen in ben einzelnen 
Bebürfnigfällen. Die deutſche Armee hat, jo weit es möglih war, und Die 
Lieferungen und die erbeuteten Magazine nicht ausreichten, durch jolde Re 
quifitionen fid) zu helfen gejuht. Es kam ihr dabei der Wohlftand des be: 
jeßten Landes und feiner Bewohner fehr zu Statten. 

Als die Fronprinzlihe Armee in Lothringen eindrang, erklärte eine 
Protlamation des Kronprinzen vom 20. Nuguft: „Ich beanjpruche für den 
Unterhalt der Armee nur den Ueberſchuß der Vorräthe, ber zur Ernährung 
der franzöfiichen Bevölferung nicht gebraucht wird. Die friedliebende Be 
völferung, insbejonbere die Stadt Nancy, darf auf die größte Schonung 
rechnen.‘ | 

Freilich blieben auch lebhafte Klagen der Franzoſen nicht aus über die 
unmäßigen Requiſitionen. Der Biſchof von Orleans bemerkte, Preußen ja 
ein armer Staat, der die Koſten ſeiner Kriegsführung nicht ſelber bezahlen 
könne und greife deßhalb zu dem Mittel einer ſyſtematiſch geordneten Aus 
beutung der beſetzten Gebiete. 

Es iſt ohne genauere Kenntniß der Umſtände nicht möglich mit Sicherheit 
zu beurtheilen, ob jeder Zeit das richtige Maß eingehalten wurde. Man 
mußte Vieles dem Takte der einzelnen Befehlshaber überlaſſen. In einigen 
bekannt gewordenen Fällen ſind allzu hoch geſpannte Anforderungen durch die 
höheren Chefs der Armee ermäßigt worden. Oft hat die Erfahrung bemieien, 
day übler Wille die Beichaffung der requirirten Gegenftände zu verhindern 
juchte und nur die Furcht vor Gewalt diefe Hinderniffe, dann aber unſchwer, 
beſeitigte. 

Bedenklicher als die Requiſitionen von Naturalleiſtungen ſind di 
Kontributionen von Gelbleiftungen, ſchon weil hier dad Maß der Auflag 
weniger durch die Natur der Dinge befchränft und daher der Willkür eir 
freier Spielraum eröffnet if. Die Naturalvorräthe find leichter zu ſchätzer 
und zu bemefjen als das vorhandene Geld und bie verfügbaren Geldwerthe 
und das Bedürfnig der Naturalverpflegung iſt ficherer zu bejtimmen und chei 
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zu begrenzen als das Verlangen nah Geld und Werthpapieren. Dennoch 
wird in manden Fällen die Kontribution als Erſatz und Vermittlung 
dienen jtatt der Naturalleiltung und dann ebenfo wie diefe gerechtfertigt fein. 

Die Kontribution kann aber auch auferlegt werden, nicht ala Erjaß der 
Raturalverpflegung, fondern um die Bewohner eines Ortes für Feindſeligkeiten 
und Kriegsvergehen, welche fie verübt oder nicht gehindert haben, zu züchtigen. 
Dann nimmt fie die Natur der Repreffalien an. Da wird es noch ſchwerer, 
das richtige Map einzuhalten, weil die Erregung des Gemüthes, der Zorn und 
de Rade, ihren Einfluß geltend zu machen juchen. 

Durhaus verwerflih ift es, wenn die SKontribution aus Geminnfucht 
euferlegt wird, 

Tie Zeitungen haben während des lebten Krieges oft ganz unmwahre 
Verichte üuber unmäßige Kontributionen enthalten, welche von einzelnen Heer: 
tübrern den franzöjiihen Städten auferlegt worden jeien. Im Ganzen gilt 
daſſelbe, was von den Requilitionen gejagt worden. Mag auch in einzelnen 
mällen gelegentlich ein jcharfer Drud geübt worden fein, der Billigkeitsjinn 
in dem oberiten Seeresfommando ebenjo wie die Wahrnehmung, daß die 
iranzöſiſchen Städte auch nach dem furdhtbaren Kriege nicht erichöpft waren, 
wugen dafür, daß auch in diefer Hinficht in der Regel feine Ueberſpannung 
<tatt fand, ober bald wieder ermäßigt wurde. Die Leiden des Krieges 
tonnen und dürfen den Nationen, welche aus frivolen Gründen das Kriegs: 
geihrei erheben, nicht eripart werden. 

(Fine relative Schranke bejteht in der Vorſchrift, dag Requifitionen, 
welche über das momentane Naturalbedürfnig binausreichen, und daß ind: 
sondere Kontributionen nur von höheren Befehlshabern oder nur mit deren 
"midtigung auferlegt werben dürfen ?). 


5) Seebeute. 


Dei Beginn des Kriegs erklärte der König Wilhelm als Haupt 
x5 Norddeutihen Bundes durch Verordnung vom 18. Juli: „Franzöſiſche 
Handelsſchiffe follen der Aufbringung und Wegnahme dur die Yahrzeuge 
der Bundes-Kriegsmarine nicht unterliegen. Dieſe Beftimmung findet keine 
Anmendung auf diejenigen Schiffe, welche der Aufbringung und Wegnahme 
cuh dann unterliegen würden, wenn fie neutrale Schiffe wären.“ Dieſe 
“isnahme bezieht ſich auf Schiffe, welche Kontrebande führen oder eine wirk⸗ 
me Blokade zu durchbrechen verfuhen. Es wurde für jenen Verzicht auf 
" Zeebeute nicht einmal Gegenfeitigkeit gefordert, wie das noch im Jahre 
55 von den damals Ffriegführenden Mächten Vejterreih, Preußen und 
„alien gefchehen war. - 

Es war das ein fühner Verſuch, einen großen Fortichritt in dem modernen 
vdolkerrecht einzuleiten und zu vollziehen. Der Barifer Kongreß von 1856 
‘ste zwar die Seebeute den Kaperichiffen unterjagt, aber die Kaperei der 
ariegsmarine noch nicht zu verbieten gewagt. Das herkömmliche Völkerrecht 
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Duldete daher noch den barbariihen Gebrauch, welcher das Privateigenthum 
der Handelsleute zur See dem Raube Preis gab, wenn nur diejer Raub von 
Schiffen der Kriegemarine an den Hanbelsidifien und deren Ladung der 
feindlihen Nation ausgeübt wurde, während es die Beraubung der Privaten 
zu Lande den feindlichen Heeren unterſagte. Die Wiſſenſchaft hatte ſchon 
feit einiger Zeit diefen Mißbrauch der Gewalt als Barbarei verurtheilt, und 
auf den Widerfpruch mit dem Grundprinzip, daß der Krieg mit den Staaten 
und nicht gegen die Privatperjonen geführt werde, aufmerkſam gemadt. Sie 
hatte gezeigt, daß die Beute zur See eben fo verwerflich fei, wie die Beute 
zu Lande. Nur in England war die entgegengefekte Meinung nod vor: 
berrfchend, welche in der Wegnahme von feindlichen Handelsſchiffen und der 
Zerftörung des Handels der feindlichen Nation ein nothwendiges und daher 
erlaubtes Preſſionsmittel erkannte. 

Jener Berfuc hätte nur dann zu voller Wirkſamkeit gelangen Fönnen, 
wenn Frankreich denjelben Fortfchritt gemacht und ebenfo die deutichen Handels 
ihiffe vor der Gefahr der Wegnahme gefihert hätte. Leider it das nidt 
geichehen. Vielmehr wollte bie franzöſiſche Regierung den alten Gebrauch in 
dem deutfchen Kriege auebeuten. (Vgl. auch die Erklärung bes franzöfiicen 
Admirals Fourihon vom 18. Aug. 1870 im Preuß. Staatsanz. v. 7. Sept.) 
Viele deutſche Schiffe 1) wurden von der franzöfiichen Krieggmarine aufgebradt 
und von den franzöfifhen Prifengerichten als Prife verurtheilt. Die Mann: 
ichaft diejer Handelsſchiffe wurde jogar in die Kriegsgefangenſchaft abgeführt. 
So kam es, daß die humane Mafregel der deutihen Bundesgewalt zunähtt 
nur dem franzöfifchen und dem neutralen Seehandel zu gute Fam, dagegen 
die deutſche Schifffahrt darunter litt. Die ſchlimmen Erfahrungen des Kris 
beftimmten gegen Ende des Krieges jogar die deutſche Heerführung dazu, die 
Anmendung jenes humanen Grundfates zu juspendiren und auch den franzöfiſchen 
Handel mit Repreffalien zu bebrohen. (Note vom 12. Januar 1871). Ta 
Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 erkannte in Artikel 13 ausdrüdlid die 
Wirkſamkeit der vor dem 2. März 1871 geſchehenen Berurtheilung der auf: 
gebrachten deutſchen Schiffe durch die Prifengerichte an und verordnete nut 
die Herausgabe der damals noch nicht verurtheilten Schiffe, beziehungsmeiie 
den Erſatz dafür. Das alte barbariiche Recht hatte alſo fchließlich feine Gel⸗ 
tung bewahrt. | 

Bon franzöfiiher Seite wurde der deutſche Verzicht auf die Seebeute 
daraus erklärt, daß die deutfche Handelämarine größer noch als die franzöſiſche, 
Dagegen die franzöfifche Kriegsmarine der deutichen weit überlegen je. 1% 
wurde aus dieſer Thatfache der Schluß abgeleitet, daß der Vortheil eines Fer: 
botes der Seebeute vorzüglich dem deutſchen Handel zu Gute komme, für den 
franzöſiſchen Handel dagegen durch den Schuß der Kriegamarine jede Gefahr, 
auch ohne ein ſolches Verbot, befeitigt werde. Die Erfahrungen des amen: 
kaniſchen Bürgerfrieges hatten bereit® die Unficherheit jener Schlupfolgerung 
deutlich gezeigt; indem der Seehandel der Nordftaaten, ungeachtet fie allein ein 





1) Nach dem Verzeichniß des Pr. St. A. vom 8. Oct. 1570 aus ber Beier: 
‚ Zeitung waren 32 Schiffe bi8 dahin aufgebracht mworben. 
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Kriegämarine beiaßen, die ſchwerſte Schädigung durch einige wenige füd- 
amerifanifche Kreuzer erlitten hatte Der Schreden, melden das Norbdeutiche 
Kriegsihift Augufta gegen Ende des Krieges der franzöſiſchen Handelsſchifffahrt 
einflößte, hat vollends den Eindruck hervorgebracht, daß nur der wecjeljeitige 
Verzicht auf Wegnahme von Handelsſchiffen durch Kriegsſchiffe jenen Sicher⸗ 
heit zu gewähren vermöge. 

Aber ebenio hat die Erfahrung des Krieges gelehrt, daß ein bloß ein- 
ſeiiger Verzicht die Rheder und Handelsleute des verzichtenden Staates gegen- 
über dem privilegirten Feinde in eine allzu nachtheilige Stellung bringe, um 
auf die Dauer aufrecht erhalten zu werden. 

Volljtändig zu helfen ijt nur, wenn die Seebeute überhaupt ebenjo für den 
Seeltrieg durch eine allgemein anerkannte Fortbildung des Völkerrecht? unter: 
jagt wird, wie. die Yandbeute unterjagt it. Dazu bedarf es aber diplomatijcher 
Srhandlumgen mit den hauptjächlihen Seemächten. Deutſchland, Oefterreich und 
Jalien haben bereits 1866 und 1870 ihre Geneigtheit dazu durch die That ge: 
gt Die nordamerikaniſche Union hat ſich in der bekannten Depeiche des 
Ziaatsſekretairs Marcy vom 16. April 1856 dahin erklärt, daß die bloße Ab: 
ſchaffung der Kaperei durch Privatichiffe, wie jie der Parifer Kongreß von 
1856 beichloffen habe, ungenügend und für Amerifa fo lange nicht annehmbar 
iei, als nicht zugleich die Kaperei durch Staatsjchiffe ebenjo unterjagt werde. Es 
mag zweifelhaft jein, ob die damalige Erklärung aufrichtig gemeint war oder 
nicht; und wir können den Bedenken von Knapp!) zugeftehen, daß der humane 
Srundjag auch in Nordamerifa mande Gegner habe. Indeſſen gibt es doch 
aud) aufrichtige Vertreter derfelben und man darf die Hoffnung nicht aufgeben, 
dar die Union als Staat ihrer wiederholt ausgeſprochenen Verurtheilung der See: 
beute nicht untreu werde, wenn es jchließlich zu einer allgemeinen völkerrecht⸗ 
hen Beſchlußfaſſung in diefem Sinne kommen wird. Die widtige Note 
des Amerikaniſchen Staatsſekretairs Fiſh vom 22. Juli 1870 beftärft uns 
in diefer Hoffnung. Indem fie die Mittheilung des Norbbeutichen Verzichtes 
ut die Seebeute beantwortet, erinnert fie daran, daß zuerſt, vor nahezu einem 
‚abrhundert, die Vereinigten Staaten dur John Adams, Benjamin Franklin 

und Thomas Jefferſon einerjeits und Preußen unter der Regierung Friedrichs 
xs Großen andrerjeits (dur den Vertrag v. 1785) verabredet haben, wenn 
nglüdlicher Weife ein Krieg zwiſchen ihnen ausbrechen jollte, jo jollen „alle 
Sandelsichiffe, welche dem Austaujche der verichiedenen Plätze dienen und 
‘mit den Bezug der nothiwendigen Bebürfnifje und gewohnten Annehmlich⸗ 
:üten des menjchlichen Lebens erleichtern ober verallgemeinern würden, frei 
nd unbeläjtigt verkehren dürfen, ſowie daß feiner der vertragenden 
Theile einem bewaffneten Privatfahrzeuge eine Vollmacht geben folle, welde 
ricies berechtigen würde, folche Handelsſchiffe zu nehmen, zu zeritören ober 
Sihem Handel Uinterbredjung zu bereiten.” „Die Regierung der Vereinigten 
Staaten nimmt mit großem Vergnügen die erneuerte Zujtimmung eine großen 
:ıd erleuchteten deutſchen Staates zu den im Bertrage von 1785 aufgeitellten 


— —— — — 


’) Friedrich der Große und die Verein. Staaten v. Amerika. Leipzig 1871. 
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Grundfägen entgegen, zu deren Anmalt fie jich gemacht bat, jo oft ihr die 
Gelegenheit dazu geboten war." Es wird in diefer Hinfiht auf bie Er: 
tlärung des Präjidenten Pierce im Jahre 1856, auf die Note des Staats: 
jefretair Marcy von 1856, und auf das Anerbieten des Minifters Seward 
von 1861 verwielen und mit folgenden Worten geichloffen: „Die Depeſche 
des Grafen Bismard — bemweilt, daß Norddeutichland entſchloſſen ift, Dielen 
Grundſatz (jelbit ohne Gegenſeitigkei) — in dem Kriege mit Frankreich 
anzuerkennen. Dieb gibt ung Grund zu hoffen, daß die Regierung und das 
Bolt der Vereinigten Staaten bald die Oenugthuung haben werden, - diejen 
Grundſatz allgemein anerfannt zu fehen, als eine weitere Einjchränfung 
und Milderung, welche die moderne Civilifation der Kriegskunſt auferlegt“ 

Auch in Frankreich haben ſich ſtaatsmänniſche, wiſſenſchaftliche und aut: 
männiſche Stimmen für die Abſchaffung der Seebeute erklärt. Napoleonl 
bezeichnete dieſelbe als Aufgabe der Zukunft. E. Cauchy hat in einer von 
der Akademie der Wiſſenſchaften gefrönten Denkichrift dieſes Prinzip näher 
geprüft und begründet. Die Handelsfammer von Havre hat ſich im „Juli 
1870 für dafjelbe bei der Faiferlichen Regierung verwendet ?). Leider hat 
diefelbe die ſchöne Gelegenheit, auch ihrerjeits zu dem Fortichritte des Völker: 
rechts mitzumirfen, nicht benußt und es vorgezogen, in der alten Barbarei zu 
verharren. Indeſſen hat jpäter die Regierung von Tours für die Zukunft 
ihre Bereitwilligteit, an der Reform Theil zu nehmen, in Ausſicht geitellt. 
In der Note des :Delegirten für die auswärtigen Angelegenheiten, Chaudorby, 
vom 28. Oct. 1870 heißt es: „Die Grundjäße, welche die preußiſche Re 
gierung aufjtellt und zur Geltung bringen möchte, würden vielleicht mehr al 
die alten Gewohnheiten mit dem gegenmärtigen Stande der Civiliſation is 
Einklang ftehen, und es iſt möglich, daß der Gang der Ideen eines Tagen 
die Mächte dahin führt, Verträge zu fchließen, welche die Uebel des Krieges 
zu mildern bezmeden, wie dieß 1856 Statt gefunden bat. Frankreich würde 
zuerjt einem jolchen Unternehmen beitreten.“ 

Es bat überhaupt den Anjchein, daß die europäiſchen Kontinentaljtaaten 
für das humane Prinzip zu gewinnen find. Tritt auch die nordamerikaniſche 
Union bei, dann wird aud England troß der noch vorhandenen Neigung, 
die alten Gewohnheiten feitzuhalten, der moraliihen Autorität der übrigen 
Staaten nicht länger widerſtehen können. Das Gewiſſen und das Rechts⸗ 
bewußtjein der Menfchheit hat für alle civilifirten Staaten eine nöthigende 
Macht. 

Bei Gelegenheit der Wegnahme der deutſchen Schiffe ſind die Capitäne 
und die Mannſchaft derſelben als Kriegsgefangene, theilweiſe noch ſchlechter 
behandelt worden. Graf Bismarck hat darüber in einer Depeſche vom 
4. October 1870 Beſchwerde geführt. In ſeiner Erwiderung vom 28. Oct. 
konnte ſich Graf Chaudordy allerdings auf die älteren franzöſiſchen Ordonnanzen 
und Inſtruktionen berufen, wonach die waffenfähige Mannſchaft auch der ge: 
nommenen Handelsſchiffe zu Kriegsgefangenen gemacht werden ſollen. 

Auch dieſes harte Verfahren gegen Privatperſonen, welche keine feind⸗ 


1) Vgl. Jaequemyns, a. a. O. ©. 49 f. 
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ielige Handlung begangen und Nichts verjchuldet haben, fteht offenbar mit 
dem humanen Grundprinzip des modernen Kriegsredhts im Widerſpruch, wenn 
gleich e8 durch die alte Ichlechte Gewohnheit vieler Seemächte gebilligt wird. 
Tasjelbe wird aber erft mit der Seebeute zugleich zu corrigiren fein. 

Die Seeblofade wird wohl, troß des Widerſpruchs vieler Rheder und 
Handelsleute, als ein völferrechtlich zuläſſiges Zwangsmittel noch fortdauern. 
Ihre Wirkung für die neutrale Schiffahrt wird bei Gelegenheit der Rechte 
der Neutralen beiprocdhen werben. 


6) Austreibung der Deutihen Privaten aus Frankreich. 


Das civilijatoriihe Prinzip des modernen Völferrechts: Der Krieg ift 
en Streit der Staaten, nicht der Privaten, fand in Deutſchland aud darin 
ene volle Anerkennung und Beachtung, daß die franzöjiichen Privatperfonen, 
weihe in einem deutichen Lande wohnten oder ſich aufhielten, auch während 
des Krieges unbeleidigt und unbeläftigt dajelbit bleiben und ihren Gefchäften 
nachgehen durften. Weder die Staatsgewalt noch die Bevölkerung Hinderten 
he daran. Nicht einmal die feindfeligen Maßregeln der franzöfiichen Regierung 
zegen die Deutſchen in Frankrejich ftörten diefen Frieden; es wurden in 
Teutihland Feine Repreffalien ergriffen. In den meilten Stäbten von Deutid;: 
nd, jelbft in Grenzitädten, konnte man franzöfifche Bürger ganz ungehindert 
äglih in den Straßen antreffen; und wenn gleich fie laut franzöſiſch ſprachen, 
lieg man fie dennoch ruhig gewähren. Sicher gereicht dieſes humane Ber: 
halten der deutihen Nation und den deutfchen Regierungen zu hoher Ehre. 

Ganz das Gegentheil zeigte fih in Frankreich. Da ift frühzeitig ein 
‚adenichaftlicher Raſſenhaß entzündet worden, von dem auch die franzöfiiche 
Regierung fich leiten ließ ünd welcher in der franzöfiichen Bevölferung zu 
wilden Ausbrücen trieb. 

Am 4. Auguſt 1870 legte eine Polizeiverordnung des Präfecten von Paris 
den Deutſchen in Paris die Verpflichtung auf, eine befondere Erlaubniß zu 
iernerem Aufenthalt nachzufuchen. Bei der großen Anzahl von Deutichen, bie 
a Paris lebten, viele Tauſende al3 Arbeiter, war eine gewiſſe Vorſicht der 
kolizei wohl erflärlih und infofern ließ fich gegen jene Verordnung nicht viel 
zen. Aber diefelbe beftärfte die Parijer Bevölkerung in dem kindiſchen Wahne, 
"5 jeder Deutſche ein Spion fei, und reizte die Eiferjucdht und den Haß der 
Ddenichaftlichen Menge gegen die Fremden. Am 12. Auguft erklärte der 
iniiter des Innern, Herr Chevreau, im Corps Legislatif, die franzöfifche 
xegierung habe zu Anfang die Deutfchen gehindert, Frankreich zu verlaflen, 
‘amit fie nicht die deutſche Armee verftärktel. („Das war eine Verletzung 
5 Völkerrechts,“ bemerkte Herr Pelletan.) Jetzt dagegen ergreife die Re: 
“tung Maßregeln, um ihre Entfernung aus Frankreich zu bewirken. Damals 
ch wurde die Ausmeilung mit einiger Schonung, freili ſehr willkürlich, 
tetrieben. ber ſchon am 18. Auguft erklärte ſich der Geſetzgebende Körper, 
cn Petitionen gedrängt, für fofortige Austreibung aller Deutihen aus 
"ranfreih. Nun erfolgte eine wilde Jagd auf die Deutſchen. Maſſenhaft 
zurden fie verjagt: viele zuvor in die Gefängnifje geichleppt, viele beichimpft 

v. Holvendorff, Jahrbuch I. 20 
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und mißhandelt, die meiiten in ihrem Privatvermögen ſchwer gejchädigt, Alle 
in ihrer Freiheit verlebt. Dean gab ihnen nicht einmal Zeit, ihre Geſchäfte 
zu ordnen, ihre Gelder einzuziehen, ihr Mobiliar zu veräußern. Tauſende 
wurden wie Verbrecher ergriffen und jofort mit Gewalt abgeführt. Aud 
Frauen, Kinder, reife wurden nicht geichont. “Der amerifanifche Gelandte, 
der für die Norbdeutichen, und ber fchweizerifche Gefandte, der theilmeile für 
die Süddeutſchen Päfje ausftellte und Hülfe darbot, vermiochten doch nicht das 
graufame Verfahren im Ganzen zu hindern und zu beffern. 

Wenn troßdem es einzelnen Begünjtigten gelang, in Paris zu bfeiben, 
fo durften fie nicht magen öffentlich deutfch zu ſprechen. Die Benöfterung 
witterte überall Spione und Feinde und verfolgte jeden, der irgendmie als 
Fremder verdächtig wurde, wie einen Geächteten. Die Maßregel war Anfangs 
nur auf Paris und das Seinedepartement bezogen worden. Später wurde 
fie auch in andern Städten und in andern Departement3 ebenjo roh und ebenio 
gewaltjam durchgeführt; und immer beriefen ſich die Behörden auf die gerechte 
Stimmung der Nation gegen die Fremden. 

Dieje graufamen Mafregeln haben wohl in den Frembenaustreibungen 
der alten Hellenen und in Vorgängen des Mittelalter einzelne Vorbilder. 
Aber fie ftehen in der neueren Kriegsgeſchichte der civilifirten Völker gan; 
vereinzelt da, wie gräuliche Ueberrefte aus einer längſt entſchwundenen bar- 
bariichen Vorzeit. Schon jeit langer Zeit ift es conjtante Uebung gemelen, 
daß die Privatperfonen, die dem feindlichen Staate angehörten, unangefochten 
in dem friegführenden Lande verblieben und gewöhnlich unter den wirkſamen 
Schub einer neutralen Gejandtichaft geftellt wurden. Und wenn etwa ganze 
Klafjen folcher Perfonen weggeſchickt wurden, weil ihre Gegenwart gefährlih 
dien, fo geftattete man ihnen ſonſt wohl eine angeineſſene Friſt, damit fie 
ihre ökonomiſchen Verhältniſſe ordnen könnten, und fürdhtete ſich davor, fie 
irgendwie zu beleidigen oder zu kränken. 

Dieſe thatfächlihe Schonung der feindlichen Privatperfonen ift durdaus 
im Einklang mit den Grundgedanken des civilifirten Völkerrechts. Um io 
beklagenswerther ift die auffallende und arge Mißachtung diefer Humanen 
Grundſätze von Seite eines Volkes und Staates, die fi) ſonſt berühmen, wenn 
Fortfchritte der Civilifation gemacht werden, „an der Spike des Fortſchritts 
zu marſchiren.“ In der großen Geldentſchädigung, welche Frankreich an Deutih: 
land in Folge des Friedens zu bezahlen hat, ift die Entihädigung der aus: 
gewiefenen Deutichen mit in Anſatz gebracht worden. Es mag das als War: 
nung gemeint fein für die zukünftige Völferpraris und ald Mahnung, lieber 
die humaneren Grundſätze der neueren Zeit als diefe Eine Abirrung zu be: 
folgen. Allein fogar für die zunächſt betroffenen Franzoſen blieb jene Jar: 
nung und dieje Mahnung, wie e3 jcheint, wirkungslos, denn jogar im Frieden 

ſetzen fie den thörichten Raſſenhaß mit Eifer fort. 
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4. Beſitznahme und Verwaltung des feindlichen Landes. 


Benn im Kriege von einer vordringenden Armee feindliches Land bejekt 
wird, jo wird dadurd die Staatsangehörigfeit des befebten Landes und 
feiner Bewohner nicht geändert, Dafjelbe hört nicht ſchon in Folge folcher 
Gewaltũbung auf, ein Theil des feindlichen Staatsgebiets zu jein, und wird 
nicht ohne Weiteres ein Theil des fiegreihen Staates, 

Wohl aber wirkt die friegerijche Belignahme provijoriid auf die Aus: 
übung der Staatsgewalt ein. Die feindliche Staatsgewalt hat vorläufig 
in dem bejegten Gebiete feine Macht mehr und die Armee, welde daſſelbe 
in Dejig genommen hat, ift durch das Bedürfnig der Kriegsführung veranlaßt 
md in Folge ihrer Befignahme beredtigt, 1) nicht zu dulden, daß die 
jeindliche Staatögewalt fortfahre, in diefem Gebiete politiiche Macht zu üben, 
und 2) ihrerjeits die Staat3autorität, jo weit es nöthig ijt, zur 
Sicherheit der Armee und zur Aufrechterhaltung der Ordnung auszuüben. 
(Fl. Amerik. Kriegsart. 2 ff. Bluntihli, Mod. Völkerr. 560 ff.) 

Tagegen ijt die bejeßende Kriegsmacht nicht berechtigt, das bejeßte 
Gebiet alS definitiv erworbenen Theil des eigenen Staates zu behandeln und 
bie Bewohner deſſelben als ihre Unterthanen zu betrachten. Die bloße 
militäriſche Belignahme mährend des Krieges zweier Staaten kann eine jo - 
angreitende Umgejtaltung des Rechtes ſelbſt weder begründen noch 
erflaren. 

Bei der Beſitznahme des jranzöfiihen Gebiets durch die verbündeten 
Kurden Truppen zeigte ſich nun aber bald eine weitere, bisher in dem 
völferrechte nicht beachtete Unterſcheidung zwilchen den Theile, den die Deutſchen 
sıht 5108 zu Kriegszwecken bejegen, fondern den fie aud) im Frieden behalten 
dolten, und ben übrigen Gebieten, auf welche fie feine weiteren Anſprüche 
nachten. Diefe 


1) Unterihetidung zwiſchen erobertem und beſetztem 
Teindesland 
art einer nähern Erwägung. Der erjte Keim dazu wird fchon am 21. 
Liquit jichtbar, aljo wenige Tage nad) den Schladhten vor Metz. Nach 
Freußiiher Weiſe wurden nämlich in den Defekten Provinzen jogenannte 
reneral-Gouvernements, zunädjt mit einem militärifchen Chef, 
Achtet, dem dann ein Civilcommifjär beigeordnet wurde. So murden aud) 
.ı das Elfaß und für Lothringen zwei deutiche General-Souvernements mit 
zutiichen Generalen bejett. Am 21. Auguft wurden nun „auf Antrag des 
kınılers Des Norddeutſchen Bundes“ die Arrondifjements Saarburg, Chateau: 
<dıns, Saargemünd, Mek und Thionville, d. 5. Deutjch-LTothringen mit Meß 
:ı dem General:Gouvernement Lothringen, zu dem jie eigentlich gehörten, 
rennt und Dem General: Gouvernement im Elſaß zugemiejfen. Der Sinn 
"er Verfügung wurde erit ipäter völlig Mar. Das damalige General: 
"uernement Elſaß follte die Yänder zufammenfaflen, welche Deutichland zu 
"alten die Ablicht hatte. 
20° 
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Iſt diefe Unterfcheidung völkerrechtlich zuläffig oder ericheint ſie lediglich 
‚als eine willkürliche Uſurpation einer unberechtigten Gewalt? Wenn die Frage 
bejaht werben muß, unter welchen Bedingungen und in welchem Umfange ilt 
jie zuläffig? 

Es ift möglich, daß die beiden Kriegsparteien fi) um ein Gebiet itreiten, 
welches jede als ihr zugehörig in Aniprud nimmt. Dann allerdings be 
deutet die Befitnahme nicht bios eine Zmangsmaßregel während des Krieges, 
jondern geradezu Ausübung des behaupteten Rechts, der wirklichen oder wer: 
meintlihen Souveränetät. Zur Zeit der Befreiungafriege von 1813/14 war 
das der Gefichtspunft, unter welchem die damals reftaurirten deutjchen und 
italienijchen Fürften wieder in ihre Länder eingeführt wurden, als die fran- 
zöfifche Armee Napoleons I. vor den verbündeten europäifhen Mächten zu: 
rückwich. 

Jene Unterſcheidung bezieht ſich nicht auf ſolche Fälle. Elſaß und 
Deutſch-Lothringen waren, als der Krieg von 1870 ausbrach, unzweifelhaft 
Beſtandtheile des franzöſiſchen Staates. Wenngleich die Erinnerung noch 
nicht erloſchen war, daß dieſe Länder im Mittelalter zum deutſchen Reiche 
gehört hatten und durch Gewalt und Liſt von dem deutſchen Reichskörper 
getrennt und Frankreich einverleibt worden waren, ſo war doch die Verbindung 
derſelben mit dem franzöſiſchen Staate auch europäiſch durch eine Reihe von 
Friedensſchlüſſen anerkannt worden. Auch Preußen, der Norddeutſche Bund 
und die ſüddeutſchen Staaten waren ſich deſſen wohl bewußt. Obwohl die 
Neigung auf Wiedererwerb dieſer Länder, deren Bevölkerung überwiegend 
noch der deutſchen Nationalität angehörte, während des Krieges erwachte und 
die Ausficht darauf günjtiger wurde, jo murde doch fortwährend auch von der 
deutſchen Heeresführung anerkannt, daß die Belitnahme diefer Länder nicht 
für ſich ſchon Erwerb der Souveränetät bedeute, fonden Occupation von 
Teindesland fe. 

Daraus folgt aber mit logiſcher Nothwendigfeit, day alle Maßregeln, 
die in diefen occupirten Ländern getroffen wurden, nur einen proviſoriſchen 
Charakter haben konnten und die Angehörigen diefer Länder nicht als 
deutihe Staatsgenoſſen verpflichtet werden durften. Es folgt aber 
ferner daraus, daß in den weſentlichſten Beziehungen fein durchgreifender 
Unterſchied beftand zwifchen den Nechtsverhältnig, in welches Elſaß und Deutid: 
Xothringen einerſeits und die übrigen beſetzten franzöfiihen Departements 
andererjeit8 zu der bejetenden Staatsmaht in Folge der militärifchen Be: 
ſitznahme gelangten. 

Dennoch beitand ein relativer Unterjchied, der in den thatfächlichen Ber: 
hältniffen und in der Natur der Nechtsbildung begründet war und der eben 
deshalb auf Berüdfichtigung Anſpruch hatte Elſaß-Lothringen wurde beietzt 
mit der Abficht, diefe Länder zu behalten, d. h. zwar zur Zeit noch 
als Theile von Frankreich, die aber im Frieden für Deutfchland gemonnen 
werden follten. Die übrigen Departements wurden dagegen ohne dieje Abſicht 
beſetzt, d. b. Tediglich zum Behuf der Kriegsführung. | 

Die bloße Abficht einer Partei, zumal wenn die andere Partei derſelben 
entgegentritt, vermag freilich fein neues Rechtsverhältniß zu geftalten zu Guniten 
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jener und zum Nachtheile diejer. Sie kann daher zunächſt nur auf die that: 
ſächlichen Verhältnijfe eine Wirkung üben. Aber wenn jene Abficht mit 
der Macht verbunden ijt, derjelben eine dauernde Wirkung zu verfchaffen und 
das thatſächliche Verhältnig für die Dauer als ein nothmendiges zur Aner- 
kennung zu bringen, d. 5. in ein Rechts verhältniß unyzugeftalten, dann 
jagt ih eine neue Rechtsbil dung, ein werdendes Recht, melches 
während des Werdens ebenſo geihüst werden kann, wie das ungeborene 
Ei im Mutterleibe mit Rüdjiht auf die wahrſcheinliche Geburt einer 
erion. 

Im Lichte diejes Gedankens hat jene Unterjcheidung einen Sinn. Der 
deuriche Oberfeldherr durfte im Hinblid auf die angejtrebte neue Rechtsbildung 
und den in Ausiicht jtehenden Wiedererwerb von Elſaß und Deutfch-kothringen 
die militäriiche Belignahme diefer Yänder auch mährend des Krieges zwar 
nicht in dem Sinne geltend machen, als wäre jene Rechtswandlung bereits 
vollzogen und hätten diejelben aufgehört, Theile des feindlichen Staates zu jein, 
aber in der Weile ausüben, daß dig neue Rechtsbildung, d. h. der dauernde 
Erwerb diejer Länder für das deutſche Reich vorbereitet und gefördert wurde. 

Tas fonnte aber vorzüglich in der Richtung geichehen, daß 

1) die entichieden feindlih und franzöſiſch gefinnten Elemente in der 
Bevölferung jtrenge überwacht und feindliche Demonjtrationen oder 
Handlungen unterdrüdt wurden und dab die Auswanderung jolder 
Bewohner befördert wurde; 

2) daß die freundlih und deutſch gelinnten Elemente kräftig angezogen 
und gejtärkt, auch gelegentlich taugliche Einwanderer aus Deutichland 
aufgenommen wurden; 

3) daß die mehr oder weniger neutral gelinnte und jchwanfende Be— 
völferung durch forgfältige Wahrung und Förderung ihrer Intereſſen 
almählig für die Umgejtaltung gewonnen oder mindejtens von jeder 
Belämpfung derjelben abgehalten ward; 

Die proviforiiche Eivilvegierung in dieſen Yändern hatte demnad Auf: 
gaben zu löſen, welche in den anderen occupirten Gegenden nicht geitellt 
wurden. Weit ihren Pflichten mußten auch ihre Befugnijje erweitert werden. 
Tie Grenze zwiſchen berechtigtem Cinjchreiten und nothiwendiger Enthaltung 
war oft unklar und die eingejetten Behörden mußten oft im Dunfel unge: 
bahnte Wege ſuchen. Nur ein befonnener Takt fonnte fi da im Einzelnen 
urehrfinden. Einzelne Mipgriffe im Kleinen waren faum zu vermeiden. Die 
Richtung im Großen aber ward durch die Verhältnijje und durd die Anord- 
nungen des Bundesfanzler3 vorgezeichnet. 


2), Autbebung der Conſcription. Berbot der Kriegshülfe. 


In dem Maße, al3 die deutihen Truppen in Frankreich vorrüdten, ver: 
fündeten die deutſchen Befehlshaber den Bewohnern der occupirten Gebiete, 
dk nun die franzdiiihe Conjcription unmwirfjam geworden jei. 
(Auerit in dem Decret des Königs Wilhelm am 13. Auguft 1870) Es ift 
in der That eine jelbitveritändliche Folge der militäriihen Beſitznahme von 
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feindlihem Lande, daß damit die militäriihe Autorität des Feindes daſelbſt 
aufgehoben und proviſoriſch dur die Militärgewalt des Beſitznehmers erieht 
werde. (Bluntſchli, Mod. Völkerr. $ 560.) 

Diefer Erſatz geht aber nicht jo weit, daß die Bewohner der bejenten 
Gebiete angehalten werden dürften, nun in dem Heere des Siegers militä- 
riſche Dienfte zu leiften und gegen ihr Vaterland zu kämpfen. So wenig 
es erlaubt ijt, von den Kriegsgefangenen ſolche Leiſtungen zu fordern, jo 
wenig dürfen diefelben von den friedlichen Bewohnern des beſetzten feind: 
lichen Yandes verlangt werden. Das Völferreht duldet nicht eine fo grau 
jame Verlegung der natürlichen Pietätögefühle und des nicht aufgehobenen 
Rechtsverbandes zwiſchen dem Staate und feinen Staatsbürgern. (Biluntigli, 
Mod. Völferr. 576.) 

Diefe Grundjäge wurden auch im lebten Kriege befolgt, und die Klagen, 
daß das nicht geichehen fei, ermwiejen ſich als eben jo ungegründet, als die 
gelegentliche Anfechtung diejer Grundſätze felber ala ein Zeichen der noch weit 
werbreiteten Unwiſſenheit im Völkerrecht. 


Dagegen hat eine aus dem beutichen Hauptquartier erlafjene und von | 


Bismard und von Roon unterzeichnete Verordnung vom 15. December 1511), 
durch welche die Bewohner von Elſaß und Lothringen davor gewarnt werden, 
den franzöfiichen Truppen zuzulaufen und ji) am Kriege zu betheiligen, die Kritit 
der Rechtswiflenichaft aufgeregt. Alle ſolche Reislaufer werden mit der Ver—⸗ 
mögensconfiscation und einer zweijährigen Verbannung aus dem Lande bedroht. 
Schon die Entfernung eines Mannes ohne polizeiliche Erlaubniß wird als 
unerlaubtes Reislaufen zu der franzöfiihen Armee präfumirt. 


Rolin Jaequemyns erkennt die Befugniß der occupirenden Kriegsparti 


an, die Bewohner der bejetten Gebiete nöthigenfalls durch Gewalt davon 
abzuhalten, daß fie weggehen, um die feindliche Armee zu verjtärten. Gehören 


diejelben bereit zur Armee, fo find fie zu behandeln wie zerjtreute Meilitär: 
perjonen, die man friegägefangen machen kann. Gehören jie nicht zur Armes 


jo dürfen tie Feine feindlichen Handlungen begehen. Man darf jie daher ver: 


folgen, arretiren und durch alle polizeilichen Mittel verhindern, ihren Vorſat 


auszuführen. 
Aber er findet die Strafandrohung unverhältnigmäßig, Die Conñs 


cation jei an jich fchon feine empfehlenswerthe Strafart, zumal fie dieſelben 


Vergehen mit jehr verfchiedenem Maße beſtraft. Sie jei aber bejonders un: 
geeignet, um eine Handlung zu bedrohen, welche in den Augen derer, die Nie 


vornehmen, die Ausübung einer patriotifchen Pflicht it. Allerdings werden im 


Kriegszujtand auch andere in den Augen der Handelnden patriotiiche Handlungen 


jogar mit dem Tode bedroht, wie 3. B. die Angriffe auf die Sicherheit der Truppen 


durch die Einwohner; aber da rechtfertigt die unmittelbare Gefahr für das 


Heer die Härte der abjchredenden Strafe. Diejes Merkmal der unmittelbaren 
Gefahr treffe hier nicht zu. Jaequemyns vergleicht (II. ©. 53) unjern all mit 
einem Schiffe, das Gontrebande führt, aber den feindlichen Kreuzern entronnen 
ift, oder mit einem Blokadebrecher, der durch die blofirende Schiffsitation hin: 


durch gefommen ift. Wenn folhe Reislaufer einmal glüdlid zur feindlichen 
Armee gekommen jeien, dann jtehen jie nicht mehr unter der Hoheit der 
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Kriegsmacht, welche ihre Heimath beſetzt halte, und bieler ftehe es nicht an, 
fh dafür zu rächen, daß jene ihre Wachſamkeit getäufcht haben. Höchſtens 
vechtfertige ji) ein proviforiiher Sequeiter auf die zurüdgelaffenen Güter. 

Ih halte dieje Bemerkungen für wohl begründet. Manchem unferer 
Yeier wird das dann verjtändlich werden, wenn er fi denjelben Fall in um: 
gefehrten Verhältniſſen denkt, wenn er fich vorjtellt, die deutſchen linksrheiniſchen 
Yinder wären von der franzöftichen Armee bejekt worden und ein franzöfiiches 
Decret erichienen, welches die Deutſchen mit Confiscation ihrer gegenwärtigen 
und künftigen Güter bedrohte, wenn jie fich entfernen und an die deutiche 
Armee anſchließen. 

Nur in einem Punkte weiche ich von der Meinung Jaequemyns' ab, 
welcher dieſe Handlung nur mit polizeilihen Mitteln zu bindern und zu 
aihmweren gejtattet. Ich halte es für erlaubt, dieſelbe auh mit Strafe zu be- 
drohen. Wenn auch feine unmittelbar drohende Gefahr vorliegt, fo ift die 
mittelbar drohende Gefahr doc jo bedeutend und jo offenbar, daß die be- 
jegende Macht wohl veranlaft ift, ihre Staatsautorität in dem bejebten Rande 
u einem Verbote jolchen gefährlichen Reislaufens zum Feinde mit Straf: 
androhung zu gebraudhen. Die Confiscation freilih und eine mehrjährige 
Verbannung ſcheinen auch mir übertriebene und ungeeignete Strafen für eine 
Sandlung, Die lediglich als Kriegövergehen, nicht als gemeines Vergehen zu 
beſtrafen ift. - 

Jaequemyn® macht übrigens bei diefer Gelegenheit aufmerffam auf. die 
unglaublihe Verwirrung in den NRechtsbegriffen, welche der franzöfiichen Re: 
gierung in Tours gleichzeitig vorzumwerfen jei und welche hinwieder einzelne 
Härten der deutichen Verfügungen erkläre und entihuldige Als nämlid in 
Soiſſons ein preußifcher Soldat in der Nacht heimlich angefallen und ver: 
mundet wurde, erließ die ſtädtiſche Behörde von Soiſſons eine wohl begründete 
Warnung der Einwohner vor jolden im Kriegszuſtand gefährlichen Miffethaten. 
Zarauf hielt ſich die provijoriiche Regierung in Tours für berufen, dieſe 
Warnung der Stadtbehörde der öffentlichen Mipbilligung zu übermweijen und 
die Namen ihrer Mitglieder gleihjam als Verräther zu brandmarfen. In 
sen Augen der Regierung von Tours war nicht der ein Verbrecher, welcher 
iinen Mordverſuch gegen einen vereinzelten Soldaten in der bejebten Stadt 
ınternahm, fondern die Bürgervorfteher, welche vor ſolchen Miſſethaten warnten, 
In der That, wenn eine Regierung ſolche Grundfäge proflamirt, dann kann 
man jich nicht darüber verwundern, daß die öffentliche, ohnehin leidenfchaftlich 
aereizte Meinung ſich ſchwer verirrt. 


3) Einſtellung der Rechtspflege. 


Die Fortdauer der Rechtspflege nach den Landesgeſetzen, auch 
wenn eine feindliche Armee das Land beſetzt, gehört offenbar zu den Grund: 
bedingungen eines georbneten Rechtözuftandes und wird völkerrechtlich aner⸗ 
tannt. Amerik. Kriegsartifel 6. Bluntjchli, Mod. Völkerr. 547: „Someit nicht 
>e Kriegsgewalt bejondere abmweichende Vorſchriften erläßt, Hat die bürgerliche 
und die ÜÖtrafgerichtöbarkeit des Landes ihren regelmäßigen Yortgang.“ 
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Diefe Annahme entipricht ſowohl dem modernen Grundgebanfen, daß der Krieg 
nicht einen rechtloſen Zuftand herbeiführe, jondern felber ein Rechtsmittel 
ſei, als den Sntereflen der Bevölferung wie der SHeere. 

Die deutjche Kriegsführung war geneigt, die franzöfifchen Gerichte auch 
in den bejeßten Gebieten fortwirten zu laſſen. Merkwürdiger Weiſe erhoben 
fih Bedenken über die Form, welche für die Sache verderblich wurden. Der 
Gerichtshof zu Nancy konnte fi) mit dem deutſchen Civilcommiſſär nit ver: 
ftändigen über die Form, welche den gerichtlichen Urtheilen zu geben jet und 


ftellte in Folge diefer Meinungsverſchiedenheit die ganze Rechtspflege ein. 
(8. September 1870.) 


Die Frage: In weſſen Namen find die Urtdeile zu verkünden? hat 
zunächſt eher ein theoretifches als ein practifches Intereſſe, da fie auf ben 
Inhalt der Rechtiprehung feinen Einfluß übt. In manden Ländern wird 
daher auf jene Cingangsformel ganz verzichtet, und fpricht der Gerichtsher, 
wie er ift, einfah als Gericht fein Urtheil. Dies Mal aber ward fogar ein 
allgemeiner Rechtaftillftand mit allen feinen gemeinjhäblihen Wirkungen für 
die Bevölkerung wenigitens fcheinbar damit begründet, daß über jene uner: 
hebliche Formel feine Verſtändigung eintrat. 


Gegen ‚die Formel: „Im Namen der verbündeten Mächten, welche der 


preußifche Givilcommiffär zuerft vorfchlug, Konnte der franzöfifche Gerichtshof 


mit Necht einwenden: „In Frankreich fei zu allen Zeiten die Rechtöpflege 
im Namen des Souveräns verwaltet worden” und die verbündeten Mächte 
haben feine Souveränetät und ſprechen aud) Feine Souveränetät an. In der 
That begründet die Friegerifche Beſitznahme nicht eine neue Rechtsordnung und 
nicht eine Aenderung in der Verfaflung, jondern nur ein Hinderniß gegen 
die Ausübung der feindlichen Staatsgemwalt. Die Rechtöpflege aber wird nicht 
durh vorübergehenden Befit, fondern dur die dauernde Rechts— 
ordnung begründet und beitimmt. 


Bis dahin hatte der Gerichtshof „im Namen des Kaifers" Recht ge 


ſprochen. Die deutfche Verwaltung mollte fih auch das gefallen laſſen. Aber 


inzwiichen hatte fi) Paris (4. September 1870) empört und es war die, 


Republit verfündet worden. Der Gerichtshof wollte daher den Namen des 


Kaijers nicht mehr anwenden, da die kaiſerliche Souveränetät geftürzt jei. 


Hinwieder wollte die deutiche Regierung die Formel: „Im Namen der 
franzöfiihen Republik“ nicht dulden, weil jie die Republik noch nicht aner: 


fannt habe. 


Man muß zugeftehen: Beide Behörden waren im Rechte. Dan Eonnte 
der deutſchen Staatsgewalt nicht zumuthen, daß fie Innerhalb ihres Made: 
bereich8 eine neue vepublifaniiche Staatsverfaſſung verkünden laſſe, welche ſie 


damals aus politiihen Gründen noch nicht anerfannt hatte. Man fonnte 
aber auch dem franzöfifchen Gerichte nicht zumuthen, daß es die Souveränerät 


bed Kaiſers noch als fortdauernd anerfenne, während dieſelbe in Frankreich 


dur eine Staatgummälzung bejeitigt mar. 


Der natürlichite Ausweg, wenn man nicht die ganze Formel als un 


weſentlich enibehren wollte, wäre eine neutrale Formel geweſen, welde die 
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srage der Souveränetät nicht entfchieden, jondern offen gelaflen hätte; 3. B. 
„m Ramen von Frankreich“ oder: „Im Namen des Geſetzes“. 

Vermutblid mar aber dieſer Streit für die franzölifchen Richter nicht 
der wirfliche Grund, fondern nur der Vorwand dafür, daß fie ihre Amtsthätigkeit 
eintellten. Sonit hätte man fich wohl über irgend eine Faſſung veritändigt. 


4) Forſtwirthſchaft. 


Die Beſitznahme feindlichen Landes hat keineswegs den Uebergang 
des Grundeigenthums an den Domänen auf den beſetzenden Staat, 
iondern nur die einſt weilige Benutzung und Verwaltung derſelben 
zur Folge. Das gilt auch von den Staatswaldungen. 

Der beſetzende Staat darf, wie er überhaupt die Steuern forterhebt, auch 
die nutzbaren Staatsgüter genießen. Er darf durch ſeine Forſtbeamten daher 
auch Holz ſchlagen laſſen in den öffentlichen Waldungen und das Holz ver: 
faufen. Aber das civilifirte Völkerrecht unterfagt ihm, ſolche Verfügungen 
zu treffen, welche dieje Güter auf die Dauer zerftören oder Ichädigen. We 
it daher, abgejehen von Nothiällen, melde durd die militäriiche Noth: 
mendigfeit bedingt und begrenzt find, nicht geitattet, die Wälder in einer 
Weiſe zu vernichten oder zu ſchädigen, welche den Grundſätzen einer ge: 
regelten Forſtwirthſchaft mideritreitet. 

Bon franzöfiicher Seite wurde nun behauptet, daß die deutiche Givil: 
verwaltung in Xothringen dieje Nechtsregel nicht beachtet und die Staats: 
waldungen in Lothringen und befonders in den Ardennen durd) übermäßige 
Schläge in foritwidriger Weile verwüſtet habe. Die Kölniiche Zeitung erwarb 
ih damals das DBerdienft, für die richtigen Grundſätze des Völferrechts aus: 
drücklich einzuſtehen und Aufklärung über die TIhatjachen zu fordern. Tie 
preugiiche Verwaltung erfannte in ihrer Gntgegnung den völkerrechtlichen Sak 
als bindend an, behauptete aber ihrerjeits, daß fie denielben bei ihren forit: 
wirthſchaftlichen Anordnungen beachtet und nur eine forjtmäßige Ausbeute 
verfügt babe. 

Th im Einzelnen genau das richtige Maß feitgehalten worden fei oder 
nicht, Darüber läßt jich leicht ſtreiten; dieſer Streit hat aber fein erhebliches 
Intereſſe, wenn in der Hauptſache der richtige Grundjag anerkannt wird. Daß 
die beſetzende Macht genau an die bisherige Uebung der einheimijchen Forſt— 
beamten gebunden ſei, läßt fich nicht behaupten, da jie ein eigenes Urtheil 
bar über gute Wirthichaft, und man ihr nicht zumuthen kann, daß fie dieler 
Aufiht entgegen handle. Selbſtverſtändlich wird aber eine bona fide Wirth: 
‘haft gefordert. 


5) Zwangsweiſe Bauten. 


Da die Krieggmadt, welche ein feindliches Land in Beſitz nimmt, dadurch 
sche Die rechtmäßige Staatögewalt in demjelben erwirbt, jondern nur einen 
stoviforifchen Befik, fo ift fie ſelbſtverſtändlich nicht berechtigt, über die Fin: 
nohner, wie über ihre Unterthanen und noch weniger wie über rechtlofe Sclaven 
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willfürlich zu verfügen. Aber fie‘ ijt berechtigt, jo weit die militärifche Noth— 
wendigfeit es fordert und rechtfertigt, in dieſem Bereiche eine eingreifende 
Herrichaft zu üben und für ihre Befehle im Nothfall den Gehorſam zu 
erzwingen. 

Aus diefem Grunde fönnen unter Umftänden auch harte Mafregeln ge: 
rechtfertigt werden. Kin beachtenswerthes Beifpiel der Art ereignete ji im 
Jannar 1871 in dem Departement de la Meurthe. Da wurde durd Franc: 
tireurs die Kifenbahnverbindung gewaltſam durch Seritörung des Schienenwegs 
unterbroden. Es mar Dies offenbar eine ernite Gefahr fiir die Sicherheit 
der deutjchen Armee. In Folge deifen requirirte der deutiche Präfect, Graf 
Renard, 500 Arbeiter. Da diele fih nicht freiwillig jtellten, io erließ er 
eine öffentliche Kundmachung, durch welde er alle Fabriken und Wertitätten 
unter jchwerer Strafandrohung von Bußen für die Fabrikanten von 10,000 
bis 50,000 Fre. jchließen lieg, bis die 500 Arbeiter, denen ein Tagelohn 
von 3 Frs. veriprodhen wurde, zur Stelle jeien. 

Bei der Dringlichkeit des Nothitandes, der fofort gehoben werben mußte, _ 
ließ fich gegen diefe Jmangsmaßregel, obwohl fie auch Unfchuldige traf und 
in fehr ungleiher Weile wirkte, wenig einwenden. Der Präfeet Härte im 
Nothfall auch die Arbeiter greifen laſſen und fo zu der unaufichiebbaren Arben 
anhalten können. Uber er überjchritt das Maß des zuläjjigen Zwangs, wenn 
er die Aufjeher über die Arbeiter und dieje jelber mit der Todesſtrafe bedrohte, 
wenn jie nicht Folge leilteten. 


d. Krankenpflege. 


Wie eine Taje in der Wüfte hat mitten unter den Schrednijjen und 
Leiden des Krieges die forgjame und menjchenfreundliche Pflege der verwun: 
deten und Tranfen Krieger einen mohlthuenden Eindruck gemacht. Freilich 
fann man ſich dabei des Gedankens nicht erwehren, daß die Weiſe der Menſchen 
doch etwas Wideripruchsvolles habe, indem jie jich erſt mit Eifer bemühen, 
ſich wechjelfeitig zu vermunden und dann wieder ebenjo eifrig, Die Wunden 
wechſelſeitig zu heilen. | 

Zum eriten Male in diejem Kriege fam die Genfer Gonvention 
von 18564 zur Anwendung In dem öfterreichiich-preußiichen Striege von 
1866 mar das noch nicht der Fall, indem Dejterreich jener Convention damals 
noch nicht beigetreten war. ! 

An Beichwerden jomwohl über Mißachtung der Genfer Convention, als 
über Mißbräuche, zu welchen diejelbe Veranlaffung gab, fehlte es übrigens. 
nicht: es wurden auch mandherlei Mängel der Convention ſichtbar. Aber 
troß alledem ift doch der Geſammteindruck günftig für diejelbe und es it die 
tröftliche Thatjache unbeftritten, daß in feinem früheren europäischen Kriege 
jo viel werfthätige Yiebe und Pflege für verwundete und franfe Kriegen 
Freunde und Feinde geübt wurde, wie in dem lebten franzöjiich = Deurichen 
Kriege. 
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1) Untenntniß der Convention. 


Manche Berlegungen der Genfer Convention erklären ſich wieder aus 
einer mangelhaften Kenntniß ihrer Vorichriften. Insbeſondere war die 
franzöliiche Armee anfangs zu großem Theile gar nicht unterrichtet von der 
Neutralifitung der Verbandpläße, der Lazarethe und der Aerzte. Selbſt fran: 
zoͤſiſche Militairärzte wußten nichts davon und waren erftaunt, daß die Deutjchen 
Ne nicht als Kriegsgefangene behandelten, ala fie in die Gewalt derjelben 
fielen)). Die fogenannte „Sicherheitsbinde” (die weiße Binde mit dem rothen 
Kreuz) hatte anfangs wohl den Spott der Combattanten erregt, bis dieſe 
iaben, daß es auch den gejicherten Aerzten nit an Opfermuth fehle. 

Dem Hauptübel, der mangelhaften Kenntniß der DVertragsbeftimmungen 
kann nur duch eine geregelte Inſtruction der Dffiziere und Soldaten 
und dur Mittheilung der Vorſchriften an die Armee abgeholfen 
werden. Es verhält ſich damit wie mit den völferredtlihen Rechtsregeln 
überhaupt. So lange diefelben nit als ein Theil des militärifhen 
Unterrichts behandelt werden und jo lange nicht jeder Soldat in Form 
von Kriegsgeſetzen alle weſentlichen Rechtsvorſchriften (auch die der Genfer 
Convention) in ſeinem Soldbuch gedruckt bei ſich hat, ſo lange werden viele 
Terſtöße lediglich aus Unkenntniß vorkommen. Nur wenn die Leute unter⸗ 
richtet ſind, kann von ihnen Beachtung dieſer Vorſchriften gefordert und die 
Mißachtung mit Strenge beſtraft werden. 


>) Neutraliſirung der A HA der Kranfenwagen und des 
militärärztliden Perſonals. 


Ter Orundgedanfe der Genfer Convention ift der: die Anftalten für 
de Pflege der verwundeten und Franken Krieger und die dazu nöthigen Perjonen 
'cien der Kriegsgefahr möglichjt entzogen und gegen Gewalt und Verlegung 
teihert werden, damit ihr Zweck befjer erreicht und ihre jegensreiche Wirt: 
amkeit ungehindert fortgejeßt werde. Dean fuchte diefen Grundgedanken da: 
erh zu veranſchaulichen und ihm eine erhöhte Durchführbarfeit zu fichern, 
St man von Neutralijirung jener Anjtalten ſprach und jene Perjonen 
neutral erklärte. 

Indeſſen hat diefer Sprachgebrauh auch feine Bedenken und kann zu 
Aiüderſtändniſſen führen. Es ift das doch eine andere Neutralität als Die 
“nöhnliche der neutralen Staaten und ihrer Angehörigen. 

Tie Feldlazarethe und der Sanitätsparf mit alfen ihren Ginrichtungen 
“Soren in der Regel nicht einem neutralen Staate zu, jondern einem 
cgiührenden Staate, und ſelbſt die eigentlichen Feldärzte find meiſtens An- 
:sorige einer der beiden Armeen. Sie tragen deren Uniform und find im Dienite 
5 Ztaats, der fie bejoldet. Dieſer Zuſammenhang kann nicht durch eine 
icutralitãtsertlãrung zerſtört werden und man kann denſelben auch nicht da— 
such aufgeben, dag man feine Augen vor demjelben verjchließt und veriichert, 

7 Tepeſche des Grafen von Bismarck vom 9. Januar 1870. — Les Violations 
» ja Convention de Geneve par les Francais. Berlin, G. Tunder 1371. 
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ihn nicht zu ſehen. Er ijt in den Verhältniffen dauernd begründet und wirft 
in den Perſonen lebendig. 

Wenn ein fiegreiches Heer vordringt und ein feindlicher Sanitätöpart in 
den Bereich jeiner Macht kommt oder die von dem Feinde angelegten Yazarethe 
fih in einem Xandestheile befinden, der nun beſetzt wird, jo veriteht es ſich, 
daß die beſetzende Kriegsmaht auch darüber proviſoriſch die Staatsgemalt aus- 
übt und nicht etwa davor als einem fremden neutralen Gebiete zurüdweidt 
und daſſelbe unbefümmert zur Seite läßt. Unbedenklich wird fie diefe Antalten 
benuten, um auch andere Verwundete, jo weit eö der Raum und die Mittel 
erlauben, diefen Anjtalten zuzumeifen und die Auflicht über diejelben ausüben. 

Ebenjo fann das vordringende Heer wohl den feindlichen Feldärzten 
die jriedlihe Fortjekung ihres Berufes geitatten und nad Umſtänden ihnen 
erlauben, „ji zurüdzuziehen, um jih den Truppen anzufchliegen, zu denen 
fie gehören“ (Art. 2 der Genfer Convention). Aber auch Hier entipridt 
die Beltimmung der Konvention, wie die Erfahrung gelehrt hat, nicht völlig 
den Bedürfniſſen. Wenn Mangel an Aerzten ift und viele Verwundete auf 
den Schlachtfeldern zurücdbleiben, jo it es Pflicht der Aerzte, außzuharren und 
ihrem Amte obzuliegen und die Heeredgemwalt, in deren Bereich fie gekommen 
find, hat in Folge diefer dringenden Noth auch das Recht, dieje Plichtübung zu 
verlangen und nicht zuzugeben, daß ſich die Nerzte derjelben willfürlicy entziehen. 

Aber auch in anderen Fällen fann es das militärtiche Intereſſe, die 
Sorge für daß Heer erfordern, dab die Aerzte der feindlichen Nation nit 
„nen feindlihen Vorpoſten“ etwa der abziehenden feindlichen Armee „zugeführt 
werden" (Art. 3). Die Gründe, welche überhaupt im Kriege jeder Commu: 
nication zwilchen den beiden Heeren im Wege jtehen und die Berichterjtattung 
von einem Heere zum andern als ein ſchweres Kriegövergehen erjcheinen laſſen, 
das mit Strafe bedroht wird, haben auch für Aerzte ihre Geltung, Auch 
Aerzte könnten, je nad Umständen, Wahrnehmungen maden, deren Mitrher 
lung an den Feind ſchädlich wäre für das Heer, deſſen Bereich jie verlaſſen, 
und nüßlich für das Heer, zu dem fie jich hinbegeben wollen. Diefe Gejahr 
zu vermeiden, ijt daher eine nothwendige Aufgabe der Heeresführung, tros 
der Genfer Convention. Auch im lebten Kriege jind daher öfter Feldärzte 
des feindlichen Heeres zwar nach ihrem Wunſche dem feindlichen Heere wieder 
zugejendet worden, aber nicht auf dem Wege zu den nächſten Vorpoſten, 
fondern auf Ummegen, 3. B. über die Schweiz oder durch Belgien. Tie 
Beitimmung der Zeit jomohl als des Weges muß den militärischen Befehls: 
babern überlaffen bleiben; nur daran iſt feitzuhalten, day Dieje Zeit nict 
übermäßig verzögert werde und daß inzwiiden die neutralifirten Aerzte an: 
jtändig behandelt und möglichſt in ihrer Freiheit gejchügt werden. Leider ind 
auch in diefer Hinficht viele ernſte Klagen deutſcher Feldärzte über allzumeite 
Ummege und fogar über Mißhandlungen in Frankreich befannt geworden, 
welche wieder bemweifen, ıwie wenig das Verjtändnig für Die humane und fried- 
liche Aufgabe der Feldärzte unter den Franzoſen zu finden war). 


*) Nähere Angaben finden ſich jomohl in der Schrift: Les violations n. i. f., 
ald in der Schrift von D. v. E. über die Genfer Convention. 
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Noch fchwieriger ift es, die Neutralität für die Sanitätshülfsmannfchaft 
zu bewahren. Diefelbe beruht auf der VBorausfegung,- daß dieſe Mannichaft 
in feiner Weile an dem Kampfe fich betheilige. Es ijt aber unthunlich und 
jogar unmöglih, für den Dienjt der Krankenpflege jeder Zeit Xeute zur 
Berfügung zu haben, die ausſchließlich ſich diefem friedlichen Dienjte 
widmen, und der Hülfe von Soldaten zu entbehren, die bis dahın 
Kriegsdienite geleiftet haben und in Zukunft wieder Kriegsdienſte leiſten 
müffen. Es muß möglich fein, daß der einzelne Mann aus dem einen Be— 
ruf in den andern übergeht. Die Gründe, den Krankenwärter oder den 
Verwundetenträger zu jchonen, find nur jo lange wirkſam, als diefer friedliche 
Tienit dauert, der eine kriegeriſche Thätigfeit ausjchließt, aber nicht früher und 


nicht ipäter, wenn der Mann als Gombattant im Heere erjcheint. Deshalb 


kann man nicht volle fortdauernde Neutralität, jondern nur eine relative 
und zeitweilige fordern und gewähren. 


Die Redaction der Genfer Convention leidet überhaupt daran, daß die 
Wiſſenſchaft des Völkerrechts bei Feitftellung bderjelben nicht vertreten mar. 
Aerztliche und militäriiche Kenntniffe reichen nicht aus, um einen richtigen 
Ausdrud für Rechtsvorſchriften zu finden. Die icharfe, präciie Nechtsiprache 
erfordert auch die Kenntniß des ganzen Rechtsſyſtems und ift nur denen 
möglih, welche die rechtliche Bedeutung und die Tragmeite der Wörter und 
Vendungen verjtehen und in der Formulirung von Rechtsſätzen geübt find. 

In einer Schrift, welche zu Karlsruhe 1871 erichienen iſt, madt 
D. v. C. mit Grund darauf aufmerffam, dag auch der Zufab zu Art. 1: 
„Tie Neutralität würde aufhören, wenn diefelben (Krankenwagen und Laza— 
terhe) mit Militär bejett wären”, zu Zweifeln Anlap gebe. Es iſt jehr 
ot geradezu umerläßlih, den Lazarethen militärifhe Wachen beizugeben. 
Geſchieht das nicht, jo läßt fich weder die Ordnung ſchützen, noch für Die 
sorräthe Sicherheit gewinnen, die in den Lazarethen aufbewahrt werden 
rrüflen. Nur darf der Sanitätspark nicht mitbenutt werden zum Transport 
von Kombattanten und Krieggmaterial und darf das Lazareth nicht zu mili— 
Imnider Offenſive und Defenfive dienen. „Würde das gejchehen, dann wären 
die teindlihen Truppen im Recht, die angeblihe Neutralität jener Anitalten 
naht weiter zu rejpectiren. 

Herr v. C. ſchlägt folgende Faſſung vor: „Die Neutralität hört auf, 
menn ſolche Orte zum Zwecke der Defenjive oder Offenſive von Truppen 
xient jind, während das Vorhandenjein einzelner Wachpoften, die nur zur 
Sandhabung der Ruhe und Ordnung beftinmt find, die Neutralität nicht in 
wage ſtellt.“ Er geht aber zu weit, wenn er aud für diefe Wachpojten 
Neutralität verlangt. Beſſer, fie werden zurüdgezogen, wenn der Feind Die 
'“ıgend bejekt, wo die Lazarethe find; denn die Soldaten find vor der Kriegs: 
geiangenſchaft nicht zu retten, wenn ſie in die Gewalt des Feindes kommen. 
Auch ihnen Freiheit zu verftatten, wohin fie gehen wollen, ijt zu gefährlich 
'ür den Feind. 


Ebenſo Hat die Erfahrung erwieſen, dag die Beftimmung des Art. 2, 
reihe dem Perjonal der Krankenpflege „io lange Neutralität” zufichert, „als 
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fie ihren Verpflichtungen obliegen und als Verwundete aufzuheben oder zu 
verpflegen find“, in der Praxis mandherlei Zweifel hervorruft. 

Somohl die Feldärzte als die eigentliche Sanitätsmannſchaft und felbit 
die Fuhrleute, melde den Sanitätspark führen, müflen auf dem Marſch vor 
feindlihen Angriffen und vor der Kriegsgefangenichaft gefichert bleiben, auch 
wenn feine Berwundeten und Kranken von ihnen transportirt werben, jondern 
fie Tediglih Hülfe auf die Schlachtfelder bringen. Ebenſo wenn die Laya: 
rethe geleert werden, weil die Kranken geheilt oder doch transportabel ge: 
worden find und in ihre Heimath entlafjen werden, muß das ärztliche Perjonal 
und Hülfsperfonal frei fortziehen und wieder zu feiner Armee abgehen können. 
Das Alles verfteht fih aus dem ganzen Grundgedanken und dem Zwecd ber 
Genfer Convention, wenn auch nicht aus deren Worten. 

Wird die Sanitätsmannjchaft angegriffen, fo muß fie fich wiederum 
felbjtverjtändlich gegen die Angriffe — vielleicht von Freibeutern oder Räubern, 
aber aud von Soldaten — wehren fönnen, mie jeder ji wehrt, der einen 
ungeredhten Angriff mit Gewalt erfährt. Man darf fie in der gefährlichen 
Lage, in welche fie durch den Krieg gekommen ift, nicht waffenlos und mehr: 
108 der Gefahr preisgeben. Sie verliert durch dieſe Nothwehr den Charakter 
von Perſonen nicht, welche auf einen bejonderen völferredtliden 
Shut Anſpruch haben. 

Anitatt des Artikels 2 der Genfer Convention ſchlage ich folgende 
Faſſung vor: 

„seldärzte, Kranfenträger und Kranfenwärter und überhaupt dad ganıe 
der Verwundeten- und Krankenpflege dienende Perfonal haben ebenjo mie 
Teldprediger und Feldpriefter mit Rüdjicht auf ihren humanen und friedlichen 
Beruf auch im Kriege auf beionderen Schuß des Völkerrechts Anſpruch, und 
find wie neutrale Perſonen zu behandeln. Auch diejenigen Perſonen geniepen 
diefes Recht, welche nur vorübergehend, aber in bona fide dem Dienſte der 
Krankenpflege gewidmet find, jo lange die Rüdjiht auf diefen Dienſt e& 
erfordert. 

„Die neutralijirten Perſonen dürfen fih gegen ungerechten Angriff ver: 
theidigen, nicht aber, jo lange ihre Neutralifirung dauert, an dem Kampie 
der Heere theilnchmen. 

„Wenn ſolche Perfonen in feindliche Gewalt gerathen, find fie nicht als 
Kriegsgefangene zu behandeln, jondern je nad dem Bebürfnig der SKranfen: 
pflege entweder auch ferner in ihren Berufe zu ſchützen oder zu ihrem Truppen: 
förper fo bald als es die militärischen Rückſichten geitatten, zu entlafjen und 
zu den Vorpoſten ihres Heeres fiher zu geleiten.“ 

Auch die Beſtimmung des Artifel 4 hat zu Bedenken Neranlaflung 
. gegeben. Der Artikel lautet: „Das Material der Militärfpitäler unterliegt 
den Kriegögeieken und die denſelben zugetheilten Perjonen dürfen daher bei 
ihrem Rüdzug nur die ihr Privateigenthbum bildenden Saden mitnehmen. 
Dagegen verbleibt den Ambulancen unter gleihen Umſtänden ihr Material.” 

(8 entitand die Frage, ob unter den Ambulancen auch, bewegliche Feld— 
lazarethe zu veritehen oder diefe zu den Spitälern zu rechnen feien? ferner 
Weßhalb diefelben Geräthichaften (3. B. Betten, Inftrumente, Charpie, Binden), 
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von dem Feinde erbeutet werden Dürfen, wenn fie in einem Spital fich finden 
und freigegeben werden müſſen, wenn jie in einem Krankenwagen aufbewahrt 
werden. Ueberdem find aud bier wieder arge Verlegungen jener Beitimmung 
vorgefommen, indem deutſche Aerzte, melche in franzöfiihe Gewalt geriethen, 
Ihrer Pferde und ihres Privatgepädes beraubt wurden. 

Her von ©. fchlägt ſtatt Art. 4 eine andere Beltimmung vor, 
welher wir in folgender etwas mobdificirten Faflung zuftimmen können: „So 
weit das Material der Sanitätsanftalten für die fortdauernde Pflege der 
vermundeten und franfen Krieger nöthig ift, verbleibt e8 ber Verfügung der 
beießenden Macht. So weit e8 hier entbehrlich ift, wird es dem abziehenden 
Zanitätöperjonal des feindlichen Heeres zum Wegzug überlaffen. Der Sani: 
titspart, die Pferde und das Privatgepäd des neutralifirten Perſonals werden 
von dem bejonderen Schuße des Völkerrechts mit umfaßt und diefem Perſonal 
ungehindert mitgegeben.“ 


3) Freiwillige Kranfenpflege im Feld. 


Die heutige Kriegführung unterſcheidet ſich von der früheren hauptjächlich 
ur die großen Heeresmaſſen, durch die raihe Bewegung diejer Maſſen mit 
Sülfe der Eiſenbahnen und durd die erhöhte Schnelligkeit und Schußweite 
ihrer Geſchoſſe. Dieje Unterfchieve haben zur folge ſowohl ſehr zahlreiche 
vermundungen, als die geiteigerte Schwierigkeit, den Vermundeten rechtzeitige 
Hülie zu bringen. 

Die Kräfte der Militärärzte und der Sanitätsmannjchaft reichen nicht 
215, um nad einer Schlaht der großen Zahl von Verwundeten die nöthige 
Sülfe zu bringen; und bald müfjen jene Aerzte und Mannſchaften wieder den 
Femegungen des Heeres folgen. Sie können nicht zurüd bleiben, weil ihre 
‚tite Dülfe immer von Neuem nöthig wird. Mean bedarf der Beihülfe und 
uhhülfe von Freiwilligen, die nicht im regelmäßigen Dienite des Heeres 
tchen, aber bereit jind, Vermundete zu verbinden und für den Transport 
!erielben in die Reiervelazarethe und die Vereinslazarethe zu jorgen. 

Gerade dieje Freimilligenhülfe im Felde hat vorzugsweiſe einen interz. 
-ıtionalen Gharafter. Die Militärärzte neutraler Völker find 
u befonders geeignet, und unbedenklich können Yreimwillige von ver: 
'siedenen Nationalitäten dazu verwendet werden. Auch im lebten 
<riege haben holländijche, ſchweizeriſche, öfterreichifche, ruſſiſche, engliſche, belgiſche, 
zıeniihe Aerzte und Freiwillige mitgewirft und ſich große Verdienſte er- 
erben. 

Die Genfer Convention hatte an dieje Hülfe gedacht, als fie in Artikel 5 
schrieb: „Die Landesbewohner, weldhe den VBermundeten zu Hülfe fommen, 
Uen geſchont werden und frei bleiben.“ 

Es haben fich aber auch große Unzuträglichkeifen diejer Freiwilligenhülfe 
gt Es ift Schwer und dennoch unerläßlich, die verjchiedenen Elemente 
‘2 einer geordneten Thätigfeit zu einigen und die Bedürfniſſe der Kranken: 
‚tege mit der Sicherheit des Heeres und den militärifchen Intereſſen in 
Sırmonie zu bringen. Zwiſchen den verfchiedenen Gruppen von Freimilligen 
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erheben fich Teicht Meine Reibereien und Eiferſüchteleien. Die Militärärzte 
des Heeres und die freimilligen Aerzte wirken nicht immer friedlich zuſammen. 
Es ergeben ſich Eonflicte mannichfaltiger Art. Auch unberedhtigte Perjonen 
mifhen ſich ftörend ein. Schlachtenbummler nehmen den Schein an der 
Kranktenhülfe und leiften für Diefelbe wenig, Noch fchlimmer iſt's, daß 
räuberifches Gejindel die Maske der Humanität benukt, um in der Verwirrung 
feine verbrecheriiche Habjucht zu befriedigen. Auch Spione finden ſich ein und 
verjuchen es, unter der Hülle neutraler Freiwilliger die Stellung der Truppen 
und die Mittel der Kriegsführung auszukundſchaften und zu verrathen. 

Die deutfche Heeresleitung Hat es verfucht, dieſe Uebelſtände einiger: 
maßen durh eine Art Organijation zu verbeflern. Zu diefem Behui 
wurde der Orden der Johanniter mit ausgedehnten Vollmachten aus- 

eitattet. 

— Unzweifelhaft hat ſich dieſer Orden ſehr große Verdienſte um die Kranken— 
pflege erworben und viele Johanniter haben mit Aufopferung ſich ihrer Auf: 
gabe gewidmet; der Orden bat höchſt bedeutende Mittel für dieſen Zwec 
zufammengebradht und verwendet. Wir wollen das dankbar und rüdhaltlos 
anerkennen. ber auch dieje Inſtitution war der Schwierigkeit der Aufgabe 
nicht völlig gewachſen. Abgeſehen davon, dag neben den thätigen Johannitern 
auch ſolche ſich einitellten, Die nicht beffer waren und nicht mehr wirkten, als 
manche andere Schladhtenbummler, zeigten ſich meines Erachtens zwei Haupt: 
mängel auch diejer Kinrichtung. 

Der erjte Mangel iſt ihre jtändiiche Grundlage und Beichräntung. 
Sie iſt weſentlich eine Inſtitution des alten geichichtlichen Adels. Die frei: 
willige Krankenpflege, auch im Felde, erfordert die Beihülfe aller Klajien, 
ganz beionderö auch der bürgerlihen Klaſſe der Bevölkerung, welcher die 
Aerzte angehören und die viele opferwillige Glieder hat. Dieſe Aerzte und 
Bürger jind aber abgeneigt, ſich unter die Befehle der abeligen Ritter zu 
jtellen und gehorchen nur miderwillig und unvollitändig den Anordnungen 
eines ihnen fremden Ordens, von dem fie ſich ohne inneren Grund und da: 
her mit Unrecht ausgeſchloſſen ſehen. Sodann fügen fih auch Fremde, die 
zur Hülfe bereit "ind, dem Orden nicht, der ihren Sitten und Lebensanſichten 
nicht zuſagt. Daraus entjtehen unzählige Mißftimmungen und vielfältige 
Streitigfeiten, die auch durch ein höfliches und zuvortommendes Benehmen der 
Ritter, worauf nicht immer zu rechnen it, nicht zu verfühnen find. Dieſer 
Mangel läßt fih nur zum ‘Theil, nicht ganz heben durch die Erweiterung des 
Orden? in eine moderne Ritterfchaft der Humanität und Menjchenliebe, die 
gar nicht nad) dem Stammbaum, jondern nur nad) der perſönlichen Tüchtig- 
feit fragt. | 

Ein zweiter Hauptmangel ift der Gegenſatz, in den jeder privilegirte 
Drden der Art zur Armee und zu dem Sanitätsperjonal der Armee geräth. 
Wir haben im lekten Kriege auch derartige Erfahrungen gemadit. 

(Fine ihrer Natur nah fchwierige Ordnung und Unterordnung 
aller freiwilligen Krantenpflege im Kriege läßt fi meines Erachtens nur 
im Anſchluß an die Heeresorganijation gewinnen und zwar zunädit 
in Anlehnung an das Etappenweſen, das freilih mit Rüdficht auf die 
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Krankenpflege einer Ergänzung bebarf durch Delegirte, die aber nicht 
ausſchließlich auch nicht vorzugämweije einem, wenn auch noch fo verdienftlichen 
Kitterorden entnommen, jondern ganz frei, je nach Umftänden und perjönlicher 
Tüchtigleit befebt werden. 

Fin willfürliches Zulaufen von Freiwilligen darf überhaupt nicht ge: 
duldet, die Hülfe aber eben jo wenig auf einen einzelnen Verein befchränft 
werden. Vielmehr ſind nur geordnete Gruppen von Freiwilligen ſtatthaft, 
die unter einem anerkannten — womöglich ärztlihen — Führer ober einem 
Telegirten eines Vereins ftehen und fi bei dem Ctappencommando zu 
melden und deflen Anordnungen zu befolgen haben. 

Lie freiwilligen Aerzte und ebenfo die Führer von Freiwilligen— 
coros jollten, abgejehen von der Sanitätsbinde, auf die wir fpäter zu reden 
tommen, durch ein gemeinfames, leicht erfennbares Zeichen in ihrer 
Wgenihaft gekennzeichnet werden. Herr v. C. fchlägt zu diefem Zwecke eine 
Heine rothe Ledertaiche (mit Verband-Etuis) vor, die an einem rothen Riemen 
getragen wird. Dir fcheint diefer Vorjchlag ſehr practiſch und leicht aus: 
hübrbar. Huch müßte jeder Führer ein Verzeichniß feiner Mannſchaft mit 
"ch führen und jeder Mann fich verpflichten, dem Führer treu zu folgen, fo 
mie die Führer verpflichtet würden, fich den militärifhen und janitätspolizei: 
lichen Anordnungen und Befehlen unmeigerlich zu fügen. 

Etwas überichwenglih hat ji der fernere Satz in Artikel 5 erwieſen, 
'ıigenden Inhalts: „Leder in einem Haufe aufgenommene und verpflegte 
serwundete Toll demſelben als Schuß dienen. Der Einwohner, welcher Ber: 
wundete bei ji aufnimmt, joll mit Truppeneinguartierung, ſowie mit einem 
{heile der etwa auferlegten Kriegscontribution verſchont werden.” Der Artikel 
+ der ergänzenden Nachtragsconvention vom 20. October 1868 bat zwar 
die Gejahr einer allzu weiten Auslegung jenes Satzes durch die Hinweiſung 
u ermãßigen geſucht, „daß bei der Vertheilung der Laſten, welche aus der 
'nquartierung der Truppen und aus den zu leiſtenden Kriegscontributionen 
rwachien, das Maß des von den betreffenden Einwohnern an den Tag gelegten 
rdthärigen Eifers in Betracht zu ziehen"jei. Die offenbar falfche und unhaltbare 
vorichrift des Artifel 5 läßt fich aber nicht durch eine ermäßigende Auslegung ver: 
‚ern. Sie muß durch ein richtiges Princip erfetst werden. — Dan könnte letteres 
:mwa jo ausdrüden: „Die Aufnahme und Pflege von Vermundeten wird bei der 
vertheilung der Tuartier: und anderer Kriegslaften den Umftänden gemäß billig 
»ridiichtigt und die von Berwundeten bejeßten Räume werden möglichit geſchont.“ 


+) Die Pflege der Berwundeten und franten Krieger 
außerhalb des Kriegsfeldes. 


Ale Intereſſen ſowohl der Militärverwaltung als der Krankenpflege 
:d der Sorge für die allgemeine Geſundheit treffen zuſammen, um möglichſt 
.) den Transport und die Zerftreuung der vermunbeten und kranken Krieger 
: die rũckwärts gelegenen Lazarethe und Spitäler zu bewirken. Naturgemäß 
um ſich nun auch die Freiwillige Krankenpflege mit größerer Frei— 
x bewegen. Indeſſen ift auch da eine militäriiche Oberaufjicht und Ordnung 
"hr zu entbehren. 

>» Holgendortf, Jahrbuch I. 21 
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Man darf nie vergeflen, daß die Verwundeten und Kranken im den 
Lazarethen Krieger find, Die entweder der freundlichen oder der feindlichen 
Armee angehören. Werden jene geheilt, jo müfjen fie wieder zu ihren Truppen⸗ 
förper. Werden diefe geheilt, jo find fie Förperlich befähigt, den feindlicen 
Truppentörper zu verjtärfen. Die militärii he Disciplin kann wohl von dem 
Krantenbette, welches der Arzt überwacht, zurüdtreten, aber fie bleibt im 
Hintergrunde ftehen und wachſam. 

Aus diefem Grunde ſchon ift daher aud die Ueberlaſſung von Ver— 
wundeten ind Privatquartier möglichſt zu beſchränken und eine gemeinjame 
Sorge in Lazarethen, welche eher controlivt werden Tann, vorzuziehen. 

Der humane Grundjas der Genfer Convention, Art. 6 verlangt, daß 
die vermundeten oder kranken Militärperionen, ohne Unterjchied der 
Nationalität aufgenommen und verpflegt werden. Die Lazarethe bewahren 
ihren humanen und neutralen Charakter hauptſächlich dadurch, dag in weſentlich 
gleicher Weije für die Vermundeten und Kranken gejorgt wird, gehören ie 
nun der eigenen oder der feindlichen Armee an. Der Arzt kennt feinen Feind, 
fondern nur einen kranken Menſchen, den er zu heilen berufen if. Die Er— 
fahrung bat gezeigt, dag auch die Kranken jelber von diefem menichlichen 
Gefühl erfüllt find. Sie betrachten fi im Felde als Feinde, aber im 
Lazareth als Kameraden und helfen ſich da wechſelſeitig. 

Aber auc der Unterſchied der Kriegsparteien tritt Doch nur einjtweilen 
zurüd, er verſchwindet nicht, denn wenn die Heilung eintitt, jo find wieder 
auf beiden Seiten Krieger da, deren vaterländijche Neigung und Pflicht ent: 
ſchieden Partei nimmt. Auch in der Zwiſchenzeit hören die Gegenſätze nicht 
völlig auf. Es ift möglih und e& fommt vor, daß auch Verwundete ihren 
feindlihen Haß äußern oder Verfuche machen, fi der Ordnung zu wider: 
jegen oder zu entfliehen. Dergleihen muß beachtet und demgemäß gegen ſie 
verfahren werden. Mean wird aud den reconvalescenten feindlihen Vermun: 
deten geftatten, fih im ?sreien zu bewegen, aber man wird doch Vorjorge üben 
müffen, daß fie fi nicht etwa zu ihrem Truppenkörper durchichleichen. 

Am meiſten Bedenken erregten die Beſtimmungen über die feindlichen 
Krieger, welche aus den Lazarethen entlaffen wurden. Wird das natürliche 
Rechtsverhältniß beachtet, jo find Die bienftfähigen unter ihnen auch dienit: 
pflichtig, aber da fie in die Gewalt ihrer Gegner gerathen find, fo haben 
diefe Grund, fie glei anderen kriegsgefangenen Feinden zu behandeln. | 

Die Genfer Convention von 1866 und die Zufakconvention von 186? 
haben aber hier andere Beitimmungen getroffen, welde zum Theil Zweite 
erweden, zum Theil unausführbar find. 

Für unbedenklih Halte ih den Satz in Art. 6: „Diejenigen, welche 
nad ihrer Heilung als dienftunfähig befunden worden jind, follen im ibre 
Heimath zurüd geſchickt werden, da dienftunfähige Krieger eben aufgehört haben, 
Krieger zu fein und daher ungefährlich geworden find. Würde aber ein In— 
valide wegen jeiner geijtigen Fähigkeit, etwa als Organifator im Generalitabe. 
gefährlich bleiben, wenngleih er die Waffen nicht mehr führen fann, jo ver- 
fteht es fi, daß die Beachtung folder Gefahr und das Zurückhalten fol: 
Kräfte ausnahmsweiſe neben jener Regel gerechtfertigt wäre.“ | 
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Bedenklicher ift die folgende Beſtimmung, wenn ihre Anwendung nicht 
lediglih in das Ermeſſen der Militärbehörden geftellt wird, welche die Be: 
denken zu würdigen in der Lage find: „Die andern können ebenfalls ent: 
laiien werden, unter der Bedingung, während der Dauer des Krieges die 
Waifen nicht wieder zu ergreifen“. Der Zuſatzartikel 5 des Nachtragvertrags 
von 1868 hat nun aber gerade diefes freie Ermeſſen aufgehoben und bie 
Militärbehörde zur Entlaſſung, wenigſtens in der Regel verpflichtet. 

Für eine folche Regel weiß ich feinen Grund. Sie ſcheint mir das 
Erzeugniß einer faljhen Centimentalität. Sobald die Krieger des eigenen 
Volkes geheilt und wieder dienfttauglich find, werden fie von neuem zu den 
Wafſen gerufen. Die Fähigkeit der geheilten feindlichen Krieger ift aber genau 
dizielbe: ihre nationale Pflicht treibt fie ebenfo zu ihren Fahnen zurüd zu 
teren und wie jene an dem Kampfe Theil zu nehmen. Ihre Krankheit 
mar nur ein vorübergehendes Hinderniß für fie, ihre militäriiche Pflicht zu 
üben. Wenn jene gehoben it, fo tritt diefe wieder in Kraft. Da fie aber 
in der Gewalt der gegneriſchen Kriegspartei find, fo find fie ganz ebenjo 
Kriegsgefangene, wie andere feindliche Soldaten, die nie verwundet waren. Gie 
anders als dieſe zu behandeln, dafür giebt es feinen Grund mehr. Der 
cinzige Grund, der eine neutrale Behandlung verlangte, ihre Krankheit, ijt 
mirgerallen. Sollten fie nun ausgetaufcht, oder auf Ehrenwort oder ohne 
(srenwort entlaffen werden, jo mag das, je nad dem Ermeſſen der Militär: 
gewalt, aber ganz ebenjo gejchehen, wie bei anderen Kriegägefangenen. Wephalb 
iollten fie, ihren Kameraden gegenüber, privilegirt fein ? 

Die Zujatbeftimmung des Artifel3 5 ift denn auch, ſo viel ich weiß, 
. meder von der deutſchen, noch von der franzöfiichen Armee beachtet worden. 
Wenn man erwägt, wie gering die Garantie dafür iſt, daß die nach Haufe 
entlaffenen feindlichen Krieger fih in Wahrheit jeder meiteren Yeindfeligfeit 
enthalten und wie groß im Gegentheil die Gefahr ift, daß fie das feindliche 
Heer wieder, jei es unmittelbar, fei es mittelbar verftärfen, fo begreift man 
nohl, daß die Militärverwaltung nicht geneigt war, ſolche Entlafjungen vor: 
nehmen oder zu geitatten. 

Die beiden Beitimmungen der Verträge bedürfen daher einer völligen 
Umbildung, etwa in folgendem Sinne: 

„Die verwundeten und kranken Krieger beider Heere werden gleihmäßig 
in die Pazarethe aufgenommen und verpflegt.“ 

„Angehörige der feindlichen Armee follen, wenn fie bei der Entlaflung 
aus der Krankenpflege dienjtunfähig find, nach ihren Wünfchen in ihr Vater: 
iond zurück geichidt werden.“ 

„Die übrigen Angehörigen des feindlichen Heeres werden, wenn fie als 
heilt entlaffen werden, gleich ihren übrigen Friegägefangenen Kameraden be: 
rachtet und behandelt.” 


5) Das vothe Kreuz im weißen Felde 


Trog allen Mißbrauchs iſt das rothe Kreuz im meißen Yelde auf 


"nen und Armbinden in diefem Kriege als Kennzeichen der SPrankenpflege 
21* 
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und des neutralifirten Sanitätsperfonal® nüblid und populär geworden. 
Aber allerdings waren auch die Mißbräuche, die ſich daran fnüpften, jo groß 
und vielfältig, daß das Bedürfnig einer Abhülfe allgemein anertannt wird. 

Schon die Beſtimmung des Art. 7 der Genfer Convention, daß „unter 
allen Umitänden” neben der Sanitätsfahne auch die Nationalfahne auf den 
Feldlazarethen aufgepflanzt werden müfle, fann zu Mißverſtändniſſen führen. 
Wird die feindlie Nationalfahne von Weitem gejehen, jo wird die neutrale 
Sanitätsfahne leicht überjehen. Jene reizt zum Angriff und zur Beſchießung, 
bieje fol jeden Angriff vermeiden. Die Gleichftelung zweier ahnen von 
entgegengejegter Bedeutung iſt daher unzwedmäßig. Der neutralen Fahne 
gebührt in Lazarethen in jeder Hinjicht der Vorrang. Bedarf es daneben 
noch einer Bezeichnung der regierenden Militairgewalt, jo genügt dafür jeden: 
falls ein fleines Symbol, welches nicht das andere verdedt oder erfekt. 

Wichtiger ift es, die übermäßige Ausbreitung der weißen Armbinde mit 
dem rothen Kreuze zu behindern und den Mißbräuchen entgegenzumirten, die 
damit gemacht worden jind. 

Der Verſuch, der in Preußen gemacht wurde, die Abgabe jolcher Am: 
binden ausschlieglih einer centralen Autorität in Berlin vorzubehalten, bat 


ſich auch nicht durchführbar erwieſen. Hier iſt umgefehrt die Bejchräntung 


zu groß. WI man die Kräfte von Freiwilligen, zumal aus den nädit: 
gelegenen Gegenden herbeiziehen, und man muß das, weil man ihrer bebart, 
jo muß man die Freiwilligen raſch in Bewegung bringen und vor Unbill 


ſchützen. Die Correipondenz mit einem fernegelegenen Sentralort ift zu um: 


jtändlih und zeitraubend und der Erfolg zu unſicher. Es ift nicht möglich, 


auf die Antwort und die überjendeten Armbinden zu warten. Es muß viele . 


und ingbefondere an allen Hauptpunkten, wo fich größere Vereine bilden und 
thätig find, Stationen geben, wo jolhe Binden zu haben find. Aber man 
darf e8 weder der Privatinduftrie, noch der forglojen Willkür auch der Vereine 
überfaffen, gültige Binden zu geben. Vielmehr müſſen die Stellen, bie 
ermächtigt find, Binden zu geben, von einer höheren Autorität dazu er: 
mädtigt fein und ein genaues Verzeichnig der Perfonen führen; es darf 
feine andere, als eine geftempelte (und daher controlirbare) Binde ab: 


gegeben werden und niemals ohne perfönlidhe Legitimationsfarte 
Mit ſolchen Vorſichtsmaßregeln läßt fi der Mißbrauch zügeln und wird 


der Gebrauch nicht allzufehr erſchwert. 


6. Rechte und Pflichten der Keutralen. _ 


1) Sorge ber neutralen Staaten für den Frieden. 


Der Krieg hat nicht blos für die friegführenden Staaten ſchwere Opfer und 
Leiden zur nothwendigen Folge. Bis auf einen gemwiflen Grad verwidelt er auch 
die neutralen Staaten und ihre Bevölferung, wenngleich diefelben bei dem Streite 
nicht betheiligt find und ihrerjeits mit den Friegführenden Völfern im Frieden 
leben wollen, in eine unvermeidlihe Mitleidenſchaft. Die Intereſſen der 
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ganzen civilifirten Welt find jo vielfältig und enge verflodhten, daß das 
Leiden eines einzelnen Volkes aud eine Rückwirkung übt auf die Wohlfahrt 
der übrigen Völker. 

Aber niht nur die Interefjen auch der Nentralen werden durch 
den Krieg verlegt; jeder Friedensbruch verlekt auch da8 gemeinjame 
Völkerrecht, welches die friedliche Lebensgemeinſchaft aller Völker zu fichern 
berufen tft. 

An der Aufrechterhaltung des Weltfriedens haben daher alle Völker ein 
ſtarkes Interefle und wenn ein Friedensbruch droht, auch ein natürliches Recht 
und fogar die Pflicht, je nach ihrer Lage und ihren Kräften das Völkerrecht 
zu ſchützen. In bejonderem Maße gilt das von den Großmächten, welche 
die Macht und den Beruf haben, die friedliche Weltordnung vor gemaltfamen 
Störungen Einzelner zu bewahren. 

Man kann freilich, bei dem gegenwärtigen Rechtszuitand, von den neu: 
tralen Staaten nicht verlangen, dag auch fie zu den Waffen greifen, und 
indem jie dem gefährdeten Staate wider den drohenden Friedensbrecher bei- 
ttehen, ihre neutrale Stellung aufgeben und ji) an dem Striege betheiligen. 
Jeder Staat muß felber frei prüfen und darüber enticheiden, ob eine Gefahr 
auch für ihn fo ernft und fo groß fei, daß er Grund habe, jeinen ‘Frieden 
aufzugeben und ſich in die Wechjelfälle des Krieges zu jtürzen. 

Aber das darf man von den neutralen Staaten verlangen, daß fie einige 
Anſtrengungen nicht jcheuen, um für die Erhaltung des Friedens zu wirken, 
und daß jie insbefondere, wenn das Unrecht eines Händel judhenden Staates 
ganz offenbar ift, dieſes Unrecht als Unrecht offen bezeichnen und vor dem 
Rechtsbruch ernitlih warnen. Schwerlich wäre der franzöfiich -deutiche Krieg 
von 18370 ausgebrochen, "wenn die übrigen Mächte offen vor der Welt ihre 
Meinung über Recht und Unrecht ausgeiprodhen und Frankreich vor einer 
augenſcheinlich grundlofen Kriegserflärung verwarnt hätten. Trotz aller eiteln 
leberihäßung der eigenen Stärke hätte feine franzöfifche Regierung es gewagt, 
cinem europäiihen Rechtsſpruche derart entgegen den Krieg zu unternehinen, 
teil Die neutralen Mächte die Uebung diejer völkerrechtlichen Pflicht unter: 
ließen, verloren fie auch jeden Einfluß auf die Herftellung des Friedens. 
Ta das deutiche Volk gezwungen ward, ganz allein und jogar ohne moralijche 
Unterſtützung der anderen Mächte, feine ganze Exiſtenz einzufeßen, um den 
'revelhaften Angriff eines unruhigen Nachbars abzumehren, jo hatte dafjelbe 
zuten Grund, ald Sieger ebenfalls allein die Bedingungen des Friedens zu Dictiren. 

Am ehejten war England, durch jeine politiichen Beziehungen und durch 
“in Anſehen, in der Lage, jene Pflicht mit Hoffnung auf Erfolg zu üben. 
Zwar bat die engliihe Regierung wiederholt in Paris zur Mäßigung ge: 
ahnt und es haben die engliihen Minilter auch in den Geſprächen mit dem 
Herzog von Gramont und dem franzöfiihen Botichafter in London ihre 
Meinung deutlich ausgelprochen, daß dur den Verzicht des Prinzen von 
Hohenzollern auf die ſpaniſche Throncandidatur der Etreit beendigt jei und 
die ganze Derantwortlichkeit, wenn troßdem Frankreich zum Kriege treibe, aus- 
Stießlich dieſer Macht zur Laft falle. Lord Lyons erklärte geradezu am 
1. Juli dem Herzog von Gramont (Staatsarchiv von Aegidi und Klauhold 
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Nr. 4021): „wenn es jeßt noch zum Kriege foınmt, fo wird ganz Europa die 
Schuld Frankreich zujchreiben und fagen, Frankreich ftürzte in ben Krieg ohne 
eine reelle Urjache, Tediglih aus Ehrgeiz und Leidenfchaft.“ 

Wenn man aber den ganzen Zujammenhang betrachtet und ermägt, 
dag der Herzog von Gramont die franzöfiiche Kammer über die Meinung 
Englands, wie der übrigen Mächte getäujcht hatte (Situng vom 11. Juli) 
und troß der englifchen Reclamationen die Täufchung nicht berichtigte, fogar 
diefelbe bejtätigte (Situng des Senat3 vom 15. Juli); wenn man ferner 
erwägt, daß die franzöfifche Regierung die engliſche um ihre freundliche Mit: 
wirfung gebeten hatte, um die Candidatur des Prinzen von Hohenzollern zu 
bejeitigen, unter der Verfiherung, daß damit der Streit beendigt ſei, und nun, 
nachdem das Ziel erreicht war, dieſer Zufage entgegen handelte; wenn man 
‚endlich berüdfichtigt, daß das engliihe Minijterium, troß jeiner Weberzeugung 
von dem Unrechte Frankreichs, doch noch einen Vorſchlag an Preußen machte, 
zur Beſchwichtigung der franzöfiihen Citelfeit (Staatsarhiv von Aegidi und 
Klauhold Nr. 4031, 4032): jo kann man den Gindrud nicht abwenden, 
day das Verhalten der engliichen Regierung ‘weder der Größe der Gefahr 
und des drohenden Friedensbruchs, noch der hohen moraliihen Madıt: 
jtelfung des engliihen Volkes entſprach, und daher auf Frankreich wirkungs— 
los bleiben mußte. 

Nur mit Bezug auf die belgiſche Neutralität wurde von England 
mit mehr Gnergie und deshalb mit Erfolg gehandelt. Augenſcheinlich mar 
Belgien durch die franzöjiiche Vergrößerungsſucht ernſtlich gefährdet. Die 
Enthüllungen des Grafen‘ Bismard über die geheim gehaltenen Pläne des 
franzöfifchen Kaifers und die Anerbietung, die er an Preußen hatte machen 


Yaffen, die Cinigung von Deutfchland zuzugeben gegen die Ueberlaffung von 
Belgien an Frankreich, zeigten die Gefahr in hellerem Lichte. Cngland er: 
tlärte beiden friegführenden Mächten jeinen Entſchluß, die Neutralität von 
Belgien zu ſchützen und ſchloß nun in Folge dejjen mit jeder von beiden 


einen Vertrag ab, worin es derjelben veripradh, wenn vorn Seite der anderen 
Kriegspartei dieſe Neutralität verlegt werden jollte, mit jener zujammen zu 
wirfen, durch Vereinigung der militäriihen Kräfte zu Waller und zu Lande, 


„um die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens zu behaupten.” Die Ver: 
träge wurden übrigens nur für die Kriegsperiode und auf 12 Monate nah 


dem Friedensſchluß abgeichloffen und beichränkten jih auf Belgien, indem 


England nur zu dem bezeichneten Zwede, nicht für die übrigen Kriegszwecke 


eventuell jeine Betheiligung zuſagte. In Yolge der engliihen Cinladung 
haben denn auch die übrigen neutralen Mächte, welde die Neutralität von 


Belgien durch Vertrag vom 19. April 1839 garantirt hatten, ihren Beitritt 


zu diejem verftärften Garantievertrag erklärt. 


Hätten fich die neutralen Mächte in ähnlicher Weile entihloffen gezeigt, 
dem Staate beizuftehen,, der von einem ungerechten riedensbruch bedroht 
ward, jo war der Weltfrieden gefihert. Es iſt jedenfall3 eine Hauptaufgabe | 
für die nächſte Zukunft, den anerfannien Frieden gegen eine neue ungercht: 


fertigte Verlegung befjer zu ſchützen, als das im Jahre 1870 geichehen war. 


Wenn es ein Net, beziehungsmweife eine Pfliht der Großmächte iſt, 
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den Weltfrieden gegen offenbares Unrecht zu ſchützen, fo iſt es felbftveritändlich 
ebenfall3 ein echt derjelben, und hinmwieder eine Pflicht, auf die Wiederher: 
itellung des Friedens, der für alle Staaten und Bölfer ein Bedürfniß ift, 
binzumirfen. In legten Kriege haben wohl einige Mächte einzelne ſchüchterne 
Seriude gemacht, Durch ihre „guten Dienfte” die Friedensunterhandlungen zu 
fördern. Aber das Gewicht ihrer Stimme und ihres Cinfluffes war augen: 
ibeinfih durch die frühere Verſäumniß in Behinderung des Krieges erheblich 
vermindert worden. Im Gefühle diefer Schwäche wagten e3 die neutralen 
Mächte nicht, etwas mehr zu thun, als ihre Friedenswünſche auszufprechen. 
Es war ein politifches Meiiteritüd des Grafen Bismard, die Neutralen jett 
nah dem deutfchen Siege in der Ferne zurüdzuhalten und die Friedens— 
bedingungen zu dictiren. Es mar auch moraliſch gerechtfertigt, dat “Deutfch- 
land, welches allein die ganze Gefahr des Krieges hatte übernehmen müſſen, 
nun auch den Frieden allein beſtimmte. Aber es läßt fich trotzdem nicht 
leugnen: „Die Pallivität“ (Herr von Beuſt bat in der Depeiche vom 
3. October 1870 fogar den ſchärferen Ausdruck gebraucht: l’inertie) Curopas, 
welches mit verichränften Armen dem furdtbaren Kriege zujchaute und fait 
nichts that, um den europäiſchen Frieden zu wahren oder herzuitellen, „war 
beflagenswerth”, aber keineswegs durch das Völkerrecht verjchuldet, welches ein 
pirtiames Eintreten für das Recht und für eine natuigemäße Rechtsbildung 
richt blos zuläßt, fondern von denen erwartet, welche vorzugsmeije als Garanten 
des Völkerrecht und Schüßer des Völkerfriedens geachtet fein wollen !). 


2) Unterftügung einer Kriegspartei durch Neutrale. 


Indem die neutralen Staaten ihre Neutralität behaupten und mit beiden 
Kriegsparteien im Frieden bleiben wollen, müſſen fie ihrerjeitS jich jeder that: 
'älihen Unterftüßung einer Kriegspartei zu Kriegszwecken enthalten und 
baben die internationale Verpflichtung, auch darüber zu wachen und bona fide 
daiür zu forgen, dag nicht von ihrem Gebiete aus oder durch ihre Staate- 
engehörigen eine Kriegspartei friegerifche Unterftüßung erhalte. 

Wenn auf dem neutralen Boden ſich Truppen jammeln, in der Abjicht, 
ner Kriegspartei zu Hülfe zu ziehen, oder von neutralen Häfen aus Kriegs: 
ichiije auslaufen, um die Flotte einer Kriegspartei zu verjtärfen, jo hat die 
cadere Kriegspartei ein Recht, darin eine feindlihe Handlung und unter er: 
iämerenden Umſtänden jogar einen Friedensbruch zu erfennen. Der neutrale 
Ztaat wird verantwortlich, wenn er jene Handlung begünjtigt oder auch nur 
m fahrläjfiger Weile duldet. So weit bejteht feine erheblihe Meinungs: 

tihiedenheit weder in der Theorie, no in der Praxis. 

Dagegen haben fi) neuerdings Zweifel gezeigt: 

a. über die Trage ob auch die neutralen Staaten verpflichtet jeien, Die 
Seriendung offenbarer Kriegscontrebande zu hindern? 

b. über die Ausdehnung der Gontrebande, insbejondere, ob Schiffskohlen 
iu gehören? 





!y Einverſtanden mit biefer Auffaffung it Rolin Jaequemyns III, $ 5, 
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c. über das Verbot der Waffenjendung insbejondere ? 

d. über die Anlage eines Kabels ? 

Zu a. Da die neutralen Nationen mit den friegführenden ‚Nationen 
in Frieden bleiben, jo wird au der Handels verkehr zwiſchen jenen und 
diefen durh den Krieg nicht abgebrohen. Der Handel, wie überhaupt der 
Verkehr dauert fort, jo weit das möglich iſt und die neutralen Staaten haben 
ein Recht und ein Intereſſe, die Freiheit diejes Handels zu ſchützen. 

Auch der völkerrechtliche Begriff der Contrebande hebt dieſe Regel 
nit auf. Allerdings wird durch denjelben der Handel der Neutralen mit 
Kriegscontrebande der Gefahr der Wegnahme ausgejegt und dadurch be: 
ſchränkt. Aber e8 wird durch denjelben zunächſt nur den Kriegsparteien ein 
Recht eingeräumt, einem für fie gefährlichen und fehädlichen Handel entgegen: 
zutreten und die Gefahr zu befeitigen. Nicht aber wird es in dem bisherigen 
Bölferrechte den neutralen Staaten zur Pflicht gemacht, auch ihrevjeits dielen 
Handel zu verbieten!) Die neutralen Staaten ſchützen ihre Handelsleute 
nicht, wenn ihre mit Sontrebande und Waaren beladenen Schiffe von ciner 
Kriegspartei weggenommen und durch die Prijengerichte verurtheilt werden, jo 
wenig, als fie ein neutrale Schiff ſchützen, das die Blofade zu Durchbreden 
ſucht und bei diefem Verſuche weggenommen wird. Aber jie überlaſſen es 
den Kriegsparteien, ihre Intereſſen zu vertreten und halten jich nicht ver: 
pflichtet, durch ihre Vorſorge diefe Intereſſen im Gegenjate zu der Regel 
des freien Handels zu fügen. Sie gehen dabei von der Erwägung aus, 
daß der Handel jelbjt mit Kriegsmaterial an fi) ein erlaubtes Ge: 
ſchäft ft, und nicht durch die Kriegserflärung eines fremden Staates im 
Berhältniß zweier mit einander im Frieden lebenden Staaten aufhört ein er: 
laubtes Geſchäft zu fein. Wenn ein Staat A im Frieden jeine Gewehre 
von einer Gewehrfabrik eines anderen Landes B bezieht, und der Fabrifanı 
diefelben unbedenklich jedem Käufer abgiebt: weßhalb follte dieſes Kaufgeſchäft 
von dem Tage an verboten fein, in welchem jener Staat mit einem dritten 
Etaate C in Krieg geräth? Die beiden Staaten A u. B. find nachher 
wie vorher im Frieden mit einander und ihre Handelsleute ſetzen die Geſchäfte 
auch nachher fort, fo gut fie können. 

Würde man dem neutralen Staate die Pflicht auferlegen, allen Han: 
bel mit Kriegsmaterial, das möglicherweife von einer Kriegspartei be: 
nugt werden fönnte, zu verbieten und zu hindern, fo würde durch ein jo 
allgemeines Verbot der neutrale, an fich erlaubte Handel mit Kriegsmaterial 
überhaupt ſchwer gejchädigt und man würde, ohne zwingenden Rechtsgrund, 
dem neutralen Staat eine internationale Verantwortlichkeit aufladen, die eu 
faum zu tragen vermöchte. 

Auch der Begriff der Neutralität verlangt nicht ein folches abſolutes 
Verbot; denn Neutralität bedeutet grundjätliche Fortdauer des Friedensverfehrs, 
alfo auch des Handels zwiichen den Neutralen einerfeitS und den Nationen, 
die unter fi im Kriege find andererſeits. Wenn der neutrale Staat feinen 


1) Zgl. darüber die Abhandlung des englifchen Nechtögelehrten 3. Weslake 
in der Genter Revue intern. Jahrg. 1870 5 61. Bluniſchli, Völkerr. $ 65. 
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Jandelsleuten erlauben würde, je einer bejtimmten Kriegspartei Kriegsmaterial 
‚u verfaufen und zugleich verbieten würde, mit der anderen Kriegspartei dieje 
Seihäfte zu machen, dann würde er allerdings feine neutrale Pflicht verletzen. 
Wenn er aber den Handel, mit allen Chancen des Gemwinnes und Berlujtes, 
rubig gewähren läßt, dann verlegt er dadurch allein fein Recht. 

Aber allerdings fteht der Regel der neutralen Handelsfreiheit 
die zunächſt nur Privatgeſchäfte betrifft, die ſtaatliche Pflicht des neu- 
tralen Staates gegenüber, feiner der beiden Kriegsparteien Kriegshülfe zu 
leiten, nody von jeinem Gebiete aus Kriegshülfe leiten zu laffen. Die erite 
Regel gehört dem internationalen PBrivatreht an, fie ilt die Regel 
des Privatverfehrs, die zweite Regel hat eine öffentlih:rehtlihe Seite 
ie verpflichtet die Staaten, die mit einander im Frieden leben. 

Diefe beiden Regeln können nun in einzelnen Falle der Anwendung 
ich begegnen und durchkreuzen, und da entiteht die Frage, welche von beiden 
geht vor? Offenbar geht im Conflict zwiſchen öffentlihem und Privatrecht 
das dffentlihde Recht, als das höhere, den ganzen Staat und jeine An: 
gehörigen verpflichtende vor. 

Der neutrale Staat hat demgemäß zunächſt feinen Grund, den Handel 
mir Kriegscontrebande auch feinerjeits zu verbieten und mit Strafe zu bedrohen, 
aber er bat Grund und Pflicht, jede offenbare Kriegshülfe von feinem 
Gebiete aus als eine Schädigung der Neutralität auch dann zu unterfagen, 
wenn fie fich in die Form des erlaubten Handels einfleidve. Aus den Um— 
tinden ergiebt fich daher, ob eine Handlung erlaubt oder verboten fe. Wenn 
ih aus den Umitänden die Abjicht ergiebt, durh die Sendung von 
Rriegsmaterial eine Kriegöpartei zu Kriegszwecken zu unterjtüten, d. h. ihr 
Rriegshülfe zu leiften, jo ift der neutrale Staat veranlagt, die Ausführung 
dieler Abficht, jo weit er ed vermag, zu binden. Sonſt macht er ſich der 
Gonnivenz ſchuldig und mißachtet feine neutralen Pflichten. 

Auf die Abjicht aber wird. aus dem thatjädhlichen Zuſammenhang der 
Tinge geichlofien. Wenn ein Werbeoffizier Truppen einer Kriegspartei zu: 
"übrt, fo wird das als unerlaubte Kriegshülfe auch dann behandelt, wenn 
vielleicht bloße Gewinnſucht das bewegende Motiv in der Scele des Haupt: 
manns war. Die Truppen find ihrer Natur und Beitimmung nad Striegs- 
zülie. Ebenſo iſt es, wenn ein Kriegsihiff in neutralem Gebiete ausgerüftet 
und der Flotte einer Kriegspartei zugeführt wird, menngleich die das thun, 
vielleicht bios des Geldes wegen handeln. 

Zu b. Ganz in diefem Sinne ift denn aud im lebten Kriege die 
noblenfrage entſchieden worden. Zunächſt ift der Handel mit Kohlen 
uh für die Schiffe der kriegführenden Nation ein friedliches Geſchäft und 
erlaubt. Aber die engliiche Regierung erfannte, im Ginverjtändnig mit den 
engliſchen Kronjuriften ihre Pflicht an, wenn im englischen Häfen Kohlen: 
‘irre in Der Abjicht befrachtet werden, die franzüfiiche Flotte in ihren frie: 
zeriſchen Fahrten zu unterftüben, diefe Schiffe als im Dienfte der feindlichen 
iotte bejindlich zu betrachten und zu hindern). 





— 
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Zu c. Am beſtrittenſten war die frage, ob ebenfo die Zufuhr von 
Waffen von Seite der neutralen Staaten als erlaubter Verkehr frei zu 
geben fei, wenn auch mit der Gefahr der Wegnahme ala Contrebande, oder 
ob in diefem Gemwährenlaffen eine Verletzung der neutralen Pflichten liege. 

Es ift begreiflih, daß mährend eines Krieges das Urtheil über folde 
Rechtsfragen oft durch die Intereſſen, nicht durch die Rechtsgrundſätze beitimmt 
wird. Die eine Kriegspartei, welche der Waffen bedarf, findet es natürlich, 
day fie jo gut im Kriege, wie im Frieden Waffen kaufen dürfe, wo fie zu 
haben find. Die andere Kriegspartei fieht in der Waffenlieferung durch Neu- 
trale leicht eine gefährliche Unterſtützung ihres Feindes und wird entrüftet über 
die Gewinnſucht der neutralen Handelsleute, welche den Krieg verlängere und 
das Leben vieler tapferen Krieger in Gefahr bringe. 

Wenn wir unjere obigen Grundſätze auch hier anmenden, fo Tommen 
mir wieder zu drei Sägen: 1) An ſich ift der Waffenhandel den Neutraten 
erfaubt. 2) Werden Waffen einer Kriegspartei zugeführt, fo mag die andere 
Kriegäpartei diejelben als Contrebande wegnehmen. 3) Wird aus der Art 
und Größe der Waffenjendung die Abjicht der Kriegshülfe offenbar, jo bari 
der.neutrale Staat diejelbe nicht dulden. 

Die Schwierigfeit aber liegt hier in der richtigen Unterfcheidung zwiſchen 
Handel und Kriegshülfe. 

Manche neutralen Staaten, wie inöbejondere die den Kriegätheater nahe 
gelegenen Staaten, die Schweiz und Belgien haben die Zufuhr und 
Durdfuhr von Waffen überhaupt verboten, in der Abficht, ihre Neutralitäts: 
pfliht in weitem Umfange zu wahren. Aber felbit das ferne japanefiice 
Reich hat in feiner Neutralitätserflärung vom Auguſt 1870 den japaneitichen 
Schiffen jede Zufuhr von Waffen an eine Kriegspartei verboten (Art. 5) . 

Dagegen haben England und die Vereinigten Staaten von Amerika 


zwar ihre Handelsleute aufmerkſam gemacht, daß Waffen als Contrebande gelten, 


aber von jid aus dem Maffenhandel feine Hinderniffe in den Weg geitellt. 
Sie waren umgefehrt geneigt, den Waffenhandel als erlaubt zu betrachten 
und die Neutralitätspflicht zu Gunſten jener Freiheit in engerem Sinne aus: 
zulegen. 

Zwiſchen Cngland und Deutichland hat darüber ein erniter und 
intereffanter Depefchenmwechfel ftattgefunden. Durd; Note vom 30. Auguſt 
1870 bejchwert jich der preußifche Botichafter in London, Graf Bernitorf, 
darüber, daß die engliihe Regierung die Waffenlieferung im Großen nad 
Frankreich gejtatte und dadurch die Neutralität in einer, für Deutfchland, das 
aud nach englifcher Auffafjung einen gerechten Krieg führe, nachtheiligen, ſtatt 
wohlmollenden Weiſe ausübe. Graf Bernftorff bemerkt, eine „wohlmollende" 
Handhabung der Neutralität, worauf Deutſchland einen natüriihen Aniprud 
babe, würde das englijche Verbot der Waffenausfuhr zur Folge Haben, die 
nad) den Umſtänden ausjchlieglih zu Gunſten des ungerechten Angreifers 
ausfalle. Zu einem derartigen Verbot aber jei die engliiche Regierung durd 
das Geſetz ermächtigt. Graf Granville antwortete am 15. September aus: 
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führlich. Cr bemerkte vorerjt, daß der Begriff einer für die eine Kriegspartei 
„mohlwollenden” und daher für die andere Partei ungünjtigen Neutralität 
neu und bedenklich jei, indem er eine Beurtheilung des Rechtsſtreites zwiſchen 
den Parteien duch die Neutralen und den Ausſpruch zu Gunften der einen 
wider die anbere vorausſetze, und eher geeignet jei, die Neutralität aufzu: 
geben, al3 anzumenden. Sodann hob er hervor, daß während des Krimkriegs 
auch Preußen als neutraler Staat gejtattet habe, der rujjiichen Kriegspartei 
auf dem Wege des Handel Waffen und Munition zuzuführen und verthei: 
digte die Analogie der beiden Fälle gegen die Einwendungen Bernitorffs. Cr 
hält das gegenwärtige Verfahren Englands für gerechtfertigt durch die bis: 
herige Praris, giebt aber zu, daß „mit dem Yortichritte der Givilijation die 
Verpflihtungen der Neutralen ftrenger geworden“ feien und erflärt jeine Be: 
ratihaft, „mit anderen Völkern über die Möglichkeit zu Nathe zu gehen, ge: 
menihaftlich jtrengere Regeln einzuführen, obmwohl feine Erwartungen in 
Betreff eines practifchen Srgebnifjes in dem von der norddeutjchen Regierung 
angegebenen Sinne nicht ſehr hoffnungsreih find.“ 

Man muß zugeben, daß die engliihe Negierung, indem fie eine groß: 
artıge Waffenzufuhr nad) Frankreich duldete, ihr Landesrecht nicht verletzte 
nd ferner, daß ſie ſich mit Grund auf eine analoge frühere Praris berufen 
sonnte und daher feine offenbare Verlegung des Völkerrechts beging, aber es 
vt doch nicht zu läugnen, daß fie den völkerrechtlichen Grundſatz des Verbots 
der Kriegshülfe zu wenig forgfältig beachtete und dem Grundſatz des freien 
Handels allzufehr die Zügel fchiegen ließ. Sie hätte jene Waffenausfuhr 
undern oder doch erjchweren können, ohne ihr Landesrecht anzutajten, und 
bite fie es gethan, fo hätte fie nicht eine „wohlmollende”, fondern-eher eine 
trenge“ Neutralität geübt. 

Weniger wurde die Öffentlihe Meinung in Deutichland wider die Ame: 
rfaner aufgeregt, obwohl aud fie den Franzoſen große Maſſen von Waffen 
deikauften und zuführten. Wielleiht haben die große Entfernung und Die 
:tınnte lebhafte Sympathie der zahlreichen Deutjchen in Amerika für ihre 
aropitichen Brüder beruhigend gewirkt. Es fanı überdem hinzu, daß der 
vrirdent Grant ſchon in der Neutralitätsproclamation vom 22. Augujt 1870 
war den Handel mit Sriegscontrebande in den PVereinigten Staaten als er: 
audt erklärte, aber vor der Zufuhr derjelben über See als völferrechtlich 
derboten warnte und fpäter der amerifaniichen Zeughausverwaltung ausdrüd: 
19 unterfagte, Waffen an eine Kriegspartei zu verfaufen, eine Anorönung, 
die ſich Freilich von ſelbſt verftand und aud in England beachtet wurde. 
‚tgl. Die Depeſche des Grafen von Granville, zur Erklärung der mit eng: 
hem Staatöjtempel bezeichneten Waffen. A. R. Anz. vom 28. Februar 
sl.) Der Auftrag Grants hinderte aber nicht, daß die Veriteigerungen 
son Waffen aus den Zeughäufern des Staates hauptjählih von Händlern 
benutzt wurden, um diejelben den Franzofen zuzuführen. Cndli wirkte in 
xm Verhältniß von Preußen zu den DVereinigten Staaten die Erinnerung 
en den berühmten Staatsvertrag dieler beiden Mächte vom 10. September 
73 bedeutfam ein. In Artikel 13 Diefes Vertrag nämlich war aus- 
ridlich beitimmt, wenn einer der beiden Staaten in einen Krieg vermwidelt 


332 IX. Lölferrechtlihe Betrachtungen über ben franzöſiſch⸗ deutſchen Krieg. 


werden und der andere Staat neutral bleiben ſollte, jo ſollten die Handels: 
leute des lettern nicht gehindert werden, au Waffen und Munition an den 
Feind des andern zu verfaufen. Sogar die Contrebande der Art Toll nicht 
configeirt, fondern den Kaufleuten die Waare bezahlt werben von der Kriegs 
partei, die fich derfelben bemächtigt. In diefem Vertrage war demnach die 
Sreiheit des Handels im weiteften Sinne gewahrt und das Recht der Krieg: 
führenden gegenüber den Neutralen aufs Engfte beſchränkt. Dieſe Beftimmung 
it indefjen in die neueren Verträge zwiſchen Preußen und der Union von 
1799 und 1828 nicht wieder aufgenommen morben. 

Zu d. Bon ntereffe war aud die Frage, ob mährend des Krieges 
die Legung eines franzöfiihen Kabels von Dünkirchen nad) dem Norden, mit 
Benutzung bes neutralen engliichen Gebietes, von England zu geitatten je? 
An fich find Telegraphenlinien eine Einrichtung, welche dem friedlichen Verkehre 
dient und felber einen friedlichen Character hat. Aus den Umftänden ergab 
fih aber die Abficht, dieſes Kabel zum Behuf der Kriegsführung anzulegen. 
Deshalb unterjagte die englifche Regierung das Project, in dem fie darin 
mit Recht eine „Kriegahülfe” erkannte. (Erklärung des Minifters Gladitone 
im englifchen Unterhaufe vom 1. Auguit 1870.) 


3) Verhalten der neutralen Staaten und Bewohner, abgejehen 
von der Kriegshülfe. 


Es find nod viele andere Fragen durch die Freigniffe gejtellt worden 


und haben beadhtenäwerthe Antworten erhalten. 


a. Die Entwaffnung der verjprengten und flüdhtigen | 


Truppen auf neutralem Gebiet geſchah diesmal in großartigem Maßitabe. 
Nach der Schlacht bei Sedan juchten ſich Taufende von flüchtigen Franzoſen 
auf das belgifhe Gebiet zu retten. Gegen Ende des Krieges entging die 
ganze Armee Bourbati'3 der Vernichtung oder der feindlichen Gefangenſchait 
nur dadurd, daß fie auf das ſchweizeriſche neutrale Gebiet überging. 

Die beiden neutralen Staaten waren genöthigt, zur Sicherung ihres 
(Gebiet Truppen aufzuftellen, und hatten die zum Theil jchwierige Aufgabe, 
die verfolgten QTruppenförper einer Kriegspartei zwar aufzunehmen, aber zu: 
gleich zu überwachen, daß fie nicht von dem neutralen Boden aus ſich neuer: 
dings an dem Kriege betheiligten. Beide Staaten übten dieſe ſchwere Prlicht 
in redlicher und anerfennungswerther Weile aus. Die feindlihen Qiruppen 
wurden entwaffnet und internirt. Es murbe Niemandem erlaubt, weder un: 
mittelbar, noch auf Umwegen nad) Frankreich zurüdzufehren. Selbſt den 
Offizieren wurde nur gegen Ehrenwort größere Freiheit der Bewegung ge: 
ftatte. Die Verpflegung der fremden Kriegsleute übernahm zunächſt der 
neutrale Staat. Belgien enthielt jid), eine Entſchädigungsforderung Deshalb 
zu stellen, obwohl es dazu beredhtigt war. Die Schweiz ſchloß durch den 
General Herzog am 1. Februar 1871 mit dem franzöfifchen General Clinchamp 
einen Vertrag ab, nad) welchem die Artillerie, die Waffen und Munition 
u. f. f. der Schweiz übergeben werden mußten, mit der Verpflichtung der 
Rüdgabe an Franfreih nah Beendigung des Kriegs gegen Entihädigung für 
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die Auslagen, die inzwiichen die Schweiz zur Ernährung und zum Unterhalt 
der franzöfiichen Armee zu tragen hatte. Dieje Entihädigungsforderung hat 
isren Grund darin, daß der neutrale Staat eine nützliche Leiſtung zu Gunften 
eines frentden Staates, beziehungsmweile zur Erhaltung der Angehörigen eines 
fremden Staates übernimmt. Allerdings wird dadurch mittelbar auch bie 
verfolgende Kriegspartei erleichtert, welche die geichlagenen Truppen als Kriegs- 
geiangene verpflegen müßte, wenn fie von dem neutralen Staate an der 
Grenze zurüdgemiejen und daher in feine Gewalt überliefert würden. ber 
der neutrale Staat geräth durch die Aufnahme und Sorge für die flüchtigen 
Truppen do nur mit diefen und dem Staate, dem fie angehören, in ein 
unmittelbare Nechtöverhältniß, indem er diefem Dienjte leitet, nicht mit dem 
verfolgenden Staate, dem er feine Leiſtung macht, wenngleich derjelbe dadurch 
von der eigenen Sorge befreit wird !). 

Ad in Belgien ein aus deutſcher Kriegögefangenichaft entiprungener, 
aber wieder arretirter franzöfifcher Unteroffizier vor dem Civilgericht zu Brüſſel 
ne Klage ftellte auf Schuß jeiner perſönlichen Freiheit, erklärte fich 
‚war das Gericht competent darüber zu enticheiden; aber der Appellhof ſprach, 
der Beichwerde der Regierung mwillfahrend, die Incompetenz aus (Decret vom 
16. Februar 1871), weil „die civilen Autoritäten fein Recht haben, ſich in 
die militäriſch nothwendigen Dispofitionen einzumengen.” Mir fcheint, es 
tommen weniger noch die militäriichen Anordnungen, als vielmehr die völfer: 
tehtlihen Pflichten in Betracht. In dieſer Hinficht erfordert e8 der Friede 
und die Sicherheit des Stantes, daß die Regierung die “Macht habe, das 
Nöthige zu thun und nicht aus bloßen Nüdfichten des gewöhnlichen Privat: 
rechts der Staat gefährdet werde ?). 

b. Benutzung des meutralen- Gebiets im Intereſſe des Kranken: 
trans ports und der Bermundetenpflege. 

Da die DVerwundeten- und Krankenpflege jelbjt unter den ftreitenden 
Armeen bis auf einen gewiflen Grad neutralifirt it, jo fteht der Be: 
mung des neutralen Gebietes ſowohl zum Transport von Bermundeten, 
«5 zur Einrichtung von Spitälern fein völkerrechtliches Hindernig im Wege. 
Sowohl Belgien ala die Schweiz waren bereit, in diefem Sinne zu handeln. 
Indeſſen hat im Auguft 1870 die franzöfifche Regierung Einfprache erhoben, 
dar Krankenzüge über belgiiches Gebiet geleitet werden, weil dadurch die 
Kommunication der deutfchen Armee nad) Deutſchland von Hinderniffen befreit 
werde, und Die belgifche Regierung nahm in Folge diefer Einſprache die eventuell 
zugeſagte Erlaubniß zurüd. Militäriſche Gründe können unter Umftänden 
der Ausübung einer humanen Pflicht Hindernifje bereiten, aber die belgiiche 
Regierung ging in der ängſtlichen Sorge für ihre Neutralität doch zu weit, 
wenn fie ein unbedingtes Verbot erließ, irgend einen deutſchen oder fran: 
öhihen Verwundeten in den Zügen der Staatzeijenbahnen aufzunehmen ®), 
'Serordnung vom 27. Auguft 1870.) Jene militäriihen Hindernifje hatten 
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nur einen Sinn mit Bezug auf maflenhafte Transporte, nicht aber gegenüber 
dem Xransporte einzelner Vermundeterr. Da konnte die Meenfchlichteit ohne 
Gefahr geübt werden. 

c. Zuzüge zu den feindliden Heeren über neutrale 
Gebiet. 

Daß der neutrale Staat berechtigt und verpflichtet fei, Durchmärfche von 
Truppenkörpern der Kriegsparteien durch fein Gebiet zu hindern, ift nict 
zweifelhaft (Bluntihli, Mod. Völkerr. F 770). Aber es mußten einige 
andere hierher gehörige Fragen entichieden werden und fie murden nach einigem 
anfänglihen Schwanken der Praris von Seite der Localpolizeibehörden von 
dem jchweizeriihen Bundesrathe ſachgemäß in folgender Weife entichieden: 

1) Der regelmäßige Weg für die Bewohner des badiſchen Seefreiies 
ift die Eiſenbahn von Conſtanz nad) Bafel, die an mehreren 
Stellen das ſchweizeriſche Gebiet durchſchneidet. Ebenſo fühn 
der regelmäßige Weg für die Savoyarden am Genferſee nach 
Frankreich über die ſchweizeriſche Stadt Genf. Es war alſo 
naturgemäß, daß auch Kriegspflichtige dieſen Weg wählten, um zu 
ihren Truppen zu kommen. Der ſchweizeriſche Bundesrath erliek 
nun die Anordnung, man ſolle ſolche Perſonen ungehindert 
paſſiren laſſen, wenn fie ohne Uniform und ohne Waffen 
reijen. Die Rüdjiht auf den freien Perfonenverfehr fiel hier 
ſchwerer ins Gewicht, als die ängitlihe Sorge, den Zuzug zum 
Heere zu bindern. 

2) Als dagegen in Bafel ein franzöfiiches Bureau eingerichtet wurde, 
um größere Schaaren von Elſäſſern, welche ala Freiwillige dem 
franzöjiichen Heere zulaufen wollten, über die Schweiz nah Süd— 
franfreih zu entfenden, trat der Bundesrath diefem Mipbraud 
des neutralen Gebiet zur Kriegshülfe entgegen und hinderte bie 
Zuzüge, wenngleich die Leute weder Uniform noch Waffen hatten, 
in dem richtigen Gefühle, daß das nicht mehr regelmäßiger Per: 
jonen= und Reifendenverkehr, fondern Transport von Kriegsleuten jei. 

3) Ebenſo unterfagte der fchmeizeriiche Bundesrath die Verbreitung 
eines Manifeites, welches im September 1870 die Internationale 
an die Socialiften der Schweiz, in Frankreich und in Deutichland 
gerichtet hatte, um fie zu einer „univerfellen focialen Republik 
aufzufordern und dem Militärregimente ein gemwaltfames Ende zu 
machen. Cr duldete überhaupt keine Triegeriihen Werbungen. 

d. Aeußerungen der Sympathie mit einer Kriegspartei 
auf neutralem Boden jind ebenfo wie die Meinungsäußerungen dritter Ver— 
onen durdaus frei. Sogar der Staat felber kann jeine Meinung äußern, 
daß die eine Kriegspartei im echte ſei, die andere im Unrecht, ohne damit 
feine Neutralität aufzugeben. Es ift dies auch im lekten Kriege geichehen. 
Noch weniger ilt-die bloße Meinungsäußerung der Privaten und insbeſondere 
der Preffe als eine Verlekung der Neutralitätspflicht zu betrachten, denn 
Meinungsäußerung iſt noch nicht thatjächliche VBetheiligung am Krieg, nict 
Kriegshülfe. Der Präfident Grant hat in feiner Neutrafitätsproclamation 
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vom 22. Auguſt 1870 ausdrüdlich erklärt, daß die freie und volle Aeußerung 
der Sympathieen öffentlih und anderweitig nicht eingefchränft ſei durch die 
Gelege der Vereinigten Staaten.“ 

Die Leibenichaften, welche der Krieg entflammt, werden freilich durch ſolche 
Aeußerungen leicht heftig -gereizt und die neutrale Haltung der Staaten ver: 
liert, wenn die Prefje des neutralen Landes lebhafte Sympathieen äußert, 
leicht bei der Gegenpartei an Vertrauen und Glauben und iſt daher immerhin 
der Preſſe Borfiht und Mäßigung zu empfehlen.‘ Aber das ift mehr eine 
Sache der Schidlichfeit und einer befonnenen Politik, als eine völferrechtliche 
Pflicht 1). 

Nur vor offen baren Beleidigungen einer Kriegspartei zu warnen 
md widerrechtliche Kränkungen der Art zu verhüten oder zu beſtrafen, 
kann nah Umftänden eine Pflicht des neutralen Staates werden; denn aud) 
im Frieden kann eine ſolche Ungebühr zu ernten Verhandlungen zwiſchen 
Staaten führen und einen gefährlihen Streit veranlaffen. Während des 
Krieges aber jind die Gemüther empfindliher und verwundet eine Beleidigung 
tiefer. Unbedeutende Ercefje, die zunächſt Einzelne verfchulden, werden dann 
licht, wenn auch ohne zureichenden Grund, einer ganzen Nation oder ſelbſt 
dem Ztaate als Schuld angerechnet. Um fo nöthiger ift es, hier rechtzeitig 
einzufchreiten, damit der gute Wille, friedliche Beziehungen zu erhalten, un: 
zweideutig Hervortrete. Die Bundesregierung der Schweiz und die belgiiche 
Regierung haben diefen Willen bei jedem Anlaß bewährt; und es ift das 
Ihliegfih auch von beiden Kriegsparteien, troß vorübergehender Eleiner Mei: 
nungsdifferenzen, jchlieplih offen anerfannt worden ?). 

e. Die Wegnahme und Verjenfung von fechs engliihen und da— 
ber neutralen Kohlenſchiffen bei Duclair durch deutſche Truppen erflärt 
ih nicht aus einem Rechte einer Kriegäpartei gegen Neutrale, auch nicht aus 
dem jus angariarum (droit d’angarie) ?), fondern nur auß dem Rechte der 
Militärgewalt innerhalb des Kriegsfeldes alles zu thun, was zur Sicherheit 
der Truppen nothwendig if. Es war allerdings eine gewaltiame Verlegung 
des engliichen Eigenthums, aber wenn fie nöthig war aus militäriichen 
Gründen, fo war fie ebenfo gerechtfertigt, wie es die zmangsmweije Verwendung 
von angehäuften Lebensmitteln wäre, welche Neutralen gehören, freilih nur 
unter der Bedingung voller Entihädigung an die Privaten, deren Vermögen 
aus Gründen der Öffentlichen Wohlfahrt angegriffen werden muß. Die Sadıe 
wurde denn auch in diefer Weile zur Befriedigung der englifchen Anfprüche 
erledigt. (Depeſchenwechſel zwiſchen Lord Granville und Graf Bismard im 
Januar 1871.) 

f. Tie Beſchwerden endlich, welche Graf Bismard gegen die Regierung 
des Großherzogtfums Luremburg am 3. December 1870 erhob über 
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Mißachtung der Neutralitätspflichten, find durch ein ſpäteres Einverjtändnik 
mit derjelben friedlich erledigt worden. Bei diefer Gelegenheit zeigte es ſich, 
wie gefährlich es für einen fleinen neutralen Staat ift, feine Eifenbahnen an 
Geſellſchaften zu überlafien, die vorzugsweiſe einer fremden Nation angehören. 
Die franzöfiihe Oftbahngefelichaft benutzte ihre Leitung der Eiſenbahn in 
Luremburg, um die franzöfiichen Intereſſen im Kriege zu unterftügen Die 
Regierung von Yuremburg aber ward in Folge deſſen genöthigt, fich gefallen 
zu laffen, daß ein preußiſcher Specialcommifjär mit ihr gemeinjam die Maß— 
. regeln berathe, melde für die Zukunft ähnlichen Mißbräuchen vorbeugen. 
(Depeihe vom 6. und 12. Januar 1871.) 


7. Friedensſchlußß. Abtretung von Elſaß⸗Lothringen. 


Der Friedensſchluß zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der franzöſiſchen 
Republit vom 10. Mai 1871 iſt das Ergebniß eines furchtbaren, für Deutid: 
land fiegreichen, für Frankreich unglüdlihen Krieges, gleichſam das von beiden 
Parteien anerfannte Endurtheil eines weltgeſchichtlichen Proceſſes. 

Ueber die rechtöverbindliche Kraft des Friedensvertrags kann nad den 
allgemein gültigen Grundſätzen des Völkerrecht fein Zmeifel fein, da derielbe 
von ben bejtehenden und zugleich als rechtmäßig anerkannten Repräjentanten 
der beiden Reich: und Staatsförper in gehöriger Form verabredet und ran: 
fieirt worden if. Wenn gelegentlich einige eher leidenjchaftliche als rechts 
kundige Schriftiteller diefe Verbindlichkeit des Friedensvertrag beitreiten und 
benjelben als ein Werk der Gewalt jchmähen, fo vertennen jie, daß da jeder 
Krieg Gewaltübung ijt, fein Friede rechtliche Geltung haben könnte, deſſen 
Beltimmungen dem Sieger günjtig, dem Befiegten ungünftig wären. Bölter 
und Staaten, welche einen Krieg wagen, müſſen ſich dem Schidjal des Krieges 
unterwerfen, und wer einen ungerechten Krieg muthwillig beginnt, muß darauf 
gefaßt jein, wenn er bejiegt wird, daß er fein Unrecht büßen und feinen 
Gegner entihädigen müſſe. 

Meber die einzelnen Beitimmungen des Friedensvertrags uns bier näher 
auszufprechen, Hindert uns ſchon die Rückſicht auf den Raum, der uns zu: 
gemeſſen ift und auf die Geduld der Lejer. Aber die wichtigfte Beftimmung, 
welche die Abtretung des Elſaß (ohne Belfort) und einen Theil der Provinz 
Lothringen mit Meb von Frankreich an Deutfchland in fich ſchließt, dari in 
einer völkerrechtlichen Betrachtung über den franzöſiſch-deutſchen Krieg nicht 
mit Stillſchweigen übergangen werden. 

Diefe Abtretung ift nit nur von der Preſſe der feindlihen Parteien, 
fie it auch von neutralem Standpunkte aus fehr verjchieden beurtheilt worden. 
Ob diefelbe politiſch zweckmäßig oder unzwedmäßig ſei, ob diefelbe im richtigen 
Umfange vollzogen worden, das find Fragen, die wir bier gar nicht zu 
erörtern haben. Wir haben nur die Rechtsfrage zu erörtern, ob und inmie. 
fern diefe Abtretung den Grundſätzen des Völferrechts entiprechend fei oder nicht” 
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Ta ſcheint es voraus nöthig, einige entgegengejeßte Irrthümer zu be: 
ſeitigen. 

In manchen deutſchen Schriften und vielfältig in der deutſchen Preſſe 
iſt der Erwerb von Elſaß-Lothringen aus dem Geſichtspunkte einer Revin— 
dication, d. h. nicht als ein neuer Erwerb, ſondern als Wiedergeltenb: 
machung alten Rechts dargeſtellt worden. Man ſagte: Vor Jahrhunderten, 
zur Zeit der Schwäche des Deutſchen Reiches haben die mächtigen Könige 
von Frankreich durch Gewalt und Liſt ſich dieſer Beſtandtheile des deutſchen 
Reichskörpers bemächtigt, dieſelben davon getrennt und ſich widerrechtlich an: 
geeignet. Daher ſei das wieder erſtarkte Deutſchland nunmehr im Recht, ſein 
Eigenthum zurückzunehmen. 

In dieſer Auffaſſung iſt ein Element von Wahrheit. Wer an eine 
goͤttliche Gerechtigkeit glaubt, die ſich in der Weltgeſchichte vollzieht — und 
inter uns Deutſchen iſt dieſer Glaube noch lebendig — der hat wohl Urſache, 
einen Zuſammenhang zu erkennen zwiſchen der früheren Beraubung Deutich- 
lands durch Frankreich und der heutigen Zurücknahme der entriſſenen Länder 
durch das erneuerte Deutſche Reich. Aber dieſe göttliche Gerechtigkeit, die in 
dem weltgeſchichtlichen Schickſal ſichtbar wird, iſt etwas völlig Anderes, als 
die menſchliche Handhabung des Völkerrechts. Mit Sicherheit können wir 
Menſchen und die Staaten nur das letztere erkennen und anwenden, und 
nd genöthigt, die eritere einer höheren Macht anheim zu geben, die wir. 
nicht zu controlliren vermögen. Von dem Standpunkte des menjchlichen 
Ztaats: und Völkerrechts aus war aber Elſaß-Lothringen zur Zeit als der 
iranzöſiſch- deutſche Krieg ausbrach, unzweifelhaft ein Beſtandtheil des fran- 
zeñichen Staates und in feiner Weile mehr ein Theil des Deutſchen Reiches. 
‚a einer ganzen Reihe von völferrechtlichen Verträgen, zuletzt noch durch die 
Siener Congreßacte von 1815 war dieſes Rechts: und Befigesverhältnig 
wiſchen Frankreich und Deutichland anerkannt worden. Selbſt nachdem der 
reg ausgebrochen und aud nachdem Elſaß und Lothringen von den deutjchen 
teren eingenommen und bejeßt worden waren, hat die deutiche Kriegägemalt 
‚nwährend dieſes Gebiet ald einen Theil von Frankreich betrachtet und be- 
delt, und nur den Wiederermwerb deilelben für Deutichland in Ausjicht 
Zıommen, aber keineswegs ein altes, noch fortwirfendes deutſches Recht darauf 
..sauptet. 

(Fbenio unrichtig iſt eine zweite Auffaſſung, welche vorzüglih von fran: 
"ihen Scriftftellern und Journaliſten vertheidigt worden ift, Deutichland 
ide diefe Länder im Widerſpruch mit der heutigen Givilijation, lediglich 
"an gewaltſamer Eroberung in Beſitz, und es ſei daher dieſe Befignahme 
"ur Id lange für Frankreich) wirkſam, als dieſes die Macht nicht habe, jein 
it Gewalt entrijjenes Cigenthum zurüdzunehmen - 

Der Rechtstitel des deutichen Erwerbes von Elſaß-Lothringen ift nicht 
e Eroberung, jondern der Friedensvertrag mit Frankreich. Zwar 
‚u die vorausgegangene Eroberung mit Waffengewalt unleugbar einen ſtarken 
„siheidenden Einfluß auf die Friedensbeſtimmungen geübt; — ohne bie 
ıächlicde Beſitznahme von Seite des deutichen Heeres hätte ſich Frankreich 
Kr nicht dazu veritanden, diefe Provinz abzutreten — aber die Eroberung 
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als bloße Gemaltübung konnte noch nicht das Recht Frankreichs auf diefelbe 
zeritören und nicht einen neuen Rechtserwerb für das Deutiche Reich begründen. 
Bis zu dem Friedensſchluß, in dem fich beide Parteien über die Auflölung 
des bisherigen und die Begründung des neuen Staatsverbandes verftändigten, 
war Eljaß-Lothringen noch immer franzöſiſches Staatögebiet. Bon dem 
Friedensihluß an wurde dieſe Provinz deutſches Reichsland. Mit der 
Zuftimmung von Franfreih hat alſo Deutichland fein gegenwärtiges Redt 
auf Elſaß-Lothringen neu erworben. Franfreih kann diefen Erwerb nicht 
ala widerrechtlich beftreiten, da Frankreich zu demjelben in vollgültiger Rechts: 
form mit freiem Willen feine Zujtimmung erklärt hat. Ein gemaltiamer 
franzöfiicher Angriff auf dieſen deutſchen Beſitz wäre daher nicht eine Rechts— 
übung, jondern ein Friedensbruch, nicht die Bewahrung, jondern die Verlegung 
des Völkerrecht. 

Die Rechtsgültigkeit von Friedensverträgen wird nicht dadurch geihmädt 
oder in Frage geitellt, dag bie befiegte Partei durch die Uebermacht de 
Siegers genöthigt worden jei, harte Bedingungen anzunehmen, die fie ver: 
werfen würde, wenn fie ftarf genug wäre, ihre Ablehnung durchzuſetzen. Das 
Völkerrecht nimmt an, auch der bejiegte Staat habe einen freien Willen und 
wenn er die vom Sieger geforderten Bedingungen des Friedens annehme, jo 
könne ein joldher Vertrag nicht als ein erzivungener angefochten werden. Im 
Kriege liegt allerdings ein Zwang, aber ein Zwang auch von rechtbildender 
Macht. Es offenbart fih im Siege die Macht der Verhältniffe und der 
Triede muß dad Ergebnig diefer Machtentwidlung annehmen und als neues 
Recht befeitigen, wenn der Krieg ein Ende finden jol. (Vgl. Bluntſchlis 
Völkerrechtsbuch, $ 408, 704, 706.) 

Das formelle Recht des Deutichen Reichs gegenüber Frankreich ijt alio 
unangreifbar und völlig Mar. Aber allerdingd befriedigt die Rückſicht auf 
formelles Recht und insbefondere auf Vertragsrecht die heutige civilifirte Welt 
nicht völlig. Diejelbe verlangt eine tiefere und jachlihe Begründung, ım 
neuere Nechtözuftände zu begreifen und an ihre Dauer zu glauben. Auch 
wenn die Macht der Waffen, die Ueberlegenheit des Siegers und Die Ueberein: 
funft der Staaten zufammenftimmen, um eine Gebietsabtretung herbeizuführen, 
aber die inneren Gegenſätze auf eine Erneuerung des Streites hinweiſen, !o 
fann das neue Recht in dem Bolfsvertrauen feine tiefen Wurzeln jchlagen 
und troß aller Rechtsform bleibt etwas Unficheres in den Zuftänden, welde 
ihre Nothwendigteit und daher ihre Fortdauer in Frage ſtellt. Die Tom: 
bardei und Venedig waren auch in gültiger Rechtsform an Defterreich überliefert, 
Belgien ebenjo mit den Niederlanden verbunden worden. Aber dieſer Rechts- 
verband bat der nationalen Bewegung nicht widerftehen können und ift wieder 
zerriffen worden. 

Prüfen wir die Abtretung auch von diefem Standpunfte aus. Da wird 
denn, nicht nur von franzöftiihen Publiciften, mit großem Nachdruck darauf 
bingewiejen, daß die Bevölkerung der abgetretenen Provinz nicht um ibre 
Zuftimmung befragt worden und nicht den Uebergang aus dem fran: 
zöſiſchen in den deutichen Staat3verband ihrerfeits gutgeheißen Habe Dean 
jagt, das jei ein Rüdichritt aus dem Völkerrecht unferes Menfchenalters, das 
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nh bereit? an Abſtimmung der Bevölkerung gewöhnt babe, in das frühere 
gemaltiamere Völkerrecht, welches über Länder verfügt habe, ohne die Menſchen 
darin zu beachten und um ihre Zuftimmung zu befragen. 

Profeffor Badeletti in Pavia hat diefe Frage einer forgfältigen Prüfung 
unterworfen in einer Abhandlung: „L’Alsace et la Lorraine et le Droit 
des Gens“ in der Genter Revue internationale, Jahrgang 1871, Heft 3. 
Er widerlegt die Meinung, daß eine allgemeine Abjtimmung der Bevölterung 
eine Bedingung fei einer rechtsgültigen Abtretung und führt mit Recht aus, 
da jene Vorftellung, es komme auf einen freien Willensact der einzelnen 
Indididuen an, im Grunde auf einer faljhen Staatslehre beruhe, nämlich auf 
der Meinung, daß der Staat eine Gejellihaft von Individuen und nicht ein 
periönlihes Ganzes fei. Er macht ferner darauf aufmerfjam, daß mer die 
Erwerbung eines Gebiets von der Abſtimmung der Bewohner abhängig mache, 
genöthigt werde, aud die Ablöjung einer Provinz der Willkür ihrer Be: 
wohner Preis zu geben, und jo die Exiſtenz des Staatöganzen geführde, 
melhes jeine ‘Theile zujammenhalten wolle. Ueberdem bemerkt er, daß dieſe 
Altiınmungen in dem einen Falle, wenn die Zuftimmung ficher fei, eine 
überflüffige Betätigung jei der auch ohnedem nothwendigen Abtretung, in dem 
anderen Falle aber, wenn die Zuftimmung nicht fofort zu erhalten jei, der 
doh unvermeidlichen Aenderung nur jchädlihe Schmierigfeiten bereit. Gr 
legt alles Gewicht auf die Willenserklärung von Staat zu Staat, und feines 
auf den Willen der Bevölkerung der abgetretenen Provinz. 

Meiner Meinung nad ift allerdings der Wille der Staaten enticheidend, 
aber da die Bewohner einer Provinz doch nicht wie ein Gutsinventar ala 
Zubehörde zum Boden mit diefem zu veräußern find, jondern als Menſchen 
und Bürger zugleih Volks- und Staatögenofjen find, fo ift ihre Willens: 
bertimmung nicht blos von politifcher Bedeutung, fie hat auch einen rechtlichen 
Werth. Wenn die Bevölkerung mit der Aenderung des Rechtsverhältnifjes 
enveritanden ijt, fo wird daflelbe jedenfalls befeitigt, wenn fie derjelben mwider- 
itrebt, fo läßt Die politiiche Schwierigkeit das Gefühl der Nechtsjicherheit nur 
engiam zur Ruhe kommen. Der Friedensfhluß ift zwar rechtsgültig trok 
dis Viderjtrebens der Bevölkerung, aber jeine Wirkſamkeit wird beffer ge: 
"herr, wenn das Einverftändniß der Bevölkerung hinzutritt. 

Inſofern halte ich eine freie Zujtimmung durch die Bevölferung nicht 
“ir erwas Werthlojed, fondern für etwas Nügliches, nur nicht für eine noth— 
wendige Bedingung der Abtretung. Der Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 
"mm in Artikel 2 injofern darauf Rüdjicht, ale er den bisherigen fran- 
„tihen Bewohnern von Eljaß-Lothringen bis zum 1. October 1872 das 
Hecht wahrt, ihre franzöfiiche Volfsgenofjenihaft zu behalten, indem fie bis 
hin nach Frankreich auswandern. Die Elſäſſer und Lothringer, welche von 
zcem Recht Binnen Frift Keinen Gebrauch machen, verlieren dafjelbe und 
ten Dann als Angehörige des Deutſchen Reihe. Es it alfo zwar nicht 
one Abſtimmung über die Abtretungsfrage, wohl aber die Wahl zmilchen 
we franzöfifhen oder deutſchen Staatsgenoſſenſchaft allen 
A"gehörigen von Eljaß- Lothringen freigeftellt. Wer zu Frankreich Halten 
I, der kann Franzofe bleiben; nur muß er auf Berlangen der beutjchen 
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Regierung bis zum 1. October 1872 das definitiv abgetretene Land verlajien. 
Wer das nicht thut, von dem wird angenommen, er füge ſich auch perjönlid 
in die Wandlung und gehe mit dem Lande in den deutichen Staatönerband 
über. Das ift unzweifelhaft Anerkennung des neuen Rechtözuftandes von 
Seite der bleibenden Bevölferung Dan kann diefe Anerkennung, 
die immerhin einen gewiſſen Werth hat, nicht durch den Hinweis entfräften, 
dag die Meiſten durch ihre ökonomiſchen Intereſſen, durch ihre Lebensgewohn⸗ 
heiten, duch das Heimathsgefühl beſtimmt und theilmeife ſogar genöthigt 
werden, im Lande zu bleiben, und daß daher jene Anerkennung feine frei: 
willige, jondern durch die Nothwendigkeit der Verhältniſſe beftimmt fe. Ganz 
diefelben Rückſichten entſcheiden auch bei den Plebiſciten der Bevölkerung, wo 
diefe geübt werden. Wenn es fi um Neubildung ftaatlicher Zuftände handelt, 
jo ijt ganz gemöhnlich der Drang der Verhältniffe jo mächtig, daß der Einzelne 
demfelben zu folgen genöthigt ift. In dem Staate wird ganz regelmäßig die 
Macht der gemeinfamen Berhältnifje offenbar, welcher die Einzelnen fi zu 
unterwerfen genöthigt jind. 

In dem Modernen Völferrehtsbud habe ich im $ 286 als Bedingungen 
für die Abtretung eines Gebietstheild in Friedenszeiten bezeichnet: 

1) „die zufammenjtimmende politifche Willenserklärung ſowohl des ab: 
tretenden als des empfangenden Staates, " 

2) die thatfächliche Befikergreifung von Seite des ermwerbenden Staates, 

3) mindeftens die Anerkennung von Seite der politiſch beredtigten 
Völkerſchaft, welche das abtretende Gebiet bewohnt und nun in einen neuen 
Staat eintritt." 

Obwohl die Abtretung von Eljag- Lothringen nit in Friedenszeiten, 
jondern nad einem Kriege geichehen ijt, d. h. unter Umjtänden, welche der 
Gewalt einen größeren Einfluß geftatten (vgl. F 289), io jind doch alle drei 
Bedingungen erfüllt. Die Anerkennung liegt ſchon in dem Wufgeben des 
Widerftandes. Beſſer wäre allerdings „die active Billigung” der Bevölterung, 
aber genügend ift Schon die thatiächliche Ergebung in den veränderten Zuſtand. 
(Vgl. die Anm. zu $ 286 und 288, die vor dem Kriege gefchrieben wurden. ) 

Das Deutſche Reih kann fih um jo eher mit der vorläufigen Ancr: 
fennung, anjtatt ausdrüdliher Zuftinmung begnügen, ald es die Austicht 
hat, innerhalb einer nicht allzu langen Friſt auch die freudige Zuftimmmung 
der Devölferung zu gewinnen. Dieſe Ausficht ſtützt fih auf die zur Zeit 
verdunfelte, aber wieder zu belebende nationale Gemeinſchaft, welche dic 
Elſäſſer als einen echten deutihen Stamm mit dem großen deutichen Wolfe 
verbindet. In unjerem Zeitalter nationaler Staatenbildung iſt diefer nationale 
Zujammenhang von jehr großer Bedeutung. Würde das Elſaß von Wälichen 
bewohnt, jo würden wir troß allen formellen Rechts und troß der Friedens: 
verträge niht an die Dauerbaftigkeit der Abtretung glauben; denn Die Er— 
fahrungen unjeres Jahrhunderts zeigen deutlich, wie unjicher der Beſitz einer 
Provinz ift, deren Bewohner eine andere Sprache reden ald das Boll, welches 
fie beherricht und durd) ihre Sitten und ihre Denkweiſe einer fremden Nationa: 
lität zugehören und mit diefer aud in einem Staate leben wollen. 

Vreilih ift das Bewußtſein, daß fie Deutſche find ihrer Natur, ihrer 
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Sprache, ihren Sitten und ihrer Cultur nad, in den Elſäſſern, vorzüglich in 
den Städten und in ber gebildeten Geſellſchaft, jeit etwa zwei Menichenaltern 
jehr getrübt und verdunfelt worden. Der politiiche Verband mit Frankreich, 
die gemeinfamen Schidjale der Revolutionen und Wandlungen des franzöfifchen 
Staates feit einem Jahrhundert, die gefellichaftlihen Beziehungen zu Paris 
und die induftriellen Intereflen haben nach und nach einen nicht unbedeutenden 
Theil des Elſaſſes Für die franzöfifche Weile gewonnen. Hätte die zu- 
nehmende Franzöſirung noch ein Menfchenalter fortgedauert, fo hätte fie 
mindeitens in den Städten ſchließlich eine Wandlung auch der Nationalität 
zu Wege gebradt. Gerade in diejen Anfängen einer Umbildung liegt die 
Schwierigkeit des Moments. Deshalb bedarf es einer Rückbildung und einer 
erneuerten Stärkung des urjprünglichen und natürlihen Verbandes mit der 
deutichen Nation. “Der franzöjifche Aſſimilirungsproceß ijt nun, bevor er zum 
Ziele gelangt ift, unterbrochen worden und es beginnt die allmähliche Aus— 
ſtoßung der fremden Elemente und die Erneuerung der von Alters her er: 
erbten Nationalität. Die franzöjiihe Aſſimilirung war Ontnationali: 
jirung ber deutſchen Elſäſſer, die heutige erneuerte Germaniſirung iſt 
Wiederbelebung der alten Stammedart. (Is bedarf natürlich auch 
hier eines Entwidlungsproceffes, aber diejer letztere Proceß wird jehr 
viel fchneller zum Ziele Fommen, als der franzöliihe Sntfremdungs: 
proceß. Es ift eine merkwürdige Grfahrung, die mir mein Freund Lieber 
"aus New: Pork mittheilte, daß ſchon vor dem Kriege die Elſäſſer, welche nad) 
Rordamerifa ausmwanderten, fi nad) kurzer Zeit an die Deutichen in Amerifa, 
niht an die Franzoſen anſchloſſen, diejelben Leute, die in Europa Franzoſen, 
nicht Deutfche heißen wollten. So itarf wirft die Natur, wenn fie in voller 
Freiheit ſich entwidelt. 


Auch hier alſo muß, wenn die völkerrechtliche Stellung von Elſaß—-— 
Lothringen vollſtändig begriffen werden ſoll, das natürliche Recht der Ent: 
wicklung mit beachtet werden. In der Erneuerung des nationalen Gemein— 
geiſtes liegt hauptſächlich die innere Begründung und die ſchließliche Befeſtigung 
des deutſchen Erwerbes. 


Außer den Gründen der Nationalität haben auf die neue Beſtimmung 
der franzöſiſch-deutſchen Grenze militäriſch-politiſche Gründe ſehr bedeutend 
eingewirkt. Dieſe leßteren Gründe find in den diplomatifchen Verhandlungen 
mit größerem Nachdruck betont worden. Nach allen den Angriffen, welche 
Deutſchland in den lebten Jahrhunderten von Frankreich zu erdulden hatte, 
verlangte das nun jiegreiche Deutichland eine beflere Grenze, welche für bie 
Aufunft feinem Frieden größere Sicherheit gemähre. Die Abtretung der jchon 
lange franzöfiiden Stadt Meb murde meientlih als eine Bürgſchaft des 
riedend gegen erneuerte franzöfifche Angriffe verlangt. Das thörichte Ge: 
Ihrei nad) Revanche für Sedan, das in der franzöfiichen Preſſe einen allzu: 
lauten Beifall fand, beftärfte natürlich die deutihen Staatsmänner in dem 
Smeben nad) einer befeftigten Grenzſtellung. | 

Auch diefe Gründe haben ohne Zweifel einen völfer- und flaatsredht: 
lichen Charakter. Der Umfang der Staaten wird nirgends ausſchließlich 
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nach nationalen Gründen beitimmt. Bei der Staatenbildung und bei der 
Ausdehnung der Staaten wirken auch Rückſichten der Sicherheit jehr er: 
heblich mit. 

Aber wenn auch derartige Gründe ſchwer und theilweiſe enticheidend 
ins Gewicht .fielen, dem politiihen und dem völferrechtlichen Urtheile der 
heutigen civilijirten Welt fagen die nationalen Gründe doc beſſer zu. Dice 
vor allen verheißen dem neuen Rechtszujtande auch für die Zukunft eine 
geficherte Dauer. 





X, 
Marine und Seeweſen 


dom 
Navigationslehrer Dr. Romberg in Bremen. 


Dad Jahr 1866 fand die von norddeutſchen Häfen aus betriebene 
Rhederei noch unter acht verjchiedenen Flaggen vor, melde, ein treues Abbild 
der politiichen Zuftände unter dem alten Bunde, dem Auslande gegenüber 
ebenjo viele befondere Nationalitäten repräjentirten. Diele Einzelflotten waren 
durh Fein fichtbares Band verfnüpf. Wie im Inneren jedes deutſchen 
Küitenftaats die Geſetzgebung und die Verwaltung der feemänniichen An: 
gelegenheiten ihre eigenen Wege gegangen war, fo war auch draußen jede 
slagge durch befondere Landesfonjuln vertreten, mit bejonderen vertragsmäßig 
erworbenen Rechten ausgeftattet. Alles, was in den lebten „Jahren vor der 
entſcheidenden Katajtrophe an gemeinjamen Jnititutionen gewonnen war, konnte 
doh nur als Stüdwerf gelten, das im Cinzelnen und im Vergleich mit den 
früheren Zuftänden wol ala Fortichritt begrüßt werden mochte, die berechtigten 
Wünſche der beim Seehandel betheiligten Bevölkerung und der ganzen Nation 
aber ihrer Verwirklichung nicht näher brachte. 

Die Annerion Hannovers und Schleswig-Holſteins bejchräntte die Zahl 
der Yandesflaggen auf ſechs, nämlich auf die der jetigen Bundesſeeſtaaten: 
Vreugen, Medlenburg: Schwerin, Oldenburg, Hamburg, Bremen und Lübeck. 
Tiefer Uebergangszuftand follte indeß nur von furzer Dauer jein. 

Obgleich die Erjekung der Yandesflaggen durch eine neue dem Nord: 
deurihen Bunde gemeinfame Flagge urſprünglich nicht in Ausiicht genommen 
war, jo führte die Entwidelung der Ereignifie doch mit zwingender Gewalt 
darauf Hin. Hamburg knüpfte feine Zuſtimmung nur an die eigentlich jelbt: 
veritändlihe Vorausſetzung, daß, um materiellen Nachtheilen vorzubeugen, den 
einzelnen Staaten ihre bisherigen Flaggen jo lange belafjen würden, bis die 
völferrechtliche Anerkennung der Bundesflagge und die Uebertragung aller ver- 
tmagsmäßigen und fonftigen Rechte, welche den Cinzelflaggen bisher in außer: 
deutihen Ländern zugejtanden hatten, auf die neue Ylagge völlig ficher ge: 
ttellt jet. 

Der Thätigkeit des Bundes war bien ein außerordentlich dankbares Feld 
geöfinet. Einerſeits fand fie in dem Mhedereibeitande der Einzelitaaten ſowohl 
binfichtlich des Perſonals als Materiald die vortrefflichiten Elemente vor, 
welche nur des Zuſammenfaſſens bedurften, um eine Handelsflotte zu bilden, 
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die fih denen der eriten Seemächte ebenbürtig zur Seite jtellen durfte. 
Andererfeits gab es faum ein anderes Gebiet, auf melchem das intreten 
des Bundes und eine von einem richtigen Verjtändnig der Intereſſen geleitere 
nationale Politik auf größere Sympathien und ein willigeres Entgegenfommen 
von Seiten der betheiligten Berufsflafien "zählen konnte. Denn mochte auch 
in den Pleineren Staaten, namentlih in den Hanjeitädten, ein berechtigtes 
Gefühl der Anhänglichkeit an die alten Flaggen und des Stolzes auf das 
bisher unter ſehr ungünjtigen Umjtänden Oeleiftete lebendig jein, To konnte 
doc der Vorzug, einer großen Nation anzugehören, von Keinem beſſer ver: 
ftanden und gewürdigt werden als von Nhedern und Seeleuten, melde bei 
ihrer unauögefeßten Berührung mit Ausländern die Nachtheile der biöherigen 
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hatten. — In Betreff der Kriegäflotte konnte freilich in der Verfaſſung noch 
von einer „Gründung“ die Rede fein. Denn was an Schiffen und Anitalten 
für das Seekriegsweſen in Preußen eriftirte, war in der That über die 
eriten Anfänge nicht hinaus, und in den anderen Küjtenitaaten war überhaupt 
nicht3 derartiges vorhanden. Aber jelbit dies durfte in gewiſſer Beziehung 
als ein günftiger Umstand gelten. Bei dem gewaltigen, tief eingreifenden 
Umſchwunge, welcher fich jeit zwei Jahrzehnten dur die Einführung des 
Dampfes, der Schraube, der Schiffspanzer und einer mächtigen Artillerie im 
Seekriegsweſen vollzieht, hätte der größere Theil des Älteren Flottenmaterials, 
wenn ein folches vorhanden gemwejen wäre, doch als vollfommen nuplos ver: 
worfen werden müſſen. So, wie die Sachen lagen, hatte der Bund eine 
reine Bahn vor fih und fonnte frei und ungehemmt durch den Wuſt todten 
Materials, durch alte Vorurtheile und die ſchwer außzurottende Routine einer 
überwundenen Epoche, jeine ſchöpferiſche Thätigkeit entfalten. 

Die Bundesverfaffung ftellte die Kriegamarine des Bundes unter 
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derfelben in die Hände Sr. Majeität des Königs von Preußen, welcher die 
Offiziere und Beamten der Marine ernennt und für welden dieje und die 
Mannſchaften eidlih in Pflicht zu nehmen find. Der Kieler Hafen und ber 
an der ade wurden zu Bundesfriegshäfen erklärt, die Verpflichtung zum 
Kriegsdienite zur See auf die geſammte feemänniiche Bevölferung des Bundes 
ausgedehnt. Der zur Gründung und Grhaltung der Kriegsflotte und ber 
damit zujammenhängenden Anjtalten erforderlihe Aufwand wird aus der 
Bundeskaſſe bejtritten. — Cine bejondere Betonung des im Verfafjungs- 
entwurf aufgejtellten Satzes, dag als Mapitab der Beiträge für Marinezwecke 
nicht wie bei früheren Oelegenheiten in Ausjicht genommen war, die Größe 
der Rhederei, jondern die Bevölkerung dienen joll, wurde mit Rüdjicht auf 
Art. 66 für überflüjfig gehalten und dem gemäß fallen gelafjen. 

In Betreff der Kauffahrteichiffe wurde die Ginheitlichfeit der Handels: 
marine ded Bundes proclamirt, die gleihmäßige Zulajjung und Behandlung 
diefer Schiffe in den Seehäfen und auf allen natürlihen und Fünjtlichen 
Waſſerſtraßen der einzelnen Bundesjtaaten gejichert, und das Maß der von 
den Schiffen für die Benugung der Schiffahrtsanftalten zu erhebenden Ab- 
gaben auf die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herjtellung diejer Anjtalten 
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eriorderlichen Koſten beſchränkt. Auf fremde Schiffe und deren Ladungen 
andere oder höhere Abgaben zu legen, ala von den Schiffen der.Bundesitaaten 
oder deren Ladungen zu entrichten find, fteht feinem Einzelſtaat, jondern nur 
dem Bunde zu. Speziell wurde dem Bunde überwiefen: das Verfahren zur 
mittelung der Ladungsfähigfeit der Seeſchiffe zu beſtimmen, die Ausitellung 
der Mepbriefe und Schiffscertificate zu regeln, jomie die Bedingungen feit: 
witellen, von welchen die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffs abhängig 
it — Endlich murde die Organijation eine8 gemeinfamen Schutes des 
deurihen Handels im Auslande, der deutihen Schifffahrt und ihrer Flagge 
ut See, ſowie die Anordnung gemeinjamer conjulariiher Vertretung der 
Feauffihtigung und Gejetgebung des Bundes unterftellt. 

Als Farben für die neue Flagge der Ktriegä- und Handelsmarine wurden 
Schwarz, Wei und Roth, eine Verbindung des preußiſchen Schwarz-Weiß 
mit dem Roth-Weiß der Hanjeitädte, auserjehen. 

Gegen die obigen Beſtimmungen hat ji von particulariitiicher Zeite 
cin Widerſpruch nicht erhoben. Im egentheil, die Bundesverfajjung ging 
“um jo weit als pielerwärts gewünjcht und erwartet wurde. Bezeichnend 
darıir iſt, daß gleich bei Berathung der Verfaſſung im Reihstage ein Verſuch 
ur Erweiterung der Bundescompetenz gemacht wurde. Der Abg. Grumbrecht 
erantragte nämlich, den in Art. 4 der Berfafjung aufgezählten Angelegenheiten, 
welche der Beaufjichtigung und Geſetzgebung des Bundes unterliegen ſollen, 
in Nr. 9 noch Binzuzufügen: „Die Anjtalten für die Seeichifffahrt (Häfen, 
Zeetonnen, Yeuchtthürme, das Lotſenweſen, das Fahrwaſſer u. j. w.)". Gegen 
dieien Antrag erhoben fich in eriter Linie die Vertreter der Hanjejtädte, aber 
suh von anderen Seiten wurde er aus principiellen und praftiichen Gründen 
“5 zu einer überflüfligen, jogar ſchädlichen Gentraliiation führend bekämpft. 
Man verwies warnend auf Die große Belajtung, die daraus der Bundesfajje 
‚mahien würde, man behauptete, daß diefe Angelegenheiten bisher von den 
'"nzeljtaaten gut bejorgt wären und auch fernerhin beſſer als vom Bunde 
Sctorgt werden Fönnten, weil hierbei vorwiegend lokale Verhältniſſe in Betracht 
men, melde an Urt und Stelle leichter zu überſehen und richtiger zu 
Zurdigen jeien als von einer in Berlin oder an einem fonjtigen entfernten 
Irre tagenden Centralbehörde. Auf jolde und andere, offenbar nur theil: 
ne zutreffenden Erwägungen bin wurde der Antrag damals abgelehnt 
ih. Zitung 20. März 1867). In jeemänniihen SKreifen wurde Diejer 
asgang ziemlich allgemein bedauert. Dan hätte dort aus fehr guten Gründen 
xnigitens einige der aufgeführten Schifffahrtsanftalten gern unter dev Gontrole, 
sit unter der Verwaltung des Bundes gejehen. Der Antrag hatte aber 
um Theil jein Schiejal jelbit verſchuldet durch feine zu weit gehende Tendenz 
2 Betreff einzelner Angelegenheiten, die ohne Zweifel befjer in den Händen 
:ır Einzelſtaaten aufgehoben waren, und durch den Mangel einer beſtimmten 
Fegrenzung. Denn alle die Anftalten für die Seeſchifffahrt, welche unter 
m Mantel des „u. |. mw.” fteden oder doch wenigitens hineininterpretirt 
‚erden Fönnten, der Bundescompetenz überweijen zu wollen, daran hatte der 
Aatragſteller wol jelbit nit im Ernſt gedacht. Wir werden weiter unten 
“uiegenbeit haben, auf dieje Frage noch einmal zurückzukommen. 
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Wir wenden uns jebt zu dem, was in Ausführung ber oben ermähnten 
Berfaflungsbeftimmungen geſchehen und was fonft von Seiten des Nord. 
Bundes auf dem Gebiete des Seeweſens geleiftet worden iſt. Von dieſem 
Ueberblick joll aber die Entwickelung der Kriegsmarine, melde füglich ein 
bejondere Betrachtung beanſpruchen darf, außsgefchloffen fein. Wir werden 
auf diefelbe nur dort Rüdjicht nehmen, wo Gemeinjames für fie und die 
Handelsmarine geichaffen iſt und wo fie unmittelbar in die Verhältniffe der 
jeemännifchen Bevölkerung eingreift. 


Bon den Aufgaben, welche der Bunbesgefeßgebung in Art. 54 der 
Verfaffung geitellt waren, mußte vor allen die Regelung der Schifföregiftrirung 
und der Certificate ihre Erledigung finden, weil vorher das Recht zur Führung 
der Bundesflagge nicht ausgeübt werden durfte. Dies geſchah durch dus 
Gejeb betreffend die Nationalität der Kauffahrteiichiffe und 
ihre Befugnis zur Yührung der Bundesflagge, mweldes am 
21. September 1867 dem Reichstage vorgelegt, von demjelben in der 
20. Sigung (15. October) endgiltig angenommen und am 25. Lctober 
publicirt wurde. 

Bekanntlich hat jedes Seeſchiff als äußerliches Kennzeichen feiner Natio: 
nalität eine Ylagge, die Landes: oder Nationalflagge, zu führen. Das Recht 
zur Führung derjelben iſt aber abhängig von der Erfüllung gemifjer materieller 
und formeller Bedingungen, in Betreff derer man leider noch zu Feiner inter: 
nationalen Berftändigung gelangt ijt. Die Erfordernifje der Nationalität jteben 
völferrehtlih nicht feit, fondern werden durd) die Landesgeſetze beitimmt. 
Dieje aber weichen, wenn auch gewiſſe gemeinfame Grundzüge erfennbar jind, 
in wichtigen Punkten erheblich von einander ab. 

Sp muß in vielen Staaten jedes Schiff, um als nationales zu gelten, 
im Lande ſelbſt erbaut oder e8 muß im Kriege genommen und für gute 
Prife erflärt oder wegen Zolldefrauden confiscirt fein. Während dies Princip 
in einigen Ländern in aller Strenge aufrecht erhalten wird, fennt man es 
in anderen gar nicht; noch in anderen ift die Nationalifirung auswärts ge: 
bauter Schiffe zwar geftattet, aber nur gegen Entrichtung einer Abgabe, die 
mehr oder weniger den Charakter eines Schutzzolls für den heimiſchen Schiffs⸗ 
bau trägt. 

Eine weitere Bedingung der Nationalität ift die Staatsangehörigkeit dei 
Kapitäns, der Offiziere und eines bald größeren, bald kleineren Theils der 
Mannſchaft. Das Map diefer Anſprüche ift mieder fehr verfchieden. Nah 
manden Gejegen genügt die Staatsangehörigfeit des Kapitäns; anderswo 
wird dieſe Anforderung überhaupt nicht erhoben, und es ijt völlig gleichgilrig, 
ob die ganze Bejakung aus Nationalen oder aus Ausländern beſtehi. 

Endlich wird überall verlangt, daß das Schiff entweder ausſchließlich 
oder doch bis zu einem gejeßlich beftimmten Theile Eigenthum von Staats: 
angehörigen ift. Die Yorderung des ausſchließlichen Eigenthums wird als 
Hauptbedingung der Nationalität von den meiften Seeftaaten aufrecht erhalten. 
In einzelnen Ländern aber, wie in Franfreih, Griechenland, Belgien, den 
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Niederlanden, wird es als ausreichend betrachtet, wenn nur eine gewiſſe Quote 
des Schiffseigenthums ſich in nationalen Händen befindet. 

Auch in den formalen Erforderniſſen der Nationalität herrſcht Teine 
Ucbereinitimmung. Zwar werden überall zum Nachweife des Rechts, die 
slagge zu führen, eine oder auch mehrere Urkunden verlangt; Zahl und Form 
dieier Rapiere waren aber früher ſehr verjchieden und find es noch, wenn 
aud neuerdings hierin eine größere Gleichmäßigkeit angebahnt ift. 

Die Tendenz der Bedingungen, an welche ber nationale Charakter eines 
Schiffs geknüpft wird und welche beſonders in früheren Zeiten eine große 
menge zeigten, liegt auf der Hand. Die eigene Rhederei und der einheimijche 
Zchifbau jollten dadurch geſchützt und gehoben werden, indem fremde und 
auswärts gebaute Schiffe von den Privilegien der nationalen Flagge, namentlich 
dom Küjten- und Kolonialhandel ausgeichloffen waren. Die ausſchließliche 
sder do überwiegende Bemannung der Kauffahrteiihiffe mit Landestindern 
herte andererjeits dem Staat für Kriegsfälle die zur Bemannung der Marine 
eriorderlihe Zahl von Seeleuten, deren Grziehung und Bereithaltung ohne 
den Rückhalt einer ſtarken Handelsflotte nicht gut möglich iſt. 

Nirgends vielleicht gelangten dieje Tendenzen zu einem jchärferen Aus: 
druck als in den englifchen Navigationsaften, unter denen befonders die 1650 
von Cromwell erlafjene Ruf erlangt hat wegen ihres großen, wenn aud) 
wweilen übertrieben dargeitellten Kinfluffes auf die Hebung der britiichen 
<hifffahrt und auf die Geſetzgebung anderer Staaten, die fie zum Muiter 
nahmen. Neuerdings aber bat England, gezwungen durd die Ausdehnung 
icines riefenhaft anfchwellenden Verkehrs, zu deſſen Bewältigung die britijche 
Rhederei ſich als unzulänglic) erwies, den Meg jeiner Jahrhunderte lang 
'itgehaltenen Schifffahrtöpolitit verlafien und in das entgegengejeßte Fahr⸗ 
valler eingelenft. Durch eine Reihe von Gejegen — von Huskiſſons Akte 
is263 bis zur Kauffahrteiidiffsafte von 1854 und deren Erweiterungen 
und Abänderungen — hat England nah und nah jeinen Küften: und 
Kolonialhandel freigegeben, die Nationalifirung auswärts gebauter Schiffe 
bedingungslos gejtattet und die Forderung fallen lafjen, daß der Kapitän und 
en Theil der Beſatzung britiſche Unterthanen fein müffen. Dieſe Concefjionen 
zıren an feine Reciprocität gefnüpft. Trotz aller Prophezeiungen, daß das 
Auigeben der erlcujiven Navigationsgefebe der Verfall der britiichen Rhederei 
‘ın würde, hat jich diefelbe im Gegentheil in überrajchender Weije gehoben. 

Tas einzige materielle Erforderniß der Nationalität, an dem in England 
“tt noch und zwar in aller Strenge feitgehalten wird, iſt der Nachweis, daß 
das Schiff ausſchließlich britiichen Unterthanen oder einer in dem Vereinigten 
Konigreich oder einer britiichen Beſitzung gegründeten und incorporirten Ge— 
Alichait gehört, welche dort ihren Hauptgeichäftsfik hat und unter den Geſetzen 
"5 Vereinigten Königreichs ſteht. Formell wird die Wintragung in das 
Zhiftsregifter und die Ausftellung einer Urkunde über die geichehene Gin: 
zagung (certificate of registry) verlangt. Nur gewiſſe Klaſſen Eleinerer, zur 
üitenjahrt und Fiſcherei verwandter Fahrzeuge find von der Verpflichtung 
ar Regiſtrirung befreit. (Kauffahrteifchiffsafte von 1854. Art. 18, 19.) 

Tie Reform der britiihen Navigationägejepe hat auf die Behandlung 
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diejer Materie in Deutichland einen unverfennbaren Einfluß ausgeübt, Nachdem 
in einzelnen Küjtenjtaaten, analog dem engliſchen Rechte, die Regiſtrirung 
der Schiffe ſchon vor Ginführung des deutichen Handelsgeſetzbuchs angeordnet 
worden war, gab dieſes gemeinjame Vorſchriften über die Führung von 
Schiffsregiſtern und Ausftellung von Schiffscertificaten, welche letzteren an 
Stelle der bisher üblichen Beilbriefe und Seepäſſe traten. In fomeit jand 
die Bundesgejeßgebung den Boden aljo ſchon vorbereitet. Die hierauf be 
züglichen Vorſchriften des Handelsgeſetbuchs nämlich: daß für die zum Er— 


zu führen iſt (Art. 432); dag die Fintragung in daſſelbe erit geſchehen 
darf, nachdem das Recht zur Führung der Landesflagge nachgemiejen iſt, und 
day diefes Recht vor Sintragung in das Regijter nicht ausgeübt werden dar 
(Art. 433); dag über die Eintragung eine, mit dem „Inhalt derjelben über: 
einjtimmende Urkunde (Gertificat) ausgefertigt werden joll (Art. 435); dab 
2eränderungen in den eingetragenen Thatjahen ſowohl im Regiſter als ım 
Gertificat zu vermerken, und day das Schiff, falls es untergeht oder das Rech 
zur Führung der Landesflagge verliert, im Regiſter zu löjchen, und das 
Gertificat zurüdzuliefern ijt (Art. 436) — alle dieje Vorjchriften find mit 
unergehlicen Aenderungen in das Bundesgejeß übergegangen (vergl. 8 +, 
HAN 8 10, 11). Dagegen hatte ſich bei Berathung des Handelsgejekbud: 
die materiellen Erforderniſſe der Nationalität feine Einigung erzielen 
af en. Die Bejtimmung derjelben blieb den Landesgeſetzen überlaſſen. Ebenjo 
wurde den Yandesgejeßen übermwiejen: die Beitimmung der Behörden, welde 
das Negijter zu führen haben (Art. 434); die Feſtſtellung der Yrijten, binnen 
welcher die eine Cintragung oder Löſchung eines Schiffs erfordernden That. 
jahen anzuzeigen find, ſowie der trafen für Verſäumniß und Nichtbefolgung 
diejer Vorſchriften (Art. 437); endlich die Befreiung kleinerer Fahrzeuge von 
der Regijtrirung (Art. 433). 

Was durd) das Handelsgeſetzbuch erreicht wurde, war ſomit ſehr wenig 
Die früheren Beilbriefe und Seepäſſe waren durch ein Document erickt, 
welches ſich den von den größeren Seemächten ihren Handelsſchiffen ertheilten 
Nationalitätsurkunden beſſer anſchloß. Hierdurch konnten manche Scherereien 
und Beläſtigungen, denen neutrale Schiffe in Kriegszeiten ausgeſetzt ſind, in 
Zukunft vielleicht vermieden werden. Im Uebrigen war man von dem Ziel, 
daß ſämmtliche Bundesſeeſtaaten in Anſehung der Nationalität ihrer Handels 
ichiffe eine Einheit bilden jollten, ebenjomweit entfernt wie vorher. 

Sollte der an die Spike des Art. 54 der Bundesverfajjung geitellte 
Sat: „Die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesitaaten bilden eine einheitliche Handels: 
marine” zur Wahrheit werden, jo durfte es ebenjowenig bei Dielen De: 
jtimmungen des Handelsgeſetzbuchs wie bei dem rein äußerlihen Vorgang 
der Aufziehung einer Bundesflagge jein Bewenden haben. Deshalb war in 
der Verfaſſung die Ausitelung der Schiffocertificate ausdrüdlich der Bundes 
competenz überwiejen. Bor Allem war es nothiwendig, die materiellen Cr: 
fordernijje der Nationalität von Yundeswegen feitzuftellen. 

Dies geichieht durch $ 2 des erwähnten Geſetzes. Die deutichen Kauf. 
jahrteiichiffe find nad) der endgiltig angenommenen Faſſung deijelben zur 
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sührung der Bundesflagge nur dann beredtigt, wenn fie auöjchliegliches 
Eigenthum folder Perſonen find, denen da3 Bundesindigenat zufteht. Gleich 
zu achten find diefen Perfonen die im Bundesgebiet errichteten NAetiengejell: 
ihaften und Commanditgejellichaften auf Actien, in Preußen auch die nad) 
Maßgabe des Geſetzes vom 27. März 1867 eingetragenen Genofjenfchaften, 
ſofern dieſe Gejellfchaften und Genoffenichaften innerhalb des Bundesgebiets 
ihren Sit haben und bei den Commanbditgefellihaften auf Actien allen per: 
inlih haftenden Mitgliedern das Bundesindigenat zufteht. Weitere Erforderniſſe 
ind nicht aufgeftellt. Auf den nationalen Charakter eines deutſchen Schiffes 
bar es demnach teinen Einfluß, ob baflelbe im Inlande oder im Auslande 
gebaut, ob es von Bundesangehörigen oder von Ausländern geführt und be- 
mannt tft. 

Der F 2 bildet den Schwerpunft des ganzen Geſetzes. Cr war aud 
der einzige, in Betreff deifen eine tiefgehende Meinungsverichiedenheit fich 
kundgab, der einzige, um den ſich die Debatte im Reichstage drehte. 

‚Indem derjelbe die Nationalität fämmtlicher Figenthümer zur Bedingung 
der Nationalität des Schiffs machte, befand er ſich im Einklang mit den in 
Tldendurg, Bremen, Preußen, Lübeck und Hamburg bereits beftehenden Ge: 
cn, welche alle denjelben Grundſatz aufitellten. Cine Ausnahme bildete 
allein Medtenburg: Schwerin, mo es nad) dem Geſetz vom 31. Januar 1865 
mügte, wenn drei Viertel des Schiffs nationales Eigenthum waren. 

Ter Vebergang zu diejem Ioferen Syſtem wurde von vielen Eeiten auf 
das dringendite befürwortet. Es ift ja auch nicht zu leugnen, daß die dadurd) 
erleihterte Heranziehung ausländiihen Kapital® zu der Betheiligung an der 
beimiſchen Rhederei vom mirthichaftlihen und geichäftlichen Standpunft aus 
ichr wünſchenswerth erſcheint, daß es namentlich große Vortheile bietet, wenn 
Nuständer, mit denen der Rheder im geichäftlicher Verbindung ſteht, einen 
Antheil an den Schiffen, melde den Verkehr zmiichen beiden Häujern ver: 
zitteln, erwerben fünnen und damit ein vermehrtes Intereſſe an den gemein- 
'amen Unternehmungen erhalten. Dieje neue Verknüpfung der materiellen 
antereſſen verjchiedener Länder würbe ganz gewiß nad) mehr als einer Richtung 
bin ein Fortichritt fein. Es fragt fi nur, ob fie bei dem heutigen Stande 
des Seerechts durchführbar iſt. Hätte die Geſetzgebung auf diefem Gebiet nur 
die wirthichaftliche Seite in das Auge zu faflen, nur auf die Bebürfnifle und 
‚nierejlen des eigenen Landes Rückſicht zu nehmen, fo wäre ohne Frage Die 
Annahme freierer Beitimmungen, wie jie ja auch, abgejehen von Mecklenburg, 
ia Frankreich, Holland, Belgien, Italien, Griechenland ſchon gelten, zu 
‚npichlen geweſen. Die principielle Entſcheidung der frage, ob ein Schiff, 
meihes zum Theil Ausländern gehört, al3 ein nationales im vollen und 
"engen Zinne des Worts angejehen werden darf, hätte dann auf jich be: 
Ahen Fönnen. Dffenbar bat aber die Sache noch eine andere Seite. Der 
Seiergeber Hat auch Rückſicht zu nehmen auf die Grundſätze des Völkerrechts, 
nd diefe Seite fällt um fo mehr in das Gewicht, ald gerade Seeſchiffe weit 
überwiegend im internationalen Verkehr beichäftigt find. Die Crfordernifje 
der Nationalität müflen fo feft geitellt werben, daß fie von den fremden 
Mächten anerfannt werden, weil fonft, vornehmlih in Kriegszeiten, Conflicte 
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und jehr unangenehme Beläftigungen des Seehanbel® unausbleiblid find. 
Nun würde freilih jeder Staat freie Hand haben, die Erforderniſſe der 
Nationalität nad) eigenem Ermeſſen zu regeln, wenn der Sat überall an: 
erfannt wäre, daß der nationale Charakter eines Schiffs nach den Geſetzen 
feiner Heimat zu beurtheilen je. Diefer Sag fteht jedoch keineswegs un: 
angefochten da. Vielmeht wird gerade von Seiten der größeren Seemädte, 
namentlich in Kriegszeiten den Neutralen gegenüber, das Princip zur An: 
wendung gebradt: der nationale Charakter eines Schiffe bejtimme fich nicht 
allein nach dem Rechte feiner Heimat, ſondern zugleich oder fogar in eriter 
Linie nach völkerrechtlichen Grundſätzen. Weil aber diefe völkerrechtlichen Grund: 
ſätze nicht unbeftritten feſt ftehen, jo nimmt die Anwendung des Princips 
unter den Händen der Prifengerichte nur zu häufig die Geftalt an, daß ber 
nationale Charakter des Schiffs nad) dem, Recht des Landes beurtheilt mir, 
dem gegenüber die Nationalität nachzuweiſen if. Denn ber Prifenricter 
wird naturgemäß geneigt fein, fich in zweifelhaften Fällen von der Auffaflung 
leiten zu lafjen, daß die Gejete. feines eigenen Landes diejenigen jind, welde 
dem Völferreht am beiten entiprechen. 

In Friedenszeiten würden allerdings aus der Annahme des freieren 
Syitems feine Nachtheile zu beiorgen fein. Ebenſowenig in Kriegszeiten, 
wenn der Norddeutihe Bund jelbit Theil am Kriege nimmt. Sollte aber ein 
Seefrieg zwilchen anderen Mächten ausbrechen und der Bund neutral bleiben, 
jo ftände zu befürditen, daß mindeitens diejenigen deutichen Schiffe, deren 
Papiere dag Miteigenthum eines feindlichen Unterthanen ergeben, der Aut: 
bringung und Anfechtung ihres nationalen Charakters ausgeſetzt fein mürden. 
Diefe Befürdtung allein wäre aber genügend, un während eines jolden 
Seekriegs oder jelbft vor Ausbruch bei bloßer Erwartung defjelben die neu: 
trale deutiche Flagge gänzlih aus der Frachtfahrt zu verdrängen, weil fein 
Befrachter, dem irgendiwie noch eine Wahl frei jteht, feine Ladung dem er: 
wähnten Rifico an Bord eines deutihen Schiffs ausſetzen würde. (ine 
Berurtheilung feitens des Priſengerichts braucht darum noch gar nidyt voraus: 
gejeßt zu werden. Das Schiff mag BHinterher entweder gänzlich oder nad 
Eonfiscation der feindlichen Eigenthumsquote freigegeben werden, jo wird bod 
die Aufbringung allein für den Rheder und Ladungseigenthümer meiſt mit 
ſehr empfindlichen Nachtheilen verknüpft jein. Daß die Ausfiht auf ſolche 
Beläftigungen in Kriegszeiten die Vortheile, melde aus der erleichterten Theil- 
nahme fremden Kapital® an der Mhederei hervorgehen Fonnten, wmindeitens 
aufiwiegen, wenn nicht überwiegen würde, dürfte faum fraglich fein. 

Bon der anderen Seite wurden freilich diefe Gefahren als übertrieben 
- und illufortfch bezeichnet. Der nationale Standpunft wurde betont. Der Nord- 
- deutiche Bund folle fi nicht um völferrechtliche Controverfen, nicht um über: 
wundene Anfchauungen und Gelege fümmern. Er folle fi auf eigene Füße 
ftelen und nicht einer möglichen, vielleicht eingebildeten Gefahr wegen gute 
und richtige Grundſätze aufgeben, fondern die Frage ohne Rüdjicht auf das 
Ausland fo enticheiden, wie es den Intereſſen der eigenen Flagge dienlich icı. 
Ueberdies jei der Friede die Regel, der Krieg die Ausnahme. — Daneben 
wurde auf die leichte Umgehung der jtrengeren Vorſchriften, auf den übeln 
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Einfluß, welche eine foldhe auf die Moral der Geſchäftswelt ausübt, endlich 
aut den inneren Widerſpruch verwielen, welcher darin läge, daß Ausländern 
die Betheiligung an der heimifchen Rhederei in der Form der Actiengejellichaft 
und Commanditgefellichaft geftattet, die Theilnahme an der gewöhnlichen 
Rhebereigejellichaft aber verboten fein ſolle. — Die Oppofition, melde ber 
Regierungsentwurf im Neichätage fand, entiprang übrigens weniger aus diejen 
allgemeinen Erwägungen als aus ber bejonderen Rüdficht auf die Verhältniffe 
in Medienburg, wo ſich unter Betheiligung auswärtigen Kapitals ein Rhederei⸗ 
betrieb in der Form von Gejellichaften entwidelt hatte, deren Umwandlung 
in Actiengejellichaften als eine Unmöglichkeit bezeichnet wurde. Man ſprach die 
Befürchtung aus, daß ein jo gewaltjamer Fingriff der Ruin der mecklen— 
burgiichen Handelsflotte werden würde. 

So berechtigt dieſe Befürchtungen und Wünſche auch in mander Be: 
iehung jein mochten, fo behauptete doch die Anficht das Webergewicht, daß 
es rathſamer jei, das Geſetz dem thatſächlichen AZuftande des Völkerrechts 
gemäß einzurichten und an dem jtrengeren Princip des ausjchließlichen Cigen- 
ihums feitzubalten, wie es bei der großen Mehrzahl der maritimen Staaten 
und, mit alleiniger Ausnahme Mecklenburgs, in ſämmtlichen deutſchen Küjten: 
aaten beitand. Wir glauben, daß dies im mohlverftandenen Intereſſe der 
deurichen Rhederei der richtige Weg gemejen ift. Unzmeifelhaft kann dadurch 
dis Anjehen der Bundesflagge und der Nationalitätsurfunden nur erhöht 
werden. Indem damit VBerwidelungen mit fremden Mächten und Beläjtigungen 
der neutralen deutihen Schifffahrt vorgebeugt wird, gewinnt die Rhederei 
ım Frieden jomohl als ganz bejonders in Kriegszeiten einen fiherern Boden, 
und es wird ihr damit ein beilerer Dienft geleiftet als durch den vermehrten 
Zufluß fremden Kapitald. Dazu fommt, daß eine ſolche Heranziehung aus- 
waärtigen Kapitals durchaus nicht ausgefchloffen if. Nur wird diejelbe auf 
den Weg der im A. 2 des 6 2 aufgeführten Gefellichaften vermieien. 
Endlich Darf nicht überjehen werden, daß diejenigen Staaten, welche es bei 
dem theilmeijen nationalen Eigenthum ihrer Schiffe bemenden Iafjen, dafür, 
gleicham zur Dedung des Ausfalls, noch andere Anſprüche erheben, wie die 
rbauung des Schiffs im Inlande, die Staatsangehörigfeit des Kapitäng, 
der Sciffsoffiziere und eines Theil® der Mannſchaft. Hätte man fi in 
Deutſchland für das Syſtem des theilweifen Eigenthums entfchieven, jo wäre 
se Aufitellung ähnlicher Anforderungen faum zu umgehen gewejen, die 
enbar nicht allein weniger logiih und jachgemäß, fondern auch mit weit 
gröperen praftiihen Unzuträglichleiten verbunden find als die Bedingung des 
vollen Eigenthums. 

Der Antrag Harkort-Müller, eine nationale Eigenthumsquote von drei 
Kierteln für hinreichend zu erflären, wurde jomit im NReichstage und zwar 
züt großer Majorität abgelehnt. Abgelehnt wurde ferner die Forderung des Re: 
gterungsentiwurfs, daß „bei Actiengejellichaften allen Mitgliedern des Vorſtandes“, 
ebenio wie die des Commiflionsentwurfs, daß „bei Actiengejellichaften der 
Mehrheit der Mitglieder des Vorftandes” das Bundesindigenat zuftehen Tolle. 
Nernad drang die Auffallung dur, daß, abweichend von den Commandit: 
gejellſchaften auf Actien, Uctiengefellfchaften als ſelbſtändige Verfonen anzufehen 
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find, deren Nationalität von der Nationalität der einzelnen Actieninhaber und 
auch von der Nationalität der Vorftandsmitglieder ganz unabhängig ift. Tie 
Beitimmungen des AM. 2 wurden nah dem Antrag Schulze aud auf die , 
nah Maßgabe des Geſetzes vom 27. März 1867 in Preußen eingetragenen 
Genoffenihaften ausgedehnt. Nah dem Erlaß des Bundesgeſetzes vom 
4. Juli 1868, betreffend die privatrechtlihe Stellung der Erwerbs- und 
Wirthihafts-Genofienihaften, gelten fie nun für fämmtliche den Vorjchriften 
diefes Geſetzes gemäß im Bundesgebiet eingetragenen Genofjenichaften. 

In Betreff der übrigen Beitimmungen gab fich feine nennenämwerthe 
Meinungsverjchiedenheit fund. Die Vorjchriften über die Führung der Scifie: 
regijter find, wie ſchon oben erwähnt, im Wefentlichen dieſelben, welche ſchon 
das Handelsgeſetzbuch aufitellt. Doch erſchien e8 aus verfchiedenen Rüdfihten 
angemefjen, ſich nicht mit der bloßen Verweifung auf diefelben zu begnügen, 
fondern fie ausdrüdlic in da8 Bundesgejeß aufzunehinen. Außerdem waren 
verfhiedene Ergänzungen nothmendig, welde meilt dem preußifchen (Win: 
führungsgefeß zum deutichen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861, Art. 33 
entfehnt wurden. So bejtimmt $ I des Bundesgejees, daß ein Schiff nur 
in das Sciffsregifter desjenigen Hafens eingetragen werden kann, von meldem 
aus die Zeefahrt mit ihm betrieben werden fol. Diejer Heimats: oder Regifter: 
bafen, welchen jedes Schiff nothwendig haben muß, gilt ala Domicil de 
Schiffs und als Mittelpunft der Gejhäftsführung des Rheders, gleichuiel, 
wo dieſer jein fonftiges Domicil hat. Hieraus folgt von felbit, daß menn 
ein Schiff von dem Regiſter des einen Bundesjtaats in das eine anderen 
übertragen wird, die vorherige Löſchung in dem erften Regiſter vorausgeiekt 
iſt. $ 6 enthält die genaue Bezeichnung der in das Regiſter einzutragenden 
Thatfahen, welche in Art. 435 des Handelsgeſetzbuchs nur ganz allgemein 
genannt find. In $ 9 wird ausdrüdfich die Führung eine Seepafles als 
überflüflig für den Nachweis der Nationalität erffärt. F 12 beftimmt die 
Friſt, innerhalb welcher der Negiiterbehörde die Thatſachen, die eine Win: 
tragung oder Löſchung erforderlich machen, anzuzeigen find; F 13, 14, 15 
die Strafen für Nichterfüllung und PVerletung der vorbergegangenen Vor— 
ihriften. $ 16 ordnet die Nationalifirung ſolcher Schiffe, welche im Auslande, 
wo ihre Regiftrirung jelbftverftändlich nicht erfolgen Tann, in das Eigenthum 
eines Bundesangehörigen übergehen und damit das Recht auf Führung der 
Bundesflagge erwerben. In iolchen Fällen kann die Cintragung in dus 
Schiffäregifter und das Gertificat dur ein von dem Bundesconſul ertheiltes 
Atteft erjet werden, jedod) nur für Die Dauer eines Jahrs und darüber 
hinaus nur für die Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten Reiſt. 
Die lebtere, von der Commiſſion in den Regierungsentwurf eingejchobene Be— 
jtimmung wurde gegen den auf Streichung derſelben gerihteten Antrag 
Schleiden aufrecht erhalten. Nah wie vor bleibt den Landesgeſetzen über: 
laffen: die Bezeichnung der Behörden, welche das Sciffgregijter zu führen 
haben ($ 3), und die Beitimmung, daß und melde kleinere Fahrzeuge 
(Küftenfahrer 2c.) zur Ausübung des Rechtes, die Bundesflagge zu führen, 
auch ohne vorherige Cintragung in das Schifferegifter und Ertheilung des 
Certificats befugt fein follen ($ 17). Im Intereſſe der Statiftif iſt dus 
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Stehenbleiben dieſes letzteren Vorbehalts freilih zu bedauern, indem Ver: 
gleihungen und überfichtlihe Zufammenftellungen durch abweichende Grund: 
füge Binjichtlich der Regiftrirung Tleiner Fahrzeuge in den Einzelſtaaten er: 
ſchwert werden, jedoch muß anerfannt werden, daß hierbei vorwiegend örtliche 
Verhältniffe maßgebend und daß diefe an verfchiedenen Küftenftrichen fehr 
verihieden ſind. — Nah 5 18 ijt eine neue Regiftrirung ſolcher Schiffe, 
mwelhe in Gemäßheit des $ 2 zur Führung der Bundesflagge berechtigt und 
mit Gertificaten behufs Führung der Landesflagge verfehen find, nicht erforderlich. 
Ueberhaupt finden die landesgeſetzlichen Beltimmungen über die Führung der 
bisherigen Sciffgregifter- au auf die nah dem Bundesgeſetz zu führenden 
Edirfsregifter Anwendung, ſoweit fie ſich mit den Vorſchriften defjelben ver: 
tragen und unbejchabet ihrer fpäteren Aenderung auf landesgefetlichem Wege. 

Tas Gejeb trat mit dem 1. April 1868 in Wirkſamkeit. Diefer 
Zeitraum murde für nothmendig erachtet, um die Anerkennung der neuen 
Flagge fowie die Uebertragung der bisher im Auslande den Ginzelflaggen 
zuſtehenden Rechte auf dieſelbe ſicher zu ſtellen. Den Mecklenburg'ſchen 
Schiffen wurde in Betreff der Vorſchriften des $ 2 eine längere Frift, bis 
zum 1. April 1869, zugeftanden, um ihnen Zeit zu geben, ji nad den 
neuen Berhältniffen einzurichten. Weiter gehende Anträge auf Verlängerung 
dieler Frift und Ausdehnung derſelben auf die Schleswig-Holſtein'ſchen Schiffe 
wurden abgelehnt. 

Gleichzeitig mit dieſem Geſetz wurde die Verordnung vom 25. Oftober 
1267 betreffend die Bundesflagge für Kauffahrteiihiffe publicirt. 
Tie Flagge bildet danach ein Rechte, beitehend aus drei gleich breiten, 
dorizontalen Streifen, von denen der obere ſchwarz, der mittlere weiß, Der 
untere roth ift. Die Flaggen für die Kriegsichiffe, für die Königlichen Poft- 
und Zollfahrzeuge, für die Lotſen, für die Arbeitsfahrzeuge der Königl. Marine 
wurden durch Präjidialerlag vom 4. Juli und 24. December 1867 feftgejtellt. 
TaR die Kriegsflagge ein von der Handelsflagge ſo vollkommen verſchiedenes 
Ausiehen erhalten hat und die Bundesfarben in dem ſehr beſchränkten oberen 
Felde links kaum bemerkbar hervortreten läßt, erjcheint als fein fehr glüdlicher 
Griff, obgleih man ſich dafür auf das Beijpiel Großbritanniens und Rußlands 
berufen kann, deren Kriegs: und Handels-Flaggen ebenfalls ganz verjchieden 
ausjehen. 

Nachdem die Krieggmarine ihre Flagge Ihon am 1. Dftober 1867 ge: 
uchielt Hatte, wurden am 1. April 1868 auf den Kauffahrteifchiffen Die 
alten Yandesfarben geftrihen und dafür die Bundesflagge geheißt, die von 
run an die ausfchlieglihe Nationalflagge aller deutichen Schiffe bildet. Zum 
eriten Male in ber Gejchichte unferes Vaterlandes gab es eine deutiche Flotte. 

Durch Art. 56 und 57 der Bundesverfaffung wird die allgemeine 
Wehrpflicht auf die gefammte feemännifche Bevölkerung des Bundes, ein: 
ihlieglih des Maſchinenperſonals und der Schiffshandwerker, ausgedehnt, 
Mejelbe aber vom Dienfte im Landheere befreit und dafür zum Dienft in 
der Marine verpflichtet. Die weitere Ausführung diefer Beftimmungen findet 
th in dem Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegebienfte, vom 

v. HSolgenborff, Jahrbuch 1. 





354 X. Marine und Seeweſen. 


9. November 1867, und in der Militär-Erſatz-Inſtruction vom 26. Mir; 
1868. Die Marine wird danad eingetheilt in die Flotte, welche dem 
ftehenden Heere, und die Seewehr, welche der Landwehr entipricht. Die Dauer 
der Dienftpflicht ift Diefelbe wie im Landheere, nämlich jieben Jahre in der 
Flotte, während welcher die Mannfchaften die eriten drei Jahre zum ununter: 
brochenen aktiven Dienft verpflichtet find. Die übrigen vier Jahre gehören 
fie zur Reſerve und treten dann in die Seewehr über, in welcher jie nod 
weitere fünf Jahre verbleiben. Die Befreiungen und DVergünftigungen, weh 
die Seeleute bisher in den Einzelſtaaten genofjen hatten, waren damit auf: 
gehoben, in Preußen namentlih die durch Erlaß vom 1. April 1854 ge 
troffene Beitimmung, daß die jogenannten Seedienftpflichtigen d. h. diejenigen 
Seeleute, welche bei ihrem Eintritt in das militärpflichtige Alter mindeſtens 
ihon zwei Jahre auf Preußiſchen Seeſchiffen gefahren hatten, unter gemöhn: 
lihen Umjtänden zum Dienft in der Kriegsmarine nicht einberufen wurden. 
Bon Seiten der Marine wurde erflärt, auf die Dienſte dieſer Leute nicht 
länger verzichten zu Fönnen. Weil Ddiejelben aber nicht als rohe Nefruten 
eintreten, fondern ein größeres Maß feemännifcher Kenntnijfe und Fertigkeiten 
mitbringen, fo daß e8 in der Pegel nur furzer Zeit bedarf, um jie für den 
jpeziellen Dienft in der Marine auszubilden, jo wurde bejtimmt, daß die 
Dienftzeit in der aktiven Marine für Seeleute von Beruf und für das 
Mafchinenperfonal in Berüdfihtigung ihrer technifhen Vorbildung und nad 
Maßgabe ihrer Ausbildung für den Dienft auf der Kriegsflotte bis auf eine 
einjährige aktive Dienftzeit verkürzt werden kann. Weiter gehende Ver: 
günftigungen, namentlid der Antrag, dieſe facultative Bejtimmung zu einer 
obligatoriſchen zu machen und wenigſtens für diejenigen Seeleute, welche vor 
ihrer Einberufung mindeftens vier Jahr auf Norddeutichen Handelsſchiffen 
gefahren hätten, die einjährige Dienitzeit faktifch einzuführen, wurden als mit 
den Aufgaben der Marine unverträglich abgelehnt. 

Zu der feemännifchen Bevölkerung, welche die Befreiung vom Landdienit 
beanſpruchen kann, wird übrigens nicht jeder gerechnet, der ſich vorübergehend 
einmal an Bord eines Schiffes verjucht oder eine furze Seereife gemacht har. 
Sole unbefahrene Leute würden den Anforderungen nicht entjprechen, welde 
die Kriegsmarine an ihren Erſatz jtellen muß. Daher wird eine einjährige 
Fahrzeit auf Handelsſchiffen oder ein ebenjo langer gemerbsmäßiger Bemieb 
der Seefilcherei als das geringite Maß feemännijcher Ausbildung gefordert, 
welches den Anſpruch auf den Dienjt in der Kriegsmarine verleiht. 

Die Qualififation zum einjährigen Yreimilligendienit kann für Die 
Marine dur Wblegung der Steuermannsprüfung erworben werden. Tie 
Berhältniffe bringen es mit fich, daß die bei meiten überwiegende, man fann 
fagen: fait die ganze Anzahl der in die Marine eintretenden Freiwilligen 
ihre Berechtigung auf diejem Wege erwirbt. Sie find infofern beffer geitelt 
ala ihre Kameraden im Landheere, als fie zur Selbſtbekleidung und Zelbit: 
verpflegung nicht verpflichtet find. Beſonders die letztere würde nämlid an 
Bord eines Kriegsſchiffs mit mancherlei Unzuträglichfeiten verbunden fein. Nach 
Maßgabe ihrer Qualififation follen die einjährigen Freiwilligen der Marine 
zu Unteroffizieren, Dedoffizieren oder Offizieren der Neferve und Seewehr 
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vorgeihlagen und ernannt werden. Als ſolche Fönnen fie nad) Maßgabe des 
Vedürfniſſes dreimal zu den Uebungen der aktiven Marine herangezogen 
werden. 

Seeleute, welche nah vorichriftsmäßiger Anmufterung an Bord eines 
Norddeutihen Handelsihiffe thatfächlih in Dienft getreten find, follen in 
riedengzeiten während der Dauer ihrer eingegangenen Verpflichtungen von 
allen Militärdienitpflichten befreit fein, müflen diefelben aber nad ihrer Ent: 
tallung von dem Handelsichiffe nachträglih erfüllen. Ebenſo merden in 
sriedenszeiten Seeleute, während fie eine Norddeutſche Navigationsſchule oder 


Schiffbauſchule befuchen, zum Dienft in der Flotte nicht herangezogen. Dieje 


Fergünftigung ift durch $ 44, 5 der Militär-Erſatz-Inſtruction vom 26. März 
I65 in Berüdfihtigung der eigenthümlichen Verhältniffe, unter denen Die 
ieemänntfche Bevölkerung fteht, noch weiter ausgedehnt. Danach find junge 
Sreleute, welche fi beim Eintritt in das militärpflichtige Alter durch eine 
Beideinigung einer höheren Verwaltungsbehörde darüber ausweilen, daß fie 
wiolge ihrer Fahrzeit, Führung und Bildung zu der Erwartung berechtigen, 
dak fie fpäteftens im Laufe des Kalenderjahres, in welchem fie das 24. LXebens- 
jabr zurüdlegen, die Steuermannsprüfung bejtehen werden, jogleich bis zum 
I. April des Kalenderjahrs, in welchem fie das 25. Lebensjahr vollenden, 
zurückzuſtellen. 

Beſondere Schwierigkeiten bereitet die Frage der Entlaſſung von Marine: 
mannſchaften, deren Dienſtzeit abläuft, wenn ſich das Schiff im Auslande, 
namentlich in entlegenen Meeren befindet. Selbſtverſtändlich kann eine Ent— 
fung auf hoher See nicht ſtattfinden, aber auch in auswärtigen Häfen iſt 
ic meiſt unthunlich oder doch mit großen praktiſchen Unzuträglichfeiten ver: 
trüpft. Ein in Dienft gejtelltes Kriegsihifi fann im Auslande unmöglich 
nes Theils feiner Beſatzung beraubt werden, ohne daß es vollen Erſatz 
deiür erhält. Gin folder Erſatz könnte aber nur dur Nachfendung anderer 
<hifje bemerkftelligt werden. So wünſchenswerth es nun aud) ift, daß bei 
angerer Etationirung von Kriegsſchiffen in fremden Gewäſſern für eine regel- 
nitige Auswechſelung und ntlaffung der Mannſchaften nad) abgelaufener 
Tienitzeit geforgt wird, fo würde es doch mit den Intereſſen des Dienites 
en» den Aufgaben der Flotte ſchwer vereinbar jein, der Marineverwaltung 
> directe Verpflichtung dazu aufzulegen. Auf eine ftrenge Einhaltung der 
tlaffungstermine von Seiten der Marine muß demnach verzichtet werden. 
Zar Seeleute nad) Ablauf ihrer Dienftzeit noch Monate, unter Umſtänden 
iegar noch Jahre feftgehalten werden können, darin liegt freilich eine große 
Herie, Die aber niemals ganz fortzufchaffen fein wird, fo lange wir zum 
huge unſeres Handels Kriegsfchiffe nah Oftafien, dem indiihen Meere, 
st Weſtküſte Amerikas auf Station ausfenden. Gegen die Beltimmung, daß 
zut Entlaſſung eingefchiffter Flottenmannfchaften, wenn fie den Umſtänden nad) 
St früher ausführbar ift, bis zur Nüdfehr in Häfen des Bundes ver- 
doben werden kann, läßt fich fomit nicht viel einwenden. Dies fchließt aber 
zzurlih Die Pflicht der Marineverwaltung nicht aus, bei Commandirung und 
Atloſung Der auswärts ftationirten Schiffe auf die länger im Dienft be: 
dlichen Leute jede mögliche und ftatthafte Rüdfiht zu nehmen. 

23° 
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Es muß anerfannt werden, daß die vorftehenden Beftimmungen über 
die Heranziehung der Seeleute zum Ylottendienft im Allgemeinen das Be- 
ftreben zeigen, diefe Angelegenheit in möglichft fchonender und rüdjichtövoller 
Weiſe zu regeln. Die feefahrenden Klafien, melde an ſich eine große Ab: 
neigung gegen den Dienft auf Kriegsſchiffen und fehr viel Gelegenheit haben, 
fi demfelben dur Entlaufen im Auslande zu entziehen, haben fich denn 
auch befjer in die ihnen auferlegte Wehrpflicht gefunden, als anfangs erwartet 
werden durfte Sie haben namentlich bei Ausbruch des lehten Kriege ge: 
zeigt, daß in ihnen die gleiche Hingabe und der gleiche Patriotismus lebendig 
ift, wie er in allen Schichten des Volks auf dem feiten Lande zum Durchbruch 
gefommen iſt. Sie find von nah und fern herbeigeeilt, um ſich freiwillig zu 
ftelen, und zwar in folder Anzahl, daß die Marine für eine Menge diejer 
Leute feine Verwendung hatt und .jie der freimilligen Seewehr übermweijen 
mußte, welche gleich im Anfang des Krieges gebildet wurde. 

Einzelne Mißſtände haben ich freilich bei der Anwendung der obigen 
Vorſchriften noch herausgeſtellt. Dahin gehört u. a. die zu geringe Zahl der 
Einftellungstermine, melche befonders von den Nordjeeichiffern als eine große 
Beläftigung empfunden wird. Die Leute werden dadurd nämlich) zu Monate 
langem Warten auf dem Lande gezwungen. Während dieſer Zeit find bie 
meiften ohne Verdienſt und Beſchäftigung. Hierbei könnte auf die Figen: 
thümlichfeit de3 feemännifchen Berufs noch mehr Rüdficht genommen werden, 
und weil eine Vermehrung der Ginberufungstermine bis zu einer gewiſſen 
Grenze mit den Sntereffen der Krieggmarine ſehr wol verträglich ift, fo darf 
man ſich wol der Hoffnung hingeben, daß diefen Beſchwerden baldmöglidjit 
abgeholfen werden wird. 


— 


Die neu entftandene norddeutfhe Seemacht erhielt ſehr bald Gelegenkeit. 
durch ihre Theilnahme zu der Durdführung eines internationalen Werts 
beizutragen, welches den Bebürfniffen des Seeverfehrd in der glüdlichiten 
Weife entgegenfommt. 

Offenbar ift e8 von der größten Wichtigkeit, daß Schiffe auf See cin: 
ander Mittheilungen machen können, auch wenn fie, was häufig der Fall it, 
fi außer Rufweite befinden, und wenn fein Bootverfehr zwiſchen ihnen 
möglich ift. Als beftes Communicationsmittel erweilen ſich für ſolche Fälle 
bunte Flaggen, deren Schnitt und Farbe fo gewählt find, daß fie aus ker 
Ferne leicht erfennbar und nicht leicht zu verwechſeln ſind. Jede Zufammen: 
ftellung einer gewiſſen Anzahl folcher Flaggen in einer beitimmten Reihen: 
folge heißt ein Signal, und jedes Signal bat jeine beiondere Bedeutung, 
Durch Umſtellung der Reihenfolge läßt fi die Zahl der Signale jo ver- 
vielfachen, daß jedem praftifchen Bedürfniß genügt werden kann. So z. B. 
find, wenn auch nie mehr als vier Signalflaggen auf einmal geheißt werden, 
aus 15 vorhandenen Signalflaggen über 35,000, auß 18 über 78,000 ver: 
ſchiedene Signale herzuftellen. Es fünnen alfo auf diefem Wege, wenn nur 
eine hinreichende Anzahl von Signalflaggen angenommen wird, alle erdenklichen. 
Tragen geftellt, Antworten gegeben, Hilfe in Anfpruh genommen, überhaupt 
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Mittheilungen der veridiedenften Art gemacht werden. Natürlich iſt es bei 
der großen Menge der erforderlichen Signale unmöglich, diefelben im Kopf 
zu behalten. Es bedarf alio neben den Flaggen noch eines Signalbuchs 
b. 5. eines geordneten Verzeichniſſes ſämmtlicher Signale, welches ihre Be: 
deutung durch Nachichlagen bequem und fchnell zu finden geftattet. 

Spuren einer derartigen Ylaggentelegraphie find, wenn auch in fehr be- 
Ihränkter Ausdehnung ſchon ziemlich früh nachzuweiſen. Ausgebildeten Signal: 
igitemen begegnet man aber in den Kriegsmarinen erft feit etwa zwei Jahr: 
hunderten, unter Handelsichiffen erft feit fünfzig Jahren. Leider famen ver: 
ſchiedene Syſteme in Gebraud, jo 3. B. das amerikanifhe von Rogers, das 
fanzölifhe von Reynold, die englifhen von Tynn, Squire, Philipps und 
Marryat. Das Iettere hat wol die größte Verbreitung erlangt und ift auch 
von deutihen Kauffahrern vorzugsweiſe angewendet worden. 

Eelbjtverftändlih können nun aber Schiffe, melde verichiedene Signal: 
büder und Flaggen an ‚Bord haben, ji nicht mit einander verjtändigen. 
Der Nutzen diejer Telegraphie blieb alfo ein problematijcher, jo lange mehrere 
Zignaliyfteme, jie mochten an ſich auch noch jo volltommen fein, neben einander 
im Gebrauch maren. Niemand konnte ficher fein, ob feine Frage, feine 
Warnung, jein Hilferuf von dem anderen veritanden werden würde. Und 
doh ftand Fein abjolutes Hinderniß der Einführung einer Univerſalſprache 
vermittelft dieſer Signale entgegen, wie fie den Bedürfniffen und dem fosmo- 
politiihen Charakter des Seeverfehrs allein angemejjen ift. Die Verfchiedenheit 
der Sprachen kommt dabei wenig oder gar nicht in Betracht. Die Flaggen, 
igre Zuſammenſtellung und die Bedeutung jedes einzelnen Signals müfjen 
nur dieſelben jein, das Signalbuch, worin man diefe Bedeutung findet, fann 
für die Schiffe jeder Nation in der Landesſprache abgefaßt werden. 

In ridtiger Würdigung diefer Berhältniffe wurde in Gngland 1855 
eine Commiſſion zufammenberufen, auß deren Berathung der 1857 erichienene 
„Commercial Code of Signals for the use of all nations“ hervorging. Die 
Einrichtung deſſelben fchloß fi den ſchon vorhandenen Signalbüchern an, 
jelbit Die Flaggen des Marryat'ſchen Syitems wurden, um den Seeleuten den 
Uebergang fo mundgereht und billig wie möglid zu machen, zum größten 
Iheile beibehalten. Die Zahl der Flaggen mußte aber bis auf 18 vermehrt 
werden, um den angenommenen Bedarf von Eignalen zu deden, Es waren 
nämlich allein mindejtens 20,000 Signale für Wörter, Zahlen, Fragen, 
Antworten, Aufforderungen und jonftige Mittheilungen nothwendig. Außerdem 
iolfte von jebt an jedem Kriegs- und Handelsſchiffe ein bejonderes, aus vier 
xiaggen beftehendes Unterfcheidungsfignal zugetheilt werden, wodurch 50,000 
weitere Signale erforderlich” wurden. 

Das fo vervollitändigte, mehrfach verbefjerte und den Bedürfniſſen des 
modernen Verkehrs angepaßte Signalbuh wurde auf Anfuchen der britiichen 
Regierung zunächſt von ber franzöjiichen adoptirt. “Der „Code commercial 
de signaux & l’usage des bätiments de toutes nations“ erſchien 1864. 
Man ging in Franfreih fogar noch einen Schritt weiter als in England, 
indem der Gebrauch des neuen Signalbuchs für alle Schiffe der franzöfiichen 
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Kriegs: und Handeläflotte obligatorijch gemacht wurde, was er für die britiicen 
Kauffahrer nicht ift. 

. England und Frankreich thaten dann gemeinfam weitere Schritte, um 
möglichjt ſämmtliche Seeftaaten zum Anſchluß an dafjelbe Syitem zu bewegen. 
Die großen praftifchen Bortheile einer folchen internationalen Einigung lagen 
fo auf der Hand, daß die Voritellungen dieſer beiden Regierungen überall 
williges Gehör fanden. Für Deutfchland wurde in Folge deſſen 1867 eme 
Commiſſion von jachverftändigen Abgeordneten der Bundesküſtenſtaaten nad 
Berlin berufen, welche die deutſche Ueberſetzung des englifch-franzöfiichen Signal: 
buch im folgenden Jahre vollendete. Die Ueberfegung wurde dann den 
Regierungen der Ginzeljtaaten zur Prüfung unterbreitet. Die Herſtellung 
des alphabetifchen Regiſters ſowie jonjtige Nebenarbeiten erforderten neben der 
großen Zorgfalt, welhe auf Drud und Correctur verwandt werden mußte, 
einen längeren Zeitaufwand, jo dag das „Signalbud für die Kauffahrte:: 
Ihiffe aller Nationen” erſt im uni 1870 vom Bundesfanzleramt heraus: 
gegeben werden Fonnte. 

Inzwiſchen haben ji” außer England, Frankreich und Norddeutſchland 
auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Brafilien, Dänemark, Griechen: 
land, Italien, die Niederlande, Norwegen, Oeſterreich-Ungarn, Portugal, Rußland, 
Schweden und Spanien dem Syitent angejchlofjen und amtliche Ueberſetzungen 
des Signalbuchs in ihre Landesipradhen veranitaltet. 

Schiffe diefer Nationen können mithin vermittelt der gemeinfamen Signal- 
haggen die verfchiedenartigften Mittheilungen austaufchen und fange Unter- 
flaltungen führen, ohne daß der eine Theil ein Wort von der Sprade de 
anderen zu verftehen braudt. Ebenſo fönnen fie, wenn fie in die Nähe der 
Küste kommen, mit den Signal: und Semaphorjtationen am Lande Nachrichten 
wechſeln. Sole Stationen find u. A. bereit3 an den Küjten von England, 
Frankreich, Italien und Portugal in Thätigkeit. Ihre Errichtung iſt aud 
für die preußifhen Küften neuerdings in Ausficht genommen. 

Trotz der großen Bortheile, welche die alljeitige Annahıne dieſes inter- 
nationalen Berftändigungsmittels der Seeichifffahrt bietet, findet daſſelbe m 
den Handelämarinen einzelner Staaten doch langjamer Eingang als man er: 
warten jolltee Trägheit und übel angebradhte Sparjamteit der Rheder und 
Schiffer verzögern den Uebergang. Es ijt nämlich zu bemerken, dag der 
Gebrauch des neuen Syftem® nicht überall, wie ih Frankreich, obligatoriih 


it. Auch für die deutihen Schiffe ift er es nicht; er wird denfelben nur 


angelegentlic empfohlen. Doch ift für allmählige Einbürgerung des neuen 


Signalbuchs infofern Sorge getragen, als die VBertrautheit mit demfelben einen 


Gegenſtand der Schiffer: und Steuermanns- Prüfungen bildet. 


Früher noch als das Signalbuch jelbit, nämlich im Jahre 1869, wurd 


die durch die Einführung defjelben hervorgerufene „Amtlihe Lifte der 
Schiffe der Kriegs: und Handeldmarine des Norddeutihen Bundes 
mit ihren Unterfheidungsjignalen“ vom Bundeskanzleramte heraus- 


gegeben. 
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Das Unterſcheidungsſignal beiteht, wie fchon oben bemerkt, aus vier 
Zignalflaggen oder, da dieſe mit den 18 erften Conſonanten des Alphabets 
bezeichnet find, aus vier Konfonanten. Es haftet feiter am Schiff ala jelbft 
der Name. Kin norddeutiches Schiff mag den Namen wechleln, es mag in 
das Eigenthum eines anderen deutichen Rheders übergehen, e8 mag aus dem 
Kegiiter eines Hafens gelöſcht und in das eines anderen übertragen werben, 
io bleibt ihm immer doch dafjelbe Unterfcheidungsfignal. Nur wenn das Schiff 
die Nationalflagge wechielt, aljo aus dem Verbande der deutichen Nationalität 
ganz ausicheidet und in die Hände eines Ausländers übergeht, wird ihm das Unter: 
iheidungsjignal entzogen. — Jedem Staat ftehen nämlich die ſämmtlichen 54,000 
Unterigeidungsfignale zur Verfügung, welche er nah Belieben unter jeine 
Schiffe verteilen kann. Schiffe verjchiedener Nationen können demnach gleiche 
Unterigeidungslignale führen, unter derſelben Nationalflagge darf aber jedes 
Unterſcheidungsſignal nur einmal vorkommen. 

In Deutichland iſt die VBertheilung der Signale an die Kriegsflotte und 
de Dandelsflotten der Bundesjeejtaaten reip. preußiichen Provinzen nad 
Gruppen geichehen und zwar derart, daß aus der oberjten Flagge (dem eriten 
Bonionanten) unmittelbar erfannt werden fann, welchem inzelftaat und 
welcher Provinz das Schiff angehört. Dieſer Charakfterbuchjtabe ift für die 
Kriegsſchiffe G, für die Kauffahrer der ‘Provinz Preußen H, Pommern J, 
Sunnover K, Schleswig-Holſtein L, Medienburg M, Oldenburg N, Lübeck P, 
Fremen Q und Hamburg R. Gin Schiff aljo, welches neben der deutichen 
Sundesflagge das Signal MONI zeigt, kann gleih als ein Medlenburger 
ertannt werden. Sucht man das Signal in der Lifte auf, jo findet man, 
ak das Schiff der „Guſtav Fretwurſt“ von Roſtock ilt. 

Tie Vertheilung der Untericheidungsjignale an die einzelnen Schiffe ge: 
(hieht durch die Negiiterbehörden, welche das Signal gleichzeitig in das 
Kerrificat einzutragen haben. 

Tie vom Bundeskanzleramt veröffentlichte Xifte bildet die erjte und bis 
tert einzige amtliche Zuſammenſtellung ſämmtlicher in Norbdeutichland regijtrirten 
Zecihiffe. In Crmangelung anderer Quellen von gleicher Zuverläfligfeit be- 
nusen wir diefelbe zu einer UWeberjicht über den Beitand der norddeutichen 
Rhbederei. Freilich wird das daraus gewonnene Bild infofern nicht in allen 
Ztücken richtig jein, als die Kite nur die regiltrirten Fahrzeuge aufführt, 
das Verfahren bei der Regiitrirung der Küjtenichiffe aber nicht bundesmäßig 
'citgeitellt, Tondern ben Landesgeſetzen überlajjen it. So fommt es, daß 
Neinere Fahrzeuge und namentlich jolche, welche ihre Beichäftigung nicht auß- 
ichließlich auf See, jondern theilmeife auf Flüſſen und Strömen finden, in 
xm einen Lande von der Regiltrirung ausgejchloffen werden, in dem anderen 
mht. Bleibt jomit durch den Mangel einer feititehenden unteren Grenze, 
sct welcher der Begriff des „Seeſchiffs“ aufhört, eine gewiſſe Unjicherheit in 
der Zahl der angeführten Schiffe beftehen, jo werden andererjeitS Durch den 
Mangel eines gleihmäßigen und rationellen Verfahrens bei der Schiffsmeſſung 
suh die Angaben über die Tragfähigkeit der Schiffe einigermaßen unficher, 
welhe übrigens noch ein treues Bild der früheren Zerfahrenheit darbieten. 
ter Tonnengehalt ift nämlich in Laſten gegeben, welche je nad den ver: 
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ichiedenen Staaten bald 4000, bald 5200, bald 6000 Pfund groß im. 
Diefe Laften find im Yolgenden auf die Tonne zu 1000 Silogranm 
(2000 Zollpfund) beſchickt, welche in der Maß- und Gewichtsorbnung für 
den Norddeutfchen Bund vom 17. Auguft 1868 (Art. 6) definirt it und 
als vorläufige Norm benugt werden mag, wenn jie auch fünftig, wie zu 
hoffen fteht, der Regiftertonne zu 100 engl. Kubiffuß weichen wird. — 
Wegen der durch den Krieg verurlachten Störungen wird es angemellener 
fein, die Weberficht nicht. nach der ebenfalls ſchon erjchienenen Liſte für 18:0, 
fondern nad der für 1869 zu geben. Die bei der Einrichtung der Lille 
etwas mühſame Zujammenftellung der Zahlen ijt dem Bureau des deutlichen 
nautifchen Vereins zu danken. 

Sondert man die Flotte nach den beiden Meeren, welche bie deutiche 
Küſte beipülen, jo ergiebt ſich für die 

207 Segelſchiffe mit 672,438 Tonnen 

Nordieeflotte j 5 Dampfr mit 87,872 Zonnen 





2982 Seeſchifſe mit 760,310 Tonnen 


2057 Segelfchiife mit 525,397 Tonnen 
Oftfeeflotte | 71 Dampf mit 14,278 Tonnen 
2123 Seeidifie mit 539,675 Tonnen 

Handelsflotte | 1% Segelichiffe mit 1,197,835 Tonnen 








bes Nordd. + _146 Dampfer mit 102,150 Tonnen 
Bundes 





5110 Seeſchiſſe mit 1,299,985 Tonnen 


Die Nordfeerhederei ift demnach der Dftfeerhederei ſowohl hiſichtlich 


der Zahl der Schiffe als Hinfichtlih der Tragfähigkeit überlegen; ebenfo iſt 


fie in der Entwidelung der Dampficifffahrt voraus. Der Unterjchieb tritt 
beſonders bei der Tragfähigkeit hervor. Die mit großen Echiffen betriebene 
transoceanifche Fahrt befindet fi) vorwiegend in den Händen der Nordiee: 
theder, namentlih in den Händen Hamburgs und Bremens, mährend die 
Ditfeerhederei mehr in der mit Hleineren Yahrzeugen betriebenen europätihen 


und Küftenfahrt befchäftigt ift. 


Sondert man ferner die Handelsflotte nach den einzelnen Seejtaaten 


refp. Provinzen, jo ftellen fi die Zahlen folgendermaßen: 


Provinz Preußen: 278 Schiffe mit 138,818 Tonnen 

⸗ Pommern: 1149 = - 281,191 ⸗ 

⸗ Schleswig-Holſtein: 952 ⸗ = 103,720 ⸗ 

⸗ Hannover: 893 = : 119,077 = 

Staat Preußen: 322 =: = 642,306 = 
⸗ Mecklenburg: 440 = = 89,585 

⸗ Lübeck: 45 =: ⸗ 11,642 ⸗ 

⸗ Oldenburg: 565 =: = 64,264 = 

⸗ Hamburg: 483 =: = .255,457 , ⸗ 

Bremen: 305 ⸗ = 236,231 ⸗ 

Bund: 5110 = : 1,299,985 ⸗ 


Vergleiche mit den Handelsflotten anderer Seejtaaten werden durch die 
ihon oben erwähnten Umſtände erichwert, nämlich durch die abweichenden 
Grundſätze, nad) denen die Statiftif verfährt, befonder8 durch die ſchwankende 
Definition des Begriffs „Seefhiff“, und durh die große Verſchiedenheit der 
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Methoden, nad) denen die Tragfähigkeit oder der räumliche Anhalt der Schiffe 
ermittelt wird. Jenachdem Kleinere Fahrzeuge, Die in der Fiſcherei, Der 
Küftenfahrt und theilweiſe wenigitend in der Flußfahrt beichäftigt find, zu 
den Seeichiffen gerechnet werden oder nicht, jchwillt die Zahl der in den 
Yılten des einen Staats aufgeführten Seeichiffe zu großer Höhe an, während 
jie in den Xilten eines anderen Staats, wo man diefe Hleineren und Eleiniten 
Fahrzeuge ausſchließt, vergleichsweiſe viel zu gering erſcheint. Ebenſo ift es 
mit dem Tonnengehalt, da die Reduction der nach verſchiedenen Meßmethoden 
ermittelten Schiffsgrößen mit Durchſchnittswerthen operiren muß, welche keine 
zuverläſſigen Reſultate erwarten laſſen. Aber wenn man den Einfluß dieſer 
Unſicherheit auch recht weit bemißt, jo ergiebt ſich doch, daß die Handels: 
marine des Norddeutſchen Bundes in Anſehung der Tragfähigkeit — und 
dieſe muß als das entſcheidende Moment gelten — den dritten Rang einnimmt 
und nur von der britiſchen und der der Vereinigten Staaten übertroffen wird. 
Hinſichtlich der Zahl der Schiffe und der Enwickelung der Dampfichiffrhederet 
behauptet aber die franzöfiihe Flagge noch ein leichtes Uebergewicht. 


— 


Vorũbergehend mag hier noch eines anderen Gegenſtandes gedacht 
werden, in Betreff deſſen ſchon vor der Einführung des allgemeinen Signal⸗ 
initems eine internationale Verftändigung erzielt worden war. Es find Dies 
die „Borfhriften zur Verhütung von Zufammenftößen auf See“. 
Durch die außerordentlihe Zunahme der Collifionen, welche die Einführung 
und Ausbreitung der Dampffchifffahrt begleitete, war das britiiche Parlament 
ihon in ben dreißiger “Jahren veranlagt worden, feine Aufmerfjamfeit dem 
Seeſtraßenrecht zuzumenden. Daſſelbe war bis dahin der ſeemänniſchen Praxis 
überlaifen geweſen, ohne daß ſich die Regierung oder die Geſetzgebung irgend 
eines Landes darum befümmert hätte Man behalf fich mit einigen auf 
altem Herkommen beruhenden und durch Ueberlieferung fortgepflanzten Regeln, 
welche ihren Zweck leidlich erfüllten, fo lange es nur Segelihiffe gab und 
io lange der Seeverfehr überhaupt noch nicht die große Ausdehnung ange: 
nommen batte, die er im zweiten “Drittel unfere® Jahrhunderts gemann. 
Tieier außerordentlihen Steigerung des Verkehrs und namentlid der Ein: 
iührung des Dampfs in die Schifffahrt gegenüber genügten die alten Regeln 
nicht, und da es den Seeleuten nicht gelang, durch Uebereinfunft neue, über: 
anitimmende Regeln zu fchaffen, fo jah fich zuerft in England, wo der Roth: 
itand am ſtärkſten hervortrat, die Geſetzgebung genöthigt, die Sache in Die 
Sand zu nehmen Die erjte Akte, welche übrigens nur Borjchriften über 
das Ausweichen der Dampfſchiffe giebt, datirt vom Jahre 1846. Ihr folgten 
sald andere Schritte: Die Ausdehnung diefer Vorſchriften auf die Segel: 
icufifahrt (1851), die Einführung von Schiffslaternen für die Dampfer 
(1848) und für die Segelichiffe (1852 und 1858), fowie die Einführung 
von Nebelfignalfen (1858). Diefe theils durch Parlamentsaften, theild durch 
Serordrnungen der Aomiralität erlaffenen VBorfchriften galten natürlich zunächft 
nur für britiihe Schiffe; fie wurden aber von den meilten anderen Seeftaaten 
Hheils Direft angenommen und publicirt, theils doch von den Schiffen derfelben 
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mehr oder weniger befolgt, in der richtigen Erkenntniß, daß auf den großen 
internationalen Fahrſtraßen des Meerö die Vebereinftimmung der Signale 
und des Derfahrens beim Ausweichen die Hauptiache je. Im Vebrigen 
waren dieſe Vorfchriften, wie die Erfahrung bald lehrte, allerdings in vielen 
Stüden mangelhaft und der Verbefjerung bedürftig. In Folge deffen wurde 
1860 der Zuftand des Straßenredht3 von Seiten des britiihen Parlaments 
einer neuen Unterfuhung unterzogen und die drei Oberbehörden für das 
englifche Seewefen, die Admiralität, da8 Handelsamt und das Trinityhaus, 
beauftragt, im Einvernehmen mit den maßgebenden franzöfiihen Behörden, 
die alten Regeln auf Grund der gewonnenen Erfahrungen zu revidiren und, 
wenn nöthig, durch beſſere zu erjeten. Das Reſultat war die neue Ber: 
ordnung zur Verhütung von Zufammenftößen, welche für die englifchen und 
franzöfiihen Schiffe mit dem 1. Juni 1863 in Kraft trat. Den Bemühungen 
beider Regierungen gelang es, die anderen Seeftaaten gleichzeitig oder doch 
bald darauf zum Beitritt zu vermögen. Die Verordnung ift gegenwärtig 
angenommen von der Argentiniihen Republit, Belgien, Brafilien, Chile, 
Dänemark, Ecuador, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, den Hamaii: 
injeln, Hayti, Holland, Italien, dem Kirchenftaat, Maroffo, Norwegen, Oeſterreich⸗ 
Ungarn, Peru, Portugal, Rußland, Schweden, Spanien, der Türkei, den 
Bereinigten Staaten, Uruguay und von ſämmtlichen Seejtaaten des Deutichen 
Bundes. Die Vorfchriften gelten demnah ſchon für die deutihen Schifie 
und werben jeit Jahren von denfelben befolgt. Es beiteht aber doch die 


Abficht, die von den früheren Kinzelitaaten erlaffenen Verordnungen, welche 


überdies im Wortlaut nicht ganz übereinftimmen, durch eine Bundesverordnung 
zu erießen. Im Wefentlichen ift dies ein rein formaler Schritt, der jebod 
durch die Natur der Sache gerechtfertigt wird. Die neue Bundesverordnung 
ift jchon feit längerer Zeit in Vorbereitung, bekannt gemacht iſt fie aber noch 
nicht, obwohl das Strafgeſetzbuch bereit? darauf Rüdfiht nimmt!). Tie 
Sache hat zwar feine bejondere Eile, es liegt aber auch Fein Grund vor, jie 
noch länger zu verzögern. Denn die Redaction des Textes, auf melde es 
allein antommt, fann unmöglich” Schmwierigfeiten bereiten. 


Die Einigung über ein allen Nationen gemeinjames Signaligftem und 
Straßenrecht zur See find Errungenſchaften, deren Werth für den Seeverkehr 
gar nicht hoch genug angeihlagen werden kann. Cs find hoffentlich aber 
nur die erften Schritte auf diefer Bahn internationaler Berjtändigung, denen 
recht bald weitere Schritte folgen werden. In erjter Linie jcheint hier das 
Bedürfnig eines übereinftimmenden Syitems der Schiffsmeſſung Ausficht 
auf Befriedigung zu Haben. Wie jehr die Verfchiedenheit des Meſſungs⸗ 
verfahrens in den einzelnen Seeftaaten jtatiftiihe Vergleichungen erichwert, 
ift jchon oben erwähnt worden. Dies ijt aber mur ein geringer Uebelſtand 


un ) Wer die vom Bundespräfidiun zur Verhütung ded Zufammenjtoßes der 
Schiffe auf See erlaffenen Berordnungen übertritt, wird mit Gelbitrafe bis zu 
fünfhundert Thalern beitraft. Art. 145 bes beutjchen Strafgeſetzbuchs. 
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im Vergleich mit den praktiſchen Unzuträglichkeiten, Beläftigungen und Koſten, 
welhe daraus der Rhederei erwachſen. Offenbar bat auch bei diejer Frage 
der nationale Standpunft gar feine Berechtigung; ein Staat, der jein eigenes, 
von allen anderen abweichendes Syitem ausbilden und daran hartnädig feſt⸗ 
halten wollte, würde damit nur die Intereſſen feiner eigenen Schifffahrt auf 
das Empfindlichſte jchädigen. 

Der Norbdeutihe Bund Hatte hier wieder eine jehr dankbare Aufgabe 
vor jih, indem es in feiner Hand lag, die Einigung über ein allen Nationen 
gemeinfames Meſſungsſyſtem ihrem Ziele erheblich näher zu bringen. Nach 
Art, 54 der Verfaſſung bat der Bund das Verfahren zur Ermittelung der 
Ladungsfähigkeit der Seeichiffe zu beſtimmen und die Ausſtellung der Meßbriefe 
zu regeln. Bei der Aufjtellung dieſes Satzes hat man zunächſt und haupt: 
lühlih wol das Bebürfnig im Auge gehabt, die verichiedenen Meflungs: 
methoden der deutfchen Staaten durd ein gleihmäßiges Syſtem zu erjeßen. 
Aber es iſt ja nicht ausgeſchloſſen, dieſes fünftige Reichsſyſtem jo zu wählen, 
dag es im Ginflang fteht mit demjenigen Mefjungöverfahren, welches Die 
meiſte Ausjicht Hat, zu internationaler Geltung zu gelangen. Glücklicherweiſe 
üt hier die Wahl nicht ſchwer, der einzufchlagende Weg ift vielmehr klar vor: 
gezeichnet. Unter allen gebräuchlichen Methoden der Schiffsmeſſung it nämlich 
das neuere engliiche, von Moorſom angegebene Verfahren ohne Zweifel das: 
jenige, welches in jeder Beziehung die meijte Empfehlung verdient. Daſſelbe 
giebt nicht allein den räumlichen Inhalt des Schiffsförpers am beiten und 
zwar jo genau, wie es für alle praftifchen Zwecke vollkommen ausreichend iſt, 
iondern es ijt auch das einzige Syftem, welches conjequent verfährt, inden 
65 die Ummandlung des ermittelten Volumens im Gewicht vermeidet. Nach 
den ſonſt gebräuchlichen Methoden wird nämlich auch der kubiſche Inhalt ge: 
meiten, derjelbe aber dur Divifion mit einem gejeglich bejtimmten Erfahrungs: 
coerficienten in Tragfähigkeit verwandelt, Weil diejer Coefficient in Wahrheit 
nun je nach der verfchiedenen Bauart der Schiffe ganz verichieden ausfallen 
muß, jo können die Ergebniffe einer ſolchen Nebuction nur ein geringes Ber: 
trauen beanipruden. In der That entjpringen daraus die mwunderlichiten 
Unzurräglichkeiten. Ein geſchickter Schiffbaumeifter kann nämlich ſehr leicht, 
Indem er gewiſſe Dimenfionen verringert, das Schiff größer ericheinen lafien, 
ebwohl es thatjächlich Kleiner geworden if. Umgekehrt läßt fih dur Ber: 
grögerung gemifler Dimenfionen die Sache jo einrichten, daß eine Kleinere 
Tragfähigkeit herausgerechnet wird, obwohl das Schiff größer geworben ijt. 
Aus dieſen ſchwachen Punkten der geſetzlichen Meßmethode wird in aus: 
gedehnter Weile Nuten gezogen. Wo der Preis eines zu erbauenden Schiffes, 
wie es oft gejchieht, nach der Anzahl der Laften defjelben vereinbart ift, liegt 
(5 im Intereſſe des Baumeijters, die Dimenfionen jo zu wählen, daß das 
hift möglichſt groß gemeflen wird, gleichviel ob es wirklich jo viel tragen 
‘ann oder nit. Umgekehrt liegt es im Intereſſe des Rheders, daß die 
Meſſung feiner Schiffe eine möglichit geringe Anzahl von Lajten oder Tonnen 
„tert, weil er darauf hin die Hafengelder und fonjtige Abgaben zu ent: 
ichten Bat. Auf diefe Weife kommen die abjonderlihiten Modelle zu Stande 
und zwar oft genug auf Koſten der Segelfähigkeit und Seetüchtigkeit der 
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Schiffe. Die Erfahrung lehrt, daß der ganze Schiffbau eines Landes durch 
unvernünftige Meflungsvorfchriften in falſche Bahnen geworfen werden kann 
Die Wirkung des früheren engliſchen Geſetzes liefert dafür zahlreiche Belege. 
Sie zeigt jchlagend den verderblichen Emfluß eines Syftems, welches für ver: 
Ichieden gebaute Schiffe ungleiche Nefultate liefert; fie zeigt, wie daſſelbe, 
indem es gleihfam eine Prämie auf gewiſſe Verzerrungen des Rumpfes jekt, 
die richtigen Dimenfionen verrüdt und unbequeme, unſichere Schiffe, oft mahre 
Monſtra erzeugt. Die englifchen Rheder waren troßdem nicht unzufrieden 
damit, weil fie oft kaum zwei Drittel der Tonnengelder zu zahlen hatten, 
welche fie nach der wirklichen Größe der Schiffe hätten bezahlen müffen. 

Das feit 1854 in England eingeführte Moorſom'ſche Verfahren ver: 
meidet nun einen großen Theil der gedachten Uebelftände dadurch, daß es den 
durch wirkliche Meſſung ermittelten tubiihen Inhalt des Schiffs jtehen läkt, 
benfelben aljo in Maftonnen und zwar zu 100 engl. Kubikfuß angiebt. 
Würde dafjelbe fomit am ſich jchon unter allen beitehenden Syſtemen den 
Borzug verdienen, fo fommt noch hinzu, daß es von den Vereinigten Staaten, 
Dänemark und Tefterreih-Ungarn bereits angenommen iſt. Dieje Etaaten 
erfennen in Folge deſſen ihre Meßbriefe gegenfeitig an. Die Schiffe des 
einen Staats find alfo in den Häfen des anderen der läftigen und Eojtipieligen 
Nachmeſſung nicht mehr unterworfen. Tritt der Norbbeutf—he Bund berzu, io 
find fünf Staaten, darunter die drei größten Seehandelsmächte, einig, und 
es wäre dann gegründete Ausſicht vorhanden, daß fich die übrigen Seemädte 
ſehr bald anfchliegen würden. In Frankreich hat man ſich auch bereits damit 
beichäftigt und wahrjcheinlid würde dort das engliihe Syitem fchon ange: 
nommen jein, wenn nicht der Krieg ftörend dazwifchen getreten wäre. 

In Deutſchland beiteht in allen jachkundigen und betheiligten Kreiſen 
volle Einſtimmigkeit darüber, daß der Anfchluß an das engliſche Verfahren 
der einzig richtige Weg iſt. Die Meinungen gehen nur in unbedeutenden 


Nebendingen auseinander, beiſpielsweiſe ob der engliſche Fuß oder das Meter 


als Grundlage für die Meffung zu wählen je. Dies ijt ganz unmelentlic. 
So lange nur die englifche Regiftertonne unverändert bleibt, kann es glad: 
giltig fein, ob man fie bequem in englifchen Fußen oder unbequem in Metern 
ausdrüdt. Die Anerkennung der deutichen Meßbriefe wird dadurch nicht be— 
einträchtigt werden. Die einzigen Punkte, welche einer ſorgfältigen Erwãgung 
bedürfen, betreffen die Abzüge von dem Bruttotonnengehalt, wie ſolche in 
England für Mannſchaft, Maſchine, Keſſel, Kohlen und unbedeckte Räume 
auf Deck bewilligt werden. In dieſer Beziehung haben ſich die engliſchen 
Vorſchriften nicht als praktiſch bewährt. Es würde demnach zu überlegen 
ſein, ob ſolche Abzüge überhaupt zugelaſſen und dann, wie ſie ermittelt werden 
ſollen: ob durch Annahme einer beſtimmten Verhältnißzahl oder durch wirkliche 
Meſſung der fraglichen Räume, welcher letztere Weg unferer Anſicht nach weit— 
aus den Vorzug verdient. 

Man darf ſich dem Vertrauen hingeben, daß die ganze Angelegenheit 
bei uns mit ausnehmender Gründlichkeit behandelt wird. Ueber das Knie 
gebrochen wird ſie wenigſtens nicht. Denn obgleich ſie ſchon vor drei Jahren 


vom Bundespräſidium beim Bundesrathe in Anregung gebracht wurde, ſo 
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find die Verhandlungen doch noch zu feinem Abſchluß gediehen. Ueber die 
Hauptjahe, den Anſchluß an das engliihe Syitem, fcheint übrigens auch im 
Schoße jener mafgebenden Kreije Teine Meinungsverjchiedenheit mehr zu 
beitehen. 


Zu den Zeiten des alten Bundes, als die deutichen Schiffe noch unter 
den Landesflaggen der Finzeljtaaten jegelten, gab es eine gewerbliche Frei— 
zügigfeit nur für die Seeleute der niederen Rangitufen: die Dedoffiziere, 
Marrojen, Leichtmatrojen und Schiffsjungen; dagegen nicht für die eigentlichen 
Ediffsoffiziere: den Kapitän und die Steuerleute. Die Zulafjung zu dieſen 
Stellungen wurde vielmehr in jedem Cinzeljtaat von dem DBeftehen einer 
beionderen Prüfung abhängig gemadt. Das in Preußen oder Medlenburg 
erworbene Scifferpatent berechtigte jomit nicht ohne Weiteres zu der Führung 
eines hanfeatiihen Seeihiffs, und ebenjowenig wurden die in Bremen oder 
Hamburg ausgeitellten Zeugnijfe von den anderen Staaten anerfannt. Das 
Maß der Anforderungen und der daburd bedingte Bildungsgang auf den 
Navigationsſchulen waren überdies ſo verſchieden, daß der Uebertritt unter die 
Flagge eines anderen deutſchen Staats für die Mehrzahl der Seeleute mit 
erheblichen Schwierigkeiten verknüpft war. 

Nachdem nun durch das Flaggengeſetz die Einheit der deutſchen Handels⸗ 
marine nach außen bin bergeftellt, und die Freizügigkeit innerhalb des Bundes- 
gebietöS durch das Geſetz vom 1. November 1867 proclamirt war, konnten 
diete Schranken, welche die Homogenität der Flotte wejentlich beeinträchtigten _ 
und für die Seeleute eine ſchwere, dem Geilt der Bundesverfafjung wider: - 
iprechende Beläftigung bildeten, nicht Tänger aufrecht erhalten bleiben. In 
dieier Vorausſicht war deshalb in Art. 54 der Verfaſſung die Feſtſtellung 
der Bedingungen, von welden die Erlaubniß zur Führung 
eines Seeſchiffs abhängig ijt, zur Bundesjache gemadht worden. 

Die Ausführung diejes Sabes iſt zunädjt in $ 31 der Gewerbeordnung. 
enthalten. Dana) müflen Seeſchiffer, Seejteuerleute und Lotſen ji über 
den Beſitz der erforderlihen Kenntnifje durh ein Befähigungszeugniß der 
zultändigen Verwaltungsbehörde ausmeifen. Die Vorſchriften über den Nach— 
weis der Befähigung erläßt der Bundesrath. Die auf Grund diefes Nach— 
weiſes ertheilten Zeugniffe gelten für das ganze Bundesgebiet, bei Lotſen für 
das im Zeugniß angeführte Fahrwaſſer. Someit in Betreff der Schiffer und 
Lotſen auf Strömen in Yolge von Staatöverträgen bejondere Anordnungen 
getroffen find, joll es dabei fein Bewenden behalten. 

Die Aufnahme der Lotſen in diefen Paragraphen erfolgte auf Anträge der 
Abg. Runge, v. Hennig und Richter. Auf Antrag des letzteren Abg. wurde 
kart „höherer,“ wie es im Entwurf hieß, „zuftändige” Verwaltungsbehörde gefegt. 

Ein Antrag des Abg. Miquel, das Seeſchiffergewerbe ganz freizugeben, 
wurde als ausfichtslos zurüdgezogen; der Antrag defjelben Abgeordneten, die 
erwähnten Vorſchriften über den Nachweis der Befähigung dur ein Geſetz 
jeitzuftellen, vom Reichſtage abgelehnt, nachdem der Präfident des Bundes: 
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kanzleramts entichieden verneint hatte, daß diefe Materie fich zu einer gefek: 
lihen Regelung eigne und dieſelbe vertragen Tönne. 

Die Motive zum Entwurf rechtfertigen die Beſchränkung des Seeſchiffer⸗ 
gewerbe8 dur den Hinweis auf das DBeifpiel der meiften feefahrenden 
Nationen, ferner durch die Erwägung, daß der Geſchicklichkeit des Schiffs: 
führer8 nicht nur das Leben der Mannfhaften und Paſſagiere anvertraut 
wird, fondern daß demfelben auch der Mannfchaft gegenüber ftrenge discip⸗ 
linariiche Befugniſſe zujtehen, welche nur folden Händen anvertraut werden 
fönnen, die ihre Befähigung zu diefen Functionen nachgewieſen haben. 

Obgleich nun, wie das Beifpiel der Vereinigten Staaten lehrt, bie gegen 
eine Freigebung des Schiffergemerbes erhobenen Bedenken thatfächlich mol kaum 
in dem Umfange bejtehen, in welchem fie gemeinhin geltend gemacht werben, 
fo wurde doch weder von den Seeleuten jelbit, noch von ben Rhedern und 
BVerfiherern, noch von anderer Seite ber ein erheblicher Widerfpruch gegen 
die Fortdauer einer ftaatsjeitigen Controle und gegen die bundesfeitige Regelung 
der Angelegenheit laut. Nur über den Modus und über das Maß der zu 
jtelenden Anforderungen gingen die Anfichten weit auseinander. Während 
Preußen die Sache einfach durh Einführung der bisherigen preußiichen Gin: 
rihtungen erledigen wollte, wurden von der Nordfeefülte her dagegen dringende 
Borftellungen erhoben, und Vorichriften befürwortet, welche zugleich dem Geiſte 
der Gewerbeordnung und den praftiichen Bebürfniffen beſſer entſprächen als 
die preußifchen Beitimmungen dies thun. Um mo möglich zu einer alljeitigen 
Berftändigung zu gelangen, veranlaßte das Bundesfanzleramt eine Vorberathung 
des Entwurfs und eriuchte zu dem Zweck die Küftenftaaten um NAbjendung 
von Commiffarien. Dieje Commiffion tagte im Januar und Februar 1869 
zu Berlin, die beabjichtigte Verftändigung ftieß aber, wie fich bald zeigte, auf 
große Schwierigkeiten. Die Schuld trug einerjeit3 das particulare Beharrungs: 
vermögen, indem jeder Commiſſar von ben bisherigen Einrichtungen jeines 
Staats, die fih natürlich, fo meit fie auch von einander abwichen, überall 
bewährt hatten, fo wenig wie möglich abzugeben geneigt war, andererfeits aber 
die wirklich große Verichiebenheit des Schifffahrtbetriebes an der Nordfee und 
Oftfee, welche eine einfach nivellirende Behandlung ohne Schädigung berechtigter 
Intereſſen des einen oder anderen Theils nicht wohl zuließ. Der Gegeniat 
zwifchen dieſen beiden Nhedereigebieten der deutihen Küfte machte jich bier 
zum erſten Mal in feiner vollen Schärfe geltend. Dazu fam noch die prin- 
cipielle Differenz, indem vornehmlich von den hanjeatiichen Abgeordneten dem 
preußifchen Entwurf gegenüber betont wurde, daß die Beichräntung bes Schiffer: 
gemwerbes nicht weiter gehen dürfe, als es die Rückſicht auf die öffentliche 
Sicherheit verlange, und daß dem Staat nicht das Recht zuftehe, eine darüber 
hinausgehende, höhere allgemeine oder fachliche Bildung, wie fie allerdings 
im Intereſſe des Fortkommens des Betreffenden ganz ermünfcht fei, von den 
Schiffern zu erzwingen. Erft nad) langen Berathungen und mit großer Mühe 
gelang es, über die Mehrzahl der ftreitigen Punkte einen Compromiß zu 
erzielen. Einzelne Differenzen blieben aber beitehen, zu denen bejonders die 
Anzahl der Prüfungen für die große Fahrt, ſowie die Vertheilung des Stoffs 
auf dieſelben gehörte. In Betreff diefer unerledigt gebliebenen technijchen 
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ragen wandte ſich nun das Bundesfanzleramt an den Dearineminifter, deffen 
Gutachten im preußiſchen Sinne ausfiel. Demgemäß wurde die Sache durd) 
Majoritätsbejchluß des Bundesraths entichieden. Mehrere von Handelskammern 
und Seeſchiffern an den Reichstag gerichtete ‘Petitionen, welche nachträglich 
um Modification einiger, al3 beionder3 drüdend empfundenen Beitimmungen 
eriuhten, wurden dem Bundeskanzler zur Prüfung übermwiefen, hatten aber 
einen Erfolg. 

Das Refultat diefer ſtellenweiſe jehr unerquidlichen Verhandlungen war 
die Bekanntmachung vom 25. September 1869, morin der Bunbdesrath die 
tolgenden Borfchriften fiber den Nachweis der Befähigung als Seeichiffer und 
Steuermann auf deutihen Kauffabrteifchiffen ertheilte. Zunächſt wird unter- 
ihieden die Küftenfahrt, die Heine Fahrt und die große Fahr. Küften: 
'hifffahrt im Sinne der Prüfungsvorſchriften ift die Fahrt in der Nordſee 
bis zu 61 Grab nördlider Breite und in der ganzen Oſtſee mit Seeſchiffen 
unter 30 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) Tragfähigfeit oder mit folchen 
Sahrzeugen jeder Größe, melche fich nicht weiter als 20 Seemeilen von ber 
Küſte entfernen und nicht zur Beförderung von Reiſenden dienen oder mit 
!teineren Fiſcher-, Lotſen- und Luſt-Fahrzeugen ). Ob und welcher Be: 
iäfigungsnahmeis von den Küftenichiffern verlangt werden foll, bleibt einft- 
weilen den Landesregierungen überlaffen. — Unter Eleiner Yahrt foll 
veritanden werden die Nordfeefahrt bis zu 61 Grab nörblicher Breite und 
se in ber Ditfee mit Seejchiffen von 30 bis ausſchließlich 100 Tonnen 
Tragfähigkeit. — Alles Uebrige kommt unter den Begriff der großen Fahrt. 
Tieielbe zerfällt aber in zwei Unterabtheilungen, nämlich die europäifche 
sahrt, wenn fie nur europäilhe Häfen und Häfen des Mittelländifchen, 
Schwarzen und Azowſchen Meeres berührt (Handelsgeſetzbuch 447), und 
augereuropäifhe Fahrt, wenn fie diefe Grenzen überfcreitet. 

Die Zulaſſung al3 Schiffeführer reſp. Steuermann für jede dieſer Veit: 
genannten Kategorien, welche fämmtlich der Bundesgefeßgebung unterftellt find, 
wird zunächſt bedingt durch den Nachweis einer mehrjährigen Fahrzeit zur 
See — für den Schiffer auf Keiner Fahrt fünf Jahre, für den Steuermann 
uf großer Yahrt 45 Monate. Die Forderung eines gewiſſen Lebensalters, 
wie fie daneben in früheren Geſetzen Ind auch in dem aus ben commifjariichen 
Serathungen bervorgegangenen Entwurf aufgejtellt wurde, hat man zweckmäßiger 
Weiſe ſchließlich fallen laſſen und dadurch eriett, daß die erwähnten Yahr: 
xiten nad Ablauf des fünfzehnten Lebensjahre zurüdgelegt fein müſſen. 
Sierdurch wird die Ausichließung zu junger Schiffsoffiziere von felbft erreicht. 
Lie Fahrzeit erfüllt jomit den doppelten Zwed, einmal als Bürgichaft für 
ine gewiſſe Reife des Charakters und dann als hauptfädhliche Garantie der 
rraktiſch Teemännifchen Ausbildung zu dienen, welche letztere felbitverftändlich 
vemals auf Schulbänten, fondern nur im wirklichen Dienft auf See erworben 


ı), Ta bdiefe Definition nur im Sinne der Prüfungsvorfcdriften gilt, jo ift fie 
unfichtlich ber fonftigen Beſtimmungen über die Küftenfahrt (Befreiung von ber 
*sgiltrirung und Journalführung, Zuläffigfeit ber Dedlabung, vergl. D. H. G. B. 
sr. 489, 5967, 710) nicht ohne Weiteres maßgebend. 
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werden fann. Daraus folgt von jelbit, daß Fahrzeit als Dienftzeit aufzuialien 
ift, und daß bie Zwifchenzeiten zwiſchen Seereifen, während welcher der See: 
mann, am Lande verweilt, in die Fahrzeit nicht eingerechnet werden. ?) 

Die Zulaffung ift ferner abhängig von der Ablegung einer Prüfung. 
Diefelbe erjtredt fih auf Spraden, Mathematik, Nautit und Seemannidaft. 
Zu der letzteren werben auch gerechnet: die Vertrautheit mit dem Straßen: 
recht; die Kenntniß der NRettungsmaßregeln bei Strandungen und jonitigen 
Seeunfällen, der Gebrauch des Signalbuchs. Hauptgegenitand der Prüfungen 
bildet die Nautit im engeren Sinne (Navigation, Steuermannöfunft), Man 
verfteht darunter die Methoden der terreitriihen und aſtronomiſchen Ortsbe— 
ftimmung, welche es ermögliden, den Weg über See zu finden, während 
der Ausdrud „Seemannſchaft“ ji) auf die Behandlung und Handhabung des 

Schiffs, auf das Manöver, bezieht. Ein meiteres Cingehen in Cinzelheiten 
_ würde hier nit am Orte fein; wir begnügen un® deshalb mit der Bemerkung, 
daß gegen das abjolute Maß der geforderten nautiſchen Kenntnifle im Allge: 
meinen nichtS einzumenden ift. — Kenntniffe aus dem See: und Wechſelrecht, 
der Sciffsfrachtenrehnung, des Verhaltens in Havariefällen u. dgl., welche 
bisher in Preußen, Medlenburg, Bremen u. a. D. einen obligatoriſchen 
Prüfungsgegenftand bildeten, werden nicht mehr verlangt. Denn fo aufe: 
ordentlich nützlich dieſe Kenntnifje auch jein mögen, jo gefährdet der Schifer, 
der fie gar nicht oder in unzureichendem Maße befitt, dadurch doch meber 
das Leben noch die Gejundheit feiner Mitmenſchen, fondern höchſtens die 
‚Vermögensintereffen feines Rheders. Werben dieſe Materien deshalb audı 
mit Recht als Unterrichtögegenftände auf den Navigationzfchulen beibehalten, 
jo würde es doch nicht zu rechtfertigen ein, von ber Kenntniß derſelben die 
Crlaubnig zum Gewerbebetrieb abhängig zu machen. Die Unterjuchung, ob 
der Schiffer in‘ diefen Fächern Vertrauen verdient, wird vielmehr dem Rheber 
jelbft zu überlafjen fein, der nicht nur das nächſte Intereſſe daran beiikt. 
fondern auch gerade in folhen Dingen der beite Richter ift. 

Für die Heine Fahrt befteht nur eine Prüfung (Schifferprüfung für 
feine Fahrt), für die große außereuropäifhe Fahrt dagegen find zwei Prüfungen 
abzulegen: die Stenermannsprüfung und die Schifferprüfung. Nach beftandener 
-Steuermannsprüfung muß eine 24moöonaätliche Fahrzeit zur See ala Steuer: 
mann auf Kauffahrteifchiffen zurücgelegt fein, ehe der Aspirant zur Schiffer 
prüfung zugelaffen werden kann. Die beitandene Schifferprüfung beredtig! 
dann ohne Weiteres zur Schiffsführung auf allen Meeren. 

.) Dienftzeit an Borb eines im Hafen liegenden Kriegs- oder Handelsſchins 
wird, weil dabei doch immer Schiffsarbeiten verrichtet werden, in die „Fahrzeit zut 
See“ eingerechnet. Sol aber auch die, oft Monate lange, Dienſtzeit in ber Kriegs 
marine dazu gerechnet werden, mährend welcher bie Leute ſich gar nit an Bord 
eined Schiffö befinden, jondern am Lande mit Ererciren und folden Dingen br 
Ihäftigt werden, die ihre ſeemänniſche Ausbildung nicht im Geringften fordern: 
Dem Sinne des Geſetzes nach follte dies nicht gefchehen. Doch wäre es wünſchens 
werth, daß jeber Zmeifel in Betreff dieſes Punktes befeitigt würde. Auch mürten 
die Zeugniffe von der Bundesfriegsmarine dann fo audgeftellt werben, daß ſich aus 


ihnen erfennen ließe, welcher Theil der Dienftzeit an Bord und melder am Yande 
zugebracht wurbe. 
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Für die europäiſche Fahrt mit Segelichiffen unter 250 Tonnen Trag- 
fabigleit und mit Dampfidiffen jeder Größe wird aber eine befondere Schiffer: 
prüfung nicht erfordert. Um als Schiffsführer auf dieſer Fahrt zugelafien 
zu werden, genügt Die beftandene Steuermannsprüfung und die Zurüdlegung 
einer darauf folgenden 36monatlichen Fahrzeit ala Steuermann, von welcher 
mindeitens 24 Monate als Winzelfteuermann zugebradt fein müflen. — 
Ebenſo wird die Schifferprüfung für Meine Fahrt denjenigen erlaffen, welche 
die Steuermannsprüfung für große Fahrt beftanden haben. 

Die näheren Anordnungen über das Prüfungsverfahren und über die 
Aujammenfegung der Prüfungscommiffionen erließ der Bundesrath durch Be: 
tanntmahung vom 30. Mai 1870, nachdem der Entwurf diefer Borfchriften 
den Regierungen der Bundesjeeitaaten vorher zur Begutachtung überjandt 
und auf die Wünſche derjelben theilweije im Sinne einer größeren Selbitändigfeit 
der Prüfungscomimiflionen und des davon abhängigen Navigationsſchulweſens 
der Einzelſtaaten abgeändert worden war. Die Prüfungscommiffionen werben 
danad) am Sit jeder öffentlichen Navigationsjchule durch die Yandesregierungen 
eingeiegt. Sie beitehen außer dem Vorjibenden aus Navigationslehrern und 
Zeeſchifffahrtskundigen, melche lebteren, wenn es fi) um die große Fahrt 
handelt, entweder Dffiziere der Bundestrieggmarine oder Echiffsführer auf 
großer Fahrt gewejen find oder noch find. Die bumdesfeitige Controle ge: 
idieht durch Inſpectoren, welche der Bundesfanzler nach Anhörung des Bundes- 
tarhsausichuffes für Handel und Verkehr zu dieſem Zweck beitellt. Die In—⸗ 
ivectoren haben darauf zu sachten, daß die Vorſchriften befolgt und dag überall 
gleichmäßige Anforderungen an die Prüflinge geftellt werben. Sie find be- 
jugt, den Prüfungen und den Verhandlungen der Prüfungscommiſſionen 
beizuwohnen, von den Prüfungsarbeiten Cinjicht zu nehmen, die Materien zu 
bezeichnen, aus welchen bei der mündlichen Prüfung ragen vorzulegen find, 
und endlich gegen die Entſcheidung der Commiſſion Einſpruch zu erheben, 
falls dieſelbe den bejtehenden Anorbnungen zuwider einen Prüfling für be- 
tanden erklären will. Die Aufgaben für die jchriftlihe Prüfung werden 
vom Bundeskanzleramt den Prüfungscommiffionen zugeitellt. Für Diejenigen 
Yeute, welche beitanden haben, fertigt die Prüfungscommilfion die Prüfungs: 
zeugniſſe aus, auf Grund melcher von der dazu ermächtigten Behörde die 
Ferihigungszeugnifje ausgeftellt werden. Die Beſtimmungen über dieſe Br: 
börde und über die Ertheilung der Zeugniffe bleiben den Yandesregierungen 
überlaffen. Im Uebrigen find die Anordnungen über das ziemlich umftändliche 
Trüfungsverfahren der bisherigen preußiihen Injtruction nachgebildet. 

Um den Norbjeeftaaten Zeit zur Umgeftaltung ihres Schulweſens zu 
geben — in Preußen und Medlenburg konnte faft Alles beim ‚Alten bleiben 
-- traten die in der Bekanntmachung vom 25. September 1869 enthaltenen 
Yorihriften erjt am 1. Mai 1870 in Kraft. Die Uebergangsbeftunmungen 
‚len in Betreff der vor diefem Datum in den Einzelſtaaten erworbenen 
Berechtigungen die thunlichfte Rückſicht und Schonung walten. 

War hiermit den deutſchen Seeleuten aller Rangllafjen die volle ge: 
werbliche Freizügigkeit innerhalb der Handelsmarine des Bundes gelicert, fo 
1 der Ausgang diefer Angelegenheit doc Fein alljeitig befriebigenber zu 
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nennen. Vornehmlich gilt daß für die Norbfee, deren frühere, durch die 
Natur ber dortigen Nheberei bedingte und theilmeife jehr wohl berechtigte 
Einrichtungen auf eine etwas gemwaltjame Weile umgeworfen wurden. Den 
Rorbfeeleuten ift ihr Fortkommen gegen früher erheblich erfchwert worden 
nicht allein durch die Steigerung der Anſprüche überhaupt, bei denen nod 
Manches unterläuft, was wol in den Unterricht, aber nicht in die Prüfung 
gehört, fondern namentlich durch die unpraftiihe Bertheilung des Stoffe auf 
die Steuermannsprüfung und Schifferprüfung für große Fahrt, wodurch eritere 
überlaben, lettere in ein bloßes Repetitorium verwandelt wird, welches ohne 
Schaden ganz fortfallen könnte. Diefe Vertheilung bat ihren Grund in einer 
Bermengung von Sachen, welche in dem Grabe, wie fie geichehen iſt, nicht 
hätte ftattfinden follen. Die beitandene Steuermannsprüfung für große Fahrt 
berechtigt nämlich, wie oben erwähnt, zugleich zur Schiffsführung auf europätichen 
Meeren und ferner zum einjährigen reimilligendienit in der Marine. Beiden 
Beftimmungen liegt offenbar die anerfennenswerthe gute Abjicht zu Grunde, 
dur Verzichtleiftung auf befondere Eramina für die erwähnten Qualificationen 
den Apparat zu vereinfachen und den Seeleuten ihre Aufgabe zu erleichtern. 
Aber indem man diefen Nebenzweden der Steuermannzprüfung einen über: 
wiegenden Einfluß geitattete, iſt diejelbe ihrem urjprünglihen und Hauptzwed 
mehr ala nöthig entfremdbet worden. Die Anſprüche der Nordfee und Oſtſee 
ftanden bierbei im Widerſpruch. Preußen und Medlenburg nämlid treiben 
überwiegend europäijche Fahrt (1870 mit I61 Schiffen), legen alfo auf dieſe 
das Hauptgewicht; für Hamburg und Bremen dagegen, deren Rhederei nur 
wenig (mit 71 Schiffen) in der europätichen, deſto mehr aber in der trans: 
oceanifchen Fahrt beichäftigt ift, kommt faft allein der uriprüngliche Zwed der 
Steuermannsprüfung in Betradt. Die großen hanjeatiihen Schiffe bedürfen 
ferner neben ben Oberfteuermann noch eines Unterjteuermanns, welche Stellung 
auf den meiſt kleineren Dftieeichiffen fait gänzlich unbekannt ijt und welde 
dur die neuen Vorfchriften zu wenig berüdlichtigt wird!). Es wäre bei all: 
feitigem ntgegenfommen vielleicht doch möglich geweien, einen Ausweg zu 
finden, der ohne die Gemeinſamkeit und Gleichförmigkeit der Einrichtungen 
weſentlich zu beeinträchtigen, den Cigenthümlichkeiten der Nordſeeſchifffahrt 
beffer gerecht geworden wäre. Nun wurde aber im Hinblid auf den dritten 
Zmwed, dem die Steuermanngprüfung dient: die Beredhtigung zum einjährigen 
Treiwilligendienft, da8 Botum des Marineminifter® angerufen und in bie 
Hände defjelben die Enticheidung einer Trage gelegt, bei mwelder nur bie 
Rüdfiht auf wirthichaftlihe Verhältniffe und den Gemerbebetrie) hätte map: 
gebend fein follen. 


ı) Man bat, um die Wahrheit zu jagen, von biejen raten ar feinen 
‚Begriff gehabt. Sonft hätte niemals eine fo zwedwibrige und finnlofe Beitimmung, 
wie bie des F 13, Aufnahme in die Befanntmadhung vom 25. Sept. 1869 finden 

Önnen. . 


X. Marine und Seeweſen. 371 


Was das Lotſengewerbe anbetrifft, jo iſt diefe Frage mit ganz be- 
ionderen Schwierigfeiten umgeben. Dieſelben entipringen hauptſächlich aus 
der Eigenthümlichkeit des Berufs, der niht an allen Orten ein bloßes 
Gewerbe geblieben, jondern mehr oder weniger zu einem Amt geworden 
it, dem man ferner auf die verfchiebenartigite Weile und mit den verzwidteiten 
Frivilegien unter die Arme gegriffen bat. Die bisherige und noch heute be- 
ttehende Geitaltung des Lotſenweſens an den deutſchen Küſten zeigt eine 
Mannichfaltigkeit, welche alles Hinter fi) läßt, was die bivergirende Thätigfeit 
der einzelnen Staaten und Hafenpläte fonit zu Tage gefördert Hat. Man 
rndet darin fo ziemlich alle denkbaren Einrichtungen vertreten. Daß viele 
diejer „berechtigten Kigenthümlichkeiten” dem gegenwärtigen Stande der Dinge 
niht mehr entiprechen, daß eine Reform des ganzen deutichen Lotsweſens 
wünichenswerth iſt, das wird von fachkundiger Seite überall zugeitanden. 
Ten gordifhen Knoten aber auf dem Wege der Bundesgejekgebung einfach 
u durchhauen, erjcheint weder thunlich noch geboten. Wenn irgendwo, To 
verlangen bier die örtlihen Bebürfniffe und Berhältnifje eine gebührende 
Berückſichtigung. 

Damit iſt freilich die Aufſtellung gewiſſer leitenden Grundſätze durch 
die Bundesgeſetzgebung nicht ausgeſchloſſen. Die geringſten Schwierigkeiten 
dereitet noch die Frage des Beſähigungsnachweiſes, welche durch Art. 31 
der Gewerbeordnung ja auch endgiltig erledigt iſt. So lange es im Inte— 
reiſe der öffentlichen Sicherheit für unerläßlich erachtet wird, daß Seeſchiffer 
und Steuerleute den Nachweis ihrer Befähigung liefern, ſo lange darf daſſelbe 
iolgerichtig von den Lotſen verlangt werden. Für Aufrechthaltung der Lotſen⸗ 
prüfungen ſprechen fogar noch weit jtärfere praftiihe Gründe als für bie 
Trufung der Schiffer und Steuerleute. Daß ferner die Befähigungszeugnifje 
der Lotſen nur für das in dem Zeugniß angeführte Fahrwaſſer gelten follen, 
entipricht Der Natur der Sache und verfteht ſich eigentlich von felbit. ine 
gewerbliche Freizügigkeit innerhalb des ganzen Bundesgebiets, mie jie den 
Schiffern und Steuerleuten auf Grund ihrer Patente zufteht, kann den 
orten, deren Beruf und Kenntnilfe fih auf ein lofales Gebiet beichränten, 
niht ohne Weiteres bewilligt werden. Indeſſen follte damit nicht ausgeſchloſſen 
ſein, daß Lotſen auch Patente für andere, ihrem heimatlichen Revier benachbarte 
sahrwaijer erwerben dürfen, daß beilpielämeife aljo Perſonen, welche die vor: 
acihriebene Prüfung für die Elbe und Weſer bejtanden haben, ungehindert 
auf beiden Strömen lotſen dürfen. 

Fine zweite Trage, welche fich nicht jo glatt erledigen ließ, ift die, oh, 
abgeiehen von dem Befähigungsnachweiſe, der Betrieb des Lotjengewerbes noch 
an eine befondere Conceſſion gefnüpft oder ob derjelbe frei gegeben werden 
ol. Im erfteren Falle liegt e8 in den Händen der zuftändigen Behörden, 
dic Zahl Der Lotfen auf ein gewiſſes Maß zu beichränfen; im legteren würde 
“der, der ſich zur Prüfung meldet und diefelbe befteht, ala Lotſe zuzulaflen 
en Gegen eine Freigebung bes Lotjengewerbes in diefem Sinne find die: 
‚ben Bedenken vorgebradht worden, welche gewöhnlich erhoben werden, wenn 
(5 fich um die Freigebung eines bis dahin conceflionirten Gewerbes Banbelt, 
zimliy die Befürchtung, daß bei völlig freier Concurrenz die Zahl der Lotjen 
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fi zuerft weit über da8 Maß des Bebürfnifjes fleigern, daß dadurch die 
Einnahme jedes Finzelnen über Gebühr verringert werden, und daß endlich 
in Folge deſſen niemand’ mehr Neigung zu einem jo wenig lohnenden Ermerbe 
haben würde. Das Gnörefultat würde alfo ein allmähliches Verſchwinden 
der Lotſen von diefer Erde fein. In wie weit dieje Befürchtungen wirklich 
jtichhaltig find, wollen wir bier nicht näher unterjuchen, ſondern nur bemerken, 
daß in anderen Staaten, namentlih in Amerika und in England, mo & für 
viele Häfen kein conceflionirtes Lotſenweſen giebt, die Lotſen nicht verſchwunden, 
auch nicht weniger geworden find, und daß fie fich jelbft nicht einmal nad 
dem Monopol jehnen, welches an anderen Stellen für unerläßlich gehalten 
wird. Daß fi die Schifffahrt bei vollkommen freier Concurrenz unglad 
bejier fteht, bedarf faum der Erwähnung. Trotzdem joll nicht in Abrede 
geitellt werden, daß es in hohem Grade unbillig fein würde, den wirklich 
Ihwierigen Berhältniffen, mit denen die Lotſen an verichiedenen Stellen zu 
tämpfen haben, nicht volle Rüdficht zu ſchenken. Selbſt wenn man jid) bei 
Berathung der Gewerbeordnung principiell für Freigebung des Lotſengewerbes 
in dem oben erörterten Sinne entjchieden hätte, jo wäre doch ein möglichſt 
ichonendes Vorgehen gegen die beitehenden Cinrichtungen geboten gemeien. 
Aber der Präfident des Bundeskanzleramt erklärte fich bei mehreren Gelegen: 
beiten mit folcher Energie gegen die bunbesjeitige Freigebung und für die 
Aufrechterhaltung der preußischen Kinrihtungen, wo die Lotſen feſt amgejtellte 
und bejoldete Beamte jind, dag eine Reform in diefer Richtung vollkommen 
außfichtslos wurde. Es bfieb daher fchlielich beim Alten d. 5. es wurde den 
Landesgejeten überlaffen, vorzufchreiben, ob zum Betrieb des Lotſengewerbes 
eine befondere Genehmigung erforderlich jei. ($ 34 der Gewerbeordnung). 

Fine dritte Frage ift die des Lotjenzmwanges, welder mit Aus 
nahme der Weſer noch an allen beutichen Küſten befteht. Der Lotfenzwang | 
— ein oft falfch veritandener und falich gebrauchter Ausdrud — Bat un: 
mittelbar weder mit den Prüfungszmange. noch mit dem Goncejjionsmweien 
etwas zu fchaffen. Er könnte beitehen, ohne daß e3 geprüfte und concejfionirte 
Lotſen giebt, und umgekehrt kann er jehr wohl fortfallen, während Prüfungen 
und Conceſſionen aufrecht erhalten bleiben. Gr trifft nicht die Lotſen, fondern 
die Schiffe, welche lebteren alfo das Object des Zwanges find. „Lorien: 
zwang“ heißt nichts weiter als die Verpflichtung der Schiffe, ſich der Hilfe 
eines Lotſen zu bedienen oder doch, worauf es fchlieglich am meiften anfommt, 
benfelben zu bezahlen. Ebenſo wird unter „Zwangslotſe“ ein folder ver 
itanden, den das Schiff anzunehmen gezwungen if. Wo alfo Lotjenzwang 
beiteht, muß jedes Schiff den Lotſen, der ſich ihm anbietet, an Bord nehmen. 
wenn au der Schiffer das Fahrwaſſer ebenjo gut kennt und die Dienite 
des Lotſen vollftändig entbehren kann. Weiſt der Schiffer den Beiltand des 
Lotfen zurüd, bilft er fich felbit, oder hat fich ihm beim Ginlaufen in ben 
Hafen Fein Lotfe angeboten, fo ift er troßdem zur Zahlung entweder der 
ganzen tarifmäßigen Lotjengebühr oder doch eines Theils derjelben verpflichtet. 
An einigen Orten giebt es freilich gewiſſe Vergünjtigungen für bejtimmtc 
Klaffen von Schiffen. So jind in manden Häfen Dampfer in regelmäßiger 
Fahrt und Küjtenfahrer dem Lotfenzwange nicht unterworfen; in anderen, 
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wie 3. B. in Stettin, find die heimijchen Schiffe frei, die fremden aber müffen 
Lotien nehmen. Allerdings iſt die Annahme eines Zwangslotſen noch mit 
nem weſentlichen Bortheil verknüpft. Wenn nämlih ein Schiff ſich unter 
Führung eines folchen befunden, und die Schiffabefakung ihre Pflichten erfüllt 
bat, fo ift der Rheder nicht verantwortlich für den Schaden, welcher durch 
eme etwaige von dem Lotjen verjchuldete Colliſion mit einem anderen Schiffe 
entitanden iſt (Handelsgeſetzbuch Art. 740, analog dem engliihen und 
amerikaniſchen Recht), So lange dem Schiffer die Dienſte des Lotſen auf: 
gezwungen werden, iſt dieſe Entbindung des Rheders von der Haftbarkeit 
vollkommen gerechtfertigt, an ſich iſt ſie aber der Ausfluß eines unnatürlichen 
Verhältniſſes und eine große Unzuträglichkeit. Der geſchädigten Partei nämlich 
iſt dadurch thatſächlich die Möglichkeit abgeſchnitten, Erſatz für den ihr zuge— 
fügten Schaden zu erhalten. An das ſchuldige Schiff darf ſie ſich nicht halten, 
und der Lotſe, beziehungsweiſe die Lotſenkaſſe, iſt ſehr ſelten im Stande, für 
eine ſolche Summe aufzukommen. 

Daß der Lotſenzwang im Prinzip durchaus verwerflich iſt, wird von 
feiner Seite beſtritten. Wol vertheidigt man ihn aber mit allerlei Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen, von denen übrigens nur einer ernithaft gemeint iſt, namlich 
die Rüdjiht auf die Lotſenkaſſe. Es ift die immer wieder vorgebrachte Be— 
hauptung, daß die Lotſen ohne diefen allen Schiffen auferlegten Tribut nicht 
beitehen könnten. An der Weler, wo es feinen Lotſenzwang giebt, hat man 
diefe Wahrnehmung bisher nicht gemadt. Die Sache geht dort ſehr gut 
ohne denjelben. Wol bat man aber dort wie anderwärts die Erfahrung ge: 
madt, daß die am wenigiten privilegirten Lotſen die rührigften find, dag fie, 
die Schiffe ſchon weit in See aufluchend, bei jedem Wetter am fühniten 
hinausgehen, und daß die Schifffahrt von ſolchen Lotien den meiſten 
Nusen .bat. 

Freilich die Weſer iſt ein frequentes Revier, und die Nothwendigkeit des 
Zwanges wird beſonders für ſolche Häfen behauptet, in denen ein geringer 
Verkehr herriht. Zugegeben, daß dies einen Unterjchied macht, und day in 
wenig belebten Häfen die Ausfiht auf geringen Verdienſt der Heranziehung 
rüchtiger Leute zum Lotſendienſt hinderlich fein fann, jo fcheint doch in dieſen 
Fällen der richtige Weg der zu fein, daß man entweder die Gebühren für 
wirklich geleiftete Lotſenhilfe erhöht, oder daR diejenigen, welde an dem Vor: 
bandenjein ordentliher Lotſen das nächſte Intereſſe haben, durch Zuſchüſſe 
oder Garantie eines Minimaleintommens auch dafür jorgen. Dies würden 
die Rheder und der Handelsſtand des betreffenden Orts, es könnte auch die 
Kommune felbft jein. Aber die Schiffe für den Beſuch folder Häfen dadurd) 
u trafen, dag man fie für Dienfte zahlen läßt, die gar nicht in Anſpruch 
genommen und geleiitet werden, mwiderjpricht allen gefunden Grundſätzen. 

Das find die Yundgmentalpunfte, welche hierbei in Betracht kommen. 
Neben denjelben giebt es noch eine ganze Reihe anderer ragen, die gar 
nicht leicht zu erledigen find, mit denen aber eine Durchgreifende und gründliche 
Ordnung bes Lotſenweſens ſich nothwendigerweiſe auch befaffen müßte. Dahin 
gchören: die Organijation des Lotſenweſens der einzelnen Reviere, die Kin: 
iegung von Aufſichtsbehörden; die Mitwirfung der Behörden bei Errichtung 
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von Verbänden und gemeinfchaftlihen Kafjen; die Ertheilung befonderer In- 
ftructionen und Verpflichtung zur Einhaltung gemwifjer Stationen, wo dies im 
Intereſſe der Schifffahrt erforderlich fein follte; die Feſtſtellung und Erhebung 
der Gebühren, wenn es nicht den Lotſen überlaſſen fein fol, in jedem einzelnen 
Tall jo viel zu fordern, ala ihnen beliebt; die Frage, ob den Lotſen in auper: 
gewöhnlichen Fällen Anſpruch auf Hilfslohn oder Bergelohn zuſtehen joll; 
ferner, ob und mie die geprüften Xotjen gegen die Goncurrenz ungepräfter 
Küftenfahrer und Fiicherleute durch befondere Maßregeln gejchübt werden ſollen, 
u. a. m. in näheres Eingehen würde bier nicht ftatthaft fein, es erhellt 
aber auch ohne daffelbe, daß viele diefer Einzelheiten ſich nicht vom oben 
herab aus allgemeinen Gefichtspunften, jondern nur durch eine grünblicde 
Kenntniß und Berüdfichtigung der Örtöverhältniffe erledigen laſſen. 

Das oben Geſagte bezieht fich übrigens auf die See: und Revierlotien; 
für das Inſtitut der Hafenlotjen ift es nicht in allen Stüden zutreffend. 
Während der Beruf der erfteren, unjerer Anficht nach, lediglich ala ein Ge: 
werbe aufgefaßt und behandelt werden jollte, kann der der letteren fehr wohl 
als ein Amt gelten, infofern fie neben und unter dein Safenmeifter für die 
Aufrehthaltung der Ordnung und die Befolgung der polizeilichen Vorſchriften 
in den Häfen zu jorgen haben. Nun bringt es die Beichaffenheit der See: 
füfte und der Häfen mit fi, daß an der Nordjee die See: und Revierlotien, 
an der Oftfee die Hafenlotien die Hauptrolle fpielen. Daraus erflärt fic, 
dab das Lotſen an der Nordſee mehr den Charakter eines Gewerbes bebalten 
hat, während es an der Oſtſee und befonders in Preußen zu einem Amt 
geworden ift. Hier und dort ift man nun troß vielfadher Ausftellungen im 
Einzelnen, einer durchgreifenden Veränderung der beftehenden Organiſation 
im Allgemeinen abgeneigt. Die Oſtſeerheder fürchten befonders, daß in Folge 
deſſen eine erhebliche Steigerung der jetzt allerding® ſehr niedrigen Xotijen: 
gebühren eintreten würde. Wir find freilich der Ueberzeugung, daß die meiften 
der gegen das Lotſenweſen erhobenen Klagen am beiten durch Abſchaffung 
der Conceſſionen und des Lotſenzwangs, überhaupt Durch möglichfte Freigebung 
des Gewerbes befeitigt werden, und daß von den daran gefnüpften Be: 
fürdtungen nur fehr wenige in- Erfüllung gehen würden. Aber wir ver: 
fennen auf der anderen Seite nicht, daß die Verhältniffe an den einzelnen 
Küftenftrihen durchaus verfchieden find, und daß es nicht angemefjen ſein 
würde, diejelben in radicaler Weife über einen Kamm zu fcheren. Sollte das 
Lotſenweſen fünftig einmal der Geſetzgebung und Beaufjihtigung des Bundes 
anheimfallen, jo würde fich dieſelbe zweckmäßigerweiſe auf die Aufitellung 
leitender Grundſätze und die Bejeitigung notorifcher Mißftände, welche zum 
Theil wenigftens noch eine Folge der früheren Kleinftaaterei find, zu be: 
ſchränken haben. Die Organijation im Einzelnen und die Verwaltung müßten 
in den Händen von Xocalbehörden bleiben, die ‚etwaigen Koſten von den 
einzelnen Staaten oder noch befier von den Hafenftäbten getragen werben. 
Dieje Koften der Bundesfaffe zu übermeifen, würbe ganz verkehrt jein. Cine 
höhere Bundesinſtanz könnte freilich vorhanden fein, aber eine bejondere Central: 
behörde für das Lotſenweſen würde wirflih nichts zu thun haben. Wenn 
von vielen Seiten noch immer auf eine fchleunige und gründliche Umgeftaltung 
des ganzen deutichen Lotſenweſens durch den Bund gedrungen wird, fo ver: 
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fennen wir da8 Gewicht der dafür vorgebrachten Gründe nicht; wir möchten 
aber doch zu bedenken geben, ob bei den Anſchauungen, welche offenkundig 
im Reichskanzleramt herrſchen, irgend melche Ausficht vorhanden ift, daß diefe 
Reiorm im Sinne derer ausfallen würde, welche fie fo dringend befürworten. 








Der Reichstag hat übrigend Gelegenheit gehabt, fein Votum in dieſer 
Frage abzugeben. Es ift bereit? oben erwähnt, daß die Ablehnung des 
Grumbrecht'ſchen Antrags im conftituirenden Reichatage in den FKreifen, bie 
dabei hauptſächlich intereflirt waren, vielfach bedauert wurde. Auch in den 
Hanſeſtädten, deren Vertreter im Reichſstage den Antrag fo energifch bekämpft 
hatten, hätte man wenigſtens in Betreff einiger Punkte einen anderen Aus: 
gang gewünſcht. Zwar nicht in Betreff der Häfen, welche unzweifelhaft am 
beiten der Fürſorge und Verwaltung der Einzelitaaten rejp. der Communen 
überlaffen bleiben, ſofern es nicht im alleinigen Intereſſe der öffentlichen 
Eicherheit errichtete oder zu errichtende Schug- und Zufluchtshäfen find. Für 
die Errichtung und Erhaltung bloßer Handelshäfen aber die Bundeskaſſe in 
Anſpruch zu nehmen und dieſelben durch Bundesbeamte verwalten zu laſſen, 
liegt fein Grund vor. Ebenſo ift hierbei — abgejehen von den in Art. 54 
der Berfafjung bereits vorgefehenen Punkten — eine Beauflichtigung und 
Beiepgebung von Seiten des Bundes mindeſtens überflüſſig. Daſſelbe gilt 
auch von manchen anderen Schifffahrtsanftalten, die der Bundescontrole an- 
beimgefallen wären, wenn der Grumbrecht'ſche Antrag in feiner damaligen 
allgemeinen und unbeitimmten Faſſung angenommen worden wäre. 

Anders aber liegt die Sache in Betreff der Leuchtfeuer. Die Be: 
leuchtung eines Seegürtel® muß ein zufammenhängendes Syſtem bilden, in 
welchem ein Glied in das andre greift. Die Anordnung und Bertheilung 
muß eine folche fein, daß erſtens feine Tüden da find, und daß zweitens 
gleich außfehende Feuer ſich in gewiſſen, dur die Erfahrung feitgeitellten 
Abttänden nicht wiederholen. Daß, mo dies nicht der Fall iſt, Verwechſelungen 
der euer vorkommen und dadurd Schiffe und Meenichenleben auf das Aeußerfte 
geiährdet werben können, bedarf feiner weiteren Auseinanderſetzung. Nun ift, 
die Möglichkeit zwar nicht ausgefchloffen, daß durch Verftändigung benachbarter 
inzelitaaten eine paflende Bertheilung der Feuer erzielt werden fann; dies 
in aber, weil dabei jehr foftipielige Aenderungen vorkommen fönnen, immerhin 
en Weg, der fehr guten Willen und jehr freundnachbarlihe Gefinnungen 
vorausjegt, der aljo, weil dieſe befanntlih oft mangeln, nur unter bejonders 
aunftigen Umftänden zum Ziele führen wird. Die volle Garantie für eine 
ordentliche Behandlung der Sade iſt nur in einer einheitlichen Leitung zu 
nden, für unſere Verhältniſſe alio darin, daß der Bund diejelbe in die Hand 
nimmt. Die bisherige deutſche Küftenbeleuchtung liefert den beiten Beleg 
datür, daß dies fein eingebildetes, jondern ein wirkliches Bedürfniß ift. In 
:trem Kreiſe haben die Finzelitaaten, wie e3 durch ihre Intereſſen bedingt 
wurde, freilich. für die Seezeichen gejorgt und zum Theil gut gejorgt. ber 
‘an wirklich Sachkundiger — d. h. fein Seemann, denn Rheder haben bier: 
über fein Urtheil — wird beitreiten, daß die deutſche Küftenbeleuchtung ſehr 
net zu wünſchen übrig läßt, daß fie Hinter der der anderen großen Seemädhte 
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weit zurüditeht und daß fie eines Seeftaats, wie ihn der Norddeutihe Bund 
repräjentirt, unwürdig iſt. 

Es mag ausdrücklich hervorgehoben werden, daß ſich ein ſolches Ein: 
greifen des Bundes nicht nothwendig auf die Beleuchtung und Betonnung 
der Hafeneingänge, Strommündungen, Reviere zu erſtrecken braucht. Dies 
könnte ohne Schaden den einzelnen Staaten oder Städten überlaſſen bleiben, 
wenn auch unter einer gemwilfen Bundescontrole. Wir find überhaupt der 
Anfiht, dag es am ridtigiten ift, Alles, was von den Kinzeljtanten wirflih 
befler bejorgt werden Tann, denfelben auch ferner zu überlafien. Die Be: 
leuchtung des Seegürtels aber, welche aus großen, einheitlichen Geſichtspunkten 
behandelt werden muß und fein Flickwerk fein darf, welche nicht allein Tofalen 
Zweden, fondern auch der Orientirung auf den großen internationalen 
Fahrſtraßen der deutichen Küſtenmeere dient, ift Feine Aufgabe für Kleinitaaten 
Es würde auch nicht genügen, fie nur der Beauffihtigung und Gejetgebung 
des Bundes zu übermweifen. Sie muß vielmehr ganz in die Verwaltung 
deifelben übergehen, und die Ausgaben für Erridtung und Erhaltung dieier 
Seegzeihen müflen von der Bundesfafje übernommen merben. 

Das Gewicht diefer in der Preſſe und in den nautifchen Vereinen vielfad 
erörterten Gründe und die in Yolge deſſen günftigere Stimmung im Reid: 
tage veranlakte den Abg. Grumbrecht zur Wiederaufnahme feines früher ab: 
gelehnten Antrags. Derfelbe war diejes Mal präcifer gefaßt. Die Häfen, 
das Fahrwaſſer u. |. w. waren fortgelaflen, jo daß er nun dahin ging, durd 
Einſchaltung in Nr. 4 Art. 9 der Verfaflung, „die folgenden Anftalten für 
die Seeſchifffahrt: die Scifffahrtözeihen (Xeuchtfeuer, Tonmen, Baken und 
fonftige Tagesmarken) und das Lotſenweſen“ der Beauflichtigung und Geier: 
gebung des Bundes zu unterjtellen. In diefer Yaflung wurde der Antrag 
vom Reihätage zum Beichluß erhoben (42. Sitzung am 20. Mai 1869). 

Die von dem Commifjar des Bundesfanzleramts bei der Commiſſions⸗ 
berathung abgegebenen Erklärungen hatten freilid von vorn herein feinen 
Zweifel darüber gelafjen, daß im Bundestanzleramt wenig Neigung vorhanden 
‚war, die ihm zugedachte Bürde zu übernehmen. Namentlich beitand dieie 
Abneigung wol gegen den Antrag der Reichstagscommilfion, welcher die Sache 
ſchärfer und praftiiher anfaßte, indem er die Küftenbezeichnuung der Bundes 
verwaltung, die Seezeihen auf Strömen und NRevieren ber lotalen VBerwalnıng 
unter Aufliht des Bundes überweiſen wollte. Die Erwartung, mit dem all: 
gemeiner gehaltenen Grumbrecht'ſchen Antrag, der unmittelbar zu nichts ver: 
pflihtete, bei der ungünftigen Stimmung des Bundesfanzleramts weiter zu 
fommen, trug im Reichstage gewiß viel zu der Ablehnung des Commiſſions 
antrags bei, der ſonſt unzweifelhaft den Vorzug verdient hätte Aber dieie 
Erwartung erfüllte jich nicht. Auch der vorfichtige Beſchluß des Reichstags 
ift ohne jedes Reſultat geblieben, indem der Bundesrath der beantragten Fer 
fallungsänderung bis jetzt nicht zugeftimmt hat. Daß nicht nach irgend ciner 
Richtung eine Entſcheidung erzielt worden ift, ift um fo mehr zu bedauern, 
als nothwendige Verbeſſerungen der Küftenbeleuchtung jebt an einigen Stellen 
hinausgeſchoben werden, weil die betreffenden Staaten die daraus erwachſenden 
Koften, in Erwartung des immerhin noch möglichen Eintreten des Pundes, 
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durch dilatorifche Behandlung der Sache erjparen zu können glauben. Preußen 
freilid wartet darauf nicht, fondern Bat die Ausfüllung einiger der ſchlimmſten 
tüden in feinem Beleuchtungsfyften neuerdings in Angriff genommen. 


Faßt man Alles zujammen, was das Seeweien dem Norddeutichen 
Bunde zu verdanfen bat, jo ijt allerdings ein großer Fortſchritt gegen bie 
früheren Zuftände unverfennbar. Derfelbe liegt vor Allem in der Zufammen- 
jafſung der zeriplitterten Kräfte, in ber Herftellung einer beutjchen Flotte und 
einer deutichen Flagge, welche die Anerkennung aller fremden Mächte gefunden 
hat, in der Organifation eines gemeinfamen Schutzes des Seehandels und 
der Seeſchifffahrt. Was aber darüber hinaus geleiftet ijt, hält Teinen Ver— 
gleich aus mit der außerorbentlichen Fruchtbarkeit, welche die Bundesgeſetz⸗ 
gebung auf anderen Gebieten entfaltet hat. Das Seemejen ift offenbar fein 
Schooptind des Bundesfanzleramts geweſen. Ebenſo hat der Bundesrath im 
Ganzen wenig Neigung gehabt, fih damit zu beichäftigen, bejonder® dann 
nicht, wenn eine Srweiterung der Bundescompetenz über die in der Verfaſſung 
gezogenen Grenzen Dabei in Ausſicht ftand. Aber au die Behandlung von 
Segenjtänden, welche ausdrüdlich dem Bunde zugemwiefen find, ijt zum Theil 
eine ichleppende gewejen. “Die über Gebühr verzögerte Regelung der Sciffs- 
meflung ift ein Beleg dafür. Diefer Gegenftand ift von großer Wichtigkeit 
für die NMheberei, er bietet Feine bernorragenden Schwierigkeiten, über den 
einzufchlagenden Weg berricht allfeitiges Einverftändnig — und doch ijt man 
in vier Jahren damit nicht zu Stande gelommen. Dejterreich-Ungarn hat 
uns bier Den Borjprung abgewonnen, es hat fcehneller gearbeitet als der Nord: 
deutihe Bund. Andererſeits zeugt die Regelung des Prüfungsweſens, mit 
der man freilich fertig geworden ift, gelinde gejagt, wenigitens von feiner jehr 
glücklichen Hand. 

Ueber die im ſeemänniſchen Kreifen herrichenden Anfichten und Wünſche 
gchen die Berhandlungen und Denkichriften des deutichen nautiichen Vereins 
den beiten Aufſchluß. Diefer jehr rührige Verein, der feine üben über die 
ganze norddeutſche Küſte ausjtredt und in dem alle bei der Schifffahrt be: 
tbeitigten Berufsklaſſen vertreten find, kümmert fi naturgemäß weniger um 
se politifchen Geſichtspunkte, fondern faßt die Sachen vom Standpunkt des 
vrattiihen Bebürfnifjes auf, wozu er dur das ihm zur Verfügung ftehende 
Mag von techniiher Sachkenntniß auch vorzugsweiſe berufen it. Auch in 
ieinem Schooße machen ſich ſelbſtverſtändlich collidirende Meinungen und 
‚intereffen geltend; es giebt dort Centraliſten und Particulariiten d. h. jolche, 
welche im „Interefle der Schifffahrt bei gemwiljen Angelegenheiten von einer 
fundesfeitigen Behandlung mehr erwarten und jolcye, welche der Anficht find, 
Sa diefe Angelegenheiten durch die Kinzeljtaaten beſſer und jchneller erledigt 
werden. Abgejehen von den oben jchon beiprochenen Gegenitänden und jolchen 
von mehr untergeordneter Natur richten ſich die in dem Verein laut gewordenen 
und von der Mehrzahl der Berufögenofien, wenn auch unter gemiflen Modi: 
icationen, geiheilten Wünſche vornehmlich auf die folgenden Punfte: Cine 
Revilion Des fünften, den Seehandel betreffenden Buchs, des durch Geſetz vom 
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d. Juni 1869 zum Bundesgejeß erhobenen deutihen Handelsgeſetzbuchs, 
welches in vielen Partien der Verbefferung dringend bebürftig ift; eine ge: 
meinfame Seemanndordnung und eine Strandungsordnung für das Deutice 
Reich; die Gründung von Bundesfeegerihten; endlih die Errichtung einer 
Gentralftele für das deutſche Seeweſen. Vorarbeiten für einzelne dieler 
Materien find bereit? gemacht, fo 3. B. ift ein vorläufiger Entwurf eine 
Seemannsordnung durch commiſſariſche, wenn auch nicht offictelle Berathungen 
zwiſchen Hamburg, Bremen und Oldenburg die im Winter 1869—70 ftatt: 
fanden, zu Stande gekommen. Ob fie weitere Folgen haben werden, bleibt 
abzuwarten. Die Hoffnung auf das Zuftandelommen einer Strandungsordnung 
für das Reich wird man aber wenigſtens vorläufig, aufgeben müfjen. Amtliche 
Aeußerungen der preußifchen Regierung laſſen Leinen Zweifel darüber, daß 
daffelbe für jett ausfichtslos ift. 

Die Urſache der vergleichſsweiſe matten Behandlung des Seeweſens von 
Seiten des Bundes iſt übrigens wol nicht allein in der geringen Neigung, 
fi) damit zu beichäftigen, fondern aud in einem Mangel der richtigen Kräfte 
an den enticheidenden Stellen zu fuhen. Das eine hängt freilich eng mit 
dem anderen zufammen. Die Folgen der früheren Zerfplitterung und der 
Beſchränkung auf einen räumlich engen Gefichtsfreis find noch nicht überwunden. 
Das Binnenländerthfum herrfcht vor, die rechte Seebriefe hat ihren Weg noch 
nicht bis nad Berlin gefunden. Beſonders fühlbar ift auch der Mangel einer 
ausgewachienen Krieggmarine. Denn mas diefelbe an brauchbaren Perfönlid 
keiten beſitzt, das gebraucht fie in dem gegenwärtigen Stabium ihrer Entmwidelung 
für ſich ſelbſt. Sie hat keinen Ueberfhuß von Kräften, welcher, wie es in 
anderen Staaten der Yall ift, den leitenden Behörden für die Bearbeitung 
technifcher Fragen auch auf anderen Gebieten des Seeweſens zur Verfügung 
fände. So lange diefer Zuſtand andauert, fo lange feine flärfere Garantie 
für das Intereſſe an feemänniihen Sachen und eine wirklich ſachkundige Be: 
handlung berjelben an maßgebender Stelle da ift, jo lange ift es freilich beiier, 
daß Alles, was nicht ganz entſchieden das Cintreten des Bundes fordert, den 
Einzelſtaaten überlaflen bleibt. Kommt man auf biefem Wege aud nicht io 
ſchnell vorwärts, fo find doch Mißgriffe unfchäblicher, und e8 Tann überhaupt 
nicht fo viel dadurch verborben werden als durch eine zu weitgehende und 
überjtürzte Gentralifation. ' 

Das neue Reich hat in Betreff des Seeweſens die Erbſchaft bes Nord: 
dentichen Bundes unverfürzt angetreten. Day es den weiteren Ausbau mit viel 
größerer Energie betreiben wird, fteht zunächft faum zu erwarten, da Verbältnific 
und Perfönlichfeiten im Weſentlichen diefelben geblieben find. Hoffentlich ii 
die Zeit aber nicht mehr fern, wo mit einer befferen Würdigung der mari: 
timen Stellung Deutfchlands und der damit verfnüpften Pflichten, ein friicherer 
Zug in die Behandlung der feemännifchen Angelegenheiten kommt !). 





1) In neuefter Zeit, nachdem die vorfteheiide Abhandlung lange gefchlosien 
und dem Drud übergeben war, find Anzeichen zu Tage getreten, welche ber zuler: 
außgejprochenen Hoffnung günftig find. . 





XI. 


Das Heerweſen des Deutſchen Reiches. 


Bon 
Heinrid Blankenburg. 


I 


Tie nationalen Einheitsbeftrebungen auf dem Gebiete des _ 
Kriegsweſens. 


Nach Tocqueville's ſcharfſinniger Definition beruht das Weſen des Bundes⸗ 
taates darin, daß ſich mehrere Staaten bezüglich gewiſſer gemeinſchaftlicher 
Intereſſen zu einem einzigen-verjchmelzen, während fie bezüglich aller übrigen 
gerrennt bleiben. Jede bunbesitaatlihe Drganijation fordert aljo von den 
"inzeljtaaten den Verziht auf einen Theil ihrer Souveränetätsrechte zu 
(Kuniten der Geſammtheit. In der Reihe der Intereſſen, behufs deren ge- 
meinichaftlicher Wahrung ſolche ftaatlihe Vereinigungen überhaupt geboten 
erideinen, ftehen diejenigen naturgemäß in erfter Linie, weldhen die bewaffnete 
Macht und die geſammte Wehrkraft des Landes zu dienen berufen ift. Ab: 
eben von der nölferrechtlichen Vertretung, die principiell allerdings eine 
noh höhere Bedeutung hat als die friegäherrliche Gewalt, die aber nad) den 
Sorten des Fürften Bismard erſt durch die Hinter ihr ſtehende Macht eine 
reale Bedeutung erlangt, bilden daher die Heeresangelegenheiten denjenigen 
Theil des Staatsweſens, über deſſen ausſchließliche Zugehörigkeit zur Competenz 
ser Bundesgemwalt am wenigften ein Zweifel obmwalten kann. Ein. Bundes- 
"at iſt denkbar, deflen Gentralgewalt einzig und allein auf die völferrecht- 
hen und militäriihen Angelegenheiten beichränft ift, ohne dieſe Competenz 
ser Gentralgewalt aber wird der ftaatliche Charakter bes großen Gemeinweſens 
"ts illuſoriſch bleiben. 

Mögen die Anhänger des reinen Föderalismus nun auch immerhin zu 
der Behauptung beredtigt fein, daß das Deutiche Reich fich in den ftrengen 
Scgriff des Bundesſtaates nicht einzufügen babe?), und mögen fie in ihrem 





1) Daß das Deutſche Reich nad der von ber Wiſſenſchaft adoptirten Definition 
<scqueville’3 wirflih ein Bundesſtaat iſt, kann nicht beitritten werben, ba bie 
'rmelnaaten bezüglih gewiſſer Intereſſen bereit3 zu einem einheitlichen Staats: 
zeen verſchmol zen find. Es fann ſich alſo einmal nur darım handeln, ob in dieſe 
etichmelzung alled dasjenige bineingezogen ift, befien vollftändig einheitliche 
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Kampfe für möglidite Wahrung der Autonomie der Einzelſtaaten auf den 

verfchiedeniten Gebieten Argumente finden, denen eine relative Anerkennung 

nicht zu verfagen ift, jo wird es ihrem Scharfſinn boc nie gelingen, dieſer 

Autonomie auch in militärifchen Dingen überzeugend das Wort zu reden 

Bon „berechtigten Eigenthümlichkeiten“ der einzelnen Stämme und Staaten, von 

einer „freiheit: und culturfördernden Tendenz“, wie man fie der beuiihen 

Kleinftaaterei jo vielfach nacdgerühmt Hat, Tann hier abjolut nicht die 

Rebe fein, und ebenfomwenig von materiellen Sonderintereffen, wie ie 

auf handelspolitiſchem Gebiet, oder von divergirenden Rechtsanſchau— 

ungen und Rechtsgewohnheiten, wie fie auf dem ber bürgerlichen und 

ftrafrechtlihen Geſetzgebung allenfalls geltend gemacht werben könnten. Nur 
wer im vollen Gegenſatz zur Verfaſſung, wie fie in deutſcher Ehrlichkeit 
von der Nation verftanden wird, zu behaupten wagen follte, daß die Ginzel: 
ftaaten noch heute im Beſitz jenes Rechtes felbjtändiger internationaler Action 
feien, welches ihnen im weftphäliichen Frieden zum Unheil Deutichlands beigelegt 
wurde, oder wer feine Hoffnungen darauf jekt, daß ſich im Falle eines unglüd: 
lichen nationalen Krieges die Schranfen der Berfaffung zum dynaftiichen Bor: 
teil Einzelner durchbrechen laffen würden, fann dem Particularismus au) 
militäriihem Gebiete das Wort reden; wer anderd denkt, muß anerkennen, 
daß die Wehrfraft der gejammten Nation ausichlieglich dem Reiche zu dienen 
bat — daß aljo einheitlicher Oberbefehl, einheitlihe Organijation und Ver: 
mwaltung und conjequentefte Durchführung des Grundjabes: gleihe Recht, 
gleiche Pflichten in der Natur der Dinge begründet jind. In der Armee ruf 
das Klement der Macht, die Macht aber bedingt Bereinigung ber Kräfte, 
daher jtraffe Centraliſation. 

Fin Ginwand gegen conjequente Aufrechterhaltung diejes Grundſabes 
tann keineswegs daraus begründet werden, daß das Heer neben jeinem eigent: 
lichjten ZImede, dem Schuge des Vaterlandes gegen den äußeren Feind audı 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Innern, „zu polizeilichen Sweden“, 
wie die Verfaſſung jagt, berufen je. Es kann ſich dabei immer nur um 
den Schub des „gültigen Rechtes“ handeln, welcher nach den Sinleitungsjügen 
der Verfaſſung Reihsjadhe geworden if. Der Artifel 66 der Berfaljung 
ftellt übrigens den Bundesfürften und Senaten zu diefem Zwecke nicht nur 
ihre eigenen Contingente, fondern auch alle anderen Truppen des Reichsoheeres 
zur Verfügung. Der Schub des Geſetzes und feiner Vertreter wird dadurd 
jedenfalls ein ftärferer, überdies aber kann dabei auch der Uebelitand leider 
vermieden werden, daß einzelne Truppentheile in die Yage fonunen, gegen 
ihre nächſten Landoleute und jelbit Blutsverwandte Gewaltacte üben u 
müffen. 


— — — — — 


Behandlung behufs Erreichung der von vornherein vorgezeichneten Zwecke geboten 
erſcheint, und dann, ob nicht neben ben bundesſtaatlichen Inſtitutionen Die gemeiniume 
Behandlung gemifjer Dinge im Sinne des Föberalismus zuläſſig ericheint. Teri 
das letztere auch im Hinblid auf die einmal beitehenden Berhältnifle zugegeben werden, 
jo wird dadurch der bundesitantliche Charakter des Reiches noch keines wegs hinwes 
ER ihm nur durch bie Beimiſchung eines andern Syſtems ein eigenartiger Stempe 
aufgeprägt. 
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Ghenjowenig wie vom politiiden Standpunkte laſſen fich gegen eine 
centralifirte, vollftändig einheitliche und durchaus gleihmäßige Urganilation 
der Wehrkräfte Deutfchlande vom militärifch-technifchen Gründe geltend machen, 
die vielleicht in ethnographiſchen Verhältniflen beruhen könnten. Bon Reichen 
wie Rußland und ſelbſt Defterreih mag mit Recht behauptet werden, daß 
die Eigenart der einzelnen Völkerſchaften auch innerhalb der militärischen 
Organiſation berückfichtigt und verwerthet. werden müſſe. Wollte man 
das Volt der Kojaden und die Stäbtebevölferung des ruffiichen Weftens in _ 
denſelben militäriichen Schematismus einzwängen, jo würde man zahlreiche 
von der Natur gebotene Bortheile opfern und kaum einen Gewinn dafür 
eintauſchen. Auch Nordamerika würde fehlgreifen, wenn es zum Zweck einer 
großen militäriihen Organifation jtrenge Gleichartigkeit der Einrichtungen 
anitreben wollte. Was in dem ftarfbevölterten Gebiete Neuenglands am Urte 
wire, könnte unmöglich auf die inenjchenleeren Territorien des fernen Weſtens 
Anwendung finden. Innerhalb der Grenzen Deutichland® aber walten in 
Vezug auf Klima, Bevölkerungsdichtigkeit, Kulturverhältnife und ftaatliche 
Einrichtungen abjolut feine Unterjchiede ob, die fi der Durchführung einer 
durdaus gleihmäßigen Organifation des Kriegsweſens entgegenftellten. Che 
noh vom Norddeutihen Bunde und vom neuen Reiche die Rede war, hatten 
bereits jännmtliche deutiche Staaten die preußifchen Einrichtungen im allgemeinen 
um Borbild genommen, und ihre militäriſche Organijation ließ nirgend be: 
\ondere Yandeseigenthümlichkeiten hervortreten. Die aus ben Befreiungskriegen 
tammende Organiſation bes preußifchen Heerweſens trägt neben ihren tech— 
niſchen Borzügen einen durchaus nationalen Charakter; fie beruht nicht allein 
auf dem altgermanifchen Grundprincip der allgemeinen Wehrpflicht, Sondern 
läßt auch den engeren Heimathöverhältniffen der einzelnen Wehrpflichtigen die 
ihonendite Berückſichtigung zutheil werden, da die Stämme (Cadres) der 
rriedensarmee der Regel nad in ihren Aushebungäbezirfen ftationirt find. 


Trotz alledem iſt die Herftellung militäriicher Einheit gerade derjenige 
Tunft gemefen, in welchem unjere national=politiichen Beſtrebungen den größten 
hmwierigfeiten begegnet find, und noch heute jind wir weit davon entfernt, 
dieielben vollitändig überwunden zu haben. Die in der Berfafjung aus: 
aöprochenen Fundamentalſätze werden durch eine Menge von Klaufeln und 
Serträgen, deren wir weiter unten zu gedenken haben, jehr weſentlich alterirt, 
um Theil ſogar ernftlih in trage geftellt. Der nachhaltige Widerftand der 
(inzeljtaaten gegen den Verzicht auf ein Souveränetätsrecht, das bei ehrlichen 
Willen, Treue gegen Kaijer und Reich unerjchütterlich zu wahren, mit Deutſch⸗ 
‚and zu ftehen und zu fallen, abjolut keinen realen Werth haben kann, be: 
raben theils in dynaſtiſchen Tendenzen, theils in dem particularen Selbſtgefühl 
und dem Egoismus der Bevölterungen. 

Staaten, bie wie Bayern, Württemberg, Sachſen, ſchon im alten Reich 
große Politik auf eigene Hand getrieben und um deren Allianz die größten 
Midte Guropas geworben hatten, vermochten jih um jo weniger in den 
Gedanken zu finden; auf internationalem Gebiet, durch gänzliche Aufopferung 
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der Militärhoheit jede Autonomie zu verlieren, als fie auf dem biäher ver: 
folgten Wege vielfach an Gebiet und äußerem Rang gewonnen hatten. Des 
Recht freier internationaler Action fette fie überdies noch in den Stand, 
ihren Benöllerungen ein viel geringeres Maß von militärifchen Laften auf: 
zuerlegen, als es in größeren Staatöwejen geboten erſchien. Bayern durfte 
fi deflen gewiß halten, daß feine Allianz bei allen Berwidelungen in Mittel: 
europa dankbarſt acceptirt wurde, mochte e8 nun 50,000 Mann mähig 
geichulter oder 100,000 der außgezeichnetften Truppen ind Feld zu fielen 
vermögen. Hannover war feinerzeit für Preußen ſtets ein jchäbbarer Bundes: 
genoffe, wie ftart ober ſchwach feine militärifchen Kräfte auch fein modten. 

Obgleih nun auch für die regierenden Häupter ein gewiſſer Zauber darin 
lag, über möglichit große militärifche Kräfte zu gebieten, fehlte es doch nicht 
an Gründen, fie in diefer Beziehung zu Einſchränkungen zu beftimmen. Es 
hatte einestheils Teinen geringen Reiz, wenn ber Unterthan fagte: „in meines 
gnädigften Herrn Landen ift gut wohnen, wir zahlen wenig Abgaben und 
von Militärlaften werben mir wenig geplagt“, außerdem aber gaben bie Cr: 
jparnifje am Militärbubget den Souveränen Gelegenheit, auf andern Gebieten 
ein königliches Maecenatentfum zu üben. Ludwig I. von Bayern würde & 
nie haben unternehmen können, München zu einem modernen Athen zu ge: 
ftalten, wenn fein Staat auf militäriihem Gebiet aud nur den mäßigen 
Anforderungen ftreng genügt hätte, welche der alte Deutfhe Bund an die 
Einzelſtaaten ftellte. 
| Im Testen halben Jahrhundert fam ferner noch der Umjtand zur Gelning, 
daß die deutfhen Kammern den militäriichen Angelegenheiten gegenüber itets 
nur den finanziellen Geſichtspunkt vertraten, die Sorge für die Wehrhaftigtei 
des Landes aber den Regierungen anheim gaben. Auf Grund defien, was 
der alte Deutſche Bund verlangte, fam bei den Budgetberathungen meiſt ein 
billiges Compromiß zuftande, wobei die Kammern noch immer dag Cine und dus 
Andere abmarkteten, dafür aber innerhalb der bemilligten Summe der Staat? 
gewalt fait freie Hand ließen. Selbſt das belgiſche Syitem, der Regierung 
das geſammte Kriegsweſen für eine möglichſt niedrig bemefjene Hauptſumme 
förmlih in Entreprife zu geben, fand in Deutſchland Nachahmung. Daß kei 
einer ftrafferen Zufammenfafjung der "nationalen Wehrkräfte eine Steigerung 
der Ausgaben für militärifche Zwecke unabwendbar fein müſſe, lag klar zu 
Tage; jedermann jah voraus, daß die an die Spite Deutichlands gelangende 
Großmacht nicht zu der laren Praris der Kleinftaaten binabfleigen, jondern 
alles aufbieten werde, diejelben zu erhöhten Leiſtungen heranzuziehen. 

Ein weiteres Element des Widerftandes lag in den eigenthümlichen 
Verhältniſſen, die fich faft allerwärts zwifchen den Fürſten und ihrer Militär: 
macht herausgebildet hatten und ſelbſt an folden Höfen ihre Wirkung übten, 
bie von großmächtlichen Phantafien nicht heimgefuchht wurden. Auch in den 
Augen ſehr gemüthlicher Yandesväter galten von jeher Roß und Reifige als 
ftarfe, wenn nicht bie ftärfften Stüben bes Throne, und faft ausnahmslos 
betrachteten darum die Fürſten ihre Truppen al® in erfter Linie an ihre 
Perſon gekettet. Die alte deutihe Tradition, welche das Landeshaupt 
vorzugsweiſe als der Heerführer feines Herzogthums oder Gaues erſcheinen 
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lößt, wirkte wenigftens infofern allerwärts fort, als die Entwidelung eines 
glänzenden militärifchen Gefolges für die Pracht der Fürften und den Glanz 
der Höfe als unabweisbare Nothwendigkeit galt. Selbftverftändlich wurde 
dadurch in den Offiziercorps neben ariftofratiidem Selbitgefühl ein particu: 
lariſticher Geift genährt, und gerade in denjenigen unferer höheren Militärs, 
welche die nächte Umgebung ihrer Souveräne bilden, bat unjere national: 
politiihe Einheit die allerentfchiebenften Gegner gefunden. 


Den Schwierigfeiten, den dynaſtiſchen Widerſtand zu überwinden, bat 
ihon die Frankfurter Nationalverfammlung, der weder Sympathie 
tür den Barticularismus noch Mangel an Einfiht in die Bedeutung des 
Kriegsweſens für die ReichBeinheit zum Vorwurf gemacht werben fann, in 
hohem Maße Rechnung tragen müflen. Das Prinzip völliger Gentrali- 
jation der nationalen Wehrträfte hat die von ihr entworfene Verfaffung nur 
in Bezug auf die Seemadt zur Geltung gebradt. Während fie diefe zur 
ausſchließlichen Reichsſache erklärt und den Kinzelftaaten ausbrüdlich ver: 
bietet, Kriegsſchiffe zu halten und Kaperbriefe auszugeben, verhält fie fich in 
Bezug auf die Landmacht den Einzelftaaten gegenüber vielfach noch zurüd- 
baltender als bie Norddeutſche Bundesverfaffung von 1867. 

Bei dem Intereſſe, das ein Vergleih der Beitimmungen über das Kriegs- 
meien in beiden Urkunden gewährt, mögen bie betreffenden Paragraphen der 
Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 bier folgen: 
$. 10. Der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht das Hecht des Krieges und Friedens 


zu. 

3. 11. Der Reichögemwalt jteht die gefammte bewaffnete Macht Deutfchlands zur 
Verfügung. 

\. 12. Das Reichsheer beiteht aus der gejammten, zum Zwecke des Krieges 
beitimmten Landmacht der einzelnen Deutſchen Staaten. Die Stärke und 
Beſchaffenheit des Meichäheeres wird durch das Geſetz über die Wehrver: 
fafjung beitimmt. Diejenigen Staaten, welche weniger ald 500,000 Tin: 
mwobner haben, find durch die Reichsgewalt zu größeren militärifchen 
Sanzen, welche dann unter ber unmittelbaren Leitung der Reichsgewalt 
fteßen, zu vereinigen ober einem angrenzenden größeren Staate anzu: 
fchließen. Die näheren Bedingungen einer ſolchen Vereinigung find in 
beiden Fällen durch Vereinbarung ber betbeiligten Staaten unter Ber: 
mittelung und Genehmigung der Reichsgewalt feftzuitellen. 

9. 13. Die Reihögewalt ausſchließlich hat in Betreff des Heerweſens bie Gejek- 
gebung und die Organifation; fie überwadht deren Durchführung in ben 
einzelnen Staaten durch fortbauernde Controle. 

Den einzelnen Staaten fteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf 
Grund der NReichägefete und ber Anordnungen der Reichsgewalt und 
beziehungsweiſe in den Grenzen ber nach $. 12 getroffenen Vereinbarungen 
zu. Sie haben bie Verfügung über ihre bewafinete Macht, fomeit biejelbe 
nicht für den Dienjt des Reiches in Anſpruch genommen wird. 

\. 14. In den Fahneneid ift bie Verpflichtung zur Treue gegen das Reichsober⸗ 
Haupt und die Reichöverfaflung an eriter Stelle aufzunehmen. 

4. 15. All durd) Verwendung von Truppen zu Reichszwecken entſtehenden Koften, 
mwelde den durch das Reich feſtgeſetzten Friedensſtand überfteigen, fallen 
bem Reiche zur Laſt. 


“. 
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6. 16. Ueber eine allgemeine, für ganz Deutichland gleiche Wehrverfaſſung ergeht 
ein bejonderes Reichsgeſetz. 
$. 17. Den Regierungen ber einzelnen Staaten bleibt die Ernennung ber Befehl: 


baber und Offiziere ihrer Truppen, fomeit deren Stärke fie erheildt, 
überlaffen. 

Für Die größeren militärifchen Ganzen, zu denen Truppen mehrerer 
Staaten vereinigt find, ernennt die Reichögemalt. bie gemeinfchaitlichen 
Befehlähaber. 

Für den Krieg ernennt bie Reichsgewalt die commandirenden Generale 
der jelbftändigen Corps, ſowie das Berfonal der Hauptquartiere. 

F. 18. Der Reichögewalt fieht die Befugniß zu, Neichöfeftungen und Kürten: 
Vertheidigungswerke anzulegen und, injomeit die Sicherheit bed Reichs 
es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen billige Ausgleihung, namentlich 
für das überlieferte Kriegämaterial, zu Reichsfeftungen zu erklären. 

Die Reichdfeftungen und Küſten-Vertheidigungswerke des Reichs werben 
auf Reichskoſten unterhalten. 


F. 83. Der Kaijer bat bie Verfügung über bie bewaffnete Macht. 

Obgleich manche diefer Beitimmungen, namentlic) Die der Artitel 14 
und 83, der NeichBeinheit einen mejentlich beftimmteren Ausdrud geben, als 
die heute in Kraft ftehende deutſche Reichsverfafjung mit den ihr einverleibten 
Verfailler Verträgen, fo bieten biefelben doch noch weit geringere Garantien 
für eine gleichmäßige Drganijation des Reichäheeres und insbeſondere für eine 
gleichmäßige Erfüllung der den Einzelftaaten zu militäriichen Zwecken aufzu: 
erlegenden Laften und Pflichten. Da von einem gemeinfchaftlichen Kriegsbudget 
und einer gemeinjchaftlichen Finanzverwaltung in der Frankfurter Verfafjung fein 
Rede ift, der Geldpunft überhaupt gar nicht berührt wird, würden die fleineren 
deutihen Staaten, ganz wie im Deutſchen Bunde, dahin gejtrebt haben, ſich 
bezüglich ihrer militäriichen Pflichten mit dem Reiche möglichſt wohlfeil abau: 
finden. Das im Artifel 12 verheißene Reichsgeſetz, welches über die Stärke 
und Beichaffenheit des Reichsheeres beftimmen follte, würde nie die Yürg- 
ichaften zu bieten vermocht haben, welche die finanziellen Beftimmungen der 
heutigen Reichsverfafjung enthalten. Aber ſelbſt abgejehen hiervon, wäre von 
einem folhen Geſetz wenig Erſprießliches für die nationale Wehrkraft zu er: 
warten gewejen. Nach dem Ausfchluffe Oeſterreichs, der bei Feſtſtellung ber 
betreffenden Artikel ſchon zweifellos feſtſtand, follte Preußen im Staatenhautt 
von überhaupt 178 Stimmen nur 40, Sadjen, Hannover, Württemberg je 
12, Baden 10, Heſſen-Darmſtadt 8, Kurhefien 7 Stimmen führen, während 
fih alle übrigen auf die kleineren Staatswejen vertheilten Bei eine 
jolden Stünmenvertheilung würde faum für ein Geſetz über allgemeine 
und gleiche perſönliche Dienjtpflicht, geichweige denn über eine gleihmägige 
Präfenzpfliht und andere Dinge, von denen die kriegstüchtige Ausbil- 
dung und Schlagfertigleit des Heeres vorwiegend abhängt, eine Majorität 
zu gewinnen gemwejen fein. Wenn im zweiten Alinea des 13. Paragraphen 
von den „Anordnungen der Neichsgewalt” die Rede ilt, To dürfen Daruntcı 
höchſtens vereinzelte Verfügungen verftanden werden, nicht aber die eimbeitliche, 
wo e3 geboten ift, bis ins Detail hinabjteigende Leitung des ganzen Organis 
mus, wie fih ſchon daraus ergiebt, daß derjelbe Paragraph den Ginzelftaatın 
„Die Ausbildung ihres Kriegsweſens“ ausdrüdlich zumeilt. Gin gemeinſamer 
DOberbefehl im Frieden eriftirt nad der Frankfurter Verfaflung in der That 
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nit, und darf das Recht „der Verfügung über bewaffnete Macht” keineswegs 
in diefem Sinne verftanden werden. 

Die Frankfurter Nationalverfammlung bat in militärifchen Dingen dem 
Pertiularismus öffenbar größere Conceſſionen gemacht al® auf irgend einem 
anden Gebiet ihrer legislatoriſchen Bethätigung. Wie aber diefe Eonceifionen 
nad der einen Seite viel zu weit gingen, fo gingen fie nad der andern 
niht weit genug. Das mächtige Preußen konnte fich, ſelbſt wenn fein König 
die Kaiſertrone annahm, nie einer Militärgefeßgebung unterwerfen, mie fie 
im Hinblid auf das befchräntte Veto und die Zujammenjekung des Staaten: 
baujes von der Centralitelle zu erwarten war. Die preußiichen Webrinjtitu- 
tionen, welche ſich als die trefflichiten, jogar ala die einzigen relativ voll- 
tommenen der Welt erwiefen haben, würden geradezu Gefahr gelaufen fein, 
durch Majoritäten hinwegdecretirt zu werden. Hätte der Reichstag auch durch 
vorjichtigen Gebrauch feiner legislatoriſchen Gewalt diefe Klippe vermieden, 
jo würde doch jedenfalls die Gewißheit beitehen geblieben fein, daß die Kriege 
des Reiches ſtets vorzugsweiſe auf Preußen gelajtet hätten, da niemals auch 
nur annähernd gleiche militäriihe Anftrengungen von den übrigen Staaten 
zu erwarten gewejen wären. Gerade auf dem Gebiete des Kriegsweſens tritt 
es am entichiedenjten hervor, daß die Schwäche des Verfaſſungswerkes vor: 
wiegend in jenem Nivellirungsſyſtem beruht, das zwilchen einer Macht wie 
Preußen und den kleinſten Duodezftaate feinen principiellen Unterjchied zu 
maden wußte. Sollte Hier wirflid Tüchtiges gejchaffen werden, To bot ſich 
fein anderer Weg, ala die feitgegliederte preußiiche Armee zum Kryitallifa: 
tionskern der nationalen Wehrfräfte zu machen. 

Tiefer Gedanke, der freilih in das abftracte Syitem der Nationalver: 
ammlung nidt bineinpaßte, war von den Staatgmännern Preußens ſchon 
vor langer Zeit feit ins Auge gefaßt worden. Er tritt bereits in den Ber: 
bandlungen über ben Fürftenbund Friedrich des Großen erfennbar ans Nicht 
und gewann in den Projecten für eine politiiche Einigung Norddeutjchlande, 
mit welchen man ſich in Berlin zu Anfang diejes Jahrhunderts beichäftigte, 
cite Geſtalt. In den Unionsverſuchen, welche Preußen 1849, unmittelbar 
nah dem Scheitern des Werkes der Nationalverjammlung unternahm, tritt 
derſelbe Gedanke abermals hervor, und ebenjo in allen vom Berliner Gabinet 
unternommenen Bemühungen, die Militärverfafjung des demnächſt wieder 
ın alter Yorm reitaurirten Deutihen Bundes auf jolidere Grundlagen zu 
tellen. 

Die Pläne Preußens reichten bei allen dieſen Bemühungen zunächſt nicht 
reiter, als fie unter den damals obmaltenden Verhältniſſen Ausjicht auf Ver— 
wirklichung Hatten. Dan verhehlte ſich in Berlin Teineswegs, dag einestheils 
se auf ihre Bolljouveränetät eiterjüchtigen und im ihrer Griftenz meniger 
ecdrohten ſüddeutſchen SKönigreihe nie in einen Verzicht der militärischen 
doheits rechte, welche ihnen die alte Bundesverfafjung thatlächlich beließ, willigen 
zürden und daß überdies DOeiterreih, jo lange ed die Macht dazu Hatte, 
gen einen folchen Verzicht, ſelbſt wenn er freimillig erfolgte, fein entjchtedenes 
Leio einlegen würde. Preußens Augenmerk richtete ſich daher ausſchließlich 
auf die Morddeutihen Staaten. So lange Tefterreih dem Bunde angehörte, 
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war das Berliner Gabinet nicht abgeneigt, diefem eine engere militärifche Ver- 
bindung mit dem Süden anheimzugeben, nachdem die Rüdfichten auf Oefter: 
reich ſchwanden, gedachte es Bayern bie militäriſche Führung in Süddeutſch⸗ 
land zu. Sehr bemerkenswerth find in diefer Beziehung die Grundzüge zu 
einem neuen Bundesvertrage, welche Graf Bismard den deutſchen Staaten 
am 14. Juni 1866 unterbreitete, nachdem Oeſterreich den casus belli bereits 
geliefert Hatte. Artilel IX. diefer Vorlage lautete: 


Die Landmaht des Bundes wird in zwei Bunbeöheere eingetheilt, die 
Nord-Armee und die Süd-Armee. 

In Krieg und Frieden ift Seine Majeftät ber König von Preußen Bundes: 
Oberfeldherr der Nord:Armee, Seine Majeität der König von Bayern Bundes: 
Oberfeldherr der Süb-Armee. 

Jeder der beiden Bundes: Cberfeldherrn hat das Recht und bie Piliht, 
dafür Gorge zu tragen, daß innerhalb ber von ihm befehligten Armee die 
bundesbeſchlußmäßigen Gontingente vollzählig und friegstügtig vorhanden 
find, und daß bie nothwendige Einheit in der Organifation, Formation, in 
Bewaffnung und Commando, in ber Ausbildung der Mannſchaften, fowie 
in der Qualification der Officiere bergejtellt wird. 

Das Recht, unter Vorausſetzung übereinjtimmender Vorbildung bis zur 
Grenze des eigenen Gontingentes die Officiere zu ernennen, ſteht jeder 
Regierung zu; diejenigen Commando's, unter welchen mehr al3 ein Gontin: 
gent jteht, bejeßt ber Öberfelbberr. 

Diefelben müffen auch im Frieden jederzeit bejegt und in Function jein, 
nah Maßgabe der Heereseintheilung, wie fie biöher in der preußiichen, reſp. 
bayerifhen Armee ftattfindet, jo daß mindeſtens für je 3 Bataillone 1 Regi: 
ments⸗ Commandeur, für böditend 3 Regimenter 1 Brigade: Sommanbeur, 
für jede 2 Brigaden 1 Divifionär und für jedes Corps ber Bundes-Armee 
der commanbdirende General jederzeit in Junction üt. 

Der Oberjeldherr hat dad Recht, in den nad) feiner Ueberzeugung dringenden 
Fällen, die friegöbereite Aufitellung jedes Theils der von ihm befehligten 
Bundes-Armee innerhalb bed Gebietes der letzteren, vorbehaltlich jpäterer 
Genehmigung durch Bundesbeſchluß, anzuorbnen, und verpflichten ſich die 
Bundeöregierungen, eine ſolche Anorbnung in Betreff ihrer Contingente 
unverzügli auszuführen. 

Für jebes der Bundesheere wird ein gemeinjchaftliche®, mit der National: 
vertretung zu vereinbarendes Militär- Budget für Feldarmee und Feſtungs⸗ 

weſen, aus Matricular-Beiträgen der zu dem betreffenden Heere ihre Truppen 
ftellenden Regierungen gebildet. Die Höhe der Matricular- Beiträge richtet 
fi nad der Bevölferung ber betreffenden Staaten. 

Die Verwaltung jede ber beiden Bundes - Militär» Budget3 wird unter 
Leitung des Oberfeldherrn von einem, aus Xertretern der beitragenden 
Regierungen gebildeten Bundesfriegsrath geführt und bat der Nationalver: 
tretung jährlich Rechnung abzulegen. 

Jede Regierung leijtet felbit die‘ Auslagen für die von ihr geitellten 
Br vorbehaltlich gemeinfamer Abrechnung nad) Mafgabe der Beitrags: 
pflicht 

Eriparnijfe an dem Militär-Budget, mögen fie an ben Gefammtaudgaben, 
oder an benen für bie einzelnen Contingente gemacht werben, fallen unter 
feinen Umjtänden der einzelnen Regierung, welche fie macht, ſondern dem 
für jebe der beiden Bundes-Armeen gemein famen Bundeskriegsſchaßze 
zu. Die Controle bed letzteren fteht der Nationalvertretung zu. 


Im Großen und Ganzen find bier alle weſentlichen Cinrichtungen 
bereits Har und beſtimmt vorgezeichnet, welche jpäter in der Norbbdeutichen 
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Bundesverfaſſung feitgeitellt wurden. Zu den beachtensmwertheiten der: 
jelden find nächſt der Regelung des Oberbefehls in Krieg und Frieden unbe: 
dingt daB gemeinihaftlide Militärbudget und die Beitimmung zu 
zählen, daß etwa emtretende Eriparnifjie am Militäretat unter 
feinen Umftänden den Einzelftaaten zufallen follen. Damit 
mar diejenige wichtige Garantie für eine alfjeitige Erfüllung der militärifchen 
Pflichen gegeben, welche die Frankfurter Verfaffung jo vollftändig ver: 
miſſen ließ. 

Allen Anfprüden an eine einheitliche Geftaltung des gefammten Kriegs- 
weſens hat freilich auch die Norddeutſche Bundesverfaffung nicht zu entiprechen 
vermodht ; fie bleibt in diefer Beziehung noch ſehr erheblich Hinter der Nord: 
ameritaniichen Verfaſſung zurüd, melde in Bezug auf die regulären Streit: 
fräfte von den Territorialgewalten vollftändig abitrahirt. Indeß ericheinen 
die den Cinzeljouveränetäten gemachten Conceſſionen nicht bedeutend genug, 
um jelbft im alle unglüdlicher politiiher Conjuncturen ernfte Bedenken zu 
rechtfertigen.” Die Beftimmung des Artikels 63, wonach die gefammte Land- 
maht bed Bundes ein einheitliches Heer zu bilden hat, welches in Krieg und 
Frieden unter dem Befehle des Bundesoberhauptes fteht, giebt der eriten und 
unabweisbariten Bedingung einen jehr bejtimmten Ausdrud; die Mebertragung 
der preußiichen Organiſation auf das gejammte Bundesheer bietet Bürgſchaft 
für zweckmäßige Einrichtungen, die Centralifation des Etatsweſens für gleich: 
mäßige Erfüllung der militärifchen Bundespflichten ; die Ernennung der Generale 
dur) den Bundesfeldherrn und der demfelben von den Höchftcommandirenden 
der Contingente und von den Tseftungscommandanten zu leijtende Fahneneid 
erhöhen die politifche Sicherheit. Was die Verfafjung vermiffen läßt, wien. c. 
die gleichen Fahnen und Yeldzeihen, den dem Bundesoberhaupt von allen 
Militärs unmittelbar zu leiitenden Fahneneid, durfte wenigſtens innerhalb der 
Grenzen des Norddeutichen Bundes als minder wejentli gelten. Mit der’ 
Ausdehnung des Bundes über ganz Deutichland gewinnen indeß auch Diele 
Tinge höhere Bedeutung. Je größer die zum Reiche gehörenden Einzel: 
taaten, um jo entichiedener erjcheint die Gentralijation und Kinheitlichkeit des 
Kriegsmwejens geboten, um jo jchmwerer aber ijt e8, fie zu erreihen. Schon 
Zahien gegenüber jah jih Preußen noch vor dem Zujammentreten des con: 
ſtituirenden Reichsſstags veranlaßt, fei e8 aus einer Anwandlung dynaſtiſchen 
Vütgefühls, ſei es, um dadurch beim Abſchluß des Bundesvertrags anderweite 
Augeſtändniſſe zu erlangen, nicht Unerhebliches von den Rechten preiszugeben, 
zache ihm der Friedensvertrag und die im Entwurf bereits vorliegende Ver: 
rafung einräumten. Mit der diefem Staate ertheilten Zufage, der Bundes: 
idherr werde „nicht in die innere Verwaltung des k. ſächſiſchen Armeecorps 
eingreifen“, und ber darin enthaltenen Zubilligung eines eigenen Kriegsmini- 
“erlums war von vornherein das aus dem Artikel 62 und 63 der Verfaſſung 
unmittelbar abzuleitende Recht der centralen Verwaltung bes Reichskriegs⸗ 
ins geopfert. 

Troß deflen aber muß anerfannt werden, daß nad) der verfafjungsmäßigen 
Auirichtung des Norddeutfhen Bundes in der militärifchen Einheit ein ftarfer 
'srundpfeifer des deutichen Nationaljtaates geichaffen war. Die Hoffnung 
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daß fich dereinſt das gefammte zu einem einzigen Reihe verbundene Deutid: 
land auf denjelben ſtarken Tfeiler ftüben werde, war freilich eine fo kühne, 
daß fie faum je gehegt werden durfte. Leider aber bleibt das, was durd 
bie Verträge von 1870 geichaffen und im Laufe der Frühjahrſeſſion vor 
1871 Verfaſſungsrecht wurde, wie unfere weiteren Ausführungen zeigen 
werden, auch Hinter den bejcheidenjten Erwartungen aller Nationalgefinnten 
und felbft Hinter dem zurüd, was das Weſen des Bundesſtaates unumgäng: 
lih fordert. 


I. 
Die Wehrinftitutionen nad) der neuen Neichöperfaflung. 


Wo es fich um fritiiche Betrachtung ftaatsrechtlicher Stipulationen handelt, 
muß felbjtverftändlih jedes individuelle Vertrauen und jedes Pietätsgefühl 
zurüdtreten, wir haben daher angeficht3 der gegenwärtigen Reichätriegsver: 
faflung unbefangen zu prüfen: 

1) ob diejelbe eine zmwedentiprechende und gleihmäßige Intfaltung der 

deutſchen Wehrkräfte ficherjtellt, und 

2) ob fie die nöthigen Garantien für alle politiſchen Cventualitäten 

gewährt. 


Ad. 


Für eine zwedmäßige, dem Fundamentalprinzip der allgemeinen Dientt- 
pflicht entiprechende Organifation der deutfchen Wehrfraft bietet die ausnahms: 
lofe Gültigkeit des Artikels 59 der Berfaflung für alle Einzelſtaaten des 
Neiches und die Uebertragung der bewährten preußifchen Organijation auf alle 
Bundesftaaten im Großen und Ganzen werthvolle Bürgfchaften. Wenn aud 
Bayern in letzterwähnter Beziehung noch Ausnahmeredhte in Anſpruch nehmen 
darf, To ift doch keineswegs zu fürchten, daß diefelben auf die Dauer zum Nach 
theil der nothwendigen Uebereinftimmung in wejentlihen Dingen geltend 
gemacht werden ſollten. Es darf als gewiß angenommen werden, dat all 
Staaten ihre Contingente im allgemeinen jo organijiren und ihre jährlichen 
Aushebungen derart bemefjen werden, daß jie im Kriege dem Reichsheere 
diejenigen Truppentheile zu ftellen vermögen, welche der allgemeine Organi— 
fattonsplan in Ausfiht nimmt. Damit aber kann der Mangel voller Ein. 
‚heitlichteit des Reichskriegsweſens keineswegs als beglichen erachtet werben, 
vielmehr bleiben ſowohl bezüglich adminiftrativer und technifcher Angelegenbeiten, 
wie namentlich bezüglid einer volljtändig gleichmäßigen Bertheilung der mili: 
tärifchen Laften auf alle Glieder des Reiches ernfte Bebenfen beftehen. 


Die augenfälligite Schwäche unjerer Reichskriegsverfaſſung beruht in dem 
Mangel eines durdhgreifenden gemeinjamen Oberbefehls im 
Srieden und einer einheitlihden Verwaltung Bayern ift den 
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kaiſerlichen Oberbefehl während des Friedens gänzlich entrüdt, und nur im 
Kriege haben die bayerifchen Truppen „ben Befehlen des Bundesfeldherrn 
unbedingt Folge zu leiften.” Die Militärhobeit, melde — im birecteften 
Segenfat zur Idee des Bundesftaates — dem Könige von Bayern für den 
Frieden ausdrüdlih gewahrt ift, ift ihm aud für den Krieg nicht entzogen. 
Daß das bayerifche Heer mit dem Beginn der Mobilmahung unter die Befehle 
des Kaiſers tritt, ändert hieran nichts, da die zeitweiſe Unterordnung einer 
Armee unter einen derjelben nicht angehörenden höchſten Führer die Hoheits- 
rehte des Landesherrn im feiner Weife alterirt. Das bayerifche Kriegämini: 
iterium wird auch im Kriege der Gentralgewalt des Reiches nicht unterftellt, 
organifatorifche Beitimmungen wird der Kaifer alſo auch dann nicht zu treffen 
vermögen. 

Der in dem Vertrage vom 23. November 1870 vorgeiehene Anfchluß der 
bayerifhen Armee an das Reichsheer ift derart verclaujulirt, daß vorläufig 
alles von dem guten Willen des Münchener Cabinets abhängt. Das ine 
behält das Münchener Cabinet ſich vor, das Andere „wird es heritellen“, für 
ein Drittes ift „freie Verſtändigung“ in Ausficht genommen zc. ꝛc. Derartige 
Stipulationen mögen allenfalls in einem Bündnißvertrage zweier völferrechtlich 
von einander unabhängiger. Staaten am Orte fein, nicht aber in einem 
Qundesftaate und kaum in eimem auf gejunden Grundlagen beruhenden 
Staatenbunde.. Wie ganz anders klingt da der einfahe Sat der Nordameri- 
faniichen Berfafjung: The president shall be commandor in chief of the 
army and the navy of the United States... .“ 

In Bezug auf Organifation, Formation, Ausbildung und Gebühren, 
iowie Binfichtlih der Mobilmahung wird Bayern, wie e8 in dem zu Ber: 
'affungsrecht erhobenen Vertrage heißt, allerdings „volle Uebereinftimmung mit 
den für das Bundesheer -beftehenden Normen herjtellen“, auch hat es ſich 
(obgleich nur mit gewiſſen Beihränfungen) für die Zukunft mwenigjtens „der 
vertafjungsmäßigen Beichlußfaffung über die der Bundesgeſetzgebung anheim: 
'allenden Materien“, aljo der fünftigen Bundesgefeßgebung jelbjt unterworfen 1), 
damit aber iſt keineswegs das erfüllt, was vom militärischen wie vom politifchen 
Ztandpuntte für ein einheitliches Heerweſen als nothwendig erachtet werden 
mug In allen Angelegenheiten des Kriegsmejens handelt es ſich um eine 
sauernde ſtrenge Controle, die, wie wir |päter namentlih im Hinblid auf den 
Fräienzftand im Frieden näher entwideln werden, nicht nur Bayern, jondern aud) 
andern Staaten gegenüber jeiten® der Reichsgewalt nur in der unvollfonmeniten 
Weiſe geübt werden kann. Außerdem ijt zu beachten, daß auf militärifchem 
(Febiete das Geſetz am allerwenigften ausreicht, daß hier vielmehr nicht nur 
die Ausführungsverordnung, jondern der unmittelbare Befehl hinzutreten muß. 

Während es der Reichögewalt Bayern gegenüber volljtändig an der 
Gompetenz gebricht, auf dem für eine einheitliche Heeresleitung unabmweisbar 
jebotenen Wege der Verordnung und des Befehls vorzugehen, ijt ihr biefer 
Leg auch Württemberg und ſelbſt Sachſen gegenüber vielfach verlegt. Vor allem 
nd es drei Momente, welche in Bezug auf diefe Staaten in Betracht kommen: 


— 
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zunächſt die Beichräntung des Taiferlihen Rechtes zur Ernennung ber 
höheren und höchſten Führer, dann die Beriplitterung der Ber: 
waltung, und endlich der Verzicht auf dag Dislocationsredt. 

In Bezug auf die Krnennung der höheren Führer hat das Reichs⸗ 
oberhaupt ſelbſt Sachſen gegenüber nicht Unerhebliches von den echten 
geopfert, welche ihm der Grundtert der Verfaffung zuerfennt. Bezüglich der 
Höhitcommandirenden des fächfiichen Contingents legt der Separatvertrag vom 
17. Febr. 1867 (deſſen jtaatsrechtliche Geltung freilich nicht unanfechtbar) dem 
Kaijer die beengende Verpflichtung auf, deffen Ernennung nur auf Grund der 
Borfchläge des Königs von Sachſen zu vollziehen. Württemberg gegenüber geht 
die Beichränfung der failerlihen Machtbefugniß erheblih weiter. Das Gr: 
nennungsreht des Höchitcommandirenden des Contingents fteht nicht dem 
Kaifer, Tondern dem Landesherrn zu; derſelbe iſt dabei nur an die vorherige 
Zuftimmung des Kaiſers gebunden, ſodaß letzterer auf ein Vetorecht befchränft 
bleibt. Die Verfaflungsbeitimmung, welche die Ernennung aller Generale an 
die Zujtimmung des Kaiſers bindet, hat für Württeinberg gar Feine Geltung 
und felbft bezüglich der Feitungscommandanten-, deren Ernennung die Ver: 
fafjung ausſchließlich dem Kaijer zufchreibt, ijt Württemberg gegenüber dahm 
abgeſchwächt, daß die Berufung für diefe VBertrauenspoiten von jeiten des 
Yandesherrn erfolgt, der fich diejerhalb nur mit dem Kaifer „ins Vernehmen 
zu feßen hat“. Mürttemberg hat hiernach das Recht, darauf zu bejtehen, 
daß der höchſte Befehlshaber und alle Generale aus dem württember: 
giihen Kontingent felbjt hervorgehen, moburd; — von jeden: politijchen Be: 
denfen vorläufig abgejehen — ein Borzug aller großen Armeen, der einer 
möglichſt großen und freien Concurrenz aller befähigten Offiziere wm die 
höchſten Stellen, für das Reichsheer nicht unmefentlid beeinträchtigt werden 
ann. Kein Corpsverband weiſt jederzeit ffiziere in der entiprechenden 
Anciennetät auf, die zur Führung eines Armeecorps vorzugsweije berufen find. 

Was die Verwaltung anbelangt, jo wurde bereits oben angedeutet, 
daß deren Eentralifation nad) Ausweis der Artikel 62 und 63 im Geiſte 
der urfprünglichen Verfaſſung liegt, daß aber jchon vor deren Zuſtandekommen 
Sachſen von jeiten des Reichsoberhaupts ein eigene Kriegsminifterium zu: 
gebilligt und das Verſprechen ertheilt wurde, in die innere Verwaltung des 
Contingents nicht einzugreifen. Württemberg hat in dieſer Beziehung noch 
eine meit erimirtere Stellung, die ſich jogar auf das bedenkliche finanzielle 
Vorrecht erjtredt, Erſparniſſe an der Armeeverwaltung der Landeskaſſe zu: 
zuführen. Sieht man dieſes Vorrecht, deſſen wir weiter unten näher zu ge: 
denfen haben, nicht etwa als einen Nechtfertigungsgrumd an, jo jind aus „be: 
fonderen Verhältniſſen“ herzuleitende Motive für die Errichtung von bejonderen 
Kriegäminifterien in den Einzelſtaaten unbedingt nicht geltend zu machen. 
Eine feit Jahrhunderten als mujtergültig anerkannte Adminijtration, melde be: 
reits den ganzen deutichen Norden, Heſſen und Baden umfaßt, jollte füglich auch 
Bayern, namentlich aber Sachen und Württemberg in fi) ſchließen. Die Cin: 
richtung autonomer Cinzelverwaltungen unter befonderen Kriegsminitterien itt 
nicht nur eine Vergeudung finanzieller und intellectueller Kraft, jondem ein 
Hemmniß für die Gefammntleitung des Heerweſens, das fich ſowohl im Frieden, 
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wie ganz befonders im Kriege fühlbar machen muß. Die großartige Ent: 
faltung der Heerkraft, welche Preußen in ben Kriegen von 1866 und 1870 
durd) impropifirte Neuformationen von Regimentern und Divifionen aus Rand: 
wehrtruppen, Erſatzbataillonen zc. ermöglichte, war weſentlich dadurch bedingt, daß 
der im Hauptquartier bes Königs weilende Kriegaminijter alle Fäden der 
Verwaltung in der Hand hatte. Ein Drud auf den Telegraphen genügte, 
um die umfajlendjte Urganijation neuer Heeresförper mit allen zugehörenden 
Adminiſtrationen, Traing ꝛc. ind Leben zu rufen. Daß dies bei einer Theilung 
der Heeresverwaltung nit in gleihem Maße angeht, liegt auf der Hand. 
Wenn auch mit Eintritt des Kriegszuſtandes der Überbefehl über das bayerifche 
Heer an den Kaijer übergeht, jo kann doch unmöglich — ſelbſt wenn Bayern 
dies zugeſtehen wollte — der preußiiche Kriegsminijter gleichzeitig an Die 
Stelle des bayeriichen treten. 

Der Mangel eines durchgreifenden einheitlichen Oberbefehl3 im Trieben 
manifejtirt jich ferner in den Beichränfungen des Dislocationsrechtes, 
auf welches der Kaijer für die Dauer des Friedens in den Verträgen mit 
Vayern und Württemberg ausdrüdlich verzichten mußte und zu deflen con- 
ventioneller Beichränfung ſich die Reichsgewalt auch Scichſen und den meiften 
Ztaaten des Nordens gegenüber herbeilieg. Abgejehen von den politiichen 
Moment, welches wir vorläufig außer Betracht zu lafjen haben, muß es 
ihon nom rein militärtichen Geſichtspunkte gewiß als ein Nachteil gelten, 
daß der Kaijer fich beiſpielsweiſe mit dem Großherzog von Heilen erft ins 
Vernehmen zu jeßen bat, wenn er zur. Stärfung bes friegeriihen Geiftes der 
die 25. Divifion der preußiichen Armee bildenden Truppen einen Luftwechſel 
tür vortheilhaft erachtet. Zur zeitweilen Verlegung einiger preußiſchen Re- 
gimenter in den Bereich des mürttembergiichen Armeecorps, wie jie für Die 
angeitrebte Gleichmäßigkeit der Ausbildung und auch in anderer Beziehung 
von hohem Werthe jein Eönnte, jteht dem Kaiſer ohne ausdrüdliche Ein- 
willigung bes Landesherrn ein Recht nicht zu; Bayern gegenüber ijt eine 
ſolche Maßregel überhaupt nicht denkbar. 


Als eines weiteren Punktes, in welchem die Autorität der Reichsgewalt 
durch die Sonderrechte der Königreiche zum Nachteil des Ganzen wejentlich be- 
Ihränft wird, Haben wir noch des hochwichtigen Nechts, Yeitungen an: 
sulegen, zu gedenfen. Sachſen gegenüber bat das Reichäoberhaupt in 
einem bejondern Vertrage die Verpflichtung übernommen, Dresden nicht zur 
Feſtung zu machen, und doch ijt gerade Dresden ein Punkt, deſſen ftrategiiche 
Lage nicht nur im Falle eines Krieges gegen Oeſterreich, jondern auch eines 
ioihen im Bunde mit Oeſterreich gegen Rußland eine angemeijene Befejtigung 
überaus wünjchenswerth ericheinen laflen könnte. Was Württemberg an: 
langt, jo hat der Kaijer jich, im alle es jih um die Anlage neuer Befeiti- 
gungen Handelt, mit dem Landesheren „vorher ins Vernehmen zu jeken". 
Staatsrechtlih mag e3 feinem Zweifel unterliegen, daß die Reichögejeßgebung 
einzutreten haben würde, menn ein ſolches Vernehmen nicht zu einem Ein: 
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verſtändniß führen ſollte. Da es ſich aber Hier nicht ausſchließlich um per: 
manente Feltungen handelt, fondern auch um Anlagen, die, wie beiſpielsweiſe 
im Jahre 1866 die Floridsdorfer Schanzen bei Wien, bei einem drohenden 
Kriege improvifirt werben müflen, jo ift in einer folchen vertragsmäßigen 
Verpflichtung immer eine mit dem Prinzip militärifcher Reichseinheit Ichwer 
zu vereinbarende Schwächung der Gentralgewalt zu erfennen. 

Bayern behauptet bezüglih des Feſtungsweſens eine ganz ähnlide 
Sonderftellung wie in den eigentlichen Seeresangelegenheiten. Während in 
allen übrigen Gebieten des Reichs die Feltungsangelegenheiten wenigitens 
injofern Sache der Gentralgewalt find, als ſeitens derjelben für den kriegs 
tüchtigen Zuftand und Die durd die Yortentwidelung der Feuerwaffentechnik 
gebotenen Ergänzungen und PVerbeflerungen Sorge getragen wird, ijt Bayern 
von der Antheilnahme an den daraus erwachſenden Laften befreit und hat 
dagegen nur die Feſtungen Ingolſtadt und Germersheim und die Werte 
des Brüdentopfes Neu-Ulm ſowie die „etwa fünftig auf feinem Gebiet norh: 
wendig werdenden Befeitigungen” in „vertheidigungsfähigen Zuftande zu er: 
halten.” Ganz abgejehen von der hierin liegenden großen finanziellen Be: 
vorzugung ift nicht zu verfennen, daß ein derartiges Arrangement für die 
einheitliche Regelung des. nationalen Vertheidigungsigftems die allerunzu: 
reihendften Bürgichaften bietet. Bayern ijt in diefer Beziehung vom Reiche 
geradezu unabhängig. „Die Anlage von neuen Befeitigungen auf bayeriichem 
Gebiet im Intereſſe der gejammtdeutfchen VBertheidigung“, wird ‚Bayern, mie 
es im Dertrage heißt, „im Wege jemweiliger [pecieller Vereinbarung zugeftehen.“ 
Alſo aud in biefem Punkte ift noch eine bejondere Vereinbarung von Reich 
zu Staat geboten, die feinen geringen Schwierigkeiten unterliegen würde, wenn 
e8 fich je einmal, was doc keineswegs unmöglich, um die Befeftigung von 
Münden handeln follte. 


* * 
1) 


Prinzipiell weniger hervorragend als die eben angedeuteten Hauptmomente, 
thatjächlich aber in Bezug auf die zwedentiprechende und gleihmäßige Entjal- 
tung der nationalen Wehrfräfte erheblich ſchwerer ind Gewicht fallend ift die 
Unzulänglihkeit der Garantien, welche das Reichsverfaſſungsrecht für 
die Aufredterhaltung der nah dem Schlufiake des Artitels 60 
durh die gejeßgebenden Factoren periodijch feitzuitellenden 
Triedenspräfenzitärfe bietet. 

Wenn die Zahl der Cadres und der für dieſelben alljährlih auszu— 
hebenden Mannjchaften im allgemeinen als gleichmäßig geregelt und feititehend 
angenommen werden darf, bleibt die Höhe des Präfenzitandes nur von der 
Zeitdauer abhängig, welche der einzelne Dienftpflichtige in der Waffenichule 
des ftehenden Heeres verbringt. Der Grad der militäriihen Ausbildung, 
das weſentlichſte Moment für die Kriegstüchtigkfeit der Armee, wird durch 
diefe Zeitdauer vorwiegend bedingt. Der Artifel 59 der Bunbdesverfajlung, 
welder u. a. beitimmt, daß jeder mwehrfähige Deutiche jieben Jahre dem 
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jtehenden Seere und zwar „die erften drei Jahre bei den ahnen”... 
angehört, bietet in diejer Beziehung feine ausreichende Garantie. Dieſer 
Artitel, der nach Reichsrecht für alle Staaten gleichmäßige Geltung hat, ver: 
pilihtet nur den Unterthanen, nicht aber die Regierungen. Es geht 
dies ebenjowohl aus den Artikeln 60, 62 und 63 der. Berfaflung hervor), 
wie aus der Thatjache, daß es fchon aus finanziellen Gründen unmöglid) ift, 
jeden wehrfähigen Mann auf drei volle Jahre in das jtehende Heer einzu: 
reihen. Auch ift im Norddeutichen Bunde und im Reiche die volle dreijährige 
Tienitzeit bisher nie zur praftiihen Anwendung gefommen; der Staatsminifter 
von Roon gab noch in der letzten Seſſion des Reichstags (November 1871) 
die Erklärung ab, daß die Regierung das Recht habe, nicht nur einzelne 
Yeute, jondern ganze Kategorien nad fürzerer Dienitzeit zu entlaflen. 
Tie Beitimmung, in wie weit eine derartige Beſchränkung jtattzufinden hat, liegt 
aber keineswegs volljtändig in den Händen der Gentralgewalt; jichere Grund: 
lagen für eine gleichmäßige Anftrengung find. daher nicht gegeben. Schon aus 
der wiederholt erwähnten Militärconvention mit Sadien, laut welder das 
Bundesoberhaupt dieſem Staate nicht nur die gejonderte Verwaltung der auf 
denjelben fallenden Quote des Militäretat3 anheimgab, ſondern auch die Zu: 
age ertbeilte, „nicht in die innere Verwaltung des ſächſiſchen Armeecorps ein: 
greifen zu wollen“, ergiebt fich, daß Sachſen in der Lage ijt, durch Beurlau— 
dungen und andere Mittel feinen Unterthanen die militäriihen Pflichten im 
Sergleih zu Preußen und den mit ihm militäriih unirten Staaten erheblich 
‚u erleichtern. Sachſen gegenüber ift hierin allerdings feine große Gefahr zu 
ertennen, da jeine eventuellen Erſparniſſe am Kriegsbudget verfaſſungsmäßig 
sicht der betrejienden Landes-, jondern der Reichskaſſe zufließen. Ganz anders 
aber geitalten jich die Dinge ſchon bei Württemberg, das fi) mindeitens 
der gleichen Autonomie erfreut wie Sachſen, dem aber außerdem noch durch 
die zum integrivenden Theil der Verfaſſung erhobene Convention vom 21/25. Sptbr. 
INO das Zugeſtändniß gemacht wurde, dag „Erſparniſſe, welche unter voller 
Früllung der Bundespflichten als Ergebniß der befondern obwaltenden Ver: 
baltmifje möglich werden, zur Verfügung Württemberg3 verbleiben“ jollen. Wie 
dieſer Cinzelitaat in anderer Weile außerordentlihe Erſparniſſe maden will, 
is durch zeitweife Reduction des Präjenzitandes im Wege der Beurlaubungen, 
t ſchwer erfindlih. Sei dem übrigens, wie ihm wolle, jedenfalls ſchwächt 
Nee Stipulation die ohnedies jchwachen Garantien für gleichmäßige militäriiche 
Anitrengungen jeitens aller lieder des Reiches weſentlich ab?). 

'ı, Zergl. ©. 42. Note 3. 

2) Auch noch in anderer Beziehung bat jenes Zugeſtändniß an Württemberg 
‚ne großen Bedenken. Wenn durch zu hohe Veranſchlagung einzelner Etatspoſi⸗ 
"onen, Durch Sinken der Setreidepreije und ähnliche GConjuncturen oder aud) durch 
om Kaifer als Bundesfeldherr verfügte zeitweije Reductionen des Präjenzitandes 
a ganzen Reiche Eriparnijje am Militäretat möglich werden, jo haben alle Staaten 
au Ausnahme Württembergs (und Bayerns) biejelben zur Reichskaſſe abzuführen. 
"tafjung und Vertrag meifen aber feine Beitimmung auf, wonach Württemberg 
:ı dietem Zufluß zur Reichskaſſe nicht auch noch indirect jeinen Antheil hätte. Hier mag 
an freilich eine Berftändigung im Wege der Billigfeit jederzeit zu erwarten jein, wie 
er ftellen fich bie Dinge, wenn Ueberfreitungen des Reichsetats eintreten, die nicht 
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Mit vollen Bedacht Hatte Preußen ſchon in den mw. o. auszugsweiſe 
mitgetheilten Grundzügen zu einer neuen Bundesverfaſſung (d. d. 14. Jum 
1866) den Sat aufgeftellt, daß Erſparniſſe am Militärbudget, fei es an 
den Gejammtausgaben oder ‘denen der Contingente unter Leinen Um: 
ftänden der einzelnen Regierung, welche fie mache, fondern der Bunbestriegö: 
fafle zufallen follten, und nicht ohne guten Grund wiederholt der Artikel 6: 
der Reichsverfaſſung, von melden fih Württemberg erimirte, diefen Sak in 
gleich erprefien Worten. Die militärische Schwäche des alten Deutichen Bun: 
des lag vor allem darin begründet, dab für den Geldaufwand feine Controlt 
erijtirte und darum in den Mittel: und Kleinftaaten ſtets dahin geftrebt wurd, 
durch zeitweije Neduction des Truppenſtandes auf Koſten der Ausbildung 
Erſparniſſe zu erzielen. In Bezug auf die dauernde Bollzähligkeit des Fri: 
jenzitandes kann das dem Kaifer zuftehende Inſpectionsrecht keineswegs alö 
ausreichende Garantie gelten. Ganz abgejehen davon, daß es ſich ja ſchon in 
den Zeiten des Bundestags ſtets ala möglich erwiejen, für ben Tag der 
Inſpicirung volle Reihen herzuftellen, iſt e8 unleugbare Thatjache, daß die 
Haltung der Truppen bei einer Parade oder einem Friedensmanöver nur 
ein ſehr unvollitändiges Zeugniß von ihrer militärifhen Ausbildung gie. 
Der Grad der Disciplin, zu deſſen Befeftigung es einer gewiſſen Dauer der 
Dienftzeit nothwendig bedarf, entzieht fich bei ſolchen Inſpicirungen jeder ein: 
gehenden Prüfung, außerdem aber ift es auch für den Inſpicirenden unmöglid, 
ohne unverhältnißmäßigen Zeitaufwand und ohne Verlegung der einmal 
gebotenen Kourtoifie Unterfuchungen darüber anzuftellen, ob alle Mann: 
haften die nöthige Detailausbildung im Turnen, Schießen u. ſ. mw. erhalten 
haben. | 

Was von Württemberg gilt, das gilt in potenzirtem Maße von Bayern. 
defien „Heer“ im Frieden nur in der loderften Weife mit dem übrigen Reihe 
heere zujammenbängt. Obgleich zwar feine der in den Zufahartifeln der Reihe: 
verfaflung angezogenen Vertragsbeftimmungen ausdrücklich ausfpricht, daß Cr: 
fparniffe am Militäretat dem Cinzelftaate zufallen follen, nimmt Bayern dieſes 
Privileg als jelbitverftändlih für fih in Anfprud. Bei Berathung der Ber: 
träge in ber bayerifhen Kammer erflärte der Minifter von Lug, „daR eine 
ſolche Beitimmung nur deshalb nicht aufgenommen ſei, weil fie ji ganz von 
jelbft verftehe, was bei Württemberg vielleicht nicht in demfelben Maße dur 
Fall feir. Bon Reichswegen wird dies gewiß nicht beftritten werden. Würt 
temberg ijt menigiten® verfaflungsmäßig verpflichtet, die Ausgaben für das 
Bundesheer „nad Maßgabe des Bundeshaushaltsetats” zu leijten und fann 
nur durch freie Interpretationen der hieraus erwachienden Verpflichtungen 
Criparnijje erzielen, Bayern aber hat jeinen Specialetat felbft zu regeln un? 


| 
aus aufßerordentlichen Truppenverjtärfungen, fondern aus andern nicht vorker: 
zujehenden Berhältnijlen, wie Theurung 2c., erwachſen? Die Billigfeit rordert 
doch, daß wer eventuelle Ueberſchüſſe einzieht, auch für eventuellen Mehraufwand 
auffommen muß. Tie mwürttembergiihen Kammern würden fi) ſchwerlich auf di 
Tedung einlaffen, e8 bliebe aljo nur die Wahl zwijchen finanzieller Hülfe von jeiten 
des Reichs, oder außerorbentliher Beurlaubungen, d. 5. einer inbirecten Hülfe au 
Koſten der Kriegstüchtigfeit des mürttembergiichen Contingents. 
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bezüglich des Präfenzitandes thatſächlich freie Hand!). Daß es feinen Truppen 
mit dem übrigen Reichsheere die gleiche Ausbildung zu geben verpflichtet ift, 
bietet praftifch keinerlei Gewähr, da Autorität und Machtvollkommenheit des 
Yundesfeldherrn das einzige Mittel der Prüfung, die periodiſche Infpieirung ber 
Truppen, Bayern gegenüber von um jo geringerem Werthe ift, als diefer Staat 
während bes Friedens dem militärifchen Oberbefehl des Kaifers nicht untergeben ift. 

Die bedeutend die Tragweite des Bayern gejtatteten und für ambere 
Siaaten nicht ausreichend beichräntten Beurlaubungsrechtes ift, mag an der 
Thatſache ermeſſen werden, daß ſich nach einer in mehreren Blättern veröffent: 
lihten Notiz im Herbfte 1871 die Compagnien der nicht auf dem Kriegsfuße 
ſtehenden ſũdſtaatlichen Truppen zwifchen 50 und 75 Wann berechneten, während 
dielelben in Preußen ungefähr doppelt fo ftart waren. Bon einer gerechten 
Verteilung des finanziellen und wirthichaftlihen Aufmwandes Tann unter 
ſolchen Verhältnifjen ebenſowenig die Rede fein, als von einer Gleichmäßigkeit 
der militäriichen Ausbildung. | 

Tie Frage, welcher Dauer der Dienftzeit bei den Fahnen es zur voll- 
'tindigen Ausbildung für den friegeriihen Beruf bedarf, mag ftreitig fein, 
es mag dazu namentlich für den Infanteriften ein erheblich geringeres Zeit— 
raag als das von drei Jahren ausreichen, immerhin aber ift dies ein Puntt, 
der nothwendig durch bie Reichsgewalten entjchieden werden muß und dem 
(rmeiten der Einzelftaaten nicht anheim gegeben werben darf. Wie feit zwei 
Menſchenältern wird Preußen auch noch auf Jahre hinaus vorwiegend die 
Wehrlaſt Deutſchlands zu tragen haben, da es der einzige Staat iſt, in 
meiden das nun auf das gefammte Reich übertragene Syitem der Heeres: 
dung die nöthige Zahl von Reſerven geichaffen hat; endlich aber muß doch 
billigerweije ein Zeitpuntt eintreten, in welchem ſich diefe Laſt ausgleiht. Für 
den Krieg läßt fich diefe Ungleichheit vor Ablauf eines Jahrzehnts nicht hin- 
zegbeben, für die Dauer des Friedens aber ift es eine erfüllbare und mit aller 
Energie geltend zu machende Forderung der Gerechtigkeit, daß in Bezug auf 
den Präſenzſtand und die durch denjelben bedingte active Dienftzeit des Ein— 
»inen im ganzen Reiche nicht der mindeſte Unterfchted obwalte. Niemand 
td behaupten können, daß bier Sonderverhältniſſe VBerfchiedenheiten bedingen. 
"ögen die Das Gros jeder Armee bildenden unteren Bolfsichichten im Süden 
::h den Stempel der älteren Eultur ihrer Heimath tragen, mögen jie an 
‚utelligenz und körperlichen Geſchick die Söhne mander Provinzen des Nor: 
>ns und Oſtens überragen und darum in vielen Dingen leichter zu unter: 
:äten und einzuüben fein,, jo find fie gewiß in gleihen Maße fchwerer 
‚ jener ſich in allen Lagen ala „freiwilliger Gehorſam“ manifejtirenden Dis: 
sin zu erziehen, die vor allem den Soldaten ausmacht. Ein gegenjeitiges 
"migen der friegeriichen QTüchtigkeit wird gewiß nicht zum Nachtheil des 
Nordens ausfallen. 

Wer mit dem Autor diejes Artikels die Ueberzeugung theilt, daß nament: 
:: bei der Infanterie eine fürzere active Dienjtzeit ausreicht und daß demnach 
ch eine längere gejeglich feitzuftellende Beurlaubung des älteften „Jahrganges 


1, Eiehe ©. 42. Note 3. 
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eine erhebliche Reduction des durchſchnittlichen Präfenzitandes (melde die 
jährlihde Erſparniß von vielen Millionen und eine überaus wünſchenswerthe 
Schonung der wirthidhaftlihen Kraft zur Folge haben würde) ohne Nachtheil 
für die MWehrbaftigkeit der Nation zuläffig ift, ver hat allen Grund für de 
Gewinnung volltommen jiherer Bürgfchaften für die abjolut gleichmäßige 
Bertheilung der Kriegslaften im Frieden einzutreten. So lange den ſüddeutſchen 
Königreihen die Mittel nicht vollftändig entzogen find, für fich jelbit im Wege 
der Beurlaubungen Crleihterungen eintreten zu lafjen, werden ihre Vertreter 
im Bunbdesrathe nie ihr volles Gewicht für die ihren Anfichten durchaus ent: 
fprechende Herabminderung der Präfenzzeit in die Wagichale werfen. 

Unter den gegenwärtig obwaltenden Berhältniffen hat namentlich, Bayern 
wenig Intereſſe daran, energifch gegen eine über das Map des Nothmwendigen 
hinausgehende Bemefjung der Präfenzzeit in die Schranken zu treten, da es 
jederzeit in der Lage ift, den dadurch bedingten Aufwand im Wege periodiiher 
Beurlaubungen nad eigenem Gutbefinden zu beichränfen und den hierburd 
erzielten Ueberſchuß in die Landeskaſſen zurüdfliegen zu laflen. Der Vertrag 
fagt nun allerdings: „Bayern verpflichtet ji für fein Kontingent und die 
zu demfelben gehörenden Einrichtungen den gleichen Geldbetrag zu verwenden, 
wie nad) Verhältnig der Kopfftärke durch den Militäretat des Deutichen Buntes 
für die übrigen Theile des Bundesheeres ausgeſetzt wird.” Aber jelbit abge | 
jehen davon, dag die Worte „nach Verhältnig der Kopfitärte" mit denen: „nah 
Verhältniß der Bevölferungsziffer“ keineswegs völlig identifch find, da Bayern | 
feinen Präfenzitand felbftändig regelt, ift diefer Verpflichtung keine ſehr hot 
Bedeutung beizumelien; in der Praxis kann dieſelbe höchftens auf die nominell 
aufzuftellende Ctatsziffer, nicht aber auf die an derfelben durch Beurlaubungen \t. 
zu erzielenden Erſparniſſe ausgedehnt werden. Wenn Eriparniffe einmal nidt 
grundſätzlich ausgejchlojfen find und füglich nicht ausgeſchloſſen werden fönnen, 
läßt fich über deren Höhe nicht rechten. Sichere Garantien jind nur durb 
Erweiterung der Controle des Reichstages und durch Befeitigung jeder 
Einwirkung der Yandtage auf den Weilitäretat zu gewinnen. Alle übrigen 
promefforiihen und facultativen Stipulationen des Vertrages mit Bayern ind | 
wenigſtens injofern iluforifch, als ihre Ausführung ſtets von der jeweiligen | 
bayeriihen Zandesvertretung und namentlich von der Farbe des ihr gegenüber: 
jtehenden Mintjteriums abhängig bleiben wird. 

So jehr es dem Weſen bunbesjtaatlicher Einigung und dem Grundlage: 
„Gleiche Rechte, gleiche Pflichten“ aud) widerſprechen mag, fo ilt doch midi 
hinwegzuleugnen, daß den Kammern der füddeutichen Königreiche eine Ein 
wirkung auf den Militäretat anheimgegeben ift. Für Württemberg ilt dies 
mindejtens injofern zutreffend, als die Zurüdführung eventueller Criparnific 
in die Landesfaffen die Betheiligung des Yandtags bedingt und dieſem dadurd 
Gelegenheit geboten ift, wenigſtens Prejlionen auf den militärifchen Staats: 
haushalt zu üben. Für Bayern waltet nicht nur derfelbe Umſtand mit erheblih 
weiterer Tragweite ob, fondern es iſt hier felbft die Nothwendigfeit ein 
Mitwirkung der Landesvertretung bei der dieſem Staate anbeimgegebenen 
felbjtändigen Regelung feines Militäretats unummunden anzuerfennen. Bayern 
mürde ein fait abfoluter Staat jein, wenn feine Regierung in der Lage wärs, 
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über eine Jahreseinnahme von 18 bis 20 Millionen Gulden ohne jede Con: 
trole zu verfügen!). So beflagendwerth dieſe Thatſache ift, jo birgt fie viel- 
leicht doch einen Hoffnungsihimmer für die Zukunft. Sobald nämlich die 
bayeriſche Regierung dem zu erwartenden Hindrängen der Landesvertretung 
gar zu große Conceſſionen machen jollte, würde fie, jelbit wenn das Reichs-⸗ 
oberhaupt Die weitejtgehenden Rüdjichten nehmen follte, wenigſtens von jeiten 
des Reichstags einen nachhaltigen moraliihen Drud erfahren. Das Gefühl 
doppelter Abhängigkeit aber könnte fie dann möglicherweile beſtimmen, fich 
durh freiwilligen Verzicht auf ihre Singularrechte im Reiche der jedenfalls 
läjtigen Einwirkung der Landesvertretung zu entziehen. Glücklicher Weife ift 
es ſtaatsrechtlich nachweisbar, daß es zu einem derartigen Verzicht der Mit- 
wirfung der bayeriichen Landesvertretung nicht bebarf ?). 


Vermodten wir es aud nicht, angefichts der ad 1 geitellten Frage, 
ob die Neichsfriegsverfaflung in ihrer gegenmwärtigen Geſtalt eine zweckent— 
iprehende und gleichmäßige Entfaltung der deutihen Wehrkräfte vollfonımen 
ficheritelle, ernfte Bedenken zu unterdrüden, jo dürfen wir dod) anerkennen, daß 
durh Weiterentwidelung der Geſetzgebung in diefer Beziehung vieles 
gebeitert und beglichen werden kann. Died zu erreihen, wird der Reichstag 
ſich zunächſt von der in der großen Mehrheit der Parlamente eingebürgerten 
Traris zu emancipiven haben, den Militäretat und die das Kriegsweſen be- 
treitenden Geſetzesvorlagen nur vom finanziellen und wirthſchaftlichen Gelichts- 
punfte einer erniten Kritif zu unterwerfen und es der Regierung anheim- 
geben, Die ſpecifiſch militärid und militäriich = politiichen Gefichts- 
punkte zu wahren. In einem Lande, wo die allgemeine Dienftpflicht feit 
zwei Menjchenaltern feiten Boden gewonnen hat, darf die Volksvertretung 
in militäriichen Organiſationsfragen ji unbedingt ganz ebenjo ein Urtheil 
dindiciren, wie in Sachen der allgemeinen Staatsverwaltung, der Redts- 
pflege und der Volkswirthſchaft. Yeider fteht die deutiche Nationalvertretung 
noh immer unter der Wirkung der Niederlage, welche das preußifche Abgeord- 
netenhaus Dur jein Verhalten in der Militärfrage erjahren bat, einer Nie- 
derlage, Die nie binmwegzuitreiten jein wird, mag aud) vom conjtitutionellen 
lheñchtspunkt das ftricte Recht vollftändig auf feiten der Oppofition liegen. Das 
preugiiche Abgeordnetenhaus hat unbedingt den Fehler begangen, die wejentlichen 
Srundgedanten des Reorganifationswerfes, die Zurüdichiebung der Landwehr 
aus der erjten Kampflinie in ein Rejerveverhältniß und die conjequentere ‘Durch: 
"übrung der allgemeinen Dienftpflicht nicht ausreichend zu würdigen. Ohne die 
Reorganifation. hätten im Kriege gegen Dejterreih 130,000 junge waffengejchulte 


1, Im Xertrage beißt es nämlich, dat der auf Bayern entfallende Geldbetrag 
„im Aundesbudget in einer Summe ausgeworfen wird‘ und daR „dem Bunbes- 
‚the und dem Neichötage lediglich) Die Uebermweilung der für das bayerijche Heer 
:morderliden Summe von Bayern nachzumeiten iſt“. 

2), Ziehe 3. 33 fi. Note 1. Wr. 2. 
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Männer weniger zur Verfügung geftanden, der Sieg wilrde länger geihmantt 
haben, der Kampf wäre blutiger geworden und die Verlufte würden in wel, 
viel höherer Zahl die Familienhäupter getroffen haben. In letzterer Beziehung 
liefert der Krieg gegen Frankreich die allerüberzeugendften Beweiſe. Die Ge 
fammtoverlufte der Norbdeutihen Bundesarmee an Todten und Bermundeten 
beziffern ſich an Interoffizieren und Gemeinen bei der Linie auf rund 81,20, 
bei der Lan dwehr auf rund 3300 Mann. Ber bedenkt, daß nach der früheren 
preußiihen Organifation ſtets ein Linien= und ein Landwehrregiment in ber: 
felben Brigade ftanden, und ſich hiernady die Verlufte im Großen und Ganzen 
genau gleichmäßig vertheilt haben würden, und wer ferner in Anfchlag bringt, 
daß der weit überwiegende Theil der Landwehrmänner aus Familienvätern be: 
fteht, der wird nicht verfennen, daß das Reorganiſationswerk eine höhere 
Würdigung verdient hätte, als ihm feiner Zeit zutheil geworden iſt. Tie 
Erinnerung an jene Fehler wird verftärft durch die mächtige Wirkung der 
überaus großartigen und glänzenden Erfolge, welche diefelbe Regierung, die 
damals dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe gegenüberitand, feitdem auf milı 
täriſchem Gebiet errungen hat; fein Wunder alfo, wenn fich noch heute im Deut: 
ſchen Reichstage, ſobald es fih um Angelegenheiten des Kriegsweſens handel, 
ein Mangel an Gelbitvertrauen kundgiebt, der die Macht der Regierung al 
eine fait abfolute erjcheinen läßt. Die parlamentariihe Ohnmacht aber muß | 
überwunden werden, und zwar nicht nur um einem übermäßigen Anfchwelen 
des Militärbudgets zu fteuern und Die Gefahren abzuwenden, welche unierm 
gefammten Kulturleben durch das Ueberwuchern einer Militärariftofratie erwad- 
jen würden, jondern au um im Wege der Gefekgebung die Mängel einiger: 
maßen zu begleihen, welche infolge der Verträge mit den Süditaaten 
unferer Reichskriegsverfaſſung noch anhaften. Gerade in lebterer Beziehung 
liegt dem Reichſstage in gewiſſem Maße die Initiative ob, da er weniger an 
jene dynaſtiſchen Rüdfichten gebunden ift, von denen ſich die Vertreter Preu: 
ßens im Bundesrathe unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht füglid los⸗ 
jagen Dürfen. 

Für die Bethätigung der Geſetzgebung eröffnet fchon die urjprünglice 
Berfaffung, wie fie für den Norbdeutihen Bund in Gültigkeit trat, ein 
reiches Gebiet. Im Artikel 61 derjelben Heißt es: „Nach gleihmäßiger Durd- 
führung der Kriegsorganifation des Deutichen Heeres wird ein umfaſſen— 
des Reihamilitairgejet dem Meichdtage und dem Bundesrathe zur ver: 
faffungsmäßigen Beichlußfaffung vorgelegt werben“. Mag nun biefe Beim: 
mung, wie der Gang der Verhandlungen im conftituirenden Reichstage anneh- 
men läßt, auch vorwiegend auf ſolche Materien bezogen werden müſſen, weldt 
theil® durch Die inzwiſchen ergangenen Geſetze über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte, über die Quartierleiftung zc. erledigt find, theils nur innere 
Angelegenheiten des Heeresorganismus betreffen, jo liegt doch im Artikel 67 
der Verfaſſung die unabmweisbare Aufforderung vor, die Gefekgebung aud auf 
das organijatoriiche Gebiet auszudehnen. Der Schluß dieſes Artikels laute: 
„Bei der Feititellung des Militair- Ausgabe: Etat? wird die auf Grund: 
lage diefer Berfafjung gefeglih beftehende DOrganijation des 
Reihsheeres zu Grunde gelegt“. Wie Georg vo. Binde, ohne von 
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irgend einer Seite Widerſpruch zu finden, bereit? im conjtituirenden Reiche: 
tage darlegte, beitand zu jener Zeit noch keineswegs eine, auf Grund der Ver: 
iaflung gefeßlich feitjtehende Organifation, auch ift bis zur Stunde eine foldhe 
geiegliche Feitftellung noch nicht erfolgt. Daß das einfeitig von der Regierung 
ins Leben gerufene Organifationgwerf ohne Weiteres im Sinne der Ber: 
faſſung ala das geſetzlich feftitehende hingenonmen werden müfje, Tann nad) Aus: 
weis der Verhandlungen keineswegs behauptet werden, da alle in diefem Sinne 
geitellten Amendements verworfen wurden. Wenn indeß auch zugegeben werden 
muß, daß die für alle deutſchen Staaten zur Geltung gebradhten Grundzüge 
des zur Zeit des conftituirenden Reichstags beftehenden preußischen Reorgani- 
iationswerfes durch die Verfaffung (namentlich durch die Statuirung der vier- 
jährigen Dauer des Rejerveverhältnifjes) ihre geſetzliche Sanction erlangt haben, 
io iſt hieraus doch nicht zu folgern, daß darum die Detail der Einrichtungen, 
wie beijpielSweije die gegenfeitigen Stärteverhältniffe der verjchiedenen Waffen, 
die Friedenspräſenzſtärke der einzelnen Cadres und die Dauer der effectiven 
Lienitzeit in denfelben, die Art und Zahl der Führerſtellen u. ſ. w. bereits 
als geſetzlich feſtſtehend betrachtet werden müßten 1). 


1) Brofefjor v. Martitz in Königsberg begründet in feinen „Betraddtungen 
über die Berjafjung des Norddeutſchen Bundes’ die Forderung eines 
Ne ganze Heeredorganijation einjchließlich des Friedenspräſenzſtandes vegelnden Ge— 
‘tes wie folgt: 

„Zwar bat die Bundesverfaſſung als oberſtes Princip für Feſtſtellung des jähr: 
hen Militäraufwands den Sat aufgeitellt, A. 62: 

„„Die Berausgabung (der jährlich dafür bereit zu jtellenden) Summe für 
das gefammte Bundesheer und deſſen Ginrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feit: 
genelt. Bei der Feſtſtellung des Militärausgabenetats wird die auf Grundlage bie: 
et Berfaffung gejeglich feititehende Organifation des Bundesheeres zu Örunde gelegt.‘‘ ‘‘ 

„Zoch ift der Weg zur Ausführung diefes Sabes durch die Bundesverfafjun 
'elbit theils ganz verjtellt, theils wenigſtens verjchränft worden. Zuvörderſt nämli) 
in eine verjfajjungsmäßige Organijation des Bundesheeres nicht er: 
'olgt. Denn in ber Kette der organifatorifchen Normen, welche gebildet wird durch bie 
kriegsherrlichkeit des Präſidiums, burch die Wehrverfafjung der Nation und deren Haupt: 
arundlagen, die allgemeine Wehrpflicht und die zwölfjährige Dienitpflicht, endlich Durch 
dx Reception der preußiichen Militärgejeggebung, jehlt ein nothwendiges Glied, die 
setftellung des Friebenspräfenzitandes Nach der Intention der verbün—⸗ 
deien Regierungen jollte biefed Hauptglied jenen andern durch die Bundesverjafjung 
angereiht werden, und zwar fchlugen fie zu diefem Zweck eine Fixirung des Friedens- 
Dratenzitandes auf I Prozent der Bevölkerung von 1867 vor, indem fie zugleich bei 
xıen in Ausficht jtehendem Wahsthum na zehnjährigem Zeitraum die Vereinba- 
"ung eine anderen Procentſatzes ber dann vorhandenen Bevölferung als verfaſſungs⸗ 
arige Nothwendigkeit binzujtellen gedachten; gemäß ber in dieſer Weife fichergeftell- 
en Mefammtitärle des Heeres jollte dann durch den Bundesfelbherrn die Gliederung 
“nd Eintheilung des Heeres, ſowie der Friedenspräſenzſtand bei ben einzelnen Gab: 
"5 gemäß A. 63 al. 3 der Bundesverfafjung normirt werden. Allein der conititu- 
‚ende Reichstag Hat durch die mit 137 gegen 127 Stimmen erfolgte Annahme bes 
Amendement Jordenbed zu A. 60 der Bunbesverfaffung jene Präfenzzahl bes 
vundesbeered nur als ein Interimifticum bis zum 31. December 1871 gelten laſſen 
volen, und für die jpätere Zeit bejtimmt, daß die Friedenspräſenzſtärke des Heeres 
Ü Bege ber Bunbeögejeßgebung feitgeitellt werden jol. Die Majorität wurde bier: 
ti weniger von ber Hoffnung geleitet, daß ein in ber Zwiſchenzeit bis zu jenem 
arım zu vereinbarendbed definitive Militärgejek bie Stärke der Bundes: 


300 XI. Das SHeerwefen des Deutfchen Reiches. 


Gerade von jeiten folder Staatsrechtälehrer, welche auf coniervativem 
Standpunfte ftehen, wird anerkannt, daß eine geſetzliche Grundlage für dm 
eriten fpeciell fejtzuftellenden Meilitairetat noch fehle Im Hinblid auf die 
hieraus erwachjende Möglichfeit conftitutioneller Konflicte verweijen fie darım 
auf die Nothmendigfeit, daß ein eigentlihes Heeresorganifationsgejet 
zujtande gebracht werde. Zu dem keineswegs zu unterfhäbenden Motiv, mel: 
ches von conjervativer Seite hierfür geltend gemacht werden kann, gejellt ſich 
der hochwichtige Umftand, daß der Erlaß eines ſolchen Geſetzes das Mittel 
bietet, Garantien zu jchaffen für eine durchaus gleihmäßige Erfüllung der 
Wehrpflichten von jeiten aller deutihen Staaten und eine ebenjo gleichmäßige 
Vertheilung der Wehrlaiten auf alle Glieder des Reiches. 

Nah Gneiſt's verdienitvollen Ausführungen ift das Budgetrecht der 
Volfsvertretung überhaupt nur dann von wahrem Werth, wenn es ſich inner: 
halb gewiſſer durch das Gele vorgezeichneter Grenzen bewegt, eine Anfchauung, 
welhe zur Zeit des onflicts jelbft auf der linfen Seite des preußiicen 
Abgeordnetenhaufes in der Forderung von Geſetzesvorlagen über Recrutirung, 
Dienftverpflichtung zc. ihren Ausdrud fand. Aber ſelbſt wer fich zu der 
Theorie vom abjoluten Budgetrecht befennt, wird zugeftehen müſſen, daß 


arımee unter jene Normalzahl erheblich herabzudrücken in der Lage fein könnte; wohl 
aber war jie in der Anfchauung bed vulgären Liberalismus befangen, daß die Bolfs- 
freieit nur dann in Wahrheit gefichert jei, wenn nach dem Vorbild der jährlichen 
Mutiny:Acte Englands da8 Parlament über die Stärfe des Heeres in Form jah! 
liher Soldatenbemwilligung zu befinden habe. Daß dies die Tendenz bes Amend: 
ments ijt, geht aus den Ausführungen bed Amendementsjteller, v. Forckenbed, 
auf das unzmweideutigite hervor. Jener Vorbehalt bundesgeſetzlicher Feſtſtellung dei 
Heerespräſenz will, obgleich der Wortlaut an und für ſich nicht dafür ſpricht, di 
stage nad) der Heeresitärfe durch Tahresbemilligung, nicht durch dauernde Yirirung 
zur (Fntjheidung bringen. Sonach hat aljo der Militärausgabenetat nur bis zum 
Jahre 1871 durch die verfajjungsmäßige Organifation des Heerweſens eine fer: 
Srundlage erhalten; mit dem 1. Januar 1872 (reſp. 1875), mit dem Erlöſchen 
einer conitanten Friedensziffer, zerfällt jene Grundlage. In die Yüde tritt die Willkin 
des Tarlaments, deſſen discretionärer Gewalt Jahr für Jahr die Zahl der auszu 
bebenden Rekruten, damit die Höhe des jährlihen Militärbudgets, und dam! 
wiederum die Srhaltung der allgemeinen Wehrpflicht, die Korteriitenz der nationaler 
Wehrverfaflung anheimgegeben wird... .. J 

„Was in aller Welt ſteht denn an der Heeredorganijation dr» 
Sahres 1872 gefeglich fFeft? Die Heeresjtärfe? Nein, deren Ziffer erliſcht ız 
gerade mit dem 1. Januar 1872 (refp. 1875). Die Heereseintbeilung? Ebenſowenig. 
denn Sompagnien, Bataillone, Schwabronen und Regimenter, oder aber Brigaben, T: 
viftonen und Armeecorps find militärifch fehr wichtige, jurijtifch äußerſt gleichgiltige Tr: 
bände, deren Borhandenfein weder den Bundesfeldherrn noch bie Volksvertretung irgend. 
wie rechtlich bindet. Ober etwa die etat3mäßige Präfenzitärfe bei ven Cadres, fei es ın 
der Kriegs-, jei e8 in der riedensformation? Nun, dieſe iſt begreiflicher Weile eden 
jowenig gejetliche Norm, wie die Zahl und Qualität der Cadres, an welche fie ar. 
gepakt wird. Nein, die beiden feften Pole, zwiſchen ˖ denen fi das Heerweſen des 
norddentichen Bundesſtaats von 1872 ab bewegen foll, find eritens der militariiät 
Befehl des allerhöchften Bundesfelbherrn und zweitens die fchranfenlofe Budgewer 
willigung des Parlaments; der erjte in dem Streben, die Wehrhaftigkeit der Kat:ör 
zu vergrößern, durch Geſetze faum beengt, das lektere ganz ungebunden in ber Ier: 
denz, aus öfonomifchen oder politifhen Kründen die militäriihde Schlagfertigkert der 
Nation zu verringern..... “ 
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der Reihötag mit größerer moralifcher Freiheit zu handeln in der Lage iſt, 
wenn er bei Gelegenheit der Berathung eines normalen Geſetzes kritiſch 
an die Heeresorganiſationsfrage herantritt, als wenn dies bei Gelegenheit der 
Verathung bes Militäretats geſchieht. Den praktiſchen Rüdfichten gegenüber 
faın dad Bedenken, durch ein foldhes Geſetz dem Budgetrecht etwas zu ver: 
geben, Taum ins Gewicht fallen. In unjern Augen bat die bereits in ber 
Treffe und im Parlament zum Ausbrud gelangte Anficht, daß dem erften 
ſpeciell zu berathenden Militair: Ausgabe: Etat die Vorlage eines Militair: 
organilations : Geſetzes voranzugehen habe, ihre volle Berechtigung. Bei ber 
gegenwärtigen Zufammenjeßung des Reichstags dürfte die Mehrheit defjelben 
(wenn nicht in der Theorie, jo Doch wenigſtens in der Praris) fih zu der An- 
hiht befennen, daß diejenigen Einrichtungen, welche einmal dur) dad Ordinarium 
des Etats ihre Sanction erhalten haben, fpäterhin nicht mehr durch einfeitige 
Streihungen der betreffenden Nusgabepofitionen hinmweggehoben werden können, 
dag e8 vielmehr zu ihrer Befeitigung ober Abänderung der Zuftimmung beider 
Factoren der Gefebgebung bedarf. Kommt vor der erſten fpeciellen Etats- 
berathung Fein Organiſationsgeſetz zuftande, fo kann eine eingehende Prüfung 
und gejegliche Feſtſtellung der verfchiedenen Heereseinrichtungen nur gleichzeitig 
mit der Statsberathung erfolgen, was ſchon deshalb wenig wünſchenswerth ift, 
weil die militairiſchen Etatsangelegenheiten erfahrungsmäßig jehr empfindlicher 
Ratur find und ihre parlamentarifhe Behandlung bei der einmal herrichenden 
und keineswegs ganz unbegründeten Furcht vor Conflicten nur allzu leicht 
u einem Mangel an Gründlichleit oder zu unbedingter Nachgiebigkeit gegen 
die Regierung führt. 

Näher auf den Inhalt eines ſolchen Geſetzes einzugeben, liegt außerhalb 
unjerer Aufgabe. Es genügt darauf binzudeuten, daß dafjelbe Gelegenheit 
bieten würde, nicht nur eine vollftändig gleihmäßige Organifation aller Glie⸗ 
der des Meichsheeres herzuftellen, jondern aud alle Details in Bezug auf 
Träienzftand, Beurlaubungsfriften für die älteren Jahrgänge ꝛc. ftreng zu 
tegeln und dadurd die Möglichkeit hinwegzuheben, daß in einzelnen Staaten 
durch freie Interpretation der Verfaſſungs- und Vertragsbeftimmungen belang- 
trade in die Staatsfaffe zurüdfliegende Erfparniffe erzielt werden, während 
in allen übrigen die Kräfte des Landes aufs äußerſte angeftrengt werden. 
Tag ein Iegislatorifches Vorgehen in bem bezeichneten Sinne mit der Ber: 
filung und den ihr einverleibten Verträgen nit im Widerſpruch ftehen 
mürde, vielmehr im Geijte und dem Wortlaut der letzteren liegen würde, iſt 
anſchwer nachzuweiſen. Im Artikel 10 der Militairconvention mit Württem- 
erg heißt es u. a: „Für die Organijation bes Königlihd Württem⸗ 
ergiihen Armeecorps find — jo lange und injomweit nit auf dem 
Lege Der Bundesgefeßgebung anders beftimmt wird — die der: 
eigen Preußiihen Normen maßgebend." Kin wenigſtens ähnliches Argu- 
ment iſt aus dem Dertrage mit Bayern abzuleiten, in welchem es heißt: 
Layern behält zunächſt ſeine Militair-Geſetzgebung nebſt den dazu gehörigen 
“allzugs = SInitruftionen, Berordnungen, Crläuterungen 2. bis zur ver: 
iaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung über die der Bundesgefek- 
aebung anhbeimfallenden Waterien, rejp. bis zur freien Verftän: 


v. Solgendorff, Jahrbuch I. 26 
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digung bezüglid der Einführung der bereit® vor dem Kintritte Bayerns in 
den Bund in diefer Hinficht erlaffenen Geſetze und fonitigen Beſtiminungen.“ 
Someit es fi nicht um ausgeſprochene Sonderrechte Handelt, kann Bayern 
wohl umfomweniger eine Sremtion von der künftigen Militair-Geſetzgebung 
des Reiches beanſpruchen als e8 im Militairausjhuß des Bundesrathes feinen 
ftändigen Sit behauptet und fi außerdem vertraggmäßig verpflichtet hat, 
„in Bezug auf Organifation, Yormation, Ausbildung und Gebühren, jowie 
binfichtlih der Mobilmachung volle Uebereinſtimmung mit den für das Bunde: 
heer beftehenden Normen herzuftellen“. Würde alfo beiſpielsweiſe in einem 
Heeresorganifationägejeße ftipulirt: „Während der beiden erſten Jahre ihrer Frie⸗ 
densdienftzeit im jtehenden Heere find die Mannichaften der Infanterie dauernd 
präjent, während des britten Jahres werden fie auf 9 Monate beurlaubt” — 
fo würde diefe Beitimmung für Bayern gleiche Gültigfeit haben, wie für 
die übrigen Staaten; jedem willfürlihen Gebraud des Beurlaubungsrechtes 
wäre aljo gefteuert. Beiläufig fei erwähnt, daß durch eine folche geſehliche 
Beitimmung der gegenwärtig dem Baufchaletat zu Grunde gelegte durd- 
ſchnittliche Präfenzitand des Neichäheeres von 1 Procent der Bevöllkerung 
auf 5/, Procent Berabgemindert, alfo eine großartige Erſparniß erzielt 
werden Fönnte!), Da befanntlih die Regierungen Bayerns und Würt: 


1) Da diefe nur beiläufig aufgeftellte Behauptung vielleigt für die im Artikel 
60 der Verfaſſung vorgefchriebene geſetzliche Feſtſtellung ber Präſenzſtärke 
bes Reiches von Intereſſe jein könnte, verſuchen wir es, durch nachſtehenden Calcul 
ben Nachweis zu führen, daß, bei einer ſich auf bie Infanterie beſchränkenden Re 
buction der dem Militäretat bisher zugrunde gelegten dreijährigen Dienftzeit auf 
2 Sabre und 3 Monate, der durchſchnittliche Präfenzitandb ber Friedensarmee 
(unter voller Aufrechterbaltung der gegenwärtigen Organifation unb ber daraus te: 
fultirenden Kriegsſtärke) auf die angegebene Ziffer von °/, Procent ber Benöl- 
ferung (— 333,500 Mann) berabgemindert werben Tann. Wir legen babei bie von 
ber Regierung im Etat pro 1868 aufgeftellten Ziffern zugrunde. Dieſer Etat war 
ber erite, welcher auf Grund bed Artifeld 62 der Bunbesverfafjung entworfen wurde; 
feine Stärkezahlen entfprehen genau dem Satze von 1 Procent ber Bevölkerung 
und gehen erheblich über diejenigen hinaus, welche das befannte Kummer'ſche Werl 
aufführt. Hiernach ftellt fih unſer Ealcul wie folgt: 

I Infanterie. 

Der Mannihafts-Etat bezifferte fih für 
den Norbbeutfhen Bund auf -. . . > 2 2.0. 202,171 Köpfe 
durh das Hinzutreten Süddeutſchlands und ber 
Reichslande würde, der Bevölferungsziffer entiprechend, 


fi dieſe Kopfzahl um */, erhöhen, alfo um. . . 67,3% = 
zufammen . . 2 > 22er. 269,561 Köpfe 
bei dreijähriger Dienftzeit betrüge aljo ber bauernde 

Präſenzſtand rund . » > 2: 2er ren 269,600 Köpfe. 


Der durchſchnittliche Präſenzſtand bei 2 Jahr 
3 Monaten Dienſtzeit berechnet ſich hiernach mwiefolgt: 
269,600 Dann (1. e. drei volle Jahrgänge) 808,800 
anf %,, Zahr } 12 
8/, biefer Stärke (i. e. zwei Jahrgänge meh 1,819,800 
Stammmannjdaften) auf?/,, Jahr 12 


uts-VPrz 2,628,600 n 
Duchfänittß = Präfenzfand . . . 200... — 219,050 Köpre. 
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tembergd die allgemein im Volksbewußtſein feftftehende Ueberzeugung theilen, 
daß eine effective Dienftzeit von 2, höchſtens 21/, Jahren zur Friegstüchtigen 
Ausbildung der Fußtruppen vollftändigft außreihe, ift es nicht unmöglich, 
daß diefelben zu einem derartigen Compromiß die Hand zu bieten geneigt 
wären, 


Ad 2. 


Die weitere Trage, welche wir uns bei der Beurtheilung der gegen- 
wärtig beftehenden Reichskriegsverfaſſung zu ftellen haben, betrifft bie durch 
diefelbe gewährten politiſchen Garantien. Indem wir uns biefer Frage 
zumenden, glauben wir, wiederholt hervorheben zu dürfen, daß nad unjerer 
Ueberzeugung bei kritiſcher Betrachtung ftaatsrechtliher Anftitutionen jedes 
individuelle Vertrauen und jedes Pietätögefühl zurüdtreten müffen. 

Abfolute Garantien für alle politifchen Eventualitäten würden nur gemährt fein, 
wenn der im Artikel 63 der Verfaſſung ausgeſprochene Grundſatz, „die geſammte 
Landmacht bes Reiches wird ein einheitliches Heer bilden, welches im Krieg 
und Frieden unter den Befehlen des Kaiſers fteht" — zur vollen Wahrheit 


Latus 2: oo 000 nr ren 219,050 Köpfe. 
I. Eavallerie. 


Dr Mannſchafts-Etat war beziffert mit 53,541 Köpfen 
bazu wie oben infolge ber Gebietderweiterung bie 





Vermehrung um Y/,, alfo . 2. 2 22200 17,847 = 
zuſammen und . . » 2 2 2 2 rer. 61,400 Köpfe. 


Ziefelben werben bei Annahme voller breijähriger 

Tienttzeit unverändert ald Durchſchnitts-Prä— 

ſenzſtand in die Rechnung eingefüßtt . . 2 20200. 61,400 Köpfe 
II. Artillerie. 

Der Mannfdafts - Etat war beziffert mit . . 31,493 Köpfen, 
dazu Y, wie oben - - 2 2 2 22 en 10,497 = 
zuiammen Und - 2 2 rn 42,000 Köpfe 
Solttändig als Durchſchnitts-Präſenz ein- 
geiührt wie 3ub IT. en 

IV. und V. Pionire und Train. 


Der Mannſchaftsſtand war beziffert mit zu⸗ 


42,000 Köpfe. 


ſammen..........5. ... 9,490 Köpfen, 

dazu '/, wie sub Il... .. 22222000. 3,163 ⸗ 

niammen UND > 2 22er. 12,650 Köpfe. 

Solfändig als Durchſchnitts-Präſenz einge: 

ührt wie sub U. . . 2 om rennen 12,650 Köpfe 
Turchſchnittlicher Präfensftand . - - 2 2 2 2 2 rer 335,100 Köpfe 


Taß biefer Calcul nichts weniger als zu niedrig gegriffen bat, ergiebt fich 
aus Folgendem: 

a) Für bie neun Beurlaubungs =» Monate wären bei ber Infanterie nur ®/,, 
ade %,, ber Geſammtſtärke in Rehnung zu ftellen geweien, wenn angenommen 
Zare, daß, wie dies vielfach der Fall ijt, auch die Zahl ber Unteroffiziere fi) durch 
Manquements zc. um !/, reducirte. Wir haben indeß nicht nur auf ben vollen 
Interoffizierftand, fondern aud auf Gapitulanten und ſolche Leute gerechnet, bie 
ergen mangelbafter Ausbildung ober ſchlechter Disciplin im Dienjt zurüdbebalten 
Eriden. 

26* 
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hätte werben Fönnen. Wie aber ſchon in organifatoriicher Beziehung ſelbſt für 
die Staaten des früheren Norbbeutihen Bundes das Contingents ſyſtem noch 
fortlebt und” innerhalb des erweiterten Reiches wieder die Oberhand gemonnen, 
bat, jo aud, und zwar in noch weit höherem Maße, in politifcher Beziehung, 
Ein aus Contingenten gebildetes Bundesheer würde auch dann nie in glei: 
hem Maße Träger der nationalen dee werden können, wie beiſpiels⸗ 
weije die preußifche Armee feit zwei Jahrhunderten Trägerin der preußiſchen 


b) Wir haben bei der Cavalerie, der Artillerie und den Pionieren bie volle 
breijährige Dienjtzeit in Rechnung geitellt, obgleih thatſächlich auch bei biefen 
Truppen zwifchen der Entlafjung der Refernen und dem Eintritt der Recruten eine 
Reihe von Wochen liegt, in welchen die Etatsſtärke fich minbeftend um ein Biertel 
vermindert. Wird letzieres in Betracht gezogen, fo darf mit Sicherheit angenommen 
werden, daß ein Durchſchnittspräſenzſtand von 333,500 Mann den thatſächlichen 
Verhältnifien genau entjprechen würde. 

Daß die Kriegsftärke ber Armee durch die vorgefhlagene Re: 
buction leiden follte, ift felbftverftändlih unmöglid; alle Cadres 
bleiben beftehen, unb haben daffelbe Rejervematerial wie bei ber 
. dreijährigen Dienftzeit, da die Zahl der durch die Waffenjchule hin: 

durchgehenden jungen Leute unverändert bleibt. Hierinliegtbennaug 
der Grund, warum ein Zweifel in die Dauer bes Friedens Fein Beben: 
fen gegen den Borfhlag zu rehtfertigen vermag. 

Es jei und noch geitattet, der Gründe zu gedenken, welche und gerade auf 
eine Dienftzeit von 2 Fahren uns 3 Monaten binführen. Den Ausgangspunki 
unferer bieöfälligen Erwägungen bildeten diejenigen als ftihhaltig zu betrachtenden 
Einwände, welche im Laufe ber Jahre von der preußifchen Regierung gegen eine nur 
zweijährige Tienftzeit geltend gemacht wurden. Wir erkennen an, daß die Repetition 
des Grlernten im dritten Dienftjahre ihren Werth bat, daß zur Ausführung von 
Uebungen in größerem Mafitabe jtärfere Gadres, als fie die zweijährige Dientzet 
geftattet, wünſchenswerth erjcheinen. Auch meſſen wir dem Umftande volle Bebeutung 
bei, daß bei genau zweijähriger Dienftzeit während ber Periode des erjten Ginerercivens 
der Rekruten nur ein einziger älterer Jahrgang zur Verfügung ftehen würde, bet 
alsdann nicht nur Lehrkräſie zu geftellen, jondern auch allen Wacht- und ander: 
weiten äußern Dienſt zu übernehmen hätte. Diefe Mängel und Nacdhtheile auszu: 

leihen, bebarf e8 aber noch immer feiner dreijährigen Präſenz. Wird beifpieläweife der 

ermin für ben Eintritt der Nefruten aui den erften. October und bie Zeitdauer ihrer 
Ausbildung bis zur Theilnahme am Wachtdienſt, den Erfahrungen entſprechend, auf jieben 
Wochenangenommen, joericheint ed ausreichend, die ununterbrochene Präfenzzeit vom 
1. October des laufenden bi8 zum 21. November bed zmeitfolgenden Jahres, alio 
auf 2 Fahre und 7 Wochen anzuberaumen, um ben zulegt erwähnten Webellland 
binmwegzubeben. Werden nun die am 21. November entlafjenen Mannſchaften etwa 
zu Anfang Auguft des folgenden (dritten) Jahres noch zu einer ſechswöchentlichen 
Dienftleiftung eingezogen, jo wird dadurch der Präfenzitand für bie Herbitübungen zu 
einem ſehr jtattlichen, außerdem aber wird dem Bedürfniß eined Wiederholungscurius 
genügt. Die Gefammtdienftzeit betrüge demnach 2 Jahre 13 Wochen oder ge: 
nau 2%), Jahr, Nbgefehen von ber allgemeinen Erſparniß an finanzieller und 
wirtdichaftlicher Kraft würbe hierbei noch der nicht gering anzufchlagende Xortheil 
erzielt, daß die Leute bes dritten Jahrgangs mwenigftens zur Zeit ber bringenditen 
Grntearbeiten in der Heimath mären. 

Daß aud die prenfifche Regierung eine Präjenzzeit von 2", Zabren nicht 
für abfolut un auskömmlich hält, dürfte fchon darin eine gewiſſe Beitätigung fin: 
ben, daß fie in einem vor dem Kriege geſchloſſenen Abkommen mit Baden, diejem 
Staate gegenüber fi) damit einverjtanden erflärte, daß die Tienitzeit unter Beibe: 


haltung des Princips einer dreijährigen Tauer thatſächlich um 9 Monate vermin: 
dert werde. 
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Staat8idee war, wenn .felbft die verfafjungsmäßigen Inſtitutionen nad) 
Möglichkeit dahin zielten, da8 Bewußtſein der Zufammengehörigfeit zu befeftigen 
und zu fördern. Eine folde Abſicht aber läßt die DVerfafjung in feiner 
Beife erkennen, vielmehr zeugen alle ihre das Kriegsweſen betreffenden Be⸗ 
fimmungen davon, daß auf das techniiche und organifatoriihde Moment ein 
böheres Gewicht gelegt wurde als auf das politiſche. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob Preußen beim Abſchluß derjenigen Verträge, von denen das Ber: 
faffungswert feinen Ausgang nahm, von der Abficht geleitet war, in politifcher 
Beziehung alle dynaſtiſche Empfindlichkeiten zu fchonen, um dagegen in Bezug 
auf die militärifchen Leiftungen und die Einheitfichkeit der Organifation ınög= 
ht große Zugefländniffe zu erlangen, oder ob dabei die in den hochcon⸗ 
jervativen Kreifen dieſes Staates herrichende dee maßgebend war, daß im 
Sinne des monardilhen Prinzips die Beziehungen der Contingente zu ihren 
Landesherrn nicht oder doch nur in der allerfchonendften Weife alterirt 
werben dürften. 

Noch Heute bat das deutſche Reichsheer nicht einmal ein einheitliches 
Symbol aufzumeifen. Die Contingente führen, wie dies die Norddeutiche 
Bundesverfaſſung bereits vorfchrieb, ihre eigenen Cocarden, Fahnen und Feld: 
zeihen; Die im Artikel 55 genannten Farben Schwarz : Weiß : Roth haben 
nur officielle Geltung zur See und fönnen nicht ala Reichöfarben gelten. 
Die officiellen Bezeichnungen der Truppentheile und der verjchiedenen Grabe 
deuten Durch keinerlei Epitheton auf Kaijer und Reich, Bayern hat es ſich 
fogar als ein Sonderredht () vertraggmäßig ausbedungen, daß feine Regimenter 
nicht mit den in der Reichdarmee fortlaufenden Nummern bezeichnet werden 
dürfen. Ebenſo hat es fi) von der Verfafjungsbeitimmung emanzipirt, nad) 
weicher für die Bekleidung bes Neichäheeres die Grundfarben und der Schnitt 
der preußifchen Armee maßgebend fein follen. Mögen derartige Dinge an 
fi) unbedeutend fein, fo hat die ſich darin geltend machende Abſichtlichkeit doch 
immer eine veritimmende Wirkung. 

Erheblich wichtiger find die verfaffungs- und vertraggmäßigen Bejtim: 
mungen über den Fahneneid. Selbſt innerhalb des Nordbdeutichen Bun- 
des hat Preußen einen Anfpruch auf den dem Bundesoberhaupt unmittelbar zu 
leiitenden Fahneneid nicht erhoben oder nicht durchgeſetzt !). Die Truppen 
‚ der einzelnen Gontingente haben den Eid dahin zu leiften, daß fie ihrem 
Yanbesherrn treu dienen und dem Bundesfeldherrn Gehorjam 
leiften werden. Selbft die von der Frankfurter Nationalverjammlung ent: 
morfene Verfaſſung ging hierin weiter; fie beftimmte, daß die Verpflichtung 
der „treue gegen das Reichsoberhaupt“ „an eriter Stelle” in den 
Fahneneid aufzunehmen je. Für die große Geſammtheit ber Armee bat der in 
dem gegenwärtigen Yahneneide enthaltene Dualismus allerdings feine hervor: 
tragende Bedeutung, da hier der Gehorſam gegen die unmittelbaren (Führer das 
einzig enticheidende Moment ift. Solange die Grundfeften des Staates nicht 


1) Belanntlich legte Herr v. Bismarck in den befannten „Februarforderun⸗ 
gen‘‘ von 1865 gerade auf diefen Punkt einen ganz befonderen Accent. Der ahnen: 
eid ber —— ſchleswig-holſteiniſchen Truppen ſollte dem Könige von Preußen 
geleiftet werben. 
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wanfen und die Disciplin der Truppen nicht bis im ihre Tiefen erichüttert 
if, wird der Soldat nicht in die Lage kommen, über die Form feines Eides zu 
grübeln. Anders aber verhält es ſich mit den Offizieren und vor allem 
mit den Höchſtkommandirenden der einzelnen Gontingente und den Comman: 
danten der Feſtungen. Für die Offiziere der Iebteren beiden Kategorien 
ihreibt der Artikel 64 der Verfaſſung allerdings ausdrüdlid vor, daß 
diefelben dem Kaijer den Yahneneid zu leiften haben, von, diefer Verpflich 
tung aber find die betreffenden bayerifchen Offiziere, auf deren Ernennung 
der Kaiſer überdies Feinerlei Einfluß ausübt, außbrüdlich auögenommen, allo 
gerade die Offiziere desjenigen Staates, an den in kritiſchen Zeiten zunädit 
die Verjuchung berantreten könnte, von dem fjogenannten Rechte „der ftaat: 
lichen Selbfterhaltung” Gebrauch zu machen. Ob die eben erwähnte Be: 
ſtimmung des Artikels 64 bezüglich des Eides des Höchſtkommandirenden 
und der Feſtungscommandanten auf Württemberg Anwendung findet, müſſen 
wir der Entſcheidung durch ftaatsredhtliche Autoritäten überlaffen, da der Ber: 
trag und die Militär: Convention fidh hierüber nicht beftimmt ausſprechen. 

Sollte, was Gott verhüte, je an höhere deutſche Dffiziere die Nothwen: 
digkeit herantreten, zwiſchen der dem Landesherrn gefchworenen Treue und 
dem Gehorſam gegen ben Kaijer zu unterfcheiden und zu wählen, jo kann 
nach deutſchen Begriffen von kriegeriſcher Ehre kein Zweifel darüber walten, 
daß das Gelübde der Treue gegen den Landesherrn ſchwerer wiegt als das 
des Gehorfams gegen den Kaifer. Mit dem Bruch gefchworener Treue üt 
ber Verluft der perfönlichen Ehre verbunden, was felbit bei der gröbften Ver: 
legung des Gehorſams nicht unbedingt behauptet werden kann. Vom mili: 
tärifch = pofitifchen Gefichtspunft würde daher unbedingt eine jehr belangreiche 
politifhe Garantie darin zu erkennen fein, wenn wenigſtens die Generale aller 
Eontingente dem Reichsoberhaupt den Yahneneid zu leilten hätten. 

Es liegt in der Natur des ganzen Syftemd und namentlich ber den 
einzelnen Contingentsherrn zugebilligten Rechte begründet, dag unter den gegen: 
wärtigen Verhältniffen aud im praftifhen Dienftleben des Soldaten das Be: 
wußtſein, einem großen nationalen Heere anzugehören, nicht zur vollen Tebendigen 
Entwidelung gelangen Tann. Bei den meitreihenden Berzichtleiftungen des Kai: 
fer8 auf das Dislocationsreht im Frieden kann dem Gantönligeifte Durch zeit: 
weile Verfchiebung des einen oder des andern Regiments über die Grenzen des 
Territoriums nicht begegnet werden; Befehle und Proclamationen des Kaiſers 
können in Bayern gar nicht, in anderen Staaten nicht unmittelbar bis in bie 
Reihen hinabreichen; die Offiziere der nicht in den preußiſchen Armeeverband 
einverleibten Eontingente haben der Regel nach Beförderung und Auszeichnuug 
nur von ihrem Contingentsherr zu erwarten, auf bayerifche Offiziere hat der 
Kaijer in diefer Beziehung weder im Krieg noch Frieden eine Einwirkung zu 
üben. Daß die Entwidelung des nationalen Geiftes, der gerade im Heere 
die mädtigite Stütze finden fönnte, unter biejen Verhältniſſen nothwendig 
gegen die Pflege des engeren Staatsbewußtſeins zurüdbleiben muß, ijt fait 
felbitverftändlih. Aber auch abgejehen hiervon kann es in fritiichen Zeiten 
keineswegs unbedenklich fein, daß das Reichsoberhaupt felbft auf die Beſetzung der 
höchſten Yührerftellen und der Fellungscommandanturen in ben brei König: 





Die Wehrinftitutionen nach der neuen Reichsverfaſſung. 407 


reihen theils gar Feinen, theil® nur einen befchräntten -Einfluß auszuüben 
beredtigt if. Waren politifche Generale in Deutſchland auch nur Aus: 
nafme, jo hat es deren doch in den meiften Staaten gegeben. 

Roc in andern und zwar erheblich wefentlihern Punkten laſſen bie 
verfaffungmäßigen Beftimmmgen über das Reichskriegsweſen die erforderlichen 
politiihen Garantien vermiffen. Die Aufrechterhaltung einer beſonderen Mili- 
tairhogeit für Bayern und zwar in Kriegs: wie Friedenszeiten ericheint vom 
politiihen Standpuntte mit der Idee des Bunbesftaates und der Reichseinheit 
nach Außen geradezu unvereinbar. Für das treue Teithalten Bayern? an 
Kaiſer und Reich giebt e8 unter den gegenwärtigen ftaatsredhtlichen Verhält⸗ 
niſſen kaum eine andere Bürgichaft ald die Loyalität feines Königs und der 
richtige politiige Blid feiner Regierung. ine Bundezerecution gegen 
Bayern würde unter allen Umftänden einem Bürgerkriege gleich Tommen, 
in Zeiten eine® beginnenden Krieges oder gar eines unglüdlichen Krieges aber 
Eonnte von einer fo ertremen Mafregel wohl am menigften die Rede 
jem Die Bayern gewahrte Militärhoheit und der Umftand, daß der deutſche 
Kailer die Mobilmahung des betreffenden Contingents nicht direct befehlen 
fann, diefer Befehl vielmehr, wenn auch auf Veranlaflung des Kaifers, Durch 
den Landesherrn zu erfolgen bat, würden im Falle einer im Iſarlande un- 
populären Kriegserklärung, bei deſſen Beſchließung die Regierung im YBundes- 
rathe überdies noch überftiimmt worden wäre, der antinationalen Partei Des 
Landes einen belangreichen Stützpunkt gewähren. Auch nur eine Zögerung 
im Erlaß des Mobilmachungsbefehls, die durch revolutionäre Demonftrationen 
oder politifche Bedenken irgend welcher Art herbeigeführt würde, könnte dem 
Reiche Gefahr bringen. Mögen derartige Eventualitäten, für die e8 in der 
deutihen Geſchichte Leider nicht an Analogien fehlt, auch fortan nicht mehr 
zu fürdten fein, fo bleibt es doch im Hinblid auf ihre Möglichkeit immerhin zu 
beffagen, Daß die zmwifchen der bayerifchen Armee und dem eigentlichen Reichs: 
here aufgerichtete Scheidvemand auch den geiftigen Verfchmelzungsproceß hemmt, 
der fi für alle übrigen Contingente troß des Mangels voller Einheitlich⸗ 
tet im Laufe der Zeit vorausfichtlih vollziehen wird. Bei dem gemaltigen 
Torwiegen Preußens und dem Anſehen, deſſen es gerade auf militärifchem 
Gebiete genießt, wird feine Gravitationätraft den Meineren Staaten gegen: 
über zweifellos zur Geltung fommen. Bayern aber hat gerade auf militärischen 
Gebiete zu allermeift dafür geforgt, feinen eigenen Schwerpunkt zu behaupten. 


Bei unferer kritiſchen Betrachtung der Reichskriegsverfaſſung vom organi: 
atorifchen Geſichtspunkt glaubten wir in der Entwidelung der normalen 
Reichögefebgebung ein Mittel zu erkennen, die wefentlichften Schwächen ber 
eben geſchaffenen nationalen Inſtitutionen hinwegzuheben, in Beziehung auf 
te eben erörterten militäriih=politifhen Momente jehen wir einen 
iolchen Ausweg nicht. Bezüglich ihrer würde nur der Weg der Verfafjung®: 
anderung offen ftehen, ber an fich äußerſt verſchränkt ift und in Bezug auf 
Singularrechte nur unter ausdrücklicher Zuftimmung des betreffenden Staates 
betreten werden kann. Diefe Zuftimmung ift um fo weniger zu erwarten, 
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als jeder Staat in einem derartigen Anfinnen ein Zeichen bes Mißtrauens 
in feine Reihötreue erfennen würde. Wir haben alſo die Dinge Binzunehmen, 
wie fie liegen, und müflen es dabei bewenden laffen, daß in Deutihland in 
militäriich -politifcher Beziehung das föderale Prinzip neben dem bundesſtaer 
lichen fortbeftehen wird. Ernſte Gefahren für. die Zufunft werben daraus 
hoffentlich nicht erwachſen. Die ftetige Fortentwidelung gemeinfamer Inftitutie- 
nen auf allen übrigen Gebieten des ftantlihen Lebens wird das große mãch⸗ 
tig erwachte Nationalgefühl lebendig erhalten und jeden Gedanken an eine 
Sonderpolitik ſchwinden laſſen. So feſt dieſe Hoffnung auch in uns begrün 
det iſt und fo hohen Werth wir namentlich den moraliſchen Garantien bei 
legen, welche in den Erinnerungen an den gemeinfamen glorreichen Kamıf 
gegen Frankreich gegeben find, jo würden wir doch unjerer kritiſchen Aufgae 
nicht gerecht geworden jein, wenn wir ung ber Erkenntniß verſchloſſen hätte, 
daß die Inftitutionen des Reichskriegsweſens den größeren Einzelſtaaten wenig: 
ſtens die Möglichkeit nicht abſchneiden, unter Umftänden hinter dem Sdalde 
ftaatlicher Selbſterhaltung auf eigene Hand große Politik zu treiben. 








XI . 


Die Verkehrsanfalten des Reichs. 
(Eifenbahnen, Poſt und ZTelegraphie.) 


Geb. Poitratb Dr. Siſcher in Berlin. 


I. Unter ber politiichen Verfümmerung Deutfchlands hatte die Entwidelung 
der Verfehrsanftalten empfindlich zu leiden gehabt. Keines der großen völfer: 
verbindenden Inſtitute, denen der moderne Verkehr feinen Auffhmwung ver: 
dankt, läßt fi ohne Schaden in den Rahmen des Heinftaatlihen Stilllebens 
einzwängen. Die vielfarbigen Grenzpfähle unferer ſechs- oder achtunddreißig 
Bundesländer hatten fi) fchon mit dem Gange der Poften nur nothdürftig 
vertragen; für die Dimenfionen des Eiſenbahnverkehrs erwieſen fich die Raum: 
verhältniffe der deutichen Kleinftaaten als völlig unzureichend, und nun gar 
mit der Schnellfraft des Elektromagnetismus, der noch weniger Zeit braucht 
al3 Puck um die Erde zu umgürten, mußten unfere Duodezberrichaften in 
einen faft komiſchen Widerſpruch gerathen. Wie der Verkehr felbft, jo ftreben 
auh die großen Verkehrsanſtalten naturgemäß nach Uebereinftimmung in den 
Zielen und Mitteln. Auf keinem Gebiete tritt der Drang nad einheitlicher 
Geſetzgebung gebieteriicher hervor; ebenjo unabmeisbar ijt das Bedürfniß nad) 
gleihmäßiger Handhabung des Betriebes und der Verwaltung. In beiden . 
Sinfihten ift daS Verkehrsweſen auf kosmopolitiſche Entwickelung bingemwiefen, 
ihm erfcheinen fchon die nationalen Beſonderheiten ala läftige Hemmniſſe; 
um wievielmehr mußte es fich durch die jeder Gleichmäßigkeit fpottende Zer: 
iplitterung der deutfchen Staatenbilbung beengt fühlen. — So lange es dem 
deutichen Volke an einer einheitlichen Staatsgewalt gebrach, waren alle Mittel 
zur Abhülfe der Webelftände, mit denen die Entwidelung der deutſchen Ver: 
fehrsanftalten zu kämpfen hatte, nothwendig unzureichend. Wohl aber Fonnten 
einer befieren Zukunft die Wege gebahnt werden, eineötheil durch ſorgſame 
Pflege innerhalb der größeren Einzelſtaaten, anderntheils durch Annäherung 
der particulariftiichen Verkehrsinſtitute unter einander. Beides ijt, wie befannt, 
tür die einzelnen Anftitute, je nad) dem befonderen Gange ihrer Ausbildung, 
in verfchiedenem Maße der Fall geweſen. Es genügt in erfterer Beziehung, 
im Borbeigehen daran zu erinnern, daß die preußifche Poft, in deren nad: 
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drücklicher Förderung bereits der Scharfblid des Großen Kurfürften ein 
wejentliches Bindemittel für den in feinen Gliedern weithin über Deutihland . 
zeritreuten Staat erkannte, troß der unſäglichen Schwierigkeiten, die ihr 
auch noch in diefem Jahrhundert auß der unnatürlichen Zerriſſenheit des 
Staatäförperd erwuchſen, fi durch die jolide Ordnung ihre Betriebes und 
durch hingebende Plichterfüllung ihrer Organe zu einem Vorbilde weit über 
die deutihen Grenzen. hinaus zu erheben gemußt hat. Auch in mandıen 
deutihen Mittelftaaten wurde die Ausbildung bes Poſtweſens, fomweit ſich 
deflen Leitung in den Händen der Regierung befand, mit Sorgfalt gepflegt. 
Ferner ijt für die Annäherung der einzelnen, ftaatlichen wie privaten, Verkehrs⸗ 
anftalten bekanntlich Bedeutendes geleiftet worden. Durch die Gründung des 
Deutſch⸗Oeſterreichiſchen Poftvereins (Verträge vom 6. April 1850, revidirt 
und ergänzt durd die Verträge vom 5. December 1851, 3. September 1855, 
26. Februar 1857 und zuletzt durch den Bertrag vom 18. Auguft 1860) 
und des Deutfch-Defterreichiichen Telegraphenvereins (Verträge vom 25. Juli 
1850 und 16. November 1857) wurde für den meitaus größten Theil 
Deutſchlands und das weite Gebiet des Oeſterreichiſchen Kaiferitaats der Wechſel⸗ 
verkehr der Poſten und der Telegraphen gleichmäßig geregelt unb hierdurd 
nicht nur eine in Deutfchland bisher unbekannte Uebereinftimmung in ber 
Handhabung diefer beiden Dienſtzweige erreicht, fonbern gleichzeitig eine Norm 
für die Geftaltung umfafjenderer internationaler Beziehungen hergeftellt, deren 
Berwirklihung inzwiſchen ihrem Ziele erheblich näher gerüdt if. Und mas 
für Poft und Telegraphie durch Staatöverträge bewirkt wurde, das juchte 
für den Eilenbahnverkehr die Thätigkeit der Privat:Afjociation zu leiften. Der 
Verein deutiher Eifenbahnverwaltungen, deſſen Verband fi nach und nad) 
über den größten Theil der Bahnen Deutſchlands und des Defterreihiid: 
Ungarifchen Reiche, ſowie über die Eifenbahnen der Niederlande ausgedehm 
hat und der zur Zeit ein Schienennek von faft 4000 Meilen Betriebslänge 
unfaßt, hat weſentlich dazu beigetragen, die Nachtheile zu mildern, bie fi für 
das deutſche Eiſenbahnweſen mit Nothwendigfeit aus der DBerichiedenartigkeit 
ber Verwaltung und des Betriebes ergeben mußten. Dieſe Schöpfungen fonnten 
indefjen keineswegs ausreichen, um den Mangel einer einheitlichen Gefehgebung 
zu erſetzen, um die von den fortichreitenden Bedürfniſſen des Verkehrs gejorberte 
Gleichmäßigkeit in der Technik des Dienftbetriebes zu fihern, und um ben 
deutſchen DVerkehreinftituten in ihren Beziehungen zum Ausland die ihnen 
zufommende Stellung zu verjchaffen. Unter den Forderungen bes beutjchen 
Volkes, deren Erfüllung von Jahr zu Jahr jehnlicher erwartet wurde, ftand 
da8 Verlangen nad einheitlicher Leitung des Verkehrsweſens nicht in legter 
Reihe. 

Erſt die Ereigniſſe der Jahre 1864 und 1866 brachen für die Ver— 
wirklichung dieſer Wünſche die Bahn. Durch die Befreiung Schleswig-Holſteins 
von der däniſchen Herrſchaft wurde der legte Schritt zur Ausſchließung fremd: 
ländifcher Ginflüffe von der Leitung des deutichen Verkehrsweſens gethan: 
Holftein und Lauenburg, die troß ihrer Eigenfchaft als Glieder des deutſchen 
Bundes von dem Verbande des deutſchen Poft: und des deutſchen XTelegraphen: 
vereind ferngehalten worden waren, wurden ihren natürlihen Verbindungen 
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zugeführt; e& wurde Die Befeitigung der däniſchen und ſchwediſchen Poftanftalten 
im den Hanſeſtädten, eines unrühmlichen Denkmals der beutichen Zerriſſenheit, 
angebahnt und, zum eriten Male feit langer Zeit, durch die Ausdehnung der 
Nordgrenze Deutſchlands bis an bie Königsaue daB deutſche Verkehrsgebiet 
um ein dem beutichen Leben troß langer Trennung engverwanbt gebliebenes 
Land erweitert. Der beutichzöfterreichiiche Krieg von 1866, der diefe Er- 
tungenihaften durch die Vereinigung der Elbherzogthümer mit der preußiſchen 
Monarchie endgültig ficherftellte, führte gleichzeitig zu Erfolgen von nod weit 
grögerer Wichtigkeit für die Neugeftaltung der deutſchen Verkehrsanftalten. 
Zunächſt verminderte ſich durch die Annerion von Hannover, Kurheſſen, Naſſau 
und Frankfurt die Zahl der particulären Verkehrsinſtitute nicht unerheblich. 
Der Zuwachs, den das preußiſche Verkehrsgebiet hierdurch erfuhr, wurde noch 
dergrößert durch die Friedensſchlüſſe, in denen Sachſen die Ausübung der 
Telegraphie, Heſſen die Poſten und Telegraphen an Preußen abtrat. Durch 
die Einverleibung eines weſentlichen Theils ſeines bisherigen Poſtgebiets in 
den preußiſchen Staat ſah ſich ferner der Fürſt von Taxis veranlaßt, den 
Geſammtinhalt der von ihm noch beſeſſenen Poſtgerechtſame mit allem Zubehör 
tür eine Pauſchalſumme von drei Millionen Thlr. an die Krone Preußen zu 
überlaſſen Gertrag vom 28. Januar 1867). Dieſer wichtige Act, mit welchem 
das noch in der deutſchen Bundesacte ausdrüdlich gewährleiftete Poſtfürſten⸗ 
thum, ein Ueberreſt des heiligen römiſchen Reichs deutſcher Nation, der ſich 
durch ſo manche Wandelung der Zeiten zu erhalten gewußt hatte, ſeinen Ab⸗ 
ihluß fand, wurde durch Die Verträge, welche Preußen mit ben dabei be- 
tteiligten Staaten im Laufe des Monats Juli 1867 ſchloß, vervollitändigt 
und beitätigt. Das unvergleichlich bedeutendſte Reſultat des Krieges war aber 
die Gründung eines einheitlichen Staates, der zwar vor der Hand nur Norb- 
deurichland umfaßte, indeflen von Anfang an die Verheißung des deutſchen 
Geſammtreichs in fi trug. . 

Mit der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes beginnt auch für die deutſchen 
Litehrsanſtalten eine neue Epoche. Das Eiſenbahnweſen wie das Poſt⸗ und 
seligraphenweien gehören zu den Angelegenheiten, welche nad) Art. 4 biefer 
Lerjaſſung der Beaufſichtigung und der Geſetzgebung des Bundes unterliegen. 
Tie Abſchnitte VII und VIII der Verfafjung, welche die Befugniſſe des Bundes 
in Betreff Der genannten drei Verfehrsinftitute im Einzelnen feititellen, ent: 
talten die Grundlagen einer Rechtsbildung, die zwar die aus dem geſchicht⸗ 
‚hen Werdegange der Eifenbahnen, Bolten und Telegraphen fich ergebenden 
Unterichiede in der ſtaatsrechtlichen Stellung derſelben nicht ignorirt, aber für 
cdes dieſer großen Gebiete eine einheitliche Entwickelung ſichert. In welchem 
Naße dieſe Rechtsbildung ſich während des Beſtehens des Norddeutſchen 
Sundes vollzogen hat, wird nachſtehend näher zu betrachten fein, da ohne eine 
tie Rückſchau nur ein unvollftändiges Bild von den Ergebnifien desjenigen 
“uabjhnittes, der Die eigentliche Aufgabe für den Berichterftatter enthält, 
‚geben werden könnte. Wie das Norddeutiche Verfaſſungsrecht überhaupt, 
it auch die Stellung der PVerkehrsanftalten bei dem Uebergange zum 
aurichen Reiche weſentlich unverändert geblieben; die Nefervatrechte, welche 
rigen fübdeutichen Regierungen durch die Anjchlußverträge vom November 
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1870 zugeftanden wurden, find nicht von der Bedeutung, dab durch fie die 
Eontinuität der bisherigen Rechtsbildung unterbrochen oder die Einheit der 
ferneren Entwidelung gefährdet würde. Das Reich bat fi daher die Er: 
gebniffe der Thätigleit, welche von dem Bunde hinfichtlich der Verkehrsanſtalten 
entfaltet worden war, der Hauptſache nach einfach aneignen können. Die 
Uebertragung der Gefebgebung bes norbdeutihen Bundes auf das beutice 
Reich ift auf diefem Gebiete ſchon jett beinahe vollitändig durchgeführt. Die 
in der Vorbereitung begriffenen legislatoriichen Arbeiten konnten von dem 
Reiche in dem Stadium, in welchem der Bund fie zurüdgelafen hatte, über: 
nommen und weiter gefördert werben. Die organiſchen Einrichtungen ve 
Bundes bedurften zum Zmede der Aufnahme der neu hinzutretenden Glieder, 
namentlich auch des neuen Reichslandes Elſaß-Lothringen, keiner Umgeitaltung, 
fondern nur einer entiprehenden Erweiterung. Die Vorbereitungen zu berfelben 
fielen zufammen mit den Aufgaben, welche durch die Weiterführung und bas Ende 
des gewaltigen Kampfes mit Franfreih an die Leiftungsfähigfeit der deuticen 
Bertehrsanftalten geftellt wurden. Trotzdem war es möglich, in der Organı: 
fation und im techniihen Betriebe mwejentliche, zum Theil durchgreifende Ver— 
befierungen vorzunehmen. 
Unfer Beriht, der die hier nad ihren SHauptgefichtspunften flizzirte 
Tätigkeit des abgelaufenen Jahres für die einzelnen Verkehrsanftalten näber 
nachzumeifen hat, beichäftigt ſich zunächſt mit den Eifenbahnen und faßt ſodann 
das Poſt- und Telegraphenweſen zujammen. Diefe Anordnung ift durch den 
Unterſchied in der Stellung, melde das Reich zu den bezeichneten Zweigen 
des Verkehrsweſens einnimmt, vorgezeichnet und entipridt auch der Legalfolge 
der deutſchen Reichöverfaffung (Abſchnitte VII und VIII), 


1. Eifenbahnen. 


OH. Schon der Entwurf zur Bunbdesreform, den der preußifche Gefandti 
in der lebten Situng des Bundestages (14. Yuni 1866), unmittelbar nad 
der für den Ausbruch des Krieges enticheidenden Abftimmung, als die Grund 
lage einer neuen Einigung vorlegte, enthielt unter den Angelegenheiten, meldı 
der Geſetzgebung und DOberaufficht der Bundesgewalt unterliegen jollten, in 
Art. VI Nr. 8, „das gefammte deutiche Eifenbahnmejen im Intereſſe de 
Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs“ 1). Auch in den Frieden‘ 
verträgen mit den füddeutichen Staaten wurde eine einheitlide Handhabun 
des Eifenbahnmweiens inſoweit gewahrt, ala die Kontrahenten ſich verpflichtete: 
„Normen zu vereinbaren, welche geeignet find, den Perfonen: und Güterverte 
auf den Eifenbahnen möglichft zu fördern, namentlich die Concurrenzverhältnii 
in angemefjener Weife zu regeln, und den, allgemeinen Verkehrsverhältniſſ 
nachtheiligen, Beftrebungen der einzelnen Verwaltungen — entgegenzutreten.“' 





1) 8%. Hahn, Zwei Jahre Preußiſch-Deutſcher Politik. Berl. 1868, &. 1: 


2) Vergl. die Nachweifungen bei Thubihum, Verfaſſungsrecht Des N. | 
Bundes, ©. 351, deſſen Abfchnitte über das Poſt- und Telegtaphenweſen und üb 


das Eiſenbahnweſen eine eingehende Erläuterung der betr. Gapitel der N. D. Bunde 
verfafjung enthalten. 
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Die N. D. Bundesverfaflung ift dabei ftehen geblieben, das Eiſenbahnweſen 
nur im Hinblid auf die Intereſſen der Lanbesvertheidigung und des allge- 
meinen Verkehrs in den Bereich des Bundes zu ziehen; fie unternimmt es 
jedoch gleichzeitig, die Competenz des Bundes und der Einzeljtaaten durch 
ene Reihe von Beitimmungen abzugrenzen, welche theilweife ſtark ins 
Tetail gehen und deren Aufnahme mit der jonftigen Oekonomie von Ber: 
jaſſungs-Grundgeſetzen nicht wohl in Einklang zu bringen if. Dieje Be: 
fimmungen laſſen fich im wejentlihen auf drei Gefichispunfte zurüdführen: 
jie beziehen fich theils auf die Befugnifje des Bundes, theil® auf diejenigen 
der Einzelſtaaten, theil$ endlih auf die Verpflichtungen der Eijenbahnver- 
waltungen. | 

Dem Bunde fteht zunächſt die Gefebgebung über das Eiſenbahnweſen 
zu (Art 4 Nr. 8). Der Bund übt diefe8 Recht nicht ausſchließlich aus, 
jondern in Concurrenz mit dem Geſetzgebungsrechte der Einzelſtaaten 1), jedoch 
mit der aus Art, 2 fich ergebenden Wirkung, daß die Bundesgejeße den 
Yandesgejeen vorgehen. In Anwendung dieſes Rechtes der Geſetzgebung ift 
dem Bunde noch ausdrüdlich die Befugnif beigelegt, Eifenbahnen, welche im 
Intereſſe der Vertheidigung des Bundesgebiet? oder bes gemeinfamen Verkehrs 
für nothwendig erachtet werden, kraft eines Bundesgeſetzes auch gegen ben 
Widerſpruch der Bundesglieber, deren Gebiet dabei berührt wird, unbejchabet 
der Landeshoheitsrechte, entweder für Bundesrechnung anzulegen oder an Privat: 
unternehmer unter Verleihung des Expropriationsrechts zu conceljioniren 
(Art. 41 Abſ. 1). Diefe Befugniß beſchränkt fi nicht auf Eifenbahnen, 
ne das Gebiet mehrerer Bundeöglieder durchichneiden; auch innerhalb eines 
einzelnen Staatögebiet? können Eifenbahnen, deren Anlegung für Zmede der 
Tertheidigung oder des gemeinfamen Verkehrs nothwendig ijt, im Wege der 
Sundesgejeßgebung hergeftellt werden. — Dem Bunde fteht ferner die Ober: 
aufiht über das Eiſenbahnweſen zu (Art. 4 Nr. 8). Insbeſondere Liegt 
ihm die Gontrole über die Bahnpolizei und über das Tarifweien oh. In 
Verreff der erfteren hat er dafür zu forgen, daß die Eijenbahnverwaltungen 
die Bahnen jederzeit in einem, die nöthige Sicherheit gewährenden baulichen 
Zuttande erhalten und diejelben mit Betriebsmaterial fo ausrüften, wie das 
Lerkehrsbedürfniß es erheiiht (Art. 43). Hinfichtlih des Tarifweſens ent: 
«st Art. 45 wichtige Verheißungen. Der Bund verpflichtet fih ‚dahin zu 
wirten, daß baldigft auf ſämmtlichen Eijenbahnen im Bundeögebiete überein: 
ummende Betriebsreglements eingeführt werden, und da die möglichjite 
gleichmãßigkeit und Herabjegung der Tarife erzielt, insbejondere bei größeren 
Anfemungen für den Transport einiger Hauptbedürfniffe der Landwirthichaft 
ind Induftrie (Kohlen, Coaks, Holze, Erze, Steine, Salz, Robeifen, Düngungs: 


— — 


!) Tie Zweifel, die aus der Faſſung des Art. 4 Nr. 8 ſich darüber ergeben 
nnten, ob den Einzeljtaaten das Geſetzgebungsrecht über das Eiſenbahnweſen be: 
ren worden ift, werben duch ben Inhalt der Art. 41—47 bejeitigt. Auch ift 
“5 Hecht nach Erlaß ber Bundesverfaſſung von den Einzeljtaaten wirflid ausgeübt 
raden, wie 3. B. dad preußiſche Gejeh vom 3. Mai 1869, betr. einen Zufag zu 
Tr des preuß. Fijenbahngejeges vom 3. November 1838, (Gef. - Samml. ». 
4, 5.665) bemeilt. 
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mittel und ähnliche Gegenſtände) zunächſt thunlichſt der Cin-Pfennig:Tarıf 
durchgeführt werde. 

Eine zweite Reihe von Beltimmungen betrifft die Befugniffe der Einzel: 
ftanten. Sie ftellt jomohl für die Staatögefeßgebung, als für die Staats- 
verwaltung Normen auf, die auf Webereinftimmung in der Behandlung bei 
Eifenbahnmwefens hinzielen. Die landesgejeglichen Beſtinimungen, melde be: 
ftehenden Eifenbahnen ein Widerſpruchsſsrecht gegen die Anlegung von Parallel: 
oder Koncurrenzbahnen einräumen, werden, unter Wahrung der bereits er: 
worbenen Rechte, aufgehoben; auch kann ein folches Widerfpruchsrecht in ben 
fünftig, fei es vom Bunde, fei es von den Kinzelftaaten zu ertheilenden 
Eonceifionen nicht weiter verliehen werden (Art. 41 Abi. 3). Ferner ver: 
pflichten fich die Bundesregierungen, die im Bundesgebiet belegenen Eifenbahnen 
in Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Net zu verwalten 
und zu dieſem Behufe auch die neu herzuftellenden Bahnen nach einheitlichen 
Rormen anlegen und augrüften zu lafien (Art. 42). 

Endlih wird für die Verpflichtungen der Eifenbahnverwaltungen, bie 
fih beim Mangel an übereinftimmenden Grundſätzen bezüglih der Eon: 
ceifionirung von Eifenbahngefellichaften in der Gefehgebung und Berwaltungs: 
praris der Einzelſtaaten fehr abweichend geftaltet hatten, eine erheblich größere 
Gleihmäßigfeit angebahnt. Die Eifenbahnvermwaltungen, und zwar ſowohl 
der Privatbahnen als der Staatsbahnen, werben verpflichtet: fich den Anſchluß 
neu angelegter Eiſenbahnen auf SKoften der letzteren gefallen zu laſſen 
(Art, 41 Abſ. 2), ferner, die für den durchgehenden Verkehr und zur Her: 
ftellung in einander greifender Fahrpläne nöthigen Perfonenzüge mit ent: 
ſprechender Fahrgeſchwindigkeit, desgleichen die zur Bewältigung bes Güter: 
verfehrs nöthigen Güterzüge einzuführen, auch directe Erpebitionen im Perjonen: 
und Güterverkehr, unter Geftattung des Meberganges der Transportmittel von 
einer Bahn auf die andere, gegen die übliche Vergütung einzurichten (Art. 44). 
Es liegt ihnen weiter ob, bei eintretenden Nothitänden den Transport von 
Lebensmitteln nad einem vom Bunbdespräfidium auf Vorſchlag des Bundes: 
rathes aufzuftellenden niedrigen Specialtarif zu bewirken, welcher jedoch nicht 
unter den niedrigften auf der betreffenden Bahn für Rohprodukte geltenden 
Sat herabgehen darf (Art. 46). Endlich haben fämmtlide Eifenbahnver: 
waltungen den Anforderungen der Bundesbehörden in Betreff der Benutzung 
der Eifenbahnen zum Zmede ber Vertheidigung des Bundesgebieteß unweigerlich 
Folge zu leiften, insbejondere das Militair und alles Kriegsmaterial zu gleichen 
ermäßigten Säten zu befördern (Art. 47). 

Diefe Beftimmungen find unverändert in die deutſche Reichsverfaſſung 
übergegangen. Sie enthalten die ftaatörechtlihe Grundlage des gemeinfamen 


deutfchen Eiſenbahnweſens. Es ift aber neben ihnen der Sonderredhte zu 


‚gedenken, welche fich aus den Anfchlußverträgen mit den Süddeutihen Staaten 
zu Gunften mehrerer derfelben ergeben. Das umfaflendite diejer Sonderredite, 
welches auch in der deutichen Reichsverfaſſung Aufnahme gefunden bat, betritt 
die Separatftellung Bayerns (Art. 4 Nr. 8, 46 Abi. 2 und 3). TDanad 
find die Beftimmungen der Art. 42 —46 Nbf. 1 auf Bayern nicht anwendbar. 
Wohl aber unterliegt im Uebrigen auch in Bayern das Eiſenbahnweſen ber 
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Geſetgebung und der Oberaufficht des Reichs; es finden die von jenem Bor: 
behalt nicht berührten Artikel 41 und 47 in Bayern Anwendung, und es 
it dem Reiche noch ausdrücklich auch Bayern ‚gegenüber das Recht gewahrt 
worden, im Wege der Geſetzgebung einheitliche Normen für die Conftruction 
und Ausrüftung der für die Landesvertheidigung wichtigen Bahnen aufzuftellen 
(Art. 46 Ab. 3)'). Als ein Sonderreht Württembergs ift das im Schluf- 
prototoll vom 25. November 1870 zu 2. ausgejprochene Anerkenntniß zu 
betrachten, daß auf den Württembergifchen Eifenbahnen bei ihren Baus, Betriebs: 
und Verfehröverhältniffen nicht alle im Art. 45 aufgeführten Transportgegen: 
finde in allen Gattungen von Berfehren zum Einpfennig-Satze befördert 
werden können ?). 

II. Wenden wir ung nunmehr von den ftaatsrechtlichen Grundlagen des 
deutihen Eiſenbahnweſens zur Organifation der Verwaltung, fo befigt das 
Reich für Die Ausübung der ihm zuftehenden Befugniffe ein Organ zunächſt 
in dem Ausfchuffe des Bundesrathes für Eifenbahnen, Bot und Telegraphen 
(Art. 8 Nr. 5), defien Wirkfamkeit, ſowohl in Betreff der Reichsgeſetzgebung 
al5 bei Wahrnehmung der adminiftrativen Nechte, ſich nach den allgemeinen 
Beitimmungen der Art. 7 und 8 regelt. Als Gentralverwaltungsbehörde 
tungirt daneben das Reichskanzleramt, bei welchem eine beſondere Abtheilung, 
mie ſolche für die Poft: und die Telegraphenvermaltung beitehen, für das 
Eiſenbahnweſen bisher nicht gebildet worden if. In der Schilderung, welde 
der Bräfident des Bundeskanzleramts dem Nordd. Reichstage von dem 
Zirfungsfreife diefer Eentralbehörde gab (Situng vom 9. Juni 1868), 
nird die Kenntnignahme vom Eiſenbahnweſen und die Aufficht darüber, foweit 
he dem Bunde zufteht, als ein Zweig der Thätigkeit des Bundesfanzleramts 
bezeichnet, welcher damals in den erften Anfängen begriffen war 8). In der 
Zwiſchenzeit hat diefer Zweig, wie die dem Reichſstage in der Sitzung vom 
. Mai 1869 gegebene Nachweiſung *) und die weiterhin zu ermwähnenden 
vom Bunde bez. Reiche getroffenen Anordnungen in Bezug auf das 
Niienbahnmwejen erkennen laſſen, einen nicht unbeträchtlichen Umfang erreicht. 
Tiefer Umfang muß unverkennbar in dem Maße fteigen, als das Reich dazu 
:bergebt, behufs Serbeiführung einer größeren Gteichmäßigfeit auf dieſem 
ebiete von den ihm zuftehenden Befugnifien allfeitig und nachhaltig Gebrauch 
u maden. Solange die Thätigfeit der oberiten Bundesbehörde fich auf eine 
wenngleich fortlaufende Kenntnignahme von dem thatfächlich beſtehenden Zuftande 
des Eiſenbahnweſens und auf die Aufficht über daffelbe befchräntte und folange 
dieſe Thätigkeit fich lediglich an die einzelnen Bunbesregierungen wmenbete, 
denen die weitere Einwirkung auf die Eijenbahnverwaltungen überlafjen 
wurde, Tonnte die Einſetzung einer eigenen Gentralbehörde für dieſen Ver: 


2) Die Bemerfung Auerbach's (dad neue beutfche Reich und feine Berfafjung, 
&. 75), .e8 fei Bayern eine gejonderte Eifenbahnverwaltung gewährt worden, trifft 
vH zu, ba aud den anderen Bunbesftanten die Verwaltung bed Eiſenbahnweſens 
nioweit, als die Neichsverfaffung nicht das Gegentheil beftimmt, verblieben iſt. 

2) Bergl. S. 77 dieſes Jahrbuchs. 

2) Sten. Berichte v. 1868, ©. 328. 

*, Sten. Beridhte v. 1869, ©. 823 fi. 
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waltungszweig unterbleiben; es reichte für dieſe Zwede aus, das Reichskanzler⸗ 
amt durch Heranziehung von Fijenbahnverwaltungsbeamten zu verftärken, wie 
dies auch wiederholt geſchehen ift. Allein jene Beſchränkung ift durch die 
Beitimmungen der Reihsverfaflung nicht geboten. Diefe geftattet vielmekt, 
ja fie feßt voraus, daß das Reich vermöge feines Oberaufſichtsrechts die Einheit 
in der Verwaltung des Eiſenbahnweſens durch unmittelbare Einwirkung auf 
die Eifenbahnverwaltungen fördere. Die Ziele, melde die Reichöverfaflung 
für diefe Einheit aufftellt, find weitgreifend aber vereinzelt. Umſomehr bedarf 
es zu ihrer Erreichung eines Organs, dem die Ausübung der dem Reide 
obliegenden Auffichtörechte und die Vorbereitung eines die verſchiedenen Geſichts⸗ 
punfte der Verfafjung in ſich vereinigenden und ergänzenden Eifenbahngeietes 
übertragen werben Tann. In diefem Sinne hat fi der N. D. Reichätag in 
der Sitzung vom 21. April 18701) dur die Annahme des non dem bg. 
Miquel geftellten Antrages ausgeiprochen, wonach der Bundeskanzler aufgefordert 
wurde, ein Gejeb über das Eiſenbahnweſen zum Zwecke der Einführung 
gleihmäßiger Grundfäge für die Conceflionirung, den Bau und ben Betrieb 
der Eiſenbahnen, infonberheit auch behufs ber Verwirklichung ber in den 
Art. 44 — 47 der Bundeverfajjung enthaltenen Beitimmungen ſowie ber 
Herftellung geeigneter Organe zur Ausübung der dem Bunde in Bezug aul 
die Eifenbahnen zuftehenden Befugniſſe vorzulegen. Diefe Aufforderung ill 
von dem beutichen Reichsſstage bei Berathung einiger Petitionen aus Kreiien 
bes Handelftandes, betreffend die Errichtung eines Reichsverkehrsminiſteriums 
bez. einer Centralbehörde zur Ausübung der dem Reiche nah Art. 41 -19 
ber Reichsverfaſſung zuftehenden Befugniffe, in der Sikung vom 14. Juni 
18719) erneuert worden. 

IV. Bon dem Geſetzgebungsrechte des Reichs wird die Abhülfe ber Uebel: 
ftände, mit welchen das deutſche Cifenbahnmejen in Folge feiner bisherigen 
Zeriplitterung behaftet ift, in ausgedehnten Maße gehofft und gefordert. Wie 
ſehr auch die Anfichten über die zukünftige Entmwidelung der deutſchen Eiſen- 
bahnen auseinander gehen: darüber herricht ſowohl bei den Vertheidigern der 
bisherigen Autonomie als bei den Anhängern der einheitlihen Staatseilen:- 
bahnverwaltung Uebereinftimmung, daß die Grundſätze, nach denen bei der 
Conceſſionirung von Eifenbahnen verfahren wird, einer gleihmäßigen Regelung 
im Wege der Reichsgeſetzgebung bedürfen. Die Bedingungen, melde den 
Eifenbahnen in den Conceffionen aufzuerlegen find, die Leiftungen, benen lie 
fih im öffentlichen Interefje und als Aequivalent für die ihnen vom Staat 
gewährten wichtigen Privilegien zu unterziehen haben, weichen in den ver: 
ſchiedenen Bundesftaaten von einander ab; fie beruhen nicht überall auf Ge: 
jeben, und mo dies der Fall ift, ſtammen die Geſetze, wie das preußiſche 
Eifenbahngefeb vom 3. November 1838, aus einer Zeit, in der die Ent 
widelung des Eiſenbahnweſens, in Deutfchland wenigſtens, in den erjten An: 
fängen begriffen war 8). Auch bier thut eine durchgreifende und gleichmäßige 

1) Sten. Berichte v. 1870 Bb. TI ©. 783— 788. 

2) Sten. Berichte v. 1871 Bb. II ©. 1183—1187. 

8) Ueber die Entjtehung und den Inhalt der preußifchen Conceſſionsbedingungen 


vergl. die kleine Schrift von Dr. Th. Förftemann, dad preußifche Eijenbahnreiht, 
Berlin 1869, ©. 3—21. 
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Oefepgebung Noth, für die in denjenigen Beftimmungen ber Reichöverfafiung, 
welhe die Verpflichtungen ber Eiſenbahnen zum Gegenftande haben, bereits 
eine Reihe von Anhaltspunkten vorgezeichnet find. Noch dringender find die 
Forderungen, welche hinſichtlich des privatrechtlichen Verhältniſſes der Eifen- 
bahnen zum Publikum an die Reichsgeſetzgebung geſtellt werden. In den 
Jahresberichten der Handelskammern, in den Beſchlüſſen des Handelstages 
bilden Beſchwerden über die ungenügende Regelung der Haftpflicht der Eiſen⸗ 
bahnen für die fichere und pünktliche Beförderung ber ihnen anvertrauten 
Güter eine ftehende Rubrik. Auch der Reichstag Bat ſich wiederholt mit 
Anträgen, welche Abhülfe biefer Beſchwerden bald von der Revifion der 
Orundjäge des Handelsgeſetzbuchs, bald von einem gemeinfchaftlihen Eifen: 
babngefeß begehren, zu beichäftigen gehabt 1). Bei der Begründung des bereits 
vorhin angeführten Miquel'ſchen Antrages ift ferner darauf bingemwiefen morben, 
daB auch für den Bau und den Betrieb der Eifenbahnen das Bedürfniß 
ainer geſetzlichen Regelung vorhanden ift. In der Debatte über dieſen Antrag 
it jedoch ausbrüdlic anertannt worden, daß die Frage, was geſetzlich firirt 
werden könne, und was der discretionären Befugniß ber Regierung überlafjen 
werden müfle, zu ben allerfchwierigften Fragen der Geſetzgebung gehört 9). 
Es veriteht ſich daher von felbft, daß der Reichstag, indem er ſich durch die 
Annahme des Miquel’ihen Antrages für die baldige Vorlegung eines um- 
jaſſenden Eifenbahngejetes ausſprach, dadurch der Abgrenzung zwiſchen ben 
im Wege der Gefebgebung und den dur; Adminiſtrativentſcheidung zu er: 
ledigenden Verhältniffen nicht vorzugreifen beabſichtigte. Diefe Abgrenzung 
bildet eine weitere Aufgabe für das Eiſenbahngeſetz, für deren Löjung die 
Verfaffung ebenfalls bereits einige bemerfenswerthe Beftimmungen enthält. 
Co wirb insbefondere nicht in Abrede zu ftellen fein, daß ber Erlaß über- 

einitimmender Bahnpolizei:Reglements? und Betriebsreglements nad) Art. 43 
und 45 als eine Befugniß der Vermaltungsbehörde aufgefaßt wird. Wenn 
femer nach Art. 41 bei Eifenbahnen, deren Anlegung im Intereſſe der Ver- 
theidigung oder des gemeinfamen Verkehrs vom Reiche beichlofjen wird, auch 
die Conceſſionirung im Wege der Reichsgefeßgebung erfolgen joll, jo Tann 
aus diefer Specialbeftimmung nicht hergeleitet werden, es ſei die Abficht, die 
Gonceffionsertheilung überhaupt der Verwaltung abzunehmen und auf die 
geiebgebenden Tactoren zu übertragen 2), Die Erfahrungen, die man’ in 
Gngland mit dem Syſtem der private bills gemacht hat, dürften ausreichen, 


') Der in der Sigung vom 5. Mai 1869 berathene Antrag des Abg. Harkort 
'Zten. Berichte v. 1869 Bd. III S. 203) war in erfter Linie auf Berihärfung der 
daitpflicht der Eifenbahnen gerichtet. Statt beijelben gelangte jedoch ber allgemein 
zit baldthunliche Ausführung ‚der Art. 41—47 gerichtete Antrag des Abg. v. Lud 
::bendaf. S. 534) zur Annahme (Sten. Berichte v. 1869 Bd. II S. 822—828). 
Sagegen nahm ber Reichdtag in ber Sitzung vom 20. Mai 1869 einen anderweiten 
Antrag des Abg. Harkort an, wonach ber Bundeskanzler aufgefordert wurde, bei 
det Revifion des Handelsgeſetzbuchs darauf Bedacht zu nehmen, daß die Haftpflicht 
der Eiſenbahnen der der übrigen Frachtführer gleichgeitellt werde (ebendaj. S. 994). 

2, Mede des 3 Miquel. Sten. Berichte v. 1870 Bd. II ©. 784 f. 

2) Ties ſcheint Thudichum, N. D. Verfaſſungsrecht, S. 345 Anm. 2 zu 
glauben. 
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um und vor der Einführung defjelben in den deutſchen Parlamentarismus 
zu ſchützen. 

Die Löfung der umfafjenden Aufgabe, welche dem Reiche auf dem Gebiete 
der Eifenbahngejeßgebung obliegt, ift vonder Zufunft zu erwarten. Bisher 
ift die Gebiet nur nebenbei und in Beziehung auf einige vereinzelte Punkte 
betreten worden. Erſtens regelt nämlich das Geſetz über das Poſtweſen des 
Nordd. Bundes vom 2. November 1867 in $ 5 die Verpflichtungen, welde 
die Eifenbahnen für die Poft zu übernehmen haben, indem es für die bereits 
eoncejfionirten Eiſenbahngeſellſchaften die Beftimmungen der Conceſſionsurkunden 
und die bisherigen Gejege über den Umfang des Boftzwanges und über die 
Berbindlichkeiten der Eifenbahnen zu Leiftungen im Intereffe der Poſt aufredt 
erhält, und für die neu zu concejjionirenden Eijenbahn-Unternehmungen ein: 
gleichmäßige Normirung diefer Verbindlichfeiten vorbereitet. Hierfür mwird das 
Maß derjenigen DVerbindlichfeiten, welche den neu zu erbauenden Cijenbahnen 
nad der altländifchen Geſesgebung Preußens !) oblagen, als nicht zu über: 
ſchreitende Grenze hingeſtellt; im Vebrigen joll die Bemeſſung durch Anordnung 
des Bundespräfidiums, aljo im Verwaltungswege, erfolgen. Auf Grund dieſer 
Beitimmungen, welche unverändert in das Reichspoſtgeſetz vom 28. Detober 1871 
übergegangen find, wird ſeitdem bei der Ertheilung von Eijenbahnconcejjionen 
das Intereſſe der Poftvermaltung gleichmäßig gewahrt. Hinfichtli der Staats 
bahnen haben ſich die nordbeutichen Negierungen dur das mefentlih auf 
der preußifchen DBermaltungspraris beruhende Reglement vom 1. Januar 186> 
ebenfall3 zu gleichmäßigen Xeiftungen für die Poſt verpflichtet. Im Anidlur 
hieran ift zu erwähnen, daß auch diejenigen Verpflichtungen, welche den Eiſen— 
bahnen durch die onceffionsbedingungen im Intereſſe der Telegraphenver: 
waltung auferlegt zu werden pflegten, vom Bunde im Verwaltungswege über: 
einftimmend geregelt worden find, und daß Schritte getroffen find, um des 
Gleiche auch für die Leiftungen der Eijenbahnen für militärifhe Zwecke auf 
Grund der Vorjchriften des Art. 47 herbeizuführen. — Sodann ijt in dem 
Reichsgeſetze betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze für die bei dem 
Betriebe von gemwiffen indujtriellen Unternehmungen herbeigeführten Tödtungen 
und Körperverlegungen, vom 7. Juni 1871, eine wichtige Frage in Benefi 
der Haftpflicht der Eijenbahnen aus ihrem Oemwerbebetriebe entſchieden worden 
Da dies Gejeß bereit? in mehreren anderen Abfchnitten dieſes Jahrbuchs 
(S. 189, 222 und 265) zum Gegenftand eingehender Erörterungen gemacht 
worden it, fo genüge es, an diefer Stelle zu bemerken, daß dafjelbe, indem 
eö Die Eifenbahnunternehmungen zum Schadenerjag für die beim Betriebe 
einer Eifenbahn vorfallenden Tödtungen oder Körperverlekungen verpflichtet, 
weiter geht, ala die preußifche Geſetzgebung, nad) welder den Eifenbahnen 
eine die allgemeinen Grundfähe des Eivilrechts überfteigende Erſatzverbindlichkeit 
nur infomweit oblag, ald der Schade bei der Beförderung auf der Bahn 
entjtanden war ?). Dagegen ift der Umfang der Schabenerfagleiftung in $3 


’) Preuß. Eiſenbahngeſetz v. 3. November 1838 8 36, Geſetz über das Loit: 
weſen v. 5. Zuni 1852 6 9, Gefe vom 21. Mai 1860. | 
*) Eijenbahngefet vom 3. November 1838 $ 25. 
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bes Reichsgeſetzes beſtimmter begrenzt, al3 nad) dem Ausdrucke des preußiichen 
Geſetzes, wonach die Eiſenbahn zum Erja für „allen Schaden“ verpflichtet 
war. Ob der auf die Eijenbahnen bezügliche Theil des Reichögejeßes übrigens 
in der Rechtiprehung wirklich foviel Anlaß zu Zweifeln geben wird, wie die 
Gegner des Geſetzes 1) annehmen, ericheint fraglich. -— Endlich darf noch 
daran erinnert werden, daß das deutſche Strafgeſetzbuch vom 31. Mai 1870 
in feinem Abfchnitte über die gemeingefährlichen Verbreden und Vergeben die 
Eiſenbahnunternehmungen gegen vorfäglihe und fahrläjfige Beſchädigungen 
ihrer Anlagen und Gefährdungen ihrer Transporte gleichmäßig in Schutz 
nimmt. 

V. Reichhaltiger iſt die Thätigkeit, welche von den Organen des Reichs 
auf dem Gebiete der Verwaltung des Eiſenbahnweſens entwickelt worden iſt. 
Zwar iſt von der Befugniß, für Rechnung des Reichs Eiſenbahnen, deren 
Anlegung im Intereſſe der Vertheidigung oder des gemeinſamen Verkehrs 
erforderlich erſcheint, auszuführen bezüglich zu conceſſioniren, bisher noch fein 
Gebrauch gemacht worden. Auch hat man es bisher vermieden, kraft des 
Iherauffichtsrechtes, welches die Verfaſſung dem Reiche über das Eijenbahn- 
mweien beilegt, unmittelbar auf die einzelnen Eifenbahnverwaltungen einzumirken. 
Indeſſen ift, theils auf Anregung der Neichsbehörbe, theils von dieſer felbit, 
eine Reihe von Anordnungen zur Ausführung der verfafjungsmäßig verheißenen 
Reformen der Fijenbahnverwaltung getroffen worden. Anfänglid waren diefe 
Schritte, wie aus ber bereits früher erwähnten Darjtellung in der Reichstags: 
tung vom 5. Mai 1869 hervorgeht, vorzugsweiſe darauf gerichtet, der 
Reichsbehörde durch DVermittelung der Bundesregierungen eine eingehende und 
fortlaufende Kenntnignahme von dem thatſächlichen Zuftande, insbejondere des 
Zarifwejens, zu jihern. Als ein vorläufiges Ergebniß diejer Thätigkeit iſt 
dem Reichätage eine Nachweifung derjenigen Yrachtartifel vorgelegt worden, 
weihe Ende 1868 bezw. Anfangs 1869 auf 44 norddeutihen Eijenbahnen 
zum Sabe von 1 Pfennig pro Zentner und Meile befördert wurden ?). Nach 
dieier Ueberſicht befand fi die Wohlfeilheit der Tarife im Yortichreiten. 
Weitere Tarifermäßigungen wurden ſowohl bet Handhabung des Aufſichtsrechts 
als aus Anlaß von Concefjionsertheilungen erzielt, insbefondere wurden Die 
Qundesregierungen aufgefordert, bei den Conceſſionirungen möglihft dahin zu 
wirten, daß Art. 45 zur gegebenen Zeit zur Ausführung gelange. 

Die verfaffungsmäßige Verheißung übereinjtimmender Bahnpolizei- und 
Berrieböreglements ift vom Bunde felbjt erfüllt worden. Durch Bekanntmachung 
des Bundesfanzlers vom 3. Juni 1870 wurde das vom Bundesrath in Aus- 
führung des Art. 43 befchloffene Bahnpolizei-Reglement für die ijenbahnen 
im Norddeutſchen Bunde 2) publicirt, dad mit dem 1. Januar 1371 auf 
allen norbdeutichen Eifenbahnen unter Aufhebung aller Specialveglements in 
Kraft getreten ift. Daffelbe regelt, weſentlich in Uebereinjtimmung mit den 
peußiichen Borichriften, in ſechs Abjchnitten den Zuftand, die Unterhaltung 


') Bergl. z. B. ben ausführlichen Commentar von Endbemann, Ztid. für 
“erngebuns und Rechtöpflege in Preußen, Bd. V ©. 489-573. 
Sten. Ber. v. 1869 Bd. III, Anlagen, ©. 265—317. 
n) Bunbesgef. BI. v. 1870 S . 461-479. 
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und Die Bewachung der Bahnen, die Einrichtung und den Zuftand der Betriebe: 
mittel, den Verkehr des Publitums, die Handhabung der Bahnpolizei und die 
Beauffichtigung. Kine weitere Bekanntmachung vom 10. Juni 1870 ver: 
öffentlichte das in Ausführung bes Art. 45 vom Bundesrath bejchlofjene Be: 
trieböreglement für bie norbdeutichen Eifenbahnen 1). Auf der Grundlage 
ber Reglement bed Vereins bdeuticher Eifenbahnverwaltungen, deren Be 
flimmungen, fomweit fie nicht im Intereſſe des Publikums Abänderungen er: 
fahren haben, wörtlich aufgenommen find, giebt daß neue Betriebsreglement 
in zwei Abtheilungen über die Beförderung von Perfonen, Reijegepäd x. und 
über den Transport von Gütern Vorſchriften, melde mit dem 1. October 
1870 auf ſämmtlichen Bahnen Norddeutſchlands im Local: und Berbandverfehr, 
fowie im Verkehr von Bahn zu Bahn zur Anwendung kommen follten. Den 
Specialbeftunmungen einzelner Eifenbahn:Bermwaltungen oder Eifenbahn:Berbände 
ift neben diefem Reglement nur dann Gültigkeit belaffen worden, wenn fie 
in die bezüglichen Tarife aufgenommen find und mit den Feſtſetzungen des neuen 
Reglements nicht im Widerſpruch ftehen, diefelben vielmehr nur ergänzen, oder 
wenn fie dem Publikum günftigere Bedingungen gewähren. Bei der Annahme 
des Betriebsreglements wurde vom Bundesrathe zugleich befchloflen, daß daſſelbe 
auch auf Sendungen Anwendung zu finden habe, die ſich über das Bundes: 
gebiet hinausbewegen, fofern für diefe nicht befondere Reglemente mit den 
nicht Norddeutihen Bahnverwaltungen vereinbart find. Außerdem follien die 
Bundesregierungen erjucht werden, dahin zu wirken, daß diejen Vereinbarungen 
die Normen des Bundesreglements foviel als thunlich zu Grunde gelegt werden. 
Somohl durch dieſe Beichlüffe, ala durch die Anlehnung des Bundesreglements 
an die Reglements des deutichen Eifenbahnvereins ift die Erhaltung des 
Bandes gefichert worden, welches über die norddeutihen und vielfady über die 
beutfchen Grenzen hinaus für den ifenbahnverfehr bereit? ſeit langer Zar 
beftanden hatte. Für den Inhalt des Reglements ift vorzugsmeife der Um 
ftand maßgebend, daß demijelben überall die beftehenden geſetzlichen Vorſchriften 
zu Grunde liegen, namentlich auch diejenigen des deutihen Handelsgeſetzbuches, 
welche den Eijenbahnverwaltungen die Befugniß einräumen, gemwifje Abweichungen 
von der Haftpflicht des Frachtführers für richtige und pünktliche Weberkunft 
ber beförderten Güter zu vereinbaren bezüglih im Wege des Reglement? 
feitzufeßen. Diefe Befugniß ift denn auch innerhalb gemwifler Grenzen in den 
die Haftpflicht betreffenden Beftimmungen des YBundesreglements aufredt er: 
halten worden. Die Erledigung der Wünſche, welche von den Organen des 
Handelsſtandes in Betreff der Aufhebung oder Beſchränkung diefer Befugniß 
vielfach geäußert worden find, ift der künftigen Reichsgeſetzgebung über bie 
Haftpflicht der Eiſenbahnen überlaffen worden. | 
Eine Fülle der allerwichtigften und fchwierigften Aufgaben wurde den 
deutſchen Eiſenbahnen durch ben Krieg auferlegt. In einem Umfange mie 
noch nie zuvor mußten ihre Leiftungen kriegeriſchen Zweden dienftbar gemadıt 
werben. Der Aufmarſch der deutichen Heere an der Weftgrenze, der unab: 
läffige Nachſchub friiher Streitkräfte, die andauernde "Verforgung von nahezu 


1) Bundesgeſ. BL. v. 1870 ©. 419460. 
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einer Million in Feindesland befindlicher deuticher Krieger mit Mundvorrath 
und Munition, die Beförderung des ungeheuren Gefchüb- Material für bie 
Belagerungen der feindlichen Feſtungen, der Transport der Verwundeten und 
der Hunderttaufende von Gefangenen, welche durch die Kataftrophen von Sedan 
und von Meb der deutichen Fürforge überliefert wurden: alle diefe Aufgaben, 
von deren rechtzeitiger und nachhaltiger Bewältigung mehr ala einmal geradezu 
der Ausgang des Krieges abzuhängen fchien, nahmen die Kräfte ſämmtlicher 
deutihen Eifenbahnverwaltungen in einer bis dahin für durchaus unmöglich 
gehaltenen Weiſe in Anfprud. Es ift in Jedermanns Crinnerung, melde 
Opfer von allen Seiten gebracht werden mußten, um fo unerhörten An- 
forderungen zu genügen. Der Perfonen- und Güterverkehr fait aller deutfcher 
Eiſenbahnen wurde bei dem unermarteten Ausbruch de Krieges in Folge 
der Anordnungen der Erecutiv-Commilfion für die Militairtransporte auf 
mehrere Wochen beinah volljtändig fiftirt, um die Zufammenziehung der deutichen 
Armeen am Rhein und damit die glüdliche Einleitung der Kriegsoperationen 
zu ermögliden. Auch fpäterhin wurden wiederholt wejentlihe Beihränfungen 
der Perjonenbeförderung nöthig; der Güterverkehr, obwohl an fich durch die 
Emwirfung .de8 Kriegs auf die Handelöverhältnifje ſehr erheblich vermindert, 
fimpfte mit den äußerften Schwierigkeiten, die nad) dem Friedenſchluß noch 
lange fortwirften!) und felbit gegenwärtig (November 1871) keineswegs 
als endgültig befeitigt anzujehen find. Wie der Krieg auch für das 
Eiſenbahnweſen die Borzüge einer einheitlihen entralverwaltung in das 
hellſte Licht geftellt hat, jo hat er das Unzureihende des deutfchen Bahnnetzes 
und die Unzulänglichfeit der Betriebsmittel vieler deutiher Eiſenbahnen jcharf 
bervortreten laſſen und über die Kreiſe des Handels und der Induſtrie 
binaus die allgemeine Aufmerkſamkeit auf die Nothwendigkeit baldiger und 
gründlicher Befeitigung diefer Mängel hingelenkt. Der Vergleih mit den 
großen Verkehrsmitteln Frankreichs führt namentlih zu der Weberzeugung, 
dag es, um die deutfchen Eiſenbahnen in Zeiten erhöhten Andranges vor 
Ueberhäufung zu bewahren, ftärferer Heranziehung der Fluß-Scifffahrt und 
beſſerer Durchführung des deutfchen Canalſyſtems dringend bedarf. 

VL Durd die Ermerbung von Elſaß und Deutjch-Lothringen ift dem 
Reiche die Fürforge für den nicht unbedeutenden Eifenbahncompler des neuen 
Reihslandes zugefallen. In den drei Zuſatzartikeln, welche gleichzeitig mit - 
dem Frankfurter Friedensvertrage am 10. Mai 1871 unterzeichnet wurden ?), 
bedang fich die deutfche Regierung den Erwerb des der franzöfiihen Oſtbahn⸗ 
geellihaft gehörigen Bahnnetzes aus, ſoweit dafjelbe fih in den mit Deuticdh- 
land vereinigten Gebieten befindet, mit allem Zubehör an Grundftüden, 
Sebäuden, Material u. ſ. wm. Nur das rollende Vetriebsmaterial blieb von 
diefem Erwerbe auögefchloffen, die Rückgabe des durch die Kriegsereigniffe 
in deutfche Hände gerathenen Theils befjelben an Frankreich wurde zuge: 
ie. Die Entſchädigung der DOftbahngejellihaft für die an Deutichland 


1) Vergl. die Interpellation des Abg. Gerftner, betr. bie Störungen des Süter: 
verfebr3 der Eifenbahnen, und deren Beantwortung durch den Staatäminifter Delbrüd 
in der Situng bed Reichſtages vom 26. April 1871, Sten. Ber. I. 393 fi. 

2) R. G. Bl. ©. 234 ff. 
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übergehenden Bahnjtreden u. f. w. übernahm die franzöfifche Regierung, wofür 
ihr die Summe von 325 Millionen Franks von den an Deutichland zu 
zahlenden Kriegsfoften erlaflen wurde Für dies Arrangement war, nad den 
Erklärungen des Reichskanzlers in der Situng des Reichstages vom 12. Mai 
1871), zunädft der Umftand beftimmend, daß die franzöſiſche Oſtbahn⸗ 
gejellichaft, die nur etwa ein PViertel ihres Eigenthums in Eljag - Lothringen 
liegen bat, unmöglih im Befite der dortigen Conceſſionen belaflen werden 
Tonnte. Andererſeits erſchien es erwünſcht, die Summe, die Deutjchland dafür 
zu zahlen hatte, im Friedensvertrage feitzuftellen und der franzöfiichen Regierung 
die Schadloshaltung der Gefellfchaft zu überlaflen, meil dadurch die Unzuträg: 
lichfeiten abgefchnitten wurden, die bei einem Erpropriationsverfahren gegen 
die Gejellichaft von Seiten der deutfchen Regierung für beide Theile zu be: 
forgen waren. 

Nah dem Inhalte des Triedensvertrages ift e8 unzweifelhaft, daß die 
Bahnen und deren Zubehör Eigenthum des deutichen Reiche, von welchem 
die Entſchädigung dafür gezahlt ift, geworden find. Was dagegen die Ge: 
jtaltung des Eiſenbahnweſens von Elſaß-Lothringen im Uebrigen anbelangt, 
fo ift diefelbe, wie diejenige des Reichslandes überhaupt, zufünftiger Entſcheidung 
vorbehalten. Es ericheint insbefondere nicht außer Frage, ob der Betrieb 
auf den elfäjliihen Bahnen auf Rechnung des Reichs bemwirft werden, oder 
ob die Ausbeutung diefer Bahnen dem Reichslande zuftehen wird. In ber 
Zwiſchenzeit finden auf die Beamten der Elſäſſiſchen Bahnen die befonderen 
Beitimmungen über die in Elſaß-Lothringen fungirenden Beamten Anwendung. 
Als Reichsbeamte können diejelben daher nicht ohne Weiteres bezeichnet 
werden ?). 


Die Ausftattung des hiernach ohne Lokomotiven- und Wagenpart auf 
Deutjchland übergegangenen Bahnnetzes, das annähernd Hundert Meilen Betriebs: 
länge befigt, war bereits während bes Waffenftiliftandes aus Mitteln des 
Kriegsfonde nah Möglichkeit in Angriff genommen worden. Dieje An: 
Ihaffungen, die etwa den Betrag von 2—3 Millionen Thlr. erreichten, ge 
nügten indejjen bei Weitem nicht für die Bedürfniffe der Eljäjjiichen Bahnen, 
deren Beirieb daher zunächſt weſentlich auf) die, deutſchen Cifenbahnen zu 
Kriegszweden entnommenen XQransportmittel angewiefen war. Um die Rüd: 
gabe dieſes Materials an die deutichen Bahnen zu bejchleunigen und gleichzeitig 


im Intereſſe des Reichslandes ſchlug die Reichäregierung vor?) den Rede: 


fanzler zu ermächtigen, den Bedarf für die Ausrüftung der Bahnen in Elſaß⸗ 
Lothringen mit Betriebsmitteln bis auf Höhe von 5 Millionen Thlr. „vor: 


ſchußweiſe“ aus der franzöfiihen Kriegsentihädigung zu beitreiten, wobei die 
definitive Berechnung diejer Aufwendung bis zur endgültigen Ordnung ber 


Berhältniffe der erworbenen Eiſenbahnen verſchoben werden jollte. Nach turzer 


Debatte, bei der anerfannt wurde, daß der Reichstag über die Erledigung 


1) Sten. Ber. I. ©. 671. 
2) Anderer Meinung ift v. Holtenbdorff, ©. 221 bed Zahrb. 
®) Sten. Ber. U. 119 f. III. 436 f. 
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dieſes Vorſchuſſes künftig mit zu entſcheiden Habe, wurbe der Entwurf ange- 
nommen. Er ift ala Geſetz vom 14. Juni 1871) publicht. 

Im Anflug an die Erwerbung der Elſaß-Lothringiſchen Eifenbahnen 
bat die Reichöregierung in den Zufagartifeln zum Frankfurter Friedensvertrage 
auh Vorkehrungen dafür getroffen, daß die franzöfiiche Oftbahngefellichaft für 
die Zukunft von dem Betriebe der Iuremburgifchen Eifenbahnen ausgeichloffen 
it Damit ift dem Einfluffe, den bieje Geſellſchaft auf die faſt ausſchließlich 
deutiche Bevölkerung dieſes Ländchens ausübte, ein Ende geſetzt. Eine nähere 
Erörterung der bezüglichen Berhältniffe kann für jetzt unterbleiben, da bie 
Abmahungen dieſes Theils des Friedenstractates noch nicht endgültig er« 
ledigt find. 

Bon fonftigen internationalen Beziehungen des Reichseiſenbahnweſens ift 
nut noch der lebhaften Betheiligung des Bundes bezw. des Reihe an 
dem Zuftandelommen der St. Gotthard-Eifenbahn zu gebenten. Das über: 
wiegende Intereſſe Deutfchlands an diejen Unternehmen, das die vor kurzem 
vollendete Durchſtechung des Mont Cenid an Ausdehnung und Schwierig- 
teit bedeutend übertrifft, braucht bier nicht auseinandergeſetzt zu werden; 
auch ift es befannt, in welchem Grade die Wirkjamkeit des deutichen Vertreters 
dazu beigetragen hat, im “Jahre 1869 die Verhandlungen der betheiligten 
Staaten in Bern zu einem gebeihlichen Abſchluſſe zu führen. Das Bunbes- 
geied vom 31. Mai 1870), welches das Präfidium ermächtigte, dem Staats- 
pertrage zwiſchen der Schweiz und Italien vom 15. October 1869 beizu- 
treten und dem Unternehmen eine Subvention von 10 Millionen Franks, 
einſchließlich eines Zuſchuſſes preußiiher Eiſenbahngeſellſchaften im Betrage 
von 2 Millionen Franks, zuzuſichern, iſt in Erledigung eines Vorbehalts in 
dem badiſch⸗-heſſiſchen Anſchlußvertrage8) inzwiſchen durch das Reichsgeſetz vom 
2. November 1871 (R. ©. BL ©. 375) erſetzt worden, welches dieſe Sub- 
vention, einjchließlich der von deutichen Regierungen und Eijenbahngefellichaften 
u erwartenden Zuſchüſſe, auf 20 Millionen Franks erhöht. Der Beitritt 
des deutſchen Reichs zu der Uebereinkunft zwilchen der Schweiz und Italien 
it, nachdem das zulegt erwähnte Geſetz vom Reichätage angenommen worben 
war, alabald am 28. October 1871 erfolgt t). 


2. Poſt und Telegrapbie. 


VH. Bei der Gründung des N. D. Bundes befanden fich die verbündeten 
Regierungen gegenüber dem Boft: und Telegraphenmejen in einer durdaus 
andern Lage als gegenüber dem Eiſenbahnweſen. Während auf dem legten 
Gebiete Privatgefellichaften und Staatsärarien als Kigenthüner und als 
Lerwalter der Bahnen in großer Zahl gleichberechtigt nebeneinander ftanben, 
beiand ſich das Poſtweſen nad Ablöfung der von dem Haufe Taxis beſeſſenen 
Toitgerechtiame ausnahmlos, das Telegraphenweien wenigſtens in ſtark vor: 


1) R. G. Bl. ©. 253. 

2) B. G. Bl. S. 312. 

2) Protokoll vom 15. November 1870, am Ende (B. ©. Bl. ©. 653). 

*) Der Wortlaut des Staatsvertrages vom 15. October 1869 und bed deutichen 
Leitrittsvertrages ift mitgetheilt im R. G. BI. von 1871 &.376—389. 
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wiegendem Maße in den Händen von Staatöverwaltungen. Die Zabl dieſer 
Verwaltungen war burd Die Friedensverträge von 1866 und durch bie bereits 
in der Einleitung erwähnten Abfommen mit den zum Taris'ſchen Poftgebiet 
gehörigen Staaten erheblich verringert worden; zwiſchen ihnen hatte bereits 
-feit Jahrzehnten in dem deutich = öfterreichiichen Poftverein und dem beutid- 
öfterreichiichen Telegraphenverein eine Gemeinſchaft beitanden, die fi nicht, 
blos auf die Regelung internationaler Verkehrsverhältniſſe erftredte, fondern 
in mehr als einer Hinficht den Mangel einer ſtaatsrechtlichen Einheit erjete. 
Die ftaatsrechtliche Grundlage für das Poft: und Telegrapbenweien de 
Bundes war demnach bei weiten klarer und für die Errichtung einheitliher 
Inſtitutionen in höherem Grade vorbereitet, als beim Eiſenbahnweſen. 
Diefem Sachverhalt entfprechen die Beitimmungen der Bundesverfaflung }). 
Sie legt dem Bunde nicht nur dad Recht der Beauffichtigung und der Geick- 
gebung über das Bolt: und Telegraphenweſen bei (Art. 4 Nr. 10), ſondern 
fie ftellt beide Anftitute unter die unmittelbare Leitung des Bundes, indem 
fie anordnet, daß das Poſtweſen und das Telegraphenmejen für das geſammte 
Bunbeögebiet als einheitliche Staatsverkehrsanitalten eingerichtet und verwaltet 
werben jollen (Art. 48). Der Bund übernimmt es hiernach, die Poft und 
die Telegrapbie als Bundeseinrichtungen auf feine Rechnung zu führen. Die 
Einnahmen aus beiden Inſtituten find gemeinfchaftlih, die Ausgaben mwerden 
aus den gemeinfchaftlihen Einnahmen beftritten; die Ueberſchüſſe fliegen in 
die Bundeskaſſe (Art. 49). Während einer auf acht Jahre feftgejekten 
Uebergangszeit ift inbeflen angeordnet, daß bie Ueberſchüſſe aus ber Poſt⸗ 
verwaltung den einzelnen Staaten nad) Maßgabe eines aus dem Durchſchnitt⸗ 
fat der Poftüberjchüffe auß den Jahren 1861 bis 1865 fich ergebenden 
Verhältniſſes auf ihre jonftigen Beiträge zu Bundeszwecken angerechnet werden 
(Art. 52) Diefe Uebergangszeit wurde für nothwendig erachtet, um die 
Verſchiedenheit der von den einzelnen Landes-Poftverwaltungen erzielten Rein: 
Einnahmen allmälig audzugleihen; auf etwaige Ueberſchüſſe aus der Tele 
graphenverwaltung findet fofort die Beitimmung des Art. 49 Anwenbung. 
Für die Durchführung der einheitlihen Organifation legt die B. ?. 
dem Bundespräfidium eine Reihe von wichtigen Befugniffen bei. Ihm ge 
bübrt die obere Leitung der Poft: und Telegraphenverwaltung. Das Präfidium 
bat die Pflicht und das Recht, dafür zu forgen, daß Einheit in der Organi: 
fation der Verwaltung und im Betriebe des Dienftes, ſowie in der Quali: 
fication der Beamten bergeitellt und erhalten wird. Der Erlaß ber regle: 
mentariſchen Teftfehungen und allgemeinen abminiftrativen Anordnungen üt 
Sache des Präfidiums, deſſen Dispofitionsbefugnig dadurch noch befonders 
gewährleiftet ift, daß diejenigen Gegenftände, deren Regelung nach den Brund- 
fägen der preußifchen Poft: und Telegraphenverwaltung der reglementariichen 
Feſtſetzung oder abminiftrativen Anordnung überlaffen war, ausdrüdlich von 
der Gejebgebung des Bundes ausgefchloffen find (Art. 48 Abi. 2. Das 
Präfidium ift ferner ausfchließlich befugt, für die Wahrnehmung der Beziehungen 


1) Bergl. die Darftelung bei Thbubihum, N. D. Verfaſſungsrecht S. 334 fi. 
und v. Rönne, PVerfaflungsrecht bed Deutſchen Reiche (Leipzig 1872) ©. 132 ii. 


XIL Die Verkehrsanſtalten des Reichs. 425 


zu anderen beutfchen oder außerdeutichen Poſt- und Telegraphenverwaltungen 
Sorge zu tragen (Art. 50 Abf. 2). Nur imfoweit die hierbei abzuſchließenden 
Verträge ſich auf Gegenſtände erjtreden, deren Regelung in Preußen nicht 
auf dem Wege des Reglement oder durch abminiftrative Anordnungen erfolgte, 
ft nah Art. 11 zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrathes und 
zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich. 

Während hiernach für die wichtigſten Verhältniffe, für Organifation, 
Geſetzgebung und Verordnungsrecht, Dienftbetrieb, auswärtige Beziehungen und 
Finanzen einfach einheitliche Einrichtungen geſchaffen find, ift die Anitellung 
der Beamten zwilchen dem Bundespräfidium und den Landesregierungen ge: 
teilt. Dem Erfteren jteht für das ganze Bundesgebiet die Anftellung ber 
oberen Berwaltungsbeamten (es werden Directoren, Räthe, Ober-Inſpectoren 
ausdrüdlich genannt), jomwie der ald Organe der oberen Berwaltungsbehörden 
fungirenden Bezirks⸗Aufſichtsbeamten (3. B. Snfpectoren, Controleure) zu. 
Die Ernennung diefer Beamten wird indeſſen ben Lanbesregierungen, deren 
Gebiete dabei intereifiren, behufs der landesherrlichen Beitätigung und Publi: 
cation rechtzeitig mitgetheilt (Art. 50 Abſ. 4). Die anderen bei den Ber: 
waltungsbehörden der Poft und Telegraphie erforberlicden Beamten, ſowie 
alle für den lokalen und techniſchen Dienft beftimmten, bei den eigentlichen 
Betriebsftellen fungirenden Beamten werden von ben Lanbesregierungen, und 
wo eine felbitändige Landes: Bolt: bezw. Xelegraphenverwaltung nicht be- 
fteht, nach Maßgabe der betreffenden Verträge angeftellt (Art. 50 Abſ. 5 
und 6), Wenn die Einheit der Organifation, die für die Einrichtung des 
Toft: und Telegraphenwefens den leitenden Gebanfen bildet, durch dieſen 
Dualismus bei der Anftellung der Beamten einigermaßen gefährdet erjcheint, 
ſo haben ſich in Wirklichkeit bisher bei der Ausführung der Beitimmungen 
des Art. 50 weientlihe Bedenken nicht herauggeftellt. Hierzu tragen mehrere 
Umfjtände bei. Einmal beitand bei Einrihtung des Bundes nur noch in 
einer geringen Zahl von Staaten eine felbitändige Landespoft bezm. 
Xandestelegraphie. Abgeſehen von den Hanjeftädten, in denen das Verhältniß 
auf Grund einer fogleih zu erwähnenden bejonderen Beitimmung der N. D. 
Yundesverfaflung durchaus einheitlich geregelt wurde, bejaßen neben Preußen 
nur Sachſen (für das Königreich Sachſen und für Sadjen-Altenburg), beide 
Meklenburg, Braunſchweig und Oldenburg eigene Pojtverwaltungen, für bie 
Zelegraphie kamen neben Preußen noch beide Meflenburg, Oldenburg, die 
jächſiſchen Herzogthümer und Reuß j. L. in Betracht. Yür alle übrigen 
Bundesglieder übte Preußen bereit? auf Grund von Separatverträgen die 
Volt: und Telegraphenrechte aus. Sodann aber wird die Einheit in ber 
Handhabung des Anftellungsrechts ſehr erheblich dadurch gefördert, daß mehrere 
Bundesjtaaten die Ausübung der ihnen nad Art. 50 zuftehenden Rechte ganz 
(5 B. Oldenburg, und bezüglih der Telegraphie die ſächſiſchen Herzogthümer 
iowie Reuß j. 2.) ober theilmeife (3. B. Sachſen und Braunjchweig) dem 
Bunde übertragen haben. Endlich muß hervorgehoben werben, daß die preußiſche 
Regierung die ihr zuftehenden Befugniffe nicht Durch befondere Staat3-Organe, 
\onden durch die Bundeöverwaltungsbehörben wahrnimmt. Die von dem 
Oumdespräfidium ernannten Beamten leiften dieſem den Dienfteid; alle anderen 


‘ 
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Beamten werden durch eine in den Iandesherrlichen Dienfteid aufzunehmende 
Clauſel verpflichtet, den Anordnungen des Bundespräfidiums Folge zu leiten. 
Eine befondere Unordnung wurde zur Befeitigung der Zerfplitterung bed Rott: 
und Telegraphenwejens in den Hanſeſtädten durch Art. 51 getroffen, indem 
derjelbe beſtimmt, daß die verfchiedenen dort befindlichen ſtaatlichen Poft- und 
Zelegraphenanftalten vereinigt werben follen. Zufolge diefer Vereinigung, 
über deren Ausführung der gedachte Artikel noch Näheres enthält, ift ange 
nommen worden, daß jämmtliche bei den Poft: und Telegraphenanftalten in 
‚den Hanfeftädten fungirende Beamte unmittelbar vom Bundespräfidium an: 
zuitellen find. 

Dieje ftaatsrechtlihe Grundlage des Poft: und Telegraphenweiens, auf 
welcher, wie wir ſehen werden, der Ausbau einheitlicher Inſtitutionen vom 
Bunde mit großem Nahdrud angegriffen und gefördert worden ift, bat durch 
die Erweiterung des Bundes zum Reiche in formeller wie in materieller Be: 
ziehung einige nicht unerhebliche Modificationen erfahren. Formell meicht die 
deutſche Reich8verfaffung, abgefehen von den aus ber allgemeinen Sadlage 
fi) ergebenden redactionellen Abänderungen, vom Abfchnitt VIII der N. 2. 
Bundesverfaflung darin ab, daß der Art. DL der lekteren mit Rückſicht auf 
die inzwiſchen bereit auögeführte Herftellung von einheitlihen Poſt- und 
Zelegrapbenanftalten in den Hanſeſtädten) in die neue Verfaſſung nic 
übernommen murde. Bon größerer Bebeutung find die materiellen Abänder: 
ungen, melde auf den den Süddeutichen Staaten in den Anſchlußverträgen 
zugeitandenen Sonderrechten beruhen. Bon biejen Vorbehalten betreffen die: 
jenigen für Heſſen und für Baden lediglich die finanzielle Seite, die Sonder: 
rechte von Bayern und Württemberg greifen tiefer ein und haben in der deutſchen 


Reihöverfaflung felbft, in dem Zufate zu Art. 4 Nr. 10 und in einem 
neuen Art. (52), entſprechenden Ausdruck erhalten. Im Einzelnen geftalten 


fih die Sonderrechte der Sübbeutfchen Staaten gegenwärtig wie folgt: 

1) Heilen, deflen Poit: und Telegraphenwejen durch den Tyriedens- 
vertrag won 1866 auf Preußen übergegangen war, hatte mit- Rüdficht daraui, 
daß feine füblihen Provinzen nicht zum Nordbeutfchen Bunde gehörten, Pol 
und Telegraphie aber auch in Südheſſen thatfächlih durch die Bundesorgane 


verwaltet wurden in ben zur Regelung dieſes Verhältniſſes geſchloſſenen 


Verträgen mehrfache Entihädigungen zugefihert erhalten. Im Protokoll vom 
15. November unter Nr. 4 (zum VIII Abſchnitt der Verfaſſung) *) werden 
diefe Verträge für fortbeftehend erflärt und nähere Beftimmungen über die 
jenigen Abänderungen getroffen, welche mit dem Ablaufe ber für die Be: 


2) Durch den Poftvertrag mit Dänemark vom 7./9. April 1868 (Bundesgeſ.“ 


8. S. 157—195) Art. 2 find die dänifchen Poftrechte in Lübel und Hamburg 
gegen eine Entſchädigung von 220,000 Rthlr., und burd ben Boftvertrag mit 
Schweden vom 23./24. Februar 1869 (Bundesgeſ.Bl. S. 73—103) Art. 29 dad 
Schwedische Boftamt in Hamburg unter Zahlung eines Koftenbeitrags von 4000 Rihlr. 
aufgehoben worden. Außerdem übernahm der Bund in beiben Fällen die Zahlung 


ber Benfionen für bie bei Aufhebung diefer Aemter in den Rubeltand tretenden ba: 


niſchen und fchwedifchen Beamten. 
2) ©. 54 diefed Jahrbuchs. 
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handlung der Poftüberfchüffe geltenden Webergangszeit, alfo mit dem Ablauf 
des Jahres 1875, eintreten. 

2) Für Baden follen, nad den Vereinbarungen defjelben Protokolles, 
die Beitimmungen in den Art. 49—52 der Bundesverfafjung (49 — 51 der 
Reichsverfafſung) erft mit dem 1. Januar 1872 in Wirkſamkeit treten, damit 
die für die Weberleitung der Landesverwaltung der Poften und Telegraphen 
ertorderlihe Zeit gewonnen werde. Außerdem ift unter Nr. 5, zu Art 52 
(jetzt 51) 1), ausbebungen, daß, wenn im Laufe ber Liebergangsperiode der 
nah dem Procenwerhältniß fich ergebende Antheil Baden? an den oft: 
überihüffen in einem Jahre die Summe von 100,000 Rthlrn. nicht erreichen 
jollte, der an diefer Summe fehlende Betrag Baben auf feine Matrieular: 
beiträge zu Gute gerechnet werden fol. Hiervon find jedod Jahre ausge: 
nommen, in denen der Bund bei kriegeriſchen Ereignifjen betheiligt ift. 

3) In den Verträgen mit Bayern und Württemberg war die Anz 
wendbarfeit des Abſchn. VIII der Bundesverfaſſung auf diefe Staaten wefentlich 
beihränft worden. Der bayrijche Vertrag ſchloß unter III $ 4°) die An: 
wendung der Art. 48—52 auf Bayern ausdrüdlih aus; er wahrte Bayern 
die freie und felbftändige Verwaltung feines Poſt- und Telegraphenweſens; 
jdod follte dem Bunde auch für Bayern die Gefetgebung über die Vorrechte 
der Pot und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniffe beider Anftalten 
um Publikum, über die Bortofreiheiten und das Poſttaxweſen, ſoweit beide letz⸗ 
teren nicht lediglich, den internen Verkehr in Bayern betreffen, ſowie unter gleicher 
Veichränkung die Feitftellung der Gebühren für die telegraphifche Correſpondenz, 
endlih Die Regelung des Poft: und Telegraphenvertehr? mit dem Auslande 
zuitehen. In dem Bertrage mit Württemberg Art. 2 zu 4°) war dieler 
Vorbehalt in einer unabfichtlih abmeichenden Faſſung, jedoch materiell nahezu 
übereinftimmend, gleichfalls ausgejprochen worden. Die beutiche Reichsverfaſſung 
sat die beabfichtigte Gleichmäßigkeit des Berhältniffes für Bayern und 
Burttemberg hergeſtellt, indem ſie für beide Staaten an die Stelle der 
Ar 48 — 51 die Beſtimmung des Art. 52 ſetzt. Hiernach ſteht dem 
Reihe ausſchließlich zu die Geſetzgebung über die Vorrechte der Poſt und 
Zelegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anftalten zum Publikum, 
über die Portofreiheiten und das Bofttarweien, jedoch mit Ausnahme der 
zeglementariſchen und Zarifbeitimmungen für den internen Verkehr innerhalb 
Bayerns bezüglih Württemberg, fowie, unter gleicher Beichränfung die 
setitellung der Gebühren für die telegraphifche Correſpondenz. Ebenſo ſteht 
xm Reihe zu die Regelung bes Poft: und Telegraphenverfehrs mit dem 
Auslande, ausgenommen den eigenen unmittelbaren Verkehr Bayerns bezw. 
Lürttembergs mit feinen dem Reiche nicht angehörenden Nachbarftaaten, wegen 
:öten Regelung e3 bei der Beitimmung im Art. 49 des Poftvertrages vom 
23. November 1867 4) bewendet. Da Bayern und Württemberg hiernadh die 





’) Bergl. ©. 55. 

2) S. 64 und Anm. 3. 

2) S. 75. Vergl. aud bie ng be bes Minifterd Delbrüd, Sten. Berichte 
des 2. Außerord. Reichdtags von 1870 

*, Bundesgeſetzbl. von 1868 ©. —8 
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felbftändige Verwaltung ihres Poft: und Telegraphenweiens, Tomeit ſich nich 
aus dem Dbigen Ausnahmen ergeben, behalten haben, fo haben fie an ben 
zur Reichskaſſe fließenden Einnahmen des Bolt: und Telegraphenweiens feinen 
Theil. — Aufrecht erhalten ift ferner aus dem Schlußprotofoll zum bayriſchen 
Vertrag Nr. 111) das Zugeftändniß, daß bei dem Abichluffe von Bolt: uns 
ZTelegraphenverträgen mit außerbeutfhhen Staaten zur Wahrung der befonderen 
Zandesintereffen Vertreter der an die betreffenden außerdeutſchen Staaten an: 
grenzenden Bundesſtaaten zugezogen werben follen, und daß ben einzelnen 
Bundesftaaten unbenommen ift, mit anderen Staaten Verträge über das Poll: 
und Telegraphenweſen abzufchließen, fofern fie lediglich den Grenzverkehr be 
treffen. Dies Zugeftändnig erſtreckt fi zwar feiner Fafjung nad auf all 
Bundesſtaaten, gegenüber den Beitimmungen des Art. 50 Abſ. 2 kann daſſelbe 
jedoh nur auf Bayern und Württemberg Anwendung finden; für die übrigen 
Bundesftaaten, denen „es überdies zur Wahrnehmung diefer Befugniffe an 
einer befonderen Boft: und Telegraphenvermwaltung mangelt, bietet der Art. 11 
der R. V. außreichende Gewähr, da nach demjelben, wie bereits vorhin be: 
merkt, alle Verträge mit fremden Staaten, fomweit fie fih auf der Reid: 
geleßgebung unterliegende Gegenſtände beziehen, zu ihrem Abfchluß der Zu: 
ftimmung des Bunbesrathes und zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung de 
Reichötages bedürfen. — Im Schluß-Protofol zum württembergiſchen Ber: 
trage war zu 3?) anerfannt worden, daß die Ausdehnung der im N. D. 
Bunde über die VBorrechte der Poft geltenden Beitimmungen auf den internen 
Verkehr Württembergs in foweit von der Zuftimmung Württembergs abhängen 
follte, ald diefe Beftimmungen der Poft Vorrechte beilegen, welche derſelben 
nad der gegenwärtigen Geſetzgebung in Württemberg nicht zuftehen. Dieier 
Vorbehalt ift jedoch bereits definitiv erledigt,- da bie Württembergiiche Re 
gierung dem Geſetze über das Poſtweſen des Deutichen Reichs, welches bie 
Borrechte der Poften für das ganze Reich gleichmäßig regelt, bei der Zor: 
legung im Bündesrathe wiederholt zugeftimmt hat. Als ein Sonderredt if 
es endlich nicht anzufehen, daß nad Art. 11 der Württembergiichen Militair: 
convention vom 21./25. November 1870®) dem Bundesfeldherrn (aljo jetzt 
dem Kaifer) im Falle eines Krieges von deſſen Ausbruch bis zu deflen Be 
endigung die obere Leitung des Telegraphenmweiens, ſoweit ſolches für die 
Kriegszwecke eingerichtet ift, zufteht, und daß die Württembergiiche Regierung 
ſich verpflichtet hat, bereits mährend des Friedens die bezüglichen Einrichtungen 
mit denjenigen des N. D. Bundes in Uebereinftimmung zu bringen. 

VIII Die Organijation des Poft: und des Telegraphenwefens beruht auf 
der grundlegenden Beſtimmung des Art. 43 der Reichsverfaſſung, daß Beide 
für das gefammte Gebiet des Deutfhen Reiche als einheitliche Staatövertehrs: 
Anftalten eingerichtet und verwaltet werden jollen. Ueber die verfajlungs: 
mäßige Mitwirkung des Bundesrathes bei Ausübung der dem Reiche zuftehenden 
Befugniffe in Betreff des Poft: und Telegraphenwejens enthalten die Art. ı 


1) ©. 72. 
) S. 77 und Anm. daf. 
©. 31. 
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und 8 der Reichsverfaflung in Erweiterung der analogen Vorſchriften der 
Verfaffung des N. D. Bundes die näheren Beftimmungen. In Betreff des 
Poſtweſens unterwirft das Geſetz über das Poſtweſen des Deutfchen Reichs 
vom 28. October 1871 die Anordnungen über die in F 50 Nr. 2, 4 und 
6 berührten Berhältnifie, deren Beftimmung gemäß Art. 50 der Reichs Ver⸗ 
faſſung dem Kaiſer zufteht, der Beſchlußfaſſung des Bundesrathes. Lebterer 
bejigt zur Wahrnehmung feiner Befugniffe in dem Ausſchuſſe für Eijenbahnen, 
Bot und Telegraphen ein befonberes Organ. Die Leitung der Verwaltung 
wird zufolge des Präfidialerlaffes vom 18. December 1867 1) feit dem Be 
ginne der Wirkſamkeit des Abjchnittes VII der N. D. Bunbesverfaflung 
(1. Januar 1868) vom Reichskanzler geführt. Als Centralverwaltungs- 
behörden fungiren nad demſelben Erlaſſe das General-Poſtamt und die 
Öeneraldirection der Telegraphen. Diefe Behörden bilden die L und IL Ab⸗ 
theilung des Reichskanzler-Amts. Dem General:Boftamt find die Ober: 
Foitdirectionen ſowie die Ober-Poftämter in den Hanfeftädten nebſt fämmtlichen 
Betriebs: Poftanftalten, der General-Direction der Telegraphen die Telegraphen- 
directionen mit ſämmtlichen Telegraphenftationen untergeordnet. Alle dieſe 
Vehörden befiten die Eigenſchaft von Reichsbehörden und werben als folche 
bezeichnet. 

Für die Durdführung diefer Organifation bot fi beim UWebergange 
der Landespoſt- bezw. Landestelegraphenverwaltungen auf ben Bund eine 
weſentliche Stütze in den vorhandenen Einrichtungen des preußiichen Staates 
dar. Das preußiſche Poſtweſen war von dem General: Boftamte, einer der 
älteiten Behörden des preußifchen Staates, bis zum Jahre 1848 als ein 
unmittelbares Reſſort, vielfach unter der Leitung eines eigenen Staatsminiſters, 
verwaltet worden. Bei der Einführung conftitutioneller Staatöformen ward 
das General-Poſtamt in eine Mbtheilung des Handelsminiſteriums um: 
gewandelt; gleich darauf wurde die Verwaltung, die bisher von der Gentral- 
ttelle direct geführt worden war, durch die Errichtung von Propinzialver- 
waltungsbehörden gründlich decentralifirt und mit den übrigen Verwaltungs⸗ 
anrihtungen des Staats in Einklang gebracht 2). Seitdem beftand in jedem 
Regierungsbezirk eine Ober-Poftdirection, welcher alle Lokal-Poſtanſtalten des 
Bezirks untergeordnet waren, und welcher die Verwaltung innerhalb bes 
Bezirks infomweit jelbftändig oblag, als nicht für beftimmte Gegenftände Die 
anheitfiche Zeitung der Sentralbehörbe einzutreten hatte. Der Lebteren ftand 
außerdem die Oberauffiht über die gefammte Verwaltung zu. Bom General: 
Poſtamte reflortirte auch die Telegraphen-Direction, von welder die Staats⸗ 
tlegraphie unter Mitwirkung der Bezirks-Ober⸗Telegraphen-Inſpectionen und 
der Lokal-Telegraphenftationen verwaltet wurbe. Dieſe Gliederung, vermöge 
deren principiell der Schwerpunkt des Betriebes auf die Lokalbehörden, der 
Bermaltung auf die Provinzialbehörben gelegt war, während die obere Leitung 
und Beauffictigung der Centralbehörde vorbehalten blieb, hatte ſich, troß 


1) Bundesgeſ. BI. von 1867. ©. 328. 
%) Bergl. den Erlaß vom 13. September 1849 (Pr. Gef.-Sammlung 1850 
z 33 


2. 299). 
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mancher Verkümmerungen in der Durdführung, im Großen vollitändig be 
währt; ihr war es zu verdanken, daß der bedeutende Zuwachs, welden das 
Poſt- und Telegraphengebiet Preußens durch den Krieg von 1866 erfuhr, 
mit dem Körper der Verwaltung in jehr kurzer Zeit nicht blos äußerlich 
verbunden, fondern innerlich vereint worden war. Es konnte daher mit 
vollem Rechte bei der Errichtung der Bundesverfehrsinftitute die preußiſche 
Organifation ala Fundament benutzt werden. Indeſſen erichien es angemeilen, 
die Telegraphie mit Rüdficht auf den in raſchem Steigen begriffenen Umfang 
ihrer Geſchäfte als einen bejonderen Dienftzweig unter bie Leitung einer 
eigenen Gentralbehörde zu ftellen. 

Das General:Boftamt, deflen Berfaflung in der Situng des Reichstages 
vom 1. April 1871?) aus Anlaß der Bewilligung eines außerordentlichen 
Credits zur Errichtung eined neuen Dienjtgebäudes für daffelbe eingehend 
dargelegt worden ijt, nimmt für feinen Die gejammte Reichspoſt umfaflenden 
Wirkungskreis im mwejentlichen diefelbe Stellung ein, die ihm nach den preußiſchen 
Berwaltungsgrundfägen zugeltanden hatte. Da ihm die Wahrnehmung der 
Befugnifie obliegt, welche das Reich Hinfichtlih des bayrifchen und de 
württembergijhen Poſtweſens auszuüben bat, fo wird von dieſen beiden 
Staaten ein verhältnigmäßiger Beitrag zu den Koften der Centralverwaltung 
des Reichspoſtweſens geleiftet ?). — Unmittelbar vom General-Poftamt reſſortiren 
einige Dienftitellen in Berlin (das Poſt-Abrechnungsbüreau, dad Controlbüreau 
für Boltanweifungen und Poſtvorſchüſſe, das Poſtzeitunggamt und das Poll 
zeugamt), fomie das im Frühjahr 1870 errichtete deutiche Poſtamt in Con: 
ftantinopel. 

Für die Provinzialpoftbehörben find ebenfalld die preußifchen Grundzüge, 
wie fie in dem Erlaſſe vom 19. September 1849 ausgeſprochen und jeitdem 
durch Die Praris vervollitändigt worden find, maßgebend geblieben. Dem 
entiprechend wurden bei der Uebernahme des Poſtweſens auf den Bund in 
ben außerpreußifchen Boftbezirfen, unter vorläufiger Beibehaltung ihres Um: 
fangs, Ober: Poftdirectionen in Leipzig, Schwerin, Oldenburg und Braunſchweig 
eingerichtet; den in Ausführung des Art. 51 der N. D. Bundesverfafjung 
errichteten Ober: Poftämtern in den Hanjeftädten wurden die Functionen von 
Ober-Poftdirectionen zugemwiefen. In Erfüllung eines bereits früher in de 
preußifchen Tandesvertretung mehrfach angeregten Wunjches find feitdem einige 
Heinere preußifche Ober-PBoftdirectionen (Straljund, Minden, Bromberg und 
Aachen) durch Bereinigung ihrer Bezirfe mit anderen aufgehoben worden 
Hingegen haben fi die Bezirfe der Ober:Pojtdirectionen von Oldenburg 
und Braunfchweig dur Hinzulegung von angrenzenden Theilen der Provinz 
Hannover vergrößert 3). Auch gegenwärtig weicht indeflen der Umfang der 
einzelnen Ober-Poſtdirections-Bezirke, jelbft abgejehen von dem bejonderen 
Verhältniſſe der Ober-Poftämter in den Hanfeftädten, jo erheblich von einander 
ab, daß weitere Außgleichungen im Wege der Zufammenlegung Heinerer 


‘) Sten. Ber. I, 88 fj. Anlagen III, 75. 

2) PVergl. die Grötterun en im Reichstage, Sitzg. vom 27. April und 17. Mai 
1871, Sten. er. I, 11 776 116 

2) Vergl. bie Nacmifung bei v. Rönne a. a. O. ©. 189 f. 
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und der Theilung allzugroßer Bezirfe in Ausficht ſtehen. Für das badifche 
Foitgebiet, da8 am 1. Januar 1872 von der Reichspoſtverwaltung über⸗ 
nommen wird, ſteht die Errichtung zweier Ober-Poſtdirectionen in Carlsruhe 
und in Conſtanz bevor, welcher letzteren die bisher durch die Ober-Poſtdirection 
in Frankfurt a. M. bewirkte Verwaltung des Poſtweſens in Hohenzollern zu: 
gewiefen werden wird. — Die Theilung der Verwaltungsgeſchäfte zwiſchen 
der Gentralftelle und den Provinzialbehörden wird durch die Beitimmungen 
der Boft-Dienftinftruction geregelt. Während der Grundgedanke der preußiichen 
Irganifation nad) und nad) durch eine Menge von centralifirenden Special: 
vorichriften in den Hintergrund gedrängt ivorden war, weilt der überaus be- 
deutende Umfang der Geihäfte und die Mannigfaltigkeit der in den einzelnen 
Bezirken vorwaltenden Verhältniffe gegenwärtig darauf hin, die Selbitändigfeit 
der Ober-’Boftdirectionen joweit zu erhöhen, als dies mit der Natur einer in 
vielen Beziehungen nothwendig auf ftraffe einheitliche Leitung angemwiejenen 
großen Verkehrsanſtalt irgend vereinbar ift. Die Durchführung diejes Princips 
it neuerdings kräftig in Angriff genommen. — Bei den Organen der 
Frovinzial-Poftverwaltung darf noch inäbefondere der Ober-Poſtkaſſen gedacht 
werden, von denen die Kaflen: und Rechnungsgeſchäfte aller Poſtanſtalten des 
Bezirks zufammengefaßt werben und die zugleih auch für die Provinzial: 
verwaltung der Telegraphie als Bezirkskaſſen fungiren. Auch bat für Die 
Ausführung der finanziellen Maßregeln des Reichs, welchem es an eigenen 
Finanzbehörden mangelt, wiederholt auf die Mitwirkung der Ober-Poſtkaſſen 
und der nachgeordneten Poftanftalten zurüdgegangen werden können, namentlid) 
bei dem Debit der Wechfelitempelzeichen 1), bei der Zeichnung, Kinzahlung 
und Verzinſung der verjchiedenen Bunbesanleihen, bei der Abjtempelung der 
ausländifchen Anhaberpapiere mit Prämien ?) u. dergl. 

Die Betrieb3-PBoftanftalten verjehen theils ben Iofalen Dienftbetrieh, 
theils den Kifenbahnpoftdient. Die Lokal:Boftanftalten waren nad) dem 
preußiſchen Syſtem je nad dem Uınfange und der Bedeutung ihrer Gejchäfte 
in Boftämter erfter und zweiter Klaffe und in Poft-Erpeditionen erjter und 
zweiter Klaſſe eingetheilt 3). _ Sämmtliche Poftanftalten waren einander gleich 
geordnet, fie ftanden jämmtlich in directem Verkehr mit der Bezirksbehörde 
und in Abrechnung mit der Bezirkskaſſe. Der letztere Umftand und das 
Streben nad) möglichſter Sicherheit und Vollkommenheit hatte allmälig dazu 
geführt, den Betrieb der kleineren Pojtdienftitellen mehr als nöthig nach dem 
Maßſtabe größerer Anjtalten einzurichten. Hierdurh waren die Betriebstojten 
erhöht und die Vermehrung der Poſtanſtalten erſchwert worden; auch bereitete 
bie Glaffification der letzteren mit ihren nicht ausreichend begründeten Unter: 
iheidungen der Verwaltung mannigfahe Hemmniffe, welche noch dadurch er- 
böht wurden, daß es auch für die Eintheilung des aus ſehr abweichenden 


1) Befanntm. bed Bundeskanzlers vom 13. December 1869 (B. ©. Bl. ©. 695). 

2) Befanntm. vom 19. Juni 1871 (R. G. Bl. ©. 255 ff.) 

s) Nach der im Boftamtsbl. von 1871 ©. 207 fi. veröffentlichten Statiftif 
betrug die Zahl der norddeutſchen Poſtanſtalten Ende 1870: 4619, worunter 
91 Bofämier, 514 Boft:Erpeditionen I. Klaffe, 3416 Poſt-Expeditionen DH. Klaffe 
und 195 Poft:Erpebitionen auf ifolirt gelegenen Bahnhöfen. 
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Bildungaftufen hervorgehenden und zu jehr verfchiedenen Anfprüchen berechtigten, 
ungemein zahlreichen Beamtenperfonal® an durchgreifenden Normen mangelte. 
Diefen Uebelftänden war nur durch Veränderungen in der Organifation der 
Poftbehörden gründlich abzubelfen. Zu diefem Zwecke fanden im Anfange 
de3 Jahres 1871 unter dem Borfite des General-Poſtdirectors und unter 
Zuziehung einer Anzahl von Ober-Poftdirectoren Berathungen des General: 
Poſtamts ftatt, aus welchen fih für die Organifation wie für die Handhabung 
der Verwaltung und des Dienftbetriebs zahlreiche und erhebliche Verbefjerungen 
und Bereinfachungen ergeben baben. Der Beränderung in den Perſonal⸗ 
verhältniffen wird nachher noch zu gedenken fein. Für die Poftanftalten wurde 
zunächft eine einfachere Elaflification erreicht, zufolge deren fie gegenwärtig in 
Poftämter, Poftverwaltungen und Pofterpeditionen zerfallen. Sodann aber 
wurde eine neue Klaffe von Poftanftalten eingeführt, die Poftagenturen !), 
welche mit der Ober-Poſtkaſſe nicht in directe Abrechnung treten, fondern in 
rechnungsmäßiger Beziehung Filialen benachbarter größerer Poftanftalten bilden. 
Hierdburh wird die Buch- und Nechnungsführung der PBoftagenturen höchſt 
einfach, und da auch im Mebrigen ihr ganzer Dienftbetrieb durchaus auf das 
Maß einfacher örtlicher Bebürfniffe zurüdgeführt ift, fo kann ihre Verwaltung 
von Ortseinwohnern, die ihre Subfiftenz aus einem anderen Beruf beziehen, 
als bloßes Nebengefhäft gegen eine verhältnigmäßig geringe Entichäbigung 
mit übernommen werben. 

Die Organifation der Xelegraphenbehörben beruht auf dem gleichen 
Syiteme wie die der Poll. Wie bereits erwähnt, fungirt ala Centralbehörde 
bie feit bem Webergange ber Telegraphie auf den Bund am 1. Januar 1868. 
ind Leben getretene Generaldirection der Telegraphen, welche die Abtheilung II 
des Reichöfanzleramts bildet und als folche die Verfaflung und die Befugnifle 
‘ einer Minifterialabtheilung beit. Den Provinzialbehörden der Xelegraphie 
it durch den Präfidialerlaß vom 18. December 1867 die Bezeichnung als 
Telegraphendirectionen beigelegt worden; ihre Einrichtung und ihren Geſchäfts⸗ 
freiß hat der Bundeskanzler durch die im Anfhluß an diefen Erlaß ergangene 
Verfügung vom 31. December 1867 2) fpeciell geregelt. Hiernach fteht an 
der Spike jeder Direction ein Telegraphendirector, dem al3 Organe für den 
Berwaltungs-, den Betrieb3- und den Baudienft drei Directionsräthe beigegeben 
find. Den Telegraphendirectionen liegen die Specialverwaltung, die Leitung 
des Betriebes, die Bauausführungen und die Unterhaltung der Linien inner: 
balb ihrer Bezirfe ob. Nachdem die Meklenburgiihen Stationen unter 
Aufhebung der Xelegraphendirection in Schwerin dem Hamburger Bezirte 
übermiefen worden find, und nad Errichtung einer neuen Provinzialbehörde 
für Eljaß-Lothringen beitehen gegenwärtig Telegraphendirectionen zu Berlin, 
Breslau, Cöln, Dresden, Frankfurt a. / M. Halle, Hamburg, Hannover, Königs: 
berg, Stettin und Straßburg Für Baden, deflen Telegraphie mit bem 


1) Berf. vom 23. Mai 1871 und Dienftanmeifung für Poftagenturen, vom 
1. Mat 1871, im Amtsblatt der deutſchen NReichäpoftverwaltung Nr. 1 ©. 5 und 
92—80. Vergl. auch den Bericht der Commilfion bes Feigetagr zur Prufung des 
Nachtragsetats pro 1871, Sten. Ber. (Anlagen) Bd. III S. 307 fi. 

2) Amtsbl. der N. D. Telegraphenverwaltung von 1868, ©. 2—17. 
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1. Januar 1872 vom Reihe übernommen wird, ift eine Telegraphenbirection 
in Carlsruhe projectirt. — Der Lofal-Dienftbetrieb wird von den Telegraphen- 
fationen mwahrgenonmen, welche je nach ihrem Umfange in Statimen L IL 
und II. Klaſſe eingetheilt und entweber felbftändig, d. h. durch ausſchließlich 
der Telegraphenvermaltung angehörige Beamte befekt, ober mit andern Behörden, 
vorzugsweiſe mit Pojtdienftftellen, combinirt find. Schon jeit einigen Jahren 
it die Telegraphenverwaltung dazu übergegangen, in kleinen Orten die Tele: 
graphengefchäfte durch geeignete Privatperjonen als Nebenbeichäftigung wahr: 
nehmen zu laflen. - Auch find an einigen Orten, deren Verkehrsverhältniſſe 
die Errichtung von Staatsftationen nicht rechtfertigen, unter Beihülfe der 
Zelegraphenverwaltung auf Koften der Kommunen, denen dafür ein Antheil 
der auffommenben Depeichengebühren überlaflen wird, Stationen eingerichtet . 
worden. Nah der im März 1871 veröffentlichten Statiſtik ) waren Ende 
1070 im NR. D. Bundesgebiet 1078 Telegraphen-Stationen im Betriebe, 
worunter 277 jelbftändige, 634 mit Poftanftalten combinirte, 156 an Privat: 
perionen übertragene und 11 von Communen errichtete. Außerdem waren 
nid Gijenbahn:Telegraphenftationen zur Annahme von Privatdepeichen er: 
mädtigt. 

IX. Bon dem Rechte der Geſetzgebung, weldes dem Reihe nah Art. 4 
Nr. 10 zufteht, ift für das Poſtweſen ein fehr nachhaltiger, für die Telegraphie 
dagegen bisher fat gar kein Gebrauch gemacht worben. 

Schon der Norddeutfhe Bund hatte fich fogleih beim Beginn feiner 
legislativen Thätigfeit Die geſetzliche Regelung des Poftweiens «angelegen fein 
alien. Das Poftgefeß vom 2. November 1867 ſchuf für die neu 
u errihtende Bundespoft eine einheitliche Rechtögrundlage, für melde die be: 
währten Principien der preußifchen Poſtgeſetzgebung beibehalten, gleichzeitig 
wdoh in mander Beziehung freiere Anfchauungen zur Geltung gebracht 
wurden. Namentlich trat dies hervor in der Abgrenzung des Poſtregals und 
der poftzwangpflichtigen Gegenjtände, wo der Privat-Induſtrie überall ein 
größeres Feld überlaffen ward; ferner wurde die Haftpflicht der Poft durch 
Erhöhung der Marimalgrenze für den Erfab von Pädereien erweitert, die 
Zahl der zum Schutze des Staatspoftbetriebes mit Strafe bedrohten Hand: 
ungen herabgefeßt und die Strafe ſelbſt gemildert. Endlich wurde, in Ueber: 
einitimmung mit dem preußiichen Verfaſſungs-Recht ?) und den guten Trabi- 
Sonen der preußiſchen Poſtverwaltung, das Briefgeheimnig ausdrüdlich fir 
unverletlich erklärt; bie bei ftrafgerichtlichen Unterfuchungen und in Concurs: 
und civilprocefjualiihen Fällen nothmwendigen Ausnahmen follen durd ein 
Fundesgefeb feftgeftellt werden und beftimmen fi) bis zu deſſen Erlaß nad 
den Landesgeſetzen. — Bezeichnete das Poſtgeſetz einen weſentlichen Yortichritt 
aur für diejenigen Bundesitaaten, in denen die Regelung des Poſtweſens 
tısher überhaupt nicht im Wege ber Geſetzgebung erfolgt war, fo geihah in 
dem Rofttargefeße vom 4. November 1867 der enticheidende Schritt 


) Statijtif des Verfehrd der Stationen des Norbbeutichen Telegraphengebietet 
‚to 184). Berlin, v. Deder. ! 
2) Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 33. 


». Solgendorff, Jahrbuch I. 23 
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einer Reform des Briefporto’8, welche fich nicht auf das Gebiet des Bundes 
beſchränkte. Wiederholt war in Preußen vergeblih dahin gejtrebt worden, 
die dreiftufige Tare für einfache Briefe durch eine zmweiftufige zu erſetzen: jeht, 
wo es fi darum handelte, für den ganzen Bund einen einheitlihen Tarii 
gefetlich zu beftimmen, fchien eine durchgreifendere Verbeſſerung nothwendig. 
Die Vorlage der Bundesregierungen jchlug deshalb als Porto für den ein: 
fachen Brief bis ein Loth Gewicht den Einheitsſatz von einen: Groſchen auf 
alle Entfernungen innerhalb des Bundes vor, und als diefer Vorſchlag freudig: 
Annahme fand, wurde der Srofchentarif durch die Poftverträge vom 23. Ru: 
vember 1867 mit den Süddeutſchen Staaten, mit Oeſterreich und mit Lurem: 


Burg auf den Wechfelverkehr mit diefen Staaten ausgedehnt. Auch für den | 


PVäderei: und den Geldverkehr der Poſt, ſowie für den Debit der Zeitungen 
führte das Targeje einheitlihe Tarife, zum Theil unter Anwendung neuer 
Srundfäße, im ganzen Bundeögebiete ein. Ein vollftändig Neues Gebiet für 
die Geſetzgebung wurde enblih in einem dritten, das Poſtweſen betreffenden 
Bundesgefete betreten. Während die Bemnilligung von Portofreiheiten und 
Portoermäßigungen bisher, mit Ausnahme weniger Fälle, in denen die Be— 
willigung im Anfchluß an ein Specialgefeß ausgeſprochen worden war, lediglich 
im Berwaltungsmwege erfolgt war, entſchloß man fih, um die aus der Zeit 
territorialer Zeriplitterung des Boftiwefens übernommenen zahlreichen Abweichungen 


gründlich zu befeitigen, zu einer Ddurchgreifenden gejeglihen Regelung des 


Gegenftandes. Das Geſetz betreffend die Bortofreiheiten im Ge 
biete des Morddeutfhen Bundes, vom 5. Juni 1869 (3.6.8. 
S. 141 ff.) ?), läßt beſtehen: 

1) die den regierenden Bundesfürften, ihren Gemahlinnen und Wittwen 
zuftehende Befreiung von Portogebühren ($ 1). 

2) die Portofreiheit in reinen Bundesdienftangelegenheiten, unter denen 
der Sendungen in Bundesraths-, Reichſtags-, Marine: und Militair: 
Angelegenheiten noch befonders gedacht ift (86 2. 4). 

3) die Portovergünftigungen der Perjonen des Militairftandes und der 
Bundes-Kriegsmarine; wobei dem Bundespräfidium die Ermächtigung 
ertheilt ift, diefe Vergünftigungen aufzuheben oder einzufchränten ($ 5). 

Alle übrigen Bortofreiheiten, darunter ſämmtliche Portofreiheiten in 

Staatsdienftjachen, die zahlreichen Bewilligungen an Vereine, milde Stiftungen: 
und die in mehreren Bundesftaaten vorgefundenen perſönlichen Portofreiheiten 
wurben durchgehend aufgehoben. Kine Entihädigung verhieg das Geſes 
dafür nur infomeit, als die mit Rüdficht auf die den Portobefreiungen etwa 
zu Grunde liegenden Täftigen Privatrechtstitel nach den Landesgeſetzen noth- 
wendig ift ($ 6—9). Gleichzeitig wurde die Einführung neuer Portofreiheiten 
oder Portoermäßigungen ausdrüdlih der Geſetzgebung vorbehalten (F 10). 
Hierdurd, wie durch daß ganze Geſetz, ift die Beſchränkung, wonach bie Ge— 


— — — — 


Zethandungen im Reichsſtage: Sten. Berichte von 1869 I. 555 ii. 
I. 876 fi. 963 fi. und Anlagen III. 422—433. Cine Ueberficht der zu dieſem 
Geſetze erfhienenen Regulative und Ausführungsbefiimmungen enthält die in Form 


einesßs Commentars erfchienene Bearbeitung vom Regierungsrath Beutner, 
Potsdam 1870. 
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febgebung des Bundes ſich auf die nach den in der preußiichen Boftverwaltung 
maßgebenden Grunbfäten bisher im Verwaltungswege geregelten Gegenjtände 
nicht erſtrecken follte, nicht unerheblich durchbrochen worden. Die aus der 
Aufhebung der Portofreiheiten ſich ergebenden Ueberſchüſſe, welche für 1870 
auf etma 1,800,000 Thlr. geſchätzt wurden, werden nicht nad dem Procent: 
fate für die in Art. 51 der Reichsverfaſſung beftimmte Uebergangszeit ver: 
teil. Die im Gefebe ſelbſt (F 13) vorbehaltenen Beftimmungen über die 
Berehnung und Verwendung diejes Theils der Poftüberfchüffe find durch das 
Geſetz betreffend die Feititellung des Haushalts-Etats für 1870, vom 13. Juni 
1369 6 2%) und durch das Geſetz betreffend die Abänderung diejes Haus: 
halts-Etats vom 10. März 1870 $ 3?) getroffen worden. Die drei Bolt: 
geiete des Norddeutſchen Bundes find auf Grund des Friedensvertrages mit 
Heilen auch in den nicht zum Bunde gehörigen Sübprovinzen des Groß: 
herzogthums publicirt worden 8), 

Als der Anfchluß der ſüddeutſchen Staaten erfolgte, fam in Yrage, ob 
der Wirkungskreis diefer Gefeke, welche fih in der Anwendung durchaus be: 
währt hatten, nicht einfach auf das Reich außzudehnen ſei. Zufolge der mit 
Baden und Hefjen vereinbarten Bundesverfaflung (Art. 80, DO, Nr. 4) follten 
die Geſetze vom 2. und 4. November 1867 und vom 5. Juni 1369 in 
Paden mit dem 1. Januar 1872 Gültigkeit erlangen. Für Bayern wurde 
jedoch die Einführung der Bundesgefege, mit Ausnahme des Wahlgeſetzes für 
den Reichstag, der Bundesgefeßgebung vorbehalten, (Bertr. vom 23. November 
1370 zu III $ 8) und für Württemberg wurde der gleiche Vorbehalt peciell 
für die Poftgefete noch mit ber bereits erwähnten Claufel in Betreff ber 
Vorrechte der Poſt zugeftanden (Bertr. vom 25. November 1870 Art. 2 Nr. 6 
und Schlußprotofoll ad 3). Bei diefer Sachlage, und da dem Reiche nad) 
Ar 52 der Reichsverfaſſung auch für Bayern und Württemberg bie Geſetz⸗ 
gebung über die wichtigſten Verhältniſſe der Voſt obliegt, erſchien der Erlaß 
eines gemeinſamen Poſtgeſetzes für ganz Deutſchland geboten. Für das 
Poſttax⸗Geſetz lag überdies die Nothwendigkeit vor, die Gewichtsſätze mit der 
am f. Januar 1872 in Geltung tretenden neuen Maß- und Gewichtsordnung 
in Uebereinjtimmung zu bringen. Den Entwürfen zu beiden Gejeßen, welche 
dem Reichstage am 1. Mai vorgelegt wurden 4), waren die nordbeutichen Ge: 
iete vom 2. und 4. November 1867 zu Grunde gelegt. Die Abweichungen 
beſchränkten fih im MWefentlihen darauf, daß in der Poſtgeſetzvorlage der 
legte Reſt der Beichräntungen ber Perjonenbeförderung fallen gelafjen und 
bezüglich des Strafrechts ſowie des Strafverfahrens erhebliche Verbeflerungen 
ee wurden. Der Entwurf des Pofttargefebes jehte das Marimal: 


B.⸗G.⸗Bl. 211. 
2) B.⸗G.⸗Bl. 42 fi. Die Anlage B zu diefem Gefeb ftellt dad Verhältniß feit, 
{in weldem diefer Bun der Poftüberichüffe auf die Matrifularbeiträge der Bundes 
Haaten angerechnet wird. 
*) Die Angabe v. Rönne’s (deutſche Reichsverfaſſung ©. 136 und 137), 
daß das Portotargejeb und das Vortofreiheitägefek in Südheſſen erſt durch Art. 50, 
1. Rt 4 Der mit Baden und Heflen vereinbarten Bundesverfaflung und vom 
1. Januar 1872 ab eingeführt feien, iſt hiernach zu berichtigen. 
*) Sıen. Beridhte von 1871 Anlagen II. 194 ff. 
28* 
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gewicht des einfachen Brief, in Uebereinftimmung mit den Beſtimmungen 
vieler Poftverträge, von 1 Loth auf 15 Gramm herab und führte den bereits 
im Wechjelverfehr mit den ſüddeutſchen Staaten vertragsmäßig beitehenden 
Minimalfag für die Zeitungsprovijion von 4 Sgr. aud für Dem internen 
deutichen Zeitungsdebit ein. 

Bon den Abänderungsvorichlägen der Entwürfe fließ im Reichstage nur 
derjenige auf Widerftand, welcher die den Poften nach der norbdeutichen (und 
preußiichen) Pojtgejeßgebung zuftehende Befreiung von der ntrichtung dei 
Chaufjeegeldes auf Privat:Berfonenfuhrwerte ausbehnt, fofern dieſelben als 
Erſatz für ordentlihe Poſten ausjchließlih zur Beförderung von Neilenden 
und deren Effecten und von Boftfendungen benußt werden ($ 16). Diee 
Ausdehnung wurde von mehreren Seiten ala dem Intereſſe der bei ber 
Chaufjeegelderhebung betheiligten Kreisvermaltungen zumiderlaufend angejodten. 
Der Seneral-Poftdirector mies indeſſen nad, dag die Poftverwaltung dadurch 
in den Stand gejeßt werde, mitteljt Heranziehung bes Privatgewerbes den 
Kreifen zahlreichere Poftverbindungen und damit einen größeren Bortkeil 
zuzumwenden. Diefer Ausführung trat die Mehrheit des Reichstags bei ?). 

Bon den aus der Mitte der Abgeorbneten geitellten Anträgen betraf eine 
Gruppe ?) mehr die Redaction ald den materiellen Inhalt des Poſtgeſehes 
indem fie den Text befjelben mit dem Sprachgebrauch des Strafgeſetzbuchs 


durchgehend in Uebereinitimmung brachte. Lebhafte Erörterungen wurden 


dagegen nad zwei Richtungen hervorgerufen durch Amendements, welche theils 
ben Boftzwang für ..politiihe Zeitungen aufzuheben bezw. einzuſchränken 
fuchten, theils den Wegfall des Landbriefbeitellgeldes forderten. In erfterer 
Hinſicht ?) konnte von den Antragftellern insbefondere geltend gemacht werden, 
daß in Bayern und Württemberg, wo ein ausfchliegliches Recht der Poſt auf 


Beförderung der politiihen Zeitungen gegenwärtig (Novbr. 1871) noch nit be 
fteht, der Zeitungsdebit dem ungeachtet größtentheil® durch die Poſt bejorgt wird, 
und daß die Poftpflichtigfeit dem Vertriebe ber Zeitungen im nächſten Umtreiie 


ihres Erſcheinungsortes gemwiffe Beſchränkungen auferlegt. Weitergehende An: 
griffe gegen den Poſtzwang überhaupt, die ſich auf die in der volkswirthſchaft⸗ 
lichen Doctrin früher ziemlich allgemein vorherrichende, neuerdings jedoch jtart 
ins Schwanken gerathene Abneigung gegen jedweben Gemwerbetrieb des Staats 


jtügen zu können glaubten, fanden im Reichstage faſt gar feinen Anklang. Biel: 
mehr ſprach man fi} von den verſchiedenſten Seiten mit großem Nachdrud für 


die Aufrechterhaltung des Staatspoſtweſens in jeinem bisherigen Beftande aus. 
Auch erkannten gerade die Gegner des Poftzwangs für Zeitungen an, daß bie 
Einrichtung des Poftdebits, wonach die Pojt die Zeitungen nicht nur befördern. 


fondern auh die Annahme von Abonnements und die Cinziehung der 
Abonnementögelder bewirkt, im Intereſſe der Bildung und der Eultur jeden: 
fall8 aufrecht erhalten zu werden verdiene t), Die Anträge auf Beleitigung | 


des Poftzwanges für die politifchen Zeitungen wurden hiernad wiederholt ab: 


1) Sten. Ber. II. 686, 737. 

2) Anträge ber Abg. vd. Bernuth und Gen., Sten. Ber. III. 307. 
°%) Antr. des Abg. Elben, Sten. Ber. I. 658 ff., 671 I. 731 fi. 
*) Rebe des Abg. Elben, Sten. Ber. I. 658 f. 
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gelehnt; auch der Vorſchlag, e& in Bayern und Württemberg in diefer Hinficht 
bei dem bisherigen Verfahren bewenden zu lafjen, war erfolglos ?). Dagegen 
gingen aus den Amendements der Abg. Fiſcher (Augsburg) und Beder 
zwei Zufäte in den $ 1 des Poſtgeſetzes über, welche den Poftzwang für 
politiihe Zeitungen auf ſolche Blätter bejchränfen, welche öfter ald einmal 
wöchentlich erfcheinen, und wodurch der Vertrieb der politifchen Zeitungen im 
zweimeiligen Umkreiſe ihres Urfprungsortes allgemein geftattet wird ). Nah 
einem weiteren Zujat zu $ 3 (Amend. Brockhaus) gehört e8 nunmehr zu 
den geſetzl ichen Pflichten der Poit, die Annahme der Pränumeration auf 
die Zeitungen und den ganzen Zeitungsdebit überhaupt zu beforgen. — 

Zu ſtärkeren Differenzen führte der Antrag auf Wegfall des Landbrief⸗ 
beitellgelbes, Durch welchen ſowohl das Poſttaxgeſetz, als aud das Poſtgeſetz, 
deſſen $ 50 die Normirung der Gebühren für die Landbriefbeitellung unter 
den im Wege des Reglements feftzufegenden Gegenſtänden aufführte, berührt 
wurden. Die Antragfteller 2) fahen in der Gleichitellung des Landes mit den 
Städten in Betreff der unenigeltlihen Briefbeitellung eine längft fällige 
Forderung der Gerechtigkeit; fie erklärten die Bereitwilligfeit der Negierungen, 
für Drudfachen und Waarenproben auf die Land-Beftellgebühren zu verzichten, 
für eine ungenügende Abjchlagszahlung und wiefen gegenüber dem Nachweiſe, 
daß die allgemeine Aufhebung des Landbeftellgeldes nicht blos bedeutende 
Mindereinnahmen, fondern aud, in Folge der Nothwendigfeit, die Landbrief⸗ 
trägeritellen zu vermehren, recht beträchtliche Mehrausgaben für die Poſtver⸗ 
weltung zur Folge haben müffe, auf die glüdliche Finanzlage des Reichs bin, 
die ſolche Ausfälle gar wohl ertragen könne. Zwar wurde von den Bertretern 
des Bundesraths dagegen geltend gemacht, daß Die finanziellen Verhältniſſe 
Rh nicht derart überfehen ließen, um dem Wegfall des Lanbbriefbeftellgeldes 
vom 1. Januar 1872 zuftimmen zu fönnen; e8 wurde das Zuſtandekommen 
des Geſetzes davon abhängig erklärt, daß der Zeitpunkt der Ausführung diefer 
Maßregel den Regierungen überlaffen bleibe. Allein ber Reichstag entichied 
ih dafür, der alten Landbeſchwerde gleich beim Inkrafttreten des Geſetzes 
en Ende zu machen und nahm den Schend’ihen Antrag wiederholt mit be- 
deutender Mehrheit an-t). 

Wirklich wurde dadurch das Zuftandefommen beider Geſetze wenigſtens 
ztiweiſe in Frage geitellt. Der Bundesrath ſetzte die Beichlußfaflung über 
de aus dem Reichätage an ihn zurüdgelangenden Entwürfe bis zur Vorlegung 
des Reichshaushalts-Etats pro 1872 aus. Als diefe Borlegung erfolgte, ftellte 
ih afferdings heraus, daß die finanzielle Lage die Aufhebung des Yandbrief: 
beitellgeldes zum 1. Januar 1872 geitatte, und es wurde beiden Entwürfen 
in der vom Reichstage feftgeftellten Fafjung die Zuftimmung des Bundes: 
rathes ertheilt. Inzwiſchen war jedoch der Reichstag bereit? zur II. Seifion 
üinderufen, und e8 wurde mit Rückſicht auf einen in Preußen befolgten con: 
ititutionellen Brauch, welder Hiermit auch in das Reichsſtaatsrecht einge: 


- 1) &ten. Ber. II. 735. 
?), Sten. Ber. I. 667. II. 735. 
2) Antr. des Abe. Schend. St. Ber. II. 695 ff. 
*) Sten. Ber. Il. 697, 880. 
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führt worden ift, für angemejjen erachtet, beide Entwürfe nochmals in den 
Reichsſstag zu bringen. Der Reichstag beichräntte fich indefien, in Anerkennung 
der Motive, welche dieje nochmalige Vorlegung herbeigeführt Hatten, mit vollen 
Recht auf eine lediglich formelle Behandlung, und fo pafjirten denn beide 
Borlagen unverändert die drei Lejungen, um demnädft ala Geſetz über 
das Poſtweſen des Deutfhen Reihe bezw. Geſetz über 
das Poſttaxweſen im Gebiete des Deutfhen Reichs (beide vom 
28. October 1871) publicirt zu werden !), 

Abgeſehen von dem eben erwähnten Präcedenzfalle it der Inhalt de 
neuen Reichspoſtgeſetzes noch in doppelter Hinfiht von Wichtigkeit für die 
ftaatsrechtlihe Stellung des Poſtweſens und für das Reichsſtaatsrecht über: 
haupt. Zunächſt ift dur das Zuftandefommen des Poftgejebes der Bor: 
bebalt, welcher die Ausdehnung der norbbeutfhen Beftimmungen über bie 
Vorrechte der Poft von der ausdrücklichen Zuftimmung der Württembergiigen 
Regierung abhängig machte, definitiv erledigt und dadurch der Katalog der 
füddeutichen Sonderrechte um eine Nummer verringert worden. Sodann aber 
hat der in Art. 50 der Reichsverfaſſung ausgeſprochene Grundſatz, wonach 
der Erlaß der reglementariihen Anordnungen in Bezug auf das Poſtweſen 
dem Kaifer zufteht, eine Meodification dadurch erfahren, daß der 6 50 de 
Reichspoſtgeſetzes einen Theil derjenigen Anordnungen, welche durch das Reg: 
lement zu treffen find, der Beſchlußfaſſung des Bundesrathes unterjtellt hat. 
Für dieſe Neuerung war die Rüdfiht auf Bayern und Württemberg maß— 
gebend, welche ein Intereſſe daran haben, fich für die den Wechſelverkehr be: 
treffenden reglementarijchen Vorfchriften, ſoweit biefelben nicht technifcher ober 
lofaler Natur find, eine Mitwirkung zu fichern. Auch läßt ſich dafür geltend 
machen, daß nad) der Reichsverfaſſung, die ja bekanntlich die Rechte dei 
Bunbesrathes überhaupt ermeitert hat, demfelben die Beihlußfaffung über die 
zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlihen allgemeinen Verwaltungsvor- 
Ichriften in der Regel obliegt (Art. 7 Nr. 2). | 

Während hiernad für das Poſtgeſetz und das Poſttaxgeſetz gemeiniame 
das geſammte Reichsgebiet umfafjende Beitimmungen erreicht find, find ſolche 
in Betreff des Portofreiheitsmefens bisher noch nicht ergangen. Das nord: 
deutſche Portofreibeitögefeß, das, wie bereit3 oben bemerft ijt, in Baden mit 
dem 1. Januar 1872 in Kraft tritt, hat dur 6 2 des Geſetzes betreffend 
die Verfaffung des Deutihen Reihe, vom 16. April 1871, die Bedeutung 
eines Reichsgeſetzes erlangt, jo daß, wo in demjelben von dem N. D. Bunde, 
deſſen Gebiet, Mitgliedern, verfafjungsmäpigen Organen u. |. w. die Rede 
ift, da8 Deutſche Reich und deſſen entiprechende Beziehungen zu verftehen jind. 
Diefe Bedeutung erftredt fich jedoch natürlih nur auf das Geltungsgebiet 
des Geſetzes. Um daſſelbe auf Bayern und Württemberg, ſoweit als dies 
nah Art. 52 der Reichsverfaflung zuläffig ift, außzubehnen,- bedarf e8 eines 
befondern Actes der Reichögejebgebung. | 

Was das Telegraphenweſen anlangt, fo ift bisher nur ein Dafjelbe direct 
berührendes Geſetz, nämlich das Bundesgeje vom 16. Mai 1869, betreffend 


1) R.«G.⸗Bl. 347 ff. 358 ff. 
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die Einführung von Telegraphenfreimarten ergangen, welches die Tele- 
grappenverwaltung zur Anfertigung und zum Verkauf von Freimarken zur 
Frankirung von Depeichen ermächtigt und dieſen Freimarken benfelben jtraf: 
geielihen Schub verleiht, wie ihn die Poſtfreimarken genießen. “Dies 
Sees ift in Südheſſen durch die zwilchen dem Nordd. Bunde, Baden unb 
Helen vereinbarte Bundesverfafjung Art. 80 IL in fine eingeführt worden 
und tritt auf Grund befjelben Art.-80 IL Nr. 4 in Baden am 1. Januar 
1872 in Kraft. Für Bayern und Württemberg ift die Einführung der 
Reihögejeßgebung vorbehalten. Ferner find, und zwar für daß geſammte 
Reid, an die Stelle der Landesſtrafgeſetze zum Schutze der Telegraphen: 
Anlagen und des Telegraphenverfehrs die einheitlichen, wenngleich nicht durch⸗ 
aus glüllic gewählten Beftimmungen des Strafgefegbuch® getreten, durch 
das überdies dem Telegraphengeheimniß eine bisher nicht vorhandene umfaſſende 
ſttafrechtliche Garantie zu Theil geworden ift!). Dagegen ift eine geſetzliche 
Regelung der ftaatsrechtlichen, civilrechtlichen und finanziellen Verhältnifje der 
Telegraphie bisher nicht in Angriff genommen worden. Da die Feltitellung 
ieier Berhältniffe nach den in der preußiichen bezüglich norddeutſchen Tele: 
graphenverwaltung maßgebenden Grundfägen im abminiftrativen Wege erfolgte, 
10 leuchtet ein, dag die Neichögefeßgebung zufolge der in Art. 48 Abi. 2 der 
R.-V. ausgeiprochenen Beſchränkung ſich auf diefe Gegenftände nicht eritredt. 
Tiefer Standpunkt ift aud, als bei der Berathung des norddeutſchen Porto: 
freiheitägefees im Reichstage beantragt wurde, die beftehenden Telegraphen: 
hreiheiten ebenfalls abzujchaffen, mit Nachdruck vertreten worden *). Gegenüber 
den verichiedenen Interpretationen, durch welche man die Bedeutung des Art. 48 
damals abzuſchwächen verfuchte, it anzuerkennen, dab ſowohl die gefeßliche 
Regelung der Telegraphenfreiheiten, zu welcher der Reichſtag den Bundes: 
fanzler damals dur eine Refolution aufforderte®), ala überhaupt jedes 
Geietz über die bezeichneten Verhältniffe der Telegraphie eine Modification des 
Art. 48 Abſ. 2 und fomit eine Verfaffungsänderung in fi ſchließt. Ebenſo 
einleuchtend ift es jedoch, daß diefer überwiegend formelle Grund nicht aus: 
reiht, um die Telegraphenjachen auf die Dauer von der Reichsgeſetzgebung 
auszuſchließen. Wie im Poftrecht, fobald es nothwendig erfchien, einen bisher 
adminijtrativ behandelten Gegenftand der geſetzlichen Regelung zu unterziehen, 
die Schranke ded eben allegirten Verfafjungsartifels bereits wiederholt, durch 
den Erlaß des Vortofreiheitögefeßes und dur die gefegliche Abichaffung des 
Sandbriefbeftellgeldes, deſſen Feſtſetzung noch nad) dem norbdeutihen Poſtgeſetz 
($ 37 Nr. 3) der reglementarifchen Anordnung ausdrücklich überlafjen mar, 
durhbrochen worden ift: fo wird auch bei der Frage, ob und inwieweit bie 


1) Strafgeſetzbuch FF 317—320. 355. Eine forgfältige Darlegun jämmtlicher 
Seziehungen bed Telegraphenmwejens zum Strafrecht enthalt ber Kuflap des Geb. 
her: Boftrathes Dr. Dambadh, das Telegraphen-Strafreht. (Gerichtsfaal 1871 
* De und Separatabbrud; in franzöfifcher Weberfegung imJournal teldgraphique 
Yr. u. ff. 

2) Sten. Ber. von 1869 L 561. I. 878 fi. Vergl. auch Thudichum, N. D. 
Leriaſſungsrecht, S. 335 f. 
2) Sten. Ber. von 1869 II. 967. 
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Berhältniffe der Telegraphie eine gefeliche Regelung fordern, vorwiegend das 
innere Bebürfniß zu prüfen fein. 

In biefer Beziehung ift nun zunächſt nicht zu verfennen, daß die rapide 
Entwidelung, in welcher bie techniſchen und adminiftrativen Einrichtungen der 
Telegrapbie gegenwärtig begriffen find, es wünfchenswerth und fogar noth: 
wendig madt, der Verwaltung die unerläßliche freie Bewegung nicht zu ver: 
ſchränken. Namentlich bedarf fie in finanzieller Hinfiht einer gewiſſen Dis: 
pofitionsbefugniß, um ihre Anlagen. und Apparate ben Fortfchritten ber 
Wiſſenſchaft gemäß zu vervollfommnen und um bei Feſtſetzung der Gebühren 
die gerade für die Telegraphie ungemein wichtigen internationalen Gefichts- 
punkte genügend wahren zu können. Dean wird ferner gerne zugeben, bay 
die befonbere Natur des Telegraphendienftes der Geſetzgebung micht unbe: 
deutende Schwierigfeiten bereitet und eine erhöhte Vorſicht erfordert, um Io 
mehr, als e8 im Inlande an legislatorifhen Vorbildern auf diefem Gebiete, 
mit einer gleich zu erwähnenden Ausnahme, volljtändig fehlt und auch das 
Ausland nur vereinzelte Geſetze aufzumeilen bat, melche feineswegs ſämmtliche 
Nechtsverhältniffe der Telegraphie umfaſſen 2). Andererjeits Tann es meder 
für die Telegraphie ſelbſt noch für das Publitum als ein erwünfchter Zuftend 
angefehen werben, daß ein Verkehrsinſtitut von jo enormer Bedeutung für alle 
Zeige des öffentlichen Lebens für den Privatverkehr ohne gefekliche Grundlage 
bleibt und daß es ihm an einer irgendwie feiten Abgrenzung jeiner Rechte und 
Pflichten gebricht. In feinem gegenwärtigen Ausbildungsftadium befitt das 
deutfche Telegraphenwefen eine minbeftens ebenfo befeftigte und ausgeprägte Se: 
ftalt, als fie dem Eifenbahnwefen in Preußen im Jahre 1838 zu eigen war. 
Das Eifenbahngefeb von jenem Jahre bildet mit verhältnigmäßig geringen 
Ermeiterungen noch gegenwärtig die Grundlage des preußifchen Eifenbahnredts 
und bat auf die Geftaltung ber Nechtöbeziehungen der Eiſenbahnen zum 
Staate und zum Publitum einen wirffamen und man barf wohl jagen, zu: 
gleich ſehr vortheilhaften Einfluß ausgeübt. 

Erweiſen fih hiernach die Hinderniffe, welche einer Ausdehnung der ge: 
fetgeberifchen Thätigfeit des Reichs auf die Rechtöverhältniffe der Telegraphie 
formell und materiell entgegenftehen, in beiden Hinfichten nicht grade als 
unüberwindlich, jo wird weiter nicht in Abrede geftellt werden Tönnen, daß 
für den Erlaß eines deutichen Telegraphengejeßes in mehreren Beziehungen 
ein wirkliches Bebürfniß vorliegt. Es möge genügen, zwei Punkte, melde 
indeß den Gegenftanb nicht erichöpfen follen, hier näher ins Auge zu fallen. 
Mährend die in der Jurisprudenz ſehr ftreitige Frage, ob dem Staate ein 
Regal in Betreff des Telegraphenweſens zuftehe, in Deutſchland bisher mit 
Ausnahme von Sachen, wo die Regalität der Telegraphie ſich auf ein Special: 
geleg (vom 21. September 1855) gründet, gefeßlich nicht entſchieden worden 
war, wirb aus ber Beftimmung de Art, 48 d. R.-V., daß das Telegraphen: 
weien für das gejammte Gebiet des Deutſchen Reichs als eine einheitliche 


In | 
1) Telegrapbengefeße beftehen in Frankreich, vom 29. November 1850, Belgien 
vom 1. März 1851, den Niederlanden, G. vom 7. März 1852 und in ber Schwei;. 
&. vom 18. December 1867. 
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Staatsverkehrsanſtalt eingerichtet unb verwaltet werben foll, von der Telegraphen- 
verwaltung gefolgert, daß das Telegraphenweſen nunmehr in ganz Deutſchland 
zum Regal erhoben fei, und daß demgemäß Privatperfonen zur Anlegung von 
Zelegraphen, welche über ihr eigenes Territorium hinausgehen, oder zu anderen, 
ald rein privaten Zwecken gebraucht werben jollen, einer Genehmigung ber 
Zelegraphenverwaltung bedürfen). Nimmt ſonach das Reich für die An- 
lgung und Verwaltung aller zu öffentlihen Zwecken bienenden ZTelegraphen 
ein ausſchließliches Recht für -fih in Anſpruch, fo bedarf dieſes Recht in 
mehrfacher Hinficht der gefetlihen Normirung. Es ift, wie für jebes andere 
Regal, auch für das Telegraphenregal eine beftimmte Abgrenzung zu treffen 
wilden dem Staats:Monopol und dem der freien Verkehrsthätigkeit zu über: 
laſſenden Gebiete; es ſind die Bedingungen feitzujtellen, von deren Erfüllung 
die Ertheilung der Genehmigung zu Telegraphenanlagen, die nicht rein privaten 
Zwecken dienen follen, abhängig zu machen iſt; es wird eine gefetliche Ne: 
gelung des Berhältniffes der Privat-Eifenbahngefellichaften nothmendig, welche 
ih von früher ber im Befite von zum allgemeinen Gebrauch bejtimmten 
Zelegraphenanlagen befinden; es ift die gleichmäßige Behandlung der Privat: 
depeihen, ähnlich wie dies für den Zeitungsdebit duch 5 3 des Reichspoſt—⸗ 
geieges geſchehen ift, gejetlich zu gemährleiften und bie Befugniß der Ber: 
waltung, gewiſſe Depeichen von der Beförderung auszuſchließen, auf eine ge: 
jesliche Grundlage zurüdzuführen; endlih wird das ausſchließliche Recht des 
Reichs allgemein unter den Schub von Strafbeitimmungen geftellt werben 
mäflen, wie fie in Sadfen auf Grund des vorhin erwähnten Geſetzes noch 
gegenwärtig in Geltung find 2). — Der zweite Punkt betrifft die Haftpflicht 
der Telegraphie für die richtige und pünftliche Beförderung der ihr anvertrauten 
Depeſchen. Bekanntlich wird bisher von den Telegraphenverwaltungen für 
die richtige Ueberkunft der Depeichen ober deren Ueberfunft und Auftellung 
innerhalb beftimmter Frift feinerlei Garantie geleiftet; Anfprüche darauf find, 
wo Telegraphengeſetze beftehen, geſetzlich 2), jonft durch Reglementäbeftimmungen 
1.8. 6 24 ber Zelegraphenordnung des⸗N. D. Bundes, vom 24. December 
1567) ausdrüdlich ausgefhloffen. Die frage, inwieweit die Haftpflicht der 
Sertehrsanftalten und fpeziell der Telegraphie im reglementariihen Wege be: 
ſdränkt bezw. ganz aufgehoben werden könne, wird in der Rechtswiſſenſchaft 
‚haft erörtert. Während Einige derartigen Beftimmungen die rechtliche Be: 
deutung ganz ober doch infoweit abjprechen, als dadurd die Erjagleiftung auch 
’ür den Dolos oder durch grobes Verſehen entitandenen Schaden "abgelehnt 
werden foll, wird von Anderen die Zuläjfigfeit von Reglementsbejtimmungen, 
velche die Haftpflicht einjchränfen oder ausjchliegen, in Interefje der Vertrags⸗ 
eiheit vertheidigt. ine feſte Rechtfprehung der deutſchen Gerichtshöfe bat 
ih, wenigftend was die Telegraphie anbetrifft, in dieſer Beziehung noch nicht 


ı, Dambad a. a. O. S. 8 fi. 

?) Das G. vom 21. September 1855 bebroht jede unbefugte Anlegung von 
eiettro-Magnetiſchen Telegraphen mit Gelbbuße von 100 Thlr., ſowie mit Confis- 
sation ber Apparate und Leitungen und belegt jede Abweichung von den Conceſſions⸗ 
böingungen mit Orbnungsftrafe von 1—50 Thlr. 

2) So in Frankreich, Belgien, den Nieberlanden und ber Schweiz. 
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gebildet. In einem Erkenntniß des Handels-Appellationsgerichts zu Nüm: 
berg vom 22. Yun 1868) ift zwar die bayriſche Poft: und Zelegraphen: 
verwaltung zur Erſatzleiſtung für den durch unterlafiene Beftellung einer 
Depeiche entjtandenen Schaden verurtheilt worden; hierbei wurbe jedoch die 
Beitimmung des Telegraphenvereing-Vertrages, welche die Garantie für Verluft, 
Beritümmelung oder Verfpätung der Depeihen ausſchließt, als rechtsgültig 
anerkannt und die Erfaßpflicht, mit ſehr fragwürdigen Gründen, nur daraus 
hergeleitet, daß dieſe Beitimmung fih auf Depeichen, welche nicht bei der 
Beförderung, fondern erjt bei der Beitellung in Verluft gerathen, nidt be: 
ziehen könne. Dagegen wird in der Doctrin nit immer fteigendem Rad; 
drucke bie Anficht vertreten, daß. die Haftpflicht der Telegraphie mit den Bor: 
fchriften des gemeinen Recht? in Uebereinftimmung gebracht werden müfle. 
Die in vieler Hinficht beachtenswerthe neuefte ‚Bearbeitung des Zelegraphen: 
rechts von Dr. Meili?), melde zugleich die erfte um*ıflende deutiche Dar: 
ftellung dieſer Rechtsmaterie ift, ftellt fehr weitgehende Unforderungen. Danıd 
jol die Zelegraphenvermwaltung für die richtige und pünktliche Beförderung 
und Beftellung der ihr übergebenen Depefchen noch über das gemeine Red 
hinaus, nämlich nach den Grundfägen vom rereptum, haften; die Verwaltung 
fol für die Handlungen und Unterlaffungen ihrer Beamten und ebenjo für 
Verſchuldungen der bei der Beförderung betheiligten fremden Telegraphen 
verwaltungen unbedingt einftehen; jede Ausfchließung oder Beihräntung der 
Haftpflicht durch Reglements u. f. w. ſoll gejehlich verboten jein. In der 
Berwirflihung diefer Borfchläge erblidt Hr. Meili die Befeitigung eines 
Zuftandes, den er wiederholt ala ein wahrhaftes „Telegraphenunrecht“ bezeichnet. 
Dieje radikalen Reformpläne find bereitS an anderer Stelle eingehender ge 
würdigt 3), bier ijt ihrer nur Erwähnung gethan, um die weite Kluft zu veran: | 
ſchaulichen, welche zwiichen den für den Zelegraphenverfehr thatfächlih map 
gebenden Beftimmungen und den Anforderungen der Rechtswiſſenſchaft über 
die “astpflicht der Telegraphie gegenwärtig befteht. Soviel erjcheint gewiß, 
bag die rein negative Pofition, welche die Telegraphenverwaltungen des u: 
und des Auslandes gegenwärtig zu biefer Frage einnehmen), auf die Dauer 
nicht zu halten fein wird. Auch bei vollftändiger Wahrung der Bejonderbeiten 
des Telegraphenbetriebs und der Schranken, melde ihm die Befchaffenheit 
feiner Mittel auferlegt, ift e8 ausführbar, daß die Telegraphie für Die richtige 
Ueberfunft der Depejchen innerhalb eines gejetlich zu bejtimmenden und allen: 
falls gegen Entrihtung einer befonderen Verſicherungsgebühr zu jteigernden, 
Maßſtabes diejenige Garantie leiftet, weldhe dem Charafter des Rechtsgeſchäfts 
der Depeichenbeförberung an und für fi entſpricht. Ein Verſuch, dieſe Pflicht 


1) Löhr, Central-Organ für Handelsrecht. Neue Folge V. 398 fi. 

2) Das Telegrap! hen-Recht. Eine civilistische Abhandlung. Zürich 1871, 
insbeſondere S. 150 | 

®) Bergl. bie Beſprechung der Bee Ichen Schrift in der Zeitjchrift Piz; Ge 
jebgebung und Rechtspflege in Preußen, V. 

*) Art. 6 des internationalen Telegrappen. Vereins⸗ Vertrages non Wien, vom 
21. Juli 1868: „Die hohen contrahirenden Theile erklären jedoch, daß fie in Bezug 
auf den internationalen Telegraphenbienft Teinerlei Berantwortlichkeit übernehmen.‘ 














XII. Die Verkehrsanftalten bes Reiche. 443 


gejeglih zu regeln, würde ſich in vieler Beziehung an das beſtehende Recht 
der mit der Telegrapbie jo nahe verwandten Poſtanſtalt anlehnen können 
und offenbar um fo mehr Ausficht auf Erfolg haben, je forgfältiger er bie 
Beſchränkungen berüdfichtigt, welche bei der bejonderen Natur des Telegraphen: 
betriebes unerläßlich find. 

X. Den Berwaltungen des Poſt- und des Telegraphenweiens lag 
jet dem Uebergange beider Verkehrszweige auf den Bund zunächſt die Durch⸗ 
führung eine einheitlichen Dienftbetriebes ob. Diefe fehr umfafjende Map 
regel wurde weſentlich dadurch erleichtert, daß man fich einerfeits auf die in 
langjähriger Anwendung erprobten und verbeflerten fpeciellen Inſtructionen 
für den preußifhen Poſt- bezüglich Telegraphendienſt, andererſeits auf Die 
vieljahen gemeinjchaftlihen Einrichtungen ftügen konnte, melde in den Ber: 
trögen, Reglementd und Dienteinrihtungen der bisherigen Verbände des 
deutſch⸗oſterreichiſchen Poſt⸗ bezüglich Telegraphenvereins, gegeben waren. Das 
auf Grund des Poſtgeſetzes vom 2. November 1867 erlaflene Poftreglement 
vom 11. December 1867 und die Telegraphenordnung für die Correfpondenz 
auf den Telegraphenlinien des N. D. Bundes vom 28. December 1867 
traten mit dem 1. Januar 1868 im ganzen Bundesgebiete in Kraft. Eine 
überaus beträchtliche Maffe von Ungleichheiten, die aus ber früheren Ser: 
iplitterung bes Poſtweſens mit auf den Bund übergegangen war, wurde 
jerner durch das am 1. Januar 1870 in Kraft getretene Portofreiheitsgefet 
vom 5. Juni 1869 und die zu demjelben ergangenen Ausführungsbeitimmungen 
beieitigt. Wie in den Dienftvorfchriften, jo wurde auch in Betreff der Dienft: 
Anrihtungen nach Herſtellung der nothwendigen Einheit gejtrebt, wobei jedoch 
den beionderen örtlichen Verhältniſſen eine ſchonende, oft ſehr weitgehende 
Verüdjihtigung zu Theil ward. Für die Boftverwaltung fam es insbeſondere 
darauf an, das Inſtitut der Kandbriefbeitellung, das in einigen Bezirken theils 
nur ſehr unvolllommen, theild gar nicht vorgefunden wurbe, auf die in dem 
übrigen Poftgebiete erreichte Stufe zu bringen. Die Finanzverhältniffe ge- 
ſtaneten hierbei nur ein fchrittweifes Vorgehen, fo daß aud gegenwärtig die 
Gleichſtellung noch nicht überall erzielt ijt. Neben der Heritellung der Einheit 
wurde aber auch die Verbefjerung bes Betriebs und der Einrichtungen ſowohl 
durch Einführung von Verkehrserleichterungen als durch Vereinfachung bezüglich 
Ausbildung der Technik mit großer Rührigfeit betrieben. Dieſe Thätigkeit 
erlitt auch Durch den Krieg mit Frankreich, trotzdem derſelbe die Kräfte beider 
Terwaltungen in einem bisher noch nie dageweſenen Maße in Anſpruch nahm, 
tine Unterbredung. Ohne hier auf die Einzelheiten näher einzugehen, Darf 
furz daran erinnert werben, daß feit Anfang 1870 bis Mitte 1871 im Be: 
ride der Poftverwaltung durch die Erweiterung der Annahme und Beitellung 
von Poftjendungen durch die Landbriefträger (Ber. v. 25. Mai 1870, N. D. 
Foltamtsblatt ©. 142), die Uebernahme der Beitellung von Boitjendungen 
ler Art an Nbreflaten im Orte: und im Landbeftellbezirte der Aufgabe- 
Toitanftalt (Verf. v. 3. Febr. 1871, N. D. Poſtamtsbl. S. 41), ferner 
durch Aufhebung des Zwanges für die Spedition der Poftfendungen nad 
bezw. die Abholung der PBoftfendungen aus Orten ohne Poſtanſtalt (Verf. 
v, 8, Fehr. 1871, dal. ©. 55), nicht unerhebliche Verkehrserleichterungen zur 
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Durdführung gelangt find, während zahlreiche andermweite Mafregeln zu dem 
gleihen Zwecke in der Vorbereitung begriffen waren. Als eine vom Publiftum 
mit lebhafter Anerkennung aufgenommene Erleichterung, die ſich namentlid 
für den Feldpoſtverkehr als außerordentlich zweckmäßig erwies, ift ferner die 
Einführung der Correfpondenzlarten (Verordn. des Bundeskanzlers v. 6. Juni 
1870, N. D. Poftamtsbl. S. 163) zu bezeichnen, welche fich fchnell im 
Verkehr mit den füddeutfchen Staaten und mit dem Ausland Eingang ver: 
Ihafften ). Unter den bebeutenderen Berbefferungen des Boftdienftbetriebs 
find innerhalb des gleichen Zeitraums zu erwähnen bie Einführung eines den 
gefteigerten Verkehrsverhältniſſen entiprechenden Verfahrens bei der Expedition 
der Pädereien im Cifenbahnpoftbetriebe und auf den Landpoften (Verj. v. 
12. März 1870, Poſtamtsbl. S. 51), die einheitlihe Geftaltung des trok 
der Vermehrung der Eifenbahnverbindungen noch immer höchſt beträchtlichen 
Poſtfuhrweſens durch Erlaß einer neuen Poftfuhrordnung für das gejammte 


N D. Poftgebiet (Verf. v. 5. Juni 1870, daſ. ©. 167 ff), und die Be 


jeitigung verfchiedener bis dahin zur Sicherung des Dienjtbetriebes für noth⸗ 
wendig eracdteter Controlen und Revijionen u. ſ. w. (Verf. v. 17. Juli 1870, 
daſ. ©. 2733. Kine durchgreifende Erhöhung der Wirkſamkeit der für den 
ganzen Poftdienftbetrieb ungemein wichtigen Eifenbahnpoftbüreaur wurde ein: 
geleitet durch die anfänglich partiell und verſuchsweiſe eingeführte Heranziehung 
diefer Büreaur zur Umarbeitung der Werthiendungen (Verf. v. 25. April 
1871, daf. ©. 41). 

In jehr ftarfem Maße wurde die Thätigfeit beider Verwaltungen weiter 
in Anſpruch genommen durd die Regelung der Perſonalverhältniſſe. Hier 
waren die Nachwirkungen der früheren Zeriplitterung am ſchwerſten zu be: 
feitigen. Die Beamten, welche aus dem Staatsdienft von Hannover, Schleswig: 
Holftein u. f. w. und aus dem Taxis'ſchen Dienſtverhältniß in den preußiſchen 
Staatsdienjt übertraten, brachten bereits in die bis dahin gleichmäßige Ordnung 
eine große Mannigfaltigkeit, die bei der Errichtung des Bundes-Boft- und Tele: 
graphenwejens durch den Hinzutritt des ſächſiſchen, meflenburgifchen, olbenburgi: 
ſchen, braunſchweigiſchen und hanſeatiſchen Poſt- und Telegraphenperfonals noch 
bedeutend bunter wurde. Für einen großen Theil der Abweichungen, nämlich 
für die in dem früheren Dienſtverhältniß erworbenen Rechte an Gehalts: 
und Penfionsanfprüden, war die Fortdauer gejeglih oder vertragamäßig ge: 
wäbhrleiftet. Die Verfchiebenheiten, welche fid) aus dem fehr ungleihen Maße der 
Anforderungen an die Vorbildung und an bie dienftlihe Ausbildung der Be: 
amten ergaben, waren ebenfalls nicht blos äußerliher Natur und burd die 
Schablone einer einheitlichen Dienjtpragmatif nicht zu befeitigen. Um die ın 
Art. 50 der R.-V. vorgezeichnete Einheit in der Qualification der Beamten 
herzuftellen, wurden zunächſt die Bedingungen für die Annahme und Anitellung 
auf der Grundlage der preußiichen Borjchriften einheitlich geregelt, bei der 


1) Biß Ende 1870 hatten, abgejehen von Sübbeutichland, die Boitverwaltungen 
von Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Quremburg, ben Niederlanden. Norwegen, 
Defterreih-Ungarn, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Spanien und den 
Vereinigten Staaten von Amerika fid) mit der Norddeutſchen Poftverwaltung über 
bie Zulaffung von Gorrefpondenzfarten veritändigt. 
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Telegraphie durch Verordnung des Bundeskanzlers vom 28. Januar 1868 
(Amtsbl. der Tel. Verw. v. 1868 Nr. 2) und durd das Reglement über 
die von den Telegraphenbeamten abzulegenden Prüfungen vom 15. März 
1868 (daf. Nr. 6); bei der Poſt durch Reglement vom 15. Februar 1868 
(P. Amtsbl. Nr. 10 Anl.). Es ftellte fich jedoch bald heraus, daß für den Be: 
reich der Poſtverwaltung, die vielleicht von allen Staatsdienitzweigen das zahl: 
reichſte Perſonal aufzumeifen hat, eine planmäßige Reorganijation der Beamten: 
verhältniffe unerläßlich fei. Die aus der preußifchen Dienftordnung übernommene 
Fintheilung der Poftbeamten berubte auf einer dreifachen Abftufung der An: 
forderungen an die Vorbildung der Afpiranten, melde dem entiprechend zu 
verihiedenen Anfprühen an ihre Fünftige Anftellung und weitere Laufbahn 
berechtigt waren. Das Syftem diefer Dreitheilung war im Laufe der Zeit 
dur eine Menge von Conceſſionen zu Gunjten der einen oder ber andern 
Beamtenkategorie durchbrochen worden und hatte ſich immer mehr als unhaltbar 
und alö nachtheilig für die Intereſſen der Beamten und der Bermaltung 
herausgeſtellt. Auf Grund der Beratdungen, welche, wie bereit? ermähnt, 
zu biejem Zwede im Sanuar 1871 im Schooße der oberiten Poſtbehörde 
tattfanden, wurde das Dienitverhältnig der Poftbeamten auf eine einfache 
und dem innern Bedürfniſſe entjprechende Drganifation zurüdgeführt. Dana 
werden künftig al3 Aflpiranten, die ſich die Laufbahn zu den Stellen vom 
Poſtjecretair einſchließlich aufwärts eröffnen wollen, nur Abiturienten oder 
Frimaner, letztere nur unter gewiſſen Vorbehalten, zugelaffen. Der Zutritt 
zu den oberen DVerwaltungsitellen ijt durch die Ablegung der höheren oft: 
verwaltungsprüfung bedingt. Daneben iſt für civilverjorgungsberechtigte 
Militärs und für Civilanwärter, die nur den Nachweis hinreichender Elementar: 
bildung zu führen brauden, eine zweite niedere Laufbahn eröffnet, welche zur 
Anitelung als Poftamts » Affiftent bezüglid Büreaubeamte IL Klaſſe mit 
anem den Anforderungen entſprechenden Dienfteintommen beredtigt. Die 
Durchführung der neuen Organifation wurde durch die gleichzeitige neue Ein- 
theilung der Poitanjtalten und durch zmwedmäßige Ueberleitungsbeftimmungen 
geiichert , fie bot zugleih, in Verbindung mit den bereits erwähnten mehrfachen 
Vereinfachungen und Erleichterungen in der Dienſttechnik, die Mittel, um den 
boitdeamten die bei anderen Klaſſen von Staatödienern bereil eingetretenen 
Isehaltsverbeflerungen zu Theil werden zu laſſen und damit, vermittelit eines 
Kadtrages zum Poftetat für 1871), eine Ausgleichung herbeizuführen, welche 
bat der bejondern Schwierigkeit und Verantwortlichkeit des Poftdienftes dringend 
geboten war. — Uebrigens bängt die Yeititellung der Perſonalverhältniſſe 
beider Verwaltungen in vielen Hinfihten von dem endlichen Zuftandefommen 
des bereits wiederholt in den Neichätag eingebrachten aber noch nicht zur 


1) Ausführlide Darlegungen hierüber giebt der II. Bericht der Reichstags-— 
Ummijfion zur Prüfung bes Rachtragsetats für 1871, Sten. Ber. Anlagen III. 
2.07 fi. Vergl. ferner das Reglement über die Annahme und Anjtellung von 
“aıl: und Militairanwärtern im Poſtdienſte fomie die neuen Inſtructionen über 
se tur den Poſtdienſt abzulegenden ‘Brüfungen, vom 23. Mai 1871. (Amtsbl. der 
eihs⸗Poſtverwaltung Nr. 1). 
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Durcdberathung gelangten Geſetzes über die Rechtöverhältniffe der Reid: 
beamten ab. 

Mitten in das Friedenswerk beider Verwaltungen fiel plöglich und un 
erwartet der Ausbruch des Kriege. Wie mit einem Schlage galt es ven 
gejammten Apparat der Feldpoſt und der Feldtelegraphie marfchfertig aufu: 
ftellen. Als der glänzende Siegeslauf der deutfchen Heere den Krieg ſchnell 
immer tiefer ins feindliche Land bineintrug, fam zu der Fürſorge für die 
Poſt- und Telegraphenbedürfnifje der Armee ſehr bald noch die immer grökere 
Aufgabe Hinzu, in den occupirten Landestheilen, ſchließlich nahezu in einem 
vollen Drittel von ganz Frankreich, die Verbindungen, ſoweit die kriegeriſchen 
Berhältniffe dies erforderten und geitatteten, wiederherzuftellen und aufredt zu 
erhalten. Der Poftverwaltung ingbefondere fiel durch die Dauer des Feld: 
zuges und den ungewöhnlich harten und langen Winter noch über bie plan: 
mäßigen Leiſtungen der Feldpoſt Hinaus die Eolofjale Mühmaltung zu, den 
Privatpädereiverfehr der Heimath mit dem Heere zu bewirken und baburd 
die Zuführung von Winterbedürfniffen aller Art an die ‘Truppen zu ermögliden. 
Dabei war ein nicht geringer Theil des Beamtenperfonals beider Verwaltungen 
(von der Poftverwaltung allein 3761 Perfonen) zu den Fahnen geeilt, um 
als Combattanten am Feldzuge theilzunehmen. Ueberdie8 waren bie Eilen: 
bahnen für ausfchlieglih militairiiche Zwede oft in dem Maße dauernd in 
Anfpruh genommen, daß fie der Beförderung von Poſtſendungen nicht immer 
ausreichend gerecht werden konnten, zumal ein großer Theil des font durd 
die Eifenbahnen direct vermittelten Pädereiverkehrd in Tyolge der Hemmungen 
des Eifenbahn-Güterverfehrs fich auf die Voft warf. Trotz diefer außerordentlich 
erichwerenden Berhältniffe gelang es beiden Verwaltungen, domi bellique 
ihre Pflichten im vollften Umfange zu erfüllen. In welchem Maße die Feld— 
telegraphie, deren vortrefflihe Einrichtung in den Berichten des vormaligen 
franzöfifden Militairbevollmädhtigten 2) eingehend — für feine Landsleute: 
vergebens — erörtert ift, Die einheitliche Oberleitung der deutſchen Heere 
erleichtert und daburdh zu dem Außgange des Feldzuges beigetragen Hat, wird 
in der foeben erjchienenen Schrift des preußifchen Generalftabs-Dffiziers Major 
Blume?) Har veranfhauliht. Nicht geringer find die Dienfte, melde die 
Teldpoft dem Heere und der Nation durch die VBermittelung des geiftigen 
Verkehrs zwifchen Feld und Heimat erwiefen bat. Der allgemeinen Anerkennung 
biefer in ihrein Umfange3) wie in ihrer Dauer gleich bewunderungsmwürdigen 
Reiftungen ift in der Sitzung bes Reichstages vom 22, April 1871 (St 
Ber. L 342) ein lebhafter Ausbrud gegeben worden. Eine befondere Eultur: 
miffion hatte die Poftvermaltung auch Hinfichtlih der franzöfifchen Kriegs: 
gefangenen zu erfüllen, die fehr bald nad dem Außbrude des Krieges in 
beifpiellofer, von Woche zu Woche fteigender Zahl fi über ganz Deutfchland 
ausbreiteten. Die Fürſorge, welche die deutiche Poftverwaltung für die Corte: 


1) Rapports militaires par le baron Stoffel, Paris 1871 p. 346 fi. | 
2) Die Operationen ber deutjchen Heere von ber Schlacht bei Seban bis zum 
Ende des Krieges. Berlin 1871. | 
3) Eine ftatiftifche Weberficht der Leiftungen der Feldpoſt für bie Zeit vom 
16. A 170 bi8 31. März 1871 ift abgebrudt in den Sten. Ber. Anlagen IN. 
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ipondenz diefer Gefangenen übernahm, gehört zu den eigenthümlichiten Eultur- 
eriheinungen des gewaltigen Kampfes und iſt, namentlih auch im Auslande, 
als ein Zeichen der troß alledem fortfchreitenden Humanität begrüßt worden !). 

XL Während die Verwaltung des Poft: und Telegraphenwejens in den 
occupirten Landestheilen im Uebrigen durch zeitweilig eingejette Behörden 
provijorifh wahrgenommen wurde, handelte e3 fih im Elſaß und in Deutfch- 
lothringen auch auf dem Gebiete der DVerfehrsanftalten von vornherein um 
Finrihtungen auf die Dauer ?). Schon am 12. September 1870 genehmigte 
en aus Reims ergangener königlicher Erlaß, „daß das Poſtweſen in dem 
Verwaltungäbereiche des General-Gouvernement3 Elſaß und Deutſch-Lothringen 
iogleih definitiv von der Norddeutihen Bundes-PBoftverwaltung organifirt 
wird, und Daß zu diefem Behufe zwei Ober-Boftdirectionen eingerichtet werden”. 
Tiefe Behörden, zu deren Sig Straßburg und Met fogleih in Ausficht 
genommen waren, etablirten fich daſelbſt unmittelbar nad dem Fall dieſer 
Feſtungen; die in Nancy eröffnete Telegraphendirection wurde gleichfall® dem⸗ 
naht nah Straßburg verlegt. Unverzüglih wurden der Verwaltungsdienſt 
und die-Betriebsanftalten nad) deutichen Grundſätzen organifirt: der Capitulation 
von Pfalzburg, Diedenhofen, Belfort folgte die Eröffnung der betreffenden 
Toftanftalten und Telegraphenftationen auf dem Fuße nad. Ueberall mußte, 
da die franzöfifchen Beamten den Uebertritt in die beutfche Verwaltung ober 
jelbjt nur zeitweife Beihülfe beinahe ausnahmlos verweigerten, faft das ge: 
lammte Perſonal aus Deutfchland herangezogen werden. Trotzdem konnte 
bereit am 19. October die Eröffnung von 36 deutichen Poftanftalten im 
Clio und am 20. October die Eröffnung von 28 deutſchen Boftanftalten 
in Deutich-Lothringen angezeigt werden ®). Binnen kurzer Frift mar das 
geiammte Land, foweit die deutichen Waffen reichten, mit Bot: und Telegraphen: 
Hationen *) verjehen, die den Dienft regelmäßig ausübten. Auch das Tar: 
weſen wurde auf der Grundlage ber norddeutſchen Beftimmungen geregelt. 
Tie Beſtimmtheit der Ziele, die Einheit und Stetigkeit der Leitung, ſowie 
der Umftand, daß das PVerkehröperjonal von Anfang an feften Fuß fahte 
und nur in geringem Maße wechſelte, verichafften den Beftrebungen der Poft- 
und der Zelegraphenverwaltung rafchen Eingang bei ber elfaß-lothringifchen 
Levölferung. Das perfönlihe Auftreten der beutichen Beamten, ihre Uner: 
müblichteit und Gefälligfeit trugen dazu bei, eine Menge von PVorurtheilen 
wu zerſtreuen, die unter den Süddeutichen des wiedergewonnenen Landes über 
den Charakter des fpecifilch preußiihen Beamtenthums im Umlaufe waren. 
Es kam Hinzu, daß die Poft und Telegraphie in Elfah-Lothringen ſehr bald, 
deutihen Vorbildern getreu, ihre Leiftungen für das Publitum in ſehr be: 


1, Bergl. ben Aufſatz des Herausgebers ber Revue de droit international, 
Ja oquemyns. über bie völferrehtlide Bedeutung des beutjch- frangoſiſchen 
Kriegs 

° 2) Deren bier, mit Rückſicht auf den von befreundeter Hand zu erwartenden 
peciellen Bericht in dieſem Inrducht pur im Vorbeigehen zu gedenfen ift. 

2) Poſtamtsbl. von 1870 ©. 

) Ein Verzeichniß der bis unbe Mär; 1871 eingerichteten beutfchen, Feſr 
entalten in Elſaß⸗-Lothringen in Sten. Ber. von 1871 Anlageu III. ©. 108 ff. 
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trächtlihen Maße über das von der franzöfiihen Adminiſtration Gemährte 
hinaus ſteigerte. Noch vor dem Friedensſchluſſe führte die Verordnung des 
Neichälanzlerd vom 25. April 18711) „vorläufig und um bis zur ander: 
weiten definitiven Regelung den Verkehr thunlichft zu erleichtern“, die Fahr⸗ 
poftbeförderung zunächft für die an der Eifenbahn gelegenen Orte in Elſaß— 
Lothringen ein. Da die franzöfifche Staatspoft ſich befanntlich im weſentlichen 
auf die Beförderung von Briefen beichräntt, jo Tann fie fi) mit fehr einfachen 
Räumen u. |. w. behelfen. Die Uebernahme des Pädereitransports durch die 
Poft machte beinah überall eine vollftändige Umgeftaltung der vorgefundenen 
Einrihtungen in den elfaß-lothringifchen Poftanftalten und eine fehr erhebliche 
Vermehrung der Betriebsfräfte nothwendig, — So hatten die deutſchen Ber: 
fehrseinrichtungen bereits feiten Yu im Lande gefaßt, ald die Wiederner: 
einigung Elfap-Lothringens mit dem Deutſchen Reiche endgültig ausgeſprochen 
wurde. Das Reichsgeſetz vom 9. Juni 1871, welches die ftaatsrechtlicen 
Berhältniffe des neuen Reichälandes vorläufig regelt, gewährte auch die Mög: 
lichkeit, dem Wirken der Bolt und Xelegraphie die erforderliche geſetzliche 
Grundlage zu geben. Durch faiferlidhe Verordnung vom 14. October 1871?) 
wurde der das Poſt- und Telegraphenweſen betreffende Abſchnitt VIII der 
Reichsverfaffung, durch das Gefed vom 4. November 18712) die beiden 
Reichspoſtgeſetze vom 28. October 1871 in Elfaß-Lothringen eingeführt, um 
mit dem 1. Januar 1872 in Kraft zu treten. Damit ift das Reichsland 
auch formell zu einem integrirenden Beſtandtheil des Reichs-Poſt- und Tele: 
graphengebiet® gemacht worden. 

XII. Zum Schluß ſei noch ein rafcher Blid auf die internationalen Be: 
ziehungen der deutihen Poſt und ZTelegraphie geitattet. Dem Charakter beider 
Inſtitute entfprechend, war die Thätigkeit, welche auf diefem Gebiet feit der 
Errichtung des Bundes entfaltet worden ift, eine fehr ausgebehnte und inhalt: 
reihe. Der Poſt wie ber Telegraphie mußte in erfter Linie daran gelegen 
fein, das Band, welches für fämmtliche deutfche Gebiete und Defterreich-Ungarn 
bisher in dem Poſt- und im Telegraphenverein beitanden hatte, ſoweit als 
es die veränderten Verhältniſſe geftatteten zu erhalten und auf die neu er: 
richteten Bundes-Berfehrsanftalten zu übertragen. Für die Poftvermwaltung 
wurde dies dur die am 23. November 1867 abgeichloffenen Boftverträge 

1) zwiichen dem Norbdeutichen Bunde und den füddeutfchen Staaten 

(Bayern, Württemberg, Baden), 

2) zwiſchen dem Norbdeutihen Bunde und den ſüddeutſchen Staaten 

einer- und Oeſterreich andererſeits, 

3) zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Luxemburg 
erreicht. Während dieſe Verträge für den Geſammtumfang der contrahirenden 
Staaten den Wechſelverkehr auf der Grundlage übereinftimmender Tariffätze 
und gleiher Betriebönormen regelten, wurbe gleichzeitig durch Art. 49 des 
eriigedachten Vertrages zwiſchen Norddeutſchland und den ſüddeutſchen Staaten 
ein engeres Verhältniß in Betreff der Beziehungen zu den auswärtigen Poſt- 


—* Poſtamtsbl. von 1871 S. 151. 
2) Gef. BI. für Elſaß-Lothringen Nr. 21, ©. 347 und 348 ff. 
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verwaltungen hergeſtellt, welches fir Bayern und Württemberg gemäß Art. 52 
der R. V. noch gegenwärtig theilmeife Geltung behalten hat. 

Die Umgeftaltung der politifhen Verhältniſſe fowie die Reform ber 
internen Portotare legten ber norbdeutichen Poftvermaltung weiterhin die Ber: 
pflichuung auf, die Verträge mit den auswärtigen Staaten einer Reviflon zu 
unterziehen, bei welcher überdies danach geftrebt wurde, einer richtigeren Ver: 
theilung des Porto’3 ſowie freieren Grundſätzen über bie Behandlung ber 
tranfittrenden Poftfendungen einen allgemeineren Eingang in das internationale 
Toftrecht zu verſchaffen und die Beſtimmungen deſſelben auf Einrichtungen 
auszudehnen, welche, wie der Poſtanweiſungsverkehr, bisher weſentlich auf ben 
mternen Verkehr einzelner Poftgebiete bejchränft waren. Demgemäß wurde 
in raſcher Folge eine Reihe von Poftverträgen abgeichloffen, welche in den 
meiſten Fllen eine nicht unbeträdhtliche Herabſetzung der betreffenden Porto: 
übe und fonftige Erleichterungen in den wechſelſeitigen Poſtbeziehungen herbei⸗ 
führten. — Unter den wichtigeren Verträgen find hervorzuheben die Poftoerträge 
nit Dänemarf vom 7.9. April 1868 (B.-G.-Bl. 157 ff.) und mit Schweden 
vom 23./24. Februar 1869 (B.G.-Bl. 73 ff.), melche beide aufer der 
Regelung des Wechſelverkehrs und der beiderfeitigen Seepoftverbindungen noch 
insbeſondere die bereits erwähnte Beſeitigung der ausländiſchen Poſtrechte in 
Lübeck und Hamburg vollendeten; ferner der Poſtverträge mit der Schweiz 
vom 11. April 1868 (B.G.-Bl. 481 ff.), mit Belgien vom 29. Mai 
IN68 (daf. 343 ff), den Niederlanden vom 1. September 1868 (B.: 
5:8. 1870 ©. 547 ff.), mit Italien vom 10. November 1868 (B.:G.: 
3. 1869 ©. 55 ff.), und mit England vom 25. April 1870 (B.G.-Bl. 
55 ff.). Im Folge diefer Vereinbarungen ift u. A. das Poftanweifungs- 
vertabren auf ben Verkehr mit den fämmtlichen genannten Staaten ausgedehnt 
morden. Die Verabredungen des Vertrages mit England über ben Tranfit 
der großen Engliſch⸗ Oſtindiſchen bezw. Englifch-Auftraliihen Poft durch 
Deutſchland erlangten eine befondere Wichtigkeit, ald durch den Krieg von 
INO.T1 der Durchgang diefer Poſten durch Frankreich für längere Zeit ganz 
gehemmt und England für die Poftverbindung mit feinem gewaltigen indifchen 
Gebiet und mit den Colonialjtaaten in Auftralien und Neu-Seeland lediglich 
zus den Weg durch Deutfchland angewiefen war. Diefer Weg, vor Eröffnung 
des Montcenistunnel3 die einzige ununterbrochene Schienenverbindung mit 
Krindiſi, von wo die genannten Poften per Dampfer nad) Alerandrien ge: 
daift werden, mird noch gegenwärtig zur Beförderung dieſer Poſten benutzt 
und bleibt für dieſen med vermuthlih auch in Zukunft abwechſelnd mit 
zer Linie durch Frankreich in Gebrauch. — Sehr beträchtliche Portoherab⸗ 
rungen wurden für den in jeder Hinſicht wichtigen und in ſtetem Aufſchwunge 
degriffenen Verkehr mit den Vereinigten Staaten von Amerika durch 
"et Convention vom 21. October 1867 (B.G.-Bl. 1868 ©. 26 ff.) und die 
Additionalverträge zu berfelben vom 7.23. April 1870 (B.-G.-Bl. 594 ff.) und 
som 14. Mai bezw. 31. März 187 L erzielt. ‘Die durch den letztgedachten Additional- 
sertrag herbeigeführte Ermäßigung des Porto's für einfache Briefe auf 21, Sgr. 
"sog ſich zunächſt nur auf die mit der neu errichteten Dampferlinie Stettin— 

‚wort zu befördernde Correfpondenz ; bereitö bei der britten 2 uthung | im 
sHolgenborff, Jahrbuch I. 
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Reichstage ) Tonnte indeß der General:Boftdirector die Mittheilung machen, 
daß aud der Bremer Lloyd und die Hamburger Padetfahrt-Actiengejelligaft 
fi mit einer Herabjebung des ihnen zukommenden Seeporto8 einverftanden 
erflärt haben, weldhe auch für dieſe Linien die Normirung des Portos aut 
21, Sgr. ermöglidt. 

Der Blid, den der Vertreter der Reichspoſt bei diefem Anlap auf die 
gefammte Geftaltung der internationalen Pojtverhältniffe warf, eröffnet eine 
weitaußfehende ‘Beripective für die Zukunft. Der Satz von 21/, Sgr., der 
bereits zwiſchen Deutichland und England, ferner zwilhen England und 
Frankreich, jowie zwifhen England und Belgien beiteht, und nunmehr für 
den Verkehr zwiſchen Deutichland und Amerika in Kraft tritt, entwidelt ſich 
immermehr zu einer gleichmäßigen Norm für .den internationalen Berfehr. 
Es liegt in ihm nicht nur ein kräftiger Hebel zur Befeitigung der Anomalien, 
welche in den theuren Portofägen mit näher gelegenen Ländern, Schmeben 
(3 Sgr.) und namentlih Rußland (4 Sgr.) zur Zeit noch beftehen, jondern 
e8 tritt zugleich in der wachſenden Bedeutung dieſes Satzes die Bewegung 
nad einem allgemeinen Weltporto, das zunächſt die Kulturländer der nörb: 
lichen Hemiſphäre zu umfafjen ftrebt, an den Tag. Die nähere Ausführung 
diefeg in der Situng vom 24. Mai 1871 nur angebeuteten Gedankens findet 
fi in der durch dag Poftamtsblatt S. 154 ff. veröffentlichten „Denkſchrift 
betreffend den allgemeinen Poſtcongreß“. Bereits vor Ausbruch des Krieges 
mit Frankreich verfaßt, ftellt dieſes ſehr beachtenswerthe Document für die 
Bildung einer internationalen Verkehrögemeinfchaft, welche vorerft aus Europa 
nebft Ruffiich-Afien, der Afiatiichen Türkei und Aegypten, Algerien, den Canariſchen 
Inſeln und Madeira, ferner aus den Vereinigten Staaten von Amerika, Canada, 
den fonftigen britifchen Befigungen in Nordamerika, und Grönland zu beſtehen 
hätte, eine Reihe von beitimmt formulirten Aufgaben auf, deren Verfolgung 
durch den beutich-franzöfiichen Krieg zwar binausgefchoben worden ift, deren 
hohe Bedeutung für die zufünftige Geftaltung der internationalen Poftbeziehungen 
indeflen ohne Weiteres einleuchtet. 

Was die Telegraphie anbetrifft, jo wurden der Deutſch-Oeſterreichiſche 
Telegraphenvereind-Vertrag vom 30. September 1865 und ber internationale 
Zelegraphenvertrag von Paris vom 17. Mai 1867, fowie die Separatverträge 
Preußens mit Frankreich vom 27. December 1864, Schweden vom 29. October 
1864 und Belgien vom 12. September 1864 nach Uebereintunft mit den 
betheiligten Regierungen auf das gefammte Telegraphengebiet des N. D. Bundes 
ausgedehnt. Das Gleiche war bezüglih des Preußiſchen Separatvertrages 
mit Dänemarf vom 21./24. März 1867 glei beim Abſchluſſe deſſelben 
vereinbart worden 2). Dur den Telegraphen-Vertrag mit Quremburg vom 
25./28. Mai 1868 (B.-G.-Bl. 368 ff.) wurde der interne Norddeutſche 
Gebührentarif auf die telegraphifhe Eorrefpondenz im Wechſelverkehr mit dem 
Großherzogthum zur Anwendung gebracht. — Auf der internationalen Tele: 
graphenconferenz in Wien, auf welcher ſämmtliche europäifche Stants-Telegraphen: 


N) ) Situng vom 24. Mai 1871 Sten. Ber. II. 891 f. 
2) Amtöbl. der R. D. Zelegraphenverwaltung von 1868 S. 39. 
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verwaltungen, ſowie die bei der Indo⸗-Europäiſchen Telegraphenlinie betheiligten 
Staaten und Gejellihaften vertreten waren, wurden bie Beitimmungen über 
die große Verkehrsgemeinſchaft, in welcher der kosmopolitiſche Charakter ber 
Telegraphie fih von Jahr zu Lahr fchärfer ausprägt, einer eingehenden 
Revifion unterworfen. Das Ergebniß derfelben, der internationale Telegraphen- 
wereinävertrag von Wien von 21. Yuli 1868 und das denfelben ergänzende 
Reglement für den internationalen Dienft haben die Ausbildung der gemein: 
ſamen Inftitutionen in jeder Hinficht, insbefondere durch die Errichtung eines 
gemeinfhaftlichen internationalen Büreau gefördert, welches auf Koſten fämmt: 
liher Vereinsverwaltungen in Bern fungirt. Demfelben ift die Aufgabe zu: 
gewiefen, die auf die internationale Telegraphie bezüglihen Nachrichten jeder 
Art zu fammeln, den Tarif zujammenzuftellen, eine allgemeine Statiftit aus: 
warbeiten ?), ragen von allgemeinem Nuten zu ftubiren und ein Telegraphen- 
journal in franzöfiicher Sprahe herauszugeben. Das Lebtere erſcheint feit 
1869 unter dem Titel Journal tslögraphique und bietet eine reihe Duelle 
der Belehrung über die Technik, die Verwaltung, die Rechtsverhältniffe, die 
Finanzen und die Literatur der internationalen Telegraphie. Auf der Grund: 
lage des Wiener Bertrages iſt auch das engere Verhältniß der Mitglieder 
deö bisherigen Deutich-Deiterreihifhen Telegraphenvereins durd den zu Baden: 
Baden abgejchloffenen Vertrag vom 25. October 18682) neu geregelt 
worden. 

Eine wichtige Seite des internationalen Telegraphenverkehrs bildet das 
verhältniß zu den großen Telegraphen-Geſellſchaften, in deren Händen ſich 
namentlich die jubmarinen Lelegraphenverbindungen mit Amerifa, in der 
Rordjee, dem Mittelmeere, dem indifchen Meer, ſowie ein Theil der großen 
Ueberlandtelegraphenlinien nach Indien befinde. Der deutſchen ZTelegraphen- 
verwaltung ift vermöge der centralen Lage ihres Gebietes wiederholt die 
Aufgabe zugefallen, zwiſchen den Staatstelegraphenvermaltungen einzelner 
Kinder und jenen großen Privatafjociationen vermittelnd einzutreten und dadurd) 
das Auftandefommen von gemeinſchaftlichen Unternehmungen der allerbedeutenditen 
Art, wie z. B. das der Telegraphenlinie nach Indien, nachhaltig zu fördern. 
Bereit3 auf der internationalen Conferenz von 1868 ift auf die Regelung 
der Beziehungen zu ben Telegraphengeſellſchaften befonderer Werth gelegt 
morden. in näheres Eingehen auf diefe für das internationale Recht in 
vieler Hinficht fehr intereffante Materie muß, um die Grenzen des uns zu- 
gemeffenen Raumes nicht allzufehr zu überjchreiten, für Diesmal unterbleiben. 
Vielleicht bieten die Ergebnifje des internationalen Telegraphencongrefieg, deſſen 
Gröffnung zu Rom gegenwärtig unmittelbar bevorfteht, für eine fpätere Er: 
srterung an biefer Stelle neue Anhaltspuntte. 


1) Das vollftändigfte ftatiftifche Material über die internationale Telegrapbie 
giebt die Schrift von George Sauer, the Telegraph in Europe, Paris 1869. 
ntereffante Beiträge zur Statiftit bes Telegrapfenmelens in Europa enthält aud 
der Aufſatz bes Se, Rath Dr. Engel, in der Zeitichrift bed Königl. Preuß. 
Eiatiftiihen Büreaus vou 1870 ©. 285 ff. 

2) Amtsbl. der N. D. Zelegraphenverwaltung von 1870 S 21 ff. 
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XII, 
Das Deutſche Reich und die katholiſche Kirche. 
Bon 
Dr. Emil Sriedberg, ordentl. Profeffor der Rechte an ber Univerfität Leipzig. 


Wir find wenig gewöhnt und noch weniger geneigt, bei dem Ausbau der 
Deutihen Reichsverfaſſung die Zuſtände des heiligen römijchen Reiches deut: 
ſcher Nation auch nur vergleihend in Berüdfichtigung zu ziehen. Die Jüm: 
merlichkeit aller rechtlihen Inſtitutionen des legteren, die mit der äußeren 
Machtlofigkeit Hand in Hand ging und diefe bedingte, tritt und an allen 
Enden viel zu grell entgegen, als daß wir dem jugendlich heranwachſenden 
Reichskörper den Heiligen römiſchen Krantheitftoff einimpfen jollten. Unſere 
politiſche Entwidelung hat jo neue Bahnen eingejchlagen, daß fie organiih 
ebenfomenig an die dest. %. 1806 zertrümmerten deutichen Staatswefens an: 
zufnüpfen vermag, wie daß i. J. 1870 begründete als Rechtsnachfolger von 
jenem angefehen werben fann. 

Zwar find Verſuche, das alte deutiche Reichsrecht wieder Heraufzube: 
ſchwören, genugjam gemacht worden, und werden voraugfichtlid noch mehrjache 
Wiederholung finden. 

In den Katholitenverfammlungen wird der beutiche Fürft, der fich die 
Krone Dtto’3 I. auf das Haupt gejett habe, lärmend daran erinnert, daß er 
die Pflichten des Kaiſerthums dem bedrängten römijhen Stuhle gegenüber 
wahrnehmen müſſe. Die alte Verbindung des Deutſchen Reiches mit Jtalien, 
die das Mark unferes Landes aufgefogen hat, joll wieder ins Werk geiekt 
werden. 

Was fümmert es vaterlandaloje Männer, die alle ihre Intereſſen in die 
Kirche verlegen, wenn Deutjchland deswegen in blutigen Kampf vermidel: 
würde, und durch die Verbindung mit einer Macht, die allen geiſtigen Er: 
rungenfchaften des Jahrhunderts feindlich gegenüberfteht, fich jelbft das more: 
liche Todesurtheil fpräche! 

Freilich hat der Reichätag und die Reichäregierung ſich zu dem von 
Pius IX. jo gemißbilligten Principe der Nichtintervention!) befannt, und fürs 
Erſte werden mir mit den unerquidlihen Debatten verſchont bleiben, melde 


1) Der Syllabus verurtheilt — natürlih im Hinblid auf eine mögliche Kirchen: 
ftaatsfrage — die Nichtintervention. 
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die Bentrumßpartei des Reichstages in die Welt zu feßen pflegt. Aber «8 
ziemt fi, jenem Gebahren gegenüber fort und fort den Irrthum zu brand- 
marken, der unſerm Kaiſerthum die verderblihen Wege der Dttonen auf: 
nöthigen will, und es mag auch nicht unangebracht fein, daran zu erinnern, 
daß ſelbſt der öſterreichiſche Fürſt, der die römiſche Kaiferfrone trug, melde 
die Ultramontanen jo gerne wiederherftellen möchten, ruhig, das Tatholiiche 
Schwert in der Scheide, der durch die Franzoſen bewirkten Sertrümmerung . 
des Kirchenſtaates zugeſehen hat. 

Was in aller Welt für ein Grund ſoll da ausfindig gemacht werden, 
den proteſtantiſchen Fürſten die Advocatiepflichten der römiſchen Kirche gegen: 
über aufzubürden ? Berfallen nicht — ſelbſt wenn wir uns auf den Boden des 
Ianoniihen Rechts jtellen — die Katholifen, welche an einen Ketzer derartiges 
Begehr richten, und ihn zum Kampfe gegen Katholiten herausfordern, ohne 
Beiteres den kirchlichen Genjuren? Sit es nicht nach kirchlicher Anſchauung 
an Recht, dem Papſte zu Hülfe kommen zu dürfen, und können ſolche Rechte 
Häretifern verliehen werden ? 

Unfer deutiches Kaiferreih — es Tann nicht oft genug gejagt werden — 
it nicht Heilig und nicht römiſch. Es iſt durch und durch ein nationales 
Gebilde und hat nicht unfruchtbaren kirchlichen Phantomen nachzujagen, die, 
noch dazu mit religiöfen oder fittlihen Zielen wenig zu thun haben, fondern 
es bat das ſchwere Unrecht an dem deutſchen Volke zu ſühnen, welches das 
heilige römiſche Reich · und zu nicht geringen Theile — durch Mitſchuld der 
Kırde an unjerer Nation verbrochen bat. 

Nichtsdeſtoweniger eradhten wir es für ꝓwedmeig, die Stellung des 
früheren Heiches zur Kirche zu betrachten. Wir glauben dabei manche ver: 
borgene Wahrheit wieder aufdeden zu können, und wenn wir auch weit davon 
entfernt find, das alte deutſche Reichsrecht ald heute verpflichtend hinzuftellen, 
io meinen wir ihm doc manche Lehre entnehmen zu können. 

Und wenn felbjt der altersſchwache Organismus des heiligen römijchen 
Reiches ſich gegen Eirchliche Ungebühr vermahrte, und rechtliche Einrichtungen 
beiag, welche die jtaatliche Selbititändigfeit vor kirchlichem Eingriff jicherten, 
ſo mag billig die Frage an bie ſtarke ſelbſtbewußte deutſche Gentralgemalt 
gerichtet werben, ob jie nicht ähnliche Mittel größeren Ausichreitungen gegen 
über zur Anwendung zu bringen babe. 


So unbeitritten und ftändig der Sat mar, daß der Kaifer Vogt der 
katholiſchen Kirche fei, jo beitritten und wechſelnd waren doch die Befugniffe, 
die diefem Amte entflofjen 1). Die Kirche felbit betonte nur die Verpflichtungen. 
Danach jollte ihr Vogt ſich als willige® und gehorfames Werkzeug finden 
lafſen. Drohte dem römifchen Stuhle eine politifhe Gefahr, jo follte er fie mit 
kınem Heere abwenden, erſtand eine ketzeriſche Sekte, welche die Einheit ber 


) Ich verweiſe für die Begründung und weitere Ausführung ber folgenden 
Saritelung auf mein foeben erſchienenes Bud: Die Gränzen zwiſchen Etaat und 
kerche und die Garantien gegen deren Verletzung S. 75 jj., Tübingen 1872. 
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Lehre in Zweifel ftellte: jo jollte er fie mit der Schärfe feines Schwerte 
vernichten. Er follte der bemafinete Arm fein, der fi) von dem fird: 
lihen Haupte feine Bewegungen vorfchreiben ließe. | 

Se mehr aber die Entartung den ganzen kirchlichen Organismus erfahte, 
um fo mehr bildeten fich Rechte aus, die den abvocatorifchen Pflichten als Eor: 
relat entſprachen. Heinrich) III. hat als Vogt der Kirche drei Päpſte ein: undab: 
gejegt, und die Bewegung des fünfzehnten Jahrhunderts, welche bie Gejammt: 
heit des Episcopates über das verrottete, zerrifiene und fich ſelbſt zerreißende 
Papftthum zu ſetzen ftrebte, knüpfte weientlih an die dem Kaifer der Kirche 
gegenüber obliegende Schuhpfliht an. Als Vogt war der Kaifer bei den 
großen Kirchenverfammlungen betheiligt, deren unfehlbare Beihlüffe den An- 
bängern des römifchen Biſchofs heute noch fo halsbrechende Interpretation: | 
fünfte aufnöthigen, als Vogt bat er die Concordate gefchlofjen, welde bie 
Srrungenfchaften diefer Eoncilien der römifhen Curie wieder Preis gaben 

Aber gerade diefe Niederlage der Taiferlihen Politit Rom gegenüber 
gab bie Bajis für bie weitere Entfaltung der kaiſerlichen Machwollkommenheit. 

Concordate find nach der römifchen Anſchauung Eoncefjionen, welde die 
firchlihe Gewalt dem Staate madt, Selbitbefchränfungen ber päpftlicden Al: 
macht, welche diefe nach Belieben wieder überjchreiten fann. So wurden auf 
bie Concordate des fünfzehnten Jahrhunderts glei nach ihrer Abichliegung 
päpftlicher Seits beftändig durchlöchert. Das Unweſen, die Unordnung, die Zer: 
rüttung, welche die Verträge von Deutfchland hatten fern halten follen, griff 
mit fchayılojer Offenfundigkeit in den deutichen Landen Plap und fragte kaum 
noch nad dem Scheint des Rechtes. 

Es war gewiß bemerkenswerth, daß ſelbſt die katholiſchen Fürſten, deren 
Rechtgläubigfeit nicht angefochten werden kann, ſich allmählig veranlaft jahen, 
die kirchlichen Auswüchſe, die auch den Staat in gefährliche WRitleideniceit 
zogen, mit dem Meſſer der Reformen zu bejchneiden. 

So wurde denn auh Earl V. in der Wahlfapitulation verpflichtet, für 
die Aufrechterhaltung des Concorbates Sorge zu tragen, und dieſe Pflicht 
tritt ung in allen Wahlkapitulationen jämmtlicher jpäteren Kaijer in immer 
Ihärferer Form mit immer größerer Ausprägung des “Details entgegen. 

Die Organe, deren ſich der Kaiſer dabei bediente, waren bie deutjchen 
Reichögerichte, welche, wie offenkundig auch jonft die Mängel ihrer Verfaſſung 
waren, doch die kirchlichen Prätentionen mit heilſamem Ernſt und wirkſamen 
Maßregeln zurüdiwiejen. 

Hatte ein geiftliches Gericht feine Competenz überfchritten, fo cafjirten die 
Reichsbehörden das Urtheil. War unrechtmäßiger Weife eine Appellation nad 
Rom eingelegt worden, jo verjtieg ſich das Reichsgericht zu der Energie, dab 
der Uppellant wohl in die Reichsacht gethan murde, oder wie im J. 1677 be 
ftimmt wurde daß „im Fall derjelbige oder andere Emiſſari des römijchen Hois 
bie animofität haben würden, weiter zu verfahren und einige Cedulones oder 
Literas declaratoriad zu affigiren oder andern Denunciation jothaner ich unter: 
ftehen wollten, aladann dieſelbe wiederum abreifjen und wiedderuffen laiien, 
auch die Streiter beym Kopf und im Verhafit nehmen und deren Haab und 
Güter ebenmäßig in Verbott halten, daraus dem kayſerlichen fisco bie ver: 
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würdte Straffe könne entrichtet. werden, und folches alles famt und ſonders 
deito eyfriger bewerckſtelligen, damit hinfüro ein jedweder dergleichen zu tentiren 
einen Scheu, die Romanijten auch zu ſolchem unbefugten Bornehmen mehreres 
Nachdenken haben mögen.” — 

Die Verhängung geiftliher Strafen in weltlichen Angelegenheiten wurde 
nicht geduldet, Die Firchliche Literatur, welche ftaatliche Rechte antaftete, unter: 
drüdt, und auch vor dem päpftlihen Throne machten die Reichsbehörden nicht 
etwa ehrerbietig Halt. 

Als Innocenz X. fi) herausgenommen hatte, gegen bas heiß erfehnte Frie⸗ 
denswerk zu proteftiren, welches den unendlichen Drangfalen des bdreikigjährigen 
Krieges ein Ende ſetzen follte, unterdrückte jelbft der bigotte Ferdinand ILL die 
hierauf bezügliche Bulle „Zelo domus dei“. Und der Erzbifchof von Trier, 
melder vaterlandslos genug war, dies päpftliche Actenftüd zu veröffentlichen, 
murde — das einzige Beiſpiel eines deutſchen Kirchenfürften während der Zeit 
des deutichen Reiches — in Haft genommen. 

Als die deutſchen Erzbifchöfe ihre Unabhängigkeit gegenüber dem päpit- 
lichen Nuntius zu wahren unternahmen, ftellte fich der Reichshofrath voll und 
entſchieden auf ihre Seite, indem er gleichzeitig erflärte, daß die Errichtung 
aner neuen Nuntiatur in Deutichland ohne Taiferlihe Genehmigung als ein 
unerträglicher geiftlicher Amtsmißbrauch angejehen werden müſſe. Und ala der 
Runtius Buſſy die Gafjation des von Preußen mit der Stadt Cöln ge- 
ſchloſſenen Vertrages über die Religionsübung bewirkt hatte, trug ber Churbranden: 
burgifche Geſandte bei der Eonferenz des Corpus Evangelicorum vor, Preußen 
habe zu den evangeliihen Mitſtänden das Vertrauen, „diefelben werden nicht 
allein Ddiefen päbſtlichen Nuntius zu Köln, der ſolchem auf eine gar injolente 
Art internenirt, ala einen Usurpatorem einer im Reid) niemals zujtehenden 
Macht, ala einen Störer der gemeinen Ruhe anjehen, fondern auch mit Ihrer 
Kön. Maj. daraus causam communem machen, und Ihro Kaiferl. Majeftät 
durh ein nachdrüdliches Schreiben von Corporis wegen erfuchen, daß dieſelbe 
ſich dieſem fremden Regimente widerſetze... und daß diefer Nuntiuß entweder 
gar aus dem Reiche mweggeichafft, oder wenigitens fein lieberlich Tfandalöfes 
Schreiben wieder zurüdzunehmen angehalten werde" — 

Bon befonderem Intereſſe ift es die Stellung der Territorialfürften zu 
diefen vom Reiche ausgeübten kirchlichen Befugniffen zu betrachten. 

Allerdings hatten die Churfürften felbjt in den Wahltapitulationen dem 
Kaiſer ſeine kirchlichen Pflichten dem Reiche gegenüber ernit ans Herz gelegt: 
nichts deſtoweniger läßt ſich faum verfennen, daß mit der erjtarfenden Yandes- 
boheit ſich auch eine gemille Eiferfucht auf die advocatorifhen Rechte des 
Kaiſers bemerkbar machte. Es ift gewiß charakteriftiich, daß ſchon im jeche- 
zehnten Jahrhundert die baieriichen Behörden eifrig in den Herzog dringen, 
eine Befugniffe den biſchöflichen Ausfchreitungen gegenüber ſcharf wahrzunehmen, 
nur damit die Reichsbehörden nicht Veranlaffung nähmen, ſich in baierijche 
Angelegenheiten einzumifhen. Und Churfürft Carl Theodor von Baiern, 
welcher die ftaatlihen Rechte über die Kirche und die Unabhängigkeit derjelben 
an den Papit verkaufte, ftritt mit umfangreihen Dentichriften am Reichätage, 
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um die Competenz befjelben in baierifchen Kirchenfragen — und dazu rechnete 
er auch die Errichtung einer Nuntiatur in Münden — zu bekämpfen. 

Auh Preußen ijt dabei nicht von partifulariftiiher Selbſtſucht freizu: 
Iprehen. Der episcopaliftiihen Bewegung, die fih auf den Kaijer ftügte und 
deſſen Macht zu vermehren drohte, ftellte es fich offen und heimlich entgegen. 
Dem Kölner Nuntius, welchen die rheinifchen Erzbifchöfe fo heftig befämpften, 
übergab die preußifche Regierung das Didcefanregiment der Bergifchen Länder, 
mit Verlegung der episcopalen Rechte des kölniſchen Stuhles, und der Hilto- 
riter Johannes von Müller wurde in geheimer Sendung nah Rom geididi, 
um dad Bündniß zwifchen den Erzbifchöfen und dem Kaifer zu durchkreuzen, 
und wenigſtens für Mainz den Frieden mit der römiſchen Kurie zu er: 
zielen. 

So war es denn auch natürlich, daß, ala das deutfche Reich zertrümmert 
war und der Wiener Kongreß den Wiederaufbau der Berfaflung zu bemerkt: 
ftelligen unternahm, die Verfuche, eine gemeinfame Regelung der beuticen 
Kirhenverhältniffe herbeizuführen, ſcheiterten. Erflärte doch Baiern geradesu, 
daß eine Nationalfirche fi mit der Souveränetät der deutichen Staaten nidt 
vertrage und Baiern groß genug jei, „um jeine eigene geichlofjene Kirche zu 
haben.‘ 

Auh Preußen und Hannover hielten fi in der Folgezeit von jeber 
gemeinfamen Behandlung der kirchlichen Frage umfomehr ferne, als ihnen 
das in ber Bundesacte normirte Stimmenverhältniß der deutichen Staaten 
die Garantie für Erreichung erjtrebenswerther Ziele nicht zu geben vermochte. 


An das Deutiche Reich des Jahres 1871 ift die Aufforderung, auch 
die Kirchenfrage in den Kreis feiner Competenz zu ziehen von zwei fehr ent: 
gegengejeßten Seiten gerichtet worden. 

Als die Wahlen zum erften deutfchen Reichstage ausgeſchrieben waren, 
erhob fich eine lebhafte ultramontane Wgitation. Kanzel und Beichtſtuhl 
wurden vom Clerus in jener mit den Intereſſen der Religion wenig verträg: 
lichen Weife ausgenußt, welche noch fo eben bei der Zuſammenſetzung de 
preußifchen Abgeordnetenhauſes einen entjchiedenen Triumph davon getragen 
hatte. alt es doch diesmal nicht nur, das Deutjche Reich in die Frage dr 
Kirhenftaates zu verwideln, fondern die Freiheit im Innern zu realijiren; 
natürlich) die Freiheit der Kirche. Alle ſtaatskirchenrechtlichen Verhältniſſe 
Deutichlands follten über den einen Kamm gejchoren werden, melden das 
Frankfurter Parlament’ des Jahres 1848 einjt in feinem Doctrinarismus be: 
liebt batte, nur daß man einige Zähne, die der Kirche noch wehe thun Könnten, 
jest ſorglich auszubrechen unternahm. 
| „Die evangelifhe und die römiſch-katholiſche Kirche, fowie jede an: 
bere Religionsgefellihaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbitändig 
und bleibt im Befig und Genuß der für ihre Kultus-, Unterrichts: und 
Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds.“ 
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So lautete Artitel 7 der von Meicheniperger (Olpe) beantragten 
Grundrechte, dem Muſter der Frankfurter Grundrechte entſprechend, das ſich 
in Preußen für bie ultramontagen Interefſen jo günſtig erprobt hatte, und 
frei war von jenen häßlichen in Frankfurt beliebten Säben, welche die Ehe 
und Schule dem kirchlichen Einfluffe zu entziehen ſuchten. 

M. a. W.: das in der Preußiſchen Verfafjung nicht ohne lebhafte Mit⸗ 
wirtung des Herrn Reichenfperger angenommene Syſtem über das Verhält—⸗ 
niß von Kirche und Staat), welches ohne das Odium eines Concordates ber 
tarholichen Kirche mehr Rechte gewährt, als ſelbſt die öfterreichiiche Regierung 
oder die ultramontanjten jüddeutichen Staatsmänner für zuläflig erachtet hatten — 
das jollte jeßt in ganz Deutichland Pla greifen. Das baieriſche Religions: 
edilt mit feinem allen katholiſchen Heißipornen jo unangenehmen PBlacet, feinem 
Recorsus ad principem, feinen ftaatlihen Befugniffen über die Kirche, 
das württembergifche Gejeb vom 30. Januar 1862, das badiſche Geſetz vom 
4. Schober 1860 — alle diefe partitularen Sabungen follten jest faſt un- 
bemerft auf ben Antrag der Partei von Reichswegen bejeitigt werden, welche 
ih jonft fo prononcirt als den Wächter der Partikularinterefjen hinzuftellen 
pflegt. Was die baierifchen Bifchöfe und die Freiburger Curie fo eifrig er: 
rebt hatten, was das heiß erjehnte Ziel heftiger aber vergeblicher Kämpfe 
gewejen war: durch einen fleinen, feinem Inhalte nach vieldeutigen Sag, 
luhte man es ins Leben zu führen. 

Aber der Reichstag zeigte, wie weit unfere concreten politiihen Erfah- 
rungen und von den: Abitractionen des Jahres 1848 entfernt haben. Man 
ließ fi nicht mehr durch die Stihworte des Mainzer Biſchofs loden, und 
man war fi) der Ironie bewußt, die Religionsfreiheit aus einem Munde 
predigen zu hören, welcher die unfehlbaren Kehren des Syllabus mit der dem 
deutſchen Episcopat fo eigenthümlichen Gelehrigkeit nachzubeten pflegt, und 
ſomit die Religionsfreiheit von Grund ſeines Herzens verdammen muß. 

Mit erdrückender Majorität wurde die „Freiheit der Kirche” verworfen. — 

Nach entgegengejegter Richtung bewegen ſich die anderen Verjuche, welche 
gmadt worden find, das Rei mit der kirchlichen Trage zu compliciren. 
cu bezwecken eine Gegenwirkung gegen bie Beſchlüſſe des vaticaniſchen Con: 
15. Sie wollen feine kirchliche freiheit, fondern die mit diefer unverträgliche 
naatliche Selbftitändigfeit 2). 

Wir beabfichtigen bier nicht, auf den im Grunde doch nicht fehr bebeu: 
ungsvollen Streit näher einzugehen, ob das Deutſche Reich nad) den Grund: 
ten der Reichsverfaſſung befugt fei, die Verhältnifje des Staates zur katho⸗ 
hen Kirche zu regeln. Sind Reichstag und Reichsregierung übereinftimmend 
der Anficht, daß eine folche von Reichswegen vorzunehmende Örenzregulirung 
m Intereſſe des Reiches liege, fo bietet die Verfaſſung hinreichende Handhabe, 
eihes Ziel zu erreichen, ohne daß man zu betonen nöthig hätte, daß die 


1, Ich verweiſe für nähere Details auf meine Schrift: Die evangeliſche und 
hoffe Kirche der neu einverleibten Länder in ihrer Beziehung zur preußiſchen 
randeskirche und zum Staate. Halle 1867. S. 61. 

*) Vgl. Zachariä, zur Frage von der Heidhöcompeten; gegenüber dem 
Infehlbarteitödogma (Braunfchweig 1871). 
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allgemeine Wohlfahrt durch bie Fatholifche Kirche bedroht ſei, und es in der 
verfafjungsmäßigen Competenz des Reiches Liege, für feine Wohlfahrt zu 
forgen, oder daß man auf das Recht der Nothwehr hinzuweiſen brauchte, von 
welcher das Reich den katholiſchen Beitrebungen gegenüber Anwendung zu 
machen babe. 

Aus beiden Titeln würde, fi höchſtens die Befugniß zu einzelnen Noth— 
mapregeln deduciren laflen, ohne daß Die principielle Stellung von Stadt 
und Kirche geregelt würde. 

Es würde auf das buntichedige Kleid der deutſchen Territorialkirchen 
gejeßgebungen ein neuer Lappen von Reichswegen geheftet werben, der de 
Schönheit des Gewandes nicht erhöhen und die ftantliche Blöße nicht deden 
würde. Und was für Maßnahmen könnten denn getroffen werden? 65 
könnte das Reich beifpiel3meile die Jeſuiten in Deutfchland verbieten, und 
es ift von fo vielen Seiten auf die Zwedmäßigfeit einer folchen Maßregel 
bingewiejen worden, daß wir darüber einige Worte ſprechen wollen. Aber 
in Baden fönnen beijpielsweije ohne Genehmigung der Regierung überhaupt 
feine geiftlihen Orden fich nieberlaffen, und der Reichsbeſchluß würde mithin 
nur den Effect haben, einen der That nad fehr unnöthigen Drud auf die 
Entſchließung der badifhen Regierung aus;uüben. In Preußen aber düren 
Drden ohne jede ftaatlihe Erlaubnig oder ſelbſt Kenntnißnahme Anjtalten 
und Häufer begründen. Wie fann nun die Regierung, welche die Statuten 
ber neuen Orden und Ordenshäuſer einzufehen ſich nicht für befugt eradtet 
erfunden, ob in der That die durch das Reichsgeſetz verfehmten Sejuiten in 
eine Stadt ihren Einzug gehalten haben, zumal es diefen auf ihren Namen 
wohl nicht ſonderlich ankommen wird, und man nicht Jeſuit zu heißen braudt 
um es zu fein. | 

Und wie nun weiter? Die Polizei fahndet alfo auf die Jeſuiten unter 
all’ den durch die Reichsgeſetzgebung ſelbſt geichaffenen Schwierigkeiten, d. b 
fie fagt einzelnen Individuen, die feinen Paß haben, gejeblich Teinen zu haben 
brauchen, und in dem Paſſe, wenn jie ihn hätten, gewiß nicht das Prädifat 
„Jeſuit“ führen, auf den Kopf ihre reichögejeglich verpönte Qualität zu und 
fucht fie über die deutſche Grenze nach gaftliheren Staaten zu bringen: 
Wie werben fi) die deutichen Bifchöfe dazu verhalten? Wir haben ſchon 
jüngft erlebt, daß eine Anzahl deuticher Bifchöfe durch öffentliche Belobigungen 
ſich und den Jeſuitenorden compromittirt hat. Dies Schidjal würden die 
Jeſuiten aljo aufs Neue über fich ergehen lafjen müſſen. Wie aber dann 
weiter? Die preußiichen Bijchöfe werden die katholiſchen Polizeibeamten tr: 
communieiren, und wenn ein ſolcher Befchwerbe führend ſich an den preußiſchen 
Staat menbet, fo werden ihm die vorgeſetzten Behörden achſelzuckend bemerten, 
daß die Ercommunication eine rein lirchliche Angelegenheit jei, über weldt 
die Regierung nichts vermöge, und wenn er zum Staatsanwalt geht, und 
den Geſichtspunkt geltend macht, daß auf ihn ala Beamten ein kirchlicher 
Zwang ausgeübt werde, und das doch ſtrafbar ſein müſſe, ſo wird ihn der 
Gerichtsbeamte aus dem deutſchen Strafgeſetzbuche belehren, daß ein derartiges 
Bergehen von Reichswegen gar nicht erijtire, J 

Und wenn der Biſchof oder der Pfarrer den Polizeibeamten auf die 
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Kanzel bringt und feinen Leumund, der boch die Grundlage feine Amtes 
ift, verdirbt, Tediglich deswegen weil er ein Reichögejeß erequirt, jo mag fich 
der Arme mohl hüten, den paftoralen Eifer zu unterbrechen. Das wäre em 
Verbrechen von Reichöwegen. Nein, er ftelle eine Injurienklage an; das hat 
wenigitend den Effect, daß auch noch der Fatholifche Injurienrichter excom⸗ 
municirt wird, und ſchließlich Höchit wahrſcheinlich der hohe Gerichtshof für 
Gompetenzconflicte einen folchen für vorhanden erklärt. Dann behält body 
der Beamte feine Injurie wenigftens von Rechtswegen. 

Fürwahr es gelüftet uns, daS Bild auf ber Yolie der preußifchen 
Etaatseinrihtungen noch weiter auszumalen. 

Alſo: der Polizeibeamte ijt unverheirathet und er gedenkt in ben Che: 
Rand zu treten. Aber wie macht er das, da Fein Geiſtlicher ihn, den Ex⸗ 
communicirten traut, und das in der preußiichen Verfaſſungsurkunde verheißene 
Einitchegefeß immer noch in „Vorbereitung iſt?“ Er kann nicht einmal vor 
leinen Pfarrer treten, mit feiner Braut den Conſens austaufchen und fo kirch⸗ 
ih vollgültig eine Ehe jchließen. Das würde der preußifche Richter nicht 
anzuerfennen vermögen, da das allgemeine Landrecht die kirchliche Trauung, 
alſo au eine Handlung des Geiftlichen erfordert. 

Es erübrigen ihm nur zwei Wege: entweder er bleibt Cölibatär und 
vermag ungeſtört darüber nachzudenken, wie peinlich oft Reichsgeſetze für preu: 
sie Beamte ausfallen können, oder aber er tritt zur freien Gemeinde über 
und jhliegt eine Civilehe. Freilich wird er fi dann wohl nad) einem anderen 
Rahrungszweige umfehen müffen, da ein freigemeindliher Polizeibeamter nicht 
gan; den bureaufratiichen Xraditionen entjprähe Auch werden befanntlich 
die Diffidenten nad dem preußifchen Bereinsgefehe in jeder Verſammlung 
polizeilich überwacht. Zu diefer für das Staatsintereſſe fo weſentlichen Thä— 
tgfeit hätte fi der Dann, felbit ein Diffident, ja Zeitlebens untüchtig 
gemacht. 

Beiler noch wäre die Situation deflelben Beamten in Baden; wenigftens 
würden Die unteren Gerichte ihn vor der Ercommunication zu bewahren ver: 
eben. Aber freilih auf die eigenthümlichen juriftiihen Auffaffungen der 
dritten Inſtanz, des Mannheimer Oberhofgerichtes, könnte er nicht ganz ficher 
rehnen, und ich weiß in der That nicht, ob das Gefek über Mikbraud der 
gaitlihen Amtsgewalt dem Einführungsgeſetze zum Strafgejegbuche zum Opfer 
fallen wird oder nicht. 

Aber eine Eheſchließung ift wenigftens in Baden auch dem Ercommuni- 
men möglid. Dafür forgt die obligatorifche im Jahre 1870 eingeführte 
Livilehe. 

Wir haben an dieſem einen Beiſpiel nur zu zeigen verſucht, zu welchem 
(baos vereinzelte Reichsbeſtimmungen über die katholiſche Kirchenfrage führen 
müßten; mir würden demnach auf eine vollſtändige und principielle Erledigung 
der Materie dringen müſſen. 

Aber erjcheint denn eine folche überhaupt nöthig, und würde fie realifirt 
werden können? 

Diefe Fragen bedürfen einer ausführlichen Erörterung. 

Dazu muß ich freilich etwas meiter ausholen. Denn ih werde nicht 
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nur die Doctrin der Kirche über ihre Stellung zum Staate darftellen müſſen, | 
fondern auch darzuthun haben, mie die einzelnen deutichen Staaten fi dazı 
verhalten haben, um aus der Kritik der hauptſächlichen Territorialgejeggebungen 
das Material zu gewinnen zur Beantwortung der Frage, ob denn überhaupt 
das Eintreten bed Deutichen Reiches erforderlich fei. | 

Die Auffaffung der Fatholifchen Kirche über ihr Verhältniß zum Staat 
ift meined Erachtens eine Conjequenz ihrer Dogmen. 

Während es nämlich in der proteftantiichen Kirche keinen Clerus gieh, 
und alle darauf abzielenden Verfuche der hochkirchlichen Partei ala durchaus 
unproteftantifch zu vermwerfen find: während bei uns Proteftanten das galt: 
lihe Amt nichts ift, als die geordnete Ausübung einer Befugniß, die uns 
Allen, jedem Chriften in gleicher Weile und gleichem Maße zufteht, hat die 
fatholifche Kirche das Sacrament der Ordination ausgebildet. 

Durch einen myſtiſchen übernatürlichen Act erhält ein Theil der Menſch 
heit, dem Gott zu dienen als 2008 zugefallen ift — der Clerus — die Beiuz 
niß, den anderen Theil zu entjündigen und zu erlöfen, ihn aus der emigen 
Verdammniß, ber er ohne ihn ganz unfehlbar anheimfallen müßte, zu erretten 

Sp fteht in der Kirche der Clerus dem. Laien principiell geionder, 
taftenartig gegliedert gegenüber, und da für die kirchlichen Zmede bes himm- 
liſchen Lebens diefer abjolut auf jenen angemwiejen ift, fo herrſcht der eritnt 
und der lettere gehordit. 

Aus dieſer kirchlichen ergiebt ſich aber mit Logifcher Conſequenz aud die 
bürgerliche und politifhe Stellung des Clerus. | 

Können die „irdiihen Engel“, diejenigen, von denen der römiſche Gate: 
chismus fagt, daß fie nicht unrichtig mit Gottes Namen belegt werden, den 
jündigen Laien untergeben fein, melde zagend und bebend dem emigen 
Gericht entgegengehen, das fie ohne Dazwiichentreten des Clerus vevur: 
theilen muß? 

Und was ift denn der Staat ber kirchlichen Auffaflung? Die Kirke 
jelbit ift ein Staat, der Staat Gotted, der bier auf Erden kämpft für de 
höchſten Güter der Religion und der Sitte Cr will die Menſchen erzichen, 
porbilden, befähigen für das jenfeitige Reich, wo fie Gottes Angeficht ſchauen 
werben. Der weltlihe Staat mag für des Leibe Nothdurft jorgen und ben 
materiellen Intereſſen der Menichheit gerecht werben. 


Das Verhältniß der beiden Staaten zu einander ijt aber fchon durd 
ihren Zmwed, ihr Wejen geradesweges gegeben. Was fteht höher: Sünden 
vergeben oder die Güter diefer Welt vertheilen? Iſt der Körper über den 
Geiſt zu ſetzen oder hat er ſich durch dieſen lenken und leiten zu laſſen? 

Aus diefer allgemeinen der geiltigen Natur der Kirche entiprechenden 
Stellung zum Staate ergeben ſich aber Conjequenzen für alle Beziehungen 
diejer beiden Lebensordnungen zu einander. 

Dem Papite find alle Fürften und Völker untertfan. Die eriteren 
ftößt er vom Throne falls ihr Fehl es verlangt, die letzteren mag er aller 
Güter, jelbft ihrer freiheit berauben. In die Wahl des Papftes darf ſich 
feine weltliche Macht mifchen, und ebenfo fol die Wahl der Biichöfe ſich 
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frei von weltlichem Einfluſſe vollziehen, wie auch die Beſetzung der Beneficien 
überhaupt. 

Kein Elerifer darf in einem Eriminalprozefje vor das bürgerliche Gericht 
gezogen werden. Der Bifchof richte ihn, und die Strafe für jein Vergehen 
ſei milder als die des Laien, welcher bafjelbe verbrochen. Jeder Civilprozep, 
m welchem ein Geiſtlicher als Kläger oder Verklagter auftritt, gebührt dem 
geittlihen Yorum zur Aburtheilung, und die Diener des Clerus nehmen an 
ſeinen Privilegien Antheil. 

‚jeder Prozeß, der eine geiſtliche Materie betrifft, wird von geiftlichen 
Kıhtern entihieden, und das foll felbit der Fall fein, falls nur einer Pro: 
arte bei der Streitfahe eine Sünde zur Laft fällt. 

Der Staat gewährt geiftlichen Perſonen und Gütern feinen vorzüglichen 
Schutz, aber er darf keinen Entgelt dafür verlangen, etwa daß er Steuern 
Iorderte, Dienfte oder das Tragen der allgemeinen Laften und Pflichten, die 
er allen Staatsbürgern auferlegt. 

Der Erwerb der geiftlihen Güter ift unbeichränft und der Staat hat 
feine Finfiht von der Verwaltung des kirchlichen Vermögen? zu nehmen. 
Zolche Güter find aber alle, welche für die Beftreitung kirchlicher Bebürfniffe 
beitimmt find, oder für die Zwecke der Armen: und Krankenpflege, des Unter: 
ndts und der Erziehung. Denn bie letztere, d. h. die Schule, gebührt allein 
der Kirche, welche ja dereinit für die verloren gegangenen Seelen Rechenichaft 
oblegen muß. 

Die geiftlichen Strafen find vom Staate zu erequiren, ohne daß dieſem 
ane Controle über das Urtheil oder gar eine Appellation vom kirchlichen 
Spruche zuſtünde. 

Mi einem Worte: die Kirche ſoll frei und unabhängig fein, nicht 
a vom Staate, da diejer ſich der kirchlichen Dienjtbarkeit nicht ent: 

en darf. — 

Es iſt natürlich, daß nad) diefen kirchlichen Lehren der Staat nur ein 
hartenhaftes Dafein führt und feinen politiichen und ſittlichen Aufgaben nicht 
gereht werden kann. 

Was joll aus der wirthichaftlichen Wohlfahrt werden, wenn das kirch⸗ 
“ht Vermögen ins Ungemefjene ſchwillt, der kirchliche Grundbeſitz fid fo häuft, 
daß neben ihm faft keiner im Lande eriftirt: und menn alle dieje Güter 
ind Dermögensmajjen dem Verkehr entzogen werden und von ben ftaatlichen 
satten und Pflichten befreit find? 

Wohin kommt die Gerechtigkeitäpflege, wenn die Tonfur direct dem. 
sttbreherijchen Cleriker die Wohlthat des geiftlihen Gerichtsftandes und 
mit indirect Straflofigfeit gewährt? Wenn die Prozeſſe der Staatsbürger 
uch die kirchlichen Inſtanzen gefchleppt werben und zuletzt dazu dienen müſſen, 
"1 bungrigen Magen der römiſchen Curialen zu füllen? 

Das wird aus der Wiffenfchaft, wenn die Kirche die Pflege derjelben 
*ıniprucht, welche die freie Forſchung verpönt, was aus der Schule, wenn 
»t tehritoff immer erjt dogmatiſch getränft der Jugend überliefert wird, und 
var das Gedächtniß füllt, aber den Geiſt nicht bildet? 

Die joll — um die nicht zu beendende Reihe der Tragen furz zu 
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beichliegen — der Staat feine Souveränetät bewahren, wenn der Papit über 
den Fürſten zu Gericht fit, die Regierungsmaßregeln prüft und infam caflir, 
falls fie ihm nicht genehm find? | 

So haben denn aud die Staaten vom Mittelalter an den kirchlichen 
Prätentionen Schranken gezogen. Zuerſt mehr inftinctiv, durch das Gefühl 
der Selbiterhaltung geleitet, dann auch bewußt, auf die Lehren vom State 
und den ſtaatlichen Rechten geftübt. | 

Doch die Päpfte und ihre Anhänger haben das Feld mit nichten ge 
‚räumt. Fuß für Fuß find fie dem Andrängen des Staates gemwichen, aber 
fie haben gemiffermaßen in den Boden, melden fie verlaflen mußten, ihren 
Markitein geſetzt, um den Befikftand zu wahren; fie haben das Princip auf: 
recht erhalten, wenn fie auch die Gonfequenzen wenigſtens zum Theil Preis 
geben mußten. 

Als im Anfange und gegen die Mitte unjeres Jahrhunderts die roömiſche 
Eurie den Triumph feierte, daß die Staaten Concordate mit ihr fchloflen, da 
hat der Papſt freilich nicht vermocht, die Herrſchaft des kanoniſchen Rechts 
den mobernen Staatsgrundfähen gegenüber zur Anerfennung zu bringen 
Aber er hat auf das erftere ausbrüdlich verzichtet, und diefen Verzicht ſpeciell 
mit der Rüdficht auf die Zeitverhältniffe motivirt. Nur deswegen hat er zuge 
ftanden, daß Cleriker vor weltliches Gericht zu ftellen feien, daß ihre Prozeſſe vom 
weltlichen Richter geichlichtet würden. Und wenn diefe der Kirche fo ungünſtigen 
Zeitverhältniffe fi ändern? Dann tritt eben das kanoniſche Recht wieder auf 
ber Stelle ein, wo der Proteit des Papftes ihm den Plab offen gehalten bat 

Und mie deutlich drüdt fi die Civiltä cattolica aus, jenes Blatt, 
welches als treuefter Ausdrud der römilchen Meinungen gelten kann, und 
redigirt wird von den Sefuiten, deren ſtaatlicher Loyalität Die preußiſchen 
Bifchöfe eine ihre eigene Loyalität fo ſtark verbächtigende Ehrenerklärung aus: 
geftellt haben. 

„Der Staat“, fo fagt fie wörtlich, „ift jener Natur nach der Kirche unter: 
geordnet. Bei dem Menſchen, der zugleih Katholit und Staatabürger il, 
fteht die Pflicht, der Kirche zu gehorchen, höher als die Pflicht, dem Staate 
zu gehorchen, denn man muß Gott mehr gehordhen ala den Menjchen Mi: 
bin ift die Gewalt des Staates der Gewalt der Kirche untergeordnet. Die 
Unterordnung des Staates unter die Kirche ift aber nicht blos durch die 
Vernunft geboten; es ift dies auch die gewöhnliche Lehre der Väter und 
Lehrer der Kirche ... Endlich lehrt Papft Bonifaz VIIL in feiner dogma: 
tifhen Bulle Unam sanctam, indem er die beiden Gemwalten mit ben im 
Evangelium erwähnten beiden Schwertern vergleiht, ausdrücklich, daß die 
weltlihe Gewalt der geiftlichen unterworfen fein müffe.“ 

Wie beruhigend für den Staat ift nicht die in demfelben Artikel nieder: 
gelegte Erwägung, daß das bürgerliche und politifche Gebiet, d. 5. natürlich 
das, was der Papft für ein folches erklärt, vor jedem kirchlichen Eingrif 
gefichert fei. Freilich erfcheine diefe Grenze nicht immer ganz Mar; aber 
was verfchlage das? „Denn da der Staat der Kirche untergeorbnet if, bat 
nad ehrfurchtsvollen Gegenvorftellungen und vernünftigen Discuffionen immer 
die Kirche den entitandenen Streit zu enticheiden, und es fteht dem Staate 
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ebenjowenig zu, fich dieſer Entfcheibung zu widerfegen, wie eimem niederen 
Gerichtshofe fih gegen die Enticheidung eines höheren awfzulehnen. 

Gott kann nicht zulafien, daß die Kirche in einen verderblichen Irrthum 
falle, wie nicht Hinfichtlich der Lehre, fo auch nicht hinſichtlich des Handelns. 
Die Ulurpation der Rechte eines Amberen würde aber ein verderblicher Irr⸗ 
thum fein.“ 

Doch wozu haben wir nöthig, uns für folche Lehren auf die, wenn auch 
tat amtlihen?), doc im Notbfall immer nur als private zu erflärenden Mei- 
nungsäußerungen ber römiichen Jeſuiten in ber Eiviltä zu berufen! Diefelben 
Ninner haben ihre Lehren aus einem viel zweifelloferen Munde ertönen 
laſen. Steht nicht in dem Syllabus der Irrthümer, welcher der Bulle 
Ind IX. Quanta cura v. %. 1864 angehängt war, der Satz als Irrthum 
verdammt: römiſche Päpfte und ökumeniſche oncilien haben die Gränzen 
ibrer Gewalt überfchritten und Rechte der Fürſten ufurpirt. 

Afo auch nicht Gregor VIL, der den deutſchen König Heinrich IV. 
abſetzte, Alerander IIL, der gegenüber Friedrich L, Gregor IX, und Innocenz IV., 
die gegenüber Friedrich IL. daffelbe verfügten, Nicolaus V., der Herzog Amadeus 
von Savoyen, Paul ILL, der Heinrich VIII. v. England, Pius V., welder Eli⸗ 
jabeth des Thrones verluftig erflärte. 

Und wenn Gregor IX. bezüglich der Florentiner i. J. 1376 verfügte: 
Damit ihre Verwegenheit nicht den Verächtern zum Beifpiel würde, haben 
wir nach dem Rathe unferer Brüder die unbeweglichen Güter der Prioren, 
oiellonieri, Richter und Gemeinde und auch aller Tlorentiner, wo fie 

immer liegen, confiscirt, und deren Perfonen, alle und jede einzelne, jedoch 
ohne das Recht der Töbtung und Verftümmlung den Gläubigen preiögegeben, 
damit fie Sklaven der fie Ergreifenden werben, ihre bewegliche Habe aber 
dem Gläubigen zu occupiren geftattet” — fo ift auch das feine Ueberſchrei⸗ 
tung der apoftolifhen Befugniffe geweſen, ebenjowenig wie die Caffation, 
velche Innocenz IIL der engliſchen Magna charta, Gregor L. einigen Sätzen 
des Sachſenſpiegels widerfahren ließ. 

Iſt es da noch wunderbar, wenn Pius IX. Geſetze der Schweiz, Ita: 
hend, Mericos, Neu:Granadas aufgehoben und am 22. Juni 1868 ber öfter: 
rahiihen Regierung gegenüber folgende Allocution ſich erlaubt hat? 

„Am 21. Dezember verfloffienen Jahres ift von der öfterreichifhen Re⸗ 
gierung ein unerhörtes Geſetz (infanda lex) als Staatögrundgefeß erlafjen 
worden, .... durch dieſes Geſetz wird die volle Meinungsfreiheit, bie Prep- 
freiheit, bie "volle Glaubens, Gewiffens: und Freiheit der Wiffenichaft, jo wie 
len Staatsbürgern das Recht gegeben, Erziehungs: und Unterrictsanftalten 
" begründen, alle Retigionägeletiheften einander gleichgeftellt und vom 
State anerfannt (2) .... e8 wird die Apoftafie ſowohl von der katholiſchen 
ds von der chriftlichen Religion zu einem bürgerlichen Rechte erhoben, alle 
malt der Katholiten auf die 5. Friedhöfe genommen und die SKatho: 





1) Durch päpftliches Breve vom 12. Februar 1866 iſt die Civilt zum officiellen 
Uran ber römifchen Eurie erklärt worden, vgl. meine Samml. d. Aktenſt. zum 
ren vatican. Concil. mit einem Srunbriffe ber Geſchichte deſſelben, ©. 3. 
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liken gezwungen, auf ihren Friedhöfen die Leichname der Steger zu beerbigen (?), 
wenn dieſe Keber keinen eigenen haben..... Ihr ſehet fürmahr, ehrmürbige 
Brüder, wie heftig zu tadeln und zu verdammen find derartige abſcheu— 
liche Gefege (abominabiles) . . welche der Lehre ber Fatholifchen Kirche, dern 
ehrwürdigen Rechten, Autorität und göttlihen Berfaffung, und unferer und 
dieſes apoftoliihen Stuhlee Gemalt und unferem Concordate umd dem 
Naturrechte (!) felbft äußerft zumwiderlaufen. Deshalb vermöge ber 
von Chrifto dem Herrn felbit über alle Kirchen uns anver: 
trauten Obforge, erheben wir die apoftoliide Stimme in diefer Eurer 
Hochanfehnlihen Verfammlung und verwerfen, verdammen kraft Unjerer 
apoftolifhen Autorität die erwähnten Geſetze und Alles und jebe 
Einzelne, was entweder in diefen oder in anderen fi auf das Recht de 
Kirche beziehenden Dingen von ber öſterreichiſchen Regierung, oder von welchen 
untergeorbneten Behörden immer verfügt, gethan und irgendwie verfudt il, 
erflären kraft derjelben unferer Autorität, daß dieſe Gefege mit allen 
Folgen anzlig nichtig, ohne jede Kraft geweſen ſind und 
ſein werden. ie Urheber, die ſich Katholiken zu ſein rühmen, jene, 
welche dieſe Geſetze und Acte proponirt oder geſchaffen, gebilligt und auszu 
führen nicht anjtanden, beſchwören wir fid der Kirhenftrafen und der 
geiftliden Strafen zu erinnern, welde die päpftlihen Geſete 
und die Decrete der ölumenifhen Synoden gegen die Sci: 
dDiger der kirchlichen Rechte ala von jelbft eintretend ver: 
hängen“ — 

Doch auch noch andere Säbe des oben erwähnten Syllabus mollen wir 
bier anführen. 

Die bürgerlihen Geſetze follen und dürfen von der göttlichen Offen: 
barung und der Autorität der Kirche nicht abweichen. 

Die Immunität der Kirche und der kirchlichen Perfonen bat ihren Uriprung 
nicht im Civilrechte. 

Die Stantögewalt Tann fih in Sachen der Religion, der Moral und 
des geiftlichen Regimentes nicht einmilchen. 

Könige und Fürften find weder von der Jurisdiction der Kirche ausge: 
nommen, noch ftehen fie bei Entſcheidung der Jurisdictionsfragen höher als 
die Kirche. | 

Und um einen Schlußfaß zu geben, dem auch wir unfere Anerkennung 
nicht zu verfagen vermögen: 

Der römifhe Papit kann und darf fich mit dem Fortſchritt, dem Liberalis: 
mus und der modernen Civilifation nicht verföhnen und vergleichen. 

Aber auch noch in anderen Beziehungen jind die Sätze bes Syllabus 
für das heutige Staatsweſen von Wichtigkeit. 

Die Freiheit der Meinungsäußerung, namentlich die Preffreiheit ift em 
Srundpfeiler aller modernen Staatseinrihtungen auch in Deutſchland. Und 
was jagt der Syllabus dazu? | 

„Es ift nicht falſch, daß die jtaatliche Freiheit eines jeden Cultus und 
die Allen ertheilte Srlaubniß, allerlei Meinungen laut und öffentlid befannt 
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zu geben, zur leichteren Verderbniß der Sitten und Gemüther der Völker 
und zur Verbreitung ber Bet des Indifferentismus führen.” — 

Nicht weniger gilt uns die Glaubensfreiheit, die Unabhängigkeit der 
bürgerlihen Rechte vom Dogma als koſtbare Frucht der modernen Entwide: 
lung. Selbſt die deutſche YBundesacte des Jahres 1815, der ein Uebermaß 
von Liberalismus gewiß niemals vorgeworfen ift, hat biefem Principe einen 
wenn auch ſchwächlichen Ausdrud gegeben, und die Geſetzgebung des deutſchen 
Reiches normirt e8 in UWebereinftimmung mit faft allen deutfchen Verfaflungs: 
urfunden. 

Der Syllabus aber decretirt: „Es fteht nicht jedem Menſchen frei, 
jme Religion anzunehmen und zu befennen, welche er durch das Licht der 
Lernunft geführt, für die wahre hält.“ 

„sn ımjerer Zeit ift es auch noch nützlich, daß die fatholifche Religion 
als die einzige Staatöreligion unter Ausfchluß aller anderen Eulte ge: 
balten werde.“ 

„Es war daher nicht gut gethan, in gemiljen fatholifchen Ländern den 
Einwanderern gefeblich die freie Ausübung ihres Cultus zu garantiren.” 

Nun mag freilich eingeworfen werben, daß die angeführten Sätze im 
Solabus nur in negativer und demnach dehnbarer Form ausgeiprochen find, 
dab die pofitive ala eine, wenn auch mit päpftlicher Autorifation verfehene 
Trivatübertragung des Jeſuiten Schrader aufzufaffen ift, den Cardinal Rau: 
iher zur Hebung des willenfchaftlihen Lebens in DOefterreih fih an bie 
Wiener Univerjität verfchrieben hatte. Aber wie dürftig ift diefer Einwand! 
Sat denn Pius IX. nicht in jenen oben angeführten Worten der Allocution 
Küglih der öſterreichiſchen Geſetze fich pofitiv genug über die Religions: 
treibeit u. f. m. vernehmen laſſen! Und ift es nicht pofitiv und deutlich, 
wenn Gregor XVI. ertlärt: „Aus dieſer durchaus verpefteten Quelle des 
Indifferentiomus fließt jene irrige Meinung oder vielmehr jener Wahnfinn, 
man müſſe Jedem die Gewiſſensfreiheit fichern und zuerfennen. Dieſer peft: 
ihmangere Irrthum bahnt jener vollen und unmäßigen Meinungsfreiheit. den 
Veg, welche zum Schaden der Kirche und des Staates meit und breit 
müthet, während Einige mit größter Unverfchämtheit behaupten, es entfpringe 
daraus ein Vortheil für die Religion; aber was für ein Tod der Seele ift 
\hlimmer als die Freiheit des Irrthums, fagt Auguftinus." 

Tder wenn Pius VI. den Unterfchieb zwiſchen Ungetauften und Häre⸗ 
nern dahin befinirt, daß die leßteren gezwungen werben müßten zum Belennt: 
ur des katholiſchen Gehorfams, wenn derfelbe Papſt in der Bulle Autorem 
“dei die Ketzerei als bürgerliches Verbrechen aufrecht erhält? 

i Aber wir koͤnnen noch frifcheres und kräftigeres Beweismaterial bei- 
fingen. 

As das ökumeniſche Eoncil v. J. 1869 zufammentreten follte, beging 
de Civilta cattolica die fein berechnete Indiscretion — gemwiflermaßen um 
t allgemeine Stimmung vorzubereiten und zu prüfen — als Wunſch der 
Latboliken hinzuftellen, daß das Concil den Sätzen des Syllabus eine pofitive 
"italtung und eine abfolute, fo weit mie möglich eine dogmatiiche Geltung 
zeben jolle. Die Beſorgniß hiervor veranlaßte das Minifterium Hohenlohe, 
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jene vorbeugenden Schritte gegen die Concilsbeſchlüſſe den europätfchen Regie: 
rungen zu empfehlen, welche an der Schwäche der franzöfifchen Regierung 
und dem ebenfo Hleinlichen wie Furzfichtigen Neide des öfterreihifchen Miniite: 
riums fcheiterten. Die römijche Curie aber wuſch ihre apoftolifchen Hände in 
Unſchuld. Sie wollte von derartigen Beftrebungen nichts wiljen, und derartige 
Ziele nicht verfolgen. 

Um fo bemerfenswertber erfcheint e8, daß dem oncile, zu welden 
abweichend von jeder früheren Praris, keine weltlihe Regierung eine Eur 
ladung erhalten hatte, eine Vorlage unterbreitet wurde, welche das Berhältnif 
von Kirche und Staat zum Gegenftande hatte, und fomit Hinter dem Rüden 
der Regierungen mit jener entwürdigenden vom Papfte vorgefchriebenen Heim— 
lichkeit normiren follte. 

Mer aus dem Wulft, in melden die Kirche ihre Sätze zu hüllen 
pflegt, den Kern herauszuſchälen verfteht, für den find die oben gezeichneten, 
und meinetwegen im Syllabus unbeftimmt vorgetragenen Kehren mit unzweild: 
hafter Deutlichkeit hier ausgefprocen. 

„Wenn zwiſchen Prieftertfpum und meltliher Regierung, fo laute & 
wörtlich 1), Zwieſpalt ausgebrochen ift und noch täglich ausbricht, jo möge 
Niemand die Behauptung wagen, daß ſich das naturgemäß aus dem Weſen 
ber Kirche ergebe. Denn der wahre Frieden und die Eintracht zwiſchen beiden 
Gemwalten, melden die Kirche immer wünfcht und mit bdemüthigem Gebt 
von Gott erfleht, kann nie aufrecht erhalten werden, wenn bie Freiheit der 
Braut Chrifti unterdrüdt wird, und die Rechte verlegt werden, welde die 
Kirhe unverfehrt bewahren nit nur kann, fondern muß, da fie mit dm 
Pflichten zufammenhängen, melde ihr vom göttlichen Stifter auferlegt iind 
zum Seile ber Seelen. 

Solden jhmählihen Krieg würben diejenigen, welche Söhne der Kirk 
fein wollen, mit ihrer Mutter niemals führen, wenn von Fürften und Völtern 
beftändig die dur Chriftus fo ernſt gepredigte Wahrheit beherzigt würde 
es nütze dem Menſchen nicht der Gewinn der ganzen Welt, wenn bie Seclt 
Schaden leidet, und daß über jene Glüdjeligkeit des irdiſchen Lebens, we 
den Zwed des Staates ausmacht, bei weiten erhaben ijt das hehre, zur Er 
reihung der ewigen Seligfeit abjolut nöthige Ziel, zu welchem die Menſchen 
durch die Kirche geleitet werden müfjen. 

Wenn fie bebächten allein mit Berüdjichtigung de Zweckes, weldt 
Staat und Kirche geſetzt ift, daß die lebtere dem eriteren ſoweit voranſieb 
wie das Heil der nicht durch Gold oder Silber, fondern durch das foitbar 
Blut erfauften Seelen, und die Glüdfeligkeit des ewigen Lebens den Gin 
bes irdiſchen; ..... daher müſſen die Menſchen in öffentlichen und private 
Angelegenheiten nicht das niedere Biel jo vor Augen haben, daß fie M 
höchſte und wichtigſte aus den Blicken verlieren. Und wenn demnach cme 
dem Staate nüßlich ericheint, was dem erhabenen Zwecke der Kirche und dei 
ewigen Heile zumiderläuft, jo foll man das nicht für ein wahres Our en 
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1) Abgedruckt in meiner oben cit. Sammlung S. 454. 
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ſehen, jondern fich vielmehr aufrichtige Mühe geben, daß, wie der große 
Gregor fagte, das irdiſche Reich dem himmliſchen dienjtbar ei.” — 

Im folgenden Kapitel aber heist es bezüglich des Staates: „Das 
Unheil über das Geſetz, nad) welchem zu handeln ijt, ſoweit e3 Feſtſetzungen 
gilt uber die Reinheit der Sitten, über Crlaubtes und Unerlaubtes, gebührt 
auch für die bürgerliche Gejellfhaft und öffentlichen Angelegenheiten dem 
höditen Lehramte der Kirche, denn wahrlich auf dem Wege des ewigen Heils 
üt die Kirche von Gott ſowohl den Fürften wie den Unterthanen zum Führer 
und Xeiter geſetzt. Und es gilt auch für die Herricher der Satz: „wer die 
kirche nicht zur Mutter hat, kann Gott nicht zum Vater haben“. Damit fie 
eis an dem König ber Könige einen gnädigen Vater haben fünnen, jo mögen 
re duch Werk und That zu bemeifen trachten, daß ſie die Kirche als Mutter 
baben, und ſie mögen nicht meinen, daß es in privaten oder öffentlichen An- 
gelegenheiten aus politiſchen Gründen ihnen freijtehe, die Gejeke und Rechte 
Cortes und der heiligen Mutter Kirche zu verlegen.“ 

Und unter den Canones endlih, welche der katholiſchen Art gemäß, 
Glaubensregeln zum Strafgeſetz ftempeln, finden fi die Süße: 

„Denn jemand jagt, die höchſte Gewiſſensnorm für bürgerliche und 
jſociale Materien fei im bürgerlichen Geſetze oder in der öffentlichen Meinung 
u finden, das Urtbeil ber Kirche, welche über Recht und Unrecht zu richten 
bar, eritrede fich nicht darauf, oder durch bürgerliches Recht könne erlaubt 
werden, was nach göttlichen. oder kirchlichem Recht verboten jei — der jei 
verflucht. 

„Wenn jemand ſagt, die Geſetze der Kirche hätten äußerliche verbindliche 
Kraft nur ſoweit fie ſtaatlich beſtätigt ſeien, oder der Staat babe in Folge 
inner höchſten Autorität auch die Befugniß, über religiöfe Fragen zu ent: 
heiten — der fei verflucht.“ 

Freilich find die bier zuletzt angeführten Sätze dem durd den beutich- 
Kanzöjiichen Krieg auseinander geiprengten Concile nicht zur Annahme vor: 
gelegt, und jomit noch nicht zu Dogmen erhoben worden. Uber das ift 
ad für die Zukunft um fo weniger nöthig, als der unfehlbare Papft ber 
dwerjãlligen und unbequemen Concilien wohl entrathen mag. Aus ſeinem 
Nunde ſtrömen unfehlbare Lehren. 


Wenn die Lehre, welche wir als die lirchliche über das Verhaltniß von 
Sf und Kirche bisher gezeichnet haben, eine dogmatiſche geweſen wäre, ſo 
Dürden alle Staaten genöthigt geweſen fein, eine gleich-feindliche Stellung ber 
“che gegenüber einzunehmen. 

Sie trat aber bisher lediglich als ſubjective Meinung des Papſtes 
ad jeiner Anhänger auf, als ein freilich conſequenter Ausbau eines auf 
’stmatiiher Grundlage beruhenden Syſtemes, das aber auch von denen per: 
reicirt werden konnte und wurde, welche die Bafis felbit zu verwerfen nicht 
intrnahmen. 

Es bedarf nur eined Blides in die Verhandlungen, welche die englijche 
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Regierung gepflogen hat, ald die Cmancipation der iriihen Katholiken in 
Frage ſtand. 

Wie ſorgfältig wurden da nicht von dem Select Committee des Parla- 
mentes katholiſche Würdenträger über die Beziehungen des Bapftes zu 
Kirche befragt, und mit welcher offenen Entſchiedenheit vermochten dieje zu 
antworten. 

Iſt die Macht des Papftes in geiftlihen Dingen abfolut oder unbe— 
Ihränft? Sie ift beichränft, To lautete der Beſcheid des Dr. “Doyle, welder 
gleichzeitig feinen berben Tadel über die Eingriffe der mittelalterlihen Päpit 
in die Rechtsſphäre des Staates ausſprach. 

Und auf die Frage, was gejchehen würde, wenn der Papſt ſich in die 
Ausübung der Kronrechte milhe und den Unterthaneneid der Tatholiiden 
Staatsbürger aufheben wolle, bezeugte berjelbe Elerifer, daß die iriſche 
Geijtlichleit dann dem römiſchen Bilhofe mit allen Mitteln, die in ihre 
Gewalt jtünden, entgegentreten würde, auch durch Ausübung des geiſtlichen 
Amtes. — 

Das war i. J. 1825 nicht feberifch und nicht verboten. Es war die 
Anficht, welche die Mehrzahl der Katholifen hegte, welche von nationalgejinnten 
Prieftern gepredigt, von einjichtigen Gelehrten begründet, von ſtaatlich gelinnten 
Bürgern befolgt mwurbe. 

Allein gerade in unjerem Jahrhundert machte fich im kirchlichen Leben eine 
Richtung bemerkbar, deren allmähliges Umfichgreifen wohl die Staatöregierunge | 
aus der bequemen Sorglofigfeit hätte aufrütteln follen. 

Die Anhänger der päpitlichen Lehren über das Verhältnig von Staat 
und Kirche vermehrten fi; und die Curie benußte jeden Anlaß, ihre Tor: 
trin praftiih werden zu laſſen. Der Conflict, in welchen die preuktidk 
Regierung mit dem Crzbifchofe von Cöln gerieth, zeigte zum eriten Wale 
den Bliden des deutihen Volkes offenkundig, wie hoch die kirchlichen An- 
maßungen gejtiegen waren, und gleichzeitig, wie wenig die Staatöregierunges 
im Stande waren, ihre Rechte Prätentionen gegenüber zu fchügen, welche allen 
Einſichtigen als ein verkehrter Anachronismus erichienen. 

Die Schwäche der Regierungen ſchürte den Funken der clericalen Agı- 
tation zu hellen Flammen, und als das Yahr 1848 die Regierungen ın 
ihren Grundveſten erfchütterte, da drohte dem ftaatlihen Gebäude aud von 
der Kirche nicht geringe Gefahr. 

Unter Detheuerung ihrer Loyalität griff die Kirche begebrlich nad den 
ftaatlihen Rechten, jie klagte über die Vergewaltigung, die fie von dem 
bureaufratiihen Staatsregimente habe erleiden müfjen, und die doch 'Yaupt- 
fählih darin beftand, daß ihr die Vergewaltigung des Staates und jeiner 
Bürger nicht freigeftanden hatte. 

Sie wollte Freiheit, d. h. Freiheit für fich, gegenüber allen Rechten des 
Staates und der einzelnen Individuen. 

Und diefe Freiheit hat fie zu erringen verjtanden. 

Wir können bier die Wandlungen, welche die öſterreichiſche kirchliche 
Politik feit d. J. 1848 durchgemacht hat, um jo eher unberührt lafjen, als 
wir bei Erörterung des Verhältniſſes der Fatholiichen Kirche zum beuriden 
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Reihe mit Defterreih als Yactor nicht zu rechnen haben. Aber in Preußen 
erlangte die Kirche faft noch mehr Befugnifje als in Defterreih, und wie wir 
ihon betont haben, ohne das Ddium eines Concordates auf ſich zu laden. 

Auf dem bequemen Wege von Adminiftrativmaßregeln, welche faum in 
die Oeffentlichteit drangen und von den geihidten Händen einer katholischen 
Behörde ausgingen, welche den ultramontanen Intereſſen auf das Treuefte 
ergeben, nicht3bejtomweniger die ftaatlihen Rechte der Kirche gegenüber wahr: 
nehmen follte, wurde das ganze frühere Syſtem des Staatsfirchenrechts 
bejeitigt. 

Niht nur, daß die ftaatlichen Hoheitsrechte über die Kirche mit größter 
Leichtfertigkeit geopfert, ja verfchleudert wurden: es wurden auch die wenigen 
durch die Berfafjungsurfunde gegebenen Garantien für die individuelle und 
Maatlihe Selbſtſtändigkeit ſorglos außer Augen gelaffen. 

Das Geſetz über Einführung der Civilehe harrt noch immer der Er: 
füllung; das Geſetz über Ertheilung der Corporationsrechte theilt das Schichſal 

des Schulgeſetzes, in chroniſcher Vorbereitung zu ſein. 

Inzwiſchen aber kann die Kirche den Staatsbürgern kirchliche Strafen 
mit bürgerlichen Wirkungen auferlegen, ba fie ihnen die Ehe zu verfagen 
befugt ift; fie Hat geiftlihe Corporationen in einen Maße geichaffen, die der 
Stnatömohlfahrt mehr als bedenklich ift, und fie unterrichtet von Staatswegen 
die Jugend in flaatögefährlichen Lehren. 

Gegen den Mikbraud der geiftlihen Amtsgewalt, dem einzelnen Katho: 
fen und aud dem Staate gegenüber, giebt es feine rechtlichen Garantien. 

Erläßt der Biſchof einen Hirtendrief, der ftaatliche Anordnungen be: 
mingelt, die Autorität der Obrigkeit verlebt und den Staat gefährdet, fo ift 
nur der Gefichtspunkt für den Strafrichter enticheidend, der jedem gemöhn- 
chen journaliftiichen Erzeugniß gegenüber zur Anwendung kommt; als ob 
ine beliebige catilinarifche Eriftenz ihre Anfichten zum Füllen der Zeitungs: 
'palten dem ermüdeten Publitum vortrage, ala ob nicht die gehorfam- 
'ordernde Autorität der Kirche ſpräche, welche der Staat als ſolche anerkennt, 
und deren Strafen er, wie wir geſehen haben, mit bürgerlichen Folgen 
befleibet, deren Gerichtsverfahren er feinen ſiaatlichen Zwang zur höchſtwill⸗ 
tommenen und wahrhaft unverantwortliden Dispofition ftellt. 

Wird ein Geiftlicher, der ſich ftaatsfeindlichen Zumuthungen des Biſchofs 
widerſetzt, Disciplinirt, auch mit Umgehung und Verletzung jener bürftigen 
Garantien, welche das kanoniſche Necht dem niederen Kleriker jeinem Vor: 
goekten gegenüber zugefteht, jo legt der Staat friedlih jeine Hände in den 
<chooß und ftellt felbft den aus den kirchlichen Gefängniffen bülferufenden 
Stimmen ein taubes Ohr entgegen: ein Verfahren wenig geeignet clerifale 
Nirtyrer für die Sache des Staates groß zu ziehen. 

Aber allerdings wollen wir zugeftehen, daß der Staat wenig in die 
“ge kommt, fi ftaatsfreundlicher Geiftlihen annehmen zu können, felbit 
Dean er es — was freilich nicht der Fall ift — mollte. 

It doch das ganze geiftlihe Bildungsweſen den Biſchöfen ausgeantwortet 
Berden, in Die clerikalen Seminare dringt kein Lichtſtrahl ſtaatlicher Ge— 
nung, die rein kirchliche Prüfung der Candidaten ſondert nöthigenfalls die 
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räudigen Schafe auß, und das ftaatlicherfeitS unbehinderte und nicht im 
Mindeſten beauffichtigte bifchöfliche Bejeßungsrecht der Pfründen vermag Lohn 
und auch vom Staate anerfannte und rejpectirte Würde denen zu ertheilen, 
welche ſich an. den ftaatlihen Rechten ihre Ritterfporen verdient haben. 

Und unter dieſen Geiſtlichen ſitzt eine Gemeinde, deren Kinder unter 
Aufſicht derjelben in der Schule groß gezogen werden, zum Gehorſam ber 
Kirhe, allen Staatögefegen zum Trotz. Und der Staat ernennt nicht nur 
diefen Geijtlihen, auf deſſen Bildungsgang er nicht den geringften Einfluß 
gehabt hat, den eine vom Staate unabhängige und feinen Intereſſen feindlice 
Macht in fein Amt eingejeßt hat, als Auffichtsbeamten für die Schule, in 
welche die “Jugend hineingezwungen wird, er ertheilt auch der Perſon dieſes 
Mannes mannigfahe Privilegien und ftellt ihn endlich unter den bejonderen 
Schutß ſeiner Strafgeſetze. 

So verderblich wie in Preußen hat ſich das Verhältniß von Staat und 
Kirche in Deutſchland ſonſt nirgends geſtaltet. 

In Baiern und mehreren anderen Staaten iſt noch die Geſetzgebung 
wirkſam, welche im Anfange dieſes Jahrhunderts aus wohlbegründetem Miß- 
trauen gegen die Kirche die Staatshoheitsrechte zu wahren ſuchte. 

Da merden die Biſchöfe vom Könige ernannt, dem Staate ein Einfluß 
auf die Befetung aller Pfründen gefichert; da ift jedem, der fi durch Miß- 
brauch geiftliher Amtsgewalt bejchwert fühlt, vergönnt, die Hülfe der Staats 
regierung anzurufen; da ift für Publication kirchlicher Verordnungen eine 
vorgängige ftaatliche Genehmigung erforderlich. 

Nichts deito weniger laßt fich nicht verfennen, daß auch in Baiern dr 
ftaatlihe Rechtsſchutz der Kirche gegenüber an vielen und auffallenden Mängeln 
leidet. 

Die meiften der hier genannten Einrichtungen find auf der Folie des 
alten Bolizeiftaates erlaflen. Sie ſetzen voraus, daß Icon ihre bloße rechtlihe 
Anordnung und Eriftenz genüge, um der Geiftlichteit zu imponiren und fie drohen 
im Hintergrunde mit Maßregeln, welche gefetlih nicht vorgefehen und von 
den Adminiftrativbehörden des Staates erwartet werden. 

Heut zu Tage aber ift die Ehrfurdt des Clerus vor dem Staate und 
feinen Finrichtungen ein überwundener Standpunft. Ein Fatholifcher Bilder 
glaubt bei Publication eines Hirtenbriefes faft ſchon zu viel gethan zu haben, 
wenn er die jtaatliche Erlaubniß begehrt. Cr nimmt feinen Anftand, dem 
ftaatlichen Verbote zu troßen und ftatt durch fein Xeben den Staatsbürger 
eine Lehre und ein Beiipiel zu gewähren, den Mund voller Ioyalen Phraien, 
einfah zu revoltiren. Er macht fi den Umftand zu Nute, den er allerding? 
fonft theoretifh und practiſch bekämpft, daß der Staat ein Rechtsſtaat ar: 
worden ift, dem die polizeilihen Hülfsquellen verfagen. Was kann ihm der 
Staat thbun? Ihn des Landes verweilen? das würde gegen die ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte verftoßen. Ihn einjperren? dazu bedürfte es gerichtlicder Antiage 
und eine Verbrechens. Ungehorſam gegen Staatsgefete macht aber nidt 
immer den Thatbeftand eines foldhen aus. Ihm feinen Gehalt iperren? Aber 
wird nicht jeder Richter, den der Biſchof anruft, die Regierung, melde ihre 
Mapnahme auf ein Geſetz nicht ftüben kann, verurtheilen? 
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So kann die Staatsregierung füglih nur den Tirchlichen auf nicht place: 
tirten Anordnungen bafirten Sprüden die Erecution verweigen. Das ift 
in der That unbequem; aber dann reizt man von der Kanzel und in ber 
Freife die gläubige Volksmaſſe gegen den undhriftlihen Staat auf, und be- 
reitet dieſem Berlegenheiten der häßlichſten Art, zumal die ftaatliche Autorität 
ihon dadurch, daß fie ber offenen Verletzung ihrer Geſetze machtlos gegenüber 
itcht, in der öffentlihen Meinung eine empfindliche Schlappe erlitten hat. 
Vielleicht fügt man auch noch den Hohn Hinzu, daß man die Staatsregierung 
auffordert, Die fo eber gemißachteten Geſetze aufzuheben, weil fie dem Anjehen 
kr Kirche ſchaden. Oder man richtet an den Monarchen die ehrfurdhtsvolle 
Tine, „mit einem Worte” der Kirche Frieden zu geben, d. h. zu thun, was 
die Kirche will. 

Die neuejten Vorgänge in Baiern mögen zur Ylluftration des Gejagten 
genügen. 

Etwas befier liegen noch die Verhältniffe in Württemberg, wo man fi) 
niht wie in Preußen mit einer principiellen Löſung des Verbhältnifjes von 
Staat und Kirche begnügt, fondern in Specialgejeßen die Konjequenzen ge- 
:ogen bat. 

Aber auch hier giebt es Konflicte, bei welchen die Staatsregierung feine 
Garantie des Sieges befist. Zwar ift in Württemberg wenig Zwieſpalt 
wiihen Regierung und Kirche Haffend an die Deffentlichfeit getreten, aber 
das doch meift nur darum, weil die Regierung dem Gebahren der Kirche 
gegenüber das Auge zudrüdt, und aus Vorliebe für den kirchlichen Frieden 
immer da nachgiebt, wo e8 Sache der Kirche geweſen wäre, den Frieden 
nıht zu ftören. Der Bilchof von Lipp hat in der Seminarfrage fich feines 
sermäßigen Schutzes der württembergifhen Regierung zu erfreuen gehabt, 
und wer weiß, ob Biſchof von Hefele dem Beifpiele feiner charakterloſen 
Nibiihöfe in der Publication der Concilsbeſchlüſſe gefolgt wäre, hätte er in 
einen Beftrebungen auf eine Stüße der Regierung rechnen können. 

Am beiten liegen die ftaatlihen Berhältniffe der Kirche gegenüber in 
Yaden, — von Hefien-Darmftadt jchweigen wir gern, da der Rechtszuſtand 
dieſes Landes nit auf Geſetzen, fondern auf einer „Praxis“ zu beruhen 
plegt, bei welchem ſich weniger das darmſtädtiſche Volt als der Bilchof 
con Mainz wohl befindet; und da bie ftaatäfirchenrechtlichen Normen von Hellen: 
Tarmſtadt nur in geheimen Abmahungen zwiſchen Regierung und Bilchof 
u beitehen pflegen, welche das Licht des Tages jcheuen, und dazu alle Ver: 
anlaſſung haben. 

An Baden aber gilt ein ausführliches Kirchengejeß, und die Regierung 
bat in Conſequenz defjelben die Ehe, die Schule, die Armenpflege fäcularifirt 
und den Amtsmißbrauch der Geiftlihen mit eigenen Strafen bedroht!) 

Aber wenn auch die Energie, mit welcher die badijche Regierung für 
die jtricte Durchführung ihrer Geſetze forgt, die freubigfte Anerkennung 





ı) zür bie Kenntniß ber babijchen Verhältnifje verweiſe ich auf mein Buch: 
Ta Staat und die katholiſche Kirche im Großherzogthum Baden. Leipzig, 1871. 
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verdient, ſo iſt ſie doch auch andererſeits häufig in der Lage, den kirchlichen 
Anmaßungen gegenüber wehrlos dazuſtehen. 

Noch iſt der erzbiſchöfliche Stuhl in Freiburg verwaiſt; die Regierung 
hat die Wahl eines mißliebigen Candidaten nicht zugelaſſen; aber ſie hat nicht 
verhindern können, daß ein Mann, den ſie ausdrücklich als mißliebig bezeichnet 
bat, das Regiment der Diöceſe führt und ſich im Vollbeſitze der Rechte be: 
findet, in welchem der Staat nad einem mit der Curie getroffenen Ablommen 
nur einen ihm genehmen Mann zu dulden braucht. 

Die bifchöflichen Anordnungen follen dem Staat zur Kenntnignahme 





vorgelegt werden: wenn es aber nicht geichieht — und das iſt häufig genug | 


der Fall — fo kann der Staat nur die Erklärung erlaffen, daß für ihn 
die kirchliche Dispofition nicht in Kraft ſtehe. Das verichlägt aber menig, 
da die Kirche gar Fein Verlangen nad jtaatliher Hülfe äußert und allan 
wohl im Stande ift, ungefüge Cleriker zu zähmen. 

Und hat nicht die eigenthümliche Jurisprudenz des Mannheimer Ober: 
hofgerichts der Regierung zumweilen Niederlagen bereitet, die um fo ſchwerer 
waren, je weniger fie von rechtskundigen Männern vorausgefehen werden 
fonnten ? 


Mußte fo die Rechtslage der deutſchen Staaten der katholiſchen Kirche 
gegenüber ſchon vor dem vaticanifhen Concile des Jahres 1869/70 als un: 
befriedigend charakterifirt werden, fo ift fie ſeitdem gefährlid und unerträglih 
geworden. 

Das Concil hat den Beihluß gefaßt, von deſſen Rechtmäßigkeit wir bier 
vollftändig abjehen wollen, „daß der römifche Papft, wenn er ex cathedra 
fpricht, d. h. wenn er in Ausübung feines Amtes ala Hirte und Lehrer alla 
Ehriften kraft feiner höchften apoſtoliſchen Gewalt eine von der ganzen Kircht 
feitzuhaltende Lehre über den Glauben oder die Sitten enticheidet, vermög: 
des göttlichen Beiftandes, welcher ihm vom heiligen Petrus verfprochen wurke, 
mit jener Unfehlbarkeit ausgerüftet ift, mit welcher der göttliche Erlöfer jeine 
Kirche zur Entſcheidung einer den Glauben oder die Sitten betreffenden Lehre 
ausgeftattet willen wollte, und daß daher ſolche Entſcheidungen des römiſchen 
Papftes aus fi jelbft und nicht durch die Zuftimmung der Kirche unab- 
änderlich geworden find.” 

Diefer Satz ift von jämmtlichen deutihen Biſchöfen ala verbindlicer 
publicirtt worden, obgleih es nad römiſcher Anſchauung einer befonderen 
Publication gar nicht bedurft Hätte Die Männer, welche nach fchwerem 
Gewiſſenskampfe diefe Krönung des ultramontanen Lehrgebäudes nicht an: 
erkennen wollten und fonnten, find verfolgt und bedroht worden; jede kirch 
liche Thätigkeit wird ihnen entzogen und felbjt die durch jtaatlichen Auftrag 
ertheilte verfümmert. 

Unter den Gründen aber, welche eine fo energijche und fo miffenihan: 
lie Oppofition gegen das Unfehlbarfeitsdpogma gezeitigt haben, nimmt bie 
Staatögefährlichfeit defjelben oder vielmehr die Unvereinbarlichfeit mit jedem 
Staatsweſen einen nicht geringen Rang ein. 
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Denn jämmtlihe Lehren, welche die Päpfte über die Beziehungen von 
Staat und Kirche jemala in Ausübung ihres Amtes ausgeſprochen haben, 
find damit unfehlbare Lehrjäte geworden, welche jeder Katholit bei Verluſt 
jeiner Seligkeit zu glauben und nach welchen er zu handeln hat. 

Der Katholit darf danach nicht mehr einem Staatsgeſetze gehorchen, 
wenn es einer kirchlichen Anordnung widerftreitet, denn die Päpfte haben 
gelehrt, daß das Kirchengeſetz vorangeht; er darf nicht die Gewiſſensfreiheit 
beobachten, denn Die Keberei ift kathedral als bürgerliche Verbrechen hin— 
geitellt worden. Er darf nit als Beamter feinem Amtseid gehorjamen, 
ls dad Amt ihn mit der Kirche in Gonfliet bringt; er foll nicht feinem 
Landesherrn die Treue bewahren, wenn ihn der römifche Biſchof derfelben 
enthindet, und ift das nicht eigentlich allen proteftantifchen Regenten gegenüber 
von vorn herein in Bauſch und Bogen gefchehen? 

Wir können uns. für die Staatögefährlichkeit des neuen Dogma auf 
gute Gewährsmänner berufen, und unjere Behauptungen werden dem deutfchen 
Episcopate kaum befremdend fallen. 

Haben doch die Bilchöfe von Münden, Bamberg, Augsburg, Trier, 
Ermeland, Breslau, Rottenburg, Mainz, Dsnabrüd u. f. w. in einer dem 
Traiidenten des Concils unterbreiteten, vom Cardinal Rauſcher verfaßten 
Fingabe von der Infallibilitätslehre geradezu behauptet’): „fie berührt die 
dem chriſtlichen Volfe von den Geboten Gottes zu gebende Unterweilung und 
serührt direct das Verhältniß der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Ge: 
ellſchaft.“ 

Und es kann um ſo weniger begriffen werden, wie die Biſchöfe ſich 
beut zu Tage fo abmühen, um zu beweiſen — wieder find es die Worte 
der biichöflichen Denkſchrift — daß „mas zu der Gewalt des heiligen Stuhles 
in zeitlihen Dingen gehöre, fich in den Grenzen der Theorie halte und von 
anerlei Einfluß ſei hinfichtlih der Angelegenheiten und Ereigniffe Pius IX. 
denfe nicht entfernt daran, die Lenfer der ftaatlichen Angelegenheiten abzuſetzen“, 
da fie ja ſelbſt auf diefe Einwürfe bemerkt haben: „Hohnlachend würden die 
Gegner antworten: die päpſtlichen Urtheile fürchten wir nicht; aber nach langen 
und verſchiedenen Verſtellungen iſt es endlich evident gemacht worden, daß 
jeder Katholik, deſſen Werke durch den Glauben, den er bekennt, geleitet 
werden ſollen, ein geborener Feind des Staates iſt, da er ſich im Gewiſſen 
ar gebunden erachtet, fo viel er kann, dazu beizutragen, damit alle Reiche 
und Bölfer dem römilchen Papſte unterworfen werben.‘ 

Run, unjere „hohnlachende Antwort” Tautet noch nicht einmal fo beruhigend 
ır den Staat. Wir find nicht fo ganz furdtlos päpſtlichen Urtheilen gegen⸗ 
wer. Wir erwägen den Fall, daß der Papſt ſich in ein fremdes Territorium 
giebt und zum Spielball politischer Machinationen werden kann. Wenn 
Napoleon L offen eingejteht, er habe durch Franzöſirung des Papftes politiiche 
Amede erreichen und eine politifche Suprematie über die Katholifen erringen 
sollen, wie viel größer ift die Gefahr heut zu Tage. 

Damal3 war die Autorität der Kirche jelbft bei der ungebildeten Maſſe 


1) Vgl. meine citirte Sammlung, ©. 480. 
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des Volkes eine ziemlich ſchwächliche, und ein unabhängiger Episcopat ver: 
modte päpftliher Willkür Schranken zu feben. Heute ift, Dank der we: 
fehrten Politik unferer Staatsregierungen, die Bevölkerung bis zur Hefe 
fanatijirt; eine Menge kirchlicher Aflociationen hat ſich organifirt, fie bilden 
eine Armee, die dem Nufe der firchlichen Führer blind gehorcht. Und diee 
jelbft haben nicht nur factiſch ihre Selbitftändigfeit dem römiſchen Stuhle 
gegenüber Preis gegeben: fie haben diefelbe auch rechtlich durch einen anderen 
verhängnigvollen Beichluß des vaticanifhen Concils eingebüßt, weldes die 
Biihöfe zu PVicarien des Papites degrabirt hat. Was helfen heute zu Tage 
den Staate die Garantien, welche er bei dem Recht der Biſchofswahlen 
ftipulirt hat, um nicht ftaatöfeindlihe Männer zu der Leitung der Diöceien 
gelangen zu laſſen. Abgefehen davon, daß die deutihen Regierungen jden | 
früher meift zu ſchwächlich waren, ihre Nechte den römiſchen Webergriffen 
gegenüber aufrecht zu erhalten: heute fitt ber Bifchof aller deutfchen Diöcejen 
in Rom oder ftellt fih unter die Tutel der franzöfiichen Regierung. 

Den Biſchöfen aber ift ihr Glerus eben fo mwillenlo8 unterworfen, wie 
fie jelbit den römifhen, und es find ungefähr in Deutfchland 60,000 Fer: 
fonen beiderlei Geſchlechts, melde, wie der Kardinal Bonnechoſe in der 
franzöfiihen Kammer fi ausdrüdte, auf Befehl des Biſchofs marſchiren, 
und diefe 60,000 find durd unzählige Bande auch von Staatswegen mit 
dem Volle verfnüpft; ihr Einfluß reicht meiter als der aller Staats: un 
Gemeindebeamten; ihre Worte finden eine millige Aufnahme auch bei den 
Gemüthern, welchen ſtaatliche und nationale Geſichtspunkte nicht zugänglid iind. 


nn — — 


it To zweifellos eine Gefahr für den Staat durch die katholiſche Kirch 
begründet, fo entiteht die Frage, wie diejer entgegenzutreten jet. 

Würde fi eine Religionsgeſellſchaft mit Grundfägen, wie fie die fatbo: 
liſche Kirche nad) dem vaticaniichen Concile als Glaubensgeſetze bingeitelt 
bat, heut zu Tage neu bilden wollen, fo würden mir es zweifellos für eine 
Pflicht des Staates erachten, fie zu unterdrüden, zu vernidten, mit Gemalt 
zu zertreten. 

Hier aber — und da8 macht unfere Frage zu einer jo häßlichen — 
handelt es fi um eine Religionsgefellichaft, welche älter iſt als unſer Staats: 
begriff, welche privilegirt und in allen Beziehungen mit unjerem ftaatlichen und 
focialen Leben verwachſen if. Und die vom Staate anerkannten Häupiet 
diefer Religionsgefellihaft behaupten, daß die Grundfäge, welche wir für den 
Staat fo gefahrbringend erachten, ſchon immer vorhanden geweſen jind, dar 
die Infallibilität des Papſtes kein neues Dogma, fondern nur jet durch das 
Concil neu definirt, geſetzlich feſtgeſtellt ſei, nachdem es fchon allezeit bejtanden, 
daß fomit der Staat gar nidyt befugt fei, feine einmal gewählte und geick: 
liche Pofition zu einer Kirche zu ändern, welche bei Ertheilung der jtaatlichen 
Privilegien ſchon diefelben jetzt plößlih für fo gefährlich erachteten Grund: 
ſätze gelehrt habe. 

Der Staat aber andererfeits ift im Stande, diefe kirchlichen Würden: 
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träger mit ihren eigenen Worten zu widerlegen. Er kann fich auf den Biſchof 
von Ermeland berufen, daß der Infallibilitätsglaube in deſſen Diöcefe nicht 
befannt werde, auf Cardinal Raujcher, daß er eine Kriegserklärung jei gegen 
das riftlihe Alterthum, auf den Erzbiichof von St. Louis, welcher leugnet, 
daß die Kirche das als Glaubensartikel einführen kann, was fie während 
1800 Jahren zu lehren verfäumt hat, und der Staat braucht ſich endlich 
nit einmal auf Biſchof Dupanloup zu beziehen, um zu behaupten, daß die 
‚nfallibilität eine unerhörte Abfurdität fer, denn das verfteht fich für jeden 
denfenden Menſchen von felbit, und geht den Staat im Uebrigen nichts an. 

Zum Weberflug aber, um die Frage dem Staate noch fchwieriger zu 
getalten, erhebt ſich eine Partei in der katholifchen Kirche, welche die ganze 
‚ntelligenz in fich vereinigt, welche dem Staate fonnenflar den Beweis führt, 
daß die Deduction der Bifchöfe eine unmahre ift, welche betont, daß in ihr 
de alte, ſtaatlich privilegirte Kirche forteriftire und in Confequenz diefer Be: 
hauptung Forderungen aufftellt, Die der Staat befriedigen fol und die ihn 
mitten in ben dogmatifchen Zwieſpalt bineinziehen. 

Davon Tann und darf nun freiih — um diefen Buntt fofort zu erledigen 
— feine Rede fein. Die altfatholifche Bewegung hat noch nicht die Dimenfionen 
angenommen, daß der Staat abfolut fie al3 allein zu Recht beftehend erklären 
Innte und die injallibiliftifche katholiſche Kirche in die Lage einer Secte herab: 
zudrücken vermöchte; aber anbererjeits ftütt auch die altfatholifche Partei ſich 
jo unzweifelhaft pofitiv auf die Zeugniffe der Wiffenfchaft und negativ auf 
ne Staatögefährlichkeit der infallibiliftiichen Partei, daß der Staat fie nicht 
"eier opfern darf, wenn er nicht gewiſſermaßen einen Act des Selbſtmordes 
vollziehen will. 

Der Staat wird daher unjere® Erachtens gut thun, der inneren Be— 
megung der katholiſchen Kirche gegenüber zur Zeit eine noch zumartende 
Stellung einzunehmen aber doch den Nechtäftand zu wahren. 

Tas thut er aber nur, wenn er gewiſſermaßen eine Proteitation erläßt 
ſolgenden Inhalts: 

Die katholiſche Kirche, welche ich dereinft privilegirt habe, hat zu exiſtiren 
aufgehört und die jet fih jo mennende, und unter dem alten kirchlichen 
Regiment lebende kann nicht ald Rechtsnachfolger der bisher privilegirten 
angejehen werden. Ich, der Staat bin daher befugt, diefe Kirche rechtlich zu 
Hellen, wie es meinen Intereſſen genehm ift, ohne jede Rückſicht auf die 
früber ertheilten Nechte, und behalte mir das für den geeigneten Zeitpunkt vor. 

Aber auch die altfatholiihe Partei kann ich, der Staat, zur Zeit nicht 
a5 Rechtsnachfolger der früher privilegirten Kirche anjehen, weil fie noch feine 
eigene Kirche bildet, fich vielmehr grundſätzlich noch nicht von der infalfibiliftifchen 
setrennt bat, deren Irrthümer fie noch zu überwinden hofft. 

So iſt auch diefer Partei, falls fie Lebenskraft bewährt, nichts vergeben 
und die Zufunft gefichert. 

Wie fichert fich aber der Staat für die Gegenwart vor den Gefahren, mit 
welchen ihn die infallibiliftifche zur Zeit in statu quo belaflene Kirche bedroht? 

Es ift das eine Frage der erniteften Erwägung würdig und gleichzeitig 
die ſchwierigfte, welche aufgeworfen werben Kann. 
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Wir willen nicht, ob es uns gelingen wird, die Sphinr in den Abgrund 
zu ftürzen und das ſchwere Räthjel zu löſen. Wir mollen aber die Arbeit 
verfuchen, zu welcher wir durch unferen Beruf und unfere Studien hingeführt 
werden, jo weit das in dem Rahmen diefer Abhandlung möglich ift. 


Als emfah und confequent empfiehlt ſich zunächſt die Trennung von 
Kirche und Staat. 

Der Staat entfage jedem kirchlichen Hoheitsrechte, aber umgefehrt, er 
fehe auch in der Fatholifchen Kirche lediglich eine Privataffociattion. Der Cr; 
biſchof von Köln ſei für ihn lediglich Herr Melchers, denn der Staat kennt 
feine kirchlichen Würden; die kirchlichen Vermögensverhältniffe feien für ihn 
die einer Gejellichaft, die fi zur Befriedigung religiöfer Bedürfniffe gebildet 
hat, und die dem Vereinsgeſetz unterliegt ‚wie jede Reflource, jede Aflociation. 

Wir wollen nicht Teugnen, daß durch diefe Löſung, die in neuerer Zeit 
mit mehr Entſchiedenheit als Kenntniß der factiſchen Verhältniſſe empfohlen 
worden ift!), der Staat aus jedem Dilemma befreit wird; und mir mollen 
auch zugeben, dag der Staat diefen Weg einzufchlagen berechtigt ift, ja ihn 
auf alle Fälle einmal wird wählen müfjen; dennoch glauben wir uns mit 
Entſchiedenheit dagegen erklären zu follen. 

Denn man fann im politiichen Leben fich nicht in den ſchärfſten Ertremen 
bewegen. 3 bedarf allmähliger Uebergänge, wie fie freilich nicht immer ber 
bequemen Weisheit am grünen Tiſche oder Hinter der Studirlampe pafiend 
ericheinen. 

Hätten wir heute einen Staat neu zu begründen und in diefem Staate 
eine neue Kirche, jo verfteht es fich von jelbit, daß mir bie beiden Lebens: 
gebiete fcharf von einander fondern würden, und daß abjolute Trennung von 
Staat und Kirche und als einzig realifirbares Programm erichiene. 

Hätten wir in neuen Staatsverhältniffen ferner die Beziehungen zu einer 
alten organifirten hiſtoriſchen Kirche zu regeln, mie es die Fatholifche ift, io 
würden wir zunächſt denfelben Weg einjchlagen. Denn wir würden von der 
Meberzeugung ausgehen, dag die Neugeltaltung des Staates jo ſehr das In— 
terefje Aller ausmade, daß kirchliche Tendenzen jchmer dagegen ankämpfen 
könnten, daß die Kirche in dem neuen Staatsweſen noch nicht jo feften Fuß 
gefaßt hätte, um die ganze Straffheit ihrer Organijation und das Schwer 
gewicht ihres meitgreifenden Einflufie® gegen den Staat in die Waagidale 
werfen zu können. 

Kaum aber würde auf die Dauer aud in ſolchem Staatswejen die Kirche 
ganz getrennt und was dadurch bedingt ift, ganz felbititändig gelafjen werden 
können, ohne daß der Staat und die focialen Verhältniſſe in Gefahr kämen. 

Almählig fühlt fih das Feuer für die Staatsintereffen ab und läkt 
auch den kirchlichen Raum. 


— — — — |} 


1) Hinſchius, die Stellung ber deutſchen Staatöregierungen gegenüber den 
Beihläfer des vaticanifchen Concils. Berlin 1871. 
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Die bewundernswerthe Organijation der Kirche beginnt die einzelnen 
Individuen in ihre Netze zu ziehen, und es ftellt jih ein Staat dem Staate 
gegenüber. Die Gefahr für den wirklichen Staat wird darum nicht geringer, 
dab er die Kirche als Corporation nicht anerkennt, und mit ihr als einem 
ftaatlihen Factor nicht zu rechnen braudt. Im Gegentheil: die Gefahr wird 
fajt größer, denn das Subject, welches jeine Intereſſen den Staatsinterefjen 
gegenüber zu realifiren ſucht, erijtirt als folches gar nicht für den Staat und 
entzieht ich fomit jeder Einwirkung und jeder Control. Die geiftlihe Be: 
hörde it für den Staat in diejer Junction nicht vorhanden, darum wird fie 
ober vom Volke nicht minder ala folche anerkannt, darum ijt der Gehorſam, 
der ihr entgegen gebracht wird, als ein freiwilliger noch ftricter und freudiger. 

Es giebt gegenwärtig ſchon mehrere Staaten in den Vereinigten Staaten 
Rordamerifas, wo die Wahlen vollitändig in den Händen der katholiſchen 
Geiftlichteit find, wo nur derjenige in die parlamentariihen Verſammlungen 
geiendet wird, welcher der fatholijchen Partei feite und gemwinnbringende Ber: 
\prehungen gemacht hat, und wo demgemäß die gejebgebenbe Gewalt unter 
abjolutem kirchlichen Einfluſſe ſteht. 

Wie würden ſich da erſt die Verhältniſſe in Deutſchland geftalten! 

Seit Jahrhunderten berriht die Fatholiihe Kirche theil® allein, theils 
neben der von ihr nicht anerkannten proteftantiichen Kirche. Seit Jahr: 
hunderten bat der Staat, allerding3 in neuerer Zeit mit verringertem Maße, 
line ganze Macht der Kirhe zur Dispofition geftellt. Die Biſchöfe find 
von Staatöwegen in ihrer hohen Würde anerfannt worden, die Geiftlichen 
von Staatöwegen als Lehrer des Volkes Hingejtellt, die Kirche ala Anftalt 
betrachtet worden, welche zum Theil benjelben Zielen wie der Staat dient, 
und darum auch der ftaatlihen Wohlfahrt förderlich jet. 

Wenn nun heute die Gejeßgebung den oben bezeichneten radicalen Vor: 
Ihlägen nachkäme, was würde die Folge jein? 

Würden die Biſchöfe völlig ihre Autorität einbüßen, weil der Staat 
diejer die bis jett gezollte Anerkennung verweigert? Würden die Pfarr: 
igiteme ſich auflöjen, weil der Staat nicht mehr feine Erecution zu Gebote 
tellt, würde die Kirche mit einem Worte an Macht einbüßen? 

Es zeugt von unendlicher Kurzfichtigfeit und einer abjoluten Unfenntnig 
der katholiſchen Verhältniffe, derartiges behaupten zu wollen. Der Strom, 
welder Jahrhunderte lang in feinem Bette dahergebrauft ijt, trodnet nicht 
glad) aus, wenn man feine Mündung verftopft. Er tritt über und verheert 
das Land. Grit juhe man — um im Bilde zu bleiben — die Wafler: 
maſſen jorglich abzuleiten, in Canäle zu faflen und in Baſſins zu führen, 
dann mag man den ſchwachen Reit der Luft zum Ausirodnen überlafjen. 

Aber freilih nach einer Richtung Hin würde durch abjolute Trennung 
von Staat und Kirche die letztere zu dulden haben. 

Nicht in vermögensrehtliher Beziehung, denn der Staat würde fich 
kaum der Verpflichtung entziehen können, die Kirche mit pecuniären Mitteln 
auszuräften und jo ihr ſelbſt die Waffen zu fchmieben, bie fie gegen ben 
<taat gebrauchen fann, — mohl aber — mwenigitens zuerjt, in Beziehung 
auf das ruhige Arbeiten der kirchlichen Maſchine. 
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Es unterliegt Teinem Zweifel, daß der jet zum Theil nur durch die 
Staatögejege eingedämmte Haß gegen die Latholiiche Kirche, nad) Fortjallen 
des Dammes die kirchlichen Einrichtungen herbe anfechten wird. 

Die Predigten werden unterbrochen werben und die Prediger Lügner 
geicholten, die Bijchöfe werden beleidigt werden, die Dogmen in den Schmuk 
herabgezogen: aber die Folge davon wird nicht nur ein verminbertes Anjehen 
der Kirche fein, ſondern auch eine Steigerung des religiöfen Fanatismus, bes 
Zwieſpaltes zwijchen den Confeljionen, der denn zuletzt aud dem Staate mit 
Gefahren droht. 

Endlich mag auch noch Erwägung finden, welche Stellung nad) Trennung 
von Staat und Kirche der proteftantiihen Kirche bleiben würde. Denn s 
bedarf kaum der Erwähnung, daß die paritätiihe Natur unjerer deutſchen 
S.aaten erfordern würde, die Proteitanten mit demjelben Maaße zu meiien, 
welches an die Katholifen angelegt wird. 

Wir wollen dabei nicht die Intereſſen der Kirche erwägen, denn dieſe 
erflärt ja der Staat grundfäglich für irrelevant, indem er die Kirche von ih 
trennt, jondern lediglich die des Staates. 

Die protejtantifche Kirche ift aber heute ein wefentlicher politijcher Factor, 
ſchon lediglih durch ihren Gegenjaß zum Katholicismus. Oder find die 
norddeutichen Regierungen mit ihrer überwiegend proteftantijchen Bevölkerung 
nit den ultramontanen Beftrebungen gegenüber ficherer geitellt ala die rein 
oder überwiegend fatholifchen fübdeutichen Staaten? 

Der Fürft Bismard hat felbit in feiner Note vom 5. Januar 18704, 
auf diejes Moment als ein wichtiges bingewiefen. Die protejtantijche Kirdt 
aber, fürchten wir, würde nad Trennung vom Staate in ſich ſelbſt zerfallen 

Und zwar nicht blos, weil fie keine Einigkeit in ihrem eigenen Schooße 
zu gebären verjtanden hat, weil eine kurzſichtige Ortbodorie den kirchlichen 
Indifferentismus gejäet und gehegt bat, und dann bie Früchte ihres Thuns 
einernten würde: auch aus dem Grunde, weil die protejtantifche Kirche © 
zu einer ihrem Geifte angemefjenen Berfafjung noch nicht gebracht hat. Oder 
meint man, daß der Berliner Oberfirhenrath nur einen Tag die Trennung 
von Staat und Kirche überdauern würde? dag nicht das wüſteſte Pancı: 
gezänk eine einheitliche Firchliche Organijation vereiteln und die Kirche zu Sam 
zerjchlagen würde ? 

Welche Gelegenheit aber iſt das für die geichloffene Mafje der tatkoiiden 
Kirche, diefen zeriprengten Flementen gegenüber ihre Attractionsfraft zu de: 
thätigen, die in der inneren Verwandtſchaft der hochtirchlich⸗ proteſtantiſchen 
mit den ultramontanen Zielen eine Verſtärkung, in der nahen Verbindung 
von Unglauben und Aberglauben eine weſentliche Beförderung ja immer ge: 
funden bat! 

Aber auch den Altkatholifen gegenüber wäre eine jetzt zu vollziebende 
Trennung von Staat und Kirche eine Härte und Ungerechtigkeit. Es it 
eine etwas vorjchnelle Weizheit, jebt ſchon vom hohen Katheder herab das 
Vernichtungsurtheil über die altfatholifche Bewegung jprechen zu wollen. (3 


1) Vgl. meine cit. Sammlung der Xctenjtüde 3. Concil, S. 24, 
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unterliegt feinem Zweifel, daß fie bis jett nicht recht in Fluß gekommen ift —, 
weil jie fich Keiner jehr marmen oder jedenfalls nur ſehr unfihtbarer Sympa⸗ 
thien Seitens ber deutſchen Regierungen zu erfreuen bat, weil bieje ihr 
früheres Bündniß mit der infallibiliftifhen katholiſchen Kirche noch nicht 
aufgegeben haben. 

Das Lebtere würde nun freilich bei Trennung von Staat und Kirche 
der Fall fein, und der alttatholifhen Partei jomit inbirect ein Vorſchub ge: 
leiſtet werden; aber die Regierungen verfchlöffen fich doch andererfeits ſelbſt 
ven Weg zu Directer Unterftüßung und Förderung Ddiejer, und damit zur 
Finwirkung auf die auch für den Staat erforderliche innere Reform der Kirche. 


Rollen wir aus allen diefen Gründen von einer Trennung von Staat 
und Kirche zur Zeit nichts wifjen, jo haben wir doch ſchon oben unfere An: 
hht über den Weg, den bie Geſetzgebung einzujchlagen hat, angedeutet. Bir 
mollen ihn auch rüdhaltlos, ohne Verjteden nennen. Haben wir doch von 
dem großen deutſchen Staatsmanne die Lehre empfangen, dag Offenheit dem 
Widerſacher gegenüber die beite Waffe ift. 

Nun wir meinen, wenn doch einmal fpäter das Glied der Kirche vom 
Körper des Staateß wird loögetrennt werden müſſen, jo wollen wir alle Bor: 
bereitungen treffen, daß dieſe Operation möglichſt gefahrlos und für den 
Körper möglichſt wenig ſchwächend von Statten gehen kann. 


Wir wollen dem kirchlichen Gliede einſtweilen die Adern unterbinden, 
aus dem das Blut des Staates in daſſelbe fließt, es kräftigt und lebendig 
ethält. Wir wollen das kirchliche Glied allmählig ifoliren, den Staat gewöhnen, 
88 nicht mehr zu gebrauchen: nachher merkt er es faum, wenn e8 fortgejchnitten 
wird; die Wunde vernarbt leicht und vor Verblutung iſt Leine Rede. 

M. a W.: Der Staat nehme eine fejte Oränzregulirung zwiſchen ſich 
und der Kirche vor, und wahre fein Gebiet vor jedem Cinfluffe Darunter 
veritehen wir zuvörderit: Einführung der obligatoriihen Civilehe und bürger: 
hen Stanbesbuchführung, Aufhebung des Taufzwanges, Trennung von Kirche 
und Schule, Säcularifirung der Armenpflege. 

Weiter gebe der Staat ein Strafgeleß, welches den Amtsmißbrauch der 
Kanzel verhindert, und noch mehr, er trage Sorge, daß nicht Perfonen die 
Kanzel befteigen, welche von ftaatsfeindliher Gefinnung find, d. h. der Staat 
beaufſichtige die Bildung der Geiftlichen, die auch wenn ihnen die Schule 
entzogen wird, Doc Lehrer des Volkes im eminenten Sinne de Wortes 
bleiben, er controlire die Prüfungen der jungen Cleriker, er dulde nicht, daß 
gend ein Geijtlicher angejtellt werde, welcher der Negierung in bürgerlicher 
der politiicher Beziehung Anftoß bereite. Er nehme die Oberauflicht über 
tie Verwaltung des kirchlichen Vermögens in Anſpruch, er dulde nicht, daß 
trhlihe Strafen mit bürgerlihen Wirkungen verhängt, und namentlich) nicht, 
daß Kirchliche Strafen benugt werden, um auf Staatsbeamte eine Concuſſion 
auszuüben. 

Er verlange weiter, daß jede firchliche Verordnung ihm zur Kenntnip- 
nahme unterbreitet werde, nehme aber von der Forderung des unbequenen 
und zum Theil doch unwirkſamen Placet Abitand. 
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Er made die Exiſtenz jedes geiſtlichen Ordens von feiner Genehmigung 
abhängig und dulde nicht den Drden der Sefuiten. | 

Endlich aber richte er einen wirffamen Recurs an den Staat wegen 
Mißbrauches der geiftlihen Amtsgewalt ein, ber jede Grenzüberſchreitung 
Seiten der Kirche verhindert und zwar nicht nur dadurch, daß eine angejehene 
Staatsbehörde die Exiſtenz des kirchlichen Amtsmißbrauches conftatirt, ſondern 
auch in der Weile, daß diefe durch Verhängung empfindlicher Geldftrafen und 
Entfernung von dem geiftlihen Amte im Wiederholungsfalle ein heilſames 
Abſchreckungsſyſtem vermwirkliche. 


Die Borfchläge, welche wir der Gefeßgebung machen, knüpfen an den 

Zuftand an, welcher in Deutihland vor dem Jahre 1848 der herrſchendt 
gewejen iſt. Sie find meines Erachtens die einzig möglichen, um der Kirche 
im Staate die ihr gebührende Stellung zu geben und zu verhindern, dar 
fie fich über den Staat jtelle, und fie haben in Baden zum größten Theil 
fhon eine Verwirklichung gefunden, die ihrer praktiſchen Brauchbarfeit genügend 
das Wort redet. 
Im Uebrigen wollen wir von einer Eopie ber ftaatsfirchenrechtlichen Gr: 
febgebungen vor dem Jahre 1848 nichts wiſſen. Der Staat foll fih um 
innere Firchliche Fragen nicht befümmern und von den Firchlichen Angelegen: 
beiten, die ihn nicht angehen, feine Hand laflen. Er foll umgekehrt auf 
feine Macht der Kirche nie zur Dispofition ftellen. Nicht Geiſtliche, die 
ihrem Oberen MWiderftand leiſten, vom kirchlichen Amte entfernen, nidt 
kirchliche Strafen beftätigen und dadurch bürgerlich wirffam machen, nid! 
kirchliche Abgaben eintreiben, firchliche Feiertage heiligen, vor Gericht Per: 
jonen zu kirchlichem Zeugniß anhalten und Erkenntmiſſe geiftlicher Geridt: 
erequiren. 

Er jol die Kirhe betrachten als eine hiſtoriſch begründete Anitalt 
welde dem Staate jehr viel Nuten zu fchaffen vermag, durd Erfüllung ihrer 
eigenthümlichen, in dem Kulturleben des deutichen Volkes nothwendigen Million, 
und welche andererjeits dem Staate auch gefährlich zu werben vermag um 
geworden ift. 

Aus den erjteren Gründen fol er fie nicht nur dulden, fonbern audı 
ſtaatlich autorifiren, aus den letzteren möglichft unſchädlich machen. 


Wir haben aber in der Ueberfchrift unferer Abhandlung nicht etwa de 
megen die Beziehungen der katholiſchen Kirche zum Deutfchen Reiche zu et: 
Örtern verheißen, weil mir die bunte Mannigfaltigfeit des Rechtszuſtandes 
in den einzelnen deutſchen Territorien darzuftellen gedahten, fondern weil mr 
gleichzeitig die Aufgabe erwägen wollten, welche dem Deutichen Reiche dabei 
zufallen folle. 
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Bir Tonnen die Ergebnifje unferer bisherigen Unterfuhung in wenige 
Site zuſammenfaſſen. 

1) Die katholiiche Kirche ift ein ftaatögefährliches Inſtitut. 2) Die 
Geiebgebungen der deutichen Staaten in ihrem dermaligen Zuftande find nicht 
im Stande die Gefahr zu überwinden. 3) Es muß vielmehr zu dieſem 
Zwecke die Geſetzgebung nach der angedeuteten Richtung umgeformt werben. 

Bir werden daran anfnüpfend fofort zu den weiteren Fragen gelangen: 
ind die einzelnen deutſchen Zerritorialregierungen dazu fähig oder fann nur 
das Deutihe Reich die kirchliche Aufgabe bewältigen? 

Und weil wir von dieſen beiden Fragen bie eritere verneinen zu müfjen 
gauben, fo bejahen wir die letztere aus volliter Heberzeugung. 


Bir können und zur Begründung unferer Anfiht auf bie Darlegung 
der Berhältniffe in den beiden größten deutſchen Staaten, in Preußen und 
Vaiern, beſchränken. Und wir möchten da die Frage aufwerfen: wer glaubt, 
mer hält e8 für möglich, daß bie preußifche Regierung Geſetze wie wir fie 
als nothmendig bezeichnet haben, jemala mit ihren beiden gejeßgebenden ac: 
turen zu vereinbaren im Stande fein wird. 


Wenn ein Geſes in Preußen nothwendig erſcheint, nicht erſt ſeit 
Fan jondern jeit einer Reihe von Jahren, fo ift es die Einführung der 
'wilehe. 

Denn es eriftirt in Preußen der eigenthümliche und beklagenswerthe 
Huſtand, daß die proteſtantiſche Geiftlichfeit ſich in chroniſcher Auflehnung 
gegen das Staatsgeſetz befindet. Wer durch das Gericht in des Königs 
Namen von feinem Ehegatten geſchieden iſt, dem ſagt der evangeliſche Ober: 
ärhenrath im Namen bes höchſten Biſchofes, welches aber derſelbe König iſt, 
daß die Scheidung kirchlich nicht anerkannt werden könne. Der Oberkirchen⸗ 
rah läßt ſich die Acten des Gerichtes kommen und ſitzt über biefes zu Ge: 
at. Er fann den Spruch des weltlihen Richter nicht umftoßen, aber er 
nacht ihn unwirkſam, indem er den Gejchiedenen als nicht gefchieden betrachtet 
and ihm die für Proteftanten rechtlich allein zuläffige Tirchliche Eheſchließungs⸗ 
om verſagt. — Und doch iſt es der Regierung nicht gelungen, das einzig 
uionelle, zum Ueberfluß im der Verfaſſungsurkunde ſelbſt vorgeſehene Aus- 
fünitsmittel, die Civilehe, zur Durchführung zu bringen. 

Und ſelbſt heute, wo, wie verlautet, die Regierung wieder einmal einen 
Stumm auf die Burg des preußifchen ‚Herrenhaufes unternehmen will, meldet 
336 Gerücht, daß der Gefekentwurf eine Yorm der Eivilehe bringe, welche bie 
(Ölchtefte ift, Die erdacht werden konnte, welche die Wiſſenſchaft einftimmig 
rruriheilt hat, welche allen firchlichen Parteien elend und jämmerlich erjcheint 
— aber, welche vielleicht allein vor den Augen des Herrenhauſes Gnade 
aden wird. 

Indeſſen drängen noch andere Gründe in Preußen zur Civilehe. Mir 
den ſchon oben darauf hingewieſen, daß die kirchlichen Strafen durch Ber: 
'wung der Givilehe auch eine bürgerliche Rechtsſchmälerung im Gefolge haben, 
and fonnen darum diejen Punkt bier übergehen. 


Tie rechtlichen Zuftände der preußiſchen Difjidenten aber find ſchon vor. 


d. Holgendorff, JZahrbuch L 31 
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Jahren von einem Regierungscommiflar felbft ala ein Marasmus bes Staats: 
körpers bezeichnet worden, dem nur die Civilehe Heilung bringen fünne. 

Und wenn nun aller diejer jpecialen und dringenden Webelftände unge 
achtet die preußiiche Regierung noch nicht im Stande geweſen ift, durd ein 
Auskunftsmittel abzubelfen, welches prinzipiell ſchon in der Verfaſſungsurkunde 
zugelaflen ift, wenn ber Gefekentwurf, zu dem fie ſich endlich entichlofjen zu 
baben fcheint, faſt ala ein Hohn auf die Wiſſenſchaft und die flaatlihen De: 
dürfniffe bezeichnet werden muß und weit gefährlicher ift, ala die Uebel, welche 
er bejeitigen joll: melde Ausficht ift da vorhanden, daß Die preußiſche 
Regierung die übrigen von ung für nöthig erachteten Maßregeln treffen wirt, 
welhe nur durd eine allgemeine Gefahr, mit welcher die Kirche den Stau 
bedroht, motivirt werden fönnen, eine Gefahr, welche der preußiiche Epiäcopat 
für nicht vorhanden erflärt, melde die Bureaufratie durch ihre Regierung: 
tüchtigkeit erdrüden zu können hofft, die hochfirchliche proteftantifche Partei — 
ſchon wegen der Bermandtichaft ihrer Ziel- und Ausgangspunfte mit dir 
ultramontanen — nicht gern betont fieht und die liberale Partei vornehm 
zu ignoriren liebt, um nicht aus dem jüßen Traume ihrer Freiheitsphraſen 
aufgeichredt zu werden. 

Und wenn fhon das Civilehegeſetz, das die preußiſche Regierung bringt, 
allen endgültig feitgeftellten Ergebnifien der Wiſſenſchaft ins Geficht zu ſchlagen 
ſcheint, wie wird da erft das Geſetz bejchaffen fein, welches eine fo ſchwierigt 
und controverje Trage, wie die Trennung von Schule und Kirche, die fact: 
lihe Monopolifirung der Armenpflege u. f. m. reguliren fol? 

Wir glauben jeder Antwort überhoben zu fein. 

In Baiern dagegen hat die Regierung mit anderen Schwierigkeiten 
zu kämpfen, deren Ergebniß aber daſſelbe ift wie in Preußen, b. h. entweder 
eine Behinderung an allen nothwendigen Maßregeln, oder ein Abſtumpfen, 
Schwähen und Berunftalten berfelben. 

Die Gefegentwürfe der baierifhen Regierung würden, fo vertrauen mit, 
den Yorderungen der Theorie angemefjen fein, die baierifche erfte Kammer 
und die Liberalen ber zweiten zum Theil — ich abftrahire von der luthe 


rifchen Partei, welche bei der Schulfrage ihrer Zugehörigkeit zu den ulm 


montanen Tendenzen einen betrübenden, wenn auch nicht unerwarteten Aus: 
drud gegeben bat — der Regierung ihre Unterftübung gewähren — denn 
der ſüddeutſche Xiberalismus ift nicht fo doctrinär wie der norbbeutidt, 
und fennt den Feind, den e8 zu befiegen gilt — aber dennoch würde der 
parlamentarifche Feldzug mit einer Niederlage‘ der Regierung enden. Zw 
könnte dann die ultramontane zweite Kammer aufgelöft werben; aber mil 
weldhem Erfolge? 

Eine wüſte Agitation würde das Land durchziehen, welche die Bundes: 


genoffenfchaft mit der Straßendemofratie und der focialen Partei nicht mr: 


ſchmähend, jebes noch fo unlautere Mittel gebrauchend, die Früchte einzuernten 
wiſſen würde, welche ein nur zu lange geduldetes Priefterregiment bei dem 
baierifchen Volke beftellt Hat. „Die Religion ift in Gefahr“, fo würde das 


Feldgefchrei lauten, welches das fanatifirte Volt zur Wahlurne ruft, und 


defien Wieberhall das Land bis in feine Grundveſten erfchüttern würde. 
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Die neue Kammer würbe nicht befjer fein als die aufgelöfte, eine dritte noch 
Ihlehter und das Minifterium müßte einem ultramontanen Pla machen. 
Tadurd würde aber nicht nur die innere Wohlfahrt Baierns auf das Empfind: 
lichſe geihädigt, ſondern auch in unfere nationale Entwickelung ein Keil 
angetrieben, der die kaum bemirkte politifche Einigung Deutſchlands zu zer: 
ſprengen unternähme. 

Vielleiht in Baden allein würden die Maßregeln, die wir empfehlen 
u müſſen glaubten, ungeftört Eingang finden, da fie dort zum größten Theil 
ichon realifirt find, da das badiſche Volk fchon gewöhnt ift, den Kampf 
tür die heiligen ftaatlihen Intereſſen mit der @urie zu führen, und die 
badiihe Regierung ſchon genugjam erfahren bat, wie nur bie jelbftbemußte 
ſtaatliche Kraft die kirchlichen Anmaßungen zurüdzudrängen vermag. — 

Aber felbit wenn wir annehmen wollten — was anzunehmen wir 
nicht berechtigt find — daß die einzelnen Staaten auf dem Boden der von 
uns angegebenen Grundſätze ein Geſetzgebungswerk zu Stande brädten, fo 
unterliegt e8 doch feinem Zweifel, daß die Geſetze jebes Staates verjchieden 
m würden. Welche Folgen aber würde das haben? Kin gemeinfamer . 
Kirtenbrief der deutichen Biihöfe würde vielleicht in Preußen unbeanftandet 
bleiben, in Sachſen nicht publicirt werben- dürfen, in Baiern zur Beftrafung 
ihren. Ja noch mehr: derjelbe Erzbifhof von Freiburg würde für Diefelbe 
Naßregel in dem preußiichen Hohenzollern und im Großherzogthum Baden 
ane durchaus verjchiebene Behandlung erfahren können. Die aus Baiern 
vertriebenen SYefuiten würden in Preußen um fo feiteren Fuß faflen, und — 
aut einem Worte — das Land, deſſen Gefeßgebung die Kirhe am freiiten 
kl, — die Burg darbieten, von wo die ultramontane Partei aus unge: 
fraft ihre Feldzüge in das Nachbarland unternehmen Fünnte, um dort Nedht, 
Lidnung, Sitte, wenn es nöthig fein follte, ſelbſt den Thron umzuftoßen. 

End ſchon die von uns vorgeichlagenen Maßnahmen nöthig — und 
das glauben wir bewiefen zu haben — müſſen fie gleichartig in Deutſch⸗ 
land gelten, fo ſcheint uns eine reichsgeſetzliche Sanction nicht nur nothwendig, 
ſoadern auch allein möglich zu fein. 

Aber nicht blos die negativen bisher angeführten Gründe find für uns 
Mi diejem Votum maßgebend: wir glauben auch höchft pofitive beibringen zu 
Innen, 

Ter Kampf, um den es ſich handelt, wird vorausſichtlich ein fcharfer 
ud erbitterter fein. Handelt e8 fich doch für die ultramontane Partei um 
die Griftenz, und um Bewahrung von Rechten, deren Werth fie in den faft 
ſinfundzwanzig Jahren des ungeſtörten Beſitzes deutlich genug erkannt hat. 
Sie wird alle Hebel in Bewegung ſetzen, den Feind niederzuſchmettern. Ge: 
"de da fcheint es geboten, der Kirche einen Gegner zu geben, der ihr ge: 
Badien ericheint, der nicht mindere Autorität in die Wagichale werfen kann als 
kt, und der gegen alle Macdinationen gewappnet dafteht. 

Der mädtigite Staat ift aber zur Zeit das Deutſche Reich, mächtig 
"ch materielle Mittel und durch die Smtelligenz, die es in feinem Schoße 
beat, mädtig durch die energiiche ſtaatsmänniſche Leitung, die „on feiner Spitze 
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fteht, und deren Talent jelbft die ultramontane Partei widermwillig genug ihre 
Anerkennung nicht verfagen kann. 

Es ift wahrlich ein Unterfchied, ob eine Kleine Regierung den Kampf mit 
der Kirche aufnimmt, gegen welche die römifche Curie — denn dieſe tft ja als 
Mitkämpfer fofort in Rechnung zu ziehen — mit ungenirter Rüdfichtslojigkeit 
vorgehen kann, oder das Deutiche Reich; ob die vorgeichlagenen Reformen aus: 
geführt werden durch ein kleineres Staatsweſen, das feinem Clerus jelbit 
perfönlich und Local nahe fteht und von deffen Geſchoſſen leicht getroffen 
werden fann, für welches ein Bifchof jedenfalls eine bedeutungsvolle Berjönlid: 
feit ift und eim einzelner Geifllicher oft eine nicht bebeutungslofe, das durch 
jeden Stoß feine® Gegners bis in das Herz verwundet werben Tann, deſſen 
Regierung durch ultramontane Wahlfämpfe geftürzt, deſſen ganze Geſetzgebung 
dur ultramontane legislative Factoren umgeftaltet, defjen volkswirthſchaftliche 
Mohlfahrt auf Jahrzehnte brady gelegt werden kann; oder das Deutiche Reid), 
welche über dem gejfammten Clerus in faſt unnahbarer Ferne thront, dem 
Biſchöfe und Geiftliche beinahe fungible Perfönlichkeiten find, welches von den 
ſchmerzhaften Zudungen feiner Theile unberührt bleibt, deſſen Reichsrath aud 
einem ultramontanen Reichstage nicht zu meichen braucht, deſſen Reichsrath 
erit dann die kirchlich gewünſchte Färbung erhalten würde, wenn in der Mehr: 
zahl der deutſchen Staaten der Ultramontanismus gefiegt hätte — und mie 
wird das in ganz oder überwiegend proteftantifhen Staaten jemals der Yall 
fein? — und deſſen ſelbſt ultramontaner Reichstag ſich immer innerhalb der 
engen Grenzen feiner Competenz bewegen muß, 

Diefen Erwägungen, fo glauben wir, werden fi) aud die Territorial⸗ 
regierungen faum verfchließen, und wir werden jomit faum auf eine Wieder: 
holung jenes peinlichen, einft zu Wien aufgeführten Schaujpieles gefaßt ſein 
dürfen, daß jeder Staat ängitlich feine kirchliche Competenz zu wahren ſuchen 
wird. 

Je einfichtSvoller eine deutſche Regierung ift, um fo freudiger und eiliger 
wird fie vielmehr ihre Competenz auf dag Reich zu übertragen fuchen, um io 
eher wird jie in der geichlofjenen Phalanr des Reiches den doch unvermeiblicen 
Kampf führen wollen, der die vereinzelten Soldaten ermüdet, lähmt, und 
befiegt dahinjtredt. 

Würden die deutichen Heerkörper ohne die einheitliche weiſe Leitung den 
Feind des Jahres 1870 zu Boden geworfen haben? So wird auch mr 
die einheitlihe Führung de8 Mannes, der uns das deutſche Vaterland ge: 
ihaffen, zum Siege führen. 

Wenn wir aber die firchlihe Competenz der Einzelitaaten in der gedachten 
Weife auf dag Reich übertragen zu jehen wünjchen, fo wollen wir doch nicht 
unterlaffen, aud) fofort auf die Grenzen aufmerfjam zu machen, welche mit 
dabei beobachtet wiſſen wollen. 

Denn einmal wollen wir das Hoheitsrecht der einzelnen deutſchen Staaten 
hinſichtlich der proteſtantiſchen Kirche zur Zeit zum Theil unberührt gelaſſen 
miffen, und andererfeit3 wollen wir dem Reiche für alle Zeiten die Befugnifie 
bezügli der Schule abjprechen. 
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Wir können uns in beiden Beziehungen zur Erläuterung und Begrün- 
dung unſerer Anficht kurz fallen. 

Daß wir die Herftellung einer deutſchen proteftantifchen Nationalfirche 
von Herzen erjtreben, haben wir ſchon früher offen ausgeſprochen.) Wir - 
balten es für eine ungejunde Entwidelung, daß die Yarben, mit denen die 
Grenzpfähle angemalt find, auch den Kirchen ein eignes Gepräge aufdrüden 
jollen. Aber wir wollen die Bereinigung und Verſchmelzung der einzelnen 
Yandeöfirhen nicht durch den Staat. und durch politiiche parlamentarijche Ver: 
ſammlungen durchgeführt fehen, jondern aus der eigenen Gelbjtthätigfeit der 
Kirhe erwachſen. Sonjt wird das gemeinfame Gewand, welches den Leib 
Kr proteftantifchen deutſchen Kirchen zu deden beſtimmt ift, gar bald häßliche 
Rıle zeigen, und ftatt Einheit werden wir Zwieſpalt befommen. Bor allen 
Tingen’aber find zu ſolchem Schritte VBorbedingungen erforderlich, die noch ihrer 
Grfüllung harren. 

Die Verknüpfung der Zerritorialfirhen mit den einzelnen Staaten ift 
nimlid vorzüglich Dadurch bewirkt, daß die Landesherren Biſchöfe ihrer Kirchen 
ind. Soll demnach diefe Verknüpfung aufgehoben werden, jo müßte erjt 
überall eine Verfaffungsreform vorgenommen werden, welche den Summepis: 
copat der Landesherren bejeitigt und in jynodalen Gliederungen einen Erſatz 
dafür findet. 

Würden jebt die Kirchenhoheitsrechte der deutichen Negenten über die 
proteitantiiche Kirche dem Deutjchen Reiche übertragen werden, jo würden ja 
einerfeitö die proteftantifhen landesherrlihen Bilhöfe zu Suffraganen des 
kaiſerlihen Biſchofs degradirt und wegen Mißbrauchs ihrer kirchlichen Amts— 
gewalt vom Reiche zur ſtrafrechtlichen Verantwortung gezogen werden können, 
was allen Grundſätzen unſeres Staatsrechtes widerſtreitet, und andererſeits 
würden wir wieder potenzirt jenes herzzerreißende Geſchrei zu hören bekommen, 
welches ſchon im Jahre 1866 aus frommem Munde angeſtimmt wurde, als 
der unirte preußiſche König Biſchof der lutheriſchen Kirche wurde, deren 
Linder der Krieg mit der preußiſchen Monarchie vereint hatte. Die kirchliche 
Zerfahrenheit würde vermehrt und nur die Iutherifchen Kirchenzeitungen, die 
kt von der beliebten Speije der hannöverſchen, churheifiichen u. ſ. m. Kirchen: 
tage noch nothdürftig zehren, erhielten neuen Stoff zu alten Klageliedern. 

Aber auch die Schule, den Unterriht wollen wir von jedem Gentrali: 
ſationsverſuche frei halten. Gerade Hier fcheint uns der Partikularismus 
berechtigt und die Entfaltung jeder Individualität erwünſcht und nothwendig 
u ſein. Sonſt verdorrt das geiftige Leben der Nation zu lederner Einheit. 

Wir hören ſchon in Preußen jett fich Elagende Stimmen erheben, daß 
die Blüthe der Univerfitäten kranke an der Einheit der Unterrichtsleitung; es 
nd empfohlen, biefe Einheit künſtlich zu zerichlagen und eine provinziale 

utonomie für das Unterrichtswelen zu ſchaffen. Wir vermögen jenen Klager. 
weder die Berechtigung abzuſprechen, noch die Tauglichkeit des vorgefchlagenen 
Austunftömittels zu bemängeln: um fo weniger find wir aber in ber Lage, 





'ı, Vgl. meine oben cit. Schrift: Die evangelifche und katholiſche Kirche. 
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die noch beitehende Vielheit der Unterrichtleitungen zu vernichten und ihrer 
Abjorption durch das Reich das Wort zu reden. 

Uebrigens ergiebt fih unjere Anficht auch mit logiſcher Conſequenz aus 
dem oben für dag Reich entwidelten kirchlichen Programm. Denn wir wollen 
Schule und Kirche getrennt wiſſen; und es wäre daher nur ein Ad ber 
Vorſicht, wenn wir, indem wir die Kirche der Competenz des Reiches zu: 
weilen, die Schule dagegen den Territorien erhalten. Ganz abgefehen davon, 
daß fich in diefer Weife die ſchwierige und an vielen Orten gewiß höchn 
unwillfommene Trennung von Kirche und Schule gewifjermaßen von jelbit 
und ohne viel Aufhebens vollzöge. | 


Wir haben biöher hauptſächlich das Intereſſe der Einzelftaaten erwogen, 
um die MUebertragung der kirchlichen Competenz zu begründen; wir werden 
auch — jo meit daß noch nicht geichehen ift — das Reichs-Intereſſe zu 
betrachten haben, ob e3 nicht gegen unjere Anjicht ſpricht. Leſen wir doh 
alle Tage in den politifchen Zeitungen, daß es nicht gut gethan ſei, das Rah 
noch zum Meberfluß mit firchlichen Fragen zu bebelligen. 

Zupörderft möchten wir indeß daran erinnern, daß es fih um ent 
nothwendige Uebernahme der Firchlihen Hoheitsrechte für das Reich Handel, 
da die Territorien nit im Stande fein werben, der ultramontan—-jeſuitiſch⸗ 
fatholiihen Kirche Schranken zu feben, ſolche aber geſetzt werden müſſen. 

Wir möchten es betonen, daß das ReichBinterefie und das Territorul: 





intereſſe fich nicht im Gegenſatz Befinden, ſondern das erftere die Potenzirung 
und Zujammenfafjung des letzteren ift. | 

Aber wir haben felbft der Kämpfe erwähnt und die Gefahren ange 
führt, welche dem Reiche aus dem Feldzuge gegen die Kirche ermadien 
fönnen und mit Sicherheit erwachſen werden. Betrachten wir dieſe etmas 
näher. 

Zupörderft wird eine heftige Agitation vorgenommen werben unter der 
Volksmaſſe, melde bis jet blindlings ben kirchlichen Leitern gefolgt ift, und 
über welche der Kirche durch die unbegreifliche Leichtfertigkeit einzelner beuticer 
Regierungen die Herrichaft zugefallen ift. 

Es kann zu größeren und kleineren Emeuten fommen; denn verhehlen 
wir es uns nicht, die Kirche, melde am liebiten und freilih auch am be: 
quemjten vom Gabinette des Fürſten aus ihre fein gejponnenen Fäden ſchürzt, ver: 
Ihmäht aud nicht mit dem Straßenpöbel den Strang zu drehen, der ihr 
MWiderfacher Enebeln fol. Ya noch mehr. Es unterliegt Teinem Zweifel, das 
die fociale Frage mit der firchlichen vermwidelt werden wird, daß die Sympathien, 
welche die Bifhöfe und die fatholifhen Preßorgane den focialiftifchen DBeitre: 
bungen gezollt Haben, fi) in volle Bundesgenoffenfchaft verwandeln werden 
In der That haben die ultramontane und focialiftiiche Richtung viel Ge— 
meinjames. 

Beide abftrahiren vom Begriffe des Vaterlandes, beide negiren die Be: 
rechtigung des Staates und fuchen deſſen Wurzeln abzugraben, beide laboriren 
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endlid an Kigenthumäbegriffen, die der juriftiihen Präcifion einigermaßen 
ermangeln, wenn auch die Ultramontanen da3 DBermögen ihrer Mitmenjchen 
— Mitbürger bat der Ultramontane nit — für die Zwecke des römiſchen 
Papſtthums und fomit nur indirect für fich, die Socialiften direct zu eigenem 
Nugen verlangen. 

Wir dürfen weiter annehmen, daß man auch verſuchen wird, das Aus- 
land in den Kampf bineinzuziehen, und daß eine ultramontane internationale 
Liga der focialiftifch:internationalen hülfreich an die Seite treten wird. 

Und endlich verfteht es fich pon jelbft, daß man auf die Zertrümmerung 
des Deutichen Reiches hinarbeiten wird, um nachher die einzelnen Staaten 
deito bequemer überrennen zu können. 

Aber allen diefen Gefahren meinen wir, wird fi das Deutiche Neid) 
gewachſen zeigen und im jebigen Augenblide mehr als je. 

Vor Vollsemeuten ' haben wir keine Sorge; denn Gemalt wird mit 
Gewalt zu Boden geichlagen werden, und die Lebenskraft unjeres Volkes ift 
zu groß als daß fie von dem ultramontan : focialiftifhen Bündniß lahm ge- 
legt werden könnte. Vielleicht ift es geradezu gut, wenn das fociale Geſchwür 
zum Ausbruch kommt, um das heilende Eiſen an den Staatökörper legen zu 
lönnen. 

Auch Konipirationen mit dem Auslande erweden uns feinen Schreden. 
So lange Deutihland zerriffen und in ſich uneinig war, mochte den Ultra⸗ 
montanen Das ſüße Ideal eines auch mit Hülfe des Fatholiichen Auslandes 
zu führenden Krieges als nicht unerfprieglih vor den Augen fchweben, um 
dad ganze deutiche Volk wieder in die Botmäßigfeit von Rom zu bringen 
und die Schmerzen zu lindern, welche Herr Reichenſperger den franzöſiſch 
ſprechenden Völkern geklagt hat, daß in Preußen ſo wenig katholiſche Staats⸗ 
beamte angeſtellt werden. 

Aber heute, wo wir eine Nation ſind, wird auch das Nationalgefühl 
ſich empören gegen etwaige, vaterlandsverrätheriſche ultramontane Unternehmungen, 
das Nationalgefühl, welches in dem zerriſſenen Deutſchland keine rechte Stätte 
finden und darum keine rechte Wirkung üben konnte. 

Und auf welche Staaten könnten denn die Ultramontanen ihre Hoffnung 
gründen? Auf Oeſterreich? dieſem wird der Kampf mit dem Ultramontanismus 
ſelbſt nicht erſpart bleiben, und es wird durch ſeine politiſchen Combinationen 
zur Bundesgenoſſenſchaft mit Deutſchland gedrängt. Auf Italien? Aber 
die italieniſche Regierung ſollte nicht wiſſen, daß fie, das zweite Angriffsobject 
der Ultramontanen ſein würde, und ſollte ihren Feind ſtützen und fördern? 

Es bleibt alſo nur Frankreich, welches in der That allen ultramontanen 
Operationen der letzten Jahre mit als Ausgangspunkt gedient hat. Aber 
auch Frankreich dürfte zunächſt nicht in der Lage ſein, den Lockungen deutſcher 
Ultramontanen zu folgen. Fühlt man dort nicht einmal die Kraft, den 
Kirchenſtaat wieder herzuſtellen, der ein Schooßkind der franzöſiſchen Politik 
geweſen iſt, ſo iſt auch ein von religiöſen Momenten getragener Feldzug 
gegen Deutſchland fürs Erſte nicht zu erwarten. 

Und endlich auch die Machinationen auf Zertrümmerung des Deutſchen 
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Reiches erregen und um fo weniger Bedenken, als fie nur mit Hülfe der 
deutſchen Regierungen von Erfolg begleitet fein könnten. Aber wäre es nicht 
geradezu ein Selbſtmord diefer Regierungen, wenn fie ihren Schuk und 
. Schirm gegen ultramontane Angriffe jelbit einreißen und fich fo vereinzelt 
dem Gegner überliefern würden? — 

Wir gehen aber noch weiter, wir behaupten, daß all’ die genannten 
Gefahren, deren Tragweite wir nicht unterſchätzen, auf alle Fälle dem Deut: 
hen Reiche drohen, und daß ihnen durch Webertragung der firchlichen Com: 
petenz auf das Reich die Spitze abgebrochen wird. 

Dder meint man, daß der Ultramontanismuß fi jemal® mit der Idee 
eines deutihen Kaiſerthums befreunden könne, defien Träger ein proteltan: 
tiſcher Monarch ift, deſſen Politik ſich nicht willig in die Wege treiben läkt, 
die zur Befreiung des Kirchenftaates führen ? 

Sollten wir fo alle geichichtlihen Lehren bis 3. J. 1848 in den Rind 
ſchlagen, die und gezeigt haben, wie eifrig man das Zuftandefommen de 
deutichen Reichsbaues von ultramontaner Seite zu verhindern fuchte, in welchem 
man ſich jet nach Thunlichfeit bequem einzurichten fucht, bis der heiß erichnte 
Zufluchtsort mit der öſterreichiſch-katholiſchen Spike bereit gemacht ift. 

Und auch den Kampf in Ffirdlicher Trage mit al’ den geſchilderten 
Gefahren in feinem Gefolge kann das Deutfche Reich nicht vermeiden. 


Eine kirchliche Geſetzgebung in Preußen ift dringendes Bedürfniß und | 





Tann zwar von heute zu morgen vertagt, muß aber endlich Doch vorgenommen | 


‚werben. Wie fie auch ausfallen möge: fie hat gegen die kirchliche Oppoſition 
zu fämpfen; denn diefe wird nicht freimillig die Rechte preiögeben, Die jie ſeit 
1848 beſeſſen hat, die man ihr nie hätte gemähren follen, und die der Staa 
ihr nicht laſſen kann. Wagen felbft die Bilchöfe einzelnen Adminiſtrativmaß 
regeln gegenüber eine Sprache, welche das Staatsrecht mit dem bisher unbe: 
fannten Begriff eines „Proteftes” des Staatsbürger gegen das Staatögeiet 
ſchmählich bereichert, fo werden fie jedem Schul:, jedem Ehegeſetz, jeder Verlegung 
bes kanoniſchen Rechtes vielleicht nicht blos mit Worten gegenübertreten. 

Der Haß gegen die preußifche Regierung trifft aber aud das Reid. 
Mag auch dem ftaatsrechtlichen Bewußtſein feitftehen, daß Preußen und das 
Reich juriftifch getrennte Begriffe find: der preußifche König ift eben deutſcher 
Kaijer, der Dann, welcher als Reichöfanzler die beutichen Geſchicke lenkt, hat 
im preußiihen Miniſterrathe die preußifchen Gefeße mit berathen und ge: 
ihaffen, und Preußen macht den größten Theil des Deutſchen Reiches aus, 
und bildet deflen Schwerpuntt. 

So wird das Deutihe Reich ſchon durch die preußiiche Kirchenfrage 
firhlih compromittirt, und diefe aufzumerfen hängt auch abgefehen von ihrer 
brennenden Natur faum noch von der Willfür der preußiſchen Regierung ab. 

Denn das Reich hat die Provinzen zu verwalten, welche der Krieg des 
Jahres 1871 unferem Vaterlande neu Hinzugeführt hat: Elſaß und Loth: 
ringen, und bie ftaatsmännijche Weisheit des Reichskanzlers bat eingeſehen, 
daß das in Preußen realifirte Syſtem der Firchlichen Freiheit jich Hier nicht 
verwirklichen lafje, ohne die Sympathien der neuen Reichsbürger bedenklich zu 
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gefährden, ohne doch in der Ermwerbung der clericalen Sympathien, bie Iedig- 
ih Frankreich zugemendet find, einen Erſatz zu gewinnen. 

Der Reichskanzler kann aber nicht in Elſaß und Lothringen confeffions- 
Iofe Schulen einführen und die auf das gleiche Ziel hinftrebende Forderung 
der preußifchen Landftände abichlagen, nicht hier die Staatsrechte wahren 
und dort preißgeben. 

Es wäre das eine Verlegung der öffentlichen Moral, die der preußiſchen 
Regierung den Boden unter den Füßen entzöge und das jebt in Preußen 
herrjſchende Syitem noch haltlofer und unerträglicher geftaltete, als es zur 
Zeit ſchon iſt. 

Aber ſelbſt wenn wir den an und für ſich unwahrſcheinlichen und be⸗ 
llagenswerthen Fall ſtatuiren würden, daß die preußiſche Kirchengeſetzgebung 
auch durch die elſäſſiſch-lothringiſche unberührt bleiben wird: genügt denn nicht 
der vom Reichskanzler in letzterer Beziehung eingefchlagene Weg, um den 
volen Haß der ultramontanen Partei auf das Deutiche Rei zu richten, und 
iind denn die Klagen über die Vergewaltigung der katholiſchen Kirche im 
Elſaß nicht ſchon aut genug ausgeſprochen worden? 

Freilich in den Reichsprovinzen ſelbſt wird die Regierung vermöge der 
franzöfiihen Staatöfirchengefeßgebung jede feindliche clericale Regung nieder: 
zubalten im Stande fein, aber auch das nur nachdem einige neue adminiftra- 
tive Maßnahmen getroffen find, und die von der franzöfifchen Regierung in 
Vergefienheit begrabenen Geſetze zu neuem Leben aufgewedt werben. Um jo 
ſchutzloſer ift aber das Reich allen clericalen Agitationen, die außerhalb der 
beiden Reichsprovinzen ihren Sit haben, ausgeſetzt. 

Dieſe Agitationen drohen mit den, gleihen Gefahren, welche eine um: 
faffende kirchliche Gefetgebung dem Reiche bringen wird, aber diefe Drohungen 
find weit empfindlicher und verhängnißvoller. 

Denn wenn fie auch zur Zeit nocd keine große Beachtung verdienen, fo 
wird doch der Moment eintreten, — und bei jeder auswärtigen politifchen 
!erwidelung mit Frankreich ift er gegeben — wo die ultramontane Partei 
ihre ganze Macht an die Zertrümmerung des Deutichen Reiches fegen wird. 

Dies aber ift dann wehrlos, da es feine ftaatsfirchenrechtliche Gefek- 
gebung befitt, und die Kirche fteht ihm dann mit der alten, womöglich ver: 
tirften Autorität gegenüber, die das Reich bei Zeiten durch feine Legislative 
u ſchwächen unterlaffen hat. 

Mit einem Worte wir befennen die Anfiht: Die eindringlidhite Feind⸗ 
ihaft der ultramontanen Partei ift dem Deutſchen Reiche auf alle Fälle ge: 
wir. Die Gefahren für das Deutfhe Reich erftehen nicht erſt und wachen 
nit dadurch, daß die Reichsgeſetzgebung das von uns bezeichnete Programm 
sur Ausführung bringt. Im Gegentbeil fie ſchwächen ſich jo meit möglid 
ab, da dem Gegner ſchon im Doraus die Waffe aus der Hand gemun: 
den wird. 
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Befteht aber, wie wir gejehen haben, ſchon zur Zeit eine Beziehung 
bes Reiches zur Tatholiichen Kirche in den neuen Reichöprovinzen, fo bedarf 
auch diefe noch einer Furzen Erwägung. - 

Die ftaatlihe Gewalt in Frankreich hat von jeher der Kirche gegenüber 
eine beffere und entfchiedenere Stellung eingenommen, als in Deutihlan, 
und ber franzöfifhe Clerus Hat fich wenigftens früher fein Nationalität 
bewußtfein nicht durch römiſche Sympathien fo verfümmern lafjen, wie der 
deutiche, welcher als Bunbesgenofje des Auslandes focht, gegen den deutſchen 
Kaiſer. 

Die franzöſiſche Geiſtlichkeit war immer geneigt, ihren Koͤnigen den 
römifchen Prätentionen gegenüber die Hand zu reichen, und das um jo meh 
als fie auch felbft die nationale Unabhängigkeit ihrer Kirche, die gallikaniſchen 
Freiheiten, dem Papfte zum Trotz und mit Hülfe des Staates aufrecht zu 
erhalten juchte. 

Aber auch in Frankreich ift feit der großen Revolution ein bedeutſamt 
Umſchwung eingetreten. Der franzöfifche Episcopat hat ſich den römiſchen 
Tendenzen ergeben, wie die Bilchöfe der übrigen europäiſchen Staaten; ja t 
hat die Bande zwifchen ſich und dem römifhen Stuhle womöglich noch fraffer 
angezogen, als das anderwärtö der Fall war, und das romanifche Central: 
fationsgelüfte auf das eifrigfte befriedigt. 

Der Staat hat von diefem Umſchwunge in ber Firhlichen Stimmung 
feines Clerus feine officielle Notiz genommen. Er bat nach wie vor die 
gallifanifhen Freiheiten durch feine Geſetze zu ſchützen verſucht, und dem 
oberflächlichen Beobachter vermag kaum ein äußerliher Unterſchied zwiſchen 
dem kirchlichen Frankreich Ludwigs XIV. und dem heutigen entgegenzutrettn 
Aber wenn auch in der That die ftaatlihen Inftitute zum Schuß der fran: 
zöfifhen Kirche und der ſtaatlichen Hoheitsrechte noch heute dieſelben fin), 
wie im Anfange des achtzehnten Jahrhunderts, fo hat doch deren Charakter 
eine vollftändige Umprägung erfahren. Diefe Inftitute find nicht mehr Die 
hochgeſchätzten Stützpunkte des Clerus curialer Anmaßung gegenüber, fie I 
die läftig empfundenen Zügel, dur welche der Staat die dienfteifrigen Bi— 
ſchöfe zurüdhält, fi völlig dem römischen Bifchofe zu Füßen zu werfen; ſit 
find nicht mehr die aud vom Clerus geachteten Regulatoren, welde 5 
Wirken der Staatsmaſchine vor fremdartiger Einwirkung wahren; fie ericernen 
vielmehr als unerträglihe Verfümmerung der klrchlichen Freiheit, die auch in 
Frankreich im römiſchen Sinne aufgefaßt nichts anderes ift ala die Sflavera 
des Staates, 

In der That ift die geltende franzöfifche Gejeßgebung der organiſchen 
Artikel in Verbindung mit dem napoleonifhen Concordate und dem Code 
Napoléon noch jehr weit von der Firchlichen Freiheit entfernt. J 

Da werden die Biſchöfe zuvörderſt von der Regierung ernannt; da If 
jede Verbindung zwiſchen den Bilhöfen und Rom ohne das Mittelglieb der 
Regierung verboten; ein ftrenges Placet verhindert die Publication kirchlichet 
aud vom Papfte außgehender Aktenſtücke ohne ftaatlihe Genehmigung, und 
diefe Aktenſtücke verfallen wie Kanzelreden dem Strafgericht, falls fie ee 
Kritil, eine Verurtheilung oder eine Provocation gegen die ftantlihe Autorität 
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enthalten; da kann endlich jeder durch geiftlihen Amtsmißbrauch Gekränkte 
die Hülfe des Staate® anrufen, und er ift dazu berechtigt in den Fällen, 
welche das Geſetz aufzählt als: 

L’Usurpation ou l’excös de pouvoir, la contravention aux lois et 
r&glements de la röpublique, l’infraction des rögles consacr6es par les 
canons regus en France, l’attentat aux libert&s, franchises et coutumes 
de l’Eglise gallicane, et toute entreprise ou tout procédôé qui dans l’exer- 
cice du culte peut compromettre !’honneur des citoyens, troubler arbi- 
trairement leur conscience, dégénérer contre eux en Oppression ou en 
injure, ou en scandale public. Le BRecours compötera à toute personne 
interessee, et au defaut de plainte particuliöre il sera exerc& d’oflice par 
les prefets, 

Wenn aber irgendwo der Sat fi) bewährt bat, fo ift es in Frankreich, 
daß die Geſetze allein dem Staate nicht? helfen, wenn fie nicht auch ftrict 
ausgeführt werden. 

Und dieje Ausführung kränkelte feit der Reftauration der Bourbonen und 
fam unter der Regierung Napoleons III. beinahe zum Sterben. 

Wir haben faum nöthig, die politiichen Motive zu erwähnen, welche Die 
in Frankreich in rafcher Folge aufeinanderfolgenden Dynaſtien zur Unthätig- 
feit der Kirche gegenüber veranlaften. 

Bei den Bourbonen war es Sympathie mit allen ultramontanen Be- 
ftrebungen, bei den Orleans das vornehme Ignoriren der durch die Kirche 
dem Staate bereiteten Gefahr, welches bei allen Tiberalen Parteien aller 
Staaten immer das gleiche zu fein fcheint; bei der Regierung Napoleons III. 
endlich die Nothwendigkeit, fi den unter der vorbergegangenen Regie: 
rung zu hoher Macht erwachſenen Clerus freundlid zu erhalten, um bie 
Farce des Plebizcites in Scene ſetzen zu können. 


Der Erfolg war überall der gleiche. Man bemahrte die ftaatlihen Waffen 
rubig in den Zeughäufern der Geſetzbücher auf, und nur wenn es galt, die 
Belt von der Energie der Regierung zu überzeugen, fo holte man fie rafjelnd 
hervor, um fie nad einigen mit Macht geführten Lufthieben wieder in das 
Arjenal zu fteden. 

Denn in der That die Streiche, welche Durch den appel comme d’abus 
den Bilhöfen verſetzt wurden, waren nicht befonders ſchmerzlich. Es wurbe 
öftentlih von dem Staatsrath erklärt, daß der genannte Biihof fi durch 
jeine Handlung eine Mißbrauches feiner Amtsgewalt ſchuldig gemacht habe. 
Was kümmerte das den Biſchof? Es war das Signal für die ultramontane 
Preile ihn in den Himmel zu erheben, es war ein firchliches Loyalitätszeugniß, 
welches in Rom wohl gewürdigt und allenfall3 mit dem Gardinalate belohnt 
wurde, und weldem das große Publitum Spott und Indifferenz entgegen- 
feste. 

Freilich hatte das Faiferliche Decret v. 25. März 1813 ein Geſetz an- 
gekündigt, welches die Strafen des abus feitfegen follte, aber ein ſolches iſt 
sie erlaflen worden, und die franzöfiihen Schriftfteller, welche nichtsdeſto⸗ 
weniger meinen, daß une simple declaration d’abus et la suppression 
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d’un öcrit suffisent aujourd’hui pour en faire la justice, wiegen fid in 
thörichten Illuſionen. 

Fehlt e8 Doch auch dem franzöfifchen Clerus an jeder Achtung vor dem 
Staatsgeſetze. Es ift gewiß bezeichnend, daß die Mehrzahl der Biſchöfe die 
durd den Krieg erfolgte Zertrümmerung des Staates eilfertig benutzte, um 
die Beichlüffe des vaticanifhen Concils mit Umgehung des ftaatlihen Placets, 
und unter PVerlegung der Geſetze des Landes, das ber Feind occupirte, zu 
veröffentlichen. 

Die deutfche Verwaltung in Elfaß und Lothringen wird indeſſen bis 
zum Erlaß eine allgemeinen deutſchen Kirchengeſetzes durch die franzoͤſiſche 
Geſetzgebung hinreichend in den Stand geſetzt, den Staat vor clericaler Un: 
gebühr zu ſchützen. Die Geſetze find da; es wird nur darauf ankommen, 
fie zu gebrauchen. 

Dabei werden aber noch mehrere Punkte in Berüdfichtigung zu ziehen 
fein. 

Die Verknüpfung der Diöcefen Straßburg und Met in den franzo: 
ſiſchen kirchlichen Provinzialverband wird vor allen Dingen, falls das noch 
nicht, wie die Zeitungen allerdings berichtet haben, geſchehen jein follte, zu 
löfen fein. 

Es müflen Normen wegen Beſetzung der Firchlichen Stühle und ber 
Domkapitel getroffen werden. Denn die der franzöfiihen Regierung ge 
währte Nominationsbefugnig ift ausdrüdlih von der Qualität des Regenten, 
als eines Tatholifchen abhängig gemacht. 

Nah den Ergebniffen des vaticaniſchen Concils ift freilich Tein allzu 
großes Gewicht mehr auf die Perſon des Biſchofs zu legen, ba derſelbe jeine 
frühere rechtliche Stellung eingebüßt hat, und zu einem Gtellvertreter dei 
römijchen Biſchofes geworden ift, welcher der Ordinarius aller Diöcejen it. 
Immerhin aber wäre es thöricht, die Wichtigkeit der Biſchöfe für die flaat: 
lichen Intereſſen zu unterfhäßen, und biefe tritt in erhöhten Maße auf in 
einer Provinz, wo es gilt, tief gemwurzelte Antipathien zu vernichten, welche 
durch den Fatholifchen Clerus jedenfall® mehr gehegt ala bejeitigt werden. 

Die deutſche Regierung mag feinen Verſuch machen, die Nachfolge in 
die Rechte der franzöſiſchen Regierung zu erringen; derjelbe würde doch nur 
vergeblih ausfallen, und würde zu Concordatsverhandlungen mit Rom oder 
den Biihöfen von Straßburg und Metz führen, bei welchen die Legteren 
fiher nicht den fürzeren ziehen würden. Die Regierung möge einfad er: 
klären, daß das früher dem Straßburger und Meter Kapitel zuſtehende 
Recht, den Biſchof zu wählen, welches dem Nominationsrecht der franzöftigen 
Regierung weichen mußte, jet nad) Fortfallen des letzteren wieder aufjuleben 
babe; daß aber kein Bijchof gewählt werden dürfe und gebuldet werden würd, 
welcher bei der Reicheregierung in bürgerlicher oder politifcher Beziehung Ve— 
anftandung finde. 

Weiter ift das Organ, welches den franzöfifhen appel comme d’abus 
auszuführen hat, ber Staatsrat. Es eriftirt nun in den Reichsprovinzen 
keine Behörbe, deren Befugniffe denen des franzöfifchen Staatsrathes analog 
wären. Es ift mithin von Reichswegen eine Behörde zu bezeichnen, beziehentlich 








XII. Das Deutſche Reich und bie fatholijche Kirche. 493 


zu Schaffen, welche über Beichwerden wegen Mißbrauchs der geiftlichen 
Amtsgewalt zu enticheiden Haben foll, und e8 wäre jene häßliche Lücke 
der franzöſiſchen Geſetzgebung auszufüllen, und auf jeden abus eine Strafe 
zu ſetzen. 

Endlih aber glauben wir noch einen fehr wefentlichen Punkt hervorheben 
zu jollen. 

Die organiſchen Artikel juchten die Bunbesgenofjenihaft der Bifchöfe 
für den Staat dadurch zu gewinnen, daß fie den niederen Clerus dem Epis- 
copate vollftändig freigaben. Sie ſchufen den Gegenſatz zwiſchen cur6s 
ınd desservants, welche in ihrer amtlichen Thätigkeit vollftändig gleich, doch 
ich weſentlich dadurch unterfcheiden, daß die letzteren ohne jedes richterliche 
Urtheil durch das bloße Belieben ihres Bilchofes abgeſetzt und der Noth und 
dem Elende preißgegeben werben können. 

Die große Majorität der franzöfiichen Geiftlihen gehört aber biefer 
Kategorie an, jo daß i. J. 1851 das Verhältniß diefer zu den cures fich 
mie 28,822 zu 3315 geftaltete, d. h. daß es circa 29000 Geiſtliche gab, 
welche dem Bifchofe zu willenlofem, auch gegen Gewiffen und Ueberzeugung 
gehendem Gehorſam verpflichtet waren, während nicht ganz 3500 doch wenig: 
ſtens in ber rechtlichen Selbſtändigkeit ihrer Stellung unrechtmäßigen biſchöf⸗ 
lihen Anmaßungen gegenüber einen Stützpunkt fanden. 

Vergebens bat der niebere franzöfiiche Clerus Verfuche gemacht, dies für 
ihn jo ungünftige lediglich durch die weltlihe Geſetzgebung ge: 
idaffene Verhältniß zu befeitigen. 

Da meinen wir nun, daß es fih für die Neichöregierung dringend 
empfehle, dieje von dem franzöfiichen Staat nicht zu feinem Vortheil unter: 
lafiene Reform in die Hand zu nehmen. 

Er gewinnt auf einen Schlag die Sympathien des niederen Clerus ber 
neuen Reichslande, und damit die des Volles, welches mit dieſem Clerus durch 
unzählige Bande verknüpft if. Er zieht fi ein felbftändiges Prieſterthum 
groß, "und endlih verſcherzt er dabei nicht einmal die Sympathien der 
Diihöfe von Straßburg und Meb, da er diefelben von vorneherein nicht 
* 


Das ſind die Anſichten, welche wir für die Geſtaltung des Verhältniſſes 
der katholiſchen Kirche zum Reiche unverhohlen ausſprechen zu ſollen geglaubt 
haben. Wir wiſſen nicht, ob fie Verwirklichung finden werden. Wir fürchten, 
dap die liberale Partei des Reichſstages noch zu fehr unter der Gewalt ab- 
Hracter Phraſen fteht, und daß die Norddeutichen den Feind unterichäßen, 
den fie nicht Fennen. Wir fürdten, daß bie füßen Töne von ber Staats: 
treundlicheit der Tatholiichen Kirche, welche biejelben Männer beute flöten, 
die die Staatögefährlichfeit des neuen Dogma offen genug ausgeſprochen 
haben, nicht mit dem „Hohngelächter“ aufgenommen werben, welches die deut: 
den Biichöfe und darunter aud) das Reichstagsmitglied für Tauberbiſchofs⸗ 
beim ſelbft im Voraus jchon gehört haben. Wir fürchten endlich, daß bie 
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deutfchen Regierungen immer noch denken könnten, unbequeme Fragen durch 
Bertagung löſen zu können. | 

Aber wir meinten do, die deutſche Wiffenihaft vor dem Pormurfe 
jpäterer Geſchlechter ſchützen zu follen, als habe fie mit ihrer Bücherweisheit 
das Verftändnig für die praftiichen Tragen verloren, oder ala habe fie da 
feige geichwiegen, wo auch die Beten unferer Nation zuweilen Muthloſigkeit 
beſchleicht. 

Wir glauben unſere Schuldigkeit gethan zu haben, und werden nicht 
müde werden ſie fort und fort zu üben. 

Mögen die Männer, denen die Geſchicke unferes deutſchen Vaterlandes 
zur Leitung anheimgegeben find, und von deren Xhatkraft unfer aller 
Zukunft bedingt ift, unfere Worte nicht ohne jede Würdigung verhallen 
lafien. 


Nachtrag. 


Nachdem die obigen Zeilen gedruckt waren, iſt in dem Reichstage ein 
Geſetzentwurf über den Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt vorgelegt und 
nach ſcharfer Debatte genehmigt worden. Wir werden mit kurzen Worten 
unſere Stellung dem neuen Geſetze gegenüber zu kennzeichnen haben. 

Zuvörderſt begrüßen wir mit Freuden den erſten Schritt zur Ausfüh— 
rung des von uns aufgeſtellten Programmes, der Uebertragung der kirchlichen 
Hoheitsrechte auf das Reich. Wir erkennen dankbar an, daß es Baiern war, 
welches die partikulariſtiſchen Neigungen dem gemeinſamen Intereſſe hier zum 
Opfer brachte. Wenn irgend in einer Weiſe, fo hat Baiern durch jeine An: 
regung zu dieſem Geſetzeswerke die Schuld gefühnt, welche e8 auf und nad 
dem Wiener Congreſſe an den Scidfalen der deutihen Kirche begangen hat. 

Phrafen, wie die vom Centrum ausgegangenen, daß der baierijche Löwe 
den Schuß des beutfchen Adlers fuche, fechten uns nicht an, und bringen 
heute nur noch auf Katholifencongreflen die vorher bejtellte Senfation beroor. 
Auch will e8 uns bedünken, ala ob die Männer keine Befugnik haben, für 
die partifuläre kirchliche Selbftändigkeit in die Schranken zu treten, melde 
dieſe felbft durch die Einfhmuggelung der Grundrechte in die deutiche Ver: 
faffung erſt ganz vor kurzem weit mehr zu ſchmälern und zu fehädigen unter: 
nahmen. 

Die Tiberalen Bedenken gegen Ausnahmegeſetze vermag ich bier wenigftend 
nicht zu theilen. Die Kirche genießt im Großen und Ganzen eine Ausnahme: 
ftellung, welche die ihr in bem Geſetze auferlegte zur nothwendigen Eonfequenz bat. 
Schütt der Staat die gotteßdienftlihe Verfammlung durd fein Straigeieh 
und forgt er dafür, daß fie nicht zum müften Schauplat der Unordnung 
und Unfitte werde, macht er die Geiftlichen auf der Kanzel zu beſonders „be: 
friedeten Perfonen“, fo kann er auch verlangen, daß diefe ihm gegenüber 
Frieden halten, und daß bie Kirche auch von politifcher Agitation frei bleibe 
Das neue Strafgefeb ift nur das Correlat zu der im Reichsſtrafgeſetzbuche 
gewährten bevorrechteten Stellung der Kirche. 
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Defien ungeachtet erwarten wir von dem neuen Geſetze nicht allzuviel 
heilfame Wirkungen und wir möchten vor dem Glauben warnen, ala ob daß 
Reich ſich damit die kirchliche Trage abgejchüttelt habe. 

Die von dem baierifhen Deinifter ausgejprochene Hoffnung, daß durch 
das Gefeg dem niebern Elerus eine Waffe gegeben fei, mit der er ſich 
taatöfeindlihen Zumuthungen feiner kirchlichen Vorgefebten erwehren könne, 
eriheint und mehr ala ſchwankend. 

Der deutfche Episcopat ſcheut den Kampf mit dem Staate nicht, wenn 
a nur auf Koften des niederen Clerus geführt wird. Er wird ſchonungslos 
dieſem die Alternative ftellen, fi) von Staats wegen einjperren oder von 
Kirchen wegen abjegen zu laſſen; er wird für den erfteren all die ganze Fülle 
eines Kinfluffes und falls dieſer nicht retten könne, doch reiche kirchliche 
Entſchädigung gegenüber der ftaatlihen Strafe verjprehen, und er wird 
darauf hinweiſen, daß wenigftens in Preußen der niedere Geiftliche auch gegen 
die nadteite Willkür feiner Vorgeſetzten keine Hülfe beim Staate finde. 

Die Bijchöfe werden auch die Staatsbeamten, die das Geſetz ausführen, 
mit kirchlichen Strafen verfolgen, und wir eradten es als eine um fo be: 
klagenswerthere Lücke des neuen Gefebes, daß es nicht für diefen Fall Bor: 
iorge getroffen Hat, ala das Mufter des badifchen Gefebes v. 9. October 1860 
auf die richtige Bahn hätte leiten follen und können. 

Das neue Geje gehört aber zu den vereinzelten Maßregeln, zu melden 
die jetzige Competenz des Neiches in kirchlichen Angelegenheiten befugt ift. 
Bas wir oben von folhen aus dem organifchen Zufammenhang geriffenen 
Maßnahmen gejagt haben, gilt auch von ihm. 

Darum wünſchen und hoffen wir, daß es nur ein Glied der Kette 
ie, mit der die Thatkraft des Ultramontanismus gelähmt werden fol. Wir 
iehen dringend der Fortſetzung des angefangenen Werkes entgegen und halten 
dies jegt für um fo nöthiger, als wir uns die Wahrheit des in der Reiche: 
tagsdebatte gejprochenen Wortes nicht zu verhehlen vermögen, daß das neue 
Geſetz den Elerus mehr reize als bändige. 


XIV. 
Die Rechtspflege des dentfchen Bundes-Oberhandelsgerichts. 
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Profeſſor Dr. Kiffen. 


Unter den Zeichen für das Selbſtbewußtſein einer Nation nimmt das 
Recht derfelben einen hervorragenden Pla ein. Stets freilich wird es einen 
großen Beitand rechtlicher Bildungen geben, die mehreren oder allen Nationen 
gemeinfam find, aber ein lebhaftes Nationalgefühl treibt zur individuellen Ge 
jtaltung, zum bewußten Gegenſatz aud auf diefem Gebiete, welches gänzlid 
von fremden Ideen beherricht zu jehen ihm unerträglih wird. Das deutſche 
Bolt hat dem mittelalterlihen Bildungsgange entiprechend fein Recht ſich aus 
Stalien geholt und dadurd lange Zeit in einer kosmopolitiſchen Ueberein: 
ftimmung mit der gefammten civilifirten Welt geftanden. In einer Ent 
widlungsperiode, welche von der Individualität der Nationen kaum eine Bor: 
ftellung Hatte, in welcher eine intenfive Behandlung religiöfer Fragen vielmehr 
das allgemein Menſchliche auf Koften des einzelnen Volkes cultivirte, da mar 
es unvermeidlich, auch das Recht ala ein abftractes Bildungsproduct anzufehen, 
welches man erlernen und beliebig dann von einem Lande in das andere 
übertragen könne. Das römiſche Net gerade hatte Eigenſchaften, weld« 
diefer Anficht großen Vorſchub leiſteten. Nirgend ſonſt fand fich fcharflichtige 
Beobadtung mit ſcharfſinnigem Ausdrud fo glänzend vereinigt und wie man 
auh immer über die Hiftorifche Thatſache der Reception denken mag, fovid 
ift zweifellos, daß Fein beflerer Meifter zu finden war, wenn man einmal einen 
Meifter haben wollte Aber ebenfo zweifellos ift e8 uns, daß die nationale 
Entwidlung unferes Volkes durch dieſe Thatfache gelitten hat. Nicht als ob 
wir glaubten, ein nationales, uniformes Recht ſei dem fremden gemichen; aber 
nur die Reception des fremden Rechts hat dazu geführt, daß ein für das 
Staatsleben fo wichtiger Stand wie der der Juriſten dem Volke und jeinen 
Bedürfniffen entfremdet und eifrig bemüht war, die concrete Geftaltung dei 
Lebens dem abftracten Schema fremder Bildung unterzuordnen. Das Boll 
als Ganzes betrachtet hat ſtets darunter gelitten, daß fein Recht nicht jeint 
Sprache trug, daß es nicht Fleiſch von feinem Fleiih und Blut von jenem 
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Dlut war und wo der Sinn des Volkes fi auf Höhepunkte geſchwungen 
bat, da ijt unter feinen Wünfchen auch ftetö der nach nationalem Recht ver: 
nehmlid laut geworden. ‘Dann haben Die fich entgegen geftemmt, bei denen 
ernites Eindringen in das fremde Recht die Schätung defjelben fo gefteigert 
hatte, daß fie ob dieſer Achtung desjenigen Rechtes vergaßen, welches jedes 
Volt hat, Herr im eigenen Hauje zu fein. So ift es gefommen, daß aud) 
auf diejem Gebiete deutſchen Geiltes Bildung und Leben auseinander klafften; 
um großen Nachtheil beider; denn während das Leben dadurch führerlos 
wurde und in fritiihen Momenten ftatt nach der forgfältig geprüften Medicin 
lieber nad) den Mitteln des Marktichreierd griff, trieb die Wiſſenſchaft ein 
wrihwenderifches Spiel mit abftracten Gebilden und kränkelte daran, daß ihr 
kr gefunde Boden ftaatliher Eriftenz unter den Füßen fehlte. Mit dem 
grögten Ernſt trieb man „gemeines Recht“, aber wenn man in Paufen der 
Grihöpfung innehielt, blieb kaum Jemandem verborgen, daß man geihicht: 
Iihen Studien ftatt dem geltenden Rechte oblag und daß die Praris nicht 
obne Grund darin eine geiftige Verſchwendung erblidte. Aber der Mangel 
eines wirklichen Staates lähmte auch hier und nicht Wenige in den Kreifen 
der Wiſſenſchaft felbft haben den weiten Ummeg nicht zu erfennen vermodt, 
aut dem ihre Arbeit ihrem Volke zu Nuten fommen folltee Denn mie ein 
Staat zu einem Recht treibt, jo bleibt ein Recht ohne einen Staat ein 
Wechſelbalg, über den felbit unfere nationale Gewohnheit: über die Realität 
uns durch philojophifche Reflerionen zu beichwichtigen, nicht hinweg zu täufchen 
vermag. 

Je weiter der Gang unferer Geichichte beides, Recht und Staat aus- 
einınder gezerrt hat, deſto ſchwieriger fteht die Aufgabe der Neubildung, der 
barmonijhen Geftaltung vor uns. Auch wenn wir abfehen von denen, welche 
ad calendas Graecas warten wollen, weil es ber Arbeit von Jahrhunderten 
niht gelungen ift und kaum gelingen dürfte, das volle Verſtändniß des fremden 

Rechts uns zu erſchtießen, — es bleiben genug derer, Die aus Xiebe zum 
Alhergebrachten jeder Aenderung abhold find. — Und ſchlimmer noch als 
Ale, es bleiben die Particulariften, jene Generation, in welcher die forgfam 
geoflegte Theorie vom engern Baterlande gleißnerijche Früchte hat reifen laſſen, 
io daß fie jetzt die Buntſcheckigkeit fußbreit vertheidigen und emſig bemüht 
iind, die Souveränetätsrechte der Zandeöherren zu beihüten, derjelben Landes: 
berren, deren Autorität fie nicht jelten im eignen Lande nad) beiten Kräften 
zu untergraben ſuchten. Konnten fie nicht hindern, daß über ihren Wider: 
'pruch hinweg bie gemeinjame Gefahr das Volk einigte, jo Tämpfen fie 
wenigſtens mit berjelben Erbitterung fort gegen Alles und Jedes, was nicht 
ihrer Lokalheimath entfpringt und nur für diefe berechnet ift. Ob gut oder 
übel? ob Gewinn oder Nachtheil? das iſt nicht enticheidend; die Parole ift 
‚Keine Reichsinſtitution“! 

Wir Deutihen haben ung gewöhnt, mit großer Geringſchätzung auf 
andere Völker binzumeifen und ihnen Mangel an hiſtoriſcher Kenntniß vor- 
sumerfen. Allein, jo feltfam es Klingt, es fteht in manden Kreifen bei und 
nicht erheblich befier. Jene Particulariften, melde Tag für us die Schlag: 

». Solgenporff, Jahrbud J. 
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wörter der „berechtigten Eigenthümlichkeiten“, der „Stammesunterſchiede“ im 
Munde führen, fie wiſſen nicht, daß Alles, mas fie vertheidigen, mit den 
Stämmen bes deutichen Volkes nichts gemein hat, daß es lediglich Formationen 
jtaatliher Afterbildung find, für die fie kämpfen, zulammengemürfelt durch 
alle erbenkliden erlaubten und unerlaubten Mittel, nicht felten in offenem 
Kampf gegen Kaiſer und Reich, der fahle Egoismus, der ſich bereicherte auf 
Koften der gemeinjamen Mutter. 

In diejer trojtlofen Zerfahrenheit, wie viel edle Kräfte jind in ihr ver: 
geudet, wie Manchem hat fie den Muth und die Hoffnung geraubt, daR ie 
dem deutichen Volle der Segen zu Theil werde, den andere Nationen ichen 
jeit Jahrhunderten genießen: fih Eins zu fühlen an Gliedern und Haupi! 
Jetzt haben die kurzen Erfahrungen, die wir mit unferem jungen Staats 
gebilde jo fingulärer Art gemadt, fie haben genügt Hoffnung und Krait neu 
zu befeben. Kaum dat die ſchützende Hand einer, wenn auch nur früppe: 
haften Staatögewalt ſich über Deutjchland erjtredt und jchon fteht leibhaitg 
da, was unerreihbar ſchien. Wie fpielend arbeitet das Volk; was bislan 
ald große Höhe galt, das macht dem Zurüdblidenden jetzt den Eindrud, dur 
es die erſte Stufe aufwärt3 war zur nationalen Entwidlung. Freilich. Ai 
zu befriedigen ftrebt nur ein Thor. Wer reformiren will, der muß mit der 
Einfiht aud die Gewalt verbinden, muß wie ein Arzt den Schmerzenzict: 
nicht jcheuen, den der heilende Schnitt hervorruft. Die Geſchichte der jüngitcı 
Zeit hat uns ein vedendes Beiſpiel aufgeitellt, an dem wir lernen follen, was 
gilt? die Zukunft oder der heutige Tag? Napoleons Vergewaltigung gab ker 
deutihen Nheinlanden ein abgejchloflenes codificirtes Recht. Wohl krinnrz 
die Wifjenichaft, aber das Leben ſprach einjtimmig fein Verdict aus, daß & 
nit um der Wiſſenſchaft dafein, fih nicht den Operationen am Leichnan 
fügen wolle und ſelbſt in Zeiten ber höchſten patriotifchen Erregung wurk 
feine Stimme laut, das fremde Recht zu verwünſchen. Es war eine kü- 
bringende Gewaltthat und raſch vernarbten ihre Wunden. Vielleicht ift Kr: 
übrigen Deutſchland der Netter nicht fern, der den Vätern Thränen bereucg. 
um den Enfeln wohl zu thun! 











Das deutſche Handelsgeſetzbuch und die Wechſelordnung Hatten beri 
jenen Kreifen gemeinfame Linien gezogen, deren weite Verbindungen eine pie 
bürgerlihe Auffafiung am wenigſten ertrugen. Aber einmal ftand feine 
Autorität über den Staaten, welche nach eigenem Ermeſſen die Geſezte ci 
führten oder nicht, und anbdererfeit® war felbit dort, wo man ernften Wil 
zur einheitlihen Geftaltung hatte, der Erfolg gefährdet durch bie auseinc:: 
gehende Praris der verſchiedenen Gerichtshöfe. Dem erſten Mangel mi 
1869 abgebolfen, indem jene beiden Geſetze zu Gejeken des Bunde alli 
wurden; gegen den zweiten wandte fi der Vorfchlag, den gemacht zu 
das Verdienſt bes verftorbenen ſächſiſchen Juftizminifters Schneider bleik, ? 
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Vorihlag einen Specialgerichtshof für den Norbbeutihen Bund zu errichten, 
dem die höchſten Randesgerichte ihre Cognition in Handels: und Wechſelſachen 
abtreten ſollten. 

Dan verhehlte fich von Feiner Seite die ungewöhnlichen Schwierigkeiten 
des Beginnend. Wir mollen ſchweigen von jenen fanatifchen Sachſen, welche 
tomgliher als ihre königliche Regierung, diefe mit Vorwürfen überfchütteten, 
daß fie ohne zwingende Noth ein Sonderrecht opferte Ahr Gefichtätreis war 
w eng, die Frage zu überjehen. Aber andere Bedenken murben laut der 
gewichtigſten Natur. 

Fin Spezialgerichtshof follte geſchaffen werden, Hinübergreifend in alle 
norddeutſchen Staaten, überall dem höchiten Gericht einen wichtigen Theil 
'iner Arbeit abnehmend und beladen mit der Aufgabe, bei fo mannigfachen 
bunrihedigen Zuftänden eine einheitliche Inſtanz darzuftellen! Was zuerft 
in die Augen fiel, war bie große Zahl der 20 überfteigenden Prozefordnungen 
der verihiedenen Staaten, die hier alle in Einen Mittelpunft zufammenliefen. 
Niemand täufchte fi darüber, daß es eine ungewöhnliche Schwierigkeit mar, 
die mannigfachen Complicationen zu überfehen und allen jenen einen Uebungen 
gereht zu werden, die ſich häufig ſogar ohne jeden ſchriftlichen Anhalt oder 
gegen die ausbrüdlichen Worte des Geſetzes ausbilden. Aber der im Reichs: 
tage gemachte Vorfchlag, die ganze Organijation zu vertagen bis dahin, daß 
man eine deutſche Prozeßordnung ihr voranfhiden könne, — diejer Vorſchlag 
fie mit vollem Recht auf Widerſpruch; man mußte endlich einmal abkommen 
von unirer althergebrachten Art, nichts zu thun, weil man nicht das Beite 
tun konnte und zudem mußte man, daß für die höchſte Inſtanz die pro: 
zeñualiſchen Vorſchriften weitaus nicht in bemfelben Grade zur Verwendung 
gelangen. Freilich glauben auch wir, man hätte diefen Schwierigfeiten auf 
eine leichte Art die Spite abbrechen können; das ift ein Punkt, auf melden 
piter andre Fragen uns zurüd führen. 

Weit mehr ins Gewicht fiel die materielle Rechtsfeite. Unverkennbar ift 
«5 ihon etwas Mißliches, in das Rechtögebiet Linien derart zu ziehen, daß 
eine definitive Theilung dadurch herbeigeführt werden fol. Kann das fchon 
bei den Senaten eine® und beijelben Geriht? nur mit halber Strenge 
aufrecht erhalten werben, fo gemahnt bei einer jogar auf die Competenzvor- 
'riiten ausmündenden Theilung jeder Schritt uns daran, daß das Leben unfrer 
Kategorien fpottet und unfre Zirkel nicht duldet. Unleugbar mußte dem 
neuen Gerichtshof Material zufallen, welches mit dem Handelsgeſetzbuch und 
xt Wechſelordnung nichts gemein hatte, fondern lediglich dem Particularredht 
des einzelnen Staates angehörte; mit berechtigtem Nachdruck wieſen die Gegner 
der Inftitution darauf hin, daß man im Begriff ftehe, zwei oberfte Gerichts: 
öfe für jeden Staat zu errichten und fo der gemünichten Einheit des Handels⸗ 
tits die Einheit des übrigen Civilrechts in ben Einzelftaaten zum Opfer zu 
bringen. Mochten Fälle der Art häufig fein oder nicht, zweifellos ließen ſich 
ime Möglichkeiten nicht ausfchliegen und der Ausweg, den man im Ernfte 
verihlug, nach Analogie des englifchen Spezialverdictd® dem Yunbes - Ober: 
bandelögericht zu geftatten, feine Entſcheidung mit einer durch das hödhfte 
Territorialgericht auszufüllenden Lüde zu erlaffen, oder wie Andre wollten: 

32* 
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das Handelsgericht zu binden an die vom Territorialgericht befolgte Maxime, 
das Alles ließ ſich doch in Wahrheit practiſch nicht einführen, ohne aus dem 
neu zu gründenden Gerichtshof eine Inſtitution zu machen, in welche ein: 
zutreten einem Manne von perjönlichem Stolze faum möglich geweſen wäre. 
Und andrerjeits, wenn man fi umfah unter den höchften Gerichten der wer: 
Ihiedenen Staaten, mo war denn nicht eine® oder das andere, bei welden 
man häufig genug im eigenen Lande die Klage hörte, daß die althergebragt: 
Auffaffung, das „Präjudiz“ zu einem Vorurtheil ausgeſchlagen jei, gegen welches 
Wiſſenſchaft und Leben umſonſt Proteit erhoben? Wenn man nicht läugnen 
tonnte, daß bie und da das Bewußtſein: der letzte Richter zu fein, mehr 
ala billig in die Waage geworfen wurde, war es da nicht vielleicht gerad 
und erwünjdt, vom Standpunft der Nation aus darauf hinzumweifen, daR aud 
bier es fih nur um einen Theil handle, über welchen hinaus der Werth de 
Ganzen in Trage fomme? Wir haben dabei injonderheit das Berliner Ober 
tribunal im Auge Was auch einzelne feiner Mitglieder zu feiner Bertha. 
digung gegen das neue Organ vorbringen mochten; jo jehr fie aud auf die 
numerifhe Präponderanz als genügende Urſache dafür hinwieſen, die übrigen 
Bruchtheile dann nöthigenfals den preußiichen Inſtitutionen zu affimiliren; 
der Kundige hatte vor Augen, daß die geiftige Autorität de Obertribunals 
durchaus nicht feiner numeriſchen Unterlage entipredhe und daB von cine 
indirecten Controle fein Nachtheil, vielleicht gar Segen zu erwarten fei. 

Jene Bedenken aljo, melde die Windthorft, Reichensperger, Walded. 
Bähr gegen den Vorſchlag erhoben, in der Mehrheit des Reichstages fanden 
fie feinen Boden. Unfer Bolt beginnt dem Bopanz der Confequenzen mil 
dreiftem Schritt unter die Augen zu treten, es läßt ſich nicht mehr einſchüchtern 
durch die Autorität des Prinzips. Diefer Muth der Inconjequenz bezeichnet 
einen eminenten Fortſchritt unferer nationalen Entwicklung, denn unverkennbai 
haben ganze Generationen ſich nicht aus den Ketten der Folgerungen erhoben, 
die aus anerkannten Sätzen hergeleitet wurben. Aber das Leben und iem 
Bebürfniffe find nicht logiſch zu befriedigen und jene conitruirende Weisheit 
bietet ihm einen Stein ftatt des Brodes. 

Am 12. Juni 1869 erſchien das Gejek im weſentlichen unverändert 
Seitens des Reichstags. Das „Bundes Oberhandelögericht" wurde errigte 
mit einem tat von 62,600 Thlr., wir wollen gleich hier Hinzufügen, dat 
derjelbe fih für 1871 um 4000 Thlr. verringerte, Dagegen für 1872 af 
73,800 Thlr. geftiegen ift, darunter der Gehalt des Präfidenten mit 7000, 
des Vicepräfidenten mit 4500, der 16 Räthe mit je 3300 Thaler. — Als 
Sig wurde dem Gericht die Stadt Leipzig geſetzlich zugewieſen. Freilid 
fehlte e8 nicht an ernfthaften und jpottenden Einwänden, die „große Seeſtadr 
für ein Gericht zu wählen, welchem auch die Seerechtsſachen zufallen jollten, — 
ging man doc von einer Seite fogar foweit, eine Abtrennung eines Spezial: 
gerichtshof® von diefem Spezialgerihtshof vorzujhlagen und ein Bunde: 
Geegericht einer der etwas verftimmten Hanjeftäbte zu weihen, — allein im 
Ganzen ließ fich die Wahl der Stadt als eine fehr glüdliche bezeichnen. Bor Allen 
war es feine Refidenz; alle jene perfönlihen Beziehungen fehlten, welche 
in der Nähe des Fürſten und der Miniſter jo leicht Einfluß, wirklichen oder 
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vermeintlichen gewinnen, beides für die Juſtiz gleich ſchlimmer Bedeutung. 
Sogar die Gegner der ganzen Einrichtung wünſchten, daß in Berlin bie 
Wilhelmsſtraße ferner von der Lindenftraße liege, und es ift mohl nicht zu= 
fällig, daß der Ruf des Kammergericht3 am größten mar, als der König in 
Potsdam refidirte. — Dann mar Leipzig ein großer Handelsplatz und eine 
Stadt, die fih dur Friiche und einen über das „engere” Vaterland hinaus 
gehenden Blick ſtets rühmlich hervorgethan hatte, die zudem in einer unge: 
wöhnlich aufblühenden Univerfität Garantien nicht gering zu fchätender Art 
bot gegen die Möglichkeit jenes Einſchrumpfens, welches nicht felten die geiltigen 
Spigen kleinerer Städte befällt. — Es war endlich feine preußifche Stadt, 
und wer fich mit Klarheit jener Zeiten zu entfinnen weiß, in denen die Gottes⸗ 
gabe eines deutichen Vaterlandes noch nicht in unfern entzüdten Händen lag, 
der weiß auch, von welcher politifchen Bedeutung es war, daß man den Sik 
des höchiten Gerichts nicht in eine preußiſche Stadt verlegte Der Süden 
Deutihlands hatte fich von jener Panik erholt, welche es ihm 1866 als eine 
Wohlthat erſcheinen Tieß, wenn nur Preußen das ganze Land nehme und ber 
mit Händen zu greifenden Mijere ein Ende made; mit wachem Mißtrauen 
ſah man auf den Norddeutſchen Bund und. alle die geſchickt gruppirten Statiften 
der klerikalen Patrioten hafchten nad) jedwedem Vorwande, um das verzerrte 
Schredbild der „Verpreußung“ den gläubigen Ohren zu predigen. Doppelt 
wihtig war es, daß die erite gemeinfame Anlage nicht einmal auf preußiichem 
Boden wuchs; durch und durch ein fächfilches Kind zeigte fie am beiten, mas 
65 mit jenem Gerede auf ſich hatte und bot in ihrer lokalen Lage fchon bie 
Hand gleichjan zum Beitritt der fühdeutfchen Staaten, der materiell und wohl 
auch formell kaum lange auf ſich hätte warten laſſen, ſelbſt wenn die fengenbe 
Gluth des Krieges nicht die Frucht gezeitigt hätte, 

Die Ernennung der Gerichtsmitglieder auf den Vorfchlag des Bundes: 
rathes wurde durch F 3 des Geſetzes dem König von Preußen zugewieſen, 
$ 6 erklärt nur ſolche Juriſten für fähig, welche in ihrem Lande einen oberen 
Richterpoſten befleiden oder an einer deutfchen Univerfität als ordentliche 
Frofefforen angeftellt find. Der von Walde ausgeſprochene Wunſch, wo 
möglich feine oder wenigſtens nur norddeutihe Profefforen für zuläffig zu 
erklären, Diefer Wunſch fand Feinen Anklang. PVerftändiger Weile lag nicht 
der mindeite Anlaß vor, einen fo beträchtlichen Factor juriftiichen Lebens auf 
Grund eines Vorurtheils auszufchließen und die Erfahrung kurzer Zeit hat 
bereits dargethan, wie tüchtige Kräfte dadurch dem Gericht zugängig gemacht 
iind, | 

Inzwifchen erfolgten die Ernennungen. Unter dem 14. Januar 1870 
wurden im B.:G.:B. die Namen veröffentliht. Zum Präfidenten wurde 
ernannt der preußiiche Geheime Ober⸗-Juſtizrath, vortragender Rath, im Juſtiz⸗ 
minijterrum Dr. Pape, der bereitö im Reichstage den Entwurf eingeführt und 
als Commiſſar vertreten hatte; — zum Picepräfidenten der Oberappellations- 
gerichtsrath Dr. Drechsler, Mitglied des hanſeatiſchen Überappellationsgerichts 
u Lübeck; zu Räthen: der ſächſiſche Oberappellationsgerichtsrath Ponath, der 
preugiiche Obertribunalsrath Kosmann, der Obertribunalsrath Schmit, (der dem 
theiniſchen Senat angehörte), der Oberappellationsgerichtsrath Gallenfamp zu 
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Berlin, der Obertribunalsrath Hoffmann, der Appellationsrath Fleiſchauer zu 
Magdeburg, der Juſtizrath Dr. Schliemann zu Schwerin 1), der Obergerichts: 
vath Dr. Boiflelier zu Bremen, endlich Profeſſor Dr. Goldſchmidt zu Heibel: 
berg. Zu diejen neun Mitgliedern famen unter dem 23. Yuni 1870 nod 
drei weitere hinzu, der berappellationsgerichtsrath Dr. Voigt zu Xübed, der 
Obertribunalsrath von Vangerow und der jähfiihe Appellationsrath Werner 
zu Xeipzig. 

Allen Wünſchen gerecht zu werden war felbitverjtändlich auch bier nichi 
möglich. Preußiſches, gemeines, franzöfifches, ſächſiſches Recht waren vertreten: 
am jchlimmften fuhren die Kleinen thüringifchen Staaten, deren Gruppe mit 
ihrem vielfach verzwidten Rechte völlig unvertreten blieb, obſchon gerade in 
ihr ein Mann arbeitete, welchen die Stimme der Kundigen wiederholt als 
wünſchenswerthes Mitglied bezeichnete. Weniger begründet erjcheinen ung die 
im großherzoglich heſſiſchen Landtage laut gewordenen Klagen, daß Heilen 
unvertreten jei, dort find die Schwierigkeiten nicht fo groß, daß fie nicht leicht 
im Wege der Üfficialcorrefpondenz fi) heben ließen, wozu es dem großber: 
zoglihen Juſtizminiſterium nicht an Anlaß fehlen konnte. 

Bon der Ernennung eines ftaatsanwaltihaftlihen Beamten nahm man 
vorläufig Abſtand. Hinfichtlich der fchriftlih abzugebenden Requiſitorien fun: 
girte der betreffende Generalitaatsanwalt des Territoriums, für mündliche 
Anträge gab $ 20 des Geſetzes vom 12. Juni 1869 dem Präjidenten auf, 
ein Gerichtömitglied mit der ſtaatsanwaltſchaftlichen Function zu beauftragen. 
Nur einmal, in einer rheinhefliichen Caſſationsſache trat in Folge diefer Bor: 
ſchrift das jüngfte Mitglied des Gerichts ala Staatsanwalt auf. — Auch 
heute noch, wo Eljaß und Lothringen dem Oberhandelögeriht ala Caflations: 
inftanz untergeben find; befindet fi) fein Staatsanwalt bei den Gericht, viel 
mehr hat bis zur Anftellung eines bejondern Beamten der Präjident ein 
Mitglied des Oberhandelsgerichts, einen in Leipzig angeitellten Staatsanwalt 
oder einen dort wohnhaften Advocaten zu ernennen. Bislang ijt davon noch 
fein Gebrauch gemacht, da überhaupt erft eine einzige Sade aus Elſaß- 
Lothringen eingegangen ift, in welder es ſich — um 1 Fr. handelt. 

Die Secretäre des Gerichts werden nah F A des Geſetzes durch den 
Yundestanzler ernannt; gewählt wurden zu Secretären der Kanzleirath Berger 
zu Berlin und der Afjeffor von Tümpling zu Leipzig, (jpäter noch der We: 
zirfögerichtsjecretär Pötzl zu Münden); — zu Kanzleijecretären: die Herren 
Neumann und Wild. Nachdem endlich der Präfident jelbit das erforderlid« 
Subalternperjonal (1 Botenmeifter und 2 Kanzleidiener) angeitellt hatte, er: 
folgte Durch Verordnung vom 22. Juni 1870 die Feſtſetzung der Eröffnung 
des Gerichts auf den 5. Auguft. 

An einem würdigen Gebäude fehlte es nun freilich in Leipzig gänzlich; 
man war genöthigt ein erfauftes Privathaus jo gut es eben ging, zum Ge- 
richtsgebäude umzugeftalten. Aber wenigſtens wollten die Leipziger den Tag 
der Eröffnung feierlich begehen, zumal man fi der Hoffnung bingab, ben 
Kanzler Grafen Bismard felbft erjcheinen zu ſehen. Da braden jene 
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blutigen Wirren berein und unter dem Sanonendonner der deutichen Siege 
trat ſtill und geräuſchlos das Bundesgericht ind Leben. Was fonft in ganz 
Teutihland die Herzen zu diefem Ort gelenkt hätte, diefer Act, der den ficht- 
baren Grundftein legte zur Erfüllung fo lang und heiß gehegter Wünfche- 
des gefammten Volkes, jest vollzog er fich faft unbeachtet. Aber ſchon daß 
er fi) vollzog, da8 war ein redend Zeichen deuticher Kraft, welche die Gejeße 
nicht jchmeigen Tieß unter dem Toben der Waffen, fondern Werke des Kriege 
und des Friedens getroften Muthes nebeneinander ftellte. 


Beraten wir nunmehr den Wirkungsfreis, ber dem neuen Gericht zu: 
gewiejen war. 6 13 des Geſetzes beftimmt: 
Handelsſachen i im Sinn dieſes Geſebes ſind diejenigen bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, in welchen durch die Klage ein Anſpruch 
1) gegen einen Kaufmann (Art. 4 A. D. H.-G.-B.) aus deſſen Handels⸗ 
geſchäften (Art. 271—276 daſelbſt), 
2) aus einem Wechſel im Sinne der Allgem. Deutſch. Wedi.-Ordnung, 
3) aus einem der nachſtehend bezeichneten Rechtsverhältniſſe geltend 
gemacht wird: 

a. aus dem Rechtsverhältniß zwiſchen den Mitgliedern einer Handels⸗ 
geſellſchaft, zwiſchen dem ſtillen Geſellſchafter und dem Inhaber 
des Handelsgewerbes, ſowie zwiſchen den Theilnehmern einer 
Vereinigung zu einzelnen Handelsgeſchäften oder einer Vereinigung 
zum Handelsbetriebe (Art. 10 H.:©.:3.), ſowohl während des 
Beftehens, ala nach Auflöfung des geſchäftlichen Verhältniſſes, 
ingleihen aus den NRechtöverhältniffen zwiſchen den Liquidatoren 
oder den Borftehern einer Handelögejellfchaft, und der Gefellichaft 
oder den Mitgliedern derjelben; 

b. aus dem Rechtsverhältniſſe, welches das Recht zum Gebraude 
der Handelöfirmen betrifft; 

c. aus dem Rechtöverhältniffe, welches durch die Veräußerung eines 
beitehenden Handelsgeſchäfts zmwiichen den Contrahenten entiteht; 

d. aus dem Nechtöverhältniffe zmwiihen dem Procuriften, dem 
Handlungsbevollmädhtigten oder dem Handlungsgehülfen und dem 
Eigenthümer der Handelsniederlafjung, ſowie aus dem Rechts⸗ 
verhältniffe zwifchen einer dritten Perſon und demjenigen, welcher 
ihr als Procurift oder Handlungsbevollmädtigter aus einem 
Handelsgeſchäfte haftet (Art. 55 H.-G.-B.); 

e. aus dem Rechtsverhältniſſe, welches aus en Berufsgefchäften 
des Handelsmäflers im Sinne des A. D. H..6.:B. zwiſchen diefem 
und den Parteien entiteht; 

f. aus den Rechtsverhältniſſen des Seerechts, insbefondere aus 
denjenigen, welche auf die Rhederei, die Rechte und Pflichten 
des Rheders, des Eorrefpondent-Nheders und der Schiffabejagung, 
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auf die Bodmerei und die Haverei, auf den Schadenerſatz im 
Falle des Zufammenftoßense von Schiffen, auf die Bergung 
und Hülfeleiftung in Seenoth und auf die Anſprüche der Schiffs: 
gläubiger fich beziehen. 

Sit nad den Landesgeſetzen die Klage noch in anderen als ben vor: 
ftehend unter Nr. 1— 3 bezeichneten bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten vor dat 
Handelögeriht eriter Inſtanz gewiefen, fo find auch diefe Rechtöftreitigfeiter 
als Handelsſachen im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen.“ | 

Die 66 14 und 15 feßen feit, dak im Fall einer Klagenhäufung oter 
einer Wiederklage, fofern es fih um Entſcheidung beider in einem Urtkel 
banbelt, die werthvollere Sadje die Kompetenz beftimmen joll und daß über 
einen Widerſpruch Seitens Dritter gegen Arreft oder Vollitredung die Regeln 
von 6 13 felbftändig zur Anwendung zu bringen, derjelbe alſo nicht ſchon 
dadurch zur Competenz des Oberhandelsgerichts erwächſt, daß er in an 
Handelsſache hinein erhoben wird. In gleicher Weiſe gilt dies von Ein: 
wendungen, welche die Parteien jelbit im Zwangsvollſtreckungsverfahren erheben; 
auch fie unterliegen der Competenz nur, fofern fie jelbftändig eine Handels 
ſache bilden. 

Zunächſt fällt in die Augen, daß die Qualität der Sache nur ein jeun | 
däres Moment für die Competenzbegründung geweien iſt. Nicht alle Handel: 
fahen kommen in der letzten Inſtanz an das Oberhandelsgericht, jonden 
wenn wir vom Seereht und vom Wechſel abjehen, nur diejenigen, in denen 
der Kaufmann der Beklagte if. Es Tiegt zu Tage, daß ein Prinzip hierin 
nicht obmwaltet und in der That find es lediglich Utilitätsrüdfichten gemeien, 
die einer folhen Beichränktung das Wort redeten. Dean fürdtete mit Redt, 
"die Competenz gleich im Anfang ſo weit zu ftellen, ehe noch der Gerichtsboi 
fih in die fchwierige neue Pofition gefunden, fi) jo zu fagen bewährt hatte 
Se mehr man die Notwendigkeit anerkannte, alle Staaten womöglich bei der 
Bertretung zu berüdfichtigen, um fo mehr mußte man aud die Pflicht fühlen, 
diefen neuen Gerichtstörper erft zuſammenwachſen zu laſſen und das mar 
offenbar nur dann möglih, wenn man die Geſchäftslaſt mäßig machte, io 
daß ein Gericht fie bewältigen konnte. Im Zuſammenhang mit dieſem Ge: 
ſichtspunkt ftand die Vorſchrift des Geſetzes, daß nur duch Beſchluß dei 
Bundesrathes eine Theilung in Senate geitattet fein folle; Hätte man, mie 
das im Neichötage gewünfcht wurde, alle Schleußen auf einmal geöffnet, io 
würde es unmöglich geworden fein, die dringend wünſchenswerthe Verſchmelzung 
der fo plöglih zufammengerufenen Mitglieder herbei zu führen. 

Mir verfennen dabei keineswegs, eine wie bedeutende Erleichterung hin: 
fihtlich der Competenzbeftimmung durch die Vorfchrift gegeben wäre, weldk 
alle Klagen aus Handelsgeſchäften vor das Oberhandelögericht vermieie, erit 
dadurch kann jener einheitlihe Standpunkt zum wirklichen Ausbrud gelangen, 
den man als Ziel vor Augen hatte und offenbar ift nicht der mindefte innere 
Grund vorhanden, diefelbe Rechtöfrage vor dieſes oder jenes Gericht zu bringen, 
je nachdem dieje oder jene Partei ald Kläger thätig wird. Es erſcheint uns 
aud zweifellos, daß hier die Geſetzgebung eingreifen und ben bereits von 
Leffe gemachten Vorſchlag annehmen, die Competenz an den Begriff Handels 
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Sache” anlehnen wird, jobald man das Gericht ſelbſt als genügend firirt an- 
iehen kann. Das ift um jo weniger zu vermeiden, weil die Crörterung der 
stage: wer im Sinn bes Gefetes „Kaufmann“ je, ohne allgemein anerkannten 
Anhalt if. Allein für den Anfang der Thätigkeit war unfrer Anficht nad) 
der gewählte Weg der vorzüglichere. 

Jene Bahn der Erweiterung ift inzwilchen- fchon beſchritten durch die 
Borihrift des Geſetzes vom 11. Juni 1870, weldes die Commanditgeſell⸗ 
idaften auf Actien, die Actiengefellichaften und die eingetragenen Genoffen: 
ihaften ohne Rüdficht auf die Natur ihrer Betriebsgefhäfte zu Kaufleuten im 
im des Geſetzes erklärt hat. . 

Gleichzeitig wurden dem Gerichtshofe noch zugewieſen durch Geſetz vom 
I. Juni 1870 die Entihädigungsaniprühe aus der bundesgefehlihen Auf: 
bebung der Abgaben von der Flößerei und (durch Geſetz vom 11. Juni 1870) 
die bürgerlichen Rechtäftreitigteiten fammt den ſtrafrechtlichen Folgen in Nach— 
drudsjachen. 

63 fragt ſich nun, melden Charakter hat diefe Competenz? 

Nah 5 12 des Gefebes tritt das Oberhandelsgericht an die Stelle des 
ſonſt berufenen höchſten Territorialgerihte. War dadurch ſchon der Regel nad) 
ane Ausſchließliche Kompetenz geichaffen, fo wurde zum Veberfluß die Un: 
zuläſſigkett der Actenverſendung noch ausdrüdlich ausgejprohen. Dan kann 
seutlicher nicht erflären, was man ja überdies für jeden Unbefangenen kaum 
nöthig hatte auszufprechen, daß es fich nämlih um ein forum privilegiatum 
causse handle, deflen Grund in publiciftiihen Erwägungen zu erbliden war, 
in dem Beſtreben nämlich, die Einheit der Rechtspflege auf diefem Gebiete 
völlig fier zu garantiren. Wurden Doch im Reichstage ſogar Bedenken laut, 
od man ohne Gefährdung des Zwedes den höchſten Territorialgerichten es 
überlaffen könne, aus ihrem Competenzbereih die Handelsſachen auszufondern 
und jolhergeftalt die Gefchäfte des Bundesgericht ohne Schranken zu be: 
timmen; ob es nicht richtiger fei, das Oberhandelägericht jelbft diefe Aus- 
'onderung vornehmen zu lafjen. Darauf jedoch verfielen auch die größten 
Steptiter nicht, dag es den Parteien zuftehen könne, das Handelsgericht durch 
Trivatvereinbarung auszufchließen und in der That reichen die einfachiten 
Kenntniffe aus, um zu wiflen, daß jus publicum privatorum consensu 
matari nequit. Um ſolches jus publicum handelt es ſich ohne allen Zmeifel; 
man braucht nur einen Blick in die Verhandlungen des Reichstages über Die 
Regierungsvorlage zu werfen, um fofort zu erkennen, daß es ſich darum 
handelte, nicht etwa ein perfönliches Privileg für den Handelsſtand zu fchaffen, 
'ondern die inheit des Rechts auf dem einichlagenden Gebiete ficher zu 
tellen Während man darüber fonjt allermärts einig ift, hat das Dresdner 
Iberappellationögericht einen Standpunft eingenommen, der damit in offenen 
Biderſpruch tritt. Bei dem über den Hoftheaterbrand zum Austrag gekommenen 
Fechtsſtreit zwifchen dem fächfifchen Fiscus und der Magdeburger Feuerver— 
herung iſt dieſer Standpunkt des breiteren dargelegt; wir ivollen einen 
Augenblid näher darauf eingehen. 

Das Dresbner Oberappellationsgeriht hat ſich die jelbftändige Anficht 
gebildet, daß feinem eigentlichen Zwecke nach das Oberhandelsgericht nur über 


506 XIV. Die Rechtäpflege beö deutſchen Bundes-Oberhandelsgerichts. 


Handelsgeſchäfte entſcheiden ſolle, obgleich das Geſetz von der Auffaſſung 
ausgeht, daß „Handelsſachen im Sinne dieſes Geſetzes“ vor das Oberhanbels: 
gericht gehören und Art. 274 mit ſeiner allgemeinen geſetzlichen Präſumtion 
einer ſolchen Argumentation dem zur Seite ſteht. Auch dieſe beſchnittene 
Competenz aber ſieht das Dresdner Gericht ala die möglichſt eng zu inter: 
pretirende Ausnahme an, neben welcher die territoriale Juſtizhoheit als du 
Regel ſteht; aus ſolchen Erwägungen ift ſchon in anderen Fällen die irrige 
Anjicht hergeleitet, ala ob Actiengefellfchaften, die auf Gegenſeitigkeit beruhen, 
nicht das Oberhandelsgericht ſortiren, weil ſie — nicht auf Gewinn ausgehen: 
ein Geſichtspunkt, für welchen es an jedem geſetzlichen Anhalt fehlt. Noch 
weiter vom Geſetz aber entfernt ſich der Gedankengang des Gerichts in der 
Hoftheaterbrandſache. 

Nah dem F 14 der Verſicherungsbedingungen ſchließt die Magdeburger 
Teuerverfiderung die Competenz der Handelögerichte für die aus den Ber: 
fiherungen entſtehenden Streitigkeiten aus. Nach den Regeln der Auslegungs: 
funft, jagt das Dresdner Gericht, feien durch compromifjariide Wahl des 
ordentlichen Gerichts die Handelögerichte ausgeſchloſſen; eine folche freimillige 
Prorogation des Gerichtsſtandes fei auch in Handelsſachen zuläfjig, das habe 
dad Oberappellationsgericht wiederholt ausgeſprochen. Die Parteien Härten 
auch felbit die Zuftändigfeit des ordentlihen Gericht? erjter Inſtanz nick 
bezweifelt, Bellagter habe dort noch mit dem Kläger über das Verfahren 
compromittirt. Die beklagte Feuer: Berfiherung fei der Anſicht, daß Diele 
Compromiß nur auf die untere Inſtanz Wirkung äußere, allein für dieſe 
befhränfende Auslegung gemwähre $ 14 der Verfiherungs: 
bedingungen fein Anhalten, da derjelbe im Allgemeinen dit 
Handelsgerichte erwähne und aud das Bundes-Oberhandels- 
geridt feiner Beftimmung und feinem Wirktungstreiie nad 
einzur Entiheidung über Handelsſachen berufener Gerichtsho 
ſei.! Dazu komme noch, daß jeder Prozeß ein Ganzes bilde und demgemäß (?) 
an die Zujtändigfeit des Gerichts, bei welchem die Klage anzubringen, ſich vor 
jelbft die Competenz der diefem Gerichte ald obere Inſtanzen verfaſſungsmäßig 
vorgejeßten Spruchbehörben fchließe. „Da die Zujtändigfeit der Handelsgerichte 
vorzugsweife (?) von der Eigenſchaft der ftreitigen Rechtsſache abhängt, 
fo (?) läßt fich nicht zugeftehen, daß eine und diefelbe Sache in der einen Jn: 
jtanz als Handelsſache und in der anderen als gewöhnliche bürgerliche Rechts 
ftreitigfeit behandelt werden dürfte Es ift daher (?) auch der Satz, daß für 
die Zuftändigkeit des Bundes-Oberhandelsgerihts darauf, vor welchem Gericht 
die Sache in der Unterinftanz anhängig geworden, gar nicht anfomme, im 
folder Allgemeinheit (!) nicht begründet.” Der Parteivereinigung fei nur ber 
Wille unter zu legen, „daß ihre Rechtöftreitigfeiten, auch wenn fie ald Handels: 
jachen zu betrachten, doch formell, in prozejjualer Beziehung nicht alö 
ſolche, fondern als bürgerliche Rechtsftreitigleiten behandelt werden follen. 
Diefer Vereinbarung jtehe weder das öffentliche Recht, noch eine fpezielle An: 
ordnung entgegen, denn die Gerichtsftände unterliegen der Parteidispoſition. 
infofern die prorogatio fori nicht in befonderen Fällen aus Gründen des 
öffentlichen Rechts verboten fe. Die Einführung bejonderer Handelsgerichte 
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liege lediglich (?) im Intereſſe der Betheiligten und das Bundesgefeb vom 
12. Juni 1869 endlich erkläre nur im 6 12, daß die Zuftändigfeit des 
Yundes:Oberhandelögerichts durch Actenverſendung an juriftiiche Sprucheollegien 
und Facultäten nicht ausgeſchloſſen werde, enthalte aber feine Be: 
timmung, welche auf Fälle dervorliegenden Art anzuwenden 
ware, — 

Aber der Abi. 1 des 6 12 jagt: 

„Das Bundes-Oberhandelsgericht tritt in Handelsſachen an die Stelle 
des für Dad Gebiet, in welchem die Sache in erfter Inſtanz anhängig ge 
worden ilt, nach den Landesgefegen beitehenden oberiten Gerichts: 
hotes mit derjenigen Zuftändigfeit, welche nach diefen Landesgeſetzen dem 
oberiten Gerichtöhofe gebührt.“ 

Chne Auslegungsfunft fieht Jedermann ein, daß das Dresdner Ober: 
eppellationsgericht für „Handelsſachen im Sinn diejes Geſetzes“ rechtlich nicht 
mehr beiteht, Die Sache für eine Handelsjadhe erflären und fie beurtheilen, 
das iſt ihm rechtlich unmöglich. 

Uebrigens dürfte das Ober: Appellationdgeriht in einiger Verlegenheit 
jem, wenn man ihm Angelichts feiner Aeußerung, „daß fich nicht zugeſtehen 
lajie, dak eine und diejelbe Sache in der einen Inſtanz als SHandelsjache 
und in der anderen ald gewöhnliche bürgerlihe Rechtsſtreitigkeit behandelt 
werden dürfte”, — die Frage vorlegte, ob denn nicht im Königreich Sachſen 
alte Handelsjachen in der zweiten Inſtanz als gewöhnliche bürgerliche Rechts- 
"reitigteiten behandelt werden? 

Tiejer Fall ift der einzige, in weldem die Competenz des neuen Ge— 
richts verlett wurde und im Gegenſatz dazu ift anzuerkennen, daß von Seiten 
des Berliner Ober: Tribunals derjelben möglichiter Vorſchub geleiftet wird. 
Tor hat man nit nur alle Berficherungsfragen, fondern auch Klagen gegen 
frühere Kaufleute wie gegen die Erben des Kaufmanns aus feinen 
Sandelögejchäften ohne Zögern zur Cognition des Oberhandelsgericht3 ver: 
wieſen, in richtiger Weile den Geiſt über den Buchſtaben ftellend. Nur bei 
deſer Auffaffung unterliegt e8 feinem Bebenfen, wenn $ 21 dem zuerit an- 
gerufenen Höchiten Gericht die Befugniß beilegt, die Competenzfrage endgültig 
zu regeln. 

jreilih dürfen wir nicht verichweigen, daß das Obertribunal wiederum 
in der ZJumeijung der Saden über diejenigen Gränzen hinausgeht, melche 
vom Gejeßgeber geaogen find. Im 3. Bande der Entideidungen des Ober: 
bandelsgerichts S. 196 finden wir jetzt eine offene Klage darüber ausgeſprochen, 
daß man in Berlin Sachen der Entſcheidung des Oberhandelsgerichts zuweiſt, 
welche in keiner wahrnehmbaren Verbindung mit der Aufgabe des Gerichts 
chen und dieſem geſetzlich völlig fremd find. So hat das Oberhandelsgericht 
varüber zu enticheiden gehabt, ob nad dem für Neuporpommern am 21. März 

:865 erlafjenen Pfandgeſetz eine Yubdicatforderung auf die Immobilien des 
Schuldners im Crecutionsmwege eingetragen werden könne oder nicht; in einem 
anderen Falle handelt es ſich lediglich darum, ob ein Fiquidat nad) den Be 
'immungen des neuvorpommerijchen Pfandrechts als hypothekariſche oder ala 
Chirographar⸗Forderung zu lociven fei. Wiederholt ift Alles, was aus einer 
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urfprüngliden Handelsſache ſich entwidelt hatte, unbefehens nad) Leipzig ver: 
fandt worden, ganz ala ob die Vorfchrift des F 15 des Gefebes vom 12. 
Juni 1869 nicht eriftirte, die doch klar ausſpricht, daß alle Fragen des 
Arreftes und der Erecution nur dann zur Competenz des Oberhandelsgerichts 
gehören, wenn ihnen jelbitändig die Qualität der Handelsſache im Sim 
des Gefees beimohnt. — Zum Theil mag diefe Erſcheinung ihren Grund 
darin haben, daß die preußiichen Untergerichte nicht die Wechſelſachen ohne 
Weiteres nad) Leipzig einfandten; es entfteht jo in Berlin eine übermäßige 
Anhäufung von zu fihtendem Material und während das einerſeits zu einer 
nicht unerheblichen Berichleppung führt, erzeugt es anbererfeits die Gefakr, 
daß jene Sichtung felbit einen etwas zu mechaniſchen Charakter annimmt. 


Die Stellung des Gerichts erhielt nun aber eine wejentliche Verfchiebung 
durch die Vorihrift, daß auch Hinfichtlich der Prozedur daffelbe für das hödjte 
Territorialgericht eintreten follte. 

Dadurch wurde vor allen Dingen das territoriale Gebiet weſentlich ver: 
engt. Ganz Hannover fiel heraus, da feine Prozeßordnung nur in einzelnen 
Fällen die Anrufung der höchſten Inſtanz geftatiet, Fällen von folder Grok- 
heit, daß fie in der Praxis fich fo gut wie gar nicht ereignen. — Für Rat 
& 2. find erft im Jahre 1868 durch ein Organifationsgefet vom 1. September 
alle Handelsgerichtsfachen den Juſtizämtern zugewiefen und dadurch von it 
Dberappellation vollftändig ausgeſchloſſen. — Hinſichtlich Altenburgs beitand 
bereit8 in Jena die interpretation des Wortes „Commerzſachen“ dahin, def 





nur Handelspolizei-Saden darunter zu verftehen feien, fonjt gäbe es aud 


dort für Handelsfadhen Feine dritte Inſtanz. Weimar endlich und Boburg: 
Gotha haben, wenn wir recht berichtet find, die Anrufung der britten Jnitan: 
in Wechſelſachen ausgeſchloſſen. 

Dieſe Gebiete blieben alſo gänzlich außenvor und liefern eine Illuſtration 
zu der Geltung von Neichsgejeben, die dort angewandt werden können, wies 
beliebt. Aber aud in den übrigen jchuf die Verfchiedenartigfeit der Prozedur 
einen verjchiedenen Grad bes Einfluſſes. Während beiſpielsweiſe Hamburq 
mit feinen duae conformes jest da8 Bundes: Oberhandelögericht fo gut mt 
früher das Lübecker Oberappellationsgericht zurüd wies, brachte aus Preußen 
ein Differenzpuntt von 500 Thlr. die Sache zur eigentlichen dritten Ent 
ſcheidung, die aber auch auf dem Umwege einer erfolgreichen Nichtigkeit 
beſchwerde für Kleinere Objecte herbeigeführt werden konnte. “Die rheiniſchen 
Sachen hielt die hohe Succumbenzſtrafe fern, die factiſch den eigentlichen 
Schwerpunkt der Juſtiz in die zweite Inſtanz verlegt; von Sachſen her fonntt 
ihon bei 200 Thalern die Anrufung in derfelben Sache erfolgen, je © 
tonnte fogar das Bundes: Oberhandelögericht gezwungen werden, jeine chen 
abgegebene Entſcheidung nochmals zu prüfen und zu wiederholen. Don Rbem 
befien fam das unverkürzte franzöfiiche Nichtigkeitsverfahren mit der jelb- 
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jtindigen Crörterung der Admiſſionsfrage; aus dem übtigen Großherzogthum 
mie aus Frankfurt breite weitichweifig angelegte Schriftſätze. Was aber 
ihlimmer als alles Uebrige: die ſchriftliche Prozedur mit dem bloßen 
Referenten in geheimer Situng trat vollaus neben die mündliche Verhandlung 
durh Anwälte. 

Dieſer lebtere Umftand hatte mißliche Folgen im Uebermaaß. Nicht 
nur, daß die Zeit und Arbeitskraft des Gerichtshofes durdy das in's maſſen⸗ 
bafte angeichwollene Material nutzloſer Weife vergeudet wurde, es war da⸗ 
durh auch ſchlechterdings unmöglich, den Sprüchen des Gerichts in wirklicher 
Ueberficht zu folgen. Heute legten die Parteien in vollem Ernſt mit allem 
Material dem Gericht eine Frage vor, die dafjelbe geitern vielleicht in geheimer 
Situng entichieden hatte. Freilich thaten fich einzelne Mitglieder des Gerichts 
wiammen, um bie erheblihen Entſcheidungen zu veröffentlihen, zuerſt als 
Beilage zu der Goldſchmidt'ſchen Zeitfchrift, ſpäter ſelbſtändig; allein dieſe 
Tublifation erfolgte felbitredend für den chen erwähnten Zmed nicht fchnell 
genug und fie mar amdrerjeit3 die einzige, welcher alles Material zur 
Verfügung ftand, während die von Stegemann und von Salm veröffentlichten 
Entjcheidungen vorwiegend dem öffentlichen Verfahren entnommen werben 
mußten. So wurde es unmöglich, in den Streifen der nur beim Oberhandel3- 
geriht arbeitenden Anmälte diejenige lebendige Tradition zu ſchaffen, welche 
eine unerläßlihe Vorausſetzung raſcher und correcter Geſchäftsführung bildet. 

Uns will es jcheinen, als ob eine Novelle über das Verfahren vor dem 
Gerichtähofe. jelbft eine große Erleichterung geweien wäre. Wohl jehen wir 
an, daß eine Aenderung der particularredhtlichen Prozepgefeßgebung für Die 
dritte Inſtanz mit unüberfteiglihen Schwierigkeiten verbunden war, jobald 
man die Enticheidung einmal nicht in die Hand des Unterrichterd legen wollte, 
mogegen insbejondere vom Standpunkt des preußiichen Rechte aus gemichtige 
Bedenken jprechen. Allein das hätte unjeres Erachtens geichehen jollen, daß 
man nad der Zumeilung der Sache an das Bundesgericht ein einbeit- 
lies Verfahren vorjchrieb und daß man von Bundeswegen den Zuftänden 
an Ende bereitete, wie fie in ben Ländern des fchriftlihen Prozeſſes und 
vorzüglih im Königreih Sachſen beitanden und zu einem wahren Mißbrauch 
der neuen Organijation auöjchlugen. Die ſächſiſche Juſtiz hatte feit lange 
anen Charakter angenommen, der nicht felten die Form als das Entſcheidende 
anjah, das Recht an Kleinigkeiten zu Grunde gehen ließ und die Parteien 
mit Forderungen namentlich des Wortausdruds überjchüttete, denen die Gerichte 
ſelbſt nicht gewachſen waren!). Eine jeder Gefundheit entbehrende Auffaflung 
der Eidesdelation und ber f. g. Eidesſchlüſſigkeit hatte zu unerträglider 
Fedanterie geführt und das Streben nach formeller Eorrectheit war auf einem 
Punkte angelangt, wo ein Unbefangener e8 nicht mehr von dem Suchen nad) 





2) Siebenhaat, Eommentar 2. Aufl. ©. 3, freilich fchreibt: „Leider! hat ber 
alles Gute zerjtörende Zeitgeift nunmehr auch ben Civilprozeß ergriffen und wir haben 
ane fog. gemeinfame Givilprozeßorbnung zu erwarten, welche vorausfihtlidh, wie 
dies das allgemeine deutſche Handelsgeſezbuͤch gethan hat, felbft das Gute, was wir 
bisher hatten, einreißen wird, ohne dafür irgend etwas Beſſeres zu bieten.“ Sieben⸗ 
haar iſt Vicepräſident des Dresdner Oberappellationsgerichts. 
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Mipverftändniffen zu unterjcheiden vermochte. Dieſe Ericheinungen berührten 
den doppelt peinlich, der genau genug unterrichtet war, um zu ſehen, dag in 
der haltlojeften Weife nicht einmal ein gleicher Maßſtab an die beiden Parteien 
angelegt wurde, fondern dag dem Kläger allein die gejammte jtaatliche Autorität 
jich entgegenjtemmte, als ob er von vornherein im Verdacht ftehe, Unrechtes zu 
wollen. So war man dahin gelangt, die Abweiſung des Klägers „in ber 
angebrachten Maaße“ al3 etwas Alltägliches anzuiehen, dem auch der tüchtigſte 
Advocat verfallen konnte. Nimmt man hinzu ein verzweigtes Syſtem durch 
Jahrhunderte hindurch verzettelter Geſetze, prinziplos bis in die neueſte Zert 
geflidt und geändert und mit zahlreichen Strafbeftimmungen durchzogen, eine 
Darjtellungs: und Ausdrucksweiſe noh an den: itaubigen Wuſt vergangener 
- Zeiten ichleppend und bei alledenı jene oben ſchon hervorgehobene größere 
Leichtigkeit der Anrufung, welche doppelt ins Gewicht fiel, da auch das Be: 
weiäurtheil appellabel und jomit derjelben Sache eine achtmalige Beurtheilung 
eröffnet ijt, — nimmt man dies Alles zujammen, jo wird man und darın 
beijtimmen, daß es beſſer geweſen wäre, hier einzufchneiden, und als der Bund 
das nicht that, da wäre es eine Pflicht der fächliichen Geſetzgebung gemeien, 
zu helfen und nicht die gemeinjame Inſtitution in vormwiegender Weile ſäch— 
fifhen Arbeiten zu unterwerfen. Das mar. die unaußbleibliche Folge. an; 
abgejehen von der Schwerfälligfeit der Prozedur, die fih in Ziffern nicht be 
zeichnen läßt, ſpricht ſchon die Zahl der Eingänge einen entjchiedenen Tadel 
gegen Sachſen aus. Nach den officiellen Berichten waren von den 91 Ein: 
gängen bis Ende November 1871 (Schluß des Geichäftsjahres) 41 aus dem Köniy: 
reih Sachſen, während von Preußen im Ganzen nur 28 geliefert wurden; 
Beſchwerden gingen im Ganzen 12 ein und während auf Preußen Davon 
4 kommen, ftammten 8 aus dem Königreih Sachſen. In derjelben zeit 
ſprach das Bundes:Oberhandelögeriht 59 Enticheidungen über materielle Rechts 
mittel, die 33 mal bejtätigend und 26 mal abändernd Lauteten, und von 
diefen letteren 26 Wenderungen fielen 20 auf das Königreich Sadien! — 

Eine zweite Geißel des Gericht? bildeten die Sachen aus dem Groß—⸗ 
herzogthum Heſſen. Freilich hatte man fi) dort vor jenem rabuliftiichen 
Formalismus bewahrt, aber dafür übertraf man den ſächſiſchen Prozeß wiederum 
in anderer Richtung, in Weitfchweifigkeit nämlih und Berfchleppung Wan 
hatte den gemeinen Prozeß mit der Zulafjung aller Inſtanzen gegen jeden 
Zwiſchenbeſcheid, außerdem die gemeinrechtlihe Nichtigkeitsbeſchwerde und 
Reftitution; letztere freilich war an eine Bittfrijt gebunden worden, aber gegen bie 
Verſäumung diefer Bittfriit ließ man wiederum die gemeinrechtliche Rejtitution 
mit vierjähriger Frift zu; fo fam es, daß die heiftichen Prozeſſe das größte 
Actenmaterial aufwiefen und am längiten dauerten. In einer Sade z. ? 
welche 1854 anhängig gemacht wurde, fam es 1867 zur Feſtſetzung ber 
Entihädigungspfliht, daran reihte fi alsdann ein Liquidationsverfahren, in 
welchem nun, im September 1871, das Reichs-Oberhandelsgericht bad Beweis: 
interlocut feftitellte! — Zuläffig würde e8 auch in diefen Sachen fein, bie 
Entſcheidung des Oberhandelsgerichts wiederum bei ihm ſelbſt mit Richtig: 
keitsbeſchwerde und Neftitution anzugreifen, allein dieſer Praris ſächſiſcher 
Anwälte find die heſſiſchen unferes Wiſſens nicht gefolgt. 





XIV. Die Rechtspflege des deutichen Bundes-Oberhandelsgerichts. 511 


Offenbar hätte fich bier auch nicht wie in Sachſen durd einen Federzug 
helfen laſſen, welcher die vierte Inſtanz geftrihen und die Appellationsfumme 
erhöht hätte. Mean hätte den ganzen Prozeß ändern müſſen. — „In einer 
andern Yrage ging die beifiiche Regierung jofort vor, als fich herausitellte, 
bag ihre Geſetze mit dem Gericht fich fchlecht in Einklang festen. Nach einer 
Verordnung vom 18. Juni 1818 war ein rheinheifiiher Caſſationsrecurs 
wie nah franzöſiſchem Rechte zu behandeln. Die chambre des requetes 
beurtheilt zuerjt die Admiſſion, fie weiſt grundlofe Recurſe zurüd, fie läßt 
andernfall® nach vorgängigem Gehör nur des Caſſationsklägers und des 
Staatöprocuratord Diefelben zur Verhandlung vor der chambre civile zu, 
meihe legtere erjt über die Begründung nad) contradictoriihdem Verfahren 
entiheidet. In Darmitadt beitand nun zwar eine chambre des requetes 
io wenig wie eine chambre civile, man hatte ji) im Oberappellationsgericht 
io gut eingerichtet, wie es num eben gehen wollte Allein faum ſah man an 
einem practiichen Falle, der aus Rheinheſſen an das Bundes-Oberhandelägericht 
fam, die Unzuträglichkeiten diefer Prozedur, als man auch ſofort mit derfelben 
brah und mit den Ständen ein Geſetz verabichiedete, welches unter dem 
24. Juli 1871 das Caſſationsverfahren angemefjen regelte. 

Dieſe heſſiſche Specialität hatte man in Berlin nämlid bei Gründung 
des Gerichts überfehen und nur die Prozedur „in rheinifhen Sachen“ 
geregelt, ohne zu willen, dab in derjelben wiederum ein verichiedenes DVer- 


tabren jtattfand. 


Wenden wir uns nun zu Preufen Mit Ausnahme von Frankfurt, 
dem man feinen Prozeß gelafjen, hatten die neuen Bundestheile unter dem 
24. Juni 1867 eine Prozeßordnung erhalten, die im Ganzen fidh den 
sreußiichen Vorſchriften anjchließt, aber Doch gerade in der uns bier interefli- 
renden Frage erheblich abweicht, infofern nämlih die Detailbeftimmungen 
der preußischen Nichtigkeitsbeſchwerde nicht eingeführt, e8 demnach ins Ermefjen 
des höchiten Gerichts geftellt ift, welche Vorſchriften des Prozeffes ala mefent: 
liche anzuſehen find. Neben diejer materiell gefaßten Nichtigkeitsbefchwerde 
tteht bie formelle preußifche, während die beiden Syfteme hinſichtlich der An: 
rufung in der Sache felbit, der Reviſion, ſich deden. 

Erflärtermaßen ift nun die preußifche Nichtigkeitsbeichwerbe der eigentliche 
Anlaß gewejen, welcher die Aufrechterhaltung der territorialen Procedur gegen: 
über denn Oberhandelsgericht hervorbrachte. Sie ift ein Rechtsmittel voll 
genau gejpiter Vorſchriften; prozeflualiih nach einiger Uebung leicht zu hand⸗ 
haben wird fie dornig durch ihre nahe Beziehung zu dem Landrecht, welches 
mt feiner ſyſtemloſen Caſuiſtik einer klaren, durchfichtigen Auffaffung beträcht- 
lihe Schwierigkeiten darbietet. Beides zufammengefaßt fordert fie wie jede 
Nichtigkeitsbeſchwerde ein kantiges Denken, dem fich nicht Teicht ein Begriff 
Hatt eine® anderen unterichiebt und eine eracte Ausdrudsweife, die nicht mit 
Paragraphen und Artikeln fpiel. Man hat fi) daher bekanntlich in Preußen 
‚at 1846 Dazu genöthigt gejehen, eine geichloffene Zahl von Rechtsanwälten 
am Obertribunal anzuftellen und biejen bie Nichtigfeitsbefchwerbe zuzuweiſen. 


512 XIV. Die Nechtöpflege bed deutſchen Bundes⸗Oberhandelsgerichts. 


Leider ift man dabei auf halbem Wege ftehen geblieben, indem man im ab: 
gefürzten Verfahren die Einlegung, Einführung und Rechtfertigung des Rehis: 
mitteld in einen Act zufammendrängte, der binnen 3 Tagen nad der Publi: 
fation vor dem Unterrichter zu erfolgen bat. Durch dieſe Zeitbeftimmung 
madte man ed (von Ausnahmsfällen abgefehen, in denen durch Die Infinuation 
längere Frift entitand) unmöglich, die erfannte Wahrheit auch bier zu ver 
wenden und die Nichtigkeitsbeſchwerden von Obertribunalsanmwälten arbeiten zu 
lafjen; ohne irgend melden Grund, da die dreitägige Friſt mit dem Super 
fiveffect durchaus nichts zu Ichaffen hat. — Die Koften zahlt auch hier dus 
prozejfirende Volt; denn während einerfeits jene fichtende Kritik verloren geht, 
durch welche die Obertribunalganwälte im eigenen Intereſſe grundloſe Nichtig 
feitsbefchwerden zurüdweifen, erfolgt andererſeits nicht felten aus Mangel an 
Vebung und Schärfe ein ungünſtiges Reſultat, wo eine andere Hand ans 
Ziel geführt hätte. Kin befchäftigter Anmalt, gewöhnt fachlich vorzutragen, 
hat nur in feltenen Fällen zugleich jenen kritiſchen Blick, der die ſachlicht 
Erwägung jchnell und ficher ausfondert und nur auf das Recht fieht. 

Unjtreitig hätte es eine heillofe Verwirrung hervorgerufen, wenn man 
troß diefer Erfahrungen dazu gejchritten wäre, das Rechtsmittel frei zu geben, 
indem man die Yührung der Obertribunalsanwälte bei Seite warf und dem 
Unterrichter die Competenzbeftimmung zuwies. Jetzt ging man jtatt befien einen 
vermittelnden Weg; man gab die Inftructionghandlungen allen Advocaten 
frei, wie man fie alle zur Praris beim Bundes: Oberhandelsgericht zuließ 
aber indem man die Sachen durch das Obertribunal gehen und erjt von 
diefem die Entiheidung fällen ließ, ob es fih um eine an das Handelsgerich 
abzugebende Sache handle oder nicht, — war bie unaußbleibliche Folge, der 
factifch die dortigen Anwälte ihren wohlbewährten Einfluß weiter übten. Nur in 
vereinzelten Fällen arbeiteten andere Sachwalter und dann felbftredend mit 
dem Rifito, daß ihre Arbeit nur dann als genügend, das Rechtsmittel ald 
gewahrt angefehen wurde, wenn das Obertribunal ihrer Anficht beitrat und 
den Fall für eine Handelsjache erklärte. Obgleich fi diefe Qualität nun, 
wenn man von den Anfichten des Dresdner Oberappellationögerichts abſieht. 
mit genügender Sicherheit feftitellen läßt, fo ift doch in einem Falle ſchon 
es eingetreten, daß die Anwälte fi) geirrt und das nunmehr nicht legal be: 
handelte Rechtsmittel vom Obertribunal für dejert erflärt wurde. Zahlreiche 
find die Fälle, in denen Anwälte den Inhalt der neuen BVorfchriften nicht 
genügend kannten und entweder die Obertribunalsanwälte für ausſchließlich 
berechtigt hielten oder andererjeitS glaubten, das Oberhandelögericht direct an: 
rufen zu können. 

Ohne Schattenfeiten ift nun freilich jene Einrichtung ebenfalls nicht 
Gerade bei der Art der Publikation der oberhandelögerichtlichen Erkenntnine 
liegt es auf der Hand, daß für die Berliner Obertribunaldanmälte jene genau 
Fühlung mit dem Gerichtöhofe aufhören mußte, welche in Berlin ftattfindet. 
Das fiel um fo mehr ins Gewicht, als man in Leipzig feine eigenen wohl: 
bewußten Wege ging und in nicht wenigen Fällen den Anfichten bes ber 
tribunal® grabeswegs entgegentrat. Das geihah einmal in Spezialfragen. 
jo nahm man z. B. im Widerfpruch zum Obertribunal an, dag ein Cine 
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„ohne Obligo“ nicht die Verpflichtung aus der Ausftellung befeitige; man 
wies die Anſicht zurüd, daß über die Competenz der Schtedögerichte nur die 
taatlihen Gerichte gültig enticheiden könnten; man ging gegenüber dem 
ESchwanken des Tribunal mit Feſtigkeit darauf zurüd, daß für die Zeit des 
Einganges bei Gericht lediglid) das Präfentat entſcheide; man ließ den 
Wechſel mit dem Zuſatz „oder Werth” als völlig Har und klagbar zu; man 
nahm nicht an, daß die zeitige Cinlöfung oder die Einhaltung der Verjährung: 
weit das Fundament der Regreßklage ſei; man jtellte abmeichende Grundſätze 
über die Haftung für Geſchäftsſchulden auf; man folgte endlih dem Ober: 
Zribunal jogar auf das Gebiet feines eigenjten Rechts und jtellte eine ab: 
weihende Anficht in’Betreff der Wirkung der Eidesleiftung auf. — Und nidt 
genug damit; man nahm aud im Ganzen einen freieren, rationelleren Stanb- 
punkt für die Nichtigkeitsbeichwerde an, indem man die Verlegung eines Rechts: 
begriffes als genügend erachtete und ſich der Einficht nicht verichloß, daß 
die Beweiölgit eine reine Frage des materiellen Rechts und daher mit der 
Richtigkeitsbeſchwerde angreifbar jei, was der zunächſt in Betracht kommende 
vierte Senat Des Obertribunal® conjtant zurüdwies. 

Wir zweifeln nicht, daß weitverbreitete Zuſtimmung dieſen Aenderungen 
wu Theil geworden ift. In einer Frage freilich bat das Oberhandelögericht 
die Bahn des Obertribunals nicht verlafien, obgleich das unferes Erachtens 
angezeigt war; wir meinen die Bez eihnung der Rechtsmittel. Das Tribunal 
nahm an, dag Revifion und Nichtigkeitsbeſchwerde fi) nicht nur ſachlich durch 
die Beachtung der für beide aufgeſtellten Vorſchriften, ſondern auch in der 
Venennung unterſcheiden müßten und dem iſt das Bundes-Oberhandelsgericht 
beigetreten. Wir können und von der Richtigkeit dieſer Anſicht nicht über: 
zeugen. Der Artitel 8 ber Declaration vom 6. April 1839 verhält ſich 
lediglich referirend, indem er von der angeordneten Friſt und vorge: 
ihriebenen Form fpridt (23. Inſtruction vom 7. April 1839) und die 
terordnung vom 21. Juli 1846, 6 16 bindet die Anmeldung der Rechts- 
mitel an feine Yorm, demzufolge diefelbe auch mündlich zu Protokoll oder 
ihriitlih ohne Rechtsanwalt bejchafft werden kann. Hinzu gelebt wird dann 
reilih: „Auch auf den Namen, mit welchem das Rechtsmittel bezeichnet 
wird, kommt es nicht an“, — allein daraus ift doch nur ein außerordentlich 
unicheres Argument a contrario dafür zu entnehmen, daß es im meitern Ver: 
tauf auf den Namen antommen fol. Vielmehr ſcheint jener $ 16 Lediglich 
den Zweck zu haben, die Parteien auch in Hinfiht auf die Bezeichnung des 
ihnen jelbjt freigegebenen Prozeßſchrittes völfig zu beruhigen. Der Belek: 
geber mag immerhin als mahrjdeinlihh angenommen haben, daß die Ein: 
tußrungs: und Rechtfertigungsſchrift ohnehin den richtigen Namen tragen werde, 
da fie von einem Anwalt zu fertigen war, aber nirgend giebt er diefer An-- 
nahme die gejegliche Faſſung, nirgend jchreibt er die Benennung des Rechts: 
mittels direct vor und es erfcheint uns daher nicht möglich, zu einer Berwerfung 
auf Grund lediglih irriger Benennung zu gelangen. Vielmehr fapt F 18 
der citirten Verordnung in gleiher Weile, wie das $ 16 für bie Anmeldung 
thut, alle Fälle zujammen unter der Bezeichnung: „Kinführungs: und Recht⸗ 
iertigungsjchrift" und einzig hinfichtlich ihres Inhalts fallen beide re befondern 

v. Holgendortf, Jahrbuch I. 
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Vorſchriften anheim. So wenig die Bezeichnung Appellation und Reviſion 
irrig verwandt das Rechtsmittel unzuläſſig machen würde, jo wenig kann das 
bei Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde der Fall ſein. Formelle Erfordernine 
aber der rechtsgültigen Procedur darf man nicht ohne ſpecielle Vorſchrift auf: 
itellen und angenommen, die entiprechende Frage würde aus der Appellations: 
inftanz vor die höchſte Inftanz im Wege einer Nichtigfeitsbejchwerde gebracht, 
jo ericheint e8 uns unzweifelhaft, daß aus der Bezeihnungsverwechslung kein: 
Nichtigkeit hergeleitet werden würde. — Bisweilen jcheint es, als ob die Ge: 
richte ftenger gegen Andre ala gegen ſich ſelbſt wären. Die Vorichrift der 
Nr. 31 der Inſtruction vom 7. April 1839 über die Zurüdweilung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde per decretum ift von der Praris einfach bei Seite ge 
ihoben, weil fie ihr unbequem war; wollte man aber in der That den Namen 
des Nechtsmittela enticheiden lafjen, dann hätten unjeres Erachtens aud die 
Parteien ein von der Gefeßgebung anerkanntes Recht, diefen Mangel durd ein: 
Abweiſung per decretum jofort und mit weniger Koften gerügt zu jehen. — it 
e8 nicht allgemein anerkannt, daß es rechtlich irrelevant fein würde, wenn das 
Gericht fih in der Bezeichnung „Verfügung“ und „Erkenntniß“ vergriffe? 





Je jelbjtändiger nun das Oberhandelägericht auftrat, je mehr erhöhten 
fi die Schwierigkeiten, feiner Judicatur auswärts ebenfo gut, wie in Leipzig 
zu folgen, um fo mißlicher wurde es, die Nichtigkeitöbeichwerden in Berlin 
arbeiten, in Leipzig verhandeln zu laſſen. 

Jene Theilung bat außerdem noch den Uebelitand, daß fie die Veran 
wortlichfeit der Sachführung auf zwei Schultern legt und daher bei Keinen 
zur vollen Entfaltung gelangen läßt. Die Geſetzgebung befand fidh hinſichtlich 
diefer Frage in einer ganz beionderen Lage. Hatte man in Berlin di 
Ueberzeugung, daß die Kigenthümlichfeiten des preußiihen Verfahrens und 
. infonderheit der Nichtigkeitsbeſchwerde eine beitimmte Klaſſe von Perjönlib‘ 
feiten, gewiſſe garantirte Kigenfchaften fordern, dann mar es unieres Erachtens 
geboten, dafür directe YFürforge zu tragen, daß der numerus clausus auf 
in Leipzig wiederum zur Geltung fomme Dean durfte dann nicht ſich dami: 
beruhigen, daß die Schriftfäge das eigentlich Entſcheidende, die mündliche Ver 
handlung das Nebenfächliche ſei. Factiſch iſt dem jo; aber trotzdem mar © 
ein mißlicher Ausmeg, für die höchſte Inſtanz den Verſuch mit freier Advocanıt 
zu maden und es darauf anfommen zu laffen, ob der Zufall die geeigneten 
Verjönlichkeiten nad) Leipzig führen werde. Gerade für bie höchſte nitan, 
in welcher jede Berührung mit den Parteien fehlt, diefe daher auf eigne An 
fihten fi nie fügen können, — gerade hier hat der Staat die Prlict, 
gewiſſe Garantien zu bieten. Man hat die verſchiedenen Möglichkeiten faum 
genügend ermogen; hatte man doch z. B. nicht daran gedacht, daß nothwendiger 
Weiſe preußifche Rechtsanwälte ihr Domicil aufgeben und nad) Leipzig über 
fiedeln würden. Erſt dem Oberhandelsgericht fiel es zu, durch eine faum iu 
permeidende milde Praris die Frage zu erledigen, wie jene Rechtsanwälte 
anzufehen feien, welche nach preußiſchem Recht ihre Advocatur verloren und 
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bei dem Bundes-Oberhandelsgericht, einfchließlihh der zur Inſtruction der 
Rehtämittel dienenden Handlungen, jowie zur Niederlafjung am Sibe jenes 
Gerichtshofes alle in einem Staate des Norddeutſchen Bundes zur gerichtlichen 
Traris feft zugelaffenen Rechtsanwälte und Advocaten berechtigt. Die Nieder: 
laflung in Leipzig konnte jeßt augenſcheinlich kein Territorialrecht hindern, aber 
wenn dafjelbe an diefe Niederlaſſung den Verluft der Advocatur knüpfte, dann 
hand man vor einer offenen Frage. Genau genommen waren die 1eber: 
'edelten nirgend fonjt mehr zur gerichtlihen Praxis zugelaffen und nur zur 
trarıs beim Bunbes-Oberhanbelögericht zugelaffene Anwälte kennt fein Gefek. 
Sur die Schuld ber Geſetzgebung faßen die betreffenden Rechtsanwälte zwiſchen 
hür und Angel; das Intereſſe preußiſcher Parteien erheiſchte preußiſche An 
milte, aber das Juſtizminiſterium ſah in ber Ueberſiedelung die Aufgebung 
der preußiſchen Anwaltsſtellung und konnte bei der geſetzlichen Organiſation 
nichts andres darin ſehen, jo daß es mit Fug und Recht in einem Falle ſich 
nicht verpflichtet erachtete, den Rücktritt nad Preußen ohne Weiteres zu ge: 
mähren. 


Die Eriegerifche Zeit, in welcher das Oberhandelsgericht jeine Thätigfeit 
begann, war bemijelben in gewiſſem Sinne günftig, injofern fie nämlich den 
Andrang der Prozeſſe hemmte und fo dem neuen Gericht es erleichterte, 
Loſition zu nehmen. Zwar hatte ſchon durch Geſetz vom 1. Juni 1870 
iıne Sompetenz eine Ausdehnung auf bie Entſchãdigungsſachen wegen auf⸗ 
gehobener Abgaben von der Flößerei erfahren, in welchen es als letzte Inſtanz 
über dem Berliner Stadtgericht zu erkennen angewieſen wurde; es waren 
dann durch Geſetz vom 11. Juni 1870 ihm die Nachdrucksſachen zugewieſen 
worden, — trotz alledem aber konnte das Gericht feine Geſchäfte ohne Ueber: 
dirdung erledigen und war im Stande, Alles in Plenarfigungen zu enticheiden, 
was augeniheinlih für einen neuen Gerichtshof von der größten Wichtig: 
leu war. 

Im Laufe der Zeit freilich änderte ſich das. Auf der einen Seite ſchwand 
der Druck vom Verkehr, der auch auf die gerichtliche Verfolgung ſehr gewirkt 
bane; auf der anderen Seite brachte der Friede die lange erſehnte Einigung 
Teurihlands und in feinem Gefolge die Ausdehnung der Gerichtscompetenz 
& ganz Deutfchland. 

Zuerft traten Baben und Heflen für feinen füdlichen Theil bei. Durch 
Amel 80, Zeile 17 der Berfaffung des deutihen Bundes, im Anfchluß an 
das Prototoll von Berfailles vom 15. November 1870 wurde das Ober: 
kondelsgericht ihre höchfte Inftanz, vom 1. Januar 1871 an gerechnet. Dann 
'sigte Württemberg durch Vertrag vom 25. November 1870 vom 1. Juli 
R “l an; endlih Bayern durh Nr. 2 des Vertrags vom 20. Novem: 

r 1870. 

Diefe auf völferrechtlichen Berträgen ruhende Organijation wurde ſchließlich 
zu einer Frage des inmeren Staatsrechts erhoben dadurch, daß die Verfafjung 
des Deutſchen Reiches vom 16. April 1871 die einfchlagenden Geſetze zu 

33* 
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Reichsgeſetzen erklärte. — Kaum ein Jahr war verfloffen und die Hoffnungen, 
welche laut wurden bei der Gründung des Gerichts, waren auf das He: 
lichfte in Erfüllung gegangen; jekt jtand es da im wahren Mittelpunft 
Deutichlands, ein Schirm und Hort deutichen Rechts! 

Mit diefer Erweiterung des Wirfungsfreifes ging eine Vermehrung dei 
Perſonals Hand in Hand, welche den Intereſſen der ſüddeutſchen Staaten 
gerecht wurde; der Oberappellationsrath Wernz zu München und der Adoocar 
Barth dajelbit, ferner der Profeſſor Römer zu Tübingen, endlid der Kreis 
und Hofgerichtsdirector Puchelt zu Carlsruhe wurden zu Mitgliedern ernanm 
und dadurd eine Verſtärkung der Kräfte herbeigeführt, welche der Steigerung der 
Arbeitslaft mehr als proportional ericheinen mußte, da die ſüddeutſchen Staaten 
ſämmtlich mit modernem Prozeßrecht ausgerüjtet waren, wovon nur Heilen eine 
unliebjame Ausnahme machte. — Trotzdem ließ es fich nicht länger ermöglichen, 
nur in Plenarſitzungen zu arbeiten. Denn inzwiſchen war wiederum ein: 
Ausdehnung der Competenz erfolgt, welche freilich dem Gerichte felbit als die 
ehrenvollite Anerkennung jeiner Thätigkeit und des dadurch geichaffenen Ber- 
trauens höchſt willkommen fein mußte, die aber doch unverkennbar eine Arbeits: 
laft hervorrief, die außer allem Verhältniß zu den bloßen Ziffern etwaiger 
Eingänge ftehen mußte, weil es die Behandlung ganz neuer Rechtsmatenen 
"galt, in denen doppelte Behutjamfeit geboten war, wenn das Gericht feinen 
Nuf ſich erhalten wollte. 

Seit dem 1. Juli 1871 war es zur höchſten Inſtanz für Eonjulatsjaden 
an die Stelle des Berliner Obertribunald und nunmehr für das ganze Rad 
getreten. Damit mar eine eminente Erweiterung injofern herbeigeführt, als 
die Confulargerichtsbarkeit auch Criminalfahen umfaßt. Nachdem alsdenn 
durch dad Gejeß vom 7. Juni 1871 alle bürgerlichen Anſprüche aus Tödtungen 
und Körperverlegungen, entitanden bei dem Betriebe von Filenbahnen, Berg: 
werten, Gruben, Fabriken an das Oberhandelsgericht gemwiejen waren, beitellt: 
das Gefeß vom 14. Juni 1871 daffelbe zum höchiten Gerichtähofe für Eljaß 
und Lothringen. 

Damit mar alfo dem Strafreht und dem franzöfifchen Civilrecht dus 
ganze Thor geöffnet. Freilich mußte man, daß die Zahl der Kaflations 
gefuche von dorther feine fehr große jein werde, wofür ſchon die Succumben; 
ftrafe ſorgte, welche ja auch die rheinifchen Gegenden ſchon von einer inten 
jiven Theilnahme an der neuen Juſtiz ausfchloß; amdererjeits ebnete dus 
Geſetz jelbit den Weg bedeutend, indem es das franzöfiiche Admiffionsverfahren 
aufhob. Aber wenn auch, es blieb doch das immerhin große Pojtulat, in 
diefen Sachen fi mit Einem Schlage zur höchſten Autorität zu erheben 
Auch fehlte es niht an Stimmen, melde den Beginnen einen tläglicen 
Ausgang verfündeten, allein zum ‘Theil waren es diefelben Männer, meld: 
bei der Gründung des ganzen Gerichtähofes ſchon von diefem „juriſtiſchen 
Unding“ gejprochen hatten, von dieſem „traurigen Nothbehelf“, der zum „Chaos“ 
binführen werde. Ein kurzes Jahr hatte hingereicht, dieje Befürchtungen zu 
widerlegen; wir hegen feinen Zweifel, daß diejelbe Spanne Zeit genügen wird 
zu zeigen, daß der Gedanke ein wirflih glüdlicher mar, dem Oberhandels 
gericht Diefe Aufgabe zuzumeifen. Auf der einen Seite bog man dadurdı 














XIV. Die Rechtspflege des beutfchen Bundes-Oberhandelsgerichts. 517 


geihidt dem, Vorwurf aus, als ob Berlin Alles an fich reiße und bald eine 
franzöfifche Eentrafifation herrſchen werde; auf der anderen Seite vermied 
man die bedenkliche Zeriplitterung, welche entitanden wäre, wenn man neben 
dem Handelögericht eine zweite höchſte Inſtanz von Reichswegen errichtete. 
Ter Hof hatte alle Bedenfen gegen feine Exiſtenz fiegreih überwunden, er 
hatte es vermocht, troß aller Schwierigkeiten des Anfangs fi eine Stellung 
zu Ihaften fo geachtet in Deutfchland, wie fie fein anderes Tribunal beſaß; 
er ſprach jeit Beginn des Jahres fchon fein Urtheil „Im Namen des Deutfchen 
Reichs!“ e8 war der gemwielene Weg, neben ihm Niemanden jonjt unter 
dieiem Zitel erfennen zu lafjen, vielmehr ihm jelbjt die Stellung des Reichs: 
gerihts für Die neuen reichaunmittelbaren Lande zuzumeilen. Freilich lag die 
Inconſequenz in einer Weiſe zu Tage, die deutfchen Köpfen früher äußerſt 
peinlih geweien wäre: ein Handelsgericht follte fungiren in allen- Civil: 
tahen nicht nur, fondern aud in Strafiachen! Allein die lebten Jahre hatten 
ur Genüge gezeigt, wie gut ſich's leben läßt mit jenen Gebilden, vor welchen 
die graue Theorie Fopfichüttelnd ſtill fteht. 


Tiefe bedeutenden Erweiterungen des Arbeitägebiet3 führten nothwendig 
dahin, von der dem Bundesrath bei der Gründung vorbehaltenen Befugniß 
Sehraucd zu machen und das Gericht in Senate zu theilen. Freilich waren 
damit entichiedene Vortheile geopfert, allein, wenn man die ſachliche Theilung 
vermied, die in Berlin zu jeltiamen Incongruenzen in der Redtiprechung 
aetührt hatte, wenn man ferner auf einen regelmäßigen Wechſel der Mitglieder 
in den Senaten bielt, dann ließ fih annehmen, daß man ſich nicht fremd 
werden, daß man das volle Bewußtſein: Theil des Ganzen zu fein, behalten 
werde. In Der bisherigen Weiſe fortzuarbeiten, das mar jchlechterdingß un: 
möglich gervorden, zumal da durch die jekige Zahl der Mitglieder (16) ein jo 
groper Ueberſchuß über die erforderliche Beſetzungszahl (7) gegeben war, daß 
is eine thörichte Vergeudung von Kräften gemwejen fein würde, wenn man 
alle diefe Mitglieder zu allen Sigungen hätte hinzuziehen wollen. (ine 
wechſehnde Ausfonderung ift augenſcheinlich mit ordentlicher Geſchäftsführung 
um verträglich; das Gewieſene war eine dauernde, d. h. die Zerlegung in 
we Senate, die denn vom Anfang September ab in Wirkſamkeit trat, der⸗ 
aettalt, daß den erften Senat unter dem Vorfik des Präjidenten Pape, die 
Rirhe Kosmann, Fleiſchauer, Schliemann, Goldſchmidt, Voigt, Werner, Buchelt, 
Wernz bildeten, während der zweite Senat unter dem Vorſitz des Vicepräjidenten 
Drechsler, aus den Räthen Ponath, Schmig, Gallenkamp, Hoffmann, Boiffelier, 
v. Vangerow, Barth und Römer befteht. — Gleichzeitig nahm das Gericht 
den Namen: Reichs = Oberhandelögericht an. 

Unlängit iſt von einer Eeite, der nıan größere Sachkenntniß oder min: 
deitens größere Behutſamkeit zutrauen ſollte, dieſe Theilung als eine Calamität 
dijentlich beklagt worden; wir glauben, die nachſtehenden Zahlen werden jeden 
durdigen überzeugen, daß es ſich um eine unabweisbare Nothwendigkeit 

ndelte. 
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An Beſchwerdeſachen waren zu bearbeiten’ 60, nãmlich aus Preußen 4 
aus Sadien 12, aus Heſſen 3, aus Sachſen-Meiningen 2, aus Anhalt 3 
Davon bleibt zu bearbeiten 1 fähfiihe. Für unbegründet find erachtet au⸗ 
Preußen 33, aus Sachſen 10, aus Hefien 3, aus Sadfen-Meiningen 2, aut 
Anhalt 2, für begründet aus Preußen 7, aus Sachſen 1, aus Anpalt 1. 

Die Zahl der Vorträge hat vom 1. Decbr. 1870 bis ult. Roobr. INÜ! 
3283 betragen 1). 





) Am ungünitigiten jtelt ſich das Grgebnik für Bremen, weldheb N. 
Seifen, melde 11, Feiner Entfeibungen veformirt erhalten hat; Mr Soden 
biefes Jahr günftiger ais das vorige, aber immer noch hat e8 mehr als bie dähn 
der von ganz Preußen gelieferten Geſammtſumme geliefert. 


XIV. Die Rechtspflege beö beutfchen Bundes-Oberhandelsgerichts. 519 


Blickt man auf dieſes jtatiftifhe Material, fo läßt fich nicht leugnen, 
daß die Mitglieder des Oberhandelögerichts, jelbft in zwei Senate getheilt, 
eine Arbeitölaft zu bemältigen hatten, welche in Anbetracht der Verſchiedenheit 
der Gejeßgebungen größer als die irgend eines anderen oberiten Gerichtshofes 
war und höchiten Richtern auf Die Dauer nur mit Gefährdung derjenigen - 
Gründlichkeit aufgebürdet werden könnte, welche ihren Entſcheidungen allein 
den maßgebenden Werth verleiht. Dafür aber, daß nicht Zuftände wie im 
Berliner Ober-Tribunal ſich im Oberhandelsgericht einbürgern, forgt die Vor: 
ihrift in 6 9 des Geſetzes vom 29. Juni 1869, nach welcher jede Abweichung 
anes Senates vom andern oder von einer eigenen Entſcheidung nur durch 
anen Plenarbeihluß möglich wird, welder dann beide Senate bindet. 


Es kann nicht Gegenftand dieſer flüchtigen Skizze jein, dem Oberhandels- 
geriht in feinen einzelnen Enticheidungen zu folgen und jeinen Standpunft 
wiſſenſchaftlich im Detail zu erörtern. Allein wir wollen wenigftens den Ver- 
juh nicht unterlaffen, einige der Punkte hervorzuheben, in denen dafjelbe 
zu Hal und Frommen aufgetreten und feſte juriftifche Zielpunkte aufge- 
itellt hat. 

Naturgemäß fteht hier das Handelsgeſetzbuch obenan. Seit der Thätig- 
teit des Gerichts bricht ſich eine rationelle Auffaflung der „Firma“ Bahn, 
welcher bislang die Rechtſprechung oft eine Art juriftiicher Perfönlichkeit, 
em eignes Dermögen, eigne Schulden beilegte, die ohne Weiteres auf 
jeden fünftigen Träger übergehen jollten. Jetzt fteht als deutiches Recht 
teit, Daß nicht einmal die Vereinbarungen zwilchen den beiden Contrahenten 
über die Modalitäten des Geichäftsübergangs für die Crebitoren maß: 
gebend find, fondern daß erft deren Belanntmahung enticheidend wird, — 
In ähnlicher Weiſe ift Hinfichtlich der Haftung des neu eintretenden Gefell: 
ſchafters für bisherige Geichäftsfchulden feitgeftellt, daß nur beim Eintritt 
in eine Handelögejellichaft eine ſolche Haftung erfolgt. — Das Firgeichäft 
bat eine Regelung erfahren, welche im Gegenſatz zur bisherigen taftenden 
Fraris Mar und jcharf den Ausnahmscharafter des ganzen Inſtituts her⸗ 
vortreten läßt und nicht der Neigung Raum giebt, jede feitbeitimmte Liefer: 
wit als eine genau feitbeftimmte anzujehen. — Die Rechtöverhältnifie 
zoiihen Prinzipal und Perfonal, namentlich) der Lehrvertrag, jind jchärfer als 
bisher erfaßt. — Endlich den Eiſenbahnen ift mit der Auslegung des „böglich“ 
des Handelsgeſetzbuches eine Warnung ertheilt, die um jo mehr ins Gewicht 
fällt, wenn man bedenft, daß es fih um diejenige Inſtanz handelt, welcher 
die Entihädigungsfragen aus Unglücksfällen zugewieſen find. 

Im Wechſelrecht ift ein Standpuntt genommen, der bei voller Strenge 
in den Anforderungen ſich doch frei von Pebanterie Hält und dem einmal ala 
gültig erfannten Wechjel zu wöglichit rafcher Befriedigung verhilft. Fielen auf 
der einen Seite die Wechſel zu Boden, denen es dur Ausftreichungen, 
unmögliche Zahlungöftellen, Kündigung oder dgl. an den gejeglichen Erfor- 
dernifien gebrach, jo gab man andererjeitd dem Wechſel „ober Werth” vollen 
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Raum, indem man darlegte, daß dadurch das allein men: 
verfprechen nicht beeinträchtigt werde. Hinßchtich * 2 chie Minderjähriger 


Conſenſes an-und betonte außerdem in mehr =. Nen die Haftung aus 
‚dem unbatirten Giro, für welches kein Nachweis der Minderjährigkeit porlieg. 
— Nach der anderen Seite juchte man die Wechjelftrenge prozeſſualiſch durd; 
zuführen durch ſcharfe Abgränzung des Wechſelprozeſſes vom Separatum. Ce 
ließ man die einmal wenn auch nur per contumaciam feftgeftellte Aechtheit 
des Wechſels nicht mehr im Separatum in Zweifel ziehen, während man zu: 
gleich das nicht liquide Material thunlihft aus dem Wechſelprozeß ausſchied. 
Wenn man hierin nicht noch weiter ging, fo lag die Schuld davon an der 
Zandesgejeßgebung, die es verjäumt hatte, diefem Bebürfnig gerecht zu werben. 
Nehmen wir beiſpielsweiſe das preußifche Recht, jo liegt auf der Hand, daR 
der Geſetzgeber die Abſicht hatte, den Wechſelprozeß auf liquides Material zu 
beichränten und alles illiquide ind Separatum zu verweilen; gewiß wollte er 
dem Richter nicht freie Hand Lafjen, Zeugen zu laden und dadurd die Wedel: 
entſcheidung mit illiquidem Material zu verfetten. Allein er bat es verjäumt, 
diejer feiner Intention den erforderlichen geſetzlichen Ausdruck zu verleihen 
und factijch ſteht es demnach lediglich in der Willkür der unteren Gerichte, 
ob fie alles illiquide Material hereinziehen wollen oder nicht, da die Vorichrift 
der Beichränfung auf liquides Material nirgends für eine weſentliche Prozeß⸗ 
vorſchrift erklärt und ſomit der Nichtigkeitsbeſchwerde unzugängig gemacht iſt 

Aber auch wo das Gericht über dieſes Specialreſſort hinauszugreifen 
hatte und jenes Gebiet betrat, auf welchem ſeine Gegner ihm Unſicherhei 
und Erfolglofigfeit prophezeiten, — auch da hat es erhebliche Fortichritte 
geliefert. Dahin zählen wir vor Allem die erichöpfende Durcharbeitung, welche 
dem Rechtsinſtitut des Schiedsipruches zu Theil geworben und durch welde 
insbefondere auch der Unterjchied zwiſchen arbitratores und arbitri ſchari 
ausgeprägt if. Dahin gehört ferner die Auffaffung, welche man über die 
Berjicherungsbedingungen aufgejtellt hat. Die Berfiherungsgefellichaften find 
häufig geneigt gewejen, dem Wortlaut der Policen gemäß bei Verſäumniß von 
Anzeigefriften, bei irriger Bezeichnung des Locals, bei Feititellung der Todes 
urfache jich ihrer Zahlungspflicht zu entziehen und diefe Pflicht als bedingı 
im tedhniihen Sinn des Worts aufzufafien; demgegenüber ift das Neich- 
Dberhandelsgericht zu einer Ermittlung des Parteiwillens verjchritten, bat 
diefe „Bedingungen“ des falſchen Gewandes entlleidet, fie für eine lex 
contractus erflärt und dem entiprehend überall Berihuldung gefordert, 
um den Verficherten ſeines Anſpruchs verluftig zu ſprechen. — In ähnlicher 
Weiſe liegen binfichtlih der Pluspetitio, — der fpäteren Zinsforderung — 
der Feſtſtellung der Entichädigungspfliht mit Vorbehalt der Quantificirung 
— der Adcitation, — der exceptio non adimpleti contractus, — der Be— 
weislajt bei juspenfivbedingtem Geſchäft, bei caffatoriiher Elaufel, bei Ter: 
jährung des Wechjelregrefjes, bei verjpäteter Dispofitionsftellung u. |. w. — 
e8 liegen über alle diefe Fragen Entſcheidungen vor, welche ſich weit über 
das Gebiet des Handelsrechts und Handelsverkehrs hinaus für deutige Wiffen⸗ 
daft und Praxis glei fruchtbar erweifen werben. 
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Reben der materiellrechtlihen Stellung fällt die prozefjuale ing Gewicht, 
welche augenblidiich um fo mehr Bedeutung hat, als wir am Vorabend einer 
neuen Prozeßgefeßgebung ftehen. Für dieſe bietet das Oberhandelsgericht 
gleihjam eine Verſuchsſtation dar, denn zu feiner Zeit war ein und dafjelbe 
Gericht in der Lage, gleichzeitig und mit. gleihen Borausjegungen Hinjichtlich 
der Kenntnig und Gewöhnung fo verjchiedenartiges Verfahren neben einander 
zur Anwendung zu bringen, Vorzüge und Schattenjeiten jo ungetrübt wahr: 
unehmen.. Sehen wir von der jchriftlichen Prozedur ab, welche ja jetzt Feiner 
weiteren Discujfion mehr bedarf, jo geben uns die Xeipziger Erfahrungen 
solgendes an die Hand. 

Zupörderft ericheint für die höheren Injtanzen eine Vollmachtsurkunde 
des Rechtsanwalts völlig überflüſſig, fie giebt lediglich zu mehr Schreibereien 
und wenn fie noch gar notariell oder mit Stempel geichrieben jein muß, zu 
mehr Koiten Anlaß. Für fie könnte nur der fisfaliihe Standpunft einer 
Beitenerung nach Maßgabe der Stempelgejebe iprehen; aber die Grfahrung 
des Oberhandelsgerichts zeigt, dag man mit einem gerichtlichen Zuſchlag zu 
den Koften auch diejen Standpunkt wahren fann und diejer Weg empfiehlt 
ich im Intereſſe leichteren Verkehrs. Ohne wirkliches Mandat wird in höheren 
Inſtanzen kaum ein Sadhmalter auftreten und an dem Nachweis deſſelben 
eriitirt fein Intereſſe. 

Hinfichtlich der Prozepbetreibung ift die Anrufung des Gerichts behufs 
der blogen Innehaltung der Friſt des Rechtsmittels durchaus entbehrlich und 
vertheuert den Prozeß nutzlos. Die Zuftellung an. die Partei direct hinficht- 
ih des Gaflationsrecurfes, von Anwalt zu Anwalt hinſichtlich der Antwort 
entipricht völlig jedem Bedürfniß. Wir find dann aber der Anjicht, dag man 
eine Ueberichreitung der für beide Acte, Nichtigfeitsflage wie Beantwortung, 
aufgeftellten Friſten in feiner Weije geitatten jollte; für nachträgliche Ein— 
dringung der Antwortsichrift etiwa bis oder noch im Termin liegt fein ver: 
indiger Anlap vor; die bloße Bequemlichkeit verdient feine Berückſichtigung 
und der Anwaltsſtand findet ji in richtig gewählte Friſten mit Xeichtigfeit 
himein. Bon dem Vorzug jehr langer Friiten, denen die Franzoſen eine ab: 
:ühlende Wirkung nadhrühmen, können wir uns nicht überzeugen. Soweit 
unſere Erfahrung reicht, ruht die Sache nur um fo länger im Bureau des 
Anwalts, der regelmäßig jchnell die Entichliegung der Partei erfährt. 

Daß dieje Schriften in ausſchließlicher Weiſe die aufzuftellenden Wichtig: 
teitsgründe enthalten, erjcheint uns unerläßlich, wenn man nicht bei der münd- 
ihen Verhandlung jeden Boden unter den Füßen verlieren will. Das Gegen: 
the fordert Die Anwälte zu oberflählicher Kühnheit gerabeswegs heraus; 
Veriht wie Gegner würden nicht im Stande fein, aus dem Ötegreife alle 
Angriffe zu würdigen, die ein phantafiereicher Kopf aufftellen könnte und man 
mürde ſich unabweislich zu Vertagungen gedrängt fehen, durch melde ver: 
it einer ſchlechten SHinterthür jene Vorbereitung wieder bereingeführt 
wür 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde bedarf unſeres Erachtens feiner Specialvor: 
ſchriften, weder auf prozeſſualem, noch auf materiellem Gebiete, unter der 
Vorausſetzung, daß man Fürſorge für tüchtige Anwälte trifft und möglichſt 
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daran feithält, daß derjenige die Beſchwerde auch vertritt, der fie aufgeſtell 
bat. Könnte man das letztere garantiren, dann würde felbft Die Freigebung 
der Advocatur für die höchſte Inftanz (obgleich wir ſie unter allen Umftänden 
mipbilligen) ohne nachtheilige Wirkungen fein, denn das perfönliche Ehrgefühl 
würde ind Spiel gezogen und die Untüchtigleit würde raſch erkannt und be: 
fannt fein. Bei der jetzigen Einrichtung ift der Leipziger Anwalt nicht felten 
an Hand und Fuß gebunden; ändern farm er nichts mehr und feine Anfict 
von der Grundlofigfeit der Beſchwerde ausſprechen darf er nidt. So min 
er vor das Gericht lediglich als der Dolmetich fremder Behauptungen, des 
ift eine durchaus ſchiefe Stellung. 

Außer den Friſten für den Schriftenwechjel ericheint uns erforderlid 
eine Friſt für die Anrufung des Gerichts, Wir gehören durchaus nicht zu 
den Anhängern jener conjequenzenreihen Ideen, mit denen man to gem 
folde Tragen erledigt, weit wichtiger als die zu achtende Partei: Jnirative 
ericheint uns die Promptheit der Yuftiz; im runde läuft jene Anjicht auf 
eine Bequemlichkeit für die Anwälte hinaus, welche die Sache unbeicade 
liegen laſſen können, jo lange fie wollen. Die Parteien jelbit und auch des 
Gericht find an einer knappen Friſt für die Anrufung der Entſcheidung nad 
beendetem Schriftenwechſel durchaus intereffirt; nur dadurch gelangt das Ge 
riht zu einem überfichtlihen Geſchäftsgange, während die entgegenftehendt 
Praris monatelange Reftanten und ein Schwanten im Eingang der Sachen 
zur Folge bat. 

Es ſpricht fein Grund dafür, die Ladung zum Aubienztermin nur dem 
Antragiteller zufertigen zu laſſen und ihm die Auftellung an den Gegner 
aufzuerlegen. Der Erfolg ift Tediglih eine fpätere Benachrichtigung des 
anderen Theils und wiederum eine Dertheuerung durch die nothwendigen 
Schritte des Anwalts und eines AZuftellungsbeamten. Beides ift durch eine 
Abſchrift des Decrets in der Gerichtsfanzlei auf das Einfachſte vermieden. 

Für die mündlihe Verhandlung verdient das Referat eines Gerichts: 
mitgliedes den Vorzug vor dem der Anwälte. Selbſt bei gleicher Befähigung 
wird es dem Richter leichter gelingen, ein objectives Bild des Sachverhalte 
zu geben, ſchon weil er neutral ift und die Hörer in ihrer Aufmerkſamkeit 
nicht durch die Möglichkeit geftört werben, daß die Darftellung eine nur em: 
feitige und der gegnerifchen Correctur bedürfe. Zudem liegt e8 im Parteiintereiic, 
die thatfächliche Auffaflung des Referenten zu kennen, während das Referat 
der Anmälte die Gefahr mit fich bringt, daß in der Berathung thatſächliche 
Momente von Decernenten hervorgehoben werden, über welche die Parteien 
fi gar nicht geäußert Haben. Die blos mündliche Vorlegung des Materials 
ftellt an alle Theile Anforderungen überaus hoher Art; fie ift mannigfad 
ohne Sichtung nicht möglih und fchon der Umftand redet dem richterlicen 
Referat das Wort, dab ein Collegium naturgemäß geneigter ift, jein Mitglied 
zu hören und die Darlegung dur den Anwalt im Verdacht unnöthiger Breit 
zu haben. 

Zu dem von Frantreih übernommenen Inſtitut des ftaatsanmalticaft 
lichen Gutachtens ſehen wir keinerlei Grund. Sn den unteren Jnſtanzen 
mag ber Staatsanwalt durch feine Anträge großen Einfluß üben, allein iſt 
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dem ſo, jo ift Damit nur ein Vorwurf gegen die Gerichtsbeſetzung ausgeſprochen. 
Tie Richter jollen ohne Hülfe willen, was fie zu erkennen haben, fie follen 
inäbefondere nicht von einem VBerwaltungsbeamten jich leiten laflen, was unter 
allen Umftänden zur Schwächung ihrer Unabhängigkeit hinführt. Der Staat 
darf verftändiger Weife in der Juſtizpflege keine Utilitätggwede verfolgen und 
menn man annimmt, daß der Staatsanwalt die Geſetze beſſer veritehe ala 
der Richter, dann bleibt nur übrig, den Staatsanwalt zum Richter zu machen. 
— Für die höchſte Inſtanz fehlt es zu dieſen Conclufionen de Staats- 
procurator® an jedem Anlaß, mögen dieje nun fchriftlih oder mündlich vor: 
gelegt werden, ſie find in beiden Fällen eine ganz nuglofe Kraftverwendung. 

Endlich erjcheint eine geſetzliche wahlloſe Succumbenzitrafe ala eine durch 
Nichts gerechtfertigte Härte. Sie hat fich bekanntlich gefchichtlich der Nichtig- 
keitsbeſchwerde des franzöſiſchen Rechts deshalb angeſetzt, weil man in diefer 
einen außerordentlihen Appell an die Juſtizhoheit und fomit einen Vorwurf 
gegen die höchſten Gerichte des Landes, früher die Parlamente, dann die 
Appellhöfe erblidte. In Deutichland iſt diefe Auffaffung nie ins Rechtsbewußt⸗ 
iein, nicht einmal der Gejeßgebung übergegangen; man hat ftet? die Nichtig: 
keitsbeſchwerde als einfaches Anrufen der höchſten richterlichen Inſtanz 
angefehen und es liegt daher keinesfalls jener Grund vor, der im franzöfifchen 
Rechte zu einer ausnahmsloſen Succumbenzitrafe geführt hat, um den Bor: 
mwurf gegen die Gerichte zu ahnden. — Ohne dieſes Vorbild geprüft fprechen 
unieres Erachtens mehr Gründe gegen ala für die Succumbenzſtrafe. Aller: 
dings erreicht man durch fie eine erhebliche Meinderlaft der Geſchäfte, aber 
man erſchwert zugleich die eigentliche Aufgabe der höchſten Inſtanz, einheit- 
liches Recht zu ſchaffen. Der Schwerpunkt der Nechtöpflege fällt dadurch in 
die zweite Inſtanz, deren Entſcheidungen offenbar nicht deshalb als richtiger 
gelten können, weil fie factifh aus Beſorgniß vor der Succumbenzitrafe nicht 
biufiger angegriffen werden. Man braucht nur die Enticheidungen verichiedener 
hödjter Inftanzen Deutichlands zu vergleichen, um fi von der inneren Un: 
biligfeit einer ausnahmslos den unterliegenden Nichtigkeitsfläger treffenden 
Strafe zu überzeugen. — Gerade die Erfahrung des Bundes : Oberhandels- 
gerichtö ſpricht deutlich dafür. Die officiellen Publicationen geben freilich feinen 
Aufſchluß über diefe Frage, wie fie überhaupt die Zwecke legislativer Statiftit 
in mannigfacher Richtung außer Augen laſſen; “aber es ift eine feftitehende 
Thatſache, daß die von der bisherigen Praxis des Ober-Tribunals abweichen: 
den Entſcheidungen durch Rechtsmittel ohne Succumbenzitrafen herbeigeführt 
nd. Die Sachen des rheiniichen Rechts mit ihrer Zmangs-Succumbenzitrafe 
bitten Jahre fang die früheren Anlichten fortbeftehen laffen. Nun ift freilich 
unleugbar, daß bei einem und demjelben Gerichtshofe ſich nicht in fo Ichneller 
Folge Abweichungen berausftellen werden, allein jelbitverftändfich bieten fie 
ſich auch bier dar und es ift eine unvermeidliche Calamität, ſolchem Wechſel 
einer Anfiht zum Opfer zu fallen. Aber diefe Calamität noch zu fchärfen 
durh eine Succumbenzftrafe oder andererfeits den Meinungswechſel durch fie 
hintenan zu halten, zu verjchleiern, indem man dem Gericht die Möglichkeit 
erihwert, ihm offen auszufprehen — das Alles ericheint uns unrichtig. Auch 
hierfür bietet die Praris des Oberhandelögerichts bereits ein ſchlagendes Bei: 
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ipiel; das Gericht Hatte durch feine Entſcheidung, daß bei Contocorrent bie 
Retourrimefien nicht jelbititändig klagbar ſeien, einen wahren Sturm in 
Bankkreiſen hervorgerufen, den ein ſofort angeſtrengter Scheinprozeß wieder 
beſchwichtigte, weil er dem Gericht die Gelegenheit bot, ſeine geäußerte Anſicht 
weſentlich zu beſchränken. Hätte eine Succumbenzſtrafe dieſen Weg erheblich 
vertheuert, jo würde es fraglich geweſen ſein, ob er eingeſchlagen wäre 
oder ob nicht eher wohlberechtigte Intereſſen des Handels gelitten hätten, bis 
wieder einmal ein großes Object die Succumbenzitrafe hätte nicht achten 
laffen, wo denn die Gerichtsenticheidung allen bisherigen Drud als unver: 
dient bezeichnet haben würde. Wir halten vorzüglich bei einem Handels 
gericht e8 für dringend wünſchenswerth, daß es elajtiich den Lebensbedürj⸗ 
niffen zu folgen im Stande jei und diefe Eigenſchaft wird ihm durch eine 
Succumbenzitrafe gejchmälert. 

Ein anderer Grund kommt hinzu, den jeder zu würdigen weiß, ber ie 
jelbft die Hand im Spiel gehabt hat: die Fragen itehen bisweilen fo zweite: 
haft, daß, jelbft Die gediegenften Juriſten ſchwanken; der große Procentiat 
der Nichtigkeitsbeſchwerden die, von den tüchtigſten Anwälten gefertigt, dod 
zurüdgemiejen werden, ſowie die oft lange Berathung des Gerichts jprict 
unwiderleglich dafür. Eine Succumbenzſtrafe bat den Erfolg, daß nur bei 
einem handgreiflichen Irrthum des Vorrichters das Rechtsmittel ergriffen wir 
und daß, da Fälle diefer Art doc recht felten find, im Großen und Ganzer 
die höchſte Inſtanz mittelbar mit einer summa appellabilis injofern belegt 
wird, als den Parteien das Streitobject fo merthvoll jein muß, daB die 
Suceumbenzitrafe daneben völlig verſchwindet. So fhafft man mittelbar eine 
Juſtiz für die Wohlhabenden allein und würde in der Nichtigkeitsbeſchwerde 
zur Wahrung des Rechts daneben ein Inſtitut ftellen, welches dem deurſchen 
Charakter durchaus fremd ift. 

Damit ſoll nicht gejagt fein, daß wir, wie das in Preußen der dal 
iit, das Rechtsmittel juccumbenzfrei laffen wollen. Man Hat dort im ben 
"neuerworbenen Landestheilen die Nichtigkeitsbeſchwerde eingeführt, mo bislang 
die Praris fie jo gut mie gar nicht fannte und fie auch jelbitverftändlich durch 
bie bloße geſetzliche Einführung nicht hat kennen lernen. Die Anwälte unteriter 
Anftanz fanden fi eines guten Tages der Nothwendigkeit gegenüber, im 
abgekürzten Berfahren Nichtigkeitsbeſchwerden felber maden zu müſſen. Zir 
haben vorhin ſchon erwähnt, daß die preußifche Nichtigkeitsbejchwerde regel 
mäßig den Unterinitanzanmwälten nicht zur Hand liegt, num ließ man freilich 
für die neuen Provinzen die preußiichen Detailvorſchriften weg, aber es blich 
trogdem ein legislativer Mißgriff, das zmeilchneidige Rechtsmittel in jene 
Hände zu legen, die deſſelben völlig ungewohnt waren; man hätte die Redt: 
fertigung innerhalb der dreitägigen Fatalfriit ftreihen und die Nichtigkeus- 
befchwerde den bewährten Kräften der Berliner Obertribunald-Anmälte zuweiſen 
müſſen. Wie die Sache zur Zeit liegt, ift es mehr die Schuld bes Geſer 
gebers als des Anmaltes, wenn Nichtigkeitsbeſchwerden zum Vorſchein kommen. 
die mit den erſtaunlichſten Vorausſetzungen operiren. — Bei einer Reiorm 
muß dem vorgebeugt werden, denn die Zeit des Gerichts iſt zu koſtbar und 
die Parteien müſſen die Möglichkeit haben, für ihr Geld tüchtige Vertretung 
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zu finden, welche für alle unteren Inſtanzen zu ichaffen ein Ding der Un: 
möguichkeit if. Sobald die Geſetzgebung diefer ihrer Verpflihtung nachkommt, 
dann muß fie auch im die Hände des Gerichts die Befugniß legen, der völligen 
Srundlofigteit, der Nacdjläffigkeit und der ungewöhnlichen Ignoranz durch 
Zuccumbenzitrafen den Weg zu veriperren. Eine fafultative Succumbenzitrafe 
vereinigt alle Vorzüge der wahllojen, ohne ihre Nachtheile mit fich zu bringen. 


Bliden wir zurüd, fo überfchauen wir eine Thätigfeit, welche ſowohl auf 
nateriellem, alö auf prozeljualiihem Gebiet einen wohlthätigen Einfluß auf 
Niffenihaft und Praris gewonnen hat, eine Thätigkeit, auf die jeder Ge: 
richtshof mit gerechter Befriedigung hinmeijen dürfte, um wie viel mehr, wenn 
er zugleich mit allen Schwierigkeiten des Beginnens zu kämpfen hatte. — 
Unter Allem aber ift es Eins, was den höchſten Werth beanjprucht und Allem 
voranleuchtet: es iſt durch das Oberhandelsgericht ein wahrer Mittelpunfit 
unieres Rechtslebens geichaffen. Nach Innen hat das gemirkt, "indem neben 
die Einheit des Geſetzes die Einheit der Rechtöpflege trat. Erſt dadurch 
wurden Handelsgejeßbuh und Wechjelordnung im wahren Sinne deutjche 
Geſetze; erit dadurch wurde es möglich, dem Rechtshülfegeſetz eine wirkliche 
nationale Bedeutung zu geben und alle jene Partifularbejtimmungen aus dem 
Verkehr zu jtreichen, die auf einer rechtlichen Inferiorität der |. g. ausländiichen 
Teutihen offen oder verſteckt beruhten. In gleicher Weife wird die einheit- 
Ihe Anwendung auch der Geſetze über Nahdrud und Unglüdsfälle erſt da: 
durh garantirt, daß man fie in höchſter Inſtanz demfelben Gericht zugeführt 
bat. Und fobald fi) das Bedürfniß hHerauögeftellt, irgend ein Reichsgeſetz 
als ſolches zu ſchützen und zu fichern, dann wird das Überhandelägericht ba: 
ttchen alö der berufene und bewährte Träger diejer nationalen Idee. Binnen 
Kurzem {don wird es an Elſaß und Lothringen bewiejen haben, daß man nur 
den Namen zu ändern braucht, um ein mwürdiges Haupt deuticher Rechtspflege 
in ihm zu Haben. 

Zu feiner Zeit noch ijt es dem deutichen Volke jo gut geworden. Als 
in früheren Jahrhunderten eine Spitze der Juſtiz im römiſchen Reich deutjcher 
Nation beitand, da fehlte Alles das, worauf wir eben hinwieſen. Ohne ein: 
heitliches Recht, ein mühjam um miderftrebende Zerritorialherren gejchlungenes 
Land, ohne intenfiven Zujfammenhang mit der Wiſſenſchaft brachte das 
Kammergeriht Segen nur, jofern es der Fehde ein Ende bereitete, auf das 
deutihe Volk und das deutſche Recht gewann es keinerlei Einfluß und als 
iglieglich unter der Laft der langſam fchreitenden Prozefje jein Dafein endigte, 
da fehlte es eigentlih Niemandem, weil die territoriale Yuftiz dem Verſtänd— 
nig der Zeit näher jtand. Aber nur, was innerlih tüchtig ift, kann nad 
Augen Achtung fi verſchaffen; wohl findet der forſchende Leſer in jenen 
Zeiten, daß die deutſchen Jünger der Willenichaft aus fremden Brunnen 
\höpfen und die Entſcheidungen der italienijchen Gerichte oder der franzöfiichen 
Varlamente für ſich ausbeuten, aber umſonſt fieht er fih um nad gleichen 
Leweilen für bie geiftige Bedeutung des höchſten Gerichte in Deutichland. 
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Es rang im eigenen Lande vergebens nad, Anerkennung, wie hätte es fie 
außen erwerben können? 

Wie anders ift das heute! Zum Selbitbemußtiein erwacht hat die deutjche 
Nation ſich zufammengeichloffen und unter ruhmreicher Führung den Platz 
eingenommen, der ihrer geiftigen Kraft, ihrer Würde entipriht. Ziemt es 
ung Allen, mit freudigem Ernſte weiter zu arbeiten zum Seile unferer Nation, 
jo fteht ung nicht minder gut, mit gerechten Stolze binzubliden auf das, 
was unfer Volt geihan, und dazu zählt au das Oberhandelsgericht. Nicht 
nur das Recht fremder Völker hat es angewandt mit jenem hingebenden 
Verſtändniß, welches uns Deutihen ala Pflicht ericheint, — es hat audı 
deutfches Recht fremden Völkern gezeigt in Achtung gebietender Geſtalt 
Ienes Erfenntniß, welches den Verſuch Frankreichs zurückwies, in deutliches 
Wechſelrecht willfürlich einzugreifen, e8 fteht da, ein Markitein für alle Zeiten; 
noch niemals bat fih das Banner deutſcher Juſtiz jo hoch und ſtolz 
entfaltet. — 








XV. 


Die Statiſtik des Dentfchen Reiches. 
Bon 
Dr. Auguf Meigeu, K. Pr. Reg.⸗Rath. 


Die Bildung des Deutfchen Reiches überrafchte die deutſchen Statiſtiker 
in lebhafter Thätigkeit. Der Zoll-:Bundesrath hatte bald nad) der Reorgani: 
ation des Zollvereins das Bebürfniß anerkannt, neue und übereinitimmende 
Grundſätze aufzuitellen, nad welchen fortan die Gebiete ſämmtlicher zollver: 
einten Staaten verbeflerten und erweiterten ſtatiſtiſchen Aufnahmen zu unter: 
werten jeien. Er verfolgte dieſe Aufgabe nicht allein wegen ihrer verfchiebenen 
praftiichen Zwecke, fondern zugleich ala ein neues Band der Gemeinjamteit 
und des gegenjeitigen Verſtändniſſes. Zum Zwecke der Vorbereitung wurde 
it 1869 eine Kommiffion „für die weitere Ausbildung der Statiftif des 
ollereind” aus Beamten und Fachmännern der verfchiedenen deutihen Staaten 
angejeßt. Das Ergebniß hing von den Beichlüffen des Zoll: Bundesrathes 
ab; allerdings aber nur innerhalb der Kompetenz des Artikels 8 $ 12 (>) 
des Zollnertrages vom 8. Juli 1867 (Bundesgefeßblatt S. 94.), d. h. der 
Yundesrath vermochte die Zollvereins-Staaten nur jo weit zur Ausführung 
aeuer Anordnungen zu verpflichten, als lettere bie Grenzen der Förderung 
und Sicherung der gemeinfamen Zoll: und Steuerverwaltung inne hielten. 
Ta jedoch für die meiften ftatijtifhen Aufnahmen, fei e8 wegen ihres Gegen: 
tandes, oder wegen ihrer Organifation, ein Webergreifen in andere ftaate: 
schtlihe Gebiete kaum vermeidlich bleiben konnte, ließ fi) voraus fehen, daß 
der befriedigende Ausgang im weientlihen von der alljeitigen Einwilligung 
'immtlicher betheiligten Staaten bedingt fein werde. 

Der Mebergang der Befugnifie des Zoll-:Bundesrathes in die bes Reichs⸗ 
Sundesrathes erwies deshalb auch auf dem Gebiete der ftatiftiihen Som: 
miiton jeinen belebenden Einfluß. Sie hatte für ihre Vorfchläge unerwartet 
mnerhalb der geſammten Reichs-Competenz nur nod einem einmüthigen Ja 
der Rein Rechnung zu tragen und durfte zuverfichtlicher auf ben Erfolg 
grundſätzlicher Neuerungen hoffen. Daher gelang es, troß der überwältigenden 
Arbeit an Umgeftaltungen und Neufhöpfungen in Bermaltung und Redts: 
lege, welche neben dem großartigen Gange der Ereigniſſe das erfte Jahr 
des Deutihen Reiches erfüllten, auch dem anſcheinend fern liegenden Felde 
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der Statiftit einen mejentlich erweiterten, bis in die lebten Cinzelheiten praf: 
tifch wie wiflenfchaftlih durchgearbeiteten Ausbau zu geben. — 


Die Lage, in welder die Kommilfion die deutſche Statiftif vorfand, war 
eine keinesweges ungünftige. 

Die althergebrachte eigenthümliche Form des Staatenbundes, die zahl: 
reichen Meinen, den Gutsherrſchaften ähnlichen Staatöverwaltungen und bi 
den leicht erſchöpften Regierungen ohne wirtbichaftliches Haushalten drohenden 
Derlegenheiten haben Deutihland zum Mutterlande der Statiftif und Kamen: 
Iiftit gemacht. Landregifter, Volkszählungen 1), Kirchenbücher, Landesaufmahmen, 
und Staatsabrehnungen reihen in verichiedenen deutihen Staaten in ältere 
Zeit zurüd, als in anderen Kulturländern. Die großen bürgerlichen Umge: 
ftaltungen aber, in denen das Bedürfniß drängend wird, Entſchlüſſe an ftih- 
baltige Grundlagen anzulehnen, wurden auf deutihem Boden zugleich Wende 
puntte für die fteigende ftatiftiiche Erkenntniß. Conring's, Oldenburger's. 
Boſe's Verſuche fallen mit der Wiederherftellung der Verwaltung nad) dem 
30 jährigen Kriege zufammen. Süßmilch und Achenwall unterjuchten zum 
erſtenmal ftatiftiich die Gründe von Staatsmadht und Volkskraft, als Friedrich 
des Großen Degen dem überrajchten Europa diefe Fragen nahelegte. Aud 
die Periode, in welcher die franzöfiihe Nationalverfammlung, um den zu or: 
ganifirenden Maffen weniger rathlo8 gegenüberzuftehen, zu den großen Arbeiten 
mehrerer Bolfszählungen, topographiicher Unterjuchungen, der Kataftrirung und 
der Einführung der Eivilftandsregifter fehritt, ift in “Deutichland durch äbn: 
Iihe Unternehmungen und durch die mehr ober weniger dauernde Cinrichtung 
ftatiftiicher Behörden und Bureaus bezeichnet. Seitdem ift die Zahl deuticher 
ftatiftifcher Arbeiten eine überaus große. Kein Staat ift völlig damit zu 
rüdgeblieben, viele aber haben in ihren Beröffentlihungen jehr Bedeutende 
geleiftet. | 


ftatiftifche Thätigfeit der einzelnen Staaten zurüdzugreifen, jondern im weient- 
lichen mit vertragsmäßigen Abkommen als Anhalt für ihr Stimmwerhälmit 
und für die Vertheilung der Kriegs: und Reichslaſten ausreichten, mußte fid 
ſchon der erfte Verſuch auf praktiſchem Boden eine lebenskräftige gemeiniamt 
Organifation zu ſchaffen, ziemlich ſchwierigen ftatiftifchen Aufgaben unmittelbar 
gegenüberjehen. 

Eine Gemeinschaft felbftftändiger Staaten, bei der in gerechter, zahlen 
mäßig begründeter Weiſe die verjchiedenen widerjtreitenden, wirthichaftliden 
Intereſſen verföhnt werden follen, fordert nothmendig genaue Kenntniß dir 
thatjächlichen Zujtände und eine Schärfe rechnungsmäßiger Klarlegung, weldx 


1) 3.8. in Heffen 1648 u. 67, in Brandenburg 1677—79. In England bejtebı 
ber Cenſus jeit 1701; daß aber, gegen Schubert’8 und Fallati's Annahme, in Frant 


Während indeß das alte Deutfche Reih und der Deutihe Bund nur Ä 
ihre gemeinfamen Angelegenheiten noch wenig Veranlafjung hatten, auf Mi 





reich vor 1798 oder 1801 feine Volkszählung flattgefunden, ergiebt ©. XXIV d 


discours pröliminaire von J. Peuchet in Herbin, statistique generale et partien- 
liere de France. Paris 1803. 
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nur durch ein großes, ausgebildetes Syitem von Aufzeichnungen, Zählungen 
und überſichtlichen Zuſammenſtellungen zu erreichen ijt. 

Deshalb bezeichnet die Begründung des Zollvereind die wichtigſte Stufe 
in der Yortbildung der deutichen Statijtil. In jeinem Weſen lag, daß die 
(irenzzollerhebung und die Durchführnng der gemeinfamen Steuern durchaus 
gleichmäßig hergeftellt, die Berechnung der Cinnahmen und Ausgaben peinlich 
genau angelegt und die Kopfzahl der Einwohner, welche der Vertheilung der 
Ueberihüfje zu Grunde gelegt wurde, nach übereinftimmenden, immer ficherer 
u prüfenden Grundjäßen ermittelt werden mußte. Dabei vertieften ſich die 
Leſtrebungen der Zollpolitif von Periode zu Periode. Die von Anfang mit 
ihr verichwifterte Wohlfahrtspflege wurde fich über die Bedeutung der wirth: 
'Saftlihen Ziele Elarer und bedurfte umfaflenderer Hülfsmitte. An die Be: 
erbeitung der Zoll: und Bevölterungsaufnahmen ſchloſſen fich verjchiebene 
Maßregeln für die jtatiftifche Srmittelung des Verkehrs: und Transportweſens, 
des Gewerbebetriebes und der Produktionsverhältniſſe. So bildete jich eine 
teiche Erbſchaft an Thatfahen und Crfahrungen, welde das neue Deutſche 
Rad mit Nuten antreten Tonnte, und welche dauernd eine wichtige und 
acht zu miffende Grundlage der jpäteren Arbeiten bleiben wird, — 


Die Grundzüge diefer Entwidelung lagen ſchon in den erjten preußiſchen 
Söllverträgen. . 

Schon als Preußen in dem Gejebe vom 23. Mai 1818 (Pr. Sei. 
Zamml. ©. 65 u. 102) fein bisheriges Acciſe- und Binnenzolliyftem auf: 
gab, und längs feiner mannigfach verzweigten Grenze gleichmäßige Ein: und 
Austuhrzölle und damit in Verbindung gebrachte Konjumtionsabgaben zu er: 
deben begann, vermochte es auf die Beichwerden der fremden Landestheile, 
die dieſe Grenzlinie völlig oder größtentheils einjchloß, feinen anderen und 
opaleren Weg der Abhülfe in Vorichlag zu bringen, als die Theilung der 
nnahmen und Ausgaben diefer Zollverwaltung nah Verhältniß der konju: 
nirenden Bevölkerung Diefen Gedanten führte ſchon der Zollvertrag mit 
Shwarzburg -Sonderöhaufen vom 25. Oct. 1819 (Pr. Gſ.-S. f. 1824 
z. 1) ins Leben. Laut Art. 1 joll die dreijährige Abrechnung nad Ber: 
baliniß der Bevölferung des Fürſtenthums wie der verjchiedenen preußiichen 
brodinzen jtattfinden. Die Ormittelung der Bevölkerungszahl wird als eine 
!bitverftändliche Operation vorausgeieht. Ganz gleihlautend ijt der Art. 1 
des Vertrages mit Schwarzburg-Rudolſtadt vom 24. Juli 1822 (Pr. Gſ.⸗ 
<. S. 2%5), und die gleiche Grundlage ehrt in Art. 5 des Vertrages mit 
Weimar für Alſted und Oldisleben vom 7. Juli 1823 (Pr. Gi.:S. ©. 169), 
ie Anbalt:Bernburg vom 10. Tctober 1823 (Pr. Gſ.-S. ©. 177 und 
. 1824 5. 1) und vom 17. Juni 1826 (Pr. Gi.:©. S. 65), und ebenjo 
a allen jpäteren nah und nad mit Yippe, Darmitadt, Köthen, Meiningen, 
orka, Neuß, Homburg, Birkenfeld, Walde und Kurheſſen geihloflenen Zoll: 
:btommen wieder, bis endlih aud der erſte Zollvereinigungs: Vertrag vom 
22. März 1833 (Pr. Gſ.S. ©. 145) auf ihr aufgebaut wurde. 

Bon feinem Beginn an entitanden aljo zwei ſtatiſtiſche Arbeitögebiete 


ron jehr großem Umfange für den Zollverein: das eine die gejammte Klar— 


» Solgendorff, Jahrbuch _ 31 
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ftellung des Rechnungsweſens für Einnahmen und für Verwaltungstoiten, das 
andere die Sicerftellung einer richtigen Bevölterungszählung als Maßſtab 
der DVertheilung. 

Für das Rechnungsweſen des Zollvereind war es unabweisbar, ſofon 
eine eigene Behörde einzujeßen. Es geichah dies durch die bereit im Art. 9 
des Zollvereinigungs-Vertrages vom 22. März 1833 auögeiprodene Errid— 
tung des Central:Bureaus des Zollvereins. Zu diefem Bureau hatte jede 
Vereinsſtaat einen Beamten zu ernennen die Befugniß; und wenn auch mehrer 
Staaten fi) auf denjelben Beamten vereinigen fonnten, jo wünſchte dad 
Preußen, dag mindejtens noch ein Beamter neben dem preußifchen Kommiliat 
fih der Trüfung und Mitzeihnung der Arbeiten unterziehe. Es war mi 
dieſer Behörde ein ſtändiges Central-Rechnungs-Bureau) verknüpft, und Nie 
wurde in den Lokalen des Finanzminiſteriums zu Berlin eingerichtet. 

Ebenſo wurde ſchon im Münchener Hauptprotokoll der Vollzugs-Kom 
miſſion vom 14. Februar 18342) die Inſtruktion über eine gleichmäfige 
Führung der nad den Waaren-Artikeln klaſſifizirten Nachweiſungen über ven 
Waaren-E ingang, Aus: und Durchgang unter dem Namen „Kommerzul 
Nachweiſungen“ in Ausficht geitellt. 

Diefe Kommerzialnachweiſungen, welche ſeitdem bie wichtigite Quelle fin 
die Handels, Verkehrs: und Produktionsſtatiſtik Deutſchlands bilden, im 
vom Gentralbureau anfangs in einzelnen als Manuicript gedruckten Ucke: 
ſichten, ſeit 1841 aber in einem umfangreichen Druckwerke veröffentlicht, melde 
in jedem Jahrgange aus einer wechſelnden Anzahl von 20 bis 30 Hera 
beiteht 3). Diejelben enthalten in der Regel in bejonders numerirten Abrkei 


u 


lungen folgende Verzeichniſſe. Die Ueberjiht des Waaren : Eingangs übe 


die einzelnen Grenzitreden des Zollvereins; den Waaren:Eingang auf Rheir 
und Moſel; die Ueberſicht des Waaren-Ausgangs über die einzelnen Greu 
ſtrecken; desgl. des Waaren-Durchgangs; die Durchfuhr auf kurzen Straßen 
ſtrecken; eine Hauptüberſicht des Durchgangs-Verkehrs; eine vergleichende Ueber 
ſicht des jährlichen Waaren-Eingangs und Ausgangs ſeit 1836; die Waaren 


beſtände in den Niederlagen; den Meßverkehr mit ausländiſchen Woaren; des 


mit inländifhen; den Zujtand der laufenden Konten der Grophandlungen: 
ben Verkehr nad) ausländifchen Mefjen; den Waarenverfehr an den Seegrenzen: 
die angefommenen und abgegangenen Seeidiffe; die Zollerleichterungen lu: 
Veredelungsverfehr nad). dem Inlande; desgl. nad) dem Auslande; Zoll: 
günftigungen für gewerbliche Zwecke; Zollerlaffe für Metall und Materie 
zum Schiffbau; die proviforiiche Zollabrechnung; bie Ueberſicht der Rau‘ 
junmen:Beträge in Zollverwaltungstoften; Prämienzahlungen für gaben 
unter Sciffsverihluß; die proviforiihe Rübenzuckerſteuer-Abrechnung; eine 


— — — — — 


!) Die Dienſtinſtruktion vom Juni 1834 |. in „Verträge und Verhandlungen 
über bie Bildung des deutſchen Zoll: und Sanbels - Vereines", Band II. (Verlin 
1845) ©. 118. 

2) Ebd. DD. J. ©. 273. 

8) Die ſtatiſtiſchen Ueberſichten über Waarenverfehr und Zollertrag im deut 
ſchen Zolivereine, für die Xahre 1842—57 mit vergleichender Ueberſicht bis IN 
rüdwarts (Berlin 184459, Reimer) bildeten durch einige Zeit eine parallel lau: 
fende auszugsweiſe Neröffentlichung. 
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vergleichende Ueberſicht der ſeit 1845 an Rübenzuckerſteuer ꝛc. aufgekommenen 
Beträge; vierteljährliche Verzollungs-Ueberſichten; vierteljährliche Zolleinnahme— 
Vergleichungen; außerdem jedes dritte Jahr eine Bevölkerungs-Ueberſicht und 
eine Ueberſicht der Zollſtraffälle. In neueſter Zeit, ſeit Einführung des Sal;- 
iteuer-Gefekes vom 9. Auguft 1867 (Bundes Gi.:Bl. S. 41) und des 
Tabaksſteuer-Geſetzes vom 26. Mai 1868 (Ebd. ©. 319) find noch provi: 
joriiche Abrechnungen über diefe Steuern binzugetreten ?). 

Die genaueren Anordnungen über den inhalt und die Aufitellung der 
Kommerzial-Nachweilungen bat die 12. Generaltonferenz in Zollvereins:An- 
gelegenheiten zu Weimar im Hauptprotofoll vom 17. December 1857 6 28 
(Kommerzial-Statiitif des Zollvereins) ?) getroffen. — 

Bezüglich der Volfszählungen wurde eine eigene Thätigfeit des Zoll: 
octeins nicht weiter entwidelt, als dab gewiſſe Grundfähe für das Zählungs: 
verjahren aufgeftellt wurden, auf welche genauer gurüdzulommen jein wird. 
Tie Ausführung felbjt wurde den einzelnen Vereinsftaaten überlaffen und blieb 
io iehr Sache derfelben, daß nur die Hauptergebnife auf den Generalfon: 
ierenzen vorgelegt und nach ertheilter Genehmigung vom Centralbureau als 
Grundlage der Abrechnungen benußt wurden. Die Ueberficht diefer Haupt: 
ergebniffe findet jich deshalb unter den Kommerzial-Nachweifungen. 

Indeß lag ſchon in der Nothwendigkeit der vom Zollvertrage vorgejihrie- 
denen jedes 3. Jahr wiederkehrenden Aufnahmen der Anftoß zu mehr oder 
weniger ausgedehnten Bearbeitungen der Volfszählungsergebnifje, welche aber 
unter den von den einzelnen Staaten veranlagten Veröffentlichungen aufge: 
fuhrt werden müſſen. 

Lie betreffenden Publifationen der amtlihen Statiftit ber einzelnen 
Kutden Staaten in verlaßbarer Bollitändigteit zufammenzujtellen, ijt bis 
ker noch micht gelungen, namentlich aus dem Grunde, weil ein großer Theil 
&r dahin gehörigen Arbeiten überhaupt nicht im Buchhandel, oder nur als 
xötreute Auffäge in verichiedenen Zeitungen oder Zeitichriften von oft ſchnell 
srübergehender Dauer und Bedeutung erſchienen iſt. Die jeit 1853 in 
zit dreijährigen Perioden tagenden internationalen ftatiftifhen Kongreſſe 
vaben jich deshalb bemüht, die bezügliche Literatur allgemeiner zur Kenntniß 
“dringen. Sie findet fi in den Rechenfchaftsberichten des Berliner ®) und 
des slorentiner Kongreſſes 4) ziemlich ausführlich verzeichnet. 


Die ftatijtiichen Ueberfichten der Brennereien, ‘der Brauereien und ber Brau: 
Fitener, welche jährli im ‚‚Centralblatt für Abgaben, Gewerbe: und Handels— 
itgebung und Verwaltung in den preußiſchen Staaten‘ veröffentlicht werden, 
"!en, wie früher auch bie der Tabafsjteuer, nur eine Grundlage der Abrechnung 
Gen denjenigen Staaten, welche in Betreff des Spiritus, Biers und Malzes 
denelbe Steuerſyſtem befiten, und gehören deshalb den Kommerzial-Nachweiſungen 
22: an. 

2) Verhandlungen der 12. Generalkonferenz in Zollvereins-Angelegenheiten. 
Exmar 1836 ©. 77 und Beilage IX. ©. 241. 
Rechenſchaftsbericht über die 5. Situngsperiode des internationalen jtati- 
wen Rongreijes in Berlin 1863, E. Gngel 1865, Bd. II S. 773 fi. 
Compte-rendu des travaux de la VI. session du congres internatio- 
"u ie statistique reuni à Florence 1367, p. Maestri. Florence 1868 ©. 495 ff. 
— ud das Hamburger Kommerz - Kollegium hat von früher zeit an die Bear: 
3 * 
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Die für die Reichsſtatiſtik wichtigiten amtlichen Publikationen der ein: 
zelnen Staaten find etwa folgende: ' 
Preußen: Tabellen und amtlihe Nachrichten über den preufiicden Staat 

berg. v. ftat. Bur. zu Berlin, 10 Bände 1849—1858. — Preußiſche 

Statiftif in zwanglofen Heften. Heft I-XVIII, desal. 1861— 70. — 

Zeitichrift des preuß. ſtatiſtiſch Bureaus, hrg. v. Dr. Engel, monatlis 

jeit Detober 1860. — Jahrbuch für die amtliche Statiftit des preuß 

Staateö. Berlin. Jahrg. I 1863, II 1867, TI 1869. 

Hannover: Zur Statiftif des Königr. Hannover, Heft I XII, 185061. 
— Zeitſchrift des königl. hannöverſchen ftatiftifchen Bureaus 1869-6. 

Schleswig-Holitein: Statiftifches Tabellenwert, alte Sammlung, Zählung r. 
1. Febr. 1835, Kopenhagen 1836, und vom 1. Febr. 1840 zul. für 
Lauenburg, 1842, mit Bewegung der Bevölterung 1835—40, desgl 
1840—45. Kopenhagen 1846. — Die Volkszählung in Holiten ı. | 
3. Dec. 1864, Kiel 1867. — Dazu statistisk Tabelverk, I. Folge 
1—21, 1835 —52, DL Folge 1—26, 1850—64, ILL Folge 1-1: 
1863— 1868 und statistiske Meddelser I. Folge 1—6, 1852 — 1561. 
ID. Folge 1—6, 1862 — 1867. 

Kurheſſen: Ergebniffe der ſtatiſtiſchen Aufnahme, berg. durch die jtatiitiiht | 
Kommiifion, Kaffel 1864—67 — desgl. Beiträge zur Statiftit de | 
vorm. Kurfüritenth., Kaſſel 1866—67. — Vorher: Auffähe in der 
landwirthichaftl. Zeitung 1861 —63. 

Frankfurt a / M.: Statiftifhe Mittheilungen über den Eiviljtand 1858-0: : 
— Beiträge zur Statiftif der Stadt Fr. Bb. I-IIL, 1858— 61. Wu 
theilungen des ftatiftiichen Amtes I u. DO, 1866—67. | 

Naſſau: Sartorius, Beiträge zur Statiftit des Herzogth. Naffau, Wie⸗ 
baden 1863. | 

Bayern: Beiträge zur Statijtif des Königr. Bayern, Heft I—XXIN, Min | 

hen 1850—70. u 
Sachſen: Mitteilungen des ftatiftiihen Vereins für das Königr. Sad 

1—18, 1831— 49. — Statiſtiſche Mittheilungen desgt. 1—4, 1851- | 

54. — Jahrbuch für Statiftit desgl. 1853. — Zeitfchrift des Ii- | 

ſächſ. ſtatiſtiſchen Bureaus 1- 14, 1855 —68. | 
Württemberg: Württembergifche Jahrbücher für vaterländiiche Gefchichte, Gr. 

u. Statiftif (Memminger), Stuttgart 1822— 70. 

Baden: Beiträge zur Stattftif der inneren Berwaltung 1— 27, Karlstix 

1851 — 70. 

Heflen: Beiträge zur Statiftit des Großh. 1— 10, Tearmitadt u 











beitungen der Statijtif der deutſchen Staaten mit Aufmerffamfeit gefammelt, ſo de⸗ 
der Katalog feiner Bibliothef: ,, Katalog ber Commerz-Bibliothek in Hambut— 
1864, erſte Fortfeßung, Hamburg 1868, ein gutes Külfsmittel bietet. Zenit” | 
Zwed wird in voraußfichtlich noch höherem Grade der Katalog der Pibliorhel & | 
preuß. ftatiftifehen Bureaus erfüllen, welcher indeß gegenmwärtig erſt bis zum mi | 
zigften Bogen im Drud vorgejchritten ift; mit dem 25. gelangt feine I. Abtbel.”! 
zur Ausgabe. 
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0. — Mittheilungen der Großh. Eentralitelle für die Landesſtatiſtik 
im Notizblatt des Vereins für Erdkunde ꝛc. Darmſtadt 1854—70. 

Mediendurg (Schwerin und Strelik): Archiv für Landeskunde, Schwerin 
1852 — 57. — Beiträge zur Statijtif Medi. 5 Bände, 1858 — 67. 

Sachſen-Weimar: Beiträge zur Statiftit, —— 1816 bis 1864 ꝛc. 
Weimar 1864—65. 

OEldenburg: Statiſtiſche Nachrichten über des Großherzogth. Oldenburg 1—12. 
1857 —71. 

Braunſchweig: Zur Statiftit des Herzogth. Braunſchweig aus 1858—62. 

Sahien: Coburg: Gotha: Meittheilungen aus dem ftatiftiihen Bureau des 
Herzogth. I—4, 1864— 70. 

Anhalt: Mittheilungen des herzogl. anhaltijchen ſtatiſtiſchen Bureaus, 1—12, 
1867 — 71. 

Sahien: Weimar, Meiningen, Altenburg und Koburg: Gotha, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt und Sondershauſen und Reuß ältere und jüngere Linie 
haben ein „ſtatiſtiſches Bureau Vereinigter Thüringiſcher Staaten“ zu 
Jena begründet; dies gab heraus: Statiſtik Thüringens, Bd. I 1866 — 
67. — Sonft: Hildebrand's Jahrbücher für National:Cefonomie und 
Statiſtik I— 15, Jena 1863 — UV. 

‘übel: Arbeiten des Vereins für Lübeckiſche Statijtit, Kübel 1840 — 52. — 
Statijtiihes Jahrbuch der St. Kübel für 1862—65, 1864—b7. 
Iremen: Zur Statiftit des Bremiſchen Staates 1-3, 186261. — 

Jahrbuch für die amtl. Statiftit des br. Staates I—4, 1868--71. — 
Ueberjicht des Bremiſchen Handels jährlich jeit 1849 bis 66. 
Sumburg: Statiftiihe Tabellen zur Kenntniß der Zujtände Hamburgs 1816 — 
— Beiträge zur Statiftit H. 1854. — Statiſtik des Hamburgi— 
ihen Staats I—III, 1867 — 1. — Tabellariſche Ueberjichten des Ham: 
burgiichen Handels 15.4548, Hamburg 1850, dann jührlid. — 


Das Bedürfnig neben dem Abrechnungsmweien und den Voltszählungen 
auch weitere Zweige der Statijtif innerhalb des Zollverbandes nad) gemein: 
'amen Normen zu entwideln, ergab ſich ſchon früh aus dem nicht ohne leb— 
arten Kampf geführten Verhandlungen über die Erhöhung oder Erniedrigung 
ser einzelnen Poſitionen des Zolltarifes 1). 

Der Mangel bemweisfähiger Grundlagen für die Zollpolitik machte fich, 
dei dem Gegenjat der freihändleriichen Tendenzen des Nordens und ber 
dutzöllneriſchen des Südens, namentlich auf dem Gebiete der Gewerbe- und 
anduſtrieſtatiſtik geltend. 

Deshalb regte Baden die Ausfüllung dieſer Lücke ſchon 1843 auf der 
h, Seneraltonferenz an (Berh. dſ. S. 117), und es ging daraus die über: 
anftimmende Aufnahme der Fabrik-Gewerbe hervor, welhe in dem Werte: 
Gewerbetabellen der Fabrikanſtalten und Fabrifunternchmungen aller Art 
ad den Aufnahmen im Monat December 1846, Bd. I, Preußen; Bd. II, 


i) K. Brämer, die Zarifveränderungen der Ein- und Ausfuhrzölle im Zoll 
"tan, Zeitſchr. des preuß. itat. Aureaus, Jahrg. 1868 S. 300 ff., giebt den Nach⸗ 
Reis jeder einzelnen Veränderung nad) Gegenitand und Zeitiolge. 
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die fremdherrlichen Gebietstheile, welche mit Preußen an den gemeinidaftlicen 
Zöllen Theil nehmen“ enthalten ift. 

Auf der 10. Generaltonferenz 1854 (Verh. derf. S. 74) wurde verab: 
redet, daß von einer niederzujeßenden Kommilfion das Schema zu einer ın 
gewiſſen Zeitabſchnitten aufzunehmenden umfafjenden Gewerbeſtatiſtik des 
Zollvereins ausgearbeitet und Vorjchriften vorgefchlagen werden follten, mit 
welchen die Formulare, behufß deren richtiger und gleihmäßiger Ausfüllung, 
Vollſtändigkeit, Vermeidung von Doppelzählungen u. dgl. zu begleiten fein würden. 

In Folge diefer Verabredung traten im Jahre 1854 Kommiljare von 
Preußen, Bayern, Sahlen, Württemberg und Thüringen in Münden zujanı: 
men, und legten im Sinne ihres Auftrages eine Orts-Gewerbetabelle, ein 
Tabrifentabelle, eine Handels = Gewerbetabelle, eine Bergwerfstabelle, eine 
Viehitandstabelle und eine landwirthſchaftliche Tabelle, welche als Grundlag: 
gleihmäßiger Erhebungen dienen jollten, vor. 

Die 14. Generalkonferenz 1859 eradhtete Viehftand und Landwirthiher: 
als außerhalb der geftellten Aufgabe, beſchloß dagegen auf Grund der übrigen 
von der Kommilfion aufgeltellten Mujter im jahre 1861 eine Gewerbe: 
ftatiftif des Zollvereines aufzunehmen, und ebenjo eine Bergwerksſtatiſtik des 
Zollvereines zunächit für das Jahr 1860 und in jedem der folgenden fin! 
Jahre jo lange aufzujtellen, als nicht von der einen oder anderen Seite die 
Fortſetzung diefer Aufnahme abgelehnt werde. 

Das Ergebniß ift dag Werk: „Tabellen der Handwerker, der Fabriken 
jo wie der Handels: und Transportgewerbe im Zollverein nach den Numab- 
men im Jahre 1861 vom Gentralbureau des Zollvereins zujammengeitelt, 
ſowie die „Tabellen über die Produktion des Bergwerks-, Hütten: und Zu: 
Iinenbetriebes im Zollverein für 1861”, welche regelmäßig jührlich bis INt\ 
fortgefettt worden find. — 


Die neuejte Wiederaufnahme folder Arbeiten durch die bejondere Komm 
“ fion „für die weitere Ausbildung der Statijtif des Zollvereins" erhielt beim 
Zoll:Bundesrathe ihre Anregung durch einen die Mängel der beftehenden Er. 
hebungen darlegenden Bericht des Zollvereinsbevollmädtigter für Hannowt 
vom 25. November 1868). Auf Grund deffelben eradhteten die Ausſchüſe 
für Zoll: und Steuerweien und für Handel: und Verfehrsanftalten ?) um 
etwas für längere Zeit Brauchbares zu fchaffen, eine vorbereitende Berathung 
und Verſtändigung nicht allein über die Principienfrage, jondern namentlid 
auch über die möglichſt weit gehende Uebereinitimmung in den Inſtruktionen 
und Yormularen für nöthig. Der Bundesrath genehmigte entipredend an: 
2. Juni 1869) die Einfegung einer Kommiſſion aus geeigneten Beamte: 
mit der Veranlafjung, zu ihren Srörterungen jtatiftijche Fachmänner und fen‘ 
geeignete Sachverſtändige, ingbejondere aud aus dem Kreiſe der Zollbeamter 


t) Zeitichrift des preuß. ftat. Bureaus, Jahrg. X. 1870, ©. 143-149. 

2) Drudjadhen zu den Nerhandlungen de3 Vundesrathes des deutſchen Jod 
und Handelö:Nereines vom 25. Mai 1869, Seflion von 1869. N. td. 

3) Brotofolle über die Verhandlungen des Bundestathes d. d. Zoll: um 
Handels: Nereines, Sejfion von 1863 5 180. 
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und aus den bei der Betriebsverwaltung der Verfehrsanftalten thätigen Per- 
jonen, beizuziehen. 

Die in Folge Einladung vom 20. December 1869 (Protof. 6. 155) 
von den meilten Zollvereinsitaaten beichidte Kommiſſion trat am 12. Januar 
1870 in Berlin zujammen, vertagte jih am 12. Februar und vereinigte fich 
spater dort zur Fortſetzung und Vollendung ihrer Arbeiten nody dreimal, zu: 
et vom 4. bis 16. Juli 1870, an welchem letteren Tage fie durch die 
relitiſchen Sreigniffe veranlagt wurde, ihre Verhandlungen abzubrechen, dann 
von 13. April bis zum 27. Mai und vom 31. Juli 6i8 zum 19. Auguft 
15711). Die lebten Perioden der Berathung fielen alfo ſchon unter die Geltung 
dr Reihsverfajlung vom 16. April 1871 und eine Reichs-Commiſſion für 
die deutſche Statiftif würde ſich damit einer jehr viel umfafjenderen Aufgabe gegen: 
uber geiehen haben, denn die 16 Punkte des Art. 4 über die Reidhs-Eom- 
ren; enthalten auch das Grundgeſetz der neuen Reichsſtatiſtik. Die Zoll: 
dereins⸗ Kommiſſion aber ſtand noch in dem Rahmen ihres urſprünglichen 
Auftrages. Sie hatte nur Vorſchläge darüber zu machen, in welcher Weiſe 
ten der Zollvereinsſtatiſtik anflebenden Mängeln abzubelfen und in melden 
Nihtungen denſelben mit Einfluß der Volfszählungen eine weitere Aus: 
bildung zu geben ſei. Dieje Aufgabe aber hat fie mwenigftens jo meit als 
kunlih gefaßt. 

Sie bat ihre Vorfchläge dem Bundes-Nath in einer Reihenfolge von 
IN Berichten vorgelegt, deren ſyſtematiſcher Zujammenhang fich leicht ergiebt. 
Zieielben betreffen: 

A. Die Statiitif der Bevölkerung, und zwar: 

t. die Aufftelung von Ortihafts- Verzeichniffen und den Plan 
eines geographiihen Wörterbuches für das Deutiche Neid), 

2. die Volkszählungen, 

3. die Statiftif der Bewegung der Bevölkerung, 

4. die Statiftif der Auswanderung, 





5 An den Berathungen nehmen abwechſelnd Theil, als Vorſitzende zuerſt: 
haüelbach, Wirkl. Gh. Ch. Finanz-Rath, dann Herzog Wirkl. Gh. Ob.-Reg-R.; 
is Kommiſſionsmitglieder, für Preußen: Dr. Engel, Gh. Cb.:R.:R., Direktor * 
sc ſtat. Bur., Burghardt, Gh. Ch. F.:R., Wendt, Gh. R.-R., Schede, R.:R., 
Soedh, R.=R.; für Bayern: Dr. Mayr, Rrof. Borjt. d. bayr. jtat. Bur.; für 
<adien: Wahl, Gh. Fin.-R.; für Württemberg: Dr. rümelin Staats-R. Vorit. 
d. ttat.:topogr. B., Dr. Zeller, Ob.⸗F.⸗R., v. Niede, Tb.:%.:R.; für Baden: Dr. 
Sarded, Legat.-R. Vorſt. d. jtat. B.; für Helfen: Fabricius, pr. Gh. F.⸗R.; für 
Siedienburg- Schwerin: Dr. Tippe, Minijt.:R.; für Sadhjen- Weimar: Dr. Hildebrand, 
1:08, Borft. d. ftat. B. d. Thüring. Staaten; für Medlenburg- Strelig: Boccius, 
Sb.:3.:R.; für Oldenburg: Dr. Beder, Minift.:R. Vorſt. d. ftat. B.; für Sadjfen- 
Kahurg: Gotha: Dr. Hirth; für Anhalt: Dr. Lange, R.:R.; für Bremen: Freſe, 
kotit. d. B. f. br. Stat.; für Hamburg: Neßmann, Vorſt.' d. ſteuer-ſtat. Bur.; 
sis Sachverſtändige: Gehlen, R.-R., Dr. Grothe, Hauchecorne, Berg. :R. Direkt. 
dr. Kerg-Akad. Hormann, Prof. a. d. Gew. -Atad., Kauffmann, Kommerc.:R., 
"Rebel u. 3. Levy, Kaufm. Xelteite, Dr. Meiken, R.: -R., Ravene, Gh. Komm: 

", Keuleaur, SH R.-R. Direft. d. Gew.:Afad., Dr. Schmoler, Trof., Dr. Schwabe, 
td. ftat. Bur. v. Berlin, Simfon, Porft. b. ftat. Bur. d. Oberſchl. Eifenbahn, 
Ir <tive, SH. R.:R., Dr. Wagner, Hof:R. Prof. zu Würzburg, Dr. Weber, 
io. a. Gew.⸗Akad. 
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d. die Statiftif der Erwerbung und des Berluftes der Bundes: 
und Staatsangehörigfeit; 

B. Die Statiftit der Ermwerbsthätigfeit, und zwar: 

6. übereinjtimmende Ermittelungen der landwirthichaftlichen Boden: 
benußung und der Ernte-Erträge, ſowie der Biehhaltung, 

7. die Statijtit des Bergwerks-, Hütten: und Salinenbetriebes, 

8. die Gewerbeſtatiſtik; 

C. Die Statiftit der Güterbewegung, und zwar: 

9. die Aufitellung der Ueberfihten über den Waarenverfehr de⸗ 
Deutihen Reichs mit dein Auslande, 

10. die Herbeiführung einer internationalen Berjtändigung über de 
Grundſätze für Die Aufitellung der Handelsausweiſe, 

11. die Statiſtik der Seeſchifffahrt, 

12. die Statijtif der Schiffsunfälle an der deutſchen Küjte, 

13. die Etatiftit des Verkehrs auf den Eifenbahnen, 

14. die Statiftit des Verkehrs auf den deutſchen Waſſerſtraßen; 

D. 15. Die Statiftit der gemeinſchaftlichen Zölle und Steuern des Deut 

ihen Reiches; 

E. Die Statijtit der Organifation und Verwaltung diejer gemeinihan- 

lichen Einnahmen, und zwar: 

16. die Statiftif der Organijation und die Geſchäftsſtatiſtik der 
Zoll: und Steuerverwaltung des Deutihen Reiche, 

17. die Statiftit der Straffälle in Bezug auf die Zölle und Steum 
des Deutichen Reiche. 

F. 18. Die Gründung und Einrichtung einer Reichsbehörde für Mi 

deutſche Statiſtik. 

Nur über die zu 1 bis 42) aufgeführten Berichte hat der Bundes:Rarı | 
bereits bejchloflen, und unter dem 23. Mai 1870 (Drudjaden 1870 R. 1: 
u. 44, Protokolle $. 4 und 91) die Vorſchläge der Kommiſſion mit geringen 
Abãnderungen genehmigt. 

Die damit für das geſammte Reichsgebiet verbindlich erklärten Entwür': 
jollen nachftehend Gegenſtand näherer Bemerkungen fein. Die Beiprehung Ki 
übrigen Vorfchläge darf das Jahrbuch vorbehalten, bis die Entſcheidung du 
Reichsbehörde über jie ergangen jein wird. 


1. Sie Aufftellung von Ortſchaftsverzeichniſſen und der Plan 
eines geographiſchen Wörterbuches für das Deutiche Neid. 
Der Bundes-:Rath hat am 23. Mai 1870 (Protokoll YL) auf Ver 
ſchlag der ſtatiſtiſchen Kommifjion bejchloffen, dat 
„unter den im Ausſchußbericht ausgedrüdten Borausfegungen Verzeichnite der 
„in den einzelnen Zollvereinsjtaaten vorhandenen Gemeinden nach den einzelnen 
„Landestheilen längſtens bis zum Jahre 1875 veröffentlicht werden, in welchen 


1) Wegen Nr. 5, welche die Bevölkerungsſtatiſtik abſchließt, ſiehe unten Seite o. 
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„bei jeder Gemeinde die zugehörigen geographiich befonder8 benannten Wohn: 
„läge angegeben und in ortsübliher Weife bezeichnet find (Stadt, Flecken, 
„Torf, Weiler u. j. w.); aus denen ferner für jede Gemeinde und, jo weit 
„thunlich, jeden Wohnplat der Berwaltungsbezirf jowie die Einwohnerzahl 
„zu entnehmen, und melden ein alphabetijches Regifter aller Wohnpläte bei: 
„gegeben iſt.“ 

Die gedachten Borausjeßungen des Ausichußberichtes (vom 9. Mai 1870, 
Druckſ. N. 44) gehen in der Hauptſache dahin, „daß die Veröffentlichung 
iolcher Ortichaftsverzeichnifje in den wenigiten Sollvereinsitaaten mit beion- 
deren Schwierigkeiten verbunden jein würde, indem die Grundlagen für 
derartige Verzeichniſſe wohl überall vorhanden, auch jolde in einzelnen 
Bereinsitaaten mit den periodiich veröffentlichten Staatshandbüchern verbun- 
den ſind“. 

Daß für die geitellte Aufgabe ein dringendes Bebürfni vorliegt, bedarf 
faum näherer Ausführung. 

Es beitehen allerdings ſowohl in den oben aufgeführten Werken der 
amtlihen Statijtit der verjchiedenen deutſchen Staaten, als in bejonderen 
Beröfientlichungen zahlreiche Orticaftsverzeichniffe aus älterer und neuerer 
Zeit. Auch bejiten wir größere zujammenfaflende Bearbeitungen, deren Her: 
ausgeber aus dem amtlichen Material ſämmtlicher Bundesitaaten geichöpft 
und feine Mühe gejcheut haben, jede Lücke zu vermeiden. 

Das erite und verdienftoollite diejer Verzeichnifje it Dr. Eugen Huhn's 
topographiich-jtatiitiich-hiftoriiches Lexikon von Deutichland, volljtändige deutſche 
Landes⸗, Volks- und Staatsfunde, 6 Bände, Hilbburghaufen, 1849 — +47. 

Später erihien 1860 in Zürich: H. Rudolph, vollitändigjtes, geogra— 
phiich:topographildh-ftatiftiiches Drtsleriton von Deutichland, ſowie der unter 
Selterreihs und Preußens Botmäßigkeit ſtehenden nicht deutſchen Länder, 
2 Bände. 

Für Preußen beiteht Meſſow, topographiſch⸗ ſtatiſtiſches Handbuch, Diag: 
deburg 1846; für den Norddeutihen Bund neuerdings Löwenberger v. Schön: 
hole, alphabetiiches Verzeichniß zc., Berlin 1869; für Bayern: Bavaria 
Bd. V, topographiich-ftatiftifches Handbuch d. K. Bayern, Münden 1867; 
tür Württemberg: Das Königreih Württemberg, Stuttgart 1863, S. 791 ff.; 
tür Baden: Beiträge zur Statijtit, Karisruhe 1855, Ueberjiht der Ge: 
meinden, Colonien und abgejonderten Höfe; für Heflen-Darmitadt Bd. IX, 
IN69, der Beiträge zur Statiftit des Großherzogthums; für Elſaß-Lothringen 
endlih Adolphe Joanne, dietionnaire geographique, administratif, postal, 
archeologique etc. de la France, 1869; G. Stoffel, dietionnaire topo- 
wraphique du departement du Haut-Rhin, Paris 1868, und P. Ristel- 
huber, l’Alsace ancienne et moderne ou diet. topogr. du Haut- et du 
Bas-Rhin, Strassburg 1865. 

Die Ausdehnung ber bisherigen Veröffentlihungen über ſämmtliche deut: 
ihe Gebietstheile jteht deshalb nicht in Frage. Dagegen ijt ihre Vollitändig- 
wit bezüglich jämmtlicher vorhandenen, geographiich beionders benannten Ort: 
ihaften und Wohnpläge mit Grund zu bezweifeln, theils weil dieſelbe mög: 
licherweiſe nicht überall in der Abficht der bisherigen Veröffentlihungen gelegen 
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bat, jedenfall® aber ſchon deshalb, weil dieje den neuſten Stand nicht ent: 
halten und nicht enthalten können. 

»Es darfaber auch auf eine Unterfuchung über den Werth der bisherigen 
Bearbeitungen verzichtet werden, weil jich nothwendig im Gebrauch der Lotal: 
behörden neuere und vollftändigere Verzeichniſſe befinden, oder doch erwartet 
werden muß, daß dieſelben bei der bevorftehenden Volkszählung oder in fonit 
geeigneter Weiſe vor der Zuſammenſtellung angelegt und bejonderer Prüfung 
unterworfen werden. (ine folche Richtigſtellung durch die nächitbetheiligten 
Verwaltungsbehörden kann nirgends Schwierigkeiten begegnen, jofern nichts 
Anderes als die örtlich üblichen Untericheidungen gefordert werden. 

Bei einigermaßen gejteigerten Anſprüchen jtatijtiicher Bejtimmtheit und 
Vergleichbarkeit wird indeß die geitellte Aufgabe allerdings eine jehr viel be: 
deutendere und nach Lage der Sade zur Zeit eine faum lösbare. 

Um folden höheren Anforderungen genügen zu ftönnen, müßte man 
nothivendig die in Frage fommenden überaus ſchwankenden Bezeichnungen 
und Begriffsbeſtimmungen fejtitelen und gewiſſe Grundſätze für Die gleid: 
mäßige Anmwendung derjelben gebe. 

Die Namengebung und damit die dee des geographiich bejonders be: 
nannten Wohnplages ift in den verichiedenen Gegenden Deutichlands höchſi 
verjchieden. Große Streden von Yittauen, Weitfalen und Niederrhein, ſowie 
die meilten Marjchen und die mittel- und jüddeutichen Gebirge find über: 
wiegend mit Cinzelhöfen bejett. Es beitehen dabei Geſammtnamen, die lid 
auf ganze Saue, Thäler, Höhenzüge oder andere größere Terrainabſchnitie 
beziehen; kleinere oder größere geichloffene Orte oder Weiler haben daneben 
ihre bejondere Bezeichnung und dieje Cinzelnamen gehen wieder bis auf ein: 
zelne Hausitellen, Gehöfte, Mühlen, Kirchplätze, YFörjtereien und dgl. berab. 
In Weitfalen pflegt jeder Bauernhof, jelbjt der in ziemlich geſchloſſenem Orte 
belegene, jeinen eigenen fich unverändert erhaltenden Namen zu tragen. Welde 
Namen jbllen aljo noch verzeichnet werden, welche nicht? 
ehnlich werden unter den Bezeichnungen: Flecken, Dorf, Weiler, Bauern: 
ihaft, Gut, Hof, Etablifjement und dgl. in den verſchiedenen Theilen Deutſch 
lands, ja oft in naher Nachbarſchaft, jehr verichiedene Arten von Wohnpläken 
je nah der Bauart verftanden. Selbſt die Bedeutung von Gemeinde wird 
als politiiche Gemeinde, Polizeibezirt, Amtsgemeinde, Sammtgemeinde, Orte: 
gemeinde, Landgemeinde, jelbititändige® Gut, Kirchengemeinde und dgl. ın. 
vielfach unficher. 

Dabei jtehen auch die thatjächlihen Grenzen weder der Gemeinden nod 
der verichiedenen untergeordneteren Wohnpläge und ebenſo die Der Namens: 
eritredung nicht überall feit; ſcharfe DBegriffsftellungen würden alfo für die 
Anwendung ein neues Element von Bedenken und Anitänden in die Aut: 
nahme der Verzeichniſſe hineinwerfen. 

Endlich iſt noch der Grundjäge für die Nechtichreibung zu gedenten, 
die von mannigfaher Willkür zu befreien ijt und nicht jelten hiftoriiche Klar: 
jtellung fordert. 

Somie aljo einigermaßen gleihmäßige Vorlagen geichaffen werden jollen, 
bebürfen fie nicht allein genauer Vorjchriften, fondern auch einer einheitlichen 

















Die Ortſchafts-Verzeichniſſe. 539 


Leiuung und übereinjtimmender Prüfung und machen die Aufitellung und 
Bearbeitung zu einem Unternehmen, welches jih jo umfangreich herausitellt, 
und ſolche Kräfte in Anſpruch nimmt, dag der Gedanfe nahe liegt, das Wert 
dann nicht allein auf die Ortichaften und ihre politifche Eintheilung, Benen- 
nung und Sinmwohnerzahl zu beichränten, jondern es auch weiteren Sweden 
dienitbar zu machen. 

Aus diefer „dee ijt der oben in Bezug genommene, von Dr. Engel 
angeregte Plan eines geographiichen Wörterbuches des Deutſchen Reiches her: 
vorgegangen. Der Vorſchlag beabiichtigt eine alphabetiich geordnete Beſchrei— 
dung aller geographiich, hydrographiſch, ethnographiich, hiſtoriſch, politiich oder 
iozial wichtigen Kinzelheiten der Topographie und Statifti. Er it gedacht 
m der Weile des 1790 von der franzöfiihen Nationalverjammlung be: 
ihloifenen und 1805 erichienenen verdienitvollen Dictionnaire universel, 
geographique, statistique, historique et politique de la France von Prud- 
homme, oder des auf dieſem fußenden, oben erwähnten ähnlichen Dictionnaire 
von Joanne. Für die Ausführung wird eine befondere Kommilfion und ein 
ausgedehntes Netz von Hülfskräften und örtlichen Erhebungen vorausgefekt ; 
die Koſten ſind deshalb auf 100,000 Thlr. angeichlagen. Tie Kommif: 
hon hat indeß angenommen, daß die jtatiftiihen Bureaus in den deutichen 
Yandern für eine Reihe von „jahren durch die umfaſſenden neu ermwachienden 
Aufgaben jo jtarf in Anipruch genommen jein werden, dag von einer ſolchen 
auserordentlihen Leiſtung jedenfalls auf längere Zeit nidyt die Nede jein 
fonne. 

Wenn aud in geringerem Maße würde jedoch demſelben Anjtande auch 
one nur ſyſtematiſch Durchzuführende, gleichmäßige Bearbeitung der Ortichafts- 
derzeichniſſe begegnen. 

Man wird ji) deshalb mit Recht, wie der Bundesbeichlug voraus: 
‘ect, begnügen müſſen, die Angaben über die Ortsnamen, die Crtöbezeihnungen 
ınd Gemeindeverhältnijfe jo in die Urtöverzeichnifie der einzelnen Staaten 
und in das daraus zu bildende Sejamnttverzeichnig des Reiches zu übernehmen, 
vie Deren Unterjcheidung und Zujanmenjtellung örtlich bei den Behörden 
disher üblich gewejen, und von diejen ihrem Ermeſſen nad) zur Verzeichnung 
gebracht wird. Es iſt nicht völlig ausgejchloffen, dafür bei der Bearbeitung 
cinige nähere Anhaltspunkte und Ausgleihungen zu ſuchen. Es werden aber 
Lerdings große Ungleihmäßigfeiten und Unbejtimmtheiten unvermeidlich ſein. 
Gieichwohl wird dieſer Mangel dadurch einigermaßen ein Gegengewicht er: 
selten, daß man für jede Ortihaft diejenigen Angaben findet, welche dem 
dortigen Gebrauch und Bedürfniß entiprechen; überhaupt aber muß er völlig 
inter dem unmittelbar praftiihen Nuten zurüdtreten, den die jchleunige und 
zöglihit volljtändige Heritellung eines Verzeichnifjes den Behörden wie den 
(Kcihäftsverfehr gewähren muß, welches für das geſammte Reich mindeiteng 
alle die Wohnpläge aufführt, deren Erwähnung örtlich” wichtig ericheint, und 
welches angiebt, weldyer politiichen Gintheilung fie angehören, und wie viel 
Finwohner jie zählen. 
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2. Die Bollszählungen. 

Die allgemeinen Grundſätze für die Volkszählung haben fich in Deutic;: 
fand an dem unmittelbar praktischen Zwecke entwidelt. 

Die eriten Grundverträge des Zollverein gingen von drei nicht völlig 
vereinbaren Gedanfen aus; nämlich von der Idee 1), daß der Ertrag des 
Zollvereins unter die betheiligten Staaten nad dem Verhältnifje der Bevöl— 
ferung, mit welcher fie fi im Vereine befinden, zu vertheilen fei, ferner von 
der Annahme, daß in der Bevölkerungszahl der Mapitab der verhältnik: 
mäßigen Konfuntion an zollpflihtigen Gegenftänden außgeiprochen merde, 
endlih von dem gegenjeitigen Abkommen, daß die Crmittelung der Bevöl— 
terung alle 3 Jahr einmal ftattfinden, und diefe Volkszählung innerhalb jeder 
der jährigen Perioden die definitive Abrechnungsbajis bilden jolle, jo dak 
feine Bewegung der Bevölkerung in derjelben berüdjichtigt werde. 

Die Konjequenz des eriten Sates führt dazu, daß jeder Staat nadı 
Verhältnig der ihm angehörigen Bevölkerung an den Kinkünften Theil babe, 
die Konſequenz des zweiten in zahlreichen jpäteren Verhandlungen ausdrücklich 
anerkannten Motives, daß die in den einzelnen Staaten an der Konjumtion 
betheiligten Perſonen den Maßſtab der Bertheilung bilden müflen. Der eritt 
fordert die Abrechnung nad) der Zahl der Staatsangehörigen, der zweite di 
nach der Zahl der thatjächlich vorgefundenen, d. h. der fattiihen Bevölkerung 
ohne Rüdjiht auf ihre Staatsdngehörigteit. Keiner der beiden Gegeniäte 
konnte deshalb zur vollen Geltung gebradht werden. Da aber im allge 
meinen das Streben übermog, die Fonjumirende Bevölkerung zum Anbalt zu 
nehmen, machte ſich der weitere Gedante geltend, daß bei jtrengerer Emmi 
gung nicht der Tag der Zählung, jondern die auf Grund der Zählungen 
möglichſt annähernd zu berechnende Durchſchnittszahl der innerhalb der Ab- 
rechnungsperiode an jeden Zeitabjchnitte in den einzelnen Gebieten vorhanden 
geweſenen Perjonen als richtigerer Mapitab zur Anwendung zu bringen ia. 
Es blieb alſo auch der dritte Sat nicht unangefochten. 

Dieſe verichtedenen Grundideen haben bis auf die neueite Zeit erhebliche 
Unklarheiten und Schwierigkeiten in die deutihe Bevölterungsitasiftif und ın 
ihr Verfahren eingeführt. , | 

Kin ganzes Jahrzehnt veritand man unter den in den Verträgen vor. 
ausgeſetzten Volkszählungen überhaupt nur polizeiliche &rmittelungen dei 
Volkszahl. Wirkliche Zählungen von Haus zu Haus fanden nur theilwes 
ſtatt. Meiſt begnügte man ji mit Suiammenjtellungen aus Anmelde: und 
Wohnungs:, oder Bürger : Regijtern und mit Erhebungen aus den Kirden- 
büchern. Für diefe Aufitellung galt fein beitimmter Zernfin als Anhalt, ion- 
dern die Regijtratur vom 31. Januar 1834 (Vertr. u. Verb. d. Zollv. 
3. I, ©. 321) bejtinunte ausdrücklich, daß die Volkszählungen im ganzen 
Vereinägebiete mit dem 1. December beginnen und bezüglicy) der Erhebung 
der Urliften längjtens mi Schluß diefes Monats beendet jein jollten. Dabe: 
war als Regel aufgeitellt, „dag alle Perſonen, welche zur Zeit der Zählung 


— — — — —— 


1) Art. 22 des Grundvertrages vom 22. März 1833. 
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ihren temporären Aufenthalt im Orte genommen, als Einwohner des Ortes 
betrachtet werden, mit Ausnahme der eigentlichen Reijenden (und der im alti- 
ven Milttärdienite ftehenden Perfonen und ihrer Familien, welche bejonders 
gezählt wurden). Solche Landesangehörige jedoch, melde von Haufe nur 
momentan abweſend find und ſich auf Reifen im In- oder Auslande befinden, 
iollen in ihren Wohnorten, und bezw. bei ihren Angehörigen gezählt werden. 
Ausländer, welche irgend eines Erwerbes oder im Lande gelegenen Grund- 
beſizes halber im Lande verweilen, werden unbedingt, andere Fremde oder 
Reiiende aber nur dann der Bevölterung ihrer Wohnorte zugezählt, wenn 
ſie bereitS länger als Jahresfriſt fih im Lande aufgehalten haben. — 

Die fchärfere Beitimmung der Grundſätze für die Bevölferungsaufnahme 
wurde ſchon 1843 (6. Gen.:Konf. Verb. S. 121) angeregt und. in Be: 
rathung genommen. Die 7. Generalfonferenz 1845 (Verb. di. ©. 35) faßte 
darüber bindende Bejchlüffe, welche in Beilage VILI ©. 32 ihres Protofolles 
(Ebd. S. 109) als „Grundſätze über die Bevölferungsaufnahme in den 
Zollvereinsjtaaten nad) den Vereinbarungen vom 31. Januar 1834 und 
23. October 1845“ zufammengefaßt wurden. 

Das weſentlich Neue ift darin, daß 

a. die Zählung mit dem 3. (bezw. wenn diejer ein‘ Sonn: oder eier: 
tag mit dem 4.) December begonnen, und die erfte Crmittelung der vorhan- 
denen Perjonenzahl von Haus zu Haus möglichſt am nämlichen, in volkreichen 
Irten fpäteftens am 3. Tage vollendet fein folle; 

b. daß den Aufnahmen eine wirkliche Zählung aller einzelner Individuen zu 
Grunde liegen müffe, und letztere nicht dur Benukung der Wohnungs: 
Regifter oder anderer Quellen der Benölferungsverhältnijje erſetzt werben 
dürfen; 

c. daß ferner „der Regel nad alle In- und Ausländer als Einwohner 
„desjenigen Ortes anzufehen, an welchem fie fich zur Zeit der Zählung dauernd 
„oder vorübergehend aufhalten, daß alſo am Orte des Aufenthaltes gezählt 
„werden: alle dort in Lohn und Brot ftehenden Dienftboten, alle dort in 
„Arbeit ftehenden oder Arbeit juchenden Gefellen und Gewerbegehülfen ein: 
„ſchließlich derjenigen, welche in Handwerksherbergen eingetehrt find, ferner alle 
„Lehrlinge, Fabrikarbeiter und Tagelöhner, alle Berfonen, welche fi am Orte 
„der Zählung auf einer Univerfität, Lehr-, Bildungs, Erziehungs-, Penfions: 
„Anftalt u. dgl. befinden, oder dort ſonſt des Unterrichts oder der Bildung 
„wegen verweilen, jomwie die in dortigen Kranken-, Entbindungs-, Arbeits: 
„baulern, Gefängnifjen oder Beflerungs-Anftalten befindlichen Perfonen. — 
„As Ausnahmen werden nur ſolche Perjonen, welche in Gafthäufern (mit 
„Ausichluß der Handwerkerherbergen) eingefehrt find, oder als Gäſte in Fami⸗ 
„ten ſich aufhalten (aljo mit Ausſchluß der in gemietheten Privatquartieren 
„wohnenden Fremden) nit als Einwohner desjenigen Ortes, an welchem 
‚Ne ſich zur Zeit der Zählung aufhalten betrachtet, und deshalb daſelbſt nicht 
„gezählt. — Dagegen werden diejenigen Inländer, welche zur Zeit der Zäh— 
„lung auf Reifen im In- oder Auslande abmejend find, als Einwohner ihres 
geſetzlichen Wohn: oder Angehörigkeit3-Ortes an ihrem Wohnorte und bezüg- 
„ich bei ihren Angehörigen mit in Anſatz gebracht.“ 
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Im übrigen blieben die Älteren Geſichtspunkte beftehen. 

Es mar aljo (zu a und b) ein großer Theil der Unbeftimmtheiten da: 
rüber, wie und wann gezählt werden jollte, behoben, dagegen blieb die Frage 
(zu e), wer zu zählen Sei, nad) wie vor von fehr jubtilen Unterjcheidungen ab: 
hängig. Der Beitimmungsgrund Tag erſichtlich überall darin, daß jeder Staat 
jtrebte, fo viel als irgend gerechtfertigt erichien, einerjeits feine Staatsangehörigen, 
auch wenn fie zur Zeit der Zählung abweſend, andrerjeits aber ebenjo alle bei 
ihm dauernd konſumirenden Perfonen, auch wenn fie nicht ftaatsangehörig, 
zu feiner die Zolleinnahme beftinnienden Bevölferungszahl heranzuziehen. 

Wenn aber auf diefe Weiſe ſchon die einfachfte Grundlage der Volte: 
zählung, die bloße Frage nach der Zaht der örtlich aufzunehmenden Perfonen, 
große Schwierigkeiten in fi trug, jo vermehrten fich diejelben in jteigendem 
Make durch die weiteren Zwecke, welche bei den Bevölferungs-Aufnahmen ver: 
folgt werden. 

Fin jo umfafjendes Unternehmen, wie die Verzeihung jeder einzelnen 
im Staate lebenden Perion, wird mit Recht nicht auf die TFeititellung der 
Anzahl derielben allein beſchränkt. 

Es knüpft fih daran, mie oben gedacht, zunächſt die Vertheilung nad 
den einzelnen Ortichaften und nad) deren Unterabtheilungen, Straßen und 
Häufern. 3 entröidelt fi aljo aus den Zählungsergebniffen auch ein topo: 
graphifches Bild der Bejiedelung und Bewohnung des Landes, angelchlofien 
an jeine abjtufende politiihe Kintheilung. 

Da man aber die Ermittelung von Haushaltung zu Haushaltung anzu: 
jtellen genöthigt it, it es feine erhebliche Srweiterung auch die Perjonenzabt 
jeder diejer Haushaltungen, die Anzahl der Samilienhaushalte und der einzeln 
lebenden Perfonen in jedem Haufe, endlih die Verhältniffe des Wohnens 
jelbit, die Zahl der Wohnräume, die Vertheilung derjelben nad Vorder: und 
Hinterhaus und Stodiwerken, die Heizbarkeit u. dgl. feftzuftellen, und damit 
einen mwejentlihen Einblick in die Wohlſtands- und Gefundpeits-Bebingungen 
der Bevölkerung zu gewinnen. 

Aber auch wo man folche genauere Crmittelungen des Zuſammenlebens 
nicht vornehmen will, wird man niemals auf die Feſtſtellung gewiſſer allge: 
meiner Kigenjchaften der Individuen verzichten dürfen. Die Tragen nad 
Geichleht, Alter, Religionsbekenntniß, Yamilienjtand (d. h. ob ledig, verhei— 
rathet, vermwittivet, gefchieden) ſowie nad) dem Beruf oder der hauptfſächlichen 
Beihäftigung des Kinzelnen und nad) gemiffen perlönlihden Mängeln, wie 
blind, taubjtumm, blödjinnig und irrfinnig, bilden den nothwendigiten Inhalt 
der Bevölkerungsſtatiſtik. Es werden danach die einzelnen Gruppen der Be— 
völferung geichieden und nach Anzahl und Verhältnig gegenübergeitellt, wie 
fih deren Kenntniß für die befonderen Zweige des Sanitäts-, Unterrichts, 
Militär: und Gewerbeweſens unentbehrlich oder doch förderlich ermeilt. 

Mande Zwecke der Verwaltung bedingen auch noch bejondere Unter: 
fheidungen. So war fchon früher die Trennung der Civil: und Militärbe 
völferung, und zwar nicht allein bezüglich der zur Fahne gehörigen, ſondern 
verichiedenartig auch bezüglich ihrer Angehörigen und Dienftboten angeordnet, 
ähnlich die Ausjonderung der von ihrer Heimath abmweienden See: und Fluf— 
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ſchiffer. Der Bundesbeihluß vom 9. October 1867 endlich forderte mit 
Rüdjiht auf Art. 70 der Bundesverfafjung (Bundes-Geſ.-Bl. S. 20) die 
seititellung der Staatsangehörigteit überhaupt jeder Perſon, und die Ermitte— 
lung der Zahl der nur vorübergehend oder auf längere Zeit. abweſenden 
Perſonen. 

Das befragte Publikum litt gleichwohl wenig unter der Maſſe der 
Fragen, die wegen der Erfüllung aller dieſer Zwecke am ben Einzelnen er: 
geben mupten. 

Die im geſammten Zollvereinsgebiet ziemlich) übereinftinmend angewand— 
ten Urliiten der Bevölferungs: Aufnahme vom 3. December 1867 vermochten 
die große Mannigfaltigkeit deg erfragten Berhältnifle immerhin noch in dem 
Raume von nur 23 Fragen oder Spalten zu erichöpfen. * 

Auch ijt im allgemeinen nicht zu bezmeifeln, daß das Publikum an der 
Zahl der Fragen, wenn fie klar und verjtändlic gejtellt werden können, und 
mir Einfachheit und Bejtimmtheit aus dem Willen des Befragten” zu beant: 
orten jind, feinen Anjtoß nimmt. Die wenigen laut gewordenen Klagen 
bezogen jich überall nicht auf den Umfang, jondern auf die Unficherheit und 
Schwierigkeit der Beantwortung. Dies machte ji nmamentlih den Zählern 
fühlbar, welche fich dem Geichäfte der Bevölkerungs-Aufnahme in der Kegel 
in großer Zahl freimillig aus Gemeinſinn unterziehen. 

Jedenfalls aber wurde durch die verwidelte Natur der Fragen die innere 
Richtigkeit des Ergebniſſes der Aufzeichnung mefentlich beeinträchtigt, und dieſe 
Mängel fanden für die fachkundige Kritik auch in den Zahlen jelbit vielfach 
Ausdruck. Namentlich läßt ſich nicht verfennen, daß die Staatsangehörigkeit 
Merkmale bat, welche auch dem gebildeten Hausvorjtande jchon für jeine eigene 
Perſon nicht immer klar jind, und für jeine Angehörigen, Dienitboten oder 
abwejenden Verwandten häufig geradezu unerjaßbar bleiben. Wie bedentliche 
Ergebniſſe ragen auf diefem Gebiete haben, zeigt ſich z. B. darin, daß 
bezüglich der abweienden und anweſenden Staatsangehörigen 1867 in den 
Yiiten der aus Preußen überhaupt Abmwejenden nur 9,6°%/, derjenigen Zahl 
aufgeführt waren, welche jich in den übrigen Bundesſtaaten als aus Preußen 
dort anweſend verzeichnet fanden. 

Es waren aljo Bereinfahungen und (rleichterungen der Frageſtellung 
dringend geboten, nicht weniger aber drängte ji) dieſe Forderung bezüglich 
der Zufammenjtellungsarbeiten auf. , 

Die Behörden, weldye die tabellarijchen Ueberjichten der ZählungsergeB- 
niſſe aus den Urliiten bis zur Hauptzuiammenjtellung anzufertigen haben, 
werden dieſe Falfulatorifchen gleichwohl nicht durchaus durch mechaniſche Ar: 
beusträfte zu erlebigenden und fehr umfangreichen Prüfungs: und Rechnungs: 
Arbeiten niemals mit günitigen Augen anjehen; um fo weniger, wenn fie, wie 
im allgemeinen überall in Deutfchland, als im laufenden Geſchäftsgange der 
Lerwaltung gefordert, behandelt werden. Es ift aber nicht allein anzuer: 
fennen, dat jeder Zweifel des Bublitums über die geftellten Fragen und jede 
Schwierigkeit in der Kombination derjelben ihre Bemühungen und Korrefpon- 
denzen wejentlich erhöht, jondern daß überhaupt das gejammte Gebäude biefer 
Tabelfenarbeit außer feinem Umfange auch einen frembdartigen Charakter hat, 
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Im übrigen blieben die älteren Geſichtspunkte beftehen. 

Es war aljo (zu a und b) ein großer Theil der Unbeftimmtheiten da: 
rüber, wie und wann gezählt werden follte, behoben, dagegen blieb die Trage 
(zu c), wer zu zählen Tei, nad) wie vor von fehr jubtilen Unterfcheidungen ab: 
bängig. Der Beitimmungsgrund lag erfichtlih überall darin, daR jeder Staat 
jtrebte, fo viel als irgend gerechtfertigt erichien, einerjeits feine Staatsangehörigen, 
auc wenn fie zur Zeit der Zählung abmejend, andrerjeits aber ebenfo alle bei 
ihm dauernd fonjumirenden Perſonen, aud wenn jie nicht ftaatsangehörig, 
zu feiner die Zolleinnahme beftimmenden Benölferungszahl heranzuziehen. 

Wenn aber auf diefe Weiſe ſchon die einfachfte Grundlage der Volks: 
zählung, die bloße Frage nach der Zahi der örtlich aufzunehmenden Perfonen, 
große Schmierigfeiten in fi trug, jo vermehrten ſich diejelben in jteigendem 
Mare durch die weiteren Zwede, welche bei den Bevölkerungs-Aufnahmen ver: 
folgt werden. 

Ein jo umfafjendes Unternehmen, wie die Verzeihung jeder einzelnen 
im Staate lebenden Perion, wird mit Nedht- nit auf die Feititellung der 
Anzahl derjelben allein beichräntt. 

Es fnüpft fih daran, wie oben gedacht, zunächſt die Vertheilung nad 
den einzelnen Ortſchaften und nad deren Unterabtheilungen, Straßen und 
Häufern. Es entwickelt fih alfo aus den Zählungsergebniffen auch ein topo: 
graphifches Bild der Bejiedelung und Bewohnung des Landes, angeichlofien 
an feine abitufende politifche Kintheilung. 

Da man aber die Srmittelung von Haushaltung zu Haushaltung anzu: 
jtelfen genöthigt it, ift e& Feine erheblihe Srweiterung auch die Perfonenzaht 
jeder diefer Haushaltungen, die Anzahl der Familienhaushalte und der einzeln 
lebenden Perfonen in jedem Haufe, endlih die Verhältniffe des Wohnens 
jelbit, die Zahl der Wohnräume, die Vertheilung derjelben nad) Vorder: und 
Hinterhaus und Stockwerken, die Heizbarteit u. dgl. feftzuftellen, und damit 
einen weſentlichen Ginblid in die Wohlſtands- und Gejundheits:Bedingungen 
der Bevölkerung zu gewinnen. . 

Aber auch mo man folhe genauere Crmittelungen des Zujammenlebens 
nicht vornehmen will, wird man niemals auf die Feſtſtellung gemifjer allge: 
meiner Eigenſchaften der Individuen verzichten dürfen. Die Tragen nad 
Geſchlecht, Alter, Religionsbefenntnig, Familienſtand (d. h. ob ledig, verkki: 
rathet, verwittwet, geichieden) ſowie nad) dem Beruf oder der hauptjäcdhlichen 
Beihäftigung des Cinzelnen und nad gewiſſen perfönlichen Mängeln, mie 
blind, taubſtumm, blödfinnig und irrfinnig, bilden den nothmendigften Inhalt 
der Bevölferungsjtatifti. Es werden danach die einzelnen Gruppen ber Pe: 
völferung gefchieden und nah Anzahl und Verhältnig gegemübergeftellt, wie 
fih deren Kenntniß für die befonderen Zweige des Sanitäte-, Unterridts-, 
Militär: und Gewerbeweſens unentbehrlich oder doch förderlich ermweilt. 

Manche Zwecke der Bermaltung bedingen auch noch befondere Unter: 
ſcheidungen. So war ſchon früher die Trennung der Civil- und Militärde 
völferung, und zwar nicht allein bezüglich der zur Fahne gehörigen, fondern 
verichiebenartig auch bezüglich ihrer Angehörigen und Dienitboten angeordnet, 
ähnlich die Ausfonderung der von ihrer Heimath abweſenden See: und dluß— 
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ſchiffer. Der Bundesbeſchluß vom 9. October 1867 endlich forderte mit 
Rückſicht auf Art. 70 der Bundesverfafljung (Bundes-Geſ.-Bl. S. 20) die 
seititellung der Staatsangehörigfeit überhaupt jeder Perſon, und Die Ermitte: 
lung der Zahl der nur vorübergehend. oder auf längere Zeit. abmelenden 
Terlonen. 

Das befragte Publikum litt gleichwohl wenig unter der Maſſe der 
Fragen, die wegen der Erfüllung aller diefer Zmede an den (Finzelnen er: 
geben mupten. 

Die im gelammten SZollvereinsgebiet ziemlich übereinjtimmend angewand— 
ten Urliiten der Bevölkerungs-Aufnahme vom 3. December 186,7 vermochten 
de große Mannigfaltigfeit deg erfragten Verhältniffe immerhin noch in dem 
Raume von nur 23 Fragen oder Spalten zu erichöpfen. * 

Auch iſt im allgemeinen nicht zu bezmeifeln, dag das Nublifum an der 
Zabl der tagen, wenn fie Klar und veritändlich geitellt werden können, und 
mit Einfachheit und Beitimmtheit aus dem Wiſſen des Befragten” zu beant- 
worten jind, feinen Anſtoß nimmt. Die wenigen laut gewordenen Klagen 
bezogen ſich überall nicht auf den Umfang, jondern auf die Unficherheit und 
Schwierigkeit der Beantwortung. Dies madıte ſich namentlich den Zählern 
tuhlbar, welche ſich dem Geichäfte der Bevölkerungs-Aufnahme in der Kegel 
in großer Zahl freiwillig aus Öemeinfinn unterziehen. 

Jedenfalls aber wurde durch die verwidelte Natur der ragen die innere 
Richtigkeit des Ergebniſſes der Aufzeichnung weſentlich beeinträchtigt, und dieſe 
Mängel fanden für die jachtundige Kritit auh in den Zahlen jelbit vielfach, 
Ausdrud. Namentlid läßt ſich nicht verfennen, daß die Staatsangehörigfeit 
Merkmale bat, welche auch dem gebildeten Hausvoritande ſchon für jeine eigene 
Ferjon nicht immer klar find, und für jeine Angehörigen, Dienitboten oder 
abweſenden Verwandten häufig geradezu unerfaßbar bleiben. te bedenkliche 
Ergebniſſe Fragen auf dieſem Gebiete haben, zeigt jih 3. B. darin, daß 
bezüglich der abweſenden und ammeienden Staatsangehörigen 1867 in den 
Yıten der aus Preußen überhaupt Abweſenden nur 9,6%, derjenigen Zahl 
aufgeführt waren, welche jih in den übrigen Bundesftaaten als aus Preußen 
dort anweſend verzeichnet fanden. 

Es waren alſo Vereinfahungen und (Grleichterungen der Frageſtellung 
eringend geboten, nicht weniger aber drängte jich dieſe Forderung bezüglich 
der Sufammenitellungsarbeiten auf. , 

Die Behörden, welde die tabellarijhen Ueberlichten der Zählungsergeb: 
niite aus den Urlijten bis zur SHauptzuiammenftellung anzufertigen haben, 
nerden dieſe Falfulatorifchen gleichwohl nicht durchaus durch mechaniiche Ar: 
beitsträfte zu erledigenden und fehr umfangreichen Prüfungs: und Rechnungs⸗ 
Arbeiten niemals mit günſtigen Augen anſehen; um ſo weniger, wenn ſie, wie 
im allgemeinen überall in Deutſchland, als im laufenden Geſchäftsgange der 
Lerwaltung gefordert, behandelt werden. Es ift aber nicht allein anzuer: 
tennen, dat jeder Zweifel des Publikums über die geftellten Kragen und jede 
Schwierigkeit in der Kombination derfelben ihre Bemühungen und Korreipon: 
denzen weientlich erhöht, jondern daß überhaupt das geſammte Gebäude diefer 
Zabellenarbeit außer feinem Umfange auch einen fremdartigen Charakter hat, 
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und im Grunde nur von Yahmännern mit dem nöthigen Intereſſe in An: 
griff genommen werden Tann. 

Die preußiſche Urlijte für 1867 enthielt, wie erwähnt, 23 Tragen, 
welche für die in der Haushaltung anweſenden Perfonen zu beantworten waren, 
und der Nachtrag dazu, bezügli der aus ihrer gewöhnlichen Behauſung ab: 
weienden Perjonen zeigt 18 Tragen. Daraus hatten die Zähler und Zäbh— 
lungsbehörden berzuitellen: 

1) eine UWeberfiht des Haus, Haushaltes- und Einwohner: Beitandes 

des einzelnen Zählerbezirtes, der Gemeinde, des Kreijes ober der 
Stadt, und endlich des Bezirkes und des Staates von 14 Spalten; 

2) eine Ortöbevölferungstabelle nach allen geforderten Unterfcheidungen 

der Urlifte zufammen von 551 Anfchreibungen; 

3) eine Tabelle der ortsanweſenden Bevölterung jedes Wohnplapes, 

jeder Gemeinde, Kreiſes ꝛc. ebenfo nad allen dieſen Unterſcheidungen 
Kn 551 Spalten; 

4) eine ähnliche Tabelle der abweienden Bevölkerung von 432 Spalten; 

5) dazu eine Ortsüberfiht der Wohnpläge von 12 Spalten. 

Ueberdies war mit diejer Volkszählung in Preußen, wie bisher ſchon 
üblih, eine Viehzählung verbunden, welche für die Uraufnahme 23 Tragen 
ftellt, und für deren in kaum noch zu billigender Weife beichränfte Zuſammen 
ftelung 49 Spalten angeordnet waren. 

Diefe geſammte nur nad) Millionen von Zahlen zu veranſchlagende Arbeit 
jammt der immerhin läftigen Bemühung des Publifums wiederholte ſich nun 
nach der bisherigen Sachlage wegen der in den Bollvereinsverträgen gege 
benen Beltimmungen regelmäßig ſchon nad Ablauf von drei Jahren. Aud 
bier alfo jchien eine Abänderung, insbejondere eine Verlängerung biejer Te 
riode um fo mehr geboten, als die fraglichen Beftimmungen aus einer et 
herübergenommen find, in welcher das Aufnahmenerfahren nicht entfernt an 
Ausbildung dem gegenwärtigen gli. — 

Die Kommilfion war für die Aufgabe, Verbeſſerungsvorſchläge für dieies 
Volkszählungsweſen zu ftellen, fehr gründlich vorbereitet. Nicht allein inner 
halb der Zollfonferenzen hatte, wie gezeigt, in immer wiederholter Weile da⸗ 
Volkszählungsverfahren den Gegenftand der Verhandlungen gebildet, und war 
in den meijten der einzelnen Staaten unter verjchiedenen Gefichtöpuntter 
methodiſch durchgebildet worden, jondern e8 ftand auch jeit der beigiichen Volls 
jählung von 1846 als eine Hauptaufgabe der wiflenfchaftlichen Etatiftit au’ 
den internationalen ftatiftifchen Kongrefien für die Statiftiter aller Länder im 
Bordergrunde der Berathungen. Es handelte fich deshalb nicht um eine neut 
Auffaflung der ſchon oft erörterten Grundſätze. Die Principien konnten, mit 
es geichehen ift, ziemlich leicht in voller Einfachheit zu einem dem Zwed ent 
ſprechenden Verfahren formulirt werden; zur praktiſchen Geltung aber konnien 
fie, wie erfictlid, nur durch eine radikale Umgeftaltung der für das Abred 
nungsmejen des Zollvereins bisher beftehenden vertragsmäßigen Grundlagen 
gelangen. 

Deshalb mußte ji) die Kommiljion, ſchon che fie durch das Eintreten 
der Neichsverfafiung einen viel günftigeren Boden für diefen Entſchluß ge 
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wann, dafür enticheiden, diefe Abänderung der Grundverträge zum Oegen: 
itande und zur Vorausſetzung ihrer Vorſchläge zu machen. 

Sie nahm in dieſem Sinne an, daß für die Zollabrechnung lediglich 
die faktiſche Bevölkerung, alſo die Zahl der am Zählungstage und Orte wirklich 
vorgefundenen Perſonen, Grundlage der Vertheilung der Zolleinnahmen werden 
jolle, und beantragte ftatt der dreijährigen fünfjährige Zählungsperioden. 

Unter dieſen Hauptgefihtöpunften unterjchied fie gewiſſe allgemeine, grund: 
jätzlich für alle Volkszählungen geltende Beftimmungen und bejondere, nament: 
ih auf die Frageſtellung gerichtete, welche für jede Zählung wechſeln können, 
überreichte auch den Entwurf derfelben mit den erforderlichen Inſtruktionen 
und Formularen bereitd im Februar 1870 dem Bundes-Rathe. Diefer ge: 
nehmigte auf den beiftimmenden Bericht der mit der Prüfung beauftragten 
Ausihüffe für Zoll: und Steuermeien und für Handel und Verkehr (Druckſ. 
d. Zollbundes-Rathes 1870 N. 44) am 23. Mai 1870 (Brotof. 6 91) fo: 
wohl die „Allgemeinen Beitimmungen in Betreff der Voltszählungen im beut: 
Ichen Zollverein“, als die „Bejonderen Beltimmungen für die im Jahre 1870 
im Deutfhen Zollvereine ftattfindende Volkszählung“ als Grundlage für die 
neue Ordnung des Volkszählungsweſens im Zollvereine mit der Maßnahme, 
daß danach bei der bevorftehenden Bevölferungsaufnahme zu verfahren, und 
beſchloß, das Präfidium des Zollverein® zu erſuchen, wegen der Einführung 
fünfjähriger Zählungsperioden an Stelle der in Art. 11 des Zollvereinsver: 
tages vom 8. Juli 1867 vereinbarten dreijährigen ZählungSperioden mit den 
übrigen Vertrags:Kontrahenten ſich zu benehmen. 

Nachdem die Verlegung der Volkszählung vom 1. December 1870 auf 
den 1. December 1871 wegen des Krieges unvermeidlich geworden, kamen 
die befonderen Beitimmungen unverändert auf die Zählung von 1871 zur 
Anwendung. Für pätere Zählungen bebürfen jie weiterer Genehmigung. 

Ueber die Feſtſtellung fünfjähriger Perioden ift die zur Zeit nicht bring: 
liche Entſcheidung noch zu efwarten. Die Bejahung wird aber um fo weniger 
Anftände finden, als bie Zolleinnahmen nunmehr in die Reichskaſſe fließen. 


Die weſentlichſten demgemäß im Reichsgebiete für die Volkszählungen 
geltenden Beſtimmungen ſind danach folgende: 

1. Durch die Volkszählung iſt die ortsanweſende Bevölkerung, beſtehend 
aus der Geſammtzahl der zur Zählungszeit innerhalb der Grenzen der ein⸗ 
zelnen Staaten anweſenden Perſonen, zu ermitteln. Dieſelbe wird den Ab— 
tehmungen unter den Zollvereinsftaaten zu Grunde gelegt, und fie foll in 
eriter Linie als Grundlage der ftatiftifhen Bearbeitung ber Zählungsergeb- 
niffe dienen. 

2. Die Zählung erfolgt von Haus zu Haus und von Haushaltung zu 
Naushaltung mittelft namentlicher Aufzeichnung der zu zählenden Perfonen in 
blungstiften ; die Eintragung weiterer Individual-Abgaben für jede einzelne 
Terion kann auf bejonderen Zählfarten erfolgen. 

3. Die Zählungen find jedesmal nad) dem Stande vom 1. December 
des Zählungsjahres vorzunehmen, auch alle etwa nöthig werdenden Berich— 
gungen und Nachzählungen müſſen jich auf dieſen Stand beziehen. Dabei 
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werden in ben einzelnen Gemeinden und Orten diejenigen Perſonen als orte: 
anmwefend betrachtet, welche in der Nacht vom 30. November auf den I. Te: 
cember in den betreffenden Gemeinde: oder Ortöbezirten fi aufhalten. Die 
während diefer Nacht auf Reifen oder ſonſt unterwegs befindlichen Perſonen 
werden da als anmejend verzeichnet, wo jie am Vormittag des 1. December 
anlangen. Die Perſonen, welche jih am Bord von folden Sciften 
aufhalten, die im Gebiete eines Staates verweilen, werden deſſen ortsanmeien: 
der Bevölkerung zugerechnet; für Schiffe auf der Fahrt gilt dafjelbe wie tür 
Reiſende. .. 

4. Bei der Zählung find die Elemente der Wohnbevölkerung aufzunch 
men, welche die Mitglieder der in den einzelnen Gemeinden wohnhaften Haus: 
haltungen, einſchließlich der einzeln lebenden felbititändigen Perjonen umfapt. 
Es empfiehlt fi, mit der Volkszählung Srmittelungen über die Wohnungs: 
verhältniffe zu verbinden. Andere umfafjendere Erhebungen, wie ;. 3. über 
landwirthichaftliche und Gemwerböverhältniffe jollen mit der Volkszählung nid 
in unmittelbare Verbindung gejebt werden. Die Gegenjtände der weiteren 
Yndividual-Angaben, welche die Zählungsliften (oder Zähltarten) außer den 
Namen der darin verzeichneten Perſonen enthalten jollen, werden für jede 
einzelne Zählung vom Bundes:Rathe bejonders beitimmt. Der Bundes-Rath 
trifft auch Beſtimmung darüber, welche Ueberfichten für die gemeinjchaftlicen 
Zwede zu fertigen und in welchen Friſten diefe vorzulegen find. 

d. Bei der am 1. December 1871 vorzunehmenden Zählung joll für 
die ortsanmejenden Perjonen außer dem Namen die Stellung in der Haus: 
haltung, das Geflecht, der Geburtsort, das Geburtsjahr, der tyanilienitand, 
(d. 5. ob ledig, verheirathet, vermwittwet, geichieden bezw. getrennt), das Reli: 
gionsbefenntnig, der Beruf oder Erwerbszweig, die Staatsangehörigfeit und 
der Wohnort aufgenommen werden. Außerdem find dabei diejenigen Per 
jonen namentlih und mit Angabe der Stellung in der Hausbaltung zu ver: 
zeichnen, welche zur Zählungszeit aus der Haushaktung, der jie als Mitglieder 
angehören, abweſend find, Es iſt zuläfjig in den Zählungsliften Angaben 
über die Wohnungsverhältniffe machen zu laſſen und die Gegenjtände der 
sndividualangaben zu erweitern (3. B. durch Fragen nad der Mutterjprade, 
der Schulbildung, der oben gedachten perjönlihen Mängel u. dgl.). 


Diefe Säge bedürfen nad den obigen Ausführungen kaum der näheren 
Erläuterung. 

Daß die Zahlen der ortsanweſenden Bevölkerung nicht allein der Zoll: 
abrechnung, fondern auch allen Zwecken der wirthichaftlihen Statiftif zu ge 
nügen vermögen, hat ſchon Wappäus in jeiner „allgemeinen Bevölkerung: 
wilfenihaft“ (Leipzig 1859, TH. J. S. 27) anerkannt, weil ſich eine Zählung 
nah dieſem Grundſatze konſequent und genau durchführen laſſe, und der 
Hauptzweck der Volkszählungen fei, die Bevölterung zu ermitteln injolern 
fie quantitativ einen Theil der Staatsgrundmacht bildet, d. h. direkt ober in: 
direkt Theil nimmt an der Produktion, der Konfumtion, den Laiten und ben 
Vortheilen de Staates. Unzweifelhaft liefert, wie der Kommiſſionsbericht 
hervorhebt, feine Zählmethode gleich zuverläffige Refultate und fider in 
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gleihen Mate dagegen, daß nicht Auslaffungen oder Doppelzählungen vor: 
tommen; auch bilden die in der ortsanweſenden Bevölkerung inbegriffenen 
vorübergehend Anmwejenden, ebenjo wie die aus den Haushaltungen Abmejen- 
den einen, wenn auch in ben Perſonen oft wechlelnden, doch ftändig vor: 
bandenen Beftanbtheil, und es ift mit dem 1. December ein Zählungätermin 
gewählt, an dem die Schwankungen den möglichlt niedrigen Stand erreichen. 

Diefer Termin würde am 1. Januar für die Zwecke der Statiftit noch 
vortheilhafter liegen. Es würden dann alle Zahlenangaben mit dem SKalen: 
derjahr zufammenftimmen und abichliegen. Da aber um diefe Zeit alle Ge: 
ihäftstreibenben von den Jahresſchluß-Arbeiten in Anſpruch genommen find, 
bat die Zählung nur von dem bisher üblichen 3. auf den 1. December ver: 
legt werden können. Dur diejen Tag wird wenigftens die Rechnung mit 
oolen Monaten ermöglicht. 

Die Aufnahme der Staatsangehörigfeit und der abmejenden Haushal- 
hngömitglieber bat ſchon der Bundesverfaffung wegen nicht entbehrt werben 
koͤmen. Die Feititellung der Volkszahl ift aber völlig aus den früheren 
Beziehungen zu diefen Angaben gelöft, und die Fehler, welche bei diefen zmeifel- 
vollen Berzeichnungen ſchwer vermeidlid find, wirken deshalb nicht mehr auf 
den Gefammtinhalt der Bevölkerungsftatiftit zurüd. 

Die Zählung ſelbſt ift in der Art gedacht, daß jeder Ort in Zählbezirfe 
von je etwa 50 Haushaltungen getheilt, für jeden diejer Zählbezirke unter 
Leitung von Zählungskommiſſionen und möglichſter Heranziehung freiwilliger 
Hülfskräfte ein Zähler beftimmt, und durch diefen für die Ausfüllung einer 
Zählungslifte in jeder der ihm unterftellten Haushaltungen gejorgt wird. 
Tiefe Zählungslifte enthält dann nicht allein die Namen aller in der Haus: 
haltung befindlichen Perjonen, jondern auch die Beantwortung ſämmtlicher 
bezüglich derfelben geftellten Fragen; die Zuſammenrechnung aller Haushaltungs- 
liſten aber giebt bie Zahlen des Zühlbezirfes, die aller Zählbezirfe die der 

Ortſchaft u. ſ. m. 

Der Sinn der Beitimmung aber, daß nur der Name der gezählten 
Terionen überall in die Zählungslifte aufgenommen werden muß, die Gin: 
tagung der weiteren Angaben aber für jede einzelne Perjon auf bejondere 
sählfarten erfolgen fann, geht dahin, daß bei dieſem Verfahren für jede ein- 
wine Perſon in der Haushaltung eine ſolche Zählfarte mit dem Namen und 
der Beantwortung jämmtlicher gejtellter ragen ausgefüllt werden fol, die 
geforderte namentliche Lifte aber eine vom Haushaltungsvoritande aufzuftellenbe 
kurze namentliche Ueberficht über die in den Zählkarten genannten Perfonen 
giebt. Tie richtige Auffammlung aller diefer Zählfarten und Weberfichten 
wird Durch eine weitere vom Zähler aufzuftellende Kontrollifte gefichert, welche 
zugleich ala Grundlage der eriten einfachen Aufjummirung der bloßen Perſonen⸗ 
zahl der Bevölkerung benubt wird. 

Der Gegenfag beider Arten des Verfahrens ift größer, ala es nach den 
kurzen Worten der Beftimmungen erfcheint. 

Im Berfahren mit Haushaltungslijten können alle Zufammenftellungen nur 
durch eine ſchon bei der einzelnen urſprünglichen Hausliſte beginnende Ser: 
legung derſelben in die jämmtlichen aus ihr zu beantwortenden Fragen (aljo 
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z. B. der 23 Tragen der oben gedachten preußiichen Urlifte von 1867 in 
die 551 Spalten der Zufammenjtellungstabelle) erfolgen, und diefe aus den 
Haushaltungsliſten der einzelnen Zählbezirte gewonnenen großen Zujammen- 
ftellungstabellen werden nur durch Addition zu Orts, Kreis-, Bezirks- und 
Staatö:Tabellen derjelben Form zufammengeredhnet. Das gefammte Material 
muß diefer feiner Form wegen fofort örtlid) und im ganzen bearbeitet werden. 
Obgleich 23 Fragen eine fait unerjchöpflihe Menge von Kombinationen ge: 
ftatten, deren Wichtigkeit fich erjt bei der Bearbeitung ergeben und nad den 
Berhältnifjen des Orts wie der Zeit ſehr verjchieden fein kann, gejtattet dieie 
Art der Bearbeitung doch nur eine von Anfang beftimmte Auswahl, ein 
feftes Schema, welches troß der Maffenhaftigkeit feiner Spalten in ber Regel 
unbefriedigt läßt, weil es unmöglich wird, für irgend eine weitere erjchöpfen: 
dere Frage wieder auf das unbehülfliche Urmaterial zurüdzugehen. 

Die abgefonderte Yrage- Beantwortung für jede einzelne Perſon auf 
einer bejonderen Fragekarte dagegen ijt darauf berechnet, nur die eriten noth: 
wendigen Nachweifungen der Perfonenzahl, wie oben erwähnt, örtlich und 
zwar dur die Kontrolliften zu gemwinnen; die Fragekarten ſelbſt aber aus 
ſämmtlichen Orten eines ſchon beträdtlih großen Bezirkes an einer Central⸗ 
ftele zu jammeln, und gemeinjchaftli zu bearbeiten. Die Zufammenftellungen 
werden dann für Hauptabſchnitte des Bezirkes nad den einzelnen Fragen 
ausgeführt. Die Yragefarten werben in großer Zahl nad) der Verſchiedenheit 
der Antworten, die fie auf die gleiche Frage geben, auseinandergelegt und 
die durch das Legen entitandenen verfchiedenen Haufen gezählt. Diefe Ope 
ration geht jo jchnell, daß ein Arbeiter durchichnittlih in 6 Stunden em 
5000 Fragefarten für eine Trage legen und zählen fann, und fie geftatte 
volle Freiheit, alle wichtigen thatfächlih vorkommenden Unterjcheidungen aus: 
einanderzubalten, ſowie zwei Fragen in geeigneter Weife ohne erheblichen Zeit 
aufwand unter einander zu kombiniren. Zugleich werden die verfchiedenen 
Fragen für die Zufammenftellung nach einander bearbeitet, e8 können aljo die 
dringenderen vorweg genommen, und die weniger dringenden in beliebiger Ar- 
beitövertheilung auf Jahresfriſt und länger hinausgejchoben werben. 

Daß für die Frageſtellung außer den allgemeinen perjönlichen Fragen 
nur noch die nad) der Wohnbevölkerung und den Wohnungsverhältuifien zu: 
gelaffen find, andere umfafjendere Crmittelungen aber, wie über landmirth: 
ichaftliche oder Gemwerbeverhältniffe mit der Volkszählung des Reiches nid! 
unmittelbar verbunden werden follen, dafür liegt der Grund in der Befürd: 
tung der Erſchwerung und Verdunkelung richtiger Zählungsergebniffe. Welden 
Einfluß aber diefe Beitimmung auf die übrigen von Perfon zu Berjon und 
von Haus zu Haus erforderlichen allgemeinen Aufnahmen üben muß, und 
ob ſich nicht Die Nachtheile, die aus ihr dieſen andermeiten ftatiftiichen Auf: 
nahmen erwachſen werden, größer herausftellen können, als die dadurch für 
die Volkszählung erreichbaren Vortheile, dies wird genauer bei der Betrad- 
tung der landmirthfchaftlihen und der Gewerbeitatiftit in Erwägung zu 
ziehen fein. — 
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3. Sie Statiftil der Bewegung der Bevölkerung. 


Unter diefer Bezeichnung verfteht die Commiſſion ausfchließlich die regel: 
mäßige Aufzeihnung und jtatiftilche Bearbeitung der Angaben über die ein- 
tretenden Trauungen, Geburten und Sterbefälle. 

Der Bundesrath hat ihren Vorjchlägen entfprechend bezüglich dieſer Auf- 
nahmen für das gefammte Deutiche Reich (Prot. v. 23. Mai 1870, 6 91) 
beichloffen: 


1) „zunächſt für den Zeitraum vom 1. December 1870 bis Ende des 
Jahres 1871, dann für jedes Kalenderjahr in den Zollvereingftaaten 
nad Beilage III des Ausfchupberichtes Ueberfichten über die Zahl 
der Eheichließungen, der Geborenen und der Geftorbenen aufitellen 
zu laflen, welche von den DVereinsregierungen an den Borfigenden 
des Bundesrathes des Zollvereins behufs deren Zuſammenſtellung, 
und zwar fpäteftens bis zum 1. October jedes folgenden Kalender: 
jahres einzufenden jind, und für welche zur Vermeidung von Doppel: 
zählungen und Auslaffungen, jowie zur gleihmäßigen Zählung der 
Zodtgeborenen die im Ausfchußbericht angegebenen Yeltimmungen zu 
geeigneter Berüdfichtigung empfohlen werden”; 


2) „behufs demnächitiger weiterer Ausbildung der Zoltvereinsftatiftit den 
Bereinsregierungen die Erhebung aud) derjenigen Gegenitände anheim 
zu geben, deren gleichmäßige Bearbeitung im Ausfchußbericht als ein 
Bedürfniß bezeichnet worden it, dem zur Zeit noch nicht überall 
entſprochen werden Tann.“ 


Die in dieſem Befchluffe angezogene Beilage III der Drudj. für 1870 
Nr. 44 fordert für jeden Monat des Jahres die Angaben der Zahl der 
Eheſchließungen, der Zahl der Geborenen und zwar der Iebendgeborenen ehe: 
lichen, und ebenfo der unehelihen Kinder und der todtgeborenen, ſämmtlich 
unterfchieben nad; dem Geichlechte, endlich die Zahl der Geftorbenen (ein: 
Ihlieglich der Tobtgeborenen) ebenfalls unterfchieden nach dem Geſchlecht. 

Die zur Vermeidung von Doppelzählungen und Auslaſſungen und zur 
gleihmähigen Zählung der Todtgeborenen aufgeitellten Beitimmungen, welche 
unzweifelhaft fortan in allen Staaten des Reiche als Norın zur Geltung 
fommen werden, find folgende: 


1) „Für die ftatiftiichen Nachweife find Eheſchließungen, Geburten und 
Sterbefälle ſämmtlich und ausfchlieglih da zu zählen, wo fie vor: 
gefommen find. Wenn bei Eheſchließungen mehrere Handlungen 
zum Zwecke des Abjchluffes (Civilacte oder kirchliche Einſegnungen) 
vortommen, jo ift nur eine derjelben und zwar bei der Concurrenz 
von Civilacten nur der Civilact, bei mehreren kirchlichen Einſegnungen 
nur die erite derielben zu zählen.“ 


„Als Todtgeborene find die nach mindeitens ſechsmonatlicher Schwanger: 
ſchaft geborenen Kinder, welche vor oder während der Geburt geftorben 
find, zu zählen.” 
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Bezüglich der ſonſtigen als Bedürfniß anerkannten Erweiterungen der 
hier gegebenen Anforderungen jagt der Ausſchußbericht (nachdem er voraus: 
geſchickkt hat, daß Nachweiſe über die Scheidungen und Trennungen von Tiid 
und Bett das Datum der Eheſcheidung bezw. Trennung, das Alter und Ge: 
Geburtsjahr der Gejchiedenen bezw. Getrennten, ſowie die Dauer der Ehe 
angeben jollten): 

„Als zunächſt einer gleichmäßigen ftatijtiichen Bearbeitung bedürftig umd 
in ſolcher vorzugsweiſe die Zollvereing- oder allgemeine Statiſtik fördernd 
erfennt die Commiſſion folgende Gegenitände: 

A. Bei den Eheſchließungen: 

L) den Monat der Eheichließung, 

2) das Geburtsjahr der Heirathenden. 

3) den bisherigen Familienſtand derjelben, 

4) die Zahl der durch Tod oder Scheidung gelöjten früheren Chen, 

5) das Religionsbefenntnig der Heirathenden. 

Im Anſchluſſe hieran: Nachweiſe über die legitimirten ehelichen Kinder, 
auch fomweit fie nicht bei Eheſchließungen legitimirt ſind, nach Zahl und 
Geſchlecht, und für die unter 5 Jahr alten Kinder nach Geburtsjahr. 

B. Bei den Geburten: 

1) den Monat der Geburt, u 

2) die Unterjcheidungen der einfachen und Mehrlingsgeburten, 

3) das Geſchlecht der Geborenen, 

4) die Unterſcheidung der Lebend- und Todtgeborenen, 

5) die Unterfheidung der ehelich und unehelich Geborenen, 

6) das Alter der Mutter bei der Niederkunft. 

C. Bei den Sterbefällen: , 

1) den Monat des Sterbefalles, 

2) das Geſchlecht des Gejtorbenen, 

3) das Geburtsjahr des Geftorbenen, 

4) den Familienſtand des Geftorbenen, 

9) bei Kindern unter 5 Jahr ob ehelich oder unehelich, 

6) das Religionsbefenntnig des Geſtorbenen.“ 


Sowohl die erjt angegebenen, für das Reich zum Geſetz gemordenen 
Beitimmungen, als die leßtgedadhten zur allgemeinen Nachachtung empfohlenen 
Vorſchläge halten ſich zwar lediglich auf dem Gebiete der Statijtif, betreffen aber 
nicht, wie die Volkszählung ein ausſchließlich ftatiftiich organijirtes Verfahren. 

Die regelmäßige Aufzeihnung und überjichtliche Bearbeitung der An: 
gaben über die im Yaufe des Jahres eintretenden Trauungen, Geburten und 
Sterbefälle ift vielmehr von der Kirche ausgegangen und nod gegenwärtig 
ganz überwiegend in den Händen der Parochialgeiſtlichen. 

Seit dem 16. Jahrhundert bat fich eingeführt, in den einzelnen Kirchen: 
gemeinden die bezüglich” der Trauungen, Geburten und Sterbefälle vorge: 
nommenen kirchlichen Acte dur den Parochialgeijtlichen fortwährend zu buchen. 
Die Führung folder Regiſter oder Kirchenbücher zum Zwed der Ordnung 
in der Firchlichen Gemeinde fand in Augsburg ſchon 1501 ftatt, 1524 wurd 
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ſie in Frankreich von der Synode von Séez beſchloſſen, 1537 von Heinrich VIII. 
für England, 1539 von Franz I. für Frankreich und 1573 von Johann 
Georg für das Kurfürftentfum Brandenburg ansdrüdlich vorgeſchrieben. In 
den proteftantifchen Kirchen Deutichlands war fie fchon feit der Mitte des 
16. Jahrhunderts allgemein verbreitet, feit Anfang des 17. wurde fie aud) 
im gefammten katholiſchen Europa Regel. 

Die Benubung diefer Bücher für die Beobachtung des Wachſens ober 
Sinkens der Volkszahl findet fich ſchon in Anorbnungen de Großen Kur: 
fürften von 1683 und 84. 

Die weitere ftatiftifche Bedeutung und den tieferen volfswirthfchaftlichen 
Eerth folder Aufzeichnungen aber hat zuerft %. P. Süßmilch in feinem 1747 
erihienenen Werke: „Die göttliche Ordnung in den Veränderungen des menſch— 
lichen Geſchlechts“ aufgeichloffen. TFriedrid der Große nahm daraus Veran: 
lafſung die Fortſetzung der jogenannten Populations- oder Propagations-Liften, 
welde feit 1683 angeordnet waren, wieder aufzunehmen und die in ihnen 
entitandenen Lücken ergänzen zu laſſen. Nach dem fjiebenjährigen Kriege aber 
regelte er die Kirchenbuchführung und die aus ihr aufzujtellenden Ueberſichten 
durch die ausführliche, den oben angegebenen Forderungen der heutigen Statiftit 
faft durchweg entfprechende, zum Theil darüber noch hinausgehende Verordnung 
vom 2. Januar 1766 (Mylius, Nov. Corp. Const. March. Bd. IV, 1766 
N. 2, S. 19—50). 

Aehnliche Verordnungen, welche den Inhalt der Kirchenbüder und meiſt 
auch das ihnen zu gebende Schema vorfchrieben und diefen Aufzeichnungen 
den Glauben öffentlicher Urkunden beilegten, wurden im Laufe des vorigen 
Jahrhunderts in den meilten deutichen Staaten erlaffen, und außer der Pflicht 
der Führung der Kirchenbücher führte fi) auch die weitere Verbindlichkeit der 
Geiftlichen, aus denjelben jährliche Nachmeifungen über die Zahl der Trau: 
ungen, Geburten und Sterbefälle den Landesregierungen einzureichen, ziemlich 
allgemein ein. 

Der nächſte Zweck derjelben blieb durch Zu: und Abrechnung der jähr: 
ih Geborenen und Geftorbenen und der mehr oder weniger ficher bekannten 
Gin: und Auswanderung einen Schluß auf die vorhandene Volkszahl zu er: 
möglihen. Selbft im Mangel einer Volkszählung, an die man eine folche 
Kehnung anſchließen konnte, ſuchte man aus einzelnen Analogien die foge: 
nannte Geburts: und Sterbeziffer, d. 5. die Zahl der Iebenden Perfonen zu 
ermitteln, welche auf je eine Geburt und auf je einen Sterbefall zu rechnen 
waren und auf dieſem Wege Bevölferungsüberichläge aufzuftellen. Seitdem 
die Bolfszählungen in kurzen Perioden regelmäßig wiederholt werden, dienen 
die Geburts: und Sterbezahlen der näheren Beurtheilung der Lebensdauer 
und der Gründe der Verlängerung oder Verkürzung berfelben. Die Ber: 
zeichuung und Vergleichung der einzelnen Alteröftufen und der Todesurfacdhen, 
iomie die Herbeiziehung der Zahl und der Altersſtufen der Trauungen, und 
die Frmittlung des Verhältniffes der ehelichen und unehelichen und der lebend⸗ 
und tobtgeborenen Kinder geitatten eine weitere und mannigfaltigere Durch: 
dringung der focialen und fittlihen Zuſtände. Es wird dadurch möglich, 
bemeisfähige Schlüffe auf das Vor: und Rüdfchreiten der Gefundheit und 
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des Törperlichen und geiftigen wie moralifchen Wohlbefindens der Bevölkerung, 
Anhalt für fanitätspolizeiliche, finanz: und volfswirthichaftlihe Maßregeln, 
Berecänungsgrundlagen für Lebens: und Unfallverfiherungen, Alters: und 
MWittwenverforgungs- Anftalten, endlich auch Controlen für andere Zweige der 
Bevölterungsitatiftit zu gewinnen. 

In neuerer Zeit find für dieſe Aufzeichnungen neben den Kirchenbüchern 
der anerfannten Religionsgenofjenfchaften auch einige andere Einrichtungen in Leben 
getreten. Someit der Code civil auf deutſchem Boden eingeführt ift, beitehen 
nah Artifel 34 bis 87 defjelben Civilftands-Regifter, welche von bejonderen 
Beamten geführt werben. Ueber die Diffidenten werden in den meiften deutſchen 
Staaten ähnliche Regifter von den Gerichten geführt; ebenjo meilt über die 
Yuden, für welde indeß auf einigen Gebieten, wie in Hannover und Kur: 
befien, den Rabbinern die Buchführung übertragen if. Weit überwiegend aber 
liegt noch gegenwärtig den Parochialgeiftlihen geſetzlich die Pflicht der Ant: 
zeihnung auch im öffentlichen Intereſſe und die Herftellung der Ueberſichten 
aus den Kirchenbüchern ob. 

Da in Deutichland im Allgemeinen auf je 1000 Perfonen jährlih 10 
Eheſchließungen, 40 Geburten und 30 Sterbefälle gerechnet werben können, 
treten in einer Parodie von durchſchnittlicher Größe im Jahre nicht mehr 
ala 12 Eheſchließungen, 48 Geburten und 36 Sterbefälle ein. Der Seit: 
liche bat alfo im Ganzen 96 Acte in das Kirchenbudy aufzunehmen. Dabei 
fann er nicht umhin, für jeine eigenen kirchlichen Zwecke Namen, Geſchlecht. 
Alter, Yamilienitand, Wohnort, Herkunft und ähnliche Angaben über die Be: 
theiligten zu notiren, auch ift er durchaus in der Lage, ohne Mühe feine 
Fragen auf alle vom Bundesrathe und der Zollvereinscommiljion als jtatijtiih 
bedeutſam bezeichneten Beziehungen auszudehnen. 

In den meiften Landestheilen, 3. B. überall in Preußen find die Seit: 
lichen auch gegenwärtig ſchon gewöhnt, troß der vielfach abmeichenden Formen 
der Kirchenbücher und der für ihren Inhalt geltenden Beitimmungen ein ge: 
wiſſes Mehr der Angaben zum Zwede der Bevölkerungsſtatiſtik ergänzungs: 
weije in die Bücher aufzunehmen oder nebenbei zu verzeichnen. Ueberall gilt 
gleihmäßig, daß nicht die Aufzeihnung, felbit wenn fie wegen der open ge: 
dachten Anforderungen irgendivo erheblich ausgedehnt werden müßte, als eme 
Schwierigkeit oder Beläftigung anzufehen ift, oder daß fie Bedenken oder 
MWeigerungen der geiftlihen Organe begegnen würde, fondern daß alle An: 
ftände, die oben angegebene weitefte Frageftellung unmittelbar auf das gelammte 
Reichsgebiet auszudehnen, in der Hauptfache nur in der Zufammenftellung 
der Meberjichten gefunden werben und ſchwinden würden, wenn nach dieler 
Richtung eine durchgreifende Erleichterung gewährt werden könnte. 

Diefe Zufammenftellungen aber find bisher ſchon fo jehr der Gegenitand 
von Klagen und Beihwerden und die Berechtigung, fie in einer anderen, als 
der durch die Kirchenbücher gebotenen Form zu fordern, ijt fo vielfach zweijel: 
haft, daß es kaum möglich bleiben dürfte, die beftehenden Einrichtungen jelbit 
dann aufrecht zu-erhalten, wenn auch feine Erweiterungen des gegenmwärng 
allgemein wenig genügenden Inhalts der aufzuftellenden Ueberfichten in Aus- 
fiht genommen würde. 
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Die an ſich allerdings nicht fehr erhebliche Arbeit, am Jahresſchluß für 
12 Eheichliegungen die Angaben über Alter, Familienftand und Confeffion 
der Getrauten, für 48 Geburten den Geburtsmonat, Geſchlecht, Lebensfähigteit, 
Ghelihkeit oder Unehelichfeit der Geborenen und die etwaigen Mehrgeburten, 
und für 36 Sterbefälle den Sterbemonat, da3 Alter und den TYamilienftand 
des Beritorbenen, auch, wo gefordert, die Todesurſache, in eine Leberfichtslifte 
ufommenzuftellen, wird namentlic dadurch erjchwert, daß bei der Verſchieden⸗ 
artigkeit der Beitimmungen über die Eintragung in die Kirchenbücher in jedem 
sale geprüft werden muß, ob durch die Aufnahme defjelben unter die Zahlen 
der Tabelle eine Doppelzählung gegenüber anderen Parochien, die den Fall 
cbenfalls verzeichnet haben können, entfteht. Ferner wird das Geſchäft auch 
infofem weſentlich vermehrt, al3 Diejenigen Parodjialgeiftlichen, deren Parochie 
Theile ihres Sprengel in verjdiedenen politiichen Gemeinde- oder Kreis: 
bezirken. befigt, für jeden diefer befonderen Abfchnitte, welche nothwendig für 
die Statiſtik auseinander zu halten find, auch eine befondere Nachmeifung 
aufftellen müſſen. Sie müſſen alfo die bezüglihen Fälle nach der Orte: 
angehörigfeit unterjcheiden, und dies ift nicht ohne Zweifel und Weiterungen, 
wo über verjchiedene derartige politifche Abfchnitte eines Kirchipiela dafjelbe 
Kirchenbuch geführt wird. 

Beichiwerden, die mehr in der mechanifchen Arbeitsmafje liegen, machen 
ſig in den höheren Inſtanzen bei den Diöcefangeiftlichen, welche die Tabellen, 
mehrerer Parochien zu prüfen und zufammen zu rechnen, ſowie bei den poli- 
nihen Kreis: und Bezirksbehörden geltend, welche für bie Haupt-Tabellen zu 
\orgen haben. . 

Das oben näher angegebene, vom Bundesrathe für das gefammte Reich 
als verbindlih angeordnete Tabellenihema (Beilage III der Drudi. Nr. 44 
. 1870) enthält nur die von der Reichözollverwaltung als nothmwendig ge- 
orderten ragen und bedarf gleichwohl für die Zufammenftellung 325 Spalten. 
Kein Staat aber wird ſich damit für feine jonftigen Verwaltungszwecke, nament: 
id für das Sanitätswejen begnügen können, fondern e8 werden überall, wie 
bereits bisher gefchieht, mehr oder minder die Altersftufen der Getrauten wie 
der Geitorbenen, Todesurfachen, Familienftand, Confeſſionsverhältniſſe u. a. 
in Betracht gezogen werden. Die fehr fpärliche, bisher in Preußen übliche 
Zulammenftellungstabelle, welcher 252 der vom Bunde angeorbneten Ueber: 
Nhten (nämlich die Unterfcheidung der Trauungen und der ehelichen und 
unebelichen, lebenden und todten Geburten nah Monaten) fehlen, fordert 
106 Spalten, wird fi) aljo fortan auf 656 Spalten erhöhen. Cine Zu: 
iommenjtellung jämmtlicher obenerwähnter von der Zollvereinscommiſſion als 
wünihenswerth anerfannten Aufzeichnungen würde je nad) der Art der Com: 
bination gegen 1000 Spalten erfordern. 
Die Bearbeitung diefer 1000 Spalten jedem Pfarrer, wenn auch nur 
tür feine durchſchnittlich 96 Aufzeichnungsfälle zuzumuthen, wäre allerdings 
nicht wohl denkbar. Dagegen bilden fie eine keineswegs fehr beträchtliche 
Arbeit, wenn die -Zufammenitellung im Centrum einer Provinz oder eines 
States angefertigt wird. 

Denkt man fi, daß der Pfarrer jeden eintretenden zu zählenden Fall 


554 XV. Die Statiftif des Deutfchen Reiches. 


auf ein bejonderes Formularblatt oder Fragekarte, gleichzeitig mit der Gin: 
tragung im Kirchenbuche verzeichnet, am Jahresſchluſſe aber dieſe Fragekarten 
nur nad) den Grenzen der politifchen Abfchnitte feiner Parochie fondert, und 
fie in diejer Weile an eine Centralitelle befördert werden, fo würde eine ſolche 
Gentralitelle, beifpieläweije für eine Einwohnerzahl von 2 Millionen Seelen, 
die Fragekarten für 20000 Eheichliegungen, 80000 Geburten und 600 
Sterbefälle erhalten und diefe zuiammen 160000 Fragekarten durchichnittlid 
dmal auseinander legen und nad Haufen durchzählen zu laflen haben, um 
die oben gedachten 1000 Spalten entiprechend zu füllen. Da ein Arbeiter 
in 6 Stunden 5000 Fragekarten auseinander legt und zählt, To würde die 
gejammte Arbeit von einem Arbeiter in 160 Tagen oder von mehreren 
Arbeitern in entjprechend Türzerer Zeit erledigt werden können. 

Dies zeigt Die leichte Ausführbarkeit der vom Bundesrathe empfohlenen 
entwidelteren Statiftif der Bevölferungsbemegung. Da derjelbe indeß An: 
jtand genommen hat, mit allgemeinen Anorbnungen über den beſchränkten 
Kreiß der IIL. Beilage des Ausſchußberichtes hinauszugehen, muß abgemarte 
werden, in wie weit ſich die bloße Empfehlung Cingang verichaffen wird. 
Als thatfählih aber mug mit dem Ausfchußberichte anerfannt werben, dar 
im Mangel der Durchführung des gebadhten Verfahren? mit Fragekarten und 
centralifirter Zujammenftellung zur Zeit einer erheblichen Erweiterung der 
„bisherigen Statiftit der Benölferungsbewegung in dem größten Theile es 
Deutichen Reiches allerdings noch nicht entfprodhen werden fann. 


4. Die Statiftil der Auswanderung. 


Angaben über Aus: und Einwanderung find in den meiſten deuticen 
Staaten jeit lange zujammengeitellt worden. Sie konnten felbitverjtändlid 
die heimliche Auswanderung niemals erfaffen, Indeß gehörte es früher zur 
bejonderen Sorge der Polizei, der Auswanderung entgegen zu treten. Erſt 
im zweiten Jahrzehnt unferes Jahrhunderts wurden durch eine ange Reihe von 
Staatöverträgen die Abſchoß- oder Auswanderungsabgaben nad und nad zum 
Wegfall gebradt. Die Auswanderung ohne obrigkeitliche Erlaubniß blieb aber 


in der Regel jtreng verboten und mit Strafen bedroht. Noch mehr indee 


als dieſe rechtlichen Hinderniſſe bemwirften die mangelhaften Communications 
mittel, daß Die größte Zahl der Auswanderungsfälle zur Kenntnig ber Be 
hörden farm. 

Dies hat fi mit der Heritellung fait volljtändiger Freizügigkeit und 
der Leichtigkeit des Reiſens jo fehr geändert, daß die übliche Auswanderungs 
jtatiftit nur einen fehr Meinen und unbeſtimmten Bruchtheil der Auswanderrr 
umfaßt. Sie bezieht fi) in allen deutfchen Staaten nur auf diejenigen, welche 
ihre Abficht, außzumandern, anzeigen, um mit Bezug auf ihre Militairdienitpflict 
oder gewiſſe DBerbindlichkeiten gegen die Gemeinde die Erlaubniß dazu nad 
ſuchen. 

Wenn deshalb in früherer Zeit die Liſten über die Auswandernden mit 
denen der Einwandernden benützt wurden, um in Verbindung mit den Ver 
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zeihniffen der Geburts: und Sterbefälle die Bevölkerungszahl zu berechnen 
oder zu controliren, jo ijt dieſer Zweck ein ſehr untergeordneter und in feiner 
Teile genügend zu erreichender geworden. (Bergl. Zeitichr. des preuß. jtat. 
Vür, Jahrgang I 1861, ©. 56). 

Dagegen beaniprucht der wirkliche Umfang der Auswanderung für die 
Wohljahrtspolitik und Voltswirthichaft eine fo große, jelbititändige Bedeutung, 
daß es durchaus nothwendig erfcheint, alle Mittel in Betracht zu ziehen, welche 
ane Kenntniß wenigſtens der wichtigeren Beziehungen des Ausmanberungs- 
zuges geitatten. - 

Als jolches bietet jich die Möglichkeit durch Verzeichnung aller deutſcher 
Auswanderer, welche zu Schiff den Continent verlafien, einen Einblid in die 
iberieeifche Auswanderung zu erlangen. 

Tiejer Theil der Auswanderung ijt unzweifelhaft der beachtenswertheſte; 
die auslaufenden Schiffe werden aus jteuerlihen und polizeilihen Gründen 
ohnedies eimer genauen Controle unterworfen und in der Regel noch längere 
act von Beamten begleitet, die für die Richtigftellung der Papiere ohne Be: 
awerung Sorge tragen können; auch findet eine ſolche Controle nicht allein 
in deutichen, ſondern auch in den meilten anderen Häfen Europas, von welchen 
us deutiche Auswanderer befördert werden, und ebenjo eine ähnliche über bie 
m Amerika oder in Auftralien antommenden Schiffe ftatt. Es laſſen ſich 
{io dig in deutichen Häfen erhobenen Zahlen ergänzen und in ihrer Richtig: 
kat hinreichend prüfen. 

Tie Commiffion hat deshalb vorgeſchlagen, im weſentlichen nach den 
hrundſätzen, welche gegenwärtig ſchon in größeren Hafenplätzen für die amt: 
ihen Aufzeichnungen der Schiffspaſſagiere als maßgebend gelten, überein: 
ımmende Erhebungen über die Auswanderungsbewegung in den Ddeutjchen 
inichiffungshäfen anzuordnen, zugleich aber die Behörden in außerdeutſchen 
‚en, in welchen Auswanderer aus Deutſchland eingeſchifft werden, in ge: 
jneter Weiſe zu veranlajjen, die deutichen Auswanderer getrennt anzuſchreiben 
eid über diejelben die gleichen Angaben zu machen. 

Zie bat diefen Vorjchlägen durch Formulare beſtimmte Geſtalt gegeben, 
nd der Bundesrath hat diefelben in feinem Beichluffe vom 23. Mai 1870 
rot. 6 91) mit geringen Abänderungen genehmigt. 

Es werden danad) fortan in den deutfchen Häfen und, ſoweit die Durd: 
“rung gelingt, aud in den außerdeutichen Einſchiffungsplätzen über jeben 
finzelnen der deutfchen Auswanderer nad) überfeeifhen Plätzen folgende An: 
aben gemadyt werden: 1) Vor: und damiliennamen; ?) Geſchlecht; 3) Alter 
ah Hauptklaſſen); 4) eine Angabe darüber, wie viele der zufammen be: 
deren Perjonen einer Familie angehören; 5) bisheriger Wohnort mit An: 
abe des Landes oder der Provinz, in welchem der Wohnort liegt; 6) bisheriger 
and oder Beruf; 7) Monat und Tag des Abgangs des Schiffes; 8) Flagge 
s Schiffes; 9) ob Dampf: oder Segelſchiff; 10) Trennung der direct nad 
‚erieeiichen Häfen und der indirect über einen anderen europäiſchen Hafen 
oedirten Verfonen; 11) der Beftimmungshafen, und 12) das Ziel der Aus: 
Anderung. 

Bezüglich des bisherigen Wohnort? der Auswanderer follen die einzelnen 
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Provinzen Preußend und Bayern rechts und links bes Rheins, im übrigen 
alle einzelnen deutſchen Staaten auseinander gehalten werden. 

‚ Yür die Oruppirung der als Ziel der Auswanderung zu trennendn 
Länder find angenommen: Vereinigte Staaten von Nordamerifa, Britiſch Nor 
amerifa, Gentralamerifa und Mexico, Weftindien, Brafilien, Argentiniic 
Staaten, Peru, Chili, andere ſüdamerikaniſche Staaten, Afrika und zwar die 
Küften des mittelländifchen Meeres und das übrige Afrika, endlich Alien und 
Auftralien. 

Daraus wird eine Jahresüberficht zufammen geftellt werden, melde zagı 
wie viel männliche und wie viel weibliche Auswanderer in jedes diejer Sr: 
biete auß jedem einzelnen deutichen Staate bezw. den einzelnen preufiihen 
und bayeriſchen Proninzen abgegangen find, und eine zweite, welde zug. 
wie viel in jevem Monate aus jedem Einſchiffungshafen Schiffe und Pal 
giere nad) transatlantifchen Plätzen befördert wurden, wie viele diefer Periontn 
männlid) oder weiblich und bezw. unter 1 Jahr, zwiſchen 1 und 10 Nat 
und über 10 Jahr alt, endlich wie viele auf Segel: und wie viele auf Damr' 
ſchiffen abreijten. 


5 Die Statiftil des Erwerbes und des Verluftes der Bundes 
und Staatsangehärigfeit. 


Während der Drudlegung der vorſtehenden Abſchnitte hat fich der Bundes 
rath unter dem 7. December v. J. (Prot. f. 1871 6 643 zu IL) me 
entſchieden: „erſtmals für das Jahr 1872 und ſodann alljährlich die ur 
ſtellung von Ueberfichten über die Erwerbung und den Verluft der Bunde 
und Staatsangehörigfeit nad) den A dem betreffenden Kommiſſionsberichte vor 
18. Auguft 1871 angehängten Muſtern zu beſchließen.“ 

Dadurch werden im weſentlichen die bereit erwähnten, bisher öüblichen 
Aufzeihnungen über Ein- und Auswanderung in einer für das ganze Rad 
gleihmäßigen Form fortgefekt. Nach dem Antrage der Kommilfion, welchen 
der Ausjhußberiht vom 14. November 1874 (Drudf. Nr. 170) zu der 
feinigen gemacht bat, follen in jedem Bundesjtaate aus den von im 
theilten Aufnahme: und Cntlafjungs-Urfunden vier Jahresüberfichten hergeftc: 
werden, welche, unter Unterfcheidung der Familien: und Perfonenzahl, de 
Geſchlechts und der Altersftufen bis 10, 17, 25, 50 und mehr Jahre, jomt 
der Herkunft: bezw. der Beitimmungsländer, a. die Aufnahme von Any: 
hörigen anderer Bunbesftaaten (Bundesgeſetz v. 1. Juni 1870 6 7), b. di 
Aufnahme von früheren Angehörigen eines der Bundesftanten (Ebb. $ ?1.. 
c. die Naturalifationen von Ausländern (Ebd. $ 8) und d. die Entlaffungen 
von Staatsangehörigen (Ebd. F 14) nachweiſen. — 


Mit diefer Anordnung find die Anforderungen des Reiches an die Bi 
völferungsftatiftit abgefchloffen, und es bleibt ala fpätere Aufgabe übrig, die 
Einrichtungen zu beſprechen, welde, wie oben, S. 536 gezeigt, für di 
Deutfche Statiftit der Grmwerböthätigkeit, der Güterbewegung und ber Zöle 
und Steuern in Ausficht genommen jind. 











xXVL 
Die Verwaltungseinrichtungen von Elfaß und Lothringen. 


Vom 
Stadtrichter Lebfeldt. 


Die Departemental- Eintheilung bat Frankreich äußerlich zu einem nad 
der Schablone gleichmäßig behandelten Lande gemacht und die Revolution, 
deren Ergebnifje, ganz insbefondere aber Eintheilung und Berfafjung von Frank: 
tih in den legten 75 Jahren nicht wieder abgeändert worden find, hat einen 
Stempel der Gleichheit auf das Ganze gedrüdt, ohne doch im mindeften die 
Spuren der Stammeseigenthümlichkeiten zu verwilhen. Die deutfchen Heere 
maren im Jahre 1870 erftaunt, das Elſaß, dag man für verwälſcht gehalten 
hatte, noch volltommen deutſch zu finden, und auf dem Lande wenigftens hat 
nd aud in Lothringen die Sprachgrenze troß des berüchtigten Edicts des 
Etanislaus Lesczyunsfi wenig geändert, und ftimmt im weſentlichen noch heute 
mt der hundertjährigen Erfahrung, daß das Franzöfiiche jenfeit® der Nied 
anfängt. Als in Folge der unerwartet ſchnell gewonnenen Schlachten von 
Starbrüden, Wörth und Meg eine deutiche Verwaltung der plößlich occupirten 
tinder nöthig wurde, hatte man fi) klar zu machen, daß man mo irgend 
möglih in den Ländern, die für Deutichland zu erhalten das Kampfesziel 
war, feine proviforiichen, fondern für eine dauernde Zukunft geeignete Ver: 
waltungsmaßregeln einzuführen habe. Der erfte Schritt nach diefer Richtung 
war der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Auguft 1870, weldyer Tautete: 

„An den Kanzler des Norddeutichen Bundes: 

Auf ihren Vortrag beitimme Ich Hierdurch, daß die Arondifjements 
Saarburg, Chateau⸗Salins, Saargemünd, Me und Thionville (Dieden⸗ 
bofen) von den Bermaltungsbezirten des ©eneralgouvernement in 
Lothringen getrennt und dem Generalgouvernement im Elſaß zuge: 
wiejen werden.“ 

Das Generalgouvernement Elſaß mar bereits durch die Cabinetsordre 
som 14. Auguft aus den franzöfifchen Departements Oberrhein und Nieder: 
Then gebildet, — und hiermit war im mefentlichen die definitive Linie ge- 
sögen, welche die ſpätere Abtretung bei den Friedensbedingungen abtheilte, und 
die Reihsgrenze der Sprachgrenze entiprechend heritellte. 
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1. Die eriten Behörden. 


Der Generalgouverneur repräfentirte als Statthalter des Bundes: 
feldherrn die königliche Machtvollkommenheit und in ihm berubten als Vertreter 
des Landesherrn alle diejenigen Hoheitsrechte im Generalgouvernement, welche 
thatjächlich der Kaiſer von Frankreich als debellatus verloren hatte. 

Das Minifterium repräfentirte ein gleichzeitig eingefektes Civil: 
commijjariat zu Straßburg und während die Departements Oberrhein 
und Niederrhein im Großen und Ganzen in ihrem Umfange belafjen wurden. 
und nur die alten Namen Ober: und Unter: Eljaß wiedererbielten, wurd 
aus den vorerwähnten 5 Arondifjements ein neue Departement „Deutſch 
lothringen“ gebildet und an die Spite eines jeden dieſer ‘Departements en 
deuticher Präfect geftellt. j 


2. Eintheilung. 


Das Departement als ſolches gleiht, um eine Analogie unferes Ver— 
waltungsmechanigmus zu bilden, einem Regierungsbezirk und das Arondifjemen 
einem Landkreis. Die franzöfifche Verwaltung theilt die Arondiſſements nd 
in Cantone, Unterabtheilungen, welche eine gewiſſe Aehnlichkeit mit den rhei— 
niihen Bürgermeijtereien haben, eine zwar hinkende Analogie, aber infofern nidt 
unberechtigt, als eine Anzahl von Gemeinden zu einem Heinen Verwaltungs: 
. bezirt in der Art zufammengezogen werden, daß fie einen Canton bilden, und 
eine Anzahl Cantone wiederum, ungefähr fünf bis zehn, ein Arondiſſement 
ausmachen. 

Bon dieſem Syſtem bilden a) das Reich als Geſammtheit, b) das Depar⸗ 
tement, c) die Gemeinde einen ſelbſtſtändigen Factor mit eigenem Organ, dem 
Rechte der jurijtiihen Perjon, einem eigenen in fich geſchloſſenen Steuer: und 
Kaſſenſyſtem und einer gewiſſen individuellen Selbftitändigfeit. 

Die Unterabtheilung in Aronbiffements und Cantone ift nur ein Orge: 
nismus des Departements, ihre Beamten Organe des Präfeeten ohne adım: 
niftrative und finanzielle Selbftftändigfeit. — Die Theilung des ganzen Landes 
in Gemeinden hebt jeden weiteren Unterſchied von Stadt, Fleden, Dorf ı. 
auf. Hiernach jind alle öffentlichen Inſtitute und Einrichtungen breifade 
Art; entweder fie reffortiren vom Staat wie das Heerweſen, Eultus, Juſt 
Poſt, Telegraphen, Bergmwerke, Zölle und Staatsfteuern oder vom Departement 
als Körperfchaft unter fi) wie Departementalwege, Brüden, Departemental: 
foriten, Departementaljchulen, die assistance publique, welde die Armenpflege, 
Krippen, Waifenhäufer, die Gefundheitspflege, Siechenhäufer, Blinden: und 
Srrenanftalten und diejenige Unterftügung umfaßt, welche bei Epidemien und 
elementaren Unglüdsfällen gewährt wird u. dgl. m.; oder endlich von der 
Gemeinde, welche im Verhältniß zu jenen beiden anderen Yactoren wenig 
jelbitftändig ausgeitattet ift. 

Diejen ganzen vorgefundenen Organismus übernahm die deutiche Fer 
waltung in statu quo, und mit ihm eine ganze Anzahl von vortheilhaften 
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Bequemlichkeiten dieſer gleihmachenden Landeseintheilung, da auch der Staat 
die Fintheilung in Departements, Arondiffements, Cantone fich bei feinen 
‚nitituten nugbar gemacht hat. Der franzöfiiche Kanton bat gemeiniglih an 
einem Hauptort ein Triedensgericht mit einem Friedensrichter und einem 
Tolizeicommijjair, der gleichzeitig Polizeianwalt am riedensgeridht if. In 
diejer feiner Cigenjchaft find die Bürgermeiſter (Maires) und deren Bei: 
georbnete (Adjoints) feine Organe — Der Canton batte ferner einen 
Gantonalarzt, der eime mittlere Stelle zwiſchen unjern Kreisphyfifern und 
Armenärzten einnimmt, Desgleichen hatte der Kanton eine katholiſche Haupt: 
firhe mit einer Erzprieſterei oder Cure, die übrigen Priefter an den jonftigen 
Kırden des Cantons, welche Filialen der Cure find, heißen Desservants, wenn 
he etatsmäßige Kirchenbeamte, Vicairs, wenn fie überzählige und nicht feit- 
angeitellte Priefter jind, analog unjern Caplanen. 

Am Santonshauptort ferner hat eine Steuerkaſſe mit dem Steuerempfänger 
und ein Beamter des Enregijtrements mit feiner Caſſe feiten Wohnſitz, end- 
ih der Wegebeamte (Agent-Voyer). 


An den Arondiffementshauptorten find die Tribunale eriter Inſtanz zur 
Ausübung der großen Juſtizpflege und der Unterpräfect ala Vertreter bes 
Fräfecten in Ausübung der abminiftrativen Gewalt. Zur Vergleihung mit 
eriteren find die rheiniſchen Landgerichte, mit letterem die Landrathsämter ge- 
eignet, nur mit der Einschränkung, daß die Unterpräfecten eine geringere Selbft: 
ändigkeit haben. Die beutjche Verwaltung hat dem Arondiſſement den Namen 
Kreis, dem Unterpräfecten den eines Kreisdirectors beigelegt. 


An den Departementalhauptorten bat meiſt ein Biſchof feinen Sik. 
Tie deutihe Verwaltung hat in Straßburg und Meb einen Biſchof mit feinem 
Kapitel vorgefunden, deren Diöcefe dem Umfange des Departements entſprach, 
nur dag der Biihof von Nancy zwei Kreiſe bat, welde zu Deutid: 
Lorhringen gehören, Chateau:Calins und Saarburg, und daß der Oberelfaß 
mit in das Bisthum Strapburg gehört. Deögleihen find an den größeren 
Tepartementalhauptorten die Gerichte zweiter Inſtanz (cours imperiales) und 
innerhalb des Departements gewöhnlich je ein Gonfiftorium derjenigen Reli: 
gionsgemeinden im Departement, welche nicht zur katholiſchen Kirche gehören. 

Tie in ihrer Art confequente franzöfiihe Verwaltung hat denn aud) 
der Spige eines jeden jelbititändigen Bezirkes ein repräfentatives Collegium 
beigejelft, dem Staat die Kammern, dem Departement gleichzeitig ein berathendes 
Golegium und den Verwaltungsgerihtshof, den Generalrath und den Prä- 
Iecturrath; ferner der Gemeinde den Gemeinderath (conseil municipal); und 
abgeiehen davon hat, wie das Departement die repräfentative Mitwirfung 
der Generalräthe, auch das Arondiffenent die der Arondiffementsräthe, freilic 
n jehr beichränktem Maße, da von einem eigentlichen Selfgouvernement nir: 
gend die Rede ift, der Präfect und feine Organe vielmehr theild die Initia⸗ 
iwe haben, überall aber Etat und Budget ſowohl als aud alle wichtigen 
Leihlüffe der Approbation des Präfecten unterliegen, welcher feinerfeits Direct 
vom Miniſter veffortirt. 
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3. Die adminiftrative Gefebgebung der franzölifhen Revolution. 


Dieje ganze Eintheilung datirt ziemlih unverändert von 1790. E⸗ 
lohnt der Mühe, einen Augenblid inne zu halten, und bevor wir zu den 
Bejonderheiten von Elfaß und Lothringen, den von der deutichen Vermaltung 
begonnenen Reformen, ihren weiten Abfichten und noch weit größern Aut: 
gaben übergehen, unfer Augenmerk auf jene vor achtzig Jahren vollzogen: 
große Umgeftaltung zu werfen. Wir können feine befjere Schilderung unter. 
nehmen, als die Anführung der faſt prophetifchen Worte Häuffers!), welcher 
nad einer Bejchreibung der wunderlichen Gruppirung des alten Frankreichs und 
feiner Provinzen die Oppofition Mirabeaus gegen das Gelüfte rückſichtsloſer 
Nivellirung ſchildert und dann fortfährt: „Die Berfammlung entichied fich anders, 
nicht, wie Mirabeau wollte, nach der Verſchiedenheit oder Gemeinjamkeit der 
hergebrachten Lebensformen, fondern rein äußerlih nad einem Ne von gen 
graphiſchen Abſchnitten, Flüſſen, Höhen, Tiefen, Gebirgszügen, Niederungen, 
Sumpf: und Sandgegenden. So fam man auf 83 Departements, die die 
althiftorifchen Kreife überall zeritörten und alle Pulsadern des propinzielen 
Lebens durchſchnitten. 

Die 83 Departements zerfielen in 574 Diftricte, 4760 Cantone, 4401 
Municipalitäten. 

Mit diefer Eintheilung hatte man doch vielleicht mehr erreicht, als man 
erreichen wollte. Das landſchaftliche Sonderleben alten Styls hatte jeine gropen 
Schattenfeiten; insbeſondere die Binnenzolllinien und die befonderen Geridt: 
barkeiten waren mit jeder Form wirklicher Staatseinheit unvereinbar, aber e⸗ 
gab, wenn diefe Auswüchſe weggefchnitten waren, doch noch gefunde Eigen 
heiten des provinziellen Geiftes, die ein gleiches Schickſal nicht verdienten 
Vielleiht war es der Freiheit des franzöfiichen Volkes nicht zuträglid, wenn 
man die Provinzen ganz ihres eigenthümlichen Lebens entkleidete, ihr gejammti 
Sein nur zu einem Refler der Hauptitadt machte, jede eigenartige politiid« 
und geiftige Bildung in der Landſchaft todtſchlug und Alles abjorbirte in der 
unermeßlichen Pariſer Uniformität. 

In unſerm Vaterland kann man ſich eine ſolche Form der Staatseinhei 
kaum vorſtellen und gewiß würde fie auch dem Genius unſeres Volkes in 
hundert Beziehungen widerſprechen. Aber auch Frankreich hatte es vielleic 


einſt zu beklagen, daß man von feinem Provinzialgeiſte zu wenig übrig gt 


lafjen, aus den Landfchaften nur geographifche Begriffe gemacht und jeder 
bejonderen Lebensathem der Corporationen zeritört hatte. 

Uns menigftens fcheint es, als ob eine wirkliche jtaatliche Freiheit ın 
Frankreich nicht denkbar wäre, fo lange man nicht von der Centralijation 
einen ehrlichen Schritt rückwärts thut zur Decentralifation, ben Provinzen 
mehr Leben und GSelbftftändigfeit giebt, als fie feit 1789 gemoften haben 
fonft werden ftets Pariſer Clubs oder Parifer Garnifonen Frankreich Geſere 
vorichreiben.“ . 

Und in der That macht fi Hier eine mohlüberlegte höchſt ſyſtematiſche 


1) Franzöſiſche Revolution, Seite 201 ff. 
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Verwaltungsmaſchine nur auf dem Papier fo vortrefflih. Sie wäre es wirklich 
geweien, wenn in Frankreich das Klima und die Dichtigkeit der Bevölkerung, 
das Verhältniß von Stadt und Land, die Zahl der Groß- und Mittelftädte, 
die Preife, die induftrielle Höhe, die Gewohnheiten und der Stand der Volks⸗ 
bildung, inäbejondere aber die Volksbedürfniſſe an Speife und Trank überall 
diefelben wären. Indeſſen ift dem nicht fo, und die Erfahrung bat gelehrt, 
daß die Finrichtungen der großen Revolution bei der wirklichen Handhabung 
jaſt alle troß ber vortrefflichen ihnen zu Grunde liegenden Abfiht an einem 
gewiſſen doctrinären Schematismus leiden. 


Frankreich iſt keineswegs ein Land von fo gleihartigen Beitanbtheilen, 
dag ein fo gleichmäßiges Regiment möglih wäre. Es genügt, kurz zu er: 
mähnen, dag ſchon die außerordentlihe Sprachmannigfaltigkeit eine große 
Stammesverſchiedenheit nachweiſt. Im Nordoften wohnen 300000 nieder: 
deutihredende Vlamingen in einem von Kanälen durchzogenen Moorland, 
deſſen Viehzucht und Arditeftur der holländifchen und belgiichen gleiht. Am 
Aermelmeer find zwei Millionen Bretonen, nördlih von den Pyrenäen 300000 
Navarrefen, Basken und am mittelländifchen Meer Provengalen und in Corſika und 
den Seealpen eine halbe Million Italiener wohnhaft, Millionen von Menſchen 
der verfchiebenjten Gefittung, der verjchiedenen Spradidiome und auf 
ganz verjchiedenen Standpuntten der Bildung jtehend. — WUeberall und 
auh in den germanifchen Theilen Frankreichs von Lütemburg bis Bafel 
war die franzöfiiche Sprache gleichzeitig die der vornehmen Leute und der 
Beamten, aber ein Fünftel bis ein Drittel des eigentlichen Volkes bedient fich 
durchaus nicht des Franzöſiſchen ala Volksſprache und hat alle feine Beſonder⸗ 
beiten unverändert durch das gleihmachende Jahrhundert hindurch bewahrt. 


Es waren alfo keineswegs die vorgedadhten abminiftrativen Einrichtungen 
\o jehr in das Blut der Elſaß-Lothringer übergegangen, als daß nicht ber 
deutichen Verwaltung der Gedanke fi hätte aufdrängen follen, daß dieſen 
Yandeötheilen von vornherein eine Wiederheritellung von Zuftänden rathjam 
geweſen wäre, welche fich der beutfchen Eigenart mehr anpafjen. Um mit 
einigen Beifpielen vorzugreifen, fo maren der Gerichte in Eljaß -» Lothringen 
w viele, der Schulen zu wenige. Außerdem verftand es die franzöfifche Ver: 
waltung wie wenige Regierungen und ganz bejonder8 unter dem Frankreich 
Rapoleon III. den ganzen Mechanismus fo einzurichten, daß er unter allen 
Umitänden minifteriell und für das momentane Syftem- brauchbar war, und 
daß die katholiſche Geiftlichkeit überall ein mächtiges Gewicht für ihre befon- 
deren Zwecke auf die Waagſchale werfen Tonnte. 

Troß der Phrafe von der Gleichheit find in Franfreih und waren bis 
zu dieſem Augenblide in Elſaß und Lothringen die Proteftanten bedrüdt, die 
Juden in mittelalterliher Armuth und Unmiffenheit erhalten, der Abſtand 
zwiſchen Arm und Meich größer als in Deutfchland, und Bildung, Behaglid: 
teit, gute Kleidung, geiftige Genüffe eine Prärogative der Vornehmen. Diefe 
Lchauptung ift in ihrem ganzen Unfange aufrecht zu erhalten, wenn aud) 
keineswegs geläugnet werden kann, daß Frankreich in mehreren volfswirth- 
ihaftlihen Dingen Deutichland vorausgeeilt ift und dieſer Umftand Eifaß 

v. Holgenborff, Jahrbuch I. 36 
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und Lothringen zu Gute gefommen ift!). Zu allen diefen Verftößen wider 
die Gleichheit kommt noch ein erhebliches Moment, es fehlt dem gemeinen 
Denn in Franfreich nicht blos am jelbitftändigen Urtbeil, . jondern jogar an 
dem energifchen Wunfche, fich eine eigene Meinung zu bilden. Die in Deutid: 
land aus der Luftfpiel:Literatur befannten Typen bäurifch täppifcher Beſcheiden— 
heit und kleinſtädtiſcher felbitzufriedener Beichränftheit jind nad der Nanır 
copirt. Der Reſpect vor dem Pfarrer und den Beamten ift weit größer in 
Frankreich, als er je in Deutſchland geweſen, und mir wenigſtens wollte id 
mehr aus diejen Umftänden die Möglichkeit erklären, daß fich alle paar „fahre 
eine neue Regierung feftießen und zeitweije folgſame Unterthanen finden konute, 
als etwa aus der Annahme, daß das ganze Land in fanatifche Parteien ze: 
riffen fei, welche abmwechjelnd fiegen und unterliegen. Die Führerſchaft in der 
Partei ift überall in den Händen meniger Gropftädte und hat eigentlid, ihren 
Schwerpuntt in Paris, welches von den übrigen großen Städten bis zur 
Lächerlichkeit copirt wird, und fie rechnet mit jenem kindiſchen Reſpect der 
feinen Leute, die heute in Millionenanzahl für ein Plebiscit ſtimmen und 
ein Jahr fpäter wieder in der Anzahl von Millionen das entgegengeiext 
Votum abgeben. 


4. Charakter von Rothringen und Elſaß. 


Das alte Departement de la Moſelle beitand aus den Aronbifjement 
Met, Diedenhofen, Saargemünd und Briey und reichte in langgeftredter For 
von Weiten nad Oſten von den Ardennen bis an die preußiiche Grenze 
Dur Belaffung des Arondiffements Briey beim alten Frankreich und Be 


. größerung von Deutichlothringen dur die Arondiffements von Saarburg und 


Chateau: Salins ift ein ziemlich abgerundetes und meiſt grablinig begrenztes 
Land entftanden, deffen weitliche Seite, aljo die Grenze nad) Frankreich durch 
weg gebirgig ift, während die öftliche mehr in die Ebene niederjteigt. Diesſeüs 
und jenfeit8 der alten Grenze hat die Saar ein Flußgebiet, das ſich durd 
Reihthum an Kohlen auszeichnet. In der Nähe von Chateau-Salins, nament- 
lich in Vic und Dieuze jind Salzwerke und nordweitli der Moſel an ihrem 
Laufe von Ars nad Diedenhofen find die Berge reih an Eijenerz. ter 
terer Umftand und überhaupt die Nothwendigkeit, die Mojelichifijahrt zu 
beleben, hatte zu dem Plane geführt, die Mofel längs ihrem Laufe zu melio 
riren und theilweije zu canalifiren, jener Kohlenreichthum aber die Anlegung 
eines Canals von Nordelſaß nad der Dftgrenze von Lothringen in Angrit 
nehmen laſſen. 


2) Es genügt bier an den Wegebau, die Brüden, Forſtwirthſchaft, Obſt- und 
Sartencultur, gute Benugung und Leitung bes Waſſers, an ba$ bequeme und ran- 
lie Metallgeld, Maße und Gewichte, dad bequeme Bett und bie guten Handels 
verträge zu erinnern. Die Gerechtigfeit verlangt aber auch zu Gunſten Deutichlend> 
das vorgefcrittene Eiſenbahn- und Dampfichifjswejen zu erwähnen, bie beſſere Zol: 
und Steuergefeßgebung, die geringe Anzahl der Monopole, die ausgezeichnete To! 
u. a. m. — Der Krieg ded Vorjahres hat viele intereflante Momente zu derartigen 
Bergleihungen geboten. Dan darf aber nicht verkennen, daß fi) aus einer Meng. 
individueller Anſchauungen nur ſchwer ein gerechted Gejammturtheil bilden läßt. 
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Achnliche Arbeiten als diefe gerade während des Krieges begonnenen jind 
im Elfaß von Alters ber zur Verbeſſerung der Rheinſchifffahrt und zur Aus: 
nugung des Illwaſſers in langjähriger Benutzung. 

Elſaß ift der ganzen Länge nah dur die Eifenbahn von Baſel 
über Mühlbaufen und Straßburg nad Hagenau und Saargemünd getheilt, 
und mit der großen Welt in Verbindung durch die Seitenbafnen von Mühl: 
haufen nad) Belfort und St. Amarin, von Colmar nah Münſter, von Schlett- 
ſtadt nah Markirch, von Straßburg nah Barr, Musig, Mauermünfter und 
Appenmweier, von Wendenheim über Zabern und Luneville nad Nanzig und 
Paris, und von Hagenau über Bitſch nach Lothringen. 

In Lothringen ift Metz durch Kijenbahnen verbunden mit Nanzig 
und Paris nah Weiten, mit Diedenhofen, Lützemburg und Brüffel nad) 
Norden, mit Saarbrüden und Frankfurt a M. nad Oſten, und mit Saar: 
gemünd und Straßburg nad Süden. Zahlreiche Kleinere Bahnprojecte, die dieje 
Schienenwege unter ſich verbinden und abtürzen, find theils im Bau, theils 
als Projecte von der deutihen Verwaltung ererbt worden und werden fort: 
geſetzt. Die Ehauffeen in beiden Ländern find in vortrefflihem Zuftande und 
deden das Bedürfniß vollftändig. Der übrigen Syftematit entiprechend werden 
fie in drei Abtheilungen getheilt: 1) die großen Staatsſtraßen (routes impe- 
riales), 2) die Departementsſtraßen (routes döpartementales), 3) die (zum 
Theil gemeinfchaftlihen) Communalftraßen (routes vicinales). 

In Oberelſaß it die Nähe der Schweiz und der gebirgige Charafter 
des Wasgau, welches die Grenze bildet, merflih. Der Obereljaffer iſt ab: 
geihloffen, conjervativ, hat einen hohen Unabhängigfeitsfinn und ijt übrigens 
iehr induftriel. Ganze Theile, insbefondere Mühlhaufen waren früher mit 
der Eidgenofienichaft verbunden und noch ‘heut bejteht jener Zug der Freund: 
ihaft, den fchon vor Jahrhunderten die Gejhichte von dem Züricher Hirfebrei 
charakteriſirte. Wie unter den im Oſten Frankreichs annectirten Nationalitäten 
feine widerwilliger das uralte Band mit dem Reiche zerichnitten fah, fo ift 
der Oberelſaſſer auch heute unter den von Frankreich losgeſchnittenen Yandes- 
teilen am meiſten voller Sehnſucht nad Frankreich, und es dürfte fein Fehl⸗ 
iduß, feine paradore Behauptung fein, wenn wir annehmen, daß, wenn bie 
Gemüther erſt für Deutichland wiedergewonnen find, dieje am treuejten und 
jeſteſten am Reiche bangen werben. Anderen Charakters ift der Nieder: 
elſäſſer. Durd fein Land gebt die große völferverbindende Weltſtraße, 
er hat etwas von der Leichtlebigfeit des Rheinländers, vorzugsweile des Pfäizers, 
wie denn auch Niederelſaß diejelben Früchte zeitigt als die Pfalz, Wein, Hopfen 
und Tabak. Diefe Landichaft trieft von Segen und Reichthum, und auf fie 
vorzugsweiſe paflen jene wundervollen Bemerkungen Treitſchke's, Die in feiner 
Abhandlung über Elſaß einen fo poetiſchen Abſchnitt bilden. Hier rankt ſich 
mit dem Epheu um die alten Ritterburgen die deutiche Sage, hier fland die 
Riege des gewaltigen Kaifergefchlcchts ber Lüßemburger, war ber Tiebling3- 
aufenthalt vieler deuticher Kaifer, die Stätte jener nationalen Literatur am 
Schluß des Mittelalter und in den Tagen der Humaniften. Straßburg ſelbſt 
hat jeinen reichsftädtiichen Charakter niemals ganz verloren, und außerbem 
in neuerer Zeit das Ausfehen der Städte bekommen, welche gleichſam eine 

36 * 
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Bude des Weltmarktes bilden. Die Liebe der Straßburger zum neuen Reid) 
wird vorerjt davon abhangen, ob ſie materiell zurüd oder vorwärts geben. 
Wir können getroft das lettere hoffen, und wenn wir auch noch in den eriten 
Stadien der Ummandlung jind, fo ift dennoch gewiß, daß ſchon jebt die Auj- 
bebung der Laften, welde den Handel mit Salz und Tabak drüdten, ſich in 
wohlthuender Weife fühlbar mad. 

Bon Lothringen fagten wir jchon oben Einiges. ine recht eigentlide 
Grenz und Mifchlingsbevölferung ift es, welche auf beiden Ufern ber Nie 
wohnt. Seit Cäſars Tagen wechſelt die Herrichaft des romaniichen und ger: 
manifchen Elements ab. Kein großes Gebirge trennt an der Mofel die beutichen 
von den franzöfiihen Stammfiten; alle großen europäiihen Revolutionen von 
den Tagen der Conjtantine und der Völkerwanderung ab wählten jich diele 
lahende Ebene zu ihrem Schauplatz. Dielen Weg führte Attila feine Hunnen, 
bier war das Kinfallsthor der fränkiſchen Eroberer, und als bei dem Sturz 
des Carolingiſchen Weltreihes das neutrale regnum Lotharii erfunden wurde, 
thaten die Mächte nichts Anderes, als jpäter Burgund blühte, vollzog ſich nidts 
Unterjchiedenes von dem, was auch heute von verichiedenen Politikern vor: 
geichlagen wurde, — es follte das neutrale Mittelland einen Damm bilden 
gegen die von beiden Seiten überfluthenden nationalen Wogen der Deutichen 
und der Wälfchen; in der That aber bildeten die jo geichaffenen Mutelreiche 
nur einen Gegenſtand des Streites und der Eiferfucht der beiden Nationen, 
und bei Nanzig wurde die Macht Carls des Kühnen zertrümmert. Bon da 
ab wuchs das Uebergewicht Frankreichs. 


5. Deutſchlands Verhältniß zur Weſtgrenze. 


Zwei Jahrhunderte lang hatte Deutſchland mit der Reformation zu thun, 
und als zuletzt die gewaltigen Glaubenskämpfe die ganze damalige gebildete 
Welt in Mitleidenichaft gezogen, jah das Reich zu fpät, daß ber Frieden, den 
es jchließen mußte, e8 in gewaltiger Peripherie zerichnitt und aller feiner 
Grenzmarten beraubte. Aber ſchon war der Keim zur Bellerung und Wieder⸗ 
aufrihtung des Reiches befruchtet. Schon in den Tagen des Osnabrückiſchen 
Friedens begann man in Berlin den Wiederaufbau des Reiches. Zwei Jahr: 
hunderte hat dieſer Prozeß gedauert, und noch vor einem Jahrzehnt mußte 
Häuffer jagen, daß wir noch an der Folge jenes unbeilvollen dreißigjährigen 
Krieges litten. Das preußiihe Ordensland und Danzig waren in polniſchen 
Händen, in Pommern gebot der Schwede, in Holftein und Schleswig der 
Düne Mit dem Lüneburgiihen und hannöveriſchen Erblande war es fen 
eingefäbelt, daß fie unter englifhen Einfluß gelangten. Niederland und die 
Schweiz hatten ſich vom Reiche losgeriffen, und alles Land, was dazwiſchen 
lag, wurde nad) und nad die Beute der Franzoſen, während im Süboften 
des Reichs das Habsburgifche Haus der Kaiferpflicht vergeilend, jeine Auf: 
gabe in der Errichtung einer öfterreichifchen Hausmacht fand, und die in Händen 
der Jeſuiten befindlichen Fürften aus Diefer eine Stübe des Katholicismus 
machten, ohne der einjtigen Herrlichkeit des deutſchen Reichs zu gebenfen. 
Preußens Geſchichte war e8, erit das Orbensland und Pommern, fpäter die 





XVI Die Verwaltungseinrichtungen von Elſaß und Lothringen. 565 


Weichlelländer und Danzig, nicht allein den Schweden und Polen, nein auch 
Veiterreih und dem Papſt zu entreißen, Schlejien vor der Ueberfluthung durd) 
die Siaven zu bewahren und das Rheinland von franzöfiihen Gewohnheiten 
zu befreien und wieder deutſch zu machen. Nur ein Rejums der Gefchichte, 
niht eine neue Verheißung war das Königswort, daß, was Preußen habe, 
für Deutihland gewonnen je. Nach maßloſer Zurüdhaltung und Geduld 
endlich, und nad gewaltigem Drängen, Gähren und Kochen der inneren Kraft 
geihah es, daß ſich Preußen erhob und erit dem Dänen die Norbmarfen 
entriß, dann Hannover aus der zweideutigen Iſolirung erlöfte und mit gleichem 
Schlage Die beutichfeindlichen Tendenzen Dejterreich® über den Haufen warf. 
Nun war e8 reif, fi) fo zu wenden, daß was zu Deutichland gehörte, im 
Hazen für Preußen gemonnen war. Aber die Wiederherftellung des Reichs 
ſollte uns nicht als reife Frucht in den Schooß fallen. Nod waren Elſaß 
und Lothringen in franzöfiichen Händen und wir haben lieber auf die Wieder: 
aufrichtung unferer Hoheit verzichten wollen, als fie dem Erfolge der Waffen 
angertrauen. Frankreich aber jelbft, ala triebe das böfe Gewiſſen den Räuber, 
brach den Frieden, und nad den eriten Schlägen, wenige Tage nach dem 
Friedensbruch waren unfere wiedergemonnenen Weſtmarken in den Händen 
des Sieger, Metz und Straßburg belagert und das geeinigte Deutichland auf 
dem Marſche nad) Paris. 


[2 


6. Staatsform der Reihslande. 


So lagen die Dinge, ald man mit der Organifation des neuen Landes 
begaun. Daß die beiden erftgenannten Feftungen unfer werden und der Feind 
in feiner Hauptſtadt fapituliren mußte, war jelbitverftändlih, die Erfüllung 
nur eine Frage der Zeit, und was dieſſeits der Vogefen gefchah, das mußten 
ih die Reorganijatoren des wiedergewonnenen Yandes jagen, war definitiv. 
Gerade in diefem Bewußtfein lag die Verantwortlichteit. Ye fiherer man 
beabfichtigte, etwas Enbgültiges herzuftellen, um fo gemifjenhafter mußte man 
erwägen. Wer viel aufführt und wieder nieberreißt, läuft Gefahr, daß ihm 
das Gebäude einſtürzt; das hat die Politit des alten Napoleon gezeigt. Wer 
aber für die Jahrtaufende bauen will, wägt und mißt jeden Stein bei der 
Grundlegung. Und hierin liegt die natürliche Erklärung, daß das Aufbauen 
iangjam geichieht. 

Zuerft galt e3, die ftaatsrechtliche Form zu finden. Es war wohl das 
größte Opfer, das unjere Nationalen den Verhältniſſen gebradt, als fie fich 
entichloſſen, Darauf zu verzichten, daß jene Yänder in Preußens Hand gelegt 
würden. Aber das Opfer ift mit Recht gebracht worden. ine ‚allgemeine 
ſleichmachung hätte die preußiſche Annerion doch nicht ſchaffen dürfen, davor 
bat ung Frankreichs warnendes Beifpiel abgeihredt. Der Gründung einer 
beiomdberen Dynaſtie bedurfte das befeitigte Reich eben jo menig als ber 
Scheinform eines thatſächlich nicht haltbaren Republiftanismus. or erfterer 
warnt Deutlich das abjchredende Beijpiel des durch feinen Prinzen-Statthalter 
gänzlich ifolirten Luxemburgs, gleichjam einer tauben Nuß zwiſchen vollen 
Früchten, und vor der Republit Eifaß - Lothringen die einfache Betrachtung, 


— 
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daß das entfremdete Kind bei der Wiederkehr ins Vaterhaus nicht heimiſch 
wird, wenn es eine wirklich abſolute Freiheit genießt. Endlich konnte und 
mußte die centrale Reichsbehörde die große Probe mit ſich ſelbſt machen und 
beitehen: Wenn das Reich gewaltige Königreiche über die Häupter der Monarchen 
hinweg, der Glaubenäverjchiedenheit der Bürger ungeachtet, adminiſtriren will, 
jo muß es auch der Regierung der meitlihen Yandidaften Herr werden 
fönnen. Da der Kaifer ohnehin die fouveränen Rechte des Staatsoberhaupts 
auszuüben hat, fo ijt es billig, daß gerade in diefem neueften Theil des Reiches 
die Hoheit eine unmittelbare ift und durch nichts verfümmert wird. Die ver: 
fafjungsmäßige Mitwirkung der repräfentativen Elemente an der Reidö: 
regierung ift Eljaß-Lothringen durch den nahen Termin, den 1. Januar 1873, 
als Tag der Einführung der Reichsverfaſſung gefihert und für eine eigene 
conjtitutionelle Mitwirkung der Reichslande bei ihren lokalen Angelegenheiten 
wird es nicht ſchwer fein, in Kurzem eine Form zu finden, welche dielen 
Landen eine hinreichende Unabhängigkeit in allen denjenigen Dingen fichert, 
die nicht ohnehin zur Competenz des Reiches gehören. Wenn bei Allem, was 
in die Hände des dermaligen Reichsfanzleramts gelegt ift, der ganze Zufchnitt 
mehr oder weniger nad den großen Formen der Perjönlichkeit des Reid: 
kanzlers eingerichtet wird, jo vermögen wir hierin feinen Fehler, wohl 
aber eine Reihe von VBorzügen zu fehen. Zunächſt dürfen wir uns naiv da 
Freude bingeben, daß wir den Mann haben, der jolden Beruf zu üben im 
Stande ift; dann iſt es jederzeit richtig, den jederzeitigen Verhältniſſen Reb: 
nung zu tragen; — und endlih wollen wir aud für die Zukunft nicht ver: 
zweifeln, jondern weiter hoffen, daß fich für die Bewältigung großer Aufgaben 
große Kapacitäten finden werden. Haben die Kriege von 1864 bis 1871 
Führer wie Moltke, Göben und Werder groß gezogen, jo werden die Staat: 
actionen bes lebten Jahrzehnts auch für politiihen Nachwuchs das ihre thun 
— Endlich bat die Form des Neichslandes auch noch) nad) der Gemüthsſeite 
bin einen Eleinen practiichen Vorzug, der nicht unterichätt werden darf, Al: 
Stämme Deutfchlands Tiefern ihr Contingent nah Kräften zur Garnifon, zu 
den Richtern und zu den Beamten Elſaß-Lothringens, und in der Wadhiitube 
und am grünen Tiih wird manches Vorurtheil befjer überbrüdt, als eintt, 
um ein veraltetes Bild zu gebrauchen, die Mainlinie; mande Freundſchan 
geichloflen, deren Folgen nicht zwei Individuen, ſondern der deutjichen Nation 
zu Gute fommen. Schon hat das Land angefangen, eigene Bürger al? 
Beamte neben die übrigen deutſchen Landesfinder zu ſetzen, bald werden 
die Refrutirungen nad) dem Syiten der allgemeinen Wehrpflicht beginnen, un 
damit wird die Germanifirung der Herzen Hand in Hand gehen und das 
Princip der Gleichheit dort zu einer größeren Wahrheit werden als einit dit 
vielgemißbraudhte „Egalite”. 


1. Desinfection des Landes. 


Unter den erften Arbeiten vorübergehenden Charakters ftanden zwei Mar: 
regeln obenan, welche keineswegs den geringiten Theil der Arbeitöträite der 
Adminijtrativ-Behörden in Aniprud nehmen. Es waren die zur Heilung dir 
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vom Kriege gejchlagenen Wunden nöthigen Medicamente: die Desinfection des 
durd den Krieg unrein gewordenen Landes und die Kriegsentichädigung. 

Die Desinfection fand auf den Schlachtfeldern von Weißenburg, Wörth, 
Speihern!) und Metz ſtatt. Während fie an den drei erjtgenannten Orten 
ih auf ein forgfältiges Begraben der Todten und eine Regulirung der über 
die Grabjtätten fi ergießenden Wafjerläufe befchränfte, waren bei Metz die 
Arbeiten complicirter, ala irgendwo in diefem Kriege. Die locale Intenſität 
der Creignifje ift ohne Gleihen in der Weltgefchichte, und insbefondere können 
die vielbeiprochenen Dctoberereignifje von 1813 um Xeipzig nicht mit jenen 
verglihen werben. Sieben entſcheidende Schlachten, darunter zwei Haupt: 
ihlahten wurden zwilhen dem 14. Auguft und dem 27. October 1870 in 
der unmittelbaren Umgegend von Meb gefchlagen, und in berfelben Zeit fand 
eine Sernirung ftatt, deren innerer Gürtel, eine Armee von 180,000 Mann, 
je nah dem Wechſel der Ereigniffe fi über vierzehn bis neunzehn Dörfer 
ausbreitete, während der äußere Gürtel, 230,000 Mann, in einigen jwanzig 
Törfern ihre Quartiere und ihre Lagerpläge derartig eingerichtet hatten, daß 
die peripherifche Kette undurchbrechlich wurde. Alle diefe Tagerpläge von mehr 
als 400,000 Mann und den 50,000 Menichen, die in Metz nicht athmen 
tonnten, binterließen außer den natürlichen Auswurfsſtoffen, in den wirklichen 
Yatrinen noch die Abfälle der vielen Taufend geſchlachteten Thiere. Von den 
0000 in Met cernirten Pferden maren nad) Verbrauch allen übrigen 
Shlahtvieh® mehr ala 40,000 in jenen 2!/, Monaten theils gegejjen, theils 
gefallen. Eine weit größere Anzahl von Stüden Rindvieh war der Be: 
lagerungsarmee zugetrieben und gejchlachtet worden, während fich gleichfalls 
die Stüdzahl des in Folge der Rinderpeit gefallenen Schlachtvieh nad Tau: 
enden bemaß, und an mehreren Stellen zu Hunderten auf einmal nieder: 
geitohen und loſe verfharrt wurde. Die maffenhaften Auswurfsftoffe der 
Lazarethe und die unendlihen Haufen faulender und dem Verderben preis: 
gegebenen Nahrungsmittel kamen dazu, und alles dies zufammen machte 
an eigened Syſtem der Desinfection erforderlich. Der Boden wurde mit 
Kalt, Kohlen, Chlorfalf und Carboljäure bededt, ſtellenweiſe aud mit Pe- 
voleum übergofien und ausgebrannt, demnächſt mit Erderhöhungen bis zu 
ichs Fuß verfehen, diefe Erhöhungen mit ftarfzehrendem Grünwuchs umtleidet 
und das Waſſer theils abgeleitet, theils durch Chemikalien desinficirt, theils 
durch Waſſerpflanzen gereinigt. Mehrere Compagnien Pioniere, ein Bataillon 
Injanterie, zahlreiche Aerzte und einige Tauſend Civilarbeiter waren vom be: 
gnnenden Frühling bis in den Auguft hinein unter Leitung des Gouverne⸗ 
mentsarzted von Metz mit dieſen Arbeiten beichäftigt, deren Sorgfalt nichts 
u wünfchen übrig ließ, wofür der unerwartete Umjtand zeugt, daß ber Ge: 
iundheitszuſtand von Metz im Sommer 1871 ein vollkommen normaler, ja 
iogar ehr günftiger war, und das wundervolle Klima von Lothringen forgte 
ir einen jo außerordentlichen Pflanzenwuchs, dab die grüne Dede, welche der 





‘) Sp ift die richtige Schreibart, da aber das franzöſiſche „Spichern“ bereits 
auropaiihen Klang bat, jo wird fi) das deutiche „Speichern“ alter Erfahrung ge: 
mäß faum halten können. 
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Sommer ausbreitete, über die Berechnung der Beamten und Aerzte hinaus 
die Stoffe verhüllte und neutralifirte, die fo gefahrdrohend den Boden des 
Landes bebedten. 


8. Kriegs: Entjhädigung. 


Die Kriegsentihädigungen zerfielen ihrer Natur nad) in drei Abtheilungen, 
eritens die für die Rinderpeft gewährten Entſchädigungen, die nicht blos für 
das gefallene Vieh, fondern auch für das auf Befehl der Obrigkeit getödtete, 
fowie für die Wiederherfteluug und Desinficirung der inficirten Ställe gelaite 
wurden, zweitens die Entihädigung für Bons und Requifitionen, Natural: 
lieferungen und Leiſtungen und dergleichen. Während fi der Rinderpeiticaden 
über das ganze Land erjtredte, kamen bier nur diejenigen Orte in Bextrach. 
welche zu beiden Seiten der Marich: und Ktappenjtraßen und in ber Näbe 
derjenigen Punkte lagen, an welchem größere Affairen und Belagerungen ih 
abjpielten, drittens endlich die eigentlichen Kriegsſchäden, d. h. die durch Brand, 
Zerftörung, Plünderung, Einfturz, Ueberwäſſerung u. dergl. entftandenen Schäden: 


dieje beichränkten fih auf die Städte Neu: Breilah, Schlettſtadt, Straßburg. 


Marfal, Pfalzburg, Bitſch, Diedenhofen und deren Umgegenden, und den Dörfır- 
umfreis von Me, von deſſen Größe man jich einen Begriff macht, wenn 
man erwägt, daß hier 64 Gemeinden im Weiten bis Noveant, im Norden 
bis Maiziöres, im Oſten big Remilly, im Süden bis Augny, alſo gegen 3" 
Quadratmeilen - in Betracht kommen. Die jpätere Reichsgejeßgebung bat 
dann durch Geſetz vom 14. Juni 1871 alle diefe Verhältniſſe geregelt, allein 
die zunächſt eingefete Verwaltung durfte nicht zögern, die Grundlinien de 
fünftigen Entſcheidungen bereits zu projectiren, einmal um das künftige complı- 
cirte Liquidationsverfahren vorzubereiten, dann, um einigen Anhalt über di 
Forderungen zu erlangen und demnädit bald mit Abfchlagszahlungen der 
leidenden Lande zu Hülfe zu kommen und mit dem Gelde, das ins Yan 
geworfen wurde, die Arbeit wieder zu beleben; endli um gleich von 
vornherein den Bewohnern derjenigen Landestheile, die man fich dauernd als 
Bürger zu erhalten gedachte, zu zeigen, daß man fie nicht wie Feinde, fonderr 
wie die eigenen Landesfinder zu behandeln beabjichtige. 

So war denn faum die Einnahme von Straßburg gefchehen, als aus 


Ihon das Entihädigungsreglement den Wiederaufbau auf Staatskoften ge 
wäbrleiftete, und Anfang December wurde ein Ähnliches nur auf die ländliden 


Verhältniſſe angepaßtes Reglement für die Umgegend von Meg erlaſſen, welches 


dann je mit dem Fall der einzelnen Feſtungen auch auf dieſe ausgebebni 


wurde. Beiläufig mag bier erwähnt werden, daß in Lothringen die Ent— 


Ihädigungsforderungen mit einer fo peinlihen Gewiſſenhaftigkeit eingeradt 


wurden, daß die Formulare ein ehrendes Zeugnig für die Redlichkeit dicies 
Volksſtammes ablegen, während in Eljaß die Commilfion allerhand Grund 
zu Wbftreihungen hatte Die Art der Ermittelung war infofern überall die 
jelbe, als zwar die Landesbehörden nicht auf die lekte und definitive Reviſion 
aller Forderungen verzihteten, wohl aber die eigentliche Feſtſetzung überall 
repräfentativen Commiffionen überwiefen, welche aus einer Wahl der Gemeinde 
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vertretungen hervorgingen, während den Beichädigten jelber überlafjen blieb, 
ihren Schaden anzugeben. 


9. Proviforifhe Gefundheitspflege. 


Die gelegentlich diefer Kriegsfchäden ermähnte Rinderpeft hat wohl wenige 
Theile Europas dermaßen verheert ala Lothringen und Nordeljag. Schon unterm 
3. October 1870 erließ daher der Generalgouverneur eine ausführliche Ber: 
ordnung gegen das Umfichgreifen der inderpeft, welche im Großen und 
Ganzen ben Prineipien des Reichsgeſetzes folgt und fich über die Mafregeln 
gegen Die Durchfuhr von Vieh und Abfällen, die Abjperrung der Seuchen: 
orte und bie Maßregeln nad dem Erlöſchen ber Seuche verbreitet. Im 
Interefje der Gefundheitpflege wurden ferner alsbald Verordnungen gegen 
das Umfichgreifen der Boden erlafjen und inäbejondere Abiperrung der Kranten, 
Anlegung von Podenhäujern und bedingter Impfzwang eingeführt. 

Nachdem wir fo ſoweit über die erſten Maßregeln der Verwaltung, welche 
unmittelbare Sanitätözwede hatten und zur Beruhigung der Gemüther dienen 
iollten, gehandelt, werfen wir einen Blick über die Beſetzung und Einrichtung 
der Präfecturen, die proviforifche Reorganijation der Juſtiz, die Finanzverwaltung, 
die Wiederheritellung von Poſt-, Eifenbahn: und Telegraphenwejen, um jodann 
auf die Schulen und Seminarien und endlid) auf die Reorganifation der Ber: 
waltung im Ganzen zu kommen. 


10. Präfecturen und Kreisdirectionen. 


Schon im Auguft 1870 wurden die Präfecturen von Straßburg, Met 
und Colmar mieder befeßt und das franzöfiiche Inſtitut des Generaljecretairg, 
eines ftändigen Vertreters des Präfecten beibehalten. Während ber Präfectur: 
rath zunächſt nicht wieder eingerichtet wurde, wurden jedem Präfecten einige 
Tecernenten ala Hülfsarbeiter überwiefen. Der zum Präfecten in Colmar 
enannte Baron v. d. Heidt konnte fi alsbald dort inftalliven, während ber 
Fröfeet von Straßburg, Graf Lurburg, wegen der Belagerung diefer Stadt 
kinen Sik in Hagenau nahm, wo aud das Civilcommiſſariat ſich proviſoriſch 
einrichtete. Der Präfect von Deutichlothringen, Graf Hendel Donnerämard, 
verweilte während der Belagerung von Meg in Saargemünd. Ye mit dem 
Tage der Eapitulation bezogen die beiden Ießtgenannten Präfecten die ihnen 
zugewieſenen Departementöhauptorte und richteten ihre Bureaus ein, wobei 
denn die Bureauhülfe zunächſt genommen wurde, wo jie ſich fand, mehrfach 
aus der Armee ſelbſt, welche Elemente aller Bildungsklaſſen reichlich darbot. 
— Bald fiedelte auch das Civilcommiſſariat nah Straßburg über, und wäh— 
ind ſchon in Hagenau die „Amtlihen Nachrichten“ zur Publikation 
der Verordnungen und Verfügungen des Generalgouverneur® und Civil: 
commiſſars mit bindender Geſetzeskraft herausgegeben worden waren, erſchien 
vom 19. October 1870 ab diefe Zeitung in Straßburg und erhielt den 
tel „Straßburger Zeitung”. Bon da ab wurden ſchnell hintereinander 
die Unterpräfecturen (jet Kreisdirectionen) beſetzt, und für das nöthige Perjonal 
der Bolizeipflege geforgt. In Mes, Straßburg und Mühlhaufen wurden 
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einzelne Molizeidirectionen gegründet, in allen übrigen Gantonen Polizei: 
commifjarien eingejeßt und an widhtigeren Santonsorten, welche nicht den Sig 
eines Polizeicommifjars bildeten, Gendarmen inftallirt. 


11. Das Juftitium. 


Die nächte Sorge war für eine interimiftiiche Rechtspflege Mit Aus: 
nahme ganz weniger Friedensrichter hatten nämlich die fämmtlichen Gerichte 
des Landes ihre Thätigfeit eingeftellt und wollten diefelbe unter der deutichen 
Gewalt aud nicht wieder aufnehmen. Al Grund wurde faft überall die 
Formel angejehen, die fich do im Innern Frankreich gerade in dieſer Zeit 
dadurch factifch änderte, daß auß den Worten „im Namen bes Kaifers" die 
Worte „im Namen der Republif” wurden und einzelne Richter, die an dem 
einen wie an dem andern Anftoß nahmen, im Namen „der Regierung ber 
Landes - Vertheidigung” erkannten, übrigens alle franzöfiichen Richter von der 
Anficht außgingen, daß die Formel, die wir als etwas Unweſentliches zu be: 
tradhten gewöhnt find, ein Effentiale jet, ohne mwelkhes dem Erkenntniß bie 
Bollftrekbarkäit fehle, eine Nothwendigkeit, die auch durch die neutralen Worte: 
„im Namen des Geſetzes“ nicht erfeßt werden konnte. 

Das fo entjtandene Yuftitium konnte die Regierung, ſoweit es ſich um 
Civilprozeß und prozeflualiihe Handlungen, ala Arrefte, Erefutionen u. dergl. 
handelte, in einer Zeit, in der Doc nothgedrungen Handel, Verkehr und Eredit 
ftillftanden, nicht mit befonderen Sorgen erfüllen, und es ift vielleicht recht 
gut für die deutſche Rechtspflege im Elfaß, daß die jetzt neueröffneten Ge: 
richte reinen Tifh fanden und ab ovo anfingen, jedenfalls Tann man ben 
neugegründeten Behörden diejer Art nicht mit demjenigen Mißtrauen begegnen, 
welches die fihere Begleitung der zur neuen Regierung übertretenden früheren 
Collegien geweſen wäre. 


12. Kriegs-Gerichte. 


Ganz anders jtand es mit der Strafjuftiz. Der Krieg löſt ſchon ohne: 
bin alle Bande der Strenge und ſchafft im Gefolge der Heere ein unglaub: 
liches Gefindel von Räubern, Dieben und Betrügern aller Art. Sollte das 
Land nicht bis zum äußerſten Grade unficher werden und die unmoraliice 
Wirkung des entfeflelten Verbrechens die Triegeriihe Action jelbit Jahre lang 
überdauern, jo mußte bier Ichleunig Hülfe geichaffen werden. Am 12. Sep: 
tember 1870 fette der Generalgouverneur Kriegsgerichte ein, melden durch 
die Verordnungen vom 17. und 19. December 1870 eine erweiterte Compe⸗ 
tenz gegeben wurde und denen in einigen 20 ‘Paragraphen ein vollftändiges 
Strafgeſetzbuch nebit Strafprozeßordnung mit auf den Weg gegeben wurde. 
Noch vor Neujahr 1871 begannen diefe Kriegsgerichte zu Straßburg und Mer 
ihre wirkliche Thätigkeit, und da nicht blos die zwei juriftiichen Mitglieder, ſondern 
auch die drei Mitglieder aus dem Offizierftande bei der Zufammenfeßung des 
deutichen Heeres Rechtögelehrte von Fach waren, und da ferner das Landes: 
geieg, der code p6nal und der code d’instruction @riminelle nad) alten 
allgemeinen Rechtöregeln als fubjidiäres Landrecht zu gelten hatten, fo ent: 
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widelte fih bald eine prompte, unparteiiiche und im Verhältnig zu den Kala- 
mititen des Landes ſogar vortrefflihe Rechtspflege, welche ganz beſonders 
milde in ihren Erkenntniſſen jein konnte. Der Staatsanwalt, der Unterfuhungs- 
richter und die richterlichen Beifiger gehörten dem deutichen Richter: oder Staats: 
anwaltftande an, die Offiziere leifteten den Geihmwornen: Eid, dad Berfahren 
war mündlich, öffentlich, in deuticher Sprache, die Zeugen und Sachverftändigen 
wurden vereidigt, Die Vertheidigung zugelaflen; die Erfenntniffe waren nad 
Stimmenmehrheit gefüllt und inappellabel. Der Spruch auf Todesftrafe war 
der Beitätigung des Oeneralgouverneurs zu unterbreiten, ift übrigens, fo viel 
belannt worden, während der Wirkfamfeit der Kriegsgerichte nicht gefällt 
worden. Der Competenz diefer Gerichte unterlagen Brandftiftung und Ueber: 
ihwenmung, Widerftand gegen die deutfche Staatögewalt, Aufitand, Plünderung, 
Raub, Meuterei nut Todes: oder Zuchthausſtrafe; die Verbreitung falfcher 
Nachrichten mit Gefängniß und bei Erfolg mit Zuchthaus; die unbefugte An: 
mapung eine® Amtes und Befeitigung von Urkunden und öffentlichen Be: 
kanntmachungen mit Gefängniß; endlich die Verletzung behördlicher Anordnungen 
und die Verbrechen und Vergehen gegen Leben, Gefundheit der Menfchen, 
die Sicherheit der deutſchen Staaten, desgleichen Falihmünzerei und Cr: 
preſſung. 

Die Ergänzungsverordnung vom 17. December zog in dieſen Bereich 
ſtraibarer Handlungew noch die Anwerbung gegen die deutſchen Heere, Die 
Najeſtätsbeleidigung gegen die deutſchen Souveräne, die Beamtenbeleidigung 
und die Verbrechen der Tödtung, des Diebſtahls und der Unterſchlagung. 
Zonach war in dieſen wenigen Paragraphen ein Strafrecht von beneidens- 
werther Kürze, beiläufig ausreichend für die Praris, geichaffen worden, und 
5 wurde faum als eine Lücke empfunden, daß wunderlicher Weile einige 
Verbrechen übergangen worden waren, Die ebenjogut den Kriegägerichten hätten 
unterjtellt werden fönnen, nämlich Meineid, Betrug und die delicta carnis. 


13. Vebertretungen. 


Hand in Hand hiermit ging die Verordnung vom 19. November 1870, 
wonach die endgültige Aburtheilung der Uebertretungen nad den beftehenden 
Strafgejeßen den Polizeicommifjarien übertragen wurde. War der Beichluß 
ohne Gehör des Beichuldigten gefaßt, fo hatte diefer eine zehntägige Friſt zum 
periönlihen Verhör oder Gegenbeweis, und der hiernach erlaflene Beſchluß 
ließ fein Rechtsmittel zu. Die Cintreibung der Gelditrafen geſchah nad) 
Analogie der Steuern. 

Neben der fo organilirten Rechtöpflege blieben, wie ſchon bemerkt, noch 
einige Friedensrichter bei Ausübung ihrer civilrehtlichen Thätigkeit, insbeſondere 
nahmen fie Siegelung und Entfiegelung bei Sterbefällen vor, fo daß wenig 
unheilbare Rechtsverlegenheiten eintraten. Das Verhältniß des Juſtitiums zu 
u den Regeln der Verjährung giebt gegenwärtig zu einer Reihe intereffanter 
Prozeſſe Veranlaffung und in kurzer Zeit dürften die Folgen des Rechtsſtill⸗ 
itandes befeitigt fein. 
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14. Steuern. 


Die nächſte große Sorge war die für die regelmäßige Einziehung ver 
Steuern. Der Oeneralgouverneur erlieg am 22. October 1870 eine Be 
kanntmachung, wonad die Einziehung der indirecten Steuern vom 1. November 
ab wieder aufgenommen wurde, und der am gleichen Tage in Straßburg 
inftallirte Divector der indirecten Steuern gab die erforderlihen Inſtructionen 
zunächſt für einige Kreiſe det Umgegend von Straßburg, Tpäter unterm 25. 
November wurde eine Einfuhriteuer für Bier dahin eingeführt, daß von 1? 
Centimes bis 2 Franc 883 Gentimes für den Hectoliter entrichtet werden 
mußten. Die Aufhebung des -Tabafsmonopols erfolgte factiih fofort mit der 
Bejignahme der Reichslande, die gejegliche Aufhebung fand durch Berorbnung 
vom 7. Juni 1871 ſtatt, die Tabafsjteuer nad) dem Mufter des Zollvereins 
wurde durch Bekanntmachung vom 10. Juni 1871 eingeführt, die Einführung 
der Zuderfteuer geihah durch Publicirung des Geſetzes des Norddeuricen 
Bundes vom 26. uni 1869 am 17. Auli 1871. Das Gejeß, betreftend 
die Aufhebung des Salzmonopol8 und die Einführung einer Salzabgabe des 
Norddeutihen Bundes vom 12. October 1867 wurden am gleichen Tage 
für die Reihslande publicirt. 

Die directen Steuern betreffend, fo bejtellte der Civilcommiſſar am 14. 
Schober 1870 für jedes Departement einen Steuerbirector, welcher" gleichzeing 
Director der Enregiftrements, der Domainen und des Stempel3 wurde, und in 
Finanz- und Caſſenſachen aud) diejenigen Geſchäfte übernahın, welche bis da: 
hin dem Präfecten, dem Präfecturrath, und dem tresorier payeur general 
obgelegen hatten, fo daß die ganze adminiftrative Geldverwaltung durch jene 
Hände ging. Ihm untergeordnet wurden die an der Stelle der Treſorerien 
neugegründeten Departements : Hauptlaffen, die Hypothefen-Aemter, das Gin: 
regiſtrirungsweſen und die eigentliche Steuerverwaltung durch Die recevenrs 
und percepteurs oder wie man fie wenig glücklich überjetgt hat: Einnehmer 
und Empfänger. Für die Departements: Hauptfaflen wurde als proviſoriſce 
Gafjenordnung die jehr einfache und practifch bewährte der preußiſchen Re: 
gierungs : Hauptfafjen eingeführt, und da die Steuern reichlih und gut ein— 
gingen, die Yandesfafjen aber zum Militairbudget gar nichts beizutragen hatten, 
jo waren dieſe Kafjen bald gefüllt und vermittelten, insbejondere, da fie ipater 
die Organe zur Auszahlung der Entſchädigungen wurden, einen überaus be: 
trächtlichen Geldumſatz. 

Bon dem Enregiſtrement iſt es ſchwer einen Begriff zu geben für alle 
Diejenigen, die nicht längere Zeit in Frankreich gelebt haben ober bieies 
Teufelserbtheil nicht etwa in der heſſiſchen oder bayeriſchen Rheinpfalz fennen 
gelernt haben. Man jagt, es jei eine Steuer, die fpielend einginge, umd 
bie ber Berpflichtete gern zahle, in Wirklichkeit aber iſt fie eine Steuer, die 
das Publikum täufcht und unter dem Schein leihter Einziehbarkeit und ziem: 
lich erheblicher Erträge eine ganz ungleiche Vertheilung und überdies em 
Beſteuerung in jehr vielen Dingen mit jich bringt, die durchaus nicht beiteuert 
fein dürften. Sie greift in alle Sphären des Rechtslebens und des mirtb: 
ſchaftlichen Lebens ein und dies, fowie ihre Ausübung von Seiten der Steuer: 
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beamten bietet eine Menge von Combinationen und Permutationen, die faft 
ihadipielartig in ihrem bunten Durcheinander wirken. Ueberall gebt fie neben 
den fonftigen Gefällen und Gebühren noch als Ueberlaft nebenher, die dritte 
gleichzeitige Steuerform, den Stempel nicht berührend. Die Autenticität der 
errräge hängt von ihrer Einregiftriruug ab, aber auch Klage und Vorladung, 
Beſchluß und Beſcheid, Erkenntniß und Ausfertigung, alles das gebt feinen 
Yauf erſt nach der Einregiftrirung und felbft die Strafen unterlafjener Ein- 
regiitrirung bieten Anlaß zu neuer Einregiſtrirung. Da man bei einer Be- 
ittveränderung beifpielöweife außer den Sporteln und dem Stempel ba3 
Garegiftrement zu bezahlen hat und übrigens der Notar unumgänglich ift, fo 
berragen hier die Kojten die wahrhaft unerhörte Summe von mehr als 8°/,. 

Dies ift ein volfswirthfchaftlicher Unſinn und jo wie die preußiiche Re: 
gierung in den Rheinpropinzen, in welchen franzöfifches Recht gilt, ſchon vor 
dem Stempelgefeg von 1822 mit dem Enregijtrement gebrochen hatte, fo kann 
es auch in Elfaß-Lothringen nur eine Trage der Zeit jein, wann dieje übelite 
aller Steuern aufgehoben wird, welche übrigens weder aus den Anfangs: 
jahren der erjten Revolution, noch aus der gloriofen Zeit Napoleons I. 
tammt, jondern aus den jämmerlichen Yinanzverlegenheiten des Directoriums, 
aus der Blüthezeit der Ajfignatenmaculatur. 

Die Aufhebung des nregiftrements wird den Volkswohlſtand heben, 
Neinen Orundbejik und Hypothekenverkehr auch für die geringeren Klaffen 
möglih machen und nicht am legten zu einer Verbeflerung der Stimmung 
im Yande beitragen. Die Hypothefenverwaltung jelbit ift in Frankreich und 
vorläufig auch in Eljaß: Lothringen nur ein Organ der Finanzverwaltung, 
vom Staate nur als innahmequelle gepflegt und überaus dürftiger Natur. 
ianddriefe und größerer Grundkredit find unbefannt, und erit mit einer 
Rejorm der Geſetzgebung wird ſich die volkswirthichaftliche Seite dieſes Theile 
xr Staatsverwaltung hervorkehren fünnen. Kinftweilen find bayerijche und 
riftiche Hypothekenbewahrer an die alten vacanten Poſten geiekt. 


15. Foriten. 


Weit befjer find die Grundſätze der Domainen und Forftverwaltung. 
ritere fönnen bier unberührt bleiben, da ſoweit befannt in Eljaß und Loth: 
ingen Staat3-Domainen nit eriftiren. Die Forſtverwaltung hat, wenigſtens 
är Lothringen, in dem commifjarijchen Forjtmeifter Herrn Bernhardt bereits 
nen geſchickten Dariteller gefunden, auf den wir bier verweilen!). 

Mit dem Departement coincidirt ein Oberforftamt (conservateur des 
hrets), mit dem Arondiljement eine Forſtinſpection, mit dem Canton eine 
-berförfterei (Cantonnement). Die deutihen Jagd: und Waldleute nehmen 
n dem übertriebenen Schreibeweien der franzöfiihen Yoritverwaltung Anftoß. 
Gedanken habe“, jagt Herr Bernhardt, „nur «der Präfeet, alle übrigen 
ediglih Routine”. Um eine trodene Buche werde ein Actenjtüd vollgeichrieben, 


ı) Die forftlihen Berhältniffe von Deutfch : Lothringen von Auguft Bern: 
arbt. Berlin, 1871. 
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zu einem Revierbeſuche bleibe den Oberforftbeamten keine Zeit. Die jür 
liche Bereifung des Departements von genau 24 Tagen erfege eine Babehır 
und werde gewöhnlich in einer romantiſchen Waldgegend in irgend einem om 
Staatsmitteln unterhaltenen Commiffionsgebäude zugebradt. Der Gemeine 
wald, ausgenommen der einer regelmäßigen Betriebseinrihtung nicht fühige 
fteht gleichfalls unter der Staatsforftbehörde und ift untheilbar. Ein Zmanzigitd 
der Erträge des Gemeindewalds, jedoch nicht mehr als ein Franc pro Kerr. 
fließt zur Staatskaſſe und die Staatsforjtbehörde ordnet jelbititändig Bed. 
Schlag und Holzverfauf der Gemeinden. Die Waldrodung wird öffentiid 
befannt gemacht, die Oppofitionen vom Verwaltungsgerichtshof inftruirt. Tr 
©eneraldirector (zu Paris), jebt das Reichskanzleramt, bat die Befugnifk, 
wie bei uns das Minifterium, die conservateurs des foröts entiprecden da 
preußifchen Forſtmeiſtern, die inspecteurs den UOberförftern, die garde 
gensraux den Revierförftern. An niedern Forſtbeamten giebt es garden i 
cheval, brigadiers, gardes forestiers, gardes cantonniers, welche unſem 
Förſtern, Hegemeiltern und Waldwegauffehern entfprehen. Das Forſtcaſſen 
weſen ift den Steuerdirectionen unterftellt worden, die Forftinipectoren haber 
die Befugniß felbititändig innerhalb ihrer Eredite auf die Enregiſtrement 
Caſſen, welche zugleih die Yorftcaffen bilden, anzumeilen. — Die gutau⸗ 
geftattete Forſtakademie zu Nanzig ift vorläufig für die Reichslande noch md 
eriebt. 


16. Jagd und Fiſcherei. 


Die Jagdpolizei unterfteht dem Präfecten. Jeder Grundbeiiger har ix: 
Jagdrecht auf feinem Grund und Boden, wenn er einen Jaggdſchein beikt 
und die Jagd eröffnet it. Eröffnung und Schluß der Jagd beitimmt da 
Präfect, Treibjagden find verboten und werden nur bei ſchädlichen Thiere 
ausnahmsweiſe geftattet. in Yagdichein koftet 25 Francs; der Mittelitan! 
ber franzöfifchen Race erzeugt paffionirte Jäger. Die Yorftichugbeamten iin? 
von der Jagd ausgefhloifen, mas dem Deutfchen geradezu unmürks 
vorfommt. In Lothringen ift gerade hierdurch die Confervirung der gemein 
gefährlihen Wölfe entitanden, melde ſpäter hoffentlih der ſichern Büdi 
beutfcher Förfter weichen werden; den orftinfpectoren wurde analog di 
Competenz der Polizeicommiffarien für Uebertretung des Forſtrũgeweiens 
während des Proviſoriums übertragen. — Das Fiſchereirecht in allen ſchiffbarer 
Flüſſen, Canälen und Waſſerläufen, deren Schiffahrtsanlagen vom Staait 
unterhalten werben, fteht dem Staate, dasjenige in allen andern Gemäller: 
den Ufergrundbefigern bis zur Mitte jederfeitö zu, vorbehaltlich der erworbenen 
Rechte Dritter. 

Der Staat benubt feine Fiicherei durch Verpachtung; befondere Fiſcheren 
aufieher (gardes-pEche), welche vereidigt find, und denen gerichtliche Glaub- 
würdigkeit beigelegt ift, üben die fifchereipolizei aus. Die Mafchenweite der Rete 
ift beftimmt; der Präfeet eröffnet und fchließt Die Fiſchereizeit für jede 
Fiſchart. 

Die Verwaltung der dem Staate gehörigen Fiſchereien gehörte früher 
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zu den Functionen der Staatsforftverwaltung, iſt aber jetzt auf die 
Waſſerbauverwaltung übergegangen. 


17. Bolt, Eifenbahn, Telegraph. 


In faft allen biöher erwähnten Verwaltungszweigen hatte der Uebergang 
von der franzöfilhen zur beutichen Verwaltung erhebliche Schwierigkeiten. 
Um jo erftaunlicher ift die Leichtigkeit, mit welcher fi) der Uebergang beim 
Tot, Eifenbahn: und Telegraphenwejen vollzog Mehr als einmal haben 
die Bewohner der oecupirten Länder ihr Eritaunen darüber ausgedrückt, mit 
welcher Sicherheit der deutfche Beamte den franzöfiihen ablöfte, den Dienft 
auf demſelben Stuhl fortfegte und nad wenigen Stunden ſchon den Eindrud 
gewährte, als ſäße er da von Alter her. Die einheitliche Drganifation des 
Norddeutfhen Bundes und die Verwendung diefer Vermaltungszweige im 
mobilen Heer hat bier ficher günftig gewirkt, e8 find dies aber auch an und 
für ih Vermwaltungsobjecte, in benen der deutihe Beamte dem franzöfiichen 
an Bildung und Gewandtheit voraus if. Auffallend ift übrigens die Er- 
Iheinung, wie ganz außerordentlih der Poſtverkehr in den Reichslanden 
Ihon im erften Jahre zugenommen hat. Faſt überall, vorzugämeile aber in 
Me und Straßburg hatten die Poftämter wenige dunkle Stuben und fiedelten 
alsbald in größere, würdigere Räume über, da die franzöfiihen Lokalitäten 
nit reichten. Neue Poftämter geringerer Claſſen wurden geichaffen und die 
Tadetbeförderung eingeführt, das Omnibuswefen durh Contracte aller Art 
beſtens benußt und der Briefverfehr vervielfachte ſich ins Ungeheure.. An- 
tünglih war hieran die große Zahl der in den Reichslanden jtehenden ‘Truppen 
und Beamten, welchen letzteren bald die Feldpoſtberechtigung entzogen wurde, 
und andererjeits der Umftand ſchuld, daß eine fehr erhebliche Anzahl von 
Fliap:Lothringern als Kriegsgefangene in Deutfchland vermeilten; aber auch 
ipäter, als dieje außerordentlichen Zuftände gemwichen waren, erhielt ſich der 
erhöhte Briefverfehr und ift noh im Zunehmen begriffen. In Meb und 
Ztragburg befinden fi Oberpoftdirectionen, melche bis zur Einnahme diefer 
Städte proviforiih in Nanzig und Hagenau verweilten, und dann jofort über- 
nedelten, und ſchon Anfang September 1870 wurden von der deutichen Ver: 
waltung Briefmarken ausgegeben und durch Verordnung vom 28. October 
INTO das einfahe Porto (15 Et.) auf 10, das höhere auf 25 Centimes 
ieſtgeſetzt. Im Verkehr mit Deutichland wurde jpäter das einfadhe Porto auf 
15 &entimes erhöht. 

Es verdient bemerkt zu werben, daß die Poſt die erfte Behörde war, 
weihe den Ortsnamen ihre deutſche Sprad und Schreibweije wieder her⸗ 
itellte. Unterm 23. December 1870 wurden die Correipondenztarten ein: 
geführt, und neuerdings ift auch das Groſchenporto des Reichs für Elſaß— 
Yothringen zur Anwendung gefommen. 

Die Direction der Telegraphen hat ihren Sitz in Straßburg. 

Die Eiſenbahnen von Lothringen waren urjprünglich der Föniglichen 
Tirection zu Saarbrüden, die von Elſaß einer eigenen Betriebscommiljion 
in Straßburg unterftellt, fpäter wurde das gefammte Eifenbahnmeien der 
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reorganifirten faiferlihen Direction zu Straßburg übertragen, wobei zu erinnern 
ift, daß durch den Friedensvertrag alle Eifenbahnen in Elſaß und Lothringen 
Staatöbahnen geworden find. 


18. Schulen und Seminare, 


Am 18. April 1871 führte der Oeneralgouverneur durch Berordnung 
Namens des Kaiferd den Schulzwang in den Reichslanden en. Tea 
Schulbefuh dauert vom vollendeten ſechſten Lebensjahre bis zur Entlaſſungs 
reife, bei Knaben früheftens nad, vollendetem vierzehnten, bei Mädchen nad 
vollendeten dreizehnten Lebenzjahr. Die regelmäßige Beichäftigung der Kinder 
in Yabriten muß die Schulbehörbe erlauben. Die Schulverfäumnifje werden 
vom Lehrer und der Behörde controllirt und die gefetlichen Vertreter der 
Kinder verantwortlid gemacht. Die Strafrefolute können auf Gelb: und 
Gefängnißitrafe lauten. Die Präfecten haben zur Verordnung vom 18. April 
ausführliche Inſtructionen erlaffen. 

Ziemlich gleichzeitig wurden die Seminarien wieder hergeitellt. Durd 
Bekanntmachung des Civilcommiſſars vom 6. März 1871 das Tatholiike 
Scullehrerjeminar zu Straßburg und da8 evangeliihe Schullehrerjeminar 
zu Colmar, deögleihen durch Belanntmadhung vom 3. Auguft 1871 dei 
tatholiiche Schullehrerfeminar für Metz, letzteres mit franzöfifcher Unterrichts 
iprade. Eine Volksſchullehrerſeminar-Ordnung erging am 3. Auguft 181 
und führt in kurzen Zügen Einrichtungen ein, welche ſich den deutſchen 
Seminareinrihtungen nähern. Die Seminarien hängen vom Oberpräfibium 
ab, welches die Lehrer ernennt und die Aufnahme: und Entlaflungsprüfungen, 
das Etatsweſen, die Vertheilung der Stipendien und Einführung der Lehr: 
bücher anordnet. Jedes Seminar leitet ein Director, der Curſus ift ein 
dreijähriger in drei Jahresklaſſen. Die Zöglinge wohnen im Seminar, mit 
weldem eine Uebungsichule verbunden if. _ Sämmtliche Lehrgegenftände fint 
obligatoriich, und zwar Religion, Schul: und Unterrihtöfunde, franzöſiſche unt 
deutſche Sprache, Geſchichte, Geographie, Naturkunde, Rechnen, Raumlehre, 
Schreiben, Zeichnen, Muſik, Turnen, Gartenbau, Obſtzucht, Gemeindeverwaltung 
und Führung der Civilſtandsregiſter. — Die Stipendiaten find verpflichtet 
dem Bezirk, welder fie unterjtüßt hat, fünf Jahre lang zu dienen. Tie 
Hausdisciplin ift eine ſehr ftrenge, die Ferien dauern ſechs Wochen. 


19. Gemeinde-Bermaltung. 


Da auf dem Gebiete der Gemeinde-Verwaltung wejentliche Ab: 
änderungen noch nicht eingetreten find, jo verzichten wir auf eine umftändlice 
Darftellung des communalen Lebens, welche übrigens ſehr complicirt fein und 
allein den Umfang dieſes Aufſatzes in Anſpruch nehmen würde. Somob: 
in der Kriege: ala in der Uebergangzzeit hat das Gemeindeleben ziemlih 
tobt gelegen und die Behörden haben ſich mehr bemüht, das Bor e zu 
erhalten, als fchon jetzt mit Neufchöpfungen hervorzutreten. Durch Geiet 
vom 6. Juli 1871 wurden die alten Wahlliften um em Jahr verlängert, 
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jomeit deren Revifion nicht bereits ftattgefunden hatte und es verliefen bie 
Neuwahlen der Gemeinberäthe meift ohne Störung. Zu bemerken ift, daß 
in den beiden Hauptſtädten Straßburg und Metz bie beiben ſehr beliebten 
Bürgermeifter gerade in diefem Berwaltungsjahre geftorben find und ihre Poften 
neubejegt werden mußten. Der Schwerpunkt der communalen Thätigfeit lag 
übrigend zur Zeit der bier behandelten Epoche in der Liquidation und Yeft- 
ſetung der Kriegsſchäden und Kriegsleiftungen, worüber oben das Erforder⸗ 
liche mitgetheilt worben ift. 


20. Beginn definitiver Einridtungen. 


Mit dem 9. Juni 1871 trat in die Elfaß-Lothringifchen Angelegenheiten 
anne Wendung, indem das Gefeh, betreffend die Vereinigung diefer beiden 
Kinder mit dem Deutichen Reiche, an diefem Tage erging, die Reichsver⸗ 
faflung auf den 1. Januar 1873, den 3. Artikel!) aber fofort in 
Wirkſamkeit ſetzte und für die Zmifchenzeit die Staatögewalt dem Kaifer über: 
trug, ihn aber bei finanziellen Belaftungen an die Mitwirkung des Bundes: 
rarhed band. Dur das Geſetz vom 3. Juli 1871 wurde ein Gefetblatt 
für Elſaß-Lothringen mit bindender Promulgativfraft eingerichtet, welches vom 
Reihätanzleramt herausgegeben wird und deſſen erfte Nummer ſchon am 
9. Juli erſchien. In den feither erichienenen Nummern diefes Gejetblattes 
iind die Regeſten der Reichslande in überfichtliher Form enthalten. Unterm 
4. Juli find die preußifchen Bankordnungen in einem Gefeß publicirt worden, 
deſſen erſter Paragraph die preußifche Bank zur Einrichtung von Commanbiten 
in Elſaß-Lothringen ermächtigt. Unterm 17. Juli?) wurde bie deutfche Zoll: 
und Steuergejebgebung und der Zollvereinstarif mit dem 7. Auguft 1871 
als nachträglich beſtimmtem Anfangstage eingeführt. Der Artitel 33” der 
Reichsverfaſſung tritt nach dem Gefeb vom 17. Yuli am 1. Januar 1872 
in Wirkſamkeit, feit welchem Tage denn die Reichslande zum Zollverein ge: 
hören. Der 14. Juli brachte die Gerichtöverfaffung, räumte dem Reichskanzler 
die Befugniffe des Juſtizminiſters ein, febte der Käuflichkeit ber Stellen 
eine Grenze, indem der Reichskanzler zur Einziehung derfelben gegen Ent- 
ſchädigung ermädtigt wurde. Das Appellationsgericht erhielt feinen 
<it in Colmar, die ſechs RLandgerihte in Meg, Saargemünd, 
Zabern, Straßburg, Colmar und Mühlhaufen Außer Zabern 
und Saargemünd erhalten die gleichen Gerichtsbezirke ein Handelsgericht; 
den Saffationshof bildet das Oberhandelsgericht zu Leipzig (Geſetzblatt Nr. 12). 
Zu Meg, Gorze, Courcelles, Verny, Salzburg::Delme, Dieuze, Bic, Lorquin⸗ 
Rechicourt, Schirmed-Saled und La Bouttroye bei den Friedensgerichten und 
u Metz beim Handelsgericht ift die franzöfifche Sprache der Teutfchen coor: 
dinirt, bei den Gerichtävollziehern aber obligatoriih. Demnächſt wurde das 
Reihögefeß über die Wechfel:Stempelfteuer und die preußiihen Ge: 





) Gemeinſames Indigenat, Freizügigkeit, freier Gewerbebetrieb und Grund: 
tudserwerb für jeden deutſchen Staatsangehörigen. 
2) Siehe oben betreffs des Tabaks, Salzes und Zuders. 


v. Holvendorff, Jahrbuch I. 37 
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feße über bie Quartierleiftung und Raturalverpflegung des Militairs 
im Frieden eingeführt. Derſelbe fruchtbare 14. Juli brachte auch ein Sie 
über die Einrichtung und Zuftände ber Bergbehörden und unterm ı. 
September 1871 murde al8 Oberbergamt für bie Reichölande das zu 
Bonn eingeführt. — Das deutihe Strafgejesbucd wurde am 30. Auguit 
mit Kraft vom 14. October 1871 eingeführt, demjelben Tage, an welden 
die Wirkſamkeit der Collegial-Gerichte gefeßlich zu beginnen hatte und begam 
Mit diefem Tage traten dur Verordnung vom 20. September bie vorer: 
wähnten Kriegögerichte außer Kraft und erging am 20. September das Gt: 
feß, betreffend die Bereidigung der Staatöbeamten. 


21. Schluß. 


Mit diefem 1. October 1871 hat eine neue Aera für Elſaß-Lothringen 
begonnen. Geordnete Zuftände Löfen das Uebergangsitadium ab und die Ein: 
wohner des Landes werden erſt von diefem Tage ab in der Lage jein, zu 
erwägen wie fein anderes Volk, ob in der That Deutichland oder Frankreid 
mehr Berechtigung hat, fi der höheren Cultur, der weiſeren Gejſetze zu 
berühmen. 


Hiermit brechen denn auch wir unfere Darftellung ab, die bei der Nik 
der Ereigniffe, welche einen Hiftorifchen Rüdblid in objectiver Form nod nid 
geftattet, bei der Mannigfaltigfeit des Materials, für welches es ü 
faum einen nach allen Richtungen Hin vollftändig ausgebildeten Sachverſtändigen 
geben möchte, lüdenhaft und fragmentariſch ausgefallen fein bürften, und 
auch nichts weiter bieten follen als den Verſuch einer Darftellung ur 
wer felber einen erheblichen Theil dieſes Zeitraums in den Reichölanden em 
Amt bekleidet bat, wird die Schwierigkeiten ermeflen, welche Geſetzgebung 
und Verwaltung dort auf fi genonmen haben. Strenge gegen feindlid 
Elemente war geboten und doch mußte es gelingen, durch weile Milde dx 
neuen Mitbürger zu gewinnen. Schnelligfeit bei der Einführung alle 
Maßregeln erheilchte die troftlofe Lage des Landes und die tabula rasa alle⸗ 
Staat3: und Rechtslebens, — und dennod wollte jede Verordnung genau 
erwogen fein, da eine jede zu langer Dauer beftimmt if. An fohärfer: 
Präcifion im Ausdruck und wenigere Worte ift die franzöſiſche 
Geſetzgebung gewöhnt, die redlichere Handhabung der Geſetze können 
wir wohl verſprechen. Die Garantien bürgerlicher Gleichheit und religiöier 
Gleichberechtigung find feit achtzig Jahren franzöfiiches Nationaleigentfum, und 
dennoch ijt die wahre Gleichheit, ein demokratiſcher Zug, wie ihn keine andere 
Nation aufzuweiſen bat, ganz ſpeciell in Preußen heimiſch, nicht erſt jat 
der achtundvierziger oder irgend einer anderen Revolution, fondern feit bie 
Hohenzollern auf märkiſchem Boden find, insbejondere aber feit den Tagen des 
großen Friedrich, feit der Armeeerneuerung durch Scharnhorft, feit den religiöien 
Unionen Friedrich Wilhelms III, vor allem aber feit dem Tage, ſeit welchem jeder 
Pater weiß, daß er jein Kind in die Schule ſchicken muß und daß bie Ckilt: 
lichkeit die Pflicht hat, bieſes liberalſte Zwanggeſetz mit durchführen zu helien 
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Die Schule und den Waffendienft für’ Vaterland werden Elſaß und 
Lothringen jebt Kennen lernen und nicht ein Jahrzehnt wird vergehen, fo wird 
die jüngere Generation freier, fefter und lieber dem Leben bes Staatöbürgers 
angehören, ald es durch dreimaliges Aufrihten von Republiken, ala es durch 
neunmalige8 Umftürzen jeglicher Staatsform geichehen könnte. 

An der Liebe des beutichen Volkes wird es Elſaß-Lothringen nicht fehlen 
und die Beamten werben ihre Pflicht thun. 


Anhang. 


Das neue Jahr 1872 Hat mit der Regulirung ber Verwaltung in 
Fliag-Lothringen begonnen. Der Schwerpunft der Vermaltung ift in das 
Land ſelbſt gelegt. Unterelfaß mit den Kreifen Straßburg, Erftein, Ha: 
genau, Molsheim, Schlettftabt, Weißenburg, Zabern und Stadt Straßburg 
bat 610,500 Einwohner auf 84 Quadratmeilen. Oberelfaß mit den 
Kreiſen Colmar, Rappoltöweiler, Gebweiler, Thann, Mühlhaufen, Altkirch hat 
473,000 Seelen auf 62 Quabratmeilen. Lothringen mit den Kreilen 
Metz, Diedenhofen, Saarburg, Salzburg, Bolden, Saargemünd, Forbad und 
Stadt Met Hat 514,400 Seelen auf 110 Quadratmeilen, jo daß die Reiche: 
lande auf 257 Quabratmeilen ungefähr 1,600,000 Einwohner umfaffen. 
Ter Oberpräfident in Straßburg reffortirt vom Reichskanzler, bie- 
drei Präfecten zu Straßburg, Colmar und Dieb beißen nunmehr Bezirks: 
präfidenten, die Departements Bezirke. 

Unter der Leitung der Präfidenten führt ein Steuerdireftor Die 
Terwaltung ber directen Steuer und des Cataſterweſen. 

An Stelle des Präfecturraths tritt eine collegialifche Behörde mit dem 
Namen Kaiferliher Bezirtsrath. Die Kreisdireftoren nehmen 
die Stelle der früheren Unterpräfelten ein, die Polizeidireftionen in Straß: 
burg, Mühlhauſen und Metz bleiben erhalten. Die Mleinere Polizei wird 
weiter von den Gantonalpolizei:{infpectoren ausgeübt, die Bezirtshaupt- 
taljen ftehen unter den Landrentmeiftern. Die Ernennung der höheren 
Beamten erfolgt dur den Kaifer, die der Katafter:Zollinfpectoren und 
Kreis-Schulinfpectoren durh den Reihstanzler und die der GSubaltern: 
beamten durch den Dberpräfidenten auf Vorfchlag der “Directinbehörde 
des betreffenden Verwaltungszweiges. Prüfungsreglements erläft der 
Reichſskanzler. 

Am weiteſten wird das Organiſationsfeld für die Unterrichtsverwaltung 
an Umgeſtaltungen zu erfahren haben. Die Gründung einer Reichsuni— 
beriität in Straßburg vollzieht fih unter Roggenbadhs Leitung. Im 
Uebrigen wird der Oberpräfident diejenigen Befugniffe in der Unterrichts: 
verwaltung ausüben, welche nach den beitehenden Geſetzen in Betreff ber 
Anitellung und Disciplin der Lehrer und Angeftellten an allen Staate-Unter: 
richtsanſtalten und höheren Unterrichtsanftalten dem lUnterrichtsminifter, und 
welche in Betreff der Disciplin und Aufficht den Afademie-Reftoren und In⸗ 
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fpectoren und dem afabemifchen Rathe zuftehen. In Betreff bes Elemen: 
tarfhulmefens gehen die Befugnifje ber Departements » $nfpectoren auf 
die Bezirkspräfidenten über. Zur Wahrnehmung der Aufficht über das Schul: 
wejen werben den Oberpräfidenten und den Bezirks: Präfidenten fadhver: 
ftändige Schul-Räthe beigegeben, die Beauffichtigung des Elementar⸗ 
ſchulweſens in den Kreifen wird durch Kreisfhul-Infpectoren ausgeübt 
— Die Verwaltung bes Unterrihtswejens bebarf einer burchgreifenden, in 
der Vorbereitung begriffenen Umgeftaltung, ala deren Ziel der obligate: 
tifhe Volksunterricht und die Leitung des Unterrichtsweſens durd die 
Staatögemwalt, jodann die Einführung deutſcher Unterrichtsmethode bezeichne 
werden Tann. Nachbem der erftere dur die proviforiihe Verwaltung ein 
geführt worden, und nachdem die Lyceen und Gymnafien bie Arbeit der 
Sugendbildung wieder aufgenommen haben, beſchränkt fi) das Verwaltungsge⸗ 
fe darauf, an Stelle der außer Thätigfeit getretenen franzöfifchen Schulbehörden 
diejenigen Behörben zu bezeichnen, bez. zu beftätigen, welchen die Leitung und 
DBeauffihtigung des geſammten Schulweſens obliegt. 








XVII. 
Reichsſinanzweſen. 


Von 


Profeſſor Dr. Adelph Wagner in Berlin. 


Das neue Deutihe Rei fügt ſich bekanntlich nicht genau in diejenige 
Schablone des „BundesftaatE“, welche in Deutichland fo lange von den Staats⸗ 
rechtstheoretikern ala das Ideal des deutſchen Zukunfisſtaats bingeftellt wurde. 
Vielmehr verräth es, in jeder Beziehung ein echtes Kind unſerer realiſtiſchen 
Zeit, daß es ohne Rüdfiht auf abſtracte Principien der Politik ganz nad) 
den concreten Bedürfniſſen und. unter dem Einfluß beſtimmter realer That: 
laden, die nun einmal wohl ober übel maßgehend waren, entitanden ift. Die 
pigfindigen, unfruchtbaren Spintifirereien über Staatenbund und Bundesftaat 
find auch nicht mit Unrecht etwas in Mißeredit gerathen, und den Meiften 
gilt es heute wohl gewiß als ein Vorzug, daß unfer- neues Reid) nad Maß—⸗ 
gabe realer Potenzen ftatt abftracten Anforderungen der Doctrin gemäß ges 
bildet worden ift. Dieſe Auffaflung fann man theilen, gleichwohl aber den 
unzweifelhaft richtigen realen Kern in den ſtaatsrechtlichen Begriffen „Staaten: 
dund“ und „Bundesftaat“ und daher den Nuten anerkennen, welder aus der 
durhaus flatthaften Subjumption des neuen Reich unter den Bundesſtaats⸗ 
begriff für bie wifjenfchaftlicde Betrachtungsweiſe und wahrlich aud für die 
Vehandlung practifcher Fragen hervorgeht!). Dies möchte von allen Verhält⸗ 
niſſen des neuen Reichs, nicht zum Wenigften aber auch von folden einzelnen 
Bebieten wie dem Reihsfinanzmwefen gelten. - 

Wir können jebt im Deutſchen Reiche, wie bisher ſchon im Norddeutſchen 
Vunde, von einem wahren und wirflihen Reich8finanzweien ſprechen, womit 
eben deutlich anerkannt wird, daß wir auch in den Finanzen durch die Jahre 1866 
und 1870 den glüdlihen Fortſchritt vom Staatenbund zum Bunbesftaat gemacht 
haben. Im ehemaligen deutſchen Bunde gab es und konnte e8 nach ber 
Ratur dieſer Staatenverbindung kein wirklich gemeinfames Finanzweſen, 





1) Bgl. v. Rönne, Verfaſſungsrecht bes beutfhen Reiche. Leipzig 1872, 
'Umarbeitung des Auff. in Hirth's Annalen IV) ©. 32. 
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feinen wahren felbftänbigen Bundeshaushalt geben. “Denn bier fehlte die 
Vorausſetzung dafür: eine eigene Staatögewalt, ein Gefebgebungs: und Be: 
fteuerungsrecht de Bundes, Die eigentlich gemeinjchaftlihen Gegenftände 
waren an Zahl und Bedeutung unbeträchtlich. Bon einer wirklichen Weber: 
tragung realer Staatsaufgaben von den Einzelftaaten auf den Bund zur 
Erledigung dur den letzteren war nicht die Rede. Eigentliche Bunte: 
ausgaben famen deshalb nur in geringem Umfange, regelmäßig blos für die 
Bundeskanzlei, Druckſachen u. |. w. gelegentlich für die Bunbesfeftungen vor, 
wurden aber immer ganz durch fog. Matricularbeiträge nach einem bejtimmten 
Modus von den einzelnen Staaten gededt, (abgejehen von der Verwendung 
eines Theilg der franzöfifchen Kriegsentihädigung von 1815 für die YBundei- 
feftungen). Die Bundescaflen, in melde dieſe Beiträge flofjen, die Bundes: 
kanzlei- und die Bundesmatricularcaffe, hatten daher eine untergeordnete Wich 
tigfeit. Für den Kriegsfal war die Errichtung einer Bundeskriegscaſſe zur 
Beftreitung der Kriegskoſten in Ausſicht genommen. Auch fie jollte aus 
Matricularbeiträgen gebildet werden. Ihre Function würde vermuthlic ebenio 
mangelhaft wie die des nur jehr euphemiſtiſch fogenannten „Bundes“-Heercs 
gewefen fein. in Bundesſchuldenweſen fehlte!). Eine Beſchränkung der 
Finanzgewalt der Cinzelftaaten lag hinſichtlich der bunbesmäßigen Verpflich 
tungen indefjen doch auch im alten beutfhen Bunde ſchon in, der Beftimmung 
des Artifel 583 der Miener Schlußacte vor ?). 

Im Norddeutihen Bunde und im Deutichen Reiche giebt es dagegen 
eine in beftimmten Sphären fouveräne, eine eigentlihe Staatögemalt, 
das charakteriftifche Unterjcheidungsmerfmal des Bundesftaats vom Staatenbund. 
Zahlreihe und zum Theil fehr wichtige, darunter im eminenteften Sinne 
wejentlidhe Staatsaufgaben find der Competenz der Einzelſtaaten entzogen 
und dem Bunde übertragen worden zu felbftändiger Behandlung. Die be: 
treffenden Thätigfeiten zur Erfüllung diefer Aufgaben gehen daher vom Bunde 
aus. Hierhin gehören vor allem die Thätigkeiten zur Durchführung de 
nationalen Machtzweks2): Das Militairwefen (Heer und Flotte), die 
auswärtigen Angelegenheiten und die auswärtige Vertretung 
(Diplomatie und Confulate) find Reichsſache. Ferner find wichtige 
Zweige der inneren, namentlich der voltswirthichaftlichen Verwaltung gan; 
oder großentheils dem Reihe übertragen, fo daß die Gelekgebung darüber 
ausſchließlich, die Controle und oberfte Ordnung vielfah und Die ipecicle 
Verwaltung durch eigene Neichdorgane (Behörden, Beamte u. ſ. mw.) in meh 
reren wichtigen Fällen, wenigſtens im größten Theile des Reichsgebiets dem 
Reiche zuiteht, fo in Hinficht des Poſt- und Telegraphenweſens. Endlich er: 
ftrecit fi die Competenz des Reichs auch auf bedeutfame Gebiete des Frivat: 
rehts, der Polizei und auf das Strafreht, und in dem oberiten 


’) ”gl. Rau:Wagner, Finanzwiſſenſch. 6. Aufl. I. 1872, $ 38g und N. 
wo Näheres über die charakfteriftiihden Momente bes Finanzweſens in — ** 
bindungen verſchiedener Art. Ueber den alten D. Bund ſ. Zachariä, Staatäredt 
2.2. IL, $ 294—296. 

2) Badariä a. a. D. $ 222 ©. 509, vgl. auch F 262 ©. 698: $ U 

3) v. Holtendorff, Politik, Berlin 1869. Kap. 2. 
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Handelsgerichtshof in Leipzig iſt bereits eine wichtige practiſche Inſtiution eines 
wahren Reichs ju ſtizweſens geſchaffen worden, deren Weiterentwicklung und 
Competenzerweiterung zum Theil ſchon erfolgt iſt und ſicherlich noch ferner erfolgen 
nid. Im Reichälanzleramt und im Bundesrath find oberite Reichsbehörden 
vorhanden und der Reichstag vertritt nicht die einzelnen Bunbesftaaten, noch 
deren Bevölkerungen, jondern das ganze deutſche Volk als folches oder als 
Reichs angehörige ?). 

In der Hauptſache beſteht hinſichtlich der eigenen Staatsgewalt und der 
Competenz des Deutſchen Reichs eine große Aehnlichkeit mit anderen Bundes⸗ 
taten, wie ber Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und den Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa. In einigen wichtigen Stüden find wir jogar beiden bereits 
durch Herübernahme von Staatsaufgaben auf den Bund voraus. Die Aehnlichkeit 
der Berhältnifje in den drei genannten Bundesftaaten kann aud als Beleg dafür 
dienen, dag die Organijation des Deutichen Reichs troß ihrer jelbftändigen, 
nit nah Modellen erfolgten Ausbildung nicht willlürlih und zufällig if, 
iondern der Natur der Sache und den Anforderungen eines Bunbesitaats, in 
dem die Bentrifugaltraft der Einzelftaaten richtig bewältigt ward, entipricht. 
Le ungemein wichtig und heilſam das für die Finanzen ift, lehrt ein ver: 
gleihender Blid auf die beftändig wechſelnden, ſtets mehr oder weniger will- 
türlihen „Reugeftaltungs"formen Oeſterreichs, das nunmehr feit Jahrzehnten 
unftet zwifchen dem Einheits-, Bundesftaat, Staatenbund, Real: und Berfonal: 
umon und ganz lojer Staatenverbindung jeiner heterogenen Theile umher: 
ihwantt. Das ijt unter den zahlreihen einwirkenden Urjahen gewiß eine 
der weientlichften für die jchledhte Finanzlage dieſes Reichs. Der größte 
Optimiſt und beite Freund Oeſterreichs kann ſich der Befürchtung des völligen 
Auseinanderfallens dieſes unorganiichen Conglomerats nicht mehr entichlagen, 
ein Mißtrauen, das natürlich auf den öffentlichen Credit vernichtend wirkt. 
Das junge Deutſche Reich darf ſchon heute als ein geſunderes organiſches 
yebilde bezeichnet werden und genießt den Credit altbewährter Einheits⸗ 
taaten. 

Den felbjtändigen Aufgaben, deren Durdführung dem “Deutichen Reiche 
!s wahrem Staate obliegt, entiprechen naturgemäß felbjtändige Ausgaben. 
Zie follen erſt am Schluſſe diejes Aufſatzes in Anknüpfung an das Reichs: 
udget für 1871 beiproden ‚werden, um Wiederholungen zu vermeiden. 
Tie Beforgung dieſer Ausgaben jeßt einen eigenen Reichshaus— 
alt voraus. Aus der Größe der Aufgaben ergiebt ſich ferner mit Nothe 
vendigfeit ein bedeutender Umfang der Ausgaben. Eben deswegen 
önnen leßtere im Bundesftaat und zumal in einem joldhen von fo umfaflen- 
kr Sompetenz, wie das Deutiche Reich, nicht wohl mehr ganz und auch nicht 
inmal mehr zum größeren Theile aus bloßen Quoten Beiträgen der Haus- 
Hlte der Einzelſtaaten gebedt werden. Denn daraus geht eine nachtheilige 
bhängigkeit der Reichsfinanzen von den Landesfinanzen hervor. Die Mängel 


') Ueber bie Competenz ded Reich |. Art. 2—4 ber Reichsverfaſſung vom 
». April 1871. Vgl. in diefem Jahrb. ©. 17 ff. und überh. den ganzen Artikel 
ber bie Reichöverfafjung v. Thudichum; ferner Rönne a. a. D., über Reichs: 
nanzwejen S. 86 fi. 
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in der Einrichtung der letzteren können ungünftig auf das Reich zurückwirken, 
fo daß die Dedung des Reichsbedarfs ſchwierig ober fehr läftig wird, mas 
wieder in politifcher Hmficht dem Reiche, vollend8 einem neuerrichteten, nicht 
gleichgültig fein kann. Die Beiträge der Einzelftaaten müflen ferner nad 
einem pafienden Maßſtabe gleihmäßig unter fie verteilt werben. Ein folder 
Maßſtab ift aber nicht anders zu finden, als in Operationen, durch welde 
entweder die verhältnimäßige im Einkommen liegende Steuerfähigfeit ber 
Bevölkerungen aller Einzelftaaten ermittelt oder felbit, gleich einen Schritt 
weitergehend, förmliche gleichmäßige Beiteuerungsgrundlagen für daB ganze 
eich hergeftellt werden. Dieſe Aufgabe ift jedoch Feine leichte, und wird fie 
erfüllt, fo ift es das Einfachere, die Steuern auf biefen Grundlagen dam 
gleich ala Reichsſteuern zu erheben. Ein anderer Maßftab zur Bertheilung 
von Matricularbeiträgen, wie z. B. der übliche, die Quoten der Staaten nad 
ihrer Bevölkerungszahl zu normiren, ift immer trügeriſch und feine Anwen: 
dung verftößt gegen jenes erfte Grundgeſetz der Befteuerung, die Gleichmäig: 
feit. Dies um fo mehr, je verichiedener an Größe, wirthſchaftlicher Ent: 
widlung u. f. w. die Einzelitaaten find. Im Staatenbunde mit jeinen regel: 
mäßig ganz unbedeutenden gemeinfchaftlichen Ausgaben und felbft in einem 
noch wenig einheitlich entwidelten Bundesftaate, fo lange die Ausgaben noch 
Hein find, fällt der Geringfügigkeit der zu repartirenden Summen wegen 
diefer Verftoß gegen das Erforberniß der Gleichmäßigkeit noch nicht ſchwer 
ind Gewicht. Im Bundesftaate mit größeren gemeinichaftlihen Ausgaben iſt 
dagegen die Benutzung eines an fi) nothwendig unrichtigen Bertbeilungs: 
maßftabes ebenjo unftatthaft als im Einheitsſtaate jelbit, wenn man bier für 
ben Hauptſtaatsbedarf die Beiträge der Provinzen etwa nad deren Bevöl⸗ 
kerungszahl oder nach irgend einem andern ebenfo willkürlich gewählten 
Momente beftimmen wollte). So geht denn aus der Natur des Bundes 
ftaats ſelbſt das Bebürfnig nah eigenen größeren Einnahme: 
quellen bervor, welche aus dem Haushalte der Einzelftaaten ganz aus 
geihieden und blos der Competenz des Bundes und feiner Gefebgebung 
unterftellt werben. Exit hierdurch erlangt der Bundeshaushalt die Natur eines 
wirflihen Staatshaushaltes und die erforderliche Selbitändigkeit und Unab: 
bängigfeit von den Einzelftaaten und deren Finanzen. Das Deutſche Reid 
bat demgemäß auch verfafjungsmäßig beträchtliche eigene Einnahmequellen über: 
wieſen befommen. 

Aud in der Beſtimmung diejer letzteren zeigen die drei geſchichtlich be: 
beutfamften Beifpiele der Bunbesftaatsbildung, Schweiz, Rorbamerifa und 
Deutſches eich, wieder ebenjolche bemerkenswerthe Aehnlichleiten wie in der 
Beftimmung der dem Bunde übertragenen Staatsaufgaben. Und begreiflich 
genug, da auch hier wieder die Natur der Sache zu einer gemwiffen Gleich 
mäßigfeit der Inſtitutionen zwingt. 

Die eigenen Einnahmequellen des Deutſchen Reiches find: 

L Gebühren, 
II. Zölle und innere VBerbraudsfteuern, 


1) Rau:Wagner, Yinanzmwiffenid. $ 38h, Anm. d. 
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DL Andere beſondere Reichsſteuern, 

IV. Domaniales Einkommen. 

Der durch dieſe Einnahmen nicht gedeckte Reſt der Reichsausgaben iſt 
durch Matricularbeiträge der Einzelſtaaten (V. Einnahmeklaſſe) zu 
beſtreiten. Außerdem konnen unter Umſtänden Reichsſchulden zur Deckung 
von außerordentlichen Ausgaben oder von Deficiten im Reichshaushalte auf: 
genommen werden (VI &innahmellafie: außerorbentlide Ein— 
nahmen). 

1. Gebühren. An eine Reihe der jest zur Bundesſache erflärten 
Emetsthätigfeiten und Staatseinrichtungen knüpfen fi in unferen @ultur: 
ſtaaten in ber Regel feit Alters gewiſſe Einnahmen, welche der Mehrzahl 
nah unter den finanzmwifjenichaftlihen Begriff der Gebühren fallen?). 
Tiefe Gebühren, welche freilich mitunter gerade in Folge der Erklärung der 
bezüglihen Einrichtungen zur Bundesfadhe eine Reform — und mit Recht — 
erleiden und dadurd für eine Zeitlang ober für immer eine unergiebigere 
Einnahmequelle werben (3. B. das Poftporto), bilden naturgemäß die erfte 
Hauptflaffe der eigenen Einnahmen eines Bunbesftaats ?). 

Ihr Umfang hängt felbitverftändlich von der Ausdehnung der dem Bunde 
übertragenen gebührenpflichtigen Einrichtungen und Thätigkeiten und von ben 
Prineipien und Maaßen der Gebührenpflichtigleit ab. Es kommt aber außer: 
dem wohl vor, daß den Cinzelftaaten, gerade weil ihnen mit jenen Einrich⸗ 
tungen auch Kinnahmequellen von etwas verfchiebener Ergiebigkeit in jedem 
einzelnen Staate entzogen worden find, Einnahme-Antheile an der jebigen ge: 
meinfhaftlihen Bundeseinnahme für kürzere oder längere ober für einftmeilen 
unbejtimmte Zeit vorbehalten bleiben. Fälle biefer Art finden ſich in ber 
Schweiz wie im Deutfchen Reiche (in Betreff der Voftüberjhüffe). Durch die 
Berückſichtigung folder Verhältniffe gerät man freilih mit dem Weſen des 
Bundesſtaats und feines einheitlihen Haushalte in Widerfpruh und trägt 
nur den Schwierigfeiten des Uebergangs vom Staatenbund zum Bundesitaat 
Rechnung. An und für fi) werden die Roheinnahmen und die Weberfchüffe 
aud Gebühren oft genug auf bie Kinzelftaaten eines Bundesſtaats ſich recht 
verichieden vertheilen, je nach der volfswirthichaftlichen Entwicklung, 3. B. bei 
Voftgebühren und in anderer Weife mehr. Sucht man die Gleihmäßigteit 
vollends unrichtiger Weiſe in gleihen Kopfquoten an Rob: oder Reineinnahmen, 
jo wird es leicht fein, für einzelne Staaten mit Mebreinnahmen den Anfprud 
auf PBräcipua bei der Einnahmeverrehnung geltend zu mahen# Allein theils 
entipriht der höheren Einnahme aus dDiefer oder jener Gebühr in einem 


!) Der Name „Gebühren wird in Wiffenfhaft und Praris in mannigfach 
peridiedenem Sinne gebraudt. Hier wirb derjenigen Begriffsbeitimmung und 
Slajtification gefolgt, welde in Rau-Wagner, Fnanzwiftenfe) I, $ 90, 95 ff. 
naber begrünbet mworben ift. 


2) Daran ift feitzubalten, obgleid ber Art. 70 d. D. Reichsverf. diefe Ein- 
nahmen unter ben Dedungsmitteln ber gemeinfchaftlichen Ausgaben nicht befonbers 
nennt unb auch die aus dem Poft: und Telegrapbenmwefen fließenden gemeinjchaft: 
En, Einnahmen erft nach den Zöllen und Verbrauchsſteuern aufführt. Vergleiche 
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Einzelſtaate, d. h. eben in einem Landestheil eines Bundesſtaats, eine ſtärkere 
Beanſpruchung der bezüglichen Dienſtleiſtungen ber Bundesinſtitution, wodurch 
die gerechte Ausgleichung zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung für die Bevöl— 
kerung des einzelnen Landestheiles ſchon hergeſtellt wird, theils drückt ſich 
in der größeren Einnahme aus einer Gebühr (und zwar in Betreff des 
Reinertrages vielleicht noch mehr, als in Hinſicht des Rohertrags) öfters eine 
ſtärkere wirthſchaftliche Leiſtungsfähigkeit, eine größere Steuerfähigkeit eines 
Landestheils aus, mas zumal bei einzelnen Gebühren von etwas ſteuerartigem 
Charakter!) wiederum die Behandlung der Gebühreneinnahmen als reiner 
Bundeseinnahmen ohne Rüdficht auf die Herfunft aus dem einen oder anderen 
Einzelitaate rechtfertigt. 

Die eine große Gruppe wahrer Gebühren des modernen Staats, bie 
Rehtsgebühren?), iſt im Deutichen Reiche noch ſchwach vertreten, weil die 
bezüglichen Einrichtungen des Juſtizweſens und der Verwaltung doch gropen: 
theils den Kinzelitaaten verblieben ober die betreffenden Reichsinſtitute nod 
in der erften Entwidlung begriffen find. Borläufig gehören hierher bie bei 
dem ReichBoberhandelsgericht zur Annahme kommenden Gerihsfporteln‘) 
u. f. m. ferner der größte Theil der bei dem ausmärtigen Amte, be 
Gefandtfhaften und namentlih bei den Eonjulaten*) vorkommenden 
Gebühren für Amtshandlungen derjelben im Intereſſe von Privatperionen. 
Die Einnahme aus dem Reichs-Wechſtelſtempel pflegt, wie die jog. Stempel: 
einnahmen überhaupt ſchlechtweg, unter die Gebühren geftellt zu werden, ge 
hört jedoch nad richtigerer finanzwiſſenſchaftlicher Auffaſſung zu den eigent: 
lihen Steuern. . 

Die zweite große Gebührengruppe umfaßt die Gebühren im Ge— 
biete der Cultur- und Wohlfahrtsförderung, daher fpeciell im 
Sanitätswefen, in ber voltswirthfchaftlihen und in der Verwaltung de 
Unterrichts:, Bildungsweſens und des öffentlihen Eultus®). Die Competen; 
des Deutichen Reichs erſtreckt fich bereit® auf manche Verhältniſſe im dieien 
Gebieten und mehrfach find gebührenpflichtige Thätigkeiten insbeſondere dem 
Reiche auf deflen Rechnung übertragen, gehören alſo mit ihren Ausgaben und 
Einnahmen zum Reichsfinanzweſen. 

Dies gilt vor allem vom Poſt- und Telegraphenmeien, deſſen Ein: 
nahmen in finanzwijjenjhaftlicer Beziehung durchaus zu den Gebühren zu 


1) 68 gil® dies jelbft vom Poſtporto, in welchem theilweiſe bie gefchäftlichen. 
bejonders die Handelsklaſſen etwas mit bejteuert werden. 

2) Rau: Wagner, Finanzwiſſenſch. I, F 96 — 98. 

8) ef. v. 12. Juni 1869 über ben oberiten Handelsgerichtshof $ 22. Fin’ 
ziehung und Verrechnung der Gebühren erfolgt bisher durch bie Stabtgeridts: 
cart araile in Berlin. Anl. P z. Reichshaushalietat für 1871, bei Hirth, Annal. 

‚123. 

*) Die Berufsconfuln beziehen bie Gebühren nach $ 8 des nordd. Gef. über 
Organijation der Bunbesconfulate vom 8. Nov. 1867 |. d. Bundestaije, die Wabl: 
confuln für ji) ($ 10). Proviſ. Gebügrentarif vom 15. März 1863 (ob für Ce 
richtsverhandl. der preuß. Zarif v. 24. Oct. 1865 mafgebend? ©. Hirtb, 
Annalen 11, 172). 

6) Rau: Wagner, Finanzwiſſenſch. 1, $ 99 if. 
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vehnen find, wenn fie auch im Staatsrecht und von ben älteren Finanz⸗ 
theoretifern noch zu der bejonderen Claſſe der Einnahmen aus Regalien 
(nugbaren Hoheitsrechten) geitellt werden 1). “Durch die Reichsverfaſſung Art. 
922) ift indeffen auf Grund der Verträge bes Norddeutſchen Bundes mit Bayern 
und Württemberg diefen Staaten die eigene Verwaltung ihres Poſt- und 
Telegraphenweſens belaflen worden. Sie tragen nur einen Antheil an den 
Bentralverwaltungskoften der Poſt⸗ und Telegraphie ®), die übrigen Ausgaben 
und die Sinnahmen der Poit gehen nur den Reſt bes Reiche an. Baden hat 
ierner mit Rüdfiht auf jeine bisherigen größeren Reineinnahmen aus der 
Port einen Vorbehalt in Betreff der Berechnung . feines Ueberſchußantheils 
genadt *), tritt aber von 1876 an ganz in dieſelbe Stellung wie die anderen 
Staaten des Reihe. Für letztere, alfo für die Staaten des ehemaligen Nord: 
deutihen Bundes (incl. Südheſſen) werden die Ueberichüffe der Poſtver⸗ 
maltung noch nicht als eigentliche Reichgeinnahmen aufgefaßt, fondern nad 
Verhältnig der früheren Reinerträge der einzelnen Poftverwaltungen den ein: 
einen Staaten noch act Jahre lang bis zum Jahre 1875 apart zu Gute 
gerechnet, & Konto ihrer Matricularbeiträge ®). Erft vom Jahre 1876 an flieht 
der Poſtüberſchuß einfach in die Reichskaſſe. Ferner wird die Einnahme aus 
der Aufhebung der amtlihen Vortofreiheiten der Einzelitaaten (Gef. v. 5. Juni 
1869) ebenfall8 nach einem bejonderen Maaßſtabe vorläufig (bi8 Ende 1875) 
noch den Einzelſtaaten zu Gute geichrieben®). Lauter forgjältige Rüdjicht: 
rahmen auf die Uebergangsſchwierigkeiten. 

Die Gebührenordnung (Gebührentarif) für die Poſt iſt in dem Geſetz 
des Norbdeutfchen Bundes über das Poſttaxweſen vom 4. November 1867 
und in dem neuen, in der eriten Seſſion des Reichstages vereinbarten Ge: 
ieße über denfelben Gegenſtand vom 28. October 1871 feſtgeſetzt worden. 
Ter finanziell wichtigſte Punkt in dem eriten Gejeß war bie Erſetzung d des bis⸗ 
trigen dreiſtufigen Entfernungsportos für die Briefe von 3, 2 und 1 Sgr. auf 

Sgr. für den einfachen Brief bis 1 Loth Gewicht ohne Rückſicht auf die 
—— wodurch ein bedeutender Einnahmeausfall bewirkt wurde. In 
dem zweiten Geſetze hat eine kleine Veränderung des einfachen Briefgewichts 
(von 162, auf 15 Gramm), alſo indirekt eine kleine Portoerhöhung jtatt- 
zciunden. ‘Ferner ift das bejondere Beitellgeld für Yanbbriefe dem Wunſch 
des Reichstags gemäß aufgehoben worden, wozu der Bundesrath nach einigem 
<träuben ſchließlich doch ſeine anjangs aus finanziellen Gründen verweigerte 
Zuſtimmung gegeben hat. Gin neuer Cinnahmeausfall ijt dadurd für 1872 
u erwarten. Die Telegraphengebühren im internationalen Verkehr beruhen 





) Gbendaf. $ 100 Nr. 2 c, $ 101. 

2) Vgl. ©. 37; Rönne a. a. O. ©. 134. 

* Tal. Anl. G 3. Haushaltetat f. * Nachtrag. Hirth, Annalen IV, 
188 6. 

Protokoll v. 15. Nov. 1870, ſ. S. 55. 
5) Nordd. Verj. Art. 92, Reichsverf. Art. 5l, Vgl. ©. 36. ©. die Te: 
ails der Berechnungsweife bei Hirth, Ann. II, 242; 1V, 705. 

*) Für 1871 beträgt der Antheil der Norbd. Staaten an den Poſtüberſchüſſen 
ss gewöhnlichen Poſtwerkehrs 368,965, an denjenigen in „Folge der Aufhebung 
set Rortojreiheiten 1,868,284 Thlr. 
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auf dem Pariſer Telegraphenvertrag vom 17. Mai 1865, dem Deutid- 
Defterreihifhen vom 30. Sept. 1865, ſpäterem Minifterialerlafie v. 12. Rai 
1867 und der Norddeutfchen Telegraphenordnung vom 24. December 1867 
nebft Eircularerfaß vom 19. Januar 1869. 

Zu den Gebühren würden weiter die Münz: und Eichgebühren für 
die Thätigfeiten der Reichsbehörden im Privatintereffe gehören. Der ſog 
Schlagſchatz, welcher für Prägungen der Privaten berechnet wird, fällt wie das 
Poftporto unter den Begriff der Gebühr!) Nach dem Geſetz betreffend die 
Ausprägung von Reihsgoldmünzen vom 4. December 1871 fol die Aus 
prägung der Goldmünzen vorläufig auf Koften des Reichs in den Mün; 
ftätten gewifjer Bundesftaaten ($ 6) geſchehen. Daſſelbe gilt von der Em: 
ziehung ber bisherigen deutſchen Goldmünzen und groben Silbermünzen. 
Yolgerichtig wird in dem zu ermartenden neuen Münzgeſetze, wenn daflelbe 
biefe Grundſätze, wie zu vermuthen, beibehält, der Schlagihak für hoffentlich 
zugelaflene Prägung von Goldmünzen auf Privatrehnung der Reichskaſſe ıu: 
fließen müflen. “Der weitere Gewinn aus der Münzprägung, der bei ben 
vollwichtigen Münzen allerdings auf die Differenz des Barren: und Müm- 
preijes befchräntt, bei den Sibermünzen ber Golbwährung und den Scheide 
münzen aber etwas erheblicher ift, wird dann auch dem Reiche gebühren. 

Die Eihungsämter, weldhe die Eichung und Stempelung nad) der Bunde: 
GFichgebührentare vom 12. December 1869 ausüben, find nach ber Maar 
und Gewichtsordnung vom 17. Auguft 1868 Behörden ber Cinzelitaaten, 
fo daß bis jetzt die Gebühren nidht in bie Reichskaſſe fließen. Die Normal: 
eihungscommillion jteht daher nur mit Ausgaben im Etat. Ob nicht die 
Uebertragung der vollitändigen Verwaltung des Eichungsweſens ‚auf das Rab 
zwedmäßiger wäre, bleibt zu erwägen. 

Da die genannten gebührenpflichtigen Einrichtungen und Thätigleiten 
gegenwärtig mit Recht nicht mehr fiscaliftiich zum Zweck der Befchaffung hoker 
Meberfchüffe verwaltet werden, fondern die Gebühren in ber Hauptſache nur 
die Koften der betreffenden Inftitution oder ſelbſt nur einen Theil davon 
decken fjollen?), fo bleibt aus diefen Einnahmequellen freilih nur ein unbe: 
trächtliher Zuſchuß zu der Dedung der allgemeinen Staatseinnahmen übrig. 
Im ehemaligen Norddeutihen Bunde ift diefer Zufhuß durch die glad m 
der eriten Zeit erfolgende liberale Poittarifreform erheblich geſchmälert morden?). 
Um jo nothwendiger daher die Eröffnung weiterer Einnahmequellen. 


1) Rau:Wagner, Finanzw, I, $ 100 unter e. 
2) Ebendaf. $ 90, 91, 104, 105. 


2) Anſchlag der Einnahme ber Pojtvermaltung im Rorbbeutfchen Bunde im 
Budget für 1868 22,965,560 Thlr., der Ausgabe 20,691,893 Thlr., des Heberjchunes 
2.273.893 Thlr. Das Ergebniß war 20,516,435 Thlr. Einnahme, 20,655,056 Zhlr. 
Ausgabe und 138,621 Thlr. Deficit. Der Ausfall betrug gegen ben Anidlag 
1,6%0,000 Thlr. beim Porto, 435,000 Thlr. bei den Beftellgebühren, 160,000 Zr. 
beim Perfonengeld, 46,000 Thlr. beim Zeitungsbebit, i. &. 2,331,000 Zplr. AN 
1861—65 wirb der Ueberfchuß der Staaten Norbdeutichlands auf 3.701.017 Zhlr. 
berechnet. Hirth, Ann. II, 226, 243. Anſchlag bes Boftüberfäufiee j. 1809 
548,519, Ergebniß 262,378 Thlr. U. f. 1870 264,371 Thlr., f. 1871 2,399,295 
Thlr, wovon aber über °/, au8 der Aufhebung der Portofreibeiten. 





XVIH. Reichsfinanzweſen. 589 


H. Diefe bieten ſich zunächit und in bebeutendem Umfange in indirecten 
Abgaben, namentlih in Zöllen und inneren Berbraudsfteuern. 
63 ift wiederum feine Zufälligkeit, daß als Steuern des Bundesſtaats regel: 
mäßig ſolche indirecte Steuern zuerft erjcheinen und die Zölle dabei im 
Bordergrund ftehen. Im Norddeutſchen Bunde wie im Deutichen Reiche find 
dieje Abgaben zum Theil aus dem Zollverein, alſo aus dem handelspolitiſchen 
an den politiichen Bund übergegangen. Uber die Schweiz und Nordamerika 
zeigen ung in Betreff der Zölle, lebteres auch in Betreff innerer Verbrauchs⸗ 
ſteuern, beſonders ſolcher, welche mit den Zöllen auf Die gleichen auswärtigen 
Arntel In engem Conner ftehen, etwas Aehnliches. Dies iſt auch begreiflich 
und in der Entwicklung diefer Abgabezweige der Bundesftaaten wiederholt 
fh nur ein früherer Vorgang in der Finanz: oder Steuergefchichte der Ein- 
heitsſtaaten, zumal der nationalen. 

Die modernen Zölle find fat nur noch Grenzzölle. Unter dieſen ftehen 
als Finanz: wie ald Schubzölle die Einfuhrzölle ganz voran. Durch das 
Landesgrenzzollſyſtem ift neuerdingd das Zollgebiet ftatt des Staat3- 
gebietS zur territorialen Baſis der Volkswirthſchaft ge: 
macht worden. Die Rolle, welche demgemäß in voltswirthichaftlicher und 
finanzieller, aber nicht minder in politifher Beziehung das Grenzzollſyſtem 
Colberts für emen Theil, dasjenige der franzöfifhen Revolution und der 
dolgezeit für ganz Frankreich mittelft der Einreifung der inneren und ber 
Aufrihtung von Zollfinien nad) Außen geipielt bat, ift befannt!). Aus 
Ipäterer Zeit kann auf Rußland, Defterreih, die Schweiz, Stalien und vor 
allem auf unferen deutichen Zollverein hingewieſen werden. In einem biäher 
politiſch und volfswirthichaftli dur Staats: und Zollgrenzen getrennten 
politiichen oder nationalen Körper ift ein gemeinfames Grenzzolliyitem ein 
wihtiged Bindemittel, das zudem noch eine ergiebige gemeinfame Einnahme: 
quelle zu liefern pflegt. Wo fo mächtige politifche, öconomiſche und finan- 
delle Gründe zufammentreffen, iſt es erflärlich, daß jeder Staat einen neuen 
tandestheil möglichſt raſch in fein Zollgebiet aufnimmt und daß vor allem 
Bundesftaaten ſich zu einem einheitlichen Zollgebiet umzugeftalten ſuchen, bei 
der eriten Bereinigung nach bisheriger völliger politiiher Iſolirung oder beim 
Uebergang aus dem Staatenbund. Es fprechen aber außerdem auch noch befondere 
ſteuertech niſche Gründe dafür, in Bundesftanten Zölle und die mit ihmen 
in Verbindung ftehenden inneren Verbrauchsſteuern zu Bundesfteuern zu er: 
beben. Denn die fteuertechnifcde Zweckmäßigkeit diefer Abgaben hängt weient- 
ih von ber Höhe der Erhebungstoften, der möglichiten Verringerung der 
Gontrolen und der Leichtigkeit, den Schmuggel, die Defraudation zu bewältigen, 
ab. In jeder diejer Beziehungen gehen aus der Sleinheit, der ungünftigen 
geographijchen Lage, Form, Grenzbefchaffenheit, dem ungünftigen Verhältniß 
zwiſchen der Länge der zu bewachenden Grenzlinie und dem lächeninhalt des 


1) Weber bie allgemein politilhe Bedeutung bed Grenzzollſyſtems |. A. Wag- 
ner, Art. Zölle im Staatöwörterb. v. Bluntſchli u. Brater XI, 344 unb derſ., 
"ijaß und Lothringen, 6. Aufl. 1871, ©. 55. 
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Landes u. |. wm. Schwierigkeiten für einen Heinen, zumal fchledt arrondirten 
Staat hervor. Im Bundesitaat wächſt dagegen, um ein berühmt geworben: 
Bild auf dieſe Verhältniffe anzuwenden, das Gebiet förmlich in die lange, 
ſchlaffe Zolllinie binein und füllt fie aus. Ein großartiges Beiſpiel berfir 
ift die Ausrundung des preußifchen zum deutſchen Reichszollgebiet von 1818 
bis 18722), Man kann dann mitunter auch erft eine paflende Ausbildung 
des Zoll: und Verbrauchsſteuerſyſtems vornehmen, die ſich in den Einzelſtaaten 
des Stantenbunds verbot (Salz: und Tabakfteuer in Deutichlanb). 

Wenn wir daher im Deutſchen Reiche, wie ſchon vorher im Norddeutjchen 
Bunde, die bis jest weitaus wichtigfte jelbftändige Einnahmequelll in den 
Zöllen und einer Reihe innerer Verbrauchsabgaben jehen, fo erflärt ſich dei 
allerdings zunächſt geichichtlih aus den Beziehungen unjeres neuen Bunde: 
ftaat3 zum Zollverein. Wir würden ohne die voraudgegangene Entwicklung 
der Zölle und Verbrauchsſteuern im letteren mit der Entwidlung biefer Ein: 
nahmequellen in der kurzen Zeit ſeit 1866 auch ſchwerlich fonft ſchon jomei 
gebiehen fein. Das Reichsfinanzweſen verdankt daher dem Zollverein wie das 
Reich ſelbſt unendlich vie. Dennoch wird es gut fein, um die Reichsfinanzen 
von jedem Moment des blos Zufälligen zu entkleiden, nad) bem Obengefagten 
die volle Naturgemäßheit und Zweckmäßigkeit gerade der genannten Einnahm 


quellen für einen Körper wie das Deutiche Reich fi ar zu maden und 5 


fih auf die Analogie mit anderen Bundesftaaten zum weiteren Beleg hierfür 
zu ftüsen Damit find die einzelnen, jest im Deutichen Reiche beftehende 
Zölle und Verbrauchsfteuern noch feineswegs alle ohne Weiteres gut gebeiken: 
aber wenn diefe oder jene Abgabe Mängel bat, jo find bie lekteren immer 
noch an Reichsfteuern eher zu ertragen, als an Zandesfteuern und wir 
an diefen ohne Zweifel noch größer. Dies gilt felbft von einer fo bedal: 
lihen Steuer wie der übermäßig hohen neuen deutſchen Salzfteuer. Gem 
diefelbe ift in fteuertechnifcher Hinficht immerhin ein weſentlicher Yorticrüt 
gegen das frühere Salzmonopol und gegenüber der jo manchfach verſchiedenen 
Höhe und Erhebungsart der Steuer und des Monopol vor 1866. 

Nah Art. 70 der deutichen Reichsverfaſſung vom 16. April 181 
dienen nach den etwaigen Ueberſchüſſen aus den Vorjahren die Einnahme 
aus den Zöllen und den gemeinfcaftlihen Verbrauchsſteuern zunähft zu 
Beitreitung der gemeinfchaftlihen Ausgaben. Nah dem Haushaltsetat de 
Norddeutihen Bundes für 1871 vom 15. Mai 1870 find, mit Einſchluß 


1) Ränge ber Grenzzolllinie in Preußen allein 1819: 1073 Meilen bei 4 
Qu.-M. Fläde, in den mit einem Grenzzollſyſtem verfehenen anderen Staaltt 
(Bayern, Sahfen, Württemberg, Baden, Kurbeilen, Großh. Heilen, KHannont- 
Oldenburg. Steuerverein) bei blos circa 3456 Cu.:M. Fläche zufammen 1564 R 
Am Jahre 1833 im Zollverein nur noch 1206 M. Grenzen auf 7729 Ou.:#. 
Fläche, 1844 1105 und 8245, 1856 (nad Anflug Hannovers) 1066 und IHN, 
1. Zuli 1869, nad bem Beitritt Medlenburgs, Schleswig-Holfteins u. ſ. w., 11H 
eogr. M. Länge und 9,666 geogr. Du.:M. Fläche. Durch ben Beitritt von Eliet 
Fotöringen ift daß SZollgebiet auf 9928 Ou.⸗M. gewachſen, bie Grenzläng: mob: 
nod ermas Kleiner geworden. Welcher Kortjchritt feit 1819! ©. Biebahn, Statimt 
v. Deutſchland I, 227; Hirth, Ann. IV, 545. 
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der Einnahme für Zölle und Verbrauchsſteuern Seitens der Bundesgebiete, 
welche nicht zum Zollverein gehören, nicht ganz zwei Drittel der veranfchlagten 
Geſammtausgaben und ziemlich genau zwei “Drittel der fog. fortdauernden 
Auögaben dur) die genannten Einnahmequellen gedeckt: 48,574,500 Thlr. 
von 77,446,287 Thlr. Ausgabe, wovon 72,721,861 Thlr. an fortdauernden, 
und 4,724,426 Thlr. an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben. Durch 
den Anſchluß der füddeutichen Staaten ift die Quote der Zölle und Ber: 
brauchäfteuern von der ordentlihen Gefammtausgabe (oder Einnahme) etwas 
Heiner geworden, weil Bayern, Württemberg und Baden nit an allen ge: 
meinſchaftlichen Verbrauchſsſteuern Theil nehmen. ‘Der Haupttheil der Reiche: 
eimahmen kommt aber auch jet noch auf die erwähnten Einnahmen: etwa 
drei Fünftel. 

Finanzielle Intereſſen des Reichs knüpfen ſich daher an die Zölle und 
Verbrauchsſteuern in ähnlichem Maaße ala volkswirthſchaftliche und ſpeciell 
handelspolitiſche. Letztere können mitunter durch dieſen Conner leiden oder 
müſſen wenigſtens zeitweiſe zurückſtehen gegenüber ben finanziellen Rüdſichten. 
Das hat ſich im Norddeutſchen Bunde ſchon gelegentlich gezeigt, wird durch 
die Grundfäge des Bundesraths, im Allgemeinen keine Tarifreformen zuzu⸗ 
alien, weldye Einbußen an den Einnahmen bringen, wenn nicht gleichzeitig 
für einen Erfab bes Ausfalls geforgt wird, documentirt ) -- alfo ; 8. 
feine Aufhebung eine® Schubzolles ohne gleichzeitigen Erjat in einem Finanz: 
zoll — und wird im Deutfchen Reiche wohl auch noch mitunter vorkommen. 
Indeſſen liegt in folcder nothwendigen Rüdfihtnahme namentlich bei hanbels- 
politiichen Reformen auf die jeweilige Yinanzlage auch ein Gewinn für das 
Ganze. In Einheitsſtaaten befteht das Verhältniß feit lange. In Groß: 
britannien indbejondere find die großen Reformen im Zolltarif, in den Yinanz-, 
Schutz⸗, Differentialzöllen zu Guniten ber eigenen Eolonialproducte, in den 
Acciſen u. |. m. immer mit forgfältiger Beachtung der jeweiligen Finanzlage 
bewerkſtelligt worden, unbekümmert um radicale Parteiforderungen, nach einer 
raſcheren und rüchſſichtsloſeren Beſeitigung von ſolchen Zöllen und Acciſen, 
die vielleicht ihr Mißliches hatten, aber eben ſichere Einnahmen zur Deckung 
des Staatsbedarfs abgaben. Ein ſolches Vorgehen trägt zu einem ruhigen, 
normalen Entwicklungsgange der Handels- und Wirthſchaftspolitik bei, im 
Intereſſe des gefammten Staatslebend. Mächtige Gefellichaftzclafien, die zu 
geme ihr fpecifiiches Wirthichaftsinterefie als dasjenige der geſammten Be: 
völferung darftellen, — bald Handel und Induſtrie, bald Grundbeſitz — 
wihrend das Volk oft nur ganz fecundär betheiligt ift, werden ihre Forderungen 
nah Zarifreformen nicht fo leicht durchlegen, wenn für ben Einnahmeaus⸗ 
iall immer erſt ſorgfältig Erſatz geſucht werden muß. Kurz, indem wir die 
Zölle und wichtige Verbrauchsſteuern zur hauptſächlichen Einnahmequelle der 
Reichsfinanzen gemacht Haben, haben wir ein ganz gefundes conjervatives 


1) Vgl. ben Bericht des Vorſtandes der nat.=lib. Partei über bie abgelaufene 
“gislaturperiobe bed Reichſtags u. f. m. bei Hirth, Ann. III, 608; ferner bie 
allgem. Motive zum Gejeßentwurf über Tarifreform im Mai 1870 (ebendafelbft 


II, 348). 
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Element in die diefe Einnahmen beeinfluffende Wirthſchafts⸗ und Hanbeläpolitit 
des Reichs gebradit. 

Der jechite Abſchnitt der deutichen Reichöverfaflung, welcher vom Zoll: 
und Handelsweſen handelt, ift daher für das Finanzweſen ebenfo wichtig als 
für- Handel und Volkswirthſchaft überhaupt. Deutſchland bildet hiernach ein 
Zoll: und SHandelögebiet, daS von einer gemeinfamen Zolllinie umgeben it. 
Ausgeichloffen aus diefer bleiben die wegen ihrer Lage zur Einſchließung in 
die Zolllinie nicht geeigneten Gebietötheile (Art. 33). Außer Heinen Land: 
ſtrichen, welche aus dieſer Rüdfiht fchon früher außerhalb bes Zollverein 
ftanden, dem ihre Staaten angehörten (kleine Theile von Preußen und Baden) '), 
find gegenwärtig vornehmlih nur noch die Hanjeftädte Hamburg und Bremen 
mit einem Theil ihres eigenen, die Stadt umgebenden, und benachbarter Ge 
bietstheile von Preußen (namentlih Altona), und Oldenburg vom ganzen 
deutfchen Reichsgebiet nicht im Zollverein. Mehrfach find an dem KHambur: 
gifchen und Preußiſchen Zollausſchlußgebiet ſchon Kleinere Veränderungen erfolgt, 
wodurch dafjelbe noch etwas mehr befchränft wurde. Schleswig-Holjtein (auker 
dem genannten Gebiet von Altona u. |. w. und bei Hamburg), Lauenburg, 
beide Mecklenburg und Lübed find bereits zur Zeit des Norddeutſchen Bundes 
bis Mitte 1868 in den Zollverein getreten. Ferner gehört feit 1. Januar 
1872 auch das Reichsland Elfak Lothringen dem Zollverein vollftändig an 
(Gef. vom 17. Juli 1871 6 1). 

Hamburg, Bremen und Lübeck wurde durd Art. 34 der Norbbeuticen 
Bundesverfafjung das Recht zuerlannt, außerhalb der gemeinfchaftlichen Zelt: 
grenze zu bleiben, bis fie ihren Einſchluß in diefelbe felbt verlangten. Lübel 
bat dies gethan (1868). Den beiden großen norddeutſchen Emporien ilt ald 
Freihäfen die frühere Befugniß im Art. 34 der Reichsverfaſſung noch ferner 
eingeräumt geblieben. Dieſe rüdfichtsvolle Behandlung war politifch zwedmãßig 
Auch vom volkswirthſchaftlichen Geſichtspunkte und aus den jpeciellen Handels 
verhältniffen Hamburg-Altona’8 und Bremens läßt fi Einiges dafür geltend 
machen. Indeſſen möchte der zufünftige Anſchluß beider Plätze an ben Zoll 
verein in nicht zu ferner Zeit doch im beiderfeitigen Intereſſe wünjcdenswertt 
und nothwendig und troß der noch vorherrfchenden Abneigung der Großhandels 
freife in beiden Städten aud nicht unmwahrfcheinlich fein. Die Erfahrum 
anderer Länder zeigt, daß fich das Freihafenſyſtem überlebt hat. Die Zwiſchen 
handelszweige, deren ungefchmälerte Erhaltung man in Hamburg und Bremen 
von der freihafenftellung bedingt meint, find in England und Holland nos 
vorhanden und laſſen fih mit Hülfe eines guten Entrepotſyſtems weiter be: 
treiben. Die fernere Ermäßigung mancher Tarifpoften, die weitere Beleitigung 
von Schußzöllen, vor allem bie Verbefferung des Zollverfahrens im Zol: 
verein werden manche noch beftehende Bedenken gegen den Zollanſchluß ın 
beiden Hanſeſtädten, aufheben. Die Sntereflen anderer Handelszweige und 
diejenigen der Localinduftrie verlangen den Anſchluß. So wird man bt 


1) ©. die genauen Nrealberehnungen für 1869 von Herm. Wagner un 
Hirth, Ann. II, 885— 906, und von demfelben im Goth. Almanach 18V ©. 
991, 1871 ©. 773, 1872 ©. 328, beögl. in Behm's Geogr. Jahrbuch IIL Zr. 
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Weiterentwicklung diefer Verhältnifje mit Ruhe entgegenfehen können. Die 
jegige Stellung beider Plätze ift durch die politifchen Ereignifle eine Ausnahme: 
Rellung geworben und hat als ſolche immer ihre politiichen Bedenken, weil 
fie unvermeidlich den Charakter eines Privileg annimmt, das den Grund—⸗ 
jägen des neuen Reichs eigentlich widerfpricht. 

In finanzieller Beziehung bat der Zollausfhluß von Hamburg - Altona 
und Bremen die Erhebung von Pauſchſummen oder Averfen zur Folge, welche 
dieje Gebiete jtatt der fonft in ihnen zur Erhebung kommenden Zölle und 
Verbrauchsſteuern an die Reichskaſſe entrichten. Die richtige Normirung folcher 
Averien bat immer ihre erheblichen Schwierigkeiten. Die jebt feftgeftellten ent: 
halten vielleicht keine finanzielle Begünftigung der Zollausfchlüffe, vielleicht ſelbſt 
aine verhältnigmäßige Mehrbelaftung, welche aber natürlich nicht aus der Ver: 
gleihung der Kopfquoten an Averfen mit den Quoten an Zöllen und Ber: 
brauchsſteuern per Kopf im Zollgebiet erwiefen werden Tann. Das etwaige 
Tlus der Averjen wäre aber auch um fo gerehtfertigter, da ein gewiſſer Ent: 
gang an Zolleinnahmen u. f. mw. durch Schmuggel von den Freihäfen aus 
nicht zu Täugnen fein wird. ine Veränderung der Averfen, die im Grunde 
jeder Veränderung in den Zöllen und Verbrauchsſteuern im Zollgebiet folgen 
müßte, macht neue Schwierigkeiten, da die ſachlichen Anhaltspunkte für eine 
richtige Normirung immer mehr oder weniger mangeln. So ergeben fid) doc) 
auch manche Anftände gegen die Ausnahmeftellung der Hanfeftädte vom finan- 
jiellen Gefichtspunfte aus 1). 

Abgelehen von diefen Zollausfchlüffen deckt ſich das deutfche Reiche: und 
das Zollvereinägebiet jest bis auf Luxemburg, deſſen politifhe Stellung ja 
leider immer noch unentſchieden ift, fat vollſtändig. An der baierifch-tiroler 
Grenze ift eine Meine öfterreichifche Gemeinde wegen ihrer Lage dem’ Zoll: 
verein angeſchloſſen 2). > 

Die näheren Beitimmungen über das Zollweſen und die Verbrauchs: 
beitenerung finden fi in den Art. 35—40 der Reichsverfaſſung, af welche 





1) Zn den eriten Etat3 des Nordd. Bundes waren Averſen auch noch für 
beide Medienburg und Lübeck angefeht, Gefammtbetrag 1868 nad) Anſchlag 2,296,570 
zhir., 1869: 2,202,110 Thlr., wovon 119,820 Thlr. auf Preußen (für Altona 
u. j. w.), 896,800 Thlr. Medlenburg - Schwerin, 156,510 Mecklenburg-Strelitz, 
"2a Oldenburg (Brake), 72,680 Lübed, 252,390 Bremen, 699,890 Hamburg. Die 
Taufhjumme wurde und wird berechnet unter Annahme eines gleichen Betrags an 
tollen and Berbrauchsfteuern per Kopf im Zollausjchlußgebiet wie im Norbdeutfchen 
Jollgebiete und unter Zufchlag von 1 Thlr. per Kopf zu ber fich hiernach ergebenden 
<umme für Hamburg und Bremen. Für 1870 waren biefe Averjen veranfchlagt 
"ur Preußen auf 141,410, Oldenburg 4150, Hamburg 656,250, Bremen 247,770 
Thlt., im Ganzen 1,049,180 Thlr. 


”), Es war 1871 nad) dem Goth. Almanach für 1872: 
geogr. Qu.M. Einwohner (1867) 


Teuiches Rih . 222.2... en 9888 40,108,029 
davon im Zollverein. - . > 2 2 22. 9617 38,102,432 
dierzu Flfaß:Lothringen . -. . . 2... 264 1,598,366 
Im Ganzen: Reichsgebiet des Zollverein . 9881 39,700,798 
Serum Luxemburg....... .. 47 499,958 
Zollgebiet im Ganınm - - "22 220. 9928 39,900.756 


v. Holgendorff, Jahrbuch I. 38 
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bier für Einzelnes verwiejen wird. Es genügt hervorzuheben, daß das Reich 
ausſchließlich die Geſetzgebung über das gelammte Zollwefen und über die 
Befteuerung de im Bunbdesgebiete gewonnenen Salzes und Tabaks, bereiteten 
Branntweind und Biers und aus Rüben oder anderen inländilhen Erzeug; 
niffen dargeftellten Zuder8 und Syrups hat. Das Reich hat die Zölle un 
diefe fämmtlihen Verbrauchſsſteuern aus dem Zollverein und dem Norddeuticen 
Bunde herübergenommen, wo die bezügliche Befteuerung bereits geſetzlich ge 
regelt war. Es beftehen alfo jegt als Neichöfteuern: die Zölle, cm 
Rübenzuder:, Salz:, Tabak-, Branntwein: und Braumal;: 
fteuer. 
In Folge der Unfchlußverträge ift jedoch in Bayern, Württemberg und 
Baden die Befteuerung des imländifchen Biers und Branntweins der Landes: 
gefeßgebung dieſer Staaten überlaffen worden (Art. 35 der Bar.) De 
legteren haben daher bei den Abrechnungen über die noch zu leiltenden Mami: 
cularbeiträge zur Dedung des Reſts der Reichsausgaben keinen verhältniß⸗ 
mäßigen Antheil an der Braumalz- und Branntweinfteuer geltend zu maden 
Die leidige Yolge dieſer einjtweilen allerdings kaum ohne große Störungen 
der füddeutfchen, beſonders der bayeriſchen Finanzen zu befeitigenden aparta 
Stellung der drei Südftaaten?) ift die Nothwendigfeit, wieder auf beim 
Seiten, im Norden und Süden, Hebergangsabgaben auf Branntwein und Bier 
aus der anderen Reichshälfte erheben und die erforderlichen Controlen ds 
Verkehrs eintreten laffen zu müffen. Dafür daß diefer lebte weſentliche Rei 
der früheren innerbeutfchen Zollpolitit in hoffentlich nicht zu ferner Zeit falk 
ift indefien durh den Schlußſatz des Art. 35 wenigftens eine Ausſicht er— 
öffnet worden: danach follen die Bundesftaaten ihr Beitreben darauf rigen, 
eine Uebereinftimmung der Gejeßgebung über die Befteuerung auch biein 
Gegenſtände herbeizuführen. Iſt dieſe einmal erzielt, jo wird doch wohl au 
die Ausnahmeſtellung der drei fübdeutichen Staaten alsdann fallen Bayern 
wird ſich freilich vielleicht immer noch auf feinen flärferen Bierconfum br: 
rufen und damit wenigjtend den Anſpruch auf ein Präcipuum begründen 
wollen. Selbft die Gewährung eines ſolchen wäre beffer, als Der gegenwärtig 


30llausfhlüffe 1871: 


Du. B. Ginm_ 

Baden.. 8 rennen —E 9,34 
Breußen-. » > 200 . Pa Os Bl 
Didenburg. . - 2 2 2 2 0 rer nenn O,018 2,581 
VBremen.. 3,005 18,1% 
amburg . . 222er. Denn UM 270,48" 
Am Ganzen ... . Ta I 


Vom Hamburgiſchen Gebiete gehören zum Zollverein: d,., Du.:M. m! 
32,856 Einw. (Zollbevölferung), vom Braunfchweigifchhen O,,,, Qu.⸗M. mit 14“ 
Einw. Im Hamburg:Altonaer Gebiet hat Anf. 1872 eine neue Fleine Rectincatcn 
jtattgefunden zu Gunſten des Zollgebiets. 


) Die Braumalzſteuer betrug im Norddeutſchen Bunde per Kopf 1868 3 Sur. 
2 Bi., 1869 3 Sgr. 5 Pf., im rechtörh. Sayern dagegen ber jog. Maljaufihies 
per Kopf 1865 — 66 41 Sgr. 10 Pf., 18683 31 Sur. Pf. In der Pfalz bened: 
biefer Aufilag nit. Hirth, Ann. IV, 587, 592,- 
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Zuſtand. Da inbeffen bie Präcipuen bei der Erneuerung des Zollverein: 
vertrags v. J. 1867 bereits gefallen find, im Ganzen aber noch heute der 
feuertragende Bolonialwaarenconfum im Norden nicht unerheblich größer als 
im Süden fein möchte, fo Tann die Gewährung eines ſolchen Präcipuums 
an Bayern doch hoffentlich feinerzeit vermieden werden. Bayern und die füb- 
deutſchen Staaten haben in ben früheren Perioden des Zollvereins der Be: 
milligung von Präcipuen, welche Preußen u. A. für Wein beanfpruchte, Frant: 
furt und jpäter Hannover und Oldenburg (1853, etwas vermindert 1865) 
wirtlih erhielten, immer fehr eifrig opponirt und fie wohl auch als der 
Natur eines Zollverein widerſprecheud bezeichnet. Demgemäß haben Preußen 
(fir Hannover und Frankfurt) und Oldenburg im J. 1867 au auf bie 
Präcipuen verzichten müffen. Das ift ein maßgebender Präcedenzfall !). 

Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchsſteuern ver: 
bleibt auch im Meiche jedem Cinzelftaat in feinem Gebiete im bisherigen Um- 
ange, unter einer vom Kailer durch Reichöbeamte auszuübenden Ueberwachung 
(Art. 36). In die Reichscaſſe fließt dann derjenige Ertrag der Zölle und 
Abgaben, welcher fi nach Abzug gewiſſer im Art. 38 der Verfaffung fpeciell 
genannter Posten an Steuervergütungen und Ermäßigungen, Rüderftattungen 
und Erhebungs- und Bermaltungstoften ergiebt. Diefe letzkeren Koften um⸗ 
taffen nicht alle vorkommenden (7. B. bei den Zöllen) ober find als Pauſch⸗ 
ummen in Quoten von der zur Erhebung kommenden Bruttoeinnahme an⸗ 
geieht (gegenwärtig 15%, bei der Branntwein- und Braumalzfteuer und Ueber: 
gangsabgabe). So ergiebt fi) unter Umjtänden eine verhältnigmäßig zu hohe 
der zu niedrige Abfuhr von Zoll: und Berbraucsfteuereinnahmen von den 
Landescaſſen an die Reichscaſſe. Das Plus wäre eine Erhöhung des Matri: 
ularbeitrags, das Minus ein Beitrag diefer Steuern zum Landesbubget 2). 

1. Zölle. Bon der Zollgefehgebung, welche dem Reiche aus dem alten 
3ollyerein, dem Bertrag v. 8. Juli 1867 und der Zollparlamentsperiode 
uberfommen ift, intereffirt uns vom finanziellen Gefichtspuncte hier vornemlich 
ver Zolltarif. Der im Reihe in Kraft ftehende Tarif beruht auf dem 
zu dem Zollparlamente für den Zollverein vereinbarten Geſetze v. 17. Mai 1870, 
berefiend die Mbänderung des DVereinszolltarifs v. 1. Juli 1865, ferner auf 
den Geſetzen, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Salz v. 12. Oct. 1867, 
betreffend den DVereinszolltarif v. 1. Juli 1865 vom 25. Mai 1868 und be: 
treifend die Befteuerung des Zuders v. 26. Juni 1869. Auf Grund dieſer 


3) Ngl. Weber, Deutſcher Zollverein, 1869. Gap. 18, bei. ©. 192 (Prä- 
ipuum bier dem Princip eined AZollvereins wmiderfprechend genannt. Weber war 
ꝛaiet. Bevollmächtigter zum Bunbesrath bes Zollverein) S. 193 fi., 470 

*) Das preuß. Budget f. 1871 führt als Reſte ber Bundesjteuern, welche 
et preuß. Staatscaſſe bleiben, brutto auf: Ein: und Ausgangsabgaben 1,754,000, 
* ıbenzuderjteuer 274,780, Salzſteuer 37,850, Tabafiteuer 16,970, Branntweiniteuer 
ind Uebergangsabgabe 1,760,290, Braumalzfteuer u. Nebergangsabgabe 340,580 Thlr., 
T Wanzen 4,184,470 Thlr.- von einer Totalfumme von 45,823,660 (incl. Bonifi- 
ton), welche für den Bund und für Preußen erhoben wird. Ein bebeutender 
deil diefer Finnahme ber preuß. Staatscaſſe geht aber auf Verwaltungskoſten ber 
eiteffenden Abgaben wieder darauf. 

38* 
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Geſetze iſt vom Bundesrath eine neue Nedaction des Vereinszolltarifs fei 
gejtellt worden. Diefer neue Tarif, welcher feit 1. Oct. 1870 in Wirkſam⸗ 
feit jteht, enthält daher verglichen mit dem Zolltarif vom 1. Juli 1865 de 
Veränderungen, welche vornemlih in der Periode des Zollparlaments, u. A 
inzbefondere auch in Folge des Handelävertrags mit Oeſterreich v. 9. März 1868, 
eingetreten find. 

In dem urfprünglichen Zolltarife des Zollvereins war ein Syſtem mäßiger 
Vinanz: und Schußzölle vereinigt geweſen. Auch die letzteren waren in ihre 
Geſammtheit jedoch von nicht unmefentlicher finanzieller Bedeutung. Die als 
Regel bejtehende Zollpflichtigfeit aller Waaren war ebenfalls vornemlid, einem 
finanziellen Intereſſe entiprungen. Die Fortbildung des Vereinstarifes bins 
bei der früheren Verfaffung des Zollvereind, namentlich in Folge des Bios, 
das jedem einzelnen jtimmführenden Staate zuftand, von vielen Zufälligkeiten 
ab und war bis zu dem Handelsvertrage mit Frankreich von 1862/64 fein 
rationelle und feine fehr bedeutende, weder vom finanziellen noch von handel: 
politifichen Gefihtspuncte aus. Einige Schußzölle kamen in den 40er und in 
Beginn der 50er Jahre Hinzu oder wurden erhöht, Zölle auf KRobhftofi 
und Nahrungsmittel ermäßigt, ebenjo auch unnöthiger Weije eigentliche Finanz 
zölle auf die an Yınd für fich fteuerfähigiten Verzehrungsgegenftände, wie ge 
wille Colonialmaaren. Namentlid wurde ala Gonceifion, mit melder da 
Anſchluß des hannoveriſch-oldenburgiſchen Steuervereins an den Zollverein vs 
Preußen erfauft werben mußte, der SKaffeezoll, ber ergiebigfte Finanzzel 
Deutichlands, von 6°/, auf 5 Thl. herabgefegt (1853). Die Entwidlun 
der NRübenzuderinduftrie, welche lange einen erſt allmälig Durch Steiger 
der Nübenfteuer ſich ermäßigenden Schußzoll gegenüber dem indijchen Rote: 
zuder genoß, jchmälerte die Zolleinnahme aus dem neben dem Kaffeezoll m 
tigften Yinanzzoll auf Zuder im Laufe ber 40er und 50er Sabre immer 
mehr. Die Rübenfteuer gewährte erft nad) und nad einen größeren, abs 
doch keinen ausreichenden Erſatz für diefen Ausfall 2). Nur in den periodiihe 
Krifen, zu melden die Erneuerung der bloß auf Zeit abgefchlofjenen Zu: 
vereinsverträge führte (1841, befonders 1852/53), ließen fich etwas erh 





1) Die Rübenzudergeminnung nahm etwa von 1837 an einen ftärferen Au 
ſchwung und wuchs feitdem mit feltenen Unterbrechungen jährlich. 1841, 1. Sp 
begann die Beiteuerung mit bloß '/,; Sgr. pro Sentner Rüben. 1838—4V mar x 
Zuderzollertrag pro Kopf 6,3056 Sgr. geweſen. Diefer Betrag jollte nad Beihlune 
von 1843 dur Zoll und Rübenfteuer fernerhin erzielt werden, was inbeijen Ent 
ber 40er Jahre nicht mehr geihah (pro Kopf 1847/49 6,058; Sgr.). 1845 gi 
ber Zoll noch 7, Mil. Thl., die Rübenfteuer O,,,,, im Ganzen (abzügl. Erpor 
bonification) 6,,, Mil. Thl. Letztere Summe ſank bis 1851 (Minimum du 
ganzen Zeit) auf &,., Mil. Thl. oder pro Kopf auf c. 4,, Sgr., obgled di 
Rübenfteuer in Folge höheren Satzes und größerer Produktion bereitd 1, Pi 
Hl. lieferte. Seitdem ift bie Einnahme aus der Zuderbeiteuerung jortwährend ge 
wachſen, mejentlih in Folge Zunahme bed Rübenzuderfteuerertrags. Ron 188 
wurde der frühere Ertrag pro Kopf erreicht und ſeitdem meift überjchritten, 1069 und 
70 war er faft 10 Sgr. Bedenkt man aber, daß ber Zuderconjum 1Iü4- 
4,7, 1868—70 10,,, Pfund pro Kopf war, fo ergiebt fich ein jtarked Zurüdbic 
ben be3-Steuerertrags von Zuder. S. Viebahn, Stat. Deutſchl. I., 246. Weber. 
Zollverein ©. 413 ff., Hirth, Ann. IV. 574. 





XVII. Reichsfinanzweſen. 597 


lihere Reformen im Zollmelen und im Tarif von Preußen erzwingen. “Dies 
vertrat im Großen und Ganzen mehr den freihändleriichen Geſichtspunct in 
Betreff der Zölle auf Fabricate und Halbfabricate und den finanziellen Gefichts- 
punct in Betreff der Yinanzzölle dem Particularinterefje (73. B. Würtembergs) 
oder jelbft bloß dem Eigenwillen anderer Staaten (3. B. Braunjchweigs, Chur: 
hefiens) gegenüber. “ 

Bei der letzten Erneuerung ber Verträge im J. 1864 gelang es auf 
dieſe Weiſe Preußen, bie bebeutfame Tarifreform, welche in Folge des mit 
Frankreich abgefchloffenen Handelsvertrags eintreten mußte, burchzufegen. Durd) 
Vegiall vieler Zölle von unerheblicher Bedeutung trat damals eine weient: 
lihe Vereinfachung, durch ftarte Herabſetzung der Zölle auf Fabricate und 
Halbfabricate eine ſtarke Ermäßigung des Zolltarifd ein. Letzterer wurde da: 
dur) ſeines protectioniftiihen Charasterd großentheil®, wenn auch nicht ganz 
mitleidet. Aber auch ein fo wichtiger Finanzzoll, wie auf Wein, und einige 
indere minder erhebliche ſolche Zölle erfuhren beträchtliche Ermäßigungen. 
Co fonnte im Ganzen der neue Tarif v. 1. Juli 1865 als einer der libe- 
alten und einfachiten in ganz Europa gelten. 

Das Finanzintereſſe iſt in ihm indeſſen binfichtlich der Höhe der Finanz: 
ölle auf diejenigen Artikel, welche am Paſſendſten einer Verbraudjsiteuer in 
jorm eines Einfuhrzolls unterzogen werden, vielleicht ſchon etwas zu jehr zu: 
üdgetreten. Nicht, daß damit Finanzzölle an und für ſich als die beiten 
zteuern oder ein hoher Betrag des Zolljates ala am Ergiebigſten für bie 
taatscafje bezeichnet werben jollen; aber innerhalb des einntal bei uns wie faft 
ı allen ulturftaaten beftehenden gemijchten Steueriyitems , in welchem bie 
erbrauchsfteuern auf einzelne ſtark verbreitete, jedoch zur Gategorie der Lurus: 
riumtibilien zu zählende Artikel einen Hauptpoiten bilden, ericheint es kaum 
drig, den Zolljag jo mäßig zu greifen, wie dies im deutſchen Zolltarif 
ehrfach geichieht. Die wichtigſten und pafjenditen Finanzzölle find in der 
eiode bis 1866 herabgeſetzt worden und erreichen einen niedrigeren Betrag 
s in den Zolltarifen der andern Großſtaaten. So ift jeit 1850 Kaffee 
n 6°/, auf 5, Thee von 11 auf 8, Zuder, roh, von 5 auf 4, Raffinade 
m Il auf 5, (der frühere Satz enthielt einen ftarfen Schußzoll), Syrup 
m 3 auf 21/,, Robtabat von 5!/, auf A, Wein von 8 auf 4, Franz 
anntwein von 16 auf 6, Del in Flaſchen von 8 auf 5/,, Reis (am meilten 
' billigen) von 3 und 2 auf 1 Thl. reducirt worden !). Bei dem ftarfen 
chwanken, der oftmaligen, lange andauernden Steigerung der Preife mander 
Ider Artikel 3. B. des Kaffees, ift ein finanzieller Nuken einer derartigen 
Wermäßigung in der Regel nicht zu erwarten, weil tie Reduction Einfuhr 
ıd Conſumtion wenig fteigern wird). Hier bat ſich auch in dieſer An: 

ı) Motive ;. Zarifreform von 1870, bei Hirth, Ann. III. 347. 

2) ©. ebendaf. bie Ueberficht über den Preis, Verbrauch und Steuerertrag 
n Raffee im Zollverein, Hirt III. 351. Der Conjum finft bei einer mehrjäh— 
ven Preiserhöhung bed verzollten Kaffee um 25— 40%, (Anf. der 50er bis erjte 
wre der 60er Jahre) faum merflihd. 5 Thl. Zoll beträgt von niedrigen Ham— 
tger Engros-Durchſchnittspreiſen fat 33, von hohen 20—25%,. Cine Erhöhung 
er Ermäßigung bed 3008 um 1—2 Thl. beträgt vom Preife unverzollten Kaffees 
T6—10%, und it für den Conjum von fehr geringer Bedeutung. 
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gelegenheit wieder bei uns oft zu viel Neigung gezeigt, relativ wahre Zir 
vom günftigen Einfluß der Steuerermäßigungen auf den Ertrag der Verbrauch 
feuern zu fehr zu verallgemeinen. Solche Schlüfje jollen dann etwa durl 
die Grfahrungen Englands mit der Finanzzollreform gejtüßt werben. Dabt 
wird jedoch vergeifen, daß die englifchen Zollreductionen viel bedeutender marc: 
und fein fonnten, weil die Zölle dort vielfach ganz übermäßig hoch geweirr 
find. Werner machte jih der Einfluß der Zollermäßigungen in England be 
wichtigen Finanzzöllen deshalb jo ftarf geltend, weil zugleich die bisheriger: 
Differentialichußzölle für die Producte der eignen Colonieen und damit di: 
hohen Monopolpreife von Zuder ꝛc. auf dem britiichen Markt fielen. Tu 
auch früher nur mäßigen Yinanzzölle Deutichlands Tießen bei immer net 
weiterer Reduction nicht auf fo ſtark fleigende Erträge rechnen, wie lebte u 
England vielfach eingetreten find, (auch mit bemerfenswerthen Ausnahmen 
z. D. bei Kaffee). 

Neben ber Bejeitigung und Ermäßigung vieler Einfuhrzölle, worunter be 
Zollertrag mehr oder weniger litt, ift durch die aus triftigen volkswirthſchat 
lihen Gründen erfolgte Aufhebung der Durdfuhr: und faſt aller Auspir 
zölle ebenfalls die Einnahme des Vereins vermindert worden). Im Can: 
hat der Ertrag pro Kopf aus allen Zöllen und mit Inbegriff der Rübe: 
jteuer Die hohen Säte aus der Mitte der 40er Jahre (1843 — 47 Brut 
28 Ser. 5 9 Pf, Netto c. 26 Sgr.) kaum wieder erreicht und nur ausnahe: 
weile ein menig überjchritten (1862 —64 Netto 26,,, Sgr.). 

Durch die Ereigniffe von 1866 und die daraus hervorgegangene F 
neuerung der Sollvereinsverträge von 1870 hat der Zolltarif unmittelbe 
Teine eingreifenden Aenderungen erfahren, abgejehen von der Einführung de 
Zolld auf Salz, das des Monopols wegen bisher zu importiren verboten mr. 
(j. u). Dagegen bat der Hanbelövertrag mit Oefterreih v. Y. März IN 
neben der weiteren Ermäßigung einiger für die Finanzen nicht unmihnge 
Schutzzölle (auf Eifen, roh und verarbeitet, Handſchuh- und anderes Yar. 
feine Lederwaaren u. dgl. m.) und ber Zelie auf manche landwirthicaftlik 
Producte (Vieh, Hopfen) namentlich die wichtige Reduction des Weinzolld x“ 
4 auf 2 Thl. 20 Ser. gebraht. Nach der Clauſel von der Behandlui 
auf dem Fuße der meiſt begünftigten Nation in den neueren Handelöverträgt 
wonad alle ſolche Conceſſionen zu Gunſten des Handels des einen Zur 
ohne Weiteres dem Handel der andern Staaten, mit welchen ſolche Verrat 
beftehen, zu Gute fommen, profitirte von dieſer Weinzollreduction im Zolluerar 
namentlih auch Franfreid, Die Ermäßigung wurde auch nicht allein = 
Rückſicht auf Defterreich gewährt, fondern bildete ein Zugeſtändiß, in dolx 
deſſen Frankreich in die Auflöfung feines im Jahre 1865 abgeicloiien" 
Handelövertrags mit Medienburg willigte. Dieſer traurige Vertrag — hofjent:& 
das letzte Beiſpiel eines derartigen antideutſchen Vorgehens eines Particula: 
ſtaats, wie es ähnlich ehemals in den dreißiger Jahren der berücten 


‘) Aufhebung der Durhfuhrzölle m og Inerein jeit 1861, Grtrag im let 
Jahre 1860 409,000, Marimum 1844 75 Thl. Die Ausjuhrzölle find bis au 
den N jeßt alle bejeitigt; Gnrahme 1364 noch 163,000, in ben Air 
Jahren faft '/, Mil. Thl. im Durchfänitt. 
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engliſch-frankfurter Handelsvertrag geweſen — war ein Hinderniß für den 
Anſchluß Mecklenburgs an den Zollverein, das erſt auf dieſe Weiſe beſeitigt 
werden mußte 1). 

In der kurzen Zollparlamentsperiode von 1867 — 70 jind mehr Tarif: 
verinderungen beabjichtigt geweſen, als durchgeführt werden fonnten. Die 
wichtigſten, welche erfolgten, waren das Ergebniß eines parlamentarifchen Com: 
promifjes, jo namentlich die durchaus angemeſſene Wiedererhöhung des Kaffee⸗ 
solls von 5 auf 5%, Thl., wogegen Reis von 1 auf ?/, Thl., Roheiſen von 
yauf 21/, Sgr. pro Eentner ermäßigt wurde, was dann wieder die Rebuc- 
tion der Zölle auf verarbeitetes Eiſen zur Folge hatte?). inige andere 
minder wichtige Veränderungen, eine Reihe neuer gänzliher Zollbefreiungen 
auf Nahrungs: und Robftoffe, Ermäßigungen und Befreiungen auf Halb: 
abricate und grobe Fabricate und die Aufhebung Feiner unergiebiger Zöle 
zum Behuf der DVereinfahung des Tarifs fanden gleichfalls ftatt. - 

Auf diefe Weife bezeichnet der Tarif von 1870 verglichen mit demjenigen 
von 1865 doch in mander Hinficht einen weiteren bemerkenswerthen ort: 
Ihritt in der Richtung der Vereinfahung des ganzen Tariffyftems, ber Be: 
freiung von wichtigen Nahrungsartifeln, Robftoffen, Halbfabricaten, der Cr: 
mäßigung einzelner Zölle auf letttere und auf ordinäre Yabricate, furz eine 
weitere Annäherung an den Freihandel und an einen bloßen Yinanzzolltarif. 
Tie 1865er Zölle auf eine Anzahl der wichtigften Fabricate find inbefjen 
unberührt geblieben. Diefe Zölle, wie namentlich diejenigen auf Webmaaren, 
können aber meiſtens nur noch ala mäßige Schubzölle gelten und haben eher 
eme gewiſſe finanzielle Bedeutung, dereniwegen ihre weitere Ermäßigung bean- 


tandet werden könnte 8), 


) Medlenburg hatte nemlich noch 1865 einen Danbeläuertrag mit Frankreich 
geihloffen, durch ben es verpflichtet war, feinen Tariffag über 7!/, fr. und für 
Veine über 6 fr. 65 c. p. 100 Kil. zu erhöhen. Deutlichfte Abficht, jo den Zwang 
in den Zollverein zu treten, zu vermeiben!! Weber, ©. 464. 
2 Bgl. die allgemeinen Motive der Tarifvorlage bed Bundesraths. — Ferner 
Sirth, Annalen III. 357. Bericht der nmationalliber. Partei, ebenbaf. LIT. 
if. Namentlich war die Einführung eined neuen Zolls auf Petroleum von ber 
Kegierung verlangt morben. 

2) Im Tarif vom 1. Oct. 1870, theilweife indeffen ſchon in demjenigen von 1868 
ın ‚solge des öfterr. Handelsvertrags, find gegenüber demjenigen vom 1. Juli 1865 
befreit namentlih: Roh- und Hilfsftoffe und Halbfabricate ber eriiten 
Serarbeitungsftufen: Baummollmatte (bisher pro Gentn. 1 Thl. 15 Sgr.), 
Tleiglãätte ꝛc. (7%), Sgr.), gewalztes Blei ꝛc. (15 Sgr.), Glasmaſſe (15 Sgr.), 
elle zur Pelzwerkbereitung (20 Sgr.), Holz in Fournieren 2c. (15 Sgr.), Kaut: 
‚Huffäden (15 Sgr.), Steinfohlen ("/, Sgr.), ungefärbte Strohmatten (5 Sgr.), 
Slafen und Därme :c. (15 Sgr.), Zinkbleche (15 Sgr.), Zinn, gemwalztes (15 
<gt.). Nahrungsmittel und überh. Thiere und andwirthſchaſuige Producte: 
"etreide (?/, Sgr. pro Sch.), Obſt, Sämereien ꝛc. (15 Sgr.), Mühlenfabricate 
lv Sgr.), Cichorien (20 Sgr.), Rindvieh, Schaafe, Ziegen 2c. Pferde, Mauleſel, 
Kiel, (bisher div. Säge für bie einzeln Arten, p. Stück 2 Thl. 15 bis 5 Sgr.). 
Andere Halbfabricate und Fabricate: grobe Blei-, Zink-, Zinnwaaren 
thisber 1 Thl.), grobe Bürftenbindermaaren (2 Thl.), grünes Hohlglas (5 Sgr.), 
teınen : Handgeipinnft (15 Sgr.), graues Löfchpapier (15 Sgr.), fertiges Pelzwerk 
'» Ibl), Schieppulver (2 Thl.), —— » Balzen (20 und 15 Sgr.), hölzerne 
Site (5%, v. Werth), getragene Leibwäſche, nicht zum Verkauf (15 Sgr.). ferner 
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Die handelspolitifhen und finanziellen , Erfolge der Tarifreform von 
1865— 70 laſſen fich bei der Kürze der verfloffenen Zeit, namentlich aber 
wegen der Einwirkung der abnormen Zeitumftände nicht mit voller Sicherheit 
feſtſtellen. Die Eriegerifhen Ereignifje von 1866 und 1870, die gejpannte 
politifche Tage in der Zwiſchenzeit lähmten den Verkehr mannigfadh. Durch 
den in diefe Periode fallenden Zollanſchluß von Schieswig-Holftein , beiden 
Medienburg, Lauenburg, Lübel und Hamburgifcher Gebietötheile wurde die 
Einfuhr, gerade der wichtigften Yinanzzollartitel öfters geitört. Die Einfuhr: 
und Zollertragstliften enthalten daher feine ganz reinen Ergebnifje. Lestere 
laſſen fih auß der vorgelommenen Nachverjteuerung in ben dem Zollverein 
neu binzutretenden Gebieten 1) ebenfalls nicht volljtändig ergänzen. Auch di 
Zollveränderungen für Kaffee, für franzöfiiden Wein (in Folge des Kriegs 
wieder von 2°), auf 4 Thl. erhöht, während deſſen Dauer) haben den Gang 
der Einfuhr unregelmäßig gemadt. Im Ganzen jdheint fi) indeſſen doch zu 
ergeben, daß die ZTarifreform nur vorübergehend die Einnahmen herabgebrüdi 
bat, mehrfach ftärkere Einfuhren durch fie hervorgerufen find und unter nor: 
malen politiiden und volkswirthſchaftlichen Verhältniffen für jett wenigitens 
wieder diefelbe Einnahme pro Kopf erwartet werden kann, wie in ber eriten 
Hälfte der 50er Jahre. Dies Ergebniß iſt allerdings finanziell nicht über: 
mäßig günftig, zumal es theilmeife dem ftärferen Colonialmaarenconjum ber 
neu beigetretenen norbdeutichen Gebiete zii verdanken ift. Verglichen mit den 
finanziellen Refultaten des Zollvereins in ben 40er Jahren erſcheint die jekige 
Zoll: und Zuderjteuereinnahme bei dem außerordentlichen volkswirthſchaftlichen 


find ermäßigt worden Halb- und Sanzfabricate: Robeifen von 7’, au' 
22/, Sgr. pro Gtn., diverje Arten verarbeitetes Eiſen von 25 auf 17'/, Sgr., I IH. 
5 Ser. auf 25 Sgr., 1 hl. 22! Sgr. auf 1 Thl. 5 Sgr., grobe Kijenmaaren 
von 1 THl. 10 Sgr. und 2 Tl. PN Sgr. allgemein 'auf 1 Thl. 10 Sgr., Draht 


gemebe aus Kupfer von 3 Thl. auf 2%, Thl., gepreßtes Glas zc. von 4 Thl. au 


2%, Thl., farbige Glas ıc. von 6 Thl. auf 4 Thl., mufifalifhe Inſtrumente von 


4 auf 2 Thl., ladirte 2c. Kautſchukwaaren von 10 auf 7 Thl., Gewebe mit Kautſchul 


von 25 auf 15° Thl., gew. Handſchuhleder von 8 auf 5 Thl., feine Lederwaaren von 
10 auf 7 Thl., Leinengarn, Maſchinengeſpinnſt von 2 Thl. auf 15 Sgr., gebleichte⸗ 
zc. Zeinengarn von 3 auf 1%), Thl., Leinenbänder 2c. von 20 auf 10 Thl., ungeleimtes 
orbin. Rapier von 1 Thl. auf 20 Sgr., anderes 3. Th. von 1 Thl. 10 Sgr. aut 
1 Thl., einfarb. Thonmaaren,, weiße8 Porzellan von 1 Thl. 22:1, Ser. u’ 
1 Thl. 20 Sgr. Außerdem haben noch einige Zarifpofitionen Aenderungen erfahren. 


wodurch Ermäßigungen eintraten. Bon Nahrungsmitteln find enbli redu- | 


cirt mworben: Hopfen von 2',, auf 1%, Thl., Hefe von 11 auf 7 Thl., Wein von 
4 auf 2%), Thl., Butter von 3”, auf 1'/, Thl., Cacao von 6'/, auf 5 Thl. 25 Ear. 
(Gleichſtellung mit Kaffee, Schalen auf 2 Thl.), Käfe von 3%/, auf 1%, Thl., gemilie 
EGonfituren von 7 auf 5 Thl., Kraftmebl, Sago 2c. von 2 auf '/, Thl., Reis von 
1 und *%, auf !/, Thl., raffin. Auder von 7'/, auf 5 Thl., Robzuder von 6 und 





41), Thl. (leßterer Sap für Siebereien) auf 5 und 4 Xhl. (nad Qwal.:Untr 


ſchied), Spanferkel von 5 auf 3 Sgr. Neben dem Allen bloß die Kaffeezollerhöhung 
— doch wahrli feine fiscaliſche Zollpolitif! 
1) Die Nachfteuer auf gewiſſe zollpflichtige Artikel in ben 1868 und IM 
angelätofienen Gebieten ergab bis Anf. 1871: 1,245,426 Thlr. Retto, wopon 
‚277 ben betreffenden Lanbesregierungen, 436,150 Thl. dem Zollverein zur be: 
lung zufam. Hirtd, Ann. IV, 548, 
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Aufihwung, der ſeitdem eingetreten ift, verhältnigmäßig ſogar zurüdgeblieben 
und überhaupt recht niedrig. Der Nettoertrag der Zölle (ercl. Salzzoll) und 
Rübenfteuer ergab für 1865 26,50, 1866 23,14, 1867 25,49, 1868 25,44, 
1869 25,0, Sgr. pro Kopf, Beträge, melde ein Vierteljahrhundert früher 
ihon erreicht und beinahe überfchritten waren. Diefer Stilftand der genannten 
Einnahmen ift freilih zum Theil Folge der liberalen ZTarifpolitit und daher 
volfswirthichaftlich eher erfreulich. Vom finanziellen Standpuncte aus wird 
man jedoch jo lange darüber Bedenken begen, als wegen diejes Stillftandes 
der Zolleinnahme andere, volföwirthichaftlich viel ungünftiger zu beurtheilende 
Steuern, wie namentlich die Salzfteuer, um fo ſchwerer entbehrt werden können. 
Aus dem Allen möchte fich ala Aufgabe für das Neich ergeben, die weitere 
Entwicklung des Zolltarifö und der mit ihm unmittelbar verbundenen inneren 
Verbrauchsfteuern (Zuder, Tabak) mehr in die Bahnen des Finanzzollſyſtems 
zu lenken, ala bisher gefchehen it, unter gleichzeitiger Feſthaltung der Frei: 
handelsgrundſätze. Dann können die Salziteuer und womöglich die Matri: 
eularbeiträge der Einzelftaaten aufgehoben oder doch vermindert werden. Jene 
Aufgabe ift um jo wichtiger, fo lange andere, namentlich direete Reichsſteuern 
fehten, deren Einführung auch mande Schwierigkeiten macht. 

Die eigentliche Tinanzzollabtheilung des Tarifs ift die Nummer 25: 
Material: und Spezerei:Waaren x. Auf den Zollertrag dieſer 
Waaren tamen 1869 72.,, 1870 769), der ganzen Zolleinnahne (roh, incl. 
Salzzoll und Zuderzoll) ober bez. 70., und 73.,0/, nad) Abrechnung des 
Salz: und Zuderzolls, die beide mit der inneren Verbrauhs ſteuer auf dieſe 
Artikel eng zuſammenhängen: alſo rund gegen drei Viertel der Zolleinnahme, 
1869 19,432,000 Thl. (ohne Salz und Zucker 17,205,000) von im Ganzen 
26,575,000 (bez. 24,348,000), 1870 21,618, 000 Thl. (oder 19,375,000) 
von im Ganzen 28, 556 ‚000 Thl. (bez. 26,313,000 Thl.). Die bedeutend: 
iten Erträge lieferten 1869 und 1870 folgende einzelne Waaren (in 1000en 
THL oder Millionen mit 3 Decimalen): 


1869 1870 1869 1870 
Kaffe 2.2.2200. 8347 10053 onfituren ........ 118 112 
Robtabat ..... . . 2489 2505 Fabr. Raudtabt .... 88 90 
Ben... 22.2220. 1443 2158 Butter... 222200. 9189 
N) 117 ....... 831 935 FHilh ..- 222220. 2084 
Getrodn. Sübfrühte . 1126 ML Bier. oo oc. 87078 
Heringe........ 652 559 Geräuch. ꝛc. Fiſche.... 50 38 
Gemwüre ....... 466 467 Caviar... 22020. 33 37 
Branntwein, Rum ıc. 394 398 See -Muſch. u. Schaalthiere .16 13 
Cigarren ....... 294 203 Kraftmehl ꝛc.. ...... 9 11 
Cacao in Bohnen... 179 186 Honig........... 13 10 
ee Südfrüdte.. 159 154 Auder und Syrup.... 552 612 
......... 138 139 Salz .......... 1676 1631 
* a 108 115 


Von andern Verzehrungögegenftänden, deren Zoll im Ganzen als Finanz: 
zoll zu betrachten ift, wären etwa noch zu nennen: Schweine mit 378,000 
und 403,000 Thl. Ertrag in 1869 und 70, Spanferfel 1869 13,000 TEL, 
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Hopfen 79,000 und 37,000 THL Die Zölle auf Rindvieh, 1869 mit 
115,000, 1870 mit 96,000 Thl. Ertrag, auf Hammel find im Tarif von 
1870 fortgefallen ?). 

Es ergiebt fih aus diefer Ueberficht, daß zwar auch im beutfchen Fol: 
verein ber bekannte englijhe Erfahrungsſatz gilt, wonach der größte Theil der 
Zolleinnahmer auf eine befchränfte Zahl einzelner Finanzzollartikel Fällt. Jedod 
trifft der Sag, ähnlich wie in Frankreich, Defterreih, Rußland u. a X m, 
lange nicht in demfelben Umfange zu, wie in Großbritannien, nicht erft jekt 
bei reinem Yinanzzolliyitem, ſondern ſchon früher, als der dortige Tarif nod 
viele Schugzölfe enthielt 2). Daraus folgt, daß eine jo weitgehende Bere: 
fahung des deutichen Zolltarifs, wie in Großbritannien, mit verhältnigmäßg 
größeren finanziellen Opfern verbunden wäre und deshalb wohl nod nid 
in allernächſter Zeit zu erwarten ift, von. allen ſchutzzölleriſchen Einwänden 
abgejehen. 

Unter den übrigen zollpflichtigen Artikeln find für die Yinanzen bie Fa— 
bricate, befonders die Webmaaren, dann die Halbfabricate, beionders 
Garne und Eifen, ferner Del, ‚aljo meiftens Artikel, deren Zol ned 
mit unter den Begriff des Schußzolld fällt, noch von erheblicherer finanzielle 
Bedeutung. Die Hauptpojten waren in 1000en Thl.: | 





1869 1870 1869 1870 
Wollmaaren........ 1267 1506 Seingarn u. Zwirn. 217 2% 
Roheilen .. 2.22... 631 658 Maſchinen ...... 199 19 
Baummollgarn ...... 678 627 Glas u. Slaswaaren 170 13 
Baummollwaaren.... . . 465 411 Leinw. u. Reinwaaren 133 1% 
Del in Fäßern...... 370 337 Kieid., Wäſche, Pub. 124 114 
Seid: und halbſ. Waaren 352 287 Kurze Waaren.... 97 70 
Material:Ciien...... 352 286 Chem. Yabr...... Ai 3572 
Fifenwaaren ....... 317 275 Gefärbte Seide ıc.. . 144 LK 
Wollgarn ...... “u. 263 248 


oder in Gruppen: die 4 Webmwaarengattungen zujammen 2,217,000 und 
2,328,000 Thl. in 1869 und 1870 ober 8,, und 8,90 Der ganzen 
Zolleinnahme; die Garne ꝛc. 1,172,000 und 1,114,000 Thl. oder 4,,, und 
Ina */0; Roheiſen und verarbeitetes Eiſen nebit Eiſenwaaren 1,300,000 unt 
1,220,000 Thl. oder A, und 4,29*0. Auf dieſe drei Gruppen famen 
alfo noch 4,689,000 und 4,662,000 Thl. oder 17,,, und 16,000. Lertert 
Quoten erhöhen fi durch Einrechnung der fonftigen Fabricate und Halb- 
fabricate noh um einige Procent. Es kommt fomit etwa der fünfte Theil 


ıv 57 Obige wie die folgenden Daten nach dem Reichdanzeiger bei Hirth, Ann. 

2) Bode, Geſch. d. Steuern d. brit. Reiche, 1866, ©. 312 ff, X. Wagner. 
Art. Zölle im Staatswörterb. XI., 361 fi. Die 9 wichtigſten Sinanzzölle, Juder 
incl. innere Steuer, Kaffee, Thee, Gewürze, trodene Südfrüchte, Reis, Wein, Epirt 
tuofen, Tabak und Tabakfabricate brachten 1864 ein in Großbritannien 94,,, ZJol 
verein 72,,, Frankreich 70,,, Oeſterreich 55,, (in beiden letztern wegen bes Wono: 
pols ercl. Tabak), Rupland 1866 48,,°/, der ganzen bezügl. Einnahme. 
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der Zolleinnahme aus Zöllen, welche mehr ober weniger zu den Schubzöllen 
zu rechnen find, 

Trog dieſes für die Finanzen ind Gewicht fallenden Umſtands wird bie 
Zarifpolitit in Betreff diefer Zölle, die feit 1864 eingeichlagene Bahn "nicht 
wieder verlafen dürfen. Das Finanzintereſſe mag nur, neben dem immer 
noch nicht ganz einflußlofen fchußzöllnerifchen, eine Verzögerung in ber weiteren 
Annäherung zum Freihandel bewirken. Selbft dies ift nicht wünfchenswerth 
und nicht unbedingt nöthig, wenn nur durch paflende Reform der Finanzzölle 
und Verbrauchsſteuern ein genügender Erſatz für den etwaigen Ausfall an 
den bisherigen Einnahmen aus Schubzöllen geſchafft wird. Von lebteren 
werden die Leinengarnzölle, ferner die Roheijenzölle bald fallen, die noch ver: 
bleibenden Baummoll: und Wollgarnzölle und die Zölle auf Materialeifen 
meiter ermäßigt werden müflen. Etwas Tann durch lestere Maßregel der Er: 
trag jteigen, aber jchmerlid wird er den ganzen, neu eintretenden Ausfall 
deden. Die Zölle auf Webwaaren find für die feinen und mittleren Sorten 
ſchon jetzt jo niedrig, daß fie kaum mehr den Character von Schußzöllen be: 
ſitzen. Eben deswegen eilt ihre Aufhebung oder Ermäßigung nicht jo jehr. 
Erfolgt letztre dennoch, wie nun einmal in der Richtung der Zeit Fiegt, fo 
wird eine Vergrößerung der Einfuhr, gerade weil jchon der jetzige Zoll die 
Einfuhr nicht hemmt, aus der Verminderung des Zolld ſchwerlich hervorgehen. 
dei groben und ordinären Webwaaren kommt auch der heutige Zolljab unferes 
jo wenig fpecificirenden Tarifiyftems noch als Schußzoll mehr in Betracht. 
Lie kaum ausbleibende weitere Reduction des Zolls wird bier daher eher 
die Einfuhr, mithin die Cinnahme fteigern oder doch eine Ausgleichung des 
Ausfalls bewirken. Auch die übrigen Zölle auf Halbfabricate und Fabricate 
gehen im volt3wirthichaftlichen Intereſſe wohl eher einer‘ Verminderung ent: 
gegen, welche jich finanziell nicht immer bezahlt machen möchte. Aber fie 
fallen alle zufammen für die Finanzen nicht fchwer ins Gewidt. Wenn man 
vorläufig im Ganzen einen definitiven Einnahmeverluft von 1—2 Mill. Thl. 
dur weitere Vereinfachung des Tarif, namentlih durch Befeitigung oder 
Frmäßigung von Zöllen auf Halb: und Ganzjabricate, für die muthmaßlichen 
treihändleriichen ZTarifreformen der nädjiten Jahre annimmt, jo wird dieſe 
Schätzung hoch genug gegriffen jein. 

Um fo mehr muß dann aud aus diefem Grunde, wenn nicht die fran: 
fischen Kontributionszahlungen für die Finanzen des Reichs und der Einzel: 
ſtaaten alle foldhe Einnahmen oder wenigitens Einnahmefteigerungen vollftändig 
entbehrlich machen, auf eine paflende Reform der eigentlihen Finanzzölle in 
der Richtung einer Erhöhung der Einnahmen hingearbeitet 
werden. 

Die Grundzüge einer ſolchen Reform, welche bier nicht näher zu ent= 
wideln ift, wären etwa die folgenden), Weitere Vereinfachung des Tarifs, 


r) Etwas eingehender babe ich [don vor einigen Jahren in dem Artifel Zölle 
im Staatsmwörterb. XI., 373 ff. eine ſolche Reform dargelegt. Das damals Gefagte 
kann wohl noch jest aufrecht erhalten bleiben. Mehrere dort geäußerte Wünfche find 
duch Die 1870er Zollreform bereits erfüllt worden (Erhöhung bes Kaffeezolld, Er: 
mäßigung des Reiszolls, Ausgleihung der Zuderzölle und Steuern). 
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theils durch Befeitigung Meiner unergiebiger Finanzzölle, theil® dur Ver: 
einigung verwandter Artifel in eine einzige mit demfelben Zollſatz belegte 
Tarifpofition, wodurch die Zollmanipulationen, Eontrolen vereinfacht, die Ber: 
waltüngskoften. vermindert werden können; Aufhebung oder Ermäßigung ber 
wenigen Zölle, welche noch wichtige Lebensmittel (3. B. Heringe, Butter, Reis, 
Schweine) treffen; Ermäßigung derjenigen Zollfäte, welche verbreitete Lurus- 
confumptibilien der unteren Volksclaſſen noch zu hoch befteuern (3. B. Pfeffer, 
ordinäre Gewürze); Erhöhung der Zölle für Lurusconfumptibilien der mohl- 
babenden Claſſen auf einen Sat von etwa 50°, des Werths, welcher jekt 
felten erreicht wird (3. B. Cacao, trodne Südfrüchte, feinere Gewürze, auch 
der jebt ganz zwecklos niedrig beiteuerte Thee, für den der Zoll von 8 ThL 
nur etwa 15°, vom Werth beträgt). Durch diefe Tarifveränderungen würde 
eine gerechtere, mehr dem &infommenfteuerprincip entiprechende Be— 
ftenerung mittelft Einfuhrzöllen bemerkitelligt und durch die vorgelclagene 
Combination zwiſchen Befeitigungen und Ermäßigungen einer: und Erhöhungen 
von Zöllen andrerfeit3 der mit den erjteren Maßregeln verbundene Ausfall 
theilweife ausgeglichen werben. 

Ferner hinſichtlich der wichtigften Finanzzollartilel: möglichit baldige und 
bedeutende Ermäßigung, wenn nidyt lieber gleich vollftändige Aufhebung der 
Salzfteuer (f. u.), der in jeder Beziehung bedenflichiten deutſchen Steuer 
und Erfa für den hieraus fich ergebenden erheblichen Ausfall in ſolchen Zöllen 
und inneren Verbrauchsiteuern, welche verbreitete, aber immer doch weniger 
wichtige Maffenconfumptibilien treffen. Auch aus dieſem, alfo aus einem fi: 
nanziellen Grunde, wie außerdem aus volfswirthichaftlihen, principielle 
Gleichſtellung des Einfuhrzolls auf fremde und der inneren Verbrauchsſteuer 
(Acciſe) auf die gleichen heimiſchen Artikel, weil die differentielle Begünftigung 
der legteren den Finanzzoll auf den fremden Artikel theilmeife zu einem 
Schußzoll werden läßt, und das Finanzintereſſe fehr beeinträchtigt (Zucker)). 
Demgemäß möglichjt baldige Herbeiführung dieſer vollen Gleichitellung, wo 
feine erheblichen volfewirthichaftlichen Bedenken mehr entgegen ftehen, daher 
bei Zuder. Ferner einftweilige Annäherung an die Gleichſtellung bei Tabat, 
Spiritus, Branntwein x. Für Wein wäre zwar im Princip dieſelbe Yorde: 
rung zu ftellen, aljo eine innere Befteuerung des heimiſchen Weine zu ver: 
langen, welche jet im größten Theil von Deutfchland befeitigt if. Mit Rüd: 
fiht auf die geringe Menge und zum Theil hohe Güte des deutfchen Weins 
ift indeffen wohl von einer folchen Forderung abzufehen, da der Weinzoll faum 
als Schutzzoll wirkt. Vielleicht bedingt die elfäffiiche Weinproduction in bieier 
Hinfiht Aenderungen. 

Die Gleichſtellung des Zuderzolls und der Rübenzuderfteuer 
kann muthmaßlich auch im finanziellen Intereſſe, ebenfo wie im volfsmirtb: 
Ichaftlichen, durch eine entiprechende Ermäßigung der beiberfeitigen Säte 
erreicht werden, (etwa auf 3—31/, Thl. pro Centner Rohzuder), wenn nicht 
fofort, fo in einiger Zeit. Denn der biöherige Zoll: und Steuerfag ift im 
Terhältniffe zum Werthe recht hoch (45559, vom Werthe). Dies wider: 
ipriht dem Grundjage gleihmäßiger Befteuerung, der auch im Zoll: und Ver: 
brauchsſteuerſyſtem möglichſt zu befolgen ift. Eine Ermäßigung bes Sabes 
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wird aber bei dieſem Artikel eben wegen der bisherigen Höhe der Steuer. 
die Ausficht auf fteigenden Conſum und höheren Ertrag für die Finanzen er- 
öffnen. Bei Tabak und Spiritus müßten die inneren Steuern und die 
Zölle erhöht werden, erjtere aber womöglich in erheblich ſtärkerem Maße (ij. u.): 
Toh auch die Zölle, bejonders für Rohtabak, find ganz ungebührlid 
niedrig, verglichen mit den Zöllen anderer Verbrauchsartitel im deutfchen 
Tarif, mit der Rangftufe diefer Gegenftände unter den Bebürfnigbefriedigungs- 
mitteln und mit den gleichen Zöllen oder Abgaben der anderen Eulturländer, 
mindeitens wenn man bedenkt, daß wegen des niedrigen Ertrags vom Qabat 
andere, viel ſchlimmere Steuern, wie die Salziteuer, in den Kauf genommen 
werden müflen. 

Der jebige niedrige Weinzo [I von 2 Thl. 20 Sgr. entipricht einer 
Steuer von c. 30°%/, bei mittleren Weinpreifen und diejer Sat ift mohl 
richtig. Auch finanziell fcheint fich die Nebuction bewährt zu haben, fo daß 
eine Wiedererhöhung aus dem Geſichtspuncte des Finanzzolliyitems nicht un⸗ 
* bedingt geboten erfcheint. 

Dagegen aber würde der Kaffeezoll noch weiter und zwar wohl auf 
den alten Satz von 61/, Thl., vielleicht felbft auf 7 Thl. gejteigert werben 
dürfen. Es beträgt der Say von 61/, Thl. vom Hamburger Durchſchnitts⸗ 
werth aller Sorten Kaffee 1861—65 29,, 1866—70 37°/,, von dem 
maßgebenden Brafiltaffee 31, und 40, und vom Javacaffee 25, und 
faſt 30%,, oder erheblih weniger als die bisherige Zuderfteuer. Auch ift 
jelbft diefer Sab im Ganzen noch niedriger als der Kaffeezoll in den meiſten 
übrigen größeren Ländern. Die früheren Erfahrungen in Betreff des deutſchen 
Kaffeeconfums laſſen erwarten, daß eine ſolche Zollerhöhung den Conſum nicht 
ſchmälert und ſich finanziell vortheilhaft zeigt. Letzteres um fo mehr, ala ber 
jeit 1867 wieder fo bebeutend geſunkene Kaffeepreis auch mit einer ſolchen 
Zollerhöhung den Preis in der erften Hälfte der 60er Jahre noch lange nicht: 
erreicht. 

Durch eine ſolche Reform namentlih der Kaffee und Zuderzölle und 
der Zölle auf Luxusconſumptibilien der wohlhabenden Claſſen werden ſich die 
Ausfälle in Folge der faum vermeiblichen Aufhebung oder weiteren Ermäßigung 
der noch beftehenden Schußzölle und der oben genannten Finanzzölle decken 
lajien. Der jchon bisher geftiegene Conjum!) wird bald einen Ueberſchuß 
ergeben, welcher für die Reichsfinanzen ſehr ermünfcht ift, um andere, ſchlechtere 
Steuern entbehren zu können. Der Erfab für die Salsfteuer muß unjeres 
Erachtens Hauptfählich in der Neform der Tabak: und Spiritusſteuern gejucht 
werden, vollftändig wird er auch dadurch ſchwer erreicht (ſ. u.). 

Eine Tarifreform in diefer Richtung fheint uns daher die Aufgabe des 
Reichs im Laufe der nächſten Jahre zu fein. Die jebige Verfaffung gewährt 


1) Nah Licht's Berechnungen betrug der Confum von Rohzucker (andere 
Zorten und Syrup darauf rebducirt) im Zollverein pro Kopf jährlid 1838 — 1842 
Azaı 184347 5,05, 1848-52 6,95, 1853—57 Toy, 1858—62 70, 1863—67 
3,3, 1868-70 10,,, Pfund. Hirth, Ann. IV, 5%. Der Kaffeeconfum war 
147 —52 jährlich 2,05, 1854—58 3,45, 1859—63 3,4,, 1864—68 4,,,, 1869 
3,5, Pfund. Hirth III. 351. IV. 572. 
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‚die Möglichkeit, raſch eine ſolche Reform durchzuführen, während ſich da⸗ 
gegen freilich im alten Zollverein tauſenderlei Schwierigkeiten erhoben hätten. 

2. Die inneren Verbrauchsſteunern ala Reihsfteuern. 
Diefe find im Vorhergehenden megen des engen Zufammenhangs mit den 
Einfuhrzöllen ſchon mehrfach ermähnt worden. Es bedarf daher jekt zum 
Theil nur noch einiger ergänzenden Bemerkungen. 

a. Tie Rübenzuderiteuer. Dur das mit dem Zollparlament ver: 
einbarte Gefeg v. 26. Juni 1869 ift ein wichtiger weiterer Schritt zur all- 
mäligen völligen Gleichſtellung des ausländifhen und des inländifchen Zuckers 
in der Beiteuerung gethan worden. Es wurde nemlich die Steuer für die 
zur Zuderbereitung bejtimmten rohen Rüben von 7!,, auf 8 Sgr., d. h. 
unter Zugrundelegung der Licht’ihen Berechnungen über das Durchſchnitts⸗ 
ergebniß der Zudergewinnung (12 Gentn. Rüben auf 1 Gentn. Robzuder in 
1868 —69), auf c. 3 Th. 6 Sgr. pro Gentner Rüben-Rohzuder erhöht?). 


Dagegen ward der Zoff auf fremde Zuder, unter gleichzeitiger Veränderung . 


des Beſteuerungsmodus, ermäßigt, und zwar: auf 5 Thl. für raffinirten 
Zuder aller Art, ſowie für Rohzuder, wenn diefer den an gewiffen Zollftellen 
niederzulegenden, nad Anleitung des holländiihen Standort Nr. 19 und de: 
rüber zu beftimmenden Muſtern entipricht; früher hatte Brod- und Hut:, 
Candis-, Bruch- oder Rumpenzuder und weißer geitoßener Zuder 7 Thl. 
10 Sgr. gezahlt. Ferner wurde Rohzuder, fo weit er nicht unter Die vorige 
Kategorie fällt, auf 4 Thl. pro Cenm. ermäßigt, während die hiermit zu verglei⸗ 
chende Gattung „Rohzuder für inländifche Siebereien zum Raffiniren unter be: 
ſonders vorzufchreibenden Bedingungen und Gontrolen” bieher 4/, Thl. ent: 
richtet hatte. Syrup blieb auf 2%/, Thl. ftehen. AZuderauflöfungen, melde 
indeffen als ſolche bei der Revifion beitimmt erfannt werden, unterliegen nad 
dem Geſetz von 1869 dem Zoll von 4 Thl. Die Regierung hatte flatt der 
genannten Sätze von 5 und 4 Thl. folde von 48, und 3%, Thl. vorge: 
ſchlagen, woburd, wohl auch im Finanzinterefle, die Schußzolldifferenz für den 
- Rübenzuder noch mehr ermäßigt worden wäre. Immerhin iſt dieſe Differenz 
durh das Geſetz von 1869 nicht unerheblich vermindert worden und zwar 
unter Annahme von 12 Gentn. Rüben auf 1 Gentn. Robzuder mohl von 
etwa 1?/, Thl. auf *, Thl. oder um c. 131), Sgr. Die genaue Berechnung 
ift fchmierig, weil manche z. Th. variable Factoren dabei mitjpielen, aud 
ſchwankt das Verhältnig etwas nad der Rübenqualität der Ernte. Beim Ver: 


1) Die Rübenfteuer war 1841 pro Gentner roher Rüben !/,, 1844 1'/,, 18%) 
3, 1853 6, 1858 7! Sgr. Anfangs rechnete man 1 Gtr. Robzuder aus 30 Gr. 
Rüben, ein Verhältniß, das jchon in den 40er Zahren viel günſtiger war und es 
in Folge technifcher Fortſchritte immer mehr wurde. 111, —13/, Cir., je nad dem 
Qualitätsausfall in der Ernte, geben die NRübenzuderfabricanten felbft zu. Tie erite 
Ziffer wird der Wahrheit durchichnittlich wohl am Nächſten fommen unb lag ben 
früheren Berechnungen ber Erportbonification zu Grunde (f. u.). Der Grundfat, 
bie Zuderfteuerreform in der Richtung ber Befeitigung ber Schutzzolldifferenz zwijchen 
indiſchem und Nübenzuder nicht nur durch Erhöhung ber Rübenzuderiteuer, fondern 
auch durch Herabſetzung der Zuderzölle herbeizuführen, ift ſchon in der früheren Zoll: 
bereinögefengebung, namentlich in derjenigen von 1861 (Robzuder für Sieberrien 
von 5 auf 42/, Thl.) befolgt worden. | 
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glei mit verihiedenen Typen Colonial⸗Zuckers jtellt fi zum Xheil eine er: 
heblich höhere bisherige Differenz zu Gunften bes Rübenzuders heraus. Die 
neuen Steuer: und Zollfäbe find feit dem 1. Sept. 1869 in Wirkſamkeit. 
Es hat ſich nach den feitdem vorliegenden Erfahrungen kein nachtheiliger Ein: 
Hug auf die Entwicklung der Rübenzuderinduftrie gezeigt. Die letztere weiſt 
im Gegentheil gleih im eriten jahre der neuen Beſteuerung eine größere 
Production ala je früher auf, während die Zudereinfuhr nur ganz unbedeu⸗ 
tend geitiegen ift. Um fo mehr wird man auf abermalige weitere Annäherung 
ver Zölle und inneren Steuern dringen dürfen. ‘Der enorme: Auffchwung 
der Rübenzuderproduction im %. 1871 iſt wohl vornemlih auf die Ein: 
wirtung des Kriegs zurüdzuführen, namentlich auf den Erſatz des Deficits bei 
den franzöfiihen Fabriken 7). 

Sehr bedeutend iſt auch in neuerer Zeit der Erport von inländiidhem 
Zuder gewachſen. Das Geſetz von 1869 bat diefe Ausfuhr durch Gewährung 
einer höheren Ausfuhrvergütung noch mehr ala bisher begünftigt. Denn wäh: 
rend die bisherige Erportbonification feit 1865 für NRobzuder und Yarin nur 
2 THL 26 Sgr., für Brot:, Hut: und Candiszuder 3 Thl. 15 Sgr. betragen 
harte, was für eriteren Sa die Annahme der Norm von etwa 11!/, ©. 
Rüben auf 1 C. Zuder in fich fchließt, ift jeßt die Vergütung für Rohzucker 
von minbeitens 88%, Polarifation auf 3 Thl. 4 Sgr., ftatt auf bloß 
3 Thl. 1%, Sgr. obigem Probuctionsverhältniß entiprechend, ferner für 
gewiffe andre Zuder auf 3 Thl. 25 Ser. und 3 Thl. 18 Sgr. feſtgeſetzt 
worden. Die Neichscafle hat auf dieſe Weile nicht unbedeutende Beträge 
jährlich zurüdzuerjtatten ?). | 

Demjenigen, was wir oben bei den Zöllen äußerten, wird bie 
Gleichſtellung zwiſchen Eolonial: und Rübenzuder zunächſt durch weitere Ver: 
ninderung des Zolls für erfteren zu eritreben fein. Erſt wenn fich zeigen 
iollte, dag der hierdurch muthmaßlich eintretende Drud auf die inländiſchen 
Zuderpreije den Eonfum und damit den Steuerertrag nicht genügend fteigere, 


!) Rübenverarbeitung in den erften 8 Monaten 1868 12,45, in ben lepten 
3 Monaten 31,5, i. G. 43,0 Mill. C. Rüben, I1,,, Mill. Thl. Steuer (Brutto); 
1569 dsgl. 18,551, 33, 14- Ilrzes Mil. C. Rüben. 13,,, Mill. Thl. Steuer; 1870 
dsgl. 18, IBrarır ran Mil. C. Rüben, 13,,, Mil. Thl. Steuer; in ben erften 
“ Monaten 1871 ſogar 28,90, Mill. C. Rüben mit 7,,, Mil. Thl. Steuerertrag, 
aber freilich fehr ſtarkem Erport, ſ. u. Tas Betriebsjahr I. Sept. 187U— 71 ſteht 
mit 61,,,; Mill. C. NRübenverarbeitung weit über jedem früheren. Abzüglich ber 
Ausfuhrvergütungen betrug die Einnahme aus AJuderiteuer und ZoU 1845 6,99, 
morunter O, 05, 1855 8,02, mworunter 3,05, 1865 11,,,, worunter 11,9, 1870 13,78 
worunter 13... Mill. Thl. Rübenzuderiteuer, bei legterer die Erportbonification noch 
nit abgezogen. Neiches Material über die Zuderbefteuerung in Hirth’3 Ann. 
IV. 573 1. 303 ff. (Hamburger Denkſchrift v. Sötbeer), II. 361 ff., 906 ff., Preuß. 
Sand.:Ac. 1871 II. 633. Tie Einfuhr an Brot: und Hutzuder ac. war 1869 
196, 1870 29,845, 1. Hälfte 1871 22,489, an Robzuder und Farin dögl. 52,675, 
19,392, 20,874 Gentn. Eb. 635 u. 519. 
9 Die gezahlten Ausfuhrergütungen im Zollverein betrugen 1861 0,,, Mil. 
ıhl., wovon 3251 auf Rübenzuder, 1862 0,,, bez. O,,0, 1863 0,30 bez. O,ge, 1864 
I Oder O,, 1865 O,,, odes 0,0, 1866 2,5, oder 2,7, 1867 1, oder 1.g4, 1868 
"4. Oo, 1869 1,5, Ober 1,95, 1870 1,9, oder I,.,, 1871 erfte 8 Monate jogar 
> Mil, Thl. für ausgeführten Rübenzuder. 
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wäre neben der Gleichſtellung beider Zuder eine weitere mäßige Erhöhung der 
Rübenzuderfteuer ins Auge zu faflen, um jo die Mittel zur Abichaffung anderer 
ſchlechterer Zölle und Steuern mit zu beichaffen. Bei dem verhältnißmäßig 
hoben Sabe der jebigen Rübenfteuer verglichen mit dem Werthe des Zuders, 
wäre eine ſolche Eventualität aber immer möglichjt zu vermeiden. 

b. Die Salzfteuer?!). Unter den zahlreichen erfrenlichen Reformen 
in der voltswirthichaftlihen Verwaltung und in ber Befteuerung, welche wir 
den %. 1866, der Gründung des Norbdeutfchen Bundes und der Erneuerung 
des Zollvereina auf beflerer Grundlage zu verdanten haben, ift feine der un: 
wichtigſten die allgemeine Aufhebung des Salzmonopol3 in allen deut: 
ihen. Staaten, wo es beitand, und die Erjegung deſſelben durd eine 
allgemeine, für Rehnung des Zollvereins erhobene Salz: 
fteuer. Im Wefentlichen liegt bier allerdings nur ein Wechjel in der 
Befteuerungsform vor. Denn das Salzmonopol (wie das Tabatmonopol) 
ift eben nur eine bejondere Form der Erhebung einer Berbrauchafteuer ?). 
Aber diefe Form ift beim Salze eine unzwedimäßige, verkehrsſtörende, unwirth⸗ 
ichaftliche, deren Nachtheile nicht, wie 3. Th. beim Tabakmonopol, dur die 
finanziellen Vortheile aufgemogen werden. Die Ungleichmäßigkeit der Ein: 
richtung des Salzmonopol3 und der — übrigens nicht jo jehr verjchiedenen 
und mit Ausnahme des ehemaligen K. Hannover bis 1865 überall ſehr be: 
deutenden — Höhe der Salzfteuer in den einzelnen deutſchen Staaten brachte 
zudem große Störungen in volkswirthſchaftlicher und finanzieller Hinſicht mit 
fih (Uebergangsverbot oder Eontrole, Schmuggel). Die Einfuhr des Salzes 
aus dem Auslande über die Zollvereinsgrenze mar den Privaten verboten. 
So war denn die Beitimmung des Art. 35 der norddeutihen Bunbesver: 
feffung, wonach der Bund ausfchlieglih die Gefebgebung auch über die Be: 
jteuerung des Verbrauchs des heimifchen Salzes erlangte, ein großer Fortichritt. 
Die Uebereinfunft der Zollvereinsftaaten v. 8. Mai 1867 über bie gemein: 
jame Befteuerung des in- und ausländiſchen Salzes, in Folge deſſen bie Frei⸗ 
gebung des Salzvertehrd in ganz Deutichland und die Aufhebung des Ein- 
fuhrverbots für Salz vervollftändigte diefe Mafregel, die dann in dem nord: 
deutfchen Bundesgeſetz v. 12. Oct. 1867 ihren Abſchluß fand. Hiernach iſt 
vom 1. San. 1868 an die Salzfteuer für inländifches und der Einfuhrzoll 
für ausländifches Salz auf den gleihen Sat von 2 Thl. pro Ctr. geiekt, 
alfo die früher erwähnte Forderung einer principiellen Gleichſtellung von Zoll 
und Acciſe erfüllt worden. Frei von der Steuer ift namentlich das zur Aus— 
fuhr ins Ausland, zu landwirtbichaftlihen (Fütterung, Düngung), zu der: 
jhiedenen gewerblichen Zmweden ꝛc. beftimmte Salz ($ 20 d. Geſ.), wodurch 
lang gehegte Wünfche erfüllt wurden. Doch muß diefes Salz in einer Reihe 
diefer Fälle denaturirt, d. 5. zum Gebraud ala menſchliches Nahrungsmittel 
unbrauchbar gemacht werden. Der Ertrag floß, wie die Zoll: und Rüben: 
fteuereinnahme, in die gemeinfchaftliche Caſſe des Zollvereind, wurde aljo nad 


1) Reiches Material aus den amtlichen Quellen auch hierüber in Hirth's Ann. 
bei. Jahrg. 1868, 1871 ©. 575. Ferner Die vbrehmungen im Preuß. Hand.:Ard. 
2) Rau:Wagner, Finanzw. L, $ 111, 115, 204. 
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der Kopfzahl auf die Staaten vertheilt. Jetzt geht er ohne Weiteres zur 
Dedung der Reichsausgaben in die Reichscaſſe. 

Die bisherigen Ergebniffe der Salziteuerreform wurden wie Diejenigen 
der 1865er Zollieform von den Uebergangsverhältnifien beeinflußt, wonach 
insbejondere Die eriten zwei “jahre 1868 und 69 einiges Anomale zeigen. 
Die Verſchiedenheit der bisherigen Steuerfäße in den einzelnen deutſchen 
Staaten und der ungleiche Unterſchied diefer alten Säge zu dem gleichen 
neuen Sat von 2 Thl. machen es mahricheinlich, daß die Reform in den ver: 
ihiedenen Gebieten Deutſchlands nicht ganz gleihmäßig gewirft hat. Seit 
der Freigebung des Verkehrs mit Salz läßt fich der Conſum der einzelnen 
Staaten aber nicht mehr mit Sicherheit fetitellen, jo daß z. B. Die Daten 
über die in einem einzelnen Staate erfolgte Salzverfteuerung feinen genauen 
Vergleich mit denjenigen der früheren Monopolzeit geftatten. Bei dem ge- 
riigen jpecifiihen Werthe, aljo der ſchweren Transportirbarfeit des Salzes 
über weitere Entfernungen und bei dem Vorhandenjein genügend ftarfer eigener 
Production in mehreren der größeren Staaten (excl. Sachſen) möchte man 
jedoch annehmen, daß die Salzverfteuerung einjchließlich der Verzollung fremden 
Salzes im Einzelftaatögebiete einigermaßen den Conſum im leßteren auch jebt 
noch veranſchaulicht. Es ergäbe fih dann, daß die Conjumtion in Preußen 
vor wie nad) der Aufhebung des Monopols faſt ganz gleichgeblieben, in Würtem- 
berg, Sachſen, namentlich aber in Bayern und Baden nicht unbedeutend zurüd: - 
gegangen ift!). Aus den mit dem Steuerfah ſelbſt (im früheren 
Monopolpreis undin der jetzigen VBerbrauchsfteuer) vorgegangenen Beränderungen 
möchte dieſe Erfcheinung kaum zu erflären fein. Denn in Preußen find die 
neuen Steuerſätze gegen die alten am Wenigſten gewichen, nur in Baden er- 
heblicher gefteigert 2). So muß doch wohl norddeutiches bereit verjteuertes 
Salz mehr nah Süddeutihland gehen oder die für den Conſum allein maß: 
gebenden Kleinpreife, — ſoweit Preile bei einem jo unentbehrlichen Artikel 
enticheiden — müflen fih nad der Aufhebung des Monopol in Folge un: 
genügender Wirkung der freien Soncurrenz erhöht und den Conjum vermin: 
dert haben. Betrachtet man den Zollverein als Ganzes, jo hat fich der Conſum 
von Speiſeſalz pro Kopf nur fehr unbedeutend verringert ®). Er ift aber mit 
nod nicht 16 Pfund ziemlich niedrig, woran die Höhe der Steuer wohl einen 
weſentlichen Antheil hat. Denn der enorme Satz von 2 Thl. pro C. ver: 
theuert dieſes wichtige Lebensmittel ungebührlih und ſpornt gleichzeitig zum 

2) Berfteuert oder verzollt wurde pro Kopf 1869 in Preußen 14,,, Pfund 
gegen eine Verkaufsmenge von 14,,, in 1864—66, in Würtemberg bez. 1A,on und 
18,0, in Sadien 9,,, und 12,,,, in Baiern 16,,, und 20,,,, in Baden 18,5 U. 
23,0, Pfund. Hirth, IV. 577. Im 3. 1870 war die inländ. Berjteuerung ver: 
gliden mit 1869 in Preußen 3,,, Mill. €. gegen 2,9; in 1869, in Bayern O,, 
gegen O,rg5, in nürtemberg OÖ, gegen O,0, in Baden O,ag, gegen Oago, in 
Schfen O,,s, gegen O,.., Mil. C. Die beiden Jahre zeigen aljo jajt gleiche Zif⸗ 
irn, Preuß. Hand.:Arh. 1871 I, 338. 

2) Vgl. auh Rau, Yinanzw., 5. Aufl. $ 186 Anm. 

?) Der Abfab von Speifefal; im Zollverein wird berechnet j. 1861—63 auf 
dp Mil. E., 1864—66 auf den, 186870 auf dns Mill €. (verfteuerted und 
verzolltes Salz) oder pro Kopf in biefen 3 Perioden auf 16,,,, 16,20, 15,6, Pfund, 
Hirth, Ann. IV, 576. 


v. Holgendorff, Jahrbuch L 39 
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Schmuggel und zur Benußung ausgewafchenen oder möglichft wieder gereinigten 
denaturirten Salzes an, wovon fich viele Spuren zeigen follen. 

Damit wird der ſchwache Punct unjerer Salziteuerreform berührt: es 
war das Streben der Betheiligten, vornemlich Preußens, die Kinnahme aus 
der Salzbefteuerung nach Aufhebung des Monopols möglichſt wenig zu ver: 
mindern. Die landwirthichaftlihen und gewerbifchen Intereſſen ſollten durd) 
billiges Salz befriedigt werden, aber das zur menſchlichen Nahrung dienende 
Salz nad wie vor einen weſentlichen Theil der Staatseinnahmen liefern. So 
blieb denn in der Hauptfache der Character der Salziteuer vor wie nad 1867 
derjelbe: der einer harten, übermäßig hohen Kopfjteuer, welche 
mehr noch als andere indirefte Verbrauchäfteuern auf unentbehrlidhe oder ſehr 
wichtige Lebensmittel im wahrften Sinne eine umgelfehrt:progrejiive 
Ginfommenijteuer darftellt, d. h. das kleinere Einkommen mit wachſend 
höheren Steuerjäpen belegt. “Denn kaum bei einem anderen VBerbraucdheiteuer: 
artikel it der Conjum pro Kopf oder pro Familie jo verhältnißmäßig gleich 
hoch bei den Reichen, Wohlhabenden und Armen als bei Salz. a, bei ben 
letzteren ift er wegen der geringen Qualität der Nahrungsmittel mitunter 
vielleicht ſelbſt höher. 

So gebieten die erniteften Rüdjichten auf Geſundheit und Wohl der 
Bevölkerung und auf die Grundſätze der Gerechtigkeit oder Gleichmäßigkeit 
der Beiteuerung das Finanzintereſſe nicht allein in der Ealziteuerfrage ent- 
jcheiden zu laſſen. Freilich bezieht das Deutſche Reich ſchon nad) dem Ertrags⸗ 
ergebniß der Jahre 1868--70 an 12 Mill. Thl. jährlich oder über 91,, Sur. 
pro Kopf aus diejer Steuer 1). Aber diejelbe vertheuert ein unentbehrliches 
Xebensmittel nad) Großpreifen um 300--600°%/, *), trifft die einfachſte kleine 
Arbeiterfamilie von D Kopf (2 Erwachſene und 3 Kinder = 4 Erwachſene 
gerechnet) mit 1 Thl. 7—8 Sgr., die größere leicht mit 1%, —1*, Tbt. 
oder gelegentlich gewiß noch mit faſt 19, des Einkommens, und beläitigt 
endlich doc auch in ihrer jegigen Form den Berfehr und die Salz verbrau: 
chenden Induſtrien und die Landwirthſchaft nicht unbeträchtlih und reizt zur 
Defraudation an. Denn das richtige Denaturirungsverfahren ift nod eine 
- ungelöfte Frage. 

Daß die Ermäßigung oder womöglich gleich die Beleitigung der Salz: 
jteuer, wie in Großbritannien erwünfcht jei, wird ziemlich allgemein zugejtanden. 
Practiiche Finanzmänner jelbft reden jogar, wenn einmal die Reform in der 
angedeuteten Richtung erfolgen fol, lieber gleich der volljtändigen Aufhebung 
als der fuccefjiven Ermäßigung dag Wort, weil in leßteren alle Controten :c., 
der Vermaltungsaufwand doch Diejelben bleiben würden. Man wird dem 
gerne beiftimmen, aber es fragt ſich eben, ob der volle Erſatz raſch genug 


!) Bruttoeinnahme aus d. Steuer 1868—70 10,55, Igor 1O,gn, aus dem ZoUu 
l,ger var, Ares, zuſ. abzügl. Kleiner Ausgabepojten 12,,,, 1a Il,gg Mil. Thl. Er 
gebniß in ber erjten Hälfte 1871 Bruttofteuer I, Mill. Thl. Anichlag im Reichs: 
budget f. 1872 10,,, Mill. Thl. (aljo ohne Zoll). 

%) Die Hamburger Großpreiſe für Salz (Koch: und Seefalz) nad den Win: 
fubrdeclarationen waren 1861—65 0,9, 1860-70 0,,, Thl. pro E. Die Preiſe 
der deutſchen Salgoerie ſind z. Th. nicht unbedeutend höher, aber an 300/, erreicht 
die Steuer oft. ©. Rau a. a. O. " 





xXVI. Reichsfinanzweſen. 611 


und auf einmal in anderen Steuern (Verbrauchsſteuern oder direkten Schakungen) 
gefunden werden kann, da es mindejtens zweifelhaft ift, ob die Kinnahme von 
12 Mill. Thl. bei yünftiger Finanzlage oder wegen entiprechender Verminderung 
der Ausgaben bald entbehrt werden kann. Die Zollreform bietet dazu nicht 
die ausreichenden Mittel, auch wenn der Kafferzoll ausgiebig erhöht wird. 
Auch die bloße Erhöhung der Tabafzölle und Steuern nach dem bisherigen 
oder einem ähnlichen Beiteuerungsmodus, ferner die Steigerung der Brannt: 
mweintteuern gewähren wohl eine anjehnliche Beihilfe, aber ſchwerlich glei einen 
Friag von 12 Dil. Thl. Im Tabatmonopol märe derjelbe freilich reichlich 
zu finden, aber die nunmehrige Cinführung eines ſolchen hat doch erhebliche 
Hedenfen und große praftiiche, aud finanzielle Schwierigkeiten (}. u.). So 
bliebe im Uebrigen nur die Aushilfe in direkten Neichöfteuern, die uns viel 
lieber wären als die Salziteuer. In allen diefen Fällen wird man aber 
oh wohl mit einer einitweiligen Ermäßigung der Salzfteuer vorlieb nehmen 
müſſen, 3. B. auf die Hälfte, oder in zwei periodifhen Neductionen auf zwei 
Trittel und ein Drittel (1!/, und ?/, Thl.). 

Möchte das neue Deutiche Reid) fid) bald mit der Salsiteuerreform be— 
faffen. Die hohe Salzabgabe ift ein Makel im Cinnahmebudget des Reichs 
und einer der beliebteften Angriffspuncte der jocialiftiichen Agitation, welcher 
letzteren man in dieſem alle nicht Unrecht geben Fann. 

c. Die Tabafjteuer!). Auch diefe Steuer iſt als gemeinjchaftliche 
Abgabe Deutichlands oder des Zollvereins erit ein Product der Zollparlaments- 
periode und dur das Geſetz v. 26. Mai 1868 eingeführt worden. Ihre 
Vedeutung liegt bisher nicht in ihrem Ortrage für den Yinanzhaushalt, denn 
dieier ijt bei ihrer jehr niedrigen Höhe ganz unbedeutend. Aber fie bezeichnet 
einen wichtigen principielfen Fortichritt in dem deutſchen Beſteuerungsweſen. 
Einmal, weil dadurd abermals eine Rarticularjteuer zur allgemeinen, aljo 
wet zur Deutichen Reichsſteuer erhoben wurde; jodann mehr noch, weil mit 
ihr ebenfo wie früher mit der Rübenzuckerſteuer (ieit 1841) der erfte Schritt 
wur Befteuerung eine einheimijchen Artikels gemacht wurde, der bei der Ein: 
tuhr aus dem Auslande einem Finanzzoll unterworfen war. Ye bedeutender 
quantitativ und qualitativ die inländiiche QTabafgewinnung wurde, deito mehr 
nahm der Tabakzoll wieder etwas vom Weſen eines Schußzoll® an, wenn 
auch in dieſem Falle wegen der fchmwierigeren und in gewiſſem Grade be: 
ichränkten Vermehrbarkeit der Nroduction und der bleibenden Inferiorität der 
Güte im Vergleich mit den americanifhen Tabafen immerhin in viel geringerem 
Mate als bei Zuder. Dieſer Geftaltung der Dinge, die mie einft beim 
Auder dem Yinanzintereffe widerjpricht, ift durch die Ginführung einer, wenn 
auch noch jo mäßigen inneren Tabakfteuer ein erjtes Hindernig entgegengejtellt 
worden, wie die mannigfadhen Gegner der neuen Steuer wohl begriffen haben. 

Die weitere Entwicklung ijt faum zweifelhaft: fie wird in der allmäligen 
Erhõöhung der heimischen Steuer beftehen, um damit nad dem richtigen Poſtulat 
der Finanzpolitik uud der freihändlerifchen Wirthichaftspotitif einer Gleichftellung 


— 


1) Materialien aus den amtlichen Quellen bei Hirth, Aun. I. u. IV. 578. 
Freuß. Hand.⸗Arch. 1871, II. 612. 
39° 
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zwiſchen Accife und Zoll wenigſtens immer näher zu fonımen. Die Schwierig: 
keiten jteuertechnifher Art in diejer Hinficht find freilich groß. Die gegen: 
wärtige jehr rohe Beiteuerungsform des Geſetzes von 1868 bejeitigt diejelben 
nicht, denn ftreng auf diejer Grundlage ift wohl nur wenjge Schritte in der 
angedeuteten Richtung vorwärts zu kommen. Jede andre Form — vom 
Monopol oder von deſſen vermandtem Gegenjtüd, dem britiichen Verbot des 
inländifchen Tabafbaues abgejehen, mo dann die Erhebung eines ſehr hoben 
Zolls möglich ift — bietet aber ebenfalls große Schwierigkeiten. Dieſe Liegen 
namentlich in den Qualitätsdifferenzen der inländiſchen Tabake unter einander 
und mit den fremden Tabafen. Die Steuer diejen Unterjchieden, aljo einiger: 
maßen dem Werth des Product? anzupafjen, wäre die theoretijche Forderung 
die aber höchftens annähernd durdyzuführen iſt. Die Unterſchiede zu vernad; 
läffigen und einen einzigen Steuer: und Zollfaß zu erheben, wie es ja auf 
bei den anderen Finanzzöllen die Regel iſt, führt große, faum zu übermäl: 
tigende andre Inconvenienzen mit fich, nach der thatſächlichen Lage der Dinge 
mebr und größere als 3. 3. bei Kaffee, Thee, fogar bei Wein, wo der gleiche 
Zolljag für alle Qualitäten auch ſchon bedenklih genug ift und nur wegen 
der fteuer: oder zolltechnifchen Schwierigkeiten, die Qualitäten zu untericheiden, 
beſteht. In England ift die Frage, die Theezölle nah der Qualität des 
Thees abzuftufen, wiederholt erörtert, aber in Ermanglung einer pafjenden 
Löſung immer wieder bei Seite geftellt worden. Mit Rüdfiht auf die vie 
niedrigere Qualität der deutfchen Tabake, felbft der beiten, verglichen mit den 
ausländijchen, aljo namentlich den americanifhen, wird daher aud nur eine 
Annäherung der Steuer: und Zolljäge erjtrebt werden fünnen. Der höher 
Zoll wirkt indefien auch joweit nicht unbedingt als Schutzzoll, als der heimiſche 
Tabak wegen feiner geringeren Beſchaffenheit doch nicht mit dem fremden con: 
currirt. Deshalb wird aud) jene wünjchenswerthe Annäherung der Steuer: 
und Zolljäge dadurd nicht gefreuzt, daß nicht nur der Steuerjag für inlän: 
diſchen Tabak almälig und womöglich relativ ftärfer, fondern auch der ſo 
überaus niedrige Zoll für Tabak noch anjehnlich erhöht wird. Denn Legteres 
ift eine wichtige und bei der heutigen Sadlage unumgängliche Forderung det 
Finanzpolitif in Bezug auf ein Verbrauchsſteuerſyſtem. Der überaus nie: 
rige deutſche Tabakzoll fteht in feinem Verhältniß zum Werthe des Artite, 
ift viel niedriger ald der Zoll auf die meiften anderen Colonialmaaren, groben 
theil® wichtigere und ſchwerer entbehrlihe Confumptibilien, und Hält mit der 
hoben Tabakbefteuerung anderer Länder mit und ohne Monopol jchlechterdings 
gar feinen Vergleih aus. Die Zollerhöhung wird möglidy werben, ohne bat 
der finanzielle Zweck der Mafregel durch die protectioniftiihe Wirkung de 
höheren Zolls zu jehr beeinträchtigt wird, wenn man nur zugleich mit Der 
Steuer einigermaßen in die Höhe geht. Das ijt aber felbit bei deren heutigem 
Befteuerungsmodus wohl ausführbar, wenn derjelbe eine eine Veränderung 
erfährt, welche zuläffig fein möchte. 

Die neue deutiche Tabakbeſteuerung beruht auf den Grundfägen de 
früheren preußiſchen 7) (C. O. v. 29. März 1828), jedoch mit einer bemer: 


1) Sie war fpäter aud in dem innerhalb des Zollvereins beftehenden Zabel: 
fteuerverband eingeführt und auf den Norbdeutichen Bund vor 1869 übergegangen. 
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kenswerthen Abweichung, und gerade diefe gilt es rüdgängig zu maden. Der 
im Zollvereinsgebiet erzeugte Tabak unterliegt nemlich einer Steuer bloß nad 
Maßgabe der Größe der jährlihd mit Tabaf bepflanzten 
Grundftüde, und zwar find für je 6 Du. Ruthen (preuß.) — eine 
ylähe unter 6 R. bei einem Pflanzer ift fteuerfri — 6 Sgr. Steuer zu 
entrihten, oder pro Morgen 6 Thl. Dies beträgt im Durchſchnitt ?/;,—1 Thl. 
pro Sentn. (nad) dem Ernteergebniß v. 1869 etwa 27 Sgr.). Dieje Tabat: 
fteuer ift eine Art Grundfteuer, aber eine folde der roheften Form, da auf 
Lualitätöunterjchiede des Bodens, auf die Größe des Ertrags und auf den 
Werth des Products fo wenig Rüdfiht genommen wird, als auf die Ber: 
Ihiedenheit der Productionskoften. Die Tabakiteuer in diefer Form begünitigt 
indireft den befleren Boden und das befjere Klima. Nach den Angaben für 
169 kommen Ertragsunterſchiede pro Morgen felbit innerhalb eines und dei- 
ielben Zandestheil von 1:18 Eentn. vor, jo daß in einem Falle der Eentn. 
mit 6-XHl., im anderen mit 10 Sgr. beiteuert werden Tann! Durd die 
Preisunterfchiede werden diefe Differenzen mitunter noch geiteigert. Vergleicht 
man auch nur die Durchſchnitte von ganzen Xändern, fo zeigt ſich 3. B., daß 
im J. 1869 in Bayern (vornemlid Pfalz) pro Morgen gemonnen wurde 
ti, Gentn. (mit Ertremen von 16 bis 5 Gentn.), zu einem Mittelwerth von 
11, Th. (Extremen: 17 und 6 Thl.) pro Gentn., d. h. im Durdichnitt 
zahlte der Gentn. 26,, Sgr., oder von jeinem Durchſchnittswerthe 7,,0%',. 
In Pommern — nidt mit den ungünftigiten. Verhältniffen! — war der 
Ertrag pro M. 6,, Centn. zu einem Mittelmerthe von 5 Thl., die Steuer 
alto pro Centn. 28,, Sgr. oder vom Werthe 19,,%0. Dies find nicht 
einmal die größten vortommenden Differenzen?). 

Die unvermeidlie meitere nachtheilige Folge diefer Ungleichmäßigkeit der 
neuen Tabakſteuer ift, daß man ſchwer wagen fann, den niedrigen bisherigen 
Steuerſatz auch nur etwas erheblicher zu erhöhen. Denn dann wird die Un: 
gleihmäßigkeit noch empfindlicher. Kine Steuererhöhung ift aber, wie gelagt, 
in nicht ferner Zeit dringend zu verlangen. | 

Die frühere preußiihe Steuer, jo unvolltommen fie mar, war doch va: 
tioneller als die jebige Steuer. Nah dem Gei. v. 8. Febr. 1819, welches 
die innere Tabafjteuer in Preußen einführte, hatte der Centn. getrodnete 
Zabafsblätter 1 Thl. zu entrichten ($ 27), wobei aljo die Srtragsunterichiede 
des Bodens, wenn auch nicht die Qualitäts- und Preisunterichiede des Pro- 
ducts berüdfichtigt wurden. Nach der ſpäteren, bis zulebt geltenden Gabinets- 
ordre v. 29. März 1828 wurde die Steuer zwar nach der Größe der bebauten 
Grundfläche normirt, aber nad vier verjhiedenen Abftufungen (p. 
ie 6 Qu. Ruthen mit 9, 71/,, 6, 41/, Centn. Ertrag pro Morgen 6, 5, 
4, 3 Sgr.). Das war ein richtiges Princip, fo mangelhaft dafjelbe auch 
durhgeführt wurde ($ 3 d. Geſ.). Diefes Princip gilt es, bei der noth- 
pendigen Reform und Weiterentwidlung der deutichen Tabakſteuer wieder aufs 
zunehmen und beffer durchzuführen, was feine fo überaus fchwierige Aufgabe 
it, Wenn dann die Beiteuerungsmethode auch nody immer große mwejentliche 


1) Etwa andre Ergebniffe 187071, Hand.⸗Arch. 1871 IT, 612. 
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Mängel behält, jo find diejelben doch viel geringer, als in dem jegigen Modus 
und nicht jo groß, daR eine Erhöhung der Steuer ihretwegen unterbleiben | 
müßte. ! 
Die jebige Tabakſteuer ift eine Grundſteuer für mit Tabak bebaut 
Land, Demgemäß muß fie wenigſtens den Anforderungen an eine leidlid 
gute Grundſteuer entſprechen. Das gejchieht, wenn man nad den Grundſätzen 
der Reinertragsbeiteuerung neben der Größe der Fläche auch die Ertragsfähig: 
feit des Bodens, die Durchichnittspreife des Products und annähernd die 
Productionskoften berüdfichtigt. Daten, um hiernad) den ungefähren Reinertrag 
zu ermitteln, laffen fi” gewinnen. Das Ergebniß diejer Operationen oder 
m. a. W. Diejer Kataftrirung des Tabakbodens wird freilich ebenjomenig 
ein ganz genügendes fein, wie bei andren Grundſteuerkataſtrirungen. De 
Umftand, dag der Anbau öfters wechſelt und daß alljährlich bei gewiſſen neu 
mit Tabak bebauten Feldern eine neue Taration erfolgen muß, macht die Ope— 
ration noch etwas fchmwieriger. Aber, immerhin gewinnt man fo eine viel bei: 
jere Bafis für die Tabafbejteuerung als biöher. Die Kojten der Kataftrirung, 
welche natürlich) das Reich tragen müßte, werden nicht jo bedeutend jein und 
fallen bei der bevoritehenden Steuererhöjung weniger ind Gewicht. 

Alsdann kann man erit die Steigerung de Tabakzolls mit Ausjicht auf 
Erfolg ins Auge faſſen. Der jekige Zoll von 4 Thl. pro Gentn. Robtabat 
beträgt von dem Hamburger Durdjichnittspreis aller Sorten v. 1861-6» 
nur 16,,, von 1866 — 70 19,,%,, während ſich 3. B. die Steuer von Tabal 
in England durch Bezollung auf 116—129, im Monopol Frankreichs auf 
0—80, in demjenigen Oeſterreichs auf c. 33, in Rußland auf 19—20 ThL 
pro Centn. ftelt. Die bisherige inländiiche Tabakſteuer Deutichlands beträgt 
meiſt nur %,— dj, Thl. oder weniger im Durchſchnitt. Einen folden 
Steuerſatz beabjichtigte auch die Gejeßgebung und find denigemäß die Ausfuhr. 
vergütungen ($ 8 d. Gef. v. 1868) im Minimum für den Centn. Rob: und 
Schnupftabak von 15 Sgr., für entrippte Blätter und andre Tabakfabricate 
als Schnupftabat auf 20 Sgr. geſetzt, Sätze, die unter Umjtänden vom 
Bundesrath auf 20 und 25 Sgr. erhöht werden dürfen. Nimmt man den 
Preis deuticher Tabake im großen Durchichnitt auf 7—8 Thl. an, fo beträgt 
die Steuer im Allgemeinen etwa zwiſchen 8—14%,. 

Eine Erhöhung des Zolls fucceffiv von 4 auf 8, dann auf 12 Thl. 
pro Centn., der Steuer auf der neuen Bafis von 20—25 Egr. auf ? Tl. 
jpäter bis auf 5 Thl. möchte nicht undurchführbar und voltsr rthichaftlich und 
finanzpolitiih zwedmäßig jein, wenn man dadurch jdhlechtere Steuern, vor 
allen die Salzfteuer, entbehrlih madt. Die Steigerung ded Steuer: und 
Zolljages auf 50— 609), des Werths ergiebt immer noch eine mäßige Ze: 
fteuerung verglichen mit den hauptjächlihen andren europäifchen Ländern. 
Die bisherige Höhe der Zuderfteuern wird dadurch nur wenig überjchritten. 
In obigen Sägen wird die bisherige Differenz zu Gunften des inländiſchen 
Tabaks auch noch theilmeife belaſſen. 

Bor einer ſolchen Reform ift der unbedingt jteuerfähigite Verbrauchs 
artifel, gegen deſſen felbit hohe Befteuerung ſich weniger Bedenken als gegen 
diejenige irgend eines andren Gegenftandes erheben, im deutichen Steueriyiten 
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ohne größere finanzielle Bedeutung. Das iſt ein Fehler, wenn man einmal 
in Verbrauchsſteuern hauptſächliche Einnahmequellen für den Staat eröffnet. 
Tie innere Tabakſteuer, die zuerft im %. 1869 erhoben wurde, ertrug 
1. Zuli 1869/70 O4, brutto, O,ags netto, nach Abzug der Ausfuhrver: 
gütungen und 15°), Erhebungskoſten, 1870— 71 O3350 Und O,ↄ40 Mil. Thl. 
Rehnet man den Ertrag von Tabakzöllen (Rohtabat, Fabricate, Cigarren) 
wit bez. ag: und 2,76 Mil. Hinzu, fo ift dies immer erit Iuog und 
Ines Mill. Thl. im Ganzen oder pro Kopf c. 1,, Sgr. Demgegenüber eine 
Zalziteuer von 9,,, Sgr. pro Kopf, das ijt wahrlid ein irrationelles Ver: 
brauchsſteuerſyſtem! Sropbritannien bezog aus dem Tabafzoll brutto 6,,, M. 
Pf. St. 1870—71 oder pro Kopf etwa 42 Sgr., Tranfreih aus dem Mo— 
nopol netto nach den Anſchlägen der lebten Jahre c. 150 Mill. fr. oder 
pro Kopf c. 38 Sgr., Deiterreich (meitliche3) desgleihen aus dem Monopol 
netto nach dem Anſchlag für 1871 29, Mill. fl. oder pro Kopf c. 28 Sgr. 
Selbjt Rußland bezieht aus der inneren Tabafiteuer 7,, Mil. R. netto 
(1871) 1). 

Entfernt jo hohe Beträge, wie die eritgenannten werden wir in Deutſch— 
land mit unſren Befteuerungsformen nicht erzielen können. ‘Denn das ift 
nur durch Monopolijirung des Tabaks oder durch eine außerordentlich hohe, 
eben deshalb aber ein Verbot des inländiichen QTabafbaues vorausjeßende Be: 
zollung fremden Tabats möglich. Beides Mapregeln, die bloß vom ſteuer— 
techniſchen Standpuncte aus unbedingt den Vorzug vor allen anderen Be: 
jteuerungsformen verdienen. Freilich haben fie in den Ländern, mo fie beitchen, 
und hätten fie vielleicht noch mehr in Deutichland volfswirthichaftliche Nach: 
theile. Dieje können jedoch wohl um der finanziellen Bortheile willen dort mit 
in den Kauf genonmen werden, wo das Monopol oder das engliihe Verbot 
einmal lange Zeit beiteht und geichichtlich überfommen ijt, fo daß ſich die Volks— 
wirthichaft darauf eingelebt hat. Hätten wir in Deutichland ebenfo frühe als 
in anderen großen Ländern eine einheitliche und mächtige Staatsgemwalt gehabt, 
io würden wir durd) ie muthmaßlic auch ſchon fange eine ähnliche Geſetz— 
gebung über Tabaf wie in Frankreich, Defterreih oder Großbritannien erhalten 
haben und uns jekt darein finden, wie die Bevölkerung diefer Yänder es thut. 
Gegenwärtig, wo fi) ein bedeutender Tabakbau und eine blühende “Privat: 
indujtrie der Tabafverarbeitung bei ung unter dem liberalen Beſteuerungsſyſtem 
entwidelt hat, kann zwar immer nod) aus finanziellen Gründen die Einführung 
des Monopols oder vielleicht ſtatt deſſen des Verbots des inländiichen Tabak: 
baues in Frage fommen. Aber die volfsmirthichaftlichen Bedenken find viel 
größer und die finanziellen Schwierigkeiten ebenfalls jehr bedeutend, da eine 
Art Ablöjung der Privatfabrifen oder des Privattabafbaues kaum vermeidlich 
wäre. Freilich möchte die Maßregel finanziell auch dabei immer noch rentiren. 
Tenn auf eine Reineinnahme von einigen 30 Mil. Thl. ließe ſich ſelbſt nach 
Maßgabe öfterreichifcher Verhältniffe in Deutichland wohl ficher rechnen. Dies 
it zwar öfters beftritten worden, weil der Conſum ſich bei viel höheren Preijen 


1) Mandyerlei etwas ältere ftatift. Daten in d. Statiſt. Zufammenjtellung in 
Bez. auf Einfuhrzölle und Verbraucdsfteuern v. Sötbeer, Hamb. 1864. 
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jehr verringern merde, jeboch mit unzureichenden Gründen. In Zeiten einer 
großen Finanznoth, wie etwa jegt in Frankreich, würde bie neue Monopoli: 
firung daher auch bei und wohl ernjtlich zur Sprache kommen dürfen. Glüd: 
licher Weife befinden wir uns nicht in ſolchen Umftänden. Die „franzöfiichen 
Diillionen” würden uns freilih die Ablöfungsfapitalien liefern, aber ungleich 
günftiger ift e8, daß wir gerade durd fie, alfo Danf unferem Krieg von 
1870—71, in die Lage verfettt worden jind, folder Finanzquellen wie bes 
Tabakmonopols entrathen zu können. Cine Errungenihaft des großen Jahres 
mehr! — Die Reform der Tabakbeſteuerung und Bezollung in der beipro: 
denen Richtung ift aber trogdem eine Forderung richtiger Yinanzpolitif. Sie 
wird nicht durch die augenblidliche Finanzlage, fondern durch die Grundſätze 
eines möglichft guten Verbrauchsfteuerigftems nothmendig gemadt. Es ſcheint 
und nicht zu optimiſtiſch geſchloſſen zu ſein, daß auch ohne Monopol oder 
Verbot des Tabakbaues ein Steuer: und Zollertrag von 6—8, vielleicht von 
8—10 Mil. Thl. auf der vorgefchlagenen Baſis erzielt werben fann. De: 
dur würde der Ausfall bei vollftändiger Aufhebung der Ealzfteuer zur Hälfte 
gededt werden können. Kin folches Ergebniß ftände bei den oben proponirten 
Steuer: und Zolljägen in Ausficht, jelbft wenn durch die Vertheuerung des 
Tabaks der zum heimiſchen Conſum verbleibende im Inland gewonnene Tabat 
um ein Drittel und die Einfuhr fremden Tabafs zum Conſum um ein Fünftel 
abnähme !). Als neue Befteuerungsform könnte bei und auch mohl das nui: 
fifche Stempel: oder Banderollenfyftem in Betracht kommen ?). 

d. Die Branntwein- wie die Bier: oder Malzſteuer find leiber nod 
nicht volljtändig Neichsfteuern, fondern Steuern im ehemaligen Norddeutſchen 
Bunde und Südheflen, aber mit Ausnahme der Zollausjchlußgebiete (Ham: 
burg, Bremen ꝛc.), welche auch ftatt diefer Steuern Averfa entrichten®). Ter 
Umftand, daß die drei füddeutichen Staaten an der Branntmeinfteuer der 
übrigen Theile des Reichs nicht Theil nehmen, bat neben den früher erwähnten 
Nachtheilen auch den weiteren zur Folge, daß die im finanziellen mie im voll: 
wirthſchaftlichen Intereſſe münjchenswerthe Annäherung der Steuern von in: 
ländifhem und der Zölle von auswärtigem Branntwein einftweilen noch 
ſchwerer durchführbar ift. Denn dadurch würde die fpätere Ausdehnung dei 
Branntweinfteuerfyftems auf Süddeutſchland vielleicht noch erichwert werben. 
So leidet unter dem jetzigen Zuftande doch die gefunde Entwidelung de 
ganzen Reichdfinanzweiend. Aus der ungleichen Bier: oder Braumalzbefteuerung 
ergeben fich wenigſtens ſolche Folgen nicht, da die Einfuhr von Bier aus dem 
Auslande nah Deutihland von geringer Wichtigkeit ift. 

Auch für die Branntweinfteuer beftand ſchon vor 1866 innerhalb des 
Zollvereing ein bejonderer Steuerverband unter einer Anzahl deutſcher Staaten 


1) Heimifche Probuction an Rohtabak 1867 531,000, 1868 530,000, 1863 
450,000, 1870 482,000 Centner, Einfuhr 1868 793,000, 1869 622,000, 1670 
620,000 Centner, Ausfuhr 1869 117,000 Centner. 

2) Vgl. Rau, Fin. 5. Aufl. $ 440 Anm. k. und Walder, Selbitverm d. 
Steuermei. u. ruff. Steuerreform, Berl. 1869 ©. 315 

2) Weber Branntweinbefteuerung |. Hirth's Ann. 3 an 1871 ©. 588 I. 

(Statift. Abrechnungen). S. auch Rönne a.a. O. 
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und zwar nad) dem lebten Vertrage v. 28. Juni 1864 zwiſchen Preußen, 
Sachſen, Thüringen und Braunfhmweig!). Die preußiiche Beiteuerungsmethode 
war in biefem Verbande eingeführt. Die Beiteuerung jollte einen Ertrag 
von. 19/,, Sgr. für das preußifhe Quart Branntwein von 50 Proc. Alkohol: 
ftärfe nah Tralles fihern. Die Einnahmen waren gemeinſchaftlich fomohl in 
Betreff der inneren Branntweinfteuer al® der Uebergangsabgabe von Brannt- 
wein, die nah Mafgabe der Zollvereinsverträge von dem aus anderen Zoll: 
vereinsftaaten eingehenden Branntwein erhoben wurde. Die Berbanditaaten 
durften für Erhebungsfoften der Steuer und der Uebergangsabgabe einen Abzug 
von 5°/, machen. Im Verordnungswege wurde dieſe Gefebgebung in den an: 
nectirten Provinzen Preußens im %. 1867 in Kraft geſetzt. Oldenburg ſchloß 
fih dem genannten Bertrage von 1864 ebenfalls an. Durch Art. 35 der nord- 
Deutihen Berfaffung war dem Bunde die Gejeßgebung über die Branntweinbe: 
fteuerung ausjchließlich übertragen und demgemäß ift dann das Branntweinfteuer: 
geiet v. 8. Juli 1868 erlaffen worden. Dafjelbe führte die in den andren Theilen 
des Norddeutihen Bundes beitehende Branntweinfteuer in beiden Mecklenburg, 
Lauenburg, Lübeck, in gemiflen hamburgiſchen und preußifchen Gebietstheilen, 
die entweder ſchon in der Zolllinie lagen oder jpäter darin einbezogen werden 
follten — was einige Mal ftattfand, — ferner in Nordheſſen ein und ent: 
hält die näheren Beitimmungen über die Beiteuerung in vollitändiger Zu: 
fammenitellung und 3. Th. neuer Redaction. Südheflen trat dur Vertrag 
Heſſens mit dem Norddeutichen Bunde v. 9. April 1868 dem norddeutfchen 
Branntwein- und Bierftenerigftem bei?). 

Die Branntweinfteuer iſt entweder eine Maiijchbottigfteuer oder 
eine Branntweinmaterialfteuer. Die erite wird bei der Bereitung 
des Branntweins aus Getreide oder anderen mehligen Stoffen nad dem Raum- 
inhalt der zur Einmaiſchung oder Gährung der Maiſche benutzten Gefäße mit 
3 Sgr. für je 20 preuß. Quart erhoben. Gewiſſe Hleinere, nur im Winter 
betriebene landwirthichaftlihe Brennereien entrichten bloß 2!/, Ser. 

Die zweite wird bei der Bereitung des Branntweins aus nicht mehligen 


— — — — 


1) Ueber die Beſteuerung innerer Erzeugniſſe, außer Branntwein auch des Tabaks, 
des Biers und Weins, zwiſchen den genannten Staaten und Churheſſen, Hannover, 
Tidenburg, „Frankfurt beitanden ſchon ältere Verträge, wonach ein ober mehrere 
der genannten Artifel in allen ober in einer bejtimmten Reihe biejer Staaten einer 
gemeinjhaftlihen Steuer unterlagen. Erneuerung und Erweiterung dieſes Syſtems 
befonderer Steuerverbände bei der neuen Regelung ber Zolivereinsverhältniffe im 
3. 1864. Daher eine Anzahl verſchied. Verträge zwiſchen mehreren diejer Staaten 
> 27. und 28. Juni und 11. Juli 1864. Vgl. diefelben u. A. im Preuß. Hand.⸗ 

Arc. 1864 II. Beil. zu Nr. 35. In dem Art. 11 des Vertr. v. 28. Juni 1864 
zwiſchen Preußen, Sachjen, Thüringen und Braunfchmeig find die älteren Verträge 
ʒwiſchen dieſen Staaten aufgeführt. 

2) Für die hohenzollernſchen Lande gilt das beſondere Branntweinſteuergeſetz 
des Norddeutſchen Bundes v. 4. Mai 1868, mit anderer Veranlagungsweiſe und 
niedrigerem Satze. — Für die Theile des Bunbeögebiets, in melden das erwähnte 
Geſetz vom 8. Juli 1868 nicht Anwendung findet, ift am 8. Juli ein bejonderes 
Geſetz, betrefiend bie ſubſidiariſche Haftung des Brennerei-Unternehmers für Zuwider⸗ 
handlungen gegen bie Branntmweinfteuergejeße durch Nerwalter, Semerbögehilien und 
Hausgenoſſen erlafien. 
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Stoffen nach der Menge der dazu verwendeten Materialien angewendet, und 
zwar für den Eimer zu 60 preuß. Quart eingeitampfte Weintreber, Kernobit 
oder Treber von Kernobft und Beerenfrüdhten aller Art mit 4 Sgr., für ben 
Eimer Trauben oder Obftwein, Weinhefen oder Steinobft mit 8 Sgr., bei 
andren nicht mehligen Stoffen mit einem dem Normaljat von 19/,, Sur. 
pro Quart Branntwein zu 50%, Alkohol nach Tralles entiprechend zu be: 
ftinnmenden Sate berechnet. Trotz dieſes Normalfates von 18,989, Pfennig 
(12 auf den Sgr.) beträgt die Ausfuhrvergütung für das Quart genannten 
Branntweins nur I1 Pf., wodurd ſchon anerfannt wird, daß jener Normal: 
fat jet lange nicht mehr erreicht wird. 

Nah den Prodnctionsverhältniſſen Norddeutjchlands wird Branntwein 
bei Weitem überwiegend aus Getreide und Kartoffeln gewonnen, mobei die 
Maiſchraumbeſteuerung Anwendung findet. Die jteuertechniihen Mängel dieſer 
Methode wie der Materialiteuer, beides Beitenerungen nad) der Rohſtoffmenge, 
find befannt. Beide Steuerformen verdanfen ihre Beibehaltung auch nur dem 
Unmftande, daß die jonitigen Beſteuerungsmethoden im Wefentlichen nicht beffer 
jind und die rationellite Methode, die Beiteuerung nad) den reinen Alkohol, 
aljo nad dem Fabrikat ftatt nach dem Rohſtoff, techniſch noch nicht genügend 
durdgeführt und die Defraudation dabei nicht entfernt hinreichend ficher ver: 
hütet werden fonnte, wie erjt wieder der Verfuch in Oeſterreich gezeigt hat. 
Großbritannien erhebt die Steuer allerdings nad) dem Yabrifat, aber wendet 
auch jehr umfaflende Controlen und Beichränfungen der Production an, welche 
bei uns kaum in Erwägung kommen fönnen. Bei der Rübenzuderfteuer haben 
wir bisjett aud) noch die Bejteuerung nad dem Robitoff. Diejelbe ijt indejlen 
bier doch nicht jo unvollfommen, als bei dem Branntwein. Der Uebergang 
zur Fabrikatſteuer ift übrigens auch beim Rübenzucker mehrfah und nod 
neuerdings wieder angeregt worden. 

Die wirflide Höhe der Branntweinfteuer läßt ſich wegen der genannten 
Beiteuerungsmethoden nicht genau angeben. Sie ſchwankt jedenfalls nad der 
Beichaffenheit der geernteten Producte, nah den Gegenden und nad dem 
Stande der Technik in den einzelnen Brennereien nicht unbeträchtlih. Nimmt 
man die vieleicht etwas zu niedrige Ausfuhrnergütung zur Grundlage der Be: 
rechnung, jo würden 100 Quart 3 Th. 1°/, Sgr. zahlen. Ueber 31/, Thl. 
darf man den Steuerſatz ſchwerlich anfchlagen. Selbit der Normaljag von 
19,6 Sgr. ergiebt nur 5 Thl. 6 Sgr. Das ift ungemein wenig, verglichen 
mit dent betreffenden Cinfuhrzoll, mit dem Werthe und der Steuerfähigfeit 
des Artikels, mit den Steuer: uud Zollſätzen andrer Verbrauchögegenjtände in 
Deutichland und den Branntweinjteuern anderer Ränder. 

Der deurfche Einfuhrzoll beträgt für alle Arten Branntwein (einſchließlich 
Arrak, Rum :c.) 6 Thl. pro Gentner oder pro 100 Quart 13 Thl. 8 Sur. 
(nad Sötbeer), alſo, verſchieden nach der Alkoholſtärke, mindeſtens das Doppelte, 
mitunter wohl bis zum Vierfahen der inländifhen Branntweiniteuer. Rad 
hamburger Durchſchnittswerthen, berechnet nach den auf Grund der Börien: 
preife beclarirten Einfuhren, beträgt der beutiche Zollſatz vom franzöſiſchen 
Branntwein 1861—65 c. 33, 1866—70 47,495, vom Korn: und Kar: 
toffelbranntwein bez. 108 und 87°%/,. Die inländifhe Steuer von lehterem 
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wird fih nur auf c. 22—23%/, belaufen. In Großbritannien beiteht nach 
den neueren Sandelsverträgen eine Gleichſtellung zwilchen Zoll und Acciſe auf 
Epirituofen, wobei zum Zoll nur ein Kleiner Zuſchlag als Erſatz der indi: 
reften Koſten tritt, welche die Controlen ꝛc. dem inländiichen Producenten 
verurfahen ). Sötbeer berechnet den englifhen Zolliab für 1867 auf 
353°, und 871, Thl., die Steuer auf 84 Thl. pro 100 preuf. Quart 
(30% ,). In Frankreich wurde vor dem Kriege ein Cingangszoll erhoben 
von 2 Thl. 81/, Ser. und 4 Thl. 17 Sgr. (je nachdem in Fäſſern oder 
Flaſchen) pro 100 Quart, wozu dann für aus: und inländijche Spirituojen 
die Steuer mit 12, Thl. — 13, Thl. tritt. 

Natürlich find die Erträge der Zölle und Steuern bei dieſen niedrigen 
Sätzen in Deutfchland viel geringer ala in den beiden andren genannten 
Yindern oder als etwa in Rußland. An den 3 Jahren 1868— 70 mar die 
Einnahme aus Gingangszoll von Branntwein im Zollverein O,sgs, Opa, 
und Oo, Mill. Thl., diejenige aus der Branntmweinftener im norddeutſchen 
Steuerverband nad Abzug der Ausfuhrvergütungen Ilyeo, 11,577 in 
1868 und 1869, oder pro Kopf 11 Sgr. 9 Pf., 12 Sgr. 4 PR Sm 
Budget für 1871 und 1872 find an Branntmeinfteuer (und Uebergangsab: 
gabe) veranihlagt 9,5, und 10,288 MM. Th. Für Großbritannien be: 
rechne Sötbeer 1864 69 Sgr. pro Kopf als Acciſeertrag. Im Yinanz: 
jahr 1870 — 71 bezog es brutto Ayo Mil. Bi. St. Zoll und Ilyes 
Acciie aus der Spirituofenbefteuerung oder c. 102 Sgr. pro Kopf. Frank— 
reih erwartete im Budget f. 1871 eine Bruttoeinnahme aus allen Getränke— 
tteuern von 217,9, Mill. Pr, pro Kopf c. 46 Sgr., wobei freilid) die innere 
Leinbeiteuerung ins Gewicht fällt. Rußland ſchlägt den Nettoertrag jeiner 
Serränfefteuer (meiit Branntwein) auf 141,23 MU. R. für 1871 an. 
Tiefe und andre Vergleihe mehr ergeben ein großes Mipverhältnig 
der deutfchen Branntwein: und im Grunde der Getränfebejteuerung über: 
haupt in unferem Verbrauchsſteuerſyſtem. 

Die Richtung, in welcher eine Reform vor fi gehen muß, fcheint mir 
nicht zweifelhaft zu jein. Auch bei aller begründeten Rüdjichtnahme auf die 
Intereſſen und die eigenthümlichen Productionsbedingungen eines großen Theils 
der norddeutſchen Landwirthſchaft ift eine Erhöhung der inneren Brannt—- 
weinfteuerfäte und eine Annäherung bderielben an den Zoll ernitlih ins 
Auge zu faſſen. Vielleicht kann felbft der Zoll noch erhöht werden. Mag 
dann auch der Conſum etwas abnehmen, mas in einer Beziehung ein Vor: 
tbeil ift, jo darf man doch auf eine anjehnlic) höhere Einnahme aus dieſer 
Steuer rechnen. Darin liegt das Hauptmittel neben der Tabakſteuerreform, 
um den Ausfall bei der Salziteuer auszugleichen und womöglich aud Die 
Matricularbeiträge weiter zu ermäßigen. Die Intereſſen der Landwirthſchaft 
werden durch eine richtige und genügende Höhe der Ausfuhrnergütungen wahr: 
genommen werden müffen. In dieſer Hinficht hat die den Kandelsvertiägen 
widerfprechende differentielle Zollbelajtung des eingeführten Sprits in Italien 
(3. Th. auch in England, Belgien) für Deutſchland indirelt auch eine finan- 


1) A. Wagner, Zölle, im Staatömwörterb. XI. 365 fi. 





620 XVII. Reichsfinanzweſen. 


zielle, nicht nur eine handelspolitiſche Bedeutung 1). Denn die Erſchwerung 

des deutichen Erports hindert uns leicht noch mehr an der Steuerreform. 

Die letztere ijt aber, wie gefagt, von der Ausbehnung ber Branntwein: 

. beiteuerung auf Süddeutichland wohl mit abhängig, weshalb dieſe dringend 
in Bälde zu wünſchen it. | 

e. Die Bier: oder Braumalzfteuer 2). Ihre Geftaltung innerhalb 
des Zollvereind vor mie nach 1866 bietet manche Aehnlichkeit mit derjenigen ber 
Branntmweinfteuer. Zwiſchen Preußen, Sachen, Braunſchweig und Thüringen 
beitand Bierjteuergemeinfchaft, die zulegt durch den Vertrag v. 28. Juni 1864 
geregelt worden iſt. Die Befteuerung des Braumalzes erfolgte in Sachſen 
und Braunſchweig nad den preußifchen Beftimmungen, in einzelnen thüringifchen 
Staaten etwas abweihend. Dfdenburg trat diefem Bertrage 1867 bei, die 
norddeutiche Bundesverfaffung unterftellt die Bierbefteuerung dem Bunde, und 
Heſſen erklärte fih durch den Vertrag v. 9. April 1868 bereit, Tobald eine. 
gemeinfame Geſetzgebung über die innere Befteuerung des Bier im Bunde 
zu Stande gekommen fein werde, dieſelbe auch in Südheſſen einzuführen. 
Durch da8 Bundesgejek vom 4. Yuli 1868 ift die preußiiche Befteuerung 
des Braumalzes auf die übrigen innerhalb des Zollvereins liegenden Gebiete 
„des Bundes ausgedehnt worden, doch blieb in Heſſen die Steuer beim Alten. 
Da bier jedoch, ebenfo wie in Coburg und Meiningen höhere Steuerläte 
beitehen, jo wird bei der Abrechnung über die Einnahme das Plus gegenüber 
den allgemeinen Säten diefen Staaten zu Gute gerechnet. Sonit beiteht 
freier BVerfehr für Bier in dem genannten Gebiete. Für das aus den drei 
ſüddeutſchen Staaten eingehende Bier wird auf gemeinihaftlihe Rechnung eine 
Mebergangsabgabe erhoben. Das vorgenannte Geſetz vom 4. Juli 1868 ent: 
hält die näheren Beitimmungen über die Befteuerungsformen, Controlen, De: 
fraubationsftrafen ze. in Geſetz vom 8. Juli 1868 regelt die fubfidiariiche 
Haftung de8 Brauereiunternehmers für Zumiderhandlungen gegen die Brau- 
malziteuergefeke durch Verwalter, Gewerbsgehilfen und Hausgenoſſen. 

Der Steuerfaß ift 20 Sgr. für jeden Centner Malzichrot oder Getreide: 
ſchrot, welches zum Bierbrauen verwendet wird®). Ungefähr diefem Sate 
entiprechend beträgt die Uebergangsabgabe von Bier !/, Thl. pro Center. 
Der Zoll auf ausländifches Bier ift dagegen 20 Sgr. pro Centner, fo daß 
eine differentielle Begünftigung des heimifchen Biers ftattfindet, die indeſſen 
nad den Productions: und Abſatzverhältniſſen kaum protectioniftifch wirkt, noch 
die Einnahmen beeinträgt. Außerbem befteht ein Zoll auf Hopfen, jekt von 
1%, Th. Malz ift zollfrei. 

Dieje Bierbefteuerung ift ebenfalls niedrig, verglichen mit der baierijchen oder 
englifhen. Die englijhe Malzaccife ift etwa viermal fo hoch als die deutſche 
(2 Thl. 22 Sgr. pro Gentner), der Einfuhrzoll auf Malz nocd höher. Theils 
bes ſchwächeren Confums megen, theils in Folge ber niedrigeren Steuern iſt 


'). Vgl. über bie Klagen beſonders gegenüber Jtalien Meyer, d. norbdeutfche 
Spiritugerporthandel im Deutfchen Economtit, 1872 Probenummer. 

2) Vogl. Hirth, Ann, 1868, dann 1871 S. 585. Rönne, a. a. O. S. 9). 

2) Auch Eſſigbereitung in Verbindung mit Bierbrauerei ober in eigenen An: 
jtalten zum Verkauf von Cifig aus Malz; im Großen ift fteuerpflichtig. 
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der Ertrag in Norddeutſchland viel ſchwächer als in Großbritannien oder 
Baiern. Die Bruttoeinnahme Norddeutſchlands an Braumalzſteuer und Ueber⸗ 
gangsabgabe war 1868 -70 Iaıa, Z487, Ion Mill. Th. Die Netto: 
einnahme, nach Abzug der 15°), Erhebungskoſten und der Ausfuhrvergü- 
tungen und der Abrechnungen mit Hefjen ꝛc. 2,741, 3roosr 3.006 Mill. Thl., 
nach den Budgets f. 1871 2,,87 und 1872 Igı, Mil. Th. Für 1869 
und 70 kommt auf den Kopf 3 Ser. 1,5 Pf. Die Zolleinnahme des Zoll: 
vereins für Bier war 1869 und 70 87,000 und 78,000, für Hopfen 79,000 
und 37,000 Thl. Dagegen bezog z. B. Großbritannien 1870—71 blog 
aus der Malzaccije 6,955 Mill. Bi. St. oder c. 45—46 Sgr. pro Kopf, 
Baiern (tedtörheiniich, incl. 100,000 fl. Steuerbeiihlag aus der Pfalz) aus 
dem Malzaufichlag brutto 1865 — 66 10,545, 1868 8,328, (Netto 8,333), nah 
dem Anſchlag f. 1870 9,90 Mil. fl. oder 1868 immer noch 31, Sgr. 
pro Kopf. Auch in Defterreich ift der Ertrag der Bierjteuer viel höher, im 
Budget f. 1871 wird er bei der inneren Steuer f. Weitöfterreih auf 
17,905 MU. fl. veranichlagt oder pro Kopf c. 17—18 Sgr. Sogar in 
Frankreich ijt der Ertrag größer. 

Diefe Vergleiche legen es nahe, auch in Norddeutſchland an die Erhöhung 
der Bierjteuer zu denten, wie bei Tabak und Branntwein. Die ſüddeutſchen, 
befonders die baieriichen Verhältniſſe werden vermuthlich ebenfalls darauf Hin: 
drängen. ine mäßige Erhöhung des Steuerjages erſcheint auch faum be: 
denklich, wenn dadurch wieder andre fchlechtere Steuern entbehrlich werden und 
die Gemeinfcaftlichkeit der Bierfteuer im ganzen Deutichen Reiche ji) dann 
möglid erweilt. Aber gegen eine bedeutende Erhöhung Iprechen doch ernit: 
lihe Gründe. Der Bierconfum, der in Norddeutichland ja einen großen 
Aufihwung genommen hat, muß gerade hier immer noch paſſend gegen den 
Branntweinconfum begünftigt werden. Cine hohe Bierfteuer vertheuerte ferner 
ein gejundes Boltsnahrungsmittel von großer Bedeutung, jo dag auch die 
-Befeitigung der Salziteuer nicht durch die Steigerung der Bierfteuer erfauft 
werden jollte. — 

Hiermit haben wir die Beiradhtung der Zölle und Verbrauchsſteuern des 
Reichs erledigt. Man fieht, jo Manches gegen einft auch auf diefem Gebiete 
gebefjert worden ift, es bleibt noch viel für die Fortentwidlung im neuen 
Reihe zu thun übrig. Einige Forderungen, namentlich Hinfichtlich der Salz: 
iteuer, find dringend. Es wird nicht alles auf einmal erfüllt werden können, 
mas zu wünſchen ift, aber ein feiter Finanzreformplan in Betreff der zu er: 
ftrebenden Geftaltung im Ganzen follte doch von vorneherein leiten. Das 
Ob und Wann der Ausführung und in Hinficht des Details auch das Wie 
hängt freilid vor Allem von dem Gange der Politik ab. — 

HI. Andre bejondere Reihsfteuern. Im Art. 4 der deutichen 
Reichsverfaſſung, wie ſchon früher in demjelben Artifel der norddeutichen 
Bundesverfaffung find ausdrücklich dem Reiche und feiner Geſetzgebung auch 
„Die für Bundeszwede zu verwendenden Steuern“ unterftellt. Nach dem Ar: 
tifel 70 beider Verfaſſungen jollen ferner die gemeinjchaftlichen Ausgaben, fo: 
weit fie nicht durch die Ueberjchüffe der Vorjahre und die aus den Zöllen 
gemeinjchaftlichen Verbrauchsfteuern und aus dem Boft: und Telegraphenmejen 
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fließenden gemeinfchaftlichen Einnahmen gededt werden, dur Beiträge der 
einzelnen Bundesftaaten aufgebracht worden, „iolange Reichsſteuern nicht ein: 
geführt find“. Hieraus ergiebt ſich alfo für dag Reich das verfafjungsmäßige 
Recht, neue Reihöfteuern, d. h. auh andere als die Zölle und Verbraud:: 
jteuern, einzuführen. Nah dem Wortlaut der Verfaſſung erſcheint dieſes 
Recht etwas verclaujulirt, als ob jolhe Reichsſteuern nur an die Stelle der 
Matricularbeiträge treten dürften. Da indeflen lettere jelbit feine verfafjungs: 
mäßig auf einen abjoluten Betrag firirte Höhe haben, jondern das nach Abzug 
der andren Kinnahmen an Zöllen 2c. noch verbleibende Deficit decken müflen, 
io befteht doch Fein Hinderniß, auch von anderen Reichsſteuern umfaflend 
Gebrauch zu machen und 3. B. directe Steuern an Stelle von Xerbrauds: 
jteuern treten zu laffen, was mitunter nicht wird ausbleiben fönnen. Die 
Tertredaction iſt nur, wie bei fo vielen unjerer neuen Geſetze, feine ſehr 
glüdliche. 

Bisher hat das Reich von dem Rechte, neue Steuern einzuführen, nur 
in einem untergeordneten Falle und in Verbindung mit einem anderen Gefete 
(Stempelung der fremden Prämienjceine, f. u.), defien Hauptzwed fein finan: 
zieller war, jelbjtändigen Gebrauch gemadt. Es hat jedoch die im Nord: 
deutichen Bunde (ercl. Hohenzollern) durch Geſetz v. 10. Juni 1869 als 
Bundesiteuer eingeführte Wechſelſtem pelſteuer übernommen, da die vier 
ſüddeutſchen Staaten diejem Geiete beigetreten find 1). Auch auf Hohenzollern 
und durch das Geſetz v. 14. Juli 1871 auf Elfaß: Lothringen it dieſes 
Nechjelfternpelgeieß ausgedehnt worden und fteht jekt als Reichögejeg in Kraft. 
Da die Ginzeljtaaten vorher auf ihre Rechnung die Wechſel in der Yorm 
eines Mechfelitempels zu befteuern pflegten und dieſe Abgaben gleichzeitig auf: 
gehoben wurden ($ 25 d. Gei.), jo griff das neue Geſetz in die Finanzen 
der Ginzelftaaten ähnlich wie das Toftgeieß ein. Daraus erflärt fih eine 
analoge Uebergangsbejtimmung wie in Betreff der Verrechnung der Roftüber: 
ſchüſſe. Nah F 27 des Geſetzes erhält nemlich jeder Bundesſtaat von der 
jährlichen Sinnahme der in jeinem Gebiete debitirtien Wechjelftempelmarten 
und gejtempelten Blankets bis Ende 1871 36, für 1872 und 1873 24, 
für 1874 und 1875 12%, von 1876 an dauernd 2%), aus der Bundes: 
falje als Vergütung gewährt. 

Der Abgabe unterliegen gezogene und eigene Wechſel und an Ordre 
laufende Zahlungsveripredjen (Billets à ordre), jomwie die von Kaufleuten oder 
auf Kaufleute ausgeftellten Anmeijungen jeder Art auf Geldauszahlungen, 
Accreditive und Zahlungsaufträge, gegen deren Vorzeigung oder Auslieferung 
die Zahlung geleiftet werden fol, ohne Unterichied, ob diejelben in der Form 
von Briefen oder in anderer Ferm ausgeftellt worden (6 1, 6 24) Bereit 
jind von Wechſeln nur: die vom Ausland auf das Ausland gezogenen, nur 
im Auslande zahlbaren Wechfel, ferner die vom Inland auf das Ausland 





1) ©. Hirth, Ann. I. ©. 1011 fi., IV. 592. Rönne, ©. %. In 
Norddeutſchland ift das Geſetz feit 1. an. 1870, in Würtemberg, Baden, Südheſſen 
und Hohenzollern feit 1. Jan. 1871, in Baiern feit 1. Auli, in Elſaß-Lothringen 
feit 15. Aug. 1871 in Wirkſamkeit. 
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gezogenen, nur im Auslande und zwar auf Sicht ober ſpäteſtens innerhalb 
LO ıgen nach dem Tage der Ausitellung zahlbaren Wechiel, jofern jie vom 
Aussteller direct in das Ausland remittirt worden (K 1). Sodann find von 
oben genannten mechlelähnlichen Papieren befreit — ein wichtiger Punct für 
die Entmwidlung unſeres zurüdgebliebenen Credit: und Bankweſens —: Die 
itatt der Baarzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren Plakanmeijungen und 
Checks 1), wenn jie ohne Accept bleiben, andernfalls muß die Verjteuerung 
erfolgen, ehe der Acceptant Anweiſung oder Che aus den Händen giebt ?); 
ierner jind jtempelfrei Banfnoten und andre auf den Inhaber lautende, auf 
Sicht zahlbare Anweijungen, welche der Ausſteller auf jich ſelbſt ausitellt; 
endlich gewiſſe Accreditive ($ 24). Zum Zwecke der Bejtenerung müfjen 
Blanfets, welche mit dem Bundesſtempel veriehen jind, oder Bundesſtempel⸗ 
marken, in vorgeichriebener Weile zu verwenden, benußt werden 3). 

Die Höhe der Abgabe beträgt für die Wechfel: 2c. Summe von 50 Thl. 
oder weniger (aljo ganz pafiende Bejeitigung der früheren preußiichen Steuer: 
freiheit der Wechjel unter 50 Th.) 1 Sgr., von über 520 — 100 Th. 1!,,, 
von über 100—200 Th. 3, von über 200-300 Th. 4, und für jede 
jerneren (au nur begonnenen) hundert Thl. der Wechſelſumme 11, Sur. 
mehr. Dieſer Sat, der alſo nur bei Kleinen Wechſeln 1,, p. Mille etwas ſtärker 
überschreitet, ift mäßig. Die Wechielftempeliteuer läßt ji als Verkehrsſteuer 
echt wohl in Schuß nehmen. Sie wirkt thatſächlich wohl meiſtens als eine 
Art Einkommen- oder Gewerbeſteuer und trifft dasjenige Sinfommen vornehmlid,, 
welches durd) andre direfte Ertrags- oder Einkommenſteuern ſchwer entjprechend 
getroffen werden kann: das Einkommen der Handeltreibenden. In Deutſch— 
land Hat jie als Reichsjteuer noch den weiteren bejonderen Bortheil, die mehrfach 
abweichende particuläre Steuergejeßgebung bejeitigt zu haben, jo daß ſie ver: 
gliherr mit den früheren Abgaben, an deren Stelle fie trat, auch als nicht 
unmejentliher Yortichritt in volkswirthichaftliher Bezichung erſcheint. 

Der Geſammtertrag iſt begreiflic) nicht fehr bedeutend und für dag Neid) 
vorläufig noch durch die Abzüge zu Gunſten der Ginzeljtaaten gejchmälert. 
Fr war im erften Jahre 18:0 1,520,448 Thl., wovon der Bundescajje nad) 
Abzug der Antheile der Einzelſtaaten 973,087 Thl. verblieben. Der Bor: 
anjchlag 7. 1871 (mod ohne Süddeutichland) ergiebt 896,000, für 1872 
1,325,920 Thl. (mit Güddeutihland und Elſaß) für den Bund allein. 
Die Statijtit der Erträge in den Einzelſtaaten liefert einen intereffanten Beitrag 
zur Kenntniß der Größe des Wechjelverfehrs und indireft des Handels und 
Geldgeſchäfts *). 


1) Hierunter find Anmeijungen auf ein Guthaben des Ausftellers bei dem 
die Zahlungen bdejjelben bejorgenden Bankhauſe oder Geldinjtitute nach dem Geſetz 
verftanden : alfo Doch nicht blos Guthaben aus den Tepofiten ꝛc., jonbern auch aus 
gewährten Grediten (mit und ohne Dedung). 

2) Nachbarorte, wie Hamburg : Altona, Nürnberg : yürth, Elberfeld : Barmen 
u. a. m. gelten bierbei al3 ein Bla. Vgl. die Bekanntmachung v. 23. Jyni 1871, 
d. Reichöfanzleramts z. Ausführ. d. Wechſelſtempelgeſ. 

8) ©. Bekanntmach. d. Reichskanzleramts v. 11. Aug. 1871 über Reichsſtempel⸗ 
marfen und Blanfets. 

*) U. 9. bei Hirth, Ann. IV, 593. 
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Einige Verwandſchaft mit der Wechjelitempelfteuer hat die Stempelabgabe, 
welche nad) dem Gefege v. 8. Juni 1871 für die im inneren deutſchen Ber- 
kehr zugelaſſenen fremden Prämienſcheine auf den Inhaber im Betrage von 
5 Sgr. für Xoosftüde unter und bis 100 Thl. Nominalwertd und 10 Sgr. 
für größere Stüde zu entrichten war. Der Ertrag diefer Abgabe floß zur 
Reichscaſſe. Er ftellt freilich nur eine einmalige Einnahme dar, denn die Ab: 
ftempelung bezog ſich nur auf Xoofe, die vor dem 1. Mai 1871 außgegeben 
und bis zum 15. Juli 1871 zur Wbftempelung eingereicht waren. Als 
Gebühr kann diefe Abgabe nicht mohl betrachtet werden, ald Steuer war 
fie nicht ohne principielle Bedenken. Richtiger wäre wohl die unentgeltliche 
Stempelung gemejen ?). 

Bon der Einführung weiterer Reichsſteuern oder der Hebertragung anderer 
Particularfteuern auf das Reich iſt hie und da ſchon die Rebe gemejen. So 
hat z. B. der preußifche Finanzminifter einmal eine Aeußerung hinſichtlich der 
Uebertragung der Gemwerbefteuer auf das Reich fallen laffen. Bei der Ver: 
jchiedenheit diefer Steuer oder der ihr ala Erſatz oder Ergänzung dienenden 
in den verjchiedenen deutichen Staaten erfchiene dies kaum fehr zwedmäßig. 
Die Einführung einer neuen Reichsgewerbeſteuer entfpräche zwar dem Weſen 
der durch den Zollverein erſt geichaffenen wahren einheitlichen deutfchen Volks⸗ 
wirthſchaft. Allein eine gute Gemwerbefteuer ift ein noch ungelöftes fteuer: 
technisches Problem. Unſere modernen Gewerbjteuern mit ihren Claſſenſchemas 
werden nur ſehr euphemiftifch „rationell" genannt. Die preußifche Gewerbe: 
fteuer enthält einige vorzügliche Elemente, wie namentlih die Bildung der 
berufögenoffenfhaftlihen Steuergefellihaften, aber zwiſchen den verjchiedenen 
Steuergruppen befteht feine gehörige Verbindung und Gleihmäßigfeit und bie 
Steueranfäte find im Ganzen recht willkührlich. 

Zmwedmäßiger erfcheint die auf dem Kongreß bdeutfcher Landwirte in 
Berlin im Februar 1872 angeregte Uebertragung der diverfen ſog. Stempel: 
abgaben (auf Eigenthumswechſel im Grundeigenthum u. f. m.) vorm den Einzel: 
ftaaten auf das Reid. Viele diefer Abgaben find allerhöchſtens nur als mä: 
Bige Gebühren, nicht wie jekt, als hohe Verkehrsfteuern zu rechtfertigen 
und beizubehalten. 

Die beite Ausbildung eines direkten Reichsſteuerweſens möchte in ber 
Einführung einer Reiche: Claſſen- und claffificirten Einkommenſteuer weſentlich 
nach dem befannten preußiichen Borbilde, dem Gefete vom 1. Mai 1851, 
liegen. Denn troß aller Mängel haben diefe preußifchen Steuern doch ihre 
großen Vorzüge und möchten zu den beiten derartigen Steuern zählen. Kir 
würden joldhen Steuern den Character eines Supplementärſteuerſyſtems neben 
den direften Randesfteuern (Grund:, Gebäube:, Gemwerbe-, 3. Th. auch Lohn:, 
Befoldungs:, Kapital, oder Leihzinsfteuer) und zur Ergänzung des Reide 
Zoll: und Verbrauchsſteuerſyſtems vindiciren, um den jetzt dur Matricular: 
beiträge, eine jehr ungenügenbe Einnahmeform, gededten Ausfall zu erſetzen 
Der Steuerfuß müßte daher im Brincip verwandel bar fein, bem jemweiligen 


1) ©. auch d. Befanntmadung d. a v. 19. Juni 1871 über 
die Vorjchriften zur Ausführung d. Gef. v. 8. Juni 1871. 
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Bedarf entſprechend. In allen dieſen Beziehungen hätte die Reichs-Claſſen— 
und Einkommenſteuer dem engliſchen Einkommenſteuerſyſtem zu gleichen, welches 
auch einen ſolchen Supplementärſteuercharakter hat, neben den andren unvoll⸗ 
kommen ausgebildeten direkten Staatöjteuern und neben den wichtigen Local: 
jteuern, die in mander Beziehung unſren Landesfteuern zu vergleichen find, 
jteht und zur Heritellung des Gleichgewichts zwijchen Cinnahmen und Aus- 
gaben im Etat dient. Daher ijt der Steuerfuß bei der engliichen Einkommen⸗ 
teuer auch variabel und wird bei Cinnahmeausfällen (Zoll: und Accijereformen) 
und plößlichen größeren Ausgaben (Krimmfrieg, Rüjtungen, Befeitigungen, 
abeiliniicher Krieg) erhöht. Die Steuer verdankt ihre erneute Einführung 
im 3. 18542 ja auch in erfter Linie dem Bebürfnig nad einem ſichern finan- 
zielen Rückhalt in der damaligen Zollreformperiode. In Deutjchland brauchen 
fir für weitere bandelspolitiihe und Finanzreformen ein ſolches mobiles 
Element in unſerem Steuerjyftem ebenfalls recht nothwendig, Das Be— 
ſteuerungsrecht des Reichs geftattet, es einzuführen, ja die betreffenden De- 
jtimmungen der Berfafjung deuten ſelbſt darauf hin, dag die Matricularbei: 
träge nur das provijoriiche Hilfsmittel find, um einftweilen das Gleichgewicht 
im Reihshaushalt zu fihern, aber durch Reichsſteuern erfeßt werden jollen. 

IV. Brivatmwirthihaftlihes oder Domaniales Einkommen. 
Werbendes Staatsvermögen älterer Art, Yeldgüter, Yoriten, Bergwerke ıc. 
it in Deutichland bekanntlich noch fehr reichlich vorhanden. Vieles davon war 
einft deutiches Reichseigenthum, es iſt aber jeit „Jahrhunderten verloren ge: 
gangen und denn auch jept den Einzelſtaaten ungejchmälert verblieben. Die 
wichtigfte moderne Form des werbenden Staatspermögens dagegen, die Eiſen— 
bahnen, fehlt, Dank dem großen Kriege von 1870— 71, ſelbſt dem jungen 
Reihe ſchon nicht mehr. Auch die Reichsverfaſſung jelbit, wie früher die nord: 
deutiche, faßt jedoch außerdem im Princip die Heritellung von Reichseiſen⸗ 
bahnen ins Auge. 

Nah Art. 41 können nemlih Cifenbahnen, welche im Intereſſe der 
Vertheidigung Deutichlands oder in demjenigen des gemeinfamen Verkehrs 
für nothwendig erachtet werden, kraft eines Reichsgeſetzes u. A. auch für 
Rechnung des Reichs angelegt werden. Es ift weder nöthig noch wünſchens⸗ 
werth, day jie deshalb in erjter Linie als Cinnahmequelle betrachtet und nad) 
diejem Geſichtspunkte verwaltet werden. Aber bei den bedeutenden Heritellungs: 
koſten von Bahnen ift es gleichwohl erforderlich, mindeitens jo lange als das 
Anlagefapital nicht amortifirt ift, einen zur Verzinjung und Lilgung Hinrei- 
henden Ertrag aus Bahnen zu erzielen, und ein höherer Ertrag, welder 
nit das Ergebniß einjeitig fiscalijcher Verwaltung ift, darf unter Umftänden 
auch vorkommen !), Sollte es daher zur Anlage oder zum Anfauf von Reiche: 
bahnen kommen, jo werden die lekteren immerhin aud) als Cinnahmequelle 
eine wichtige Stelle im Reichsfinanzweſen einnehmen, wie es ja jogar Die 
Poſt, nicht ihrer Weberjchüiffe, aber ihrer Kojtendedung wegen, thut. 

Einſtweilen hat der Norddeutiche Bund oder das Deutſche Reich von der 


1, Die Stellung der Gijenbahnen im Finanzweſen habe ich kürzlich eingehend 
behandelt in Rau-Wagner, Finanzwiſſ. I. $ 213 fi., 228 fi., worauf bier für 
die nähere Begründung meiner Auffafjung der ahnen verwiejen werden mag. 

v. Holgendorff, Jahrbuch I. 40 
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Crmädtigung, eigene Eifenbahnen anzulegen, noch nicht Gebrauch gemacht. 
Die bemertenswerthe Bewegung zu Gunſten der Staatsbahnen, melde in den 
legten Jahren ber einfeitigen Ueberichägung des Privatbahniyfterns geiolgt iit, könnte 
leicht eine Richtung gerade auf Reichsbahnen hin annehmen. Kinzelne folde 
Aeußerungen find ſchon mitunter hervorgetreten. Die franzöjiiche Kriegscontri⸗ 
bution fände in der Anlage neuer und auch im Ankauf wichtiger bejtehender 
Linien vielleicht \eine voltswirthichaftlich und politifch befonders probuftive Ver: 
wendung. Ein jolches werthvolles unbemwegliches „Gemeineigenthum“ des Reichs 
wäre ein neues, nicht unmichtiges Bindemittel. 

Cinjtweilen iſt mit den Reichseiienbahnmejen durch die Erwerbung der 
ehemals ber franzöfiichen Oſtbahn gehörigen elſäßiſch-lothringiſchen 
Bahnen im Friedensihlug ein jchöner, viel veriprechender Anfang gemadıt 
worden. “Der Uebergang von Grundeigentbum im neuen Nande an din 
Sieger ift die alte bewährte Methode, bald fejten Fuß darin zu faſſen. Wo 
gäbe es ein wichtigereö Grundeigenthum heutzutage als die Kifenbahnen? 
Grade dieſes im Eigen des Staats als des Vertreters der Gejammtheit zu 
jehen, jcheint uns eine begründete Forderung unjerer Zeit. So erfennen wir 
in der erjten Entſtehung von beutihen Reichobahnen grade in den wieder: 
gewonnenen Yandestheilen — ein wahres pays reconquis für uns | 
wie die Franzoſen einjt ihr den Engländern am Späteiten wieder abge 
mwonnenes Gebiet von Calais nannten — ein doppelt günſtiges Omen: für 
die dauernde Feſthaltung unſeres alten Landes und für eine neue Aera der 
Eiſenbahnpolitik. 

Nah dem erſten Zuſatzartikel zum Frankfurter Friedensſsvertrag vom 
10. Mai 1871 ſind die der franzöſiſchen Oſtbahngeſellſchaft gehörigen Bahnen 
mit ſämmtlichem unbeweglichem Zubehör, mit allen Materialien, Brennitofien, 
Vorräthen, Bahnhofsmobiliar, Werkzeugen in den Werfitätten und Bahn: 
böfen zc., mit den Forderungen der genannten Geſellſchaft an Corporationen 
oder Perſonen, welche in den abgetretenen Gebieten ihren Wohnſitz haben 
auf Zahlung von Subventionen von der franzöfiihen Regierung kraft de 
diejer zuftehenden Rechtes zum Rüdfauf der der Ojftbahngejellichaft ertheilten 
Conceſſion zurüderworben worden. In alle Rechte bezüglich der vollendeten 
und in Bau begriffenen Bahnen, welche die franzöfifche Regierung auf biele 
Weiſe erwarb, ift die deutiche Regierung eingetreten. Bon allen Redtsan: 
ſprüchen Dritter, au der Darlehnögläubiger (Prioritäts-Obligationäre) an 
die genannten Bahnen, ift Deutichland durd die franzöliihe Regierung zu 
befreien. Ausdrücklich ausgeſchloſſen von der Abtretung iſt nad $ 3 des eriten 
Zujagartifels nur das Betriebömaterial. Soweit letzteres in den beuticen 
Beſitz gelangt war, verpflichtete fich die beutiche Regierung, es zurüdzugeben. 
Als Preis für die Bahnen ift die Summe von 325 Mil, gr. oder 
86%, Miu. TH. feitgefeht worden, melde von den im I. 1871 fülligen 
Raten der Kriegsentichädigung abgerechnet wurde. Nach den im Reichstage vun 
Seiten der Regierung gemachten Diittheitungen beruht bie Feſtſtellung obiger 
Summe auf zuverläjfigen Ertragsſchätzungen. Die abgetretenen Bahnen umfaſſen 
die Hauptrouten und den größten Theil der i. J. 1870 fertigen 103, Meilen 
eljägijch-lothringijhen Linien. Der Reft der letzteren kommt auf fleine ze 
cundärbahnen, deren Cigenthümer in den Provinzen domiciliren. 
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Die Ausjtattung der Bahnen mit neuem Betriebömaterial hat Mühe 
gemacht und ift noch nidyt beendet. Es war dafür vom Reichstage ein criter 
Betrag bis zur Höhe von 5 Mill. Thl., vorſchußweiſe zu bejtreiten aus dent 
bereiteiten Mitteln der von Frankreich zu zahlenden Kriegsentfchädigung, durch 
das Geſetz v. 14. Juni 1871 bewilligt worden. Dieſer Credit ift durch das 
Geſetz v. 22. Nov. 1871 auf 11,440,000 Thl., die vorige Summe in: 
begriffen, erhöht worden. Cr ſoll ebenfalls aus der Kriegsentihädigung be: 
jtritten werden und außer zur Ausrüftung der Reichsbahnen mit Betriebs: 
ntteln zu verichiedenen jonftigen Vervolljtändigungen dieſer Bahnen dienen. 
Im Ganzen repräfentiren die lebteren daher bis jest für das Neid, ein Ca: 
pital von 98,106,667 Thl. Doch wird der Ausrüftungseredit Anfang 1372 
noch nicht ganz verbraucht fein. Auch bei einer bloß I ,igen Rente müßte 
daher ein jährliher Reinertrag von fait 5 Mill. Thl. erzielt werden. Im 
Reichs-Etat für 1872 find indeſſen nur 2,954,550 Thl. Ueberſchuß, aljo 
etwa 30/, veranjchlagt worden, bei einer Einnahme von 9 und einer Aus: 
gabe von 5,94, Mil. Thl., unter lekterer vielleicht einige größere nur vorüber: 
gehende Poften inbegriffen. Das Nefultat wird vermuthlich günftiger fein. 
Daß die genannten Bahrien wahres Neichseigenthum find, ohne daß irgend 
ein Anſpruch des Reichslands jelbit an diejelben bejtände, ift nad dem Vor: 
bergehenden feinem Zweifel unterworfen. 

Die weitere Ausdehnung des elſäßiſch-lothringiſchen Bahnnetzes wird 
aus politiſchen, militäriſchen und volkswirthſchaftlichen Gründen nicht lange 
anſtehen Dürfen und viele Projecte ſind bereits aufgetaucht. Neben der birec- 
teren Verbindung zwilhen Mes und Straßburg werden nantentlih mehrere 
neue Verbindungen der Reichölande mit Baden und mit der Pfalz ins Auge 
zu fallen fein. Es ift auch im finanziellen Interefje zu wünjchen, daß menig- 
ſtens Die neuen Hauptlinien auf Reichsrechnung gebaut werden. 

Durch Zufagartifel 2 zum Frankfurter Friedensvertrag erbot fi) Deutich: 
land auch, für die franzöfiihe Oftbahntrede von der elſäßiſchen Grenze bis 
Bajel 2 Mil. Fr. zu zahlen, wenn die Dftbahngejellichaft binnen eines 
Monats einwillige. Dieſe Einwilligung iſt nicht erfolgt. Es wird daher 
wohl eine neue Strede und ein neuer Bafeler Bahnhof von Deutfchland bier 
zu bauen jein, durch welche die Reichsbahnen unabhängig von diefer bisherigen 
Strecke werben. Die Schweiz hat das größte Intereſſe, in dieſer Hinficht 
Grieihterungen zu gewähren. Cine Rheinüberbrüdung enthöbe aber im 
Nothfall das Reich aller läftigen Bedingungen, die von ſchweizer Seite etwa 
aufgejtellt werden könnten. 

Im 6 6 des eriten Sujakartifels find endlich gewiſſe VBerabredungen 
über die bisherigen Beziehungen zwiſchen der franzöfiichen Oſtbahn und den 
luremburgiichen Bahnen getroffen worden. Das Deutiche Reich erklärte ſich 
bereit, in die aus den Konventionen vom 6. uni 1857, 21. San. und 
». Dec. 1868 für die Oftbahn hervorgehenden Rechte und Pflichten einzu: 
treten. Jedoch iſt die Angelegenheit der Inremburgiichen Bahnen durch die 
Schuld ber Regierung dieſes deutſchen Kleinftaats nod nicht erledigt. Trotz 
allen Widermwillens wird den Luremburgern fchlieglich nichts Anderes übrig 
bleiben, als die Verwaltung ihrer Bahnen der Iothringiihen Reichsbahnver⸗ 

40* 


628 XVII. Reichsfinanzweſen. 


waltung zu übertragen. Die Reichsfinanzen können davon berührt werden, 
wenn etwa eine Verpachtung der Bahnen oder des Betriebs auf denſelben an 
das Reich ſtattfände, ſtatt der Führung der Verwaltung auf Rechnung des 
Eigenthümers. 

Zu den privatwirthſchaftlichen Einnahmen des Reichs ſind endlich noch 
die etwaigen Ueberſchüſſe zu rechnen, welche aus der Geſchäftsführung der 
durch Geſetz v. 21. Juli 1870 errichteten öffentliche Darlehnscaſſen 
des Norddeutſchen Bundes hervorgehen und nach F 16 dieſes Geſetzes der 
Bundescaſſe zufließen. Es iſt dies freilich bei der. beſchränkten Dauer dieſer 
Caſſen nur eine einmalige oder vorübergehende Einnahme. 

V. Die Matricularbeiträge Soweit die vorgenannten Ein: 
nahmen zur Dedung der gemeinfchaftlichen Reichsausgaben nicht ausreicen, 
jollen die letzteren durch Die Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten nad Maß— 
gabe ihrer Bevölferung bejtritten und bis zur Höhe des budgetmäfigen Be: 
trage vom Reichskanzler ausgefchrieben werden (Art. 70 der Verfafjung). 

Die politiihe, finanzielle und volkswirthſchaftliche Unzulänglichkeit dis 
PBrincips dieſer Matricularbeiträge ift im VBorhergehenden mehrfach hervorgehoben 
worden. „sn der Vertheilung nad) der Kopfzahl der ganz zufälligen und gan; 
verjchiedenartigen Gebilde, welche deutiche „Staaten“ heißen, liegt ein princ- 
pieller Fehler. Man hält ji Hier, wie in jo manchen andren Fällen, an 
den ftaatörechtlichen, politifchen Begriff „Staat“ und betrachtet demnach alt 
GFinzeljtaaten als etwas Homogenes. In volkswirthſchaftlicher und finanzieller 
Beziehung ift das jedody eine bloße Fiction, welde im Syitem der Matt: 
cularbeiträge nad) der Bevölferungszahl für die Eleinen und armen 
„Staaten” manche Nachtheile, für die Fleinen und reihen Staaten mandt 
Vortheile des bloßen Kopfjteuerprincips ungerechter Weile in fich fliegt und 
au in Betreff der größeren Staaten doch leicht Ungleihmäßigkeiten in der 
Bertheilung der Steuerlaft bewirkt. Man Tann dies freilich als eine Con 
jequenz der Gelbftändigfeit der Kleinftaaten anjehen. Lebtere zahlen damit 
eine Prämie für ihre Halb-Souveränetät. Aber dieje Strafe ift zu hart und 
die Auffaflung mwiderjpricht dem Weſen grade des Bundesitaats. Die genü: 
gende Abhilfe liegt allein darin, daß durch die Ausbildung des Reichsſteuer 
wejend die Matricularbeiträge entbehrlich gemacht werden. Someit dies midi 
durch das Zoll: und Verbrauchoſteuerſyſtem geichehen kann oder darf, iſt au 
direfte Schatungen binzuarbeiten, mie wir fie oben in einer Claſſen- un 
clajfificirten Einfommenjteuer für das Reich empfohlen haben. 

Das Srrationelle und Nachtheilige der Matricularbeiträge nad Mat: 
gabe der Bevölferung tritt um jo mehr hervor, je abjolut größer die Reich 
ausgaben und je jtärfer die Quote derjelben iſt, welche durch jene Beiträge 
gebedt werden muß. Die Höhe der Ausgaben hängt vom Umfang der Auf: 
gaben und Thätigkeiten des Reichs, der Art und Weife der Ausführung dieſer 
Leiftungen, dem herrſchenden Verwaltungsſyſtem (im Militärwefen :c.) ab- 
Da die Competenz des Reichs wohl einer Erweiterung enigegengeht, jo ergiedt 
fih um fo mehr die Nothwendigfeit, auf Erſatzeinnahmen an Stelle der Ma— 
tricularbeiträge zu finnen, damit jene Erweiterung Die Uebeljtände biete 
Deckungsmittel nicht noch jteigert. 











XVII. Reichsfinanzweſen. 629 


Die uote diefer Beiträge von der Gefammtausgabe, bez. von ber 
ordentlihen Gejammteinnahme hängt von der Größe der übrigen Cinnahmen 
ab. Durch die Erklärung der Zölle und Verbrauchsſteuern zu Reichsein— 
nahmen wird diefe Quote fehr verringert. Much ergiebt fi) daraus ein 
weiterer Bortheil. Die frühere Vertheilung der Zölle und Verbrauchsſteuern 
nah der Kopfzahl auf die Kinzelftaaten war ebenfall3 ganz irrationell und 
ungerecht. Die jetige Verwendung diefer Einnahmen in eriter Linie zur Be- 
ftreitung der gemeinfchaftlihen Ausgaben ift daher auch in diefer Hinficht 
eine große Verbeſſerung. Ebenſo wird dadurd die Beftimmung, daß Die 
Peiträge der Cinzelftaaten zu den Laften des Militärweſens 2, TH. 
mal die Benölferungszahl oder 225 Thl. mal die 1°, der Bevölferung 
betragende Militärcontingentsziffer ausmachen follen, in ihrer unläugbar un: 
gleihmäßigen Wirkung auf die einzelnen Staaten gemildert. Aber foweit 
Matricularbeiträge zur Dedimg des Deficits noch erhoben werden müflen, 
bleibt jene Wirkung doch in Eleinerem Umfange beitehen. Im Etat für 1871 (ab: 
geiehen von den Nachtragsveränderungen) fomınen von der ordentlichen Ein— 
nahme von 75,49, Mill. Thl. (bei der Roft: und Telegraphenverwaltung nur 
die Ueberſchüſſe gerechnet, und den aus Anleihen herrührenden Betrag der 
Geſammteinnahme abgefekt) noch 23,95 Mill. Thl. oder fait 31%,, im 
Stat für 1872, in welchem die füddeutichen Staaten inbegriffen, kommen troß 
der hinzutretenderr Einnahme aus den neuen Reichsbahnen von der ordentlichen 
Seiammteinnahme von 102,080 Mil. Thl. (d. h. ausfchließlich der im Etat 
aufgeführten Ginnahmen aus der Kriegsentichädigung) noch 32116 Mill. 
Thl. auf Mlatricularbeiträge oder faſt 31,,0/,, alſo beinahe ein Drittel. Das 
it gewiß fein gutes und lange haltbares Verhältniß. 

Welche nach den verſchiedenen Zählungsweiſen ſich ergebende ſog. Art 
der Bevölkerung bei der Berechnung der Matricularbeiträge zu Grunde gelegt 
werden ſolle, die faktiſche, rechtliche, die bisher jo künſtlich conſtruirte „Zoll: 
abrechnungsbevölkerung“ ꝛc., das iſt in der Verfaſſung nicht angegeben. Neuer: 
dings hat man fi) nad näherer Grörterung der Frage für die Benutzung 
der ortsanweſenden ftaatsangehörigen Bevölkerung zu diefem Zwecke entſchieden, 
„weil dieje Ziffer relativ am beiten geeignet fei, einen Maßſtab für die Ver: 
theilung der finanziellen Leiftungen abzugeben.” Natürlich ändern fich Die 
Zahlungsquoten im Ganzen nur unbeträdhtlid, je nachdem man die eine oder 
andere Art der Bevölkerung der Rechnung zu Grunde legt, doch ift eine feite 
Veſtimmung nothwendig und für einzelne Fleinere Staaten ift es nicht ganz 
gleihgiltig, welche Berechnung durchgeführt wird ?). 

Gegenwärtig erfolgt übrigens die Vertheilung der Matricularbeiträge nod) 
nit ganz genau nad) der Bevölferungszahl, weil einzelnen norddeutichen 
Rleinitaaten durch die Militärconventionen mit Preußen noch zeitmweilige Nach: 
läſſe an den firirten Militärausgaben (225 Thl. pro Mann der Friedens: 
präfenzitärfe von 1%, der Bevölkerung) bewilligt find, welche auf die Ma- 
tricularbeiträge angerechnet werden. Daſſelbe gefchieht mit den Poſtüberſchüſſen 


— — nn — 


1) S. über die Frage Hirth, Ann. TIL, 445 fi., TV, 690. Rönne, S. 97. 
(Fine nachträgliche andermeite Feſtſtellung der Matricularbeiträge f. 1869 im Nordd. 
Bunde erfolgte demgemäß durch d. Reichsgeſetz vom 5. Mai 1871. 
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bei allen daran Theil nehmenden Staaten und mit den noch vorkommenden 
Nachläßen an den Oefandichaftsfoiten 7). 

Ueber die Bedeutung der mit der betreffenden Stelle im Art. 70 der 
Reichsverfaſſung gleichlautenden Stelle deflelben Artifels der norbdeutichen Ver— 
faffung,. daß die Matricularbeiträge „bis zur Höhe des budgetmäßigen 
Betrags durh das Präſidium (den Reichskanzler) ausgefchrieben werden” 
jollten, haben ſchon früher Grörterungen ftattgefunden ?). Der Ausichuß des 
Bundesrathg für das Rechnungsweſen hielt das Präfidium für ermächtigt, im 
alle des Bedürfniſſes, d. h. wenn die etatmäßigen Ausgaben nicht bis zu 
dem veranichlagten Betrage durch anderweite Einnahmen (Zölle und Ver: 
brauchsſteuern :c.) nach den wirflicden Einnahmeergebniſſen gedeckt würden, 
vorſchußweiſe auch höhere als die budgetmäßig bemilligten Wtatricularbeiträge 
ohne vorgängige Ermächtigung des Reichstags auszufchreiben. Denn da 
diefe Beiträge unbedingt als Complemente eintreten müßten, fo jei die Be: 
jtimmung der Höhe derſelben eine bloß cafculatoriihe Arbeit und müſſe eine 
Erhöhung ohne Weiteres eintreten dürfen, wenn die PVorausjekungen im 
Budget, d. h. der Eingang anderer Einnahmen in der budgetmäßigen Höhe, 
nicht einträfen. Trotzdem dieſe Bemeisführung die richtigen Folgerungen aus 
der eigenthümlichen Natur des norddeutſchen und jekigen deutfchen Bundes: 
haushalts ziehen möchte, it der Bundesrath auf diefe Anjicht nicht eingegangen. 
Nah jekigem Reichsfinanzrecht iſt daher der Ausdrud „big zur Höhe dei 
budgetmäßigen Betrags“ wörtlich zu nehmen, fo daß auch bei einem Ein 
nahmeausfall höhere Beträge nur mit Bewilligung de Bundesraths und 
Reichstags ausgefchrieben werden dürfen. Dieje Beitimmung kann unter Um: 
jtänden eine Störung des Gleichgewichts des Haushalts bewirken, da bie 
Abhilfe mitteljt einer jchmebenden Schuld aud an die Erinädtigung der ge: 
nannten beiden legislativen Factoren gebunden ift. Seit der Austattung der 
Reichscaſſe mit einen Betriebsfonds und der Militärvermaltung mit einem 
eilernen Vorſchuß (Etat f. 1872) iſt indeſſen die Gefahr einer ſolchen Störung 
wenigſtens ferner gerüdt. 

VL QAußerordentlide Einnahmen und Reihsjchulden: 
weſen. Zum Wefen eines mahren Bundesftaats gehört das echt, auf 
Rechnung des Bundes ſelbſt Anleihen aufzunehmen, um allen vorfommenden 
Staatsaufgaben gewachſen zu fein. Ein ſolches Recht befaß der Rorddentice 
Bund in Art. 73 feiner Berfaffung und befitt dad Deutiche Reich nach dem: 
jelben Artikel in feiner Verfaſſung. Hiernach „kann in Fällen eines außer 
ordentlichen Bedürfniſſes im Wege der Reichsgeſetzgebung die Aufnahme einer 
Anleihe, ſowie die Uebernahme einer Garantie zu Laſten des Reichs erfolgen“ 

1. Anleihen. a. Marineanleihe. Bon der hieburch gegebenen Gt: 
mächtigung hat der Norbbeutiche Bund ſchon vor dem franzöfiichen Kriege Gr: 
braud) gemacht. Nach dent Gefeke vom 9. Nov. 1867 durfte die Auögabe 
einer nad) Maßgabe des Bedarfs zu realifirenden verzinslichen Anleihe von 


) S, . B. die Berechnungsweiſe f. 1871 bei Hirth, Ann. IV. 706. Eben: 
dajelbit S. 699 ff. Die complicirten Berechnungen ber Matr.:Beiträge der vier jüb: 
deutichen Staaten f. 1871. 

2) Rönne, ©. 87 u. 88. Hirth, Ann. U., 274, bei. 279 fi. 
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10 Mil. Thl. für den auperordentlichen Gelbbedarf der Marine und für die 
Koiten der Küftenvertheidigung erfolgen. Durd das Gejeb v. 20. Mai 1869 
it diefer Betrag auf 17 Mill. Thl. erhöht worden 1). Diefe Anleihe follte 
anfangs mitteljt Ausgabe von Obligationen mit feiter Tilgung (mindeſtens 
1°, des Schuldfapitals mit Zinszuwachs der getilgten Obligationen nad) dem 
Tilgungsfondsſyſtem) aufgebracht werden, wobei die Tilgung mitteljt Antaufs 
eines entiprechenden Betrags Schuldverjchreibungen oder mitteljt Ausloofung 
und Einrufung der Obligationen zur Rückzahlung al Pari zu erfolgen hat, 
wenn die Papiere über Pari ftehen. Dur das Gejeß v. 6. April 1870 iſt 
diejer feite Tilgungsplan für die. Schuld (eine jog. zurüdzuzahlende) aufgehoben 
und die freiere Tilgung nach der Weile der Rentenichuld eingeführt worden, fo 
daß die Tilgung mittelft Ankaufs der Obligationen für den durd den Bundes- 
haushalt dazu beftimmten Betrag von Mitteln erfolgt und dem Bunde außer: 
dem das Recht vorbehalten bleibt, die in Umlauf befindlihen Schuldverfchreibungen 
zur Ginlöfung gegen Baarzahlung des Gapitalbetrags binnen einer geſetzlich 
jeitzujegenden YFrift zu kündigen. Außerdem ijt ſchon in dem eriten Geſetze 
v. 9. November 1867 die Ermächtigung ertheilt worden, an Stelle der An: 
leihe vorübergehend verzinsliche, längftens auf 1 Jahr lautende Schatzan- 
mweifungen des Bundes außzugeben und in dieſer Weife bat bisher bie 
Realifirung des bewilligten Marinecredits itattgefunden. Die für den ge: 
nannten Zwed zu verwendenden Beträge find jährlich in den Bundeshaushalts- 
etat aufzunehmen. 

Die Einführung der Schabanmeifungen in das Bundesſchuldenweſen war 
eine richtige Mapregel moderner großjtaatlider Schuldenpolitit, nach dem be: 
währten Borgange Großbritanniend und anderer größeren Staaten 2). Es 
wird dadurch das allerdisponibelite Kapital dem Staate zu einem niedrigen 
Zinsfupe zur Verfügung gejtellt, ohne nachtheiligen Einflug auf die Volks⸗ 
wirthſchaft. Beim Ablauf des Fälligkeitstermins oder kurz vor demſelben 
erfolgte im Norddeutihen Bunde die Emiſſion neuer Serien, deren Begebung 
leicht war, fo daß die Cinlöjung der älteren Serien gefichert und doch nur 
ungünftigiten alles für wenige Tage ein doppelter Zins, gleichzeitig für die 
alten und neuen Scheine, zu zahlen war. Die alten wurden vernichtet. Da 
nah dem bisherigen Vorgange dieje jchmebende Schuld jomit dod, wie in 
andren Ländern, für längere Zeit ein Beitandtheil der öffentlihen Schuld 
wird, empföhle es ſich vielleicht, die Anweiſungen felbit durch Stempel einfach 
zu prolongiren oder gleich bei der eriten Ausgabe auf dein Scheine zu be: 
merten, daß, wenn er nicht am erjten Fälligkeitstermind zur Einlöſung überreicht 
werde, das Schuldverhältnig bis zu einem zweiten, dritten 2c. fortdauern folle. 
Lie etwaige Veränderung des Zinsfußes und das Recht der früheren Ein- 
Iöfung (vor Ablauf des zweiten Termins) mittelft öffentlicher Belanntmadhung 


— 


1) Ueber den Marmegrünbungsplan |. d. Material bei Hirth, Ann. II, 
134 jj. III, 127 ff. Norddeutſches Schuldenweſen ebd. 287 fj., IV, 665 fi. (Be: 
tihte der Bundesfchuldencommiifion), Kriegsfoftenanleihe v. 1871 ebd. 680 Hi. Rönne 
a. a. O. 99. 


3, A. Wagner, Ordn. d. öſterr. Staathaushalts, Wien, 1863 ©. 76—92, 
u. Art. Staatöfchulden im Staatömwörterb. X, 23. 
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tönnte fih das Reich dabei gleichwohl vorbehalten. Auf diefe Weije lieke 
fih nicht nur ein Theil der DVermaltungdfoften ꝛc. erfparen, ſondern das 
Papier auch für etwas längere Kapitalanlagen und für Kreife der Bevölkerung 
außerhalb der Börſe und Bankwelt und der großen Plätze verwenbbarer 
maden. Denn die effective Crneuerung des Scheind macht für den Privat: 
mann und den Provinzialen meiſt die Vermittelung eines Banquiers nötig, 
woraus Weitläufigleiten und Koften hervorgehen. 

Die erſte, Emiſſion von Schatzſcheinen à Konto der Marineanleibe cr: 
folgte am 15. Juli 1868 im Betrage von 3,, Mill. Thl. auf ®/, Jahr zu 
31,9. Im J. 1869 wurden vier neue Serien, wovon 3 auf 8, Jahr, 
1 auf 2%, Jahr laufend, ebenfalls zu 31/0, verzinsli, im Ganzen für 
14,248,900 Thl. emittirt, wovon aber 798,900 Thl. nicht zum Verkauf famen. 
Eine fundirte Anleihe würde mindeſtens um 1— 1,9, theurer gekommen 
fein. Im J. 1870 wurden für 17,, Mil. Thl. Schabicheine emittirt, alle 
wieder zu 31/, %, Zind, 2 Serien vor dem Kriege zu 8 und 9, 3 im Ce 
tober und November zu 6 Monat Umlaufszeit. Ende 1870 waren 10, Mil. 
TH. im Umlauf. Im J. 1871 wiederholte ſich die Operation in ähnlicher 
Weiſe (im Ganzen theild neu, theils zum Erſatz ausgegeben 24,., Mil. 
Thl.). Es it anzunehmen, daß die befinitive Cinziehung diejer Schatzſcheine 
aus den Mitteln der franzöfiichen Sontribution erfolge, aber erit nad den 
theureren Kriegsanleihen. Die norddeutihe Schuld aus der Marineanleihe it 
jetzt deutiche Reichsſchuld. 

b. Die zweite große Creditoperation des Norddeutſchen Bundes waren 
die Kriegsanleihen für den außerordentlichen Geldbedarf der Militär: und 
Marineverwaltung nad den Geſetzen v. 21. Juli und 29. November 181%. 
Es wird beſſer fein, die nähere Betrachtung diefer Anleihen zun Theil auf 
den zweiten Jahrgang diejes Jahrbuch zu verichieben, um aladann bie finar: 
zielle Seite des Kriegs, deſſen Koften, die Schulden, die franzöfiichen Zab: 
lungen im Zufammenhange zu behandeln, wozu es jetzt noch zu früh ift und 
worüber das Material noch nicht vollftändig vorliegt. Daher genüge für jett 
die folgende Ueberficht. 

Durd das Geſetz v. 21. Juli 1870 wurden der Bundesregierung die 
Seldmittel für die durch -dDie angeordnete Mobilmahung der Armee und durch 
die Kriegsführung gegen Frankreich entitehenden außerordentlichen Ausgaben 
der Militär: und Marineverwaltung bis zur Höhe von 120 Mill. Th. be: 
willigt, welde Summe im Wege des Credits flüjfig gemacht werden ſollte. 
Demgemäß ward die Nüfnahme einer verzinslichen Anleihe in dem für bie 
Beihaffung jener Summe erforderlihen Nominalbetrag und die Ausgabe von 
Schakanmeifungen geftattet. Nach dem Erlaß vom 24. Juli 1870 jollien 
100 Mill. Thl. durch die Aufnahme einer zu 59%, verzinslichen Anleihe im 
Wege der öffentlichen Subfeription (Befanntmad. v. 26. Juli 1870) zum 
Curſe von 88 beichafft werden. Die Subfeription bis zum 2. Auguft, alio 
noch vor den Tagen von Wörth, und Weißenburg, ergab 68,323,300 Thbl. 
nominell oder 60,124,504 Thl. baar. Am 17. October 1870 wurde ein 
weiterer Nominalbetrag diejer Anleihe von 20,, Mi. Thl. zum Curje von 
95%, an ein Conjortium begeben, woraus ein Baarerlös von 19,820,250 Thl. 
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refultirte, fo daß im Ganzen aus der Subfcription und Diefer zweiten pe: 
ration 79,944,754 THl. gegen Verichreibung von 89,023,300 Thl. nominell 
erlöft wurde. Durch Erlaß v. 2. Oct. 1870 ward der auf diefe Weife zu 
beihaffende Betrag von 100. auf 80 Mil. Thl. (effectiv) reducirt, durch 
Erlaß v. 27. Yan. 1871 aber wieder auf 105 Mil. Thl. erhöht. Bis 
Januar 1871 war jedod nur ein Kleiner weiterer Betrag hiervon abgegeben 
(21, Mil), ein größerer von den Darlehnscaſſen lombarbirt. 

Für den Reit des 120:Milltonen-Credits find Schakanmweifungen im 
Betrage von 40 Mil. Thl. in mehreren Serien auf 4, 6 und zuletzt I Mo: 
nate, mit 5 und 31/,%, Zins emittirt und 3. Th. noch im %. 1870 er: 
neuert worden. Im J. 1871 wurden von diefen 40 Mill. bis zum April 
nur 15 Mill. Thl. auf 6, bezw. 3 Monate erneuert. 

Durch das zmeite Geſetz v. 29. Nov. 1870 wurde der Credit für die 
Kriegsführung um weitere LOG Mill. Thl. erhöht, welche wiederum durch 
eine Anleihe oder Schatzanweiſungen bejchafft werden follten. Die lekteren 
dürfen auch auf länger als 1 Jahr Urmlaufszeit Tauten, daher mit Zins: 
iheinen (Coupons) verjehen, ferner auf in- wie ausländifhe Währung aus- 
gejtellt und im Ausland zahlbar gemacht werden. Diefer neue Credit murde 
ganz durch Schakanmeilungen aufgebracht. Durch die Erlaße v. 13. Dec. 1870 
und 6. Januar 1871 find in je 2 Emiſſionen zu 51 Mill. Thl. oder 
A MU Pf. St, 102 MM. Thl. nominell 5% ige Schatzſcheine, die bis 
1. Nov. 1875 fällig find, begeben und zu einem bedeutenden Theil in London 
untergebracht worden, durch Vermittelung von Bankconfortien. Die Regierung 
hat ſich jedoch eine 6 monatlihe Kündigungsfriit mit Parieinlöfung vorbe: 
halten, was bei der günftigen Finanzlage wichtig war. Der Erlös betrug 
35,752,500 Th. Der an 100 Dill. noch fehlende Betrag ift durch ein: 
jährige Schaganmeifungen aufgebraht worden (28. Yan. 1871). Die Be: 
theiligung des englischen Geldmarfts an der norddeutihen Schuld mar volks— 
wirthichaftlih und finanziell günjtig und die dieſe Betheiligung erleicjternden 
Deitimmungen über Währung und Zahlungsort der Schatfcheine daher ganz 
gerechtfertigt. . 

Auch mit Inbegriff des preußifchen Staatsfhates (30 Mil. Thl.), der 
Parifer Sontribution (200 Mil. Fr., wovon auf den norddeutichen Antheil 
einftweilen 44,,. Mill. Th), der ftarfen Vorfhüffe der Darlehnscaffen 
(17 Mill. Thl.) ꝛc. reichten jene enormen Credite jedoch zur Dedung der 
Koiten des Kriegs nicht aus. Bis Ende März 1871 waren für Kriegs: 
zwecke aus dieſen Mitteln 286,,, Dil. Thl. realifirt und verbraucht worden. 
(Es wurde daher ein neuer Credit nothiwendig, welcher bereits durch ein Neichs- 
geieg v. 26. April 1871 in der Höhe bis 120 Mill. Thl. bewilligt worden 
it, unter ben formellen Bedingungen des Geſetzes v. 29. Nov. 1870. 
Tant dem baldigen Abjchluß des definitiven Friedens und dem Eingang der 
ttarfen erften Raten franzöfiicher Zahlungen brauchte jedoch von diefem Gredit 
nur noch für den Betrag von 30 Mill. Thl. Gebrauch gemacht zu merden 
(Bel. v. 22. Mai). Diefe Summe ift durh 3 Serien 317,9, Schaticheine 
von 10 Mill. Thl. mit 3, 4 und 6 Monat Verfallzeit aufgebracht worden. 
Tiefe wie die aus der Julianleihe herrührenden 15 Mill. Thl. Schatan: 
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weiſungen find nicht wieder erneuert, alfo wohl aus der franzöfiichen Contri⸗ 
bution definitiv getilgt worden. 

Diefe Eontribution hat e8 auch möglich gemacht, ſchon durch das Reiche: 
gefeb v. 28. Det. 1871 den Reichölanzler zu ermäcdhtigen, die 5%), nord: 
deutfche Anleihe v. 21. Yuli 1870 zur baaren Rüdzahlung nad dreimonat: 
licher Frilt zu Fündigen und die Mittel dazu aus dem norddeutichen Antheil 
an der franzöjiihen Gontribution zu entnehmen. Die Kündigung tft inbefien 
bis jetzt noch nicht erfolgt (Februar 1872). Dagegen iſt Die volljtändige 
Rüdzahlung der 59%, fünfjährigen Schabfcheine in Ausführung begriffen. 

Kin jolches finanzielles Ergebnig in und nad einem ſolchen Kriege iſt 
jo eminent und fteht jo einzig da, wie nur der Kriegserfolg felbit. Die Schulden, 
welche alfo fämmtlih nur für kurze Zeit aufgenonmen wurden, famen dem 
Norddeutihen Bunde, Dank dem glüdlihen Gange des Kriegs und der ge: 
ihidten Finanzoperationen auch jehr billig im Verhältniß zum Triedenszins- 
fuße, nur der zuerft jubferibirte Theil der Julianleihe erheblicher über 
8%; Zins (digg jo) 

Die Anleihen vom Juli und November 1370 find nicht auf das Deutide 
Reich als jolches übergegangen und die bezüglichen Geſetze gehören aud zu 
Folge der Bündnikverträge nicht zu denen, welche nah dem Art. 80 der 
Berfaflung zu Bundesgeſetzen erflärt werden können. Bei der gegemmärtigen 
Tinanzlage ift dies praktiih ziemlich bedeutungslos. Selbſt die Verziniung 
der Kriegsanleihen erfolgt nicht, wie diejenige der Marineanleihe, aus den 
ordentlichen Einnahmen des Reiche, Tondern aus den zur Dedung der Kriegs: 
foften beftimmten Mitteln 1), beziefungsweife wohl aus der franzöfiichen Con: 
tribution. Mit Rüdjiht auf die bisherigen politiſchen Verhältniffe werden 
au die Kriegsfoften für den Norbdeutihen Bund und die einzelnen üb: 
deutichen Staaten noch getrennt verechnet und liquidirt. 

Zu den Schulden des Norddeutſchen Bundes aus Beranlaffung des Kriegs 
find endlich auch noh die Darlehnscaſſenſcheine zu zählen, melde 
nad dem Geſetz v. 21. Juli 1870 ausgegeben wurden, eventuell bis zum 
Marimum von 30, Mill. Th. Werden diefe Scheine auch eigenihümlider 
Weiſe in dieſem Gefebe nicht ala Schuld des Bundes bezeichnet, noch dieſer 
dafür haftbar erklärt, fo ergiebt fih doc, aus dem ganzen Inhalt des Gelekes, 
aus der verfügten Controle durd die Bundesihuldencommiffion und aus der 
Annahme zum Nennwerth an allen öffentlihen Caſſen Norbdeutichlands, dat 
man es bier mit einer Schuld des Bundes zu thun bat, wenn auch die 
jpecielle Dedung in dem Pfande Hinzulommt und die Darlehnscafien jelbit: 
ftändige Ynftitute mit dem Rechte der juriftifchen Perfon find- Dieſe Scheine 
waren leider nicht einlösbar und injofern troß des glüdlicher Weiſe fehlenden 
Zwangceourſes (6 2 d. Gel.) doch ein bebenfliches Hilfsmittel, für das am 
Ende indirect die Preußiſche Bank mit einftand, welde fie in Zahlung an: 
nahm. Die Bedenten fteigern ſich noch, wenn man erwägt, daß zeitmeiie 
der größere Theil der Darlehnscaffenicheine gegen Verpfändung von nod 
nicht begebenen Schafcheinen und Schuldverjchreibungen des Norddeutſchen 


1) Vgl. den Etat j. 1872, R.:&.:8. 1871 ©. 420. 
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Bundes ausgegeben war, im März 1871 17 Mill. Thl., mit andren Worten: 
die Darlehnscafjenfcheine waren doch mehr oder weniger ein uneinlösbares, 
für Staatöbedürfnifje außgegebenes Staatspapiergeld. — 

Zur BVervollftändigung dieſer Weberficht über das norddeutſche Bundes-, 
bez. das deutiche Reichsſchuldenweſen ift hier noch zweier Puncte zu erwähnen. 
Der Norddeutihe Bund hat durch Gefeb v. 11. Juni 1868 eine Garantie 
für die Verzinfung und Tilgung eines Darlehens der europäiihen Donau: 
Idifffahrtscommijjion von big 135,000 Pf. St. für die dauernde Fahrbar- 
madhung der Sulinamündung in Gemeinjchaft mit Großbritannien, Frankreich 
und Uefterreih übernommen. Die Garantiepfliht wird erft praftiih, wenn 
der Reinertrag aus den Scifffahrtsabgaben zur Verzinjung und Tilgung nicht 
ausreiht. Werner ift vom Deutihen Reihe eine Subvention von 
20 Mil. Fr., einſchließlich der von deutfhen Regierungen und Eiſenbahn— 
gejellihaften zu erwartenden Zuſchüſſe, für die Gotthardt-Bahn zugefichert 
worden (Geſetz aus d. 2. Seſſion des Reichſstags v. 2. Nov. 1871, unter 
gleichzeitiger Aufhebung des norddeutichen Gejetes v. 31. Mai 1870, das 
eine Beihilfe bis 8 Mill. Fr. für dieſen Zweck in Ausſicht geitellt hatte). 
Diefe Subvention ift nicht nur politiich, ſondern auch volkswirthſchaftlich und 
finanzpolitiih von Intereſſe, weil fie ein Beleg mehr dafür ift, daß die Fleinen 
particulariftiichen Staatsweſen wie die Schweiz auch jchon zur alleinigen Durch— 
führung großer volfswirthichaftliher Aufgaben die Kräfte mitunter nicht mehr 
beiten. — 

2. Neben den Staatsfchulden gehören zu den außerordentlihen Ginnahmen 

des Deutichen Reichs die franzöfiihen Kriegscontributionen aus 
dem Kriege von 1870— 71. Wine volljtändige Ueberfiht und Verrechnung 
derielben fehlt noch, ift aber dem Reichstage in Ausſicht geftellt worden. Auch 
ſoll nah $ 8 des Haushaltetatsgeſetzes des Reichs v. 4. Dec. 1871 die 
Verwendung der von Frankreich gezahlten Kriegsentfhädigung durch Reichs: 
geſetz geregelt werden. Vorläufig mögen folgende Angaben genügen. Beim 
Abſchluß des Waffenitillftands und der Capitulation von Paris mußte leßtre 
Stadt eine Summe von 200 Mill. Fr. baar fofort erlegen. Diefe Summe 
it großentheils von der Banf von Frankreich vorgeichoffen worden. Sie ilt 
einitweilen auf den Norddeutihen Bund und die füddeutichen Staaten ver: 
theilt worden, vorbehaltlich definitiver Negelung. - Im Präliminarfrieden von 
Berjailles v. 26. Febr. 1871 Art. II. verſprach Frankreich die Zahlung von 
fünf Milltarden Fr. an den deutihen Kaifer, wovon 1 Milliarde im Laufe 
des J. 1871, den ganzen Reft im Laufe von drei Jahren von der Kati: 
Ncation des Vertrags ab. Im Art. III. des genannten Friedensvertrags iſt 
die Zahlung diefer Summen mit der Räumung des franzöfiichen Gebiets durch 
die deutichen Truppen in der Weife in Verbindung gebradyt worden, daß das 
beſetzte Gebiet ala Pfand für den rüdjtändigen Reit der Schuld dient und 
mit der fortichreitenden Zahlung nad einem gewiſſen Modus geräumt wird. 
Namentlich jollen nad erfolgter Zahlung von 2 Milliarden, die noch mit 
höchſtens 50,000 Mann bejebt bleibenden Dep. Marne, Ardennen, Ober: 
Marne, Maaß, Vogeſen und Meurthe nebſt der Feſtung Belfort als Pfand 
für die rückſtändigen drei Milliarden, welche vom Tage der Ratification an 
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mit 5%, zu verzinfen find, dienen. An Stelle diefer Territorialgarantie ver: 
ſprach Deutſchland unter Umftänden eine ausreichende finanzielle Garantie 
anzunehmen. 

In dem definitiven Frankfurter Friedensvertrag v. 10. Mai 1871, deſſen 
Abſchluß bekanntlich durch die DVerfchleppung der TFriedensverhandlungen in 
Brüffel und durch den Parifer Commune-Aufftand verzögert ward, find über 
die Termine und Modalitäten der Zahlung der Kriegsentſchädigung einige 
wichtige nähere und 3. Th. veränderte Beitimmungen getroffen worden. Nah 
Art. 7 ſollen 500 Mil. Fr. binnen 30 Tagen nach mwiederhergeftellter Orb: 
nung in Paris gezahlt werden, eine zur Ausführung, wenn auch mit Meiner 
Abmeichung, gefommene Beftinmung !). Weitere 1000 Mill. Fr. Tollen im 
Laufe des J. 18712), 500 Mil. am 1. Mai 1872, die drei lebten Milli: 
arden am 1. Mai 1874 und die Zinfen für diefe 3000 Mil. Fr. jährlid 
am 3. März bezahlt werden. Vorauszahlungen auf letztre Summen find zu: 
läſſig und hört dann die Verzinfung auf. Die Zahlungen können nur in den 
hauptſächlichſten Handelspläßen Deutichlands und bloß in Metall, Gold oder 
Silber, (der preuß. Thl. zu 3 Fr. 75 ©. gerechnet), in Noten der Banf von 
England, Preußiihen, Kön. Bank der Niederlande, Nationalbanf von Belgien, 
Anmeilungen auf Drdre oder discontirbaren Wechfeln eriten Rangs, ſofort 
zahlbar, geleiftet werden. Auch find die beabfichtigten Zahlungen drei Monat 
zuvor der deutichen Regierung anzufündigen. Bon 'der erften halben Milli: 
arde durften die 325 Mill. Fr. für die elſäſſiſch-lothringiſchen Bahnen noch 
nicht abgezogen werden. Bei den nächfterfolgten Zahlungen von 1000 Mil. 
dr. ift Diefer Abzug gefchehen. Ueber die Beſetzung franzöfifchen Gebiers 
find im Frankfurter Vertrag einige neue Beitimmungen verabredet worden. 

Eine erneute Regelung eines Theil der Zahlungen aus dem Titel der 
Kriegsentſchädigung erfolgte in der Separatconvention v. 12. Oct. 1871 
Art. 2. Die vierte Halb-Milliarde nebft 150 Mil. Fr. am 2. März 187° 
fülligen Zinfen für die übrigen 3000 Mill. follen demnach halbmonatlid v. 
15. Jan. bis 1. Mai 1872 immer am 15. und 1. d. M. in fieben Raten 
zu 80 und einer legten Rate zu 90 Mill. Fr. geleiftet werden. Dieſe Zah: 
lungen find gegenwärtig (Febr. 1872) dem Vernehmen nad) im regelmäßigen 
Gange 2). Bis zum 1. Mai 1872 wird daher Frankreich) an Deutichland volle 
2 Milliarden Fr. Kriegsentihädigung nebft dem einjährigen Zinje für bie 
übrigen 3 Milliarden entrichtet haben, im Ganzen 2150 Mil. Fr. oder nad 
Abzug der Summe für die genannten Bahnen 1825 Mill. und mit der 
Parifer Zahlung 2025 Mill. Fr. oder, den Thl. zu 33%, Fr. gerechnet, 
540 Mill, Th. 

Wie es mit dem Reſte der Schuld, den 3 Milliarden, gehen wird, ilt 


1) Die Summe von 125 Mill. Fr. wurde in franzöſiſchen Banknoten von 
Deutſchland angenommen nad) get bejonderen Convention vom 21. Xuni el; ſie 
war zahlbar in Raten am 1., 8., 15. Juni. 

2) Nach oben genannter —e davon 125 Mill. Fr. innerhalb bo Tagen 
nach dem Termin der erſten Halbmilliarde. 

2) Im Februar 1872 iſt eine neue Perabredung über die Vorauszahlung jämmt: 
an bis 1. Mai fälligen Raten im März 1872 gegen Gewährung eines Disconts 
erfolgt. 
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vielfach verfchieden beantwortet worden. Die Berwirklihung der Drohung, 
daß Frankreich dieſe Summe nicht zahlen, fondern zu Rüſtungen und zu einem 
neuen Kriege mit “Deutichland verwenden werde, iſt wohl nicht jo leicht zu 
befürchten angeficht® der vollftändigen politischen Zerießung des Landes. Die 
pomphaften Proclamationen, die genannte Summe durch freimillige Beiträge 
zu deden, verriethen auch ſchon, daß unfere Nachbarn diefe Drohung jelbit 
für eine Prahlerei zu halten beginnen, zeigten aber freilich außerdem den ge: 
wöhnlihen Mangel diejes Volts an nüchternen Denten. 

Cine beſondre Entihädigung für Die gefaperten Schiffe, für die aus- 
gewiejenen Deutichen 2c. hat Deutjichland nicht ausbedungen. Sie muß aljo 
aus der großen Contribution erfolgen. 

Dagegen hat Frankreich noch verjchiedene andre Zahlungen an Deutſch— 
land geleijtet und 3. TH. noch weiter zu leiften, welche in den Rechnungen 
des Reichs, bez. der Cinzeljtaaten als außerordentliche Sinnahnen vorkommen 
mülfen. So find in den bejegten franzöfiichen Gebieten die Steuern für deutſche 
Rechnung erhoben worden, was erjt mit der Ratification des Verfailler Friedens 
(2. März 1871) aufhörte (Art. VILI). Werner jind neben den Naturalrequifi- 
tionen Geldcontributionen von Gemeinden und Yandestheilen, mitunter als bejondre 
Strafen vorgefommen. Endlich hatte und hat die franzöfiiche Regierung jeit 
der Ratification des Präliminarfriedens, von wo an die deutichen Truppen 
Geld: und Naturalrequijitionen nicht mehr vornehmen durften, die Verpflegung 
der deutichen Truppen in den bejegten Gebieten in einem mit der beutichen 
Militärintendantur vereinbarten Maaße auf ihre Koften zu übernehmen. 
(Art. IV. d. Berf. Friedens). Diefe Beftimmung gilt gegenwärtig noch für 
die c. 50,000 Mann deuticher Truppen in den bejeßten “Departements der 
Champagne und Franzöſiſch-Lothringens nebſt Belfort. 


Eine feſte Regelung der Beziehungen zwiichen den Finanzen des Reichs 
und denjenigen des neuen Reichslandes Elſaß-Lothringen muß noch erfolgen. 
Das Reichsland muß feinen eigenen ftreng gejonderten Haushalt erhalten, 
ebenjo wie die Einzelſtaaten des Reichs ihn haben. Ausgaben wie die für 
die neu gegründete Univerjität Straßburg find einfiweilen in das Budget des 
Reichslands gejtellt, gehören aber richtiger in das Reichsbudget, wenn anbers 
ber bei der Gründung der neuen Univerlität obwaltende Gedanke ordentlich 
durchgeführt wird. Mlatricularbeiträge hat andererjeits das Reichsland mit 
Recht ſofort, noch bevor es Soldaten für das Reichsheer liefert, zu leiten, 
wie denn audh im Etat für 1872 bereit 1,216,333 Thl. dafür eingejtellt 
ind. Die Einnahmen aus den Zöllen und Verbrauchsſteuern fließen eben: 
falls in die Reichscafie (Ge. v. 17. Juli 1871 8 3). In dem Steuer: 
weſen Elſaß-Lothringens merden tiefgreifende Reformen nicht ausbleiben können. 
Vor Allem find die übermäßig hohen, nachtheiligen Regiftergebühren (enregistre- 
ment), die Weinbejteuerung u. a. m. umzugeſtalten. Dadurh wird man 
der Bevölkerung eime Wohlthat erweilen und große Härten bejeitigen. So 
üt 3. B. die Bezollung des franzöfiihen Weins, der die neue Zollgrenze 
paifirt, neben der hohen inneren Weinbeiteuerung eine außerordentliche Prä- 
gravation, über welche ſich die neuen Yandsleute mit Recht beijchweren können. 
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Meber die jtaatsrehtliche Ordnung des Reichsfinanzweſens hinfichtlich 
des Budget: und Ctatwejens, der Rechnungsabſchlüſſe, Controle, Entlaftung x. 
enthält die Verfaſſung des Deutichen Reiche eine Reihe von Beitimmungen. 
Es muß Hier, mit Rüdfiht auf den Raum, genügen, die betreffenden Ab: 
ſchnitte der Verfaſſung zu citiren, beſonders die Art. 69— 73 über die 
Reichsfinanzen, Art. 58, 60, 62, 68 über die finanzielle Seite des Reichs: 
friegswejens, ferner din Bündnikvertrag mit Baiern v. 23. Nov, 1870, jo: 
weit er Batern in einigen Puncten des Militärweiens und der Finanzen eine 
Ausnahmeftellung gewährt 1). Von bejonderer Wichtigkeit für eine gute Orb: 
nung bes Finanzweſens halten wir die. in Art. 71 bereits vorgejehene Even: 
tualität, daß die gemeinjchaftlichen Ausgaben, wenn fie auch in der Regel für 
ein Jahr bewilligt werden, doch in beionderen Fällen aud) für einelängere Dauer 
bewilligt werden können. Dies iſt durch die norddeutiche Bunbesverfaflung 
und dur Art. 62 der deutichen Reichsverfaflung in Betreff der Ausgaben für 
das Heer (Paujchquantum von 225 Thl. pro Dann der Friedenspräſenzſtärke 
bi8 Ende 1871) und von Neuem in demſelben Betrage durch das Reid: 
geieß v. 9. Dec. 1871 bis Ende 1874 geichehen. „Hiermit bereitet ſich die 
Ausicheidung eines ftabilen (dauernden) und mwandelbaren Budgets nad 
bewährtem englifchen Muſter im Deutſchen Reiche vor, worin ein großer poli: 
tiſcher Forticritt liegt. Den Finanzen und der Volkswirthſchaft kommt 
dieß ohne Zweifel in dem regelmäßigeren Gange des Staatslebens zu Gute?) 

Die Controle des norddeutichen Bundes: uud deutichen Reichshaushalis 
erfolgt bis jett Durch die preußiiche Oberrechnungstammer unter der Benennung 
„Rechnungshof des Nordbeutichen Bundes, bez. des Deutichen Reichs“ 3). 

Die Bundes: bez. Reihejhuldenverwaltung ilt nad) vergeb: 
lichen Berfuchen einer definitiven gejeglichen Regelung proviſoriſch bis zum 
Erlaß eines definitiven Geſetzes durch das Geſetz v. 19. Juni 1868 geordnet 
worden, worauf bier für das Nähere verwiejen wird. Der Preußiſchen Haupt: 
verwaltung der Sigatsſchulden ift in dieſem Gejche die Bundes: bez. Reichs 
iduldenverwaltung übertragen worden und von derjelben nad) Maßgabe des 
preußifchen Gejetes v. 24. Febr. 1850 zu führen. Die Geichäfte (Controle) 
der preußiichen Staatsiduldencommilfion werden von einer Bundesſchulden⸗ 
commiljion wahrgenommen, welde aus drei Mitgliedern des Bundesraths, 
drei Mitgliedern des Reichſtags und (vorläufig) dem Chefpräfidenten der 
Preußiſchen Oberrehnungstammer befteht. Die jährlich zu erftattenden Berichte 
der preußifchen Schuldenverwaltung und diefer Bundesihuldencommiifion liegen 
bis 1870 einſchließlich vor. 

„ 





1) Ngl. hierüber den Auffag von Thudichum an ber Spike dieſes Jahrbuchs 
und den dortigen Gommentar zu ben Zerfaffungs- und Nertragsbeftimmungen, bei. 
S. 44-46, 39-44, 64 ff., 67. Rönne a. a. O. ©. 85—87, 98, 100, 101. 
Ta vorjtehender Auffat über das Reichsfinanzweſen ohnehin ſchon den ihm zugemel: 
jenen Umfang überjteigt, müfjen wir darauf verzichten, auf das öffentliche Reichs- 
finanzrecht als jolches bier einzugehen, fommen aber vielleicht auf dieſen Gegenſtand 
im 2. Jahrgang zurüd. 

2, Rau-Wagner, Finanzwiſſ. $ 41 


°) Geſetze v. 4. Iuli“ 1068 11. März 1870, 28. Oct. 1871. 
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Es erübrigt uns jeßt nod eine Ueberjiht des Haushalts für 
das Jahr 1871 und der in der erften Seſſion des deutſchen 
Reihstags ergangenen Yinanzgejete oder der andermweiten, 
finanzielle Buncte zugleich mit berührenden Gefeke, da nad) dem 
Plane des Jahrbuchs der Etat für 1872 und die Geſetze der zmeiten Reiche: 
tagsjejfion exit im zweiten Jahrgange behandelt werden follen. Wir fönnen 
uns in Betreff des Etats für 1871 um fo kürzer fallen, da derſelbe nur 
ein in einigen Buncten nad der Gründung des Reichs veränderter 
Stat des Norddeutichen Bundes iſt. Die erlaffenen Geſetze ganz oder theil: 
weiſe finanziellen Inhalts betreffen ferner mehrfah Puncte, welche mit 
dem Kriege zujammenbängen und werden deshalb ebenfall® beiler erit 
Ipäter in DBerbindung mit dem gejammten Kriegsfinanzweſen bejonders 
beiprochen. 

L Der Haushaltetat des Norddeutichen Bundes für 1871 beruht urjprüng- 
lih auf dem Gejete v. 15. Mai 1870 und beträgt hiernad in Ausgabe und 
Einnahme 77,446,287 Thl., wovon 72,721,861 Thl. an fortdauernden, 
4,724,426 Thl. an einmaligen und außerordentlihen Ausgaben. Diejer Etat 
hat durch das Reichsgeſetz v. 31. Mai 1871 Veränderungen erfahren, indem 
durh einen Nachtrag 557,959 TH. in Kinnahme und Ausgabe, davon 
128,338 Thl. an fortdauernden, und 429,621 Thl. an einmaligen und außer: 
ordentlichen Auögaben, hinzugeireten find. Durch dafjelbe Geſetz ($ 2) wurde 
der norbbeutiche Etat für 1871 in Verbindung mit dieſem Nachtrage zum 
Haushaltsetat des Deutihen Reiches erflärt. Demgemäß ift durch 
das Geſetz v. 31. Mai 1871 aud eine veränderte Vertheilung der im ur: 
Iprünglihen tat des Norddeutichen Bundes aufgeftellten Matricularbeiträge 
erfolgt. In Folge des Hinzutritts der fübdeutihen Staaten übernahmen dieje 
1,,00,727 TH. Matricularbeiträge, wogegen die Beiträge der norddeutichen 
Staaten um 1,285,010 Thl. herabgeſetzt wurden. Der erfte Deutiche Reichs: 
haushaltsetat für 1871 ift aber bei Weitem noch fein volljtändiger. Denn 
nur für einen Theil der gemeinjchaftlihen Ausgaben und Einnahmen im 
Verhälmiß zur Zeit partipiciren die jüddeutichen Staaten an diejem Etat ?), 
und namentlih blieb die Finanzverwaltung ihres Heerweſens mit Nüd- 
licht auf die SKKriegsverhältniffe, den Beftimmungen der Bündnißverträge 
gemäß, für 1871 nodh getrennt. Nur in Betreff Badens hat dies 
\päter noch eine Abänderung erfahren. Durch das Geſetz vom 22, No: 
vember 1871 murde nemlih ein Nachtrag zum Stat für 1871 in Ein 
nahme und Ausgabe mit 1,618,650 Thl. Hinzugefügt, ald Koften bes ba- 
diihen Meilitärcontingents für das zweite Semefter 1871 (14,388 Mann 
u 1121, TH). 

Vereinigt man dieje Nachträge mit dem urſprünglichen Etat, jo ergiebt 
fh folgender Gejammtetat des Reichs für 1871. Die Ueberficht beſchränkt 
ich aber auf die Summendaten der Hauptpofitionen. 


— 





— 


2) Bgl. die Materialien bei Hirth, Annal. IV, 689 ff., bei. 699 (Berech⸗ 
nung der Matricularbeiträge). 
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Ausgaben. , 

I. Fortdauernde. 
Bundeskanzleramt 

Reichstag 


Ausmärtiges Amt incl. Ertraordin. 
Sefandtihaften.......... 


Conſulate 
Militärverwaltung 
Marineverwaltung 
Schuld 


Rechnungshof.......... 


Oberhandelsgericht 


ve »9ı+ı vv oe u» 


.... .:.e: v2 ee 1 ee 0 


RR vv 8 8 8 er 9 0 oe 
oo. .»ı 2 8 8 eo 9. 
. 0 oe 08 8 0 08 0 


. 0 8 r 0 [08 1 1 8 LTR 6 


u os 8 + tt 9 9 oe 


Urfpräüngl. Etat. 
274,450 
20,563 
246,360 
639,170 
354,350 
66,8.6,638 
3,596,730 
612,000 
63,000 
58,600 
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Nahträgel), 
106,738 


4,190 


9,600 
1,618,650 


1,290 





Summe L 72,721,861 1,746,988 


U. Ginmal. u. Außerord. 
Ausmärtiged Anıt 
Conſulate 


Poſtverwaltung 


. oe... 000 0 oe 


Telegraphenverwaltung 
Militärverwaltung........ 
Marineverwaltung........ 
Oberhandelsgericht....... 


Summe IL 


oe ı 2 ee oo 60 —» 


ee ee et 8 8 8 oe 8 eo 


12,220 
59,822 
248,924 
4,403,460 


4,724,426 


85,000 
3,650 
161,375 
| (3,304) 


177,000 
5,900 


429,621 


Ausgabe-Summe L u. IL 77,446,287 2,176,609 


Einnahmen. 
Zölle und Verbrauchsſteuern. 
remlich 
Fin: u. Ausg. abe... .... 
Rübenzuderfteuer 
Salzfteuer..... 22220. 
Tabafiteuer 
Branntmweinft.u.Uebergangsabg. 
Braumalzft. u. Uebergangsabg. 
Averfen der Zollausſchlüſſe 
Wechſelſtempel, Bundesantheil . 
Poſt-⸗Ueberſch. (excl. heil. Antheil) 
Telegr,:Ueberihuß 
Berihied. Einnahmen 


Matricularbeiträge 


u. 8 8 8 8 8 tt 8 8 oo 


2  —u oe 3 eo 0 


.2.0 08 3 » m. 6 


Summe 
Aus der Anleihe (Marine). . . 


Zufammen 


. 48,574,500 


18,562,0600 x — 
8,626,350 — 
7,671,290 — 

244,400 — 
9,651,440 — 
2,766,960 — 
1,052,000 — 

896,000 139,184 
2,400,715 (1,420) 

59,822 _ 
134,288 4,478 
3,319,377 

23,360,038 (1.285.010) 
75,4125363 2,176,609 
2,020,924 — 

77.446,287 2,176,609 


Eumme Thl. 
381,185 
20,963 
251,110 
639,170 
363,950 
68,475,253 
3,896,,30 
612,000 
63,900 
65,531 


74,468,8549 


85,000 
3,650 
170,349 


99,822 
248,914 
4,580,461 
5,9 
5,154,04: 
79,622,8%6 


48,574,5W 


1,035,154 
2,399,2% 
5982) 
138,766 
25,394,405 


77,601,9°? 
2,020,924 
:9,622,896 


wu 


1) Die eingeflammerten Ziffern bedeuten Verminderungen gegen ben ut 


jprünglichen Ctat. 
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Die Einnahme für das badiſche Militärcontingent im 2. Semeſter 1871 
iſt hier zu den Matricularbeiträgen geſetzt worden. Das Geſ. v. 22. Nov. 1871 
nennt nur „die von der 8. preuß. Militärverwaltung zur Beitreitung der 
Bebürfniffe des badiſchen Eontingents dem Reiche in Einnahme zu ftellende 
Summe” Dieje muß natürlich von Baden bejtritten werden, entiweder durch 
baare Einzahlung oder durch Verrechnung auf feine Zoll: und Verbrauchs⸗ 
fteuerantheile. 

Diefer Voranſchlag für 1871 ift wie die früheren des Nordbeutfchen 
Bundes und wie der Reichsvoranſchlag für 1872 in der Hauptſache ein 
Nettobudget, d. 5. bei den Ausgaben find die Erhebungsfoiten der Ein: 
nahmen und die Verwaltungsfoften der Poft und Telegraphie nicht mit ent: 
balten und bei den Einnahmen nur die Reinerträge und Ueberſchüſſe angejest. 
Doch enthält das Budget die Ueberfiht der Gejammteinnahmen und Aus: 
gaben der Bolt und Telegraphie. Um ein Bruttobudget herzuftellen, 
müßten die Ausgaben letterer beider Verwaltungen, ferner die (Schebungs- 
foften der Zölle und Steuern, ſoweit jie vom Reiche wie von den Kinzel- 
ftaaten beftritten werben, hinzugefügt werden. 

Die Höhe der einzelnen Ausgabepoften im obigen Budget, hängt von 
der Einrichtung und dem Umfange ber bezüglihen Reichsinſtitute ab. In 
diefer Beziehung ift theild auf die früheren Abjchnitte dieſer Abhandlung, 
namentlich aber auf die bezüglichen Separatartifel dieſes Jahrbuchs und für 
das Detail der Pojitionen auf das Budget jelbit zu vermeijen. 

Der im Etat für 1871 ſtehende Betrag der Ausgaben für die Milt- 
tairverwaltung ilt auf Grund der Artikel 62 und 71 der Norddeutſchen 
Yunbesverfaffung durch fönigl. Verordnung vom 15. Mai 1870 feitgeftellt 
und der detaillirte Hauptetat darüber dem Bundesrath und Reichstage zur 
Kenntnignahme und Erinnerung mitgetheilt worden (B.:.:81. 1870 ©. 404). 
Ter Gejammtbetrag entfpricht der Summe von 225 Thlr. Ausgabe pro Kopf 
der riedenspräfenzitärfe des Bundesheeres, d. 5. einer Armee von 299,704 
Mann oder 19), der Bevölkerung vom 3. December 1867 (gemäß Art. 60 
der Norbbeutfchen Verfaſſung). Bon ber ſich hiernad ergebenden Summe 
von 67,433,400 Thlr. gehen aber für 1871 in Folge der Vereinbarungen 
mit einzelnen Bundesitaaten, wonach diejelben für die eriten Jahre einen 
geringeren, allmählig bis zum vollen Sat jteigenden Betrag zu entrichten 
haben, noch 576,762 Thlr. ab, ſodaß 66,856,038 Thlr. bleiben. Von letz—⸗ 
terer Summe fallen nad) dem Hauptetat der Militairverwaltung 65,723,170 
Thlr. auf die fortlaufenden, 1,133,468 Thlr. auf die einmaligen Auögaben. 
Im Etat find die Pofitionen gejchieden für Preußen und die ing preußiiche 
Heer einverleibten Heinen Eontingente (60,290,919 Thlr.), Sachſen (4,879,816 
Th r.), Mediendburg (1,192,140 Thlr.), Nordhefien (493,763 Thlr.). Nach 
dem aus der Norddeutfchen in die Deutſche Verfafjung übergegangenen Artikel 
67 fallen Erjparnifie an dem Militairetat unter keinen Umſtänden einer 
anzelnen Regierung, jondern jederzeit der Neichscafje zu. 

Das babifhe Kontingent ift in den Berband der preußiichen Armee 
übergegangen (Hauptbeitandtheil des 14. Corps), die heſſiſchen Truppen bilden 
eine geſchloſſene Divifion (die 25.) im Berbind des 11. Armeecorpd. Die 

v. Osigenborff, Jahrbud I. 41 
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Ausgabe für Baden und Helfen ift im Hauptetat der Verwaltung des Deuticen 
Reichsheeres für 1872 in der Rubrik für Preußen mit enthalten. Außerdem 
fpecifieirt Diefer Etat die Ausgabe getrennt für Sachſen, Württemberg und 
‚ Medienburg. Württemberg bat fih im $ 12 feiner Militairconvention vom 

25. November 1870 vorbehalten, daß „KSriparniffe, welche unter voller Er⸗ 
füllung der Bundespflichten als Ergebniſſe der obmaltenden bejonderen Ber: 
hältniffe möglich werden, zu jeiner Verfügung bleiben 1)“. Wichtiger it wie 
im Militairwefen überhaupt, fo auch in der Finanzverwaltung für das Militair 
die Sonderftellung Bayernd, nach feinem Bündnikvertrag vom 23. November 
1870 unter III, $ 5 und nad der Deutichen Reichsverfaſſung (Schlupbe: 
ftimmung zum XI und XII Abſchnitt). Bayern iſt hiernach verpflichtet, 
biejelbe Triedenspräjenzitärfe des Heeres wie das übrige Deutſchland zu er: 
halten und pro Kopf denjelben Geldbetrag zu verwenden. Aber diefer Be: 
trag wird im Reichsbudget in einer Summe auägemworfen, feine Beraus 
gabung durch Specialetatö geregelt, deren Aufftelung Bayern überlafjen bleibt. 
Ferner ift behufs der Entlajtung dem Bundesrath und Reichstag nur bie 
Ueberweiſung der für das bayeriſche Heer erforderliden Summe für Bayen 
nachzuweiſen?). Demgemäß jteht im Etat für 1872 die Gejammtausgak 
für das ganze Reichäheer in der einen Summe von 90,042,492 Thlr, im 
beigefügten SHauptetat bes Heeres der Betrag für das übrige Neid mit 
79,141,493 Thlr. ipecifieirt, für Bayern in der Totalfumme von 10,900,99 
Thlr. nicht ſpecificirt. 

Die im Stat für 1871 befindlihe Ausgabe für die Schuld bezieht 
fi nur auf die Marineanleihe. Im Nachtragsgefet vom 31. Mai 1801 
wird ausdrücklich bemerkt, daß die Norddeutichen Kriegsanleihen. von 18:1 
vorbehaltlich weiterer gejeßlicher Anordnungen aus den zur Dedung der Kriege: 
toften bejtimmten Mitteln zu verzinjen find. 

Die Einnahmen des Weiche haben oben ihre eingehende Erörterung 
gefunden. In Betreff der Matricularbeiträge,. welche im Etat für die en: 
zelnen Staaten jpecificirt werben, ift der Vorbehalt einer berichtigten Repar: 
tition nad Maßgabe der nächiten Volkszählung gemadt. So wmenigitens 
ausdrücklich im urjprünglichen Etat für 1871, während die Beftimmung im 
Nachtragsetat wohl nur zufällig fehlt und bie ältere Vorfchrift giltig bleibt. 

Hinfichtlid der Einnahmen fei endlich jchon hier noch einer wichtigen 
Beitimmung des Etatsgeſetzes für 1872 vom 4. December 1871 gedadıt, 
weil diefelbe von principieller Bedeutung für das Reichsfinanzweſen und für 
deſſen Verhältniß zu den Cinzelitaatsfinanzen ift. Nah F 3 dieſes Etats 
gejeßes jollen vom 1. Januar 1872 an die Bundesregierungen den Ertrag 
der Zölle und innerer Verbrauchsſteuern der Reichskaſſe erit zur Verfügung 
ftellen, jobald dieſe Zölle und Abgaben nad ben beitehenden Geſetzen und den 


1) Weber die Tragweite hiervon f. ©. 81. 


2) Ngl. Schlußbeſtimmung zu Abſch. XII der Verfafjung mit Art. «2, ferner 
oben ©. 66—67 die Erläuterungen von Thudichum zu biejen Beitimmungen des 
bayerifhen Vertrags. 
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über die Friften der Zoll- und Steuercredite getroffenen Verabredungen für 
ihre Caſſen fällig geworden jind. Ebenſo find die Averfen der Zollausfchlüffe 
und die Matricularbeiträge der füddeutihen Staaten an Stelle der Brannt: 
wein: und Braumalzfteuer von 1872 an erft von dem Termine an fällig, 
wo die Zölle und Steuern, an deren Stelle fie treten, es jein würden. Hier— 
durh find die Zoll: und Steuereredite unter entiprechender Entlajtung der 
Einzelhaushalte auf den Reichshaushalt übernommen. Für 1872 haben die 
eriteren daher die Rüdzablung der Eredite für ihre Caſſen zu erwarten, 
während da3 Reich einen Einnahmeausfall für 1872 an den Zöllen und 
Verbrauchsſteuern nebſt den Averjen u. |. w. erleidet, der dur die fran- 
zöſiſchen Zahlungen erfetzt werden fol. Diefe Reform ift durchaus ange: 
meflen, um jo mehr, als die Vorſchüſſe der Einzelftaaten auf ſolche Zoll: und 
Zteuercrebite nach Lage der deutichen Handels: und Productionsverhältniffe 
ih jehr ungleich auf diefe Staaten vertheilten. — 


II. An Geſetzen ꝛc. ganz oder theilmeije finanziellen Inhalts find 
in der eriten Sejjion des Reichstags folgende ergangen. Wir führen fie bier 
auf, ohne irgend näher auf ihren Inhalt einzugehen, da fie bereits in unferem 
Auflage oder in einem anderen Theile des Jahrbuchs beiprochen find, jomeit 
fie in der Hauptſache andere als finanzielle ragen betreffen?), oder mit dem 
Kriege in näherer Verbindung ftehen und alsdann, unferer früheren Bemer— 
fung gemäß, erjt im 2, Jahrgang betrachtet werden Jollen. 


1) Geſetz, betreffend die Beſchaffung weiterer Geldmittel der durch den 
Krieg veranlaßten außerordentlihen Ausgaben vom 26. April 1871. R.©.-B. 
S. 91. 

2) Geſetz, betreffend eine anderweitige Feſtſtellung der Matricularbei⸗ 
träge zur Deckung der Geſammtausgaben für das Jahr 1869 vom 5. Mai 
1871. R.-G.-B. ©. 97. 

3) Geſetz, betreffend die Kriegsdenfmünze für die bewaffnete Macht des 
Rad, vom 24. Mai 1871. R.G.-B. ©. 103. Die vom Kaifer ge: 
ſtiftete Kriegsdenkmünze für den lebten Krieg wird auf Koften des Reichs 
bergeitellt. 

4) Geſetz, betreffend die Yeititellung des Haushaltsetats des Deutjchen 
Reichs für das Jahr 1871, vom 31. Mai 1871. R-©.8. ©. 114. 

5) Bekanntmachung des Reichsfanzleramts vom 1. Juni 1871. Die 
Generalcaſſe des Norbdeutichen Bundes heigt fünftig Reichshauptcaſſe. 

6) Geſetz, betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien, vom 8. uni 
1371. R.«G.-B. ©. 210 (Stempelgebühren in $ 4). 

7) Gejeß, betreffend die Vereinigung von Elſaß-VLothringen mit dem 
Teutihen Reiche, vom 9. Juni 1871. RB. ©. 212. Vgl. bei. ©. 3. 

8) Friedenspräliminarien zwilchen dem Deutſchen Reich und Frankreich, 
vom 25. Februar 1871. R.G.-B. ©. 210. Bel. Art. I. 


I) al. den Artikel über die Reihsgejeggebung von v. Holkendorff, 
oben S. 205 ff., ferner Metzels Regeiten, o. ©. 110 ff. und Bambergers Auf: 
jap S. 180 fi. 

il? 


644 XVII. Reichsfinanzweſen. 


9) Friedensvertrag zwiſchen dem Deutichen Reich und Frankreich, vom 
10. Mai 1871. R.-G.-B. ©. 223. Bel. Art. 7, 3, Bufabartilel 1, 
R.G.-B. ©. 234, desgl. Zufakconvention vom 21. Mai, R.:G.B. ©. 243. 

10) Additionalartikel zum deutſch-nordamerikaniſchen Poftverirag vom 
14. Mai (31. März) 1871. R.-G.-B. ©. 245. Porto des franfirten 
Briefes nach den Vereinigten Staaten 21/, Sgr., des unfrantirt in Deutjch 
land anfommenden 5 Ser. 

11) Gefeß, betreffend den Erſatz von Kriegsfhäden und Kriegsleiitungen, 
vom 14. Juni 1871. R.-G.-B. ©. 247. Zahlung der betreffenden Er: 
ſatzſumme aus der franzöfiihen Kriegsentihädigung. 

12) Geſetz, betreffend die Entichädigung der Deutfchen Ahederei, vom 
14. Juni 1871. 8.6.8. ©. 249. Zahlung aus der franzöfifchen Kriegs 
entſchädigung. 

13) Geſetz, betreffend die Beſchaffung von Betriebsmitteln für die Eiſen— 
bahnen in Elſaß-Lothringen, vom 14. Juni 1871. R.-G.-B. ©. 25. 
Zahlung aus der Sriegsentichädigung. 

14) Geſetz, betreffend die Gewährung von Beihülfen an die aus Front: 
reih ausgewiefenen Deutihen, vom 14. Juni 1871. R.:G.:B. ©. 253. 
2 Mil. Thlr. aus der Kriegsentfhädigung, außer den für diefen Jmed m 
Frankreich bejonders erhobenen Contributionen. 

15) Geſetz, betreffend den Erweiterungsbau für das Dienjtgebäude de 
Reichskanzleramts, vom 14. Juni 1871. R.-G.-B. ©. 254. Eine erte 
Rate von 150,000 Thlr., aufzubringen durch Matricularbeiträge der Einzel: 
ftaaten nad) Maßgabe der Bevölkerung. 

16) Geſetz, betreffend die Gewährung von Beihülfen an Angehöngt 
der Reſerve und Landwehr, vom 22. Juni 1871. R.G.-B. ©. 271. 4 Mi. 
Thlr. aus der franzöfifhen Kriegsentichädigung. 

17) Geſetz, betreffend die Penfionirung und Verjorgung der Militai: 
perjonen des Neichäheeres und der K. Marine, fowie die Bewilligung an die 
Hinterbliebenen folher Berfonen, vom 27. Juni 1871. R.-G.-B. ©. Võo. 
Nah dem Etatgeſetz für 1872 vom 4. December 1871 $ 2 werden die 
betreffenden Zahlungen für 1872 an Perjonen aus dem letten Kriege au! 
Grund dieſes Penſionsgeſetzes aus der franzöfiihen Entihädigung geleitet. 

18) Geſetz, betreffend die Verleihung von Dotationen in Anerkennung 
hervorragender, im letzten Kriege erworbener Verbienfte, vom 22. Juni 1871. 
R.-G.-B. ©. 307. Dem Kaifer für diefen Zmed 4 Mill. Thlr. aus det 
franzöfiihen Entſchädigung zur Verfügung geftellt. | 

19) Geſetz, betreffend die Beitellung des Bundesoberhandelögerichts zum 
oberften Gerichtshofe für Elfaß-Lothringen, vom 14. Juni 1871. RG. 
©. 315. Gerichtskoſten, Stempel |. F 2. 

20) Geſetz, betreffend die Einführung des Art. 33 der Reichsverfaſſung 
in Elfaß-Lothringen vom 17. Zuli 1871. R.:G.:B. ©. 325. Einbeziehung 
ber neuen Provinzen in das Zoll: und Verbrauchsſteuerſyſtem des Reichs. 
Bol. auch Kaiferl. Verordnung vom 19. Auguft und vom 30. Augujt 18-1 
über denfelben Gegenftand. R.“G.-B. ©. 326 und 329. 
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21) Geſetz über das Poftweien des Deutſchen Reihe, vom 28. Oct. 
1871. R.:8.:B. ©. 347. 

22) Geſetz über das Pofttarweien vom 28. Od. 1871, R.-G.-B. 
S. 358. 

23) Zufäßliche Uebereinkunft zu dem Friedensvertrage zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich, vom 12. Det. 1871. R.G.-B. ©. 303, nebft Sepa- 
ratconyentionen von demfelben Tage, Art. 2 über die franzöfiihen Zahlungen, 
R-8.8. ©. 370. 


XVII. 
Reichsrechtliches ans dentfchen Bundesſtaaten ). 


1) Preußzen. 


I. Eine auf dag Reichsrecht bezügliche Frage kam im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe in deſſen Sitzung vom 7. Januar 1871 zur Beſprechung. 

Nachdem in der Sikung des Abgeorbnetenhaufes vom A. December 1863 
beichlofjen worden: „die Erwartung auszuſprechen, daß mit Rückſicht auf die 
völlige gleiche Dienftbereitichaft des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
für alle Staatsangehörige des Norddeutfhen Bundes in Zufunft ein Beitrag 
an den Norddeutihen Bund für die Beforgung ſpeciell preußifcher Angelegen: 
heiten nicht mehr merde gefordert werden” und die geforderten „30000 Thlr. 
nur al3 einmalige und außerordentliche Ausgabe für 1870“ bemilligt worden, 
diefem Beichluffe zufolge au in dem Bundeshaushaltzetat für 1871 diee 
von Preußen an den Bund zu leiftende Zahlung unter den Cinnahmen auf: 
genommen worden ?), waren in dem tat für das Miniſterium der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten 30000 Thlr. Averfional:Entihädigung an den Nordd 
Bund für die Beforgung ſpeciell preußifcher Angelegenheiten und 47500 Tlr. 
für die Gefandtihaften in Dresden, Hamburg, Oldenburg und Weimar al 
dauernde Ausgaben aufgeführt, obwohl die Iektere im Jahre 1869 als 
„Künftig mwegfallend“ bezeichnet worden war. Die Vorlage wurde von Kr 
ausdrüdlicen Erklärung der Staatsregierung begleitet, daß fie nach nochmaliger 
Erwägung bei dem dauernden Charakter dieſer beiden Pofitionen beharren 
müffe. Die vorjährigen Beichlüffe aufrecht zu erhalten, bezwedten die An- 
träge von Virhom und Löwe, der erftere in Bezug auf die 30000 Tlr, 
der zweite auf die Ausgaben für die vier Geſandtſchaften (Laster fett an 
Stelle des Norddeutſchen Bundes das Deutihe Rei). Der Antrag Virchow 
enthielt außer der Verfegung der 30000 Thlr. ins Ertraordinarium noch eine Auf: 





1) Die nachfolgenden Mittheilungen find fragmentarifch geblieben. Es matt 
aus biefem Grunde vielleicht beffer geweien, fie gänzlich bei Seite zu lafien. Im 
Hinblid darauf, daß es für die nächften Jahrgänge darauf ankommt, überhaupt 
das Ziel erfennbar zu machen, welches zu erreichen ift, erfchien. es indeſſen ange 
mefjen, einige Bruchſtücke zu liefern. lan 

3) ©. v0. Rönne, bad Verfaffungsrecht des Deutfchen Reiches. Leipzig 1872, 
'©. 51, 58, Note 3. 
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forderung an die Staatsregierung, „dafür zu forgen, daß Auögaben, durch 
welche das Geldbewilligungsrecht des preußiichen Landtages über die in der 
Bundesverfaſſung enthaltenen Beitimmungen hinaus beichräntt wird, künftig 
niht mehr in den Etat des Bundes aufgenommen werden.” Nach kurzer 
Debatte beſchloß das Abgeordnetenhaus unter Ablehnung des Virchow'ſchen 
Antrags betrefis einer an die Staatöregierung zu richtenden Aufforderung, beide 
Poften als dauernde Ausgaben im Ordinarium anzufegen!). 

U. Zur Ausführung des jetzt zum Reichsgeſetz gewordenen, früheren 
Norddeutichen Bundesgefetes vom 6. Juni 1870 über den Unterftühungs- 
wohnjig ift von Preußen das Geſetz vom 8. März 1871 (Preußen ©.:©. 
1871 ©. 130 ff.) erlaffen worden nebit der Inſtruction des Miniſters 
des Innern vom 10. April 1871 (Min.-Bl. d. i. V. 1871 ©. 132 ff.). 
G 1 des Ausführungsgejetes behandelt den Umfang der Unterjtüßungspflidt, 
6 2—30 (entſprechend den 65 2 — 3 des Reichsgeſetzes) die Organifation 
der Orts: und Landarmenverbände, FF 31 — 39 ergänzen die 66.28 — 33 
des Reichsgeſetzes Hinfichtlih der Beitimmungen über Pflichten und Rechte der 
Armenverbände, 6 40— 63 (entiprechend den 66 34—59 des Reichsgeſetzes) 
enthalten die wichtigen Beitinnnungen über das Verfahren in Streitfachen der 
Armenverbände und Einrichtung der „Deputationen für das Heimath— 
weſen“, 6 64 handelt von Hilfebedürftigen Ausländern, FF 65 — 68 von 
dem Verhältniß der Urmenverbände gegen anderweit Verpflichtete, GG 69 — 74 
enthält Schlußbejtimmungen. Hierzu tritt die Verordnung, betreffend die Zuftän- 
digkeit von Behörden für das Jadegebiet ($ 71 des Geſetzes) vom 12. Yuli 
1571 (8:5. ©. 313). . 


2) Medlenburg. 


Der Medlenburgijhe Landtag, welcher vom 22. November 1870 bis 
zum 9. Januar 1871 verfammelt war, hatte fich mit einer großen Anzahl von 
Geſetzentwürfen zu bejchäftigen, welche theils zur Ausführung oder Ergänzung 
der Bundesgejebe erforderlih wareı, theild eine Zujammenftellung der von 
diejen in der bezüglichen Materie übrig gelafferen Refte der Landesgejebgebung 
bezwedtten. Beſonders war e3 das Strafgejeßbuch, welches eine ſehr um: 
fängliche Thätigkeit auf dem Gebiet der Landesgeſetzgebung hervorrief, deren 
Ergebnig in folgenden, im December 1870 und im Januar 1871 in beiden 
Großherzogthümern publicirten Gejeßen (nad) Mecklenburgiſchem Sprachgebraud: 
Verordnungen) ſich darftellt: 

1) Verordnung, betreffend das neben dem Strafgeſetzbuch in Kraft 
bleibende Landesftrafreht. Die Verordnung hat es hauptſächlich mit 
emer Zufammenjtellung derjenigen Landesgejebe zu thun, welche neben dem 
Strafgefeßbuch nicht mehr anmendbar find, und will dadurd den Richtern 
eine Erleichterung jchaffen. 


— 


I Stmogr. Ber. des Abg.:Hauf. 1870—71, Bb. I, ©. 153 fi. — v. Rönne 
a. a. O. 
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2) Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeit und das — 
in Strafſachen. Durch das Strafgeſetzbuch hatten, wie die R 
vorlage bemerkt, die Begriffe der Verbrechen und Vergehen ſo weſentliche der 
änderungen erfahren, daß e8 zur Verhütung von Verwirrung und Rechts⸗ 
unficherheit nothwendig erichien, die Competenz bes Criminal - Collegium: — 
des zur Unterfuchung gewifler ſchwerer Verbrechen ausſchließlich competenten 
Unterjuhungs: und zugleih in erfter Inſtanz erfennenden Gerichts von Neuem 
feitzuftellen. 

3) Verordnung, betreffend die Bollziehung der Freiheitsſtrafen. 
Die mecklenburgiſchen Gefängniffe find, da längere Gefängniß-Strafen 
nad) bisherigem Landesrecht nur in feltenen Fällen eintreten konnten, größten: 
theils nur auf Berbüßung kürzerer Strafen dieſer Art eingerichtet. Für den 
eingetretenen Rothitand mußte daher eine vorläufige Aushülfe geichaffen werben, 
welche hauptſächlich darın beiteht, daß in der Landes:Strafanftalt Dreibergen 
eine bejondere Station für die VBerbüßung von Gefängnißitrafen angewieien 
werden jollte. 

4) Verordnung zum Schuß wider den Mißbrauch ber Preſſe. Die 
Verordnung führt die gerichtliche Aberkennung des Rechts zum Betriebe 
eine® Preßgewerbes ein, nachdem der $ 143 der Gewerbeordnung die nad) 
dem Landespreßgeſetz biöher im Bermwaltungsmwege zuläjfige Entziehung 
jenes Rechts bejeitigt hatte. Die Vereinbarkeit der hiermit neu eingeführten 
Beitimmung mit dem Strafgeſetzbuch glaubten die Regierungen aus der im 
Einführungsgejeb zu demfelben geftatteten Aufrechterhaltung der preßpolizei: 
lichen Vorſchriften herleiten zu fünnen, und die Stände fanden gegen die Ein: 
führung dieſer dem Strafgeſetzbuch unbefannten Strafe gleichfalls nichts zu 
erinnern. 

5) Verordnung, betreffend das Jagdrecht. Das medlenburgifche Se: 
ſetz über Wilddieberei und Jagdfrevel enthielt manche Beitimmungen, welde 
durch das Strafgeſetzbuch außer Geltung geſetzt wurden oder mit Rüdjidt 
auf dafjelbe abgeändert werben mußten. Die Verorbnung ftellt die in Geltung 
gebliebenen, theilweife abgeänderten Beitimmungen zufammen. Zu ben Bor: 
ſchriften, deren Aufrechterhaltung die Regierungen nicht für thunlich eradhieten, 
gehört das Verbot des Beſitzes von Jagdgewehren für die Bauern und andere 
Perſonen nicht erimirten Gerichtsſtandes. Die Ritterſchaft theilte dieſe Auf— 
fafjung nicht und ftimmte dem Gefeb nur unter der Bedingung zu, da jene 
Verbot in demjelben aufrecht erhalten werde. Doch kehrten fi die Regie 
rungen an diele Bedingungen nicht und als auf dem kürzlich beendigten Land: 
tage einzelne Mitglieder der Ritterichaft fich deswegen beſchwerten, wurden ſie 
von dem dirigirenden Landrath erinnert, daß es ſich bier um ein, im Sinne 
des Erbvergleichs von 1755, gleichgültiges Geſetz handle. 

6) Verordnung, betreffend bie Forſtfrevel. Einzelne Dandblungen 
find nah dem Strafgeſetzbuch als Diebftahl aufzufaffen, welche nad ber bie 
berigen Landesgefeßgebung unter den Begriff des Forftfrevels fielen, defien 
neue Feititelung daher die neue Verordnung im Wefentlihen zum Gegen: 
itande bat. 

7) Berorbnung, betreffend die Beftrafung des Bankerotts umd ber 
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abfictlichen Verkürzung einzelner Gläubiger. Im Strafgefegbuh Bat nur der 
Bankerott der Kaufleute Berüdfichtigung gefunden; die Verordnung bezwedt, 
diefe Lücke auszufüllen. 

8) Verordnung, betreffend das Kinjchreiten wider den Concubinat, 
die fogenannte wilde Ehe. Die Verordnung hält die Zuläffigkeit des poli- 
zeilihen Kinfchreitens gegen die wilden Ehen neben ben bezüglidhen Be: 
itimmungen im Strafgefeßbud aufrecht. 

Bei der Abgefchlofjenheit der einzelnen Landestheile im Gebiete der Ver: 
waltung bildete das Einführungsgeieb zum Geje über den Unterftüßungs: 
wohnfit einen der fehwierigften Berathungsgegenftände des Landtags. In 
den Domanial:Aemtern war das Armenweien bisher von den Amtsbehörden 
für den ganzen Bezirk verwaltet worden und dieje Einrichtung für einen 
Theil der Angelegenheiten des Armenweſens in denjenigen Ortichaften wirf: 
iam geblieben, welche (jeit 1869) eine Gemeindeordnung erhalten hatten. 
Die Vorlage wollte nun, daß die Domanial-Ortichaften, welche die Gemeinde: 
ordnung hätten oder fpäter erhalten würden, in jenen Angelegenheiten Fünftig 
niht mehr von den Amtsbehörden, jondern von den Gemeindevorjtänden ver: 
treten werben follten. ‘Dem widerſetzten ſich die Stände, meil fie fürdhteten, 
daß manche Ortögemeinden im Domanium nicht die Mittel haben würden, 
ihren Berpflihtungen zu genügen, und daß die Zahl der au8 dem Domanium 
beroorgehenden, dem ganzen Lande zur Laft fallenden Armen daher verhält: 
nigmäßig größer fein würde als die aus der Ritterſchaft und den Stäbten. 
Die Regierungen mußten fih zu dem Zugeftänbniffe entfchließen, daß in 
Fällen der Inſolvenz einzelner Domanialgemeinden die Landesherrichaft den 
Ausfall übernehmen wolle und daß bei etwa erforberlihem verhältnigmäßig 
jtärterem Aufwanbe für Landarme aus dem Domanium eine entiprechend ver: 
ſtärkte Heranziehung der Iandesherrlichen Kaffe eintreten folle, wogegen anderer: 
jeitö im Falle einer Prägravation des Domanium eine Entlaftung aus all: 
gemeinen Zandesmitteln vorgejehen iſt. Für die Verwaltung der Angelegen- 
heiten des Landarmenverbandes, welchen jede Großherzogthum bildet, ift die 
Virection des Land-Arbeitshaufes eingefeßt. Die erfte Inftanz für Streitig- 
feiten bezüglich der Armenunterftüßung und die vorgeſetzte Behörde der Armen- 
verbände ift die zu dieſem Zwecke gebildete großherzoglihe Commiſſion für 
dad Heimathsweſen. Die zweite Inſtanz bildet das Staatsminiſterium 
(in Medienburg-Strelit die Landesregierung), bezw. das Bundesamt für das 
Heimathsweſen. 

Eine revidirte Land-Arbeitshaus-Ordnung, welche gleichfalls auf dem 
Landtage zur Berathung gelangte, hatte, mit Rückſicht auf das Strafgeſetzbuch, 
die bisherige geſetzliche Borihrift außer Anwendung zu laflen, nad) welder 
Vettler und Landſtreiche unmittelbar dem Land: Arbeitöhaufe überliefert 
werden konnten und bie Obrigkeiten befugt waren, Müßiggänger, Trunten- 
bolde u. ſ. w. bemfelben zur Correction zuzuführen. “Die bieher geltende 
deftimmung, daß Frauenzimmer, welche bereits mehrfach unehelich geboren 
haben und ber öffentlichen Armenunterftütnng zur Laft fallen, in das Land- 
Arbeitshaus gebracht werden Tönnen, wurde als unangemeflen und einem 
practiiden Bebürfnig nicht mehr bienend, bei diefer Gelegenheit gleichfalls be- 
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feitigt, obgleich das Strafgeſetzbuch deren Aufrechterhaltung nicht ausſchloß. — 
Das Land Arbeitähaus dient zugleih als Anftalt zur Aufnahme und Pilege 
Landarmer. Auf eine vollftändige locale Trennung diefer Klafje von den 
Correctionären bat man jedoh aus Rüdfiht auf die Schwierigkeiten und 
Koften, aud in diefer repidirten Hausordnung verzichten zu dürfen geglaubt. 

Nachdem die Stände auf dem Yandtage die Mittel zur Ablöjung des 
Scheldezolls — 1036320 Francs in halbjährigen Ratenzahlungen von 14000 
Trance, ohne Zinszuſchlag — aus der (Tandesherrlich-ftändifchen) allgemeinen 
Landes-Receptur:Caffe bewilligt hatten, fonnte die medlenburg-ichmwerinice Re: 
gierung den unter Vorbehalt diefer Bewilligung abgeſchloſſenen Vertrag mit 
Belgien megen Beitritt zu dem Vertrage vom 16. Juli 1863 ratificiren 
Dadurch wurde der Unterfchied bejeitigt, welcher hinfichtlih der Abgaben in 
beigifchen Häfen zwiſchen mecklenburgiſchen und den übrigen norddeutſchen 
Schiffen feit den Jahre 1863 beftanden hatte, und den eriteren wieder der 
Zugang zu jenen Häfen eröffnet, von welchen jie während dieſes Zeitraums 
durch die höheren Abgaben jo gut wie ausgeſchloſſen waren. 


J. Wiggers, 


3) Freie Stadt Bremen. 


Die Einführung des norddeutihen Strafgeſetzbuchs am 1. Januar 
1871 hat zu einer Nevifion der provijoriichen Strafprozeßordnung vom 30. 
Juli 1863 Anlaß gegeben, welche an dem genannten Tage gleichfalls ins 
Leben trat und vom 26. December 1870 datirt ift. Auf ihren Inhalt kam 
bier nicht füglich näher eingegangen werden. in neues Vereins: und Der: 
fammlungs:Gejeß ift am 22. März 1871 erlaflen worden „unter Vorbehalt 
der in den 66 127 — 129 des Strafgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften“; ferner 
ein Geſetz über den ftrafbaren Banterott, neben dem diefelbe Materie bean: 
delnden 24. Abfchnitt des Strafgeſetzbuchs als Particularrecht ftehend, am ?%6. 
April 1871. Die Mebergangsbeitimmungen zum Strafgejegbug vom ?. 
Januar 1871 heben ſowohl das.gemeine deutiche Strafrecht auf, wie es durch 
die Praris ausgebildet bisher in Bremen galt, als eine Anzahl bremider 
Specialgejete. An den fortbeitehenden befonderen bremiſchen Strafvoricriften 
wird im einzelnen weiter nicht® geändert, als daß bei der Beftrafung der 
Matrofen: Defertion nad der Verordnung vom 15. November 1852 $ 15 
mit 6 Wochen bis 1 Jahr Gefängniß die untere Grenze fortan wegjalt. 
Die allgemeinen Grundſätze, welche das norbbeutiche Strafgeſetzbuch in den 
6 1—79 enthält, kommen (5 5) „auf die in Kraft bleibenden bejonderen 
bremijchen Strafvorfchriften injoweit zur Anmendung, wie biefe mit den jeßt 
aufgehobenen allgemeinen Grundſätzen bes gemeinen Rechts in Ueberein 
ftimmung jtehen“. Für die im Partieularrecht angebrohten Zuchthaus: und 
Gefängnißſtrafen gelten ($ 6) „alle Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs, welche 
die unter demfelben Namen in ihm enthaltenen Strafarten und deren Neben: 
ftrafen betreffen“. Doch ift anftatt der Gefängnißftrafe bis zu 6 Wochen, 
allein oder wahlweiſe mit Geldbuße, auf Haft zu erkennen. Wo im Partı: 
cularrecht eine „angemeljene” Geld: oder Gefängniß- Strafe oder eine nad 
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Art und Maß unbeftimmte Strafe angebroht ijt, joll dieſelbe (5 «) „in den 
Grenzen ber Uebertretungsitrafen des Strafgeſetzbuchs ausgemefjen werden". 
Der 6 8 endlich lautet: „Die Folgen für bie bürgerliche Ehre, welche nad) 
dem bisherigen Recht mit der Zuchthausftrafe verbunden waren, jollen für 
die, welche zu dieier Strafe rechtskräftig bereits verurtheilt find oder diejelbe 
erlitten haben, auf die Dauer von zehn Jahren, angerechnet von beim Tage, 
an welchem die Strafe verbüßt war oder fein wird, und auf die durch das 
Strafgeſetzbuch (86 33, 34) einer Aberkennung der bürgerlichen (Fhrenrechte 
beigelegten Wirkungen befchräntt jein. Bei den nah $ 31 des Strafgejeg: 
buchs von Rechtswegen eintretenden Folgen einer Berurtheilung zur Zuchthaus: 
ſtrafe hat es jedoh auch für diefe Beitraften jein Bewenden“. 

Zur Ausführung des Norddeutihen Bundesgeſetzes vom 1. Juni 
1870 wegen Erwerb und Berluft der Bundes: und Staats: 
Angebörigfeit iſt am 2. Januar 1871 eine Verordnung erlaffen worden, 
welche zunächſt die Bremijche Staats- und Gemeinde-Angehörigkeit dem natio: 
nalen Geſetz entiprechend ordnet und dann bejtimmt: „Ausländern wird, fo: 
fern bei ihnen die im $& 3 des Bundesgefetes bemerften Bedingungen zu: 
treffen und auch im übrigen ihre Aufnahme zuläſſig ericheint, die Naturalijations- 
Urkunde unentgeltlich ertheilt“. Die in den 66 6, 8, 14 und 21 erwähnten 
„höheren Verwaltungsbehörden” find für die Stadt Bremen die Polizeidirection, 
tür die Hafenjtädte die Memter, für das Yandgebiet die Yandherren, — Recurs: 
und Gentralbehörde aber im Sinne des Geſetzes ift der Senat. 

Zur Ausführung des Bundesgeiepes über den Unterftüßung®: 
wohnjig vom 6. Juni 1870 find unterm 2. Januar 1871 eine obrig: 
teitlihe Verordnung und ein Geſetz erlajien worden. Die eritere bezeichnet 
als Ortsarmenverbände die Städte Bremen, Bremerhafen und Vegejad, jowie 
die Gemeinden, bezw. Sammtgemeinden des Landgebiets, als Yandarmenver: 
band aber den Bremijchen Staat, der fich zur Ausführung dieles Stüds 
Armenpflege der Ortöverbände als feiner Organe bedient und ihnen die Koiten 
erſezt. Diefer Kojtenerfab joll vorläufig auch bei ſolchen Armen eintreten, 
welche zwar den Unterftüßungsmohnfiß in ihrer Wohngemeinde ermorben 
haben, derſelben jedoch nicht als Mitglieder angehören. Art und Maß der 
Unterftübung ($ 2) follen bleiben wie bisher. Streitigkeiten zwiſchen Den 
einzelnen Armenverbänden oder Verwaltungen enticheidet Die Senats-Commiſſion 
für Angelegenheiten der Armenverbände im Verwaltungswege; fie Tind alſo 
nicht der Bundes» Deputation für das Heimathwejen mit überwiejen worden. 
Eben die genannte Senats:Commiffion foll auch die im F 38 des Bundes: 
geiehes erwähnte Spruchbehörde, abgeben. Von allen vorbezeichneten Behörden 
tann ($ 5) an den Senat recurrirt werden. Das Verfahren wird durch 
das gleichzeitig erlaflene Geſetz geregelt, welches die Zahl der Mitglieder der 
mebrerwähnten ftändigen Commiſſion auf drei Senatoren feftitellt, fchriftliches 
Verfahren, vierzehntägige Friften, Ausichliekung der Cideszufchiebung, ſowie 
der Auflage eines nothwendigen Eides vorfchreibt. 

Die Norbdeutihe Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 hat mit: 
gewirtt zur Vornahme einer Revifion der obrigkeitlihen Verordnung vom 19. 
Mai 1863 wegen Betreibung von Gaft: oder Schenkwirthſchaften ober ähn⸗ 
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lichen Gewerben, die unterm 21. Januar 1871 ale Geſet erſchienen if. 
Daffelbe ftatuirt eine jährliche Abgabe von 15 Thl. Gold (16'/, Thlr. Ert.) 
von dem Betriebe einer Gaſt- oder Schenkwirthſchaft und dem Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus, d. h. Verlauf von Quantitäten von einem 
Liter und darunter. In entlegenen Theilen des Yandgebiet darf die Abgabe 
bi8 zu bdrittehalb Thalern herab ermäßigt werden, wenn der Betrieb einer 
Saft: oder Schenkwirihſchaft dajelbit einem öffentlichen Bedürfniß entſpricht. 
Ebenſo bezieht es fi auf einen Sat der Gewerbeordnung, defien Auslegung 
zu langen Verhandlungen zwilchen dem Senat und dem Bundestanzleramt 
geführt hat, wenn der Senat, als jchlieglih im Bundesrath überjtimmter Theil, 
unter dem 22. November 1871 den 6 12 der obrigkeitlihen Verordnung 
vom 27. September 1869 außer Kraft geſetzt hat, welche lautete wie folgt: 
„Das Betreten fremder Wohnungen zum Zwecke des Gewerbebetrieb im 
Umberziehen ohne vorgängige Aufforderung oder Einwilligung der Bewohner 
ijt bei Meidung einer Geldbuße bis zu 10 Thalern oder Gefängnißſtrafe bis 
zu drei Tagen verboten“. Die in Bremen herrichende eigenthümliche Wohn: 
art, welche von ben ſtets verjchloffenen Etagen: Thüren Berlins und anderer 
deutfcher Großſtädte weit abweicht, erklärt ſowohl die jetzt erzwungener Mapen 
aufgehobene Beitimmung, wie daß der Senat fie im äußerften Nothfalle preis: 
geben wollte. Zammers, 


4) Großherzogtum Oldenburg. 


Das Deutfhe Strafgeſetzbuch, welches befanntlih am 1. Januar 
1871 in Kraft getreten ift, hat zwei großherzogliche Verordnungen vom 23. De: 
cember 1870 eine dritte vom 27. Februar 1871, und eine Minifterial: 
befanntmadung vom 7. März 1871 nach fich gezogen. Die eriteren find 
ftatt Geſetzes erlaffen worden, da der Landtag deshalb allein nicht füglid 
berufen werden fonnte. Bon diejen drei Verordnungen hebt die erite das 
oldenburgijche Strafgefeßbudy von 1858 auf mit Ausnahme der Bejtimmumgen 
über Feld: und Holzdiebſtahl, welche Art. 5 in Kraft erhält, weil fie den 
Mangel einer ausführlichen Yeldpolizeiordnung zu eriegen dienen; fie find 
übrigens den verwandten Vorſchriften des deutſchen Strafgeſetzbuchs F 310 
angepaßt. — Die zweite Verordnung, neue Beitimmungen zur Strafprozek: 
ordnung, bat es weſentlich mit den Veränderungen in der Zuftändigteit ber 
verichiedenen Gerichte zu thun, welche durch Das deutiche Strafgeſetzbuch er: 
forderlih wurden. Danach find die mit Schöffen befeßten Polizeigerichte zu: 
ſtändig geworben für die Vergehen der Beleidigung, der Sachbeſchädigung, 
ber Veranſtaltung unerlaubter Yotterien, und für die nicht gewerbmäßigen 
Jagd⸗ und Fiſcherei-Vergehen, welche alle bisher ganz oder theilweije nur als 
Uebertretungen galten und ihnen Deswegen anheimfielen; wogegen bie Mit: 
bandlungen, deren geringere Fälle ihnen bisher als bloße Uebertretungen ebentalls 
zufielen, an die Strafgerichte verwielen worben find. “Die Bolizeigerichte haben 
damit eine Strafgewalt bis zu drei Jahren Gefängnig und bis zu LO 
Ihaler Geldbuße erhalten, was officiös begründet wurde mit der durchſchnittlich 
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jehr geringen Strafbarkeit der vorkommenden Fälle von der fraglichen Art 
und mit der nicht vorauszufeßenben Neigung der Schöffengerichte zu bejonders 
harter Beftrafung. Dagegen hätte man ihnen ſämmtliche Mißhandlungen 
nah $ 223 nicht zumeijen dürfen, weil unter biefen bei einem Strafmaaß 
bis zu 3 Jahren Haft auch die ſchwereren Fälle nicht felten jeien, und das 
Strafverfahren zukünftig dadurch noch vermidelter werden kann, daß der Be- 
ihäbigte ſtets Privatbuße mit beantragen dürfe. Indeſſen giebt der neue 
Artikel 16, G 2 Gelegenheit, in Betreff derjenigen leichten Weißhandlungen, 
welche dem Charakter bloßer thätlicher Beleidigungen nachſtehen, das Polizei: 
gericht eintreten zu laflen. — Die dritte Verordnung, fernere neue Be— 
ftimmungen zur Strafprozegordnung, behandelt die Erkenntniſſe auf Buße nad) 
66 188 und 231 des deutichen Strafgefeßbuche, und die jelbitändigen (d. h. 
von einer ftrafbaren Perſon abjehenden) Ertenntniffe auf Einziehung irgend 
eines Gegenitandes, indem fie die dafür erforderlichen proceſſualiſchen Vor: 
ihriften ertheilt. Die Dinifterialbefanntmahung vom 7. März 1871 endlid) 
hat es mit der vorläufigen Entlaffung von Strafgefangenen zu thun. “Die: 
ielbe fann nad $ 1 niemals als ein Recht, fondern ſtets nur als eine Ver: 
günftigung in Anſpruch genommen werden, und ift daher vom Gefängnip: 
vorftand nur dann zu beantragen, wenn fein Mißbrauch derfelben zu befürdten 
jteht, nicht aber (nad) 6 2) bloß megen eines negativen guten Verhaltens 
ohne disciplinare Rügen, und aud nur dann (nad $ 3), wenn bie künftigen 
Lebens - Berhältnifje des Gefangenen am Entlaſſungsorte keinen Rüdfall er: 
warten laflen. Die 66 4— 7 regeln das Verfahren. Nah $ 8 tritt der 
vorläufig entlafiene Gefangene unter polizeiliche Controle, welche Mißbrauch 
der Vergünftigung abmwehren, aber nicht ihn in feinem Fortkommen hindern 
oder der öffentlichen Verachtung ausfegen fol. $ 9 ermächtigt das aufſicht⸗ 
führende Vermwaltungsamt, den Entlaffenen vorübergehend noch andere Be: 
ihräntungen aufzuerlegen als diejenigen der Polizeiauffiht $ 39, 1 und 3 
des Strafgeſetzbuchs. 6 10 untermirft ihn allgemein der Beſchränkung, den 
Entlaſſungs- oder jpäteren Aufenthaltsort nicht auf länger als 48 Stunden 
verlaffen und in einer anderen Gemeinde ohne Erlaubniß ihres Vorſtandes 
nicht länger als 48 Stunden ſich aufhalten zu dürfen. Zumiberhandelnde 
unterliegen nad $ 11 ftedbriefliher Verfolgung. $ 12 handelt vom Wider: 
ruf der Entlafjung, über welchen ebenfo wie über die Entlaſſung felbit das 
Juſtiz- Departement de Staatöminifteriums entſcheidet. 6 13 geftattet dem 
Verwaltungsamt vorläufige Wiederfeftnahme. Die FF 14 — 17 treffen nur 
äugerlihe Anordnungen. 

Mit dem Verhältniß des deutihen Strafgeſetzbuchs zum oldenburgilchen 
Jagdgeſetz vom 31. März 1870 befchäftigt fich ein generelles Reſcript des 
Staatsminifteriums vom 3. December 1870, das namentlid den $ 292 des 
Strafgeſetzbuchs angeht. Nah diefem foll wegen Ausübung der Jagd an 
Orten, wo der Betroffene zu jagen nicht berechtigt ift, nur auf Antrag des 
Verlegten Strafverfolgung eintreten. „Dieſe Beftimmung“, jagt das Reſcript, 
„mochte in den übrigen Deutichen Staaten, in denen bejondere größere Jagd: 
bezirfe beftehen, in denen Die Jagd durch angejtellte Jäger oder Pächter aus- 
geübt wird, weniger bedenklich fein, weil diefe beſſer auf die Jagdfrevel achten 
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und deren Beitrafung beantragen können. Im Herzogtum Oldenburg da= 
gegen, wo jedem Grundbeſitzer auf jeinen Kleinen und häufig zeritreut liegen: 
den Grundjtüden die Ausübung der Jagd zufteht, muß es mie bisher ala 
ein Theil der polizeilichen Thätigkeit betrachtet werben, die einzelnen Grund: 
ftüde thunlichjt gegen unbefugtes Jagen zu ſchützen“. Die Berwaltungsämter 
und Stadtmagiftrate jollen daher jämmtliche Polizeibeamte inftruiren, daß fie 
nad wie vor auf unbefugte Ausübung der Jagd ftreng zu achten haben, wie 
auch ſchon durd die Artikel 17 und 18 des Jagdgeſetzes geboten erfcheine, 
und daß jie, um womöglich Beitrafung unbefugten Jagens herbeizuführen, 
jeden Fall dem verlegten Grundbefiger oder Jagdpächter anzeigen und ben: 
jelben fragen, ob er fie mit der Stellung des erforderlichen Antrags bei der 
Staatsanmwaltichaft beauftragen molle. 

Kine Anfrage des Magijtrats zu Oldenburg bat dem Staatsminifterium 
Gelegenheit gegeben unterm 10. Mai 1871 feitzuftellen, daß durdy 6 3 ber 
Reihsverfajfung, wo nicht ſchon durh 5 1 des Freizügigfeits- 
Geſetzes für Angehörige des Deutihen Reiche die Beitimmung in $ 10 
der Gefinde- Ordnung vom 24. Auguft 1853 aufgehoben ſei, nach welcher 
fremde Dienjtboten ein Zeugniß der Obrigkeit ihres bisherigen Wohnorts über 
gute Aufführung beibringen mußten, bevor jie das vorgeichriebene Dienſtbuch 
vom Amt erhalten konnten. 

Hinfichtli der Frage, ob die ſtaatlich approbirten Apothefer bereditig: 
und verpflichtet jeien Recepte zu Dispenjiren, welche von nicht approbirten 
Verfonen in Ausübung der ihnen nah $ 29 der deutihen Gewerbeord— 
nung zuftehenden ärztlihen Praris verfaßt jeien, hat das Staatöminifterium 
im Einklang mit der Anficht des Reichskanzleramts und der preußifchen Staats: 
regierung verneinend entſchieden. Kin Reſeript an die Kreisphyfici macht bie 
Apotheker darauf aufmerkiam, daß ſie hierzu weder verpflichtet noch berechtigt 
jeien, da jener $ 29 das entiprechende Verbot der Apotheler : Ordnung von 
1714 nicht aufgehoben Habe, jo daß Recepte derartigen Urjprungs nur dann 
auszuführen jeien, wenn jie lediglich ſolche Mittel vorfchrieben, welche auch 
int Handverkauf abgegeben werden dürfen. 

Das Geſetz über den Unterftüßungswohnfig vom 6. Juni 1870 Hat 
eine generelle Verfügung des Staatsminiiteriums vom 22. Juni 1871 ber: 
vorgerufen, welche zur Sicherung einer gleichmäßigen Anwendung die Bor: 
ſchriften defleiben im Hinblid auf die beftehende particulare Gemeinde: und 
Armen : Gejebgebung überfichtlih zuiammenftelt. Am 9. September 1871 
ferner hat das Departement des Innern zur Auslegung des Geſetzes eine 
Gircularverfügung erlafjen, welche vier ragen behandelt. Hinfichtlich der erften 
wird feitgeftellt, daß eine vorübergehende Unterjtügung die zmeijährige Er: 
werböfriit nur unterbrede, nicht abbreche und von vorne anzufangen nötbige. 
Die zweite betrifft den aus den 66 12 und 26 bergeleiteten Zweifel, ob 
z. B. ein Comtorift, der von einem Bremer Hauje auf jeine Commandite in 
Hamburg geichidt jei, den Unterſtützungswohnſitz in Bremen verloren und in 
Hamburg erworben habe, wozu eine beftimmte Definition des Begriffs Privat: 
beamte für nöthig erachtet worden war, was das Staatsminiſterium verneint, 
indem die Frage in jedem alle bejaht werden mußte, vorausgeſetzt daß der 
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Comtoriſt zwei Jahre lang ununterbrochen in Hamburg jeinen Aufenthalt ge: 
habt Habe, gleichviel, ob er Privatbeamter fei oder nicht. „Fälle der Aus: 
ihliegung der freien Sebitbeftimmung” wird Hinzugefügt, „werden außer bei 
Straf: oder Unterfuhungs-Haft namentlih da vorkommen fönnen, wo jemand 
in väterlicher Gewalt oder unter Euratel ſteht“. Drittens fei die durch die 
Gelinde - Ordnung $ 64, Abi. 2 den Herrichaften auferlegten Verpflichtung 
zur Verpflegung ihrer ausländifchen Dienftboten für bundes (reichs) angehörige 
Tienftboten aufgehoben, da diefelbe nicht im Sinne bes 6 61, Abi. 2 des 
Unterjtüßungswohnfiß-Gejehes auf dem Dienftvertrag oder dem “Dienitverhält- 
nig als Titel berube, fondern auf einer im öffentlichen Intereſſe erlaſſenen 
polizeilichen Vorſchrift. Der vierte Abfchnitt der Verfügung endlich jchließt Die 
(nur auf Preußen anzuwendende) Beitimmung im $ 65, Ziff. $ von der 
Anwendung auf Oldenburg aus, ald mo bisher kein Unterſtützungswohnſitz 
gegolten habe. Lammers. 


5) Königreich Bayern. 


Wie ſchon oben in der hiſtoriſchen Einleitung S. 5 angegeben wurde, 
verkündigte eine im 22. Stück des bayeriſchen Geſetzblattes, S. 149 — 152, 
enthaltene, kõönigliche Deklaration vom 30. Januar 1871, die deutſchen Bündniß⸗ 
Verträge betreffend, in ſieben Beilagen (S. 152 — 294) die Verſailler und 
Verliner Verträge, das Wahlgeſetz und Wahlreglement, und diejelbe Berfün- 
digung erfolgte auch im Kreisamtöblatt der Rheinpfalz. Ferner brachte eine 
Beilage zum Geſetzblatt den vollitändigen Tert der Norddeutſchen Bundes: 
geiete, welche durch das Reichägeleg vom 22. April 1871 in Bayern einge: 
führt worden find. (Dal. oben S. 206— 208). 


6) Königreih Württemberg. 


In der am 1. Januar 1871 außgegebenen Nummer des Regierungs: 
blatts wurden die Verjailler und Berliner Berfaflungs-Verträge zwiſchen dem 
Rorddeutihen Bund, Württemberg, Baden und Helen und zugleich als eine 
190 Seiten große Anlage diejenigen 24 Norddentichen Bundeögejeke ver: 
fündigt, welche laut jener Verträge mit dem 1. Januar 1871 in Württem: 
berg in Kraft treten follten; desgleichen vier hierzu gehörige Ausführungs- 
Zerordnungen des Bundesraths, Bundespräfidiums und des Bundesfanzlers. 
Unterm 4. Februar (in Nr. 3) folgte die Verfündigung des Vertrags mit 
Bayern nebft dazu gehörigen Prototolfen, am 17. April die Bekanntmachung 
der theils von Bundesrath, theils von der Normal-Eichungs-Commiſſion zur 
Ausführung der Maß- und Gewichtsordnung erlaffenen Beitimmungen, auf 
+ Seiten. Unterm 28. Juni erichienen endlich im Regierungsblatt (Nr. 13) 
auch das Norddeutiche Bundesgeſetz vom 14. November 1867 über die ver: 
tagsmäßigen Zinjen unter Beifügung einer wichtigen Erläuterung (auf Seite 
137), ſowie da8 Bundesgefeg vom 12. Juni 1869, die Erridtung eines 
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oberften Gerichtshofes für Handelsfachen betreffend, welche drei Tage nachher, 
am 1. Juli, in Kraft traten. Nah F 62 des lekteren Geſetzes trat das 
Bundes - Oberhandelggericht in Handelsſachen „an die Stelle des nad den 
Landesgeſetzen beitehenden oberften Gerichtshofs (des Obertribunal® zu Stutt: 
gart) mit derjenigen Zuftändigkeit, weldye nach dieſen Landesgeſetzen dem oberiten 
GSerichtöhofe gebührt“. Am 4. Juli brachte das Negierungsblatt Nr. 14 ein 
württembergifches Geſetz, betreffend die Errichtung eines Landesoberhandels: 
gerichts, deſſen Art. 2 Beftimmungen trifft, in melden in Handelsſtreitſachen 
und Handelsftraffachen diejes Landesoberhandelsgeriht „an die Stelle des Ober: 
tribunals" treten ſolle. Schon diefer Artikel, wie auch die Geſchichte des 
Geſetzes lehrt, daß dafjelbe gleichzeitig mit dem Reichsgeſetz nom 12. Yuni 
1869, alfo vor dem 1. Juli hatte verfündigt werben und in Kraft treten 
jollen und die Verkündigung fi nur durch zufällige Verzögerungen bis zum 
4. Juli verjpätete. Sein Inhalt paßte jebt nicht mehr, weil die Zuftändig: 
teit des Obertribunals am 1. Juli auf das Bundesoberhandelögerict zu 
Leipzig übergegangen war (!). Es ift bis jest unferes Willens noch Nieman- 
dem gelungen zu zeigen, wie die am 1. Yuli an das Leipziger Reichsgerich 
übergegangene Competenz auf rund diefes Artikels 2 an das Stuttgarter 
Dberhandelsgericht zurüdtehren könne. Offenbar ift nur durch ein neues Ge: 
jeß zu helfen, wobei aber alsbald die Frage entjteht, ob dieſes nicht ein Reid: 
gejeß fein müfle! Die gegenwärtig tagende Abgeorbnetenfammer bat bereits 
einen ihrer Ausichüffe mit der Begutachtung des mißlichen alles beauftragt. 

Die zu den verfündigten Neichögefeben erlaffenen Ausführungs : Verord: 
nungen und Inſtructionen u. |. m. betreffen vorzugsweiſe das Eichungsweſen. 
dann die privatrechtliche Stellung der Erwerbs: und Wirtäfchafts : Genoflen: 
haften, das Urheberrecht und die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen 
der Eheichließung. Thudichum. 


7 Großherzogthum Heffen. 


Da die Verſailler und Berliner Verträge bereits im December 18:1 
verfündigt worden waren, das heffiiche Negierungsblatt aber die Norddeutichen 
Bundesgeſetze größtenteils ſchon früher zum Abdruck gebracht hatte, jo ent: 
hält die erite Hälfte des Jahrgangs 1871 nur wenige auf das Reichsrecht 
bezüglihe Geſetze und Verordnungen. Die am 3. Januar 1871 aus 
gegebene Nr. 1 verkündet ein mit den Ständen vereinbartes vom 30. December 
1870 datirtes Geſetz, „betreffend den Uebergang zu dem für den Nordbeutichen 
Bund erlaffenen Strafgefeßbuche”. Unter den 14 Paragraphen deſſelben ver: 
dienen bejonder3 hervorgehoben zu werden 66 5 — 7 über Beltrafung von 
Dienftverfehlungen der Beamten und 6 8 über ſolche der Rechtsanwälte und 
Adoofaten, wodurch die Artikel 448, 449 und 481 des aufgehobenen Strai: 
geſetzbuchs von 1841, jowie ein Geſetz vom 18. Januar 1831 im Weſent⸗ 
lichen aufrecht erhalten werden. Als Disciplinargerihtshof zur Aburtheilung 
ſolcher Dienftverfehlungen werden in $ 14 die Plena der Hofgerichte der 
Provinzen Startenburg und Oberheflen und des Obergerichts für Rheinheſſen. 
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in zweiter und letter Inſtanz das Plenum des Oberappellationd: und Kaſſa⸗ 
tionägerichtö bezeichnet, da es in Heilen einen bejonderen Disciplinargerichts: 
hof nicht giebt. Dei derartigen Anklagen fol binfort auch in den Provinzen 
Starfenburg und Oberheffen (wie bisher in Nheinheflen) die Staatsanwalt: 
ſchaft mitwirken. — Im Uebrigen ift die Kompetenz der Gerichte kurz dahin 
geregelt, daß alle Vergehen von den Bezirkäftrafgerichten, alle Verbrechen von 
den Schwurgerichtöhöfen abzuurtheilen jeien. 

Cine am 21. April erichienene einfache Tandesherrliche Anorönung vom 
29. März 1871 verfügt: 1) Zuchthausſtrafen feien wie bisher im Landes- 
zuchthaus Marienſchloß zu vollftreden; 2) Gefängnißftrafen über 1 Monat 
in den bisherigen Correctionshäufern zu Darmftadt, Dieburg und Mainz, 
melde fortan „Gefängniß“ heißen; 3) in den Bezirksgefängniffen, welche fortan 
den Namen „Haftlokal“ führen, feien zu verbüßen: a. Haftitrafen, b. Gefäng- 
nipftrafen bis zu 1 Monat, mobei jedoch die blos zu Haft Verurtheilten von 
den zu Gefängniß Verurtheilten getrennt zu halten fein. — Kine Verfügung 
vom 26. Mei 1871 endlid vereinigt die bisherige Ober-Steuer-Direction 
und die Ober-Zol:Direction vom 1. Juli 1871 an zu Einer Behörde unter 
dem Ramen „Ober-Steuer:Direction“, Thudichum. 


v. Holgenborff, Jahrbuch 1. 42 


XIX, 


Literaturnotizen. 


An rein bibliographifchen Berzeichniffen ijt in Deutichland Fein Mangel. Tie 
bedeutenderen Werke der ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur werden auch in der Tage}: 
preffe beſprochen und angezeigt. In der Maife des täglichen Leſeſtoffs übertieht 
man Manches. Anderes entfällt der Erinnerung. in Ueberblid über das meite 
Feld ber reichörechtlichen, juriftifchen und politiihden Schriftftellerei iſt ſchwer zu 
gewinnen. Wir wagen ben Verſuch, aus ber Fülle wertbooller und vielfach aud 
werthloſer Schriftitellerei Herauszugreifen, was uns Beachtung zu verdienen fcheint 
und gleihfam als Nachtrag zu den im Jahrbuch behandelten Materien bienen fann. 
Diefen Literaturnotizen ijt nicht die Beitimmung gegeben, ein vollftänbiges 
Bücherverzeichniß zu fein. Noch weniger follen fie in kritiſcher Weije über die Einzel: 
beiten literarifcher Werke berichten. Es bieten ſich nur furze Andeutungen, aus 
denen in der Hauptſache erfannt merben kann, worum ed fi bei ben ang 
zeigten Büchern handelt. Diefe Notizen find alſo gleichſam eine Stellvertretung für 
eine buchhändlerijche Anfichtsjendung, bei welcher wir Manches für uns Ungeeignete 
ſchnell bei Seite legen; anderes durchblicken, um zu erfahren, ob wir ein oberfläd: 
liches Antereffe nehmen bürfen ober uns ein Buch, deſſen Gegenftanb uns zufagt 
dauernd erhalten follen. Schon eine ſolche Vorunterſuchung über ben Anfprud. 
den ein Bud an unſre Theilnahme jtellt, erforbert Zeit. Alles ohne Ausnahme 
lediglich mit Nüdficht auf den Titel und bie Zugehörigkeit zu einem beftimmten Fach 
zu leſen, entichließt ſich heute fchmwerlich irgend Jemand. Wir find in vielen Stüden 

eneigt, unfer bireftes Wahlrecht gegenüber den literarifhen Erzeugniffen in ein 
ndirefte8 umzumandeln, voraudgejeßt daß ein Recenſent ald unfer Wahlmann einige 
Zutrauen verdient und einiges Geſchick beweiſt. Möge man die folgenden Auf: 
eihmungen als Lifte deſſen betrachten, was beredjtigt ift, innerhalb ber verjchiebenen 
ezirke des ſtaatlichen Wiffend zur Auswahl gejtellt zu werben: 


Il. Reichsverfaſſungsrecht. Allgemeine Bolitil. Krieg 
und Frieden. — Völlerredt. 


1. v. Rönne, das PBerfafjungsrecht des Deutſchen Reiche. Biftorijdh:dog: 
matiſch dargeftellt. Leipzig 1872, ( Brodhauß). 

Ob ber Augenblid zu einer wiffenichaftlichen Bearbeitung bed Reichäverfaflungs: 
rechtes bereits gekommen, wird von verſchiedenen Seiten bezweifelt. Inzwifchen: einmal 
muß der Anfang gemacht werben. Für eine alöbaldige Bearbeitung fpricht, Daß bie Partei: 
gegenfäte auf dem Boden der Reichsverfaſſung (abgejehen von den Ultramontanen) fi 
noch nicht ſcharf entwidelt Haben, die Wiſſenſchaft aljo möglichermeife in dem Stabium ber 
Meinungsbilbung noch einen Einfluß gewinnen kann, auf ben fie fpäterhin nicht mehr 
rechnen darf. Die norliegende Bearbeitung fchließt fich in ihr äußeren Einrichtung an bie 
Art und Weife an, mit welcher ber Verf. dad Preuß. Staatsrecht bebanbelt hat. 
Am weſentlichen war bieje Darjtellung bereits in Hirth's Annalen publicirt worden; 
doch bat ber Verfaſſer mande Theile ergänzt und verändert. Auch ohne biefe Per: 
beijerung wäre bie PVeranftaltung eine befonderen Ausgabe gerechtfertigt gemeien. 
Gegen bie Reihenfolge der Materien läßt fi Mancherlei einwenben; nur bem 
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Kenner bes Staatdrechtd werben die Geſichtspunkte verftändlich fein, von denen 
fih der Berf. leiten ließ. Auch vermiffen wir bie gründliche Behandlung der nament- 
lid auß Anlaß des Strafgeſetzbuchs entftandenen Eontroverfen von dem Verhältniß 
ber Reichögefeßgebung zum Landesrechte. 

2. v. Rönne, Berfaflung bes deutichen Reichs: Textausgabe mit Anmerkungen 
und vollftändigem -Sachregifter. Berlin 1871 (3. Guttentag). 

Diefe Kleine Tafchenausgabe bildet einen Beſtandtheil der von der Verlagsbuchh. 
unternommenen annotirten Zertaußgabe ber Reichsgeſetzgebung. Wit völliger Be⸗ 
ftimmtheit ift vorauszufehen, daß dieſe Fleinere Ausgabe von Rönne bie weigefte Ver⸗ 
breitung finden wird; fie entjpricht allen Anforderungen der Zmedmäßigfeit in ihrer 
inneren und äußeren Einrichtung. ” 

3. Leopold Auerbach, dad neue Deutiche Reich und feine Verfaffung (Berlin, 
1871, bei Springer). 

Die Schrift entitand in der Zwiſchenzeit zwiſchen dem Abfchluß der November: 
Verträge und der Einberufung bes erften beutichen NReichstages; vor dem formellen 
Abſchluß der jept beſtehenden Verfaſſungsredaction. Die beutiche Verfaflungsent- 
widelung in der vierjährigen Periode von 1866 bis 1870 wird furz gejchilbert in 
einem erften Kapitel. Ein zweites Kapitel erläutert die Meichöverfaflung im Allge- 
meinen und aud im Bejonderen artifelweife. Den Schluß bildet eine Würbigung 
ber Berfafjung, mit der ber Autor abgejehen von den Sonderrechten ber fübbeutichen 
Etaaten fich feinerjeit3 bejriebigt erflärt. — 

4. Dr. Martin, (Jufizamtmann in Jena). Berfaffung und Grundgeſetze 
des beutfchen Reichs. Zum praftiichen Gebraudy nad) authentiſchen Quellen zuſammen⸗ 
geitellt. Erſte Abth. (Jena 1871, Verlag von %. Mauke). — 

Chronologijche Aneinanderreifung ber Berfafjung und ber ind Meich überge- 
gangenen, ehemals norddeutſchen Bundesgeſetze. Die Sammlung ift für das große 
Tublicum ausreichend. Weswegen ber Verf. bie Reichsgeſetze (außer der Berfaflung) 
Grundgefjege nennt, ift nicht erfichtlih. Es nimmt ſich fonderbar aus, wenn 
unter diefen Grundgefeßen aud dasjenige bezüglich ber Rinderpeft erjcheint. — 

9. Dr. Georg Meyer (PBrivatdocent in Marburg). Staatsredtl. Erörterungen 
über Die Deutfche Reichöverfaflung. Leipzig 1872 (Verlag der Serig’fchen Buchhandlung). 

Diesjeitö der Grenzicheide unferer Berichterftattung liegend, joll die vor- 
liegende Schrift bier nur erwähnt werden. Der Berf., mwelder früher die Srunb- 
züge des norbbeutichen Bundesrechts zu bearbeiten unternahm, beipricht ber Reihe 
nad den Staatäbegrifi, die Bundesverhältniffe, Staatenbund und Bunbesftaat, bie 
Entitehung des Deutſchen Reiches, die Competenz ber Reichdgewalt, die Organifation 
deilelben, die Abänderung der Reichdverfaflung '). 

b. Reihsadler. Allgem. Deutfcher Kalender auf das Scaltjahr 1872. 
(2erlin, bei Burmeiter u. Stempell.) 

Ein für die Verbreitung ber wichtigſten auf das deutſche Reich bezüglichen 
Nachrichten ı Verfafjung, Reichstag, Statiftif, Reichsbeamtenthum) gefchidt gearbeitetes 
Handbuch. Unter den Mitarbeitern befinden fi namhafte Reichſstagsmitglieder und 
bewährte Statiftifer. 

. 9. 4. Zadhariä, zur trage von der Neichdcompetenz gegenüber bem 
Unfehlbarfeitspogma. Zujammenftellung verjchiedener barauf bezüglidder Schrift: 
läge mit zufäglichen Bemerkungen. Braunjchmweig 1871. (Verlag v. Vieweg & Sohn.) 

Die Sontroverfe, an deren Crörterung fih nah Bejeleraud Bähr betbeiligt 
bat, ift dem Leſer noch in frifcher Erinnerung. Die Frage ift, fann fi dad Neid) 
mit dem burch das Unfehlbarfeitspogma gefchaffenen Zujtänden unter ber Voraus⸗ 
fegung ihrer Gemeingefährlichfeit ohne vorangegangene Gompetenzer- 
weiterung ſchon gegenwärtig befaffen? Zachariä bejaht die Frage, indem er auf 
den Bundeszweck bed allgemeinen Rechtsſchutzes zurüdgreift. Beſeler verneint 
fie, indem er bie Gompetenz in äußerten Nothfällen zur Selbfterbaltung politiſch 
zu überfchreiten geftatten will, rechtlich aber eine Zulaffung berjelben aus den 
Bundeszweden nicht zugiebt. Die Differenz bezieht ſich alfo auf die Thatfrage, näm⸗ 
ih das Borhandenfein einer das Reich bebrohenden, im Wachſthum bed Ultramontanis- 


1) Eine ausführliche Recenfion aus Bahariä’d Feder bringen bie Göttinger gelebrten Anzeigen vom 
31. Januar 1873 ©. 168 u. ff. je 
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muß liegenden ſchweren Gefahr, theild auf die Begründung bed etwa nothmendigen 
Einfchreitend von Rechtswegen. Ein ſog. Notbitandsreht wird aljo wohl von allen 
Seiten zugegeben. Uns fcheint Befeler Recht zu haben, ſoweit die Argumentation 
auf Baſis der allgemeinen Bundeszwecke in Betracht fommt. Im übrigen ift zweierlei 
nit zu vergejlen. Daß Reich ift auch in Kirchenfachen competent, joweit dieſe unter 
einem ftrafrehtlihen Act fubjumirt oder aus dem Gefichtöpunfte des Ber: 
einsrechtes behandelt werben fünnen. Die Strafgejeßnovelle gegen den Mikbraud 
der Kanzel bemeift dies. Auch ift e8 und feinen Augenblid zweifelhaft, daß das 
Reich comperent fein würde — unter dem Titel ber Vereinsgeſetzgebung den Zejuiten: 
Orden zu verbieten. 

8 ©. Graf zu Münfter, Deutfchlands Zufunjt das Deutiche Rei. Einige 
nungen über die jebige Lage (Sept. 1870). Berlin 1870. Verlag von Ltto 

anfe. 

Unter dem Eindrud der Schlacht von Seban jchreibend, hielt der Verf. den 
Krieg für beendet, ein Irrthum, der damals fait allgemein war. Er erörtert bie 
Friedensbedingungen, fordert die Vereinigung von Elſaß und Lothringen mit Preußen 
und dringt auf die Gründung ded Einheitsjtaates unter ber Krone Preußen. Schon 
früher Hatte der Verf. die Heritellung eined Fürſtenhauſes an Stelle des Bundes 
rathes befürwortet. „Uns ıft — fo fagt er — noch fein Mitglied des Bundesrathes 
(die Preußiſchen Deitglieder ausgenommen) vorgefommen, beffen Außdrud nicht einen 
Anflug von oft fanfter, oft bitterer Melancholie gezeigt hätte.‘ Er verlangt al? 
Organ des Reichs 1) Ein Reichsminiſterium 2) Einen Staatdrath zur Vorprüfung 
der Reichsgeſetze und zur Entſcheidung von Competenzconflicten, beſtehend aus jämmt: 
lichen Reichſsfürſten, den Prinzen de Taiferliden Haufes, bie der Kaifer ernennt 
und bem Reichsminiſterium 3) Ein Fürftenhaus und 4) den Reichstag. Inzwiſchen 
bat fi ber Reichskanzler befanntlic mit großer Entjchiedenheit gegen bie Befeitigung 
des Bundesraths ausgeſprechen. 

9. Dr. H. Beta, das neue Deutſche Reich auf dem Grunde germaniſcher 
Natur und Geſchichte. Leipzig und Heidelberg 1871. (C. F. Winter'ſche Verlags⸗ 
buchhandlung.) 

Eine warme und ſchwungvoll geſchriebene Begrüßung bes neuen Kaiſerreichs. Der Bert. 
verjudt, die von Conſtantin rang in feiner ‚‚Naturlehre des Staates‘ entmidelten 
Grundgedanken in abgefürzter und gemeinverfländlicher Geftalt bem großen Leſer⸗ 
kreis zugänglich zu machen und nimmt gegenüber dem preußijchen Berwaltungsorgants: 
muß ia. feiner centraliftifden Härte dieſelbe kritiſche Stellung ein, welche C. Ftand 
ennzeichnet. 

10. Der neue Deutſche Bund. Ein Beitrag zum Verſtändniß und zur 
Geſchichte feiner Verfaſſung von einem Süddeutſchen. (Stuttgart, Riegerſche Ver— 
lagshandlung 1870). 

Auch dieſe Schrift, anſcheinend von einem Würtemberger herrührend, iſt ve! 
der Proclamation der Kaiſerwürde im Herbſte 1870 geſchrieben und bezwedt eine 
Rechtfertigung für den Eintritt der Süddeutſchen Staaten in bie ftaatliche Gemein: 
Ihaft mit dem Norden. Sie wendet fi in ihren Klaren Auseinanderfegungen gegen 
bie ſüddeutſchen Demokraten und Ultramontanen, deren Gegnerihaft gegen Pteußen 
ber Verf. auf ihre natürlichen Urfachen zurüdführt. 

Einer früheren Periode angebörig, ſchon vor dem Friedensſchluß entftanden, if 
bie (bei Springer in Berlin 1870 erfchienene) Flugichrift: 

Die Bundesflaatlihe Einigung Sib. und Norddeutſchlande 
unter Preußens Führung ald notbwendiges Ergebniß des gegenwärtigen Krieges 
und ihre Bedeutung ald Schutzwehr für das Europäiſche Gleichgewicht.“ 

Im direften Widerſpruch dazu fteht die Brojchüre von: 

12. Morig Mohl, für die Erhaltung der ſüddeutſchen Staaten. Tritie 
ergänzte Auflage. Stuttgart 1870 (Verlag v. Konrad Wittwer). 


Der Standpunft des Verfafierd gegenüber bem deutſchen Zollparlament und 


der nationalen Frage iſt befannt und verläugnet fidh auch nicht in feiner in articulo 
mortis der particulariftifhen Partei gefchriebenen Brofchüre, von der es immerhin 
merfwürbig ift, daß fie bis zu einer dritten Auflage gediehen if. Der Datum bet 
legten Auflage ift vom November 1870. 
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13. Heinrih von Treitſchke, Was fordern wir von Franfreih? (Abbrud 
aus dem XXVI. Bande der Preuß. Jahrbücher.) Aus den Preußiſchen Jahr: 
büchern: Heinrich von Treitſchke, die Feuerprobe bes norbbeutichen Bundes. — Die 
franzöfiihe Armee von W. Wehrenpfennig. — Das Diplomatifcde Vorfpiel des Krieged, 
von bemjelben. 

Diefe ſämmtlich 1870 in Berlin (bei Georg Reimer) erfchienenen Stugihriken 
find keinesweges veraltet. Sie gehören zu denjenigen Erzeugniffen ber deutſchen 
Publiciſtik, welche ald Zeichen der Zeit auch fpäterhin nach dem Verſchwinden ihres 
nächſten Anlaſſes Intereſſe behalten und die zur Zeit des Krieges in Deutichland 
mächtig gemwejene Stimmung ber gebilbetften Klajfen des Deutichen Volkes zum 
Ausdrud bringen. . 

14. Dr. 2. Hahn, Der Krieg Deutſchlands gegen Frankreich und die Gründung 
des Deutfchen Kaiſerreichs. Die Deutſche Politik von 1867 bi8 1871. In Xcten- 
—9 — amtlichen und halbamtlichen Aeußerungen. Berlin, 1871. (Verlag von W. 

ertz). 
15. Franz Volger, Elſaß, Lothringen und unſere Friedensbedingungen. Eine 
poliiige Studie. Dritte Auflage. Anklam 1870. (Diebe’3 Buchhandlung). 

16. R. Schramm, die Zurückerſtattung alles alten und neuen franzöf. Länder 
taubes an Deutjche, Belgier, Schweizer, Spanier und Ataliener nebit einem Schreiben 
an den Grafen v. Bismard. (Leipzig 1870, bei O. Wigand.) 

Der Perf. fordert in jeiner vor dem 15. Aug. 1870 gefchriebenen Broſchüre 
Zernidtung bed franzöf. Staatsweſens, Ginverleibung befjelben in einen 
mitteleuropäifchen Zollverein, Anhörung bes Reichstages über bie Friedensbedingungen 
Zurüdweilung diplomatiſcher Cinmifhung des Auslandes. Unklar ift die Ausein- 
anderfegung über die Vernichtung des franzöj. Staates. Ginen richtigen Blid 
bethätigte der Verf. in ber entjchiedenen Abweiſung jener Unterſcheidung, welche ber 
Reier Napoleon für den Krieg verantwortlih und das franzöſ. Volke jchuldlos 
erklärt. 

17. Dr. Otto Bohlmann, Die Friedensbedingungen und ihre Verwerthung. 
Ein Skizze. Zweite Auflage. (Berlin 1870, Verlag von H. Schindler). 

Die Vorrede datirt vom 4. September 1870. Der Verf. ſtellt ein Programm 
für die Friedensbedingungen auf, welches theilweiſe unerfüllt blieb: Erwerb von 
Landestheilen bis an die Maas und im weiteren Verlauf auch Luxemburg's, deſſen 
Neutralität für einen jolhen Fall feiner Garantie verlujtig gegangen jein fol: eine 
Theſe, die ebenfo unhaltbar erjcheint, wie diejenige, wonach Deutfchland in Beziehung 
auf Elſaß und Lothringen ein, Rückforderungsrecht“ gehabt haben fol. Auch die vom 
Verf. gewünſchte lottenftation warb nicht erworben. Bemerkenswerth iſt, daß in 
der Schrift mit richtiger Vorausficht der Erwerb von Eljaß und Lothringen gegen 
über denen, bie bie Einverleibung in Preußen wünjchten als Reichsland conitruirt 
wird, eine Gejtaltung, die Anfangs nur Wenigen ald zwedmäßig einleuchtet, gegen 
wärtig aber gewiß nicht nur als die gerechtfertigite, ſondern auch jür Preußen vortheil: 
baftefte erfannt wird. Tie Rückwirkung der elfäßijchen Verwaltung auf die preußiiche 
Rejormgefeßgebung und ber jteigende Einfluß des Reich3fanzleramtes auf die zurüd- 
gebliebene Verwaltungsorbnung des Preußiſchen Staates find das natürliche Ergeb— 
niß bes in dem Reichslände geichaffenen Zuitandes. 

18. Ad. Wagner, Eljaß und Lothringen und ihre Wiedergemwinnung für 
Deutſchland. Sechite Auflage. Leipzig 1871. (Dunder u. Humblot). 

Unter den zahlreichen Selegenpheitsfchriften, bie bie Einverleibungsfrage behandeln, 
eine berjenigen, bie wegen ihrer ftatiftiihen auf Böckh's Buch (ber Deutſchen Sprad)- 
gebiet und Volkszahl) beruhenden Bemweisführungen neben der biftorifchen Arbeit 
Sybels (L’Alsace et la Lorraine) einen bleibenden Werth behält. Weit verbreitet, 
trug fie zur Begründung der Ginverleibungsforderungen Vieles bei; nicht ohne, 
wegen ber weiteren bezüglich des Nationalitätsprincips gezogenen Schlußfolgerungen 
bie Schweizer zu beunrubigen. Der Verf. flimmte für die Vereinigung ber Reichs⸗ 
lande mit Zreitfchfe überein; er wünſchte Einverleibung in Preußen, ſchlimmſtenfalls 
in Baden. ’ 

19. Alt, Handbucd des Europäifchen Geſandtſchaftsrechtes, nebſt einem Abriß 
von dem Gonfulatweien, insbefondere mit Berüdfichtigung der Geſetzgebungen des 
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ee Bundes und einem Anbange, enthaltend erläuternde Beilage. Berlin 18:0 
R. v. Deder.) 

Ein kurz gefaßtes Compendium, das in der Kürze das Wefentliche aus dem 
Gefandichaftsrechte zufammenftellt. Veranlaßt iſt die Arbeit durch den nad) ber 
Meinung ber Verf. zu großen Umfang des von Mirus herausgegebenen größeren 
Werkes. Die ältere Literatur ift in ausgebehnterem Maße benutt, als bie neueite. 
Alt's Buch.iſt überſichtlich und verftändlich geſchrieben. Gin Inder wird von Manchen 
vermißt werben; auch wäre es nützlich geweſen, über die in verjchiebenen Staaten 
beftehbenden Prüfungsorbnungen für den biplomatifchen Dienſt etwad zu erfahren; 
— dieſes Thema nicht zur völkerrechtlichen Seite des Geſandſchaftsrechtes 
gehört. 
20. Doehl, das Conſularweſen bed norddeutſchen Bundes. Mit vier litho: 
graphiſchen Tafeln. Bremen, 1870, (Kühtmann's Buchhandlung). 

Eine anſcheinend in großer Eile vorgenommene Compilation verjchiebener mit dem 
Gonfularweien zufammenhängender Materien, lediglich aud dem Gefichtspuntte des 
Zuzpendrudens. Von den Coryphäen der confularen Literatur fanden wir keine 
erwähnt. 


II. Reichſsgeſezgebung: Tertausgaben. 


Ein erfreuliche Zeichen darf e8 genannt werden, daß die mwichtigiten Reichs 
gefege außerhalb der beftehenden amtlichen Veröffentlichung in zahlreichen Audgaben 
durh den Buchhandel verbreitet werden. Das Bebürfniß einer tieferen polirichen 
Bildung offenbart fi darin auf das Lebendigſte. Es kann nicht unfere Aufgabe 
fein, Tertausgaben aufzuzählen, ober folder Verſuche zu gebenten, die gleichjam 
im erften Affekte buchhändleriſcher oder fchriftitellerifcher Speculation erplodiren. 
Sobald ein Geſetz von allgemeiner Bedeutung ergangen ift, beginnt das Wettrennen 
um die Priorität auf dem Büchermarkt. Die Sieger in dieſem Kampie bezahlen 
ihren Ruhm faft immer mit der Kurzlebigfeit ihrer Erzeugniſſe. Wie viel bei jolden 
Unternehmungen übrigens bie Form thut, bemeilt der Erfolg, welchen bie von de 
—— jben Verlagsbuchhandlung (D. Collin) in Berlin unternommen 
Herftellung billiger, handlicher und cartonnirter Tertausgaben mit Anmerkungen bat. 
Von ber durh Rüdorff beforgten Ausgabe des Deutichen Strafgeſetzbuches find 
beifpiel3weife im Verlauf von achtzehn Monaten über dreiffigtaujend Exemplare nad 
zuverläjfiger Schätung verfauft worden. 

Im Einzelnen find als zu dieſem Unternehmen gehörig bejonders hervorzuheben 
Tas Reihspoftgefep, erläutert von B. Fiſcher, berin feiner Stellung als Geh. 
Poſtrath über reihe Erfahrungen verfügt; die deutſche Gewerbeordnung vom 
21. Zuni 1869 nebjt den vom Bundesrath beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
von T. PH. Berger (Reichöregierungsrath) und dad Gewerbe im Umherziehen 
der Bundes- und Preuß. Randesgefepgebung von Meves (Staatdanmalt). 

Außerdem ift e8 die Kortkampf'ſche Buchhandlung in Berlin, welche in ber 
Heraudgabe zahlreicher Tertausgaben ſich beſonders thätig ermeiit. 


II. Deutſches Strafgejegbud. 


Wenige Geſetzbücher haben in fo kurzer Zeit fo zahlreiche Ausgaben und Commen: 

tare hervorgerufen wie das deutiche Strafgefeßbuch: eine Erfcheinung, die aufialend 
enannt werden muß in Anbetracht der Thatſache, daß in juriftif Kreifen de⸗ 

Sntereffe für das Eivilrecht weit überwiegend iſt. Unter den Ausgaben if die ver: 
breitetite die Fleine von Rüdorff bejorgte, bei Guttentag erfchienene Taſchenausgabe, 
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welder in gleichem Format biejenigen von Taube und von Dr. Rubo nachge⸗ 
folgt find. Als größere Sommentare fommen in Betracht: 

1) Schwarze, Kommentar zum Strafgejeßbuch für den norddeutfchen Bund, 
welcher bei Fues in Leipzig bereit8 zum zmeitenmale aufgelegt wird. Dieſes größte 
commentatorifche Werl wird wegen der Stellung bes Verf. zu den Vorver⸗ 
bandlungen und feiner wiſſenſchaftlichen Bebeutung für lange Zeit in bem 
Kreife der Juriften fein Anfehen bemahren. Für den Handgebrauch beforgte 
Schwarze gleichzeitig ein Fleinered Werk: ‚Tas Strafgejegbuch für den nordb. 
Bund (in demjelben Verlage erichienen). 

2) Dr. Oppenhoff, das Strafgefeßbudh für den nordd. Bund (Berlin 1870 
bei &. Reimer), gleichfalls jeitbem in 2. Auflage erſchienen. (Weſentlich 
auf der Baſis des Preuß. Obertribunals). 

3) ©. Hahn, (Obertribunals-Rath), Strafgejeßbuh für dad Deutfche Reich. 
Breslau 1871 (Kern’8 Verlag). Zweite Auflage. 

4) Meyer, Dr. J., Strafgeſetzbuch für dad beutiche Reich vom 15. Mai 1872. 
(Berlin 1872, bei Kortfampf.) 

5) H. Rüdorff (Obergerihtö-Rath in Hameln), Dad Bundesſtrafgeſetzbuch 
vom 31. Mai 1870 (Verlag von Guttentag). 

Kleinere Commentare find diejenigen von Kirchmann, von H. Blum und 
von Kletke; im Erjcheinen begriffene von Dr. Rubo und von Puchelt (Oberhanbels- 
gerichts-Rath). Syitematifche Arbeiten find geliefert von Prof. Dr. Schüge (in 
Kiel) und von Dr. F. v. Holtzendorff, Handbuch ded Deutſchen Strafrechts in 
Ginzelbeiträgen (Berlin 1871, bei Habel) Band I—II. 


IV. Handelsgeſetzbuch und Wechſelordnung. 


1. &. Grünewald, (Rechtsconcipient), NRepertorium zum allgemeinen Deut- 
den Handelsgeſetzbuch. Bamberg 1871 (Buchner'ſche Buchhandlung). 

Das Buch gehört zu der von der Verlagsbuchhandlung veranftalteten Sammlung 
bayeriſcher Geſetze und Geſetzbücher privatrechtlichen und ftrafrechtlidden Inhalts. Die 
Anlage iſt zweckmäßig, die Ausführung ſorgfältig; wenige Repertorien liefern einen 
ſo brauchbaren Wegweiſer. Fr jedem Artikel find Die Verweifungen auf die Nürn= 
berger PBrotofolle, auf amtliche Inſtruktionen, auf die überaud reiche Literatur und 
bie bemerlenöwerthen Gerichtsentfcheidungen unter Vermerthung ber Fachzeitſchriften 
eingetragen. 

. 3. von Lug, Allgemeined Deutſches Handelsgeſetzbuch. Nebſt den Ein- 
führungägefegen fowie einem Inhaltsverzeichniß und ausführlichem Sachregiſter. 
(Würzburg, Stahelſche Buch: u. Kunfthandlung.) 

Diefe in Deutihland wohl befannte und geichägte Ausgabe gegenwärtig in 
Erinnerung zu bringen, ift deswegen gerechtfertigt, weil namentlih ım Auslande 
dem Deutſchen H.⸗G.-B. jort und fort größere Aufmerkſamkeit zugewendet wird. 
Der in neuefter Zeit oft genannte Berfaffer fungirte befanntlich ala erſter Sekretär 
der Berathungscommiffion. on 

3. H. Makower, da3 allgemeine Handelsgeſetzbuch nebft den in Preußen 
geltenden ergänzenden Beflimmungen. Mit Kommentar berausgegeben (Berlin, bei 

uttentag 1871). 

In diefer vierten Auflage ber trefflichen Ausgabe find die neueften Entſcheidungen 
des höchiten Gerichtähofes berüdfichtigt. Der Anhang it buch bie Aufnahme Der 
neuen, zum H.⸗G.⸗B. in Beziehung ſtehenden Geſetze verftärkt. 

4. Dr. Genfel, Zur Frage einer gemeinfamen Gefebgebung über die fauj: 
männifhen Anweijungen. Im Auftrage ber Handelskammer zufanmengefiellt von 
deren Sefretär. Leipzig 1870 (bei S. Hirzel). 

Die einheitliche Regelung ber geſetzlichen Borfchriften über bie kaufmänniſchen 
Anmweifungen ift bereits 1847 bei Berathung ber allgem. D. Wechfelord. zur Sprache 
gefommen, bamald aber mit 14 gegen 4 Stimmen abgelehnt worben, meil man es 
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für beffer bielt, bier ben Landeögefeßgebungen freien Spielraum zu laſſen. Es 
erging darauf das Sächſ. Gef. über die faufmännifchen Anmweifungen vom 7. Juni 1849, 
welches in einer Reihe anderer deutfcher Staaten nachgebildet ward. Auch durch das 
Handelsgeſetzbuch (Art. 301—305) wurbe die Frage nicht vollftändig erledigt, und 
es beftehen fomit noch gegenwärtig Berfchiebenbeiten, beren Beleitigung wũnſchens⸗ 
werth erſcheint. Die Handelskammer zu Leipzig hat im Hinblick darauf eine 
Enqudte eingeleitet, zu welcher die vorliegende Schrift ſich gleichſam als Vorrede 
verhält. 

Neben dem Handeldreht ift dad Wechſelrecht dasjenige Gebiet, auf welchem 
bie rechtögelehrte Arbeit fi dem Verſtändniß der gebildeten Kreifeam meiften anzu⸗ 
nähern fuchte. 

Zwei größere Arbeiten gehören der jüngiten Vergangenheit an und ziehen fchon 
durch die Namen der Berfafjer die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich. 

5. Dr. Oscar Wächter, das Wechielrecht des Norddeutſchen Bundes und 
bie allgemeine deutfche Wechjelordnung in den deutſchen und beutfch-öfterreichiichen 
Ländern für die Praris dargeftellt. (Leipzig, 1870 bei Breitfopf u. Härtel.) 

Obwohl ber Berf. mwejentlih das Bebürfniß ber Praxis im Auge bat, und bes- 
wegen bie rein theoretifchen Gontroverfen des Wechſelrechts nur gelegentlich berührt, ift 
bieje Arbeit doch von unzweifelhaftem wifjenjchaftlihem Werihe. Sie zeichnet ſich 
insbeſondere durch leichte Weberfichtlichfeit des Planes und der Stoffvertheilung aus. 
Das nunmehr deutſche Wechfelftempeljteuergejeß it im Anbange abgedrudi. Ein 
ehr ausführliches Sad: u. Quellenregifter erleichtert den Gebraud: fein geringer 

orzug fir die gegenwärtige Zeit, in ber Erjparniß in den Materialien ber e⸗ 
dankenarbeit ein hoch zu veranſchlagender Gewinn iſt. 

. Dr. ©. Borchardt (Geh. Juſtizrath), Vollſtändige Sammlung der 
geltenden Wechſel- und Handelsgeſetze aller Länder. Erſte Abtheilung. Die Wechſel- 
gejeße (Berlin, 1871, Deder). 

Mit einem erſtaunlichen Aufmande an Sammelfleiß iſt in diejem für das inter: 
nationale Privatrecht jehr wichtigen, zweibändigen Werfe zum erften Male zufammen: 
geftett, waß der für dad Wechſelrecht bisher entbedte orbis terrarum an Geſetzen 
arbietet. 

7. A. Chriſt, die Allgem. deutſche Wechfel-Drpnung mit bejonderer Berüd: 
fichtigung der im Berfehr beitehenden Ujancen und vorfommenden Abmweihungen für 
ben praktiſchen Gebraud erläutert und mit allen Formularen dargeſtellt. Elber⸗ 
feld, 1871 (Drud u. Berlag von Sam. Lucas). 

Enthält die Elementarkenntniß des Wechfelrehtd für den Kaufmann unb 
dürfte für faufmännifche Lehrinftitute wegen der beigegebenen Yormulare brauchbar 
befunden werben. 

8. 9. Stegemann, bie Rechtſprechung des Deutſchen Oberhandelsgerichtes zu 
Leipzig. Zweiter Band 1871. (Berlin, bei Guttentag). . 

Der Verf., Anwalt am Leipziger Gerichtshof und Mitglied ber rheinpreuß. 
Abvokatur, hat feiner Sammlung, deren äußere Einrichtung fehr zwedmäßig genannt 
werben darf, in verhältnigmäßig furzer Zeit eine weitere Berbreitung verichafft, als 
bei den naturgemäß obwaltenden Concurrenzverh. zu vermuthen ftand. Kür bie änere 
Einrichtun And bie allgemein anerfannten Sammlungen von Striethorſt (Archiv 
für Redtsfälle) und Oppenboff (Rechtſprechung des Obertribunals u. ſ. w. in 
Strafſachen) als Muſter angenommen worden. Dem erſten Bande iſt in zmed- 
mäßiger Weiſe eine Einleitung vorausgeſchickt, die über Entſtehung, Einrichtung 
und Competenz des Leipziger Gerichtshofes Auskunft giebt. Es dürfie ſich empfehlen, 
in gleicher Weiſe jeden Jahrgang mit einem kurzen Geſchäftsbericht bezüglich der in 
dem Oberhandelsgericht eingetretenen Veränderungen einzuleiten. 

Einen gefährlichen und überlegenen Gegner beſitzt der Unternehmer in der von 
ben Mitgliedern des höchſten Gerichtshofes ſelbſt unternommenen, gleichſam halb⸗ 
amtlichen herausgegebenen Sammlung von Entſcheidungen. 
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V. Civilproceßordnung. 


Ueber die Civilproceßordnung und die darauf bezüglichen Streitfragen 
kritiſc zu berichten, muß einer ſpätern Gelegenheit deswegen vorbehalten werden, 
weil ein Abſchluß im gegenwärtigen Augenblid nicht zu gewinnen if. Wenige Ge: 
jepentwürfe haben zu ſo großen Meinungsverjchiedenheiten innerhalb der ſachverſtän⸗ 
digen Kreije geführt, wie die beabfichtigte Neuorbnung des Civilproceßrechts. Wir 
begnügen ung, ohne auf das neuefte Stadium einzugehen mit der Ermähnung einiger 
weniger Schriften, die burd) die begleitenden Umftande eine nicht blos wiſſenſchaft⸗ 
lihe, fondern gleihjam politifche Bebeutung für den ehemals norbbeutfchen Entwurf 
erlangt haben: In erfter Linie kommen die Verhandlungen der letten JYuriftentage 
in Betracht, welche fich auf forgfältig vorbereitete Gutachten ftügen. 1) Das von 
d. Bar erftattete ift 1870 auch im Separatabdrud (Berlin bei Guttentag) erjchienen. 
Neben dem Auriftentag war e3 (2) der Preuß. Anmaltverein, der in feiner General: 
ver. am 21. und 22. Dezember 1869 dem norddeutſchen Entwurf feine Aufmerf: 
famfeit wibmete. Die Verhandlungen finb 1870 veröffentlicht worden (bei Guttentag 
in Berlin). Eine der umfafjendften Abhandlungen über den norbdeutjchen Entwurf 
bat zum Berfafjer (3) v. Mittelftädt (Zuftizrath in Neumieb): Beurtheilung 
einiger Abſchnitte des Entwurfes einer norbdeutichen Proceßorbnung (Berlin 1870; 
bei Guttentag). In einer anonymen (Berlin 1870, bei F. Vahlen) erſchienenen 
Schrift von (4) einem altländiſchen Quriften: „Ueber den Entwurf einer Proceß: 
ordnung für ben norbbeutfchen Bund‘ wird das altländiſch-preuß. Recht mit Ent: 
ihiedenheit und Wärme, non sine ira et studio gegen bie Grundjäte bed Ent: 
wurjes vertheibigt. — Einen zwiſchen dem altländifch-preußifchen und dem franzöft- 
hen Rechte med vermittelnden Standpunft nimmt eine gleihjall3 jehr leſenswerthe 
Schrift ein (5) A. Harries (Stabtgerichtärath): Beurtheilung bed Entwurf einer 
GivilproceBorbnung für den norbbeutichen Bund unter Berüdfichtigung ber Proceß: 
geſetze Württembergd und Bayerns und des Königl. Sächſiſchen Civilgeſetzbuchs. 
(2erlin 1870, Puttfammer und Mühlbredt). 

6. Th. Wellmann (Kreiögerichtsrath) der Kampf um bie norbdeutiche Proceß⸗ 
ordnung. (Breslau 1870, Verlag von E. Trewendt.) In allgemein faßlicher 
Taritellung erörtert ber Verfaſſer den Vorzug ber altpreuß. Geſetzgebung, die er in 
geihidter Weiſe vertheidigt, vor dem franzöfiichen Recht. Der Verfaſſer veriteht es, 
über bie juriftifchen Kreije Hinaus auch dem gebildeten Laien verftändlich zu machen, 
worum es fi im Grunde handelt. Sein Werk liegt auf dem Uebergang von ber 
gelehrten Jurisprubenz zur allgemeinen Tagesliteratur und zeichnet fi durch leicht 
ſaßliche Darftellung aus. 

Gleichartig ift: 

7. Silberfhlag, die beutfche Givilprocekordnung. Betrachtet mit Rüdficht auf 
ben amtlichen Entwurf (Berlin 1870, Guttentag). 

8. DO. Plathner (Obertribunalsrath): Der richtige Weg zur Herftellung ber 
deutſchen Givilprocegordnung und die Hinderniffe der Verſtändigung, erläutert dur 
die dem deutſchen Juriſtentäge erftatteten Gutachten. 1871. (Berlin, bei Hempel.) 
Ter Verjaffer ala Gegner bed Civilproceßentwurfes befannt, wendet fi) vorzugsweiſe 
gegen die ausſchließliche Aufftellung des Münbdlichfeitäprincips; er wünſcht Ausarbei⸗ 
tung dreier Entwürfe in Gemäßheit ber brei jegt geltenden Givilprocefigfteme, des 
altpreußifchen, franzöfifchen und hannöverfchen, zwiſchen welchen ber Reichstag wählen 
jolle. Sein Vorſchlag hat auch in ber Tagespreffe Discuffionen hervorgerufen und 
erideint allerdings ganz ausſichtslos. 

9. Eine praftifhe Slluftration ber f. g. Freiheit ber rheiniſchen 
Advolatur. Ein Wink für die künftige Geſetzgebung. — AZufammenftellung 
der burch die rheinifche Zeitung veröffentlichten Artikel über die Stellung ber Ad— 
vofat-Anmaltichaft zur Advokalur beim Königlichen Landgericht zu Bonn. (Köln 
1370, €. Rogmann:) 

Diefe Broſchüre conftatirt in ber Kürze eine bei der Givilproceßgeießgebung zu 
beachtende Eoalition ber Advofat: Anwälte zur Nieberhaltung ber von ber freien Advokatur 
befürdhteten Concurrenz. 
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10. Unter den zahlreichen neueren Arbeiten über ba8 Proceßrecht ber einzelnen 
beutihen Staaten, wären ın ber reichärechtlichen Literatur diejenigen zu würdigen, 
welche gefeßgeberifhe Dlaterialien barbieten. Aus diefem Gefichtspunfte ift unter 
anderem ber von Fecht beiorgten Ausgabe des Württembergifchen Gerichtäverfaj: 
fungsgejeged vom 13. März 1868 (Stuttgart, Verlag von Koh) zu gebenfen. Tie 
Beftimmungen dieſes Geſetzes über die Schöffeneinridtungen und dad Schwurgeridt 
find von ber juriftifchen Weberlieferung fo weit abweichend, baß fie einer bejonbern 
Beachtung verdienen, 

Demjelben Verfaffer (Oberamtsrichter in Zell) verdanken wir eine jehr jorg: 
fältig gearbeitete breibändige Ausgabe der Württembergifchen Eivilproceßorbnung 
und eine Zufammenjtellung ber wicdtigften deutſchen Amortifationsgejege, deren Ber: 
ſchiedenheit Angeſichts bes fich entwidelten Verkehrs in Werthpapieren den Gedanten 
an ein die Amortifation von Inhaberpapieren regelndes Reichsgeſetz nahe legt. 


VI Privatrechtsgeſetzgebung. Urheberrecht. Bergredt. 


1. Klojftermann, Das Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, muſika— 
liſchen Compofitionen und dramatiichen Werfen nad bem Reichögejeße vom 11. Juni 
1870 fyitematifch dargeftellt. (Berlin 1871, 3. Guttentag.) 

Nicht als Neuling ift der Verfaffer an die Arbeit gegangen. Er bat in einem um: 
fafienden Werfe über das geijtige Eigenthum und die Batentgejeßgebung jeine Befähigung 
ald Eommentator zu Anerfennung gebradt. Die vorliegende Kleine Schrift, mit Inder 
verjehen, genügt dem Bebürfniß fchneller überfichtlicher Belehrung für meitere Kreile. 

2. Dr. Otto Dambad, Die Gefeßgebung des norbbeutichen Bundes, be 
‚treffend das Urbeberreht an Schriftwerfen. (Berlin 1871, Enslin.) 

Ein Hauptwerk der neueren jurijtifchen Literatur, verfaßt von dem Urheber des 
zweiten, dem Reichätage 1870 vorgelegten Entwurfes. Dr. Dambadh hat feine rei: 
baltigen Grfahrungen ald Mitglied des literarifhen Sachverftändigenvereind in 
Berlin in biefen Commentar verarbeitet. 

3. Dr. ®. Endemann, das Gejeß, betreffend das Urheberrecht an Schritt: 
werfen u. f. w. vom 11. uni 1870. (Berlin 1871.) 

Nahezu gleichzeitig mit dem Kloſtermannſchen Buche erjchienen. 

4.8. Petſch, Die gejeßlichen Beitimmungen über den Berlagövertrag in ben 
einzelnen beutichen Staaten, ſowie bie darauf bezüglichen hervorragenderen Entwürfe 
und von der Wiffenfchaft aufgeftellten Grundſätze. Im Auftrage des Börfenvereins 
ber beutichen Buchhändler zufammengejtellt. Leipzig 1870 (Drud von Teubner). 

Ein nützlicher Vorbericht für das zu hoffende einheitliche Obligationenreht, in 
welchem der Verlagävertrag eine wichtige Rolle einnehmen wird. In vierzehn Ab- 
ſchnitten find die den Verlagävertrag und feine rechtlich erheblichen Inhaltsmomente 
betreffenden Stellen aus jebt geltenden Gefeten, früheren Entwürfen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten überfichtlih zufammengetragen. 

5. R. Fiſcher (Kanzleirath), Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schritt: 
werfen, Abbildungen, mufifalifden GCompofitionen und dramatiſchen Werfen vom 
11. Juni 1870. Nach den amtliden Materialien erläutert. Zweite Auflage. (Gera, 
bei Griesbach.) 

Hinter dem Tert jedes Paragraphen find in Noten die Materialien (Motive, 
Nenogtaphijähe Berichte) auszugsweiſe mitgeteilt. 

. Dr. 5. Achenbach, Das gemeine beutjche Bergredt in Verbindung mit 
bem preußifchen Bergrechte unter Berüdfichtigung der Berggeſetze Bayerns, Sachſens. 
Defterreihd und andrer beutfcher Länder. Erſter Theil. (Bonn 1871, 4. Marcus.) 

Eine in ihrer Art muftergiltige Arbeit, welche für lange Zeit wegweiſend bleiben 
wird. Ihre Grundlagen find: Hiltorifche Forſchung, eingehende Literaturfenntnik, 
eigene Erfahrung, praktiſch geübter Blid, Ausnützung ber Rechtſprechung. Faſt 
bei jeder größeren aa ide Darftelung überwiegt eine Neigung zur 
Doctrin oder zur Anhäufung „praktiſchen Materiald”. Indem vorliegenden Werke 
it Theorie und Prariß zu einer inneren wifjenjchaftlichen Einheit verjhmolzen. Teer 
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erſte Band giebt in einer Einleitung: Das Bergrecht im Allgemeinen, die Literatur 
des Bergrechts, die Quellen und deren Anwendung. Die erſte Abtheilung: Die Berg: 
baufreiheit, der Umfang ber Bergregie, deſſen Ausübung und Veräußerung. Die 
zweite Abtheilung (von der Bergbauberechtigung) enthält die Lehren vom ſ. g. 
Bergwerk3eigenthum. 


VD. Wirthſchaftliche Geſetzgebung. Maaße und Gewichte 
Handel. Münze Sociale Politit. 


Eine wahre Sturmfluth von populären Darftellungen bezieht fich auf die beutiche 
Maß: und Gewichtsordnung. Es wäre Aufgabe der Statiftif, die Ziffer folcher 
Rechenknechte jeitzuftellen. Im Uebrigen iſt fchon gegenwärtig zugegeben, daß man 
nd den Mebergang in ben neuen Zuſtand ber Dinge viel leichter vorgeftellt hat, als 
er in Wirflichfeit geſchieht. Wir leben in der Uebergangsperiode ber Miſchung von 
Altem und Neuem, in der Zeit eines Kampfes zmwijchen dem ber Umrechnung ge= 
wohnten Kaufmann und dem Publifum. Würde man nad) dem Kriege von 1870 
daran gedacht haben, die jranzöfiichen Bezeichnungen aus internationalen Gründen bei 
und einzuführen — wenn e3 nicht fchon früher gefchehen wäre? Am meijten Schwie⸗ 
rigkeiten verurjadhen dem Publikum die Flächen- und die Hohlmaaße. Ein nüßlicher 
Begmeifer zur Umrechnung ber hauptſächlichſten, auch fübdeutichen und öfterreichifchen 
Hohlmaaße bietet fih in der Heinen Schrift von 

1. F. v. Gutbier, Deutſchlands wichtigſte Hohlmaaße in das metrifhe Hohl: 
maaß umgerechnet. (Dresden 1870, Burdach.) 

2. Zur zweiten Auflage gebiehen ift die von Dr. G. M. Kletfe auß ben 
amtlihen Materialien bejorgte Ausgabe, welche (bei G. Hempel in Berlin er: 
ſchienen) den Titel führt: Maaß- und Gemichtsordnung vom 17. Auguft 1868 
nebit der Cih: Ordnung vom 16. Juli 1869, Mit ſämmtlichen bis incl. Juli 
1871 ergangenen dieſe Geſetze ergänzenden und erläuternden Beſtimmungen. Der 
Verjaſſer in Arbeiten ähnlicher Art ſeit lange geübt, bietet eine Ausgabe, die für 
Preußen als vollſtändig und erſchöpfend anerfannt werben dürjte; die Umrechnungs- 
tabellen beziehen fi auf fämmtliche beutfche Staaten. Für Verwaltungsbeamte ijt 
das vom Verfaſſer zuſammengebrachte Material im höchſten Maße überfichtlich und 
bequem geordnet. 

3 Zinnow (Königl. Preuß. Steuerrath), Die Gejepgebung des Deutſchen 
Zollverein vom Jahre 1869. rad amtlichen Zuellen zufammengeftelt. Criter 
Theil , enthaltend das Vereins-Zollgeſetz und bie bazu gehörigen Megulative. 
Wittenberg 1870, Verlag von Herrofe.) 

Eine Zufammenjtelung von Materialien, die in ihrer Nereinzelung und Zer- 
itreuung denjenigen, bie mit ber Zollbehörbe amtlich zu verfehren haben, ſchwer zu⸗ 
gänglich ift. Die Hinzufügung der auf Zollmejen bezüglichen Gerichtsentſcheidungen 
wäre wünfchensmerth. 

4. Buſch (App.⸗Ger.-Vice-Präſident a. D.), Die deutſchen Poftgefeße über bie 
Beitelung der durch die Poſt beförberten Gegenſtände, insbejonbere ber Werthpadete 
an die Adrefjaten im Vergleich mit bem norbbeutichen Poſtgeſetze vom 2. Nov. 1867 
und dem Reglement vom 11. Dez. 1867. — (Leipzig 1870, Arnoldijche Buchhandlung). 

Die Polemit des Perf. gegen bie Beflimmung bed ehemals norbbeutichen 
Voſtgeſetzes, Durch welche dem PBublicum die Abholung der angefommenen Padete 
aufgebürbet wird, ift inzwifchen burch bie neueſte Poſtgeſetzgebung zu feinen Ungunſten 
entihieden. Sicher ijt allerdings, daß die von ihm gerügten Uebelſtände ziemlich 
allgemein auch in Norddeutſchland empfunden werben, zumal in ben größeren Stäbten, 
in denen es an Anjtalten für eine zwedmäßige und billige, dem Localverkehr dienende 
Padetbeförberung durchaus fehlt. 

5. 2. vo. Zehmen, Bemerkungen zu dem Bundesgeſetze über den Unterftüßungs- 
mwohnfig mit fpecieller Be iejung auf dad gegenwärtige im Königreich Saditen 
geltende Heimathsrecht. 1870. (Dresden, Schönfelb’8 Buchhandlung.) 
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Gefchrieben am Schluffe des Jahres 1870 für die Wähler bed Abgeorbneten 
von Zehmen, welcher ber Meinung ift, daß dad Geſetz über ben Unterftüßungs: 
wohnſitz ein ſchwerer vernichtenber Schlag und gegenüber ben geordneten und im 
Ganzen gut bewährten Einrichtungen ber öffentliden Armenpflege in Sachſen ein 
entfchiebener Rückſchritt vom Beſſeren zum Deangelbafteren ifi. Der Verf. unternimmt 
e8, ben Gejegeötert jelbft mittheilend bie wichtigften Beltimmungen furz zu 
erläutern. 

6. Friedrich (Regierungsrath), Gejeb über den Unterjtügungsmohnfig vom 
6. Juni 1870 nebit der bezüglichen Vorlage des Bundesrathes und den Verhand⸗ 
lungen bes Reichötaged. Dresden 1870 (Meinhold und Söhne). 

Zertausgabe mit den vollftändigen Materialien und einer auf bie fächfifchen Ver: 
bältniffe bezüglichen Einleitung. Die Reichdtagsverhandlungen find im Sinne 
commentatorifher Erläuterungen wiedergegeben. 

7. Ergänzungen und Grläuterungen aus dem Preußifchen Gewerberecht zur 
Gewerbe-Ordnung für den Norbdeutihen Bund vom 21. Juni 1869. Breslau 1870 
(Verlag von ®. G. Korn). 

Da ſchon jest fich berausgeitellt hat, daß dad Verhältniß der Deutichen Ge- 
werbe-Ordnung zu dem Fortbeſtand älterer landesrechtlicher Beftimmungen zu mannig: 
fahen Streitfragen Anlaß bietet, ift die Sammlung ber mwidtigften preußifchen 
fonderrechtlichen Materialien eine nüßliche Arbeit, die zwar mehrfach unternommen 
mwurde, aber immer noch mancherlei zu wünſchen übrig läßt. In ber vorliegenden 
Schrift vermißt man einen Inder. Diefer jollte bei Teiner auf praktiſche Brauchbar⸗ 
feit berechneten Ausgabe von Sammelmwerten fehlen. 

8 Der Abſchluß eines neuen Handelsvertrags zwiſchen Frank— 
reih und dem Zollverein, beleuchtet vom Stanbpunft des Droguenbandel3. 
(Dresden, Königl. Hofbuchdruderei von C. C. Meinhold u. Söhne). 

Der Verfaſſer diefer Denkfichrift, der vom Standpunft der Freihandeldintereflen 
ausgeht und mit ber neueften Wendung der franzöf. Handelspolitit bei Abfafjung 
feiner Arbeit noch nicht befannt war — die Schrift rührt von der Firma Gebe 
in Dreöden ber, zeigt an der Hand der Statiftif Die Ungerechtigfeiten u. Veläftigungen, 
denen namentlich ber Droguenhandel durch den franzdf. Tarif jreneral u. conventionnel 
unterworfen ift und verlangt bei der Regelung ber Zollverbältniffe Folgendes: 

1. Analog den Pofitionen de Zollvereinstarifs find bie Einzelrubrifen zu ge: 

wiffen Gruppen unter je gemeinfamem Titel und zu einem übereinftimmenben 
Zollfate zufammenzufaffen und nur diejenigen Artifel nambaft zu machen, 
welche bei ihrem Gingange nach Frankreich Zoll zu entrichten haben, während 
für alle nicht genannte Waaren die Zollfreiheit ausdrüdlih ausgeſprochen 
wird. Dur Veröffentlichung eine® amtlichen Waarenverzeichnifjes find 
etwaige Unficherheiten über bie Berzollung bed einen ober anderen Artikels 
aufzuflären. 
(Grundſatz der Beſtimmtheit.) 
2. Die Differentialzölle ſind zugleich mit der Forderung ber Urſprungszeugniſſe 
zu beſeitigen. 
(Grundſatz der Allgemeinheit.) 

3. Die beſtehenden Werthzoͤlle find aufzuheben und, ſoweit nöthig, durch mäßige 
Gewichtszölle zu erfeßen, bei denen wenigſtens annähernd Die Gegenfeitig:- 
feit mit den gleichlautenden Tarifpofitionen des Zollvereins anzuftreben it. 

(Srundjak ber Billigfeit.) 

4, Die fupplementaiten Zujchlagsfteuern zur Ausgleihung gemiljer innerer 

franzöfifcher Abgaben find in Wegfall zu bringen. 
(Srundfag der einmaligen Befteuerung.) 

9. Dr. Adolph Wagner, Syitem der Deutſchen Zettelbantgefehgebung unter 
Vergleihung mit der außländifhen. Zugleich ein Handbuch des Zettelbantweiens. 
Mit Rüdfiht auf die Erridtung von Zettelbanfen in Baden, jowie die Bantreforn 
"und das Staatöpapiergeldiwejen im Norbdeutichen Bunde. freiburg, 1870 (Ar. Wag- 

nerſche Buchhandlung). 

Der als Statiftifer und Kenner bed Finanzweſens gleich audgezeichnete Wert. 
behandelt, auf ein unermeßlich reiches Material geftüst, in biefem umfaflenden 
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Werke eine ber fchwierigften und ftreitigften Materien in einer Weile, bie dem 
Abſolutismus abftracter Doctrinen allerdings ſehr feindjelig gegenüberfteht. Um das 
dem Krieg zu entlehnende Material nicht ungenugt liegen zu lajien, bat ber Verf. 
ben Abſchluß des Werkes binausgefchoben. In abgefürzter Geſtalt werben bie bier 
ausführlich behandelten Lehren, in ber vom Verf. unternommenen Ausgabe ober 
Bielmeät Umarbeitung des Rau ’fchen Lehrbuchs ber Finanzwiſſenſchaft vorgetragen 
werben. 

10. Augspurg (Mitglied des Neichdtags), Zur beutihen Münzfrage. Heft 
I—V]. (Bremen und Hamburg 1868—1871). 

Auf eine ausführlichere Erwähnung der zur Münzliteratur zählenden Schriften 
Verzicht leiten, weil der Abſchluß der Münzgefepgebung nahe bevorzuftehen jcheint, 
begnügen wir und mit der Nambaftmadhung biejer Arbeit, welche in ihren erjten 
Anfängen einer früheren Periode angehört. Sie zählt zu ben bebeutenden, nicht 
ohne Ginfluß gebliebenen Arbeiten. Der Verf. war in der Negation, d. h. in ber 
Bekämpfung ber Doppelmährung und des Frankenſyſtems glüdlicher, als in feinen, 
pofitiven Vorſchlägen, obwohl auch diefe einer wohl durchdachten Begründung nicht 
entbehren.. Daneben gebenfen wir einer fachverftändigen Berichterftattung über 
das im Herbjte angenommene am 4. Dez. publicirte Münzgejeg. 


11. Eugene Nothomb (Secrdtaire de legation), Rapport sur la loi 
monetaire du 4. Decembre 1871. Recueil des rapports des secretaires de 
l&gation de ‚Belgique (Bruxelles, chez Tablier). 

Der Verfafler billigt die Gründe, welche gegen ein f. g. internationale® Münz⸗ 
igftem vorgebracht und durchgeſetzt werben, indem er gleichjeitig die Rüdwirkungen 
unterfucht, welchen Belgien durch die Deutſche Münzgeſetzgebung unterliegen wird. 
Er urtbeilt: Le reforme mondtaire, que l’Allemagne vient d’accomplir sera un 
des evenements &conomiques des plus importants de notre siecle. Im boben 
Maaße bewährt der Verf. eine für Ausländer in biefem Stüde nicht gewöhnliche 
Gabe ber Beobaditung und Berichterftattung. | 


12. &. Schönberg (Profeffor zu Freiburg) Arbeitsämter. Cine Aufgabe des 
deutſchen Reiches. Berlin, 1871. (Verlag von Guttentag). 

Verfaſſer geht davon aus, daß das Deutiche Reich ber focialen frage und ihrer 
Eutwidelung nicht gleihgiltig zufhauen könne, ſondern aud auf dieſem Gebiete 
eine Culturaufgabe zu erfüllen habe. Die von ihm befürmortete Einrichtung von 
Arbeit3ämtern würde eine Einrichtung ſchaffen, die ſowohl den Reichsbehörden eine ſtati⸗ 
tif ) zuverläffige Kenntnißquelle in den Arbeitsangelegenheiten eröfinen, ala aud) eine 
Billigkeitdinftanz in ben Streitigfeiten ber Arbeitsmafler und einen Rechtsſchutz für 
die arbeitende Klafje durch ein wirkſames Fabrifinfpeftorat darbieten würde. eben: 
falls hat der Verf. darin Recht, daß die Behandlung ber Arbeiterangelegenheiten 
nicht mehr Sache ber Landeögejeßgebungen bleiben kann, nachdem das Reich wirt: 
Thaftspolitifche Angelegenheiten in ben Kreis feiner Competenz gezogen bat. 

13. Friedrich Bitzer, Arbeit und Kapital. Ein Beitrag zum Verftändniß 
der Arbeiterfrage. Stuttgart 1871. (Verlag der Mepler’ichen Buchhandlung). 

Ehe an der Löfung der jocialen Frage gearbeitet werden kann, ift e8 nothwenbig; 
ihren Urſprung und ihten Character, ihren bisherigen Verlauf zu überjehen. In 
ber Unmaſſe deſſen, was bie Schriftſtellerei über die fociale Frage hervorruft, über: 
wiegen die Parteiſchriften naturgemäß, nächſt ihnen die doctrinären Entwickelungen 
eines |. g. Princips; minder zahlreich find bie Specialſchriften, welche einzelne 
Seiten ber Arbeiterfrage behandeln. Vorläufig fann man jagen: diejenigen tragen 
zur Löfung am meilten bei, welche bad Veritändniß ber focialen Frage am meilten 
fördern und am weiteiten verbreiten; melde vor allen Dingen zeigen, was an ihr 
lösſslich und mas unlöslich ifl. Die Gegenwart ſchwankt noch zwiſchen dem Peſſimis⸗ 
mus ber Naturgefetlichkeit öconomijcher Mißſtände (dev nichts thun will) und dem 
Optimismus bed goldenen Zeitalterd (der eine allgemeine u. radicale Veglüdung 
ber Arbeiterflafle Bofft). Zwiſchen diefen Ertremen bewegt ſich auf folider Baſis 
die vorliegende Schrift, welches alles Wejentliche recapitulirt, allgemein verfiändlich 
darlegt und jomit geeigjan einen Schlußvortrag über ben jekigen Stand bietet. 
Sie enthält nichts Neues für den Gelehrten; aber fie ift wohl geeignet, basjenige zu 
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erfüllen, was ber Verfaſſer bezwedte, zum Verſtändniß (ſogar fehr erheblich) in dem 
großen Publicum beizutragen. 


VII. Militairredt. 


1. Fleck, Kommentar über dad Strafgefegbuch für dad Preußijche Heer. Neue 
Ausgabe (1869, Verlag von Deder in Berlin). ine Arbeit, die längſt eingebürgert, 
und in ber Militairgerichtöprariß bewährt, Angefichtö der benorjtehenden Militair: 
ftrafrechtöreform auch von benen zu beachten ift, die nicht unmittelbar zur Handhabung 
ber Strafrechtöpflege berufen find. Leider fehlt ed an einer Vergleihung ber verfchiedenen 
Militairjtrafgefeße und einer Eritifch erfchöpfenden Vorarbeit für die Reichsgeſetzgebung. 
obwohl in den legten Jahren auf die Mängel des Militairitrafrechts häufiger in 
Eigenſchaften hingewieſen worden ift. 

2. ch. von Puttkammer, Preußen? Militair-Inpaliben : Gejeßgebung für 
die Grade vom Überfeuerwerter, Yelbmebel und Wachtmeifter abwärts; nach amtlichen 
Quellen zufammengeftelt. Zweite biß zum 15. Nov. 1870 ergänzte Ausgabe. Breslau 
1871. (Maruſchke und Berendt). 

Obwohl inzwifchen die Reichsgeſetzgebung den Gegenftand der Milttairbienfiver: 
forgungen geregelt bat, ift biefe Schrift nicht vöig veraltet. Viele abminiftrative 
Anordnungen bleiben beitehen; eine neue Ausgabe wirb jebenfall® nothmendig, 
bn bus rechtshiſtoriſche Intereſſe an ſolchen Gegenftänben naturgemäß nur ſehr gering 
ein fanı. 


IX. Staat und Kirde, 


1. Dr. €. Friedberg (Prof. in Leipzig). Der Staat und bie Fatholifche 
Kirche im Großherzogtfum Baden feit dem Jahre 1868. Deit amtlichen Attenftüden. 
Leipzig 1871, (Dunder u. Humblot). 

Ein ftaatäfirchenrechtliches Werk eriten Ranges, bad von allen denen beadhtet 
werben follte, die die gegenwärtigen kirchlichen Wirren tiefer zu erfaffen beftrebt find. 
Die Streitigfeiten zwifchen der römifchen Kurie u. dem Großherzogthum Baden waren 
gleihfam das Voripiel zu dem großen Feldzuge der Ultramontanen, ber gegen das 
Reich unternommen worden iſt. Verſtändniß und Interefje für bie dabei in Betradt 
fommenden Gefichtspunfte waren leider früher, als die Badiſche Regierung allein 
einen barten Kampf zu beftehen hatte, in Norddeutſchland viel zu gering. Friedberg's 
Buch ift gleihfam ein praftifcher Lehrgang für die vom Staate zu befolgende Taktik. 
Schon die Anhaltsüberfiht läßt erkennen, worum es fih handelt: Die Geſetzgebung 
bes Jahres 1860; die Beſetzung der Pfründen; die Prüfung ber Geiſtlichen; das 
Lebrinftitut Adelhaufen; die Frauen auf dem Linbenberge; die Civilehe; dad Gejek 
über den Clementarunterricht; ber Religionsunterriht; das Pflügerſche Leſebuch: 
das Firchliche Vermögen u. da3 Stiftungdgejeß; bie Domdechanten- u. Erzbiſchofs- 
wahl; die Anklage gegen den Bisthumsverweier Dr. Kübel. 

2. Dr. Paul Hinſchius (Profeffor). Die Stellung der Deutſchen Staatd: 
regierungen gegenüber ben Beichlüffen des vaticanifchen Conceils. Berlin 1871. (Verlag 
von Suttentag). 

Nachdem der Berf. die Stellung ber deutſchen Staatöregierungen gegenüber ben 
Beſchlüſſen bes vaticanischen Concils ſtaatskirchenrechtlich dargelegt und bie tliche 
Zuläffigfeit einer neuen geſetzlichen Regelung bed Verhältniſſes zur Tatholifchen 
Kirche der einzelnen beutihen Staaten geprüft, wendet er fi in feiner Schrift zu 
pofitiven Vorſchlägen über das Verhältniß ber beutfchen Staaten zur Fatholifchen 
Kirche. Auch dieſe Arbeit gehört zu ben beften Erzeugniffen ber neuen deutſchen 
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kirchenrechtlichen Literatur, über welche Hinfchiuß eine weitreichende Herrichaft ausübt. 
Nahe verwandt in den Grundanſchauungen ift ihr bie Arbeit bes auf Tatholifcher 
Seite angejehenften Kirchenrechtslehrers: 

3. Ritter v. Schulte, Die Stellung der Concilien, Päbfte und Bifchöfe 
vom biftorifhen und kanoniſtiſchen Standpunkt und die päbitlichen Eonftitutionen vom 
18. Auli 1870. Prag 1871. 

4. Joh. Spitzer, Die katholiſch politifchen Vereine und ihre Ziele. Leipzig 1870, 
(Otto Wigand). 

Obwohl zunähft auf Öfterreihijche Intereſſen berechnet, bat dieſe Schrift doch 
auh in Deutſchland Anſpruch barauf gen und beachtet zu werben. Die Ultra 
montanen verfolgen mit verſchiedenen Mitteln, die den Umftänden angepaßt werben, 
überall die gleichen Ziele. Die Stellung ber Ulttamontanen zu der öfterreichifchen 
Schulgeſetzgebung ift genau dieſelbe, welche vom Centrum im Preuß. Abgeordneten: 
baufe angenommen wurde. 

5. v. Holtzendorff, dad Deutſche Rei und die Sonftituirung der Religions: 
partheien auf ben Herbitverfammlungen des Jahres 1871. (Berlin, 1871, bei R. 
Ippenbeim). V 

Eine Characteriſtik der vier, gegenwärtig geſchiedenen Hauptparteien: der Ultra⸗ 
montanen, Altkatholiken, proteſtantiſchen Confeſſionellen und des Proteſtantenvereins, 
nach ihrem Verhalten zu den nationalen Aufgaben des Deutſchen Reichs. 


X. Landesrecht. 


1. Mar von Oesfeld, Preußen in ſtaatsrechtlicher, kameraliſtiſcher und ſtaats⸗ 
wirthſchaftlicher Beziehung. Ein populäres Hand- und Hülfslehrbuch der inneren 
Etaatöverfafiungd: und Verwaltungskunde. Zweite durchaus neue umgearbeitete 
und vermehrte Auflage. Bredlau 1871. (3%. U. Kern's Verlag). 

Daß neben den großen wiljenjhaftlihen Werfen von Rönne und Schulze 
noh ein weiter Play für mehr populäre Bearbeitungen übrig geblieben ift, beweift 
die Thatſache einer zweiten Auflage dieſes aus ſtaatswiſſenſchaftlichen Repetitorien 
bervorgegangenen Buchs, deſſen nächiter Zwed auch in der Vorbereitung junger Be: 
amten zum Staatsdienſt befteht. Der erfte Band enthält das Preußifche Staatöredht, 
unter Annahme ber in der Verfaſſungsurkunde eingehaltenen Reihenfolge des Stoffes, 
aber unter Interpolation aller damit in äußerl. Zufammenhange ftehenden Dtaterien 
(1. B. des Kirchenrechts). Gegen biefe Art der Behandlung, welche die Scheidung 
von Verfaſſungs- u. Verwaltungsrecht aufhebt, läßt ſich nichts einmenden, ſoweit ber 
Zweck überfichtlicher, populärer, Darftellung vorwiegt. Manches in den Riteraturangaben 
und in ber Terminologie ift veraltet. ©. „Privatſtaatsrecht““, Confiscationgregel 
u. ſ. w. Die Citate find oft incorreet (3. B. Weaton u. Wheaton ©. 4., Wique⸗ 
fort und Biquefort ftatt Wicquefort). Der zmeite Band handelt de omnibus rebus 
et quibusdam aliis. In diefem großen Waarenlager meiftentheild brauchbarer 
Notizen findet fih Eingangs die Finanzwiſſenſchaft; am Ende die Landwirthſchaft 
mit Pferde- und Schweinezudt. Unter der Rubrif: ‚‚unbeflebertes Geflügel“ werben 
Lienen und Seidenwürmer abgehandelt. 

2. Ueber die Zufunft ber nationalen Partei in Preußen im Hin: 
blid auf die allgemeinen Wahlen. Vier Sendfchreiben an Prof. H. v. Treitjchfe. 
(Zeparatabdrud aus der Wefer-Zeitung. Bremen 1870, Schünemann’3 Verlag). 

Eine Streitichrift gegen H. v. Treitſchke zur Rechtfertigung der von ber national: 
Iiberalen Partei gegenüber ber Reichöregierung eingenommenen Stellung unter lee 
jeitiger Darlegung der namentlid in den neuen preuß. Provinzen über bie Breußifche 
Verwaltung erhobenen Beichwerben. 

3. Dr. 3. Wiggers, die Medienburgifche Verfafjungdfrage. Denkſchrift, dem 
Reihätage vorgelegt. Roſtock 1869, (Leopold’3 Univerfitäts-Buchhandlung). 

Mit Rüdfiht auf die im Jahre 1871 flattgehabten, auf bie Medienburgifche 
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Verfaſſungsfragen bezügliche Reichstagsverhandlungen bringen wir biefe bereitd 1369 
verfaßte Schrift des Neichötagsabgeorbnneten ald eine durchaus zuverläffige Quelle 
ber Belehrung in Erinnerung. 

4. Alb. Schmidt, Das Deutfche Reich und Medienburg. Eine hronologild: 
iyitematifhe Zufammenftellung ber im Reiche erlaffenen Gefete, Verordnungen, Be: 
fanntmadungen und abgeſchloſſenen Derträge und ber in Medlenburg-Schwerin 
dazu ergangenen Landesgeſetzgebung. Band 1. Der Norbdeutiche Bund und Medien: 
burg 1867—1870. Berlin, 1871. (Verl. von Puttlammer und Mühlbredit). 

5 Ein Repertorium der Geſetzesdaten, mejentlid wohl auf Medlenburg be: 
rechnet. 
v. Holtzendorff. 








X. 
Regiſter. 
1. Sachregiſter. 


(Die großen arabiſchen Zahlen bedeuten bie Seiten, bie kleinen bie Roten.) 
Abänderun g des Bundeshaushaltsetat Adref e, die Annahme der Kaiſerkrone 


Hin das Jahr 1871. Geſetz barüber 115. 


Abänderungs— Vorſchläge 
ſchriftlich dem Präſidium 
werden. 97 

— bedürfen in zweiter Berathung keiner 
Unterſtützung 91; in der dritten und 
bei einmaliger Berathung von An: 
trägen der Unterftütung von 30 Mit- 
gliedern 91. 92. Angenommene Ab.: 
Anträge, die nicht gebrudt vorgelegen — 
baben, bedürfen nochmaliger Abitim- 
mung 97. 

Abgeorbnete zum Reichätage. 104—109. 
—, Antrag Schraps und Dr. Biedermann 
betreffend die Entlaffung bed Abg. Bebel 
aus der Unterfuchungsbaft 114. 

—, dad Mandat bat niedergelegt der Abg. 
Pindau 119, und ber Abg. Schmibt 130. 
Ablehnung ein G.-Entw. in allen 
feinen Theilen in ber‘ zweiten Beratb. 
IHließt jede weitere Berath. aus 91. 
hreänungemefen 530. 531. 533, 
340. 544. 545. 

Abflimmi ung bei ber Wahl bes Reichs⸗ 
tages 28. 

— der Reichstagsab eordneten 30. 

—, Art und Weiſe derſelben 98. 

* Verkündigung des Ergebniſſes derſ. 


—, namentliche Abſt. 98. 


müffen 
überreicht 


33 Schluß v. ſchriftlich. Motivirung derſ. 


Abipeilungen 87. 
Fa haben die Vorprüfung der Wahlen 


p3 bie Wahlen der Kommilfionsmitgl. 
— regeln ihre Tagesordnung ſelbſt 94. 


v. Holgenborff, Jabrbud I. 


betr. 
— an den Kaifer. Verfahren bei Anträgen 
uf A folde u. bei ihrer Abfafjung 


— , Antrag von Bennigjen u. Dr. Reichens: 
perger auf Annahme der von ihnen vor- 
geſchlagenen 114. 

„Wahl der Kommiſſion von 30 Mit: 
"gliedern sur, Heberreigung derfelben an 
ben Kaifer 114. 

‚ Bericht for Präfidenten über die Ent- 
gegennafme derſ. 116. 

Aemter, Öffentliche 18. 27. 28. 29. 

Aerzte, freiwillige, müſſen außer ber 
Sanitätsbinde noch ein beſonderes Kenn- 
zeichen tragen 321. 

Aftiengefellfhaften, Geſetz betr. bie 
Kommanbitgejellichaft auf Aftien und bie 
A kiengeleliiaften 51. 63. 207. 259. 


— , ihre Schiffe fönnen die Nationalflagge 
führen, auch wenn nicht alle Mitglie er 
dem betreffenden Staate angehören 349. 
351. 

Allgemeine Discuſſion findet bei 
$.:Entw. nur bei ber erften u. britten 
Berathung im Plenum ftatt 90. 91. 

Allofution des Papſtes gegenüber ber 
öfterreichijchen Regierung 463. 464. 465. 
Alter in bei ben Zählungen zu notiren 
542. 546. 

— ber Brautleute, der Mutter bei der 
Niederfunft u. der Geftorbenen ift zu 
verzeichnen 550. 552. 553. 

— ber Auswanbernden beögl. 555. 
Altona bleibt außerhalb bed Zollver⸗ 
bandes 223, 

Amerila, apmpatpien für Deutſchland 
128. 129. 13 
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Sachregiſter. 


Amerika, Poltvertrag mit bem Norbd. Antrag ftellerenticheibet bei Zweifeln über 
139. 


Bund 1 
Anerkennu ng des deutſchen Reichs v. 
Oeſterreich 7 
Anhalt, erzogthum, gehört zum Bundes⸗ 
gebiete 17. 
— führt im Bunbesrathe 1 Stimme 21. 
57. 


— ‚ Bevollmägftigte zum Bundesrathe 102. 
eorbnete zum Reichstage 109. 

—, Ze Behertrag mit Preußen 529. 
Anlagen, gewiſſe erfordern die Geneh⸗ 

xliguns der zuſtändigen Behörde 253. 

egung vonParallel- oderKonkurrenz⸗ 
ohne 33. 34. 
Anleibe zu Laſten des Reiches 45. 585. 

— für Elfaß:Zothringen 85. 

zur Beitreitung der durch den Krieg 
veranlaßten außerorbentlicden Ausgaben 

122. 632—635. 
Anorbnungen des Kaiſers 29. 

—, adminiſtrative 35. 36. 424. 
Anſtalten für die Kriegsflotte 38. 
Anſchluß neu angelegter Eiſenbahnen 33. 
Anträge eines Bundesſtaates 22. 
— auf Berufung des Bundesrathes 26. 
— des Bundespräſidiums auf Ein⸗ 
führung eines nirdrigen Spezialtarifs — 
bei Eiſenbahnen 34 
— des Bundesrathes ſind immer wie 
Geſ.⸗Entw. zu behandeln 92. 

— von Mitgliedern des Reichſstages 
91. 2. 

— auf Erneuerung ber Abtbeilungen 87. 
— auf Beiprehung bed Gegenftandes 
einer Anterpellation 94. 

— auf abermalige Abftimmung über ein 
Ei zu einem Petitionsberichte 


— auf namentlihe Abjtimmung 98. 

— auf Abänderung einzelner Theile einer 

soriage und auf motivirte Tagesordnung 
. 92. 96. 


2 auf Bertagung und Schluß ber Debatte 


— auf Erörterung einer bem Reichstage 
vorliegenden Petition 93. 

— auf Ausjhluß der Deffentlichkeit 95. 
— auf einfade Tagedorbnung 97. 
Antragfteller erhält dad Wort vor 
Beginn, wie nad) Sqluß der Diskuſſion 
auf ſein Verlangen 92. 
— hat ſeine — zu geben bei 
Verkürzung der Friſten Hr bie verſchie⸗ 
benen Berathungen, fowie bei dem Vor: 
[lage einer jofortigen Berathung 92. 
— bat dad Recht in der Kommiffion bei 
Berathung des Antrages zugegen zu fein 93. 


die Zuläffigfeitder Theilung ber Frage 9. 
Arbeit3:oderDienitlohn, Gejetbetr.bie 
Selhlagnahıne beffelben 51. 63. 76. 207. 


Armenpflege 250. 251. 

—, Sähularifirung berjelben 479. AR. 
Armenverforgung 18. 
Arrondifjfement 558. 559. 560. 
Afjiftenten der Kommiſſarien des Bun: 
desraths 96. 
Aufenthaltsbeſchränkungen Bd. 
Auf löſung des Reichstages 29. 
Aufſicht des Reiches 19. 20. 57. 70. 
240. 261—263. 345. 365. 411. 413. 
419. 424, 

au gbilbung, feemännifche 354. 365— 


— bed Heeres 394. 395. 
Außfertigung ber Reichögejepe 26. 
Ausgaben bed Reiches 44. 

— werben für ein Jahr bewilligt 45. 
— merben gebedt burch an eines 
Averfums von ben außerhalb ber Zol: 
grenze liegenden Gebietötheilen 33. 

— age ir gemeinfame fonfularifche Vertretung 


fü bad Poſt⸗ und Telegraphenmeien 


— ur Orindung und Grhaltung der 
Kriegäflotte 38. 

— für das gefammte deutfche Heer 41. I. 

— bei Feſtſtellung berjelben für den biple: 
matiſchen Dienft erhält Bayern eine a8: 
gemeſſene Vergütung 72. 

Ausgemiefene Deutfe aus Frankreich 
146. 152. 153 

Aushebungen Fri 

Ausländer werben gezählt, wenn fiend 
bereit3 länger als Jahresfriſt im Laude 
aufgehalten haben 541. 

— über bie Naturalifation berfelben find 
Liſten zu führen 556. 

zus gſcheiden eines Reichtagsmitglied 


Ausſchuß bed Bunbesrathes für aus: 
märtige Angelegenheiten 7. 24. 58. 

— für Zol- und Steuermwefen 23. : 
— für Handel und Verkehr 24. 39. EN 
FA Eiſenbahnen, Poſien u. |. w 21. 


— für dad Rechnungsweſen 24. 3. 26o. 
für das Landheer und bie Feſtungen 

23. 24. 43. 58. 

— für das Jufigmweien 24. 

— für das GSeeweien 2 

Ausſchuß bes —c Wahl dei; 

ſelben 168. 169. 











Sadıregiiter. 


Ausſchuß, völkerrechtlicher von Staat3- 
männern und Rechtsgelehrten 279. 
Austreibung der deutſchen Privaten 
aus Frankreich 305. 306. 
Auswanderung 19. 40. 

—, Statiftif berjelben 554—556. 
Auswechſelung von Kriegögefangenen. 
Betition darüber 145. 

Ausweifung. Die bisher beſtehenden 
Serträge darüber bleiben einftweilen be: 
ſiehen 18. 

Averfum wird zu ben Reichdaudgaben 
von den außerhalb der Zollgrenze lie⸗ 
genden Gebieten gezahlt 33. 593. 

—, rung deſſelben 5931. 

—, Höhe deſſelben für 1871 640. 


Baden, Oroßpergogtbum ‚ gehört zum 
Bundeögebiete 17. 57. 

ort im Bunbdesratbe drei Stimmen 
— bat 14 Abg. in den Reichstag zu 
ſchicken 28. 59 Bag 3 
— hat die Beſteuerung des inländiſchen 
Branntweins und Bieres 31. 33..59. 
94. 616. 

er Gnführung von Bundeögefeten 50. 
51. 52, 


— folf erit mit bem 1. Ian. 1872 der 
Reiche: Poſt- und Telegraphenverwaltung 
beitreten 54. 427. 

— fidert fi für den etwaigen Ausfall 
der Einnahmen auß feiner Boftverwaltung 
39. 427. 587. 

—, Beoollmädtigte im Bundesrathe 102. 
—, Abgeordnete 108. 

— eriennt die Kompetenz deö Oberhandels⸗ 
gerihted für feine Staaten an 515. 
a onung der Militärverhältniife 639. 


Sahnpolizeireglements 34. 413. 417. 
419. 420. 


Lant, Preußifche, hat ihren Geſchäftsbe⸗ 
trieb auch auf Elfak-Lothringen auszu⸗ 
dehnen 263. 577. 
Vanknoten, Geſetz betr. die Ausgabe 
derſelben 52. 63. 207. 261. 
Lanfmefen 20. 262. 263. 
—, Regelung beifelben durch nationale 
Geſesgebung 261. 
Taptiftengemeinden. Petitionen um 
Erlaß eines Geſetzes, wonach biefelben 
Yporationöredhte erlangen können 130. 
5. 


— führt fürs 
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Material für Die 
übermiefen 144. 
Bayern, Königveih, gehört zum Bundes⸗ 
gebiet 17. 57. 
ort im Bunbesrathe 6 Stimmen 21. 
5 


—, zwiſchen ihm und dem beutfchen Reich 
dauern der Gothaer Vertrag und bie 
Eiſenacher Konvention fort 18%. 71. 

— ift außgenommen von der Reichögefek- 

ebung über Heimaths- und Niederlaf- 
————— 19. 19°. 19°. 63. 70. 


Givilprogeßordnnung 


2 
— bat einen fländigen Sitz im Ausſchuß 
für Landheer und Feſtungen 24. 58. 
— führt den Vorſitz im Ausſchuß für bie 
auswärtigen Angelegenheiten 24. 58. | 
— bat im Falle der Verhinderung Preu⸗ 
ßens den Vorfit im Bundesrathe zu führen 

26%. 72. 

— bat 48 Abg. in den Reichstag zu 
ſchicken 28. 59. 

— hat die Befteuerung bed inländifchen 
Branntmweind und Biere 31. 33. 59. 230. 
594. 616. 

— Eiſenbahnweſen 34. 35. 64. 414. 419. 
—, Boft: und Telegraphenweien 37. 64. 
427. 428. 587. 

—, Militärverbältnifje 44. 44%. 45. 46. 
64. 65.66. 67. 68. 388. 394. 395. 642. 

— , Sonderrechte 48. 63. 70. 72. 230. 
249. 250. 251. 252. 388. 394. 395. 

— für die erfte Wahl zum Reichdtage 
Tann bie Zandesregierung bie Wahlbezirte 
abgrenzen 64. 


— behält feine Abgaben für 1870 69. 


— ſoll bei Ausarbeitung des Entwurfs 
einer allgemeinen beutfchen Eivilprozeßord: 
nung betheiligt werben 71. 


—, feine Gefandten fungiren als Vertreter 


der Bundesgefandten 

—, Feltungen 73. 392. 

—, Bevollmäditigte zum Bunbesratbe 101. 

— , Abgeordnete 107. 108. 

—, —— betr. die Einführung 
der nordd. zunbeägeiehe in Bayern 115. 
118. 119. 206. 207. 208. 

erfte jeine befonderen Kon: 
fulate 241. 242. 

— erfennt die Kompetenz des Oberban- 
delsgerichtes für feine Staaten an 515. 

a. zeille8, Einäfcherung des Ortes 290. 
191. 


Beamte bed Reiche 27. 59. 


Tautehnifche Schiedögerichte. Die Peti- —, Beleidigung berfelben in Ausübung 


tion baugewerblicher Bereine Deutſchlands 
betreffend die Grrichtung von bautechn. 
Shieböger. wird dem Reichöfanzler als 


ihres Berufes 46. 
— bedürfen feiner Erlaubniß zum Eintritt 
in ben NReichötag 28. 
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Beamte verlieren Sik und Stimme im 
Neiötage, wenn fie ihren Stand änbern 


— werden den Zoll: und Steuerämtern 
beigeordnet 32. 
— ber Poft: und Telegraphenverwaltung 
beigeordniet 35. 36. 
— der Kriegsmarine beigeorbnet 37. 
Beanftandung einer Wahl ift feine 
Urſache zum Ausſcheiden aus dem Reichs⸗ 
tage 88. 
Beaufſichtigung feitend bes Reiches. 
19. 0. 57. 70. 240. 261. 262. 263. 
345. 411. 413. 419. 424. 
Bejeftigung großer Städte wird durch 
die modernen Hanbeläfonzentrationen 
in denjelben immer mehr nöthig 282. 
Beglaubigung öffentlider Urkunden 
unterliegt der Beayflichtigung bes Reiches. 


Beihülfe, Geſetz betr. bie Demäbrung 
von B. an Angehörige der Rejerve un 
Eanbmehr 157. 159. 188. 189. 218. 219. 


— , Gejeß betr. die Gewährung von 2. 
an bie aus Frankreich audgemiefenen 
Deutjhen 146. 152. 153. 154. 217. 218, 
644. 

Beleidigung bed Bundesraths, 
Reichsſstages ıc. 46. 

Beleidigungen, offenbare, einer Kriege: 
partei find auch auf neutralem Gebiete 
zu verhindern 335. 

Bort, Kapitulation der Feſtung 294. 
295. 


des 


„Ʒzird nicht an Deutſchland abgetreten 
a merfun gen, faktijche, find unzuläffig 
6 


— , perfönl. erft am Schluß ber Debatte 
geitattet 96. 

Beratbungen in 
92—94. 

— der Vorlagen des Bundesrathes, An: 
träge ber Mitglieber- Petitionen 90. 91. 93 

Bergbebörden in Elfaß und Lothringen 
werben dem Oberbergamt zu Bonn unter: 
geordnet 578. 

Bergmwerf, Haftung der Bergwerksbeſitzer 
für jeden beim “Betriebe entitanbenen 
Schaben, wofern fie nicht höhere Gewalt 
als Urheberin deſſelb. nachweiſen können 
190. 191. 222, 223. 265. 266. 

Bergmwerfsftatiftif 534. 

Berichte, wahrheitägetreue, über Verband: 
lungen in den öffentlichen Sigungen bes 
Reichsſstages bleiben von jeder Verant⸗ 
lichkeit frei 29. 


den Kommilfionen 


Sadıregiiter. 


Berichterftatter der Kommillion wir 
von dieſer gewählt 93. 

— erhält dad Wort am Beginne, wie 
nah dem Scluffe ber Disfuffion %. 

Berichterſtattung, münblide, fannoon 
ber Kommiifion bejchloffen werben 3. 

Beruf wird bei den Volkszählungen no: 
tirt 542. 546. 

Berufstonfuln 241. 247, 248. 

Berufung dedBundesrathes und Reidi: 
tages findet alljährlich flatt 26. 

— des Bundesrathes muß erfolgen, wenn 
fie von einem Drittel der Stimmen ver: 
langt wird 26. 

Beſchlußfaſſung des Bundesrathes 
21. 22. 23. 32. 47. 


— bed Reichdtaged 30. 
2 ſchwerden über Juſtizverweigerung 
7. 


Beſoldung und Entſchädigung dürjen 
Reichsſstagsmitglieder nicht beziehen 8. 
Vetriebsmaterial ber Eijenbahnee: 
waltungen 34. 413. 414. 419. 3. 


—, das rollende, ber franzöfiichen Si: - 


bahngejellichaft blieb von der Abtretung 
ausgeichloffen 421. 422. 626. . 
— Geſetz betr. Anfchaffung beijelben für 
die Eifenbahnen in Eljaß und Lothringen 
153. 154. 221. 422. 423. 627. 644. 


Betriebsreglements, übereinftin- 


mende, ber Gifenbahnen 34. 413. dl. 
419. 420. 


Beurlaubungsredht der Kinzeltasten 
393. 395. 396. 

Bevölkerung, feemännifche 38. 

—, auf Ein Prozent derfelben wird di 
Friebenspräfenzitärfe bes deutjchen Heetes 
normirt 40. 

— , nad Maßgabe derjelben werden M 
Bunbdesitaaten zur Dedung der Ausgabr 
berbeigezogen 45. 

Bevölferungsbewegung, 
berjelben 549—554. 

Bevollmächtigte zum Bunbesrathe ?]. 
101—103. _ 

Bier, Geſetzgebung über bie Beteuenun! 
31. 59. 


Stanm! 


—, Einnahmen aus den Zöllen um 
Steuern 32. 33. 60. 230. 59. 6:1. 
640. 
— , Uebergangsabgaben davon 72 "1 
594. 640. 
— , die Befteuerung bed Bierd wird auf 
in Eljaß und Lothringen eingeführt >+-- 
— , Bierfteuer 620. 621. _ . 
Bierſteuergemeinſchaft iſt zwilden 
Preußen, Sachſen, Thüringen und Braun— 
ſchweig geſchloſſen 620. 











Sachregiſter. 


Börſenſteuer, Antrag Wilmanns betr. 
die Befteuerung der Schlußſcheine ꝛc. 130. 
Bombardirung der Städte 280-284. 
Brake —— bleibt außerhalb des 
Zollverbandes 228. 592. 
Branntmwein, Gejeßgebung über Ber: 
fteuerung des Verbrauchs 31. 59. 

—, Einnahmen aus den Zöllen 32. 33. 
60. 230. 594. 640. 

— , Uebergangdabgaben davon 72. 231. 
594. 640 


— , Branntweinfteuer 616—619. 
Branntweinmaterialfteuer 617.618. 
Braumalzfteuer 594. 5941. 616. 620. 
621. 640. 

Braunſchweig, Herzogthum, gehört zum 
Bundesgebiet 17. 57. 

uhr im Bunbdesrath 2 Stimmen 21. 
57. 


— bat noch nicht auf feine Rechte aus ben 
Militärverhältniffen zu Gunſten des 
Kaiſers verzichtet 44. 

—, Bevollmädtigte zum Bundesrathe 102. 

— , Abgeordnete zum Reichstage 109. 

— bildet mit Preußen zc. einen Steuer: 
verband für Branntweinbeiteuerung 616. 
617. 

, — bildet mit Preußen ꝛc. eine Bierfteuer: 
gemeinichaft 620. 

Bremen, freie Hanfeftabt, gehört zum 
Bundesgebiet 17. 57. 

— führt im Bundesrathe eine Stimme 
21. 58. 

Zgareibt Sreibafen 31. 228. 229. 592. 
393. 


— Bevollmächtigte zum Bundesrathe 103. 

—, Abgeorbneter zum Reichdtage 109. 

Bremerhaven bleibt außerhalb des Zoll: 
verbands 228. 

Briefgeheimniß 433. 

Bruch des Ehrenworts 297. 298. 

Zudget, ftabile® und wandelbares, im 
deutichen Reiche 638. 

Budgetredht 400. 401. 

Bündniſſe und andere Verträge mit 
itemden Staaten einzugeben ift ber Kaifer 
beredhtigt 25. 

Bund, ewiger, wirb von ben deutſchen 
Fürſten gefchloffen 17. 

—, Deutiher Bund 57. 

Bundesamt für Heimathwejen 251. 

Qundbesbeamte, Geſetz betr. die Kau: 
tionen berfelben 51. 62. 207. 

Bundesflagge it ſchwarz-⸗weiß⸗-roth 39. 
345. 353. 


—, Organiſation eined gemeinjamen 
Schutzes berfelben 20. 377. . 
—, Gefeß betreffend bie Befugniß zur 
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übrung berjelben 38°. 50. 62. 206. 
46—353. . 

Bundesfürſten ernennen bie Offiziere 
ihrer Kontingente mit den Art. 64 feft- 
geftellten Ausnahmen 44. 

— baben das Recht ber Inſpizirung ihrer 
Kontingente 44. 

Bundesgebiet 11. 

— , Umfang beifelben 17. 57. 

— , bildet ein Zoll- und Handelsgebiet 31. 

— , es fönnen darinnen Eijenbahnen für 
Rechnung bed Reichs angelegt ‚werden 
33. 34. 35. 

— für bad ganze B. werben Poft: und 
Zelegrapbenanitalten als einheitliche Ver⸗ 
kehrsanſtalten eingerichtet 35. 

— im ganzen 3. iſt die preußifche Mili- 
tärgefeßgebung einzuführen 41. 

— innerhalb beffelben kann der Kaifer 
Feſtungen anlegen 43. 

— auch kann er jeglichen Theil beffelben 
in den Kriegszuſtand erklären 44. 

— dazu gehört auch Elſaß und Fothringen 

.17 


Bundesgeſetze, Geſetzentwurf betr. die 
Einführung Nordd. Bundesgefeße in 
Bayern. Erite Berath. 114. Zweite Be: 
Loth. 118. Dritte Berath. 119. 206. 

207. 208. 

Bundes glieder, jedes derſelben fann fo 
viel Bevollmädjtigte für den Bundesrath 
ernennen, als e8 Stimmen bat 21. 

— führt in jedem Ausſchuß nur eine 
Stimme 24. 

— , bie ihre Verpflichtungen nicht erfüllen, 
fönnen im Wege der Erefution dazu an- 
gehalten werben 28. 

-— auch gegen ihren Wiberfpruch können 
Eijenbabnen in ihtem Gebiete für Rech: 
nung des Reiches angelegt werben. 

Bundeshaushalts-Etat, Geſetzent⸗ 
wurf beit. eine anderweite Feſtſtellung 
der Matrikularbeiträge zur Deckung der 
Geſammtausgaben für das Jahr 1869. 

—, Erfte Beratbung 113. 

— , Zmeite Berathung 124. 

— , Dritte Beratbung 125. 221. 643. 

—, Gefeßentwurf betr. bie Abänderung 
1 Pundeshaudhalts-Etats für das Jahr 


—, Erſte und zweite Berathung 115. 

—, Dritte hate 117. 639, 

—, Gefeßentwurf Betr. die Feſtſtellung 
bed Haushaltsetats des deutichen Reichs 
für daß Jahr 1871. 

— , Erite Berathung 12. 

—, Zweite Berathung 136. 137. 139. 

— , Dritte Berathung 141. 221. 639.643. 
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Bundestonfulate, Gejek betr. die Or: 
ganijation berjelben 18°. 19%. 50. 62. 
207. 240. 241—245. 586%. 
Bundeskonſuln jollen aud dann auf: 
geftellt werben, wenn ed nur bad Inter: 
eſſe eines einzelnen Bunbesitantes wün⸗ 
ſchenswerth macht 72. 239. 240. 

„Geſetz über bie Beiugniß berfelben 
zu Eheichließungen 2c. 51. 63. 207. 241. 
—, Gebühren für diejelben 586. 586*. 
Bundeskriegskaſſe 582. 
Bundesoberhandeldgericht, hinſicht⸗ 
lih der Beſetzung beifelben find bem 
Bundesrathe Vorſchlagsrechte eingeräumt 
278. 501. 


—, ihm iſt die Gerichtsbarkeit über Elſaß 
und Lothringen übertragen 152. 153. 
154. 213. 214. 516. 577, die Gerichts⸗ 
barfeit aus dem Gefetze über den 
Schadenerſatz 223. 266. 267. 516. 

=, „einfehung deifelben 499. 500. 501. 


 eitglieber defielben 501. 502. 516. 
‚ Sefretäre und Subalternbeamte 502. 
‚ Eröffnung zu Leipzig 502. 503. 
‚ Kompetenz; 503—508. 515—517. 
‚ Brozedur 509—514. 
„Spruchſachen 518. 
„Prozeſſualiſche Stellung 521. 
„Gerichtsſporteln 586. 586°. 
Bundespflichten, verjajjungsmäßige, 
deren Erfüllung kann von den Bundes- 
gliedern erzmungen werben 28, 
Bundesrath beitehbt aus den Vertretern 
der Bundesglieder 21. 
— mird vom Kaifer berufen 26. 
—, ben Borfik in demſelben führt ber 
Reichskanzler 26. 
— bildet dauernde Ausfchülle 23. 24. 
—, jebed Mitglied defjelben Bat dad Recht — 
im Reichstage zu erfcheinen 24. 
— , den Mitgliedern ift vom Kaijer bi- 
plomatiſchet Schutz zu gemäbren 25. 
‚ Veleidigung deſſelben 4 
‚ fein Mitglied deſſelben Yann zugleich 
Mit lied bed Reihötaged fein 24. 25. 
— beſchließt über Auflöjung bes Reichs⸗ 
tages 29. 
—, an ihn bat der Reichstag das Recht, 
eingegangene 'Betitionen zu vermeijen 29. 
— hat mit gem Reichötage die Reichsge⸗ 
Nerasbung 21 
33 Seal ußfaffung in bemielben 21. 22. 


7. — — Sſelben 28. 32. 33. 39. 
—, Anträge deffelben find nad ben 
Vorſchriften zu behandeln 90. 91. 


Jiıllllg 


Sachregiiter. 


Bunbesrath, ed kann auch mit jeiner 
Zuftimmung das guugere Verjahren an: 
gewendet werden 9 
— , über jene Anträge fann nidt zur 
 Tagedorbnun übergegangen werben 97, 
‚ Mitgl. beflelben Fo fönnen den Abth. u. 
Kommillionen des Reichötages beimohnen 
9 


— Mitgl. müſſen in den Plenarſitzungen 
zu jeder Zeit gehört werden 96. 

—, erhalten Mitgl. nad Schluß ber Dis: 
kuſſion das Wort, jo gilt dieſe wieder 
für eröffnet 96. 

—, ihm find bie Berichte der Kommii: 
fionen und die Tagedordnnungen zu über: 
fenben 93. 94. 

„Bevollmächtigte deſſelben 101—103. 

—, was iſt er? 195. 
Bundesſchuldenweſen. Mittheilung 
des Reichſskanzlers bez. der vom Bundes: 
rathe zu Mitgliedern der Bundesichulben: 
Kommiffion gewählten Mitglieder 130. 

—, dritter Beriht der Bundesſchulden- 
Kommiſſion 156. 

—, Wahl von drei Mitgliedern ded Reichs: 
tages zu Mitgliedern der Bundesjchulden: 
fommiffion 156. 

Bunbdesftaat. Bildung bed beuticdhen 
Reiches ald YBundesitaat 581. 582. 583. 
Bundesfiaaten, über bie Angehörigen 
berjelben 18. 

‚ Abgaben von Gegenftänden, bie in 
"andern Bunbesjtaaten im freien Verkehre 
find 31. 

—, Erhebung und Qermaltung der Zölle 

_  Kenungswefen 33. 

— ʒ Bol u. Telegraphenverwaltung 3. 


36. 
Eſſnbahnen 33. 34. 
— , Quote bes Crjahbebarts für den Dient 
der Kriegämarine 37. 
„Kauffahrteiſchiffe 38. 
_ , Deutfche Konjuln üben die Funktionen 
ihrer Landeskonſuln aus 39. 
— , Koften u. Laften bed Reichskriegsweſens 
40. 41. 42. 
—, Beiträge 45. 
ne reitigteiten jwifchen verichiebenen 
Bunbesftanten 46. 
—, Berjaffungsitreitigleiten 47. 
33. Beſchwerden wegen Juſtizwerweigerung 


Canal ſy ſtem muß in Deutſchland beijer 
durchgeführt werben 421. 
Cantone 558. 559. 560. 
Eafjjationdverfahren Heſſens if mit 


Sachregiſter. 


Rückſicht auf die Unverträglichkeit mit 
der Rechtſprechung des Bundes = Ober: 
bandelögerichted geändert worden 511. 
Gentralbureau des Zollvereins 530. 
9308, 
Gentralverwaltung3behörde für 
Eiſenbahn⸗, Poſt- u. Telegraphenmeien 
415. 416. 

Gentrum 178. 179. 180. 452. 453. 
Chauſſeegeld. Befreiung von der Ent- 
richtung deſſelben für Privatfuhrwerke, 
die zu Poſtzwecken benutzt werden 436. 
Civilehe, Einführung der obligato- 
riſchen 479. 481. 482. 

Kivilifation, moderne Mit derfelben 
darf fich der Papſt nie vergleichen 464. 
Civilkommiſſariat in Straßburg 558. 
Civilfiand3regifter, Einführung ber- 
ielben in Frankreich 528. 552. 
Glerus, Stellung bejjelben 460. 461. 
40. 471. 474, 
— in Frankreich 490—493. 
CommanditgefellfhaftenaufNftien, 
Geſetz betr. die Commanditgefellichaften 
auf Aktien 51. 63. 207. 259. 260. 261. 
505 


—, ihre Schiffe können die Bundesflagge 
führen, auch wenn nicht alle Mitglieder 
des Vorſtandes das Bundesindigenat 
haben 349. 351. 

Conceſſionirungen von Eiſenbahnen 
bedürſen einer gleichmäßigen Regelung 
durch die Reichsgeſetzgebung 416. 417. 

Conceſſionsgewerbe 254. 257. 

Concordate 454. 462. 

Conſeription, Aufhebung derſelben 
in offupirten Ländern 309. 310. 311. 

Gontocorrent. Hierbei find die Retour- 
rimeſſen nad einer Entſcheidung des 
Bundes⸗Oberhandelsgerichtes nicht jelbft- 
ftändig klagbar 524. 

Korrefpondenzlarten 444. 

— find auch in Elfaß-Lothringen einge: 
führt 575. 


Darlehnskaſſen, öffentliche, des Nordd. 
Bundes 628. 

Darlehnskaſſenſcheine, Ausgabe 
derfelben unter Garantie des Nordd. 
Bundes 634. 635. 

Defraudation 233. 

Dellaration eingehender 
dungen 233. 

—, Geſetz betr. die Deklaration des $. 1. 
bes Geſetzes vom 4. Juli 1868, 133. 
134. 210. 260. 

Delegirte müffen dad Gtappenmwefen 


Waarenla⸗ 
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zum Zwecke der freiwilligen Kranken⸗ 
pflege ergänzen 321. 

Denkmäler, Petition des Bereins für 
das Hermanns-Denkmal 131. 

—, Petition des Magiſtrats zu Goslar, 
betr. die Reſtauration des Kaiſerhauſes 
daſelbſt 131. 

Departement 558. 559. 560. 

Deputationen 100. 

Desinfection der Schlachtfelder in 
Elfaß und Rothringen 567. 568. 

Deutfde Stammesgenoffjen, Re 
folution des Abg. Grafen von Franken⸗ 
berg betr. die Danffagung an die 
felben 117. 

— , Schreiben des Borftands der zur eier 
des deutſchen Friedensfeſtes in New:York 
gehaltenen Verſammlung 128. 129. 130. 

— Mittheilung von Erklärungen, welche 
die Deutſchen in Quincy bei einer eier 
des beutichen Friedensfeſtes beichlofien 
haben 140. 

Diäten und Reiſekoſten der Mit: 
glieder des Reichſstages 121. 122. 194. 
195 


Dienftbetrieb, einheitlicher, ift nam. 
bei den Verwaltungen des Poſt- und 
Telegraphenwejend durchzuführen 443. 
Dienftboten werden am Aufenthaltsorte 
gezählt 541. 
Dienftgebäude, Gejeß betr. den Er: 
meiterungsbau des deutſchen Reichs⸗ 
kanzleramts 145. 153. 154. 222. 644. 
Dienſtlohn, Geſetz betr. die Beſchlag⸗ 
nahme deſſelben 51. 63. 76. 207. 259. 
Dienſtzeit, die Preußiſchen Geſetze 
darüber ſind in den Bundesſtaaten ein⸗ 
zuführen 41. 80. 
Differenzialzölle 236. 
Direktiv-Behörden 
Staaten 31. 32. 33. 60. 
Disciplin auf dem Reichstage, ordnet 
dieſer ſelbſt durch eine Geſchäfts-Ord⸗ 
nung 29. 
Disſokationsrecht, Beſchränkungen 
deſſelben 391. 
Doppelbefteuerung, Geſetz wegen Bes 
feitigung derfelben 51. 63. 207. 
Dotationen, Geſetzentwurf betr. Die 
Verleihung von DPotationen, erfte Be: 
rathung 157. 
—, zweite Berathung 158. 
— , dritte Berathung 158. 197. 198. 199. 
219. 644. 
Dritte Beratbung 91. 


Ehe fteht unter dem Staate 455. 471. 


der einzelnen 
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Ehe fteht unter der Kirche 456. 
Ehelichkeit der Gebornen, Berzeichnung 
derfelben 550. 551. 553. 
Eheſchließungen, Geſetz betr. die Auf: 
Nenn ber polizeilichen Verbote derſelben — 
9°, 50, 62. 70. 251. 252, 

‚ Gefet betr. die Befugnife der Bundes- 

Er Eheſchließungen z2c. 51. 63. 


Ziauſit derſelben 549—554. 

—, Gegenſtände, welche darüber ver: 
zeichnet werben ſollen 550. 

Ehrengerichte, Preußiſche Verordnung 
darüber iſt in ben Bundesſtaaten ein⸗ 
zuführen 41. 

Ehrenwort, Bruch deſſelben 297. 298. 

Eichungsgebühren fallen den Einzel: 
ftaaten zu 988. 

Eigentbum, Schub des geiftigen €. 
ift Gegenſtand ber Beauffichtigung jeitend 
bed Reiches 20. 

— ber feindliden Bürger bleibt unver: 
ſehrt 298—300. 

Eigenthums quote am Schiffe genügt 

nit zu sur Führung der Nationalflagge 


.Einäf —*& ganzer Orte, Androhung 
derſelben 290. 

Einführungsgeſetz zum Strafgejeh: 
buch des Nordd. Bundes 52. 6 
Einnahmen des Reichs müſſen "uf den — 
Reihehaußbaltdetat ebracht werden 44. 
FA en Zöllen und Verbrauchsſteuern 


— aus dem. Poft: und Telegraphenweien 
35. 75. 


—, au8 denſelben find die gemeinfchaft: 
ien Ausgaben des Reiches zu beſtreiten — 


— über Verwendung derſelben iſt jährlich 
Rechnung zu legen 45. 

— des Reichs 583 —585. 588 — 605. 
6071. 609—623, 627—633. 636. 640. 

Ginquartierung, Preußifche Beſtim⸗ 
mungen darüber ſind in den Bundes⸗ 
ſtaaten einzuführen 41. 80. 

Einrich Hungen zur Ausführung ber — 
gemeinfchaft ihen Geſetzgebung unter: 
— get Beſchlußfaſſung im Bundes⸗ 


Cinwonbrrungsftatifit 554. 
Eifenbabn, Geſetz betr. die St. Gott: 
hard⸗ Eiſenbahn 13. 56. 73. 423. 635. 
Eifenbabnen 33. 34. 35. 412—423. 
—, für diefelben ift im Bundesrathe ein 
bauernber Ausſchuß zu bilden 24. 58. 


Sachregifter. 


eilenbahnen, Anſchluß neuer Bahnen 


‚ Betriebö:Einrihtungen 34. 413. 414. 
47. 419. 

‚ Güterzüge 34. 414. 

—, Berfonenzüge 34. 414. 

, Tarifweſen 34. 35. 413. 414. 
— in Würtemberg 77. 415. 
— haben die Verbindlichkeit für allen bei 
ihrem Betriebe entftandenen Schaden 
Erſatz zu reiten 189. 190. 222. 223. 
265. 266. 417. 
— Verpflichtung, welche fie bezüglich ber 
Poſt zu übernehmen haben 418. 

„Leiſtungsfähigkeit derſ. im beutid: 
franoſiſchen Kriege 420. 421. 
Eiſentagngeſes, Preußiſches 4131. 


* 8 fr: das Rei durchaus nothwendig 


E iſenb ahnverwaltungen, Berpflid: 
tungen detſelben 414. 

Eiſenbahnweſen im Intereſſe ber 
a und bes allgemeinen 
Verkehrs iſt Gegenſtand der Beauffidti: 
gung feitens bes Reid 20. 411. 413. 


— , Interpellation des Abg. Dr. Elben 
betr. den Bau der St. Gottharbs-Eilen: 
bahn 122. 

— , Anterpellation des Abg. Dr. Gerſtner, 
die durch Militartanspocte auf den 
Eiſenbahnen im Güterverfe erbeige 
führten Störungen betr. 1 

—, Einbeit defjelben ift ſchon In ben 
Friedendverträgen mit ben fübbeutichen 
Staaten 1866 bezwedt worden 412. 

— in Elfaß u. Lothringen 153. 154. 221. 
422, 423. 575. 576. 

Elbzölhle, Entfhäbigung für die Auf: 
bebung derſelben an Lauenburg 136. 
Elſaß gehört zum Bundesgebiete 17%, 

— für feine Angelegenheiten if ein bei. 

Ausfchuß i im Bunbedrathe zu bilden 24°. 
— wird mit dem deutfchen Neiche vereint 
9, 85. 338. 

— , Interpellation des Grf. Lurburg, bie 
dandeepolihq Lage betr. 119. 

1 ' er ee ring die Dem beuttehen dt von 
aß-Lotbringen mit dem n Rei 
Erſte B 130. 8 weite Ber. 140. 1 
Dritte Ber. 143. 3* Schlußberathung 
8 147. 182—185. 210-212. 571. 

3 

— , Antrag Dr. Thoma u. Dr. Kochiy 

betr. die Regelung des Untertichtämefend 


® 
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Elſaß, Geſetzentwurf betr. die Beſtellung 
des Bundes-Oberhandelsgerichtes zum 
oberſten Gerichts hofe für Elſaß u. Loth⸗ 
ringen. Erſte Ber. 152. Zweite Ber. 163. 
Dritte Ber. 154. 213. 214. 516. 517. 
SM, 644. 

‚ Gefjebentwurf betr. bie Beichaffung 
von Betriebsmittel für die Eiſenbahnen 
in Elſaß u. Lothringen. Erfte u. zmeite 
Ber. 153. Dritte Ber. 154. 221. 422, 
423. 643. 

Reiche 


— , Gtellun 

182—185. 

— , Stellung befjelben nad der deutichen 
Suqupafion während des Krieges 308. 


, Gründe ber Abtretung deilelben von 
Fiartreiq 336 - 342. 
Poſt- u. Telegraphenweſen 447. 448. 
5. 


q; eirchenverhãltniſſe 488. 489. 492. 


die erſten Behörden 558. 
@intheilung 558. 559. 

Charafter 562. 563. 564. 
Eiſenbahnweſen 563. 575. 
Formation als Reichsland 565. 566. 
Desinfektion des Landes 567. 568. 
gecãdigung 568. 
Präfekturen u. Kreisdirektionen 569. 
Juſtitium 570. 

Kriegsgerichte 570. 571. 
Uebertretungen 571. 

Steuern 572. 573: 

Forften 573. 574, 

Jagd u. Fiſcherei 574. 575. 
Schulen u. Seminare 576. 
Gemeindeverwaltung 576. 577. 
Definitive Einrichtungen 577. 580. 
Regulirung der Perwaltung 579. 


um deutſchen 
UNE Rasa 
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er 
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za €, sn. 2 2, 2: 2. 33 1 3 u, 2 nn 3 8 2 


, Finanzmwefen 637. 
Englifces arlament, 
unge 161. 
— 174. 
Entlaf r ung eingeichiffter Flottenmann⸗ 
ichaften 355. 


Wahlprü⸗ 


— von Weibern u. Kindern aus ber be: 
lagerten Stabt 283. 

Enregiftrement 572. 573. 

Erbebungsfoften bei den Zöllen u. 
Verbrauchsabgaben 32. 

Erſatz von Kriegsſchäden u. Kriegs: 
leiftungen, Gefet barüber 146. 152. 153. 
215. 216. 

Entf ädigungen dürfen Witglieber 

eichſstags nicht beziefen 30. 


681 


Entfhädigungen, Geſetz betr. bie 
Entſchädigung ber beutfegen Rhederei 
146. 153. 154. 216. 

Entwaffnung —— u. flüchtiger 
Truppen auf neutralem Gebiete 322. 333. 
Erfindungspatente ſind Gegenſtand 
ber Beauffe ihtigung feitend bed Reichs 


Grienntnifie in Civilſachen 20. 

Erledigung der Stelle eine Reiche: 
tagsmitgliebes ift dem Reichskanzler an: 
zuzeigen 98. 

— ber Geſetzes-Vorlagen, Anträge und 
Betitionen 100. 

— der Reauifitionen unterliegt ber Auf: 
fiht ded Reiches 2 
Ernennung ber Hößern und höchſten 
Führer. Das kaiſerliche Recht dazu ift 
in Sadjen u. Würtemberg erheblich be: 
ſchränkt 390. 

Eroberung ift nicht der Nechtötitel des 
deutſchen Ermwerbes von Eljaß u. Loth: 
ringen 337. 

er fagbedarf für die Kaiferlihe Marine 


Erjparniffe andem Militär-Etatfallen 
an die Reichskaſſe 44. 

— fallen nie den Einzelitaaten zu 386. 
387. 394. 

— fallen in Würtemberg an die Landes: 
Taffe 300. 393. 

€ ae Berathung über Gefeg-Entwürfe 


cm. iterun 3bau für dad Dienftge- 
bäude des Reichöfanzleramted. Geſetz 
darüber 145. 153. 154. 222. 644 
Erwerbs- und Wirthicaftäge: 
noſſenſchaften, Geſetz betr. bie privat: 
sehtliihe Stellung berjelben 51. 62. 259. 
Ermwerbsthätigfeit, Statiftif ber: 
felben 536. 546. 

Ermwerbung ber Bundes- und Staats: 
angegdrigreit Geſetz darüber 18°. 408, 


Etappenweſen, an daſſelbe muß ſich 
die hfreiwillige Krankenpflege anſchließen. 
320 


Etat des Reichshaushalts 44. 45. 221. 
639 


— , für dad Reichsheer 45. 69. 641. 
— , für den Reihshaußhaltsetat ift eine 
befondere Kommiffion im Reichstage zu 
bilden 92. 
Etatsgeſetz fett pen jährlichen Reichs: 
bausbalt feit 44. 
— jegt Die Bernußgabungen für Daß 
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Fichsheer u. deſſen Einrichtungen feſt 


Exequatur können auch die einzelnen 
Bundesſtaaten auswärtigen Konſuln er⸗ 
theilen 72. 240. 

Exekution gegen die Bundesglieder 
28. 59. 407. 


Expeditionen, direkte, im Perſonen- u. 
Güterverkehr 34. 414. 
— von Packereien 444. 


Fabrikarbeiter 255. 256. 258. 

— werben an ihrem Aufenthaltäorte ge- 
zählt 541. 

Sabrifate, VBerhältniß des Zollertrages 
berjelben zur ganzen Zolleinnabme 602. 


Fahneneid ift dem Kaifer zu leiſten 
43. 405. 406. 

— ijt dem Bunbdesoberfelbherrn von ben 
Paöftfommanbirenben zu leiften 387. 


Fahrt, Feine u. große 367—370. 

Tamilienhbaushalte, Anzahl derfelben 
it bei dern Zählungen zu notiren 542, 
545. 546. 547. 548. 

Familienftand muß bei den Volfs- 
zäblungen notirt werben 542. 546. 

— der Geftorbenen ift zu verzeichnen 
550. 552. 553. 

— ber Brautleute dögl. 550. 552, 553, 

— der Ausmandernben b8gl. 555, 

Teldlazarethe find unter dem Schutze 
der Genfer Fonvention 315. 

— , Kontroverfen über die Behandlung 
berielben 316. 317. 

—, größere Sicherung derſelben durch 
Verbeſſerung der Genf. Conv. 318. 319. 

—, in dieſelben ſollen Verwundete jeder 
enonalität aufgenommen werden 322. 
323. 

Feldpoſt 446. 

Feldtelegraphie 80. 446. 

FerienfürdieReichſstagsmitglieder. 
Antrag v. Rochau um Beſchränkung der 
Oſterferien auf die möglichſt kürzeſte 
Dauer 116. 

— Dauer der Pfingſtferien 138. 

Feſtlichkeiten, Einladung des Magiſtrats 
von Berlin 117. 

Feſtungen, für dieſelben iſt im Bundes⸗ 
rathe ein dauernder Ausſchuß zu bilden 
23. 58. 

—, Kommandanten derſelben werden vom 
Kaiſer ernannt 43. 

— können im Bundesgebiet angelegt 
werden 43. 391. 392. 
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Feſtungen in Bayern 73. 392. 

— , Petition des Rentier Schneider, beir. 
die Feſtungsrayonvorſchriften 144. 

— , Petition des Magijtratd zu Minden, 
betr. die baldige Bejeitigung aller Stadt: 
feftungen 144. 

— , Petition des Magiftrats zu Stettin, 
betr. die geſetzmäßige Handhabung bes 
Aayonzegulatineß vom 10. Sept. 1828. 


Finalabfchlüffe über die im Laufe eines 
jeden Rechnungsjahres füllig gewordenen 
Einnahmen an Zöllen u. Berbraudsab: 
gaben 33. 

Firma, Auffafjung bed eich - Ober: 
handelsgerichts 519. 

Fiſchereigerechtigkeiten in Elſaß u. 
Lothringen 574. 579. 

Firgeihäft, Regelung deſſen durch da? 
Reichdoberhandelögericht 519. 

Flagge, deutſche, Organifation eines ge: 
meinfamen Schuged berfelben 20. 317. 

— der Kriegs- u. Handelsmarine 39. 
345. 353. 


Flößerei, Gefeß über die Abgaben von 
derſelben 51. 63. 207. 505. 515. 

—, bie Entſchädigungsſachen wegen auf: 
gehobener Abgaben fallen unter bie 
Kompetenz des Dberhandeldgerichts 505. 
515. " 


Flößereibetrieb ift Gegenftanb ber 
Beauffihtigung ſeitens des Reiches M. 
—, für —— finden die Beſtimmungen 
der Schiffahrt ſtatt 38. 
Flottenſtationen, Einrichtung derſelben 
238. 239. 
int be adigunzgen, burch militäriſche 
Maßnahmen 41. 80. 
Flußſchifffahrt muß ſtärker herange⸗ 
zogen werden 421. 
gormationdesKönigl. Würtembergiſchen 
Armee-Korps im Frieden 83; im Kriege 
83. 84. 
Forſtverwaltung in Elſaß u. Loth⸗ 
ringen 573. 574. 
Forſtwirthſchaft in den vom Feinde 
beſetzten Landestheilen 313. 
Fortſchritt, mit demſelben darf ſich der 
Papſt nie ausſöhnen 464. 
Frachtartikel, Nachweiſung derje⸗ 
nigen, welche 1869 zum Ein:Pfennig: 
Tarife befördert find 419. _ 
Fragen, Art u. Stelung derfelben 97. 
—, iiun derſelben 97. 
—, Vorleſung derſelben vor der Abſtim⸗ 
mung 97. 98, 
Sraktions: u. Parteileben 175—1%. 
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Frankfurt a. M., Beſchränkung der 
israelitiſchen Realſchule daſelbſt in Be: 
ziehung auf die Berechtigung zur Aus: 
ſtellung von Zeugnifjen über die wiljen- 
Ichaftlide Onalifitation zum einjährigen 
freiwilligen Rilitärdienft 122. 

Freie Gemeinden, Petitionen von Bap- 
tiftenpredigern u. |. w. um Erlaß eines 
Geſetzes, wonach religiöfe Geſellſchaften 
Korporationsrecht erlangen können 130. 
145 


Freihäfen find die Hanſeſtädte 31. 228. 
229; Lübeck bat aufgehört Freihafen zu 
fein 31°. 59. 228. 
Freihandelstendenz 235. 236. 237. 
Freiſchützen 286—289. 

3 reimi llige, einjährige, der Marine 354. 


Freizügigkeit ift Gegenftanb ber Be: 
anfigtigung feitend des Reiches 19. 
5 


—, Petition des Buchbinders Buddi, in 
der ſich derſelbe über Beſchränkung des 
Freizügigkeitsrechtes beſchwert 145. 

—, Geſetz betr. die Freizügigkeit 182. 50. 
62. 206. 249. 250. 

— iſt für Seeſchifſer, Seefteuerleute, 
sootien u. |. w. gleichfalls durchgeführt 

5 


Fremde nehmen im Dienft des Staates 
am Kriege Theil 285. 286, oder auf eigene 
Hand 286. 

Fremdenpolizei ift Gegenftand der 
Beauffichtigung feitend des Reiches 19. 

Frieden zu fließen im Namen des 
Reichs iſt der Kaifer berechtigt 25. 

Friedenspräſenzſtärke der Reichsheere 
beträgt 1 pCt. der Benölferung 40. 

— wird ben Zerehnungen ber Beiträge 
zu Grunde gelegt 41. 42. 

— , Unzjulänglichleit der Garantien für 
Aufrechterhaltung derſelben 392—397. 

Friedeusfeier deutſcher Stammesge⸗ 
noſſen in New-York u. Quincy 128. 
129. 130. 140. 

Friedensprälimingrien zwiſchen dem 
deutſchen Reiche u. Frankreich 643. 

Friedensſchluß nach dem franzöſiſch- 
deutſchen Kriege 336. 

Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland 
u. Frankreich 644. 645. 

—, Mittheilungen des Reichskanzlers da⸗ 
rũber 134. 180. 

Friſt der Rechtsmittel 521. 

— für die Anrufung bes Gerichtö 522. 
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Garantie, Uebernahme derfelben zu 
Laften des Reichs 45. 635. 

—, betr. die Aufrechterhaltung ber ge: 
ſetzlich feitgeftellten Friedenspräfenzftärte 
bes Heeres ijt jehr gering 392—397. 

Garnifonen innerhalb des Bundes: 
gebiet8 bat der Kaijer das Recht zu be= 
ſtimmen 43. 

Gebühren 585. 5851, 5871, 5881, 

Gebührentarif für die Poſt 587. 

Geburten, Statiftif derfelben 549—554. 

— Gegenftände, melde zum Amede ber 
Satijtif der Geburten bef. verzeichnet 
werben follen 550. 

Geeftemünde (Hannover) bleibt außer: 
bald des Zollverbandes 228. 

Gegenlijte 163. 

Gegenzeihnung bes Reichskanzlers ift 
erjorberlih zur Gültigkeit der Verorb- 
nungen bed Kaifers 27. 86. 211. 

Geheime Sitzung findet ftatt auf Antrag 
be Präfidenten oder von zehn Mit: 
gliedern 95. 

Gemeinde, Begriff 538. 

— in Franfreid 558. 559. 560. 

Gemeindeverband, lofaler 18. 

Gemeindbeverwaltung in Elſaß und 
Lothringen 576. 577. 

Gemeinſthaft, nationale, der Clfäffer 
N otgringer mit den Deutfchen 340. 


General:Direftion der Telegrapben 
429. 432. 433. 
Generalgouverneur für Cliaß 558. 
General-Gouvernements 307. 557. 
General: Bofitamt 429. 430. 432. 
Seneralftab, in bdemfelben ift auch 
S üttemberg verhältnißmäßig vertreten 


Genfer Gonvention 314. 
„iz erlebung derſelben aus Unkenntniß 
5. 


„zg Lerbeſſerungen derſelben 318. 319. 


Genoſſenſchaften, Petition der Mit- 
glieder des Elberfelder Konjum- und 
Sparvereins, um Erlaß einer Deflaration, 
daß den Genofjenfchaften ber Verkehr 
mit Nicdtmitgliedern freiftehe 126. 

—, Geſetzentwurf betr. die Deklaration 
des $. 1 des Gefeged vom 4. Juli 1868. 
erfte u. zweite Lefung 133. dritte Lejung 
134. 210. 260. 

Genoifenigaftägeieh 51. 62. 259, 


Geographiſches Wörterbud für das 
beutiche Reich 539. 
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Gerichtliche Berfolgung von Per: 
fonen megen Beleidigung bes Reichtages 
139. 140. 143. 

Gerihtlihes Verfahren, Gefehge: 
bung darüber ift Gegenftand ber Be: 
auffihtigung ſeitens des Reiches 20. 

— und Auftändigfeit des D.:4.:G. zu 
Lübeck 46. 

Gezigtöbarfeit der Konfuln 242. 243. 
244. 

Gerichtshof, völferrechtlicher, wird zu 
errichten getrachtet 278. 

Gerichtsſporteln jür daß Bos.⸗Ober⸗ 
bandelögericht 586. 586°. 

Geſandte ım Namen de Reihe zu 
empfangen u. beglaubigen ijt der Kaijer 
berechtigt 25. 

G ejanbtigaftsmefen dbe8 Bundes 


— , Ausgaben für bafjelbe 1871. 640. 

Geſchäftliche Behandlung umfang: 
reicher Gefeßentwürfe durch Zwiſchen⸗ 
kommiſſionen, erſte Berathung 133; zweite 
Berathung 146. 170. 202—204. 

Geſchäftsgang im Reichötage, regelt 
diejer felbft durch eine Geſchäftsordnung 
29. 167—171. 

Sejhäfts-Orbnnung des Reichstages 
87 100. 


— zur Verweiſung auf dieſelbe kann ſtets 
ſofortige Zulaſſung zum Worte verlangt 
werden 96. 

— für dieſelbe iſt im NReichötage eine be⸗ 
fondere Kommiffion zu wählen 92. 

Geſchlecht ift bei den Zählungen zu 
notiren 542. 546. 

et Gebornen ift zu verzeichnen 550. 

53. 


— ber Geftorbenen bögl. 550. 553. 
— der Auswandernden dägl. 555. 
m jetlen, Stellung zum Deifter 255. 


— werden an ihrem Aufenthalt3orte ge: 
zählt 541. 

Geſetz betr. die Berfaffung des deutſchen 
Reiches 7. 8. 1548. 112. 115— 117. 
119. 205. 206. 

— betr. die Einführung Nordd. Bundes⸗ 
geieve in Bayern 115. 118. 119. 206. 
07. 208. 

— über den Erwerb und Verluſt ber 
Bundes: u. Staatöangehörigfeit 182. 
40°. 51. 63. 207. 

— betr. eine anderweitige Feſtſtellung der 
Maotrifularbeiträge zur Dedung ber Ge: 
fammtausgaben für das Jahr P869. 
113. 124. 125. 221. 643. 


Sadıregiiter. 


Geſetz betr. die Abänderung des Bunbes- 
haus haltsetats für das Yadr 1871. 115. 
117. 639. 


— betr. die Feitftellung des Haushalts: 

etat8 bes beutichen Reiche für das 
abr 1871. 125. 136. 137. 139. 141. 
21. 639. 643. 

— betr. die Beichaffung weiterer Geld: 
mittel zur Beitreitung ber durch ben 
Krieg veranlaßten außerordentlichen Aus: 
gaben 122. 221. 633. 643. 

— betr. den außerorbentlichen Geldbedarf 
der Militär- u. Marineverwaltung 13. 
56. 73. 632. 633. 

— betr. den Erfat von Kriegsſchäden u. 
Kriegsleiftungen 146. 152. 153. 215. 
216. 568. 644. 

— betr. die Gewährung von Beihülfen 
an Angehörige der Reſerve und Yanb- 
wehr 157. 158. 188. 189. 218. 219. 
644. 

— betr. die Gewährung von Beihülien 
an bie aus Frankreich ausgewieſenen 
Deutſchen 146. 152. 153. 154. 217. 218. 
644. 


— betr. die Entihädigung der 
Mheberei 146. 153. 154. 216. 
— betr. die Kriegsdenkmünze für das 
Reichſsheer 131. 132. 220. 221. 643. 
— betr. die Verleihung von Dotationen 
in Anerfennung hervorragender, im legten 
Kriege ermworbener Verdienſte 157. 158. 

197. 198. 199. 219. 644. 

— betr. die Verpflichtung zum Militär: 
diente 191. 50. 62. 353. 354. 

— betr. die Quartierleiftung u. f. m. 41*. 
651. 578. 

— betr. die Benfionirung o. Verjorgung 
der Militärperfonen bed Reichheeres o. 
der kaiſerlichen Marine, ſowie die Unter: 
ſtützung der Hinterbliebenen folcher Per: 
fonen 412. 134. 147—152. 154—157. 
186—188. 217. 644. 

— über die Unterſtützung Schledwig- 
Holſteiniſcher Offiziere 50. 62. 206. 

— über bie Unterſtützung Schledwig: 
Holjfteinifcher Soldaten 51. 63. 207. 

— betr. die Pereinigung von Elſaß 
und Lothringen mit dem deutjchen Reiche 
9. 85. 86. 130. 140. 141. 143. 141. 
146. 147. 182—185. 210—212. 577. 
643. 

— betr. die Beitellung des Bundes⸗Ober⸗ 
bandelögericht8 zum oberften Gerichts hof 
für Elſaß u. Lothringen 152. 153. 194. 
213. 214. 516. 577. 644. 

— betr. die Ausdehnung bed Geſchäfts⸗ 


deutſchen 
644. 
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betriebes der Preußiſchen Bank auf Geſetz betr. die Kommanditgeſellſchaften 
Elſaß u. Lothringen 263. 577. auf Aktien 51. 63. 207. 259—261. 

Geſetz betr. die Beicdaffung von Betriebs: 505. 
mitteln für bie Gijenbahnen in Elſaß — betr. die Schließung u. Beſchrãnkung 
nz otgringen 153. 154. 221. 422. 423. Ser ol öffentlichen Spielbanfen 52. 63. 76. 
627. 

— betr. die St. Gotthards-Eiſenbahn — —* "hie Ausgabe von Banknoten 52. 
13. 56. 73. 423. 635. 63. 207. 261 

— betr. die Berbindlichteit zum Schadens: — bett. bie Kuögabe von Papiergeld 51. 
erjage für die beim Betriebe einer Eiſen- 63. 76. 261. 262. 
bahn u. |. mw. berbeigeführten Tödtungen — betr. die Jnhaberpapiere mit Prämien 
u. Körperverlekungen 119. 125—129. 122. 136—140. 192—194. 223. 224. 
132—134.189— 192.222.223.265— 267. 267—269. 643. 


417—419. — betr. bie „pertragämäßigen Zinfen 50. 
— betr. das Poſtweſen des Norbb. Bundes 62. 76. 
52. 63. 76. 206. 418. 433. 443. — über * Aufgebung der Schuldhaft 


— betr. das Poſtweſen des beutichen 50. 62. 206. 
Reiches 9. 131. 134—13T. 141. WE. — betr. Die Beihlagnahme des Arbeits: 
209. 417. 428. 429. 435—438. 448. 0d. Dienjtlohnes 51. 63. 76. 207. 259. 


645. — wegen Seleitigung ber Doppelbefteuerung 
— betr. das Poſttaxweſen des Norbd. 51: 63. 

Bundes 52. 63. 76. 433. 434. — betr. on „Beieftempeifeuer 51. 52. 
— betr. bad Poſttarxweſen bes beutjchen 63. 207. . 622. 

Reiches 131. 135. 141. 209. — über bie Abgaben von der Flöoßerei 
435—438. 448. 587. 645. 51. 63. 207. 505. 515. 

— betr. bie snotiofreibeiten 52. 63. 76. — über bie Aufhebung ber polizeilichen 
434. 438. ungen Der Ebeſchließung 197, 
— betr. die Einführung von Telegrapden- 50. 62. 70. 

freimarten 52. 63. 76. 439. — betr. Die Sleiipbereigtigung ber Kon: 
— über das Paßweſen 50. 62. jejfionen in bürgerlicher u. ftaatöbürger: 


— betr. die Organijation der Bundes: licher Beziehung 51. 63. 2U7. 
fonjulate 181. 19%. 50. 62, 207. 240—245. — betr. die Erridtung eines oberften 
5868. Gerichtshofes für Handelsſachen 9. 51. 
— über die Befugniß der Bundeskonfuln 596. 63. 76. 207. 300 - 508. 515. 516. 
zur Eheichließung ꝛc. 51. 63. 207. 241. 586°. 

— betr. die Nationalität der Kauffahrtei- — betr. die Einführung der A. W.⸗O., 
ſchifſe u. ihre Befugniß zur Führung der Der Nürnberger Wechjelnovellen u. des 
Bunbesflagge 33°. 50. 62. 206. 346— 353. U. D. 9.0.8. 51. 63. 207. 498. 

— betr. die Kautionen ber Bundesbeamten — beit. das Urheberrecht an Schrift: 
51. 62. 207, werten 2c. 51. 63. 208. 259. 505. 515. 

— betr. ben GErmweiterungsbau für bag — betr. Maßregeln gegen die Rinderpeſt 
Dienſtgebäude bes Neichsfanzleramtes 51. 62. 76. 208. 264. 265. 56). 


145. 153. 154. 222. 644. — betr. die Rebaftion bed Strafgejek- 
— über Die „greigügigkeit 18%. 50. 62. buchs für den Nordd. Bund ala Straf: 
206. 249. gelevbud für das deutſche Reich 131. 
— über den Unterftägungsmopnfi 182, 

52. 63. 208. 250. 251 — betr ie Ausprägung von Reichsgold⸗ 
— betr. bie Bewährung ber Rechtshülfe münzen 588. 

18*. 51. 63. — betr. die Ginführung bes Art. 33 ber 


— en bie „ Geverbeorbmung 18%. 52, Neichöverjafiung in Eljaß u. Lothringen 
252 — 

— betr. die privatrechtliche Stellung der Sejepen: Entwürfe W—1. 
Ermerbs- u. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften Geſetzes-Vorſchläge über das Mili- 
51. 62. 259. 260 tärweſen u. Kriegsmarine 21. 

— betr. die Detlaration bes 6. 1 des — zu machen, ijt der Reichstag berechtigt 
Sejedes vom 4. Juli 1868. 133. 134. 29. 

210. 260, Geſetzes-Vorſchläge, die Beſchluß— 
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nabme über biejelben wird dem Meich8- 
fanzler überjendet 100. 
Geſetzgebung, das Recht dazu bat das 
Reich 17. 


— des Reiche mirb dur) YBundesrath 
u. Reichsſtag ausgeübt 21. 

‚ Gegenitände netjelben 19. 20. 31. 
33. 34. 35. 39. 40. 45. 46. 47. 48. 
— in Franfreid 20. 
— in Nord:Amerifa 201. 
— im deutſchen Reiche 201. 

‚ Stuppirung ber Geſetzgebungsakte 
ber eriten Seſſion des Reichätages 205. 

,‚ adminiftrative her franzöftigen Re⸗ 
Dolution 560. 561. 562. 
Gewerbebetrieb, ijt Gegenſtand der 
Beaufjichtigung feitens des Reiches 19. 

— , jeder Angehörige des deutſchen Reiches 

in dazu in jedem Bunbdesitaate zuzulafien 


Gewerbe: Ordnung, Petition ber 
Kramerinnung zu Leipzig wegen Verletzung 
der Gewerbeordnung jeitens der ſächſiſchen 
Regierung 144. 
ce über biejelbe 18%. 52. 208. 
25225 
Generbekatifif 533. 534. 546. 548. 
Gewerbeſteuer, Antrag Dr. Proſch, 
betr. die vom Gewerbe im lUmberziehen 
zu entrichtenden Abgaben 118. 225. 
„Petition des Ausſchuſſes des Vereins 
deuiſer Lebensverſicherungs⸗-Geſellſchaf⸗ 
ten um Aufhebung der den Verſicherungs⸗ 
agenten auferlegten Haufir-Gemwerbejteuer 


Gewichtsſyſtem, Ordnung deſſelben 
iſt Gegenſtand der Beaufſichtigung ſeitens 
des Reiches 19. 

Glaubensfreiheit 465. 

Gleigberentigung ber Konfeffionen 
in bürgerlider und ftaatöbürgerlicher 
Hinſicht 51. 63. 207. 

Gleihgem int t, Störung des europätfhen — 
272. 273. 

Gotthard: Babn, 
Elben darüber 122. 

—, Gele betr. die St. Gottharb-Eijen- 
bahn 13. 56. 73. 423. 635. 

Grenzverfehr 72. 75. 

Grenzzollerhebung bedarf einer ge: 
nauen Statijtif 529. 540. 

Grenzzollfinie, Verhältniß derfelben 
gum Flächenraume bes Zollgebieted 589. 
5891, 


Snterpellation Dr. 


Grenzzollfyftem, Bebeutung deſſelben 
589. 589". 
Grenzzolltarif 226. 


Sadıregiiter. 


Grundeigenthum an ben Domänen. 
geht auf ben befebenden Staat nicht über 


Grundrechte, Aufnahme folder in die 
nepanerfalfung 115. 116. 194. 19. 
456 


Gronbhüde, jeber Staatsbürger bes 
deutſchen Reiches kann fie in jedem 
Bunbesitaate erwerben 18. 

Sültigfeit der Anordnungen u. Per: 
fügungen des Kaiſers 27. 86. 

— der Beichlußfaffung im Reichdtage 30. 

Güterbewegung, Statiſtik berjelben 

die zur Bemältigu 


536. 
Güter; süge an 
Güterverkehrs nöthig, find Die Eiſen— 
bahnnerwaltungen verpflichtet einzurichten 
34. 


Sutagten, ſtaatsanwaltſchaftliches 522. 


Hafenlotſen 374. 

Haft, Unterſuchungs- od. Civilhaft eines 
Reichſtagsmitgliedes 30. 

Haftbarkeit der Genoſſenſchaften 260. 
— zum Schadenserſatz zur Eifenbabnen 
u. |. m. 265. 266. 417 

Zt Telegraphenverwaltungen 441. 442. 


„Geſetz betr. bie Berhinblichteit an 
 Shabenderfag e x. 125—129 
132—134. 189192. 222.223. —— 
417—419. 

Halbfabrifate, Verhältniß des Fr 
ertrages derjelben zur ganzen Zollein⸗ 
nabme 602. 603. 

Hamburg, freie u. Hanfeftabt, gehört 
zum Bunbeögebiete 17. 57. 
get im Bundesrathe eine Stimme 


„goleibt Freihafen 31. 228. 229. 592. 


„Bevollmächtigte zum Bundesrathe 103. 

‚ Abgeorbnete zum Reichstage 109. 
Handel, beutfcher im Auslande, Orga: 
nifation eines gemeinfamen Schub 
deſſelben 20. 

‚ für Handel u. Verkehr iſt im Bundes⸗ 
zuiße gi dauernder Ausfchuß zu bilden 


—, für Handel u. Gewerbe ift im Reiche: 
tage eine Kommilfion zu wählen 92. 

— , eine Handelöflotte wurde aud ben 
Sgiffen der Einzelſtaaten gebildet 32. 


Hanbefäflotte, Statiftit ber nord: 
beutfchen H. 359. 360. 361. 








Sachregiſter. 


Handelsg Sr iet, ein einziges bildet das 
Reid 31. 

— bildete — der Nordd. Bund 227. 

Danbeißgelebbuß, allgem. beutjches 


„Geſetz betr. die Einführung beijelben 
51. 63. 207. 498. 

Handelögejeggebung ift Gegenftand 

vr Beauffihtigung jeitend bed Reiches 


Handelsmarine, einheitliche, wird von 
den Kauffahrteifchifien aller Bundes 
ftaaten gebildet 38. 344. 345. 

— , Flagge berjelben ijt fchwarz: weiß:, 
roth 39. 345. 

Handelsregt, Geſetzgebung barüber 
ift Gegenitand der Bean tigung ſeitens 
des Reichs 20. 

Sanbelövertrag mit DVefterreich 234. 


— ai Frankreich 236. 598. 
— mit Merico 237. 
— mit San Salvabor 237. 
Hanfefädte u. freie Städte bleiben 
Freihäfen 31. 59. 228. 229. 
— — zahlen ein Averſum 33. 
. Poftanftalten berfelben 37. 425. 426. 


, Ober: 7 Appellationsgericht derjelben if 
eübe 46 
Haufirpanbel 254. 
Heeresorganijationsgejeg 400. 401. 
Heimaths- ob. Regifterhafen 252. 
Heimaths- u. Nieberlajjungsver: 
hältniſſe find Gegenfiand ber Beauf: 
ichtigung ſeitens des Reiches 19. 

‚ geregelt durch das Geſetz über bie 
reigägigeit 249. 250, 

‚ Bundesamt für Heimathmeien 251. 

— , auögenommen von der Geſetzgebung — 

rt ift Bayern 19. 19°. 197. 63 


Heizbarkeit der Räumlicfeit ift bei den 
Zählungen zu notiren 5 

Heſſen, Grohtherzogthum, gehört zum 
Bundesgebiet 

— 2 ot 


— er ür das Gebiet ſüdlich des Mains 
— in ben Reichsſstag zu ſchicken 28. 


im Bundesrathe 3 Stimmen — 


; Cinfühgung von Bundesgeſetzen 50. 
5i. 


"" Befäpränfung ber Bierbeiteuerung 54. 
‚ Poll: u. „„elegrappenweien 54. 55. 
En 426. 427. 

„Bevollmächtigte zum Bundesrathe 102. 


‘ 


687 


Heſſen, Abgeordnete zum Reichdtage 109. 
— erfennt die Kompetenz des Oberhandels⸗ 
gerichten für feine Staaten ſüdlich des 
ains an 515. 
—, zolertrag mit Preußen 529. 
io rbnung der Militärverhältniffe 641. 


Hilfskaſſen für Gefelen, Gehilfen u. 
Fabrifarbeiter 256. 258. 266. 267. 
Dirtenbriefe 470. 
‚ Strafbarkeit derjelben 469. 483. 
Hoftpeaterbran, Rechtsſtreit bezüg: 
lich der Kompetenz des Bos.⸗Oberhandels⸗ 
ga | bei Gelegenheit befjelben 505. 


Hohenzollern, bier fol das Wechſel⸗ 
Nempeliteuergefeg eingeführt werben 51. 


, Abgeorbneter zum Reichätage 107. 


gandeess in Elfaß u. Lothringen 574. 
3a bee. dafen it ein Reichsfriegshafen 


Jeſuiten, Amedmäßigfeit des Verbots 
ber Niederlafjung nerfeiben in Deutſch⸗ 
land 458. 459. 480. 

am mobiliorserfiherungsmefen, 
bie Geſetzgebung des Reiches darüber bat 
in Bayern nur mit Su tmmung ber 
Landeöregierung geſetzliche Kraft 

$mmunität ber firde u. Fichfigen 
Perſonen 464. 

Anbigenat, gemeinjames, beſteht für 
Den ganzen Umfang des Bunbdesgebieted 
1 


J nhaberpapiere, Petition ber Kauf: 
leute H. 20. zu Leipzig betr. dieſelben 
131 


— , Gefeß betr. die Inhaberpapiere mit 
Prämien. Erfte Ber. 122. Zweite Ber. 
136—138. Dritte Ber. 139. 140. 
192—194. 223. 224. 267—269. 643. 

‚ zwei Betitionen des Bankhauſes Kraufe, 
ſowi⸗ ad agnere Petitionen darüber 
122. 140. 269. 

, banbelt es fih um J., ſteht dem 
Sipulbner fein halbjähriges Künbigungs- 
recht zu 252. 

In nungen bleiben auch ferner beitehen 


— find nicht mehr lebensfähig 257. 
Inſpektionen zur Kontrolirung ber 
Konfuln 248. 249. 
Infpeftiondregt Hy Kaiſers für die 
Kontingentätruppen DD“ 
Anftruftion ber Offiziere u. Soldaten 
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muß aud bie Regeln der Genfer Eon: 
vention enthalten 

Intereffen, it Verlegung derfelben 
eine Kriegäurjache 274. 
Snterpellationen, Yorm, Zahl ber 
Unterſchriften, Behandlung berjelben 
feitend des Prafidenten, ihre Beantwor⸗ 
tung u. eventuelle Beiprehung 94. 

— über Eifenbahnmweien 122. 123. 

— über Elſaß u. Lothringen 119. 

— über die ißraelitiide Realſchule in 
Frankfurt a. M. 122. 

— über dad Parlamentögebäube 113. 

guder das Petitionsrecht der Beamten 


— über das Poſtweſen 119. 
Johanniter-Orden als Mittelpuntt 
ber freiwilligen Kranfenpflege 320. 
Irrthum, Berichtigung eines Itthe iſt im 
bayerifchen Vertrage vorbehalten 74. 
Israelitiſche Realſchule in Frank: 
hut a. M., Snterpellation über biefelbe 


StalienifherHandelövertrag, An: 
trag v. Kardorff betr. bie ben italienischen 
Spiritußfabrifanten gewährten Steuer: 
ermäßigungen 123. 124. 

Jurisdiktion ber Kirche 461. 464. 

Juſtitium in Elfaß u. Lothringen 570. 

Juftizvermeigerung, Beſchwerde über 
folde in einem Bundesſtaate bat ber 
Bundesrath anzunehmen 47. 

Juſtizweſen, für daſſelbe ift im Bunbes- 
üthe gi dauernder Ausſchuß zu bilden 


— , für baffelbe ift im Reichötage eine 
beſondere Kommiffion zu wählen 92. 


Kabellegung in neutralem Gebiete ift 
nicht geftattet, wenn fie den Charafter 
der Kriegshülfe bat. 332. 
Käuflichkeit der Stellen in Elſaß u. 
Lothringen abgeſchafft 577. 
Kaffeezoll, Erhöhung deſſelben 234. 
— SHerabjegung 996 

— Wiebererhöhung "599. 605. 

Kaifer 10. 11. 

— ijt der König von Preußen 25. 

— ernennt die Ausfchüffe für Landheer 
u. Feſtungen u. dad Seeweſen 24. 

— bat den Mitgliedern bed Bundesraths — 
biplomatifhen Schug zu gewähren 25. 
— ernennt den Reichskanzler 26. 

— bat bie Ausfertigung u. Berfündigung 
ber Reichsgeſetze 26 

— ernennt die Reichsbeamten 27. 


Sadıregifter. 


Kaijer bat die vom Bundesrathe be- 
Iötoliene Erefution zu vollziehen 28. 59. 


— beruft u. eröfinet den Reichsſtag 29. 
ag berwacht die Verwaltung der Zölle 


— kann bei Nothſtänden einen niedrigen 
Bahntarif feſtſtellen 34. 35. 413. 414. 
— bat die obere Leitung ber Poſt- u. 
kagegrapbenvermaltung 35. 36. 37. 428. 


— ten! bie Konfuln des deutjchen Reiches 


— bat ben Oberbefehl über das Reichs: 
389. 403. 404. 


beer 42. 43. 388. 3 
— bat die Aufficht über Bewaffnung u. 
Anlage von Feſtungen 43. 
— fann ein Bunbesgebiet in den Kriegs: 


zuftand erflären 44. 
der Mitglieder 


bat die Ernennun 
bes Bundes-Oberbanbela giois auf Vor⸗ 
ſchlag des Bundesraths 

Kapitulationen 202 906 

Kauffahrteifchiffe aller Bunbesftaaten 
bilden eine einbeitlide Handelsmarine 
38. 343—345. 


gr „Dre einge ift ſchwarz⸗ weiß⸗roth 39. 


— bhen in fremden Ländern der 
Seauffihtigung feitens ded Konjuld 28. 
5 


—, Geſezt betr. die Nationalität berjelben 
ꝛc. 38°. 50. 62.206. 346-353. 

Kaufmann, alle Anſprüche gegen ben: 
jelben gehören zur Kompetenz des Bbs.: 
Oberbanbelöger. 503. 504. 505. 

Kautionspflihtigfeit periodiſcher 
Druckſchriften 130. 133. 135. 136. 


225. 
Kehl, delöterbe über die Beſchießung 
von Kehl 280. 


Ketzerei ijt nah Pius VI. ein bürger: 
liches Verbrechen 465. 
Kieler £ Hafen ift ein Reichskriegshafen 


Kirche, Stellung berjelben zum Staate 
460-463. 466. 467 
— , Rechte derfat olifchen Kirche in Preußen 
nad) 1848. 469. 470; in Bayern 470. 
471; in Würtemberg 471; in Baben 
471. 472. 
‚ Trennung von Kirde. und Staat 
476—479. 
AIgrtennung von Kirche u. Schule 479. 


Kirhenbüder A ige ber Führung 
derſelben 550. 





Sachregiſter. 


Kirchenbücher Berbeilerung der Ein: 
richtung berfelben 552. 553. 

Kirchen geſetz, bapifches 471. 472. 
gg ubilie Kirchengejebgebung 488. 


Kirchenverwaltung in Eljaß u. Loth: 
ringen 559. 

Kohlenfrage. Sit ed erlaubt in einem 
neutralen Staate feine Schiffe während 
ae Krieges mit Kohlen zu verjehen 327. 


Roblenreigtpum des Saargebiet3 — 


Ko —2* Si e, Wegnahme u. Berjenfung 
derfelben 335. 

Kotonifation u. Auswanderung iſt 
Gegenjiand ber Beauffihtigung feitens 
bes Reiched 19. 

Kommerzial: Nachweiſungen 530. 
530!. 531. 

KRommiffarien, befondere, zur Vertretung 
der an den Reichätag gebrachten Bor: 
gen N find vom Bundesrathe zu ernennen. 
2 


Kommif fion zur Vorberathung bed Er: 
lajje über bie elähigung zur gührung 
eines Seeſchiffes 366 

— für die weitere Ausbildung der Statiftif 
bed Zollvereind 527. 528. 534 - 536. 
544. 545. 549. 555. 556., Mitglieder 
berfelben 535t. 

Kommifjionen aus ſämmtlichen Mit- 
gliedern des Reichſtages 92. 

— Konftituirung 93. 

— Anzeige von dem Zufammentritt der: 
felben an den Reichskanzler 94. 

— regeln ihre Tagesordnung jelbit 94. 

‚, ®irfung ber Kommiſſionsberichte auf 
bie Schlußabſtimmung im Plenum 168. 
169 


— , fogenannte „freie Kommiſſionen“ 170. 
1817. 


Kompetenz des Bundes - Oberhandel8- 
gerichts 503. 504. 505. 506. 507. 508. 
Konjejfionen, Geſetz betr. bie Se 
beregtigung derjelben u. |. w. 51. 6 


Zonfularagenten 241. 246. 248. 
Koniulargerintöbarkeitägefeb m 
Preußiſches 243. 2 

Konfularifche Bertretung iff Gegen 
ftand ber Sauiihtigung jeitend des 
Reiches 20. 

Konfjularfonvention 14°. 
Konfularverträge mit Spanien und 
Italien 249. 

Konfulatsfanzler 246. 


v. Holgenborff, Jahrbuch 1. 
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Ronjulatweien fteht unter Aufficht bes 
Kaijerd 3 

Befähigung. zur Konjularlaufbahn 
245. 246. 247. ſbah 
—— dafür im Jahre 1871. 


Kontingenteber Bundesſtaaten beſtimmt 
der Kaiſer 42. 43. 
Kontingentsherrn, den betreffenden 
bleibt es überlaſſen, die äußern Abzeichen 
ihter Kontingente zu beſtimmen 42. 405. 

, weitere Rechte derſelben 44. 389 - 396. 
401 -405. 

Kontributionen 300. 301. 

Kontrole über das Tarifweſen auf den 
Eiſenbahnen ſteht dem Reiche zu 34. 413. 

— über die Verwendung ber vom Reiche 
für ben Militäretat an Würtemberg ge: 
zahlten Summen 81. 81%. 

— bed Reichs über daß Kriegsweſen ift 
ſehr beichränft 389. 

— über den Reichshaushalt 638. 

Kränkungen, widerredhtliche, ber Kriegs: 
partei find auch auf neutralem Gebiete 
zu verhindern 335. 

Kranfenpjlege 314—319. 

— , freiwillige 319. 320. 321. 322. 323. 

Kranfentrandport, Benußung neus- 
tralen Gebietes dazu 333. 334. 

Kreisdireftionen in Eljaß u. Loth⸗ 
ringen 969. 

Krieg zu erflären im Namen bes Reiches 
iſt der Kaiſer berechtigt 25. 

Kleiner (Guerilla) 286—289. 

Kriegsanleihen 632. 633. 634. 

— werben aud den Kriegslontributionen 
verzinit 642. 

Kriegsdenkmünze, Geſetzentwurf betr. 
die Kriegsdenkmünze für das Reichsheer. 
Erſte Ber. 131. Zweite Ber. 132. Dritte 
Ber. 132. 220. 221. 643. 

— , allerhöchfter Erlaß betr. die Verleihung 
serjelben auch an Krantenträger u. f. w. 

2 
Krieg3entihädigungen 214. 215. 

— , Antrag von Bunjen betr. die Bildung 
eined Fonds aus der Kriegsentſch. zur 
Ausbülfe für Reſerviſten u. Landwehr 
männer 141 

, 32 Betitionen aus Meifenheim u. ſ. w. 

betr. bie Vergütungen für die mwährenb 
beö Krieges gejtellten Yyuhrmerte 144. 145. 

— , Petition de Schifjskapitäns Hod 
betr. den Erſatz feines von den Fran⸗ 
zofen gefaperten Schiffes 145. 

— Gejeßentwurf, den Erfat von Kriegs⸗ 
ihäden und Kriegdleiftungen betrefiend. 

44 
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Erfte Berathung 146. Zweite Berathung 
152. Dritte Berathung 153. 215. 216. 
568. 644. 
Kriegsentfhädigungen, Sefegentwurf 
.betr. die Gewährung von Beihülfen an 
die aus Frankreich ausgewieſenen Deutſchen. 
Erſte Ber. 146. Zweite Ber. 152. 153. 
Dritte Ber. 153. 154. 217. 218. 644. 
— , Gefeßentwurf bets. die Entihädigung 
der deutichen Rhederei. Erſte Ber. 146. 
. Zweite Ber. 153. Dritte Ber. 154. 216. 
644. ‘ 


—, Geſetzentwurf betr. die Gewährung 
von Beihülfen an Angehörige der Rejerve 
u. Landwehr. Erſte Ber. 157. Zweite 
Ber. 158. Dritte Ber. 158. 188. 189. 
218. 219. 644. ° 
— für die Rinderpeft, die Naturalliefe- 
rungen u. die Schäben in Elſaß u. Loth: 
ringen 568. 969. 
Kriegserflärung Frankreichs an 
Preußen 275. 276. 
Kriegögefangene, Petition betr. bie 
Auswechſelung der noch in Frankreich 
internirten deutſchen Gefangenen 145. 
—, Behandlung derſelben 296. 276. 
— wurden die Mannſchaften der ge: 
nommenen Handelsſchiffe 304. 305. 
Kriegsgerichte in Eljaß u. Lothringen 
570. 571. 

Kriegshäfen des Reiches find ber 
Kieler Hafen u. der Jahde:Hafen 38. 
Kriegshulfe zu leiften ift den neutralen 

Staaten verboten 329. 330. 331. 
Kriegsfontrebande. Hat ihre Verſen⸗ 
bung der neutrale Staat zu verhindern? 
327—329. 
KRriegsfontributionen, franzöfifche 
.635. 636. 637. 

Kriegsfoften, - Gefekentwurf betr. bie 
Beichaffung meiterer Geldmittel zur Bes 
ftreitung der durch den Krieg veranlaßten 
‚außerordentlihen Ausgaben. Erfte Ber. 
122. Zmeite Ber. 122. Dritte Ber. 122. 
221. 633. 643. 

Kriegsmarine 37—39. 

— des Reichs ift eine einheitliche unter 
dem Überbefehle des Kaiſers 37. 344. 
— , Flagge iit ſchwarz-weiß-roth 39. 345. 
— ift Gegenitand der Beauflichtigung 
feitend des Reiches 20. 

— , bei Sefeßgebungen über biejelbe giebt 
bei Meinungsverfchiebenheiten die Präft: 
dialjtimme den Ausſchlag 21. 57. 

—, für Diefelbe ift ein bauernder Aus: 
ſchuß zu bilden 23. 

Kriegömaterial ift auf Eifenbahnen 


Sachregiſter. 


au ermäßigten Sätzen zu beförbern 35. 


Kriegsminiſterien, befonbere bejtehen 
in Sadjen u. Würtemberg 390. 391. 

Kriegsurfachen des franzöftjch-Deutfchen 
Krieges 271—279. 

Kriegsmwejen des Reiches 3I9—H. 

— , Koiten u. Rajten derfelben find von 
zuen Bundesſtaaten gleichmäßig zu tragen 


—, die Preußiſche Militärgeſetzgebung ſoll 
im ganzen Bundesgebiete eingeführt 
werden 40. 41. 

—, bie geſammte Landmacht des Reiche 
bildet ein einheitliches Heer 42. 

Kriegs zuſtand kann für jeden Theil 
des Bundesgebiets vom Kaiſer erklätt 
werden 44. 

Küſtenfahrer find von der Einregiitti: 
rung befreit 347. 348. 352. 

Küften- u. Kolonialbandel 347. 

Küftenjhifffahrt 367. 


Ladun g zum Audienztermin 522. 
Ladungsfähigkeit der Seeſchiffe, das 
Verfahren zur Ermittelung derſelben hat 
das Reich zu beſtimmen 38. 345. 363. 
Landau hört auf Feſtung zu fein 3. 
Landbrief-Beftellgeld, Aufbebung 
deſſelben 130. 209. 210. 436. 437. 587. 
Zandesfonfulate dürfen im Amts: 
bezirke ber deutſchen Konfuln nicht er: 
richtet werben 39. 
Landesregierungen haben die An: 
ftelung der lofalen Poſtbeamten 35. 36. 
— haben negtiglich der Eifenbahngeiet: 
gebung ein Konkurrenzrecht mit dem 
Reiche 413. 
Landesvertheidigung, die Auffict 
darüber jteht dem Reiche zu 20. 
Landgericht in Elfaß u. Lothringen 575. 
Landheer des Reiches, fteht im Krieg 
und Frieden unter bem Befehl des Kaijers 


— ſchwört demfaifer den Fahneneid 43. 
—, für daſſelbe ijt ein bauernder Aus: 
ſchuß zu bilden 23. 

— , jeder wehrfähige Deutfche gehört ihm 
7 Sabre an 40. 

— , vom Dienite in demfelben ift bie ge: 
ſanmit ſeemänniſche Bevölkerung beireit 


—, die Friedenspräſenzſtärke deſſelben 4). 
—, Beſtreitung des Aufwandes für bai: 
ſelbe 41. 45. 

—, Regimenter deſſelben führen jortlau: 


« 


fende Nummern 42. 
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Landheer, Bekleidung deifelben 42. 43. 
—, die Semeinfchaft der Ausgaben für 
daſſelbe fol erft mit dem 1. Jan. 1872 
beginnen 53. 

Landſt raßen, Herftelung berjelben ift 
Gegenitand der Beauflihtigung feitend 
des Reiches 20, 

Landwehr. Jeder mehrfähige Deutfche 
gehört ihr fünf Jahr an U. 

— , die Irganifation berfelben beftimmt 
der Kaiſer 43. 

tandwehrmänner, Gewährung einer 
Aufhülfe zum Wiederantritt ihres bürger- 
lichen Berufes 141. 157. 158. 188. 189. 
218. 219. 644. 
Landwirthſchaftliche Interefjen, Bil: 
dung eines Ausjhufles zur Wahrung 
berjelben im Bundesrathe 146. 
tauenburg 17%. 115. 

— , Ablehnung der Entihädigung für die 
Aufhebung der Elbzölle 136. 

— tritt in den Zollverein 228. 
Lebensfäbigfeit der Gebornen 550. 
561. 553. 

Legidlaturperiode des Reichstages 
dauert drei Jahre 29. 

Legitimation der Mitglieder des Reichs— 
sagen prüft diefer und entjcheidet darüber 


Legitimationsfarte, perfönliche, ſoll 
iedes Mitglied ber freiwilligen Kranken 
pflege führen 324. 

Lehrlinge, Stellung zu den Rehrherren 
255. 258. 

— werden an ihrem Aufenthaltäorte ge- 
zählt 541. 

Lebrvertrag, Auslegung der Rechts— 
verhältniffe aus bemjelben durch das 
Reichsoberhandelsgericht 519. 

Leiſtungsfähigkeit der Eiſenbahnen 
im deutſch-franzöſiſchen Kriege 420. 421. 

Leuchtfeuer 375. 376. 377. 

Liberale Reihspartei 177. 178. 
fiberalismud. Mit bemifelben darf 
ſich der Papſt nie vergleichen 464. 
Lippe, Fürſtenthum, gehört zum Bundes⸗ 
gebiet 11. 57. 

— führt im Bundesrathe 1 Stimme 21. 
38. 


—, Benollmädtigte zum Bundesrathe 
103 


—, Abgeordneter zum Reichstage 109. 
Lothringen gehört zum Bundesgebiete 
17%. 


— , für feine Angelegenheiten ift im Bun: 
desrathe ein bejonberer Ausſchuß zu bil: 
den 242, 
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Lothringen wird mit dem Deutſchen 
Reiche vereinigt 85. 338. 

—, Interpellation des Grf. Furburg, die 
handelspolitiſche Lage der Provinz betref: 
fend 119. 

— , Gefegentwurf betr. die Vereinigung 
von Elſaß u. Lothringen mit dem Deut: 
ſchen Reiche. Erſte Ber. 130. Zweite 
Ber. 140. 141. Dritte Ber. 143. 144. 
Nohmalige Verweiſung an die Kommiſ— 
fion. Sclußber. 146. 147. 182—185. 
210—212. 577. 643. 

— , Antrag der Abg. Dr. Thoma und 
Dr. Koechly betr. Die Regelung bes Unter: 
richtsweſens in Elſaß u. Lothringen 142. 

— Geſetzentwurf betr. die Bejtellung des 
Bundesoberhandelögerichtä zum oberften 
Gerichtshofe für Elſaß u. Lothringen. 
Erfte Ber. 152. Zweite Ber. 153. Dritte 
Ber. 154. 213. 214. 516. 517. 577. 644. 

— Geſetzentwurf, betr. die Beichaffung 
von Betriebsmitteln für die Eilenbahnen 
in Elfaß u. Lothringen. Erſte u. zmeite 
Ber. 153. Dritte Ber. 154. 221. 422, 
423. 644. 

— , Stellung deifelben zum Deutichen 
Reihe 182—185. 211. 212. _ 

— , Stellung deſſelben nach der deutjchen 
Offupation während des Striegeö308. 309. 

— , Begründung der Abtretung deſſelben 
von Frankreich 336—342. 

—, Poſt- und Telegraphenweſen 447. 448. 

—, Stellung ber Kirde u. Schule 488. 
489. 492, 493. 

— , die erjten deutſchen Behörden 558. 

‚ Eintheilung 558. 559. 

‚ Charakter des Landes 562. 563. 564. 
‚ Eifenbahnmwefen 563. 575. 

„Formation ald Reichaland 565. 966. 

‚ Desinfektion des Landes 567. 568. 

—, Kriegöentichädigungen 568. 

‚ Präfefturen u. Kreisdireftionen 569. 

„Juſtitium 570. 

‚ Kriegögeriht 570. 571. 

‚, MUebertretungen 571. 

‚ Steuern 572. 573. 

, Forſten 573. 574. 

„Jagd u. Filcherei 574. 575. 

‚ Schulen u. Seminare 576. 

—, Gemeindeverwaltung 576. 577. 

—, Definitive Ginridtungen 577—580. 

— , Regulirung ber Verwaltung 579. 580. 

—, Finanzweſen 637. 

Lotſen-Gewerbe 371. 

— Befähigungsnachweis 371. 

— Conceſſion 371. 372. 

— Zwang 372. 373. 


44* 
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Lübeck, freie und Hanfeftabt, gehört zum 
Bunbeögebiet 17. 57. 
Sg! führt im Bunbesrathe 1 Stimme 21. 


ift Ober: Appellationsgericht für die 
Hanfeftäbte 4 6. 
— it auf ihren Antrag in den zo Iner 
band aufgenommen 31°. 59. 228. 592, 
gr Bevollmädtigter zum Bundesrathe 
3. 


‚ Abgeordneter zum NReichdtage 109. 
Zuftbalfons 292. 293. 
Lumpen, auf ihnen Tiegt allein noch ein 
Ausfuhrzoll 230. 598%, 
Zuremburg, Derhandinngen betr. die 
Eifenbahnen daſelbſt 336. 
— gehört auch zum Zollverein 592. 593°, 


Mängel, melde bei Ausführung der 
gemeinfamen Zoll: und Steuer Gejeb: 
gebung bervortreten, unterliegen ber Be⸗ 
Hlußnahme des Bundesrathes 32. 59. 


—, welche bei der Ausführung ber Reichs⸗ 
gejege hervortreten 22 
Mainz, Petition betr. die Bewilligung 
eines Zufchuffes zu den Kojten der Er: 
mweiterung ber Stabt 154. 
Maifhbottigjteuer 617. 
Mannſchaften ber Reichskriegsmarine 
ſind für ven Kaifer eidlich in Pflicht zu 
nehmen 3 
mn —* tsetat des deutſchen Reiches 


Marineanleihe 631. 632. 640. 642. 
Marineminiſterium, Ankauf eines 
Dienſtgebäudes für daſſelbe 138. 
Marineverwaltung, Geſetz betr. den 
außerordentlichen aa obebarf derjelben 
13. 56. 73. 632. 
gaben berfelben im Sabre 1871 


Marktverkehr 254. 255. 257. 

Maſchinen-Perſonal der Marine 354, 

— iſt in den Bunbesftaaten vom Dienfte 
im Landheere befreit 38. 353. 

Map: u. Gewichtsſyſtem, Nordd., ift als 
Zundesgeſen im geiche einzuführen 51. 
62. 263. 264. 

Material: u. Speyerei- Waaren, Ber: 
hältniß des Zollertragd diefer Waaren 
zur ganzen Bolleinnahme 601. 602. 

Matrifularbeiträge 113. 124. 125. 
288. 221. 628— 630. 

‚, Berechnung berjelben 630". 
für 1871 640. 


Medien burg: Schwerin, Großherzog: 


Sachregiſter. 


thum, gehört zum Bundes gebiete 17. 57. 

— führt im Bundesrathe 2 Stimmen 21. 
57. 

— —Bepollmãchtigte zum Bundesrathe 102. 

„Abgeordnete zum Reichstage 109. 

— — tritt in ben Zollverband 228. 

— , feine Schiffe haben ein Jahr länger 
Zeit, fi in die Bundesgefeggebung zu 
fügen 353. 

Medlenburg : Strelig, Sroßherzogthum, 
gehört zum Bunbeögebiet | 17. 57. 

— — führt! im Bundesrathe 1 Stimme 21. 57. 

‚ Bevollmädtigte im Bundesrathe 102. 
—, Abgeordnete zum Reichstage 109. 

— tritt in ben Zollverband 228. 

Medizinalpolizei ift Segenjtand ber 
Beauffihtigung feitens bed Reiches 20. 

Mehrgeburten, Verzeichnung berjelben 
550. 551. 553. 

Mehrheitsbefchlüffe bed Bunbesraths 
und Reichötages find erforderlich zu einem 
Geſetze 21. 

— entſcheiden für gemöhnlich im Bundes: 
rathe 32. 58. 

— entſcheiden nur mit zwei Drittel ber 
Stimmen bei Berfafjungsänderungen 41. 
48. 

Meinungsäußerung, Freiheit ber: 
felben 464. 

Mepbriefe, Ausftelung derjelben für 
bie Geehgille bat das Reich zu regeln 3. 
3 

— Englands, ber Vereinigten Staaten, 
Dänemarks und Defterreich: Ungarns 
werden gegenjeitig anerfannt 364. 

Mey, Kapıtulation der Feſtung 29. 

— wird im Frieden an Deutjchland ab- 
getreten 336. 341. 

— ift Sig einer Ober-Pojtdireftion 44°. 

Militär ift auf Eifenbahnen zu gleiden 
ermäßigten Säpen zu befördern 35. 414. 

Militärs Ausgabe-Etat wird auf Grund: 
lage der gejeglich feftftehenden Organi: 
Iation des Reichs heeres feitgeftellt 42.393. 

399. 


„Erſparniſſe aus demfelben fallen ber 
Reichstajie zu 44. 386. 387. 394. 
— , Einwirkungen ber Landtage auf den: 
jelben müſſen bejeitigt werben 336. 3%. 
— für 1871 640. 
Militärbudget, gemeinfhattigeh, der 
deutſchen Staaten 336. 
Militärgejep, umfailenbes, für das 
Reih, fol dem Reichstage vorgelegt 
werben 41. 398. 3991. IL 
Militärgefepgebung, preußiſche, iſt 
im Reiche einzuführen 41. 
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Militärgefebgebung, Bayern erhält 

eine bejondere 

Militärhoheit aufzugeben, fonnten 
ſich die deutſchen durſten am wenigſten 
verſtehen 381. 382. 383. 385. 

— des Königs von Bayern ift ausdrück⸗ 
li gewahrt 389. 407. 

Rilitärifche Einheit, Herftellung ber: 
jelben iß wejonber ſchwierig im Deutichen 
Reiche 381. 

Militär:  Kirhenorbnung, preußiſche, ift 
im Reiche einzuführen 4 
ri nit in Würtemberg einzuführen 


Militärfonvention mit Würtemberg 
44. 44%. 75. 78—85. 
Militärperfonen werben beider Volks— 
Kur: befonders gezählt 541. 
"Seek betr. bie Benfionirung derfelben 
134. 147. 192. 154—157. 186 
188. 217. 
Militärpflicht, Erfüllung berfelben im 
Berhältniß zum Heimathälande 19. 
— beiteht für jeden Deutfchen 39. 40. 
„Geſetz betr. die Militärpflicht 19°. 50. 
8. 353. 354. 
Militärpflichtige bedürfen zur Aus: 
manberung der Erlaubniß der Behörden 
55 


Militäritraigefeßbud, Preußiſches, 

iß im Reiche einzuführen 41 
‚ auögenommen in Würtemberg 80. 

Mititärverfaffung für das beutfche 
Rei auf Grundlage der preußiſchen zu 
haften, batte Preußen von jeher im 
Auge 385. 

Militärverfaſſungs-Vorſchlag nad 
der Kriegäerklärung Defterreich8 an Preu⸗ 
Ben 386. 387. 

Militärvermaltung, Gejeb betr. den 
außerorbentliden Geldbedarf berjelben 
13. 56. 73. 632. 633. 

F ijq usgaben derſelben im Jahre 1871 


Militärweſen des Reiches iſt Gegen— 
ſtand der Beauffihtigung jeitend des 
Reiches 2 

—, bei Geiepeßvorfchlägen darüber giebt 
bei Meinungsverſchiedenheiten die Präſi⸗ 
dialſtimme den Ausſchlag 21. 57. 

Mobilmachung, preußiſche Beſtim⸗ 
mungen darüber find im Reiche einzu: 
führen 41. 80. 

— hängt vom Kaijer ab 82. 

Münzgebübren 588.. 

DMünzwefen, Ordnung beffelben ift 
Gegenftand der auffihtigung ſeitens 
des Reiches 19. 262. 
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Münzweſen, Petition aus Danzig, ein 
neued internationales Münziyftem be- 
treffend 145. 


Nachdruckſſachen fallen nach dem Ge: 
jete vom 11. Juni 1870 unter die Kom— 
petenz des Oberhandelsgerichts 505. 515. 

Nachverſteuerung in den zum Zoll⸗ 
Wen neu hinzugetretenen Gebieten 600. 


Namengebung in Deutichland 538. 

Namentliche Abjtimmung erfolgt, wenn 
bie Abftimmung durch »uffiegen fein 
ſicheres Ergebniß geliefert bat 9 

— , Antrag barauf muß von 50 Mit: 
gliedern unterftügt fein 97. 

Nationale Gemeinjchaft der Bewohner 
von Eljaß u. Rothringen mit ben Deuts 
ſchen 340. 341. 

Nationalität, Bedingungen derfelben 
bei den Seefchifien 346—352. 

Nationalverfammlung, Frankfurter, 
Verhalten bezüglich ber Militärverhält⸗ 
niſſe 383. 384. 385. 

Naturaliſation von Ausländern bat 
jeder Bundesſtaat zu verzeichnen 506. 

Naturalverpflegung, Petition wegen 
ſchlechter Naturalverpflegung ber in 
Frankreich zurüdgebliebenen beutjchen 
Offupationdtruppen 130. 

Nautifcher Verein 377. 378. 

Navigationsacten, engliſche 347. 

Navigatonsfhulen, Alle, die ſich auf 
benjelben befinden, find während der 
Zeit vom Militärdienft befreit 355. 

— Gegenſtände, die dort gelehrt werden 

follen 368. 369. 

Nebelfignale 361. 

Neutrale, Behandlung berfelben in be- 
lagerten Städten 283. 284. 

Neutrale Handelsfreiheit beiteht 
aud während des Krieges mit den neus 
tralen Staaten 329. 

Neutrale Mächte, Sorge berjelben für 
den „Frieden 325—327. 

‚ Unterftügung ber Kriegäpartei durch 

_biefelben 329—332, 

Neutralifirung der Selblazarethe, ber 
Krankenwagen u. bed militärärztlichen 
Perſonals 315. .316. 317. 318. 319. 

— Belgien? 326. 

Nichtigteitsbeſchwerde 521. 522. 

. Preußifche, 511—514. 524. 525. 

Rigtinteroention, Prinzip derſelben 


rieberelfäller, Gharafter deſſelben 
563. 564 
Niederlageredt 232. 
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Niederlaffungsverhältniffe find 
Segenftand der Beauffichtigung ſeitens 
des Reiches 19. 
— find durch das Oele die Freizügigkeit 
betr. geregelt 249. 

‚ Ausgenommen on der Öelebgebung 
‚Harüber it Bayern 19. 19°. 19? 

9 


Nord-Oſtſee-Kanal, Betition des Kieler 
‚Eomitee für den Bau eines Norb-Ditfee- 
Kanals 157. 158. 

Nordſchleswig 17%. 

Normal: Eigungsfommiffion 264. 
588. 


Notable, Mitführung berferben als 
Geiſeln auf der Eiſenbahn 291. 
Nuntiatur in Deutfchland 155. 


Oberbefehl, einheitlicher, im Frieden über 
das deutſche Reichsheer fehlt 388. 389. 
Oberelſäſſer, Charakter deſſelben 563. 
Ober-Kirchenrath 478. 481 
Sen Boft- Direktionen 429. 430. 
31 


—, zwei follen in Elſaß u. Lothringen 
eingerichtet werden 447. 
Dber:PBoftfajfen 431. 432. 
Ohertribunal, Preußijches, feine Ge— 
riht3prarisift vom Bundes-Oberbandels- 
geriät durchaus nicht befolgt worden 512. 
3. 


Obligationenredht, Gemeinfame Ge- 
feßgebung darüber ift Gegenjtand der — 
Beauffihtigung jeitend des Meiches 20. 
Deffentlig feit des Skrutiniums 164. 


S 3 ziere der kaiſerlichen Marine ernennt 
der Kaiſer 37. 

—, welche Truppen mehr als eines Kon- 
tingents befehligen, ernennt der Kaiſer 43. 
Oldenburg, Großherzogthum, gehört — 

zum Bundesgebiet 17. 57. 
— führt im Bundesrathe 1 Stimme 21.57. 
— , Bevollmädhtigte im Bundesrathe 102, 
‚ Abgeordnete zum Reichdtage 109. 
— — Heißt außerhalb be3 Zollgebiets 592. 
Orbnungdruf 96. 
„Einſpruch Dagegen 98. 
Orpnungs: Beflimmungen für bie 
Blenarverfammlungen ‘98. 99. 
für die Zubörererräume 99. 
Organif ation des Würtembergijchen 
Armeecorp3 ſteht unter der Reichsgeſetz⸗ 
gebung 401. 
— des Bayeriſchen Heeres dito 401. 402. 
— ber Bunbesfonfulate, 
18. 192. 50. 62. 207. 240—245. 
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Ortsanweſende Bevölferung, Zählung 
berfelben 545. 546. 547. 548. 


Detfgaftäuerzeiänifie, gAuffelung 
derſelben 536. 537. 538 
‚ Literatur 537. 
über Emiſ—⸗ 


Papiergeld, Grundſätze 
fion beffeiben find Gegenftand der Be: 
aufſichtigung ſeitens des Reiches 19. 
—, Geſetz betr. die Ausgabe deſſelben 51. 
63. 76. 261. 262. 

Paris, Konvention betr. die Uebergabe 
ber Forts von Paris 294. 296. 

— , Verproviantirung von Paris während 
bes Waffenitillitandes 295. 296. 
PBarlamentäre 291. 292. 
Parlamentsgebäude, nterpellation 
Miquel betr. den Bau eined neuen Bar: 
Tamentögebäubes 113. 

‚ Antrag Braun (Hersfeld) betr. die 
Aufforderung zum Bau eined monumen: 
talen PBarlamentshaufes 120. 121. 

‚ 2 Petitionen von technijchen Vereinen 
betr. den Bau des Haujes 120. 

—, Mittheilung der Beſchlüſſe des Bun: 
beörath3 in biefer Angelegenheit 13. 

— es werben 7 Mitglieber mit dem Prü: 
fipenten als achtem als Kommifjare für 
den Parlamentsbau gewählt 135. 138. 

‚ Mittheilung des Reichskanzlers über 
bie jeitens der Preuß. Regierung ernannten 
Kommiffarien 149. 

‚ Dringlicher Antrag Braun (Hersfeld) 
bie Herftellung eines provijorijchen Ge⸗ 
bäubes betreffend 158. 
Partikulariſten 497. 498. 

Paßweſen iſt Gegenftand der Beauf: 
fichtiguns ſeitens des Reiches 19. 

ſung ber Päſſe ſeitens der Kon: 
ſuln 242. 

„Geſetz über daſſelbe 50. 62. 
p ie ntſchutz, Aufhebung defjelben 258. 


Kenfi ionen, Gejekentwurf betr. bie 
PBenfionirung der Militärperfonen x. 
Erſte Ber. 134. Zweite Ber. 147—152. 
Dritte Ber. -154—156. Schlupabjtim: 
mung 157. 186. 187. 188. 217. 644. 

— ‚ mehreredaraufbezügliche Petitioneni4t. 

Berjonenzüge find für den durchgehen: 
den Verkehr berzuftellen 34. 

Petitionen, welde an den Reichätag 
gerichtet find, bat biefer das Redi bem 
Bundesrathe reſp. Reichskanzler zu über: 
weiſen 29. 


Geſetz darüber —, für dieſelben iſt eine ommiſſion im 


Reichstage zu wählen 9 
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Petitionen, Denanblung derjelben durch 
Die Kommiffion 9 

—, Amendement3 zu Petitionsberichten 97. 

P etiti ons recht !ber Beamten, Inter: 
pellation Dr. Banks bie Berjegung aoeiet 
Poftjefretäre betreffend 138. 195. 196. 

Antrag Dr. Voelk und Gen., das 

 Vetitiondredt ber Beamten betreffend 153. 
196. 197. 

Rlacet 457. 479. 490. 492. 

PBlenarfißgungen bes Reichätages, Ge: 
ſchäftsvorſchriften 94—98. 

—, Ordnungs:Beftimmungen für dieſel⸗ 
ben 98. 99. 

Poden, Maßregeln gegen biejelben in 
Elſaß u. Lothringen 969. 

Bolitifhe Motive des franzöfifchen 
Krieges 276. 277. 

B olizei, Fremdenpolizei 19. 

‚ Mebizinal- und Beterinärpolizei 20. 
— , gleide Bahnpolizei-Reglements jollen 
mit thunlichiter Beſchleunigung eingeführt 

werden 34 

Bopulations- u. Propagationg: 
Liſten 551. 

Portofreiheiten für am:liche Korre⸗ 
Ipondengen ıc. 130. 434. 435 

— werben re hir das ganze Rei 
geregelt 427. 443. ’ 9 

NEN: darüber ey 68. ı6. 434. 438. 
448, 

 Retitionen betr. die Wiederherftellung — 
ber Portofreiheiten für amtliche Korre: 
{pondenz 130. 

Portugiefifhe Behörden, Rechtswid— 
rige Kondemnation u. Verfteigerung eines 
Stettiner Schiffes feitens derfelben 121. 

Portugiefifcher Handels: und Schiff: 
fahrtsvertrag, Antrag Harkort betr. Die 
Revifion deijelben 142. 

Poſtagenturen 432. 

Poſtbeamte, Annahme u. Anftellung 
von Civil: u. Militäranwärtern im Boft: 
bienfte; Sebaltöverbefjerungen ꝛc. 139. 


annellung derſelben 425. 426. 444— 


Poſtcongreß 40. 
Poftdienftinftruftion 431. 443. 445. 
Poſtfürſtenthum tritt [eine Derehtfame 
an Preußen ab 411. 423. 424. 
Poſtfuhrordnung 444. 
Poſtrecht, internationales 448 - 450. 
Poſttaxrweſen, Geſetz betr. das P. 
des Nordd. Bundes 52. 63. 76. 433. 434. 
Geſetz betr. dad P. des deutſchen — 
Reiches. Erfte Ber. 131. Zmeite Ber. 


Bojtverein, 


—, %etitionen. betr. 
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134. 135. Dritte Ber. 136. 137. 141. 
209. 210. 435—438. 448. 587. 645. 
— , ®Retitionen dad P. betrefiend 135. 


Poſtüberſchüſſe 588°. 
— Sollen in die Reichskaſſe fliegen’ 35. 


424. 640, 


— für die nädjten acht Jahre werben fie 


den ‚Bunbesjtaaten zu Gute gerechnet 
31. 61. 424. 585. 


— aus ber Aufhebung der Portofreiheiten 


werben auch die Matricularbeiträge an: 
gerechnet 435. 587. 

Deutfch - Defterreihiicher 
410. 424. 443, 


Poitverträge zwiſchen dem Norbbeut- 


ſchen Bund u. Süddeutjchland 448. 449. 


— mit Defterreih, Luremburg 48. 
— mit Dänemarf, 


Schweden, Italien, 
England zc. 449. 


Poſtweſen423 - 438. 443—448.586.587 
— iſt Gegenſtand der Beauffitigung jei- 


tend des Reiches 20. 411. 

— , für bafjelbe ijt im Bunbeirathe ein 
dauernder Ausfhuß zu bilden 24. 58. 
415. 429. 


— wird eine einheitliche Staatsverkehrs⸗ 


Anftalt 35. 424. 428 


— , bie Oberleitung hört dem Kaifer 


35. 36. 61. 428. 

‚ Einnahmen find dem ganzen Reiche 
 gemein{chaftlich 35. 424. 

‚ baüiber fönnen bie einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten auch mit auswärtigen Staaten 
Verträge abſchließen, jofern e8 den Grenz⸗ 
verfebr betrifft 72. 75. 428. 

‚ Verwaltung deijelben 443 448. 

— , Interpellation Dr. Lucius (Erfurt) 
betr. bie Sendung von PBadeten an bie 
in Frantreich ſtehenden deutſchen Truppen 


Antrag Dr. Lucius betr. die Beförde⸗ 
rung von Padeten an die in Frankreich 
ftehenden deutſchen Truppen 122. 
Aufhebung des 
 Sanbbriefbeiteligelbea 130. 

‚ Petitionen betr. Wiederherſtellupg ber 
 PVortofreibeiten für amtlide Korreſpon⸗ 
benz 1: 


— ce betr. bas Poſtweſen des Nord» 


beutichen Bundes 52. 63. 76.206. 418. 
433. 443. 


„Geſetz betr. da8 Poſtweſen bed beut- 
gg Reiches 9. 131. 134—137. 141. 
ee 209. 417. 428. 429. 435—438. 448. 


En hbitionalartifel zu dem Boftvertrage 
zwifchen dem Norbd. Bund u. Amerika. 
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Erfte u. zweite Ber. 139. Dritte Ber. 
142. 449. 450. 644. 

Poſtweſen in Elfaß u. 2. 447. 448. 575. 
— , Gebühren für daffelbe 586. 587. 


Poſtzwang für politifde Zeitungen 
436. 437. 


Präcipuen find im Zollverein unzu: 
läffig 594. 595. 5951. 

Präſfekturen in Elfaßu. Lothringen 569. 

PBrämienpapiere 122. 136. 137. 138. 
139. 140. 192—194. 223. 224. 267—269. 
643. 

Präſenzzeit, Berminderung berjelben 
395. 396. 401. 402. 4021. 

Präſident bed Neichdtaged wird von 
biefem gewählt 29. 

— ber vorigen Seffion hat beim Zujam: 
mentritt des Neichdtage® in bderjelben 
Legislaturperiode den Vorſitz zu über: 
nehmen 87. 

— , Tag ber Wahl wird durch Beſchluß 
des Reichstages feſtgeſetzt 88. 

— , Dauer ber Amtsführung 89. 

— ernennt zwei Quäftoren 90. 

— bat die gefaßten Beſchlüſſe zuſammen-⸗ 
auftellen 90. 91. 


— tann Petitionen, die mit bem Gegen: 1 


ftanbe, für den eine Kommiffion gemählt 
it, in Verbindung ftehen, biefen über: 
weiſen 93. 

— , ihm ift von ben Kommiffionen bie 
Beendigung ihrer VBorberathungen anzu⸗ 
zeigen 94. 

3 eröffnet und ſchließt die Plenarſitzungen 

5 


— vollzieht mit zwei Schriftführern das 
Protokoll jeder Sitzung 95. 
— muß, wenn er ſich an der Debatte be⸗ 
theiligen will, den Vorſitz abtreten 96. 
— iſt derechtigt den Redner zur Ordnung 
zu rufen 96. 
— hat die Fragen zu ſtellen 97. 
— verkündet das Ergebniß ber Abjtim- 
mung 88. 
— kann beim Entſtehen ſtörender Unruhe 
die Sihung ausſetzen oder aufheben 99. 
ann Urlaubsgeſuche auf die Dauer 
von 8 Tagen bewilligen 99. 
7 oe Borfibenber ber Adreß⸗Kommiſſion 
‚ weitglieh u. Sprecher jeber Deputa- 
tion 100. 
Präſidialſtimme giebt bei Stimmen: 
giricheit im Bundesrathe den Ausſchlag 


— bei Meinungdverjchiebenbeiten, wenn 
fie fih für Aufrechthaltung ber beftehen: 
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ben Vorſchriften ausſpricht 21. 32. 57. 

Präſidium ift in jedem Ausſchuſſe ver: 
treten 24. 58. 

— ift verpflichtet, die Vorſchläge der Bun- 
besglieder der Berathung im Bundes: 
rathe zu übergeben 23. 

Preſſe ift Gegenftand der Beauffictig: 
ung feitend bes Reiches 20. 57. 

— , Antrag Wiggers betr. die Kautions: 
pflihtigfeit periodifcher Drudicriften u. 
die Entziehung der Befugniß zum Be 
triebe eines Preßgewerbes. Erſte Ber. 
130. Zweite Ber. 133. Dritte Ber. 
135. 136. 225. 

‚ Betitionen betr. bie Reform ver 
Preßgeſetzgebung 133. 225. 

Preßfreiheit 464. . 

Preußen, Königreich, gehört mit Lauen⸗ 
burg zum Bundesgebiet 17. 57. 

Er im QBundesrathe 17 Stimmen 

. 57. | 


—, Se. Majejtät der König führt ben 
Titel ‚„„Deutjcher Kaiſer“ 25. 
— bat den Oberbefehl über das Reichs⸗ 
beer u. Striegämarine 37. 42, 
Wi Bevollmaͤchtigte zum Bundesrathe 


— ‚Abgeordnete zum Reichſtage 104 107. 

— bildet mit Sachſen ꝛc. einen Steuerver⸗ 
band in Bezug auf bie Branntweinfleuer 
616. 617. 

— bildet mit Sachſen ꝛc. eine Bierjteuer: 
gemeinjchaft 620. 

Broflamation betr. die Annahme ber 
Kaiſerwürde 6. 

Protejtation bed Staated gegenüber 
ber katholiſchen Kirche 475. 
Brotofolle der Sigungen: Zatu 
Dauer der Auslegung 95. 

—, Inhalt u. Vollziehung berfelben 95. 
Brozeporbnung 202. 205, 

— Hannovers gejlattet nur im wenigen 
Sölen Antufung der böchiten Inſtanz 


— Sachſens erſchwert durch ihre Peban: 
serie bie Rechtiprechung bedeutend 59. 


— Heſſens ift noch eine Abart bed rhei⸗ 
niſchen Verfahrens 510, 511. 

— Preußens 511—514. 

Er ü [u ng ber Wahlen zum Reichstage 


Prüfungslommiffion für die Pri- 
fungen ber Seeleute 369. 


Duäftoren, Ernennung u. Geſchäfte 
berjelben 90. 
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Suartal-Ertracte 33. 60. 
Duartierleiftung, Gejeg darüber 41? 
651. 578. 


Rayonangelegenheiten 144. 158. 
Reception fremder Rechte in Deutich- 
land 496. 

Rechnungsweſen 33. 

—, für baffelbe ift im Bundesrathe ein 
dauernder Ausſchuß zu bilden 24. 58. 
io agaben für daffelbe im Jahre 1871 


Recht, werdendes, Tann während bes 
Werdens gejchügt werben 309. 
Rechtsgebühren 586. 586%. 
Rechtshülfe, Gefeb betr. die Gewäh— 
rung berjelben 18*. 51. 63. 207. 
Rechtspflege, Fortdauer berfelben nach 
den Landesgejeken in ben vom Feinde 
beſetzten Gebieten 311. 312. 
Rechtsverfolgung in Betreff biefer 
find die Angehörigen jedes Bundesſtaates 
Heid den Einheimifchen zu behandeln 
Rechtsverletzung 


iſt 
Kriegsurſache 274. 
Sdartion der Reichsſsverfaſſung 7— 


eine gerechte 


— bed Strafgejeßbuches bed Norbb. Bun: 

bes als Strafgeſetzbuch des bdeutichen 
Reiches 131. 132. 210. 

Reden u. Redner 171—175. 

Rede-Ordnung 96. 172. 173. 174. 

— über Ordnungsrufe 98. 

Rednerlifte 172. 173. 

Referat eines Gerichtömitgliebes bei ber 
mündlichen Verhandlung vor Gericht 522. 

Rei 10. 11. 

— Bat die Auffiht und Gefeßgebun 
19. 20. 31. 34. 35. 37. 38. 3914. 67. 
0, 240. 261—263. 345. 365. 411. 418. 
419. 424. 

— zur völferredhtlichen Vertretung beffel- 
pen it die Krone Preußen berechtigt 

—, bie Leitung feiner Gefchäfte ſteht bem 
Reichskanzler zu 26. 

—, in feinem Namen werben Anorb: 
nungen u. Verfügungen erlaffen 27. 

—, alle Einnahmen u. Ausgaben bei: 
jelben müffen für jedes Jahr durch Ge⸗ 
jeg feftgeftellt werben 44. 

—, Segenflänbe zurßeftreitung der gemein: 
ſchaftlichen Ausgaben deſſelben 45. 

—, Ueber die Verwendung der Einnah— 
men iſt jährlich Rechnung zu legen 45. 

— , Anleihen können nur im Wege” der 
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Frichsgeſergebung aufgenommen werden 

Reich, jedes Unternehmen gegen die Eri- 
ftenz ꝛc. beffelben wirb als Hochverrath 
verurtbeilt 46. _ 

— , Eompetenz befjelben 582. 583. 

Reichſausgaben 583. 640. 

Reichsbehörden, Beleidigung derſel⸗ 
ben ſoll beſtraft werden 46. 

—, den Anforderungen derſelben haben 
bie Eiſenbahn⸗Verwaltungen unweigerlich 
Folge zu leiſten 35. 

ann die Poſt- und Telegraphenbehörben 


Reihseinnahbmen 583-585. 588— 
605, 607!. 6091..609°. 610'. 613. 615. 
618. 619. 621. 623. 627. 629. 632. 633. 
636. 640. 

Neihseifenbahnen 221. 625. 626. 

— in Elſaß u. Lothringen 626. 627. 628. 

Reichsfinanzen 44. 45. 46. 

— , für Ddiejelben ift im Reichstage eine 
bejondere Kommiffion zu wählen 92. 
Reihsfinanzmefen 581. 582. 

— , Einnahmequellen ded Reichs 585— 
637 


— , Gebühren 585—588. 

—, Zoͤlle 595—605. 

—, Rübenzuckerſteuer 606608. 

—, Salzſteuer 608—611. 

—, Tabakſteuer 611—616. 

—, Branntweinſteuer 616—020. 

—, Bierſteuer 620—621. 

rt Andere bejondere Reichsiteuern 621 — 
5. 


—, Privatwirthſchaftliches oder domani⸗ 
ales Einkommen 625—628. 

—, Reichseiſenbahnweſen 626. 627. 

—, Matrikularbeiträge 628—630. 

—, Marineanleihe 630—632. 

—, Kriegsanleihe 632—634. 

—, Garantieen u. Subventionen 635. 
rt franzöſiſche Kriegsentſchädigung 636. 

37 


=, Elſaßiſch ⸗lothringiſcher Finanzhaus⸗ 
halt 637. 


—, Staatsrechtliche Ordnung des Reichs⸗ 
finanzweſens 637. 638. 
vi Reichs haushaltsetat von 1871 639— 
3. 


—, Gejebe finanziellen Inhalts aus ber 
echten Seifion des Reichſstags 643— 


Reichsgeſetzblatt, durch baffelbe ge: 
ſchieht die Verkündigung ber Reichsge⸗ 
ſetze 17. 18. 
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Reichsgeſetze 12. 16. 

— geben den Landeögejehen vor 17. 

— zu benfelben genügt bie Webereinftim= 
mung der Deprpeitsbeiätüffe des Reichs⸗ 
tage u. Bundesrathes 21. 

,‚ die Uebereinſtimmu 
—* in einigen Fällen 21. 32. 47. 


‚ bie Ausfertigung u. Verkündigung 

feht dem Kailer zu 26. 27. 

Reichsgewalt, Befugnifie berfelben, be- 
züglich bes Heermejens nad dem Ent: 
wurf ber Feichsverfaſſung von 1849 
383. 384. 385 

Reihögem erbefteuer dürfte fürs erſte — 
nicht zu empfehlen jein 624. 

Reihsgoldmünzen, Geſetz betr. bie 
Ausprägung berjelben 588. 

Reihshaushaltsetat 583. 

ig eberfight defjelben für 1871 639— 
643. 


Neihdinjtitutionen 497. 

NReihsfanzler wird vom Kaifer er: 
nannt 26. 

— muß bie Gegenzeihnung ber Verord- 
nungen und bie Verantwortlichfeit über» 
nehmen 27. 86. 214. 

der Reichſtag hat das Recht ihm 

"Petitionen zu übermeifen 29. 

— bat bi8 zur Höhe bes budgetmäßigen 
etrages die Beiträge auszuſchreiben 
5. 

— über die Verwendung der Einnahmen 
gem Reichdtage Rechnung zu legen 


—, ibm ift vom Zujammentritt ber 
Kommiffionen Mittheilung zu machen, — 
ſowie von den nterpellationen, um zur 
Erklärung aufzufordern, ob und wann 
er fie beantworten werde 94. 

— von ben erledigten Manbaten 99. 

— von den Geſetzes-Vorlagen nach erfolg- 
ter Beſchlußnahme 100. 

Reichskanzler-Amt, Gejek: Entwurf 
betr. den Grweiterungsbau für daß Dienft- 
gebäude des Reichskanzleramtes. Erſte 
Ber. 145. Zweite Ber. 153. Dritte 
Ber. 154. 222. 644. 
io usgaben für daſſ. im Jahre 1871 


Reichskaſſe. In dieſelbe fließen: 
—, die Erträge der Zölle x. 32. 33. 
595. 609 

—, das Averſum der außerhalb der Zoll⸗ 
grenze liegenden Gebieten 33. 593. 
— , die Ueberſchüſſe des Poſt- u. Tele: 
graphenweſens 35. 37. 586. 587. 588. 


ift nicht erfor⸗ "588. 


Sachregiſter. 


Reichskaſſe, die Beiträge der Bundes— 
Naaten für das Reichsheer 41. 
bie Erfparniffe, welche beim Militär⸗ 
etat gemacht werben 44. 641. 
‚die Münzgebübren (Schlagſchatz ꝛc. 


—, daraus iſt zu beftreiten: Gemeinjam: 
Ausgaben, insbeſondere die Kriegsflotte 
betr. 38. 345. 640 

— die Ausftattung gemeinfamer foniu: 
larifher Vertretung 20. 345. 640. 

—, Aufwand für das Bundesheer 4l. 
42. 640, 


—, für den Bau von Feſtungen 33. 

— , für den Bau von Eifenbahnen 33. 
625. 626. 

Reichs-Klaſſen- u. Einkommenſteuer 
die nfübrung | berjelben iſt fehr zwed⸗ 
mäßig 624. 

Reihsland, Elfag u. Lothringen mir 
Reichsland 565. 566. 

Reihsliquibationscommiffion2is. 

Reihsmilitärgefes foll dem Reids: 
tage vorgelegt werden 41. 

Reichsminiſterium 181. 

Reihsfhuldenverwaltung 638. 

Reichsſchuldenweſen 6 3°. 

Reihsftatiftif, Quellen und Literamı 
531°. 4, 532. 533. 

Reichsſteuern, die nicht zöle ob. Ver⸗ 
brauchsſteuern find 621—6 

Reiſchstag 28. 29. 30. 59. 

— übt mit dem Bundesrathe die Reid: 
gejeßgebung aus 21. 

— — mirb vom Kaifer berufen ꝛc. 26. 

‚ Berufung findet jährlid ftatt %. 

‚ Bertagungsfrift 29. 

fein Mitglied beffelben fann Mitglied 
des Bundesraths ſein 25. 

—, Beleidigungen deſſelben 46. 

—, Vorlagen an denſelben werben im 
Namen des aallerd durch den Bundes: 
tath gemadt 2 

—, dort fann jebes Mitglieb bed Zur: 
besrathe ericheinen u. muß gehört werben 
4. 


—, zur Genehmigung vorzulegen fiat 
ihm bie Verträge fremder Staaten B. 
die Rechnung über Verwendung der 
Einnahmen bed Reichs 45; zur Kennt: 
nißn ahme der Etat über das Reichöhert 4. 
‚ ihm wird über Die Verwaltung und 
Geſetzgebung in Elſaß und Lothringen 
jährlich Mitteilung gemacht 85. 

er Zujammentritt beifelben in einer neuer 

Be Fran unter einem Alters⸗ 

fidenten 87 
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Reichstag, Sikungen befielben I9I—99. 
—, Wahl der Präfidenten 110. 121. 
—, Wahl der Schriftführer und Ernen— 
nung der Quäftoren 110. .111. 

— , Schreiben des NReichdfanzlerd wegen 
Ermächtigung zurgerichtlichen Verfolgung 
der Hannoverfchen Tandeszeitung u. bes 
Tolfsjtaate® wegen Beleidigung des 
Reichstages 139. 140. 143. 

—, Zeitder@&inberufung bes erften deutſchen 
Reihstages 180. 181. 182. 200, 

Reihstagsverbandlungen, Antr.Dr. 
Sanıberger betr. eine auf eine bie fteno- 
graphiſchen Berichte bafirte jummarifche 
Reproduktion der Reichstagäverhanblun: 
gen 123. 

Keihäunin erfität in Straßburg 579. 

i. 


Reihsverfaffung 7. 8. 15—48. 

—, nad Publikation derfelben ift unge: 
faumt die preußifche Militärgefeggebung 
einzuführen 40. 41. 

—, jedes Unternehmen gegen biejelbe gilt 
als Hochverrath 46. 

—, Veränderungen berjelben erforbern 
eıne Majorität von zwei Drittel Stim- 
men dr. 48. 

— tritt in Elſaß u. Lothringen am. Jan. 
1673 in Kraft 85. . 

— fann durch Verordnung ded Kaijerd 
mit Zuftimmung bed Bundesrathes da: 
ſelbſt ſchon früher theilmeife eingeführt 
werden 85. 

—, Geſetzentwurf betr. die Verfaſſung 
des beutfchen Meiches. Erſte Ber. 112. 
weite Ber. 115. 116. 117. 
119. 205. 206. 

—, Antrag Schulze betr. die Abänderung 
bes Artikels 32 der Verfaffung bed beut- 
ſchen Reiches. Erfte Ber. 121. Zweite 
Ber. 121. 122. Dritte Ber. 122. 194. 195. 
—, Petition betr. bie Ergänzung bes 
Artikels 8 der Reichsverfaſſung 146. 
Reichſverkehrs-Miniſteriüm, Peti- 
ttonen betr. bie Errichtung eines folchen 
137. 416. 

Reichswahlgeſetz 20. 

Reifende werden in ihren Wohnorten 
gezählt 541. 

— merden ba gezählt, wo fie fich zur 
Zeit der Zählung aufhalten 545. 546. 
»rislaufen, Beitrafung defjelben 310. 


Religionsbefenntniß iftbei den Zäh— 
lungen zu notiren 542. 546. 


Dritte Ber. 


Er Brautleute ift zu verzeichnen 550. 
553.. 
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Religionsbekenntniß der Geſtorbenen 
iſt zu verzeichnen 550. 

NReligiondfreiheit 456. 457. 

Reorganijation des Preußiſchen Heer: 
weſens 397. 398, 

Nepräfentation bes Volkes 160. 

Reprefjalien 297. 301. 302. 305. 

Requifitionen, Beilimmungen über 
mwechfeljeitige Erledigung derſelben iſt 
Gegenjtand der Beauffihtigung ſeitens 
bes Reiches 20: 

—, im Kriege 300. 

Neferve, Auswanderung der dazu Ge- 
börenden 40. 

Rejerviften, Gewährung einer Auf: 
hülfe zum Wiederantritt ihres bürger: 
lien Berufs 141. 157. 158. 188. 189. 
218. 219. 644. 

Reuß, ältere Linie, Fürſtenthum, gehört 
zum Bunbeögebiete 17. 57. 

> führt im Bundesrathe eine Stimme 

1. 57. 

—, Bevollmädtigter zumBundesrathe 103. 

—, Abgeorbneter zum Reichstage 109. 

—, Zollvertrag mit Preußen 529. 

Neuß, jüngere Linie, Fürſtenthum, ge: 
bört zum Bundesgebiete 17. 57. 

— , führt im Bundesrathe eine Stimme 
21. 58. 


—, Bevollmächtigter zum Bunbesrathe 103. 

—, Abgeordneter zum Reichstage 109. 

—, Zollvertrag mit Preußen 529. 

Revindication von Elſaß und Loth⸗ 
ringen 337. 

Reviſion, Unterſchied von der Nichtig- 
keitsbeſchwerde 513. 514. 

Rhederei, deutjiche, Entſchädigung der⸗ 
ſelben 145. 146. 153. 154. 216. 644. 
Rinderpeſt, Maßregeln gegen dieſelbe, 
Petitionen betr. die Wiedereinführung 
einer zwölftägigen Quarantäne für alles 
ruſſiſch-öſterreichiſche Vieh 124. 

— , Petition des Magiſtrats der Stadt 
Dömiß betr. Maßregeln gegen bie Rinder 
peft 157. 

—. Vetition des Thierarztes Dr. Bartels 
in Braunfchweig, um bedingungsmeife 
Geftattung ber Heilverfuche bei Rinder: 
peft 157. ° 
— , Maßregeln gegen diejelbe im Elſaß 
u. Lothringen 569. 

—, Gefeß darüber 51. 62. 76. 208. 264. 
265. 569. 

Rübenzuderfteuer 606—608. 

— ift wejentlid zu vermindern 604. 605. 
rn Ertrag berfelben im Jahre 1871 
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Saarbrüden, Beſchwerde über bie Be: 
ſchießung ber Stabt 280. 

Sachſen, Königreich, gehört zum Bundes: 
gebiet 17. 57. 

rt im Bunbdesrathe 4 Stimmen 21. 
5 


— iſt im Militärausſchuſſe ſtändig ver- 
treten 241, 

— ift jederzeit im Ausſchuß für bie aus: 
wärtigen Angelegenheiten vertreten 24. 
58 


— hat noch nit auf feine Rechte aus 
den Militärverbältnilfen zu Gunſten des 
Kaiſers verzichtet 44°. 387. 390. 

— , Bevollmädtigte zum Bundesrath 101. 

— , Abgeordnete zum Reichstage 108. 

— tritt die Ausübung der Zelegraphie 
an Preußen ab 411. 

— bat mit Preußen ꝛc., Branntwein u. 
Bierftenergemeinichaft 616. 617. 620. 
Sahjen-Altenburg, Herzogthum, ge: 
bört zum Bundedgebiet 17. 57. 

— führt im Bundesrathe 1 Stimme 21. 
57 


_, Bevollmächtigter zum Bundesrathe 
102 


—, Abgeordnete zum Reichstage 109. 
Sachſen-Koburg-Gotha, Herzogthum. 
gehört zum Bundesgebiet 17. 57. 

— führt im Bundesrathe 1 Stimme 21. 


—, Bevollmächtigter zum Bundesrathe 
102 


—, Abgeordnete zum Reichstage 109. 
—, Zollvertrag mit Preußen 529. 

Sa hjen: Meiningen, Herzogthum, ge: 
hört zum Bundesgebiet 17. 57. 

— pen im Bundesrath eine Stimme 
21.5 


— , Bevollmädtigter im Bundesrathe 102. 
— , Abgeordnete im Reichötage 109. 

— , Zollvertrag mit Preußen 529. 
Sachſen-Weimar, Großherzogthum, 
gehört zum Bundesgebiet 17. 57. 

— hipet eine Stimme im Bundesrathe 
21.5 


_, Benolmächtigter zum Bunbesrathe 
102 


— , Abgeordnete zum Reihktage 109. 
— , Zollvertrag mit Preußen 929. 
Salvador, Freiſtaat, Freundfchafts-, 
Handel3- u. Schifffahrtövertrag 112.114. 
Sal;, Oefesgebung über Befteuerung des 
Verbrauches 31. 59. 531. 608. 

— , Einnahmen aus ber Steuer 32. 60. 
230. 531. 
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Salz, Abgabe vom Salz wird auch in 
Elſaß u. Lothringen eingeführt 572. 
— , Salziteuer ijt jo bald wie möglid 

aufzuheben 604. 

Salziteuerreform 609-611. 

Salsmonopol, Aufhebung deſſelben 

Sanitätsparf ſteht unter dem Schuze 
ber Genf. Eonv. 315. 

—, Kontroverfen über bie Behandlung 
befielben 316. 317. 

— , größere Sicherung befjelben dur 
Berbefferung ber Genf. Conv. 318. 319. 

Sanitätsperjonal fteht unter dem 
Schutze der Genf. Eonv. 315. 

—, Kontroverfen über bie Behandlung 
deffelben 316. 317. 

—, größere Sicherung beffelben durd 
Verbefjerung der Genf. Conv. 318. 313. 

— , Privatgepäd derjelben ift immer neu: 
tralifirt 319. 

Schadenserſatz, Gefeßentwurf, betr. 
die Verbinblichfeit für die bei dem & 
triebe von Eifenbahnen u. f. w. herbei 
geführten Tödtungen und Körperoer 
legungen. Erſte Ber. 119. Zweite Ber. 
125—129. Dritte Ber. 132. 133. Schluj⸗ 
abftimmung u. Refolutionen 133. 14. 
189. 190. 191. 222. 223. 25-%. 
417. 418. 419. 

—, Antrag Harkort betr. bie Entjchäbigung 
für dad von ben Bortugiefifchen Behörden 
rechtswidrig fondemnirte Stettiner Barl- 
ſchiff „Ferdinand Nieß“ 121. 

—, Petition aus Leipzig betr. eine Revi 
ſion ber geſetzlichen Beſtimmungen übt 
den Schadenserſatz 265. 417. 

—, die Anlprüie aus dem Geſetze vom 
?. Zuni 1871 unterliegen der Kompeien; 
des Oberbandelägerichtes 516. 

Schakanmeifungen, Ausgabe berielbe 
für den Bund 631. 632. 
Schaumburg-Lippe, Fürftenthum, ge 
hört zum Bundesgebiet 17. 57. 

> rührt eine Stimme im Bundesrat 

1. 58. 


gr Benollmädtigter zum Bundesrathe 
3 


— , Abgeordneter zum Reichätage 1. 
— , Zollvertrag mit Preußen 529. 
Schiedsſpruch, Entſcheidungen de 
Reichsoberhandelsgerichts 520. 
Schifferprüfung 368. 369. 370. 
Schifffahrt, deutſche, Organiſation ge- 
meinſamen Schutzes derſelben im Aus 
lande iſt Gegenſtand der Beauifichtigung 
ſeitens des Reiches 20. 345. 


Sachregiſter. 


Schifffahrtsabgaben 38. 39. 345. 
Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren 
Staaten gemeinſamen Waſſerſtraßen iſt 
Gegenſtand der Beaufſichtigung ſeitens 
des Reiches 20. 

Schiffscertifikate, die Ausſtellung 
derſelben iſt vom Reiche zu regeln 38. 
345. 348—353. 
Schifishandwerker find vom Dienfte 
im Landheere befreit 38. 
Schiffslaternen 361. 
Schiffsmeſſung 362—365. 377. 
Edifisregifter 346—353. 
Shlagfhas wird wahrfheinlich in bie 
Reichskaſſe fließen 588. 
Schleswig:Holftein, Gefeß betr. bie 


Unterſtützung Schl.-H.'ſcher Offiziere 
50. 62. 306» ſfiziere 


—, Geſetz betr. die Unterſtützun l.⸗ 
H.'ſcher Soldaten 51. 63. du = 

Schluß der Debatte 97. 

—, Antrag darauf bedarf der Unter: 
füsung von 30 Mitgliedern 27. 

— der Abftimmung 98, 

Schriftführer bes Neichätages werben 
von dieſem gewählt 29. 

—, — derſelwen 89. 

—, Dauer ber Amtsführung u. Pflichten 
derjelben 89. führung u. Pflich 

Edriftlide Motivirung ber Ab: 
fimmung 98. 

Schuldendes Reichs 13.14.630—637. 

Schuldhaft, Geſetz wegen Beſeitigung 

derſelben 50. 62. 206. 332. 

y aule ſteht unter der Kirche 456. 
bl. 


— ſteht unter dem Staate 457. 471. 


— fol von der Kirche getrennt werden 
179, 482. 486. 


00 nicht unter dem Reiche ftehen 484. 
OD. 


— confeflionslofe 489. 

Schul jwang in Elſaß und Lothringen 
eingeführt 576. 

Schutz des 
— deö deu 
a. 377. 
—, diplomatifcher 25. 

Zee auswärts lebenden Deutjchen 


Br Eigentbums 20. 
then Hanbels im Auslande 


— bes friedlichen Dürgerd u. feines Ver- 
mögend 298. 299. 300. 
zu beftehenden Rechts durch das Heer 


Zaussötl e, Aufhebung berjelben 235. 
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Schmwarzburg:Rubdolftadt, Fürſten⸗ 

thum, gehört zum Bundesgebiete 17. 57. 

Fy rührt eine Stimme im Bunbesathe 
5 


—,, Ewolmachtigter zum Bundesrathe 
103. 

— , Abgeordneter zum Reichstage 109. 
Zolivertrag mit Preußen 529. 
Shwarzburg:-Sonberdbaufen, 
Jurſtenthum, gehört zum Bundesgebiet 
17. 57. 


Zt eine Stimme im Bundesrathe 
=, Bevollmãchtigter beim Bundesrathe 
103 


—, Abgeordneter zum Reichstage 109. 

— , Zollvertrag mit Preußen-529. 

S c Yu n, Kapitulation ber Feſtung 293. 

Seebeute der Kaperichiffe 301. 

— der Kriegsmarine 301. 302. 303. 304. 

Seeblofade 305. 

See: und Revierlotjen 374. 

Seemannfdaft 2368. 

Seemannsordnung 378. 

Seeräuber, Außrottung ber hinefilchen 
Seeräuber 239. 

Seerecht, alle Klagen aus den Rechts: 
verhältniffen befjelben gehören zur Kom: 
petenz de Bos.⸗Oberhandelsger. 503. 504. 

8 ſchiffe, die Abgaben derſelben 38. 


—, Bedingungen zur Führung derſelben 
365 -370. 

Seeſchifffahrt, der Antrag die An— 
ſtalten derſelben unter die Aufſicht des 
Bundes zu ſtellen, ſcheiterte 345. 

Seeſtraßenrecht 361. 362. 

Seewehr ſteht parallel der Landwehr 354. 

—, freiwillige 356. 

Seewefen 377. 

— , für baffelbe ift im Bunbesrathe ein 
dauernder Ausſchuß zu bilden 23. 58. 

Seminarien in Eljaß:Lothringen 576. 

Senate, Theilung des Bos.⸗Oberhandels⸗ 
gerichts in Senate ijt nur durch Beſchluß 
des Bundesrathes geitattet 504. 

—, iſt durch den Beichluß bed Bundes: 
vathes herbeigeführt 517. 

Servi3: und Verpflegungsweſen, 
die Preußifhen Beitimmungen darüber ' 
find unmittelbar nad Publikation der 
Berfaffung im ganzen Reiche einzuführen 
40. 41. 80. 


Sicherheit der Truppen, Verbot 
folder Handlungen, welche bie Sicherheit 
ber Truppen gefährden können 289— 291. 
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Erite Beratung 146. Zweite Berathung 
152. Dritte Berathung 153. 215. 216. 
568. 644. 

Kriegsentfhäbigungen, Geſetzentwurf 
‚betr. die Gewährung von Beihülfen an 
die aus Frankreich ausgewieſenendeutſchen. 
Erſte Ber. 146. Zweite Ber. 152. 153. 
Dritte Ber. 153. 154. 217. 218. 644. 

„Geſetzentwurf betr. die Entſchädigung 
ber beutfchen Rhederei. Erjte Ber. 146. 
. Zweite Ber. 153. Dritte Ber. 154. 216. 
‚64 


„Geſetzentwurf betr. bie Gewährung 
von Beihülfen an Angehörige der Rejerve — 
u. Landwehr. Erite Ber. 157. Zweite 
Ber. 153. Dritte Ber. 158. 188. 189. 
218. 219. 644. ° 

— für bie Rinderpeit, die Naturalliefe: 
tungen u. die Schäden in Eljaß u. Roth: 
ringen 568. 569. 

Kriegderflärung Frankreichs an 
Preußen 275. 276. 
Kriegsgefangene, Petition betr. Die 
Auswechſelung der noch in Frankreich 
internirten deutſchen Gefangenen 145. 
„Behandlung derſelben 296. 276. 
—vwurden bie Mannſchaften der ge— 
nommenen Handelsſchiffe 304. 305. 
Kriessgerichte in Elſaß u. Lothringen 


Kriegshäfen des Reiches ſind der 
Kieler Hafen u. der Jahde-Hafen 38. 

Kriegshülfe zu leiſten iſt den neutralen 
Staaten verboten 329. 330. 331. 

Kriegstontrebande. Hat ihre Verſen⸗ 
dung der neutrale Staat zu verhindern? 
327—329. 

Kriegsfontributionen, franzöfiſche 
.635. 636. 637. 

Kriegsfoften, - Gejekentwurf betr. Die 
Beſchaffung weiterer Geldmittel zur Be: 
jtreitung ber Durch den Krieg veranlaßten 
außerordentlichen Ausgaben. Erſte Ber. 
122. 3meite Ber. 122. Dritte Ber. 122. 
221. 633. 643. 

Kriegömarine 37—39. 

— des Reichs ijt eine einheitliche unter 
bem Oberbefehle des Kaijerd 37. 344. 

— , Tlagge ift ſchwarz-weiß-roth 39. 345. 
— iſt Gegenſtand ber Beauflihtigung — 
feitens des Reiches 2 
‚ bei Sefebarbungen, über diejelbe giebt 
bei Meinungsverfchiedenheiten die Präſi- — 
bialftimme den Ausſchlag 21. 57. 
—, für dieſelbe ift ein Gauernder Aus: 
ſchuß zu bilden 23. 
Kriegämaterial ift auf Eifenbahnen 


au ermäßigten Sätzen zu befördern 35. 
14. 


Kriegsminifterien, bejonbere beftehen 

in Sachſen u. Würtemberg 3%. 391. 

Kriegsurjachen bed franzöͤſiſch-deutſchen 

Krieges 271—279. 

Kriegsmwejen des Reihes 39-4. 
‚ Koften u. Laften derfelben find von 

Ex Bundesſtaaten gleihmäßig zu tragen 


‚ bie Preußiſche Militärgefepgebung jol 
im ganzen Bunbdeögebiete eingeführt 
werden 40. 41. 
‚ die geſammte Landmacht des Reiches 
bildet ein einheitliches Heer 42. 
Kriegszuftand kann für jeden Theil 
be3 Bundesgebiets vom Kaijer erklärt 
werden 44. 
Küftenfahrer find von der Einregiftti: 
rung befreit 347. 348. 352. 
Küften: u. Kolonialhbandel 34:. 
Küſtenſchifffahrt 367. 


Ladun g zum Audienztermin 522. 
Ladungsfähigkeit der Seeſchiffe, das 
Verfahren zur Ermittelung derſelben hat 
das Reich zu beſtimmen 38. 345. 363. 
Landau Hört auf Feſtung zu fein «3. 
Landbrief-Beftellgeld, Aufhebung 
befielben 130. 209. 210. 436. 437. 5ri. 
Landesfonfulate dürfen im Amts: 
bezirfe der deutſchen Konjuln nicht er: 
richtet werden 39. 
gandesregierungen haben bie An: 
ftelung der Iofalen Poftbeamten 35. 3%. 
— haben bezüglih der Cifenbahngeiet: 
gebung ein Konfurrenzrecht mit dem 
Reiche 413. 
Landesvertheidigung, bie Aufficht 
darüber fteht dem Reiche zu 20. 
Landgericht in Elſaß u. Lothringendir. 
Landheer des Reiches, fteht im Krieg 
und Frieden unter dem Befehl bes Katjerd 


— ſchwört demKaiſer ben Fahneneid 43. 

— , für dafjelbe ift ein dauernder Aus: 
ſchuß zu bilden 23. 

— , jeder webrfähige Deutfche gehört ihm 
7 Sabre a 

—, vom Denke in bemjelben ift bie ge: 
jemmit feemännifche Bevölkerung befreit 


‚ bie Sriebenspräfenzftärke deſſelben 40. 

oeltreitung des Aufwandes für bai: 
tel 41. 45. 

‚ Regimenter befjelben führen fortlau: 
fenbe Nummern 42. 
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ganbbeer, Bekleidung deilelben 42. 43. 

bie Gemeinſchaft der Ausgaben für 
vaſſelbe ſoll erſt mit dem 1. Jan. 1872 
beginnen 53. 

Landſt raßen, Herſtellung derſelben iſt 
Gegenſtand der Beaufſichtigung ſeitens — 
bes" Reiches 20. 

Landwehr. Jeder mehrfähige Deutjche 
 gebört ihr fünf Jahr an 0. 

‚ die Organifation derſelben bejtimmt 
ver Kaiſer 43. 

Sandwehrmänner, Gewährung einer 
Aufbhülfe zum Wiederantritt ihres bürger- — 
lichen Berufes 141. 157. 158. 188. 189. 
218. 219. 644. 

Landwirthſchaftliche Intereſſen, Bil: 
dung eines Ausſchuſſes zur Wahrung 
derſelben im Bunbedrathe 146. 

Tauenburg 172, 115. 

, Ablehnung der nalaäbigung für die 
Aufhebung der Elbzölle 136. 

— tritt in den Zollverein 228. 

Lebensfähigfeit der Gebornen 550. 
561. 552. 


Zegißlaturperiode 
Dauert drei Jahre 29. 
Legitimation der Mitglieder des Reichs: 
ages prüft dieſer und entſcheidet darüber — 


des Reichstages 


——— perſönliche, ſoll — 
ed Mitglied ber freiwilligen Kranken⸗ 
ir führen er 

ebrlinge, Stellung zu ben Lehrherren 
satin 93 hrh 

— —* an ihrem Aufenthaltsorte ge- 
zählt 541. 

Lehrvertrag, Audlegung der Rect3- 
verbältniffe aus demfelben durch bas 
Reihäoberhanbelöge eriht 519. 

Leiſtungsfähigkeit der Eijenbahnen 
im deutſch⸗franzd onigen Kriege 420. 421. 

Leuchtieuer 3/5. 376. 377. 

Liberale Heihäpariei 177. 178. 

giberalismud. Mit bemjelben darf 
ſich der Papſt nie vergleichen 464. 

Lippe, Fürſtenthum, gehört zum Bundes⸗ 
gebiet 17. 5. 

ftp im Yunbesrathe 1 Stimme 21. 

Er Berollmädtigte zum Bunbesrathe 

3. 
‚ Abgeordneter zum Reiötage 109. 
gotpringen gebört zum Bundesgebiete 


, für feine Angelegenheiten iſt im Bun: 
beärange ein bejonderer Ausſchuß zu bil- 
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Lothringen wird mit dem Deutichen 
Reiche vereinigt 85. 338. 

„Interpellation des Grf. Luxburg, bie 
_ Handelspolitifche Lage der Provinz betref- 
fend 119. 

„Geſetzentwurf betr. bie Vereinigung 
von Elſaß u. Lothringen mit dem Deut: 
[hen reiche. Erite Ber. 130. Zweite 
Ber. 141. Dritte Ber. 143. 144. 
Nocmalige Bermeifung an die Kommif- 
fion. Sclußber. 146. 147. 182—185. 
210—212. 577. 643. 

‚ Antrag ber Abg. Dr. Thomas und 
Dr. Koechly betr. die Regelung des Unter: 
richtsweſensi in Elſaß u. Lothringen 142. 

‚ Gefjeßentwurf betr. die Beitellung bes 
" Bunbesoberfanbelögerichts zum oberften 
Gerichtshofe jür Elſaß u. Lothringen. 
Erite Ber. 152. Zweite Ber. 153. Dritte 
Ber. 154. 213. 214. 516. 517. 577. 644. 

— Geſetzentwurf, betr. die Beſchaffung 
von Betrtebömitteln für die Eifenbahnen 
in Elfaß u. Lothringen. Erſte u. zmeite 
Ber. 153. Dritte Ber. 154. 221. 422. 
423. 644. 

—, Stellung deſſelben zum Deutjchen 
Reihe 182—185. 211. 212, 

‚ Stellung deſſelben nad) der deutſchen 
Offupation während des Kriege8308. 309. 

‚ Begründung ber Abtretung beifelben 
von Frankreich 336—342. 

—, Pojt: und Telegraphenweſen 447. 448. 

—, Stellung ber Kirche u. Schule 488. 
489. 492, 493. 
bie eriten deutjchen Zehoͤrden 558. 
„Eintheilung 558. 559. 

, Charakter des Randes 562. 563. 564. 

‚ Eijenbahnwejen 563. 575. 

‚ yormarion als Reichsland 565. 966. 

‚ Desinfektion des Landes 567. 568. 

‚ Kriegsentfhädigungen 568. 

‚ PBräfekturen u. Kreisdireftionen 569. 


= 


Suftitium 570. 
Kriegsgericht 570. 571. 
Uebertretungen 571. 
Steuern 572. 573. 
Forſten 573. 574. 
Jagd u. Fiſcherei 574. 575. 
Schulen u. Seminare 576. 
—, Semeindeverwaltung 576. 577. 
— , Definitive Einrichtungen 577—580. 
—, Regulirung ber Verwaltung 579. 580. 
—, Finanzweſen 637. 
Lotſen-Gewerbe 371. 
— Befähigungsnachweis 371. 
— Conceſſion 371. 372. 
— Zwang 372. 373. 


44* 


—. 
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Lübeck, freie und Sanieftabt, gehört zum 
Bundesgebiet 17. 

— führt im Bunbesrathe 1 Stimme 21. 
58. 


— iſt Ober-Appellationsgericht für die 
Hanſeſtädte 46. 

— iſt auf ihren Antrag in den Zollver⸗ 
band aufgenommen 312. 59. 228. 592. 
Er Bevollmädtigter zum Bundesrathe 


‚ Abgeordneter zum Reichstage 109. 

Zuftballons 292. 293. 

2Zumpen, auf ihnen fiegt allein nod ein 
Ausfuhrzoll 230. 5981, 

Luremburg, Berbhanblungen betr. bie 
Eiſenbahnen dafelbft 336. 

— gehört auch zum Zollverein 592. 593%, 


Mängel, melde bei Ausführung der 
gemeinfamen Zoll- und Steuer - Gefek- 
ebung bervortreten, unterliegen ber Be⸗ 
(Stußnaßme bes Bundesrathes 32. 59. 


—, ”" nelche bei der Ausführung der Reichd- 
gefeße hervortreten 22. 

Mainz, Petition betr. bie Bewilligung 
eines Zufchuffes zu den Koiten der Er: 
meiterung der Stadt 154. 
Maifhhbottigiteuer 617. 
Mannſchaften der Reichskriegsmarine 
ſind für den Kaiſer eidlich in Pflicht zu 
nehmen 37. 
man nſchaftsetat des deutſchen Reiches 


Marineanleibe 631. 632. 640. 642. 
Marineminifterium, Anlauf eines 
Dienftgebäubes für bafjelbe 138. 
Marinevermwaltung, Geſetz betr. den 
auperorbentlihen Geldbedarf berjelben 
13. 56. 73. 632. 633. 

eo ögaben berfelben im Jahre 1871 


Marktverkehr 254. 255. 257. 

Maſchinen-Perſonal der Marine 354, 
— it in den Bundesſtaaten vom Dienite 
im Landheere befreit 38. 353. 

Maß: u. Gewichtsſyſtem, Nordd., ift als 
Bundesgejeg im Zeiche einzuführen 51. 
62. 263. 264. 588. 

Material: u. Spezerei« Woaren, Ber: 
hältniß des Zollertrags dieſer Waaren 
zur ganzen Zolleinnahme 601. 602. 

Matrifularbeiträge 113. 124. 125. 
138. 221. 6283— 030. 

‚, Berechnung berjelben 630. 
— für 1871 640. 
Medlenburg- Schwerin, Großherzog: 


tum, gehört zum Bunbeögebiete 17. 57. 
— führt im Bundesrathe 2 Stimmen 21. 
57. 


— —, Bevollmädhtigte zum Bunbesrathe 102. 
‚ Abgeorbnete zum Reichstage 109. 

— — "tritt in den Zollverband 228. 

—, feine Schiffe haben ein Jahr länger 
Zeit, fi in Die Bundesgejeßgebung zu 
fügen 353. 

Medlenburg: Strelig, Großherzogthum, 
gehört zum Bunbesgebiet 17. 57. 

— fährt i im Bundesrathe I Stimme 21. 57. 

—, Bevollmädtigte im Bundesrathe 107. 
‚ Abgeordnete zum Reichötage 109. 

— — "tritt in ben BZollverband 228. 

Medizinalpolizei ift Gegenftand ber 
Beaufſichtigung jeitend des Reiches 20. 

Mehrgeburten, Verzeichnung derſelben 
550. 551. 553. 

Mebrheitsbef Lüffe des Bundesratbs 
und Reichdtages find erforderlich zu einem 
Geſetze 21. 

— entſcheiden für gewöhnlich im Bundes: 
rathe 32. 58. 

— enticheiden nur mit zwei Drittel der 
Stimmen bei Verfafjungsänderungen di. 
48. 

Meinungsäußerung, Freiheit ber: 
felben 464. 

Meßbriefe, Ausftelung derfelben für 
bie Setäiite bat das Reich zu regeln D. 
345. 363 

— Englands, der Vereinigten Staaten, 
Dänemarfs und Dejterreich : Ungarns 
v den gegenſeitig anerkannt 364. 

Mey, Kapıtulation der Feſtung 29. 

— wird im Frieden an Deutfchland ab: 
getreten 336. 341. 

— ift Sig einer Ober:Pojtdirektion Hi. 

Militär ift auf Eifenbahnen zu gleichen 
ermäßigten Sägen zu befördern 35. 414. 

Militärs Ausgabe-Etat wird auf Grund: 
lage der gefeglich jeitftehenden Organi: 
jation bes Reichsheeres feitgeitellt 42.3. 

399. 


‚ Eriparniffe aus bemjelben fallen ber 
Reichstaife ju 44. 386. 387. 394. 
„Einwirkungen ber Landtage auf den: 
ſeiben müſſen befeitigt werden 396. 397. 
— für 1871 640. 
Militärbudget, gemeinfchajtliches, ber 
deutfchen Staaten 386. 
Militärgejeg, umfeifenbes, für das 
Reich, fol dem Reichstage vorgelegt 
werden 41. 398. 3991. 
Militärgejeggebung, preußiſche, i iſt 
im Reiche einzuführen 41. 
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Militärgefebgebung, Bayern erhält 

eine beſondere 65. 

Militärhoheit aufzugeben, konnten 
ſich die deutſchen Fürſten am wenigſten 
verſtehen 381. 382. 383. 385. 

— des Königs von Bayern iſt ausdrück⸗ 

lich gewahrt 389. 407. 

Nilitäriiche Einheit, Herftellung ber: 
jelben iſt fe bejonberß ſchwierig im Deutjchen 
Reiche 38 
Militär: — preußiſche, iſt 
im Reiche einzuführen 4 

er ift nit in Würtemberg einzuführen 

Militärfonvention mit Würtemberg 
44. 449. 75. 78—85. 

Militärperjonen werden bei ber Volks— 
‚sählung befonber® gezählt 541. 

„Geſetz betr. die Benfionirung berjelben 
ale, 134. 147. 152. 154—157. 186— 

188. 217. 

Militärpflidt, Erfüllung derfelben im 
Verhältnig zum Heimathslande 19. 

— beiteht für jeden Deutichen 39. 40. 

„Geſetz betr. die Militärpflicht 191. 50. 
2. 353. 354. 

Militärpflidtige bedürfen zur Aus— 

manberung der Erlaubniß der Behörden 
34 

mititäriraigeiepbud, FWreußiſches, 

iſt im Reiche einzuführen 4 
—, aus genommen in N ürtemberg 80. 

Nilitärverfafjung für das deutſche 
Reich auf Grundlage ber preußiſchen zu 
Ihaffen, Hatte Preußen von jeher im 
Auge 385. 

Militärverjafjungs-Vorjchlag nad 
der Kriegäertlärung Oeſterreichs an Preu⸗ 
ßen 386. 

Nilitärvermaltung, Geſetz betr. den 
auferordentliden Gelbbebari bderjelben 
13. 56. 73. 632. 633. 

lo nagaben berjelben im Jahre 1871 


Nilitärwejendes Reiches ift Gegen: 

itand ber Beauffichtigung ſeitens Des 
Reiches 20. 

— , bei Geſetzesvorſchlägen darüber giebt 
bei Meinungsverſchiedenheiten die Präſi⸗ 
dialſtimme ven Ausſchlag 21. 57. 

Mobilmadhung, preußiſche Beſtim⸗ 
mungen darüber find im Reiche einzu: 
führen 41. 8. 

bängt vom Kaiſer ab 82. 
Münzgebühren 588.. 

Münzweſen, Ordnung deſſelben iſt 
Gegenſtand der eauffihtigung ſeitens 
des Reiches 19. 262. 
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Münzweſen, Petition aus Danzig, ein 
neues internationales Münzigiten be- 
treffend 145. 


Nachdruckſachen fallen nah dem Ge 
jege vom 11. Juni 1870 unter die Kom: 
petenz bed Oberhandelsgerichts 505. 515. 

Nahverfteuerung in ben zum Zoll: 
Deren neu Binzugetretenen Gebieten 600. 

Namengebung in Deutichland 538. 

Namentliche Abjtimmung erfolgt, wenn 
bie Abſtimmung durch Aufftehen fein 
ſicheres Ergebniß geliefert bat 9 

— , Antrag barauf muß von 50 Mit- 
gliedern unterjtügt fein 97. 

Nationale Gemeinſchaft der Bewohner 
von Elfaß u. Lothringen mit den Deut: 
[hen 340. 341. 

Nationalität, Bedingungen derjelben 
bei den Seefchifien 346— 352. 

Nationalverfammlung, Srankfurter, 
Verhalten bezüglich der Militärverhält: 
nifie 383. 384. 385. 

Naturalifation von Ausländern bat 
jeder Bunbesjtaat zu verzeichnen 556. 

Naturalverpflegung, Petition wegen 
ſchlechter Naturalverpflegung der in 
Frankreich zurüdgebliebenen beutjchen 
Offupationstruppen 130. 

Nautifcher Verein 377. 378. 

Navigationsacten, engliſche 347. 

Navigatonsſchulen, Ale, die fi auf 
denjelben befinden, find während ber 
Zeit vom Militärbienft befreit 355. 

— , Gegenftände, die dort gelehrt werden 
folen 368. 369. 

Nebelfignale 361. 

Neutrale, Behandlung derjelben in be⸗ 
lagerten Stäbten 283. 284. 

Neutrale Handelsfreiheit befteht 
auch während des Krieged mit den neu: 
tralen Staaten 329. 

Neutrale Mächte, zorge derjelben für 
den Frieden 325— 327. 

„ Unterftügung der Kriegspartei durch 
_biefelben 329 332. 

Neutraliſirung der Feldlazarethe, der 
Krankenwagen u. des wilita rärzttii chen 
Perſonals 315. .316. 317. 318 

— Belgiend 326. 

Nichtigteits beſchwerde 521. 522. 

. PBreugifche, 511—514. 524. 525. 

Nigtinternention, Prinzip derſelben 


45 

Rieberelfäller, Charafter deſſelben 
563. 564 

Niederlageredt 232. 
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Niederlaffungsverhältnijje find 
Segenftand der Beaufjichtigung jeiteng 
des Reiches 19. 
— find durch das Seet die Jreizügigfeit 
betr. geregelt 249. 250 

‚ Ausgenommen von der Oelengebung 
‚harüber it Bayern 19. 19°. 19° 

9 


Nor d⸗O ſtſeerKanal, Petition bes Kieler 
Comitee für den Bau eines Nord-Oſtſee- — 
Kanals 157. 158. 

Nordſchleswig 172. 

Rormal-Gihungstommiffion 264. 

88. 

Notable, Mitführung berfelben als 
Geijeln auf der Eifenbahn 291. 

Nuntiatur in Deutjchland 455. 


Oberbefehl, einheitlicher, im Frieden über 
das deutſche Reichsheer fehlt 388. 389. 
Oberelſäſſer, Charakter deſſelben 563. 

Ober-Kirchenrath 478. 481. 
Sen Bojt- Direftionen 429, 430. 


—, "mei jolen in Elſaß u. Lothringen 
eingerichtet werben 447. 
Ober-Poſtkaſſen 431. 432. 
Obertribunal, Preußifches, feine Ge: 
tihtsprarigijt vom Bundes-Oberhandels⸗ 
geriät durchaus nicht befolgtmorben 512. 


Obligationenredht, Gemeinfame Ge: 
ſetzgebung darüber ift Gegenitand der — 
Beauffihtigung feitend des Reiches 20. 
Deifenttig feit des Skrutiniums 164. 


Offiziere der kaiſerlichen Marine ernennt 
der Kaifer 37. 

— welche Truppen mehr ald eines Kon- 
tingents befehligen, ernennt ber Kaijer 43. 
Oldenburg, Großherzogthum, gehört — 

zum Qunbeögebiet 17. 57. 
— füprtt im Bunbesrathe I Stimme 21.57. 
„Bevollmächtigte im Bındesrathe 102. 
‚ Abgeordnete zum Reichstage 109. 
— — "bleibt außerhalb des Zollgebiets 592. 
Orbnungdruf 96. 
‚ Einfprud dagegen 98. 
Drbnungs: Beftimmungen für die — 
Plenarverfammlungen 98. 99. 
— für bie Zubörererräume 99. 
Organifation des Würtembergijchen 
Armeecorp3 fteht unter der Reichsgeſetz⸗ 
gebung 401. 
— des Bayerijchen Heeres bito 401. 402. 
— der Bundesfonfulate, Gefeß darüber — 
181. 19%, 50. 62, 207. 240—245. 


Sadıregiiter. 


Ortsanweſende Bevölkerung, Zählung 
derfelben 545. 546. 547. 548. 


Ortipaftänerzeiänifie, 0 uffellung 
berfelben 536. 537. 538 
‚ Literatur 537. 
über Gmij: 


Papiergeld, Grundſätze 
fion beffelben find Gegenftand der Be: 
aufſigtigung ſeitens des Reiches 19. 

„Geſetz betr. die Ausgabe deſſelben 51. 

63. 76. 261. 262. 

Paris, Konvention betr. die Webergabe 
der Forts von Paris 294. 296. 

— , Verproviantirung von Paris während 
bes Waffenſtillſtandes 295. 296. 

Barlamentäre 291. 292. 

Parlamentsgebäubde, Interpellation 
Miquel betr. den Bau eines neuen Par: 
Tamentögebäubes 113. 

‚ Antrag Braun (Hersfeld) betr. die 
"Aufforderung zum Bau eined monumen: 
talen Parlamentshauſes 120. 121. 

2 Betitionen von technifchen Vereinen 
betr. den Bau des Haujes 120. 

—, Mittheilung der Beſchlüſſe des Bun: 

des raths in dieſer Angelegenheit 13. 

‚ e83 werben 7 Mitglieder mit dem Prü: 
fidenten als achtem ald Kommiſſare für 
den Parlamentsbau gewählt 135. 138. 


— Mittheilung bed Reichskanzlers über 


bie jeitens der Preuß. Regierung ernannten 
Kommiſſarien 149 
— , Dringlider Antrag Braun (Hersfeld) 
die Herftellung eined provijorifchen Ce: 
bäudes betreffend 158. 
Bartifulariften 497. 498. 
ne" ift &egenjtand der Beauf: 
fihtigung jeitend des Reiches 19. 
a yirung der Päſſe ſeitens ber Kon: 
ulm 2 2, 
N seien über daſſelbe 50. 62. 
Batent] chutz, Aufhebung defjelben 25. 


Renfionen, Geſetzentwurf betr. bie 
Penfionirung der Militärperfonen xc. 
Erſte Ber. 134. Zweite Ber. 147—152. 
Dritte Ber. -194—156. Szlußathim— 
mung 157. 186. 187. 188. 217. 644. 

— ‚mebrerebaraufbezügliche Petitionen 147. 

Berfonenzüge find für den durchgehen: 
ben Verkehr berzujtellen 34. 

Petitionen, welde an ben —— 
gerichtet ſind, hat dieſer das Recht dem 
Bundesrathe reſp. Reichskanzler zu über: 
weiſen 29. 

„ für dieſelben iſt eine Kommiſſion im 
Reichstage zu wählen 92. 














Sachregiſter. 


Petitionen, Behandlung derſelben durch 
die Kommiſſion 93. 

—, Amendement3 zu Betitionsberichten 97. 
Petitionsrecht [der Beamten, inter: 
pelation Dr. Banks die Verfegung zweier 
Toitfefretäre betreffend 138. 195. 196. 

—. Antrag Dr. Voelf und Gen., das 
Petition srecht der Beamten betreffend 153. 
196. 197. 

Tlacet 357. 479. 490. 492, 

Plenarſitzungen des Reichätages, Ge- 
ſchäftsvorſchriften 94— 98. 

— , Ordnungs-Beitimmungen für dieſel⸗ 
ben 98. 99. 

Poden, Mafregeln gegen diefelben in 
Elfaß u. Lothringen 569. 

Politifhe Motive des franzöfifchen 
Krieges 276. 277. 

Polizei, Fremdenpolizei 19. 

—, Medizinal= und Beterinärpolizei 20. 

—, gleihe Bahnpolizei-Reglements jollen 
mit thunlichſter Befchleunigung eingeführt 
werden 34. 

Bopulationd- u. Propagations: 
Liſten 551. 

Portofreiheiten für amtliche Korre— 
ſpondenzen ꝛc. 130. 434. 435. 

— werden einheitlich für das ganze Reich 
geregelt 427. 443. 587. 

—, Geſetz darüber 52. 63. 76. 434. 438, 
443. 587. 

—, Petitionen betr. bie Wieberberftellung 
der Portofreiheiten für amtliche Korre: 
ſpondenz 130. 

Bortugiefifche Behörden, Rechtswid— 
tige Kondemnation u. Verfteigerung eines 
Stettiner Schiffes jeitens berfelben 121. 

Portugiefifcher Handels: und Schiff: 
fahrtövertrag, Antrag Harkort betr. die 
Revifion befjelben 142. 

Poſtagenturen 432. 

Poitbeamte, Annahme u. Anitellung 
von Givil- u. Militäranwärtern im Poft: 
yenfte; Gebaltöverbejjerungen ꝛc. 139. 


ie ftellung berfelben 425. 426. 444 - 


Poſtcongreß 450. 
PBofdienftinftruftion 431. 443. 445. 
Poſtfürſtenthum tritt feine Gerechtfame 
an Preußen ab 411. 423. 424. 
Poſtfuhrordnung 444. 
Poſtrecht, internationales 448—450. 
Pofttarmefen, Geſetz betr. das P. 
des Nordd. Bundes 52. 63. 76. 433. 434. 
—, Gefeh betr. das PB. bed beutichen 
Reiches. Erſte Ber. 131. Zweite Ber. 


— mit Tänemarf, 
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134. 135. Dritte Ber. 136. 137. 141. 
209. 210. 435—438. 448. 587. 645. 
—, Petitionen das P. betreffend 135. 
Poſtüberſchüſſe 588°. 

— follen in die Reichskaſſe fließen‘ 35. 
424. 640. 


— für bie nächſten acht Jahre werben fie 
den -Bundesitaaten zu Gute gerechnet 
37. 61. 424. 585, 

— aus der Aufhebung der Bortofreiheiten 
werden auch die Matricularbeiträge an: 
gerechnet 435. 587. 

PBojtverein, Deutſch-Oeſterreichiſcher 
410. 424. 443, 

Pojtverträge zwiſchen dem Norddeut⸗ 
ſchen Bund u. Süddeutſchland 448. 449. 

— mit Deiterreih, Luremburg 448. 


Schweden, Italien, 
England ac. 449. 


Bojtmejen423— 438. 443—448.586.587 
— iſt Gegenftand der Beauffichtigung feis 
tens des Reiches 20. 411. 424. 

— , für dajjelbe ijt im Bundesrathe ein 
dauernder Ausſchuß zu bilden 24. 58. 
415. 429. 


— wird eine einheitlihe Staatsverkehrs⸗ 
Anitalt 35. 424. 428. 

— , bie Oberleitung gehört dem Kaifer 
35. 36. 61. 428. 

—, Einnahmen find dem ganzen Reiche 
gemeinſchaftlich 35. 424. 

— , daüber können die einzelnen Bunbes- 
jtaaten auch mit ausmärtigen Staaten 
Berträge abſchließen, jofern e8 den Grenz⸗ 
verfehr betrijit 72. 75. 428. 

—, Verwaltung defjelben 443 — Hi. 

— , Interpellation Dr. Luciuß (Erfurt) 
betr. die Sendung von Packeten an bie 
in Frankreich jtehenden deutfchen Truppen 
119. 


— , Antrag Dr. Lucius betr. Die Beförbe- 
rung von Padeten an die in Frankreich 
ftehenden beutichen Truppen 122. 

—, Petitionen betr. Aufhebung des 
Lanbbriefbeitellgeldes 13V. 

— , Petitionen betr. Wieberherftellugg ber 
Bortofreiheiten für amtliche Korreſpon⸗ 
benz 130. 

— Geſetz betr. das Poſtweſen ded Nords 
deutihen Bundes 52. 63. 76.206. 418. 
433. 443. 

— Geſetz betr. dad Poſtweſen bes beut- 
ihen Reiches 9. 131. 134—137. 141. 
208. 209. 417. 428. 429. 435—438. 448. 
645. 

— , Abbitionalartifel zu dem Poftvertrage 
zwifchen dem Norbd. Bund u. Amerika. 
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Erſte u. zweite Ber. 139. Dritte Ber. 


142. 449. 450. 644. 


Po ſt we ſen in Elſaß u. 2. 447. 448. 575. 


‚ Gebühren für daſſelbe 586. 587. 
Bon fanana für politiihe Zeitungen 


— find im Zollverein unzu⸗ 
läffig 594. 595. 5951. 

Präfekturen inElfaßu. pringen 588 en 569. 

Prämienpapiere 122. 136. 137. 138. 
139. 140. 192—194. 223. 224, 267.268. 
643. 

PBräfenzzeit, Verminderung berjelben 
395. 396. 401. 402. 4021, 

Präſident ded Neichdtaged wird von 
biefem gewählt 29. 

— ber vorigen Seifion hat beim Zujam: 
mentritt bed Neichdtages in berjelben 
egislatutperiobe den Borfiß zu über- 
nehmen 8 

‚ Tag der Wahl wird dur Beſchluß 
bes Reichstages feitgejekt 88. 
‚ Dauer der Amtöführung 89. 

— ernennt zwei Quäftoren YO. 

— bat bie gefohten Beihlüffe zufammen: 
zuitellen 90. 


— fann Betitionen, bie mit dem Gegen⸗ 


Rande, für ben eine Kommijfion gewählt 
ift, in Verbindung ftehen, biejen über- 
weijen 93. 

—, ihm ift von den Kommijfionen die 
Ne ihrer Borberathungen anzu: 


zei 
f' eröffnet und ſchließt die Blenarfigungen 
5. 


— vollzieht mit zwei Säriftführern das 
Protofoll jeder Sikung 95. 

— muß, wenn er ih an der Debatte be: 
theiligen will, den Vorfig abtreten 96. 

— ift berechtigt ben Redner zur Ordnung — 
zu rufen 96. 

— bat die Fragen zu ftellen 97. 

— verkündet das Ergebniß ber Abſtim⸗ 
mung 98 

— kann beim Entjtehen ftörender Unrube 
Die Risen ausjeten oder aufheben 99. 

— fann Urlaubögefudhe auf bie Dauer 
von 8 Tagen bewilligen 99. 

— mn Borfigender der Adreß-Kommiſſion 


— Miglied u. Sprecher jeder Deputa⸗ 
tion 1 

Präfidialftimme giebt bei Stimmen: 
girihheit im Bunbedrathe den Ausſchlag 


— bei Meinungsverjchiebenbeiten,, wenn 
fie fih für Aufrechthaltung ber beſtehen 


ben Vorſchriften ausſpricht 21. 32. 57. 

Präſidium iſt in jedem Ausſchuſſe ver: 
treten 24. 58. 

— ift verpflichtet, die Vorſchlãäge der Bun: 
beöglieber der Berat Jung im Bunde: 
rathe zu übergeben 2 

Preſſe ift Gegenſtand ber er Beauffigtig 
ung jeitens des Reiches 20. 57. 

‚ Antrag Wiggerd betr. die Kautions⸗ 
pflichtigfeit periobifher Drudichriften u. 
bie Entziehung ber Befugniß zum Be: 
triebe eined Preßgewerbes. Erſte Ber. 
130. Zweite Ber. 133. Dritte Ber. 
135. 136. 225. 

— , Petitionen betr. die Reform ber 
Preßgefeßgebung 133. 225. 

Breßfreibeit 464. 

Preußen, Königreich, gehört mit Sauen: 
burg zum Bundesgebiet 17. 57. 

Erle: hüpet im Bundesrathe 17 Stimmen 


EN Majeſtät der König führt den 
Titel „Deutſcher Kaiſer“ 25. 
— bat ben Oberbefehl über das Reichs⸗ 
heer u. Kriegsmarine 37. 42. 
Joi. Bevollmaͤchtigte zum Bundesrathe 


— ‚Abgeordnete zum Reichätage 104- 107. 
— bildet mit Sachſen zc. einen Steuerver: 
band in „>eaug auf bie Branntweinjteuer 


— bildet mit Sachſen zc. eine Bierfteuer: 
gemeinichaft 620. 
PBroflamation betr. bie Annahme ber 
Kaijerwürbe 6. 
Proteftation bed Staates gegemüber 
der katholiſchen Kirche 475. 
Brotofolle der Sitzungen: Zeitu. 
Dauer der Auslegung 95. 

„Inhalt u. Solziehung one lelben 9%. 
Prozeßordnung 20 
— Hannovers — nur 9m wenigen 
Sälen Anrufung ber höchſten Infianz 


— = Sacfenz eriäwert durch ihre Pedan⸗ 
ierie bie Rechtſprechung bebeutend 509. 


— Heljend ift noch eine Abart bed rhei⸗ 
nifhen Verfahrens 510. 511. 

— Preußens 511—514. 

Teilung ber Wahlen zum Reichstage 


Brüfungsfommiffion für bie Prü- 
fungen ber Seeleute 369. 


DQuäftoren, Ernennung u. Gefcäfte 
berjelben 90. 


Sachregiſter. 


Quartal-Exrxtraecte 33. 60. 
Quartierleiftung, Gejeßbarüber 41? 
651. 578. 


Rayonangelegenheiten 144. 158. 
Reception fremder Rechte in Deutfich: 
land 496. 

Rechnungsweſen 33. 

—, für daſſelbe ift im Bundesrathe ein 
bauernder Ausfhuß zu bilden 24. 58. 
io sgaben für daffelbe im Jahre 1871 


Recht, werbendes, Tann während bes 
Verden gefchügt werben 309. 
Rechtsgebühren 586. 586°. 
Rechtshülfe, Gefeß betr. die Gewäh— 
rung derjelben 182. 51. 63. 207. 
Rechtspflege, Fortdauer derſelben nach 
den Landesgeſetzen in den vom Feinde 
beſezten Gebieten 311. 312. 
Rechtsverfolgung in Betreff biefer 
find die Angehörigen jedes Bundesſtaaies 
Hei den Einbeimifchen zu behandeln 


Rechtsverletzung ift eine gerechte 
Kriegsurfache 274. 
* baftion der Reichsverfaſſung 7— 


— bed Strafgefeßbuches bes Norbd. Bun⸗ 

bes als Strafgeſetzbuch bes beutichen 
Reiches 131. 132. 210. 

Reden u. Redner 171—175. 

Rede:Ordnung 96. 172. 173. 174. 

— über Ordnungsrufe 98. 

Rednerliſte 172. 173. 

Referat eines Gerichtömitgliebes bei der 
mündlichen Verhandlung vor Gericht 522. 

Reich 10. 11. 

— bat die Auffiht und Gefeßgebun 
19. 20. 31. 34. 35. 37. 38. 39—44. 57. 
«0. 240. 261—263. 345. 365. 411. 413. 
419. 424. 

— zur völlerrechtlichen Vertretung deſſel⸗ 
an ift die Krone Preußen berechtigt 
5 


—, bie Leitung feiner Geſchäfte ſteht dem 
Reichskanzler zu 26. 

—, im feinem Namen werben Anorb- 
nungen u. Verfügungen erlafjen 27. 
—, ale Einnahmen u. Ausgaben bef: 
felben müfjen für jedes Jahr durch Ge- 
ſetz feftgeftellt werben 44 

—, Gegenftänbe zurBeftreitung ber gemein: 
Ihaftliden Ausgaben beffelben 45. 

—, Üeber die Verwendung ber Einnah—⸗ 
men ift jährlich Rechnung zu legen 45. 
—, Anleiben Tönnen nur im Wege" der 
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Frichsgeſegebung aufgenommen werden 
5. 


Reich, jedes Unternehmen gegen die Eri- 
ſtenz 2c. deſſelben wird als Hochverrath 
verurtheilt 46. 

—, Competenz deſſelben 582. 583. 

Reichſsausgaben 583. 640. 

Reichsbehörden, Beleidigung derſel⸗ 
ben ſoll beſtraft werden 46. 

—, den Anforderungen derſelben haben 
bie Eiſenbahn⸗Verwaltungen unweigerlich 
Folge zu leiſten 35. 

and die Poſt- und Telegraphenbehörben 


Reihseinnabmen 583—585. 588— 
605, 6074. 609!..609°. 610. 613. 615. 
618. 619. 621. 623. 627. 629. 632. 633. 
636. 640. 

Reihseifenbahnen 221. 625. 626. 
— in Elfaß u. Lothringen 626. 627. 628. 
NReihsfinanzen 44. 4b. 46. 

— , für biefelben ift im Reichötage eine 
bejondere Kommiffion zu wählen 92. 
Reihsfinanzmwefen 581. 582. 

—, Einnahmequellen des Reihe 585— 
637 


— , Gebühren 585—588. 

—, Zölle 595—605. 

— , Rübenzuderiteuer 606—608. 

— , Salzfteuer 608—611. 

— , Tabaffteuer 611—616. 

— , Branntweinfteuer 616— 020. 

— , Bierfteuer 620— 621. 

gr Andere bejondere Reichsfteuern 621— 
5 


— , Brivatwirthichaftliched oder domani⸗ 
ale Einfommen 625—628. 

— Reichseiſenbahnweſen 626. 627. 

—, Matrifularbeiträge 628—630. 

— , DMarineanleihe 630632. 

— , Kriegäanleihe 632—634. 

— , Garantieen u. Subventionen 635. 
Fgz ranzoͤſiſche Kriegsentſchädigung 636. 

7 


Eiſaßiſch⸗ lothringiſcher Finanzhaus⸗ 
halt 637. 


—, Staatsrechtliche Ordnung bed Reichs⸗ 
finanzweſens 637. 638. 
ia Reichs haushaltsetat von 1871 639— 


—, Gefege finanziellen Inhalts aus ber 
erken Seffion des Reichſstags 643— 


Reichägefepblatt, durch baffelbe ge: 
hieht die Verkündigung. der Reichsge⸗ 
jete 17. 18. 
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Reichsgeſetze 12. 16. 

— gehen den Landesgejeken vor 17. 

— zu benjelben genügt die Uebereinftim= 
mung ber Mehrheitsbeſchlüſſe bes Reichs⸗ 
tages u. Bundesrathes 21. 

— , die Uebereinſtimmung iſt nicht erfor- 
berlig in einigen Fällen 21. 32. 47. 


—, die Ausfertigung u. Nerfündigung 
fteht dem Kaifer zu 26. 27. 
Reihsgemwalt, Befugniffe verfelben be⸗ 
züglich des Heerweſens nad) dem Ent: 
mwurf der Reichsverfaſſung von 1849 
383. 384. 385. 
Reichſsgewerbeſteuer dürfte fürs erfte 
nicht zu empfehlen fein 624. 
Reichsgoldmünzen, Geſetz betr. bie 
Ausprägung berjelben 588. 
Reihshaushaltsetat 583. 
rY Ueberficht deſſelben für 1871 639— 
643. 


Reihsinjtitutionen 497. 
Reichskanzler wird vom Kaifer er: 
nannt 26. 

— muß bie Segenzeihnung ber Verorb- 
nungen und die Verantwortlichkeit über» 
nehmen 27. 86. 211. 

—, der Reichdtag hat das Recht ihm 
Betitionen zu übermeijen 29. 

— bat bi zur Höhe des bubgetmäßigen 
getrageß bie Beiträge audzufchreiben 


— , über die Verwendung der Einnahmen 
em Reihstage Rechnung zu legen 
5. 


—, ihm if vom Aujammentritt der 
Kommiffionen Mittheilung zu machen, 
jowie von den nterpellationen, um zur 
Erflärung aufzufordern, ob und warn 
er fie beantworten werde 94. 

— von den erledigten Mandaten 99. 

— von den Geſetzes-Vorlagen nach erfolg: 
ter Beihlußnahme 100. 

Reichskanzler-Amt, Gejek: Entwurf 
betr. den Ermeiterungsbau für das Dienft- 
gebäude des Reichskanzleramtes. Erſte 
Ber. 145. zroeite Ber. 153. Dritte 
Ber. 154. 222. 644. 

ho "agaben für daſſ. im Sabre 1871 


Reichskaſſe. In dieſelbe fließen: 

—, die Erträge der Zölle ꝛc. 32. 33. 
595. 609. 

—, das Averſum der außerhalb der Zoll⸗ 
grenze liegenden Gebieten 33. 593. 

—, die Veberfchüfle des Poſt- u. Tele: 
graphenweſens 35. 37. 586. 587. 588. 


Reichskaſſe, die Beiträge der Bundes: 
ftaaten für dad Neichöheer 41. 
—. die Erfparnilfe, welche beim Militär: 
etat gemacht werden 44. 641. 


.— , bie Münzgebühren (Schlagidap ꝛc.) 
588 


— , daraus ift zu beftreiten: Gemeinjame 
Ausgaben, indbefonbere die Kriegsflotte 
betr. 38. 345. 640. 

— die Ausftattung gemeinfamer foniu: 
larifcher Vertretung 20. 345. 640. 

—, Aufwand für das Bundesheer di. 
42. 640. 

—, für den Bau von Feſtungen 43. 

—, für den Bau von Eifenbahnen 3. 
625. 626. 

Reichs-Klaſſen- u. Cinfommeniteer. 
bie Sinführung derjelben iſt fehr zwei: 
mäßig 624. 625. 

Reihsland, Elſaß u. Lothringen wird 
Reichaland 565. 566. j 

Reihsliquidationscommiffioni. 

Reichsmilitärgeſet joll dem Reichs 
tage vorgelegt werden 41. 

Reichs miniſterium 181. 

Reichsſchuldenverwaltung 638. 

Reichsſchuldenweſen 600 635. 

Reichsſtatiſtik, Quellen und Literatur 
531°. *. 532. 533. 

Reichsſteuern, die nicht Zölle od. Ber: 
brauchsjteuern find 621—625. 

Reichstag 28. 29. 30. 59. 

— übt mit dem Bunbesrathe bie Reid}. 
gejeggebung aus 21. 

— wird vom Saifer berufen ꝛc. 26. 
— , Berufung findet jährlich ſtatt 2b. 
— , Bertagunggfrift 29. 
— , fein Mitglied deffelben kann Mitglic 
bed Bunbesrath3 fein 25. - 
— , Beleidigungen befielben 46. 
—, Vorlagen an benjelben merben m 
Namen des Kaiſers durch den Bunde; 

rath gemacht 26. 

—, dort kann jedes Mitglied des Vun— 
draths erſcheinen u. muß gehört werden 
4. 


— , zur Genehmigung vorzulegen ſind 


ihm die Verträge frember Staaten f 
die Rechnung über Verwendung dei 
Einnahmen des Reichd 45; zur Kenn 
nißn ahme der Etat über das Reichäheer 3. 
— , ihm wird über die Verwaltung und 


Geſetzgebung in Elſaß und Lothringen | 


jährlich Mittheilung gemacht 85. 


— , Zufammentritt befielben im einerneuen 
Segielaturperinbe unter einem Alters: 
pr 


fidenten 87. 





Sachregiſter. 


Reichstag, Sitzungen deſſelben I94—99. 
—, Wahl der Präfidenten 110. 121. 
—, Wahl der Schriftführer und Ernen— 
nung der Quäſtoren 110. ill. 

—, Schreiben des Reichskanzlers wegen 
Ermächtigung zur gerichtlichen Verfolgung 
der Hannoverſchen Landeszeitung u. des 
Volksſtaates wegen Beleidigung des 
Reihstages 139. 140. 143. 

—, Zeitder@inberufung des erften deutſchen 
Reihstages 180. 181. 182. 200. 

Reihstagsverhandlungen, Antr. Dr. 
Bamberger betr. eine auf eine die ſteno⸗ 
graphiſchen Berichte bafirte ſummariſche 
Reproduktion der Reichätagsverhandlun- 
gen 123. 

reigäunin erfität in Straßburg 579. 

l. 


Reichsverfaſſung 7. 8. 15—48. 

—, nad Publifation derſelben ift unge: 
jäumt die preußifhe Militärgefeggebung 
einzuführen 40. 41. 

—, jede Unternehmen gegen biefelbe gilt 
al3 Hochverrath 46. 

—. Veränderungen berjelben erfordern 
eine Majorität von zwei Drittel Stim- 
men 47. 48. 

— tritt in Elſaß u. Lothringen am 1. Jan. 
18:3 in Kraft 85. . 

— fann durch Verordnung des Kaijers 
mit Zujtimmung des Bundesrathes da⸗ 
ſelbſt ſchon früher theilweife eingeführt 
werden 85. 

—, Gefegentwurf betr. die Verfaffung 
des deutfchen Reiches. Erfte Ber. 112. 
Seite Ber. 115. 116. 117. Dritte Ber. 
119. 205. 206. 

—, Antrag Schulze betr. die Abänderung 
des Artiteld 32 der Verfafjung bes deut: 
Ihen Reiches. Erfte Ber. 121. Zweite 
der. 121. 122. Dritte Ber. 122. 194. 195. 
—, Betition betr. die Ergänzung bes 
Artitel 8 der Reichsverfaſſung 146. 
Reihaverfehrd:-Minifterium, Petis 
tionen betr. Die Errichtung eines ſolchen 
157. 416, 

Reihsmwahlgefeg 20. 

Reifende werden in ihren Wohnorten 
gezahlt 541. 

— werden ba gezählt, wo fie fich zur 
Zeit der Zählung aufhalten 545. 546. 
"eislaufen, Beitrafung befielben 310. 
Religionsbefenntniß iftbei den Zäh— 
lungen zu notiren 542. 546. 


et Brantleute ift zu verzeichnen 550. 
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Religionsbekenntniß der Seitorbenen 
ift zu verzeichnen 550. 

NReligiongfreiheit 456. 457. 

Reorganifation des Preußiſchen Heer- 
weſens 397. 398, 

Repräfentation bed Volkes 160. 

NRepreffalien 297. 301. 302. 305. 

Requifitionen, Beitimmungen über 
wechfelfeitige Erledigung derſelben ift 
Gegenitand der Beauffichtigung ſeitens 
bes Reiches 20: 

—, im Kriege 300. 

Reſerve, Auswanderung der dazu Ge: 
börenden 40. 

Rejervijten, Gewährung einer Auf: 
bülfe zum Wiederantritt ihres bürger: 
lien Berufs 141. 157. 158. 188. 189. 
218. 219. 644. 

Reuß, ältere Linie, Fürſtenthum, gehört 
zum Qunbdeögebiete 17. 57. 

— führt im Bundesrathe eine Stimme 
21. 57. 

— Bevollmächtigter zumBunbesrathe 103. 

— , Abgeordneter zum Reichstage 109. 

—, BZollvertrag mit Preußen 529. 

Neuß, jüngere Linie, Fürſtenthum, ge: 
bört zum Bundeögebiete 17. 57. 

—, führt im Bundesrathe eine Stimme 
21. 58. 

—, Bevollmädtigterzum Bundesrathe 103. 

— , Abgeordneter zum Reichstage 109. 

— , Zolivertrag mit Preußen 529. 

Revindication von Elſaß und Loth: 
ringen 337. 

Reviſion, Unterſchied von der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde 513. 514. 

Rhederei, deutſche, Entſchädigung der⸗ 
ſelben 145. 146. 153. 154. 216. 644. 
Rinderpeſt, Maßregeln gegen dieſelbe, 
Petitionen betr. die Wiedereinführung 
einer zwölftägigen Quarantäne für alles 
ruſſiſch⸗öſterreichiſche Vieh 124. 

— , Betition des Magijtratd der Stadt 
Dömitz betr. Maßregeln gegen die Rinder: 
peit 157. 

—. Betition des Thierarzte® Dr. Bartels 
in Braunfhmweig, um bedingungsweiſe 
Geftattung der Heilverjuche bei Rinder: 
peft 157. ° 
— , Maßregein gegen diefelbe im Elſaß 
u. Lothringen 569. 

—, Gefetz darüber 51. 62. 76. 208. 264. 
265. 569. 

Rübenzuderfteuer 606—608. 

— ift weſentlich zu vermindern 604. 605. 
Fr Ertrag derjelben im Jahre 1871 

A. 
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Saarbrüden, Beſchwerde über bie Be: 
ſchießung der Stabt 280. 

Sachſen, Königreich, gehört zum Bundes: 
gebiet 17. 57. 

— führt im Bundesrathe 4 Stimmen 21. 
57 


— ift im Militärausſchuſſe ftändig ver- 
treten 24, 

— ift jeberzeit im Ausſchuß für die aus: 
mwärtigen Angelegenheiten vertreten 24. 
58. 


— hat noch nicht auf feine Rechte aus 
den Militärverhältniiien zu Gunſten Des 
Kaifers verzichtet 44°. 387. 890. 

— , Bevollmädtigte zum Bundesrath 101. 
—, Abgeorbnete zum Reichstage 108. 
— tritt die Ausübung ber Xelegraphie 
an Preußen ab 411. 

— bat mit Preußen ꝛc., Branntwein u. 
Bierfteuergemeinichaft 616. 617. 620. 
Sabjen-Altenburg, Herzogtbum, ge: 
bört zum Bundesgebiet 17. 57. 

— führt im Bunbesrathe 1 Stimme 21. 
57 


_, Bevollmädtigter zum Bunbesratbe 
102 


—, Abgeordnete zum Reichstage 109. 
Sachſen-Koburg-Gotha, Herzogthum. 
gehört zum Bundedgebiet 17. 57. 

— führt im Bundesrathe 1 Stimme 21. 
57 


—, Bevollmächtigter zum Bundesrathe 
102 


—, Abgeordnete zum Reichstage 109. 
—, Zollvertrag mit Preußen 529. 
Sahjen: Meiningen, Herzogthum, ge— 
bört zum Bunbeögebiet 17. 57. 

— rührt im Bundedrath eine Stimme 
21.5 


„Bevollmächtigter im Bundesrathe 102, 
Abgeordnete ım Reichdtage 109. 

‚ Zolivertrag mit Preußen 529. 
Sadjen: Weimar, Großherzogthum, 
gehört zum Bundesgebiet 17. 57. 

— rührt eine Stimme im Bundesrathe 
21.5 


' 


— , Bevollmägitigter zum Bunbesratbe 
102 


— , Abgeordnete zum Reichätage 109. 
— , Zollvertrag mit Preußen 929. 
Salvador, Freiſtaat, Freundſchafts-, 
Handels- u. Schifffahrtsvertrag 112. 114. 
Salz, Öeiesgebung über Befteuerung de 
Verbrauches 31. 59. 531. 608. 

— , Einnahmen aus der Steuer 32. 60. 
230. 531. 


Sadıregiiter. 


Salz, Abgabe vom Salz wirb aud in 
Elfaß u. Lothringen eingeführt 572. 
—, Salziteuer ift fo bald wie möglid 
aufzuheben 604. 

Salziteuerreform 609-611. 

° 0.8 monopol, Aufhebung beflelben 


Sanitätspark fteht unter dem Schuke 
der Genf. Conv. 315. 

— , Kontroverfen über die Behandlung 
beffelben 316. 317. 

— , größere Sicherung beffelben durch 
Verbeflerung der Genf. Conv. 318. 319. 

Sanitätsperfonal ſteht unter bem 
Schutze der Genf. Eonv. 315. 

— , Kontroverjen über die Behandlung 
deſſelben 316. 317. 

—, größere Sicherung beifelben burd 
Verbefjerung der Genf. Conv. 318. 319. 

—, Privatgepäck berfelben ift immer neu: 
tralifirt 319. 

Schadenderjat, Geſetzentwurf, betr. 
bie Berbindblichleit für die bei dem Be: 
triebe von Eiſenbahnen u. f. mw. herbei: 
geführten Tödtungen und Körtperer: 
legungen. Erſte Ber. 119. Zweite Ber. 
125—129. Dritte Ber. 132.133. Schluf- 
abftimmung u. Refjolutionen 133. 134. 
189. 190. 191. 222. 223. 265— 387. 
417. 418. 419. 

—, Antrag Harkort betr. die Entſchãdigung 
für das von den Portugiefifchen Behörden 
rechtswidrig fonbemnirte Stettiner Bart: 
ſchiff „Ferdinand Nieß“ 121. 

—, Petition aus Leipzig betr. eine Rem: 
fion ber gejeglichen Beſtimmungen über 
ben Schadenserſatz 265. 417. 

—, die Anfprüde aus dem Gejehe vom 
7. Zuni 1871 unterliegen der Kompetenz 
des Oberhanbelögerichtes 516. 

Schatzan weiſung en, Ausgabe derſelben 
für den Bund 631. 632. 
Schaumburg-Lippe, Fürſtenthum, ge 
hört zum Bundesgebiet 17. 57. 

3 führt eine Stimme im Bundesrathe 

1. 58 


7 , Bevollmãchtigter zum Bundestathe 
03 


—, Abgeordneter zum Reichstage 109. 
—, Zollvertrag mit Preußen 529. 
Schiedsſpruch, Entſcheidungen des 
Reichsoberhandelsgerichts 520. 
Schifferprüfung 368. 369. 370. 
Schifffahrt, beutiche, Organifation ge: 
meinfamen Schußeß berfelben im Ans: 
lande ift Gegenftanb der Beauffichtigung 
jeitend des Reiches 20. 345. 





Sadıregifter. 


Schifffahrtsabgaben 38. 39. 345. 
Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren 
Staaten gemeinfamen Wafferftraßen ift 
Gegenftand ber Beauffichtigung ſeitens 
des Reiches 20. 

Schiffscertifikate, die Ausſtellung 
derſelben iſt vom Reiche zu regeln 38. 
345. 348 - 353. 
Schifijshandwerker ſind vom Dienſte 
im Landheere befreit 38. 
Schiffslaternen 361. 
Schifismeſſſung 362—365. 377. 
Schiffsregiſter 346—353. 
Schlagſchatz wird wahrſcheinlich in die 
Reichskaſſe fließen 588. 
Säleswig:Holftein, Gefeß betr. Die 
nn aRügung Schl.⸗H.'ſcher Offiziere 


—, Geſetz betr. die Unterftütung Schl.⸗ 
H.'ſcher Soldaten 51. 63" 2075 9 
Schluß der Debatte 97. 

—, Antrag darauf bebarf der Unter: 
ſtützung von 30 Mitgliedern 27. 

— der Abitimmung 98. 

Schriftführer bes Reihötages werden 
von dieſem gemählt 29. 

—, Dal berjelben 89. 

—, Dauer der Amtsführung u. Pfli 
derjelben 89. hung u. Pflichten 
SHriftlide Motivirung der Ab— 
fimmung 98. 

Reihe 13. 14.630—637. 
uldhaft, Geſetz wegen Beleitigu 
derfelben 50. 62. — 8 ſeitigung 
—— ule ſteht unter der Kirche 456. 


— ſteht unter dem Staate 457. 471. 
Ze et Kirche getrennt werden 


z ger nicht unter bem Reiche ftehen 484. 


— confejlionslofe 489. 

hulzwang in Eljaß und Lothringen 
angeführt 576. 
Schuß des geiftigen Eigenthums 20. 


— des deut | 
0. a ſchen Handeld im Auslande 


—. diplomatiſcher 25. 
Pe auswärts lebenden Deutichen 


— des frieblihen Bürgers u. feines Ver: 
mogens 298. 299. 300. 
u beftehenben Rechts durch das Heer 


Sdub zot le, Aufhebung derſelben 235. 
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Schwarzburg-Rudolſtadt, Fürſten— 
thum, gehört zum Bundesgebiete 17. 57. 
ey rührt eine Stimme im Bunbedathe 


—,,Benolmägtigter zum Bundesrathe 


—, Abgeorbneer zum Reichstage 109. 

— , Zollvertrag mit Preußen 539. 

Shwarzburg-Sonderöhaujen, 
Nürftentpum ‚ gehört zum Bunbdeögebiet 


fort eine Stimme im Bundesrathe 
=, Bevollmädhtigter beim Bunbesrathe 
3 


—, Abgeordneter zum Reichstage 109. 
—, Zollvertrag mit Preußen- 529. 
Sera n, Kapitulation ber Feſtung 293. 


Seebeute ber Kaperichifie 301. 

— der Kriegämarine 301. 302. 303. 304. 
Seeblofade 305. 

See: und Revierlotjen 374. 
Seemannjdaft 368. 
Seemanndordbnung 378. 
Seeräuber, Außrottung der dhinefifchen 
Seeräuber 239. 


Seerecht, alle Klagen aus den Rechts⸗ 


verbältnifjen befjelben gehören zur Kom: 
petenz des Bos.⸗Oberhandelsger. 503. 504. 


8 eſchiffe, die Abgaben derſelben 38. 

5. 

—, Bedingungen zur Führung derſelben 
70. 


365—37 


Seefhifffahrt, der Antrag bie Ans 


ftalten derſelben unter die Aufficht bes 
Bundes zu jtellen, fcheiterte 345. 


Seeftraßenredt 361. 362. 
Seewehr fteht parallel der Landwehr 354. 
— , freiwillige 356. 


Seeweſen 377. 


— , für daffelbe ift im Bunbesrathe ein 


dauernder Ausſchuß zu bilden 23. 58. 


Seminarien in Eljaß-Lothringen 576. 
Senate, Theilung des Bos.-Oberhandels⸗ 


gerichts in Senate ijt nur durch Beſchluß 
des Bundesrathes geitattet 504. 


—, iſt durch den Beſchluß des Bundes: 


rathes herbeigeführt 517. 


Serdis-und Verpflegungsweſen, 


die Preußiſchen Beſtimmungen darüber 
ſind unmittelbar nach Publikation der 
Verfaſſung im ganzen Reiche einzuführen 
40. 41. 80. 


Sicherheit der Truppen, Verbot 
ſolcher Handlungen, welche die Sicherheit 
der Truppen gefährden können 289 —-291. 
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Sicherheitsbinde 315. 

— ift zu ftempeln 324. 

Signalbud, engliſches 357. 

— , tranzöfifches 357. 358. 

— deutſches 358. 

Signalflaggen zur Veritändigung 
zwiſchen verfchiedenen Schiffen 356—358. 
Signal: und Semaphoritationen 358. 
Sofortige Zulafjung zum Worte 
fönnen nur Diejenigen Mitglieber ver: 
langen, welche über die Vermweijung zur 
Geſchäfts-Ordnung reden wollen 98. 
Sozialismus, Unterfchied beifelben vom 
Ultramontanismus 486. 487. 
Spielbanfen, Schliefung und Be— 
ihränfung ber öffentliden Spielbanken 
52. 63. 76. 207. 261. 

© d ! ritus, der Zoll davon ijt zu erhöhen 


Sprengfugeln 279. 280. 
Sprudfa a en des Reich8:Cherhanbels- 
gerichtes 18. 

Staat, Stellung ber Kirche zum Staate 
460—463. 466. 467. 
—, Trennung ber Kirche vom Staate 

476—479. 
— , Stellung bejjelben zur Kirche 480. 
Staatsangehörigfeit 542. 543. 546. 
547. 


— des von einer Arınee bejebten feind: 
lichen Landes bleibt unverändert 307. 
— , Ermerb und Verluſt derjelben 556. 
—, Geſetz betreffend den Grwerb und 
auft berfelben 182. 40°. 51. 69. 


Staatsanwaltſchaftliche Beamte 
beſtehen augenblidlich beim Bundes-Ober: 
bandelögerichte nicht 502. 

—, Ueberfiedlung preußifcher nad) Leipzig 
514. 515. 

Staatsbürgerrecht ijt Gegenitand der 
auffichtigung ſeitens des Reiches 19. 
70. 


—, Erlangung deſſelben 18. 
Staatsgenoſſenſchaft, Wahl zwiſchen 
der deutſchen und franzöſchen St. iſt den 
Bewohnern von Elſaß und Lothringen 
frei gegeben 339. 340. 
Staatsgewalt, Ausübung derſelben 
auf okkupirtem Gebiete 307. 312. 
Staatsverträge 14. 
Statiſtik der gemeinſchaftlichen Zölle 
und Steuern des deutſchen Reiches 536. 
—, Gründung einer Reichöbehörde für 
diefelbe 536. 
Statiftit des Zollvereins, Kom: 
miffion zur Fortbildung berfelben 527. 


Sacdhregiiter. 


528. 534. 535. 536. 544. 545. 549. 55%. 
556. 

Stempelabgabe bei ber Stempelung 
der fremden Prämienpapiere floß in bie 
Reichskaſſe 624. 

— bei Eigenthumswechſeln ꝛc. könnie 


paſſend in Reichsabgabe verwandelt 
werden 624. 
Stenographiſche Aufzeihnung ber 


Reihötagsverbandlungen 123. 
Sterbefälle, Gegenſtände, welche zum 
Zweck der Statiſtik bejonders verzeichnet 
werden follen 550. 
— , Statijtif derfelben 549—554. 
Steuerermäßigungen 32. 
Steuermannsprüfung 354. 3". 
369. 370. 
— , einen Gegenſtand derjelben bildet die 
Vertrautheit mit dem Signalbuche 358. 308. 
Steuern für Reichszwecke find (eg: 
ftand der Beauflihtigung jeitend de 
Reiches 19. 
—, Antrag Wilmannd betreffend bie & 
fteuerung der Schlußfcheine 130. 22. 
— in Eljaß und Lothringen 572. >43. 
Steuer: Verbände, Schließung beion 
berer St. innerhalb des Zollvereins bit. 
617. 617%, 
Steuerverein 226. 
Steuervergütungen 32. 
Steuerwejen, für daſſelbe iſt im Bundes 
rathe ein dauernder Ausſchuß zu bilden 
23. 58. 
Stimmen im Bundesrathe 22. 2. 
— in den Ausfchüllen 24. 
— Berufung des Bundedrathes, wenn mil 
einem Drittel St. verlangt 26. 
Stimmengleidheit imBundesrathe 
— bei der Abjtimmung im Reichstage vet: 
neint die geftellte Frage 97. 


Stimmrecht, allgemeines 160. 16]. 


Srafbefimmungen, betreffend Unter 
nehmungen gegen die Exiſtenz ꝛc. des 
deutſchen Meiches 46. 

— , bezüglich des Schußes der Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen 419. 
Strafgefek, betreffend ben Amtsmur 
brauch der Kanzel 479. 491. 49. 49. 
494. 495. | 
Strafgefegbuc für das deutſche Reid 

18°. 419. 


— , Gefeßentwurf betreffend die Redaktion 
bes Strafgejegbuches für das beutidr 
Reich. 
131. 132. Dritte Ber. 132. 210. 
Strafgejegbuc für den Norbb. Fund 
52. 63. 207. 


Erfte Ber. 131. Zweite Fer 





Sachregiſter. 


>» 


Strafreht, gemeine, Geſetzgebung 
darüber tit Gegenftand EN Beaufſichtig⸗ 
ung jſeitens des Reichs 2 

Strafverfahren gegen ritglieber des 
Reichötages 30. 
Straßburg, Kapitulation der Feſtung 
294. 


— it Sit einer Ober: Boftbireftion 447. 

Straßburger Bibliothek. 142, 

Straßburger Zeitung 569. 

Etreitigleiten zwifchen Bundesitaaten 
36. 

Subvention des Nordd. Bundes für 

eu Fahrbarmachung der Sulinamünbung 
3) 


— des deutfchen Reiches für bie St. Sott- 
hardt⸗Bahn 635. 

Succumbenstraie, geſetzliche, wahl⸗ 
loſe 523. 524. 525. 

Sühnverſuch foll von einer unpar- 
teiiihen Macht vor dem Kriege verjucht 
werden 277. 278. 279. 

Summepisfopat bes Landesherren 485. 

Syllabus 4521. 457. 463. 464. 465. 
466. 

Symbol, einheitliches, für die Reichs⸗ 
armee beſteht nicht 405. 

Sympathie, Aeußerungen berjelben mit 
einer Kriegäpartei auf neutralem Boben 
334. 335. 


Tabak, Geſetzgebung über die Beſteuer⸗ 
ung des Verbrauchs 31. 59. 531. 

— Einnahmen aus dem Zoll 32. 230. 531. 

— Tabafiteuer wird ud in Elfaß-2otb: 
ringen eingeführt 5 

— Tabafiteuer muß Rhoht werden 605. 

— Tabakſteuer 611—616. 

— Einnahmen aus der Steuer im Jahre 
1871 640. 

Tabellariſche Ueberti ht be Zähl⸗ 
ungsreſultate 543. 544. 

Tageßorbnung für has nm 94. 
9. 167. 

— der Kommiffionen und Abtbeilungen 94. 

—, Anträge auf einfache Tagesordnung 97. 

— nmage auf motivirte Tagesordnung 
91. 92. 9 

— über Anträge bed Bundesrathd Tann 
niht zur Tagesorbnung übergegangen 
‚werden 97. 

Zarife, möglicäfte Gleihmäßigfeit und 
Herabfegung derſelben auf den Eifen: 
bahnen 34. 413. 414. 

Zarifpolitit in Betreff ber Zölle 
399 — 605. 

Tarifreform 234. 235. 
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Tarifwefen ber Gifenbahnen ift ber 
Kontrolle des Reiches unterworfen 34.413. 
—, übereinflimmendes, ift die Grundlage 

des Wechjelverfehrs der Staaten 448. 

Taufzwang, Aufhebung deſſelben 479. 

TZelegrapbencongreß 451. 

Telegrapbendireftionen 432. 433. 

Zelegrapben Ineiheiten, Abſchaffung 
derſelben 439. 440. 

Telegrap henfreimarken, Geſetz be⸗ 
treffend die Einführung derſelben 52. 63. 
76. 439. 

een ren 987. 588. 

Telegraphbenordnung 443. 445. 588. 

ze graphbenredt, internationales 450. 


TZelegraphenregal 440. 441. 
Zelegrapbenverein, Deutſch⸗ Deiter- 
reichiſcher 410. 424. 443 
Telegraphenverträ e 450. 451. 588. 
Telegraphenwefen 423—429. 431— 
433. 438—443. 
— iſt Begenftand ber Prauffihtigung 
feiten8 bes Reiches 20. 411. 424 
— wird einheitliche Staatöverfehranitalt 
35. 424. 428. 
‚ für daflelbe wird im Bundesrath ein 
bauernbe Ausſchuß gebildet 24. 58. 415. 
9 


— , über bafjelbe können Yunbesftaaten 
auch mit audmärtigen Mächten Verträge 
ſchließen,, „m ed den Grenzverfehr 
betrifft 72. 75. 428. 

— fteht im ae eine Kriege auch in 

Württemberg unter dem Kaifer 81. 428. 
— bedarf einer einheitlichen Geſetzgebung 
40. 441. 


„Verwaltung deſſelben 443—448. 
— in Elfah und Lothringen 447.448. 575. 
‚ Gebühren für ba * 587. 588. 
— der Frage kann jeder ver: 
langen 9 
Thüringen hat mit Preußen ıc. Brannt: 
wein: und SBierfteuergemeinichaft 616. 
617. 620 
zebeaut {f ache, Verzeichnung derjelben 
551. 5 
Toul, Kapitulation der Feſtung 294. 
Tranfitverfehr durch Deutichland 449. 
Transport von Kohlen ꝛc. auf den 
Eijenbahnen 34. 413. 414. 
— von Getreide, Mehl ꝛc. 34. 35. 
Zurfos dürfen im Kriege nicht vermenbet 
werben 285. 


Üebergangsabgaben auf Branntmein 
und Bier 72. 231. 
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Uebergangsabgaben, Höhe derſelben 
im Sabre 1871. 640. 
Ueberſchreitung der apokotiigen Be: 
fugnilfe des —*8 462. 463. 
Uebertretungen, Aaetheiuns perfeiben 
in Eljaß und Lothringen 5 
Neberwahung der Ausführung ber 
Reichsgeſetze 2 
uneheligteit ber Gebornen, Ber: 
zeichnung berjelben 550. 551. 553. 
Unfallverfiderung 267. 
Unfepfbarteitöbogma 472 473. 474. 


ui for m iſt nidt nothmendig für bie 
Treifchaaren, aber äußere Erfennbarteit 
bes militärifden Charakter 287. 288. 

Univerfitäten 485. 

Un terriätämefen in Elſaß und Loth⸗ 
ringen 142 

Unterfheibung von giebt und Feſtung — 
bei der Beſchießung 2 

unterfherbungefignafe 359. 

Unterftüßungsmwohnjig, Geſetz bar: 
über 18°. 52. 63. 208. 250. 251. 

Unterfudun ‚8 gegen Mitgliever des 
Reichſtages 30. 

Urbe berzeiht, Geſetz betr. das Urheber: 
reht an Schriftwerken ꝛc. 51. 63. 208. 
259. 505. 515. 

‚ bie Anſprüche daraus unterliegen ber 
Kompetenz des Bunbes- Oberhandelsge— 
richtes 505. 515. 

Urkunden, öffentliche, ihre Beglaubigung 
unterliegt ber Beauffichtigung ſeitens des 
Reiches 20. 

Urlaub bebürfen Beamte zum Eintritt 
in den Reichstag nicht 28. 

u Mr a u b s⸗Geſuche v. Reichſtagsmitgliedern 


uriheile, in weſſen Namen find fie in 
einem offupirten Sebiete zu publiciren? 
312. 313. 


Veränderun gen in berBerfafjungd?. 48. 

Verantmwortlichleit des Reichskanzlers 
27. 86. 211. 

— , von jeder find wabhrbeitögetreue Be: 
richte über die Verhandlungen des Reiche: 
tages frei 29. 

Da raudsfteuern 588-595. 601— 

1. 
— , die Gefeßgebung darüber 31. 


— , Erhebung und Verwaltung 31. 32. 
95. 


—, Einnahmen aus denfelben 32. 590. 
613. 615. 


591. 6071. 6091. 609°. 610%. 


618. 619. 621. 





rn 


Sachregiſter. 


® 


Verdienſte, hervorragende; Geſet be- 
treffend Die Verleihung von Dotationen 
in ‚nerfennung berfelben 157. 158. 197. 
198. 199. 219. 

Verehelihungsmejen kann fürdagern 
vom Reiche nicht verbindlich geregelt 
werden 70. 

2. 1 ein beutfcher Eijenbabnverwaltungen 


‚ Reglement befjelben 420. 
Bereinigung von Eljaß und Kothringen 
mit dem Reiche 15. 85. 130. 1 4. 
143. 144. 146. 147. 182—185. 410- 

212. 577. 643. 

Vereins weſen unterliegt ber Beaui: 

ſichtigung ſeitens des Reichs 20. 57. 
„Antrag Schulze betreffend bie privat: 

rötlich, Stellung von Bereinen 12. 


re MWaiauf bezũgliche Petitionen 123. 
Verfaflung bed Deutichen Reiche 11— 


—, Geſetz betreffend diefelbe 7. 8. 15. 
112. 115—117. 119. 205. 206. 
Verfaſſungsſtreitigkeiten 47. 

v e Ai baftung eine® Reichstagsmitgliedes 


Berfandlungen bes Reichstags find 
öffentlih 2 

Verkehr. Für denjelben ift im Bundes⸗ 
su „ein dauernder Ausfchuß -zu bilden 


— , unterliegt ber neaufichtigung feitend 
des Reiches 20. 4 
— Vermaltung ber "ifenbapnen im In: 
tereſſe deſſelben 33.34. 413. 414. 
„dssl. des Poſt- und Telegraphenweſens 


—, nur für Anſtalten zur Erleichterung 
seljelben dürfen Abgaben erhoben werden 


Bertünbigung der Reichsgeſetze 26. 
— erfolgt durch das „rreicjägelegblatt 13. 
Verordnungen 12. 

Berorbnungsregt des Bunbesrathei 


— ee Kaiſers 36. 37. 42. 

Verpflegung der zur Okkupationsarmee 
gehöri igen deutichen Truppen von Frank⸗ 
teich 

Verproviantirung einer belagerten 
Stabt während eines Waffenſtillſtandes 
295. 296. 

Verfiherungdagenten 124. 

Verfiderungsbedingungen, Ent: 
[deibung des Reichsoberhandelsgerichts 

arüber 520. 








Sachregiſter. 


Verſicherungsweſen iſt Gegenſtand 
der Beaufſichtigung ſeitens des Reiches 19. 
— bei der Verpflichtung ber Bergmwerfö- 
befiker zum Schadenserſatz 191. 192. 267. 

Nertagung bed Reichdtages 26. 

-- darf die Friſt von 30°’ Tagen nicht 
überichreiten 29. 

Vertagungs-Antrag bedarf der Unter: 
ſtützung von 30 Mitgliedern 97. 

Verträge, zwifchen dem norddeutſchen 
Bunde und Baden 1—7. 49—H6. 

— und Heilen 1—7. 49—56. 

— und Mürtemberg 1—7. 74—85. 

- und Bayern 17. 56— 74. 206. 

7 zwiſchen den einzelnen Bundesitaaten 
Ss 

— mit jremben Staaten 25. 

— über Poſten und Telegrapbenwefen, fo 
weit es den Grenzverkehr betrifit 72. 

—, bejondere, entjcheiben über eigene 
Sandespoiten und Telegrapbenvermwalt: 
ungen 36. 

— dto. in Betreff ber Ernennung der 
Offiziere 44. 

—, Freundſchafts-, Handels: und Schiff: 
tahrtövertrag zwifchen dem Norbd. Bunde 
und dem Freiſtaate Salvador. Erfte und 
zweite Ber. 112, Dritte Ber. 114. 

ir rtretung , völferrechtliche, des Reiches 
25. 

— in Ausübung der Wehrpflicht 39. 

Zerunglüdungen von Gemerbetreiben: 
den in ihrem Berufe 119. 125—129. 
132—134. 

Verwaltung, centrale, des Reichskriegs⸗ 
wejens iſt in Bezug auf Sachſen auf: 
gegeben 387. 

-, tentrale, des Reichskriegsweſens fehlt 
in der beutjchen Reichsverfaſſung 388. 
339. 


— iſt namentlich beichränft in Bayern, 
Sachſen und Würtemberg 390. 391. 
=, Regulirung berfelben in Elſaß und 
Lothringen 579. 580. 
%ermaltungsfoften 32. 33. 60. 
Verwaltungs-Vorſchriften 32. 60. 
Lermundetenpjlege, Benußung neu: 
ttalen Gebietes dazu 333. 334. 
Reterinairpolizei, Maßregeln der: 
ielben find Gegenſtand der Aufſicht des 
Reichs 20. 

Nice: Rräfidenten bed Reichstages 
werden von biejem gewäßtt 29, 

—, Wahl derjelben 88. 

—, Tauer ihrer Amtsführung, Verpflicht⸗ 
ung derſelben den Präſidenten zu ver: 
treten 89, 


v. Holgenborff, Jahrbud 1. 
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Viehzählung 544. 
Vogtei des Kaifers für die Kirche 453. 
454. 


Bollfsjhullehrerfeminar-Ördnung 
für Elſaß und Lothringen 576. 
Bolfszählungen 528. 528°. 531. 
540— 548. 

Vollmadtsurfunde des Rechtsan⸗ 
walts 521. 

Borlagen an den Reichsſstag hat das 
Bundesprafidium zu bringen 26. 
Vorleſen ſchriftlich abgefaßter Reden iſt 
nur den Reichstagsmitgliedern geſtattet, 
welche der deutſchen Sprache nicht mächtig 
ſind 96. 

Vorſitz im Bundesrathe führt der Reichs: 
fanzler 26 

— welcher auf Lebensalter beruht, kann 
von den dazu Berufenen auf bie im 
Lebensalter ihnen am nädhiten ſſehenden 
Mitglieder übertragen werben 87. 


Waffenhandel zwiſchen einem Krieg⸗ 
führenden Staate und Neutralen iſt nicht 
verboten 330. 331. 

Wahl zwiſchen der franzöfiichen oder 
deutſchen Staatsgenoſſenſchaft ijt den 
Bewohnern von Elſaß und Lothringen 
freigegeben 339. 340. 

Wabhlangelegenheiten, Petition bes 
Gutsbeſitzers Hillmann betrefiend Die Be: 
ihränfung der Wahljreiheit 124. 

—, Betition von Hupfeld und Gen. aus 
Kafjel betreffend Wahlagitationen eines 
Landrathes 131. 

Wähler find im Falle der Auflöfung 
des Meichstages binnen 60 Tagen zu 
verfammeln 29. 

Wahlbeeinfluffung, amtlide, führt 
immer zur Xernichtung ber Yet 166. 

Wahlen für den Reichstag 28. 59. 

— zu den Kommiffionen geſchehen in den 
Abtheilungen 92. 

Wahlgeheimniß 164. 165. 

Wahlgejek für den Reichstag bes 
Nordd. Bundes 51. 69. 

Wahlfonfuln 241. 248. 

Wahlliſte, Abſchluß derjelben 163. 

— , Richtigkeit derjelben 164. 

BWahlprüfungen 87. 8. 

Vorträge der Abtheilungen über 
zweijelhafte Wahlen oder Wahlverſtöße. 
—, Wahl des Herrn von Treskow 110. 

142. 143. . 
1. Oldenburger Wahlkreiſe 
. 142. 


„ im 
110 


45 
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Sadıregifter. 


MWahlprüfungen, Wahl im 2. Kaffeler Wahlprüfungen Wahl im 11. Düſſel⸗ 


„ 


[2 


Wa (reife 110. 111. 
im 1. Oppelner „ahlnreife 111. 

im 1. und 2. Münddener 
Wahlkreiſe 111. 


--, Wahlen im Großherzogthum Medien 
burg- Schwerin 111. 
—, Wahl im 10. u lauer Wahlkreis 


114411 


— 2. 


Wahlen in 
Wahl im 12. 


111. 
im 7. aner Wahlkreis 111. 
112. 118. 120. 129. 143. 


. Breslauer Wahlbezirk 112. 
in 12. Breslauer®abhlfreis112. 
im 1. Liegniger Wahlkreis 112, 
im Yürftentbum Schwarzburg- 
Nudolftabt 112. 143. 

im d. Badenſchen Wahlfreid 
112. 157. 

im 11. Hannoverſchen Wabl- 
freis 112. 113. 

im4. Marienwerderfchen Wahl: 
freiß 113. 

amburg 113. 
pannoverihen Wahl: 
reis 113. 142. 

or 9. Beishamer wahlkreis 
im * Breslauer Wahlkreis 
113. 114. 

im 3. Arnsberger Wahlkreis 
114. 131. 

un Düfelborjer Wahlkreis 


im 1. Dogbeburger Wabhlfreis 
117. 143. 

im 7. Schlesmwig-Holfteinifchen 
Wahlkreis 117. 

118. Dppelner Wahlkreis 117. 


im 4. Oppelner Wahlkreis 118. 
im 7. Oberbayerifhen Wahl⸗ 
freiß 118. 

im 7. Koesliner Wahlkreis 118. 
im 8. Schleswig-Holſteiniſchen 
Wahlkreis 119. 
imd.Gumbinner®abhlfreisi19. 
im 18. Sächſiſchen Wahlfreis 


im 5. Oberfränkiſchen Wahl—⸗ 
kreis 119. 

im 9. Breslauer Wahlkreis 119. 
nl 1. Poſenſchen Wahlkreis 
im 5. Unterfäntigen Wahl: 


im 10.0 
0 Düffelborfer Wahlkreis 


dorfer Wahlkreis 120. 122. 
im Fürſtenthum Reuß älterer 
Linie 123. 15 
im 3.Sächſiſchen Wahlkreis!?. 
im 4. Schleswig-Holſteiniſchen 
Wahlkreis 123. 
im 3. Medienburg: Schwerin. 
ſchen Wahlkreis 123. 

„ imi.Trierfhen Wahlkreis 12. 

„ im 2. Koblenzer Wahlkreis 12. 

imd.Gumbinner®aphlfteisi!- 

" im 1 Danziger Wahlkreis 1”. 
15 


imd. Parienwerderſchen Wahl 
kreis 138. 
im 3. Öroßberzogtih heſſiſchen 
wahtreis 138. 139 

m 6. Wiesbadenſchen Wabl 
kreis 139. 
im 4. Stettiner Wahlkreis 1i.. 
im2.Gumbinner®ahlfreisi!». 
im d Königsberger Wahllreis 
1 


’ „ 


im 6. Königsberger Wahlkrei⸗ 
144. 


—, Beriht der VI. Abth. über die be 
ber Vorprüfung der Wahlen mahrg: 
nommenen Mängel 144. 160. 163’. 161. 


Wahlreglement 163. 164. 
Wald, Vernichtung der Wälder aus mili 
tärifcher Nothwendigkeit 313. 
Walded, Fürſtenthum, gehört zumBundes 
gebiete 17. 57. 
— ‚führt im Bundesrathe 1 Stimme 21... 
— —Bepollmãhtigtet zum Bundesrath 1%. 
‚ Abgeordneter zum Reihälage 10. 
—, ; Zollvertrag mit Preußen 5: 
Wafferfiraßen, Aufficht bes Reihe 
über biefelben 20. 
‚ Abgaben auf denjelben 38. 


Weil el, alle Klagen ans bemfelben a 
hören zur ompeten 3 des Bds. Oberhandels 
gerichts 503. 504. 

‚ das Recht aus demſelben ijt in manden 
Beziehungen vom Reichs-Oberhandels 
gericht geklärt worden 519. 50. 

Wechſelordnung, Allgemeine Teutikt 
498. 499. 

„Geſetz betr. die Einführung berfelben 
51. 63. 207. 498. 

Wechſelprozeß, Entfcheibung des Reichs 
oberhandelsgerichts 520. | 

Wechſelſtempelſteuer, Geſetz daruͤdet 
51. 52. 63. 207. 577. 622. 

— ift eine Reichäftener 622. 623. 62. 











Sadıregiiter. 


Wehrlaſt bedarf einer Außgleihung 
dur das ganze Reich 395. 396. 
Wehrpflicht 39. 

—, allgemeine, der feemännifchen Bevöl⸗ 
ferung 353. 

Meinzoll:-Rabatt, Petitionen mehrer 
Weingroßhändler, welche ſich über die 
vom Bundesrath gefaßten, die eventuelle 
Aufhebung des Weinzoll : Rabattd be: 
trejienden Befchlüffe beſchweren 142. 

RWeinzollrebuftion 597. 598. 605. 

Widerfprucd der Entwidlung foßmo- 
politiiher Verkehrsanſtalten mit ben 
Tuodezherrichaften Deutjchlands 409. 

Widerſpruchs recht beitehender Eifen- 
bahnen gegen die Anlegung von Parallel: 
und Konfurrenzbahnen 34. 414. 

— ber Bundesglieder gegen Anlegung 
von Eifenbahnen, bie für die Landes: 
vertheibigung nothwendig find, befteht 
nicht 43. 

Wiedereröffnung der Diskuſſion ift 
eingetreten, menn ein Vertreter bed 
Kundesraths nad dem Schluffe der 
Disfuffion noch das Wort genommen 
bat 96. 

Rirtbfhaftsgenoffenfhaften, 
Geſetz betreffend die privatrechtlidhe Stell: 
ung berjelben 51. 62. 259. 260. 

Wochenmarkts-Verkehr, 
ſtände deſſelben 254. 255. 

Wörterbuch, geographiſches, für das 
deutſche Reich 539. 

Wohnſitz, feſter 18. 

Vohnungsverhältniſſe 546. 548. 

Wuchergeſetze, Aufhebung berjelben232. 

Bürttemberg, Königreich, gehört zum 
Bundesgebiete 17. 57. 

— , führt im Bundesrathe 4 Stimmen 
21. 57. 75. 

—, iſt jeberzeit im Bundesrathsausſchuß 
für Landheer und Feſtungen vertreten 241. 

—, iſt jederzeit im Ausſchuß für aus— 
wärtige Angelegenheiten vertreten 24. 58. 

—, bat 17 ag: in den Neihstag zu 
ienden 28. 59. 75. 

— , jeiner Landesgeſetzgebung ift die Be: 
tteuerung inländijchen Branntweins und 
Biers vorbehalten 31. 33. 59. 594. 616. 
—, Poft- und Telegrapdenmeien 37. 75. 
ic. 427. 428. 438. 487. . 

—, Militärverhältniſſe 44. 449. 75. 78— 
55. 390. 642. 

—, tritt der zwifchen bem Norbd. Bunde, 
Daben und Helfen vereinbarten Verfaffung 

ei 75. 
—, Bepollmächtigte zum Bundesrathe 102. 


Segen: 
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Württemberg, Abgeordnete zum Reich? 
tage 108. 

—, zweckmäßige Einrichtung d. Wahlen 1631. 

— erkennt die Kompetenz des Oberhandels⸗ 
gerichtes für ſeine Staaten an 515. 


Zählbezirke, 
in 3. 547. 548 

Zählkarten, Einführung berfelben 545. 
546. 553. 554. 

—, Borzug bderfelben 547. 548. 554. 

Zählung fol am 3. Dez. ftattfinden 541. 

— ſoll fünftig alle 5 Jahre ftattfinden 545. 

— Io fünftig am 1. Dez. jtattfinden 545. 
54 


Zählungdliften 547. 548. 

Zeitungsfautionen 225. 

—, Vetition um Aufhebung der Zeitung3: 
fautionspflicht 133. 

Zinfen, Gefeß betr. die Aufhebung ber 
vertragsmäßigen Zinfen 50. 62. 76. 252. 

Zölle des deutſchen Reiches 588—605. 

— , Erhebung und Bermaltung 595. 

— , Einführung des Zolls auf Salz 598. 

— , Aufhebung des Zolls auf Sal3604.605. 

Zoll: und Steuerämter 32. 

— ihre Abfertigungsbefugniffe werben ver: 

2 


Eintheilung jedes Orts 


« 


mehrt 232. 

Zollausſchlüſſe 31. 33. 593*. 
Zoll: und Steuercredite, Weber: 
nahme derfelben von 1872 an auf das 
Reich 642. 643. 

—, betr. die Abänderung alter Zollgeſetze 
mit Bezug auf den modernen Verkehr 232. 
Zollgejeggebung ift Gegenſtand der 
Beauffihtigung Seiten bed Reichs 19. 

Zollgrenze 3l. 

Zollparlament 227. 232. 233. 

Zolltarif, Reform deſſelben 234. 235. 
533. 595—599. 

— , Erfolge der Reform 600. 601. 

—, Grundzüge einer neuern Reform 605. 
604. 605. 

Zollverein 13. 226—234. 588. 589. 
— , Statiftif deſſelben 527. 528. 529. 540. 
— , Gentralbureau für da8 Rechnungs: 
mwejen 530. 

Zollvereinsvertrag 9. 311. 33. 6L 
12, 529. 596. 597. 598. 
Zollverträge Preußens mit den Staaten 
Deutſchlands 529. 

Zollmwejen, dauernder Ausfhuß dafür 
im Bundesrathe 23. 58. 

— , Erhebung und Termaltung ber Zölle 
31. 32. 595. 

— , Cinnahmen aus ben Zöllen 32. 33, 
589. 590, 


45° 
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Sollmeien, Fluß- und fonftige Waffer: 3 


ölle 2 
Bi ig baffelbe wird eine Kommiſſion 
im —— gewählt 92. 
—, Durchfuhrz le 230. 398. 
—. Ausfuhrzölle 230. 598. 598". 
‚ Einfuhrzölle 230. 589. 
‚ Binnenzölle 230. 
Zuder, Gefeßgebung über bie Beſteuer⸗ 
ung bed Verbraudhes 31. 59. 
— , Einnahmen aus den Verbrauchs- 
abg aben von demſelben 32. 60. 230. 
‚ die Beſteuerung deſſelben wird auch 
in Elſaß und Lothringen eingeführt 572. 
— , ber Zuderzoll ift zu ermäßigen 604. 605. 
‚ Zuderfteuer 606. 607. 608. 
Zuhörer: Räume, Ordnungs-Be— 
ftimmungen über biefelben 99. 


Berfonenregifter. 


ufammenftellung ber gefaßten Be 

ſchlüſſe bei Geſetz- Entwürfen 0. 91. 

Zujammenftöße auf See, Berorb: 
209 zur Verhütung derſelben 361. 


Zufimmung der Bevölferung einer 
abgetretenen Provinz 338. 339. 

Zuzüge zu ben fzinolichen Heeren über 
—R Gebiet 3 

Zwangs weiſe Bauten 313. 314. 

Zweite Beratdung über &ejep:(Fnt: 
würfe 90. 91. 

—, im Plenum 167. 168. 

Zwiſchenhandel, tranfitirendber, ber 
Hanfeitäbte 229. 230. 

Zwifhenfommijfionen für bie ge- 
ſchäftliche Behandlung umfangreicher Ge— 
ſebentwürfe 133. 146. 170. 202 - 4. 


2. Perſonenregiſter. 


(Die großen arabiſchen Zahlen bedeuten bie Seiten, die kleinen die Noten). 


Adermann 127. 128. 129. 137. 
Aegidi 114. 

Mojig v. Aehrenfeld 123. 
Albreät 112. 165". 

Graf Arnim:Boykenburg 125. 
Dr. 8. Auerbad 121. 4151, 
Augdpurg 114. 


Dr. Baehr 110. 127. 133. 134. 
mol: 152. 2151. 500. 

Bamberger 122. 1 129, 135. 
"ig. 140. 152. 153. 
Dr. Banks 127. 129. "188. 153. 199. 
Dr. Marquard Barth 111. 132. 
Bebel 114. 
Dr. Beder 111. 134. 136. 209. 437. 
Behringer 15%. 
v. Belom 135. 209, 
v. Benda 141. 152. 153. 
Benedetti 275. 
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Was die Einrihtung des Jahrbuchs betrifft, To follen dabei folgende 
Gefihtspuntte maßgebend fein: 

1) Der der Berichterftattung erwachſene Stoff foll in eine Reihe jährlich 
wieberfehrender, nad fachlichen Geſichtspunkten geſchiedener Fächer 
vertheilt und ebenſo vielen Fachkennern zugemiefen werden, deren 
fortdauernde Mitwirkung die Herftellung eines inneren Zufammen: 
hanges unter den einzelnen Jahrgängen hoffen läßt. 

2) In diefen Berichten, welche mit dem 1. Juli eines jeden Jahres, 
als demjenigen Zeitpunfte, zu welden eine Ueberficht über die 
Geſetzgebungs- und Gejchäftsperioden verhältnißmäßig am beften zu 
bemerfitelligen ift, abſchließen, ſoll alles berüdjichtigt werden, was 
in den großen Organen des Reichs, in feinen geſetzgebenden Yactoren, 
in feinen Behörden, außerdem aber auch in den Landtagsverhand: 
lungen der einzelnen Staaten und in der politifchen Literatur be: 
achtungs- und erinnerungswerth erjcheint. 

Unjer Unternehmen ijt unabhängig von den Beitrebungen irgend einer 
politiihen Partei. Es ift national in dem Sinne, daß es zur Befeftigung 
der in der Entſtehung des Deutichen Reichs thätig gewejenen Kräfte und 
zur Ueberwindung ber feiner lebenskräftigen Entwidlung feindlichen Gegenfäße 
durh Verbreitung richtiger Anfhauungen von den wichtigeren 
thatfählihen Vorgängen in weiteren Kreifen mitwirtt Cine 
yeoretifhe Bekämpfung bejtimmter politiſcher Doctrinen liegt außerhalb feiner 
Aufgabe. 


Aus dem umftehend angegebenen Inhalt erhellt, daß es ſich bei unferm 
Unternehmen nit um ein Werk der fahgelehrten Staatsjurisprudenz 
handelt, fondern um eine gleihjfam in jährliden Zwiſchenräumen 
fortgeführte Encyclopädie der Deutfhen Staatsrechtsver— 
bältniffe und der Reichspolitik, und daß inäbefonbere der erite Band 
(Sahrgang 1871) wegen feines die Deutſchen Reichszuſtände aus ber Zeit 
der Gründung des Reichskörpers recapitulivenden Inhalts gleichzeitig die De: 
deutung einer allgemeinen Einleitung in das jetzt geltende Reichsrecht bean: 
ſpruchen darf. Es wird fomit den Gebildeten aller Stände eine willtommene 

Erſcheinung fein, und giebt fich die VBerlagshandlung vertrauensvoll der Hoff: 
nung Hin, dag ihm eine alljeitige rege Förderung und Theilnahme entgegen: 
gebradyt werde. 


Leipzig. 
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ri 


XI. 


XIII. 


XV. 


XVI. 


XVII. 
XVII. 


Verlag von Duncker & Humblot. 


Inhalt von v. Holtzendorff's Jahrbuch ıc. 


I. Jahrgang. 
Tie Rerfajfung des Deutfhen Reichs vom 16. April 1871, von 
Prof. Dr. Thudichum in Tübingen. 
Geſchäftsordnung für den Reichätag. 
Bevollmächtigte zum Bundesrath. 
Wahlkreiſe und Reichſstagsabgeordnete. 
Regeſten des Deutſchen Reichsſstags, von Geheimrath Dr. Athtth in 
Berlin. 
Die erſte Sitzungsperiode des erſten Deutſchen Reichstags, 
von Dr. Ludwig Bamberger in Berlin. 
Die Reichsgeſetzgebung, von Prof. Dr. Sranz v. holtzendorff in Berlin. 
Handel, Zollwejen, Confularmwefen; wirthſchaftliche Geſeß— 
gebung, von Anguf Lammers in Bremen. 
Völkerrechtliche Betrahtungen über den franzöſiſch-deutſchen 
Krieg 1870/71, von Geheimrath Prof. Dr. Bluntſchli in Heidelberg. 
Marine und Seewefen, vom Navigationslehrer Dr. Romberg in Bremen. 
Da8 Heerwefen des Deutjhen Reichs, vom Abgeorbneten Selurih 
Blankenburg in Breslau. 
Die Verfehrsanftalten des Reichs (Poſt, ZTelegraphen, Eiſen— 
bahnen), vom Geheimen Poſtrath Dr. Fifher in Berlin. 
Das Deutfhe Reih und die fatholifhe Kirche, von Prof, Dr. 
Friedberg in Leipzig. 
Die Rechtspflege des Deutfhen Bundes-Oberhandelsgerichts, 
von Prof. Dr. Kiffen. 
Die Statiftit des Deutfhen Reichs, vom Regierungsrath Dr. 
Keiten in Berlin. 
Die Berwaltungdeinridtungen von Elfaß und Lothringen, 
von Stadtrichter Echfeldt in Berlin. 
Das Reihsfinanzwefen, von Prof. Dr. A. Wagaer in Berlin. 
Reichsrechtliches aus Deutichen Landtagdverhandlungen. 
Literaturnotizen über bie reichsrechtlichen Publicationen. 
Regiſter. 


—— 320 22— 


Trud von Friedr. Aug. Liſchte, Leipzig⸗Reudnitz. 


II. Jahrgang. 





| 
Jabrbuch 
Geſehtzgebung, Verwaltung und Rechtspflege 


des 





Deutſchen Reichs 
herausgegeben 


von 


Dr. Franz von Holtzendorff, 


Prof. der Rechte in Berlin. 


Erjte Hälfte. 





Inhalt: 
I. Ueberſicht ber Geihäftsthätigfeit des Deutichen Reichstags in ber 2. unb 3. 
Sigungsperiobe der 1. Legislaturperiode. Ben Gch.- Rath Dr. Mekel in 
in. . 
IL Die Grmblagen der heutigen Deutſchen Kriegsverfalfung. Bon Prof. Dr. 
Thudichum in Tübingen. 


Handel und Zollmelen, Konſularweſen; Auswanderung; wirtbichaftliche Gefet- 
gebung. Bon A. fammers in Bremen. - 


F 


IV. Ueberſicht ber Literatur Über die Deutfhe Münzfrage in den Jahren 1869—72. 
Bon Prof. Dr. A. Soetbeer in Göttingen. 


| 
V. Seeweſen. Bon Dr. Romberg in Bremen. | 
VI. Die Reichsgeſetzgebung von Mitte 1871 bis Ende 1872. 











geipjig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1873. 


IL. 


III. 


IV. 


42 


Inhaltsverzeichniß. 


Ueberſicht der Geſchäftsthätigkeit des Deutſchen Reichſstags 
in der zweiten und dritten Sitzungeperiode ber erſten Legislatur⸗ 
periode. Bon Geh.⸗Rath Dr. Aehel in Berlin. 

A. 2. Sitzungsperiode vom 16. October bis n Daember 1871. 

I. Reichstag. nn 
U. Beratfungsgegenftänbe .. 
B. 3. Sigungsperiode vom 8. April bis 19. Juni 1812. 


I. Reichstag 33 
II. Berotbungsgegenflände 40 
Die Grundlagen der heutigen Deutſchen Sriegsverfaffung 
Bon Prof. Dr. Friedrich Thudichum in Tübingen. 
Erfles Bapitel. Zuftändigleit der Reichsgewalt binfichtlich ber Ordums 
und Leitung des Kriegsweſen 87 
Zweites Rapitel. Die Verwaltung bes Kriegsweſens . 120 
Handel und Zollweſen; Konſularweſen; Auswanderung: 
wirthſchaftliche Gefekgebung Bon A. Lammers in 
Bremen. 
1. Handel und Zollweſen rn . 14 
2. Konfulaweien > 2 200 net .. 1% 
3. Auswanderung . . - nen . 18 
4. Wirthſchaftliche Geſebgebung 131 
Ueberſicht ber Literatur Über die Dentſche Ränzfrage in ven 
Jahren 1869—1871. Bon Prof. Dr. A. Zortbeer in Göttingen. 14 
Seewefen. Bon Navigationsiehrer Dr. Romberg in Bremen . 15 
Die Reichsgeſetzgebung. Bon Mitte 1871 bie Ende 1872 . 186 








Jahrbuch 
für 
Geſetgebung, Verwaltung und Rechtspflege 


des 


Deutſchen Reichs. 





Zaprbud 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege 


des 


Deutſchen Reichs 


unter Wiwirfung von Dr. Ludwig Samberger, Dr. €. Etheld, Gehelmraih Vreſ. Dr. Bluntfall, Ob.-Mppeil.« 
Rath Prof. Dr.Ende @eh. Potrath Dr. Sifher, Prof. Dr. Friedberg, Reidb-Oberbandelögerictd:Raib, 
Dr. Goldfämidt, Anguß Fammers, Stadtricter Echfeidt, Geh. Regierunger. Dr. Melden, Scheimrath Dr. Medel, 
Grof. Dr. Mißen, Dr. Komberg, Prof. Dr. A. Sertberr, Trof, Dr. Ehudldum, Brof. Dr. A. Wagner u. &. 


herausgegeben 


Dr. Franz von Holtzendorff, 


Brof. der Recie in Berlin. 





Zweiter Jahrgang. 





Leipzig, 
Verlag von Dunder & Humblot. 
1873. 


Das Ueberfeungsrecht wie alle anderen Rechte, fur das Ganze wie für 
die einzelnen Theile, vorbehalten. 


Die Verlagsbuchhandlung 





Borbemerfung. 


Dem im Profpelte angegebenen Zweck des Lehrbuchs: 
eine fritifh-prüfende, überfihtlidhe, den großen 
Perioden der Reichsgeſetzgebung entfpredende 
Berihterftattung über alle im Zeitraume eines 
Jahres eintretenden Ereigniffe und Vorgänge auf 
dem Gebiet der Verfaffungsgebung, Legislative, 
Bermaltung und Rechtspflege des Deutſchen Reichs 
zu liefern, 
it auch der zweite Jahrgang in der Hauptſache treu geblieben. Der 
Herausgeber ift bemüht geweſen, dur Umfrage bei fachverftändigen 
Männern, Gelehrten und Reichstagsmitgliedern zu erfahren, melde 
Verbefierungen etwa wünſchenswerth fein möchten. Zu feiner Genug- 
thbuung- vernahm er, daß der Nuten des Jahrbuchs nicht nur von der 
Fachpreſſe, fondern auch von Denen anerkannt wurde, deren Urtheil be- 
ſonders erbeten worden mar. 


Eine nicht unerheblihe Veränderung in der Darftellungsform 
wird in der Ueberſicht der Reichstagsgeichäfte bemerkt werden. Es 
erſchien zwedimäßiger, an Stelle der rein chronologiſchen Ordnung eine 
nach ſachlichen Gefichtspunften geordnete Reihenfolge anzunehmen. Nach 
dem zuverläffigen Urtheil einiger Reichstagsmitglieder, insbeſondere auch 
nad) der Anfiht des um feine Meinung ausdrüdlih befragten Herrn 
Prof. Dr. Gneift, würde die gegenwärtig befolgte Methode den Bor- 
zug verdienen und fi als kurze, fchnell zu handhabende Nachweiſung 
von denjenigen verwerthen laffen, welche mit Reichstagsangelegenheiten 
irgendwie zu thun haben. 

Die Berichterftattung über die Neihsfinanzen ift in dem lau- 
jenden Jahrgange ausgefallen, weil Prof. Dr. Wagner in Anbetradt 


VI 


mancher, gegenwärtig nicht völlig zu überſehender Verhältniſſe es für 
wünſchenswerth hielt, einen Aufſchub bis zum nächſten Jahr nachzu⸗ 
ſuchen, um alsdann einen zweijährigen Zeitraum ſeiner Berichterſtattung 
zu Grunde legen zu können. 

Zweifelhaft könnte erſcheinen, ob die Aufnahme der auf die preu- 
ßiſchen firhenpolitifchen Geſetze bezüglichen Berichteritattung gerechtfertigt 
war. Entjcheidend war bierbei die dreifache Rückſicht auf die Wichtigkeit 
des Gegenftandes, den ungewöhnlichen Werth der Berichterftattung ſelbſt 
und endlih die Ausgleihung der zwiſchen Siüddeutichland und der 
preußiſchen Kirchenpolitik bisher beitandenen Verſchiedenheit, feit deren 
Verſchwinden die deutſche Reichspolitik gegenüber den Firchlichen Par: 
teien gleihlam auf eine einheitlide Baſis hinübergeführt worden if. Die 
neue kirchliche Geſetzgebung Preußens ift ſomit ein Beſtandtheil jener 
objektiven Negeln, von denen die deutſche Politif gegenüber der päpft- 
lien Curie fich leiten läßt. 


Charlottenburg, 28. Juni 1873. 


Der Herausgeber. 
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I, 


Ueberſicht der Gefchäftsthätigkeit des Deutſchen Reichstags 
in der 2. u. 3. Sitzungsperiode der 1. Legislaturperiode. 


Bon Geh.⸗Rath Dr. AÆMetzel in Berlin. 
A. 
2. Sigungsperiode vom 16. Drtober bis 1. December 1871. 


I. Reichstag. 


1. Abtheilungen. 


Berloofung der Mitglieder in d. Abtbeilungen St. Ber. ©. 5., deren 
Conſtituirung S. 7. u. D. S. Nr. 2. Vorſitzende der Abtheilungen: Graf 
zu Eulenburg (D; Dr. v. Rönne (IN; Fürft zu Hohenlohe-Schillingsfürſt (IID; 
d. Donin (IV); v. Bennigfen (V); dv. Frankenberg-Ludwigsdorf (VD; v. Denzin 
(VD). Die Abtbeifungen haben tie Befugniß, fich zu conflituiren und Gelsäfte 
vorzumehmen, auch wenn der Reichstag nicht beſchlußfähig if. St. Ber. ©. 


2. Bibliothel. 
Fonds zur Begründung und Unterhaltung cf. D. ©. zu Anl. II. des Etats. 


Distuffion Sig. 30. St. Ber. ©. 494—496. Ueberweifungen an biefelbe 
St. Ber. ©. 90 u. ©. 247. 


3. Bureau und Bureaubeamte. 


Etat f. daſſelbe cf. D. ©. Anlage II. u. zu Anlage I: des Etats. Bureau⸗ 
beamte d. Reichstags werden vom Präfidenten des Reichstags, beziehentl. vom 
Präfidenten der vorigen Seffion ernannt. Diskuſſion Sik. 30. St. Ber. 
©. 491—495. 
4 Eröffnung und Schluß. 

Eröffnung im Weißen Saale des kaiſerl. Schloſſes am 16. Octbr. 1871. 
Thromede. St. Ber. ©. 1—3. Schluß dur kaiſerl. Botſchaft vom 29. 
Koobr. am 1. Dechr. 1871 im Reigetagegebande durch Präfident Staats⸗ 
miniſter Delbrüd. Sitz. 36. St. Ber. ©. 

v. Holygenderff, Jahrbuch II: 1 
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5. Gebäude. 


a. Proviſoriſches. Aufforderung des Präſidenten an d. Reichstag, ven 
Erbauern des prov. Reichstagsgebäudes ſowie deren Gehülfen ven Dank für die 
ſchnelle und trotz vielfacher Hinderniſſe glüdliche Löſung der ihnen geſtellten Auf: 
gabe auszuſprechen. Der Reichstag kommt dieſer Aufforderung durch Erheben 
von den Sitzen nad. St. Ber. ©. 17. 

b. Neues definitives. Ausſchuß des Bundesrathes für Errichtung 
eines ſolchen D. ©. u. Anl. Nr. 8. ad XII. Programm u. Entwurf dazu geht 
ein; Abg. v. Unruh-Magdeburg wird mit der Berichterflattung darüber 


beauftragt. D. S. u. Anl. Nr. 105 u. St. Ber. ©. 451. Derfelbe ftellt ven 


Antrag, D. ©. Nr. 123. ad I.: „ſ) d. Programm zu genehmigen; 2) die 


Neuwahl von acht Mitglievern der Kommiſſion f. d. Parlamentsgebäude vorzu: 


nehmen; 3) den Herrn Reichskanzler aufzufordern, den Bunbesrath zur Bezeich⸗ 
nung von drei Mitgliedern zu veranlaffen, die Kommiffion einzuberufen und, 
nachdem dieſelbe ſechs Architekten gewählt haben wird, Die öffentliche Konkurren) 
auszufchreiben.” Dazu: 1) Antrag Römer (Hilvesheim). D. S. Nr. 126. 
ad II.: vor dem vorlegten Abſatz der Nr. V. des Programms ben Sab an: 
zufügen: „Zur Konkurrenz zugelafien werden alle Deutfchen Architekten". — 
2) Antrag Dr. Braun (Gera): a) Die Nr. 2. nD © Wr. 123. L u 
faflen: Die Neuwahl von Acht Mitgliedern der Kommilfion auf dem Wege 
der Alflamation dur Erneuerung des Mandats der bisherigen vorzunehmen; 
b) u. in Nr. 3. flatt „Drei zu fegen „weiteren. — 3) Antrag Thomas 
in Wr. 105. ©. 6. Abſ. 4 zu faſſen: „Die bis zum feitgefegten Ablieferunge: 
termine eingegangenen Arbeiten werden zunächft 4 Wochen lang öffentlich aus 
geftelt und find dann einer Jury zur Beurtbeilung u. Enticheivung über die 
zuzuerkennenden “reife zu überweiſen. Dieſe Jury befteht aus 3 Mitgliedern 
des Bundesraths, u. aus 8 Mitgliedern, welche der Reichstag wählt. Diefe 11 
Mitglieder wählen dann 6 Architekten, einen Bildhauer u. einen Kunſthiſtoriler 
in das Schiedsgericht.” — Diskuſſion: Sit. 30. St. Ber. ©. 497—504.— 
Abftimmung: 1) Antrag Thomas wird unter Streihung der Wort 
„und einen Kunſthiſtoriler“ angenommen. 2) Antrag Römer wird abgelehnt. 
3) Antrag Dr. Braun (Gera) sub a, u. b. wird angenonmmen und fchlie- 
lich Antrag von Unruh in der durch die vorhergegangenen Beſchlüſſe mobifizirian 
Faſſung. — Benachrichtigung Seitens des Reichskanzlers, daß der Bundesrath 
das Programm f. d. Entw. zu einem Parlamentsgebäude f. d. Deutſchen Reicht 
tag genehmigt u. zu Mitgliedern der in demſelben vorgeſehenen Jury gewählt 


babe: d. Kgl. Br. Ob. Baudiretor Weishaupt, d. RgL Bayer. auferordentl. | 


Geſandten u. bevollm. Miniſter Frh. Pergler v. Perglas, den Großh 
Mecklenb. Staatsminiſter v. Bülow u. den Miniſterreſ. d. freien u. Hanle 


ſtädte Dr. Krüger. — cf. D. ©. Nr. 137. — 


6. Geſchäftsordnung und Gefhäftsordnungsfragen. 

Wahl einer Kommilfion von 14 Mitgliedern zur Berathung ber darauf 
bezüglichen Fragen wird beichlofien. St. Ber. S. 14. Derielben wird über: 
wiefen: Antrag v. Unrub- Magdeburg D. ©. u. Anl Nr. 35. auf Ab: 


änderung des Abf. 2. des $ 52 u. des $ 53 d. Geſchäftsord. betr. einen ver: 


änderten Modus der Abftimmung durch Berlafien des Saals Seitens ſämmtlicher 
Mitglieder u. Zählung der je Für oder Wider Stimmenden durch verſchiedene 
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Thüren wiederum Eintretenden — mit Ab. Antr. Frh. v. Hoverbed D. ©. 
Nr. 57., daß, wenn die auf biefe Weife ermittelte Differenz weniger als 10 
Beta jedes Mitglied berechtigt fei, namentliche Abſtimmung zu verlangen. 
Die miffion beihliegt D. S. Nr. 82., in Erwägung, daß fich noch fein 
Dringendes Bedürfniß für eine Abänderung der Geſchäftsordnung berausgeftellt 
babe, Uebergang zur Tagesordnung zu empfehlen und beauftragt Dr. Schwarze 
mit mündlicher Berichterſtattung. Diskulfion und Beſchlußfaſſung im Plenum 
findet nicht flatt. — Frage in Betreff der vor Entziehbung des Worts zu 
beachtenden Formalten: In Folge PBroteftes des Abg. Bebel, daß bei der Ent- 
zıebung des Wortes in d. 17. Sigung die nad deſſen Behauptung im 8. 43. 
der Geſchäftsordnung vorgefchriebene Form nicht beobachtet worden, wird ber 
Geſchãftsordnungs⸗Kommiſſion die Frage zur Erörterung überwiefen, ob ber 
BPräfident, bevor er vom Haufe die Ermächtigung zur Entziehung des Wortes 
nachſucht, zweimal die Formel: „ich rufe den Redner zur Ordnung” gebraucht 
haben müſſe? Sie. 18. St. Ber. ©. 205. — Diefelbe beauftragt ınit münd= 
licher Beridterftattung den Abg. Klotz (Berlin); Komm. Antrag, D. ©. 
Hr. 88.: „Um das Haus zu dem in 8. 43. d. Geſchäftsordnung bezeichneten 
Beſchluſſe auffordern zu durfen, iſt nicht erforderlich, daß die in $. 43. cit. vor⸗ 
gefchriebene zweimalige Hinweiſung ausdrücklich in der Formel: „ich rufe ben 
Redner zum Ordnung” erfolgt ift.” — Dazu Antr. Dr. Windthorft, St. 
Ber. ©. 448: „vie Frage wegen Auslegung des $. 43. der Geihäftsord. an 
d. Gelhäftsororungs-Rommilfion mit dem Auftrage zurüdzuverweilen, die Bor- 
Schriften der SS. 43. u. 57. der Geichäftsord. einer Revifion zu unterziehen und 
Vorſchläge zu machen, die das Verfahren, weldyes der Entziehung des Worts 
durch den NeichStag vorbergehen muß, fchärfer u. beftimmter vegeln. — Dis- 
tuffton, Sie. 27. St. Ber. ©. 442—451. Antrag Dr. Windthorft wird 
angenommen und der Geihäftsordnungs - Kommilfion überwiefen, von biefer 
aber wegen Schluß des Reichstags nicht erledigt. — Erörterung darüber inwieweit, 
Korretturen in den Stenographiſchen Berichten zuläffig find (Sig. 20. 
St. Ber. ©. —— — Diskuſſion darüber, ob ein mit Einſtimmigkeit 
des Hauſes gefaßter Beſchluß erforderlich iſt, um die Bereinigung ber 
General- u. Spezial-Diskuſſion eintreten zu laſſen, Sig. 21. St. Ber. 
S. 276. — 


7. Kommiſſionen. 


Kommiffionen werden beſchloſſen u. gewählt: 
1. für die Gefhäftsorpnung. Borfigenderv. Bernuth, St. Ber. S. 14. 
D. S. Nr. 3. ;dief t überwieſen erhalten: a) Schreiben des Abg. Dr. Bieder- 
mann, wegen Fortdauer feines Mandats, nachdem eine Erhöhung feines Gehalts 
als außerordentliher Brofeflor eingetreten; mündlicher Bericht durch Abg. Schend 
v. Stauffenberg St. Ber. ©. 17. n. 51, cf. Mandatsange— 
Tegenheiten. —b) Antrag v. Unruhb- Magdeburg, D. ©. Nr. 35, auf 
Abänderung des 8.52. Abfag 1.u. 8. 53. d. Geſchäftsordnung, u. Ab. Antr. Frh. 
v. Hoverbed, D.S. Nr. 57. (St. Ber. ©. 195) cf. Geſchäftsordnung. — 
c) Frage iiber Auslegung des $. 43. d. Geſchäftsordnung, St. Ber. ©. 205; 
mäündliher Bericht duch Abg. Klotz, D. ©. Nr. 88 cf. Geihäfts- 
ordnungsfragen. — d) Antrag Dr. Windthorft, St. Ber. S. 448; 
derfelbe bleibt wegen Schluß des Reichstages unerledigt. — 
1* 
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2. für Petitionen: Borfitender Dr. Stephani, D. ©. Nr. 3a. Er: 
gänzungen der Komm., St. Ber. ©. 139 u, ©. 179. Bon derjelben werben erflattet: 
a) Erfter Bericht. D. S. Nr. 27. Litt. A. u. B. ©. 1—8. Berichterſtatter 
Aldredt, Sie 17. St. Ber. S. 189—195. — b) Zweiter Beridt. 
D. ©. Nr. 44. Litt. A. u. B. ©. 1—6. Berichterftatter v. Cranach. Sitz. 
17. St. Ber. ©. 202. u. ff. — ec) Dritter Beridt. D. ©. Nr. 60. Litt. 
A. u. B. ©. 1—14. Beridterftatter v. Cranach. Stk. 21. St. Ber. 
©. 290. u. fe — d) Bierter Bericht. D. ©. Nr. 66. Litt. A. u. B. 
S. 1—10. Berichterftatter Dr. Webrenpfennig u. Jacobi. Sie. 22. ©t. 
Ber. ©. 306— 315. — e) Fünfter Beridt. D.S. Nr. 68. Litt. A. B.u.C. 
S. 1—18. Berichterſtatte Albredt u. Frhr. v. Dörnberg. Sig. 32. 
St. Ber. 8.555566. — f) Sechster Bericht. D. S. Nr. 72. Litt. Au. B. 
S. 1-—36. Berichterftatter Weftphal. Sit. 32. St. Ber. ©. 566—568.— 
g) Siebenter Beridt. D. S. Nr. 75. Litt. A. u. B. Berichterſtatter Dr. 
Weigel. — h) Achter Berndt. D. ©. Nr. 96. Litt. A. u. B. Beridt- 
erftatter Günther (Sachſen). — i) Neunter Bericht. D. ©. Nr. 113. 
Berichterftatter Jacobi. ‘Die drei legten Berichte bleiben wegen Schluß de 
Reichstages unerledig, — Kk) Mit mündliher Berichterflattung werben 
beauftragt: Abg. Dr. Banks über P. Nr. 565. cf. D. ©. Nr. 79. u 
Patentgelehgebung, Abg. Lenk über P. Nr. 825. cf. D. ©. Wr. 115. u. 
Abg. Albrecht über die Pet. wegen Aufhebung des 8. 110. der Gewerbeordnung, 
cf. D.S.Nr. 136u. Gewerbeordnung. — Dr. Stepha ni berichtet über Die zu 
dem Geſ.-Entw., betr. d. Ausprägung von Reichsgoldmünzen eingegangenen 
Betitionen, St. Ber. ©. 317. u. 318. u. beantragt, fie durch die zu dem 
Sef.-Entw. zu fallenden Beſchlüſſe zu erledigen. cf. Münz:, Maaß⸗ n. Ge: 
wihtsordnung — 

3. fürdenReihshaushaltsetat. Vorfigenderv Bennigfen. D.C. 
Nr. 3b. Diefelbe erhielt überwielen: a) Gel.-Entw., betr. die Bildung eine 
Reichskriegsſchatzes, D. S. Nr. 5., u. erledigte diefen durch ſchriftlichen 
Beriht des Abg. Miquél in D. ©. Nr. 30. b) Ueberſicht d. Ausga— 
ben Einnahmen des Norddeutfhen Bundes (ausfchlieplich derjenigen, 
welche durch d. Krieg gegen Frankreich veranlaft find), mit dem Nachweiſe der 
Etatsüberfchreitungen u. ertraordinären Ausgaben f. d. Jahr 1870 und Gel. 
Entw., betr. d. Berwendung des Ueberſchuſſes aus dem Bundeshaus—⸗ 
* vom Jahre 1870., D. ©. Nr. 4. Die Ueberſicht wird erledigt durch 
chriftl. Bericht der Abg. v. Wedell:Malhom u. Richter, D.©. Nr. 39, 
d. Gefeg-Entwurf, durch mündl. Bericht des Abg. v. Benda. D. S. Nr. 12. 

4. für den Geſ.-Entw., betr. die Beſchränkungen des Grundeigen— 
thums in der Umgebungvon Feftungen u. die dazu eingegangenen Peti⸗ 
tionen. Borfigender v. UnruD- Magdeburg D. ©. Nr. 3.0. Dieſelbe erftattele 
Ichriftlichen Bericht durch d. Abg. Meyer (Thom) cf. D. S. Nr. 93. u. 120.— 


8. Mandbatsangelegenheiten, 


a) Erledigte Mandate am Schlufle der II. Seffton des Reichstags: 
für den 6. Poſener Wahlkr. (vordem v. Puttlammer = Frauftabt) — für ben 
6. Marienwerderſchen (vordem v. Haza⸗Radlitz) — für den 2. Wahlkr. in Unterfranken 
(vordem Fiſcher) — für den 7. Düffelvorfer (vordem v. Los) — für den 7. Oppelner 
vordem Müller) — für den 1. Magdeburger (vordem ©f. v. d. Schulenbing: 
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Beetzendorf). — b) Mandatsfrage: Prof. Dr. Biedermann zeigt an, daß 
bei feinem Gehalt als außerordentlier Profejjor in Leipzig eine Erhöhung 
ftattgefunden babe und ftellt anheim, zu befinden, ob deswegen fein Mandat er: 
Lofchen. Schreiben wird der Geſchäfts-Ordnungs-Komm. überwiefen. St. Ber. 
©. 17. Mundlicher Beriht der Geſchäfts-Ordnungs-Komm. durch Frhr. 
Schendv. Stauffenberg in Stelle des dazu defignirten Abg. Klotz. Anz 
trag der Kommilfion: das Mandat als nicht er loſchen anzufehen. Derjelbe 
wird ohne Diskuſſion angenommen. St. Ber. ©, 51. — c) Mandats- 
niederlegungen: 1) des Abg. Fiſcher f. 2. Wahlke. in Unterfranken aus 
GSefunpheitörädfihten. St. Ber. ©. 13. — 2) des Abg. Rittergutsbeſ. 
v. Haza-Radlig im 6. Marienwerder Wahlkr. aus Gefundheitsrüdfichten. 
St. Ber. ©. 24. 
9 Bräfidium. 

Präfidium der vorigen Seſſion übernimmt die Geſchäfte der laufenden 
proviforifh. St. Ber. ©. 5. — Wahl deffelben in der 5. Sitzung fällt 
auf Kgl. Pr. Appellationögerihtspräjid. Dr. Simfon mit 205 Stimmen unter 
213 als Präfidenten, auf Königl. Bayr. Oberftlämm. Fürften Hohenlohe— 
Scdillingsfürft mit 197 Stimmen unter 213 al8 Erften Vizepräſiden— 
ten, auf ben Würtemberg. Obertribunaleratb Weber mit 165 Stimmen 
unter 190 ald Zweiten Bizepräfidenten. ‘Die Gewählten nehmen an. 
St Ber. ©. 13. u. 14. — Präſident Dr. Simfon legt fein Amt als 
. Bräfivent nieder, Sig. 28. St. Ber. ©. 486 — wird von Neuem gewählt 
wit 219 unter 276 Stimmen, Sie. 29. St. Ber. ©. 487 — u. nimmt die 
Wahl an, Sig. 31. St. Ber. ©. 515. — Dr. Weber, als Präfivent ver 
MWürtemberg. Abg-Kammer genöthigt abzureifen, legt fein Amt als Zweiter 
Bizepräfident nieder; von einer Neuwahl für die vorausfichtlich nur noch wenigen 
Tage der Seffion wird abgefehen. Ct. Ber. ©. 547. 


10. Duäftoren. 
Zu ſolchen werden f. d. 2. Selfion der erſten Legislaturperiode ernannt : 
Prinz Handjery u. Dr. Marquard Barth, cf. St. Ber. S. 24, 
11. Schriftführer. 


Zu proviforifhen werben vom Präſidenten berufen die Abgeoron. 
Stavenhagen, Eyſoldt, Frh. v. Unruhe-Bomft u. Dr. Eckhard. — Tür die neue 
Sefflon werben gewählt von 198 Stimmenden: v. Puttfamer mit 194 St., 
Fch. v. Unrube-Bomft mit 193 St., Stavenhagen mit 193 St., v. Schöning 
mit 191 St., Eckhard mit 191 St., Eyjoldt mit 189 St., v. Stauffenberg 
mit 188 St., Dr. Lieber mit 188 St. — ©t. Ber. ©. 14. u 17. 


12. Ueberfiht ver Thätigkeit. 
Darüber cf. D. ©. Nr. 143. 


13. WBahlprüfungen. 


Wahlprüfungen haben jtattzufinden für 12 Erſatzwahlen und für 7 beanftan- 
vete Wahlen. St. Ber. ©. 12. — Die Wahlen 1) des Ag. Schön im 
1. Hamb. Wahlkr. (an Stelle von Roß); 2) des Fıhın v. Dörnberg im 


6 1. Geſchäftsthätigkeit des Deutfhen Reichstags. I. Legislaturperiode 


1. Arnsb. Wahlkr.; 3) des Sf. Pückler im 9. Bresl. Wahlte., 4) des Abg. 
Schmidt im 4. Pfälz. Wahlfe. (Wiederwahl); 5) des Dr. Marquard Barth im 
6. Wahlkr. in Mittelfranten (Wiederwahl); 6) des Dr. Roemer im 14. Wirte: 
berg. Wahlkr. (Wiederwahl) — werden nad Prüfung durch die Wbtheilungen für 
gültig erflärt, St. Ber. ©. 13; — ebenfo wird 7) die des Dr. Morig Mohl im 13. 
MWürtemberg. Wahlkr. (an Stelle Streichs) nach Prüfung durch die VI. Abth, St. 
Ber. ©. 24 für gültig erflärt — 8) die des Frh. v. Ro & im fiebenten Düſſeldorfer 
Wahlkr., wird auf Beriht der VI. Abth, D. ©. Nr. 10., Berichterſt. Dr. 
Gneift, nah Diskuſſion in Eis. 8. St. Ber. ©. 49—51, für ungültig 
erflärt; — 9) die des Rechtsanwalts Schröder zu Beuthen im 8. Amt 
berger Wahlkr. wird auf Bericht der zweiten Abtbeilung, Berichterftatter 
Windthorſt (Berlin), D. S. Nr. 28., nah dem Antrage der Abtheilung 
ohne Diökuffton für gültig erflärt, cf. Sig. 15. ©t. Ber. ©. 147, 148;— 
10) die bes Segationsrathe a. D. v. Kehler im 10. Düſſeldorfer Wahlke, 
durch die VI. Abtheilung geprüft, wird als gültig anerkannt, St. Ber. S. 179; — 
11) die des Pfarrerd und geiftl. Ratb8 Obermayer im 7. Wahlkr. des 
Reg.-Bezixts Oberbayern wird auf ſchriftl. Bericht der V. Abtheil., Berichte. 
Dr. Buhl, D. ©. Nr. 38. ©. 7, nach dem Antrage der Abtheil. ohne Dil, 
für gültig erklärt und „von einer Ueberweifung der Alten an d. Bayriſche Rey. 
Abſtand genommen, da diefe ſchon durch die Unterfudung von ben geihehenn 
groben Mißbräuchen unterrichtet fer”, Stk. 20. St. Ber. ©. 263; — 12) in 
Betr. der Wahl des Geiſtl. Raths Müller im 7. Oppelner Wahlbezirt und 
zweier dazu eingegangenen Petitionen, P. Nr. 937. u. 950., wird im ſchrifil 
Bericht der HL Abth., D. S. Nr. 69., Berihterft. v. Winter (Marienwerde), 
der Romm.-Antrag S. 19 des Berichts geftelt: 1. die Wahl des Wbg., geifll. 
Raths Mäller, im 7. Wahlkr. des Aeg.-Be. Oppeln fir ungültig zu 
erflären; 2. die Eingaben des Balentin Kocuret Nr. 937. und des Paul 
Frehs Nr. 950. dem Herrn Neichökanzler zur Kenntnißnahme und geeigneten 
Falls zur Beranlaffung einer Unterfuhung zu überweiſen. — Dazu Antr. 
Schroeder (Lippftabt), St. Ber. ©. 428, princip. d. Wahl des Abg. geiſtl 
Raths Müller fir gültig zu erflären — event. die Beſchlußfafſung über die 
Gültigkeit der Wahl fernerweit auszufegen „und die Alten dem Herm Ned 
fanzler mit dem Erſuchen zuzuftellen, auch über die in der Eingabe des 8. Ko— 
curet, P. Nr. 937., und des Paul Frehs, P. Nr. 950., enthaltenen Thatſachen 
eine Unterfuhung zu veranftalten.” cf. dazu auch Notizen (ohne Nummer) zu 
dem Bericht Nr. 69. d. D. ©., betr. die Wahl im 7. Oppelner Wahlbezirk. — 
Distuffion, Sig. 27. St. Ber. ©. 428—440: Abftimmung: Antrag 
Schröder (Lippftadt) wird abgelehnt, der Antrag der Komm. ange“ 
nommen. — 13) in Betr. der amtliden Unterſuchung wegen Gejegedi 

fehreitungen bei der Wahl im 4. Oppelner Wahlfreife u. zweier darauf. bezügt 
Petitionen, P. Nr. 675. u. 690., erftatiet die III. Abtheil. ſchriftl. Bericht durb 


“ 
* 


d. Abg. v. Bunſen, D. S. Nr. 63. u. ſtellt den Antrag (S. 11) „vie AMtn 


dem Herrn Reichskanzler mit der Aufforderung nochmals zu überweiſen, derſelbe 
möge die Preuß. Staatsreg. veranlaſſen, die den Preuß. Geſetzen entſprechende 
Prüfung herbeizuführen, ob nicht wegen der im den Aklten erörterten Fälle von 
—A und Beſtechung Grund zur Einleitung des Strafverfahrens vorliege. 
Disku 

Komm. wird angenommen. — 14) Ueber das Reſultat der Unterſuchung wegen 





fion, Sit. 27. St. Ber. ©. 440-442. Abftimmung: Antr.d. - 
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der Protefte gegen d. Wahl im 5. Gumbinner Wahlkr. Angerburg⸗Lötzen bat 
die VII. Abth. durch d. Abg. Albrecht fchriftlichen Bericht erftattet, D. ©. 
Nr. 80. u. beantragt (S. 6 u. 7): „ven Herrn Reichskanzler zu erfuchen 
1) auf Grund der vorliegenden Unterſuchungsalten gegen den Landrath v. Sal: 
muth ein ftrafrechtliches Verfahren einleiten zu laſſen; 2) veranlaffen zu wollen, 
daß den Gensdarmen unterfagt werde, durch Bertbeilung von Stimmzetteln für 
einen beftimmten Wahlkandidaten bei Gelegenheit ihrer Amtsverrichtungen, nament⸗ 
lich bei ihrem bienftlichen Verkehr mit Gemeindebeamten auf den Ausfall der 
Reichſstagswahlen einzuwirken.“ — Derſelbe wird ohne Diskuſſ. Sig. 27. St. 
Ber. ©. 442 angenommen. — 15) In Betreff der Wahlen der Abgeord⸗ 
netn Dr. Banks u. Dr. Wolffjon im IL u. IIL Hamburger Wahlkr. 
bat die I. Abthl. ſchriftl. Bericht durch Abg. Klotz (Berlin), D. ©. Nr. 92., 
erfiattet u. beantragt: die Wahlen für gültig zu erllären — Antr. wird 
ohne Distuffion angenommen, Sig. 27. St. Ber. ©. 442. — 16) Die Wahl 
des Kreisrichterss Böhmer zu Neuwied im 2. Coblenzer Wahlkr. wird auf 
ſchriftl. Bericht der VI. Abthl. durch den Abg. Sf. v. Arnim Boytzenburg, 
D. ©. Nr. 106., nad deren Antrag für gültig erklärt, Sig. 27. ©t. 
Der. ©. 442. — 17) Die Wahl des Gf. v. d. Schulenburg-Beegendorf 
im 1. Magdeb. Wahlkr. wird auf den mündlichen Beriht der II. AbthL, er- 
ftattet durch Abg. Lorengen, ef. D. S. Nr. 135., für ungültig erklärt, Sitz. 34. 
St. Ber. ©. 593— 596 ; dazu Antrag Richter: „ven Reichskanzler aufzufordern, 
gegen den Wahltommiflarius Landrath v. Lattorf eine Unterfuhung einzuleiten 
wegen unterlaflener Mittheilung an den Reichetag über die ibm bereit8 am 9. 
Mai angezeigte Wahlfälihung,. ſowie dem Neichötage von dem Ergebniß Der 
Unterfuhung Kenntniß zu geben“. Antr. Richter wird abgelehnt, St. Ber. 
©. 596. — 18) Die Wahl des Abg. Haanen im 4. Trierer Wahlkr. (an Stelle 
von Bellinger) wird auf Anzeige der VI. Abthl. fir gültig erflärt, Dagegen 
fommt der fernere Antrag. derfelben Wbtheilung: „ven Herrn Reichskanzler 
zu erfunden, wegen der Wahlvorgänge zu Schwammlingen, Kreis Merzig, bie 
Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung gegen den Prototollführer Jacob Leim 
herbeizuführen — nicht mehr zur Verhandlung, Sig. 36. S. 665. Zwei Wah- 
Ien blieben ungeprüft (bie von. Stred und Forchhammer). 
U. Berathungsgegenſtände. 
1. Selbfändige Anträge 

A. Buſing (uſtrow) Büſing (Roftod) u. And. D. ©. u. Anl. Nr. 
22. folgenden Gel.-Entw. anzunehmen: Einziger Artikel. Hinter Art. 3. d. 
Berf. d. Deutfchen Reichs wird als befonderer Zufag angenommen: „In jedem 
Bundesſtaat muß eine aus Wahlen der Bevölkerung hervorgehende Vertretung 
befteben, deren Zuftimmung bei jevem Landesgeſetz u. bei der Teftftellung bes 
Staatshaushalts erforderlich if.” Erfte u. zweite Berathung Sik. 13. 
St. Ber. ©. 91—114. Der vorgefchlagene Gef.-Entw. wird in namentlicher 
Abftimmmg mit 185 gegen 88 Stimmen angenommen. Dritte Berathung 
Sig. 17. St. Ber. ©. 179-189. Antrag wird definitiv mit großer Majorität 
angenommen. 

B. v. Cranach, ©. v. Frankenberg n. And. „ven Herm Reichs⸗ 
fanzler zu erſuchen, Vorkehrungen zu treffen, daß jeder Landesreg. auf ihren An- 
trag und nad Maßgabe des von ihr nachgewieſenen Bebürfnified, ſobald als 
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irgend thunlich, aus den franzöſiſchen Kriegsentſchädigungsgeldern als ein durch 
Landesgeſetz zu verwendender Vorſchuß auf den zukunftigen Antheil des betr. 
Staates bie nötkigen Beträge zur Verfügung geftellt werben, um daraus tie: 
jenigen Summen zu erftatten, welche Ronmmunalverbände, begiehungsteife Einzel: 
Staaten des Deutſchen Reiche, für Die Unterftügung ber Familien der Landwehr: 
männer und Referviften, auf Grund geſetzl. Berrfücht aus Peranlaffung des 
Ledten Krieges bereitS verwendet haben oder noch aufwenden müſſen“. D. ©. 

40. — Dazu 1. Antrag Örumbredt, D. ©. Nr. 56., am Schlufle 
—— „und um daraus die Mittel zur Vergütung der fomftigen auf Geſetz 

beruhenden Kriegsleiſtungen für fi, beziehungsweiſe für die Kreife und Gemeinden 
zu entnehmen“. 2. Antrag Adermann, St. Ber. ©. 200: im Antrag 
Grumbrecht binter „um daraus” zu inferiven „werm möglich". Diskuffion, 
Sik. 17. St. Ber. S. 195—202: Antrag v. Cranach wirb mit Bufap- | 
Antrag Orumbreht angenommen; Antr. Adermann wird abgelehnt. 

C. Harkort u. Gen. Den Reichskanzler aufzufordern: 1) die Re⸗ 
vifion des mit dem Königreich Portugal abgeſchloſſenen Handels u. Schifffahrt: 
Bertraged vom 6. Juni 1844, namentlich der Art. 11. u. 12. deſſelben baltigft 
berbeizuführen ; 2 einen Konful in Quilimac (am Mozambiquesftanal) zu er 
nennen." — D. ©. Nr. 51. — Dazu Antrag Dr. Schleiden ©t. Ver. 
©. 274, 275: über den Antr. Harkort zur T. D. überzugeben. Diskuſſion 
Sitz. 21. St. Ber. ©. 273276. Abftimmung: Antrag Dr. Schleiden 
wird angenommen. 

D. Laster, Miquel, Frh. Schend v. Stauffenberg u. And. 
D. S. u. Anl. Nr. 29.: den nachſtehenden Ge. Entw,, betr. d. Abänderung 
ber Nr. 13. des Urt. 4. d. Verf. d. Deutſchen Reichs, aiſo lautend: 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ꝛc. verorbnen im Ramen des Deutſchen Reiches nach erfolgter 
Buftimmung des Bundesrates und des Reichstages, mas folgt: 
| Einziger Paragraph | An die Stelle ver Nr. 13. des Ar 
tikels 4. der Berfaflung des Deutſchen Reiches tritt Die nachfolgend: 
Beſtimmung: || Die gemeinfame Geſetzgebung über das gefammte 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren, u: 
Ichlieplich der Gerichtsorganifation. 
anzunehmen. Erfte u. Zweite Berathung, Sie. 18. St. Ber. ©. 208. 
bi8 224. Dritte Beratbung, Sit. 21. St. Ber. ©. 276-290. De 
Annahme des vorgelchlagenen Gej.-Entw. wird mit großer Majorität in zweiter 
u. dritter Berathung in unveränderter Faſſung beſchloſſen. 

E. v. Unruh (Magveburg) u. Gen., betr. die Abänderung des 2. Ab 
ſatzes be8 8. 52. u. de 8, 53. d, Gelcäftsoruming ck. Reihstag, Ger 
ſchäftsordnung. 

2. Interpellationen. 

A. Dr. Erhart u. Hausmann (Lippe) D. ©. Nr. 70. 1) Jĩ 
dem Herrn Reichskanzler befannt, daß im Fürſtenth. Lippe-Detmold durch eine 
landesherrl. Verord. vom 6. Sep. 1871 die Beltimmungen des Deutſchen Strai: 
geſetzb. verlegt worden find? || 2) Iſt dem Herrn Reichskanzler ferner belannt, 
daß Abtheil. des Deutfchen Neichäheeres im Fürſtenth. Lippe: Detmold obne 
vorhergehende Requifition der zuftändigen Polizeibehörde zum Einſchreiten gegen 
dortige Staatsangehörige gebraucht wurden? || 3) Welche Schritte gedenlt ter 
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Herr NReichölanzler gegenüber diefem den Beftimmungen ver 88. 2. und 66. der 
Reichsverf. zumiderlaufenden Vorgehen der Fürftlich Lippe'ſchen Regierung zu er- 
greifen? Begründung n Beantwortung berfelben, ſowie Distuffion 
darüber Sie. 25. St. Ber. S. 363— 370. 

B. Jacobi u. Genoſſen mit Bezug auf Art. 4. Abſatz 1. d. Berf.: 
In welcher Lage befinden ſich die Vorbereitungen für eine Reichsgeſetzgebung über 
das Berfiderungswelen, u. farm einer Geſetzesvorlage darüber beſtimmt 
bis zur nächſten Sejfton entgegengefehen werden? D.S. Nr. 33. Begründung 
u. Deantwortung derielben, Stk. 14. St. Ber ©. 115—117. 

C. v. Mallindroptu. Gen. D.S. u. Anl. Nr. 49. wegen der Maßnahmen 
des Reichslanzlers in Betr. des Reichstagsbeſchluſſes vom 31. Mai 1871, bezüglich der 
Betitionen aus verſchiedenen rhemifchen Bürgermeiſtereien u. |. w.: „den Petenten 
für Fuhrwerke eine Vergütung aus der Bundeskaſſe zu gewähren, weldye den für 
gewöhnliche Zeiten ortsüblichen Preifen entſpricht u. die Lücken, welche das Geſetz 
vom 11. Mat 1850 hinſichtlich des Mafftabes der Vergütung für die auf un- 
beftimmte oder auf Tängere Zeitdauer vequivirten Fuhrwerke enthält, im Wege der 
Geſetzgebung zu befeitigen.” Begründung u. Beantwortung derſelben, 
Sig. 17. St. Ber. ©. 139. 

D. Richter u. Gen. D. ©. u. Anl. Wr. 11. 1) Wieviel Mannſchaften 
der Referve befinden fich gegenwärtig im Deutſchen Heere nody bei der Fahne? 
2) Durch welche befonderen Verhältniſſe ift die Yurüdbehaltung von Reſewiſten 
bei den immobilen Kavallerie-Regimentern zu einem vierten Dienſtjahre gevecht- 
fertigt? 3) In welchem Umfange wird für die Dauer der Okkupation Franz. 
Gebretstheile beabfichligt, Reſerven bei der Fahne zu behalten, bezieh. in welcher 
Weiſe follen die daraus für die Dienftpflicht erwachſenden Laften ausgeglichen 
werden? Begr. u. Beantw. Sit. 8. St. Ber. ©. 47—49. 

E. Richter u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 62. betr. den gegenwärtigen 
Stand der Borarbeitn für den Erlaß eines Geſetzes über den Betrieb des 
Apothelergewerbes u. eine® Geſetzes über die gewerblichen Hülfskaſſen. Be- 
gründung und Beantwortung derſelben, Sitz. 19. St. Ber. 
©. 225, 226. 

F. Richter u. Gen. D. S. u. Anl, Nr. 110. wegen der Verzögerung in 
Betr. d. Ergebniffe der Unterjuchungen über die bet der Wahl des Grafen 
vo. d. Schulenburg-Beegendporf als vorgelommen behaupteten Wahl: 
fälfchungen, — wird in Folge eines Schreibens des Kgl. Pr. Miniſters d. In⸗ 
nem zurüdgezgogen. Sig. 31. St. Ber. ©. 515. 

G. Schulze (Delitzſch) u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 12., ob in Bezug 
auf den vom Reichstage in der Sig. vom 25. April 1871 angenommenen Geſ.⸗ 
Eutw., die Gewährung von Reiſekoſten und Diäten an die Mitglieder des Reichs⸗ 
tag8 betr., Seitens des Bundesrathed Etwas geichehen ji? — Begründung 
u. Beantwortung derſelben Stk. 6. St. Ber. ©. 17, 18. 

H. Schulze (Delitzſch) Miguel, Hoelder u. Gen.: „1) Welde Re⸗ 
fultate find durch Vertheil. der den Bundesreg. durd das Reichsgeſetz v. 22. 
Imi 1871 zur Verfügung geftellten vier Deillionen Thaler an die durch die 
Einziehung zur Fahne befonders ſchwer gefchädigten Offiziere, Aerzte und Mann⸗ 
fchaften der Reſerve und Landwehr in den Einzelſtaaten erreicht worden? 2) Iſt 
bei der Bertbeilung ver Beihilfen von den einzelnen Reg. nach gleihmäßigen 
Grumdſatzen verfahren? 3) Hat fich nach den gemachten Erfahrungen ein Bedürf⸗ 
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niß fernerer Unterftügungen herausgeſtellt? 4) Beabfihtigt die Reichs-Reg 
wern dies der Fall fein follte, eine weitere Bewilligung aus Neichömitteln zu 
den vorgedachten Zwecken zu beantragen?" D. ©. u. Anl. Nr. 18. Be: 
grändung u. Beantwortung berfelben, Sig. 9. St. Ber. ©. 53-55. 

I. Dr. Böll, Wiggerd u Gen. D. ©. u Anl Mr. 19. Was iſt 
in Bezug auf den Gel.:Entw., betr. die Kautionspflichtigfeit periodiſcher Trud: 
fchriften und die Entziehung ‘der Befugnig zum Betriebe eines Preßgewerbes 
welder in der Sitz. des Reichstages vom 15. Mai 1871 deſſen Zuflunmung 
erhalten hat, geſchehen? Wird dem gegenwärtigen Reichſstage der Entw. ein 
Reichs⸗Preßgeſ. vorgelegt werden? Begründung u. Beantwortung, 
Sig. 9. St. Ber. ©. 55. 56. 


3. Betitionen. 


A. Alademifhe Gerihtsbarkeit. Petitionen in Betr. berjelben, P. 
Ar. 759 u. 852. mit den Anträgen 1) die Initiative zu Gejegen zu ergreifen, welche 
einerſeits die alademiſche Gerichtsbarkeit vollftändig aufheben, andererſeits das Ber 
einigungsrecht der Studirenden gegen Uebergriffe der alademiſchen Behörden ſichern 
durch Stellung der ſtudentiſchen Vereine unter das gemeine Vereinsrecht; — 2) dem 
Reichsgeſetze über die Freizügigkeit auch bei den Univerſitätsbehörden Geltung zu 
verſchaffen. Neunter Bericht der Pet.-Komm. D. S. Nr. 113. ©. 1—8. % 
rihterfl.: Jacobi. Komm.-Antr.: „1i) die Bet. Nr. 759. dem Hm 
Reichskanzler, als Material für die in Ausführung des Art. 4. Nr. 13. md 
16. der Reichsverfaſſung zu erwartende Gefetsgebung zu überweifen ; 2) über d. 
Bet. aber, ſoweit diefelbe eine angebliche Verlegung des Freizügigkeitsgeſetzes be 
trifft, zur T.Ord. überzugeben, weil der Nachweis des erichöpften Inftanzenzuged 
nicht erbracht iſt. — Diefelben kommen wegen Schluß des Reichstags uch 
zur Erledigung im Plenum. 

B. Außertursjegung von Inhaber-Papieren. Petition ber 
Melteften der Berliner Kaufmannfchaft: „den Reichstage zu empfehlen, Schnitte 
zu thun, daß für die Zukunft jede Außerkursſetzung von Papieren auf den Ju 
haber im Wege der Reichögefeggebung. für ungültig und umvirkfam erfläri were 
P. Nr. 567.” Erfter Bericht der Bet.» Komm. Nr. 27.0. D. S. sub 4. 
Berichterſtatter Albrecht. Komm.⸗Antrag: „vie Petition Nr. 567. dm 
Herrn Reichskanzler mit dem Erſuchen zu übermeilen, dem Reichstage am 
Geſetzes⸗Vorlage zu machen, worin für das Bundesgebiet einheitliche Beſtimmungen 
Darüber getroffen werben, ob und in welcher Weile Die Außerkursſetzung und 
beziehungsweiſe Wieberinkursfegung von Inhabers Papieren zuläffig if.” — 
Dazu Untr. Dr. Braun (Gera) principal. „über d. Bet. zur Zagesorba. 
überzugehen”, event. die Worte „ob und‘ zu ſtreichen. Diskuſſ. Sie. 27. 
St. Ber. ©. 189—195. Abftimmung: Anträge Dr. Braun werben ab⸗ 
gelehnt, d. Komm.⸗Antr. wird angenommen. St. Ber. ©. 195. 

C. Eiſenbahn-Tarife. Petition ded Sagan-Sprottaner land 1. 
forſtwirthſchaftl. Vereins: daß endlich die Differenzialtarife der Eifer: 
bahnen aufhören u. die Frachtbeträge im richtigen Verhältnig zur Entfernung 
feftgefeßt werden. P. Wr. 585. Bierter Bericht der Pet.-Fomm. D. ©. Wr. 66. 
sub Litt. B. Berichterſt: Jacobi. Komm.-Antr.: „über d. Pet. zur TO. 
überzugehen, weil der darin geftellte Antrag in diefer Allgemeinheit nicht zur Ve⸗ 
rüdfichtigung empfohlen werden kann, und weil nach der. Erklärung des Herm 
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Bundestommiffars Abhülfe geſetzlich berechtigter Beſchwerden im Aufſichtswege 
zu erwarten iſt.“ Dazu Antr. Frh. zur Rabenau, D. ©. Nr. 76.: „vie 
Pet. Nr. 585. dem Herrn Reichskanzler mit dem Erfuchen zu überweifen: die 
Frage der Differenzialtarife auf den Eifenbahnen einer eingehenden Prüfung 
unter Mitwirtung von Sachverftändigen der Landwirthſchaft und Inbuftrie unter⸗ 
ziehen zu laſſen, — und dem Reichstage von dem Reſultate diefer Unterfuchung 
Mittkeilung machen zu wollen.” — Dazu Unteranträge: 1) von Ulrid: 
ſtatt Frage“ zu fegen „Anwendung“; 2) von Overweg: die Worte „Land⸗ 
wirthſchaft u. Induſtrie“ zu ftreihen u. dafür zu fegen: „der Landwirthſchaft, 
des Handel, der Induſtrie u. der Eifenbahnverwaltungen”. Distuffion: 
Sit. 22. St. Ber. ©. 308—316. Abſtimmung: Antr. d. Komm., fowie 
Unterantrag Ulrich werben abgelehnt. Antrag Frh. zur Rabenau wirb mit 
dem Unterantrag Overweg angenommen. 

D. Erinnerungsfeft, nationales, Pe. Nr. 825, betreffend d. 
Schaffung eines ſolchen. Mit der mündlichen Berichterftattung wird Ag. Lenk 
beauftragt. Komm.-Antr. D. S. Wr. 115.: „in Erwägung, daß der Reichs- 
tag zwar den Wunſch der Petenten fr berechtigt hält, daß aber die Anordnung 
eines folden Feſtes durch die Reichsregierung nicht als angemeffen erfcheint, über 
die Pet. Nr. 825. zur Tagesordn. überzugehen.” — Gelangt wegen Schluß 
des Reichstags nicht zur Erledigung im Plenum. 

E. Gejundheitspflege, öffentliche. "Pet. Nr. 557.1. 673. wegen 
Berwaltungs-Organifation derſelben. Fünfter Bericht d. Pet-Komm. D. ©. 
Nr. 68. Litt. A. Beriterft. Albredt. Komm.:Antr. (S. 9): „vie 
Petitionen dem Herrn Reichskanzler zur Berüdfichtigung im Sinne des von dem 
Reachstage des Norbbeutichen Bundes am 6. April 1870 über die Petitionen, 
betr. die Verwaltung der öffentl. Geſundheitspflege gefaßten Beſchluſſes zu über- 
weilen.” — Diskuſſion, Sitz. 32. St. Ber. ©. 555559. Abftim- 
mung: Komm.-Antr. wird angenommen. St. Ber. ©. 559. 

F. Gewerbeordnung. a. Petitionen Nr. 630. 634. 660. 665. 
753. 757. 777. 786. 789. 801. 811. 820. 827. 835. 337. 859. 864. 876. 
833. 884. 885. 889. um MWiebereinführung von Paßvorſchriften für die Ge- 
————— Wiedereinführung von Arbeitsbüchern; Aufhebung des 8. 110. 
der beordnung; Erlaß von Strafbeftimmungen für: ungehorſames und 
widerſpenſtiges Hulfsperſonal der Gewerbetreibenden; Errichtung von Handwerler⸗ 
lammern :c. Mit mimdlicher Berichterſtattung wird Abg. Al brecht beauftragt. 
Antrag der Kommiſſion D. S. Nr. 136.: „in Erwägung 1) daß es 
ungerechtfertigt iſt, von der durch das Bundesgeſetz über das Paßweſen vorge⸗ 
ſchriebenen allgemeinen Aufhebung des Paßzwanges zum Nachtheile einer ein⸗ 
zelnen Klaſſe von Staatsangehörigen, namentlich durch Wiedereinführung von 
Arbeitsbüchern fr die Arbeiter Ausnahmen zu machen; 2) daß es ebenfo unge- 
rechtfertigt ift, für den Fall der Verlegung der auf freier Uebereinfunft von Arbeits⸗ 
gebern und Arbeitern beruhenden Arbeitöverträgen durch die Arbeiter einfeitig gegen 
legtere Strafbeftimmungen zu erlaflen; 3) daß der 8. 110. ber Bundesgewerbe⸗ 
ordnung dem Prinzip der Nechtögleichheit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
durchaus entfpricht; 4) daß die Errichtung von Handwerkerkammern der Landes⸗ 
geſetzgebung der Einzelſtaaten überlaſſen ift, über die oben bezeichneten Petitionen 
zur Tagesordnung überzugeben.” Pet. kommt jedoch wegen Schluß des 
Reichſtags nicht zur Erledigung tim Plenum. db. Beſchwerde der 13. Weflf. 
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evang. Provinzial Synode P. Nr. 545. in Betr. Handhabung des 8. 33. der 
neuen Gewerbe-Orbnung vom 24." Juni 1869 durch d. Preuß. Verwaltung ın 
Beziehung auf die Ertheilung der Erlaubniß zum Schankwirthſchaftsbetriebe. 
Fünfter Beriht d. Pet.-Komm. D. S. Nr. 68. Litt. C. Berichterft. Frhr. 
v. Dörnberg. Komm.-Antr. (S. 17): die vorliegende Petition zwar im 
Reichſstage zum Bortrage zu bringen, zugleich aber dort zu beantragen, über die 
Bet. zur T.-Ord. überzugeben, weil etwaigen Mißſtänden der fragl. Artikel durd 
eine firenge Anwendung des Schlußſatzes des 8. 33. der Gew Orb. von der 
Landesreg. entgegengewirkt werben könne. Dazu 1) Banks über Pet. Nr. 545. 
zur Tagesordnung überzugeben. 2) Dr. Windthorft, Meppen: d. Pet. dem 
Reichskanzleramte zur Erwägung zu überweifen. — Diskuſſion: Eis. 32, 
St. Ber. (S. 560—566). Abftimmung: Antrag Banls wird abgelehnt, 
Antrag der Kommilfion angenommen u. damit Antr. Dr. Windthorſt erledigt, 

G. Yuftigverweigerung, Beſchwerde des ord. Prof. d. Theologe 
Dr. Baumgarten zu Rofted, P. Nr. 552, wegen einer demfelben angeblid 
widerfahrenen Juftizverweigerung und Pet. Nr. 720. d: Vorſtandes dei 
Proteftantenvereind zu Hannover wegen Berückſichtigung der Beichwerbe des Prof. 
Dr. Baumgarten. Schöter Beridt d. Pet. Komm., D. S. Nr. 72. 
Litt. A. Berichterſtatte Weftphal. Antragd. Kommiſſion (2. 28: 
in Erwägung, daß Petent den Yal einer Juſtizverweigerung behauptet, und jih 
auf Art. 77. der Reichsverfaſſung beruft — daß nad dieſem Art. e8 em 
Bunbesrathe obliegt, Beſchwerden über verweigerte und gehemmte Juſtiz anzı- 
nehmen, Petent aber eine Beſchwerde an den Bundesrath bisher nicht eingebrait 
bat, über die Petition zur Tagesordnung Üüberzugehen” — Dazu IN Antrag 
Dr. Ewald, St. Ber. S. 568.0. D. S. Wr. 133.: ‚Ueber die Ber. zur 
T.Ord. überzugehen, weil die Juftizverweigerung, über welche der Petent flagt, 
nicht in das Gebiet des Staates, fondern in das der Kirche fällt.” — 2) Antı. 
Dr. Banks, St. Ber. ©. 568. u. D. ©. Nr. 133.: in Erwägung, daß >. 
Vorhandenſein einer Yuftizverweigerung im Sinne ded Art. 77. der Verfall. de 
Deutichen Reichs zur Zeit nicht dargelegt ıft, über die Petitionen 552. und 720. 
zur TeOrd. überzugehen. — Diskuſſion: Sig. 32., St. Ber. ©. 566—568. 
Berbandl. wird abgebrochen wegen eingetretener Beſchlußunfähigkeit der Ber: 
ſammlung. — Die Bet. kommt dann, wegen Schluß des Reichstags, überbaupt 
nicht mehr zur Erledigung. ' 

H. Ranalfyftem. Vet. von DO. Hempel, Vertreter des Bereind d. 
deutichen Stromſchifffahrt P. Nr. 586.: „vie Regierung aufzufordern, daß ii 
die bisherigen alten Wafferftraßen für jede Zeit fahrbar herftelle und ein Kanal 
neg derart aufftelle und zur Durchführung bringe, daß unfer äuferfler Oſten 
mit dem Weften durch Kanäle und Stromftreden in Verbindung gebracht were‘. 
Fünfter Bericht d. Pet. Komm. D. ©. Nr. 68. sub Litt. B. Berichterftatter 
Albredt. Komm.-Antrag ©. 13, unter Beziehung auf den Beſchluß ded 
Reichstages des Nordd. Bundes, betr. die beantiagte Unterfuchung des Zuſtandes 
ver Waflerftraßen und die Vervollſtändigung des Kanalſyſtems in den Bundes 
ländern, vom 16. Oftober 18657, und mit Nüdficht auf d. Erklärung des Herm 
Bundes-Fommiflers über die Pet. Nr. 586. zur Tagesordnung überzugehen“. 
Dazu Antrag Keffe Hinter „Bundestommiffar” einzufchalten: „ſowie nit Ri: 
fit auf die in der Sitzung des Reichstags vom 14. Juni d. 9. abgegebene 
Erklärung des Reichskanzlers“ Diskuſſſon Sig. 32., St. Ber. S. 55% 








2. Sitzungsperiode 135 


560. Abfimmung: Antrag der Kommiſſion wird mit der von 
dem Abgeordneten Leſſe vorgefchlagenen Einfhaltung angenommen. St. 
Ber. ©. 560. . 

I. Kriegsentſchädigung. P. Nr. 543., 598., 612. mit den An= 
trägen: ad 1) dahin zu wirken, daß den Streifen die Aufwendungen zur Unter 
ftägung der Landwehr-Familien aus den bereiten Mitteln der Kriegskoſten-Ent⸗ 
ſchädigung erftattet werben, — ad 2) an Stelle der Beftimmungen vom 11. 
Mai 1851 ein Gele herbeizuführen, nach melden alle von den Provinzen, 
Kreifen und Gemeinden getragenen Krienslaften aus dem Tetstvergangenen Kriege 
nit Frankreich auf den ganzen Staat übernommen werden, — ad 3) Be= 
ſtimmungen herbeizuführen, durch welche der Stabt Cöln ein Erſatz für deren 
außerorbentl. Leiftungen aus der Kriegsentfchädigung gewährt werde, namentl. — 
was die Unterftügung der Yamilien der Wehrmänner und Referviften anlange — 
bi8 zur Höhe der im Gelege vom 27. Febr 1850 vorgelehenen Unterftügungs- 
Säge zum Betrage von 64,816 Thlm. Zweiter Bericht der Pet.Komm., 
D. ©. Wr. 44. Litt. A. Berichterſt. v. Cranach mit dem Antrage ©. 5.: 
„Die Petitionen Nr. 543., 598. und 612. — infomeit fie die Vergütung 
der auf Grund der Gelege v. 27. Febr. 1850 und 11. Mat 1851 unentgelt 
lich gewährten Kriegsleiftungen aus den Kriegsentſchädigungsgeldern beanfpruchen, 
der Neichöregierung zur Berüdfichtigung zu überweiſen“ — Distuffion, 
Sitz. 17. St. Ber. 202. Abftimmung: Antr. d. Komm. wird angenommen. 

K Maaß- u. Gewichtsordnung. P. Nr. 599. u. 771., wegen 
Wiederbefeitigung des in die neue Maaf- u. Gewichtdorbnung aufgenommenen 
Meilenmaaßes Achter Bericht d. Pet-Komm., D. ©. Nr. 96., Litt. A. 
S. 1-13. Beridterftl. Günther (Sachen). — Komm.-Antr.: die Pe 
titionen dem Herrn Reichskanzler zur Berüdfihtigung zu überweiſen. Dis- 
fujfton: Sig. 30. St. Ber. ©. 513, 514. Abftimmung: Komm.-Antr. 
wird angenommen. 

L. Mainz, Römiſch-germaniſches Central-Mufeum. Be: 
tition ded Berwaltungsausfchuffes des Gefammtvereind der Deutichen Ger 
ichichts⸗ u. Alterthumsvereine, P. Nr. 625.: „dem Römiſch-germaniſchen Eentral- 
Muſeum in Mainz zur Pflege feines wiflenfchaftlihen Zweckes einen jährlichen 
Zuſchuß von 3000 Thlrn. aus Reichsmitteln zu bewilligen.” Vierter Bericht 
d. Pet. Komm., D. S. Wr. 66. sub Litt, A. Beridterft. Dr. Wehren- 
pfennig. Komm.- Antrag: die Pet. dem Herm Reichskanzler zur Berld- 
ſichtigung zu überweiſen. Diskuſſion: Sig. 22. St. Ber. S. 306—308. 
Abftimmung: Komm. Antr. wird mit überwiegender Majorität ange 
nommen. 

M. Militärveterinärwefen. Petitionen wegen Reform vefielben sub P. 
Nr. 593., 649. u. 743. Dritter Bericht der Pet.-Komm., D. S. Nr. 60 
sub Litt. A., unter Mittheil. d. betr. Petitionen. Berichterft. v. Cranach 
Komm.-Antrag: „die Petitionen an den Herrn Neichöfanzler zur Erwägung 
zu überweifen.” Distuffion Sig. 21. St. Ber. S. 290. Abftimmung: 
Kommifſ.⸗Antr. wird angenommen. 

N. Patentgefeggebung. Petitionen, Nr. 565. und 570., um Ein- 
führung eines Patentgejeges für d. Deutſche Neih und Einſetzung einer Patent- 
behörde. Mit mündlicher Beridterftattung wird beauftragt Abg. Dr. Banks. 
Komm.-Antr.: „vie Petitionen dem Herm Reichskanzler mit dem Erſuchen 
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zu überweilen, über die Erfindungspatente eine einheitliche Geſetzgebung herbei: 
zuführen”. (Kommt wegen Schluß des Reichstags nicht mehr zur Erledigung 
im Plenum). 

0. Rageburg, Fürftenthum. Pet. des Advokaten Kindler, P.Rr.55L., 
in Betr. der Berfafiungsverhältnifie deffelben. Sechster Bericht der Kt: 
Komm. D. ©. Ne. 72. ©. 25—36. Litt. B. Berichterſtatter Weſtphal. 
Komm.-Antr.: über die Pet. mit Rückſicht auf den vom Reichstage in 


‚ gegemwärtiger Seſſion zum Beſchluß erhobenen Gef.AEntw., betr. d. Volkfr 


tretung in den Bundesſtaaten zur T.Ord. überzugehen — kommt wegen Schluß 
des Reichstags nicht mehr zur Erledigung im Plenum. 

P. Zoll: u. Steuerwefen. Petition des Kaufmanns Herzogin Bern 
u. Anderer: P. Nr. 564. wegen fteuerfreier Verabfolgung von aus dem Elf 
bezogenen, vor dem 27. Auguft 1871 in der Berliner Padhofs-Nieverlage an 
gegangenen Baumwollenwaaren, Klaffe 2. c. des Zolltarifs, eventuell einer geek: 
lichen Deflaration, wonad dies zuläffig fein würde Siebenter Bericht a 
Pet. Komm. D. ©. Nr. 75. Litt A. S. 1—12. Berichterft. Dr. Weigel: 
Komm.:Antr. (S. 12): über d. Petition zur T.Ord. überzugeben. Dieſelbe 
fommt wegen Schluß des Reichstags nicht mehr zur Erledigung im Plenum. 

Im Ganzen waren 367 Petitionen eingegangen. Davon find dem Read 
fanzler überwiefen: 19; durch die zu den bezügl. Gefegen gefaßten Beidlif 
für erledigt erflärt: 60; durch Mebergang zur Tagesordnung erledigt: 29; zn 
Crörterung im Plenum nidt für genügend erachtet: 140; von den Petenter 
zurüdgezogen: 2; wegen Schluß des Reichstags unerledigt geblieben: 117. 


4. Borlagen bes Bundesrath®, 


A. Geſetzentwürfe betr.: 
a. das Eiſenbahnweſen. . 

1. Geſ-Entw., betr. die Gotthardbahn mit Motiven u. erl, Dentjhntt 
D. ©. u. Anl. Ar. 25. S. 1—41. Erfte u. Zweite Berath. Sitz. 1. 
St. Ber. S. 86—90. Geſ.-Entw. wird bis auf die von dem bg. Dr. 
Proſch beantragte Aenderung: die erften Worte im $. 1. „das Bundespräſidium 
zu erfegen durch „ber Kaiſer“ — unverändert angenommen. Dritte Berathung 
auf Grund d. Zufammenftellung in D. ©. u. Anl. Nr. 31. Geſ.-Entw. wit: 
unverändert nach ben Beſchlüſſen zweiter Berathung angenommen. 

2. Geſ.Entw, betr. d. außerordentl. Geldbedarf f. d. Staatseiſen— 
bahnen in Elfaß u. Lothringen nebft Motiven D. ©. Anl. u. Nr. 78. S. 1-9. 
Erfte u. Zweite Berath. Sitz. 25 Gt. Ber. ©. 375. Gef.-Entw. wird 
in der Spezialbebatte unverändert angenommen. Dritte Berathung Sig. 27. 
St. Ber. ©. 428. Gel.-Entw. wird definitiv unverändert angenommen. 

b. das Finanzweſen. 

1. ©el.-Entw., betr. d. Zurüdzahlung der auf Grund des Gefeges vom 
21. Juli 1870 aufgenommenen fünfprogentigen Anleihe D. ©. u. Anl. Kr. 
6. mit Motiven ©. 1—6. Erſte u. Zweite Berathung Sig. 7. St Bar 
©. 34—37. Geſ.Entw. wird in der Spezialdisfuffion unverändert angenommen 
Desgleichen definitiv in Dritter Berathung Sik. 9. St. Ber. ©. 56. 

2. a. Leberficht der Ausgaben und Einnahmen des Norddeutſcher 
Bundes (ausfchliegli derjenigen, welche durch ven Krieg gegen Frankreid 


ı veranlaßt find) mit dem Nachweiſe der Etats⸗Ueberſchreitungen u. extraordinaͤren 
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Ausgaben fir das Yahr1870 mit 5 Anlagen u. zwar Anl. L (S. 37—33). 
Motivirung d. in der Ueberficht nachgemiefenen Veberfchreitungen des für 1870 
feftgeftellten Bundeshaushalts⸗Etats u. der ertraordinären Ausgaben f. dieſes 
Jahr, welde in dem gedachten Etat gar nicht worgefehen find, — Anl II. 
(5. 35 u. 36). Erläuterungen der in der Ueberficht nachgewiefenen Minder - 
Einnahmen. — Anlage II. (©. 37— 39). Berechnung ber Progentantbeile, 
den einzelnen Staaten des Nordd. Bundes an den gemeinjchaftlichen 
Poſtüberſchüfſen für das Jahr 1870 gebühren. — Aulage IV, (S. 41—43). 
Beredinung der nach den Etatögefegen vom 13. u. 29. Juni 1869 in Hebung 
gejegten Matrilular-Beiträge der Staaten des Norbd. Bundes, — Anlage 
V. (S. 45—47). Berechnung der nad ven Etatsgeſetzen vom 13. u. 29. 
Sumi 1869, fowte vom 10. März 1870 bez. nach d. finanziellen Ergebniffen 
Der Bofvermaltung von den Staaten des Nordd. Bundes f. 1870 aufzubringen- 
ben Matvitulm Beiträge 
2. 8. Gel.-Entw., betr. Die Berwendung des Ueberfhuffes aus dem 
Bumbeshaushalt vom Jahre 1870. D. S. Nr. 4. — Erſte Berathung: 
Sitz. 6. St. Ber. S. 18—20., nach deren Schluß Ueberweiſung der Vor— 
Loge an die Budget⸗ Kommiſſion beſchloſſen wird. — Zweite Berathung 
auf Grund des Berichts der Budget-Kommiſſion in Nr. 39. d. D. ©. (Be 
richterflatter fir die Ueberfiht: v. Wedell-Malchow, u. Spezial-Neferent 
f. Bot u. Telegraphenweſen: Richter) S. 1—19. u. des mündlichen Berichts 
ver Kommilfion in Nr. 42. d. D. S. (Berichterftatter f. d. Gel.» Entw.: 
v. Benda) mit den Anträgen: I. Das Reichölanzler-Amt zu erjuchen, dem 
Reichstage in der nächiten Selfion einen umfaſſenden Bericht über die bei den 
Maßregeln zur Belämpfung der Rinderpeſt gemachten Erfahrungen vorzulegen. — 
I. Borbehaltlich der bei Der Prüfung der Rechnungen ſich etwa noch ergebenden 
Erinnerungen die nachgewieſenen Etatsitberfchreitungen und ertraordinären Aus- 
gaben für das Jahr 1870 im Betrage von 1,800,871 Thlrn. nachträglich zu 
genehmigen. — III. Den Reichskanzler aufzuforbern, entfprechend ber Verpflichtung 
zur Rechnungslegung nach den einzelnen Pofittonen der Spezial-Etats, auch in 
den Ueberſichten über die Einnahmen und Ausgaben der Borjahre vom nächſten 
Jahre ab die Etat8-Ueberichreitungen, jo weit dies bis zur Vorlegung derjelben aus- 
führbar ift, nach Titeln und Pofitionen der Spezial-Etatd zur Genehmigung des 
Reichstags mitzutheilen. — IV. Den Geſetz-Entwurf unverändert zu genehmigen. 
Distulfion: Sig. 16. St. Ber. S. 168— 171. — Antr. I. wird unverändert, 
Antr. IL mit der von dem Frh. v. Hoverbed beantragten Mobdification ange- 
nommen, BR Matt „nachträglich zu genehmigen” gejegt wird „vorläufig zu ge- 
nehmigen”. ntr. III., fo wie der Gel.-Entw. werben unverändert ange 
nommen. — Dritte Berathung auf Grund ber Zufammenftellung in D. ©. u. 
Anl Nr. 55. Sig. 18. St. Ber. ©. 206. — Die Ueberfiht der Ausgaben 
u. Einnahmen des Nordd. Bundes ꝛc. wird mit den in II. Berath. angenommenen 
Anträgen genehmigt u. der Geſ.Entw. definitiv unverändert angenommen. 
Geſ.Entw., betr. d. deſetlung eines Nachtrags zu dem Haushalts⸗ 
Etat ses deutichen Reiches f. d. Jahr 1871 D. ©. u. Anl. Nr. 83. 
(mit nach Titeln geordnetem Etat über d. Ausgabe-Bebarf D. Grofberzogt Bas 
diſchen Milttär-Contingents für. d. 2. Semefter 1871 nebft Denkſchrift) S. 1—14. 
Erfte u. zweite Berathung Sie. 25. St. Ber. 375, 376. Dritte Berath 
Sit. 27. St. Ber. ©. 421. 
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4. Geſ.Entw., betr. d. Kontrole des Reichshaushalts f. d. Jahr 
1871. D. ©. u. Anl. Nr. 7. mit Motiven S. 1—5. Erfte Beratb. Sig. 
6. St. Ber. S. 20-22. Zweite Berath. Sie. 7. St. Ber. S. 37—4). 
Spezial-Diskulfion: Einziger Paragraph: „Die Kontrole des gefammten 
Haushaltes des Deutichen Reichs wird für das Jahr 1871 von der Pr. Ob. 
Rehnmgdlammer unter der Benennung: „Rehnungshof des Deutſchen 
Reichs“ nach Maßgabe der im Gef. v. A. Yuli 1868 (B.G.-Bl. S. 433), 
betr. die Kontrole des Bundeshaushalts f. d. 3. 1867 bis 1869, enthaltenen 
Vorſchriften geführt.” Dazu a. Antrag Hagen, dem vorftehenden Para⸗ 
graphen noch eimen zweiten, betr. die bei der Rechnungsreviſion zu beachtenden 
Normen u. den Inhalt der vom Rechnungshofe aufzuftellenden Bemerkungen 
binzuzufügen (f. d. Wortlaut: D. ©. Nr. 15. u. St. Ber. ©. 44) — 
b. Antrag v. Benda: D. ©. Nr. 14.: „ven Reichslanzler aufzufordern, 
dafür Sorge zu tragen, daß dem Reichstage in der nächſten Seſſion be 
Entm. eines Gel. über den Rechnungshof für das Deutſche Reich — unabhängig 
von Dem Ergebniß der Gefetgebung über die Oberrechnungskammer im Br. 
State — zur verfaffungem. Beichlußnahme unterbreitet werde.” c. Antr. 
LaskersRichter, „ven Geſetz.Entw. mit den dazu eingegangenen Abg.-An- 
trägen an die Budgetlommiffion zu überweifen‘, St. Ber. ©. 44. — A: 
Himmung: Sämmtlihe Anträge werden bis auf den v. Benda abgelehnt, 
u. mit diefem der Gejeg-Entw. umverändert angenommen. Dritte Beratbung 
auf Grund der m II. Berath. gefaßten Beihlüffe D. S. Nr. 20. Sie. 9. 
St. Ber. ©. 56. Dieſelben werben definitiv auch in III. Berathung angenommen. 

5. Geſ.-Entw., betr. den Haushalts-Etat des Deutſchen Reiches 
für 1872 u. Haushalts⸗Etat fir 1872 mit erläuternder Denkſchrift u. An 
lagen I-XV. D. S. u. Anl. Nr. 23. Erfte Berath. Sig. 11. St. Ber. 
©. 65—83. Es wird beichloffen, d. zweite Berathung im Plenum vorzund- 
men u. zu beren Vorbereitung Kommiffarten für beftimmte Gruppen des Etats 
zu ernennen. Verzeichniß der Gruppen u. Kommiſſarien D. ©. u. Anl. Kr. 
41. A. u. B. u. der Kommiffarien des Bundesrat D. ©. Nr. 47. 

Zweite Berathung in Berbind. mit D. S. u. Anl. Nr. 13, 24 ı. 
36. — Sig. 16. 20. 22. 26. 30. u. 34. ©t. Ber. S. 171-177; 
263—272; 295—306; 393 - 418; 490-513; 599—648. 

Ausgabe. | 

Rap. 1. Reihstanzler-Amt. Anl. I. (S. 1—11.) Diskuſſion 
Sig. 16. St. Ber. S. 171—177. Sämmtlihe Titel der orbentl. Ausgaben 
werden genehmigt, der zu Zit. XI. Dispofitionsfonds d. Reichskanzlers von 
Richter geftellte Antrag, denfelben der Budget-Kommiſſion zu überweilen, wird 
abgelehnt ; desgl. werben die einmaligen außerordentl. Ausgaben genehmigt. 

Kap. 2. Bundesrath u. Ausſchüſſe des Bundesraths geben zu 
feiner Diskuſſion Veranlaſſung. 

Kap. 3. Reichstag auf Grund des „zu Anlage IL.” von dem Gefammt- 
vorftande des Reichstags vorgelegten Geſ.-⸗Entwurfs Stu. 30. St. Ber. 
©. 490—497. Fortdauernde Ausgaben Be Tit. I. Beſoldungen 
werden auf Antrag v. Benda die Gehälter des Hausinfpeftord u. Botenmeifterd 
auf 550 Thlr., des Thürfteher8 auf 400 Thlr. u. der Hausdiener auf 350 Thlr. 
feftgeftelt. Die Tit. 2—9 und Ablchnitt IT. Tit. 1 u. Tit. 2 Nr. 1 werden 
unverändert ohne Diskfufflon angenommen. Zu der Bemerkung zu Nr. 2, „Die 
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Anſtellung aller Beamten u. Diätarien des Reichstags ſteht dem erſten Präfiden⸗ 
ten des Reichstages zu; in der Zeit zwiſchen zwei Seſſionen übt dies Recht der 
erfte Präfivent der vorigen Seffion”. Antrag Dr. Wehrenpfennig: Das 
Wort „erften‘ vor Präfiventen zu ſtreichen. Derjelbe wird angenommen u. mit 
dieſer Modification die Bemerkung zu Nr. 2 u. dieſe ſelbſt. Abfchnitt TIL. 1, 
2, 3, 4 werden mit dem von v. Bonin beantragten Zuſatz angenommen: 
„dieſe Pofitionen übertragen ſich gegenfeitig mit Nr. 2 der einmaligen u. außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben.“ Die Poſit. Abſchnitt IV. zur Unterhaltung des Ge⸗ 
bäubes werden ohne Diskuſſion genehmigt. Einmalige außerordentl. Aus- 
gaben werden m. d. Maßgabe bewilligt, daß bei Nr. 1 für die Begründung der 
Reichstagsbibliothek 5000 Thlr. — für den Bibliothefar 600 Thlr. abgejett werden 


Kap. 4. Auswärtiges Amt. Anlage II. ©. 1—31. Diökuffion 
St. 22. St. Ber. ©. 295—306. Yortdauernde Ausgaben Sämmt- 
liche Tit. werden genehmigt. Bei Einnahmen Tit. 1 (von der preuß. Reg. 
Averſionalentſchädigung f. d. Beſorgung fpeziel Br. Angelegenheiten 30,000 Thlr.) 
wird Antrag Dr. Löwe auf Streihung dieſes Titeld abgelehnt u. Tit. 1 ſowie 
die Nr. 3—5 bewilligt. 

Kap. 5. Berwaltung des Reihsheeres in Verbindung mit 1) 
D. ©. Nr. 102. Mittheilungen der Reichſtags-Kommiſſarien f. Berathung ber 
Gruppe II. über d. Reichshaushalts-Etat f. 1872 (Verwaltung des Reichs⸗ 
heeres, Anlage IV.), — 2) Antrag Frh. v. Hoverbed, Richter u. Gen. 
D. ©. Nr. 109.: „1) für die gelammten Ausgaben der Mil. Berwalt. ein 
Pauſchquantum von 83,822,589 Thlrn. zu bemilligen ; 2) gleichzeitig zu erklären: 
Bei Feſtſtellung dieſes Pauſchquaniums wird der Reichskanzler aufgeforbert: 
a. für da8 Jahr 1872 die etwaigen Mebrausg. an Penfionen in Folge der Geſ. 
v. 16. Ott. 1866 u. 9. Febr. 1867, und an Beſoldungsverbeſſ., ferner die Er- 
höhung des Berpflegungszufchuffes,, die Verbeſſ. des Soldatenbrodes und die 
Erhöh. der Brodportion durch ausgedehntere Beurlaubungen zu beſtreiten; b. auf 
Grund der obigen Bewilligung keinerlei Einrichtungen zu treffen, welche eine 
fpätere Erhöh. des Militäretats über die Geſammtſumme von 89,996,343 Thlm. 
hinaus zur Folge haben müßten; vielmehr: c. die künftig etwa nothwendige 
Erhöh. einzelner Etatstitel der Mil.-Berwalt. durch Herabfegung der Friedens⸗ 
präfenzftärfe und Einführung der zweijährigen Präſenz der Inf. herbeizuführen. — 
3) Anträge Laster, v Stauffenberg u. Sen, D. ©. Nr. 121. 
1) Kap. 5 des Hauptetatö zu fallen: „5. Verwaltung des Reihsheeres. 

! Für fämmtliche Bedürfniſſe der Verwaltung des Reichsheeres, mit Einfchluß der zu 
dem Reichsheer gehörigen Einrichtungen, unter Berückſichtigung der Erlaſſe, welche 
einzelnen Bundesftaaten vertragemäßig gewährt find 88,575,195 Thaler. 2) Im 
Etatsgeſetz folgenden neuen 8. in das Ctatsgefeg aufzunehmen. || $. . . Die 
tiedenspräfenzftärte des Neichöheeres fol im Jahre 1872 im höchſten Maße 
131,659 Mann betragen und wird pro rata der in dan legten Voltszählungen 
ermittelten Benölferung von den einzelnen Bundesſtaaten geftell. 3) Neben 
ter Bewilligung zu 1.: „ven Reichöfanzler aufzufordern, ſchon jest Darauf Be: 
dacht zu nehmen und BVeranftaltungen zu treffen, daß bei der zukünftigen Auf- 
ftellung des Friedendetat8 die Ausgaben für das Reichsheer die Höhe des bis⸗ 
berigen Paufchquantums nicht überjchreiten — 4) Antrag Mohl, D. ©. 
Wr 118: „ven Reichstage eine Liquidation der allgemeinen often der Ein- 
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richtung des Deutichen Geſammtheeres, aus welcher der von jedem Staat pro 
Kopf zu tragende Antheil erhellt, vem Reichstage mitzutheilen‘. — Berathung 
wird von der Tagesord. der 32. Sig. mit Bezug auf den inzwiſchen einge 
gangenen G&ej.-Entw., betr. d. Friedenopräſenzſtärke zc. f. d. Jahre 1872, 1873, 
1874, cf. Nr. 6 auf Antrag Gf. v. Kr abgelegt. Später nad Yı- 
nabıne des vorangeführten Geſetz⸗ Entwurfes werben ſaͤmmtliche Anträge zurüd: 


Rap. 6. Marineverwaltung Anlage V. ©. 1—48 mit zm 
Beilagen A. u. B. in Verbindung mit Pr. 81, 101 u. 104.d.D. ©. Dis- 
tulfion Sig. 26. St. Ber. S. 393—417. Einnahme u. Ausgab: 
Tit. I. Ne. 1—8 werden obne Diskuſſion genehmigt. Zu Nr. 9—11. Ak 
gaben T. d. hydrographiſche Bureau wird d. Antrag der Kommiſſarien D. Z. 
Nr. 81 ad IH. angenommen: „das Marinemintfterium aufzufordern, mer 
als bisher gefchehen, für Aufnahme entlegener, aber von Deutfchen Schiffen far 
beſuchter Küften, namentlich der Weftfüfte von Central-Amerika, durch dahin je 
entjendende Schiffe forgen zu laſſen, ohne aber darüber eine Tehr nothwendig 
Reviſion der Nordſeekarten aus den Augen zu verlieren.” — Die Tit. 2-1. 
werden ohne Diökuffton angenommen. Ber Tit. 8. Militärperſonal. Wr. 1. 
General-Infpelteur d. Marine 7000 Thlr. wird der Antr. Schmidt, diee Pr 
fition zwar zu bewilligen, aber in den Bemerkungen als „künftig wegfallen” zı 
bezeichnen, abgelehnt. St. Ber. ©. 407. Zu Tit. 8. wird Antrag v. Freeden 

D. ©. Nr. 81. H. wegen Gewährung von Retabliſſementsgeldern an die agent | 
fen Marinetruppen abgelehnt. — Zu Tit.9. u. 10. Indienſtſtellung ver daht 
zeuge wird Antr. Dr. Webhrenpfennig, „durch ein Tableau im uächften Et 
die Geſammtheit ſämmtlicher Reparaturkoften der Kriegsſchiffe, auch die während der 
Indienftftellung derſelben fichtbar zu machen“, abgelehnt, Dagegen der Ant 
der Kommiffarien D. S. Nr. 81. ad V. angenommen: „ven Reichökanzleramt: | 
zu empfehlen, die Tabelle über vie Reparaturkoſten der Kriegsſchiffe ald Anlage ir 
folgenden Etats infoweit zu verbeflern, daß die nicht mehr für den Seebienft braud 
baren Railerlihen Marineſchiffe von den übrigen geſondert aufgeführt werden, aubin 

ung zu nehmen, ob nicht die Seefregatte „„Gefion““ trog ihres Alier | 
zur Erinnerung eines denkwurdigen Ereigniſſes möglichft Lange erhalten bleibe 
Die Tit. 11—14. werden ohne Diskuſſion, die Tit. 15. u. 16. mit dem An: 
trage der Kommiffarien D. ©. Nr. 81. ad IH. angenommen: „Die Dr 
vineverwaltung aufzufordern: a) ber Elementarſchule in Wilhelmshefen ein? 
gelunde, genügenbe Räumlichkeit baldigft einzuräumen; b) die Lehrerdotation dr 
tbeuern iſolirten Stellung entfprechend zu erhöhen, auch Alterszulagen und Ber 
nen zu bewilligen,” und ad V.: „1) Das Marine-Minift. zu erſuchen, in em 
Erwägung zu nehmen, ob nicht die Marine-Schule in Kiel fo umzugeftalten ji 
daß Die öglinge den Schul-Kurfus in zwei durch mehrere Fahrt- resp. Diem 
jahre getrennten Surfen durchmachen, und in zwei Aufnahme- resp. Schluf⸗ 
prüfungen ſich über bie Tann ber Bedingungen der Aufnahme und Ct: 
laffung innerhalb der gefeglihen Grenzen ausweiſen. 2) Das Marire-Mint! 
aufzufordern, in der in Ausſicht genommenen Denfichrift in Erwägung zu nehmen 
ob nit die Ausbildung der Adpiranten zum Marinebienft überall, der wr | 
änderten Bauart und Triebfraft der Schiffe gegenüber entfprechend, zu op 
nifiren ſei“ — Die Tit. 17.—26. werden ohne Diskufſion angenommen 
Einmalige Ausgaben. Zu Tit. 1. u. 2.: „Einrichtungen des Mare 
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Etabliſſements in Wilhelmshafen“ wird Antrag der Kommiſſarien D. S. Nr. 81. 
ad I. angenommen: „Die Marins-Berwaltung aufzuforbem: 1) den Liege⸗ 
hafen in Wilhelmshafen bald mwenigftens bis zur Tiefe von 10 Fuß auszubaggern, 
Die nöthigen Krahnen zum Lölchen und Guterſchuppen berzuftellen, 2) die Ranal- 
verbindung von der untern Ems mit Wilhelmshafen ın den Bauplan aufzu- 
nehmen.” Die übrigen Tit. werden ohne Diekuffton u. dann zum Marine-Etat 
überhaupt der Antrag der Kommiffarien D. S. Nr. 81. ad VI. a. angenommen : 
‚ven Reichskanzler aufzufordern:; mit dem nächften Etat dem Reichstage eine 
ausführliche Denffchrift vorzulegen, in welcher mit Bezug auf den im Jahre 1867 

ten Gründungsplan für die Kaiferlide Marine namentlich erörtert wird: 
wie weıt derſelbe bereits ausgeführt ift, und welche Mittel zur vollftändigen Aus- 
führung deſſelben noch erforverlich find. Der Antrag b. der Kommiffarien, welcher 
zur Erwägung über Abkürzung der Gründungsperiode auffordert, ſowie ein Au⸗ 
trag Dr Wehrenpfennig gleicher, aber noch weiter gebender Tendenz (D. ©. 
Nr. 101.) werben abgelehnt. 

Kap. 7. Berzinfung der Reihsfhuld cf. Mittheil. d. Reichstags⸗ 
Kommiffarien in D. S. Nr. Ill. ad 1. Diskuſſion Sitz. 30. St. Ber. 
S. 504—511. Rap. 7. d. Ausgabe wird zugleid mit Kap. 7. der Einnahme: 
„Aus der Reichsanleihe 1,222,000 Thlr.“ — diskutirt u. in Gemäfheit des 
Antr Laster u. Gen, D. ©. Nr. 116. ad L: „das Kapitel 7 der Ein- 
nahmen: Aus der Reichsanleihe u. ſ. w. 1,222,000 Thlr. geftrichen und in 
Kap. 7. ver fortbauernden Ausgaben: Berzinfung ver Reichsſchuld: ftatt 
509,000 Thlr. — 482,000 Thlr. bewilligt”. 

Kap. 8. Rehnungshof: 1. Fortdauernde Ausgaben Tit. 1—3. u. 
außerordentl. Ausgaben. I. Kap. 6. Dispofitionsfonds zu d. Ausgaben für 
d. Revifion der Kriegöloftenrehmmgen von 1870 bis 1871 werben genehmigt. 
Sig. 16., St. Ber. S. 177. u. fpäter unter die aus d. franzöfiichen Krieges 
jchuld zu entnehmenden Beträge yelegt. cf. Kap. 8. d. Einnahme. 

Rap. 9. Bundes-Oberhandeldgeridht. Sämmtliche Poſitionen 
werden ohne Diskuffion genehmigt. Sig. 16. St. Ber. ©. 177. 

Rap, 10. Befoldungsverbejjerungen: Sig. 26. St. Ber. 
S. 41T. u. 418. Dazu Wr 73. d. D. S. Bemerkungen der Konmnifjarien 
des Reichstags, deren Antrag: die Anlage XIV. ©. 3. zu bezeichnen: „Nach⸗ 
weifung ber Gehaltserhöhungen, welde aus dem im Reichshaushalts-Etat für 
1872 zu Beſoldungsverbeſſerungen angelegten Fonds zu befireiten find u. der 
Danach ſich ergebenden Normalbejoldungsfäge für vie Reichsbeamten“ ange- 
nommen wird. — Die Pofitionen der Anlage XIV. werden ſämmtlich bis auf 
die auf d. Militär-Etat bezüglichen genehmigt, welde Sitz. 35., St. Ber. 
S. 646, 647, zur Diskuſſion u. Annahme gelangen. 

DI. Einmalige u. außerordentlihe Ausgaben: 

Kap. 1. u. 2. cf. Fortvauernde Ausgabe bei Reihstanzler-Amt, 
Auswärtiges Amt. 

Kap. 3. un. 4. cf. Einnahme: Poftverwaltung u. Telegrapben« 
verwaltung. 

Rap. 5. u. 6. cf. Fortdauernde Ausgabe: Marineverwaltung, 
Rechnungshof. 

Rap. 7. Reichsſchuld. Zur Abtragung der in d. Jahren 1868—71 
für d. Küftenbefeftigung im Wege des Kredits beichafften 3,500,000 Thlr., wird 
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Sig. 30. St. Ber. S. 511. ohne Diskuffton angenommen. cf. Mittk. d. 
Reichstags⸗Kommiſſarien, D. S. Nr. 111. ad I. 

Kap. 8. Betriebsfonds d. Reichskafſe 3,750,000 Xhlr. cd. 
Mittheil. d. Reichstags-Kommiſſ. D. S. Nr. 111. ad II. u. IV. wid in 
Berbind. mit dem Gejeg-Entwurf, D. ©. Nr. 24., betr. d. Ueberweiſung eiſer⸗ 
ner Vorſchüſſe für die Verwaltung des Reichsheeres diskutirt, Si. 30., St. 
Ber. S.511—513. Kap. 8. wird unverändert mit den Antrage Taster, D.C. 
Nr. 116. ad V. 1. angenommen: Zu Kap. 8. auszuſprechen: „ven Reid 
kanzler aufzufordern, dafür Sorge zu tragen, daß die Beſtände bes eiſernen 
Fonds für die Verwaltung des Reichsheeres, und des Bonds der Reichslaſſe in 
dem Haushalts-Etat des nächften und der folgenden Jahre nachgewieſen werden.” 
Sodann wird auf einen fernen Antrag Kater u. Gen, D. ©. Nr. 116. 
ad II., zum Abfchnitt II. Einmalige u. außerordentliche Ausgaben als neus 
Kapitel Hinzugefügt: ‚Rap. 9. Yu eiſernem Vorſchuſſe für die Verwaltung des 
Reichsheeres 6,270,000 Thlr.“, ımd in die Rubrit: „Bemerkungen“ gelegt: 
„Die Bertheilung diefer Summe auf die einzelnen jelbftftändig verwalteten Kon: 
tingente erfolgt nach dem Verhältniß der Friedenspräſenzſtärke.“ — REAL. 
Delbrüd zieht in Folge deſſen den eingebrachten Gef.-Entw., betr. d. Ueberweiſung 
eiferner Vorichüffe für die Berwaltung des Reichsheeres zurüd. (Notiz wegen der 
eiternen Vorſchüſſe f. d. Verwaltung bes Reichsheeres u Anlage dazu: Nachweib 
über d. Geldbedarf zu den eifernen Vorſchüſſen für die Truppentheile ıc. der 
Preuß. Militär - Verwaltung. cf. Mittbeilung d. Reichstags = Kommiflerien in 
D. ©. Nr. 111. S. 11—14.) 


Einnahme. 
Kap. 1. Zölle u. Berbraudsfteuern. Disktuffion Sig. 20. St. Ber. 
©. 263, 267. — A. Zölle; ſämmtliche Bofltionen werden angenommen. 


B. Rübenzuderfteuer, wird ohne Disk. angenommen. Zu C. Salzfteuer 
wird der Antr. v. Below, D. S. Nr. 59. ıngenommen: „den Herm Rad 
fanzler zu erjuchen, das Berfahren zur Denaturirung des Viehſalzes dahin zu 
regeln, daß die Verwendung des Salzes nicht mehr, wie Died nach dem gegen: 
wärtigen Modus in vielen Theilen Deutichlands der Fall ift, durch die Den 
turirung für landwirthichaftliche Zwecke wejentlich beeinträchtigt werde.“ D. Tabaks⸗ 
fteuer, E. Branntweinfteuer u. Uebergangsabgabe von Brannt: 
wein, F. Braumalzfteuer u. UVebergangsabgabe won Bier werben ohne 
Abänderung angenommen, nachdem Gf. Solms-Laubad |. Antrag St. Ba. 
©. 267. wegen Borlage eines Gef.-Entw. betr. die Bierbeftenerung im Groß 
herzogthum Heffen zurüdgezogen bat; desgleichen G. Averfa f. d. außerhalb 
der Zollgrenze liegenden Gebietötheile des Deutſchen Reiches. 

Kap. 2. Wechſelſtempelſtener, Sit. 20., St. Ber. 267. wir 
ohne Diskuſſion genehmigt. 

Kap. 3. Poſt- u. Zeitungsverwaltung, Sie. 30., St. Be. 
©. 267 u. 268 wird ohne Veränderung und faft ohne Diskuſſion angenommen. 

Rap. 4. Telegrapbhenverwaltun. Se. 20. St. Br. 
©. 268—272. Ag. Schmidt (Stettin) zieht feinen dazu geftell en Antrag: 
D. ©. Nr. 67.: „d. Reichskanzleramt zu erſuchen, die Einrichtung von eleftre- 
femaphorifchen Stationen an der Deutſchen Küfte in Erwägung zu ziehen“, 
zurüd. — Der Antrag der Reichstags -Kommiffarin, D. ©. Nr. 64.: „dem 
Herrn Reichskanzler die Einftellung einer größeren Summe in das Ertraoybinarium 
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des Etats der Reichs⸗ Telegraphen⸗Verwaltung zum Zwecke der Vermehrung der 
Zelegrapben-Berbindungen, insbeſondere ber direkten Linien zwijchen den größeren 
Stationen des Inlandes, für die Zukunft anzuempfehlen” wird angenommen. — 
Die einzelnen Titel des Kapitels 4. werden dann ohne weitere Diskuſſion gen 
migt und bie zu bemfelben eingegangene Petition burch bie - gefaßten Beſchlüſſe 
für erledigt erflärt. 

Kap. 5. Reichs-Eiſenbahnen in Eljaß-Lothringen. Sik.20. 
St. Ber. ©. 272. Ohne Diskuffion werden die Tit. 1.-—3. d. Einnahme und die 
Zi. 1.— 6. d. Ausgabe genehmigt. 

Kap. 6. Berfhiedene Einnahmen. Die Pol. 2., 3., 4. find be 
reits früher genehmigt (cf. Auswärtiges Amt, Militär-Berwaltung und Marine⸗ 
Bermaltung) ; die Pof. 1. Reichskanzleramt und Poſ. 5. Bundes» Oberhandels- 
gericht werden ohne Diekuffion nunmehr auch genehmigt. cf. Sig. 30. St. Ber. 

513. 


8. 

Rap. 7. Aus der Reichs anleihe — iſt mit Kap. 7. der Ausgabe: 
— der Reichsſchuld — diskutirt und geſtrichen. cf. Kap. 7. Der 

ußgabe. 

Kap. 8. Aus der franzöfifhen Kriegsentſchädigung zur 
Deckung etatsmãßiger außerorbentliher Ausgaben 7,270,000 Thlr. (cf. Mittheil. 
d. Reichstags⸗Kommiſſarien in D. ©. Nr. 111. ad VI. ©. 2, 3, adX. S. 4. 
u folg. u. Anl. D. Nachweiſung ver aus der gezahlten Kriegsentſchädigung ver- 
ausgabten Beträge, ibid. ©. 19.) — wird nah dem Antrage Laster, 
2. ©. Nr. 116. ad II. u. St. Ber. ©. 513. in folgender Geftalt ange: 
nommen: „Kapitel 8. Aus der franzöſiſchen Kriegsentſchädigung. Titel 1. 
dir den Betriebsfonds der Reichskaſſe 3,750,000 Thaler. Titel 2. Für 
Ausgaben der Marineverwaltung nad dem Gele vom 9. November 1867 
1,222,000 Thlr. Titel 3. Zu eifernen Vorſchüſſen für vie Verwaltung des 
Reichsheeres 6,270,000 Thaler. Titel 4. Zur Abtragung der Reichsſchuld⸗ 
Ausgabe im Ertraorbinarium Kapitel 7. 3,500,000 Thaler. Titel 5. Zu 
Bevirfnifien des Rechnungshofs 20,000 Thaler. Im Ganzen 14,762,000 
Thaler. Distuffion, Sig. 30. St. Ber. ©. 513. 

Kap. 9. Matrifularbeiträge. Dazu wird Antrag Laster, 
D. S. Nr. 116. ad V. 2. angenommen: „ven Reichskanzler aufzufordern, bei 
der definitiven Bertheilung der Matrikularbeiträge für das Jahr 1872 in Er- 
wägung zu nehmen, ob nicht, ftatt wie bisher die Ortsanweſenheit und Staats⸗ 
zugehörigkeit, in Zukunft die Ortsanweſenheit allein dem zu ermittelnden Ver⸗ 
hältniß der Benälterungsziffer zu Grumde zu legen fe“. -Distuffion, Sie. 
35. St. Ber. ©. 646, 647. 

Geſetz⸗Entwurf, betr. die Feftftellung des Reichshaushalts. Dis: 
tuffion, Sie. 35. St. Ber. ©. 647, 648: 8. 1. wird ohne Diskuffion an= 
genommen und desgl. nad einer zuflimmenden Erklärung des RKApPr. ıc. 
Delbräd der Antr. Laster, D. S. Nr. 116. ad IV. 1. als 8. 2. 
einzuſchalten: „die Penfionen, Benfionszuichüffe, Erziehungsgelver und Beihülfen, 
welhe im Sabre 1872 in Folge des Krieges von 1870 und 1871 an Imnva⸗ 
liden, ſowie an Hinterbliebene von Offizieren, Beamten und Solbaten in Ge 
mößbeit des Geſetzes vom 27. Juni 1871 zu leilten find, werden aus der von 
Frankreich gezahlten Kriegsentſchädigung gedeckt.“ — 88. 2. u. 3. werden ohne 
Tiskulfion angenommen. Die $$.4., 6., 6. haben bereits früher Annahme gefunden. 
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Dann erfolgt die Annahme des Antrags Laster, D. © Nr. 116. ad IV 
2.: hinter 8. 6. als neuen Paragraphen anzunehmen: „Die Verwendung ber 
von Frankreich gezahlten Kriegsentfchädigung wird durch Reichsgeſetz geregelt“. 
Schließlich werden noch die, D. S. Nr. 116. ad V. 3., von Raster n. Ge. 
beantragten Refolutionen angenommen: „ven Reichskanzler aufzuforderm: a) zur 
gefeglichen Teftftellung algemeiner Bedingungen für die Gewährung von Zoll: 
und Steuerkrediten dem Reichstage eine Vorlage zu madien; db) in der nädhften 
Seffion eine geſetzliche oder etatsmäßige Feftftellung über die Einnahmen ans der 
Franzöſiſchen Kriegsentſchädigung herbeizuführen, fowie das Gefe über die 
Grundfäge, nach denen bie Franzöſiſche Kriegsentſchädigung, fo weit diefelbe nicht 
unmittelbar dur) das Reich verwendet wird, auf bie einzelnen Bundesſtaaten 
vertbeilt werden ſoll, dem Reichstage zur verfaflungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorzulegen.” 

Dritte Beratbung auf Grund der Zufammenftellung in Nr. 138. 
der Druckſachen. Dazu D. ©. Nr. 140. Faflımg des 8. 1. — Ab. Antr. 
D. ©. Nr. 117, D ©. Nr. 130. ad J., I. u D. ©. N. 139. — Dit: 


tuffion, Sig. 36. ©t. Ber. ©. 658—665. Fortdauernde Ausgaben: Kay. 


1—5. werden ohne Diekuffion angenommen. Zu Kap. 6. Marinevermwaltung: 
wirb der Antrag Schmidt (Stettin) angenommen: „in d. Refolutionen ine 
fern eine Faflungsänderung eintreten zu laſſen, daß überall gejagt wird, ben 
„Bern Reichskanzler“ zu erfuchen. Zugleich werben die in Nr. 117. u. 139. 
ad II. von v. Benda geftellten Anträge, für mehrere Beamten-Kategorien ve 
Beloldungen zu erhöhen, angenommen. Kap. 7. und Kap. 8. werben ohne 
Diskuſſion und bei Kap. 9. ver Antrag v. Bernutb, D. S. Nr. 130, ad I, 
in der Ueberſchrift für „Bundes⸗Oberhandelsgericht“ zu fegen: „Reichs⸗Ober⸗ 
banbelögericht” angenommen. Kap. 10, wird ebenfalls ohne Diskuſſion angenommen 
und die fortvauernde Ausgabe auf 97,892,597 Thlr. feftgeftellt. Die einmaligen 
aufßerorbentlichen Ausgaben werben ohne Diskuffion angenommen und auf 18,958,458 
Thlr., die Ausgaben überhaupt auf 116,851,255 Thlr. feftgeftellt. — Bei ven Ein: 
nahmen wtrd Kap. 2. nach dem Antrage von Benda, D.S.Nr.139., auf 1,325,920 

Ir. feftgeftelt. Sämmtliche übrige Kapitel ber Einnahme, fowie das Etat& 
geſetz felbft werden ohne Diskuffion unverändert nach den Befchlüffen IL Be 
ratbung angenommen. (cf. Geſetz, betr. die Feflftellung des Haushalts⸗ 
Etats des Deutfchen Reiches für das Jahr 1872. nach den Beſchlüſſen III. 
Berath. mit Haushalts-Etat und Anlage zu denfelben „Etat für d. Bureau Dei 
Deutſchen Reichstags”. D ©. Nr. 142. — und Rejolutionen umd 
Beſchlüſſe zu dem Geſetz, betr. d. Feftitellung des Hausbalts-Etats dei 
Deutfchen Reiches und zu dem Haushalts-Etat des Deutſchen Reiches für d. 
Jahr 1872. D. ©. Nr. 142) 

6. Geſ.⸗Entw, betr. die Friedenspräfenzflärte Des deutſchen 
Heeres u. die Ausgaben für die Verwaltung befielben für bie Jahre 
1872, 1873 u. 1874. D. ©. Nr. 128. mit Motiven S. 1—7. Erfte 
Berathung Sig. 34. St. Ber. S. 599—623. Beſchluß: die zweite Verathung 
im Plenum ftattfinden zu laflen. Zweite Beratbung Sig. 34. St. Be. 
©. 625—643. Dazu Wb. Ant. Miguel u. Gen. in Ueberſchrift und 8. 1. 
ftatt der Worte „1873 u 1874” zu fegen „und 1873“ u. in $. 2. flott 
„bis einfchließlih 1874” zu fegen „bis einfchlichlih 1873”. — Derfelbe wird 
mit 190 gegen 84 Stimmen abgelehnt, 8. 1. ın der Saflung der Vorlage mıt 
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150 gegen 134 Stimmen angenommen u. desgleichen ohne Diskuffien 8. 2. 
Dritte Beratung Sig. 36. St. Ber. ©. 649—658. — 8. 1. wird in 
namentliher Abflimmung definttio mit 152 gegen 128 Stimmen angenommen, 
dann 8. 2. — 


7. Geſ-Entw., betr. die Bildung eined Reichſskriegsſchatzes D. ©. 
u. Anl. Ir. 5. mit Motiven ©. 1—6. Erfte Berath. Sit: 7. St. Ber. 
S. 24—34. Geſ.Entw. wird nah dem Antrage Miguel an die Bubget= 
Kommiff. zur Beratbung überwiefen. Zweite Berathung auf Grund des 
von der Budget-Kommiſſ. erftatteten Ichriftlichen Bericht8 dur d. Abg Miquel, 
in Nr. 30. d. Druckſachen mit den Anträgen: 1) im 8. 1.d. Abſ. 1. zu faflen: 
„Sobald der Preußiſche Staatsſchatz aufgehoben ift, foll aus der von Frankreich 
(weiter wie in der Borl.) — verwendet werden” 2) die Nr. 1. des 8. 2 
durch die Worte: „der aus anderen als den im Reichshaushaltsetat aufgeführten 
Bezugsquellen fliegenden Einnahmen des Reiches“ zu erfegen. — 3) im 8. 3, 
ſtatt „Reichsſchatzes“ in Zle 1. zu fegen: „Reichskriegsſchatzes“, fonft den 
Geſ.-Entw. umverändert anzunehmen. Dazu Ab. Anträge in D. ©. Nr. 43. 
A. v. Bodelſchwingh u. Gen.: Nah 8. 1. des Geſ.⸗Vorſchlags der Komm. 
als 8. 2. einzufchalten: „Bei eingetretener Verminderung des Beſtandes von 
Bierzig Millionen Thalern iſt, bis zur Wieverberftellung deſſelben, der Reichs⸗ 
kriegsſchatz durch Zuführung 1) der aus andern als den im Reichshaushalts⸗ 
Etat aufgeführten Bezugsquellen fliegenden Einnahmen des Reichs und 2) im 
Uebrigen nach der darüber durd den Reichshaushalts-Etat zu treffenden Be- 
ſtimmung zu ergänzen.” Unterantrag Grumbredt: im Antrag v. Bodel- 
ſchwingh im Eingang die Worte „vurd Zuführung“ und in Nr. 2. im Eingang 
„im Uebrigen“ zu fireiden. St. Ber. ©. 117. B. Schr. v. Hoverbed: 
8. 1. Abſ. 2. principaliter: die Worte „oder nachträglich” zu ftreichen, even- 
tualiter: ſtatt d. Worte „‚oder nachträglich” zu fegen: „oder im alle emes 
Angriffs auf Das Bunbeögebiet oder deſſen Küften auch nachträglich.” Dis- 
tuffion: Sig. 14. St. Ber. ©. 117—137. Abſtimmung: Abſatz 1. 
$. 1. wird nad dem Vorſchl. d. Komm. angenommen, Abſatz 2. unter 
Ablehnung der Ab. Anträge Frhr. v. Hoverbed in der Faſſung der Vorlage, 
$. 1. im Ganzen in der Faffung: „Sobald der Preußiſche Staatsſchatz auf- 
gehoben ift, foll aus der von Frankreich zu entrichtenden Kriegsentſchädigung der 
Betrag von Bierzig Millionen Thalern zur Bildung eines in gemünztem Gelbe 
verwahrlich niederzulegenden Reichskriegsſchatzes verwendet werben. || Weber den» 
jelben kann zu Ausgaben nur für Zwecke der Mobilmachung und nur mittelft 
kaiſerlicher Anordnung unter vorgängig oder nachträglich einzuholender Zuſtimmung 
des Bundesrathed und des Reichstages verfügt werben.” 8. 2. wird nad 
dem Antrage v. Bodelſchwingh unter Ablehnung des Dazu geftellten 
Unterantragg Grumbrecht angenommen, 8 3. nach dem Borfchlage der Kommilfion. 
Tritte Beratung auf Grund der Aufammenflellung in Nr. 45. d. 
D. ©. u Mil — Sie. 15. St. Ber. S. 148—162. Der Gef. Entw. 
wird nah den Belchlüffen ver H. Berath. unter Mblehnung des Antrags 
Fries, welder den Unterantrag Grumbrecht aus der II. Berath. erneuert, 
angenommen. 


8. Gel.-Entw., betr. d. Erſatz der den bevirftigen Familien zum Dienfte 
einberufener Reſerve⸗ und Landwehrmannicaften gewährten oder noch zu gewäh- 
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renden Unterſtützungen D. ©. u. Anl. Nr. 129. Erſte u. zweite Berath. 
Sig. 33. St. Ber. ©. 589, 590. 8. 1. mit der Beſtimmung, daß die inner: 
Halb des Gebietes des vormaligen Nordd. Bundes auf Grund der Gelege vom 
27. ehr. 1850 u. 3. April 1868 gewährten oder noch zu gewährenden Unter: 


ftüßungen, foweit fie bie feftgeftellten Minimalſätze nicht überfteigen, den wer 


pflichteten Kommunalverbänden , beziehungsweife betbeiligten Staaten zu erſetzen 
find — wirb nach Zurüdziehung der von Prinz Handjery in D. S. Nr. 131. 
u. von Frhr. v. Zedlitz-Neukirch in D. ©, Nr. 134. geftellten Ab. Ant. 
ohne Diskuſſion angenommen. Desgleihen $. 2. (die zur dieſer Entſchädigung 
erforderl. Mittel follen vorweg aus der franzöflichen Kriegsentſchädigung ent: 
nommen worben) u 8. 3. (Ausführungsbeſtimmung). Dritte Berathun 
Sig. 34. St. Ber. ©. 596-599. Geſ.Entw. wird unter Ablehnung de 
Antrags Frh. v. Zedlitz-Neukirch (D. ©. Nr. 134) umverändert nach den 
Beichlüffen der II. Berathung definitiv angenommen. 

9. Sejeg-Entwurf, betr. d. Uebermeifung eiferner Vorſchäſſe für 
die Berwaltung des Reichsheeres, D.S. Nr. 24. wirb zurüdgezogen. 
cd. Sinangiween, Reichshaushalt f. 1872. Kap. 8 d. einmaligen außerorbentl 

aben. 

Bin bie Öewerbeordnung. 
Gef. Entw., betr. d. Einführung der Gewerbeorbnung des Norddeutſchen 








Bundes vom 21. Juni 1869 in Würtemberg u. Baden. D. ©. Nr. 37. 


Erfte u. zweite Beratbung. St. Ber. Stk. 16. ©. 163—168. Antrag Dr. 
Mohl d. Gef.- Entw. in eine Kommiſſ. zu verweilen, wird abgelehnt, in di 
U. Berath. fofort eingetreten u. der Gel.-Entw. unter der von Hölder ben: 
tragten Streichung des Abſ. 2. 8. 2. im Uebrigen unverändert angenommen. 
Dritte Berathung auf Grund der Zufammenftellung in D. S. Nr. 54. ©. 
18. ©t. Ber. ©. 205, 206. Geſ.-Entw. wird ohne Diskuffion nach den Be: 
Ihlüffen II. Berath. angenommen. 

d. das Militärmwefen, 

1. Gef.:Entw., betr. die Beſchränkungen des Örundeigenthumt 
in der Umgebung von Feftungen, nebft Regulativ und Motiven D. ©. 
Nr. 16. ©. 1—25 St. Ber. ©. 24. — Erfte Berathung Sie. 10. Si. 
Ber. S. 59—61. Geſ.Entw. wird auf Antrag Dr. Meyer (Thom) einer 
Kommiffion von 21 Mitgliedern überwiefen. Zweite Berathung auf Grund 
des v. d. vierten Kommiſſion erftatteten Bericht u. Nachtragsberichts D. ©. Nr. 93. 
u. Nr. 120. mit den Anträgen: den Geſ.-Entw. nach den Vorſchlägen te 
Kommiffion anzunehmen u. die zu demfelben eingegangenen Petitionen durch die 
von der Kommiſſ. gefaßten Beichlüffe für erledigt zu erflären. Dazu Antrag 
v. Unruh (Magdeburg) St. Ber. ©. 489. „d. Geſ.-Entw., wie berfelbe aus 
den Beichläfien ver IV. Komm. hervorgegangen, inclufive des Nachtrag, en bior 
ohne Difuffion in zweiter Leſung anzunehmen.” Diefer Antrag wird, Da fid 
von Feiner Seite Widerfpruch dagegen erhebt, angenommen. Dritte Verathung 
auf Srund des unverändert angenommenen ſtommiſſionsberichts Sig. 32. Zt 
Ber. S. 547—553. Der Geſ.Entw. wird definitiv nach den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion angenommen. Gel.:Entw., betr. die Beſchränkung des Grundeigen⸗ 
thums in ber Umgebung von Feſtungen nach den Beichlüfien des Reichstags in 
II. Beratung D. S. Nr. 132, 

2. Geſ.Entw., betr. die Einführung de Nordd. Bundesgeſetzes über d. 
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Berpflihtung zum Kriegsdienſte v. 9. Novbr. 1867. in Bayern, 
nebft Motiven D. S. u. Anl. Nr. 86. ©.1—8. Erfte u zweite Berathung 
Stk. 25. St. Ber. S. 376—391. $. 1. wird gegen d. Antrag Greil, der 
defien Streichung beantragt, unverändert angenommen. 8. 2. „Durch gegen- 
wärtige8 Gele werben die Borfchriften nicht berührt, welche im Artikel 22., 33., 
Abſ. 1., 34., 82., 83., Abſ. 1—2. und 89. des Bayeriſchen Gejetes, betreffend 
die Wehrverfaflung, vom 30. Januar 1868 enthalten find,‘ wird mit ben 
Ab. Antr. 1) Fehr. Schend v. Stauffenberg, D. ©. Nr. 100.: nad 
den Worten „und 8. 89.” zu fegen: „dann in Abtheilung VI. (Art. 44. bis 
68.)”. u. 2) Balentin, St. Ber. ©. 378: „vie Worte „, „83. Abſ. -2.““ 
zu ſtreichen,“ und zwar bei legterem durch Namendaufruf mit 148 gegen 102 
Stimmen angenommen. $. 3. „Dit dem 1. Sanuar 1872 tritt das Bayeriſche 
Geſetz, betr. d. Wehrgeld, vom 29. April 1869 außer Wirkſamkeit“ — wird 
ohne Diskuffion angenommen. — Dritte Berathung auf Grund der Zu— 
fammenftellung in D. ©. Nr. 108. Sit. 27. St. Ber. ©. 422—428. 8. 1. 
w 8. 3. werden nach den Beſchlüſſen ver II. Beratbung abermals unverändert 
angenommen; $. 2. wird in der Reg. Borl., entgegen dem Antrage Frhr. 
v. Stauffenberg (St.Ber. S. 426.) nad dem Antrage v. Mallindrodt 
unter Weglaffung der Worte „83. Abf. 1—2.” angenommen. 

3. Gel.-Entw,, betr. die Einführung des Nordd. Bundesgeſetzes über Die 
Duartierleiftung für die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes 
von 25. Juni 1868 in Baden, mit der Klaſſeneintheilung der Orte des 
Großherzogthums Baden D. S. Nr. 84. Erfte u. zweite Berath. Sie. 
25. St. Ber. ©: 376. Geſ.-Entw wird in unveränderter Faflung angenommen. 
Dritte Beratbung Stk. 27. St. Ber. ©. 421. Geſ.⸗Entw. wird definitiv 
umerändert angenomınen. 

4. Geſ.⸗Entw., betr. die Einführung des Nordd. Bundesgeſetzes v. 8. April 
1868 über die Unterftügung der bedürftigen Familien zum Dienfte 
einberufener Mannſchaften der Erſatz⸗Reſerve in Baden D. ©. u. Anl. Wr. 85. 
Der Gel. Entw. wird in Erfter u. Zweiter Berathung Sig. 25. St. Ber. ©. 
376. fowie in Dritter Beratbung Stk. 27. St. Ber. ©. 422. unverändert 
angenommen. 

cf. audy die zu Nr. 6. 7. 8. u. 9. unter Finanz weſen aufgeführten 

2 e. 

e. Mäünz-, Maaß- u. Gewichtsordnung. 
1. Geſ. Entw., betr. die Einführung der Maaß- u. Gewichtsordnung 
für d. Norddeutſchen Bund v. 17. Auguft 1868 in Bayern D. ©. u, Anl. 
Nr. 71. mit Motiven. Erfte u. Zweite Beratb. Sie. 25. St. Ber. ©. 
370—375. Gef.-Entw. wird unverändert unter Ablehnung des Antrags Crämer 
D. ©. Nr 94.8. 3. zu fallen: „Die Artitel 15—18. der Maaf- u. Ge- 
wihtsordmmg vom 17. Aug 1868 leiden auf Bayern keine Anwendung. Es 
bleiben dafelbft die Art. 11. u. 12. des Bayeriſchen Geſetzes, die Maaß⸗ u. 
Gewichtsordn. betr., vom 29. April 1869 mit der Beſchränkung in Kraft, daß 
in Abſatz 4. des Art. 12. die Worte „Dann über die Stempel und Eichzeichen” — 
zu flreichen find”, angenommen. Dritte al rin: auf Grund der in 
IL Berath. unverändert angenommenen Vorlage. Geſ.Entw. wird definitiv un- 
verändert angenommen. Sig. 30. St. Ber. ©. 513. 

2. Sei. Entw., betr. die Ausprägung von Reihsgoldmünzen 
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D. ©. u. Anl. Nr. 50. mit Motiven ©. 1—15. Erſte Berath, Sie 19. 
St. Ber. ©. 226—247. u. Sig. 20. St. Ber. S 251—262.. Beſchluß: 
andy die II. Berath. des Geſ.⸗Entw. im Plenum vorzunehmen. — Zweite 
Beratbung Sie. 23. St. Ber. ©. 317—339, n. Sig. 24. St. Ber. S. 
341—362. Weberfchrift und Eingang werben obne Diskuſſion angenommen. 
8. 1. (Es wird eine Reih8goldmünze ausgeprägt, von welder aus Einem Pfund 
Goldes 1391), Stüd ausgebracht werben) wird, unter Ablehnung der Ab. Antr. 
Dr. Mohl. D. €. u. Anl. Wer. 74. ad 1., welcher die vorlänfige Ausprägung 
einer Reichsgoldmunze in dem Diiichungsverbältnifie von 300 Tauſendtheilen Gold 
u. 100 Taufendtbeilen Kupfer mit einem Gewicht von 124 Stüd auf das File 
gramm verlangt, u. des Dr. Buhl, der ftatt ein Pfund Gold geſetzt wiſſen mil 
„Kilogramm’‘ — unverändert angenommen. In Folge deflen zieht Dr. Buhl 
feine ſammtlichen übrigen in D. ©. u. Anl. Nr. 87. geftellten Anträge u Dr. Mohl 
die in Nr. 74. vorgeichlagenen bi8 auf die zu Nr. 3. B. 6. Nr. 6. u. Ar. 
zurüd. — 8. 2. (Der an Theil diefer Goldmünze wird Mark genannt umd 
in 10 Grofchen, der Groſchen in 10 Bfennige eingetbeilt.) Dazu Ab. An- 
träge: 1) Dr. Bamberger, D. ©. n. Anl Nr. 89., ad IV. 1.8.2. zu faſſen: 
„Der zehnte Theil diefer Goldmünze wird Mark genannt u. in Hundert Pfemige 
eıngetheilt“. 2) Unterantrag Miqusl: dem Antr. ad 1. Binzuzufügen: 
„veren zehn einen Grofchen ausmachen“. Diskuſſion, Et. Ber. ©. 331 bis 
333. Abftimmung: Unterantr. Dliquel wird abgelehnt, Antr. Dr. Bam: 
berger angenemmen. — 8. 3. (Außer ber Reichsgoldmünze zu 10 Bart 
(8. 1.) follen ferner ausgeprägt werben: Reichsgoldmünzen zu 20 Marl, ven 
welchen aus Einem Pfunde fenen Goldes 69°, Stüd, und Reichsgoldmünzen 
zu 30 Mark, von weldyen aus Einem Pfunde feinen Goldes 46/, Stüuck a& 
gebracht werden). DazuAb. Antr.:1)Dr. Bamberger, D.S.u. Anl. Nr. 89. 
IV. ad 2. die Worte „und Reihögoldmünzen zu 30 Mark, von melden ans 
Einem Pfunde feinen Goldes 461/, Stüd“ zu flreichen. 2) Dr. Mohl, D.E. 
u. Anl, Nr 74. ad 3. b. ın 8.3. u. d. folgenden d. Golbftüd zu 30 Marl zu 
ftreihen. Distuffion, St. Ber. ©. 333—335. Abflimmung: Ar 
trag Dr. Bamberger u., mit diefer Auslaffımg 8. 3., wird angenommen, 
Antrag Dr. Mohl ift damit erlebigt. — 8. 4. (Das Miſchungsverhältniß ber 
Reichsgoldmünzen wird auf 900 Tauſendtheile Gold und 100 Tauſendtheile 
Kupfer feftgeftellt. || &8 werben demnach 125,5, Zehn-Mark⸗Stüde, 62:5 
Zwanzig Mart-Stüde und 41,, Dreißig⸗Mark⸗Stücke je Ein Pfund we) 
DazuAntrag Dr. Bamberger, D. S. u. Anl. Nr. 89. IV. ad 3.: dem Abi.2. 
die Zaflung zu geben: „Es werben demnach 125,,, Zehn Mart-Etäfe und 
62,775 Zwanzig- Mart-Stüde je Ein Pfund wiegen.” — Derfelbe wirb ohre 
Diskuſſion u. in der dadurch mobifierrten Faſſung F. 4. angeriommen. St. Be. 
S. 335. - 8.5. (Die Reichögoldmünzen tragen auf der einen Seite den Rad 
abler mit der Ueberfchrift: „Deutfche Reichsmünze“ und mit der Angabe des 
Werthes in Mark, ſowie mit der Jahreszahl der Ausprägung, auf der anderen 
Seite das Bildniß des Landesherrn, beziehungsweiſe das Hoheitszeichen Der 
freien Städte, mit einer entſprechenden Umſchrift und dem Müngzeichen. Sie 
werden im Ringe mit einem glatten Rande geprägt, welcher bie vertiefte Ju⸗ 
fchrift „Sott mit ung“ führt. | Ihr Durchmeſſer fol betragen, und zwar: für 
das Zehn-Marl-Stüd 18 Millimeter, für das Ywanzig- Mark Stüd 22’, 
Millimeter, für das Dreißig⸗ Mark⸗-Stück 25 Millimeter.) Dazu 1) Antıng 
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Dr. Bamberger, D. ©. u. Anl. Nr. 89. ad IV. 4.: in Zeile 2 ftatt „Deutſche 
Reichsmünze“ zu fegen „Deutſches Reich” u. die Worte am Ende „für das 
DraßigMart-Stüäd 25 Millimeter“ — zu flreihen. 2) ©. zu Münfter 
Hannover), D. ©. u. Anl, Nr. 77., die Worte „auf der anderen Seite das Bildniß x. 
bis Munzzeichen“ zu ftreihen u. dafür zu fegen „auf der anderen Seite das 
Bildniß des Kaiſers mit einer entfprechenden Umſchrift unb dem Munzzeichen.“ 
Tistuffion, St. Ber. ©. 335—339. Abftimmung: Anträge Dr. 
Bamberger werden angenommen; Antrag ©. zu Münfter wird ab- 
gelehnt. — 8.6. (Bi3 zum Erlaß eined Geſetzes über die Einziehung der groben 
Silbermünzen erfolgt die Ausprägung der Goldmünzen anf Koften des Reichs 
für immmtliche Bundesſtaaten au den Münzftätten derjenigen Bundesſtaaten, 
welche ſich dazu bereit erflärt baben. || Der Reichskanzler beftimmt ımter Zu⸗ 
fimmung des Bunbesrathes die in Gold auszumiünzenden Beträge, die Berthei= 
lung dieſer Beträge auf die einzelnen Mimzgattungen und auf bie einzelnen 
Münzftätten und die den Ießteren für die Prägung jeder einzelnen Dlünzgattung, 
gleichmäͤßig zu gewährende Vergütung Er verfieht die Müngftätten mit dem 
Golde, welches fir die ihnen überwiefenen Ausprägungen erforderlich if.) — 
DazuAb. Anträge: I) Dr. Bamberger, D. ©. u. Anl. Nr. 89. ad IV. 5.: 
‘dem 8. 6. folgende Faffung zu geben: „Die Ausprägung der Goldmünzen 
erfolgt von Reichswegen und ei Koften des Reiches auf allen dazu geeigneten 
Münzflätten des Bundesgebiet. || Bis zur definitiven Regelung des Deutſchen 
Münzweiens beftimmt der Reichskanzler unter Zuſtimmung des Bundesrathes 
die in Gold außzumünzenden Beträge, die Bertheilung bicler Beträge x.” wie 
m d. Borlage. 2) Dr. Mohl, D. ©. n. Anl Nr. 74. ad 6. für „bis zum Erlaß 
eines Geſetzes über d. Einziehung der großen Silbermümzen“ zu ſetzen: „bi8 zum 
Erlaß eines vollftändigen Geſetzes über das Deutiche Munzweſen.“ — Dis⸗ 
kuſſion, Sitz. 24. St. Ber. ©. 341—349. Dr. Bamberger modificirt feinen 
Antrag dahin, dag Abſatz 1. die Faflung erhalten fol: „Die Ausprägung ber 

oldmänzen erfolgt von Reichs wegen auf allen dazu geeigneten Münzftätten des 
VBundesgebiets, und zwar, foweit biejelbe nicht fire Privatrechnung geliebt, auf 
Koften des Reiche.” St. Ber. S. 345. — Abflimmung: die Anträge 
Dr. Bamberger u. Dr. Mohl werben abgelehnt; 8. 6. wird in unver 
änderter Faſſung angenommen. —$. 7. (Das Berfahren bei Ausprägung 
der Reihsgoldmänzen wird, vom Bundesrathe feftgeftellt und unterliegt der Beauf- 
fihtigung von Seiten des Reihe. Dieſes Verfahren ſoll die vollftändige Ge⸗ 
nauigkeit der Münzen nach Gehalt und Gewicht ficherfielln. Soweit eine abjo- 
Inte Genauigfeit bei dem einzelnen Städe nicht innegehalten werben kann, ſoll 
die Abweichung im Mehr oder Weniger im Gewicht nicht mehr als zwei und ein 
Halb Tauſendtheile feines Gewichts, im Feingehalt nicht mehr als zwei Taufend- 
tbeile betragen.) Dazu Antrag Dr. Mohl, D. ©. u. Anl. Nr. 74. ad 7.: für die 
Borte „foll die Abweichung im Mehr ober Weniger n. |. w.“ zu fegen: „ſoll 
bie Abweichung im Mehr oder Weniger im Gewicht nicht mehr als 2 Taufend- 
teile feines Gewichts, im Feingehalte nicht mehr als 2 Taufenbtbeile des letz⸗ 
teren betragen.” — Antrag wird ohne Diekuffion abgelehnt und 8. 7. unver⸗ 
ändert nach der Borlage angenommen. — 8. 8. (Alle Zahlungen, welde 
geetih in Silbermänzen ber Thalerwährung, der Süddeutſchen Währung, der 

bifchen oder Hamburgiihen Kurant- Währung, oder in Bremiſchen Thalern 
Gold zu Teiften find, ober geleiftet werden dürfen, können in Reichögolpmünzen 
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(88. 1. und 3.) dergeftalt geleiftet werden, daß gerechnet wird || da8 Zehn-Mart: 
Stüd zum Wertbe von 34/, Thalem over 5 FL. 50 Kr. Süddeutſcher Wäl- 
rung, 8 Mart 54, Schilling Kübifcher und Hamburgifcher Kurant = Währung, 
3 Thlr. %%/,, Grote Gold Bremer Rechnung; /das Zwanzig⸗Mark-Stück zum 
Werthe von 62/, Thalern oder 11 51.40 Kr. Süddeutſcher Währung, 16 Mat 
102%/, Schilling Lübifher und Hamburgiſcher Kurant-Währung, 6 Thaler 1'",, 
Grote Go Bremer Rechnung; || Dad Dreißig-⸗Mark-Stück zum Wertbe von 
10 Thalern oder 17 Fl. 30 Kr. Süddeutſcher Währung, 25 Mark Lübiſcher 
und Hamburgifcyer Kurant- Währung, 9 Thaler 21%,, Grote Gold Bremer 
Rechnung.) Dazu Ab. Anträge: 1)Dr. Bamberger, D.S. u. Anl. Xr.$9. 
ad IV. 6,, die letzten Zeilen von den Worten „dad Dreißig-Mark-Stüc“ an 
bis zum Schluffe zu ftreihen. —2) Dr. Wolfifon, D.C. u. Anl. Nr. 89. adl, 
in Zeile 2 einzufchalten: nad den Worten „Kurant-Währung“ — vie Wort 
„in Hamburgiſcher Bankvaluta“ — nad denſelben Worten im Ablap 2. 
„6 Mark 91%, Schilling Hamburgiſcher Bankvaluta“ — nach denſelben 
Worten in Abſatz 3. „13 Mark 22°%,, Schilling Hamburgiſcher Bankoaluia 
und nad, denſelben Worten in der letzten Zeile „19 Mark 12%, Schilling Ham⸗ 
burgiicher Bankoaluta”. — 3) Grumbrecht, D.S. u. Anl Nr. 89. ad II, dei 
Wort „Bremiſchen“ vor den Worten „Thaler Gold“ zu ftreichen. Diskuſſion, 
St. Ber. S. 349354. Abftimmung: Die Anträge Dr. Wolfen ı 
Grumbrecht werden abgelehnt; Antr. Dr. Bamberger wird in Konſequenz Dt 
früberen Beihlüfle angenommen und $. 8. in diefer modifizirten Yaflung. — | 
Antrag Mosle, hinter 8. 8. als neuen $. 8 a. einzufchalten, D. ©. u. Anl. Kr. 
89. ad III: „Berträge, weldhe auf Zahlung. in Mark (Grofchen) und Pfenmg 
(8. 2.) lauten, find klagbar. Zahlungen, welche aus ſolchen Verträgen zu leiten 
find, können in Reichdgoldmünzen oder in den Münzen des au Erfüllungsort 
geltenden Munzfußes geleiftet werben. Im Tegteren Falle find die in $ °. 
oprgeichriebenen Werthberechnungen anzuwenden. || Den zur Tührung fa: 
männifcher Bücher verpflichteten Perſonen ift geftattet, ihre Bücher nad Marl 
Groſchen) und Pfennigen ($. 2.) zu führen,” wirb nad kurzer Diskuſſion, ci 
St. Ber. ©. 355, vom Antragfteller zurüdgezogen. — $. 9. (Reichögoldinängen, 
deren Gewicht um nicht mehr als fünf Taufendtheile Hinter dem Normalgewicht 
(8. 4.) zurückbleibt (Paſſirgewicht), und welche nicht durch gewaltſame ober geiet- 
wibrige Beſchädigung am Gewicht verringert find, follen bei allen Zahlungen clt 
vollmichtig gelten. || Reichsgoldmunzen, weldye das vorgedachte Paſſirgewicht nich 
erreihen und an Bahlungsftatt von den Reichs-, Staats, Provinzial: un 
Kommunaltafien, ſowie von Geld. und Kreditanftalten und Banken angenommen 
worden find, dürfen von den gedachten Kaſſen und Anftalten nicht wieder aus: 
gegehen werben. || Die Reichsgoldmunzen werben, wenn biefelben in Folge längerer 
irkulation und Abnutzung am Gewicht fo viel eingebüßt haben, daß fie det 
Baffirgewicht nicht mehr erreichen, für Rechnung besjenigen Staats, für welden 
die Münzen geprägt find, zum Einſchmelzen eingezogen. Auch werben bergladen 
abgenugte Goldmünzen bei den Kaflen diefes Staats ſtets voll zu Demjemgm 
Werthe, zu welchen fie ausgegeben find, angenommen werden. Dazu: Ab- 
Antr. Dr. Bamberger, D. ©. u. Anl. Nr. 89. ad IV. 7., imAbſatz 3. für die 
Worte „desjenigen Staates, für welden die Münzen geprägt find”, zu ſeder 
„des Reiches” und anftatt der Worte „bei den Kaſſen dieſes Staates” zu ſagen 
„bei allen Kaflen des Reiches und der Bundesſtaaten“. Disluffion, St. Vei. 
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©. 355358. Abffimmung: Die Anträge Dr. Bamberger werben 
angenommen und mit diefer Modification 8. 9. — 8. 10. (Die Beflimmung 
ım 2. Almen des Art. 11. des Müngvertraged vom 24. Januar 1857 wird 
aufgehoben”.) Dazu: Antrag Dr. Bamberger(Laster),D.S.u. Anl Nr. 
89. ad IV. 8.: 8. 10. zu fallen: „Eine Ausprägung von andern als den 
durch dieſes Geſetz eingeführten Goldmünzen, ſowie von Silbermünzen mit Aus— 
nahme von Dentmünzen findet bis auf Weitere nicht flatt. Und dazu: 
Unt=Antr. Grumbredt: zwiſchen „von“ und „Silbermünzen‘‘ einzu= 
idalten „groben“ und Dr. Proſch das Wort „Alinen” durch „Abſatz“ zu er 
jenen. Distuffion St. Ber. ©. 358. u. 359. Abflimmung: die 
Anträge Dr. Bamberger:Laster und Grumbrecht werden ange— 
nommen und damit 8. 10. d. Vorlage abgelehnt. — 8. 11. (Sobald der zu⸗ 
nächſt auszuprägende Betrag von Goldmünzen (8. 6.) in Berkehr gebracht ift, 
iind die derzeit im Umlauf befindlichen deutichen Goldmünzen durch die Staaten, 
für welche fie ausgeprägt ‚find, einzuziehen) Dazu: Antrag Dr. Bam— 
bergers Taster, D.S. u. Anl. Nr. 89. ad 1V. 9.: dem$. 11. folgenve Faſſung 
zu geben: „Die zur Zeit umlaufenden Goldmünzen der Deutichen YBundes- 
ſtaaten find von Reichs wegen und auf Koften des Reichs nad Maßgabe der 
Ausprägung der neuen Goldmünzen ($. 6.) einzuziehen. || ‘Der Reichöfanzler 
wird ermächtigt, in gleicher Weile die Einziehung der bisherigen Silbermünzen 
der Deutſchen Bundesftanten anzuorbnen und die zu diefem Behufe erforderlichen 
Mittel aus ven bereiteften Veftänden der Reichskaſſe zu entnehmen. || Ueber die 
Ausführung der vorftehenden Beſtimmungen ift dem Reichstage alljährlich im 
feiner erfter ordentlichen Seffion Rechenfchaft zu geben.” und: Unter-Antrag 
Örumbredt: vor „Silbermünzen” einzufchalten „groben“. — Distuffion, 
St. Ber. ©. 359, 360. Abftimmung: Anträge Dr. Bamberger und 
Grumbrecht werben an Etelle des 8. 11. der Borlage angenommen. — 
58. 12 und 13. werben ohne Diskuſſion nach der Vorlage angenommen ı. 
denn die zu dem Gel.-Entw. geftellten Anträge: I Antrag Dr. Bam- 
berger, D. S. u. Anl. Nr. 91.: „den Reichskanzler aufzuforbern, dem Reichstage in 
der nächſten Seſſion den Entwurf des definitiven Münzgeſetzes vorzulegen, 
und in demfelben den Grundſatz zur Geltung zu bringen, daß den Münzftätten 
des Bundesgebiets, infofern fie nicht vom Reiche in Anfpruch genommen find, 
die Verpflichtung obliegt, für Privatrehnung Reichsgoldmünzen auszuprägen.‘ 
Tistuffion, St. Ber. ©. 361. Abftimmung: Antrag wird unver- 
ändert angenommen. II. Antrag Dr. Tellkampf, D. ©. u. Anl. Nr. 90.: den 
Serm Reichskanzler aufzuforbern, dafür Sorge zu tragen, „Daß dem Reichstage 
in der nächften Seffion der Entwurf eines Geſetzes über das Bantwejen 
zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt werde.” Dazu Unter-An= 
trag v. Bernuth: die Worte „in der nächften Seſſion“ zu erjegen durch 
baldthunlichſt· Diskuffion, St. Ber. ©. 361, 362. Abftimmung: 
Antrag wird mit der von v. Bernuth vorgefchlagenen Modifikation angenommen. 
Dritte Berathung auf Grund der Zufammerftellung in Nr. 97.0 D. S. 
und d. Ab. Antr. in Nr. 98., 99., 107. und 112. d. D. ©. Sitz. 26. St. 
der. ©. 418, 419 und Sitz. 28. St. Ber. S. 453—462. — General: 
Distuffion. St. Ber. S. 419, 453 u. 454. Ueberſchrift, Eingang u. 8. 1. d. 
Geſetzes werben abermals unverändert angenommen. — 8. 2. Dazu Ab. Antr. 
GrafRittberg, D.S.u. Anl. Nr. 112ad1.: hinter „eingetheilt” binzuzufügen : 
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„von denen 10 Stüd auf einen Groſchen kommen”. Diskuſſion St. Ber. 
©. 454 u. 455. Abitimmung:. Ab. Antr. Graf v. Rittberg wird ab- 
gelehnt, 8. 2. nach den Belchlüffen II. Berathung vefinitio angenommen. — 
8. 3. Dazu Ab. Antr. Grafv. Rittberg, D. ©. u. Anl. Wr. 112 ad 2.: 
Hinter „Stück“ einzufchalten „und Reichsgoldmünzen zu 30 Mark, von melden 
aus Einem Pfunde feinen Goldes 461, Stück.“ Diskuſſion: St. Ber. 
©. 455-458. Abftimmung: Ab. Antr. Graf v. Rittberg wird ab- 
gelehnt. 8. 3. wird unverändert nach den Beichläflen IL Berathung angenommen ; 
un Folge deflen erflärt Graf v. Rittbergdie in D. ©. u. Anl. Wr. 112 ad 3,5. 
u. 6. 'geftellten Ab. Anträge für erledigt. — $. 4. wird ohne Diskuſſion nad 
ven Beichlüffen II. Beratbung angenommen. — $. 5. Dazu: Ab. Antr. 
1) Graf v. Rittberg, D.S.u. Anl. Ver. 112 ad4.: für „Ueberichrift zu fegen: 
„Inſchrift“ — 2) Dr. Bamberger: am Ende des Paragraphen ftatt der 
Morte „fie werden im Ringe mit einem glatten Rande geprägt u. |. w. bis 
zum Schlufle — zu fegen: „ver Durchmeſſer der Münzen, die Belchaffenheit umd 
Inſchrift der Ränder derſelben werden vom Bundesrathe feitgeflelt.”" Dis- 
Zuffion. St. Ber. S.458. u. 459. Abftimmung: $. 5. wird mit Den von 
Dr. Bamberger u. Graf v. Nittberg vorgeichlagenen Abänderungen ange: 
nommen. — $. 6. u. 7. werden ohne Diskuſſion nach den Beichlüffen IL Be⸗ 
rathung angenommen. St. Ber. ©. 459. — 8.8. Dazu A. Anır. 
Orumbreatu Dan, D.S. u. Anl Nr. ale Oi die Worte „in Bre: 
milhen Thaler Gold“ zu verändern in: „in old Bremer Rechnung‘, 
im Abfag 2. die Worte „I Thaler *%,, Grote Gold Bremer Rechnung“ zu 
veränden in: „3lgs Thaler Gold Bremer Rechnung” u. endlich dent 
gemäß in Abfag 3. u. legten Abjag ftatt „6 Thaler 117, Grote Gold Bre— 
mer Rechnung” zu fjegen „6%: Thaler Gold Bremer Rechnung” Dis: 
kuſſion: St. Ber. ©. 459 u 460. Abftimmung: Ab. Antr. Grumbrech 
u. Gen. wird angenommen u. mit demielben $ 8. — 88. 9. u. to. 
werden ohne Diskufjion angenommen. — Zu $. 11. Diskuſſion, St. Ber. 
©. 460 u. 461, dann wird auch 8. 11. nach den Beſchlüſſen zweiter Berathung 
angenommen. s$. 12. u. 13, ſowie Refolution I. u, Il. werden ohne 
Diskuſſion nad den Beſchlüſſen zweiter Beratbung angenommen. — Ueber 
die Anträge 1. Braun» Hersfeld, D. ©. u. Anl. Nr. 99.: „ven Herrn Reichs⸗ 
tanzler zu erjuchen, dem Reichstage baldthunlichft eine Geſetzes-Vorlage zu machen, 
welche die Ausgabe, beziehungsmeife Einziehung von Staatöfaffenkheinen regelt,“ 
u. 2. Rohland, D.C. u. Anl, Nr.98.: „d. Herrn Reichskanzler zu erfuchen, ix 
Anflug an die bezüglichen Beftimmungen des Gejeges, betr. die Ausprägung 
von Reihögoldmünzen, dem näcften Reichstage ein Geſetz zur Regelung ver 
Ausgabe von Stantspapiergeld vorzulegen.” Distuſſion Sie. 28, St. Ber. 
©. 461—463. Abg. Rohland zieht feinen Antrag zu Gunflen bes ven 
Braun- Hersfeld geftellten zurüd. Abſtimmung Antr. Braun wird an: 
genommen. St. Ber. ©. 463. Geſetz, betr. die Ausprägung von Reichsgold 
münzen nad deu Beichlüffen dritter Berathung D. ©. u. Anl. Rr. 122 w die 
dazu beichloffenen Rejolutionen D. ©. u. Anl, Nr. 124. werben endgültig in 
Sig. 50. St. Ber. S. 489. angenommen. 

f. das Boftwejen. 

1. Geſ.⸗Entw. betr. das Boflwefen des Deutſchen Reichss D. S. u Anl. 
Rr. 9. S. 1—14. Derjelbe wird in Erfteru. Zweiter Berath. Sig. 8. St. 
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Ber. ©. 51. fowie in Dritter Berath. Sig. 9. St. Ber. ©. 56. unverändert 
ohne Diskuſſion angenommen. 

2. Sej.:Entw. über das Bofttarwefen im Gebiete des Deutichen Reichs 
D. ©. u, Anl Nr. 9. ©. 15—18. Derfelbe wird in Erfter u. Zweiter 
Berath. Sig. 8. St. Ber. ©. 52. fowie in Dritter Berath. Sig. 9. St. 
der. ©. 56. unverändert ohne Diskuffion angenommen. 

g. das Strafredt. 

Geſ.⸗Entw., betr. die Ergänzung des Strafgeſetzbuchs f. d. Deutſche Reich 
mit Motwen D. ©. u. Anl. Nr. 103 (S. 1—7) u. dazır Ueberſicht der Bor: 
Ihriften fremder Geſetzgebungen über einen ftantögefährlichen Mißbrauch des 
geifllihen Amtes. Erfte Berath. Sig. 28. Ct. Ber. ©. 464—186. 8 
wird beichloffen, auch die II. Berath. im Plenum vorzunehmen. Zweite Be: 
rathung: Einziger Artikel. Hinter 8. 130. des Strafgelegbuches für das 
Deutiche Reich wird folgender neue 8. 130. eingeftellt: „Ein Geiftlicher ober 
anderer Religionsviener, welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung der Aus- 
übung feines Berufes äffentlih vor einer Menjchenmenge oder welder in einer 
Kirche oder am einem anderen zu religiöfen Berfammlungen beftiminten Orte 
vor Mehreren Angelegenheiten des Staates in einer Weife, welche den öffentlichen 
Frieden zu flören geeignet erfcheint, zum Gegenftande einer Verkündigung oder 
Erörterung macht, wird mit Gefängniß bis zwei Jahren beftraft.”” — Dazu 
I) Ab.Antr. Dr. Windthorft u. Gen. D.S. u. Anl. Wr. 125.: I. In dem 
eingebrachten 8. 130.0. 1. in Zeile 2 die Worte: „oder in Veranlaflung der 
Ausibung” zu ſtreichen; 2. in Zeile 5 flatt der Worte: „Angelegenheiten des 
Staates” zu fegen: „Staatseinrichtungen oder Anorbnungen der Obrigfeit‘‘; 
3. in Zeile 5 u. fig. flatt der Worte: „in einer Weile, welche ven öffentlichen 
Frieden zu flören geeignet ericheint, zum Gegenftande einer Verkündigung oder 
Erörterung macht”, zu fegen: „in einer den öffentlichen Frieden gefährvenden Weiſe 
zum Öegenftande einer Berfündigung oder Erörterung macht“; 4. in Zeile 7 
zwiſchen den Worten: „wird mit” und „Gefängniß“ einzufügen „Geldſtrafe bis 
zu 200 Thalem over“. II. Als Zufag zu 3. 130.a: des Strafgeſetzbuches 
aufzunehmen: „Die Unterfuhung und Entſcheidung wegen dieſes Vergehens 
erfolgt in denjenigen Staaten, in welchen Geſchwornengerichte beftehen, durch das 
Schwurgericht.“ 2) Ab. Antr. Kaftner, St. Ber. ©. 516: 1) ftatt des 
Wortes „erfcheint” zu fegen „iſt“ u. 2) nach dem Worte „Gefängniß“ einzu⸗ 
ſchalten „over Feſtungshaft“. Distuffion: Sig. 31. St. Ber. ©. 516—545. 
Abftimmung: Artrag Dr. Windthorft ad I 1 2. u. 4., ſowie ad II. 
wird abgelehnt. I. ad 3., fowie Antrag Kaſt ner ad 2. angenommen. (Antrag 
Kaftner ad 1. ift durch Annahme von Antrag Windthorft ad 3. erledigt.) Weber 
den Einzigen Paragraphen, nunmehr lautend: „Ein Geiſtlicher oder anderer 
Religionsdiener, welder in Ausübung oder in Beranlaffung der Ausübung eines 
Berufes öffentlich vor einer Menfchenmenge oder weldyer in einer Kirche oder an 
einem anderen zu veligiöfen Berfammlungen beftunmten Orte vor Mehreren An- 
gelegenheiten des Staates in einer, den öffentlichen Frieden geführbenden Weiſe, 
zum &egenftande einer Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß 
oder Feftungshaft bis zu zwei Jahren beftraft,” wird namentlich abge: 
fimmt, und berfelbe mit 179 gegen 108 Stimmen angenommen, ©t. Ber. 
S. 545. Dritte Berathung auf Grund der Zuſammenſtellung in D. ©. 
u Unl. Nr. 127. Sie. 33. St. Ber. S. 569—589. Gel. = Entw. 


39 1. Geſchäftsthätigkeit des Deutſchen Reichſstags. I. Legislaturperiode. 


wird mit großer Majorität unverändert nach den Beſchlüfſen II. Berathung 
angenommen. 

h. den Unterſtützungswohnſitz. 

Geſ.Entw., betr. die Einführung des Nordd. Bundesgeſetzes vom 6. Juni 
1870 über d. Unterflüßungswohnfig in Württemberg u. Baden 
cf. D. ©. u. Anl. Nr. 34. Dazu: Antrag v. Bonin, D. ©. u. Anl Nr. 46.: 
„Mach erfolgter Genehmigung der Gef.-Borl., betr. die Einführung des &ei. 
des Norbd. Bundes v. 6. Juni 1870 über den Unterftägungswohnfig in Wärt: 
temberg und Baden, den Herrn Reichskanzler zu erfuchen: 1) durch Bermittelung 
bei den Bundesreg. feftftellen zu laſſen, ob die, ſowohl nach dem Gef. über ben 
Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870, als nach dem Gef. iiber die tt: 
zügigfeit vom 2. Nov. 1870 umerläßl. Feftftellung des Perfonenftandes der Bur- 
des⸗Angeh. geregelt und ficher geftellt ift, und 2) wenn ſich ergeben follte, daß 
dies nicht in vollem Umfange der Fall ift, die durchgreifende und gleichmähtge 
Regelung diefer Angel. im Wege der Reichsgeſetzgeb. herbeizuführen.“ Erſte 
u. Zweite Berath. Sig. 15. St. Ber. ©. 140—147. Gel -Entw. ſowie Ar 
trag von Bonin werben unverändert angenommen. “Dafjelbe findet flat m 
Dritter Berath. Sit. 16. St. Ber. ©. 163. 

ji. Beterinärpolizei. ' 

Geſ.Entw. über die Einführung des Norddeutſchen Bundesgeſetzes, Mof- 
regeln gegen die Rinderpeft betr. vom 7. April 1869 in Bayern m 

ürttemberg. D. ©. u. Anl, Nr. 26. Erfte u. Zweite Beratbung 
Sig. 12. St. Bericht S. 87. Gef.-Entw. wird unverändert angenonnnen. Te 
gleihen in Dritter Berathung Sit. 13. St. Ber. ©. 91. 

B. Verträge. 

J. Zufäglide Uebereintunft zu dem Frievensvertrage mit Frau⸗ 
reich d. d Berlin, d. 12. Dftober 1871, D. ©. u. Anl Nr. 17., in Franzöfiſchen 
u. Deutihem Tert S. 1—8, mit Dentſchrift S. 9—12, u. Separat-Komer 
tion von demjelben Tage. Die Uebereinkunft wird in der Erften u. Zweiten 
Berathung: Sie. 9. St. Ber. ©. 57, 58, fowie in der Dritten Berathung: 
Sig. 10. St. Ber. ©. 59. ohne Diskuffion genehmigt. 

H. Auslieferungs-Bertrag zwiſchen Deutichland u. Italien vom 
31. Oftober 1871, nebft Separat-Brotofoll von dem nämlichen Tage mit Dat: 
ſcher Ueberfegung u. erläuternder Denkſchrift. D.S. u. Anl. Nr. 48. S. 1—17. Erf 
u. Zweite Berathung: Sit. 20. St. Ber. S. 262, 263. Bertrag wid 
ohne Disfuffion angenommen, nachdem Abg. Dr. Proſch auf einige Drudfehler 
aufmerffam gemacht Bat. Dritte Berathung: Sig. 21. St. Ber. ©. 276. 
Definitive Genehmigung des Vertrages. 

C. Sonftige Borlagen des Bundesraths. 

1. Nachtrag zu dem von der Bundesfhulden-RKommilfion unter em 
5. Mai erftatteten dritten Bericht über die Berwaltungdes Schuldenweſens des 
Norddeutſchen Bundes im Jahre 1870, D.S. u. Anl Nr. 58, mit dem Ar 
trage: „1) Der Preußifchen Hauptverwaltung der Stantö-Schulden für die Rech 
nungen der Stant8-Schulven-Tilgungsfaffe a) über den Einlöſungsſvnds der Bundes 
Schatzanweiſungen und b) über die Fachliche Bermaltungstoften ; 2) über bie Rech⸗ 
nungen der Kontrole der Staatöpapiere a) die britte über Die Anfertigung u. Antgab: 
von Bundes⸗Schatzanweiſungen u. b) das Dofumenten-Tablenu für Das Jahr 1870 — 
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vr Dean zu ertbeilen. — Diejelbe wird ohne Diskuſſion ertbeilt. Sit. 30. 
t. .S. 511. 

2. Programm u. Entwurf für den Bau eines neuen definitiven Reichstags⸗ 
gebäudes ef. A. I. 5. Reichſstags-Gebäude, definitives. 


B. 
3. Sitzungsperiode vom 8. April bis 19. Juni 1872. 


I. Reichstag. 


1. Abſtimmungsliſten. 


Beſchwerde des Abg. v. Mallindrodt über Fehler in den Abftimmungs- 
liſten Sig. 25. St. Ber. ©. 453. — Mittbeilung des Präfiventen von der 
nachträglichen Berichtigung u. den Maßregeln zur Ausſchließung fernerer Irr- 
tbimer. Sig. 28. St. Ber. ©. 511. 


2. Abtbeilungen. 


Berloofung der Mitglieder in die Abtheilungen. St. Ber. ©. 5., deren 
Lonſtituirung Sig. 2. St. Ber. ©. 7 u. D. ©. u. Anl. Nr. 2. — Borfigende 
der Abtheilungen: Abg. Dr. Stephani (I); von Denzin (I); von Frankenberg⸗ 
Ludwigsdorf (HIT); Graf Münfler (Hannover) (IV); Yürft von Hohenlohe: 
Schillingsfürſt (V); Dr. Lamey (VD; v. eng (VID. 


3. Bibliothek 


Der preußifche Handeldininifter überfendet für die Bibliothek des Reichs- 
tages 3 Eremplare der ftatiftiihen Nachrichten von den preußiichen Eifenbahnen 
für das Jahr 1870. Sik. 2. St. Ber. S. 7. — Ag. Graf Balleftrem 
ſchenkt derſelben das Werk: Institutum societatis Jesu, editio novissima, in 
2 Bänden. Sig. 48. St. Ber. ©. 1150. — Fonds zur Begründung und Er⸗ 
haltung. cf. Anlage II. des Etats. Diskuſſion: Sit. 21. St. Ber. S. 351. 
— Anzeige des Präjiventen, daß die Mitgliever des Reichstages eben fo wie 
die des Pr. Landtags zur Benutzung der Königl. Bibliothek berechtigt feien. 
Sitz. 16. St. Ber. ©. 247. 


4. Bureau und Bureaubeamte. 


Etat für daffelbe cf. D. ©. Anlage H. des Etats; — über die rechtliche Stels 
Img der Burenubeamten cf. Art. 156 des Reichsbeamtengefetzes u. Diskuſſion: 
Sig. 34. St. Ber. ©. 721 - 723. 


5. Einberufung. 


Antrag Dr. Elben D. ©. u. Anl. Wr. 16: „Im Anflug an den Be- 
ſchluß des Norbdentichen Reichstages vom 3. April 1868 den Herrn Reichskanzler 
aufzufordern, dahin zu wirken, daß in Zukunft ein gleichzeitige Tagen von 
Landtagen mit dem Reichstage vermieden werden fol.” Dazu: 1.%b. Antrag 

v. Holgendorff, Yabrbu IL . 3 


34 I, Gefchäfterhätigleit des Deutſchen Reichstags. I. Legislaturperiode. 


Frh. von Hoverbed D. ©. u. Anl Nr. 18: „vor den Schlußworten, ver⸗ 
mieden werben ſoll“ einzufchalten: „womöglich durch Feftftellung eines beftunm- 
ten Anfangsterinind für die ordentlichen Seffionen des Reichstages.“ — 2. Ab. 
Antrag Graf Brenfing zu fagen: „Im Anſchluß ..... dahin zu wirken, 
daß bie Yeftftellung eines beftimmten Anfangstermins für die ordentlide Seſſion 
des Reichstages herbeigeführt werde”. Sig. 8. St. Ber. ©. 70. und Unter 
Antrag a) Öraf von Kleift: den Ab. Antrag ad. 1. anzuſchließen „als 
welcher der Termin zu Ende Januar oder Anfang Februar ſich beſonders 
empfiehlt.“ b) Dr. Loewe ftatt: zu Ende Januar oder Anfang Februar 
zu feßen „Anfang März”. c) von Bernuth anzuſchließen: „als melde 
ſich in der Negel die Zeit kurz nah dem Oſterfeſte befonders empfiehlt.” 
Siß. 8. St. Ber. 74, Discuſſion. Sig. 8. St. Ber. S. 68—74. Ir 
trag Lasker, jämmtlihe Anträge. und Abänd.-Antr. der Gelchäftsordnunge 
fommiffion zu überweifen, wird angenommen, nachdem Frh. von Hover 
bed feinen Antrag: „nur die Anträge, welche den zu inferirenden Termin be 
treffen an die Commilfion zu verweiſen“, zuriidgezogen bat. — Mündlider 
Beriht der Geſchäfts-Ordnungs-Kommiſſion über den Ir 
trag des Abg. Dr. Elben und die dazu geftellten Unteranträge D. S. u. 
Anl. Nr. 16. durch Berichterftatter Klotz (Berlin). — Komm.-Antr.: „ven m 
. Reichölanzler aufzufordern, dahin zu wirken, daß in Zukunft eim gleichzeitige 
Tagen von Landtagen mit bein Neichötage, womöglich durch Feftftellung ein 
beftimmten Anfangstermines für die ordentlichen Seſſionen des Reichstags w: 
mieden werde.” — Dazu Zufag-Anträge: 1. von Bernuth Hinzuzufüge: 
„Als ein folder Anfangstermin empfiehlt fid) in der Regel die Woche nad em 
Oſterfeſt.“ -- 2. Rohl and hinzuzufügen: „ALS ein folder Anfangstermin empfiehlt 
fich, je nachdem das Ofterfeft früher oder fpäter füllt, die Mitte Januar bi 
Mitte Februar.” Distuffion: Sig. 18. St. Beridt. ©. 282—285. — 
Abftimmung ergiebt: Ablehnung der Zuſatz-Anträge, faft einftimmige Ar- 
nahme des Komm.-Antrages. 


6. Eröffnung und Schluß. 


Feierliche Eröffnungsfigung der dritten Seſſion der I. Legislaturperiode ım 
Weißen Saale ded Kaiferlihen Schloffes zu Berlin am Montag den 8. April 
1872. Berlefung der Thronrede durch den Reichskanzler St. Ber. S. 1-3. 
Schluß durd Kaiſerliche Botihaft vom 18. Juni am 19. Juni 1872 m 
Reichstagsgebäude durch den Reichöfanzler - Amts = Präfidenten, Staatsminfa 
Delbrüd. Sitz. 48. St. Ber. ©. 1155. 


71. Sebäude. 


Abg. v. Unruh (Magpeburg) legt, durch Krankheit genöthigt, kin 
Mandat als Mitglied der Jury für das Parlamentögebäude nieder. Sitz. 13. 
St. Ber. €. 279. — An feine Stelle wird gewählt: Abg. Dr. Thoma? 
Sig. 19. St. 2er. ©. 303. — Anzeige des Reichöfanzlerd, betr. die Aut 
ftellung der Konkurrenzentwürfe zum Bau eines Parlamentshau'es 
D. ©. u. Anl. Nr. 47. — Mittheilung des Reichskanzlers, betr. die Verhand⸗ 
lungen und Entfheidung der zur Beurtheilung der Entwärfe für 
ein Parlamentsgebäude berufenen Jury. Gib. 39. St. Ber. ©. 863. — Ar 
trag von Denzin u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 159. betr. die Ernennung ven 
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Delegirten des Reichstages für die fernern Vorbereitungen zur Herftellung bes 
neuem Reichstagsgebäudes. Auf Antrag des Abg. Grumbrecht werden die 
bisherigen Delegirten durch Alklamation auch fir dieſe Aufgabe gemählt. Sig. 41. 
Et. Ber. S. 927—930. cf. II. Berathungsgegenftände 1. Anträge. D. — 
Mitteilung des Reichskanzlers betr. die Beftätigung der bisherigen ' 
Delegirten des Bundesraths zu ber neuen Kommiffion für Herftellung eines 
Reichstagsgebãudes. Sit. 46. St. Ber. S. 1099. 


8. Sefhäftsordnung und Gefhäftsorbnungsfragen. 


Beſchluß dafür eine Kommifjion von 14 Mitglieveru zu wählen. St. Ber. 
<. 13 A. Antrag des Abg. Grafen von Münfter (Hannover) D. ©. u. Anl. 
Xr. 50. 1. das erfte Al. des 8. 7 der Geſch.-Ordn. zu jtreichen und durch folgende 
Worte zu erſetzen: „Sobald die Anweſenheit von hundert Mitgliedern des Reichstages 
durch Namensaufruf feftgeftellt ıft, können die Wahlen der Präfiventen und ber 
Schriftführer erfolgen; — 2. dem $. 16 folgenden Zufat zu geben: „Bei 
ber eriten Berathung genügt die Anweſenheit von 100 Mitgliedern zur Beichluß- 
faffung”. — Dazu Antrag von Bernuth: „Den Antrag Graf von Münſier 
an die Geſchäftsordnungs-Kommiſſion zu verweilen“. — Diskuſſion: Sig. 
18. ©t. Ber. ©. 279— 281. — Abftimmung: Antrag von Bernuth 
wird zurüdgezogen, aber vom Grafen von Münfter wieder aufgenommen. Beide 
Anträge des Grafen von Münfter werden abgelehnt. — B. Antrag von 
Bernuth u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 70: das erfte Al. des $. 7 der Ge- 
ſchäftsordnung zu fallen: „Sobald die Anweſenheit einer beſchlußfähigen Anzahl 
ron Mitgliedern des Reichstags durch Namensaufruf feftgeftellt ift, vollzieht 
der Reihstag die Wahlen der Bräfidenten und der Schrift: 
führer”, Diskuſſion: Sig. 25. St. Ber. ©. 456u.457. Abſtimm ung: Antrag 
wird angenommen. — CO. Antrag Frh. von Hoverbedu.von Bernuth 
DS, u. Anl. Nr. 29: „in dem zweiten Sage des $. 43 der Gefchäftsorbnung 
das Wort „ſolches“ in „letzt eres“ zu verwandeln. — Dazu: 1. Ab. An- 
trag Dr. von Friſch u. Sen: das Wort „ſfolches“ in „Das Eine oder 
das Andere” zu verwandeln. — 2. Antrag Dr. Wolffſon: „ſämmtliche 
Antrige der Gefhäftsorpnungstonmiffion zu überweifen”. — Dis 
tujfion, Sig. 15. ©t. Ber. ©. 219— 221. — Abftimmung: Antrag 
Dr. Wolffſon wird angenommen. — Neue Berathung auf Grund des Kommiſ— 
ſionsberichss D. ©. u. Anl. Nr. 72 erftattet von dem Abg. Dr. Wolff: 
jon — Distuffion Sitz. 25. St. Ber. ©. 454—456. — Komm— 
Antr.: 1. Im zweiten Satze des 8. 43 der Geſchäftsordnung das Wort „fol 
bed“ durch die Worte „Das eine oder andere’ zu erjegen. || 2. Am Schluffe 
des 8. 43 Die Worte hinzuzufügen: „wenn er zuvor auf dieſe Folge vom Präfi- 
denten aufmerkjam gemacht iſt“ — wird unverändert angenommen. 


9. Kommiffionen. 


Kommifftonen werden beichloffen und gewählt: 

1. für die Geſchäftsordnung. Borfigender von Bernuth. Sit. 4. 
<t. Ber. ©. 13. D. ©. u. Anl. Kr. 3. Ergänzungen der Komm. St. Ber. 
. 201, ©. 219. Dieſelbe hat überwiefen erhalten: a. Antrag Dr. Elben 

S. u. Anl Nr. 16 betr. die Vermeidung des Zuſammentagens von 
Reichstag und Landtagen, mündlicher Bericht durch Abg. Klotz (Berlin). 
3* 


36 I. Geſchäftsthätigkeit des Deutſchen Reichstags. I. Legislatısrperiobe. 


cf. Einberufung des Reichſtags. — b. Antrag Frh. v. Hoverbed um 
v. Bernuth auf Abänderung des 8. 43 der Geſchäftsordnung D. ©. u Al 
Kr. 29. Kommifl.-Ber. dur Abg. Dr. Wolffſon D. ©. u. Anl. Nr. 71. cf. Ge: 
ſchäftsordnung x. — c. Antrag des Königl. Preußiſchen Juſtizmini— 
fters auf Ertheilung der Ermächtigung zur ftrafgerichtlichen Verfolgung des Kedal- 


teurs Miarka in Königshlitte wegen Beleidigung des Reichſstages. Stk. 36. St. Ba. 


S. 767. Mündlicher Bericht erftattet durch Abg. Dr. Wolfffon D.©. u. Aul 
Nr. 169. ef. C. Sonftige Borlagen des Bundesraths Nr. 13. — 
d. Antrag des Reichſskanzleramtes wegen Ertheilung der Ermächtigung zur 
ftrafrechtlihen Verfolgung der Nr. 14 des Breslauer Sonntagäblattes. Sie. 18. 
St. Ber. S. 301. Mundlicher Bericht, erftattet durch den Abg. Balentin, 
cf. C. Sonftige Borlagen des Bundesraths Nr. 11. — e. Antrag des 
Senats der freien Hanſeſtadt Bremen wegen Ertheilung der Ermächtigung 
zur ftrafrechtlihen Verfolgung des Mafchinenbauerd Frohme wegen Beleidigung 
des Neichdtages. Stk. 26. St. Ber. ©. 471. Mündlicher Bericht erftattet durd 
Abg. Dr. Xieber, cf. C. Sonftige Vorlagen des Bundesraths Ir. 12. 

2. für Betitionen: Porfigender Albredt, D. S. u. Anl. Nr. 3a 
Ergänzungen der Kommilfion St. Ber. S. 89 u. S. 107. Bon derjelben 
wurden erflattet: a. Erfter Bericht D. ©. u. Anl. Wr. 32. Lit. A. S. 
1—5. Berichterft. Dr. Birnbaum, Lit. B. ©. 5—8. Berichterſt. Jacobi, 
Lit. C. S. 9—11. Beridterft. v. Cranad, Lit. D. ©. 12. — Se. 11. 
St. Ber. ©. 259—277. — b. Zweiter Beridt D. S. u. Anl. Nr. 40. Lit. A 
S. 1—4. Beridterft. Weftpbal, Lit. B. S. 4—7. Berichterſt. Dr. Oneifi, 
Lit. C. S. 7—9. Beridterft. Dr. Müller (Görlitz), Lit. D. ©. 9 u iv. 
— Sitz. 18. St. Ber. S. 236—301. — c. Dritter Beriht D. ©. u. Ul 
Nr. 48. Lit. A, ©. 1-3. Bericterft. Dr. Banks, Lit. B ©. 3-3 
Berichterſt Hirſchberg, Lit. C. ©. 8S—10. u. Lit D. ©. 10-12. % 
richterft. Dr. Lucius (Erfurt), Lit. E.©. 12—15. Berichterſt. Dr. Müller 
(Görlitz). — Sik. 19. St. Ber. ©. 304 —320. — d. Bierter Bericht D. S. 


u. Anl. Nr. 51. Lit. A. ©. 1—7. Berichterſt. Dr. von Bunfen, Lt B 


©. 8—11. Berichterſt. Kiefer, Lit. C. ©. 11. — Sig. 19. St. Ber. S. 
320—325. — e. Fünfter Beridt. D. ©. u. Anl, Wr. 56. Lit. A. ©. 13. 
Berichterft. Facobi, Lit. B. ©. 8—13. Beridterfl. Dr. Birnbaum. — 
Eis. 25. St. Ber. ©. 462—465. — f. Sechster Beridt. D. ©. u. Anl 
Nr. 64. — Berichterfi. Dr. Gneift. Sig. 22 u. 23. St. Ber. ©. 368 - 423. - 
g. Siebenter Beriht D. ©. u. Anl. Nr. 76. — Lit. A. ©. 1-5. Be 
richterftatter Kiefer, Lit. B. ©. 5—8. Berichterfl. Probſt. — Sitz. 25. 
St. Ber. 465—467. — h. Achter Bericht. D. ©. u. Anl, Nr. 82. Lit. 4 
S. 1—10. Berichterſt Jacobi, Lit. B. S. 10—18. Beridterft. Dr. vou 
Bunfen, Lit. C. ©. 19. — Sit. 25. St. Ber. ©. 467 — 477. — i. Neue 
ter Bericht D. ©. u. Anl. Nr. 88. — Lit. A. S. 1—15 Berichterſt. Kent, 
Lit. B. ©. 15—23, Bericterft. Dr. Blum, Lit. C. ©. 23. — ip. 39. 
Et. Ber. ©. 752—765. — k. Zehnter Bericht D. ©. u. Anl. Nr. 100.— 
Lit. A. ©. 1-6. Berichterſt. Lenk, Lit. B. ©. 6—16. Berichterſt. Dr. 
Hammacher, Lit C. ©. 16 u. 17. Berichterſt. Dr. Lucius (Erfurt). — 
Sitz. 38. St. Ber. ©. 853—860. — 1. Eilfter Beridt D. ©. u. Anl 
Nr. 111. — Lit. A. ©. 1—2. Beridterft. Wilmanns, Lit.B. ©. 2 u. 3. 
Berichterſt Dr. Bants, Lit. C. ©. 4—7. Beridterft. von Cranach 
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Lit, D. S. 7—10. Beridterft. Dr. Blum. — Sitz. 41. St. Ber. ©. 940 
bi8 943. Lit. E. Sik. 38. ©t. Ber. ©. 860. — m. Zwölfter Bericht. D. ©. 
n Anl. Nr. 120. — Lit. A. ©. 1-9. u. Anl. ©. 11—21. Bericiterft. 
Weſtphal. — Sig. 41.©t. Ber. S. 943—956. — Lit. B. ©. 10. Sitz. 38. 
St. Ber. ©. 860. — n. Dreizehnter Beridt. D. ©. u. Anl, Nr. 140. — 
Lit. A. S. 1—28. Berihterf. Jacobi, Lit. B. S. 28—31. Beridterft. 
Schroeter (Ohlau). Diefelben kommen wegen Schluffes des Reichstages nicht 
mehr zur Erledigung im Plenum. Lit. C. ©. 31. Sig. 48. St. Ber. ©. 
1154. — 0. Bierzehnter Beridt. D. ©. u. Anl. Nr. 141. Berichterftatter 
Dr. Gneiſt. Sig. 45. St. Ber. ©. 1096 u. 1097: — p. Fünfzehnter 
Beriht D. ©. u. Anl. Nr. 157. — Lit. A. ©. 1—8. Beridterft. Dr. Birn- 
daum, Lit. B. ©. 8—14. Berichterſt von Cranad, Lit.C. ©. 15—23. 
Berichterſt. Weſtphal. Diefelben kamen wegen Schluſſes des Reichstages im 
Plenum nicht zur Erledigung. — Lit. D. ©. 23. Sitz. 48. St. Ber. ©. 1155. — 
9. Sechszehnter Beridt. D. S. u. Anl, Nr. 186. — Lit. A. ©. 1—14A. 
Berihterft. Sacobi. Diefelbe kommt wegen Schluffes des Reichstages nicht mehr 
zur Berathung' im Plenum. Lit. B. ©. 15. Sit. 48. ©t. Ber. S 1155. — 
r. Mit mündlicher Berichterft. werden beauftragt: der Abg. von Hellporff 
über die Pet. II. 1934, 2111 u. 2270 betr. den Erfag von Flurſchäden. 
cf. D. ©: u. Anl. Nr. 173 u. Sit. 46. St. Ber. 1112 u. 1113 u. der Abg.- 
Dr. Gneiſt über Petitionen betr. die Sefuitenfrage, melde erft nad 
Abfaffung der ſchriftlichen Berichte eingetroffen find. cf. Sig. 45. St. Ber. 
©. 1096 u. 1097. und TI. 3. Petitionen Nr. 9. 

3 fir den Gejegentwurf betr. die Erhebung der Braufteuer. Vorfigen- 
der: Dr. Loewe. D. ©. u. Anl. Wr. 3 c. St. Ber. ©. 51. u. 63, — die 
ſelbe erftattet ſchriftlichen Bericht durch den Abg. Frhr. von Zedlig 
Nenkirch D. ©. u. Anl. Nr. 67. cf. I. 4. A. c. Finanzwesen. Wr. I. 

4. für den Geſetzentwurf betr. die franzäfifche Kriegsentihädigung. 
Borfigender: Frh. von Patow. D. ©. u. Anl. Nr. 3. i. St. Ber. ©. 641 
n. 647. — Diejelbe erftattet dur den Abg. Mi quél mündliden Beridt. 
D. ©. u. Anl. Nr. 166. cf. auch H. 4. A. g. Militärwefen Mr. 1. 

5. für den Gefegentwurf betr. das Militärftrafgefegbud. Vor— 
figender: Graf von Moltke. D. ©. u. Anl. Nr. 3. e. Ergänzungen der 
Kommilfion. St. Ber. ©. 107, ©. 131, ©. 183, ©. 201, ©. 247, ©. 255. 
Diefelbe erftattet mündlichen Bericht dur den Abg. Dr. Lamey. D. ©. u. 
Anl. Nr. 122. cf. auch U. 4. A. g. Militärwefen Nr. 2. 

6. für einige Paragraphen des Geſetzentwurfs betr. die Einrichtung 
und Die Befugniffe des Nehnungshofes. Vorfigender: von 
Benda. D. ©. u. Anl. Mr. 3. f. St. Ber. ©. 209, 217, 219 u. 247. — 
Dieſelbe erftattet mündlichen Bericht durch den Abg. Dr. Barth. D. ©. u. 
Anl, Nr. 85. cf. II. 4. A. c. Sinanzwefen Wr. 6. 

7. für den Geſetzentwurf betr. die Regelung des Reichshaushal—⸗ 
te8 von 1871 und der dazu gehörigen Ueberſicht der Ausgaben und 
Einnahmen von 1871. — Borfigender: von Bennigfen. D.©. u. Anl 
Rt. 3. g. St. Ber. ©. 304 u. 327. — Ergänzungen der Kommiffion. St. 
Ber. S. 453. u. 479. — Diefelbe erftattet mündlichen Bericht a. in Betr. des 
Geſetz·Entwurfs wegen Regelung des Reichshaushaltes durch den Abg. von 
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Benda, D. S. u. Anl. Nr. 110, — b. in Betr. der Ueberficht durch den Abg 
Grumbredt. D. S. u. Anl. Wr. 112. cf. H. 4. A. c. Finanzweſen Mr’. 

8. fin einzelne Paragraphen des Gefegentwurfß betr. die Rechtsver 
hältniffe der Reichsbeamten. VBorfigender: von Unruh (Magde 
burg). D. ©. u. Anl. Wr. 3. b. St. Ber. ©. 44. u. 63. — Ergänzungen 
der Kommiffion. St. Ber. ©. 279, ©. 303. Dieſelbe erftattet mündlichen 
Bericht dur den Abg. Dr. Wagner (Altenburg). D. ©. u. Anl. Ar. 
107. cf. au II. 4. A. i. Reichsdienſtver hältniſſe. 

9. fir die Seemanndordnung u. den Gej.-Entw. betr. die Ber: 
pflihtung der Kauffahrteifhiffe zur Mitnahme hilfsbedürftiger Ser 
Yeute. Borfigender: von Denzin D. ©. u. Anl Nr. 3. h. St. Be. 
©. 435, 436 u. 479. — Dieſelbe hat mündlichen Bericht erflattet durd 
den Abg. Dr. Wolffſon. D. ©. u. Anl. Nr. 182 u. 183. cf. auch N. 4.4. 
e. Handeln. Schifffahrt. Wr. 1 u. 2. 

10. fir den Geſetzentwurf betr. die privatrehtlidhe Stellung der 
Bereine. PBorfikender Dr. Boell. D. ©. u. Anl. Ar. 3. d. — St. Be. 
©. 89 u. 107. — Ergänzungen der Kommiſſion. St. Ber. S. 217 u. 29. 
Geſ.Entw. bleibt wegen Schluß des Reichstages umerledigt. 


10. Mandatsangelegenheiten. . 

A. Erledigt find: a) beim Beginn der Seffion 10 Mandat, 
nämlich die des Frhr. von Ende (8. Breslauer Wahlkr.) — Dr. geht: 
(2. Erfurt. Wahlte.) — v. Buttlammer (8. Frankf. Wahl.) — Ehre 
ftenfen (2. Schleswig-Holft. Wahl.) — Graf von Strahwig (2. Im 
ner Wahlkr.) — Fürſt zu Koewenftein (3. Unterfranten u. Aldhaffenbux 
Wahlkr.) — Fürft von Waldburg zu Zeil-Traudberg (16. MWürttemt. 
Wahl.) — Fauler (5. Bad. Wahlfe.) — Frh. von Ketteler (14. Be. 
Wahlkr.) u. Graepel (2. Olvendg. Wahlkr.) — Sit. 1. St. Ber. S.5.— 
b) am Schluffe der Seffion 4 Mandate; für den 6. nu. 9. Pofener, de 
2. Württembg. u. den 1. Koburg. Wahltr. — B. Mandatsniederlegung:r 
finden ftatt: Seitens des Abg Dr. Reyſcher (2. Württembg. Wahlkr) ri: 
32. St. Ber. ©. 645. und des Abg. von Krzyzanowsky (9. Pol: 
Wahlkr.) Stk. 43. St. Ber. ©. 999. 


11. Bräfidium. 

Präfidium der vorigen Seſſion übernimmt die Geſchäfte der laufen“ 
proviſoriſch St. Ber. ©. 5. — Wahl beffelben in der 3. Sitzung fall 
auf den Kgl. Preuß. Appellationsgerihtspräfiventn Dr. Simſon als Brit: 
benten mit 192 von 203 Stimmen, auf den Kal. Bayeriſchen Oberfilimmac 
Fürſten Hobenlobe-Schillingsfürft als Erften Vice-Präſidentet 
mit 176 von 203 Stimmen u. auf den Abg. v. Bennigfen im engerer Bat! 
al8 Zweiten Bice-Präfidenten mit 106 unter 199 Stimmenden. Ti: 
jelben nahmen die Wahl an. St. Ber. S. 11 u. 13. 


12. OQuäftoren. 
Zu ſolchen werben für die 3. Seffton emannt: die Abg. Prinz Handien 
u. Dr. Marquard Barth. Sig. 4. St. Ber. ©. 13. 
13. Schriftführer. 
Zu proviforifchen Schriftführern werden vom Präfiventen berufen: die AN. 
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Stavenhagen, Dr. Eyſoldt, Frh. von Unruhe-Bomft u. Dr. Lieber. 
Sip. 1. St. Ber. S.5. — Schriftführerwahl. Sie. 3. St. Ber. ©. 12. er- 
giebt als gewählt: die Ag. Dr. Eyfoldt mit 182 Stim. Frh. Schend von 
Stauffenberg mit 181 St., Buhl mit 178 St, Dr. Lieber mit 177 St. 
Stavenbagen m. 177 ©t., v. Schöning ın. 176 St., Dr. Weigel m. 
176 St. und Frh. von Unruhe-Bomſt mit 170 St. Sie. 4. St.’ Ber. ©. 13. 


14. Ueberſicht der Thätigkeit. 
Darüber cf. Sie. 48. St. Ber. ©. 1155. 


15. Wabhlprüfungen. 


In Betreff der von dem Reichstage erft beanftandeten, dann für ungiltig 
erflärten Wahl des Abg. des 1. Magdeburger Wahl. Grafen von der 
Schulenburg-Beegendorf theilt ein Schreiben des Reichskanzlers mit, 
daß „der durch Urtel des Königl. Kreisgerichtd zu Salzwedel vom 19. Dftober 
1571 wegen Wahlfälſchung mit 3 Wochen Gefängniß beitrafte Schulze Forjahn 
zu Drebenftäbt in zweiter Inſtanz durch Urtel des Königl. Appellationsgerichts 
zu Magdeburg vom 18. Januar cr. freigefpsochen werben iſt.“ Sig. 1 St. 
Ber. ©. 7. — Für giltig erflärt worden, nad) vorheriger Prüfung durch die 
Abtheilungen die Wahlen der Abgeordneten: v. Slaski (6. Marienwerder Wahlkr.), 
Herzog v. Ratibor (8. Breslauer Wahlkr.), Beder (2. Oldenburger Wahlkr.) 
Müller (7. Oppelner Wahlkr.), Dürig (2. Unterfranfen u. Afchaffenburger 
Wahlkr.), Sit. 3 St. Ber. ©. 11., — Dr. Kapp (1. Magdeburger Wahlkr.), 
Dr. Forchhammer (4. Schleswig - Holfteiniher Wahlkr.) Sig. 6 St. Ber. 
©. 31. - Graf von Balleftrem (2. Oppelner Wahlke.) Sik. 7 St. Ber. 
S. 53. — Rofenberger (3. Nieverbayr. Wahl), Sitz. 16. St. Ber. 
©. 247. — Dr. Schul; (14. Badiſcher Wahlkr.) Sitz. 20. Ct. Ber. ©. 327. 
Streder (2. Erfurter Wahlkr.) Sitz. 35. St. Ber. ©. 725. — Graf von 
Biffingen-Nippenburg (16. Württemberg. Wahlkr.) Sig. 43. St. Ber. 
©. 999. — Frhr. von Frandenftein (3. Unterfranken u. Afchaffenburger 
Wahlkr.) Sit. 46. St. Ber. S. 1099. — Gegen die Wahl des Abg. Strede 
(12. Breslauer Wahlkr.) ift ſchon in voriger Seflion ein Proteft eingegangen, 
welcher namentlich rügt, daß kurze Zeit vor der Wahl von den Konfiftortalratbe, 
pfarrer Münnid aus Kunzendorf im Auftrage des Dekanatsamtes im ganzen 
Kreiſe kanoniſche Bifitationen abgehalten worden, bei welchen den Lehrern vorge- 
ftellt fei, daß die katholiſche Kirche in großer Gefahr fer und jie deshalb für die 
Wahl des Pfarrers Strede ihren ganzen Einfluß geltend zu machen hätten. 
Wegen Schluß des Reichstags ift Die Wahl nicht zur Verhandlung gelommeıt. 
Es beantragt jetzt die VI. Abtheilung: „Die Wahl des Stadtpfarrerd und Kreis- 
ſchulinſpektors Strede im 12, Breölauer Wahlkreis zu beanftanden, und ben 
Reihötanzler zu erfuchen, eine Unterfuchung über die in dem Proteft am 
29. September dem Kreisichulinipeftor Munnich zugefchriebenen amtlichen Wahl⸗ 
beeinftuffungen zu veranlajien.” Dazu Zufag- Antrag von Mallindrodt: 
„daß die von der Abtherlung propontrte Unterfuchung im gerichtlichen Wege er: 
folge” Abſtimmung: Abtbeil. Antr. wird mit dem Zuf. Antr. v. Mallinckrodt 
angenommen. Gig. 4. St. Ber. S. 14—16. — Bezägl. der Wahl des 
Abz. Dr. Forchh ammer zeigt der Präfivent an, daß die Mittheilung über 
die bereits erfolgte Gültigerflärung Seitens der Abtheilung auf einem Irrthume 
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beruhe, vielmehr die Abtbeilung dem Haufe darüber in der nädflen Sitzung 
Bericht erftatten werde. Gig. 8 St. Ber. ©. 89. — Berichterftatter der VI. 
Abth. Abg. Balentin berichtet über den gegen die Wahl bes Dr. Ford 
hammer erhobenen Proteft, der aus dem Grunde erhoben, „daß die Lan | 
wehrmänner und Referviften in die Wahlliften für die Erfatzwahl wicht aufge 
nommen ſeien.“ Wbtbeilung erachtet den Proteft fir unbegründet, weil 8.8 vet 
Wahlgeſetzes vorſchreilt, daR, wenn eine einzelne Neuwahl innerhalb eine 
Jahres nad der legten allgemeinen Wahl nothwendig werde, eine erneute Auf: 
Vegung der Wahlliften nicht ftattfinden folle und beantragt: „vie Wahl ve 
Profeflors Forchhammer zu Kiel fir giltig zu erflären. Der Antrag wird ob 
Debatte angenommen. Sit. 9. St. Ber. ©. 91. — Die aus demſelben 
Grunde gerügte Wahl des Ag. Beder Oldenburg) wird auf ben Antrag 
der III. Abtheilung ebenfalls ohne Debatte für giltig erklärt. Sie. 11 St 
Ber. ©. 131. — 


II Beratbungsdgegenftände. 


1. Selbftänbige Anträge. 


A. Adermann, Braun (Gera) u. Undere D. ©. u. Anl. Nr. 145: 
„an den Neichölanzler das Erſuchen zu richten, dem Neichötage die von Im 
Bundesrathe gefaßten Entichliegungen auf die von dein Reichstage beſchloſſenen 
Geſetzentwurfe und Anträge fpäteftens beim Beginme der nächſten Seffion u 
Tchriftliher Form mitzutbeilen.” — Disluffion Eu 41. St. a. 
S. 931 — 934. — Abftimmung: Antrag wird faft einftimmig ange: 
nommen. 

B. von Bernuth u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 70 auf Aenderumg ie 
erften Abſatzes des 8. 7 der Geſchäftsordnung. cf. I. Reich 8tag, 8. Ge: 
ſchäftsordnung. B. 

C. von Denzin u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 34: „das Präjivium 7 
ermächtigen, in einem Cchreiben der Univerfität Straßburg feine Theilnahm 
u. feine Glückwünſche zu ihrer am 1. Mai flattfindenden Eröffnung auszubrüden” 
Antrag wird ohne Debatte faft einfimmig angenommen Sitzz 13 
St. Ber. S. 200. — In Folge deflen: Dankſchreiben des Rektors der 
Univerfität Straßburg cf. Sig. 19 ©t. Ber. ©. 303. — 

D. von Denzin, Dunder u. Gen. D. ©. u. Anl, Nr. 159. anf 
Ernennung von Delegirten des Reichstages fir die ferneren Borbereitungen 
dur Herftellung eines neuen Reichstagsgebäudes. — cf. J. Reichstag, 7. Gr: 

äude. 

E. Dr. Elben ©. ©. u. Anl. Nr. 16: „ven Reichslkanzler aufzufor⸗ 
bern, dahin zu wirken, daß in Zukunft gleichzeitige Tagen von Landtagen mi 
dem Reichstage vermieden werde.” cf. f Reichstag, 5. Einberufung. 

F. Grümbrechten. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 89. In. II auf %e 
nabme folgender Gejegentwürfe: I. Einziger Paragraph. Im Artilel 4 de 
Reichsrerfafſung iſt der Nr. vhinzuzufügen: „desſsgleichen die Seeſchifi⸗— 
ro rtö=- Zeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Balken und fonftige Tagesmarken.)” — 

. Im Artikel 4 der Reichsverfaſſung ift der Nr. 9 binzuzufügen: „und dat 
Seelootfenwefen.” — Erfte u. zweite Berathung. Sig. 35. Et. Ber 
©. 746— 749: Gef. Entwürfe werden mit großer Majorität angenommen 
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Dritte Berathung Sit. 36. St. Ber. S. 769—771. Gef. Entw. werden 
definitiv mit großer Drajorität angenommen. 

G. Srumbredt u. Gen. D. ©. u. Anl Nr. 133 „megen Aufhebung 
des in dem Freihafengebiete des Bundesſtaats Hamburg mit ?/,%/, des Werthes 
erhobenen Waarenzolles.” Derſelbe bleibt wegen Schluß des Reichstages unerlebigt. 

H Schr von Hoverbed u. von Bernuth D. S. u. Aul. Nr. 29 
auf Abänderung des 8. 43 der Geſchäftsordnung cf. I. Reihstag, 8. Öe- 
Ihäftsordnung C. 

1. Schr. von Hoverbed, Grumbredt u. Andere. D. ©. u. Anl. 
Nr. 30.: betr. die Annahme 1) des Gefegentwinfs. Einziger Paragraph: „Die im 
8. 2 des Geſetzes vom 12. Dftober 1867 feftgeftellte Abgabe vom Salz wird vom 
1. Januar 1873 an mit Einem Thaler für den Gentner Kettogewicht erhoben.” — 
2) der Refolution: „vie gänzliche Aufhebung der Abgabe vom Ealz ift ebenfo 
eine Forderung der Oerechtigkeit, als einer gefunden Finanzpolitit, und demgemäß, 
jobald die Finanzlage e8 irgend geftattet, in erſter Linie durchzuführen.” — 
Erfte Berathung: Sie. 15. St. Ber. ©. 221—216. Antrag der fünf: 
ten Etai8= Gruppe überwiefen. — Zweite Rerathung bei Gelegenheit der 
Beratbung über Gruppe V des Reichs-Haushaltsetats. Dazu: 1. Antrag 
Stumm u. v Wedel! (Maldow) D. ©. u. Anl. Nr. 41. auf Vorlegun 
eines Geſetzes betr. die Aufhebung der Ealsfteuer vom 1. Januar 1874 ob 
u. ſ. w. — 2 Antrag Eonnemann, u. Gravenhorſt T. ©. u. Anl. 
Nr. 124. auf Annahme eines Gefegentwurfes, betr. die Aufhebung des Geſetzes 
über die Erhebung einer Ealzabgabe. — Diskuſſion. <ik. 33 St Ber. 
©. 660 — 677. — Abftimmung: Ab. Antrag ad 1 u. ad 2. werben. fo- 
wie Antr. Frhr. v. Hoverbed ad. 1 abgelehnt, Antrag Schr. v. Hover: 
bed ad 2 mit großer Majorität angenommen. 

E. Frhr. von Hoverbed u. Gar. D. ©. u Anl. Wr. 79. auf An- 
nahme des vorgeichlagenen Gefetentwurfes „Einziger titel: Der Abſatz 2 
des Art. 28 der Reichsverfaſſung ift aufgehoben” — Erſte 
Berathung. Sig. 25. St. Ber. ©. 457—462. — 68 wird beichloflen, 
auch die zweite Berathung im Plenum vorzunehmen. — Zweite Berathung. 
Eis. 34. St. Ber. S. 683—688. — * Entw. wird mit großer Majori⸗ 
tät angenommen. — Dritte Beratbung. Sie. 36. St. Ber. ©. 771. 
Bei. Entw. wird definitiv angenommen. 

L. Laster u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 63. auf Annahme des vorge: 
ſchlagenen Gefegentwurfes „Einziger Paragraph: An die Stelle der Nr. 13 des 
Artitel8 4 der’ Reichsverfaſſung tritt die nachflehende Beftimmung: Die gemein- 
fame Gefegebung über das gefammte bürgerliche Necht, das Strafreht und 
das gerichtliche Verfahren.” — Erfte und zweite Beratbung. Sie. 31 u. 
32. St. Ber. ©. 596—632. Gef. Entw. wird mit fehr großer Majorität 
angenommen. — Dritte Berathung. Gel. Entw. wird ohne Debatte 
definitiv angenommen. Sie. 35 ©t. Ber. ©. 726. 

M. Sraf zu Münfter (Hannwer) D. ©. u. Anl, Nr. 50. Antrag 
wegen Herabfegung der zur Beſchlußfähigkeit des Reichstags nothwendigen Mit- 
glieder wird abgelehnt. cf. I. Reihstag, 8. Geſchäftsordnung. A. 

N. Schulze D. ©. u. Anl. Nr. 13. dem vorgefchlagenen Gejegentwurf, 
betr. die privatredtlie Stellung von Bereinen bie Zuflimmung zu 
ertheilen. — Erfte Berathung. Sitz. 8. St. Ber. ©. 74—89. Auf An- 
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Prenßiſche Regierung zu veranlaſſen wäre, den Erlaß vom 12. November 1859, 
die Auswanderung nach Brafiltien betreffend, aufzuheben.” — Dazu: 1. An 
trag Schmidt (Stettin) u. Dr. Loewe: „ſtillſchweigend tiber den Antrag 1. 
der Petenten binfortzugehen und die letzten fünf Zeilen des Kommilfionsantraged 
zu ftreihen.” — 2. Antrag Mosle: „über den Antrag der Bittfteller une 
1. zur Tagesorbnung überzugehen.“ — Distuffion Sig. 19. St. Ver. 
©. 320—325. — Abftimmung: Antr. ad 1 wird abgelehnt; in Betr. 
Nr. 2. u. 3. wird der Komm. Antr., in Betr. Nr. 1 der Antrag Mosle an: 
genommen. 
3. Beamtenbejoldung. 

Beichwerde mehrerer ZTelegraphiften und Obertelegraphiften in Elia 
Lothringen wegen Entziehung der Diäten pro Oktober, November, Dezember 
1871 und Antrag auf Nachzahlung verfelben, eventuell Bewilligung eines Ein 
kommens auch für diefen Zeitraum, welches dem für das laufende Jahr 1872 
feftzuftellenden entſpräche. Erfter Bericht d. Bet. Komm. D. ©. u. Anl 
Nr. 32 Lit. C. Beriterftatter v. Cranach. — Komm.-Antr.: die Petitim 
dem Neichöfanzler zur derartigen Berückſichtigung zu übermeilen, daß den Bit: 
ftellern pro IV. Quartal 1871 eim gleihes Einkommen zugebilligt werde, wi 
fie ſolches pro Quartal 1872 zu beziehen haben. Dazu Antrag Adermann 
u. Gen.: hinter dem Worte „Bittſtellern“ in Zeile 1 einzufchalten: „und den 
andern in Elfaß und Lothringen fungirenden und im gleicher Weile benadtki 
ligten Telegrapbenbeamten.” — Disfuffion: St. Ber. ©. 276 u. 277. — 
Abftimmung: Komm.-Antr. wird mit dem Antr. Adermann angenom: 
men — 

4. Diffidentenangelegenbeiten. 

a. Petition des J. Kretfchmer u. Gen. in Frankfurt a. O.: „ben frei: 
religiöfen resp. Diffidenten-Gemeinden KRorporationsredte zu 
gewährleiften.” Zweiter Bericht d. Pet. Komm. D. ©. u. Xıl 
Nr. 40. Lit. B. Beriterfl. Dr. Gneiſt. — Fomm.:Antr.: über bie Fe 
tition zur Tagesordnung Überzugehen. Dazu: 1. Antrag Dr. Ewald af 
- motiwirte Tagesordnung — 2. Antrag Dr. Erhard u. Gen. D. ©. u. Anl 
Nr. 60. — 3. Antrag Bernards „die Petition an die V. Kommilfion zur 
Vorberathung des Gefegentwurfes, betr. die privatrechtliche Stellung von Ber 
einen zu verweilen. — Diskuſſion. Sitz. 18. St. Ber. S. 290—300. — 
Abftimmung: Antrag ad. 1. 2. u. 3. wird abgelehnt, Komm. = Antıng 
angenommen. 

b. Petitionen von Diffidenten „daß denſelben das gejegl. Recht einge 
väumt werben möge, ihre gerichtl. Auslagen mit einem einfadyen „Ja“ oder 
„Nein anftatt mit religiöſer Eidesformel, aber mit allen Wirkungen und del 
gen des Eides zu befräftigen.” Bierter Bericht d. Bet. Komm. D. S. ı 
Anl. Nr. 51. Lit. B. — Berichterft. Whg. Kiefer. — Komm.-Antr.: „MM 
Petitionen dem Reichskanzler ald Material für die bevorftehende Civil: und 
Strafprogeßgefeßgebung zu überweilen.” Derſelbe wird ohne Debatte angenem 
men. Sig. 19. ©t. Ber. ©. 325. 

5. Eiſenbahnweſen. 

Petitionen verfchievener Gewerbevereine mit der Bitte: „eine Verwendung 
bei den Reichsgewalten dahin eintreten zu laffen, daß nad Maßgabe des $. 45 
der deutſchen Reichsverfaffung der Einpfennigtarif beim Transport von Ei 
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toblen und Koals auf den ſuddeutſchen Eifenbahnen eingeführt werde.” Zehnter 
Beriht d. Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 100. Lit. B. Berichterft. Dr. 
Hammader. Komm. Antr. ©. 16: „vie Petitionen dem Reichskanzler zur 
Beridfihtigung zu überweiſen mit dem Erfuchen, dahin wirken zu wollen; 1) daß 
die Beftimmungen der Reichsverfaſſung über vie möglichſte Gleichmäßigkeit u. 
Herabjegung der Tarife, insbe. für Steintohlen, Koals u. ähnliche Rohmateria⸗ 
Ten, auch bet den ſüddeutſchen Eifenbahnen durchgeführt werden, und 2) daß 
die Bermaltungen der im Königreib Bayern gelegenen Eifenbahnen fich bei Be- 
meifung ihrer Tarife für den Verkehr mit den andern deutſchen Staaten den⸗ 
ſelben Grundſätzen anfchließen.” — Distuffion. Sig. 38. St. Ber. ©. 853 
—860. — Abſtimmung: Komm.Antr. wird unverändert angenommen. 

6. Frauenbeſchäftigung. " 

Petition der Jenny Hirich Namend des Verbandes deutſcher Frauen- 
bildungs= und Erwerbvereine „in erjter Linie im Wege der Bundeögefepgebung 
auf Beſeitigung der geleglihen Hindemiffe hinzuwirken, welche der Verwendung 
von Frauen im Eiſenbahn-, Poft- u. Telegrapbendienfte entgegenftehen, eventuell 
die Meberweifung der Petition an den Bundesrath zur Abhälfe der Beſchwerden 
zu beichliegen.” Neunter Bericht d. Pet. Komm. D. ©. u. Anl, Wr. 88. 
Lit. B. Berichterft. Dr. Blum. Komm.-Antr. „über d. Bet. z. T-O. über- 
zugehen.” Dazu Ab. Antr. Dernburg, „die Pet. dem Reichskanzler zur 
Verüdfichtigung bei Belegung von Stellen innerhalb der Berkehrsanftalten des 
Reiches, welche für weibliche Perſonen geeignet find, zu überweilen.” Distuf- 
ion. Sik. 35. St. Ber. ©. 760-765. Abftimmung: Antr. Dernburg 
wird angenommen, womit Komm.-Antr, erledigt if. 

7. Öewährleiftung beim Viehhandel. 

Petition des Adminiftratord Loh zu Kranz, mit dem Antrage auf Erlaß 1. 
eines Gefetges über die Gewährleiftung beim Viehhandel, 2. einer Zu⸗ 
ſatzbeſtimmung zur Maß- u. Gewichts-Ord nung, durch welche Flächen 
von 25 Ar als metriiche oder deutſche Morgen bezeichnet werben. Eilfter Bericht 
d. Bet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 111. Lit. B. Berichterftatter Dr. Banks. 
Komm. Antr. Die Petition zu 1. dem Reichstage zur Berüdficytigung zu überwei⸗ 
kn u. über die Petition zu 2. zur Tagesordnung überzugehen. — Derfelbe 
wird unverändert angenommen. Sig. 41. St. Ber. ©. 941 u. 942. 

8. Gewerbeordnung. 

a. Petition der frei praftifivenden Hebamme Emilie Ottens zu Elmshorn 
wegen der Hinderniſſe, die ihr aus ber flreitigen Srage, ob der 8. 19 ber Heb- 
ammen-Ordnung für Holften nad Erlaß der Gewerbeordnung vom 26. Yumi 
1867 und des Geſetzes über die Freizligigfeit vom 1. November 1867. noch 
gültig fer oder nicht, in Ausübung ihres Berufes entflanden feien, die thatfäch- 
liche Anerlennung der durch die gedachte Gewerbeorbnung ihr als einer geprüf- 
ten und freipraftifirenden Hebamme gewährleifteten Yreiheit zur Ausübung des 

bammengewerbes in geeigneter Weile herbeizuführen.” P. Wr. 1560. Fünf⸗ 
sehnter Bericht d. Bet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 157. Lit. B. Berichterſt. 
v. Cranach. — Komm.-Antr.: die Petition dem Herrn Reichskanzler mit dem 
Erfuhen um Abhülfe der Beſchwerde auf dem Wege der Gefeßgebung zu über 
— Dieſelbe gelangte wegen Schluſſes des Reichstages nicht zur Erledigung 

m um. 
b. Petitionen von Apothekenbeſitzern und Andern einerſeits A wegen Ein⸗ 
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führung der Gewerbefreiheit für das Apothekergewerbe. €. 1 
bis 5 — Andererſeits B. gegen Freigabe des Apothelergemerbes. — Drei⸗ 
zehnter Bericht der Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 140 A. Beridter: 
ftatter Jacobi — Komm. Antr. ©. 28.: „die Petitionen als Material für 
Die Geſetzgebung über das Apothekerweſen, dem Reichskanzler zu überweiſen n. 
denfelben dabei aufzufordern, baldigft die dem Reihötagsbefchluffe vom 25. Maı 
1869 entiprechende Geſetzesvorlage zu machen, welche davon auszugehen haben 
wird: 1) die bisherige obrigfeitlihe Prüfung des Bedürfniſſes und der Lebens⸗ 
fähigfeit bei der Kongeffiontrung neuer Apotheken zu befeitigen, — dagegen 
2) die gefundheitöpolizeiliche Aufgabe des Staates bezüglich des Apothekergewerbes 
durch die an die perſönliche Befähigung — ſowie an die Einrichtung und 
an den Betrieb des Gejchäftes zu ftellenden Anforderungen und durch den Bor: 
behalt der ſtaatlichen Auffiht in vollem Umfange zu wahren. Dieſelbe komm 
wegen Reichstagsſchluſſes nicht zur Erledigung im Plenum. 

c. Petitionen einer großen Anzahl ſelbſtſtäudiger Gemerbetreibender 1) 
wegen Wiebereinführung von Arbeitsbühern mit einfahen Viſum und 
Führungszeugniß der Arbeitsgeber. 2) wegen gänzlicher Aufhebung des 8. 110 
der Gewerbeordnung. 3) wegen Errichtung von Handwerfer-fammern. Adter 
Bericht der Pet. Kommilfion D. €. u. Anl. Nr. 82 Lit A.; Berichterftatter | 
Jacobi. Komm -Antr.: über die Petitionen zur Tagesordnung überzugehen 
Diskuſſion. Sitz. 25. St. Ber. ©. 467. 468. Abftiimmung. Komm: 
Antr. wird angenommen. 

d. Petitionen einer großen Anzahl von Geiftlihen, Lehrern, Landwirthen, 

Gewerbs- und Handelsleuten: „ungeläumt Gefege anzubahnen und zu erlafien, 
welche 1) alle Eonntagsarbeit in Werkftätten und Fabriken, außer wo, wi 
bei Hochöfen, das Feuer nidyt ausgehen darf, bei Bauten und auf dem geh, 
alles Abhalten von Jahrmärkten, Pferderennen und dergl., ſowie allen Güter 
verkehr auf den Eifenbahnen an den Eonn= und Fefttagen allgemeiner Chriſten 
beit durchaus und bei Strafe verbieten; auf den legteren auch den Perlen: 
verkehr der Sonntage auf einen Pofte und Perfonenzug zu beichränfen, dia 
aber auch an den fünf hoben Feſttagen (Charfreitag, 1. MWeihnachtötag, 1. 
DOftertag, 1. Pfingfttag und dem Hoffentlich bald einzuführenden allgemein 
Deutichen Buß- und Bettage) gänzlib ruhen laflen; 2) welche verord 
nen, daß an allen Eamftagen die Arbeit in den Babrifen um 6 Uhr und an 
den Vorabenden der fünf hohen Feſttage fpäteftend um 5 Uhr aufken; 
welche die Nachtarbeit in den Fabriken von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr 
Morgens verbieten, jowie den Nachtbetrieb der Eiſenbahnen möglichſt em: 
einſchränken; 3) welche die Arbeitszeit am Tage in den Fabriten auf das Mar: 
mum von 12, noch befler von 11 Etunden beichränfen, ſowie den weibliden 
und jugendlichen Arbeitöfräften angemefienen Schuß angebeihen laſſen; 4,Rıd® 
inipeftoren zum Schutze der arbeitenden Klaſſen“ anzuftellen, welche die Durch 
führung und ftrikte Handhabung diefer Gelege zu überwachen haben. Sechzehnter 
Pet. Ber. D. ©. n. Anl, Nr. 186 Lit. A. Berichterftatter Jacobi. Komm. 
Antr. (S. 16): „die Vetitionen dem Reichskanzler mit dem Erfuchen zu über: 
weifen, diejenigen Erhebungen, welde für die Beurtheilung der Angemeſſeubeit 
und Nothwenbigfeit eined gefeglihen Schutzes der in Fabriken beſchäftigten 
Frauen u. Minderjährigen gegen fonntägliche Arbeit, forte gegen übermiftg? 
Beichäftigung an den Werktagen erforderlich, find, zu veranlafien und deren Er: 
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gebniffe dem Reichstage mitzutheilen.” Die Petitionen gelangen wegen Neiche- 
tagsjchkuffes nicht zur Erledigung im Plenum. 

9. Jefuitenorden. 

Zahlreiche Petitionen für und wieder ein allgemeined Berbot des Jeſui⸗ 
tenordens in Deutichland. Sechster Bericht der Pet. Komm. D. ©. u. 
Anl. Rr. 64. — Bericterftatter Abg. Dr. Gneiſt. Diskuſſion. Sit. 22. 
u. 23, Komm. Antr. S. 51.: „die ſämmtlichen Petitionen dem Reichs- 
fonzler mit dem Erſuchen zn überweiſen, aus dem Inhalt derſelben e8 zur 
Kenntniß der verbündeten Negierungen zu bringen, in wie weitem Maße der 
Iren Jeſu und die von ihm geleiteteten Einrichtungen und Vereine auf dem 
Boden des freien Vereinsrechts ihre Thätigfeit innerhalb des deutſchen Reichs 
entroidelt Haben, ſowie mit der Aufforderung, I. die verbündeten Regieruugen 
zu veranlaffen, fi über gemeinfame Grundjäge zu verftändigen in Betreff der 
Zulafjung religiöfer Orden, in Betreff der Erhaltung des Friedens der Glaubens- 
befenntniffe unter fi) und gegen die Verkümmerung ftaatöbürgerlicer Nechte 
dur Die geiftliche Gewalt; insbeiondere aber II. womöglich noch in diefer Sej- 
ſion dem Reichstage einen Gefegentwurf vorzulegen, durch mweldyen die Nieder: 
laſſung von Mitgliedern der Gefellichaft Jeſu und der ihr verwandten Kongre- 
gattonen ohne ausdrückliche Zulaſſung der betreffenden Yanbesregierungen unter 
Strafe geftellt wird.” — Dazu Ab. Anträge |. v. Mallindrodt D. ©. u. 
Anl. Mr. 81. II. „a) über die vorliegenden ‘Petitionen zur Tages-Ordnung überzus 
geben.” — eventuell b) die ſämmtlichen Petitionen dem Herm Reichskanzler zu 
übermeifen, ınit dem Anheimgeben: 1. über die Haltung und Wirkſamleit der 
Jeſuiten während des mehr als zwanzigjährigen Aufenthaltes derſelben in den 
verjchtedenen Gegenden des Reiches eingehende Erhebungen zu veranlafjen, auf 
dag jede Beichuldigung wegen geſetzwidrigen, oder ftaatsfeindlichen, oder den Frie— 
ten der Konfeffionen ftörenden, oder die Gittlichfeit gefährdenden Verhaltens auf 
Ihre etwaigen thatſächlichen Unterlagen geftellt, und die Wahrheit der behaupte- 
ten Thatſachen geprüft werde; 2. je nad) dem Ergebniffe der Ermittelungen die 
Leftrafung der Echuldigen herbeizuführen, oder aber zur Genugthuung für ſchuld— 
[08 Angeklagte den Ungrund der Beichulnigungen zu fonftatiren. 2. Dr. Ewald 
D. ©. u. Anl. Nr. 84 auf motivirte Tagesord. 3. Graven horſt u. Sonne 
mann D. ©. u. Anl. Nr. 80: „vie ſämmtlichen im Bericht bezeichneten Pe— 
tittonen dem Reichskanzler mit dem Erfuchen zu überweifen, die verbündeten Re— 
gierungen zu veranlaflen, fich über die gefegliche Einführung gemeinſchaftlicher 
Grundſätze zu verftändigen, weldye eine vollftändige Trennung von Staat und 
Nirche, ſowie von Kirde und Schule herbeizuführen geeignet find.” 4. Wagener 
Reuftettin) und Dr. Lucius (Erfurt) D. S. u Anl Wr. 81. IIL: „ſämmi- 
liche im Bericht bezeichnete “Petitionen dem Herrn Reichskanzler mit der Auf- 
forderung zu überfenden 1) darauf hinzuwirken, daß innerhalb des Reiches ein 
Zuftand des öffentlichen Rechts hergeftellt werde, welcher den religiöfen Frieden, 
die Barietät der Glaubensbekenntniſſe und den Schuß der Staatsbürger gegen 
Verfümmerung ihrer Rechte durch geiftlihe Gewalt ficher. ftellt; 2) insbeſondere 
einen Geſetz⸗- Entwurf vorzulegen, welder auf Grund des Artifel 4. Wr. 16. 
ter Reichsverfaſſung die rechtliche Stellung der religiöfen Orden, Congregationen 
und Genofienjchaften, ihre Zulaffung und deren Bedingungen regelt, jowie die 
Thätigfeit derfelben, namentlich der „Sefellihaft Jeſu“, infoweit fie fih als 
ſtaatsgefährliche darftellt oder fonft gegen die Reichs- uud Staatsgeſetze verſtößt, 
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unter Strafe ftellt.” Dazu Unter Antrag Dr. Marguardien D. ©. u 
Anl. Nr. 86., die Nr. 2. in folgender Faſſung anzunehmen: „2) insbeſondere 
einen Gef.-Entw. vorzulegen, welder auf Grund des Eingangs u. des Artikels 4. 
Nr. 13. u. 16 der Reichsverfaſſung die rechtliche Stellung der religiöfen Oden, 
Congregationen u. Genoſſenſchaften, die Frage ihrer Zulaffung u. deren 


dingungen regelt, ſowie die ftaatögefährliche Thätigkeit derfelben, namentlih der 


—J— 


Geſellſchaft Jeſu unter Strafe ſtellt.“ — 5. Dr. Lamey u. Gen. D. S. u. 
Anl. Nr. 81 J. ſtatt Nr. II. des Komm. Antr. zu ſetzen „baldmöglichſt einnn 


Geſ.-Entwurf vorzulegen, durch welchen die Mitglieder der Geſellſchaft Iefı u. 
der ihr verwandten Songregationen die Errichtung von Niederlaffungen, ſowie die 
Ausübung geiftliher Yunctionen u. der Lehrthätigfeit unter Androhung von 
Strafe verboten wird.” 6. Schulze-Delitzſch D. ©. u. Unl. Wr. 83; 
den Komm. Antr. hinzuzufügen „ILL. Endlich wit den verbündeten Regierung 
gemeinſchaftliche Schritte vorzubereiten, welche die vollſtändige Trennung von 
Staat u. Kirche, fowte von Kirche u. Schule bHerbeiführen u. damit den cin 
zigen Weg zu betreten, alle veligiöjen Wirren auf ftaatlihem Gebiete für ummer 
zu beſeitigen“ Diskuſſion. Sig. 22. u. 23. St. Ber. S. 368 — 42. 
"Wofimmung. Anträge ad 1. 3. u. 6. werben abgelehnt und zwar ad 1a 
mit 73 gegen 224. Stimmen; angenommen werden: Antr. ad 4 Nr. iu 
Unterantrag Marquardſen zu 2. ad 4, legterer mit 205. gegen 84 Stimmen ı. 
damit find die Kommiſſ. Anträge u. andere Anträge erledigt — Bierzehnter 








Bericht d. Pet. Komm. D. S. u. Anl. Nr. 141 behandelt die nachträglich m 


gegangenen, benfelben Gegenftand betr. Petitionen. Berichterſt. Dr. Gneiſt 
Komm.-Antr.; die Petitionen mit Bezug auf die in der Sigung vom 16. Mol 
d. 3. gefaßten Beichlüffe dem Reichskanzler zu überweiſen. Diskuffion. 
Eig. 45. St. Ber. 1097. 1097. Komm. Antr. wird angenominen. 

10. Kriegsentfhädigung. 

a. Petition der Maurermeiftr Schütz u. Ehlen in Kiel: um Erſat 
desjenigen Schadens, der ihnen als Unternehmern von DMaurerarbeiten für 
die Kaiſerliche Marine in Folge des legten Krieges erwachlen ıf. Zehnter 
Bericht d. Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 100. Lie A. — Beridterfl 
Ag. Leng. — Komm.-Antr. (©. 5. u. 6.) „Die Petition unter dem Er 
ſichtspunkte an dem Reichskanzler zur Berüdfichtigung zu überweifen, daß den 
Petenten Billigfeitörucfichten zur Seite ftehen, wenn und foweit fie rechnunge 
fähig nachweiſen, daß fie bei der Ausführung des Baues für das Reich mid 
blos einen aus den Bertrage erhofften Gewinn verloren, fondern .cinen poſr 
tiven Schaden erlitten haben.” — Abftimmung: Komm.:Antr. wird ob 
Debatte angenommen. Sig. 38. St. Ber. ©. 853. 

b. Petition mehrerer Schifföhelfer im Kreife Eaarburg: „ihnen für den m 
ihren Bermögensverbältniffen erlittenen Berluft eine Entihädigung aus den von 
Frankreich ſchon gezahlten oder noch zu zahlenden Kriegskontributionen zu gewähren 
Eilfter Berichtd. Bet. Komm. D. ©. u. Anl. Ar. 111. Lit. C. — Berichterſ. 
Abg. v. Cranach. — Komm.-Antr. S. 7.) „die Petition dem Reichskanx 
ler zur Prüfung des Thatheftandes und eventuellen Berückſichtigung zu über— 
weißen.” — Dazu Antrag von Benda: über d. Pet. 3. Tagesordnung über: 
zugeben. — Diskuſſion. Sig. Al. St. Ber. ©. 942 u. 943. Abſtim— 
mung: Antrag von Benda wird abgelehnt. Komm. Antr. angenommen 

c. Petition des frühern Bürgermeifters von Muhlhauſen u. anderer früherer 
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Pürgermeifter,, zu bewirken, daß den Gemeinden und den Bürgern auch die- 
jenigen Kriegsleiftungen aus Reichsfonds erftattet werden, weldye nicht 
mit Ouittungen der betr. Truppentheile belegt find.” Eilfter Bericht d. 
Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 111. Lit. D. — Berichterſtatter Dr. Blum. 
— Komm. Antr.: „über die Petition mit Rüdjicht auf die Erklärungen des 
Bundescommiffars zur Tagesordnung überzugehen.” — Abftimmung: Komm.⸗ 
Antr. wird ohne Debatte angenommen. Sig. 41. St. Ber. ©. 943. 

d. Petition von Einwohnern aus 8 Ortichaften des Kreifes Ottweiler auf 
Erfas für Flurbefhädigungen auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
vom 11. Mai 1851. Miündlicher Bericht d. Pet. Komm. D. ©. u. Anl, 
%r. 173. — Berichterft. Whg. von Helldorff. Komm. Antr.: „die Beti- 
tionen dem Reichskanzler zur Beridjichtigung zu überweiſen.“ — Antrag wird 
ohne Wiverfprud angenommen. Sitz. 46. St. Ber. ©. 1112 u. 1113. 

11. Dearinedienft. 

Petition der „Nautiſchen Gejellichaft” zu Greifswald, „bei dem Reichs⸗ 
fanzler eine Abänderung des Eintrittd- u. Entlafjungstermind der Mannichaften 
der Kaiferl. Marine, ebenjo eine Abänderung des Einftellungs- u. Entlaffungster- 
mind der freiwilligen Schiffsjungen, ſowie eine Verdopplung des Eintrittstermind - 
der einjährigen Freiwilligen in d. Marine zu befürworten.” — Dritter Be: 
riht d. Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 48. Lit. C. Berichterſt. Dr. Lu: 
cius (Erfurt) Komm. Antr.: die Petition im Allgemeinen für erledigt zu er- 
flüren durch die Verordnung des Kriegdminifterrums vom 5. März 1872 und 
fie nur infofern dem Herm Reichskanzler zur Erwägung zu überweilen, ob eine 
frühgeitigere Entlafjung der am 1. April jedes Jahres ausgedienten Mann- 
haften thunlich je.” Komm. Antr. wird ohne Diskuffion angenommen. 
£ig. 19. St. Ber. ©. 314. 

12. Medicinal= und Beterinärpolizei. 

a. Petitionen betr. die Kuhpodenimpfung, melde fi einestheils gegen 
die Zangsimpfung, anderntheils fir den Impfzwang ausſprechen. Fünfter 
Bericht d. Pet. Komm. D.S. u. Anl. Wr. 56. Lit. A. Berichterftatter Jacobi. 
Komm. Antr. (S. 8): „1. über die Petitionen, welche fi) gegen den Impf⸗ 
zwang ausfprechen zur Tages-Ordnung überzugehen, || 2. den mittelft Petition 
Ar. 40. eingereichten Entwurf eined Impfgeſetzes für das deutiche Neid, dem 
Reichskanzler als Material für die künftige Reichsgeſetzgebung zu übermweilen, || 
3. den Neichölanzler unter Bezugnahme auf den vom Reichstage des Nordd. 
Bundes unterm 6. April 1870 gefaßten Beichluß, aufzufordern, die Refultate 
der angeordneten ftatiftiichen Erhebungen über die Erfolge der Schutzpocken— 
Impfung innerhalb des deutſchen Reichs regelmäßig der Oeffentlichfeit zu über- 
deben.“ Abftimmung: Komm. Antr. wird ohne Debatte angenommen. 
<ie. 25. St. Ber. ©. 462. — 

b. Petition des Vereins der Thierärzte des Regierungsbezirted Aachen betr. 
ten Erlaß eines Geſetzes zur Belämpfung der Lungenſeuche nad 
Analogie des Geſetzes über die Rinderpeſt. Eilfter Bericht d. Pet. Komm. 
2.©. u. Anl. Nr. 111. Lit. A. — Bericteritatter Ag. Wilmanns. — 
Komm. Antr. (©. 2.) „die Petition dem Reichskanzler mit dem Erſuchen zu 
überweifen, auf Grund des Art. 4 Nr. 15 der Reichsverf. eine Reichs-Veteri⸗— 
när-Geſetzgebung zur Belämpfung der Lungenſeuche ı. anderer anjtedender Vieh— 
krantheiten vorzubereiten.” — Dazu Antrag Dr. Loewe; über die Petition 

v. Dolgemporff, Jahrbuch II. . A 
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zur Tagesordnung überzugehen. Diskuſſion: Sig. 41 St Ber. ©. 94, 
941. — Abftimmung: Antr. Dr. Loewe wird angenommen und Damit 
Komm. Antr. beleitigt. 

13. Militärangelegenbeiten. _ 

a. Petition zahlreicher Handwerker: „dahin zu wirfen, daß für die Yolge 
die Anfertigung der Militär-Befleidungsftüde den Civilband- 
werfern, vefp. den Gefüngniffen üüberwielen werde, u. 3. 64. des Bekleidungs⸗ 
Reglements, wonach die Handwerfer-Abtheilungen der Erjagtruppen nad) der 
Demobilmabung noch auf einen Zeitraum von zwei Dritteln der Dauer des mobilen 
vefp. kriegsbereitſchaften Verhältniſſes, die Dauer des mobilen ꝛc. Berhälmifies 
nach vollem Kalender-Monat gerechnet, mindeſtens jedoch auf 3 Monate beibe⸗ 
halten werden können, beſeitigt werde.“ Dreizehnter Bericht d. Pet. Komm. 
D. ©. u. Anl. Wr. 140. Lit. B. — Berichterſtatter Schroeter (Ohlau). — 
Komm. Antr. ©. 31.: „über die Petitionen zur Tagesordnung überzugeben  — 
Diejelbe gelangt wegen Reichstagsſchluſſes nicht zur Erledigungim Plenum. 

b. Petition von 27 Zurnvereinen: „Der Reihötag wolle 1) dem Heu 
Reihsfanzler den Wunſch ausſprechen, die tüchtige turneriiche Durchbildung der 
Mannſchaften im Deutſchen Heere dadurch anzuerfennen, daß auf geſetzlichem 
Wege eine. abgefürzte Dienftzeit für turneriich durchbildete Leute eingeführt, 
eventuell wenigſiens eine zeitigere Beurlaubung zur Regel werde. 2) den $. 11. 
bes Gejeges vom 9. Nov. 1867 dahin abändern, beziehentl. deſſen Abänderung 
beim Reichskanzler dahin beantragen: daß außer dem vorichriftsmäßigen Umfang 
gewonnener Renntniffe auch ein vorſchrifismäßiges Maß der Vertigkeit in Leibes- 
übungen als Bedingung der einjährigen Dienftzeit mit nachheriger Beurlaubung 
zur Reſerve gefordert werde.” Dritter Bericht der Pet. Komm. D. S. u. Anl 
Ir. 48 Lit. D. Berihterft. Dr. Lucius (Erfurt), Komm. Antr.: „über 
dieſe und noch zwei andere Petitionen deſſelben Inhalts in dem Vertrauen, dag 
die Bundesregierungen nach wie vor den Werth des Turnens, insbeſondere aud 
für militärifche Zwede, genügend würdigen u. daſſelbe fördern werden, zur Tages: 
orbnung überzugeben.” Diskuſſion. Sig. 19. St. Ber. ©. 314. 315. 
Abftimmung: Komm. Antr. wird angenommen. 

c. Petition des Kuratoriums der Aderbaufhule zu Eleve, dahın zu wirken, 
„daß denjenigen mittleren landwirthſchaftlichen Lehranftalten welche die nothwen⸗ 
digen Garantien durch Einrichtung und Unterrichtöplan bieten, die Berechtigung 
ertheilt werbe, ihre Zöglinge nach abjolvirtem Kurfus und beftandener Abgangs 
prüfung mit dem Zeugniß der Reife zum einjährigen freiwilligen Dienfte zu 
entlaffen. ... . und baß bei der Abgangsprüfung ven Zöglingen diefer Anftalten 
für das gedachte Qualificationszeugniß zum einjährigen Dienfte die Kenntnire 
u den landwirthſchaftlichen und naturwilfenfchaftlichen Fächern für die fehlende 
zweite fremde Sprache angerechnet werden ſollen.“ Erfter Bericht d. Pet 
Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 32. Lit. A. Berichterſtatter Dr. Biru— 
baum. Komm.-Antr.: die Petition infoweit dem Reichskanzleramt zur 
Berüdfichtigung zu überweiſen, als darin beantragt wird, daß denjenigen mittleren 
landwirthſchaftlichen Lehranftalten, welche die nothwendigen Garantien durch Ein- 
richtung u. Unterrihtöplan bieten, die Berechtigung ertheilt werde, ihre Zöglınge 
nach abjolvirtem Kurſus u. beftandener Abgangsprüfung mit dem Zeugniß ver 
Reife zum einjährigen freiwilligen Dienfte zu entlaſſen“ Dazu 1) Ab. Antr. 
Dr. Bindthorft (Meppen) D. ©. u. Anl. Nr. 38. 2) Dr. Lucius (Erfurt) D. 
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©. u. Anl. Nr. 44. — 3) Didert D. ©. u. Anl. Nr. 49. Diskuſſion. 
Sitz 17. St. Ber. ©. 259— 273. Abſtimmung. Ab. Antr. Nr. 3 wird 
zurefgezogen, die andern fowie Komm. Antr. werden abgelehnt, fo daß kein Be- 
ſchluß zu Stande kommt. 

d) Petition des Magiſtrates der Stadt Hamm: „zu bewirken, daß die für 
das Jahr 1872 geſetzmäßig feftgeftellte allgemeine Revifion des Servis- 
tarifed u. der Klaffeneintheilung der Städte baldigft vorgenommen 
und insbeſondere die Verfegung der Stadt Hamm aus der dritten in bie zweite 
Sewisklaſſe befürwortet werden möge.” Zehnter Bericht d. Pet. Komm. 
D. ©. u. Anl. Nr. 100. — Beridterftatter Ag. Dr. Lucins (Erfurt. 
— Komm. Antr. (©. 17.) „mit Rüdficht darauf, daß nach Artikel 3 des 
Geſetzes vom 25. Juni 1868 über die Duartierleiftung fix die bewaffnete Macht 
im Frieden in biefem Sabre zum erften Male eine Revifion des Tarifs der 
Seroiöffaffen ftattfinden ſoll, über die vorliegende Petition zur Tagesordnung iiberzu= 
gehen.” — Komm.-Antr. ohne Debatte angenommen. Sig. 38.&t. Ber. S.860. 

14. Batentgejeggebung. 

Petition de8 Kaufmann Wappenhand in Berlin um fchleunigen Erlaß 
eines allgemeinen Reichs-Patentgeſetzes. Dritter Bericht d. Bet. 
Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 48. Lit. A. — Berichterfiatter Abg. Dr. Banks. 
— Komm. Antr.: „die Petition den Reichskanzler mit dem Exfuchen zu 
überweifen, über die Erfindungspatente baldmöglichſt eine einheitliche Gefeggebung 
berbeizuführen.” Distuffion: Sig. 19 ©t. Ber. S. 304—308. Komm. 
Antr. wird mit großer Majorität angenommen — 

15. Rageburg, Fürftentbum. 

Petition des Advokaten Kindler in Betreff der Berfaffungsverhältnifie 
deffelben. Zwölfter Bericht der Pet. Komm. D. ©. u. Anl Nr. 120. Lit. A. 
nebſt Anlage S. 11— 21. — Beridterft. WeftpbalL — Komm.-Antr. 
(©. 9.): „die Petition dem Reichskanzler behufs wiederholten Verſuchs gütlichen 
Ausgleichs des noch ſchwebenden Verfaflungöftreits bezüglich des Fürſtenthums 
Ratzeburg durch den Bundesrath zu überweiſen“ Dazu: Antrag Wiggers 
u. Kiefer: „vie Betition dem.Bundesrathe mit dem Erſuchen zu überweilen, den 
rageburger Berfaffungsftreit auf Grund des Artikels 76 der Reichsverf. im Wege 
der Reichögefetsgebung zur Erledigung zu bringen.” — Diskuſſion: Sig, 31. 
St. Ber. ©. 943 — 956. — Abftimmung: Antrag Wiggerd wird abgelehnt, 
Komm.⸗Antr. unverändert angenommen. 

16. Rechts hülfe. 

a. Petition des vormaligen Münzmeifters Th. Anderſen zu Altona um 
Erwirkung des Rechtsweges bei der preußiſchen Regierung filr die gericht- 
liche Geltenpmadung eines privatvermögensrechtlihen Guthabens bei dem fönig- 
lih preußiſchen Fisrus, aus dem Rechtstitel einer „vertragsmäßig feftgeftellten 
Entſchädigung.“ — Neunter Bericht der Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 68. 
Lit. A. — Berichterftatter Abg. Lenk. — Romm.- Antrag (S. 15). über 
die Petition zur Tages-Ordnung überzugehen. — Dazu: 1) Antrag Dr. 
Banks D. ©. u. Anl. Rr. 104: „die Petition dem Bundesrathe mit dem Er⸗ 
fuchen zu überweifen: der Beſchwerde wegen gehemmter Rechtspflege Abhilfe zu 
verichaften.” 2. Antrag Dr. Baehr (Kaffel) St. Ber. S. 759: „vie Peti- 
tion dem Bundesrathe mit dem Erfuchen zu überweilen, dahin zu wirken, daß 
dem Petenten aus der Königlich dänichen Verordnung vom 23. Februar 1854 
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fein ferneres Hinderniß für die Verfolgung ſeines Anfpruches im Rechtsweg 
entgegengefett merbe.” — 3. Antrag Frhr. von Los St. Ber. ©. 758: 
‚pie Petition dem Bundesrath mit der Aufforderung zu überweilen, die ver: 
foffungsmäßige Gültigkeit der däniſchen Berorbnung vom 23. Februar 1854 
zu prüfen.” — Diskuſſion. Sitz. 35. St. Ber. ©. 752— 760. — Ab: 
ffimmung: Antr. ad 2. wird mit großer Majorität angenommen. 
Damit ift Erledigung der übrigen herbeigeführt. 

b. Petition des Otto v. Petersdorff betr. Rechts hülfe in Sachen feiner 
Berbaftung im 3. 1870 u. der über ihn verhängten und noch fortdauernden 
milttärifch = polizeilichen Ueberwadhung. Fünfzehnter Bericht d. Pet. Komm. 
D. ©. u. Anl. Nr. 157. Lit. C. — Berichterſt. Weſtphal. — Komm. 
Antr ©. 23: „über die Petition mit Nüdficht auf die Erklärungen des Bur- 
des⸗Kommiſſars zur Tagesordnung überzugehen.” — Dazu: Antrag Dr. 
Nieper u. Gen. D ©. u. Anl Nr. 199: „dieſelbe dem Reichskanzler zur 
Berückſichtigung zu überweiſen.“ Betition kommt wegen Schluß des Reichétagß 
nicht zur Erledigung im Plenum. 

17. Strafrecht. 

Petition des Rechtsanwalts Dr. Hand Blum zu Leipzig, wegen Erlaß 
einer tranfitorifchen Gefegesbeftimmung „wonach die Verjährung des Strafvol⸗ 
zuges (8. 70. d. R.St. G.B.) auch in Staaten, in welden dieſes Inſtitut der 
Berjährung bisher nicht beftand, auf die vor Einführung des Neichöftrafgeiet- 
buchs erlaffenen Strafurtbeile, mit Beginn de Laufs der ‚Verjährung vom 
Eintritt der Rechtskraft des Urtheiles, Anwendung finde.“ Stebenter Berndt 
der Bet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 76. Lit. A. Berichterſt. Abg. Kiefer. 
Komm.-Antr.: Die Petition dem Yundesrath zur Berldfichtigung bet etwa küuftig 
eintretender Revifion einzelner Beſtiuumungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs zu überweriet. 
— Dazu: Antrag Windtborft (Berlin): Die Petition dem Bundesrath zur de 
rüdfichtigung mit der Aufforderung zu überweilen, ſchleunigſt — wenn möglich ud 
in dieſer Sejfion — dem Reichstage einen dem Antrage des Petenten entſprechenden Ce 
fegentwurfvorzulegen. — Distuffion Sitz. 25. St. Ber. S. 465 — 467. Abſtim⸗ 
mung :Antr. Windthorft (Berlin) wird abgelehnt, Komm. Antr. angenommen — 

18. Bereind= und Berfammlungsredt. 

Petition des Schuhmachers Gerhardt in Schwerin (IL 35), „um Aufhebung 
einer der Ausübung des Vereins- und Berfammlungsredts at 
gegenftehenden Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Verordnung.“ Zweiter 
Ber. d. Pet. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 40. Lit. A. — Berichterſtatter: Abg 
Weſtphal. — Komm. Antr.: die Petition dem Bundesrathe zur Verld- 
fihtigung mit dem Erſuchen zu überwetfen, thunlichft beichleunigt dem Reichetage 
in Ausführung der Beftimmung des Artikels 4 sub. 16 der Reichsverfaffung 
einen das Vereinsweſen regelnden Gejeßentwurf zur Beſchlußfafſung vorzulegen 
Diskuſſion. Sig. 18. St. Ber. ©. 286 — 289. Abftimmung: Komm. 
Antr. wird mit jehr großer Majorttät angenommen. 

19. Berfiherungswejen. 

Beſchwerde der Magdeburger Feuerverſicherungsgeſellſchaft über einen De 
iheid des Reichskanzler⸗ Amtes, wonach das Weichögefeg über die Kom: 
manditgeſellſchaften auf Aktien und die Wftiengefellfchaften vom 11. Jum 
1870 auf die TFenewerficherungsgefellichaften keine Anwendung finde. Cie: 
benter Bericht d. Bet. Komm. D. ©. u. Anl, Wr. 76. Lit. B. — Vericht⸗ 
erftatter Abg. Brobft. — Komm. Antr.: über die Petition zur Tagesordnung 
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überzugehen. Derſelbe wird nach kurzer Debatte angenommen. Sitz. 25. 
&t. Ber. ©. 467. 
20. Zoll= u. Steuerwejen. 

a. Petition de Rheiniſchen Altienvereins für Zuderfabrifation: „den Ein- 
gangszoll für Raffinade von 5 auf 6 Thaler zu erhöhen”. 
(H. 41). Zweiter Bericht d. Pet⸗-Komm. D. ©. u. Anl. Wr. 40. Lit. C. 
Berichterſtatter Dr. Müller (Görlitzſ. Komm. Antr.: über die Petition zur 
Tagesordnung überzugehen”. — Dazu Antrag von Benda: „In Erwägung, 
daß die Beſchwerden der Petenten von den verbündeten Regierungen in ihrem 
vollen Umfange gewürdigt werben und bereit die zu ihrer Abhülfe zunächſt er= 
forderlichen Schritte gethan find, fiber die zc. Petition zur Tagesordnung überzu- 
gehen”. — Distuffton. Stk. 18.6t Ber. ©. 300. u. 301. — Abftimmung: 
Antr. v. Benda wird angenommen u. damit der Komm.-Antr. befeitigt. 

b. Petition der Danziger Mafchinenbau-Aftien-Gefelihaft u. Gen. „dahin zu 
wirken, daß der Eingangszoll auf Roh-, Brud= u. |. w. Eiſen 
ſchleunigſt, wenigftens aber mit dem 1. Januar 1873 befeitigt werde.” — Die 
Petition wird der Gruppe V. der Kommiffarien zur Vorberathung des Haus: 
halts⸗Etats überwieſen. Berichterftatter Debmichen. Antrag der Kommiffarien: 
D. ©. u. Anl. Nr. 119. „die Petition dem Reichskanzler mit dem Erſuchen 
zu überweifen, bei der nächften Zolltarifrevifion auf die Aufhebung reip. Ermäßigung 
der Eifenzölle Bedacht zu nehmen“. — Diskuſſion. Sig. 46. St. Ber. S. 1102 
1181107. — Abflimmung: Antr. wird unverändert angenommen. 

c. Petition des Ausſchußvorſtandes des Kongreſſes deutſcher Landwirthe, 
betr. die Einführung einer Reichsſtempelſteuer. Dritter Bericht d. Pet. 
Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 48. Lit. B. Berichterftatter Abg. Hirſchberg. — 
Komm.-Antr.: „vie Petition dem Reichskanzler mit dem Erſuchen zu über- 
weiſen, eine gleichmäßige Regelung der Stempelabgabe innerhalb des Reiches in 
Erwägung zu ziehen”. Dazu Antrag Richter über d. Pet. zur Tagesord. über- 
zugehen. Diskuſſion. Sie. 19. St. Ber. ©. 308—314. Abftimmung: 
Antrag Richter wird angenommen. — 

d. Petition des landwirthſchaftlichen Central-Vereins für Litthauen und 
Mauren, daß $. 3. des Geſetzes, betr. die Befteuerung des Branntweind in 
verihiedenen zum Norddeutſchen Bunde gehörenden Staaten vom 8. Yuli 1868. 
dahin abgeändert werbe, „daß ven Grundbeſitzern, welche in ihrer Landwirth⸗ 
(haft einen Brennereibetrieb von nur 900 Quart haben, geftattet werde, bei 
niederem Steuerfag vom 1. Oftbr. bis zum 16. Mai zu brennen, nicht, wie 
biöher, erft vom 1. Novbr. bis zum 16. Mai. — Dritter Bericht d. 
Pel.-omm. D. S. u. Anl. Nr. 48. Lit. E. Berichterftatter: Dr. Müller 
(Sich. KRomm.-Antr.: „über die Petition zur Tagesordnung überzugeben”. 
Dazu Antrag von Benda: „vie Petition dem Reichskanzler in den Sinne 
zur Berückſichtigung zu überweiſen, daß den Inhabern der bezüglichen Brennereien 
der Betrieb ſchon vom 1. Ditober ab geftattet werde, wenn fie vom 1. Oftbr. 
618 1. November ven höheren Stenerfap von 3 Sgr. pro Quart Maifchraum 
bezahlen”. — Diskuſſion: Si. 19. St. Ber. ©. 315 —320. — Ab⸗ 
Kimmung: Komm.sAntr. wird abgelehnt, Antrag von Benda angenommen. 

e. Petition des Dr. Witte als Vorftand des Vereins deutſcher Kornbrannt- 
weinbrermer und Preßhefe⸗Fabrikanten: „Der Reichstag wolle beſchließen, daß 
demjelben auf dad Schleimigfte, wenn nicht in dieſer, fo doch jedenfalls in 
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feiner nächſten Seſſton, alfo im Herbſt 1872, eine Vorlage über Einführung 
der Brauntweinfabrilatfteuer gemadt werde.” — Sünfzehnter 
Bericht d. Pet.- Komm. D. ©. u. Anl. Wr. 157. Lit. A. Verichterft. Dr 
Birnbaum — Komm.:Antr.: In Erwägung, daß: 1) den vreßhefe⸗ 
fabrikanten neuerdings weitere Erleichterungen gewährt worden find, — 2) nad 
den Erklärungen des Herm Regierungs-Kommiflard eine Geleged-Borlage über 
Einführung der Branntwein=Fabrifatftener für die nächfte Reichötogsfeffion vor: 
bereitet wird, über Die Pet. zur T.⸗O. überzugehen.” Die Pet. kommt wegen 
Reichs tagoſchiuffes nicht zur Erledigung im Plenum. 

Im Ganzen waren 2777 Petitionen eingegangen, von denen 2690 der Peti⸗ 
tionstommiſſion, 87 den übrigen Kommiſſionen u. Etatsgruppen überwieſen worden. 
Davon find dem Reichskanzler überwiefen: 2222; durch Die zu den bezüglichen Ge: 
ſetzen gefaßten Befchlüffefür erledigt ertlärt: 63; , Durch Uebergang zur Tagesorbnung 
erledigt: 49; zur Erörterung im Plenum nicht für geeignet erachtet: 219; anonyme 
zu den Akten genommen: 13 ; wegen Schluß des Reichstags unerledigt geblieben: 211. 


4. Borlagen des Bunbesrath®. 


A. Geſetzentwürfe, betr. d. 

a. Bantwejen. 

Gefegentwurf, betr. die Verlängerung der Wirkſamkeit des Geſetzes über 
die Ausgabe von Banknoten vom 27. März 1870 D. ©. u. Anl. Wr. 
151. — Erfte u. Zweite Beratbung Sit. 39. St. Ber. ©. 886 u. 887. 
Der Geſ.⸗Entw. wird unverändert angenommen. — Dritte Beratbung: Sr 
42. St. Ber. S. 962—969. — Gel.-Entw. wird definitiv mit große Moe- 
jorität umerändert angenommen. 

db. Eifenbahnmejen. 

1. Geſetzentwurf, betr. den außerordentlichen Geldbedarf für die Reiche: 
eifenbahnen in Elſaß-Lothringen. D. ©. u. Anl. Wr. 105 nebft 
Motiven S. 5—19. Erfte Berathung: Sitz. 33. St. Ber. ©. 649 
bis 653. — Belhluß: die II. Beratbung im Plenum vorzunehmen. — 
Zweite Berathung Sie. 36. Et. Ber. S. 711—777. — Dazu: Antrag 
Frhr. v. Roggenbad u. Dr. Lamey: ın Nr. I. nad ven Worten: „c. von 
Meg bis zur Landesgrenze bei Amanvilliers”, einzufchalten: d. „von St Louis 
bi8 zur Rheinmitte bet Hlningen einschliehlich der Hälfte der Koflen für 
eine fefte Rheinbrüde, und die nöthigen fortifikatoriſchen Anlagen 550,000 
Thaler.” — Abftimmung: Antr. Sehr. v. Roggenbad wird abgelehnt, 
Geſ.⸗Entw. unverändert angenommen. — Dritte Berathung: Sitz 38. 
St. Ber. ©. 846—848. -— Ueberichrift und Eingang des Gefegentwurfs, forie 
die Nr. I, II. u. III. des Einzigen Paragraphen werden ohne ‘Debatte ange- 
nommen. Bum Schlußſatz: Antrag Dr. Hammader St. Ber. ©. 846: 
die Worte: „zur Verfügung geftellt“, zu ſtreichen, u. durch folgende Worte zu 
erjegen: „mit der Mafigabe zur Verfügung geftellt, daß die ausgeworfenen Be 
träge mit Ausnahme eine Summe von 744,000 Thalern für den Bau der 
Eifenbahn von Kolmar nad) Breiſach, deren Beraudgabung auf das Jahr 1873 
angewiejen wird, im Jahre 1872 verwendet werden Können.” — Antrag Dr. 
Hammader wird angenommen, beögleihen folgende ——— 
Dr. Elben. D. ©. u. Anl. Nr. 154.: „ven Reichskanzler aufzufordern, dem 
Reichstage im nächſten Jahre eine Borlage zu machen über weitere Eifenbahn- 
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anſchlüſſe zwilchen Elſaß und Baden, wonach bie beiderfeitigen Eiſenbahnen 
zwilhen Mühlhauſen und Müllheim und zwiſchen St. Louis und Leopoldshöhe 
in bivefte Verbindung gebracht werben.” — Schlußabſtimmung auf Grund 
der Zufammenftellung der Beichlüffe III. Berath. D. ©. u. Anl. Nr. 156, 
Geſ.⸗Entw. wird definitiv angenommen. Sis. 39. St. Ber. ©. 887. 

2. Sejegentmurf, betr. die Uebernahme der Wilhelm-Luremburg— 
Eifenbahnen. D. ©. u. Anl. Nr. 192, nebft dem Bertrage mit Luxemburg 
S. 5—12 u. Motwen ©. 13—16. — Erfte und Zweite Beratbung: 
Sig 47. St. Ber. ©. 1119 u. 1120: — Gel.-Entw. wird ohne Debatte un⸗ 
verändert angenommen. — Dritte Beratbung: Sit. 48. St. Ber. ©. 
1122 u. 1123. — Geſ.Entw. wird definitiv angenommen. 

c. Finanzweſen. 

1. Gelegentwurf wegen Erhebung der Brauſteuer. D. ©. u, Anl. 
Ar. 11. Erfte Beratbung Generaldebatte Sitz. 6. St. Ber. 
©. 44-51. Auf Antrag des Abg. Sombart wird beichloffen, den Gefeg- 
entwurf einer Kommiſſion von 14 Mitglievern zur Borberathung zu über: 
wein. — Zweite Beratbung auf Grund des Berichts der IV. Kommiſſion 
T. ©. u. Anl. Nr 67. Bor Eintritt in die Debatte beantragt Ag. Mal- 
lindrodt: gemäß Art. 28. der Verfaſſung die Stimmen der Abgeorbneten 
and Bayern, Würtemberg und Baden nicht mitzuzählen. Diskuffion darüber. 
eig. 20. St. Ber. ©. 327—333. — Abftimmung: Antrag von Mallin⸗ 
drodt wird angenommen. — Zu 8. 1. der Kommiffionsoorfchläge: 1. Antr. 
Ternburg D. ©. u. Anl, Nr. 73. III, Hinter 6 einzufgalten: „7. Bon 
allen andern Dralzfurrogaten.... . . 1 Thlr. 10 Sgr. Dem Bundeörath bleibt 
8 jedoch überlafien, im Wege der Verordnung den Steuerjag für ſolche Stoffe 
nah Maßgabe ihre Brauwerthes in geringerer Höhe zu beftimmen.” — 2. Antr. 
Krieger (Lauenburg) D. ©. u. Anl. Nr. 73. II. nad Nr. 6 hinzuzufügen: 
„7. Bon anderen als den unter 2—6 aufgeführten Malz-Surrogaten nad) ihrem 
Braumwertbe mit höchſtens 1 Thlr. 10 Sgr. || Der im einzelnen Falle (zu 7) 
anzumendende Steuerfag wird, worbehaltlih der Genehmigung des Reichstages, 
vom Bundesrathe feſigeſetzt.“ 3. Antr. Krieger (Lauenburg) D. E. u. Anl. 
#. 73. J. 1.: als zweiten Abfag aufzunehmen: „Gemiſche verſchieden be 
ſteuerter Stoffe, welche als folhe zur Verwiegung ($. 3.) geftellt werben, unter- 
legen dem Sieuerſatze des darin enthaltenen höchſt befteuerten Stoffes“. — 
4. Antr. Sombart u. Uhden D. ©. u. Anl, Nr. 75.: dem 8. 1. folgende 
Faffung zu geben: „Die Braufleuer wird von den nachbenannten Stoffen, wenn 
fie zur Bereitung von Bier verwendet werden, zu ben folgenden Sägen erhoben: 
I) von Getreide aller Art (Malz, Schrot u. f. w.), Reis und grliner Stärfe, 
d. h. vom folder, die mindeftend 30 pCt. Waſſer enthält, 20 Sgr.; 2) von 
Stärke, Stärkemehl (mit Einfchluß des Kartoffelmehls), Stärlegummi (Dertrin), 
Zuder aller Art (Stärke-, Trauben u. |. w. Yuder, von Zuderauflöfungen und 
Swrup aller Art 1 Thlr für jeden Zentner.“ — Diskuffion: Sig. 20. 
St. Ber. ©. 333 - 339. — Abftimmung: Antr. ad 2. wirb zurüdgezogen, 
ad 4. abgelehnt. Antr. ad 1. u. 3. u, der durch dieſelben modifizirte $. Br 
der Kommiffionsvorlage wird angenommen. St. Ber. ©. 340. — 8. 2. wird 
ohne Debatte unverändert, 8. 3. in folgender vom Abg. Krieger (Lauenburg) 
D. ©. u, Anl. Nr. 73. I. 2. vorgefchlagenen Saflung angenommen: „vie Ver⸗ 
Neuerung der im 8. 1. genannten Stoffe erfolgt nach dem Nettogewicht; em 
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Uebergewicht an der für ein Gebräude beflimmten Gejammmtmenge, von melden | 
die Steuer weniger als einen balben Groſchen beträgt, bleibt dabei aufer 
Betracht. — I Die für Ermittlung des Nettogewichtd erforderlichen Vorſchriften 
werben vom Bundesrathe erlaffen”. — 8. 4. wird unverändert, 8. 5. nach ben 
Antr. Krieger (Lauenburg) D. ©. u. Anl, Nr. 73. 3. Abſ. 2. ne 
Streihung der Worte: „in jedem Jahre” angenommen. 88. 6—10. bleiben 
unverändert. 8. 11. wird nad dem Antr. Krieger (Lauenbing) D. S. n. Anl. X. 
73. 4.* unter Einhaltung der Worte , ſowie der Bier-Sammel: (f. g. Stell= und ver: 
gleichen) Bottiche“, Hinter „Rühlgefäße‘ angenommen, SS. 12 — 18 bleiben umer- 
änbert, den 8. 19. wird auf Antr. Krieger (Lauenburg) D. ©. u. Anl Nr. 73.5. 
als dritter Sag Hinzugefügt: „Als Schluß der Einmaiſchung gilt der Zeitpunkt, mi 
welchen das Ablafien der Würze zum Zwecke des Kochen begonnen wird”. — De 
88. 20—44. erhalten ohne Debatte und umverändert die Zuſtimmung 8 
Haufes. — Die Refolution Dernburg D. ©. u. Anl. Ar. 73. IV. wind 
unter dem Vorbehalte, fie für Die dritte Lefung von neuem einzubringen, zıurkd- 
ezogen. — Nach dem Borfchlage der Kommiſſion werden die Das Gefeg betr. 

etittonen durch die Beichlüffe zu dem legteren für erledigt erkärt. D. ©. ı. 
- Anl. Nr. 67. ©. 12 u. 13. Sig. 20. St. Ber. ©. 343 u. 344. — Dritte 

Beratbung auf Grund der Zufammenftellung der Beichläffe IL. Berathung 
in D. ©. u. Anl. Nr. 78. Sit. 29. St. Ber. ©. 541—554. — Zu $. 1. 
1. Antr. Derndburg D. ©. u. Anl. Nr. 87. IL 1. — 2. Antr. Gün: 
ther (Deutſch-Krone). D. ©. u. Anl, Nr. 87. I. auf Aenderung der Ar. 5. 
u. 6. — 3. Antr. Frhr. v. Patow: 1. unter Nr. 7 Hinter den Worte 
„Malzfurrogaten” das MWort „mit einzufchalten. — 2. das zweite Alınen zu 
fafien, wie folgt: „Der Bundesrath ift jedoch ermächtigt, vorbehaltlich der nat 
träglichen Genehmigung des Reichstags für andere als die unter Nr. 1 bi 6 
bezeichneten Stoffe nach Maßgabe ihres Brauwerthes den Steuerfag von 1 Zilr. 
10 Silbergroſchen zu ermäßigen”. — 4. Antr. Dr. Löwe: Nr. 7 zu flreiden — 
Disfuffion. St. Ber. ©. 541—548. — Abftimmung: Antr. ad 1. vnd 
zurüdgezogen. ad 2. u. 4. abgelehnt, ad 3., 1. u. 2. angenommen, desgleichen 
der Dadurch veränderte $. 1. — Die 88. 2—12. erlangen ohne Debatte de 
Zuſtimmung des Hauſes. — Auch den mn D. ©. u. Anl. Nr. 87. I. 2. u.3. 
vorgefchlagenen redaktionellen Aenderungen, betr. die 8. 13., 18., 31. und 18, 
20., 28. u. 29. ſchließt fih Das Haus ohne Debatte an. — In 58. 19. u. 26. 
wird auf Antrag des Abg. Frhr. v. Patow das Wort „Werktagen” in 
„Wochentagen“ verwandelt. Sonft werden 85. 2043. umveränbert ange 
nommen. — 8. 44. wird nad Ablehnung des Antr. Dr. Braun (Gera): die 
Worte: „Sowie im Fürftenthbum Neuß ä. L.“ zu flreichen, unverändert ange 
nommen. — Die vom Ag. Dernburg vorgeichlagene Rejolution wird ven 
ihm wieder zurückgezogen. — Endlich werden durch die Beſchlußfaffung über 
8. 44. zwei Petitionen für erledigt erflärt. — In der Shlußabftimmung 
auf Grund der D. ©. u. Anl. Nr. 108. wird der Geſetzentwurf vom Haufe 
definitiv angenommen. Sit. 30. St. Ber. ©. 565. 

2. Gejegentiwurf, betr. die Gebühren und Koften bei den Konfulaten 
des Deutichen Reiches. cf. f. Konſulatsweſen. 
3. Gefegentwurf, betr. die Kontrolle des Reich Shaushalts für 

das Jahr 1872 D. ©. u. Anl. Ar. 175. — Erfte u. zweite Beratbung 
Sig. 43. St. Ber. S. 999. u. 1000. Geſ.Entw. wird unverändert ange» 
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nommen. — Dritte Beratbung. Sig. 44. St. Ber. S. 1029. Der Gef. 
Entw. wird definitiv angenommen. — 

4. Gefegentwurf, betr. die franzöfiihe Kriegsentihädigung. cf. g. 
Militärwefen Wr. 1. 

5. Öefegentwurf, betr. die Feſtſtellung eines Nachtrages zum Haus- 
daltsetat des Deutfhen Reiches für 1872. D. ©. u. Anl Nr. 8. 
nebit dem Nachtrage zum Haushaltsetat mit Erläuterungen u. 5 Anlagen, ſo⸗ 
wie den Denffchriften über das ftatiftifche Amt, u. die Koften der Betbeiligung 
des Deutfchen Reiches an der Wiener Ausſtellung. Erfte Berathung. General- 
bebatte. Sig. 5. St. Ber. S. 24—29. Der Präfldent erflärt, daß er dem 
Borihlage des Abg. Richter gemäß die zweite Leſung des Nachtragsetats mit 
der zweiten Leſung des Etats für 1873 verbinden, — jest ſchon die Regulirung 
der fogen. Gruppen für die Kommifforien, und auch die Ernemung der legtern, 
die dann fiir beide Vorlagen dienen fol, vorbereiten werde. — Zweite Be 
retbung: Stk. 24., 30. u. 38. St. Ber. ©. 436, 437, 584, 585 u. 853.— 
In Tit. 18. der fortbauernden Ausgaben S. 20 wird auf Antrag der IV. 
Etatögruppe D. S. u. Anl. Nr. 96. VII. Hinter den Worten: „die Ex- 
ſparniſſe können zu Schiffsneubauten verwendet werden‘, eingefchaltet „für das 
Jahr 1872 Sonſt wird die Vorlage unverändert angenommen. — 
Dritte Berathung Si. 46. St. Ber. ©. 1111 u. 1112. — Anträge von 
Benda D. ©. u. Anl. Wr. 185. II. 1. „In Rap. 6. Tit. 9. u. 10. (In: 
dienfthaltung der Fahrzeuge) die ausgelettten Summen von 3507 Thalern reip. 
93,989 Thalern, in Summa 97,496 Thaler zu ftreichen, folglich an forte 
dauernden Ausgaben der Marineverwaltung nur zu bewilligen: 12,400 Thaler 
(Zt. 1. u. 8.) — 2. Im Geſetzentwurfe: 8. 1. Die Ausgabe auf 138,745 
Thaler, nämlıh: auf 83,745 Thlr. an fortoauernden, und auf 55,000 Thlr. 
an einmaligen und außerorventlichen Ausgaben, und in Einnahme 38,475 Thlr. 
zu bewilligen. — 8. 2. ftatt: 197,766 Thle. zu fegen 100,270 Thlr.“ — 
werden nach kurzer Debatte angenommen. — Schlußabftimmung über den 
Sef.-Entw. auf Grund der Zuſammenſtellung in D. ©. u. Anl. Nr. 198. 
Geſ.Entw. wird definitiv angenommen. Sig. 48. ©t. Ber. ©. 1123. 

6. Sefegentwurf, betreffend die Einrichtung und die Befugnifle des Rech⸗ 
nungshofes. D. ©. u. Anl. Nr. 10 nebft Motiven, ſowie einem Verzeich⸗ 
niffe derjenigen Rechnungen, welche an fich der Revifion durch den Rechnungshof 
unterliegen wilrden, aber von berielben wegen ihrer umtergeoroneten Bedeutung 
zur Zeit ausgeichloffen find, D. ©. u. Anl. zu Nr. 10., u. einem Nachtrage 
zum Berzeihnig D. S. u. Anl. Nr. 66. Erfte Beratbung. General— 
distuffton. Sie. 7. St. Ber. ©. 53—61. Es wird befchlofien, die II. 
Verathung im Plenum vorzgimehmen. — Zweite Berathung: Weberichrift, 
Eingang des Geſetzes und $. 1. werben ohne Debatte nad) der Vorlage ange 
nommen. — Zu $. 2.: 1. Antrag Laster u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 36. 
A. I.: die Worte: „Als Präfident u. |. w.” bis zu Ende des Paragraphen zu 
ſtreichen und dafür zu fegen: „welche vom Bundesrathe gewählt und vom Kaiſer 
ernannt werden”. — Dazu Unterantrag Hagen flatt der Worte: „welche vom 
Bundesrathe . . . .”“ zu ſetzen „melde auf Vorſchlag des Bundesrathes vom 
Kaifer ernannt werden”. — 2. Antrag Graf Lurburg u. Gen. D. ©. u. 
Anl. Nr. 36. B. — Diskuſſion. Sig. 14. St. Ber. ©. 201—207. — 
Abſtimmung: Antrag ad 2. wird abgelehnt, $. 2. mit dem durch den Unter- 
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antrag Hagen amendirten Antragad 1. angenommen — 88. 3. 1. 4. 
erhalten unverändert die Zuſtimmung des Hauſes. — 8. 5. wird mit dem An 
trag Lasker u. Gen. D. ©. Anl, Nr. 36. A. IL: Hinter dem Worte „Pen 


fionen“ einzufchalten: „bis zum Erlaß eines die Rechtsverbältniffe ver Rade 


beamten regelnven Geſetzes“, — 8. 6. umverändert angenommen, beögl ver 
erfte Abfab des $. 7. — Die Abſtimmung über Ablab 2. des 8. 7. 


| 
| 
| 
| 


Dagegen 
wird mit den Anträgen Graf Lurburg u. Gen. D. S. u. Anl Nr. 36.B. 


u. Laster u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 36. A. TI. bis zur Beſchlußfafſung 
über 8 22. ausgeſetzt. — Ebenſo wird die Belchlußfaflung über 8. 8. mi 
dem Antrag Graf Lurburg D. ©. u. Anl, Nr. 36. B. auf den Antıng 
des Abe. von Bernuth bis zur Wbftimmung über 8. 20. ausgelegt. — 
Zu 8. 9.: Antrag Lasker u. Gen. D. ©. u. Anl. Wr. 36. A. IV. u. Graf 


Lurburg u. Gen. D. ©..u. Anl Nr. 36. B.: Abſ. 2. zu faflen: „De 
Rechnungen über die Ausgaben und Einnahmen des Rechnungshofes werben vom 


Bräfidenten defjelben rewidirt und mit ven Reviſionsbemerkungen dem Reichdiaze 


zur Prüfung und Entlaftung vorgelegt.” — Dazır Unterantrag Laster hinter, 


dem Worte „Revifionsbemerkungen‘ einzufchieben: „dem Bundesrathe und“. — 
Distuffion St. Ber. S. 209. u. 210. — Abſtimmung: $. 9. wird 
nach dem Antrag Grf. Lurburg u. mit Unterantrag Laßfer angenommen — 
Zu 8. 10.: 1. Antrag Laster u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 36. A. V. 
a) Zu Abfag 1. a. Zeile 3 hinter „Selbftbewirthichaftung‘ einzufchalten: „nes 
Maßgabe des · Reichshaushalts⸗Etats“; b. in der vorlegten Zeile hinter „Ber: 
wendung‘ einzufchalten: „mit den Belägen”; — c. ftatt der Worte: „Es fieit 
indeß dem Rechnungshof auch in Betreff dieſe Beträge die Befugniß zu u. |. m. 
bis einzufordern” zu fegen: „Der Rechnungshof ſoll jedoch auch in Betreff beit 
Beträge u. |. w. einfordern“. — b) Zu Abla 2. im letzten Satz flott ber 
Worte: „ift jedoch befugt u. |. m. zu verfchaffen“ zu fegen: „Toll jedoch u. 1. x. 
verichaffen”. — 2) Antrag Dr. Windthorft (Meppen) den Paragraphen au 
Kommilfion zu überweifen. Diskuſſion. Sig. 14. St. Ber. ©. 210 bi 
213. — Abftimmung: Antrag ad 2, wird abgelehnt, ad 1. u. 8. 10. mil 
diefer Diopifitation angenommen. — 88. 11—13. werben unverändert angenominen, 
8. 14. gelangt mit dem Antrage Lasker u. Gen. D.©. u. Anl. Wr. 36. 4. 
VL: in Zeile 3 Hinter „Scheiftftüde” einzufchalten: „ſowie von den Behoͤrden 
mit Ausichluß der höchſten Behörden des Reichs und ber einzelnen Bundesſtaaten 
die Einjendung,von Akten“, — zur Annahme; 88. 15. u. 16. werben uwerander 
angenommen. — Zu 8. 17.: 1) Antrag Laster u. Gen. D. ©. u Al, 
Nr. 36. A. VII: „Ab. 2. zu ſtreichen“. — 2) Antrag Frhr. von Zedlit⸗ 
Neukirch: „das zweite Alinen des 8. 17. fliehen zu laffen uud als Dritte? 
Alinea binzuzufügen: „Dieſer veranlaßt die Beſtrafung des betreffenden Rei 
nungsleger8 und die Erledigung der bezüglicden Verfügung bes Recdmung® 
hofes“. — Diskuſſion. Sik. 14. St. Ber. S. 214—216. — Abftim 
mung: Antrag ad 2. wird angenommen u. damit Antrag ad 1. erledigt. — 
8. 18 wird unverändert angenommen, die 88. 19., 20. u 22. werben mit den 
Anträgen Graf Lurburg D. ©. u. Anl. Nr. 36. B. und Richter St. Be. 
©. 216. gemäß dem Antrage Laster u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 36. A. VIII. 
an eine Kommiffion zur Vorberathung überwiefen. — $. 21. erhält umverändert 
die Zuſtimmung des Haufes. Sit. 14. St. Ber ©. 217. — Zweite dr 
rathung der 88. 7., 8., 19., 20., 22. des Geſetzentwurfs, auf Grund der 


\ 
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Lommiffionsoorfhläge D. ©. u. Anl. Nr. 85. Sie. 28. St. Ber. ©. 5it 
bis 520. — Zu. 7.: 1) Antrag Richter: a. den Eingang zu faflen: 
„ber Geſchäftsgang beim Rechnungshof "ind durch ein Regulatio geregelt, welches 
u. f. w.“ — b. im dritten Abſatze zu ſetzen flatt „Zeitraum: „Zeitpuntt.“ — 
2) Antrag Frhr. v. Zedlitz D. ©. u. Anl. Nr. 99. I 1.: a. AL 1. die 
Worte: „Ipäteftend am 1. Juli 1873” zu ftreichen. — b. Alinea 3. an Stelle 
der Worte „zu biefem Zeitraum‘ zu fegen: „zum Erlaß deſſelben“ — Ab» 
ftimmung: Antrag ad 1. a u. ad 2. a. u. b. wird angenommen u. mit 
diefen Aenderungn $ 7 — 8. 23. wird nad) Ablehnung des Antr. v. We⸗ 
dell Malchow): „an Stelle des erften Satzes des 8. 23. der Kommiſſions⸗ 
vorlage den $. 22. der Regierungsvorlage zu ſetzen“, unverändert angenommen. — 
Zu 8. 19: 1. Antrag Schr. v. Zedlig D. ©. u. Anl Wr. 99. I. 2.: 
AL 1. Nr. 2. die Worte: „unter Berantiwortlichleit der Centralbehörden, Ab⸗ 
mweichungen” ımb „und Borfchriften” zu ftreihen -— 2. Antrag v. Wedell 
(Malchow) D. ©. n. Anl. Nr. 99. II. 1.: Wr. 3. Die Worte: „Einnahmen 
und” zu ftreihen. — 3. Antr. Taster: in Wr. 3. dad Wort „noch“ vor 
„nicht beigebracht iſt“ zu ſtreichen. — 4. Antrag v. Wedell (Malhow) 
D. ©. u. Anl, Nr. 99. II. 2.: unter Ablehnung des legten Alinea folgenden 
Zuſatz anzunehmen: „Der Rechnungshof bat mit den Bemerkungen eine ben 
hauptſächlichſten Inhalt derſelben überfichtlih zuſammenfaſſende Denkichrift zu 
verbinden”. — Distufjion. St. Ber. S. 523—537. — Abftimmung: 
Antr. ad 1. 2. u. 4. wird abgelehnt, ad 3. angenommen, u. dann ohne das 
ort „noch“ der 8 in der Yaflung der Rommiffionsvorlage. — 8, 20. wird 
mit dem Untr. Frhr. v. Hoverbed D. ©. u. Anl. Nr. 101.: Abſatz 3. ftatt 
des Worted „ſpäteſtens“ zu fegen: „baldmöglichſt nah dem Kaffenabichlufie, 
fpäteftensd aber,‘ nachdem der Abg. v. Wedell feinen Antr. D. S. u. Anl. 
tr. 99. 11. 3. zurüdgezogen hat, angenommen. — $. 21. wird gegen den Antr. 
Frihr. von Zedlitz angenommen, welcher vorihlägt, den 8. 21. folgendermaßen 
zu fafjen:.,‚ Der Rechnungshof iſt verpflichtet über Rüdfragen, die der Reichßkanzler 
an ihn bezüglih der Rechnungen und der zu dieſen aufgeftellten Bemerkungen 
(8. 19.) zum Zweck ver Entlaftung richtet, Auskunft zu ertheilen. — 8. 8. 
wird nad) der Faſſung der Kommiffionsvorlage angenommen. — Dritte Be- 
ratbung auf Grund der Yufanmmenftellungen in D. ©. u. Anl. Nr. 37. u. 
102. — Sitz. 35. St. Ber. S. 726—740. u. Sit. 37. St. Ber. ©. 826. 
bis 833.: Mebericheit, Eingang u. 8. 1. des Geſetzes werden unverändert an⸗ 
genommen. Zu 8. 2. Antr. Frhr. v. Zedlitz- Neukirch D. ©. u. Anl. 
Per. 131. 1.: ven 8. 2. zu faflen: „der Rechnungshof befteht aus einem Präſi⸗ 
Denten und der erforderlihen Zahl von Direltoren und Räthen, welde vom 
Kaifer, die Direltoren und Räthe auf Vorſchlag des Bundesrathes, ernannt 
werben”. — Abftimmung: Antr. wird angenommen. — Die 58. 3—5. 
finden unverändert Annahme. — 8. 6. erhält mit dem Antrage Frhr. von 
Zevlig D. ©. u. Anl Wr. 131. 2.: in ‚Zeile 3 nad) „Beamten“ einzufchalten: 
„des Reichs und“, u. $. 7. unverändert Die Zuftimmung des Hauſes. — $. 8. 
wird nad Ablehnun des Antr. v. Wedell-Malchow D. S. u. Anl. Nr. 
126. 1. unter 2., die Worte: „oder auf die Anfrage des Reichstags Auskunft 
extheilt” zu fireichen,, nach den Beſchlüſſen II. Berath. angenommen, u. ebenſo 
vie 88. 9— 13., letzterer neh Ablehnung der Antr. v. Wedell⸗ -Maldhow 
D. ©. u. Unl, Rx. 126, 2. auf Hinzufügung eined neuen Abſatzes. 88. 14. 
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bi8 18. erhalten ohne Debatte die Zuftimmung des Hauſes. — Zu 8. 19.: 
1. Antrag Lasker D. S. u. Anl. Nr. 135. — a. in Nr. 2. nad den 
Worten „oder von den mit den einzelnen Pofitionen“ fortzufabren „oder ob unter 
Berantwortlichleit ver entralbehörden Wbweihungen von ben Beſtimmungen 
der Geſetze und Borfchriften, ſoweit fich diejelben auf die Reichseinnahmen und 
Reichsausgaben oder auf Erwerbing, Benugung oder Veräußerung von Rack: 
eigenthum beziehen, ftattgefunden haben”, insbefondere — b. die Nr. 3. zu faflen: 
„welche Etatsüberichreitungen ($. 20 ), fomie welche außeretatsmäßige Einnahme 
und Ausgaben flattgefunden haben”. — 2) Antrag v. Wedell-Maldon 
D. ©. u. Anl. Nr. 126. 3. unter 2. in der 9. u. 10. Zeile die Worte 
„unter Berantwortlichkeit der Centralbehörden Abweichungen” u. im der vorlegen 
Zeile die Worte: „und Vorſchriften“ und unter 3. die Worte: „Einnahmen 
und‘ zu ftreihen. — Antr. ad 1. a. wird vom Abg. Lasker zuridgezogen, 
von Abg. Miguel aber wieder aufgenommen. — Abftimmung: Antıy 
ad 1. a. u. b. wird angenommen u. in dieſer Faſſung $. 19 — 8. Zu. 
wird unverändert angenommen nad Ablehnung des Antrages v. Wedell- 
Malchow D. ©. u. Anl. Nr. 126. ad 4. — Die SS. 21. u. 22. erhalten 
eriterer unter Ablehnung aller dazu geftellten Ab. Anträge cf. St. Ber. ©. 326. 
die Zuſtimmung des Hauſes, desgl. 8. 23. nah Ablehnung des Antrag 
v. Wedell-Malchow D. ©. u. Anl. Nr. 126. 6. — Schlußabſtimmung 
auf Grund der Zufammenftellung D. ©. u. Anl. Nr. 153. Geſ.Entw. wird 
mit geringer Majorität angenommen. Sik. 38. St. Ber. ©. 853. 

7. ©efegentwurf, betreffend die Regelung des Reichs haushalts 
vom Jahre 1871. D. ©. u. Anl. Nr. 59. in Berbindung mit ber 
Meberfihtder Ausgaben und Einnahmen des Deutfhen Reiches, 
mit dem Nachweiſe der Etatd-Ueberfhreitungen und außer- 
etatsmäßigen außerordentliden Ausgaben für das Jahr 1371. 
D. ©. u. Anl, Nr. 54. — Erfte Beratbung: Sik. 19. St. Be. X. 
303. y. 304. — Beſchluß: Verweiſung der Borlage auf den Antrag des Ay. 
von Benda an eine Kommilfion von 14 Mitgliedern. — Zweite Bera: 
tbung — a. der Ueberficht der Ausgaben u. Einnahmen für das Jabt 
1871 auf Grund des Kommiſſionsberichts. D. ©. u. Anl. Nr. 112. — Be 
rihterftatter: Abg. Orumbredt. — Ohne Debatte werben die Anl. L IL 
u. II. nah D. ©. u. Anl. Wr. 54. u. ſodann die nachfolgenden Kommilfion® 
vorfchläge angenommen: „Den Herrn Reichskanzler aufzufordern, künftig zugled 
mit der Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben auch Nachweiſungen über bie Ber 
wendung der Dispoſitionsfonds des Reichskanzlers und Des auswärtigen Amt! 
während des Ietsten Jahres vorzulegen. II. Der Herr Reichskanzler wird erſucht, zu 
veranlaffen, daß im den Ueberfichten der Ausgaben und Einnahmen pro 1972 
u. ff. an einer paflenden Stelle der Betrag der Eingangsabgabe 

1. für Yuder neben der Rübenzuderftener (Tit. 2.), 

2. fir Salz neben der Salzfteuer (Tit. 3.), und 

. 3. für Tabak neben ver Tabaksſteuer (Tit. 4.) 
angegeben werde. III. Vorbehaltlich der bei der Prüfung der Rechnung ſich etw 
noch ergebenden Erinnerungen die in der Weberfiht der Ausgaben und Ein⸗ 
nahmen pro 1871 nachgewieſenen Etats⸗Ueberſchreitungen mit 1,081,422 Thlm., 
fomie die auferetatGmäßigen Ausgaben mit 652,582 Thalern vorläufig zu gemb- 
migen“. — Sit. 33. St. Ber. ©. 678—680.— b. des Geſetzentwurfes ker. 
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die Regelung des Reichshaushalts-⸗Etats vom Jahre 1871 D. S. u. 
Anl, Nr. 59. anf Grund der Kommiſſionsvorlage D. ©. u. Anl. Nr. 110. — 
Berihterftatter: von Benda. — Ueberſchrift, Eingang u. die 88. 1. u. 3. des 
Geſetzes werden ohne Debatte angenommen, 8. 2. auf Antr. der Kommilfion 
abgelehnt. Sig. 33. St. Ber. ©. 680. u. 681. — Dritte Berathung des 
Geſetzentwurfs, betr. die Regelung des Reichshaushalts vom Jahre 
1871 auf Grund der Zufammenftellung in D. ©. u. Anl. Nr. 128. — Der 
Gefegentwurf „wird ohne Debatte angenommen. Sitz. 35. ©t. Ber. ©. 725.— 
Tritte Berathung über die Heberfiht der Ausgaben u. Einnahmen 
des Deutichen Reiches mit dem Nachweiſe ver Etatsüberichreitungen und 
außeretatsmäßigen außerordentlichen Ausgaben für das Jahr 1871, auf Grund 
der in U. Berathung unverändert angenommenen Anträge ver VIII. Kommiſſion. 
D. ©. u. Anl Nr. 112. — Auch jegt tritt das Haus ohne Debatte dieſen 
Anträgen bei. Sig. 35. St. Ber. ©. 725. 

8. Gefegentwurf, betreffend die Feftftellungdes Haushalts- 
Etats des Deutfhen Reiches für das Jahr 1873 — 1) nebft Haus— 
halt3- Etat für 18753 umd allgemeiner Erläuterung. D. S. Nr. 43. u. Anlage 
dazu S. 1—29.— 2) Denkſchrift zur Erläuterung des Geſetzentwurfs, betr. 
die Feſtſtellung des Haushalts-Etatd des Deutfchen Reiches für das Jahr 1873, 
©. 30—32. — 3) 14 Anlagen, betr. I. d. Etat für das Reihstanzler- 
Amt (S. 1—11.) II. Etat für d. Bureau des Reichs tages vorgelegt von 
dem Geſammt-Vorſtande des Reichstages (S. 1—7). III. Etat fir das aus: 
wärtige Amt (©. 1—- 23.), nebft Erläuterungen zum Etat (©. 24—31.), 
aner vergleichenden Weberfiht der Beſoldungen der diplomatiichen Vertreter des 
Deutſchen Reiches mit denen anderer Mächte (S. 32.), einer Denkichrift, 
ketr. die Erwerbung des Palaftes Eoffarelli in Rom ©. 33. u. 34. u. einem 
Koftenüberfchlage zum Erweiterungsbau des auswärtigen Amted. D. S. u. Anl. 
Ar. 62. — IV. Haupt=Etat der Verwaltung des Reihsheeres (5. 
I—11.), nebft Spezial - Etatd in je 60 Titeln für das preußiiche Bundes⸗ 
Miltär-Rontingent (S. 13—119.), für das ſächſiſche Bundes-Milttär-Rontingent 
(5. 121 — 163), für das wirttembergiihe Bundes - Militär = Kontingent 
S. 165—203.), für Die medlenburgiichen Bundes-Kontingente, Schwerin (©. 
205—231.), Strelig (S. 232 —251) u. einer Weberfict der Etatöftärke des 
Deutſchen Heeres (S. 253— 257). — V. Haupt-Etat der Verwaltung der 
Kaiſerlichen Marine in 25 Titeln (S. 1—43.), nebft einer Denfichrift, 
Betr. die bei Titel 8. e., f. und i des Marine-Etats pro 1873 in Anſatz ge— 
brachte Erſparniß bei den Löhnungen (©. 44.), einer Tabelle über Neubauten 
und Reparaturfoften von SKriegsichiffen, D. ©. u. Anlage Nr. 20., u. einer 
Tenfihrift über Gründung von Stetionsintendanturen in Kiel u. Wilhelmshaven, 
T. S. u. Anl. Nr. 42. — VI. Etat für den Rechnungshof des Deut— 
hen Reihes (©. 1—3). — VII Etat fr das Reiche - Oberhandelögericht 
2.13), — VII. Etat der Einnahmen des Deutihen Reiches an 
Zöllen und Berbraudsftenern (S. 1—48.) mit 7 Beredinungen und 
3 Veilagen. — IX. Etat der Einnahme des Deutichen Reiches aus der 
Behjelftempelfteuer (S. 1—3.) — X. Etat der Reihspoftver- 
maltung mit Erläuterungen u. Berechnungen (S. 1—33). — XI. Etat der 
Reihstelegraphenverwaltung nebft Erläuterungen (S. 1—21). — 
XD. Etat für die Reihseifenbahnen in Elſaß-Lothringen (mit Er— 
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Lauterungen und Nachweiſung der Beamten⸗Kategorien u. der Beſoldung derſelben 
AS. 1-17) — XIII. Nachweiſung der verſchiedenen Einnahme 
(S. 1). — XIV. Berechnung der nad dem Reichshaushalts-Etat zur Dedung 
der Gejammtausgaben aufzubringenden Matritularbeiträge (S.1—5.- 
Erfte Berathung: Sie. 16. St. Ber. ©. 247—254. Beſchluß: die 
zweite Berathung im Plenum vorzunehmen, aber für jede Etatögruppe Kom: 
miffarien des Reichstages zu ernennen. Leber die Gruppen f. Berathung des Rede: 
haushalts und die ernannten Stommiflarien cf. D. ©. u. Anl. Nr.21.A.uB 
Kommiſſarien des Bundesrates für die Etatsbenthung cf. D. ©. u. Anl 
Mr. 26. — Zweite Beratbung Sit. 21., 24., 27., 29, 30, 32, 
33., 36. u. 38. St. Ber. ©. 345 - 365. 436 —452., 481 -509., 551—563, 
567—589., 641—645., 659-—678., 784—794., 848—850. — Dritte 
Berathung auf Grund ver Beichlüffe IL. Berathung. D. ©. u. Anl, Ar. 
158. Sitz. 44. u. 46. St. Ber. ©. 1040—1058. u. 1101—1111. 
Ausgabe. 

I. Fortdauernde Ausgabe. 

Kap. 1. Reihslanzler-Amt. Zweite Berathung. Sig. 21. &. 
Ber. ©. 345—351. Tit. IV. werden unverändert angenommen, Tit. VI. of 
Antrag des Abg. Dunder von der Tagesorduung abgelegt, u. in Sig. 24. St. Ba. 
©. 136. ohne Debatte genehmigt — Tit. VII. u VIII ſowie Tit. IX. Mr 1. 
erhalten gleichfalls die Zuſtimmung des Haufed. Bei Ar. 2. wird auf den Antrıg 
der Abg. Graf v. Frandenberg u. Fürft v. Hohenlohe-Langenbur 
D. ©. u. Anl. Nr. 68. in namentlicyer Abftimmung mit 135 gegen 106 Stimmen 
beichloffen: „die für das germaniſche Mufeum in Nürnberg ausgefetste Unterftägun 
von 8000 Thlrn. auf 16000 Thlr. zu erhöhen,‘ Dagegen Antrag Dr. Löme weiter 
8000 Thlr. im Exrtraordinartum zu bewilligen abgelehnt. Tit. IX. Nr. 3-5, 
Tu. X., XI u. XII werden alddann unverändert angenommen. — Dritte 
Deratbung. Sig. 44. St. Ber. S. 1041. Tit. L— V. werden ohne Debatte ar 
genommen. — Zu Tit. VI. berichtet der Abg. Frhr. von Dörnberg über nm 
Betition: „den Reichskanzler zu erfuchen, in geeigneter Weife dahin zu wirken, DUB 
bei der Organifation des Reichsamts für deutſche Statiftif eine Decentralifation da 
erforderlichen Arbeiten in der Weile ftattfinde, daß die Direktion jedes ber ın 
Betracht kommenden wiſſenſchaftlichen reſp. Vermaltungsgebiete befonderen fod 
männifch gebildeten Kräften anvertraut werde”, mit dem Antrage: die Kir 
tion dem Reichskanzler zur Kenntnifnahme zu überweifen. Antrag wird am 
genommen. — Tit. VI.-XII. werden alddann ohne Disfuffion angenommen. — 
Einmalige außerordentlihe Ausgabe Zweite Berathung S 
Ber. S. 351. Die beiden Titel werben nach kurzer Debatte genehmigt, um 
geben in Dritter Berathung zu keiner Diskuffion Anlaß. Sig 44. S 
Ber. ©. 1055. — Einnahme. ap. 6. Bol. 1. u. 7a. erhält im zwent 
u. dritter Berath. ohne Diskufjion die Zuftimmung des Haufe. Sie. 21.1 
46. St. Ber. ©. 351. u. 1110. — 

Kap. 2. Bundesrath u. Ausfhüffe des Bundesraths erlt 
feine audgeworfene Summe und giebt zu feiner Diskuſſion Beranlaffung. SE 
21, u. 44. St. Ber. ©. 351. u. 1041. 

Kap. 3. Reichstag. Fortdauernde Ausgabe Zweite Berstb. 
Sig. 21. St. Ber. ©. 351. u. 352. — Abſchnitt 1. Bureau. Tit. L Rr. 1-6. 
werben unverändert angenommen, desgl. RNr. 7., nachdem der Abg. Richter 
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feinen Wunſch betr. die Anlegung eines Generalrepertoriumd für die Reichstags: 
verhandlungen ausgeſprochen dat. Nr. 8—10, ſowie Tit. IL—IX. werden als⸗ 
dann ohne Debatte genehmigt. — Abjchnitt U. Stenograpbie, Abfchnitt ILL. 
Unterhaltung der Amtswohnung des Präfidenten, u. Abjchnitt 
IV. Unterhaltung der Gebäude erhalten gleichfalls ohne Debatte die 
Genehmigung des Haufe. — Dritte Beratbung. Sie. 44 St. Ber. 
©. 1041. Abſchnitt I., Tit. 1—9 erhalten ohne Debatte die Zuftimmung des 
Haufes, dsgl. Abfchnitt IL, Tit. 1. Zu Tit. 2. fchlägt der Abg. Dr. Lieber 
als Mitglied des Gefammtoorftandes vor in Aenderung der Beſchlüſſe LI. Be- 
rathung, als Bemerkung Hinzuzufügen: „Außer den Diätenfägen sub Pofition 
1. u. 2 erhalten die Stenographen für jede Abendfigung, wenn biefelbe als 
zweite Sitzung eines und beffelben Tages anzujehen ıft, 2!/, Thlr., die Steno- 
grapbenfefretäre 22%/, Sgr.” Für diejenigen Arbeiten u. ſ. w. wie in der Vor⸗ 
Inge. — Antrag wird angenommen, dögl. Abfchnitt III. u. IV. Ein= 
malige und außerordentlige Ausgaben fir die Begründung der 
Reichstagsbibliothet in IL u. III. Berath. unverändert angenommen. Gig. 
21. u. 44. St. Ber. 351. u. 1055. Einnahme Kap. 6. Pol. 2. Büreau 
des Reichstages in II. u. III. Berathung ohne Debatte genehmigt. Sig. 21. u. 
46. St. Ber. ©. 351. u. 1110. 

Rap. 4. Auswärtiges Amt. Fortdauernde Ausgaben. Zweite 
Berathung. Sig. 21. u. 24. St. Ber. S. 353—3n5. u. 437—443. Tit L 
(Befoldungen), Tit. II. (andere perfönlihe Ausgaben) ohne Diskuſſion genehmigt. 
zit. IL (zu Amtsbedürfniſſen) wird mit dem Antrage Frh. v. Hoverbed: bei 
den 4500 Thlrn. in den Erläuterungen hinzuzufügen: „nah Bollendung des 
Gebäudes künftig wegfallend“, angenommen. Tit. LV. (Kourier- u. Reife 
toften), Tit. V. (zur Unterhaltung der Dienftgebäude), Tit. VI. (Gefandtichaften) 
Ar. 1— 19. werden ohne Diskuſſion angenommen. Nr. 20. gelangt gegen den An⸗ 
trag Dr. Lo ewe: die für Rom bei dem päpftlihen Stuble ausgeworfenen Sum- 
men für einen Geſandten zu ftreihen, unveränvert zur Annahme ded Haufe. 
Degl. werden Nr. 21—25. u. Tit. VIL—XV. unverändert und ohne Die- 
fuflion angenommen. Zu Tit. XVI. (Dispofitions-Fonds) Antr. der Kommiffion 
D. ©. u. Unl. Wr. 74. II. u. IIL: „die Errichtung von Berufs-Ronfulaten in 
alien in Erwägung zu ziehen und zunächſt wenigftens ein Berufs-General-Kon⸗ 
ſulat in Mom ins Leben zu rufen. — Ferner eine Anzahl Betitionen hierdurch 
für erledigt zu erklären”. Ahflimmung: Komm. Antr. wird mit großer 
Mojorität angenommen, dgl. Tit. XVI. u. Tit. XVIL—XXIL Dritte 
Verathung. Sie. 44. St. Ber. ©. 1041. Tit. I-XXIIL gelangen mit der 
Relolution zu Tit. XVI unverändert zur Annahme — Einmalige und außer: 
ordentlihe Ausgaben. Zweite Beratbung. Sie. 24. St. Ber. ©. 
443 - 447. Nr. 1. wird ohne Debatte genehmigt, Nr. 2. mit dem Antr. ber 
Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 74. L: „ven Reichslanzler aufzufordern: 1. auf 
die Ummanblung des archäologischen Inſtituts zu Rom in eine Reichsanſtalt 
mi einer angemeflenen Dotirung bei Aufftellung des Haushalts-Etats für 1874 
Bedacht zu nehmen; 2. die Gründung einer Zweiganftalt dieſes Inſtituts in 
Athen ind Auge zu fallen und event. eine entfprechende Summe dafiir in ven 
Haushalts⸗Etat für 1874 aufzunehmen”. — Dritte Berathung: Sit. 44. 
St. Ber. S. 1055. Tit. 1. u. 2. werden mit den Rejolutionen ohne ‘Debatte 
angenommen. — Einnahme Kap. 6. Bol. 3. bei dem auswärtigen Aue 
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Ber. ©. 447. u. 1110. 

Rap. 5. Berwaltung des Reihsheeres. Fortdauernde Ans: 
gabe. Zweite Berathung. Sie. 36. St. Ber. ©. 784— 789. Nur Tit. 
29. u. 32. geben zu Bemerkungen Anlaß. Dritte Berathung. Sig. 4. 
St. Ber. ©. 1041—1050. Zu Tit. 29.: Antrag Dr. Georgi u. Ga. D. 
©. u. Unl. Nr. 150.: „ven Reichlanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu trage, 
baß vor Ausführung weiterer Kafernenbauten auf dem Areal des CSchloi 


durch ärztliche Sachverftändige geprüft werde‘. — Antrag wird angenommen. 
Sonft wird nur noch zu Tit. 57. das Wort genommen. — Einmaligeun 
mn außerordentlide Ausgaben, Tit. 24. Wr. 1. u. 2, Tit. 29. Rr. 3. 
2, Tit. 30. Nr. 4, Tit. 30. Nr. 5. u. 6., Fit. 45. Nr. 7., Tit. 49, Nr 8. 





Aa u. Tit. 55. Nr. 9., 10. u. 11.5 demnädft Tit 29. Sachſeu, Tit. 29. Win: 
NE temberg u. Tit. 36. Medlenburg gehen ohne Bemerkungen durch die H. u. Hl, 
ae Berathung. Sig. 36. u. 44. St. Ber. ©. 789., 1041. u. 1050. — Eir 
Se nahme Kap. 6. Pol. 4. Eigene Einnahme ber Verwaltung 'des NRehöheent 
— “wird weder in II. noch III. Berathung bemängelt.Sig. 36. u. 46. St. Be. 
Erde ©. 789. u. 1110. 

En Kap. 6. Marineverwaltung. Fortdauernde Ausgaben. Zweitt 
2... Bersthung. Sig. 29. u. 30. St Ber ©. 555—565 u. 567—576. U. 
Fr Bol. 1. u. 2. werden ohne Disfuffion angenommen. Zu Poſ. 3—5. Antt. 


der Komm. D. ©. u. Anl. Wr. 96. I. Pol. 3. ftatt: „und 2 Offiziere & 150 
Thaler, als Hülfsräthe — 19,800 Thle.” zu fegen: „für zwei Offiziere old 
Hülfsräthe 2,400 Thr. — 19,200 und demgemäß in Bol. 4. ftatt: „Im 
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SIE zwei Hülfsräthe von 2,000 Thlr. bis 1,600 Thlr., durchſchnittlich 1,800 Thlr. 
er — 23,900 Thlr. zu fegen: „zwei Hülfsräthe von 2,000 Thlr. bis 1,600 Th. 
Br “ durhichnittlih 1,800 Thlr. und ein Hydograph zu 2,000 Thlr.“ -— 25,9% 
— Thlr.“, u. in Poſ. 5. die Worte „und ein Hydograph“ zu ſtreichen und „23,600 
u Thlr.“ durch „22,400 Thlr.“ zu erjegen. Abftimmung: Antr. wird ange 
5 Ye genommen. Tit. I—VIU. f. Bol. 47 erhalten ohne Diskuffion die Zr 
=: fiimmung de8 Haufe. Zu Tit. VOIL Litt. g. Antr. d. Komm. D. S. v. 
an! Anl, Nr. 96. IL: „Die Aufhebung des Seebataillons dein Reichskanzler-Amie 
25 zu empfehlen.” Abftimmung: Antr. wird abgelehnt. Pol. 48—70 wer 
SS. den unverändert angenommen. Dögl. gelangen Po] 71—96 nach Ablehnung 
27 des Antr. d. Komm. D. ©. u. Anl. Nr. 96. IL: „Die Aufhebung Kt 
. Seeartillerie dem Reichölanzler-Amte zu empfehlen”, unverändert zur Annahme. 
TER Zi. XI u. Tit, X. Pol. 1—3. werden nad kurzer Diskuffion ebenfalls unver⸗ 
EL. ändert angenommen. Zu Bof. 4. wird der Antr.d. Komm. D. ©. u. Yıl 


* Nr. 96. IV.: „A leichte Rationen, je zwei fir zwei Stationschefs und 4 leide 
Kationen, je 1 für 4 Adjutanten, nicht zu genehmigen“, angenommen; 

ohne Diskuſſion Tit. XI—XVIL Su der Ueberfchrift zu Zit XVIH. werden 
auf Antr. des Abg. von Benda die Worte: „refp. für Neubau von Schiffen“ 
geftrichen, fonft Zit. XVIII. XIX., XX. unverändert angenommen. Himer 
den Titeln 18, 19 u. 20 heißt es: „Diefe Titel übertragen ſich von einem 
Jahre ind andere. || Etwaige Beſtände können zu Neubauten mit verwendet 
werden. Auf Antr. d. Komm. D. ©. u. Anl. Wr. 96 V. wird hinter 
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Pleißenburg in Leipzig die Zweckmäßigkeit derfelben in gefundheitlicher Beziehung 


den Geſandſchaften, und Konſulaten — laut Etat für das auswärtige Amt, 
wird ohne Diskuſſion in II. u. III. Berath. genehmigt. Sig. 24. u. 46 & 
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den Worten: „verwendet werben” eingeſchaltet: ‚fir das Jahr 1873.“ Tit. XXI. 
bis XXV. erbalten ohne Diskuſſion die Zuftimmung des Haufe. — Dritte 
Beratbung. Sig. 44. St. Ber. ©. 1050—1055.. Fit. I—IV. werden ohne 
Diskufſion angenommen. Zu Tit. IV.: Antr. v. Benda D. ©. u. Al. 
Nr. 185. 1. 1 am Scluffe die Bemerkung Binzuzufügen : „die Marine-Berwal- 
tung ift ermächtigt, die voraufgeführte Formation der Marine-Intendantur für 
das Yahr 1873 in der Weile zu verändern, daß in Wilhelmshaven und in 
Kiel zwei Stattong-Marine-Intendanturen eingerichtet werden, während das Rech⸗ 
nungsrevifionsbureau in Berlin verbleibt. Cine Vermehrung des Poſ. 1 u. fig. 
aufgeführten Perjonald oder eine Erhöhung der für die Marine : Intendantur 
bewilfigten Summen darf hierdurch nicht herbeigeführt werben”. — Distuffion. 
St. Ber. ©. 1053. — Antrag wird angenommen. Tit. V—VII. geben zu 
feiner Debatte Anlaß. Zu Tit. VIII. h. beantragt der Abg. Schmidt (Stettin) 
die Aufhebung der See-Artillerie dem Reichskanzler zu empfehlen. — Antr. wird 
abgelehnt. St. Ber. S 1055. - Einmalige u. außerordentliche 
Ausgaben. Zweite Berathung. Stk. 30. St. Ber. S. 576—584. — 
Tit. I— VII werden unverändert angenommen. Zu it. VII. Refjolution 
der Komm. D. ©. u. Anl Nr. 96. VL: „für den Zall der Bewilligung des 
Titels 7 die Erwartung auszufprechen, daß .mit dem Marine-Etat pro 1874 
ein Plan über die als nothivendig erfannten Abänderungen des urfprünglichen 
Flotten⸗Grũndungsplanes, über die in den folgenden fünf Jahren zur weiteren 
Entwicklung der deutihen Marine vorzunehmenden Bauten u. auszuführenden 
Anlagen und über die hierzu erforderlichen Geldmittel nebft den Vorſchlägen zu 
veren Beihaffung vorgelegt werden wird — inzwilchen aber von dem Beginne 
Des Ausbaued der fünf Panzerfchiffe Nr. 7—11 (pag. 7 der Denkſchrift) Ab⸗ 
fand genommen werden wird”. Abftimmung: Refolution wird im zweiten 
Theile von „inzwifchen aber u. |. mw.” abgelehnt, im erften Theile mit großer 
Majorität angenommen. Dögl. Tit. VIII. ohne Diskuffion. — Dritıe 
Berathung: Sig. 44 ©. 1150—1053 u. 1057 Zu Tit. 1—4: Antrag 
v. Ruflerow D. S. u Anl. Nr. 180: „die Marine-Berwaltung ift erinächtigt, 
die bei Titel 2. u. 4. der Einmaligen und Außerorventligen Ausgaben für die 
Befeftigung des Marine-Erabliffements in Wilbelmshafen und des Kieler Hafens 
pisponiblen Fonds, infoweit diefelben in den Jahren 1872 u. 1873 fir diefen 
Zweck entbehrlih werden, zu den Hafen- u. Werftbauten in Wilhelmshafen u. 
Kiel Tit. 1 u. 3 mit zu verwenden”. — Derſelbe wird angenommen, dögl. 
ohne Distuffloen Tit. 1—8. — Abg. Mosle berichtet noch über eine Petition, 
betr. die Errichtung einer Reib8-Ober-Seebehörbe. Antrag: „ver Petition 
feine Folge zu geben” — wird angenommen. — Einnahme. Kap. 6. Bol. 5.: 
Eigne Einnahmen der Marine-Berwaltung wird ohne Diskuſſion in IL u. III. 
Berathung genehmigt. Sig. 30 u. 46. St. Ber. ©. 584 u. 1110. 

Kap. 7. Berzinfung der Reichsſchuld. Sig. 36 u. 44. St. Ber. 
©. 793 u. 1055. — cf. Kap. 7. u. 8. der Einnahme. 

Kap. 8. Rehnungshof. Kortdauernde Ausgaben. Zweite Be- 
ratbung. is. 21. St. Ber. ©. 352 Unter dem Vorbehalt etwaiger Ab⸗ 
änderungen, die das Geſetz über den Oberrechnungshof herbeiführen möchte, wer: 
den Tit. 1— 3 unverändert angenommen; aud in Dritter Berathung findet 
unveränderte Annahme ohne Debatte ftatt. Sit. 44. St. Ber. ©. 1055. Eiu⸗ 
malige u. außerorventlihe Ausgaben. Sig. 21 u. 44. St. Ber. ©. 

v. Holgendorff, Jahrbuch U. 5 
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352 u. 1057. „Dispofitionsfonds zu den Ausgaben für Revifion der Kriegs⸗ 
toftenrehnung für 1870 u. 1871”, erhält in IT. u. HI. Berath. ohne Debatte 
die Zuftimmung des Haufes. — Einnahme Kap. 6. Pol. 7 b. Beitrag von 
Elfaf-Lothringen zu den Ausgaben für den Rechnungshof wird in H. u. HL 
Berath. ohne Diskuffion angenommen. Sig. 20. u. 46. St. Ber. ©. 332 
und 1110. 

Kap. 9. Reihsoberhandelegericht. Fortdauernde Ausgaben 
Tit. 13. erhalten in I. und IH. Berath. ohne Diskuffion die Zuftimmumg 
des Haufed. Sitz. 21 u. 44. St. Ber. ©. 352 u. 1055. — Einnahm:. 
Kap. 6. Pol. 6 u. 7e. Die Einnahmen bei dem Reid = Oberhandelögeriät 
u. der Beitrag von Eljaß-Lothringen zu den Ausgaben Für das Reichs: Ober 
bandelögericht werden in I. u. IH. Berath. ohne Diskulfion genehmigt. Siß 
21 u. 46. St. Ber. ©. 352 u. 1110. 

Kap. 10. Benfionen in Folge des Krieges von 1870/1571. Ti 
ausgeworfene Summe wird in IL. u. IT. Berath. genehmigt. Sie. 36. u. 41. 
St. Ber. ©. 793 u. 1055. 

II, Einmalige und Außerordentlige Ausgabe. 

Kap. 1. 2. u. 3. ef. I. Fortdauernde Ausgabe bei Reichskanzlerami. 
Reichstag und Auswärtiges Amt. — Kap. 4. u. 5. cf Einnahme: Pof- 
und Telegrapbenverwaltung. — Kap. 6. u. 7. cf. Fortdauernde Aut 
gaben bei Dearineverwaltung und Rechnungshof. - Kap. 8. ul. 9. cd. 
Einnahme: Reihseifenbahnen in Elfaß-Lothringen u. für die St. Gett- 
hard-Bahn. — Rap. 10. Univerfität in Straßburg. Sie. 21. u. H. 
St. Ber. ©. 352, 353 u. 1058. — Die ald Beitrag zu den Koften da 
Einrihtung wiſſenſchaftlicher Inſtitute an der Univerfität zu Etrafburg aut 
geworfene Summe wird in IH. u. III. Berath nad kurzer Diskuſſion ge 


nehmigt. — Rap. 11. cf. Einnahme: Ausprägung der Reichsgold— 
münzen. 
Einnahme. 


Kap. 1. Zölle und Berbraudsfteuern. Zweite Berathung 
Sie. 30, 32 u. 33. St. Ber. ©. 585—589, 641—645 u. 659-678. 
Generaldebatte Sig. 30. ©t. Ber. ©. 585—589. — Spezialdi® 
kuſſion. Tit. Dazu Antrag Grumbrecht D. ©. u. Anl, Yr. 10. 
„Der Reichöfanzler wird erfucht, die AYuläffigfeit der Erhebung eines Eingangt⸗ 
zulles von !/, %, Des Werths von verfchiedenen in Hamburg eingeführten Waarcüu 
nah den Borfchriften der Reichsverf. (Urt. 4. Nr. 2, Art. 33, Art. 35 md 
Art. 38.) u. des in der Hamburgifhen Verordnung vom 30. Dezember 186 
abgeänderten 8. 10 ver revidirten Hamburgiſchen Zollordnung von 1864, ml 
cher den Nichtbürgern die Deklaration behufs der Befriedigung des Tranfitgutt 
vom Zoll erfchwert, in Erwägung zu ziehen und dem Keichötag das Reſuliat 
derfelben demnächſt mitzutbeilen.” — Diskuſſion. ©t. Ber. ©. 641-685. 
— Abftimmung: Antrag wird abgelehnt. — Tit. I. wird mit den ir 
lagen A. u. B. unverändert angenommen. — Xit. II. Rübenzuderftaner ge 
langt mit Beilage ohne Debatte zur unveränderten Annahme — Zit. DI. 
Salzſteuer. Dazu: Antrag Frh. von Hoverbed u. Gen. D. ©. u Anl 
Nr. 30. cf. U. 1. Selbftändige Anträge I. — Tit. IH. wird ohne 
Debatte angenommen. — Tit. IV. Tabalsiteuer, Tit. V. Branntweinſteuer, 
Tit. VI. Braumalzfteuer, u. Tit. VO. Averfa für Zölle u. Verbrauchöfteuern 
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werben unverändert angenommen. Gt. Ber. ©. 659-678. — Dritte 
Beratbung. Sie. 46. St. Ber. ©. 1101—1109. — Zu Tit. 1 berichtet 
der Ag. Oehmichen über die Petition D. ©. u. Anl. Wer. 119 cf. H. 3. 
Petitionen. 20. db. — Tit. 1—5 werden unverändert angenommen. — Zu Tit. 6.: 
Antrag von Benda. St. Ber ©. 1109.: „vie Einnahmen unter Tit. 6 
auf 3,671,140 Thlr., die Einnahmen unter Tit. 7 ad a auf 822,660 Thlr., 
ad b auf 281,410 Thlr., im Ganzen auf 1,104,070 Thlr., Die Summe des 
Kapitel 1 auf 65,523,260 Thaler feftzuftellen”. — Antrag wird ange- 
nommen. 

Kap. 2. Wechjelftempelfteuer, erlangt in H. u. HI. Berath. ohne 
Tebatte die Genehmigung des Haufes. Sit. 33 u. 46. St. Ber. ©. 678 u. 1109. 

Kap. 3. Boft- und Zeitungsverwaltung. Einnahme. Tit. 1—9 
werben in H. u. HI. Berath. unverändert angenommen. Gib. 24 u. 46. 
Et. Ber. ©. 447—451 u. 1109. — Ausgabe Zweite Beratbung 
Eis. 27. St. Ber. S. 481—485. — I Fortdauernde Ausgabe. 
Tit. 1 Lit. A. wird unverändert angenommen. — Zu Lit. B. Antrag der 
Kommifjarien. D. ©. u. Anl. Nr. 71 in Betr. der Petition des Kaufmann 
Ebel, 3. 3. in Breslau, um Gehaltsaufbeſſerung und Penfions- 
berechtigung der Pofterpediteure — II. Nr. 76: „die Petition ſoweit 
fie die Penfiontrung der PBofterpeditenre betrifft, mit Rückſicht auf die Lage der 
neueften Geſetzgebung für erledigt zu erflären, || 2) infoferu fie für dieſe Be— 
amten eine Gehaltöverbefferung beantragt, in Betreff derjenigen vollbeichäftigten 
ofterpediteure, welche ihr Amt nicht ald Nebenamt verwalten, dem Reichskanzler 
zur Erwägung für den Etat pro 1874 zu überweilen”. — Antrag wird ange: 
nommen. St. Ber. ©. 482. — Tit. 2—6 werben ohne Debatte genehmigt. 
— Zu Tit. 7 beantragen die Abg. Richter u. Frhr. von Hoverbed St. 
Ver. ©. 483. Tit. 7 zu fallen: „Tit 7. Beitrag zur Poſt-Armen-, reſp. Poft- 
Unterftügungs-Kaffe, 46,700 Thlr.“ — Untrag wird angenommen. — Tit. 
8—23, fowie die Beredinung der Antheile der einzelnen Staaten an den Boft- 
überfchüffen werben unverändert genehmigt. — II. Einmalige Ausgaben. 
Kap. 4. Tit. 15 werben ohne Debatte genehmigt. — Dritte Berathung. 
eis. 46. St. Ber. ©. 1109. Ohne Diskuffion werden die Beſchlüſſe I. 
Zterath. angenommen. 

Kap. 4. Telegrapbenverwaltung. Einnahme Zweite Be- 
rathung. Sig. 27. ©t. Ber. ©. 485—492. — Zu Tit. 1: Antrag Grum- 
bredt. D. ©. u. Anl. Wr. 77. J.: betr. die Befreiungen von Gebühren für 
Telegramme. — Diskuſſion. Ct. Ber. S. 488—492. — Antrag wird 
zurüdgezogen. — Tit. 1 u. 2 der Einnahmen werden in IT. u. III, Berath. 
unverändert angenommen. Sit. 46. Et. Ber. S. 1109 u. 1110. — Aus— 
gabe. Zweite Berathung. Sit. 27. ©t. Ber. ©. 492—505. — I. Fort= ' 
dauernde Ausgabe: Tit. 1. Dazu: Antrag Adermann u. Ge. D. 
S. u. Unl Nr. 61. 1: betr. die Beleitigung der Lolalzulagen u. Erſetzung ber- 
felben durch Zuſchüſſe, die bet Auswerfung der Benfion außer Anfag bleiben. — 
Disfuffion: St. Ber. ©. 492—496. Antrag wird zurüdgezogen. — Zn 
Zi. 1 Nr. 1b.: Antrag Adermann D. ©. u. Anl Nr. 61. 2. betr. die 
Treitheilumg in der Gehaltöftala der Sefretäre — wird abgelehnt. St. Ber. ©. 
498. — Tit. 1—8 werden unverändert angenommen. — Zu Tit. 9: werben 
die Anträge Adermann u. Gen, ©. ©. u. Anl. Wir. 61. 3. u. 4. betr. eine. 

5* 
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Entſchädigung derjenigen Beamten, deren Gelammteintommen eine Aufbeſſerung 
nicht erfahren hat — u. betr. die den Telegrapbenbeamten von Elfaß-Lothringen 
zu bewilligende Lokalzulage abgelehnt. St. Ber. S 501. — Tit. 9—12 umer: 
ändert angenommen. — II. Einmaligeu. außerordentliche Ausgaben 
Dazu: Antrag Adermann u. Gen D. ©. u. Anl. Nr 61. 5.: „Dem 
Reichskanzler zu empfehlen, daß zur Berinehrung der Telegrapbenverbindungen 
und zur Erridtung von Telegrapbenftationen ein Organijationdplan aufgeftellt 
und diefer dein Neichdtage mit dem nädften Haushaltsetat vorgelegt werte”. 
— Derjelbe wird angenommen. St. Ber. ©. 502. — Tit. 1—4 meta 
unverändert genehmigt. — Die dieſen Gegenftand betreffenden Betitionen ar 
langend beantragen die Kommiſſarien D. ©. u. Anlage Wr. 61. 6: „u 
befchließen, daß diefelben durch die vorftehenden Anträge ihre Erledigung gefun: 
den haben, u. inſoweit dies nicht geſchehen, zur meiteren Erörterung nidt ge 
eignet find”. — Dazu Antrag Taster St. Ber. ©. 503: die Petitionen an 
die Petittonsfommifjion zur Berichterflattung bei der III. Leſung zurüdzuve: 
weilen. — Diskuſſion. St. Ber. S. 502—504. — Abftimmung. Yatı. 
Laster wird abgelehnt, der der Komimiffarien angenommen. — Reſolu— 
tion Robland u. Schmidt (Stettin), D. S. u. Anl. Nr. 91: „m 
Reichskanzler aufzufordern, dahin zu wirken, daß neben den Militär⸗Anwärten 
einer größern Anzahl ſprachlich gebilveter junger Leute aus den Civilſtande od: 
mäßig Aufnahme in den Telegraphendienft gewährt werde” — wird ange 
nommen. St. Ber. ©. 505. — Dritte Berathbung. Sig. 44 u. 6. 
St. Ber. ©. 1055—1057 u. 1110. — I Fortdanernde Ausgabe 
Ohne Diskuffion werden die Beichlüffe I. Berathung beftätigt. U. Einmalige 
u. außerordentlihde Ausgabe Dazu: 1. Antr. d. Komm. D. &.ı 
Anl. Nr. 114.: die Petitionen II. Nr. 1810 u. 2270 dem Reichskanzler zu 
Berüdjihtigung zu überweifen. — Derfelbe wird angenommen, u. 4 übe: 
ihe Betitionen werden auf den mündlichen Bericht des Abg. Adermaus 
gleichfalls dem Reichskanzler überwiefen. — 2. Antrag Grumbregt n. Or 
D. ©. u. Anl. Nr. 115. nebſt Erläuterung S. 2—8.: „ven Reichslkanzler p 
erfuchen: „I. dafür Sorge zu tragen, daß Die Ungleichheiten, welche hinfihtld 
der Beioldungen der Telegraphenfefretäre im Berhältnig zu ihrem Dienflalr 
und ihrer Stellung durch die Verſchiedenheit der Gehaltsſätze für die Exelen u 
Berlin, in Städten von mehr als 30,000 Einwohnern und den andern Urt 
(nah dem Etat pro 1873 Tit. I. Nr. 1b. resp. 34, 116 und 125 Stelm), 
fowie Durch den Wegfall oder die Verminderung der Lokalzulagen für eine groß 
Zahl von Beamten hervorgerufen find, baldmöglichſt und fpäteftens in dem Grat 
pro 1874 befeitigt werden; || II. in Erwägung zu ziehen, ob nicht die ba 
Telegraphen⸗Beamten in Elfaß-Lothringen bewilligten Lokalzulagen den in ande 
Berwaltungen gewährten entfprecyend zu erhöhen ſeien.“ — Antrag wird ange 
nommen. — Mit diefer Refolution werden Titel 1—4 umverändert angenommen 

Rap. 5. Reichseiſenbahnen in Elſaß-Lothringen. Zveite 
Berathung. Sig. 27. St. Ber. ©. 505-509. Generaldebatte A. 
Ber. S. 505—508. — Alsdann werden Tit. 1—3. der Einnahmen, 21 
1—6. der fortbauernden Ausgaben u. Tit. 1—2. der einmaligen und aut 
orbentlichen Ausgaben unverändert angenommen. — Dritte Berathung 
Sit. 44 u. 46. Et. Ber. S. 1057, 1058 u. 1110. — Die Borlage mid 
nach den Beichlüffen II. Berath. unverändert angenommen. — 
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Rap. 6. Berſchiedene Einnahmen. Yür die H. Berath. cf. Reichs⸗ 
tarzleramt, Reichstag, Auswärtiges Amt, Verwaltung des Reichsheeres, Marine⸗ 
verwaltung, Reichsoberhandelsgericht u. Rechnungshof. — In I. Berath. wird 
das Kapitel ohne Diskuſſion angenommen. Sig. 46. St. Ber. S. 1110. — 

Rap. 7. Aus der Reihsanleıhe. — A. Berzinfung der Reichs— 
fhuld. Fortdauernde Ausgaben. Tit. 1. u. 2. werden in OD. Berath. 
ohne Diskuffion genehmigt. Sit. 36. St. Ber. ©. 793, — Dritte Beratbung. 
Sig. 46 St. Ber. ©. 1111. — Antrag Taster D. ©. u. Unl Wr. 196.: 
„zu bewilligen unter Tit. 1 .... 482,000 Thlr., unter Tit. 2 .... 225,360 
Thlr., in Summa 707,360 Thle.” — Antrag wird angenommen — 
B. Einnahmen aus der Reihsanleibe. cf. Kap. 8. 

Kay. 8. Aus der franzöfılden Kriegsentfhädigung. Zweite 
Berathung. Sie. 36. St. Ber. ©. 793, u. 794. Antrag Laster D. ©. 
u. Anl Nr. 139. H. a. Kap. 7 der Einnahmen zu ftreichen. — b. Kap. 6. 
wie folgt zu faflen: 1. mie Die Vorlage des Bundesrathes — 20,000 Thlr. — 
2. wie die Borlage des Bundesrathes — 12,313,981 Thlr. — 3. zu den 
Ausgaben ver Marinevermaltung (Gejete vom 9. November 1867 u. 20. Mat 
1569) — 2,016,000 Thlr. — Summa Kap. 8: — 14,349,981 Thaler”. — 
Distuffion: Sig. 36. St. Ber. ©. 793 u. 794. — Abftimmung: Antrag 
Laster wird angenommen. — Dritte Berathung. Sig. 46. St. Ber. 
S. 1110 u. 1111. — Antrag von Benda D. ©. u. Anl. Nr. 185. I. 2. 
u. 3. „in Kap. 7. u. 8. die Regierungsvorlage wieder herzuftellen‘ wird zurüd- 
gezogen u. Kap. 8. nad) den Beſchlüſſen IH. Berath. genehmigt. 

Kap. 9. Ueberihuß aus dem Haushalt des Jahres 1871. 
Der ausgeworfene Betrag wird ohne Tiskuffion in H. u. IH. Bexath. ohne 
Distuſſion genehmigt. Sie. 36. u. 46. St Ber. S 794 u. 1111. 

Kap. 10. Für die St. Gotthard-Eiſenbahn. Die Einnahmen, 
jo wie die einmaligen u. außerordentliden Ausgaben Kap. 9. wer: 
ten in I. u. IH. Berath. ohne Diefuffion genehmigt. Sie. 36, 44 u. 46 
St. Bea. ©. 794, 1058 u. 1111. 

Kap. 11. Ausprägungpon Goldmünzen, nebft einer Denkſchrift, 
betr. die Ausführung des Geſetzes über die Ausprägung der Reichsgoldmünzen. 
D. ©. u. Anl. Nr. 52. Die Einnahmen, ſowie die einmaligen u. 
außerordentlihen Ausgaben Kap. 11. werden unverändert in H. und 
III. Berathung genehmigt Sig. 36., 44. u. 46., St. Ber. ©. 794—797, 
1058 u 1111. 

Kap. 12. Matrilularbeiträge. Die Anfäge erhalten ohne Diskuſſion 
ın II. u. HI. Berath. die Zuftimmung des Haufes. Sig. 36. u 46. St. Ber. 
S. 797 u. 1111. — 

Geſetzentwurf betr. die Feftftellung des Reichshaushalts-Etats. 
— Zweite Berathung. Sie. 38. St. Ber ©. 848— 853. — Ueberſchrift, 
Eingang u. $. 1. werben ohne Debatte angenommen. — Zu 8. 2: Antrag 
Yasler St. Ber. ©. 848.: ftatt der Worte: „über den Betrag von 8,000,000° 
zu fegen „über den Betrag von 10,000, 000“. — Antrag wird angenommen. 
— Die 88. 3—5. werden ohne Debatte angenommen. Zuf. Antr. Krüger 
(Hadersleben) D. ©. u. Anl. Nr. 77.: einen 8. 6. hinzuzufügen, der die 
Geltung des Reichshanushalts⸗Geſetzes für die Benölferung von Nordſchleswig 
fnspendirt”. — Antrag findet feine Zuſtimmung. — Zum ganzen Gefeg: Res 
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folution Lasker D. ©. u. Anlage Nr. 139. I.: „ven Reichskanzler aufzu⸗ 
fordern, dafür Sorge zu tragen: „a. daß in Zukunft, ſoweit nur immer möglich, 
die vom Bundesrathe in Ausfiht genommenen Geſetzesvorlagen, welche die 
Finanzverwaltung berühren, gleichzeitig mit dem Reichshaushaltsetat dem Rede 
tag unterbreitet werden; — b. daß ferner in jevem Entwurf eines Finanzgeſetze⸗ 
Boranfchlagsweile in Zahlen ausgedrückt werde, welche Wirkung der in dem 
Entwurf enthaltene Finanzvorſchlag auf die Einnahmen und Ausgaben ver in 
Berathung befindlichen Etatsgeſetze ausübt”. — Diskuſſion. St Be. E. 
850—853. — Abftimmung: Antrag wird mit großer Majorität angenom 
men. — Dritte Berathung. Sig. 46. St. Ber. ©. 1111. — Nadden 
der Abg. v. Benda feinen Antrag zu 8. 2. D. S. u. Anl. Wr. 185.11. 
zurüdgezogen hat, wird der Gel.-Entm. nach den Beichlüffen IL. Berathung 
unverändert angenommen. — Schlußabftimmung über den Geſ.Enm. 
betr. die Feitftellung des Hausbaltsetats für 1873, nebit dem Haushallsetat 
D. ©. u. Anl. Nr. 197. — Geſ.Entw. wird mit feinen Anlagen mit großer 
Majprität angenommen Sig. 48. St. Ber. S. 1123. — 

d. Gewerbeordnung. 

Geſetzentwurf, betr. die Einführung der Gewerbeordnung dei 
norddeutfhen Bundes vom 21. Juni 1869 in Bayern 2. 
u. Anl. Nr. 118. — Erfte Berathung. Ohne Debatte wird beſchloſſen, 
die II. Berathung fofort vorzunehmen. Sig. 35. St. Ber. ©. 749. — Z3wei: 
Beratbung. Auf Antrag des Abg. Leſſe werben der Ueberſchrift des & 
ſetzes Folgende Worte Hinzugefügt: „und bie Abänderung einiger Straf 
beftimmungen der Gewerbeordnung“, — 8. 1. u. $. 2. werden m 
kurzer Debatte unverändert angenommen. Sig. 35. Et. Ber. S. 749-751. 
— Dritte Berathbung. Mit der erweiterten Ueberfchrift erhält ver A: | 
Entw. ohne Debatte die Zuftimmung des Haufe. Sit. 36. St. Ber. S. 76. 

e. Handel u Schifffahrt. . 

1. Gefeßentwurf, betr. die Verpflihtung der Kauffahrteiſchiffe zu 
Aufnahme hilfsbedürftiger Seeleute. D. ©. u. Anl. Nr. 65. I. — Erfte 
Berathung. Sit. 24. St. Ber. ©. 435 u. 436. — Auf Antrag des A 
Dr. Bants wird der Gef.-Entw. der Kommiſſion zur Borberathung der &r 
mannsordnung überwiefn. — Zweite Berathung auf Grund ver Kom— 
miffionsanträge in D. ©. u. Anl. Wr. 183. — Berichterftatter: Mög. Dr. Bolt 
fon. — Ueberfehrift, Eingang u. 88. 1—3 des Geſetzes werden ohne Debart 
unverändert angenommen. Zu $ 4 beantragt der Abg. Schoen: ben vn“ 
Kommiſſion geftrihenen Theil der Regierungsvorlage wiederherzuftellen. Antre! 
wird abgelehnt, u. SS. 4— 9 unverändert nach den Komm. Bejchläffen angenom 
men. Sie. 46. St. Ber. S. 1117 u. 1118. — Dritte Berathung: & 
Entw. wird ohne ‘Debatte nach den Beſchlüſſen II. Berath. angenommen 
Sig. 48. St. Ber. ©. 1122. 

2. Entwurf einer Seemannsordnung. D.S. u. Anl. Wr. 65. J. - 
Erfte Berathung. Sig. 24. St. Ber. ©. 429435. — Auf Antrag M 
Abg. Leffe, Dr. Banks, Dr. Loewe, von Freeden u. Auffell mt 
beichlofien, die Vorlage einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern zu übermeilen £: 
Ber. ©. 435 1.479. — Zweite Berathung auf Grund der Befchläffe der N. 
Kommilfion. D. ©. u. Anl Nr. 182 u. der AbänderungdAnträge Dr. Banldı Ä 
Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 195. 1—14. Die Borlage wird gemäß diefen Boridlägn 
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u. unter Streihung der Nummern 90., 91. u. 93. nad) kurzer Beratbung angenom⸗ 
men. — Sie. 46. St. Ber. ©. 1114 - 1117. — Dritte Berathung. 
Sig. 48. St. Ber. S. 1121. u. 1122. Das Haus tritt ohne Veränderung den 
Beihlüffen H. Beratbung bei. — 

f. Konfulatömeten. 

Geſetzentwurf betr. die Gebühren und Koften bei den Konfulaten des 
deutſchen Reiches. D. ©. u. Anl. Nr. 97. — Erfte Beratbung. Sie. 31. 
&t. Ber. ©. 591 —596. — Beſchluß: die Borlage in IT. Lefung im Plenum 
zu beratben. — Zweite Berathung: Sig. 36. St. Ber. S. 777—784. 
— Ueberſchrift u. $. 1. des Geſ.-Entw. erhalten ohne Debatte die Zuftunmung 
des Haufes. — Zu $. 2.: Antrag Bernard D. ©. u. Anl. Nr. 142. L, 
1.: a. im zweiten Abſatz des 8. 2. nah Nr. 2. die Nr. 4. und nach Nr. 8. 
die Nr. 14. des Tarifs Hinzuzufügen. — b. im zmeiten Ablage nad Nr. 8. 
die Wr. 15 des Tarifes beizufegen. — Antr. ad. a. wird abgelehnt, ad. b. 
angenommen u. mit biefer Veränderung auch $. 2. — Die 88. 3—5 erhalten 
ohne Debatte die Zuftimmung des Hauſes. — Im 8. 6 wird auf Antrag des 
Abg. Dr. Rapp D ©. u. Anlage Wr. 142. U. 1. binter dem Worte „Zeus 
gen” eingelchaltet „Rechtöbeiftände”, u. 8. 6 mit diefer Einfchaltung angenom- 
men. — 8. 7 erhält unverändert die Zuftimmung des Hauſes, dsgl. S. 8. nach 
Anlehnung des Antrags Bernards D. S u. Anl. Nr. 142 I. 2.: „den 
zweiten Ablag des 8. zu ſtreichen.“ Auch 88 9—11 werden unverändert ange⸗ 
nommen. — Bon dem dazu gehörigen Tarife werben Nr. 1. und 2. obne 
Debatte genehmigt. Zu Nr. 3.: Antrag Dr. Kapp. D. ©. u. Anl. Wr. 142. II. 
2. hinter dem Worte „Amtshandlungen” hinzuzufügen: „jedoch ohne Uebernahme 
einer Sarantie Seitens des Reichs.“ — Antr. wird abgelehnt u. Nr. 3. unver- 
ändert angenommen; dsgl. Nr. 4—11. — Auh Nr. 12 erhält unter Ab- 
Lehnung des Antr. Dr. Rapp D. S. u. Anlage Nr. 142. H. 3. die Worte: 
„einſchließlich der Aſſiſtenz bei Gerichtöverhandlungen” zu ftreichen, die Zuftimmung 
des Haufes, Dögl. die Nr. 13—30 a. — Zu 30b. wird Antrag Dr. Schleiden. 
D. ©. u. Anl. Nr. 137.: die Nr. 30b. des Tarifs in der vorgefchlagenen 
Faſſung anzunehmen, — angenommen. Endlich erhalten Nr. 30c 34. unver- 
ändert die Zuftimmung des Hauſes. — Dritte Berathung. Stk. 37. St. 
Ber. S. 799—807. — Ueberſchrift, Eingang u 88. 1—7. des Gel.-Entm. 
werden ohne Debatte angenommen. In 8. 8. wird auf Antrag des Abg. 
Bernards der zweite Abſatz geftrihen. Die 88. 9—11. erhalten obne 
Debatte die Zuſtimmung de8 Hauſes. — Im Tarife merden die Nr. 1—5 
umverändert angenommen. Zu Nr. 6. wird auf Antrag ded Abg. Dr. Mohl 
binzugefügt: „die Gebühren unter a, b. und c. find nad Beſchaffenheit des 
Falles auf ein Drittel zu ermäßigen”. Die Nr. 7—19 werben ohne Debatte ge 
nehmigt. Zu Nr. 20 wird auf Antrag des Abg. Dr. Mohl Hinzugefügt: „Nach 
Beſchaffenheit des Falles find diefe Gebühren auf ein Drittel zu ermäßigen”. 
Endlich erhalten die Nr. 21—34 unverändert die Zuſtimmung des Haufes, nach⸗ 
vem die Anträge Leſſe zu Nr. 30b St. Ber. S. 799 abgelehnt worden 
find. Schlußabſtimmung. St. Ber. ©. 807. 

g. Das Militärweien. 

1. Gefegentwurf betr. die franzöfiiche Kriegsentihädigung D. ©. 
u Anl. Nr. 92. — Erfte Beratbung. Si. 32. St. Ber. ©. 635 —641. 
Auf Antrag Frh. von Hoverbed wird die Vorlage einer Kommilfion von 
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21 Mitgliedern überwieſen. St. Ber. S. 641 u. 647.— Zweite Berathung uf 
Grund der Kommiffiond-Anträge, D. ©. u. Anl. Nr. 166. und einer Denffchrift betr. 
den projectirten Bau einer Eentral-Radetten-Anftalt in Lichterfelde D. ©. n. Anl 
Nr 168. Sie. 42. St. Ber. ©. 969 998. — Berichterftatter: Abg. Wi: 
quél — Ueberſchrift u. Eingang des Geſ.-Entw., ſowie Artifel I., H. u. TIL wer: 
den unverändert angenommen. — Zu Art. IV.: 1. Antrag v. Wedell-Mal—-⸗ 
How. D. S. u. Anl. Wr. 167. H. 1. — 2. Antrag Lasker D. S.u Anl N. 
176. II. ftatt der Worte: „find in dem Reichſshaushalt nachzuweiſen“ zu ſetzen: 
„Dihfen nur ımter Genehmigung des Reichstages und bed Bundesraths vera 
gabt werben, und find nah Maßgabe Des Artifeld 70. der Berfafjung als ver: 
fügbare Beftände in den nächften Reichshaushalt aufzunehmen‘. — 3. Antıog 
Frhr. von Hoverbed, D. ©. u. Anl. Ar. 176. I. hinter dem Worte 
„Grundſtück“ eiuzufchalten: „infoweit nicht Dazu im Voraus eine ſpezielle ober 
generelle Ermächtigung im Reihshaushalts-Etat ertheilt worden iſt“. — Dis 
kuſſion Et. Ber. ©. 471982. — Abftimmung: Antr. ad I. md 
abgelehnt, ad 2. u, 3. umd in biefer veränderten Faffung Art. IV. angenom: 
men. — Untrag Graf von Rittberg D. ©. u. Anl Nr. 174. I. 1. „va 
Art. IV. an die Stelle des Art. IH. und den Art. II. an die Stelle si 
Art. IV. zu ſetzen“, wird abgelehnt. — Art. V. u. VI. gelangen unverändert zu 
Annahme. Zu Art. VIL: Antrag v. Wedell-Malchow D. ©. u. Anl X. 
167. H. 2. u. Unterantrag Frhr. v. Hoverbed D. ©. u. Anl. Ar. 156. 
HIT. Beide Anträge werden zurüdgezogen u. Art VI. umverändert angenomme. 
Zu Artikel VII. der Regierimgsvorlage, den die Kommiſſion zu ftreichen bean 
tragt hat: 1. Antrag v. Behr (Greifswald) D. S. u. Anl. Nr. 167. I. fe: 
genden neuen Artikel den Kommiffionsbeichlüffen hinzuzufügen: ‚Artikel "VII 
Zum Bau eines Kabettenhaufes in Yichterfelde wird dem Reichskanzler die Sun 
von 2,400,000 Thlen. zur Verfügung geftellt, von melden bis zum Schluß ie 
Jahres 1372 — 400,000 Thle. und für das Yahr 1873 —= 700,000 Th 
zur Verwendung gebracht werden bürfen. Die Ipäter erforderlichen Summe 
werden in bie Reichshaushalts-Etats aufgenommen, u. |. w.“ — 2. Amrag 
Graf v. Rittberg D. & u. Anl. Wr. 174. I. 2. — 3. Antrag Dr. 
Lucius (Erfurt) D. ©. u. Anl, Nr. 174. U. — 4. Antrag Graf ven 
Rittberg D. ©. u. Anl. Wr. 174. I. 3. folgende Reſolution anzunchsm: 
„Den Reichskanzler die Erwägung zu empfehlen, ob nicht die für den Bau ie 
Kadettenhauſes in Kichterfelde geforderte Summe unbeſchadet der zu erſtrebenden 
Ziele ermäßigt werben könnte.” — Distuffion: St. Ber. ©. 987 —996. — 
Abftimmung: Antr. ad 3. wird zurüdgezogen, Antr. ad 1., 2. u. 4. we 
den abgelehnt, und zwar ad 1. in namentlider Abftimmung mit 105 gem 
91 Stimmen. — Dritte Berathung, auf Grund der Beichlüffe II. Be 
rathung D. ©. u. Anl. Nr. 177 nebft einer, Rachweiſung der für bie verkite 
tenen Zwecke der EentralsPabetten-Anftalt zu Lichterfelde erforderlichen Raum, 
D. ©. u. Anl. Nr. 184. — Sig. 44. St. Ber. S. 1029— 1040. — Ueber 
fchrift, Eingang u. Urt. I—II. des Eeſ-Entw. werden ohne Debatte ange 
nommen. Zu Art. IV.: Antrag Frhr. von Batom D. ©. n. Anl Ar 
181. a. den Art. IV. in folgender Faflung anzunehmen: „die Einnahmen cu® 
der Veräußerung der entbehrlich werdenden Feftungsgrundftüde, oder foldkt 
Grumdftüde, welche nad) der Wieverberftellung u. Bervollftändigung der Feflungen 
im Befite der Diilitär-Berwaltung verbleiben oder welche 18 Keichämtten in 
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Gemãßheit dieſes Geſetzes erworben werden, bürfen nur unter Genehmigung 
des Bundesrates u. des Neichötaged verausgabt werden u. find, fofern dieſe 
Genehmigung nicht anderweitig erfolgt ıft, in dem nächſien Reichshaushalts-Etat 
in die zur Dedung der gemeinichaftlichen Ausgaben beftimmten Einnahmen ein- 
zuftellen”. — Antrag wirb angenommen. — Zu Art. V. u. VI.: Antrag Frhr. 
pon Patow D. ©. u. Anl. Nr. 181 b. im Art. V. in der vierten geile 
hinter Nr. 10. u. im Art. VI. in der zweiten Zeile das Wort „Kriegsent- 
Ihädigung’ zu erfegen durch das Wort „Kriegskoſtenentſchädigung“. 
Antrag wird angenommen. Dadurch wird nachträglich dieſelbe Veränderung 
auch in der Ueberichrift nöthig. — Art. VIE. wird ohne Debatte angenommen. 
— Zu Art. VOL: 1. Antrag v. Behr (Greifswald) D.©. u. Anl Nr. 
179. I., eine Wiederaufnahme des frühern Antrages D. ©. u. Anl. Nr. 167.1. 
— 2. Reiolution Dr. Yucius (Erfurt) D.S u. Anl. Wr. 179. II. betr. bie 
Vereinigung der oberen Klafien des Königl. Sächſiſchen Kadettenkorps mit ber 
GSentral-Anftalt. — Distuffion. St. Ber. S. 1034— 1038. — Abftimmung: 
Antr. ad. I. wird in namentliher Abſtimmung mit 120 gegen 115 Stimmen 
abgelehnt; damit ift Antrag ad 2. erlevigt.. — Schließlich berichtigt der 
Jräfident, daß in Zeile 6. u. 7. des Art. I. die Worte „von Elſaß-Lot h⸗ 
ringen“ nur aus fiyliftifchen Gründen weggeblieben feien, u. beantragt fie in 
Zelle 4 hinter den Worten: „in den offenen Garnifonftädten” ein- 
aufhalten — Das Haus tritt dem Antrage bei. — Schlußabſtimmung 
auf Grund der Zufammenftellung der Beſchlüſſe IH. Berathung in D. ©. u. 
Ant. Nr. 187. — Der Gef.-Entwm. wird definitiv angenommen. Sie. 45. 
Et. Ber. €. 1059. — 

2. Entwurf eines Militär-Strafgejegbuhes für das Deutliche 
Reich. D €. u. Anl. Nr. 5. — Erfte Berathung. ©eneraldebatte 
Siß. 9. St. Ber. E. y1--106. Antrag Las ker ind Dr. Schwarze den Ent- 
wurf emer Kommilfion von 21 Mitgliedern zu überweifen, wird angenom- 
men — Zweite Beratbung auf Grund der Beſchlüſſe der Kommiſſion 
in II. Yung. D. ©. u. Anl. Wr. 122. [die Beichlüffe der Kommilfion in 
erfter Leſung cf. D. ©. u. Anl. Nr. 90.) Sig. 37. St. Ber. S. 807—826. 
Ueberſchrift, und die SS. 1—8. der Vorlage werden ohne Debatte angenommen. 
— Zu 8. 9. wird Antrag Krüger (Hadersleben) D. ©. u. Anl. Wr. 123. 
als Ar. 5 Hinzuzufügen: „die in dieſem Geſetze gegebenen Borfchriften haben 
feine Geltung für die nördlichen Diftritte des Herzogthums Schleswig” abgelehnt; 
88. 9—18 werden ohne Debatte angenommen. An Stelle der 88 19—27. 
beantragen Eyſoldt, Frhr. von Hoverbed u Windthorft (Berlin) 
D. ©. u. Anl Nr. 146. andere von ihnen vorgeichlagene SS. anzunehmen. — 
Disluffion. St. Ber ©. 810-825. — Abftimmung: Antrag wird 
abgelehnt; die 88. 19—27. werden mit großer Majorität nach den Vorſchlägen 
der Komm. angenommen. — Zu den 88. 25. u. 26. wird Antrag Lasker D. 
S. u. Anl. Nr. 146.: „ven Reichötanzler zu erſuchen: 1. eine Unterſuchung 
darüber anftellen zu laſſen, welhe Einwirkung auf die Geſundheit die Boll- 
firedung des mittleren und des firengen Arrefte® ausübe u. |. w. und 2. das 
Ergebniß diefer Unterfuhung zur Kenntnig des Reichstages zu bringen‘ abge 
Ichnt. — Die 88. 28-79. erlangen ohne Debatte die Zuftimmung des Haufes, 
and &. 80. wird gegen den auf Streichung gerichteten Antrag des Abg. Frih. 
von Hoverbed aufrecht erhalten. — Endlich werden die 88. 81—166. und 
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die Sy. 1—3. des Einführungsgeſetzes ohne ‘Debatte nach ben Borfchlägen ber 
Kommilfion angenommen. — Dritte Berathung auf Grund der m L 
Berathung unverändert angenommenen Kommiljionsoorlage. D. ©. u. Anl. Kr. 
122. — Sitz. 38. St. Ber. ©. 835—846. — Ueberſchrift, Eingang und 
55, 1—14. werden ohne Debatte angenommen. Unverändert gelangen ferner 
zur Annahme die SS. 15—26. — Zu 8$. 25. u. 26. wird der vom Abe. 
Dr. Loewe wieder aufgenonmnene Antrag Taster D. ©. u. Anlage Nr. 143 
angenommen; dahın Igutend: „ven Reichskanzler zu erſuchen 1) zu veran 
laſſen. daß eine fachverftändige und umfaflende Unterfuhung darüber angeftellt 
werde, welche Einwirkung auf die Geſundheit die Bollftredung des mittlen 
und des ftrengen Arrefted ausübe, ob und in wie meit nachtheilige Wirkungen 
wahrzunehmen find, welche mit der bejonderen Art der Ernährung u. des Auf 
enthaltes zufammenhängen; 2) das Ergebniß dieſer Unterfuhung zur Kennt 
des Reichstages zu bringen”. — Endlich werben, nachdem ber Abg. Lud wig 
feinen Antrag D. S. u. Anl. Nr. 155., in 8. 122. Abfap 1 Zeile 3 und 4 
ftatt der Worte: „bis zu drei Jahren‘ zu feßen: „bis zu fünf Yabren“, 
zurüdgezogen bat, die 88. 27—166 u. die 88. 1—3 des Einführung 
geſetzes nebſt dem Verzeichniß der Militärperfonen (S. 39. u. 40.) umveränket 
angenommen. — In der Schlußabſtimmung wird die Kommiſſionsvorlase 
D. ©. u. Anl. Nr. 122 mit der Refolution Dr. Loewe mit fehr grokt 
Majorität definitiv angenommen. 

h. Das Poftwejen. 

1. Gefegentwurf betr. die Verwendung des Ucberichufies aus der Permil 
tung der franzöſichen Landespoften durd bie deutſche Reichs-Poſtverwal 
tung während des Krieges gegen Frankreich in den Jahren 1870 und 1871. 
D. ©. u. Anl Nr. 113. — Erfte Berathung: Sie. 33. St. Ver. £- 
653. — Beſchluß auch die II. Beratbung der Vorlage im Plenum vor: 
nehmen. — Zweite Berathung. Sik 35. St. Ber. ©. 741—746. — 
Dazu: 1. Antrag Dr. Elben D. S. u. Anl, Nr. 132.: Zeile 4—7 de 
Baragraphen zu ſtreichen c. — 2. Antr. Dr. Erhard. St. Ber. ©. 14’ 
hinter den Worten „welche die Beftimmung bat’ zu fegen: „der Aw 
gehörigen u Hinterbliebenender Beamten der deutſchen Reid 
Poftverwaltung regelmäßige Unterftügungen zu gewähren. — 
Abftimmung: Antr. ad. 1. u. 2. wirb abgelehnt, die Vorlage unveranden 
angenommen. — Dritte Berathung Der Geſ.-Entw. wird ohne Debattt 
definitiv angenommen. Eis. 36. St. Ber. ©. 769. 

2. Geſetzentwurf, betreffend die Einführung des Geſetzes über die Port 
freiheiten vom 5. Juni 1869 im Verkehr mit Bayern und Wurtembera 
D. ©. u. Anl, Nr. 45. Erfte Berathung: Sie. 17. St. Ber. ©. 259. 
Es wird ohne Debatte beichlofien, die H. Beratbung im Plenum vorzunehmät. 
— BZweite Berathung: Eik. 18. St Ber. ©. 279. Der Geſ.Entw. 


erhält ohne Debatte die Zuftimmung des Hauſes — Dritte Beratbun: 


Sie. 19. St. Ber. S. 303. Der Geſ.-Entw. wird ohne Debatte definitiv ar- 
genommen. 
ji. Reichsdienſtverhält niſſe 
Geſetzentwurf betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten 
D. ©. u. Anl. Nr. 9. Erſte Berathung. Sitz. 6. St. Ber. S 04. 
Auf Antrag Wagner (Altenburg) wird beſchloſſen: 88. 61—66., in Ole: 
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em die zweite Hälfte des Gefeßentwurfes von dem $. 70 an einer Kommiſſion 
zur Borberathung zu übermeifen, die zweite Berathung der übrigen 88. aber 
ohne den Bericht der Kommiſſion abzuwarten im Rlenum vorzunehmen”. Zweite 
Beratbung: über 88. 1—60. 1.88. 67—69. Sit. 11. St. Ber. S. 131—156 ; 
Sig. 12. St. Ber. ©. 157—181.; Sig. 13. St. Ber. ©. 183—200. — Zu 
&. 1. wird Antr. Behringer u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 22. I. 2.: „ven Beſchluß 
über Abſatz 2 auszufegen und diefen Abſatz der Kommilfion zur Borberatbung 
im Anſchluß an $. 146 des Entwurf zu übermeifen angenommen. Abfas 
1. von $. 1. w 8. 2. werden unverändert angenommen, desgleichen die 
Reolution Behringer u. Gen. D.©. u. Anl Wr. 22. 1. 1.: „ven Reichs⸗ 
Tanzler aufzufordern: a) eine Weberfiht der im 8. 1. bezeichneten Kategorien 
von Reichsbeamten und b) eine Ueberficht der nah $. 2. auf Wiverruf ober 
Kündigung anzuftellenden Reihsbeamten fchleunigft dem Reichstage vorzulegen”. 
Eig. 11. St. Ber. ©. 131—135. — Die 88. 3. u. 4. werden ohne Ber: 
änderng angenommen. — Zu 8. 5. wird Ab. Antrag Ranngiefer D. 
S. u. Anl, Nr. 22. U.: Abfag 1. Seile 1. an Stelle der Worte: „dein Bun- 
desrath bleibt vorbehalten” zu ſetzen: „Durch den Reichshaushalts-Etat oder durch 
ein Reichsgeſetz ſind“ abgelehnt, 8. 5. unverändert angenommen. 
St. Ber. S. 135. u. 136. An Stelle des $. 6. wird Antrag Dr. Baehr 
D. ©. u. Anl. Wr. 23. 1.: „Tie Reichsbeamten fönnen den auf die Zahlung 
von Tienfteinfimften, Wartegeldern oder PVenfionen ihnen zuftehenden Anſpruch 
mit rechtlicher Wirkung nur in fo weit cediren, verpfänden oder ſonſt übertragen, 
als fie der Beichlagnahme unterliegen (8. 19) und Unterantrag Dr. Weigel 
am Schluſſe Hinzuzufligen: „die Benachrichtigung an die auszahlende Kaffe ge- 
ſchieht durch eine der Kaffe auszuhändigende öffentliche Urkunde” angenommen, 
St. Ber. ©. 136—139. — 8. 7. wird nad Ablehnung des Antrage Dr. 
Baehr T. ©. u. Anl. Nr. 23. 2.: Hinter den Worten „eheliche Nachkom⸗ 
wen” einzufchalten: „weiche der Verjorgung bedürfen“, unverändert angenom- 
men. St. Ber. ©. 139. u. 140. — Die 88. 8. u. 9. gelangen ohne Debatte 
zur umveränderten Annahme. — Zu 8. 10.: 1. Antrag Behringer u. 
Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 22. I. 3. a. anftatt der Worte: „der VBerfaffung, den 
Gelesen, und ſonſtigen Anoronungen entſprechend“ zu fegen: „der Reichsver⸗ 
faflung, den Gefegen und den von jeinen Borgefegten innerhalb ihrer amtlichen 
Zuftändigfeit getroffenen bienftlihen Anordnungen entfprechend“. b. in der legten 
Zeile die Worte: „des Anſehens und des Vertrauens" zu freien. — Dazu 
Unter-Antrag Freiherr von Zedlig u. Frhr. von Doernberg D. ©. u. 
Anl. Wr. 25. H.: für den Yall der Annahme des Antrages ad. 1. die Worte: 
„innerhalb ihrer amtlichen Zuftändigkeit” zu freien. — 2. Antrag Dr. 
Ewald D. ©. u. Anl. Nr. 22. HI. 1. ftatt „ſonſtigen Anordnungen” zu 
fagen „gelelihen”. — Abftimmung: Antrag ad. 2. wird zurüdgezogen, 
Unter-Antrag abgelehnt und $. 10. mit Antrag ad. 1. a. u. b. angenommen. 
St. Ber. ©. 140—148. — Zu 8. 11.; 1. Antrag Behringer u. Oen. 
D. ©. u. Anl. 22. 4.: binter dem Worte „Angelegenbeiten” einzufchalten: 
„welche Geheimhaltung erfordern“. — 2. Antrag Ranngießer: ftatt ber 
Worte: „melde Geheimbaltung erfordern” zu fegen: „deren Geheimhaltung 
ihrer Natur nach erforverli oder von feinem Vorgeſetzten vorgelchrieben tft. 
Antrag ad. 1. wird zurüdgezogen, ad. 2 angenommen u. mit ihm $. 11. ©t. 
Ber. S. 148— 152. — Zu 8. 12: 1. Antrag Laster: über die beiden 
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Abfäge des 8. 12. getrennt abzuftimmer — 2. Antrag Dr. Baehr Mit. 
folgendermaßen zu faflen: „Wo die Prozefigefege im Allgemeinen die Verpfüchtung 
auferlegen, als Sachverſtändiger ein Gutachten zu ertheilen, dürfen gleichwohl 
Reichsbeamte die Ertheilung eines jolchen verweigern, wenn fie dieſelbe mit ihren 
Tienftpflihten für nicht vereinbar erklären, es fei denn, daß zu der Ertheilung 
des Gutachtens die vorgeſetzte Tienftbehörbe zugeftimmt bat“. — 3. Antrag 
Miguel vor dem Worte „Erteilung“ einzuſchalten: „aufßergerichtliche" ſowie 
hinter dem „Sacverfländige”: „gegen Entgelt" -- Distuffion. St. Be. 
S 152—156. — Abjtimmung. Antrag ad 1 wird ‚zurüdgezogen, ad 
2 abgelehnt, ad 3. angenommen und mit ıhm Abfak 2. der Kegierungke 
vorlag. — Zu $. 13.: 1. Antrag Frhr. von Zedlig D. ©. u. Aul. 
Nr. 28. I. Hinter dem Worte „Beitimmungen” einzufcalten „— in Pra= 
fen mit Ausnahme des Geſetzes, betreffend die Konflikte bei gerichtlichen Ber: 
folgungen wegen Amts- und Tienfihandlungen, vom 13. Februar 1854". — 
2. Antrag von Bernutb u. Gm. D. ©. u. Anl. Nr. 24. L 1. den 8. 13. 
zu faflen: „Jeder Reichsbeamte ift für die Gefegmäßigfeit feiner amtlichen Hand 
lungen verantwortlid. — Hat derfelbe jedoch nach den Anordnungen eines Bor- 
gelesten gehandelt, welche innerhalb des Kreifes der amtlichen Zuſtändigkeit vd 
estern und in gelegliher Form erlafien waren, jo trifft die civilrechtliche md 
dienftrechtliche Verantwortlichkeit dafür den Anorbnenden allen”. Distuffion. 
Sig. 12. St. Ber. S. 157—172. Abftimmung. Antrag ad. 1 wird abge 
lehnt, ad. 2. mit großer Majorität angenommen. — $. 14. mirb mit dem 
Antrage von Bernuth vw. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 24. I. 2.: den Eingam 
zu faflen: „In Krankheitsfällen, jowie in ſolchen Abmwefenheitsfällen, zu denen x”, 
und 8. 15., nah Ablehnung des Antrages Kanngießer auf Ueber— 
weifung an die Kommilfion, unverändert angenommen. St. Ber. S 12 
und 173. - $. 16. wird mit den Ab. Anträgen von Bernuth u Gm 
D. S. u. Anl. Nr. 24. I. 3. und Eyfoldt, Erhard D. ©. u. Anl A. 
25. I. auf den Antrag des Frh. Schend von Stauffenberg der Im: 
miffion überwiefen. — 8. 17. wird ohne Tebatte unverändert angenommen. — 
Zu 8. 18.: 1. Antrag von Bernuthb u Gm D. ©. u. Anl Nr. 24.1 
4.: 8) in Zeile 2 hinter „Fuhrkoſten“ einzufchalten „ingleichen“, b) in rilt 
3 bis 5 die Worte: „und die Höhe der von den Reichsbeamten für bie Ve⸗ 
nugung von Dienftwohnungen zu entrichtenden Vergütung” zu fireiden — 
2. Antrag Klog (Berlin) u. Gen. D. S. u. Anl. Wr. 27: L.: in der ven 
letzten und letzten Zeile die Worte „eine im Einvernehmen mit dem Bundedratke 
zu erlafiende Verordnung des Kaiſers“ zu erjegen durd das Wort „Reichsgeſet“ 
Distuffion. St. Ber. ©. 176. Abftimmung. Antrag ad. 1 wird angenem: 
men, ad. 2. abgelehnt. — Zu 8. 19.: 1. Antrag Adermann T. €. ı 
Anl. Nr. 24. I.: Nummer 1 des Paragraphen zu ffreihen. — 2. Antr. von 
Bernuth u. Gen. D. ©. u. Anl. Ar. 27. IL 1.a. Nr. 1. dahin abpr 
ändern: „der Heranziehung bed Dienſteinkommens, der Wartegelber und der 
Penfionen zu den Staatsſteuern“ — b. ın ber legten Zeile des Abſatz 1. am 
flatt der Worte: „vie Beftimmungen des Preußiſchen Rechts’ zu ſetzen: „M 
geſetzlichen Beftimmungen ihres Heimathsſtaates (8. 21.) und in Ermangeluug 
eines ſolchen die Vorſchriften des „‚altländifch preußifchen Rechts“. — 3. Reis 
Intion Dr. Wagner (Altenburg) und Kanngießer D.©. u. Anl. Ar. 
28. H.: „ven Reichskanzler aufzufordern, eine Vorlage zu maden, melde den 
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Beamten an denjenigen Orten, wo eine ungewöhnliche Ueberbürdung mit Kom 
munalfleuern ftattfindet, eine billige Ausgleichung aus Reichömitteln zu Theil 
werden läßt.“ — Diskuffion St Ber. ©. 176—181. — Abftimmung: 
Antr. ad 2. a. wird zurüdgegogen, ad 1. u. ad 2. b. angenommen, dogl. 
der dadurch veränderte 8. 19. Enplich gelangt auch die Reſolution zur Annahme, 
— $. 20. wird ohne Tebatte unverändert angenommen. — Zu 8. 21.: 1. An- 
trag von Bernuth D. ©. u. Anl. Wr. 27. I. 2.: Hinter dem Worte „Hei- 
mathoſtaats“, vor „begründet“ einzufchalten: „und im Ermangelung eines Hei- 
mathſtaates vor dem Stadtgerichte zu Berlin”. — 2. Antrag Leſſe: a. an die 
Stelle der Worte: „in der Hauptftabt Des Heimathsſtaates“ zu ſetzen: „vor⸗ 
dem Stabtgerichte zu Berlin”. — b. ven dritten Sa des erſten Alinen: „Iſt 
die Hauptftadt” bis „beitunmt”, zu freien. — Distuffion. Sig. 13. St. 
Ber. ©. 183 u. 184. Abftimmung: Antr. ad 2. a. u. b. wird abgelehnt, 
Antr. ad 1 angenommen dögl. der fo verbefferte $. 21. — $. 22 wird ſodann 
unverändert. 8. 23 mit dem Antrage v. Bernuth D. ©. u. Anl. Wr. 27. I. 3. 
an den Schluß des Abfag 1. die Worte anzufügen: „wenn es das dienftlihe Be⸗ 
dürfniß erfordert , — 8 24. nach kurzer ‘Debatte unverändert angenommen. — 
Zu 8. 25.: 1. Antrag Kanngießer D. ©. u. Anl. Wr. 28, ILL. 1. Abfat 2. 
Zeile 1. zwischen die Worte „des Reichskanzleramts“ u. „pie Direktoren‘ einzufchte- 
ben: „der Chef der Kaiſerlichen Aomiralität, der Staats-Sekretär im auswärtigen 
Amte“. — 2. Antrag Laster D. ©. u. Anl. Rr. 31.1: 1. a. Statt „vortragende 
Räthe und etatsmäßigen Hülfsarbeiter” zu fegen: „eine die Hälfte der etatö= 
mäßigen Stellen nicht überfleigende Zahl der vortragenden Räthe, ſowie die 
gleihe Anzahl der etatsmäßigen Hülfsarbeiter”. — b) zu ftreihen die Worte 
„die Oberpoftdirectoren, die Vorfteher der Oberpoftämter und die Telegraphen- 
direftoren”. — 2. Ueber die einzelnen Worte zu 1 b. getrennt abftimmen zu 
laſſen — 3. Antrag Dr. Roemer (Würtembderg) u. Dr. Oetker D. ©. 
Anl Nr. 33. 1. 2. — Diskuſſion. Sie. 13. St. Ber. S. 186—196. — 
Afimmung: Auf Antrag Dr. Windthorſt wird befchloffen, die Abſtimmung 
auf Die einzelnen Kategorien der fieben eingerüdten Zeilen zu richten. Antrag 
sd 2. 2 ift damit erledigt, ad 2. 1. a. u ad 3 wird abgelehnt; ad 1., ad 
2.1. b. u. in der dadurch veränderten YForın auch $. 25. angenommen. — 
$. 26. wird nach Ablehnung des Antrags Kanngiefer T. ©. u. Anl. Nr. 
28. IH. 2., — 8 27. unverändert angenommen. — 8. 28. gelangt mit dem 
Zuſatz von Bernuth D. S. u. Anl. Wr. 27. H. 4.: Zeile 2. hinter „Reichs⸗ 
amts“ einzufchalten: „welches ihrer Berufsbildung entipriht”, — $. 29. unver: 
ändert — 8. 30. mit dem Ab. Antr. Kanngießer: ftart der Worte im 
„Staats⸗ oder Koınmunaldienfte” zu ſetzen „im Staatsdienſte“, zur Annahme. 
St. Ber. S. 197. u. 198. — 8. 31. wird unverändert — 8 32. unter An- 
nahme des Antr. von Bernutb D. ©. u. Anl. Wr. 31. II. 1. „ven Abſatz 
2 zu fireichen” — 8. 33 aber unter Ablehnung des auf Streihung ge- 
tihteten Antraged von Bernuth D. ©. u. Anl. Nr. 31 IL 2. unverändert 
angenommen. — Die 8%. 34—36 erhalten unverändert — $. 37. mit dem 
Antroge von Bernuth D. ©. un. Anl. Nr. 31. II. 3.: Abſatz 2. Zeile 
2. u. 3. anflatt der Worte „mit Ausichluß des Rechtsweges“ zu ſetzen: 
„bei der Tienflübertragung”, — und die 88. 38—55 wiederum unverändert 
die Zuſtimmung des Haufes. — 8. 56 wird auf Antrag der Abg. Balentin, 
». Bernutb, Behringer, Klog (Berlin) u Dr. Boehme (Anıa- 
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berg) geftrihen — fodann werden die 88. 57— 60 immer mit Umwandlung 
der Worte „Staatd= u. Kommunaldienft” in „Staatsdienſt“ auf Antrag de 
Abg. v. Bernuth u. Gen. D. ©. u. Anl Wr. 31. IL 4., 5, 6. — 1. 
die 88. 67—69. unverändert und ohne Tebatte angenommen. St Ba. 
©. 199. u. 200. — Zweite Berathbung der an die Kommiflion 
verwiejenen 88. des Reichsbeamtengeſetzes auf Grund des Kommilfiont 
berihte® D. ©. u. Anl, Nr. 107. — Sig. 34. St. Ber. ©. 689—723, — 
3u 8 16.: 1. Antrag Graf Balleftrem. D. ©. u. Anl Nr. 129. L— 
2. Antr. Schulze (Berlin) T. ©. u. Anl. Nr. 129. H.: in Alınen 1 da 
Sat von den Worten: „dieſelbe Genehmigung iſt zu dem Eintritte u. |. m” 
bi8 zu und mit den Worten „Geſellſchaft erforderlich” zu ftreihen — und 
nad Al. 2 folgende Worte einzufchalten: „der Eintritt eines Reichsbeamten in 
den Borftand, Verwaltungs oder Aufjichtörath einer jeden auf Erwerb geridte 
ten Geſellſchaft ift verboten, ſofern die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit 
einer Remumeration verbunden iſt“. — 3. Antrag von Benda. St Be. 
S. 690. — Distuflfion St. Ber. S. 689—696. — Abftimmung: 
Antr. ad. 1. wird zurüidgezogen, ad. 2. angenommen. ‘Damit ift Antrag ad. 3. 
erledigt. — Die 88. 61—66. erhalten unverändert die Zuflimmung des Hauke. 
— In 8. 67. werden auf Antrag des Abg. Kanngießer die Worte: „be 
ziehungsweiſe des Bundesrathes“ geftrichen, die SS. 68. u. 72. unverändert ar 
genommen. Zu $. 74. wird auf Antrag von Schvening: „nad $. 72. der 
Kemmiffionsoorlage den $ 74. der Negierungsoorlage al8 einen neuen Parc 
graphen einzureihen“ abgelehut. Dagegen wird auf Antrag des Abg. von 
Schoening $. 75. der Regierungsoorlage als neuer Paragraph Hinter $. 72. 
der Kommiffionsvorlage eingeihoben. — 8. 73. wird in der Faſſung der Kom 
miſſionsvorlage angenommen, dögl. 8. 74. nach Ablehnung des Antrag von 
Schoening: den $. 74. hinzuzufügen: „4. was in 8. 78. der Regienungk 
vorlage fteht”. — Die 58. 75— 78, erhalten unverändert die Zuftimmung des 
Hauſes. — Die Beihlußfaflung über $. 79. wird auf Antrag des Abg von 
Bernuth, weil der Antr. Dr. Baehr noch nicht gebrudt ift, bis zum Schlufk 
des Mbfchnittes über das Tisciplinarverfahren alfo bis nach Beſchlußfaſſung über 
8. 124. ausgeſetzt. — SS 80. u. 81. werden ohne Debatte angenommen. — 
Zu $. 82. wird Antr. Frh v. Doernberg u. Gen. D. ©. u. Anl #. 
127. 1.: den erften Abſatz des 8. zu freichen. (Distuffion. St. Be. &. 
702—704.) abgelehnt. — Die 88. 83. u. 84. erhalten nach dem Vorſchlage 
der Komm. die Zuftimmung des Haufes. — Der Antr. Frhr. von Docre 
berg u. Gen. D. ©. u. Anl Nr. 127. 2.: dem 8. 85. folgende Faſſung zu 
geben u. ſ. w. wird abgelehnt u. $. 85 unverändert nach der Kommiſſionsvorlage 
angenommen. — Zu $. 86. wird Antrag Klog (Berlin D. ©. u Anl 
Nr. 125. 1.: „sub. Nr 2. die Worte „„in Berlin” zu ſtreichen“ — (Di 
tuffion. St. Ber. S. 706—712) angenommen u, mit diefer Modifilation 
8. 86. — Antrag Klotz (Berlin) zu $. 87. D. ©. u Anl. 125. 2. wird 
abgelehnt, zu 8. 88. D. ©. u. Anl, Nr. 125. 3. zurüdgezogen, u. die 55 5’. 
u. 88. werben in der Faſſung der Kommifjionsvorlage angenommen. — Zu 
8. 89. werden die Anträge 1. Klo (Berlin) T. ©. u. Anl. Nr. 125.1 
2. Schr. von Doernberg u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 127.,3. abgelehut, 
die 88. 89. u. 90. nad) ber Tommiffionsvorlage angenommen. — Zu $. 9. 
werden die Antr. 1) Frhr. von Doernberg D. ©. u. Anl. Nr. 127. 4 
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2) Klog (Berlin) T. ©. n. Anl Nr. 125. 5. abgelehnt, 8. 91 wird nad 
der Kommilfionsvorlage angenommen. Zu $. 92.: — 1. Antr. Klotz (Ber 
lin D. ©. u. Anl, Nr. 125. 6. die 88. 92. u. 93. zu ftreihen. — 2. An= 
trag von Bernutb: im Der 4. Zeile die Worte „Entſcheidungen in den‘ weg⸗ 
zulaffen. — Antr. ad. 1. wird zurüdgezogen, Antr. ad. 2. angenommen, u. mit 
vieler Abänderung 8. 92. — $. 93. wird unverändert angenommen. Zu 8. 94.: 
I; Anträge Rlog (Berlin) D. ©. u. Anl. Nr. 125. 7. u. 8. a. im dritten - 
Sage ftatt der Worte: „nach Befinden eidlich“ zu fegen: „zur Aufflärung ber 
Sade, jedoch nicht eidlich“ — b. einen Schlußſatz dem $. Hinzuzufügen. — 
2) Antr. Lasker: m dem legten Sage des erften Alınea das Wort „nicht zu 
ftreihen. — Abftimmung: Antr. ad 1. a. u. b. wird abgelehnt, ad 2 an⸗ 
genommen, u. mit dieſer Abänderung $. 94. — Tie SS. 95—101. erbalten 
unverändert die Zuftimmung des Hauſes. — 8. 102. wird gegen den Antrag 
xlog (Berlin) D. ©. u. Anl Nr. 125. 9.: den letzten Sat zu ftreichen, 
unverändert angenommen. — Bei $. 103. erfolgt Ablehnung des Antrags Klotz 
(Berlin) D. ©. u. Anl. Nr. 125. 10., die SS. 103— 121. werben umver- 
‚ndert angenommen. — Gemäß dem Beichluffe des Haufes folgt nunmehr die 
Beratbung von 8. 79. mit dem Antrage Dr. Baehr (Kaſſel) D. ©. u. 
Anl. Nr. 130. auf Abänderung der Faſſung des 8. 79. — Diskuſſion. 
<t Ber. ©. 718. u. 719. — Antrag Dr. Baehr wird abgelehnt, 8. 79. 
nad der Rommilfionsonrlage angenommen. — Die 88. 125—132. gelangen 
unverändert zur Annahme. — Zu $. 133 wird Antrag Frhr. von Doern- 
bergu. Gen. D. ©. u. Anl, Nr. 127. 5.: dem 8. folgenden Zufag zu geben: 
„Hat der Angeichuldigte feinen dienftlihen Wohnfitz verlaſſen, ohne daß feine 
vorgeſetzte Behörde Kenntniß von feinem Aufenthalt hat, jo erfolgt die Inſinua— 
tion in ber Testen Wohnung des Angefchuldigten an dem dienftlihen Wohnort 
deſſelben“ mit großer Majorität angenommen und mit diefem Zuſatze auch 
&. 133. — 8. 134. erhält ohne Debatte die Zuſtimmung des Haufe. — Antrag 
“log (Berlin) D. ©. u. Anl. Wr. 125 11.: die S$. 135. bis 147. zu 
ſtreichen x. wirb abgelehnt; die 88. 135-—141 werben unverändert angenom= 
men. — Antrag Graf Rittberg nah 8. 141. den $. 135. der Negierungs- 
vorlage einzufchteben wird abgelehnt. - Die x$. 142—155 erhalten unver- 
öndert die Zuftimmung des Hauſes. — Diskuſſion über $. 156. betr. die 
rebtlihe Stellung der Reihstagsbeamten. St. Ber. S. 721. 
18 723. — Die 88. 156., 157., 158. u. 159. werden unverändert nach ber 
Kommiffionsvorlage vom Haufe angenommen. — Dritte Beratbung auf 
Grund der Beichlüffe II. Berathung. D. ©. u. Anl. Wr. 35. u. 133. Sitz. 40. 
<t. Ber. S. 889— 925. — Ueberichrift, Eingang u. die 88. 1—6. werben ohne 
Debatte angenommen. Zu $. 7. werben die Anträge Kanngießer D. ©. 
u. Anl. Nr. 161. A. J.: Zeile 5 Hinter „(Gnadenquartal)“ folgenden Zuſatz 
einzuſchieben: „unbeſchadet jedoch weitergehender Anfprüche, welche ihm etwa vor 
Erlaß dieſes Geſetzes und vor Eintritt in den Reichsdienſt zugeftanden worden 
find (Art. 18. Abf. 2. der Reichsverf,“ — II. zu 8. 7. folgende Refolution 
zu fofien: „Den Reichskanzler aufzufordern, dem Reichstag behufs der Gründung 
eıner Penfionstaffe für die Hinterbliebenen verjtorbener Reichsbeamten eine Ge- 
tegee-Borlage zu machen” angenommen. Die SS. 8. u. 9. erhalten nad) 
den Beichläffen II. Berath. die Zuftimmung des Haufe. — Zu $. 10. wird 
Antr. Frhr. v. Doernberg u. Gen. D. ©. u. Anl. Nr. 160. I. 1.: ftatt 


80 . TI. Geſchäftsthätigkeit des Deutfchen Reichstags. I. Legislaturperiobe. 


der erften fünf Zeilen des 8. 10. zu fegen: „Jeder Reichsbeamte bat die Ber- 
pflihtung, das ihm übertragene Amt der Berfaflung und den Gefeten entfprechend 
gewiſſenhaft wahrzunehmen und durch fein Verhalten u. |. w.“ — St. Be. 
©. 891. u. 892. mit großer Majorität angenommen, dDögl. 8. 11. — Zu 
8. 12. wird Antr. Frhr. von Doernberg u. Gen. D. ©. u. Anl. Ir. 
160. I. 2.: den erften Abſatz folgendermaßen zu fallen: ‚Bevor ein Reichsbe⸗ 
amter als Sachverftändiger ein außergerichtliches Gutachten abgiebt, bat derfelbe 
dazu die Genehmigung feiner vorgelegten Behörde einzubolen” angenommen u. 
Damit Antr. Kanngießer u. Gen. D. ©. u. Anl. Wr. 161. A. IIL: den 
Eingang zu fallen: „Reichsbeamte haben die Erteilung eines außergerichtlichen 
Gutachtens gegen Entgelt u. |. w.“ erledigt. Ber $. 13. wird nad) dem Antr. 
Schr. von Doernberg D. ©. u. Anl. Wr. 160. I. 3.: der zweite Abſatz 
geftrihen, — zu $. 14. nah dem Antr. Kanngießeru Ga. D ©. u. 
Anl Wr. 161. A. IV.: als letzter Abfag der $. 75. der Regierungs-Borlax 
Binzugefügt, $. 15. unverändert angenommen. — Zu 8. 16.: 1. 

Derndburg D. ©. u. Anl. Nr. 160. I. Hinter Alinea 1 einzuſchieben: „Die⸗ 
felbe Genehmigung ift zu den Eintritt eines Reichsbeamten in den Vorſtand, 
Berwaltungs- oder Aufſichtsrath einer jeden auf Erwerb gerichteten Gefellfchaft 
erforderlich” u. Unterantrag Frhr. von Hoverbed St. Ber. S. 902. dem 
Antr. ad. 1. hinzuzufügen: „Die ertheilte Genehmigung ift jeder Zeit widerruflich. 
Sie darf jedoch nicht ertheilt werden, wenn die Stelle mittelbar oder unmittel: 
bar mit einer Remumeration verbunden iſt“. — 2. Antr. Schulze (Berlin 
D. ©. u. Anl, Nr. 164. Alinea 4. birtter den Worten: „In den Ruheſtand 
verfegte Beamte’ einzufcalten: „fo wie auf die im Reichsgeſetz vom 4. Yalı 
1868 charalterifirten Erwerbs⸗ und Wirtbfchaftögenoffenichaften” und Unter: 
antrag Dr. Wagner (Altenburg), St. Ber. ©. 903.: dem Antr. ad 2. 
die Worte binzuzufügen: „oder anderer gemeinnüßiger Unternehmungen”. — 
Distuffion St. Ber. S. 897 --904. — Abftimmung: Antr. ad 2. 
mit deffen Unterantr. wird abgelehnt, Ant. ad 1. mit dem Unterantr. 
angenommen u. mit diefer Mobififation $. 16 — Die 88. 17. u. 18 
erhalten unverändert die Zuftimmung des Hauſes. — Zu $. 19.: 1. Antı 
Brhr. von Doernberg D. S. u. Anl. Nr. 160. I. 4. vor Nr. 1. an 
zurüden: „1. der Steuerpflichtigkeit des ‘Dienfteinlommens, der Wartegelvder und 
Denfionen der von den Yandesregierungen angeftellten Reichsbeamten“, u. Unter- 
antrag Frhr. von Zedlig St. Ber. ©. 911. zwiſchen den Worten „der“ und 
„von den Lanbeöregierungen” einzufchalten: „vor dem Inkrafitreten dieſes &e- 
ſetzes“ — 2. Antr. Ranngießer D. S. u. Anl Wr. 161. A. V.: Abfag 1. 
am Schluffe das Wort: „altländifch” zu ftreihen. — Distuffion: St. Ber. 
©. 905—911. — Abftimmung: Antr. ad. 1 wird mit dem lUnterantrag 
abgelehnt, Antr. ad 2. angenommen und mit diefer Modifilation 8. 19. — 
Die 88. 20—24. gelangen unverändert zur Annahme. — Be $. 25. wird 
Antr. Laster D. ©. u. Anl. Nr. 162. L 1. a) ftatt der Worte: „vortragen 
den Rüthen u. |. w bis Minifterien‘‘ zu fegen: „Diejenigen vortragenden Rätbe 
u. ſ. w. bis Minifterien, welde unter dem Borbehalte der einftweiligen Ber- 
ſetzung in den Ruheſtand angeftellt worden find‘; b) als zweiten Abſatz hin⸗ 
zuzufügen: „die im Dienft befindliche Zahl der vortragenden Rüthe, ſowie die 
Zahl der etatömäßigen Hilfßarbeiter, welde mit Vorbehalt der einſtweiligen 
Berfegung in den Ruheſtand angeftellt werden, foll nicht die Hälfte der etats⸗ 
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mäßigen Stellen der entipredyenden Kategorie Üüberfteigen” angenommen. — 
Die 88. 26—33 werden unverändert nad d. Beichlüffen II. Berath. angenom⸗ 
men. — Bei 8. 34. wird Antrag Roemer (Würtenberg), Laster, D. ©. 
u. Anl, Nr. 163.: ftatt des Abi. 2 folgenden neuen Paragraphen aufzunehmen : 
„8. 34 a. Der Reichskanzler, der Präfident des Reichskanzleramts, der Chef 
der Raiferlihen Admiralität und der Stantöjeretär im auswärtigen Amte 
fönnen jeder Zeit auch ohne eingetretene Dienftunfähigfeit ihre Entlafiung erhal- 
ten und fordern. Der Anſpruch auf Penfion beginnt, wenn der Ausgeſchiedene 
mindeſtens zwei Jahre das betreffende Amt befleivet bat. ‘Der Mindeſtbetrag 
der Benfion ift ein Viertel des etatSmäßigen Gehaltes. Im Uebrigen gelten für 
die Höhe und den Bezug der Penfion die Vorſchriften diefes Geſetzes“ — an⸗ 
genommen, die 88. 35—40. gelangen unverändert zur Annahme. Dem 
8. 41. werden auf Ants. des Abg. Kanngießer D. ©. u. Anl. Ar 161. 
A. VI. folgende Worte Hinzugefügt: „vie Penfion für die einftweilen in den 
Rubeftand verjegten Beamten wird von dem zur Zeit ihrer Berfegung in ben 
Rubeftand bezogenen geſammten Dienfteintommen berechnet“. — Die 88. 42. bis 
79. erhalten umwerändert die Zuftimmung des Haufes. — 8. 80. wird mit dem 
von Dr. Baehr beantragten Zuſatz D. S. u. Anl. Nr. 161. B.: „vie Bes 
fugniß der vorgeſetzten Behörde, einen Beamten zur Erftattung eines widerrecht⸗ 
(ih erhobenen oder vorenthaltenen Werthbetrages anzubalten, wird hierdurch 
nicht außgefchloffen”, die 88. 81. u. 82. werden unverändert angenommen. — 
3u 8. 83: 1) Antrag Frhr. von Doernberg D. ©. u. Anl. Nr. 160. 
1.5. den 8. 83 zu faflen: „Bor der Verhängung einer Oronungsftrafe ift dem 
Beamten Gelegenheit zu geben, fich über die ihm zur Laft gelegte Verlegung 
feiner amtlichen Pflichten zu verantworten. || If jedoch eine Geldbuße fir den 
Fall der Nichterledigung einer fpeziellen dienftlihen Verfügung binnen einer be- 
fimmten Frift angebroht, jo kann nah Ablauf der Friſt die Geldbuße ohne 
weiteres feftgefegt werden. || Die Verhängung der Ordnungsſtrafen erfolgt 
dur eine mit Gründen zu unterftütende jchriftliche Verfügung oder zu Proto= 
toll, — mit den Unteranträgen a) v. Bernuth, St. Ber. ©. 915: ſtatt des 
A. 3 zu fogen: „Die Verhängung der Orbnungsftrafe erfolgt unter Angabe 
der Gründe durch fchriftliche Verfügung oder zu Protokoll“. — b) Dr. Reis 
henfperger (Erefeld): im M. 2 das Wort „jeboch” zu ftreichen, daſſelbe 
an die Stelle des AL 3 zu fegen, und dieſes an die Stelle des Al. 2. — 
2. Antrag Raungießer, D. S. u. Anl. Wr. 162 11. I. — Distuſſion. 
St. Ber. S. 915 u. 916. — Abflimmung: Antr. I wird mit dem Unters 
antrag b) angenommen; damit find die übrigen Anträge und 8. 83 der Bor- 
Inge befeitigt. — Die 88. 84 u. 85 erhalten unverändert die Zuflimmung des 
Hauſes — Bei 8. 86 wird Antrag Frhr. v. Doernberg, D. S. u. Anl 
Rr. 160. I. 6, den erften Abſatz zu fallen: „die oberfte Reichsbehörde er- 
nennt den unterfuchungsführenden Beamten und diejenigen Beamten, welche im 
Yanfe des Tisziplinarverfahrens die VBerrichtungen der Staatsanwaltichaft wahr- 
zunehmen haben“ — und alddann unter Streihung des Abf. 2 der Befchlüffe 
II. Berath. den 2. Abfa der Regierungs-Vorlage mit der Maßgabe folgen zu Laffen, 
daß ſtatt: Unterſuchungskommiſſarius“ gefett wird „unterfuhungs 
führenden Beamten“ — angenommen, dögl. unverändert 8. 87. — 
Dem 8. 88 wird auf Antrag des Abg. Ranngießer, D. ©. u. Anl. Mr. 
162, II. 2, ein neuer Abſatz des Inhalts Hinzugefügt: „der Disziplinar-Hof 
v. Holgendorff, Jahrbuch II. 6 
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tritt am Sitze des Reichs-Ober⸗Handelsgerichts zuſammen“. — Die 88. 89 
bis 94 erhalten unverändert die Zuſtimmung Des Hauſes. — Zu 8. 9: 
1. Antrag Lasker, D. ©. u. Anl. Nr. 162. I. 2. Abjag 1, den legten Sur 
zu faflen: „der Beamte der Staatsanwaltihaft, der Angeſchuldigte und deſſen 
Bertbeidiger find zu den Berhandlungen über die Beweisaufnahme beizuladen 
und dürfen den Vernehmungen der Zeugen beiwohnen“. — 2. Autr. Frhr. 
v. Doernberg, D. S. u. Anl. Nr. 160. L 7, den legten Sag des Abi. I 
zu faffen: „ven VBernehmungen der Zeugen darf weder der Beamtesder Staat: 
ammaltichaft, noch der Angejchulbigte beiwohnen”. — Diskuſſion: St. Be. 2. 
912— 924. — Abftimmung: Antr. ad 2 wird angenommen; damit fin 
Antr. ad 1 ſowie alle Übrigen Anträge Laster, D. ©. u. Anl. Nr, 162. 
I. 3—7 erledigt. Die 88. 96— 158. gelangen unverändert zur Annabıne. — 
Bei 8. 159 wird der Antrag Ludwig, St. Ber. ©. 925: dem AL 2 ms 


den Worten: „feine Geltung‘ den Zuſatz binzuzufügen: „Auch dürfen die Di: 


gliever des Reichsoberhandelsgerichts weder Titel, Ehrenzeichen, Geſchenle, Et 
baltöbezüge ober Nemunerationen von anderen Regenten oder Regierungen, ned 
Geſchenke oder Belohnungen in Bezug auf ihr Amt annehmen” — abgelehnt; 
die 88. 159 u. 160 werden unverändert angenommen. — Schlußabſtim⸗ 
mung auf Grund der Zuſammenſtellung ber Beichlüffe III. Berathung, 2. 
©. u. Anl. Nr. 172. Gel..Entw. wird mit ſehr großer Majorität on: 
genommen. Sig. 43. St. Ber. ©. 1000 u. 1001. 

k. Reihsland, Elſaß-Lothringen. 

1. Gefegentwurf, betr. den außerorventlichen Geldbedarf für die Reicht: 
ifenbahnen in Elſaß-Lothringen. D. ©. u. Anl. Nr. 105. — 
cf. U. 4. A. b. Eiſenbahnweſen. Nr. 1. 

2. Gefegentwurf, betr. den Termin fir die Wirkſamkeit der Reid: 
verfoffung in Elfaß-Fothringen D. ©. u. Anl Nr. 147, uch 
Motiven ©. 5 u. 6. — Erfte Berathung: Sig. 39. St. Ber. ©. 863 be 
883. — Beſchluß: fofort in die zweite Berathung einzutreten. — Zweite 
Beratbung: Sig. 39. St. Ber. S. 883—886. — Der Gel.-Entw. mt 
in namentlicher Abſtimmung mit 168 gegen 77 Stimmen angenommen — 
Dritte Berathung: Sie. 42. St. Ber. ©. 957—962. — Der &. 
Entw. gelangt mit großer Majorität zu definitwer Annahme. 

1. Vereinsweſen. 

Gefegentwurf, betr. die Beichränfung des Rechtes zum Aufenthalt I 
Jeſuiten im deutſchen Reich. D. ©. u. Anl. Nr. 170, nebft Motiven, ©. 5. — 
Erfte Beratbung: Sit. 43. ©t. Ber. S. 1001—1028. — Beſchluß: 
bie zweite Berathung un Plenum ftattfinden zu Iaffen. — Zweite Beratbung: 
Sit. 45. St. Ber. S. 1059—1096. — Zur Ueberjchrift wird Antrag Dr. 
Meyer (Thorn) u. Ga. D. S. u. Anl. Nr. 191. 1. zu ſetzen flett „A 


Beihräntung — Jeſuiten im deutſchen Reich“, „ven Orden der Geſell⸗ 
haft Jeſu“, angenommen. St. Ber. ©. 1095. — Zu 8. 1:4 


trag Dr. Meyer (Thorn), D. ©. u. Anl. Nr. 191. 2. u. 3: 2, ber 
8. 1 folgenden Paragraphen vorauszufhiden: „8. 1: Der Orden der &felihrf 
Jeſu und die ihm verwandten Orden und orbensähnlichen Kongregationen ur 
vom Gebiet des deutfchen Reiches ausgefchloffen. || Die Errichtuug von Rieder 
laſſungen derſelben ift unterfagt. Die zur Zeit beftehenden Nieberlaffungen fin! 
binnen einer vom Bundesrath zu beftinmmenden Frift, welche ſechs Monate nich 
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überfteigen darf, aufzuldöfen.‘ — 3. den $. 1 (als $. 2) in folgender Faſſung 
anzunehmen: „die Angehörigen de8 Ordens der Gefellichaft Jeſu oder der ihm 
verwandten Orden oder ordensähnlichen Kongregationen können, wenn fie Aus- 
Jänder find, aus dem Bundesgebiet ausgewielen werden; wenn fie Inländer find, 
fonn ihnen der Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder Orten verjagt oder an⸗ 
gewiefen werden”. — Diskuſſion. St. Ber. ©. 1059—1094. — Na= 
mentlihe Abftimmung: Antr. Dr. Meyer (Thorn) wird mit 185 gegen 
101 Stimmen angenommen. — Bu 8. 2: 1. Antrag Dr. Meyer 
(Thorn), D. ©. u. Anl. Nr. 191. 4.: Hinter „Ausführung“ einzuſchalten: 
„und zur Sicherftellung des Vollzugs“. — 2. Antrag Krüger (Hadersleben), 
D. ©. u. Anl, Nr. 193. — Abflimmung: Antr. ad 2 wirb abgelehnt, Antr. 
ad 1 mit dem $. 2 der Vorlage angenommen. — Die Welolution Dr. 
Voelk, D. ©. u. Anl. Nr. 188, betr. die Einführung der obligatorifchen Civil⸗ 
ehe und die Ordnung der Eivilftandsregifter, wird vom Antragfteller zurüd- 
gezogen. St. Ber. ©. 1096. — Dritte Berathung über den Geſ.⸗ 
Entw., betr. den Orden der Gelellichaft Iefu, auf Grund der Beichlüffe zweiter Be— 
rathung, D. ©. u. Anl. Nr. 194, nebft der Refolution Dr. Boelt u. den 
darauf bezügliche Nachweiſungen: a) der in den einzelnen YBunbes- 
ftnaten über die Feftftellung des Perfonenftandes geltenden Vorſchrif⸗ 
tin, D. ©. u. Anl. Nr. 103 u. — b) der in Württeniberg über die Feſt— 
ſtellung des Perfonenftandes geltenden Borfchriften, D. ©. u. Anl. Nr. 148. — 
Sig. 48. St. Ber. S. 1123—1154. — Der Geſ.Entw. wird: nad den 
Deihlüffen II. Berathung in namentlider Abſtimmung mit 181 gegen 
93 Stimmen angenommen; dSgl. mit 151 gegen 100 Stimmen die Re— 
jolution Dr. Voelt, D. ©. u. Anl. Nr. 188, dahin lautend: „dem Reichö- 
fanzler gegenüber die Erwartung audzufprechen, daß dem Neichötage bei feinem 
nächften Zuſammentritt Geſetzentwürfe vorgelegt werden: 1) über Einführung ber 
obligatoriſchen Civilehe, — 2) über Ordnung der Civilſtandsregifter.“ — 

B. Berträge. 

1. Auslieferungsvertrag zwilchen Deutihland und Großbritannien. 
D. ©. u. Anl. Nr. 98. — Erfte Berathung: Sit. 33. St Ber. ©. 
647— 649. — Beſchluß, die zweite Berathung fofort vorzunehmen. — 
Zweite Berathung: Ueberfhrift, Eingang u. Art. I-XVI des Vertrages 
werden genehmigt: St. Ber. ©. 649. — Dritte Berathbung. Der Ber: 
trag erhält definitiv die Genehmigung des Haufe. Sit. 35. St. Ber. ©. 
725 u. 726. 

2. Handels- und Schifffahrtsvertrag mit Portugal. D. 
S. u. Anl. Nr. 7. Erfte Berathung: Beſchluß, Die zweite Berathung 
fofort vorzunehmen. Sit. 5. St. Ber. ©. 23. — Zweite Berathung: 
Debatte über Artikel 18 u. 19. Abftiimmung: der Vertrag wird unver- 
andert angenommen. Sitz. 5. St. Ber. ©. 23 u. 24. — Dritte Des 
ratbung. Generaldebatte Sig. 6. St. Ber. ©. 35 u. 36. Spe— 
jtaldistuffiongzu Art 18 in Verbindung mit der Refolution von Rodan. 
Sitz. 6. St. Ber. ©. 36 —38. Abflimmung: der Vertrag wird unver- 
andert angenommen. Dazu Rejolution von Rochau: „ven Reichskanzler 
anzufordern, bei NRatifitation des am 2. März mit Bortugal abgeſchloſſenen 
Handels⸗ und Schifffahrtövertrages in geeigneter Weife feftzuftellen, daß die in 
Artifel 18 beſagten Bertrages gegebenen Beftimmungen bezüglid Verhaftung 
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Feſthaltung, Einfperrung und Auslieferung von Schifisteferteuren auf Angehörige 
Des deutſchen Reichs gemäß der Reichsgeſetgebung feine Anwendung finden.” 
Diefelbe wird angenommen. Sig. 6. St. Ber. S. 3638. — 

3. Uebereinfünfte mit Spanien und Italien über die Ausdehnung ber 
zwilchen dem Norddeutfhen Bunde und den genannten Staaten beftehen- 
den Ronfularverträge auf das deutfhe Reid, — D. ©. u. Anl 
Nr. 4. Die Berträge werden in I. u. H. Berath. ohne Debatte angenommen. 
Sitz. 4. St. Ber. S. 16. — Auch in dritter Berathung erhalten diefelben ohne 
Debatte die Genehmigung des Haufe. Sitz. 6. St. Ber. ©. 31. 

4. Ronfulare Konvention zwiſchen Deutfhland und den Ber- 
einigten Staaten von Amerika. D. ©. u. Anl. Nr. 6. Erfte Be: 
rathbung: Sie. 4. Et. Ber. ©. 16—21. 8 wird beichloffen, die zmeite 
Berathung fofort vorzunehmen. Zweite Beratbung: die einzelnen Artikel 
paſſiren mit Ausnahme von Art. 2 ohne Debatte die zweite Leſung. Sie. +. 
St. Ber. S.21. — Dritte Berathung. Generaldistuffion. Sie. 6. 
St. Ber. ©. 32. Speztaldistuffion über die Art. 17 u. 18. Sie. 6. 
St. Ber. ©. 32—34, Abftimmung: die Konvention wird unverändert an= 
genommen — Dazu wird mit großer Majvrität die von Dr. Schleiden 
u. Dr. Rapp beantragte Refolution angenommen: „ven Reichskanzler auf- 
zufordern, dafür Sorge tragen zu wollen, daß bei Gelegenheit des Austauſches 
der Ratifikationen der Konfular-Ronvention zmoifchen —8 und den Bereimg- 
ten Staaten von Amerika vom 11. Dezember 1871 protofollarifch fonftatirt werde: 
1. daß der in dem englifchen Terte der Art kel III und IX. sub 2. gebrauchte 
Ausdrud „property“ nur in der Bedeutung von real estate (Grundeigenthum 
gemeint ſei; — 2. daß der Artikel X, obgleich derjelbe nad) der Faſſing des eng- 
liſchen Teries ſich nur auf Perſonen "männlichen Geſchlechts bezieht, gleihmäßtn 
auch auf Perfonen weiblichen Geſchlechts Anwendung finden folle Step. 6 
Ber. ©. 34. u. 35. — 

5. Boftvertrag zwifhen Deutihland und Frankreich. D. S. 
u. Anl. Ar. 12. Erfte Beratbung: Sig. 17. St. Ber. ©. 255—259. 
Abftimmung: Es wird befchlofien, die zweite Berathung fofort vorzunehmen. 
Zweite Berathung: der Eingang des Bertrages, ſeine Ueberfchrift, fe- 
wie die Artifel 1—18 erhalten ohne Debatte, Artikel 19. nach einer amtlichen 
Erklärung ſeitens des RKAPr. Delbrücd über den Anfangstermin der Ausfühnung 
des Vertrages und Art. 20 wieder ohne Erörterung die Genehmigung des Hauſes 
St. Ber. ©. 259. — Dritte Beratbung: der Vertrag wirb obne Debat:: 
nach der Regierungsvorlage angenommen: Sig. 22. St. Ber. S. 367. 

6. Boftvertrag zwiſchen Deutihland und der öſterreichiſch— 
ungarifhen Monarchie, nebft Schlußprotofol. D. ©. u. Anl. Wr. 95. 
— Erfte Berathung: Sig. 30. St. Ber. ©. 566 u. 567. — Beſchluß, 
die zweite Berathung fofort vorzunehmen. — Zweite Beratbung — 
Ohne Debatte werben Ueberfchrift, Eingang, Art. 1—52 u. das Schlußprotokoll 
des Vertrages angenommen. St. Ber. ©. 567. — Dritte Beratbung. 
Nach wenigen Erläuterungen wird der Vertrag vom Haufe befinitiv genehmigt. 


Sitz. 32. St. Ber. ©. 633 — 635. 


7. Boftvertrag zwiſche Deutfhland und Portugal. D. S. 
u. Anl. Nr. 94. Erfte Berathung: Sik. 30. St. Ber. S. 565 u. 566. 
— Beſchluß, die zweite Berathung fofort vorzımehmen. — Zweite Be: 
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ratbung. — Ohne Debatte werben Ueberichrift, Eingang u. Art. 1 — 20 
des Vertrages angenommen. — St. Ber. ©. 566. — Dritte Beratbung. 
Nachdem der General-Boftbireftorv Stephan zu Art. 19 einige Erläuterungen 
über die Ausführung des Vertrages gegeben hat, wird ber Vertrag definitiv vom 
Haufe genehmigt. Sig. 32. St. Ber. ©. 632 u. 633. 

8. Additionalvertrag zum PBoftvertrage mit Rußland, D. ©. u. 
Anl. 116, nebft einer Denkſchrift, S. 7 u. dem Poflvertrage vom 22/10. Auguſt 
1865. ©. 9—27. — Erfte Beratbung: Sit. 36. St. Ber. ©. 767 bis 
769. Es wird beichlofien, die II. Berathung fofort vorzunehmen. — Zweite 
Beratbung: Ohne Debatte werden Ueberfchrift, Eingang u. Art. 1—3 des 
Vertrages genehmigt. St. Ber. S. 769. — Dritte Berathung: Sit. 37. 
We Ber. ©. 799. Ohne Debatte wird der Bertrag definitiv vom Haufe ges 
nehmigt. 

9. Boftvertrag zwiſchen Deutihland und Spanien nebft dem 
Schlußprotofolle vom 19. April 1872. D. ©. u. Anl. Wr. 39. — Erſte 
und zweite Berathung. — Die Borlage wird ohne Debatte angenommen. 
Sig. 17. St. Ber. S. 259. — Dritte Beratbung: der Bertrag erhält 
ohne Debatte die Zuflimmung des Haufes. Sig. 22. St. Ber. S. 367. — 

C. Sonftige Borlagen. . 

1. Denkfchrift über die Ausführung der den Geldbedarf für die 
Kriegführung betreffenten Geſetze vom 21. Yult u. 29. November 
1870 u. 26. April 1871. D. ©. u. Anl. Nr. 117. — Distuffion: 
Sig. 41. St. Ber. S. 937—939. — Es wird befhloffen, daß durch Bor- 
[gung der Denfichrift vom Mai 1872 den Beltimmungen der Gelege vom 
21. Jult u. vom 29. November 1870, ſowie des Geſetzes vom 26. April 1871 
genügt worden ift. 

2. Ueberfiht über die Geſetzgebung, ſowie die Einrichtung und 
den Gang der Berwaltung in Elſaß-Lothringen für 1871/72. 
D. ©. u. Anl. Nr. 14. Beſprechung derſelben. Sig. 10. St. Ber. ©. 
115—129. Das Haus beichließt auf Antrag des Bräfidenten: daß durch 
die Vorlegung der Ueberſicht über die feit der Vereinigung in Eljaß-Lothringen 
erlafienen Gelege und allgemeinen Anordnungen, ſowie über den Fortgang ber 
Verwaltung vom 9. April 1872 dem $. 3 des Gejeged vom 9. Juni 1871, 
betreffend die Vereinigung von Elfaß - Lothringen mit dem Deutſchen Reiche für 
den Zeitraum bis zum April 1872 Genüge geſchehen ift. 

3. Nachweiſung der in den einzelnen Bundesftanten über die 
Feſtſtellung des Berfonenftandes geltenden Borjdriften D. 
Su. Anl. Nr. 103 u. 148. — Die Belprehung wird auf Antrag Dr. 
Voelk bis zur Berathung feiner Reſolution vertagt, die ſich auf den Gele: 
entwurf betr. die Jeſuiten, bezieht. Sig. 41. St. Ber. ©. 937 cf. auch II. 
4. A. 1 Bereinöwelen. 

4. Denkſchrift über die bei den Mafregeln zur Bekämpfung 
der Rinderpeft gemadten Erfahrungen. D. ©. u. Anl. Nr. 58 — 
Beſprechung: Sig. 41. St. Ber. ©. 934—937. — Es wird als Beſchluß 
angenommen, daß das Haus von der Denkfchrift Kenntnif genommen Kat. — 

5. Bierter Bericht der Reichsſchuldenkommiſſion über die Vermal- 
tung des Schuldenweſens des Norbdeutfchen Bundes, beziehungsweiſe des deutſchen 
Reiches im Jahre 1871. D. ©. u. Anl. Nr. 93. — Ohne Debatte wird be: 
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fchloffen, zu erklären: daß die Reichsſchuldenkommiſſion durch die Ueberreichung 
des Berihtd vom 13. Mat 1872 der Beſtimmung des Gelee vom 19. Jun 
1868 Genüge getban babe. Sig. Al. St. Ber. ©. 934. 

6. Durch die Berathung über den Etat werden folgende Denffchriften 
u. Borlagen erledigt: — a — Denlichrift, die Gefandtihaftsprediger 
betreffend, D. S. u. Anl, Nr. 53. — b — Beantwortung der Anfragen über 
den Militäretat. D. ©. u. Anl. Wr. 143 u. 178. — c — Denlſchrift 
über den Gründungsplan der Kaiſerlichen Marine D. ©. u. Anl 
Nr. 57. — d — Denkſchrift über die Ausführung des Gefeges vom 4. De 
zember 1871, betreffend die Ausprägung von Reihsgolbmünzen. 

7. Durch die Beſchlußfaſſung über die Gel.-Entw. betr. die franzöſiſche 
Kriegsentſchädigung u. die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten 
werben erledigt: a. Denfihrift über die Central-Radettenanftalt in 
Lichterfelde D. ©. u. Anl. Nr. 484. u. — b — die Ueberficht der 
Reichsbeamten. D. ©. u. Anl. Nr. 144. 

8. Rechnungen über den Haushalt des Norbd.- Bundes für das 
JL Semefter 1867 u. das Jahr 1868. D. ©. u. Anl. 121. — Borlax 
bleibt unerledigt. 

9. Bericht Aber die Ausführung der am 16. Nov. vor. 3. vom Reichs⸗ 
tage befhlojjenen Erhebungen über die Eifenbahn= Differential: 
tarife. D. ©. u. Anl. Nr. 136. — Vorlage bleibt unerledigt. 

10. Militärconventionen mit Medlenburg, Baden und Heſſen 
D. ©. u. Anl. Nr. 189. 

11. Antr. des Reichſskanzleramts wegen Erteilung der Ermächtigung 
zur firafgerichtl. Verfolgung der Nr. 14 des Breslauer Sonntagsblattes wegen 
der in dem abgebrudten Gedichte „Barbaroflad Auferſtehen“ enthaltenen Be 
leidigung des Reichstags, Sitz. 18. St. Ber. ©. 301, wird ber ã 
nungs⸗Kommiſſion überwieſen, welche mündlichen Bericht erſtattet durch d. Abg 
Balentin Dem Komm.-Antr.: „vie Ermächtigung zu verſagen“ trit: 
- der Reichstag ohne Diskuſſion bei. Sig, 25. St. Ber. ©. 456. 

12. Antr. des Senats der freien Hanjeftadt Bremen wegen Cr 
teilung der Ermächtigung zur ſtrafgerichtl. Verfolgung des Mafchinenbauers 
Frohme wegen Beleidigung des Reichstags, Sit. 26. St. Ber. ©. 471, md 
der Geſchäftsordnungs: Kommiſſion —— welche mündlichen Bericht erflatta 
durch Abg. Dr. Fieber. Komm.-Antr.: „die Ermächtigung zu verfagen‘ — 
wird ohne Distufftion angenommen. Sig. 25. St. Ber. ©. 751 u. 752. 

13. Antr. des Kgl Pr. Juftizminifters wegen Ertheilung der Ermäd- 
tigung zur ftrafgerichtl. Verfolgung des Redalteurs Miarka in Königsbätte 
wegen Beleidigung des Reichſstags, Sig. 36. Et. Ber ©. 767, wird der Ge 
ichäftsorbn.: Komm. überwiefen, welche mündlichen Bericht erſtattet durch Abg. Dr. 
Wolffſon. D. ©. u. Anl. Nr. 169. Komm.⸗Antr.: „die Ermächtigung 
zu verfagen” — wird ohne Diskuſſion. angenommen. Sig. 41. Et. Ber. 
©. 930. 931. | 











II, 


Bie Grundlagen der heutigen dentfchen Kriegsverfafung 
von | 
Brof. Dr. Friedrich Thudichum in Tübingen. 


Im Anflug an die bereits im erflen Bande diefes Jahrbuchs enthaltene 
kritiſche Beleuchtung der gegenwärtigen Kriegsverfaffung des beutichen Reiches. 
fol im Folgenden der Verſuch gemacht werden, bie wichtigeren ftantsrechtlichen 
Grundjäge über das deutliche Kriegsweſen in ſyſte matiſcher Darftellung zu- 
lammenzufaffen. Eine folde ift wohl am beften geeignet, die zahlreichen Son⸗ 
derrechte, welche die verichtevenen Verträge und Militär-Sonventionen den Eingel- 
fasten vorbehalten haben, in ihr rechtes Licht zu ftellen, und zu zeigen, wie 
ſehr diefelben gegenüber der bereits errungenen Einheitlichkeit unſeres waterländi- 
hen Vertheidigungsſyſtems in den Hintergrund treten. In der That ericheint 
diefe Einheitlichkeit in .jo weitgehender Weife verbürgt, daß Deutichland allen 
fünftigen Gefahren mit ruhigem Vertrauen ins Geſicht fehen und bie Befeitigung 

vorhandener Unvollfommenheiten der natürlichen Weiterentwicklung unferer 
politiſchen Zuftände anheimftellen darf. . 


Erftes Kapitel. 


Zuftändigleit der Reichſsgewalt Hinfihtlih der Ordnung. und 
Leitung des Kriegsweſens. 


Da das Reich dem Ausland gegenüber als geſchloſſener Staat daſteht, 
nur die Reichsgewalt Krieg erflären und Frieden ſchließen kann, fo iſt auch bie 
geſammte bewaffnete Macht des Reichs eine einheitliche, d. h. ſie iſt nach reichs⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften gebildet, aus Reichsmitteln unterhalten und (mit einer 
Modifikation für Triedenszeiten) vom Kaiſer befehligt. Sie beiteht aus der 
Landmacht (Heer und Feſtungen) und der Seemacht (Kriegsmarine und Kriegs⸗ 
bafen). Letztere ift reine Reichsanftalt, Hinfichtlicdy welcher den einzelnen Küften- 
ftanten keinerlei Befugniffe mehr zukommen. Aber auch bezüglich des Landheeres 
und der Feſtungen herricht bereits für drei Viertheile des Reiche, nemlich für 
23 Bundesländer mit 34 Millionen Einwohnern, ebenfalls fo gut wie völlige 
Einheitlichkeit, indem die Großherzogthüimer Baden und Heflen, ſowie alle fleineren 
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Staaten auf die ihnen in der Neihöverfaffung Art. 66 belaſſenen echte zu 
Gunſten des Reichs nahezu ganz verzichtet haben, Elſaß- Lothringen aber ohnehin 
unmittelbar unter der Reichsgewalt ſteht. Wenn dieſer einheitlich geftaltet: 
Theil der Streitinaht des Reichs noch den Namen „Preußiſche Armee“ trägt, 
fo erſcheint die Beibehaltung diefe8 Namens aus mannichfachen Gründen vor: 
läufig noch unentbehrlich, zugleid aber auch unverfänglich, da gerade in Bezug 
auf Kriegsweſen Nechte des Königs von Preußen und Rechte des Kaifers ſich 
ztemlich decken. 

Die Kontingente, welche die Königreie Sachſen und Württemberg 
zu ftellen haben, unterfcheiven ſich won der preußiſchen Armee weſentlich dadurch, 
daß den Königen jener Pänder noch das beinahe freie Recht der Ernennung ber 
Offiziere und Militärbeamten zulommt. 8 ift dies ein wichtiger, im nterefie 
der Tüchtigfeit der Offizierkorps nicht gerade wünſchenswerther Unterſchied, der 
aber doch zurücktritt Angefihts des Umſtandes, daß Sadien und Württemberg 
dem Milttärgefeßgebungs- und Berorbnungsreht der Reichsgewalt und dem 
. Lberbefehl des Kaiſers ın Krieg und Frieden jo gut wie vollftändig unterworfen 
find, auch die in diefen Staaten gelegenen Feſtungen durchaus die Eigenfchar: 
von Reichöfeftungen haben. Alle den genannten Königen außerdem noch zuftehen- 
den Befugnifie, das Recht der eigenen Militärverwaltung einbegriffen, erſcheinen 
bei genauerer Betrachtung als militäriſch wenig relevante Ehrenrechte. Sehr 
“ viel weiter greift die militärische Sonderftellung Bayerns!) Der König ven 
Bayern ernennt nicht blos alle Offiziere und Beamten des bayrifhen Kontin- 
gents einjchlieglich der Kommandeure der Armeelorp8 und der Feftungen, ſonder: 
übt auch formell wenigftend das Verordnungsrecht und in Friedenszeiten den 
Dberbefehl (Rechte, die im Berjailler Vertrag vom 23. November 1870 alä 
„Militärhoheit“ bezeichnet werden). In Folge der Beibehaltung feiner eigenen 
Uniform und ferner eigenen Militärbildungsanftalten und durch den mangelnden 
Austausch der Offiziere mit dem übrigen Reichsheer wird das bayeriſche Dar 
vorausſichtlich noch längere Zeit eine gewiſſe Eigenthümlichkett bewahren; aber 
die Nachtheile derjelben werben fich in geringerem Maße Darum geltend machen, 
weil der tm bayeriſchen Heere glüdlicherweile feſt eingemwurzelte deutſche Geiñ 
jolche äußere Schranfen überragt und ſodann, weil auch die Reichsverfaſſung ver 
Reichſsgewalt ausreichende Vollmachten zegeben hat, um das baverifche Heerweſen 
auf gleicher Höhe mit dem SHeerwejen des Reichs zu erhalten. Dem Reid 
gebührt nämlich allein die Geſetzgebung über das bayeriſche Militärweſen und 
von ihm erhält der bayerifche Staat die Mittel zur Beftreitung der Koften vee- 
felben und die maßgebenden Grundzüge für die Militär⸗Verwaltung. Denn das 
dem König von Bayern verbliebene Verordnungsrecht ift inhaltlich des Wer: 


*) Unbebingte Anwendung auf Bayern finden nur die Artilel 4 Ziffer 14, Artikel 
57, 59 und 60 ber Reichsverfaſſung, mährend bie übrigen Beflimmungen ber At- 
ſchnitte XI und XII üter das Kriegsweſen für Bayern nur nad den beionbern Ver⸗ 
abrebungen des Berfailler Vertrags vom 23. November 1870 unter III. 8. 5 für 
Bahern maßgebend find. Für Die Auslegung deſſelben kommt noch die vorſorgliche 
Beſtimmung In Betracht, welche im Schlußprotofoll zum Berfailler Vertrag Ziffer XIV 
$. 4 enthalten ift und befagt: „biejenigen Gegenſtände des bayriſchen Kriegsweiens, betrefis 
welcher ber Bunbesvertrag vom pentigen (23. November 1870) ober das vo nude Prote- 
toll (Schlußprotofoll) nicht ausd rüdlidhe Beſtimmungen enthalten — fohin Insbefondere 
bie Seeiönung ber Negimenter zc., die Uniformirung, Garnifonirung, das Perſonal 
und Militärbildiingsmweien ꝛe. — werben burch dieſelben nicht berührt. 
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foiller Vertrags in dem Sinne zu handhaben, Daß die Organifation und Aus- 
bilvung des bayertichen Kontingents in allen weſentlichen Hinfichten auf gleichen 
Fuß mit dem Reichsheer zu bringen fe. Ungleichheit der Leiftungen fir die 
Vertheidigung Deutihlands ift überhaupt durch den auch für Bayern gültigen 
Art. 58 der Berfaffungsurkmde prinzipiell ausgeichloffen, welcher befagt: „Die 
Koften und Laſten des geſammten Kriegsweſens des Reichs find von allen Bun— 
veöftanten und ihren Angehörigen gleihmäßtg zu tragen, fo daß weder Bevor: 
zugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klaffen !) grundfäglic 
zuläffig find.” 2 Sobald eine kriegeriſche Berwidlung im Anzuge ift, kommt 
jofort das Fatjerliche Recht des Oberbefehls auch in Bayern zu voller Geltung ; 
nur auf Befehl des Kaiſers können außerordentlicherweiſe Reſerven einberufen 
und die Mobilmahung angeoronet werden, und vom Tage der Mobilmachung 
an tritt das bayeriſche Heer unter den Befehl des Kaiſers, dem es ſchon im 
Frieden für diefen Tall den Eid des unbedingten Geborfams geleiftet bat, und 
übernimmt das Reich die Beftreitung aller Koften. 

L Titel Das ausſchließliche Sefeggebungsreht und das 
maßgebende Verordnungsrecht der Reichsgewalt über das ge- 
fammte Reichskriegsweſen. I. Öejeggebungsredt. 1. Nach Art. 4 
Ziffer 14 der Neichöverfaffung unterliegen der Beauffichtigung feitend des Reichs 
und der Gefegebung deſſelben: „das Militärweſen des Reichs und die Kriegs⸗ 
marine“, welche Verfaſſungsvorſchrift in dem gleich unten näher zu entwickelnden 
Sinne auch für Bayern Anwendung findet. Zur Ausübung des Geſetzgebungs⸗ 
rechts ſind Bundesrath und Reichstag gemeinſchaftlich berufen, jedoch vorbehalt⸗ 
lich des kaiſerlichen Rechts der Ausſchlagsgebung. Art. 5 der Verfaſſungsurkunde be⸗ 
ſagt nämlich: „Bei Sefegesvonichlägen über Das Militärweſen, die Kriegemarine und 
die im Art. 35 bezeichneten Abgaben gibt, wenn im Bundesrath eine Meinungs- 
verſchiedenheit ftattfinvet, die Stimme des Kaifer den Ausfchlag, wenn fie fich 
für die Aufrechterhaltung der beſtehenden Einrichtungen ausſpricht.“ 

2) Das Geſetzgebungsrecht über Militärweſen iſt ein der Reichsgewalt au s⸗ 
ſchließlich zuſtehendes Recht; es gibt daneben kein folches der Einzelſtaaten 


— 





. IMS grundfäglih unzuläſſig eriheinen hiernach namentlih: die Begünftigung 
einzelner Staaten, Provinzen oder Kreife Hinfichtli der Stätfe der Aushebung, der 
Sauer ber Dienftzeit und hinſichtlich fonftiger Leiftungen für Kriegszwecke, wie Vor⸗ 
ſpann, Einquartierung, Stellung von Pierden im Falle der Mobilmachung, Unterhal- 
tung bebürftiger Familien einberufener Reſerviſten und Landwehrleute 

) Der Bertrag mit Bayern vom 23. Novbr. 1870 IIL., $. 5 befagt: „Artifel 58 iſt 
gleihialls für das Königreih Bayern gültig. Diejer Artilel erhält jedoch für 
Bayern folgenden Zufag: Der in bdiefem Artikel bezeichneten Verpflichtung wird von 
Bayern in der Art entiprocen, daß es bie Koften und Laſten ſeines Kriegsweſens, ben 
Unterhalt ver auf feinem Gebiet belegenen feften Pläge und fonftigen Fortifikationen 
einbegriffen, ausfhließlih und allein trägt.” Dieſer Zujag begründet nicht etwa eine 
mnanzielie oder fonftige Begünftigung Bayerns, das ja, wie fih unten zeigen wird, 
zur Marine, zu neuen Feftungsbauten und Mobilmahungen zc. beitragen muß wie 
andere Staaten, fondern er zieht nur die Konfequenz daraus, daß Bayern das Recht 
eigener Militärverwaltimg und des militäriichen Oberbefehls in Friedenszeiten in viel 
weiterem Umfange befigt. Für die Kolgen dieſes freien Schaltens ſoll das Reich nicht 
weiter einftehen als mit der in dem Vertrag vom 28. Nobbr 1870 11. $. 5. II. de- 
zeichneten Pauſch-Summe; Alles, was Bayern darüber hinaus noch etma für fein 
Militärweſen brauden follte, muß es felber aufbringen. Dahin gehören namentlich 
die Koſten der erſten Einrichtung der neuen Militärorganifation, welche aud bie übrigen 
Stasten auß eigenen Mitteln haben aufbringen müſſen. 
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mehr. Denn indem nad Artifel 61 der Berfaffung die gefammte preußiſche 
Militärgefeggebung mit allen Ausführungsbeftiinmungen (mit einziger Ausnahme 
der Militär⸗Kirchenordnung) im ganzen Reiche einzuführen war und eingeführt 
worden ift, Reichsgeſetze und Reichsverordnungen aber nicht Durch Lanbesgeick 
oder Landesverordnungen abgeändert werden können, fo ıft für Telbfländige ver 
fügungen der Einzelftaaten fein Raum mehr geblieben. Auch auf das Küng 
reich Württemberg findet dieſe Negel laut der Milttärkonvention vom 21/25. 
November 1870 Art. 10 volle Anwendung; zwar follen hiernach „vorerft" ned 
die „Derzeit beftehenven” württembergiichen Geſetze und Einrichtungen Aber Mil- 
tärftrafrecht, Strafgerichtsordnung, Einquartierung und Erſatz von Flurbeſchöd⸗ 
gungen in Geltung verbleiben, aber nur „bis zur Regelung im Wege der Bur 
desgeſetzgebung“. Diele Regelung ift alfo lediglich der Reichsgeſetzgebung ver: 
behalten, und einen Anſpruch auf „vorläufige Beibehaltimg haben nım die ge 
nannten, am 1. Sanuar 1871 beftehenden „württembergifchen Gefege und Eu⸗ 
richtungen”. 

Mit gewiſſen Einfchränkungen gilt die nämliche Regel auch für Bayern 
Allerdings Toll die gefammte preußiſche Militärgefeßgebung in Bayern nicht vol: 
ftändig und fofort eingeführt werben, wie e8 der Art. 61 der Berfaffungsurku 
für das übrige Reich vorichreibt, fondern Bayern behält laut dem Bertrog ven 
23. November 1870. III. 8. 5. I. „zunächſt“ feine Milttärgefeßgebung !\,M 
zur verfaſſ ungömäßigen Beſchlußfaſſung über die der Bundesgeſetzgebung ankem 
fallenden „Materien“, d. 5. bi8 Bundesrath und Reichstag über die der Bunde 
geleßgebung unterliegenden, ja ihr „anbeimgefallenen” Gegenftände verfafiugt: 
mäßig (laut Art. 5 der Reichsverfafſung) Beſchluß gefaßt, alfo für das gam 
Reich oder für Bayern allein neue Geſetze befchloffen haben. Durch bayerik 
Landesgeſetze Können mithin die überhaupt nur „vorläufig” aufrecht erhalten 
bayeriſchen Militärgefeße in der Zwiſchenzeit nicht abgeändert werben‘); F 
ſelbſt ihre Erfegung durch die im Norddeutichen Bund erlaffen geweſenen Sc 
und Verordnungen Tann von Bayern nicht einfeitig erfolgen, erfordert vielmelt 
„freie Verſtändigung“ mit dem Kaiſer, eben weil das eigene Militärgefesgebung‘ 
recht Bayerns aufgehört hat. Dies entfpricht aucd dem Sinne und Zwede Ki 


zu Gunften Bayerns gemachten Vorbehalte. Derſelbe follte für Bayern fand: 


wegs dauernd eine eigene Militärgeſetzgebung retten, vielmehr nur die näher 
Zeit gönnen, um zu erwägen und namentlid die bayerijhe Regierung und te 
bayeriſchen Abgeordneten im Reichstag darüber zu hören, mit welden Met: 


1) Für die entgegengefette Anficht ift im zweiten Reichdtag 1871 (&. 427) der bayerilät 
Abgeorbniete v. tauffenberg eingetreten; es Könnte auch fcheinen, daß Krone m 
Kammern bes Königreihs Bayern thatſächlich noch ein Geſetzgebungsrecht üter Ri 
tärwefen übten und anfpräden, da im laufenden Jahre zmei nene bayeriſche Beitt 


über Militärfirafreht und Strafverfahren ergangen find, nemlih das Geſet vom | 


28. April 1872, betreffend bie durch die Einführung des (Civil) Strafgeſedbuchẽ hit 
das beutfche Reich bedingten Ahänberungen der (bayerifchen) Militär-Strafgeiege 8 
jewblatt Nr. 12 &. 270—340) und das Geſetz vom 27. September 1872, betrefia? 


die durch Einführung bes Mititär- Strafgefegbuch® fiir das deutiche Reich bedingen 


Abänderungen der Militärftrafgerichtsorbnung für das Königreich) Bayern (Geiepdlett 
Nr. 22 ©. 422— 434). Wie aber ſchon bie Titel diefer Gefege zur Genüge andeuter. 
trafen bdiefelben an dem beftehenden bayeriſchen Militärrecht nur ſolche Abänterungtt. 
welche durch die Einflihrung ber beiden —— in Bayern nothwendis 
geworben waren, jo daß ſich jene Landesgeſetze lediglich als —A 
zu Reichsgeſetzen charakteriſiren, deren Erlaffung Bayern mit Necht anheimgeftcht blich 
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fationen etwa die ReichSmilitärgefege in Bayern einzuführen feten; ferner follten 
ſolche preußifche Geſetze, deren weſentliche Umgeftaltung durch die Reichsgeſetz- 
gebung bereit8 in nahe Ausficht genommen war, nicht unnöthigerweife auf bie 
voraußfichtlich nur noch ganz kurz dauernde Zeit ihrer Geltung eingeführt und 
fo ein doppelter Wechſel des geſetzlichen Zuftandes mit allen feinen Läſtigkeiten 
nothwendig gemacht werden. Dffenbar fann e8 überhaupt gar nicht im Interefie 
der bayeriſchen Krone und Stammern liegen, ein Geſetzgebungsrecht üben zu 
wollen, das fortwährend der Gefahr ausgefetst ift, durch Akte der Reichögefeggebung 
alsbald wieder in ein Nichts verwandelt zu werben. Die befonderen Dem 
Militärgeſetzgebungsrecht des Reichs Hinfichtlich Bayerns gezogenen Schranken find 
folgende zwei: a) Im Reichsmilitäretat werden die zur Beſtreitung der Koften 
des bayerischen Kriegsweſens erforberlichen Mittel nur in einer Geſammtſumme 
feftgefegt,, nicht auch Spezialetat® darüber entworfen. Doc haben freilich die 
für das außerbayeriſche Militärweſen aufgeftellten Spezialetat8 auch für Bayern 
„im. allgemeinen“ zur Richtſchnur zu dienen. b) Durd die einfache Reichsgeſetz⸗ 
gebimg können nicht die Verordnungsrechte und die echte des Oberbefehls ge 
mindert werden, welche den König von Bayern durch die Schlußbeftimmung zum 
XI. Abfchnitt der Berfaffungsurkunde, beziehungsweife durch den Verſailler Ber: 
trag vom 23. November 1870, unter III. 8. 5 vorbehalten worden find 1); wohl 
aber erfolgt die Abgrenzung des Gejeßgebungs- und des Verordnungsrechts 
durch die Reichsgeſetzgebung ?). 

3. Auf alle Rechte, welche der Art. 66 der Verfaſſungsurkunde den Bun⸗ 
desfürften, beziehentlich den Senaten ber freien Etäbte, vorbehält, oder doch 
wenigſtens auf ihr Recht zur Ernennung ber Offiziere können die Kontingents- 
berren jederzeit verzichten, ohne daß es einer Aenderung des Art. 66 bebürfte, ba 
feine Borfchriften nur Anwendung finden, „wo nicht bejondere Konventionen ein 
Anderes beftimmen“ 2). Auch der König von Sachſen kann einen folchen Ber- 
zicht jederzeit ausfprechen. Ein Verzicht der Könige von Württemberg und 
Bayern auf ihre militäriſchen Sonderrechte bebarf der richtigen Anficht nach zwar 
* der Zuſtimmung des Landesvertretung, wohl aber eines Reichsverfaſſungs⸗ 
geſetzes. 
U. Berordnungsrecht. 1. Für das ganze Reich, mit Ausnahme 
Bayerns , gebührt das Recht der Verordnung über Militärweſen und Kriegs— 
marine ausfchlieglich dem Katfer, unter Gegenzeihnung und Berantwortlichkeit 
des Reichskanzlers %). 2) Hinfichtlich des bayerifchen Kriegsweſens wird der 
Kaiſer Fünftig nur in Einem alle ein unmittelbares Verordnungsrecht befiten, 
nämlich zum Zweck der Verhängung bed Kriegszuſtandes, ſobald über dieſe 
Materie neue reichsgeſetzliche Vorſchriften ergangen ſein werden. In allen übrigen 
Fällen äußert das kaiſerliche Verordnungsrecht feine Wirkungen auf Bayern 
theils gar nicht, theils nur in mittelbarer Weiſe. Da nämlich dem König 


1) So ſpricht denn auch das Reichsgeſetz vom 24. November 1871 8. 1 (X.G.- 
Bl. 398) aus: „Das Bien, bes Norbdeutiden Bundes, betreffend bie Verpflichtung 
zum Kriegsdienfte, vom 9. November 1867 tritt im Königreih Bayern, vorbehält- 
li der in dem Bertrage d. d. Berfailles den 23» November 1870, Ziffer III. 8. 5 
Rr. IU Seiner Majeftät dem König von Bayern zuftehenden Rechte am 1. Januar 
1672 als Reichsgeſetz in Kraft.‘ 

2) Bergl. unten Titel 11. 

3) Thudihum, V. R. des Norbdeutichen Bundes 1870 ©. 390 und 61. 

*, Verfaſſungsurlunde Art. 53 und 63, 
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von Bayern die „Militärhoheit" über das bayerifche Heer verblieben ift, fo 
gebührt ihm in Friedenszeiten nicht blos der Oberbefehl darüber, jondern aus 
das Verordnungsrecht. Dieſes ift jedoch nur in wenigen Richtungen ein völlig 
freied, in den meiften ein in der Art gebundenes, daß die vom Kaiſer für das 
übrige Reichskriegsweſen getroffenen Anorbnungen für die bayerifche Krone in 
weiteftem Umfang zur Richtſchnur genommen werden müffen. 3) Der Bun: 
desrath kann VBorichriften zur Vollziehung von Reichsgeſetzen über Heer, Feſtungen 
oder Reichsmarine nur inſoweit erlaffen, als die betreffenden Gelege ihn dazı 
ausdrücklich ermächtigen. Died erfordert jedoch Zuftimmung des Kaiſers m 
beziehungsweiſe der Krone Bayern }). 

I. Titel. Das Gebiet des Geſetzgebungsrechts über Krieg®- 
wefen im Berbältniß zum Berordnungsreht und Oberbefehl. 
Mopdifilation des kaiſerlichen Verordnungsrechts durch dit 
Militärlonventionen und genauere Umjhreibung des Berord: 
nungsrehts der Krone Bayern. 1. Als im Jahre 1867 die gejommt 
preußiſche Militärgeſetzgebung mit allen Ausführungsdeftimmungen zum akt 
des norddeutichen Bundes erhoben wurde, befanden fi bie Grenzen zwiſcher 
dem echt der Geſetzgebung und der Verordnung vielfach im Unklaren, da de 
größere Theil der Meilitärgefege noch aus älteren Zeiten beritammt und bi 
preußiſche Berfaflungsurfunde vom Jahr 1850 nur wenige allgemeine Regeln 
darüber aufftellte. Bei der Berathung der norbdeutichen Bundesverfaffung fehlt 
es an Zeit, diefem Mangel abzubelfen, es wurde jedoch im Artilel 61 dee 
Bundespräſidium für verpflichtet erflänt, dem Reichstag und dem Bunbedraib 
„en umfaſſendes Bundesmilitärgefeg‘ zur verfaflungsmäßigen Beſchlußfaſſung 
vorzulegen, aljo eine „gejetlihe Regelung” aller ihrer Natur nach dem Gen 
gebungsgebiet zugehörigen Gegenftände und fomit eine genaue Umſchreibung dt 
Verordnungsrechts, zu veranlaffen. Im Erfüllung diefer Zufage find im ner: 
dentfhen Bund und im deutſchen Weich bereits eine Reihe wichtigſter Militär: 
gefege vereinbart worden, während andere Theile des geltenden Rechts noch ihrer 
neuen geletlichen Regelung barren. 

Die Grenzbeſtimmung zwiſchen Gefeßgebungs- und Verordnungsrecht, welde 
die Reichsgewalt künftig wetter treffen wird, tft natürlich auch für Baneı“ 
maßgebend, indem dem König von Bayern ein Verorbnungsrecht nur in den 
Dingen zulommen kann, welde zum Bereich des Verordnungsrechts gehören, un 
in welchen baffelbe auch dem Kaiſer zukommt. Wir werden im Folgenden de 
beiden Gebiete nach der gegenwärtigen Rechtslage zu ſcheiden unternehmen. 

2. Um das Gebiet des Verordnungsrechts zu umfchreiben genügt me 
der negative Sat, daß es diejenigen Gegenftänbe nicht umfaſſe, welche in‘ 
Bereich der Geſetzgebung fallen, fondern e8 ıft zu dieſem Zweck noch eine weiter: 
Grenze zu zieben gegenüber dem „Recht des Oberbefehls“. Da jeet 
bis jegt weder die Berfaffungsurfunde noch die Reichsgeſetze ausreichende Ar: 
leitung hierzu geben, ein feftes Herkommen ſich natürlich ebenfomwenig bilden konnt: 
fo erübrigt nur, auf die Natur der Sache zurückzugehen, aus welcher ſich folge: 
Säte herleiten laflen bihften:. a) „Verorduungen“ in Militärangelegenbeiter 


— — — oT ———, 


i) Im erften Bande biefer Zeitſchrift &. 65 Anm. 1 Ziffer 2 babe ic bir 
Borouöfegungen eines Verordnungsrechts des Bundesraths in Militärangelegenheiten 
nicht genügend hervorgehoben. 


| 
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(mögen bielelben vom Ratfer, vom König von Bayern oder vom Bunbesrath 
ausgehen) find Verfügungen, welche nicht blos eine einzelne Mafsvegel befehlen, 
ſondern Regeln aufftellen, nach welchen alle Fälle gleicher Art künftig zu beban- 
deln find, Pie die Verordnung wieder aufgehoben oder durch Ablauf der im 
Voraus ihrer Geltung geſetzten Zeitfrift erloſchen iſt ). b) Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnungen bedürfen ferner, ſolangẽ es keinen ſelbſtändigen Reichs-Kriegs- und 
Marineminiſter gibt, der Kontraſignatur des Reichskanzlers, welcher auch für 
ihren Inhalt verantwortlich iſt, bayeriſche Verordnungen der Kontrafignatur des 
bayeriſchen Kriegsminiſters. Wenn dirch ein Reichsgeſetz über Militärweſen 
ausnahmsweiſe dem Bundesrath die Erlaſſung von Vollzugsvorſchriften über⸗ 
tragen wird, fo erfolgt für's ganze Reich die Verkündigung dur den Reichs— 
fanzlex, im Auftrag des Kaiſers. Uebrigens wird man auch für mande Ber- 
fügungen, die ſich als Ausfluß nicht des Verordnungsrechts, ſondern des „Ober- 
befehls“ darftellen, die Nothwendigkeit der Kontrafignatur behaupten müffen. 
c) Raiferliche oder bundesräthliche Verordnungen wichtigeren Inhalte find der 
richtigen Anficht nach, wie andere Reichsverordnungen im Reichsgeſetzblatt ?), 
Verordnungen des Königs von Bayern im bayerifchen Verordnungsblatt zu ver- 
fündigen. d) Endlidy werden die durch Verordnung zu vegelnden Gegenftände 
zum großen Theil auch folde fein, auf welde Bundesrath und Reichstag bei 
Feſtſtellung des Militäretatd vom 1. Januar 1875 an eine Einwirkung zu 
üben vermögen. 

I. Als Gegenftand der Geſetzgebung erſcheinen gegenwärtig: 1. Die 
Feſtſetzungen über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt. Soweit die Berfafungs- 
urkunde ſelbſt ſchon hierüber verfügt hat, kann eine Aenderung natürlih nur auf 
dem Wege des Verfaſſungsgeſetzes eintreten. 2. Die Feſtſetzung der Präfenzftärke 
bed Heeres in Friedenszeiten. 3. Die Regelung der Rechtsverhältniffe der Offi- 
ziere, Militärbeamten, Unteroffiziere und Soldaten in Beziehung auf Beloldungs- 
und PBenfionsanfprüche, auf die Unterftügung ihrer Familien, die Beſchränkungen 
binfichtlich allgemeiner Freiheitsrechte (3. B. Vereins: und Berfammlungsredt, 
Wahlrecht) und die Sonderrechte hinſichtlich allgemeiner Pflichten (3. B. Steuer- 
pflihten).. 4. Die Orbnung des Militär-Strafrechts, der Milttär-Gerichtöbar- 
keit und bes Verfahrens der Dilitärgerihte. 5. Die Aufftellung der Grundfäge 
über Verwendung der bewaffneten Macht zur Ausführung der Gelege, namentlich 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung. 6. Die Feſtſtellung der Grunbfäge über 
Berfimdigung des Kriegszuſtandes über Theile des Bundesgebietd. 7. Die Regelung 
der durch das Vorhandenfein oder die Anlage von Feſtungswerken nothwendigen 
Beſchränkungen des Privateigenthums und des Verfahrens bei Exrpropriation deſſel⸗ 
ben, fowie der in folden Fällen zu gewährenven Entſchädigung. 8) Die Felt 
ftellung der den Bürgern obliegenden Leiftungen für Militärgwede in Friedens⸗ 





1) Inwieweit von Verordnungen in einzelnen Fällen Dispenfation ertheilt, 
d. h. ihre Nichtanwendung verfllgt werben barf, kann hier nicht weiter unterfucht werden. 

2) Zn einer Reihe von Fällen ift dies auch gefcheben, in ebenfovielen Fällen 
aber unterlaffen worden, und bie Verkündigung nur im „Armeeverorbuungseblatt’' er- 
tolgt, welches feit dem 1. April 1867 in Berlin erſcheint und zur Belanntmahung 
von Verorbnnugen, Reglements und Berfügungen bed Kaifere wie auch bes aruge- 
minifter8 dient. Seit dem 21. April 1870 erfieint auch ein befondered Marine - Ber: 
ordnungsblatt, vebigirt von ber Kaiferlihen Admiralität. 
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und Kriegszeiten. 9) Die Feſtſtellung des nach Titeln geordneten Militäreiats 
alſo der Geldausgaben fin das Reichsheer, die Feſtungen und die Kriegsmarine. 
II. Als Gegenftände des Verordnungsrechts der Reichögewalt, be 
ziehungsweiſe der Krone Bayern, ericheinen gegenwärtig: 
1. Die Regelung der Aushebung der Wehrpflichtigen (Erſatz⸗Ordnung) 
Freilich find an fich die wichtigeren Beitimmungen bierüber als Gegenftand ber 
Geſetzgebung anzufprechen, wie Dies auch vom Bundesrathe ausdrücklich aner: 


lannt worden ift!); allein da in Preußen bis zum Jahre 1867 die game Ä 
Materie nur duch königliche Verordnungen geregelt worden war, jo geſchah dis 


dann auch für den ganzen norbbeutichen Bund und ſeit 1871 aud in Baden 


und Württemberg, indem die Reichö-Erjaginftruftion vom 26. März 1868. an 


Stelle der dortigen Refrutirungsgejeße trat. 


Es war die auch durch $ 19 des Gefees vom 9. Now. 1867, betr. de 


Verpflichtung zum Kriegsdienſt (B. G. Bl. 136) formell gerechtfertigt, welder 
verfügt batte, daß „bie zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtim 
mungen durch befondere Verordnungen erlaffen würden”. Dur das Radk: 
gejeg vom 24. Nov. 1871, welches das Norddeutſche Bundesgeſetz vom 9. Nr. 
1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt in Bayern einführt, find aus 
die im bayerischen Wehrgefeg vom 30. Januar 1868 Art. 44 — 68 at 
balten gewejenen Beftimmungen über das Erſatzweſen aufgehoben worden. Ter 
Reichstag hatte zwar einem Antrag auf Aufrechterhaltung derſelben beigeftimm, 
Damit ſich nicht auch in Bayern das Verordnungsrecht der Krone auf Koften x 
Geſetzesrechts ermeitere, nahm aber nachher doch den vom Bundesrath vorge 
legten Geſetzentwurf im Intereſſe der einheitlichen Regelung des Erſatzweſens im 
ganzen Reiche faft unverändert an 2). Die Einfühbrmng der deutſchen Milttir 
erfaginftruftion vom 26. März 1868 in Bayern ıft hierauf durch Verordnung 
des Königs von Bayern erfolgt. 

2. Die Erlaffung der Beftunmungen über die Ergänzung des Offizierdten? 
des Heeres und der Marine, insbefondere über die Qualifikation der Offiziere ?). 
Die betreffenden VBorfchriften find durch Verordnung des Königs von Bayern aud 
in Bayern einzuführen, da dieſes werpflichtet iſt, in Bezug auf „Ausbildung“ 
feines Kontingente® „wolle Uebereinftimmung mit den für das Bundesheer fe 
ftehenden Normen berzuftellen. Doch behält Bayern feine eigenen Miltir: 
Bildungsanſtalten 9). 

3) Die Beftimmung der Gliederung und Eintheilung (Organifation un 
Formation) der Sontingente des Reichs-Herres 8), alſo die Beſtimmung der 
Zahl, Stärke und Benennungen der Armeekorps und der Unterabtheilungen der 
ſelben, des Stärkeverhältniſſes der einzelnen Waffengattungen, des Verhältnines 
ber Feld-, Erſatz- und Beſatzungstruppen, der Art und Zahl der Kommante: 


1) Vergl. ordentl. Reichstag 1867. Aktenſtücke S. 55. — (Motive zum Geitt- 

entwurf über bie Verpflichtung zum Kriegsdienſte). 

2) TI Reichstag 1871 S. 377-391. u. 422 - 428. Altenftüde Nr. 86 u Im. 

©. 213 u. 253. 

2) Verfaſſungsurkunde Art. 63. Sicherlich erforbern gar manche bier einſchlagende 
agen, namentlich das fo wichtige Wahl recht bes Offiziertorps, baldige geieklitt 
egelung. 

*) Bertrag vom 23. Nov. 1870 III. $. 5. IH. und Schlußprotofoll XIV. 3.4. 

°) Berfaffungsurtunde Art. 63. Abfag 4 u. 5. 
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ſtellen (Offizierftellen) ; deögleichen die Regelung der Milttär-VBerwaltungsämter !). 
Die Berfafjungsurkunde trifft ın Art. 63 Abſatz 2 im Intereſſe der Einbeit- 
lichleit des Heerweſens die bindende Beitunmung, daß die Negimenter, fomie 
die ſonſtigen bisher nummerirt gewejenen oder nummerbedürftigen Heeresabthei⸗ 
lungen (Armeelorps, Divifionen, Brigaden, Regimenter und felbftändigen Ba⸗ 
tallone), „fortlaufende Nummern durch das ganze deutſche Heer“ führen follen. 
Hufihtlih der Kontingente der Königreihe Sachen und Württemberg und ber 
Großberzogthlümer Baden und Heflen find vie bejonderen Verabredungen maß- 
gebend, welche in den Milttärconventionen mit diefen Staaten verabredet wurden 2). 

Die Organifation und Bormation des bayerifchen Kontingents wird 


*) Die meiften diefer fragen werben fich alfezeit nur zur Regelung durch Ber- 
orbnungen des Kaifer, nicht durch bauernbes Gefeb, noch durch den Militäretat eignen. 
* — Meinung ſcheint H. Blankenburg in v. Holtzendorffs Jahrbuch, J.: 

-402. ein. 

‚*) Mittär- Konvention mit dem Königreich Sachſen, v. 7. Febr. 1867. Art. 1. 
„Die_Königl. Sächſiſchen Truppen formiren ein in ſich gefchloffenes Armeecorps, ber 
nad den Berbältnifien eines Breußifchen Armeecorps zufammengefetst und gebildet iſt, 
u. welches ebenfo wie biejes im falle ber Mobilmadung ober Kriegsbereitichaft bie 
eutipregenbe Anzahl von Erfag- und Befakungstruppen bildet. Die neue Organi- 
fation fol am 1. Oktober vollendet fein. Alsdann bilden die Königlich Sächſiſchen 
Truppen da8 12. Armeelorps des norbbeutichen Bundesheeres und führen dabei 
ihre eigenen Fahnen und zeihen. Die Divifionen, Brigaden, Regimenter und 
ſelbſtändigen Bataillone erhalten bie laufende Aummer im Auſchluß an bie anderen 
11 Bunbesarmeelorps, abgefehen von der Nummerirung im Königl. Säch. Verbande. 
Unbefhabet der dem König von Prenfen zuſtehenden Berechtigung, über bie einzelnen 
Truppen anderweit zu bißponiren, fol ber Verband und die Gliederung bes Königl. 
Sächſ. Armeecorps möglihft erhalten werden.” — Milit.- Konvention mit Würt- 
temberg vom 21./25.Movember 1870. Art. 1. Die Königl. Württemb.: Truppen als 
Theil des deutſchen Bundesheeres bilden ein im fich gefchlofiene® Armeecorpg nad) ber 
anliegenden Formation nebft der entiprechenben Anh von Erſatz⸗ und Bejagungs- 
truppen nad Preußiſchen Normen im Falle der Mobilmahung oder Kriegsbereitichaft.‘ 
Art 2: Die hiedurch bebingte neue Organifation ber Königl Württemb. Truppen foll in 
drei Jahren nad) erfolgter Anordnung zur Rüdlehr von dem gegenwärtigen Kriegsſtande 
auf den Friedensfuß vollendet fein. Art. 2: „Bon biefer Rückkehr an bilden, begin- 
nend mit einem mod näher zu begeichnenben Tage, bie Königl. Württemb. Truppen 
da8 14. (jet 13.) deutſche Bundesarmeecorps mit ihren eigenen Fahnen und Felb- 
zeihen und erhalten die Divifionen, Brigaden, Regimenter und felbftändigen Bataillone 
des Armeecorps die entiprechenden Iaufenden Nummern in bem beutichen Bunbes- 
beere neben ber Nummerirung im Königl. Württemb. Berbande.” — Milit. - Konven- 
tion mit Baden vom 25. Nov. 1870. Art. 2.: „Das Badiſche Kontigent wird un- 
getrennt im bie entiprechende größere Abtheilung ber deutſchen Bundes- beziehungmeife 
der Königl. Preußifhen Armee eingereicht werden.” Art. 3. Die Badiſchen Zruppen- 
lörper erhalten unter ber Bezeihnung n te8 Badiſches Infanterie 2c. Regiment Nr. X, 
eine Regimentsnummer in der deutſchen Bundes⸗, beziehungsweife der Königl. Preußi- 
Ihen Armee. Die Regimenter behalten die bisher geführten Fahnen, beziehungsweiſe 
Standarten.“ Militär-Konvention mit dem Großberzogthum Heſſen vom 13. Juni 
1971. Art. 2: „Das Gr. Heſſiſche Kontigent erhält die aus ber Anlage erfichtliche, 
ſpäteſtens bis zum 1. Sanuar 1872 durchzuführende Formation und verbleibt ale 
gefchlofiene Divifion in bem Verbande ber [Königl. Preußifhen Armee, insbeſondere 
bis zu einer etwaigen andermeiten Berftändigung — in dem Berbande bes Königl. 
Preußiſchen 11. Armeecorpe. Der Divifiond-Kommandeur hat gleichzeitig ald Kon- 
tingents⸗·Kommandeur zu fungiren.” Art. 3: „Die heſſiſchen Kommandobehörden und 
Zruppenlörper führen die in ber friebensformation (comf. zu Art. 2) enthaltenen 
näheren Bezeichnungen und Nummern. Die Regimenter ꝛc. behalten die bisher ge⸗ 
ührten ahnen und Stanbarten.‘ 
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durch den König von Bayern verfügt, der jedoch in dieſer Hinficht „wolle Leber: 
einftimmung mit den für das Reichsheer beftehenden Normen‘ herzuftellen hat ’). 
Fortlaufende Nummern in der deutjchen Armee werden übrigens die bayerilihen 
Heeresabtheilungen nur führen, wenn dies dem König von Bayern beliebt?). 

4. Die Organifation der Landwehr 3), die Organifation der Landwehr⸗ 
behörden und die Regelung der Dienftverhältniffe der Offiziere und Maunſchaften 
des Beurlaubtenftandes, Font nicht diefe Regelung durch Geſetze ſchon erfolgt 
ft. Auch in diefer Hinficht hat Bayern volle Uebereinſtimmung mit den fir 
das Neichöheer beftehenden Normen berzuftellen ®). | 

5. Die Regelung des Geſchäftsganges in der Militär - Verwaltung, für 
welchen ebenfalls Einheit worgeichrieben ift ©). 

6. Die Beſtimmung der Rangverhältniffe der Militärperſonen des Soldaten 
ftandes und der Militärbeamten, foweit nicht das Gefe fie regelt ”). 

7. Die Erlaffung von Beftimmungen über Disziplinar = Geruhtöbark, 
. Disziplinar-Strafen (innerhalb der durch das Einführungsgeſetz zum Militär 
ftrafgefegbuh vom 20. Juni 1872 8. 3 gezogenen Grenzen ®) und übe 
Disziplinar = Strafverfahren. Es ift nämlich die Vorſchrift des Art. 37 de 
Preußiſchen Verfaffungsurtimde von 1850, wonach „die Beſtimmungen über de 
Militär-Disziplin im Heere Gegenftand befonderer Verordnungen bleiben“, durh 
Art. 61 der Reichsverfaſſung für das Neich maßgebend gemorben. 9) 

8. Die Beftimmung der Uniformen der Truppen einſchließlich der Gras 
abzeichen, in welcher Hinficht die Berfaffungsurtunde ebenfalls Einheitlichlet vor 
ſchreibt 2%, Die Kokarden und dergleichen äußere Abzeichen für die Offigat 
und Mannſchaften ihrer Kontingente zu beftimmen, ift durch die Berfaflungs 


1), Vertrag ınit Bayern v. 23. November 1870. III. 8. 5. III. 

2) Schlußprotofoll v. 23. Nov. 1860 XIV. 8. 4. 

») Berfaflungsurfunde Art. 63. 

*%) 3. B. durch Verfaſſungsurkunde Art. 59. — Militärftrafgefegbuch v. 20. Jam 
1872 8. 150. — Die Verordnung des Bunbespräfibiums v. 5. Septbr. 1867 betrefient 
die Organifation der Landwehrbehörden u. f. w., erffärt ansbrüdlih : „daß für de m 
8. 11. u. in 8. 12 ad 3 der Berorbnung enthaltenen fo wie die auf bie Hebung 
ber Referpiften Bezug habenben Beitimmungen” bie enbgilltige Feſtſtellung im Wege 
ber Orletgebung bor galten Bleibe. 

s) Bertrag mit Bayern v. 23. Novbr. 1870 III. 8. 5. III. 

° Die Militär-Konvention mit Württemberg Art. 10 Abſatz 4 befagt austräd- 
Ti, daß der Modus ber Verwaltung in dem Königl. Württemb. Armeelorps derſelbe It 
mäffe, wie in ber PBreußifchen Armee. i 

1) Bergl. Militär⸗Strafgeſetzbuch für das Deutiche Reich v. 20. Inni 1872 $.>- 
(R. ©. Bl. 175 u. 204.) — Motive zum Entwurf in den Verhandlungen d. Reichtragt 
1872. Altenft. ©. 18. 

9) R. G. Bl. 173. 

9) Der nämliche Grundſatz galt wohl in allen beutihen Staaten aud ſchon 
früher; fo 3 8. im Großherzogthum Heſſen (Berfaffungs-Urkunde v. 1820 Art. 70: 
in Württemberg (Dienftpragmatit vom 28. Juni 1821 $. 1.); in Bayern (Bey. 
Erklär. des bayer. Minifterrums vom 13. Mai 1865). Wenn ber im Jahr 1369 
zu Heidelberg tagende VIII. deutfche Iuriftentag es als feine Ueberzeugung aneirraß: 
„daß Disziplinar-Borfriften für die Armeen, fomweit fie die Erfennung von Straitt 
zum Gegenftand haben, nur auf bem Wege der Gefehgebung zu erlaffen feier. 
(Berbandl. 213, 225. u. 353—361), fo iſt bieler —— nunmehr hinſichtlich ter 
Freiheitsſtrafen“ durch bie Reichsgefetzgebung Genüge gefchehen. 

10) Berf.elirk. Art. 63 Abf. 2: „Für bie Bekleidung find bie Grundfarbe un 
der Schnitt der König. Preußtichen Armee maßgebend.” 
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urtmde Art. 63 dem Kontingentsherrn vorbehalten worden. Die Beflimmungen 
über die Befleidung für das Königl. Württembergifche Armeekorps werden 
vom König von Württemberg gegeben, wobei den Verhältniſſen ver Reichsarmee bie 
möglichſte Rechnung getragen werben joll. Die „Gradabzeichen“ müſſen jedoch genau 
diefelben fein, wie in der Königl. Preußiſchen Armee!). Der König von Bayern 
kann feine Truppen nach feinem Belieben umformiren, bezüglich der „Gradab⸗ 
zeichen‘ ift Herftellung ber vollen Lebereinftimmung als Ziel in Ansficht genommen ?). 

9. Die Beſtimmung der Bewaffnung und YAusrüftung der Truppen. Sm 
diefer Hinficht ift der König von Bayern nicht zur Herftellung voller Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Reichsheer eigentlich verpflichtet, fondern es ift Diele 
Ueberemftimmung nur als anzufirebended Ziel in Ausficht genommen. Der 
Erreichung dieſes Zieles fiehen übrigens Teinerlei weitere Hinderniffe im Wege, 
fobald dieſelbe im Willen des Königs von Bayern liegt. Denn die Klauſel des 
deutfch = bayeriſchen Vertrags vom 23. Nov. 1870. III. 8. 5. IIL dahin lautend: 
„Bezüglich der Bewaffnung und Ausrüftung, fowie der Grababzeichen behält 
fih die Königl. Bayer. Regierung die Herftellung ber vollen Webereinftunmung 
mit den Reichsheere vor” , ift nicht eigentlich ein Bayeriſcher Vorbehalt gegen- 
über dem eich, ſondern vielmehr ein fulder der „Bayeriihen Regierung” 
gegenüber den Banerikhen Kammern. Die legteren haben alfo von den vom 
Keihe an Bayern überwiefenen Gelbmitteln alle von der Regierung zur Her⸗ 
ftellung der einheitlichen Bewaffnung und Ausräftung geforderten Summen zu 
bewilligen, und dieſe Pflicht entipricht ebenfo dem Wohle Deutſchlands und 
Bayerns, als dem Geiſte der Reichsverfaſſung. 

10. Die Erlaflung der Exerzier-Reglements, welche für Das ganze Reich 
einheitlich ſein müſſen, da die Berfaflungsurfunde Einheit im Kommando“ und 
ın der „Ausbildung der Mannſchaften“ vorfchreibt ?., Bayern hat auch im 
Bezug hierauf volle Uebereinſtimmung mit dem Reiche berzuftellen *). 

11. Die Feftftellung des Mobilmachungsplanes. — Bayern ift auch in 
diefer Hinficht verpflichtet, volle Webereinftimmung mit den für das Reichsheer 
beftehenden Normen Berzuftellen >). - 

12. Die Anordnung der friegöbereiten Aufftellung eines jeden Theiles Des 
Reichsheeres und der Außrüftung der Flotte ©). 

Diefes Recht, ja ſchon das Recht in ungemöhnlicher Weiſe Reſerviſten einzu= 
berufen 7) ift allen Einzelftaaten, auch Bayern, vollffändig entzogen. ®) 


— —— 


1) Militär⸗Konv. mit Württemberg 21/25. Nov. 1670. Art. 10 Abſ. 4. 

2) Bertrag mit Bayern III. $. 5. Ill. Schlußprotofoll dazu Ziffer XIV 8. 4. 

2) Berfaffungsurlunde Art. 63. Abſatz 3. 

*) Vertrag mit Bayern v. 23 Noobr. 1870 III. 8. 5. III. Für die Bayer. 
neue it das Breußifch- Dentſche Ererzierreglement feit dem 20. Auguſt 1872. 
eingeführt. 

3) Bertrag mit Bayern v. 23. Nov. 1870 III. $. 5. III. 

© Im Inli 1870 iR im Bunbesgefegblatt eine befonbere Verordnung über bie 
Anordnung der Mobilmagung nicht erſchienen, da bereitd ber Krieg erklärt war. 
Tas Gefeg vom 21. Yuli 1870 (R. ©. Bl. 491) thut ber verfügten Mobilmachung 
ater Erwähnung. 

2) Bergl. unten: S. 103 Oberbefehl, Ziffer 10. 

8, Berfaffungs-Urkunde Art. 63. Abſ. 4. Gele vom 9. Nov. 1867 betreif. bie 
Verpflichtung zum Kriegsdienft $. 5 und 9 (8. ©. Bl. 133). Militär: Konvention 
mit Sachſen vo. 7. Febr. 1867 Art. 9: „Verftärkungen der Sähfiihen Truppen durch 
Sinziehung der Beurlaubten, ſowie bie Kriegsiormation berfelben und endlich deren 

v. Kelgenborif, Jahrbuch II. 7 
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Die Anordnung der Kriegsbereitiihaft (Mobilmachung) des Bayeriſchen Kon⸗ 
tingent8 oder eined Theiles desfelben erfolgt auf Veranlafjung des Kailers durd 
den König von Bayern ). ine ſolche königliche Ordre kann nicht ohne Ber: 
anlaffung Seitens des Kaiſers ergeben und andererſeits, wenn viele erfolgt if, 
nicht umterlaflen werben. 

13. Die Anordnung der Aufftellung des Landſturms, wenn ein feindlicher 
Einfall Theile des Bundesgebietes bedroht oder überzieht 2). 

14. Die Erflärung des Kriegszuſtandes über ſolche Theile des Bundesge 
bietes, in welchen die öffentliche Sicherheit bedroht if, nach Maßgabe des Preufi: 
ſchen Gefeßes vom 4. Junt 1851 3). In Bayern kommt dem Kaifer dieſes Rebt 
erft dann zu, wenn ein Reichögejet neue Beftimmungen hierüber gegeben haben wird . 

15. Die Feſtſetzung der Retabliffementögelder nach beendigtem Krieg. 

UI. Titel Das faiferlihe Recht des Dberbefehls und der 
Dberauffiht und die den Bundesfürften verbliebenen Befehle: 
rechte. Dem Kaiſer ſteht im Krieg wie im Frieden der Oberbefehl und bie Ober: 
aufſicht über die gefammte Kriegsmacht der Reiches, aljo über Heer, Feſtungr 
und Krieggmarine zu ®). Hinſichtlich des Bayertfhen Kontingents und Kr 
Bayerifchen Feſtungen ift dieſes Kaiferliche Recht nur tm Krieg, und zwar mi 
Beginn der Mobilfirung, ein unbefchränftes; im Frieden flieht das Bayerikk 
Kriegsweſen „unter der Militärhoheit des Königs von Bayern“, jedoch innert | 
ber unten näher anzugebenden Schranken ©). Den übrigen Bunbesfürften komur 
nur noch einzelne, bejonder8 vorbehaltene Befehlsrechte zu. — Die Frage Wi 
der Auläffigfeit der Uebertragung der Oberbefehlsrechte an Stellvertreter, fa d 
im Krieg oder im Frieden, fanın nur im Zuſammenhang mit ver Lehre we 
der Ausübung von Hoheitörechten durch Stellvertreter überhaupt richtig bear: 
wortet werden, und mag daher bier auf fich beruhen bleiben. 

I. Die aus dem Oberbef ehl fließenden Rechte des Kaifers find folgen 

1. Der Raifer ernennt die Offiziere und Beamten der Zentral: Rilur 
Behörden und alle Offiziere und Beamten der Marine. ”) 

2. Er ernennt ferner die Kommandanten aller Feftungen, namentlich ou 


— — — — — — 


Mobilmachung hängen von den Anorbuungen des Bundesfeldherrn ab. Golden Ir 

ordnungen ift allegeit,und in ganzem Umfange Folge zu leiften. Die bierburch ewat 

fenden Koften trägt die Bundeskaſſe, jedoch find die König. Sächſiſchen Kaflen ie 

pflichtet, Die nothwendigen Gelder, infomweit ihre vorhandenen Fonds ausreichen. ?M 

gufßiehen. — Wörtlich übereinftimmend lautet die Milttärlormention mit Württer 
erg vom 21./25. Nov. 1870. Art. 14. 

1) Vertrag mit Bayern vom 23. Nov. 1870 III. 8. 5. III — Vergl. aue 
Motive zum Entwurf eines Militärftrafgefegbuchs f. d. D. Reich im d. Bechdl. de 
Reichstages 1872. Altenftüde S. 20. 

2) Geſetz vom 9. Nov. 1867 über die Berpflihtung zum Kriegsbienft $- ! 
(B. ©. Bl. 135). 

2) Berfaffungsurfunde Art. 68. u 

*) Auf Bayern findet nämlich Art. 68 der Reichöverfaflung feine Anwender 
und ber Vertrag mit Bayern vom 23. Nov. 1870 III. 8. 5. VI. befagt: „Die Ki 
ausſetzungen, unter weldhen wegen Bebrohung der öffentlichen Sicherheit das Bunte 
gebiet oder ein Theil besfelben durch den Bundesfeldherrn in Kriegezufand ei" 
werben kann, bie Form ber Verkündung und die Wirkungen einer foldhen Kllinr: 


. werden durd ein Bunbeegeich geregelt.” 
rt. 


8, Berfafiungsurktunde 63 Abf. 1 u. Art. 53. 
®, Bertrag mit Bayern v. 23. Nov. 1870 III. 8. 5. 
N, Berfaffungsurkunde Art. 18 u. 53. 
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der in den Königreichen Sachſen und Württemberg gelegenen. Die Militär⸗ 
Konvention mit Württemberg ändert hieran nichts, ſondern gibt blos die Zuſage, 
daß der Kaiſer vor dem Vollzug einer Ernennung ſich mit dem Könige von 
Württemberg „in's Bernehmen ſetzen“, d. b. deſſen Anfichten und Winfche ver- 
nehmen wolle 1). Die Kommandanten der Baperifchen Feſtungen werden vom 
König von Bayern ernannt. Sollte jedoch das Reich eine neue Feſtung tn 
Bayern anlegen, fo würde die Ernennung des Kommandanten dem Kaifer zu⸗ 
fieben, wenn auch gleih das „unmobile Material’ verfelben bayeriſches Eigen- 
thum wird und die Erhaltung der Feſtung aus Reichsmitteln durch die bayeriſche 
Miktäwerwaltung geichteht ?). 

3. Der Kaiſer ernennt den Höchſtkommandirenden des Königl. Sächfifchen 
Armee⸗Korps „auf Grund der Vorſchlaͤge Sr. Maj. des Königs von Sachſen“; 
er wtrd alſo nur auß ben Hierzu vorgeichlagenen Perfonen wählen, kann aber 
Ergänzung der Vorfchläge begehren. ‘Die Berfegung, Penfiontrung und Entlaffung 
verfügt der Kaifer frei. Die Ernennung wie auch die Berfegung und -Penfioni- 
zung des Höchſtkommandirenden für das Württembergifche Armeekorps erfolgt durch 
den König von Württemberg „nach vorgängiger Zuftimmung” bes Kaiſers 3). 
Die Höchfttommandirenden ber beiden Bayeriſchen Armeekorps werden vom König 
von Bayern frei ernannt, verſetzt, penfionirt oder entlaffen. 

4. In feiner Eigenſchaft als König von Preußen befördert, verjegt, penſio⸗ 
wet und entläßt der Kaiſer alle Offiziere und Militär-Beamten der Prenpifchen 
Armee und der mit berfelben vereinigten Kontingent. In den Militär - Kon- 
ventionen iſt den Kontingentsherren Berüdfichtigung etwaiger Wünſche in Aus- 
ficht geftellt ). Adjutanten wählen fie felbft, aber mit Beobachtung der kon⸗ 
ventionsmäßigen Beſchränkungen, ebenio Offiziere à la suite, welche Iebteren 
jedoch nicht aus Reichsmitteln bejoldet und penſionirt werben 6). Die Emmen: 
nung, Beförberung, Verſetzung und Entlaffung der dem Königl. Sächſiſchen und 
Königl. Wurttembergiſchen Armeekorps angehörigen Offiziere und Beamten fteht, 
mit den unter 2 und 3 bemerften Ausnahmen, dem Könige von Sachſen, be- 


— — — — 


1) Berfaſſungsurkunde Art. 64 Abſ. 2. Militär-Konvention mit Württemberg 
v. 21./25. Nov. 1870 Art. 7. Auf Irrthum beruht die Angabe H. Blanfenburgs in 
v. Holtzendorffs Jahrbuch: I, 390. 

2, Vertrag mit Bayern v. 23. Nov 1870 III. 8. 5. Schlußprotofoll Ziffer XIV. 

2) Milttär-Konvention mit Württeniberg v. 21.25. Nov. 187u Art. 5. 

+ Militär-Ronvention mit Baben Art. 7: „In Betreff der babifchen Zruppen- 
Abtheilungen follen bei Anftellung und Beriebung bon Offizieren die etwaigen Wünfche 
Sr. königt Hoheit des Großherzogs thunlichſte Berüchſichtigung finden.” — Militär- 
Ionvention mit Helfen. Sclußprototol Art. 1: „Die königl. preußifchen Bevoll⸗ 
mädtigten erflärten, daß Se. Maj. der Kaifer das Allerhöchft Demfelben von Sr königl., 
Hoheit dem Grofhergoge' übertragene Recht der Ernennung, Beförderung und Ber- 
ſetzung der Offiziere, Borteepee-Fähnrice, Aerzte und Militärbeamten unter thunlich- 
fter dfichtigung ber Wünfche des Allerhöchſten Kontingentsherrn ausilben wollen. 
Insbefondere foU der Kontingents⸗Kommandeur beanftragt werben, vor Einfendung 
der terminsmäßigen Borfchläge und Geſuche an Se. Majeität den Kailer, Sr. känigl. 
Hoheit dem Kontingentsheren bezüglich der Offiziere 2c. ſämmtlicher Waffen Vortrag zu 
erftatten und etwaige Bemerlungen Sr. königl. Hoheit des Großherzogs Sr. Maj. dem 
Kaifer zu melden.” — Aehnlich die Militärlonventionen mit Medienburg Art. 11. 
Abſ. 1. fowie mit den meiften übrigen fleinen Staaten. Bgl. Thudichum, Ver⸗ 
faflungsredht des Norddeutſch. Bundes 1870, ©. 394. 

) Militär - Konvention mit Baden Art. 6 und Schlußprotokoll $. 3. Militär» 
Konv. mit Heſſen Art. 9, mit Mecklenburg Art. 11 u. 12. 
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ziehumgsweiſe Württemberg zu. Innerhalb des K. Sächſiſchen Armeckorps be 
darf jedoch jede Beförderung zum Brigade-Kommandeur (Generalmajor ober 
deſſen Stelle vertretenden Oberſt) oder zum Diviſions-Kommandeur (General: 
Tientenant oder deſſen Stelle vertretenden Generalmajor) zu ihrer Gultiglkeit ber 
Auftimmung des Kaiſers 1). Innerhalb des Wurttembergiſchen Armeekorps iſt 
dies nicht der Fall ). Wenn ſich in Folge der vom Kaiſer ober in feinem 
Auftrag vorgenommenen Inſpektion die Berfegung, Benfioninung oder Yu 
Diepofition-Stellung von Offizieren als nothwendig ergeben Bat, fo wird dieſelbe 
duch die Könige von Sachen und Württemberg ummeigerlich erfolgen 3). 

Die Offiziere des Bayeriſchen Armeek orps werden ſammt und ſonders ledig⸗ 
lich vom König von Bayern frei ernannt, und über Verſetzungen, Penſionirungen, x. 
welche ſich bei von Reichswegen ftattgehabter Inſpection als wünſchenswerth 
berausgeftellt Haben follten, findet Berftändigung zwiſchen dem Kaiſer und dem 
Könige von Bayern Statt. 

Nach ausgebrochenem Krieg, in welchem dem Kaiſer nothwendig die vol 
Verfügung über alle Kontingente zuftehen muß. erfahren jene Rechte der dv 
Könige felbftverftändlich weſentliche Einſchränkungen. | 

5. Ale Bundesfürften, auch diejenigen, welche ihre Milttärrechte an den 
Kaiſer und König abgetreten haben, ftehen zu den ihren Gebieten angehörende 
Truppentheilen (nit auch zu den in ihre Gebiete gelegten fonftigen Rade 
truppen) in dem Verhältniß eined fommanbdirenden Generals, üben die at: | 
ſprechende Disziplinar-Strafgewalt und erlaffen in diefer Beziehung ihr: 
Befehle direkt an vie betreffenden Abtheilungs- Kommandeure. — Andere Truppen 
theile des Reichſsheeres, welche in ihre Rändergebiete dislozirt find, können ver 
den Fürften und Behörden unter den geſetzlichen Vorausſetzungen zu polger 
lichen Sweden requirirt werben ©). 

6. Hinfichtlih der Beſtellung der Militärgerichte, der Anordnung em 
Strafunterfuhung, der Beftätigung der wmilitärgeriägtlichen Urtheile und der Be 
gnadigung kommen den Bunbesfürften, deren Kontingent mit der Preußiſche 
Armee vereinigt ift, feine erheblichen Befugniffe mehr zu). Nur in Wirte: 

1) Die betrefiende Beſtimmung der Reihsverfaffung Art. 64 lautet wörtlid: 
„Bei Generalen und ben Generalftellungen verfehenben Offizieren innerhalb bes Xor- 
ee iſ bie Ernennung von ber jedesmaligen Inftimmung des Kaiſers abhängt 
u machen.“ 

’ 2) So auch H. Blankenburg in v. Holtzendorffs Jahrbuch I, 390. 

* Milttär-Konvention mit Sachſen Art. 4 und mit Württemberg Art. 19 — 
Das Nähere vgl. unten S. 106.: Oberaufficht. 

) Berfaffungsurkunde Art. 66. Milttär- Konvention mit Württemberg Art >: 
Baben Art. 5; Heſſen Art. 7; Medienburg Art. 6. 

5) Militär. Konvention mit Baden v. 25. Nov. 1870 Art. 14 hf. 3: „Ti 
MilitärgerichtSbarfeit wird von den Militärgerichtsherren ausgeübt; Die Beftätigung der 
von Militärgerichten ergangenen Erkenntniſſe erfolgt auf bem militäriichen Inftanzeruregt- 
Das Begnadigungsredt ſteht Sr. Majeftät dem Könige von Preußen als Bunte 
jelpherrn zu, jeboch werben Wunſche Sr. Königl. Hoheit des Großherzoge in Mer 
Richtung, Badiſche Unterthanen betreffend, thunlichfte Berüdfihtigung finden.” Ril- 
tär- Konvention mit Heſſen vo. 13. Juni 1871 Art. 14: „Die Militärgerictöbartet 
wird von ben zuftändigen Mifttärgerichten der Divifion über ſämmtliche Angeherix 
des Kontingent® ausgeübt; bie Beitätigung ber von ben Militärgerichten ergangenen 
Erfenntnifie erfolgt in Gemäßheit ber Beftimmungen bes Milltärftrafgefepbudt mi: 
‘der Maßgabe, bat ‚ wenn bie Verurtheilten Großherzoglich Hefſiſche Staatsangeberrge 
find, in den Sr. Majeftät dem Kaiſer vorbehaltenen Källen das Einverfländmb Zr. 
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berg }) und natürlich in Bayern ift Died andere. 

7. Der Kaiſer ift berechtigt, behufs Berfegung mit oder ohne Beförderung 
fir die von ihm im Reichsdienſte (fer es im Preußiſchen Heere oder in andern 
Kontingenten) zu befegenden Stellen aus den Offizieren aller Kontingente des 
Reichsheeres zu wählen 9. Im alle der Kaifer für eine ſolche Offizierſtelle 
aus dem Königl. Witrttembergifchen Armeekorps wählen will, wird er fich vor: 
der mit den Könige von Württemberg darüber in Vernehmen ſetzen. Uebrigens 
follen, um dem Saifer vie. nöthigen Athaltspunkte zur Beurtbeilung der zu 
folgen Emennungen geeigneten Württembergifchen Offiziere zu gewähren, all» 
jährlich Perfonal- uud Dualifilationsberichte nach Preußiſchem Schema über 
die Offiziere des K. Württembergiichen Armeecorps vom Stabsoffizier aufwärts 
aufgeftellt und dem Kaiſer vorgelegt werben °). 

Auf Bayern erftredt fich dieſes kaiſerliche Necht gar nicht. 

8. Ter Kaiſer bat auch im Frieden den alleinigen Oberbefchl über die 
Feſtungen des Reichs, außer denjenigen Bayerns; denn er beſtimmt die Garni: 
fonen darin, die von ihm ernannten Feſtungskominandanten find ihm ausſchließ⸗ 
lich untergeorbnet und die Erhaltung der Werke ſowie ihre Erweiterung oder 
Veränderung erfolgt auf Koften des Reichs vermöge kaiſerlicher Anordnung. 
Dem Kaiſer fteht auch das Recht zu, an jevem Orte des Bundeögebieted neue 
Feftungen anzulegen, und zwar gebührt ihm dieſes Recht ausſchließlich *). 
Nur den drei Königreicen gegenüber bat e8 mehr oder minder erhebliche 
Einſchränkungen erfahren. 

9. Der Raifer hat das Recht, innerhalb des Bundesgebiet die Gamifonen 
zu beſtimmen ®), alfo nicht bloß den Truppen jedes Kontingents ihre Stand- 
quartiere innerhalb ihres Heimathſtaates anzuweiſen, Tondern fie aud je nad 
Umftänden, ganz oder theilmeife aus ihrem Heimathſtaat herauszulegen und fie 
befiebig durch Truppen anderer Sontingente zu erlegen. Auf Bayern erftredt 
ſich dieſes ausnehmend wichtige Hecht des Kaiſers, in welchem fich der Grund⸗ 


Königl. Hoheit des Großherzogs eingepolt werben wird. Das Letztere wird auch in ben 
Hallen flattfinden, in welchen zur Einleitung eines gerichtlichen Berfahrens bie Allerhöchſte 
Ermädtigung Sr. Maj. des Kaiſers erforderlich if." — Die Beguadigung wegen nicht 
militärifder Vergehen ober Verbrechen verurtbeilter Offiziere u. |. w. wird in Betreff 
der Heffifhen Untertanen durch Se. Maj. den Kaifer in Gemeinſchaft mit dem Aller- 
böchflen Kontingenteheren ausgeübt. Bei allen militäriihen Vergehen der Offiziere 
u. |. w. fieht die Ausübung des Begnadigungsrechts Sr. Maj. dem Kaiſer ausſchließ 
üh zu. — Aehnlich wie die MiL-Konv. mit Helfen beflimmt die Mil-Konv. mit 
Nedienburg- Schwerin Art. 6. Medlenburg-Strelik Art. 6. Oldenburg 
Art. 17 und das dazu gehörige Schlußprotololl Art. 8 Die Übrigen Konventionen 
haben einen ber Badiichen Ähnlichen Inhalt. Vgl. Thudichum, Berfafjungsrecht d. Norbd. 
Bundes 1870. &. 306. 

1) Müitär-Konvention mit Württemberg v. 21./25. Nov. 1870 Abf.6; „Se. Mai. 
ver König von Württemberg genieht al® Chef feiner Truppen bie ihm allerhöchſt zu- 
ftebenden Ehren und Rechte und übt die entſprechenden gerichtsherrlichen Befugniſſe 
janımt dem Beſtätigungs⸗ und Beguadigungsrecht bei Erlenntnifien gegen Angehörige 
08 Armeelorps aus, welche über bie Detugnife bes Armeelorps-Kommandanten, be= 
ziehungsweiſe bes Königl Württembergiigen riegeminifteriums binausgehen.‘‘ 

) Berfafjiungsurkunbe Art. 64. Abſ. 3. 

3, Militärtonvention mit Württemberg. Art. 7. 

+, Berfaffungsurfunde Art. 63. 

5) Berfaflungsurtunde Art. 63 Ab. 4. 
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ja der Einheit des Reichsheeres beſonders nachdrücklich ausfpricht, in (Friedens 
zeiten gar nicht. ‘Den meiften übrigen Staaten find durch die einzelnen Militär 
fonventionen Seitens des Königs und Kaiſers bejondere Zulagen gemacht worden, 
im Allgemeinen dahin lautend, daß der Kaiſer für die Regel und in gewöhn— 
lichen, friedlichen Zeiten den Truppen des betreffenden Kontmgentd ihre Gern 
fonen innerhalb ihres Heimathſtaates anweiſen und nicht andere Deutſche Trup⸗ 
pen in dieſen Staat legen werde, vorbehaltlich jedoch allezeit des verfaffungs- 
mäßigen „Rechts“ des Kaiſers, aus wichtigen Gründen auch im Frieden Ant 
nahmen zu machen ?). 


1) Die Veftimmungen ber wichtigſten Militärtonventiouen dieſerhalb find folgentr: 
Mil.⸗Konv. mit dem Königreih Sachſen v. 7. Febr 1867 Art. 1: ‚Unbeichadet ber 
dem König von Preußen zuftehehben Berehtigung, über die einzelnen Trappen auder⸗ 
weit zu disponiren, ſoll der Verband und die Gliederung des K. Sächſiſchen Arne 
torp8 möglichſt erhalten werben. Art. 5: „Obwohl dem Könige von Preußen alt 
Bunbesjeldherrn das Recht zufteht, Die Dislocation aller Theile des Bundesheeres un 
bie Beſatzungs⸗ und Stärleverhältniffe desſelben im ben einzeinen Bundesjiaaten im 
Kriege wie im Frieden anzuordnen, fo will derielbe doch für die Dauer frieblider 
Verhältniſſe von dieſer Berechtigung nur Gebrauch machen, wenn er fich im Anterefie 
des Bundesdienftes zu einer ſolchen Maßregel bewogen findet. Der König von Preußen 


wird in ſolchen Fällen fi) vorher mit dem Könige von Sachſen in Vernehmen fegen“ 


— „Für. die nächte FE behält fi der König von Preußen, im Einverſtändniß wit 


dem Könige von Sachſen und in Gemäßheit bes gegenmwärtiger Konvention beigefügten 
Separatprotofolles, die Belegung ber in lebterem benannten Pläge im Königreide 


Sachſen vor.” Die Konvention ift bisher mit Recht bahin auegelegt worben, daß 


ſämmtliche Theile des Sächſiſchen Armeekorps jederzeit ihre Garnifonen vom Kaiier 


angewiefen erhalten, aber regelmäßig nur innerhalb bes Königreiches felbft, und daß 
andere Truppen in bemfelben regelmäßig nicht garnifonixen follen. Eine weitergehentt 
Einfhränfung ber verfafiungsmäßigen Rechte des Kaiſers läßt fih and im 
Wortlaut der Konvention nicht herleiten. Die Übrigen Militär- Konventionen lanen 
wegen ihrer deutlichen Faſſung über biefen Punkt von vornherein weniger Jmikl 
übrig. — Militär - Konvention mit Württemberg v. 21./25. Nov. 1870 Artikel 6: 
„Unbeichabet der dem Bundesfeldherrn gemäß ber Buntesverfafiung zuſtehenden Rechte 
der Disponirung über alle Bundestruppen unb ihre Dislocirung | 
frieblicher Verbältnifie das Württembergifche Armeecorps in feinem Verband und in 
feiner Gliederung erhalten bleiben und im eigenen Lande dislocirt fein; eine hiervor 
abweichende Anorbnung des Bundesfeldherrn, ſowie die Dislocirung anderer Deut 
ſcher Truppentheile in das Königreih Württemberg fol in frieblicen Zeiten nur mi 
Zufimmung Sr. Maj. des Könige von Württemberg erfolgen, fofern es fi nidt 
um Beſetzung fübbeurfcher oder weftdeutfcher Feſtungen handelt.” — In dem lebterm 
Sage iſt ausdrücklich ausgefprochen, daß auch in gewöhnlichen Friedenszeiten wiürtten- 
bergiſche Truppen zur Belegung von Straßburg, Metz, Mainz. Rafladt u. |. w. verwente 
und ebenfo andere deutſche Truppen in die Reichsfeſtung Ulm gelegt werten kennen. 
— Militär-Konvention mit Baden v. 15. Nov. 1870 Art. 4: „Um den Wehrpilid- 
tigen die Ableiftung ihrer Dienftzeit zu erleichtern, werden Se. Diajeftät ber Knie 
von Preußen dem Badiſchen Kontingent joweit al® möglich fländige Garniſonen inner 
pas der Grenzen des Großherzogthums anweifen, und von bem Allerhöchſt Ihm all 
ndesfeldherrn verfafjungsmäßtg zuftehenden Dislokationsrechte nur a 
und in aufßergemöhnlichen, durch milttärifche oder politiſche Intereſſen gebotenen Fallen 
Gebrauch machen. Ebenſo follen nur, ſofern ähnliche Rüdfichten es erfordern, Orr 
haften bes Großherzogthums anderen Bunbestruppen als Garnifon angewieſen 
werben, vorbehaltlich — Verfügung in Betreff der Beſetzung der Feſtung Ra 
ſtadt“ — Militär- Konvention mit Heffen v. 13. Juni 1871 Art. 6: „Das Ere 
herzogliche Kontingent wirb für die Dauer des Friedens innerhalb bes Großherzog 
thums Garnifon behalten und es wollen Se. Maj. der Kaifer von dem Alerh 
nen verfaffungsmäßig zuftehenden Dislolationsrechte für die Dauer friedlicher 
Berbältniffe nur vorübergehend und in außergewöhnlichen, durch militärifche eber poli- 


oU für die Dane 
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10. Laut Berfaffungsurtunde Art. 63, Abſ. 4 beftimmt der Kaifer ben 
Präjenzftand der Kontingente des Reichsheeres. Vermöge vieles ihm aus- 
ſchließlich gebührenden Rechtes (vorbehaltlich der formellen Verfügungsrechte der 
Krone Bayern) dann er das Reichsheer ober einzelne Kontingente ſowohl unter 
ber geſetzlichen Friedenspräſenzſtärle halten, als auch aus triftigen Gründen eine 
außerordentliche Einberufung von Reſerven oder eine auferordentlice Rekruten⸗ 
Aushebung im ganzen Reid oder einzelnen Provinzen anordnen, ohne die vor- 
berige Bewilligung des Bundesraths und Reichstags zu bebütrfen. In dieſem 
Sume nämlich iſt im verfaffunggebenden Reichstag 1867 der Artikel 63 der 
Verfaſſungsurkunde Namens der verblindeten Regierungen erläutert und vom 
Reichstag angenommen worben ?) und bat dann durch das Geſetz vom 9. Nov. 
1867 1 die Verpflichtung zum Kriegsdienſt eine dem entſprechende ausdrück⸗ 
liche Auslegung gefunden. Letzteres lautet in 8. 9: „Der Bundesfeldherr be- 
ſtimmt für jedes Jahr nad Maßgabe des Geſetzes die Zahl der in Das flehenbe 
Heer und in die Marine einzuftellenden Rekruten.“ $. 8: „Die Einberufung 
der Referve und Landwehr erfolgt auf Befehl des Bunbesfeldbermn. „Durch 
bie kommandirenden Generale erfolgt die Einberufung nur a) zu den jährlichen 
Uebungen, b) wenn Theile des Bundesgebietes in Kriegszuſtand erklärt werben.” 
Daß die Einberufung von Rejerven auch zuläffig ift bloß zur „Verſtärkung“ des 
Heeres oder der Flotte, fieht der 8. 6 Abſatz 5 durch folgende Beftimmung 
vor: „Während des Heftes der fiebenjährigen Dienftzeit find die Mannfchaften 
zur Reſerve beurlaubt, infoweit nicht die jährlichen Uebungen, nothwendige 
Verſtärkungen ober Mobumachungen des Heeres, begiehungoweiſe Ausrüſtungen 
der Flotte, die Einberufung zum Dienſt erfordern.“ Hinſichtlich der Kriegsmarine 
bedürfen die Beſtimmungen überall keiner weiteren Erläuterung; wohl aber 
ſcheint es geboten, ihre Bedeutung für das Landheer näher zu unterſuchen und 
die Sonderſtellung Bayerns zu prägziſiren. 

a) Die Schranke, innerhalb welcher ſich die kaiſerliche Anordnung der Re: 
fruten-Aushebung balten muß, iſt „das Geſetz“, nämlich das Geſetz über die 
Friedenspraſenzſtärke des Heeres. "In gewöhnlichen Friedenszeiten darf eine 
Refrutenaushebung immer nur jo ftark fein, um gerade das gejeglihe Marimum 
des Friedensheeres voll zu machen. Es hängt aljo die Stärke jeder Aushebung 
ab von der Stärke der voraußgegangenen Aushebungen und der Ausdehnung 
der verfügten Beurlaubungen. db) Der Kaiſer beftimmt ferner die Zeit ver 
Ausbebung und der Einftellung der Rekruten. c) Der Kaiſer erläßt allgemeine 
Borichriften über Beurlaubungen der aftiven Mannſchaften, indem er ſolche Be- 
urlanbungen bireft anorbnet, ober Regeln gibt, unter welchen Borausfegungen 
fie geftattet feien. Die Verfaffungsurtunde Art. 59 und das Geſetz v. 9. Nov. 
1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt 8. 6 ftehen ſolchen Beurlaubungen 
nicht entgegen, da fie nur die Verpflichtung der Mannfchaften ausjprechen, drei 


che Interefien gebotenen Fällen Gebrauch maden. Se. Maj. ber Kaifer wollen in 
ſolchen Fällen nd vorher mit Sr. 8. H. dem Großherzog in Bernehmen ſetzen. Auch 
lolfen anderen Bundestruppen nur dann Garnifonen im Großherzogthum angewieien 
werden, wenn es ähnliche Rüdfichten erfordern.” — Hinfichtlic ber unter Helfiicher Hoheit 
gelegenen Reichsfeſtung Mainz find natürlich andere Grundſätze maßgebend. — Leber 
Ge Zufagen an die meiften Heineren Staaten vgl. Thudichum, Berfaflungsredt 
> Nordd. Bundes S. 393. 
1) Bgl. Ehnbihum, Berfafiungsreht d. Nordd. Bundes 1870 ©. 434. Anm. 
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Jahre bei den Fahnen anweſend zu fein, jofern der Kaiſer Dies für notwendig 
erachtet, keineswegs eine Verpflichtung des Kaiſers, die Mannſchaften drei Yahre 
bei den Fahnen zu halten). Nur eine willkürliche Handhabung der Beurlau- 
bungen erſcheint unzuläflig, d. b. eine den Grundſatz der Gleichheit der Wehr: 
pflicht und der Gleichheit der Paften aller Staaten und Klaffen des Reichs? 
widerſprechende, bei welcher alfo nicht die militäriiche Ausbildung, jondern Gumit 
den Maßſtab abgibt. Durch ſolche Beurlaubungen wird auch bie Möglichkeit 
gegeben, ohne Ueberichreitung ver gefetlich feftftehenden Triedenspräfenzftärte, em: 
größere Anzahl von Rekruten einzuftellen;, 3. B. bei der gegenwärtigen Friedens 
präfenzftärle von 401,659 Mann und voller dreijähriger Präjenz bei ber 
Fahne würde die jährliche Aushebung nur etwa 130,000 Mann betragen Fönnen, 
während bei bloß 2%, jähriger Präfenz die Rekruteneinſtellung jährlich um !;, 
ftärter fein, alfo etwa 151,000 Mann betragen diirfte. — d) Ausnahmsmeike, 
wenn die politifchen Berhältniffe e8 gebieten, kann der Kaiſer aus eigener Wacht: 
oollfommenbeit da8 ftehende Heer durch eine ftärkere oder eine außerordentliche 
(erfrühte) Rekruten-Aushebung vorübergehend über bie regelmäßige, gefetli: 
Friedensſtärke erhöhen, ja fogar zu dieſem Zwecke außerordentlicher Weile Referer: 
einberufen, oder die Entlaffung zur Reſerve fiftiren®). Jenes ericheint als 
die geringere Abweichung von der gefeglichen Regel und als die geringere Be 
loftung Einzelner, und wirb in gar manden Fällen die Einberufung von Re 
ferven entbehrlich maden. — e) Alle diefe Anordnungen kann der Kaifer fin 
alle Kontingente in gleicher Weiſe treffen, oder für einzelne Sontingente in ab- 
weichender Weile, da ihm die Verfaſſung ausdrücklich das Recht beilegt, ver 
Präfenzftand der einzelnen Kontingente zu beftimmen t). 

Es leuchtet ein, daß die eben aufgezählten Rechte alle zufamınen dem 
Kaiſer ausschließlich zukommen müflen, da fie in engflen Zuſammenhang 


’) Verhandl. d. verfafjunggebenben Reichſstags 1867, S. 615, und Aenßerung 
de8 Kriegsminifterd © Roon im orbentlihden Reichstag 1867 ©. 481. SIu Biden: 
Sinne iſt die dreijährige Dienftzeit vor 1867 im Preußen und nach 1867 im Work 
beutfchen und Deutichen Reichstag fietd ohne Widerfpruch verftanden worden. 

2) Berfaffungsurfunde Art. 58. 

3) Diefe außerordentlihen Vollmachten find der Reichſsregierung bei ber Annahme 
bes Geſetzes vom 9. Nov. 1967 vom Reichstag mit großer Majorität (mit 165 gegen 
81 Stimmen) ertbeilt worden, nachdem der Bundeslanzler Graf v. Bismard geltend 
gemacht hatte, wie die Regierungen aller großen Racbarftaaten Deutihlands durd 
ihre heimiſche Geſetzgebnug in keiner Weile gehindert feien. durch Einzieben von Re 
fernen oder Rekruten ihre —— im Stillen zu verſtärken, Deutſchiand alſe ın 
roßen Nachteil gerathe, ſobald feiner Regierung nicht gleiche freie Bewegung zu 
omme. (Berbandl. v. 19. Oft. 1867 ©. 482. a Thudichum, Berfaflun t 
Nordd. Bundes 1870 ©. 432-434). Praktiſche Anwendung bat dieſes Recht bereite 
zweimal gefunden. Nach Beendigung des Krieged 1870/71 mußten 31,000 Reſerviſte: 
mehrere Momate, ja ein Theil berjelben faft ein volles Jahr länger bei ben in Frankreid 
und in Elfaß-Lothringen garnifonirenden Regimentern behalten werden, weil ſich die be 
treffenden Regimenter nur dadurch vollzählig erhalten ließen. (IE —— ARE 
S. 47 — 49.) — Ueber die im Dezember 1971 erfolgte Einberufung von N { 
zum Zweck ber Inbienfiftellung eines Theils der Flotte für den Fall einer Verwidinng 
mit Brafilien vgl. Reichstag 1872. S. 572—573. 

4, Er könnte alfo 3. B. aus Beranlafjung von Unruhen in Bolen für bie ätt- 
lichen Provinzen Preußens und das Königreih Sachſen alle Benriaubungen fki 
und einen Theil der Referven einberufen, die Ginziebung der Retruten aber hinaus- 
ſchieben, dafür dann im folgenden Jahre ftärtere Beurlaubungen anordnen. 
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mit einander flehen, und ihre Ausübung im Intereſſe der Geſammtheit, ſowie 
folglich auch ihre gerechte Ausübung nur durch den Kaiſer möglich iſt. Denn 
da der Kaiſer Die äußere Politik des Reiches leitet, jo muß auch feiner Beur- 
tbeilung überlaffen bleiben, ob die Europäiſchen Verbältniffe jo berubigender 
Natur feien, um eine geringere Refrutenaußhebung oder eine umfallendere Be⸗ 
urlaubung. zu geſtatten und auf Diele Weiſe eine Ermäßigung der Wehrpflicht 
und der Stenerlaft eintreten laſſen zu fönnen; und ebenio kann allein der Kaifer 
beurtheilen, ob der Ernſt der Zeit eine ungewöhnliche Anſpannung der Kräfte 
erheiſche. Jeder den Abſichten der Centralregierung entgegenlaufende Sonder: 
wille der Kontingentäherren würde dem verfaflungsmäßig feitgeftellten Grundſatze 
der Einhert des Reichſsheeres und der Gleichheit der militäriſchen und finanziellen 
Laften widerſprechen umb bie ſchlimmſten Berwirrungen herbeiführen. In den 
Nilttärkonventionen tft denn auch das Kaiferliche Hecht der Beſtimmung des 
Pröienzftandes in keiner Weiſe beichränft worden !). 

Hinfihtlih Bayerns Liegt die Sade formell anders, aber nicht mate- 
rel. Das echt, den Präfenzftand des Bayeriſchen Heeres zu beftimmen, 
fommt allerdings in Friedenszeiten dein Kaiſer nicht unmittelbar zu, ſondern es 
erhält die Bayeriſche Armee Anorbnungen hierliber nur vom König von Bayern; 
derfelbe Hat jedoch bierfür die für das übrige Reichsheer erlaflenen Kaiſerlichen 
Vorſchriften in jeder Beziehung zum Vorbild zu nehmen, da Bayern in Bezug 
auf die „Ausbildung ver Truppen ‚volle‘ Uebereinftinmung mit den für das 
Reichsheer beftehenden Normen berzuftellen bat und das Bayeriſche Kontingent 
dieſelbe Vollzähligkeit und Kriegstüchtigkeit“ zeigen muß wie bie andern 
Kontingente 2). Cine außerordentliche Einberufung von Reſerven des Bayerifchen 


. 1) Andere H. Blankenburg in v. Holgendorffs Jahrbuch I, 393. Rad feiner 
Meinung befindet fi ber König von Sachſen rechtlich in ber Lage, „durch Beur- 
laubungen und andere Mittel feinen Unterthanen bie militärifhen Pflichten im Ber- 
gleih zu Preußen und den mit ihm militärifh unirten Staaten erbeblih zu erleidh- 
tern“, weil der Kaifer in der Militär-Konvention v. 7. Febr. 1667 Art. 3 verſprochen 
habe, „nicht in die innere Verwaltung des K. Sächſiſchen Armeekorps eingreifen” "zu 
wollen " — Es ift jedoch hiergegen einzumwenben, bay die „innere Berwaltung”' de Armee- 
Iorp6 dem hergebrachteni Sprachgebraudh nach nicht aud bie Verfügung über ben 
Präfenzftand begreift, wie dies auch der Art. 3 ber Konvention auffaßt, da ex von ber 
Vorausſetzung ausgeht, daf die Unterhaltung des K. Sächſiſchen Armeekorps eine 
„etatmäßige" fein werde, und GEriparniffe nur vorkommen, ſofern die „etatmäßige 
Unterhaltung“ flattgefunden hat. Ohnehin flellt der Art. 4 der Konvention bie Aus- 
bildung der Sächſiſchen Truppen unter die ſtrengſte Kontrole des Kaiſers, fo daß es 
nu einer Bemerkung desſelben bebürfte, um für den König von Sachen bie Pflicht 
su begründen, umgeeignete Beurlaubungen künftig zu unterlafien. — Ganz das Näm— 
liche iſt auch hinfichtlich Württembergs zu jagen laut Art. 12 u.9 ber Militärkonvention 
v. 21.125. Nov. 1870. Wenn 9. Blanfenburg feine entgegengejette Meinung, daß 
Württemberg felbfändig den Präfenzftand befliimmen dürfe, darauf gründet, daß 
Bärttemberg „fi mindeftens ber gleichen Autonomie erfreue wie Sachſen“, fo ift dic- 
ſelbe in doppelter Hinſicht zu beanftanden, einmal weil Sachſen eine ſolche Autonomie 
nicht beſitzt nud dann, weil eine Gleichheit im Rechte Württembergs und Sachſens 
nirgends ausgeſprochen fteht. In der That würde denn auch ein Recht Württembergs 
den Präfenzftand zu beflimmen, wegen ber in andern Hinfichten weitergehenden Sonber- 
hellung Bürttemberge viel bedentlicher fein als bei Sachien. 

Hy Bertrag mit Bayern v 23. Novbr. 1870 LIT, 8. 5. III. Im II. außerorbent- 
lichen Reichstag 1870 bemerkte daher auch Staatsminifter Delbrück erlänternd: „In 
der „Ausbildung“ ſieckt auch ber PBräfenzftand ſämmtlicher Kontingente.” (Verh. S. 69), 
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Heeres bedarf dagegen, da fie die Mobilifirung eines „Theils“ des Vayeriſchen 
Kontingents enthält, ober der ftille Anfang der vollen Mobiliſtrung ift, über: 
haupt die auswärtige Politit berührt, einer worgängigen Tpeziellen Veranlaffum 
durch den Kaiſer ?); und das Gleiche gilt von einer erfrübten | 
Mittelbar finden daher die vorher beſprochenen Beſtimmungen des Gelee 
vom 9. Noobr. 1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte auch auf Bayen 
Anwendung; e8 nehmen die im Geſetz dem Kaifer beigelegten Rechte mit ven 
angeführten Mobififationen in Bayern die Natur Königlicher Rechte an?). E 
fönmen mithin die Bayeriſchen Kammern fein Recht anfpredhen ummittelbar de 
Zahl der Kekruten zu bewilligen, wie Dies ehemals nach dem aufgehobenen Behr 
geſetz v. 23. Yan. 1868 geichah, noch mittelbar durch Streichungen an de 
Spezial⸗Etats den König zur Herabminderung des Präfenzftandes unter das m 
Reiche eingehaltene Map nöthigen. 

I. Oberauffidt. Nah Art. 4 Ziffer 14 und Art. 17 der ie: 
faffungsurkunde gebührt dem Kaifer das Recht der Aufficht über das Mi: 
weien des Reichs und die Kriegsmarine, und die Berfaflimgsurkunde Art. 6) 
verfügt genauer: „Der Kaifer hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge # 
tragen, daß innerhalb des Deutichen Heeres alle Truppentbeile vollzählig um 
friegstüchtig vorhanden find und daß Einheit in der Organifation ımb Form 
tion, in Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannſchaften, r- 
wie in der Qualififation der Offiziere hergeftellt und erhalten wird. Zu bider 
Behufe ift der Kaifer berechtigt, jederzeit durch Inſpectionen von der Be- 
faffung der einzelnen Kontingente fi zu überzeugen und die Abſtellung der de: 
bei vorgefundenen Mängel anzuordnen.“ Die Miltär-Konventionen mit Sadie 
und Württemberg enthalten die Zuſicherung, daß der Kaiſer, wenn er d: 


Infpettion durch Inſpekteure vornehmen laſſen werde, die Berfonen der legten 


zuvor dem betreffenden Könige bezeichnen wolle, wogegen ausdrücklich die Kr 
pflihtung des Kontingentsherrn ausgeiprochen ift, allen vorgefundenen fohlhe 
und perjönlichen Mißſtänden abzubelfen, alfo namentlich auch die vom Kai 
als nothwendig erkannten Verfegungen, Penſionirungen oder Zur = Dispefitier 


Stellungen u. |. w. zu verfügen, und Daß das geicheben, dem Sailer or 


zuzeigen. Hinfihtlih Bayerns beftimmt der Vertrag v. 23. Nov. 151" 
II. 8. 6. II: „Der Bunvesfelohere hat die Pflicht und das Recht, ſich dert 
Infpefttionen von der Uebereinftimmung in Organtfation, Formation und Ie# 
bildung, fowie von der Bolzähligfeit und Sriegstüchtigfeit des Banrilk: 
KontingentS Weberzeugung zu verichaffen und wird fi über die Mobaltär 
der jeweiligen Vornahme und über das Ergebniß diefer Inſpektionen mit 1. 
Majeftät dem Könige von Bayern ind Vernehmen ſetzen.“ 

Da die Inſpektionen, welche im Auftrag des Kaiſers vorgenommen nr 
den, nicht, wie zu Seiten des frühern Deutſchen Bundes, bloß nad längee 


Zwifchenräumen, fondern mindeſtens jährlich ftattfinden, ſich auch micht auf bit 


Baraden oder größere Manöver beichränfen, vielmehr ganz in® Einzelne geben 
um bie wöllige Ausbildung jedes einzelnen Mannes und Pferdes und die Tualt 


„Rechtlich“ Hat demnach Bayern nicht von Weiten „freie Sand in Baug auf & 
fimmung bes präfengflanbee, und ebenfomwenig ift Die® „thatfächlich” der Fall, wir d 
Blankenburg in v. Holtenborfis Jahrbuch I, 395. Zeile 1 und S. 396 meint. 

3) Vertrag mit Bayern v. 22. Nov. 1870. III. $. 5. Il. 

2) Reichsgeſetz v. 24. Nov. 1871. 8. 1. (R. ©. BI. 398.) 
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fifation jedes Offiziers zu ermitteln, fo liegt hierin eine höchſt wichtige Garantie, 
daß auch in den Bundesſtaaten mit eigener Militäwwerwaltung die Geſetze und 
Anordnungen der Reichsſsgewalt über das Militärweſen gewillenhaft vollzogen 
werben. 

IV. Titel. Die periodifche gefeglihe Feftftellung der Frie— 
denspräjenzftärke des Heeres und der Ausgaben für das Reichs— 
kriegsweſen, und die derfelben Dur das dauernde Reichs-Mili— 
tärredt gezogenen Schranken. 

Das Reichsrecht Tennt zweierlei Arten gejetlicher Feftftellungen über das 
Reichökriegsweſen, welche nur auf eine gewilie Zeitperiobe vereinbart werben 
tollen, beziehungsweiſe können, hinfichtlih deren aljo in Frage kommt, inwieweit 
bei ihrer Vereinbarung die in der Berfafjungsurfunde oder in dauernden Ge- 
jegen getroffenen Verfügungen zur Richtſchnur zu dienen haben. 

1. Nah Artikel 62 Abſ. 4 der Berfaflungsurfunde werden nämlidy die 
Ausgaben für das Reichsheer und die Feftungen vom Reichstag und Bımbes- 
rath im Reichshaushaltsetatgeſetz, alfo regelmäßig nur für ein einzelnes Jahr 
teftgeiegt, ſodaß für jedes folgende Jahr eine jelbfländige neue Einwilligung des 
Reichstags und des Bundesraths nothwendig if. Zwar hat das Reichsgeſetz 
v. 9, Dez. 1871 die Anwendung diefer Regel wegen der obwaltenden Leber- 
gangszuftände noch bi8 zum 1. Januar 1875 fuspendirt; von diefem Tage aber 
wird fie ihre volle Wirkſamkeit äußern. 

Tas Recht der Einwilligung des Reichſstags und Bundesraths, ericheint nun 
nach der Berfaffung nicht als ein völlig willfürlicheß ſondern in fefte Regeln gefleivetes, 
indem Art. 62 ber Verfaſſungsurkunde den beveutungsvollen Sat aufftellt: „Bei 
der Seftftellung des Militär-Ausgabe-Etatd wird die auf Grundlage diefer Ber: 
faſſung gefeglich feftftehende Organifation des Reichsheers zu Grunde gelegt.” 
Bereits dermalen ruht die Organifation fomohl des Landheers als ber 
Kriegsmarine in weiten Umfang auf fefter gefegliher Grundlage. Die Ber- 
faſſungsurkunde felbft hat die allgemeine Wehrpflicht, bie dreijährige Dienftzeit 
bei der Fahne, die vwierjährige in der Reſerve, und die fünfjährige in der Land⸗ 
wehr feftgefetst und die weſentlichſten Rechte des Kaiſers über das Kriegsweſen 
beftimmt,, ſodaß hieran nur auf dem Wege der Berfaffungsänderung geändert 
werden kann; ſodann find die Preußiſchen Geſetze über das Militärweſen zur 
Reichsgeſetzen erhoben ) und eine Reihe der wichtigften Fragen haben feit 1867 
durch die Neichögewalt eine neue Regelung erfahren. Das Geſetz v. 9. Nov. 
1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienft ordnete namentlih das Berhält- 
niß der Landwehr zum flehenden Heer, die Einberufung ber Rejerviften zu 
Uebungen oder zu Berflärtungen des Heeres, Das Recht des Kaiſers zur Ber- 
fügung der Mobilmahung Das Gele v. 11. Nov. 1871 räumt dem 
kaiſer das Recht der Verwendung und Wieverherftellung des Kriegsſchatzes ein, 
das Gefeß vom 27. Juni 1871 umfchrieb feine Befugnifie zur Gewährung von 


1) Die im Art. 62 der Nr Ir Haha gebrauchten Worte „bie auf Grund⸗ 
iage dieſer Berfaflung gefetlich feſtſiehende Organilation’ wollen gerade anbeuten, 
daß die laut Art. 61 zu Reichsgeſetzen zu erhebenden Preußiſchen Mititäradebe 
finftig für den Mifitäretat maßgebend feien, foweit nicht bie Berfafjung fie modifizirt 
dat oder künftige Gefee fle ändern. Die Berfafjung mobifizirte bereits das Preußiſche 
Sefeg von 1814 über bie Derpflichtung zum Kriegsbienft fehr weſentlich, indem fie bie 
Reorganifation von 1861 fanktionirte. 


k> 
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Benfionn und die Anſprüche der Militärperfonen auf Penſionen, Berforgum 
u. dergl. Die näcfte Zukunft wird noch viele andere Theile ber Kriege: 
faſſung in das Gebiet des Geſetzes einbeziehen. Durch Reichsgeſetz fell —* 
laut Art. 60 der Verfaſſungsurkunde auch die Friedenspräſenzſtärke des 
fixirt werben. Alles, was in dieſer Weiſe bereits Geſetz iſt oder durch übern 
ſtimmende Beichlüffe des Bundesraths und Neichötags zum Geſetz erhoben mit, 
bleibt Hinfort nicht bloß dem Berordnungsreht der Krone entzogen 
jondern e8 kann daran auch durch einfeitige Beſchlüſſe des Bundebraths er 
andrerſeits des Reichstags nicht gerüttelt werben, weder direlt, nach mittelbartın 
Berweigerung der zur Ausführung der Geſehe erforberlichen Ausgaben. Rast: 
tag und Bundesrath müſſen eben alle Ausgaben bewilligen, welche nad iber 
pflihtmäßigen Ermeſſen die Erhaltung und regelmäßige Ausführung der geich 
lichen Organifation bedingen. 

2. Auf eine bejtimmte Zeitperiode kann u. die geſetzliche Feftitellun 
der Friedensprãſenzſtärke des Heeres beichränft bleiben, wenn Reichstag m 
YBundesrath nicht die Feflftellung auf unbeflimmte Zeit belieben. Im crier 
Falle ericheint nad Ablauf der betreffenden Zeiweriode eine neue Eimmiligm; 
des Reichstags und Bundesraths erforderlich. Obwohl num bie Verfafimt 
urfunde nicht mit ausdrücklichen Worten beiagt, daß auch bei der Feſtſtellm 
der Friedenspräſenzſtärke die gefeglich -feftftehende Organifation des Rechehe: 
und pe Kaiſerl. Marine zu Grunde zu legen fer, fo verfteht fich dies doch g 
von ſelbſt. 

Im Folgenden find nunmehr die eben hervorgehobenen beiden Gotta: 
von periodifchen Geſetzen genauer zu betrachten. 

1. Die periodiſche gefeglide Feftftellung Ber Friedenspti 
ſenzſtärke des Heeres. Hinfichtlich der Feſtſtellung der Friedenspräct 
ftärte des Landheeres enthält die Verfaſſungsurkunde Art. 60 folgende für de 

anze Reich einſchließlich Bayerns geltende Beftimmung: „Die Friedenspiie: 
—* bes Deutſchen Heeres wird bis zum 31. Dezember 1871 auf Ein Pro® 
der Bevölferung von 1867 normirt und wird pro rata derfelben von * 7 
zelnen Bundesſtaaten geſtellt. Fur die ſpätere Zeit wird bie Friedentnite: 
ftärle des Heeres im Wege der Neiegefeggebung feftgeftellt.‘‘ 

Diefe Borichrift bat den folgenden S 

1) Unter „Friedenspräſenzſtärke“ 8* Veres iſt zu verſtehen die bie 
Zahl der Mannſchaften und Unteroffizieve, welche in Friedenszeiten zum dee 
der Einübung oder der Aufftellung der Landwehr-Stämme bei den Fahrt: 
gehalten werben darf. Es ift * das geſetzliche Maximum des dienſnhurnde 
Heeres in Friedenszeiten, ohne Einrechnung von Offizieren, Militärbeamten u 
eimjährig Freiwilligen ?). 

2) Bis zum 31. Dez. 1871 war bie fFriedenspräfenzflärte des —— 
Heeres durch die Verfaſſungsurkunde ſelbſt auf Ein Prozent der Bevöllerung 
Reichs nach der Zählung von 1867 feſtgeſtellt, eine Vorſchrift, welche alfe a 
I. Januar 1871 an aud für Bayern, Württeinberg und Baden verfanunf' 


1) ) Dal. die ben verfaffunggebenben Reichstag unterm 20. März 1967 ã 
Srlänterung bee preußifchen Kriegsminiſters v. Roon (Berfafiunggeb. Meichttag 1 
Altenftüde 39 ©. 52; ferner Berbandlungen ©. 571). 
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mäßige Geltung hatte, vorbehaltlid, der durch Die unvollendeten Organiſationen 
im dieſen Staaten nothwendig gemachten voribergehenden Modifikationen 2). 

3) Bom 1. Januar 1872 an ift die Weftftellung der Friedenopräſenzſtärke 
des Heeres Gegenftand der einfachen Reichögeletgebung geworden. Es kann die 
Friedensſtärke entweder in bauernder Weife, allo auf unbeitimmte Zeit bis zur 
Bereinbarung eines neuen Geſetzes, oder bloß auf eine beftimmte Zeitperiode 
gefetslich feftgeftellt werden. Ein Minimum dieſer Periode ift verfaflungsmäßig 
nicht feftgeftellt; aus dem Zweck der Beftimmung muß aber gefolgert werben, 
daß die Zeitperiode mehrere Sabre umfaflen muß; denn ihr Zweck tft unter 
Anderem and) der, die Stärke des Heeres nicht alljährlich von 
Neuem abhängig zu machen vondem freien Belieben des Reichs— 
tags und des Bundesraths, da man die Feſtſtellung derſelben ſonſt ein⸗ 
facher dem jährlich feſtzuſtellenden Militäretat überlaſſen hätte. 

Daß ein jährliches freies Befinden aller geſetzgebenden Faltoren über die 
Stärke des Heeres ſich nicht mit der Natur der Deutſchen Wehrverfaſſung und 
der Eicherheit Deutichlands vertrage, ift eine Ueberzeugung, die ſich ſchon im 
Jahre 1863 in der liberalen Partei des Preußiſchen Abgeorpnetenhaufes Bahn 
brab, und Damals zu dem Vorſchlag eines Verfaſſungsartikels führte, welcher 
lauten follte: „Die Stärke des Heeres fire den Friedensſtand foll durch ein Ges 
ieg feftgeftellt werden. Auf Grund dieſes Geſetzes erfolgt die jährliche Veran- 
Khlagung der Ausgabe für das Heer.” Damals jcheiterte diefer Verſuch eines 
Kompromiffes zwilchen den Anfprücen der Krone und der Vollövertretung, kam 
* aber dann dur die Art. 60 und 62 der Norddeutſchen Bundesverfafiung zur 
Ausführung, nachdem man fich noch befier überzeugt hatte, daß die früher zum 
Borbild genommenen Grunbläge des Englifchen Staatsrechts und der Engliſchen 
Praris Hinfichtlich jährlicher Bewilligung des Landheeres für England keineswegs 
beionders heilfam, für fontinentale Verhältniſſe aber geradezu gefährlich find, im 
Vebrigen aber auch das Budgetredht des Engliſchen Parlaments keineswegs ein 
ungebundenes ift. Unfere Deutſche Wehrverfaſſung beruht auf der allgemeinen 
Wehrpflicht und der dreijährigen Dienftzeit, aljo auf dem Grunbjag, daß mög: 
Üihft die ganze Nation durch die Schule des Heeres oder der Marine gegangen 
ſei und immer die fieben jüngften Jahrgänge in erfter Linie die Feldarmee aus⸗ 
machen, die Landwehr dagegen nur im Nothfall zu Schlachten und Belagerungen 
verwendet werben darf. Diele Organifation erfordert eine gewiffe gleichmäßige 
Stärfe aller Jahrgänge, verträgt feine Schwankungen. Denn einige Jahrgänge, 
welche erheblich ſchwaͤcher angehoben würden, würden ſich als verftünnmelte 
Jahrgänge durch alle 12 Jahre der Dienftzeit hindurch geltend machen. Zu⸗ 
nächſt hätten fie den Nachtheil, die Ueberficht aufs höchſte zu erichweren, ja un= 
möglich zu machen; ſodann aber würde bie der einen Jahresklaſſe gewährte 
Ermäßigung der Dienfipflicht nicht bloß in dem erften Jahre, ſondern aud in 
allen folgenden bis zum Austritt derfelben aus der Landwehr ale Schwächung 
der Deutfchen Wehrkraft wirken, alfo vielleicht in Zeiten, in welchen ſich die poli= 
tie Lage Deutſchlands ſehr verichlimmert haben kann, denn eine Nachholung 
der unterbliebenen Einübung ift unthunlich, ſobald erft Krieg ausgebrochen ift. 
Tieß rief denn auch der gewiß fompetentefte Beurtheiler unjerer Kriegöverfaflung, 


— — — — — 


iy In Baden und Bayern war ſchon vorher durch Landesgeſetz bie Friedens⸗ 
präienzftärte anf 1 Prozent ver Bevöllerung beſtimmt worden. 
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der damalige Chef des Preufiichen Generalitabs, Freiherr v. Moltke, dem ver: 
faflunggebenden Norbveutichen Reichstag am 5. April 1867 zu: „Bedenlen Su, 
daß eine Herabminderung des Präfenzftandes zwölf Jahre lang nachwirki. Si 
beichließen vielleicht die Verminderung unter ganz friedlichen Verhältniſſen, fe 
fommt zur Wirkung vielleicht unter ſehr kriegeriſchen Y.“ Sodann würde vide 
Syſtem auch bei jeder kriegeriſchen Berwidlung nothwendig zu einem Unred! 
an der Xandwehr führen; denn, da die erften fieben Jahrgänge in Yolk 
folder Schwähung nicht zur Kompletirung der Feldarmee hinreichen würden, 
müßte von vorneherein entweder der jüngfte Jahrgang der Landwehr in die Lin 
eingeftellt, oder einzelne Abtheilungen der Landwehr, bie doch fo viele Fawilien 
väter enthält, der Feldarmee einverleibt werden, wie dies in Preußen vor ie 
Reorganifation der Ball war. Ä 

Diefe Verfaſſungsbeſtimmung hat ſodann noch einen meitern Zwei. Si 
fol auch die Möglichkeit vermindern, daß bei der Feftftellung ver Ausgaben 
für das Kriegsweſen der Reichsſstag feine Bewilligungen als Werkzeug benz. 
eine Erweiterung feiner verfaffungsmäßigen Befugniffe und die Erfüllung fontig: 
Wunſche zu erzwingen, wozu eine gewiſſe Neigung fich auch im Reichsiage ſoer 
bin und wieder veripüren ließ 9. Es ſoll dieſe Möglichkeit wenigſtens jeltne 
und daher ungefährlicer für den Staat gemacht werben. Auf die Gefahr 
einer folgen Preifion bat Graf v. Bismard am 21. Dat 1869 im Radks; 
(S. 1017) durch den beveutungsvollen Ausſpruch bingewielen : „Einen Hark: 
darüber zu ſchließen, daß die Regierung das Recht, die Intereilen des Lande 
die ihr anvertraut find, zu verwalten, die Gelber, die fie dazu bedarf, zu a 
beben, durch Verfaſſungs⸗Paragraphen ertaufen foll, ds to 
Weg, auf den wollen wir uns nicht begeben, er ift abſchüſſig, da wird ti: 
tonzejlionsbereitefte Regierung in anderthalb Jahren bantt- 
rott.“ 

Unſere Anſicht, daß nur eine mehrjährige Dauer des Geſetzes über dr 
Friedenspräſenzſtärle im Geiſte der Verfaſſung liege, wird auch beftätigt dur 
die Vorſchrift des Geſetzes v. 9. Nov. 1867 über die Verpflichtung zum Küeg 
dienſt 8. 9, wonach die Zahl der in das ſtehende Heer und in die Marım ew 
zuftellenden Rekruten nach Maßgabe des Gelege durch den Kaifer beim 
wird, was offenbar nur einen Sinn hat, wenn die Friedensſtärke auf meh: 
Jahre geſetzlich feſtſteht. 

Durch das Reichsgeſetz v. 9. Dez. 1871 iſt denn auch die Friedenspräſck 
ftärte (von 401,659 Dann) auf die Dauer von drei Jahren normirt worden’ 

4) Wenn das Reichsgeſetz über die Trievenspräfenzftärte, wie es jegt N 
Fall ift, nur auf eine beftimmte Reihe von Jahren vereinbart wurde, jo erli® 
es mit Ablauf diefer Zeitperiode von Rechtswegen. Es bedarf alſo für d 
folgende Zeit einer neuen Vereinbarung über die Friedensſtärke, hinſichtlich wi 
cher das Ermeſſen des Reichstags verfafiungsmäfig ein volltonmen ungebund 
nes iſt; ohne feine Einwilligung kann ein neues Gefeg nicht zu Stande komme 
Hinfichtlih der Beſchlußfaſſung des Bundesraths Dagegen findet hier die Fe: 





1) Verhandlungen. Seite 573. 

2) Verhandl. des Reichsſstags v. 22. April 1868 ©. 154. I 

2) Belanntlih hat man ein verwandtes Prinzip auch für bie Kriegemariuc 
aboptiren für nothwendig gefunden, und bie Mittel für bie Ylottengründung 22 
mehrere Jahre bewilligt. 
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ſchrift des Art. 5 der Verfaſſungsurkunde Anwendung, wonach bei Gefegeövor- 
Ihlägen über das Militärweien die Stimme des Kaiſers damı den Ausichlag 
gibt, wenn fie fich für die Aufrechthaltung der beftehenden Einrichtungen aus: 
ſpricht 9. Sobald daher der Kaifer fein Botum für Beibehaltung der bisherigen 
Friedenspräſenzſtärke abgibt, muß der Bundesrath dieſe beichließen, er kann 
feinen Beſchluß jo wenig auf Verminderung, als auf eine Erhöhung der bis- 
berigen Friedensſtärke richten, während er Dagegen vollkommen freie Hand bat, 
Berminderungen oder Erhöhungen abzulehnen. Dieſes Kaiferlide Recht kann 
unter Umftänden freilich die mißliche Folge haben, cine Vereinbarung mit dem 
Reichstag zu erſchweren, ebenfomohl aber auch einer Verſtändigung förderlich 
fein, da eme folche leichter erzielt wird, ſobald beide Theile auf fie angewieſen 
find, und nicht ein Theil allen feinen Willen zur Geltung bringen fann. Auf 
jeden Fall entipricht e8 dem Grundgedanken der Reichsverfaſſung, daß die aus: 
wärtige Politik allein durch den Kaifer geführt wird, und daß dieſem daher auch 
einiger Einfluß auf die Erhaltung der Wehrträfte des Reichs zukommen muß, 
deren Nothwendigkeit zu beurtbeilen er vorzugsweiſe in der Lage iſt. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensſtärke des Heeres gehört zu den Lebensfragen des Reichs, 
der Kaiſer könnte in Bezug auf alle ins Militärweſen einchlagenden Geſetze 
fein Recht der Ausichlagsgebung eher entbehren, als bei ven Geſetzen über die Friedens- 


ſtärle des Landheered, namentlich ſeitdem die Stimmen Preußens im Bundes⸗ 


rath nur 17 von 58 find. Denn der Bundesrath kann und darf über deu 
Stand der auswärtigen Tragen nie vollitändig unterrichtet fein, und noch weni- 
ger find dieß die Deutfchen Kammern, die ihre Regierungen fo gem um Er⸗ 
mäßigung der Milttärlaften anliegen, und unter Umſtänden durch foldye 
Forderungen auf die Beſchlüſſe des Bundesraths nadiheilig einwirken ). Ein 
nennenswertber Schaden für Deutichland kann aus der Einſchränkung der Rechte 
des Bundesraths auch wohl fchwerlich je erwachſen, da erhebliche Ermäßigungen 
des Heeresftandes für lange Zeit unmöglich bleiben werden, die Zunahme ber 
Bevölkerung bei gleichbleibender Ziffer der Friedensſtärke aber ganz von felbft 
eine allmähliche relative Verminderung der Militärlaft herbeiführt. 

Diefe hier entwickelte Anſicht, die ich bereitS vor drei Jahren in meinem 
Verfafiungsrecht des Norbbeutichen Bundes ©. 414 unter 2a. und 423 Anm. I 
vertreten habe, wird von 2. v. Rönne, Verfaſſungsrecht des Deutſchen Reiche, 
veipzig 1872, S. 78 Note 5 (wieder abgedrudt bei Hirtb, Annalen 1872 
S. 426433) angefochten. Diefer Schriftiteller fügt fich hierbei theils auf 
Interpretation des Artifel3 5 der Reichöverfaffung, theils auf die Geſchichte der 
Entfiebung der Norddeutſchen Berfaflung. Im erfterer Hinficht macht er geltend: 
Sobald das zwiſchen Reichstag und Bundesrath vereinbarte Reichsgeſetz über 
die Friedenspräfenzftärte die leßtere „nur proviſoriſch fir einen beftummt firixten 
Zeitraum“ und nicht für immer dauernd feftftelle, inne man nicht fagen, daß 
die Friedenspräſenzſtärke eine „beftehende Einrichtung” fei, und folglich könne 
der Kaiſer auch nicht das ihm durch Art. 5 der Neichöverfaflung nur zu Gun: 
fen „beſtehender Einrichtungen‘ eingeräumte Recht der Ausſchlagsgebung hier 


2) Bgl. Thudichum, B. R. d. Rorbd. Bundes. 1870. S. 88. 104. 377. 378. 

9 Es ſoll jo fchnell nicht vergefien fein, daß am 10. November 1869 und 
22. Januar 1870 die zweite und erfte Kammer des Königreihd Sachſen „Abräftung‘' 
verlangt haben, genau ein halbes Jahr vor Ausbruch des ſchwerſten Kriegeß, den 
Deutſchland geführt hat. 
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geltend madyen. Diele Auslegung (gegen weldye auch rider in der Zeitſchrit 
f. d. gef. Staatswiſſenſchaft 28, 174—178, 1872 Zweifel erhebt) hat wenig 
für ſich; fie iſt vorzugsweiſe nur dadurch möglih, daß v. Rönne jede Fef— 
ſtellung der Friedensſtärke, welche bloß auf beſtimmte Zeit, nicht auf ewig gr 
ſchieht, eine „bloß proviſoriſche“ nennt, ein Ausdruck, der ans der Berfailum 
nicht begründet werden kann und aud an fid in keiner Weile zutrefiend ıf. 
Denn wenn die Verfaſſungsurkunde Art. 62 Abſatz 2 die in Art. 60 erfolge 
verfafiungsmäßige Feſtſtellung der Friedensſtärke auf die Zeit bis zum 31. Dezbt 
1871 eine „interimiftifche” nennt, fo geichieht dies nur im Gegenfat zu be 
weitern Beftimmung des Artifel8 62, daß dieſe Feſtſtellung trog ihrer Emdigum; 


"mit dem 31. Dezbr. 1871 die dauernde Grundlage für das Einnahmereit 


des Kaiſers für das Landheer bleibe. Keineswegs folgt daraus, daß man jede— 
Reichögefet, welches die Friedensſtärke Minftig nur auf einige Jahre normirl, am 
bloß proviſoriſches“ nennen dürfe; denn bei der Feſtſtellung der Berfaflum 
ging man allfeitig von der Anſchauung aus, daß ſich Reichstag und Bundesrat 
vorausfichtlich regelmäßig nur zu „periodiſcher“ Bewilligung der riedenöftädt 
bemogen fühlen würden, daß alfo die Friedensſtärke vorausfichtlidh mie em 
„ewig dauernde Einrichtung fein werbe, fondern eine ſolche, die ummer nah 
etlichen Jahren neu geprüft, erweitert oder ermäßigt werden folle, wennglab 


‘große Aenderungen nicht wohl zu erwarten fein. Kein Bernünftiger wird dot 


wohl fagen wollen, daß das Deutfche Heer an dem Tage fi in alle Winde a 
zerſtreuen habe, wo das Geſetz über die Friedensftärke ohne Erſetzung buch m 
neues Gefeß abläuft, und daß dies Nichts weiter bedeute, als Beendigung cin 
„Proviſoriums“. Daß die Verfaffungsurkunde dies jedenfall® nicht " anfe, 
lehrt eben ver Art. 62, der dem Kaiſer andy nach dem Scheitern des nası 
Geſetzes ein feftes Einnahmerecht nach Maßgabe der in Art. 60 der Berfoflus 
feftgeftellten Trievenspräfenzftärfe gewährt. Nun fagt Art. 5 der Berfailus; 
allgemein: „Bei Geſetzesvorſchlägen über das Militärwefen gibt, wenn im Fur 
deörath eine Meinungsverfchiedenheit ftattfindet, die Stimme des Präfidumt 
(Kaiſers) den Ausichlag, wenn fie fich für die Aufrechthaltung der beſtehende 
Einrichtungen ausſpricht“; nirgends werden die Gefegesvorichläge über die ie 
fegung der Friedenspräfenzftärte von diefer Regel ausgenommen, und das tal 
weit ſchwerer ind Gewicht, als die Zweifel, ob man die periodiſch feſtgeſtele 
Friedenspräfenzftärfe mit größerem oder geringerem Recht zu ven „beſtehende 
Einrichtungen‘ des Reichs zu rechnen babe Die Hiftorifchen Argument 
v. Rönne's find vollends bedeutungslos und berühren die Streitfrage gar mil: 
denn daß der Reichstag bei jeder neuen Feſtſtellung der Tsriedenspräfenztärt 
rechtlich völlig frei in feinen Entſcheidungen fei, habe ich ftetS gelehrt und lehr 
ich noch; es handelt fich ja nur- um eine Beichräntung des Bundesratho, m. 
in diefer Hinficht führt ein Studium der Verhandlungen des verfaſſunggebende 
Reichstags zu folgendem Refultat: Der Vorſchlag des Verfaffungsentwurfd, mit 
bloß die Friedenspräfenzftärfe de8 Heeres, ſondern auch bie — dafũ 
dauernd in der Verfaſſungsurkunde ſelbſt feſtzuſtellen, alſo jede Abänderung vei 
einem Berfaffungegefeg abhängig zu machen, war beſonders auch auf Er: 
ſchränkung des Einfluffes der Aleineren Regierungen berechnet, da man von ri 
derfelben damals annahm, daß fie für die Stärke der Zentralmacht des Raute 
feine allzu ſtarken Neigungen trügen. (Vgl. Erklärungen des Abg. v. Vinke-Hagen. 


‚©. 184; Gneift S. 632; Kriegeminifter v. Roon ©. 573). Gerade um dider 


{ 
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nämlihen Zweck zu erreichen, das Intereſſe des Reichs gegenüber den Fleinen 
Regierungen (die ehemals für ihre 6 Millionen Seelen im Yundesrath 26 Stim- 
men hatten, während Preußen nur 17 zählte) zur Geltung zu bringen, ftellte 
der Abg. Tweſten fein Amendement zu Art. 5, weldhes. den Bundesrath ver- 
Bindert, gegen den Willen des Kaiſers Veränderungen an ben bisherigen Ein- 
tihtungen zu beichließen, und es konnte dann um fo leichter die eiferne Friedens⸗ 
präfenzftärfe, wie fie der Entwurf vorjchlug, fallen gelafjen werben, wie es auch 
geſchah. Nichts kann offenbar mehr den wahren Sinn des Artiteld 5 beftätigen 
al8 diefe Geſchichte feiner Entitehung. 

I. Die periodische geſetzliche Feftftellung der Ausgaben für 
das Reichskriegsweſen. Dieje Feſtſtellung erfolgt im Allgemeinen nad 
ben Berfaffungavorfchriften über das Finanzweſen, alfo regelmäßig durch das 
jährliche Reichshaushaltsgeſetz, je nach Bedürfniß aber auch durch Spezialgeſetz 
auf eine Reihe von Jahren. Letzteres iſt für die Jahre 1872, 1873 und 
1874 geſchehen durch Gejeg vom 9. Dezbr. 1871, von welchem nod unten be- 
jonder8 die Rebe fein fol. Um das Berhältnig der hier einfchlagenden Zu- 
flündigfeiten der Reichsgewalt zu denjenigen der Einzelftanten richtig zu würdigen, 
ferner klar zu ſtellen, welches Maß der Einwirkung dem Reichstag, dem Bundes⸗ 
tath und dem Kaiſer bei Feitftellung des Milttär- Etatgefete® gebührt, find bie 
Ausgaben für Marine, für Feftungen und Heer zu unterfcheiben. 

A. Am einfachften Liest die Sache bei der Kriegsflotte, den Kriegs— 
bäfen und den damit zufammenhängenden Anftalten. Da deren Gründung 
md Erhaltung ausichliepliche Angelegenheit des Reichs ift, jo haben Bundes- 
rath und Reichstag, unter Beobachtung der gejetlich feſtſtehenden Organifationen, 
die freie Beftimmung der hierfür zu machenden Ausgaben. Bon ihren Bemil- 
ligungen hängt e8 ab, wieviel für die Anfchaffung von Schiffen und Kriegs: 
matertal, den Bau von Werften, Magazinen, Kriegshäfen, die Errichtung von 
tehranftalten u. ſ. w. auögegeben werben kann, und wie hoch fi) die Friedens⸗ 
präfenzftärfe der Flottenmannſchaft belaufen full. Hinfichtlih der Ausgaben für 
die Offiziere und unwiderruflich angeftellten Beamten im Minifterialdepartement 
der Marine findet die allgemeine Regel Anwendung, daß die vorhandenen Aemter 
wicht ohne Zuflimmung von Reichstag und Bundesrath vermehrt, bei der Teft- 
fellung des Marine-Etats aber auch nur für den Fall vermindert werden können, 
daß eingetretene Erledigungen dies ermöglichen. 

B. Die Koften neuer Befeftigungen, welde die Reichsgewalt in 
irgend einem Theile des Reichsgebiets anzulegen beichließt, ſowie außerordentlicher 
Umgeftaltungen beitehender Reichsfeſtungen, für welde die im Orbinarium 
vorgefehenen Mittel nicht ausreichen, bringt das geſammte Rech auf, 
nah den desfallſigen Verwilligungen von Bundesrath und Reigetag Der 
Vertrag mit Bayern vom 23. Noobr. 1870 IIL 8. 5. V. beſagt m 
biefer Hinficht: „Die Anlage von neuen Befeftigungen auf Bayeriſchem Gebiete 
im Intereffe der gefammtdeutichen BVertheidigung wird Bayern im Wege jeweili⸗ 
ger ſpezieller Vereinbarung zugeftehen.” — „Un den Koften für den Bau und 
die Ausräftung ſolcher Vefeftigungsanlagen auf feinem Gebiete betheiligt fich 
Bayern in dem feiner Bevölkerungszahl entiprechenden Verhältniſſe gleihmäßig 
mit den anderen Staaten des deutſchen Bundes; ebenfo an den für fonftige 
Feſtungsanlagen etwa Seitens des Bundes zu bewilligenden Extraorbinarien.‘ 

E. Die Koften für Verſtärkungen des Reichs heers oder einzelner 

Holgendorff, Jahrbuch II. 8 
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Kontingente durch Einziehung von Barlaubten, für die Friegsformationen und 
endlich für die Mobilmahung — alfo alle lediglich auf Befehl des Kaiſers «= 
tretenden außerordentlichen Mafregeln — trägt das Reich. Daſſelbe beſitzt fir 

Iche Zwede einen Kriegsſchatz von 40 Millionen Thalern in gemänztem Gel. 
Uebrigens haben diejenigen Regierungen, weldyen eigne Kriegeverwaltung zukommt, 
erforderlichen Falls, nämlich wenn die Gelpfendungen aus der Neichetafie durd 
befondere Hinverniffe geheinmt fein oder der Kriegsfchat nicht ausreichen joltt 
u. |. w., die Verpflichtung, die Koften vorläufig aus Landesmitteln zu beim 
bis zum Nüderfag durch das Neid. ?) 

D. Auch die Feftftellung der Sefammtfumme aller übrigen jährluse 
Ausgaben für Heer und Feftungen des ganzen Reichs erfolgt unter Thal 
nahme auch der Bayeriſchen Vertreter durch YBundesrath und Reeichötag ım 
Reicho haushaltsgeſetz. ‘Denn diefe Ausgaben werden aus der Neichstafle beitnt: 
ten. Dagegen ift im Weiteren eine firenge Untericheidung zu machen zwiſcher 
den Ausgaben für das Bayeriſche Kontingent und die Bayeriſchen Feſtungen, um 
andererfeit8 den Ausgaben für Das übrige Reichsheer ſammt Feſtungen. 

AA. Tür Reichsheer und Neichöfeftungen im eben bezeichneten engem 
Sinne erfolgt die Teftftellung der Ausgaben: 

I. nach einer Unterſcheidung in „Generaltoften“ und Koften ber einzeln 
Kontingentöverwaltungen, fpezialifirt unter einer gräßeren Anzahl von Tuds 
(Spezial-Etatd). Auch hierbei ftimmen die Vertreter Bayerns im Bunbesrath um 
im Reichstag wiederum mit. a) Die erfteren find die Koften für folge Er 
richtungen des Geſammtheeres, welche allen Kontingenten (mit Ausnahme Bann! 
gemeinjchaftlich iind. Dahin gehören: die Zentral-Aominiftration, Feſtungen 
Milittärbildungsanftalten zc., Exraminations-Rommiffionen, militärwiſſenſchaftliee 
und technifche Inftitute, Lehrbataillon, Milttär-Schießfchulen, Reitichule, Zur 
Anftalt, großer Generalftab. 2) Die PVerausgabung diefer Summen gehüht 
felbfiverfländlich dem Kaiſer, aljo der Neichöfriegeverwalting. Im Rinr 
Etat ericheinen diefe Generalkoſten unter dem Preußiichen Militär⸗Etat, wär 
ja im Grund der Etat des Reichskriegsweſens ift. °) 

b) Die übrigen Ausgaben werben für die vier beſtehenden ſelbſtändes 
Kontingents-Verwaltungen getrennt feftgeftellt, nämlich für diejenige von Preuſer 
leinſchließlich der auf ihre Militärverwaltung verzichtenden Staaten), — Sohn 
Württemberg und beide Mecklenburg.“) Die betreffenden Summen werden KM 
Kontingentöverwaltung vom Kaifer zur etatsmäßigen Verwendung übenwickt. | 

2. Erfparniffe, welche Breufen, Sachſen oder die beiden Medientur 


uno m e— 


1) Militär-Ronvention mit Sachfen v. 7. Febr. 1867 Art. 9 und mit Sir 
temberg v. 21/25. Nov. 1870 Art. 14. . 

8 Militar⸗Konvention mit Württemberg v. 25. Nov. 1870. 8, 12. — M 
teilung des Iriegeminifteriums an den Reichstag 1872. Altenftüde Wr. 143 ° 
614 u. 615. . 

5) Wiürttembergs Antheil an dieſen gemeinicaftlihen Ausgaben beziffert fd '* 
1873 auf 231,200 Thaler (Heihstag 1872 Aktenſtücke S. 615. en 

4) Bol. den Haupt- Etat der Verwaltung bes Neichäheeres file bas Jahr 1" 
(im R.G.⸗Bl. 1872 ©. 302, 318—326), Der Etat fir Mediendurg-Strelig It 
derjenige für Württemberg ift bier zum Erftenmal aufgeftellt. 

3) Inwiefern die Landtage auf die Berwendung biefer Summen, alio '* 
Biheung ber Militär-Berwaltung, einen Einfluß üben können, iſt unten zu ua" 
uden. (Bgl. S. 123. Kontingentö-Berwäaltung.) 
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an ihrem Militär⸗Etat machen, fallen unter allen Umftänden der Reichskaſſe zu 2), 
während Württemberg über diejenigen Eriparnifie frei verfügen kann, ‚welche 
unter voller Erfüllung der Bundespflichten als Ergebniffe der 
obmwaltenden bejonderen Berhältniffe möglich werden“. 2) Daß Württemberg 
nicht berechtigt ift, durch eigenmächtige Verringerung des Präfenzftandes mittelft 
vorzeitiger Beurlaubungen Eriparniffe zu machen, wurde fchon oben (S. 105) 
nachgewieſen. Ebenfo flar ift ferner, dag wenn etwa eine vom Kaiſer für 
das ganze Reich angeoronete Verringerung des Präjenzftandes Eriparmiffe zur 
Folge hat, diefe, wie von allen Staaten, fo auch von Württemberg an bie 
Reichskaſſe abzuliefern find, da fich dieſelben in feiner Weife „als Ergebniffe 
der obwaltenden befonderen (Württembergiichen) Verhältniſſe“ darſtellen. 3) Somit 
ſchrumpft allerdings fir Württemberg die Möglickeit, am Militär-Etat Erfpar- 
niffe zu machen, die e8 behalten darf, auf ein Minimum ein, .etwa auf die Fälle, 
wo die Bebürfniffe für das Militär, wie Nahrungs und Kleiderftoffe, Pferde, 
Grundftüde für Militärgebäude u. |. w., zu niedrigeren Preifen erworben wer- 
ben Tönnen, als im Etat vorgelehen war. Wie es nun im umgekehrten Fall 
zu halten jet, wo bie Württenabergiihe Militärverwaltung mit den im Etat 
vorgefehenen Summen wegen der in Württemberg obwaltenden höheren Preife nicht 
auskommen Tann, ift in der Militär-Konvention nicht ausdrücklich ausgeſprochen. 
Der Billigfeit ent|präche e8, daß Württemberg den Ausfall aus eignen Mitteln deckte 
bis zur Höhe der von ihm in früheren Jahren lukrirten Erjparnifie. %) Auf 
jeven Fall zeigt fi) hieran das Unpaffende eined derartigen Vorrechts eines 
Einzelftants und die Berechtigung des Wunfches, daß die Württembergifche 
Regierung die Befeitigung deſſelben in Antrag bringen möchte. Die Württem⸗ 
bergiſchen Kammern befinden fi in der Lage, ebenfalls darauf hinwirken zu 
innen, da Die Verwendung folder Erſparniſſe ihrer Verwilligung unterliegt 5). 

BB. Bayern erhält zur Beftreitung der Koften feined Heerweſens und 
feiner Feftungen vom Reich einen Geldbetrag, welcher dem durch den Reichs⸗ 
militäretat für die übrigen Theile des Reichsheeres ausgejegten Betrag nad) 
Berhältniß der geſetzlichen Kopfftärte feines Heeres entſpricht. Dieſer Geldbetrag 
wird im Reichsbudget für das Bayeriſche Kontingent in Einer Summe aus⸗ 
jeworfen. 

1. Die Aufftelung von Spezial-Etat8 über die Berwendimg dieſer Paufch- 
umme bleibt Bayern überlaffen, welches hierbei aber nur einen mäßigen Spiel⸗ 
aum bat. Es müflen ihm nämlich „im Allgemeinen“ diejenigen Etatsanjäte 
ch Verhältniß zur Richtſchnur dienen, welche (unter Mitwirkung der Vertreter 


ı) Berfafiungsurktunde Art. 67. 

2, Militär Konvention mit Württemberg v. 25. Nov. 1870 $. 12. 

2) Dem entfpricht umgelehrt, daß bie Koften einer außerordentlichen Verftärkung 
es Präfenzliande® vom Reich zu tragen find. Cine der obigen entgegengefeite 
gung sit ber, Militär - Konvention H. Blankenburg in v. Holkenborfis Jahr⸗ 
uch 3, 393 Anm. 2. . 

4) Dies betrachtete bei der Berathung der Militär-Konvention im zweiten außer 
u Sizceias 1870 (©. 82) der Abg. Laster ald bie nothwendige Konſequenz 
ne8 Vorrechts. 

5) Dieſes Recht wurbe bei ber Berathung der Konvention in ben Württem⸗ 
reihen Kammern von bem Minifterium ausprüdiih anerlannt. (Berbandlungen 
x Abgeorbnietenlammer von 1870—1571. 1. Beilagenband, S. 46. Kommilfions- 
richt.) MR 
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Bayerns im Bundesrath und Reichstag) für das übrige Reichsheer in den em: 
zelnen Titeln ausgeworfen find; denn in Bezug auf Organifation, Formation, 
Ausbildung und Gebühren, aljo namentlih Bejoldungen der Offiziere un 


Militärbeamten, ſoll volle Gleichheit in allen Theilen des Reichsheers berriden 


Die Penfionen der Dilttärperfonen und die fonftigen Unterftügungen für folk 


find bereits durch Reichsgeſetz v. 27. Juni 1871 neu fürd ganze Reich geregelt 


worden. Aus der ibm zur Verfügung geftellten Summe bat Bayern far 
Beftungen Ingolfladt, Germersheim und Neu-Ulm ſowie alle etwa fünftia von 
Reichswegen angelegt werdenden Befeftigungen in vollfommen vertheidigung« 
fähigen Stande zu erhalten). An den Sentral-Militäranftalten des Rat 
hat e8 bis jetzt keinen Antheil, weder am Reichskriegsminiſterium und grofs 


Seneralftab, noch an den Milttärbildungsanftalten, Leiftet Daher auch keine Br: 


träge für Diefelben. - 

2. Welche Rechte Hinfichtlih der Feſtſtellung der Spezial ElatE und ve 
Prüfung ihrer Einhaltung der Bayeriſchen Landesvertretung zukommen, iſt in 
Verſailler Vertrag v. 23. Nov. 1870 nicht beftimmt. Die Bayerifche Regiermy 
fowie die beiden Kammern find biöher darin einverftanden geweſen, daß Leptera 
dieſelbe Mitwirkung zutomme, wie fie ihnen das Bayeriiche Verfaſſungsrecht and 
fonft hinſichtlich der Feſtſtellung von Staatsausgaben zugeiteht, vorbehalilid 
der durch. den Vertrag v. 23. Nov. 1870 gezogenen bindenden Schranke. Did: 
Schranke ift aber freilich fo tiefeingreifend, Daß den Kammern in Wahrheit ſche 
geringe Befugnifje verbleiben. 

3. Die Summe, weldhe Bayern für fein Kontingent aus ber Reichslaſe 
erhält, ift e8 auch verpflichtet für fein Kriegämefen „zu verwenden“, wie der 
Vertrag v. 23. Nov. 1870 IU. 8. 5. UI. ausdrüdlich ausſpricht; Griparaık, 
welche bei voller Erfüllung der Reichspflidten möglich bleiben, können mithi⸗ 
zur Dedung andermweitiger Bayeriſcher StaatSausgaben nicht verbraudht werke. 
fondern bleiben in den Kaſſen des Bayeriſchen Kriegsminiſteriums und werde 
in die im folgenden Jahr an Bayern abzuliefernde Pauſchſumme als Borav: 
zahlung eingerechnet. Es bat zwar der Bayeriſche Staatsininifter v. Lutz i⸗ 
der Sitzung der Bayeriſchen Abgeordnetenkammer v. 14. Dez. 1870 eine en 
gegengeſetzte Anficht vertreten, ?) und der Finanzausſchuß diefer Kaınmer Bat jiä 
am 17. April 1872 ebenfall3 zu derjelben bekannt *). Allein wenn dieſe In: 


1) Schlußprotokoll zum Vertrag mit Bayern v. 23. Nov. 1870 XIV. 88. 1 ı? 

2) Herr dv. Lutz äußerte nad Leopold Auerbach, das neue deutſche Meih uz? 
feine Beriaffung, 1871. ©. 150: „Es iſt aufgefallen, daß ber Lertrag mit Wihrtier- 
berg die Beitimmung enthält, es follten Erſparungen auf dem Gebiete tes Mit:ür- 
Etats der Staatskaſſe anheimfallen, und daß fih ım Bayeriſchen Vertrage eine folde 
Beſtimmung nicht findet. Ih babe Ihnen dieſes aufzuklären: Diefe Behtimmaur; 
wurde nicht aufgenommen, weil fie ſich ganz von jelbit verfiebt, nnd wid- 
leicht nicht in demfelben Maße fiir Württemberg. — Diefe Anſicht wurde als rices 
hingenommen von 2. Auerbach. ©. 150; 9. Blankenburg in v. Holtendorffs Jade 
a I., 394 8 ; Pözl, das Bayer. Berfafjungsrecht auf Der Grundlage des Reich⸗ 
rechts 1872. ©. 96. 

9 Der Finanzausfchuß Teitete am 17. April 1872 aus ten „Haren Beſtimminuges 
ber Berfailler Berträge‘ folgende Grundſätze ab: 1) Mit den an Bayern von = 
Reichstag und ber Reichöregierung zugeriefenen Summen fir Beftreitung_ des Ant 
wanbes für das Heer und bie au demſelben gehörenden Ginrichtungen find umte 
allen Umftänden bie verfaffungsmäßigen Verpflichtungen gegen das Reich zu erfüllce. 
2) Unter diefer Borausfegung find Erfparungen zuläjjig, welde in bie Bayeriſche- 
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ficht gerechtfertigt werden will durch die Berufung auf Das verbriefte Recht Würt- 
tembergs, Erſparniſſe behalten zu bärfen, fo möchte dies wenig für fich haben. 
Bayern bat eben gerade eine ſolche Zufage nicht erhalten und e8 darf fich auch 
feineswegs mit Württemberg anf Eine Linie ftellen, einestheils wegen feines 
mehr als doppelt jo großen Umfangs, anderntheild weil die Spezial-Etats für 
dad Württembergifche Armeekorps durch das Reich feftgeftellt, und alle Akte der 
MWürttembergifchen Armeeverwaltung vom Neid, kontrollirt werden, während ſich 
dies mit Bayern anders verhält. — Uebrigens bat Württemberg durchaus Fein 
erhebliches Spar⸗Recht; e8 muß zumädft jene Reichöpflihten voll erfüllt Haben 
und behält nur Eriparnifje, welche fich als Ergebnifle obwaltender „beſonderer 
Verhältniſſe“ darftellen. Auf keinen Fall würde alfo Bayern weitergreifenve 
Rechte anfprechen können. Und daß der Minifter v. Lutz bei der Abgabe jener 
Erflärung im Jahre 1870 an das Beftehen folcher „beſonderen“ Berhältnifie 
m Bayern gedacht Haben mag, ift um jo wahricheinlicher, als ſolche damals 
nod in mehrfacher Hinſicht obwalteten. ) Abgeſehen davon nun, daß der Ver- 
jailler Bertrag von 1870 vollfommen deutlich die Pflicht Bayerns zur „Ver⸗ 
wendimg‘ der ihm vom Reich überwiefenen Summe, alfo die Pflicht des Nicht: 
Sparen, ausſpricht, To Liegt e8 auch zu fehr in der Natur der Sache und in 
den Regeln der Billigfeit begründet, daß Bayern dasjenige, was ihm für 
Militärzwecke vom Reich behändigt wird, nicht zu Landeszwecken verwende, welche 
die übrigen deutjchen Staaten aus ihren eigenen Kaſſen beftreiten müflen. ?) Es 


_ —_— — ·— 


Staatskaſſen fließen. 3) Ebendeswegen find bie Spezial⸗Etats nicht von der Bayeriſchen 
Kriegsverwaltung allein aufzuftellen, fondern mit der Landesvertretung zu vereinbaren, 
und e8 bat fonad die Anfltellung der Epezial-Erats in Bayern nad benjenigen Be: 
fimmungen zu gelüchen, weldhe das Bayeriſche Staatsrecht für Aufitellung von Etats 
m Bayern enthält. 4) Für diefe Etat8 haben aber auch im Allgemeinen jene Etats- 
anſätze nach Berhältnig zur Richtſchnur zu dienen, welche für das Übrige Bundesheer 
in ben einzelnen Titeln ausgeworfen find.“ 

I) Zur Zeit, ald Bayern den Berfailler Vertrag v. 23. Nov. 1870 ſchloß, hatte 
das Bayeriihe Militär-Aerar einige Einkünfte, die im Norbdeutichen Bund nicht be- 
fınnt waren. Nah dem Geſetz v. 29. April 1869 mußte jeder Wehrpflichtige, welcher 
nit in das Heer eingeftellt wurde, 6 Jahre lang ein Wehrgeld von 3—100 Gulden, je 
nah feinem Einkommen, an bie Staatsfafie zahlen. Ferner entrichtete Jeder, ber 
wegen Intauglichleit oder Unwürdigkeit nicht zur Einreihung gelangte, für den darüber 
autgefertigten Militär-Entlaß- und Freifchein einen Stempel von 10 Gulden, aus⸗ 
genommen den Fall der Mittellofigleit. (Wehrverfafjungs-Geley vo. 30. Ian. 1869. 
Art 63.) Diefe beiden Abgaben find aber nun durch das Reichsgeſetz v. 24. Nov. 
1871 aufgehoben worden!!! Desgleihen kam biß 1872 dem Bayeriſchen Militär: 
Aerar ber Genuß von gewifien Realitäten, Fonts und Rechten zu, welche im übrigen 
Rich dem allgemeinen Fistus gebühren. Seit 1872 ift aber dem Militär-Aerar diefer 
Zenuß entzogen worden, es find alſo auch dieſe „beſonderen“ Berhältniffe weggefallen. — 
In folgender Hinfiht dauert aber 3. B. eine Bayeriſche Befonderheit fort; es be- 
iimmt nämlich der Artikel 22 des Bayeriſchen Webrverjafiungsgefetes v. 30. Januar 
1668, welcher durch das Reichsgeſetz v. 24. Nov. 1871 8. 2. ausdrüclich fir fort- 
auernd gültig erllärt worden ift (R.-G.-B1. 399) Folgendes: „Für die Beſchaffung 
er nöthigen Räumlichkeiten zu Kanzleien und Magazinen, fowie für Beſchaffung und 
Ziherftelung der Schiebpläge der Landwehr hat die Gemeinde, in ber fi das 
etrefiende Kommando befindet, aus eigenen Mitteln zu forgen.” — „Die Koften ber 
tinrichtung und ber baulichen Unterhaltung der Kanzleien, Magazine und Schieß⸗ 
läge träat das Militärärar.“ 

2) Was fich allenfalls vertheibigen Tiefe, wäre höchſtens ein Recht der Bayerifchen 
Rilitärverwaltung, Ueberſchüſſe eines Jahres im folgenden Jahre zu „Militär-Ans- 
aben“ zu versoenben, alfo zu übertragen. 
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würde die8 auch dem fir Bayern verbindlichen Art. 58 der Verfafſſungsurkunde 
durchaus widerftreiten. Freilich fehlt dem Reichstag und Bundesralh Gelegen 
beit, die Rechnungen der Bayeriſchen Militärverwaltung (melde auch an ben 
Reichsrechnungshof nicht gelangen) zu prüfen, und den mit den Reichsgeldern be 
ftrittenen fremdartigen Ausgaben alſo die Genehmigung zu verjagen; das Red 
muß fi eben hier wie in andern Dingen auf die Loyalität der Krone und Kar: 
deövertretung Bayerns verlaffen, darf dies aber auch wohl mit gutem Bertraum. 
weil die Zeiten des ehemaligen Fürſtenbundes und damit die Zeiten der Ser 
derwillfür der Einzelftanten definitiv vorbei find. 

II. Die Baufh-Summenbewilligung für die Kalender: 
jabre 1872, 1873 und 1874. Im der nämlidien Weiſe, wie dies fir 
die Zeit vom 1. Juli 1867 bis zum 31. Dez. 1871 durch die Verfaſſung 
urfunde Art. 62 und 71 geihehen war, bat das Geſetz v. 9. Dez. 1871' 
für die drei weiteren Salenderjahre die Ausgaben für Landheer und Feſtunge 
auf jährlich etwas über 90 Millionen Thaler feftgeftelt und verordnet, daß de 
Raifer zwar jährlich einen nad Titeln geordneten Etat aufftellen, dieſen ode 
dem est und dem Reichstag nur zur Kenntnißnahme und zur Eimt 
rung vorlegen zu laſſen habe, vorbehaltlich natürlich der Sonderrechte Bay! 
Zur Ertheilung einer ſolchen freien Vollmacht an die Militärverwaltung be 
wogen diefelben oder ähnliche Gründe, wie fie fi fchon im Jahre 1867 gelte: 
gemacht hatten. Der Umftand, daß die Heſſiſchen, Badiſchen und Elfah-tat 
ringiſchen Kontingente mit der Preußifchen Armee vereinigt worden find, die Kontr: 
gente von Wirrttemberg und Bayern aber eine andere Organtfation erhalten, matt 
e8 Schwierig, ja unmöglich, die jährlichen Ausgaben mit einiger Sicherheit voran 
zubeitimmen und mit Reichstag und Bundesrath zu vereinbaren. Bei einer folk: 
Vereinbarung würden fich Leicht ſchwer zu löſende rechtliche Anftände erhoben bat: 
indem bis jet die Frage über das Eigenthum an den für Militärzwede benufia 
Liegenſchaften ungenügend geregelt ift und auch das umfafjende Diilitärorgantfotis: 
gefetz, welches Künftig die Grundlage für die Aufftellung des Militäretats bie 
muß, noch fehlt. Die ſtaatsrechtliche Tragweite diefer Baufh-Summen dar: 
ligung ift hier in zwei Hinfichten genauer zu beftimmen: \ 

1. Ste enthält für die Reichsgewalt die Ermächtigung, alle diejenigen IM 
zieröftellen, ſowie alle Militär-Berwaltungs- und Juſtiz-Aemter definitir # 
begränden, welche nach ver beſtehenden Organifation des Breufifchen Kar 
durch die Höhe der geſetzlichen Friedenspräſenzſtärke bedingt werben. Zi 
und wie viele Stellen over Aemter mindeftens erforderlih feien, war de? 
verfalfunggebenden Reihstag von 1867 mitgetheift mw F 
Mitteilung von ihm ſtillſchweigend al3 zutreffend anerfannt worden. 2) Chat 
enthält die mit Württemberg gefchloflene Militär - Konvention in dieſer Humx 
eine Reihe auch vom Reichstag genehmigter Feſtſtellungen. ) Iffiiuen® ©“ 


1) Geſetz ©. 9. Dez. 1871, betr. die friebenspräfenzflärte bes deutſchen Herd 
und die Ausgaben für die Verwaltung befielben für die Jahre 1872, 1873 und It 
(R.G.Bl. 411 u. 412.) 

2) Berfaffunggeb. Reichſstag 1867 Attenftüde Nr. 39. &. 52 u. 53. Bol mt 
Aeuferungen des Bundeskanzlers Grafen v. Bismarck im erſten orbentlichen Keihb: 
27. September 1867 ©. 120 unb des Abg. Laser ©. 127. 

3), Als definitiv begründet find übrigens alle folche Stellen und Aemter nut ' 
dem Sinne anzufeben, al® bie Gehälter für beren Inhaber auch wach dem 21. It 
1874 fo lange bewilligt werben müſſen, bi® eine Vakam darin eingetreten it. 
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Beamtenftellen im Heere definitiv zu fchaffen, welche über die im Jahre 1867. 
gemachten Angaben irgend erheblich hinausgehen, wilrde Dagegen bie Reichs: 
regierung mr mit Zuftunmung des Bundesraths und Reichstags vermögen. 
Und fo bat diefelbe auch bei der im J. 1872 begonnenen Reorganifation der 
Artillerte verfahren. ) 

2. Die Spezial-Etats, welche der Kaifer ohne befchließende Mitwirkung von 
Bımdesrath und Reichötag für die Militärverwaltung (außer derjenigen Bayerns) 
für jeves der Jahre 1872, 1873 und 1874 feftftellt, find für die Normirung 
des Bayheriſchen Spezial-Etats ebenfo im Allgemeinen maßgebend, wie wenn 
Bundesratb und Reichstag fie befchloffen Hätten. ) Ob die Krone Bayern 
fih wie gewöhnlich mit der Bayeriſchen Landeövertretung über die Spezial-Etat3 
für das Bayeriſche Kriegsweſen zu verftändigen habe, ift von den Bayerifchen 
Kammern indirelt dadurch bejahend beantwortet worden, daß fie der Banerifchen 
Kriegäverwaltung die Summe von 10,900,999 Thalern nur für die Jahre 
1872 und 1873, nicht aber auch für 1874 als Bauſch-Summe bemwilligten. 3) 

V. Titel. Das verfaffungsmäßige Recht des Kaifers auf 
Bezug einer beftimmten zur Erhaltung der Landkriegsmacht 
beftimmten Einnahme. Die Reichskaſſe, aus welcher alle Ausgaben für 
das geſammte Kriegsweſen zu beftreiten find, empfängt nad) der Reichs-Finanz⸗ 
verfaffung den größeren Theil ihrer Einkünfte aus unmittelbaren Einnahmequellen 
des Reichs, namentlich aus den Zöllen und Berbrauchsfteuern, welche freilich im 
Auftrag des Reichs durch die Einzelitanten erhoben werden, während das noch 
Vehlende von den Einzelftanten nad Verhältniß der Seelenzahl eingeforbert wird. 
Da die erfigenannten unmittelbaren Einnahmen des Reichs unabhängig von 
periodifcher Banilligung zur Reichskaſſe fließen, jo wird dieſe den größeren Theil 
der für Das Kriegsweſen erforberlichen Mittel wohl ftet3 aufweiſen. Die Reichö- 
verfafjung begnügt fich aber nicht mit dieſer ſchon erheblichen Stetigfeit des 
Reichsfinanzweſens, fondern trifft noch Eine höchſt wichtige vorforgliche Beſtimmung, 
welche Die Landkriegsmacht gegen die Wechielfälle nicht bloß der parlamentarifchen 
Strebungen, fondern auch der Parteiung unter 24 Wegierungen einigermaßen 
fihern fol. Dem Kaifer ſpricht fie nämlich ein felbftändiges, dauerndes, gegen 
die einzelnen Staaten des Reichs gerichtetes Recht zu auf eme Einnahme von 
jährlich ſovielmal 225 Thalern, als die Kopfzahl der Friedenspräſenzſtärke des 
Heeres nach dem jeweilen legten Reichsgeſetz hierüber beträgt.) Sobald alfo 
die Reichskaſſe die erforderlihen Mittel irgend einmal nicht aufweiſen würde, ge= 
ſchehe dies, aus welchem Grund e8 wolle, fo würden die Einzelftanten (das ein: 


ı) Der Abg. Laster (ein Gegner der Baufhfummen-Bewilligung) äußerte in der 
Sitzung des Reichſstags vom 29. Nov. 1871 (©. 616) die Anfidht, daß jene Bewil⸗ 
ligung bem Kaiſer größere Freiheit zu dauernd verbindliden Organifationen gewähre. 

2) Dies wurde im zweiten Reichstag 1871 vom Kriegsminifter Grafen v. Roon und 
vom Bayerifhen Abgeordneten Freiherrn von Stauffenberg mit fhlagenden Gründer 
dargethban. (6. 644 und 645.) 

s, Das Bayerifche Finanz⸗Geſetz v. 28. April 1872 verfügt nämlich für die bei⸗ 
den Sabre 1872 und 1873: „Bezüglich des Militär- Hauptetats wird dem Kriegs⸗ 
minifter das Recht der Uebertragungen vorbehalten, falls biefe im Intereſſe ber Ver⸗ 
waltung des Heered geboten erſcheinen.“ (Gefek-Blatt &. 370.) 


%) Bol. Geſetz v. 9. Dez 1871. (R-G.-BL. 411). 
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zige Bayern ausgenommen) auf verfallfige Forderung des Kaiſers verfafiungs- 
mäßig verpflichtet fein, fovtelmal 225 Thaler an die Reichslaſſe einzuliefern, 
als die Friedensſtärke ihres Kontingent? nad dem letzten hierüber ergangenen 
Reichsgeſetz beträgt. Fehlt nur ein Theil der Geſammtſumme, fo Tanıı ber 
Kaifer von jedem Einzelſtaat natürlich nur die noch rüdftändige Quote ferner 
Schuld einfordern. 

Dieſem verfafiungsmäßigen Einnahmerecht des Kaiſers entfpricht freilich tem 
Recht der Beraus bung, da dieſe „durch das Etatsgeſetz feftgefiellt wird” ; 1) 
allem der Kaiſer t fi doch durch die Einnahme thatſächlich in der 
Lage, die von ihm für unumgänglich notbwendig und unaufſchieblich erachteten 
Ausgaben trot mangelnder Ausga Bewilligung zu machen, und es Darauf an= 
kommen zu lafien, ob e8 ihm a die nachträgliche Genehmigung von Reiche: 
tag und Bundesrath zu erhalten. %) 


Zweites Rapitel 
Die Berwaltung des Kriegsweſens. 


I. titel. Der Reichskanzler; das Reih8-Kriegsminifterium 
und die Kaiferlide Admiralität. 

I. Die allgemeine Regel der Berfaffungsurkunde Art. 17, wonach die An- 
orbmungen umd Verfügungen bes Kaiſers zu ihrer Gültigfeit ber Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers bedürfen, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt, 
findet in dem unten genauer zu erörternden Stun auch auf das geſammte 
Kriegsweſen Anmendung und ift aud durch Das Reichögefeg vom 9. Juni 1871 
— 5*— des Elſaß⸗Lothringenſchen Kriegsweſens feſtgeſetzt worden. Das Reich 
hat zwar Chefs ſowohl des Kriegsminiſteriums, als der Kaiſerlichen Admiralität, 
welchen eine ſehr weitgehende Selbſtändigkeit eingeräumt worden iſt, die aber 
doch bei allen wichtigeren Maßregeln der Verwaltung an die Gutheißung des 
Reichskanzlers gebunden bleiben. 1) Die angegebenen Rechte und lichten Des 
Reichslanzlers beziehen ſich nur auf folde Anordnungen und Verfügungen, melde 
der Kaifer als Reichsoberhaupt erläßt. Hingegen biejenigen, welche er 
„Kontingents-Herr“, alſo als Chef der Preußiſchen Armee und der damit kan 
einigten Kontingente trifft, find vom Reichskanzler unabhängig, und gehören in 
den Gelchäftsbereih des Preußiſchen Kriegsminifterd. In ähnlicher Weiſe er: 
Beben Verfügungen der Könige von Bayern, Sachſen und Württemberg, jome 

Grofherzoge von Medlenburg als Kontingentsherren unter Kontrafignatur 
* Kriegsminiſter dieſer Länder — 2) Schon vor der Gründung des Rord 
deutſchen Bundes war es in Preußen wie in den übrigen konſtitutionellen Staaten 
Deutichlands anerfannten Nechtens, daß nicht alle das Kriegsweſen 
Anordnungen und Beriügungen der Kontrafignatur des Kriegsminiſters bedurften, 
nämlich Diejenigen nicht, welche ſich als Ausflug des „Oberbefehls” —— 
Hieran iſt auch im Norbbeutfchen Bunde und im Reiche feftgehalten worden. 
einer geſetzlichen Ausſcheidung der als Ausflüſſe des Oberbefehls in dicke 
Sinne fid barftelenden Verfügungen gebricht es bis jetzt noch. 


— —— ——— 


1) * ſungeurkunde Art. 62., Abſatz 3. 
2) Bgl. Thudichnm, fclaſſungsrecht d. Nordd. Bundes ©. 416— 419. 
2) T udichum S. 3 
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N. Bis zum Jahre 1871 lag die Berwaltung der Kriegsmarine in der 
Hand des Kriegäminifterd, nur daß wiederholt unter dem Namen „Oberloms 
manbo” oder ‚„Rommando-Abtbeilung‘ Marinebehörden mit weitgehender Selb- 
ftändigfeit geichaffen worden waren. Die bedeutende Erweiterung der Kriegsflotte, 
die Erfahrungen des Testen Krieges fowie die Gründung des Deutſchen Reichs 
führten endlich zu einer befinitiven Scheidung, welde aud den Wünfchen des 
Reichstags entſprach. Ein im Reichsgeſetzblatt verkündigter Kaiſerlicher Erlaß 
vom 15. Juni 1871 verfügte die Einſetzung eines vom Kriegsminiſterium völlig 
getrennten Marine-Minifteriums und ein „Regulativ“ vom gleichen Da⸗ 
tum regelte die Geſchäftsführung Ddeflelben unter Leitung eines Marineminiſters. 
Ein weiterer im Reichsgeſetzblatt verfündigter Kaiferliher Erlaß vom 1. Januar 
1872 beftimmte erläuternd, daß das Marineminifterium, unter Fortdauer der 
durch das Regulativ vom 15. Juni 1871 geichaffenen Einrichtung der oberen 
Warinebehörde fortan den Namen „Kaiferlihe Admiralität” führen und einen 
Chef zum Borftande erhalten folle, welcher die Verwaltung „unter der Ber- 
antwortlichkeit des Reichſskanzlers“ und den Oberbefehl „nach den 
Anordnungen des Kaifers“ zu führen habe. Die Stelle des Chefs wurde 
dem Generallieutenant v. Stoſch übertragen und demfelben durch die im Januar 
1872 erfolgte Emmennung zum Preufifchen „Staatsminiſter“ Ei und Stimme 
im Preußifchen Gelammtminifterium beigelegt. Bundesrath und Reichstag er- 
teilten der Gründung diefes neuen Reichsamtes infofem, als fie den Minifter- 
gehalt beiwilligten, ihre Zuſtimmung, ohne eine weitere Mitwirkung bei der Or- 
ganiſation der Admiralität anzufprechen. 

1) Nach den angegebenen Beitimmungen ift der Chef der Aomiralität nicht 
bloß Vorſtand der Marineverwaltung, fondern auch Oberbefehlähaber der Marine 
unter dem Kaiſer. ‘Der ganze Verkehr der Admiralität mit dem Kaiſer wird 
durch ihn vermittelt, d. h. alle an den Kaiſer gelangenden Anträge werden von 
ihm eingereicht und alle kaiſerlichen Verfügungen in Marineſachen an ihn ge 
richtet. Völlig felbftändig oder nach Einholung der fpeziellen Kaiſerlichen Geneh- 
migimg erläßt er allgemeine Reglements, namentlih über den Geſchäftsgang 
innerhalb des Minifteriums. Endlich gebührt ihm aud die höhere Miilitär- 
gerichtsbarkeit und Disziplinarſtrafgewalt. Für alle feine Verfügungen, welche 
niht aus dem Oberbefehl fließen, trägt der Reichöfanzler die Verantwortlichkeit. 
2) Unter dem Chef der Apmiralität leitet der „Präſes“ die Geſchäfte ber 
Admiralität. Demſelben find alle Behörden und das ganze Perfonal der Ad- 
miralität untergeben, und er ıft „mitverantwortlich” für eine geregelte, einheitliche 
und fachgemäße Behandlung der Geſchäfte der gefammten Aomiralität. Ins— 
beſondere find in Perjonal-Angelegenheiten feine Borfchläge durch den Chef ein- 
zuholen. Selbftändig entjcheidet und unterzeichnet er in allen denjenigen Ange= 
legenbeiten, in denen ſich nicht der Chef die Entſcheidung vorbehalten hat. Es 
ftebt ihm auch die Dißziplinarftrafgewalt eines Divifions-Kommandeurs zu. Der 
Präfes ift endlich in allen Beziehungen ver fletige Vertreter des Chefs bei deſſen 
Verhinderung, auch hinfichtlich der höheren Gerichtöbarkeit. 3) Vom 1. Oftober 
1872 an find an Stelle der biöherigen Marine-Intendantur zwei Stations- 
Intendanturen zu Kiel und Wilhelmshafen und ein Dezernat für Rechnungs— 
tevifion in der Aomiralität ind Leben getreten. 

11. Titel. Die KontingentS:-Berwaltungen. Neben der allge 
meinen Kriegsverwaltung des Reichs beftehen gegenwärtig noch 6 Kontingents- 
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verwaltungen, nämlich von Preußen, Bayern, Sachen, Württemberg, Medlenburg 
Schwerin und Medlenburg-Strelig. 

| I. Als Aufgabe derſelben ericheint un Allgemeinen die Ausführung der 
Reichsgeſetze und Kaiferlichen Verordnungen und Verfügungen über dad Krieg 
weſen, alſo bie Leitung der Aushebung, die Beſchaffung der erforderlichen Militir: 
gebäude und Ausrüftungsgegenftände, die Verpflegung, Handhabung der Miltir: 
gerichtöbarfeit, die Ernennung, Penfionirung, ) Entlaffung der Offiziere um 
Drikittär- Beamten. Im Bayern Liegt die Sache wegen des bem Könige von 
Bayern zukommenden Verordnungsrechts und Oberbefehls in Friedenszeiten m 
‚mehreren Hinfichten. anders. 

Ä U. Die Leitung der Verwaltung erfolgt für Preußen und bie Stonte, 
deren Kontingente mit dem Preußiſchen vereinigt find, durch das Preufikke 


Kriegsminifterium. Daffelbe erläft feine Anordnungen direft an die fänmtlse 


Milttär- und Civilbehörven der genannten Staaten, beziehungsweiſe fett fih mi 
den verichiedenen Minifterten in Beziehung. Kriegsminiſterien beftehen in dia 
‚Staaten nicht mehr. Anders verhält es ſich aber in den drei Königreichen 


und in beiden Diedlenburg. 2) 1) Die Militärverwaltungen Sachſens, Wintten: 


bergs und der beiden Medlenburg find übrigens nicht von Weiten fo ſelbſtändg 


wie diejenige Bayerns; e8 gilt nämlich für fie Die wichtige Regel, vapfem 


allen Stüden völlig in derjelben Weiſe organtfirt fein und in denfelben orma 


geführt werben müflen, wie die Verwaltung der Preußiſchen Armee, und vi 


daher alle vom Kaiſer fir letztere ergebenden Vorſchriften fofort auch in da 


Rontingentäbe ne tungen zu befolgen find. Schon die Berfafjungsurtunde An 
ſatz 5 ſpricht dies aus: „Behufs Erhaltung ver unentbehrlidgen Enke 


63, A 
in der Aominiftration, Verpflegung, Bewaffnung und Ausräftung aller Truppe 
theile des Deutichen Heeres find die bezüglichen künftig ergebenden Anordnungt 
für die Preußifche Armee den Kommandeuren der übrigen Kontingente burd 
den Artikel 8 Nr. 1 bezeichneten Ausſchuß für das Landheer und die Feſtunge 
zur Nachachtung im geeigneter Weile mitzutbeilen.” Sodann befagt tr 
Milttär-Konvention mit Württemberg Art. 10, Ablag 4: „Die Gradabzeichen 
ſowie die Benennungen und der Modus der Berwaltung fin m 


dem Königlich Württembergiichen Armeekorps dieſelben wie in ber Kimgid 


Preußifchen Armee. 2) Hinfichtlih des geichäftlichen Verkehrs zwiſchen in 
Kontingents-Verwaltungen und dem Preußiſchen (Deutichen) Kriegsminiſterium fm 
bejondere Vereinbarungen getroffen. 3) 

II. Die Oberauffict über die Kontingentöverwaltung, und zwar fort 
über Die richtige Befolgung der Reichögefege und Kaiferlichen Anordnungen, eh 
über die Mafregeln, welche die Kontingentöverwaltungen binfichtlich der D* 
ſchaffung und Unterhaltung der uöriftungögegenftände, hinſichtlich der Kr 
pflegung der Truppen, der Anlage von Kaſernen und fonftigen Miluär 
gebäuven u. |. w. treffen, gebührt tem Kaifer und beziehungsweife dem Rad 


1) Bgl. auch Geſetz v. 27. Juni 1871 8. 26 und 115. u 
2) In Medlenburg-Strelit heißt das Kriege - Pinierium „MilitärsKolegum‘ 
ift aber nur mit einer einzigen Perfon beſetzt Bol. Mittheilungen bes Abg. Riäk: 
in ber Reichstagsſitzung v. 6. Juni 1872, ©. 787. 

2) Milttär-Konvention mit Sachfen v. 7 Febr. 1867 Art. 2; mit Württembes 
Art. 15; Vertrag mit Bayern v. 23. Novbr. 1870 TIL 8. 5. IIL 
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tanzler. Im dieſen Hinſichten können die Preußiſchen, die Sächſiſchen und Wurt⸗ 3 
tembergiſchen Landesvertretungen, wenn ihnen auch keinerlei Einwilligungsrecht * 
mehr zukommt, doch Wünfche und Beſchwerden äußern, und Auskunft und Rechen⸗ m 
fhaft von dem Landestriegsminifter fordern. Auch der Reichstag Inmn ben u 
Reichslanzler um Auskunft angehen und die Unterfuchung erhobener Beſchwerden an 
oder ein Einfchreiten gegen feftgeftellte Mängel begehren. ’) u 
2) Dies ift auch fchon jetzt ber Fall, wo dem Reichstag bie Spezial-Etats nur Er 

zur Senntnißnahme und Erinnerung vorgelegt werden. So beſchloß der Reichstag am Ber 


15. Juni 1872: „ben Here Reichskanzler zu erfuchen , dafür Sorge zu tragen, daß 
dor Ausführung weiterer Kafernenbauten auf bem Areal des Schloſſes Pleißenburg u? 
in Leipzig bie Zweckmäßigleit berjelben im geſundheitlicher Beziehung durch Ärztliche 9 
Sachverftändige geprüft werde.“ (Reichſstag 1872 ©. 788—793. 1044—1050.) %r 

* 








IH. 


Handel und Zollweſen; Konfularwefen, Auswanderung; 
wirthſchaftliche Geſetzgebung. 
Von 
A. Lammers in Bremen. 


1. Handel und Zollweſen. 


Das Zollgebiet des Deutſchen Reichs iſt am 1. September 1871 m 
Elſaß⸗ Lothringen erweitert worden. Mit dem genannten Tage fiel mittelf 
kaiſerlicher Verordnung vom 19. Auguft die Zoll-Schranfe zwiſchen Elfaß-Loth- 
ringen und dem übrigen Deutichland, diejenige zwilchen dem neuen Reichslande 
und Frankreich warb aufgerichter. Doch wurden von der Freiheit des Berfehrt 
zwiſchen Deutichland und feinen rüdgewonnenen früheren Landestheilen vorläufig 
fin tie Einfuhr nach Deutſchland noch eine Reihe von Waren ausgenommen: 
Wein, Tabad, Gewürze, Kaffee, Reis, Salz, Zuder und Enrup, Chofolade ımb 
Kakao⸗Präparate, Kleivungsftüde von Seide u. |. w. (Pofition 18 a dh 
des Tarife), Pelzwaaren, feidene Herrenhüte, fünftlihe Blumen, zugerihtete 
Schmudfevern; — und nacftehende weitere Artifel werden nur dann zugelafle, 
wenn die Abftammung derfelben aus Elfaß-Lothringen durch Urſprungszeugniſe 
nachgewiefen wird: Waaren aus Baummolle allen oder in Berbinbung mt 
Leinen= oder Dietallfäden, Bänder und Borten, Strumpfwaaren, Ieinene Gejpinnfte 
und andre Waaren in Verbindung mit DMeetallfäden, Zwirnſpitzen, Seidenwaaren, 
Wollenwaaren rein und gemilcht, Stidereien, Spigen und Tülle, bevrudte Bar 
ren aller Art, unbedruckte ungewalkte Waaren, Pofamentir- und Knopfmacher 
Waaren, unbebrudte gewalkte Tuch⸗, Zeug= und Filzwaaren, Fußteppiche. Die 
unter dieſe letztere Kategorie fallenden Waaren, deren Abſtammung aus Eſſaß⸗ 
Lothringen nicht durch Urſprungszeugniſſe nachgewieſen wird, müſſen auch ferner 
verzollt werden. Die Maßregel läßt ſich alſo dahin reſumiren, daß für alle 
eigentlichen Landesprodukte von Eljaß-Lothringen, Wein und Taback ausgenommen, 
md für Maffengüter die Zollfreibeit hergeftellt ift; daß ferner die Erzeuguiik 
der eljäffiich = lothringiſchen Hauptinduſtrie, der Weberei, frei eingeführt werden 
birfen unter Beibringung eines Urfprungszeugnifies; Daß Dagegen für folde zoll 
pflichtige Artikel, fir welche Die (bei größeren Zollveränderumgen übliche) Spekulation 
auf freie Einfuhr nach Deutſchland vorzugẽweiſe betrieben worden, Wein, Saly 





Handel u. Zollweien ; Confularweien; Auswanderung; wirthſch. Gefeßgebung. 125 


Kaffee, Zuder, wie Rolonialmaaren und Gewürze überhaupt, der Zoll noch fer⸗ 
ner erhoben wird. 

Die kailerihe Tabadd- Mamfaltur in Straßburg, über deren bevorzugte 
und deßhalb überlegene Konkurrenz die Privatinduftrie gerechte Klage führt, foll 
mm im Wege des öffentlichen Verkaufs gegen Meiftgebot ſtaatsſeitig aufgegeben 
werden. Dem Bundesrath liegt gegenwärtig der Entwurf der betreffenden 
Verordnung vor, durch weldye dem Reichslanzler das Recht des Zuſchlags vors 

wurde. 

Für die nächtte Gefeßgebungs-Seffion im Frühjahr 1873 iſt die Bolltarif- 
Reform im voraus dadurch auf die Tagesordnung gelegt, daß der Reichstag 
beſchloſſen Hat, auf diefen Zeitpunkt theild Aufhebung und theils Ermäßigung 
ber beftehenven Eiſenzölle zu fordern. Aufgehoben wird vor allem ver Rob: 
eilenzoll werden follen, der noch 2%, Silbergroichen beträgt. “Die gleiche Forde⸗ 
rung, verfnäpft mit der weiteren der Aufhebung des Lumpen-Ausfuhrzolls und 
des damit gewerblich zufammenhängenden Eingangszolls auf Chemikalien, Hat 
der Bollswirtbichaftlihe Kongreß diesmal in Danzig von neuem erhoben, doch 
mm als ganz befonder8 maufſchiebbar in Verbindung mit dem Wunſche, daß 
die Tarifreform überhaupt wieder ernftlih in Angriff genommen werben möge, 
nah den beiden Geſichtspunkten der Abſchaffung aller finanziell nicht viel ein- 
bringenden Zölle und der Befeitigung aller noch übrigen Schutzzölle. Vom Reichs⸗ 
fonzleramt ber ift früher die Erwartung der Borlage eined neu redigirten 
Tarifs rege gemacht worden, die, falls fie erfolgt, alfo wohl von dieſer Frei⸗ 
Bandelsftrömumg — gegen welche auch die fonftigen jüngften Gegner der Frei⸗ 
handelspartei nicht8 einzuwenden haben — ergriffen und zu erheblichen mate⸗ 
tiellen Reduktionen ausgedehnt werden wird. Eine beveutungsvolle finanziells 
mtionalötonomische Aufgabe ıft bier anerfannter Maßen noch zu löſen. 

Die Braufteuer, bis jest noch auf Norddeutſchland beichränkt, ift durch ein 
am 13. Mai 1872 vom Reichstage angenommened Gefeg neu geregelt worben. 
Fortan werben die biöher frei ausgehenden Malz-Surrogate zur Steuer ebenfalls 
Derangezogen, und zwar Reis und grüne (d. h. minveftens 30 Procent Wafler 
enthaltende) Stärke mit 20 Sgr., Stärke, Stärkemehl, Stärtegummi und — 
mit 1 Thaler, Zucker und alle anderen Malz-Surrogate mit 1 Thaler 10 F 
Gemiſchte Stoffe unterliegen dem Steuerſatz des in ihnen enthaltenen höchſt 
fienerten Stoff. Der Bundesrath iſt vorbehältlih nachträglicher Zuſtimmung 
des Reichstags zu Ermäßigungen im Verhältniß des Brauwerthes befugt. Der 
deutſche Landwirthſchaftsrath bat ſich dahin ausgeſprochen, daß die nee Steuer 
fich größtentheils auf den Bierverbrauch wälzen werde, und folglich, ſo lange eine 
eigentliche Bierſteuer noch nicht thunlich erſcheine, der Landwirthſchaft keine Be⸗ 
fürdtumgen einzuflößen brauche. 

Es Tann übrigens in Trage fommen, ob vie Verſchiedenheit der Bierbe- 
fteuerung zwilchen Norden und Süben nicht befeitigt werden follte, und zwar 
weientlich durch eine Erhöhung des Steueraufihlags im Norden, wenn die vom 
Reichstag erlangten Berathungen wegen Erſatzes für die ganz aufzuhebende 
Salzfteuer vor fi gehen. Der Bundesrath hat die Bevollmächtigten von ſechs 
Staaten hiermit beauftragt; darunter einerfeit8 der Tabadsbau-Länder Preußen, 
Bayern und Baden, andererſeits der freien Stadt Bremen, die befanntlich die größte 
Zabadseinfuhr Europa's bat, fo daß der Gedanke an eine alljeitig beabfictigte 
Erhöhung der Tabadsabgaben fehr nahe liegt. Für dieſe wünſchen diejenigen 
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füüobentichen Pflanger, welche fich nicht jeder Erhöhung unbedingt entgegen äußern, 
Umwandlung der Bodenbefteuerung in eine Befteuerung des Produkts nad dem 
Gewicht. In den Import-Häfen bedingt man fi) nur aus, daß das Mißver 
haltniß zwiſchen Zoll und ‚Steuer, welches ald Schuß der inländifchen Productien 
zu Gute kommt, nicht noch weiter gefteigert werde. 

Ueber beſtehende Zoll-Verabredungen mit andern Reichen ift um Laufe des 
letzten Jahres zweimal lebhafte Beſchwerde bis in den Reichstag hinein geführt 
worden: gegen Frankreich wegen feiner ungerecht und unbefugt Khulpölfnerfte | 
Handhabung der Zuderzölle, und gegen Italien wegen einer ähnlidyen Einſeitig 
keit bei der Spiritus-Beftenerung. Die letere Beſchwerde erkannte der Sprebe 
der Reichsregierung Geh. Rath Michaelis als begründet an, und verſprach id 
allmähliche Abftellung in Folge der der italieniſchen Staatslaſſe drohenden 
Einnahme-Berminderung. | 

Ein neuer Handelövertrag auf der Grundlage gegenfeitiger Zugeftehung de 
Rechts der meiftbegünftigten Nation ift am 2. März 1872 mit Portugal zum 
Abſchluß gelommen und vom Reichstag genehmigt worden. | 

Der Bundeörath hat am 21. Juni 1871 Normativbeſtimmungen für te 
Hafen-Regulative erlafien, die fih auf 8. 90 des Vereinszollgeſetzes fügen. Tie 
Kegulative jelbft gehen von den oberfien Finanzbehörden der Einzelſtaaten au. 
Man findet den Erlaß in Hirth’8 Annalen von 1872, Heft 8. 

Ein anderer Erlaß des Bundesraths, vom 25. Juni 1872, tnift % 
flimmungen über die zollamtliche Behandlung der deutfchen Kriegsfahrzeuge, weit 
vom 1. Januar 1873 an gelten follen (abgedrudt ebendaſelbſt S. 1535). 
Wenn danach deutſche Kriegsfahrzeuge aus einem inländifchen Hafen über Se 
oder durch Binnengewäfler der See in einem anderen inländilchen Hafen ur 
kommen, ohne zollpflichtige Waaren an Bord zu führen, jo braucht der Berl 
baber nur dem Zollamt des Hafenort8 eine entiprechende fchriftliche Anzeige zu 
machen; jede zollamtliche Behandlung unterbleibt. Zollpflichtige Waaren find 
dem BZollemt unter Uebergabe der dazu gehörigen amtlichen Bezettelungen an 
melden. Die deutfchen Freihäfen Hamburg-Altong, Cuxhaven, Bremen, Begdiod, 
Drake, Geeftemünde und Bremerhaven gelten dabei als ausländische Häfen. Komm 
das Schiff aber aus einem ausländifchen Hafen, jo muß der Befehlshaber in dem 
zuerft berührten inländiichen Hafen oder deſſen Rhede anhalten, und gleich nad gr 
ſchehener Anferung dem Zollamt ſchriftlich erklären, ob ſich zollpflichtige Gegenſtnde 
an Bord befinden oder nicht. Statt folder Erklärung genügt, falls der Hafen ur 
zum Zweck der Einnahme von Broviant, Wafler, Kohlen oder dergleichen angelaufen 
wird, eine dahingehende Anzeige des Befehlshabers. Auf die amtliche Berficherun 
befjelben, daß feine zollpflichtigen Gegenftände an Bord feien, unterbleibt jede je 
amtlihe Behandlung. Im anderen Falle muß er eine Zoll⸗Deklaration ar 
fertigen oder anfertigen Iaffen und dieſelbe amtlich als erſchöpfend bezan, 
widrigenfalls er fich zollbeamtliche Unterfuchung des Schiffes gefallen zu laſſen bat. 
Daffelbe gilt, wenn er weder das eine noch das andere bat verfichern wollen 
Das Inventar ded Schiffes wie der Beſatzung fowie das zu deſſen Iuflond 
erbaltung nöthige Material find von jeder zollamtlichen Behandlung frei. Der 
gleichen die vom Befehlähaber als Mundoorrath der Beſatzung angegebe 
Berzehrungsgegenflände. Was von der Einfuhr, das gilt auch von der 
im Falle ausfuhrzollpflichtiger oder zu Steuervergütung bereditigter Wasrar 
Gleiches wie für deutſche Kriegsichiffe gilt fir Transport-Fahrzeuge der beutfhen 
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Marine unter Kriegöflagge mit der Maßgabe, daß fie 1) ebenfalls zur Anlegung 
bei den etwa für den Eingang feewärtd errichteten Anfagepoften nicht verpflichtet 
find, und 2) binfichtlih aller Güter des freien Verkehrs von der Deklaration 
der Ladung und des Proviants beim Eingange befreit find, wenn der Befehls⸗ 
haber dem Zollamt des Hafenortd die fchriftliche Erflärung abgibt, daß das 
Schiff aus einem namhaft zu machenden inländifcen Hafen komme. 

Unterm 19. November 1871 bat der Bundesrath Vorſchriften erlaffen zur 
Ergänzung der dritten Abtbeilung des Vereins: ZolltarifS, Brutto- und Netto- 
Gericht und die Tara betreffend. (Hirth’8 Annalen 1872, Heft 8, ©. 1541.) 


2. Konſularweſen. 


An die Konfuln des Deutichen Reiche iſt unter dem 6. Juni 1871 eine 
- allgememe Dienft-Inftruftion des Reichskanzlers ergangen. Sie gibt im 
Eingang eine Ueberficht des Beſtandes und der Berfaffung des Reichs, ſoweit die 
legtere in Betracht kommt, und erläutert dann das auf Das Reich übergegangene 
norddeutſche Bundesgeſetz vom 8. November 1867 über die Organijation der 
Tonfulate, ſowie über die amtlichen Rechte und Pflichten der Konfuln paragraphen- 
weife. Ergänzt wird dieſelbe durch eine fpezielle Inftruftion vom 1. Mai 1872 
über die Ertheilung des im Türkischen Reiche, China und Japan zu gewährenben 
vertragsmãßigen Konfularichutes. 

Aus der legten Reichstags⸗Seſſion iſt ein neuer Gebühren- Tarif fi 
die Konfulate hervorgegangen, mit zeitgemäß erhöhten Sägen. Dabei ift jedoch 
zwiſchen den in Europa und den außerhalb Europa’ fungirenden Konfuln unter: 
Ihieden worden. 

Mit ver winfchensmweriben Bermehrung der Fach- oder Berufs: 
Konfulate geht es nur fehr langſam vorwärts. Neue find nad dem 
Reichshaushaltsplan für 1872 nur in Tiflis und Odeſſa hinzugekommen. 
Indeſſen hat der Reichſstag abermald anf Vermehrung diefer allein allen Er— 
forderniſſen genügenden Form von Komfulaten gebrungen, welder ſich mit 
andringendem Verſtändniß beſonders der Abgeorbnete Rapp annahm. Die Kom⸗ 
miffion des Bundesraths glaubte behaupten zu dürfen, daß man in England 
und Amerifa von dem deutſchen Wahltonfulats-Syftem gar nicht jo übel denke, 
fügte indeſſen doch hinzu, daß eine zunehmende Einfügung von Berufstonfuln, 
d. h. wirflichen Reichsbeamten, in die Schar der nebenher als Konſuln fungiren= 
den Kaufleute vathfam ſei und nad wie vor beabfichtigt werde. Der Reichs⸗ 
tag forderte dann direft noch ein Berufskonſulat in Rom, mit einem Ausblid 
auf drei bis vier weitere befolvete Stellen in den Haupthanvelsplägen Italiens, 
und geſprochen wurde auch von Philadelphia und San Francisco. Yür die cali⸗ 
forniſche Hauptſtadt ftellte die Bundesrathe-Rommiffion ein ſolches volles Konju- 
lat zur nächften Selfion in Ausſicht. 

Einen Konfularvertrag hat das Neid mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerila abgefchloffen und ver Reichstag in feiner letzten Seffion ges 
nehmigt. Im Unterfchiede von den voraufgegangenen Konfularverträgen mit 
Italien und Spanien geftebt diefer Vertrag nicht allein den Berufskonſuln, ſon⸗ 
dern auch den Wahltonfuln, wofern fie weder Staatsangehörige des Landes ihrer 
Xhätigkeit find noch Handelsgeſchäfte betreiben, die konſularen Vorrechte der Frei» 
heit von direkten Steuern und Militärlaften, jomie von Perfonalarreft in Zivil⸗ 
fachen, der Unverleglichleit der Archive und Dienftpapiere zu, — bei den Berufs⸗ 
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konſuln ausgedehnt auf Amtsräume und Wohmmg. Nicht minder enthält der 
amerikaniſche Vertrag allein die gegenfeitige Yuficherung, daß, wenn einem Kon 
ful das KErequatur entzogen werbe, die Gründe der anderen Regierung mitgetheilt 
werben follen. Gleich den früheren beiven Verträgen ſanktionirt auch dieſer den 
in Preußen ehedem nicht anerfannten Sag, daß die Schiffspolizer in den Hin 
und auf den Rheden Sache der zuftändigen Konjuln ſei, fo lange die Recht— 
ordnung des betreffenden Staats nicht verlegt erfcheint. Hinfichtlich des Ber 
laſſenſchaftsweſens geht der neue Vertrag weniger weit in der Abgrenzung one: 
Yarifcher Befugniſſe, als die älteren beiden. Er ftellt mm die ausſchließliche 
Kompetenz ded Konſuls zur Berzeihnung und Sicherſtellung der Dinge fe 
welche von E chifföleuten oder Schifföpaflagieren auf Schiffen feiner Flagge Hinter 
laſſen, gleichviel wo diefelben geftorden, und begnügt fi im übrigen die Lande: 
behörden anzumeifen, daß fie den Konful von den fraglichen Todesfällen ertore- 
lichen Falls alsbald unterrichten und allen ihren Amtshandlungen als gejeglihe 
Bertreter von Erben oder Gläubigern beiwohnen lafien. Spanien und Ytala 
gegenüber ift durchgeſetzt worden, daß der Konful als eigentlich handelnde Gewal 
auftritt, die Landesbehörden nur mehr vorbereitend und mitwirfend ihm zu 
Seite ſtehen. Die notariellen Befugnifle der Reichskonſuln find gerade in Nor 
amerifa bei der Maſſe dort angefiedelten deutſcher Auswanderer won bejonderen 
Werthe, und demgemäß auch durch den Konfulawertrag in vollen Umfax 
geſichert worden. 


3. Auswanderung. 


Die Auswanderung über den Ozean bat im laufenden Jahre in Deutik 
Iand etwas größere Dimenfionen angenommen, zumal im Norboften. Tes 
Kittergutöbefiker, denen damit die ohnehin fpärlichen und theuren Arbeitöfräf 
entzogen werben, fich deßhalb an die Auswandererbeförderungs-Agenten halten m! 
fordern daß diefen vermeintlihen Verführern das Handwerk gelegt werde, al 
wäre ihr Gewerbe fo viel wie Kuppelei und das Auswandern eine Art Unzuff, 
ift am Ende nicht groß zu verwundern Begreiflih, wenn auch nicht geredl 
fertigt erſcheint gleichfalls ein ſolcher Erlaß wie der des Landraths von Maner 
werder vom Juni 1872, worin nicht nur der 8. 144 des deutſchen Strafgdet: 
Buchs eingeſchärft wurde („Wer es ſich zum Geſchäfte macht, Deutſche me 
Borfpiegelung falfcher Thatfachen oder wiffentlich mit unbegründeten Angaben zu 
Auswanderung zu verleiten, wird mit Gefängniß von einem Monat Mk 
zwei Jahren beftrait”), fondern auch die Ortöbehörden veranlaßt am 
„Verbreiter falſcher Thatſachen“ förmlich zu fahnden, und endlich fogar ange 
fündigt, dem demnächſt zujanımentretenden Kreittage werde vorgeichlagen werben, 
„Prämien von 10 bis zu 50 Thalern auszuſetzen für die Ermittelung derartige 
gegen die Gelee handelnder Agitatoren, ſofern dieſelben zur Strafe gezoge 
werben können.” Dem Kreistage muß es aber doch wohl unzuläfjig erkhme 
fein, auf diefe Art eine „Lücke des Geſetzes“ auszufüllen und ftatt der lompe 
tenten höchſten Stantsgewalt Denunzianten-Pränten ausjugeloben, oder auch hei 
Herr Landrath ſchon ift von oben her auf die Bedenklichteit ſolchen Borgehmi 
aufmerffam gemacht worden, denn man bat von wirklich erfolgter Auslegung 
der bezeichneten Prämien Hinterdrein nichts gelefen. Die preußiide Staatöregerung 
bat ſich, wie zu erwarten ftand, mehr in den Schranken Ioyaler Neutralität 
gehalten und nicht einfeitig Partei für die bebrängten Arbeitgeber miver ihre 
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auswanderungsluftigen Tagelöhner und Knechte genommen. “Doch hat ber 
Minifter des Innern ein angeblich ſtark verbreitetes Gerücht, der Kater habe 
in Amerita Land erworben und wünfche deſſen Colonifirung durch deutfche Hände, 
zum Ausgangspunct genommen um von der Auswanderung amtlich und öffent- 
ih abzumahnen. Das iberfchreitet um ein Haar die vechte Pinie, infofern der 
Staatöregierung auch für bloße Aufforderungen ohne Zwang und Drohungen 
immer Thon eine befondere Autorität beiwohnt und diefe doch mit firenger Dis: 
cretion gebraucht werden muß. Ganz correct hingegen bat der Reichstag gehan⸗ 
belt, indem ex über eine auf Unterbrüdung aller Auswanderungs-Agenturen ge- 
richtete Eingabe aus Hinterponmern zur Tagesordnung ging und eine Beſchwerde 
zweier Bremer Auswanderungs-Erpedienten gegen das vielgeftaltige und drüdende 
Conceſſionsweſen für ihre inländifhen Bertreter dem Reichskanzler zu förderſamer 
Hilfe durch ein Reichsgeſetz zumied. Ebenſo correct erjcheint, was mittelbar ein 
wenig den Iandwirthichaftlihen Gegnern der Auswanderung zu Gute kommen 
mag, wie jener Reichsſstags-Beſchluß umgekehrt ihren kaufmänniſchen Nutznießern: 
daß auf Laiferlihen Befehl zufünftig bei den Militärpäſſen für Auswanderung 
ftricte, nicht Taxe Obfervanz gelten fol; und daß die deutlichen Eiſenbahnen, 
voran die badiſche Staatsbahnverwaltung, aufhören wollen, die Auswanderer zu 
ermäßigten Preifen nah dem Seehafen zu fahren. Der Staat darf eben die 
Auswanderung weder mit Gunft noch mit Ungunft behandeln. 

Wenn eine Gegend jeweilig ftärfer von der Auswanderung betroffen wird 
als zuvor, fo pflegt fich ein Geſchrei aus ihr zu erheben, als drohe das Vater: 
land zu veröden. Da die weniger ald vorher von der Auswanderung betroffenen 
Gegenden aber natürlich ſtillſchweigen, fo find oberflächlihe Zuhörer gleich geneigt, 
enen intereffirten Peffimiften zu glauben. Ob die Auswanderung in einem Jahre 
virflih im ganzen ungewöhnlih ftart ift, kann man während des Verlaufs 
yellelben kaum feftitellen. Der höhere Berluft einzelner Landftrihe kann ja durch 
jringeren Verluſt anderer ausgeglichen oder mehr als auögeglichen werden. Ein 
ewiffer Ueberblid läßt fib nur in Bremen und Hamburg erlangen, wo die 
5luth fich regelmäßig fammelt und aufftaut; und erft wenn die jetzt bejchloffene 
ffieielle Feftftellung, Sammlung und Veröffentlihung diefer Hafen-Berichte in 
traft getreten fein wird, die cben fo gut allmöchentlich geſchehen fünnte wie 
. B. die Belanntmachung der geprägten Goldmünzen-Menge, wird man in ben 
zahlen ficher geben. Was nun das laufende Jahr betrifit, jo ſtand im Früb- 
ng, als die Klagen über ftarfe Auswanderung am lauteften waren, noch durch⸗ 
us nicht feft, ob es normale Borjahre, wie 3. B. 1869, itberbieten werde. 
A im Herbſt bat ſich dafür allerdings Wahricheinlichfeit ergeben, und zmar 
ir Ueberraſchung der Expedienten an dem Hauptbeförberumgsplage Bremen. 
bir wunderbar erjcheint e8 grade nicht. Die Auswanderung ift in den Be= 
ferungsfchichten, welche fie maſſenhaft bewegt, ein langſam reifender, ſchwer⸗ 
fig zur Benwirflihung gelangender Entſchluß. Der Krieg von 1870/71 bat 
iher weit über feine eigene Dauer hinaus in dieſen chronischen Heimatswechſel 
ıe Störung gebradt. Seine Nachwirkungen mußten ebenfalld vorüber fein, 
vor der Proceß wieder feine gewöhnliche Stärke und Fülle erlangen fomnte. 
n Jahre 1872 find folglich allem Vermuthen nach Biele erit zur Auswande⸗ 
ng gelangt, die ohne ven Krieg don 1871 oder 1870 gegangen wären. 
htiger, als einzelne herausgegriffene Jahre, wilrde es fein, längere Perioden, 
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etwa dreijährige Zeiträume in Vergleich zu ſtellen, wenn man von Zuwach 
oder Abnahme der Bewegung reden will. 

Nun iſt es aber ſchon feit zehn Jahren oder länger ein ganz conflantel 
Factum, daß alljährlich hunderttauſend Deutjche oder etwas mehr die Alte Felt 
mit der Neuen vertaufchen. Nicht außerordentliche Anläſſe treiben fie mehr wie 
früher hinüber, fondern fortdauernde und fozufagen unvermeidlide. Es iſt höcht 
verehrt, wenn man noch immer einzelne Uebelſtände oder Unzuträglichkeiten, welche 
bet uns beftehen, für die Maſſenwanderung nad) den Vereinigten Staaten von Nor: 
amerifa verantivortlich machen will. Religiöſe Beweggründe haben fo aut we 
gar feinen Einfluß mehr darauf, politifche nur noch einen ganz verſchwindenden. 
und foctale oder ökonomiſche endlid) auch nicht in dem Sinne, daß fie die Yaıt 
ſtachelten, ſich auf alle Gefahr Bin em neues Vaterland zu Juchen, wie es der 
Flüchtlingen des vorigen Jahrhundert oder felbft noch denen des wierten un 
fünften Jahrzehnts dieſes unſeres neunzehnten Jahrhunderts erging. Tie An 
wanderer fühlen fi” überhaupt nicht ſowohl mehr aus Teutſchland hinaus— 
getrieben als von der großen transatlantifchen Republik angezogen. Ihre Borgäme 
haben drüben im weſentlichen durchichnittlih gefunden, was fie fuchten, um 
wenn nicht, was fie juchten, fo doch was ihnen behagen und fie den wefokten 
Entichluß fegnen Taffen konnte; diefer Erfolg, Durch Hunverttaufende von Briee. 
Tauſende von Geldiendungen und perſönlichen Beſuchen bis in die kleinſc 
Törfer hinein bekannt, zieht neue Scharen nad) jih, denen aus irgend cinen 
Grunde die Ausfichten des Vorwärtskommens dieſſeits trüber erſcheinen als er 
jeits. Iſt es denn wirflic fo fonderbar, daß in jedem Jahre ein Biertel Fr 
cent der deutſchen Bevölkerung ſolche Erwägungen anftellt und folde Gnticlit 
faßt, beziehungsweiſe von feinen Ernährern für ſich mit anftellen und fr: 
läßt? Schreitet Dentſchland wicht darım doch in ver Volkszahl ftetig ier 
raſcher und ftetiner ſogar als das feindſelige Nachbarland, in melden Em: 
trirungen faft immer nur tm kleinſten Maßſtabe vorkommen, nemlich wenn d. 
eine ſiegreiche Partei der anderen, eben unten liegenden la belle France mr 
mehr gönnt? Von dem begleitenden Gapitalverluft vollends werben mir fan: 
irgend ernftlichen Aufſchub in der allgemeinen nationalen Bereicherung befürht 
nachdem dieſe faſt über unfere Wünfche hinaus ihren Fortgang nimmt 3: 
an der ausmandernden Claſſe als folder wird verhältnißmäßig fo viel nicht w. 
foren fein, was ihre phyſiſche, moraliſche und intellectuelle Productivkraft ad 
trifft. Sie wird eben drüben zu mehr al8 fie hier geworden wäre Waͤre hr 
allem aber auch nicht fo: wie es Anden? So eingebildet ift heute dab di 
Staat nicht mehr, daß cr an das Glüd, das einem feiner Angehörigen dram“ 
in der Fremde winken könnte, fchlechterding® zu glauben verweigerte; nah ' 
tyrannifch, daß er ihm werwehren möchte, den Vergleich zwiichen Inland 1: 
Ausland durch thatſächliche Erprobung auf feine eigene perlönlihe Gefahr F: 
anzuftellen. Bon der Wiederherftellung der alten vorfündfiuthlichen Verbore 87 
Geldſtrafen, zu der jelbft weiland der Bundestag in der Blüthe feiner Kanten: 
luſt fich nicht aufzuſchwingen vermochte, kann heute wohl felbft in canferatite 
Privatzirkeln nicht ernfthaft mehr die Rede fein. Mittelbare Gegemwirkunze 
find theils unwirkſam theil8 and) wenig würdig. Will man in der fortdauernde 
Auswanderung een Zporn erbliden, alle jocialen und öfonomtfchen Uebelſtänd 
möglichft bald und umfaffend aus den Wege zu räumen, fo ift das aflerdins 
Die befte Art, ſich ftaatsfeitig um fie zu befiiimmern. Sonft aber muß ſowed. 
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die Gefepgebung wie die Verwaltung ſich ſtreng neutral verhalten. Sie muß 
geihehen laffen, was jenſeits der Sphäre ihres beredhtigten und wirkſamen Ein— 
greifens Tiegt, mit jener weiſen Selbſtbeſcheidung welche den Befig und die Aus: 
übung einer unwiderſtehlichen Gewalt allein zu adeln vermag. Aus dieſem 
freiwillig⸗ nothwendigen Geſchehenlaſſen folgt noch nicht, daß die Organe des 
Ztaatd in Sachen der Auswanderung überhaupt gar nichts zu thun hätten. 
Cie haben da zu thun, was fie immer und überall zu thun haben: die prin= 
cipiell gewollte Freiheit thatfächlih zu verwirklichen, Jedermann in feiner natür- 
lichen und geſetzlichen Rechtsſphäre zu ſchützen. 

Von dieſem Standpunkt aus hat der Norddeutſche Bund ſchon vor Jahren 
die Auswanderungs-Angelegenheit ergriffen und dem Deutſchen Reiche vermacht. 
Ein ſtändiger Bundescommiſſär aus den Reihen der Kriegsmarine überwacht die 
Einſchiffungshäfen an Elbe und Weſer, daß den Auswanderern während der 
Seefahrt ihr volles Recht werde. Dean kann nicht füglich einen Vertreter der 
Staatshoheit an Bord jedes Schiffes ſchicken, das Auswanderer hinüber befördert; 
daher um fo ſtrengere Ueberwachung der die Sicherheit des Schiffs, die Zuträg: 
lichkeit der Wohnräume und der Yebensmittel auf demfelben gemährleiftenden Be— 
ſtimmungen, welde Hamburg und Bremen aus eignem Antriebe ſchon feit langer 
Zeit erlaffen und fortdauernd zeit« und bedürfnißgemäß erhalten haben. Das zu— 
nehmende Eintreten der Dampfer für die Segelſchiffe, melches Tegteren kaum 
noch ein Biertel oder Fünftel der Geſammtbeförderung übrig läßt, erleichtert Die 
Ueberwachung, und ſchränkt die Gefahren und Nachtheile der Seereiſe überhaupt 
auf einen fleinen Reſt ihres früheren Umfangs ein. Vollendet würde Diele 
Leiſtung des Staats für die Sicherheit auch feiner ihn verlaflenden Angehörigen 
jein, wenn es dem Reiche gelänge, mit den Vereinigten Staaten einen auf Gegen- 
ſeitigket und ehrlichem Auswanderer : Schuge beruhenden Vertrag abzufchliegen. 
Aber die drüben herrichende politiiche Gorruption hat ſich auch dieſes Gebiets 
bemächtigt; eine frühere Verhandlung ift wejentlich an den Streben der Ameri: 
kaner geſcheitert, Die Gelegenheit zur Etiftung neuer fetter Staatspfründen zu 
benugen, und jo lange. feine gründlich aufräumende Reform in Diefer Richtung 
erfefgt if, werfprechen neue Anknüpfungen faum ein erfreulicheres Nefultat. 


4. Wirthſchaftliche Geſetzgebung. 


Bei weitem Das wichtigſte Ergebniß der Reichsgeſetzgebung auf wirthſchaft— 
lichem Gebiet im verfloſſenen GSefhäftsjahre war Das Reichsmünzgeſetz von 
4. Tecember 1978. Die erften Zahlungen auf die franzöfiiche Kriegsentſchädigung 
mußten Direct oder indirect das Hinderniß bejeitigen, das ſich bis dahin dem faſt 
allgemein als unumgänglich erkannten Uebergange Deutſchlands zur Goldwäh— 
rung uoch entgegengeftellt hatte: den Mangel an Gold. Aber fie durften nicht 
dazıı verleiten, wie man im Reichskanzleramt anfıngd aufgelegt war vorzu— 
ſchlagen, daß ftatt einer durchgreifenden einheitlich = nationalen Münzreform vor— 
läuig weiter nichts geichehe als die Prägung einiger Goldmünzen, einem 
einzelnen Der  beftehenden alten Münzſyſteme angepaßt. Diefev Idee 
ichn'tt eine Adreſſe eimflußveiher und in wirthſchaftlichen Dingen ſach— 
verttändiger Reichstagsmitglieder an den Reichskanzler, melde im Juni 
1571 $urz vor Schluß der Seſſion anftatt einer urſprünglich beabjichtigten 
Interpellation erlafjen wurde, jede Ausſicht auf Unterftügung bei der Reichstags— 
Meorheit verſtändlich ab. Es folgte dann ein Zeichlup des Ende Auguft in 
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Lübeck verſammelten Congreſſes Deutſcher Vollswirthe, welcher ern einheitliches 
nationales Syſtem, reine Golbwährung als Baſis deſſelben, durchgeführte Zehn: 
theilung mit Zulaſſung der Vierteltheilung der kleinſten Decimalmünze, und das 
Zwanzigſilbergroſchenſtück (Goldgulden) als Rechnungseinheit verlangte, ſowie zur 
Einführung des To geſtalteten Syſtems Einſtellung der Silbercurant-Prägung 
und Geſtattung der Goldausmünzung auf Privatrechnung. Dieſer Beſchluß 
wirkte in hohem Grade klärend und einigend auf die öffentliche Meinung, zumal 
ſich ihm im Gefühl der Dringlichfeit und Schwierigkeit der Reform auch die 
unterlegenen Minderheiten, die Anhänger der Doppelmährung und diejenigen des 
Thalerd als Nechnungseinheit, nachträglich formell angeſchloſſen hatten. Ein 
beträchtliche Anzahl von Handelsvorſtänden und die meiften tonangebenden Ya: 
tungen fielen dem Lübecker Beichluffe bei. Infofern er jedoch die künftige Rab: 
nungseinheit auf den genauen Werth von zwanzig Silbergrofchen ober zwi 
Dritteln eines Thalerd firirte und Danach den Feingolpgehalt der audzuprägen: 
den Goldmünzen beftimmt willen wollte, rief er alsbald von zwei Seiten einen nod⸗ 
maligen Verſuch hervor, das maßgebende Verhältniß zwifchen Gold und Silkr 
anders zu geftalten. Bet jener Forderung mußte e8 fi etwa wie 1 zu 151, 
oder 15.50 ftellen. Dr. Weibezahn in Köln, Secretär der dortigen Handels: 
kammer und einer der gewiegteiten Fachkenner, empfahl ftatt deſſen das Berbilt: 
niß von 1 zu 15.48, welches runde Gewichtsgrößen in den Goldmünzen zu geben 
verſprach; Prof. Böhmert in Züri, der die Idee der internationalen Mün; 
einigung aufredht hielt, das Berhältnig von 1 zu 15.5,, womit das Zehngulden⸗ 
ftüd genau dem idealen Fünfundzwanzigfranfenftüd, wie Herr von Parieu a 
empfohlen bat, gleichgefommen fein würde. Im übrigen aber Hatte die Ar 
näberung an die praftifche Löſung der Frage den erwünfchten Erfolg, daß M 
abftracten und phantaſtiſchen Keformprojecte, welche in den Jahren vorher den 
Bordergrund der öffentlichen Discuffion ausgefüllt hatten, während die mahrbeft 
unterrichteten und praftiichen Köpfe ſich ermüdet von dem ztellofen Streite zurüd⸗ 
zogen, al8bald wie geplatte Seifenblafen zu Boden fielen und die Erörterum 
nicht mehr ftörten und verwirrten. 

Die Reichsregierung fäumte nun nicht Länger, fich der Aufgabe ernftlich an: 
nehmen. Es konnte ihr freilich nicht ganz leicht Fallen, felbft nur im ihrem 
eigenen Schoße über eine fo complere Materie einig zu werden. Mit den Ar 
Ihauumgen des Reihöfanzleramts, das allem Anſchein nach den Thaler aufreht: 
erhalten und zum Ausgangspunct der Reform gemacht wiſſen wollte, ſtritten 
diejenigen des gleiche Sachkunde und noch größere und näheres Intereſſe ir 
Anspruch nehmenden preußtichen Finanzminiſteriums, während auch der Handdt: 
mintfter wenigſtens als Chef der Preußiſchen Bank ein Wörtchen wmitzufpreben 
hatte. So trug denn auch der Entwurf eines proviforiihen Münzgefeges, weld 
am 8. October dem Bundesrath vorgelegt wurde, die Spuren einer Compromiß⸗ 
Arbeit bereits ſtark an fi. Der preußifche Finanzminiſter hatte mit der Mar 
— zehn Groſchen oder !/, Thaler ald Rechnungseinheit gefiegt ; aber die vorgeſchlage⸗ 
nen Goldmünzen erfchtenen troßdem doch weniger auf die Mark als auf den 
Thaler bezogen, indem ein Dreißigmark⸗ oder Zehnthaler-Stüd als Hauptgoldmüng, 
daneben ein Funfzehnmark- oder Fünfthaler-Stüf und erft in dritter inte dad 


allein zwedentiprechende Zwanzigmarkſtück vom ungefähren Werthe des Sovereign, 


des Fünfundzwarnzigfranfftüdd und zehn öfterreichiiher Gulden geprägt werden 


follte. Gegen die angenommene Miſchung der Goldinünzen von je neun Thelen | 


Handel und Zollmeien; Confularweien; Auswanderung; wirtbfch. Geſetzgeb. 133 


Gold mit einem Theile Kupfer war nichts einzuwenden. Sehr zu billigen ſogar 
war die Sorgfalt, welde auf Bollgehalt und Bollwichtigfeit der Goldmünzen 
verwandt wurde, von denen jener böchftend 2, diefe höchften® 2%/, Tauſendtheile 
ſollte vermiſſen laſſen dürfen. Dagegen mußte es viel zu zaghaft ericheinen, 
daß die neuen Reichsgoldmünzen nur bei den öffentlihen (Staats-, Provinzial- 
und Communal⸗) Caffen in Zahlung genommen werben, nicht auch zwilchen 
Mann und Mann unbedingt giltige Zahlungsmittel fein follten. Es Ieheten 
endlich alle Beitimmungen binfichtlid der Einftellung des Münzens von Silber⸗ 
curant und hinſichtlich des Recht der Privaten auf Goldausprägung durch bie 
Münzftätten, ſowie die allgemeine Einziehung des Münzregals zu Gunften des Reichs, 
das allerdings feine Gold ftüde münzen zu laſſen ausfchlieglich befugt fein ſollte. 

Die Schwächen diefer Vorlage fonnten bei der voraufgegangenen vieljährigen 
und zum Theil vecht eingehenden Beihäftigung des näher intereffirten Publicums 
mit der Münzfrage nicht umbin, eine vielftimmige und fcharfe Kritik heroorzu- 
rufen. Neben ver Preſſe zeichneten einzelne Handelskammern wie 3. B. Die 
Kölner und beſonders der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags unter Dr. Soet⸗ 
beer’8 vertrauenerwedender Betheiligung fich Durch die rechtzeitige ftarfe Betonung der 
Haupteinwendungen aus, welche gegen den preußiichen Entwurf zu erheben waren. 
Dies blieb wohl ſchon nicht ohne Einfluß auf die beffernde Hand erft des Bunbes- 
raths⸗Ausſchuſſes und dann des Bundesraths ſelbſt, vor allem aber wirkte es 
naturgemäß auf die Reichtagsmitglieder. Der Bundesraths-Ausſchuß fette Die 
auszuprägenden Goldmünzen in volle unbedingte Zahlungskraft ein, und ſtrich 
von den ftörenden beiden Goldſtücken, welde Iediglich zur Erhaltung der Thaler- 
rehmung eine Stelle im Syftem gefunden hatten, wenigftens das ftörenbfte, Das 
Fünfzehnmark⸗ oder Fünfthaler-Stüd. Dagegen ließ er ſich aber auch eine er⸗ 
hebliche PVerfchlechterung des Entwurfs zu Schulden kommen. Er behielt 
allen einzelftantlihen Münzen die Ausprägung der Reichsgoldmünzen mit den 
Inndesherrlihen Köpfen darauf vor. Diefer particulariftiich-oynaftiihe Einfall 
fonnte höchſtens von einem gewiſſen antimonardhifchen Standpunct aus, indem 
man die fürftlihen Köpfe auf den Landesmünzen überhaupt als eine veraltete 
beraldifche Spielerei mit geringichägiger Gleichgiltigfeit behandelte, als harmlos 
angeleben werden; oder ınan müßte ihn als ein Zugeſtändniß betrachten, mit 
welhem man dem Particularismus fozufagen die nationale Münzernheit über- 
haupt erft abkaufte. Die Reichsverfaſſung hatte fich allerdings über die Münz- 
Gompetenz des Reichs nicht fo bündig ausgefprochen wie zu wünſchen geweſen wäre. 

In der folgenden Reihstagsverhandlung erhob Graf Münfter einen auf- 
fällig vereingelten Widerfpruch gegen die Iandeöherrlichen Köpfe auf Reichsmünzen; 
während Miniſter Camphauſen fi) vorzugsweiſe gegen die Forderung des Gul- 
dens als Rechnungseinheit flatt der Marl wandte, und der Abg. K. Braun 
bauptfächlich die Idee der internationalen Münzeinigung, aber mit ungewöhnlich 
Kumpfer Lanze angriff. Um die praltiſche Verbeiferung der Borlage erwarb 
fih der Abg. 2. Bamberger durch wiederholte gründliche und glänzende Reben, 
in denen er dem preußitchen Tinanzminifter bald erfolgreich beifprang, bald 
tapfer entgegentrat, da® Hauptverbienf. So wurde denn zu dem Tünfthalerftüd 
aud Das Zehnthalerſtück geftrichen, das uns in der Thaler⸗Rechnung auf unab⸗ 
ſehbare Zeit feftgehalten hätte, und nicht minder der Groſchen als ausprüdliche 
geſetzliche Zwiſchenſtufe zwiſchen Mark und Pfennig, was die Rechnungsſpalten 
von drei auf zwei herunterbrachte. Was aber, wenn man zur Goldwährung 
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übergeben und nicht in untlarer Doppelwährung bangen bleiben wollte, wie 
Hauptfache war: die weitere Ausprägung grober Silbermlinzen ward verboten, 
und der Reichskanzler ermächtigt auf Koften des Reichs demnächſt die bisherigen 
groben Sılbermünzen der Bundesftaaten einzuziehen. Die verbündeten Regierungen 
hatten ın exfterer Hinficht bloße vertraulide Verabredungen treffen und ın ler: 
terev gar nicht vorkehren wollen. Wäre das aber gelchehen, jo wären mir mie 
vor einer die Goldmünzen aus dem Verkehr drängenden dauernden Ueberfütte: 
rung mit Silbercurant fiher geweſen, und die Schwierigfeit, alle einzelnen Yan): 
tage und Bürgerichaften der Einzelſtaaten zur Bewilligung der Einziehungäfoiten 
zu vermögen, hätte die thatfächliche Einziehung des einlaufenden Silbercurants in 
unermenbare Fernegerüdt. Tiies jind folglich die bedeutſainſten Berbefjerungen, meld: 
das Geſetz im Reichſstage erfahren bat. Site ftellen mehr oder weniger feft, dar 
Deutjchland wirklich zur alleinigen Goldwährung übergeht, auf der einmal an: 
genommenen Baſis des Werthverhältniſſes von Silber zu Gold zu 15), 
zu !, und zwar ſobald wie eine kräftig geförderte Ausmünzung dev neuen Gelt 
müuzen es erlaubt. 

Danach ſieht Das zu Stande gekonnnene Reichsgeſetz nun wie folgt auf. 
Der 8. 1 ftellt das Zehnmarkſtück als Hauptgoldmünze an die Spige, ohne ibm 
doch einen felbftändigen Namen zu verleihen. Diefer Taufact wird alfo noch nadyı 
holen fein, füglicher aber das erft in $. 3 erſcheinende Zwanzigmarkſtück betveren, 
als welches neunmal fo oft ausgeprägt werben fol wie das Zehnmarfftüd und ır 
jeder Beziehung als Hauptimünze angefeben wird. Bon den Zehnmarfftüd ſoller 
1391, aus einem Pfund feinen Goldes geſchlagen werden. In dieſer Vor— 
ſchrift liegt das angenommene Werthverhältniß zwiſchen Gold und Silber, da 
nach dem herrſchenden Dreißigthalerfuß auf ein Pfund feinen Silbers 30 Thale 
oder 90 Mark gehen, — 1395 durch 15%/, getbeilt. Nah 8. 2 theilt fie 
der zehute Theil des goldenen Zehnmartftüdd, welcher unter der Benenmm: 
Mark die Rechnungseinheit bildet, in Hundert Pfennige; 8. 13 läßt weiterhm 
jedoch zu, daß tm Gebiet des Königreichs Bayern erforderlichenfalls aud Hulk 
pfermige gerechnet und geprägt werden. Das Miſchungsverhältniß der Reich⸗ 
goldmünzen wird in $. 4 auf je 9u0 Theile Gold und 100 Theile Ale 
feſtgeſtellt, ſodaß 125.,, Zehnmarfftüde, 62.,., Zweimarkſlücke je ein Pfund 
wiegen. Sie tragen nad) $. 5 auf der einen Seite den Reichsadler mit der IM 
fchrift Deutſches Reich und mit der Angabe des Werthes in Mark ſowie m 
der Jahreszahl der Ausprägung, auf der anderen Zeite dad Bildniß des Yantek: 
berin oder das Hoheitözeihen der Freien Stadt mit entſprechender Umſchut 
und dem Mäünzzeichen. Die Beſtimmung der Durchmeffer und Ränder über 
ließ man auf Bambergers Antrag dem Bundesrath. Der $. 6 Todann laute 
wörtlich: „Bis zum Erlaß eines Geſetzes über die Einziehung der groben Silbe 
münzen erfolgt die Ausprägung der Goldmünzen auf Koften Des Reichs Mr 
fünmtlihe Bundesftanten auf ven Münzftätten derjenigen Bundesftanten, weld 
fi) dazu bereit .erflät haben. Der Reichskanzler beftimmt unter Zuſtimmurg 
des Bundesraths die in Gold auszumünzenden Beträge, die Bertheilung dieſer 
Beträge auf die einzelnen Münzgattungen und auf die einzelnen Miünzftätten, 
und die den legteren für die Prägung jeder einzelnen Münzgattung gleihmäfn 
zu gewährende Vergütung. Er verfieht die Münzftätten mit dem Golde, weldes 
für die ihmen überwieſenen Ausprägimgen erforderlich if.” Nach 8. 7 mir 
das Verfahren bei der Ausprägung von Reichsgoldmünmzen vom Bundesratb id: 
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geitellt und wumterliegt der Beaufſichtigung von Seiten des Reiche, damit voll- 
ftändige Genauigkeit der Münzen nach Gehalt und Gewicht gefichert werbe 
Tabei wird eine Abweichung im Mebr oder Weniger von zwei Tauſendſtel des 
Feingehalts und drittehalb Tauſendſtel des Gewichts zugelaffen. Bei bereits 
circulirenden Reichsgoldmünzen wird diefe Toleranz durch 8. 9 auf fünf Zaufend- 
ftel des normalen Gewichts ausgedehnt, vorausgeſetzt daß fie „nicht durch ge- 
waltfame oder geſetzwidrige Beſchädigung am Gewicht verringert find“. Reichs— 
goldmünzen unter dieſem fogenannten Paſſirgewicht dürfen von Reichs-, Staats-⸗, 
Provmzial- und Gommunal:Gaffen jowie von Geld» und Eredit-Anftalten und 
Banken nicht wieder ausgeben werden. Sie werden von Reichs wegen eingezogen 
und eingeſchmolzen, bei allen Reichs- und Staats-Caſſen aber ftetd vol zum 
enmverth angenommen. Der $. 8, den wir eben überſprungen haben, jetzt 
das Verhaältniß feft, nach weldem der Gleichung von 1 Gold = 15'/, Silber 
gemäß iS. 1 des Geſetzes) Zahlungen in Reichsgoldmünzen geleiftet werden können, 
ftatt in den verfchiedenen bisher alleingiltigen Währungen. Das Zehnmarkſtück 
it danach gleich 3!/, Thaler Preußiſch- oder Norddentſch-Curant, 5 Gulden 50 
Kreuzer Süddeutſcher Währung, 8 Mark 51, Schilling Lübeck- Hamburger 
Curant-Währung, 325, Thaler Gold Bremer Rechuung. Ein Berfud der Hame 
burger Abgeordneten, auch die dort jubfidiariich geltende Mark Banco tarifiren 
zu laffen, um dadurch den Lebergang der dortigen alten Giro-Bank von der 
Silberbarren - Währung zur neuen Reichsgoldwährung vorzudereiten, war an 
tem Widerftande der Bundesraths-Sprecher, d. h. nach der allgemeinen Annahıne 
an der Abneigung des Hamburger Senats gefcheitert, — über melde Meinmigs- 
verfchtedenheit unten mehr. Der $. 10 fiftirt bis auf weiteres die Prägung von 
anderen als den im Geſetz vorgefchriebenen Goldmünzen und von groben Silber: 
nnzen mit Ausnahme der Denkmünzen. Der $. 11 fchreibt Einziehung der 
noch umlanfenden einzelitaatlihen Goldmünzen auf Reichskoſten wor, und ermäch⸗ 
tigt den Neichöfanzler, in gleicher Weiſe unter Benugung der bereiteften Beftände 
der Reichscaſſe mit den bisherigen groben Silbermüänzen der Einzelftaaten zu 
verfahren. Ueber beides ſoll dein Reichstage alljährlich in feiner erften ordent- 
Iihen Seſſion Bericht erftattet werden. Im 8. 12 endlih wird lediglich für 
tie Aichung und Stempelung der erforderlichen Gewichtsſtücke geforgt. 

Der Neihstag fügte der endgiltigen Annahme dieſes Geſetzes in feiner 
Zigung vom 23 November 1871 drei Reſolutionen bei. Die erfte fordert den 
Reichstanzler auf, dem Reichstage in der nächften Seſſion den Entwurf des de: 
finitiven Munzgeſetzes vorzulegen, und demfelben den Gruudſatz einzuverleiben, daß 
die Münzſtätten des Bundesgebiets aucd für Privatrechnung Goldmünzen zu 
prägen haben. Die zweite will baldthunlichft einen Bankgejegentwurf, die Pritte 
deßgleichen einen Geſetzentwurf über Ausgabe und Einziehung von Staatspapiergeld. 

In der nächſten Schfion, Frühling 1872, ift der Entwurf des definitiven 
Münzgeſetzes befanutlich noch nicht vorgelegt worden. Man erwartet ihn aber 
mit Veſtimmtheit für die Seffion vom Frühling 1873, ebenfo wie die beiden 
andern gewünſchten Borlagen. 

Die Ausführungs= Verordnungen zu den 88. 5 und 6 des Geſetzes vom 
4. December 1871 bat der Bundesrath am nachfolgenden 7. December feitge- 
tele. Das Münzzeichen ıft Danach für die Mü zftätte zu Berlin A, für Han- 
umer B, Frankfurt am Main C, Münden D, und dann fo weiter nad) der 
Reihenfolge der Bundesſtaaten in Art. 6 der Reichsverfaſſung. Der Durd;mefler 
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fol für das Zehnmarkſtück 191/,, für dad Zwanzigmarkſtück 221, Millimeter 
betragen. Der Rand fol glatt fein und bei den Zwanzigmarkſtücken vie In 
ſchrift „Gott mit uns” tragen. ‘Die Urmatrizen werden für ſämmtliche Mün; 
ftätten in Berlin angefertigt. Die auszumünzende Goldmenge wurde vorerft auf 
100,000 Pfund fein angefett, *,, ın Zehn- und 9, in Zwanzigmarkftüden 
auszuprägen. Für ein Pfund Feingold ın Zehnmarkſtücken erhalten die Mün; 
ftätten 6, in Zwanzigmarkſtücken 4 Markt Vergütung. Die einzelnen Staaten 
haben jich bereit erklärt allmonatlih ausprägen zu laffen: Preußen in Berln 
eine Million, in Hannover 300,000, in Frankfurt 350,000 Stüd; Baten 
200,000, Sachſen 180,000, Württanberg 100,000, Baden 50,000, Helen 
40,000 Stüd, — zufammen 2,220,000 Stüd. Die wirflide Gefammtauk: 
prägung, mit Neujahr 1872 etwa begonnen, hatte am 5. October die Summe 
von 321,742,280 Mark erreicht, davon 289,639,920 Mark in Zwanzigmarl: 
ftiden und 32,102,360 Mark in Zehnmarkſtücken. Bis zum Jahresſchluß may 
alfo nahe an eine Halbe Milliarde Mark in Goldmünze ausgegeben fein. 
Das ıft ein Verfahren von bisher wohl beifpiellofer Raſchheit. Die Um 
ftände haben daran augenscheinlich größeres Verdienſt als die Energie der ar& 
führenden Behörden, die indeſſen doch auch aller Anerkennung namentlich für ie 
ehrliche Entſchiedenheit ihres Eingehens auf die Golpwährung und ihre Conk- 
quenzen werth ericheinen. Was das abichliegende Gele der nächiten Seffion jedenfalt 
und vor allem noch bringen muß, hat die erfte Reichſstags⸗Reſolution ſchon be 
zeichnet. Es wird dann weiter gelten, über die Einziehung der alten und te 
Ausprãgungsweiſe der neuen Eilber: und Kupfer-Münzen zu befinden. Dit ie 
forgfältigen und alle Vorgänge überbietenden Verhütung des Umlauf gänls 
abgegriffener Münzen haben wir dann eine Münzordnung, deren wir und mit 
zu ſchämen brauchen, und deren Grundlagen bereitö in dem Geſetz von 1571 
bei den fcandinavifchen Nachbarvölkern fachverftändige einflußreiche Männer ver 
der Aneignung des franzöſiſchen Syſtems zu derjenigen des beutichen herüber 


gebracht haben. Denn das Streben nad) internationaler Münzeinigung if v 


mit natürlich nicht aus der Welt geichafft, daß die tonangebenden Stimmen ı 
Deutichland bei dem jähen Uebergang von lahmem Hinterdreinhinken zu da 
Möglichkeit entichloffenen Vorangehens zeitweilig von irgendwelcher Rüdficht ar 
bie übrige Welt nichts hören mochten. 

Der Vorgang des Reiches hat die Miünzreform bis jetzt zunächſt ın IM 
Einzelftanten Bremen und Hamburg in vollen Fluß gebracht, die als Handedr 
pläge amı mwenigften beliebig Iange warten durften. Bremen, durch fein ſonder 
bares altes Münzfnftem noch weit mehr ifolirt als Hamburg, gab im Frühjabt 
1872 das Beifpiel. Es fchaffte mit dem 1. Yuli die Rechnung nach Louikder 
Thalern oder Thalern Gold und Groten (der kaum noch eriftirende Lonikdot 
— 5 Thaler Gold, 1 Thaler Gold — 72 roten, alfo eine Goldwährun 
ohne eigne Goldſtücke, auf deutſche Kronen oder felbft allerhand auswärtige g 
feglich tarifirte Goldmünzen und die dadurch gebeten Noten der Bremer Gar 
begründet) zu Gunften der im Reichsgeſetz von 1871 vorangedenteten Kedhmm 
nad; Mark und Pfennigen ab, zog bis zum 1. Oetober das umlaufende eign 
alte Silbergeld ein und behalf fi) neben den Reichsgoldmünmzen wit den em 
meilen ald Zahlungsmittel zugelafienen Silbercurantmünzen Norddentſclandi 
und fächfiichen Pfennigen zehn auf den Groſchen. Eine Filiale der Preußiſchen 
Bank half den Uebergang erleichtern, der jedoch Überhaupt feine irgend der Rebe mertben 
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Schwierigkeiten und Weiterungen erregte. Er befreite die Bremer Berölterung 
von der leidigen Nothwendigkeit, beftändig und nebeneinander mit zwei kaum 
auögleihbaren Münzfüßen umzugehen, — dem einen für Poſt, Telegraph, Eifen- 
bahn und allen Verkehr mit einer fehr nahen Umgegend, dem andern für ben 
ftädtiſchen Binnenverkehr und die Staatscaflen. 

Bremens Annahme des Reichsmarkſyſtems, die fich ſofort im Wechſelverkehr 
wohlthätig fühlbar machte, war e8 zunächſt wohl hauptlächlich, wa8 in Hamburg 
nady dem oben erwähnten fehlgeichlagenen Berfuh im Reichstage den Wunſch 
von neuem belebte, die alte Banco-Rechnung endlich loszuwerden. Auf das 
Drängen der Handelbkammer freilich wollte der Senat noch nicht eingehen. Im 
Juli aber beichloß die Bürgerſchaft nahezu einftimmig, die Regelung der Sache 
zu fordem; und im Auguft kam als draſtiſches thatſächliches Argument die 
Ueberfüllung der alten Bank mit Guthaben der Reihöregierung hinzu, entftanden 
aus dort zahlbaren Wechſeln von der franzöſiſchen Kriegsſchuld. Der Senat 
mußte nun inſoweit nachgeben, daß die Maßregel an fich nicht länger aufzu= 
ſchieben ſei. Er machte auch hinſichtlich ihrer Beichaffenheit ein paar Zuges 
fändniffe, namentlich daß das Banco-Geld tarıfirt werde, 300 Mark Banco 
= 150 Thaler Preußiſch Curant, fette aber vermittelft Abfendung von Stants- 
Commiffaren in die Bürgerfchaftsfigungen durch, daß das Rifico diefer Conver⸗ 
tirung von Silberbarren in deutſche Reichsmunze nicht der Staat oder die Bank 
übernahm , vielmehr die Inhaber felber tragen mußten, fowie einen Auffchub 
des Schluffes der Banco-Eonten, allerdings nicht beantragter Maßen um ſechs, 
fondern nur um drei Monate. Die Vertauſchung der örtlichen Rechnungsweiſe 
nah Mark und Schilling (21, Mart = 1 Thaler Pr. Ert., 4 Schilling = 
3 Silbergroſchen) mit der Reichsmarkrechnung erwartet Hamburg, ungleich 
Bremen, das darin bei feinem ganz abweichenden Syſtem feine Wahl zu warten 
hatte, von Dem zweiten Reichsmünzgeſetz. 

Einleitende Schritte zur Abichaffung des fonderftaatlichen Münzſyſtems ſind 
auh ın Medlenburg bereitS geichehen. 

Das Gefes vom 27. März 1870, welches die Verleihung neuer Privt- 
legien zur Ausgabe von Banknoten an ein Bundes: (Reichs⸗) Geſetz Inüpfte 
und fündbare Privilegien auf je einjährige Verlängerung beichräntte, galt nur bis 
zum 1. Yuli 1872. Es ift durch Neichögefeg vom 16. Juni bis zum 1. Juli 
1873 verlängert worden. Bis dahın darf man einſtweilen alfo auch dem Erlaß 
eines wirflichen Bankgeſetzes entgegenfehen. 

Die Maf- und Gewichts-Ordnung des Norbveutichen Bundes ift 
am 1. Januar 1872 aud für Bayern in Kraft getreten, und damit allge- 
meines Reichögefets geworden. Doch können nah $ 2 die in Bayern beftehenven 
Feldmaße noch bis zum 1. Jannar 1878 in Geltung bleiben, und nad $. 3 
bleiben flatt der Artikel 15—20 der norddeutſchen Ordnung die Artikel 11 und 
12 des bayeriſchen Geſetzes vom 29. April 1869 in Kraft. ‘Die bayeriiche 
Rormalaichungscommilfion bezieht ihre Normen jedoch von derjenigen des Reiche. 
Der Bundesraths-Ausſchuß hatte Die außerhalb Bayerns geaichten Maße, Ge- 
wichte, Waagen und fonftigen Werkzeuge auch in Bayern im öffentlichen Verkehr 
augelaſſen wiſſen wollen, aber auf Antrag der bayerilchen Regierung war biefer 
8. 2 im Bundesrath wieder geftrichen morben. 

Zur deutihen Aihorbnung vom 16. Yulı 1869 find im Neichögejeg- 
blatt vom 15. April 1872 mehre Nachträge veröffentlicht worden, welche fich 
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beziehen auf die Maße für Breunftoffe, Kalt und Mineralien, auf die Aichung 
und Stempelung der durch die Münzreform erforderlich gewordenen Goldmünj⸗ 
gewichte, und auf die Aichung und Stempelung der Meßapparate fir 
Flüſſigkeiten. 

Das metriſche Maß- und Gewichts-Syſtem bat ſich nun aud Delter: 
reich erobert, vom 1. Januar 1873 an facultativ, vom 1. Januar 1876 an 
obligatoriſch. Eine internationale Commijjion, welche im Hochſommer dieſes Jahıet 
zu Paris tagte, hat beichloflen, die Aufbewahrung des Ur maßes und des Ur: 
gewichts nebft der Anfertigung und Abgabe von Copien derfelben, welde bi 
ber Frankreich allein überlaffen waren, unter die gemeinichaftliche Obhut ve 
Staaten zu ftellen, welde das metriſche Syſtem angenommen haben, und z 
dem Ende ein ftändiged gemifchtes Amt mit dem Site zu Paris berzuftelm 
Berbeilerungen in der deutſchen Seftaltung des Syſtems, weldye von der Einfühnm 
in Bayern gehofft wurden, insbefondere die Ausınerzung der ungefügen alt 
Meile, haben nicht in Erfüllung geben wollen. 

Die norddeutihe Gewerbeorpnung ift für Württemberg m 
Baden zum 1. Januar 1872 in Kraft geſetzt worden, mit Ausnahme de 
öffentlihen und mündlichen Einſpruchsverfahrens bei der Ertheilung von (er 
cejjionen für gewerbliche Anlagen, das in Württemberg der erforderlichen Fe 
bereitungen halber bis zum 1. Juli ſollte ausgelegt bleiben dürfen. In Bancr. 
wurden durch Reichsgeſetz vom 12. Juni 1872 die Artikel 29 (Upprobatiom 


der Aerzte und Apotheker) und 147 (Strafandrohung für nicht approbirte ar 


concefjionirte pflichtige Gewerbebetriebe) für den 1. Juli, der Reſt dev Gewerke 
ordnung für den 1. Januar 1873 in Kraft geſetzt. Doc follen, font © 
Bayern die Saft: und Schenk-Wirthſchaft und der Kleinhandel mit gering“ 
Getränken ſowie der Ausſchank feldfterzeugter Getränte bisher frei von obrigkt 
Ticyer Genehmigung war, es auch zukünftig dabei fein Bewenden haben. De 
Geſetz änderte zugleich für das ganze Reich die Strafeorichriften der SS. 13 
big 150 ab, und feste den $. 153 wit dem feitvem erlaffenen Strafgdertz 
im Einklang. 

Eine Bundesratbs-Verordnung vom 25. März 1872 hat den Bertebr mt: 
Apotheferwaaren geregelt, indem fie zwei Verzeichniſſe befannt nacht, ca 
von denjenigen Arzneien, welche nur in Apotheken überhaupt feilgehalten w: 
verkauft werben dürfen, und ein anderes der ‘Drogen, die im Klembande 1: 
von den Apothelen verfauft werden dürfen. — Ein anderer Erlap vom 1. Re 
regelt den Gebraud: der Präciſionswaage in den pharmaceutiichen Offenen. 

Durch Bekanntmachung vom 1. Juni ferner iſt auf Yundesrarhö:kidir 
vom 22. Mai die von einer Sachverſtändigen-Commiſſion verfaßte Pharmacopes 
Germanica zum 1. November 1872 in Kraft gefett worden. Es bleibt u be 
dauern, daß man fi nicht Hat entichließen können, das amtliche deutid: 
Heilmittel: VBerzeidhniß doch auch mindeſtens zugleich in deutſcher Sprao 
und mit einem deutſchen Titel herauszugeben. 

Ein Erlaß vom 28. Juni fegt die Beſtimmungen wegen Prüfnug X 
Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker für Bayern in Kraft, em ande 


vom 19. Yuli die Vorfchriften wegen der Approbationen für eben biete Deut 


zweige in Elſaß-Lothringen. 
Zwiſchen der Neichögewalt und dem Bremer Senat mar eine Men 
verkhiedenheit entftanden, ob nicht die Beftimmungen der Reichögemerbeertunei 
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über den Gewerbebetrieb im Umberzieben (Haufiren) den 8. 12 der Bremer 
Verordnung vom 27. Septeinber 1869 befeitigen müßten, wonach das Betreten 
fremder Wohnungen ohne vorgängige Aufforderung oder Einwilligung der Be: 
wohner den Haufirern bei Strafe verboten war. Die Eigenthümlichkeit der 
Bremer Wohnmeife ſchien die Aufrechterhaltung diefer Vorſchrift wohlzubegründen. 
Ta fih jooch der Bundesrath in der Auslegung ded geltenden Rechts auf Die 
Exite der Reichsgewalt ftellte, fo bat der Senat unterm 22. November 1871 
die ftreitige Anordnung aufgehoben. 

Eine Eingabe des Deutihen Handeldtagg an den Bundesrath wegen Er- 
laſſes eines Markenſchutzgeſetzes, dur den Krieg auf ihrem Wege zur 
Beſcheidung aufgehalten, ift Ende 1871 vom Handels⸗ und Verkehrs - Ausichuf 
des Bundesraths abichläglich begutachtet worden. Der Bericht des Ausſchuſſes 
bezweifelt nicht die Competenz des Reiches, aber das Bedürfniß derartigen gejeß- 
[hen Schutzes. Daß es beſonders fchwierig fer, auf den Waaren felbft oder 
ihrer Berpadung den Namen oder die Firma anzubringen, könne nicht nad: 
gewiejen werden; im Intereſſe der Redlichkeit und Offenheit des Verkehrs merbe 
aber nur zu wünſchen fein, daß diefe Art der Waarenbezeichnung und nicht Die 
jerrige durch figürliche Zeichen möglichft allgemein in Gebrauch komme. Es möge 
rıhtig fein, daß namentlich im Großhandel auf Zeichen dieſer Art befonders 
geachtet werde; indeſſen ftehe Doch nichts entgegen, denſelben, wie auch thatfüchlich 
vielfady gefchehe, zugleich den Namen und die Firma hinzuzufügen, und auf folche 
Were eine Bezeichnung zu conftruiren, welde gegen Nachahmung geſchützt ſei. 
Ten Argument, daß der Zwilchenhändler die Erkennbarlkeit der Vezugöquelle 
durch Die Waare vermieden wiſſen wolle und daß diele legtere deshalb nur mit 
figürlihen Zeichen verfehen werben dürfe, fei fein Gewicht beizulegen, denn ba 
die Zeichenrolle zu Jedermann's Einficht offen zu legen fe, fo werde der Abneh— 
mer, wenn er wolle, jehr leicht im Stande fein den Producenten zu ermitteln. 
Nur für den Verkehr auf folden Märkten, wo die Käufer die Firma oder den 
Namen nicht leſen könnten und deshalb lediglich nach den figürlichen Zeichen 
ihre Geſchäfte abichlöffen, aljo beſonders auf den orientaliichen Märkten, möchten 
diefe Zeichen von Bedeutung fein. Nun fei die Zahl deutſcher Waaren, melde 
ih un Orient auf Grund von Zeichen eingebürgert hätten, verhältnigmäßig aber 
nur gering, und es ericheine bedenklich, um ſolcher vereinzelter Fälle willen cm 
Beſetz zu erlaflen, das noch dazu fo großen Apparat bedinge. Grade wegen 
der zu beforgenden großen Weiterungen habe man in England davon Abftand genom⸗ 
nen, Die Materie in der Weiſe gefetslich zu regeli, wie von dem Deutſchen Handels: 
age vorgefchlagen werde. Auch der eventuelle Antrag des Handelstages, „Der 
ür die Durchberathung der Proceßordnung niedergefegten Commiffion den vor⸗ 
egenden Etoff zur beſonderen Berüdfichtigung zu empfehlen und nah Maßgabe 
x8 Vorfchlags einen Sag in dem Einführungsgefes zum neuen Strafgelegbuc 
ver in Diefem felbft zu veranlaflen”, kann von dem Bundesrathsausſchuß nicht 
wfürwortet werben; fo lange nemlich das Geſetz ein ausſchließliches Hecht 
uf ein beftimmtes Fabrikzeichen nicht anertenne, fei der Gebrauch einem 
!eden geftattet, es made ſich Niemand dadurch emer unerlaubten Handlung 
huldig, und es fehle deshalb auch für einen Schadenanſpruch überhaupt das 
Sundament. 

Mit Schweden-Norwegen bat das Reih einen Vertrag wegen des 
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Schutzes von Waarenbezeichnungen abgeichloflen, der die beiderſeitigen 
Angehörigen vom 1. Auguft 1872 den Inlänbern darin gleichſtellt. 

Ein Erlaß des preußiſchen Hanbelöminifterd an die Bezirksregierungen aus 
vorigem Monat Mai fordert Bericht darüber ein, ob fid ein Bedürfniß heran 
geftellt habe, den in der Reichsgewerbeordnung enthaltenen Schutz der Kinder 
Arbeit in Fabrilen auf Frauen-Arbeit zu erftreden. Das Rundſchreibe: 
ift in einem leidlich unbefangenen Geifte gehalten: es deutet die Erwägung: 
an, welche für die geſetzliche Beſchränkung der weiblichen Arbeitszeit außer Hark 
u, dgl. ſprechen Können, aber auch die entgegenftehenden Erwägungen, melde & 
widerrathen mögen. Auf der Eiſenacher Berfammlung zur Belprehung de 
focialen Frage wurde Die Frage bejaht Binfichtlih der verbeiratheten Frauc, 
doch unter Vorbehalt der nothwendigen Unterſcheidungen aud bei ihnen. Te 
Ausfall der eingeholten amtlichen Berichte ift noch nicht bekannt; wenn fie J— 
jedoch an thatſächliche Erfahrung und nüchternes Urtheil halten, fo werben ir 
ſchwerlich umhin künnen anzuerfennen, daß die Nachtheile einer Einmifchung des 
Geſetzes in die Fabrilarbeit erwachſener Frauen vorausſichtlich größer fein m wäre 
als ihre Bortheile, und eine Nothwendigkeit zu berjelben überhaupt nicht verlg. 

Während aber fo von officieller Seite wenigftens die Vermuthung x 
gemacht wurde, daß die Reichs⸗ oder Landes⸗Geſetzgebung Grund babe fid ir 
induftriellen Frauen: Arbeit fittlih und geſundheitlich jchüend anzunehmen, as 
die Gefahr hin fie wirthichaftlich in engere Grenzen zu bannen, hat die Katz 
gewalt ihrerſeits bereits vorhandene Frauenbeſchaͤftigungen eingeldhränkt, Inden 
fie für Elfaß-tothringen die Eifenbahmerwaltung und für Baden bie voſt — 
Telegraphenverwaltung übernahm. Die Anftellung von Frauen in dieſen Fäden, 
welche namentlich in Baden ziemliche Ausdehnung erlangt hatte, und zwar :- 
völligen Zufriedenheit des Publicums wie dev Behörden, wurde principiell fit 
Dagegen erhoben bie verbundenen deutſchen Frauen » Erwerb: und Bilturt 
Vereine vermittelft einer Petition von Frl. Jenny Hirſch und Genoſſen —* 
Stimmen beim Reichstage, der denn auch die Eingabe dem Reichslanzler z 
Berüdfihtigung überwieß, d. h. ihr Verlangen im allgemeinen mit dem Eterpl 
feiner Billigung verſah. 

Das Reichsgeſetz über ven Unterklgungemobnfib ift von 1872 «x 
in Württemberg und Baden ebenfals in Kraft getreten. 

Ebenſo die Reihömafregeln gegen die Rinderpeft vom 7. April 166% 2 
Bayern und Württemberg, mittelft Reichögeleed vom 2. November 1871. 

Wie aber gegen Viehſeuchen, jo fchidt das Reich fih nun auch an gee= 
menſchliche Epidemien feinen Angehörigen ben bisher fehlenden durchgreifende 
Schutz zu gewähren. Die Erritung eines Reih8-Gejundheits-Amtt T 
vom Reichskanzler vorgeichlagen und vom Bundesrath dem hanſeatiſchen Berel⸗ 
mädtigten Dr. Krüger zur Berichterftattung überwieſen worden. Neben der He 
ftellung einer befrieigenden Mebicinalftatiftit wird bafjelbe vorausſichtlich ther# 
mit einer Art Eontrofe der in den Einzelſtaaten geübten öffentlichen Gefundtritt 
pflege, theil® mit fachgemäßer Vorbereitung von Gefegentwürfen, welde ben Cr 
geſundheitsbehörden zweclentſprechende Befugniſſe verleihen, beauftragt werben. Tu 
nächfte Seffion des Reichstags muß Dielen ı wichtigen und dringenden Borkehrur; 
zum Leben verhelfen. 
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dan aber höre die Verpflichtung des Zahlungsempfängers auf, Zahlungen von 
und über 12 Thlr. dem Hauptberrage nach in Silbermünze zu empfangen. 

Inden Herr W. in feinem Geſetzentwurf beftimmt, daß 2-Thalerſtücke des 
3v:Thalerfußed einzulöjen feien mit 3 Goldgulden, von denen 1 Zehnguldenſtück 
7. Gramm feines Gold (8 Gramm Gold °,. f.) enthalten fol, beantragt 
derſelbe eine Werthrelation von 1: 15.45, woraus fich das eben angeführte ein- 
fache metrifche Gewichtsverhältniß der neuen Reichsgoldmünze ergeben wiirde. —- 
Tie beantragte Werthrelation wird dadurch motivirt, Daß bielelbe den imittlern 
kur bilde zwiſchen der durdichnittlihen Werthrelattion von 1:ld.s;, in den 
legten 30 Jahren (ven 1840—1870) und den Pari der franzöfiichen Doppel⸗ 
währung von 1: 15.50. 

ALS einzuführende Rechnungseinheit hat Hr. W. mit größter Ausdauer den 
Goldgulden (im Werthe gleich 20 Sgr.) vertheidigt, die Mängel der Thaler>, 
Kronzehntel- und Mark-Rechnung aber wiederholt erörtert. 

Der von Hrn. W. ausgearbeitete, mit ausführlicher Motivirung verſehene 
Entwurf zu einem umfaſſenden deutſchen Münzgeſetze wird bei den ferneren 
Borbereitungen der deutlichen Vlünzreform gewiß in manchen Punkten Berück— 
fihtigung, finden und Die Yeftitellung derjelben fördern. — 

Der württembergiihe Münzwardenm Friedr. Xeller !) bat in feiner 
1869 erjchienenen größeren Schrift über die Reform des deutſchen Münzweſens 
die ın Betracht kommenden allgemeinen Verhältniſſe der bisherigen Edelmetall: 
Productien, Die Münzgefhihte und Münzgefetgebung der verſchiedenen Länder 
und die Pariſer Münzconferenzen, forte ſpeciell die Münzzuſtände ın Süddeutſch⸗ 
land in überſichtlicher Zuſammenſtellung vorgelegt. Hieran ſchließen ſich dann 
die eigenen Vorſchläge für eine internationale Münzeinigung und ein Damit ver⸗ 
knüpftes deutſches Münzſyſtem. Zu diefem Behufe möge das franzöſiſche Münz: 
ſvſtem in deutlicher Form (d. 5. mit der Münzeinheit des äfterreichtichen Gulden 
— 2!, Goldfranken) eingeführt werden. Der Uebergang jet Dadurch zu be= 
fürtern, daß alle umlaufenden fremden Goldmünzen innerhalb eined Zeitraums, 
der ıhre Rückkehr in das Ausland möglid nacht, vollſtändig verrufen werden 
un? daß in Dentfchland nicht mir die Ausprägung von Silbercourant ganz 
eingeſtellt, ſondern auch mit der allmählichen Einztehung der vorhandenen Silber: 
minzen vorgegangen werde. Die älteren Goldmünzen deutichen Gepräges wären 
gleichfalls einzuziehen und in neue Vereinsgoldnüunzen umzuprägen. — Die 
Goldmünzen, welde dem neuen Syſtem entfprechen, erhalten einen ihren Umlauf 
beginſtigenden Kaſſencurs, welcher in längeren Perioden nach beftunmten Grund» 
ten regulivt wird. — Wenn die Bereinsgoldmünzen einen hinlänglich großen 
Theil des Geldumlaufs bilden und fi un Verkehr eingebürgert haben, jet Die 
Werthrelation zwiſchen Gold und Silber zu füriven, indem man gleichzeitig zur 
Eintiihrung der neuen Rechnungseinheit ſchreite. Bon der Erfahrung und den 
Zeitumſtänden müſſe e8 abhängen, ob eine Tarifinmg nad einem andern Maß: 
ſtabe als der Norm von 1:15, vorzunehmen Würde Diele genehmigt, fo 
wäre der Thaler auf 1.,, Neugulden zu ſetzen. Diefelbe Zarifirung müßte 
auch auf alle VBerbindlichfeiten Anwendung finden, welche in der früheren Silber— 
währung eingegangen werden find und nachher in der neuen Valuta erfüllt werden. 

'y Die Frage ter internationalen Münzeinigung und der Reform des deutſchen 
Mnzweſens mit beionderer Rüdfiht auf Süddeutſchland. Kritiſch und gefchichtlich 
heleuchtet. Stuttgart 1569, — Die Frage der deutihen Münzreferm. Stuttgart 1871. 
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Auf Nebendinge oder erft ſpäter zur Erledigung gelangende Wünzdefidener 
hierbei einzugeben, würde bei ter licherfülle des Stoffs gewiß nicht zweier 
ſprechend fein und werben wir uns daher vomämlih auf den Rachweis k- 
ſchränken, welde Stellung die Berfaffer zu folgenden Tpeciellen Fragen vr 
genommen haben: 

1. Ch Doppelmährung oder reine Goldwährung als Ziel der deutkk: 

Münzreform zu betrachten ? 

2. Ob mährend der Uebergangsperiode eine eigentliche Doppelwährung & 

nur eine einftweilige und Icheinbare Doppelwährung zuzulaſſen? 

3. Welche Werthrelatton zwiſchen Gold und Silber beim Uebergam x 

geſetzliche Norm feftzulegen ? 

4. Welhe Rechnungseinheit und demgemäße Münzſtückelung beim zı“ 

deutſchen Münzſyſtem anzunehmen Tet? 

Nachdem die wejentlichften und principiell ſchwierigſten Beſtimmungen 
deutfchen Deünzreform durch das Geleg vom 4. December 1571 entihwi” 
find, nämlich die vollftändige nationale Gleichmäßigkeit des fünftigen Münzetz 
Die confequente Anwendung des Tecimalſyſtems, die reine Goldwährung un: :: 
"onvertirungsmaßitab von 15., zu 1 für die älteren auf Zilbercurant lat: 
den Zahlungen in die fünftige Reichsgoldmünze, liegt es und fern, bierüber =: 
eine eingehende nachträgliche Kritik üben zu wollen. Wir bezmeden bier ı= 
zur Erläuterung der jest erledigten Hauptpunkte einen vrientivenden Yurız 
bericht vorzulegen, wobei aber nicht Die ftrenge chronologiſche Folge der einzie 
Schriften beriidjichtigt, ſondern die Schriften derſelben Verfaſſer gleich zujarız. 
befprochen werben follen. Cine bejondere Erwähnung der einſchlagender Ü 
Örterungen des bleibenden Ausihufjes des deutſchen Handelstages und Des le. 
volkswirthſchaftlichen Congreſſes ſowie mehrerer in Uebereinſtimmung hermu e 
öffentlichten Schriften glauben wir an dieſer Stelle unterlaſſen zu dürfen 

Mir beginnen mit den Schriften des Herrn Dr. Weibezahn?. | 

Herr W. iſt von Anfang an ein entichiedener Vorfämpfer der reinen E 
währung geweſen und hat ſchon vor 1868 durd die Jahresberichte der Harde- 
fammer zu Köln auf eine durchgreifende deutſche Münzreform bingemirtt. ©- 
Einführung der Goldwährung follte nad feinen Vorſchlage in der Art geide.: 
daß möglichft vafch zumächft ein Betrag von 600 Millionen Goldgulden ın 7: 
20-, 10= und 5-Goldguldenſtücken zu prägen, dieje Goldmünzen aber vertir: 
in der Staatskaſſe und als Noten-Bedeckung in ven Bank-Anſtalten zu reſcror. 
wären. Nach Beendigung diefev Geldausprägung habe die Reichsregicrung cr 
Termin feftzufegen, innerhalb defjen gegen diefe Goldmünzen die green Zu: 
münzen in Deutfchland einzuziehen teten, Während des furzen Zeitraum \\ 
Einzichens ſolle jeder Zahlungspflichtige berechtigt fein, ſowohl in uns. 
Silbermünzen als and im der nenen Reichsgoldmünze Zablung zu leiten. = 


!, Zer Goldgulden als die demnächſtige veutihe Rechnungs Bünze 2. © 
Ausgabe. Köln u. Lpz 156%. — Kritiſche Umichan auf tem Gebiete ber Tre.” 
zur deutfhen Münz-Referm. Köln u. Lpz. (März) 1870. — Teutſdlande Uebere:- 
zur Goldwährung vermöge ter franzöfifhen Kriegs-Entſchädigung. Iena Cctobet I 
— Deutſchlands Münz⸗Einheit mit Goldwäbrung. Entwnrf eines deutichen Ruiz’ 
Münzgeſetzes. Mit 10 Münz-Abbildungen und einer Münz- Tabelle yp. (Mini FD. 
— Thaler, Kronzehntel oder Goldgulden. Ypz. Auguit) 1971. — Warl ent Gen. 
gulden fowie die internationale Eeite der deutſchen Bünzreierm. Pypy. Teich! 38° 
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einbeit durch ſein einfached metriſches Gewichtsverhältniß, und zugleich als bie 
wirthichaftlih richtigfte Rechnungseinheit, weil e8 bei der fortichveitenden Ent: 
werthung des Geldes zu vermeiden fer, die bisherige Münzeinheit noch zu ver⸗ 
flemern, und der Goldthaler zu 1 Gramm feinen Goldes auch in Rüdjicht der 
gewiß bald wieder in Borjchlag kommenden internationalen Münzeinigung am 
geeignetften erjcheine. 

Für Den Mebergang empfahl Hr. U. die Benutzung eines Kaſſenkurſes für 
die neuen Goldmünzen, der jo zu beftimmen fei, daß dieſelben nicht ins Aus⸗ 
land firömen würden. Silber follte einftweilen noch das allein gefegliche Zah: 
lungsmittel bleiben, indeß wäre fchon im proviforifchen Gelege zu beftimmen, 
daß alle am Tage der Bublicırung beftehenden, nicht inmerhalb einer Zeit von 
zwer Jahren fündbaren Zahlungsverbindlichkeiten ſchon jegt in Gold zu konver⸗ 
tiren, nad dem augenblidlich laufenden Kurfe der Börſen. Sobald die Silber: 
thaler in der Zirkulation großentheils durch Gold erſetzt ſeien, babe das definitive 
Münzgefeg das Datum des Uebergangs zur Goldwährung und den Konver: 
tirungskurs für das umlaufende Geld und die noch nicht convertirten Zahlungs⸗ 
verbindlichkeiten feftzujegen. — 

Mit anzuerfennender Konfequenz bat Hr. Auguft Eggers in einer 
ununterbrodenen Reihe von Auflägen von März bis Dezember 1871 feine An 
jichten über die befte Art der deutichen Münzreform vertheidigt und für die Ver- 
breitung feiner Schriften geforgt !;. Der weientliche Inhalt der Vorfchläge des 
Hm. E., für welde die Beziehungen des Verfaſſers zu den Vereinigten Staaten 
von welentlidem Einfluß find, ſpricht fih aus in den ausführlichen Zitel einer 
feiner legten Publikationen, welcher vollſtändig wie folgt Tautet: 

„Löſung der, Deutihen Münzfrage zum Zwecke einer Weltmünze, die 
Münzverbältniffe Nord- und Süd-⸗Deutſchlands und Elſaß-Lothringens ver: 
mittelnd. Nach der Neubegründung des Deutſchen Reichs, Wiederherftel- 
lung des alten Rechnungsbegriffs des Reichsſpeziesthalers durch Einführung 
einer Goldmünze von 1!;. Gramm fein, unter dem Namen Wilhelms: 
thaler. Allmäliche Einführung der Goldwährung mit freier Vereinbarung 
zwilchen Schuldner und Gläubiger, Käufer und Berkäufer.” 

Hr. E. bat den Bortheil, welchen Deutſchland aus der Annahme des von 
ibm empfohlenen Wilbelmsthalerd und aus der dadurch zu erzielenden Parität 
Der Münziofteme in den Kulturftaaten ziehen würde, in Geld veranfchlagen zu 
fönnen geglaubt. Er rechnet auf einen Gewinn von 40 bis 60 Millionen 
Thalern jährlih oder auf ein Kapital von 800 bis 1200 Millionen Thalern. 
IBoran die Frage gelnüpft wird: „It Deutichland fo veih, daß es diefelben 


1) Zur Münzfrage I. 1. Einleitung. 2. Barallelwährung ıc. März 1871. Bremen. 
— I. u. Ol. Einflang mit dem metrifigen Syſtem. 2. Anderthaib Gramm ꝛc. April 
1871. Bremen. — IV. u. V. Herr Eug. Nothomb und Zwangskurskonverſion. — 
en Deutihen in Nordamerika gewidmet. (Mai) 1871. Bremen. — Volkswirthſchaftliche 
Abhandlungen: 1. Heft. Zur deutihen Münzfrage. Der Wilhelmethaler I-VI. Bremen 
Mai) 1871. 2. Heft. Zur deutihen Münzfrage VIL—IX. Bremen (September) 1871. 
— Löfung der deutihen Münzfrage zum Zwede einer Weltmünze, bie Münzverhältniſſe. 
J2ord- und Sübdeutihande und Elſaß-Lothringens vermittelnd 2c. Berlin (Oktober) 
1871. — Boltswirthfchaftlihe Abhandlungen. 4. Heft. Zur Münz- und Banknoten⸗ 
frage. V. Die Goldmart mit Zwangskurs nah dem Münzgefeg vom 4. Dezember 
2371. Bremen (Dezember) 1871. 
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In ferner ſpäteren Schrift, nachdem die Borlage des Reichskanzleramts vom 
10. October 1871 befannt geworden, empfiehlt Hr. X. die Annahme des Werbe 
zahn'ſchen Vorſchlages der Ausprägung der Hauptgolbmünzen im Bruttogewicht 
von 8 Grammen zu °/,, Feinheit als Zehnguldenſtücke. Für die neuen Gold 
münzen foll ein den Umlauf begünftigender Kaffencurs beſtimmt werden, welde, 
fofern fih das Bedürfniß Hierzu zeige, in längeren Perioden nad dem Preik 
des Goldes zu veguliven fe. Sobald ein Zeitpunkt der Stabilität eingetreten, 
müßten die Stlbermünzen vollends eingezogen und, fofern nicht die neuen Scheie 
münzen an ihre Stelle treten, durch Goldmünzen erſetzt werben. Gleczetn 
mit dem Uebergang zur Goldwährung würde bie neue Rechnungsmünze enze: 
führen und in diefer der Werth der alten groben Silbermünzen nad dem Im: 
vertirungsmaßftab auszudritden fein, welder Maßſtab auch bei der Umwandlun 
der Silbergulden in Golbgulden zu Grunde zu legen wäre. — 

Herr Robert Bad, Mitglied der Handelskammer zu Chemmig, bat r 
einem veröffentlichten Entwurf für ein neues deutiches Münzgeſetz folgende Ber 
ſchläge gemacht !): al8 neue Münz- und Rechnungseinheit einen Werth von * 
Decigramm feinen Golde8 oder 14 Gramm feinen Silbers (— 25 Elhr. 
unter dem Namen Thaler mit der Eintheilung in 100 Kreuzer (= 1), Silke: 
groichen) zu 3 Pfennig. Es follten ausgeprägt werden Goldmünzen zu t" 
Thlr., 10 Gramm wiegend und von einem Gehalt von 9 Gramm Teint. 
und Thalerftüde im Gewicht von 15 Gramm, und 14 Gramm feinen Silber 
enthaltend. Hiernah wird alſo Doppelmährung in der Werthrelation vern 
1: 155/, empfohlen. Als Konvertirungsmaßftab follen 120 neue Thaler glät: 
geftellt werden mit 100 bisherigen Thalern und der alte Thaler zu 119 Kraut 
der neuen Währung anzunehmen fein. — 

Bon Hrn. G. D. Augspurg (Veitglied des Reichstags; ift ſeit 156 
eine Reihe von Brochüren und Aufſätzen über die deutſche Münzreform we: 
öffentlicht ). Hr. U. gehört zu denjenigen Münzſchriftſtellern, welche die Keil: 
wendigkiit der Einführung der reinen Goldwährung für die definitive Ordmr 
des beutichen Munzweſens am nachbrüdlichften und beharrlichften geltend gemat! 
und Die Wahrfcheinlichkeit eines ferneren Sintens des Silberpreiſes am deutlidie⸗ 
nachgewieſen haben. Andererſeits hat Hr. U. ebenfo entſchieden ſtets die Ar 
nahme einer möglichſt einfachen metrifchen Grundlage für das neue band: 
Münziuftem vertbeidigt. Sein ſchließlicher Vorſchlag ging dahin, als Rechmmæ 
einheit einen Goldtbaler von 1 Gramm feinen Goldes anzunehmen, wit Ast 
prägung von Stüden zu 2, 5 und 10 Goldthalern, Diefe Rechnungseinber 
empfehle ſich durch ihre Bequemlichkeit, da fie einen faft identifchen Werth mt 
100 fübdeutfchen Kreuzern vertrete und auch dem norddeutſchen Thaler an Werd 
fehr nahe ſtehe; der Goldthaler empfehle fich ferner als Tationelifte Rechnung: 


1) Ein neuer Vorſchlag zur Löfung der beutfhen Münzfrage Buchholz 11." 

2) Zur deutſchen Minzfrage. Bremen 1869. — Aut beutfchen Wünzfrge. II 
Nachträge. Bremen 1868.— Zur deutſchen Münzfrage. III. Gold- und Silbermährun: 
Uebergang zur Goldwährung. Vapiergeld. Bremen 1869. — Zur deutſchen Münzfras 
IV. Wahi des Münzſyſtems. Hamburg 1869. — Zur beutihen Münzfrage V. 2% 
Fragen der Münzunterfuhung und ihre Beantwortung vor dem Kriege und währen? 
bes Krieges. Hamburg 1870. — Die wirtbfchaftlichen Geſetze bes Uebergangs iN 
Goldwährung (Separat-Abbrud aus Hirth's Annalen bes bentfhen Rees: Fri 
1871. — Die Rehnungseinheit und die Uebergangsmaßregeln bei der benticden Mimi 
reform. Berlin 1871. 
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einheit durch ſein einfaches metriſches Gewichtsverhältniß, und zugleich als die 
wirthſchaftlich richtigſte Mi ‚ weil es bei der fortfchreitenden Ent: 
wertbung ded Geldes zu vermeiden fer, die bisherige Münzeinheit noch zu ver- 
Hemern, und der Golbtbaler zu 1 Gramm feinen Goldes auch in Rüdjicht der 
gewiß bald wieder in Vorſchlag kommenden internationalen Münzeinigung am 
geeignetften erjcheine. 

Für den Uebergang empfahl Hr. U. die Benukung eined Kaſſenkurſes für 
die neuen Goldmünzen, der fo zu beftimmen fei, daß dieſelben nicht ins Aus- 
land ftröinen würden. Sieber jollte einftweilen noch das allein gejegliche Zah— 
lungsmittel bleiben, indeß wäre ſchon im proviforifchen Geſetze zu beftimmen, 
daß alle am Tage der PBublicirung beftehenden, nicht innerhalb einer Zeit von 
zwei Jahren kündbaren Zahlungsverbindlichkeiten ſchon jegt in Gold zu konver— 
tiven, nach dem augenblidlic laufenden Kurſe der Börſen. Sobald die Silber: 
thaler in der Zirkulation großentheils durch Gold erſetzt ſeien, habe das definitive 
Münzgefeg das Datum des Uebergangs zur Goldwährung und den Konver- 
tirungsturs für das umlaufende Geld und die noch nicht convertirten Zahlungs- 
verbindlichkeiten feſtzuſetzen. — 

Mit anzuerfennender Konfeguenz bat Hr. Auguft Eggers in einer 
ununterbrodeenen Reihe von Auffägen von März bis Dezember 1871 feine An⸗ 
jichten über die befte Art Der deutichen Münzreform vertheidigt und für die Ver- 
dreitung feiner Schriften geſorgt !;. ‘Der melentliche Inhalt der Vorfchläge Des 
Hm. &., fir welche die Beziehungen des Verfaſſers zu den Vereinigten Staaten 
von weſentlichem Einfluß find, fpricht fih aus in dem ausführlichen Zitel einer 
ſeiner legten Publikationen, welcher vollftändig wie folgt lautet: 

„Löſung der, Deutihen Münzfrage zum Zwede einer Weltmünze, die 
Münzverhältniffie Nord- und Süd-Deutſchlands und Elſaß-VLothringens ver: 
mittelnd. Nach der Neubegründung des Deutichen Reichs, Wieverberftel: 
lung des alten Rechnungsbegriffs des Reichsſpeziesthalers durch Einführung 
einer Goldmünze von 1Y/. Gramm fein, unter dem Namen Wilhelms: 
thaler. Allmälıhe Einführung der Goldwährung mit freier Vereinbarung 
zwifchen Schuldner und Gläubiger, Käufer und Verkäufer.‘ 

Hr. E. Hat den Bortheil, welchen Deutſchland aus der Annahıne de von 
ihm empfohlenen Wilhelmsthaler8 und aus der dadurch zu erzielenden Parität 
der Münziofteme in den Kulturftaaten ziehen würde, in Geld veranfchlagen zu 
können geglaubt. Er rechnet auf einen Gewinn von 40 bi8 60 Millionen 
Thalern jährlich oder auf ein Kapital von 800 bis 1200 Millionen Thalern. 
Woran die Frage gefnüpft wird: „It Deutfchland fo reih, daR es dieſelben 


— 





1) Zur Münzfrage I. 1. Einleitung. 2. Barallelmährung ıc. März 1871. Bremen- 
— II. u, III. Eintlang mit dem metriſchen Spftem. 2. Anderthaib Gramm ꝛc. April 
1971. Bremen. — IV. u. V. Herr Eug. Nothomb und Zwangslkurskonverſion. — 
den Deutichen in Nordamerila gewidmet. (Mat) 1871. Bremen. — Volkswirthſchaftliche 
Abhandlungen: 1. Heft. Zur beutichen Münsfrage. Der Wilhelmsthaler I_VI. Bremen 
Mai) 1871. 2. Heft. Zur deutichen Dtüngfeage VII—IX. Bremen (September) 1871. 
— Löſung der deutſchen Münzfrage zum Zwede einer Weltmünze, die Münzverhältnifſe. 
Nord» und Siübbeutihands und Elſaß⸗Lothringens vermittelnb 2c. Berlin (Oftober) 
571. — Bollswirthihaftlihe Abhandlungen. 4. Heft. Zur Münz- und Banfnoten- 
tage. V. Die Goldmark mit Zwangskurs nah dem Münzgeſetz vom 4. Dezember 
5371. Bremen (Degember) 1871. 
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nicht erwerben will? Sol von der Miünzreform von 1871 gejagt werden: Bub 
hilft's dem Zöffel? Denn vegnet’8 Brei, Fehlt ihm der Löffel“! | 

Hr. €. ift, wie ſich nad) den vorangegangenen Schriften erwarten ließ, mt 
dem proviforifchen Munzgeſetz ſehr unzufrieden. Daffelbe ſei unter dem Einfuf 
von Irrthümern entftanden, in denen fich die meiften bis jetst maßgebenden er: 
fonen nady nur zu langen Studien gefangen gaben. Aber dieſe find es midt 
allein, welche der Berfafler als Gegner der von ihm empfohlenen Münzeanki 
von 1!/, Gramm bekämpft, fondern auch die Geldwechsler, Großbandelöhern 
und Zettelbanquiers. Hr. €. gibt die Hoffnung nod nicht auf, Daß ımter We 
fen Klaſſen, als ebrenvolle Ausnahme, hochherzige und zugleich kenntnißreite 
Männer den Dank des Deutichen Reichs verdienen werben, indem fie ihre Zt 
und Kraft in edler Uneigennützigkeit audy ferner der guten Sache zuwenden, den 
auch jet noch ſei es möglich, die Wlünzreform zum Guten zu wenden. 

Wahrſcheinlich wird ſich weder unter den volkswirthſchaftlichen Theoretitern, 
noch unter den Geldwechslern zc. Jemand geneigt finden, die Angriffe des 
E. u. Anderer auf die neue Reichsgoldmunze und deren noch immer feftgehl: 
tenen Projekte einer Müngeinheit von 1!/, Gramm feinen Goldes abjumele. 
denn die Eventualität, daß Bundesrath und Reichstag fich beftimmen alle 
fönnten, nachdem das vorläufige Münzgeſetz vom 4. Dezember 1871 in velk 
Ausführung begriffen ift und die reine Goldwährung im engften und bequanfs 
Anſchluß an die bisherigen Münzverhältniſſe feftgeftellt Hat, die Münzrefew 
auf einer neuen Baſis wieder von vorn an zu beginnen, dürfte doc ki 
ferne Liegen. — 

Bon Hm. A. Gſchwender, welcher 1869 eine Ueberfegung der Fee 
tolle der Parifer Munzkonferenzen von 1867 mit einer ausführlichen Einlatı 
und Bemerkungen herausgegeben hatte, ift, wie hiernach nicht anders zu enwark: 
wor, bei Erörterung der Deutfchen Münzreform die Ruüchſicht auf eine künftz 
internationale Miünzeinigung vomehmlic ins Auge gefaßt. ) Zu diefem Zw 
wird vorgefchlagen, den ſüddeutſchen Gulden dur Werthverminderung um 4 F 
mit 2 Frants, und den Thaler dur Wertherhöhung um 2 Groſchen m 
4 Franks zu ibentifiziren und als Goldmünzen Diejenigen des franzöſiſchen Min 
Inftem® mit Hinzufügung des 25-Fr..Stüds zu gebrauchen. 

Er. ©. empfiehlt, unter Annahme des vorftehend angedeuteten „Mirr 
identitaͤts⸗Syſtems“, vorläufig die Doppelmährung einzuführen und babe de— 
Werthverhältniß von 1: 15.,, in Anwendung zu bringen. — 

Herr U. G. Mosle (Mitglied des Reichstags) empfahl als Münxe- 
heit die Krone von 10 Gramm Gold Feingebalt, getheilt in 10 Theile, une 
dem Namen Kronthaler, zu i Gramm Gold, welcher Thaler die Kednunt 
einbeit bilden follte, mit Theilung in 100 Kreuzer 2). Dieſer Kronthaler win“ 


) Zur allgemeinen Münzeinheit. Die internationale Münzkonferenz zu Par! 
im Jahre 1867. Ueberſetzung, Einleitung und Bemerlungen. . Erlangen 186%. — 
Zur Deutihen Münzeinheit. Vereinigung bes Thaler- und Gulden Fußes unter rd 
und mit dem Frankenſyſiem. Als Antrag in die Bayeriſche Abgeorbnnetenlemmer &© 
bradt. Münden 1870. — Zur Deutiben, zugleich internationalen Münzeinbeit. 2" 
Det Seframpöffde Münzidentität als Miünzivften bes Deutſchen Reihe. Aust 
urg 

®) Dos teutonifhe Münzfpftem. Ein Beitrag zur fung ber beuti—en Kit 
— rt geichrieben für bie Mitglieder des deutſchen Dandelstags Bremer 

anuar 
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bei einer Wertbrelation zwiſchen Golb und Silber wie 1: 15.,, gleich fein 
28.3, Silbergrofchen oder 99.95, ſüddeutſchen Kreuzern. Die Nichtigfeit dieſes 
Gold Gramm⸗Syſtems ſei von allen Koryphäen der Münzwiſſenſchaft vollſtändig 
zugeſtanden worden. Allerdings werde die Durchführung des empfohlenen Münz- 
ſyſtems (welches dem von Anderen jo lebhaft befürmworteten internationalen Münze 
ſyftem im Anfchluß an das franzöfiihe Münzweſen gegenüber als „teutonifches 
Münzweſen“ bezeichnet wird) Berluft für die Staatölaflen, fowie allerkand 
Schwierigkeiten und läftige Webergangsftadien mit fich führen, allein dies werde 
fih beim Wechſel des Münzfuftems nie vermeiden laſſen, und je richtiger das 
neue Suftem, um jo leichter würden fich die Schwierigkeiten überwinden Yaffen. 
Das Weltmünziyftem werde fich ſchwerlich je verwirklichen, aber, wenn ein Münze 
Ipftem berufen ericheine, fich Hierzu zu geftalten, fo fei dies das vorgeichlagene 
auf Grund des Gold-Grammes; niemals jedoch werde die Welt ein jo mangel- 
haftes Syſtem wie das franzöftiche acceptiven, weldyes eine zu Heine Einheit, 
zu fleine Theilung, eine mit dem Gewichtsſyſtem nicht vereinbare, nicht nad 
zumiegende Münze babe. — 

Ten entſchiedenſten Gegenfag zu der eben erwähnten Brochüre bildet eine 
Schrift des Herrn Carl Schulg. !) Denn diefe empfiehlt furzweg den Bet: 
tritt Deutſchlands zur fogenannten lateiniſchen Münztonvention vom 23. Dezember 
15865, unter gänzlicher Abſchaffung der biöherigen Müunzſyſteme und aller kurſirenden 
Münzen; nur follen ftatt des Ausdruds „Trank“ und „Centime“ die Bezeidh- 
nungen „Marl und „Pfennig“ gebraudt und die Mark, ftatt direkt in 100 
Pfennige, in 10 Groſchen à 10 Pfennige getheilt werben, ohne daß jedoch andere 
ald die den franzöfifhen Silbermünzen entfprechenden Stüde gefchlagen würden. 
Auch ſoll das Eilberfünffrantenftüd den Charakter der Scheivemünze erhalten 
und demgemäß zu nur 23), Gramm, ftatt zu 25 Gramm Gewicht aus: 
geprägt werben, indem zugleich dahin zu wirken fe, daß dieſe Abänderungen auch 
ton den Rändern des Frankenſyſtems angenommen werden. Um ven Uebergang 
zum neuen Goldmünzſyſtem zu bewertftelligen, ſei nur erforderlich, daß der Staat 
die neuen Münzen zu dem geſetzlich feftgeftellten Konvertirungspreis in einer für 
ten Verkehr volltommen ausreichenden Menge in Kurs fege, wodurch die Rechts⸗ 
frage als erledigt anzufehen ſei. Es braude dann nur die Konvertirungstare 
lo eingerichtet zu werden, daß namentlich in feinem Falle der Gläubiger benach— 
theiligt werde, denn ein etwaiger Schaten für Die andere Partei werde ja da- 
durch verhindert, Daß der Staat die neuen Münzen zur gejeglichen Tare ausgebe. 
Somit ſei es Hauptbedingung, die Franken nicht zu hoch zu redinen. Wenn 
mon nım unter normalen Berhältniffen als niedrigften Kurs 81 Thaler = 
300 Franken annehme, was ald genau zu betrachten, jo komme man zugleich 
auf Die der franzöfiichen Doppelwährung zu Grunde Tiegende Tare, wonach Gold 
zu Silber im Werthe von 15., zu 1 gerechnet wird. — 

Hr. Ernft Send, ein tin London anfäfliger Deuticher, der bereits für 
Vlünzreformen in Großbritannien und den Vereinigten Staaten mehrfach ſchrift⸗ 
hellerifch thätig geweſen ift, wobei er hauptlächlid der Doppelwährung das Wort 
redet, Bat auch ın einer mit beſonderer Rüdfiht auf die Deutſchen Münzverhält- 


— — — — 


. Die Dentſche Münzreform und der Anſchluß an das Frankenſyſtem. Unter 
Terüdfihtigung der gekrönten Preisſchrift von H. Grote. Berlin 1869. 
10* 
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niffe im September 1871 in Elberfeld veröffentlichten Schrift vornehmlich gegen 
die Einführung der reinen Golbwährung zu wirken fi bemühet ). 


Nadı Hrn. SepdvS Anficht follte Deutichland vorläufig jeder Beſtrebung 


entfagen, ſich einem auswärtigen Syſtem behufs der allgemeinen Münzeinigung 
anzufchließen, und feine Aufmerkſamkeit ausſchließlich auf Die Einigung und Ber: 


befferung feiner eigenen Dünzverhältniffe richten. Der Thaler, für Süddeutſchland 
fofort, für Norddeutſchland in der folge dezimal getheilt, möge bie Grundlage 


der Münzeinigung für ganz Deutichland bilden. Goldmünzen um Werthe ver 


10 und 5 Thalern, mit dem Werthverhältnig zwiſchen Golb und Silber me 


1 zu 15%/, berechnet, feien zu einem möglichſt niedrigen Schlagſchatze für da 


Publikum zu prägen, welde Goldmünzen an den öffentlihen Kaſſen um m 


der mit der Emifjion der Banknoten beauftragten Bank in Zahlung angenem: 
men würben. 


Auffallend iſt, wie neben diefen beftimmten einfachen Borfchlägen der da 


fafler, um gegen Annahme der reinen Goldwährung eindringlichft zu wamn. 
dazu bat kommen können, durch einen Trugfchluß der evidenteften Art die ru 
Goldwährung als eine der weſentlichſten Duellen det Pauperiömus danı: 
ftellen. In England wird befanntlih alle Silbermünze um etwa 9 Proe: 
niedriger andgeprägt, als der Nennwerth verlangen würde. Wer alle r 
Silbermünze Zahlung erhält, erhält an effeftivem Edelmetall ftatt 20 Ein; 
nur ca. 184, Schilling und ein großer Theil der ärmeren Bolksflafjen empfan 
faft nur ſolches „falſchgemünztes“ Silbergeld. — Müßte dies, wie Hr. S. mat. 
als wirklicher Verluft angeſehen werben, jo zeigt ſich allerdings ein enormer Br 
trag Deflelben, ven man im Ganzen wohl auf viele Millionen Thal 
jährlich zu veranichlagen hätte Es tritt indeß, wenn man jene Argumentakr: 
zuläßt, dabei der weſentliche Umſtand em, daß Jeder, ver durch die Annabn 
des „falſchgemünzten“ Silbergeldes in jedem Falle 9 Prozent verliert, ber 
Miederausgeben deſſelben genau das Nämliche wieder gewinnt, und Dak be- 
durch eine vollitändige Auögleichung ftet8 herbeigeführt wird. Noch auffallen: 
aber als die urfprüngliche Behauptung des Hrn. S. erjcheint Die weiter % 
nutzung jene vermeintlichen Argumentes gegen die reine Goldwährung, w 
folde ſpäter in deutſchen Schriften und Reben über Die Münzfrage wiederbei 
vorgefommen ift. — 

Der Berfafler der zweiten unter den 1. 9. 1868 vom bleibenden Ark 
ſchuß des Deutſchen Handelstags gefrönten Preisichriften, betreffend Den Uebergat; 
zur Goldwährung, der Münzmeiſter Georg Millauer in München, bat ki 
dem über die Müngreform freilich feine befondere Drudfchrift veröffentlicht, aler 
in einem längeren Aufjage des „Deutfchen Handelsblattes“ Kurz vor Tem 
Tode feine Anfichten vorgelegt, die in gegenwärtiger Zulammenftellung nicht = 
berührt bleiben dürfen 9). Hr. Dt. begrüßt freudig die 1870 eingetretene Ber 
dung der öffentlichen Meinung von einer kosmopolitiſchen Auffaffung der dur: 
hen Münzfrage zu einer mehr nüchternen und nationalen. Tiefe fer unans 
bleiblich geweſen, je mehr feit der internationalen Münzkonferenz von 1867 tu 
jene zahlreichen Vorſchläge zur Durchführung univerfeller Mimzeinigung, wet 


ı) Die Münz-, Währungs- und Bankfragen in Deutfchland. Eiberfeld 157: 
2) „Deutfhe Münzenigung und Weltmünze” in Nr. 13 und 14 bes Denise: 
Handelsblattes. Berlin, März und April 1871. 
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lediglich die verfchiedenen Münzſyſteme der bebeutendften Kultur= und Handels⸗ 
pölfer zu Gunften einer Weltmünze in Gold mit dem Fünffachen des Golpiranten 
zu amalgamiren ftrebten, das urfprüngliche Ziel deutiher Münzreform verloren 
zu werden drohte. Im Gegenſatz gegen die bevenflichen Verſuche, die deutſche 
Münzenigung auf Grundlage der Beichlüffe der Parifer Münzfonferenz aufzu⸗ 
bauen, ſei ein Ausbau der Einigung auf Grund des Gegehenen und Er- 
reichten anzuftreben. 

Hr. M. verſucht in feinen Aufſatze den Nachweis, Daß die von einer inter- 
nationalen Münzeinigung erwarteten praktiſchen Bortheile ſehr überichätt und 
die damit verknipften Schwierigkeiten und Bedenken ebenfo ſehr unterichägt Teien, 
und gelangt dann fchlieglich zu folgendem Ergebniß: Zur Zeit ericheine lediglich 
die Regulirung des Goldmünzweſens in Deutichland ein Bedürfniß des Verkehrs. 
Tie Reformbeitrebungen mit ihren genialen Entwürfen und weit außfchreiten- 
den Projekten würden zur Ruhe kommen, wenn man dem Golde, das durch 
den Gang des Handels Deutichland zugeführt wird, eine leichte und ſchadloſe 
Verwendung ermöglichte, und dies würde der all fein, ſobald der deutſchen Golb- 
münze Zwangskurs und ein feiter Silberwerth gegeben wird. So fieht fich 
Deutfchland der Doppelwährung gegenüber geftellt. Die Goldfrone fteht aber 
dein „formgebenden Elemente” der deutihen Münzernigung zu fern, und wird im 
Deutfchen Reihe mit der Doppelwährung als Grundlage feines Münzſyſtems 
dur eine Goldmünze zu erlegen fein, die ein Bielfadhes des Thalers ift. 

Tie Aufftellung Millauer's ſtimmt in manchen weſentlichen Punkten mit 
dem erften Entwurfe wegen der Ausprägung von Reichögoldmünzen überein, 
welchen der Reihölanzler am 10. October 1871 dem Bundesrathe vorge 
legt hat. — 

Ye Morig MoHl vertheidigt in Rüdficht der Münzreform eine fehr 
!lare und beftimmte Pofition, nämlich den faft vollftändigen Anſchluß an das 
franzöſiſche Münzfyften mit feiner Doppel= oder Alternativ - Währung , wie es 
1871 gejetlih beftand. Er erflärt ſich entſchieden gegen die Einführung einer 
ansichlieglichen Goldwährung und empfiehlt, wenn ihn auch die Beibehaltung der 
reinen Silberwährung zulälfig ericheint, doch vorzugsweiſe die Doppelwährung. 
Denn dieſe gewähre die Bürgichaft für einen beveutenden Umlauf von Eolb- 
münzen, wel das Gebiet der Doppelwährung eine fo große Menge derſelben 
enthalte, und fürbere zugleich eine wahre Einheit des Munzweſens mit Gleich⸗ 
werthigkeit der Preiſe, gleichen Grundformen der Wechielturfe ꝛc. Auch könnte 
die Annahme der Doppelwährung in Deutichland, meint Hr. M., Frankreich 
und Defterreich beftimmen, auf die Durchführung des Präliminarvertragd von 
1867, die darin ftipulirte ausſchließliche Goldwährung und den öſterreichiſchen 
Guldenfuß zu verzichten, und vielleicht auch den Lateiniſchen Müngverein ver- 
anlafien, Die minderwerthigen Silbermünzen ızu 835/00 fein) wieder aufzugeben. 

Die Annahme des Franks und des Gentime ald Rechnungsmünzen betrach⸗ 
tet Hr. Mohl aber ald den eigentlihen Grundpfeiler und Hauptoortheil emer 
Münz- Einheit; e8 jollte feine Maßregel im Münzweſen ergriffen werben, welcher 
dieje Einheit nicht zu Grunde liege. — 

Ein früher in Salcutta etablirt geweſener deutjcher Kaufmann, Hr. J. P. 


1), Zur Münzfrage. Tübingen (Juni) 1671. — Ueber bie Gefahren einer ver- 
iehiten Münzreform. (Oftober) 1871. 





150 Die deutihe Münyfrage- 


Schneider, hat ſich Üiterariih für die Deutihe Münzreform lebbait 
intereſſirt, und iſt eifrigft für Einführung der Doppelwährung eingetreten '). 
Eine Begrimdung der Borzüge der reinen Golwährung vor der Wlternatin 
währung will Hr. Schn. in den ihm über vielen Gegenftand vorgefommenn 
‚Schriften nicht gefunden haben, fondern „nichts al8 jene Scheu und Wuth, welche 
fih an einzelnen Thieren fund thut, wenn fie einen vothen Lappen ſehen“. Er 
empfiehlt Ausprägung von Goldmünzen zu 5 Neihsthaler, 7.50 Gramm ſchwer 
und 7.25 Gramm feinen Goldes enthaltend, und daneben Reichsthaler in Silke, 
25 Gramm ſchwer und 22.5 Gramm feinen Silbers entbaltend, aljo identis 
mit dem filbernen Fünffranksſtücke. — Der dem Reichstage vorgelegte Geſetzent 
wurf in Betreff der Reichsgoldmünzen erihien Hm. Schn. als „Pfuſcherer,, 
und er ſchlug dem Neichötage noch in letter Stunde vor, eine Rechnumgseinke 
.. von 50 Silbergrofchen zu wählen (geteilt ın 100 Schillinge zu 10 Pfennigen 
und 5Reihöthalerftüde von 10 Grammen Gewicht und 9 Grammen⸗Feingebab 
zu prägen. „Dieſer Borfchlag verdiente ficherlich die Beachtung des Reichötag 
Ein Vergleich deffelben mit der Vorlage des Reichskanzler⸗Amts muß jedem Ber: 
ftändigen wie ein Wechfel von Tag zur Nacht vorfommen. Qiros dieier Ju: 
verficht des Hrn. Verfaſſers bat fern Vorſchlag beim Reichstage keine Berid: 
fihtigung gefunden. Manches, was praktiiche Kaufleute in öffentlichen commer: 
zellen Angelegenheiten vorgeichlagen, erweiſt fih als böchft unpraktiſch, mel el 
unter den gegebenen Verhältniffen von denen, die darüber zu entfcheiben haben, 
fofort al8 unausführbar erfannt werden muß, und dieſe ſich darın als prakt 
‚erwerjen, daß fie auf die Erörterung folcher Projekte nicht Mühe noch Zeit we: 
wenden mögen. — 

Profeſſor V. Böhmert, der fchon auf dem voltswirthichaftlichen Konzern 
in Lübeck die Bedeutung der internationalen Rüdfichten bei der bevorſtehende 
Deutſchen Münzreform aufs nachdrücklichſte geltend gemacht hatte, bat aud Ir: 
dem bis zur Entſcheidung durch das Reichsgeſetz diefe Fahne hoch gehalten, un 
fcheint auch jetzt noch nicht die Hoffnung auf Das ſchließliche Durchbringen vide: 
Rückſichten aufzugeben 2). 3. empfiehlt, den deutichen Geldausprägungen ie 
Komverfionsmaßftab von 15.31 (flatt 15.50) zu Grunde zu legen und de 
neuen 20-Markftüden genau den nämlichen Golbgehalt wie 25 Franks zu gebe. 
Das Deutiche Reich wirrde hierdurch auch ohne vorherige Bertragsabihläfie 0 
felbft und allen verfehrtreibenden Böltern die großartigften Friedensdienſte Leiten 
Da man nicht annehmen könne, daß die Deutfche Nation in der größten Eye 
ihrer Gefchichte abfichtlich dem heißerſehnten Kultwrfortfchritte der international? 
Münzeimigung, deren Entwidelmgsfähigteit im letzten Jahrzehnt zur Genüge ei 
wiejen fei, Dindernifle in den Weg Iegen wolle, fo bleibe nur zu unteriuden 
ob die Gerechtigkeit, Zweckmäßigkeit und das nationale Interefie denn gerade m 
bebingt den Mafiftab von 1 Pfund Gold — 15.50 Pfund Silber, oder uk 
vielmehr den Maßſtab von 1:15.31 verlange. 

i) Die deutſche Münzfrage. Gin Beitrag zur Löſung berielben. Gießen (Mebruat 
1871. \ Die Be anblumens bed —E —** in Rüben Ge de 
— Biegen (September) 1871. — Das neue Munzgeſetz. Bremen (Rosen 
3, Die Goldansmünzungsfrage in ber Deutfhen Münzrefonn. Bremen (Üfteber 
1871. — Die Gerechtigkeit und das nationale Intereife bei der Deutichen Münzreretz- 
ar ort an sie Dätglieder des Deutſchen Bnndesrathe und Reichttage. Zird 
(Kodember) . 
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B. ıf der Anſicht, daß bei Annahme des letzteren Maßſtabes für dem 
neuen Munzfuß es nicht erforderlich fer, für ältere Zahlungsverbindlichkeiten eine 
andere Broportion feftzuftellen. Eine Konverſion von 15.31 ſei gerade fo gerecht 
wie von 15.50, weil Die durchſchnittliche Werthrelation von Gold zum Silber 
in den Jahren 1851—70 auf 1:15.40 auskomme. Es laſſe fich (namentlich 
beim Uebergange von der Silbemwährung zur Golbwährung) überhaupt feine 
Münzreform denken, welche ein abjolutes Recht, jet e8 des Gläubigers oder Des 
Schuldners, ſchützen könne. Die Vorgänge in der Schweiz, welche in den Jahren 
1850—52 ihre zwanzig verſchiedenen Münzſyſteme in das Franzöſiſche Frauken⸗ 
foften umwandelte, jeten ganz Dazu geeignet, Licht darüber zu verbreiten, wie un= 
möglich es jei, in ſolcher Ungelegenbeit vollftändige Gerechtigkeit zu üben. “Der 
Knoten könne nicht gelöft, ſondern müſſe zerichnitten werben. Zerſchneide man 
den Knoten mit 15.50, fo thue man etwas höchſt Unpraktifches, ſtoße alle bis⸗ 
berigen Begriffe vom Verhältniß zwiſchen Thalern und Gulden einerjeitd und 
Franken anbererfeitd um und jchließe jeve Möglichkeit internationaler Münz- 
eimgung aus, indem man eine Baluta fchaffe, welche beftehen Toll aus einem 
Goldftüd von 7.1685 Gramm fein, das um 11,9, Leichter ift als 25 Golp- 
franten. „Die Kontinuität der herkömmlichen Werthbegriffe“ Ipreche gerade für 
den Maßſtab von 1:15.31, da hierauf Die gegenwärtige geſetzliche Tarifirung 
im neuen Reichslande und die vertragsmäßige Tarifirung tm internationalen 
Telegraphenvertrage beruhe. — 

In ganz gleichem Sinne wie Profeſſor Böhmert hatte fi) ein Holländer 
ausgeſprochen, Herr Maurin Nahuys, von weldem ſchon früher fir Die inter- 
nationale Münzeinigung verſchiedene Schriften veröffentlicht find, und der nun dem 
neu erftandenen Deutſchen Reiche vor Allem den Beruf zuerfennt, dieſen Fort: 
ſchritt weſentlich zu fürdern!). Hierzu fer nothwendig, daß Deutichland das 
Dezimalſyſtem, Die reine Goldwährung und als Hauptmünze ein mit 25 Gold: 
franfen identifche® Goldſtück annehme (8.06451 Gramm im Gewicht und im 
geingehalt von 0). Als Rechnungseinheit möge ein in 10 Pfennige einge- 
theiltes Sieberftüd im Werth von 8 Silbergroſchen, 5 Gramm wiegend und 
im Feingehalt von 0.835, eingeführt werden — mit anderen Worten, Hr. N. 
empfiehlt vollftändigen Anſchluß an das Franzöſiſche Münzſyſtem, mit Ausnahme 
der noch durch das ſilberne Fünffrantenftiid aufrecht erhaltenen Alternativwährung. 

Gleich nah dem Belanntwerden der Vorlage des Reichslanzlers an ven 
Bundesratb wegen Ausprägung von Reichsgoldmimzen veröffentlichte Herr Dr. 
Aug. Eifenlohr eine fleine Brochiire über die gemachten Borfchläge *). Hierin 
wird als Rechnungseinheit der Gulden (gleich 20 Silbergrofchen der bisherigen 
Währung) und als Hauptmünzftüd ein Zehnguldenſtück unter dem Namen 
„Krone, mit einem 25-Frankenſtück faft völlig übereinftimmend, empfohlen. 
Während dieſes Iestere 7.258 Gramm feinen Goldes enthält, Tollte das Zehn⸗ 
guldenftüüc zum Gewichte von gerade 8 Gramm und zu einem Goldgehalt von 
7.26 Gramm ausgemünzt werden, was eine Differenz von nur 2 Milligramm 
und einen Werthunterjchied von noch nicht °;, Centimes ergibt. — Uns ift 
bei dieſem Vorſchlag nicht Mar geweſen, wie der Berfafler, welcher ausdrücklich 


ı) Die Münzreform Deutſchlands, vom nationalen und internationalen Stand- 
punkt betrachtet. Utrecht Movember) 1870. | 

2 Prüfung der Münzreformvorſchläge der Preußifchen Regierung. Heidelberg 
(Dltober) 1871. — Nachtrag. Ebend. (Movember) 1971. 


152 Die deutſche Münzfrage. 


das Miſchungeverhältniß der Golpmingen von 9 Theilen fein Gold auf 10 
Theile der Miſchung beibehalten will, bei einem Bruttogewicht ber „Krone“ zu 
8 Gramm auf einen Goldgehalt von 7. 26 Gramm kommt, ftatt von 7.20 Gramm, 
in Webereinftimmung mit Dr. Weibezahn's Vorſchlag, nach welchem legteren ber 
effektive Werth der empfohlenen neuen beutfchen Goldmünze fih nicht um eme 
Klein geit höher, ſondern um nahezu */, Prozent niedriger geftellt hätte als 

Solvfranten. Würde der gegen die genaue Werthrelation won 1:15.50 
Im 1%/, Prozent zu hohe Guldenmünzfuß angenommen, jo hält Hr. E. am 
bejondere Umrechnung älterer Zahlungsverbinplickeiten für nicht nothwendig, je 
bald einmal gefeglih anerkannt fe, daß das neue 25-Fres-Stück, durch 6°, 
der jeitherigen Thaler vollftändig vertreten, in das neue Syſtem aufgenommen 

werde. — 

Die vorftehende Weberficht, wie jehr fie fih aud von einem Eingehen auf 
Details ferne halten mußte, dürfte doch eine hinreichende Beftätigung deſſen geben, 
was wir im Eingange erwähnten, daß mit Yug und Recht durdy die jeıt 1869 
ftattgehabte ausgedehnte und mannichfache publiziftiiche Erörterung der Deutkhen 
Münzreforn, eine beiondere Enquoͤte hierüber als überfläffig erachtet werben 
konnte. Wir wühten wenigftend nicht, weldye neue Gefichtöpunfte oder Diodalıtäter 
noch vorgebracht werden Zünnten, die nicht Ichon in einer oder mehreren ver au 
geführten Brochüren oder Auffäge genügende Vertretung gefunden hätten. Stärten 
Segenfäge und größere Verichievenheit in der Auffaſſung der bei einer bund- 
greifenden Münzreform entſcheidenden Rüdfichten und Ziele, als die Bublizifit 
ganz aus freiem Antrieb und mit Beibringung eines reichhaltigen Materilt 
vorgeführt hat, würden die ftenographiichen Berichte einer mündlichen Enquete 
ſchwerlich geliefert haben. Lett hat ever ohne irgend melde Zurüdfegumg # 
Wort kommen künnen, während bei einer offiziellen Bernehmung von au 
ten Sachverſtändigen der Vorwurf emer nicht durchaus unpartheiifchen Behant- 
lung der verjchiedenen Anfichten fiber nicht ausgeblieben wäre. 

Eine andere Betrachtung, welche unſer Literatur-Ueberblid beroorrufen maf, 
ift eine Würdigung des Werthes umfafiender Aeußerungen ſogenannter praktiſcher 
Sachverſtändiger. Während bis 1869 in Deutichland faft nur vollswi 
liche Gelehrte oder Mimnztechniker über Münzreformen für die Deffentlichkett ge 
fchrieben hatten, find ſeitdem, wie unfere obige Ueberficht zeigt, zahlreiche Brochüren 
und Aufläge praftiiher Gejhäftsmänmer aus dem Kaufmannsftande erſchienen. 
und zwar oft eine Tange Reihe fortgejegter Abhandlungen derſelben Berfafier. 
Die meiften Echriften dieſer Art haben Das Gemeinjame, daß fie mit einer ge 
wifien Geringichätung auf die von ihren Anfichten abweichenden Da 
der „aolmiethieeftichen Theoretiker“ biiden und mit um fo zuverfichtiicheren 
Selbftvertrauen ihre auf fommerzieller Geichäftserfahrung beruhenden Borfchläge 
vorführen. Würden nun die Kaufleute, welche über die zweckmäßigſte Cinrichtung 
des fünftigen beutichen Münzweſens fich jo zuverfichtlich öffentlich geäußert haben, 
in ihren Auffaffungen und Vorſchlägen über die Hauptpunkte weientlich überein 
ſtimmen, und jo zu fagen, an Einem Strange ziehen, gegenüber den umter ih 
abmweichenden Anfichten der Theoretiter, jo hätte es nicht fehlen fünnen, daß ihr 
literariſches und ypubliziftiiches Auftreten in ber —— einen bedeutenden, ja 
vielleicht vorwiegenden Einfluß gewonnen hätte. Allen, was bat fi gezeigt? 
Die Uebereinftimmung der kaufmänniſchen Wünzpubliziften ift gänzlich zu Ende, 
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jobald fie von der gemeinfamen Abweiſung der Theoretiter und Berufung auf 
die Wichtigkeit eigener praktiſcher Erfahrungen, zu felbftändigen Darlegungen und 
Borichlägen übergehen. Hier zeigen fie unter fid) eine ſolche Fülle von Wider: 
ſprüchen und einfeitigen Behauptungen, daß fich faft nicht durchzufinden ift. Was der 
Eine als die augenfceinlichfte Verkehrtheit, die nur von einem geihäftsunfundigen 
Theoretiter in der Studirftube zu Papier gebracht fein könne, childert, das Näm⸗ 
liche preift der Andere als das allein Praktiſche, deſſen Richtigkeit jedem Berftän- 
digen fofort einleuchten müfle und nur von eimem fanatischen Theoretiker 
beftritten werden könne. Daß es aud Ausnahmen unter den hier in Betracht 
gezogenen Schriften gibt, daß in dieſen mandye ſehr danfenswerthe und willftom- 
mene Belehrung von praktiſchem Geſchäftsſtandpunkte aus geboten worden ıft, wird 
gerne anerfannt. Und bei den “Debatten im Reichstage muß die Mitwirkung 
erfahrener Geichäftsleute von größter Bedeutung werden, wie dies bei ven 
entſcheidenden Verhandlungen die Reden der Abgeordneten Bamberger, Somes 
monn u. A. vor Augen geftellt haben. Eben dieſe Reden und dann die Ber 
Ihlüffe des Neichötages felbft haben aber zugleich bewielen, daß bei Angelegen= 
heiten fo verwidelter und im die verfchtedenften und wichtigften Lebensverhält⸗ 
mife eingreifenden Angelegenheiten, wie die Münzfrage ift, eine gründliche theore- 
tiſche Erörterung vom allgemeinen volkswirthſchaftlichen Standpunkte aus ſchließlich 
doh mehr Beachtung findet und eher zur Ausführung gelangt, daß fie mithin 
ſich im Erfolge praktiſcher erweiſt, als die fich ſelbſt als allein praktiſch geltend 
machenden Vorſchläge von Geſchäftsleuten, welche nicht gewohnt ſind, die ihren 
vorgefaßten Anſichten entgegengeſtellten Bedenken, zumal wenn ſie von Theoretikern 
herrühren, mit Ruhe und unbefangener Logik zu erwägen. Was die Berhand- 
lungen des volkswirthſchaftlichen Kongreiies und des Ausſchuſſes des Deutſchen 
Handelstages über die Münzfrage geleiftet haben, Hat fich ſchließlich doch als 
vorzugsweiſe praktiſch erwieſen. 

Wir ſchließen mit einer dritten Betrachtung. Dieſe geht dahin, daß alle 
Diejenigen, welche in den letzten Jahren über die Deutſche Münzfrage geſchrieben 
haben und deren Vorſchläge durch das angenommene Geſetz in Betreff der 
Reichsgoldmünzen abgewieſen find, es über ſich gewinnen möchten, einſtweilen 
wenigſtens dies Geſetz und deſſen klare Konſequenzen als die nunmehr feſtſtehende 
Grundlage der Deutſchen Münzreform gelten zu laſſen, nicht aber eine unfrucht⸗ 
bare Oppofition gegen daffelbe zu erheben. Wie jehr die Einen e8 auch be— 
dDauem mögen, daß die neue Reichsgoldmünze fein einfaches metriſches Gewichts⸗ 
verhältnig aufweift, Andere, daß das Zwanzigmarkſtück um 1'/,9, geringer an 
Werth ausgeprägt wird, al8 25 Golbfranfen, Andere, daß die Dart (1, A) 
und nicht der öfterreichiihe Gulden (?/, 8) zur Rechnungdeinheit genommen, 
noh Andere, daß als Komvertirungsmaßftab die Werthrelation von 1:15.50 
gewählt fer, nicht von 1:25.43, oder 15.55 x. — alle dieſe und andere 
Wünſche find als abgeihan zu betrachten, und wäre e8 nad unferer Anficht uns 
praktiſch, dieſe Kardinalpunkte der Münzreform mit der Abficht auf nachträgliche 
Abänderung des Geſetzes vom 4. Dezember 1871 jett weiter zu erörtern, ftatt 
auf die wmöglichfte Förderung der vollftändigen ‘Durchführung der Mimzreform 
Bedacht zu nehmen, und namentlich auf Beleitigung des Stantöpapiergelded und 
der kleineren Banknoten hinzuwirken. 
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Die vorftehende, urſprünglich für den erſten Band dieſes Jahrbuchs verfahte 
literarische Weberficht dürfte Manchem jett als etwas veraltet vorkommen. Wit 
Rückſicht Hierauf erachten wir es als eine nicht unpaffende Vernollitändigung, 
wenn wir aus ben im vorigen Sahre (1872) erſchienenen ferneren Schriften über 
die Deutſche Münzfrage bier zugleih noch zwei Brochüren mit anzeigen, welde 


vor der Belebung des definitiven Münzgeſetzes allen Ernſtes eine vorgängige 
Kevifion des Golpmünzen-Gefeges vom 4. Deceinber 1871 als dringend geboten 


nachzumeifen verluchen. 

Zur Deutihen Münzfrage. VIII. Der Uebergang zur Goldwährung m 
Deutihland. Bon ©. D. Augspurg Bremen 1873. 

Den Hauptinhalt diefer Schrift bildet die Berufung de Berfaflerd auf 
die in feinen früheren Brochüren vor Beliebung des Reichsgeſetzes vom 4. Zr: 
cember 1871 wieverholt empfohlenen Modalitäten des Uebergangd zur Golimit- 
rung, vornehmlich die Vermeidung auch einer nur zeitweiligen ‘Doppelmährun 
durch vorläufige Anordnung eines ſ. g Kaſſenkurſes für die neuen deutſchen Goldmüngn. 
Hr. U. bebauert, daß die urfprängliche Vorlage des preußiſchen Sinanzminifternums, 
welche Seitens des Reichskanzleramts dem YBundesrath vorgelegt wurde und die 
gegen Benugung der Doppelwährung ſprach, indem fie auf Anwendung ie 
Kaflenkurjes, d. 5. auf Ausgabe der Goldmünzen zu einem nicht umveränderlis 
feftgeitellten, fondern nach Umftänden zu erhöhenden Sieberpreife hinausging, de 
Zuftunmung des Bundesraths und des Reichstags nicht erlangt habe. Mit ir 
Umftoßung der preußifchen Vorlage hätten Diefelben eine ſchwere Berantmertlid- 
feit auf fich geladen. Nach Unficht unferes Verfaſſers drängt ſich unter der 
neuerdings eingetretenen Werhältnifien des Evelmetall-Marktes die Trage auf, eb 
überhaupt die Müngreform auf dem Wege, den das Geſetz vom 4. Decembe 
1871 vorgefchrieben bat, zu bewerfftelligen ſei, und laſſe fich ſchwer abieken, 
wie man denn verfahren wolle, um zum Zwecke zur gelangen, wenn man mit 
nachträglich noch zum Kaſſenkurſe zurückkehren wolle. Die Behauptung, daß ir 
Folge der noch längere Zeit fortdauernden bedeutenden Zahlungen Frankreidi 
an Deutſchland die Wechfelfurfe ſich beharrlich fo ſehr zu unfern Gunſten fielen 
müßten, daß an eine Metallausfuhr aus Deutfchland nad den Auslande wu’ 
nicht zu denken fei, werbe Durch jett vorliegende Thatfachen widerlegt. Bei einen 
Kurſe auf London in Berlin von 6 Thlen. 211/, Gr. fei e8 vortbeilhafter, mar 
Wechſel, deutiche Reichsgoldmünzen nach London zu ſenden. Einſtweilen werde 
dies dadurch verhindert, daß die deutſche Finanzverwaltung die Reichsgoldmünzen cr 
ſchließe, ſolches werde aber aufhören, fobald ein Werth von 160 Mille 
Thaler in diefer Münzform untergebracht fein würde. Was ſoll minlerweile 
mit den ferner auszuprägenden etwa 240 Millionen Thlr. Goldes geiceben. 
bie in den nächften 2 bis 2'/, Jahren geprägt würden? So lange Eile: 
münzen und auf Silber lautende Banknoten umliefen und die Handhabe böten. 
um die Goldmünze aufzulaufen und nach England zu fenden, könnten diefe nıki 
in Umlauf gejeßt werben. 

Es Liegt nicht in der Aufgabe diefer Beſprechung, welche nur kurze Item 
riſche Referate geben ſoll, eine eingehende Kritik der vorflehend angeveuteten Ar: 
fit zu üben. Wir befchränten und auf die Bemerkung, daß uns die Annahm 
wonach jeßt eine nicht bloß fcheinbare, ſondern zugleich eine wirkliche Doppel: 
währung in Deutichland befteht, nachdem die fernere Ausmünzung von Silber⸗ 
kurant pofitio unterfagt ift, nicht zutreffend erfcheint, und daß die Beſorgniß einet 
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Abfluffes der übrigens in den legten Monaten ſchon mehr in Umlauf gebrachten 
Reichsgoldmimzen nur in dem Falle nicht unbegründet fein dürfte, wenn die Gold⸗ 
ausmänzung um biöherigen Tempo fortdauern follte, ohne daß eine entiprechende 
Einſchränkung der Kaſſenſcheine und der Heinen Appointd der Banknoten und eme 
almäblihe Einziehung des Silberkurants ftattfände.. Daß dies die Abficht der 
Reichsregierung fein follte, ift in hohem Grade unwahrſcheinlich, Hr. U. bezwei⸗ 
felt aber fo fehr die Durchführung der Münzreform auf dem bisher verfolgten 
Wege, daß er eine vollitändige Wiederaufnahme der ganzen Münzfrage für nicht 
ausgeſchloſſen hält und für —* Fall Die Annahme des 1/, oder 1 Gramm 
Fein-Gold als Münzeinheit aufs Neue dringend empfiehlt. — 

Welches Munzſyſtem für Deutichland zu befürworten it. Bon Gr. 
Berlin 1872. | 

Die vom Reichsgoldmünzen-Geſetz feftgefetsten Münzforten von 139'., und 
resp. 69°/, Stüd aus einem Pfund feinen Goldes, die Einführung der reinen 
Golmwährung (unter Ausihlug jeder Art von Doppelwährung) und die Beſtim⸗ 
mmngen, wonach die biöherigen auf Silberkurant lautenden Zahlungsverbindlich⸗ 
teten nach einer Werthrelation von 15, Silber zu 1 Gold zu fomvertiren find, 
diefe Punkte werden vom Verfaſſer vollftändig acceptirt, allein in Betreff der ım 
genannten Geſetz angeordneten künftigen Rechnungs-Einbeit der Mark und deren 
Theilung direct in 100 Pfennige eınpfiehlt er eine Durchgreifende Abänderung bet 
Gelegenheit des definitiven und umfaflenden Reichsmünzgeſetzes. Cr betämpft 
nämlich aufs Entſchiedenſte das Mark- und Pfennig = Syitem, weil hierbei mit 
einem anfgezwungenen Ballaft Heinfter Werthe zu rechnen ſei, auch wo man fie 
nicht brauche, weil ferner die oberfte Einheit (die Dart) ein zu niedriger Werth 
fer, fo daß man zu raſch aus der unteren in die erfte Rubrik und mit dieſer 
zu raſch in die hohen Ziffern komme, weil endlich die oberfte Einheit feine 

oldmüngze fei. 

Indem Hr. Gr. daven ausgeht, daß die oberite Einheit eines Münzſyſtems 
richtig gegriffen erfcheine, wenn fie dem landesüblichen Betrage eined guten und 
vehlihen Tagelohns ungefähr enttpricht, Diefer aber gegenwärtig bei geſchickteren 
Handwerkern beträchtlich über 1 Thaler fich ftelle, follte feiner Anficht nach die 
künftige Münz- Einheit höher ald 30 Sgr. beftimmt werden. Andere An— 
forderungen an das Munzſyſtem feien noch die Anwendung des Decimalfußes, 
die Darftellung der Münz-Einheit durch eine wirflihe Goldmünze, die beliebige 
Zuziehung oder Weglaffung der kleinſten Werthe bei den Rechnungen, und eine 
möglihft Leichte Vermittlung des neuen Münzſyſtems mit den um deutichen Reichs— 
gebiet Bisher beftandenen hauptſächlichſten Münzigftemen. 

Alle diefe Anforderungen, welche das Marf- und Pfennig⸗Syſtem nicht be- 
frredige, wiürben erfüllt werden, wenn für das definitive Reichsmünzgeſetz als 
oberfte Munz⸗Einheit ein Goldtbaler im Werth von 50 Grofchen und getheilt 
in 100 Cents (!/, Grofhen) angenommen werde. Dem Goldthaler möge man, 
um demfelben eine für den Gebrauch zweckmäßige Geftalt zu geben, durch etwas 
ftärtere Legirumg , einen größeren Umfang geben. Selbftwerftänplich könnte man 
nah den bei und vorbandenen Berbhältnifien mit dem Gent noch nicht am 
Gude fein und werde alfo dem Cent eine Untertbeilung von Zehntel⸗Cents an- 
zuihließen fein. Die Benennung diefer Theile nicht nach Theilen des Gold- 
thalers, ſondern des Cent ſei deshalb die richtige, weil dieſelben nur eine nad) 
Bedarf für den Gent in Anwendung zu dringende Ergänzungstbeilung bilden 
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follen. Die zu 20= und 10:Moarfftüden ausgeprägten Goldſtücke würden im Werthe 
von 4= und 2-Goldthaler in Girculation bleiben, außerdem aber 1: und 
10-Goldthalerſtücke auszumünzen fein. An Silberſcheidemünzen wären Die jetigen 
=, 12 und !,-Grofchenftüde als 102, 5= und 1-Centſtücke beizubehalten und 
würden aljo nur zwei neue Scheidemüngen von 1 und 2!/, Zehntel-Gent neu hinzu: 
fommen. Die über das 10:Gentftüd (5 Gr.) binausgehenden Silbermünzen 
würden vollftändig überflüllig werden und wir die reine Golbwährung haben. 
Dieſes Goldthaler⸗ und Cent-Syſtem gewähre eine leichte Vermittlung wit den 
bisherigen Thalern und ſüdd. Gulben, denn beide feien in den Cents enthalten. 
Im Bereich des Thalerfußed werde Alles bis herab auf ven Biertelgrofchen 
feine Gültigfeit behalten. 

Durch die vorgefchlagene größere Münz⸗Einheit, den Goldthaler als Fünf- 
faches der Mark, und die zwei Theilungen (des Goldthalers und des Cents‘ 
würden an Einfachheit und Bequemlichkeit für den Verkehr bebeutende Borzägr, 
gegen da8 Mark- und Pfennig: Syftem mit feiner einzigen Theilung, geboten. 
Die Anwendung der Zehntel des Cents werde nur für einen engen Kreu 
des Kleinverkehrs und für folche Rechnungen, bei denen eine Berüdfihtigung and 
der fleinften Werthe von bebeutendem Belange wäre, in Betracht fommen, in 
den bei Weitem meiften Fällen werde nur in Goldthalern und Cents gerechnet 
werden. Man dürfe armehmen, daß bei dem Markiuften in Wirklichkeit die 
Bermebrung um eine Ziffer 80 Mal häufiger eintreten, als fie Durch Die zweit 
Theilung des Goldthalerſyſtems verurfacht werden würde. Außerdem fpare man 
vermöge der anjehnlicheren Höhe der oberen Münz Einheit dieſes Syſtems m 
4, aller Fälle des Gebrauchs gegen dad Markſyſtem immer eine Ziffer. 

Da nun bei näherer Prüfung das Markſyſtem wegen feiner niebrıge 
Münz-Einheit fih als ein im ferner Grundlage verfehlte Münzſyſtem darſtele 
fo erſcheine der Wunfch gerechtfertigt, Daß noch in der zwölften Stunde Deutſch 
Iand vor ſolchem Geſchick bewahrt und es in reifliche Ueberlegung gezogen werde: 
möge, ob es nicht die günftigfte Verwerthung der Mark ergebe, wenn fie 
fünffahem Betrage zur oberen Einheit des decimalen im deutichen Reiche einzuführes- 
den Münzſyſtems genommen würde, welches Amendement fi um jo mehr empfebk, 
da die Ausführung defielben nach den beftehenden Münzverhältniſſen einer irgend 
wie nennenswerthen Schwierigfeit nicht unterliegen würde. Noch ſei die Gelegen 
heit vorhanden, eine forgfältige Reviſion der Frage, weldes Münzfuften vae 
vortheilhaftere fei, vorzunehmen, und demgemäß zu handeln. 

Auch ber diefer Schrift müſſen wir hier auf eine eingehende Erörterung ver: 
zichten, und wollen nur auf Das Bebenfen einer Ausmünzung einer Golominx 
im Werthe von nur 50 Groſchen und deren vorgeichlagenen ftärferen Legirunz 
ſowie auf”den Umftand aufmerkſam maden, daß befannttidh ın Bremen, Ham: 
burg und Lübeck bereitS mit der Ausführung des Markiuftend vorgegangen t 
Auch daran darf erimmert werden, dag wohl Nichts im Wege fteht, auch wem 
das Munzgeſetz hierüber feine Anleitung giebt, ſobald fih im Verkehr ein praf- 
tiſches BVedürfnig dieſerhalb geltend macht, das Zehnfache der Mark, unter Bee 
laſſung der Pfennige, als ufuelle Rechnungs- Einheit bei den hierzu geeigneten 
Transactionen in Anwendung zu bringen, wobei erſichtlich noch mehr Ziffern 
mürben erſpart werben ais bei Goldthalern von 50 Groſchen als Einheit 
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Seeweſen. 
Von Navigationslehrer Dr. Romberg in Bremen. 


Das Jahr, auf welches ſich unſere diesmalige Berichterſtattung erſtreckt, 
verſprach zu einer Zeit für die Seegeſetzgebung recht fruchtbar zu werden. Für 
zwei wichtige Vorlagen — die Seemannsorbnung und die Schiffövermeilungs- 
ordnung — waren die Vorarbeiten fo weit gediehen, daß man mit einiger Sicher: 
beit auf ihren Abſchluß rechnen durfte. Für eine Ausdehnung. der Reichscompe⸗ 
tenz auf die Seezeichen, vielleicht aud auf Das Lotſenweſen, fchienen die Ausfichten 
nicht ungünſtig zu liegen. Die bevorftehende Gründung eines ftatiftifchen Amts, 
da8 auch der Seeſchifffahrt feine Aufmerkfamteit zuzuwenden beftimmt war, ver- 
hieß die Ausfüllung einer lange empfundenen Lücke. Der Reichstag felbft warf 
jih zu verſchiedenen Malen mit mehr als gewohnter Yebhaftigfeit auf das Gebiet 
des falzigen Waſſers, freilich, wie die Debatten über die Kriegsmarine beweiſen, 
niht immer von großem Wohlwollen für die bisherigen maritimen Inftitutionen 
beieelt, aber doch mit dem guten Willen, Kritit zu üben und danach zu fürbenn. 
Und auch Dies iſt fhon ein Fortſchritt gegen das zuweilen beliebte Verfahren, 
in Seeſachen ſich ohne Weiteres auf den Laienſtandpunkt zurüdzuziehen und bie 
Dinge geben zu laſſen. Auch die Bildung einer freien Marinecommiffion aus 
Mitgliedern aller Fractionen, welche fich die Vorbeſprechung maritimer Fragen 
zur Aufgabe ftellte, legte Zeugnig für das reger gewordene Intereffe ab und 
verſprach, den Verhandlungen im Plenum zu Statten zu kommen. 

In ihrem vollen Umfange haben ſich diefe Erwartungen freilich nicht erfüllt. 
Wenigſtens nicht, infofern es ſich um reife Früchte Handelt. Verhandelt, begut- 
achtet, vorbereitet iſt Manches, zum Abſchluß gelangt aber nur Weniges bis zu 
dem Zeitpunkt (1. Juli 1872), mit weldem unfer Bericht abzufchließen bat. 
Die Urt der Behandlung der Seeſachen, die Begutachtung durch die verfchiedenen 
Ausſchüfſe des Bundesraths, die Prüfung durch die Regierungen ver ſechs Küften- 
ſtaaten bat ſich wieder als ein langſamer und fchleppender Weg erwielen, obwohl 
er, wie nicht verfannt werden darf, andererfeitd eine nicht zu unterſchätzende 
Garantie gegen einfeitiges und überſtürztes Vorgehen bietet. Uebrigens hat die 
Reichögefepgebung fo viele große, Dringendere Aufgaben zu löfen, daß man in 
Betreff Des Seeweſens feine zu hohen Anfprüche erheben darf, fondern fi) auch 
wohl noch fernerhin in der vaterländifchen Tugend der Geduld zu üben haben 
wird. Die Verſchleppung einzelner wichtiger Sachen, die feit Jahren in Vorbe— 
reitung find, kann damit allerdings nicht entichuldigt werden. 


158 Seeweſen. 


Wenn wir ſomit in dem Folgenden auch nur über weniges zur wirklichen 
Vollendung Gelangte zu berichten Baben, jo iſt es doch erfreulich, mehrfache An⸗ 
zeichen einer befleren Würdigung der ınaritimen Tragen und Intereſſen, ſowie eine 
erhöhte Thätigfeit zu conftatiren. Es ift doch Manches eingeleitet, mandyer Keim 
gelegt, der ficher ſchon in der nächſten Zeit aufgehen und gute Früchte bringen 
wird. Daß bei den angebahnten Reformen mehrfach mit alten, überlebten 
Traditionen gebrochen und Grundſätzen Eingang vericafft worden ift, welche mit 
dem Rechtsbewußtſein und den humaneren Anſchauungen unjeres Zeitalters in 
Einklang fteben, ift ein Grund mehr, meshalb über dieſes Jahr trog feiner Un: 
fruchtbarkeit an wirklihen Refultaten tein ganz ungünftige8 Urtheil gefällt 
werden barf. 

Uebrigend wird nicht allein bei uns über das langſame und ſchwerfällige 
Arbeiten der Seegefeßgebung geklagt. Anderer Parallelen nicht zu gebenten, 
fommt dieſelbe audy in England, mo man fonft doch der Edifffahrt ganz gem 
die vollſte Aufmerkſamkeit ſchenkt, neuerdings nicht vecht vorwärts. Die Amen- 
dirung und Gonfolidirung der Kauffahrteiſchifffahrtsgeſetze ift dort feit Jahren in 
Borbereitung, ohne daß man bis jegt damit zu Stande gekommen wäre. Und 
dort iſt nur der Widerftand von Privatintereffen zu bewältigen, während bei uns 
außerdem immer nod mit ſechs Regierungen verhandelt werden muß. 


Auf Grund des 8. 145 des Strafgeſetzbuchs ift unter dem 23. December 
1871 die ſchon Länger erwartete Kaiferlihe Berordnung zur Berbütung 
des Zufammenftoßens der Schiffe auf See erlaffen worden. In ver 
Sache bringt fie nichts Neues. Tie Borjchriften, die fie enthält, find die nüm- 
lichen, welche jeit 1863 die Grundlage des internationalen Seeſtraßenrechtk 
bilden und von den deutſchen Schiffen ebenfo wie von Denen der übrigen See— 
ftaaten befolgt worden find. 1) Indeſſen wäre es offenbar unzuläffig unb mit dem 
einheitlichen Charakter der Marine unverträglich geweſen, die ſechs Berorbnungen 
der Lanbesregierungen, nad) denen fich die deutſchen Schiffe bisher zu richten 
hatten, noch länger neben einander befteben zu laſſen. Dazu kommt, daß dicie 
Berorbnungen nicht einmal in jeder Beziehung übereinftunmend und an fich tabel- 
108 waren. Um fo notbwendiger erfchien ie Beleitigung und 
durch einen einzigen maßgebenden Text für die Kriegs: und Handeldmarine. 

Die Herftellung dieſes Textes war infofern mit feinen befonderen Schwierig 
feiten verbunden, als es ſich Lediglich darum handelte, die ſchon beftebenden Ber: 
ſchriften möglichſt präci® und in deutlicher, verſtändlicher Sprache wiederzugeben. 
fo daß auch den weniger gebildeten Ceeleuten fein Zweifel über Eum und 
Tragweite der einzelnen Beſtimmungen bleiben konnte. Die ſeit acht Jahren ae 
fammelten Erfahrungen hatten hinreichend gelehrt, wo die dunklen Punkte ſaßen 
Der neue Tert ift wirflih an mehreren Stellen deutlicher geworden, er enthäl: 
auch fonft manche Verbefferung gegen vie früheren Verordnungen der Einzel 
ftanten, jo daß man ſich mit der Redaction in den meiften Punkten nur eiwwer⸗ 
ftanden erflären kann. Durchweg Tann ihm dieſes Lob aber nicht eribeilt werten. 

Die Verordnung zerfällt, abgejehen von einer furzen Vorbemerkung (Art. 1), 
in drei Theile. Der erfte enthält Vorfchriften über die Lichter, welche von den 





1) Bgl. Seite 361 und 362 de8 vorigen Jahrgangs. ' 
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Schiffen bei Nacht geführt werben ſollen; der zweite handelt von den Nebel- 
fignalen; der dritte bringt die Steuerregeln, d. h. die Vorfchriften über die 
Mapregeln, welche von den Schiffen zur Verhütung des Zuſammenſtoßes zu er- 
greifen find. Die Verordnung gilt für die See und für die mit der See im 
Zufammenhange ftehenden, von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſer, ſoweit für letztere 
nicht abweichende örtliche Anordnungen beftehen. Die lettere Ausnahme ift kaum 
zu billigen. Beſſer wäre es, wenn alle örtlichen Anordnungen, welche mit ber 
allgemeinen Verordnung im Widerſpruch fteben, befeitigt würden. Webrigens 
geht der deutſche Tert wenigften® in einer Beziehung weiter, als der engliſche, 
infofern er nicht allein die Seedampfer, ſondern alle Dampfichiffe auf den in 
Stage fommenden Gewäſſern zur Führung der vorgefchriebenen Lichter verpflichtet. 

Welche Wichtigkeit diefe VBorfchriften über das Ausweichen für den Seever- 
kehr befigen und wie dringend nothwendig e8 ift, daß auf ihre ftrenge 
Defolgung gehalten wird, das wird aus den folgenden Zahlen erbellen. 
Nah den ftatiftiichen Ausweiſen des euglifhen Lloyd kommt jest ein 
Sechstel aller ermittelten Schiffbrühe auf Rechnung des Zuſammenſtoßens. 
Dies gilt für alle Meere. Noch ungünftiger ftellt fi das Verhältniß für die 
britiichen Gewäſſer (Kanal, Nordfee, irifcher Kanal u. |. w.), in denen ein be= 
ſonders lebhafter Verkehr herrſcht Die Wradliften des englifchen Handelsamis 
nämlich verzeichnen fir Die zehnjährige Periode von 1859 bis 1869 überhaupt 
19,779 von Unfällen betroffene Schiffe. Davon find nicht weniger als 7154, 
alfo über ein Drittel, duch Zufammenftoß zu Schaden gefommen. Und diefe 
Zahl ift eher noch zu niedrig als zu hoch. Denn einmal ıft manches der unter 
den „verſchollenen“ aufgeführten Schiffe ficher durch Collifion zu Grunde gegangen, 
und dann werben Zuſammenſtöße, aus Denen nur geringe Beichädigungen hervor⸗ 
geben, erklärlicherweiſe oft von beiden Betheiligten verſchwiegen. — In welchem 
Maße die deutiche Marine von diefer befonderen Gattung von Unfällen betroffen 
N , läßt fih bei dem Mangel einer amtlichen Statiftit leider nicht ficher 

titellen. 

Bei der ftetig wachſenden Zahl der Schiffe, bei den fortwährend gefteigerten 
Anfprüchen auf fchnelle Reifen, wodurch felbft befonnene Schiffsführer gegen ihre 
beifere Weberzeugung dahin gebracht werden, das fonft übliche Maß Bedlchtiger 
Bericht nicht mehr einzuhalten, wird man freilich darauf gefaßt fein müffen, daß 
die Zuſammenſtöße immer einen erheblihen Bruchtheil der Seeunfälle ausmachen 
werden. Ganz gewiß aber kann ihre Anzahl durch firenge und aufmerffame 
Befolgung gleihmäßiger Regeln gemindert werben, und dies felbft dann, wenn 
diefe Regeln in einzelnen Punkten mangelhaft fein follten. ‘Denn bei dem Aus- 
weichen auf See wie auf dem Lande kommt e8 vor Allen auf Uebereinftimmung 
des Berfahrens an. Deshalb ift die Annahme der 1863 von England und 
Sranfreich vereinbarten Verordnung von Seiten aller, überhaupt in Betracht 
kommenden Seeftaaten als ein jo großer Yortichriti zu bezeichnen; deshalb würde 
e8 aber aud das denkbar Berlehrtefte fein, wenn nun ein einzelner Staat Daran 
berumbeffern und fliden wollte. Dies wird im Allgemeinen auch von ſämmtlichen 
Regierungen anerfannt. Es beiteht feine Neigung, durch einſeitiges Vorgehen 
die glücklich erzielte Gleichmäßigkeit zu ftären und an den beftehenden Vorſchriften 
etwas zu ändern, trogdem biejelben ohne Zweifel an einzelnen Stellen gewiſſe 
Mängel zeigen. Nur eine größere Aenderung ift fett 1863 eingetreten. 8 
ſtellte ſich nämlid in der Praris bald heraus, daR die Faffung zweier Artikel 
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(141 und 13) zu Mißverſtändniſſen Beranlaflung gab. Die Seeleute waren nıdt 
tlar darüber, wo die Grenze zwiſchen „entgegengefegten‘‘ und „Ereuzenden” Kurſen 
zu ziehen ſei, und da jede Auffafjung ein verſchiedenes Verfahren bedingte, jo blieben 
die Ichlimmen Folgen nicht aus. Die engliſchen Admiralitätsrichter, deren Ent: 
ſcheidungen in Collifionsfahen eine über die Grenzen ihrer Gerichtöbarfeit we: 
hinausgehende, übrigens ſonſt wohlverdiente Autorität befigen, faßten den Br 
griff der „entgegengelegten Kurſe“ ſehr weit — eine Interpretation, welche aber 
nur dazu diente, die Unficherheit zu vermehren. Angeſichts deſſen entſchloß fie 
die englifche Regierung, nachdem fie fich des Einverftändniffed der franzöſiſcen 
verfichert hatte, ım Jahre 1868 dazu, durch einen Zuſatzartikel (13a) die Fälle 
in denen die Art. 11 und 13 zur Anwendung kommen follten, im geraden Geger 
ſatz zu der Auslegung der Admiralitätsrichter enger zu. begrenzen. Die früher: 
Mikverftänbnifle und Unficherheiten wurden dadurch zum Theil befeitigt, gleick 
zeitig aber wurde die Anwendung der Vorſchriften eine ganz andere als jie bit: 
ber geweſen war. 

Diefer Zuſatzartikel, deſſen Einfügung fib übrigens als praktiſch bewäbr 
hat, iſt auch in die deutſche Verordnung aufgenommen worden, und bei kr 
großen Gewicht, welches auf vie Gleichmäßigkeit der Vorſchriften zu legen it. 
kann man damit nur einverftanden fein. Sollten aber fünftig wieder einmal Aende 
rungen nothmwendig werden, jo möchten wir doc wäünfchen, daß jie auf euer. 
anderen Wege erfolgten, ald auf dem, ven England bisher eingefchlagen k: 
1863 und 1868 hat die britiſche Regierung fi mit der franzöfifchen in Gr 
vernehmen gefett, und, nachdem die Sache mit dieſer georpret, Die übrigen Ex: 
ftanten höflich zum Beitritt eingeladen. Ein ſolches Verfahren mag Weitliuftz 
feiten eripart haben und den damaligen politifhen Verhältniſſen nicht unangemeñet 
geweſen fein. Es war aber ein gefährlicher Schritt, ver Die eben erzielte Lehe: 
einftunmung wieder in Frage ftellte. Inzwiſchen Hat fich auch ſonſt Die Yan: 
geändert. Das Recht zur Initiative und Führerſchaft freilich wird niemand 
namentlih in dieſer Angelegenheit, der britifchen Regierung ftreitig machen wollt 
Denn wie England das gegenwärtige Straßenrecht geichaffen bat, fo Hat 8 au 
um bie weitere Entwidelung deſſelben ji das größte Verdienſt erworben, ı* 
nirgends werden die einfchlägigen Iragen mit mehr Sachkunde und Aufmatır 
feit behandelt al8 dort. Auch abgejehen von den befonderen Verdienſten ı 
das Straßenrecht würde ohne Zuftimmung Englands als der größten maritim- 
Macht ſchwer etwas Durchzufegen fein, und zuftimmen wird man Dort wah: 
Icheinlich nur, wenn man die Leitung bat. Dies fchließt aber nicht aus, Int 
wenigſtens die größeren Serftanten bei der Berathung und Feſtſtellung ſolde 
Neuerungen von vorn herein zugezogen und nicht blos hinterher um ihre Juitır 
mung zu vollendeten Thatfachen erfucht werden, welche dann im Intereſſe de 
Ganzen ſchwer zu verweigern iſt. Was Speziell das Deutfche Reich anbetnit. 
giebt demjelben ſchon die Bedeutung ferner Handelsflotte ein Hecht zu dem Fr 
langen, fünftig nicht mehr, wie es bisher geichehen, einfach in das Schleppia⸗ 
genommen zu werben. 

Im Grunde follten Amendirungen der Verordnung nicht anders erfela 
als durch eine internationale Commilfion. Und ift die Hoffnung zu fangut:. 
daß dieſer Weg, einmal befchritten, zu gleichem Vorgehen auf anderen Geber 
ermuntern, zu neuen Vereinbarungen die Bahn weifen würde? Wo liegen dafn. 
die Verhältuiſſe günftiger ald auf dem Felde des Seeweſens? Der Anfang in 
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ja bereits in der glücklichſten Weiſe gemacht. Gemeinſam iſt allen Kulturſee⸗ 
ſtaaten das Straßenrecht, gemeinſam das Signalfyften, gemeinſam wird ihnen 
vorausſichtlich binnen kurzer Zeit das Verfahren der Schiffsmeſſung ſein. Die 
großen Vortheile, welche der Schifffahrt aus der erzielten Uebereinſtimmung auf 
diefen Gebieten erwachſen, werben ſich mit jedem Jahre mehr fühlbar machen, 
und je mehr fich die Erkenntniß diefer Vortheile Bahn bricht, defto weniger Wider: 
fland werden Beftrebungen finden, eine gleiche Uebereinftimmung aud in Betreff 
noch anderer Fragen herbeizuführen. Es giebt noch manche, bet denen ein natio⸗ 
nales Abfchliegen weder Zweck noch Grund bat. Solche Beftrebungen zu fördern 
und zu unterfligen, wäre eine ſchöne Diffion für das Deutiche Reich. Ihre 
Erfüllung wird um fo leichter werden, je mehr fich unfere Seegefetgebung in 
Fragen, welche ſich irgendwie für eine künftige internationale Regelung eignen, 
von vorm herein der britiichen anzufchließen fucht, wie e8 ja mehrfach, u. a. auch 

iſt 


in Betreff der Nationalität der Schiffe und der Regiſtrirung, bereits geſchehen 





Wir ſind nicht ſo kühn, dieſe Hoffnungen augenblicklich ſchon auf das 
Bölkerſeerecht auszudehnen, obwohl darin am meiften aufzuräumen und der 
größte Yortichritt herbeizuführen wäre. Daß der Zuſtand, welchen der Pariſer 
Congreß geichaffen bat, ein unbefriedigenver ift, daß die Beſſerung, welche durch 
die bekannten vier Sätze herbeigeführt werben follte, nur zum Theil eingetreten 
it, zum Theil aber die Behandlung des Privateigeuthums zur See jet noch 
größerer Willfür unterliegt ald vordem — das haben der amerikanische Bürger- 
krieg und die folgenden Seefriege fattjam erwieſen. Aüch die im Wafhingtoner 
Bertrage zwiſchen den Vereinigten Staaten und Großbritannien vereinbarten, bei 
Schlichtung der Alabamafrage als maßgebend anerkannten Principien haben bie 
Sache wenig gefördert. Das einzige nennendwerthe Refultat diefer Verhand⸗ 
lungen ift die gute Lehre, daß fich ſolche Streitigkeiten auch zwiſchen mächtigen 
Nationen durch ein Schiedsgericht beſſer als durch die ultima ratio des Krieges 
beilegen laſſen. Inſofern it der Vorgang nicht ohne Werth, im Uebrigen aber 
dat er wenig gefördert. ine durchgreifende Beſſerung des Seerechts in Kriegs- 
zeiten ift nur durch den Verzicht auf die Fortnahme des fchwimmenden Privat⸗ 
eigenthums zu erzielen. Das Princip der Unverletzlichkeit des Privateigenthums 
jur See ift, wie befannt, von Preußen 1866, vom Norodeutichen Bunde 1870 
wenigſtens bei Ausbruch des Krieges anerkannt, wern auch gegen den Schluß 
deflelben Teider aufgegeben. Trotz jenes vorlbergehenden Abfall8 darf man Doc 
boffen, daß die Durchführung diefer großen Reform von den Leiten unferer 
Politit nicht aus dem Auge verloren und feine Gelegenheit unbenutzt gelaffen 
werden wird, um ber barbarifhen Behandlung der Handelsihiffe und ihrer Be⸗ 
fagungen im Seelriege ein Ende zu machen. Die Gelegenheit läßt ſich freilich 
nicht vom Zaune brechen. Augenblicklich ift in England, welches der allgemeinen 
Anerlennung der freiheit des Privateigenthums Kauptfächlih ım Wege fteht, die 
Stimmung noch ungünftiger als vor einigen Jahren, wo mande Anzeichen einer 
um ſich greifenden richtigeren Erkenntniß heroortraten. Vielleicht bedarf es eines 
neuen Seefrieged, in den England ſelbſt verwidelt wird, um die britijche Re⸗ 
gierung zu überzeugen, wie zweilchneidig die Waffe ift, welche fie nicht aus ber 
Hand geben will; vielleicht läßt fich aber auch ohne denſelben durch ein gemein: 
ſames Borgehen der übrigen Staaten, welche im Grunde alle der Reform nicht 
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abgeneigt find, der Widerſtand Englands brechen. Gibt es etwas, wodurch 
unſer nen erſtandenes Reich ſeinen Eintritt unter die Seemächte der Erde m 
würdigerer Weile vollziehen könnte! 


Als Anhang zu dem „Signalbuch für die Kauffabrteifchiffe aller Nationen 
wird vom Reichskanzleramt alljährlih eine „Lifte der Schiffe der deutlichen 
Kriegs: und Handeldmarine mit ihren Unterſcheidungsfignalen“ herausgegeben. 
Ueber Zwed und Einrichtung dieſer Liſte ift bereits im vorigen Jahrgang (pag- 
358 u. ff.) das Erforderliche mitgetheilt und auf Grund derfelben, als der 
erften und einzigen amtlichen Zuſammenſtellung der vegiftrirten Fahrzeuge, em 
Meberficht über den Beftand der beutichen Rhederei und deren Bertbeilung anf 
die einzelnen Küftenftaaten reſp. Provinzen gegeben worden. Weitere ſtatiſtiſch 
Ungaben liegen ſich der Lifte nicht entnehmen, weil viefelbe außer den Unter: 
Ichetdungsfignalen nur den Namen, den Hetmatshafen und die Tragfähiglet der 
Schiffe und bei Dampfern die Anzahl der Pferbeträfte bringt. Dies ıft aud 
binreichend für ein Schifföverzeichniß, weldes nur zum Signalifiren dienen ſol 
Indeſſen wäre zu bedauern geweſen, wenn das amtliche Material, über melde 
man im Reichskanzleramt verfügt, nicht noch in außgiebigerer Weile benuzt 
worden wäre. 

Die Herausgabe einer nad) den Schiffönamen georbneten, mit ausführliche 
Angaben verfehenen Lifte der norddeutſchen Handelsſchiffe wurde auch ſchon vor drei | 
Jahren vom Bundeskanzleramt in Ausficht geftellt, kam aber nicht zur Ausführun. 
Das Beriprechen des Bunbestanzleramts ift jetzt vom Reichskanzleramt eingelöft wer: 
pen durch bie in diefem Jahre erfolgte Veröffentlichung eines „alphabetifde: 
Berzeichniffes der deutihen Kauffahrteiſchiffe nad dem Beſtande um 
Schluffe des Jahres 1870. Daffelbe enthält in 16 Spalten: Laufende Numma. 
Unterſcheidungsſignal, Schiffenamen, Heimatshafen, Gattung (Bauart), Tur 
fähigkeit, Zahl der Pfervefräfte, Namen und Wohnort des Rheders und Schiikerd 
Zahl der Beſatzung; ferner die Angabe, ob das Schiff aus Eifen erbaut, ob & 
mit metallenen oder fupfernen, verzinkt oder unverzinft eiſernen Bolzen verbolz, 
ob es mit Metall oder mit Zink beichlagen ift, ob es einen Chronomei 
führt. — Der Inhalt ift fomit weit reihhaltiger als der der Signalliſten & 
giebt Alles, was nad) den amtlichen Regie gegeben werden kann. Die cc 
den Claſſifilationsgeſellſchaften (Engliicher Lloyd, Veritas, Germanifcher Moyd u. :.' 
berauögegebenen, für den Privatgebrauh der BVerficherer, Rheder, Befracher I 
ſtimmten Schiffsregiſter Toll dieſes amtliche Verzeichniß natürlich nicht erfern. 

Zu bedauern ift, daß eine ſummariſche Zufammenftellung der Ange: 
fehlt, melde fi) am Schluffe Teicht hätte aufftellen laſſen und welche bei ta 
Spezialliften auch gewöhnlich zu finden iſt. Bei der jetigen (Einrichtung de 
„Verzeichniſſes“ koſtet es ziemlihe Mühe, ſich einen Einblid in Beitand mi 
enden der Flotte zu verfchaffen, fo reichhaltig die Angaben im Einzelnc 
auch find. 

Ende 1870 zählte die Dentiche Handelsinarine nach dem Verzeichniß 495 
regiftrirte Wahrzeuge gegen 5110, welde die Eignallifte Ende 1869 aufm“ 
Diefer Rückgang von 205 Yahrzeugen ift ohne Zweifel zum größten bt. 
wenn nicht ganz, der Einwirkung des Kriege zuzufchreiben; er ift übrigens, wie 
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die Signalliſte fir 1871 beweiſt, ſchon in dem folgenden Jahre wieder völlig 
ausgeglichen worden. 

Ein großer Theil diefer „Seeſchiffe“ find freilich ſehr Feine Fahrzeuge: 
Kähne, Flußſchiffe und Küfltenfahrer von den winzigften Dimenfionen, einzelne 
mr 2 bis 3 Laften groß. Mean findet eine ganze Anzahl, deren Beſatzung ans 
nur zwei Köpfen befteht. In wie weit die beutfche Rhederei fich an längeren, 
transoceaniichen Fahrten betheiligt, Laßt fi noch am beften aus der Zahl ber 
Schiffe erkennen, welche Chronometer an Bord haben. Solcher führt das Ber: 
zeichniß 1733 auf, fo daß alſo etwas mehr als ein Drittel der deutſchen Schiffe 
für weitere Reifen ausgerüftet ıft. 

Die Berdrängung der Segelichiffe durch Dampfer jchreitet ftetig vorwärts ; 
reichlich ein Zehntel unſeres gefammten Tonnengehalt8 befindet fich ſchon jest 
unter Dampf. Das in England beftebende Verhältniß, wonach 1870 ein Fünf- 
tel de8 Tonnengehalts (1,113,000 unter 5,691,000 Regiftertonnen) den Dampfern 
zufiel, ift Damit freilich noch lange nicht erreiht. In den Flotten ber drei 
Hanfeftänte aber iſt dieſes Verhältniß ſchon überjchritten, und bei dem außer⸗ 
erdentlichen Unternehmungsgeift, der nach dem Kriege auch in diefer Richtung 
erwacht tft, dürfte Deutichland auch in der Entwidelung der Dampfichifffahrt 
bald die dem fonftigen Umfang feiner Rhederei entfprechende Stellung einnehmen. 

Weit mehr, eigentlich auffallend zurüd iſt bie deutſche Rhederei in ber 
Benutzung eiferner Schiffe, welche im Allgemeinen von Jahr zu Jahr den hölzernen 
gegenüber mehr Boden gewinnen. Unter den 4905 beutichen Schiffen find nur 
159, alfo wenig über 3 Procent eiferne aufgeführt. Darunter find verbältniß- 
mäßig jehr wenig Segelſchiffe. Die überwiegende Mehrzahl der Dampfer da⸗ 
gegen, namentlich faft alle großen Dampfer, find Eifenfchiffe. Nach dem gemifchten 
Syſtem erbaute, fogenannte Compofitionsichiffe (Eifenrippen und Holzbeplankung) 
kımt das Verzeichniß nur zwei, beides Barken von Hamburg. Leider ift unfere 
Rhederei noch immer gezwungen, den größten Theil der Eifenfchiffe und befon- 
vers die großen transatlantifchen Dampfer aus dem Auslande zu beziehen. So 
Borzüglidyes unfere Holzichiffewerften Teiften, fo ſchwer wird es unferem Eifen- 
chiffbau gegen die übennächtige Concurrenz Englands anzulämpfen, wo alle 
Cerhältniffe dieſem Induſtriezweig außerorventlih günftig liegen. Doch iſt in 
jeuerer Zeit Manches geſchehen, was zu der Erwartung berechtigt, daß mir auch 
wuf dieſem Gebiete bald mehr auf eigenen Füßen ſtehen und vom Auslande un⸗ 
ibhängiger fein werben. 

Nicht ohne Interefie iſt das Alter der Schiffe Zwar bat fich bei vielen 
as Erbauungsjahr nicht mehr ermitteln Taflen. Unter denen, für die e8 an⸗ 
geben ift, find nur 87 Yahrzeuge über vierzig Jahre alt. Bon diefen find 
5 über fünfzig, 9 über fechzig, 3 über fiebenzig Jahre. Dre Sciffe endlich 
ammen noch aus dem vorigen Jahrhundert. ‘Diefe Veteranen der deutlichen 
%ındelSmarine find: die „Hoffnung“ von Brake, erbaut 1790; die „Jungfrau 
ua” von Glüdjtadt, erbaut 1781; die „Johanna“ von Arnis, erbaut 1776. 
egtere ift fomit faft Hundert Jahre alt. Einen Maßſtab für die Ehrwürdigkeit 
nes ſolchen Alter mag die Thatfache geben, daß die Lebensdauer eines hölzer⸗ 
en Schiffs im Durchſchnitt weniger als zwanzig Jahre beträgt. 

Auffallend ift, im wie geringem Grade fich noch die großen Ereigniſſe von 
366 in den Sciffsnamen abfpiegeln. Wir zählen nur 4 Schiffe, die auf den 
amen des Königs Wilhelm getauft find. 2 heißen: Kronprinz ‚2 PVrinz 
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Friedrich Carl, 2 Bismarch, 1 Moltke, 2 Sadowa und 1 Königgratz. “Damit 
vergleiche ınan die große Beliebtheit, deren fich die gewöhnlichen Taufnamen, 
namentlich die weiblichen, erfreuen. Der Name „Diarie” 3. B. findet ſich alt 
Marie, Maria, Mary, allein oder in Berbindung mit einem anderen Nam 
nicht weniger als 234 mal in der Lifte. Die Thaten der Ietten beiden Jahıe 
werben hoffentlich nicht fo jpurlo® am unferer Rhederei vorlibergeben; das ver 
— eichniß⸗ das für 1870 gilt, kann darüber natürlich noch feinen Auf; 
chluß geben. 

Die Herausgabe dieſes VBerzeichniffes wird von allen Freunden des Deutihen 
Seeweſens mit Danf aufgenommen fein. Wünfchenswertb ıft, daß die in Aus 
fiht geftellten folgenden Jahrgänge fchneller ericheinen, was künftig, nachdem vr 
erfte Grundlage gewonnen tft, gewiß ohne Schwierigkeit ausführbar fein mitt. 
Die gänzliche Verſchmelzung der früheren Ginzelflotten und die volltommen 
innere Einheit der Handelsmarine wird in ihnen freilich erft ganz zum Ausorud 
gelangen, wenn für die Schiffömeflung ſowohl, als für die Megiftrirung bunte 
feitig einheitliche Normen aufgeftellt fein werden. 

In der That wird fich die Reichsgeſetzgebung der letzteren Aufgabe auf dr 
Dauer Ichwerlich entziehen können. Das Bundesgeſetz über die Nationalität der 
Kauffahrteiihiffe vom 25. Oft. 1867 ift, wie die Erfahrung lehrt, in mange 
Punkten lückenhaft. Man bat Damals ziemlich viel den Landesgeſetzen überlaie. 
fo namentlich die Beftimmungen über die Regiftrirung Tleinerer Fahrzenge. De 
Erwägung, von der man hierbei ausging, nämlich, daß dafür vorwiegend ft 
liche, an den einzelnen Süftenftrichen ſehr verichievene Verhältniſſe mapgebe’ 
feien, ift an fi) richtig; andererfeit8 hat aber der Mangel eines gleihmähg 
Berfahrens doch manche Nachtheile im Gefolge. Auch in Betreff anderer Punk 
3. B. der Zuläffigfeit des Namenwechjels, der Regiftrirung von Schiffen, die 1 
ebenjo wie ihr Rheder im Auslande befinden, u. a. m. ftellt ſich mehr m 
mehr das Bebürfnig gemeinfamer Vorſchriften heraus. Wie wir aus einer au 
Vichen Aeußerung an anderer Stelle entnehmen, ıft dies Bedürfniß aud in mF 
gebenden Kreiſen anerfannt, und e8 find Berbandlungen wegen Herftellung bunt 
gefeßlicher Normen für die einheitlide Regiftrirung ver Kaufſabne 
ſchiffe bereits eingeleitet. 

Bei dieſer Gelegenheit mag es auch geſtattet fein, der erfreulichen Aust 
zu gedenken, welche die Gründung eines ftatiftifhen Amts des Deutſcher 
Reichs eröffnet. Daffelbe wird die Zahl und Beichaffenheit der Seeſchifſe, de 
Verkehr über See, die Schiffsunfälle an den deutichen Hüften — letztere mir 
Berüdfihtigung der Urt, des Umfangs und der Urſachen der dem Schi, M 
Ladung, der Beſatzung und den Baflagieren zugefügten Schäden — ın de 
Bereich feiner Arbeiten ziehen. Eine amtliche Schiffbruchſtatiſtit in dem anf 
beuteten Umfange eriftirt bereit8 in Preußen; ihre Ausdehnung über die übrige 
deutichen Küften, für welche bisher nur Zufammenftellungen aus dem Bun: 
einer Privatgefellfhaft, der Deutſchen Gejellihaft zur Rettung Schiffbrüchi 
vorlagen, ift aus mehr als einem Grunde in hohem Grade erwünfdt Ze 
wird und fichere Yingerzeige geben über die Mängel der Seezeichen und DE 
Lotſenweſens, über das Bedürfniß von Zufluchtshäfen, über die gefährlike 
Stellen an unferen Küften und nicht weniger über die inneren Schäden unfer! 
Handelsmarine. Ohne die Grundlage zuverläffiger, einen längeren Zeitraun 
umfaffender Zahlen ſchweben die Urtheile über diefe Zuflände und über dr 
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Rothwendigkeit eines beſſernden Eingreifens mehr oder weniger in der Luft. 
Hänfig beeinflußt durch locale Intereflen, durch perfönliche Wünfche und vorgefaßte 
Anfichten, geftütt auf einzelne, willtürlich zufammengeftellte und zugeſtutzte That⸗ 
ſachen entbehren fie der erforberlichen Autorität. Das nicht immer ungerechtfertigte 
Mißtrauen gegen ſolche Urtheile läßt aber auch manche richtige und nothmendige 
Maßregel unterbleiben. Hter wird eine umfaflende, einheitliche Statiſtik von 
weientlihem Nuten fein. 


Bon den Aufgaben, welde in Art. 54 der Berfaflung ausdrüdlich der 
Reichsgeſetzgebung vorbehalten find, hat nur eine noch ihre Erledigung nicht ge⸗ 
funden: die Beftimmung des Berfahrend zur Ermittelung der Ladungsfähigfeit 
und die damit zuſammenhängende Regelung der Außsftellung der Mefbriefe. Im 
den Meß⸗ und Negifterbriefen der deutichen Schiffe erfcheinen noch immer bie 
alten Laften von 6000, 5200 und 4000 Pfund. Woran e8 liegt, daß die 
bundesfeitige Regelung der Schiffsvermeſſung fo lange auf ſich warten 
läßt, ift um fo ſchwerer verſtändlich, als gerade dieſe Frage keine befonderen 
Schwierigkeiten bietet, und als über den einzuſchlagenden Weg, den Anſchluß an 
das enzliſche Berfahren, kaum eine Meinungsverfchiedenheit herrſchen kann. 
Denn abgefehen von feinen fonftigen unbeftreitbaren Vorzügen iſt das engliſche 
Syſtem jetzt, nachdem e8 von mehreren Seemächten bereit3 angenommen ift und 
von anderen in ber nächflen Zeit angenonmen werben wird, auf dem beften 
Wege, internationale Geltung zu erlangen, und es wäre tief zu bevauern, wenn 
eine Macht wie dad deutſche Reich durch einfeitiges Vorgehen den großen Fort⸗ 
Ihritt aufhalten wollte, der in der Annahme eines gleichmäßigen Meſſungsverfah⸗ 
rens für die Seefchiffe aller Nationen und der unbedingten wechfeljeitigen Aner- 
fnnung dev Meßbriefe Liegen würde. Außerdem würde der Staat, der ſich 
iſoliren wollte, feinen eigenen Seehandel am meiften ſchädigen. 

Trotzdem iſt kurz vor Thoresichluß, d. b. kurz vor der bundesſeitigen Rege- 
lung der Schiffsmeſſung, welche doch als bevorftehend und dem Abſchluß nahe 
befannt fein mußte, ein Verſuch gemacht, der Tonne zu 1000 Kilogramm Eingang in 
die Meßbriefe zu verſchaffen. ALS Nothbehelf, zu ftatiftifchen Zwecken, Tonnte 
man fich eine Reducirung der verjchiedenen Laſten, nach denen die Tragfähigkeit 
der deutichen Schiffe jest angegeben wird, auf diefe Tonne allenfalls gefallen 
laſſen. Aber in einer Zeit, wo ein Staat nach dem andern das alte Syſtem 
der Gewichtötonnen aufgiebt und zur confeguenten Raummeffung übergeht, blos 
aus Rückſicht auf die Diak- und Gewichtd-Ordnung die Tonne von 1000 Kilo 
gramm amtlich als Norm einführen zu wollen, muß als ein höchſt unglüdlicher 
und unzeitgemäßer Gedanke bezeichnet werben. Hat die deutſche Rhederei fo 
lange auf das Zuftandefommen der Schiffmefjungsorbnung gewartet, fo konnte 
fie auch noch ein paar Monate länger warten. Und fie konnte e8 um fo mehr, 
als die Einführung der metriſchen Gewichtstonne vorausfichtlih empfinbliche ma⸗ 
terielle Nachteile mit fich gebracht haben würde. Denn bie neue Tonne wilde 
m auswärtigen Häfen höchſt mahrfcheinlich der englifchen Regiſterton gleichgeletst 
worden fein, obwohl fie thatfächlih, wenn man das durchſchnittliche Berhältniß 
ermittelt, bedentend Kleiner tft. Die deutſchen Schiffe hätten fomit in allen ben 
Häfen, in denen fie nicht einer Nachmeffung unterzogen werben, bedeutend höhere 
veuchtfeuergelder, Hafenabgaben u. vergl. zahlen mülfen, deren Erhebung nad 
der Schiffsgröße erfolgt. 
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Preußen und Medlenburg haben fi trogdem mcht abhalten laſſen, nod 
in der zwölften Stunde die Tonne zu 1000 Kilogramm für ihre Schiffe em: 

.Ob und. wie biejeß einfeitige Borgeben in einer < der Raub 
competenz itberwielenen Angelegenheit zu vechtfertigen ift, mag babingeftl: 
bleiben. Zum Glüd ift wenigftens die bundesfeitige ‘Durchführung diefer Dior. 
regel unterblieben. Dafür tauchte eime andere Idee auf — ebenfalls eine ix: 
trinäre Confequenz der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 17. Auguſt 1868 — 
welche zwar nicht fo abnorm wie die vorhin erwähnte war, die Vebereinftimmr; 
der Mefbriefe aber doch in gewifler Weiſe geftört und die unbedingte internat: 
nale Oiltigfeit und wechfelfeitige Anerkennung berfelben erfchwert hätte. Nachder 
bie Annahme des engliſchen Meſſungsverfahrens beichloffen war, follte die Wat: 
einheit deſſelben, die Regifterton zu 100 Kubikfuß englifch, nicht beibehalten, 
fondern durch eine neue, bisher gänzlich unbekannte und in feiner Marm aa“ 
gewanbte Tonne von 10 Kubikmetern erfettt werden. Es iſt ja nicht ummigke. 
Daß Die englifche Regifterton künftig einmal einer metrifchen Maftonne ware 
wird, wenn das metrifche Syſtem von ſämmtlichen Staaten angenommen fe: 
wird. Dies wird dann, wel das Verfahren bei der Meflung im Welentlik 
daſſelbe fein kann, auch feine großen Schwierigfeiten machen. Aber bis tab: 
thut man beifer, auch in Nebenſachen jeden Schritt zur Iſolirung zu unterlafk: 
und rperimente zu vermeiden, welche bie im Intereſſe der Schiffahrt !: 
_ wäünfchenswerthe vollftändige Einigung und Gleichförmigkeit nur beeinträchtigen lonnt 

Wenn auch die Maßtonne von 10 Kubikmetern ebenfo wie die Gewicte 
tonne von 1000 Kilogramm fchlieglich zu den Alten gelegt ift, fo find diele Le: 
gänge doch zu charakteriftifch fir die Behandlung der Sache, um mit Stilihmes” 
übergangen zu werden. Uebrigens fcheint hier die fonft ſchwerfällig und langlır 
arbeitende Maſchinerie der Begutachtung durch Bundesrathausſchuſſe, Lande 
regierungen, Handelskammern u. |. w., vielleicht auch der Einfluß der Kai 
hen Admiralität, uns vor vertehrten Maßregeln bewahrt zu haben *). 


In Betreff der Leuchtfeuer und des Lotſenweſens batnmm 
der deut ſche Reichstag Stellung genommen. Zum dritten Wale fer 15: 
erſchien der Grumbrecht'ſche Antrag auf der Bühne. Im Sabre 1867 we 
conftituirenden Reichstag bet Beratbung der Bundesverfaſſung abgelehnt, mut 
er 1869 in mehr begrenzter und präciierer Faſſung wieder eingebracht und ve 
norbdeutichen Reichstag zum Beichluß erhoben. Weil eine Aeußerung de 
Bundesraths darüber nicht erfolgte, wurde im folgenden Jahre eine Interpelitt: 
geftellt, aus deren Beantwortung ſich ergab, daß die Entſcheidung zwar mo 
nicht getroffen fei, daß aber zu deren Vorbereitung Verhandlungen mit den de 
treffenden Staaten gepflogen würden. Der Bundesrath hatte e8 nämlich vor d 
Beſchlußfaſſung für nothwendig erachtet, die Regierungen der ſechs Käftenfiaakt 
um Aeußerimgen über die Angelegenheit zu erfuchen. Diefe Weuferungen warm 
eingegangen, Iauteten aber ſehr verſchieden. Hamburg und Lubeck erflärten 1 
gegen die Ausdehnung der Reichscompetenz auf die Seezeichen und das Yeti 
weien, indem fie in dem eigenen Intereſſe der betherligten Einzelſtaaten eine > 
nügende Garantie dafür erblidten, daß nichts verjäumt würde, um den Bei 





*) Nach Tangen Wehen bat bie Schiffsvermeſſungsordnung endlich am 5. St 
1872 das Licht der Welt erblidt. 
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niſſen der Schifffahrt gerecht zu werden. Preußen und Oldenburg dagegen 
ſprachen ihre Zuſtimmung zu dem beſchloſſenen Geſetzentwurf aus. Meclenburg 
und Bremen endlich gaben ihre Meinung dahin ab, daß das Lotſenweſen bereits 
durch die Gewerbeorpnung infoweit der Geſetzgebung und Beaufſichtigung des 
Reiche unterliege, als died im öffentlichen Intereſſe erforderlich fe. Darüber 
hinaus würde die Einrichtung des Lotſenweſens jo ſehr durch örtliche Verhält⸗ 
niſſe bedingt, Daß fie entfchieven beſſer durch die Landesregierungen als 
durch eine Gentralftelle geregelt werben könnte. Hinfichtlih der Schifffahrte: 
zeichen Dagegen erkannten dieſe beiden Regierungen das Bedürfniß einer einbeit- 
hen Ordnung an, waren aber der Meinung, daß dem Reiche nicht nur, wie 
der vom Reichstag zum Beichluß erhobene Geſetzentwurf wollte, die Aufſicht und 
Geſetzgebung, fondern auch die Verwaltung und Unterhaltung der Seemarken zu 
—— ſei. Sie gingen alſo in dieſem Punkte noch weiter als der 
eichstag. 

Die Fragen ſelbſt ſind in unſerem vorjährigen Referat (Seite 371 bis 
377) bereits jo weit erörtert, daß wir uns bier im Weſentlichen wol mit einem 
Hinweis Darauf begnügen Fönnen. Im Allgemeinen entſpricht unſere Auffaſſung 
dem von den Tegtgenannten beiden Regierungen eingenommenen Standpuntt. 
Hinfichtlih des Lotſenweſens vermögen wir die Notbwendigfeit oder auch nur 
Zwedmäßigleit der beantragten Verfaffungsänderung nicht einzufehen. In der 
Gewerbegefetgebung und in Art. 54 der Verfaſſung befitt das Reich fchon jetzt 
volllommen ausreihende Handhaben, um alle die Mängel und Uebelſtände zu 
befeitigen, denen überhaupt durch eine Gentralgewalt abgeholfen werden kann. 
Bo, als Folge der früheren Kleinſtaaterei, ausichließenve, die Freiheit der Con⸗ 
currenz beeinträdhtigende und die Schifffahrt geführdende Monopole und Gerecht⸗ 
ſame beſtehen, wo unberechtigte Abgaben erhoben werben, da Tann das Reich 
jederzeit eingreifen, ohne daß ihm von Neuem die Befugniß dazır ertheilt wird. 
Was beiſpielsweiſe den Lotjenzwang anbetrifft, der in unferen Augen einen der 
größten Mißſtände bildet, fo iſt ein Lotſengeld, welches Schiffe beim Einlaufen 
in die Häfen zu zahlen gezwungen werben, ohne daß fie dafür irgend welche 
Tienfte empfangen, unzweifelhaft eine Scifffabrtsahgabe und zwar eine der 
unberechtigtften, die es giebt. Als folche unterliegt fie ſchon jet der Reichscompe⸗ 
tenz; ihre fernere Erhebung fann auf Grund des Art. 57 der Reichsverfaſſung 
in jedem Augenblid unterfagt werden, ohne daß es eines neuen Zuſatzes in der 
Terfaffung bedarf. ‘Die Eimwirkung der Centralgewalt aber iiber die Grenzen, umer- 
halb derer fie ſchon jet mächtig ift, hinaus zu erweitern, ericheint weder geboten 
noch wünſchenswerth. Bon Eingriffen in die Einzelheiten der Organiſation, von 
einer gleichmachenden Behandlung aller Lotjeneinrichtungen läßt fich nicht nur 
kein Nuten erwarten, fondern es ift die Befürchtung nicht ausgeſchloſſen, daß 
man damit vecht üble Erfahrungen machen könnte. — Hinſichtlich der Seezeichen 
aber liegt die Sache anders. Stellung und Charakter eines jeden Leuchtfeuere 
find bedingt Durch die feiner Nachbarn; der ganze Feuerkreis muß eine zufammen- 
bängende Kette bilden, worin jede8 Glied in das andere greift. Ohne einheit⸗ 
lichen Plan und einheitliche Leitung wird eine Küftenbeleuchtung immer Flickwerk 
bleiben. Hier kann demnach die volle Bürgſchaft für eine ordentliche Behandlung 
nur darın gefumben werben, daß das eich Die Sache ganz in die Hand nimmt. 
Mit der bloßen Aufficht ift nicht viel gedient. Einzelne Mängel können dadurch 
freilich befeitigt werden, aber eine planvolle Leitung nach großen Geſichtspunkten, 
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wie fie die Kuſtenbeleuchtung erfordert, wird damit nicht erreicht. Uebrigens darj 
nicht vergeflen werben, daß die Slüftenbeleuchtung doch auch der Kriegsmarine 
zu Gute kommt, und daß nicht allein die Seeftaaten, fondern auch das Bimen⸗ 
land direkt und weſentlich dabei interelfirt if. Ganz abgefehen von der Menge 
fchwimmender Güter, welche binnenländiſches Eigenthum oder dort verfichert fin, 
gehört ein großer, wenn nicht der größte Theil der Reiſenden, befonders der 
Auswanderer, nicht den Küftenftrichen, ſondern dem Innern bed Reichs an. 
Auch im Bundesrath wurde anerkannt, daß die Auskbung einer wirkſamen 
Aufficht über die Seezeichen ſchwierig fein würde, ohne zugleich die Laften zu 


übernehmen, welche durch die Handhabung diefer Aufficht entſtehen. Um de 


Sache beffer überfehen zu können, wurden deshalb die Bundesftanten um Ad: 
ſchluß über die Aufwendungen erfucht, welche fie in den Testen Jahren für de 
in Rebe ftehenden Anftalten gemacht hatten. Die Rüdäußerungen waren bereit! 
eingegangen, und die Sache war ſomit im beften Gange, ald durdy die Ereig 
nifje von 1870 der Norddeutſche Bund zu eriftiren aufhörte und das neue Ka 
an feine Stelle trat. Damit fiel für den Bundesrath formell die Beranlafun 
fort, fich über einen ihm von dem ehemaligen norddeutſchen Reichstag zugenamg: 
nen Geſetzentwurf jchläffig zu machen. Es fcheint, daß man diefe Gelegenheit 
die Sache liegen zu laffen, im Ganzen nicht ungern wahrnahm. 

Um —* formale Hinderniß aus dem Wege zu räumen, ſtellte ber Abe 
Grumbrecht am 17. April 1872 zunächſt die Anfrage, ob der Bundesrath nad 
dem Reſultat der fattgefundenen Erwägungen beabfichtige, die Vorlage end 
die Kompetenz des Reich auf die Auffiht und die Geſetzgebung über die 
Schifffahrtszeichen und Das Lotfenwejen ausdehnenden Geſetzes zu veranlafe. 
Die Anfrage wurde vom Präfiventen der Reichskanzleramts vemeint. De 
Segenftand ſei neuerdings freilich wieder in Erwägung gezogen ; feine der um 
Yundesrath vertretenen Regierungen hätte aber ihrerfett6 Die Smitiative für 
einen derartigen Gejegentwurf ergriffen. Der Bundesrath ſei deshalb aud nit 
in der Lage geweſen, jelbft vorzugehen. — Bei der Abneigung gegen rmetr 
rungen ber Reichskompetenz, weldyer dieſer hohen Körperichaft im Allgemeinen 
eigen tft, mußte man freilich von vorm berein auf eine folde Antwort gefakl 
jein. Im Mebrigen Tauteten die von dem Präſidenten des Reichskanzleramts 
abgegebenen Erklärungen nicht gerade entmuthigend. Bon ben ſechs Küfter: 
ftaaten hatten ſich doch vier, wenn auch unter verfchiedenen Modalitäten, wenig: 
ftens für Weberweifung der Leuchtfeuer und fonftigen Seezeichen an das Rad 
erklärt. Man durfte demnach hoffen, daß ein erneuter Beſchluß des Keichetagt 
oder richtiger ein neuer Beſchluß des Deutſchen Reichstags nad) diefer Richtung 
Ausficht auf Erfolg Haben würde. Und zwar erichten der Erfolg am wenigfen 
gefährdet, wenn das Lotſenweſen, dem gegenüber die Mehrzahl ver Seeflaatn 
fih ablehnend geäußert hatte, nicht mit der Frage der Seezeichen vermenst 
wurde. 

Der Abg. Grumbrecht brachte deshalb zwei Geſetzentwürfe ein, nämlid 
„im Art. 4 der Reichöverfaffung der Nr. 9 hinzuzufügen: 1) die Seeſchifffahrts⸗ 
zeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Balen und fonftige Tagesmarken)“ und 2) ned 
Dahinter zu jegen: „und das Seelotienweien”. Beide Anträge wurden getrennt 
behandelt und beide mit großer Mehrheit angenommen. Die Redner, weldk 
dafür das Wort nahmen, hatten leichtes Spiel, da fi ein Widerfpruc über: 
haupt nicht erhob. Uebrigens fand auch im Reichstage hauptſächlich der erfit 
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Antrag — die Unterftellung der Seezeichen unter die Aufficht und Geſetzgebung 
des Reichs — warme Füriprade. Fur den zweiten fprad nur Grumbrecht 
ſelbſt, und auch er erklärte, daß von einer Uebertragung der Berwaltung des 
Lotſenweſens an das Reich nicht die Rede fein könne; auch er erfannte an, 
daß, joweit es ſich um das Lotſengewerbe Handelt, die Competenz des Reichs 
ſchon beſteht. Das einzige Ziel, welches er bei Stellung des zweiten Antrags 
im Auge hatte, war die Befeitigung des Lotjenzwanges, die nach feiner Anficht 
obne die beantragte Berfaffungsänderung nicht wohlzu erreichen ſei. Nun giebt 
Grumbrecht aber in feiner Rebe felbft Ju, daß das gezwungen bezahlte Lotſen⸗ 
geld thatſächlich eine Schifffahrtöabgabe fer, welche ſchon jest nach Art. 54 der 
Reichötompetenz unterliege. „Aber” — fährt er fort — „Diele Beſtimmung 
hat feinen Einfluß, weil man natürlich den Namen Lotjengeld braucht und man 
doch abfolut nicht fagen kann, das Lotlengeld fer dem Namen nad und nad) 
dem Kunftausprud eine Schifffabrtsabgabe, wenn es auch faktiich eine ſolche 
iſt. — Wir geftehen, daß diefe Argumentation und wenig überzeugend erfcheint. 
Ueberhaupt macht die ganze Rede den Eindruck, als ob der verdiente Antrags 
fteller von der Nothmendigfeit, das Lotſenweſen noch einmal ausdrücklich unter die 
Beauffichtigung und Geſetzgebung des Reichs zu verweilen, felbft nicht ganz 
durhdrungen war. _ | 

Ein Beichluß des Bundesraths über die beiden Berfaffungsänderungen 
ift bisher nicht erfolgt. Man darf indeß aus mandyen Anzeichen fchließen, daß 
wenigftens die erfte auf ernftlichen Widerftand kaum mehr ftoßen wird. Schon 
vor Annahme der obigen Anträge waren Berbandlungen mit Holland und Eng- 
land — mit dem leßteren wegen des Helgolander Feuers — in das Wuge 
gefaßt, um eine planmäßige, an die Nachbarſtaaten anſchließende Beleuchtung 
der Nordſeeküſte zu erzielen, welche einer Vervollſtändigung und durchgreifenden 
Reform weit mehr bedürftig ift als die der Oftfeeküfte. Wie weit dieſe Verband» 
Iungen augenblidlich gediehen find, vermögen wir nicht zu Jagen; bie vorbereiten- 
den Schritte dazu find aber ſchon vor Monaten gethan. Auch in der Admira⸗ 
lität beſteht ein Tebhaftes Intereſſe an der Sache, und man tft dort nicht ab- 
geneigt, die Aufficht über die Seezeichen erforberlihen Walls zu übernehmen, 
Daß Hamburg und Lübel ihren Widerftand bis zum Aeußerſten fortfeten, 
daß die Binnenftaaten aus finanziellen Rückſichten einer Reform widerftreben 
ſollten, welche von der weit überwiegenden Mehrheit der unmittelbar Bethei- 
ligten als Dringend nothwendig bezeichnet wird und deren Durchführung 
am Ende doch als eine nationale Chrenpflicht erſcheint, ift kaum denkbar. 
Der Koſtenpunkt namentlih kann kaum emftlih in Betracht kommen, 
feleft mern dem Reiche augenblidlich die ganze Unterhaltung ſämmtlicher am 
offenen Meere gelegenen Seezeichen aufgebürbet würbe. Uber darum handelt es 
fich zumächft noch gar nicht. Durch die Einſchiebung des in Rede ftehenden 
Zufages in Art. 4 der Berfaflung werden dem Reich ja keineswegs gleich be 
tondere Anftrengungen und Aufwendungen zugemuthet. Es erhält dadurch nur 
das Recht, fi) um die Seezeichen zu kümmern, fie unter feine Aufjicht und 
Geſetzgebung zu nehmen. Wie, wann und bis zu welchem Grade es biefelbe 
ausiben will, ift eine offene Frage, welche Ipäterer Erwägung überlaffen bleibt. 
Diefer Geſichtspuntt wurde auch im Reichstage bei der dritten Berathung des 
Grumbrechtſchen Antrags (6. Juni 1872) ausprüdlih hervorgehoben und von 
ſammilichen Rebnern als richtig anerfannt. Gewiß ſchwebte einem großen Theile 
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der Berfammlung der Uebergang der Seezeihen unter bie Verwaltung dei 
Reichs als das winfchenswerthe Endziel vor. Uber man enthielt fid der 
Einbringung eines ſolchen weiter gehenden Antrags um einer veiflichen um 
ernften Prüfung der Frage, wie und bis zu welcher Grenze die Centralgewal 
einzufchreiten babe, in feiner Weife vorzugreifen. Dies fer erſt zu erledigen 
wenn man bie Geſetzgebung wirklich in Die Hand nehme. | 

Allerdings wird damit — die Zuftimmung des Bundesraths vorandgckk: 
— vorläufig nur erreicht, daß die Verfaffung einen auf dem Papier ſtehender 
Sag mehr enthält. Um denfelben in Wirkfamfeit zu fegen, wird es eines nam 
Impulſes von der einen oder der anderen Seite bedürfen. Aber man bätt 
Damit doch eine Operationsbafis gewonnen, einen Stützpunkt, um den Hebel 
gelegener Zeit anzufegen. Und wie die ‘Dinge Liegen, fteht kaum zu befündter 
daß die Angelegenheit dann noch fehr lange verzettelt werden wird. 


Zu den Wünfchen, welche in nautifchen Kreiſen wiederholt zum Ausdu⸗ 
gelangt find, gehört auch der Erlaß einer Strandungsordnung für it 
Reich. Der Entwurf einer foldhen für die Provinzen Preußen und Pommern 
ift dem preußifchen Abgeordnetenhauſe in der erften Seſſion ber Legiölaturpent: 
von 1870 — 1871 vorgelegt und von einer Commiffton geprüft, dann aber a 
gelehnt worden. Statt deflen nıhm das Haus die Refolution an, die Kin 
liche Staatsregierung aufzufordern, dahin zu wirken, daß dem Deutfchen Rehötx: 
baldthunlichſi eine Strandungsorbnung für die deu tfchen Seefüften vorgelegt wert: 

Diefe Vorlage ift bisher noch nicht erfolgt, auch vorläufig wohl faum } 
erwarten. Auf Seiten der Regierung werden bie jeigen Zuflände an eimeli: 
Küftenftrichen für nicht fo unbefriedigend angelehen, um bie Nothwendigkeit m: 
Eingreifens als dringend ericheinen zu laſſen. Außerdem findet man ın de 
provinziellen Ungleichheiten erhebliche Schwierigkeiten für den Erlaß einer, alle 
meinen Strandungsordnung. 

Das erftere Motiv, das Vorhandenſein befrievigender Zuſtände, darf: 
nady mannichfacden Erfahrungen kaum baltbar fein. Das letztere, wennb 
den örtlichen Ungleichheiten gewiſſe Schwierigkeiten Tiegen, kann nicht wohl be 
ftritten werden. Diele Schwierigkeiten find indeß ſchwerlich jo groß, um an 
Reviſion der beſtehenden Bergevorichriften und einer Regelung des Berganie! 
durch das Reich unüberfteigbare Hinderniſſe in den Weg zu legen. Es if mr 
lich ja nicht erforderlich, daß dieſelbe fo weit in das Einzelne geht, um ei 
Berüdfichtigung der örtlichen Eigenthümlichkeiten auszufchliegen. Das wäre une“ 
Anficht nach ein verfehrter Weg. Den Iocalen Verhältniſſen und VBebürfat: 
muß in diefer Frage unter allen Umftänden gebührende Rechnung getragen me’ 
den. Uber dies ſchließt nicht aus, daß die reformbebürftigen Partien der gege 
wärtigen Bergegefege und Strandungsordnungen von Seiten des Reihe rd 
werben und daß leitenden Grundfägen Geltung verfchafft wird, durch melde de 
Beſeitigung beftehender Lebelftände erzielt werben kann. Solche Einzelbeite 
welche mit der natürlichen Befchaffenheit des Strandes, mit der fpärkier 
oder zablreicheren Bevöllerung desſelben, mit den vorhandenen Communication 
mitteln und Schifffahrtsanftalten u. vergl eng zuſammenhängen, Tönnen 
ohne Schaden den Einzelſtaaten überlaffen bleiken. u 

Inzwiſchen iſt durch das Erkenntniß des Oberhandelsgerichts zu Yepıy " 
Sachen des britiſchen Schiffs „Andrew Lowitt“ Kapt. Perry wenigſtens ms 





Seeweſen. 171 


einer Richtung hin Abhilfe geſchaffen und einem Unweſen ein Ende gemacht, das 
bet weiterem Fortbeſtehen bie deutſchen Küften und Häfen in einen ſehr ſchlechten 
Auf gebracht haben würde. Zu Bergungen und Hilfsleiftungen in Seenoth 
werden neuerdings vielfach in erfolgreicher Weile Schleppdampfer verwendet, umd 
es iſt durchaus gerechtfertigt, daß biefen Fahrzeugen, welche einen nicht unerheb- 
lichen Kapitalwerth repräfentiren, in ſolchen Fällen, wo fie mit größeren Anftren- 
gungen und eigener ‘Gefahr wirkſame Dienfte leiften, auch ein entfprechender, mit 
den geichebenen Aufwendungen und ber Größe des Riſicos im Verhältniß ſtehen⸗ 
ber Lohn zugefprochen wird. Ber zu Färglicher Bemeſſung desſelben, wobei die 
Beier ſolcher Dampfſchiffe ihre Rechnung nicht mehr finden würden, läge die Ge⸗ 
fahr nabe, daß dieſe Klaſſe von Schiffen ihre nützliche Thätigfeit einftellte, was 
im Interefle ver Schifffahrt fehr zu bevauern fein würde. Andererfeits muß aber 
auch der in Noth befindliche Schiffer, dem das Meſſer an der Kehle fist, vor 
Erpreffungen gefchügt werben, zu welchen vie Berger durch die Lage der Sache 
nm zu leicht verführt werben. 

Art. 743 des Handelsgeſetzbuches beftimmt deshalb, daß jeder Vertrag, ber 
während der Gefahr über die Höhe des Berge oder Hilfslohns geſchloſſen 
ift, wegen erheblichen Uebermaßes der zugeficherten Vergütung angefochten wer- 
den kann. Geftütt auf dieſe nicht ganz glüdliche Faſſung hatte eine Bremer- 
bavener Firma ihre Schleppbampfer mit Berpflichtungsicheinen verjehen, in denen 
der Berfuch gemacht wurde, die Abficht der erwähnten Beitimmung in geſchick⸗ 
ter Weife zu vereiteln. Die Höhe des Berge= und Hilfslohns wurde nämlich 
während der Gefahr nicht vereinbart. Der Kapitän des in Noth befindlichen 
Schiffe, der den Schein unterzeichnen mußte, widrigenfalls ihm feine Hilfe geleiftet 
wurde, mußte in demſelben befennen, daß er ſich in äußerſt gefährlicher Lage 
befunden babe, daß er mit feiner Mannſchaft nicht im Stande geweſen fei, 
etmad zur Rettung des Schiffs zu thun, daß der Bergelohn nach Wunſch des 
Dampfichiffeignerd entweder durch ſachverſtändige Schiedsrichter oder gerichtlich 
feftgeftellt werden follte, daß er (der Kapitän) auf jedes Rechtsmittel gegen viele 
Feſtſtellung verzichte. Einen folden Schein ımterzeichnete nothgedrungen auch 
Perry, Kapitän de „Andrew Lowitt“, eined amertlanifchen Schiffes, das im 
Januar 1871 bei Wangeroog auf den Grund gerathen war. Nach kurzer, 
mit einer weſentlichen Gefahr verbundenen Arbeit gelang e8 dem Schlepppampfer, 
das Schiff ab- und auf die Bremerhavener Rhede zu bringen. Für dieſe Dienfte, 
welche offenbar nur Anfpruch auf Hilfelohn, aber nicht auf Bergelohn gewährten 
(H.G.⸗B. Art. 742), ſprachen die Schtevsrichter dem Schleppdampfer einen 
Bergelohn von 62,000 Thalern Gold zu, während der Werth von Schiff 
und Pabung auf 240,000 Thaler geſchätzt wurde. 

Segen diefe unerhörte, mit den geichebenen Yeiftungen in gar feinem 
Verhältniß ftehende Summe appellirten Kapitän und Ladungseigenthümer ohne 
Erfolg an das Bremer Obergericht. Bon dort ging die Sade an das Reiche: 
Dberhandelögericht, welches am 23. Febr. d. 9. fein Urtheil abgab. Nach den 
Entſcheidungsgründen wilrde es ſchon nach dein Wortbeitande unrichtig fein und 
jedenfalls gegen die Abficht des Geſetzes verftoßen, wenn die Anwendung des 
Art. 743 auf foldye Fälle beſchränkt wilde, in welchen ein beſtimmter Geldbetrag 
in der Seenoth durch Vereinbarung fofort feftgeftellt worben fein follte. Weber 
die Höhe des Berge- und Hilfs Loks wird auch dann ein Bertrag abgeichlofien, 
wenn bie Vereinbarung mittelbar auf Die Feftftellung des Maßes ver Vergütung 
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| hinführt. Diefe Auslegung entfpricht zweifellos allein der Abſicht des Geſetzes, 
welches verbüten will, daß der unfreie Zuſtand des in Notb befindlichen Schiffe 


von demjenigen, der allein in der Lage iſt, Hilfe bringen zu fünmen, zum Zwede 


unbilliger und unmwürdiger Erpreffung ausgebentet werde. Alles, was in dieſer 
Abſicht zur Umgebung des Gefetes angebahnt werden mag — erzwungene und 

ndgreiflich falſche Belenntnifie des nothleidenden Schiffer8 über Die momentane Sad 

ge; Verzicht auf die Anrufung des Richters; Unterordnung umter foldye Schiedt 
rihter und gute Männer, in deren Auswahl der Schiffer in der bedenflichten 
Weile beichränft wird u. dergl. — wird burch die Androhung der Unverbind 
lichkeit mit betroffen. Durch eine andere Auslegung würde ſich das Handelöge 
fegbuch übrigens in Widerfpruch mit dem gelegt Haben, was bei den andern 
Nationen anerlannten Rechtens if. — In der Sache felbft könne von eins 
„Bergung“ Teine Rede fein, weil Schiff und Ladung feinen Augenblid der Ber 
fügung des Kapitänd und der Mannichaft entzogen geweien ſei. ‘Die von da 
Schtedsrichtern nur mit Rüdficht auf den großen Werth von Schiff und Kabunz 
dem Dampfer zurgefprochene, übrigens auch aus dieſem Geſichtspunkt übertrichen 
Summe Tönne —* nicht ernſtlich in Betracht kommen. Das richterlide 
Ermeſſen habe ex aequo et bono zu beſtimmen, welche Vergütung vem Dampier 


für „Nothhilfe in Seenoth“ und den demnächſt geleiſteten Schleppdienſt gebührt 
Indem 


das Oberhandelsgericht ſomit jeden während der Gefahr al: 
geichloffenen Bertrag für unverbindlich und anfechtbar erflärt und die Begrit 
der Bergung und des Bergelohn® ausdrücklich auf ſolche Fälle befchräntt hat, m 
denen bie betreffenden Gegenftänve in ben Naturalbefit der Berger übergegangen 
find, bat es weiteren Verſuchen „unbilliger und unwürdiger Erpreifung” or 
biefem Wege einen wirkſamen Riegel vorgeſchoben. Abgeſehen von der junft: 


hen Bedeutung der Entjcheidung, bat es fich durch dielelbe in hohem Grade 


um das Wohl der Schifffahrt und um den Ruf unferer Küften verdient gemakt. 
Bon diejem Gefichtöpuntt aus wird es gerechtfertigt ericheinen, daß wir bes fir 
unfer Bergeweſen eminent wichtigen Erkenntniſſes in Kürze gedacht haben, welde 
die Pflege des Seerechts von Seiten des weit im Binnenlande tagenden Reh 
oberhandel8gerichtö in der glüclichften Weile einleitet. 


Der Löwe der legten legiölativen Periode if Die Seemannsorbnun. 
An Bedeutung giebt dieſes tief im den Organismus der Handelsmarine at 
greifende Geſetz den beiden wichtigſten Schöpfungen des Norddeutſchen Bunde 
auf dem Gebiete des Seeweſens — dem Geſetz über die Nationalität der Kart 
fahrteifchiffe und der Verordnung über die Befähigung der Schiffer und Str 
leute — faum etwas nah. In no höherem Grade als dieſe birgt es M 
Keime vieles Guten und großer Uebel in ſich, kann es je nady feinem endgiltige 
Ausfall fördern oder verberben. Es ift ein notwendiger Schritt zur Benmtl‘ 
chung des in der Reichsverfaſſung aufgeftellten Satzes, daß vie Kauffahrtir 
Ichiffe der Bundesftanten eine einheitliche Handelsmarine bilven folln, und zu 
gleich ein Schritt, der uns diefem Ziele erheblich näher bringt. Namentlich :n 
den Taufenden von Seeleuten der niederen Rangklafien wird erft die Sermam* 
ordnung das rechte Bewußtſein der nationalen Zuſammengehörigkeit werten, welt 
denfelben bisher nur in dem äußerlichen Symbol der Flagge entgegentrat. 

Die Seemannsordnung iſt freilich nicht fertig geworden bis zu 
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Zeitpunkt, mit dem unſer diesjähriges Referat zur ſchließen hat. Trotzdem wird 
es zulälfig und angebracht ſein, ſchon bier einen Ueberblick über die Borgefchichte, 
über die! verfchiedenen Stadien, welde die Angelegenheit bisher durchlaufen 
bat, zu geben und einige Hauptergebniſſe der biöherigen Berbandlungen zu be⸗ 
rühren. Und wir freuen uns binzufegen zu können, daß ſich Darunter man 
weientliche Fortſchritt befindet, welcher ber deichögeſetzgebung zu großer e 
gereicht. Andererſeits giebt es freilich auch hart beſtrittene Punkte, welche viel 
böſes Blut gemacht und faſt mehr Staub aufgewirbelt haben, als ihrer Zeit 
die viel angefochtenen Vorſchriften über die Prüfungen der Schiffer und 
Steuerleute. 

Die Vorgeſchichte reicht zurück in die Zeit des Norddeutſchen Bundes. Ge⸗ 
meinſam war und iſt den Bundesſeeſtaaten bisher nur das, was das Handels: 
geſetzbuch über die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaft feſtgeſetzt, nament⸗ 
lich alſo der vierte, von der Mannſchaft handelnde Titel des fünften Buchs. 
Nach der ganzen Anlage des Geſetzes bezieht ſich derſelbe aber nur auf privat⸗ 
rechtliche Verhältniſſe, während er die wichtige adminiſtrative und ſtrafrechtliche 
Seite außer Acht läßt. Das Handelsgeſetzbuch enthält Nichts über Mufterungs- 
Behörden, Mufterrollen und Seefahrtsbücher, über Aufrechthaltung der Mannszucht 
an Bord, über Zmangsmaßregeln und Strafen, über die Verpflichtung zur 
Mitnahme bilfsbebürftiger Seeleute u. a. m. Nur ganz allgemein wird der 
Sat Hingeftellt, daß der Schiffemann der Disziplinargewalt des Schtiferd unter- 
worfen iſt. Die näheren Beftimmungen darüber wurden ben Landesgeſetzen über: 
laſſen, denen es überhaupt vorbehalten blieb, die Vorfchriften des in Rede 
ſtehenden vierten Titel8 zu ergänzen. 

Dies iſt in Preußen geſchehen durch das, (nad der Unnerion auch in 
Hannover und Schleswig - Holftein eingeführte) Gefeg vom 26. März 1864, 
in Oldenburg durd) die Schiffsmannsordnung vom 16. Mai 1864, in Hamburg 
durch die Seemanndoronung vom 22. Dezember 1865. In Medlenburg ver- 
treten amtlihe Mufterrollen-Sormulare die Stelle befonderer geſetzlicher Beſtim⸗ 
mungen. In Lübed blieb neben dem Handelsgeſetzbuch die ältere Verordnung 
vom 6. April 1853, in Bremen die vom 15. November 1852 in Geltung. 
Eine Reoifion der letteren gelangte wegen der durch die Gründung bed Bundes 
veränderten Berbältniffe nicht zum Abſchluß. Daß bei dem Spielraum, den 
die Partikulargeſetzgebung batte, die Verſchiedenheit der örtlichen Anfchauungen, 
Sewohnbeiten und Bebürfniffe einen entiprechenden Ausdruck in diefen Seemanns⸗ 
orbnungen findet, ift nicht zu vermundern. Mochten fich dieſelben deshalb auch 
bis zu einem gewillen Grade bewährt haben, mochte im Einzelnen das Bebikf- 
niß einer Reform nicht gerade dringend bevoorgetreten fein, jo war dieſer Zu⸗ 
ftand für eine einheitliche Handeldmarine doch auf die Dauer unbaltbar. Oper 
folten die Bundesconfuln bei Aukübung ihrer Funktionen noch fernerhin feche 
verfchiedene, in vielen Stüden erheblich von einander abweichende Geſetze zu Rathe 
ziehen, follten die Seeleute felbft noch fernerhin durdy die große Ungleichheit ihrer 
Rechte auf den Schiffen der einzelnen Staaten fortwährend daran erinnert wer- 
den, daß es für fie trog der neuen Flagge immer noch ſechs verſchiedene Mari- 
nen gab ? Für die Schiffe und Schifföoffiziere war geforgt, dem gemeinen 
Seemann hatte die neue Aera bislang nichts Anderes gebracht als die Dienftpflicht 
auf der Kriegäflotte. Seine Berhältniffe waren jonft nicht geändert, geichweige 
denn gebeflert. Freilich laſſen fih auf den Say der Reichsverfaſſung, (daß Die 
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Kauffahrteiſchiffe aller Bundesſtaaten eine einheitliche Handelsmarine bilden ſollen, 
alle möglichen Forderungen ſtützen, und in der That werden Aufprüche darauf 
gegründet, die zur Zeit wenigften® noch über das Ziel hinausſchießen. Aber wenn 
irgend etwas, jo erfcheint eine gemeinfame Seemannsorbnung, eine einheitliche Codi⸗ 


fication ſämmtlicher auf die Berhältniffe der Schiffsmannſchaft besügliden Be 


flimmungen durch das Reich als eine logiſche Conſequenz dieſes Satzes ebenle- 
wohl wie als ein auf die ‘Dauer unabweisbares praktiſches Bedürfniß. Si 
ft im Grunde auch auf principiellen Widerſpruch wicht geftoßen, fo viel Gewicht 
man auch ſonſt auf Schonung berechtigter Eigenthümlichkeiten legen mochte. Wenn 
ſich neuerdings vereinzelte Stimmen für vorläufige Confervirung der alten guten 
Zuſtände erhoben haben, fo tft wohl zu beachten, daß dieſe Stimmen principieln 
Gegnern nicht angehören. Nicht dagegen, da die Reichsgeſetzgebung die Sadk 
überhaupt in die Hand genommen bat, richtet fich die Oppofition, fondern nur 
gegen die Geftalt, welche das Geſetz im Reichstage empfangen Bat. Es iſt mid 
der Particularismus, der ſich vernehmen läßt, fondern das Intereſſe der gefumm: 
ten Rhederei, die mit Recht oder Unrecht durch einzelne Beftimmungen des Ce 
Tees ihren Beſtand ernſtlich bedroht glaubt. 
Do davon fpäter. — Schon im Jahre 1869 wurde im Bundesrath cn 
Regelung des Mlufterungswejend von Seiten des Bundes angeregt. Damt 


märe allerdings auch einem nahe liegenden Bedürfniß abgeholfen worden, abet 


ed wäre doch nur eine jehr dürftige Abfchlagszahlung gewejen. Die Rechte ver 
Mannſchaft, ihr Verhäliniß zum Schiffer, die Dieciplinargewalt und die Ste! 
befugnifie des legteren wären nah wie vor verſchieden geblieben, vie Confuln 
hätten nad) wie vor ſich nad) ſechs Verordnungen richten miüllen. Lange bite 
man dabei doch nicht ftehen bleiben können. Die Berhältniffe hätten fehr bald 
mit zwingender Gewalt zu weiterem Vorgehen getrieben, und e8 wäre dam 
ſtückweiſe und wahrſcheinlich mit viel größeren Schwierigkeiten zu Stande gelew: 
men, was über furz oder lang doch zu Stande kommen mußte. Dos ln: 
nügende einer bloßen Regelung des Muſterungsverfahrens wurde denn auch als: 
bald anerfannt und die Sache nicht weiter verfolgt. Doch ging die gegeben 
Anregung nicht ganz verloren. Ste wurde die Beranlaffung, daß die Regierungen 
dreier Nordſeeſtaaten den erſten Schritt zu einer praktiſchen Löſung der Aufgabe 
verfuchten. Auf Anregung Hamburgs traten nämlid im November 1969 
Oldenburgiſche, Bremiſche und Hamburgiſche Commiſſare in Bremen zu ®: 
vathungen über die Grundzüge einer Seemannsordnung des Norbveutichen Bun: 
des zulammen. Es lagen dieſem Vorgehen keinerlei ſonderbündiſche Abſichten zu 
Grunde; man wollte lediglich eine vorläufige Grundlage für die Bundesgeſet⸗ 
gebung Ichaffen in der gewiß richtigen Vorausfegung, daß die Angelegenheit du 
durch mehr als durch Wünfche und bloße Anträge gefördert würde. Das Ergebnis 
diefer commiſſariſchen Berathungen war der Entwurf einer „Seemanndorbuung 
des Norddeutſchen Bundes‘, welcher mit Motiven und Anlagen — Darunter Di 
Entwurf eines Geſetzes über die Berpflichtung deutſcher Kauffahrteiſchiffe zur 
Mitnahme bilfsbebürftiger deutfcher Seeleute — am 26, Februar 1870 ren 
den Bevollmächtigten der drei Staaten dein Bundesrath zur Berathung um) 
verfafiungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt wurde. Das geſammte Maten:l 
wurde dann den Regierungen der übrigen deutſchen Seeftanten mitgetheilt. Ebenio 
erhielt der in den nautiſchen Vereinen zahlreich vertretene Rheder⸗ und Schiſſer: 
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ſtand Gelegenheit, ſich von ſeinem Standpunkt aus darüber zu äußern. Auch 
die freie Marinecommiſſion des Reichstags trat darüber in Berathung. 

Bon Seiten der preußiichen Regierung wurde der hanfentifch-oldenburgifche 
Entwinf einer eingehenden Prüfung und Kritik Inter ogen , welde zur Aufftel⸗ 
lung eines Gegenentwurfs führte. Motivirt wird diefelbe in dem fehr ausführs 
lichen Bericht, den der Handels⸗ und der Iuftizminifter am 21. Auguſt 1871 dem 
Reichskanzler einreichten, zunächft durch die Stellung, welche die fünftige See⸗ 
mannsordnung neben und gegenüber dem Handelsgeſetzbuch einzunehmen Habe. 
Sollte der Hier in Frage kommende gefegliche Stoff, fo weit er ſich im Handels⸗ 
gejegbuch findet, dort belnfien oder in die Seemannsorbnung aufgenommen wer: 
den? Der hanſeatiſch⸗oldenburgiſche Entwurf hatte die einfelägigen Artikel des 
Handelsgeſetzbuchs, foweit fie nicht bloße Vorbehalte für die Yandesregierungen 
enthalten, aufgenommen, in richtiger Erwägung, daß die Seemannsordnung fonft 
nicht allein Lüdenhaft, fondern geradezu unverftändlich und für den practiichen 
Gebrauch unanwendbar fein würde. Er hatte aber diefe Artikel weder in ihrer 
Reihenfolge, noch überall wörtlich wiederholt, fondern fie, getrennt und an ver⸗ 
ſchiedene Stellen zerftreut, zum Theil ohne Aenderung des Inhalt in ver: 
änderter Faſſung, zum Theil aber auch mit abfichtlicher Aenderung des Inhalts 
eingereiht. Trotzdem follten nach den Motiven nicht nur die betreffenden Artikel 
des Handelsgeſetzbuchs neben der Seemannsoronung in geſetzlicher Kraft erhal- 
ten bleiben, ſondern e8 follte, falls ſich Widerſprüche ergäben, nicht das jüngere 
Gele, die Eeemanndorbnung, jondern das Handelsgeſetzbuch als maßgebend für 
die Auslegung angefehen werden. Gin folder Zuftand wurde von Seiten 
Preußens als unannehmbar bezeichnet. Entweder ſei der die Schiffsmannfchaft 
betreffende Titel des Handelsgeſetzbuchs aufzuheben, oder die entfprechenden Vor⸗ 
Ihriften müßten aus dem Entwurf befeitigt werden. Im erfteren Falle würde 
allerdings in dem fünften Buche des Handelsgeſetzbuchs eine bevauerliche, die 
Lelonomie befjelben durchbrechende Lücke entftehen, auch würde damit die gegen= 
wärtig beftehende Uebereinftimmung mit den Handelsgeſetzbüchern faſt aller anderen 
Nationen aufgegeben, welche die Verhältniſſe der Schiffsmannfchaft in ihren Be⸗ 
reich ziehen. Im anderen alle aber hätte man von vorn herein auf die für 
eine Seemannsordnung unerläßliche Vollſtändigkeit, Weberfichtlichteit und Ber: 
fändlichfeit und damit überhaupt auf die Herftellung einer ſolchen verzichten 
müſſen. Indem der Bericht der preußiſchen Minifter die obigen, im Wejent- 
lihen mehr formalen Bedenken fallen läßt und fich nach dem Vorgange des 
aften Entwurfs für Einflgung ſämmtlicher, die Schiffsmannſchaft betreffenden 
Beitimmungen in die Seemannsordnung entfcheidet, bezeichnet er e8 als unerläg- 
ich, die Art. 528 bis 556 des Handelsgeſetzbuchs durch eine in das neue Ge- 
jet felhft aufzunehmende Vorſchrift ausdrücklich aufzuheben. " 

Einen weit fchmerer wiegenden Einwand bildet der Vorwurf, daß der 
nfeatifch-oldenburgifhe Entwurf, infofern er das Verhältniß zwiſchen dem 
Irbeitnehmer und Arbeitgeber zu vegeln beftimmt fei, einer billigen Abwägung 
er beiderfeitigen Intereſſen nicht die genügende Beachtung zu Theil werben 
affe, ſondern fich den Rheder überwiegend günftig erweife. Namentlich ſei Dies 
m Vergleich mit der gegenwärtig in Preußen beftehenden Geſetzgebung der Tall. 
ber auch tm Vergleich mit den neueren Seemanndorbnungen Dlvenburgs und 
yamburg® benadytheilige der Entwurf die ſchon nach den letzteren ungünftiger 
[8 in Preußen geftellten Scifföleute. Bon einer folchen, die Rechte der Echifis- 
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mannſchaft ohne zwingende Urſachen herabdrückenden Geſetzgebung ſeien aber 
die ſchädlichſten Folgen zu beſorgen. Sie würde im Laufe der Zeit vorau 
ſichtlich die Neiigung zum Eintritt in den Schiffsdienſt, ſowie zum Verbleiben u 
demſelben vermindern, und damit das Gedeihen der Handelsmarine ebenſo we 
bie Intereſſen der Kriegsmarine ſchädigen. Das Rhedereigeſchäft ſelbſt wire 
ſchließlich darunter zu leiden haben. Was z. B. die zunehmende Zahl ir 
Deſertionen anbetrifft, fo jet es doch ſehr fraglich, ob das in dem Entwurf a: 
geichlagene Berfahren, die Seeleute in vermögensrechtlicher Beziehung noch unver: 
theilhafter als Die beftehende Geſetzgebung zu ftellen und dafür eine Berihärtm 
der Borbeugungsmittel und Strafen eintreten zu laflen, der richtige Weg ar 
Beleitigung dieſes anerfannt großen Uebelſtandes fein möchte. 

Eine vergleichende Gegenüberftellung derjenigen Beſtimmungen des Entwur‘, 
in denen die bezeichnete Richtung vorzugsmeife zur Geltung kommt, mit de 
parallelen Borfchriften des bisherigen Rechts ergiebt in der That, daß bie von 
der preußiſchen Regierung erhobenen Bedenken nicht ohne Grund find. Un 
zwar ıft die Zahl diefer Bedenken, welche ſich ebenfowohl gegen ven Inhalt zı 
gegen die Faſſung richten, eine nicht unbeträchtliche. Noch ungünftiger Inte 
das in dem Bericht der beiden Minifter über die Verbeflerungsooricläge des ven: 
jchen nantifchen Vereins ausgefprochene Urtheil. Der Verein hatte den hanſeatiſa 
oldenburgiſchen Entwurf auf dem dritten Vereinstage zu Berlin im debrun 
1871 einer eingehenden Berathung unterzogen und bie Ergebniffe derſelben r 
einer Denkichrift zufammengeftellt, welde am 22. April dem Reichslanzleran 
eingefandt war. Nach Angabe der Denkſchrift hatte der Verein Dabei verſuch 
auch das Intereſſe der Abweſenden, der vielen Tauſende von Seeleuten der m: 
deren Grabe zu vertreten und für das gute Recht der Schiffelente einzutreten: 
Er batte fi) damit eine dankenswerthe Aufgabe geftellt, infofern fonft ba io 
Borberathungen nur die eine Partei, die Arbeitgeber, Gelegenheit hatte, ihr 
Anfichten und Wünſche geltend zu machen, die unteren Klaflen des Scemam* 
ftandes aber einen gleichen Vortheil nicht genofin Das Refultat indeſſen a 
ſprach der guten Abficht niht. In Bezug auf einzelne Punkte, fo namentit 
in Bezug auf die Beleitigung der in Art. 458 des Handelsgeſetzbuchs entbd 
tenen Härte, auf melche wir unten zurüdtommen, ift es dem Verein aller? 
gelungen, der erwähnten Aufgabe gerecht zu werben; ſonſt „gehen ſeine vo 
ſchlage, ſoweit fie das Verhältnig zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer be 
treffen, zu Gunſten der erfteren zum großen Theile über die Beſtimmungen de 
Entwurfs noch weit hinans“. Dies kann im Grunde auch nicht Wunder nk 
men, da der Berein hauptjächlic aus Schiffern und Rbedern befteht, der gene 
Seemann aber darin jo gut wie gar nicht vertreten ift. 

Die preußiſche Regierung Ichritt fomit, wie erwähnt, zur Aufftellung cm? 
Gegmmentwurfs, indem fie von einer folden außerdem eime Vereinfachung m 
Abkürzung ber weiteren Verhandlungen erwarten zu bärfen glaubte Derkli 
wurde am 31. December 1871 vom Reichskanzler den Bundesrathe vorgeleg 
Beide Entwürfe wurden dann einer Commiffion überwiefen, in welder jünm: 
liche Bundesfeeftanten theils durch Beamte, theils duch Rheder, theils dem 
Angehörige des Schifferftandes vertreien waren. Dazu fam ein Seroffizier el 
Bertreter der Kaiſerlichen Apmiralität. Die Commiſſion — man pflegt fit PF 
Unterſchiede von den übrigen als die Sachverftändigencommiffion zu bezeichuen — 
trat am 5. März 1872 unter dem Vorſitz des Geh. Negierungsrath uber: 
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in Berlin zufamınen, und auch bet ihren Berathungen ftießen, wie Jebens als 
Bundescommiffar fih im Reichstage ausdrüdte: „Die Gegenfäte zu Anfang nicht 
unmer janft auf einander, die Gegenſätze zwilchen dem grünen Tiſch und ber 
Praris, zwiſchen dem Arbeitgeber und Arbeitnefmer, zwiſchen der Nordſee und 
der Ofifee und manden anderen Inhalts. — — Im weiteren Verlauf der 
Verhandlungen verföhnten ſich inveflen die Gegenfäge mehr und mehr. Eine 
bereditigte oder unberechtigte Eigenthümlichkeit nach der anderen wurde aufgegeben, 
und ſchließlich ging aus den Kommilfionsberatbungen ein Entwurf hervor, der, 
wenn auch im Einzelnen per majora feftgeftellt, ſich doch im Großen und Ganzen 
als das Ergebniß einer allfeitigen Verftändigung ſämmtlicher Commiſſionsmit⸗ 
glieder bezeichnen läßt.“ 

Als eined der erfreulichiten Refultate diefer Berathungen verdient die Auf- 
bebung des Art. 453 des Handelsgeſetzbuchs hervorgehoben zu werden. Danach 
baftet der Rheder für die Heuerforderung der Mannfchaft aus den vollendeten 
Reiſeabſchnitten perfönlih. Wenn ihm jedoch das Schiff ohne fein Verſchulden 
verloren geht, wenn es verunglüdt, oder condemnirt, geraubt, vom Feinde auf: 
gebracht und für gute Prije erklärt wird, fo haftet der Rheder für die Forde— 
rungen der Beſatzung aus der nicht vollendeten Reiſe oder aus dem legten 
Reiſeabſchnitt nur mit Schiff und Fracht. Dieſe Beltimmungen find ein Aus: 
flug der alten Rechtsregel, daß Die Fracht die Mutter der Heuer iſt, daß alſo, 
wo durch höhere Gewalt feine Fracht verdient wird, aud feine Heuer zu zahlen 
ft. Im früheren Zeiten, als der Kohn der Mannſchaft in emem Antheile au 
der Fracht beftand, mochte diefer Sag einen Sinn haben; auf die heutigen 
Verhältniſſe, wo die Yöhnung ganz unabhängig vom Frachtverdienſt monatweile 
vereinbart wird, paßt er nicht. Trotzdem haben ihn die meiften Seegeſetze, ſelbſt 
die neueren, beibehalten. Seine Bertheidiger beftehen darauf, daß es dringend 
nothwendig fei, ver Mannſchaft ein nambaftes eigenes Interefie an der Erhal⸗ 
tung des Schiffs oder bei Verluſt deſſelben an der Bergung zu geben. Weder 
der Verluft ihrer, gewöhnlich werthlofen, Effecten, noch das Aufhören des Heuer- 
vertrag, noch die Yebensgefahr ſeien Binreichend, um die Seeleute zu den Außer: 
fen Anftrengungen, zum Ausharren bis zum legten Moment, anzufpormen. 
Deshalb wird alfo die Mannſchaft für den Fall des Untergangs des Schiffs 
mit dem Verluſt ihrer auf dein legten Reiſeabſchnitt verdienten Heuer bedroht, 
und aus demfelben Grunde tft ihr die Verficherung ihrer Heuerforderung ver: 
boten. ( Handelsgeſetzbuch Art. 787 ) 

Um die Wirkungen diefer Artikel zu überſehen, bedenke man, daß die „legten 
Reiſeabſchnitte“ oft fünf, ſechs Donate und darüber dauern fünnen, wenn 3. B. 
an Schiff nach China, Oſtindien, Der Südfee, der Weftküfte von Amerika be- 
timmt iſt, oder von daher nach Europa zurüdtehrt. Wenn e8 dann furz vor 
Frreihung des Beftimmungshafend durch höhere Gewalt oder durch einen Irr⸗ 
hum des Kapitäns total verunglüdt oder vom Feinde genommen wird, jo büfst 
zie Mannfchaft, obwohl fie in jeder Beziehung ihre Pflicht gethan umd nicht im 
Sntfernteften zu ber Herbeiführung des Schiffsverlufts beigetragen haben mochte, 
hren ganzen fauer verdienten Lohn ein, während Der Rheder, wenn er zum 
Bollen oder gar darüber vwerjichert war, die Verfiherungsfumme einftreicht und 
icht allein feinen Schaden erleidet, fondern oft noch Bortheil Hat. Ya felbit 
xun Die Beſatzung bei dem Schiffbrud das Leben verliert, haben die Hinter: 
liebenen Beinen Anſpruch auf das, was ihre Ernährer während des letzten 

v. Heltzen dorff, Jahrbuch II. 12 
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Reiſeabſchnitts durch treue und vedliche Arbeit erworben hatten. Dies find nicht 
etwa fingirte und übertriebene Fälle. So hat das beftehende Recht thatſächlich 
gewirft. 

Es ift nicht ſowohl eine Forderung der Humanität und Billigfeit, ald wei: 
mehr der einfachen Gerechtigkeit, daß dem Seemann, der bis zum fetten Augen. 
Dit feinen Dienft an Bord treu erfüllt, auch bis zu dieſem Augenblid ſen 
Lohn zu Theil wird. Die dagegen vorgebrachten Zweckmäßigkeitsgründe ver: 
ichlagen um fo weniger, als fie bei Dein heutigen Zuſtande der Schifffahrt me! 
mehr in dem Grade zutreffend find wie früher. Heutzutage hat die Mamiden 
in vielen Fällen gar teine Gelegenheit, irgend einen Einfluß auf die Bewabrım 
des Schiffs vor Unfällen oder eine Thätigfeit bei der Rettung deſſelben are 
zuüben. In allen den Fällen nun, wo fie thätig eingreifen kann, mag ma 
(äffige oder ganz unterlafiene Pflichterfüllung mit materiellen Nachtheilen er 
jtrengen Strafen bedrohen. Man ftrafe aber nicht den Seemann, der in volke 
Maße feine Schuldigkeit thut, wie es nach dem gegemmärtigen Necht gelhik- 
Daſſelbe trifft Hundert Unfchulpige, ehe es einen Schuldigen trifft. Schließle 
ift es eine volllommen aus der Luft gegriffene Behauptung, daß das Kıfio ix 
Beſatzung nicht ſchon an ſich groß genug fei, um fie gegen einen Schiiftme 
nicht gleihgiltig zu laſſen. Ihre Effecten find für fie keineswegs wertir, 
namentlich nicht für die Klaffe der älteren verheiratheten Matroſen, und f 
veben behält der Seemann gerade fo gern wie andere Leute. 

Aber das Prinzip der auf das Seevermögen beichräntten Haftbartet ie 
Rheders wird durchlöchert, wenn man ihn für die Hener perfönlich haften le 
Das ift richtig, aber fein Schade. Wo ein Prinzip fo entichieben gegen N’ 
fittlihe Bewußtfein verftößt und fo entichteden Unrecht erzeugt, mie es bier x 
fchieht, da muß der juriftiiche Geſichtspunkt der höheren Rückſicht weichen. 

Auch bier hat England das BVerbienft, mit der alten Tradition zuaft ® 
brochen zu haben. Schon 1844 iſt dieſelbe befeitigt worden. Nach Art. IN 
ber Kauffabrteifchiffatte von 1854 foll fein Recht auf Lohn mehr vom Fr 
verbienft abhängig fein. Nur wenn ben Seeleuten bewiejen wird, daß fe © 
einem Schiffbruch nicht alles Mögliche zur Rettung des Schiffs, der Yatırı 
und der Borräthe gethan haben, follen fie ihrer Anfprüche verluftig gehen. DE 
hat bisher nicht gehört, daß hieraus irgend welche üble Folgen für bie nal 
Rhederei entiprungen wären. Bei einer vor einigen Jahen in Ausficht gener’ 
menen Revifion des Code de Commerce hat die franzöfifche Regierung die A:* 
nahme einer gleichen Beftimmung in das franzöſiſche Hecht proponirt. gün 
noch, nämlich) ſchon 1858 bet Berathung des Handelsgeſetzbuchs, ift in Deut 
fand dieſelbe Maßregel lebhaft befürwortet und nır mit einer Stimme Wajeri“ 
(6 gegen 5) abgelehnt worden. 

Der Sacverftändigencommiffion gebührt die Ehre, die Damals umterbliht 
Reform durchgeführt und das beutiche Seerecht von diefem böfen Erbtheil en 
vergangenen Seit gereinigt zu haben. 8. 69 ihres Entwurfs läßt den REN 
für alle Forderungen aus den Dienft- und Heuerverträgen perſönlich bat: 
Ausgenommen wird davon nur (8. 70) der dem Schiffsmann als Lohn = 
geftandene Theil an der Fracht oder dem Gewinn. Es mag nicht ımermibe 
bleiben, daß die Beſeitigung diefer Härte, welche weder der banfentiidreiht 
burgifche noch der preußiiche Entwurf verfucht hatten, auf Antrag eines Rbedere 
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erfolgt iſ. Sie wurde bei der erſten Berathung zwar noch abgelehnt, erhielt 
aber bei der zweiten die Majorität. 

Die Aufnahme, welche der Entwurf der Sachverſtändigen, der dritte in der 
Reihe, in den zunächſt betheiligten Kreiſen fand, war im Allgemeinen eine günſtige. 
Zwar war derſelbe keine harmoniſche, durchweg conſequente und vollendete 
Schöpfung, ſondern zeigte vielfach die Spuren der gegenſeitigen Conceffionen: 
Aber er trug den beftehenden Berhältniffen und Intereſſen größtentheils in glüd- 
licher Weife Rechnung, fo daß trog mancher Außsftellungen, weldye von der einen 
oder anderen Seite gemacht wurden, im Ganzen body feine Annahme erwünjcht 
Ihien. Auch die Regierungen wollten ven nach fo langen Verhandlungen erziel⸗ 
ten Gompromiß wicht wieder in Frage fielen. ‘Der Bundesrath begnügte fich 
teshalb mit wenigen, meiſt nur redactionellen Aenderungen. Im diefer, mit dem 
Sachverſtändigenentwurf im Wefentlichen identifchen Geftalt gelangte die Vorlage 
— Entwurf Nr. 4 — am 9. Mai 1872 an den Reichstag, leider alfo fehr 
Ipät, als der Schluß der Seſſion herannahte, fo daß für eine gründliche Durch- 
berathung und Orientirung der Abgeordneten faum mehr genügende Zeit blieb. 

Hier ſollte ihr ein gleich günſtiges Gefchiet nicht zu Theil werden. Schon 
die erſte Berathung am 17. Mai zeigte, daß auf eine ſchnelle und glatte Er— 
ledigung, wie fie vielerwärtd gewünfcht und gehofft wurde, nicht zu vechnen 
tar. Daß die Vorlage eine tüchtige Arbeit war, daß fie manchen Fortfchritt gegen 
die früheren Zuſtände und namentlich manche weſentlichen Bortbeile für die Mann— 
ſchaft brachte, das fonnte freilich nicht beftritten werden. Aber den meiften Rednern 
ging fie, befonders in legterer Beziehung, nicht weit genug. Man fand, daß die Inte⸗ 
veilen der Arbeitnehmer immer nod) nicht genügend berüdfichtigt, daß die Strafbeftim- 
mungen zu hart, daß die Seeleute gegen den Mißbrauch der dem Schiffer eingeräumten 
Disciplinargewalt nicht ausreichend geichütt wären. Man bezeichnete es als unerhört, 
daß der Recurs der -Beitraften gegen den Belheid des Seemanndamts an die 
torgefegte Bermaltungsbehörde gehen follte, daß den Seeleuten jomit der Rechts— 
weg abgeichnitten würde. Die Motive gäben feine hinreichenden Gründe für 
die Einführung einer ſolchen, fonft unbelannten Verwaltungsjuſtiz. Gerade bei 
der ım Vergleich mit den Matrofen anderer Nationen höheren Gefittung des 
beutichen Seemanns ſei e8 um jo weniger zu rechtfertigen, den lesteren ungün- 
ftiger zu behandeln als feine ausländiſchen Berufögenofjen, und Beftimmungen 
aufzunehmen oder aufrecht zn erhalten wie beiſpielsweiſe die, daß Schiffsjungen 
bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre der „väterlichen Zucht“ des Schiffers, 
d. 5. körperlicher Züchtigung, unterworfen fen follten. — Man verwarf den 
Muſterungszwang und den Begriff des Muſterungshafens, welder an Stelle 
tes ım Handelsgeſetzbuch vorkommenden Hafens, wo der Schiffsmann geheuert 
wird, und des Heimathshafens eingeführt worden war. Endlich war man nicht 
damit einverftanden, daß die Seemannsämter nach wie vor Yandesbehörven fein 
ſollten. Auch wenn fie nicht direct zu Reichsbehörden gemadyt wirrden, jo winfchte 
man fie Doch zum mindeften der Oberaufſicht des Reichs zu unterftellen. 

Ter Reichstag überwied die Vorlage einer Commiffion von 14 Mitglies 
dern. Daß diefe fih nicht mit leichten Aenderungen begnügen, ſondern recht 
ſcharf einfchneiden würde, ging ans der im Plenum geitbten Kritik Mar genug 
hervor. In der That wurden wichtige Partien der Vorlage vadical umgeftaltet. 
Taber zogen fid) die Berathungen, trogdem die Commiſſion fleißig arbeitete, 
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dermaßen in Die Länge, daß man ernſtlich befürdten mußte, das Geleg werd: 
in diefer Selfion nicht mehr zu Stande kommen. " 

Diefe Befürchtungen find Leider nicht grundlos geweſen. Zwar vollende: 
die Commiſſion ihr Wert noch vor dem Schluffe der Seifion, und das Cie 
wurde, wie es aus ihren Berathungen hervorgegangen war, am 19. Juni rem 
Reichdtage angenommen. Im der völlig veränderten Geftalt aber, welche es nun 
erhalten hatte, fand ed nicht die Zuftimmung des Bundesraths, welche ihm ba 
etwad weniger durchgreifenden Aenderungen ficherlich ohne Weitered zu Teil 
geworden wäre. Denn es fteht außer Zweifel, daß man dort Das Zuſtande 
fommen des Geſetzes Dringend wünſchte und, um daſſelbe zu ermöglichen, mar: 
ches in den Kauf genommen baben würde. Eine Ablehnung iſt freilich net 
nicht erfolgt. Bon den ſechs Seeuferſtaaten haben ſich zwar vorläufig um, 
nämlich Preußen, Mecklenburg, Yübed und Hamburg, für dieſelbe ausgeſproben 
während Oldenburg und Bremen, obwohl fie die von den vier anderen Rege 
rungen geltend gemachten Bedenken tbeilten, ſich troßdem bereit erflärten, ir 
Gefegentwurf ihre Zuftimmung zu geben, um die lange ſchwebende Angelegenk: 
damit zum Ende zu bringen. Die definitive Beichlußfaffung wurde inte: 
ausgeſetzt, und die Regierungen der Seeſtaaten erſucht, ihre Erwägungen b: 
Mitte September abzufchliegen, gleichzeitig aber die zur Ausführung des Geſete 
erforberlihen Einrichtungen ſoweit vorzubereiten, daß dieſelbe eintretenden wel: 
feine weitere Verzögerung erleide. 

So fand die Sache, als der Beginn der Ferien unfere Gefepgeber mt 
allen Windrichtungen Hin zerftreute. 

Dhme zu ſehr auf Einzelheiten einzugehen, mögen bier nod einige tx 
wefentlichiten Wenderungen, welche der Reichstag mit der Regierungsvorlage re 
genommen bat, furz angedeutet werden: | 

Ten Landesregterungen verblabt die Errichtung der Mufterungsihirk: 
innerhalb des Bundesgebieis; die Geſchäftsführung derielben ſoll aber der Ihr 
aufjicht des Reichs unterliegen. 

Der Muſterungszwang wird aufgehoben. Nah der Regierungdverlz. 
follte die Muterung vor demjenigen Seemannsamt erfolgen, in deſſen B: 
reih das Schiff Liegt. Etatt deſſen fol jet nach dem Belieben ver "- | 
tbeiligten — thatfächlicd Des Schifferg — vor jedem Seemannsamt, glade. 
wo das Schiff liegt, gemuftert werden können. — Dies hatte zur folge, DE 
der Begriff des Mufterungshafens des Schiffs, den die Sachreiis | 
digencommilfton eingeführt Hatte, überall aus der Vorlage befeitigt werden mur: 
An feine Stelle ift entweder der Keimatshafen des Schiffs oder der Mufterun® 
bafen des Schiffsmanns oder derjenige Hafen, von welchem das Schiff die Xch 
antritt, eingeführt. Weil fich viele wichtige Beftimmungen über Heuer, CF 
gebräuche, Rüdreife, freie Yurüdbeförderung der Seeleute u. a. m. auf die * | 
nannten Häfen beziehen, fo wird durch dieſe Subftitution eine ganze Reibe ve— 
Paragraphen berührt und umgeftaltet. Im Welentlichen iſt man damit zu der 
zurüdgefehrt, was jest nach dem Handelsgeſetzbuch Rechtens iſt. 

Die Koſten der Muſterungsverhandlung, welche nach der Regierungsverlez. 
zu einem Drittel von dem Schiffsmann, zu zwei Dritteln von dem Rheder 
tragen werden follten, werben dem Rheder allein zur Laft gelegt. Ihre KT 
Rellung bleibt dem Bundesrath vorbehalten, doch follen fie für alle Seemanns 
ämter innerhalb des Bundesgebiets gleiche Höhe, haben. 
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In Betreff der Disciplinargewalt des Schiffers iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
den Sicherungsmaßregeln, welche vom Schiffer zur Abwendung drohen⸗ 
ver Gefahr gegen Widerſetzlichkeit und beharrlichen Ungehorſam zu ergreifen 
find, um feinen Befehlen augenblidlihen Gehorfam zu verihaffen, und ben 
Strafen, welde ver Schiffer, gleihlam als Richter, dem Schuldigen für 
Dienftvergeben nach Maßgabe des begangenen Unrechts zudictirt. Im erfteren 
Falle geftattet die Kegierungsvorlage dem Schiffer die Anwendung aller Mittel, 
nöthigenfall8 auch Teffelung der Betheiligten während der Reife; im letteren 
alle hatte fie von anderen Strafen (jo namentlich von den nad dem preußi⸗ 
ſchen Geſetz und dem Gegenentwurf zuläffigen Körperftrafen, wie Gefängniß, er- 
forderlichenfalls ber Waſſet und Brod bis zu acht Tagen, Anſchließung mittelft 
eiſerner Felleln in den unteren Schiffsräumen bis zu 3 Tagen) abgejehen und 
dem Schiffer allein die Befugniß ertheilt, Dienftvergeben der Seeleute mit Geld⸗ 
buken 618 zum Betrage einer Monatsheuer, der EC chiffsoffiziere bis zu zwei 
Monatsheuern, zu beftrafen. Dieſe Befugniß zur Verhängung von Geldſtrafen 
hat der Reichstag befeitigt, einmal, weil er diefelben für augenblidlih unwirkfam 
hält, und dann, weil ihm die Schiffer durchaus nicht die genügende Garantie 
zu bieten fcheinen, um es zu rechtfertigen, daß man ihnen die Stellung eines 
Richters giebt. Nach dem Reichstagsbeſchluß fol nun der Schiffer jede Verlegung 
der Dienftpfliht in das Echiffsjournal eintragen und dem betreffenden Schiffs- 
mann von dem Inhalt ter Eintragung unter ausdrücklichem Hinweis auf die 
Strafbeftimmungen Mittheilung machen. Er ſoll alfo die Strafe nur an— 
troben, nicht jelbft verhängen. Die Verfolgung von dergleichen Vergehen fol 
mr auf Antrag eintreten und diefer bis zur Abmufterung zuläffig fein. ft 
die Eintragung in das Journal verfäumt, jo tritt feine Verfolgung ein. — 
Ebenfowenig wie Geldbußen foll der Schiffer körperliche Züchtigung oder Ein- 
iperrung als Strafe verhängen dürfen, andererſeits aber befugt fein, zur Auf- 
rebthaltung der Ordnung und zur Sicherung der Regelmäßigfeit des Dienftes, 
berfüömmliche Erſchwerungen des Dienfted oder mäßige Schmälerung der Koft, 
legtere bis zu drei Tagen, eintreten zu laſſen. — In Betreff der augenblid- 
lichen Sicherungsmaßregeln bleibt der Schiffer unbeichräntt. ‘Dielelben find auch 
nicht zu codifictren. Bei wirklicher Widerfetlichkeit oder beharrlichem Ungehor: 
iam foll ihm nad) der Regierungsvorlage ſowohl wie nad) den Reichstagsbeſchlüſ⸗ 
ien die Befugniß zur Anwendung aller Mittel zuftehen, um fit Gehorfam zu 
erzwingen. 

Der nad) der Regierungsvorlage gegen einen Beſcheid des Seemanndamts 
an die vorgelegte Verwaltungsbehörde einzulegende Recurs ift befeitigt und an 
Stelle deſſen die Belchreitung des Rechtsweges geftattet. 

Die Strafbeftimmungen im fünften Abfchnitt der Borlage find meift herab- 
gelegt, foweit fie die Mannſchaft betreffen. Neu eingefügt dagegen ift die Be- 
ftrafung eines Schiffers, der einen Schiffsmann ohne Genehmigung des See- 
mannsamts im Auslande zurädläßt. 

Den meiften Aenderungen liegt, wie ſchon aus den obigen kurzen Ans 
Deutungen erhellt, die anertennenswerthe Tendenz zu Grunde, die Stellung des 
gemeinen Eeemannd zu verbeffern, ihn zu fihern gegen Mißbrauch der Dis⸗ 
ciplinargemwalt von Seiten des Schiffers und fonftige Nachtheile, die Härte der 
Strafen zu mildern. Yu verwundern ift e8 deshalb nicht, daß die Arbeit der 
Reichstagscommiſſion bei Rhedern und Schiffern im Allgemeinen feinen Beifall 
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gefunden hat. In der That läßt ſich über manchen Punkt ſtreiten, fo nament: 
lich über die Disciplinarbeftimmungen, hinſichtlich derer es fehr fraglich erſcheim, 
ob die Reichstagscommiſſion überall das Zweckmäßige und praftifch Richtige ge 
troffen bat. Aber alle diefe Aenverungen, von denen einzelne unftreitig Ber: 
befierungen find, würden wahrfchernlih ohne großen Widerftand hingenommen 
toorden fein, wenn nicht die Einfügung einer neuen Beftunmung, des $. 47, be 
Haß den Boden eingeſchlagen, alle übrigen Differenzen in den Hintergrund ge: 
ftellt und eine in der Gefchichte unſerer Seegefeßgebung bisher unerhörte Ant: 
regung unter den Betheiligten hervorgerufen hätte. Diefer famofe Paragrapt 
lautet folgendermaßen: 

„Wenn ein Schiffeoffizter oder nicht weniger als’ drei Schiffsleute bei emer: 
Seemannsamte Beſchwerde darüber erheben, daß das Schiff, für weldes sie an: 
gemuftert find, nicht ſeetüchtig ift, oder daß die Vorräthe, welche das Schiff fin 
den Bedarf der Mannſchaft an Speifen und Getränfen mit jidh führt, unge 
nügend oder verborben find, jo hat dad Seemannsamt eine Unterſuchung de 
Schiffs beziehungsmeife der Vorräthe zu veranlaflen und deren Ergebniß in ii 
Schiffsjournal einzutragen. Auch bat dafjelbe, Falls die Beſchwerde jih als be 
gründet erweift, für Die geeignete Abhilfe Sorge zu tragen.” 

Als Gorrectiv ift an einer anderen Stelle (8. 95) die folgende Beſtimmun 
eingefügt : 

„Mit Geloftrafe bis zu 100 Thalern oder mit Gefängniß bis zu } 
Monaten wird beitraft ein Schiffsmann, welcher wider beileres Wiſſen ax 
leichtſinniger Weile Durch Vorbringung unbegründeter Beſchwerden über er 
untüchtigkeit des Schiffes oder Mangelhaftigkeit des Proviants bei einem Ze 
mannsamt eine Unterſuchung veranlaßt.“ 

Der Fürſorge für Geſundheit und Leben der Mannſchaft, welche in da 
obigen Beſtimmung zum Ausdruck gelangt, muß Die vollſte Anerkennung get: 
werden. Niemand wird tm Ernſt beftreiten wollen, daß Beides durch feeumtit- 
tige Schiffe und ſchlechten Proviant in höchſtem Grade gefährdet wird, und tat 
die Mannſchaft in dieſer Beziehung vollen und gerechten Anfprub auf gehe 
lichen Schutz hat. Daß eine gleiche Beſtimmung fich in den Seegeſetzen hıök: 
sticht findet, kann feinen Grund gegen ihre Aufnahme bilden, wenn «8 auch : 
ernfter Prüfung und Ueberlegung veranlafien muß. )) Man wird e8 im Gr 
tbeil unferer Reichögeleggebung zum Ruhme anzurechnen haben, wenn fie dieer 
Weg zum. erften Diale befchreitet, und wir find überzeugt, daß es dem Ver 
ange, wenn er bei und zur That wird, an Nachfolge nicht fehlen wird. Ehe 
owenig ift der Grund durchſchlagend, daß die deutſche Rhederei Hinfichtlih der 
Tüchtigkeit der Schiffe und der Güte des Proviants keinen Anlaß zu Klage 
alſo auch keinen Anlaß zu derartigen Beſtimmungen bietet. Denn wenn dies 
— die gute Beſchaffenheit der Schiffe und des Proviants in der deutſchen Kauf 
fahrteimarine --- im Allgemeinen auch zugeftanden werden muß, fo [ehr tes 
die Erfahrung, daß es Ausnahmen giebt, und das Vorhandenſein folder Aus 
nahmen, mögen fie auch felten fein, tft vollkommen hinreichend, um eine geht 
liche Sicherftellung der Seeleute dagegen zu rechtfertigen. Auch den Eimer. 


1) Das englifche Necht enthält wol eine ähnliche Beſtimmung, deren Tragwere 
und Bedeutung aber doch wieder eine ganz verſchiedene iſt. (Merchant Shipping 
Act 1871. Art 7.) 
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der fi nicht ſowohl gegen die Tendenz der Beftimmung felbft, als vielmehr 
gegen ihre Aufnahme in die Seemanndordnung richtet, mit anderen Worten; 
die Anficht, daß die Seeleute wol geſchützt, aber nicht ausdrücklich darauf aufs 
merffam gemacht werben follen, vermögen wir als berechtigt nicht anzuerkennen. 
Ein geſetzlicher Schuß, den der Seemann nicht kennt und deſſen er ſich alfo 
auch nicht zu bedienen vermag, iſt unwirkſam und unnüg. ‘Die Seeleute ſollen 
und müſſen wiflen, Daß und wie das Geſetz ihnen geftattet, fich gegen derartige 
Gefährdungen von Leib und Leben ficher zu ftellen. 

Auf der anderen Seite aber darf ebenfo wenig verfannt werden, daß der 

Paragraph in der Faſſung, welde ihm der Reichstag gegeben hat, zu den 
Ihwerften Bedenken Anlaß giebt. Er legt den Seeleuten eine Macht in die 
Hand, welche nur zu leicht zur empfindlichften Schädigung der Rhederei ver- 
wendet werden Tann. In deutſchen Häfen, bei einer ausſchließlich deutſchen Be⸗ 
ſatzung ift die Gefahr vielleicht nicht jo groß. Aber unfere Schiffe verweilen 
eben fo oft und lange in ausländischen wie in heimatlichen Häfen; ihre Mann⸗ 
ſchaft iſt, beſonders bet längeren Reifen, aus ſehr gemifchten Elementen zufam- 
mengejegt, unter Denen ſich oft genug gewiſſensloſe und jchlechte Subjecte befinden. 
Auch auf diefe Berhältniffe muß das Geſetz Nüdjicht nehmen. Wie leicht iſt es, 
daR drei Leute, entweder auß eigenem Antriebe, aus Rache gegen den Kapitän, 
oder Durch Geſchäftsleute, welche an einem Aufenthalt des Schiffs ein Intereſſe 
baben, dazu veranlaßt und beftochen, fi) zufammenfinden und eine Unterfuhung 
gegen Das Schiff veranlafien? Welche Verlufte für den Rheder kann aber ein 
jolher Aufenthalt nach jich ziehen, felbft wenn die Unterfuchung die Grundlofig- 
fett der Beichuldigung darthut? Und darf behauptet werden, daß die Unter: 
fuhung un Auslande überall mit der erforderlichen Unparteilichkeit geführt wer- 
den wird? Selbſt wenn man die Integrität ſämmtlicher Seemannsämter, als 
welche auswärts vielfach kaufmänniſche Konfuln fungiven, als unantaftbar gelten 
laſſen will, bieten. denn die Befihtiger, in deren Händen doch thatſächlich die 
Entſcheidung liegt, überall die eriorderlide Garantie? Wer mit den realen Ber: 
biltniffen vertraut ift, weiß, was Schiffsbefichtiger fein follen, aber auch, was 
fie, beſonders in fleinen entlegenen Hafenplägen, oft genug find. Die Befürchtung 
it nicht ganz unbegründet, daß unter Umftänden alle Perſonen, von denen 
der Schiffer in einer ſolchen Tage abhängen würde, unter einer Dede jpielen 
und ihre Stellung zum Schaden des Schiffs mißbrauchen könnten. 
Auußer dieſen directen Schäden befürchtet man, daß 8. 47 indirect zur 
Lockerung der Dieciplin und Schwächung der Autorität des Kapitäns beitragen 
wirde. Es ſei zu beiorgen, Daß die Kapitäne ſich num hüten würden, durch 
itrenge Behandlung ed mit ihren Leuten zu verderben. Sie würden denjelben 
Vieles hingehen laſſen und nachſehen, während die Mannichaft in den Bewuft- 
fein ihrer Macht, den Schiffe Ungelegenheiten zu bereiten, fih mehr heraus⸗ 
nehmen würde, als mit einer guten Mannözucht verträglich fe. Und was 
endlih das Gorreciv in $. 95 anlangt, fo wird mit Recht geltend gemacht, 
dag die Strafandrohung beflelben gerade gegen ſolche Seeleute, von denen man 
ſich grundloſer Denunciationen aus Rachſucht oder anderen unlauteren Motiven 
zu verfeben habe, jo gut wie wirkungslos fein würde. 

Das Alles in Betracht gezogen, Tann es nicht Wunder nehmen, daß die 
überwiegende Mehrzahl der Rheder und Schiffer ſich mit aller Energie gegen. 
den 8. 47 erhoben hat und lieber auf das ganze Geſetz verzichten, als es mit 
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dieſem Paragraphen angenommen ſehen will Bon den Vertheidigern deſſelber 


wird nun eingewandt, daß es ſich für die Rheder nur um den Geldbeutel, fir 
die Seeleute um Leib und Leben handle, und daß die Rüchſicht auf blos pecunit 


Intereſſen zurüdftehen müſſe gegen die Sorge, welde der Staat dem Leben 


feiner Angehörigen angebeihen zu laffen ſchuldig ſei. Dies ift bis zu einer ge: 
willen Grenze richtig. Auf der anderen Seite if es aber ebenfo richtig, daß Die 


Sorge nicht in falſcher Richtung übertrieben, nicht ſoweit getrieben werben bar, | 


um das Gedeihen der ganzen Schifffahrt, wobei denn doch noch ganz ander 


Intereffen als nur der Geldbeutel des Rheders in Betracht fommen, ernſilid 


zu gefährden. 

Mag aud) in der Hige des Kampfes, der über dieſen Paragraphen ent: 
brannt ift, Manches entftellt und übertrieben worben fein, jo bat man doch arf 
beiden Eeiten Recht. Der Seemann kann verlangen, daß er gegen fahrläffie 
Behandlung oder gewiffenslofe Ausbeutung von Seiten des Rheders, der Rhede. 
daß er gegen leidhtfinnige ober böswillige Denunciationen der Seeleute geihäk 
wird. Aufgabe der Gefeßgebung ift es, mit voller Berüdfichtigung der colliviren: 
den Intereſſen Die richtige Grenze zu ziehen. Diefe richtige Grenze iſt unlar: 
Anfiht nach in dem Paragraphen, wie er jett jteht, nicht gefunden, und fe Ich 
man wünfchen muß, Daß Derfelbe nicht wieder aus der Seemannsordnung g 
ſtrichen wird, fo berechtigt iſt das Verlangen, daß färfere Garantien gegen lm 
Mißbrauch geichaffen werden. Eine folde Garantie würde ſchon in der der 
mebrung der Anzahl von Yeuten liegen, welche die Unterfuchung beantragı 


dürfen. Der Paragraph würde wahrſcheinlich die erbitterte Oppoſition nicht @ 


funden haben, die er gefunden Bat, wenn man von vorn herein feſtgeſetzt hätt, 
daß die Belchwerde, ftatt von einem Offizier und drei Schfföleuten, mindefte 
von der Mehrzahl der Beſatzung, vielleicht noch einfchlieglich eines Offizierd, aut 
gehen müſſe. 

Die Frage wird hoffentlich entichieven jein, ehe dieſe Zerlen zum Lrud ge 
langen. Unfer Wunſch geht vor Alleın dahin , daß das wichtige Geſetz milıc 
zu Stande kommt. Alles Andere fteht und in zweiter Yıne. Mag 5 47 wr: 
läufig jo fteben bleiben, wie er ift, mag er in paſſender Weife amendirt, mw; 
er ganz geftrichen werden — jede diefer Eventualitäten wäre unferer Ark 
nad) eher in den Kauf zu nehmen, als daß die Seemannsordnung jelbft dari 
ſcheiterte. Ausgeſchloſſen iſt ja immerbin aud nicht, daß jpäterbin durch em 
Novelle Abhilfe geichaffen wird, falls ſich die von Der einen oder der andere 
Seite befürdhteten Nachtheile durch die Erfahrung als jo groß herausſiellen Io: 
ten, um Abbilfe zur erheifchen. 








Die Reichsgefehgebung. 


Bon Mitte 1971 bis Ende 1872. 


Was zu Eingang der im vorigen Jahrgang dieſer Zeitfchrift gegebenen 
Ueberficht über das Fortſchreiten der Reichsgeſetzgebung bis zur Mitte des Jahres 
1571 bemertt wurde, gilt im Ganzen aud) für die vorliegende Weberficht, melche 
die Zeit von der Mitte 1871 bis zu Ende 1872 umfaffen ſoll. 

Noch immer bat fich die Legislatur des Reiches vorwiegend mit den Folgen 
des großen Kriege gegen Frankreich zu befchäftigen. Cine der Hauptgruppen 
ihrer Leiſtungen, wie fie im Verlaufe diefer Darſtellung zu bilden- fein werden, 
betrifft die Verwendung der von Frankreich zu zahlenden Kriegsentichäbigung, 
theil8 zu dem Zweck, um Schäden audzugleichen oder Neugeftaltungen zu be- 
wirfen, die der Krieg veranlaßt hat, theils zu dem Zweck, um dem Gefammt- 
reiche nothwendige oder nügliche Einrichtungen zu gründen oder zu fördern. Es 
leuchtet ein, daß mit diefem Theil der Gejetsgebung, der unter Ziffer II. feine 
überfichtliche Zufannmenftellung erhalten hat, Die Ordnung des Finanzhaushaltes 
des Reichs in naher Verbindung fteht. Diefe, unter Ziffer III. näher darge- 
ſtellt, hat freilich auch diesmal ihre zugleich politiiche Bedeutung nicht vermiffen 
laſſen. Es braucht nur auf das Geſetz über die Friedenspräſenzſtärke und auf 
dasjenige, was über die Kontrole des Reichsetats zu fagen fein wird, hingewieſen 
zu werben. 

Eine andere Hauptgruppe (f. unter Ziffer IV.) lehrt, daß die Reichsgeſetz⸗ 
gebung fortwährend nody ihr Augenmerk darauf zu richten hatte und, darf hinzu⸗ 
gefügt werden, noch zu richten Bat, daß die früher für den Norpveutfchen Bund - 
erlaffenen Gelege in den dem Reiche angeichloffenen linksmainiſchen Staaten zur 
Geltung gelangen. Die legte Periode weiſt in dieſer Hinficht erhebliche Fort⸗ 
fhritte auf. Zu thun bleibt freilich noch Manches, wenn die volle Konfequenz des _ 
Hinzutritts der ſüddeutſchen Staaten zum Reihe, ſei e8 auch nur nach dem 
Rortlaute der Verſailler Verträge, gezogen werben fol. An eine Befeitigung 
der von Würtemberg und zumal von Bayern geftellten Vorbehalte, die der Natur 
der Sache nach nicht anders, als von dort aus angeregt werben kann, war 
noch nicht zu denken. 

Ganz beſonders intereffirt felbftverftändlih dDa® Vorgehen der Gefetgebung 
in Elfaß-Lotbringen. Theilweiſe Liegt fie in der Hand des Kaifers und Bundes⸗ 
raths, als des Souverains der Reichslande, theilweife handelt es ſich um Gelee, 





| 186 Die Reichsgeſetzgebung. 


en" die, vom Reihe erlafien, als Reichsgeſetze Tofort mit ihrer Publikation aud fir 
| Elſaß⸗Lothringen in Kraft getreten jind. ‘Der Abichnitt unter V. lehrt, in wie 
weit nn Aſſimilationsproceß von Seiten der Legislation ſeither vor: 
gerüdt ıft. 
Ta Obwohl folchergeftalt, wie fich ergeben wird, die Thätigfeit der Geſetzgebunz 
—6 in nicht geringem Maße durch die Konſequenzen des Friedensſchluſſes in An: 
Ipruch genommen wurde, war e8 doch möglich, zugleih ın höherem Maße, alt 
Ä dies im Jahre 1870 und der erften Hälfte des Jahres 1871 gefchehen funnt, 
— die einheitliche Regelung der nach der Verfaſſung dem Reiche übertragenen An⸗ 
2 gelegenheiten fortzuſetzen. Es ſind nad) verſchiedenen Richtungen hin um: 
| faflendere Geſetze, wie dad Militärftrafgefeg, die Seemannsoronung, das Rabe: 
beamtengefeg u. a., und mehrere Spezialgefege, unter denen Das Geſetz über di 
Goldmünzen von hervorragender Bedeutung erfcheint, zur Berathung und grögta: 
u: theil8 zu Stande gefommen. Die großen Kodificationen des ftraf- und anıl: 
" gerichtlichen Proceſſes und die Gerichtöorganifation dagegen befinden ſich nod m 
= Stadium der Vorbereitung. Mithin ift auch die in dem vorigen Bericht am: 
Bu regte Trage, welches Verfahren demnächſt behufs der Durchberathung im Reide 
2 tage einzufchlagen ſei, bisher ungelöft geblieben. 
vr Ehe jedoch auf dieſe einzelnen Refultate oder Berfuche der Geſetzgebung cr 
v. gegangen wird, verbient zweierlei Erwähnung vorweg. 
37. A. Einmal iſt hervorzuheben, daß ver Reichstag mehreren Anträge: 
ae auf Abänderung der Berfaffung zugeftimmt bat, freilich ohne dag ıl 
irgend einem feiner Belchlüffe die Zuftunmung des Bundesraths erfelzi 


Eu Es ift 
u 1. von den Abgg. Büfing und Genofien ein Zufag zu Artifel? 
N beantragt worden, des Inhalts, daß in jedem Einzelftant eine aus Wahlen be 


vorgehende Bolfövertretung vorhanden fern müſſe. (Drudf. d. 2. Seſſion 15! 
| Nr. 22). Da der Antrag wejentlih durch die mecklenburgiſchen Zuſtände ber 
en vorgerufen war, betheiligten fih an ber Diskuſſion befonders medenburgi 
* Abgeordnete, wie Büſing. Weſtphal, Wiggers, aber auch Treitſchle, Vell 
E Hellvorf, Windthorft, Ketteler, Reichensperger u. A. Bon der Regierungstut 
* aus trat dem Antrage nur der mecklenburgiſche Miniſter von Bülow inſojen 
® entgegen, als er bat, den dringlichen Raum zur freien Entwicklung der medle- 
4J burgiſchen Verhältniſſe, zur Fortbildung des alten Rechts, das aufrecht erbalie- 
aber fortgebildet werden Tolle, nicht zu beſchränken. Wenn Bedenken von Er 
zelnen Seiten des Hauſes geäußert wurden, jo betrafen fie die Komma 


ur. 
Noel 
r oo 


J— und die Art der vorgeſchlagenen Maßregel. Auf eine Vertheidigung des mei: 
& burgiſchen Verfaſſungsrechtes ftügte fih Niemand. (St. Ber. S. 91-11 
—4 Der Antrag wurde nach der zweiten Leſung mit 185 gegen 88 Stimmen, nas 
J der dritten, ungeachtet der Bekämpfung durch die Abgg. Greil, Römer und Fehl. 
N mit großer Majorität angenommen (St. B. ©. 179—189.. 

2. In derfelben (zweiten) Sitzung des Reichstags von 18371 ftelten de 
J— Abgg. Lasker und Genoſſen ven von früher ber bereits bekannten Antros 
* auf Erweiterung der Kompetenz in Artikel 4 Nr. 13 der Reich 


verfaſſung. (Druckſ. Nr. 29). Die Zuftändigfeit ſollte darnach auf das g 
fammte bürgerliche Hecht und die Gerichtsorganiſation ausgedehnt werben. We⸗ 


” 
> 


BE kampft wurde derſelbe mit großer Entſchiedenheit von der Centrumßpartei, om 
* auch von den Konſervativen. Bon allen andern Parteien unterflügt, erhielt et 


. . 
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in zweiter und Dritter Leſung eine große Majorität (St. Ber. S. 206—224; 
&. 276—290). 

Da der Bundesrath weder im Laufe der Debatte, noch aud nachher eine 
Crflärung über feine Stellung zu der aufgeworfenen Frage abgegeben hatte, 
wiederholten diefelben Antragfteller ihren Vorſchlag in der Sieung von 1872 
(Drudj. Nr. 63). Die ausführliche Debatte ergab in der Stimmung der 
Parteren des Reichstags feine Veränderung gegen früher. Neu Bingegen war 
und trug zur Klärung der Situation beträchtlich bei, daß von mehreren Bundes: 
rathsmitgliedern Erklärungen über den Antrag abgegeben wurden. Während 
die preußifche Regterung ſich ſchweigend verhielt und ſich gefallen ließ, ihr Schweigen 
al8 Zeichen ftillen Einverftändnifies gedeutet zu ſehen, machten die Juftizminifter 
von Bayern und Würtemberg entjchieven gegen den Antrag Front und der Be- 
vollmäctigte von Sachſen gab wentgften den bei feiner Regierung obwaltenden 
Bedenken Ausdrud. ıSt. Ber. S. 596--632). Wiederum erklärte ſich in 
zweiter (St. Ber. S. 632) und in dritter Yefung (St. Ber. ©. 726) eine fehr 
überwiegende Majorität für die proponirte Berfaffungsänderung, die jedoch bis 
iett von dem Bundesrathe nicht acceptirt worden ift 

3. Zu Abſatz 2 des Artikel 28 der Berfalfung wurde nach einem 
widerwärtig empfundenen Vorgang, der jih in der Sigung von 1872 zutrug, 
aus dem Schoße des Reichstags vorgeichlagen, die ſogenannte itio in partes bet 
Angelegenheiten, an deren Gemeinſamkeit die ſüddeutſchen Staaten nach den Bor: 
behalten der Berlailler Verträge nicht Theil nehmen, hinwegzuſchaffen (Druckſ. 
Nr. 79). Beftritten nur von dem Centrum, vertheidigt von den Liberalen Parteien, 
erhielt auch diefer Antrag eine große Majorität des Reichstags (St. Ber. ©. 
457—462; ©. 693—688; ©. 671), aber nicht die AYuftimmung des 
Bundesraths. 

4. Endlich wurde auch 1872 von dem Reichstage der Vorſchlag des Abg. 
Grumbrecht angenommen (Druckſ. Nr. 89), wonach die Kompetenz des Reichs 
in Artikel 4 Wr. 9 der Reichsverfaſſung auf „Schifffahrtszeichen 
(Leuchtfeuer, Tonnen, Baten und fonftige Tagesmarken), fowie auf das Seeloot⸗ 
fenwefen” erftredt werden ſollte. Die Gründe dieſes Antrages find in der Des 
batte niedergelegt worden und Haben eigentlih Temerlei Widerſpruch erfahren 
(St. Ber. S. 746—749; S. 769—771). Gleichwohl iſt auch darauf der 
Bundesrat nicht eingegangen. 

B. Sodann muß des Kampfes gedacht merden, in den das Neid, nachdem 
«3 ſoeben den Kampf gegen den äußeren Feind beftanden, mit Der katho— 
lifhen Kirche gerathen if. Es ift nicht Die Aufgabe der gegemwärtigen 
Tarftellung auf die Gründe und erften Anfänge dieſes Kampfes, fei e8 aud nur 
auf den Antrag der Centrumspartei wegen Einführung von Grundrechten in die 
Verfaſſung, zurüdzugehen. Sie muß auch Darauf verzichten, zu zeigen, wieder Gegen: 
ſatz durch zahlreiche Debatten und die verſchiedenartigſten Gegenftände im Neichötage 
immer entſchiedener aufgetreten und bis zu erflärtem Kriege, der außerhalb des 
Reichstags befanntlic weiter geführt wird, gediehen ift. Hier find nur diejenigen 
Mafregeln zu regiftriren, weldye das Reich bis jegt ergreifen zu müflen geglaubt 
bat, um ſich der bedenklichen Vebergriffe und der reichöfeinplihen Beitrebungen 
der fatholifchen Kirche zu ermehrin. Was in diefer Richtung geichehen ift, kann 
freilich mur als eine augenblidlihe und nothdürftige Aushülfe betrachtet werden, die vor: 
erft nur einige nach praftilchem Beditrfniß unumgänglich und fchleunig zu befettigende 
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Mikftände getroffen bat. Eomohl die Regierung, als auch der Neichetag if 
darüber nad) den abgegebenen Erklärungen nicht im Zweifel, daß es fi den 
nächſt um eine umfaffende Regelung der Grenzen zwiſchen Staat und Kirche har 
deln muß. Hieher gehört | 

1. da8 Gejeh vom 10. Dezember 1871 (R-®-BL ©. 44; 
betreffend die Ergänzung des Strafgeſetzbuchs, welches hinter $. 130 
des Strafgeſetzbuchs ald 8. 130 den fogenannten Kanzelparagraphen, d. h 
die Beftunmung einfügt, daß ein Geiftliher oder Religionsoiener, der ın Ant 
übung feines Berufs oder in Veranlaffung dieſer Ausübung vor einer Meukke: 
menge, in der Kirche u. |. mw. Staatsangelegenheiten in einer den öffentlichen 
Frieden jlörenden Weile zum Gegenftand einer Verkündigung oder Lrörterum 
macht, mit Gefängniß oder Feſtung bis zu zwei Jahren beſtraft wird. 

Der Borichlag zu dieſem Gelege war von der Krone Bayern außsgenanan, 
aus welchen Gründen, führte zu Eingang der Reichstagsberathungen der Bayerik 
KRultusminifter Lug eingehender aus. Daß die von Bayern dringenpft beget 
Hülfe der Reichsgeſetzgebung nicht verlagt werben dürfe, jtand Vielen von von 
herein feft, obwohl man ſich andrerſeits über die bevenflichen Eigenthüm 
lichleiten der proponirten Beftimmung nicht täufchte. Begreiflicherweiſe entbramt 
um vas Geſetz ein hitziger Kampf. Die klerikale Parteı ließ bis zum Schluk 
nicht nach, durch ihre beften Redner auf die Regierungsvorlage Angriffe zu made- 
Ebenjo begreiflih war es, daß namentlich bayeriiche Abgeordnete der Tiberola 
Parteien eine nicht minder energifche Vertheidigung führten. Es ftellte ſich \her 
in der erften Lelung (St. Ber. ©. 463—486) heraus, daß gegen das Get 
die Sentrumspartei, ein Theil der Konfervativen und einige Mitglieder dea 
Fortichrittspartei ftimmen würden. Nach der zweiten Leſung (St. Ber. E. 
616—545) erfolgte die Annahme mit 179 gegen 108 Stimmen, nad de 
dritten (St. Ber. ©. 569— 589; mit großer Majorität. 

2. Das Geſetz vom 4. Juli 1872 (R-G.-Bl. S. 253), betreſſr⸗ 
den Orden der Geſellſchaft Jeſu, welches dieſen Orden ſowie bie ibn 
verwandten Orden und ordensähnlichen Kongregationen vom Gebiete des Kat 
ausſchließt, ihnen die Niederlaſſung verſagt, die beſtehenden Niederlaſſungen ar: 
hebt, die Ausweiſung ihrer Mitglieder, wenn fie Ausländer ſind, und m 
Ronfination, wenn fie Snländer find, in die Hand der Behörben legt. In Ee 
mäßheit des 8. 3 iſt dann eine Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Jul 
1872 (R.G.Bl. ©. 254) ergangen, wonach den Iefutten die Ausübung ft 
einer Orbensthätigfeit, insbeſondere in Kirche und Schule, ſowie bie Abbalım; 
von Miffionen nicht mehr geftattet ift Ihre Niederlaffungen follen fpätetent 
binnen ſechs Monaten vom Tage der Wirkſamkeit des Geſetzes aufgelöft ki 
Die in den einzelnen Fällen nöthigen Anordnungen bleiben den Yandepelif: 
behörden überlaflen. 

Die erfte Anregung zu diefem Geſetz gaben Verhandlungen des Reicslop 
über eine große Anzahl von Petitionen für und wider ein allgemeines Verbo 
des Jeſuitenordens, über welche ver Abg. Gneift Bericht zu erflatten hatte Se 
nahmen zwei game Sigungdtage in Anſpruch. (St. Ber. ©. 367-425. 
Namens der Centrumspartei traten den Anträgen der Petitionstommiffion, welde 
die Regierungen aufforderten, fich über gemeinfame Grunbfäge in Betreff der 3: 
laffung religiöfer Orden zu verftändigen, insbefonbere aber die Niederlaffung der 
Sefuiten ımd verwandter Kongregationen unter Strafe zu ftellen, Die Abgg. Moufor) 
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und Reichensperger (Olpe) entgegen. Für die Ausichliegung der Jeſuiten plai- 
dirten die Abgg. Kiefer u. U. ; hervorragende Bedeutung wurde nach der Beziehung 
des Redners zur Megierung der Auslafjung ded Abg. Wagener (Meuftettin, bei: 
gemellen. Die Debatte endete mit einem Beichluß, der theils den Anträgen der 
Kommiſſion, theil® verichiedenen Amendements entnommen war. Mit 205 gegen 
84 Stimmen, welche letzteren außer der flerifalen Partei einige wenige Mit: 
glieder der Fortichrittöpartei umfaßten, wurde die Regierung aufgefordert, Die 
Sicherſtellung des religiöfen Friedens, die Parität der Konfeffionen und des 
Schutzes gegen Verkümmerung der ftaatöbürgerlihen Rechte in's Auge zu fallen, 
möbejondere einen Gefegentwurf vorzulegen, der Die vechtliche Stellung der reli= 
giöfen Orden, ihre Zuläſſigkeit regle und „die ſtaatsgefährliche Thätigkeit derfelben, 
namentlich der Gefellichaft Jeſu unter Strafe jtelle‘. 

Daraufhin beeilte fi die Reichsregierung, noch in derſelben Sigung eine 
Borlage einzubringen (Trudi. Nr. 170), „betreffend die Beichränfung 
des Rechts zum Aufenthalt der Jeſuiten im Teutichen Reich“. Man ftügte jich 
dabei auf vie Kompetenz nach Artikel 4 Nr. 13 u. 16 der Verfaſſung. 8 
ergab fich bald, daß auch unter denen, welche einer ſolchen Maßregel geneigt und von 
der Ueberzeugung durchdrungen waren, daß ed unmöglich fei, Die Regierung auf 
der bier betretenen Bahn bei ihrem erften Schritte im Stiche zu laffen, mannig- 
fach Widerſpruch gegen die Art nad Formultrung der im Entwurfe proponirten 
Beſchränkung herrſche. Nach einer ausführlichen Borberathung (St. Ber. ©. 
1001— 1028), in welcher von der Centrumspartei von Mallindrodt, Windthorft 
und Probft mit den Abgg. Wagener (Neuftettin) und Völt in Kampf geriethen, 
wurde in zweiter Leſung ein Antrag der Abg. Meyer (Thom) und Genoſſen 
eingebracht, durch den die Regierungsvorlage weſentlich umgeftaltet und erweitert 
wurde. Auch jo fand das Geſetz nicht blos von klerikaler Seite, megen des 
Principe, ſowie wegen der Unzulänglichkeit feiner Wirkung manchen Widerſpruch 
(St. Ber. ©. 1059— 1095). Indeſſen wurde das Gele nach der zweiten Be: 
ratbung mit 183 gegen 101, nad der dritten (St. Ber. ©. 1125 1150) mit 
181 gegen 95 Stimmen angenommen. Beide Male waren in der Minorität 
zu der flerifalen noch vereinzelte Stimmen der Yortichrittd= und der nationallibe- 
ralen Partei geftoßen. 

Am Schluß der ganzen Debatte nahm dann noch der Reichstag eine Re— 
folution mit 151 gegen 100 Stimmen an, welche bie baldige Vorlage eines 
Geſetzes über Einführung der obligatoriihen Civilehe und über 
Ordnung der Kirilftandsregifter begehrte. (St. Ber. ©. 1153). 

Die weiteren Ergebniffe der Legislative laſſen ſich überfichtlih zufamımnen- 
ftellen, wie folgt: 

I 


Durch eine Reihe von internationalen Berträgen find in mehrfacher 
Richtung die Beziehungen zwiſchen dem Deutihen Reiche und dem Auslande 
georbnet worden. Dahin gehören 

A. ber Auslieferungspertrag vom 31. Dftober 1871 (R.-©.:BL. 
5.446), welder mit Italien geichloffen wurde. Darnach findet wegen 
faft aller gemeiner Vergehen, mit Ausnahme der politiſchen, die Auslieferung 
ver deshalb verfolgten Perfonen ftatt, fofern fie nicht eigene Angehörige des um 
Aushieferung angegangenen Staates find. Nad dem Schlußprotofoll vom 31. 
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Ittober 1871 können die Korreipondengen auch zwiſchen Italien und den eind- 
nen zum Reich vereinten Staaten unmittelbar geführt werben. Im Reichstag 
bat dieſer Vertrag zu keinerlei Vemerkungen Anlaß gegeben (St. Ber. E. 
262, 276). Ein ganz ähnlicher Auslieferungsvertrag it unter dem 
14. Mat 1872 mit Großbritannien (R.-©.-8[. 1872 ©. 229), jedoh 
ohne die zuletzt erwähnte Klaufel zu Gunften der Einzelftaaten, abgelchlofien 
worden, Auch diefer Vertrag gab im Reichstage nur zu einigen Bemerkungen 
Anlaß, die ſich im Weſentlichen darauf beichränften, die überwundenen Schwierig 


keiten hervorzuheben und die Erfüllung eines feit lange empfundenen Bedürfniſee 


anzuerkennen. (St. Ber. ©. 617— 726). 
B. Zur Regelung des Konſulatweſens wurden erlaſſen 

1. eine Deklaration der Konfularconvention mit den Nieder— 
landen vom 11. Januar 1872 (R.G.«Bl. ©. 67). Darnach findet die 
zwiſchen Preußen und den Niederlanden unter dem 16. Juni 1866 getroffen 
Uebereinfunft nunmehr volle Anwendung zwiſchen dem Reiche und ke 
Niederlanden. 

2. Durh Konfularvertrag vom 7. Februar 1872 ifi vie wm 
dem Norddeutſchen Bunde und Italien am 21. Dezember 1868 abgeihleier: 
Konvention und in gleicher Weile durch Konfularvertrag vom 12. Januat 
1872 die von dem Norddeutſchen Bunde und Spanien gefchlofiene Kom: 
tion auf Das Deutſche Reich erftredt worden. (R.:G.-Bl. ©. 134 u. 21; 
St. Ber. ©. 16. 31). 

3. Nicht jo ohne Weitered erfolgte die Annahme des Konfularver: 
trags mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika. Ob 
man im Neichötage alljeitig Darliber einverftanden war, Daß der Vertrag em an 
den Wechfelbeziehungen der Kontrahenten entipringende8 und lebhaft empfunden 
Bedürfniß befriedige, waren doch einzelne Ausbrüde zu rigen, Die fchlieglih ai 
ausdrüdliches Verlangen des Reichstags vor der Ratifikation erſt durch a 


Schlußprotokoll erläutert und im ihrem richtigen Sinne feſtzuſtellen ſeien. Rad 


dem dies gefchehen, iſt der Vertrag, batirt vom 11. Dezember 1871, mit Schr 
protofoll vom 29. April 1872 publizirt worden (R.:©.:BL. ©. 95; St. & 
©. 16—21; 32—34). Belondere Erwähnung verdient dabei, daß ber 
dem Bertrag gegenjeitig gewährleiſtete Schutz der Fabrikzeichen im Reichetor 
Gelegenheit darbot, auch den Wunſch nad einem Vertrage mit Norbamenta ir 
Berhütung ded Nachdrucks auszufprehen. Bon anderer Seite wurde das Bei 
niß eines ähnlichen Konfulamwertrags gegenüber Brafilien betont. Indefſfen er 
Härte der Bundeskommiſſar, daß fi Dazu bisher Seitens der brafilianide: 
Regierung wenig Willfährigkeit gezeigt babe. 
C. Ein Handels- und Schifffahrtsvertrag ift von dem Reide 
mit Bortugal unter dem 2. März 1872 abgeichloffen worden. (8.8: 
©. 254). Damit ericheint die Forderung einer Revifion der feitherigen Kr 
träge mit Portugal, weldye namentlich der Abgeordnete Harkort öfter, zule 
noch 1871 (St. Ber. S. 273) geftellt hatte, befriebigt. Beiläufig mag noc 
erwähnt werben, daß nad Bekannimachung des Reichskanzlers vom 11. Al 
1872 (R.G.⸗Bl. ©. 293) mit Schweden und Norwegen ein Vekrerr 
fommen getroffen wurde, wonach in Betreff der Bezeichnung und Etilettircea 
der Waaren oder ihrer Verpadung, der Mufter und der Yabril: oder Handel⸗ 
zeichen die Angehörigen des jenfeitigen Staates benfelben Schu genießen, m% 
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tie Inländer. Ein Freundſchafts-, Handeld= und Schifffahrts— 
vertrag vom 13. Juni 1870. aber publicirt erft den 23. September 1872 
R.-G.-Bl. S. 377), verfnüpft das Reich mit dem Freiftaate ©. Salvador. 

D. Berträge wegen der Erbauung von Eifenbahnen find 
vom Reiche eingegangen worden mit Rußland am 8. Juli 1872 megen der 
Yinie von Lyck nach Breft:Litenst (R.-G.:Bl. 1872 ©. 23), mit den Nieder: 
landen am 18. Auguſt 1871 megen ber Linie Bortel-Gennep nad, Cleve und 
Reel R.“G.⸗Bl. 1872 ©. 39), mit Oefterreih-Ungern am 11. Mai 1872 
wegen der Linie Görlig-Reichenberg (R.:G.:Bl. ©. 353). megen der finie 
Leobſchutz — Bägerndorf und Neiße —¶ Olbersdorf (R.-©.:BL ©. 362). Bon bes 
Ionderer Bedeutung aber ift die durch Geſetz vom 15. Juli 1872 gene 
migte Uebereinfunft zwifchen dem Deutfchen Reiche und Yuremburg wegen 
Uebernahme der Berwaltung der Wilbelm=-Luremburg-Eifen- 
bahnen. (R.G.⸗“Bl. S. 329). Im Friedensvertrage vom 10. Mai 1871 
hatte ſich Frankreich verpflichtet, fi) den Beirteb von der franzöſiſchen Oftbahn- 
aclellihaft abtreten zu laflen und die dadurch gewonnenen Rechte der deutfchen 
Regierung zu übertragen. Nachdem Dies geſchehen, konnten die Verhandlungen 
mit der Yuremburgifchen Regierung eingeleitet und zum Abſchluß gebradyt werben. 
Ter Reichstag hieß ohne Debatte die politiſch und wirthſchaftlich werthvolle Er⸗ 
werbung des Betrieb8 gut umd flellte die dazu nöthigen Mittel vorſchußweiſe 
zur Berfügung. (St. Ber. ©. 1119—1122). 

Endlich fickt fich diefer Gruppe noch an das Geſetz vom 2 Novem— 
ber 1871, betreffend die Gotthards-Eiſenbahn. An Stelle des 
Bundesgefeßes vom 31. Mai 1870 wurde der Kaiſer ermächtigt, dem zwiſchen 
Italien und der Schweiz geſchloſſenen Staatsvertrage beizutreten und eine Sub: 
dention von 20 Millionen Franken von Seiten des Deutichen Reichs zuzufichern. 
R.G.⸗Bl. 1871 ©. 375). Im Erwägung der boben Bedeutſamkeit dieſer 
Verbindung wurde die Erhöhung der Subvention ohne jeven Widerſpruch von 
den Reichstage gebilligt. (St. Ber. ©. 86. 91). 

E. Mehrere Boftverträge finden paflender in anderem Zuſammen⸗ 
bange (f. unten Ziffer VI. A.) Erwähnung. 


ll. 


Eine andere Gruppe umfaßt diejenigen Erlafje, weldye die Ausführung 
des Friedensvertrags mit Frankreich bezweden. Der Zeitraum, mit 
welchem fich dieſe Ueberficht befchäftigt, bietet Material genug dar, um die in 
der vorjährigen Weberficht umter IV. (Jahrbuch 1871 ©. 214) aufgeftellte Rubrik 
nicht fallen zu laſſen. 

Es Handelt fi um die von Frankreich zu zahlende Kriegsent- 
ſchädigung und deren Verwendung. 

Znnädft mag daran erinnert werden, daß durch die Separatlonven- 
tion vom 12. Oktober 1871 (R.-©.:Bl. ©. 369) unter gewifjen Kon⸗ 
zeſſionen in Betreff der Räumung von ſechs Departements und der Reduzirung 
der Decupationdarmee ein neuer Modus der Zahlung für die vierte halbe 
Milliarde fammt den bis zum 2. März 1872 aufgelaufenen Zinfen, und durch 
de Speziallonvention vom 29. Juni 1872 ein neuer Modus über 
ne Zahlung der rüdftändigen drei Milliarden (R.G.⸗Bl. ©. 266) verein- 

art wurde. 
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Außer den in der vorjährigen Ueberfiht unter Nr. 1—8 bervorgehobenen 
Anweiſungen auf die franzöfiichen Kriegskoſtenentſchädigung find noch folgende 
weitere geſchehen. 

I. Dur das Gejet vom 28. Oktober 1871 (R.G.Bl. ©. 343 
wurde die Zurückzahlung der fünfprozentigen Sriegsanleihen, die auf Grund des 
Geſetzes vom 21. Juli 1870 vom Norbdeutichen Bunde gemacht worden waren, 
aus dem auf den Norbveutichen Bund entfallenden Antheil der franzöſiſchen 
Entihädigung beichloffen. Die Kündigung iſt auf den 31. Dezember 1572 
erfolgt. Nach den Motiven der Regierungsvorlage (Drudjachen Nr. 6} betrug 
nachdem die theils auf Grund des Geſetzes vom 21. Juli 1870, theils auf 
Grund des Geſetzes vom 29. November 1870 auögegebenen Schatzanweiſunden 
bereit8 wieder eingezogen worden waren, die Summe der noch zu kündigenden 
Schuldverſchreibungen circa 114 Millionen Thaler. In der Tebatte des Reich 
tags bemängelte der Abg. Richter nur, daß nicht alle Bundesichulden abgeſtoßer 
werben follten, rügte den Mangel einer vollftändigen Weberficht über die Ber 
wendung der franzöfiihen Entichädigungsgelder und knüpfte daran einige weiter 
Bemerkungen über die finanziellen Operationen der Regierung. Im Uebrige 
fand 1 Geſetz ohne Diskuſſion unverändert Annahme (St. Ber. ©. 31. 
52. 56. 

2. Das Geſetz vom 4. Dezember 1871 (R.-G.-Bl. S. 4i 
‚verordnet, daß den verpflichteten Sommmunalverbänden, oder, wo die betheiligter 
Staaten ſelbſt an deren Stelle getreten find, den letzteren diejenigen Unterftügunge. 
welche innerhalb des Gebiete des Norddeutichen Bundes von ihnen an bülre 
bebürftige Familten der tm Sriege gegen Frankreich zum Dienft eimberufene 
Referriften oder Landmwehrleute nad Maßgabe ver beftebenden Gejege gewäbt 
worden oder noch zu gewähren find, jo weit fie- die dort beftunmten Diinimallg 
nicht überfteigen, zu erftatten feien. Die erforderlichen Mittel werden aus ver 
Gejammtantheile der Staaten des Norddeutſchen Bundes an der franzöjlita 
Kriegsentfchädigung vorweg entnommen. 

Die erfte Anregung gab ein Antrag (Mr. 40 der Drudfachen) der Abe 
von Cranach und Genoffen, der nach feiner Faſſung ſchlechthin der Erſatz alıı 
diefer Unterftügungen bezwedte. Der Antrag wurde nad längerer ‘Debatte mi 
einem Zufagantrage des Abg. Grumbrecht, dahin gehend, daß aus benfelle 
Mitteln au der Erſatz der fonftigen auf Geſetz beruhenden Kriegsleifhunx- 
für die Kreife und Gemeinden zu bewirken fer, angenommen (St. Ber. £. 
195-202). Gleichzeitig überwies man mehrere auf den nämlichen Punkt a: 
zielende Petitionen dem Reichskanzler zur Berüdfichtigung. Freilich durfte ſi⸗ 
nicht verbehlt werben, daß die Größe der beabfichtigten Erfagleiftung, wenn t. 
—* ‚a foflendem Mafftabe ausgefprochen werden follte, gar nicht zu über 
eben ſei. 

Die Regierung, welche ſich felbftverftändlich nur in entgegenfommendem Zi: 
äußern Tonnte, beichränfte fich jedoch darauf, in ihrer Vorlage die Erfaglaitırı 
der gedachten Minimalbeträge zu proponten. Obwohl diefe Beſchränkung mi: 
unbemängelt blieb (f. erfte und zweite Lelung St. Ber. ©. 589-590) u 
von dem Abg. Gneift der von dem urlprünglichen Antragfteller zurückgezogee 
Antrag, wenigftend den Erſatz bis zum Doppelten jener Miürimalbeträge zu ©: 
willigen, unter fpeziellerm Hinweis auf die Verhäliniffe Berlms wieder au 
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nommen wurde, erfolgte doch die unveränverte Annahme des Regierungsentwurfs 
(f. dritte Lefung St. Ber. ©. 597—599), 

3. Noch weit größere Schwierigfeiten verurfachte dad Geſetz vom 11. 
November 1871, betreffend die Bildung eines Reichskriegs— 
Ihages von 40 Millionen Thalern (R.-©.-BL ©. 403), die unter Auf⸗ 
bebung des preußilchen Staatsſchatzes in gemiinztem Gelde niedergelegt worben 
find. Ueber denjelben kann zu Ausgaben nur für die Zwecke der Mobilmachung 
und zwar nur wmittelft Katferlicher Anorbnung unter vorgängig oder nachträglich 
einzubolender Zuflimmung des Bundesraths und des Reichstags verfügt werden. 
Die Verwaltung führt der Reichskanzler nach den mit Zuſtimmung des Bundes- 
raths ergebenden Anordnungen des Kaiſers unter der in 8. 3 näher prägifirten 
Kontrole der Reihefchulden-Kommilfion. j 

Die Motive ſchilderten die Hinterlegung eined ſolchen Schatzes ald eine 
nothwendige finanzielle Ergänzung der allgemeinen Wehrpfliht (Druckſ. Nr. 5) 
und vechtfertigten die Höhe der Forderung damit, daß nachweislich die einmaligen 
Ausgaben für die Mobilmachung der Norodeutichen Urmee diefen Betrag über- 
ſchritten Hätten. Nach der erften Lejung, die ſich vorwiegend auf dem Gebiete 
ber Politik und nur zum Meinen Theile auf dem der Finanzwirtbichaft bewegte, 
wurde der Entwurf an die Budgetlommiffion verwielen (St. Ber. ©. 24—34). 
Der Vorſchlag der letzteren (Drudf. Nr. 30) wih in mehrfacher Hinficht von 
der Regierungspropofition ab. Insbeſondere war dem $. 1 die Aufhebung des 
preußiſchen Staatsſchatzes als Bedingung binzugefügt worden. Aber auch über 
die amendirte Baflung erhob fich lebhafter Streit (ſ. zweite Leſung St. Ber. 
S. 177—137). Bon mehreren Seiten wurde 8. 1 im Brincip bekämpft. 
Der Abg. von Hoverbed und Andere wollten den zweiten Ablag des 8. 1 durch 
Zufag der Worte „im Falle eines Angriffe auf das Bundesgebiet und deſſen 
Küften” weiter beichränten und fo der ganzen Inſtitution ausdrücklich einen 
rein defenſiven Charakter aufprägen. Der $. 2 des Regierungsentwurfs war 
von der Kommiſſion geftrichen worden. Er wurde jedoch in etwas abweichender 
Faffung nach einem Amendement des Abg. von Bodelſchwingh und einem Untere 
amendement des Abg. Grumbrecht, ſo wie er jetzt lautet, wieder hergeſtellt. Der 
F 3 * der Kommiſſion wenig verändert, fand ohne weitere Debatte 

ahme. 

Anch in der dritten Berathung hatte die Vorlage noch ſchwere Angriffe zu 
beſtehen. Sie endete indeſſen nach ausführlicher Vertheidigung durch die Abgg. 
Miguel, Fries, von Kardorff und Bennigſen gegen die Abgg. Ewald, Sonnemann, 
Krüger, Hausmann und Hänel mit der Annahme des unveränderten Refultates 
ber zweiten Leſung. 

4. Zur Ausräftung der Reihseifenbahnen in Elſaß-Lothringen 
wurden durch Gefeg vom 22. November 1871 dem Reichskanzler zur Verfügung 
geflellt 11,440,000 Thaler (K-G.⸗Bl. ©. 396). 

5. Berner find nach dem Gefeg vom 4. Dezember 187 1 betreffend 
die Feſtſtellung des Haushaltsetats für 1872, mehrere Poften ausdrücklich auf 
die franzoͤſiſche Kriegsentichädigung nach Kapitel 7 der Einnahme außer den nad 
$. 2 daraus in Gemäßbeit des Geſetzes vom 27. Suni 1871 zu deckenden Pen⸗ 
fionen angewiefen worden. So a) ein eiferner Borfhuß von 6,270,000 Thaler 
der Reihöfriegdverwaltimg ; b) ein Betriebsfonds der Reichskaſſe im Belaufe von 
3,375,000 Thaler, c) zu den Ausgaben der Marineverwaltung (Gefeg vom 
v. Solgenborff, Jahrbug IL 13 


194 Die Reichtgeſetzgebung. 


9. November 1867) 1,222,000 Thaler; d) zur Abtragung der Reichsſchuld 
3,000,000 Thaler; e) zu Bebirfniffen des Rechnungshofes 20,000 Thaler. 
Außerdem ift ın $. 8 des Geſetzes die Dedung gewiſſer Minvereinnahmen aus 
der Abbürbung der Zoll und Steuerfredite, welche auf faſt 20,000,000 Thaler 
angegeben worden find, aus derjelben Duelle vorbehalten worben. 

In dem Etat für 1873 find darauf angewieſen worden, nach Kapitel 7 
der Einnahmen (R.-G.:Bl. ©. 314) a) für den Rechnungshof 20,000 Thale: 
b) zu den Penfionen nad dem Geſetz vom 27. Juni 1871 ein Betrag von 
12,313,000 Thalern; c) für die Darinewerwaltung 2,016,000 Xhaler. 

6. Neben dieſen Berwilligungen verfügt nun weiter das Geſetz von 
8. Yuli 1872 (R.G.Bl. ©. 289), betreffend die franzöfiid: 
Kriegstoftenentfhädigung: es follen aus bderfelben entnommen werde 
40,250,000 Thaler zur Wieberberftellung, Vervollſtändigung und Ausrüſtum 
der elſaß⸗lothringiſchen Feſtungen, Kaſernen, Lazaretbe u. |. w., wie fih in $. 1 
ſpezifizirt findet; ſowie 1,375,000 Thaler zur Herrichtung eines Schiepplagei 
der Artillerie Pritfungs:Kommilfion. 

Das Geſetz gebt aber über diefen nächſten Zweck hinaus. Im feinem %ı: 
titel V führt e8 unter 10 Nummern diejenigen durch die Kriegführung gege 
Frankreich erwachlenen Ausgaben und Koften an, welche als gemeinfame Ans 
gaben des Reichs zu betrachten und ben Betbeiligten, dem Norbdeutichen Bunt, 
Bayern, Würtemberg, Baden und Heilen aus den bereiteften Deitteln ber fraw 
zöſiſchen Entſchädigung zu erfegen find. Die Feſtftellung der Beträge ereln 
durch den Bundesrath und Reichſtag. Der Rechnungshof hat wicht blos ix 
Berausgabung der feftgeftellten Beträge an die einzelnen Regierungen, ſonden 
auch die beftimmungsmäßige Verwendung von Seiten der letzteren zu yriie. 
Nah Art VI. werden die Einnahmen aus der Kriegsentſchädigung bis zum Belaıt 
von 34, Milliarden Franken. aus der Kontribution der Stabt Paris mit 21 
Millionen Franken, und aus den in Frankreich erhobenen Steuern und 8er 
tributionen, ſoweit dieſe nicht für beſondere militäriſche Zwecke erhoben word: 
find, nach Abzug der Koſten ver Verwaltung in ven betreffenden Theila 
Frankreichs, zwiihen dem Norbveutfchen Bunde und den Sübflanten vertbal 
infofern nicht Darüber fonftwie gefeglich bereits verfügt if. Die Bertheilung ſel 
zu drei Biertheilen des Weberichuffes nach dem Maßſtabe der militäride 
Leitungen, der in Ziffern feftgefest ift, zu einem Biertbeil nach dem Mafftık 
der Matrifularbeiträge für 1871 geichehen. Die Verwendung ber letzten !!: 
Milliarden wird einem fpäteren Reichsgeſetz vorbehalten. “Doch follen bar 
namentlih die Marinennleihen und die Aufwendungen nach dem Smalık 
geſetz beftritten werden, und zwar nad demſelben Vertheilungsmaßftab. 

Ueber den dem Norddeutſchen Bunde geblihrenden Antbeil wird nad An 
VI. im Wege des Neichögefetes verfügt werben.” " 

Die Regierung war dur das Geſetz über den Etat von 1872 aufgermi 
worben, die Verwendung der gedachten Einnahmen geſetzlich zu regeln. Sie ee 
Yäuterte ihre Vorlage in ausführlichen Motiven, beigegebenen oder nacgeltetr” 
Ueberfichten und Denkſchriften (Drudf. Nr. 92. 184). Trotzdem wurde m TE 
erften Berathung Dimtelheit und Umvollſtändigkeit in mehreren Richtungen K: 
merft. Es erfolgte die Webermeifung an eine befondere Kommiffion. (St. Ber 
S. 635—641). 

In derfelben wurde der Entwurf weſentlich mobifizirt. Namenilich nabır 


j 
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man in Artifel II. anftatt der von der Regierung geforderten Bauſchſumme eine 
genaue Spezififation der einzelnen Berwendungen auf. Die Artitel 2—4 waren 
ganz neu Hinzugefügt, Artifel 5 umgeftaltet, der jetsige Artikel 6 um die Schluß⸗ 
jüge, welche die Art und Kontrole der Verwendung vegeln, vermehrt, dagegen 
Artilel 4 der Regierungsvorlage, welcher für Ermeiterung der Militärbilvungs- 
anftalten, insbeſondere für Errichtung eines Kadettenhauſes bei Berlin und Er⸗ 
weiterung der Kriegeminifteriumögebäude 31/, Million Thaler forderte, geftrichen 
worden. (Drudf. Nr. 166.) 

Der Ag. Miqusl erftattete mündlichen Bericht. In der zweiten Leſung 
erhob fi) zunächſt Streit über den jetzigen Artitel 4, ein Streit, der fih um 
die conftitutionelle Frage bewegte, in wie weit die Regierung berechtigt fei, Grund- 
ftüde des Staates zu veräußern, ſowie zugleich, wie mit den daraus geimonnenen 
Einnahmen zu verfahren fei. Schlieglih wurde der Artikel nach der Fafjung 
der Kommiſſion mit zwei Amendements der Abgg. Lasfer und von Hoverbed qut= 
geheißen. Sodann erbob ſich zu Artikel VIL. die Prinzipienfrage, ob die Kriegs⸗ 
ausgaben, welche Die Regierung über den Betrag der Kriegsanleihen hinaus ge- 
macht habe, der Genehmigung des Reichstags bebikften, oder Ichon durd die 
Billigung von Seiten des Kaiſers gededt feien. Indeſſen kam diefe Trage nicht 
zum Austrag, indem ein darauf hinführende® Amendement des Abg. von Webell- 
Malchow zurüdgezogen wurde. Beſonders Iebhaft endlich wurde darum geftritten, 
ob die Forderung für dad Kadettenhaus und das Kriegsminiſterium bewilligt 
werden folle. Ste wurde mit einer geringen Majorität verfagt. (St. Ber. 
©. 970—998). 

In der dritten Leſung erfuhr nur die Faſſung noch einige Aenderungen nad 
Antrag des Abg. von Patom. Die wiederholte Anregung der Erfagleiftung, 
welche den Kommunen für alle Kriegsaufwendungen zu gewähren fer, welche der 
Abg. Grumbrecht unternahm, hatte kein Refultat. Eine längere Debatte ent- 
ſpann fi” um den erneuerten, auf eine ausführliche Denkſchrift der Regierung 
geftägten Antrag, das Geld für das Kadettenhaus und das Kriegsminiſterium 
zu verwilligen und eine damit zufammenhängende Nejolution des Abg. Lucius 
wegen eventueller Vereinigung der oberen Klafjen des Königl. Sächſiſchen Kadetten⸗ 
forp8 mit der Gentralfadettenanftalt, endigte aber mit Ablehnung beider. (St. 
Ber. S. 1029 — 1040). 

Die Schlußabftimmung (dal. ©. 1059) führte zur Annahme des ganzen 


Auferdem find noch auf die franzöfiihe Entſchädigung, wie unten (f. V. 3 
a. E.) zu erwähnen, bedeutende Beträge für die eljaß-lothringenichen Eifen- 
babnen angemiefen worden. 


Se 


III, 


Auf ven Finanzhaus halt des Reichs beziehen ſich folgende Gelege: 

A. den Etat betreffenn, abgeſehen von ven Erlaſſen, welche ſich auf die 
Ausgabe von Schatanwerfungen beziehen (vom 1. Oktober, 12. November, 25. 
Dezember 1871, |. R-G.⸗Bl. S. 337. 393. 481. und vom 2. Januar 1872, 
R.G.Bl. ©. 3): 

1. das Geſetz vom 10. November 1871 (RG.⸗Bl. ©. 392). 
Nach diefem follte aus den Ueberſchüſſen des Etats von 1870 die 
Summe von 341,780 Thalern zur Dedung außerorbentliher Ausgaben ber 

13* 
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Telegrapbenverwaltung des Norddeutſchen Bundes in den Jahren 1868—1870, 
der Reſt des Ueberichuffes Hingegen zu Herauszahlungen verwendet werben, welche 
der Norddeutſche Bund an die Südſtaaten und Luxemburg von den Einnahmen 
der Nübenzuderfteuer zu bewirken bat. Der Berichterftatter bob beſonders her⸗ 
vor, daß damit den unter veränderten Verhältniſſen nach Beitritt der Südſtaaten 
zum Reiche pro 1871 zu faflenden Beichläffen in feiner Weife präjndizirt 
fein folle (St. Ber. S. 171). Uebrigens fland die Vorlage dieſes Geſetzes 
in unmittelbarem Zufammenbang mit der Prüfung der Haushaltsrechnung von 
1870 (f. unten B. 3). 

In gleicher Weile ift dann der Telegraphenverwaltung durch Gefeg vom 
20. Iuni 1872 die Summe von 43,616 Thalern aus dem Ueberſchufſe des 
Etats von 1871 zur Dedung außerorventlicher Ausgaben, die fie im Jahre 
1871 gemacht hat, zugeführt worden (R.⸗G.⸗Bl. ©. 208). 

2. Bon blos formeller Bedeutung iſt das Geje vom 22. November 
1871, wodurch als Nachtrag zu dem Etat des Reichs pro 1871 für die Be- 
dürfniffe des Badiſchen Militärfontingents nachträglich Die Summe 
von 1,618,650 Thalern in Ausgabe und in Einnahme geftellt wird (R.G.⸗Bl. 
©. 395), eine Konfequenz der Uebernahme des Badiſchen Militärs. 

Zur Regelung des Haushalts von 1870 ift außerdem durd das ſchon er: 
wähnte Geſetß vom 20. Juni 1872 (R.G.-Bl. ©. 208) beftimmt worden, 
wieviel Bayern, Württemberg, Baden und Heflen, infofern fie an der Gemein 
haft der Einnahmen an Zöllen, Verbrauchsſteuern und Averjen verfaffungsmäßig 
nicht Theil nahmen, an Matritularbeiträgen weiter zum Etat von 1871 hinzu: 
zuzahlen haben, in Summa 16,842 Thaler. Durch daſſelbe Gefet fanden Etat 
überjchreitungen der Marine und der Zelegraphie ihre Dedung. 

3. Das Gefeg vom 4. Dezember 1871 (R.G.⸗Bl. S. 412) mt: 
hält den Etat des Reiches für 1872.. Derfelbe wurde in Einnahme und 
Ausgabe auf 116,851,255 Thaler feftgeftellt. 

Zu erwähnen ift, daß nach 8. 3 deſſelben die Bunbesregierungen verpflichtet 
find, die nach Artikel 38 der Verfaſſung zur Reichskaſſe fließenden Zölle und Ab⸗ 
gaben dieſer zur Verfügung zu ftellen, ſobald fie nad Maßgabe der Gefege 
und der Berabredungen über die Friften der Steuerkrebite fällig geworben find; 
ebenfo die nach Art. 38 zu zahlenden und die an Stelle der Branntwein- und 
Dierfteuer von Bayern, Würtemberg und Baden zu entrichtenden Matrikular⸗ 

iträge. ® 

Die Berweifung an eine Kommilfion wurde nicht beliebt (St. Ber. ©. 83), 
dagegen beichlofien, für jede Etatsgruppe einige Kommiffarien zu ernennen, die 
mit den Kommifjarien der Regierung zur Vorbereitung der E pezialbiskuffion 
zu berathen hätten. Demgemäß konnte dann die weitere Leſung im Plenum cr: 
ledigt werden. In welcher Folge |. St. Ber. ©. 670. 

. Der Etat fir 1872 beruht aber in feinem Saupttbeile weſentlich auf einem 

andern Geſetz, das deshalb an dieſer Stelle erwähnt werben muß, auf dem 
Geſetz vom 9. Dezember 1871, betreffend die Friedenspräfenz: 
ſtärke des Deutfhen Heeres und die Ausgaben für die Berwal: 
tung deſſelben (R.G.Bl. ©. 411). Auf die Jahre 1872, 1873 und 
1874 ift darnach die fsriedenspräfenzftärte auf 401,659 Mann unb der Auf: 
wand für biefelbe ausſchließlich der im Etat pro 1872 vorgefehenen Gehaltsanf- 
eflerungen auf jährlich 90,373,275 Thaler feflgeftellt, von denen an Bahem 
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nach deſſen verfaflungsmäßiger Stellung in Bezug auf die Milttärangelegenheiten 
10,854,000 Thaler abzugeben find. Hiermit iſt der fogenannte eiſerne Milt- 
täretat, der eben im Begriffe war, abzulaufen, bis zu Ende des Jahres 1874 
erftredt worden. 

Erft ſpät entſchloß fich die Regierung ihrerſeits, eine hierauf gerichtete 
Propofition einzubringen. Bei Borlage des Geſammtetats hatte fie nur bie 
Verlängerung für 1872 beantragt und für 1873 die Vorlegung eines voll- 
fändigen Etats der Milttärverwaltung in Ausficht geſtellt. Sie entſchloß fich 
dazu, beftimmt durch die Borverbanblungen, welche mit den Kommiſſarien deg 
Haufes über diefen Theil des Haushalts gepflogen worden waren (f. d. Motive 
m Nr. 28 der Druckſ.). Wie vorauszufehen, rief diefe Propofition fehr ver- 
ſchiedene Meinungsäußerungen hervor. In der erften Debatte ſprachen nad 
einer überaus energiſchen Cinleitungsrede, welche der Abg. von Treitſchke zu 
Gunſten der Vorlage hielt, die Abgg. von Hoverbed und Laöfer gegen, Die Abgg. 
von Bethuſy und von Karborff in Uebereinſtimmung mit dem Bundeshevoll- 
mãchtigten Grafen Roon für die Borlage (St. Ber. S. 599-623). Aus der 
zweiten Leſung mag nur erwähnt werben, daß ſich der Abg. Reichensperger 
(Krefeld) den Gegnern anſchloß, wogegen von Fordenbed das Geſetz wirffam 
vertheidigte. Wichtig war die Erklärung des Präfidenten des Reichskanzleramtes, 
die Regierung lege hohen Werth darauf, daß die ganze Welt durch Annahme 
des Geſetzes erfahre, Deutichland werde 1874 ebenfo, unter allen Umftänden 
ebenjo gerüftet daftehen, wie heute. Ein Verbeilerungsantrag Bambergers, ver 
die Verlängerung auf 1872 und 1873 beichränten wollte, wurde mit 190 gegen 
84 Stimmen abgelehnt, dann das Geſetz mit 150 gegen 134 Stimmen ange- 
nommen. (St. Ber. ©. 625—643.) 

Auch noch in dritter Lefung wurde das Geſetz, namentlich von Sonnemann, 
angegriffen, indefjen zulegt mit 152 gegen 128 Stimmen angenommen (St. 
Ber. S. 649—657). 

4. Daraus ergab fi denn, daß die Feftftellung des Etats für 
1873 verbältnigmäßig einfach war. Sie erfolgte durch das Geſetz vom 10. 
Juli 1872 (R-G.-BL ©. 297). 

Im Zufammenhange mit dem Etat pro 1873 wurde zugleih das Ge- 
leg vom 20. Juni 1872 (R.G.Bl. S 205) erledigt, weldes dem Etat 
pro 1872 einey Nachtrag hinzufügte. Es handelte fih darım, eine Reihe 
fleinerer Boften für das Reichskanzleramt, Darunter namentlich die Ausgaben für 
das ftatiftiiche Reichsbüreau, für die Marinevewaltung u. |. w., fowie eine 
Summe von 50,000 Thalern wegen der Betheiligung an ver Wiener MWeltaus- 
ftellung noch aufzunehmen. Der Reichstag genehmigte den Nachtrag mit 138,745 
Thlen. Ausgabe und 38,475 Thrn. Einnahme, wonach dem noch 100,270 Thlen. 
durch Meatritularbeiträge zu deden blieben. Aus der Debatte vervient höchſtens 
Erwähnung, daß in derfelben die Inftitution des nen gegründeten ftatiftifchen 
Amtes von dem Abg. Dunder kritifirt wurde (St. Ber. ©. 25 ff.). 

Der Etat pro 1873 fchließt mit einer Ausgabe von 118,840,000 Thalern 
und mit einem gleichen Betrage der Einnahmen ab. . 

Seine Berathung erfolgte nach demfelben Modus, der bei dem Etat für 
1872 beliebt worden war. Aus der Spezialberathung verdienen einige Anträge 
und Beichlüffe hervorgehoben zu werben. Dem germanifchen Muſeum bewilligte 
man mit 16,000 Thalern das ‘Doppelte des jeitherigen Beitrags. Mehrfach 


198 Die Reichsgeſetzgebung. 


zeigte ſich Widerwille gegen bie Unterhaltung einer Geſandtſchaft bei dem päpft- 
lichen Stuhl; inbefien wurde doch die betreffende Poſition in dem Titel ix 
auswärtigen Amtes von der Majorität gutgebeigen. Andererſeits forderte der 
Reichstag in Folge der Petition mehrerer Handelskammern die Errichtung eines 
Berufstonfulats in Italien. Bei der Poft wurde unter Anerkennung ihrer aus: 
gezeichneten Leiftungen die Kombinirung der Poſt⸗ und Telegrapbenftationen, die 
Begründung von Sparkaflen und die Aufhebung der Offizier-Poftmeifterftelen 
empfohlen. Im dem Abichnitt der Marineverwaltung gaben der Slottengründunge- 
plan, wie fchon oft, und die Anlagen an der Jade Anlaß zu verſchiedenen 
Meinungsäußerungen. In der Spezialbebatte über die Zölle und Steuern bradte 
der Abg. von Hoverbed einen Geſetzesentwurf ein, der die Salzfteuer auf einen 
Thaler für den Centner veduzirte. Der Ag. Stumm ſchlug Dagegen vor, bie 
Salzfteuer von 1874 an völlig aufzuheben, zugleich aber den Ausfall durch Er: 
höhung der Tabaksſteuer und Ueberweifung von Stempelgefällen an das Rad 
zu deden. Es entjtand darüber eine bewegte Debatte Sie führte unter Ab- 
lehnung diefer Anträge zur Anuahme einer Refolution, welche den Wunſch nah 
Beleitigung der Salzfteuer ausſprach. Diele Einzelheiten, großentheild veranlaßt 
dur En bezügliche Petitionen, find bier zu übergeben. (Vgl. St. Ver. 
. 1236 ff.) , 

B. Die Kontrole des Reichshaushalts anlangend, wurde 

1. durch Gefeg vom 28. Ditober 1871 1R.:6.,Bl. S. 344) diefelbe 
für das Jahr 1871 und gleicherweile durch das Gefet vom 5. Yuli 1872 
(R.-G.-Bl. ©. 265) für 1872 der Preußiſchen Oberrechnungskammer unter ber 
‚Benennung „Rechnungshof des Deutichen Reichs“ nach Maßgabe der Beim: 
mungen des Gefetzed vom 4. Yuli 1868 übertragen. | 

Bei Verathung des erfteren fchlug der Abg. Hagen zur Erledigung ber von 
ben Abg. Richter geäußerten Tefiderien vor, einen weiteren Paragraphen hinzuzufügen, 
wonach der Rechnungshof verbunden fein follte, nicht blos die Kapitel und Titel, 
fondern die einzelnen Pofitionen der Spezialetatd als Normen und daher jede 
Mehrausgabe über die einzelnen Pofitionen hinaus als nachträglich vom Reich— 
tag zu genehmigende Etatsüberichreitungen zu betrachten. Daher follten dem 
auch die Bemerkungen des Rechnungséhofs zur Dechargerechnung alle dieſe Mehr⸗ 
ausgaben enthalten und fich zugleih auf alle Abweichungen in der Bermentung 
von Neichögelvern erftreden, die den Haupt und Spezialetat® widerfprechen. Ta 
Antrag blieb in der Minderheit. Dagegen wurde eine Rejolution des Abg. von 
Benda x. angenommen, die auf baldigen Erlaß eines definitiven Geſetzes über 
die Oberrechnungsfammer abzielte. (Et. Ber. ©. 37—45.) 

Dieſem Wunſche entiprach die Reichöregierung infofern, als fie dem Rede 
tage in der Eigung von 1872 den Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie Gin 
rihtung und Befugnifle des Nechnungshofes, vorlegte (Drudl. Nr 10), Et 
unmöglich, auf bie intereffanten, für die Fragen des Budgetrechtes wichtigen Te 
batten bier näher einzugehen. Einige Theile des Entwurf® wurden an emt 
Kommiffion verwieien, im Mebrigen die Berathung im Plenum geführt. Ter 
Reichstag beichloß zahlreiche Amendements, die auf Vermehrung feines Butt: 
rechts abzielten, und billigte den fo amendirten Entwurf in Schlußabſtimmung 
Indefien wurde e8 bereitS im Laufe der Berathung Mar, daß ber Bundesraib 
das Gele in dieſer Geftalt anzunehmen nit geneigt ſei. (Et. Ber. S. 
214—217; ©. 511—540; ©. 726— 741; ©, 826833; ©. 853.) 
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Somit blieb Nichts übrig, als nunmehr für das Nechnungsjahr 1872 
wenigſtens dieſelbe Yürforge zu treffen, die für 1871 getroffen worden war. 
Died geſchah durch Das bereitS genannte Gefet vom 5. Yulı 1872, Ber der 
Verhandlung über dasjelbe Fonflatirte, nad anfänglichem Schweigen, Staatö- 
minijter Delbrüd ausvrüdlih, daß „eine Uebereimftinnnung über die definitive 
Kegelung biefer wichtigen Materie nicht vorhanden fer”. (St. Ber. ©. 999 
i8 1000). 

2. In Gemäßheit des Art. 72. wurde dem Reichstag 1872 die all- 
gemeine Rehnung über den Hausbalt des Norddeutſchen Bun— 
des nebft Spezialrechnungen für das zweite Semefter 1867 und für das Jahr 
1868 zur Decharge vorgelegt (Drud. Nr. 121), konnten aber bis zum Schluffe 
der Seſſion nicht erledigt werben. 

3. Der Reichstag hatte fich ferner in der zweiten Eeffion von 1871 mit 
der Heberfit der Ausgaben und Einnahmen pro 1870, welde 
die Grundlage des oben unter A. 1 berührten Nachtrags zum Etat von 1870 bilvete 
und in der Seffion von 1872 mit der gleichen Ueberfiht pro 1871 al8 Grundlage 
des oben A. 2 a. E. berührten Nachtragsgeſetzes zu befaflen. Bei Berathung 
der erfteren (Druchſ. Nr. 4) beichloß derielbe gegen den Widerſpruch des Staats- 
minifters, der „eine verfaflungsmäßige Verpflichtung der verbündeten Regierungen 
zur Vorlegung der Etatsüberichreitungen in der hier gewählten Form als über⸗ 
all nicht vorhanden” bezeichnete, folgende Refolution: den Reichskanzler aufzu= 
fordern, entiprechend der Rechnungslegung nach den einzelnen Pofitionen die 
Titel der Spezialetat8 aud) in den Ueberfichten über die Einnahmen und Aus- 
gaben der Borjahre vom nächſten Jahre ab die Etatsüberſchreitungen, ſoweit 
dies bis zu deren Borlegung ausführbar, nad) Titeln und Pofitionen der 
Spezialetats zur Genehmigung des Reichstags mitzurheilen (St. Ber. ©. 170). 
Man fieht. daraus, wie immer die Handhabung wirkfamer Kontrole auf den 
nämlichen Puntt führte. 

Bei ver Berathung der legteren wurde zwar der Antrag nicht wiederholt, 
aber Regelwidrigkeit der Nechnungslegung, weldye auch der Präfident des 
Reichskanzleramts einräumte, gerügt. (St. Ber. ©. 680.) 

C. Was die eigenen Einnahmen des Reiches anlangt, inäbelondere 
die Zölle und Steuern, fo ift bereit8 erwähnt worden, daß bei deren Beſprechung 
bie Aufhebung der Salzfteuer beantragt wurde. Nicht minder wurde die Auf- 
hebung des Roheiſenzolls und Reviſion der Kifenzölle bei derſelben 
Selegenheit von Neuem begehrt (St. Ber. v. 1872 ©. 587—89). Gegen= 
ftand der Erörterung war auch bei dem Etat (St. Ber. ©. 585) und auf 'Peti- 
tionen bin (S. 300 dal.) das VBerhältnig zu Frankreich in Betreff der Zucker⸗ 
feuer. Cine Petition, melde die Einführung einer Branntweinfabrifatftener 
verlangte, kam nicht zur Verhandlung. Die Petitionskommiſſion ſchlug mit 
Rüdficht darauf, daß nad) den Erflärungen des Regierungskommiſſars eine 
Geſetzesvorlage dieſer Art für die nächte Reichstagsſitzung in Vorbereitung be= 
griffen fei, Tagesordnung vor (Drudf. 1872 Nr. 157 A.). 

Das einzige pofitice Reſultat des Ietten Jahres bildet da8 Geſetz vom 
31. Mai 1872 wegen Erhebung der Braufteuer (R.-6:8l. ©. 153), 
Die Diskuffion dieſes Geſetzes gab Veranlaſſung, daß zum erftien Male, auf 
Antrag Des Abg. von Mallinkrodt, von der berüchtigten itio in partes nad 
Art. 28 der Berfaflung praktiſcher Gebraud; gemacht wurde. Die Abgeordneten 
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von Bayern, Württemberg und Baden verließen, da es ſich nach Dem Beſchluſſe 
der Majorität über eine Angelegenheit handelte, bei ber nach Art. 38 ihre 
Stimmen nicht mitzählen, den Saal (St. Ber. S. 327—333). Im Uebrign 
bezog fi die Debatte nur auf techniiche Punkte Die SS. 20— 44, in dena 


namentlich die Strafbeftimmungen enthalten, waren einer Kommiſſion über 


wiefen worden und fanden durchweg Annahme nach deren Beſchlüſſen. 


Das Geſetz bezwedt eine einheitliche uud gerechtere Beftenerung. Indeſſen 


find Davon, ungeachtet mancher dagegen innerhalb und außerhalb des Reichstags 
laut gewordenen Stimmen, außer Bayern, Württemberg, Baden ımb Eliah-Lot- 
ringen, auch das weimariſche Vordergericht Oftheim und das koburgiſche Ant 
Königsberg überhaupt ausgenommen, und es ift weiter aus finanzieller Schonung 
ein Vorbehalt in $. 44 zu Gunſten Sachſen-Meiningens, Koburg-Gotha's un 
Neuß älterer Linie gemacht worden. Zugleich bat das Geje den Zwech miöglıd 
aud die Surrogate zu treffen, die in immer fteigender Quantität in der Bir: 
bereitung Benugung finden. 

Bur Spradye fam auch die Einführung einer einbeitlihen Reihsftempel: 
ftener. Der Ausſchuß des Kongrefies deutſcher vandwirthe hatte diefe in einer 
Petition beantragt und die Petitionstommiffion darauf Hin dem Reichstage ver: 
geihlagen, den Reichskanzler zu erſuchen, er möge eine gleichmäßige Regelum 
der Stempelabgabe innerhalb des Reichs in Erwägung ziehen (Drudf. 1972 
Nr. 48 B.). Indeſſen lehnte e8 der Reichſstag, indem er zur JTagedorbuum 
überging, ab, eine finanziell und politiſch jo wichtige und eingehender Erörterung be 
bilrftige Frage anläßlıd einer Petition zu enticheiven. (St. Ber. ©. 308-314). 


IV 


Der Gruppe von Ueberleitungs⸗ und Einführungsgefegen, welche bie vor: 
jährige Ueberſicht (Jahrbuch 1871 ©. 105) unter IEI. aufftellte, ıft im wer: 
floffenen Sa eine reihe Vermehrung zu Theil geworden. ingeführt wurde 

A. in Bapern: 

1. durch Gefeß vom 2. November 1871 daS Bundesgejeg, betreffen 
die Maßregeln gegen die Rinderpeft, vom 7. April 1871 (ROSA 
©. 372); 

2. durch Gefeb vom 26. November 1871 (R.G.⸗Bl. S. 397) die Maar 
und Gewichtsordnung vom 17. Auguft 1868, um vom 1. Januar 
1872 in Kraft zu treten, jenoch mit der Beſtimmung, daß die bayerijdhen Fe: 
maaße bis zum 1. Januar 1878 erhalten bleiben dürfen, und mit Ausnabm 
der Artifel 15—20, an deren Stelle die Urtifel 11 und 12 der bayeriida 
Maaß- und Gewichtdordnung vom 29. April 1869 ihre Geltung behalten; 

3. durch das Gefen vom 24. November 1871 (R.G.Bl. ©. 398) de} 
Geſetz, betreffend Die Verpflichtung zum Kriegsdienſt, vom 9. Roxar 
ber 867, aber nach $. 1 unter auch bier ausdrücklich wiederholter Referwanet 
ber nach dem Vertrage. d d. Berfailles ven 23. November 1870 Ziffer II 
8. 5 Nr. III. Seiner Majeftät dem Könige von Bayern zuſtehenden Rechte 

4. dur Geſetz vom 12. Juni 1872 — ©. 170) die Gewerbe: 
ordnung vom 21. Juni 1869, gültig mit $. 29 und $. 147 Nr. 3 ve@ 
1. Januar 1872, mit den übrigen Beltimmungen vom 1. Januar 1873 ab, 
unter einem Vorbehalt in Bezug auf den Betrieb der Gaft- und Schanlwirthichan. 
ſowie des Kleinhandels und einigen Modifikationen der Strafbeſtimmungen. Dazu 
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gehört weiter die Bekanntmachung vom 28. Juni 1872 (R.G. Bl. ©. 243) 
über die Prüfung der Aerzte, Zahn, Thierärzte und Apotheler fir Bayern. 
B. In Württemberg wurden eingeführt: 

1. das unter A. 1 berührte Gele, betreffend Die Rinverpeft; 

2. duch Gele vom 8. November 1871 (R-G.Bl. ©. 391) das Geſetz 
vom 6. Juni 1870 über den Unterfiügungsmwohnfig; 

3. durch Gefek vom 10. November 1871 (R.-©.:BL ©. 392) die Ge- 
werbeord nung vom 21. Juni 1869, um am 1. Januar 1872 in Kraft zu 
treten. Daran ſchließt ſich die Belanntmad des Reichskanzlers vom 21. 
Dezember 1871 (R.G.⸗Bl. ©. 472) über die Approßationen der Yerzte, Zahn⸗ 
ärzte, Thierärzte und Apotheler in Württemberg, S. auch die Bekanntmachung 
vom 31. Dezember 1871 (R.G.-Bl. 1872 ©. 2) über die Ertbeilung von 
Legitimationen zum Gewerbebetrieb im Umberziehen. 

C. Auf Baden beziehen ſich 

1. das foeben unter B. 2, 

2. ſodann das unter B. 3 berührte Geſetz ebenmäßig wie ın Wilrttem- 
berg. Außerdem wurden auf Baden erftredt 

3. durch Gefeh vom 22. November 1871 (R.-G.Bl. ©. 399) das 
Geſetz vom 8. April 1868 über die Unterftüßung der bedürftigen 
en zum Dienfte einberufener Mannſchaften der Erfag: 
reſer ve; 


4. durch Geſetz von gleichem Tage (R.«G.⸗Bl ©. 400) das Geſetz vom 


25. Juni 1868 über die DQuartierleiftung für die bewaffnete Macht 
während des Friedenszuſtandes. 

Endlich wurde 

5. durch Verordnung vom 24. November 1871 (R.G.“Bl. ©. 401) in 
Boden das preußiſche Militärftrafredt eingeführt. 

Zu allen diefen Einführungen kommt dann noch die unten bei VI. B. 3 
zu erwähnende, 

V. 


Ein beſonderer Abſchnitt dieſer Zuſammenſtellung gebührt den Erlaſſen, 
welche ſich mit dem Reichsland Elſaß-Lothringen beſchäftigen. “Die meiſten dieſer 
Erlaſſe brauchten freilich nach dem Geſetze vom 9. Juni 1871 GJahrb. 1871 
S. 211) den Reichstag nicht zu paſſiren. 

1. Zunächſt ift durch Geſetz vom 17. Juli 1871 (R.G.Bl. ©. 
325) Artitel 33 der Reichsverfaſſung in Elſaß-Lothringen vom 1. Januar 1872 
an in Wirkfamfeit gelegt worden. Seit diefem Tage fließt der Neinertrag ber 
Zoͤlle und Steuern, namentli auch der durch Verordnung des Generalgou- 
vemenrd vom 7. Imi 1871 eingeführten Tabakfteuer, zur Neichsfafle. Dazu 
gehören noch die Ausführungsverordnungen vom 19. Auguft 1871 (R.G.⸗Bl. 
S. 326) und vom 30. Auguft 1871 (R.-©.:Bl. 329). 

Hieran fehliegt fich 

2. di: zufäßliche Uebereinfunft mit Frankreich vom 12. Oktober 
1871 (R.-©.-Bl. ©. 363). Aus diefer iſt zu erfehen, in welcher Weife dem 
Eingang elſaß⸗lothringiſcher Erzeugnifle in Frankreich, fowie theilweiſe zugleich 
dem Eingange franzöfiicher Produkte in Elſaß-Lothringen Erleichterung geſchaffen 
if und welde Maßregeiln zur Sicherung des Grenzverkehrs verabredet wurden. 


4 — 
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von Bayern, Wirttemberg und Baden verliehen, da es ſich nach dem Beiklafe 
der Majorität über eine Angelegenheit handelie, bei der nad Art. 38 ih 
Stimmen nicht mitzählen, den Saal (St. Ber. ©. 327—333). Im Uchrga 
bezog ſich die Debatte nur auf tepmifce Punkte. Die 88. 20-44, in ma 
namentlih die Strafbeftimmungen enthalten, waren einer Konmiſſion übe: 
wiefen worden und fanden durchweg Annahme nach deren Beſchlüſſen 

Das Geſetz bezwedt eine einheitliche uud gerechtere Befteuerung. 
find davon, ungeachtet mancher Dagegen innerhalb und außerhalb des Reichtt 
laut gewordenen Stimmen, außer Bayern, Württemberg, Baden und Elfe: 
ringen, aud das weimariſche Vordergericht Oſtheim und das koburgiſche 
Konigsberg Überhaupt ausgenommen, und es iſt weiter aus finanzieller 
ein Sorbehalt in $. 44 zu Gunſten Sadjen-Meiningens, Koburg Gotha's 
Neuß älterer Linie gemacht worden. Zugleich hat das Geſetz den Zwech mögl 
auch die Surrogate zu treffen, die in immer fteigender Ouantität in ber 
bereitung Venugung finden. 

Zur Sprade fam auch die Einführung einer einheitlichen Reiäftempef 
ftener. Der Ausfhuß des Kongrefies deutſcher Landwirthe Hatte diefe in ag 
Petition beantragt und die Petitionstommiffion darauf Hin dem Reidyloge vi 
geſchlagen, den Reichskanzler zu erfuhen, er möge eine gleihmäßige Kir 
der Stempelabgabe innerhalb des Reichs in Ermägung ziehen (Druch. | 
Nr. 48 B.). Indeſſen lehnte es der Reichstag, indem er zur 
überging, ab, eine finanziell und politifch fo wichtige und Emgehenber Erörterung! 
därftige Frage anläßlich einer Petition zu enticheiven. (St. Ber. ©. 3098-31 

W. 


Der Gruppe von -Ueberleitungs- und Eimführungsgefegen, melde vie # 
jährige Ueberficht (Jahrbuch 1871 ©. 105) unter IEL aufftellte. iſt im® 
floffenen Jahre eine reihe Vermehrung zı 

A.in Bayern: 

1. durch Gefeg vom 2. November 
die Maßregeln gegen bie Rinder 
©. 372); 

2. durch Gefeg vom 26. November 
und Gewichtsordnung vom 17. 

1872 in Kraft zu treten, jedoch mit der 
maaße bis zum 1. Januar 1878_erhal 
der Artilel 15—20, an deren Stelle 
Maaf- und Gemichtsorbnung vom 29. | 

3. durch das Geſetz vom 24. Nove 
Geſetz, betreffend Die Verpflichtung 
ber 867, aber nach 8. 1 unter auch h 
der nad) dem Bertrage. d d. Verſailies 
8. 5 Nr. III. Seiner Majeftät dem Kdı 

4. durch Gefeg vom 12. Juni 1872 
ordnung vom 21. Juni 1869, gült 
1. Yanuar 1872, mit den übrigen Be 
umter einem Vorbehalt in Bezug auf den £ B 
gomie des Kleinhandels umd einigen Modi - 
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Die Deutſche Regierung bezahlte die fir Elfaß-Lotbringen ermwänfchten Vortheile 
mit er Durüderfiottung eimiger im Friedensvertrag erworbenen Gemeinden 
oder Areale. 

3. Durh Geſetz vom 11. Dezember 1871 wurde Abſchnitt VIL 
der Reichöverfafiung, betreffend das Eifenbahnmwefen, zum 1. Jam 
1872 eingeführt (R.-G.:Bl. ©. 444), nachdem bereits durch Berorduung 
pom 14. Oktober 1871 (R.-G.:BL ©. 443) der Abſchnitt VIEL, betreffen 
das Poſt- und Telegraphenweſen, dortjelbft eingeführt worden war. 

Demgemäß feste em Allerbödfter Erlaß vom 9. Dezember 1871 
(R⸗G.Bl. S. 450) eine Kaiferliche Generaldirektion der Eifenbahnen in Elle: 
Lothringen ein und eine Verordnung vom 27 Februar 1872 (R-O.B X 
59) verfügte über die Fautionen ver bei den Reichseiſenbahnen in Eljaß-tat 
ringen angeftellten Beamten. 

Für die Ausrüftung der vom Reiche erworbenen Bahnen mit Berndt 
mitteln, für deren Imftandjegung, Erweiterung der Bahnhöfe und Werkflätte, 
ſowie Ergänzung und Erweiterung der eleftromagnetifcen Apparate find nad 
Gejeg vom 22. November 1871 (R.G.-Bl. ©. 396) mit Zuftimmm 
des Reichstages auf die franzöſiſche Kriegsentſchädigung 11,440,000 Thlr. ange 
fen worden. Richt minder wurden durch das vom Reichstag gebilligte Gefetz ter 
15. Juni 1872 (R.-©.-Bl. ©. 209) zur Weiterführung und Ausrüſtung de: 
. felben ferner 6,000,000 Thaler aus denfelben Mitteln zur Verfügung gefiel 
Bei der Discuffion des letzteren Gefeges wurde entſchieden die Anficht ansgelr- 
chen, daß eine Veräußerung von Eifenbahnen, die aus Reichsmitteln erbaut las. 
sicht ohne Zuftimmung des Reichstags erfolgen durfe (St. Ber. ©. 649 f.. 
Bol. auch oben III, b. Zugleich forderte eine Nefolution den Rachslanie 
auf, auf weitere Linien zur engeren Verbindung des Reichslandes nach Iften ki 
in Bedacht zu nehmen (St. Ber. ©. 846—43). 

Es wurden ferner daſelbſt von Reichögefegen eingeführt: 





4. da8 Geſetz über die Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 dem . 


Geſetz vom 11. Dezember 1871 (R.-G-Bl. ©. 445); 


5. da8 Gefeg über die Maßregeln gegen die NRinberpei 
vom 7. April 1869 durch Geſetz vom 11. Dezember 1871 (R.⸗G.-Bl. ©. 471: 


6. das Feſtungsrayongeſetz vom 21. Dezember 1871 (‚ut 


VII F.), das gerade für die Erweiterung der Feſtungen Straßburg m 
un N wichtig wird, durch Gejeg vom 21. Februar 1872 (R.:O-B- 
. 56). 


7. Aus der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 hat bu 
Geſetz vom 15. Yuli 1872 (R.-©.-Bl. ©. 350) der 8. 29, betreffend Bi 
Approbation der Aerzte umd Apotheker, Eingang gefunden, worüber dam W 


Belanntmadhung vom 19. Inli 1872 (daſ. ©. 351) nähere Ausführungen: 


Ichriften enthält. 

8. Bon befonderer Wichtigkeit für Elſaß-Lothringen war die Auseinande 
fegung mit Frankreich in Bezug auf die Nationalität der Angehörigen, die tw 
und Civilprozeffe, die Urkunden, Pläne, Katafter u. |. w. der Gemeinden u |. r 
Diefe ift in eingehender und befriedigender Weife durch die Zufatzkonven: 
tion vom 11. Dezember 1871 (R.G.Bl. 1872. ©. 7) folgt. 

Belanntlih haben am 1. Oktober 1872 die Einwohner und Angeherige 


H. Jaßrgang. 


Jabhrbuch 


Geſetzgebung, Verwalfung und Rechlspflege 


VII. 


VII. 
IX. 


X. 


XI. 


XII. 


XIII. 


XIV. 


Deutſchen Reichs 
herausgegeben 


ven 


Dr. Stanz von Holgendorff, 


Prof, der Rechte in Berlin. ‚ 
_ . N a 
Zweite Hälfte. —7 
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B. Bon Gefegen find zu Stande gekommen und bereits in Fri 
etreten 
g 1. das Poſtgeſetz vom 28. Ottober 1871 (R. G.-Bl. ©. 347) 
das, vollkommen übereinſtimmend mit dem in der Frübjahrsielfion 1871 be 
fchlofienen Entwurf (f. Jahrbuch ©. 109), nach Beſeitigung der Differenz, 
Betreff des Beſtellgeldes für die Landbriefträgerei den Reichstag ohne Anflum 
yaffirte. (St. Ber. der 2. Seſſ. ©. 13. 51. 56.) 

2. Ebenſo das Pofttargefeg von demfelben Datum (RX 
©. 358). 

Daran fliegt fi | 

3. da8 Geſetz vom 29, Mai 1872, betreffend die Einführung da 
Geſetzes über die Bortofreiheiten vom 5. Juni 1869 im Verkehre mit Yayrı 
und Württemberg. (R.⸗«G.⸗Bl. ©. 167.) 

C. Aus der Verwaltung der franzöfiihen Randespoften, welche währen) de 
Krieges die Reichspoſtverwaltung in den beſetzten Gebieten beiorgt Hatte, wım 
Ueberſchuſſe vorhanden. Nah Gefek vom 20. Juni 1872 (RSG 
©. 210) follen davon, nad Abzug der auf Bayern und Württemberg fallate 
Quote, 100,000 Thle. dem Kaifer zur Verfügung geftellt jein, um daraus eine St: 
tung zum Wohle der Beamten der Reichöpoftverwaltung, insbefondere zur Unter 
ftügung ihrer Hinterbliebenen zu begründen. Die in dem Geſetz vorbehaln 
nähere Anordnung über dieſe Stiftung iſt durch Allerhöch ſten Erlaß rer 
29. Auguſt 1871 (R.G.-Bl. ©. 373), unter Genehmigung des State. 
ergangen. Sie führt den Titel „Kaifer Wilhelm-Stiftung für die Angeherge 
der Reichspoſtoerwaltung“. 





vo. 


Bon neuen organiichen Einrichtungen des Reichs ift nur zu verzeichnen 

1. die Einrichtung der oberften Marine behörde. Der Allechẽch 
Erlaß vom 15. Juni 1871 (8.-©.-8L. ©. 272) hob das Oberkommando x 
Marine als geſonderte Behörde auf und übertrug deſſen Funktionen mit X 
Berwaltung der Marine dem Marineminifterium. Durch den Erlaß we 
1. Januar 1872 (R.G.«Bl. S. 5) ift dann beftimmt worden, daß das Marie 
minifterium fortan den Namen „Kaiferliche Admiralität“ führen und einen Ü% 
erhalten foll, welcher die Berwaltung unter Verantwortlichkeit des Reichstanlet 
und den Oberbefehl nach den Anoronungen des Kaiſers zu führen hat. Ir 
ſolche Weiſe ıft aljo der Reichöverwaltung eine eigene Branche hinzugefügt wer 
den, die von dem preußiſchen Miniſterium gänzlich losgelöſt erfcheint. 

Im Zufammenbange biermit bat dann namentlih aud Die Organtın“ 
der Marineintendantur durch Allerhöhften Erlaß vom 18. Imi 19°: 
R.G.Bl. ©. 361) auf Vortrag des Reichskanzlers eine Umgeſtaltung erfahr- 

Sonft gehört noch allenfalls hieher 

2. das die Einrichtung der Reichskonſulate ergänzende Geſetz vıE 
1. Juli 1872, betreffend die Gebühren und Koften bei den fer 
fulaten des Reichs (R.-G.:8[l. ©. 245), das nach manmigfader Aue 
dirung Seitens des Reichstags zu Stande gebracht wurde. (St. Ber. ©. 7771 

Daß das Geſetz über den Rechnungs hof nicht zu Stande gelomme 
wurde oben (S. 195) erwähnt. 

Ebenſo wenig bat die überaus mühfame Durchberatbung des Geſetzen! 
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wurfs, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, ver 
dem Reichstag 1872 zum dritten Male vorgelegt wurde, zum Ziele geführt. 
Der Reichstag hielt eine große Menge von Abänderungen für geboten. In den 
meiften Punkten fol der Bundesrath den vielfach geäufßerten Widerſpruch auf: 
gegeben haben. Dagegen gelten die vom Reichstage in dem Abfchnitte von ber 
Handhabung der Disciplin, insbeſondere über die Bildung der Disciplinarbehörbe, 
gefaßten Beſchlüſſe als ein Hinderniß der Genehmigung und Bublikation auf 
Seiten der Regierung. ©. über die ſehr umfangreichen Debatten die Ueberjicht 
im Inhaltsverzeichniß der St. Ber. ©. 1216—1235. 


VII. 


Sodann find die dem Gebiete der wirthſchaftlichen oder rechtlichen Geſetz— 
zebung angehörigen Leiftungen und Verſuche, deren ſich eine bunte Reihe dar- 
etet, bemerklich zu machen. 

A. Einige untergeoronete Erlaſſe beziehen fih auf die Ausführumg ber 
Naaß- und Gewichtsordnung. Es genügt bier, auf die Belanntmadung 
om 16. Auguft 1871 (R.G.Bl. ©. 328) und die Nachträge, welche in den 
Anlagen zu Nr. 12 und 26 des Reichsgeſetzblattes von 1872 enthalten find, 
anzuweiſen. 

Der erfte Schritt zur Regelung des Muünzweſens iſt geichehen durch 
a8 Geſetz vom 4. Dezember 1871, betreffend die Ausprägung von 
teihsgoldmünzen (R.-©.-81. ©. 404). 

Dafielbe orbnet, feinem Titel, entſprechend, die Ausprägung von Behnmarf- 
üden, 139%/, auf ein Pfund feinen Golves ($. 1), jowte von Zwanzigmark⸗ 
üden ($. 3) nah einem Mifhungsverhälinig von 90 Prozent Gold und 
0 Prozent Kupfer (8. 5) an. Es enthält ſodann die erforderlichen Vorſchrif⸗ 
n über die Ausprägung diefer Münzen und beftimmt das Verhältniß der Zah— 
ing in folchen Münzen zu der Zahlung in ben feither gegebenen Währungen. 
der das Geſetz enthält auch, wie von Anfang an Mar war, obwohl das 
gentlihe Münzgeſetz noch vorbehalten blieb ($. 6), die Keime und Grundlagen 
3 fünftigen einheitlichen Münzigftem®. 

Ebendeshalb erhob fich über den von der Regierung vorgelegten Entwurf 
ne jehr eingehende ‘Debatte, in welcher von den Hauptrednern die verfchievenen 
Kfichtspunfte, das Dezimalſyſtem, die Frage, ob der Thaler, der Silbergrofchen 
azubehalten ſei — nah 8. 2 wird die Mark nur in 100 Pfennige, in Bayern 
ber auch in 200 Halbpfennige ($. 13) getheilt — die Frage, ob Goldwährun 
efe vielfach im Zufammenhange mit der franzöfiichen Kriegsentſchädigung, die 
tage der Rechnungsmünze u. a. behandelt wurden. Zugleich fand der Wunſch 
ternationaler Münzeinheit und nicht minder die Anficht, daß am beften das 
anzöfiiche Frankenſyſtem anzunehmen, oder eine Vereinbarung mit einem ober 
ehreren der auswärtigen Münzgebtete zu fuchen fe, theils Vertretung, theils 
ürdigung. Auf politiichem Gebiet bewegte fich bie jegt in 8. 5 zu Gunften 
x Eimelftanten entichievene Trage, ob nur das Bild des Kaiſers oder auch 
8 der Einzelfonveräne der neuen Münze aufzuprägen ſei. 

Aus der erften Lefung (St. Ber. S. 226—262) find neben ven offiziellen 
ußerungen der Diinifter Delbrüd und Camphauſen vorzüglich die Reden von 
imberger, Gerfiner, Mohl Brince-Smith und Braun (Gera) zu nennen, Un 
t lebhaften zweiten Lefung, die ohne vorgängige Kommiſſionsberathung erfolgte 
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(St. Ber. S. 318— 361), betheiligten ſich außer den Rednern ber erſten Lejum 
namentlich noch die Abgg. Sonnemann, Mosle, Wolfffon u. A., zu denen: 
dritter Leſung (St. Ber. ©. 453—461) noch der Abg. von Goppelt ſich 
ſellte. In vielen Bunkten erheblich umgeſtaltet ging das Geſetz aus der Ab 
ſtimmung hervor. Ä 

Daber Iprac der Reichstag in drei Reſolutionen (dal. S. 461-463) x 
Erwartung aus, daß ibm nicht nur bald ein definitives Münzgeſetz, fondern aut 
im Anſchluß an ein folches behufs endgültiger Regelung der Umlaufsmtttel de 
Reiches ein Gefeg über das Papiergeld und das Bankweſen, infonderhat ik: 
die Banknoten, vorgelegt werben möge. 

Diefe Erwartung ift infofern noch nicht in Erfüllung gegangen, aß k 
dem Reichötage von 1872 weder das Münzgeſetz, noch das Papiergeld: ac 
Banknotengefeg eingebracht wurde. Den Regierungen ſchien die Auspageı 
der Goldmünzen, zumal wenn man, wie nicht mehr zu zweifeln, die Goldwähnr 
ergreifen will, noch nicht meit genug vorgeſchritten. | 

Eben weil die Ausficht auf mindeftend ein Jahr vertagt erſchien, bee 
Nichts übrig, als duch dad Gefeg vom 16. Juni 1872 RNOLBL:E 
169) die Wirkfamfeit des Gefeges vom 27. März 1871 über vie Beihrinka 
der Ausgabe von Banknoten bi8 zum 30. Juni 1873 zu verlängern. 

C. Auf dem Gebiete des gewerblihen Lebens hat man ſich in d 
zweiten Seljion des Reichsſstags von 1871 im Wege einer Interpellation mi d 
vielbeiprochenen Ordnung des Apothekergewerbes befaßt (St. Ber. ©. 23 
und die Zuſicherung erhalten, daß ein darauf bezügliches Geſetz von dem Er 
vesrath betrieben werde Dem Reichstage von 1872 Ingen verſchiedene Pe- 
tionen von Apothekern vor (Druckſ. ©. 140 A.), über die jedoch nicht verhan 
werden konnte. Die Vorlage eines Geſetzes ſteht noch aus. 

Dagegen bat eine Berorpnung vom 25. März 1872 (RE. 
©. 85), betreffend den Verkehr mit Apothekerwaaren, Das Feilhalten un © 
Berlauf beftimmter Bubereitungen zu Heilzwecken, jowie beftimmter Dur 
und chemifcher Präparate, ausichlieplich den Upotbefen geftatte. Sodam 
duch Belanntmadhung des Reichſskanzlers vom 1. Juni 1}: 
an Stelle der bisherigen Pharmakopöen ein einheitliches Arzneibuch unter 7° 
Titel „Pharmacopoea Germanica“ gejetst worden. 

Die Patentgeſetzgebung erhielt eine neue Anregung, indem eine dau⸗ 
bezügliche Petition dem Reichskanzler überwiefen wurde mit dem Antrag, 8 
möglihft eine einheitliche Gejeßgebung über die Erfindungspatente herbeizuftdi 
(St. Ber. 1872 S. 304—308), wober ſich jedoch ergab, daß ber Entkkeitr: 
ob überhaupt Patente außzugeben feien, in feiner ei prãjudizirt fein ſolle 

Die Regelung des Preßgewerbes, an die eine Interpellatien 
Abgg. Wiggerd und Genoſſen in derfelben Sigung erimerte (St. Ber. £. !' 
bis 114), ıft für die nächſte Zeit zugelagt. 

Auf Vorſchlag der —— — richtete ferner der Reichttag 
den Neichötanzler die Aufforderung, die nach den Mitteilungen des Regen? 
kommiſſars in Vorbereitung begriffene Gefeßgebung über den Gemwerbebettt.: 
ber Auswanderungsunternehmer und Agenten möglidft zu = 
ſchleunigen. (St. Ber. 1872 ©. 273.) . 

b D. Das Seeweſen hat Stoff zu mehreren Erlaſſen der Lande 
geboten. 
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1. Eine Berordnung vom 23. Dezember 1871 (R.G.Bl. ©. 
475) zur Berhätung des Zufammenftoßes von Schiffen auf See 
giebt Vorſchriften über das Führen von Lichtern, die Anwendung von Noth- 
fignalen und das Ausweichen der fich begeguenden Schiffe. 

2. Die durch Belanntmadhung des Reichskanzlers vom 5. Juli 
1872 publizirte SchiffSvermeffungsordnung (R-G.-Bl. ©. 270) 
ordnet ausführlich das Verfahren bei Ausmeſſung der Schiffe und die Ertheilung 
der Meßbriefe. 

Dem Reichötage von 1872 wurden vorgelegt: 

3. ein Geſetzentwurf, betreffend die Berpflidtung der Kauf— 
fabrteifchiffe zur Mitnahme hülfsbenürftiger Seeleute (Drud!. 
Nr. 65. I. und 

4. der Entwurf einer Seemanndordnung (Trudl. Nr. 65, I). 

Beide wurden nach der erften Leſung an eine Kommiſſion verwiefen. Der 
erftere erlangte ohne Mühe nach den die Regierungsvorlage nur wenig abändern- 
den Beichlüffen der Kommiſſion Billigung Te. Ber. ©. 1117—18. 1122), 
der Iettere dagegen war in der Kommilfion großentheil® umgenrbeitet worben 
(Drudl. Nr. 182). In dieſer umgearbeiteten Geftalt nahın ihn der Reichstag 
mit einigen Amendements an; faft ohne “Debatte, da die Berathung hart vor 
dem Schluffe der Seſſion ftattfand (St. Ber. ©. 1114—16; ©. 1121—22). 

Bei der Wichtigkeit der Vorlage, welche ſich außer allgemeinen Vorſchriften 
mit den Seefahrtsbüchern und der Mufterung, mit dem Bertragsverhältnig der 
Seeleute, mit den Disciplinarbeftimmungen, mit den Strafbeitimmungen be⸗ 
Ihäftigt und in dieſen Beziehungen das Handelsgeſetzbuch theils vernollftänbigt, 
theils in vielen feiner Artikel modifizirt oder aufhebt, war dies zu bedauern. 
Der Bundesrat hegte offenbar Bedenken, das Refultat der Reichstagsberathungen 
anzunehmen. Er bat noch mehrfache Recherchen veranftaltet und gutachtliche 
Aruferumgen gehört. Wie verlautet, ıft jedoch nunmehr die Sanktion (de8 Bundes⸗ 
raths) mit Heberwinbung der bejonderd gegen 8. 47 gerichteten Bedenken erfolgt, 

E. Anlangend das Eiſenbahn- und Telegraphenweſen, fo bat 

1. das Bahnpolizeireglement vom 3. Juni 1870 einige Abände- 
rungen erlitten. Mit vielen ift e8 durch eine Betfanntmadhung des 
Reihsfanzlers vom 29. Dezember 1871 als „Bahnpolizeireglement 
für die Eifenbahnen Deutſchlands“ vom 1. Januar 1872 ab im ganzen Reiche 
in Kraft getreten. 

In gleicher Weiſe iſt das Eiſenbahnbetriebsreglement vom 
10. Juni 1870 als „Betriebsreglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands“ durch 
Belanntmadhung vom 22. Dezember 1871 (R.G.Bl. ©. 473) auf 
das ganze Neich mit Ausnahme Bayerns ausgedehnt worden. Die Belannt- 
mahung vom 5. Auguſt 1872 (R.G.Bl. ©. 360) fügt einige Mobifile- 
tionen Hinzu. 

Anläglidy mehrerer fübbentichen Petitionen, welche die Einführung des Ein- 
pfennigtarifs verlangten, erfuchte der Reichstag (St. Ber. 1872 ©. 835—860) 
nach einer ziemlich umfaflenden Diskuffion den Reichslanzler, möglichſte Gleich⸗ 
mãßigkeit und Serabfegung der Tarife, bejonvers für Steintohlen, Koaks und 
ähnliche Rohmaterialien, auch bei den ſüddeutſchen Staaten durchzuführen und 
die Berwaltungen der Bayeriſchen Eifenbahnen zum Anfchlug an dieſ Grund» 
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fäge bei Bemeſſung ihrer Tarife für den Verkehr mit dem übrigen Deutſchland 
zu veranlaffen. 

2. Die Telegrapbenordnung von 1868 ift in etwas veränderter 
GSeftalt unter dem 21. Juni 1872 als „Zelegrapbenorbmung für das Deutſche 
Reich“ neu erlafien worden (R.G.⸗Bl. ©. 213). Im welchem Umfange fie 
wirkt, ergiebt fi) aus 8. 1, der wegen des an ber Einheit des Telsgrapke: 
weſens nicht betheiligten Königreichs Bayern nothwendig wiirde. 

3, Außerdem gehören hieher auch die oben unter J., D. bezeidmeten Ber: 
träge mit benachbarten Staaten wegen Erbauung mehrerer Eiſenbahnen. 

F. Wie ſchon mehrmals, befchäftigte den Reichsſstag in der zweiten Sitzun 
1872 der Entwinf eines Geſetzes, betreffend die Beihräntungen dei 
Grundeigentbums in der Umgebung der Feftungen. Die mtb 
wendige Erweiterung der reich8ländifchen Feſtungen gab eine neue Anregung be 
fer Angelegenheit, für deren Betrieb, wie man fid) erinnern wird, ein Ban 
der Feſtungsſtädte beſonders thätig war. Es gelang diesmal langwierge 


Berathungen in einer eigens gewählten Kommiſſion Uebereinſtimmung mit da 


Regierung zu erzielen, obwohl der Entwurf ftart umgearbeitet wurbe. Dei 
Reſultat (Drudi. Nr. 93 und Nachtragsbericht Nr. 120) hieß der Kahl 
in zweiter Leſung ‘en bloc gut (St. Ber. ©. 48990). Im dritter Leim 
deichräntte man fich auf wenige Bemerkungen, nachdem von Seiten der Regierung 
erflärt worden war, daß der Bundesrath mit Ueberwindung ſchwerer Bea 
den Beichlüfien der Kommiffion zugeftimmt habe, dagegen nicht in ber Lage ſa. 
weitere Amendirungen anzunehmen. (St. Ber. ©. 547—53.) 

Daraufhin ift denn das Gefeg vom 21. Dezember 1871 (RO 
©. 459) publizirt worden. Dasfelbe enthält in feinem erften Theil die adımm 
firativen und polizeilichen Normen, in feinem zweiten die Rechtsgrundſätze übe 
die Anſprüche auf Entſchädigung und deren Geltendmachung. 

G. Auf dem Gebiete des bürgerlihen Rechts ift keine einzige be 
fondere Leiftung zu verzeichnen. Einige der bereits angeführten Geſetze berühren 
zugleich das bürgerliche, namentlih das Obligationenrecht; jo das Poſtgeſe 
(j. VI. B, 1), die Telegraphenorbnung (f. VIII. E, 2), das Eifenbahnbetneit 
reglement (daf. E, 1), das Feſtungsrayonsgeſetz (dal. F), die Seemanndnrtum 
(daſ. D, 4). Ein ausichlieglih auf Art. 4 Nr. 13 der Berfaflung gegründe 
te8 Geſetz kam feit den beiden Testen Reichstagsſitzungen überhaupt nicht F 
Stande. Auch nicht in dem Gebiete des Strafrehts, infofern das Miltr 
ſtrafgeſetzbuch zugleich als ein Stüd der Militäreinrichtungen betrachtet werke 
muß. Immerhin freilich ſteht das Militärftrafgefegbuh vom 20. Jun! 
1872 nebft Einführungsgefeg von demfelben Tage (R.-G-BL ©. 173, 
mit dem 1. Oktober 1872 innerhalb des ganzen Reichs in Kraft getreten 
in engem Zuſammenhange mit dem Reichsſtrafgeſetzbuch und bleibt mie 
ben Rechtögelegen, welche feit 1867 geſchaffen worben find, eines der bebeuten“ 
flen. Durch das Zuſtandekommen des letztern im Sahre 1870 mar eine Fe 
form des Militärſtrafrechts unabweislich geworben. Nach Beendigung des Krieg) 
begannen im Herbft 1871 die Vorarbeiten, die fo raſch verliefen, daß fen u 
April 1872 dem Reichstage ein Entwurf (Druckſ. Nr. 5) vorgelegt werde 
konnte. Die öffentlichen Verhandlungen vesfelben geben nur ein umoollioumend 
Bild der Schwierigkeiten, mit denen das Geſetz zu kämpfen Hatte. In ber 
erften Leſung eniwidelte nach der einleitenden Darfiellung bes Regerumgp® 
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fommiflars, Präfiventen Friedberg, der Abg. Lasker in einer großen Rede bie 
Borzüge und die Mängel des "Entwurfs (St. Ber. ©. 91—106). Es erfolgte 
Verweiſung an eine Kommilfion, und in dieler Tonzentrirten ſich durchaus die 
entfheivenden Verhandlungen. Biele Abänderungen, namentlich folche, die auf 
Milverung der Strafen Hinzielten, drangen dur; andere ftießen auf unbefieg- 
baren Wiverfpruh. Da bier nidyt der Ort ift, die Einzelheiten zu beleuchten, fo 
mag nur angeführt werben, daß in ber zweiten Pefung wenige Punkte zu 
einer Diskufjion führten. Im Ganzen mußte das Reſultat der Kommifjions- 
berathungen ald das, was überhaupt zu erreichen fei, gelten; mie benn aud) 
der Krieggminifter ausdrücklich daſſelbe als die erreichte äußerſte Grenze be 
zeichnete, bis zu der zu gehen der Bundesrath ſich entjchließen könnte. Jene 
Punkte waren bejonderd die .Strafarten des mittleren und firengen Arreftes, 
fowie die Differenz in der Behandlung der Offiziere und der Mamfchaften, 
welche fich in den Strafandrohungen bemerklich machte. An der Debatte waren 
beſonders die Abgg. Eyſoldt, Laster, Ziegler, v. Kardorff und Lamey, fowie die 
Grafen Moltke und Roon betheiligt (St. Ber. S. 807—826). In der brit- 
ten Leſung wurde nach einigen Bemerkungen der Abgg. Meyer (Thorn), Löwe, 
Lasfer und von Zoe das Geſetz mit großer Majorität angenommen (St. Ber. 
©. 835—843); ebenfo aber auch eine Refolution, welche den Reichskanzler auf: 
forderte, eine ſachverſtändige Unterſuchung über die Einwirkung des mittleren 
und ſtrengen Arreftes auf die Gelundheit eintreten zu laffen und deren Ergebniß 
zur Kenntniß des Reichstags zu bringen (Drudf. Nr. 149). 

H. Zur Regelung des Vereinsrechtes winde der Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die privatredhtlide Stenlungeon Vereinen, 
über welchen in ber vorigen Ueberficht (Jahrb. S. 224) berichtet worden ift, 
von Schulze-Telipfh dem Reichstag in jeiner Siyung von 1872 von Neuem 
vorgelegt und in einer Kommiljion durchberathen. Allein die Beſchlüſſe der 
legteren (Drudi. Nr. 190) gelangten nicht zur Berichterftattung und Diskuffion. 
Auch diesmal waren e8 die nach der heutigen Lage der Dinge ſehr ernften Be— 
denfen über die Stellung und Behandlung der religiöjen Vereine, welche die Er- 
ledigung des Vorſchlags hinderten. Bedeutſam erichienen beſonders die Aus- 
führungen des Abg. von Keudell bei der erften Leſung (St. Ber. ©. 74—89). 
Dabei mag bemerkt werben, daß über eine Petition, welche für die freireligiöfen 
und Difjidentengemeinden Korporationsrechte forderte, der Reichötag nad aus⸗ 
führlicher Debatte und trog mehrfachen Gegenanträge einfach zur Tagesordnung 
überging. (Druckſ. 1872, Nr. 40 B.; St. Ber. ©. 289—300.) - 

1X. 

Endlich ſei nicht unerwähnt, daß der Reichstag mehrfach auch mit feinen 
eigenen Angelegenheiten zu thun hatte. 

Er beſchloß 

A. in Betreff feiner Gefhäftsordnung: 

1. anläßlich eines Zwiſchenfalles und auf Anregung des Ag. von Hover- 
bet nach dem Antrage der Geſchäftsordnungskommiſſion einige Modifika— 
tionen des 8. 43, der den Ordnungsruf zum ©egenftande bat (Drud‘. 
1872, Nr. 29. 72; St. Ber. ©. 219—21; ©. 454—56); 

2. auf Antrag des Abg. von Bernuth eine Modifilation des 8.7 
(Trudf. 1872, Nr. 70; St. Ber. ©. 456). 

v. Holzendorff, Jahrbuch 1. 14 
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Dagegen wurde 

3. der Antrag des Grafen Münfter, die Beſchlußfähigkeit in SS. 7 
und 16 auf die Zahl von 100 Mitgliedern berabzufesen, abgelehnt (Drud). 
Nr. 50; St. Ber. ©. 279—81). 

B. Der Abg. Elben ftellte von Neuen einen Antrag, den Reichötanzler zur 
Berbindernng gleichzeitigen TZagens des Reihdtags und der Land— 
tage aufzufordem (Drudi. 1872, Nr. 16). Derjelbe wurde mit mehreren 
Amendementd der Geſchäftsordnungskommiſſion überwielen. Der Beſchluß der 
legteren, dahın lautend, der Reichskanzler möge dahin wirken, daß ſolches glad- 
zeitige8 Tagen, womöglich durch Feſtſtellung eines beitimmten Anfangstermins 
für Die ordentlichen Seſſionen des Reichstags, vermieden werde, fand mit Ber: 
werfung aller Amendements, welche eine nähere Präzijivung jene® Anfangs 
tennind Dezwedten, unveränderte Annahme (Drudf. Nr. 55; St. Ber. ©. 292 

ı8 286). 


Pierer'iche Hofbuchtruderei. Stephan Gelbel & Ro. in Altenburg. 
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Eilenbabnverwaltung werden wejentliche Theile des bisherigen Eiſenbahnbetriebes 
auch fernerhin der Privatinduftrie belafien, ja fie follen berjelben durch Zu: 
laſſung einer allfeitigen Concurrenz erſt wahrhaft erichlofien werden. So ſucht 
Emil Richter, welder in der Schrift: „Das Transport:Uinweien auf den 
Eifenbahnen in Deutſchland“1) eine Reform an Haupt und Gliedern für die 
deutichen Berlehrsverhältniffe anftrebt, dies Ziel vorzugsweiſe durch Arbeit: 
theilung zu erreichen, indem er die eigentlihe Bahwerwaltung und die Bahn— 
polizei ausſchließlich dem Staate, beziehungsweile dein Weiche überweiſt, den 
Bahnbau dagegen, ferner die Aufftelung, die Unterhaltung und ben Betrieb des 
‚ xollenden Materials, endlih die Anfammlung und Berfendung der Güter ber 
freien Gewerbethätigkeit überläßt. In beftimmterer Weiſe wird von Anderen 
der concurrirenden Privatunternehmung nur die eigentlihe'Spedition, der Frach⸗ 
verkehr, als Feld zugeniefen, während Anlage und Verwaltung der Bahnen, je 
wie Geftelung und Fortſchaffung der beweglichen Betriebömittel — ber Fat: 
verlehr — fir den ausichließlichen Betrieb durch den Staat in Anfprud ge 
nommen wird. Bei fo bedeutenden Zugeſtändniſſen wird man fich aud auf 
die Natur des Eijenbahnbetriebes nicht mit Exfolg berufen können, um die prin⸗ 
cipielle Alleinberechtigung des Staates darzuthun. 

Die praktiſchen Gründe, auf welche man fich für den Uebergang der Eife- 
bahnen an den Etaat beruft, laſſen ſich auf zwei Geſichtspunkte zurückführen 
Man glaubt einerfeits, daß nur von der einheitlichen Staatsleitung Abhülfe der 
Uebelftände zu erwarten ift, welche fi) aus den Mängeln der jeßigen Organıla 
tion ergeben. Man erblidt andererfeitS in der Macht, welche Die Ausbeutung 
des factifh zum Monopol gewordenen Eifenbahnbetriebes in Die Hände einct 
naturgemäß durch Yuftonen fi immer mehr verringernden Zahl von Privat 
gejellichaften Legt, eine Gefahr für die gefunde Entwidelung des Staatsleben 
Was zunächft die Mängel der jebigen Organifation betrifft, jo ift es unleugber, 
daß die Anlage des Bahnſyſtems bei uns und anderwärts, fo wie auch dad Ver⸗ 
fahren bei der Ertheilung neuer Conceffionen viel zu wünſchen Täßt; das Cie: 
babntarifwefen tft nichts weniger als volltommen; bei der Perjonenbeförberung 
wird über Mangel an Nüdficht gegen das reifende Publitum geklagt; endLh 
werben Binfichtlih des Güterverkehr die Lebhafteften Beſchwerden über Wagen 
mangel, Stodungen und Berfäumniffe bei der Annahıne, Beförderung und Ark 
gabe der Güter, fowie über Ungleichheit in der Behandlung der einzelnen Jo: 
terefjenten erhoben. Wenn die frühere Theorie die Abhülfe aller dieſer unleug 
bar driüdenden und ſchweren Uebelftände von der freien Entwidelung des Ber 
kehrs erwartete, jo hat ſich die Vertröſtung auf das Heilmittel der Concurren; 
als keinesweges ausreichend erwiefen. Es wird allgemein anerkannt, daß die 
wirtbichaftliche Selbfthülfe dem thatſächlichen Verkehremonopol der Eiſenbahnver 
waltungen machtlos gegenüber fteht, und daß es die Aufgabe des Stagtes if, 
ben Wiberftreit der Interefien, der da öffentliche Wohl auf das empfindlich 
berührt, im Sinne der außgleichenden Gerechtigfeit zu verföhnen. Es fragt id 
aber, ob hierzu die gänzlihe Ausſchließung der Privatthätigleit von dem Gile: 
bahnbetriebe nothwendig ift, ja ob diefe Maßregel gegründete Ausficht auf Er: 





©. 140 ff.), wonach der Staat als Eifenbahnunternehmer vor den Handelsgerichte 
Recht zu nehmen bat. 
1) Sranffurt a. M. 1872, ©. 48. 54 ff. 79. 
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veihung des Zweckes darbietet. Kin großer Theil der Vorwürfe, welche gegen 
die Verwaltung des Eiſenbahnweſens erhoben werben, richten fi) nicht gegen Die 
Privatbahnen allein; fie treffen mit gleiher Schärfe die im Eigenthum over 
unter der Bermaltung des Staates ſtehenden Linien. Weber die Ertbeilung der 
Conceffionen zu Eifenbabnanlagen, den einzigen Theil der Eijenbahnangelegen: 
beiten, welcher zur Zeit auöfchlieglih der einheitlichen Behandlung durch ven 
Staat unterliegt, find noch neuerlichft die bitterften lagen laut geworden. Den 
verwerfenden Urtheilen, die von manden Seiten über den Eiſenbahnbetrieb der 
Privatgefellichaften gefällt werben, kann in ihrem ganzen Umfange ſchwerlich bei= 
geftimmt werden. Seit der Eröffnung des erften für allgemeine Benutzung be⸗ 
ftunmten Schienenweges zwiſchen Darlington und Stodton (1825) find faum 
fünf Yahrzehnte vergangen, und bereit8 haben die Eifenbahnen den Kreislauf 
faſt um den ganzen Erdball vollendet. In Europa und Amerika reichen die 
Echienenftränge bis nahe an die Polargränze; Aſien, Afrika und ſelbſt Auftralien 
werden in immer fleigendem Maße von Eifenbahnen durchzogen. Nach den An= 
gaben von Dr. ©. Stürmer!) hatten die ſämmtlichen Bahnen der Erde am 
Schluſſe des Jahres 1871 eine Länge von 234,000 Kilometer; auf ihnen be: 
wegen ſich täglich drei Millionen Menſchen und dreißig Millionen Gentner Güter. 
Ueber 50,000 Locomotiven und eine Milton Wagen dienen diefem enormen 
Verkehr. Dieje riefigen Ergebniffe deuten zum Mindeſten darauf bin, daß die 
Mitwirlung der Brivatınduftrie bisher dem Aufſchwunge des Eifenbahnmelens 
feinen wejentlichen Abbrud gethan bat. Hierfür ſpricht audy der Umftand, daß 
diejenigen Sänder, in denen der Privatthätigfeit auf dieſem Felde am ıneiften 
Freiheit gelaffen worden ift, die größte räumliche Entwidelung der Bahnanlagen 
aufzuweiſen haben. In den Bereinigten Staaten, deren Schienennetz fi von 
1565— 1871 an Ausdehnung nahezu verdoppelt hat und jegt die Yünge aller 
europätiben Eiſenbahnen faft erreicht, ift das Eiſenbahnweſen ausſchließlich in 
Privathänden ; mit Ausnahme der nad der Küfte des ſtillen Oceans führenden 
und noch projectirten Bahnen Kann feiner Unternehmung die Bewilligung zur An— 
legung einer Bahn megen entgegenftehender früheren Gonceljionen verfagt werben ; 
die Controle des Staates über Bauausführung und Betrieb iſt gleich Null?) 
Tie Brivarinduftrie bat fich wiederholt der Aufgabe gewachſen gezeigt, Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen auszuführen, deren Umfang und Schwierigkeiten mit den Aus- 
fihten auf die mögliden Erträgniffe in feinem ridhtigen Verhältniß zu Stehen 
ſchienen; fie Hat hierbei in vielen Fällen eine Kraft der Initiative, einen Muth 
ud eine Ausdauer bewährt, die unleugbar vafcher zum Ziele geführt haben, 
als wenn man lediglich auf das Einfchreiten des Staates angewieſen gewejen wäre. 

Tropdem läßt ſich nicht verfennen, daß die Unzufriedenheit über Die Ge: 





ı, Geſchichte der Eiſenbahnen, Bromberg 1872, ©. 1. Nah der Tabelle am 
Schluſſe ©. 246 fi.. dieſes vorwiegend ftatiftifchen Werles, welches bie Entiwidelung und 
dic jegige Seftaltung ſämmtlicher Eijenbahnnete nad) den einzelnen Ländern überfichte 
Iıh barftellt, betrug Ende 1871 die Ausdehnung ber Eifenbahnen in Europa 111,909 
Kilometer, darunter Großbritannien 24.603, Deutſchland 20,950, Frantreih 17,666, 
Aupland 13.950, Ochterreih 11,899 Kil.; Afien 8533; Afrika 1773; Amerita 109,961, 
darunter allein die Vereinigten Staaten 100,816, alfo nicht viel weniger al® alle 
europäifchen Länder zufammen; endlich Auftralien 1912 Kilometer. 

2) Bol. die Bemerkungen des Freih. Mar v. Kübed über das amcerilanifche 
Eifenbahnweien in feinen Reiſeſlizzen aus ben Vereinigten Staaten, Wien 1872. 
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Ichäftsleitung der Privateifenbahnen im Wachlen begriffen iſt. Ste bat in dem 
Haffiichen Yande des Self-Government eine ſolche Höhe erreicht, daß in ber eng: 
liſchen Preſſe das Project des Ankaufs ſaämmtlicher Eiſenbahnen durdy den Star. 
ſeit längerer Zeit lebhaft discutirt wird. Auch das Parlament hat berens 
mehrfach Gelegenheit gehabt, ſich mit diefem Plane, für welden die befanntlit 
vor einigen Jahren erfolgte Erwerbung der ſämmtlichen Privattelegraphen-tintn 
Englands durdy die Staatsregierung einen bemerkenswerthen Präcevenzfall bilde. 
eingehend zu beichäftigen. Bezüglich der iriſchen Bahnen, deren Betrieb a 
Mangel an ausreichenden Berfehr in ziemlich beſchränktem Umfange ſich beweg 
ift der Ankauf durch den Staat von iriſchen Mitgliedern des Unterhauſes fü: 
lich beantragt worden, und die Regierung hat fich nicht abgeneigt gezeigt, auf de 
Sache einzugehen. Die erforderliggen Einleitungen find getroffen und es garmin: 
den Anjdein, al® ob im ber bevorftehenden Parlamentsſeſſion die Bewilligun 
der erforderlichen Geldmittel, welche in der finanziellen Preſſe auf etwa 40 Wil 
lionen !ftr. veranſchlagt werden „ von der Regierung nachgeſucht werten wirt 
Augerdem find im Jahre 1870 won beiden Häufern des Parlamente Ausihit 
zur Unterſuchung der Eijenbahnangelegenheiten in dem vereinigten Königrik 
medergelegt worden, melde auch die Frage der Erwerbung der Eifenbahnen tur 
den Staat ın das Bereich ihrer Ermittelungen gezogen haben. Ueber das c 
gebniß derjelben haben die vereinigten Ausſchüſſe einen Bericht abgefakt, d: 
nicht weniger als 1027 gedrudte Folioſeiten umfaßt. Nach den Auszüge i- 
ſchließen, die von engliſchen Blättern daraus mitgetheilt worden find, ſcheint de 
Bericht ſich nicht ungünftig über das Project zu äußern. Eine unter den E 
lagen des Berichts befindliche Dentichrift des Capitänd Tyler, eines Muglut 
der Eifeubahnabthetlung im britifchen Handeldamte, befürwortet die Makır-. 
fehr nachdrüclich; fie erblidt in dem Webergange der Eifenbahnen auf den <= 
das einzige Auskunftömittel, um das Publikum vor der Benachtheiligung te: 
die Ausbeutungspolitif der Privatgefellichaften zu Ichligen, deren Macht durde 
fortfchreitenden Verſchmelzungen in unaufhaltiomem Wadsthum begriffen fe =’ 
gegen deren Monopol fid) das Mittel der Concurrenz als gänzlich ern 
erwiefen habe. 

Die Zahl der Privat-Erjenbahnunternehmungen iſt in der That algenn 
in einem ſehr bemerkenswerthen Abnehmen begriffen In England, wo rt 
1870 nominell 599 Eifenbahnunternehmungen vorhanden waren‘), belief jih?: 
Zahl derjenigen Privatgeſellſchaften, welche thatlächlid den Betrieb beforgeen, ! 
auf gegen Hundert. Von ben 15,288 engliſchen Meilen der engliſchen Cr 
bahnen waren gegen 12,000 Meilen i in den Händen von nur 28 Gefelitetn 
vereinigt. Die London North Weftern- und die Lancafhire and Yorkihirett 
babngefellichaften, deren bevorftehenbe Fufion die Aufmerkſamkeit der enzlis 
Preſſe erregte, befigen allein etwa ein Achtel des gefammten Eifenbahnnert "= 
Großbritannien. Im gleicher Weife haben die amerikanischen Gijenbahnx’- 
Ichaiten fid) durch den Ankauf von Neben- und Hülfslinien und durch Vereini 
mit concurrirenden Unternehmungen zu mächtigen Bahncomplexen erweitert, w 
wie v. Kübeck?) bemerkt, fo zu fagen den Verkehr und das durd ihn meet 
geförderte Güterleben der Union beherrſchen. So befigt die Chicago and’ 
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Weſtern⸗Eiſenbahngeſellſchaft cin Scienenneg von 1257 engl. Meilen, die 
Reading Bahn 807, die Eriebahn 774, die Newyork Gentralbahn 692 Meilen. 
Auh in Deutichland ift dieſelbe Ericheinung namentlih in den legten Jahren 
in erbeblihem Maße heworgetreten. Bereit im Jahre 1869 wurde bei ben 
Verbandlungen, welche den Anſchluß der Wilhelmsbahn und der Brieg = Neiffer- 
Bahn an die Oberfchlefiihe Bahn bewirkten, von dem Borfigenden des Ber- 
waltungsrathes der Ietzteren darauf hingewieſen, daß das Etreben, das geſammte 
Eiſenbahmweſen in größeren Gruppen zu vereinigen, die Nothwendigkeit, Die 
Heineren Bahnen mit den größeren Unternehmungen zu vereinigen, fich je länger 
je mehr geltend made). Im Jahre 1872 iſt auch die Niederichlefiiche Zweig: 
Bahn in den Befig der Oberſchleſiſchen Eifenbahn übergegangen. ‘Durch die 
Zufion der Altona-Kieler und der Schleöwigfchen Eifenbahnen hat ſich in den 
Elbherzogthümern ein compactes Privatbahnneg gebildet. Andere Privatbahnen, 
wie die Rheiniſche, Die Eöln- Mindener, die Magveburg-Halberftädter, die Berlin- 
Stettiner, haben fi theils durch Ankauf, theild duch Ausbau von Neben- und 
Seitenlinien weit über den urſprünglichen Plan ihres Unternehmens hinaus zu 
Schienennegen von 700, 800, ja 1000 Kilometer Bahnlänge erweitert. 

‚internehmungen von ſolchem Umfange berühren bereit8 die Gränzen, bie 
der PBrivatgewerbebetrteb nicht überjchreiten kann, obme mit feiner innem Natur 
in Widerfpruch zu gerathen. Dean bat in diefer Beziehung überall und zu 
allen Zeiten die gleichen Erfahrungen gemacht. Als allgemeine Regel, jagt die 
vorhin angeführte Denkſchrift des Caprtän Tyler, kann mit Beitimmtheit be⸗ 
bauptet werden, Daß ifenbahnvorftände, deren Unternehmen einen bebeuten- 
ten Umfang erreicht, alle ſchlechten Eigenschaften von Regierungsbehörden an= 
nehmen, ohne fich jedoch die guten Seiten derfelben anzueignen. Sobald die 
Sejellichaften größer werben und mehr Macht und Einfluß erlangen, werben fie 
ihwerfälliger, unempfindlicher gegen Antriebe von Innen oder Außen, und e8 
wird ſchwieriger, fie zu Verbeflerungen zu bewegen. Die ausgedehnteſten Eifen- 
bahnnetze find nicht felten weit davon entfernt, mit der Erweiterung ihre Ge⸗ 
ſchäftskreiſes und den wachſenden Erforderniffen deſſelben gleichen Schritt zu 
halten. — Ebenſo wirft v. Kübel a. a. O. ©. 41 hinfichtlich der amerikaniſchen 
Tahnen die Frage auf, ob bei den Conſolidirungen nicht mehr verloren ale 
gewonnen werde. „un bemfelben Verhältniß, als die Meilenzahl einer Eiſen⸗ 
bahn fich vergrüßert, pflegt fich der Sinn für Verantwortlichfeit, oder mit einem 
Worte, die Gewiſſenhaftigkeit derer, denen der Betrieb anvertraut ift, zu ver- 
mindern. Selten finden ſich Unternehmungen geeignet, 1000 (engl.) Meilen 
Eiſenbahn gut zu verwalten, deren Einnahinen 15 Millionen Dollars betragen, 
bei welchen 10 — 15,000 Perſonen angeftellt jind, und deren Effecten ein Capital 
von 75 Millionen Tollard repräfentiren. Die Erfahrung in Amerifa hat ge 
zeigt, daß das Berhältnig der reinen zur Brutto-Einnahme in dem Maße ab- 
nimmt, als die Unternehmung an Größe zunimmt.‘ 

Aber auch noch in anderer Richtung kann durch übermäßigen Umfang des 
Geidjäftöbetriebes der Rahmen des Privatanternehmens überſchritten werben. 
Tie ungeheure Anhäufung von Beſitz, Einkünften und Machtbefugniſſen drängt 
jih, wie fie den Trieb zu immer weiterer Auöbreitung des Wirkungskreiſes in 
ſich ſchließt, gewiljermaßen mit Naturgewalt nad politiſchem Einfluß. Die Er- 


1, Schmeidler, Geſchichte des Dentfchen Eiſenbahnweſens, Leipzig 1871, S. 191 ff. 
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fahrungen, welche das Alterthum an den Steuerpacitgefellichaften der römischen 
Ritter, das Mittelalter an den Wechslewereinigungen der italienikhen Republ- 
ten und den Kaufmannsgilden des Hanfebundes, das fiebzehnte und achtzehnte 
Jahrhundert an den großen, überfeeiihen Handelsgeſellſchaften der Niederlande 


and Großbritanniens gemadt hat, können fi) bei den mächtigen Sifenbabmunter 


nehmungen unferev Tage leicht erneuern. Die parlamentariichen Yormen ve 
modernen Staatslebend erleichtern e8 den großen Privatgefellfchaften ımgemern, 
auf die Staatsleitung Einfluß zu gewinnen. Es ift allgeme bekannt, in welchem 
Maße dieſe Anterefienvertretung im engliihen Parlament, im Congreß zu 
MWafhington und in den Staatslegislaturen der Union fi Eingang verſchafft 
hat. Die Beſorgniß Tiegt nahe, daß dieler Einfluß einen Charakter annehmen 
fann, welcher den Etaat von feiner mejentlichften Aufgabe, das gemeinfame 
Wohl aller feiner Angehörigen zu fördern und ihr Recht zu Ichügen, abwendet 
und ihn zum Werkzeuge eigenfüchtiger Privatintereffen ermtedrigt. 

Konnten wir der Anſicht, welche die Ausübung des Eiſenbahnbetriebes 
durch Privatgejellihaften im Princip für ungültig erklärt, nicht beipflichten, fo 
verfennen wir nicht, daß praftiiche Gründe, namentlich die aus der fortfchreiten- 
den Vergrößerung des Umfanges und des Einfluffes der Brivatbahnn-Unter- 
nehmungen fich ergebenden Gefahren, dahin führen können, daß die Ermwerbung 
der Eiſenbahnen durch den Staat eine Nlothmendigkeit wird. Daß dieſe Notb⸗ 
wendigteit in Deutichland gegenwärtig bereit8 eingetreten ſei, wird fich imbefler 
Taum behaupten und noch fchwerer ermeifen lafien. Es wird von der Seite, 
welche den Uebergang ver Eifenbahnen auf den Staat befürmortet, über de 
Mangel an Theilnahme im Publikum für die Erörterung der Eiſenbahnreform 
frage geklagt. Diefe Klage ift begründet; aber es ift bisher nur menig ge 
ſchehen, um die Theilnahme des Publikums anzuregen und die Discuffion in t: 


richtigen Bahnen zu leiten. Selbſt die Wifienfchaft bat dem Eifenbahmeee 


noch nicht die feiner Bedeutung entiprechende Aufmerkſamkeit zugewendet. Ci: 
der erften Autoritäten auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts führt Eloge 
darüber, daß die großen Theile der Staatöwifienihaft, Nationalöfonem:., 
Finanzwiſſenſchaft und Rechtslehre ſich bisher den Bahnen gegmüber ziemlid 
fremd gehalten haben?)). Es wäre eine dankbare und wichtige Aufgabe, ſtat 
der principiellen Auseinanderjegungen über die Unzuläfjigkeit des Privateifer- 
bahnbetriebes die Thatfachen unbefangen zufaınmenzuftellen und zu prüfen, u 
denen berjelbe fich feiner Aufgabe nicht gewachſen erweift und worin ex de 
Schranken des Privatgewerbes überſchreitet. Ohne vorgängige forgfältige Klar 
legung und Unterfuchung des Thatbeftandes ſcheint uns die Bewegung für ter 
Uebergang der Eifenbahnen auf den Staat, deren hier eingehend zu gedenker 
war, weil in ihr Die Vorausſetzung für Die durchgreifendſte einheitliche Regelung 
des deutſchen Eiſenbahnweſens liegen würde, ohne Ausfiht auf Erfolg zu fer. 
TI. Inzwiſchen können wir die peifimiftiihe Auffafiung nicht theilen. 
welche jede Reform unſeres Eiſenbahnweſens auf der Grundlage des Abſchmittes 
VII ter Reichöverfaſſung für gänzlich unfruchtbar erflärt®). Die Ausbildung und 
Verftärfung des in den Rartienlargefetgebungen bereits enthaltenen Auſjſichte 
rechtes der Stantögewalt über die Eifenbabnen, und die Bereinigung dieſes 


— — — — ·— 
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Controlrechts in der Hand einer mit wirklichen Verwaltungsbefugniſſen auszu⸗ 
rüftenden Reichs⸗Centralbehörde, ſcheinen und praltiſchere Ziele der Eiſenbahn⸗ 
Reformbeſtrebungen zu fein, als die von Uebertreibungen nicht freien Anklagen 
gegen bie Unmoralität und die Tyrannei der Actiengefellichaften. Unſer vor⸗ 
jähriger Bericht 1) hob die Notbwendigkeit der Errichtung einer Reiche-Eifen- 
bahnbehörde hervor, welche die dem dieiche verfafiungsmäßig obliegende Eontrole 
des Eiſenbahnweſens auszuüben und das die vereinzelten Ziele der Reichsoer⸗ 
fajjung in fich vwereinigende und ergänzende Eiſenbahngeſetz vorzubereiten tm 
Stande if. Im Anichluffe an die damaligen Bemerkungen ift zu vegiftriren, 
daß bei der Etatöberathung des Eiſenbahnweſens im preußiſchen Abgeoroneten- 
hauje von dem Abg. v. Benda eine Rejolution beantragt wurde, welde die 
Uebertragung des Conceſſionsweſens in Eiſenbahnangelegenheiten von den Einzel- 
ſtaaten an das Reich für dringend wünſchenswerth erklären jollte. Abgejehen 
ton den Competenzbedenken, welde aus der Gentrumsfraction gegen dieſen An⸗ 
trag erhoben wurden, ftieß derjelbe hauptfächlich deshalb auf Widerſpruch, weil 
es dem Neide für diefe Zwede an Berwaltungsorganen mit verfailungdmäßig 
georbneter Berantwortlichleit noch fehle, und weil es fich bei Ergänzung der 
engen Beitimmungen des Abichnitte® VII der Reihsverfaflung nicht blos um 
die Regelung des Conceſſionsweſens, fondern auch um die Oberaufjidht über 
ſämmtliche Eifenbahnen, um die Verleihung der Erpropriationsbefugnig u. |. w. 
handle?, Die Rejolution wurde an die Commijjionen für Handel und Ge- 
werbe ſowie für Zölle und Finanzen verwieſen und ift demnächſt nicht wieder 
zur Beratbung im Plenum gekommen. — Im Reichstage Tnüpfte fich eine ein= 
gehende Debatte über den Umfang und die Handhabung des der deichsverwaltung 
gemäß Art. 45 der Reichsverfaſſung zuftehenden Controlrechts zunädft an die 
Petition eines land⸗ und forftwirthichaftlichen Vereins, weldye die Beleitigung der 
Dirferentialtarife verlangte. Die Petitionscommiljion hatte, nachdem der Yun» 
descommiſſar Die zwangsweiſe Einführung gleidyer Meilentarife als volllommen 
unausführbar und die Beſeitigung hervortretender Unregelmäßigkeiten beim Tarif⸗ 
weſen nur im Anſchluß an die conereten Verhältniſſe als das erreichbare Ziel 
der Reichsverwaltung bezeichnet hatte, den Uebergang zur Tagesordnung bean⸗ 
tragt, weil der Antrag der Petenten in ſeiner Allgemeinheit nicht zur Berück⸗ 
ſichiigung empfohlen werden könne, und weil nach den Erklärungen des Bundes⸗ 
commiſſars Abhülfe geſetzlich berechtigter Beſchwerden im Aufſichtswege zu er⸗ 
warten jei?). Bei der Berathung im Plenum wurde indeſſen hervorgehoben, daß 
die Buntſcheckigkeit und Vielköpfigkeit der 60—70 deutfihen Eifenbahnverwaltuns 
gen, von denen jede ſich gleichſam als einen jonveränen Staat für ſich conftituire, 
e8 doppelt nöthig mache, von der Staatsaufſicht Gebrauch zu machen, foweit es 
ih nur aus wirthichaftlihen und rechtlichen Gründen rechtfertigen laſſe. Es 
wurde von anderer Seite darauf bingewiefen, daß von der im Art. 42 der 
Reichsverfaſſung in Ausſicht geflellten einheitlihen Verwaltung der beutichen 
Eiſenbahnen in der Praxis noch wenig zu merfen geweien ſei. Endlich wurbe 
im Intereffe der durch die Differentialtarife gefchädigten Landwirthſchaft eine 
Unterfuhung der ganzen Frage im Wege einer durch die Reichsregierung zu 


) Jahrbudh I. ©. 416. 

2 Sit vom 20. April 1872, Sten. Ber. ©. 1537 ff. Bgl. namentlid die Aus⸗ 
führungen ber Abgg. Loewe und Braun (Hersfeld). 

2) Anlagen zn den Sten. Ber. des Reichstages, II. Seflion von 1871, ©. 152 ff. 
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veranftaltenden Enquͤte gefordert. Die Petition wurde demgemäß dem Reichs 
fanzler mit dem Erſuchen überwielen, bie Frage der Differentialtarife auf den 
Eifenbahnen einer eingehenden Brüfung unter Düitnirhung von Sadwerfländigen 
der Landwirtbichaft, des Handels, der Inbuftrie und der Eifenbahmoenwalnungen 
unterziehen zu laffen?). 

Diefe Enquete bat am 18. bis 21. März 1872 durch eine vom Reihe: 
tanzleramte eingeladene Commiſſion ftattgefunden Als Mitglieder der Commiſſion 
waren zur Vertretung der Landwirtbichaft fünf Gutöbefiger, Freih. v. Gemmin⸗ 
gen, Guradze, v. Nathufius, Rodbertus und Dr. Reuning, als Vertreter dx) 
Handel® und ber Induſtrie der Commerzienrath Stephan, die Kaufleute Schuoor, 
Weidert und Zudichwerbt, ſowie der Generalſecretär des Deutſchen Handelstages 
Dr. Meyer, endlich für die Eiſenbahnen drei Vertreter der Privatbahnen, Ge. 
Käthe Offermann und Zenke und Reg Rath Krönig, ſowie zwei Vertreter er 
Staatdeifenbahnvermwaltungen, Aſſeſſor Brefeld und Finanzrath Mohn zugezoga. 
Den Borfit bei den Verhandlungen, an denen ſich ſeitens des ReichStanzleramts 
der Geh. Rath Kinel und der Reg. Rath Kräfft betbeiligten, den 
Stephan. Die Verhandlungen der Commiſſion, welder von der Reichs 
ein beftimmtes Programm nicht vorgelegt worden ift, find im Drud einer, 
Sie laſſen erfennen, daß es zunächſt nicht leiht war, tiber ben Begriff der 
Differentialtarife zu einiger Klarheit zu gelangen. Bei der Discuifion der 
praktiſchen Frage, ob und welche Einwirkung der Staatögewalt auf die Be 
jeitigung oder Beſchränkung des Differentialtarifweſens zugeftanden merben jolk, 
ftellte fich al8bald eine Grundverſchiedenheit zwiſchen den Anfichten der lan 
wirthichaftlihen Vertreter umd der übrigen Sadyerftändigen heraus. Das land⸗ 
wirthſchaftliche Intereffe, am eingehenpften dargelegt ın einer Rede des Dr. 
Reuning ®), wurde ſaließlich von demſelben Mitgliede zu folgenden Anträge 
zujammengefaßt : 

1. Die Differentialtarife und die Refactie find für die Volkswirihſchaf. 
insbeſondere für den Ackerbau der Gegenwart und deſſen Entwickelung in ver 
Zukunft in hohem Grade nadıtheilig. 

2 Die Eiſenbahnen miffbrauden durch diefelben das ihnen zur Förderung 
der Volkswirthſchaft verliehene Privilegium zu deren Schaden. 

3. Die Neichöregierung kann allein dieſem Mißbrauche fteuern; die Einzel 
ftanten vermögen dies nicht; erftere iſt hierzu berechtigt und verpflichtet. 

4, Dies Tann nur dadurch geicheben, daß man ben Eifenbahnen unte 
Anerkennung des Rechts, die Tarife nad ihrem Ermeflen zu beflimmen, die 
Pflicht auferlegt, nur einen Tarif für das gleiche Frachtgut nad Centner und 
Meile berechnet gelten zu laſſen und jede Nefactie aufhebt, Dagegen aber eine m 
Wirklichkeit entiprechende Erpeditionsgebühr zu erheben geftattet. 

Diefe Anträge blieben in der Minorität, da ſich nur die fünf Vertreter der 
Landwirthſchaft für dieſelben erklärten. Gegen bie landwirthſchaftlichen Stimmen 
traten vielmehr die ſämmtlichen übrigen Commiſſionsmitglieder den Anträge 
von Bertretem der Eifenbahnverwaltungen bei, indem fie erklärten, daß Di 
Trachtermäßtgungen für längere Transportftreden, welche nicht Lediglich auf der 


1, Sitzung vom 16. November 1871, Sten. Ber. S. 308 fj. gl. insbejonter 
die Reben der Abgg. Braun (Gera) und Günther. 

2) Berlin bei R. v. Decker 1872. 69 S. Fol. 

3) Ebendaſelbſt S. 36 ff. 
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Berminderung der Betriebötoften bei längeren Trandportftreden beruhen, an ſich zuläffig 
feien, mögen dieſe Ermäßigungen in der Form eines nicht nach Einheitsplätzen beredimeten 
Frachtſatzes, oder in der Annahme oder Bildung einer niedrigeren Frachtklaſſe einge- 
führt werden. Mit demfelben Stimmenverhältnig ſprach ſich die Berfammlung 
dahin aus, daß, wenn zwei Orte durch mehrere Eifenbahnwege verbunden find, 
es den Intereſſen des Gemeinwohls nicht entipricht, der Benutzung aller oder 
einiger diefer Wege zur Ausführung der Gütertrandporte von dem einen nach 
dem andern dieſer Orte bindernd in den Weg zu treten, und daß es daher nicht 
für zuläffig erachtet werden kann, den längern Eifenbabnmwegen in foldem Falle 
zu verbieten, ihre Gefammtfracht derjenigen der kürzeren Route gleichzuftellen. 
In gleicher Weite wurde e8 endlich für nicht zweckmäßig erachtet, die Eifenbahnen 
Deutſchlands zu verhindern, die Tarife für den Gütertransport zwiſchen Drten, 
welche fich zur Beförderung ihrer Güter nach den Beflunmungsorten auch ber 
Ser und Flußſchifffahrt oder außerhalb Deutichlands belegener Eifenbahnen 
bedienen können, in der Weiſe feftzuftellen, daß der deutiche Eifenbahnmeg mit 
dem Waffermege, bez. dem ausländiſchen Eiſenbahnwege concurriren kann (Pro⸗ 
tocolle ©. 63 ff.). Der einzige Antrag, bei melden die Interefiengegenfäte 
zurüdtraten, war die jchlieglihe Erklärung, die Verſammlung erachte es für 
wünfchenswertb, dahin zu wirken, daß auf fämmtlichen Eifenbahnen Deutfchlands 
eine gleichmäßige und vereinfachte Glaffification der Güter eingeführt werbe 
bend. ©. 67). Eine Erörterung der Trage, mit welchen Mitteln Ausfchreitun= 
gen der Differentialtarife zu begegnen fei, lehnte die Majorttät der Berfammlung 
ausdrücklich als nicht innerhalb ihrer Competenz Tiegend ab (S. 68). 

Ter Gegenſatz, welcher zwiſchen den landwirthſchaftlichen Vertretern und 
deren des Handels bez. der Eiſenbahnen bei dieſen Berathungen zu Tage ge⸗ 
treten iſt, überraſchte in der Verſammlung ſelbſt durch ſeine Schroffheit. Es 
läßt ſich fragen, ob dieſer Gegenſatz nicht vielleicht durch den Gang der Ber: 
bandlungen einigennaßen verfchärft worden ift, oder ob er in der That der Auf- 
fallung des überwiegenden Theil der Iandwirthichaftlichen Intereſſenten ent= 
ſpricht. Es fer geftattet, an diefer Stelle auf die Bemerkungen eined genauen 
Kenner der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe Preußens und Deutjchlands über 
das Eiſenbahntarifweſen hinzumeilen. Bei der Darlegung der ungemein wichtigen 
Beziehungen der Yandmwirthichaft zum ZTransportwefen und den Berkehrsanftalten 
erivtert Dr. U. Meigen!) die Factoren der Gütertarifbildung Er erfennt an, 
dat die Entſcheidung über den Tarif von den medhfelnden Umftänven ver Be- 
triebb- und der Verkehrsverhältniſſe abhängig ift, und er conftatirt, daß in 
Folge der Differentialtarife der Waarentransport zwifchen den Haupthandels- 
puntien faft auf allen Linien erheblichere Erleichterungen gegen den Zwiſchenver⸗ 
ter gewonnen hat. Tie Klagen, welche manche Handelsplätze hierüber erheben, 
ſtellt Meitzen auf gleiche Linie mit denen der Orte, welche von der Bahnlinie 
überbaupt nicht erreicht worden find. „Ungweifelhaft wird für die Eifenbahn= 
unternehmung allein der eigene Nutzen enticheiden; der Staat aber darf ſich für 
hine Einwirtung nur durch das Gefeg und den Gefichtöpunft leiten laſſen, daß 
die zu treffenden Einrichtungen dem Verkehr und der Production des großen 
Ganzen förderlich fein müffen, der Einzelne aber vor der Nothwendigkeit nicht 
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I, Der Boden und bie lanbwirtbichaftlichen Berbältnifie des preußifchen Staates 
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anzubequemen.‘ 

Zu eimer eingehenden Discuffion im Reichstage über die Tragweite ber 
Art. 45 und 42 der Reichsverfaſſung und insbejondere fiber ihre Anwendbarleit 
auf die fübdeutfchen Staaten führten die Petitionen mehrerer württembergilder 
Gewerbe: und Handelövereine, welche die Einführung des Einpfennig-Tarifs fir 
Steinfohlen und Coals anf den ſüddeutſchen Bahnen begehrten. Württemberg 
beſitzt befanntlich feine Kohlengruben; dies Mineral wird ibm von der Saar 
und aus» Weſtphalen zugeführt, e8 müſſen bierbet 97 Brocent des mürtten- 
bergifchen Kohlenconſums, der etwa 6/, Millionen Ceutner jaährlich beträgt, 
durch Baden tranfitiren. Bei der Geftaltung des Großherzogthums find vide 
Tranfitftveden nur furz, zwilhen 4—8 Meilen; die badiſche Eifenbahmer- 
waltung erhebt indeſſen von diefen Kohlen Frachtfäge, welche den Einpfennigtarf 
bebeutend überfteigen. Die Petenten erblidten in diefer Mehrbelaftung, die id 
jäbrlih auf etwa 200,000 Gulden beläuft, eine außerordentliche Beſteuerunz 
der würtiembergiichen Induſtrie: fie verlangten auf Grund des Art. 45, der 
überall mit Jubel aufgenommen worden fei, Abbülfe durch die Eimvirfung de 
Reichsregierung. Bei der Berathung in der Commiſſion legte der badiſche Ge— 
ſandie dar, daß feine Regierung durch den angefochtenen Tarif nur Dedung für 
die bejonderen Anlage- und Betriebötoften der betreffenden Bahnjtreden zu er 
zielen ftrebe. Er erflärte ferner, die badiſche Regierung erblide im Art 4 
Abſatz 2 keineswegs eine verpflichtende Vorfhrift in dem Sinne, daß die Bunde 
regierungen biernad allgemein zur Einführung des Cinpfennigtarifs gehalt 
wären. Der Artikel bezeichne es vielmehr nur als eine Aufgabe des Bunde, 
auf Einführung eines gleihmäßigen Tarifs für größere Entfernungen hinı 
wirken. Zur Erreichung dieſes Zieles könne nur eine freie Verftändigung führe: 
In der Commifjion wurde anerkannt, daß der Art. 45 den Einpfennigtar 
nicht fategoriih fiir abſolut vorgeſehene Fälle ftatuirt, fondern daß bei der Gr 
führung deſſelben die concreten Verhältniſſe zu berüdjichtigen find. Bei der Er 
Örterung ter Frage, ob die VBorausfegungen des Art. 45 vorliegen, Dürfe jedes 
nicht jede einzelne Bahn als felbftändiges Wirthſchaftsobject in Betracht gezoxı 
werben, fondern es ſei dabei gemäß Art. 42 ganz Deutihland als ein eine: 
ches Wirthichaftägebiet anzufehen, dem die deutſchen Eifenbahnen als einhen 
liches Net zu dienen haben. Tie Commiffion beantragte hiernach, die Petition‘ 
dem Reichskanzler zur Berücfichtigung und mit dem Erſuchen zu überweikn, 
dahin zu wirken, daß die Beftimmungen der Reichsverfaſſung über die möglichſe 
Gleihmäßigfeit und Herabfegung der Tarife für Steinkohlen u. f. mw. aud af 
den fübdeutihen Bahnen durchgeführt werden!). Diefer Antrag wurde rom 
Reichstage angenommen. Bei der Debatte wurde anerkannt, daß der Art. 45 
einen Zwang für die fofortige Einführung des Einpfennigtarifs für die einzelmn 
Bundeöftanten nicht enthält; es wurde aber auch betont, daß dieſe Verfaſſunge 
vorſchrift der Reichsregierung die Verpflichtung auferlegt, dahin zu wirten, de 
diefer Tarif für den Transport der Steintohlen u. |. w. eingeführt werde, mm) 
daß das Reich diefer Berpflichtung gerecht werden mülle. In diefer Beziehung 
bemerfte der Miniſter Delbrüd, daß das Reichskanzleramt nicht befugt ft, 
den Eifenbahnen einen Tarif zu octroytren. Das Reichskanzler:Amt fa nut 





1) Anlagen zu ben Sten. Ber. des Neichstages Selfion 1872, ©. 462 fi. 
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befugt, dasjenige, was nach der Reichöverfaflung als Ziel Hingeftellt ift, bei den 
einzelnen Berwaltungen und joweit es fi) um Staatsbahnen handele, bei ben 
einzelnen Regierungen anzuregen, und, fall einer ſolchen Anregung nicht Folge 
gegeben werde, die Sache an den Bundesrath zu bringen, der die einzige ent 
iheidende Inſtanz fei?). 

IV. Die Thätigkeit der Geſetzgebung blieb während ber diesjährigen 
Berihtöperiode darauf beichränft, die Das Eiſenbahnweſen betreffenden Reichs⸗ 
geſetze auf Elſaß⸗Lothringen zu übertragen. ‘Der Abſchnitt VII der Reichsver⸗ 
raflımg wurde vom 1. Januar 1872 an in Eljaß-Lothringen eingeführt?). Da die 
Reichspoſtgeſetzgebung ebenfall® bereits feit dem 1. Januar 1872 im Neidıö- 
lande in Wirkſamkeit getreten ift, jo ıft fin die Leiftungen der elfaß-Lothringifchen 
Eiſenbahnen im Intereſſe der Boftverwaltung der 8. 4 des Reichspoſtgeſetzes vom 
28. October 1871 maßgebend. Das Haftpflichtgefeg v. 7. Juni 1871 tritt 
ın Elfaß-fotbringen mit dem 1. Januar 1873 in Kraft). 

Die Befürchtungen, zu denen das letztere Geſetz in vielen Kreifen Anlaß 
gegeben hatte, haben fi, jo weit unfere Wahrnehmung reicht, bisher nicht bes 
ſtätigt. Wie uorherzufehen war, haben die Eifenbahnverwaltungen fi vor erheb- 
lichen Berluften, die durch Entſchädigungsanſprüche auf Grund dieſes Gefetes 
an fie berantreten können, durch wechieljeitige Verſicherung geſchützt. Noch am 
Schlufle des Jahres 1871 berichteten die Yeitimgen von dem Abichluffe eines 
Uebereinkommens zwiſchen den deutſchen Privatgeſellſchaften, kraft deſſen Entſchädi⸗ 
gungen im Betrage von über 5000 Thlr. bei einem Unfall in der Weiſe gemein- 
ihaftlich getragen werben jollen, daß fünf Procent der Summe vorweg von ber 
vertretungdverbindlichen Bahn zu tragen find und der Reſt auf alle Verwaltungen 
zur Hälfte nach der Zahl der geſammten Wagenachlemmeilen, zur Hälfte nad 
der der Berfonenmeilen des betreffenden Jahres vertheilt wird. Die zunädft 
vertretungspflichtige Eiſenbahn iſt befugt, die Erſatzanſprüche der Entſchädigungs⸗ 
berechtigten im eigenen Namen zu regeln, ſowie erforderlichen Falls Regreß⸗ 
anſprüche durchzuführen. Entſchädigungen unter 5000 Thlrn. fallen der Ber- 
waltung allein zur Laſt, welche den Schaden nad) dem Geſetze zu vertreten bat. 
Tas Abkommen, welches mit dem 1. Januar 1872 in Kraft getreten ift, iſt 
vorläufig auf drei Jahre abgefchloffen. — 

V. Anh im Hinblid auf die Verwaltung wurde die Wirkſamkeit ber 
Reichsorgane überwiegend durch die Regelung der elſaß⸗lothringiſchen Eifenbahn- 
‚verhältniffe in Anfpruch genommen. Die Hauptlinien in Elfaß-Lothringen, die 
jenigen der franzöfifchen Oftbahngejellichaft, waren bereit8 durch die Zulagartifel 
zum Frankfurter Friedensvertrage ın das Eigentum des Reichs übergegangen. 
Im Art. 16 der Aufagconvention vom 11. December 18714) wurde bie Er- 
werbung des elfak-lothringifchen Schienenneged dur das Neid vervollftändigt, 
indem das letztere rüdfichtlih der Conceſſionen für die Eifenbahnanlagen von 
Diimfter nach Colmar, von Steinburg nad Buchsweiler, von Colmar nach dem 
Kbeine, von Styringen nach Roſſeln und von Maubelange nah Moyeuvre in 
die Rechte und Verpflichtungen Frankreichs eintrat, und ſich gleichzeitig die Ver⸗ 
ſtändigung mit den Conceſſionsinhabern für die Linien von Saarburg über 


) Sig. v. 8. Juni 1872, Sten. Ber. ©. 853 fl. 

2) G. v. 11. Dechr. 1871, R. ©. Bl. ©. 444. 

2) ©. v. 1. Novbr. 1872, Geſ. DI. f. Elſaß⸗Lothringen S. 769. 
) G. Dt. f. Elſaß⸗Lothringen ©. 63 fi. 
v. Holgendorff, Jahrbuch U. 15 
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Finftingen nad) Saargemänd, von Courcelles a. d. Nied über Bolchen nad 
Teterhen, von Mutzig nach Schirmeck und von Nanch nach Chatenu-Salins 
und Bic vorbehielt. Für die Ausrüftung der Reichsbahnen mit Betriebömitteln 
und für ihre Inftandjegung, für Erweiterung der Bahnhof⸗ und Werfflatt- 
anlagen ſowie für Ergänzung und Erweiterung der elektro⸗magnetiſchen Apya⸗ 
rate wurde dem Reichöfanzler, unter Anrechnung bed mittelft Geſetzes vom 
14. Juni 1871 bewilligten Vorſchuſſes von 5 Millionen Thle., durch Gele 
vom 22. November 1871 die Summe von 11,440,000 Thlr. aus der Kriege 
foftenentfchädigung zur Verfügung geftellt 1). Fiir den Ausbau des eljap-lath: 
ringifhen Schienennetes find aber noch in erheblichem Maße weitere Mittel 
erforderlich. Im den Motiven zu dem in der Seffion von 1872 vorgelegte 
Geſetzentwurfe, durch welchen theils für Ausrüftung, theils fir den Ausbau de 
Bahnen im Reichslande ein auferorbentlicher Geldbedarf von nahezu 7 Wil: 
lionen Thlr. in Anfprud genommen wurde, ift der Plan zur Erweiterung ın 
Beroollftändigung des gefammten Bahnſyſtems in Elfaß-Lothringen dargelegt 
Er umfaßt elf Bahnftreden, von denen drei, nämlich SaarburgFinſtingen 
Saargemünd, Courcelles a. d. Nied-Bolchen⸗Teterchen und Nancy: Chateon 
Saline:Bic auf Grund franzöfifcher Conceffionen von der Socidte anonyme 
des chemins de fer de la Lorraine erbaut find. Der Anlauf dieſer ſowi 
die Erbauung der übrigen Sinten, welche ſämmtlich mit dem beftehenden Bahn— 
neg im engften Zuſammenhang ftehen und einheitlich mit demſelben vermalt 
werben müfjen, wird auf 27—28 Millionen Thaler veranlagt. Die Rack 
vegierung faßte indeß zumächft nur den Bau von zwei aus milttäriichen Gründe 
wichtigen Streden ind Auge, von denen diejenige von Diedenhofen bis zu 
Preußischen Grenze im Anſchluß an die Eifelbahn die Verbindung von Lolh 
ringen mit Cöln und Norbdeutichland vermitteln wird, während bie Linie ven 
Colmar nad Breifach, mit fefter Ueberbrüdung des Rheins, einen directen Be 
zwifchen dem obern Elſaß und Süddeutſchland eröffnen fol. Außerdem wur‘ 
die Vollendung de3 auf dem beutfchen Gebiete Tiegenden Theils der Bahn Me- 
Berdun fiir unaufſchieblich erachtet. Die freiefte Benugung der im Eigenthar 
der lothringiſchen Eifenbahngefellichaft gehörigen Bahnftreden wurde dem Rad 
Durch einen Pachtvertrag gefichert, der zugleich für den fünftigen Ankauf günfig: 
Bedingungen feftftellt 3. Ber der Berathung im Reichstage wurde von fir 
beutfchen Mitglievern der Wunfch nad Vermehrung der Verbindungen zwiſcen 
dem Elſaß und Baden geltend gemacht und deshalb, gleichzeitig mit den ven 
der Neichöregierung ins Auge gefaßten Linien, die Erbauung einer Bahn ven 
St. Louis bis in den Rhein bei Hliningen zum Anſchluß an die Badiſche Eile: 
bahn bei Leopoldshöhe beantragt. Diefer Antrag wurde jedoch abgelehnt, nad 
dem gegen die Initiative des Neichötages bei Ausführung öffentlicher Yantır 
conftitutionelle Bedenken angeregt worden waren, und Graf Moltke im Inter: 
efie der Landesvertheidigung die Abeinüberbrüdung bei Breiſach als vorzuss 
weife wichtig bezeichnet hatte, Jedoch beichloß ver Reichstag, den Reichelanke 
aufzufordern, dem Reichstage im nächſten Jahre eine Vorlage über weitere Eile 
bahnanſchlüſſe zwifchen dem Elſaß und Baden zur Herftellung einer bireim 


1) R.⸗G.⸗Bl. ©. 396. IL 
*) Dal. ve ausführliche Darlegung in ben Anlagen gu ben Sten. Ber. Seiten 
S. 4 . 
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Berbindung zwifchen Müllheim und Mühlhauſen und zwiſchen St. Louis und 
Leopoldshöhe zu machen. Im Verlaufe der Berathungen erflärte der Vertreter 
der Keichöregierung es als ſelbſtverſtändlich, daß Eifenbabnen, die aus Reichs⸗ 
mitteln erbaut werden, nicht ohne Zuftimmung des Reichstags veräußert werden 
dinfen ). Das Geſetz wurde vom Reichstag ohne fachliche Aenderungen ans 
genommen und unterın 15 Juni 1872 vollzogen ?). 

Zur Verwaltung des gefammten Schtenenneges von Elfaß-Lothringen wurde _ 
durch Kaiſerlichen Erlaß vom 9. Dechr. 18713) eine Kaiſerliche General: 
direction der Eifenbahnen in Elſaß Lothringen errichtet, welche vom Reichskanzler⸗ 
amt refjortirt und ihren Sig in Straßburg bat. Tie Aufgabe vieler Behörde 
ft über ihren eigenen Wirkungsfreis hinaus bedeutungsvoll für die Entwidelung 
des deutichen Silenbafnwefens, Die geographiſche Lage Elſaß- Lothringens giebt 
feinen Linien eine hohe Wichtigkeit ſowohl für die Verbindung mehrerer deuticher 
Bahnſyſteme, zwilchen welche ſich die franzöſiſcheu Bahnen bisher als ein fremd- 
artiged Glied ftörend eingefchoben hatten, als auch für die Herftellung großer inter: 
nationaler Routen. Diefe Wichtigkeit wird durch den bereit? in Angriff genommenen 
Ausbau der elſaß⸗lothringiſchen Bahnen noch bemerflich erhöht. Sodann aber 
iſt Elſaß Lothringen das einzige deutſche Land, in welchem dem Reiche das Eigen- 
tbum und die Verwaltung der Eifenbahnen ausſchließlich zufteht, ohne Durch die 
Mitwirtung einer Landesregierung beichränft zu fein und ohne mit den Rechten 
von Privatgejellichaften transigiren zu müſſen. So bietet die Eifenbahnvenwal- 
tung von Elfaß-Lotbringen unter den günftigften Bedingungen die Gelegenheit zu 
erproben, ob auf der Grundlage der in der Reichsverfaſſung aufgeftellten Normen 
eine gebeihlicye, dem deutſchen Gefanımtintereffe dienende Entmwidelung des Eifen- 
bahnweſens zu erreichen fei, und ob die einheitliche Staatsleitung auf die Dauer 
den boben Erwartungen zu entiprecyen vermag, die ihr, wie wir ſahen, für die 
Keform der deutichen Eifenbahnverhältniffe entgegengebracht werden. Die Auf- 
ftellung des Raumtarifd für den ©ltertransport auf den elſaß—⸗lothringiſchen 
Bahnen, mit welchem die deutiche Verwaltung noch im Laufe des Jahres 1871 
vorging, wurde in weiten Streifen als ein erfreulicher Fortichritt gegenüber den 
auf Waarenclaffification beruhenden unüberfichtlihen und buntjchedigen Tarifen 
anderer Bahnen begrüßt. Ebenſo fand die Regelung des Perſonentarifs, welde 
eine erhebliche Steigerung des Perſonenverlehrs zur Folge hatte, lebhafte Anerten- 
nung 4). — ALS einheitlides Glied des deutihen Bahnneges find die Bahnen 
im Reichslande auch äußerlich ſogleich gekennzeichnet worden durch die Einführung 
des norddeutſchen BetrieböreglementE und des norddeutichen Bahnpolizei⸗Regle— 
ments, weldye zugleich mit einigen Wbänderungen aud) auf Württemberg, Baden 
und Süphefjen ausgedehnt wurden ®). 

Der mächtige Aufſchwung, m weldyen die geſammte Induftrie und noch 
mehr der Handel feit der Beendigung des deutſch-franzöſiſchen Krieges begriffen 
if, fam naturgemäß auch den Eifenbahnen zu ftatten. Im allen deutfchen Län⸗ 





1, Sten. Ber. ©. 649 ff., 771 ff., 846 ff. 

2) R⸗G.⸗Bl. S. 209. 

) R.⸗G Bl. ©. 480. | 

) 2. B. in der Debatte liber den tat ber Reichseiſenbahnen, Sigung vom 
24. Mat 1872, Sten. Ber. ©. 505 ff. 

s) Belanntmadung vom 22. Dechr. 1871 (R.-©.Bl. S. 473) u. v. 29. Dechr. 
1871 (R.G.Bl. v. 1972 ©. 34). 
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dern fonnten bedeutende Neuanlagen zur Vervollſtändigung und Verbeſſerung des 
Schienenneged unternommen und beträdhtlidge Aufwendungen zur Bermehrung des 
Betriebsmateriald gemacht werben. In Preußen allein wurden für Diele Zwecke 
dur das Geſetz vom 25. März 1872) aus Staatsmitteln 27 Millionen Thlr. 
flüffig gemacht, von denen über 22 Millionen zur Ermeiterung des Staats⸗ 
Eiſenbahnnetzes beftimmt find. Unter den in Ungriff genommenen Bauten be 
findet ſich auch die Bahn von Tilfit nad Memel, welde in Erfüllung eines 
lange gehegten Wunfches ben Memelſtrom, den einzigen größeren Fluß Preußens 
ohne feite Brücke, mit einer folden verfieht, das auf dem reiten Memelufer 
gelegene Gebiet in fefte Verbindung mit dem Körper der Monardie bringt und 
den Hafen von Memel, einen der beften des Staates, dem Eijenbahnperfehr 
erſchließt. 2) Auch das Privatcapital wandte ſich dem Eiſenbahnweſen wiederum 
in weitaus erheblicherem Maße zu als in früheren Jahren. Faſt alle bedeuten⸗ 
deren Privatbahnen Deutſchlands konnten durch Vermehrung ihres Actiencapitald 
oder durch Aufnahme von Anleihen belangreie Summen für die Bergrößerumg 
ihrer Anlagen verwenden. Außer den für den großen Verkehr beftimmten Bahnen 
wurde indbefondere auch der Anlegung von Imbuftriebahnen mehr Aufmerkſam⸗ 
feit zugewenbet. Die Erfahrungen, welde man in England bei dem Bau umb 
dem Betriebe von Secundärbaßnen mit ſchmaler Spur macht ?), find fo günftig, 
daß fie eine ausgevehntere Anwendung dieſes billigen und regelmäßigen Verlehrs⸗ 
mittel8 auch bei und für eine nahe Zukunft erwarten laffen. Die Wohnungs- 
noth in unferen Großftäbten, welde Zaufende ihrer tbätigften Bewohner auf 
metlenweite Entfernungen von ihren Geſchäfts⸗ oder Amtölocalen hinausdrängt, 
weift darauf Hin, und auch Diejenigen Erfahrungen zu Nutz zu maden, auf 
Grund deren ebenfalls in England die Anlage und der Betrieb von innerfläbtifchen 
Eifenbahnen zu einem bemerkenswerthen Grade von Vollkommenheit gediehen iſt. 
In dieſer Hinficht bieten insbeſondere bie Untergeund-Eifenbahnen von London 
das Mufterbild eine dem riefigften Verkehr dienenden Communicationsmittels. 
Nach den äuferft belehrenden Deittbeilungen in dem Schwabeihen Werte ©. 
48 fi. gingen von der MorgateftreetsStation, dem Ausgangspunkte ver das 
Innere Londons durchichneidenden Metropolitanlinien, nad dem Fahrplan vom 
15. Mai 1870 an Wochentagen täglich folgende Züge ab: 

1. Nach Balerftreet, dem Abzweigungspunkte der St. Johns Wood: Zweiglinie, 
, und weiter dur) das Weftend bis zurüd nad dem andern in der City ge⸗ 


legenen Endpunkt Bladfrard . . . .. 22 Züge, 
2. Nach Pabdington, Station der Great Weftern ne „ 
3. Nah King's Croß, Station der Great Noten . . . . 1 „ 
4. Nah St. Pancras, Station der Midland . . . 58 „ 
5. Nach Bictoria Station, dem Bahnhef der großen Saobafnen 

nad Dover, Brighton x. . - 79 „ 


399 Züge. 
Dieß Dies ergiebt nach beiden Richtungen von biefer einen Station täglih 798 Zuge, 


Br} Geſ.Samml. S. 288. 
gl. Die Motive des Gefegentwurfs i in em Anlagen zu ben Sten. Ber.bes preuß 
* Hauſes. Seffion 1871 -72, ©. 166 ff. Der Bericht ber Commiſfion, —* 
daſelbſt ©. 816 ff., enthält einen Intereffont m Rückblick auf die Entwidelung ber 
preußlihen Staatseiſenbahuen 

2) 9. Schwabe, Studien über das engliſche Ciſenha huwejen, Berlin 1871, Cap.VII. 
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die in der Zeit von 5 Uhr 10 Min. Morgens bis 12 Uhr 56 Min. Nachts 
ın Intervallen abgelaffen werden, welche fih in den Hauptgeſchäftsſtunden auf 
3, ja in einzelnen Fällen auf 2 Minuten beſchränken! ‘Diefer Verkehr, von dem 
man fih, nach deutſchem Maße gemeflen, faum eine Vorſtellung machen kann, 
wird theils durch die Zweckmäßigkeit der baulichen Anlagen — praktiſche Billet- 
fhalter, zahlreiche Perrons, doppelte, Drei» und vierfache Geleife x. — theils 
durch die techniſche Bervolllommnung des Betrieb ermögliht. Auch iſt der 
TDienft auf diefen Bahnen einem ausgewählten Perjonal unter der Leitung von 
ausgezeichneten Fachmännern anvertraut. 

In letzterer Hinficht darf unfer Bericht nicht unerwähnt Taflen, daß neuer⸗ 
dings von mehreren mit den deutlichen Eifenbahnverhältnifien gründlich bekannten 
Stimmen auf die Nothwendigkeit einer zweckentſprechenden Borbildung der Eifen- 
babnbeamten bingewiefen worden iſt. ‘Der ungenannte Berfafler einer von ge: 
nauer Kenntniß Des Eilenbahnbetriebed zeugenden Broſchüre!) fucht dies Ziel 
dadurch zu erreiden, daß er dur Einführung eines nach dem Vorbilde der 
Poftverwaltung einzurichtenden Staatseramend , von deſſen Abſolvirung der Zu⸗ 
tritt zu allen höheren Dienftftellungen der Eifenbahnverwaltung abhängen fol, 
in flärkerem Grade als bisher die eigentlich fachmäßige Ausbildung der Beamten 
fiher flellen will. Er glaubt, „daß Eiſenbahnen am beften und mit dem 
unzweifelhaft beften Erfolge betrieben, dirigirt und adminiſtrirt werden von Pers 
fonen, die nad abfoloirtem Abiturienten Examen weder Jurift noch Kaufmann, 
jondern die eben Eifenbahnbeamter gelernt haben”. Dagegen betont 2 v. Stein?), 
daR die Eifenbabnen aus urſprünglich örtlihen Unternehmungen eine Macht ges 
worden find, zu deren Leitung der bisherige Bildungsgang der Fächer, welche 
im Eiſenbahnweſen ihre Verwendung finden, nicht ausreicht. Die befte Leitung 
jet nicht mehr die, welche das Einzelne felbft am beften thut, ſondern welche 
dafür forget, daß e8 am beften gethan wird und ihrerfeitS die großen Be: 
rübrungen zwifchen ven Bahnen und ihren Intereſſen mit denen des gelammten 
öffentlichen Lebens Mar ind Auge faßt und feft beherrſcht. Den relativ beften 
Weg zu diefer unerläßlichen allgemeinen Bildung zu gelangen, erblidt Stein in 
dem Rechtsſtudium, das jedoch in der Weile, wie es gegenwärtig auf unſeren 
Univerfitäten getrieben wird, den Anforderungen des Berfafler8 der „Berwal- 
tungslehre“ nicht genügt, und fir defien Einrichtung er daher im Hinblid auf 
die Bedürfniſſe der Eifenbahnverwaltung einen befondern Plan entwirft. Sein 
Lehrcurſus beichränkt ſich auf zwei Semefter, in deren erſtem eine Ueberficht des 
geltenden Rechts, mit befonderer Beziehung auf das wirthichaftliche Hecht (Ge: 
werberecht , Geſellſchaftsrecht, Actienrecht u. ſ. w.), ſowie eine kurze Darftellung 
der Nechtögefchichte gegeben werden foll, während im zweiten je eine Borlefung 
über die Staatswiſſenſchaften und die Berwaltungslehre ftattzufinden hätte. — 
Ter Nuten derartiger, nothwendiger Weile enchklopädiicher Vorträpe fol an 
ſich nicht beftritten werben; indeß leuchtet wohl ohne Weiteres ein, daß biefelben 
das eingehende, auf hiftorifch-Dogmatifcher Baſis beruhende Studium der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft micht annähernd zu erfegen vermögen. 

VL Werfen wir fchlieglih emen Blid auf die internationalen Be— 
jtehungen des Eifenbahnwefens, jo ift auch bier zunächſt an die Ermwerbung 


) Zur Sifenbabnreform. Berlin 1972. 
2) Sur Eiſenbahnrechtsbildung &. 9 ff. 
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von Elſaß⸗ Lothringen und den Frankfurter Frieden anzufnüpfen. ALS Erledigung 
einer in den Zufatartifeln zu diefem Bertrage getroffenen Bereinbarımg darat- 
teriſiren fih nämlıh die Verhandlungen, welche mit der Iuremburgiichen Regie 
zung wegen ber Webernahme der innerhalb des Großherzogthums belegenen 
Tinten der Wilhelm⸗Luxemburg: Eiſenbahn-Geſellſchaft durch die Verwaltung ver 
ellſaß⸗lothringiſchen Bahnen ftattfanden und zum Abichluffe des Vertrages vom 
11. Juni 1872 führten. Der Betrieb der von der Wilbelm-Luremburg-Gefel: 
haft erbauten Bahnen war feit längerer Zeit an die franzöfiihe Oſtbahngeſell⸗ 
ſchaft verpachtet geweſen. Da diefer Betrieb fich weſentlich am denjenigen ber 
elſaß⸗ lothringiſchen Bahnen anſchließt, jo war gleichzeitig mit dem Erwerbe der 
legteren darauf Bedadıt genommen worden, auch in Luxemburg in die Rechte der 
franzöſiſchen Geſellſchaft einzutreten. Demgemäß verzichtete die Oftbahngelell: 
Schaft durch eine Erklärung vom 27. Juni 1871 auf den Betrieb des Iurem: 
burgifhen Bahnnetzes und verpflichtete ſich, daſſelbe mit dem ihr gehörigen 
Betriebsmaterial zu verlaffen, worauf die franzöfiiche Regierung die ihr aut 
diefer Verzichtleiftung überfommenen Rechte mittelft Note vom 1. Juli 1871 an 
die deutſche Regierung übertrng. Da indep die Wilbelm-LuremburgGefellfhkf: 
bei Erbauung der Linien eine nicht - unerheblie Subvention von der luxem⸗ 
burgifchen Regierung empfangen batte, und legtere auch mit der franzöſiſchen 
Oftbahngefellichaft in Vertragsverbältnifien geftanden hatte, fo war es vor der 
Uebernahme des Betriebe durdy die deutliche Eifenbahnvermaltung erforberlid, 
das gefammte Verhältniß derfelben zur Iuremburgifchen Regierung durch eine. 
Vertrag zu regeln. Nach den Beſtimmungen deſſelben wird die Wilhelm: Puran- 
burger verwaltet im engften Anſchluß an Die Reihsbahnen in Elſaß-Lothringen: 
fie bildet mit der Iegteren in Bezug auf das gejammte Tarifweſen und die & 
triebsreglements ein einheitliche Net. Aus den Einnahmen ift zunächft der 
Pachtſchilling an die Wilhelm⸗Luremburg-Geſellſchaft, ſodann die Rüdzahlun 
der Iuremburgifchen Staatöfubvention zu deden, nad) deren Tilgung der Rein 
geminn zu gleichen Theilen zwiſchen der deutſchen Verwaltung und der luxem 
urgifchen Regierung getheilt werben joll. Dem Wunfche der letzteren Regienun; 
entſprechend ıft bie Neutralität des Landes befonders im Vertrage gemahrl, 
während der Dauer veflelben (bis 1912) die Kündigung des Zollpvereinsvertrages 
Luremburg gegenüber ausgefchloffen, ſowie endlich eine Verftändigung wegen Er 
neuerung der von ber deutichen Regierung zum 1. Juli 1872 gefündigten Kal: 
und Telegrapbenverträge in Ausficht genommen. Der Vertrag wurde ſogleid 


nach dem Abſchluſſe dem Reichstage mit einem Gefegentwurfe vorgelegt !ı, welhr 


den Reichskanzler zur vorſchußweiſen Beſchaffung der erforderlichen VBetriebemittl 
ermädtigt. Die Vorlage wurde in der Sitzung vom 18. Juni 1872 ch 
Widerſpruch angenommen ?). Wie der Vertreter der Reicheregierung hervorheb, 
iſt der Vertrag wirthſchaftlich bedeutſam wegen der Wechſelbeziehungen, in denn 
ber Verkehr von Elſaß-Lothringen zu Luxemburg ſteht, und auch im Betreff 
Tranſits, für den letzteres ein wichtiges Mittelglied bildet. Auf die pelitiiir 
Seite der Angelegenheit hat bereitS unſer vorjähriger Bericht hingewieſen“ 


Die Vermehrung der Eifenbahnverbindungen mit dem Auslande wurt 





— — —— 


1) Anlagen zu den Sten. Ber. Seffion 1872 ©. 725 u. Sten. 2er. ©. 1119. 
”) Bol. Seleh vom 15. Juli 1872 (R.⸗G.⸗Bl. ©. 329). -. 
») Jahrbuch I. ©. 423. 
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geſichert durch Verträge der Reichſsregierung mit Rußland!), wegen des Anſchluſſes 
der Oſtpreußiſchen Südbahn von Lyck über Grajewo nad Breſt⸗Litewsk, mit 
den Niederlanden?), zur Herſtellung einer Linie von den niederländiſchen Staats⸗ 
bahnen bei Bortel nach der Rheiniſchen Bahn bei Cleve, ſowie nach der bei. 
Weſel zu errichtenden Station der Osnabrück-Venloer Bahn, und mit Defter: 
reich?) über den Bau der Linien zwiſchen Leobihäg und Jägerndorf, ſowie von 
Neiße nach Olbersporf, zur Verbindung der Mähriſch-ſchleſiſchen Centralbahn mit 
den in Leobſchütz und Neiße zufammentreffenven preußiichen Eifenbahnen. 


2. Poft und Telegrapbie. 


VII. Bezeichnete dad Jahr 1871, wie für das Reich ſelbſt, jo auch für 
das deutſche Poſt- und Telegraphenweſen einen epochemachenden Fortſchritt des 
ſtaat srechtlichen Ausbaues und den Beginn eines nicht mehr durch die Main⸗ 
grenze eingeengten organiſatoriſchen Schaffens, fo fiel dem Jahre 1872 das be- 
Iheidenere Loos zu, inmerhalb des durch den Abfchnitt VIII der Neichöverfafiung 
gezogenen Wirkungskreiſes und unter Fefthaltung der hier erreichten Grundlage 
die Durchfuhrung der bereit8 im Vorjahre in Angriff genommenen Aufgaben 
zu veroolljländigen. 

Den Beſtimmungen der Berfailler Verträge entfprechend ging am 1. Januar 
1872 die Verwaltung des Poft- und Telegrapbenweiend in Baden auf das 
Rech über. Beide Verkehrszweige waren dort mit dem Betriebe und der Leitung 
der Staatsbahnen zu einem Reſſort vereinigt gewefen. Da das Eifenbahnmelen 
Yandesangelegenheit blieb, jo war eine Trennung und zwar, Da im Reiche Die 
Poſt und die Telegraphie gefonderte Verwaltungen bilden, eine Dreitheilung 
erforderlih. Die Vorkehrungen hierfür waren im Laufe des Sommers 1871 
zwiſchen der Neichvenwaltung und der badiſchen Regierung verabredet worben ; 
ungeachtet der Schwierigfeiten, weldye bei der Scheidung des Perſonals nach drei 
ſeparaten Dienftzweigen und bei Beſchaffung der nunmehr nöthigen Locale und 
Dienfteinrichtungen zu überwinden waren, vollzog ſich der Uebergang ohne Un⸗ 
zuträglichteiten. Das Gebiet der Reichs⸗Poſt und Telegraphie erfuhr durch den 
Anſchluß des badiſchen Landes eine Erweiterung, welde ſowohl für die inter= 
nationalen Verkehrsintereſſen, als aud fir die Verbindung des Reichs mit 
Elſaß⸗Lothringen von befonderem Wertbe if. Durch die Errichtung einer Tele 
graphendirection in Carlsruhe und zweier Ober-Boftdirectionen in Carlsruhe 
und Conftanz trat das Großherzogthum alsbald in den Berband der für die 
Reihsverfehrsanftalten beftebenden, in unferm vorjährigen Berichte ausführlich 
dargeftellten Yerwaltungs-Organifation. Die Theilung des Landes in zwei 
Ober⸗Poſtdirectionsbezirke, deren Umfang hinter den durchſchnittlichen Dimen- 
fionen der norddeutſchen Bezirke nicht zurückbleibt, erjchien wegen der ungemöhn- 
lich großen Zahl der Boftvienftftellen nothwendig. Dem füplihen Bezirke wurde 
zugleich die Beauffichtigung des Poſtweſens in den hobenzollerichen Fürſtenthümern 
—5 , welche bisher eine Bermwaltungserclave des Bezirks Frankfurt a / M. 
gebildet hatten. 


— — — — 


B. 8 Juli, 26- Juni 1871 (S. 1. G.Bl. v. 1872 S. 23). 
B. 18. Auguſt 1871 (ebendaſ. S. 39). 
V B. 21. Mai 1872 (ebendaſ. S. 362). 


232 Die Bertehrsanftalten des Reiche. 22 


In denjenigen Kreiſen von Bayern und Württemberg, welche den ſüd⸗ 
deutichen Sonderrechten in Betreff des Verkehrsweſens von Anfang an wenig 
Beifall gezollt hatten, blieb die Bereinigung des Nachbarlandes mit dem Reics- 
Poſt⸗ und Telegraphengebiet nicht ohne Wiederhall. Während der Berathungen 
des bayeriſchen Landtages über einige Reformen im Verwaltungsdienſte der Poft 
wiefen beroorragende Organe der Landespreſſe auf die Nothwendigkeit bin, die 
bayeriſchen Bofteinrichtungen in möglichfte Uebereinftimmung mit dem Reichspoſt 
ſyſtem zu bringen, um fo den völligen Uebergang zu dieſem zu erleichtern. Sie 
Iprachen hierbei unummunden aus, daß nur die Bereinigung der Poft des ganzen 
Deutſchen Reichs in eine Verwaltung und unter einer Yeitung den Intereſſen 
des verfehrötreibenden Publifums zu genügen vermöge, und daß auf ihr aub 
der finanzielle Bortheil des bayeriſchen Staats beruhe). In Württemberg wur 
die Regierung vom Abgeordneten Pfeiffer wegen des Anſchluſſes an die Reicht: 
verfehröanftalten direct interpellirt. Dem Interpellanten gegenüber, der die Bor: 
theile einheitlicher Verlehrseinrichtungen für ganz Deutihland betont hatte, mie 
der Vertreter der Regierung darauf bin, daß in Württemberg mancherlei Erleid- 
terungen gewährt würden, welche über das im Reiche Gebotene hinausgingen: 
es würden 3. B. die Freicouvertd zum Nominalpreife der darauf haftenden 
Poftwertbzeihen verabfolgt; auch beftehe für Entfernungen bis zu zwei Meilen 
die Yocaltare von einem Kreuzer. Auch in einigen der 1868 zum norbdeuticen 


Berfehrögebiete geeinigten Yandespoftbezirte, insbeſondre in Sachen, haben äbn- | 


liche Taxermäßigungen beftanden; jie find jedoch, nicht zum Scharen des core 
Ipondirenden Publitums, im Interefle der Durchführung des einheitlichen Groſchen⸗ 
briefporto’8 aufgegeben worden. — Endlich bot eine noch weiterhin zu erwähnende 
Borlage über die Verwendung von Ueberſchüſſen aus dem Dienftbetriebe der 
deutſchen Feldpoſt auch dem Reichötage die Gelegenheit zu einer Discuſſion übe 


das Berhältni der Tüddeutichen Boftverwaltungen zur Reichspoſt. Hierbei wnk | 


von einem württembergifchen Mitgliede in Abrede geftellt, daß ver Fortbeftan 
der befonderen Poftverwaltungen von Württemberg und Bayern in diefen Känden 
ſelbſt als ein Webelftand empfunden werde. Vielmehr ſprächen die Tharfader 
Dafür, daß die ſüddeutſchen Staaten in ihren beſonderen Verhältniffen und Einrich 
tungen genügenden Grund zur Beibehaltung eines eigenen Poſtweſens fünden 
Dagegen machte ein anderer württembergiicher Redner geltend, der gejammte 
Handelöftand feines Landes halte den Lebertritt der wilrttembergifchen Poſt zur 
Reichspoſt nur für eine Frage der Zeit und zwar für eine Frage kurzer Zei 
Derjelbe Abgeoronete wies zur Begründung feines Amendements, wonach di 
aus den erwähnten Ueberſchüſſen zu errichtende Stiftung ſich auch auf die An 
gehörigen der ſüddeutſchen Poftanftalten erftreden follte, auf das unbedingt 
Bertrauen bin, welches die ReichE-Poftverwaltung auch in Bayern und Wärttem: 
berg genieße, und führte aus, daß es demnach feinem Anftande unterliegen könne, 
die Verwaltung der für das ganze Reich gemeinfamen Angelegenheit in di 
Hand der Reih-Poftverwaltung zu legen. Der General⸗Poſtdirector Stephan 
erfannte Die wohlwollende Abficht Des Antrages an; er wies indeſſen darauf bin, 
daß fid) aus demſelben Einmiſchungen in ein Gebiet ergeben müßten, welches 
zu betreten die Neichd-Poftverwaltung bisher in gewiffenhafter Erfüllung ver 


) Bgl. den Auffat: „Reform des bayerifchen Poſtweſens und deutſche Reiherof” 
in Nr. 133 der Augsb. Allg. Zeitung vom 12. Mai 1972. 
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Vertragsbeſtimmungen vermieden habe. Wenngleih aus dem Sonderpoftweien 
der ſüddeutſchen Staaten mitunter einige Schwierigfeiten entftänden, jo jeten bie- 
kelben mit gegenjeitigem Entgegenkommen noch immer zu überwinden geweſen. 
Man könne daher mit Ruhe abwarten, wie die Berbältniffe in Beziehung auf 
jene Poftrefervate fich entwideln würden. Zutreffend babe Yasler neulich die 
Reſervatrechte der kleineren Staaten des Reichs mit den Cierſchalen verglichen, 
an denen man bie junge Geburt des Deutichen Reichs erfenne. Ziehe man bieje 
Eierſchalen vor der Zeit ab, fo laufe man Gefahr, die Haut des jungen Ge: 
ſchöpfs zu verlegen; warte man rubig ab, fo fallen fie von felber?). 

VIII. Auch in der Geſetzgebung bezeichnet unfer Berichtsjahr vorwiegend 
einen Moment der Eammlung des bereits Erreichten und der Vorbereitung zu 
neuen Aufgaben. Durch die Gefege über das Poſtweſen und über das Poſt⸗ 
tarweien vom 31. October 1871 war im Borjahre auf der in Preußen und 
im Norddeutſchen Bunde bewährt gefundenen Grundlage ein einheitliches Poſtrecht 
für ganz Deutſchland in Betreff der michtigften Fragen hergeftellt worden. Beide 
Gelege, durch Gele vom 4. November 1871 auch in Elfaß-Tothringen ein- 
geführt, Iraten am 1. Januar 1872 ın Kraft und erleichterten in hohem Maße 
die Durchführung der einheitlichen Verwaltung des ausgedehnten Reichspoſt- 
gebieted. Auch die Wirkſamkeit ded dritten norbdeutichen Poſtgeſetzes, desjenigen 
über die Portofreibeiten,. vom 5. Juni 1969, wurde im Laufe des Jahres 1872 
zunächſt auf Elfap-Yothringen ?) und ſodann auf den Verkehr zwiſchen Bayern 
und Wilrttemberg unter einander und mit dem Reiche ausgebehnt?). Für Das 
übrige Deutfchland hatte Dies Geſetz bereits durch die Anſchlußverträge und das 
Geſetz vom 16. April 1871 die Wirkung und die Bezeichnung eined Reichs⸗ 
gelepes erhalten. Den Beftimmungen der bezeichneten drei Poftgefege hat unfer 
vorjähriger Bericht eine eingehende Erörterung gewidmet; dabei find namentlich 
die Borzüge des wichtigften berfelben, Des Geſetzes über das Poſtweſen des 
Deutichen Reiche, und die Tsortichritte, welche dafjelbe im Vergleich zu dem norb- 
deutſchen Poſtgeſetze enthält, hervorgehoben worden. Es darf jet hinzugefügt 
werden, daß, ſoweit unfere Wahrnehmung reicht, diefe Vorzüge fich ſeither auch 
in der Handhabung des Geſetzes auf das Unzweideutigſte bewährt haben. Die 
flare Abgrenzung ver Rechte und Pflichten der Poft, die Beſchränkung des Boft: 
zwangs auf Briefe und politifche Zeitungen bat merflih dazu beigetragen, Ueber: 
griffen in das der Verwaltung ausſchließlich zugewieſene Gebiet vorzubeugen. 
Tie Zahl der Contraventionen gegen den Poftzwang und die Poltgefälle hat 
fih in erwünſchteſter Weife beträchtlich verringert ; überdies ift das Strafver: 
fahren bes Poftunterfuchungen durch Die new eingeführte Feſtſetzung der an fid) 
ſehr milden Geloftrafen im Wege einfachen Decrets welentlih vereinfacht und 
dem meiſtens harmlojen ftrafrechtlichen Charakter der dabei in Frage kommenden 
Uebertretungen entiprechend geregelt. Auch die Beftimmungen über die civilrecht- 
liche Verbindlichkeit ver Bolt erweilen ſich in der Anwendung als gleichmäßig 
ausreichend für die Anfprüde des Publitums und fir das Bedürfniß der Vers 
waltung; die Garantiefälle für verlorene oder beſchädigte Poſtſendungen werben 


ı) Sigungen bed Reichstages vom 3. u. 5. Juni 1872, Sten. Ber. S. 655 ff. 
n. 742 f insbefondere die Reden der Abgg. Braun (Gera), Mohl u. Elben. 

2) G. v. 1. März 1872 (G.⸗Bl. f. Elſaß⸗Lothringen S. 150). 

’) Sefe vom 29. Mai 1872 (R.-©.-Bl. ©. 167). 
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in der Regel rafch und mit feltenen Ausnahmen auf gütlichem Wege abgawidelt, 
Trog des auferordentlichen Aufſchwunges, den der Verkehr genommen bat, und 
ungeachtet der erheblichen Erſchwerungen, mit welchen die Bearbeitung der nicht 
felten zu beträchtlichen Maſſen anfchwellenden Pofttransporte zu kämpfen bat, 
bewegt fih die Zahl der vorkommenden Berlufte und Beichädigungen in verhält: 
nigmäßig nicht eben ausgedehnten Grenzen. Der im Etat für Entſchädigungen 
ausgeſetzte Fonds von rund 30,000 Thlm. ift bisher ausreichend geweien, um 
Die der Poſt geſetzlich obliegenden Erfagleiftungen für die Garantiefälle zu be 
ftreiten, ein Ergebniß, dad nicht ungänftig genannt werden fan, wem man 
erwägt, daß im Jahre 1871 in Norpdeutichland und Elſaß⸗Lothringen nahen 
30 Millionen Padete, 61/, Millionen recommandirte Briefe und 26%, Millime 
Wertbfenbungen mit einem declarirten Inhalte von mehr als drei Milliarden 
Thalern zur Beförderung mit der Poſt gelangt find. — 

Während für die Brieftare fchon feit 1868 in ganz Deutfchland bie durch 
greifenpfte Einheit erreicht ift und auch im internationalen Verkehr Schritt auf 
Schritt zu einem gleihmäßigen Weltporto zuridgelegt wird, beruht der Tarı 
für Packet- und Geldſendungen, der unverändert aus dem norbbeutichen Tar 
gefege in das deutfche übergegangen ift, auf einer Verſchmelzung der zahlreichen 
verfchiedenartigen Fahrpoſttarife, welche in den einzelnen Landespoſtgebieten ou 
Errichtung des Bundes beftanden hatten. Die Spuren diefer Entftehung madıa 
fich im Verlaufe der Jahre in mehr als einer Hinficht beinerklich: verwidelt u 
der Anlage, fchwierig in der Anwendung, war der Tarif von 1867 allmalı 
binter den jesigen Verhältniſſen zurückgeblieben; er rief mehrfache Klagen dw 
verfehrötreibenden Bublitums hervor und befriedigte auch die Verwaltung immz 
weniger. Nach achtzehn Entfernungsfägen abgeftuft, die bis zu 30 Meilen ım 
je 5, von 30 bis 100 Meilen um je 10, von 100-180 Meilen um z 
20 Meilen feigen, ergiebt der gegenwärtige Tarif für Padete im Gewichte hi 
100 Pfund nicht weniger als 1705 —— Tarſãtze. Er liefert überdie 
ſehr ungleiche Ergebniſſe, indem das Porto bei geringen Entfernungen unbe: 
haltnißmäßig niedrig, bei großen Diftanzen zur hoch iſt. Diefe Erfahrunge 
lentten die Aufmerkſamkeit des General-Poftamts darauf Hin, eine durchgreifeide 
Reform des Padettarif8 in Angriff zu nehmen. Die ſtatiſtiſchen Ermittelunge 
wiefen nad, daß die weitaus größte Zahl der Poftpadete ſich innerbalt 
fehr mäßiger Gewichtsſätze bewegt. Nach der Statifiil für 1871 betrug des 
Durchichnittögewicht eines Poſtpackets nicht ganz 8 Pfund; gegen 80 Procen 
der gefammten durch die Poſt beförberten Packete überftiegen das Gewicht vr 
10 Pfund nit. Auf diefe Thatfachen geftüst, gelangte die Poftvertwaltung jı 
der Ueberzeugung, daß fih die Einführung eines Einheits-Portoſatzes 
für Padete bis zum Gewichte von 10 Pfund auf alle Entfernungen gg 
wärtig ermöglichen läßt. Es wird hierdurch fir den überwiegend größten Th 
der Pädereifendungen das erzielt, was fiir die Briefbeförderung als eine für all 
Betheiligten höchſt wohlthätige Erleichterung des Verkehrs ſich geltend gemat: 
bat und heute allgemein als unentbehrlich angefehen wird. Der weiter gehen 
Borfchlag, den Pädereitarif nicht blos von der Entfernung, fondern aud ven 
dem Gewichte der Sendungen gänzlih unabhängig zu machen, würde, wm 
die Poftverwaltung nicht zu erheblichen und kofiſpieligen Erweiterungen ibra 
Betriebseinrichtungen gedrängt werden fol, eine beträchtliche Einſchränkang 
des derzeit zuläffigen :Marimalgewichtes fir Poſtſendungen (100 Pfund 





25) Die Berlehrsanftalten des Reiche. 235 


vorausfegen!). Eine ſolche Einichräntung wird aber erft dann ohne Schädigung 
allgemeiner Intereſſen ausführbar, wenn die Beförderung der vom Polttrand- 
porte auszuſchließenden PBadete in höherem Maße als bröber durch die Privat- 
induftrie gejichert fein wird. ‘Der Gelegentwurf, welcher die Reform des Päderet= 
tarifs in den eben nachgewieſenen Echranfen ind Auge faßt, Liegt gegemmärtig 
dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung vor; derſelbe ift nebft ausführlichen 
Motiven foeben in Nr. 3 des als Beiheft des Poſtamtsblattes ericheinenden 
deutichen Poſt⸗Archivs veröffentlicht worden. Der Entwurf normirt das Porto 
für Padete bis zum Gewichte von 5 Kilogramm, abgefehen von einer Localtare 
von 2%, gr. für Entfernungen bis 10 Meilen, für alle weiteren Entfernungen 
ohne Unterichied auf 5 Spr. Tür unfranlirte Badete dieſer Kategorie wird 
ein Portozufchlag von 1 Sgr. eingeführt. Der Tarif für die fchwereren Pädereten 
hält für die erften 5 Kilogr. die Einheitsſätze von 2: bez. 5 Sgr. feſt, und 
erhebt für das Mehrgewicht, nach einer Entfernungsitala von ſechs Stufen, pro 
Kilogr. Y/, bis 5 Sgr Padete, deren Umfang in offenbarem Mißverhältniß 
zu ihrem Gewichte fteht, Haben nach dem Vorgange anderer Beförderungsanftal- 
ten als fperriges Gut das halbe Borto als Mebrbetrag zu entrichten. Finanziell 
ift von der Einführung dieſes Tarifs, nad) den in den Motiven des Entwurfs 
mitgetheilten Berechnungen, unter Vorausfegung der normalmäßtgen Steigerung 
des Packewwerkehrs ein Ausfall in den Einnahmen nicht zu erwarten. Crfährt 
dieler Verkehr, wie unter normalen Verhältniſſen wohl anzunehmen ift, durch die 
Einführung des Einheitsporto's einen erheblichen Aufſchwung, fo fteht vielmehr 
eine Mehreinnahme in Ausficht, durch welche die zu erwartenden Mehrausgaben, 
wenn nicht gleich, jo doch in nicht langem Verlauf gedeckt werden fünnen. 

In Berbindung mit der Neform der Pädereitare, durch welche ein bei ber 
Derathung des Poftetats für 1873 im Reichstage zum Ausdruck gelangter 
Wunſch?) fi) im weiteften Umfange erfüllt, wird zugleich eine weſentliche Ver⸗ 
einfahung des Tarıfs für Wertbfendungen beabfihtigt. Dieſer Tarif 
iegt ſich gegenwärtig aus zwei Yactoren zufammen, dein Porto, das für Briefe 
nah einer Entfernungsftala von fünf Stufen, für Padete nad dem Pädereitarif 
erhoben wird, und ber Verficherungsgebüßr, die wiederum nicht nur nach ber 
Höhe des declarirten Werthbetrages, ſondern auch nach drei verfchievenen Ent- 
fernungsfägen beineflen wird. Der Entwurf will an die Stelle des fünfftufigen 
Briefporto’3 für Entfernungen bis 10 Meilm 2 Sgr. und auf alle übrigen 
Entfernungen 4 Sgr. erheben; bei der Berficherungsgebühr läßt er den Yactor 
der Entfernung ganz fallen und berechnet die Gebühr gleichmäßig nach der 
Werthangabe, und zwar mit Y/; gr. für je 100 Thaler. Diefer Vorſchlag 
involoirt bei großen Werthen und weiten Entfernungen eine beträchtliche Herab⸗ 
ſetzung des Werthporto's. Während beifpielömeife ein Brief mit Werthangabe 
von 3000 Thlr. von Berlin nad Edln gegenwärtig 3 Thlr. 5 Ser. (5 Sgr 
Porto md 3 Thlr. Verfiberungsgebühr ) Toftet, würden nach dem Entwurfe 
künftig nur 19 Sgr. (4 Sgr. Porto und 15 Sgr. Berfiherungsgebühr) zu 
entrichten fein. Der finanzielle Ausfall, den diefe Maßregel zur Folge haben 
wird, ift dem entſprechend ein fühlbarer; er wird in den Motiven bei unver- 


1) 5. Perrot will demgemäß in feiner Schrift: „Die Anwendung des Benny- 
Porto auf den Eifenbabntarif und das Packet-Porto (Roftod 1872)" S. 161 das 
Narimalgewight ber Poftpadete auf 20 Pfund herapfegen. 

2) Sigung vom 17. Mai 1872, Sten. Ber. ©. 448. 
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änderter Annahme der Yahlenverbältniffe von 1871 auf ca. 580000 Thlr. ge: 
ſchätzt, wobei jedoch darauf gerechnet werden kann, daß die Hälfte diefer Summe 
theil® durch Die zu erwartende Steigerung der Zahl der Sendungen, theils aber 
auch durch aufrichtigere Angabe des Werthinhalts gededt zu werben verſprich 
In letzterer Hinfiht weifen die Motive des Entwurfs nachdrücklich auf di 
Uebelftände bin, welche ſich für den Pojtbetrieh daraus ergeben, daß ein nich 
unbeträchtlicher Theil Desjenigen Publikums, Das beim großen Gelvverfehr vor: 
zugsweiſe in Betracht kommt, in fleigendem "'aße dazu übergeht, nicht den 
ganzen Werthinhalt, fondern nur einen mitunter jehr geringen Theil zu declarire: 
und die Sendung bei Transport:Verjiherungsanitalten zu verfichern, von dener 
fih mehrere ausſchließlich mit diefem parafitiichen Induſtriezweige beichäftiger. 
„Die Berfiherungsgefellihaften beuten zu ihrem Vortheile, ohne wit den Gegen: 
ftänden in Berührung zu kommen, den Umftand aus, dag Sendungen mi 
Werthangabe verhältnißmäßig ſehr felten auf ven Poften in Verluft gerathen 
Da fie gar feine Mühe und Koften bezüglich der Behandlung der Sendungen 
Haben, fo können fie jelbftverftändlich ihren Berfiherungstarif viel niedriger kger 
als die Poft. Es zeigen fi) fofort die bevenflihen Folgen diefer Art ver 
Speculation vom Standpunkte der Moralität; es zeigt jich, daß der böfe Keim 
den ſie in fidy trägt, gemeingefährliche Folgen haben kann. Alle Fürſorg— 
welche die Poftwenwaltung aufwendet, um die Sicherheit der ihr amvertrautf 
Sendungen zu wahren, ale Einrichtungen. welde fie zu diefem Ende trifft, von 
der forgfältigen Auswahl und dienſtlichen Erziehung des Perſonals an bie 
den Sicherheitsvorkehrungen in den ftabilen und mobilen Poftlocalen, und bi 
zu den mit größter Weberlegung oft ins Kleinſte ausgedachten, mühevoll im 
Werk gerichteten VBorjchriften des technifchen Erpeditions Modus — fie kommer 
in ihren Früchten finanziell dem Unternehmen diejer Verſicherungsgeſellſchaften vr 
ftatten. Unter Ausbeutung der Einrichtungen und der Fürſorge des Staat 
entziehen fie der Staatskaſſe die derfelben gebührendan Einnahmen und, was de 
Weiten ſchlimmer ift, erichüttern die Mloralttät der Beamten‘ 1). Inden de 
Entwurf die an die Poft zu entrichtende Gebühr auf den felbft nach dem Mar: 
ftabe jener Affecnranggejellichaften niedrig bemieflenen Sat von einem Schi: 
pro Mille berabfegt, fchlägt er die Brüde für die Rückkehr zur aufrichtiger 
Declaration. 

Der Entwurf, welcher vorausfichtlih während der Seffion 1873 zur % 
rathung im Reichstage gelangen wird, bezeichnet, abgelehen von der poſttechniſcher 
und ber finanziellen Seite, volkswirthſchaftlich einen wichtigen Schritt auf de 
Bahn der Berkehrserleichterungen, welche durch die Vervollkommnung unfat: 
Communicationsmittel dem Handel und der Induftrie wie dem gefammten natı 
nalen Leben in immer jteigendem Maße zu Theil werden. Fällt die Schranl: 
Der Entfernung, die für Briefe und Drudichriften bereits feit Jahren nicht meb: 
befteht, nun auch für ven Päckereiverkehr, fo werden dadurch für eine Max 
von Gefchäftd: und Privatbeziehungen Berfendungen ermöglicht, die man ſit 
bisher verfagen mußte; die befruchtende Wirkung des Austauſches wird erhöt: 
das Abfatgebiet erweitert, der innerlide Contact des vom Wasgau bis zur 
Memelftrom, vom Belt bis zum Bodenſee fich erfivedenden Reichs gewinnt a 
Lebendigkeit und Stärke. Nicht minder läßt fi von der durchgreifenden 


) Deutfches Boft-Arhiv ©. 33. 
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Ermäßigung des Werthporto's erwarten, daß’ fie den Geldumfag, namentlid, im 
Großen und in der Ferne, erleichtern und neue Hebel des Wohlftandes in Thätig- 
keit jegen wird, 

. Die deutihe Telegrapbengejeßgebung ift auch im gegenwärtigen Berichts⸗ 
jahre der Gegenftand von lediglich Literarifchen Erörterungen geblieben Dem 
ım vorigen Berichte eingehend erwähnten Telegraphen-Rechte des Dr. Friedrich 
Meili, welches inzwilchen in zweiter, wejentlich unveränderter Auflage ’) erichienen 
iſt, Bat fi in der Schrift des Telegraphendirectors Ludewig: die Telegraphie 
in ſtaats⸗ und privatrechtlicher Beziehung 2) ein Gegenflüd zur Seite geftellt, das 
die rechtswiſſenſchaftlichen Conftructionen des ſchweizeriſchen Juriſten nach manchen 
Richtungen bin durch Mittheilungen aus der telegraphiichen Verwaltungspraxis 
ergänzt. Ohne auf die in die Jurisprudenz binübergreifenden Ausführungen des 
Yudewig’ichen Buches hier näher einzugeben, heben wir nur hervor, daß daſſelbe 
den gegenwärtigen Mangel jedweder Haftpflicht als ein Odiofum anerkennt, zu 
deſſen Befeitigung die Einführung von Wertbvepefchen unter Garantie der Ber- 
waltung gegen eine Verficherungsgebühr von einem Viertel Procent des becla- 
rirten Betrages, ſowie die Bewilligung einer Entſchädigung von 14 Thlrn. für 
den Verluft und die welentliche VBerftümmelung recommandırter Depeichen wieder: 
holt in Borfchlag gebracht werben). 

In der Ueberzeugung, daß die lediglich negative Haltung der Telegraphen- 
verwaltungen in der Garantiefrage auf die Dauer immer unbaltbarer wird, 
werden wir buch die bemerfenswerthe Thatſache beitärtt werben, daß auf ber 
internationalen Zelegraphen:Conferenz in Rom von dem Bertreter Frankreichs 
eine Modification des bisher feftgehaltenen Grundſatzes der Nichtverantwortlich- 
fett förmlich beantragt worden iſt. Der franzöfilche Vorſchlag war dahin ges 
richtet, nach dem Borbilde der Boftverwaltung garantirte Depeſchen gegen höhere 
Gebühr zuzulafien, für melde im alle unrichtiger Expedition dei Abſender von 
der Zelegraphenverwaltung der Betrag von 50 Francs ald Eutichädigung zu 
zablen wäre. Bei der Begründung dieſes Antrages wurde Namens der fran- 
zoſiſchen Regierung geltend gemadt, daß, wenn die ZTelegraphenverwaltungen 
bisher eine materielle VBerantwortlichkeit nicht übernommen hätten, ſie dafür in 
um jo flärferem Maße moraliſch verbindlich feien für die punktliche und richtige 
Beförderung der Depeſchen. Die Einführung einer firirten Entſchädigung fiir 
gewiſſe Depeſchen könne nur dazu beitragen, das Imterefie der Verwaltungen 
und ihrer Beamten bei der Erfüllung vieler Verbindlichkeit zu erhöhen. Diele 
Maßregel ftelle fich als die bloße Ausdehnung eines bei der Poſt bewährten 
Snftemd auf die Telegraphie dar, auch fei die Idee dieſer Uebertragung bereits 
mehrfach erörtert worden; ja viefelbe ſei in Amerika bereits in ermeitertem 
Maße zur Ausführung gelangt, inden von den Privatgefellichaften, in deren 
Händen ſich die Telegraphen dort befinden, vie Verficherung von Depeichen zu 
jedem beliebigen Werthbetrage gegen entiprechende Prämien zugelaffen würden. 
Ter Delegirte von Portugal bemerkte zur Unterftügung des franzöfiihen Vor- 
\hlags, daß derfelbe den Zelegraphenvermaltungen ſchwerlich weitgehende‘ finan- 
zielle Opfer auferlegen könne, vom Publitum dagegen als eine wichtige Verſtärkung 


— 





) Zürich 1873 bei Orell Füßli u. Eo. 
2) Leipzig 1872 bei Bänſch. 
4 a0. ©. 79, 140 ff., 198 fi. 
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der Garantien für bie richtige und pinftliche Ueberfunft der Depeſchen mit 
Freude begrüßt werden würde. Zwar fand der Antrag, den beſonders der 
belgiſche Vertreter als das Lebensprincip der Telegraphie gefährdend mit großer 
Entichievenheit belämpfte, im Weiteren feinen Anklang; er ift mit 17 gem 
2 Stimmen abgelehnt worden!). Indeſſen ıft ſchon die Thatjache bezeichnen, 
daß er überhaupt geftellt worden ift, und zwar von ber Regierung eined Staates, 
welcher früher jede Anerkennung einer Entſchädigungspflicht für mangelbait 


Depeichenbeförderung abgelehnt hatte). Im dem Borgange der franzöſiſchen 
Regierung darf daher der Beginn eines Umſchwunges in den Anſchauungen übe 


die Frage erblidt werben, welchem auch andere Telegraphenverwaltungen jid 
ſchwerlich Länger werben entziehen können. 

IX. In der Verwaltung der Reichsverkehrsanſtalten wurde eine aufer 
ordentlih rege Tchätigfeit entfaltet. Nach den verichiedenften Richtungen be 
wurde der Kreis der ihnen obliegenden Aufgaben erweitert: ihre Dienftleftunge 
erfuhren durch die Einführung neuer und die zweckmäßigere Geftaltung beren! 
beftehender Hilfsmittel für die mannichfadhen Intereſſen des üffentlichen und de 
Privatverkehrs eine weitgreifende Bervielfältigung,; den Bedürfnifſen des lie 
rariſchen Austaufches, ſowie der Vermittelung des Geldumſatzes wurden ne 
Wege eröffnet, dem Correfpondenzverfehre äußerſt willlommene Erſparniſſe u 
Zeit und, Geld zugeführt. Mit gleicher Rührigkeit wurde auf die Bereinfadun 
and Bervolllommnung der Technik hingewirkt, der innere Dienft durch Befreum: 
von zahlreichen Controlmaßregeln zweifelhaften Werthes gehoben und in jan 
Action geförbert, die Abgrenzung der Betriebs, der Aufſichts— und der ir 
waltungsorgane geklärt, der gelammte Gang der Adminiftration erleichtert ı 
gefräftigt. Endlich wurde den Verhältniſſen des ungemein zablreichen Beamer 
perſonals durch eine Reihe von wirkſamen Schritten wmöglichfte Erlenhtene: 
zugewendet. 

Unter den in ihren verſchiedenen Richtungen hier nur angedeuteten Etach 
nifien der Verwaltungsthätigkeit unferer diesmaligen Berichtsperiode find ı* 
wirkſame Erleichterungen des Poſtwerkehrs im Einzelnen hervorzuheben: bie Cr 
führung von Poftmandaten ?), mittelft deren die Poftvermaltung, einem cite: 
geäußerten Wunſche des Handelsftandes entſprechend, e8 übernunmt, ähnlıd m 
bei ven Poftanmweifungen die Auszahlung, fo nun auch die Einziehung ven CU 
beträgen bis zu fünfzig Thaler gegen Vorlegung der betreffenden Schuldurkur- 
(Rechnung, Wechſel, Coupon, Schuldſchein x.) zu bewirken. Wichtig für > 
Gefchäftöbeziehungen mit kleineren Orten ohne Bankverkehr und mit dem fak- 

1) Proces verbaux de la Couference telegraphique internationale de Ron’ 
p. 34 ff., 103 ft. j 

2) Bei Beratbung des franzöfifchen Telegrapbengefekes vom 29. November IN’ 
wurde von dem Übgeorbneten Savove an Stelle der Borichrift, melde jede Berır: 
wortlichleit des Staats flir den telegraphiſchen Dienft ausfchlicht, beantragt, der Si 
möge für die richtige Ueberkunft der ihm amvertrauten Depeichen Gewähr late 
Diefem Antrage widerſprach die Regierung mit Erfolg: ihr Vertreter führte damen 
aus: „Dans ce service, qui se fait avec une grande rapidite. il peut se eor 
mettre certaines erreurs. dont il est impossible de se garantir d’une manıt" 
absolue. Il v aurait danger évident & ne point mettre l’Etat a l’abri dir 
responsabilit€ pecuniaire, qu'il encourrait en regard d’une modique taxe, Tr 
sponsabllitc qui pourrait avoir de graves consequences pour le r pub: 

eili, Telegrapbenteht 5. 223 ff. 

2) Bom 15. October 1871 ab, B.-A.-Bl. S. 333, 





“ 
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Lande, Haben die Poſtmandate in kaufmänniſchen Kreifen den weiteren Wunſch 
beroorgerufen, daß die ihnen gegenwärtig anbaftende Beſchränkung, wonach bie 
Poftverwaltung weder bie Protefterhebung, noch die Erfüllung anderer im Wechſel⸗ 
rechte vorgejchriebener Formen bezüglich der ihr zur Einziehung übergebenen 
Wedel übernimmt, in Wegfall treten möge. Der Erfüllung dieſes Wunfches 
würde eine Veränderung der deutſchen Wechſelordnung und die Einführung eines 
einfachen Proteftverfahrens für kleinere Wechſel, wie folches beiſpielsweiſe in 
Belgien befteht, vorbergehen müflen. — Der Boftanweifungs-Dienft 
erfuhr eine neue Anwendung, indem die Boftverwaltung auf den Wunfch der Ad⸗ 
miralität dem im Auslande befindlichen Perfonal der Katferlichen Marine vie 
Möglichteit gewährte, Gelder von der Heimat durch Poftamwerfungen übermittelt 
zu erhalten‘). — Für den literariſchen Austaufch wertbvoll war die Einführung 
von Bücherbeftellzetteln, welche ungeachtet der handſchriftlichen Eintragung 
der zu beftellenven Bücher, Zeitichriften, Bilder, Mufitalten u. |. w. gegen Ent- 
richtung des Porto's für Drudjacden befördert werden und in ausgedehnteſtem 
Mage im buchhändleriſchen Verkehr Eingang gefunden haben ?), ferner die Er- 
böhung des Marimalgewichtd der gegen die ermäßigte Tare beförderten Drud- 
ſachen von 15 Loth auf 1 Pfund, wodurch für eine beträchtliche Zahl 
Üterarifcher Erſcheinungen die vielen Zeitverluft ſparende directe Zufendung vom 
Verleger an den Abnehmer ermöglicht worden ıft ); ſodann die Geftattung ber 
Beafügung ertraordinairer Yeitungsbeilagen gegen die Binter dem 
Druckſachenporto noch weit zurüdbleibende Gebühr von Y,, Sgr. pro Stüd*); 
endlich die Zulaffung des Zeitungsabonnements für kürzere, ein- und 
zweimonatliche Zeiträumed). Eine bei Berathung des Poſtgeſetzes im Reichs⸗ 
tage gegebene Anregung wurde durch Uebernahme der Infinuation von 
Privatichreiben gegen Behändigungsfchein verwirklicht). Die willtommenfte 
Förderung erfuhr der Briefverfehr, indem nach dem Vorgange Oeſterreichs, der 
Schweiz, Großbritanniens u. a. m. die Gebühr für Poftlarten auf die 
Hälfte des Briefporto’8 berabgejegt wurbe?). Die Anwendung dieſes mit großer 
Schnelligkeit in aller Welt unentbehrlich gewordenen Correjpondenzmitteld bat 
fih, fowert darüber Wahrnehmungen vorliegen, in ganz außerorbentlihen Maße 
erhöht, jo daß von diefer umfaljenden Portoermäßigung ein Rüdgang in den 
Einnahmen der Poftverwaltung nicht zu erwarten tft. 

Die Berbindung des Sparlajfenwejend mit der Poſt, die in 
England als Ergebnig einer von Anfang an auf die Staatshülfe und die 
Uebernahme der Garantie durch den Staat hinneigenden Entwidelung des eng⸗ 
lichen Spartafienwejens ®) ſeit 1861 befteht, {ft namentlich in den letzten Jahren 





1) Bom 25. Januar 1872 ab. P.⸗A.⸗Bl. ©. 53. 

2) Bom 25. October 1871 ab. P.⸗A.⸗Bl. ©. 393. 

3) Bom 7. November 1871 ab. P.⸗A.⸗Bl. S. 485. 

) Bom 15. October 1871 ab. P.⸗B.⸗Bl. ©. 341, 

2) Bom 1. Mai 1872 ab. P.⸗A.⸗Vl. S. 269. 

‘) Bom 15. October 1871 ad. P.A.⸗Bl. ©. 338 

?) Bom 1. Juli 1872 ab. B.-A.-BL ©. 279. _ Bu 

s, Die Entwidelung der englifchen Boftiparlafien iſt auf Grund der ausführliden 
Publicationen der englilhen Poftverwaltung, namentlich des von berfelben im Jahre 
1571 herauöpegedenen umfaflenden Werts: „Origin and Progress of the System 
of Post Office Savings Banks“, eingehend bargeftellt vom Berfaffer dieſes Berichts in 
Hildebrands Jahrbüchern für National-Velonomie und Statifiit Bd. XVII, ©. 373—415. 
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der Gegenftand einer wachſenden Aufmerkfamtert geworden, und man bat ın 
Belgien, Italien, Oefterreih Verſuche gemacht, die englifche Einrichtung theils 
nachzuahmen, tbeil8 in den Rahmen feftländifcher Zuſtände zu übertragen. Zum 
Ausführung gelangt ift diefer Verſuch nur in Belgien, wo die Poftanftalten jet 
Anfang 1870 als Agenten der ſchon einige Jahre früher ind eben gerufenen, 
unter Staatsgarantie ftehenden Centralſparkaſſe fungiren, ohne übrigens em 
beſonders umfangreiche Thätigkeit zu entwideln!. Ber der Berathung über den 
Voftetat für 1873 wurde im Neichötage unter Tebhafter Anerkennung ve 
Leiftungen der Poftverwaltung von mehreren Seiten der Wunſch ausgeſprochen, 
daß die Poftanftalten für die Förderung des Sparkaſſenweſens eintreten möchten, 
Es wurde dabei anerkannt, daß die Einführung von befonderen Poſtſparlaſſca 
nach dem in England befolgten Syſtem das Reich mit einer jchwebenden Schub 
belaften und auch fonft den deutichen Berbältnifien mit ihren ganz andere ge 
ftalteten BVerkehrs- und Creditbedürfniſſen nicht entjprechen würde. Dagegen be⸗ 
zeichneten es mehrere Redner als eine wünſchenswerthe Verbeſſerung der deutſchen 
Sparkaſſeneinrichtungen, wenn der Verkehr zwiſchen den Sparern und den Sparlafſen, 
welcher gegenwärtig an eine zu geringe Zahl von Annahme und Auszahlunge 
ftellen gebunden und überdies durch die fehr beichränkten Dienſtſtunden wda 
Sparkaſſen in empfindlicher Weife eingeengt wird, durch den das ganze Rad 
gebiet umfaffenden Organismus der Poft erleichtert und zugänglider gemadt 
werden fünnte. ‘Der General-Poftdirector beftätigte, daß die englifchen Poſtipar 
kaſſen, deren Entftehung fih aus der England eigenthümlichen Geftaltung ve 
Sparkaſſenweſens erklärt, für die deutſchen Verhältniffe unanwendbar find; er 
erklärte aber zugleid, daß die Poſtverwaltung ſich feit längerer Zeit damit ke 
\chäftigt habe, die Poftanftalten al Annahme: und Auszahlungsftellen mit da 
bei uns beftehenden, auf der Grundlage der Kreis: und Communalvenvaltm 
beruhenden Spartaflen in geeignete Verbindung zu fegen. Hierdurch würde Mt 
Sparkaſſe vier bi fünf den ganzen Tag über offen ftehende Annahmeſtellen er 
halten können. Zur Verwirklichung diefer Einrichtung bebürfe es Des zuvonge 
Einvernehmend mit den Yandesregierungen, und es werde der Berſuch gemadı 
werben, zu einer folchen Berftändigung, für welche die Vorarbeiten bereits im Gang: 
feien, zu gelangen?). — Nach den Erfahrungen bei den englifchen Poftipr: 
kaſſen läßt fih erwarten, daß die Vermehrung und die allgemeine Zugänglidta: 
der mit dem Publitum vertehrenden Sparkaäffenftellen im Wefentlichen ausceicher 
wird, um dem Sparfinne, namentlich auch bei der Arbeiter: und der Landbe 
völferung, einen neuen und beilfamen Antrieb zu geben. ‘Die weiter gebends 
Borichläge, wie fie auch m Deutichland wiederholt aufgetreten und neuerdings T 
einem intereffanten Auflage de8 Dr. Math. Ratkowsky?) über Poſtſpar 
kaſſen mit Sparmarfen und Boftlaffenfcheinen formulirt find, ſcheitern daran, 
daß fie dem Staat die Garantie für die richtige und pünktliche Rückzahlung der 


1) Nach ‚dem amtlichen Berichte über bie Operationen ber belgiſchen Cais 
Generale d’Epargne et de Retraite haben die Boftanftalten während bes Jabre 
1871 im Ganzen 13,149 Einzahlungen zum Gelammtsetrage von 1,293,263 France. 
2567 Auszahlungen im Betrage von 547,328 Fr. vermittelt; das Geſammtzuthaben 
ber Sparer bei den Poftanftalten belief fi Ende 1871 auf 1,674,702 Fr. 

*) Sisung vom 17. Mai 1872, Sten. Ber. ©. 448 ff. ikea 

°) Im „Üeflerreichifhen Delonomift“; auch als befonderer Abdrud, Wien 18: 
im Commiffionsverlag von Gronemeyer, erfchtenen. 
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bei den Boftanftalten eingegahlien Spargelver, damit aber eine Verbindlichkeit 
auferlegen, die mit den Grundfägen unſerer Finanzverwaltung ſchwer in Ein» 
Hang zu bringen ift, und ınit der befonderen fiaatörechtlichen und politifchen Lage 
des Deutichen Reich geradezu unvereinbar erſcheint. 

Unter den Berbefierungen des techniſchen Dienftes iſt die am 10. April 
1872 erfolgte Verſchmelzung der für die Beförderung von Pädereien und 
Werthſendungen beftchenden vier Kartirungöbezicte zu erwähnen, wodurch die 
Umjpedition der erwähnten Eendimgen wegfiel und eine beichleunigtere Beför- 
derung der Packete ımd Gelder eintrat! Es wurde ferner die Herausgabe 
einer für das geſammte Reichs-Poſtgebiet gültigen Boftdienft-Inftruction 
in Angriff genommen, welche auf der einheitlichen Poftgefetgebung und dem zu 
derfelben unterm 30. November 1871 cerlaflenen Boftreglement beruht und durch 
Zufammenfaffung der zahlreichen Ausführungsbeftimmungen und Adminiſtrativ⸗ 
vorjehriften die Handhabung des Tienftbetriebes weſentlich erleichtert. 

Im Bereiche der Telegrapbenterwaltung heben wir hervor, daß nach ber 
amtlich veröffentlichten Etatiftif für das Jahr 1871), am Schluſſe dieſes Jahres 
die Zelegraphenverbindungen fih auf 3,385 geographiſche Meilen Yinien und 
11,936 geogr. Meilen Yeitungen, beliefen, was gegen das Borjahr eine Ver⸗ 
mebrung von 119 Meilen Yirien (3%), Brocent) und 484 Meilen Leitungen 
(4°/, Procent) ergiebt. Die Zahl der Telegrapbenftationen betrug 1130, worunter 
ih 256 felbftändige, 671 mit der Poſt combinirte, 156 an Privatperfonen zur 
Verwaltung übertragene und 17 von Communen errichtete Stationen befanden. 
Segen das Borjahr hatte fih die Zahl der Etationen um indgefammt 52 
(4°, Brocent), darunter 37 mit der Poſt comkinirte, vermehrt. Diele Ber- 
mehrung der Linten und Leitungen fowie der Telegrapbenftationen läßt zwar 
eine jortſchreitende Entwickelung der Zelegrapbeneinrichtungen erkennen; fie ift 
indeſſen erbeblid, geringer ald das Wachsthum d-8 telegraphiiden Verkehrsbe⸗ 
bürfnijfeß, wie dies aus der gleichzeitigen Steigerung der Depeſchenzahl um mehr 
18 12 Procent, von 5,690,900 auf rund 6,400,000, Mar erhellt. 

Wie der Hebung des friedlichen Verkehrs, fo wurde aud der Aufgabe, 
nelhe die Verkehrsanſtalien in Kriegszeiten zu erfüllen haben, von beiden Ver⸗ 
raltungen bejondere Sorgfalt zugewendet. Die Yeiftungen der Feldpoſt und 
er Yeldtelegraphie während des letzten großen Kampfes ftehen in guter 
Srinnerung; ihre mnfangreihe Tätigkeit ®) hat zugleich die Geiegenheit gewährt, 





, P. A.⸗Bl. ©. 203. 

2) Berlin 1872 bei R. v. Deder. 

2) Nach der unter Benutzung amtlicher Quellen veröffentlichten Schrift: „Die 
ordde..tfche Feldpoſt während des Krieges mit Frankreich”, Berlin 1371 bei R.v Deder, 
nd theilß ar die mobile Armce und den Relais und Etappendienſt, theil® für bie 
erwaltung ter Landetpoften in dem sccupirten franzöfiiden Gebiet und in Eljaß- 
thringen im Ganzen 411 Pofanftalten errichtet worden, bei denen ein Perſonal 
„u 2140 Roftbcamten nnd Unterbeamten befchäftigt wurde. Außerdem wurden von 
m Perſonal der norddeutſchen “often 3761 Berfonen- zu den Kahnen beruen, fo 
ın dem Friedens-Poſidienſte im Ganzen 5901 Perjonen entzogen wurden. Durch bie 
eicpoften wurden bis Ende März I871 von und nad der Arınee fowie inı Bertehr 
r Truppen unier einander beiörtert: 84,659,00u Briefe und Correipondenzlarten, 
35 2,10 Zeitungseremplare 36,:05 Dienft-Gelbbriefe mit 43,023,16U Thlrn., 2,37:.u20 
rivals@&elebride mit 16,812,160 Thlın., 125,916 Dieufipadete und 1,853 066 Private 
dere 

v. Holgendastff, Jahrbuch I. 16 


. eines befonderen durchaus militäriih zu organifirenden Telegraphentruppentbelt 
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umfaſſende Erfahrungen über die zwedimäßtgfte Einrichtung dieſer für tie ge 
ſammte Kriegführung und für die Belebung des geiftigen Zuſammenhangt 
zwilcen der Armee und ihren Angehörigen hochwichtigen Inſtitute zu geminnen. 
Um diefe Erfahrungen praftifch zu verwertben, berief die Poſtverwaltung im 
Fruhjahr 1872 gegen 30 im Feldpoſtdienſte zum Theil in hervorragenden 
Stellungen thätig geweſene Beamte nach Berlin zu mehrwöchentlichen Sonferenzen, 
deren Berathungen vorzugsweile die Organtlation und Erweiterung des poll: 
technifchen Betriebes zum Ziele hatten, ‘gleichzeitig aber fih aud auf die Fragn 
der Ausrüftung und Mobilifirung der Feldpoſtanſtalten und auf die Neugeftaltung 
ber Reflort- und Perfonalverhältniffe der im Feldpoſtdienſt verwendeten Beamte 
erſtreckten. Auf Grund der Ergebniffe diefer Berathungen und eingehender er: 
Bandlungen mit dem Kriegsminifterium ift demnächſt der Entmurf einer neum 
Dienftordnung für die Felppoftanftalten ausgearbeitet worden. — Tee Feld⸗ 
telegraphie hat fih im Kriege mit Franfreih als ein Hülfsmittel erften Ranges 
für die einheitlihe Leitung der Armeen erwieſen. Für die Mobilmahung ur 
den Aufmarich, fir die Verbindung der einzelnen Heereötörper unter einander und 
mit dem Oberbefehl?), endlich fitr die Durchführung der eigentlichen Kriegsactienen 
ift die Telegraphie ın einem Maße wie noch nie zuvor zur Anwendung gelangt; 
fie bat insbeſondere bei zahlreichen Belagerungen der allerbedeutendften Aus 
dehnung, vor Straßburg, Meß und Paris eine überaus wichtige Rolle zu = 
füllen gehabt. Die Vervollkommnung ihrer Organifation wurde daher mit Kalt 
der Gegenftand alfeitiger Beachtung in der Praxis und in der Literatur). Te 
deutichen Yelbtelegraphen-Einrichtungen werden namentlih, wie Die unten m 
zeichneten Schriften bezeugen, auch von franzöſiſchen Technifern und Mil 
eifrig ftudirt, welche es u. A. auffallend finden, daß die deutſche Feldtelegrapbi 
die für Kriegszwecke dienenden Verbindungen dur Leitungen an Stangen br: 
ftellt, ftatt fi) am oder unter der Erde liegender Drähte zu bedienen‘). Ver 
deutfcher Seite wird unter Anführung beachtenswerther Gründe die Erruktun 


ſchon im Frieden als unbedingt nothwendig bezeichnet*). 
Die Zahl des für den Poftvienft erforderligen Perfonals, melde 12 


— — — — — 


) Für die deutſchen Armeen erging, wie das Kriegsgeſchichtliche Werk des &: 
neralftanes S. 93* mittheilt, am 3. Auguft 1850 aus dem Großen Hauptquartier 2 
Mainz der Befehl an die Ober-Commando's, nicht allein alle Vorkommniſſe von Fı 
deutung fofort an das Große Hauptquartier telegraphifh zu anelden , fonbern au! 
dann, wenn fich nichts Neues zugetragen babe, mindeftens zwei Mal tägl:e 
telegraphiſche Nachricht unter Angabe der Veränderungen der Hauptquartiere fer A” 
zelnen Armeelörper an die oberite Heeresleitung gelangen zu lafien. 

& 2) Bol. Lndewig, Die Telegrapbie in flaats- und privatrechtlicher Beztebur: 
."42 fi. | 

P. Ponsinet, la telegraphie militaire. Son röle pendant le siége & 
Paris. Projet d’organisation. Paris 1872, Dumaine et Dentu. 

A. Guerin, Etude sur la telegraphie militaire et sur l’organisation du 
service telögraphique en campagne Paris 1872, Dumaine. 

2) Guérin, a. a. O. S. 32. 

) Ludewig hält a. a. DO. ©. 50 die Formirung eines Bataillons zum Art 
denspräfenzftande von 754 Mann für ausreihend, welches den Stamm für die IE 
Kriege erforderlichen 2200 Dann Telegraphentruppen zu bilden bätte. Für die mil: 
tärifche Verwendung der Eifenbahnen ift Eude 1871 ein auch als Friedenstruppe & 
ſtehendes Eiſenbahnbataillon errichtet worden. 
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am Schluſſe des Jahres 1871 auf 15,567 Beamte, 20,174 Unterbeamte, und 
mit Einfluß des Bofthaltereiperfonal® auf 42,736 Köpfe belief, legen ber 
Poftverwaltung mit befonderem Nachdruck die Pflicht auf, auf die geiftige und 
materielle Hebung ihrer Beamten Hinzumirfen und denfelben fo viel als möglich 
die Wege zur weiteren Foribildung und zur Berbefferung ihrer wirthichaftlichen 
Lage zu erfchließen. Im exfterer Beziehung wurde durch die Erweiterung ver 
bei den Provinzial-Poftbehärden beftehenden Amtsbibliothefen 1) den Beamten ver- 
wehrte Gelegenheit geboten, ſich durch dad Studium wiſſenſchaftlicher Werke und 
Zeitſchriſten aus den verſchiedenen Gebieten des Verkehrsweſens und feiner Hülfe- 
wiſſenſchaften, ſowie des Cultur⸗ und Wirthichaftslebens zu bilden und zu er- 
holen. Um diefen Zweck noch ficherer zu erreichen, murde das amtliche Ber: 
ordnung®blatt der Poftoerwaltung feit Mitte 1871 durch emen für die Mit- 
teilung von Actenftüden und Auffägen aus dem Bereiche der Staatswiſſenſchaften, 
der Vollswirthſchaft, des Verkehrsweſens, der Geſchichte und Geographie bes 
fimmten nichtamtlihen Theil erweitert. Bei der lebhaften Theilnahme, welche 
aus dem Kreife der Poftbeamten diefen Mitteilungen in fteigendem Maße zu: 
gewendet murde, werden biefelben ſeit Neujahr 1873 in Form von Beiheften 
zum Poftamtsblatte unter dem Titel „Deutſches Poſt-Archiv“ in regelmäßigen 
Eriheinungsfriften herausgegeben. 

Was die materielle Tage der Poftbeamten anlangt, jo iſt venjelben die 
Fürforge für ihre Familien durch zwei aus dem preußiſchen Poftdienftverhältniß 
allmälig emporgewachlene Inftitute älteren Datums, die aus dem Anfange des 
18. Jahrhunderts ftammende Boft-Armenfaffe und den Boftfterbekaffenverein 
preußiſcher Poftbeamten, nach manchen Richtungen bin erleichtert. Zur Ergänzung 
diefer fehr wohlthätig wirkenden Anftalten ift feit einer Reihe von Jahren nament: 
lich darauf Bedacht genommen worden, den Poftbeamten den Zutritt zur 
Lebensverſicherung zu erleichtern. Zu diefem Zwecke find von der Poft- 
vermaltung feit dem Jahre 1867 mit einer Anzahl von Vebenöverjicherungs- 
geſellſchaften Verträge geichloffen morden, auf Grund deren zunächſt die Poft- 
Unterbeamten durch Vermittelung einer befonderen aus Beamten des General- 
Poſtamts beftehenden Commiſſion ihr Xeben zu mäßigen Summen (bi8 500 Thlr.) 
gegen ermäßigte Tariffäge verfihern fünnen. Es wird diefen Unterbeamten 
hierbet aus den Mitteln der Poft-Armenkafje ein Zuſchuß zur Prämie gewährt, 
jo daß fie ſelbſt nur drei Viertel bez. ein Fünftel derfelben zu beftreiten haben ; 
überdies dürfen fie die Prämie in Monatöraten, welde gleich bei der Gehalts: 
zahlung einbehalten werden, entrihten. Seit Mitte 1871 ift diefe Einrichtung 
dahın ausgedehnt worden, daß nicht blos den Unterbeamten, fondern dem ge— 
ſammten Perſonal der Zutritt zu einer erheblich vermehrten Zahl von Lebens- 
verfiherungsanftalten gegen ermäßigte Prämie und ınonatlihe Abzahlung erinög- 
lt worden iſt. Dieſe Schritte haben die Betheiligung der Poſtbeamten an dem 
Inftitute der Lebensverſicherung in fehr erfreulihen Maße erhöht. Nach der 
neulih veröffentlichten Ueberſicht?) find durch die Vermittelung der Poſtver⸗ 
waltung bis zum Schluſſe des Jahres 1872 abgejchloffen worden: 1. auf 
Grund der älteren Verträge, unter Gewährung eine Zuſchuſſes zur Prämie 
1740 Berjicherungen von Poſt-Unterbeamten mit einer Geſammtverſicherungs⸗ 


) Berf. vom 31. October 1871, B.A.-Bl. S. 459. 
2) P.A.⸗Bl. von 1873 ©. 29 ff. 
16* 
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fumme von 641,300 Thlen.; 2. auf Grund der neuern Verträge 1948 Berfiherm- 
gen von Poftbeamten und Poft-Unterbeamten mit einem Berficherungscapital von 
rund 1,900,000 Thlm., insgefammt alfo 3688 Berficherungen fiber mehr als 
zwei und eine halbe Million Thlr. 

Bei den befonderen Dienftverbältnijfen der Poftbeamten, deren Händen an 
jevem Tage die Bearbeitung von Wertbfendungen zum declarirten Betrage von 
über 10 Millionen Thlr. anvertraut ift, führen erfahrungsmäßig finanzielle Be 
drängniffe von anfänglib geringer Bedeutung durch wucheriſche Auöbeutung in 
manden Fällen zu ſchwerer Verſuchung, ja zum völligen Untergange Einzelne, 
die Durch rechtzeitige Hülfe zu retten gewelen wären. Auf Grund dieſer Wahr: 
nehmung und von dem Wunfche geleitet, dem Poſtbeamten Perſonal die Bor: 
tbeile der wirtbichaftlichen Gelbfthülfe, wie fie in den Kreifen der Gewerbe: 
treibenden in den von Schulze⸗-Delitzſch organijirten Creditgenoſſenſchaften zu fo 
hoher Blüte gelangt iſt, in erhöhtem Maße zugänglich zu machen, xegte ded 
Seneral-Boftamt Anfangs 1872 die Errihtung von Spar- und Borſchuß— 
vereinen für Poftbeamte an!). Das zu diefem Zwecke entworfene Nor: 
malftatut 2) beruht auf dem Grundgedanken, daß die Vereinsmitglieder durch 
Anſammlung von Spareinlagen zum Mindeſtbetrage von monatlich 10 Sgr. ve 
Mittel zur Gewährung von Borfchüffen an creditbebürftige Mitglieder ſelbſt 
beſchaffen. ‘Die Spareinlagen, welche bi zum Betrage von 50 Thlm. nur ım 
Valle des Ausſcheidens zurüdgezogen werben dürfen, werden mit 34/, Procent 
verzunft; für Vorſchüſſe ift der doppelte Zinsbetrag zu entrichten, vom Gewime 
wird 1 Procent des Vorſchußcapitals zur Bildung eines Reſervefonds verwendet, 
der Reſt unter die Mitglieder nad Berbältnig ihrer Guthaben vertheilt Di 
Organiſation der Bereine lehnt fih an den Rahmen der allgemeinen Ber 
woltungdgliederung an; für jeden Bezirk fol möglichft ein eigener Verein de 
fteben, in deilen fonft durch Wahl gebilveten Vorſtande der Ober: Poftdirector den 
Borfig führt und ein Beamter der Ober-Poftlaffe die Stelle des Rendanten 
verfieht. Auf der Grundlage dieſes Statut, Das in einzelnen Bezirken nah 
ben dort beftehenden beſonderen Bedürfniſſen modificirt wurde, vollzog ſich di 
Errichtung der Vereine mit großer Schnelligkeit, fie traten meiftentheils ſchor 
im Februar und März 1872 ind Leben und begannen fofort eime lebhafte 
Thätigkeit zu entfalten. Am Schluffe des Ichres 3) befanden 35 Vereine mt 
12,067 Mitgliedern, welche ein Gefammtverındgen von 129,389 Thlrn. befahen; 
es waren 3347 Vorſchüſſe im Geſammtbetrage von 103,641 Thlen. gewährt werden, 
der Zinszuwachs der Guthaben beläuft ſich auf 1608 Thlr., der den Mitgliedem 
zugefallene Gemwinnantheil auf 1061 Thlr. 

Während des Krieges mit Frankreich hatte die deutſche Poſtoerwaltung 
innerhalb des vecupirten Gebietes fich der Belorgung des von den franzöjilden 
Beamten verlaffenen Landespoſtweſens unterzogen. Durch cine eigens errictet 
Behörde, die Deutfche Poft-Adpminiftration, welche Anfangs zu Nancy, dann in Rheimẽ 
fungirte, war unter Leitung des General-Poſtamts ſchließlich ein erheblicher 
Theil Frankreichs auf dieſe Weiſe während des Krieges mit Poſteinrichtungen 
und Verbindungen verſehen worden, welche ſowohl von den zur Verwallung do 


— — 


9) P.A.⸗Bl. von 1872, ©. 8. 
*) Ebendaſ. Anlage zu Nr. 2. 
N) B-A-BL. von 1873, ©. 64 fl. 








(35) Die Berlchrsanftalten des Reiche. 945 


Landes berufenen deurfchen Beamten, als auch von dem franzöfifchen Publikum, 
von Tetterem gegen Entrichtung der Pofttaren, in erheblichem Maße benust 
wurden. Aus diefem Boftbetriebe der occupirten Gebietötheile, worunter Elſaß⸗ 
Lothringen, das fofort mit eigenen Pofteinrichtungen verjehen worden war, nicht 
einbegriffen ift, hatte fih von der Einnahme an Briefporto, Zeitungsproviſion x. 
nach Beftreitung der fämmtlichen Betriebe: und Vermaltungsfoften ein Ueberſchuß 
von Über 120,000 Thlrn. herausgeſtellt. Waren ähnliche Erträgniſſe bei 
früheren Kriegen ſchließlich zu Geſchenken an die betheiligten Boftbeamten ver- 
wendet worden, jo entftand bei der Höhe jener Summe der Wunſch, fie für 
dauernde Zwecke zu verwenden. Es wurde dem Reichstage durch eine beſondere 
Geſetzvorlage vorgeichlagen, nach Ausfcheidung der an Bayern und Württemberg 
fallenden Beträge den Antheil der Reich8poftverwaltung als dauerndes Andenken 
an die Wieberberftellung der Einheit Deutfchlands und die Entftehung der 
Reichspoſt zur Begründung einer milden Stiftung zu verwenden, melde die 
Förderung der fittlichen und geiftigen Bildung und Wohlfahrt der Angehörigen 
der Reichspoſwwerwaltung, ſowie ihre Unterftägung in Bedurfnißfällen bezwecken 
jollte. Der Vorſchlag fand allgemeinen Anklang; er rief indeß eine eingehendere 
Debatte hervor, die ſich, wie bereit8 oben bemerkt, vorzugsweiſe um die Stellung 
der fitbdeutichen Poftverwaltungen zur Reichspoſt drehte und fchlieglich zur un= 
veränderten Annahme des Cejegentwurfes führte). Durch dad unterm 20. Juni 
1872 vollzogene Geſetz ?) wurden dem Kaiſer aus jenen Ueberſchüſſen 100,000 Thlr. 
zur Gründung einer Stiftung für die eben gedachten Zwecke zur Verfügung ge- 
ftelt. Durch den Erlaß vom 19. Auguft 18723) wurde dieſe Stiftung unter 
Deilegung ded Namens: „Kaiſer Wilhelm Stiftung für die Ange— 
hörigen der deutfhen Reih8-Boftverwaltung” vom Kaiſer errichtet 
und das Statut der Stiftung genehmigt. Nach demfelben bat die Stiftung, 
deren Berwaltung von dem General-Poftamte geführt wird, den Zweck, bie 
Bohlfahrt der Angehörigen der Reichs⸗Poſtwerwaltung zu fördern, in8befondere 
den Beamten diefer Verwaltung, ihren Familien und ihren Hinterbliebenen zur 
Hebung ihrer fittli_hen und geiftigen Bildung Unterftügungen zu gewähren. Ins⸗ 
beiondere ift hervorzuheben, daß aus den Stiftungseinfünften jährlih 800 Thlr. 
zu Reifeftipendien an Poſtbeamte verwendet werden lönnen, um zum Nuten bes 
Foftdienfted durch Aufenthalt in fremden Ländern ihre Sprachkenntniſſe zu er- 
mwitern und Die Pot: und Berfehrseinrichtungen des Auslandes zu ftudiren. 
Ein gleicher Betrag ift zu Etipendien für Angehörige von Poftbeamten behufs 
Unterftiigung in ihren Studien auf Univerfitäten oder anderen höheren 
wiſſenſchaftlichen, technifchen oder artiftifchen Lehranftalten beftimmt. Nach dem 
Berichte, meldyer über das erfte, nur die Zeit vom 1. September bie 31. Decem⸗ 
ber 1872 umfaſſende Geſchäftsjahr im Poftamtöblatte ©) veröffentlicht worden ift, 
hatte das Stiftungsvermägen durch ınehrfache Zuwendungen aus Privat: und 
Beamtenkreifen fi) un 615 Thlr. vermehrt; die Einkünfte hatten aus 1420 Thlr. 
Zinfen beftanden, von denen 875 Thlr. zu Unterflügungen, 250 Thlr. zu einem 
Reifeftipendium nach den Nieverlanden und Belgien, fowie 250 Thlr. zu 





— — 


2) Sisungen vom 3. und 5. Juni 1872, Sten. Ber. ©. 653 ff., 711 fi. An- 
>20. 


‘ B-A-B. von 1873 ©. 12. 
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Studien-Stipendien an 3 Tüchter und 3 Söhne von Poftbeamten und Rof: 
Unterbeamten verwendet waren worden. 

Die Dualification der Poft- und Telegraphbenbeamten, jr 
wie die Bedingungen des intritte® in den Dienft dieſer Verwaltungszweige 
waren mehrfady der Gegenftand eingehender Verhandlungen des Reichstages. CE 
wurde bei der Etatöberathung angeregt, einer größeren Anzahl ſprachlich gebil- 
deter junger Leute aus dem Ginilftande regelmäßige Aufnahme in den Tel: 
gräphendienft zu gewähren, und eine entiprechende Aufforderung an den Rad: 
tanzler beichloffen, nachdem durch die Erklärung des Vertreters der Telegrapken: 
verwaltung feftgeftellt worden war, daß die aus dem Civilſtande zur Telegraphie 
übertretenden jungen Leute, deren Zahl fih auf durchſchnittlich jährlih 20 be— 
ſchränkt, zu ihrem Eintritte in den Dienft einer befonderen Genehmigung de 
Kaiſers bedürfen, welche jährlich einmal mittelft Geſammtberichts nachgeſucht 
wird). Ber der gleihen Beranlaffung kam der Reichstag auf eine ım Jah 
1871 gefaßte Refolution zurüd, durch welche die Abftellung der in Breufa 
unter den abweichenden Verkehrs- und Dienft:Verhältniffen des vorigen Jahr⸗ 
hunderts entftandenen Verſorgung invalider Offiziere als Vorſteher von Pott: 
ämtern begehrt worden war?). 

Eine ausführliche Debatte über die Beihäftigung von weibliden 
Perfonen im Poſt- und Telegraphendienfte wurde durch eine Petition herbe— 
geführt, in welcher die für die Erweiterung der Ermwerbötbätigfeit der Fraum 
thätigen Vereine um Beſeitigung der gefetzlichen Hindernifje gegen Die Venmendun 
der Frauen im Eifenbahn, Poſt⸗ und Telegraphendienfte, ſowie um Aufhebunz 
der im Verwaltungswege eingetretenen Beſchränkungen baten’). Die Petinon 
commilfion war auf Grund der eingehenden Nacmeifungen, die von den Ver— 
tretern der Verfehrsverwaltungen des Reichs über die bisherige Behandlung er 
Trage abgegeben wurden, zu der Ueberzeugung gelangt, daß geſetzliche Hinder 
niffe gegen die Verwendung von Frauen im Tienfte der Verkehrsanſtalten me 
beftehen, und daß der von den Aominiftrationen eingefhlagene Weg der wr: 
ſuchsweiſen Beſchäftigung von Frauen innerhalb der ihnen durch Die Natur de 
Dienfted und ihrer Lörperlihen Beichaffenheit gezogenen Schranfen im Ganz 
der richtige jet. Die von der Commiſſion beantragte motivirte Tagesordnung 
wurde indeflen vom Reichstage nicht angenommen, fondern die Ueberweiſung N 
Petition an den Reichskanzler zur Berüdjichtigung bei Belegung von Stellen 
innerhalb der Verkehrsanftalten des Reichs, melde für weibliche Perſonen 4° 
eignet find, beichlofien®). 

In ihrer praftiihen Löfung hat die Frage inzwifchen infofern einen de 
merfenswerthen Fortſchritt gemacht, al8 die Zulaſſung von Frauen im preußiſaen 
Staatseiſenbahndienſte auf Grund befonderer vom Könige genehmigter Anſtelluuge 
bedingungen durb Verfügung des Handelsminiſters vom 22. December 15° 
geftattet worden if. Hiernach fünmen Ehefrauen und erwachſene Töchter do 
Stationsvorfteher, Stationsauffeher und erpedivenden Beamten auf den Hein 
Stationen und Halteftellen der Bahn unter der Verantwortlichkeit ihrer Ebe 


ı) Situng vom 24. Mai 1872, Sten. Ber. ©. 501. 
2) Ebendaf. S. 481. 

3) Anlage zu den Sten. 2er. ©. 363 ff. 

) Sigung vom 5. Juni 1872, ©. 760 ff. 
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männer oder Büter aushülfeweiſe in allen nicht zum Außendienſte der Station 
gehörigen Geſchäften verwendet werden. : In gleicher Weife fünnen die Ange 
börigen der Ctationdeinnehmer zur aushülfeweilen Beichäftigung beim Billetver⸗ 
Taufe zugelafien werden. Die Zulaffung erfolgt nady dem Ermeſſen der vorge: 
festen Dienftbehörde unter Vorbehalt jederzeitigen Widerruf und nah Ablauf 
einer angemeilenen ‘Probezeit gegen. Gewährung einer monatlihen, den Betrag 
von 10 Thlrn nicht überfteigenden, Remuneration. Es können aber auch ferner 
unverheirathete Frauen, kinderloſe Wittwen und ſolche Wittwwen, welche ver Pflege 
ihrer Kinder überhoben, find, felbftindig und unter eigener Verantwortung in 
folgenden Zweigen des Staatseiſenbahndienſtes beichäftigt werden: 

1. im Billetegpeditionddienft auf denjenigen Stationen, auf welchen die 
Billeterpedition vom Staatslaffendienft getrennt ift, 

2. im Öepüderpeditionsdienft auf denjenigen Stationen, auf welchen die Ge— 
päckerpedition von den übrigen Geſchäften der Station getrennt und einem be- 
fonderen Beamten als dem Borftand dieſes Dienflzweiged übertragen ift, 

3. im Bahntelegrapbendienft für die Beförderung der ‘Privatdepejchen und 
der formulirten Dienftdepeichen. Ä 

Die Zulaffung zu diefer felbfländigen Beſchäftigung ift vom Nachmeile 
eined Lebensalter von mindeitend 20 und höchſtens 40 Jahren, guter fittlicher 
Führung und guter Schulbildung abhängig gemacht. Tie Beichäftigung der 
Bewerberinnen erfolgt zunächſt probeweile, unentgeltlih und unter Vorbehalt 
jeverzeitiger Entlaſſung. Nach befriedigend zurüdgelegter Brobezeit, deren Dauer 
von den Ermeſſen der vorgeſetzten Dienftbehörde abhängt, fann die vertrage- 
mäßige Anmahme der Bewerberinnen als Bileterpedientinnen, Gepäderpeditiond- 
gehülfinnen oder Telegraphiftinnen, nad Maßgabe des ‘Dienftzweiges, ın welchem 
dieſelben ausgebildet find, erfolgen. | 

Die vertragsmäßige Annahme gefchteht unter Vorbehalt einer adhttägigen 
Kündigung Seitens der vorgejetten Dienftbehörde und gegen Zuſicherung einer 
diätariichen Remuneration, weldhe von 15 Thlrn. monatlich bis zu den Mint: 
malbetrage des Gehalts der Beamten der betreffenden Dienſtklaſſe allmälig er- 
höht wird. 

’ In dem Reſcript, mittelft deſſen dieſe Beftimmungen den Eifenbahnbehörben 
zugefertigt worden find, iſt zur Crläuterung des dienftlichen Verhältniſſes der 
im Staatseifenbahndienft zu beichäftigenden frauen noch hervorgehoben, daß 
diefelben einen amtliden Charakter nicht erhalten und nicht vereidigt werben; 
e8 ıft ferner Darauf hingewieſen, daß die in felbfländigen Stellungen zu ver- 
wendenden Frauen thunlichſt in beionderen Arbeitsräumen, getrennt von ‚dem 
mannlichen PBerjonal, zu beicäftigen und nicht zum Nachtdienſte, ſowie auch nicht 
zu auswärtigen Commiſſorien heranzuziehen find. Die Eifenbabndirectionen find 
vom Minifter angemiefen, nad Jahresfriſt über die Zahl der in felbftändiger 
und im nicht ſelbſtändiger Stellung beichäftigten Frauen, ſowie über ihre Quali: 
fieattion für die einzelnen ‘Dienftzweige zu berichten und zugleich diejenigen Ab: 
änderungen der Beſtimmungen, insbejondere in Betreff der Erforderniſſe für die 
Annahme, melde ſich durch die Erfahrung als zweckdienlich herausftellen jollten, 
in Vorſchlag zu bringen. 

Für die Verwendung von Frauen im ‘Poftdienfte wird vorzugsweiſe auf Die 
Erfahrungen verwieſen, weldye in dieſer Hinſicht in England und in Frankreich 
gemacht worden find, man pflegt daber aber außer Acht zu lafien, daß der 
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Boftvienft in diefen Ländern fi im Weſentlichen auf die Beförderung von Brid- 
poſtgegenſtänden beichränft, und daß die deutſche Einrichtung der Padet- und ver 
Berjonenbejörderung durch die: Poft nicht nur die Handhabung des Dienſtes un- 

leich verwidelter und ſchwieriger macht, ſondern auch zu einem erheblich größeren 
Eontacte der expedirenden Beamten mit dem zahlreichen an militäriſche Straf: 
beit gewähnten Unterbeamtenperfonal führt. In Betreff der Telegrapbie Tiegen 
namentlih von Seiten der engliſchen und ber amerikaniſchen Telegrapbemer: 
waltungen äußerft günftig Iautende Zeugniſſe über die Anftelligfeit und Päntt: 
lichkeit der Frauen vor. Der amtliche Bericht des Mr. Scudamore über bie 
Verbindung des Telegraphenweſens mit der engliihen Poftvermaltung Hebt als 
befondere Vorzüge der Telegraphiftinnen hervor: die Schnelligkeit im Sehen und 
Hören, fowie die Leichtigkeit der Hand, ihre Geduld und Ausdauer bei lang 
anhaltender figender Belhäftigung und die Anſpruchsloſigkeit in Beziehung au 
den Lohn!). Die Geſammtzahl der im engliichen Telegraphendienft verwendeien 
Frauen belief fih nad derſelben Duelle Ende Auguft 1870 auf 1531, d. }. 
über 30 Procent der überhaupt bei der Telegraphie beicäftigten Perſonen 
Auch in Amerika ift nach dem Berichte des Mr. Frank PBope?) die Anwendung 
der Frauen im Telegraphendienft eine ſehr ansgedehnte, fie bilden ein Drum! 
bi8 ein Viertel des gefammten Perfonald, und die Ergebniffe werden auöge: 
zeichnet genannt. ‘Dagegen legt ein oberer Beamter der franzöfiihen Telegraphe 
dem Frauendienſt eine entichieven geringere Qualität bei al8 dem der Männer; 
er behauptet, daß zwei Männer durchichnittlih im Etande feten, den Dieuſt ver 
Drei Frauen zu verrichten, und daß man den legteren nur Yinien von geringerer 
Bedeutung überweiſen fünne, da fie megen des Mangeld an genügendem Ber: 
ſtändniß der Theorie und der phyſilaliſchen Bedingungen des Telegraphirene durd 
jedes ungewöhnliche Vorkommniß außer Faſſung gebradt und aufgehaken 
würden?). ‘ 

X. Die internationalen Beziehungen der Poft und der Tele 
grapbie waren, wie ſchon in der Einleitung hervorgehoben, der Gegenftand ema 
ungemein veichhaltigen Thätigkeit. Den Anlaß Hierzu bot in erfter Linie bie 
Wiederherftellung der Bertragsbeziehungen zu Frankreich, ſodann das Strebe: 
nah Ausbau und Bervolllommnung der Berkehrserleichterungen, für welder 
beide Imjtitute ihrer Natur nad in fo umfaflendem Maße auf die Wege der 
internationalen Vereinbarung angemwiefen find; endlich macte die Erweiterun; 
des. Bundes zum Neiche Unngeftaltungen der auf dem früheren ſtaatsrechtliche 
Berhältnig beruhenden Conventionen erforberlih. Im Bereide der Bohne 
waltung ergiebt ſich fir die ausländifchen Beziehungen injofern eine greße 
Mannigfaltigkeit, als die Durchführung von Yortichritten im internatiomale 
Bertehr zahlreiche Verträge zwildhen den verſchiedenen Staaten erfordert, weit 
ſich ſämmtlich als Einzelne gegenüber ftehen. Die Bildung eines großen inte: 
nationalen Poftvereins, auf deſſen Grundlagen unſer vorjähriger Bericht *) nike 
einging, iſt noch in den Anfängen begriffen. Die internationale Telegrapix 
befigt ein folches gemeinfames Band und fährt mit Erfolg fort, dafjellbe dur | 





) Report to the Postmaster General, Jan. 1871, p. 78. 

®) Journal telegraphique I. p. 318. 

2) Blavier, Considerations sur le service telegraphique et sur la fu: 
des administrations des Postes et des Telegraphes. Nancy 1872, p. #0. 

9 v. Holtendorff, Jahrbuch I. S. 450. 
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Ausbildung gemeinfchaftlicher Organe zu befeftigen; fie Hat jeboch durch den Um⸗ 
Rand, daß fie bisher noch nicht zu übereinftinnnenden Grunbfägen über die 
Stellung der wefentlich mitwirfenden großen Privat-Telegrapbenunternehmumgen 
gelangt ift, mit andermeiten, der Poft fremden Schwierigkeiten zu fümpfen. 

Für den Voftverlehr war die Herftellung und Berbeflerung des Vertrags⸗ 
verbältniffeg mit Frankreich von beionderer Wichtigkeit. Ties Verhältniß 
batte auf Verträgen berußt, die, vor dem Beginn der politiichen Wiedergeburt 
Deutſchlands geichloffen, ein Bild feiner früheren Zerſplitterung und zugleich der 
Abhängigkeit waren, in welcher bie beutichen Boflverwaltungen in Bezug auf 
die internationalen Verkehrswege früher zu Frankreich ſich befunden Batten. 
Frankreich hatte nicht nur den größeren Theil des hohen Porto’8 bezogen, welches 
auf der deutſch-franzöſiſchen Correſpondenz Iaftete, ſondern aud für Die durch 
ſein Gebiet tranfitirenden Boftfendungen vrüdende Abgaben erhoben, welde zum 
Theil noch über die internen franzöſiſchen Portofäge hinausgingen. Es kam 
darauf an, biefe Eonventionen, welche durch den Krieg außer Krait gelegt und 
nad dem Friedensfchluffe nur thatjächlich wieder in Anwendung gebracht worden 
waren, durch einen einheitlichen Vertrag zu erjegen, die poſtaliſchen Beziehungen 
beiver Länder mit ihrer gegenwärtigen Ctellung zu einander in Einflang zu 
dringen, den Wechfelverfehr durch Herabfegung des Porto's zu erleichtern und 
durch Befreiung des Tranfitd den Weg für anderweite Verhandlungen mit den 
Hinterländern zu bahnen. Der Erreichung diefer Ziele ftellten ſich auf fran= 
zöſiſcher Seite erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Es koſtete den Franzoſen 
nicht germge Ueberwindung, ben Anſpruch auf einen Höheren Portoantheil fallen 
zu laffen und fid) zur Annahme des von der beutichen Boftvermaltung ſchon 
kit Jahren und mit großem Erfolge aboptirten Syſtems des freien Tranfits 
zu entihliegen. Nach wiederholten und längeren Berbhandlungen, welche großen- 
tbeil8 von dem General-Poftdirector Stephan perfänlid in Paris geführt wurden, 
gelang es, eine Einigung über Diefe beiden wichtigen Punkte zu erzielen. Da⸗ 
gegen konnte in Bezug auf Ten internationalen Tarif nicht der volle Umfang 
der von deutfcher Ceite angeftrebten Ermäßigung erreiht werden. Der am 
14. Februar 1872 zu Paris unterzeichnete Vertrag fett das Porto, welches für 
den größeren Theil Deutfchlands 4'/,, für die Rheinlande 3'/, Sgr. betragen 
hatte, auf 3 Sgr. herab; eine weitere Ermäßigung auf 2", Sgr. ıft in Aus- 
fiht genommen. . Er befeitigt die biöherige PBortocheilung ımd fest am ihre 
"Stelle den im Deutfch-Oefterreihifchen Poftoerein bemährt gefundenen Grundjag, 
daß jeder Staat dad von ihm erhobene Porto behält. Er bringt endlich das 
Princip der gegenfeitigen Tranfitfreiheit zur Geltung, jedoch mit einigen Bes 
Ihränfungen, wonach in&befondere für die Correfpondenz nach den überleeifchen 
‚ Yindern dem tranfitleiftenden Staate die Portofüge, welche diefer Staat felbft im 
agenen Berfehr mit jenen Ländern erhebt, zu vergüten find. — War ſchon der 
Abſchluß des Vertrages von ungewöhnlichen Schwierigfeiten begleitet geweſen, fo 
wurde er in der franzöfifchen Nationalverfammlung ver Gegenftand äuferft 
angwieriger und wechjelvoller Berathungen, durch welde das Zuſtandekommen 
des ganzen miühevollen Werkes mehrmals aufs Spiel geftellt und feine fchließ- 
he Annahme zum Range einer politiihen Frage erheben wurde. Die Ab- 
wigimg, fi zu dem Syſtem des freien Tranſits zu bequemen, Barteteinfläffe 
gen die Perſon des durch die Republik ind Amt gekommenen Leiterd der frans 
öſiſchen Poftverwaltung, endlich die Erbitterung gegen Deutichland: alle biefe 
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Factoren verbanden ſich zum lebbafteften Widerftande genen eine Convention, 
welche, indem fie, zum Wohle des beiberfeitigen Verkehrs, mit lange feitgebal- 
tenen Traditionen der franzöfiichen Berwaltung brady, dein verhaßten Radar: 
ande Zugeſtändniſſe zu machen ſchien. Es bedurfte vieler Kunſt der framöfilden 
Staatdinänner und des wiederholten verſönlichen Eingreifens durch den Präfidena 
der Republik, um den Bertrag in der Commillion und im Plenum der Nationdl: 
verfammlung unverfehrt durch die Klippen hindurch zu bringen. Weientlik 
Hülfe leiftete herbei der ausführliche Rapport!) des Berichteritatterd der Com: 
mifjion, DI. de Fourtou, eine Yeiftung von folder Bedeutung, daß gelibte Re: 
obachter daraus den baldigen Eintritt des Verfaſſers in das Meinifterium pro: 
nofticirten, welche Prophezeiung ſich befanntlih im Yaufe Des gegenwärtig: 
Winters Durch die Uebertragung des Sandelöportefeuille an Herrn von Fourter 
erfüllt Hat. In letzter Stunde und nachdem es nöthig geworden war, den wm: 
abredeten Ausführungsternin (1. Mai) binauszufchieben, nahın die Berfammln; 
den Vertrag an, melder die Berathung-ftadien im deutſchen Reichſtage mit con: 
traftirender Schnelligkeit durchlief und am Tage feier Annahme, dem 15. Wa 
1872, ſofort in Wirkſamkeit geſetzt wurde?). — Noch während des Verlarf: 
der Verhandlungen hatte die deutſche Poftverwaltung durch einen am 20. Yan: 
1872 mit der franzöfiichen Oſtbahngeſellſchaft geſchloſſenen Vertrag) ber 
Päckereiverkehr, welcher in Frankreich vom Poſtdienſtbetriebe ausgefchlofien ift, & 
erforderlihen Mittel und Wege erichloffen. 

Bleibt nach dem Poftvertrage vom 14. Februar 1872 bedauerlicher Rei: 
ein Brief von Berlin nad Paris thenrer, als ein folder zwiſchen Berlin um 
S. Francisco, iſt das Marimalgewicht des einfachen Briefes, das ſonſt im ine- 
netionalen Verkehr meiftend in Ueberemftimmung mit den intemen Vorſchrifie 
auf 15 Gramm feſtgeſetzt ıft, für die Correſpondenz nad Frankreich auf den N 
engenden Sat von 10 Gramm beichräntt: jo bezeichnet dieſer Bertrag trogder 
für die Ausbildung der internationalen Poftverhältmiie einen wichtigen fer 
ſchritt Indem Franfreih in die Neihe derjenigen Staaten getreten ıft, wir 
den Tranſit der Woftfendungen nicht mehr nad den Ueberlieferungen ar 
fiscalifchen und ſchließlich die eigenen Intereſſen jchädigenden Anſchauung m: 
Abgaben belaften, jondern ihm nach dem Spitem gegenleitiger Compenfation d. 
freiefte Bewegung geftatten, ift eind der mächtigften Hindernifje weggefallen, weldk 
der univerfellen Geltung dieſes neuen Berfehreprincips bisher im Wege geitank 
hatten. | 

Als unmittelbaren. Gewinn für die Poſtbeziehungen Deutſchlands zum Ant 
lande hatte Die dem franzöſiſchen Vertrage beigegebene Tenkjcrift ) hewerg. 
hoben, daß die deutſche Poſtverwaltung durch ihn in den Stand geſetzt werk 
das Porto nad Epanien und Portugal auf bie Hälfte ber beſtehenden <iE 
zu ermäßigen. Diejer Gewinn ift durd den Abichluß von Foftverträgen wi 
den genannten Staaten unverzüglich realifirt worden. Tier Bertrag mit SE pante: 
am 19. April 1872 unterzeichnet °) jet Das Porto für Briefe von 6 auf 3 EX 
herab, nummt eine weitere Ermäßigung auf 2°/; Sgr. in Ausjicht, erböbt de⸗ 


2) Bolfänbig in Ueberfegung mitgetbeilt int Foftamteblatt S. 313 fi. 

2%) Der Vertrag if zublicitt im 8.8.8. S. 111 fi. 

) P.⸗A.⸗Bl. S. 

Anlagen zn ben ex Per. des Reichkẽtages von 1572, &. 115. 
IR-.8-B. ©. 157 fi. 
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Viarrmalgewicht, das bisher fehr unbequem auf 7!/, Gramm befchränft ge- 
weien war, auf 15 Gramm, und ermeitert das Gebiet, innerhalb teilen dieſe 
Portofäge Anwendung finden, indem "die Correipondenzen nach den Canariſchen 
Inſeln, nach den Spanischen Beſitzungen in Nordafrika, forte die mittelft deutſcher 
Poſt⸗Dampfſchiffe beförderten Briefe zwischen Deutſchland und den fpanifchen 
Antillen den Briefen nah Spanien felbft durchaus gleichgeftellt werben. Ueber 
den Portobezug fowie in Betreff des Tranſits beruht der Vertrag auf den in 
‘der franzöſiſchen Convention zur Geltung gebrachten Grundfägen. Hierdurch 
murde wiederum den Verhandlungen mit Portugal der Weg gebahnt, welce 
bereits am 9 Mat 1872 zum Bertragsichluffe führten. Diefer Vertrag !), der in 
der Tarifiäten durchaus mit denen der fpanifchen Convention übereinftimmt und 
nicht blos auf die Eorreiponden? mit Portugal felbft, fondern auch auf diejenige 
mt ten Azoren und Madeira Anwendung findet, ıft für den weiteren Ausbau 
der internationalen Boftverhältniffe infofern von weitergebender Bedeutung, als 
er den Tranjit gefchloffener Briefpadete nach Brafilien gegen mäßige Entfchädigung 
geltattet und damit die Grundlage künftiger Vertragsbeziehungen zu dem füb- 
anerilanifhen Ratjerreihe und den übrigen Staaten von Südamerika dar- 
ietet?). 

Wie das ruſſiſche Handels- und Verkehrsweſen überhaupt, fo hatte auch 
das Verhältniß der ruſſiſchen Poſt zum Auslande wiederholt lebhafte Klagen in 
Teutichland hervorgerufen. Es wurde der deutichen Verwaltung eine willlominene 
Gelegenheit zu wenigftens theilweiſer Abhülfe, al8 im Frühjahr 1872 in Ruß— 
land der Wunſch rege wurde, günftigere Bedingungen für den Tranfit ihrer 
Eendungen dur Deutſchland zu erlangen und ſich dadurch die Möglichkeit zum 
Abſchluſſe von Poſtverträgen auf moderner Grundlage mit den wefteuropätichen 
Staaten zu eröffnen. Freilich war Rußland durch die Höhe feiner inländischen 
Brieftare, welde 10 Kopeken Silber, alfo etwas über 3 gr. beträgt, gehin- 
dert, in der Normirung des internationalen Porto's fomeit zu geben, als im 
Intereffe der beiderfeitigen Berkchröbeziehungen zu münjden geweſen wäre. Das 
auf Grund von Berhandlungen zu Berlin gefchloffene Uebereinkommen vom 
26.114. Mai 18723) trägt die Form eines Aoditionalwertrage® zu der Preußifch- 
ruſſiſchen Poftconvention vom 22./10. Auguft 1865. Es ſetzt für Briefe, die 
bisher zwiſchen den Nachbarprovinzen 3 Sgr., zwifchen dem übrigen Poſtgebiet 
4 Sgr. getoftet hatten, die Einbeitögebühr von 3 Sgr. feſt und ftipulirt für 
beide Theile das Recht zum Tranſit gefchloffener Briefpadete gegen mäßige 
Vergütung. Wenn Died Recht nad der geographiſchen Lage beider ‘Boftgebiete 


) Anl. zu den Sten. Ber. S. 412 fi. Die Ratification des DBertrages, für 
defien Ausführung als fpätefter Termin der 1. April 1873 verabredet ift, fteht noch 
aus; er ift demgemäß auch noch uicht rublicirt worden. 

2) Der Abſchluß eines deutſchen PBoftvertrages mit Brafilien, welcher ſchon öfter 
ter Gegenfiand von Wünfhen und Anträgen geweſen iſt, kam durch eine Petition 
von mehreren Zanfend deutſchen Coloniften in der ‘Provinz Rio Grande Do Sul zur 
erbandlung im Reihstage. Es wurde dabei auf die im Abſchluſſe begrificnen Yoft- 
verträge mit Frankreich und Portugal bingemwiejen, teren Zufiandelommen al® bie 
Sorbetingung für Verhandlungen mit Brafilien bezeichnet und die Ermwartung au$s- 
seiprodhen, daß die Deutihen Tampffchifigefelifchaften, welche den Verlehr mit Anıerita 
unterhalten, auch dieſe &e egenheit benugen würden, um einen Theil des Welt-Boft- 
verlehyrs in deutſche Hände zu ziehen. Situng vom 10. Mai 1872, Sten. Ber. 
©: 321 ff, Anlagen ©. 204. 

R.G.⸗Bl. ©. 234 ff. 
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in weitaus übenwiegendem Maße für die ruffiiche Verwaltung von Werth iR, 
fo entbehrt es doch auch für die deutfche Poft nicht der Bedeutung, z. Bd. fir 
den Verkehr mit dein deutſchen Boftamte in Conſtantinopel. Sodann aber 
toınmen Erleichterungen des internationalen Poftverfehrs indirect allen Theilen, 
vornämlich aber den Ländern mit ausgebilveteren Imbuftrie- und Hanbelsverhält 
nifien zu Gute. | 
Eine befondere Gruppe für den internationalen Poſtverlehr Deutichlande 
bilden noch gegenwärtig die Staaten, welche dem durch die Ereignifje des Jahres 
1866 aufgelöften deutjch-öfterreichifchen Boftverein angehört hatten. Dem früheren 
politiſchen Zuſammenhange und der Innigkeit der wechſelſeitigen Bertehrebeziehm: 
gen entipredend war der Voftwereindnerus unter Aufrechterkaltung der weten: 
lichen Vortheile des früheren Verhältniſſes durch die Poftverträge des Norddeutſchen 
Bundes vom Jahre 1867 mit ben fübbentfchen Staaten, mit Defterreid und 
mit Luxemburg erjegt worden. Eine Umgeſtaltung diefer Beziehungen wurde 
durch die Errichtung des Deutſchen Reichs erforberlih gemacht, da zu Folge der 
Anfchlußverträge und der deutſchen Reichsverfaſſung das badifche —* in 
die Reichsverwaltung überging und auch der Verkehr von Bayern und Württem: 
berg mit dem übrigen Dentichland eine ftaatörechtlihe Grundlage erlangte. 
Dieler Sachverhalt führte zu dem Mbfchluffe eines Poſtvertrages zwifchen Deutid- 
land und Defterreih=:Ungarn. Ber den Berhandlungen fungirten ald Be 
vollmächtigte Deutſchlands neben den Vertretern der Reichspoſtverwaltung gemäß 
der Beftimmung des Art. 52 der Reichsverfaſſung auch Abgeordnete Der bayerilden 
und ber wirttembergifhen Verwaltung. Der neue Betrag‘), zu Berlin am 
7. Mai 1872 vollzogen, ift vom 1. Januar 1873 in Wirkfamfeit getreten. 
Er wendet wie fein Vorgänger auf den deutfchen Poftverfehr mit Defterreid- 
Ungarn faft durchgehends die inländifchen deutſchen Tarifſätze an, läßt die früheren 
Srundfäge über Ermittelung und Theilung des Fahrpoſtporto's beftehen und 
führt im Portobezuge bei ausländifchen Sendungen Erleichterungen ein. Er let 
ferner den beiderfeitigen Poftoerwaltungen die wichtige Ermächtigung bei, fi 
über die Beränderung und Vereinfachung des Bahrpofttarif® auf Grundlax 
einer Verminderung der Gewichts⸗ und Entfernungöftufen zu verfländigen. Di 
weitgehende Ermächtigung bat den Zweck, die Reforın des Päckereiverkehrs, welche 
wie oben näher dargelegt, von der deutſchen Poftverwaltung vorbereitet wirt, 
auch im internationalen Verkehr alsbald einführen zu können, fobald die bezüg⸗ 
lichen Borfchläge die Zuftimmung der Reichögefeßgebung gefunden haben werben‘). 
— Auf denjelben Grundlagen wie die Convention mit Oeſterreich⸗ Ungarn beruh 
der deutſche Boftvertrag mit Yuremburg vom, 12. Juni 18723), ſoweit midi 
durch den Umftand, daß die dortige Poſt feine Packetbeförderung beforgt, Ab 
änderungen bedingt worden find. — Im Anfchluffe an die Verträge mit Orfter: 
reich und mit Luxemburg wurden die befonderen Beziehungen zwiſchen den ſid— 
dentfchen Poftverivaltungen und der Reichspoſt im Adminiſtrationswege durch 
ein Uebereinkommen vom 9. November 1872 geordnet, durch weldes die Tr: 
fimmungen über den Portobezug für Sendungen im Wechſel- und im 


RG. von 1873 ©. 1 ff. | 
2) Bol. die Erklärung des General-Bofidirectors in der Sitzung vom 31. Fü 

1872, Sten. Ber. S. 6:4. . 
2) R.G.⸗Bl. ©. 338 ff. 
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ngöverfehr mit den neuen Bertragdverbältniiien in Einflang geſetzt 


wurden!) 

Bei der Telegrapbie Hatte ebenfalls ein engeres Band für Die zum früheren 
Deutihen Bunde gehörigen Staaten in dem Deutich-äfterreichiichen Telegraphen⸗ 
vereine beftanden, welches bei Errichtung des Norddeutſchen Bundes nicht auf- 
gehoben, ſondern durch den Bereindvertrag von Baden unterm 25 October 1868 
neu befeftigt worden war. Im Folge des Hinzutritte® von Eljaß-Lothringen 
und des licherganged der babifchen Telegraphie in bie Bermaltung des Reichs 
wurde auch hier eine neue Regelung notbwendig, welhe dahin erfolgte, Daß der 
Telegraphenverein durch Kundigung des Verträged vom 31. December 1871 
aufgelöit, der bisherige norddeutſche Tarif von 5 Sgr. für die erfle, 10 Ser. 
für die zweite und 15 Egr. für die dritte Zone bereits vom 1. Januar 1872 
im geſammten Telegraphengebiet des Deutfchen Reichs, insbefondere auch für 
den Wechſelverlehr von Norbdentichland, Baden und Elfaß-Yothringen mit Bayern 
und Württemberg in Anwendung gebradt wurde). — Mit Defterreid: 
Ungarn und mit den Niederlanden wurde demnächſt durch befondere, zu 
Bern am 5. October 1871 gefchlofiene Berträge 3) ein Bertragsverhältnig ge⸗ 
fchaflen, das im Wefentlichen auf den bisherigen Grundlagen beruhte, und vom 
1. Januar 1872 ab in Wirkſamkeit trat. — Ferner wurde am 20. Yunt 1872 
mit Yuremburg ein Telegraphenvertragt) geichloffen, Fraft deſſen der Ge⸗ 
bührentarif für den deutſchen Wechſelverkehr auf die telegraphiiche Correſpondenz 
zwiſchen den deutſchen und, den Iuremburgiichen Stationen ausgedehnt wurde. — 

Für die weiteren internationalen Beziehungen der Telegraphie kommt in 
erfter Linie die Conferenz in Rom und ihr Ergebniß, die neue Revijion 
des internationalen Telegraphenvertrages in Betracht. “Die Gon- 
vention, welde zur Herbeiführung möglichfter Einheit des internationalen Dienft- 
beiriebe8 der Telegraphie im Jahre 1865 zu Paris von den europäiſchen Regie: 
gierungen, mit Ausnahme Großbritanniens, welches damald noch feine Staats⸗ 
telegraphie befaß, und des Kirchenftaats, geichloiien worden ift, enthält befaunt- 
lich die Beſtimmung, daß der Vertrag periodiſchen Reviſionen unterworfen werden 
fol, und daß zu dieſem Zwecke Conferenzen nad und nach in der Hauptſtadt 
jeded ber contrahivenden Staaten ftattfinden follen. Hatte die crite Pariſer 
Zuſammenkunft, bei der e8 fich um die Begründung des internationalen Tele 
graphenverbanves handelte, einen vorwiegend diplomatifchen Charakter getragen, 
fo war ſchon auf der zweiten Gonferenz in Wien (1868: das SHauptgewicht 
ver Berbandlungen auf Die Ordnung der tedhnifchen und adminiftrativen Bedürf⸗ 
niſſe der internationalen Telegraphie gefallen; demgemäß hatte ſich aud die 
Sonferenz im Welentlichen zu einer Zujammentunft techniſcher Notabilitäten ge= 
ftaltet, Die jedoch mit den Artributen von Bertretern ihrer Staatsregierungen 
betleidet blieben. In Wien war Florenz, die damalige Hauptftadt Italiens, 
zum Eite ter nädften Conferenz erwählt worden. Nachdem das Jahr 1870 
den Stalienern unverhofft die Erfüllung ihres Verlangen nach Rom gewährt Hatte, 


1) Died Uebereinlommen ift in dem amtlich herausgegebenen „Handbuch für dem 
Wechſelv⸗rtehr zwiſchen dein deutſchen Reich&poftgebiete und den Poftgebieten von Bayern, 
Württemberg Oeſterreich⸗ Ungarn und Luremburg” (Berlin 1872 bi Deder) mit bem 
auf dieſen Verkehr beziglichen Verträgen, Reglement und Inftructionen publicirt worden. 

2) Telegraphen-Amısbl. v. 18.1 ©. 137. 

°, Ebeudaf. dv. 18:2 ©. 27 ff. u. 30 ff. 

*, Ebendaſ. ©. 93 fi. 
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war es natürlich, daß Die Regierung König Victor Emanuels die europätichen Dele⸗ 
girten in ber nummehrigen Metropole zu empfangen wünſchte. Die Conferen,, 
deren Zufammentritt fid) in Folge deſſen über den anfangs feftgefetten Termin 
hinaus verzögerte, wurde am 1. December 1871 auf dem Capitol jelbft eröffnet 
Es waren hierbei anwejend die Vertreter von Deutichland, Oefterreih-Ungen, 
Belgien, Dänemart, Spanien, Frankreich, Großbritannien, Griechenland, Italien, 
Japan, Norwegen, den Niederlanden, Portugal, Rußland, Rumänien, Serbien, 
Schweden, der Schweiz und der Türkei. Als Delegirte Deutſchlands fungirten 
neben dem Stellvertreter des Ceneraldirectord der Reichetelegraphie aud die 
Borftände der bayeriſchen und der württeinbergiichen Zelegraphenverwaltungen. 
Großbritannien, wo inzwiſchen die Telegraphte mittelft Erpropriation der Privat: 
gejellfchaften Staatsfache geworden und ınit der Poftvermaltung verbunden if, 
hatte neben einem Vertreter dieſes Staatsverwaltungszweiges aud für das 
indifche Telegraphenſyſtem und für Die indoseuropätiche Telegraphie Delegırie 
gelonbt - Für Perſien, das bereit8 ſeit einigen Jahren dem internationalen Ler⸗ 
ande beigetreten ;ift, und für Luremburg waren Abgeordnete nicht erſchienen. 

Die weitaus fchwierigfte Aufgabe der römifchen Conferenz bildete die Rege⸗ 
lung des Verhältniffes zu den großen Privatgeſellſchaften, in deren Händen ji 
die unterfeeifchen Kabel zwiſchen Europa und Amerika, Afrika und Aſien, jomte 
einige der wichtigften internationalen Yanbleitungen befinden. Bei der fleigenin 
Zahl und Bedeutung diefer auf Privatafjociation beruhenden, aber mit wat: 
greifenden Privilegien und mächtigem Kapitalsbeſitze ausgeitatteten Telegraphen 
unternehmungen hatte ſich bereit8 in Wien das Bedürfniß geltend gemacht, ıbr: 
Stellung in dem auf ihre Mitwirkung weſentlich angewieſenen Verbande der 
internationalen Telegraphie zu oronen. Das Verlangen hiernad, bei den großen 
Geſellſchaften ſelbſt ebenfo lebhaft wie bei den Staatöverwaltungen, war in ix: 
Zwiſchenzeit noch dringender geworden durch Differenzen, welche über den Zarıl 
der Depeichen zwilchen Europa und Oftafien unter den Vereinsſtaaten beroorgetretin 
und durch Die im Herbft 1871 zu Bern zuiammengetretene internatienok: 
Spectalcommiffion nicht hinlänglich zum Austrag gebradt worden waren. Un 
in der That genügt eine kurze Ueberficht der bedeutenditen Privatgeſellſchaften. 
um die Nothwendigkeit eines auf gleichmäßigen Grundlagen beruhenden Zu: 
fammenwirken® zwilchen ihnen und den Etaatdanftalten für den international 
Telegrapbenverkehr ganz unzweideutig erfennen zu laſſen. Sehen wir hier 
von den zahlreihen und wichtigen unterfeeiichen Yeitungen ab, melde England 
mit Deutichland, den Niederlanden und Frankreich verbinden, und welde tu 
Infeln des Deittelländifchen Meeres mit Franfreih, Italien und der Yalkar: 
balbinfel in telegraphifchen Conner fegen, jo fommen drei große Gruppen ven 
Communicationen in Betracht, welche fämmtlich für die Verbindung Europe? 
mit den anderen Welttheilen von äußerſtem Werthe find. Die erſte delt 
Gruppen vermittelt den telegraphifchen Verkehr zwifchen Europa und Amenfs 
auf drei Kabeln, von denen die beiden älteren, zwilchen Irland und Newfound 
land, Eigenthum der Anglo-Amerikaniſchen Telegraphengeſellſchaft find, währen! 
das dritte zwiſchen Breſt und Bofton der von franzöſiſchen und deutſchen Capitaliften 
errichteten Societ6 du Cable Transatlantique Frangais gehört. Beide Gefelltitr: 
ten haben, ohne eine Fuſion im eigentlichen Sinne des Worte zu ſchließen, ſich zu einem 
gemeinfchaftlichen Betriebe ihrer Leitungen geeinigt. Ihnen wird ſich in nächſter ZA 
eine ebenfall8 auf Privatunternehmung beruhende Verbindung zmiihen Europa und 
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Sädamertla anreihen. Die zweite Gruppe umfaßt bie Communicationen zwiſchen 
Europa und Oftindien und die von dort fich abzmweigenden Kabel nad China, 
Japın und Auftralten. Die Berbindung England mit fernem mächtigen: 
Hinterlande Oftindien war wegen der Schwierigkeiten, welche die Kabellegung 
im Rothen Meere unmöglich zu machen fchienen, anfänglid durd, zwei Yand- 
leitungen zwiſchen Conftantinopel beziehentlih Tiflis nad dem Perſiſchen Meer⸗ 
bufen, von defien Mündung eme Reihe von Küftenfabeln nad Indien führte, 
bergeftellt worden. Weitaus zuverläffige Wege hatten fi demnächſt durch Ber- 
vollkommnung der unterfeeiichen Leitungen erichlojfen: die Anglo-Mediterranean 
Telegraph Company errichtete gegen Ende des vorigen Jahrzehnts eine eigene 
für den indilchen Telegraphendienft beftunmte Landlinie durch Die Appenninen= 
halbinſel und Sicilien und flug von dort eine Brücke durch das Mittelmeer 
nad Malta, Tripolis und an der nordafrifaniichen Küfte nach Aegypten; dieſelbe 
Geſellſchaft legte einige Jahre fpäter ein Kabel von Brindiſi nad Aegypten. Noch 
größere Unabhängigkeit erftrebte Die Falmoutlı Gibraltar and Malta T. C., welche 
zwiihen Falmouth und Liſſabon, Gibraltar und Malta unterfeeiiche Leitungen 
berftellte, welche fih auf Malta an diejenigen der Anglo-Mediterranean ans 
Ihlojjen. Bon Aegypten ans führen Die Kabel der British Indian submarine 
T. C. (ZuezÜden und Aden-Bombay) Direct nad) Indien. Dem Unter- 
nehmungsgeiſt dieſer drei bedeutenden Gefellichaften, deren Einfluß durch ihre 
vor kurzem erfolgte Bereinigung noch geftiegen ift, verdankt England eine Tele- 
graphenverbindung mit Indien, durch melde das lang erjehnte Ziel möglichſter 
Unabhängigkeit nahezu volftändig erreicht it. Von Indien aus, deſſen Tele⸗ 
graphie ein befonderes Ne unter eigener, von der Yandesregierung veffortirenden 
Verwaltung bildet, ift Dann durch die British-Indian extension C. durch zwei’ 
Kabel zwilchen Madras, PBenang und Singapore eine Verbindung mit Hinter- 
indien hergeftellt worden, die von da einerfeit8 Durch die China submarine C. 
nady Hongkong, andererfeit8 durch die British Australian C. iiber Sumatra und 
Java nach Auftralien fortgejett worden iſt. Die dritte Gruppe endlich wird 
aus mehreren Geſellſchaften gebilvet, welche Europa durch ausgedehnte Yand- 
leitungen mit Ajien verbinden. Hierher gehört zuerft die Indo-Enropean C., 
welhe, un Anſchluß an ein Kabel zwifchen England und der oftiriejifchen Küfte, 
von Emden mitteljt deutſcher Pertungen die ruſſiſche Grenze erreicht und über 
Warſchau, Odeſſa, längs der Nord: und Oftküfte des Schwarzen Meeres über 
Tiflis bis zur perfiihen Grenze. eine Telegraphen-Linie erbaut bat, melde ſich 
von dort, unter einer bejonderen, dem Indischen Telegraphen Departement ver= 
wandten Verwaltung nach Indien fortjegt. ine zweite wichtige Yandleitung, 
die ansgedehntefte der Erde, ift von der Great N rıhern T C., im Anfchlaffe 
an eine doppelte Kabellegung zwiſchen Großbritannien, Skandinavien und Ruß— 
land, von Mosfau durch die Längenachſe des Feſtlandes von Afien nach Wladivo— 
tot an der Küfte des Stillen Dceand errichtet worden. Von hier fucht eine 
dritte Geſellſchaft, Die Great Northern China and Japan extension C., durch 
unterfeeiiche Leitung Japan zu erreichen, welches dieſelbe Geſellſchaft ſchon von 
Süden ber durch Kabellegungen zwiſchen Hongkong, Shanghai und Nagafalı, in 
telegraphifche Verbindung mit den Siten der europäiſchen Cultur gebracht hat!). 





— 


‚N Zur Bervollftändigung dieſes fummariſchen Leberblides über bie großen inter⸗ 
nationalen Telegrapbengejellfhaften diene die Bemerkung, daß die geſammte Telegraphie 
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Die Conferenz in Rom bot den Boden, auf dem eine VBerftändigung über 
die Stellung dieſer mächtigen Brivatunternebrmungen zu dem Bereine der Staats⸗ 
telegrapbenverwaltungen zum erften Male im Wege gemeinfamer Discuffion um 
mit entiprehendem Nachdruck angeftrebt worden if. Mehrere der wichtigfen 
Geſellſchaften hatten Vertreter nach Rom gefendet; auf den Antrag des deutichen 
Delegirten wurde denfelben nad) längerer Debatte der Zutritt zu den Conferenzen 
geftattet, fie nahmen an den Berathungen mit confultativem Botum Theil. Wenn⸗ 
gleich hierbei von den Vertretern der Gefellichaften im Allgemeinen die Bereitwillig: 
keit ausgeſprochen wurde, ſich der internationalen Convention anzufchliegen, jo wurde 
von ihnen doch bei verſchiedenen Gelegenheiten geltend gerhacht, daß ihr Charakter 
als Privatunternehmungen eine größere Freiheit namentlih in Bezug auf de 
Normirung der Tarife unerläkli made. Die Bropofition der Geſellſchaften. 
ihnen das Recht zur jeberzeitigen Abänderung ihrer Tarife mit der Maßgabe 
beizulegen, daß Zarifherabfegungen unter den Sat beftehender Concurrenzlinien 
ausgeſchloſſen fein follten, wurde nad eingehender Diskuſſion von keinem Ba: 
treter der Staatötelegrapbenverwaltungen unterftügt ). in Theil dieſes Bor: 
ſchlages wurde jebod auf anderen Wege erreicht, indem durch eine Abänderung 
des Art. 34 des internationalen Bertrages allen Contrabenten das Recht be: 
gelegt wurde, die vereinbarten Tarife nicht blos, wie es früher hieß, herab;e- 
jegen, fondern ganz allgemein zu mobificiren, ohne jedoch dadurch Concurrm; 
Binjichtlich der Gebührenfäge zwifchen beftehenden Beförderungswegen zu fchaffen 
— Durch eine andermeite Abänderung der Convention wurde Das Recht um 
die Pflicht der contrahirenden Staaten näher zu präcifiren gefucht, Diejenigen 
Privat-Telegraphen-Unternefmungen, welche innerhalb ihres Gebiets fungiren 
oder welche zwei oder mehrere der contrahirenden Staaten mit einander verbinden 
zum Beitritt zur Convention anzubalten. 


Ein zweiter Verhand!ungsgegenſtand betraf die Berfaflung und das Organ 
der internationalen ZTelegraphenvereimigung. War anfangs Frankreich als dem 
efchäftöführenden Etaate der erften Conferenz eine gewiſſe Hegemonie zugefalen, 
. war [hen in Wien das Bedürfniß nach einer breiteren Grundlage für bie 
Behandlung gemeinfamer Angelegenheiten und namentlich für die Entſcheidung 
von Differenzen bervorgetreten. Man hatte daffelbe zu befriedigen geludt, 
einerfeitd durch die Errichtung eined auf gemeinfchaftliche Koften zu unterhalten: 
den internationalen Büreau, andererſeits durch die Einführung von Special⸗ 
commiſſionen, die auf Erforbern einer oder mehrerer Verwaltungen durd de 
Adminiſtration desjenigen Staates, wo die letzte Conferenz ftattgefunden, berufen 
werden follten. Wach den Erfahrungen, welche fih an die Specialcommiſſier 
in Bern genüpft hatten, erſchien der Werth der Inftitution zweifelbaft; fie 
wurde deshalb von der Conferenz in Rom aufgehoben und durch die Beſtim⸗ 


— — — 


der Vereinigten Staaten ſich zur Zeit noch in den Händen von Privatunternehmunge 
befindet, fowie day in Weftindien und Südamerika zahlreiche unterfeeifhe und Land 
verbindungen duch Gefellihaften errichtet worbeu find. Der Urheber der erfien Zel- 
grapbenteitung zoifchen Curopa und Amerita, Eyrus Field, in gegenwärtig mit bet 

ründung einer Geſellſchaft beichäftigt. welche ſich das kUühne Ziel flelit, auf nidt 
weniger als vier verfchiedenen Wegen quer durch den Stillen Ocean Oſtaſien, Dreasıet, 
und Auftralien telegraphifh mit Amerika zu verbinden. 

ı) Procts verbaux p. 147 ff. 
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mung erjegt, daß die, wie üblich nach breijährigem Zwiſchenraum in Ausſicht 
genommene nächte Conferenz früber ftattfinden foll, wenn mindeſtens fech8 der 
contrahirenden Staaten daranf antragen. — Die Stellung des Bureau inter- 
national war in dem Wiener Bertrage abfichtlich nicht ſcharf präcifirt worden ; 
man hatte abwarten wollen, wie das Experiment eine® gemeinschaftlihen Organs 
fih in der Ausführung geftalten werde, um danach fein Verhältniß zu den Ver⸗ 
einsverwaltungen und namentlich die Beziehungen zu der Verwaltung desjenigen 
Staate8, unter deſſen Leitung das internationale Bureau ftehen follte, näher 
abzugrenzen. Die Schweiz, welcher diefe Leitung anvertraut worden war, hatte 
jih der nach manchen Richtungen hin fchwierigen Aufgabe mit Geſchick unter: 
sogen. Durch die Beſchlüſſe der römifchen Ennferenz gewinnt das Bureau inter- 
national an Selbftändigfeit; daſſelbe bildet in Zukunft micht mehr einen unter 
ver ſchweizeriſchen Verwaltung ſtehenden Dienft, fondern ein befondere8 Amt mit 
eigenem Borfteher, das feinen Ei in Bern beibehalten "hat und mit der dortigen 
Vermalting injofern in Beziehung geblieben ift, al8 die Wahl des Staates, 
unter deſſen hoher Autorität des Büreau zu ftehen hat, wiederum auf die. 
Schweiz gefallen ift. 

Auf ein Gebiet von höchſter Bedeutung, aber auch voll großer Echwierig- 
faten wurde bie Conferenz durch den Antrag geführt, bie unterjeeichen Tele- 
grapbenleitungen unter den Schu des Völkerrechts zu ftellen. Die raſche Ber- 
mebrung der vceanifchen Kabel, ſowie ihre immer fteigende Wichtigkeit für den 
internationalen Verkehr hatte fchon feit einiger Zeit die Aufmerkfamteit darauf 
gelenkt, ihre Anlage und Erhaltung durch völkerrechtliche Sanctionen zu fihern. 
Chon vor Ausbruch des deutſch-franzöſiſchen Krieges hatte ſich die Regierung 
der Union !) mit dein Gedanken beſchäftigt, den fubmarinen Leitungen im Wege 
diplomatifcher Verhandlungen eine befonderd zu garantirende Unverletlichfeit bei- 
zulegen. Nach der Wiederberftellung des Friedens fam das Cabinet von Wafhing- 
ton auf dies Vorhaben zurüd und richtete an die europätfchen Mächte die Ein= 
ladung, fih an einer Berathung über die Frage wegen der Neutralifirung der 
Telegraphentabel zu betbeiligen. Beim Zufammentritte der römiſchen Conferenz 
regte der norwegische Bevollmächtigte an, eine Specialcommilfion mit der Aus- 
arbeitung eines Vertrages über den Schuß der unterfeeifchen Leitungen zu be- 
auftragen. Die Mehrzahl der Delegirten bielt ſich jedoch zum Eintritt in eine 
materielle Discufjion über vielen Vorſchlag und die ihm zu runde Tiegende 
tage, die allerdings über den Rahmen technifch-abminiftrativer Ordnung der 
internationalen Telegraphie weit hinausgreift und überwiegend politilcher Natur 
ft, nicht für berechtigt. Man erachtete jich wegen des bejonderen Vorzuges der 
Gonferenz, die internationalen Angelegenheiten der Telegraphie ohne diplomatiſche 
Intervention regeln zu können, für um fo mehr verpflichtet, jeden Uebergriff auf 
das Gebiet der hohen Politit zu vermeiden. Der norwegiſche Antrag wurde 
zurüdgezogen, ohne daß eine Erörterung des Princips ftattgefunden hätte?); er 
batte jedoch zur Folge, daß eine ausdrüdlide Verpflichtung der Telegraphen- 
verwaltungen, innerhalb ihres Wirkungskreiſes für den Schuß der unterfeeiichen 
Kabel zu forgen, in das Reglement für den internationalen Dienft aufgenommen 
wurde. Beim Begime der Beratbungen über das Reglement wurde demnächſt 


!) Revue du droit international 11. S. 323 f. 
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für die ganze Frage eine eingehendere ‘Debatte durch amerikaniſche Telegraphen⸗ 
unternehmer veranlaßt, teren Auftreten eine der bemerfenöwertheften Eyiſoden 
der römiſchen Conferenzen bildete. Im Anichluß an die eben erwähnte Erweite⸗ 
rung des Reglementd legte der Vertreter der Anglo-Amerikaniſchen Telegraphen⸗ 
gejellichaft eine Denkſchrift von Cyrus Field vor, dem Begründer der Tele 
araphenverbindung zwifchen Europa und Amerika, worin nicht nur fiir Die unter: 
ſeeiſchen Kabel, ſondern auch fin die Landleitungen abfolute Sicherheit vor Ze: 
ſtörungen im Kriege, ſowie Schutz des Privatdepeſchenverkehrs auch in Kriegs 
zeiten gefordert und die Nothwendigkeit hervorgehoben wurde, die Conceſſionirung 
und Ausführung internationaler Telegraphenunternehmungen nach Möglichleit zu 
erleichtern. ‘Die Conferenz wurde dringend erfucht, den Regierungen der contre: 
hivenden Staaten den Abſchluß eines Vertrages anzuempfehlen, vermöge befien 
die Forderungen der Denkſchrift zu förmlichen Völkerrechtsſätzen erhoben würden. 
Zur Unterſtützung dieſer Voxſchläge führte Mr. Cyrus Field einen Brief ie 
Profeſſors Morſe in New-York vor, worin der ehrwürdige, bekanntlich inzwiſchen 
reich an Jahren und an Ehren verſtorbene Neſtor der Telegraphie, ven eine aller: 
dings tiberwiegend legendenhafte, aber allgemein verbreitete Erzählung fogar ale 
den eigentlichen Entdecker der praftifchen Verwendung des eleftrifchen Strom 
für den Nachrichtenverkehr hinftellt, mit feiner ganzen Autorität für dem mil: 
ſamſten Schuß der Telegrapbenanlagen nachdrücklich eintrat. „Wie wichtig iſt es 
nicht, ſchreibt Profeffor Morfe, im Verkehr zwiſchen den Nationen beftändig ven 
Weg zu unmittelbarer Berichtigung und Berftändigung offen zu erhalten. Mödt: 
doch die-Conferenz dur ihr Votum dem Verlangen Ausdruck geben, daß die 
Telegraphie in den Lüften wie unter den Waflern tm Kriege und im Frieden 
al8 eine geheiligte Sache angelehen und durch einmüthiges Einverftändnig gegen 
jede Zerſtörung und Beſchädigung gefchügt werde. Im Intereſſe des Glüches 
der Menſchheit, jened „Friedens auf Erden”, den Die Engel bet der Geburt 
des Heilandes „den Menſchen zum Wohlgefallen‘ verfündeten, hoffe ich, daß 
die Conferenz ſich nicht trennen werde, ohne eine Refolution zu beſchliefer. 
welche den gemeinfamen Schuß aller Nationen für Dies wirtfame Mittel ter 
Civiliſation in Anfprud nimmt. Die Form und die Faſſung einer feld 
Nefolution würde natürlich der Initative der Conferenz zu überlaflen fein.“ 
Der Eindrud, den die Schreiben zweier jo bedeutender Autoritäten natur: 
gemäß auf die Mitglieder der Conferenz machen ınußten, wurde noch dadurch 
erhöht, daß der Vertreter des auswärtigen Amtes von Italien die Erflnum 
abgab, durch den früheren Beichluß jet zwar anerfannt worden, daß die Fraue 
ſelbſt außerhalb der Competenz der Verſammlung Liege, wenn dieſelbe indeſica 
fi in den von Mr. Field vorgefchlagenen Sinne durch eimen einfachen Yuntk 
zu Gunſten des völferredhtlihen Schutzes der Telegraphenanlagen entſcheiden 
follte, jo würde die italienische Regierung gern bereit fein, ein ſolches Form 
zur Kenntniß der übrigen Regierungen zu bringen. Auch übte es eine gemilk 
Preifion aus, daß Eyrus Field eigen® zu dieſem Zwede aus Amerila nah Ken 
gelommen war. Unter diefen Umfländen griffen die Bedenken, melde cnıa 
Mitglieder gegen den Werth eines nothwendig allgemein gehaltenen Botums 
geltend ınachten, nicht Durch. Es wurde vielmehr auf Vorjchlag des italieniſchen 
Delegirten beſchloſſen: die Conferenz fpricht den Wunſch aus, daß die von Tr. 
Cyrus Field angeregten Fragen, wie ſolche am Echluffe feiner Denlſchrift fer 
mulirt find, die Aufinerffainfeit der Regierungen auf ſich ziehen mögen. Tick 
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Beſchluß wurde mit 11 Stimmen gegen 9 Enthaltungen angenommen; unter 
den letzteren befanden ſich die Vertreter won Deutſchlaud, Defterreichellngarn, 
Belgien, den Niederlanden, Rußland). 

Der Wunſch, die internationalen Telegraphen und namentlid die koſtbaren 
und gebrechlichen Leitungen, die Durch die Tiefen der Meere von Welttbeil zu 
Welttheil Brücken des Gedanfens fchlagen, ımter möglichſt wirffamen Schu zu 
ftellen, ift ohne Zweifel bei allen Mitgliedern der römischen Conferenz ein gleich 
(ebhafter geweien. Für den an ſich beſtechenden Gedanken, die Unverleslichkeit 
der Zelegraphenanlagen zum völkerrechtlichen Princip zu erheben, fcheinen bie 
befannten Beichlüfle des Pariſer Frievenscongrefles von 1856 über die Unver: 
letzlichleit des feindlicheh Guts unter neutraler Flagge und des neutralen Guts 
unter Feindesflagge einen wichtigen Präcedenzfall zu bieten. Es läßt ſich jedoch 
nicht verkennen, Daß die völkerrechtliche Sanction der Telegraphenaulagen ſich richt 
durch Emanirung einer kurzen Erklärung verwirklichen läßt, ſondern daß es zu 
dieſem Zwecke eines ausführlichen, das internationale Rechtsverhältniß der Tele⸗ 
graphie im Kriege nach allen Richtungen hin feſtſtellenden Vertrages bedarf. 
Die Erfahrungen des letzten großen Krieges haben einerſeits die Unvollkommen⸗ 
beit der geltenden Bölkerrechtsſätze über die Pflichten der Neutralen, andererſeits 
den ungemeinen Werth der Telegraphte für die Zwecke der Kriegfährung auf 
dos Einleuchtendſte dargethan. Bon Land» und Seetelegraphen ift für die Auf: 
ftellung, Bewegung und Leitung der beiderfeitigen Heere, für bie ftrategifchen 
Iperationen,, für die Beſchaffung von Kriegsoorräthen und Verpflegung der 
ausgedehntefte Gebrauch gemadyt worden: man hat in Frankreich, um den Tele⸗ 
grapken ganz für militäriiche Zwecke verwenden zu können, mehrere Monate 
bindurcy auch in den vom Feinde nicht berührten Landestheilen den Privat⸗ 
depeichenverfehr gänzlich eingeftellt. Seitens der Neutralen ıft darum mit Recht 
anerkannt worden, daß die Errichtung einer Telegraphenleitung über neutrales 
Gebiet, fofern die Abſicht vorliegt, eine folhe Anlage zur Kriegführung zu be: 
nugen, den Charakter einer unzulälfigen Kriegshülfe an fi trägt”). Unter 
tiefen Umftänden ericheint der Vorichlag, die Telegraphie zu neutralifiven, geradezu 
unausführbar, denn feine friegführende Partei wird im Stande fein, auf dies 
mächtige Hülfsmittel zur Erreihung ihrer friegeriihen Zwecke zu verzichten. 
Ebenſo wenig können wir uns einen Erfolg davon veripredden, daß für den 
Privatdepefchenvertehr die Freiheit von Unterbrechungen während der Lriegszeit 
beanfpruht wird. Was endlicd die Unverleglichteit ver Telegraphenanlagen 
anfangt, fo wird weder dem Etaate, auf defien Gebiete ſich dieſelben befinden, 
noch der friegführenden Partei, in deſſen Machtſphäre fie gelangen, verwehrt werben 
fönnen, ein Communicationsmittel, das zwar vornehmlich für friedlichen Verkehr 
errichtet ift, aber fih im Kriege al8 eine wirkſame Waffe des Angriffes wie der 
Vertheidigung bewährt hat, nach Kriegsrecht zu behandeln. Zerftörungen über 
das durch die Kriegführung unbedingt gebotene Maß wird durch die fortichreitende 
Gefittung und die Disciplin der zur kriegeriſchen Action verwendeten Streitkräfte 
wirffamer vorgebeugt als durd) einen unbeitimmt gehaltenen Bölferrehtsjag. 
Ohne die innere Berechtigung des Verlangens nach völferredgtlihem Schuge der 
Telegraphen zu werfennen, glauben wir, daß die Verwirklichung deſſelben zunächft 
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nur innerhalb engerer Schranken zu erreichen jein wird. Statt einfach das 
Princip der Unverleglichkeit zu proclamiren, würde es rathſamer fein, anzuerkennen, 
daß ber Telegraph dem Kriegsrecht unterworfen, feine Beſchädigung oder Zer⸗ 
ftörung jedoch nur in möglichft beflimmt zu präcifirenden Ausnahmefällen friegs- 
rechtlich ſtatthaft ift. — Die nächſte Zuſammenkunft der Conferenz wird im Jahre 
1875 und zwar in Petersburg ftattfinden. Hoffen wir, daß bie internationale 
Beziehungen der Telegrapbie bi8 dahin lediglich im Wege frieblicher Gedanlen⸗ 
arbeit ausgebildet und der Formulirung zu beftimmten Völlerrechtsſätzen näber 
geführt werden. 

Der internationale Bertrag wurde auf der Conferenz felbft am 14. Jannar 
1972 vollzogen; er tft von allen betheiligten Staaten ratificirt worden und vom 
1. Juli 1872 nebft dem revidirten internationalen Tarif und dem Reglemen 
für den internationalen Dienft in Anwendung getreten‘), Das letztere bilde 
die Grundlage für die vom gleichen Zeitpunfte ab eingeführte Telegrapken-Ort- 
nung für das Deutfche Reid), welche mittelft Bekanntmachung des Rteichskanzlets 
vom 21. Yuni 1872 im Reichsgeſetzblatte *) publicirt worden ift. 


- nr 


ı) Eine amtlihe Ausgabe des internationalen Xelegrapbenvertrages nebft Tarı- 
Tabellen und Reglement ın franzöſiſcher und deutſcher Sprade ift zu Berlin 1872 in 
der Lewent'ſchen Buchbruderei, eine amtliche Ausgabe des internationalen Xelegrangen- 
tarif8 für die deutſchen Telegrapben-Stationen zu Berlin 1872 bei R. v. Dede 
Ba 





S. 213. Auch in befonderem Abdrude bei R. v. Deder erfchienen. 


VIII. 


Das Reihs-Oberhandelsgericht. 
Bon 
Brofefior Dr. Kiffen. 


Wir eröffnen unſern Jahresbericht über Das Reich8-Oberhandelögericht mit 
dem ftatiftifchen Nachweis über feine Geſchäfte. 


Spruchſachen kamen an das Gericht aus 
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Hierzu kommen noch 77 Beichwerbefachen, die ſämmtlich erledigt find. Aus 
Preußen waren 42, wovon 12 begründet, aus Sadjjen 15, wovon 1 begründet, 
aus Heflen 3 unbegründete, aus Anhalt 2, wovon 1 begründet, endlich I te 
gründete aus der Confularjurisdiction. 

Die Zahl der Burträge hat 3699 betragen. Ungewöhnlich groß ift der 
Procentfag der abändernden Erkenntniſſe; in Revifionen ꝛc. ftellt ſich das Ber: 
hältniß etwa wie 5:8, in Nidtigkeitsfachen etwa wie 1:3. Im Mat 1572 
erhielt das Gericht eine Vermehrung feiner Arbeitöfräfte durch die Ernennung 
des Oberappellationsraths und Profefior zu Jena Dr. von Hahn. ad A: 
ſchluß des Jahres, mit dem 1. Januar 1873 trat das neue, vom Großherzog: 
thum Heſſen gewählte Mitglied ein, der Obergerichtsrath Mohrmann zu Mainz; 
gleichzeitig wurde Schreiber dieſes mit der Wahrnehmung der ftaatdanwaltihaft: 
lien Functionen von Reichswegen beauftragt, nachdem er im vorigen Jabre 
diefelben für Elſaß-Lothringen ſchon kraft Präfidialauftrags geübt hatte. Au 
2 Präfidenten und 17 Mitglieder vertheilt fich demnad nunmehr eine Gejdäfts 
laft, melde, bisher ſchon gewaltig, fett dem Beginn pes neuen Geſchäftsjahres 
(1. December) Dimenfionen angenoınmen hat, die alle Erwartung überfteigen. 
Es find ın den hinter uns liegenden beiden Monaten durchſchnittlich 110 Sachen 
neu eingegangen. 

Wir halten es daher vor Allem für unfre Pflicht, gegen dieſe Ueberkür: 
dung der einzelnen Arbeiter unſre warnende Stimme zu erheben. Deutihlan 
befigt in den Dlännern, welde bier mit fo großen Erfolge thätig find, am 
jeltene, auserwählte Schaar, deren Kräfte man nur dann übermäßig anftrengen 
wird, wenn man von ihrem Werthe Feine Mare Vorftellung bat. Sind ſchon die 
im vorigen Jahre auf den einzelnen Rath durchfchnittlich entfallenden 60 Saden 
eine zu große Arbeit, fo geht die Anforderung an die Präſidenten, melde fie 
die Rolle eined Correferenten übernehmen, über menjdlide Kräfte hinaus. Et 
it Deutſchlands nicht würdig, in folder Weife feine höchſten Richter zu über— 

ürben. 

Wie der Zuftand jegt tft, kann nur durch die Aufbietung aller Kräfte die 
Arbeit bewältigt werden, die, ganz abgefehen von den Ziffern, um deßwillen ihre 
beſonderen ſachlichen Schwierigkeiten ın ſich trägt, weil auch in dem größten 
Kleinigkeiten durch den fortwährenden Wechfel der verſchiedenartigen Tenntonul: 
rechte eine ftrenge Aufmerkſamkeit nothwendig wird, und weil andererſeits häufiger 
al8 bei anderen Gerichten Fragen des auswärtigen Rechts zur Erledigung fer: 
men, die ohne weit ausholende® Studium nicht richtig zu erforfihen find. — 
Es trifft endlich den höchftinftanzlichen Richter in befondrer Meife die Berpiid 
tung, der wilfenfchaftlihen Bewegung ald genauer Beobachter zu folgen. -- Tut 
alle zufammen genommen Liefert Aufgaben, denen völlig zu genügen feldft ff: 
tigem Mannesalter fchwer fallen muß. 

Um fo höhere Anerkennung verdienen die Leiftungen des Gerichts. Rirgende 
tritt ung Routine oder vorgefaßte Meinung entgegen; nirgends erhalten wir fer 
Eindruck, als ob diefe Juſtiz um ihrer jelbft willen da zu fern glanbte un 
jenem alten Gögen in theoretifcher Devotion opferte, den man mit dem „hi 
justitia, pereat mundus!“ bezeichnet; überall daſſelbe ernfte Beſtreben: dee 
veben zu begreifen und feinen berechtigten Intereſſen auch rechtlichen Schuß zu 
gewähren, überall die verftändnigeolle Hingabe an dasjenige, was man als ven 
den Parteien gewollt anfieht. Diefe eingehende Interpretation, dieſe let! ui 
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unbefangene Betrachtung des einzelnen Falles, — fie find es, die vor der Ver⸗ 
Tnöcherung bewahren, mit der ſo mancher Juriſt unbekummert um den Erfolg 
feine Zirkel ſchlägt; ihnen allein iſt der große geiſtige Erfolg des Reichs-Ober⸗ 
handelsgerichts zu verdanken. 

Trotz des ungemeinen Fleißes, den unſere Nation auf die Ergründung des 
römiſchen Rechts verwandt hat und noch heute verwendet, iſt uns doch für eine 
Seite der römiſchen Jurisprudenz fein Verſtändniß aufgegangen. „Juris prae- 
<epta sunt haec: neminem laedere, suum cuique tribuere, honeste 


vivere!“ Die Wiſſenſchaft ift an dieſem Poftulat vorüber gegangen mit der 


* 


gamen Selbſtgefälligkeit der Kategorie. Gebiete der Moral und des Rechts? 


wie kann man verſchmelzen wollen, was begrifflich jo verſchiedenartig? Allein 
Die Römer hatten den beſſeren Sinn für das, was noth thut, wenn fie in ihrer 
Yurisprudenz alles Menſchliche und Göttliche zufammen faßten und danach trady- 
teten, anſtändiges Leben als etwas anzujeben, was ınan nicht nur feinem &er 
wifien, londern was man allen Mitbürgern fchuldete. Nur Dadurch wurde es 
ihnen moglich „an die Quelle des Rechts zu gelangen und jene ewig gültigen 
Sätze der Sittlichkeit zu Ichöpfen, in denen minder begabte Nationen nur das 
äußerliche Gebot erbliden, dem man fid) zu unterwerfen hat, weil und joweit bie 
Gewalt des Staates hinter ihm Steht. Der innere Werth des Rechts offenbart 
fi) darin, daß ed mit der Eittlichfeit Hand in Hand geht und den Unanftän- 
digen bändigt durch Einflehtung in die gemeinfamen Inftitutionen. Die geiftigfte 
That der römiſchen Juriſten find jene freigeichaffenen Sätze, bei welchen ſie 
ausſchließlich ihr Sinn für das Ethiſche führte und die wir heute unter der 
Schaar der rechtlichen Präſumtionen verſchwinden laſſen, ohne uns bewußt zu 
werden, daß nichts vom Recht in ihnen liegt. 

Bon dieſer geiſtigen Freiheit erbliden wir etwas im Reichs-Oberhandels⸗ 
gericht und ihr iſt es zuzuſchreiben, wenn feine. Thätigkeit in weiteren Kreiſen 
gerehte Würdigung findet.. Nicht allein Die Frage des Reiches ıft es, Die und 
zu ihm binzieht, es ift mehr noch das freudige Intereſſe daran, [ebendiges Recht 
gleihfam im Fluß vor uns zu ſehen und die pietätSvollen Zeugen der ernften 
Geſchäftigkeit zu fein, mit welcher unfer Volk fein Recht fi) erbaut. Denn wer 
farın e8 leugnen, daß in diefem Gericht zum erſten Male ein lebhaft pulfiven- 
des Element gemohrbeitörechtlicher Geftaltung vor uns fteht? Ohne Tradition, 
aus allen Gegenden des Baterlandes zuſammen gerufen und plöglid; vor gewal- 
tige Aufgaben geftellt, haben diefe Männer es verftanden, die opinio mecessita- 
tis der Nation in fih aufzunehmen und ihr zu. einem ſtets klareren Ausdrud 
zu verhelfen. Wohl bot das Handelsrecht gerade für dieſen Zweck beſondere 
Borzüge dar, denn jung an Jahren fehlte es ihm an dem. Schredbild herge⸗ 
brachter Wahrheiten und ohne weitverzweigtes Rechtsſyſtem mußte es die. Augen 
offen halten für das auf- und abfluthende Leben. Aber nichtsdeſtoweniger war 
ungewöhnlide Kraft erforderlih, um das zu fchaffen, was wir nunmehr als 
Judicatur des Reichs-Oberhandelsgerichts zu den werthvoliſten Schätzen aer 
Rechtslebens zählen. Denn nicht nur um die einzelne Entſcheidung handelt es 
ſich, ſondern vor Allem um das beſtimmende Beiſpiel, welches bier der geſamm⸗- 
ten deutſchen Juſtiz vor's Auge geführt wird. Die Reception des römiſchen 
Rechts hat eine tiefe Entfremdung zwiſchen das Volk und ſeine Juſtiz hinein 
geſtellt und nicht zum Geringſten wahrlich iſt es die Schuld des Juriſtenſtandes, 
daß ſie nicht früher gewichen iſt. Auf dem Gebiet des Strafrechts und Straf⸗ 
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verfahrens hat jeit dem Jahre 1848 die noch längſt nicht vollendete Ausgleichung 
begonnen; für das Civilrecht iſt fie mit ungleich größern Erfolg durch das 
Reichs⸗Oberhandelsgericht angebahnt und kommende Geſchlechter werben es al& 
einen glücklichen Schritt preiſen, daß wir ein einheitliches höchſtes Gericht ſchufen. 
mit dem elaftifchen Handelsrechte beginnend, gleich als ſei es die Abſicht ge: 
weien, durch die Wahl des Stoffes die Umkehr zu einer vationelleren Haltung 
der gefammten Juſtiz zu bewirken. — Daher Hat in unfern Augen aud fein 
andere Anerlennung des Gerichts eine fu tiefe Bedeutung als die, welche der in 
Leipzig verſammelte Handelstag ausiprad. Hier prägte ſich unverhohlen das 
Bedürfniß gemeinverftändlicher Juſtiz aus und dieſem Bedürfniß gerecht geworden 
I fein ‚ das wird für alle Zeiten der Ruhm des Reih8:Oberhandelögericks 
Verben. 

Daß e8 an Widerfachern auch jett noch nicht fehlt, ift nur natürlich. Wir 
meinen nicht diejenigen, welche dieſer oder jener Entſcheidung entgegen treter, 
fondern die, bei denen man den fehdeluftigen Sinn gegen das ganze Inſtim: 
fpürt. Zwei Männer jind e8 vornehmlih, um die es fid, handelt; der Ein 
ift Siebenhaar, der frühere Oberappellationsgerichtd-Bicepräfident in Dresden. 
deſſen wir in unjern vorjährigen Bericht ſchon gedachten. Der Andere ift der 
Dberappellationsratb Bähr in Berlin. Der Lestere läßt keine Gelegenke: 
oorüber gehen, ohne auf das Unbeiloolle hinzuweiſen, was ferner Anſicht nad 
mit dem Reichs⸗Oberhandelsgericht verbunden if. Zuerſt, bei der Berathung 
über die Gründung des Gerichts, ftand Bähr in der Reihe derer, die das Hercin- 
bredyen chaotiſcher Zuftände weiſſagten; dann, als man die Judicatur über Ehjaß 
und Lothringen dem Gericht zuwies, erhob aufs Neue Bähr feine warnende 
Stimme; WBähr war es, der über die Theilung des Gerichts in Senate Klage: 
Bahr wiederum war auf dem Juriſtentag zu Frankfurt a / M. derjenige, der tie 
Aeußerung des Vicepräfidenten: dag man in Leipzig ja jett ſchon über particular: 
rechtliche Tragen enticheide, mit den dreiften Worten erwiderte: „Ja, e8 geb: 
Alles, das weiß ich; aber die Frage iſt, wie e8 gebt.” — Wir glauben, de 
Werth dieſes abfprecdenden Urtheils erhebt ſich nicht über den jener Weiffagunge. 


— — — — — — 


So weit es bei dem ungewöhnlich complicirten Apparate möglich iſt arbeite 
auch äußerlich beurtheilt das Neih8-Oberhandelögericht int hoben Grade on 
erkennenswerth. Die Schnelligleit und Eractheit feiner Expeditionen laſſen nichte 
zu wünfchen übrig und wenn trogdem bisweilen eine unverhältnigmäßige Yat 
vom Beſchreiten ber dritten Inftanz bis zur Entſcheidung vergeht, fo Liegt der 
Anlaß entweder in dem fchleppenden Verfahren oder in der mangelhaften Inſen⸗ 
dung der Acten. In letzterer Hinfiht traf die Kanzler des Berliner Oba: 
Tribunals der ſchwere Vorwurf, mit dem Verſandt der nad) Yeipzig überwieſenen 
Sachen oft Monate lang zu zögern, ohne irgend welchen Grund als den eine 
iubalternen Bequemlichkeit. Es war jehr zu münchen, daß dieſenm nachläſſigen 
Treiben, welches die Proceßparteien empfindlich ſchädigte, Abhülfe geihafft wurk. 
was denn in jüngfter Zeit auch geichehen if. Wie wenig Entichuldigung ix 
Kanzlei zur Seite fand, zeigte ſich am deutlichſten darin, daß der rheiniſce 
Senat defjelben Gerichts im Stande war, mit berfelben Promptheit zu eppediren, 
welche alle anderen deutſchen Gerichte ebenfalls beobachten. 

Wo freilich die Proceßgefege die Zöägerung herbeiführen, da liegt die Wurz. 
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des Uebels fo tief, Daß man fie jest am Borabend neuer Geſetzgebung nicht 
erreihen fan. Das gilt bejonderd vom rheinifchen Verfahren, welches nahezu 
ein ganzes Jahr für die dritte Inſtanz verbraudt. In einer ganz unerflär- 
lichen Scheu haben die preußiichen Yuftizminifterien ın früherer Zeit Das rheiniſche 
Recht fin eine Domäne angejehen, welde nur von Autochthonen zu bebauen, 
für jeden Dritten eın Noli me tangere fei. Längſt bat man in Frankreich die 
Langen Friſten befeitigt, die man |. 3. in dem irrigen Glauben aufftellte, als 
würden fie die Kampfeshitze der ftreitenden Theile verrauchen laſſen; in der Rhein— 
provinz wurden fle trogdem ſorgſam beibehalten. Jedes Minimum gilt für 
weſentlich und wurde von den rheiniſchen Juriſten mit einem fchreienden Eifer 
vertheidigt, den Geib am fchlagendften charakterifirt, indem er ihn als die Folge 
der mündlichen Procedur bezeichnet. Ein unbefangener Beobachter wird viele 
Bewunderung des rheinifchen Verfahrens nicht theilen. Abgeſehen von feinem 
fchleppenden Gange, bietet e8 mannigfache Uebeljtänve, mit denen man nur durch 
die Gewohnheit ſich ausföhnen kann. Da find vor allem die Gerichtsvollzieher; 
tbeoretifch bringen fie die Procepbetreibung durch die Parteien zum confe= 
guenten Ausdruck und entlaften das Gericht von nebenjächlichen Aufgaben, mit 
denen freilich auch anderswo der Richter felbft kaum zu thun hat. Braktifch 
erſcheinen fie uns als ein höchft gefährliches Glied der Juſtizpflege. Mit exorbi- 
tanter Kenntnißlofigfeit geht eine große Nadläffigkeit Hand in Hand; ınan muß 
ihnen jeden MHeinften Theil ihrer Thätigfeit vorſchreiben; man fann feinen ihrer 
Acte ohne befondere Durchſicht entgegen nehmen, da der Staat trog der Unzu— 
Länglichfeit diefer feiner Organe fein Bedenken trägt, mit zahlreichen Nichtigfeits- 
vorſchriften die Parteien einzuengen, denen der Regreß gegen den Gerichtsvoll⸗ 
zicher einen mäßigen Troft bietet. Sogar Abfchriften, die fie fertigen, jind voll 
ver gröbften Fehler und nicht jelten fehlen ganze Sätze. — Zu alledem noch 
ein unverbältnißmäßiger Zeitverluft! — 

Da ift weiter dieſe auögedehnte Schreiberei, welche dem mündlichen Ber- 
fahren zur Seite geht. Wieder und wieder wird das ganze Material von dem 
einen Document in das andere überjchrieben , gleichſam als handelte es fich nur 
darum, die angeblich koftenfreie Juſtiz durch Stempelgebühren möglichſt einträg- 
Lich zu maden. Was ın anderen Proceduren mit einer Zeile abgefertigt wird, 
die Infinuation hier wird fie zu einem eigenen Document mit bejonderen Bor: 
ausjegungen aufgebläht und deſſen rechtliche Wirkung wieder von zahlreichen 
Formalien abhängig gemacht. Wie felten kommt in deutſcher Procedur die 
Rechtögültigfeit der Ladung zur Erörterung; einen franzöfiihen Proceß kann 
man erſt Damm in Bewegung bringen, wenn man behutjam Durch das Geftrüpp 
der Nichtigfeiten ſich Durchgemunden hat, in welchem nicht felten die Partei hängen 
bleibt, wie das im legten Jahre bier ſchon 3 Male fich zugetragen bat. — Wer 
mit beiden Inftituten, der gerichtlichen und ver Partei⸗Zuſtellung, praftifch ge= 
arbeitet hat. wird nicht einen Augenblid zweifelhaft darüber jein, daß die gericht- 
liche weitaus vorzuziehen ift. 

Da iſt endlich der Koftenpunft. Es ericheint unfaßlich, wie man in dem⸗ 
jelben Staate eine jo fchreiende Verſchiedenheit jo lange bat ertragen können. 
Klagt der Altpreufe gegen den Abeinprovinzialen und gelangt die Sache in die 
dritte Inſtanz, ſo Toftet diefe dem unterliegenden Theile zum Mindeſten 150 
Thaler; widelt verjelbe Proceß ſich unigekehrt vor altpreußtichen Gerichten ab, 
fo ftellen fich die Koften vielleicht auf dem fünften Theil und wachen nur bei 
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großem Dbject auf die gleidhe Höhe. Dabei hat der letztere Fall audh unter 
gewiſſen Borausfegungen die Bevorzugung, eine unmittelbare, materielle Gut: 
ſcheidung des höchſten Gerichts erhalten zu können, melde bei den rheiniſchen 
Sachen ftet3 erit nad) ‚erfolgreichem Gaffationsverfahren möglih wird. — Und 
derſelbe Staat beftraft in der einen Provinz die erfolglofe Anrufung der höchften 
Inſtanz, Die er in der anderen frei giebt! — eine Spaltung, die um ſo 
peinliher wird, wenn man die überaus fpigige Art der rheiniſch-—frauzöſiſchen 
Saflationsinftanz in Erwägung zieht. 

In diefer letzteren Hinjicht hat es vortheilhaft eingewirkt, daß die Caſſa⸗ 
tionsſachen aus Handelöproceiien an das Reich -Oberhandelsgeriht gelangten 
Es war ein offenkundiges Geheimniß, daß nicht felten die zweite .Inftanz in 
Wendungen ſprach, Die Darauf berechnet waren, die Prüfung bed Gaffation® 
richters an thatlächlichen Feſtſtellungen ſcheitern zu laflen. Für das franzöjik 
Recht war das injofern nicht ohne Grund, ald man in der Caffationsinitus;, 
nit eine dritte Inſtanz tm gemwöhnlihen Sinne, fondern einen Appell an dr 
Krone, eine Beſchwerde über die Juftizbehärden erblidte, deren innerer Charafta 
auch dann durchſchien, als man fich entichloffen hatte, ihre Erledigung ſtändigen 
Richtern zu übertragen. — In Deutichland aber hielt man an den Wirkunge 
feft, obgleih man die Urſachen fir unrichtig erklärte. — Anders mußte es 1" 
geftalten, als dieſe Procedur an das Reichs-Oberhandelsgericht gelangte, welche 
mit dem auögelprodyenen Zweck ind Leben trat, die Einheit des Handelsgeſer 
buchs und der Wechſelordnung zu gemährleiften. ‘Der maßgebende Geſichtspunt. 
wurde nothwendig der des materiellen Rechts, hinter dem die formalen ragt: 
ſoweit zurüd traten, als das mit den geſetzlichen Vorſchriften nur irgend vereiuhe: 
fid) erwies. Daher überfchritt man die Gränzen, welde biöher ein weites &- 
biet angeblicher thatlächlicher Feſtſtellung der Höchftrichterlichen Cognition entʒoger 
und dazu geführt hatten, daß für die Rheinprovinz eine provinziale Jurié 
prubenz auch hinſichtlich der allgemeinen Geſetze ſich ausbilvete, eine Erſcheinun 
von um fo größerer Bedenklichkeit, als der rheiniſche Handel nn des 
altpreußiſchen Käufer durch die Yallung der Factur vor die rheiniſchen Gerid 
zog. Hinzu kam, daß dort Die Handelögerichte mit einer Willlür und —* 
unkenntniß zu Werte gingen, der man bislang unter dem Deckmantel thatſac 
licher Feſtſtellung das Leben gefriſtet hatte und die um ſo mehr unertrãglich war. 
als man in ihr die ſchlecht verhehlte Rancüne gegen tie Anſtalten, namentlie 
gegen die Eiſenbahnen nicht verkennen konnte. 

In Einer Richtung wollen wir das näher ausführen. Das Eiſenbahn-Be⸗ 
trieböreglement ftellt. befanntlih einen Werthtarif auf, nad welchem nicht um: 
bejonderer Merthdeclaration aufgegebene Güter im Berluftfall erjeßt werten 
Das Handelögejegbudy erflärt diefe Vereinbarung fir ftatthaft, entzieht aber 
Eiſenbahn die Befugniß, fich auf diejelbe zu berufen, ſobald „böslihe Handlanas- 
weiſe“ vorliegt. 

Nun mag man immerhin darüber jehr tim Zweifel fein, wie bieler nei 
Handelsgeſetzbuch ins Leben gerufene Begriff zu umſchreiben fa. Die Abi: 
ging Darauf hinaus, an feine der beftehenden Theilungen ſich anzuichließen, ten- 
dern eine völlig neue Kategorie zu fchaffen, in welcher fih nun Juſtiz und A: 
kehrsleben zurecht finden mochten. Das Reichs- -Dberhandelögericht ſprach nr 
freilich ziemlich bald nady beiden Richtungen, poſitiv ſowohl als negano, üt:: 
die Gränzen des neuen Begriffes aus, allein feine Stimme verhallte in Te 
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Rheinprovinz umgehört Angefihtd des großen Intereſſe, welches der bortige 
Handelörichter daran hatte, wo möglid in allen Fällen der Bahn den Tariffag 
zu entwinden und ihr ftatt deſſen den Facturabetrag als Object des Erſatzes 
aufzudrängen. Gab es nicht ein emfaches, Icheinbar höchſt probates Mittel da- 
zu, indem man thatſäch lich erklärte, daß die Eifenbahn fih habe „bösliche 
Handlungemeife” zu Schulden kommen Tafien ? 

In der That gingen die rheinifchen Gandelsgerichte diefen Weg, der zu 
enem für die deutſche Juſtiz nicht eben ehrenvollen Ergebniß führt. Ueberall 
jonft jah man ein, daß der Ablender fi vertragsmäßig dem 20-Thalerfage 
unterworfen und nur unter dieſer Vorausſetzung die billigere Fracht genoifen 
batte, daß er daher im Berluftfall auch die Folgen dieſer Selbftverjicherung 
tragen müſſe; in der Rheinprovinz Hingegen wandte man ſich einfach an das 
Handelögericht, welches mit fteter Bereitwilligfeit die Eifenbahnen in den Factura⸗ 
betrag verurtbeilte, indem e8 der Ausführung des Klägers beitrat, daß in fpur- 
loſem Berluft eines mit Frachtbrief übernommenen Gutes „böswillige Hand: 
lungsweiſe““ zu erbliden fei. Hätte man in Leipzig ſich dabei beruhigt, daß 
Diele Trage nur thatfächlicher Natur fer, oder hätte man fie ber inftanzrichter- 
lichen Erledigung etwa deshalb überlaffen, weil es ſich richt um Verlegung eines 
Geſetzes, eines Rechtsſatzes, Tondern eines Rechtsbegriffes handele, dann wäre 
augenſcheinlich die factiſche Suſpendirung der einſchlagenden Vorſchriften der Er⸗ 
folg geweſen. — Jetzt ſteht zu hoffen, daß ein Mißbrauch aufhöre, der ein be: 
ſonderes Streiflicht auf die Vorſchläge fallen läßt, in Civilſachen das Laien⸗ 
element zur Mitwirkung heran zu ziehen. 


Noch draſtiſcher als die rheiniſchen Handelsgerichte haben ſich elſaßiſche mit 
dem Betriebsreglement abgefunden; ſie haben daſſelbe ausdrücklich zur Seite 
geſchoben als „dem alten franzöſiſchen Recht widerſprechend und in einer Sprache 
abgefaßt, welche dem Publikum ſowohl als dem Handelsſtande größtentheils un- 
betannt“ ſei. — Hier treffen alſo pecuniäre und politiſche Intereſſen zu einer 
Oppoſition zuſammen, die wenig fruchten wird. Je deutlicher die Gründe aus- 
geſprochen find, aus denen ınan die unbequeme Vorſchrift zur Seite ſchiebt, um 
Io mehr läßt fi) annehmen, daß Seitens des Gaflationshofes Sorge dafür ge- 
tragen wird, daß dem Betrieböreglement Nachachtung zu Theil werde. 

Die Sache Liegt indeß nicht ganz einfah. Das franzöſiſche Recht geftattet 
die Caſſation (abgejehen von amderen Gründen: in dieſer Richtung nur wegen 
contravention expresse & la loi; daneben freilih hat fich bei dem Barifer 
Caſſationshofe die conjtante Praxis entwidelt, daß er jeder Verordnung inner: 
balb des ihr verfafjungsmäßig offenftehenden Gebietes Achtung ſchafft. Aber 
zweifelhaft ıft e8, mie weit folde Verordnungen in das unmittelbare Bertrags- 
verhälmiß der Parteien einzugreifen tauglich jind? 

In Paris hat man feinen Anftand genommen, die NReglementd und Tarife 
tar Eiſenbahnen, fomeit fie minifterielle Billigung erhalten haben, als „annexes 
aux lois“ anzuerkennen und ihre Befolgung auch vermittelit der Gaflation ent- 
segenftehender Urtheile zu erzwingen. In Deutſchland Liegt Die Frage verwidelter, 
ben durch die mannigfachen Nechtögebiete, weldye mit eigengearteten Factoren 
ter Rechtsbildung hinein ſpielen. 

In Berlin würde man ficher feit Daran gehalten haben, daß cin Betriebs— 
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reglement nicht zur Caſſation benugt werden Zönne, weil ihm die Gigenidak: 
des Geſetzes abgeht. Wenn auch nad der Verfaſſung des Deutſchen Rede 
der Bundesrarh dafür Sorge tragen will, einheitliche Tarife und Reglemmti 
auf den deutichen Bahnen einzuführen, fo liegt doch darin nichts, was cm 
Autorifation gleichktäme, dieſe Schritte mit gejegliher Kraft vorzuncmm 
Was demnach päter als Betriebsreglement am 10. Juni 1870 publicirt wurk, 
das mag in der Abjicht erlaffen fein, daß zum Mindeſten alle Staatsorgux 
ſich danach richten ſollten; es fragt fich aber, ob man darin hinſichtlich der Ge 
richte ſich nicht etwa getäufcht hat? 

Wäre zur Zeit der Abfaflung des Handelsgeſetzbuchs dieſe Frage au. 
taucht, die damals in unerreihbarer Ferne lag, fo wäre zweifellos in der 
Richtung der Regierung daffelbe Zutrauen ausgeſprochen, welches man ihr ke 
jichtlich der Poft und der Poſtverordnungen erweift, indem man den letzteren cz 
dem Handelsgeſetzbuch vorgehende Stellung gab. Ob indeß nicht auch obne ſolde 
Autorifation die bindende Kraft anzuerkennen ift, Das ericheint uns zweifelhet 
Wir halten dafür, daß auch über das Gebiet der technilchen verfafjungsmäng 
Promulgation hinaus Rechtönormen durd die Thätigfeit der Regierung entſiche 
fönnen und daß das Bereich der alten jog. Verordnung in vim legis feinciwe 
durch die neuen Berfaflungen völlig befeitigt if. Die Gränze freilich, das It 
von freier Bewegung, welches man bier der Regierung einräumen will, wird fe 
abftract nicht beftunmen laſſen; es genügt auch völlig, in jedem einzelnen je 
die Controle der. ftändifhen Organe foweit eintreten zu laffen, daß e ku 
ihnen abhängt, die geleglihe Erledigung der Fragen zu beantragen Be: 
man aus den Verordnungen jedes Clement einer die Privatredite berührende 
Verfügung ftreihen, jo würde die unliebfume Folge nur die fein, daß die Fr 
gierung in noch ausgevehnteren Maße die ſtändiſche Thätigkeit in Anlpne 
nehmen und auch ıhre Berorbnungen, Neglements, Regulative x. um ve 
ihnen enthaltenen Kinzelbeftinmnungen willen geſetzlich janctioniven laffen mäg: 
Das würde zu einer Ueberbürdung der ſtändiſchen Organe führen, die um: 
allem Verhältniß zum Zwecke fände. 

Die Frage wird nur noch verwidelter durch die Stellung, welche das % 
trieb8reglement in Elfaß-Vothringen erhalten hat. Dort ift e8 unter der Tice 
tur vom Reichskanzleramt publicirt; dort alſo find die Gerichte verpflihte, © 
anzuwenden, weil es feine rechtlichen Schranken für die Staatögewalt giebt. — 
Im übrigen Deutichland ift man dergeftalt von der Nothwendigkeit der I 
ihriften und ihrer inneren Rechtmäßigkeit überzeugt, Daß mir fein Bedentt 
tragen würden, und für die Eriftenz eines Gewohnheitsrechtes auszufprekt 
welches jene Regierungsäußerungen zum Stützpunkt hätte. Nur im der Rt: 
provinz bietet das Inftitut der Handelsgerichte einen Widerſtand dar, der une“ 
Erachtens nicht geduldet werben fann. 

Es läßt ſich nicht läugnen, daß die Eijenbahnen ein weitverbreitetes Cdu⸗ 
gegen fi haben. Ihr Frachtenzuſchlagsſyſtem Liegt dem Verſtändniß des gr’ 
Publikums fern; die Verſendung ohne Declaration ift fo ſehr zur Klar 
worden, daß man ofne jede weitere Ueberlegung die Bahnen anſchuldigt, der 
fie eine privilegirte Stellung einnehmen und auöbeuten, indem fie nur den Zar 
werth erftatten. Möglich immerhin, daß die fcheinbar unbedeutende Anorbuus- 
der Tarife dazu führen könnte, dieſem Mifverftändnig Seitens des Pablıkıs 
abzubelfen, indem man höhere Frachtfäge mit erhöhter Erfagpflidt an die SW 
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ftellte und jo von einem Frachtenzuſchlag s ſyſtem zu einem Frachtenabzug 8⸗ 
ſyſtem überginge. Auf. jeden Fall aber find die Bahnen ſelbſt nicht ſchuldlos 
an der gegen fie berrichenden Berfiimmung. So fehr wir binfichtlich des Normal: 
tarifs auf ihrer Seite ftehen, jo unzulänglih ericheinen und die weiteren Be- 
ftunmungen des Betrieböreglement8 über die rechtliche Bedeutung der Declara- 
tion. Bekanntlich Baften die Bahnen auch dann nicht gleih dem gewöhnlichen 
Frachtführer, mern man zu ihren theuerſten Frachtſätzen fich verfieht. Berluft 
ſowohl als Verſpätung werden dann allerdings mit der declarirten Garantie be 
tleivet, aber dieſelbe bilvet nur eine Marimalgränze für den vom Betheiligten 
nachzuweiſenden Schaden. Darin fcheint uns eine drückende Unbilligkeit zu 
liegen. Nicht das werfen wir dem Reglement vor, daß e8 bei niedrigen Fracht⸗ 
fügen die Bahn von der Haftung als Frachtführer in gewiſſem Grade befreit, 
jondern daß man überhaupt nicht dahin gelangen kann, die Bahn durch Vertrag 
dem ordentlichen Frachtführer gleich zu ftellen. Das gilt vorzüglich hinſichtlich 
der Verfpätung oder m. a. W. dem declarirten Intereſſe an rechtzeitiger 
Lieferung; e8 erfcheint unabweislich, für diefen Punkt auf den Begriff der Eon- 
ventionalftrafe überzugehen, da ein Nachweis des Intereſſe jo gut wie unmöglich 
tft und die Bahnen daher ohne praftiiche Haftung ihrerſeits die Prämien in die 
Taſche fteden. Man hat in unverficherten Fällen zu Gunften der Bahn einen 
Intereſſentarif für Verfpätung aufgeftellt; wilrde man venfelben Weg auch zu 
Sunften des Publikums befchreiten und einen hohen Tarif für verficyerte 
Gil aufitellen, dann wäre unferes Erachtens beiden Theilen geichehen, was 
illig iſt. | 


In Verſicherungsſachen Bat das Gericht den eingefchlagenen Weg confequent 
weiter verfolgt und fih auch bier zum Biel geſetzt, ven Vertragswillen ber 
Parteien möglichft zu erforihen. Seitens einiger Gefellichaften hat diefe Richtung 
der Zudicatur eine mißfällige Aufnahme gefunden: man hört nicht felten, daß 
es unmöglich geworden fer, fich gegen muthwillige Berficherte zu ſchützen, da alle 
fergfältig gewählte Clauſeln der Police vom Reichsoberhandelsgericht hinweg⸗ 
Interpretirt wärden. Neuerdings iſt auch der Vorwurf erhoben worden, das 
Gericht widerjpreche fich in feinen Entfcheivungen, indem e8 auf der einen Seite 
füge, dem klaren Sinn der Abrede gegenüber könne die anfcheinende Härte der⸗ 
jelben nicht geltend gemacht werden, während andererfeitd fein Beftreben dahin 
gehe, auch die Marfie Abrede Durch eine aus dem angeblidien Weſen des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages entnonmene Interpretation zu befeitigen. 

Der Iette Einwand geht offenbar von dem Mißverſtändniß aus, als ob 
das Gericht die Anficht ausgefprochen hätte, daß der Sinn identiich mit Dem 
Vortfinn fe. Nur dann ließe fi) von dem angeblihen Widerſpruch reden. 
Augenſcheinlich folgt jedoch hier wie dort das Gericht derfelben Regel, den Sinn 
der Contractöberedungen zu ermitteln. Wenn es ſich babei nicht durch den 
Vortlaut für gebunden erachtet und in manchen fällen dazu gelangt ift, zu 
jagen, daß die Contrahenten die jet von der einen Seite der Äbrede gegebene 
Bedeutung mrfprünglih nicht gewollt hätten, fo Tann ihm daraus nur dann 
ein Vorwurf gemacht werben, wenn man ignorirt, daß die Berfiherung auf 
einem Conſenſualgeſchäft ruht und daß der Art. 278 des Handelsgeſetzbuchs 
dem Richter ſolche Erforſchung des Willens über den Buchſtaben hinaus grades⸗ 
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wegs zur Pflicht macht. Unläugbar bat die goldne Zeit der Geſellſchaften, ın 


der fie in einigen beutfchen Staaten ausgedehnten Nutzen aus umäberlegien 
Slaufeln zogen, nun ihr Ende erreicht, feit das Reichs⸗Oberhandelsgericht die 
Theorie befeitigte, nach welcher alle jene Nebenberebungen mit den Maßſiabe 
der Bedingung im techniſchen Sinn beurteilt wurden. Man mag nım immer: 
bin darüber ftreiten, ob es dem. Gericht in dieſem oder jenem Kalle gelungen 
fei, den Parteiwillen vichtig zu erforſchen; das iſt offenbar eine Frage von ſeht 
zweifelhafter Natur, über welche man felbft Angeſichts der ſorgfältigſten Be 
gründung verſchiedener Meinung fein Tann, die ſich aber niemals auf Grit 
von angeblichen Rechtsſätzen erörtern läßt, die Diefer ober Jener als durd der 
Urtheil ausgeſprochen formulirt. Allein jelbft wenn man im einzelnen Fall de 
. Anficht gewinnt, daß die Parteien nicht denjenigen Willen gehabt hätten, melden 
pas Gericht ihnen beilegt, — ern Ergebniß, welches wir uns aus faufmänniikn 
Kreifen jehr wohl ald möglich vorftellen können, ja welches ſogar ſchon Dad & 
richt ſelbſt beeinflußt bat, — Telbft dann fann dieſe Anficht doch nicht zu ten 


Wunſche berechtigen, die alte buchftäbliche Judicatur zurüdfehren zu fehen, ik 


welcher das Beftreben nach Exmittelung des concreten Willend weit erhaben it 
Diefe Souveränetät des Willend aber ift das Einzige, was für das Rate 


Dberbandelögeriht den: Ausichlag giebt; ihr fucht es aud in jenen Yalkı 
Geltung zu verſchaffen, in denen es. der nach dem Contractſchluß bereortretende 
Auffoffung der Policeclaufen Seitens der Geſellſchaft nicht Beitritt. E6 
völlig .irrig, darın eine Singularität des Verſicherungsvertrages zu erblide:: 
diefelbe Methode tritt bei allen anderen Rechtsgeſchäften auf. So bat z. B. dae 
Gericht einen Außerlih völlig perfecten Kaufvertrag deshalb für noch nicht x 
\chloffen erflärt, weil ſich herausftellte, daß eine Platzüſance beftand, nad welke 
der Käufer das Recht vorheriger Sortirung der Waare hatte und weil un: 
dieſen Umftänden das Gericht annahm, daß die Parteren auch ohne anödrüdık 
Bezugnahme die Anwendung der nicht ausdrücklich ausgeſchloſſenen Ufame a: 
wollt hätten. Dan könnte bier mit gleichen Mangel an Grund bebapta, 
daß dad Reih8-Dberbandelsgeriht die klarſten Abreden weginterpretire — 
Uebrigens, und darauf legen wir den enticheidenden Werth für die fachler 
Beurtheilung — es giebt Gefellichaften, mit deren Geichäftsprari® das anged 
lich jo firenge Gericht in vollen Einklange fteht. 


Am wenigften flar umfchrieben ift auch jetzt noch die Stellung der Geſch 
ihaftd-Agenten. Das Gericht ift in diefer Hinficht zu der fühnen, aber praftildn 
Auffoflung vorgegangen, die Möglichkeit anzuerkennen, daß der Agent von ih 
Theilen, dem Berficherer nnd dem Verficherten beauftragt fei. Im feiner Ferien 
treffen daher gelegentlich Dfferte und Acceptation zufammen und gelangt X 
Bertrag zur Perfection. Auch bier werden von manden Geſellſchaften Bedeutca 
laut. Allein e8 ift nicht abzufehen, wie man dem factifchen Gange der Dinge ante: 
jollte Gerechtigkeit widerfahren laſſen. Unbeftreitbar geht die Praxis der mei“ 
Agenten dahin, ihren Geſellſchaften Kunden dadurch zuzuführen, dag fie name: 
lich der Landbevölkerung gegenüber erklären, man brauche fi um Prolongatemn. 
rechtzeitige Prämienzahlung u. f. w. gar nicht zu fümmern. Die Gefelliden 
fennen jelbfiverftändlich dieſes Verfahren genau, fie erlaflen auch keinerlei at: 
gegenftehender Inſtruction oder Belanntmachung, fondern ziehen gelaſſen die o 
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erworbenen Prämien ein. Nur wenn der Schadensfall eintritt und die Geſell⸗ 
haften weniger foliven Charakters alle erdenklichen Gründe hervorſuchen, welche 

ven Berficherten des Anſpruchs verluftig machen fännten, dann machen fie auch 
jenen Umftand geltend, indem fie fih darauf berufen, daß 3. 3. die Prolon⸗ 
gation dem Verſicherten gegenüber noch gar nicht Statt gefunden habe. 
Bir glauben, man ann es nur billigen, daß das Gericht dem entgegen getreten 
ft durch die Entſcheidung, daß der für die Prolongation erforderliche Eonfenfus 
zu Stande gefommen jet, aud wenn nur bie Erklärung der Direction an ben 
mit der PBrolongation benuftragten Agenten vorlag. 

Schwankend find namentlid) die Gränzen für die Vertretungsbefugniß des 
Agenten oder anderd ausgedrückt für die Haftung ber Geſellſchaft aus Hand⸗ 
Inmgen der Agenten. Daß diefe Beamten nicht Ichlehthin zur Vertretung auto- 
riſirt find, Das Liegt auf der Hand und es ift ouch dem entiprechend wiederholt 
von dem Gericht der Berfuch zurückgewieſen, Anerfennungen, Bergleidye x. Der: 
Infpectoren, Oeneralagenten n. |. w. als bindend für die Gefeltichaft zu bes 
zeichnen. Bielmehr fteilt ſich das Gebiet der Bevollmächtigung als ein in cou- 
ereto zu ermittelnde® heraus; in dieſem Gebiete aber iſt alsdann auch die Ge— 
kllihaft nad den gewöhnlichen Rechtsgrundſätzen der Stellvertretung in Obli— 
gationen und des Mandats verpflichtet, Handlungen ihres en al8 die 
ihrigen gelten zu laſſen. Daher wird ınit vollem Recht der Gelellichaft e8 auf- 
gebürdet, was ihre für Bertragsvorbereitung aufgeitellten Vertreter etwa dabei 
ih zu Schulden kommen ließen. Erklärte der Agent 3. B. Tragen oder Um: 
fände für unerheblich, oder vernadhläffigte er ihn befannte Thatſachen, dann tft 
ter Gejellichaft die Möglichkeit abgeichnitten, Tpäterbin den Berficyerten dafür 
verantwortlich zu machen. Dffenbar geben aud für diefe Fragen correcte 
veſung die Rechtsgrundſätze, welche, von der gelegentlichen Eriſtenz eines zwiefachen 
Auftrages ausgehend, im Einzelfall feſtſetzen, ob für diefe Handlung oder Unter= 
lafjung der eine oder der andere Dominus haftbar ift. Die vollftändige Ver⸗ 
tretungöpflicht, welche auf dem dominus negotii laftet, im Verein mit der Frei⸗ 
beit des Stellvertreter8 von jedweder Haftung, wird es nicht geftatten, gegen 
dieſe Säge Einſprache zu thun. Das Reih8-Oberhandelsgericht iſt ihnen über: 
all und nicht etwa nur, wie man bisweilen anzunehmen fcheint: in Berficherungs=. 
ſachen gefolgt. Wir brauchen zum Belege dafür nur auf jene Entjcheidung auf- 
merffam zu machen, durch welche der “Principal fchlechtweg für Die dDolofe 
Sontractöfchließung feines Procuriften verantwortlich erklärt wird. 


Beim Kaufgeihäft hat das Gericht den Begriff des Fixgeſchäfts noch mehr 
verengt, als das ſchon von Anfang an geihehen mar. Dann bat man insbe- 
fondere die Berkaufsbefugniß des Verkäufers bei Berzug -deö Käufers ftreng an 
die Regeln gebunden, inden man wiederholt ausſprach, daß nur ein Berkauf 
am Lieferungsort und nur durch, nidt an einen Genfal ven Vorſchriften des 
Vejege® entiprege. Die lettere Entiheidung hat in jenen Kreifen hart ge- 
troffen, wo es üblich iſt (wie 3. B. in Sranffurt a. M.), daß der Makler feine 
Schlußnote ſtets jo faßt, al8 ob er Eelbftcontrahent wäre. Aber unläugbar ift 
a6 Imterefie des nicht zußezogenen Käufers nur dann zu wahren, wenn gegen 
ne vielfach vortommenden Collufionen ein Damm aufgemorfen wird. — Hin⸗ 
ichtlich des right of stoppage hat das Reichs-Oberhandelsgericht fich derjenigen 
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Anficht angeſchloſſen, welche "feine Netentionsbefugnig des Cpeditenrd wegen 
Forderungen an den Deftinatär annimmt. — Ber der Redhibitionsklage find 
im Widerſpruch mit der conftanten Praxis des Berlmer Dber-Tribunald ven 
Käufer auch die Futterkoſten des Thiers zugebilligt. — Hinſichtlich der Sicherunz 
durch Pfandrechte iſt es von Wichtigfeit, daß das Gericht nicht anertennt, daR 
dem Pfande eine vermögensrechtlibe Befriedigung beiwohnen müſſe; and die 
Urkunde felbit als Sachobject ohne Beziehung auf die durch fie etwa zu ke 
weifende Forderung fann danach verpfändet fein. — Das Pfandredt an In 
ventar und Illaten hat man aud dann zugeiprocden, wenn es fi um Waorı 
handelte, welche zum Verkauf in das betreffende Local gebracht waren, weil man 
darin den genügenden dauernden Sig der Sachen erblidte. — Man hat endlid 
dem Käufer, wenn er vor der Dispofitionsftellung ſchon gezahlt bat, ein Klag 
recht zugleih auf Ruckforderung des Pretiums und: auf Erfüllung des Geſchoftt 
gegeben, eine Cumulation, Der wir durchaus beipflichten, die aber den herrſcher 
den Theorieen über Erfüllung zweileitiger Obligationen einige Schwierigkeiler 
bereiten dürfte. — Daß man (mm Gegenfab zu ſächſiſcher Praxis) den Fiscu 
entfprechendenfall® als Kaufmann angeſehen hat, bedarf kaum einer Erwähnung. 


— — — —— 


Im Seerecht beziehen ſich die meiſten Entſcheidungen des Gerichts auf 
Colliſionsfälle, deren rechtliche Seite von untergeordneter Bedeutung iſt, da es ſi 
regelmäßig nur darum handelt, thatſächlich zu ermitteln, inwieweit bie feemön 
mifche Prarıs oder die durch die Uhnftände gebotene Borficht außer Augen ge 
laſſen iſt. — Hinfichtlih der Blockade hat das Geriht ausgeſprochen, daß ti 
Behinderung des Sciffers nicht ausſchließlich durch objective Momente gegeber 
werde und daß Feine Verpflichtung veflelben beftehe, fih von ber wirklicen 
Eriftenz oder Noceriftenz der Blodade zu überzeugen, da (insbeſondre mo4 
englifcher Praxis) Das Blodadegefchwader ein ſolches befichtigendes Anfahren nıdt 
geftatte.. Die neuere Theorie fer allerdings durdaus der mildern Anfikt. 
aber es fei nicht feftgeftellt, welche Prarid die Yranzofen geübt baben würden 
Demgemäß hat das Gericht den Schiffer für berechtigt erklärt, im neutral 
Hafen Tiegen zu bleiben und hat die dadurch entftandenen Koften zur Havane 
grofje gezogen. — In einem andern Falle hat es den Minderwerth der Wear: 
aus der Havariegroffe hinausgewieſen, welcher dadurch entftanden war, daß der 
Schiffer zur Ausbellerung eined Lecks in einen Noihhafen eingelaufen und der: 
zur Löſchung und Wiedereinnahme der Waare behufs der Reparatur gelhritie: 
war — Wir übergehen die Entfcheivungen über Anweiſung des Lölchplaret. 
Berechnung der Pölchzeit, Liegegeld, Setungsrecht, um noch zwei Urtheile ver 
größerer Tragweite hervor zu heben. Das Gericht hat ausgelprochen, daß Alt. 
was der Schiffer mit dem Schiffe erwirbt, der Rhederei zufalle umd daß danınit 
aud Geſchenke an den Schiffer qua folden und Ausfuhrsprämien mitumiek 
feien; e8 Bat zweitens in einem Bergefall die Regeln über metus zur An: 
fennung gebracht. Der Capitän hatte fich durch Unterzeichnung eines Reverſe 
verpflichtet, ſich Hinfichtlich des Bergelohns einem Schiedsgericht, aus gemiin- 
maßen Mirintereffirten gewählt, zu unterwerfen mit Ausſchluß jedes Reate 
weged. Die Bremer Gerichte hatten in Folge diefer Abrede den Schiffeapin 
zurüdgemwiefen, als verjelbe die von diefem Schiedsgericht ihm auferlegte Summ 
von 68,000 Thalern Bergelohn zu hoch fand. Das Reichs-Oberhandelsgerich 
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erflärte jedoch die Abrede nicht für bindend, da fie das einzige Mittel geweſen, 
den Kläger aus drohender Gefahr zu erretten und er fomit gezwungen geweſen 
fei, fih einem vorgeihlagenen Schievögericht trog gegründeten Mißtrauens in 
deſſen Unbefangenheit zu unterwerfen. Der praftiihe Nuten für den Kläger 
war ganz bebeutend; die ſchon aufs Neue durchlaufene zweite Inftanz hat jebt 
num einen Bergelohn von 25,000 Mark zugebilligt. -- Dean bat aus bielem, 
übrigens mit großem Beifall aufgenommenen Erfenntniß den Anlaß entnommen, 
der Errichtung von Seegerichten wiederum das Wort zu reden, Uns will dieſe 
Conſequenz nicht einleuchten. 


Wenden wir und zum Wechſelrecht, fo ift zuerft zu bemerken, daß die 
Zahl der Wechlelfachen eine bedeutend geringere geworben ift, jo daß bier fi 
bereit8 die gute Einwirkung auf die richterlihe Praris erfennen läßt. — Unter 
ben einzelnen fragen hebt fi heraus die fortichreitende Verengerung der exceptio 
doli. Das Gericht hat in verichiedenen Fällen auf die Möglichkeit hingewieſen, 
daß zwilchen den angeblich bei Indoſſirung des Wechſels mitgetheilten Thatfachen 
und der gerichtlichen Geltendmachung des Wechſels eine längere Zeit verftrichen 
und daß Leine firingente Concludenz dafür vorhanden fei, daß nicht jene Be— 
redungen, Vergleichsverhandlungen ꝛc. inzwilchen eine ſolche Abänderung erfahren 
hätten, Daß jett von einem dolus des Kläger nicht zu fprechen fei. — Damit 
fteht in einem gewiflen Yufammenhange die Berwerfung des Einwandes, daß 
das Indoffament fimulirt und Hinter dem Eigenthumsindoſſament ein bloßes 
Incaſſomandat verborgen, demnach eine exceptio doli begründet fe. Unter 
feinen Umftänden kann jest der Wechlelichuldner einen Einwand aus der bloßen 
nicht, im Wechfel verzeichneten Nebenberedung entnehmen, daß der Wechlelgläubiger 
lediglich Die Intereſſen ſeines Vormannes wahren folle. Selbft wirflihe Simu⸗ 
lation kann nur unter den betheiligten Perſonen geltend gemacht werden. Da⸗ 
durch ift der Wechfelftrenge wiederum erheblicher Vorſchub geleiftet, den ver 
Handel mit um fo größerer Genugthuung begrüßen wird, als diefe Strenge in 
Wahrheit die unerläßliche Borausfegung des Wechſelverkehrs bildet. 

Bon größerer Bedeutung iſt die Entiheidung der Trage nach Haftung bei 
fremder Namenszeichnung. Das Ober-Tribunal zu Berlin hatte. daran feftge: 
haften, daß der Bertretene aus der von ihm beauftragten Zeichnung feines 
Namens nicht hafte; der Name fei ein Etüd der Perfönlichkeit, deſſen man ji 
nicht entäufern, zu deilen Verwendung man fih auch feines Stellvertreters be⸗ 
sienen könne; nur dann trete daher Haftung ein, wenn das beftehende Auftrags- 
serhältnißg bei der Zeichnung felbft zum Ausorud gelangt fe. — Freilich hatten 
remde Rechtsſyſteme, injonderheit das englifche, den freieren Standpunkt, fogar 
n noch ausgebehnterer Weife, — es war auf der anderen Seite auch offen- 
undig, daß in zahlreichen Fällen Kaufleute fich bei der Zeichnung ihres Namens 
ines Vertreters bebienten, ver felbft dem anderen Perjonal nicht befannt war, 
— e8 Tommt auch bei und in den Kreiſen der höchſten Reichsbeamten vor, daß 
nan einen facfimilirten Stempel führt, augenfcheinlih um der Mühe der eigenen 
Zeichnung fich gelegentlich entichlagen zu können. Trotzdem hielt das Ober: 
Tribunal an einer Praxis feit, melde alle dieſe Thatſachen fiir rechtlich be= 
eutungslos erflärte und damit augenicheinlich die Möglichfeiten der Täuſchung 
nd des Vertragsbruchs nur noch erweiterte. Das Reichs⸗Oberhandelsgericht 

v. Holggenborff, Jahrbuch II. 18 





274 Das Reichs⸗Oberhandelsgericht. 14 | 


bat dem abgeholfen, indem es die Zeichnung des Namens dieſes angeblihen 
bochperfönlichen Nimbus entfleidete und fie gleich allen anderen Beſtandtheilen 
der Bertragsichliegung der Vertretung zugängig erflärte. Kann man rehlih 
die Worte und den Willen des Einen als die Worte und den Willen des Ar 
dern betrachten, jo fehlt e8 an jedem Anlaß, Binfichtlih des Acts der Namen: 
zeichnung diefe Sätze zu verläugnen. 

Endlich hat das Gericht in diefem Jahre auch eine weitverzweigte Conts- 
verje beendet durch die Entſcheidung, welche e8 hinfichtlich der Beweislaſt bei der 
Revalirungsflage getroffen hat. Hier war die geſammte oberftrichterlige Yudı: 
catur in zwei Lager getbeilt. Lübeck, Dresden, Darmftadt, Wolfenbüttel fanden 
auf der einen; Celle, Wiesbaden, Wien auf der anderen Seite, während Berlin 
bald dieſe, bald jene Anſicht verfocht. Hier lag aljo dringender Anlaß ver 
dem Einen deutſchen Wechlelrecht auch einheitlichen Ausprud zu ſchaffen. Tas 
Reichs⸗Oberhandelsgericht trat der erften Gruppe bei und erhob dadurch zu 
deutſchem Recht, daß der Acceptant für die Anftellung der Revalirungsflage toi 
dem Wechlelzuge unterliegende Geſchäft aufveden und nachweifen muß, daR da 
Traſſant ihm Dedung ſchuldet. Die Begründung dieſer Entſcheidung geht daran 
aus, daß die rechtliche Natur der Wechlelziehung fich volllommen darin erihärkt, 
daß dieſelbe einmal ein eigenes Wechlelverfprechen des Traſſanten enthalte un 
zweitend die äußere Beranlaffung zu einem Wechfelverfprechen (Accept) oder je 
einer Zahlungsleiftung des Traffanten darftelle und in diefer letzteren Richtunz 
als bloße thatſächliche Beranlaffung eines beftimmten juriftifchen Charakters an: 
behre; daher ſei es nöthig, daß der Traffat behaupte und beweiſe, dal; lan 
Accept reip. feine Zahlung auf wirflihem Mandat beruhe. — Es ſcheint dem: 
nach beabfichtigt zu fein, den Mandatscharakter völlig aus dem BVerhilmt 
zwilchen Traſſant und Traffat zu verbannen, obſchon in anderen Entideidunge 
des Gerichts derfelbe noch zur Anerkennung gelangt ift. 





— — 


Neue Thätigkeitsgebiete entſtanden in den Nachdrudsſachen und in it 
Strafiuftiz für — Hinſichtlich der erſteren wollen wir nur herver 
heben, daß in ihnen das Gericht den auch ſonſt angewandten Grundſatz uf: 
geftellt bat, daß der Nichter von dem Gutachten der Sachverftändigen (im ver: 
Ttegenven Balle dem Gutachten des Leipziger Titerarifchen Sachverſtãndigen-Verein⸗ 
abweichen könne und in Nichts beſchränkt fei, die Thatfachen frei zu würdigen 
Die Fälle felbft, die bislang zur Entſcheidung famen, waren untergeordne: 
Art; über Die in der Preſſe vielfach erörterte Frage, welche Rechtögrundjäge iX: 
die vor dem Nachdrucksgeſetz erworbenen Aufführungsrechte anzumenden, ift ar 
Entſcheidung des Gerichts bislang micht erfolgt. 

Auch die Straffahen aus Elfaß-Lothringen find zur Zeit nicht zahlreid, 
was feinen Grund der Hauptſache nach in dem Fortbeftehen ver Kriegegridt 
haben wird. Trotzdem haben einige wichtige Fragen zur Entſcheidung geſtanden 
fo: ob die Verführung während eines Juſtitiums ruhe? inwieweit bei Ueber 
tretungen entſchuldbarer Irrthum ſtraflos made? ob der Gemeinſchuldner die 
Beſtrafung von Unterſchlagungen zc. fordern könne, welche das Perſonal fen: 
Maſſe⸗Pachters begangen bat? ob die qualificirten Jagdvergehen des 8 29 
St.G.«B. Antrag fordem? u. ſ. w. In dieſer Iegten Frage Bat fich cr 
Widerſpruch mit dem Ober-Tribunal in Berlin herausgeftellt, welches den dal 
für ein Officialvergehen erflärt. 
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Das führt und auch bier auf den Gedanken zurüd, wie dringend wünſchens⸗ 
werth es ift, dem einheitlihen Strafgeſetzbuch eine einheitliche Anwendung zu 
gewährleiften. Die kurze Zeit, während welcher das Handelsgeſetzbuch und die 
Wechſelordnung der territorialen Yuftiz überlaffen waren, bat zur Genüge bar- 
gethan, wie wenig Werth die littera scripta hat, wenn ihr nicht die praftifche 
Anwendung zur Seite tritt. Schon jest alſo find wir auf dem Stanbpunfte 
angelangt, daß in dem einen Theil Deutichlands diefelbe Handlung von Amts« 
wegen verfolgt wird, die in dem anderen nur auf Antrag beftraft wird. (Eine 
hırze Spanne Zeit wird binreichen, um die Abficht, welche zu einem einheitlichen 
Strafgefegbuch führte, bis zur Unfenntlichfeit zu entftellen. Hoffen wir zum 
Heile unferer kräftig aufblühenden Nechtsentwidelung, daß nicht erft ein reiches 
Gewirr von Controverſen aufwuchert, ehe die ſpäte Hülfe kommt. Die wenigen 
firafrechtlichen Entſcheidungen, welche da8 Gericht bisher gefprocken bat, fie reichen 
völlig aus, um zu erfennen, daß auch auf diefem Gebiete diefelbe Behutſamkeit 
und Grändlichfeit, diefelbe Verftändlichkett angewandt wird, welche die geſammte 
Haltung des Hofes auszeichnet. Die Territorialiuftiz würde fih unfchwer in 
eine Verringerung ihrer Aufgaben finden, da ein Gewinn des Volles und feines 
Rechtes den greifbaren Lohn folder Beſchränkung bildete. Uns erficheint es am 
gerafbenften, nicht auch nur den Anfang einer praltifchen Uebung in jenen 
Kreifen entftehen zu Lafien, die Angefichts des Geltungsgebietes des Geſetzes ge 
wiffermäßen auf Koften feines Geiſtes, feiner Tendenz ein eigenes Leben ent- 
wideln. 


Im Mebrigen hat fi das Verhältniß des Gericht zu den böchften Landes⸗ 
gerichten allmählich in fefte Gleiſe Hinein gefunden. Nur zwei Fälle von Ein- 
griffen in die Competenz des Reichsgerichts find und bekannt geworden. Im 
dem einen hatte das badiſche Oberhofgeriht die Sadye für eine Handelsſache er= 
flärt, aber trogdem das Rechtsmittel zurückgewieſen, weil die Oberberufungs- 
jumme nicht vorliege, was zu entjcheiden nur dem Reichs-Oberhandelsgericht zu⸗ 
flond. Im dem zweiten Tale war das Berliner Ober-Tribunal der Anficht, 
daß auch in Flößerei⸗Sachen die Imftruction des Rechtsmittels ihm zuftehe, 
da ſich hiefür jedoch die Vorkhrift des urſprünglichen Gefeges nicht verwenden 
ließ, weil bie Flößereiſachen erſt ſpäter an das Reichs-Oberhandelsgericht ge- 
wieſen wurden und die Cowmpetenz des Berliner Stadtgerichts über den Reichs⸗ 
fiscus ebenfalls erft bei dieſem Anlaß neu geichaffen wurde, fo hatte vielmehr 
die Analogie der Eonfularfachen Platz zu greifen, in denen aus gleichen Gründen 
die Inſtruction des Rechtsmittels bei dem hieſigen Gericht erfolgt. Demnach 
blieb dem Reichs-Oberhandelsgericht nichts übrig, als die trog von hier er= 
gangener Aufforderung vom Ober-Tribunal vorgenommene Inftruction zu ver- 
nichten und aufs Neue felbft zur Imftructton zu hreiten 


Einige Worte endlich noch über den Ort des Gerichts. Wir haben ſchon 
in unferem vorjährigen Bericht darauf hingewieſen, daß uns Leipzig mit beſon⸗ 
ders glücklichem Griff als Sig des Gerichts gewählt zu fein fcheine. Nicht nur 
daß es fi um eine wohlverbiente Anerkennung der königlich ſächſtſchen Regierung 
handelte, deren Anregung Deutihland die neue Schöpfung zu verdanken Batte; 
e8 war von großem Werth, das höchſte Gericht Deutſchlands nicht in einer Re⸗ 
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fivenz umd nicht innerhalb Preußens zu errichten. An diefen Gründen bat fid 
auch Beute nichts geändert; auch if es ein öffentliches Geheimniß, daß die Leipziger 
Gemeinde die Gewißheit: das Gericht in ihrer Mitte zu Behalten, mit namhaften 
Opfern begrüßen wiirde. — Um fo mehr überrafcht e8, daß wieder und wieder 
das Gerücht auftaucht, als ob die Verlegung be? Gerichts bevorſtehe; bat doch 
die ſächſiſche Preſſe jüngſthin ſogar dieſe Eventualität dem Juſtizminiſter als 
Schreckbild vorgehalten, um bei demſelben eine den Reichsgeſetzen feindſelige 
Stimmung zu unterbrüden, die nach unferer Anſicht gar nicht vorhanden if. — 
Greifbarere Geftalt hat die Frage in den Worten angenommen, mit denen 
Gneift im Sommer den Juriſtentag zu Frankfurt ſchloß: er wifle nicht, ob das 
Reichsgericht feinen Sig in Frankfurt finden werde, „aber follte es gefcheben, 
fo werben wir feinen Zweifel darüber haben, daß es fi bier recht gut Befinden 
würde, wie Das ReichBfanımergericht. dem einfl dies gute Quartier beftellt war.“ 
Gneiſt Hat Necht, e8 wurde das Keichöfammergeridt, nachdem es am 7. Auguft 
1495 zu Worms beichloffen, am 31. October veflelben Jahres in Frankfurt 
eröffnet, von wo es 1497 nad Worms verlegt wurde. Don den dreihundert 
Jahren feines Beſtehens Kat aljo allerdings das Reichskammergericht feinen Eis 
zwei Jahre lang in Frankfurt gehabt. Später iſt es nicht wieder dorthin ge: 
fommen. Wohl aber feine Räthe! Als die unerhörte Verwüſtung der Pfal; 
begann und die Franzofen Speyer einäſcherten, da flüchteten ſich die Käthe des 
Reichskammergerichts zum Theil nah Frankfurt. Aber der hohe Senat der 
freien Stadt beftellte dieſen flüchtigen Mitgliedern des böchften deutichen Gerichts 
keineswegs ein „gutes Quartier“; vielmehr verweigerte er ihnen den 

im ftäbtifchen Gebiet und Tieß erft dann fi zur Duldung herbei, als die Räte 
auf fein Begehren ſich verpflichtet hatten, teinerlei Sigungen des Gerichts dort 
zu halten! Und fpäter, als auf dem Reichstag verhandelt wurde, wo man 
nunmehr das Gericht wieder aufrichten wolle, da trat Frankfurt unter diejenigen 
Städte, die ſich weigerten, auch nur interimiftiih dem Gerichte die Thore zu 
öffnen, fo daß man endlich notbgebrungen das Feine Weplar wählen mußte! 
Die Frankfurter alſo an das Reichskammergericht mahnen, — fagen: das Reich: 
gericht werde es dort eben fo gut haben, das erfcheint uns mißlich; wir find 
im Gegentheil der feiten Hoffnung, daß die Frankfurter Bürger das Reichsgericht 
der Jetztzeit völlig anderd behandeln würden, al8 ihre patriotifhen Vorfahren 
das Neihöfammergeriht! Aber was ſpräche für eine Verlegung dorthin? Uns 
ſcheint entjcheidend Leipzigs centrale Lage im Mittelpunkt von ganz Deutfchland, 
feine Univerfität und beſonders die Decentralifation, die fi darin ausfpricht, 
daß die höchſte Juſtizſtelle nicht im Gebiete desjenigen Staates Tiegt, in Deifen 
Händen wir mit freudiger Zuverfiht die Führung Deutſchlands erbliden. 


IX. 
Die Statilik des Deniſchen Reiches. 


Bon 
Geh. Reg.-Rath Dr. Auge Meiken. 


Daß das Deutfche Reih mit der Erbichaft des Zollbundes auch die von 
dieſem geftellte Aufgabe einer Erweiterung und Neugeftaltung der einheitlichen 
Etatifiit der Deutſchen Staaten, ſoweit die Zwecke der gemeinfamen wirthichaft- 
lichen Einrichtungen und Beftrebungen fie fordem, übernahm, konnte ſchon Der 
erſte Jahrgang des Jahrbuches zeigen. 

Von der großen und umfaſſenden Schöpfung, die aus der Commiſſion für 
die weitere Ausbildung der Statiſtik des Zollvereins und aus den auf deren 
Vorſchläge gefaßten Bundesbeſchlüſſen hervorging, nahm im Laufe des Jahres 
1871 zmnächſt die Bevölkerungsftatiſtik die umgeſtalteten Formen an. 

Am 1. December 1871 bat zum erſten Male die allgemeine Volkszählung 
ım gefanımten Deutichen Reiche nach den neuen Grundfäten ftattgefunden. 

Die Ergebniffe können nur nad) und nad gewonnen und der Oeffentlich- 
feit übergeben werden. Die Beflimmungen über die Art der Bearbeitung 
ſchreiben als erſte Feiftung der Zählungsbehörben eine zunächſt nur vorläufige 
Aufrehnung der von den Zählern ortsanweſend befundenen männliden und 
weiblichen Bevölferung vor. Das Ergebniß diefer vorläufigen, übrigens aber 
von der endgültigen vorausfichtlich ſehr wenig abweichenden Aufftellung theilt 
für die einzelnen Deutſchen Staaten und für die Hauptgebietsabſchnitte Preußens 
und Bayerns die umftehende Ueberfiht mit. In derjelben ift der 1871 vor- 
gefundenen Volkszahl die am 3. December 1867 in Elſaß-Lothringen am 31. 
Tecember 1866) als ortsanweſend gezählte gegenübergeftellt. Daraus läßt fich Das 
Verhältniß der Zu= oder Abnahme erjehen. 

Im Allgemeinen hat die Bevölkerung des geſammten Reichsgebietes in vier 
Jahren um 2,37%, oder jährlich um O,,,%, zugenommen. Der Bergleih mit 
früheren Perioden ergiebt, daß in der Zeit von 1816—1837 die Bevölkerung 
deffelben Gebietes (ohne Elfaß-Lothringen) um jährlich 1,38°/o, in der Zeit von 
1837— 1858 um jährlih 0,,%,, in ber Zeit von 1858 —1867 ebenfo um 
2,000, von 1867—1871 aber nur um jährlih 0,5°/, gewachſen if. Die 
—— hat alſo ſehr geſchwankt, iſt aber in der jüngſten Periode die geringſte 
geweſen. 
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A — —————— —— — 

Ortsanweſende Bevollerung 

Laufende Gebietstheile nn 

Nr. männliche weibliche 
Berfonen 





1 Königreich Prenßen: 
1. Provinz Preußen 1,520,639 | 1,616,821 
2. »  Branbenburg 1,420,6432 1,439,817 !) 
3. = Pommern 699,905 731,603 
4. = Poſen 766,560 817,091 
| 5 -  Sclefin 1,773,837 |. 1,933,307 
6. =  Sadien 1,041,2064 | 1,062,451 
7. = Schleswig-Holftein 495,917 499,836 
3.» Hannover 972,007 985,000 
9. ⸗ Weſtfalen 903,111 872,263 
12 ⸗ Heſſen⸗ Naſſau 680,178 719,933 
Rheinland 1,803,534 | 1,775,430 
—— 1,692 | 33,868 
abegebiet 4,241 1,70 
Armee in Frankreich 36,319 899 
Summe Preußen | 12,149,786 u 12,490,62' 
Ä Herzogthum Lauenburg 24,988 | 24,663 
II Königreih Bayern: | 
1. Bat 298,017 | 317,08 
2. Rechtsrheiniſche Lande 2,058,469 2,176,465 
Summe Bayern 2,356,486 | 2,493,552°) 
I Königreich Sadfen 1,248,199 | 1,307,445 
IV Württemberg 876,135 942,343 
V Großherzth Baben 712,763 | 748,665 
vI . 422047 | 430,7% 
VII Muauburg-Schwerin 272,034 | 285,863 
VIII Sachſen⸗ Weimar⸗ Eiſenach 139,352 146,831 
IX - Mecklenburg⸗Strelitz 47,062 | 49,920 
x . 6 Se. 164,899 1898793 
tbum Braunfchweig 155,457 | 156,258 
XII | derzes Er en- Meiningen 92,088 95,796 
XIII ⸗ nt 69,255 72,86: 
XIV ⸗ Saien-Roburg- otha 84,377 89,962 
XV | . 99,781 108,573 
VI | Sirfenipum € varzburg- Rudolſtadt 96,837 , 
xXVU | = Schwarzburg⸗Sonders hauſen 32,068 | 34,523 
zvIa ı - Walded 26,388 29,530 
XIX | ⸗ Reuß Älterer Linie 22,240 22,554 
XX = Reuß jüngerer Linie 43,443 45,559 
XXI = Echaumburg-Lippe 15,903 _ 16,148 
xx -  Lippe-Detmolb 51650, 56,563 
XXI reie und Hanfeftabt Lübed 25,104 7,054 
XXIV e Hanſeſtadt Bremen 59,618 | 62,97 
AXV reie und Hanfefladt Hamburg 165 I: 173,668 
ZXVI | Redsland Elfaß-Rothringen 158,247 791,212 


Summe bes Deutſchen Reiche 20,145,713 | 20,595,060 


(8) 














am 1. De: 





1867 betrug 


Die Boltszählung. 
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cember 1871 Procent ber 

d . 

—— Zu⸗ ober Bemerkungen. 
zufammen | vobllerungAbnahme 




















3,137,460 3,090,960 + 1,se In Luxemburg, welches zum Deut⸗ 
— 2833 0% | fen Boligebiete gehört if den dier 
1,583,654 | 1,537,3358 | + 3.0 | fälligen Beftimmungen entſprechend, gleich 
3,707,144 3,085,152 I I zeitig und nach benfelben Normen eine 
2,108,655 2,067, - I Volkszählung ausgeführt worden, welche 
1 957007 1.957.687 7 a eine ortsanwejende Bevölkerung von 
1,115,379 1,707,726 4 30 | 98,229 männlichen und 99,275 weiblichen, 
1,400, 111 1,379,745 + Is | zulammen 197,504 Berfouen, ergeben hat. 
3,578,964 | 3,455,358 | + ss 
65,560 64632 I + 1a 
5,941 1,148 | -++- 239,» 
37,218 — — 
24,643,415 | 23,971,337 + 23 
49,651 49,973 1 — 0. 
ı) Einfchließlih der Strombenäl- 
ferung Berlins von 3002 Berfonen, ohne 
615,104 626,066 — 11 | An des Gefchlechts. 
. ß 
4,246,298 | 4.198355 1 + Hai 2) Darunter 11,364 Berfonen bei 
[4 
4,86 1,402 4,824,421 + 0,7 | der Armee in Frankreich. 
2) 1863 Berfonen ofbenburgifches 
2,556,244 2,426,300 + Sue Contingent in Frankreich ift bei Pr 
1,818,484 1,178,396 7 2,35 | verrechnet. 
1,461,428 1,434,970 la 
852,843 831,939 + 25 *) Nach der Zählung vom 31. De⸗ 
557,897 560,628 —  0us | cember 1866. 
286,183 282,928 + Lıs 
96,982 98,770 | — Aa 
314,778 315,995 | — 0 
311,715 302,801 + 2m 
187,834 181,483 + 33 
142,122 141,426 + 0 
174,339 163,851 4 32 
203,354 197,041 + 3» 
75,523 75,116 + 0,8 
67,191 681090 | — Ya 
56,218 57,495 — 22 
45,094 43,889 + 21 
89,032 88,097 413 
32,051 31,814 + 0 
111,153 111,909 — 0 
52,158 49,183 + 66 
122,565 110,352 + Ya 
338,974 306,507 + 10,5 
1,549,459*) | 1,597,219 — 2» 


41,058,139 


40,106,954 
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Im Einzelnen haben fid) in ven legten vier Jahren die verfchiedenen Ge 
bietstheile —* verſchieden verhalten. Am meiſten angewachfen iſt die Be 
völkerung in den Gebieten der Hanſeſtädte. Sie zeigen den überaus flarten 
Zuzug der Berölterung in die großen Hauptſtädte, welcher fi auch in ber 
Zahl für die Provinz Brandenburg, die ven Zuwachs non Berlin im ſich ent⸗ 
hält, erweiſt. Diefer Provinz nahe fteht das Königreich Sachſen, wo die 
Bertbeilung der Bevölkerungszunahme eine allgemeinere ift, vorzugsweiſe indeß 
ebenfo auf ‚die Hauptorte der Inbuftrie fällt. Die größte Abnahme der Be 
völferung hat in Elfaf-Rothringen mit jährlich O,.7%/o, Ähnlich in Walded mit 
0,55 0/0, ftattgefunden. Diefen kommen nahe Medlenburg-Strelig mit 0,,,, 
bie Pfalz mit O,,, und SchwarzburgsSonderöhaufen mit 0,4%. Außerdem 
haben Pommern O,,, Lippe-Detmold 0,7, Lauenburg 0,6, Mecklenburg: 
Schwerin O,,, und Oldenburg 0,19%. ihrer Benölferung im Jahresdurchſchnut 
ber Ajährigen Zählungsperiode verloren. Dieſe Erſcheinung läßt ſich in dem 
ütberwiegenden Theile ver betroffenen Dertlichkeiten, foweit nicht der Einfluß des 
Krieges anzufchlagen ift, auf ungänftige Agrarverhältniſſe zurüdführen, bie 
zum Abzug in die benachbarten Hauptftäbte und zur Auswanderung loden. 

Bis zum Schluß des Jahres 1872 fol dem Bundesrathe von den Re 
gierungen ber einzelnen Bunbesftaaten eine zweite Ueberficht zugeben, melde 
nah Provinzen und größeren Berwaltungsbezirten Flächeninhalt, Zahl der 
Wohnhäuſer und ver Haushaltungen, fowie der .einzeln lebenden Perſonen, an: 
giebt, und vie ortSanmwefende Bevölkerung nad dem Geſchlecht, nach den Wohn 
plägen von mehr und von weniger, ald 2000 Einwohnern und nad der An 
gebörigleit zu einem ner Bundesſtaaten, zu einem andern europäiſchen Staatt, 
zu den Vereinigten Staaten von Nordamerika, oder zu andern außereuropäticen 
Staaten unterjcheivet, endlich auch die Belenner der verfchierenen Religioner, 
evangelifch, katholiſch, fonftige Ehriften, Israeliten, Belenner anderer Religionen, 
oder unbelannter Religion aufzählt. Der Beröffentlihung viefer Angaben 
laͤßt ih in Kürze entgegenfehen. 

Die dritte, ausführlichere und abſchließende Nachweiſung ſchiebt ſich weiter 
hinaus. Die Beendigung ihrer Vorarbeiten if erft zum Schluß des Jahres 
1874 gefordert. Sie wird im Wefentlichen die Alteröflaflen der Bevölkerung 
den Tamilienftand, die Angabe, ob der Gezählte am Orte, im Staate ber 
Zählung, in einem andern Bunbesftante oder im Auslande geboren, das Zur 
ſammenleben in Haushaltungen und in ben verſchiedenen Arten von Wrftalten, 
endlich die Hauptberufd- und Erwerbsflaffen umfaſſen. Lebtere find allgemein 
verbindlich leider nur in den wenigen und unbeftimmten 7 Unterfcheitungen 
gefordert: Land» und Forſtwirthſchaft; Bergbau, Induftrie und Bauweſen; 
Handel und Verkehr; perſönliche Dienfte Leiftende, Handarbeiter und Tage 
löhner, foweit fie nicht mit Sicherheit in andre Gruppen eingereiht werben 
fünnen; Armee und Flotte, alle übrigen Berufsarten; endlich Perſonen ohne 
Berufsausübung. Indeß wir jede biefer Klaſſen, fo weit unterfcheibber, in: 
Selbftftändige in Beſitz, Beruf und Erwerb; felbftthätige Gehülfen uno Arbeiter; 
Dienende aller Art; fonftige Angehörige der Haushaltung getrennt werben 

Damit wird ſich die Aufgabe des großen Volkszählungswerkes erledigen. 
Die gefammten Ergebniffe deffelben werden ſchließlich, fiir das ganze Keid in 
möglichfter Ausführlichleit zufammengeftellt, der Deffentlichleit übergeben 
werden. 
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Inzwiſchen iſt ſeit dem Anfange des Jahres 1872 auch die Anlage 
ber Ortſchaftsverzeichniſſe, die neue Art der Notirung von Trauungen, Ge⸗ 
burten und Sterbefällen, ſowie die Verzeichnung der Auswanderung und ber 
Ermerbung und des Berluftes von Bundes⸗ und Staatsangehörigfeit nach den 
im vorigen Jahrgange gefhilderten Grundfägen in Ausführung begriffen. Die 
Refultate für 1872 werben im Laufe des Jahres 1873 bekannt werben. 

In diefer Weiſe darf die neue Bevslkerungsſtatiſtik des Reiches, wie fie 
die Bundesbefchläffe vom 23. Mai 1870 (8. 91 der PBrotoc. von 1870) und 
vom 7. December 1871 (8. 643 der Protoc. von 1871) geftaltet haben, ale 
raſch und vollfländig ins Leben geführt erachtet werben. 


Bon den weiteren Gruppen gemeinfanıer, in allen Bunbesftanten tes 
Deutſchen Reiches übereinftiimmend durchzuführenden Erhebungen, welche von 
ver Kommiffion für bie weitere Ausbildung der Statiftit des Zollvereined in 
Borfhlag gebracht wurden, find noch nicht alle zu gleicher Entwidelung ge 
iehen. Es fol verfucht werden, die Hauptgefichtöpunfte der getroffenen An⸗ 
ordnungen, foweit fie von allgemeinem Intereſſe fein können, mitzuteilen, indem 
vir den Nummern der im vorigen Yahrgange des Jahrbuches Seite 536 an⸗ 
jegebenen ſyſtematiſchen Reihenfolge und möglihft auch dem Wortlaute ber 
Berihterftattungen und Bundesrathsbeſchlüſſe folgen. _ 


6. Uebereinfimmende Ermittelungen der landwirthſchaft— 
ichen Bodenbenugung und der Ernte-Erträge,.fowie ber 
Biebhaltung. 


Obwohl die Lilden der landwirthſchaftlichen Statiftit fehr fühlber und 
nerfannt find, bat ver Bundesratb am 28. Juni 1872 (8. 419 der Pro- 
solle von 1872) doch auf diefem Gebiete zunächſt nur befchloffen: „bie perio⸗ 
the Bornahme von gemeinfamen Ermittelungen ver Viehhaltung im Deutfchen 
Reihe nach den vom Ausſchuſſe vorgefchlagenen Beftimmungen, und zwar erft- 
ials am 10. Januar 1873, zu genehmigen. ‘Die übrigen Gegenftände bat 
e weiterer Berathung noch vorbehalten. 

Die die Viehzählung betreffenden Vorſchläge des Ausfchuffes geben in 
lebereinftimmung mit den Anträgen der Commiflion in der Hauptfache tahin, 
iefe Zählung auf Grund eines beftimmten Yormulard von Haus zu Haus 
ah Haushaltungen vornehmen zu laflen. Dies Formular fchließt diejenigen 
Inforderungen in fih, welde bisher in den verfchievenen Deutihen Stanten 
[8 das durchſchnittliche Maß bei den Viehzählungen galten, namentlich ftimmt 
3 in allen wefentlichen Fragen mit dem in Preußen feither gebräuchlichen 
berein. Es unterſcheidet Pferde und Rindvieh nad Alter und Nutzungsweiſe, 
bt die Zahl der Wol- und der Fleiſch-Schafe, fowie der Ziegen und 
‚weine an und frägt nach Bienen- und Seidenzudt. 

Auch der Ausſchußbericht erfennt indeß mit der Commifjion an, daß eine 
on Haus zu Haus nach Hausbaltungen durchgeführte Aufnahme, wie fie zur 
rreichung einer Biebzählung unerläglich ift, einen Aufwand an Zeit und Ar- 
eitskraft möthig macht, welcher nicht vermieden, wohl aber zu dem meiteren 
med einer Statiftif der Zahl und Art der Landwirtbichaften mit Nuten ver- 
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wendet werben kann, für welche eim entfchievenes Bedürfniß beſteht. Es ii 
deshalb ſchon bei der Faſſung des Formulares in Ausficht genonunen, mit de 
Biehzählung zugleich eine Wirtbichaftsftatiftit zu verbinden, melde in Gegen 
überftellung mit dem Biehftande den einzelnen Landwirth nach feinem Hu: 
berufe und der Fläche der von ihm bewirthſchafteten eigenen umd fremde 
Grundſtücke zu erfaflen hätte, Indeß ſchien es mit Rüchkſicht auf die vielfahe 
und erheblichen neuen Aufgaben der Reichsſtatiſtik zweckmäßig, zunächſt nur te 
Unterfheidung, ob der DViehbefiger Landwirthſchaft beireibt oder nicht, als ir 
allgemein zu beantwortende Frage verbindlich vorzufchreiben, und es muk d- 
gewartet werben, wie weit bie Regierungen der Bundesſtaaten eine umfalr 
dere Wirthfchaftsftatiftif Daraus zu entwideln für gut finden. Die Zahl: 
ft am 10. Yanuar 1873 überall im Deutſchen Reiche ausgeführt worte 
ihre Ergebniffe aber find noch nicht befannt. 


7. Die Statiftil des Bergwerks-, Hütten- un? Salinen-Betriebel 


Die Erweiterungen, welde die Commiſſion auf diefem Gebiete gegenil 
der früheren Zollvereinsſtatiſtik vorgeichlagen hat, find fehr erheblich. Wie: 
Iegtere fich (vergl. Jahrg. I ©. 534) im Wejentlichen begnügte, für bie vr 
ſchiedenen Zweige des Bergbaues und der Hütteninduſtrie lediglich vie JE 
der Werke, Art, Gewicht und Geldwerth der gewonnenen Producte und X 
Zahl der Arbeiter zu erheben, entwideln die Vorſchläge der Commit 
dieſe Erhebungen einerjeitd zu einem ſehr vollftändigen Bilde der Produkt 
und Nebenprobuction der Werke, einfchlieglich ihres Verbrauches an eymx 
wonnenem oder fremdem Material, nad) ven verſchiedenen Stabien der fe 
arbeitung, andrerfeits beabfichtigen fie im Sinne und ald Theil der Gewer 
eine ausführliche Darftellung des einzelnen Gewerbebetricbes, der Bliz © 
Berwaltungsverbältniffe, der benutzten Maſchinen und Apparate und bit 7 
gewendeten Verfahrens, fowie der bejchäftigten Leiter und Arbeiter mit Anp* 
ihrer Altersflafien, ihrer Löhnung zc. 

Dem Antrage des Ausichuffes für Handel und Verkehr ($. 175 * 
Drudfahen der Seffion von 1871) gemäß hat darauf der Bundesrath ($. MH 
der Protocolle von 1871) beichlofien: 

„Daß die Production der Bergwerke, Salinen und Hütten im gın® 
Zollgebiete des Deutfchen Reiches alljäbrlih, und zwar erftmalt * 
das Jahr 1871, (mit einer unwefentlihen Mobdification) nach ben deT? 
faren I bi8 XV des Berichts der ftatiftifchen Commiſſion vom 18. &:; 
1871, die Statiftit des Bergwerls⸗, Hütten und Salinen-Berrikt * 
treffend, fomeit thunlich durch die Bergbehörden, mo dies aber nid? 
geht, durch andere geeignete Organe zu erheben ift; und daß bie gejumnd# 
Materialien aus jedem Bunvesftante, bez. aus jedem Staate des Zollgeixt 
fpäteftens bis 1. December besjenigen Jahres, welches auf das Kulm” 
jahr folgt, auf welches fi die Erhebungen beziehen, an das Radetas'? 
amt einzufenden find.‘ . 

Die in diefem VBelchluffe gedachten Formulare I bis XV bein * 
nur auf den erften Theil der von der Commiſſion vorgefchlagenen far 
Aufnahmen, die Feftftelung der Production der Bergwerke, Salıne 
Hütten. Bon einem Eingehen auf die in 6 weiteren Formularen xyr-ıü 
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vorbereitete Statiftit der Betriebsverhältniffe der Montaninduftrie Hat dem⸗ 
nad der Bundesrath zunächſt noch abgeſehen. Es ift dies im Hinblid auf 
ven naben Zufammenhang diefer Vorſchläge mit den für vie allgemeine Ge- 
werbeitatiftit geftellten geſchehen. 

Die Erhebungen über die Production find bereit8 für das Jahr 1872 
nach den neuen Anorbnungen erfolgt. 

Die für fie vorgefchriebene Bergwerfötabelle enthält alle Producte, welche 
in Deutfchland überhaupt durch Bergbau gewonnen werben, mit Einfchluß ber 
Mineralfalge. Gegen die erwähnten bisherigen Aufnahmen ericheinen als 
nen Erdöl und Asphalt, und unter den Erzen Nidel:, Wismuth-, Uran⸗, 
Rolfram-Erze und Schwefelkies. Ausgeſchieden bleibt dagegen die ganze 
Gruppe der Steine und erdigen Mineralien, darunter auch die feither ange 
Ihriebenen Minerale Phosphorit und Flußſpath, da Angaben hierüber, fo 
werthvoll fie wären, kaum vollftändig zu erlangen fein dürften. Erhebungen 
derfelben bleiben den einzelnen Staaten überlafien. Dagegen ift von ben 
Werten, außer der Angabe der Production, auch die über den Selbftverbrauch 
für Betriebszwede, z. B. an Miineraltohlen, gefordert. 

Die Fragen über die Production der Salinen begreifen nur die Salz 
gewinnung aus wäfferiger Löfung, aber dieſe mit Unterſcheidung, ob aus grabirter 
oder nicht grabirter Soole, Ki dur Auflöjen von inländifchem oder aus 
ländiſchem Mineralfag. Sie umfaflen fodann auch viejenigen chemiſchen Pro⸗ 
ducte, bei Deren Darftellung Kochſalz, jei es als Haupt: oder als Nebenproduct 
gewonnen wird, alfo Chlorkalium, Chlormagnefium, fchwefelfaure Alkalien, 
ſchwefelſaure Magneſia und andere Erben. 

Sehr fperiell ift die Behandlung der Probuctiongftatiftit der Hüttenmwerte, 
namentlich die der Eiſenhütten⸗Induſtrie. Diefelbe ift nicht in bie allgemeine 
Gewerbeftatiftit verwieien, fondern der Montanftatiftit angejchloflen worben, 
weil einerfeitö die die Bergwerksſtatiſtik erhebenden Behörden zugleich als vie 
ſachkundigſten Organe für die Hüttenftatiftit erfannt werden müffen, andrerfeits 
aber auch das Hüttengewerbe mit dem Bergbau im innigften Zuſammenhan 
fteht, und in der Zufammenfafiung beider erft ihre Bedeutung in vollswi 
ſchaftlicher und handelspolitiſcher Beziehung erſichtlich wird. 

Die jährlige Statiftif des Eifenhüttenbetriebes fol fih im Einzelnen auf 
die Gewinnung und auf die Verarbeitung des Roheiſens in Gießereien, in 
Friſch⸗Schweiß⸗ und Stredwerken und in Stahlwerken, endlich auch auf bie 
Verarbeitung von Alteifen erſtrecken, fo daß die Eifeninpuftrie in ihrem ganzen 
Zufammenbange mit alleinigem Ausſchluß der weiteren Benutzung des Eiſens 
zu Eiſen⸗ und Stahlmaaren umfaßt wird. Nur durch eine etwas künftliche 
Aufftellung in verfchievenen Formularen wird babei möglich, die einzelnen 
harakteriftiichen Tabricationsgruppen auseinanderzubalten, die angelauften 
Zwiſchenproducte auszufondern und Doppelzählungen: ver Duantitäten bei der 
Yufammenftelung der Gefammtproduction zu vermeiden. 

Bei den übrigen unedlen Metallen, fowie bei Gold und Silber und bei 
ten Metalloiven, fol dagegen die Hüttenproductions⸗Statiſtik auf die Erzeug⸗ 
niffe der jogenannten Rohhütten begrenzt bleiben, alfo nur bie Betrieböftätten 
zur Darftellung des. Metall und die Herftellung grober Zint-, Blei-, Kupfer- 
und BZinnwaaren, fowie bie bei der Metallgewinnung entfallenden Neben- 
producte behandeln. 
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Dabei wirb durchweg die Verwendung von inländifchen oder außländiigen 


Erzen, over auch von Ofenbruch, Schladen u. dgl. unterſchieden. 

Die bisher ſchon üblihen Angaben über ven Werth der Produce können 
bei den Bergwerken und Salınen unbedenklich auch in ver Zukunft von deu 
Werten verlangt werben. Bei den Hüttenwerken dagegen erregt bie ragt 
nad) dem Geldwerthe der Producte erfahrungsmäßig häufig Mißtrauen; es Mi 


bagegen nicht ſchwer, den Gefammtwerth der Production nachträglich bei da 


Gentralbehörven feftzuftellen, wenn ihre Ouantität belannt iſt. Diefen, ix 
auch leichter ——— der Werthe zu vermeiden vermögen, it vera 
deftftellung deshalb überlaffen. 

In den Productionstabellen haben ſich bisher ſchon allgemeine Radıridın 
über die Zahl der beichäftigten Arbeiter, insbeſondere über die mittlere Bez 
Schaft, befunden. Dies fol auch im Zukunft gejchehen. Vielleicht wäre de 
unmittelbare ‚Angabe der geleifteten Arbeitstage oder Schichten vorzujiche, 
ba biefelbe ein fichereres Bild giebt, und in der Hegel zur Berechnung der 
mittlen Belegſchaft vient. Die Zahl der Angehörigen der gedachten Arbeun 
unter biejenigen Angaben aufzunehmen, beren Erhebung überall mit verbind 
BEE Rain gefordert wird, ſchien wegen der Berjchiedenheit Der Berhältiit 
nicht thunlich. 


8. Die Gewerbeftatiftik, 


Ueber den viefen Zweig der Statiftil betreffenden Commiſſionsbericht ren 
19. Auguft 1871 bat bisher der Bundesrath no nicht Beſchluß gefaßt. Tr 
Ausſchüfſe für Zoll- und Steuerwefen und für Handel und Berkehr habe— 
vielmehr (Nr. 170 der Druchkſachen von 1871) erflärt, zur Berichterfiattan: 
noch nicht in ber Lage zu fein. 

Da, wie im Jahrgang I ©. 534 gezeigt wurde, die letzte Gewerbeftatikr 
im Gebiete des Deutſchen Reiches im Sabre 1861 aufgenommen worden f, 
it von allen Seiten anerkannt, daß eine baldthunliche Erneuerung eme 
—— Aufnahme ſehr wünſchenswerth und laum länger entbehrlich fei Wer 
ſich aber davon überzeugen will, melde ganz ungewöhnlichen Schwierigketr: 
dem Unternehmen einer nur einigermaßen befrievigenden gewerbeftatiftikte 
Aufnahme und ber Bearbeitung ihrer Reſultate entgegenfiehen ‚ ber file 
dafür die Anhaltspunkte in der Abhandlung: „Die Nothwendigkeit em 
Reform der vollswirthſchaftlichen Statiftit, in&befondere ver Gewerbeftatifttl, 
im Gebiete des Zollvereins fowie in allen übrigen Staaten von Europa, rer 
Dr. Engel” (Zeitſchrift des renden ftatiftifchen Bureaus, Sahrgeng 1878, 
©. 148 und Jahrgang 1871, ©. 391), welcher ber Bericht ber ſtatiſtiſche⸗ 
Commiffion als Anhang beigegeben ft. 

Bei der Ungewißheit, wie weit diefe VBorfchläge zur praktiſchen Geltum 
laden werben, dürfen wir und vorerft des näheren Eingeben® auf dieſelbe 
enthalten. 


Wenn bei diefer Sachlage die Statiftit der Erwerbsthätigleit nur but 
ftüdsweife, und nur in ihren leichteren und über das bisher Ion Uebliche went: 
Binausgehenden Aufgaben der Löfung entgegengeht, fo ift Dagegen bie fernere, ht? 
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umfangreiche Gruppe der Statiftif ver Güterbewegung bis auf eine einzelne Lüde 
volftändig in® Leben geführt. Sie umfaßt die Angaben über den Waarewerlehr 
an Ein:, Aus⸗ und Durchfuhr, über Seeſchifffahrt und über ven Verkehr auf 
Binnenwafferftraßen und erftrebt anf allen viefen Gebieten höchft weſentliche Er- 
weiterungen der bisher erlangten Nachrichten. Die gedachte, leider noch offen 
gebliebene Lücke betrifft die Feftlegungen über ven Waarenverkehr auf Eifenbahnen. 


9. Die Aufftellung der Leberfihten über den Waarenverkehr 
des Deutſchen Reiches mit vem Auslande. 


Nah der im vorigen Jahrgange S. 531 gedachten, im Jahre 1858 
erlaſſenen Anleitung zur Führung der Commercialregifter und zur Aufftellung 
der Commtercialüberfihten des Zollvereins umfaßte die Statiftil des Waaren⸗ 
verlehrs des Deutſchen Zollgebiete8 mit dem Auslande: die Waaren⸗Ein⸗, 
Aus- und Durchfuhr, den Seeſchiffahrts-Verkehr, ven Verkehr in Niederlagen 
für unverzollte Gegenftände und die bet vem Berfehr mit dem Zollauslande 
gewährten Befreiungen und Erleichterungen. ' 

Wie jevoh tie Dentihrift vom 25. November 1868, welde die An 
regung für die Neugeftaltung der Zollvereinsftatiftit gab, ausführte, konnten 
die Beftimmungen jener Anleitung den Anforderungen an eine gute Verkehrs⸗ 
ſtatiftik namentlich deshalb nicht genügen, weil nad venfelben der Verkehr im 
Innern des Zollgebietes faft gar keine Berüdfihtigung fand, und weil aud) 
von vem auswärtigen Verkehr nicht bie gejammte Wanrenbewegung, ſondern 
nur die Ein-, Aus- und Durchfuhr derjenigen Gegenftände, welche mit einem 
Eingangszolle belegt find, mit Anſchluß weniger beſonders ausgewählter Artikel, 
aufgezeichnet wurde. Außerdem wurde nicht mit Unrecht bemängelt, daß der 
Werth der Waaren und die Länder der Herkunft und der Beltimmung der⸗ 
elben außer Betracht blieben, daß eine genügende Unterfheidung des Wanren- 
:erfehr8 nach der Art der Trandportmittel nicht ftattfand, und daß nur Die 
solitifhe Eintheilung des SZollvereinsgebietes, nicht aber auch die wirthſchaft⸗ 
ihe Gruppirung ver einzelnen Gebietstheile, oder vie Bedeutung der widh- 
igeren Handelsplätze zum Ausprud gelangten, enblid daß Überhaupt das ge= 
ammte aufgefammelte Material in wenig überfichtliher Weife zur Darftel- 
ung kam. 

ß Bezüglich der Vorſchläge zur Abhilfe und Verbeſſerung dieſer Mängel 
ih ſich indeß die Commiffion großen und theilweife, minveftend zur Zeit, wicht 
ı behebenden Schwierigkeiten gegenüber. Ihre Entwilrfe zu neuen Anord= 
ungen für vie Berfehröftatiftit vermögen nur zu einem Theile die bezeichneten 
Ripftände zu bejeitigen, haben aber andrerjeit8 den Gegenftand mehrjeitig in 
rmweiterter Weile erfaßt. 

Für Die Ermittelung des Waarenverkehrs, foweit er zwifchen dem In⸗ 
mde des Deutfchen Reiches und dem Auslande flattfindet, find die Localzoll⸗ 
hörden vermäge ihrer vollftändigen Unterorpnung unter die Reichsgewalt, 
wie vermöge ihrer übereinftimmenden Organtfation und der ihnen zu Gebote 
:henden Meittel und Befugniſſe unzweifelhaft die geeignetften Organe. Nach 
id nach erft läßt fich Hoffen, daß dafür aud bie Unterftägung andrer dem 
erkehre nabeitehenden Hülfsfräfte, wie der Hafenbehörden, der Verwaltungen 
e Eifenbabnen und anderer Berfehrsanftalten, herbeizuziehen fein werde. So 
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lange aber die Zollbehörden in erſter Linie der Statiſtik des Waarenverlehrs 
mit dem Auslande dienen ſollen, wird es unabweislich, die bezüglichen fatifi- 
fhen Aufzeichnungen in nahe Beziehung mit dem Zollverkehr und vem Zıl: 
tarif zu fegen. Allerdings würde dem Zwecde diefer Statiftif nicht genügt 
werben können, wenn die Notiruugen fi wie bisher im Weſentlichen vararf 
beichränften, die zur Berzollung gekommenen Gegenftände nach den Nummer 
und Unterabtheilungen des Vereinszolltarifs zu regiftriren. In manchen dieſer 
Unterabtheilungen find verſchiedene Waarenartikel zufammengefaßt, deren Aus 
fcheivung und befonvere ftatiftifche Anfchreibung im Intereſſe der nähere 
Kenntniß des ausländifchen Verkehrs gemwünfcht werden muß. Die Bert 
ftatiftit darf fi) auch nicht auf diejenigen Gegenſtände befchränten, welde be 
der jegigen Lage der Tarifgejeggebung noch mit einem Eingangszolle beleg 
find, da mande der zollfreien Artikel, 3. B. Rohmaterialien für wichtige Je: 
buftriezweige, wie Die Baumwolle, oder Hüffsftoffe, wie das Erdöl und ähnlik, 
fehr große Bereutung für das wirtbichaftlihe Leben Haben. Endlich läßt ſid 
bie Forderung nicht abweifen, daß auch die Durchfuhr und mindeftens di 
Ausfuhr nach denfelben Unterſcheidungen, die für die Einfuhr gelten, verzeichat 
werde, während zur Zeit Ausfuhrzölle, mit einziger Ausnahme desjenigen au 
Lumpen, überhaupt nicht mebr beftehen. 

Es ift deshalb als Norm ein der Ordnung des Vereinszolltarifes folgender, 
die Tarifpofitionen aber vielfach untertheilendes Waarenverzeichniß aufgefelt 
worden, welches in 457 Bofitionen diejenigen Artikel namhaft macht, vie kı 
der Einfuhr auseinanvergehalten werben ſollen. Für die Ausfuhr find dieſelben 
durch Zufammenziehungen auf 403 Pofitionen eingeſchränkt worden. 

Darunter find allerdings eine nicht unbeträdhtlihe Anzahl fogenunnte 
Eammelpofitionen, in welche verjchiedene nicht minder wichtige Artikel von cin 
gewiffen Oleichartigfeit zufammengefaßt find. Sole vermifchte Notirunga 
bleiben inveß bei jeder Art der Aufzeihnung unvermeidlih. ‘Den Unterihe: 
dungen dieſes Berzeichniffes haben die Zollbeamten fich anzufchließen. Cie 
periodiſche Reviſion deflelben und die Ausfcheidung einzelner an Wictizle 
gewinnender Artifel aus den Sammelpofitionen, fowie die Zufanmnenfafl 
anderer, die an Bedeutung verloren haben könnten, ift vorbehalten. Aud ſel 
bei der Beröffentlihung der Ergebniffe nicht an diefer durch den Tarif gegebene 
Reihenfelge feftgehalten werben. Der Tarif war urfprünglich alppabetie 
georbnet, und ift des bienftlichen Gebrauchs wegen niemals vollſtändig umge 
ftaltet worden, fo daß feine Reihenfolge des Syſtems ermangelt und unübeidt 
lich iſt. Für die Hauptveröffentlihung jollen die notirten Artikel deshalb re: 
der ftatiftiichen Centralbehörde unter dein Geſichtspunkte Ieichterer und ale 
meinerer Vergleichbarkeit ſyſtematiſch gruppirt werben. 

Daß die Verzeihnung durdy die Zollbehörden gewifie Rüden lafien mus 
läßt fih nicht verkennen. Die Zollgeſetzgebung von 1869 und 1870 br 
nicht allein den Kreis der zollpflihtigen Gegenftände erheblich eingeidrä. 
fondern auch die Verpflichtung zur Einhaltung ver Zollſtraßen im Wejentiukt 
nur nod für die zollpflichtigen Waaren aufrecht erhalten. Von ben zolheiz 
find bei der Einfuhr nur Diejenigen auf die Zollſtraßen verwieſen, melde v 
padt eingehen. Einer zollamtlihen Anmeldung aber bebürfen fie nur dam nd, 
wenn fie mit zollpflichtigen Waaren zufammen verlaven find (Bereinszolgitt 
v. 1869 88 21, 24, 55, 56,). Bon der Ausfuhr iſt nur ber Meine Br# 
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teil an die Zollftraße gebunven, welcher, 3. B. einer Bonification wegen bejon- 
ver nachgewiefen werden muß. Auch die TransportsControle im Grenzbezirt 
ift wefentlich vereinfacht, auf manden Streden fogar ganz befeitigt. Für die 
Notiz der Auefuhr find die Zollbehörben faft ausfchlieglih auf die Einficht 
der Begleitpapiere bei Waarenſendungen angemiefen. 

Unter folden Umftänvden mußte um jo mehr davon Abftand genommen 
werden, eine Erweiterung der Notirungen nicht allein auf die Quantität der 
verfchievenen die Grenze paffirenden Waaren, fondern auch auf die weiter beregten 
Fragen, namentlich auf deren Herkunft und deren Beltimmungsort zu be 
ziehen. Obwohl die Hanvelöftatiftit mehrerer anderer Staaten ſolche Angaben 
enthält, würde Dazu an den veutichen Grenzen der Anhalt fehlen. Auch läßt 
fih nicht verfennen, daß eine annähernd richtige Ermittelung, ebenfo wie eine 
geordnete Zufammenftellung folder Angaben, die allein ihre Berwerthung 
fihern Könnte, bet der centralen Tage Deutichlands ganz befondere Schwierig- 
teit haben würden. 

Es fol deshalb, ähnlich wie bisher, nur für den Seeverkehr, vurd die 
Anfzeihnungen in den deutſchen Hafenorten, eine Nachweiſung der Herkunft und 
Beftimmung der ein= und ausgeführten Waaren vermöge ver Unterfcheidung 
nad den einzelnen Häfen erzielt werden, aus denen die Schiffe fommen oder 
wohin fie gehen. Dies gilt aud für den Bodenſee. Daneben wird der Ber- 
fehr der einzelnen in die See mündenten teutfhen Ströme, foweit er mit 
tem Zollauslande ftattfindet, getrennt verzeichnet. Auch der Berlehr ver 
michtigften Handelspläge und bedeutendften Niederlagsorte wird befonders ans 
geneben. Im Webrigen aber fol die übliche Unterfcheivung der Grenzſtaaten 
wie bisher einen gewilfen Erjag für die genauere Kenntniß der Herkunft und 
Beſtimmung der Waaren gewähren. ALS ſolche Grenzftreden werden aus⸗ 
einandergehalten: Dänemark, Oftfee, Rußland, Oefterreih, Schweiz, Frankreich, 
Belgien, Niederlande, Nordfee, Bremen, Hamburg, Preußifhe Zollausſchlüſſe 
und Oldenburgiſche (d. b. im Wefentlihen nur die preußifhen Städte Altona 
und Geftemünde nebft Fort Wilhelm, und ver oldenburgifhe Hafen Brake). 
Tie gleiche Unterjcheidung ift bei dem Eingang von fteuerfreien Niederlagen, 
von Meß- und laufenden Conten, fowie von Privatlagern durchzuführen. 
Ferner foll in ähnlichem Sinne nicht blo8 der Antheil ver einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten, fondern auch der Antheil der verfchiedenen Renerligen Hauptvermwal- 
tung8= oder Directivbezirfe, deren im deutſchen Zollgebiete 27 zu rechnen find, 
an der Einfuhr, auf der Grenze gegen Defterreih aber auch an der Ausfuhr 
und Durchfuhr, befondere Beachtung finden. 

Endlich ift noch der Verkehr in den Zollausichlüffen in befonderen Ueber: 
fihten nachzumweifen. Dies wird durch die jehr werthvolle Handelsſtatiſtik der 
Hanfeftäbte Bremen und Hamburg wejentlich erleichtert. 

As Hauptgefichtspunft gilt für alle getroffenen Anordnungen, daß der 
ausländifche Waarenverkehr bei der Einfuhr wie Ausfuhr flatiftifh nur da 
erfaßt werben foll, wo über die Waaren definitiv (zum Eingange, zur Nieder⸗ 
lage, oder zum Ausgange) verfügt wird. Dabei wird nur bie directe und bie 
durch Niederlagen vermittelte Einfuhr auseinandergebalten, eine Unterſcheidung, 
welche auch bei der Durchfuhr, ſoweit dafür die Anjchreibungen genügen, an⸗ 
georpnet if. Bei legterer ift fir dieſen Scheiungsgrund namentlich die 
Rüdfiht maßgebend, daß man bei einer folhen Trennung den Spebditions- 
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und den Eigenhandel des Zollgebieteß in der verſchiedenen Bereutung und Rid⸗ 
tung beider beffer zur Anſchauung bringen kann. Zollfreie Durcfuhrgegen: 
fände werden allerdings, weil fie gleih an ber Grenze in ben freien Bertehr 
übergeben pürfen, in der Statiftif meift unter der Ein- und Ausfuhr erſcheinen. 

Auch auf vie Wanrenbewegung bei der Benugung der NiederlageAr- 
ftalten ift voller Werth gelegt. Die verſchiedenen, nad dem Bollgefeg zu 
läſſigen Arten von öffentlichen Niederlagen, Privatlagern und Contenlagen, 
follen jede für fi bebanvelt, Angaben über die Höhe der Lagerbeftänve zu 
Anfang des Jahres, ſowie über Zu: und "Abgang während beffelben gemadt, 
und ähnliche Ueberſichten über die wichtigeren Niederlagegüter vierteljährlis 
aufgeftellt werden. Dadurch wird in Verbindung mit der befonderen Erbebun 
der durch die Niederlagen vermittelten Einfuhr und Durchfuhr, namentlih de 
dabei auch die Unterfcheidung nad Orenzftreden berüdfichtigt wird, nah Mir 
lichfett da8 beſondere Intereſſe des Handels befriedigt, die Wirkungen ir 
Handelsconjuncturen zu erfennen. Ueberhaupt hat das Niederlageweien dırd 
neuere Einrichtungen eine erhöhte Bedeutung für den Deutfchen Handel ge 
wonnen. 

Unter dieſen Geſichtspunkten ift vom Bundesrathe am 7. ‘December 1811 
S 643 der Protoc. von 1871) befchloffen worden: 

„Die dem Commiffionsberichte vom 23. Mai 1872 beigegebene Anletun 
zur Aufftellung der Ueberfichten über den Waarenverlehr des Zollgebieti 
des Deutichen Reiches mit dem Auslande und den Zollausſchlüſſen und de 
eben dort weiter beigefügten Vorſchriften für das mit der Verarbeitung m: 
Beröffentlihung der Ueberfihten zu beauftragende flatiftifche Centralergu 
des Deutfchen Reiches (mit einigen geringfügigen Abänderungen) zu genehmigen, 
auch die im Anbange des Commiffionsberihts vom 23. Mai noch verxit 
neten Grundſätze für die GStatiftil des Waarenverkehrs der von dem Zel— 
gebiet ausgeſchloſſenen Deutfhen Bundesftaaten und Gebietötheile ame 
erfennen, — dies alle8 mit der Wirkung, daß danach vom 1. Januar 197} 
ab verfahren werde.” 

Die große Ausdehnung der Erhebungs-, wie der Zufanmenftellungs 
arbeiten, die aus diefen Vorſchriften folgt, läßt fich leicht anfchlagen. Für kt 
457 befondere Waarengattungen muß die Einfuhr unter Unterſcheidung ve 
15 verfchiedenen Grenzſtrecken (einfchließlich der nicht zu ermittelnden und de 
Poſtverklehrs) und unter fernerer Unterjcheidung des Eingangs auf Rute: 
lagen und des Eingangs in den freien Verkehr, bei legterem aber wieder Di 
unmittelbaren oder mit Begleitpapieren erfolgenden, und des von Niederlage 
ftatifindenden, angegeben werden. Für viefelben 457 Artikel ift die Durciuh 
nad) den gedachten 15 ©renzftreden des Eingangs wie des Ausgangs, ml 
dabei wieder nach unmittelbar oder über Niederlagen erfolgender Durdiekt 
anzugeben. Bei der Ausfuhr find 403 Waarenartifel nad 15 Grenzſtreder 
zu verzeichnen. Für den Seeverfehr find die gedachten 457 Artikel jeret X 
nach dem Herkunftshafen ver angelommenen und dem Beſtimmungshafen ver abge 
gangenen Mengen, ferner nad; Ankunft oder Abgang in deutſchen oder in fremde 
Schiffen zu unterfcheiven. Letzteres findet ebenfo für Einfuhr und Ausuit 
auf denjenigen Strömen ftatt, auf welchem Zollausland im Flußverlehr erreid! 
werden fann. Noch fpecteller ift für jede einzelne Waarengattung vie Rotrum 
bei dem Nieberlageverfehre; ähnlich auch die Über ven Mef- und Marktverfeht 
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wobei die Meſſen und Märkte im deutſchen Zollgebiet und im Zollauslande 
unterſchieden werden. Daneben läuft eine entſprechende Nachweifung der 
Retourwaaren vom Beſuch zollinländiſcher oder zollausländiſcher Ausſtellungen, 
oder der zum vorübergehenden Gebrauche ein⸗ und wieder ausgeführten Gegen: 
fände und der in das Ausland verfendeten und wieder eingeführten inlänbifchen 
Waaren. Noch vetaillirter ift die Nachweifung der unter dem Geſichtspunkt 
des Veredelungsverkehrs ftattgehabten Ein» und Ausfuhr. Hier kommen nicht 
blos die Gegenftände, fondern auch die Perſonen, die Art der Berevelung, 
Eontrolen, Friften u. dgl. in Betracht. Auch, für inländiſche Strandgüter, die 
vom Eingangszoll freigelaffen werden, und für Zollerlafie aus Billigkeitsrück⸗ 
jihten beftehen befondere Nachweiſungen. 

Alles Material für diefe umfangreichen Aufftellungen geht von den Unter- 
ämtern an die Hauptämter, wo es zufammengeftellt wird; die Originalauf- 
ftellimgen der Hauptämter aber gelangen durch Bermittelung der Directiv⸗ 
behörden an das Statiftifche Amt des Reiches; dieſes fertigt die Hauptzufammen- 
ftellungen unter genauer Prüfung, gemäß den bejonvers vafür feftgeftellten 
Vorſchriften, nad) Muſter an, die zwar eine gedrängtere Faflung und größt- 
mögliche Meberfichtlichfeit erftreben, dem ganzen Zwecke nad) aber die Einzel: 
beiten keineswegs verſchwinden laſſen. Diefe Ueberfichten ſollen möglichſt raſch 
und mit Einhaltung beſtimmter Termine theils vierteljährlich, theils in Jahres- 
abſchnitten zur Veröffentlichung kommen. 

Bei dieſer Verarbeitung hat das ſtatiſtiſche Reichsamt weitere Sorge 
dafür zu treffen, daß die Waarenmengen überall nach Nettogewicht in den 
Zuſammenſtellungen erſcheinen, und daß die letzte Hauptzuſammenſtellung außer 
ee der Duantität auch eine Angabe des Durchſchnittswerthes derjelben 
enthalte, 

Beide Aufgaben können nur im Wege überichlägliher Schätzung erreicht 
werden. 

Die Zollämter geben vorſchriftsmäßig Nettogewicht nur bei den in Ge- 
mäßheit des Zolltarifes nad) Nettogewicht zur Berzollung gelommenen Waaren 
an. Im Mebrigen erfolgt die Angabe nach dem Bruttogewicht, jelbft wenn das 
Nettogewicht befannt fein follte. 

Das ftatiftiihe Centralorgan bat alfo bei den Waarenmengen der Ein- 
fuhr wie der Ausfuhr zu beurtheilen, welche Verpackungsweiſe für biefelben 
vorauszufegen ift, ob dabei Fäſſer, Kiften, Körbe, Säde, oder in welchem Ber- 
bältnifje mehrere diefer Berpadungsweijen als zur Anwendung gelommen an- 
zunehmen fine. Sodann ift für jede Art der Berpadung ein gewiſſer Tara⸗ 
ſatz anzufchlagen, wie dies an vielen Pofitionen des Zolltarifed ein Vorbild 
findet. 


Als Anhalt für Die derartige Berechnung der Tara können einzelne der 
größeren Hauptämter periodiſch mit Probe-Ermittelungen beauftragt werben. 
Sie follen dadurch für beftimmte, genügend große Quantitäten einzelner Waaren⸗ 
artifel fowohl die VBerpadungsarten, wie die bei ven verfchiedenen Berpadungs- 
arten fich ergebenden Waanrenmengen und Taraverhältniſſe feftftellen, wobei 
auch auf die unverpadt verführten Ouantitäten Rüdficht zu nehmen iſt. Dem 
Statiftifchen Amt bleibt außerdem überlaffen, fi durch Benehmen mit ven 
handelsſtatiſtiſchen Büreaus in den Hanfeftäbten, fowie durdy Gutachten aus 
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indufiriellen und faufmänniihen Kreifen Aufſchlüſſe über die Durchſchnins- 
anfäge der einzelnen Waaren zu verfchaffen. 

Um die in Ausfiht genommenen Werthsermittelungen durchführen zu 
tönnen, muß das Statiftifche Amt ferner jährlich vor Eingang der Aemtertabelen 
die Jahresdurchſchnittspreiſe der verfchiedenen Waarenartitel feftftellen. Dabe 
it dem Zwede entfprechend un Allgemeinen an dem Grundſatze feftzuhalten, 
daß zur Beilimmung des Werthes der Eins und Ausfuhr die Preije zu de 
nugen feien, welche ſich für die einzelnen Wanrenartifel bei ihrem lebergang 
über die Grenze ergeben haben würden. ER werden deshalb wmöglichſt de 
Jahresdurchſchnitte der Engro8-Preife auf den der Grenze nahe gelegene 
großen Handelsmärkten maßgebend fein müſſen. Auch ift der Zollbetrag u 
Abzug zu bringen, falls viefe Märkte innerhalb des Zollgebietes belegen fin. 

Solche Ueberſchlagsberechnungen der im Grenzverlehre aufgetretenen Bertk 
werden in ven meiften Nachbarſtaaten des Reiches, in Defterreich, Frankreh 
England, Holland, Belgien, Italien feit längerer Zeit amtlich aufgeltellt, m 
baben durch ihre Nüslichkeit Anerkennung gefunden; denn fie geftatten dard 
die Repuction der Hanteldbewegung auf Geld einfache und für die Beziehunge 
zum Auslande, fowie für Gefeßgebung, Verwaltung und Handelspolitt de 
ſonders lehrreiche Bergleihungen. Es muß deshalb mit Recht wünjchendwert 
und gewiß auch ausführbar erjcheinen, für den beutichen Handelsverkehr übe 
liche Zahlenangaben zu gewinnen. 

Diefe Aufgabe wird dadurch weientlih erleichtert, daß in Bremen u: 
Hamburg, in erfterem für Ein» und Ausfuhr, in Hamburg wenigftend für du 
Einfuhr Wertböpdeclarationen bei allen Waarenfendungen vorgejchrieben fat. 
Aus diefen Declarationen, welche jeden einzelnen verjenveten Artikel nad) ſeinen 
Gewicht (oder Stüdzahl ꝛc.) und feinem Werthe angeben, werben in beide 
Hanfeftänten fehr weit in das Einzelne gehende, die- beabfichtigte Reichöitetit! 
an Reichhaltigkeit theilmeis noch übertreffende Zufammenftellungen für die ze 
dachten ftatiftifchen Zwede angefertigt. Es laſſen ſich alſo aus dem Brit: 
dieſer beiden Plätze Durchſchnittswerthe in Anſatz bringen, welche durch tr 
Weiſe ihrer Erhebung der Wirklichkeit ſehr nahe kommen, und zugleich begrüt 
dete Schlüffe auf den Werth der gleichen Waaren im übrigen deutſchen Hantel#: 
verfehr zulaflen. 

Allerdings aber treten manche Artikel im bremiſchen und hamburgiſde 
Handel überhaupt nicht, oder in einer von dem Berfehre über andere lat- 
wärts gelegene ©renzftreden wefentlic ‘abweichenden Beſchaffenheit auf, und d 
Sammelpofitionen, welche nicht allein verſchiedene Qualitäten, Sorten ur 
Arten ver nämlihen Waare, fonvdern mehrfach ſelbſt mefentlich abweichen 
MWanrengattungen in dieſelbe Pofition vereinigen, können nur durch befenter 
Sachkundige gefhätt werden, welche das Berhältniß, in dem die hauptiit 
Tichften zu der einzelnen Poſition gehörigen Waarenſorten over Gattungen a’ 
dem deutſchen Markte auftreten, zu überbliden vermögen. Nach viefen Ber 
Hältniffe muß die eine wie ausgeführte Ouantität, wenn nöthig mit Hal 
der Unterfcheivung der Grenzitreden, überſchläglich vertheilt, und auf diex 
allerdings fehr unſicheren VBruchtheile der in der Handelswelt genägent N 
kannte mittlere Preis der verſchiedenen Wanrengattungen und Sorten an 
wendet werben. 
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10. Die Herbeifährung einer internationalen Berftändigung über 
die Örundfäge für die Aufftellung der Handelsausweiſe. 


Die Nachweiſung des Waarenverkehrs geht in ihren Zwecken nothwendig 
über die Abficht hinaus, eine hefriebigende Kenntmiß von dem eignen Handel 
des deutſchen Zollgebietes und der Zollansfchlüffe zu erlangen. Ein genügendes 
Verftänpnig der Handelsbewegung und hinreihende Grundlagen für die Han⸗ 
delspolitik laffen fich nur durch die Bergleihung des nationalen Handels mit 
dem anderer Ränder erlangen. Die Handelsftatiftif hat deshalb nothwendig 
eine internationale Tendenz. 

Diefes Imtereffe internationaler Vergleichbarkeit ift zum Theil für die 
erwähnte Anoronung beftimmend gewefen, daß zwei der zu 9 gedachten Ueber: 
fihten über die Waaren:Ein-, Aus- und Durchfuhr Deutſchlands Seitens des 
ſtatiſtiſchen Reichsamtes nicht nach der fonft zur Grundlage dienenden Reihen- 
folge des Zolltarifes, fondern nach einer fyftematifchen Gruppirung der Waaren⸗ 
ortifel aufgeftellt werben follen. 

Die Auswahl des Suftems ift der ftatiftifichen Centralſtelle überlafien. 
Es iſt nad) Möglichkeit dahin zu freben, daß daffelbe die Bergleihung mit 
ven von anderen Nationen für ihre Handel$ftatiftif angenommenen oder anzu» 
nehmenden Syſtemen erleichtert. 

Die Forderung, daß wo möglich alle Nationen das gleiche Syſtem für 
ihre Handelsſnachweiſe befolgen möchten, ift durch den internationalen ftatiftifchen 
Congreß geftellt worten. Derjelbe hat bei feiner fiebenten Verſammlung im 
Haag 1869 den Wunſch ausgefprocen: 

„Daß die Elaffification und die Nomenclatur der Einfuhr, Ausfırhr- und 
Durdfuhrverzeichnifie einer allgemeinen Revifion zu dem Zwecke unter- 
morfen werben möchten, fo viel als möglih ein gleihmäßiges Syitem in 
dieſe Aufftellungen zu bringen, die nöthigen Vereinfachungen oder Unter= 
abtheilungen einzuführen, und im Allgemeinen vie Genauigkeit der ftatiftifchen 
Ermittelungen mit dem Intereſſe des internationalen Handel® in Einklang 
zu ſetzen. Die Regierungen wurten vom Congreſſe erſucht, eine inter- 
notionale Commiffion nieberzufegen und mit fpeziellen Vollmachten aus- 
zurüften, um fich über die vorliegende Frage ebenfo zu verftändigen, wie 
dies Über vie Frage der Münzeinheit, über die Briefpoft und über bie 
Telegrapben geichehen ift.“ , 

Die Ausführbarfeit des Antrages im vollen Sinne wurde ſchon auf dem 
Songreffe von, competenter Seite bezweifelt. Gleihwohl fand die darin ent= 
baltene Anregung mit Recht die Anerkennung der Nützlichkeit. 

Die k. k. öfterreihiicheungarifche Regierung verfolgte diefelbe zunächft des 
Weiteren, indem fie eine Anfrage an einzelne Deutfche Regierungen über die 
von ihnen dieſem Beſchluſſe gegenüber einzunehmende Haltung richtete. “Mit Be⸗ 
jug Darauf wurde durch Erlaß des Reichskanzleramts vom 27. October 1870 ber 
Tommiſſion für die weitere Ausbildung des Zollvereind die Frage zur Aeuße⸗ 
fung vorgelegt, was im Sinne der von dem ftatiftiihen Congreſſe bezeichneten 
Aufgabe etwa innerhalb des Zollvereind zur Vorbereitung einer fpäteren inter= 
tattonalen Berftändigung gefchehen könnte. 
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Die Commiſſion hat deshalb darauf Hingewiefen, daß zum Zwede der 
in hohem Grade wünjhenswerthen Herftellung wahrer innerer Bergleihbarte: 
der Handelsausweiſe gemiffe Objecte fi Hauptfächlich für eine internationale 
Einigung empfehlen könnten. Namentli vie gleichartige Feſtſtellung der Be 
griffe von Ein- und Ausfuhr un Verhältniß zum Zwiſchen⸗ und Durchfuhr 
banvel; ferner die Aufftellung eines gemeinſchaftlichen Waarenverzeichniſſes 
die Einführung eines gleihen Quantitätämaßftabes für jede Pofition vide 
Verzeichniſſes; enplih die Feſtſtellung gleicher Grundſätze für die Exaluaticı 
ber Waaren. 

Nur durch beftimmte Anweiſungen kann verbütet werben, daß Gegr 
ſtände, welche nit in den freien Verkehr getreten find, ſondern noch unkı 
Zollverfchluß lagern, und möglicherweife, ohne am inländiſchen Markte Theil p 
nehmen, wieder auögeführt werden, nicht al8 Einfuhr beredynet werven; over übe: 
ih, nicht allein die im Sande erzeugten, fondern ſämmtliche aus dem fran 
Berfehre des Inlandes in das Ausland ausgeführte Waaren als Ausfuhr, ad 
Durchfuhr aber nur diejenigen Gegenftände verzeichnet werden, weldye mit den 
freien Verkehr des Inlandes nicht in Berührung gelommen, fonvern mt 
Controle durch das Inland Hindurchgeführt worden find; wobei wieder de 
fogenannte Verebelungsverfehr, in welchem Waaren zum Zweck der mweitera 
Verarbeitung unter Zollbegünftigung über die Grenze ein und unmitelb« 
nach gejchehener Verarbeitung wieder zurüdgeführt werden, getrennt gehalte 
werden muß. 

Bezüglich der Forderung eines Waarenverzeichniffes liegt die Unausfüh: 
barkeit der Idee, alle im Handel vorkommende Waaren mit vollfläntye 
Specialität in einem fuftematifchen Verzeichniffe zu catalogifiren, die Berk: 
nungen in den verſchiedenen Sprachen nach gleihen Definitionen fider j 
ftellen, und dieſes Verzeichniß zur Grundlage der Handelsnachweiſe ale 
Nationen zu machen, auf der Hand. Es Hleibt nur die Wahl, für den Zmi 
dieſer Nachweiſe entwever die Waaren in Übereinftimmende Gruppen zujomme 
zufaffen, oder einzelne befonders wichtige Artikel herauszubeben, und für dieſe de 
Vergleichbarkeit der ein» und audgeführten Mengen durch fcharfe Bereiduss: 
und beftunmtes Ausichliegen von Berwechlelungen und Bermengumgen 
fihern. Letzterer Weg ift der einfachfte, vermag aber nur Einzelheiten, tr 
volftändiged Bild zu geben. Die Aufftellung von Gruppen begegnet dagze 
außerordentlich großen Schwierigfeiten. Die ſyſtematiſche Auswahl unt 35 
fammenftellung macht ſchon die größten Anſprüche an umfaſſende techniſche um 
mercantile Kenntniffe. Die Handhabung aber ift nit minder ſchwer. 

Leichter dürfte eine Bereinigung über den gemeinfamen Maßſtab bezäglih X 
Duantitäten zu erreichen fein. Sehr erheblichen Anftänden myß dagegen IC 


Verſuch gleihartiger, unter fih mit Grund vergleichbarer Wertheihägun:® 
der im Verkehr auftretenden Waarenquantitäten begegnen. Weberall, we Bert 


veclarationen im Verkehr eingeführt find, werben biefe als die befte Gnmi- 
lage der Beurteilung mit Recht feftgehalten werven. Wo aber Dedaratica 


nicht beftehen, der Werth vielmehr durch mehr ober weniger ſpecielle Schagum 





oder Weberfchläge zur Angabe gelangt, müfjen große Unterſchiede fowohl cut 
die Declarationen, als zwiſchen den einzelnen Methoden ver Schätzung um 


meidlich bleiben. 
Gleichwohl Läßt ſich hoffen, daß der Weg internationaler Berfländigem. 


| 
| 
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ſei e8 mit einzelnen oder mit einer größeren Anzahl von Staaten auch im 
Ihlimmften Falle noch erhebliche Fortſchritte gegen den jegigen Zuftand ergeben 
werde. Es'wird ſchon ein Gewinn fein, Daß das Trügeriiche Der beftehenven 
Bergleihungen auf diefem Gebiete beftimmt zur Sprache fommt. 


11. Die Statiftif der Seeſchifffahrt, und 
12. Die Statiftil ver Schiffsunfälle an der deutſchen Küfte. 


Für die Statiftif der Seeſchifffahrt darf die Waarenbewegung, als ein 
Theil des unter 9. zufammengefaßten Waarenverkehrs mit dem Auslande, außer 
Betracht bleiben. Der bezügliche Beſchluß des Bundesratheß vom 7. December 
1871 ($ 643 zu V der Protoc. v. 1871) geht deshalb nur dahın: 

„1. Bom 1. Januar 1873 ab nad den, den Commilfionsberichten vom 
24. Mat und 14. Auguft 1871 angehängten (auf Grund von Bei- 
lage II des Ausfchußberichtes in einigen Punkten abzuänvernren) Be⸗ 
fiimmungen aljährlihe Erhebungen anzuorbnen: 

a) über den Beftand und die Beſtandsveränderungen ver deutfchen See⸗ 
ſchiffe (Kauffahrteiſchiffe), 

b) über die Verunglückungen deutſcher Seeſchiffe, 

c) über den Verkehr der Seeſchiffe in deutſchen Hafenplätzen, " 

d)über die Reifen deutfher Seeſchiffe zwifchen außerdeutichen Hafen- 
plätzen fowie 

e) über die Seeſchiffsunfälle an der deutfchen Küfte; 

2. dem Reichskanzler zur Erwägung anheimzuftellen, ob die nad Ziffer 
1a. für die jährlichen Beſtandsaufnahmen der deutfchen Seefchiffe erfor: 
derlichen Specialverzeihnifie vielleicht zugleich für das alphabetifche 
Schiffeverzeihniß benutzt, die für letzteren Zweck feither verlangten 
Mittheilungen fomit in Zukunft entbehrlich gemadyt werden könnten; und 

3. denſelben um die thunlichfte Förderung einer Berftändigung über vie 
richtige Schiffsmeſſungsmethode zu erjuchen.” 

In dem vorbezeichneten Umfange hat die deutſche Seeſchifffahrt eine amt- 
liche ftatiftifche Darftellung bisher nicht gefunden. Wie im erften Jahrgange 
des Jahrbuchs ©. 530 gezeigt wurde, fam in den Commercialnachmeifungen 
nur die Schiffsbewegung für die dem Zollverein angehörenden Staaten jähr⸗ 
ih nad) ven Ländern ver Herkunft und Beftimmung und nad ven Flaggen zur 
Verzeihnung. Im Uebrigen fanden fi zwar in der Specialftatiftif ver Küſten⸗ 
ſtaaten, oder in periodifhen Echriften, wie im Preußifchen Handelsarchiv, in 
der Veritas, der Hanfa u. a., Beröffentlihungen über den Beſtand der Hans 
delsflotte oder die Schiffsbewegung. Dies Material war indeß unvollftändig 
und im Mangel der Uebereinftimmung fchwer vergleichbar. 

Nach den SS 432 und 438 des Deutichen Handelsgefegbuches (Preuß. 
GSefeg:3. für 1861, S. 573) muß für die zum Erwerb durch die Seefahrt 
beftimmten Schiffe, ausgenommen kleinere Fahrzeuge, ein amiliches Schiffs⸗ 
tegifter geführt werden. Das Bundesgefeg vom 25. October 1867 (Bundes⸗ 
efegbl. S. 35), betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre 
Befugniß zur Führung der Bundesflagge, hat genauer in feinem 8 6 beftimmt, 
aß die Eintragung im Sciffäregifter Namen und Gattung des Schiffes, 
Sröße und Tragfähigkeit, Zeit und Ort der Erbauung, ober bei einem von 
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auswärts erworbenen Schiffe mindeſtens den Thatumftand der Erwerbung det 
Rechts, die Bundesflagge zu führen, ferner den Heimathshafen, Namen md 
nähere Bezeichnung des Rheders oder der Rhedereigenoſſen, den Rechtsgrund, 
auf welchem bie Erwerbung des Eigenthums des Schiffes oder der einzelnen 
Schiffsparten beruht, die Nationalität des Rheders oder ver Mitrheder, end⸗ 
ih den Tag der Eintragung enthalten muß. Daraus ergiebt fich eine große 
Anzabl ftariftifch wichtiger Thatſachen. 

Dabei beiteht die Einrichtung, daß behufs der unentbehrlichen Herans: 
gabe eines alphabetifchen Schiffsverzeichnifies dem Reichskanzleramte aus jünm: 
lichen Küftenftanten jährlich Berzeichniffe aller Schiffe eingereicht werden, welche 
ihren Heimathshafen in dem betreffenden Stante haben, und ale Kauffahre: 
fhiffe zur Eintragung in das Scifferegifter verpflichtet, fowie zur Führung ve 
Nattonalflagge berechtigt find. 

Da in Ausfiht genommen iſt, die flatiftiichen VBeftanbsnadmeilungen 
gleichzeitig fire dies alphabetifche Negifter zu verwerten, fo enthalten fie ten 
ganzen Umfang nicht allein der für ven ftatiftifchen, ſondern auch der für te 
gedachten weiteren Zwed geforberten Angaben, wie Unterfcheivungsfignal, Ram, 
Bauart, Material, Berbolzung, Beſchlag, Thermometerbefig, Beſatzung x. 

Eine Bermeffungs-Orbnung ift inzwifchen unter dem 5. Juli 1872 (Reicht 
geſetzbl. ©. 270) ergangen. 

Bejonderer Schwierigkeit begegnen die ftatiftifchen Aufnahmen nur in ver 
mangelnden Beftimmtheit des Begriffes Seeſchiff. Das obengedachte Geht 
von 1867 fpricht fi über diefen nicht aus. Die Eintragung in die Shift 
regifter ift weder von einer gewiſſen Bauart, noch Größe oder Tra "ähigfeit ab 
bängig gemacht. Nur den Begriff der Küftenfchifffahrt, fowie ver großen un 
Heinen Fahrt bat die Bundesratbs-Belanntmahung vom 25. September 156° 
(Bundesgefeßbl. S. 660) in den Vorſchriften über den Rachweis der Br 
fäbigung als Seeſchiffer und Eeefteuermann auf deutſchen Kauffahrteifhite 
genauer definirt. Vorbehaltlich der noch in Vorbereitung begriffenen defmi 
tiven Feftftelung der Grenze für die noch als Seeſchiffe zu behandelnte: 
Heineren Fahrzeuge war nad dem Vorſchlage der Commilfion urfprängit 
angeordnet, vorerjt für ben ftatiftifchen Zweck alle Schiffe mit ſeefeſtem Ted, 
welche behufs Erwerb dur die Seefahrt zu Reifen beſtimmt ſind, bei berm 
fie fih über 20 Seemeilen von der Küfte entfernen, außerdem aber alle zur 
großen Seefiſcherei beftimmten Schiffe als Seefhiffe zu behandeln. Te 
Bundesraths⸗Beſchluß vom 1. December 1872 ($ 504 ver Protocolle ver 
1872) bat inzwifchen ausgefprocdhen, daß, bis zur Einführung einer für ad 
Bundesſtaaten gleihmäßigen Norm für die Verpflichtung zur Eintragung De 
Schiffe in das Schiffsregifter, die nad) Maßgabe des Geſetzes vom 25. October 
1867 in das Sciffsregifter eingetragenen Schiffe als Seeſchiffe gelten ſollen 
Auch dadurch werben inveß die Schwierigkeiten erſichtlich nicht gelöſt. 

Die Zufammenftellung des Schiffsbeftandes oben zu a. erfolgt nah der 
verfchiedenen Gattungen der Dampf: und Segelichiffe und nad ihrer Zray 
fähigkeit unter 30 Tonnen und in zahlreichen Stufen ſteigend bis zu 200° 
und mehr Tonnen; ferner nad) den einzelnen Heimathshäfen und für je 
der legteren wieder nach Alter, Material, Berbolung, Chronometerbeiis * 
der ihm angehörigen Schiffe. Endlich wird der Ab- und Zugang an Schiffea 
wie an Tragfähigkeit nad) den Urfachen — ob abgewradt, verfchollen, vermglält 
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oder verkauft, ebenfo ob umgebaut, oder neu vermefjen —, für die verjchiedenen 
Küftengebiete nachgewieſen. 

Aus dem Specialverzeihnifje zu b. über vie VBerunglüdungen deutſcher 
Schiffe follen genauere Nachrichten über den Unglüdsfall felbft, über Zeit, 
Ort, namentlih aber, fo weit die® möglich, über die Urſachen und Folgen des 
Unglüds und den Zufammenbang deffelben mit ver Art ver Ladung, Aus— 
räftung und Beſatzung, durch eine alle biefe Punkte berührende Aufitellung 
erreicht werben. 

Die Aufzeichnungen über den Seeverlehr zu c. werden in jedem beutfchen 
Hafenplage die im Seeverkehr anlommenden und abgehenden Schiffe nach Flagge, 
Unterfheivungsfignal, Namen, Schiffsführer, Tragfähigfeit, Beſatzung und 
Herkunfts⸗ bez. Beftimmungshafen angeben, und dabei unterfcheiden, ch das 
Schiff voll, Aber halb-, weniger als halbbeladen, in Ballaſt ober leer ein- 
bez. ausgeht. 

Danach Iafien ſich dann zur näheren Einfiht in Umfang und Zwecke des 
Verkehrs zahlreiche Combinationen nah Staaten, Küftenftreden und den Be— 
ſonderheiten ver Beſtimmung, Ladung zc. erreichen, von denen bie widhtigften 
in ihren Hauptergebniffen Gegenftand der Beröffentlihung werden follen. 

Die Statiftif der Reifen deutiher Seefchiffe zwifchen außerbeutfchen Hafen⸗ 
plägen (oben zu d.) bilvet eine nothwendige Ergänzumg der Angaben über ben 
Berfehr in den deutjchen Häfen. Die bezüglihen Nachrichten find bisher aus 
den von ben Confulaten in außerdeutſchen Pläten jährlich vorzulegenpen Liften 
der dort angelommenen und abgegangenen deutlichen Schiffe erſehen worden. 
Es wird indeß angenommen, daß fie von den inländifchen Rhedern rafcher und 
vollftändiger zu erhalten find. Sie bleiben auf den Namen des Schiffs und des 
Schiffeführers, die Tragfähigkeit, Ausgangs: und Endpunkt der Reife und eine 
allgemeine Angabe der Art der Ladung beichränft. 

Die im Syſtem der Commilfion unter Nr. 12 beſonders behambelte 
Statiſtik der Schiffsunfälle an ver deutfchen Küſte (oben zu e.) bezieht fidh 
nicht allein auf deutſche Schiffe, fondern aud Schiffe jeder Nationalität. Sie 
umfaßt Dagegen nur diejenigen Schiffsunfälle, weldye an der deutſchen See- 
tüfte, bis auf 20 Seemeilen in das Meer hinein, vorlommen. Genaue und 
fortgeſetzte Erhebungen darüber vermögen wejentlih zur Feſtſtellung der ver⸗ 
ſchiedenen Urſachen der Unfälle und dadurch mittelbar zur Verhütung folder 
in der Zukunft beizutragen. Insbeſondere werden durch Zahl, Art und Ort 
der Unfälle, namentlich aber durch ihre etwaige Wieterfehr an vemfelben Orte, 
Anhaltspunkte dafür gegeben, wo und in welcher Art Anftalten zur Sicherung 
der Schifffahrt (Seeleuchten, Schifffahrtszeichen, Hafen⸗ und fonftige Schuß 
bauten, KLootfen und Xettungsanftalten ꝛc.) einzurihten und welde Ber: 
beilerungen an bereitö vorhandenen derartigen Anftalten vorzunehmen find. 

Um diefen Zwed zu erreichen, ſuchen die Fragen fehr genaue Einzelheiten 
über die Beichaffenheit des Schiffes, der Ladung und Beſatzung, über Wind, 
Wetter und Ceegang, Über bie näheren Umftände des Unfalls und feine 
Folgen, über die Rettungsverfuche, die Berfiherung und über die etwa ein= 
geleitete gerichtliche Unterfuhung zu erlangen. 
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13. Statiſtik des Verkehrs auf den Eifenbahnen. 


Die Commiffion für die weitere Ausbildung der Zollvereinsftatiftit har 
e8 als eine ihrer wejentlihen Aufgaben angejehen, die Waarenbewegung auf 
ven beutichen Eifenbahnen in ven Bereid der künftigen Commercial-Stahftt 
bes Deutfchen Reiches hineinzuziehen und die Mittel und Wege genau zu be 
zeichnen, auf welchen der innere Berfehr, ver fich bisher bei der umerhalb nr 
Zolllinie beſtehenden Berfehröfreiheit faft ganz der Ermittelung und Feilftellm 
entzog, wenigftend foweit er fih auf den Eifenbahnen bemegt, künftig in einer 
den Bevürfniffen des Hanteldjtande® und den Forderungen der Wiſſenſchaft 
genägenden Weiſe zu ermitteln fein möchte. 

Sie bat dafür auch durch eines ihrer Mitglieder vellftändig tur 
gearbeitete „Vorſchläge für die Elemente des Güterverkehrs auf den Eiſen⸗ 
bahnen‘ vorgelegt. 

Es würten nun zwar die Staatsbahnen durd Anordnungen des Bundes⸗ 
rathes veranlaßt werden können, eine diefen Borfchlägen entiprechende Statifil 
aufzuftellen. Für die Privatbahnen aber würde ſich eine ſolche Verbinplichtet 
ohne die Einwilligung der Verwaltungen derjelben nicht in veller Ausdehnunz 
erreichen laſſen. Zudem find ähnliche Beftrebungen fchon fett einer Reihe ven 
Jahren aus dem eigenen Bebürfniffe des Eifenbahnbetriebes hervorgegangen. 
Es ift ein Bervienft Robert Simfond!), ven Grund für eine Etauftil ter 
Frachtgutbewegung gelegt zu haben, welche auf der durch möglicht viele Eiſen⸗ 
bahnen gleihmäßig auezuführenden Aufzeichnung der verfrachteten Güter be 
ruben fol. Das betreffende Schema wurde 1862 von der Amflertamer 
Generalverfammlung der Eifenbahnvertreter dem Vereine deutſcher Eifenbahe- 
verwaltungen empfohlen, und fon für Das Jahr 1865 gelang es Eimfon in 
ver Abhandlung „Die Yrachtgutbewegung auf den preufifhen Bahnen in 
Jahre 1865?) eine Meberfiht ver auf 29 Bahnen verfradhteren Güter zu 
geben, melde letztere nad 99 Artikeln in der ungefähren Folge des Ze 
vereinstarifes unterjchied. Kinzelne Bahnen führen in ihren Berwaltungk 
berichten eine noch größere Zahl von Güterunterſcheidungen, andere aber lajlen 
fie bis auf wenige fallen. Allgemein ift der Mangel fühlbar, daß die Rich 
tung des Gütertrandportes fi überhaupt gar nicht oder nur höchſt ungenügend 
erſehen läßt. Gleichwohl mußte das durch ven erften Verſuch erlangte Gr 
fanmtbild al8 ein großer Gewinn anertannt werden. Forigeſetzt find Rad 
weilungen tiefer Art vom Bearbeiter indeß nur für das Jahr 1867 im ber 
dem gleihen Schema folgenden Schrift: „Zur Begründung der Gandeld- und 
Berkehröftatiftit Deutſchlands, mit einer flatiftiihen Tafel ver Frachtgu 
bewegung auf ten preußiſchen Eiſenbahnen“, Berlin 1869. Dagegen hat bie 
Königl. Direction der Oberfchlefifhen Bahn nnter dem 31. Mai 1870 bem 
Berein deutſcher Eifenbahnverwaltungen Borichläge zur Errichtung eines flatt: 
ftifchen Centralbürenns gemacht, welches im Einne der Simſon'ſchen Arbeiten 
jährliche Zufammenftellungen ausführen fol. Daffelbe würde fein Material 
dadurch gewinnen, daß die Frachtkarten mittelft Durchpauſens mechaniſch 


) R. Simfon, Zur Reform der Handele- und Verkehrsſtatiſtit, Breslau 1%59. 
9 Zeitſchrift des 8. Preuß. Ratiftifchen Büreaus. Jahrg. VII, 1867, ©. 39. 











(21) Eifenbahnen und Wafferftraßen. 297 


vervielfältigt und fomit Copieen für die Benutzung zur einheitlichen und mög⸗ 
fichft rafchen Verarbeitung durch das Büreau verfügbar gemacht werden. Diele 
Vorſchläge, welche im Weſentlichen mit denen der Zollvereins⸗Commiffion über- 
einftunmen, wurden von einer in Coblen; am 11. Yuli 1870 zufammen- 
getretenen Commiſſion des Bereins demfelben einftimmig empfohlen. 

Aus dieſem Grunde bat fi die Commiffton und der Ausichußbericht des 
Bundesrathes bezüglicher Anträge in der Porausfegung enthalten, daß vie 
Reichsbehörde eine zwedentfpredhende Erlevigung diefer Angelegenheit im Auge 
behalten . werde. 

Bis zur Gegenwart liegen beftinmte Befchlüffe bes Eiſenbahnvereins 
niht vor. Derſelbe bat zwar inzwifchen eine Preisaufgabe auf ein Mittel 
ausgejchrieben, durch welches vier brauchbare Copieen von der Frachtlarte erlangt 
werden können, ſcheint ſich aber in einer erheblichen Zahl feiner Mitglieder 
der Sache gegenüber eher ablehnend als zuftimmend zu verhalten. 


14. Statiftil des Verkehrs auf den deutfhen Wafferftraßen. 


Für Die angeftrebte Einficht in den Güterverkehr im Innern des deutfchen 
Zollgebietes kann vom gewöhnlichen Landtransport mit Geſpann abgefehen 
werden, weil derſelbe gegenwärtig nur noch eine lokale Bedeutung hat und 
nicht genügend zu erfaſſen if. Dagegen bildet die Kenntniß des Waaren⸗ 
verfehr8 auf den Waflerfiraßen eine nothwendige und nicht zu entbehrende 
Ergänzung des Bildes, welches ſich durch die Eifenbahnfrachten ven der inläns 
ländiihen Handelsbewegung gewinnen läßt. 

Die Commiſſion bat ſich indeß nicht darauf befchränft, die Waſſerfrachten allein 
in Betracht zu ziehen. Sie betrachtet vielmehr, entfprechend wie dies bei der Eifen- 
bahnftatiftik der Fall ift, auch die Eigenthümlichkeit und Leiftungsfähigfeit der ein- 
zelnen Waſſerſtraße felbft mit den auf ihr für den Verkehr vorhandenen Transport= 
mitteln und getroffenen Einrichtungen als nothwendigen Gegenftand ber Feſt⸗ 
ſtellung. Ste bat für dieſen Zweck periodiſch wiebertehrende Bejchreibungen 
des beftebenden Zuſtandes und der eintretenden Veränderungen vorgeichlagen. 

Im Einklang mit dem befürwortenven Ausſchußberichte vom 14. November 
1871 (Nr. 170 der Drudi. von 1871) Hat ver Bundesrarh darauf am 
7. December 1871 ($ 643 zu VI der Brotoc. von 1871) befchloffen: 

„Daß über den Verkehr auf den deurfchen Waflerftraßen nah ven dem 
Conuniffion&berihte vom 18. Auguft 1871 beigefchloffenen Beftimmungen 
ftatiftifche Aufzeichnungen ftattfinden follen und zwar 
1. erftmald im Jahre 1872 und dann alle 5 Jahre fi wiederholend: 

a) über die teutichen Wafferftraßen felbft, ſowie b) über ven Beftand 

der deutichen Flußſchiffe; ſodann 
2. mit dem Jahre 1872 beginnend alljährlich : über den Verkehr auf jenen 

Waflerfiraßen a) an Fahrzeugen und b) an Gütern.‘ 

Die Beichreibung der Waflerftraßen bezwedt eine gedrängte Darftellung 
der für vie Behörden und Waflerbautechnifer einerjeit8 und für die Schiffer 
und das handeltreibende Publifum anprerfeits wiſſenswürdigſten Thatſachen. 
Die vorhandenen Beichreibungen find theils mangelhaft und veraltet, vor allem 
aber zerftreut, unzugänglich und nirgend einheitlich und nad gleihmäßigen 
GSefihtspuntten zufammengeftelt. Das Material ift bei ven Waflerbau= und 
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fonftigen Staatsbehörden vorhanden, es handelt fi nur um Sammlung nad 
einem gemeinfamen Plane. 

Diefer ift überfichtlich angegeben. Er frägt für jeden der charalteriſtiſchen 
Abſchnitte der Waflerwerbindung nach der Ausdehnung der fchiffbaren Streden, 
dem Tiefgang und der Art der Fahrzenge, dem Nivellement, den Waſſerſtänden 
an den Pegeln und ihrer Bebeutung für die Schiffbarfeit, für Weberfcwen: 
mungen, Deichſchutz zc., fordert Angabeır über die Dauer der Schifffahrt, 
über Hafen und Niederlageeinrichtungen, über Bauverhältniffe ver Schlaufen 
und Brüden, über Flößerei, Tauſchifffahrt, Correctionsbauten n. ähnl. 

Die periodifche Aufzeichnung der Flußſchiffe fol fich auf alle zu gewerbi 
mäßiger Güterbeförderung dienenden Segelihiffe von 10 und mehr Tonne 
Tragfähigleit und auf Dampffchiffe aller Art eritreden. Sie fol im Winter 
ftattfinden, wo Schiffe und Schiffsführer meift in ihrer Heimath find. Sie 
wird die Schiffe na ihrer Gattung, ihrem Material, und den eingelnen 
Stufen ihrer Tragfähigkeit unterſcheiden. Schiffögefäße, die nur zu einer Thal 
fahrt beftimmt find, wie Plätten, Wittinnen u. ähnl. gehören nicht zur Auf⸗ 
nahme. Anftände könnte bauptjählih nur die Abgrenzung gegen die See⸗ 
und Küftenfchiffe bieten. Die Aufnahme foll deshalb an den Flußmündunger 


und den maritimen Binnengewäfjern alle Bahrzeuge in fi begreifen, med 


nach den oben unter 11 bezüglidh der Statiftif der Seefchiffe gemachten Be 
merfungen nicht als Seeſchiffe gezählt werden. „Eine beftimmte Grenze zwiſchen 
den Flußſchiffen und den vie Küftengewäller befahrenden Fahrzeugen kann dabei 
zwar nicht allgemein gültig gezogen werden, indeß follen, ſoweit möglich, die 
eigentlichen Flußſchiffe und die fogenannten Küften:, Strand, Watt: ꝛc. Sciift, 
fowte die Fahrzeuge für die Feine CSeefilcherei getrennt nachgewieſen werten. 

Was die jährlic geforderte Statiftil des Güterverfehre auf ven Wafler: 
ftraßen betrifft, fo ift nicht zu verlennen, daß deren Schwierigkeiten unverhält: 
nigmäßig größere find. Nicht an allen Punkten, wo Fahrzeuge ankommen un 
abgehen, oder Güter aus und eingeladen werben, beftehen geeignete Orga 


für Die Vornahme der erforderlichen Aufzeichnungen, und es ift felbftverftänchd, | 


daß die Schiffe allein für den Zwed ftatiftifcher Erhebungen nicht angehalten 
werden dürfen. Es muß deshalb darauf verzichtet werben, ſämmtliche Trank 
porte zu erfaflen. Wohl aber läßt fi eine Reihe flatiftifcher Einzelbilder 
erlangen, welche den zu Waller erfolgenden Binnenverfehr in feinen charalte 
riftifchen Punkten zur Anſchauung bringen und mehr oder weniger umfaſſende 
Schlüſſe auf den Abfluß der Production an die Confumtionsorte und auf tet 
Zufammenftrömen wie die Bertheilung der über die Reichſsgrenzen ans⸗ od 
eingeführten Waaren geftatten. Als ſolche charakteriftifche Punkte find im erfer 
Linie die Haupthafenpläge, die wichtigeren Schleufendurchgänge und die Grem;: 
zollftätten in Betracht gezogen. An diefen Punkten find die Vorbedingunget 
für die Vornahme genügender Ermittelungen vorhanden, und erfolgen in der 
Regel auch bereitd zu anderen Zweden Aufzeichnungen, denen die wünihen 
wertben Angaben zu entnehmen find. 

Der Umfang dieſer Erhebung foll ſich einerfeit auf Gattung, Heimathe 
ſtaat, Herkunfte- bez. Beſtimmungsort und Tragfähigkeit der Fahrzeuge (Schife 
und Flöße), andrerjeits auf Gattung und Gewicht der in den Hafenplägen an* 
und eingeladenen, fowie der durch die Schleufen und fonftigen Durdgange 
ftellen geführten Güter, unter Angabe der Richtung zu Berg oder Thal, beyieber- 
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Bei der Bezeichnung der für jede Fahrt zu erhebenden Gegenſtände iſt 
beſondere Rückſicht auf die für den Rhein geltenden bezüglichen Beſtimmungen 
(Protocol der Gentral-Commiffion für die Rheinſchifffahrt vom 30. Auguſt 
1869) genommen. Die flatiftiichen Berichte der Rheinſchifffahrts⸗Commiffion 
beſtehen feit einer langen Reihe von Jahren und genießen ein verdientes An- 
ſehen. Es fonnte nicht zweckmäßig ericheinen, wejentliche Abweichungen von 
den, ihnen zu Grunde liegenden, international vereinbarten Anordnungen zu 
treffen. Andrerſeits dürfte das, was fich für die wichtigfte und belebtefte Ber: 
lehrsader Deutſchlands genügend und ausführbar gezeigt, auch für die anderen 
Waſſerſtraßen ausführbar und unbevenklih ericheinen. So beruht denn aud 
das für die Aufzeichnungen des Güterverlehrd als Anhalt gegebene Waaren⸗ 
ei mit einigen Erweiterungen auf ven für ven Rhein beftehenven Bor- 

riften. 

Die Natur ded Waſſerverkehrs und die beichränkteren Mittel und Befug⸗ 
nifje der Organe, die ihn notiren follen, machen es unthunlid, dieſes Waaren- 
vergeihnig in genaue Webereinftimmung mit dem oben zu 9. näher be= 
Iprodenen für den Grenzverfehr als Norm angeortneten zu feen, welches 
457 Berfehr8=-Artifel unterfcheivet. Dagegen fällt es faft ganz mit demjenigen 
zuſammen, weldes für den Eifenbabnverkehr, wie oben zu 13. beiprochen, in 
Borihlag gebracht if. Auch ift die Reichhaltigkeit immerhin eine jehr Hohe, 
denn es zählt 145 verfchievene Artikel. 


15. Statiftil der gemeinfhaftlihen Zölle und Steuern des 
Deutſchen Reiches. 


Nah Artikel 35 der Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 16. April 
1871 fteht dem Reich ausfchlieglich die Geſetzgebung über Das gejammte Zoll= 
wein und über die Befteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes 
und Tabafs, des bereiteten Branntweind und Biered und ded aus Rüben oder 
anderen inlänvifchen Erzeugniffen dargeftellten Zuderd und Syrups zu. Nur 
in Bayern, Württemberg und Baden iſt die Befleuerung des inländifcen 
Branntweind und Bieres der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Alle übrigen 
Bundesftanten hat das Gefeg vom 31. Mai 1872 WReichsgeſetzbl. S. 153) 
wegen Erhebung der Braufteuer bezüglich, ver Befteuerung des Biered vom 
1. Januar 1873 ab gleichgeftellt, und dabei auch die in Heflen bis dahin be= 
ſtandene bejondere Bierfteuer zur Aufhebung gebracht. ALS Reichsfteuer befteht 
außerdem im Sinne des Artilel$ 70 der Reichsverfaſſung auf Grund eines 
Geſetzes vom 10. Juni 1869 (Meichsgefegbl- S. 193) die Wechſelſtempelſteuer. 

Das wejentlichfte ftatiftiihe Material über dieſe gemeinfchaftlichen Ein- 
nahmen war bisher in den Zollvereins-Abrechnungen, in den Abrechnungen 
ver norbdeutichen Steuergemeinichaft und in ven Rechnungen des Norddeutſchen 
Bundes enthalten. Seit der Begründung des Reiches ift dafjelbe in ven nad 
Art. 39 der Berfaffung aufzuftellenden Quartal⸗Ertracten und Finalabjchlüffen, 
im Reihshaushalts: Etat (Art. 69) und feinen Anlagen, fowie in ven Rech⸗ 
nungen zu finden, welde durch den Reichskanzler jährlih dem Bundesrathe 
und dem Reichstage zur Entlaftung zu legen find (Art. 72 der Berfaffung). 

Die Commilfton für die weitere Ausbildung der Zollvereinsftatiftit erach⸗ 
tete jedoch eine Erweiterung dieſes Materiald nach verjchiedenen Richtungen 
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für nüglih und der Bundesrath Bat unter dem 7. December 1861 ($ 643 
VII der Protoc. v. 1871) in Gemäßheit des Commiſſionsberichtes vom 24. Mai 

1871 beichlofien: 
I. „Die Einrichtung der Statiſtik der gemeinſchaftlichen Zölle und Eteuem 
des Deutfchen Reiches nach den dem Sommiffionsberichte angehängten 


23 Muftern (mit einigen unmejentlihen Aenterungen), vom Jahre 1872 


ab zu genehmigen, 


2. an die Regierungen von Bayern, Württemberg und Baden, beziehung: 


weile von Heflen das Erfuchen zu richten, von dem gleichen Zeitpuntt 
an ähnlidye Weberfichten über die Beſteuerung des Branntweind mm 
Biered (Malzes) an das Reichslanzler-Amt gelangen zu laſſen; 

3. die Borfchriften über die Anjchreibung des Productiond- und Ben: 
mungsortd tes Salzes in ven fteueramtlichen Regiſtern und Ahferti 
gung&papieren dahin zu erläutern, daß 
a) die im Jahre 1869 zur Fefthaltung der Produltionsorie, beziehungt 

weile rer Probuctiendländer gegebene Borfchrift, nach welcher in den 
Begleitſcheinen über Salz bei ausiändifhem Sal; das Probuctionelant, 

bei inländifchem das Salzwerk oder die Fabrik, wo es gewonnen work 
anzuführen tft, dahin ermeitert werden, daß Die gleiche Angabe aus 

in die Niederlageregifter und Abmeldungen aufzunehmen ift, und 

b) daß, zur Feſtſtellung der inlänpifchen Beftimmungsorte, in die Regike 

über das in den freien Verkehr gefetste Salz allgemein eine Nett 

über den Wohnort des Empfängers des Salzes und, ſoweit mög, 

über den Bezirt aufgenommen werben fol, in welchen pas Sal; u 

den Verbrauch gelangen würde; aud daß die Ausgangsäunter hu: 

ſichtlich des ausgeführten Salzes ähnlich zu verfahren baden” 

Bon den auf diefe Weiſe in Geltung gejetten 23 Muſtern betreffen eig 

das Rechnungsweien im Allgemeinen. Es wird zur Erlangung eines rajchen 
Ueberblids über den Stand der Einnahmen in jevem Monate die Einfendu: 
fortlaufenver Weberfichten über die eingegangenen Einnahmen nad Abzug der 








aufzurechnenden Berwaltungsfoften und Bonificationeu, ſowie über die ange . 


borgten Beträge nad) den monatlichen Kaffenabfchlüffen angeorbnet. ven 
wird die Zollſtatiſtik, welde in der Hauptſache fchon in der Statiflif dei 
Waarenverkehrs (vergl. oben zu 9.) ihre Nachweifung findet, dadurch ergänit. 
daß die gewährten Zollnachläſſe für gemeinjchaftliche und für Rechnung dr 
einzelnen Bundesftaaten, und ebenfo die Zollbegünftigungen aufgeftellt werten. 
welche den Meinhänplern in der Form des eifernen Credits und des Gelt 
credits, ſowie durch Bewilligung von Theilungslagern oder von anveren Lager: 
unter Zollverichluß zugeftanden fint. 

Eingebenrer aber find die Angaben behandelt, welche ſich bezüglich der 
gemeinfchaftlichen Befteuerung von Zuder, Salz, Tabaf und, ſoweit fie befch, 
von Branntwein und Vier, erreichen Laffen. 

Aus ven Einfuhren und Ausfuhren für fih allein ift ein unmittelbar 
Schluß auf ven Verbrauch im Inneren des Zollgebietes nur ber felder 
Artilein zu ziehen, welche wie Kaffee, Reis, Gewürze u. dgl., nur im Ant: 
lande erzeugt werden. Manche derfelben, wie Baumwolle, Farbholz x., lat? 
zugleich einen begrünvdeten Schluß auf die inländiſche intuftrielle Production 2 
Sobald aber neben ven Erzeugniffen des Auslandes die eigenen Bedenpretuit 
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und Induſtrieerzeugniſſe mitwirkend eintreten, wird das Bild Der inneren Pro: 
duction und Confumtion unflar und geht im Mangel einer genügenden ftati- 
ſtiſchen Erklenntniß der Zuſtände der Landwirthichaft, der Induſtrie und des 
inneren Verkehrs leicht ganz verloren. 

Um fo beftimmter muß mit Recht für die wenigen Artifel, für welche 
dur die beftebenden fteuerlihen Einrichtungen genauere Angaben erreihbar find, 
dieſes Hülfsmittel auch vollitändig ausgenutt werben. 

In diefem Sinne jollen deshalb veranlaft werben: 

A. Im Betreff des Zuckers für jede Campagne: 

Erhebungen über die Menge der gewonnenen und verfteuerten Rüben, 
über das Berhältniß der Verwendung von Kaufrüben und über Menge 
und Ertrag der auf den eigenen Gütern der Yabritvermaltungen erzeugten 
Rüben, ebenfo Erhebungen über die Verarbeitung der Rüben in ben 
Fabriten, über die Methode der Saftgewinnung, über die aus den Rüben 
erzielte Füllmaffe und über die aus der legteren dargeftellten Producte, 
inöbefondere über den gewonnenen Robzuder und die Nebenproducte an 
Rübenabfchnitten und Pregrüdftänden, ferner Angaben über die Dauer 
der Campagne, die Zahl der mährend verfelben nöthig gemorbenen 
12ftündigen Arbeitöfchichten und über die aufgeftellten Dampfmaſchinen, 
endlich noh Zufammenftellungen der Produktion der Ein und Ausfuhr 
und des Verbrauch der verſchiedenen Zuderproducte. 

Außerdem find Meittbeilungen über die Production von Stärkezuder 
nach dem Kalenderjahre zu geben. 

B Bezüglich des Salzes fol, ermöglicht durch Die oben angegebenen Bundes⸗ 
rathsbeſchlüſſe, nach Kalenderjahren die Art und enge des von den 
einzelnen inländifhen Salzwerten erzeugten und abgefegten, ferner die 
Art und Menge des in den freien Verkehr getretenen, aljo verbrauchten, 
inländifchen uud ausländiicen, fowie die Menge des and dem Yollgebiet 
ausgeführten Salzes zur Darftellung gebracht werben, je unterſchieden nach 
den Orten der Production und Beftenerung ; endlich die Art und Menge, 
ſowie die Verwendung des auf gemeinfchaftliche oder auf privative Rech 
nung abgabefrei verabfolgten Salzes. 

C. Ueber den Tabak follen fi die nah Erntejahren (vom 1. Juli bis 
30. Juni) aufzuftellenden Ueberſichten auf die Zahl der Tabatpflanzer 
und die Größe der mit Tabak bepflanzten Flächen, je mit Unterſcheidung 
der auf die Grundſtücke von fteuerpflidtigem und von fteuerfreiem (unter 
6 TRuth. rhl. großem) Umfange entfallenden Ziffern beziehen; ebenfo 
follen fie den Ernteertrag, den mittlen Preis der Blätter und Einfuhr 
und Ausfuhr an Robftoff und an den verjchiedenen Tabakfabrikaten an- 
geben, fo daß fich nicht allein ver Tabalsbau, ſondern auch der Tabad- 
verbraud im Zollgebiete überjehen läßt. 

D. Ueber den Branntwein haben die Nachweiſungen die Zahl der vorban- 
denen Brennereien in der Stabt und auf dem Lande, die Zahl ver im 
Betrieb befindlichen Brennereien mit Unterſcheidung der landwirthſchaft⸗ 
lichen und der fonftigen, ſowie die verſchiedenen Betriebseinrichtungen und 
die Urt der verwendeten Materialien, auch vie Höhe der von jeber 
entrichteten Abgabe, endlich bie Wengen der verwendeten verſchiedenen 
Materialien nach SKalenderjahren zur Anfchauung zu bringen. 
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Wo mit der Brennerei zugleich die Preßhefenfabrication verbunden if, 
wird dies zur Bermerkung fommen. 

E. Betreffö des Bieres foll die Zahl der Brauereien in den Stäbten und 
auf dem Lande nachgewieſen werden, ſodann die Zahl der im Betriek 
befindlichen mit der Unterſcheidung, ob fie oberjähriges ober unterjähriges 
Bier bereitet haben, ebenſo die der gewerblichen und nicht gewerblichen 
der nicht firirten und der fixirten, auch mit Unterfchetbung je nach ber 
Höhe der bezahlten Abgaben. ‘Dabei follen aud die Mengen des cher: 
und unterjährigen Biere ihren Ausdrud finden und die Eifigbraueree 
berlicfichtigt werben. 

Diefe Anordnungen haben jedoch inzwifchen gemäß des gedachten Ge: 
fege8 vom 31. Mat 1872 eine Erweiterung dahin erfahren, daß am 
die ftattgebabte Verwendung der verjchtevenen Brauftoffe und deren Ver⸗ 
(beilung unter die einzelnen mehr orer weniger Bier fabricirenden Brauereu 
anzugeben, auch zu zeigen ift, in welchem Verhältniß bie neue Form der 
Braufteuerhebung, die Bermahlungsfteuer, fi) gegenüber ven älteren 
Formen der Brananzeige und der Fıration der Steuer’ entwidelt. 

Der einbeitlihe Plan und die durch die Steuerbehörben verbürgte glas: 
mäßige Durchführung- diefer ziemlich manntgfaltigen Steuerftatiftit fichert ihr 
mancherlei intereffante Ergebniffe. Dabei iſt gewünſcht und durch eine Anleitmy 
erleichtert, daß die Localbehörden die Nachweiſungen durch weitere Mittbeilungen 
über die Productions-, Fabrications- und Abſatzverhältniſſe der betreffenden Ge 
werbe und Iandwirthichaftlichen Betriebszweige begleiten. Namentlich würden x 
über Bau von Rüben, Kartoffeln, Hopfen, über die Ernterefultate deſſelben, ie 
wie der Gerfte, des Weizens u. |. w., über Fortſchritte und weſentliche Ber: 
befferungen in dem Betriebe und der Technik, über die Preife und Comcmen;- 
verbältnifie der Fabrikate zu berichten und fich insbeſondere auch über vw 
Detailpreife und die Verbreitungsbezirfe des Salzes, dann über Das Ereditmeden, 
über etwaigen Mißbrauch der zugeftandenen Abgabenfreiheit oder der Ausfuhner 
gitung ‚ endlich über die Rückwirkung der betreffenden Induſtriezweige auf die 

andwirtbichaft und bie focialen Zuftände des Bezirkes fo weit zu äußern habe. 
daß aus dem Zufammenfliegen diefer Nachrichten ein Bild der wichtigfien ar 
ſchlagenden Beziehungen für das ganze Reich gewonnen werden kann. 


16. Statiftif der Organifation und Geihäftsftatiftif der Zoll: 
und Steuerverwaltung. 


Die Anfänge einer Organifationsftatiftit der Zoll: und Gteuerwerwaltm; 
find durch die amtlichen Verzeichniſſe gemacht, welde zum Gebraude ver 
Beamten und der Handeltreibenden die Befugniffe der einzelnen Haupt und 
Unterämter zur Weberfiht bringen. Es geſchieht dies nad vier Richtungen: 
in Bezug auf den Begleitſcheinverlehr mit ausländischen Gegenſtänden; in & 
zug auf den Begleiticgeinverfehr mit Salz; in Bezug auf den Eifenbafwerleht: 


und in Bezug auf den übergangsabgabenpflichtigen Verkehr. 


Um dem unmittelbaren praktiſchen Bedürfniſſe um fo mehr Gerüge m 
leiften, hat der Bundesrath auf ven Antrag ber Bollvereins-Commifjier 
($. 643, VHI 1. der Brotocolle von 1871) zunächft beichlofien: 
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„ein alphabetiſches Regifter über die im Jahre 1871 zur Bertheilung ge- 
fommenen vier Berzeichniffe der einzelnen Aemter im Zollverein nad ihren 
verſchiedenen Befugniſſen berftellen zu laſſen.“ 

Fernere Beichlüffe aber ordnen, als eine erhebliche Erweiterung bes bis⸗ 
ber Belanntgewordenen, 

„nie Herftellimg einer Nachweiſung über die Drganifation der Zölle und 

Steuern des Deutfchen Reiches, zunächſt nad dem Stande am Schluffe des 

Jahres 1872,” an, und 

„eine fortlaufende, mit dem Jahre 1872 beginnende, alljährlich abzufchließende 

Geſchäftsſtatiſtik ver Zol- und Steuerverwaltung des Deutichen Reiches“, 
beides nach Anhalt der im Commiffionsberichte vom 16. Auguft 1871 auf- 
geftellten Grundfäge. 

Erftere Nachweiſung wird deshalb topographiihe Mittheilungen über 
Flächeninhalt und Einwohnerzahl ver Hauptamtsbezirfe, über bie Grenzen 
gegen das Ausland und gegen ſolche Bundesftaaten, mit welchen übergange- 
fteuerpflichtiger Verkehr befteht, umfaſſen, ferner einen Nachweis ver Zahl der 
den einzelnen Hauptämtern untergeorbneten Amtöftellen und endlich einen Nad- 
weis des Beftandes des Dienftperfonaled in den einzelnen Hauptamtsbezirken 
mit ſCterſcheidung des Hebe⸗ und Abfertigungsdienſtes und des Aufſichts⸗ 
dienſtes. 

Die fortlaufende jährliche Geſchäftsſtatiſtik dagegen iſt unter Berück⸗ 
ſichtigung, aber unter erheblicher Vereinfachung und Kürzung, der für Preußen 
ſchon länger beſtehenden Vorſchriften angeordnet. Die Directivbehörden liefern 
der Centralſtelle zum Behufe der Aufſtellung die erferderlichen Angaben über 
die Abfertigungen der Waaren⸗Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr. Sie weiſen 
alſo insbejondere die Abfertigungen im Anfageverfahren, mit Begleitzetteln, 
mit Begleiticheinen I und II, auf Nieverlagen, zum Eingang in den freien 
Verkehr, zum Ausgang, aus dem Inland durch das Ausland nach dem In⸗ 
lande, und die Abfertigungen im Grenzbezirke nad. 

Die Anordnung bezwedt vie ftatiftiihe Verwertbung eines den betreffenden 
Behörden ohnedies vorliegenden, deshalb Leicht zugänglichen und ohne große 
Mühe zu fammelnden Material, deſſen Kenntniß nicht allein für die Be- 
urtheifung von Organifationsfragen von Werth ift, fondern auch weitere Ein- 
blide in die wechſelnde Geftaltung des Verkehrs zu liefern verfpricht. 


17. Statiftil der Straffälle in Bezug auf die Zölle und Steuern 
‘ bes Deutfhen Reiches. 


Dezüglih der Straffälle in Bezug auf die Zölle und Steuern, deren 
Statiſtik ſich ſachgemäß ver Geſchäftsſtatiſtitk der Hauptzoll- und Steuerämter 
anreiht, wurde bisher durch das Centralbiireau jedes 3. Jahr eine Heberficht 
ver Zollftraffälle herausgegeben, welche ven gefammten, fehr verfchiebenartigen 
Stoff für jedes einzelne Hauptamt in einer einzigen, jehr ausgedehnten Tabelle 
nachwies. 

Die Zollvereins- Commiſſion bat in ihrem bezüglichen Berichte vom 
26. Mai 1871 vorgefchlagen, nicht allein vie Zolftraffälle, fondern zugleich 
auch diejenigen Fälle aufzunehmen, welche mit den ‘anderen Steuern des 
Deutichen Reiches in Bezug ftehen. Sie beantragte ferner, diefe Nachweiſungen 
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jährlich zu Liefern, aber die Veröffentlichung auf die Bundesſtaaten und Dire- 
tivbezirke zu beichränten, von den Angaben für jedes einzelne Hauptamt dagegen 
abzujehen. Der gejammte Stoff foll dabei in eine Nachweiſung bes Proc 
ſtandes, eine Nachweifung der als Gegenſtände von Zolldefrande umd Contre 
bande mit Befchlag belegten Waaren, eine fernere der wichtigeren Borkommnifk 
beun Orenzauffichtspienfte, endlich in eine Nachweifung der Ergebniffe ver er: 
ledigten Zoll- und Steuerprocefie zerfallen. Dabei follen erläuternd vie Com; 
petenzverhältniffe binfichtlich der Zoll- und Steuercontraventionen zwiſchen teı 
orbentlihen und Adminiſtrativjuſtiz, die Wirkungen ber Eartellverträge u. tgl 
befprochen werben. 

Die betrefienden Beitimmungen bat der Bundesrath ($. 643, IX kn 
Protocolle der Seffion von 1871) unter unerheblichen Aenderungen mit der 
Wirkung genehmigt, 

„daß nach Maßgabe derſelben zuerft für Das Jahr 1872 die Straiflatiit 
aufzuftellen iſt.“ 
Zugleih hat er an die Regierungen von Bayern, Württemberg und Baden, 
bez. von Heflen, das Erſuchen gerichtet, vom gleihen Zeitpunkt au geeignet 
Nachweifungen über die Webertretungen der Lanveögefege wegen Beltenerun 
des Branntweins und Bieres fertigen und zur Einreihung in die zu veröffent 
lichenden Ueberſichten an das Reichslanzleramt gelangen laſſen zu wollen. 


18. Die Gründung und Erridtung einer Heihsbehörve für die 
Deutfhe Statiftif. 


Die lange Reihenfolge der Anordnungen, welche nad) den vorhergehende 
Nummern Seitens des Bundesrathes für die Löſung der wichtigften ſtatiſtiſcher 
Aufgaben des Reiches getroffen worden find, ſchließt ab mit der Schöpfun 
des unentbehrlihen Centralorganes für die Bearbeitung Die Erhebungen 
jollen theils von den Regierungen der Einzelſtaaten, theils von den eigene: 
Behörven des Reiches bei dieſer ftatiftiihen Eentralftelle zufammenlaufen ze 
jollen von viefer geprüft, bearbeitet und fchließlich veröffentlicht werben. 

Im Anſchluß an die Vorſchläge ver Bollveremd-Commilfion in er: 
Berichte vom 26. Mai 1871 hat der Bundesrath (8. 643, X. der Protock 
von 1871) in diefer Beziehung beichlofien: 

„Daß ein zugleih das Centralbüreau des Zollvereins erſetzendes ſtatiſtiſcher 
Gentralorgan für das Deutihe Reich zur techniſchen und wiſſenſchafiliche 
Berarbeitung des einlaufenvden Materials und zur Begutachtung ſtatiſtiſche: 
Tragen ind Leben gerufen und zu dem Behufe der Herr Reichékanzler er 
ſucht werden möge, nähere Vorichläge über die Einrichtung dieſes Organ 
an den Bundesrath gelangen zu laſſen, auch eine Erigenz über bie hiertur 
erwachſenden Koſten zur verfaſſungsmäßigen Verabſchiedung bringen ;: 
wollen.“ 

Dieſem Beſchluſſe zu Folge iſt ein Organiſations⸗Plan für eine dar 
Reichskanzler⸗Amte unmittelbar untergeoronete ftatiftifche Centralbehörde cat: 
worfen, nah 8. 57 der Protocolle der Seffion von 1871/72 vem Buntd- 
rathe genehmigt und auf Bewilligung des Reichstages der entſprechende Eis 
in dem Geſetze vom 20. Juni 1872 (Heichögefeßbl. für 1872 Seite 2u6 
feftgeftellt worden. ferner ift unter dem 23. Juni 1872 eine Geſchäftb 
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Inſtruktion für die neue Behörde ergangen. Am 21. Juli 1872 ift letzlere 
als „Katferliches Stariftiiches Amt’ ins Leben getreten. 

Indeß ift die Organifation deſſelben noch nicht vollftändig beendet und 
wir glauben ein nähere® Eingehen auf den Geranfen und die Befugnifie 
vefielben um fo mehr einer fpäteren zufammenfaffenden Darftellung vorbehalten 
zu ſollen, als vie einzelnen Gegenſtände feiner Thätigkeit in Borftehendem 
bereits ausführliche Beiprehung gefunden haben. 


Der internationale ftatiftifhe Congreß, insbefondere feine 
VII. Seffion zu St. Petersburg. 


Unter ven Ereigniſſen, welde im Jahre 1872 die Statiftit des Deutfchen 
Reiches näher berührt haben, bleibt und noch übrig, der Verhandlungen bes 
internationalen ftatiftifhen Congrefjes zu St. Petersburg Erwähnung zu thun. 

Die ftatiftifchen Congreſſe find and Berabredungen hervorragender Statiftifer 
wie Quetelet, Yarr, Porter, Dupin, Bifihers auf der erften Londoner All- 
gemeinen Induftrie-Ausftellung vom Jahre 1852 hervorgegangen. Angeregt 
war bie Idee bereit8 vorber in Deutſchland feit mindeſtens 1846 dur Frh. 
v. Reden und Fallati. 1822 waren bier die Wanderverfammlungen Deutſcher 
Naturforfcher, 1837 die der Deutfchen Land- und Forftwirthe begründet und 
ſeitdem in regelmäßiger, lebendiger und anerfannter Wirffamfeit erhalten 
worden; 1846 1rat ihnen die Germaniften-Berfammlung zur Seite, und an 
diefe Juchte Fallati, von Schubert unterftügt, fei es als Section over mehr 
jelöftftändig, Zuſammenkünfte der Statiftiter anzufchliegen. Aber feine wie 
v. Redens Beitrebungen hatten mehr die nationale Statiftif im Auge 1852 
brach die internationale Ausflellung und das überrafhende Zufammenftrömen 
der verfchiebenften Fachgenoffen durch die inzwiſchen außerordentlich verbefierten 
Berfehrämittel auch dem Gedanken internationaler ftatiftifher Berfammlungen 


n. 

Belgien hatte fi) damals durch die erfte rarionelle Volkszählung von 
1846 das Recht erworben, an der Spitze der europäiſchen Statiftil zu ftehen. 
Es gebot über Kräfte wie Quetelet, Viſſchers, Heufchling, Ducpetiaur, Lentz. 
Seine ftatiftifhe Central-Eommiffion faßte den Gedanken eines ftatiftifchen 
Congreſſes für den Zweck der Ausbreitung gleichinäßiger vergleichbarer 
Ratiftifcher Erhebungen lebhaft auf und fand bei ihrer Regierung volle Unter- 
fügung. Schon 1853 wurde der erfte internationale ſtatiſtiſche Congreß nach 
Drüffel berufen. Die Einladungen ergingen theil® von der Regierung an 
die auswärtigen Regierungen unter ver Bitte, ihre amtliche Statiftif vertreten 
laſſen zu wollen, theils von ven Orgamifatoren an Tachgenofjen und Freunde 
der Statiftif in weiter Auswahl. Dieſen gemiſchten Charakter haben die Eon- 
greſſe behalten. 

Der Erfolg ‚des Brüffeler Congreſſes übertraf weit die Erwartungen. 
Ueberall, auch bei anfänglich Widerftrebenden und Bedenklichen, herrſchte die 
größte Befriedigung. 

So berichtete z. B. Dieterict, der damalige Leiter des Preußifchen 
ftatiftifchen Vüreans, der bezüglich feiner Vollmacht ausdrücklich gewünfcht 
batte, durch feine Aeußerungen feine Regierung nicht binden zu Dürfen, nad 

v. Holzendorff, Jahrbuch II. 20 
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vem Brüffeler Congreffe an letztere: „Im Allgemeinen Habe ich doch vie 
Ueberzeugung, daß die Zufammenberufung des Congreſſes, wie wenig ih da⸗ 
von vorher erwartete, eine wichtige Erfcheinung gewejen ift, und von guten 
Folgen fein wird. Das ethiihe Bewußtſein von den Fortſchritten der Böll, 
ja der Menfchheit, durch Wohlftand und in fittlicher Richtung, das Princh 
einer eblen Humanität, war das vorherrſchende in der Berfammlung, wie ver: 
ſchieden die Mitglieder nah Baterland, Religion, perfönlicher Stellung im 
Seben auch fein mochten. Männer aus allen Gegenden Europa’s, die fih in 
ſolchen Beftrebungen zufammenfinden, führen unbewußt, glaube id, die Bildum 
und Entwidelung des Menſchengeſchlechtes weiter.” 

Jedenfalls war die Wiederkehr des Congreffeß gefihert. Die 2. Sikm; 
fand 1855 zu Paris, die 3. 1857 zu Wien, die 4. 1860 zu London, vie. 
1863 zu Berlin, die 6. 1866 zu Florenz, bie 7. 1869 im Haag ſtatt; vie 
Peteröburger des Jahres 1872 war die 8. 

Allen blieb ein beſonders folenner Charakter gemeinfam. Die Regierung bi 
Staates, in deſſen Gebiete die Berfammlung des Congreſſes ſtattfinden follte, war 
e3 jedesmal jelbft, welche die Organifation in die Hand nahm. Im der Rege 
wurde für diefen Zwed eine aus hohen Würdenträgern und ven Leitern br 
amtlichen Statiſtik des fraglichen Staates zufammengejegte Commiffion beruis, 
welde dad Programm der Verhandlungen und die Lifte ter Einzuladender 
jeftftiellte. Die Thätigleit des Congreſſes pflegte auf mehrere Wochen bemeile 
zu werben. Alle Veranftaltungen wurben fo getroffen, daß das mit folde 
Kräften Unternommene auch mit Würbe und Bedeutung in die äufere Er 
ſcheinung trat. Die Regierungen der großen wie der Fleinen Staaten mt: 
ſprachen bereitwillig der Aufforderung. Sie ordneten ihre ftatifttfchen Hab: 
männer meift auf Staatskoſten und oft in größerer Anzahl zu den Beratkur 
gen ab. Durch zahlreiche, freiwillig fi) betheiligende Gelehrte, Beamte un 
andere Freunde der Statiftif vermehrt, fand ſich ftets eine fehr anfehnlik 
Berfammlung zufammen, zu deren Borfig fi mehrmals Mitglieder des te 
leitenden Staat regierenden Fürftenbaufes bereit finden ließen. 

Die Zahl der Theilnehmer, einfchlieglih der fogenannten Adhaͤrirenden 
die fich, ohne anweſend zu fein, betheiligten, betrug in Brüffel 235, in Pant 
367, in Wien 590, in Lonbon 586, in Berlin 645, Florenz 751, Haag 5%. 
Peter@burg 706; darunter Fremde in Brüffel 123, Paris 137, Wien 13, 
Yondon 81, Berlin 176, Florenz 85, Hang 162, Peteröburg 195. 

Feſtſtellungen über die Organifation des Congreſſes find erſt n © 
segten Seffion beftimmter zur Sormulirung gefommen, ſelbſt ein Regleme: 
über die Art der Congreßverhandlungen überlieferte fih nur in wenigen ol: 
gemeinen Umriffen von Cejfion zu Seffion. Niemand darf ohne Emmik 
farte an den Sitzungen Theil nehmen. Das proviforifhe Büreau mid uf 
der Vorbereitungs-Commiffion gewählt. Die Berfammlung ernennt im Ber 
ihrer Sigungen das definitive Büreau und beichließt über die Geſchäftsordnurz 
Sie theilt fih in Sectionen zur Prüfung der einzelnen Theile des Programme 
Jede Section ernennt ihr Büreau und wählt einen oder mehrere Berichrerfiat:t 
für die Vorlegung ihrer Arbeiten an die allgemeine Verfammlung. Die & 
richte müffen von der Section gutgebeißen werben, und fdhriftlih an if 
Secretariat des Congreſſes gelangen. Der Präfivent des Congrefies fett = 
Mebereinftimmung mit dem Büreau die Tagesordnung feft. Die Abſtimmunge⸗ 
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erfolgen nady Stimmenmehrheit der Anweſenden. In der Regel werben bie 
Berhandlungen in der Landesſprache oder franzöftih geführt; für eine refu- 
mirende Uebertragung in dieſe, ſowohl beim Vortrag al8 zum Protocol, muß 
Jeder forgen, der ſich einer Sprache bedient, die nicht in genügenver Allgemein- ' 
beit verftanden wird. Weber die Verhandlungen der Sectionen wie des Ge- 
fammt-Congrefies führt das Bürenu in den Hauptiprachen Protocol, außerdem 
werden für bie vollfländige Wiedergabe des Wortlaute8 Stenographen zu- 
en. 

° Die Beröffentlihungen, die fih aus dem Gejchäftsbetrieb des Congreffes 
ergaben, bilden ſchon eine erheblihde Sammlung !). Drei verſchiedene Arten 
von Publicationen wurden für jede ber periobiichen Seffionen nothwendiges 
Erforderniß: ein vorläufiger Bericht der Vorbereitungs⸗Commiſſion über 
die Gegenſtände, welche auf die Tagedordnung gebracht werden follen; viefer 
Beriht wurde in der Kegel dem officiell Eingeladenen vorher zur Aeußerung 
mitgetheilt; das Programm felbft; und ber fchliegliche Rechenſchaftsbericht 
über die Ergebniffe der Congreß-Verhandlungen. 

Diefe Rechenfchaftöberichte enthalten in der Regel ein Verzeichniß der 
Perfonen, welche am Congreffe Theil genommen haben; ferner Berichte der 
officiellen Abgeordneten über den Zuftand der Statiftif in dem Lande, das fie 
vertreten; bie Berichte der Sectionen über die Gegenſtände bes Programmes; 
die Verhandlungen über biefe Sectionsberichte in der allgemeinen Berfammlung 
nach der ftenographifhen Aufzeichnung, zum Theil auch die Berhandlungen 
der Sectionen ſelbſt; ebenſo die gefaßten Beſchlüſſe; endlich das Ve. ichniß der 
dem Congrefje übergebenen Werte; und als Anhang verfchievene Abhandlngen, 
Monographieen oder mehr oder weniger jpecielle Berichte über die Gegen, aͤnde 
der Tagesordnung. | 

Daneben beftehen bereit3 zwei anjehnliche Generalberichte, welche vie 
Arbeiten der verfchievenen Seffionen des Congreſſes zufammenfaffen und in 
überfichtlicher Weile, nach Materien georbnet, die in den verſchiedenen Sefftonen 
gefaßten Beſchlüſſe gegenüberftellen. ‘Der eine, Compte-rendu general des 
travaux du congrös international de statistique, für die GSeffionen zu 
Brüfſel, Baris, Wien und London bearbeitet von Dr. Engel, Berlin 1863, 
der andere, für bie erften 7 Sectionen bearbeitet von P. v. Semenow, Peters- 
burg 1872. 

ß Die Berichte der officiellen Vertreter über die Lage der Statiſtik und 
bie Liſten der dem Congreſſe übergebenen Werke find wichtige und kaum zu 
erfegende Quellen namentlih für die Kenntniß der ftatiftifchen Literatur. 
Selbft bezüglich der officiellen ftatiftiichen Publicationen deutſcher Staaten ſind 
wir genöthigt, darauf zurüdzugreifen, wie fchon im vorigen Jahrgange bes 
Jahrbuche® S. 532 näher begründet wurbe. 

Was die eigenen Arbeiten des Congreſſes betrifft, jo giebt es kaum irgend 
eine der politiſchen und focialen Aufgaben ver Statiftit, deren Ziele und 
Hülfsmittel nicht zur Discufflon und methodiſchen Klarftellung gelommen wären. 

Wer allein den letztgedachten Generalberiht über vie gefaßten Beſchlüſſe 
überblidtt, wird fih nicht nur von der Reichhaltigkeit dieſer Thätigkeit, ſondern 

!) Bergl. den im erften Jahrgange S. 532 gedachten Katalog der Bibliothek bes 
Preußifchen flatiftifhen Büreaus ©. 402. 
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auh davon überzeugen, daß nicht leicht irgend eine ver ähnlichen Berjamm: 
lungen von Fachmännern in fo foftematifcher und lediglich auf ihren Zwed x: 
richteten Weife zu Werke gegangen if. Dan kann über die Nichtigkeit und 
Ausführbarkeit der dargelegten Theorieen, der Vorfchläge und der Beſchlüſſe 
jtreiten, und Vieles gewiß mit Recht bemängeln, aber man wird fi dem Eu: 
drucke nicht entziehen können, daß eine fo abftracte, aller materiellen Regmitte 
baare Angelegenheit, wie die Methode der Statiftit und die Sorge für ihr 
internationale Uebereinftimmung, mit unmwandelbar wiſſenſchaftlichem Erf 
aufgefagt worden ift, und daß man bei der Behandlung niemals an der Phralt 
Genüge gefunden bat, jondern jeberzeit bis zur ftrengen, jcharfen Formulirunz 
der vorfchwebenden Idee, und der Wege, auf denen man diefelbe ins Leben x 
führen beabfichtigte, vorgedrungen ifl. | 

Die Spitematifirung und Schematifirung der ftatiftifch wichtigen Cr: 
fheinungen und die Fiften- und Tabellenformulare für die Erhebung und 3a: 
jammenftellung berfelben ſpielen deshalb eine fo große und fait ausſchließlich 
Rolle in den Berichten über die Berbandlungen, daß diefe ſchwerlich fi: 
jemand Anderen als den Fachmann irgend genießbar jind. Für dieſen akt 
erweifen fte fi in der That überreih an Anbaltspunften und Rathſchläge. 
wenn er jeine Gedanken über eine ver Tragen feiner praktiſchen over theoretilta 
Thätigkeit orbnen und ſich vergewiffern will, daß ihm nicht wefentlihe &- 
jicht8punfte entgangen, oder weniger Erhebliches in den Vordergrund getretm 

WIN man einem Statiftiler geftatten, auf feine Weife die Thätigleit ir 
verfchiedenen Selftonen des Congreſſes überfihtlih und m Kürze zu dan 
terifiven, jo glaubt er dies bei dem bändereichen Materinl am einfachiten dar 
die ſynoptiſche Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe in den General-Rapporten ©: 
möglichen zu können. Es läßt fi darnach jede der behandelten Yyraga ı 
ſyſtematiſcher Ordnung vorführen, und bei jeder zeigen, welchen Umfang da 
Wortlaut der von jeder Seſſion über diefelbe gefaßten Beichläffe hat. Nas 
einem folhen Mafftabe vermag gewiß niemand die Bedeutung der einyeln: 
Beihlüffe und der ihnen gewidmeten Anftrengung zu ermeſſen, aber in ®: 
Hauptſache ergiebt fi ſchon daraus ein Bild, daß erfichtlich wird, auf welk 
Tragen die einzelnen Seffionen . ihre Thätigkeit nicht erftreddt haben. Amr 
man alfo die in nachſtehender Ueberficht gebrauchte Einheit als den Aut: 
eines Beichluffes von etwa 100 Worten an, jo wird man ſehr äußerlich, ai 
doch für den Zweck genügend erſehen, weldhe Themata den Congreß überhu:: 
beichäftigten, und wie fich die Arbeit der einzelnen Seſſionen auf die befonder: 
Tragen vertheilte. 

Die Zahlen fpiegeln die Wirklichkeit der Vorgänge ziemlich richtig 2 
Bei der erften Zuſammenkunft in Brüffel wurden vie Yragen der Etart: 
in fehr großer Zahl zunächſt angeregt, in den nächſten Seffionen kamen vırı 
auf diefe Anregung bin in den am meiften vorbereiteten Gebieten umfalle:: 
Syſteme ver Erhebungsgegenftände und entiprechende Formulare zur Barlız 
und Oenehmigung; fo in Paris: über die Statifiil der großen Städte, T 
öffentlichen Würforge, der verichiedenen Arten des Transporweſens, ver Zeit 
urfahen, Krankheiten und Unfälle, der Landwirthſchaft und des Gefängmt 
weſens; in Wien: die Beziehungen des Terrains, der Gefteine, der Flora D= 
Fauna, ferner des Schulwelend, die Sanitätdanftalten, die Induftriefart: 
und die Sinanzftatiftil. Seitdem haben fidy die Bejchlüffe um weiteren Ant 


(33) Die Arbeiten des ftatiftiihen Congreſſes. 


= 
> 
De) 








| | ı & 
Berhanblungsgegenftlände bes internatio- 3 2 8'558. 5 8 E: 
nalen ftatiftifchen Congrefies. * 28 5; 08 > E 
8 ? Er = '& 
Theoretiſche und allgemeine | | | | 
tatiſtik. | Ä | | 
Ehcsrie und Cechain der Batifi. | | — I 
Ugemein oh . — | -| -|-!- — 1 — 
Grapbifhe Methode unb Kartographie. — -|1|l-|-—-,-)11i3 
Hebereinftiimmung ber Terminologie . — | —-I|-1-|-;, 11 — 
Verallgemeinerung des ſtatiſt. Unterrichts. — — — | - — — | 1, — 
2. Organifation der Statifik. | ' 
Algemeine Grundfäge für die Organifation | BE 
der amtlihen Statiſtik; Central-Com- | 
miffton, Verfahren ſolcher atiftüicer Dr | | | ' 
gan . 5, 1 | | ı 2 7 
Statiſtiſche Veröffentlichun en. 1 il - 


ID m 
| 
lol 
Nu 
w— 
lv 
u 


Mittheilung und Austauf derſeiben 


| 

3. Organifation der Arbeilen des Congreſſes. | 
Leihläffe in Betreff der Organifation, des | 
Reglement® und der Arbeiten der Tpätern 
Seſſionen, vorübergehende Beſtimmungen. 1 
Plan der internationalen Statiflit . 


Praßtife, ſpecielle Htatifik. 


1. Territorium und Hatur des Landes. 
Kortographifche Erhebungen in ihrer Be- 
ziehung zum Catafter und zum @igen- 
tbumswedhlel . 
Subrograpbie; fatiftifche Beyichungen bes 
Zerraing . 
Tögl. der Gefteine ber Blora und Sauna 
Meteorologie . 


2. Wohupläße. 
Statiftif der großen Stäbte 


3. Sevölkerung. 
Kllgemeine Sottegäblungen, zu fammelnbe 
Angaben, Art der Zählung . . 
tebenfragen zur allgemeinen periodiſchen 
Voltszaͤhlung für das Gelammabitb . 
—— Regiſter 
kwegung der Bevölkerung 
Sterblichteit8- Tafeln . oo. 
uswanderung - 
runblagen einer etbnograpbifchen Statifit. 


4. Gefundheit, Krankenpflege. 
tatiſtik ber geographiſchen Einftäffe auf bie 
Geſundheit 
odeſsurſachen. 
pidemieen - 


| 





— — — — —— — — 


» 
dub 
| 
= 
| 
N 
© 


RR | a 
= 1 | 
| I 18 
a eh 
Io 
vo | 
sell I 1 
I 1 


lm cn | 
IilesIie 
siltllı 


5 
oo 
ıE- 


III 
III Il 
1111141 
|l-wIl 
J60 en 


— — — —— — 


— — — — — — 


Hu 
u 
nu 
ılı 
Eu 
IR 








310 Die Statiftil bes Deutichen Reichs (341 





Berbandlungsgegenftände bes internatio- 


Wien. 





Geifteöfrankheiten . » > 2 222. | 

Kranlenanftalten a 

Militärkrantenweien . . .,-1-'W 

Bergleihung der Geſundheit und der Sterb- | 
Lei zwiſchen Eivil- und Militärbendl- | 


untattehacnit auf dem Berfehrsanftalten, i in! | 
den Fabriken, in den Bergwerten und 
Hütten . . 2 — | 20 


| 
5. Grundeigenthum. | | 
Allgemeine Beſchlüſſe, Vertheilung und 
röße der Beligungen . . . | 
Beichafienbeit des Grunbei enthumg . 
Wesel beffelen, Raufpreile und Berfäul- | 
| 


Fe 
nalen ftatiftiihen Congreſſes. | B 8 | 


ol 
| 


I» 


ll 
co 
17-7 

| 


bung 
Satafter ren 
Gebäude . . . oo. | 


6. Pandmicthfänft ı und Biehngi 


Landwirthſchaftliche Erhebungen. Zu fam- | 


melnde Angaben, Art der Ermittelung. ! | 7113! 


Vaud 2) 
ol. © 


— nn rt — — 


| 
II» 


oJ 


7. Siſcherei. 
Statiſtik der Fiſcherei 
8. Bergwerke und hütten. 
Allgemeine Beſchlüfſe 
I. Induſtrie. 
Allgemeine Statiſtik der Gewerbe 
Specielle Statiſtik der Imbuftrie . 


10. Production und Confumtion. | -- 1 — 
| 
| 
| 
J 


| 


— — — — — — — — 





11. Arbeitende Klaſſen; Preiſe und Löhne. 


Allgemeine Beſchlüſſe 
Wirthſchaftsbudgets der arbeitenben ciajen 
Preiſe und Löhne . . . 


12. Sürforge. 
Statiftil des Syſtems unb ber Einrichtung 
ber Fürſorge, Hülfskafſen oo. 
13. Münze, Maß und Gewidt. 


Uebereinftiimmung ber Runzen, Raße und 
ewichte 





14. Handel. iu 
Allgemeine Senfehungen . 
Auswärtiger Handel . Fe 
15. Eransporiwejen, aaiffehr. Ä 


Landftraßen . 
Eifenbahnen . 





(35) Die Arbeiten bes ftatiftifchen Gongrefies. 311 








Verhandlungsgegenſtände des internatio⸗ 
nalen ſtatiſtiſchen Congreſſes. 








Waſſerſraßen. 1— 
Seeſchifffahrt ... 4 
ideas LIT IT 
16. Sank- und Eredit- Ietime. 
auiengefelfhaften 0 
Bankfiatiſtik. 
Grunderedit . . 
Girenlation von Banknoten und Bapiergelb. 
17. Verfiherungswefen. 
Statiftit der Berfiherungen 
18. Wohfthätigkeit und Armenwefen. 
Son F Hey 2. oo... 
orläu ge gungen . 
Hülflofe 
| 
| 
| 





lau 
Id 





|Ieo 
Il 


F 
| II 0 
1 > Del 
I te Ile be 
Era I Zr BE Ze ——— 
ET 


19, Oeffentlicher Anterei, Wifenfipaften und 


Schulanftalten und öffentlicher Unterridt . 

Beſondere Unterrichts-Anflalten für Die 
ſchönen Künfte — 

Archive, Sitten umnb wiffenfänflice 
Mufen . 

Sunftmufeen 

Statiftil der Lieratur 


20. Rechtspflege. 


Allgemeine Seflepungen: und Sufig-Drga- 
nifation 1 

Criminafredht&pflege 

u ber Brocf- und Banbelöreihts- 
p — 


21. Gefänguife um yaltıtocien 
Statiftil der Strafanfiatten 
Proftitution.. . - . 


22. Armee und Flotte. 
Allgemeine Statiftit der Land⸗ und Se- 


macht oo... — 
Specielle Statiftit ber Marie ... .!L 


= 


Bu 
Ih 
|| 


o | 


27 


23. Finanzen. | 
Vorläufige —— | 
Allgemeine Yinanzftatifil . . . | 
Jährliches Einkommen ber Nation . 
Statiftit der Abgaben \ 
Sinanzen ber Bemeinben, ireiſe derrſchaſ 


III- 
1121 
m | | 
Iııı 


Bus 


ten, &orporationen 
24. Sommanalfatifik. 
25. Statifik der überfeeifhen Eolonieen. 


— — — — — — — 


| 
fr‘ 
or 


— — —— — —— — — — — — — 


| 
| 
_—_- — 
rt 


| 
| 
| 
| 


312 


Die Statiftit des Deutſchen Reichs. (86) 


— Tematit auf geringeren Umfang beicräntt. In London find Bolts 
Preis: umd Lohnverhältniffe, Banken, ferner Hospitäler, Land» und 
t, Yufigftatiftit und Statiftit ber Literatur hauptſächlich behandelt 
in Berlin: Unterftägungsfafien und Genoſſenſchaften, Berfiherungen 
erblichteit, ferner die Grundeigenthums· und Gebäuve:-Statiftif, in 
: die Hpdrographie und Meteorologie, Landwirthfcaft, Bapiercivculation, 
valftatiftit, und die Statiſtik der Archive, Bibliotyefen und Muſeen; 
vorzugsweiſe die Bearbeitung der internationalen Statiftit, Bewegung 
ölferung und Sterblichleitstafeln, der auswärtige Handel, tie Crevir- 
. ferner die Gataftrirung, die Fiſcherei, die Procehflariftit, endlich die 
atiftit, namentlid) die der Gemeinden. . 
e Perersburger Seffion des internationalen ſtatiſtiſchen Congreſſes, die 
glängendften und belebteften gebörte, hat fi ihrem Programıne gemäz 
ttionen getheilt, deren Borläläge ſchließlich von der Gefammtheit in 
allgemeinen Sigungen und im Wefentlichen ohne Discuffion angenommen 
ID. 


find. 
n biefen 5 Sectionen beſchäftigte ſich die erfte mit der Methobe ber 
Tungen. Sie hat in der Hauptjache die für das Deutſche Reich gelten: 
orbnungen zur Grundlage ihrer Vorſchläge gemadt, namentlich ven 
} aller Vevölferungsftatiftit an die factifhe Bevölkerung empfohlen. 
ıbcommiffion berieth die Sanitätsſtatiſtik, insbeſondere Seobahtungen 
Cholera, die Syphilis und die phyfiihe Enmwidelung ver Indiwidnen. 
dere Subcommiffton hatte vie graphiſche und geographiihe Methode ber 
ıng ſtatiſtiſcher Thatſachen zum Gegenftande. Es ift nicht zu verfennen, 
Mittel ſchnellen und Haren Berftändniffes auf dem Wege der Graphit 
ortfhritte gemacht Haben. Zahlreiche Proben der Bevölferungs-, In: 
der landwirthſchaftlichen und Voden-Verhältniffe aus verſchiedenen 
lagen vor. Namentlich ſchlägt Rufland diefen Weg ein, um das 
afte feiner Verhältniſſe überfichtlic zu durchdringen. Es findet bafür 
e Aufforderung und Erleichterung in der Gleihmäßigfeit und andge- 
Berbreitung der einſchlagenden ſtatiſtiſchen Erſcheinungen. Unter 
lag ein intereffanter Verſuch vor, Bodenfruchtbarteit mit dem Ber: 
der Bevölferung zu combiniren. Auf Karten vom Maßſtab von eims 
war das nad; den beftehenven Wirthicaftöverhältnifien nicht cultur⸗ 
ind von bem culturfähigen ausgeſchieden und legtereß wieder in einige 
ıffen getrennt. Für das mittlere Culturland mar eine gewiſſe Bolle- 
zur Zeit erfahrungsmäßig einen Hinreichenden Sättigungegrad der 
ang bezeichnend, angenommen. Die Kartirung aber ergab in Heinen 
en, wo unb wie weit biefer Sättigungspunkt noch nicht erreicht, und 
reicht oder überſchritten iſt. Cine für die dortige Verwaltung jeben- 
r nußbare Studie. 
e II. Section des Congrefies beichäftigte ſich mit der Bemegung der 
ung, namentlid mit ben zwedbienlichften Anforderungen an bie Einil- 
!egifterführung, ſowie mit der Gtatiftif der Proftitution. 
ction III war für bie Gewerbeftatiftit niedergeſetzt und ſchloß ſich be 
ver Erhebungen für die eigentliche Induſtrie, d. 5. für Fabriten und 
#, mit gewifien Mobificationen von zweifelhaften Werthe ven Borfchlägen 
then Commiffion für die weitere Ausbildung der Zollvereins- Siatiſtit 
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an. Ueber die von einer befonderen Subcommiffion berathene Aufitelung der 
Nomenclatur der Gewerbebetriebe und der Berufsitände wird zunächſt noch 
das Öutachten der Sachverſtändigen-Commiſſion gewünjcht, welche im Sabre 
1873 für die Wiener große Inpuftrie-Ausftellung zufammentritt. Der Ein- 
flug der großen Weltausitellungen auf die Entwidelung der Methode und 
Terminologie der Gewerbeitatiftit ift biöher wohl faum beachtet worden. That- 
fühlih aber haben alle Ausftellungstataloge ihren Berfaffern die Nothwendig- 
teit auferlegt, das ganze Gebiet ver Induſtrie ſyſtematiſch zu ordnen, die Ge⸗ 
werbe nach Zwed, Stoff oder Arbeitsmeife zu gruppiven, und jich über die 
große Zahl der Bezeihnungen zu verftändigen. vie theils gleiche Bedeutung 
bei großer Verſchiedenheit der Benennung, theils gleichen Wortlaut bei örtlich 
ſehr abweichender Bereutung haben. Die Früchte dieſer Arbeit zeigen bereits 
in hohem Maße die in 445 Oronungen, in 77 Klaſſen und 17 Hauptgruppen 
gebrachten, 1543 benannten Gewerbe, welche der von Herrn Dr. Engel be- 
arbeitete, im vorigen Jahrgang des Jahrbuches ©. 536 unter B. 8. gedachte 
Bericht der Commiffion für die Zollvereinäftatiftit in fuftematifher und alpha- 
betiſcher Ordnung nachweiſt. Der ftatiftiihe Congreß darf allerdingd mit 
Recht Die weitere Entwidelung dieſer Enftematif von der Wiener Ausftellungs- 
Commifjion, der mehrere feiner tbätigften Mitglieder angehören, erwarten. 
Auch unangerufen würde diejelbe in ihrer Wirkſamkeit dieſe Nebenfrucht zeitigen 
müjjen. 

Eine zweite Subcommilfion der III. Section de8 Congreſſes für Die 
Bergwerks- und Hüttenftatiftit fonnte mit größerer Leichtigkeit demſelben fertige 
und durchgehende gebilligte Vorſchläge vorlegen, weil bisher fein Zweig ber 
Induftrie mit ſolchem Erfolge ftatiftiich bearbeitet worden ift, als Die Montan⸗ 
gewerbe. Der Bergbau fteht jaft überall unter einer ſehr genauen umd fidheren 
Controfe befonverer, ſachkundiger, vom Staate eingefegter Bergbehörden, welche 
zugleich Die Staatsbergwerke leiten, die an Zahl und Ausdehnung die Privat- 
werte nicht felten überwiegen. Im der Regel Liegt in denſelben Händen auch 
a8 Hüttenwefen. Endlich find die —2 ſehr alte Arbeiterorganiſa⸗ 
tionen, welche dem modernen Genoſſenſchaftsweſen näher ſtehen, als die Zünfte. 
58 beſtehen deshalb ſchon ſeit ziemlich früher Zeit in den meiſten Cultur⸗ 
taaten genauere Erhebungen über vie Ausdehnung des Betriebes in den ver⸗ 
hiedenen Zweigen der Deontaninduftrie, ihre Production, die erzeugten Werthe 
md die Verhältniſſe ver Arbeiter. Diefe für das Bedürfniß genaueren Ber- 
tändniffes, größerer Specialifirung und erhöhter Sicherheit zu erweitern, faßte 
ie Subcommijjion als ihre Aufgabe auf. 

Die IV. Eection des Congrefied hatte vie Statiflit des auswärtigen 
andels zum Gegenftande. Im Wefentlichen hat fi die Eection unter Zu: 
immung des Congreſſes dahin geeinigt, daß die Notirung des Waarenver⸗ 
hrs, foweit fie dem Zwecke internationaler Handelsnachweiſe dienſtbar werden 
all, ſich am geeignetften auf einzelne beftimmt unterjcheivbare Artikel bejchränft, 
elhe bet der Berzeihnung mit irgend welden anderen zufammenzuwerfen 
undfäglich zu vermeiden tft. Dieſe beftimmt auszumählenden Waarenartikel 
len im Webrigen, den deutſchen Anorbnungen ent|prechend, nad Neitogewicht, 
3. Stück oder Maß, und nad dem feftzuftellenden oder durchſchnittsweiſe zu 
genden Werthe aufgenommen werden. Man bat in biefem Sinne 103 ber 
chtigſten und am leichteften einzeln zu unterfcheidenden Handels-Artilel bezeichnet, 
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und nad einer überfichtlichen Reihenfolge geordnet. Bon einer vollflänbigen, 
umfafjenden Syftematiftrung ſämmtlicher, auch aller übrigen im Berlehr vor: 
tommenden Waaren bat man dagegen Abftand gen ommen. An fich ſchon er: 
ſchien die al8 eine für den Congreß unausführbare Aufgabe, aber andy ihre 
Löſung vorauögejegt, bliebe das mögliche Fam wenig verwendbar; denn die 
Art der Aufzeichnungen des Handelsverkehrs hängt überall zunächft mit prattiſchen 
Bedurfniſſen der Zoll- oder Steuer, Eiſenbahn⸗ oder Waſſertransport⸗ Ver⸗ 
waltungen zuſammen, und findet ihr nothwendige Geſetz in den Eigenthümlich 
feiten der örtlich geltenden Tarife und Klafſificationen. Dieſe können ihre meiſt 
wenig zahlreichen und nach praktiſchen Geſichtspunkten anfgeftellten Hauptgruppen 
und Unterfcheidungen nach einem allgemeinen ausgedehnten Suftem der über 
haupt vorfommenden Handelbartikel nicht geftatten ; die internationale Handels 
ſtatiſtik muß es ſchon als ein fehr dankenswerthes & gebniß betrachten, wenn es 
ihr gelingt, einige der wichtigſten Gegenſtände überall in den Nachweiſen und 
ftatiftijchen Mittheilungen über ben Verkehr verfolgen zu können. Selbftver: 
ftändlich foll bie mehr oder weniger ſummariſche Zujammenftellung der übrigen 
—— trotz ihrer unvermeiblichen Verſchiedenartigkeit nicht unberũd⸗ 
fichtigt blei 

Eine eeomwiſfion der IV. Section hat ſich mit der Poſtſtatiſtik be 
ſchaftigt. In den Hauptſachen haben ſich die Beſchlüſſe derſelben in nabe 
Uebereinſtimmung mit dem Syſtem geſetzt, welches die Deutſche Reichspoſt⸗ 
Verwaltung für ihre Statiſtik befolgt. Namentlich bat ſich die Commiſſios 
damit einverſtanden erklärt, daß als eigentliche Grundlage der P 
ſtatiſtik nicht die von den einzelnen Poſtbüreaus abgehenden, ſondern die bei 
ihnen ankommenden Poſtſendungen betrachtet werben ſollen, weil für dieſe viel 
leichter Zeit zur Zählung und Notirung gewonnen werben kann. Soweit aud 
die abgehenven dem Zmede des Dienſtes wegen zur Aufzeichnung kommen, fanz 
felbftverftändlich die Aufnahme diefer Angaben in die Poſtſtatiſtik nur erwänkd 
fein. Ebenſo ift e8 als ftatthaft anerfaunt worden, die angefommenen Bor: 
fendungen nicht regelmäßig während des ganzen Zahres zu zählen, fondern nur 
während gewiſſer als durchſchnittliche gedachten Perioven, aus beren Zählung: 
ergebniß, wie dies in ber deutſchen Poſtſtatiſtik mehrfach der Tall ift, die Jahres 
ſummen durch verhältnigmäßige Vervielfältigung gewonnen werben. 

Die V. Section endlich Hat Borfchläge für die Criminalſtatiſtif, 
Erhebungs⸗ und Tabellenweien gemacht. 

Bon eingreifenderer praktiſcher Bedeutung, als biefe eben gedachten, immer: 
bin nur Anregungen enthaltenden Beſchlüſſe des Congreſſes erſcheinen die Ber- 
abrebungen der officiellen Delegirten bezüglich der Bearbeitung der internationalen 
Statiſtik. 

Bereits auf der vorletzten, 1869 im Haag zuſammengetretenen Siem: 
des Congreſſes wurbe von den officiellen Delegirten die Veröffentlichung eimet 
die verſchiedenen Gebiete der ftatiftifchen Forſchung umfaflenden Duellenmerfes 
der internationalen und vergleichenden Statiftit verabrebet. 

Die Grundfäge, die dafür feftgeftellt wurden, waren folgende 

1. Die Veröffentlichung dieſer internationalen ımb vergleichenden Statik 
erfolgt in franzöfiicher Sprache; 

2. Gewicht und Maße find die des metriſchen Syſtemes; 

3. die Geldeinheit iſt der franzöſiſche Franc; 
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. die nöthigen Rebuctionen von Gewicht, Maß und Dkünze werden von 


den Bearbeitern der verſchiedenen Abfchnitte, nicht von denen be= 
vechnet, welche das Material befchaffen; . 


. die Bergleihung ſoll der Zeit nach, wenn möglich, nicht ſpäter beginnen, 


als vom Zeitpunkte der erſten Begründung des ftatiftifchen Congreſſes, 
d. h. ungefähr vom Jahre 1853 an; 


. fie ſoll fih bis auf die jüngfte Zeit erftreden; 
. fie fol bezüglich des Umfanges der territorialen Abfchnitte, die fle ins 


Auge faßt, dem Urtheil des Bearbeiters überlaflen bleiben ; 


. jeber der betbeiligten Bearbeiter wird auf Anfuchen feiner Collegen die 


nöthigen Mittbeilnngen machen ; 


. die verfchiedenen Partieen der internationalen Statiftil werden von den 


Bearbeiten abgefonvert zur Veröffentlichung gebracht ; 

die Zahl der Exemplare, die von dieſen Publicationen abgezogen werben 
fol, wird auf mindeftens 2000 feftgefegt, von denen ungefähr 1000 zur 
Berfügung der Regierungen ober Bireauß bleiben, welche fich mit ber 
gedachten Arbeit befaſſen; 

es ift wünſchenswerth, fich fofort ans Werk zu begeben, damit fchon 
dem nächſten Congreſſe eine Reihe diefer internationalen und vergleichen- 
den flatiftifchen Publicationen überreicht werden könne; 

für Format und Typen foll der erfte Band der internationalen Statt: 
ſtik, herausgegeben von den Herren Quetelet und Heufchling, als Model 
auch den folgenden Bänden dienen. 


Diefe Feſtſetzungen find vom Petersburger Congreß, unter Aufrechthaltung 
der vorſtehenden Beichlüfle, weiter dahin ergänzt worben: 
1 


3. 


16. 


17. 


die Bearbeiter find aufgeforbert, fo viel als möglich die vom Congreſſe 
früher angenommenen Formulare anzuwenden ; jedenfall® aber find fie 
auch ermächtigt, diefe in Fällen, wo die Natur der verfügbaren Materialien 
e8 fordert, zu modifictren ; 


. die Bearbeiter werden ſich in erfter Linie auf die vorhandenen Ber: 


öffentlichungen ftügen ; 


. fie werden den ftatifliichen Büreaus der anderen Staaten den Plan 


ber Bearbeitung, welche fie übernommen haben, jowie eine Weberficht der 
gedrudten Materialien mittheilen, welche ihnen zur Verfügung fteben ; 
und fie werden in einem Fragebogen die Lücken bezeichnen, welche diefe 
Materialien zeigen; 

die ſtatiſtiſchen Büreaus werden dieſe Rüden auszufüllen fuchen, ſei e8 
durch Zuſendung vorhandener Veröffentlihungen, jet e8 durch Auszüge 
aus gefchriebenen Documenten, und werden die Angaben durch fpecielle 
amtliche Ermittelungen zu vervollftändigen ftreben, wenn zu ſolchen bie 
Möglichkeit vorliegt ; 

es ift zu wünſchen, daß in allen Abfchnitten der internationalen Statiſtik 
die Bearbeiter jo viel als möglich diefelbe Ordnung der Länder, welche 
in den Nachweiſungen erfcheinen, befolgen. (Eine ſolche Reihenfolge ift 
Dur eine Subcommiffion aufgeftellt und vom Congrefſe angenonmten 
worden.) 


18. Die geographiſche Anorbuung iſt der alphabetifchen vorzuziehen. 
Ueber die Bertheilung des Stoffes für dieſe internationale Arbeit bat man 
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fih bereit8 im Haag geeinigt, 24 die Hauptrichtungen der Statiftit enthaltende 
Themata find von den ftatiftiichen Büreaus oder anderen ſtatiſtiſchen Organen 
ber verichiedenen europäiſchen Staaten zur Bearbeitung übernommen worben. 

Keine der Bearbeitungen ift bißher über die Vorbereitungen hinausgekommen, 
gleichwohl ift deren Durchführung mit jo großer Beftimmtheit ind Auge gefaft, 

daß der Congreß feine Drganifation mit diefer Aufgabe in enge Beziehung ge: 
ſetzt hat. 

Diefe Organifation mar bisher eine offene Trage geblieben. Schon bei 
der fünften Zuldmmenkunft zu Berlin 1863 wurde anerfannt, daß der Congreß. 
wegen der langen Intervalle von 2 oder 3 Jahren wiſchen feinen Verſamm 
lungen, ſeiner —** den nothwendigen Zuſammenhang nicht zu geben ver 
möge. Es wurde auch eine Anzahl Mitgliever beauftragt, ver folgenden 
Seljion einen betaillirten Bericht über die Mittel der Abhülfe, namentüch über 
die Einfegung einer permanenten Commiffion, zu erftatten. Aber weder in 
Florenz, noch im Haag ift diefe Frage zur Verhandlung gelommen. Yür den 
Peteröbunger Congreß dagegen wurde fie ausdrücklich auf die Tagesordnung 
gelegt 

Nach eingehenden Berathungen durch den Vorcongreß der officiellen Dele⸗ 
girten und durch eine beſonders Dafür niedergeſetzte Commiſſion hat man 
folgende Feſtſetzungen vorgeichlagen, die vom Congreſſe angenommen worden fin: 

1. Es wird eine permanente Commiſſion des internationalen ſtatiſtiſchen 

Congreſſes eingeſetzt 

2. Dieſe Commiſſion ſetzt ſich aus den Mitgliedern zuſammen, welche ba 

Plan einer internationalen Statiſtik vorzubereiten haben. Die Länder, 

welde in der Bertheilung der Arbeiten fir die internationale Statifit 

nicht aufgeführt find, Haben das Recht, Delegirte zu ber permanenten 

Commiſſion zu ernennen. 

3. Bräfident der Commiffion ift mit ganzer Vollmacht, von einem Congreik 
zum andern, der Organiſator der legten Sitzung. 

4. Der Präflvent ernennt feinen Serretär. 

5. Die permanente Commiffion vereinigt fi wenigftens einmal zwifchen zwei 
allgemeinen Berfammlungen des Congreſſes. Sie hat zur Aufgabe: 

a) Ausfunft zu erbitten über Die Art der Ausführung der Beſchluſſe und 
Wünſche des Congreſſes in den verfchiedenen Ländern und über die 
Schwierigkeiten, welche die Verwirklichung diefer Beſchlüfſe und Wünſche 
darbietet, aud zu prüfen, ob diefe Schwierigkeiten nicht eine Reviſion 
der angenommenen Beſch lüſſe rechtfertigen ; 

b) die Vergleichbarkeit der ſtatiſtiſchen Bubfieetionen ın ben verfdhtebenen 
Ländern in fo weit zu verfolgen und anzuregen, als e8 für die Auf: 
bildung der internationalen Statiftit nothwenbig ift; 

c) Die Aufmerkſamkeit der Organiſations⸗Commiſſion auf diejenigen Fragen 
zu leitert, welche in der folgenden Seſſion zu behandeln find, und mit 
an dem Programme dieſer Seffion thätig zu fein; 

d) internationale Crmittelungen anzuftellen, um der Organilationd: 
Commifjion der folgenben allgemeinen Seſſion Berichte über ben 1 
verfchiedenen Rändern beftehenden Zuftand berjenigen Zweige der Statifl 
vorzulegen, auf welche ſich die vorgefchlagenen Fragen — 
Vorlage an die allgemeine Verſammlung des Congreſſes, 
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immer für eme Frage, ſoll eine ſolche internationale Ermittelung 
vorbergeben ; 

e) zufammenfafjende internationale Arbeiten in der Weile derjenigen aus: 
zuführen, welche auf dem Congreſſe im Haag unternommen wmorben 
find, die Fragen zu enticheiven, welche fich auf die Ausführung dieſer 
Arbeiten beziehen, und fie innerhalb des Programme zu halten ; 

f) die Redaction der Beichlüffe des Congreſſes zu revidiren. 

Es ift nicht zu verfennen, daß in dieſen Anordnungen ein nugbarer Fort⸗ 
ſchritt liegt. Wenn die Regierungen, wie fi) annehmen Täßt, derſelben ihre 
Zuſtimmung nicht verfagen, ıft zu erwarten, Daß der Congreß durch das praktiicher 
geftaltete Arbeitöfeld neue und erhöhte Anregung gewinnen werde. Unzweifelhaft 
bedurfte die internationale wie die nationale Statiftif einer Periode theoretij ter 
Eelbfibefinnung, um fih aus dem rohen empirilhen Zuſtande der erften 
Decennien unferes Jahrhunderts berauszuarbeiten. Daran bat der Congreß als 
ein treuer Spiegel der Bebürfnifie und der Thätigfeit der amtlichen und außer- 
amtlichen Statiftit aller Culturſtaaten ernftlih Theil genommen. Gegenwärtig 
macht fich mit Recht der Wunfd vor allem geltend, die gewonnene wiſſenſchaft⸗ 
liche Methode in ausgiebiger Weife immer unmittelbarer und allgemeiner nlig= 
[ih zu verwerthen. Möge ed mit Hülfe des Congreſſes baldigft und an recht 
vielen, ftetS vermehrten Punkten gelingen, die Kluft zu überbrüden, die uns 
zwiſchen der Erhebung ber Thatjachen und der Durchdringung der Ergebniſſe 
leider nur zu oft fühlbar wird. Mag die erftere noch jo wohl durchdacht fein, 
ihren Zwed kann die Statiftit nur erfüllen, wenn fie nicht vergeblich danach 
ſucht, aus ihren Zahlen verftändnißvolle, nugbare Aufſchlüſſe über gegenwärtige 
und zufänftige Bebürfniffe des Eulturlebens zu gewinnen. Dazu gehören aller- 
dings zuveichende Mittel, deren ſich die Statiſtik —* erfreut; ſie kann ſie nicht 
leichter und natürlicher ergänzen, als durch Vereinigung und Arbeitstheilung. 





X, 


Reichsrecht und Landesrecht in den füddentfchen 
Rammerverhandlungen. 


Bon 
Bezirksgerichtsrath Dr. E. Bejold in Münden. 


Wir werden im Nachfolgenden eine Skizze verfuchen, in welcher Weile in 
den fübbeutichen Landtagen das Verhältnig zum Reiche zum Ausdrucke gelommen 
ft. Auf eine erſchöpfende Sad» Darftellung, geſchweige auf Conftatirung und 
Charakterifirung aller einzelnen gelegentlichen Vota konnte es uns hierbei ſchon 
aus Raumrüdfichten nicht ankommen, wir mußten uns vielmehr ſchon deßhalb 
auf die Grundzüge un Ganzen und Großen beichränten. 

Boraus müflen wir daran zurüderinnern, daß nad dem Ausbruche Des 
deutich-Franzöfifchen Kriegs und durch denfelben wie im ganzen deutſchen Lande 
jo zumal in der mit dem Norden, mas die Verfaſſung betrifft und allo ab» 
geliehen von den Schutz⸗ und Trutzbündniſſen von 1866 und dem Zollver⸗ 
einigungsvertrag von 1867 noch ungeeinigt gebliebenen fübveutfchen linksmainiſchen 
Hälfte ein Umſchwung eingetreten wer, in deſſen richtiger Würdigung in 
Württemberg die hierdurch von ſelbſt angezeigte Randtagsauflöjung 
verfügt worden war, daß aber ein Gleiches in Bayern, wo es wohl noch viel 
nöthiger geweſen wäre, nicht beliebt worben ift. Allbefanntlich waren hier ſchon im 
Jahre 1869 die Landtagswahlen und zwar wiederholt vollzogen worden und beide 
Wahlen Hatten zur allgemeinen Ueberrafhung im Gegenjate zu allen voraus- 
gegangenen Wahlen eine ultramontansfleritale Kammermehrheit ergeben, welche 
Fraction bisher immer nur zu einem fleinen Bruchtheile ein Mandat zu erreichen ver⸗ 
mocht Hatte. Auf die Gründe diefer ganz abnormen Erſcheinung kann hier ſelbſt⸗ 
verftändlich nicht weiter eingegangen werben. Es genügt der Hinweis, daß, wie ja 
noch überall ohnehin in frifchefter Erinnerung ift, ſchon feit dem preukiic-öfter- 
reichiſchen Enticheidungstampfe' im Jahre 1866 die bayerifchen Ultramontanen ganz 
rihtig einfahen, daß die vollfte Gefahr eingetreten fer nicht nur fir ihre bisher 
wenn auch nicht im Landtage fo doch im Innerſten des Landes felbft, zumal auf 
dem platten Rande geübte Herrſchaft, ſondern auch für ihren aus früheren Zeiten noch 
geretteten und in gewiſſem Grade aufrecht erhaltenen Einfluß auf die Regierung. 
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Die Partei machte Daher unerbörte Anftrengungen mit ebenfo unerhörten Mitteln, um 
die Confequenzen jenes Entſcheidungskampfes für die bayeriſche Hauptbomin 
wenigften® foweit noch möglih abzuwenden. Freilich die Schutz- und Trug: 
bündniffe waren, wenn aud ein Jahr lang unbekannt, bereitS abgeihloiie 
und in ihnen, zufammen mit den durch den alten Beſtand des Zollvereint 
um ganz Deutjchland gefchlungenen wirtbichaftlihen Einigungsbande Tag am 
unvertilgbarer Keim zu noch weiterer Einigung. Man bot daher verſuchsweie 
von ultramontaner Seite in Verbindung mit den particulanftifchen Elemente 
jogar gegen jene militärifche und dieſe wirthichaftliche Einigung noch nadträg: 
Lich alles irgend Mögliche auf, um auch, diefe ſchon gelegten feften Keime wiede 
zu vernichten, allein di eſer Kampf hatte denn doch den Einfichtigeren in hate 


Fractionen allmälig als ein boffnungslofer ſich darftellen müfjen. Als jedem 


der deutſch⸗franzöſiſche Krieg drohte, raffte man zwar ſich von Merifaler Sen 
noch einmal auf und verjudte einen Sturmlauf gegen die Vertragstreue Baxız 
gegenüber dem Schug- und Trugbündniffe, indem Heißfpome einfach en Zu: 
reißen des Vertrags verlangten, während ein gemäßigterer Troß, beſonders ir 
ultramontane Mehrheit in der Abgeordnetenkammer, nicht ohne Nugen au 
der jefuitiichen Lehre gezogen zu haben, nur den „casus foederis“ laugnet 
Allein e8 zerfiel darüber die ganze Herrlichkeit der „großen Majorität”, indes 
ein nicht unbedeutender Theil fich als eine Art Unterfraction abzweigte m 
gegen den auf Neutralität gerichteten eigenen Ausihußantrag und für d 
Bewilligung des Kriegscredits mit der fiberalen Minderheit zugleich ſtimm 
Diefer Niß innerhalb der Partei konnte nicht mehr ganz geheilt werden, jo de 
auch der Berfatller Vertrag mit der gleichen combinwten Mehrheit ſete 
Stimmen mehr ald zu der im Bertrag implicit liegenden Veränderung N 
bayeriſchen Landes⸗Verfaſſung — ?/;, — nöthig war), wenn auch fpät (zwei Wode 
nach dem Geltungstermin der vereinbarten Berfaffung, und nach der mag 
ration des Deutfchen Kaiſerthums) vollftändig und ohne Abänderung der ver 
Norddeutſchen Reichstag beichloffenen Geftalt der neuen Verfaffung des Deutidr 
Reiches — angenommen wurde. Wenn auch dad bayeriiche Miniſterium beat 
fihere Anzeichen haben mochte, menigftens fett jenem Votum über den Frust 
credit, daß ſolches wirklich gelingen werde, fo war und blieb das Spiel mm: 
bin ein gemagtes, um jo mehr, als man feitens der Ultramontanen auf uk 
rechenbare Zwischenfälle immer, gefaßt fein muß. Nichtsdeſtoweniger verfru: 
der damalige factifche Premier-, Suf- und Gultusminifter von Lutz, auf melde 
au der wohl- und itbel verclaufulirte Inhalt und die ganze Fallung de 
bayerischen Vertrags zurückzufuhren ıft, der ci devant Mehrheit ausdrüdlich u 
deutlih, die Regierung denke an feine Auflöfung dieſes Landtages, und ed" 
in Banern ein offenes Geheimniß, daß der innerfte Grund dieſes Berfpredei 
in dem Umftande Tag, daß das Miniſterium Lutz (gleichviel aus welcher höbem 
Nebenrüdficgt; mit einer bei einer Neuwahl in Ausſicht fiehenden liberal 
Mehrheit weniger ficher Das Regiment zu führen hoffte, ald wenn es die &: 
bältniffe in statu quo belief. Mi 

Anfcheine nach nicht ummelentlich geändert, indem eın Miniſterium Graf Het 
berg das bisherige Miniſterium modificirte und das Juſtizportefeuille anf D: 
Fauftle übertragen wurde, auf welch' Letsteren die Liberale Bartei in ihrer vorgeldrit 
neven Mehrheit (die alte „SortichrittSpartei”, welde allerdings neuerlich dur 
den Zutritt mittelliberaler Elemente etwas verändert worden war) als einen ihr 


- 








ttlermeie haben ſich zwar die Umftände de 
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Barteigenoffen mit Sicherheit zählen zu können vermeinte. Werm fich übrigens 
die Hoffnungen auf eine neuere, entſchiedener reichsfreundliche bayeriiche Aera in 
der That nicht verwirflichten, jo trug weber bie Perfon des leider viel zu früh 
fterbenden betagten Graf Hegnenberg noch die des Dr. von Fäuſtle die Schuld. 
Es lag vielmehr der Grund in anderen, gewiffenmaßen unabänberlich gegebenen 
Umpländen, welche unter ver Bezeichnung „bayeriihe Schwierigkeiten” notorifch 
und — biftorifch geworden find. Cine der aus diefen „Schwierigkeiten reſul⸗ 
tirenden Folgen war nun aber eben Die, daß die Auflöfung jenes anno 
1869 gewählten Landtags bis heutigen Tags nicht erfolgt if. — 

Nah diefer Einleitung wenden wir uns umferem Gegenftande jelbft zu. 
Trotz der durch die ftattgehabte Neuwahl in Württemberg zu Stande ges 
tommenen liberalen und nationalen Mehrheit unternahm es doch auch hier bie 
ultramontansparticulariftiiche Partei, dem jungen Deutſchen Reiche alsbald eine 
auf die Brachlegung aller . verfaflungsmäßigen Weiterentwidlung abzielende 
Schwierigkeit zu bereiten. Freilich war die württembergiihe Minderheit be 
reits in fofern ihrer Sache gewiß, als in Bayern die für dieſes Unternehmen 
wieder „wie Ein Mann’ geeinigte ultramontan=particulariftiiche Mehrheit ben 
gleichen Verſuch gleichzeitig in Ausficht geftellt hatte, und man mochte in Würt- 
teınberg wenigften® hoffen, daß ver eigene Verſuch, obwohl er vorausſichtlich 
[deiterte, immerhin zur Beſtärkung der bayeriſchen Mehrheit in ihrem Bor- 
haben beitragen würde. Wir müflen auch conftatiren, daß „vie Blide Bayerns‘, 
und beſonders die des clericalsultramentanen platten Landes katholiſcher Con= 
felfion mit der größten Spannung auf den wäürttembergilchen Vorgang Hinüber- 
gerichtet waren. 

In der 25. Sigung des Deutichen Reichstags vom 20. November 1871) 
war gelegentlih der Verhandlung über den Entwurf, die Einführung des 
Nordveutfchen Bundesgeſetzes vom 9. November 1867 (über die Verpflichtung 
zum Kriegsdienſt) in Bayern betreffend, wieder einmal die jeit dem conftituiven- 
den Norddeutſchen Reihötage im Jahre 1867 immer und immer wieder aufs 
Tapet gebrachte Frage der Competenz zur eigenen Competenz> 
erweiterung Durch ben Norbbeutichen, beziehungsweile Deutichen Reichstag 
auf Grund des Art. 78 der Berfaffung jchon gleich nach Beginn des gemein- 
Samen Reichstages zur Sprache gebradit. 

Hierbei müflen wir allerdings conftatiren, daß über dieſe vielleicht ſchwierigſte 
aller Berfafiungsfragen auf dem conftitwirenden Norddeutſchen Reichstage nicht 
überall die gleiche Klarheit geberricht hatte. Hat doch damals felbft ein Tweſten, 
gewiß einer der genialften und fchöpferiicheften Debaters über Die zu gründende 
Verfaffung, Anfichten geäußert, welde von Anfang an als principiell richtig in 
feiner Weiſe erachtet werden konnten. 

Schon damald war unfchwer vorauszufehen, in welcher Weiſe diefe ent- 
ſchieden irrige Anfhauung in Zukunft von den reactionären Parteien verwertbet 
werden wilrde, und dies iſt denn aud, aber wohlgemerft nach dem leiver fo 
frühen Tode des unerjeglichen Tweſten, nach den Berftummen bed „beredten 
Mundes‘‘, wie ein Bismarck und Delbrüd wiederholt ehrend anerkannt haben, 
in veichftem Maße und zwar, wie wir nicht anftehen anzuerkennen, in geiftreichiter 
Weile von einem Dr. Windthorft (Meppen) ‚geichehen und. e8 bat das Talent 
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eines Tasfer dazu gehört, das Andenken eined Vorlämpferd wie Tweſten von 
unverdientem Xobe frei zu halten. 

Neuerlich Hatte die allgemeine Trage eme fpecielle Geftalt angenommen. 
Es handelte ſich nämlich um die fpecielle Frage, in welder Weiſe eine Can: 
petenzerweiterung dann möglich und flatthaft jei, wenn es ſich nicht blos um 
eine Competenzerweiterung überhaupt, fondern um eine Competenzenmeiterung ın 
den Fällen handelte, mo gemäß dem neuen zweiten Abſatze des ange: 
führten Artikels 73 „Vorſchriften der Reichsverfaſſung, durch welde be: 
ftimmte Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältniß 
zur Geſammt heit feftgeftellt find“, in Frage waren. 

In dieſer Beziehung lautete die Vorſchrift einfach dahin: „Diele 
fönnen nur mit Zuflimmung des beredtigten Bundesftaateb 
abgeändert werben.” - 

Wie gefagt, die allgemeine Frage hatte nur dieſe fpecielle Geftalt ange: 
nommen. Die Frage war von der reactionären Partei bisher ganz allgeman 
beftritten worden. Man war nämlid bierbei von dem (von Tweſten in al 
Schärfe betonten) . privatrechtlihen Grundfate ausgegangen: „Niemand köm⸗ 
fich feine eigenen Rechte erweitern. Dem Reichstage feien feine Rechte dırd 
die mit den verbündeten Regierungen vereinbarte Berfaffung von 1867 beftumt. 
„Ergo fönme der Reichstag nicht biefe Rechte allein oder wentgftens bund je 
Initiative u. dgl. fich felbft ermeitern.‘ Hierbei wurden zum Theil geradezt 
haarfträubende Grundſätze aufgeftellt, fo 3. B. (und e8 war das unfered Erok 
tend ganz confequent, ja nothwendig!) „bie Berfaffung von 1867 ſei — kein 
Verfaſſung“, fie fe nur — „ein Bund. „Ein Bund könne wie jeder ander 
Bertrag, 3. B. ein Genoſſenſchaftsvertrag (der Norddeutſche Bund wurde mr 
einem Redner fogar buchſtäblich lediglich als eine Art Actienverein be 
zeichnet), nur durch neuen Vertrag modificirt und abgeändert werben“ und wer 
dgl. mehr ift. | 

Bayern war es nun femer gelungen, eine überaus wefentliche Modinc- 
tion Schon in Abfat 1 des mehrerwähnten Art. 78 zu bringen. Nach der Fer: 
"faffung von 1867 lautete die betreffende Beſtimmung: . 

„Beränderungen der Berfaffung erfolgen im Wege der Geſetzgebung, jedoch ü 
zu denſelben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln X 
vertretenen Stimmen erforderlich.‘ 

Noch in der die Grundlage und integrivenden Beftandtheil des erſten Br: 
ſailler Vertrags vom 15. November 1870, nämlih des badiſch⸗-heſſifder 
Bertrags, bildenden „Berfalfung von 1870!) ſtand dieſe Beſtimmung un: 
ändert. 

In dem zweiten zum Abſchluß gebiehenen Bertrage d. d. Berlailt 
23. November 1870, nämlid in dem bayerifhen Bertragsprotocelli 
Fiff. II S 25 beißt es: 

„Veränderungen der Berfaffung erfolgen im Wege der Gefepgebung. Ex: fi: 
ten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen ſich haben“ 

Sp lautet nun aud Art. 78 Abjag 1 der Deutfchen Reichsverfaffung m der 
That; nur ift demfelben noc der ſchon bemerkte zweite Abfag bei 

Was diefen Beiſatz betrifft, fo war die in den Berfafungstet fit 


’) Bgl. Materialien, Band III im Vorwort. 
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ebenfalls aufgenommene Stipulation bereit8 in den badiſch-heſſiſchen Ver— 
trag aufgenommen, wo e8 unter Ziff. 8 hieß: 

„8) Zu Artikel 78 der Verfaſſung wurden allfeitig als ſelbſtverſtändlich an⸗ 
gejehen, daß Diejenigen Vorfchriften ver Verfaſſung, durch welde beftimmte 
Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältniß zur Geſammtheit jeft- 
geftellt find, nur ınit Zuftimmung des berechtigten Bundesſtaates abgeändert 
werden Können.‘ 

Unter dieſen Umftänten brauchte die gleiche „Vorausſetzung“ nicht auch bei 
den |päteren Berträgen mit Bayern und Wiirttemberg (letterer Vertrag ift datirt 
Berlin 25. November 1870) wieder ausbrüdlich wiederholt zu werben. 

Ein Zufall, wenn man will, entſchied nun aber, Daß die allgemeine 
Stage nad) der Competenz zur Competenzerweiterung [pecialifirt 
wurde, wie e8 in der Eingangs bezeichneten Sitzung in der That und zwar auf 
eine in dieſer Weife pecialifirte Anregung feitens eined Hauptmitgliedes und 
Rednerd der ultramontanen bayerifchen Reichstags-Abgeordneten, des Priefterd 
und Sicealprofefford Dr. Greil von Paſſau (mittlerweile zum großen Schaden 
der Partei verftorben', in der That gefchehen ift. 

Minifter von Lug fagıe in derjelben Sigung hierauf wörtlich: 

„der Herr Abg. Greil Iegt die fraglichen Beftimmungen dahin aus, daß 
unter der „Zuftimmung des betreffenden Staates” die Zuftim- 


mung jämmtlicher geſetzgebenden Factoren veffelben gemeint ſei, dag alſo 


zum Verzicht auf eine Belonderheit die Zuftimmung Sr. Majeftät des Königs 
nicht allein, nicht allein bie Zuftimmung ber betreffenden Regierung, ſondern 
auch Die Zuftimmung der Volksvertretung erforderlich fe. Dem 
gegenüberhabe ich zu erklären, dag die bayerifhe Regierung 
diefe Auffaffung nicht hat.“ | 

Seitend der ultramontanen Kammermehrheit im bayeriſchen Abgeorpd- 

netenhaus wurde daher bei diefer Kammer der zunächſt won den beiden Advo— 
caten Dr. Schüttinger und Dr. Carl Barth unterzeidinete Initiativantrag auf ein 
Verfaſſungs-Geſetz, d. h. auf ein mit der erhöhten Zweidrittelmehrheit zu be- 
Ihliegendes, die Verfaflung abänderndes Gelet, eingereicht, Tautend wie folgt: 

„3 1. In allen Fällen, in welchen der Bunvesrath über Abänderungen 
der Competenz der Berfaffung des Deutſchen Reiches oder über 
Zufäße zu derfelben gder über diejenigen Vorſchriften diefer Verfaſſung 
bejchließt, durch welche beitimmte Rechte Bayerns in deflen Ber- 
hältniß zur Öefammtbeit feftgeftellt wurden, find die bayerilchen 
Vertreter im Bundesrathe bezüglich ihrer dort abzugebenden Erflärungen an 
die Zuftimmung der Kammer der Neichsräthe und der Kammer der Abge- 
ordneten gebunden. oo. 

5 2. Bevor diefe Zuftimmung der beiden Kammern des Landtags erfolgt 
iſt, haben die bayeriſchen Vertreter im Bundesrathe alle Anträge, welche ſich 
auf die in $ 1 bezeichneten Abänderungen beziehen, abzulehnen. 

8 ge bayerifchen Staatöminifter find fir die Beobachtung dieſes Geſetzes 
— tbar 


Der Ausſchuß in feiner ultramontanen Mehrheit verſchärfte das gut- 
gemeinte Geſetz noch beſſer, indem er als neuen 8 beizufügen beſchloß: 
„Jedes Reichsgeſetz, durch welches ein in den Verſailler Verträgen dem Staate 
Bayern vorbehaltenes Verfaſſungsrecht berührt wird, iſt für Bayern ohne 
21* 
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Geltung, wenn nicht vorerft hierzu die Zuftimmung des bayerifchen Pandtags 
erfolgt iſt.“ 
Datirt ift der Antrag vom 13. December 1871, der Ausſchußbericht vom 
9. Januar 1872. 
Sp viel über die bayerifche Vorbereitung des Antrags für das Plaum. 


Selegentlih einer fpäteren Berathung jenes den Anlaß gebenven Gele; 
entwurfs über den Kriegsdienft, welche in der 27. Sitzung des Reichstags vom 
22. November 1871 1) gepflogen wurde, hatte fih auch der württember: 
gifhe Yuftizmintfter von Mittnacht in ähnlicher Weiſe wie von Lut 
geäußert ?). 

Auf dieſe Aeußerung Hin reichten in der württembergiſchen Kam: 
mer der Abgeorpneten der Abgeordnete Defterlen mit 17 Gen 
nungögenoflen folgenden Antrag em: 

„sn Erwägung 1) daß die Ausdehnung der Berfafjung des Norbbeutihen | 

Bundes auf Württemberg durch Vertrag vom 25. November 1870 m 

unter den im Art. 2 dieſes Vertrags angeführten Maßgaben ®) zwiſchen der 

contrahirenden Staaten vereinbart und feitend der württembergifchen Stink 
genehmigt worden tft; | 

2) daß die Durch jene Maßgaben vertragsmäßig feftgefetste Beſchränkung ver 

Neichögefetgebung nad klarem echt und nad ber Natur der Sache nicht 

durch einen Act der Neichögefeßgebung, ſondern nur vertragsmäßig une 

Zufimmung des württembergifchen Staats befeitigt werden kann, was durt 

das Protocol d. d. Berlin 25. November 1870 und Berfailles 15. Novankı 

1870 als felbftverftändlich anerfannt worden ift; | 

3) daß die Zuftimmung des wilrttembergifchen Staats hierzu nad Ger 

foffungsurfunde $ 85 nur mit Eimwilligung der württembergiſchen Stände 

ertheilt werben fann; 

aus diefen Gründen und in Betracht der Bedeutung der durch de 

Vertrag vom 25. November 1870 Art. 2 vorbehaltenen Rechte für du 

materiellen Intereffen des Landes ftellen Die Unterzeichneten den 

Antrag: 

Hohe Kammer wolle beichliegen: 

I. das verfafjungsmäßige Recht der Stände auf Zuſtimmung zu Abin 
rung des Vertragd vom 25. November 1870 zu verwahren und dem 
zufolge 

I. der K. Staatsregierung zu erflären: 

1) daß die Kammer eine ohne ſtändiſche Zuſtimmung befchloffene Abinde 
rung jenes Vertrags für den wilrttembergifchen Staat als verpflihten 
nicht zu erkennen vermöcte; j 
daß durch einfeitige Zuftimmung zur Mbänderung oder Aufhebung des 
Vertrags vom 25. November 1870 die dafür verantwortlichen Rege 
rungsorgane einer Verlegung der Lanvesverfaflung ſich ſchuldig made: 





n 


wiirben.” Folgen die Unterfchriften. 


n St. 8* S. “22 L. 
. c. ©. 424 |. | 
ale Eine befondere hierher bezügliche Mafigabe ift in dem fraglichen Artikel mit: 
en en. | 
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Die Commiffion Hingegen fchlug der Abgeordneten-Kammer folgenden 

mit allen Stimmen gegen die Stimme Defterlens befchloffenen Antrag vor: 

„Es wolle die Kammer in Erwägung 1) daß der K. Regierung das 

Recht zufteht, Abftimmungen im Bunbesrathe im Sinne des at 1 und 2 

des Art. 78 der Reichsverfaſſung ohne Zuftimmung der Landes» 
vertretung vorzunehmen; 

2) daß vermöge der für Württemberg verbindlichen Kraft der Reichsver⸗ 
faſſung Dur eine derartige Abſtimmung aud eine Beftim- 
mung der Landes-Verfaſſung nicht verlegt werden kann; — 

über den Antrag von Defterlen und Genofien zur Tagesordnung 
übergehen.’ 

Der Antrag Oeſterlen hatte das Datum 7. December 1871 getragen. 
Die Berhbandlung in der württembergiihen Abgeordneten- 
Kammer hatte bereit8 am 7. Febrnar 1872 ftatt, während die Plenar- 
berathung in Bayern erft am folgenden Tage begann. Somohl in Württem⸗ 
berg als in Baiern wurde die Verhandlung nicht in einem Tage beendigt, 
und erfolgte dort die Abftimmung erft am 8., in Bahern erft am 9. Yebruar 

Was nun die württembergiihe Verhandlung betrifft, jo Ing bier 
auch noch ein gewiſſermaßen den Antrag Defterlen und bie motivirte Tagesord- 
nung der Commilfion vermittelnder Antrag von v. Sid und 12 Genoſſen 
vor, dahin gehend: 

„Es wolle die hohe Kammer in Erwägung 

1) daß der K. Staatsregierung das Necht zufteht, Abftimmungen im YBunbes- 
rath um Sinne des Art. 78 Abf. 1 der Reichsverfaſſung ohne Zuftim- 
mung der Yandesvertretung vorzunehmen ; 

2) Daß gegenüber der K. Staatsregierung Hinfichtlih der in Art. 2 des 
Vertrags vom 25. November 1870 Württemberg vorbehaltenen Rechte 
die Erwartung ausgeſprochen iſt, es werde von ihr mit dem etwaigen Ber- 
zichte auf eined oder mehrere diefer Rechte nur in Webereinftimmung 
mit Der Randesvertretung vorgegangen werben, 

„„über den Antrag Oeſterlen zur Tagesordnung übergehen” ”. 

Es wurde alfo durch dDiefe motivirte Tagesordnung die Trage der Com: 
petenz der Reichsgewalt zur Erweiterung feiner Competenz und zur Verfaſſungs⸗ 
veränderung überhaupt, was Art. 78 Abfag 1, alfo Verfafjungsveränderungcn 
im Allgemeinen betrifft, unbedingt anerkannt; es wurde aber auch wenigften® in 
thesi Togar anerkannt, Daß —9— ,‚ was die Reſervatrechte betrifft, die Keiche- 
gemalt zur Berfaflungsveränderung competent, daß allo insbeſondere an ſich 
der Bundesrath befugt ſei — mit Einverſtändniß ber betreffenden württem⸗ 
bergiſchen Bevollmächtigten —, den Verzicht auf ein württembergifches Reſervat⸗ 
recht zu beichließen, ohne daß eine vorherige Abſtimmung des württembergijchen 
Landtags vorauszugehen hätte. 

Zum Berfländniffe dieſes Zwiſchenantrags muß jedoch auf die württem⸗ 
bergifchen Yanbtagsverhandlungen über die Verträge zurüdgegangen und betont 
werden, daß der damalige Bericht des Ausichuffes, der |. g. Fünfzehner-Com⸗ 
milfion,, erftattet von Hölder, auch nicht von jedem Mißverſtändniſſe über bie 
Auslegung dieſes zweiten Abſatzes von Art. 78 ganz frei geblieben war. Der 
Berichterftatter Hölder zwar hatte im Plenum felbft der Kritif der Berfafjungs- 
beftimmungen über die Berantwortlichfeit des Bundestanzlerg etwa 
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folgenden Gedankengang angereiht: Während der Bundeskanzler höchſtens für 
die — formelle — Rp; etzmäßigkeit der Bundesrathsbeſchlüſſe verant: 
wortlich gemacht werben fünne, Tiege es materiell im Recht der einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten, durch ihre Vertreter im Bundesratbe ibre Anfiht — materiell — zur 
Geltung zu bringen. „Diefe Vertreter (fo fuhr Hölder in 8 10 des Im: 
miſſionsberichtes wörtlich fort: können aber vermöge des füberativen Charakters 
des Bundes nicht den Bundeögewalten ſelbſt, ſondern nur den betreffenden 
Staat8regierungen beziehungsweiſe Staaten verantwortlich fein. Im dieler 
Beziehung muß das Staatsrecht des einzelnen Staats ergänzend cn: 
treten. Da die Mitglieder des Bundesrath8 Vertreter ihrer Staaten find, Te 
folgt mit Nothwendigkeit, daß fie der Regierung ihres Staated und wiederum 
die Minifter der betreffenden Staaten für ihre den Bertretern 
im Bundesrathe ertheilten Werfungenden zuftändigen Organen 
dieſes Staated verantmwortlid find. In Württemberg befleht vide 
Berantmwortlichlett insbeſondere auch gegenüber der Volksvertretunz 
(88 1 und 52 der Verf.⸗Urk. und die damit zufammenhängenden Verfaflunge 
beftimmungen über die echte der Landſtände). Es ift auh zu Zeiten bei 
Bundestags ſtets der Grundfag feftgehalten und anerfannt worden, daß br 
zuftändige Miniſter für die den Bundestagsgeſandten eribeilten Weifungen wr- 
antwortlich fe. Bei der hohen Wichtigfeit der Sahe Halten wir es gebeten, 
dieſen Grundfag aud bezüglich der württembergiichen Mitglieder des Bundes 
raths ſofort mit Annahme der Reichsverfaſſung durch einen Beſchluß der Kammer 
auszusprechen und feftzuftellen.” Die Commifftion ſchlug daher als Ziff. IT 
ihrer Anträge vor: 
„Die Kammer wolle der Staatsregierung gegenüber die rechtliche Ueber: 
zeugung und Borausfegung ausipreden, daß das Miniſterium ir 
die den Vertretern Württembergs ım Bundesrath zu ertheilenden Inftruc: 
tionen, beziehungsweiſe für deren amtliche Thätigfeit, in Gemäßheit der 
88 51 und 52 der Berfaffung und der damit im Zufammenbang ftehenter 
weiteren Beitimmungen verantwortlich ijl.“ 

Man ſieht, fo correct im Allgemeinen die Argumentation tft, fo bat fe 
bier ein gewiffer Bergleih mit dem Berbältniffe der Einzelftaaten zu dem alter 
Bundestage eingelchlihen, mit welchem ſogar direct argumentirt werden folk. 
Nun dürfte e8 aber gar feinem Zweifel unterliegen, daß ein folder Berglat 
und eine jo bajirte Argumentation nicht richtig iſt. Die Verfaſſung Des Rord 
deutichen Bundes fo wenig als die, wenn aud etwas weniger ſtramme Verfaſſung 
des Deutichen Reiches kann unſeres Erachtens in ſolcher Weiſe mit der alıe 
Bundesverfaflung durchaus nicht verglichen oder behufs Schlußztehungen zuſam 
mengeftellt werden. — Wir felbft würden uns unter allen Umjtänden, aud mer 
wir und Dazu für befähigt fühlten, nicht auf die theoretiſch⸗wifſenſchaftliche 
Syftematifirung oder auch nur Charakterifirung beider oder vielinehr der die 
Verfaſſungen einlafien. Allein was den Gehalt einzelner Berfaflungs:Inft 
tutionen und principieller Beftimmungen betrifft, fo ſcheint ung doch jo vi 
fiher zu fein, daß die alte Bundes: Berfaffung von der Schaffung eines Staste: 


weiens ebenfo weit entfernt war, als ſich die Deutfche Reichs⸗ und beienit 


die frühere Norddeutſche Bundes-Berfaffung einen folden nähert Es jalı 
uns Hier nicht entfernt ein, an einen wenn aud nur allmälig nivellirenden 
Einheitsftaat irgend wie zu denken. Allein nach dem alten Bunde war die 
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Souveränität der Einzelnftanten wenn auch fcheinbar auf dem Papier, d. h. nach 
ven Buchſtaben der Bundesacte beichränkt, To Doch jedenfalls nach der Wirkſam— 
fett und dem Effecte jener Beſtimmungen jo gut wie unbeſchränkt und es iſt 
wohl nicht recht ernjtlich gemeint geweien, wenn man 3. B. eine diesbezügliche 
für Württemberg‘ und Bayern durch das Jahr 1866 herbeigeführte „Aenderung‘ 
oder „Befreiung“ oder „„Wiedererreihung ber vollften Selbitftändigfeit” da und 
dort beſonders betonen zu müſſen geglaubt bat. Die antinationalen Parteien 
Haben es übrigens auch feit Conftitwirung des Norddeutichen Bundes und Feft: 
ftellung jener Berfaffung nicht daran fehlen laſſen, gerade ihrerjeit die unge- 
heuere Differenz ins hellſte Licht zu ftellen, welche nunmehr in der deutjchen Ver: 
fallungsfrage eingetreten fei, um ebenvephalb nun den alten Bund auf einmal 
ebenfo hoch ın den Himmel zu erheben, als man die neue Berfaffung als abſo— 
lute Mediatiſirung der deutſchen Fürften und Vernichtung jeder Selbftftändigfeit 
der Einzelftanten verfegerte. Reihsreht und Landesrecht, — wie unge 
beuer verichieden ıft aber in der That und abgejehen von allen diefen Ueber: 
treibungen das Verhältniß beider in Folge des neuen Bundes gegenüber ben ® 
alten geworden! Es würde und zu weit führen, auf die einzelnen enormen 
Differenzpuntte einzugeben, es genügt ja der Hinweis auf den einzigen Artikel 4 
der neuen Berfaffung. Man fuche auch nur das allerſchwächſte Analogon. in der 
alten Bundesacte! Ja wir fragen: in weld winzigen Dimenfionen war denn 
überhaupt das Landesrecht nad der alten Bundesacte irgend wie berührt? 
Jeoch mehr, konnte man denn in der That von einem Reichsrechte nad) 
der alten Bundesacte auch nur reden ? Läßt das heutige Bundespräfidium, der 
Heutige Bundesrath irgend welchen Vergleich zu mit der Bundeöverfammlung, — 
vom Reichstage ganz zu fchmeigen? Ja wollte denn 1815 ein „Reich“ 
ırgend wie conftitunt werden? War der damalige Bund nit von den 
Horbdeutihen Bund fo ungeheuer verichieden, daß geradezu das (ine 
Das Wunderlichſte ift, daß beide den gleichen Namen „Bund“ trugen? Es 
war daher unſeres Erachtens, praftiih genommen, ebenſo falſch, gegen- 
über der Bundesverfaſſung von 1815/1820 als Ausgangspunft das Reichs⸗ 
oder Bundes-Recht hinftellen zu wollen, als — gegenüber den Berfaffungen 
von 1866/1870, 1871 als Ausgangöpunft noch das Landesrecht anzu: 
nehmen. Uns fchiene mit Einem Worte richtig, die alte Bundes-Verfaffung als 
eine Nicht-Verfaſſung zu definiven und fie Lieber irgend welcher anderen 
Gefellſchaft, ewa einer Polizei-Acttengefellichaft zu vergleichen, ald daß man dies 
wie es wirklich geſchah, gegenüber der neuen Verfaſſung gethan hat. Unſeres 
Dafürbaltens ift, fo mangelhaft auch noch Einzelnes fein mag (wir erinnern an 
die Verantwortlichkeits? und Bundesminifterienfrage), Die neue Berfaflung gar 
Tehr eine „Verfaſſung“ und wir unferes Theils begreifen vollftändig, warum 
man gerade von gewiſſer Seite noch nie ermüdet iſt, ihr gerade nach diefer 
Seite hin die Bitterften Vorwürfe nachzutragen. Iſt aber die „Deutſche 
Reichs⸗Verfaſſung“ eine wirflihe Berfaffung (und wir und Andere, 
wenn fie im Ernſte fprechen, haben hieran nicht den Ieifeften Zweifel), fo iſt der 
Audgangspunft von jegt an immer nur das Reichsrecht, immer 
nur die Deutihe Verfaſſungsurkunde, und erft in zweiter Linie ſteht 
Das Pandesreht und die Randeöverfaflung ! 

Keine Frage, aus den vorhin angedeuteten Gründen ift Diefer (freilich an fich 
ganz jelbjtwerftändlihe Say) in Deutihland nicht etwa blos in Vergefjenheit 
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gerathen, ſondern bat jo durchgängig dem umgekehrten Sage Platz gemacht, daß ſelbſt 
der geiwiegtefte Politiker fich wohl zeitweife auf dem alten grundfalichen Gedanken: 
gange ertappen kann. Wir können nicht umhin bier wieder auf Das Beiſpiel 
felbft unferer glänzendſten Vorkämpfer, wie ein Tweſten und Walde waren, 
Dinzumeifen, bejonders gewiffenmaßen auch was das Berhältni der Neuen Deut: 
ſchen Berfaffung zur Preußiſchen Landesverfaſſung um allgemeinen betrifft. 

Nach diefer Langen Abfchweifung können wir nun endlich auch getref 
wieder nach Württemberg zurüdfehren. 

YSuftizminifter von Mittnacht batte in feiner unmittelbar auf de 
Berichterftattung Hölders Namens der Yünfzehner-Commiffion angereihten Rede 
fih fehr präcis im vorwirfigen Betreffe geäußert. Derſelbe wies zumädft auf 
den badiſch⸗heſſiſchen Berirag vom 15. November 1870 als Quelle dar &: 
fiimmung von Art. 78 Abi. 2 Hin und fuhr Hierauf fort: 

„In den Berbandlungen des Norddeutſchen Reichſstages bat ein Redner di 
Behauptung aufgeftellt, daß, was die Zuſtimmung des berechtigten Bunde 
ſtaats betveffe, dieſe Zuſtimmung rite durch die Erflärung des betreffenden 
Staated im Bundesratbe erfolge, tag alfo eme Zuftimmung ber 
betreffenden Landesvertetung nicht erforderlich fei. Bon dem: 
felben Rebner !ı zu einer Erklärung provocirt, wurde diefe vom Präſidenten 
des Bundesfanzleramt® Delbrüd dahin abgegeben: 

„Eine autbentifche Interpretation kann ich Hier nicht geben, ich kann akı 

nur fagen, daß ich unter dieſer „Zuſtimmung“ nicht® Anderes verftanden hakı, 

als die Zuftimmung im Bundesrathe und „Daß mir bisher eine 
entgegengejegte Auffaſſung nit befannt geworden ift“"?. 

„Ihre Commiſſion (fo fuhr hierauf v. Mittnacht in feiner Nee us 

die württembergifche Abgeordneten⸗Kammer fort) hat, jo viel ich vernommen 
babe, lediglich Da8 Recht der Auslegung der Ständeverfammlun 
gewahrt. Sch Habe keinen Anlaß, einer ſolchen Wahrung entgegenzutrete. 
Es verfteht fih von felbft, daß Damit auch der Regierung das Hedi 
der Auslegung, wenn der Tall einmal praktiſch wird, vorbebalten if“ 
Der Antrag IV wurde bei der Abſtimmung hierauf einflimmig angenommen 


Der Antrag Std nun hatte an diefen ganzen Xorgang in der wihrtten: 
bergifchen Abgeorbneten- Kammer gelegentlich der Beratbung der Berfailler Ber 
. träge angelnäpft und e8 fagte von Sid bei der Berathung des JInitiativan⸗ 
trags Defterlen zur Motivirung feines Bermittlungsantrags wörtlich: 

„sm Norddeutſchen Reichstage wurde, wenn auch nicht durch font: 
lichen Beihluß, fo doch durch verſchiedene Erflärungen ausgeſprochen, daß N: 
beanfprucgte Zuftimmung der Landesvertretung durchaus un: 
ftatthaft fei. Bei der Eile der damaligen Berathungen unferer Fum— 
zehner⸗Commiſſion fchien e8 erwünfcht, biefe Frage nicht fofort entfcheiben zu 
müſſen, weil man vorausfah, e8 käme in die ganze Eachlage eine mir: 
wärtige Störung, über deren Bewältigung gar feine beftimmte Ausficht verlag 
und ebenfo berrichte die Ueberzeugung vor, daß wegen der Ungewißheit übt 


ı) Laster in der 8. Situng vom 7. December 18706, Sten. Ber. tes II. anfer- 
ord. Nordd. Reichstags 1870 S. 133 1. c. 

2) Sitzung des Nordd. Reichſstags vom 7. December 1870. St. 2.1. e. ven 
Mittnacht Äußerte dies 14 Tage fpäter: am 22. December 1870. 
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biefen eimen Punkt die Genehmigung der Berträge nicht beanſtandet gelaflen 
werben follte. Der zweite Grund aber war der, daß in Folge ber von 
vielen Mitgliedern zu diefer Frage während der Wahlverbandlung eingenoms 
menen Stellung ihnen bedenklich hätte ericheinen müffen, von der kurz zuvor 
öffentlich ausgeſprochenen und nad) der allgemeinen Annahme von der Staats- 
regierung gebilligten Auffaffung hinſichtlich der Reſervatrechte in der Commiſſion 
wieder abzugeben. Das war meine Erinnerns bauptfählid der Anlaß, 
warum die Reſervatrechte eine ſolche allgemeine umd!, wie heute ausgeführt, 
angeblich jo wenig haltbare Verwahrung in dem damaligen Fünfzehner⸗ 
Commiſſionsberichte erhalten haben.” 

Tendenz der Sick'ſchen motivirtn Tagesordnung war nach ber 
weiteren Ausführung des Antrapftellerd die, bei jenem Satze der Fünfzehner- 
Commiffion einfach zu beharren. Hinlängliher Grund aber hierzu fei der Um⸗ 
fand, daß jüngft der württembergiſche Juſtizminiſter von Mittnacht im 
Deutihen Reichstage ſich bereit® unbedingt gegen das Zuftimmungsredht 
der Stände zum Berzihte auf württembergife Reſervatrechte ausge⸗ 
ſprochen habe. 

Am Schluſſe der Debatte hob Miniſter von Mittnacht gegenüber 
gegentheiligen Behauptungen des Abgeorbneten Probft unter mörtlicher Wieder⸗ 
gabe der nachher zu erwähnenden Aeußerungen des bayerifchen Minifter8 von Lug 
es noch ausdrüdlich hervor, daß in dieſer Frage zwischen der bayeriſchen 
je dzurttembersiſchen Regierung vollſtändige Uebereinſtimmung 
eſtehe. 

Anmerkungsweiſe wollen wir übrigens hier einſchalten, daß es ſich von 
ſelbſt verſteht, Daß die Einzelminiſter in den wichtigen Fragen und zwar nicht 
etwa blos, wo es ſich um Reſervatrechte handelt, im Contacte mit ihren Land- 
tagen zu bleiben beſtrebt ſein und wo immer formell möglich ſogar förmliche 
Mehrheitsbeſchlüſſe vorher ſich zu verſchaffen ſuchen werben, nicht etwa der 
Rechtsbeftändigfeit der Sache halber fondern aus. dem mehr perjönlichen 
Grunde, ſich bezitglich der Abſtimmungen im YBundesrathe möglihft im Boraus 
ben Rücken zu beden. Als neueftes Beifpiel können wir auf von Mittnacht felbft 
in Bezug auf die Sompetenzerweiterung der Bundesgeſetzgebung auf das Civil⸗ 
recht und die Gerichtöverfaffung hinweiſen. Freilich durchaus unftatthaft wäre 
es, wenn ein foldhes immerhin zunächſt rein perſönliches Motiv hier einen 
Einzehninifter verleiten ſollte, den Verſuch zu maden, weshalb Abftimmungen 
im Bundesrathe überhaupt zu verzögern und alſo nicht etwa blos mit feiner 
eigenen Abſtimmung zurädzubalten. Ein folder für durchaus verfaffungswibrig 
zu ertlärender Verſuch Toll neuerlih dem Gerüchte über die leider geheim ge= 
baltenen Minifterconferenzen über dieſelben Fragen zufolge, beſonders was ben 
oberften Reichsgerichtshof betrifft, ſeitens Bayerns gemacht worden fein. Auch 
bier darf man in keiner Weile an die Praxis der alten Bundes-, Verfaſſung“ 
zurückdenken, da e8 fi damals in der That, wie oben ausgeführt, überhaupt 
um feine wahre Berfaffung handelte und Berfchleppungen aller Art durch Bes 
rufung auf mangelnde Inftruction u. dergl. an der Tagesordnung waren. 

Was nun endlich die Abſtimmung des württembergifhen Land— 
tags über die Anträge Oefterlen und Sid betrifft, fo wurde (8. Februar 
1872) bei namentliher Abftimmung der Antrag Sids zuerft zur Abftimmung 
gebracht und mit 73 gegen 16 Stimmen abgelehnt. An zweiter Stelle 
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wurde über den Commiffionsantrag abgeftimmt und bierauf dieſer mit 
60 gegen 29 Stimmen angenommen. Auf jolhe Weiſe kam der Aumag 
Defterlen von jelbit in Wegfall. 


Was ſodann die Bayerifhen, um einen Tag nachhinkenden Land: 
tagsverbandlungen betrifft, fo können wir uns bezüglich derſelben mn: 
mehr fürzer faſſen. Der Veranlaſſung durch eine Aeußerung des bayeriſchen 
Minifters von Zug ım I. Deutſchen Reichstag haben wir oben ſchon ge 
—F — des hierdurch hervorgerufenen Antrags Schüttinger 

. Barth. 

Da es ſich um einen Initiativ-Antrag zur bayeriſchen Verfafſung handelie 
waren ſowohl für die Unterſtützung als ſeinerzeitige Verhandlung bie befonderen 
in der Verfaſſung enthaltenen erſchwerenden Vorſchriften zu beobachten. 

Die Unterſtützungsfrage ward in der Sitzung vom 16. December 1871 
verhandelt. Schon in diefem Stadium ergriff von Lug das Wort, „zur W 
ſchneidung einer Fülle von Mißverftändniffen, — wie ja auch durch den fpäteren 
Verlauf der Verhandlungen und Abftimmungen fi ein feltene® Ungejdhid m 
Tattif und Formulirung auf Seite der ultramontanen Kammermehrheit m: 
Evidenz manifeftirt hat. von Lutz begann: 

„Sch werde von dem, was ich erklärt habe, nicht etwa, wie Sie vermuthen. 
etwa zurücknehmen, — ich werde mur noch deutlicher fein! ALS der Geſch 
entwurf in ben Reichstag gebracht war, fraft deſſen das Deutfche Kriegt 
bienfigefeg auch in Bayern Geltung erlangen follte, erhob fich der Ken M 
geordnete Greil — deſſen raſches und unvermuthetes Hinſcheiden ich ad 
richtigſt mit Ihnen beflage und betonte, daß der Reichstag nicht bereditiae 
fei, Non jest über den ‚Antrag der verbündeten Regierungen Beſchluß z 
faflen, und verlangte (das war das Ziel feiner Rede): daß der Naht 
fih, bevor die bayerifhen Kammern in der vorliegenden Angelegenkit 
Iprochen hätten, des Votums darüber enthalten Tolle, ob das Kriegsbienfigett 
in Bayern einzuführen fei oder nit. Dieſe Anfiht begründete er ar 
Ziffer I 8. .5 des bayerifchen Vertrags. Dort ſei deutlich beftimmt, teR 
wenn es ſich um Aufhebung von Separatrechten eines einzelnen Staat 
handle, diefe nur mit Zuftimmung dieſes Staates, aber nicht eher ald gr 
geben angenommen werben bürfte, als bis ſämmtliche Gejeggebungs-Facert 
fih in der Sache geäußert hätten. Diefer Anficht wollte ich entgegentreiin. 
Ich habe die Frage unterfucht, in wie weit der Reichſstag nah Reid® 
recht berechtigt fei, troß des Mangels eines Ausſpruchs ber baperikhen 
Kammern fib darüber ſchlüſſig zu machen, ob das Kriegsdienſtgeſetz © 
Bayern eingeführt werben foll oder nicht. Deine Erklärung bezog ſich alle 
zunächft darauf, wie die Frage nad dem Reichs recht liege, und in bi 
Beziehung nehme ich von dem dort Gefagten, wie gelagt, Nichts zurück. Jo 
darf Tagen, e8 ift dies die Anficht meiner fämmtlichen Herren Collegen ", 
wenn ich hiermit wiederhole: der Bundesrath bat das Recht, einen 
endgültigen und wirkfamen Verzicht auf ein bayeriſfches Re 


1) Bei der Sigung war ber Minifterpräfident Graf Hegnenberg-Duz, Kurt 
minifter von PBrandh (welcher befanntlih ben Vertrag von Verſailles mit abgeſchloßen. 
der Miniſter des Innern v. Pfeufer und endlich der Juſtizminiſter Dr. Fäufle 
zugegen. 
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fervatreht dann als gegeben anzunehmen, wenn die ſechs 
bayertifhen Stimmen für dieſen Berzicht abgegeben find, und 
— der Reichstag hat daffelbe Recht. Dies Babe ih in Berlin 
ausſprechen wollen und an diefem Eate halte ich nach wie vor fell. ‘Der 
Reihötag und der Bundesrath haben nicht nöthig, wenn fie emen 
geleggeberiihen Act über Verfaflungsänderungen vornehmen 
wollen, und jelbft wenn dieſe ein beſonderes Separatrecht betreffen, erft 
darnach zu fragen, ob die bayeriſchen Kammern aud ihre Zuſtimmung ge= 
geben haben oder nicht. Ste haben keine Pflicht, darnach zu fragen, und 
können auch lediglich auf das Botum der Bundesräthe hin den Verzicht als 
wirffam gegeben annchmen. Diejes ıft auch die im Reichsſtage und im 
Yundesratbe herrichende Meinung. Es würde uns wenig helfen, wenn wir 
eine andere Meinung vertreten wollten.” - 

Folgt nun eine ganz audgezeichnete ſtaatsrechtliche Ausführung über Ver: 
hältniß von Reichs: zu Landesrecht, vom deutichen Gefammtftant zu den Einzel- 
ſtaaten, welche wir zu unferem Bedauern aus Raumrüdfichten nicht wiedergeben 
tönnen, obwohl dieſelbe durchaus mit unferen oben eimgeftreuten Anfchauungen 
zuſammentrifft. 

Ber der Abſtimmung wurde geſchäftsordnungsmäßig conſtatirt, daß 
mehr als die Hälfte Abgeordneter anweſend waren. Hierauf wurde die „Unter⸗ 
ſtützung“ von der Mehrheit ausgeſprochen. 

Die Berathung und Abſtimmung über den Antrag ſelbſt ſtand 
auf der Tagesordnung der 26. Sitzung vom 8. Februar 1872, und trug zus 
nächſt Abgeordneter Appellstionsgericht-Diretov Sedlmayr von Eichftädt, 
ſpäter Nümberg, ein Referat der ultramontanen Kammermehrheit vor, 
welches zu den verworrenften und am wenigſten concludenten gehört, welche je 
in der bayerifchen Kammer der Abgeoroneten erftattet worben find. Man erinnert 
ih ferner auch noch auf die in allen Zeitungsberichten als hinzukommend 
conftatirte, übrigen® ohnehin feit 1869 im bayeriſchen Landtage Stil gewordene 
Yeidenfchaftlichkeit, mit mweldyer von der ultramontanen Kammermehrheit, geftachelt 
von der am Anfang ſchon als ſicher angenommenen Unmöglichkeit dem geichäß= 
ten Inttiativantrage zu der nöthigen Zweibrittelmehrheit zu verhelfen, die ganze 
von Sedlmayr würdig eingeleitete und beſonders auch vom Ausſchußvorſtande, 
Appellationsgerichtsrath Grabner unterſtützte Debatte geführt worden iſt. Hin⸗ 
länglich klingt der hierbei angeſchlagene Ton aus der Schlußäußerung des 
Miniſters von Lutz hindurch, welcher u. a. ſagte: 

„Was iſt denn, meine Herren, das Weſen meiner Erklärung im Reichstage, 
welche, als den ganzen Initiativantrag verſchuldend, von einem der Herren 
Antragſteller (Advocat Dr. Schüttinger) hingeſtellt worden iſt? Ich Habe 
in ihr lediglich eine Rechtsanſicht geäußert. —* ob ſie richtig iſt oder 
nicht, — es giebt dieſelbe unter keinen Umſtänden einen Anlaß zu einem 
Vorwurf gegen Irgendwen. Denn es kann kein Verbrechen ſein, ſich zu dem, 
was man als Wahrheit, als Recht erkannt hat, zu bekennen. Iſt aber 
meine Anfiht richtig, — fo bleibt Nichts übrig, — nichts als ſich das 
beftehende Recht und die Erklärungen, welche daſſelbe ins rechte Licht ſetzten, 
gleichwohl in Gottes Namen gefallen zu laſſen, — oder fih darnach um⸗ 
zujehen, wie man eine Aenderung des zwar mißliebigen, aber Darum nichts⸗ 
deſtoweniger geltenden Rechts herbeizuführen im Stande fer! Sollte aber 
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umgefehrt die von mir geäußerte Anfiht unrichtig fein, dann ſcheint mir 
die Sache auf einem noch viel einfacheren Wege zu erledigen zu fem: — 
man weife die Unrichtigkeit nad! Das Weitere findet fih! Die 
Gewalt übrigens, wie fie den. Mitgliedern einer Einzelregierung, 
namentlich der kleineren, Staaten zur Seite fteht, iſt ja ohnehin für ſich 
allein gar nicht geeignet, den Fortbeſtand einer unrichtigen Redts: 
anfhauung zu fihern und ihr fortgefegte praftiihe Wirkung zu ver: 
ſchaffen. Es find zu viel Leute an der Sache betbeiligt, als daß e 
einem Einzel-Miniſter gelänge, mit feiner, unrichtigen, perſönliche 
Nechtsanficht gegen die Intereſſen des ganzen Volkes beftehen zu fü 
Ich meine, aud der bösmwilligfte und muthwilligſte Einzel-Miniſter wirt 
durch die öffentliche Meinung von ganz Deutichland nur zu bald genötber 
fein felber einzubelennen, daß er ſich geirrt habe und ber anderen, richtigen, 
Auffaffung Raum geben müſſe.“ 

von ut beklagte fodann die Form der vorausgegangenen bayeriſche 
Debatte. Er fagte hierbei u. a.: „Das von mir im Reichötage geſprochen 
Wort Hatte noch nicht ausgeflungen, jo wurde mir ſchon die Aeußerung ein: 
ber bebeutenditen Führer ded „Centrums” im Reihötage Hinterbradt: 

„„Nun werde es einen gründlidhen Spektakel geben!““ 

Der angekündigte Spektakel bat ſich wirklich alsbald erhoben! Aber nich 
mit Rechtsgründen, mit Vorwürfen und Incriminationen wurde argımentir. 
Einftweilen in allen ultramontanen Blättern! „„Abſolutismus, Berge: 
waltigung der Einzelftaaten, Verpreußung, mit Einem Wort Gemali 
und Berrath an den Einzelſtaaten!““ das war das Schiboleth”” - 

Auch bier müſſen wir e8 ung wieder zu unferem fehr ernſt gemente 
Bedauern verfagen, den weiteren Contert diefer fogar noch unter den durch deit 
heit in der Diftinction, durch logiſche Gedankenſtrenge und geiftreiche Wentungs 
ausgezeichneten übrigen Reben des Miniſters befonderd beroorragenden Re 
wiederzugeben. 

Nur no eine Aeußerung muß hier ihre Etelle finden; fie ift entnomme 
aus dem Schlußworte des feinerzeit an der. Spige der bayerifchen fog. Mit 
Partei und beziehungsweile der großdeutichen Partei geftandenen, charakiervole 
und zur tiefen Trauer von ganz Bayern fo bald darauf verftorbenen Mini: 
präfiventen Graf Hegnenberg: Dur. Er fagte damals u a.: . 

„Die Neugeftaltung Deutſchlands ift auf factiicher Grundlage erwachſen; !x 
iſt das Ergebniß eines ſchweren blutigen Krieges; noch unter den Bun: 
wurden die Verträge von Verſailles abgeichloffen und aus ihnen ging Fir 
Reichsverfaſſung hervor. Daß fie nicht unter folgen Umftänden wie Ti 
Minerva aus dem Haupte Yupiterd vollendet hervorgehen konnte, iſt far 
Sie bedarf unbedingt der Entwidlung. Betrachten Sie das Geil 
Es ſtehen vorläufig nur die Säulen und über ihnen da8 Dah Innen ® 
Haus ift e8 noch unwohnlih. Tie Räder Mnarren und ächzen und fo dürfe: 
die Dinge nicht fortgehen, wie fie jet ſtehen !); e8 muß eine Weiteren: 
widlung der Reihöverfaflung eintreten Wird fie gewaltfam gehemm!. 


4 Graf Hegnenberg, ſelbſt Altkatholik, war von jeher der abgeſagteſte Feind di 
Jeſuitismus und trat gegen bie klerikalen Ausſchreitungen als Minifſerpräſident T 
aller der Entſchiedenheit auf, welche — unter ben „bayeriſchen Schwierigkeiten” me: 
lich war. Seine trauernden Freunde behaupteten, gerabe dieſe feiner in Bunt: 
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dann find nur zwei Dinge möglich: entweder der erneute Zerfall Deutſch⸗ 
lands oder der Einheitsſtaat! Zerfallen wird Deutichland nicht mehr; daß 
aber der Einheitsſtaat nicht hereinbredye, das ſcheint mir gerade die politifche 
Aufgabe zunäcft Bayerns zu fein! (Links: Sehr gut!) In einem Bun- 
beöftante gilt jedes Bundesmitglied genau jo viel als es werth 
iſt, und es tft genau ſo viel werth, als es Leiftet. Die Frage: mas 
Bayern gilt? hängt ab von feinen Leiſtungen. Ich frage Sie nun, welches 
wird die Stellung Bayerns fein, wenn Sie diefen Antrag annehmen?!) Gie 
Ihaffen einen Conflict, nutzlos und gefährlih, — einen Conflict, für 
deffen Löfung fein Minifterium die Verantwortung übernehmen 
fann. Sie darakterifiren Bayern als denjenigen Staat, welcher allein ſich 
der Entwicklung der Reichsverfafſung entgegenftellt, — Sie drängen ihn in 
die Stellung der Negation! Wir werden ifolirt ftehen im Deut- 
Ihen Reiche!“ 

Wir fühlten und gar ehr verfucht, mit diefen Worten unſeren diesmaligen 
Artitel über Reichs- und Landesrecht abzufchliegen. Wir müſſen es uns gleich: 
wohl verfagen und nüchtern fortfahren wie folgt: 

Ueber den Antrag Schüttinger-Barth wurde bei der Ahftimmung, 
und zwar vorerſt über jenen 8 1, von 76 Mitgliedern mit Ia, von 72 Mit- 
gliedern mit Nein geftimmt. Der I. Präfivent conftatirte deßhalb der verfaffungs- 
mäßigen Geſchäftsordnung entſprechend, daß zwar drei Biertheile der Abgeord⸗ 
neten anmefend jeien, daß aber, weil der Antrag nicht von zwei Drittheilen der 
Anwefenden angenommen worden fei, derſelbe als nicht angenommen zu 
erachten jet. ‘ 

Es fam hierauf, da der Initiativ⸗Antrag in allen feinen 88 ſchon hier⸗ 
durch erledigt war, noch ein vom Ausſchuß vorgeichlagener Zuſatz⸗, Wunſch“ 
(wie ſolche Beifäge nach bayerifcher Kammerpraris getauft werden) zur Ab- 
fimmung. Der Ausſchuß hatte nämlich beantragt, folgende Reſolution dem 
Geſetzentwurfe beizufügen: 

„Sa den Fällen, in welchen der Bundesrath 

1) über Abänderungen der Gompetenz der Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
(Art. 78 Abf. 1); 

2) über Zufäge zu derjelben ; 

3) über diejenigen Beftimmungen dieſer Berfaffung beichließt, durch welche 
beftimmte Verfaſſungsrechte Bayerns in deſſen Berbältnig zur Geſammtheit 
feftgeftellt werben, (Art. 78 Abf. 2.); 

find die bayeriſchen Vertreter im Bunbesrathe bezüglich ihrer dort abzugeben- 
den Erflärungen an die Zuſtimmung der Reichsräthe und der Kammer ber 
Abgeordneten gebunden.” 

Bei der Abftimmung flimmten diesmal nur 73 Abgeordnete mit Ja, 
Dingegen 75 mit Nein. 
beina ör ewordenen Thatkraft entgegenftehenden „bayerifchen Schwierig . 
ae Der —E fich nur F er —— —— in a A hoben 
Alter zu der Uebernahme bes ſchwierigſten Staatsamts auf feine unr bie Arbeiten 
bes Landwirths und ana bh ewohnten Schultern hatte beftimmen laſſen, das 
Lebeu geloftet, ba er ſonſt das öde Alter zu erreichen hätte hoffen dürfen. 

) Hegnenberg fprah am 9. Februar 1872. Tags vorher hatte ber Telegraph 
bereit8 das Abfimmungsrefultat and Stuttgart gemeldet. 
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Wie in Württemberg, fand auf ſolche Weiſe auch in Bayern der Initiatib⸗ 
antrag ſchon in der zweiten Kammer fein Grab und hatten daher die erften 
Kammern (in welden jelbft ein gleiher Antrag nicht eingebradt warı gat 
feine Gelegenheit mehr, ſich über den Gegenftand ſchlüſſig zu machen. 

Einen Beiſatz haben wir noch zu den dargeftellten württembergiſchen und 
bayerifchen Landtagsverbandlungen zu machen. Darüber, daß die Bundesraihe⸗ 
bevollmächtigten an die von dem Einzelminiſterium vorher erhaltenen Inſtructioner 
gebunden und für jede diesbezügliche Böswilligfeit und Fahrläſſigkeit ihren Ad: 
traggebern wie dem Lande verantwortlid find, befteht nirgends ein ZYme 


ebenfo wenig darüber (wie im winttembersilchen ausdrücklich auszujprechen fir | 


opportun befunden wurde), daß der Landes-Minifter nad) dem im Lande gelte 
den Minifterverantwortlichfeitögefete, wie für feine Amtsthätigkeit überhaupt, 'r 
für feine Tpecielle Thätigfeit in der Richtung auf den Bundesrath veranhest: 
lich iſt. 

Allein dieſe Fragen ſind himmelweit von der obigen Frage verſchieden 
ob vor einer Abſtimmung im Bundesrathe zuvor die einzelnen Landesver- 
tretungen zu bören jeien. 

Reichsrecht vor Landesrecht! Dieſes Ariom dürfte im Vorſtehenden, 
was die äußerſte und Iette Confequenz, nämlich die Erweiterung der Reicht 
gewalt einer= und die Einjchränfung der Landesregierungdgewalt andereriat, 
ſewohl überhaupt, als insbeſondere fogar was die eigentlihen, d. 5. technijd 
jo genannten Refervatrechte der einzelnen Länder (als welche neben den ſüddem 
Ihen Staaten übrigen? nur Sachſen zu nennen find) betrifft, hinlänglich be 





leuchtet fein. Einfacher, weil ganz unzweideutig in der Reichsverfafſung Idii 


entichieden, ift der andere Hauptſatz der Verfaflung: 
„Innerhalb des Bundesgebietes übt das Reich das Recht der Geſetzgebunz 
nah Maßgabe diefer Berfaffung und mit der Wirkung, daß 
„Die Reihögelege den Yandesgejegen vorgehen““. 

So unbeftreitbar- übrigens diefer Sag im Allgemeinen ıft, fo find dee 
cafuiftiiche Einzelfragen aufgeworfen worden, bezüglich welcher die Conſequen 
des Princips erft gezogen werden müſſen. Eine ſolche frage ift 3. B. die, et 
die Competenz des Einzelſtaats noch aufrecht bleibt, wenn ein legislatorilde 
Gegenftand bereitS zum Reiche competirt. Unbeftritten wurde unferes Wiſſen 
wenigſtens im Reichstage die Frage bejahend beantwortet, mit ber felbfiver 
ſtändlichen Einfchränfung, daß die Yandes-Gefepgebung einzelnen etwa auf des 
fraglichen Gebiete bereits erlafienen Specialgejegen nicht widerſprechen bir. 
In einer gewiffen großen und beinahe bevenflihen Ausvehnung machte fih die 
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dem Deutſchen Strafgeſetzbuche nebft deutihem Einführungsgeſetze gelten 
Die weitgebendfte Bejahung der obigen Frage, welche bierbet von Sachſen m! 
nach feinem Beifpiele von Bayern beliebt worden ift, bat auch ſeitens ir 
Bundesgewalt unſeres Wiſſens einen Tadel nicht erfahren, wenn auch allerdınz 
im Norbdeutichen Reichſstage herbe Worte gegen die Art des ſächſiſchen Ber: 
gehend gefallen find. 

Im Einzelnen das Verhältniß des Landrechts in den fübdeurihen 
Staaten zu dem Reichs rechte darzuftellen, konnte wenigftens dieſes Mal ſcen 
aus Raummrüdfichten unjere Aufgabe nicht fein. Was den ſich überhaupt tie 
bezüglich ausfprechenden Geift im Allgemeinen betrifft, jo fteht auch hierin dad 
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Großherzogthum Baden den übrigen Staaten rühmlid voran und bewahrt, 
Bolf und Regierung vereint, feinen Ruhm ver vollften und bingebendften Reichs— 
freundlichkeit. Wie eine gute Frau bat Baden auf foldhe Weife das Geſchick, 
daß man wenig oder nicht von ihm jpricht. Ueber den in Württemberg jett 
nach der Mehrheit der Vollövertretung maßgebenden Geift giebt Obiges hin- 
reichende Anhaltspunkte, und ähnlich ift die Lage in Heſſen-Darmſtadt, nur 
dag bier in der Volksvertretung die Anknüpfungspunkte an die neue Aera 
bereits früher als in Württemberg mit Sicherheit gegeben waren. Am un- 
günftigften jind die Verhältniſſe in Bayern gelagert, warum und in welder 
Hauptridtung, — ift in Borftehendem binlänglich angedeutet. 


“ 





XI. 


Die kirchenpolitifchen Geſetze nach den Berichten der 
XIV. Commiffion des preußifchen Abgeordneten-Hanfes. 
(Berichterftatter Abg. Dr. Gneift.) 


Wir geben in dem Nacfolgenden einen Abdrud der Commilfionsberichte 
über die inzwiſchen ſchon publicirte Abänderung der Artikel 15 und 18 der 
preußifchen Berfaffungsurfunde und über die vier Gelege zur Regelung ver 
Grenzbeſtimmungen zwiſchen Kirche und Staat, welde von der preußiſchen 
Staatsregierung vorgelegf, vom Haufe der Abgeordneten bereit8 angenommen 
find und dem Herren-Haufe noch zur Berathung vorliegen. Ein Abdruck diefer 
Sommiffionsberihte wird unfern Lefern erwünſcht fein, da ſolche durch die 
Zageöpreife ſchon des bedeutenden Umfanges wegen nicht veröffentlicht werden, 
obwohl fie überaus lehrreich für das politifche Verſtändniß, unentbehrlich fir Die 
künftige Gefegauslegung find. Der den Berichten vorangeſchickte Text der Ge- 
jegentwürfe ift in der von der Commiffion vorgeſchlagenen Yaflung abgedrudt. 
Die mit gefperrter Schrift gebrudten Worte bezeichnen die von der Com- 
million an der Regierungd-Borlage vorgenommenen Aenderungen. Mit Aus- 
nahme von ein paar Worten, welde an ihrem Drt angegeben find, baben die 
Commiſſionsvorſchläge mit bedeutender Stimmenmehrheit die Annahme im Haufe 
gefunden. Die Aenderungen, weldhe das Herrenhaus im Geſetz über die Vor⸗ 
bildung der Geiſtlichen 88. 13. 16. 26. beichlofien bat, find ebenvafelbft als 
Noten angegeben. Der Abdruck der Berichte ift ein wörtlicher, jeboch der Raum: 
erſparniß wegen mit Weglaflung der auf bie formelle Geihäftsbehanplung in. 
der Commiſſion bezüglichen Theile. 

Die Commiffion beftand aus folgenden 21 Mitgliedern: v. Bennigfen, 
Vorſitzender. Dr. Gneift, Berichterftattr. Graf v. Bethuſy-Huc. 
v. Brauchitſch. Dr. Brüel. Clauswitz. Prinz Czartoryski. 
Dr. Hammacher. Holtz. Kanngießer. Klotz (Berlin). v. Langen— 
dorff. Graf v. Limburg-Stirum. v. Mallinckrodt. Müller 
(Berlin). Dr. Reichensperger (Koblenz). Richter (Sangerhauſen). 
Sad. Graf v. Schweinitz um Crain. Wagener. Dr. Wehren— 
pfennig. 

v. Holzendorff, Jahrbuch II. 22 
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A 


Gefegentiuurf iiber Abänderung der Artikel 15 umb 18 der 
| Berfafiungs-Urkunde. 
Wir Wilhelm 2. verorbnen unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages 
Unferer Monardjie, was folgt: 


Einziger Artikel. 
Die Artifel 15 und 18 der BVerfafiungs-Urkunde vom 31. Januar 1856 find 
aufgehoben. 
An die Stelle derſelben treten folgende Beflimmungen: 
Artikel 15. 


Die evangelifche und die römifch-tatholifche Kirche, ſowie jede andere Religions 
Gefellihaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtäudig, bleibt aber den 
Staats-Gefegen und der gefehlich geordneten Auffiht des Staates 
unterworfen. 

Mit der gleißen Maßgabe bleibt jede Religions⸗Geſellſchaft im Beſitz und 
Genuß der für ihre Cultus⸗, Unterrichts- und Wohlthätigkeits-Zwecke beſtimmten An 
falten, Stiftungen und Fonds. 

Artikel 18. 

Das Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗,, Wahl: und Beſtätigungs⸗Recht bei Beſetzung 
kirchlicher Stellen if, foweit ed dem Staat zuftebt und nicht auf dem Patronat ot 
befondern Rechtstiteln beruht, aufgepoßen. 

Auf Anftellung von Geiftlihen beim Militär und an öffentliden Anftalten finder 
biefe Beſtimmung feine Anwendung. 

Im Uebrigen regelt das Geſetz bie geile bes Staats hın- 
fihtli der Borbildung, Anftellung und Entlafjung der Geiitlider 
und Religionsdiener und ftellt die Grenzen ber kirchlichen Disc 
plinargewalt fett. nn 

| Bericht der Commiſſion. 

Die Commiffion war bei der Berathung der ihr überwiefenen Geſetzes 
Borlagen dur die erfte Lefung im Haufe der Abgeorbneten auf die Borfragt 
über die Vereinbarkeit der vorliegenden Entwürfe mit Artilel 
15 ff. der Verfaſſung verwieſen, da von verichiedenen, zum Theil entgegen: 
geſetzten Seiten aus die Vereinbarkeit derfelben mit dem jegigen Wortlaut der 
Berfaflung beftritten oder in Zweifel gezogen war. 

An der Berathung der Borfrage haben als Commiſſarien des Herrn 
Minifter3 der geiftlihen, Unterrichts- und Medicinalsänge: 
legenheiten Theil genommen 1) der Unterflaatd-Secretär Dr. Achenbad, 
2) der Geheime Regierungs-Rath Lucanus, 3) der Geheime Regierungs:Katb 
Dr. Hübler. 

An der zweiten Situng der Commiſſion hat fi der Herr Minifter da 
geiftlihen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten Dr. Falt perfönlih be 
tbeiligt. 

Für den Herrn Suftizminifter war der Geheime Ober-Juſtizrath Dr. 
v. Schelling erichienen. 

Beim Eintritt der Berathungen wurde zunäcdft von dem Referenten br: 
vorgehoben, daß in der erften Leſung der Gejeg-Entwürfe die Berfaftungtmaitz: 
keit derſelben beftritten, daß behauptet fei, e8 ftehe der Staatsgewalt nad Erlat 
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des Artilels 15 der Berfaffung weder die Geſetzgebungsgewalt, noch ein Auffichts- 
recht über die anerkannten Kirchen, noch ein jus circa sacra in dem ältern 
Sinne des Worted mehr zu. Weber den beſonders im erften Sat viel be- 
firittenen Sinn des Artikels 15 murde aus der Entſtehungs-Geſchichte 
defielben zunächft Folgendes in Erinnerung gebracht. 

Der bier fraglihe Cap ift in dem Zeitraum vom Yuli bis December 1848 
in fehr ausführlichen Commiſſions-Berathungen und Debatten der Verſamm⸗ 
lungen in Berlin und Frankfurt entftanden, deren Beſchlüſſe unverfennbar eine 
gegenjeitige Einwirkung auf die Faffung geübt haben. In dem Entwurf zu 
den Deutichen Grundrechten Artikel III 8. 14 lautete der Sag: 

Jede Religions-Geſellſchaft (Kirche) ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
ſelbſtftändig, bleibt aber, wie jede andre Gefellihaft im Staate, den Staats⸗ 
Gefegen unterworfen. 

Der Sinn diefer und der connexen Artikel über die Freiheit der Kirchen 
und Religions-Gefellichaften ift fodann in ausführlicher Berathung (mit unge- 
führ 30 Amendements) in der Frankfurter Berfammlung zur Debatte gelangt, 
deren Refultate der Berichterftatter dahin zufammengefaßt hat: 

„Darüber ſcheint bei keiner Partei irgendiwie Zweifel zu fein, daß der Staat 
feine Autorität felbftftändig geltend maden kann, und wenn das beftummt 
ausgeiprochen wird, fo iſt e8 wohl nur als eine Gautel anzufehen, damit 
nicht won Seiten der Kirche behauptet werden Tann, fie ſei durch ihre Unab— 
Dängigfeit dem Staate entzogen.” 

Dem entfprechend iſt auch der Artikel mit einer geringen Yenderung ber 
Faſſung ſchließlich dahin angenommen worden: 

Jede Religions⸗Geſellſchaft veraltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig, bleibt 
aber den allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen. 

Bei den Berathungen in Berlin erſcheint der Artikel in dem Entwurf der 
Verfaſſungs⸗Commiſſion in folgender Redaction: 

(Artikel 19.) Dede Religions⸗Geſellſchaft iſt in Betreff ihrer inneren An— 
gelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens der Staatsgewalt gegen⸗ 
über frei und ſelbſtſtändig. 

Ber der Reviſion dieſer Faſſung in der Central⸗Abtheilung fand jedoch 
‘gewiß mit Recht) der Ausdruck „innere Angelegenheiten“ Anſtoß, da nad 
den Glaubenslehren der verſchiedenen Belenntniffe die Begrenzung zwilchen inneren 
und äußeren eine völlig verfchiedene ift und fletigen Conteftationen ausgeſetzt fein 
würde. Der Zuſatz „innere“ wurde deshalb geftrichen; die Faſſung kam 
aber wegen Auflöfung der National-Berfammlung in diefer felbft nicht zum Aus- 
trag. Dagegen nahın die Königliche Staats-Regierung den Artifel in der jo 
entftandenen Faſſung in die octrogirte Berfaffungs-Urkunde vom 5. ‘December 1848 
auf, wo er mun (mie noch heute) lautet: 

Die evangeliſche und die römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religions- 
gefellichaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftftändig, und bleibt 
im Beſitz und Genuß ber für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits⸗ 
zwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 

Die Motive zu diefem und den conneren Artikeln veröffentlichte ber 
Sultus-Minifter v. Ladenberg unterm 15. December 1848 in einer Denk⸗ 
Ihrift (Berlin 1848, Geheime Oberhof:Buchbruderei), wie folgt: 

Der Entwurf der Verfaffungs-Commilfion enthält im Artikel 19 die allge 
22* 
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meine Beftimmung, daß jede Religions-Geſellſchaft in Betreff ihrer innern 
aungeisgenbeiten und der DBerwaltung ihres Vermögens der Staatsgewalt 
gegenüber frei und felbftftändig fein fole. Dieſe Beftimmung ift offenbar 
eine ungeeignete, weil die Grenze zwilchen Wen äußeren und inneren Angelegen: 
beiten nirgends feſt beftimmt ift, und weil es ein negatives Nedt 
giebt, auf welches der Staat gegenüber den Religions-Geſell— 
Ihaften niemals verzichten fann, wenn er fih nicht ſelbſt gefähr: 
den will. Deshalb hat die Verfaffungd-Urkunde in Uebereinflimmung 
mit dem von der Sranffurter Berfammlung gefaßten, auch von der 
Central-Abtheilung angenommenen Beſchluß den praktiſchen Geſichtspunkt feſt 
gehalten und den Religions-Geſellſchaften das Recht ihre Augelegenheiten 
ſelbſtſtändig zu ordnen und zu verwalten, verheißen, wonach fünftig em 
poſitive Theilnahme von Seiten der Staatsgewalt nicht mehr ſtattfinden 
wird. Die nähere Regulirung der Verhältniffe auf der Grundlage de 
ausgeſprochenen allgemeinen Principe wırd ım geordneten Wege bemüht 
erfolgen. 

Bei der ſpätern Revifion der Verfaffungs-Urkunde hat nun zwar die erfie 
Kammer beihloffen, den Artikel dahin zu fallen: 

Die evangeliſche und die römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religions: 
Geſellſchaft ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten felbftftändg, 
die äußeren unter geſetzlich geordneter Mitwirfung des Staats und der 
bürgerliden Gemeinve, und bleibt um Beſitz ꝛc. 

Die in der zweiten Kammer geftellten zahlreichen Amendements führten ir: 
beffen zu feiner Bereinigung, und ſchließlich ift der Artikel unverändert belaften 
worden, wie ihn die Staats-Regierung in der Verfaſſungs-Urkunde vom 5. Te 
cember 1848 formulirt hatte, und wie er noch heute Tautet. 

Der Referent bemerkte zu diefen Hergängen, daß e8 überaus fchmierig Te. 
aus dem weitſchichtigen Material der Berathungen und aus den Wortfafjunge 
feftzuftellen, welche Vorjtellungen die einzelnen Redner mit diefer Wortfehun 
verbunden, mas danach als gemeinfamer Wille der beſchließenden Kürperider: 
onzufehen und als beftimmend für Die Auslegung zu betrachten ſei. Trotz me: 
auseinandergehender Grundvorftellungen gehe jedoch eine negative abwehrend 
Richtung durch die Verhandlungen aller Commiffionen und Körperſchaften: ® 
ſei die Abwehr der Ddiscretionären Berwaltungs-Befugnifie, wie fie bisher in 
dem Gebiet der kirchlichen Verwaltung geitbt worden. Dean babe allgeme N: 
Mapregeln der Staats-Regierung gegen die Erzbiichöfe von Droſte und we 
Dunin gemißbillig. Man habe ein Bevormundungs⸗Syſtem, wie e8 in ve: 
fchiedenen Stellen des Allgemeinen Landrechts auftrete, und den Staats-Behẽrder 
eine „Direction‘ und Leitung von inneren, fogar zum Theil eine Entkbeidur; 
fneramentaler Fragen, und eine Aufſicht über die Kirchen nach freiem Ermeßc 
der auffehenden Behörden ftatuirt, befeitigen wollen. Das etgentliche Ziel d> 
Angriffs feren die Gewalten der Staats-Behörden geweſen, Die in den ne 
geltenden organifchen Gejegen der preußtichen Verwaltung den „Staatszwed 
das „Staatsmwohl”, die „Staatsjicherheit” als alleinige Richtſchnur für Ki 
höheren Behörden Hinftellen und die unteren Organe zur „Folgeleiſtung“ ar 
die höheren verpflichten. Dieſes ungemeffene Eingreifen der Verwaltung mi: 
ftrebe dem Weſen der Kirchengemeinihaft noch mehr wie dem Beſtreben der 
weltlihen Gemeinden nach Selbitftändigfeit, und e8 babe darüber wohl ziemlb 
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eine Uebereinftimmung gewaltet, wie noch heute. Dagegen fe bie pofitive 
Seite der Frage über das Verhältniß von Kirche und Staat in allen Debatten 
unverkennbar zurüdgetreten. Nach der damals herrichenden Staats-Lehre handle 
es ſich in dem Verhältniß des Staats zur Kirche nicht um eine, fondern viel- 
mehr um drei von einander beftimmt gefchievene und eigenartige Gemalten : 

1. die fog. Erecutive des Staates, 

2. das Oberaufſichts-Recht des Staates, 

3. die Gejeggebungs-Gewalt des Staates. 

Die Trage, welche jet nach mannigfaltigem Streit über die Grenzen 
beider Gewalten zur Entſcheidung heranrüdt, fer, ob durch Artikel 15 Die 
Geſetzgebungs-Gewalt und das Oberaufſichts-Recht des Staates 
überhaupt befeitigt fein Tolle in allen Gebieten und über alle Fragen, welche 
irgend eine Kirche oder Religions: Geſellſchaft nad) ihren Glaubenslehren für ihre 
Angelegenheiten erachten müſſe. Die fo geftellte Frage fei nun aber nach der 
gewilienhaften Ueberzeugung des Referenten zu verneinen aus folgenden Gründen: 

1. Die Entftehungsgefhichte Des Artikels ergebe zunächſt, daß in 
der Frankfurter Verſammlung, auf deren Belchlüffe aud die Motive des 
Minifters von Yadenberg ausbrüdlicd Bezug nehmen, der Satz: „bleibt 
aber den allgemeinen Staats-Geſetzen unterworfen“ ausdrück⸗ 
lich und unzweideutig aufgenommen fei. Daſſelbe gelte von dem Oberauffichts- 
recht, denn das negative Recht, „auf welches der Staat gegenüber ben 
Religions:⸗Geſellſchaften niemals verzichten kann, wenn er ſich nicht ſelbſt gefährden 
will”, jei eben nichts Anderes, als das im Staatsrecht techniſch ſogenannte 
Obe raufſichts-Recht. Der leitende Staats-Miniſter fer in der That bes 
rechtigt geweſen, vielen Borkehalt als ſelbſtverſtändlich zu bezeichnen. Denn 
von alter bis zu neuefter Zeit habe die herrichende Staatsrechtölehre jenes 
Hoheitsrecht des Staates für weſentlich, felbftverftändlih und unverzichtbar er- 
achtet. Auch enthalte der Artitel 12 der Berfaflungs-Urkunde bereits den Bor- 
behalt: „Den bürgerlidhen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf 
durch die Ausiibung der Religionsfreiheit fein Abbruch geſchehen“, — worin bie 
Pfliht auch der georpneten Kirchenobern zum Gehorjam gegen die Staatögelege 
unzweifelhaft enthalten ſei Jene Erklärung der Staats-Regierung bei der erften 
Einbringung reip. Publication des Verfaſſungsartikels fei aber nad) dem Gange 
der Verhandlungen das enticheidende Moment für feine Auslegung. Die Staats- 
Regierung babe auch bei den Reviſions Verhandlungen diefen Standpunft nirgends 
geändert oder etwas davon zurüdgenommen. Eben jo wenig haben die Kammern 
durch eine Beſchlußfaſſung irgend einen Proteft oder eine Ablehnung jener von 
der Regierung als jelbftwerftändlich vorausgefetten Deutung angenommen. Jede 
bona fide-interpretation müffe daher den Artikel 15 dahin auffallen, daß die 
Sefeggebung und das Oberauffichtsrecht des Staates principiell vorbehalten 
bleiben folle. 

2. Zu demſelben Refultate führe die Wortfaffung des Artifels. 
felbfl. Die Ausprüde „oronen” und „verwalten“ bezeichnen feine fouveräne 
Seleggebungsgewalt, fondern nur eine Ordnungsgewalt im eigenen Kreife. Der 
Ausdruck ihre Angelegenheiten jete eine Auseinanderfegung im ftreitigen Falle 
voraus, Die nur dem Staat zuftehen fünne, weil fie feinem andern beigelegt jet 
(Zöpfl $. 539). Das Wort „Telbitftändig“ komme in überaus zahlreichen 
preufifchen Gejegen und Communal⸗Ordnungen als ein legaler Ausdruck vor, 
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melher überall umnbedenflih ausgeſprochen ſei, auch wo das Eingreifen der 
Staatsgeſetzgebung und der StaatSoberaufficht als felbftwerftäntlich folge. Ein 
anderes Verſtändniß fer Deshalb unmöglich, weil irgend eine Körperſchaft im 
Staate nit gleichzeitig von der Erecutive, dem Oberaufſichte— 
Necht und der Gejeggebung des Staats eximirt fein könne. Sie würte 
Damit aufhören, zum Staatöverbande zu gehören. Im vorliegenden Falle fe 
nun aber die verfaflungsmäßige Selbftftändigfeit nicht nur beiden anerkannten 
Kirchen, fondern jeder diſſidentiſchen Religionsgefellichaft nah gleihem Maß— 
ftabe und mit gleichem echt beigelegt. Es könne doch unmöglich cam 
jouveräne Selbftgefeßgebung gemeint fein, welche bie gefammte Bewölferung in 
gejonderten Gruppen der Geſetzgebung, Oberauffiht und Executive 
des Staats entziehen, und damit im unausbleiblidhen Falle des Streits cm 
förmliche Anarchie herbeiführen würde. Die Praxis der Behörden und bie Ser 
handlungen des Landtags ſeien rüdjichtlih der Diffidenten niemals zu an 
ſolchen Auffaffung gelangt. 

3 Zu demſelben Refultat führe die übereinſtimmende Lehre des deut: 
Ihen Staatsrechts. In normalen Berbältnifien würde die endliche En: 
ſcheidung folder Streitfragen einer geordneten Rechtſprechung anheimfallen. Se 
lange dieſe fehle, müffe ınan die übereinftimmenden Rechtslehren folder Manne 
anerkennen, die durch ihren Yebensberuf veranlaft würden, diefe Fragen aufer- 
halb des Parteiftreits objectio zu erwägen. Die Staatsrechtslehre habe aber 
im Wefentlichen übereinftimmend dein deutichen Territorialftaat die Gefeggebun 
und das Oberauffichts-Recht über die Kirchen als einen felbjtoerftändlichen „um 
verzichtbaren“ Theil feiner Hoheitsrechte beigelegt, und zwar eben fo nad mi 
vor Erlaß der Berfafjungd-Urfunde von 1848. Es werde nicht nöthig fen, 
die Citate von Pütter und Klüber an bis in die neuefte Zeit zu häufen Er 
werde bier genügen, aus neuefter Zeit die Rechtslehre eines ftreng conſewativen 
katholiſchen Staatsrechtslehrers anzuziehen. Zöpfl in feinen Grundfägen dei 
Allgemeinen und Deutſchen Stantörecht8 II. 1856 (IV. Auflage), 1863 (V. Ar: 
lage) lehre auch nah Erlaß der in Ueberemftimmung mit den deutſchen 
Grundrechten publicirten Verfaflungs-Urkunden unverändert wie früber: 

8. 526. Kirchenhoheit ıft der Inbegriff der Hoheitsrechte, welche dem 
Staatöbeherricher über die anerkannten chriftlichen. Kirchen und anderen ei: 
gions⸗Geſellſchaften zuftehen. Die Kirchenhoheit begreift 1) das Recht der 
Aufnahme ... 2) das Recht der Aufſicht (jus supremae inspectionis) und 
3) das Schutz⸗ und Schirmrecht (jus advocatiae) iiber Die Kirche. 

Schon in dem weftphäliihen Frieden wurde die Kirchenhoheit als ein 1: 
der Yandeöhoheit liegendes Recht anerkannt. Seit der Auflöfung des Reid 
eriheint fie al8 eine mit dem Begriff der Souveränetät für dei 
Staatsbeherrfher unmittelbar, unzertrennlid ud unper: 
zihthar gegebene Befugnif. 

Es iſt jedoch dieſes Hoheitörecht ſtets in folder Weife auszuüben, du 
dadurch weder der Gewiſſensfreiheit der Einzelnen, noch aud den ermorbaxı 
und verfafjungsmäßig feftgeftellten Rechten ver beitcbenden umd anerlanmen 
Religions: Parteien zu nahe getreten wird. j 

8. 534. Das Auffihtsreht des Staatsherrſchers over I 
nannte Dber-Auffichtsrecht über die chriftlichen Kirchen und anderen Religien® 
Geſellſchaften beiteht in der Befugniß, von Allem Kenntnig zu nehmen, mob 
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in der Kirche vorgeht, und alle nöthigen Mafregeln zu ergreifen, um Ueber: 
griffe der Kirhengewalt. in das Bereich der Staatsgewalt zu 
verhüten oder zurückzuweiſen. 

8. 528. Die Kirche fol und will nad, diefem (neuem) Syſtem vom 
Staate nur nad den Grundfägen des freien Vereinsrechts beurtbeilt fein ... 
Hemah wird für die chriſtliche Kirche und andere Religions-Geſellſchaften 
binfichtlih ihrer inneren Gefellichaftsverhältniffe, wie Dogma, Symbolum, 
Ritus, Liturgie u. |. w., jo wie binfichtlich der Verwaltung ihres Kirchen- 
Vermögens völlige retheit und Unabhängigkeit vom Staate in Anſpruch ge 
nommen; es bleiben jedoch ... die chriftlichen Kirchen ber Aufſicht bes 
Staates bezüglihd der Beobadhtung der allgemeinen Staat$- 
Gelege unterworfen und haben, jo lange fie fich diefen gemäß verhalten, 
den Schuß des Staates anzufprechen. Diejes Syſtem bat feinen vollftändig- 
ften Ausdrud in den Beſtimmungen der Grundredte des deutſchen 
Boltes und beziehungsweile der Reichs-Verfaſſung von 1849 gefunden. .. 
Die gegenwärtig geltenden Gejeßgebungen der Einzelftanten haben dieſes 
Syſtem theils vollſtändig aufgenommen, theils zeigen fie doch eine große An⸗ 
näherung an daſſelbe. 

Referent war aus dieſen Gründen der Anſicht, daß es keiner Declaration 
der Verfaſſungs-Urkunde bedürfen werde, ſofern die hier ſtreitigen Fragen durch 
einen anerkannten Gerichtshof entſchieden würden. Die Verfaſſungs-Urkunde 
ſei aber nicht blos für Rechtsverſtändige geſchrieben und keineswegs auch in 
dieſen Kreiſen einer ſtets unbefangenen Auffaſſung ausgeſetzt. Es laſſe ſich nicht 
leugnen, daß die ganz unbeſtimmte und abgeriſſene Faſſung des Satzes in der 
Berfaffungs-Urkunvde ernfte Gewifjensbeventen hervorrufen könne, namentlich bei 
jolhen, welche den Eid auf die Berfafiung zu leiften haben Bon Parteiftand- 
punkten aus ergebe eine foldye Faſſung ein unerſchöpfliches Feld der Agitation. 
Gegen jeden Geſetz-Entwurf über die ftantlihen Rechte in Kirchen⸗ und Schul: 
laden ergebe ſich daraus ein Einſpruch. Der gegenwärtige Cultus-⸗Minifter 
jelbft Habe fih außer Stande erflärt, in jedem Punkte der Auslegung und An⸗ 
wendung dieſer Artifel durch ſeine Vorgänger beizutreten. Bei einer Reihe von 
Geſetz⸗Beſtimmungen ſei ihre fortpauernde Geltung beftritten. Ein folder Zus 
jtand mache eine ausdrückliche Erklärung, Declaration oder neue Faſſung, wenn 
nicht nothwendig, jo doh dringend rathſam. Wie bei allen Verfaſſungs⸗ 
Beſtimmungen und Berfafiungs-Wenderungen werde es ſich aber empfehlen, fich 
auf Das Strengfte dem einmal fanctionirten Verfaſſungs-Recht anzufchliegen, und 
taher dem Artitel 15 nur folgende Yuläte zu geben: 

aus den deutſchen Grundrechten den Zuſatz: 

„bleiben aber den allgemeinen Staatögefegen unterworfen“; 
aus den Motiven zur Berfafjungs-Urfunde; 

den Vorbehalt des ſelbſtwerſtändlichen (negativen) „Aufſichts-Rechtes“ 

der Staatögewalt; 
aus dem Sim des Artifel8 15 den Zuſatz: 

„der geſetzlich geordneten Aufſicht“. 

Diefe Faſſung werde fich decken mit dem Bedürfniß zum Erlaß von Ge 
\egen, wie die Staats-Regierung fie gegemvärtig vorlege. Denn aud nad 
Fublicatton der deutfchen Grundrechte und der damit gleichlautenven Verfaſſungs⸗ 
Urkunden der Einzelſtaaten fer die Verfaſſungsmäßigkeit von Staats-Geſetzen 
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über die bürgerlichen Erforberniffe der Anftellung,, ſelbſt über Betätigung und 
Entlafjung der Geiftlichen, über die Grenzen der Dißciplinargemalt und der 
Strafmittel überall als unbedenklich anerfannt. Zöpfl 8. 534 a. a. O. 

Bei diefen und anderen Geſetzen über die Ausernanderfegung zwiſchen 
Kirche und Staat fei zwar überall ein Iebhafter Streit im Einzelnen ume- 
meidlich entftanden. Alle diefe Streitfragen betreffen aber eben die materiell: 
Begrenzung innerhalb des Gefeges, nicht die verfaſſungsmäßige Zuläjiig: 
teit von Geſetzen dieſes Inhalts überhaupt, welche namentlich aud von der 
angeführten Autorität nirgend in Zweifel gezogen ſei. 

Betreffend die preußiſche Verfaffungs-Urkunde, fo könne nur der Artikel 15 
noch einen Zweifel über das in den vorliegenden Gefegen beabfichtigte Ci: 
ſpruchsrecht gegen die Anftellung von Geiftlichen und einzelne Beſtimmungen übe: 
die Grenzen der Disciplinar-Gewalt erregen. Der Artifel lautet im feiner gegen: 
wärtigen Faflung: 

Das Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗, Wahl- und Beſtätigungsrecht bei Beſesung 
firchlicher Stellen ift, ſoweit e8 dem Staat gebührt und nicht auf dem Patron: 
oder befonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. | 

Es können damit der Wortfaffung nach jede Einwirkung des Staates be 
Emennung und Entlafjung der Geiftlichen, ſowie jede Aufftelung von Erforder 
niffen einer wifjenfchaftlichen Vorbildung und vergleichen als dem Wortlaut jr 
widergehend eradjtet werben. Es werde fich deshalb empfehlen, noch einen darau 
bezüglihen Zufag hinzuzufügen. 


Bei dem Eintritt in die Discnffion erhob ſich ein Widerfpruch gegen dirk 
Darlegung und dieſe Anträge zunäcft von dem Standpunkte ber römiit: 
katholiſchen Kirche. 

Ein ehemaliges Mitglied der Frankfurter National-Berfammlung bezuz: 
auf Grund feiner Erinnerimgen aus dem Frankfurter Parlament, daß me: 
dort ganz allgemein von dem Grundgedanken ausgegangen fer, die Freiheit ie 
Kirche gegen die fo fchnell wechſelnden Zeitſtrömungen und vor ben dadurch be 
bingten Wechſel ber Landesgeſetze zu fihern. Bor Gefeg-Entwärfen, wie Dr 
vorliegenden, würde bie Frankfurter National-Verfammlung zurückgeſchredt Ian. 
Wenn man ein jo beveutendes Gewicht auf einzelne Aeußerungen in den Motwer 
der preußifchen Regierungs⸗Vorlagen und ver damaligen Regierungs-Orgn 
gelegt babe, fo fer dagegen zu bemerfen, daß die fo eingehenden bamaligen De 

atten keinen irgend zuverläffigen Anhalt dafür ergäben, daß bie gefeßgebente 

Berfammlungen ſich jene Motive angeeignet hätten. Seines Erachtens hie 
ben ſicherſten Stäßpunft für bie Interpretation der qu. Artifel die Art, me 
diefelben während eines zwanzigjährigen Zeitraumes von den maßgebenden 
Factoren, indbefondere auch von den Organen der Stantö-Regierumg aufgefar. 
und in das Leben eingeführt worden fein. Nur wenn ſich flagrante, thatlib 
liche, nicht blos doctrinelle Uebelftände inmittelſt ergeben hätten, melden ac’ 
feinem anderen Wege begegnet werben könnte, dürfe an eine Aenderung tet 
unter fo ſchweren Kämpfen und fo viel Mühe zu Stande gekommenen Grund 
geſetzes des Landes gedacht werben. Bon ſolchen thatſächlichen Ergebmile: 
fei aber bisher feine Erwähnung gekheben. 

Hinfihtlih der Abänderımgsvorfchläge wird bemerft, daß Diefelben ın de 
Kategorie der fo zahlreichen, bei der Revifion der Berfafiung geftellten Amen: 
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dements gehörten, melde theils zu vieldeutig, theils dem Zwecke der Ber- 
fafjung, Die Freiheit der Kirche zu begründen, zuwiderliefen. Im Ganzen 
ftatuirten diefe Anträge, daß die ftantliche Geſetzgebung den Kirchen alles Recht 
entziehen könne, was ihre Wirkfamfeit bedinge und die Sanction der Geſchichte 
und der Berfaffung erhalten habe. Würden überhaupt noch Grenzen zwiſchen 
dem Staate und der Kirche anerkannt, fo jet mit Sicherheit zu erwarten, daß 
Die Örenzftreitigkeiten in noch weit größerem Maße fich ergeben würden, als 
jemals früher. Beſſer, man ftreiche ſchlechthin alle die Freiheit der. Kirchen 
garantivenden Berfaffungs-Beftimmungen und kehre zu dem vor 1848 beftandenen 
Zuftande zurüd, der weit erträglicher und weit freiheitlicher geweſen, als derjenige 
ſein werde, welden die vorliegenden Gefeg-Entwürfe in Ausficht ftellen. Möge 
auch vom theoretiihen Standpunkte aus das Eine oder Andere am den Artikeln 
15 und 18 zu kritiſiren fein, diefen Gefeg-Entwürfen gegenüber, weldye auf eine 
abjolute Staatsomnipotenz abzielten, feien die vorgeichlagenen Verfaſſungs⸗ 
änderungen doppelt unannehmbar. . 

In gleicher Richtung wurde hervorgehoben, daß weder die Commiſſion, noch 
Das Haus fich über einzelne Säge der vorgelchlagenen Art ſchlüſſig machen 
fönne, bevor die einzelnen Sätze der vorliegenden Geleg: Entwürfe geprüft 
und in ihrer Bereinbarfeit mit den verbrieften echten der römiſch-katholiſchen 
Kirche anerkannt fein. Die vorgeichlagenen Zuſätze zu Artikel 15 ſeien jo weit 
und fo unllar, daß fie den pofitiven Inhalt deffelben fo gut mie aufheben 
wirden. Die zu Artikel 18 der Verfaſſungs-Urkunde beabfichtigten Zujäte 
nehmen demjelben ebenfo jeden Wert. Das „Einſpruchsrecht“ des Etaates 
gegen die Anftellung von Geiſtlichen ſei der Sache nad gar nichts Anderes, 
als das Beftätigumgsrecht, welches nad) den Beftimmungen der Berfaflung auf: 
gehoben fein ſolle. Ein Artikel mit einem jo offenbaren Widerſpruch in ſich 
jelbſt jet beifer ganz zu ſtreichen. Es fer ferner zu bejorgen, daß der Verſuch 
gemacht würde, die vorgefchlagenen Zufäge rüdwirkend zu interpretiven, und 
eine Reihe von Berhältniffen, die durch Uebereinkunft zwiſchen den Bilchöfen und 
ven Eultus-Minifter völlig zufriedenftellenb geordnet feien, rüdgängig zu machen 
und ın Trage zu ftellen. 

Es fer ſodann bei den Borfchlägen wohl nichte bedacht, wie fich dies dem 
Staate beigelegte Tchranfenlofe Geſetzgebungs⸗Recht zu den bindenden Verträgen 
verhalten jolle, welche die Königlich Preußiſche Staatd-Negierung der römiſch⸗ 
tatholifhen Kirche gegenüber eingegangen fer; e8 wäre damit auch die Kaffirung 
dieſer Verträge dem Belieben der Geleßgebung anheimgeftelt. Alle Vorſchläge 
in dieſer Richtung dharakterijirten fich als Mittel zum Zweck, die verfaffungs- 
mäßigen Freiheiten der Kirche rückgängig zu machen und insbefondere als Aus- 
nahmegefege gegenüber der römiſch-katholiſchen Kirche. 

Von anderer Seite wurde geltend gemacht, daß aud für die evangeliſche 
Kiche der Artikel 15 durch ſolche Zuſätze jeden Werth und jede Bedeutung 
verliere. Bon Selbftftändigkeit könne nicht mehr die Rede fein bei einem völlig 
ungemefjenen Eingreifen der Geſetzgebung. Mit dem fogenannten Auffichts:Necht 
werde die alte Willtür der Verwaltung, ihre Einmiſchung in jeden einzelnen 
Act der firhlichen Verwaltung, ihre Benormundung auch in vein firchlichen und 
Bermögend-Angelegenheiten zurückkehren. Eine ſolche Declaration fei in der That 
nur Sceindeclaration, — der Sache nad völlige Aufhebung der die Freiheit 
der Kirche garantirenden Artifel der Verfaflung. 
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Nachdem diefen Einwürfen größten Theils mit Bezugnahme auf die obigen | 


Ausführımgen wiberfprochen war, wurde in bie Spectalberathung der vorge 
Ichlagenen Aenderung des Artiteld 15 und Artikel 18 eingetreten. 


Zu Artikel 15 der Verfaſſungs-Urkunde. 
Die Specialdiscufftion ſchloß fi an den oben referirten Faflungsuorici: 
an. Der Antragfteller führte zur Motivirung aus; 
1. Die Worte „bleibt aber den allgemeinen Gelegen des Staates unter: 


worfen“ feien die veiflich überlegten, nach Iangen Debatten umter Euftummm 


aller Richtungen zu Stande gebrachten Worte der deutſchen Grundredte. Die 


felbe Wortfaffung Habe Eingang gefunden in die Verfaſſungs-Urkunden mi 


zahlreiche Gefege der einzelnen deutichen Staaten. Sie jet anerkannt ald 
binreichender und richtiger Ausdruck der notbwenbigen Rechte des Staats übe: 
die Kirche und werde im gewiſſen Sinne ſchon als „gemeines Recht” in Dauid- 
land angeſehen. Erft in Verbindung mit diefen Worten erhalte die „Selbi: 
ſtändigkeit“ der Religions⸗Geſellſchaften ihren von Anfang an gemeintn Zur 

2. jei das Aufſichts-Recht des Staates aus den Motiven aufzunchme. 
mit welden die preußiſche Stants-Regierung den jetzigen Artifel 15 der Ver 
faſſung urſprünglich eingeführt babe. Das damals vorbehaltene 

„negative Recht, auf weldes der Staat gegenüber den Religie 
Sefellihaften niemals verzichten kann, wenn er fich nicht ſelbſt geführte 
will‘, — fer eben das von dem deutfchen Staatsrecht feit Menfchenaltern fetr 
jtellte Oberaufſichts⸗Recht. 

3, dies Auflichts-Necht müffe aber ein geſetzlich geordnetes fein. Kat 
vefielben bürfen die Staatsbehörden nur diejenigen Rechte des Einfpruds um 
der Einwirkung üben, welde im Geſetze ſpecialiſirt ſeien. Dieſer kg 
—* ſei der entſcheidende, der die kirchliche „Selbſtſtändigkeit“ zur Balr 

it mache. 

Die Geſetzgebung des Staats laſſe fih eben fo wenig negixen, mie ier 
Aufſichts⸗Recht das heift das Hecht der Kenntnißnahme, des Widerſpruchs ı5 
der Verhinderung (jus cognoscendi, cavendi, prohibendi) gegen folde A 
des Kirchen⸗Regiments, welche die Sicherheit, das Gemeimwohl, die weſentlide 
Zwede des Staats gefährden. Beide Rechte haben eine felbftftändige VBedautss: 
neben einander. 

Das Auffichts: Recht Tonne nun aber ebenfo nach Maßgabe von Gelee 
wie nach Verordnungen, Negulativen der Behörden oder durch einzelne Mor: 
regeln nach Ermeſſen der Behörden geübt werben. “Diele letztere Weiſe X 
Ausübung eben habe den Religions-Gefellihaften Das wohlgegrändete Recht zu ® 
ſchwerden gegeben. Ein: Aufficyts-Recht, welches nach dem Ermeſſen ber dam 
betrauten Beamten und nach ihren Unfichten vom „Staatsmohl” gehandhet 
werde, führe zu unbegrenzten Eingriffen in die kirchliche Gelbfifländigfet, 
Einmiſchung in die innere Verwaltung, zur Bevormundung in allen Re 
tungen. Diefe Weife der Ausübung des Aufſichts-Rechts, welche mit DE 
Geift und mit den Mafregeln der Bolizei-Berwaltung zuſammen zu flıae 
drohte, fei bewußt ober unbewußt der Gegenfland der gewet. 
Könne man das Aufſichts-Recht principiell nicht beſeitigen, fo gebe es eben fr=: 
andere Weife, als durch Gefeg zu ſpecialiſiren, in weldyen Yuntten und m 
welde Maßregeln es gelibt werden bürfe. In diefer Begrenzung und de: 
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ftellung Tiege die „Selbftftändigteit”, welche überhaupt einem einzelnen liebe 
innerhalb des Staats gewährt werden fünme. Eine Herausbebung eines einzelnen 
Gliedes aus der Geſetzgebung und den Auffichts-Recht Des Staats fei Dagegen 
eine innerlich widerſprechende Anforderung, vie ſich niemals verwirklichen laſſen 
werde. Gerade in der correcten Faſſung gewähre der Artilel aud der ewange- 
liſchen Kirde das, was ihr gefetlich zu Theil werben müſſe. Es werde von 
den Gegnern überleben, daß dieſe ausprüdliche Beſchränkung aller Staatsaufficht 
auf die gejeglich beftimmten Maßregeln einen Fortichritt von unermeßlicher 
Tragweite über bie älteren Zuſtände hinaus enthalte, dag überhaupt die Kirche 
mehr vom Staate niemal® verlangen könne. Die jo erlangte Stellung fer in 
der That em Vorrecht der Kirchen, deſſen fich keine andere Körperichaft 
ım Staate bisher rühmen könne. Alle fonftigen Corporationen (Kreife, Städte, 
Gemeinden u. |. mw.) unterlägen noch bis Heute einer gefeglich ungemefjenen Auf- 
fiht der Staats-Behörden in ihren Angelegenheiten, und werden vielleicht noch 
längere Zeit diefen Zuftand ertragen müſſen. Nur den Kirchen ſei diefe wirk- 
Ihe Grundlage ihrer Selbftftänbigfeit bisher gewährt, und für die katholiſche 
Kirche jedenfalls im überreihen Maße ſchon verwirklicht. 

Dieſelben Gefihtöpimfte müfjen auch für das Bermögen und die Ber- 
mögens-Verwaltung der Kirchen gelten. Der Gejepgebung des Staats 
laſſe ſich das Vermögen fo wenig entziehen wie dem Rechtsſchutz des Staats. 
Aber auch ein gefeglich begrenztes Auffichtörecht fer unentbehrlich um der Kirche 
ſelbſt willen, d. 5. um das firchlihe Vermögen feinen firchlihen Zwecken zu 
erhalten. Die ganze Geſchichte des Kirchengutes fer eine Gelchichte feiner Ver⸗ 
waltungs⸗Mißbrauche, die endlich auch zu maflenhaften Säcularilationen geführt 
haben. Man könne der preußiſchen Gejeggebung vertrauen aud in diefer Rich— 
tung; denn die preußifchen Grundſätze bezüglich des Kirchenguts bezeugen bie 
gewiffenhaftefte Wahrung der kirchlichen‘ Zwecke, während die ſouveräne Kirchen: 
Verwaltung in diefer Richtung eher das Gegentheil darlege. 

Der Bertreter der Königlichen Staats-Regierung, Unterſtaats-Secretär 
Achenbach, gab demnächſt über diefe Vorſchläge folgende Erklärung ab: 

Die eingebrachten Anträge wegen Abänderung der Berfaffung habe. das 
Staats-Minifteriumm felbfiverftännfih einer Beſchlußfaſſung noch nicht unterziehen 
tönnen. Er ſei daher aud noch nicht in der Lage, Namens der Königlichen 
Staat8-Regierung den Anträgen gegenüber eine endgültige Erflärung abzugeben. 
Andererfeitö habe indeß bereits der Herr Miniſter der geiftlichen, Unterrichts: 
und Medicinal-Angelegenheiten im Plenum des Haufes fi) dahin auögejprochen, 
dag die Stantd-Regierung zwar von der Verfaſſungsmäßigkeit der vorgelegten 
Geſetze Entwürfe ausgegangen fei, daß Diefelbe indeß mit Nüdiicht auf die hier⸗ 
über immerhin möglichen Zweifel nichts Dagegen zu erinnern finde, wenn das 
Haus die Geleß-Entwürfe als Verfaſſungsänderungen betrachte und hiernach feine 
Beſchlüſſe faſſe. Demgemäß könne an ſich gegen den beabfichtigten Erlaß eines 
Geſetzes zur Aenderung der Verfaſſung nichts erinnert werden. Der dem 
Artikel 1 dieſes Geſetzes, welcher jich auf die Aenderung des Artikel 15 ber 
Verfaſſung beziehe, genebene Inhalt entſpreche außerdem der Auffaflung der 
Königlihen Stants-Regierung. Diefelbe beanfpruhe fir den Stant das echt 
der Aufficht auch über die Kirche und könne die Iettere neben dem Staate als 
jouverän nicht anerkennen. Ebenſo erachte fich die Königliche Staats⸗Regierung 
für befugt, im Wege der Geſetzgebung das Gebiet abzugrenzen und näher feft- 
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zuftellen, innerhalb deſſen die Kirche nad) Maßgabe der VBerfaflung ihre Ang- 
legenbeiten jelbfiftändig zu orbnen und zu verwalten babe. Es gebe aus bei 
Berbandlungen, welche dem Erlaffe der Verfaſſung vorausgegangen jeten, denilih 
hervor, Daß es auch damals als ein Necht des Staates angejehen worden la, 


den Umfang der Angelegenheiten der Kirche und des Stantes erforderlichen 


im Wege der Geſetzgebung näher zu beftimmen. 

Im Einflange Hiermit erachte die Königlihe Staats⸗Regierung die Kirk 
den Staatögejegen für unterworfen. Wenn in dem Vorſchlage des Referenten 
viefer Gedanke in der Art Ausorud gefunden habe, daß die Kirche dem „ale: 
meinen‘ Staatögejete unterworfen bleibe, jo werde es zur Bermeibung we 
Mißverſtändniſſen vorzuziehen fein, daS Wort „allgemein“ fallen "zu lafien. 

Endlich müſſe ausdrucklich hervorgehoben werden, daß, wenn ber Borkhl: 
des Referenten die Kirche einer „geſetzlich geord neten“ Aufficht des Staates unter: 
werfe, dies nicht dahin zu verftehen ſei, Daß die Kirche einer ſolchen Auſſi 
nur dann unterworfen fein folle, wenn fünftig derartige Gelege erlaſſen werde 
möchten, fondern daß fidh biefe Fafſung auch auf die beftehenden Gelee beit. 
ſoweit dieſelben nicht gefelich aufgehoben fein. Habe die Staatd-Negimr: 
einzelne dieſer Geſetze bisher thatſächlich nicht gehandhabt, jo erſcheine dies w: 


feiner Bedeutung, da es lediglid Darauf anko mme, ob tiefelben zur Zat me 


zu Recht beftehen. | 
Aus der Commifjion Heraus wurden von verſchi edenen Stanbpunften a 
Eimwürfe gegen dieſe Borichläge erhoben. 
Bon einem Mitglieve wurde die Gefahr hervorgehoben, daß durch dieſe nk 
grenzte Ausdehnung der Geſetzgebung unvermeidlih auch das Gebiet di 


Noth-Verordnungen befchritten werde. Es werde mindeftend gelagt wert: 


müffen, „Daß der Weg der ordentlichen Geſetzgebung“ flattfinden ſolle. 2% 
vorgeichlagenen Declarationen wärben ferner ben Uebelſtand mit fi fühe. 


ältere Auffichts-Gefege, welche durch die Praxis außer Kraft gefetst ſeien, wie | 


in Kraft zu ſetzen. Ueberhaupt aber erjcheine das Aufſichts⸗Recht des Stanteb © 
folder Allgemeinheit äuferft bedenflih und werde zu ben alten Mif 
ftänden einer unfelbftftänbigen Kirchen⸗Verwaltung zurüdführen, wie denn out 
die Praxis der Schul-VBerwaltung das Bedenkliche eines ſolchen Eingreifens de. 
Berwaltung, öfter in Abweichung von den Geſetzen, hinlänglich darthue. 

Bom Stanbpuntt der evangelifhen Kirche aus insbeſondere wurde 
die beantragten Aenderungen auf das Lebhaftefte bekämpft. Der Artikel 15 6 
als Palladium der Kirchenfreiheit in das Leben des Volles eingebrungen c- 
dürfe nicht ohne abfolnte Nothwendigfeit geändert werben. Die evangeliit 
Kirche gerade fei damit der Willfür fir alle Zeit preisgegeben: eimer jelbe. 
den ganzen Werth der Verfaffungsgarantie aufhebenden fogenannten Declarati: 
ſei eine directe Aufhebung des Artileld 15 vorzuziehen. Die Kirche werde IC 
dann auf anderen Wegen — und wäre es auf den Wegen eines gewilien Kat: 
rechts helfen müſſen. Die bier gewählte Yaflung geftatte ber J 
beiſpielsweiſe, die Synodalverfaffung in das innere Leben der Kirche eimzufübrer 


Bom Standpunkt der katholiſchen Kirche aus wurde mit befonte 


Nachdrucke die Bedürfnißfrage hervorgehoben. Es jei bei der Stellung ": 
Unträge wie bei allen Debatten der Commilfion ein Bedurfniß vorausgeich. 
ohne auch nur den Berfuch zu machen, ein ſolches näher zu begründen oder nah 
zuweifen. Immer fei mır von Tendenzen, Webergriffen, Collifionen x. die Rede 
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gemeien, ohne auch nur einen einzigen Fall thatſächlicher Uebergriffe ſeitens 
der Kirche darzuthun. Die katholiſche Kirche könne nad ihren ehren 
nicht anders als diejenige Ordnung der Tirchlichen Dinge und des äußern Lebens 
beanſpruchen, welche fie zur Seit vertrete. Entſtehe dabei ein Gegenfag gegen 
das Gebiet des Staates, fo könne und wolle man dem Brincip nad e8 dem 
Staate nicht beftreiten, eine Art von Oberaufſicht zu üben, über feine Rechte zu 
wachen, durch feine Geſetzgebung flreitige Grenzen gegenüber der Kirche zu bes 
fimmen. Aber auch die Kirche könne nicht anders als in ihrem Gebiet 
eine höchſte Geltung, eine Ueberwachung ihrer Grenzen und eine Bertheidigung 
derſelben beanfpruchen. Der Katholit gehöre mit feinem Leben auch der Kirche 
an. Es entftehe dadurch für den Einzelnen in feinem gewiſſenhaften Beſtreben 
zum Gehorfam gegen die Gelege eine penliche Lage, und die Maßregeln der 
Staats⸗Regierung hätten in neuefter Zeit diefe Lage nicht gebührend berückſich⸗ 
tigt und ernfte Beeinträchtigungen des Gewiſſens ihrer römiſch-katholiſchen Unter: 
tbanen verfchuldet. Der Fehler möge weniger am Willen, als an den Willen 
liegen. Man babe vom proteftantiichen Standpunkt aus die ragen von Ber: 
baltnig zwiſchen Kirche und Staat generalifirt und die ſpecifiſch proteftantifche 
Anſchauung für die „ſtaatlich“ berechtigte Anſchauung überhaupt erachtet, Daß 
man damit einen Gewiſſenszwang übe, habe man vielleicht nicht geahnt, und 
doch fei ein folder vorhanden. Die Träger des zur Zeit in Preußen repräfen- 
tirten Staatsgedanfens feien mit faum einer Ausnahme Proteftanten. An 
allen maßgebenden Stellen ſei das katholiſche Element entweder ausgeſchloſſen 
oder in einer überftimmten Minorität. Nicht Thatfachen, ſondern eine allge 
meine politifche Tendenz des jegigen Staatsleiters fei Die Urſache des zur Zeit be= 
ſtehenden Conflict. Wo ſeien denn irgendwo die Thatſachen eines Uebergriffs 
erwiejen oder auch nur beftimmt behauptet? Dan werde mit Amendements der 
bier vorliegenden Art Zuſtände, welche feit 20 Jahren friedlich beigelegt und 
feftgeftellt ferien, immer von Neuem in Frage ftellen und durch eine etwa beab- 
fihtigte Rückwirkung derſelben die Verhältniſſe nur verwirren. Was ſpeciell 
die Vorwürfe gegen die Vermögens-Verwaltung der katholiſchen Kirche 
betreffe, jo mirden dieſelben libertrieben und man könne fie zurüdgeben durch 
die Erinnerung an die Verwaltung eined wirklichen Sirchenvermögens in den 
proteftantiiehen Stiftern Preußens; das allerdingd vorhandene Mißtrauen katho— 
liſcherſeits ſei durch die Maßregeln der Megierung nothwendig geichaffen worden. 
Dan werde daſſelbe dur Verfaffungsänderungen diefer Art nur verfhlimmern 
und die darauf bafirten Geſetze würden, ſowie fie vorgelegt wären, doch nicht 
wirtli befolgt werden. Die Beftimmung derfelben fei jo weitgreifend, 
daß ihre Befolgung geradezu Berrath an der Kirche wäre. Nicht Syllabus und 
Battcanum, ſondern die zeitige äußere Politik der preußiichen Regierung, der 
allerding® die Partei des Centrums widerſpreche (und nicht wie andere Parteien 
ſich accommodire), bilde den eigentlihen Hintergrund dieſer Maßregel. 

Bon anderer Seite wurde noch hinzugefügt, die Katholiken hätten nad) 
Emanation der Verfaſſungs-Urkunde das Bertrauen gehabt, ein billiges Ein: 
geben in die Interefien der Kirche zu finden, und fie hätten wirklich lange Zeit 
de Hoffnung erfüllt gejehen. Man habe 1848 dieſe Verfaſſungs-Artikel als 
Gompromifje gemadt, um bei den hochgehenden Wogen der politifchen Er- 
vegung den religiöien Antagonismus zu befeitigen. Die Berfalfung folle Ueber- 
griffe der Geſetzgebung unmöglich machen, fie fei eben deshalb nicht dazu 
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de, um, wie eın einfaches Geſetz, ad libitum geändert zu werden. Man möge 
ſich hüten, bei den beoorftehenden drohenden Schwierigkeiten der ünperen Lage 
die religiöfe Frage wach zu rufen. Die Berfaffung ſei einmal das Geſetz der 
Gejege, das Compromiß zwiihen Staat und Kirde, und darum werde ihre 
Aufhebung in unabjehbare Wirrſale der Geſetzgebung und des Lebens führen. 

Bezüglich der einzelnen Amendements wurde das Prädicat „all: 
gemeine Gelege” in ver Faſſung der deutſchen Grundrechte fir überfläfig 
und ſogar Mifdeutungen ausgefegt erachtet, von. anderer Seite auf die Bei⸗ 
behaltung vefielben Gewicht gelegt. 

Rückſichtlich des Auspruds „Aufſicht“ wurde das Bedenken erhoben, daß 
nur von einer „Oberaufſicht“ des Staates gegenüber den Kirchen geſprochen 
werben könne, von anderer Seite erwidert, daß dieſe Grundſätze zwar ein Polizei⸗ 
vecht und einige andere Gebiete eine bergebrachte Bebeutung haben, bei den 
ftaatlihen jus supremae inspectionis aber ein ſolcher techniſcher Unterſchied 
nicht zu machen ſei. Es werde auf den Wortunterichied ſchon um deshalb fein 
Gewicht zu legen fein, da der Inhalt des Aufſichts⸗Rechts jet und im Yulunit 
durch Gele zur beſtimmen fei. 

Rüdfichtlich der Faflung des Artikels 15 in Bezug auf das kirchliche 
germi ögen wurde noch das Bedenken erhoben, daß durch die vorangelegten 

orte 
„Mit der gleihden Maßgabe” 

der Artikel einen umgelehrten Sinn erhalte. Bisher Babe darin eine feierlik: 
verfaflungsmäßige Garantie des Beſitzftandes gelegen; in der neuen Faſſunz 
drüde er nur eine tolerirte Belaffung im Beſitz aus unter beſchränkenden De: 
dingungen. Es wurde darauf replicirt, daß ſchon nad} der jetzigen Baffung der 
kirchliche Befig der Geſetzgebung des Staats nicht entzogen ſei. ‘Die 

ber jest vorgefchlagenen saflung, aus dem vein äußerlichen Grunde der nett: 
wendig gewordenen Theilung des Satzes ſchließe jedes argumentum a com 
trario aus. 

Hinfichtlich der ausgefprochenen Beſorgniß über die rüdwirkende Krait 
der Berfafjungs-Declaration wurde ſchließlich noch veplicivend bemerkt, 

daß diefe Rückwirkung ebenjo der Freiheit der kirchlichen Verfaſſung zu Sun 
fommt. Es werde jegt ausdrücklich anerfannt, daß im preußtichen Staat fen 
Auffichtörecht der Behörden ander als auf Grund ipectalifirter Geſetze au über 
jet und daß dies bereits in der der Kirche zugeficherten „Selbſtſtändigleit“ ihrer 
Drbnung und Verwaltung liege. Es fallen damit hinweg alle früheren und 
gegenwärtigen Maßregeln der Verwaltung, welde nur auf Grund von Regu⸗ 
Iativen und Refcripten der Behörden geübt werden. Es kommen aber and in 
Wegfall diejenigen älteren Gefege und Paragraphen des Landrechts, welche eine 
wirkliche Einmiſchung in — matiſche, ſacramentale und wirklich nur rein lirch 
liche Angelegenheiten zum Gegenſtande hätten. Nur könne darüber nicht eine 
einſeitige Anſicht und Beſitznahme kirchlicher Obern entſcheiden, und ebenſo 
wenig könne die Geſtattung eines einzelnen Staats-Miniſters eine verfafſunge⸗ 
mäßig bindende Declaration darftellen. — 

Bei der Schlug-Abftimmung wurde ſchließlich mit 14 gegen 6 Stimmer 
folgende Faffung zum Beſchluß erhoben 

Artikel 15. Die evangelifche, die eAmifg-tatheifce Kirche, ſowie jede ander 
Religions⸗Geſellſchaft ordnet und vermaltet ihre Angelegenheien ſelbſtſandig 
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bleibt aber den Staats-Geſetzen und der gejeglich geordne— 
ten Aufliht des Staates unterworfen. 

Mit der gleihen Mapgabe bleibt jeve Religions-Geſellſchaft im 
Befig und Genuß der für ihre Eultus-, Unterrichts- uud Wohlthätigfettö- 
Zwecke beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 


Zu Artikel 18 der Verfaſſungs-Urkunde. 

Der Artikel 18 in ferner jetigen Yaflung befeitigt jede Ernennungss, 
dorfhlags:, Wahl- und Beſtätigungs⸗-Recht bei Belegung kirchlicher 
Stellen, ſoweit es dem Staate zufteht und nicht auf dem Patronat oder befondern 
Rechtötiteln beruht. 

Wenn auch nad der ſoeben beichloffenen Faſſung des Artikel 15 die 
Geſetzgebung des Staates und die gefegliche Regelung des ftaatlichen Aufſichts⸗ 
Rechts ausdrüdlich vorbehalten ift, fo kann doch der Zweifel entfliehen, ob die 
jpecielle NReftrietion, melde der Artikel 18 dem Staate auferlegt, ein 
ſolches „Einſpruchsrecht“ des Staates zuläßt, wie es die vorliegenden Geſetz⸗ 
Entwürfe einzuführen beabfichtigen. Von Seiten des Referenten wurde zunächft 
bervorgehoben, daß es fich nicht empfehlen werde, jenen Sa aufzuheben oder 
abzuändern. Noch Heute, wie 1850, werbe der Staat fich fein Recht beilegen, 
die canonischen Erforderniſſe zum geiftlichen Amte zu prüfen, in die kirchliche 
Disciplin und in die Glanbensftreitigfeiten der Kirche fih einzumiſchen. Es 
werde auch Seitens der Staats-Regierung die Wiedereinführung eines ftaatlichen 
„Beſtãätigungsrechts“ nicht beabfichtigt werden. Das in der Gelege: Borlage 
angeführte Einſpruchsrecht jet in der That etwas davon völlig Verſchiedenes. 
Es laſſe den Charafter des Geiftlichen unverändert als Diener der Kirche und 
gebe der Staatd-Gewalt nur ein Veto gegen einzelne Berleihungd-Acte. Das 
Beſtätigungsrecht Dagegen verleihe den kirchlichen Beamten eine Wutorität ber 
Staatsgewalt, analog wie bei andern „mittelbaren” Stantd-Beamten, und 
würde in die bejeitigte Torftellung zurüdführen, als ob vie Geiftlichen mittel- 
bare Staatsbiener fein follten. 

Immerhin werde indeſſen das Einſpruchsrecht dem Erfolge nach einem Bes 
Hätigungs-Recht verglichen werden, und es ericheine deshalb rathfaı, die darauf 
bezüglichen Befugniſſe des Staats, die in der That unentbehrlich feien, aus 
drüdlih zu wahren. 

Vom Standpunkt des Staats aus babe früher ein Uebermaß von Befug- 
niſſen ftattaefunden, um gewiſſe ſtaatliche Rückſichten bei Belegung der kirchlichen 
Aemter zu wahren. Die Tatholifchen Geiftlichen haben bis 1848 den Beamteneid 
geleiftet und das geſetzlich unbenieſſene Aufſichts-Recht Habe die Ernennung und 
Amtsthätigfeit mißliebiger Perfonen in ſehr unbeftimmten Maße zu verhindern 
vermocht. Es handle ſich jet um beftimmte gejetlihe Normen, durd die der 
Staat ein Veto beiſpielsweiſe gegen die Anftellung von Ausländern zu erheben 
berechtigt fein müfle, aud um Keftimmte ftantliche Imtereflen bei der Dauernden 
Belegung der Pferrämter, bei Ueberichreitungen der geiftlichen Dieliplin in geſetz⸗ 
widrige Strafacte, vor Allem auch um das Recht, zu verhindern, daß dieſe Dis⸗ 
aplinar-Gewalt nicht in fraudem legis, d. h. zur Außerfraftfegung ftaatlicher 
Geſetze verwendet werde; auch um ein Interefle des Staats bei der wiſſenſchaft⸗ 
lichen (micht theologiſchen) Bildung des Perfonald. Die GrenzPinie zwiſchen 
dem, was dem innern eben der Kirche angehört, und demjenigen, wa® äußerlich 
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verlegend und ſchädigend ın die bürgerlide Ordnung eingreife, laſſe fi in ver 
That einer felbftftändigen Kirche gegenüber nur durch eine eingehende Geſet 
gebung finden. Es werde ſich deshalb empfehlen, dem Wrtifel 18 folgenden 
Zuſatz geben: 

Im Uebrigen regelt das Geſetz die Befugniffe des Stanıs 
Binfihtlih der Borbildung, Anftellung und Entlafjung der 
Seiftlihen und Religtonsdiener und ftellt die Grenzen der 
kirchlichen Drssiplinargewalt feft. 

Dieſe Yaflung ift der weitern Debatte zu Grunde gelegt. Der Artikel 13 
der Berfaffunge-Urkunde bleibt danach wörtlich unverändert und erhält nur der 
am Schluffe bervorgehobenen Zufag — entiprechend einer Reihe von Gelege 
der Deutichen Einzelftaaten, welche Gelege diefer Art, — in einzelnen Punttr 
ſogar weitergebend — erlaflen haben (Zöpfl IL 8. 534—536), ohne dag it 
Bereinbarkeit derſelben mit dem Geift der beutfchen Grundrechte und der „Selbf: 
fländigkeit‘ der Kirchen dem Princip nach bezweifelt wäre. 

Der anweſende Bertreter der Königlichen Staats⸗Regierung Unter-Ttnotk: 
fecretär Dr. Achenbach erflärte fi mit diefer Faſſung fachlich eimwerſtander 
mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß auch die Abfiht der Königlichen Staat 
Regierung nicht dahin gehe, das verfaffungsmäßig aufgehobene Beftärigungsrekt 
für kirchliche Aemter wieder einzuführen. Beftätigungs: und Einfpruchöredt i 
dem bier beabfichtigten Sinne ſeien aber jehr verichienene Begriffe. 

In der Discuffion murde einerjeits die Nothwendigkeit einer ſolde 
Gefetzgebung von dem Standpunkt der Kirche felbft befürwortet, welche für ir. 
Geiftlichteit eine höhere wiſſenſchaftliche Bildung um ihrer felbft willen ver: 
langen müſſe. Aud das Recht des Staates, die Anftellung von Geiftlichen um 
der Borausfegung gewilfer dem bitrgerlicyen, nicht dem kirchlichen Hecht ange: 
hörigen Eigenfchaften willen zurüdzumeifen, wurbe als dem Stante zuftchend m: 
Nachdruck hervorgehoben. Es handle fi) bei dieſer Geſetzgebung eben um Mi 
Trage der fpeciellen Abgrenzung, die nur in Eingelgefegen ausführlicher Farm 
zu finden fei. 

Bon anderer Seite wurde erwidert, daß eine Geſetzgebung dieſes Inhalt 
wiederum Alles in die Hand des Staates lege. Dies „negative Recht” abie: 
bire das pofitine Recht der Kirche. Der Staat könne, wenn er wolle, die X: 
Dingungen jo hoch anfparmen, daß Niemand mehr Geiftlicher werde. Cr kim: 
bie Kirche geradezu lahm Legen. 

Bon einer Seite wurde noch hervorgehoben, daß e8 bei den Borlagen md: 
auf eine wirkliche höhere Bildung der Seiftlichen, fondern auf eine ander: 
Ri wrung ihrer Bildung abgejehen jei, die man kirchlicher Seits befümpie 
mühe. 

Bei der Abflimmung wurde mit 14 gegen 6 Stimmen die oben propenir: 
Faſſung angenomnien. 

Endlich kam die Commiſſion zu dem Beſchluß, die fo beichlofienen Akır- 
derung8-Borfchläge zu Artikel 15 und 18 in Form eines Geſetzvorſchlages mitt- 
telft ſchriftlichen Berichts dem Haufe zur weiteren Beſchlußnahme vorzulegen. 


Berlin, den 24. Januar 1873. 
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B. 
Gejegentwurf betreffend die Borbildung nud Auftellung der Geiſtlichen. 


Bir Wilhelm ıc. verorbnen mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtags für 
den Umfang der Monarchie, einfchlieglich des Jadegebiets, was folgt: 


I. Allgemeine Befimmungen. 
8.1. 

Ein geiſtliches Amt darf in einer der di un Kirchen nur einem Deutichen 
üben tragen werben, welcher feine wiſſenſchaftliche Borbilbung nad den Borſchriften 
dieſes Geſetzes dargethan bat unb gegen defien Anftellung ein Einſpruch von ber 
Staats-Regierung erhoben worden if. 

5. 2. 

Die Borfhriften des 8. 1 kommen zur Anwendung, gleichviel 06 das Amt dauernd 
oder wiberruflich übertragen werben, ober nur eine Stellvertretung ober Hülfsleiftung 
in demſelben ftattbaben fol. IR Gefahr im — fo kann eine Stellvertretung 
oder Hülfsleiftung einſtweilen und vorbehaltlich des Cinſpruchs der Staats⸗Regierung 
angeordnet 6.3 


Die Vorſchriften des 8. 1 kommen, vorbehaltlich ber Beflimmuungen bes 
3. 26, auch zur Anmwenbung, wenn einem bereits im Amte (8. 2) ſtehenden Geiſtlichen 
ein anderes geiſtliches Amt übertragen) oder eine widerrufliche Anftellung in eine 
dauernde verwandelt werben fol. 


JI.. Borbildung zum geifllihen Amte. 
8. 4. 
ur Bekleidung eines geiftlihen Amts ift die Ablegung der Entlaffungepräüfun 
auf Fe beutfchen Symnafum, bie Zurldiegung — bretjäßrigen tbeologifihen 
Studiums auf einer dentſchen Staats-lUniverfität, fowie bie Ablegung einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Staatsprüfung erforberlich. 


8.5. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten if ermädtigt, mit Rüdficht auf ein 
borangegangenes anderes Univerfitätsfiublum als das der Theologie, ober mit Rück⸗ 
fiht anf ein an einer außerbeutichen Staat8-Univerfität zurückgelegtes Stubium, oder 
mit Rüdfiht auf einen fonftigen befonderen Bildungsgang, von bem 
vorgefchriebenen breijäbrigen m an einer beutfhen Staats-Univerfität einen 
angemefienen Zeitraum zu erlaffer. 

8. 6. 

Das tbeologifhe Studium Tann in den bei Berklnbung dieſes Geſetzes in Preußen 
beſtehenden, zur wifienfchaftlichen Sorbilbung ber Theologen beftimmten Tirchlichen 
Seminaren zurüdgelegt werben, wenn der WMinifter ber geiftlihen Augelegenheiten 
anerkennt, daß dieſes Studium das Univerfitätsftubium zu erieken geeignet fei. 

Diefe Vorſchrift findet jeboh nur auf die Seminare an bemjenigen Orten An⸗ 
wendung, an melden fi leine theologiſche Facultät Befindet, und güt nur für die⸗ 
jenigen Stubirenben, weldje dem Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet iſt. 
. Die im erften erog erwähnte Anerkennung darf nicht verweigert werben, wenn 
bie Einrichtung der Anftalt den Beftimmungen dieſes Geſetzes pricht unb ber 
Minifter der geifllihen Angelegenheiten ben Lehrplan derſelben genehmigt. 

$. 7. 


. . Während des vworgefchriebenen Univerſitätsſtudiums bürfen bie Stubirenden einem 
lirchlichen Seminare mit angebören. F 


Die Staats ⸗Prüfung hat nach znrildgelegtem theologiſchen Studium Statt. Zu 
derſelben darf nur —— werben, wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes —* 
bie Gymnafialbildung und theologiſche Vorbildung vollſtändig genügt bat. 

v. Holvendorff, Jahrbuch II. 23 
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Die Prüfung wird darauf gerichtet, ob der Candidat fih bie für feinen Beni 
erforderliche allgemeine wifleufchaftliche Kulbung in&befondere auf dem Gebiete der 
Philofophie, der Geſchichte und ber beutfchen Fiteratur erworben babe. 

R De Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten trifft bie näheren Anorbuungen über 
ie ung. 


8.9. 

Alle kirchlichen Anftalten, welche ber Vorbildung ber Geiſtlichen dienen (Kuaben- 
Seminare, Elerical-Seminare, Prediger- und Briefter-Seminare, Convicte 2c.), ftehen 
unter Auffiht des Staats. 

Die Haus-Orbnung und das Reglement über vie Disciplin im biefen Anftalten, 
ber Lehrplan der Knaben-Seminare und Knaben-Eonpicte, fowie berjemigen Seminare, 
fir welche die im $. 6 bezeichnete Anerfennung ertheilt ift, find dem Ober-Fräfitenten 
der Provinz von dem PVorfteber der Anftalten vorzulegen. 

Die Anftalten unterliegen der Revifion dur Commilfarien, welche ber Ok. 
Präfident ernennt. 6. 10 

An_ den im vorfiehenden Paragraphen gedachten Anftalten darf als Lehrer ober 
zur Wahrnehmung der Disciplin nur ein Deuticher angeftellt werben, welcher far 
wiffenichaftliche Befähigung nad Vorſchrift des 8. 11 dargethan bat, und gegen deſſen 
Anftellung fein Einfprud von der Staats-Regierung erhoben worden ift. 

Die Vorſchriften der 85. 2 und 3 finden entiprechende Auwendung. 


8. 11. 


‚ Zur Unftellung an einem naben-Seminare ober Knaben-Eonvicte ift bie & 
fähigung zur entſprechenden Anftellung an einem Preußifhen Gymnafium, zur Anfd- 
lung an einer fir die theologifhe wiſſenſchaftliche Vorbildung beftimmten Anftaft bie 
Befähigung erforderlich, an einer deutſchen Staats-lniverfität in der Disciplin u 
febren, für melde die Anftellung erfolgt. 

Cleriler und Prebigtamts-Kanditaten müflen bie für Geiſtliche vorgeſchrieben 
Borbildung befigen. 

‚ Diefel enügt zur Anſtellung an den zur theologifch-praktifchen Rorbiltung 
beftimmten Anftalten 1 
. 12. 


Kür die Erhebung des Einfpruch® gegen bie Anftellung finden bie Beſtimmungen 
entfprechenbe Anwendung, welche die Erhebung bes Einſpruchs gegen bie Anftellun: 
von Geiftlihen regeln. (88. 15—17.) 


8. 13. . 


Werben bie in den 8$. 9-11 enthaltenen Vorſchriften ober bie innerhalt 
ihrer gefetlihen Zuftändigfeit getroffenen Anorbuungen der Staatt- 
behörden nicht befolgt, fo ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ermädtig. 
bis zur Befolgung bie der Anftalt gewibmeten Staatömittel einzubehalten ober die 
Anftalt zu fchließen. 

Unter der angegebenen Vorausſetzung und bis zu dem bezeichneten Zeitpunkte 
können Zöglinge der Knaben-Seminare und Kmaben-Convicte von dem Beſuche ir 
Gymnaſien und von ber Entlafjungspräfung ausgefäloffen und ben im 8. 6 erwähı 
ten Anftalten die ertheilte Anerlennung entzogen werben. Diefe Anorbrrungen ficken 
dem Dinifter der geiſtlichen Angelegendeiten zu. *) 


$. 14. | 

Knaben-Zeminare und Knaben-Comvicte ($ 9) bürfen nicht mehr errichtet. und u 

bie beftehenden Anftalten diefer Art nene Zöglinge nidt mehr anfgenommen were 

Im Ball der Aufnahme neuer Zöglinge ift der Minifter der geik‘ 

een, Angelegenheiten zur Schließung der betreffenden Anfalt 
efugt. 


*) DaB Herrenhaus bat folgenden Zufap beſchloſſen: Nach Errichtung eines Königlichen Berihtäpeies Fü: 
die kirchlis en —ã kaun über die Geſetzmaͤßigkeit ber nach 3 x ask 
nungen und Berfügungen innerhalb 80 Tagen bei bem gedachten Berichtähofe fung eingelsgt wetes- 
Dur Einlegun — en wird Me Vollſtrecung ber angefochtenen Anordnung oder mist aufge al 
ten. Der Gerichtshof kann jeboch beftimmen, daß biß zur enbgüitigen Euticheidung bie Boll uterſte:te 
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III. Anftellung der Geiftliden. 
8. 15. 

Die geiftlihen Oberen find verpflichtet, venjenigen Eanbibaten, dem ein geifl- 
fiche® Amt Übertragen werden foll, dem Ober-Präfldenten unter Bezeihnung bes 
Amtes zu benennen. 

Daſſelbe gilt bei Berfegung eines Geiftlichen in ein anderes geiſtliches Amt oder 
bei Umwandlung einer wiberrufliden Anftellung in eine bauernbe. 

Innerhalb dreißig Tagen nach der Beneunung kann Einſpruch gegen die Anftel- 
Iung erhoben werben. 

Die Erhebung des Einſpruchs ftebt dem Ober-Präfidenten zu. 


8. 16. 

Der Einfprud if zuläffig: 

1) wenn dem Anzuftellenben bie gefeglihen Erforberniffe zur Be- 
tleidung bes geifllihen Amtes fehlen; 

2) wenn ber Unzuftellende wegen eine Verbredens ober Ber- 
gehen®, weiches das Deutſche Strafgefehbub mit Zuchthaus 
oder mit dem Berlufte ber bürgerliden Ehrenrehte oder dem 
Berlufte der öffentliden Aemter bedroht, verurtheilt if ober 
fih in Unterfugung befindet; 

3) wenn gegen den Anzuftellenden Thatfahen vorliegen, welde 
bie Annahme rechtfertigen, daß derfelbe den Staatsgefegen 
oder den innerhalb ihrer gefegliden Zuſtändigkeit erlaffenen 
Anordnungen der Obrigkeit entgegenwirlten oder den öffent— 
fihen Frieden ftören werde 

Die Thatſachen, welde den Einfprud begründen, ſind anzugeben. 

Gegen die Einfprudserflärung fann innerhalb dreißig Tagen 

bei dem Königliden Gerihtshofe für die firhliden Angelegenheiten, 
und, folange defjen Einfegung nicht erfolgt ift, bei dem WMinifter der 
geiftlihben Angelegenheiten Beſchwerde erhoben werden. *) 

Die Entfheidung ift endgültig. 


8. 17. 

Die Uebertragung eines geiftlihen Amts, melde der Borfchrift des 8. 1 zumwiber- 
läuft, oder welche vor Ablauf der im 8. 15 für die Erhebung des Ein- 
ſpruchs gewährten Frift erfolgt, gilt als nicht gefcheben. 

8. 18. 

Jedes Pfarramt ift innerbalb eines Jahres vom Tage der Erlebigung, wo ge- 
feglih oder obfervanzmäßig ein Gnadenjahr beſteht, vom Tage der 
Srledigung der Pfründe an pereainet, dauernd zu bejegen. Die Frift fi vom 
her-Präftdenten im Falle des Beblirfnifies auf Antrag angemefien zu verlängern. 

Nah Ablauf der Frift iſt der Ober-Präfident befugt, vie Wieberbefegung ber 
Stelle durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thlrn zu erzwingen. Die An« 
drohung und Feſtſetzung ber Strafe darf wiederholt werben, bis dem Gelee genügt ift. 

Außerdem iſt der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, dis dahin 
Staatt-Mittel einzubehalten, welche zur Unterhaltung der Stelle ober besienigen geift- 
lichen Oberen dienen, ber das Pfarr-Amt zu beſetzen ober die Bejegung zu genehmigen hat. 


8. 19. 
Die Errichtung von Serlforge-Aemtern, deren Inhaber ımbebingt abberufen 
werben bürfen, ift nım mit Genehmigung des Diinifters ber geiftlichen Angelegenheiten 


nläffig. 

’ ie Befimmungen des $. 18 beziehen fih auch auf bie fogenann- 
ten Succurfal-PBfarreien des franzdfifhen Rechtes mit ber Maßgabe, 
daß die in Abfak 1 des 8 18 vorgeihriebene Friſt vom Tage der 
Publikation diefes Geſetzes an zu laufen beginnt. 


— — 








) Herrenhaudbeſchlußz: „Berufung eingelegt werten‘. 
23 * 
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8. 20. 

Anorbnungen ober Vereinbarungen, welche bie durch das Geſetz begründete Klag⸗ 
barkeit der aus dem geiftlihen Amtsverhältniſſe entipringenben vermögensreätlihen 
Anſprüche ausſchlietzen oder beichränten, find nur mit Geuchmigung ber Staats- 
behörde zuläffig- 21 


Die Berurtbeilung zur Zuhtpausitrofe, die Aberlennung der bürgerlihen Ehren⸗ 
rechte und der Käbigteit ibung öffentlicher Aemter bat bie Erledigung 
der Stelle, bie Unfähigkeit zur Ausübung des geifilihden Amtes und 
den Berluft bes Amtseinfommens zur Folge 


IV. Strafbeffimmungen. 


&. 22. 
Ein geiſtlicher Oberer, welder den 88. 1 bis 3 zuwider ein genlices Amt Über 
trägt oder die Uebertragung genehmigt, wird mit Gelbftrafe von 200 bis zu 1000 Thlin 


firaft. 
Diefelde Strafe trifft benjenigen, welder ber Borfchrift des 5. 19, Abſatz 1 zu: 
erbanbelt. 


wid 
8. 23. 


‚ Wer geiftliche Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, welches ihm ben Bor- 
Inriften bet 7 Pr 3 puwider Übertragen worden ift, wirb mit Geldſtrafe biß zu 
v0 ern beftra 
Dielelde Strafe trifft denjenigen, ber geiftlihe Amtehanblumgen in eimen ven 
ibm nicht dauernd verwalteten Pfarramte vornimmt, nachdem er von bem Ober⸗ 
räfidenten benachrichtigt worben if, daß das Zwangsverfahren Behufs Wäieberbeiegun 
ber Stelle in Gemäßheit ber Borfchrift in $. 18 Abſatz 2 eingeleitet fel. 


. 8. 24. 
Wer geiftlihe Amts anblungen vornimmt, nachdem er in Kolge gerichtlichen Strai- 
urtbeilg bie Fähigkeit zur Ausübung des geinligen Amtes verloren hat 
(8. 21), wird mit Geldſtrafe bis zu 100 Thalern beftraft. 


V. Uebergangs- und Shlußbefimmungen. 


$. 25. 

Ausländer, welchen vor Verkündung diefes Geſetzes ein geiftliches Amt ($. 2) oder 
eines der im 8. 10 erwähnten Aemter an kirchlichen Anftalten übertragen morben il, 
baben bei Bermeibung der Folgen bes $. 21 innerhalb ſechs Monaten 
die Reichs⸗Anghörigkeit zu erwerben. 

Der Miniker ber geiftlihen Angelegenheiten faun mit Rüdfidt 
auf bie befonderen Bebürfniffe des einzelnen Falles biefen Zeitraum 
verlängern. 26 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über den Nachweis wiſſenſchaftlicher Vorbildum 
und Befähigung finden keine Anwendung auf Perſonen, welche bereits vor 
Bertündbung dieſes Geſetzes im geiftlihen Amte angeftellt ſind ober 
oor bem erfteu Sanuar 1873 die Fähigkeit zur Anfellung im geif- 
lihen Amte erlangt haben.”) 

Außerdem if der Miniſter der geiftliden Angelegenheiten ermäd- 
tigt, denjenigen Perfonen, welde vor Berfündbung dieſes Gefeges ın 
ihrer Borbildung zum geiftlihen Amte vorgefdritten waren, ben in 
biefem Geſetze vnorgejhriebenen Nachweis der VBorbilbung ganz ober 
theilweiſe zu erlal en. 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt auch ermächtigt. 
An gnder von den Erforderniſſen bes 8. 4 dieſes Geſetzes zu die⸗ 
penſiren. 


*) Die Worte „bereitz“ unb „vor dem erſten Januar 1878 find im Herrenhauſe geſtrichen 
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$. 27. 


Die in den # 4 und 8 biefes Gelege vorgeſchriebene Staate-Prüfen Tann mit 

theologifchen Prüfung verbunden werden, mfofern die Einrichtung dieſer letzteren 

—* und die ln, ber Bräfungs-Commilfionen Behörven zuftebt, deren Mit- 
glieder ſammtlich oder theilmeife vom Könige ernannt werden. 


$. 28. 


Die Borfchriften dieſes Geſetzes Über das Einſpruchsſsrecht des Staats (98. 1 
10, 12, 15 und 16) finden in Fällen Leine Anwendung, in welchen bie Safellun 
dd) & Behörben erfolgt, deren Mitglieder fännntlih vom Könige ernannt werben. 


8. 29. 
Soweit bie Ritwirtung des Staats bei Beſetzung geiſtlicher Aemter auf Grund 

* Batronate oder beionberer Rechtstitel anderweit geregelt ift, behält es babei fein 
ewenden. 
Desgleichen werden bie beſtehenden Rechte bes Staats bezüglich ber Anftellung 
n Geiftlihen beim Militär und an öffentlichen Anftalten —* das oncliegenbe 
Geiet nicht berührt. 

8. 30. 


Der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten ift mit der Ausführung biefee 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich ꝛc. 


Bericht der Commiſſion. 
Die Commiſſion hat ſich der Verathung dieſes Geſetzes mit Zuziehung 
1) des Unterftants-Secretaird Dr. Achenbach, 
2) des Geheimen Regierungsraths Lucanus, 
3) des Geheimen Regierungsraths Dr. dubler, 
als Vertreter des Herrn Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten, unterzogen. — 
Ber ſofortigem Eintritt in die Special-⸗Discuſſion wurde zu 


F. 1. 
anerkannt, daß diefer Eingangsſatz das Grundprincip des Geſetzes ausdrücke 
und in Befürwortung defielben Folgendes bemerkt. 

Eine einfache „Trennung“ von Kirche und Staat ericheine unmöglich, da 
beide in jedem einzelnen Individuum und faſt in jedem Gebiete des äußeren 
Lebens mit ihren Forderungen in täglicher Berührung und möglichem Wider⸗ 
ſtreite beſtehen. 

Am meiſten ſei die römiſch— gihre erde in der Lage, durch bie 
ihr eigenthümlichen Anfprüde auf das äußere Leben mit den Rechten anderer 
Delenntniffe, mit den Intereſſen und ben Geßendbebinnungen ber Gefammtheit 
in Widerftreit zu gerathen. Im Unterfchieve von der evangeliichen Kirche be- 
trachte fie das biſchöfliche Amt, die Hierarchie ihrer regierenden Klafie, die * 
—— ihrer Berfaffung, als göttlicher Cinfegung und Gegenftand der 

laubenslehre. Diele aſſung enthalte aber eine zeit irre —8 

bungs·, Regierungs⸗ und Jurisdictions⸗Gewalt. ee 
eben bes Individuums von der ‘Taufe. bis zum ra die be in her en 
— ,‚ ihrem perjönlichen Beſtand, in Beftimmung der Kinder⸗Erziehung; 
namentlich aber die Leitung des gelammten Unterrichts auf Grund der beiligen 
Schrift und nach dem Princip, daß der Schwerpunkt aller UnterrichtS-Anftalten 
in der Erziehung Tiege. Zu diefen alten Anfprücden auf das äußere Leben treten 
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bie auf die neueren Bereinsgefege begründeten einer confelftonellen Gliederung 
der Erwerböverhältniffe, felbft der Gelelligfeit und der Zerſtreuung. 

Für die Leitung diefer Beziehungen des äußeren Lebens diene ein orgam- 
firter Stand der Cleriker, welcher ſich durch den Cälibat von dem Familienleben 
der Nation abfondere, durch die verjüngten Orden und Congregatlonen verſtärke 
und im feftgeglieverter Ordnung einem einbeitlihen Willen außerhalb des 
Staates diene. 

In diefer Berfaffung liege die Gefahr eine8 Separatismus, der dem 
Staate in einer ftet8 vorhandenen Spannung gegenüberftehe. Es fer nicht yemt: 
feligfeit gegen die römiſch-katholiſche Kirche, wenn fit Maßregeln der Abwehr 
des Separatismus mehr gegen fie als gegen die enangelifche Kirche richten, 
fondern die unvermeidliche Folge ihrer Verfaſſung. Es feien auch nicht abftracte 
Staatsidenle, welche ihr gegenübertreten,, ſondern tägliche Bedürfniſſe de natıe 
nalen Geſammt⸗Lebens, der nothwendigen Einheit des nationalen Willens, 

- Das Preußifhe Landrecht habe auß diefen Gründen feiner Zeit eine 
lange Reihe gefeliher Normen bezüglich des Perſonals, der Berwaltung un 
des Vermögens der Kirche aufgeftellt. Dan Habe eine tiefgehende allumfaſſende 
Controle der einzelnen Acte des Kirchenregiments von Staatswegen beanlprudt, 
alle Geiftlichen als Staatsbeamte durch Amtseid verpflichtet und innerhalb ds 
Unterrichtöfuftem® auch der Geiftlichteit beider Kirchen eine gleichartige Oeftalt 
zu geben verſucht. Die darauf bezügliden Gelege des Allgemeinen Yandrehti 
II. 11 (88. 1— 1232) und andere zerftreute ergänzende Beftimmungen fein in 
Form und Inhalt nah dem Maßſtabe ihrer Zeit zu beurtbeilen, und müfſen 
eben deshalb für die heutige Zeit völlig umgeftaltet werden. Immerhin enthalte 
das Allgemeine Landrecht und deſſen fpätere Ergänzungen „publicırte Lande: 
geſetze“. Das Landredit fe fein bloßer code civil, fonvern enthalte im jenen 
Theil II. auch eine Verfaſſungs-Urkunde mit einer Reihe von Berfailungsartifde 
über das Verhältniß von Kirche und Staat. 

Wenn nun die Berfaffungs-Urkunde vom 31. Ianuar Artikel 15 beftummt: 

daß jede Kirche und Religions-Geſellſchaft ihre Angelegenheiten ſelbſt 

ftändig orbnet und verwaltet, — 

fo müffe dieſe neuere grund gefegliche Beftimmung unzweifelhaft vorgehen Nu 
werde ſich nicht behaupten Yaffen, daß mit jenem Sage der preufilchen Be: 
faſſungs⸗Urkunde die 88. 1 bis 1232 Allg. Landr. IL. 11 und alle andere be 
züglihen Gefege in Paufh und Bogen aufgehoben fein. Es komme vielmeht 
auf fchwierige Prüfungen und Untericeivungen an, wie weit ein allgemeines 
neueres Geſetz ältere Specialgefege aufhebe Man werde ſich im dieſer Yox 
überzeugen müffen, daß die ältere Geftalt des Kirchenrechts vom Standpunfte de 
„Selbſtſtändigkeit“ der Kirche aus einer totalen Revifion bedürfe. 

Es geſchehe dies in ber gegenwärtigen Vorlage rüdfichtlih der Perfonal: 
verhältniffe der Geiftlichkeit beider Kirchen im Verhältniß zu ben lanbrait: 
lichen Beftimmungen, die aud in Diefem Gebiete nicht aufrecht zu erhalten fen. 
Beiſpielsweiſe unterfage das Allgemeine Landrecht die Nachfuchung der Urbinanen 
bei auswärtigen Behörden (8. 64 a. a. O.). „Ohne vorangegangeme genaut 
Prüfung feiner Kenntnifje und feines bisher geführten Wandels ſoll Niemand ;8 
einem geiftlihen Amte gelafien werden” ($ 61). „Die Geiftlichen find alt 
Beamte des Staats der Regel nad von den perjönlichen vaſten umb Pflihten 
des gemeinen Bürgers frei” 8. 96). „Das ftaatliche Auffichtörecht wird auf 
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die Genehmigung der Grundgeſetze erſtreckt“ ($. 62,. ,‚Die Geiftlihen müſſen 
fih bei Verluſt ihres Amtes eines ehrbaren und dem Volke unanftößigen Lebens- 
manbels befleigigen” (8. 77); „Anftöße für die Kirchengemeinde forgfültig ver 

“ (8.68); „ſich zudringlicher Einmiſchungen in Privat⸗ und Familien⸗An⸗ 
gelegenbeiten enthalten‘ (8. 69); „durch vorfichtiges und ſanftmüthiges Betragen 
ſich Dad Bertrauen ver Gemeinde zu erwerben ſuchen“ (5. 70); „mit gutem 
Veiipiele der Sanftmuth und Verträglichkeit vorangehen” ($. 71); „in Amts- 
vorträgen und öffentlichem Unterricht zum Anftoß der Gemeinde nicht® einmifchen, 
was ben Grundbegriffen ihrer Religionspartei widerſpricht“ ($. 73); „an der 
moraliſchen Beſſerung ihrer Gemeindemitglieder unermüdlich arbeiten” ($. 75); 
„einen Mangel an Sanftmuth und Beſcheidenheit müfjen bie geiſtlichen Obern 
zurechtweiſen“ (8. 79); „in öffentlichen Vorträgen fol der Geiſtliche aller per⸗ 
ſönlichen Anzuguichkeiten ſich enthalten“ ($. 83); „er darf nicht eigenmächtig 
ein Mitglied der Gemeinde von Beiwohnung bes Gottestienſtes oder von ben 
Sarramenten ausſchließen“ ($. 86); „fein Mitglied der Gemeinde zur Beimoh- 
nung des Gottesdienſtes durch äußeren Zwang anhalten‘ (8. 91); „teme Haus⸗ 
und Krantenbefuche aufdringen“ ($. 92) „weder für fidh noch durch die im Haufe 
lebende Familie kaufmänniſche nnd bürgerliche Gewerbe treiben‘ ($. 93); „grobe 
Bergehen gegen bie Kirchen-Orbnung und Die darin vorgefchriebenen geiftlichen 
Amtspflichten, ingleichen ein ärgerlicher Lebenswandel begründen, die Entjegumg 
eined Geiftlihen“ (8. 103); u, |. w. u. ſ. w. — Es werde Niemand die Auf⸗ 
rechterhaltung von —— vertreten, welche jo tief in Das imere Leben 
jeder Kirchengemeinſchaft eingreifen 

Andererſeits aber ſeien ice alteren Landesgeſetze überall durchflochten mit 
Beſtimmungen, welche noch heute die „anerkannten und verbrieften“ Rechte der 
evangeliſchen, wie der römiſch⸗latholiſchen Kirche darſtellen, deren Aufrechterhaltung 
vom tirchlichen Standpunkte als Pflicht des Staates gefordert werde. Cine 
ſorgfältige Reviſion habe daher den Kirchen- und Religionsgeſellſchaften die 
Selbftftänbigkeit ihrer kirchlichen Ordnung zu wahren, und baneben das fiir bie 
Selammibeit ‚den Staat) nothwendige Recht zu firiren. Es fei ein übereilter 
Schluß, daß mit dem Aufgeben aller Eingriffe in das innere Leben der Kirche 
der heutige Staat den ganzen ſtaatlichen Organismus der römiſchen Kirche oßne 
jede rechtliche Schranke in ſeinem Innern walten laſſen könne. Unmöglidy ſei 
dies in einem Lande, in welchem verſchiedene Kirchen in anerkannter Rechtsgleich⸗ 
beit einander gegenüberſtehen. 

Es jei auch ein Irrthum anzımehmen, daß die Gefahr des Separatismuß, 
welche jene frühere ſtaatliche Bormundidaft über Die kirchliche Verwaltung herbei- 
geführt habe, im heutigen Leben befeitigt jet. Im Gegentbeil babe jene 
Abſchließung der römiſch⸗katholiſchen Gfaubenögenoffen heute Verhältniſſe ange⸗ 
nommen, welche zur Zeit des Allgemeinen Landrechts noch unbekannt waren. 
Durch das Vaticanum ſei die Abhängigkeit von der römiſchen Curie verſtärkt 
worden. Die frühere Verbindung der Diöceſan-Verfaſſung und der geiſtlichen 
Orden mit den grundbefigenden Klaſſen der Nation habe aufgehört. Die peutigen 
—*— und Congregationen, die confeſſionelle Abſonderung in den Formen 

—— ſeien in früher unbekanntem Maße fortgeſchritten. —* 

EN, 3* Gefahr, Millionen ſeiner katholiſchen Uuterthauen in abgeſchloſſener 
Lebensanſchauung ſich abſondern zu ſehen. 

Dieſer Gefahr gegenüber ſeien die Bindemittel des Staats nad den Grund: 
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1) auf die nationa le Zuge hör igkeit des geiſtlichen Perfonals, alſo Ein⸗ 
ſpruch erheben durfen gegen Die Beſetzung der kirchlichen Aemter durch Ausländer; 

2) auf Fernhaltung —* Perſonen vom geiſtlichen Amte, welke 
die Verfaſſung des Staates grundſätzlich bekämpfen, fo weit dies darch 
ein Einſpruchsrecht gegen neue Anftellungen zu erreichen möglich fe. 

Es werde aber Niemand verlennen, wie wenig wirkſam dergleichen Deittel 

egenüber der geichlofienen römiſchen Univerſalkirche erfcheinen. Die Geſchiche 
— 2* — die relative Ohnmacht bloßer Verbotsgeſetze Dan könne der Mast 
einer Kirche über die Geiſter und Gemüther der Menſchen nicht mit blos äufer: 
lichen Mitteln, fondern nur mit Inſtitutionen entgegentreten. 

Das pofitive und wirkſamere Gegengewicht gegen biefe Gefahren Liege daher 
in einer dritten Richtung, in der Aufrechterhaltung eines durchgreifen— 
den Syſtems nationaler Bildung und Erziehung. Diele gleik 
artige Bildung der Lebens⸗Anſchauungen des Boltes fer in Preußen feit Ein: 
führung des allgemeinen Schulzwanges (a. 1713) fortgefchritten, ſei insbeſonden 
jeit den Zeiten der Befreiungs-Friege auf der Grundlage des Schulzwanges md 
der Univerfitäten, von unten nach oben und von oben nach unten, durchgeführt 
und in den mittleren Stufen ergänzt. Es fei mit wenigen Schwankungen it 
heute aufrecht erhalten und ſtehe deshalb als Hauptziel aller Angriffe fir 
die feparatiftifchen Beftrebungen be. 

Die Aufrechterhaltung vieles Syſtems bevinge aber auch eine gleichartig: 
wiflenihaftlige Bildung der Geiſtlichkeit, wenn folche ſich nicht 
feindfelig dem geiftigen Leben und einheitlichen Willen der Nation gegenüber ſtellen 
jolle. Der Staat habe kein Recht über ven Glauben. Er könne den Cödlibat 
der Geiftlichleit und die äußere Abfonderung eines confelfionellen Vereinslebens 
nicht bindern. Aber er könne durch die wifienfchaftliche Bildung des Clerns ver: 
hüten, daß derſelbe fich nicht von der Gefammtbilvung, den Cultur⸗Bedurfniſſen 
dem Gefammtleben der Nation losſage, und einen Theil der Ration als its 
allen gehörig, dem andern geiftig entfremde. Wit dem Durchbruch dies 
Syſtems zu Gunſten eines Religionatheild werbe daſſelbe überhaupt hinfällig. 

Der preußiſche Staat habe diefe Einheit der nationalen Bildung von oben 
herunter durch die Verbindung der katholiſchen und evangeliſchen Tyacultäten matt 
der Gejammt-Univerfität durchgeführt. Er habe von innen heraus bie Bar: 
bindung des veligiöfen mit dem wiflenfchaftlichen Unterrichte zum weſenilichen 
Theil der Berfaffung aller öffentlichen Lehranftalten gemacht. Die Gegenforbe 
rung des Staates fer ein Verzicht auf den Separatismus in der Borbildung ber 
Geiftlichteit, wie ſolcher feit länger als einem Menſchenalter erfirebt und confe 
quent fortgeführt fer, um ben —* womöglich ſchon vom Knabenalter in ab⸗ 
geſchloſſener Lebensanſchauung zu erziehen. Das Geſetz beabſichtige, vor Allen 
die fen Beſtrebungen entgegen zu treten, und den bisherigen geſetzlichen Beſitz 
ftand des Staates aufrecht zu erhalten. 

Es empfehle fich aus dieſem Geſichtspunkte die unveränderte Annahme des $. 1. 

Bon anderer Seite wurde darauf erwidert: Seit Emanation der Ber 
faſſung und durch dieſelbe fei ein auffallend gutes Verhältniß zwiſchen den Cor: 
feiftonen Hergeftellt. Dies werde nur geflört und Unfrieven herbeigeführt durch 
Geſetze diefer Art, denen zu Liebe man das Grundgeſetz der Berfaffung unter 
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die Geſetze ſtelle. Wenn die Berhältnifle, welche der 8. 1 Herftellen will, that⸗ 
ſäch lich bereits vorhanden feien, jo beweiſe das nicht ein Bedürfuiß zur Legis- 
Intion, jondern gerade Das Gegenteil. Das Bedenkliche an dieſem Gefete ſei 
aber, daß es Alles in das Belieben von einzelnen Perfonen, Deiniftern, 
Dber-Präfidenten ꝛc. ſtelle. Mit dem Wedel der Berfonen werde der Wechfel 
in den Grundſätzen eintreten, und bamit ein unficherer und willfitrlicher Zuftand 
herbeigeführt werden. Man folle dagegen an ver Freiheit fefthalten, an ber 
Freiheit für Alle; denn nur im Kampfe der Gegenſätze entwickle ſich die Wahr: 
keit. Die Katholiten feien ebenfo gut deutſch, ebenſo national wie die Evange- 
liſchen. Mit demfelben Rechte, wte man jene immer als Ultramontane oder 
„Römlinge” bezeichne, fünne man legtere im Hinblid auf den Guſtav⸗Adolf⸗ 
Berein als „Schweden“ bezeichnen. Die Gegner de Schulgwanges bekämpfen 
denſelben nicht vom confelfionellen Standpunkte aus, fondern vielmehr als Ein- 
gef er Freiheit, wie Died auch von guten Autoritäten im Eng⸗ 
and geſchehe. 

Die immer wiederholte Behauptung, die deutſchen Biſchöfe ſeien durch das 
Vaticanum in eine größere Abhängigkeit vom Papfte gelommen, wie vor 
demfelben, fei unrichtig. Auch früher hätten fie nur die vom Papfte für richtig 
erflärten Glaubenslehren verkünden und öffentlich befennen dürfen, wenn fie auch 
perfönlich die Anfichten des Papftes für unwichtig gehalten haben. Letzteres 
dürften fie nach dem Baticanum nicht mehr, ſofern es ſich um einen Glaubens- 
at Handle, den der Papft ex cathedra verfünde. Gene reservatio mentalis 
jet jet weggefallen, und dies der einzige Unterſchied gegen früber, — ein Unter- 
Idied, welier auf die verfafjungsmäßige Stellung der Bifchöfe völlig einfluß- 
[08 blet 


Wenn man confefionelle Verträglichleit als Zweck folder Geſetze hinſtellt, 
fo möge man doch nachweiſen, wo und wann ber Clerus ſich unverträglich ge⸗ 
zeigt babe. Man wolle die nationale Verbindung des Clerus mit dem Bolfe: 
fin Stand aber ftehe in engeren fortwährenden Beziehungen mit dem Volle, 
ftehe allen Lebensbeziehungen näber, als gerade der Clerus, und übe eben dadurch 
fein wohlbegrünbetes Anſehen, — nicht durch einige äußere Privilegien, die ihm 
der Staat ertheilt habe. Auch fer die Behauptung völlig grunblos, daß es dem 
Clerus an allgemeiner wiſſenſchaftlicher Bildung fehle Die Echüler, welche 
nur um ſich vor der Gefahr fittliher Verwahrloſung zu fchiigen, in den Semi⸗ 
noren und Gonvictn wohnten, die man als flantögefährlich bezeichne, Haben 
jederzeit Borzügliches geleiftet, theilweiſe Tüchtigeres, als die auf den Staats» 
anftalten gebilveten. Dafjelbe laſſe fidh von den Prieſter⸗Seminaren jagen. 

Für das vorliegende Gejeg ſei ebenfowenig irgend ein praktiſches Bedürfniß 
en, wie e8 mit der Gerechtigkeit in einem paritätiſchen Staate vereinbar 


Bon Seiten der Königlichen Staats-Regierung erwiderte der Unterftants- 
Secretär Dr. Achenbach auf diefe Ausführung im Weſentlichen Folgendes: 

Wenn, wie von bdiefer Seite behauptet werde, die Verhältniſſe in der katho⸗ 
chen Kirche und in ber willenfchaftlihen Borbildung der katholiſchen Geift- 
lichkeit wirklich fo lägen, wie fie das Geſetz herbeizuführen wünſche, fo fei kein 
Grund zur Belämpfung des Geſetzes, da es ja nad der Behauptung ber 
Gegner eine weſentliche Aenderung in den beſtehenden thatjächlichen Verhält⸗ 
niſſen nicht herbeiführen werde. Die Grundſätze der Gleichheit ſeien in dem 
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vorliegenden Entwurfe durchweg gewahrt, deſſen Zwed einzig und allen bakın 
gebe, viefe Verhältniſſe beiden Kirchen gegenüber parttätiich feſtzuhalten. 

Erläuternd wurde im Laufe der Debatte nody hervorgehoben, daß der Gel: 
Entwurf fih nur auf die im Artikel 15 der Berfaflungs-Urkunde benanme 
evangelifhe und römiſch-katholiſche Kirche beziehe. Andere Relr 
gions⸗Geſellſchaften, auch wenn fie Corporations⸗Rechte beſitzen, fallen wicht unter 
das Geſetz, welches ſich nur auf die geiftlihen Aemter beziehe, alio auf folk 
Eleriker, die auf Grund der Verfaſſung der anerfannten Kirchen Amts rechte üben. 

Zu 8. 2. Wird das beanſpruchte Maß wiſſenſchaftlicher Bildung über: 
haupt für erforderlich erachtet, ſo iſt daſſelbe auch zu erſtrecen auf widerruf⸗ 
Lich ertheilte Aemter, ſowie auf Stellvertretungen. In analoger Weiſe werden 
auch die Anforderungen an dad Staatsamt geſtellt. Es bedarf nur einer Aut 
nahme für Fälle einer Bertretung, bei denen „Gefahr im Berzuge walte”, 
wie ſolche vorbehalten ift. — Es wurde Dagegen erinnert, daß dieſe Ausnahar 
zu unbeſtimmt geftellt fe. Was ſei Gefahr im Verzuge? Was folle geicheben, 
wenn Die Regierung nacdträglih die Gefahr im Berzuge befireite? — Din 
Einwendungen ungeadhtet wurde der Paragraph mit 16 gegen 3 Stimmen ar 
genommen. 

Zu 8 3. Der Zufemmenbang dieſes Paragraphen mit 88. 15, 16 
und 26 gab die Beranlafjung zur Ausſetzung der Discuffion an dieſer Stk. 
Nachdem bei der Berathung des 8. 26 beichlofien mar, den Anforderungen au 
die wiffenfchaftliche VBorbildung feine rüdwirfende Kraft beizulegen, wurk 
der 8. 3 mit der Einfchiebung in Zeile 1: „vorbehaltlich der Beſtimmungen dei 
8. 26° mit 13 gegen 7 Stimmen angenommen. 

Zu 8.4. Die Forderung 1) der Ablegung der Abitwrientenpräfung | 
auf einem Gymnaſium, 2, eines dreijährigen theologiſchen Studiums auf am 
deutihen Staatd-Univerfität, 3) der Ablegung einer willenfchaftle 
Staatsprüfung. entipriht im Allgemeinen den Anforderungen, welde 
Prenßen feit den Zeiten ded Allgemeinen Land: Rechts durchgeführt, welche maz 
noch jetzt bei der evangeliſchen Geiſtlichteit aufrecht erhält, denen man aber ve 
Seiten der katholiſchen Biſchöfe ein Gegeninftem einer gefonderten Borhl: 
dung durch Knaben-Convicte, Knaben⸗Seminare und Clerilal⸗Seminare gegenũbe 
geftefit bat, mit dem Erfolg, die Borbildung durch die Gtmmafien und durd 
die katholiſch⸗theologiſchen Faeultäten großentheils zu verdrängen. 

Für die Wiederaufnahme des älteren Syſtems wurde nochmals berer: 
gehoben: das Intereſſe des Staates an einer innerlich harmoniſchen geiftige 
Entwidelung der Nation. Einer in ihren inneren Angelegenheiten „telbititar 
digen“ Kirche könne freilich das Recht nicht beftritten werden, ihre Cleriler ım 
Semtnarien, Konvicten und anderen abgeichlofienen Anftalten für den Dienft ter 
Seelforge vorzubereiten. Bis zum Eintritt in den Stand der Kleriler aber 
gehören die Präparanden der Jugend der Nation an. Es ſei Das kin Gr: 
griff in die Selbſtſtändigkeit der Kirche, wenn man verlange, daß Diejenigen. 
denen dad Geſetz die Ehrenrechte und Immunitäten des höheren ſtudirten De 
amtenthums beilegt, auch eine geiftige Borbildung gleicher Art gewinnen. Ee 
liege in dieſen Anforderungen vielmehr ein Ausdruck der Achtung und Dei 
Ehrenanertennung für das geiftlihe Amt. Der Staat verlange Die Mitwirkunz 
von Geiftlihen für die Infpection der Ortsſchule, die Kreisichul-Berwaltung, die 
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höhere Leitung des Schulweſens und halte dieſe Forderung, fo jehr ihm die 
Ausführung erfchwert werde, bis jegt fell. So lange fie Dauere, müfle er auch 
darauf beftehen, daß die Geiftlichleit die allgemeine Vorbildung erhalte, welde 
zu folder Aufficht erforderlich. Auch darüber hinaus fei und bleibe der Geift- 
liche Lehrer des Volks im eminenten Sinne des Worte, und es könne dem 
Staate nicht gleichgültig fein, einen Sonvergeift in der Borbildung dieſes Lehr: 
ftandes walten zu jehen. Da: Beitreben nach einer ſolchen Abſonderung jet 
etwa feit dem Jahre 1820 in immer wachſendem Maße hevoorgetreten und babe 
ernfte Conflicte mit den Bilchöfen hervorgerufen. Wenn auch nocd immer ein 
anfehnlicher Theil der katholiſchen Geiftlickkeit feine Borbildung in Staats⸗An⸗ 
ftalten erhalte, fo fei Doch das dem entgegengelette Syſtem immer weiter aus⸗ 
gevehnt bis zu der jogenannten „Trockenlegung“ ver theologiſchen Facultäten. 
Unter Anerfennung der Selbftftändigkeit der kirchlichen Anordnungen über die 
Ipätere praktiſche VBorbildung des Geiftlihen pro ministerio ſei e8 daher wohl 
an der Zeit, die in dieſer Beziehung berechtigten Anfprüche des Staate® durch 
Geſetz Har zu ftellen und die nöthigen Mittel zu ſchaffen, dieſen Anforderungen 
auch gegen einen ſyſtematiſchen Widerſpruch Folge zu geben. 

Bom Standpimkt der römiich-katholiichen Kirche aus wurde Darauf ent- 
gegnet: Die ganze Borausfegung, daß die katholiſche Geiftlichett den „Separa= 
tismus“ pflege, fih von nationaler Bildung und vom Volle abjondern wolle, 
jet umrihtig. Im Gegentheil beflagten ficy die Gegner immer über den zu 
großen Einfluß der Geiftlihen auf das Boll. Der confeffionelle Gegenfaß, der 
ih im Leben geltend made, habe ınit dem Zuſammenhang der Geiſilichen mit 
dem Volke nichts zu fchaffen. Die ganze Lebenöftellung der Mehrzahl der Geift- 
lichen (unter ungebifveten Bauern) fer jo gering und bärftig, daß eine beſondere 
wiffenſchaftliche Bildung auf den Dörfern übel angebracht und überflüffig erachtet 
werden müſſe. Der Geiſtliche übe feinen Einfluß nur auf die Elementar- 
ihule, und folgerecht ſei auch nur eine dem entfprechende allgemeine Borbildung 
nöthig. Ein jo hoher Grad der Wiflenichaft, wie hier verlangt werde, ſei 
unmöglich zu erwerben, ohne daß der Geiftliche feine Vorbereitung zum Haupt: 
berufe als Religionslehrer hintenanſetze. Solche Anforderungen fegen den Clerus 
auf den Ausſterbe-Etat. Auch werde jetzt übrigens die allgemeine wiflenichaft- 
liche Bildung keineswegs vernachläſſigt, und beiſpielsweiſe fei in Verordnungen 
der Erzbiſchöfe v. Geiſſel und Melchers die Pflege der allgemeinen Wiſſen⸗ 
Ihaften, eines philofophiihen Studiums und der Darauf bezüglichen Collegia 
verlangt (beiſpielsweiſe 20 Collegia über Geſchichte der Philoſophie, Metaphyſik, 
Logik u. |. w.). Cine ſolche allgemeine Bildung werde von den Biſchöfen auch 
für die Prüfung verlangt. Noch böber geipannte Anforderungen aber machten 
das Studium der Theologie unmöglih. Die feit 1820 vorgelommenen Irrungen 
und Streitigkeiten datirten aus der Seit der bermefianifchen Irrthümer. Die 
geiftlihen Oberen haben es damals allerdings für rechtswidrig erachtet, die 
Yernenden zwingen zu wollen, bet Irrlehrern zu hören. Insbeſondere aber 
wiverfpreche der 8. 4 dem poſitiven Bertrags⸗Recht, welches Durch die Bulle 
de salute animarum gefchaffen ſei. Site garantıre in jeder Diöcefe ein Seminar 
nah der Maßgabe des Tridentinum. Die Forderungen des $. 4 feien mit 
diefem Recht in unverlennbarem Widerſpruch. 

Auch vom Standpunfte der evangelifhen Kirche aus murbe geltend 
gemacht, der $. 4 regele Materien, welche auf dem Gebiete der Kirche Liegen. 
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Bo Stnodalverfafiungen beftehen, wie in Hannover, fei e8 deren Sache, bei ber 
er ——— dieſer Angelegenheiten mitzuwirken. Der Ausdruck „Bor- 
ildung“ in dieſem Geſetze ſei ein unrichtiger. Unter Vorbildung Bune man 
die Unmerfitätöftubien nicht einbegreifen. Auch für die evangeliſche Kirche würde 
es in vieler ln vortheilhaft fein, wie ſchon jetzt für Die äußere, fo au 
für die innere Miſſion, Milfionare von einer weniger ——— Bildung 
heranzuziehen. Die vorgeſchlagene Staatsprüfung ſei gefährlich, weil fie das 
—— Studium einſchränke; alle Beſtimmungen über Eramina ſeien illuſoriſch. 
Alles auf die Eraminatoren ankomme. 
Seitens des UnterſtaatsSekretärs Dr. Achen bach wurde das Grm 
princip des Geſetentwurfs dahin erläntert: 
Die Staats⸗ Regierung muſſe auf ein breijähriges tpeofogiicee Stubium 
auf einer deutſchen Staats-Univerfität ein entſcheidendes Gewicht Le E 
ſei fir den Staat von Bedeutung, einmal, daß bie Theologie ber 
beftimmten Zeit flubirt werde, und ſodann, daß dies Studium an eimer 
Univerfität oder einer geſeblich derſelben gleich den Anftalt flattfinve. 
Mehr enthalte auch der Entwurf rüdfichtlih des ge8 der tbeologifchen 
Studien nit. Die Befürchtung, daß den Stubirenden der Theologie * 
Gelegenheit fehle, an den vorbezeichneten Anſtalten ſolche Vorleſungen 
hören, welche nach Inhalt und Richtung der Auffaſſung der —— Oberm 
in der katholiſchen Kirche entſprechen, erfcheine —— unbegründet. So 
weit befannt, gehöre in Breslau nur ein Profefior der Theologie zu den 
Gegnern des neuen Dogma’d. In Miünfter ſei unter den Profefloren ber 
Theologie ein folder überhaupt nicht vorhanden. Wenn in ber tbeologifchen 
Facultät zu Bonn die Sache ſich augenblidlih anders verhalte, fo fehle es 
doch auch dort nicht am ausreichenden Lehrkräften, welche fi dem Beichluf 
des letzten Eoncil8 unterworfen haben. Zu einer Berflärtung ber theologiſchen 
Facultät in Bonn habe bisher die Möglichkeit nur aus dem Grunde gefehlt, 
da eine Berfänbigung zwifchen dem Erzbiſchof von Köln und dem gei 
Mintfter über die Perſon des Candidaten noch nicht erzielt worden. Nah 
ben jetzt beſtehenden Borichriften ſtehe bei Beſetzung Iber 8 iſchen Pre 
feflur dem Biſchof der Einſpruch offen, und es werde ſchwerlich ein Ball 
namhaft gemacht werben, in welchem dieſe Vorſchriften in ben letzten Zahren 
Seitens des Staates nicht beachtet worben. Die geiuferten Befärdytungen 
entbehrten daher ber thatſächlichen Begrünung. Andererſeits jei aber bie 
Regierung allervings nicht in der Lage, einen einmal ernamten Staats⸗Be 
amten, zu welchen aud die PBrofefioren der Theologie gehören, ohne vorher⸗ 
gegangened geſetzliches Berfahren aus feinem Amte zu entfernen, oder ohre 
bie geſetzlichen Borausfegungen ein ſolches Snttaffunge Derfehren gegen ibe 
einzuleiten. Wie fern aber die Staats-Regierung von jeder Tendenz in diejer 
De jet, ergebe nicht nur die im $. 6 vorbehaltene Fortdauer ber 
eminare neben ben Facultãten, ſondern auch der Umſtand, dag ten 
—— der Theologie ſaͤmmtliche deutſche Staat8-Univerfitäten offen ges 
ftellt würden, an einen von der preußifchen Regierung intendirten ——* 
zwang alſo ſicherlich nicht zu denken ſei. Gegenwärtig geſtatte der Gtwurf 
die Combination des Studiums der Theologie und der um $. 8 ermäherten 
allgemeinen Wiſſenſchaften während bed alademiſchen Trienniums. Wollte 
man dagegen das dreijährige Studium lediglich auf die allgemeinen Wiſfſen⸗ 
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ſchaften beichränten, wie dies von einer Seite beabfichtigt worben, fo müßte 
folgerecht dies Studium ausſchließlich auf die Stants-Univerfitäten beichränkt 
werden, mit Ausichluß einer jeden damit concurrivenden Anftalt, was ficher- 
lich nicht zur. Erleichterung der Borbildung der Theologen dienen würde. 

Die Bezeichnung „theologiſches Studium” im Gefeg wurde Seitens 
der Staatö-Regierung weiter dadurch motivirt, Daß auch der Staat als Bor- 
ausfegung feiner Anerkennung der einflußreichen Stellung der Geiftlichfeit ein 
Intereſſe habe, daß das theologifhe Studium wiffenfhaftlich erfolge, — 

anz abgejehen von den Untericheidungs-Lehren. Wenn von den katholiſchen 
inchenoberen die Wichtigfeit des theologiichen Univerſitäts⸗Studiums ſelbſt 
anerfannt werde, fo fer auch kein fachlicher Grund des Wiberfpruch® gegen 
dieſe Geſetze. Schließlich wurde bemerkt, daß der Staat nicht nur durch die 
zugelaffene Concurrenz der theologiſchen Seminare (8. 6), ſondern auch nad) 
Bedurfniß durch Gründung von Stipendien zur Erleichterung des theologiſchen 
Studiums das Seimige zu thun bereit fei. 

In der Discuffion wurde no für den Regierungs-Entwurf hervor⸗ 
gehoben, daß die ölkonomiſchen Schwierigkeiten einer höheren wiflenjchaftlichen 
Ausbildung von den Gegnern übertrieben werden. Die evangeliſche Kirche ge- 
winne ſeit langer Zeit ihren Bedarf an Geiftlichen trog der geftellten Forderung 
einer wifienfchaftlihen Ausbildung. Berlange vie erzbifhöflihe Stubien-In- 
firuction beiſpielsweiſe ein ernſtes Studium der Philoſophie, jo werde fich Das 
eben nicht ohne Geſchichte und claffifche Literatur genügend treiben laſſen. Bon 
einer unnöthigen Erſchwerung der Examina fer dieſſeits nichts bekannt. Den 
katholiſchen Clerus auf den Ausſterbe-Etat zu bringen, fei gegen alle Grunbfäge 
der preußiſchen Staats-Regierung, die von jeher bemüht geweſen, durch Im⸗ 
munitäten und Begünftigungen aller Art jenes Studium zu befürdem. Das 
Studium auf den Univerfitäten ſei durch die freiere Bewegung auch der Bildung 
der Charaktere günftig. Aus dem Kampf der Meinungen entftehe bie Are 
Singen bei diefer freieren Bewegung Einzelne verloren, jo gebe die Mehrzahl 
um befto tüchtiger aus vieler Freiheit hervor, während die Claufur von Anfang 
an ben Geift der Abſonderung befördert. 

Der Zweifel, ob die Theologen überall von der Kirche gebilligte Pro- 
fefloren finden würden, fei dadurch widerlegt, daß überall infaltibiliftiiche theo- 
logiſche Profefloren auf unferen Univerfitäten vorhanden feien. Ueberdies fer 
den Theologen die Möglichkeit gegeben, in ganz Deutichland eine Univerfität zu 
Juden, auf welcher fie einen ihnen zufagenden Theologen hören könnten. Das 
Geſetz fei gerade in biefer Faſſung humaner, als wenn der Staat das drei⸗ 
Jährige Studium mit Ausfchliegung der Theologie nur für die allgemeinen 
Wiſſenſchaften in Anfpruch nehme. 

Dagegen wurde wiederum eingewandt: Wenn der Staat die Stellen an 
theologifchen Facultäten als Staatsämter beiege, fo müfle dabei die Mitwirkung 
der Biſchöfe unvermeivlih in den Hintergrund treten. Man laſſe in der That 
ben Biſchöfen eine wirkſame Mitwirkung nicht, und es fei dadurch das Bedenken 
gerechtfertigt, die Tendenz der Regierung gehe auf eine weitere Einmiſchung in 
bie theologiſchen Studien, als fie felbft fage. Das Verhalten der Staats⸗ 
Regierung fer bedenklich, weil fie bisher die Altkatholiken nicht offen desavonirt 
babe und e8 immer noch zweifelhaft laſſe, ob fie diejenige als die wahre Tatho- 
liſche Kirche anertenne, welche bei Rom fe. Deshalb molle die Kirche, daß bie 
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Regierung nicht durch Monopoliſirung der theologiſchen Facultäten in die Lage 
komme, das ganze theologiſche Studium zu beherrſchen 

Unterftantd-Secretär Dr. Ach enbach betont Dagegen , Dak das Trienninm 
auch in Zukunft noch mit ooller Wirkung bei den Seminarien abſolvirt merden 
jolle ($. 6), und erwartet den Nachweis, daß in legter Zeit irgend em Pre— 
feſſor der latholiſchen Theologie ohne Zuſtimmung des Biſchofs berufen ja. 
Es wird dies andrerſeits zugeſtanden, aber entgegnet, bie Regierung habe 
excommunicirte, von den Biſchöfen reprobirte Profeſſoren in ihren Aemtern auf: 
recht erhalten. 

Bei der Abſtimmung wird der 8. 4 der Regierungs⸗Vorlage unveräu⸗ 
dert angenommen. 

u $. 5. Die vorbehaltene Diöpenfation durch ben geiftlihen Minifer 
wird ale eine zur Erleichterung des theologiſchen Studiums dienende Ausnahur 
der Billigfeit anerkannt, von einer Seite jedoch noch hervorgehoben, daß aufe: 
den angegebenen Fällen auch noch in anderen (3. B. für Fehrer) Bilkgfens- 
Rückſichten für eine Abkürzung des akademiſchen Trienniums fpredyen könnten. 
Es wird deshalb in Zeile 5 die Einſchaltung eines Paſſus- „oder mi: 
Rückſicht auf einen jonftigen befonderen Bildungsgang”, we: 
geihlagen, von den Commiſſarien der Staats-Regierung als angemeflen an 
erfannt, und mit dieſer Einihaltung der $. 5 einſtimmig angenonmmen. 

Zu $. 6. Die Forderung einer Gymnaſial-Bildung und eines breijähriger 
Univerfität3-Studiumd würde in ftrenger Confequenz zur Nichtanerken nung 
der jetzt beftebenden firchliden Seminare führen, welde zur Erſetzung ber 
Univerfitätöftubien eingerichtet worben find. 

Es ift die Abficht der Königlichen Staats⸗Regierung, dieſe Confeguenz zur 
Zeit nicht zu ziehen, um den in biefen Seminaren aufgenommenen —** 
ihre Studien nicht zu erſchweren und bie etwanigen ökonomiſchen Vortheile, durd 
welche dem ärmeren ‘Theil der Bevöllerung das Studium in einem Seminar: 
leichter wird, als an den Facultäten der Univerfität, nicht ummöglid zu mader 
Diele Gonceffion wird aber abhängig gemacht von einer „Anerkenmnung“ Te: 
Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten, daß das Seminar in feiner 
wärtigen Ceftalt das Univerſitäts-Studium „zu erfegen geeignet“ iz 
Es ſollen ferner neue Anftalten der Art nicht errichtet und feine Seminare = 
demfelben Drte anerfannt werden, an welchem fich bereits eine 
Vacultät befindet. Die dem Minifter vorbehaltene Anerkennung darf nicht we: 
weigert werben, wenn die Einrichtung der Anſtalt — und deren Lehr: 
plan genehmigt ft. 

Es wird zur Befürwortung dieſer Beſtimmung en auf die ſeit 50 Jahre 
fortichreitende Verdrängung ber wiſſenſchaftlichen Bildung auf Gymnaften m: 
Univerfitäten hingewiefen. Wenn der Staat darin das Streben nach emer k 
benflichen Sonberftellung finden müſſe, fo ftehe ihm fein anderes Mittel zu Cr 
bote, als die Verſagung feiner Anerkennung. Könne dieſe ohne bedeutende Hinz 
gegen die ın den Semmaren ftubirenden ärmeren Theologen zur Zeit nicht anf 

geiprochen werden, jo jet es notbwendig, die Anerkennung an beftummte Be: 
Dingungen zu knüpfen. Ohnedies würbe der Zweck bes Geſetzes (S. 1 
völlig verfehlt und gerade bei dem entftandenen Streit das Univerfität6ftudtame 
dur das Syſtem der Seminare völlig verdrängt werben. Die dem Staat = 
dieſer Weife gegebenen Befugniffe enthalten das Wenigfte, mas dem Staat ge: 
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währt werden müfje, wem fein Recht und Imterefie an einer Borbildung "der 
Seiftlichleit überhaupt anerfannt werde. 

Dagegen wurde erwidert: Man lege allgemein ein zu großes Gewicht auf 
die Univerfitätöftudien und das Stubentenleben. Welche Garantie ſei vorhanden, 
daß die Studirenden dort wirklich wiſſenſchaftlich gebildet würden? Die tägliche 
Eriheinumg ſpreche foger für das Gegentheil, — für Deüßiggang und Ber: 
gnügungsſucht. Die wiffenfehaftliche Bildung der Univerfitäten entſpreche auch 
nicht immer dem eigentlichen Beruf des Prieſters, um ſo weniger, als die 
Biſchöfe gar keinen Einfluß auf die Geſtaltung der. wifſenſchaftlichen Lehrfächer 
üben. Daß die jungen Leute wirklich etwas lernten, ſei vollends nach Ab⸗ 
ſchaffung der Univerfitätsteftate völlig problematiſch, insbeſondere nach den Er- 
fahrungen der Bonner Univerſität. In den Seminaren dagegen beftehe eine 
danernde Eontrole über Lebenswandel und Studien. 

Es wurde ferner die Unklarbeit in der Abgrenzung der Begriffe von 
Seminar md Eonpict gerägt, melde bie hier vorliegenden Beſtimmungen 
einer willfürlichen Anwendung ausfegte. In Bezug auf die Iegtere Frage He 
der Unterftaatsiecretär Dr. Ahenbad folgende Erklärung: 

Es erſcheine allerdings wichtig, feftzuftellen, was $. 6 des Entwurfs unter 
dem Seminare verftehe, da das Seminar vielfach mit andem Anftalten ver- 
wechſelt werde. Wenn zugegeben werden müſſe, daß nach Der Bezeichnung 
einer Anftalt als Seminar oder Gonvict nicht mit Sicherheit auf die innere 
Natur deſſelben geſchloſſen werben könne und daß außerdem mitunter eine 
Anftalt ihren urſprünglichen Charakter nicht rein erhalten habe, fo verftehe 
die Staatö-Regierung unter dem Convict eine folhe Einrichtung, bei welder 
nur ein gemeinſchaftliches Leben der flubirenden Theologen und allenfall® eine 
Repetitiou der an öffentlichen Lehranftalten, — Univerfitäten und Akademien, 
— gehörten Borlefungen ftattfinde, während die Ausbildung in dem Seminar 
das Univerjitätsftudium ganz oder theilweife erjegen folle. 
Nur auf diefe Iegtere Claſſe der Seminare beziehe fich der $. 6, wie Ichon 
der Wortlaut darthue. Es ſei nicht ohne Intereſſe, daß Die Auffaffung, 
welche diefer Beſtimmung inne wohne, fchon bei Errichtung der Univerfität 
Bonn von der damaligen Staats-Regierung getheilt wurde. Als es fich 
darum gehandelt habe, das während der Fremdherrſchaft von dem damaligen 
General-Bicar Fonk gegründete irhlide Seminar zu Köln anfzuldjen und 
das Studium der Theologie an die. Facultät der Uniberfität zu Bonn zu 
verweilen, babe fi der Minifter v. Altenftein am 1. April 1825 dahın 
geäußert: 

„Zur Befeſtigung der Drthoborie und Stählung des geiftlihen Charakters 
ift Die Art, den Clerus in Seminaren zu bilden, ſehr geeignet, fie macht 
aber auch hochmuthige, engherzige, vom Kaftengeift beherrichte unduldſame 
Priefter von einfeitiger Richtung , wenn fie nit gar, wie in unjern polnisch 
redenden Provinzen, in armfeligen Mechanismus verfintt. In Deutihland 
bat indeſſen das Seminarweien nicht recht auftommen können. — Wir haben 
nad) meiner innigften Veberzeugung allen Grund, zu wunſchen, daß bie 
atabemijhe Bildung des katholiſchen Clerus mit den auf die eigenthümliche 
Berfaffung deſſelben gerichteten Modalitäten vor der feminariftiichen die 
Oberband gewinnt, denn je näher die Bildung jenes Standes der Bildung 
der übrigen gelehrten Stände tritt, je mehr er felbft fich jener Beſchränktheit 
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entwindet, bie ihm gegenwärtig mit feiner bürgerlichen Lage ungufrieben und 
undulbfem macht, vefto leichter werden in Zukunft alle Berührungen mit 
ihm felbft und mit ber latholiſchen Kirche fein.“ 

Wie es ſcheine, fei einer ſolchen Auffaffung der damalige Erzbiſchof von 
Köln Graf Spiegel felbft nicht fremd gewefen, wenigfiens habe man es 
ihm zu verdanken, daß eine Verlegung des theologiſchen Studiums an bie 
Univerfität Bonn eingetreten ſei. Die ım $. 6 nievergelegten 
feien daher keine Erfindung des Tages, jondern der Ausdruck emer- Auffaffung, 
bie bei den Gründern unferer Univerfitäten vorherrſchend geweſen. — Der 
8. 6 der Regierungd-Borlage tee demgemäß nur die Seminare, nicht de 
Comvicte in dem oben gedachten Sinne. 

Zur Unterftägung des Stanbpunft8 der Königlichen Stants-Regierung 
wurde noch geltend gemadi daß zwar gewifle Vorzüge des Seminarweſens zur 
Aneignung von pofitiven Kenntmiffen nicht zu iten fein und daß Sie 
Seminariften die Examina oft ſehr vorzüglich beftehen. Etwas Anderes fe 
aber bie nachhaltige Wiuns der angeeigneten Kenntniſſe und die 
derſelben im ſpätern Leben, welche durch die Lehre und Lernfreiheit nach ben 
Erfahrungen unſeres Vaterlanded befier garantirt werben. Die Liebe zu ben 
Wiſſenſchaften werde durch eine freie Behandlung derſelben nachhaltiger erwedt, 
al8 durch die zwangsweiſe Lehr- und Stubirmethode der Seminarien. Im$- 
befondere wurde auf die aller Orten anerkannten Leiſtungen der deutichen Univer⸗ 
fitäten verwiefen und auf die bisherige wifjenfchaftlihe Vorbildung der ewan- 
geliichen Theologen unter dem ausſchließlichen Einfluß der : esangelib-iheolngifkhen 
Tacultäten. Die durch die Drefiur in einem Fach m den Seminaren erzielten 

Reſultate beweiſen nichts für die wirkliche Wiſſenſchaftlichkeit. 

Mehrere in Bezug auf die erhobenen Einwendungen geſtellte Amendementt 
wurden abgelehnt, und der 8 6 der Regierungs⸗Vorlage mit 13 gegen 7 
Stimmen unverändert angenommen. 

Zu 8. 7, Der Zwecd dieſer Beſtimmung ift, die theologiſchen Facultäãten 
nicht durch comcurrivende Seminare, welde zur Erjegung der Univerfitätsftubten 
eingerichtet werben, zu verbrängen. 

Es wurde Dagegen erinnert, daß eine ſolche Concurrenz gerade vet 
erwünfcht fein witrde. Wenn auch die Staats-Regierung bie Univerfitäten für 
vorzügliher halte, jo erachte man von anderer Seite bie durch das Geſetz er⸗ 
firebte Vielwiſſerei für werthlos. Es ſei dann auf keinem Gebiete wirkliche 
ZTüchtigfeit zu erlangen. Die meiften Menſchen ſeien mittelmäßig befühigt umd 
könnten nicht auf einer Mehrheit von wiſſenſchaftlichen Gebieten tüchti ‚fein. 
Das angezogene Reſcript des Minifterd v. Altenftein beweiſe Nichts der 
damals allerdings unvollkommenen Einrichtung der Seminarien. Man möge es 
der angegriffenen Kirche nur felbft überloffen, , für die Wiffenfchaftlichlert ihrer 
Geiſtlichen zu ſorgen; denn ohne fehr hohe Anſprüũche an Diele Bildung Wane 
fie in einem Kampf nicht befteben. 

Auch von ewangeliicher Seite wurde der Ruben von Seminarien und Con- 
—* unter beiſpielsweiſer Bezugnahme auf die Univerſitäͤt Tübingen hervor⸗ 
gehoben. 

Bei der Abftimmung wurde jedoch Die Regierunge-Borlage unverändert 
mit 14 28 en 6 Stimmen angenommen. 

. 8. Die bier angeorbneten Staatspräfungen follen ein gewiffes 
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Maß und gewiffe Gefichtöpuntte der allgemein wifienfchaftlihen Bildung feft- 
ftellen, foweit dies in einem Geſetz geſchehen kann. Es wurde zur Rechtfertigung 
verfelben heroorgehoben, daß dieſe Form und dieſe Weiſe feit langer Zeit die 
Norm für alle Aemter, auch fir die Beſetzung der höheren Stellen der mittel: 
baren Stantöbenmten, für die evangelifchen Theologen u. |. w. barftelle. Diele 
Einrichtungen Hätten fich bewährt und. unter fehr verfchtedenartigen Berwaltungs- 
Syſtemen ſeit einem halben Jahrhundert ihren Grundcharalter als weſent⸗ 
lich identiſch bewahrt. Warum follte gerade die Toter Theologie eine Aus- 
nahme von viefem Shftem der höheren Aemter für ftubirte Clafien bilven, 
während doc der Staat auch der katholiſchen Gerftlichleit alle Anſprüche auf 
die Ehren und Immunitäten der ftudirten Claſſen ertheile? Man ehre gerade 
die Geiftlichfeit, wenn man einen Werth darauf Iege, daß fie den höheren Aemtern 
und den gebilbeten Claffen in dieſer Bildung nicht nachſtehe, — unbeſchadet aller 
bejonderen Einrichtungen zur Vorbildung des paftoralen Berufs, welche unmittel- 
bar diefer Borbildung folgen können. Jene höhere Bildung enthalte keinen Ein- 
griff und Keine Berlümmerung ber Gewiſſensfreiheit; Niemand werde behaupten 
wollen, daß ber höher gebilvete Geiftlihe um vefientwillen weniger gläubig und 
weniger wirffam in Lehre und Seelſorge fein werbe. 

Bezüglich der Gebiete der Staatsprüfung erhob ſich ein Zweifel rüdficht- 
(ih der celaffifhen Sprachen, deren Pflege durch die vorausgeſetzte Gymnaſial⸗ 
bildung von einer Seite für genügend erachtet wurde, während die andere Seite 
den claffiihen Studien fir den wiſſenſchaftlichen Theologen mit Rüdficht auf 
die Sprade der heiligen Schrift einen befonderen Werth beilegte. Andrerfeits 
wurde die Aufnahme der Naturwiffenfhaften und der Pädagogik in das 
Gebiet der Prüfungs-Gegenftände fir nothmendig oder doch wünſchenswerth 
erachtet. 

Es erhob ſich eine längere Debatte bezüglih des materiellen Umfangs der 
Prüfungs-Gegenflände. Gegen das Zuviel wurde nochmals hervorgehoben, es 
jei überhaupt hart, die Geiftlichen im Gebiete der allgemeinen Wiſſenſchaften zu 
eraminiven, während dies bei andern Berufsftudenten nicht ftattfände (unter 
Widerfprud von anderer Seite), Die weite Ausdehnung eines dreijährigen all= 
gemein wifjenichaftlihen Studiums Tönne nur beichränfend auf die eigentlich 
tbeologifchen Fächer wirten, befonder8 wenn nach vollendetem Triemmium die 
allgemein willenichaftliche Prüfung von Fachgelehrten mit der Prüfung in 
theologiſchen Wifjenfchaften cumulirt werde. Die Behauptung, daß es den 
jetzigen katholiſchen Geiftlihen an wiſſenſchaftlicher Bildung fehle, fei bis hente 
unerwiefen. Claſſiſche Sprachen von ihnen zu fordern, fei Ironie. Die Natur- 
wiffenfchaften verlange man wohl nur, um etwa die Wunder natürlich erklären 
zu können. 

Andrerſeits wurde .conftatirt, daß man an Univerfitäten über den Mangel 
on Einn für die allgemeine Bildung lage und die frühzeitige Beichränfung auf 
die Fach wiſſenſchaft tief beklage. Die Einfeitigfeit in dieſer Richtung erzeuge 
nur Materialiften. 

Rüdfihtlih der Gegenftände der Prüfung wird die Aufnahme der 
Naturmwifienfchaften mit 16 gegen 2 Stimmen, der Pädagogik mit 15 gegen 3 
Stimmen, der claffiihden Spraden mit 11 gegen 8 Stimmen abgelehnt, — da⸗ 
gegen die Aufnahme der Philoſophie, Geſchichte und deutſchen 

v. Solgentorff, Jahrbuch II. 24 
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Literatur mit 14 gegen 5 Stimmen angenommen. Der jo mobifiente 
Paragraph gelangt fchlieglih mit 13 gegen 6 Stimmen zur Annahme !). 
8. 9, Bm Erläuterung ber bier folgenben Beſtimmungen 

wiederholt Folgendes hervorgehoben. 

Der an ſich vielbeutige Ausdruck Seminare umfaſſe in ber jegigen Aut 
bildung der Theologen für ihren Beruf zwei melentlich zu untericheidende Claffen 

Die eine Claffe beabfichtige unbeſchadet des breijährigen Studiums an ber 
Univerſität nur die praktiſche Ausbildung des Theologen nad vollen: 
detem Zriennium für femen Beruf als Seelſorger. Solge Seminare ſeien 
nicht dazu beftimmt, das —— Univerſitätsſtudium zu erfetzen, ſonder 
fortzuſetzen mit einer praktiſchen Anleitung zu einem nach ihrem Ermeſſen ve, 
der Kirche zu veranftaltenden Examen pro ministerio für den votrflichen Dier: 
der Kirche. Solche Seminarien für „Predigtamtscandidaten‘ feien im Der evan 
gelifchen Kirche feit längerer Zeit eingeführt und könnten in beiden Kirchen als 
nügliche Anftalten anerfannt werben. Die Geſetzesvorlage enthalte für fold 
Einrichtungen feine Beſchränkung, ſondern behalte nur eine allgemeine Auffich 
eine Borlegung der Hausordnung und des Reglements über die Disciplin vor 

Die zweite Claſſe bilden Dagegen diejenigen Seminare und Cowicte. 
welche unter ſehr verichiedenartigen Bezeichnungen zum Erſatz der Staats⸗ 
anftalten beftimmt find, welche alfo zunächſt für Knaben (gewöhnlich fe 
vom 12. Jahre an) das Gymnafium erſetzen follen, in höheren Stufen ix 
Stelle des dreijährigen Studiums in einer katholiſch-theologiſchen Facultä: 
Es wurde wiederbolt rgehoben, wie etwa ſeit Dem Sabre 1820 bar 
Semmar- und Convictſyſtem ſich fchrittweile ausgedehnt habe, wie namenilir 
jeit 1848 der Umfang dieſer ausfhlieglihen Anſtalten zur Erziekum: 


katholiſcher Theologen mit einem von den Univerfitäten und Gymnaſien ver 


ſchiedenen Studienplan und bejonderen Vorſchriften für Studien und Lebenewer. 
ſich vermehrt habe. Der vorliegende Geſetz-Entwurf wolle das frühere Verbit:: 
niß wiederberftellen, „Die Zrodenlegung” ber katholiſchetheologiſchen Facultät: 
wieder rüdgängig machen, die Sonderftellung des Clerus in feiner Borbiltur: 
vor der Erlangung der höheren Weihen und vor der Antretung des geiſtlide 
Berufs möglichft vermeiden. 

Der jolgerichtige Weg dazu jei, bie Forderung bed 8. 4 kategoriſch :. 
ftellen, feine andere Borbildung anzuerfennen, als die durch Entlafiungs-Prüfas: 
auf einem Gymnaſium und durch dreijähriges Univerfitätöftubium ermorben:. 
und vermöge des Staatsauffichts-Rechts Über alle auch die privaten Unterrichte 
anftalten, jene abgejonderien Bildungsanftalten dem Lehrplan und der Disar::r 
der Staats-Gymnaſien zu unterwerfen. Analog wie im S. 6 babe man ink“ 
mit Rüdficht auf die vorgefundenen Verhältniſſe, in Schonung für die mare 
fehr zahlreicher junger Leute, die in diefen Anftalten ihre Ausbildung bereits be 
gonnen hätten, und mit Rüdficht auf die meiſtens unvermögenden Familien, d 
babei betheiligt ſeien, auch hier ein ſchonendes Verfahren vorgezogen. Es bir. 
dabei aber der Grundſatz nicht aus dem Auge verloren werden, daß die‘ 
Zolerirung nicht weiter gehen fönne, al8 mit dem Zweck des Gefebes vereinbar 
Der Staat fei hier eben in ber Lage, die Bedingungen zu ftellen, wre 


1) Durch Beſchluß des Haufes ift hinzugefügt, daß bie Staateprüfung ẽfſentuc 
abzuhalten fei. 
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welchen er dieje Sonber-Anftalten für die Borbildung der Theologen den Staats⸗ 
Anſtalten gleichftellen wolle. Eben deshalb ſeien dieſe Anftalten weiter gehenben 
Beihränkungen unterworfen worden, um ihre weitere Ausdehnung zu ver 
hüten, eine ftaatlihe Einwirtung auf den Lehrplhan zu gewinnen und ins⸗ 
bejondere die Knabencowicte gegen die Aufnahme neuer Zöglinge abzuſchließen. 

Eben diefe Gefichtspuntte gaben ver Commifſion die Beranlaffung, die 
Diecuffion und Beſchließung über 8. 14 dieſes Gefeges (allmähliche 
Schliegimg der Knaben-Seminare und Snabenconvicte) fogleih mit 8. 9 zu 
verbinden. 

Die oben heworgehobenen Gefichtspunkte der Geſetzesvorlage fanden aber 
den lebhafteſten Widerſpruch. 

Der Artilel 15 der Verfaſſungs-Urkunde habe der römiſch-katholiſchen 
Kirhe den Befig und Genuß ihrer Unterrichts-Anftalten, Stiftungen und 
Fonds zugefihert Dazu gehören auch die Knaben-Seminare und Convicte, 
welche in der Bulle de salute animarum mit Bezugnahme auf das Tridentiner 
Concil ausbrädlich zugefichert fein. ‘Der 8. 14 fei daher verfaffungsmibrig. 
Die Knabenconvictoriften ftänden auch in feinem Gegenfag zu dem Suftem ber 
Gymnafien. Die Zöglinge würden vielmehr dort in Obertertia aufgenommen. 
Es Handle fih im Convict nur um gemeinfchaftliches Wohnen und um Controle 
über Fleiß und Aufführung. Das Knaben-Semmar in Münfter beifpield- 
weile babe fchon vor Erlaß der Verfaſſungs-Urkunde vom Staate Eorporations- 
Rechte erhalten, und die Xeiftungen der Seminaiften feien, wie im Einzelnen 
nachgewiefen wird, vorzügliche. Das Seminar zu Trier beftehe feit 21 Jahren 
und die Seminariften Hätten Einhalb bis Dreiviertel der Prämien exhalten. 
Auch die Seminariften befuchen dad Gymnafium, bei welchem fie nie mehr als 
Eindrittel der Geſammtzahl der Gymnaſiaſten bilden und ſich durch vorzügliche 
Leiftungen hervorthun. Das Seminar zu Neuß fei allerdings Prieſterſeminar: 
aber Niemand werde gehindert, vom Priefterberuf abzugehen. In den Jahren 
1855-—72 Haben von 149 Abiturienten 30 andere Berufe gewählt. Bon einer 
Abſchließung der jungen Leute fei feine Rede; fie verkehren frei mit Externen, 
in volliter Freiheit während der Ferienzeit. Mit der Anftalt zu Gaesdonk 
fer ein Penfionat verbunden, ähnlich wie in Pforta, Ihlfeld, Roßleben; die 
dortigen Schiiler machen ihre Examen in Munſter als Extraneer. Nur etwa 
58%, dieſer Abiturienten widmete ſich dem theologiihen Beruf. Bier alte 

von Gaesdonk haben das Eijerne Kreuz erhalten. Auch das Seminar 
in Hildesheim bilde nicht ausichlieplihh Theologen, von 60—65 feit 1859 
abgegangenen Convictoriften haben nur acht Theologie ſtudirt. Ulle folde An- 
ftalten wilden lahm gelegt, ſobald man fie durch das Verbot der Aufnahme 
neuer Schüler auf den Ausfterbe-Etat fee. 

Der Commiffar der Kömglihen Staats-Regierung gab bierauf folgende 
Erklärung ab: 

Es könne zunächſt nicht anerfannt werben, daß die Zuſicherungen der Bulle 
de salute animarum durch den $. 14 irgendiwie verlegt wären. Abgeſehen 
davon, ob der Bulle in Berbindung mit ver Beftätigungd-Orbre vom 
23. Auguft 1821 der Charakter eines bindenden Staats-Vertrages beizulegen, 
ſpreche die Bulle felbft überhaupt miht von Knaben-Seminaren und Knaben: | 
Convicten, file age nur, daß in jeder Diöcefe unum clericorum seminarium 
vel conserrandum, vel de novo quam Primum erigendum, in quo is 

24” 
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clericorum numerus ali, atque ad formam decretoram sacri coneilü 
Tridentini institui ac educari debeat, qui respeotivarım dioecoesarum 
amplitudini ao necessitati respondeat. Hier ſei von Elerical= Seminaren 
bie Rede, alſo von folden, die zur Aufnahme angebender Cleriker, alſo von 
Leuten, die bereit8 im theologiſchen Stubium begriffen find, Dienen follen. 
Nur foldhe Seminare haben jener Zeit eriftirt und anders babe die Königlich 
Preußiſche Stante-Regierung die Worte niemal® verflanden. In dieſem 
Sinne fei auch jener Zeit der dießfeitige Geſandte in Rom inſtruirt geweſen, 
in dieſem Sinne ſei die Bulle ausgeführt, indem jede Diöceſe ein —E 
Seminar erhalten hat. 

8. 14. dagegen behandle Inſtitute, welche davon verſchieden find, Anftalten, 
welche in Gemäßbeit ‘der Vorſchrift des Tridentinum Sessio XXIII 3 
XVIII Knaben, vorzüglich arme, von denen angenommen werben darf, 
fie fih für immer dem geiftlichen Stande wibmen werben, vom 12. Zar 
ab aufgenommen werben jollen, um fie in Rüdſicht auf ihren fünftigen 
Beruf als Geiſtliche zu unterridten und zu erzi 
Bötten früher und namentlich bis zu Anfang ber fünfziger Jahre nicht be 
ftanden. Der Abgeorbnete Reihensperger (Dipe) habe dies felbft m 
feiner bei der erften Leſung des Gejeg-Entwurfs erwähnten Rede vom 6. Mai 
1853 conftatirt, und gleiches Zeugniß finde fih in Nichter, Lehrbuch des 
Kirchenrechts. Die Verfaſſungs⸗Urkunde könne alſo nicht Auftalten garantiri 
haben, die zur Zeit ihres riofies nicht beftanden, ſondern nad dieſem 
Syſtem erft fpäter formirt und umgewandelt worben find. Erſt in neuerer 
Zeit aber hätten die Biſchöfe ſolche Anftalten theils neu geſchaffen, theils 
ältere Imftitute in Anftalten diefer Art umgewandelt, beiſpielsweiſe dus 
Collegium Marianum in ber Diöcefe Culm. Letzteres ſei urfpränglich em 
Sing-Knabeninftitut gemefen, mit nur einem pater familias und einem prae- 
ceptor cantus et musicae. Geit dem Jahre 1951 aber fein 3 praecep- 
tores und zwar Geiftliche Hinzugetreten; ſeit 1858 habe es ſchon eimen 
Nector und 4 praeceptores neben ben urlprüinglichen beiden Lehrern; ſen 
1859 nenne e8 fi episcopale seminarium puerorum dioecoesarum 
(collegium Marianum); nad) dem neueften Schanatismus habe es jetzt einen 
Rector, 9 praeceptores, welche Geiſtliche find, und 2 nicht prieſterliche prae- 
ceptores. In Folge diefer Lage der Verhaͤltniſſe Habe man den $. 14 nic: 
nur auf die Anaben-Seminare, jondern auch auf die Convicte ftellen müffen 
Es ſei dies nöthig, weil die Namen auf diefem Gebiete fehr willkürlich durch 
einander liefen. Sodann ſei enticheidend, Daß es bei diefen Inſtituten mic 
nur auf den Unterricht, ſondern in eriter Linie auf die Art der Erziehung 
antomme. Diefe Iettere habe das Knaben⸗Convict mit dem Rnaben-Seminar 
gemein. Anftalten aber, welde nur den Schülern eined Gymmafiums (obne 
Rüdjiiht auf deren künftigen Beruf) Penfion gewähren und ihr Leben außer 
der Schule unter geregelte Aufficht fielen‘, alſo bloße Gymna ſi a l convicte 
fallen nicht unter Died Geſetz. Andrerſeits aber jet zu bemerten, daß ber 
Umftand allen, daß man aud einzelne Knaben annehme, die ſich nicht be: 
ftunmt dem geiftlichen Beruf widmen wollen, eine Anftalt nicht der Anmendımz 
des Geſetzes zu entziehen vermöge; es komme vielmehr auf ven Charakter der 
Anſtalt im Ganzen an. Man miſſſe in dieſer Beziehung der Staats- 
Regierung darum in der Feftftellung der Verbältniffe im Einzelnen Freikei: 
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laſſen, weil fonft durch beliebige Bezeichnungen der Zweck dieſes Gefetzes 
iluforifh gemacht werde. Was die in den Motiven beigefügte Ueberficht der 
einzelnen Anftalten anlange, fo’fei diefe aus dem Schematismus der einzelnen 
Didcefen zufammengeftellt. Mehr babe man nicht angeben können, weil 
die Biſchöäfe unter Berufung auf das Tridentinum und Artikel 15 ber 
Berfaffungs-Urkunde bisher jede Staatsaufficht abgetviefen hätten. Erſt werm 
diefer Entwurf zum Gefeg erhoben fei, gewinne die Stants-Regierung die ihr 
nothwendige beftunmte Berechtigung, eine genaue Revifion der einzelnen An⸗ 
ftalten vorzunehmen und dann in concreto zu 'entſcheiden, welche als kirch⸗ 
liche Anftalten der bezeichneten Art aufzuheben, welche nicht. 

Nochmals fer endlich daran zu erinnern, daß Artilel 15 der Berfaflungs- 
Urfunde den Kirchen nicht den fchranfenlofen, von jedem Geſetz eximirten 
Befig und Genuß ihrer Anftalten und Stiftungen verheißen habe, fondern 
nur den Genuß und Gebrauch nach Maßgabe des Geſetzes. Jeder Zweifel 
über biejen urfprünglich gemeinten Sinn folle jet durch die veränderte Faſſung 
des Artikels befeitigt werden. Folgerecht habe die Kirche Anftalten, die den 
Staatögefegen über das Unterrichtöweien zumwiberlaufen, entweder mit dem 
Geſetz in Einklang zu bringen, oder die Auflöfung derjelben ſich gefallen zu 
laſſen. Ebenſo folge, daß der Staat befugt fei, Einrichtungen zu verbieten, 
die er dem Gemeinwohle für ſchädlich erachte, und über das Bedenkliche bes 
Erziehungsfuftems der abgefchloffenen Knaben-Semmare und Convicte liegen 
and der katholiſchen Kirche felbft heraus eine große Zahl beftimmter Zeug- 
niffe vor. 

Bezüglich) einer aufgeworfenen Frage, ob die auch bei evangeliſchen Schul» 
anftalten vorlommenden Alumnate aufgehoben fein follen, giebt der Regierungs- 
Commiſſarius die Erflärung ab, daß dieſelben in dem Geſetz nicht inbegriffen 
find, da fie nicht für einen beftimmten Beruf erziehen. 

In der Discuffion wurte ein geftellte® Amendement, im $. 14 binter 
„Knaben: Sonvicte” (8. 9)" einzufchalten, und fodann als Schlußfag demſelben 
beizufügen: 

„Im Falle der Aufnahme neuer Zöglinge ift der Minifter der geift- 
lichen Angelegenheiten zur Schließung ber betreffenden Anftalt befugt‘. 
mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen. 


Die Schlußabftimmung ergab die Annahme des unveränderten 8. 9 
mit 14 Stimmen gegen 6, und deö jo modificirten $. 14 mit der gleichen 
Stimmenzabl. 

Zu $. 10, 11. Die bier geftellten Bedingungen haben die Abſicht, bie 
gefeglichen Anforderungen an den wiſſenſchaftlich gebildeten Geiftlidyen auch auf 
die Lehrer umd Leiter der Disciplin in den gedachten Anſtalten auszudehnen. 

8. 11 verlangt für die Lehrer der gedachten Anflalten biefelbe wiſſen⸗ 
Ihaftliche Befähigung wie in den entfprechenven Staate-Anftalten. Bei Ge 
legenheit der Diecuffion baräber gab der Commiſſar der Königlichen Staat3- 
Regierung die Erflärung ab, daß die bier vorkommende Unterfcheidung von 
Deutfhen Staats-Univerfitäten und von Preußiſchen Gymnaſien abfichtlich 
gewählt ſei; daß ferner, wo in dieſem Geſetz von Deutichen Einrichtungen bie 
Rede, das Gebiet de8 heutigen Deutſchen Reichs in politiihem Sinne 
gemeint fei. Unter der Bezeichnung Cleriker feien die Berfonen begriffen, welche 
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bie unterfle der höheren Werben erhalten haben. Der S. wirb mit 15 gegen 
3 Stimmen unverändert angenommen. 

Zu $. 12 wird mit Zuftimmung der Koniglichen Regierıngs-Eommiffarien 
bie Einfchaltung von „88. 1517)" Binter dem Worte „regeln“ für ange⸗ 
mefien erachtet und die jo mohificirte Faffung mit 14 gegen 3 Stimmen aus 
genommen. 

Zu $. 13. Zur Rechtfertigung dieſer Beſtimmung wurde ausgeführt, def 
die Staats⸗Regierung außer Stande fein würde, die weitere Ausdehnung 
des jegigen Sonderſyſtems der Borbildung zum geiftlicden Stande zu verhäte 
und die Durchführung des $. 4 zn ermöglichen, ohne die hier vorbehalten 
Reftrictionen. 

Es wurde Dagegen erinnert, daß dieſe Befugniſſe ver allergrößten Willlir 
Raum geben, daß dieſe Maßregel die Kinder und beren unſchuldige (Eltern 
treffen würde, daß insbeſondere für die Abiturienten eine Härte darin liegen 
werde. Es könne in Preußen fich Jeder als Extranend zum Wbiturienten 
Eramen ber einem Gymnaſium melden: bier werbe für die Convictözöglinge em 
Ausnahmsfall ſtatuirt. 

Der Unter⸗Staatsſecretär Dr. Ache n bach erläuterte den Zweck dieſer Pe 
ſtimmungen, insbeſondere des zweiten Abſatzes, dahin: 

Die Staats⸗Regierung könne Unterſagungsmittel dieſer Art nicht entbehren 
wenn überhaupt ein Druck auf die geiſtlichen Behörden zur Herſtellung des in 
dieſem Geſetze beabſichtigten Zuſtandes wirkſam werben ſolle. Es ſei weniger 
hart, die Schüler in der Zwiſchenzeit von dem Beſuch des. Gumnafiums aut 
zuichließen, als ein derartiges Convict überhaupt zu fliegen. Eine folk 
Schließung ſei ein äußerſtes Mittel, zu welchem man fi) nur zögernd ver 
ftehen könne, und gerade zur Abwendung jener äufßerfien Zwangsmaßregel 
ſei dieſer Weg einer indirecten Nöthigung gewählt, Ein Zwang auf Eltern 
und Schüler müfle in ſolchem Falle geübt werben, damit diefe ein vemitentet 
Convict zu verlaffen genöthigt wären. 

Bei der Abſtimmung wird in Zeile 2 eine Einfchaltung „innerhalb ihre 
geſetzlichen Zuſtändigkeit“ einftimmig genehmigt, und der fo ergänzte Paragrapb 
mit 12 gegen 6 Stimmen angenommen. 

Zu 8. 14 ift die Debatte und Beſchließung mit 8. 9 verbumben worde, 
auf welde hiermit zurüdtverwiefen wird. 


Zu 8. 15. Mit viefem dritten Abfchnitt des Geſetzes begime 
die Beftimmungen, durch welche der Staat die von ihm für are; erad» 
teten Anſprüche in bürgerlidher und ſtaatsbürgerlicher Bejiechung ın 
Form eines Einſpruchsrechts gegen die Anſtellung eines Geiftlichen gelten? 
machen fol. Für die Berathung verftändigte fi die Commiſſion vorweg babe, 
den fünften Abſatz des Paragraphen auszuſcheiden und mit dem folgenden $. 16 
zu verbinden. 

Die in diefen Paragraphen angenrbnete Anzeige eimer vorzunchmender 
Beſetzung eines geiftlichen Amtes und das binnen 30 Tagen dem Ober— 
präfidenten eimgeräumte Einſpruchsrecht wurbe im Allgemeinen als zwei 
mäßig anerkannt, und nur von einer Seite der Wunſch auögefprochen, bentlihe: 
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zu fagen, daß der geiftliche Obere auch die beftimmte zu übertragende Stelle 
Dezeihnen müfle. Es wurde deshalb fulgende Faſſung vorgeichlagen: 

Die geiftlihen Obern find verpflichtet, denjenigen Candidaten dem ein 
geiftliche® Amt übertragen werben foll, dein Oberpräfidenten unter Be— 
zeihnung des Amts zu benennen. 

In der Sache ſelbſt wurde die Ungleichheit hervorgehoben, welche zwifchen 
der evangeliſchen und römiſch-katholiſchen Kirche in Folge Diefer Vorſchriften 
entſtehen werde. Die evangeliſche Geiſtlichkeit werde meiſtens von Behörden 
Königlicher Ernennung angeſtellt, und es finde deshalb in Gemäßheit der ſpätern 
Vorſchrift 8. 28 die Beſchränkung des 8. 15 auf fie Leine Anwendung. “Die 
jetige Faſſung des 8. 15 erwede den Schein einer parttätiichen Beſtimmung, 
während in der Sache ein Ausnahmsgeſetz gegen den katholiſchen Theil vorliege. 

Der Unter-Staatsfecretär Dr. Achenbach ermwiderte Darauf, daß für den 
Augenblid allerdings der $. 15 die evangeliſche Kirche nicht treffen werde. Da 
aber die Selkftftändigkeit auch ihrer Verfaſſung in Ausficht genommen fer, ſo 
werde fie dann ebenfo unter diefe Beftimmumgen fallen wie die tatholifche Kirche, 
und dies ſei aud die wohlüberlegte Abſicht Des Geſetzgebers 

Ber der Abſtimmung wird der 8. 15 (Alinea 1 in der obigen Faſſung 
mit 13 gegen 5 Stimmen angenommen, 

Zu 8. 16. Einſchließlich des 8. 15, Alinea 5.) Zur Charakteriftil des 
bier aufgeitellten Syſtems eines ftaatlihen Einſpruchs wurde an die früher 
geltenden Beftimmungen der preußiſchen Geſetzgebung erinnert, Allgem. Lanb- 
recht II, 11, 8. 61, „ohne vorbergegangene Prüfung feiner Kenntniffe und 
jeines bisherigen Wandels fol Niemand zu einem geiftlichen Amt zugelajfen 
werden”. Durch dieſe und damit zufammenhängende Vorſchriften fei dem Staat 
in jehr weitem Maße eine Einwirkung auf die Ernennung der Geiſtlichkeit beider 
Kirchen beigelegt, die Handhabung diefer Vorſchrift durch weitgefaßte Inftructionen 
für die DOberpräfiventen und andere Bebörben ſehr arbiträr gehalten worden, 
und durch weitere Beſtimmungen dem Staate eine fortvauernde Aufficht und 
Eimvirtung au auf die Lehre und Seeljorge im geiftlicden Amt eingeräumt 
worden. Alle in das rein innere Leben der Kirche eingreifenden Maßregeln 
ſeien aber nad Publication der Berfoflung vom 31. Jamuar 1850 außer 
Kraft gefegt, und müſſen befeitigt werben, jomeit fie eine Einmiſchung in die 
Einzelausübung des kirchlichen Amtes enthalten. Ebenſo fallen nad Artikel 18 
der Verfaſſungs⸗Urkunde alle directen Ernennungs⸗ und Beſtätigungsrechte des 
Staates jest und in Zukunft hinweg. 

Es fer danach nicht zu verlennen, daß ein nur fehr geringer Theil von 
den früheren Befugnifjen des Staates zur Abwehr gegen geiftlihe Mebergriffe 
übrig geblieben fe. Im andern beutjchen Gefegen babe man diefen übrig ge 
bliebenen Theil des ftantlichen Rechte als ein unbeſchränktes Veto ftehen Laflen. 
Einige deutſche Geſetze behalten ein „Beftätigungsrecht” der Staatöbehörben all: 
gemein bei, alfo nach freiem Grmellen Göpfl, Deutiches Staatsrecht IL, 
$. 539, Anmerfung 11). Unvere, namentlich die ſüddeutſchen Gelege, - geben 
dem Staat ein Einſpruchsrecht ohne Beſchränkung auf beftunmte Gründe oder 
ein formelles Verfahren. Im Bayern feien die geiftlihen Behörden ver- 
pflichtet, nur eine „persona grata“ zu ernennen. Baden ſchließe Perfonen aus, 
die „in bürgerlicher oder politifcher Beziehung mißfällig“, Württemberg 
„Perſonen, die die Staat8-Regierung unter Anführung von Thatſachen 
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als ihr in bürgerlicher oder politifcher Beziehung mißfällig erklärt bat”. Es 
fei bisher kaum ein Verſuch gemacht, Formen und Gründe des Einſpruchs auf 
beftimmte Grundjäge zurüdzuführen. Man könne vielleicht ein praktiſches Ve⸗ 
durfniß dazu bezweifeln, da Die befannten politiihen Mißbräuche der „Mißliebig 
keit“ fi auf Gemeindeverbältniffe, politifche Vereine, Fractionen u. |. w. er: 
ftredt Haben, ver gefehlofienen ſtändigen Macht der römiſch-latholiſchen Kirk 
gegenüber dergleichen Maßregeln wenig wirffam geltend gemacht werben könnten. 
Es werde fih auch felten ein Mißbrauch der den Regierimgen in biefer Be 
73 beigelegten freien Befugniſſe zu politifchen Parteizwecken nachweiſen 
aſſen 


Der vorliegende Entwurf beabſichtige nun aber, das bisher in den beut: 
ſchen Geſetzen der Regierung, vefp. dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
beigelegte unbejchränfte Veto gegen jede Anftellung im geiftlihen Amt enger zu 
begrenzen, zwei Inſtanzen fir die Ausübung des Rechts einzuftibren, ſowie 
einige Formen und Friften dafür zu beſtimmen. Dieſe Abficht verdiene ſicherlich 
volle Anerkennung. Denn es fei nicht zu leugnen, Daß unter den Schwankungen 
einer conftitutionellen Regierungsweiſe ſolche Rechte in einem politifchen Intereſſe 
gemißbraucht werden können und daß es der Wire des Stantes entſprechen 
wilrbe, Ränbigen Kirchengewalten gegenüber feine Rechte gleichmäßig und ohne 
beftimmende Rückſicht auf wechſelnde Syfteme der bödften Staats-Hegienmg 
auszuüben. Solle diefer Zweck aber erreicht werden, jo müſſe man Die Stellung 
des Minifterd der geiftlihen Angelegenheiten als endgültige Inflanz zur En: 
ſcheidung der ftreitigen Fragen in Zweifel ziehen. Cine wirkliche ftetige und 
unparteiiſche Handhabung werde eine ftändige Behörde vorausſetzen, melde, umal- 
hängig von der zeitigen Miniſterverwaltung, den Charakter eines Gerictshofe 
haben müſſe. Eben deshalb werde man verjuchen müſſen, objective Gefihte- 
punkte für die Handhabung des Einſpruchsrechtes zu finden, welche einen Anhalt 
für eine quaſi⸗richterliche Enticheivung darbieten. Von diefen Gefichtöpunften aus 
wurde folgende amenbirte Faſſung des 8. 16 in Verbindung mit 8. 15 Almm 
4 in Vorſchlag gebracht. 

Gründe des Einſpruchs find: 

1) „Mangel der geſetzlichen Erforderniſſe zur Bekleidung eines geiſilichen 

Amts, insbeſondere Mangel der wiſſenſchaftlichen Vorbildung; 

2) ein äußeres Verhalten des Anzuftellenden, welches einen Mißbrauch des 
Amtes zur Störung des öffentlichen Friedens erwarten läßt; 

3) der Umſtand, daß der Anzuſtellende wegen eines Verbrechens oder Ber 
gehens vechtöfräftig verurtheilt ift ober fi in einer noch ſchwebenden 
Unterfuchung befindet, 

Die Gründe des Einſpruchs find anzugeben. 

Gegen die Einfpruchserflärung kann innerhalb 30 Tagen bei dem Kömg- 

lihen Gerichtshof für kirchliche Angelegenbeiten, und fo lange deifen Ein 
fegung nicht erfolgt ift, bei dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten Be 
fchwerde erhoben werben, bei deren Entſcheidung e8 bewendet.“ 

Tiefer Faſſung wurten eine Reihe von Berbeflerungsvorichlägen entgegen 
geftellt, namentlich . 

Amendement A.: an Stelle des letzten Alinea in 8. 16 zu fegen: 

„Segen die Einfpruchderflärung kann innerhalb 30 Tagen bei dem Konig 
lien Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten Berufung eingelegt werden”. 
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Der Antragfteller will überhaupt feine Entfcheivung des Departements- 
minifterö über flreitige Fragen diefer Art. Man möge die Einrichtung eines 
ſolchen Gerichtshofes beichleunigen. Diefer Punkt des Geſetzes könne bis ba» 
bin Tieber fuspendirt bleiben. Bei der Abſtimmung wurde dies Amendement 
indeffen mit 16 Stimmen gegen 5 abgelehnt. 

Amendement B.: zu fagen anftatt „die Gründe für den Einſpruch 
anzugeben” — „die Thatſachen, welche ven Einfpruch begründen, find an- 
ugeben‘. 

Es fol damit verhütet werden, daß ohne wirklich triftige und erweisbare 
Thatfachen ein Einfprud erhoben werde, daß nicht unter dem Namen von 
Gründen allgemeine Behauptungen und bloße Wiererbolungen der Gejebes- 
worte gegeben würden, wie dies aus zahlreichen Mißbräuchen ber Berwaltungs- 
prari® nody in Erinnerung fei. — Bei der Abftimmung iſt dies Amendeinent 
demnädft mit 15 gegen 6 Stimmen zur Annahme gelangt. 

Der linter-Staatöjecretär Dr. Achen bach gab im Namen der Staats⸗ 
Regierung folgende Erklärung ab: Ä 

In vem Plenum des Haufes habe ver Herr Minifter der geiftlihen An- 
gelegenbeiten bereits erflärt, daß die Regierung bei einzelnen Vorſchriften 
des Entwurfes eine verbefierte Faſſung gern entgegennehmen werde, wenn 
es dem Haufe gelingen follte, dem Gedanken der Vorlage einen präcifern 
Ausdrud zu verleihen. In dem $. 16 des Entwurfes ſei eine Fafjung 
gewählt, welche den bezüglichen Vorſchriften der ſübdeutſchen Staaten ent- 
ſpreche, ja fogar bei Gelegenheit früherer Verhandlungen über ein Con= 
cordat mit Württemberg in einem päpftlichen Breve in ähnlicher Weife an⸗ 
gewandt jet: 

„Kirchenämter können nur an folde verliehen werben, welche nicht unter 

Anführung von Thatfachen als ihr in bürgerlicher oder politifcher 

Beziehung migfällig erklärt werden“. 

Außerdem babe man nicht vertennen können, daß es fih bei dem Ein- 
fprude um eine Befugniß von mehr ober weniger biscrefionärer Natur 
handle. Obwohl nun erft das Stantsminifterium ſelbſt beichließen könne, 
welche etiwaigen Aenverungen des 8. 16 für die Regierung annehmbar feien, 
fo glaube er dennoch, ohne auf die Formulirung einzugehen, Daß der dem 
obigen Vorſchlage beimohnende Inhalt mit den Abfihten ver Staats: 
Regierung nicht im Widerfpruch ſtehe. Im Einzelnen ſei noch zu bemerken: 
die Regierung lege Werth darauf, daß die Faſſung des Entmurfes, nad 
weldher die „Gründe für den Einſpruch“ anzugeben find, beibehalten 
werde. Statt diefer Faflung eine andere zu wählen, wonad die That⸗ 
fachen, welde den Einfprud begründen, angeführt werben follten, er» 
ſcheine bedenklich. 

Das Reſultat der Abſtimmung über den zu Grunde gelegten Antrag 

hatte dahin geführt, daß derſelbe im Alinea IV. die Aenderung erlitt 

„Die Thatſachen, welche den Einſpruch begründen find anzugeben,“ 
während im Uebrigen mit dieſer Abänderung die Annahme mit 13 gegen 8 
Stimmen erfolgt war. 

Die zahlreichen Zweifel und Bedenken über die Faſſung gaben aber die 
Veranlaſſung, dieſe Beſchließung nur als erſte Leſung zu betrachten und in der 
nächſtfolgenden Sitzung eine zweite Leſung eintreten zu laſſen. 
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In zweiter Leſung wurde gegen diefe Geftalt des Antrags erimnert, 
daß eine folde Häufung von Beſchränkungen des Einſpruchsrechts daſſelbe 
tbatfächlih unanwendbar made. Dean habe nad Garantien gegen die Wil: 
für gefucht und namentlich eine parteimäßige Handhabung des Einſpruchsrechts 
verhüten wollen; man fei dabei aber über das Ziel hinausgegangen. Weſent⸗ 
(ih fei namentlich die jegt gewählte Faſſung: Tie Thatfachen, welche den Ein: 
Ipruch begründen, find anzugeben. In Verbindung mit der babei eintretenden 
Entſcheidung eines Gerichtshofes ftelle fie ven Einſpruch auf einen Inbegriff 
von Thatſachen (species facti), die nah dem Maßſtab gerichtlicher Beweiſe 
feftzuftellen ſeien. Dazu fehle dem Oberpräfidenten in einer Frift von 30 
Tagen die Möglichkeit einer Conftatirung. Selbft im dem ordentlichen Ber: 
fahren der Kreisgerichte laſſen fich gewifle Acte der geiftlihen Einwirkung oft 
nicht durch förmliche Beweiſungen feftftellen, obgleih fie am Orte noterii6 
feien. Es handle fi hier um die Bedingungen ver Ausübung eines dem 
Staate wejentlihen Rechts, nicht aber um ein Strafs over Disaplinamer: 
fahren gegen vie Perfon des einzelnen Geiftlihen. - Selbft aber im Tiia- 
plinarverfahren fei jeder Zeit nur die Angabe von „Gründen“ verlangt, 
(wie auch in dem gleichzeitig vorgelegten Gefegentwurfe) mit einem Recurs an 
einen höheren Disciplinarbof. Dan möge ſich vergegenwärtigen, welde Miß 
fände vie Ausübung einer Befugniß unter fo gehäuften Erferdernifien mit 
fi führen müſſe. 

Bezöglich dieſes Streitpuntts entſpann fih eine längere Debatte, nament- 
lich mit Hinblid auf ven durch die allgemeine Faflung der Gründe möglichen 
Mißbrauch, und von tem Standpunkte aus, daß man dauernde Gefete zu 
Drdnung der Verbältniffe des kirchlichen Streites ſchaffen müffe. Die zur 
Begründung des Einſpruchs nötbigen Thatfahen Liegen ſich and im Berlauf 
, des Verfahrens immer noch ergänzen und berichtigen, und der Beweis der 
Thatfachen folle fchlieglih ven freien Ermeſſen des Gerichtshofes überlaſſen 
bleiben. Bon einer Seite wurde hervorgehoben, daß die Gegner der Kirk 
überhaupt eme Scheu vor „Thatfachen” und Beweiſen zeigten. Andererſeits 
kam zur Erwägung, daß die Pflicht zur Angabe von Gründen nothwendig 
au eine Angabe der Thatfachen vorausfege, und nur zu einer freieren Be 
urtheilung der Thatjahen führe, welche hier erforderlich erfcheine, da weder 
ber Oberpräfivent, nöd der geiftlide Gerichtshof die geeigneten Organe zu 
umftändlichen Bemeisaufnahmen zur Hand hätten. Ein fo geitelltes Einſpruchs 
recht werde ſich Überhaupt nur zur Handhabung durch die orbemtlichen Gerichte 
eignen. | 

Die Vertreter der Königlichen Staats-Regierung ſprachen im Verlauf ver 
Discuffton nochmals ihre Meinung dahin aus, Daß die Regierung auf Ber 
behaltung des Wortes „Gründe ftatt „Thatfachen” allerdings Werth lege. 
wenn auch durch die Einfchiebung des Gerichtshofes als Kecursinftang tie 
ganze Lage verändert erfcheine. 


Bon viefen Gefichtspunften aus wurde nunmehr eine Reihe neuer Ber: 
befferungsanträge geftellt. | 

In Bezug auf die Schwierigkeit ver Formulirung der Einfprudegränit 
wurde ein Fall angeführt, in welchem ein Bicar von zwei Landwehrmännern 
für Empfang des Abendmahles verlangt hatte, ihre Kriegsdenkmünze abzulegen, 
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unter Androhung der Verweigerung des Abendmahls, — ein Fall, über deſſen Qua⸗ 
lification fi eine längere Debatte entwidelt bat. Bei der ſchließlichen Abftim- 
mung ergab ſich folgentes aus verſchiedenen Anträgen zuſammengeſetztes Refultat: 

„Der Einſpruch ift zuläffig”: 

1) „wenn dem Anzuftellenden die gejetlichen Erforderniſſe zur Bekleidung 
des geiftlichen Amtes fehlen‘ (mit 12 gegen 9 Stimmen); 

2) „wenn ver Anzuftellende wegen eine® Verbrechens oder Vergehens, 
welches das deutſche Strafgefegbuch mit Zuchthaus oder mit dem 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem Berluft der öffentlichen 
Aemter bedroht, verurtbeilt ift, oder fi in Unterfuhung befindet‘‘ 
(mit 11 gegen 10 Stimmen). 

3) „menn gegen den Unzuftellenden Thatfachen vorliegen, welche die 
Anmahme rechtfertigen, daß derjelbe ven Staatögejegen oder ben 
innerhalb ihrer gejeglihen Zufländigfeit erlaffenen Anordnungen der 
Obrigfeit entgegenwirken oder ven öffentlichen Frieden ftören werde‘ 
(mit 16 gegen 5 Stimmen). 

„Die Thatfachen, welche den Einſpruch begränden, find anzugeben.‘ 
(Mit 14 gegen 7 Stimmen). 

„Segen die Einfpruchserflärung kann innerhalb 30 Tagen bei dem 
Königlichen Gerichtshof für die kirchlichen Angelegenheiten, und, fo 
lange deſſen Einfegung nicht erfolgt ift, bei dem Minifter der geift- 

‚ lichen Angelegenheiten Beſchwerde erhoben werden. Die Entſcheidung 
ift endgültig.“ (Mit 17 gegen 4 Stunmen.) 

Die Geſammtfaſſung in diefer Geftalt ift jhlieglich mit 16 gegen 5 Stimmen 
zur Annahme gelangt. 

Zu $. 17. m vollftändigeren Ausprud des Gemeinten wurbe bier 
folgende Yaflungsverbefferung vorgefchlagen : 

Die Uebertragung eines geiftlihen Amtes, welde der Borfchrift bes 

8. 1 zuwiberläuft, oder welche vor Ablauf der im $. 15 für die Er: 
—8 des Einſpruchs gewährten Friſt erfolgt, gilt als nicht 
geſchehen, 
und unter Zuſtimmung der Stantd-Regierung mit 14 gegen 4 Stimmen an⸗ 
genommen. 

Zu 8. 18. Die nunmehr folgende Reihe von Paragraphen verfolgt die 
Abſicht, eine dauernde Beſetzung der Pfarren und eine gefidherte 
tedensftellung des Pfarrgeiftlihen aud vom Standbpunfte des Staats: 
Intereffes aus zu fördern. Es wurde zur Rechtfertigung dieſes Gefichtspunftes 
eine Reihe von Mißbräuchen hervorgehoben, vermöge deren die kirchliche Ber: 
weltung in willfürlicher Gentralifation die Pfarreinfünfte zu anteren Sweden 
verwende und die der örtlichen Seelforge gewidmeten Stellen mit dürftig be- 
folveten, wiverruflich ernannten Hilfsgeiſtlichen zu befegen geneigt fe. Auch 
der Staat babe ein Recht zu fordern, daß der von ihm anerkannte Pfarr⸗ 
geiftliche im Stande fe, den Beruf feines Amtes zu erfüllen, und daß nicht 
die Maſſe der niederen Geiſtlichkeit auch in ihrer Lebenseriftenz willenlo® 
ihren Oberen gegenüberftehe. Unter der älteren Geſetzgebung habe zu bem 
Zwed das unbegrenzte Recht des Staates zum Mitfprechen in der geiftlichen 
Berwaltung gedient. Mit Anerkennung der Selbſtſtändigkeit der Kirchen⸗ 
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jofern: 


1) eine geräumige Yrift gefetst werbe, nach deren Ablauf der Staat auf 
die dauernde Belegung einer Pfründe dringen bürfe, vorbehaltlid 
der Verlängerung im Falle eines Bedürfniſſes; 

2), bebürfe e8 eines Mittels zur wirffamen Durchführung ei 
ftaatlichen Anſpruchs, und dafür empfehle ſich im vorliegenden Falle 
eine dem Ober-Präftventen beizulegende Executivftrafe auf eine Gelr: 
fumme. Diefe Form des Zwanges ſei im vorliegenden alle die 
angemefjene, weil bei ver nothwendigen Berüdfihtigung mannichfaltiger 
in conereto vorfommender Hinderniſſe ver Belegung einer Stelle 
eine unbedingt geftellte, von dem Gerichte zu erklennende Strafe fi 
nicht empfehlen würde. Es handle fih nur darum, die in dieſen 
Falle unentbehrlihe „Berftändigung” der Staats-Behörde mit den 
firchliden Oberen zu erzwingen, vieje Verftändigung aber werbe eben 
nicht erreicht werden, wenn man dem Staate cin wirkſames Zwangt⸗ 
mittel verfage. Damit rechtfertige fich aud die Höhe ver Strake 
für auberfte Fälle und die Befugniß zur Einbehaltung ter Tem: 
poralien. 

Principiell wurde dagegen erinnert, der Staat habe fein Redt, fih 
in dieſer Weife um das Innere ver kirchlichen Berhältnifie zu bekümmern; die 
Kirche müſſe einen freieren Spielraum für ihre Ernennungen haben. Gerade 
das gegenwärtige Gefeg werte einen Mangel an Geiftlihen herbeiführen, 
da man die Convicte aufhebe, ohne welche e8 der ärmeren Bevölferung m 
möglich werde, fi) dem. geiftlihen Beruf zu widmen. Es werbe zu eier 
Tyrannei gegen die Kirche führen, Bejegungen zu verlangen, wo es an dem 
Berfonal fehle. Bei Mangel einer Auswahl könne der Ober-Präfivent ven 
Biſchof indirect‘ zwingen, beftimmte, ibm mißliebige Perjonen zu nominiren, 
und was folle geichehen, wenn gar kein Candidat zu finden fe? Das kathe 
liſche Kirchenrecht jelbft verlange die definitive Beſetzung aller Stellen. 

Bon evangelifcher Seite wurde beſonders ein Bedenken wegen bei 
üblichen Gnadengehalis und Gnadenquartals geltend gemacht, welches and in 
einer Denffchrift des Ober-Kirchenraths hervorgehoben ift. Es werde von bielem 
Standpunkte aus nicht die Erledigung der Stelle, ſondern die Erledigung der 
Brände als Anfangspuntt der Friſt gefegt werden müſſen. ‘Der Nachfolge 
in der Pfarre habe ohnehin große finanzielle Auseinanderfegungen mit Der 
Wittwe des Vorgängers vorzunehmen, und wenige feien reich genug, um bie bay 
nöthige Summe fofort aufzubringen. Oft machen auch bie Wuünſche der 
Gemeinde eine Tängere als einjährige Frift ummmgänglig. Auch von diekr 
Seite aus müfle man in dem Zwang zu einer Beſetzung einer kirchlichen Stele 
eine Einmifhung in die kirchlichen Angelegenheiten finden. Es gebe and Te 
ichlechte Stellen, daß es unvermeidlich werde, ſolche auf eine Zeit unbelegt zu 
laflen, und das Eintommen Behufs befferer Dotirung zu capitalıfiren. 

Speciell wurde weiter die große Zahl der Succurfal-Pfarren am Ren 
beroorgehoben, die auf 500 France, in Städten 1000 Francs geftellt em. 
Zur Verbeſſerung foldyer Stellen könne man die Gemeinden nicht zwingen; m 
verlange unter Umftänden vom Bifchof geradezu Unmögliches. Fur bie Ber 
wendung von Pfarr«Dotationen zum Beften von Klöftern, Stiften u. ſ. mw. liegen 
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in neuerer Zeit gar keine Fälle vor. Die deshalb gerügten Mißſtände gehörten 
vielmehr vergangenen Jahrhunderten an. Der Biſchof werde durch ſolche Erecutiv- 
Strafen m die Hand des Ober» Präfiventen gegeben. Die erorbitante Höhe der 
Strafen werde die Biſchöfe zu armen Leuten machen. 

Bon diefem Standpunkte aus wurden mehre Amendements geftellt, nament- 
lich: in Zeile 2 Hinter dem Worte „Erledigung einzufchalten: „wo geſetzlich oder 
obſervanzmäßig ein Gnadenjahr befteht, vom Tage der Erledigung der Pfründe an.” 

Der Commiſſar der Königliden Staats-Regierung erllärte: das Geſetz 
wolle die Ernennung der ad nutum abjegbaren Geiftlihen verhindern. Der 
Schwerpunkt Liege daher in dem Worte „dauernd“. In der evangelifchen 
Kirche würden die Stellen übrigens oft vor Ablauf des Gnadenjahres ver- 
Tieben und von dem Neuernannten noch nicht definitiv angetreten, wogegen von 
dem Gefichtöpunfte dieſes Geſetzes aus Nichts einzuwenden ſei. Die Rüdfiht auf 
wirflih vorhandene Gründe eines Hinderniffes Liege ſchon in der Faſſung des 
Geſetzes. Mache die fchlechte Dotirung der Hilfögeiftlichen die dauernde Be— 
fegung gewiffer Stellen jchwierig, jo habe die Regierung eben deshalb nur von 
Pfarrämtern, nicht von den „Hilfs-Pfarrämtern” geiprodhen. Webrigens be: 
abfihtige die Regierung ernftlih, dem Nothſtand der ganz unzureichend bo- 
tirten Pfründen durch Staats-Beihilfe abzubelfen. (Of. Etatd-Pojition von 
50,000 Zhlr. pro 1873.) 

Ber der Abftimmung wurde das obige Amendement mit 11 gegen 10 Stim- 
men angenommen, und fchließlich der $. 18 mit diefer Einfchaltung mit 15 gegen 
6 Stimmen genehmigt. 

Zu 8. 19. Im dem Simme des vorigen Paragraphen fol die Neuerrich- 
tung von widerruflichen Aemtern der Seelforgee nicht ohne Genehmigung 
des Minifter8 der geiftlichen Angelegenheiten zuläſſig jein und dem befannten 
Uebelftanpe der Succurfal-Pfarren am Rhein in einer gemefjenen Zeit ein Ende 
gemacht werben. ® 

Es wurde Dagegen erimmert: Auch diefe Beſtimmungen enthalten einen Ein: 
griff in die kirchliche Freiheit. Es gebe einerjeitö definitive Aeınter mit Corpo- 
rationgrechten (Pfarreien), die nur mit Zuftimmung des Staates geſchaffen 
werden können; andrerjeitd die ad nutum amoviles, welche bis jett ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Staates creirt werben können. Durch die gegenwärtige Beſtimmung 
werden beide Yälle ——— von der Willkür der Staatsbehörden abhängig 
gemacht. Es fer ein unabweisbares Bedürfniß, daß ein Seelſorgeramt da in⸗ 
terimiftifch eingerichtet werden könne, wo infolge temporärer Anhäufungen der Be- 
völferung ein dringende Bedürfniß entftehe. Die Nichtgenehmigung des Minifters 
werde dann die Ausübung der Seelforge überhaupt unmöglih machen. Die 
Succurfal- Pfarreien insbeſondere feien in der Bulle de salute animarum anerkannt 
und Lönnen ſolche vom Staat nicht einfeitig in dauernde Pfarreien verwandelt 
werden. Die zeitweiſe Beauftragung eines Gerftlihen mit Acten der Seelforge 
von der Zuflimmung des Meinifters abhängig machen, heiße bie veligiöfe Frei⸗ 
heit beeinträchtigen. Der Grund, aus dem das franzöſiſche Recht gewiſſe Geift- 
lihe amovibel gemacht, fer zunächſt nur die zu geringe Bejoldung derſelben ge⸗ 
weien. Der Staat möge wenigftend exit die höheren Gehälter beichaffen, ehe 
er dauernde Bejegungen verlangt. Insbeſondere babe man auch in England 
und Holland feiner Zeit die Kirche gehindert, ad libitum Miſſions-Geiſtliche 
auf Zeit überall hinzuſchicken. 
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Bon dem Commiſſarius der Königlichen Stants-Regierung wur 
hierauf folgende Erklärung abgegeben: 

Die öffentlich anerfannten Kirchen nehmen im Staate die St privi⸗ 
legirter Corporationen ein. Daraus folge, daß die geiſtlichen Aemter in den: 
jelben nicht ohne Mitwirkung des Stanted gegründet werben dürften. tür 
die regelmäßigen Seelſorgeämter (Pfarrämter) werde dies auch von keiner 
Seite beftritten. Die Gründe, welche es nothwendig machten, eine gleiche 
Mitwirfung des Staates auch bei Einrichtung ſolcher Seeliorgeämter eintreten 
zu loffen, deren Inhaber nicht feft angeſtellt würden, feien in den Mona 
dargethan. E8 komme eben daranf an, daß derartige Aemter, und vom 
Aemtern fei überhaupt bier nur die Rebe, nicht über Gebühr vermehn 
würden, und daß nicht die Rechtsordnung dadurch durchkrenzt werde, daß man 
firchlicherjettö neue Seelforgeämter factiſch ins Leben rufe und auf eine auf 
brüdliche Anerfennung des Staates verzichte. 

Was die im zweiten Altnea erwähnten Succurfal- Pfarreien anlange, 
jo gründeten ſich diefe auf die Organiſchen Artikel (loi du 18. Germinsi 
an X.), welche in Artifel 60 beftimmten, daß im jedem friedensgerichtlichen 
Bezirk wenigftend eine paroisse beftehen müfje und daneben fo viel Sum 
falen errichtet werben follten, als das Bedürfniß erheiſche. Der Pfarrer an 
der Hauptlirche jet der cure (Haupt-Ortöpfarrer), die Pfarrer an den Eur 
curſal⸗Kirchen hießen desservants (Succurfal- Pfarrer). ‘Die Stellung beider 
ſei rüdfihtlih ihrer Arntsfunctionen im Weſentlichen gleich, und der Haut: 
Pfarrer unterſcheide fih vom Succurfal:Pfarrer eigentlih nur dadurch, dei 
lesterer nicht feſt angeftellt werde und ein geringered Staatsgehalt beziek. 
Das Berhältnig der Sucanfäl-Pfarrer und der Hauptfarrer fer ein fo ar 
bitantes, daß die Angabe des Zahlenverhältniffes fehr die Nothwendigkeit eine 

. Uenderung darthun werde. In der Erzdiöceſe Köln gebe e8 unter 629 Par: 
rein auf dem Linken Nheinufer nur 47 feft zu beiegende Beneficien; in be 
Diöcefe Trier unter 726 nur 69. Bon den gefammten Pfarrern des nie 
rheiniſchen Gebiets mit 1345 feten daher 1239 jeden Augenblick nah Be 
lieben der Biſchöfe abſetzbar. Aehnlich ſei Dad Verhältniß in Frankreich, auf 
welches von anderer Seite Bezug genommen worden. Nach den vorliegenden 
Notizen kämen daſelbſt auf 3425 Curds 30,044 desservants. 

Dr. v. Schulte, über Kirchenftrafen. Berlin 1872. ©. 30. 

Dr. Huber, die Freibeiten der franzöfiichen Kirche. München 1370. 

©. 319. 

Da die jegige Einrichtung auf einem Staatsgeſetze, den Organifchen Artikel 
berube, ſo jet Davon ausgegangen, daß die jegt beabfichtigte Aenderung aut 
nur durch Staatsgeſetz herbeigeführt werden könne. 

In der Discuffion wurden die mammichfaltigen Mißſtände der wider: 
ruflichen Belegung der Pfrünben durch ſchlecht dotirte Geiftliche hervorgehoben, 
beifpielsweife aus den Verhandlungen ver franzöſiſchen Kammer eine Witthei⸗ 
lung von Ollivier, nad welder ein Biſchof im Laufe eines Monats 130 Ber 
feßungen vorgenommen habe. Es wurde auch von dieſer Seite anerkannt, bei 
das weitgreifende Uebel von älteren Einrichtungen herrühre und nur durch Verfländr 
gung zwiſchen den firchlichen Oberen und der Staats⸗Regierung zu beheben fein werde. 
Um aber dieſe Berftändigung herbeizuführen, bedürfe e8 eben anerkannter An: 
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Iprüche des Staates auf die befjere Regelung diefer Berhältniffe. Es wurde 
deshalb das Amendement geſtellt: 
„Die Beftimmungen des $. 18 beziehen ſich auch auf die fogenannten 
Succurjal-Pfarreten des franzöſiſchen Rechts mit Maßgabe, daß die in 
Abſatz 1 des 8. 18 vorgeſchriebene Frift vom Tage der Publication 
dieſes Geſetzes an zu laufen beginnt“. 

Die Abficht dabei war, den beweglicheren Epielraum für eine Verftändigung 
zwilden den Staats⸗Behörden und den Firdlichen Oberen über bie „dauernden 
Bejegungen” auch auf die fogenannten Succurfal-Pfarreien anwendbar zu machen, 
insbeſondere auch das Einſpruchs-Recht des Staates in dieſen Fällen zu wahren 
und eine geräumigere Friſt für die nothwendig werdende Umgeftaltung zu ſchaffen. 

Ber der Abſtimmung wird dieſes Amendement an Stelle des zweiten Alinen 
mit 15 gegen 5 Stimmen angenommen, und demnächſt der jo geänderte ‘Para- 
graph mit gleiher Stimmenzahl zur Annahme gebradit. . 

Bu $. 20. Die Abſicht diefer Beſtimmung ift, die vom Geſetz gewollte 
dauernde Belegung der Pfründe und den womöglich geficherten Anfpruch des 
Geiftlihen auf ein fefte8 Amtseinfommen nicht durd) die Ausftelung von Reverſen 
oder durch willfürliche Anordnungen der kirchlichen Behörde illuſoriſch werben 
zu laflen, venen ſich der Geiftliche nad Lage des Verbältniffes in der Regel 
nicht entziehen Tann. 

Der Sinn der fo geftalteten Vorfchrift wurde von mehreren Seiten für 
unflar und conteftabel erklärt, — von einer Seite für ſelbſtwerſtändlich, von der 
anderen für bevenflih. Das von dem Ober-Kirchenrath heroorgehobene Bedenken 
der Unzuläffigkeit eines Abzugs vom Pfarrgehalt zur Sammlung eines Fonds 
für Pfarrbauten ıc. fand die Entgegnung, daß in der That folde Stipulationen 
zur Gunſten des Kirchenpatrons, oft des Staates felber, gar nicht unbedenklich, 
ſeien. Zur Erläuterung des Paragraphen wurde von dem Unter-Staatsſecretär 
Dr. Abenbad bemerkt: 

Jene Beftimmung treffe nicht eine Vereinbarung oder eine Beſtimmung, 
welche von den geletlich berufenen Organen vor der Beſetzung der Stelle 
über das Vermögen derfelben etwa getroffen würde, alfo auch nicht das vom 
Ober⸗Kirchenrath erhobene Bedenken. Es treffe die Fälle, wo 3.38. nad der 
Beſetzung durch einen ‘Drud des geiftlihen Obern der Inhaber der Stelle 
etwa verpflichtet werden ſolle, Theile der ihm zukommenden Magbaren Ber: 
mögensanfprüde zu Gunften anderer, wenn auch kirchlicher Zwecke aufzugeben. 
Wenn alfo vor der Anftellung bes Geiftlihen etwa Arrangements mit der 
geleglich georbneten Vertretung des Pfarrvermögens getroffen würden, um 
über Theile der Pfarreinfünfte in geſetzlich geftatteter Weiſe zu verfügen, jo 
fet Dies nicht unterfagt, beifpiefomeife in dem Falle, wenn bie durch zufällige 
Steigerung der Bodenpreiſe vervielfältigten Einkünfte einer Pfrimde zwar nicht 
zur Verkürzung des jegigen Inhaber, mohl auch für den Fall der nächften 
Vacanz zu andern kirchlichen Dotationen beſtimmt würden 

Um den mannichfaltigen Zweifeln über die rigoriſtiſchen Folgen einer ſolchen 
Ungiültigkeitserflärung vorzubeugen, wurde vorgeichlagen: „in der Testen Zeile 
ftatt „find unverbindlich” Die Worte zu fegen: „find nur mit Genehmigung ber 
Staatd-Behörde zuläffig”, womit namentlich ‘aber die von dem Ober-Stirchenrath 
geltend gemachten Bedenken erlevigt fein wirrden. Nach längerer Discuſſion über 
pen rechtlichen Sinn des Paragraphen gelangte ſchließlich das geftellte Amende⸗ 
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ment mit 11 gegen 9 Stimmen und ber fo geänderte Paragraph mit 13 gegen 
7 Stimmen zur Annahme. 

Zu $. 21. Der Ausdrud „Verluft des geiftlichen Amts“ erregte inſofern 
Anſtoß, als er den Schein erweden Könnte, als wolle der Staat durch flaatlik: 
Autorität eine Beendigung des kirchlichen Amtes ausſprechen, welches bot 
nur von der Kirche verliehen fei. Um dieſem Bedenken abzuhelfen , wurde vor: 
geichlagen, die Schlußzeilen dahin zu fallen: 

bat die Erledigung der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung de 
geiftlichen Amtes und den Berluft des Amtseintommens zur Folk. 

Dies Amendement fowie der fo veränderte Paragraph felbft gelangten mi 
15 gegen 5 Stimmen zur Annahme. 


Zu 8. 22. Die bier beginnenden Strafbeftimmungen erden 
hinreichend motivirt durch das veränderte Verhältniß des Staates zu den Kirden- 
gewalten. Das frühere Suftem gab dem Staat das Recht der Einmilchung in 
die Kirchliche Verwaltung ſelbſt durch eine Reihe ſehr unbeftimmt gehaltener Ge: 
ſetzesparagraphen. Die Erzwingung ver fo geftellten ftaatlichen Befugnifie ſtand 
zulegt auf dem Boden der fogenannten Erecutivftrafen, bei denen allerdings am 
Ueberfchreiten der ftaatlichen Competenz als möglich gegeben war. Die jer 
beftimmt abgemeflenen Befugniffe des Staates machen e8 auch möglich, in 
Widerftand der kirchlichen Behörden gegen die gefegmäßigen Anſprüche dei 
Staates unter ein Syſtem von Ordnungsſtrafen zu ftellen, welches, durch di 
Gerichte gehandhabt, jede Garantie der Innehaltung der gefeglichen Schranke 
gewährt. Die dem engliichen und amerikaniſchen Controlverfahren der Fer: 
waltung analoge Syſtem ift auch in anderen Gebieten der dentfchen Geſetzgebun 
neuerdings mehrfach zur Anwendung gelangt und e8 bedarf dabei nur der Ser: 
fländigung, über Strafart und Strafmaf. 

Die Angemefienheit von Geldſtrafen in Fällen diefer Art, im welde 
meiftend ein Principienftreit zwifchen ver weltlichen und der geiftlichen Matt 
vorliegt, wurde im Allgemeinen anertannt. Fir die Maßbeſtimmung wırk 
geltend gemacht, daß ein hoher Minimalſatz fi empfehle, wenn die Einf: 
androbung gegenüber ſelbſtſtändigen bochgeftellten Kirchen-Dbern überhaupt re: 
Wirkſamkeit fein foll. 

Bon einem Mitglieve wurde Dagegen eingewandt, die peutige Wictigfet. 
welche man allen Fragen des Gelbbeutels beilege, ſei offenbar auch die Ver⸗ 
anlafjung der bier fo erorbitant gefteigerten Gelbbußen, mit welchen man ta 
biſchöfliche Einkommen allerdings bald aufzehren könne; es fer aber ein Irrthum 
den geiftlichen Oberen eine fo gemeine Gefinnung unterzulegen, daß fie in ernikı 
Tragen des Gewiffens überhaupt durch Gelobußen zu zwingen fein. Es wear: 
bier bie Tendenz fihtbar, das ganze Perjonal der Kirche in die Gewalt kit 
Staates zu bekommen. 

In der Discuffion wurde hervorgehoben, daß die Straflojigfeit defien, de 
in einer entſchuldbaren Unfenntnig von Thatſachen gegen das Geſetz hantl: 
ſchon aus den allgemeinen Orundfäten des Straf-Nechte folge. Das Minmur:. 
der Strafe in diefen Fällen eines BPrincipienftreites zwiſchen dem Staate um 
den Tirchlichen Oberen mit Geldbußen von 1 Thaler löſen zu wollen, fe nabes 
lügerlih. Es bedürfe eben, um einer ſyſtematiſchen Berufung auf angeblich 
Gewiflenspflichten gegen Stantögebote entgegenzutreten, eines antehnlicden Min 
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mums der Strafe, wen überhaupt nur auf Gelbftrafe erfannt werben könne. 
Die gewünſchte milde Behandlung jet vielmehr am Orte in den Fällen, in 
welchen die niedere Geiftlichtet, welche meiſtens auf Anweiſung ihrer Oberen 
mit dem Gefege in Collifion kommen werde, zu beftrafen fei, und dieſe überaus 
milde Strafbeflimmung babe auch im 8. 23 ihren Pla gefimben. 
Bei der Abſtimmung wurde der umveränderte Paragraph mit 14 gegen 
6 Stimmen angenommen. 

Zu 8. 23 wurde das Bedenken erhoben, daß das zweite Almen zu einem 
Hinderniſſe einer Vertretung des DOrtögeiftlihen in Fällen außerorventlicher Be⸗ 
binderung führen könne. Namentlich könne der Tall eintreten, daß eine Pfarr- 
ftelle ganz verwaift bleibe, während das Zwangsverfahren wegen der Belegung 
der Stelle ſchwebe. Dur Schuld des Staates könne dadurch eine Gemeinde 
formlih mit dem Interdict belegt werben in offenbarer Gefährdung der Ge- 
wiſſensfreiheit und der Freiheit der Kirche. 

Bon Seiten der Königlichen Stant3-Regierung wurde bemerkt, daß ein= 
zelne Handlungen, welche bei folden Vacanzen der benachbarte Pfarrer in 
der oacanten Gemeinde vornehme, Durch den 8. 23 des Geſetzes nicht berührt 
wöärden. Erſt wenn der Biſchof dem Nachbarpfarrer einen ausprädlihen Auf- 
trag zur Vertretung der Stelle ertheile, alſo dieſelbe interimiſtiſch beſetze, 
oder der benachbarte Pfarrer die Verwaltung des Pfarramtes thatfächlich 
übernehmen follte, fet die Vorſchrift eventuell anwendbar. Der Paragraph fer 
beftimmt,, einen Zwang gegen bie Tirchlichen Oberen auszuüben, daß nicht gegen 
den Sinn des Geſetzes die vorhandenen Pfarrftellen willfürlich auf Widerruf 
befegt würben. 

In der Commiſſion wurde noch hervorgehoben, daß nicht nur in dem Execu⸗ 
tivverfabren , fondern auch in dem geridtlihen Strafverfahren für Fälle eines 
unverfchuldeten Hinderniſſes aus Gründen, melde von dem Willen des Exnen- 
nungsberechtigten unabhängig feien, ſtets die nöthige Berüdjichtigung offen bleibe. 
Wenn man aber die Verwaltungs-&recution überhaupt durch ein Syſtem von 
Ordnungsſtrafen unter gerichtlicher Controle erfege, To feien irgend welche Fälle, 
in denen die Strafanwendung unbillig ericheinen könnte, caſuiſtiſch immer zu 
finden. Mean könne nicht ander8, als dem verfländigen Ermeſſen der Verwal: 
tungs⸗Behörden und der Staatsanwaltſchaft bei Stellung der Anträge fowie der 
Gerichte bei Beurtheilung des Thatbeftandes einiges Vertrauen ſchenken. 

Ber der Abflimmung wurde der Paragraph mit 13 gegen 7 Stimmen 
Angenommen. 

Zu 8. 24 wurde als felbfiverftänplih angenommen, daß ftatt „Verluſt 
de8 Amtes’ entfprechend der Faſſung in $. 21 gefagt werben müſſe: „Die 
Fähigkeit zur Ausibung des geiftlichen Amtes“ und mit diefer Maßgabe der 
Paragraph mit 15 gegen 4 Stimmen angenommen. 

Zu 8. 25. Die hier beginnenden „Uebergangs- und Schluf- 
beftimmungen” verfolgen bauptfächlich die Abficht, einige bei der Ausführung 
des Geſetzes hervortretende Härten zu mildern. 

Rückſichtlich des Erforderniſſes der Deutſchen Reichsangehörigkeit wurde es 
für billig erachtet, daß den zur Zeit im Amte befindlichen Geiſtlichen ein ſechs⸗ 
monatlicher Zeitraum zur Gewinnung deſſelben gewährt werde. Bei der großen 
Liberalität, mit welcher die Indigenatsertheilung in Deutſchland erfolgt, könne 
dies ſicherlich genügen. 

v. Holtzendorff, Jahrbuch II. 25 
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Es kam an dieſer Stelle das beſondere Bedürfniß — reformirter 
Gemeinden zur Sprache, welches aud in ber Denlſchrift Oberlirchenra 
hervorgehoben wird, die bisher das nothwendige Perſonal ihrer Geiſtlichen, öfter 
aus Frankreich, der Schweiz, Holland x. baben berufen müflen. Die fo k- 
rufenen Geiftlihen Haben oft nicht den Wunſch, die Deutſche Reichsgehöriglen 
zu erwerben, vielmehr aus verſchiedenen Gründen ihr älteres Staatsbürgerrech 
zu behalten. Es wurde dagegen der Zweifel erhoben, ob es in Zukunft über: 
hau wünjchenswerth fei, ſolche Ausländer, die das deutſche Indigenat zu 

ben ſich ausdrücklich weigern, in die Pfareflelien anertannter Kirchen zu 
berufen. In jedem Falle glaubt man allen billigen Rüdjichten auf die Exbal- 
tung des status quo damit genügen zu Können, daß dem Paragraphen noch fel- 
gender Zufag gegeben wird: „Der Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten kann 
mit Rückſicht auf die bejonderen Bedürfniſſe des einzelnen Falles diefen Zeitraum 
verlängern.‘ 

Zu 8. 26 wurde in der Commiffion hervorgehoben, daß eine Anwendung 
ver Borichriften dieſes Gefeges über bie wiſſenſchafiliche Borbilung auf Geil: 
Tide, welche bereits eine Anftellung im Amte erhalten haben, zu großen Härten 
führen würde. Eine ſolche rückwirkende Kraft werde auch regelmäßig analoge 
Borichriften für die Staatsbeamten nicht beigelegt. Die Stants-Negierung jehf 
erkenne dies an Durch eine Reihe mildernder Vorſchriften. Es werde fich empfehlen, 
noch etwas weiter zu geben nad) folgenden Principien: 

1) Der definitiv angeftellte Geiſtliche bedarf auch zu feinem Aufrüden u 

höhere Aemter nicht des Nachweiſes der erft in dieſem Geſetze vor: 
geichriebenen Borbildung. 

2) Der interimiftiich angeſtellte Geiftliche Tann aud ohne jenen Radırı 
definitiv angeftellt werben. 

3) Auch in anderen Fällen fann denen, welche in ihrer Vorbildung Ihe: 
weiter fortgefhritten find, eine Dispenfation von den Erforderniſſen dei 
gegenwärtigen Geſetzes ertheilt werben. 

ee anderer Seite wurden noch etwas weiler gehende Amendementi 
geftellt ; 
Amendement B. Nach dem Worte: „Teine Anwendung‘ —— 
„auf Perſonen, welche bereits vor Verkündigung dieſes Geſetzes 
geiſtlichen Amte angeſtellt find oder vor dem 1. Januar 1873 Kr 
Faähigleit zur Anftellung im geiftlichen Amte erlangt haben.“ 

Es empfehle fih, ſtatt des etwas unbeftimmten Ausdruckes, rückwirlende 
Kraft“ einen beſtimmten Termin zu bezeichnen und denſelben ſo zu Reken, duf 
mit zur Umgehung des Zweckes der Geſetzes⸗Vorlage etwa bis zur Publicatier 
vefielben neue Oualificationsattefte ausgeftellt werden könnten. 

Amendement C: Am Schluſſe hinzuzufügen: 
„Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten iſt auch ermäctig. 
Ausländer von den Erforbernifien des $. 4 zu entbinden.” 

Diefer letzte Punkt wurde Dadurch angeregt, daß die in der Denkſchrift de? 
Ober-Kirchenrath erwähnten Ausländer, melde als Pfarrer in veformirten Er 
meinben berufen werden, auch in Zutunft oft außer Stande ſein werden, die 
Erforderniſſe einer preufjiichen Gymnaſialbildung und eines deutſchen Unmwerfitätd: 
ſtudiums zu erfüllen. Von Seiten der Staats-Regierung wurde dieſer Vorſclos 
angenommen. 
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Ber der Abftunmung wurde das Amendement B, das Zufakamendement C 
und mit dieſem der $. 26 mit großer Majorität zum Beichluß erhoben. 

Zu $. 28 wurde von der Regierung zunächſt die Erläuterung gegeben, daß 
die Fälle, in welchen der Patron vocirt, aber das Conflitorium beftätigt, in 
diefer Beftimmung mit inbegriffen ſeien. 

Im Uebrigen wurde in der Commilfion anerfannt, daß die Beſtimmung 
der gegenwärtigen Verfaſſung der evangeliſchen Kirche entfpredje, und, fo lange 
diefe Dauert, dem Zweck des Geſetzes genüge. CS entftand nur ein Zweifel, ob 
den in Parentheje genannten Gejeßes-Paragraphen etwa noch andere beizufügen 
fein. Die beantragte Einfchaltung der 88. 18 und 19 wird für unnötbig 
erachtet, Dagegen eine Einichaltung des $. 3 angenommen. - 

Zu 899 wird die gewünfchte Einfchaltung, welche Hinter der „Mitwirkung 
de8 Staates” auch „die Mitwirkung der Gemeinden” bei Belegung geiftlicher 
Aemter erwähnen jolle, deshalb abgelehnt, weil fie nicht in den Zuſammenhang 
dieſes Geſetzes gehöre, welches nur von dem Verhältniſſe zwiſchen Staat und 
Kirche bei Belegung der geiftlihen Aemter handle. Es wurde aber als felbft- 
verftänplich vorausgefegt, Daß in den Rechten der Gemeinden durch dies Geſetz 
nichts verändert wird, und Daß Died als die Meinung der Commilfion im Be— 
richte ausdrücklich zu erwähnen fei. 

Zu 8. 30 gewann die Anſicht die Oberhand, Daß das erfte Alınen, welches 
das Inkrafttreten des vorſtehenden Gejeged vom Tage der Verkündigung abhängig 
machen wolle, als jelbftwerftändlich wegfallen könne. — Gegen das zweite Alınen 
wurde feine bejondere Einwendung erhoben. 

In Berbindung mit der Discuffion des Geſetzes kam auch eine von dem 
Oberfirgenratb dem Präftbimm des Hauſes überfandte Denkſchrift zur Be⸗ 
rathung. Die darin hervorgehobenen Geſichtspunkte find bei den einzelnen Artikeln 
forgfältig erwogen und direct oder indirect in der Faſſung des Amendements bes 
rüdfichtigt worden, ſoweit nicht ſchon die Faſſung des Geſetzes nach dem Ermeſſen 
der Conmiſſion diefe Bedenken zu erledigen fchien. 

Die Schlußabſtimmung über das ganze Gejeg mit den vor— 
ebend angenommenen Amendements ergab (bei Abweſenheit von 
3 Mitgliedern) Die Annahme dejjelben mit 12 gegen 6 Stimmen. 


C 


Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Kirchliche Disciplinargewalt und die 
Errichtung des Königlihen Gerichtshofes fiir kirchliche Angelegenheiten, 


Bir Wilhelm x. verorbnen: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


8. 1. 
Die kirchliche Disciplinar-Bewalt Über Kirhendiener barf nur von beutfchen 
firhliden Behörden ausgeübt werben. 
8. 2. 
Kirchliche Disciplinar-Strafen, weldhe gegen bie Freiheit oder das Vermögen ge- 
richtet find, dürfen nur nach Anhörung des Belgufbigten verhängt werben. i 
‚ Der Entfernung aus dem Amt (Entlaffung, Berfekung, Suspenflon, unfreiwil- 
lige Emeritirung u. ſ. w.) muf ein geordnetes proceſſualiſches Berfahren vorausgehen. 
25* 


388 Die kirchenpolitiſchen Gelege nach den Berichten ber XIV. Eonmniffion ıc. (52) 


a allen dieſen Fällen ift die Entſcheidung fhriftlich unter Angabe der Gründe 
erlaffen. 


8. 3 


Die koͤrperliche Züchtigung if als kirchliche Disciplinar⸗Strafe oder Zudt- 
mittel unzuläffig. i 
. 4. 


Geldſtrafen birfen ben Betrag von 30 Thalern oder wenn das eimmonatlice 
Amts-Eintommen höher ift, den Betrag bes letzteren nicht Überfteigen. 


8.5. 
Die Strafe der Freiheitß-Entziehung (8 2) barf nur in ber Verweifung im eine 
Demeriten-Anftalt beftehen. 
Die Berweifung darf die Dauer von drei Monaten nicht überſteigen und bie 
Bollfiredung derfelben wider ben Willen bes Betroffenen weber 
begonnen, noch fortgefegt werben. Die Verweiſung in eine aufßerbeutide 
Demeriten-Anftalt ift unzuläffig. 


zu 


8. 6. 

Die Demeriten-Anftalten find der ſtaatlichen Aufſicht unterworſen. Ihre Haus 
ordnung ift dem Ober- Präfiventen der Provinz zur Genehmigung einzureichen. 

Er ift befugt, Bifitationen der Demeriten-Anftalten anzuordnen, umb von ihren 
Einrihtungen Kenntniß zu nehmen. 

Bon der Aufnahme eine8 Demeriten bat der Vorſteher der Anftalt unter Angabe 
ber Bebörbe, welche fie verfügt, binnen 24 Stunden dem Ober-Präfidenten Anzeige zu 
machen. Ueber fänmtliche Demeriten iſt von dem Borfteher ein Berzeichniß zu führen, 
welches den Namen derjelben, die gegen fie erfannten Strafen und die Zeit ber Ar: 
nahme und Entlaſſung enthält. Schluß jedes Jahres if das Berzeichuik dem 

Ober-Präfidenten einzureichen. 


8. 7. 

Bon jeber kirchlichen Disciplinar-Entfheibung, welde auf eine Geldſtrafe von 
mehr ald 20 Thalern, auf Berweifung im eine Demeriten-Anftalt für mehr alt 
14 Tage, oder auf Entferming aus dem Amte ($. 2) lautet, ift dem Ober⸗ Praſiden⸗ 
ten, gleichzeitig mit ber Sufellung an den Betroffenen, Mittheilung zı machen. 

Die Mittbeilung muß die Entſcheidungs⸗Gründe enthalten. 


8. 8. 

Der Ober⸗Präſident ift befugt, die Befolgung ber in den 86. 5—7 enthaltenen 
Vorſchriften und rer auf Grund derfelben von ihm erlafjenen Verfügungen durch Gelt- 
firafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. 

Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe wieberholt werben, bis dem 
Geſetze genügt ift. 

Außerdem fann die Demeriten»Anftalt gefhloffen werben. 


$. 9. 

Eine Bolifiredung kirchlicher Disciplinar-Entfheidungen im 
Wege der Staats-Berwaltung findet nur dann flatt, wenn biefelden 
von dem DOber-Präfidenten nah erfolgter Prüfung der Sade föür 
vollftredbar erllärt worden find. 


II. Berufung an den Staat. 


8. 10. 
Gegen Entſcheidungen der kirchlichen Behörden, welche eine Disciplinarftrafe ver- 
hängen, fteht die Berufung an bie Staatöbehörbe ($ 32) offen: 
1) wenn bie Entfheidung von einer duch die Staats⸗Geſetze ausgefchlofienen Ü- 
hörde ergangen ift, 
2) wenn bie Vorſchriften des 8. 2 nicht befolgt worden find, 
3) wenn bie Strafe geſetzlich unzuläffig iſt, 
4) wenn die Strafe verhängt ift: 
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a. wegen einer Handlung ober Unterlaffung, zu welder bie Staats⸗Geſetze 
oder die von ber Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen Anord⸗ 
nungen verpflichten, 

b. woen Ausübung oder Nicht⸗Ausübung eines öffentlihen Wahl- und Stimm- 
rechts, 

e. en Gebrauchs der Berufung an bie Staatsbehörde (8. 32) auf Grund 
dieſes Geſetzes. F 


Die Berufung findet außerdem ſtatt, wenn 

1) bie Entfernung aus dem kirchlichen Amte ($. 2 Abſatz 2) als Diseiplinarſtrafe 
oder jonft wider den Willen des bavon Betroffenen ausgeſprochen worden ift, 
und die Entſcheidung ber Haren thatfädhlihen sagt widerfpridt, 
ober bie Geſetze des Staates oder allgemeine Rechtsgrundſätze 
verlegt; 

2) nad erfolgter worläufiger Suspenfion vom Amt das weitere Berfahren unge» 
bührlich verzögert wird. 12 


Die Berufung ſteht Jedem zu, gegen welchen bie Entſcheidung ergangen iſt, ſobald 
er bie dagegen zuläffigen Rechtsmittel bei der vorgelegten Krhfiden Inſtanz obne 
Erfolg geltend gemacht hat. 

Viegt ein öffentliches Imterefie vor, fo flieht die Berufung aud dem Ober⸗Prä⸗ 
fibenten zu, jedoch erft dann, wenn die bei den Tirchlihen Behörden angebrachten 
Rechtsmittel ohne Erfolg geblieben find, ober die Friſt zur Einlegung berfelben ver- 


fäumt ift. 1 

Die Berufung ift bei den Königlihen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
f&riftlih anzumelden 

Die Frift zur Anmeldung’ beträgt in den Fällen des 8. 10 and $. 11 Abfjat 1 
für den durch die Enticheibung Betroffenen 4 Wochen. Sie beginnt mit Ablauf des 
Tages, an welchem die Entſcheidung mit Gründen ihm augeftellt ift. 

In den Fällen des 8. 11 Abſatz 2 ift die Berufung au feine Friſt gebunben. 

Für den Ober-PBräfidenten beträgt die Frif, wenn ihm die Ent- 
fheidung als endgültige amtlich mitgetheilt if, 3 Monate, andern- 
falls ift derfelbe an feine Friſt gebunden. 

8. 14. 

Durch inzung ber Berufung wird bie Bollſtrecung der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung aufgehalten. Der Gerichtshof ift jeboch berugt, bie vorläufige Bolftredung zu 
geftatten. Andernfalls kann bie Einflelung ber Bollfiredung von bem Gerichtöhofe 
durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1060 Thalern erzwungen werben (5. 8. Abf. 2). 


8. 15. 


Die Berufung ift innerhalb 14 Tagen nad der Anmelbung fchriftlich zu rechtfer⸗ 
tigen. Die Frift kann auf Antrag verlängert werben. 


8. 16. 

Die Ammelbung und bie Rechtfertigungsſchrift wird ber kirchlichen Behörde zur 
Abgabe einer ſchriftlichen Erklärung und Einreihung der Acten innerhalb 4 Wochen 
zugefertigt. Die Einreihung der Acten kann erzwungen werben, geeignetenfalls 
durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern ($. 8 Abf. 2). 


8. 17. 

. Der Gerichtshof trifft bie zur Aufkläruug der Sache erforberligen Verfügungen. 
Die Beweisverbandlungen find ımter Zuziehung eine® vereibeten Protocoliführers aufs 
zunehmen. 

8. 18. 


Die Entfeibung erfolgt auf Grund münblicher Verhandlung in öffentliger Sitzung. 
‚ Die Oeffentlichleit lann durch Beſchluß des Gerichtshofs ausgeichlofien oder auf 
Beftimmte Perfonen beſchränkt werben. 
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8. 19. 


Zu den Berhandlungen (88. 17 und 18) find ber Berufende und die kirchliche 
Behörde zuzuzieben. Diejelben können fi) durch einen Abvocaten oder Rechtsanwalt 
vertreten laſſen. Im Fall ihres Ausbleibens wird nach Lage der Berbaublungen 


aunt. 

Außerdem iſt ber Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu benachrichtigen, welcher 
einen Beamten mit u Vertretung beauftragen lann. Hat ber Ober-Präfibent bie 
Berufung eingelegt, jo übernimmt der von dem Minifter bezeichnete Beamte bie Ver⸗ 
tretung des Berufenden. 2 

. 20. 

In dem Termin zur münbliden Berhandlung giebt ein von dem Borfikenden 
bes Gerichtshofs and der Zahl feiner Mitglieber ermannter Heferent eine Dorftellung 
der Sache, wie fie aus den bisherigen Berbanblungen hervorgeht. Hierauf wird ber 
Berufende oder deſſen Vertreter, fowie ber Bertreter der lirchlichen Be 
Hörde und bes Minifterd der geiftlihen Angelegenheiten mit ihren Bor- und An- 
trägen gehört. s 2 


Bei der Entfheibung hat der Gerichtshof, ohne an pofttive Beweisregeln gebunden 
zu fein, nach feiner freien, aus dem ganzen Subegriff ber Berbandlungen und Beweiſe 
geſchöpften Ueberzeugung zu enticheiden. In dem Urtbeil ift entweder die Berwerfug 
ber Berufung oder die Vernichtung der angefochtenen Entſcheidung auszufprechen. 
Das mit GSründen verfehene Urtheil wird in der Sitzung, im welder bie . 
liche Verhandlung beendet worden ift, ober in einer ber nächſten Situngen verfänit 
und eine Ausfertigung befielben dem Berufenden oder defſen Bertreten, 
fowie der kirchlichen Behörde und dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten zugeftelt 

$. 22. 

Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protocol! aufgenommen, welches bie 

Namen der Anwefenden und bie weientlihen Momente ver Verhandlung enthalten muß 


Das Protocol wird von dem Vorfitenden und dem vereideten Brotocoliführe 
unterzeichnet. 1.2 


Wird die angefochtene Entſcheidung vernichtet, fo bat die Kirchliche Behörde bie 
Aufhebung ver Vollſtreckung zu veranlaflen und bie Wirkung ber bereit® getroffenen 
Maßregeln zu befeitigen. 

Der Ober-Bräfident ift befugt, bie Befolgung ber von ibm deshalb erlaffenen Ver⸗ 
lügungen durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen ($ 3 


Gegen biefe Berfügungen ſteht ber kirchlichen Behörde bie Br- 
ſchwerdebeidem ———— diekirchlichen Angelegenheiten offen 


III. Einſchreiten des Staats ohne Berufung. 


8. 24. 

Kirchendiener, welche bie auf ihr Amt oder ihre geiſtlichen Amtsverrichtungen be: 
züglichen Borfchriften der Staatsgeſetze oder bie in dieſer Hinſicht von ber Obrigleii 
innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer ver- 
legen, daß dr Berbleiben im Amte mit ber dffentliden Orbnung 
unverträglich erfheint, können auf Antrag ber Staatsbehörbe durch geriät- 
liches Urtheil aus ihrem Amt entlafien werben. >. 

Die Entlaffung aus dem Amte hat die vehtlihe Unfähigkeit zut 
Ausübung des Amtes, den DBerluft bes Amtseinkommens und bie Er— 
ledigung der Stelle zur Folge. 


8. 25. 


Dem Antrage muß eine Aufforderung an bie vorgeſetzte kirchliche Behörde voran 
geben, gegen ben Angeſchuldigten bie kirchliche Unterſuchung auf Eutlaffung aus tem 
mte einzuleiten. Steht ber Angeichufbigte unter keiner kirchlichen rde inmerbalb 


des Deutichen Reiche, fo ift derfelbe zur Nieberlegung feifes Amtes anfzuforbern. 
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Die Aufforderung - erfolgt ſchriftlich unter Angabe des Grundes von dem Ober- 
Sräfidenten der Provinz. 
$. 26. 

Wird der Aufforderung nicht binnen gefeßter Friſt Folge gegeben, ober führt bie 
lirchliche Unterfuhung nicht binnen geſetzter Friſt zur Eutlaſſung bes Angeſchuldigten 
aus dem Amt, fo ftellt der Ober-Bräfibent bei dem Gerichtshof für kirchliche An⸗ 
gelegenheiteu ben Antrag auf Einleitung bed Verfahrens. 


§. 27. 

‚Auf das Erſuchen des Gerichtshofs bat das Gericht höherer Inftanz, in befien 
Bezirk der Angeſchuldigte feinen amtlichen Wohnfig bat, einen etatsmäßigen Richter 
mit Führung der Sorinterfugung zu beauftragen. Bei ber Borunterfuhung kommen 
die entipredenden Beftimmungen der Strafe Proceß-Gefete zur Anwendung. 

Die Berrihtungen der Staats-Anmwaltiaft werden durch einen von dem Minifter 
Der geiftlichen AngelegenBeiten ernannten mten wahrgenommen. 


8. 28. 
Der Gerichtshof kann mit Rüdficht auf ben Ausfall ber Vorunterfuhung das 
Berfahren einftellen. In dieſem all erhält der Angefchuldigte Ausfertigung bed Darauf 
bez üglichen, mit Gründen auszufertigenden Beſchluſſes. 


8. 29. 

Wird das Berfahren nicht eingeftellt, fo ift der Angefchuldigte unter Mittheilun 
ser von dem Beamten ber Staatsanmwaltichaft anzufertigenben Kufepntbigungsfehrift 
zur mlndliden Verhandlun vorzufaben. Derſelbe kann fich des Beiſtandes eines 
Advocaten oder Rechts⸗Anwaltes als Bertheidigers bedienen. 

Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu benachrichtigen. 


8. 30. 
Für das Verfahren finden die Beſtimmungen der 88. 17, 18, 20, 21, 22 ſinn⸗ 
entſprechende Anwendung. 
In dem Urtheil iſt entweder die Freiſprechung oder die Entlaſſung des Angeſchul⸗ 
digten aus ben von ihm bekleideten kirchlichen Aeintern auszuſprechen. 


8. 31. 
Kirchendiener, welche Amtshanblungen vornehmen, nachdem fie in Gemäßheit des 
3. 30 aus ihrem Amt entlaflen worben find, werben mit Geldbuße bis zu 100 Thaler, 
im Wiederbolungsfalle His zu 1000 Thalern beftraft. 


IV. Köntigliger Gerichtshof für kirchliche Angelegenbeiten. 


- 8. 32. 


Zur Entſcheidung der in den 48. 10—23 und 24—30 bezeihueten, fomwie der 
anderweitig durch Geſetz zugewiejenen Angelegenheiten wird eine Behörde 
errichtet, weldye den Ramen: 

„Königlicer Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten” 
führt und ihren Sit in Berlin hat. 


8. 33. 

Der Gerichtshof beſtebt aus eilf Mitgliedern. Der Präfident und wenigftens fünf 
andere Btitglieber müſſen etatsmäßig angeftellte Richter fein Die mündliche Berband- 
Yung und Entſcheidung in den einzelnen Sachen erfolgt durch fieben Mitglieder. Der 
Borfigende und wenigftens drei Beifiter mäffen zu dem richterlichen Mitgliebern ge- 


ven. 
Die Gefhäfts-Orbnung, Insbefonbere die Beiugniffe des Präfidenten und bie 
Reihenfolge, in mwelder die Mitglieder an ben einzelnen Sigungen Thell zu nehmen 
Haben, wird durch ein Regulativ georbnet, weldges der Gerichtshof zu entwerfen und 
dem Staatd-Minifterium zur Beflätigung einzureichen hat. 
Durch Plenarbefhlüffe des Gerichtshofes können auch die in 
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diefem Gefetz gegebenen Borfhriften bes Berfahrens ergäujt und 
beren finngemäße Anwendung auf andere durch Geſetz dem Gerigtt- 
bofe überwiefene Angelegenheiten geregelt werden. 
3. 34 
Die Mitglieder des Gerichtshofs werden nom Könige auf dem Vorſchlag dei 
Staate-Miniftertums und zwar die bereitd in einem Staats-Amte angefditen für 
bie Dauer ihres Hauptamts, bie anberen Mitglieber auf Lebenszeit ernannt. 
Kir bie Rechte und Pflichten der Mitgli des Gerichtshofs find bie für bie 
Mitglieder des Ober⸗Tribunals beſtehenden Vorſchriften maßgebend. 


§. 35. 
Der Gerichtshof entfcheidet endgültig mit Ausſchluß jeber weiteren Berufung. 
8. 36. 

Die Jufliz- und Berwaltungs:Behörben haben ben an fie ergehenden Erfuchen 
des Gerichtsbofes Folge zu geben. Die Beichlüffe und Entſcheidungen des Geridtk 
bofes find im Bermaltungswege vollftredbar. 

8. 37. 


Ueber die Berpflihtung zur ahlung ber Koſten bes Berfahrens 
entſcheidet ber Berihtshof nah freiem Ermeffen. Als Kofen wer⸗ 
den nur baare Auslagen in Anſatz gebradt. 


V. Scähiußbefimmung. 
8. 38, 

Das Erforderniß ſtaatlicher Beftätigung kichliger Disciplinar- 
Entfheidungen und der Recurs wegen Mißbrauchs der kirhligen 
Disciplinar-Straf- Gewalt an den Staat treten, foweit folde im 
bisherigen Rechte begründet find, außer Kraft. 


Commiſſionsbericht. 


Die Commiſſion hat ſich der Berathung dieſes Gefeg-Entwurfs mit Zu⸗ 
ziehung des Geheimen Regierungsraths Dr. Hübler, als Bertreter eb 
Herrn Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten, unterzogen. — An der Be 
rathung des Abſchnitts ILL, IV., und an der zweiten Sefung tes 8. 11 bat 
auch der Unter⸗Staatsſecretär Dr. Achenbach in Vertretung bes Her 
Minifterd Theil genommen. Bei fofortigem Eintritte in die Sperial-Dik 
cuffion wurde 

zu 8. 1 vorweg anerkannt, daß der bier ausgefprocdene Grundſat auf 
einer Reihe von Vorausſetzungen beruhe, die erft in ven folgenden Paragrapfen 
zur Discuffion kommen. 

Der Gefeg-Entwurf habe zum Gegenftande die Orbnungs: Gewalt 
der evangelifhen und katholiſchen Kirche über ihre eigenen Geiſtlichen 
und Diener Diele Gewalt laufe parallel ven Rechten des Staates gezen 
feine eigenen Beamten zur Aufrechterhaltung ber ftaatlichen Drbuung In 
ein Syftem der „Disciplin“, der Ordnungs⸗ und Erecutivftrafen. Das Kirder 
regiment in feiner analogen Stellung folle in dieſem Gefege einer Raatlihen 
Controle unterworfen werden. Allerdings feien viefe Gewalten in ben beiden 
Kirchen nicht gleihmäßig entwidelt. Die römiſchekatholiſche Kirche be 
fige dieſe Ordnungs⸗Gewalt über ihren Clerus im weiteflen Maße, begreife 
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diefelbe unter dem Begriffe der „Jurisdietio“ ein, betrachte ven Papſt und die 
Ordinarii als Hauptträger verjelben mit mehrfachen Zwiſchenſtufen und Dele⸗ 
gationen. Auch in der Preußiſchen Gefeßgebung und YuftizBerwaltung habe 
man, fo lange in ven öftlihen Provinzen noch erhebliche Reſte der geiftlichen 
Jurisdiction beftanden, diefe Disciplinargewalt als Theil der geiftlichen „Juris⸗ 
diction“ bezeichnet : 
Rönne, Preußiſches Staatsrecht. Ila. 8. 323 und citt. 
Starte, Beiträge zur Kenniniß der preußifchen Gerichts⸗Ver⸗ 
faffung. Theil I, 86. 129, 130, 132, 133, 135, 136, 138, 142— 146. 

Nachdem aber die neuere Gefeßgebung alle wirkliche Yurisdiction im flaat- 
lichen Sinne der katholifhen Kirche entzogen habe, biete fich keine andere Be⸗ 
zeichnung als angemeflen dar, als die dem preußiſchen Rechte und Berwaltungs- 
Syſtem geläufige Bezeichnung einer „Disciplinargewalt”. 

In der evangeliichen Kirche ſeien diefe Gewalten des Kirchenregiments 
von Alters her mit den Organen und dem Syſtem ver Staatöverwaltung ver- 
flochten, und dieſer Zuftand habe fi zum Theil noch bis heute erhalten. Es 
könnte einem ſolchen Zuſtand gegenüber bezweifelt werben, ob es dieſes Ger 
\ege8 der evangeliſchen Kirche gegenüber bevürfe. Ta indeſſen eine Sonde⸗ 
rung des Kirchenregiments von den Staatsbehörden ſchon eingetreten fer, im 
weiterem Maße von der Zukunft erwartet werde, jo empfehle es ſich vom 
Ztandpunfte der Gleichheit aus, die flaatlihen Rechte beiden Kirchen gegen- 
über gleichmäßig feftzuftellen. 

Eine Dieciplinargewalt in diefem Sinne fei alfo überfommenes 
Recht der evangeliihen wie ver katholiſchen Kirche, fie gehöre zu dem ver: 
faſſungsmäßig garantirten Beſtande verfelben, und werde im Sinne Des 
Artilel® 15 der Berfaffungs-Urkunde im Gebiete rein kirchlicher Amtsordnung 
als „ſelbſtſtändig“ anerkannt werden müſſen. 

Auch dieſe Seite der kirchlichen Rechte berühre aber in ihren äußeren 
Örenzen die bürgerliche Rechtsordnung. Der Staat flüge dieſe kirchliche 
Gewalt und erhalte fie durch die ſtaatliche Anerkennung wirkſam, habe fie aber 
auch in rechtlichen Schranken zu halten. Diefe Grenzen beftimmt zu ziehen, 
jet die Aufgabe des gegenwärtigen Geſetzes, welches die allgemeine Schugpflicht 
des Staated auch Über die firchlichen Beamten inſoweit erftrede, vaß feine 
Disciplinarftrafe ohne Gehör erkannt, daß eine foldhe nicht über ein ge: 
wiſſes Maß und auf geſetzlich unftatthafte Strafweifen ausgevehnt werde, daß 
diefe Kirchliche Disciplinargemwalt nicht in directem Widerfpruche mit den Staats⸗ 
Ay und zur Belämpfung ftaatlicher Gebote oder Verbote verwendet werde 

‚10, 11). 

Nah dem Syftem des Allgemeinen Landredhts und ver älteren Geſetz⸗ 
gebung feten die Organe dafür um Gemenge mit den abminiftrativen Organen 
und Einrichtungen des Stante® geweien. Die „Selbfiftänvigfeit” der Kirche 
bringe es aber mit fih, daß Diche Organe nicht mehr als concurrirende oder 
Oberbehörden des Kirchenregiments, fondern als Controlbehörwen des Staates 
der Kirchenverwaltung gegenübertreten. Die Enticheivung über vie ftreitigen 
Grenzen zwifchen Staat und Kirche gewinne damit den Charakter eines Com: 
petenzftreites, die entſcheidende Behörde den Charakter eines Competenz- 
Gerichtshofes (8. 32). 

Die zu dem Zwecke nothwendigen Zwangsmittel tes Staates werden 
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biefem Verhältnifje entiprechend in einer Ungültigleits-Erkfärumg des der bärger: 
lichen Rechtsordnung Zuwiberlaufenden beitehen müſſen, und in beftunmten 
Mitteln zur Sicherung der Folgeleiftung. 

Wirkſam aber könne diefe ftantliche Gewalt nur werden, fo lange fie fird- 
lichen Disciplinarbehärben im Bereiche ımferes Staates gegenüberftehe. Die 
Entjheidung eines Gerichtshofes, wie die Vollziehung derfelben, habe einen 
Sinn nur gegenüber Behörden und Berfonen, welde als Unterthanen des 
Staates der höchſten Gewalt im Staat verantwortlich zu muchen ferien. Darauf 
bern e8, daß der Staat feiner firchlichen Disciplinarbehörbe, melde außer: 
Halb des Staatsgebiets ihren Sig bat, eme äußere Wirkfamfeit und Aute: 
rität zugeftehen könne, — aud nicht dem anerkannten Oberhaupt der römiie- 
katholiſchen Kirche. Der Staat könne die ihm zufommenden Rechte überhaur 
nur geltend machen gegen Behörden oder Berfonen in feinem Bereiche, — 
nicht gegen folche, die ihm nicht verantwortlich, in feinem VBertrags= oder Sub- 
jectiond-Berhältniß, vielmehr als erterritorial und für feine Macht uner⸗ 
reihbar gegenüberfichen. Durch Anerkennung einer erterritorialen Antortät 
würde der Staat auf feine Rechte in diefen Dingen überhaupt verzichten. 

Diefer Standpunft fer von den weltlichen Fürften fhon im Mittel: 
alter mit großer Entjchievenbeit geltend gemacht, und fülle wichtige Abſchnitte 
der Englifhen und Franzöfiihen Geſchichte aus. Bor Allem aber habe tar 
Deutſche Rei die Streitfragen dieſes Gebietd immer nur mit Organen der 
Kirchengewalt innerhalb des Deutfchen Reichs ausgetragen. Es fer Dabei zu 
erinnern an Karls V. Berbot aller Recurfe nah Rom, an ten jüngften 
Reichsabſchied von 1654, an die ftetigen Proteftationen der deutichen Ex: 
biichöfe gegen die päpftlihen Nuntien. Das ganze Inftitut des Recurſes un 
ven Kaiſer und an die Reich8-Gerichte (unten zu 8. 10) habe auf der Ber: 
ausfegung beruht, daß die endgültige Entiheidung innerhalb des Deutliche 
Gebietes liege. Es könne in diefer Beziehung auf die Nachweiſungen ki 
Friedberg: Grenzen zwifhen Staat und Kirche, Tübingen 1872, Zar 
83 ff. verwiefen werben. 

Mit der Erweiterung der Landeshoheit ſeit der Reformation fei vi 
Nechtsauffaffung auf die LTandesherren übergegangen. Was dvas Preufßiſche 
Landrecht Th. IL, Tit. 11 in diefer Richtung feftftellt, jet in der That nahen 
gemeinen Rechts gewelen, 

8. 135. „Rein auswärtiger Biſchof oder anderer geiftlicher Oberer durf 

fich in Kirchenſachen eine geſetzgebende Macht anmaßen.“ 

$. 136. „Auch darf er irgend eine andere Gewalt, Direction oder 
Gericht Sbarkeit in folden Sachen ohne ausbrüdlihe Einwilligung de 
Staates nicht ausüben.” 

5. 137. „Sein Untertban des Staates geiftlihen oder weltlichen Standes 
kann unter irgend einem Borwande zu der Gerichtsbarkeit auswärtiger 
geiftlihen Oberen gezogen werben.“ 

8. 138, „Iſt dergleichen auswärtigen Oberen eine Direction oder Ge 
richtöbarkeit innerhalb der Grenzen des Staates zugeftanden: fo mäffen ſie 
zu deren Vermaltung einen vom Staate genehmigten Vicarius inner: 
halb des Landes beftellen.” — 

Weitere Belege feien in den Motiven des Geſetz-Entwurfs angegeben. 


e — 
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Aus neuefter Zeit gehöre hierher die Beflimmung des Württemberger Geſetzes 
vom 30. Januar 1862, Artikel 10: 
„Disciplinarftrafjahen dürfen auch im Imftenzenzuge nicht vor ein 
außerdeutfches kirchliches Gericht gezogen werben.‘ 

Der ſcheinbare Widerſpruch, in welchem biefer Anſpruch mit der Stellung 
des anerlannten Oberhauptes der römifch-katholifchen Kirche ftebe, jet jchon 
gelöft durch ältere. Concilienichlüffe, namentlich durch das Tridentinum Sess. 25 
c. 10 de reform., durch welche der Papſt veranlagt werde, feine Gewalten 
durch Delegation einem inländifhen Metropoliten, Biſchofe over Prä- 
laten aufzutragen und durch venjelben zu üben. Auf diefen Weg verweile 
auch das Allgemeine Landrecht $. 138 eit. Im neueren Concordaten ſei dies 
ein Gegenſtand ausprüdlicher Regelung gewelen, nad) welcher die Disciplinar- 
Zurisdiction nur von beutichen Behörden reſp. Prälaten in I, II. und II. 
Inſtanz ausgeibt werde. Das Berhältnig fei analog dem der Spuveränetät 
des weltlihen Staat8:Oberhauptes, der für. feine Perſon unverleglih und un- 
verantwortlich, dennoch die Ausübung feiner Rechte einer verantwortlichen 
Perſon übertrage, die im Falle verfallungs- und gefegwibriger Handlungen 
verantwortlih gemacht werde. “Der päpftlihe Supremat bleibe von jenem 
Grumdfage unberührt: durch die Beftellung eines verantwortlichen Vertreters 
zur Ausübung entftche aber erft vie rechtliche Möglichkeit der Abwehr von 
Meberfchreitungen der Disciplinar-Gewalt. Abgefeben von dem deutſchen 
Rechtsherkommen gelte dieſes Verhältniß, fo viel befaunt, als Regel in ven 
europäiihen Staaten, und es werde Sache der Gegner jein, nachzuweiſen, 
wo denn zur Zeit eine erterritoriale Disciplinar-Behörde als endgültig 
entſcheidende Stelle (ohne bejondern Staatsvertrag) anerlannt werde. 

Aus diefen Gründen rechtferlige fih die auf veutihem Rechtsherkommen, 
dem Allgemeinen Landrecht und ziemlich allgemeinem Staatöherlommen ber 
rubende Beſtimmung: 

Die kirchliche Disciplinargewalt darf nur von deutſchen kirchlichen 
Behörden ausgeübt werben. 

Gegen diefe Gefichtspuntte wurde vom Standpunlte der römifch=fatho- 
Lifchen Kirche aus Folgendes entgegnet: 

Nach dem Grundfage des $. 1 müßte es ſchließlich in Europa fo viel 
Päpfte als Staaten geben. . Der Träger der oberften Jurisdiction folle eben 
jo viele Stellvertreter al8 Staaten ernennen. Solde Stellvertreter müßten 
Dann ex proprio ingenio urtheilen; denn der Papſt als oberfter Richter 
dürfe ihnen eben feine Inftruction geben, auch feine allgemeinen Anweifungen 
erlafien, ohne gegen den 8. 1 zu fehlen. Dieſe Beltimmung laufe auf Die 
Bildung einer „National-Kirche““ hinaus. Die kirchliche Disciplinargemalt 
fei überhaupt nicht in die Grenzen dieſes Geſetzes, d. h. willfürlich auf Kirchen⸗ 
riener einzufchränten, fie fei vielmehr eine allgemeine gleihmäßige Gewalt über 
Geiſtliche und Laien in allen Gebieten des kirchlichen Lebens. Ein Begriff 
kirchlicher Disctplinargewalt laſſe fih aus vielem Paragraphen heraus gar 
nicht definiren; derſelbe erfchöpfe nichts und bezeichne nichts concret Greifbares. 
In feiner Ullgemeinheit involvire er aber den Verfuch, den Primat des Papftes 
zu befeitigen. Ueber diefes Ziel müfje man fi Har fein, ehe man daran gehe, 
den PBapft abzujfegen. — Die Behauptung, daf die kirchliche Gewalt nur durch 
Anerlennung des Staates beftehe, ſei geichichtlich unbegründet. ‘Die Kirche 
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habe fi) aus eigenem Rechte entwidelt, der Staat habe ihr nur feinen welt- 
lichen Arm geliehen: der Staat könne diefe Mitwirkung wieder zurüdziehen, 
aber jene Gewalt der Kirche bleibe an fi) von der Anerkennung des Stastet 
unabhängig. — Im allen katholiſchen Staaten Europas habe die Staatsgewalt 
ſtets anerfannt, daß in vielen Fällen der außerhalb Landes befindliche Papft 
eine Yurisdiction auszuüben habe. Das früher befannte Placet Tiefere ven 
Beweis tafür; denn es habe weſentlich diefe Jurisdiction, d. h. ven amtluhen 
Bertehr der inländifchen kirchlichen Behörden mit den ausländifchen betcoffen. 
Auh in Preußen babe der Staat durch vielfache Berbandlungen mit tem 
Papfte deſſen Yuristiction anerfannt. Im Yabre 1840 aber jei eben burd 
die Aufhebung des Placet der Verkehr mit den Biſchöfen ausdrücklich gan; 
fret gegeben. Dies fei in der Berfaffung beftätigt. In allen Kirchenrechtt 
Suftemen, auch den proteftantifhen, werde principiell die Jurisdiction De 
Papftes anerfannt. Gegen einzelme beanipruchte Befugniffe der Curie habe 
man fich gewehrt, aber die Jurisdictions⸗ Gewalt im Princip nicht beftritten. — 
Ein Verſuch der Ausſchließung des päpftlihen Primats würde auch vergeihh 
fein. Wie wolle man den Bapft hindern, feine höchſte Zieciplinar:-Geml 
auszuüben, beiſpielsweiſe einen Biſchof oder Pfarrer abzufegen, zumal wen 
der Betreffende dann freiwillig gehe, wie nicht anders zu erwarten je? Man 
fönne im 8. 1 böchftens jagen, daß der Staa der Kirche nicht mehr Tem 
ftarte Hand leihe. Oder man könne jagen: „wird ftaatlic nicht anerlamt‘. 
Der bier gewählte Ausdruck ſei aber fehlerhaft. Die Autorität dcs Papftet 
wirke in foro conscientise, über welches ver Staat feinen Einfluß übe. — 
Wie überall, fo feien auch bier feine Mißbräuche nachgewiefen, kein einziget 
einſchlagender Fall ſei beigebracht, um eine ſolche Beſtimmung zu rechtfertigen. 
Die von Schriftftellern cıtirten Beifpiele über die Zurückweiſung päpfılute 
Disciplinar-Gewalt bezögen fid in Deutſchland auf die Zeit, wo, wie in ber 
Periode der Nuntiaturftreitigfeiten in Köln, oft eine Perfon die höchſten Ge 
walten in Staat und Kirche vereinigte, Überhaupt Staat und Kirche noch mi 
einander verwachlen geweien. Heute frage e8 fih nur, ob der Staat, mem 
der Papſt firafe, feine Hülfe leihen wolle. Daher werde Alles auf den Cat 
binausfommen : volenti non fit injuria 
Bon einem Mitgliede wurde hervorgehoben, daß auch vom evange: 
liſchen Standpunkte aus der $. 1 nicht annehmbar erfheine. Die jeiht 
ftändig geftellte Kirche müfje allein beftimmen können, ob fie Appellation außer: 
halb der Landesgrenzen in kirchlichen Dingen zulaſſen wolle. Praktiſch ſei der 
Tall bei den reformirten franzöfiihen Gemeinden. 
Seitens des Regierungs-Commiſſarius wurde erwiebert: 
Abgeſehen von den fchon in ven Motiven ausgeführten Gründen ſeie 
die angezogenen Paragraphen des Landrechts vollfommen Mar, und de 
Staats-Regierung habe dieſelben auh nah Emanation ver Ber: 
faffung jeder Zeit aufrecht erhalten, namentlich in Ausübung der geil: 
lichen Disciplinargewalt in dem Diftrict Katſcher und ver Grafichaft Sat. 
Eine Ausübung der Disciplinargemalt feiten® ver Erzbijchöfe von Olmut 
und Prag über jene Diftricte fei nie anerfannt worden. Wenn bie gr 
nannten Prälaten jene Diftricte bereifen, werde ihnen noch heute ein Körig 
licher Commiſſar beigegeben, welcher darauf zu fehen hat, daß der Biſche 
feine Disciplinar-Entfheidung treffe. 
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Bezüglih ver angeblichen Unbeſtimmtheit des Begriffs: „Disciplinar⸗ 
gewalt über kirchliche Beamte“, fo Lafien die Motive und der Zuſammen⸗ 
bang des Geſetzes über das wirflid Gemeinte feinen Zweifel. Der Staat 
Eönne fidh. nicht an die abweichende Terminologie der verfchiedenen Kirchen, 
jondern nur an feinen eigenen Spracdhgebraud halten, in welchem über 
den Begriff einer Disciplinargewalt gegen das Beamtenthum kein Zweifel fei. 

Da jedenfall® der Paragraph nur beſtehendes Recht erhalte und nichts 
Neues Ichaffe, jo liege der Staats-Regierung nicht ob, einen befonderen 
Nachweis des Bebärfniffes zu führen, fondern den Beweis zu erwarten, daß 
und warum das beftehende Recht aufgehoben werden mäfle. 

Der Einwurf, Daß der Supremat des Pupftes dadurch negirt werde, 
treffe in feiner Weiſe zu, ta der Papft jederzeit judices in partibus bes 
ftellen und die firhliche Disciplinargewalt durch dieſe üben laſſen könne. 

Bon einem Mitgliede wurde noch beroorgehoben, daß namentlich, in ver 
oberrheimifchen Kirchenprovinz und in Oeſterreich vertragsmäßig feitgeftellt fei, 
welche Kirchliche Behörde im Inlande die vom Papfte velegirte Disciplinar- 
gewalt zu üben babe. Wie ſolle e8 aber mit der Disciplinargewalt über die 
Biſchöfe felbft gehalten werden? Solle der Papft wenigftens das Recht, vie 
Biſchöfe abzufegen, nicht in Perfon üben dürfen? Es komme vor, daß bie 
Regterimgen ſelbſt fi an den Papſt wenden, um Biſchöfe abzufegen, wie dies 
namentlich auch bei dem Abſchluſſe des Concordats zwifhen Napoleon I. und 
Pius VII. geſchehen. Es jet doch auch fehr bebenflich, einen Biſchof gegen 
den Willen des Papſtes auf feinem Site zu erhalten. Fehle der Biſchof gegen 
die Stantögefege, jo fer durch dieſes Gefeß feine Entfernung aus dem Amte 
vorgefeben. Nach den Beitimmungen des $. I würde aber ein Hinderniß 
entftehen, einen Biſchof, ver firchlich over durch üblen Wandel fehle, ſich aber 
dem Stante gegenüber nicht? zu Schulden fommen laſſe, zu entfernen. 

Es wurde dagegen replicirt, daß das Oberhaupt der römiſch-katholiſchen 
Kirche auch in diefen Fällen jederzeit durch Delegation an einen Metropoliten 
um Inlande oder durch einen andern nichtsexterritorialen judex in partibus 
feine Dieciplinargewalt üben könne. Es handle ſich eben um den Unterſchied 
zwiſchen dem fouveränen Rechte und einer verantwortliden Ausübung 
defielben. Den Staat an eine auswärtige Gewalt verweilen, über die er feine 
Macht habe, heiße ihm ein Necht des Einfpruches und der Abwehr kirchlicher 
Uebergriffe überhaupt verweigern. 

Bei der Abſtimmung wird ber $. 1 (in Alwefenbeit von zwei Mit- 
gliedern der Commiffion) mit 12 gegen 7 Stimmen angenommen. 

Zu 8. 2, WS Ausflug der allgemeinen Rechtsſchutzpflicht beansprucht 
der Staat, daß auch Firchliche Disciplinarftrafen nicht ohne Gehör des An 
geſchuldigten vollſtreckt werden. 

Bon einem Mitgliede wurde bemerkt, daß, wenn man von einem „Pro- 
ceffualifhen Verfahren‘ rede, man ein ſolches auch zu normiren babe, va 
es fih darum handle, die Rechte der Staatsbürger ficher zu ftellen. 

Es wurde darauf replicirt, daß das canonifhe Recht ein volllommen 
georbnetes Verfahren für viefe Fälle enthalte, und daß es nicht Sache des 
Staates fein werde, der Kirche ein ſolches Berfahren im Einzelnen vorzu= 
ſchreiben. Es würde das in die eigenen Berhältniffe der Kirche eingreifen. 
In der Praxis aber fei bei der völlig abhängigen Stellung des Tatholifchen 
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Clerus mehrfach der Mißbrauch eingeriffen. einen Cleriker ex informata con- 
scientia ohne jedes Gehör und canoniſche Berfahren aus feinem Amte zı 
fegen. Das Recht des Staates erftrede fih bier auf die Form vorſchrift, ta 
folches nicht ohne Gehör und ein (im Uebrigen von der Kirche felbft zu er- 
nendes) Proceßverfahren geſchehe. 

Seitens des Regierungs-Commiſſarius wurde bemerft: 

Die Staats-Regierung halte ſich bet der Vorſchrift eines geordneten Pır: 
ceßverfahrens an den gegenwärtigen Rechtszuſtand innerhalb ver Kircen 
In der katholiſchen ſei ein vollſtändiger Accuſations⸗Proceß vorgeſchrieben 
ber alle Bedingungen, eines geordneten Proceßganges erfülle. Dieſes Be: 
fahren durch ein Staatsgeſetz im Einzelnen vorzuſchreiben, würde in de 
That Über die Grenzen ber Staats-Befugniſſe hinausgehen. Man bahe 
Falle unfreiwilliger Berfetung ohne jedes Berfahren vor Augen gehf: 
In Poſen beifpielsweife fei ein Geiftlicher wegen eines patriotifchen Actes tut: 
einfache Verfügung des früheren Erzbiſchofs außer Amt und Brod geie: 
worden. Der Fall jet damals durch den Patron angezeigt, vom Landie 
feftgeftellt, und durch Berichte ver Regierung und der Ober-Präflventen an bei 
Minifterium gelangt. Alle Staatsbehörden hätten die Ueberzengung + 
wonnen, daß ohne jeden firchlihen Grund, nur wegen eines patriotiſde 
Actes, die Abſetzung erfolgt ſei. Die erzbifchöfliche Verfügung aber hak 
gar feinen Grund angegeben, und der Tall fei deshalb nicht zur weite: 
Erörterung gelommen, weil die Staats⸗Regierung ein Recht zum Einſchreur: 
nach Rage der Geſetzgebung nicht zu befigen geglaubt habe. 

Bei der Abflimmung wird der $. 2 mit 13 gegen 6 Stummen une: 

ändert angenommen. 


Zu $, 3, Diefer Paragraph fließt die Körperliche Zadtigen 


unbedingt aus dem Gebiete der zuläffigen Disciplinar-Strafen aus. Zn & 
fürwortung vefjelben wurde bemerkt, daß das canoniſche Hecht und and ꝛ 
eine oder andere Bulle eine foldye Strafe noch anerkenne, daß fie nach Lage x 
beutfchen Reichs⸗Geſetzgebung unbedingt und überall wegfallen mäfle, ı- 
daß die Ausſprechung diefer Negative angemeſſen ſei auch ohne eine beſonde: 
Beweisführung über die Frage des Bedürfniſſes. 
Bon anderer Seite wurde dieſes Bedürfniß auf das Beflimmtefe T 
Abrede geſtellt mit dem Bemerken, daß ſolche Gefeges-Beftimmungen dem IX: 
nur „ein Lächeln abnöthigen könnten“. 
cdeitens des Commiſſars der Königlichen Staate-Regieru:: 
wurde im Weſentlichen Folgendes erwidert: 
Nach dem canoniſchen Rechte fer die Prügelſtrafe noch zu Recht beſteben 
Die von der Regierung eingezogenen Erkundigungen ließen auch anndu= 
das das Züchtigungs-Recht noch geübt werde. Im vorigen Jahre fa: 
Demeriten in der Anſtalt auf dem Kapellenberge in Ober-Schlefien Bei 
darüber eingegangen, daß die Detinirten mit Kantſchuhieben beftraft märde. 
und in Folge deffen fi ein Geiſtlicher das Leben genommen haben fol 
Man babe wegen der befannten 20jährigen Praris, ſich in die innere Fe 
waltung der katholiſchen Kirche nicht zu miſchen, eine Erhebung des Ti 
beftandes nicht veranlaßt. Aehnliche Beſchwerden lägen inbeflen aus fräker- 
Jahren vor und feien aud) vor dem Jahre 1848 feftgeftellt worden. Es habe x 
Director einer Demeriten-Anftalt actenmäßig zugeftanden, daß er dei 
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Demeriten 8 Tage, einen andern 14 Tage in ftrenge Haft gejegt, einen 
Dritten mit 10 Kantſchuhieben beftraft Babe. 
Auch im Jahre 1864 fei ein Fal- ähnliher Art in Ober-Schleſien vor- 
gelommen. Es babe fih durch Zeugen der Thatbeſtand dahin feftgeftellt, 
daß ein Zögling der Demeriten-Anftalt zu Neuftadt in Ober-Schlefien, 
gegen welchen ein Verfahren ‚wegen Blödſinnigkeit eingeleitet worden, nicht 
bloß törperlich vielfach gemißhandelt, fondern ihm aud Die Nahrung vor- 
enthalten fei, fo daß er ſchließlich das Freſſen des Haushundes gierig ver: 
Tchlungen. Die Zöglinge der Demeriten-Anftalt ſowie vie Hausknechte hätten 
conftatirt, daß ber Director der Anftalt ben betreffenden Demeriten häufig 
mit Stöden geichlagen, einmal fogar mit einem Stüd Holz ihn über ven 
Kopf geſchlagen, fo daß das Holz zerfprungen fe. Der Eurator des Blöb- 
finnigen, ein Ratholit, habe dies Verfahren ver Staats-Anwaltſchaft mit: 
getheilt. Der Biſchof habe aber, als es fid) um eine gerichtliche Erhebung 
des Thatbeftandes gehandelt, die Demeriten angewiejen, nichts vor dem welt- 
lichen Richter auszufagen, und zugleich den Competenz-Eonflict zu erheben 
gerroht. Die Staatd-Anwaltihaft babe wegen dieſes Umſtandes Bedenken 
getragen, die Sache weiter aufzugreifen. ‘Der betreffende Director der An: 
ftalt ſolle fpäter eine gute Pfründe erhalten haben. 
Auf ausgefprochenen Wunſch ift feitend des Regierungs⸗Commiſſars ein 
Auszug aus den betreffenden amtlihen Berichten ald Anlage 
beigefügt *). 


*) Auszug aus bem Bericht des K. Lanb-und Stabt-Gerichtöbirector G. „Bei 
Ausübung der Disciplinar-Strafgewalt bat fih der Inſpector geſtändlich mehrfacher 
Ueberfreitungen ſchuldig gemacht. 

a) Er bat die Eorrigenden mit Schimpfworten belegt. 

b) Er hat den D. 8 Tage, den C. fogar 3 Wochen eingefperrt gehalten und 
zwar fo fireng, baß fie nicht einmal, um bie Nothdurft zu verrichten, das Zimmer 
verlaffen durften. Die behauptete Grmädtigung zur erften Strafe und reip. fill 
ſchweigende nachträgliche Genehmigung des General-Bicariat-Amtes ift nicht erwieſen, 
die letztere dürfte auch keinenfall® eine genügende Entſchuldigung fein. 

e) Er bat den E. 10 Kantſchu⸗Hiebe ertheilen Laffen. 

Diefer Ieniene Exceß ift bereit8 von dem Eriminal-Senat des Königlichen Oberlandes⸗ 
Berichts in Darienwerber zur Cognition gezogen. Diefe Behörde hat unterm 1. Sch- 
tember d. 3. bei dem Bifchofe angefragt, ob der Imfpector ſich durch dieſe Mißhand⸗ 
Yung einer lieberfchreitung der Amtöbefugnig ſchuldig gemacht habe. Diefe An« 
frage ift bejahend beantwortet, aber beigefligt, daß der Zufpector ſchon einen Verweis 
deshalb erhalten habe, und biefer genügen bürfte. 

Wird das bisher im Einzelnen Dargelegte zufammengefaßt, fo ericheint bie An⸗ 
ftalt mehr als ein Zucht⸗ deun ein Beſſerungs⸗Haus. Die Corrigenden find Ge- 
fangene im vollen Sinne des Wortes, fie bürfen nicht über den ummauerten Klofter- 
garten hinaus, und in biefem auch nur in ben beftimmten Erbolungsftunden ſich 
ergehen, ihre ganze Correſpondenz geht durch bie Hände bes Imfpectord. Ihre Koft 
in, mit Ausnahme bes Fleiſches und Biere, wohl um nichts befier, als bie ber gericht- 
fichen Gefangenen; ihre Zimmer find nicht größer als Getangengellen, haben zum 
Theil wenig Licht, Eifengitter vor dem Fenſter und enthalten nur 3 Tiſch, 1 Stuhl 
und das Bett. Der Sufpector ſucht fie nicht zu fich heranzuziehen und empor zu 
heben, fonden in Furcht und Unterwürfigfeit zu halten. Und find die Menfchen, 
welde man biefer Behandlung unterworfen, überführte und verurtheilte Berbrecher ? 
Keineswegs! Sie, zum größten Theil Vicare, Haben fich mit ihrem Pfarrer nicht ſtellen 
tönnen, diefer hat über fie Beſchwerde geführt und es haben einige Vernehmungen 
ftattgefunden, welche nicht einmal einen hinreichenden Verdacht eines unfittlichen Lebens 
ermweden, gefehweige ſolches erweiſen, und e8 ergeht ein Decret ober — wenn bie Sache 
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Ueber die Onalification dieſer Fälle hat ſich eime Tängere Dibeuſſer 
erhoben. Bon einer Seite wurde die Relevanz dieſer Mittheilungen be 
ſtritten. Es ſei ſchwer, ohne contradictoriſches Verfahren ſolche Faͤlle für 
genügend feſtgeſtellt zn erachten. Die beftraften Detinirten in Demeriten-An- 
ftalten ſeien an fid keine claffifgen Zeugen. Dan müſſe ferner in Zwentl 
ziehen, ob in ſolchen Fällen eine Züchtigung wirflih auf nod im Amt: 
ſtehende Cleriler angemanbt fein follte. Es be weiter zu beachten, daß unte: 
Disciplinarftrafen nur diejenige zu begreifen jei, zu welcher ter Cleriler or: 
nungsmäßig verurtheilt worden. Die Hausordnung in den Demerie: 
Anftalten umd die zur Aufrechterhaltung derfelben dienende Hausbisciplin ie 
nit unter bie Beftimmung des 8. 3. Man ſei damit einverflanden, bii 
körperliche Züchtigung auch als Mittel der Hanedisciplin ımgeeignet fen winde 
obgleich ſolche in den Staatsſtraf- und Arbeits-Anftalten in Uebung ſeil Ti 
von der Regierung mitgetheilten amtlichen Berichte entbehrten unvertenatu 
der Objectivität; insbeſondere enthalte die unerwiefene Behauptung, daß t« 
betreffende Borfteher „in eine ‚gute Pfarre verfegt ſein ſolle“, eime völlig uner: 
wiefene Inſinuation. Auch in den Staatd-Anftalten kämen Mißgriffe vor. 
Alle angegebenen Fälle ergeben immer noch nicht, daß auf körperliche Zi6 
tigung als Dieciplinarftrafe erfannt fei. Erſt wenn ein folder Fall ver 
liege und vie Regierung nicht zur Unterfuhung des Falles gelangen fon, 
dann möge fie Überlegen, ob fie legislatoriſch einſchreiten wolle. Wenn auf: 
dem ber Director ber Anftalt in dem Falle aus bem Jahre 1864 wirflie 
eine beffere Stelle befommen babe, fo folge daraus noch nicht ein loben 
Anerkenntnig diefer feiner Thätigfeit, fondern e8 fei recht wohl denlbar, Int 
die Berfegung in eine gute Stelle erfolgt fei, weil er eime fchlechtere md! 
würde angenommen haben. Aehnliche Verhältniſſe kämen jederzeit auch ir 
Staatsdienſte vor. 

Bon anderer Seite wurde von einem Redner bemerkt, wie er am 
eigener Wiſſenſchaft beftätigen fünne, daß in dem angeführten Halle det 
1864 der Dirigent der Demeriten-Anftalt in eine gute Stelle verſett ſa. 
Wenn man ftet? Thatfachen verlange, jo könne er dieſe um fo mehr conſiatiren 
als der betreffende Director fein eigener Repetitor geweſen ſei und vie Ihm 
anvertrauten Knaben häufig gezüchtigt habe. Diefer ſelbe Mann ſei it 
Peine der betreffenten Anftalt geworden, und jest Inhaber einer gukt 

ründe. 

Seitens des Regierungs-Commiffarins wurde nochmals bemert 

Die Staats⸗Regierung habe früher darauf Bedacht genommen, die Dart 

riten-Anftolten unter ftontliche Auffiht zu ſtellen; die Praris er legte: 
20 Jahre habe aber von jeder Aufſicht Abftand genommen, und darum be 
trete die Regierung jett eben den Weg ver Geſetzgebung. 

Da von allen Seiten die Ausſchließung der a ten Züchtigung und 
jevem Namen gebilligt worden, fo wurde der Vorſchlag gemacht, dag man it 
Vermeidung feinerer Unterfcheivungen zwifchen Disciplinarftrafe und Zuchtmite 
der r Hausordnung bie Faflung wählen möge: $. 3. „Die körperliche Züdtigen: 


ee genommen wird — ein Reſolut in Form eines Erkenntniſſes, das de 
eflagten,, ohne daß er ſich Kat vertheibigen können, nad Rehwalde nei, IE 

auf einige Wochen, nach Ablauf derſelben aber noch auf fo lange, ala eb im 
geif ideen. Obern gefällt.“ 
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ift als Kirchliche Disciplinarfirafe oder Zuchtmittel unzuläffig. Bet der 
Abftimmung wurde dieſe Einſchiebung mit allen gegen eine Stimme, und dem⸗ 
nächſt der ſo gefaßte Paragraph mit allen gegen trei Stimmen angenommen. 

Zu 8. 4 Das angenommene Maß ter Geldbuße entipricht den 
Beftinmungen des Landrechts und der neueren deutſchen Geſetze. Die Gelb- 
ſtrafe als Mittel der kirchlichen Beamten-Disciplin wird von ber Mehrheit für 
angemefjen erachtet und der Paragraph unverändert mit allen gegen breit 
Stimmen angenommen. 

Zu 8. 5 wurde zunähft an die Beſtimmungen des Landrechts IL 11 
erinnert: 

8. 124. „Die Rechte der Kirchenzucht gebühren nur dem Biſchofe.“ 

8. 125. „Vermöge diefes Nechtes kann er die ihm untergeorbneten Geiſt⸗ 
lihen durch geiftlihe Buß-Uebungen, durch fleine, den Betrag von 
20 Thlen. nicht überfteigenne Geldbußen, oder auch durch eine die Dauer 
von 4 Wochen nicht überfteigende Gefängnißftrafe zum Gehorſam und 
zur Beobachtung ihrer Amtöpflichten anhalten.‘ 

Die Beamten-Disciplin der römiſch-katholiſchen Kirche Hat mit Rückſicht 
auf die Häufigkeit ver Fälle zu jenen „Buß-Uebungen“ eigene Anftalten errichtet, 
zuweilen Kloftergebäude dazu benugt, oder vorhandene Klöfter für viefe Buß- 
Uebungen mit verwendet. Diefe fogenannten Demeriten-Anftalten find alfo that⸗ 
ſächlich vorhandene Anftalten, welche der vorliegende Geſetz-Entwurf nicht als 
Straf-Anftalten, fondern al8 Detentionshäufer für BußsNebungen 
anerkennt und von Staatöwegen beftimmten Beihränkungen und einer fort- 
laufenden Auffiht unterwirft. 

Bon einer Seite wurde die Zwedmäßigfeit einer finatlichen Anerkennung 
folder Anftalten überhaupt in Zweifel gezogen. Eine ſtaatliche Duldung dürf⸗ 
ten fie jedenfalls nur beanfpruchen, wenn nicht blos die Antretung der Strafe, 
ſondern aud) die Fortdauer von dem freien Willen des Betroffenen ab- 
hängig gemacht werde. Es werbe ſich deshalb empfehlen : 

binter den Worten: „wider den Willen des Betroffenen” zu fegen: „weder 
begonnen noch fortgefegt werden”. 

Bon einem Mitglieve wurde der Antrag geftellt: die 88. 5 und 6 
des Sefeg-Entwurfs einfach zu ftreihen. Beſondere Anftalten zur Boll 
ſtreckung kirchlicher Freiheitsftrafen feien überhaupt nicht anzuerfennen, wie 
auch die evangelifche Kirche folcher nicht bedürfe. Für Freiheitsitrafen reichten 
die Gefängniß-Anftalten des Staates aus. Selbft wenn die Staats-Regierung 
folde Anftalten befürworte, fo fei nur zu erwidern, daß der Staat ſich nicht 
nad den Einrichtungen der Kirche, fondern umgekehrt die Kirche nad den 
Einridtungen des Staates zu richten babe. Der katholiſche Geiftliche fei zu 
abhängig, um eine wirklich freie Entſchließung faffen zu können; der ihm zu= 
gedachte Schuß ſei alfo illuſoriſch. 

Seitens des Commiffars der Königlihden Staats-Regierung 
wurde folgende Erklärung abgegeben: 

Die Stuats-Regierung habe ſich gleihfall® die Trage vorgelegt, ob nicht 
die Demeriten-Anftalten ganz aufzuheben jeien. Als im Jahre 1849 in 
der Demeriten-Anftalt zu Limburg eine Revifion vorgenommen worden, habe 
die ſchlechte Beſchaffenheit der Einrichtungen ven Biſchof ſelbſt zu der Er- 
klärung veranlaßt, es fei vielleicht am beiten, vie Anftalt ganz aufzulöfen. 
v. Holgenporff, Jahrbuch I. 26 
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Dennoh habe die Regierung die Ueberzeugung gewonnen, daß die Deme: 
riten-Anftalten als ſolche aufrecht zu erhalten. Ste feien nothwendig, um 
das durch zuchtlofe Priefter gegebene öffentliche Aergernig abzuwehren. jo 
liege es im Intereſſe des geiftlichen Standes, eimen heruntergekommenen 
Geiſtlichen nicht im Elende uno als Bagabunden untergehen zu lafen. Yür 
alte ſchwache Geiftliche fer vie Demeriten-Anftalt zugleich eine Armen: und 
Berforgungs-Anftalt. — Im Uebrigen werde auf die oben bemertten Mit: 
bräucde innerhalb der Demeriten- Anftalten hinzuweiſen fen. Es handle 
fih nicht um Anerkennung derſelben al8 Etrafanftalten, fondern nur um die 
Gewinnung der Möglichkeit, künftigen Mißbräuchen wirkſam zu begegner. 


In Bezug auf den legteren Gefihtspunft wurde in der Commiſſion nod 
ausgeführt: Die einfache Streihung der 88. 5 und 6 würde bie Angelegen: 
heit in die übelfte Tage bringen; denn e8 bleibe dann der 8. 125 des Al⸗ 
gemeinen Landrechts H. 11 unaufgehoben, ver fogar wirfliche Freiheitéſtrofen 
als zuläfjige Disciplinarmittel anerfenne. Man möge nicht überfehen, daß de: 
erſte Abſatz des 8. 5 dieſen ſehr bevenflichen Punkt befeitige und jede wirt: 
lihe Freibeitsftrafe in Zukunft ausſchließe. Glaube man durd an: 
faches Ignoriren folder Einrichtungen zu helfen, jo jet dies eine irrige Ber: 
außjegung. Streiche man diefen Paragraphen, fo bleiben nur Die allgemeinen 
Grundfäge des Straigeſetzbuches über widerrechtliche Freiheitsentziehung übrig 
die zum Schutze der Detinirten wirkungslos erſcheinen. Denn die Strafen 
der „widerrechtlichen“ Freiheitsentziehung würden durch die Einwilligung des 
Detinirten ausgeſchloſſen, und ein Revers dieſes Inhalts werde jederzeit von 
dem Geiſtlichen unterzeichnet werden. Die Strafgeſetze gegen wiberredtlik 
Freiheitsentziehung hätten ſchon früher beftanden, und ſich als völlig unmirken 
gegen die vorgelommenen Ausfchreitungen erwiefen. Unter der Bejzeichnung 
„‚Buß-Uebungen” würden diefe Einrichtungen in irgend welchen Baulichkeiten 
der Kirche jederzeit fortdauern, und die Mißbräuche würden eben nur unbe⸗ 
ſchränkt und uncontrolirt fortbeftehen. Denn auch die Beweiſe bei ein 
gerichtlichen Verfahren wegen körperlicher Mißhandlung ſeien nicht zu befchafter, 
wo in geſchloſſenen Räumen gar feine Staatsconteole für vergleichen Buf 
übungen beftehe. Die dem Staate obliegende Schutzpflicht könne eben nie: 
ander8 erfüllt werden. 

Bei der Abftimmung wird das obige Amendement einftimmig angenommen, 
auch die beantragte Einichaltung des ($. 2) für angemeſſen erachtet und ter 
fo ergänzte Paragraph mit 15 gegen 4 Stimmen angenonmnen. 

Zu 8. 6. Die bier geordnete, auf beftimmte Maßregeln zurüdgeführt 
Aufficht des Staates über die Demeriten: Anftalten wird von der Mehrheit als ein 
fahgemäßer Schuß gegen Mißbräuche anerkannt. Es wurde zwar von eine 
Seite eingewenvet, daß, wenn es Jedem freiftehe, die Demeriten=Anfalt 
verlaffen, jede weitere Aufficht überflüffig erſcheine. Dagegen wurde erwitert: 
die Einwilligung des Detinirten zum Verbleiben in der Anftaft fei oft mehr 
ſcheinbar als wirklich vorhanden. Namentlich aber dienen diefe Anftalten aus 
als Afyle für Hilfe und Obdachloſe. Die Mehrzahl der Dekimirten wär 
außerhalb der Anſtalt überhaupt fein Unterfommen finden. Bei ver Abſtim⸗ 
mung wird 8. 6 mit allen gegen vier Stimmen unverändert angenommen. 

Zu 8.7. Zur Ausübung der ftantlichen Eontrole erſcheint die Mit: 
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theilung ter kirchlichen Entfcheidungen in Disciplinarfachen unentbehrlich, 
wie dies auch in anderen Deutfchen Geſetzgebungen anerkannt ift. 

Zu 8, 8 Nah Beſeitigung einer Mitverwaltung in kirchlichen Ange⸗ 
fegenheiten bebarf die Staatsgewalt der Befugniß zu gemefienen Erecutivftrafen, 
um ihre Controlrechte nöthigenfall® zu erzwingen. Darauf beruht vie bier 
eingefchaltete Strafbeftimmung, — {um äußerften Falle bis zu 1000 Thalern 
Gelobuße), — deren Höhe dadurch gerechtfertigt fcheint, daß diefe Fragen ger 
wöhnlih zu einem Principienftreite mit den oberften Kirchen⸗Behörden führen. 

Es wurde dagegen eingewanbt: Cine „Aufficht“ in diefem Sinne fer mit 
dem Weſen einer Selbft- Verwaltung unvereinbar und anderswo unbelannt. - 
Solide Maßregeln heben eben die Selbft:Berwaltung auf. 

Es wurde darauf entgegnet, daß keinerlei Art von Verwaltung von Ge- 
fängmiffen, Detentiond- oder ähnlichen Anftalten irgendwo ohne Auffichtsrechte 
des Staates beftehe, und daß es zu deren Uufrechterhaltung einer Strafans 
drohung eben dann bepürfe, wenn vie Verwaltung von einer an fich Jelbft- 
fländigen Behörde geführt werbe. 

Zur Ergänzımg des Paragraphen wurde noch für angemefien gehalten: 

A. In Zeile 2 zu fegen: „ftatt SS. 6 und 7, — „SS. 5—7“. 

B. Am Schluffe Hinzuzufegen: „außerdem fann die Demeriten- 

Anſtalt geſchloſſen werden”. 

Unter Aufnahme dieſer Zuſätze wird ver Paragraph mit 13 gegen 5 Stim⸗ 
men angenommen. 

Zu 8. 9, Hier wurde daran erinnert, daß die Vollſtreckung firchlicher 
Strafen mit Unterftütung ver Staats-Gewalt (brachium seculare) alten 
Rechtes ſei. Es künne jedoch zweifelhaft erjheinen, ob es angemefien fei, 
heute noch aus einem befonderen jus advocatiae eine Mitwirkung des Staates 
bei der Bollfiredung zu folgen. 

Die Mehrheit der Commiſſion ift indefien ter Anſicht, daß überwiegende 
Gründe für eine facultative Beibehaltung des alten Berhältniffes fprechen. 
Die VBerfagung einer flaatlihen Mitwirkung werde alsbald wie eine Verkürzung 
ber Rechte der Kirchen bezeichnet werten. Im Intereſſe des Staates felbft 
liege der Vorbehalt eine® folchen Rechtes, da die Auflehnung gegen die kirchliche 
Ordnung auch ven Äffentlichen Frieden gefährden könne. Bor Allem aber fordere 
es das Intereſſe der Pfarren und Gemeinden, daß in eviventen fällen 
em Pfarrer ſummariſch entfernt werben könne, während die Verweiſung auf 
ein Gerichtöverfahren Yahre lang Proceß-Weitläufigfeiten mit ſich führe. 

Der Commiffarius der Königlihen Staats-Regierung bemerfte dazu: 

Die Staars: Regierung halte vie Confervirung des bißberigen Zuftandes 
im Intereſſe nicht nur der Kirche, fondern auch des Staats für erforderlich. 
— Im Belgien nehme vie Staatöverwaltung der kirchlichen Disciplinarges 
walt gegenüber eine vein paſſive Stellung ein; Daraus erwüchſen aber er⸗ 
bebliche Mißſtände. Er wolle nur beifpielweife anführen, daß es dort, um 
die Entfernung eine Geiftlihen aus ver Pfründe wider feinen Willen her- 
beizuführen, ſtets einer gerichtlichen Entſcheidung bebärfe, welche unter Um⸗ 
ftänden erft nach Jahren endgültig ergebe. Was folle währenn eines folchen 
Interimiſticums in der dießfeitigen Monarchie mit den Eivilftands-Regiftern 
werven? Schon deshalb fei ein eventuelles Einſchreiten der Staatsverwal⸗ 
tumg mindeſtens wiünfchenswerth. — Uebrigene habe die Regierung ſchon 
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bisher eine formelle Verpflichtung zur Hilfeleiftung nicht anerfannt. Cine 
causae cognitio babe immer flattgefunden. — Was das beiläufig ermähnte 
Reſeript betreffe, Durch welches die Gerichts⸗Behörden angewiejen ſeien, ven 
Requifitionen der geiftlihen Gerichte zu genügen, jo babe nie Stante-Regierung 
bereit8 in Erwägung genommen, ob und ın wie weit bafjelbe aufrecht zur erhalten. 
Zu eimer abſchließenden Entſcheidung ſei e8 inteffen ned, nicht gefommen. 

In der Kommiffion wurde noch darauf aufmerlffam gemacht, daß vie 
Taflung der Regierungs-Borlage dahin gedeutet werden lönne, daß geridt- 
liche Entfcheivungen und Bollitredungen in viefen Fällen ausgeſchloſſen ſein 
. folten. Da dies die Abficht nicht fei, jo werde es fi empfehlen: 

Amendement A.: den 8. 9 dahin zu faflen: 

„Eine Bolftredung kirchlicher Disciplinar-Entſcheidungen im Wege der 
Staatsoerwaltung findet nur dann flatt, wenn viefelben von dem Ober: 
präfidenten nad erfolgter Prüfung der Sache für vollftredbar erklärt 
worden find.‘ 

Bon einer anderen Seite wurde mit Rüdfiht auf ein Monitum ve 
Oberkirchenraths hervorgehoben, daß es nicht angemeflen erfcheinen würde, bie 
von diefer Behörde erlaffenen Etrafbeichläffe noch durch Verfügung des Ober: 
Prãſidenten für „vollftredbar‘‘ zu erflären. Es wurde deshalb beantragt: 

Amendement B.: den Zufag hinzuzufügen: 

„Die Borichrift des Abſatzes I. findet feine Anwendung, werm die Die 
ciplinar= Entſcheidung von einer Behörde abgegeben worden ıft, deren Mit: 
glieder vom Könige ernamt find.‘ 

In der Commilfion wie von dem Commiſſar der Königlihen Stants-Reie 
rung wurde Dagegen erinnert, daß ohne dringenden Grund das Recht der Gleib: 
beit der beiden Kirchen damit alterirt erſcheine. Es handle fi) um eine Na: 
prüfung der rein ftaatlihen Interefien, wenn eine Mitwirkung der Be 
hörden verlangt werde, und dafür erfcheine der Ober Präſident auch ver evan⸗ 
gelifchen Kirche gegeniiber als geeignete Organ. 

Bei der Abftimmung wird das Amendement B. abgelehnt, dagegen bie 
im Amendement A. vorgefchlagene modificirte Faſſung des 8. 9 einſtinmig 
angenommen. 

Zu $. 10. Der bier beginnende Abfchnitt H. des Gefeg- Entwurfs 
(88. 10—23) behandelt die Berufungen an die Staatsgewalt, durd 
welche die rechtliche Grenze der kirchlichen Disciplinargewalt (KK. 1—9), fe: 
wie die Beobachtung der Staatsgeſetze überhaupt in diefem Gebiete geficert 
werden jol. Zur Anfnüpfung an die bisherigen Rechtsverhältniſſe wurde ın 
der Commilfion Folgendes hervorgehoben. 

Die Anrufung des Staats gegen „Mifbraud der kirchlichen Gewalıen,“ 
. fer alten Rechtes und werde von den Autoritäten des Reichsrechtes Moler, 
Struve zc. und ebenfo von den Canoniften (vergleiche die Citate bei Fried⸗ 
berg, die Grenzen zwilchen Staat und Kirde, S. 82—99) als deutſches ge 
meines Recht anerkannt. Die deutſchen Prälaten felbft haben dieſe Befugrif 
zum Einfchreiten gegen geiſtlichen Amtsmißbrauch als in der kirchlichen Worwett 
bes Kaiſers einbegriffen in vielen Präcevenzfällen anerfannt. Eine folge De 
rufung habe ebenfe dem BVerlegten jelbft, wie dem Reichsfiscal ex oflicio je: 
geftanten. Der Kaifer habe entweder ſelbſt entfcheiden, oder (wie gemöhnlid) 
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vie Sache zur Verhandlung an den Reichs-Hofrath abgeben können. Im 
letzteren Falle fer das bei dem Neichögerichte übliche Verfahren eingetreten. 
ALS Strafen feien gewöhnlich Geldbußen, Sperrung der Temporalien oder in 
jeltenen Fällen auch wohl Abfegung erfannt worden. 

Mit ven Kirchen-Hoheitärechten ſelbſt fei das Recht der Berufung gegen 
geiftlihen Amtsmißbrauch auf diefe territorialen Staatsgewalten über- 
gegangen, — auf ewangelifche, wie katholiſche Landesherren. Die älteren Be 
ftimmungen für Preußen ſeien theilweife in ben Motiven dieſes Gejeg-Ent- 
wurfes, ©. 14. 15, angegeben; eine Anzahl neuerer Geſetzbeſtimmungen auf 
S. 8—10 der Motive; eine weitere Sammlung von deutichen und ausländi- 
ſchen Gefeßbeitimmungen in Friedberg a. a. DO. (Regiſter appellatio ab 
abusu). Unverlennbar durchkreuzen fich aber in dem viel beſprochenen Inſti⸗— 
tute ter appellatio oder des recursus ab abusu zwei Grundauffaflungen, 
welhe in gegenmwärtiger Zeit und inöbejonvere in dieſem Gejege zu einer 
Scheidung kommen müſſen 

1. Die ältere Auffaffung nehme eine wirflide appellatio an, 
welche aus dem Schug: und Echirmrechte des Landesherrn (jus advocatiae) 
abgeleitet werte Dan habe diefe appellatio als eine förmliche Oberinftanz 
über den kirchlichen Behörden behandelt, die fi auf eine materielle Prü— 
fung der ganzen Entſcheidung erftrede, daher auch auf die richtige Auslegung 
des canoniſchen Rechts, felbft ver Glaubenslehren und rein kirchlicher Einrich⸗ 
tungen. In Frankreich und einigen Staaten verwandter Bildung ſei ein jolder 
appel comme d’abus Jahrhunderte hindurch ein Hauptftreitfeld zwiſchen Staat 
und Kirche gewefen. Die Kämpfe zwiſchen Parlamenten und Biſchöfen unter 
beiderfeitigen Uebergriffen aus der Sphäre des Staates in die ver Kirche, und um— 
gekehrt, füllen vie Blätter der franzöfiichen Kirchengeſchichte. Dieſe maßlos 
ausgedehnte appellatio. werde nicht das Mufter heutiger Geſetzgebung fein 
innen. Auch die von Napoleon I. vem appel comme d’abus gegebene 
Einrichtung werde von feiner Seite al8 ſachgemäß anerfannt. — Das deutſche 
Reichsrecht fei allerdings vem Namen nad) auch als appellatio bezeichnet worden, 
und beifpielsweife enthalte vie Wahl-Capitulation v. 3. 1690 (Art. 14,8. 2), 
die Vorausſetzung, Daß der Reichshofrath auch in rein kirchlichen Fragen ent= 
ſcheiden fünne. Immerhin fei jedoch die Praris in Deutſchland jo maßvoll 
geblieben, daß ſchon von älteren Zeiten ber die zweite Grundlage als die in 
Deutjchland vorwiegende gelten könne. 

2. Als Ausfluß der Oberauffihtsrecdhte des Staates könne man 
die Berufung paflender als einen recursus ab abusu bezeichnen, obwohl dieſer 
Ausdrud vielfach gleichbeveutenb mit appellatio gebraudht werde. Bon diefem 
Standpunkte aus fei e8 der Zweck des Nechtömitteld nur, das Recht der Ab = 
wehr gegen Eingriffe der kirchlichen Behörden in das Rechtögebtet des Staates 
zu gewähren, aljo, wie in jedem Auffichtörechte, nur ein „jus cognoscendi, ca- 
vendi, prohibendi“. 

Befchränfe man das Berufungsrecht darauf, fo liege darin nicht eine Ent⸗ 
ſcheidung über die Rechte. der Kirche, fondern lediglich eine Entſcheidung über 
die Rechte des Staates, der „bürgerlichen Rechts-Ordnung.“ 

Das Rechtsmittel fer dann auf beftimmte Gründe zurüdzuführen, näm= 
lich auf die Grenzbeſtimmungen zwiſchen dem Rechtögebiete des Staates und 
tem der Kirchen und Religions-Geſellſchaften. Ä 
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Das fo geftaltete Rechtsmittel erjcheine ähnlih dem befannten Muſter 
einer Kaffation wegen Competenz-Ueberſchreitung. Es fer fein Rechtsmittel 
zur Reformirung der kirchlichen Entſcheidungen aus materiellen Gründen 
(wegen Imiquität), ſondern ein Rechtsmittel zur Berfeitfegung der kirchlichen 
Entſcheidung wegen Nullität, d. 5. wegen Verlegung des bürgerlichen Rechtes 
und wegen wefentliher Formfehler. 

Die neueren deutſchen Gefeggebungen neigen unvertemmbar zu bieder 
engeren Auffaffung, und namentlich habe viefelbe in der Conferenz der 
ſüddeutſchen Staaten vom 7. Februar 1852 ihren Ausdruck gefunden 
in folgendem Beſchluſſe: 

„Daß der Firhe zur Crfüllung ihres Berufs eine Disciplinargemalt 
über ihre Diener zuftehen muß, ift nicht beftritten. Allein der Staat würte 
feinen eigenen Beruf gänzlich mißkennen, wollte er einen feiner Angehörigen 
gegen rechswidrige Angriffe, von welcher Seite fie auch kommen mögen, 
ſchutzlos laſſen. Obgleich es daher feineswegs in der Abficht Liegt, gegen 
jedes Erkenntniß des kirchlichen Gerichts gleihfam eine Appellation 
an die Staatöbehörve als eine höhere Inftanz zu geftatten, fo fom 
doch die Regierung nicht darauf verzichten, einzufchreiten, wenn Organe der 
Kirchengewalt ihre vom Staate anerkannten Befugniffe überfhreiten oda 
wejentlihe Grundſätze eines rehtliden Verfahrens, unter deſſen 

Vorausſetzung allein der Staat eine kirchliche Strafe anzuerfennen vermag, 
außer Acht laſſen follten. Im diefem Sinne ift der 8. 36 der landesherr⸗ 
Ithen Veroronung vom 30. Januar 1830 zu verftehen. (Liber, in Sachen 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz. Freiburg 1853, ©. 47 ff.). 


Freilich ſei bis jest wohl in der Mehrzahl der Deutihen Staaten pider 
engern Auffaffung des recursus ab ahusu nod nicht eine correcte Folge ge: 
geben. Im einigen Gejetzen fei die „Beſtätigung“ der kirchlichen Disciplinar⸗ 
Urtheile vorbehalten. In anderen Gefeßen (Bayern, Württemberg, Sachſen, 
Baden, Hannover, Heſſen, Naffau) habe man den Recurs offen gehalten: „we 
immer ein Mißbrauch der geiftlichen Amts-Gewalt ſtattfindet“. 

Es erfcheine ald ein Vorzug der gegenwärtigen Vorlage, daß fie jener 
engeren Auffaſſung ſich zuwende. Es fei dies in der That nothwendige Folge 
des Artikels 15 der Preußtichen VBerfafjungs-Urkunde ſowohl in feiner früheren, 
wie in feiner gegenwärtigen, vom Haufe beichloflenen Faſſung. Denn wenn 
die Selbitftändigkeit der Kirche anerkannt werde mit dem Vorbehalte „einer ge: 
feglich georbneten Aufſicht des Staates” — jo erſcheine nicht mehr die 
erfte, fonvern mm bie zweite Auffaſſung des Rechtsmittels zuläjfig. Der 
Preußiſche Staat verzichte damit allerdings auf die im älteren Reichsrechte 
enthaltenen weiteren Befugniffe, — verzichte auf vie weitergehenden Grundjäkt 
des Allgemeinen Landrechtes und der älteren Berorbnungen, namentlich ver 
Cabinet3-Ordre vom 12. April 1822, — verzichte auf die weitergehenden Be: 
ftimmungen für Hannover, Naffau ꝛc. Die kirchlichen Entſcheidungen auf 
Grund des canonischen Rechtes, der kirchlichen Verfafſung, der Glaubenslehren 
und des Cultus unterliegen fortan Yeiner materiellen Prüfung durch ven Stast 
in Bezug auf ihre materielle Richtigkeit im Sinne der kirchlichen Ordnung, 
jondern nur der formellen Prüfung, ob fie in Widerjpruch mit deu Landes- 
rechten und der bürgerlichen Rechts-Ordnung treten. Diefe engere Stel: 
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lung des recursus ab abusu fichere ebenfo der evangelifhen, wie der katho⸗ 
liſchen Kirche die „Selbſtſtändigkeit“ der Entfcheivungen auf ihrem Gebiete, 

Unverlennbar jei der 8. 10 des Gefek-Entwurfes in correcter Ausfüh- 
zung dieſes Grundſatzes abgefaßt, und beichränfe vemgemäß vie Berufung: 

1) auf ven Fall der Entſcheidung durd eine ausländiſche Discipli- 
narbehörde ; 

2) auf die Fälle des verfagten Gehörs; 

3) auf die Fälle einer gefeglih unzuläffigen Strafe; 

4) auf die Fälle des Widerſpruchs gegen ein ftaatliches Gebot oder 
Berbot, gegen ſtaatlich garantirte Wahl- und Stinmmrechte, und 
gegen das vom Staate gewährte Berufungsredit. 

Segen dieſe Ausführung wurde vom Standpunkte der römiſch-katho— 
liſch en Kirche aus Folgendes entgegnet: 

Die Berufung auf deutſches Rechtsherkommen fer bier nicht zuläffig, denn 
der deutſche Kaifer fer katholiſcher Konfeſſion und als foldher advocatus der 
römiſchen Kirche geweſen. Ale Präcedenzen aus dem teutfchen Reichsrechte 
ſeien unzutreffend und werde beiſpielsweiſe auf den Krönungseid der deutſchen 
Kaiſer hingewieſen. — Wenn auf die Mißbräuche des franzöſiſchen appel 
comme d'abus verwieſen werde, fo müſſe man das franzöſiſche Inſtitut doch 
als weit billiger anerkennen wie die jetzige Vorlage. Der franzöſiſche appel 
würde die Kirche nicht fo in ihren Lebensnerv treifen. Das franzöſiſche Recht 
erfenne noch die Geltung von „lois canoniques“ an. Beiſpielsweiſe verbiete 
der code civil die Priefterebe an ſich nicht: aber fein Gericht würde einen 
Civilftands-Beamten mit Rüdfiht auf das vecipirte canoniſche Recht zwingen, 
einen katholischen Priefter zu trauen. Der franzöflihe appel comme d’abus 
wahre im Grunde nur theoretifch gewifje Grenzen; der Staatsrath beichränte 
fih auf den einfahen Sprud: il y a abus. Der vorliegende Gefegentwurf 
aber lege es in die Hand des Oberpräfiventen, die Kirche, wenn nicht zu 
töpten, o boch lahm zu legen. Dan könne auch das Rechtsmittel dieſes Ge- 
ſetzes nicht „Kaffation‘ nennen, da eine Eaflation feine Entfchewung über das 
Materielle des Falles bilde, was hier für ben Gerichtshof beantragt werde. 
Insbeſondere nehme der Abfa 4 des 8. 10 gar keine Rüchſicht auf pas Necht 
der Kirche, ihre Grenzen jelbft zu definiren, fonvern gebe dieſes Recht dem 
Staate allein. Der Staat werde alfo durchaus omnipotent; ob er dieſe Omni- 
potenz durch Gelege oder durch Verwaltungs-Maßregeln übe, ſei nad ven 
Erfahrungen der neueften Zeit für völlig gleichgültig zu erachten. Der Staat 
ftelle fih mittelft diefer Beftimmungen auf den Boden des Territorial-Princips, 
und fege dabei die Einheit der römiſch⸗-katholiſchen Kirche völlig außer Augen. 
Seine Ölaubensgenofjen verlangten Dagegen die Anerkennung des organifchen 
Zufammenhanges der Katholiten Preußend mit dem Organismus der römiſch⸗ 
katholiſchen GSefammtlirhe. Wenn von der Gegenjeite bemerkt worven jei, Die 
Droreftanten wollten fid) vom Papſt nicht vie Grenzen der Gewalt unferes Staates 
definiven laſſen, jo fer der Anſpruch der Katholilen gleichberedhtigt, daß Die 
Grenzen ihrer kirchlichen und ſtaatskirchlichen Befugniffe nicht von den Vro⸗ 
teftanten, insbeſondere von denen einer beitimmten einfeitigen Nichtung vefinirt 
würden. Unter den gegebenen Berhältniffen diene ver Name des „Staates“ 
und ver „bürgerlichen Rechtsordnung“ nur als Firma einer proteftantiichen 
Mejorität. Auch die Bildung eines Gerichtshofes biete Dagegen feine Garan- 
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tie; denn in dieſen Gerichtshof würden ſchließlich nur Preteftanten ernannt 
werden. Satholifen würden darin nad ihrer Gewifjensüberzeugung eine Stelle 
nicht annehmen können. Ber allen Berufungen auf vie ältere Zeit verkenne 
man, daß im Deutfchen Reiche das corpus catholicorum und evangelicorum 
einander gleihberechtigt gegenübergeftanven haben, während jest eine pro⸗ 
teſtantiſche Majorität die katholiſche Minorität vergewaltige. 

In der Discuſſion wurde dagegen replicando hervorgehoben, deß 
Thon in tem älteften Verlaufe der Kirchengefchichte ver heilige Athanafins au 
die Staatögewalt gegen die Beichläffe der Synode von Tyrus appellirt habe. Selbſt 
ſtrengkatholiſche Kirchenlehrer, wie Walter, bezeugen ausdrücklich, daß der 
Staat Eingriffe in das Gebiet der weltlichen Gewalt aus eigenem Antrieke 
und auf Beſchwerde zurückzuweiſen befugt jet. 

Die Majorität erkennt die Beftimmungen te8 8. 10 im Allgemeinen 
als dem Rechte des Staates entſprechend und allen Religions-Geſellſchafien 
gegenüber gleichmäßig begründet an. Nur wurde es zur beutlicheren Beeid- 
nung des Sinnes für ratbfam erachtet: 

I) um erften Sage hinter „Staatsbehörden“ einzufchalten: ($. 32); 

2) ın Wr. 4 a. hinter „Handlungen einzufdhalten: „oder Unter: 

laffungen“. 

Ber der Abftimmung wurde der $. 10 mit den beiden eben gedachten 
Einſchaltungen (in Abweſenheit von drei Mitgliedern) mit 13 gegen 5 Stim: 
men angenommen. 

Zu 8, 11 Alinen 1.. Der 8. 11 beabfichtigt eine Ergänzung ver Falle 
des $. 10: 


1) durch eine allgemeiner gefaßte Claufel; 
2) durch ein Rechtömittel wegen verzögerter oder verjchleppter Rechts 
ſprechung der kirchlichen Behörden. 
Gegenftand einer längeren Discuſſion wurde hauptſächlich ver erfte Abfas, 
rückſichtlich deſſen zunächft folgende GefichtSpunfte hervorgehoben wurden. 
Der $. 10 handle nur von Entſcheidungen der kirchlichen Behörden, 
welche eine Disciplinarftrafe verhängen, und bezeichne sub Nr. I—4 die 
Hauptfälle eines Wiverfpruhs folder Entfheidungen mit den Staatige 
jegen. Nun fer e8 aber durch längere Erfahrungen beftätigt, daß 
1) nicht blos durch kirchliche Disciplinar- Strafurtheile, ſondern auch durch 
Berjegungen „im Interefle des Dienſtes“ oder andere Maßregeln die kirch⸗ 
lihen Behörden die Geſetze des Staates ſehr wirkſam befämpfen können; 
2) daß nicht blos die in $. 10 genannten Gebote und Verbote, fondern da? 
gefammte Landesrecht, 3. B. das Eherecht, die Unterrichts-Geſetzgebung, ın 
Conflict mit foftematifhen Maßregeln der Kirchen⸗Behörden treten fünme. 
In beiden Richtungen erfcheine eine generalis clausula, wie fie ter 
8. 11 beabfichtige, allerdings als Bedürfniß. Die Regierungs⸗Vorlage wolle 
dies durch den Ausorud: „oder ſonſt“ und nachher dur ven Ansbrud 
‚„willtürliche Entſcheidung“ erreihen. Dieſe Faffung unterliege in ver That 
erheblichen Bedenken. Wolle man den Ausorud „willtürlich” gebrauden, ſo 
brüde berfelbe ebenfowohl eine eigenmächtige Abweichung von den Landes- Ge⸗ 
jegen, wie eine eigenmädtige Abweihung von ben firdlichen Orbmungen 
aus, unb werde der alten appellatio ab abusu, alfo einer vollen Appellationd. 
Inſtanz in facto et jure von neuem die Thür öffnen. 
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In der Commiffton wurde von vielen Seiten anerfannt, daß, wenn irgend 
möglich, eine beftimmtere Faffung zu fuchen fei. Die Schwierigfeit, entiprechende 
Örenzen de recursus ab abusu zu finden, welche feit Jahrhunderten vergeb- 
li gejucht worden, veranlaßten die Commiffion aber zu dem Beichlufie, dieſen 
Paragraphen in zwei Lefungen zu behandeln. 

In der erfien Leſung famen folgende Berbefferungs- Anträge zur 
Discuffion. 

Amendement A.: Im Alinen 1 zu jagen: „Wenn die Maßregeln ver 
firhlihen Behörden gegen ihre Geiftlihen und Religionsdiener, den geiſt⸗ 
lichen Wirkungskreis, wiverredtlih überfhreitend, über bürger— 
liche Verhältniſſe urtheilen und in die Rechtsſphäre des Staa— 
tes übergreifen.“ 

Es wurde für dieſe Faſſung geltend gemacht, daß der hervorgehobene 
Theil des Satzes wörtlich der Bayeriſchen Miniſterial-Verordnung vom 8. April 
1852 Nr. 6 a. entſpreche, die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehe. 

Amendement C. Nr. ı dahin zu faflen: 

„Wenn die Entfernung aus dem firhlichen Amte ($. 2, Abſatz 2) 
als Disciplmarftrafe oder fonft wider den Willen des davon Be— 
troffenen ausgeſprochen ift, findet die Berufung auch deshalb flatt, 
weil die Entfcheivung der thatfählihen oder rechtlichen Be— 
gründung entbehrt.” 

Es wurde dafür angeführt: es fer in bem $. 11 ein Schuß des geiſt- 
lihen Amtes gegen Chicanen der firhlihen Oberen beabfictigt, und darin 
jet an fich fein Eingriff in die Rechte der Kirche zu finden. Allerdings folle 
der Staats-Gerichtshof nicht entſcheiden, was die rechte Lehre der Kirche fei: 
aber der Staat habe die Pflicht, jeden Kirchenbeamten zu ſchützen und darauf 
zu ſehen, daß ihm von feinen Oberen nicht Unrecht geſchehe. Jede Kirche 
müffe fich felbft ein Disciplinargefeg geben. Dieſes Hecht ſei aber nicht ab- 
jolut: der Staat müſſe vie Gültigkeit eines ſolchen Geſetzes anerkennen, — 
dann aber auch controliren, ob die Kirche ihre kirchlichen Geſetze wirklich halte. 
Es fünne von der Kirche der Nachweis verlangt werben, daß fie nah Maß- 
gabe ihrer eigenen Ordnung mit Recht geftraft habe. Der Staat habe inſo⸗ 
weit zu prüfen, ob die kirchlichen Disciplinargelege nach ihrem Sinne wirklich 
gehanphabt worden. 

Ein anderes Mitglied Iegt ein befonderes Gewicht darauf, daß die Ent⸗ 
Iheidung auf beftimmten Thatfahen beruhe. Es genüge nicht, einen 
Eingriff der Kirche in bürgerliche Verhältniffe abzuwehren, fondern inner⸗ 
halb der kirchlichen Rechtſprechung aud die finngemäße Anwendung der kirch⸗ 
lichen Ordnungen zu controliven. Inſoweit müſſe der Gerichtshof immerhin 
auch entſcheiden können, ob die Kirche eine beſtimmte Lehre als ihre Lehre be= 
zeichnet babe oder nicht. Es ſei das dann eine „Thatſache“, über die der 
Gerichtshof befinden könne, aber feine Entſcheidung über die Nichtigkeit des 
Dogma ſelbſt. 

Gegen tiefe Ausführung wurde entgegnet, daß ein Staats-Gerichtshof, 
welcher über die thatſächliche und rechtliche Begründung der Entfchei- 
dungen ber Kirchenbehörden befinden folle, mit Wrtifel 15 der Berfaffungs: 
Urkunde nicht vereinbar fe. Der Staat fünne nur noch ein geſetzlich geord⸗ 
netes Auffihtsrecht ber die Kirchen beanſpruchen. Eine appellatio in 
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facto ot jure von der oberften kirchlichen an vie Staat8-Behörbe würde aber 
darüber hinausgehen. Ein ſo geftellter Staats⸗Gerichtshof würde in der That 
ein Ober: Kirchenrath ebenfo über den katholiſchen Biſchöfen wie über dem 
evangelifchen Ober-flirchenrathe werben, welcher materiell auch über vie eigem 
Ordnung der Kirche zu entfcheiven babe. Dagegen ericheine das Bedenlen ge⸗ 
veihtfertigt, welches der Ober-irchenrath gegen den $. 11 erhebe. Der Ole: 
Kirchenrath würde vielmehr folgende Faſſung für ausreichenn erachten: 

„Die Berufung findet ftatt, wenn von den kirchlichen Oberen mt 

Meberfehreitung der rechtlichen Grenzen der Tirchlichen Antgenal: 

auf Entfernung ans dem kirchlichen Amt erfannt worden if.“ 

Ein Mitglied erflärte: der $. 11 in jener Faſſung werde die Kirche jelht 
vernichten; denn der Staat enticheide dann, was Lehre der Kirche fe. Tr 
Kirchen würden damit zu Staatskirchen gemacht. Solle das verhütet werben, 
fo möge man die vom evangelifchen Ober⸗Kirchenzathe vorgefchlagene Yaflına 
annehmen, oder allenfall8 die in Hannover gewählte Fafſung: „Ueber di 
canonische Befähigung des Geiftlichen entjcheivet Die Kirche allein”. 

Zur Befeitigung diefer Einwitrfe wurde zu C. noch das Sub-Ammie 
ment geftellt: 

„Entſcheidungen über Lehre und Cultus bilden feinen Gegenfian: 
der Berufung”. 

Bei der Abſtimmung wurde Amendement A. mit 12 gegm i 
Stimmen abgelehnt; zu Amendement C. zunähft das Sub-Ame 
dement mit 14 gegen 5 Stimmen und die fo ergänzte Taffung mt 
11 gegen 8 Stimmen angenommen. 

Die Daran hbervorgegangene Faflung: 

‚Wenn die Entfernung aus dem kirchlichen Amte (8. 2, Ablap 2) al 
Disciplinarftrafe oder fonft wider den Willen des Davon Betroffene 
auögeiprochen worden ift, findet die Berufung auch deshalb fat, 
weil die Entſcheidung der thatjächlichen oder rechtlichen Begründun 
entbehrt. Entſcheidungen über die Lehre oder Cultus bilden feine 
Segenftand der Berufung.” — 

wurde nunmebr der Beratbung in zweiter Leſung zu Grunde gelent. 

Gegen die fo beichlofiene Faſſung wurden indeſſen von aflen Seiten Be 
denken erhoben. Sie fei aus zwei verſchiedenen Gedanken zufammengefügt. Gm 
Berufung gegen die „thatfächliche und rechtlihe Begründung‘ des lirchlube 
Urtheils enthalte die allerweitgehenpfte Appellation. Umgelehrt je te 
Ausichliegung einer Entfcheidung über Dogmen und Eultus zu eng; auch ih 
andere Tragen der inneren, rein kirchlichen Ordnung jolle der Gerichtähof mi 
entſcheiden. Die Herausbebung von Glaubenslehren fei überhaupt in bıdas 
Zuſammenhange nicht correct. ‘Der ftantliche Gerichtöhof habe über Lande: 
recht und Landes-⸗Geſetze, nur Landes-Gefete und alle Yandesgefepe zu cur 
ſcheiden, und könne audy nicht vor dem Dogma ftehen bleiben, wenn die T 
Widerſpruch mit ftaatlichen Geboten und Verboten trete. Unzweifelbai 
ftehen aber die Lehren der einen ober anderen Religions⸗Geſellſchaft in Bir 
ſpruch mit der Unterrichts⸗Geſetzgebung, dem Eherecht, ver Gerichtö-VBerfailum 
des Staats und fehr vielen anderen Gefegen. Im folhem Falle konne der be 
treffende Religionötheil dem Dogma, unbeſchadet ſeines Gewiſſens feine äußere 
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Folge geben, ſoweit daſſelbe in Widerſpruch mit Landesgeſetz und Rechten 
anderer Eonfeifionen trete. 

Für die neue Berathung wurden daher folgende weitere Amendements zu 
Grunde gelegt: 

Amendement E. ftatt der Worte „für eine willkürliche erachtet wird‘ 
zu fegen: „auf einer Ueberſchreitung der rechtlichen Grenzen der lirch⸗ 
lichen Umtsgewalt oder auf der Verlegung einer Rechtsnorm beruht, 
oder der klaren Lage der für die Entſcheidung erheblichen Thatlachen 
wider|pricht”. 

Amendement G. zu fegen: „ber klaren thatfählihen Lage 
widerfpridt, oder die Gejege des Staates oder all- 
gemeine Rechtsgrundſätze verlegt". 

Der Unter-Staatsfecretär Dr. Achen bach erflärte Namen? der Staats⸗ 

Regierung: 

Die der heutigen Berathung zu Grunde gelegte Faſſung ber erften Lelung 
unterliege in der That begründeten Einwendungen. Ben ben neuen 
Amendements ftehe das unter E. geftellte der Regierungs= Borlage und 
den SIntentionen der Staats-Regierung am nächſten. Große fachliche 
Unterfchiede feien übrigens zwiſchen allen jest geftellten Verbeſſerungs⸗ 
Anträgen wohl nicht vorhanden. Man werde allenfalld mit ben 
Worten eines jeden Amendementd annähernd venfelben Sinn verbinden 
önnen; den Antragftellern ſchwebten gewiffe Nüancen vor, welde das 
Gericht bei einer künftigen Auslegung darin vielleicht nicht finden 
würde. Das Amendement E. gebrauce den Ausprud „Rechtsnormen“, 
der an fich angemeſſen, wahrſcheinlich auch in dem neuen Deutſchen 
Proceßrecht zur Aufnahme gelangen werbe. 

In der nunmehr eröffneten Discuffion wurde fir und wider die ein- 

zelnen Faſſungen geftritten. 

3u E. erläutert der Antragfteller feine Meinung dahın, dag das Wort 
„Rechtsnormen“ Staats-Geſetze und allgemeine Rechts-Grundſätze im weiteſten 
Sinne éeinbegreife, unter Umſtänden auch firchenrechtliche Normen, ſoweit fie über 
echte und Pflichten der Geiftlichen disponiren, und die Schuppflicht des Staates 
gegen Aare Mikanwendung eintrete. Der Ausdruck „Aare Tage” ſei aus dem 
preußiſchen Geſetze über den Recurd entnommen. 

Bon anderer Seite wurde hervorgehoben, alle in den Amendementd ge 
brauchten Ausdrücke ſeien immer. noch fo elaftifch, daß fie der ſubjectiven Auf: 
faſſung eines Jeden ein weites Feld böten. Es Liege eben Fein klar begrenztes 
Rechtsmittel vor, jondern die Ideen einer Caſſation, Nullität und Appellation 
liefen noch immer confufe durcheinander. Eine unbeſtimmte Berweifung auf die 
tbatfächlihen Grundlagen des Urtheils laſſe in jedem alle die directe Ein⸗ 
mifhung in das ganze Verfahren der kirchlichen Behörden und in die Streit- 
fragen des Dogma zu 

Das Refultat der Abſtimmung ergab: 

Die Ablehnung der Vorlage nach der erften Lefung, einftimmig ; 
die Ablehnung des Amendements E. mit 14 gegen 5 Stunmen; 

die Annahme ded Amendements G. mit 12 gegen 7 Stimmen 
und danach folgende Faſſung: 

„Die Berufung findet außerdem ftatt, wenn die Entfernung aus dem kirch⸗ 
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lichen Amte (8 2, Abſatz 2) als Disciplinarftrafe oder fonft wiber den 
Willen des davon Betroffenen ausgeſprochen worden ift, und die Entſchei⸗ 
dung der klaren thatfählihen Lage widerfpridt, oder die 
Gelege bes Staates oder allgemeine Rechtsgrundſätze 
verlegt.” 

8. 11. Minen 2. Die Mehrheit der Commifſion erkannte an, daß em 
Nechtömittel wegen verzögerter Juſtiz der Stellung des Staats⸗Gerichtshofes 
gegen die Kirchen-Behörde angemeffen und auch praftiiches Bebürfnig jet. Bei 
der erften Lejung wurde heroorgehoben, daß eine förmliche Berufung für dieſe 
Tälle wohl nicht geeignet erſcheine, daß vielmehr nad befannten P 
fügen bier eine einfahe Beſchwerde begründet fe. Mit Nüdjicht Daran 
wurde eine amenbirte Faſſung des Inhalts angenonmen : 

Außerdem fteht die Befhwerde an die Staatöbehörde (3. 32) offen, wen: 
nad) erfolgter vorläufiger Suöpenflion vom Amt da8 weitere Berfahres 
ungebührlich verzögert wird. 

Bei der zweiten Lefung wurde vagegen hervorgehoben, daß ein Staat& 
Gerichtshof in feiner nebengeorbneten Stellung den kirchlichen Behörden gegen: 
über wohl nicht im Wege ver „Beſchwerde“ eingreifen könne, welche eine wer: 
faffungsmäßige Subordination voraußfege. Es empfehle ſich Daher, Die umeer: 
änderte Beibehaltung ver Negierungs-Borlage, welche bei der ſchließlichen Ab 
flimmung angenommen wird, 

Der gefammte $. 11, — zu Almen 1 nach ter eben beichloffenen Ab 
änderung, zu Alinea 2 umverändert, — gelangt demnächſt mit 12 gegen 
6 Stimmen zur Annahme. 

Zu $. 12, Im Uebereinflimmung mit dem älteren Rechte des recursts 
ab abusu wird das Berufungs-Recht zunächſt dem beſchwerten Theile 
nad) vergeblicher Anrufung ver kirchlichen Inftanzen gewährt, fobaun im öffent: 
lihen Interejie dem Ober-Präfidenten als dem ordentlichen Organ zur Au— 
übung des ftaatlichen Hoheits-Rechtes. Die Mehrheit ver Commilfion erkam: 
viefe Beftimmung als ſachgemäß an. 

Von einer Seite wurde dagegen die Frage aufgeworfen, ob vie Einlegun; 
des Rechtsmittels durch den Ober-Präfidenten für den Betheiligten von Wirt 
famteit fein folle, auch wenn dieſer felbit den Recurs nicht einlegen will. 

Seitens des Regierungd-Commiffariud wurde erwibert, daß ver 
Erfolg dem betheiligten Geiftlichen nur dann zu ftatten kommen werde, went 
er es felbft wolle. Wider feinen Willen beabfichtige die Stautd-Regierum: 
keineswegs einen Geiftlichen im Amte feftzuhalten. Bet der Abhängigkeit, = 
welcher die katholiſchen Geiftlichen vielfach zu ihren kirchlichen Oberen fläuten, 
könne ed mohl vorkommen, daß fie perfönlih zu appelliren Bedenken trügen. 
Eimas Anderes aber fer e8, den Erfolg einer von Amtöwegen eingelegten Be⸗ 
rufung fi) anzueignen. Die Zukunft werde lehren, ob diefe Annahme irrig 
In jevem Falle könnten die dur das vorliegenve Geſetz gewährten Rebr 
nicht durch ein Firchliches Verbot der Appellation an die Staate-Behörbe be⸗ 
feitigt werden. 

Es wurde darauf entgegnet, das Rechtsmittel in dieſer Geftalt ſei umpraf: 
tiſch. Dean denke fi) die Verhältniffe und das Leben der Kirche anders, alt 
es fei, wie dies auch von Proteftanten nicht anders zu erwarten. Jene Tex: 
ſchrift werde gar feinen Erfolg haben, ta die römiſche Kirche den Geiftfichen 
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verbiete, die Appellation in kirchlichen Sachen einzulegen, folgeweife auch bie 
ex officio ihm zugedachte Wohlthat zu acceptiven. Das Berfahren ver Regie 
rung jet fein würdiged. Ste wolle vie Geiftlichen gegen ihre Oberen beten, 
den Sehorfam und die Subordination in der Kirche untergraben, die Kirche 
revolutioniren. 

Nah einer Verwahrung gegen dieſe Unterftellung wurde der Paragraph 
mit 14 Pa 5 Etimmen angenommen. 

Zu $. 13 wurde die Anmelbungsfrift für das Nechtömittel als ange- 
meſſen anerfannt; ebenjo anerkannt, daß eine beſtimmte Friſt der Einlegung 
im Falle der ungebührlichen Verzögerung des Berfahrens (8. 11, Abſatz 2) 
nicht gelegt werben fann. 

Bevenfen erregte dagegen, daß ber Ober-Präfident in allen Fällen 
der Cinlegung von Amtswegen an gar feine Friſt gebunden fein ſolle; es 
ericheine das als ein Anomalon, weldyes in der ganzen juriftiihen Praris wicht 
oorkomme. Es fei hart für die geiftlichen Behörden, gar feine Sicherheit hin⸗ 
fihtlih der Vollſtreckbarkeit ihrer Erkenntniſſe zu haben. Alle kirchlichen Ent⸗ 
ſcheidungen würden damit in suspenso bleiben, alle Verwaltung der Disciplin 
unmöglich werden. In zweifelhaften Fällen könne ja der Ober-Präfivent das 

Rechtsmittel „zur Wahrung der Friſt“ vorläufig einlegen, und bemfelben nad) 
Umftänden fpäter leine Folge geben. Wie follte es z. B. werten, wenn eine 
Strofverfegung ſchon ausgeführt worden und nach längerer Zeit Berufung ein- 
gelegt werde? Die allgemein eintretende Hechtsunficherheit ſei ſchlimmer, als 
derartige Schwierigfeiten für den Ober-Präfiventen bei Einlegung des Redits- 
mittels. 

Seiten® des Commiſſarius der Staaus⸗Regierung wurbe 
darauf erwibert: 

Der Ober-PBräfident könne deshalb nicht am die gewöhnliche Frift gebunden 

werden, weil er in überaus zahlreichen Fällen gar nicht wiffen könne, ob 

bie firchliche Entſcheidung rechtskräftig geworben (ogl. 8. 12, Alin. 2, 

beiſpielsweiſe wenn der Geiſtliche appellirt und ſpäter ſeine Berufun zurüd- 
genommen habe. Gegen die Beſorgniß einer Chicane ſichere der Charakter 
des Amtes des Ober: Bräfidenten. 

In der Commiffion wurden zur Abhilfe diefer Schwierigkeiten Amende- 
ments gejtellt: 

Amendement B.: im Abfag 2 Zeile 4 anftatt ver Worte: „Die 

Entſcheidung amtlich zu feiner Kenntniß gelangt iſt“ zu fegen: 
„die Enticheidung mit Gründen ihm zugeftellt iſt“. 

Amendement C.: ala Alm. 3 hinzuzufügen: 

„Für den Ober-Präfidenten beträgt vie Friſt, wenn ihm die 
Entſcheidung als endgültige amtlich migethent iſt, drei Monate; 
andernfalls iſt derſelbe an feine Friſt gebunden‘ (mit Wegfall 
der Worte: „unt für den Ober- -Bräfidenten” 8. 12, Abſatz 2 in 
der vorlegten Zeile). 

Ber der Abitunmung wurde dad Amendement C. einftimmig, — fodann 
Das Amendement B. und mit bemfelben der ganze Paragraph, mit 14 gegen 
5 Stunmen angenommen. 

Zu $. 14. Der Suspenfiv-Effert der Berufung ald Regel wird 
für angemefien erachtet. Ebenſo wird von der Mehrheit anerfaunt, daß es 
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einer Trecutiv⸗Strafe bedarf, um bie Vollſtreckung des Urtheils in der Zwiſcher 
zeit zu verhindern. Im Imflanzenzuge der ordentlichen Gerichte genäge da 
ein einfaches Inhibitoriale, da das Untergericht feinem Obergerichte verfaffung: 
mäßigen Gehorfam ſchuldig iſt. Hier ſei ter judex a quo eine aufen ſtehende 
firhlihe Behörde, und es bedürfe deshalb einer Strafandrohung, um ben 
Inhibitoriale Wirkffamfeit zu geben. Im Uebrigen wird der Paragraph, eeri: 
wie $. 15, ohne Discuffion angenommen. 

Zu $. 16 wurde von ber Mehrheit anerfannt, daß es anch Bier am 
Strafandrohung behufs Erzwingung der Einreihung der Acten bebärfe, da tz 
firchlichen Behörden dem Gerichtähofe nicht verfaffungsmäßig untergeordnet fin: 
Man war indelfen der Meinung, daß diefer Zwang wicht blos durch Ge: 
bußen zu handhaben, fonvern daß auch eine unmittelbare zwangsweiſe En: 
bolung der Acten gerechtfertigt fi Es wird deshalb mit Mehrheit de 
Ihloffen, den Schlußſatz dahin zu faffen: 

Die Einreihung der Acten kann erzwungen werden, ze— 
eigneten Falles durch Gelvftrafen bis zum Betrage von 106 
Thalern (8. 8, Abſatz 2). 

Zu 8. 17. Der Eag: „der Gerichtshof trifft die zur Aufklärung de 
Sache erforverlihen Verfügungen” — gab als zu allgemein gefakt, Ber 
lafjung zu Bedenken. " 

Es wurde überhaupt der Mangel ver Beſtimmung ver Einzelnheiten x 
Berfahrens gerügt. Kine Beweiserhebung werde erft nah Anbörung d 
Parteien in äffentlich mündlicher Verhandlung verfügt werben können. Er: 
derſelben durch einfache Decrete Beweisaufnahmen .‚zur Aufklärung‘ zu vr 
anlafien, widerſpreche den Grunvfägen des mündlichen Verfahren. Es ſe 
unzuläjfig und unerhört, einen Beweis ohne ein Beweisrefolut zu erfafie 
Aus ver Vorlage erhalte man überhaupt kein klares Bild des Verfahrens. Rx 
rheiniſchem Verfahren müſſe ſtets ein Reſolut des Gerichtöhofes dem Bere“ 
vorangehen. Hier. fcheine eine Art von Mittelbing zwiſchen abminiftrati 
und jurifliichem Verfahren beabfichtigt zu fein. Allerdings würden durch ® 
weisrefolute die Parteien häufig zur Reiſe nad Berlin genöthigt fern und w 
erheblichen Koften Advocaten annehmen müffen; dies ſei aber nur eine nr: 
meidliche Folge des verfehlten Grundgedankens Ein Beweisverfahren fi ır 
benfbar, ohne den Parteien das thema probandum vorzulegen. 
bedürfe e8 einer Garantie, daß der Beweis nur nad Anhörung der Pauer 
und nad) Erlaß eines Rejoluts erhoben werde. Der Ausdruck: Verfügung 
zur Aufflärung der Sache, — laffe ebenfo die Form wie den Inhalt feld: 
Berfügungen völlig unbeftunmt. 

Unter-Stantöfecretär Dr. Achenbach erflärte Namens der Staatl 
Regierung: 

Der Entwurf wolle nach Bedürfniß ebenfo einzelne informaterild 

Verfügungen als auch Beweißrefolute nach der mänblichen Berhandlr: 
einbegreifen; deshalb fei der allgemein lautende Sat im $. 17 wre 
geftellt. Allerdings fei es die Abfiht, unter Unfländen auch vor ie 
Audienztermin präparatorifche Ermittelungen zu veranlafien, bie ba d 
Stellung des Gerichtshofes oft ganz unentbehrlich fein wärden, Die Kekt 
ber Barteien feien durch den Grundfag der Mundlichkeit der Haupwerband 
fung gewahrt, in welder jebe etwaige Unregelmäßigfeit ber Jaferwatte 
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gerügt und behoben werben könne. Weitere Detailbeflimmungen würben 
fih mabſehbar häufen und das Berfahren fchleppend machen. Gegen aus- 
führbare Beitimmungen zur Sicherung der Parteirechte Habe vie Kegterung 
principiell nichts einzumenven; folche erfcheinen aber nach der Stellung bes 
Gerichtshofes und nad den in 88. 19, 20 gegebenen Grundzügen des Ver⸗ 
fahrens wirklich nicht erforberlich. 

Zur Unterftügung dieſes Gefichtöpunftes wurde hervorgehoben, daß ebenfo 
in dem Disciplinar-Gejeß für die Reichsbeamten, den Bedürfniß entſprechend, 
eine Erhebung von VBemeifen auch vor Erlaf eines Reſoluts offen gelaffen 
ſei. Es handle fi namentlih um Ergänzung der unvollftännig eingejandten . 
Acten, von welchen wichtige Stücke oft abfichtlich zurüdbehalten werden würden, 
und ohne welche der vom Weferenten zu erflattende Bericht für die mündliche 
Berbandlung nicht erftattet werden könne. Man mäfje erwägen, daß es fi 
um eine Nachprüfung gegen ein in erfter Inftanz gehandhabtes Disciplinars 
verfahren handle, deſſen procefiualifche Grenzen und Formen ſtets unbeftummt 
bleiben. Eben deshalb fei ein ftreng formulirtes Proceßverfahren für viefen 
Gerichtshof, und namentlich die vegelvechte Form des preußiſchen Eriminal- 
procefjes nicht anwendbar. 

Bon einer Seite wurde heworgehoben, daß aud das Verfahren ver 
deutſchen Reichsgerichte in foldyen Gebieten an die Analogie der Grundfäge 
des gemeinen Procefjed verwiefen geweſen ſei. ine erſchöpfende fpectelle 
Proceß⸗Ordnung für das Verfahren ver Verwaltungs-Gerichte laſſe ſich vor- 
weg nicht aufftellen, ta die Bedürfniſſe des Geſchäftsganges in fernen Einzeln- 
heiten fih erft aus der Praris ergeben. Die Stellung eines ſolchen Gerichts- 
hofes, dem ebenfo die Einfiht wie die Unperteilichkeit zuzutrauen, gebe aber 
alle Gewähr, wenn nur das Grundprincip des contradictorifhen münd— 
lien Berfahrens, wie im $. 19 und 20 gejchehen fet, anerfannt werde. 


Ber der Abftimmung wurde ein geftellted Amendement, den Sag 1 fo 
zu faffen: Nad Eingang der Verhandlungen trifft der Gerichtshof in öffent- 
liher Sigung und nad, mündlicher Verhandlung Die zur Aufflärung der 
Sade erforderlihen Verfügungen — mit 10 gegen 8 Stimmen abgelehnt, 
und demnächſt mit 11 gegen 7 Stimmen der Paragraph unverändert an= 
genommen. 

Zu 8. 20 wird anerfannt, daß in Zeile 5 nad) dem Wort „hierauf“ 

einzufchalten ift: 
wird der Berufende oder deſſen Vertreter, fowie der 
Bertreter der firchlihen Behörde und des Miniſters der geiftlichen 
Angelegenheiten mit ihren Bor: und Anträgen gehört. 

u, 1 wird anerfannt, daß in der vorlegten Zeile hinter dem Wort 
„deſſelben“ einzufhalten ift: Dem Berufenden oder deffen Ber- 
treter, was, wie im vorigen Paragraph, anfcheinend nur durdy ein Berjehen - 
bei der Redaction ausgefallen ift. 

Bon einem Mitglied wird die Frage aufgeworfen, ob das freiſprechende 
Erlenntni ver Sache vollkommen ein Ende made, fo daß von der Behörve 
Darauf nicht recurrirt werden könne, ober ob die Kirchliche Behörde auf andere 
Grundlagen hin, aber wegen derſelben Thatlachen, ein neues Disciplinar⸗Ver⸗ 
fahren einleiten könne. 
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Seitens des Unter-Staatsfecretärs Dr. Ach enb ach wurde entgenue: 
das Rechtsmittel ſei nicht im techniſchen Sinne Caſſation, Berufung over Rich 
tigkeitsbeſchwerde, ſondern ein eigenartiges Rechtsmittel zur Aufrechterhaltung der 
geſetzlichen Ordnung; es müſſe alfo aus ſich ſelber beurtheiltwerden. Je nad 
den Umſtänden könne bie erfolgte Cafſation eine Erneuerung des Verſahrens Se 
tens ver kirchlichen Behörde ausſchließen, in andern Fällen nicht anbſchließen 

Der Paragraph felbft wird mit ber obeu bemerkten Einſchaltung von 
15 gegen 3 Stimmen angenommen. 

Zu 8. 23 kann fi die Commifflon nicht überzeugen, daß das ven ame 
Seite erhobene Monitum, der Ober: Präfident müfje nicht für befugt, jonder: 
für verpflichtet erachtet werden, die Befolgung des Urtheil® zu erzwingen, 
nad) Lage der Sache begründet fe. Es werde unter Umftänden eine gärlık 
Beilegung der Sade und weitere Verhandlung mit den kirchlichen Veherde 
ebenjo zuläjfig wie rathſam fein, 

Dagegen ertennt die Commiſſion an, daß etwanige Streitpunlte. 
welche fich bei der Bollftredung der Execution ergeben, nad) Analoge ni 
ordentlichen Gerichts⸗Verfahrens einen Recurs an ven Gerichtshof offen lafe 
müflen. Zu diefem Zwed wird ein Zuſatz ale Abfag 3: 

Gegen diefe Verfügungen ftcht der kirchlichen Behörde die dr 
ſchwerde bei dem Gerichtshof für firchliche Angelegenheiten offen. 
mit 14 gegen 3 Stimmen angenommen. 


Zu 8. 24 Mit Abſchnitt III (88. 24—30) beginnt das Ser 
fahren von Amtswegen zur Entfernung eines Tienerd de 
Kirche, welderfih zur Öefährpung der öffentlihen Ordnunz 
mit den Staats-Geſetzen in Widerfprud fegt. 

Zur Rechtfertigung diefer Beftunmungen wurden in der Commilfion ic 
gende geichichtlichen Daten vorangejchidt. 

In der älteren Praxis des Reichs-Rechtes, namentlih als Folge X 
appellatio ab abusu, jet auch wohl auf Entlaffjung von Geiſtlichen era 
worden, aber in feltenen Fällen. - ! 

Weiter feien die früheren Gefeges=Beftimmungen in Preußen gegange, 
und unverlennbar fei dabei die Grundidee maßgebend gewefen, ven Geiftliche 
als mittelbaren „Staats-Diener“ anzufehen und dies Verfahren nad Analoge 
des Entlaſſungs⸗Rechtes der Verwaltungs⸗Beamten des Staates zu behandel 
Bei der evangeliſchen Geiftlichleit habe das Entlaſſungs⸗Recht von Ale. 
Zeit ber in der Regel in ven landesherrlich emannten Kirhen-Behörben, Cor 
fiftorien, beruht. Im Jahre 1748 babe Friedrich IT. alle ſchwereren Dieiplaz- 
ftrafen und die Amts-Entjegung an die Juſtiz⸗Behörden verwiefen. Zur 
Ediet vom 16. Mai 1760 fer ven Confiftorien aber eine Strafgemalt \t 
auf 30 Thaler und Berhängung der Suspenfion wietergegeben. Im Ort 
biefer Beftimmungen feien dann die 88. 532—536 Allgem. Landrechts IL |i 
ergangen, welche den geiftlichen Oberen ein Entlaſſungs-Recht nur verlset: 
(andeutungsweife) beilegen, tagegen den Betheiligten binnen 4 Woden :- 
Berufung an ein Landes-Inftizcollegium refp. das katholifs 
geiftlihe Gericht vorbehalten. Diefer weit ausgedehnte Schug der Ur 
richte habe die Cabinet8-Orbre vom 17. December 1805 veranlaft, meer 
über Die Gerichts: Entſcheidungen noch eine höhere Inftanz des 
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der geiftlichen Angelegenheiten mit dem Rechte der Straffhärfung geftellt Habe. 
Daran fliege fih dann die beinahe ein Menfchenalter hindurch in Anwen- 
dung gebliebene Allerhöchfte Sabinet8-Ordre vom 12.‘ April 1822 (Gefeg- 
Samml. ©. 105). 

[E38 wird im Eingange gejagt, daß die Ordre vom 17. December 1805 
bie Abſicht, „ohne nuchtheilige Wertläufigfeiten unwürdige Subjecte von dem 
wichtigen Amte der Religionslehre und Jugenpbildung fofort zu 
entfernen“, nicht erreicht habe] „Um nun diefe Abficht wirklich zu erreichen, 
iege Ich Folgendes feſt: 

1) Gegen die nah 8. 532 II. 11 Allg. Landrechts von den geiftlichen 
Oberen rejp. von den Eonfiftorien und Regierungen angedeutete Ent⸗ 
fegung eines Pfarrers wegen begangener Erceffe in feinem 
Amte foll der in 8. 533 begründete Antrag auf förmliche gerichtliche 

Unterſuchung und Entſcheidung nicht mehr ftattfinden, fondern nur 

Hi Recurs an ven Miniſter ver geiftlichen und Unterricht8-Angelegens 
eiten. 

2) In dieſem, ſowie in allen Fällen, wo wegen Amtsvergehen vie Ver⸗ 
fegung oder Amtsentſetzung eines ©eiftlihen oder eines bei einer öffent- 
fichen Unterrichts-Anftalt angeftellten Lehrers in Antrag gebracht wird, 
find die gehörig inſtruirten Acten von der Provinzial-Behörbe....... 
mit ihrem Gutachten dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten zur 
weiteren Entſcheidung einzujenden. 

3) Ein Gleiches muß gefchehen, wenn die wegen gemeiner Vergehen gegen 
Geiſtliche und Jugendlehrer geführte gerichtliche Unterſuchung ac. 

4) Die Entſcheidung in viefen Fällen flieht Ihnen, dem Miniſter der 
eiftlichen und Unterrichts-Angelegenbeiten, in demſelben Maße zu, wie 
Pole in Meinen früberen Ordres ven damaligen höchſten Behörden 
dieſes Berwaltungszweiged übertragen war. Ich überlaffe Ihnen foldye 
um fo mehr, als nur Sie Mir für die Meinen Abfichten entiprechenve 
Berwaltung Ihres Departement verantwortlich find <. - Dem 
Beamten, welcher demnächſt durch Sie entfernt oder verfett wird, fteht 
der Recurs an ven Staatölanzler und an Mich frei. 

5) Bei Beamten, deren Ernennung zum Amte nur durh Mich erfolgen 
fann, muß vor der Entlaffung over Verſetzung al8 Strafe ein Bor- 
trag im Staat8-Minifterium ftattfinden und letzteres demnächſt 
Meine Enticheidung einholen.‘ 

Das fpätere Disciplinar-Gefeg vom 29. März 1844 habe diefe Vor⸗ 
Ihriften beibehalten. Erſt mit der Publikation ver Verfaffungs-Urktunde vom 
5. December 1848 fei das berechtigte Bedenken entftanden, ob dieſe Cabinets- 
Ordre mit der verfaflungsmäßigen „Selbſtſtändigkeit“ ver Kirchen vereinbar 
eriheine. Durch die (nit publicirte und nicht contrafignirte) Allerhöchite 
Ordre vom 24. Auguft 1849 fei demnächſt ausgeſprochen, daß bei evange- 
liſchen Geiftlihen auch ferner nach den Ordres vom 17. December 1805 und 
12. April 1822 verfahren werben folle; doch habe ſich viefer bedenkliche Puntt 
bald nachher durch Einfegung des evangelifhen Oberkirchenraths erledige. Für 
die Geiftlihen ver katholiſchen Kirche dagegen fei, ſo viel befannt, feine 
Allgemeine Beftimmung feitend der Staatsbehörde getroffen. Es würde ſich 
aber nach Analogie des Oberkirchenraths der Schluß. rechtfertigen, taß bier 

Holgenborff, Jahrbuch II. 97 
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wie dort den kirchlichen Behörben nunmehr die ausſchließliche und enbgil- 
tige Entſcheidung über die Entlaffung eines Geiftlihen zuſtehe. Wenigſtens 
feien fpätere Fälle der Anwendung der Allerhöchſten Cabinets-Ordre von 1922 
auf katholiſche Geiftlihe nicht bekannt, und auch die Motive dieſes Gefeg-Ent 
wurfeß deuten an, daß in diefem Bunfte vie älteren Gewalten des Gtantes, 
insbeſondere das Recht des Königs und des geiftlihen Minifterd zur Ent: 
laſſung eines Geiftlichen der fatholifchen Kirche als rubende Gewalten angeiehen 
worden feien. 

Die einfache Streichung der älterm Gefeesbeftimmungen laſſe aber eine 
Lüde übrig, welche dieſer Gejeg-Entwurf (Abſchnitt IIE) auszufüllen habe. 

Die beſtehende geſetzliche Ordnung des Preußiſchen Staates bezüglich dee 
Unterrichtsweſens, des Ehe⸗Rechts, der Gerichts-Verfaſſung, insbeſondere der 
Jurisdiction über das Perſonal der Geiſtlichen, und in ſehr vielen anderen 
Punkten, ſtehe unverkennbar ſchon ſeit Menſchenaltern im Widerſpruche mit den 
Anfprücen der römiſch⸗-katholiſchen Kirche auf denſelben Gebieten, vwelde. 
wenn auch lange Zeit ruhend, doch niemals aufgegeben ſeien. Schon 1837 
und in ven nächſtfolgenden Jahren babe der kirchliche Eifer der Erzbiſchöfe von 
Köln und von Pojen-Önefen zu einer grundfäglichen Auflehnung gegen tu 
Staatsgefetze geführt. Die Erzbiihöfe hätten in ihren Anweiſungen an die 
Geiſtlichkeit fih nicht nur über klare Stantögefege, fondern auch über eine al 
Praxis und ausdrückliche Uebereinfunft mit dem päpſtlichen Stuble hinweg: 
gejegt, und den Staat in eine Lage gebracht, die durch die Berhaftung ter 
betheiligten Prälaten eine nicht glüdliche Löfung gefunten habe. So flar bat 
Recht auf Eeiten der Staatögewalt, fo ungenügend zur Abhülfe haben fie 
damals vie Beftinnmungen der Cabinets-Ordre von 1822 ergeben, une It 
allgemeine Mipbilligung babe das Berfahren ohne Uriheil und Recht gegen 
die Prälaten gefunden. 

Die Veranlaffung zu ſolchen Eonflicten zwifchen dem Staats- und Kirder: 
geſetze ſei aber ftetS vorhanden, und durch die Ereigniſſe der letzten Jahre in 
die Gefahr derfelben im ftetigen Wachen. Da die römische Kirche die weit: 
lihen Grundlagen ihrer Berfefiung als Gegenftand des Glaubens. auſehe; di 
bie Definition diefer Slaubensfäge völlig unabhängig von der Staatsgewal 
durch den Papft erfolge, mit der verbindlichen Kraft als Glaubenswahrheiten 
für alle Gläubigen; da von Alters her zahlveihe Gefege unſeres EhesKehte, 
unferer Unterrichtö-Gejeggebung zc. zc. mit ven Dogmen ber Kirche nicht über: 
einftimmen; da die kirchlichen Anſprüche auf eine Yurisdiction über Geiſtlich 
und Laien niemals aufgegeben worden; da der Weftphälifche Friede und die 
Nechtögrundlagen des Deutschen Bundes von der Curie niemals anerkannt je: 
fo Handle e8 fi namentlich auf der römiſch-katholiſchen Seite (in geringerem 
Maße auf der evangelifchen) um eine unabjehbare Reihe ruhender Anfprük:, 
deren Geltendmachung in jedem Augenblide ven offenen Bruch zwiſchen Stazt 
und Kirche in Ausficht ftelle.. Der in den NRegierungsmotiven angezogen 
Eyllabus, Sag 42, erhalte bei diefer Lage eine meittragende Bedeutung Ti 
öffentlichen Erflärungen Sr. Heiligkeit und der deutſchen Biſchöfe lafſen an 
den Ernſte der Abſicht, ſolche kirchlichen Anſprüche gegen unfere Staats⸗Ver⸗ 
faffung und Landeögefege durchzuſetzen, feinen gegrünveten Zweifel. So eben 
komme zur Senntniß der Commiſſion das Collectiv-Schreiben ver Biſchefe 
Preußens, reſp. ver oberrheiniihen Kirchen- Provinz und des Elſaß (meldet 
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zur wörtlichen Berlefung kam), das in Bezug auf die jegigen Vorlagen aus⸗ 
drücklich erfläre: 
„Wenn diefe Vorlagen zur Annahme gelangen follten, jo würbe fein fatho- 
liſcher Chriſt, und um fo weniger ein Priefter oder Biſchof ohne ſchwerſte 
Pflichtverlegung ſeines Glaubens diefelben anerkennen oder freiwillig fi 
ihnen unterwerfen können“. 

In folder Lage trete an den Staat die unabweisbare Pflicht, die be- 
ftehende Staats⸗ und Rechtsordnung gegen eine grundſätzliche Auffagung des 
Gehorſams feiten® des vereinigten Clerus einer mächtigen Kirche aufrecht zu 
erhalten. Das Auffichts⸗Recht des Staates zur Abwehr der Auflehnung gegen 
feine Gejege — jenes dem Staate gegen jede Macht zuftebende jus cavendi 
und prohibendi — werde zu einem jus eminens, ebenfo unabmeisbar und 
unabänderlich, wie von jener Seite die Berufung auf Gewiffenspflichten. 

Nur fei dabei das fehlerhafte Syſtem der älteren Gefeßgebung, nament- 
lih der Cabinets-Ordre vom 12. April 1822 zu vermeiden, d. 5. die Mittel 
des Staates ſeien zu gebrauden: 

nur im äußerften falle, wenn die vorangehende Aufforderung 
des Staated an die geiftlihen Oberen zur Entfernung des die Stants- 
Gelege verlegenden Dieners der Kirche vergeblich geblieben ; 

nicht in einem formlofen Verfahren vor einem einzelnen Departements» 
def, ſondern nach vorangegangener Prüfung der Lage in gerichtlichem 

abren ; 

baher mit Trennung der antragenden, der entfheidenden und 
ver vollziebenden Behörde; 

erft nad reifliher Erwägung und contradictorifcher Verhandlung 
der Sache unter gerichtlicher Weftftellung der Thatfachen; 

nach der Entſcheidung eines Gerihtshofes, der durd feine flänbige 
Belezung und Unabhängigleit die Gewähr einer von wechjelnden Verwal⸗ 
tungs⸗Syſtemen völlig unabhängigen Rechtsſprechung darbiete. 

Die Trage, welche an dieſen Gerichtshof zu ftellen fei, werte dann dahin 

lauten: 

Ob ein Diener der Kirche die Gefege und gefesmäßigen Anordnungen des 
Staates ſo ſchwer verlegt habe, daß fein Verbleiben im Amte mit der 
öffentliden Ordnung unvereinbar erfceint. ‚ 

Mit diefer Maßgabe erfcheine vie Entlaffung eines Geiftlichen als ebenfo 
berechtigte Forderung, wie Pflicht der Stantögewalt. ‘Der Mangel einer folchen 
würde nur eine Löſung durd die Gewalt übrig lafien, wie in der That die 
Kölner Wirren von 1837 verlaufen feien: durch Placate au ven Thüren des 
Doms, in melden vie Katholiken aufgefordert werden, das Joch der Protes 
ftanten abzufchütteln, einerfeits, — durch Abführung des Erzbiſchofs auf die 
Feſtung andererfeitd..— Unter Anertennung bes in 8. 24 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes werde es fi nur empfehlen: 

Amendement B. den Schluß des Sates dahin zu faflen: „Geiſtliche, 

welche die Staats⸗Geſetze x. ....- 
fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffente 
lihen Ordnung umverträglich ericheint, Können auf Antrag ber 
Staats⸗Behörde durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlaffen 
werden”. 
27° 


420 Die kirchenpolitiſchen Geſetze nach den Berichten der XIV. Eonmilfion zc. (34) 


Amendement C. am Scluffe binzuzufügen: „vie Entjegung bat vie 
rechtliche Unfähigkeit zur Auetübung des Amtes, Beruf r 
Ants-Eimfünfte und die Erledigung der Stelle zu Folge“, 

um rg auszudräden, daß feine Entziehung des geiftlihen Charakters 

eint jet. 

gem Gegen dieſe Ausführungen wurde von anderer Seite Folgendes bemertt: 

Man berufe ſich zur Rechtfertigung ber hier beabſichtigten exorbitanten Maß⸗ 

regeln auf frühere — insbeſondere die Cabinets⸗ 833 von 1805 und 

1822, um zu beweiſen, daß/ die Staatsgewali als ſolche bie —— 

eines Geiftlichen als ihr Recht im Anfprucd genommen habe. Es muüfle 

dagegen beftimmt behauptet werben, daß jene Ordres nur Geſetze für die 
evangelifche Kirche geweſen ſeien. Nur als Haupt der evangeliſchen 

Kiche habe der König ſich und dem Cultus-Miniſter das Recht beigelegt, 

Geiſtliche zu entlaſſen. Es ergebe ſich dies auch aus der Faſſung jener 

Beſtimmungen. Alle auf jene älteren Geſetze begründeten Redhliertigungen 

wilrden damit hinfällig. Es bleibe in der That nur übrig eine Begründung 

des neuen Berfahrens durch einen angeblichen Nothſtand. Es handle fich 
um neue Maßregeln gegen die katholiſche Kirche, die man lediglich Durch das 

Bedürfniß einer großen DMachtentfaltung vechtfertige. Die Belauptung, daß 

die katholiſche Kirche durch unbeichränfte Erhebung vieler älterer Ariome zu 

Glaubenslehren dem Staate Gefahr und Conflicte bereite, beruhe auf gänz- 

lichem Mißverfländnig und auf Unfenntni. Dan müſſe fi) doch irgendwie 

Mar machen, wie weit die Befugniß der Kirche gebe, ihre Ariome zu Dogmen 

zu eiheben. “Darüber herrſche unter ven Proteflanten eine durchgängige 

Unwiſſenheit, und es gehe daraus für die Majorität auch der Commiffion 

die Gefahr ſchwerer unberechenbarer Mißgriffe hervor durch Einmiſchung 

in Dinge, die man nicht zu überſehen vermöge. — Die ganze Gruppe dieſer 

Geſetze und fpeciell ver 8. 24 fei ein Ausdruck des Cäfareopapısmus. 

Alles Taufe lediglich auf die Anwendung von Gewalt hinaus gegenüber 

angeblihen Gefahren und angeblien Drohungen. Wenn man bie in ter 

verleſenen Eingabe ver Biſchöfe enthaltenen Warnungen „Drohungen“ nemue, 
jo fei das eine Verdrehung. Die Biſchöfe widerfirebten nur ven fchreienden 

Unrecht und fagten unnennbare Wirrfale voraus, da eben Ten in ſeinem 

Glauben ıreuer Katholik ſich diefen Geſetzen unterwerfen inne. Man Ipreie 

fit von Gefahren und erzeuge dieſe fünftlih. “Die bier vorgeſch 

Mafregeln jeien in feiner Übee die Wege des Rechts, fondern vie 

der Gewalt. 

Bon einem Mitglieve wurde barauf erwibert: 

As Katholik ſehe er in diefen Gefeten keine Gefahr, vielmehr eher einen 
Schutz, beſonders fiir Die niedere Geiftlichleit. Der Behauptung, daß kein auf- 
richtiger Katholik, der nicht mit feiner Kirche zerfallen fei, ſolche Geſete billigen 
bürfe, wiverfprehe er. Die Kirche beanipruche die volle Freiheit des Lehrens 
und Glaubens: in Bezug auf fein äußeres Handeln müſſe aber audy ter 
Katholik den Gejegen des Landes Gehorſam leiften. 

In der Commiſſion wurden als weitere Amendements folgende geftellt: 
Amenbement E. in Zeile 6 ftatt „entlaſſen“ zu jagen: „entfernt”. 
at A ntent F. in Zeile 4 vor „Zuſtändigkeit“ einzufchalten: „ge= 

etzliche“. 
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Etreitig blieb namentlih die Frage über den Borzug des Ausdrudes 
„Entfernung“ oder „Entlaffung” mit Bezug auf die Frage einer möglichen 
Berjegung Des Entlajjenen innerhalb des Preußiichen Landesgebiets. Seitens 
des Unter-Staatsfecrelärd Dr. Ahenbad wurde bemerkt, 

daß die Nenderung des Wortes „entlaſſen“, welches durchaus ber 
preußifchen Geſetzesſprache entſpreche, nicht unbevenflich fe. Dagegen 
würden die übrigen geftellten Amendements im Allgemeinen fir ans 
nehmbar erflärt. 

Ber der Abftimmung wird die Regierungs-Vorlage mit den unter B., C. 
und F. beantragten Abänderungen mit 14 gegen 4 Stimmen angenommen. 

Zu 8, 25. Die bier behandelte Aufforderung an die kirchliche Be— 
hörde, beziehumgsweife Aufforderung zur Riederlegung des Amtes fand von 
einigen Seiten Widerfprud). 

Bon einer Seite wurde bemerft, daß die Negation der Disciplinargewalt 
des Papftes das Geſetz unannehmbar mache, infofern man damit jeden Berſuch 
der Terftändigung mit dem Oberhaupte der Kirche ablehne. 

Ton anderer Seite wurde erinnert. daß em Geiftlicher, auch wenn er wolle, 
fein Amt nicht ohne Zuſtimmung des Oberen niederlegen dürfe. Die Parallele 
ver Beamten: Berhältniffe des Staates mit der katholiſchen Geiftlichfeit ſei in 
diefem Punkte unzufäffig. Diefe Beſtimmungen feien wohl überhaupt nur aufs 
genommen, um das Bolf ar eine fcheinbave Milde der Regierungs⸗Maßregeln 
glauben zu lafien. Die Staats⸗Regierung wiſſe felbft wohl, daß in 9 oder 
10 Fällen ein fremvilliges Gehen aus dem Amte unmöglich fein werve. Man 
hätte fich Lieber deutlicher ausdrücken follen. 

Es wurde diefen Behauptungen ſeitens der Königlihen Staats— 
Regierung widerſprochen, und es fnüpfte ſich daran eine Discuſſion über das 
Recht der Beamten, ohne Einwilligimg feines Oberen zu vefigniren. Insbe— 
befondere wurde hervorgehoben, daß, ſoweit der Firchliche Beamte der Zuftim- 
mung feine8 Oberen zur Refignatton bebärfe, e8 feine Sache fei, dieſe Zuſtim⸗ 
mung einzuholen. Werbe fle ertheilt, fo könne die Refignation eben eintreten; 
werde fie verweigert, fo trete da8 Zwangsverfahren dieſes Geſetzes ein. 

Bei der Abſtimmung wird Diefer Paragraph mit 13 gegen 6 Stimmen 
angenommen. 

Zu 88. 26-30 wird die Annahme ohne Discuffion mit 13 gegen 
6 Stimmen beichloffen. Zu $. 30 bemerft der Unter-Staatöferretär Dr. 
Achenbach auf Anfrage: 

Wie in dem früheren Abfchnitte, in welchem dem Ober: Präfidenten 
eine Berufung ex officio beigelegt werde, ſei ebenfo auch hier, wohl 
als felbftverftändlih angenommen, daß der Beantragende auch beredj- 
tigt fer, auf den Antrag zu verzichten. 

Zu $. 31 werben zwei Aenderungen beantragt: 

1) das Verfahren gegen Geiftliche, welche, durch Gerichtsfpruch des Amtes 
entlafien, Amtsbandlungen vornehmen, eigne ſich durch feinen feftbe- 
grenzten Thatbeftand unbedenklich zu dem Verfahren und zur Entſchei⸗ 
dung der ordentlihen Gerichte. Es fe fin Grund, die Ent 
ſcheidung diefer Fälle dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten zu 
überweilen. Dieſe Aenderung werde ſich einfach dadurch vomehmen 
laſſen, daß in 8. 32 Zeile 1 ftatt: „8. 31” gelegt werde: „S. 30“, 
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—* dieſe Fälle aus der Competenz des kirchlichen Gerichtshofes aub⸗ 
ſcheiden. 


Eine Geldbuße von 1 bis 100 Thalern ſei ungenügend für Fälle dieſer 
Art, in denen es ſich regelmäßig um einen ernſten und weitgehenden 
Conflict zwiſchen den Staats⸗ und kirchlichen Behörden handle. Es 
werde hier einer ſtrengeren Repreſſion bedürfen und empfehle ſich daher 
der Zuſatz Hinter hundert Thalern: Im Wiederholungsfalle bis zu 
tauſend Thalern. 


Die Richtigkeit diefer Gefihtöpunfte wurde von der Commilfion im Allge⸗ 
meinen anerkannt. Es erhob fih nur ein Zweifel darüber, ob noch hinzu⸗ 
zufügen jet, daß die Gelpftrafe im Falle der Nichtzahlung in Gefängnifftrafe 
zu verwandeln. Ein darauf gejtellteö Amendement wurde indefjen zurüdgezogen, 
ba andererſeits dieſe Verwandlung nach den Beftimmungen des deutſchen Straf: 
geſetzbuchs für felbftverftänplich erachtet wurde. 

Bon anderer Seite wurde wiederholt hernorgehoben, das Geſetz könne leicht 
zur Folge haben, die Bifchöfe und den Clerus „arm“ zu machen. Die meiflen 
Betroffenen würden voraudfichtlich unvermögende Leute fein. Der Staat fe 
überfreigebig mit großen Strafjummen; in Bezug auf das Dotiren der Kirche 
und ihrer Beamten laſſe fi) nicht ein Gleiches jagen. Man müfle in ber That 
dem fatholifchen Clerus eine große Opferwilligfeit und Feftigfeit zutrauen, indem 
man ihn mit ſolchen Strafandrohungen bedenke. Man glaube auf viele Weile, 
die aus Gewiſſenhaftigkeit Widerftehenden mürbe machen zu können , allein das 
katholiſche Volt werde durch die Größe der Strafen ſchwerlich zu der Ueber 
zeugung von der Strafbarfeit feiner Priefter fommen, wie man fie hervorzurufen 
beabfichtige. 

Bei der Abftimmung werden die obigen Borfchläge mit 12 gegen 4 Stim⸗ 
men angenommen, und Damit die Faſſung des 8 31 genehmigt, mit der Cie 
haltung: „Im Wiederbolungsfalt bis zu taufend Thalern“. 


Zu $. 32. Der nunmehr folgende IV. Abſchnitt (SS. 32 —37) 
behandelt den Königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten. 
Die Mehrheit ver Commiffion erkennt die Einjegung eines Centralhofes, wie ih 
bie Regierungs-Vorlage beabfihtigt, als durch die eigenthümliche Natur bier 
Streitfälle zwifchen Kirche und Staat bedingt an. Den Local» und Provinzial 
Gerichten ſei e8 bedenklich Entſcheidungen zu übertragen, welche ſich regelmäßig zu 
einem Principienftreit mit der oberften Leitung der evangeliſchen und fathe: 
liſchen Kirche geftalten. Schon durch die Verichtevenheit der propinziellm Ge 
richtöverfaffungen würden fich dabei Verichievenheiten der Auffafjung der Gerichte 
ergeben. Die überaus ſchwierige Abgrenzung des flaatlichen und rrchlichen 
Rechtes fege eine befondere Bildung und Prariß des Richterperſonals voraus 
Bor Allem thue die Stetigfeit und die prompte Sicherheit der Entſcheidung netb, 
welche durch einen weitläufigen Inftanzenzug nicht gefördert würde. Auch Tom: 
men politifche Geſichtspunkle in Betracht, Deren Würdigung vorzugsweiſe ben 
einem centralen Gerichtöhofe zu erwarten fet. 

Die Commiffton 309 bei diefer Berathung in Erwägung, daß in der Ge 
ſetzoorlage über die Borbildung und Anftellung von Geiftlien (8. 16) 
bereit8 der Befchluß gefaßt ift, eine Beſchwerde gegen die Einfpruchderffärung de 
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Ober-Bräfiventen wider die Anftellung des’ Geiftlihen an ven bier gebildeten 
Gerichtshof zu geftatten. Es entftehe nun die Schwierigkeit, jenen Beſchluß in 
der gegenwärtigen Gefeßesvorlage mit zur Geltung zu bringen, da fid nicht 
oorherfehen laſſe, ob der $. 16 der oben gedachten Commiſſionsvorſchläge un- 
verändert angenommen, ob jene Geſetzesvorlage überhaupt definitiv ind Leben 
treten würde. Es trete Hinzu der Umftand, dag in nächſter Zeit fich ein weiteres 
Bedürfniß ergeben könne, gewiſſe Streitfragen über das Verhältniß von Staat 
und Kirche eben dieſem Gerichtshof zu überweiſen. Man merbe biefen Schwierig- 
feiten gerecht werden durch die Einfchaltung eines allgemeiner gefaßten Satzes: 
In. Zeile 2 Hinter dem Wort „bezeichneten und der anderweitig 
durch Gejege zugewiejenen Angelegenbeiten. 

In der Dieeuffion wurde gegen die Inititution eines folchen ae 
Einfpruch erhoben. Ein Gerichtshof diefer Art fer und bleibe ein Ausnahms⸗ 
gericht, welchen alle Bedenken gegen Ausnahmögerichte gegenüberftänden. Der 
Gerichtshof könne keine Garantie bieten; er werde grundbfäglic antikatholiſch fein. 
Katholiken werde man in den Gerichtshof nicht berufen, und gute Katholiken 
tönnten nach dem Geſetz der Kirche keine Stellung in demfelben annehmen. Der 
Hof werde vielleicht bona fide erfennen, aber ohne Verftändnig für das kirch⸗ 
liche Leben und Wefen, alfo unſachgemäß. Die katholiſche Bevölkerung wenigſtens 
werde in dieſem Gerichtshof gar feine Garantie ſehen. 

Bei der Abftimmung wird das oben geftellte Amendement mit großer 
Mehrheit und der jo modifictrte Paragraph mit 15 gegen 3 Stimmen ange: 
nommen 

Zu 8. 33 wurden zunädft einige Bedenken gegen die beabfichtigte Zu= 
jammenfegung des Gerichtshofes erhoben. Bon einer Seite wird das 
Amendement geftellt, in Zeile 3 zwifchen „Richter und „fein“ einzufchieben: 
„bet dem hödften Gerichtshof". Kin Gerichtshof in fo bedeutungsvoller 
Stellung müſſe die Garantie gewähren, daß nur Mitglieder von der Qualität 
der höchſten Gerichtöbeamten einen Platz darın finden. Es wurde Died auch von 
anderer Seite anerkannt, jedoch beroorgehoben, daß die Ernennung der Mit: 
glieder auf Vorſchlag des gefammten Staatsminifteriums durch den König, Die 
den Mitgliedern zugedachte Stellung, ihre Gleichftellung in den Perjonalverhält: 
niffen mit den Mitgliedern des Obertribunals eine ſolche Garantie bereit ent⸗ 
balte, und daß es andererſeits nicht unbedenklich fei, bei der überaus fchwierigen 
Auswahl geeigneter Perfonen für die Enticheivung der ſtaatskirchlichen Fragen 
die Staats⸗Regierung an das Perfonal eines oder zweier Gerichtshöfe unbedingt 
zu binden. Bei der Abflimmung wurde dies Amendement demnächft mit 12 
gegen 6 Stimmen abgelehnt. Ä 

Ein anderes Bedenken wurde dagegen erhoben, daß nad $. 34 die Sta= 
bilität dieſes Nichterperfonald nicht völlig gefichert jet, da man Mitglieder ers 
nennen könne, die in der Stufenleiter des Beamtenthums noch eine weitere Be⸗ 
förderung zu erwarten haben. Seitens des Unter-Staatöfecretärd Dr. Achen⸗ 
bach wurde über dieſe Streitpunfte bemerft: 

Die Regierung wolle keine ftrenge Beſchränkung auf Mitgliever der beiden 
böchften Gerichtöhöfe, fondern wünſche aus den ſchon angegebenen Gründen 
eine etwas weitere Auswahl. Daß fie nur angefehene, in der Praxis ge⸗ 
wiegte Männer anftellen werde, ſei ganz felbftverftändlich. Die Bedenken 
gegen die Ständigfeit des Perfonald würden fi wohl durch die Betrachtung 
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erledigen, daß gerade diefe Paragraphen der Megierungs-Vorlage aus dem 
Reichsbeamten⸗Geſetz entnommen ſeien, bei deſſen Beſchließung die betreffene 
Commiſſion alle Mühe erſchöpft habe, ansreichende Garantien für die Et: 
lung des Richterperfonal® zu finden. Die Regierung werde jeden Vorſchlag 
der auf Vermebrung der Garantien der Ständigfeit des Gerichtshofes Kinaut: 
gebe, mit Aufmerkſamkeit und Wohlwollen prüfen: fie habe aber feine beſſeren 
Borfchläge efunben, als die in der Berathung des Reichsgeſetzes nach ein 
vielfeitigen ägung angenommenen. 

Eine fchwierigere Erwägung erhob ſich über die Frage, ob Das in biefan 
Geſetze vorgefchriebene Verfahren überhaupt für alle Fälle ausreichen lome, 
in denen ber Gerichtshof durch dieſes und andere Gefege eine Competenz erhalte. 
So fehr man fih aud bemühe, vollſtändige Proceßgrundfäge zu geben, fo 
würden ſich fofort Lücken zeigen. Beiſpielsweiſe bleibe in den obigen 88. 20 
und 21 die Frage offen, ob die Eventual-Maxime gelte, welches Contumacial⸗ 
Princip zur Anwendung komme x.. Die Reihenfolge des Plaibohers, der Schluß 
der Verhandlung, die informatoriſche oder bindende Bedeutung der Schniftſare 
und vieles Andere fer nicht entſchieden. Sollten alle ſolche ragen gelöft werden, 
jo bedürfe es in der That einer vollfländigen Proceß⸗Ordnung für den Gerickd: 
Fa deren angemefiene Beftimmungen wiederum nur aus der Prarid der Ge 
chäfte ſelbſt fich ergeben innen. Es fer unverfennbar, daß bie aus dem Gang 
der ordentlichen Civil- und Strafgerichte ſich ergebenden Einzelbeſtimmungen über 
den Gang des Verfahrens ber Verwaltungs-Gerichtähöfen wegen der verſchiedenen 
Natur der Streitpunkte nicht buchftäblich, Jondern nur im Sinne eined „vol 
rechtlichen Gehörs“ zur Anwendung kommen können. Man möäfle in bier 
Beziehung auf die Erfahrung aller Zeiten verweifen. Auch für bie Bennil: 
tungs⸗Jurisdiction in Friedensbruchs⸗, in Polizei, kirchlichen und anderen Soden 
der ehemaligen deutſchen Neichö-Gerichte, ſowohl des Reichs-Hof⸗-Raths mie dei 
Reichs⸗Kammer⸗Gerichtes, ſei niemals eine vollftändige Proceß⸗Ordnung fe 
geben verfudt worden. Man babe das Reichs-Kammer⸗Gerxicht fogar lan 
Jahre hindurch auf die allgemeinen Grundfäge des gemeinen Proceſſes aud m 
ordentlihen Verfahren verwiefen. Eine Thätigfeit der Gerichtshöfe auf dieſem 
Gebiete werde nie anders in Gang zu bringen Sein ‚ al8 duch knapp gehalten 
pofitive Beftimmungen für die Nothfriften und einige Orundprincipien de⸗ 
Verfahrens, welche. dann durch die Analogie der Grundſätze Des ordentlichen 
Proceſſes und durch ergänzende Beichlüffe des Gerichtshofes im pleno aus 
füllen feien. Diefelbe Maxime habe auch in der Verwaltungs: Jurisdiction der 
engliſchen Gerichtshöfe und ber ihren Nachbildungen in der nordamerilaniſchen 
Union Anwendung gefunden. Man babe fich jeder Zeit mit wenigen Grund⸗ 
fäten begnügen müflen, im Webrigen die Gerichtshöfe auf Analogie und Plenn 
beſchlüſſe verwiefen. Nur nach längerer Zeit fei durch Geſetzgebung einzeln 
Mipftänden abgeholfen. Codificirte Proceg- Ordnungen für das Berfahren der 
Berwaltungsgerichte befländen trog Jahrhunderte alter Praris auch in jenen Yandere 
nicht. Die gleiche Erfahrung fei in Frankreich gemacht worden. Die hier m 
Betracht kommende analoge Jurisdiction des Conseil d’Etat habe auch nat 
der Reorganifation durch Napoleon I. ohne eine cobificirte Ordnung bes Fre 
ceßganges beftanden. Erſt in den dreißiger Jahren fei ein umfaſſenderes Gelet 
darüber zu Stande gelommen. Man gelange in einen Zirkel, wenn man die 
Einfegung von Verwaltungsgerichten abhängig machen wolle, von einer erſchöpfender 
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Codification des Procefganges, welde ohne die Erfahrungen der Praxis unmög- 
Ih gefunden werben könne. Bon dieſem Gefichtspunfte aus wurde der Bor- 
ichlag gemacht, 
dem 8. 33 als Abſatz 3 hinzuzufügen: „durch Plenarbeihlüffe des Ge— 
richtshofes können auch die in dieſem Gelee gegebenen Borfchriften des 
Verfahrens ergänzt und deren finngermäße Anwendung auf andere durch Ge: 
feg dem Gerichtshofe überwielene Angelegenheiten gevegelt werben”. 
In der Discuffion wurde noch hervorgehoben, daß dieſer Vorſchlag, 
abgeſehen von dem unumgänglichen praktiſchen Bedürfniß, auch Die Vorgänge im 
Deutſchen Reiche als Autorität geltend maden könne. Die „Gemeinen Be— 
ſcheide“ des Reichs⸗Kammergerichts feien jeder Zeit für ımentbehrlih erachtet 
worden, um den Proceßgang innerhalb der umvollfländigen geleglihen Normen 
zu vegeln und den verfcdiedenartigen Aufgaben des Gerichtshofes zu genügen. 
Dafielbe Syſtem babe fih in Vorpommern bewährt, fofern das Tribunal in 
Wismar, ſpäter das Ober-Appellationsgericht in Greifswald, diefelben Functionen - 
in zufriebenftellenpfter Weiſe geübt habe. 

Es wurde Dagegen von anderer Seite eingewandt: die wefentlichen Theile 
des Proceßverfahrens müßten ſtets im Geſetz georbnet und vorgejehen werben. 
Ber den verjchiedenen Grundformen des Procefied in Preußen müfle die maß- 
gebende Proceßart genau bezeichnet werden. Bei dem Reichs-Kammergericht fei 
es eine Zahl der beften Yuriften Deutſchlands geweſen, denen man folde Be- 
fugniffe anvertraut habe, während in diefem Gerichtähofe nur 6 etatsmäßige 
Juriſten ſäßen. Das Reichs-Kammergericht babe die gejchriebenen Rechte und 
die Yiteratur derfelben als Grundlage gehabt: bier ſei Feine Literatur vorhanden. 
Der Gerichtshof in feiner beabfichtigten Zufammenfegung befite für ſolche 
dunctionen nicht die nöthige Autorität. 

Es wurde Dagegen replicirt, daß bei dem Ober-Appellationdgeriht in 
Greifswald eine Anzahl von höchftend 5 bis 6 Richtern jene Function geitbt 
babe, ja, daß in den legten Jahrzehnten in England einer nicht größern Zahl 
von Richtern die einjchneidendften Befugniffe zur Umgeftaltung des ordent- 
liden Civil- und Strafverfahrens beigelegt worden feien, weil e8 für Neubil- 
dungen eben nur möglich ſei, aus der Praxis heraus die richtigen Formen zu 
finden. Auch die Ungleichartigfeit beftehender Procef-Sufteme ſei fein Hinderniß. 
Die Reichögerichte ferien auf römiſche, canonifche und andere Proceßnormen ver⸗ 
wieſen worden, die in ihrem inneren Weſen die äußerften Verſchiedenheiten dar- 
boten. Eine ergänzende Befugniß diefer Art fer völlig unabweisbar, weil ſowohl 
das in Diefem Gefeß vorgeichriebene Hauptverfahren, wie die Nebenfälle von 
Beichwerben, melde dem Gerichtshofe jet und künftig überwieſen würden, durch 
feine erdenkbare Proceß⸗Ordnung zu erichöpfen wären. 

Bei der Abſtimmung wird der oben vorgeichlagene Zufag mit 13 gegen 
5 Stimmen und der fo ergänzte Paragraph mit 14 gegen 4 Stimmen an- 
genommen. 

Zu 8. 34 wird nochmal erinnert an die bei dem Reichs-Beamtengeſetz 
erfolgten eingehenden Berathungen, denen diefe Beſtimmungen entfprechen. Die 
Annahme erfolgt mit 14 gegen 4 Stimmen. 

Zu 8. 36 wird die Streichung des Abſatzes 2 ohne Widerſpruch be— 


a4 


ſchloſſen, da derſelbe einerfeitE aus allgemeinen Grundjägen zu entnehmen, 
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andererſeits unnöthig ſei wegen des zu 8. 33 befchloffenen Zuſatzes. Die 

Faffung des erften Abſatzes wird mit 15 gegen 3 Stimmen angenommen. 
Zu 8. 37 wurde als angemeflen anerkannt, daß bei dem Verfahren de 

Gerihtöhofes nur baare Auslagen in Anſatz zu bringen find. Ein Be 

venfen, daß der Begriff der baaren Auslagen ein unbeftimmter fer, wurde mit 

dem Hinweis erledigt, Daß auch bier die Analogie der Proceß-Grundläge und 

Bob ergänzenden Beichlüffe des Gerichtshofes einzelne Streitfragen zu erledigen 

en 


Bon anderer Seite wurde das Bedenken erhoben, der Staat fünne die 
bei dem erfahren betheiligten Geiftlihen auch durch die Maffe der baaren 
Auslagen mit harten Zumuthungen bebelligen. Er babe es leicht, Zeugen zu 
citiren und dafür die Koften zu zahlen; emen armen Pfarrer aber könne aus 
diefe Koftenlaft ruiniren. Es könne ferner Chicane durch Vorladung übermif 
vieler Zeugen getrieben werben. Auch Reiſekoſten können ungebübrlihe Pe 
laſtungen herbeiführen. 
Die Majorität der Commilfion war der Meinung, daß es fich empfehle 
würde, in das Geſetz ſelbſt eine Verpflichtung des unterliegenden Thels 
zur Tragung der Koften auszuſprechen, und babe auf das freie Ermeſſen ix 
Gerichtshofes zu verweilen, damit der gemeimrechtliche Grundjag zur Gelm; 
fomme und die Tragung oder Niederichlagung der Koften von einer anzunehwes: 
den culpa der Privatpartei abhängig werde. Eine Pflicht zur Tragung ver 
Koften, wenn auch in beſchränktem Maße, müſſe immerhin anerkannt werke, 
um emige Garantie gegen frivole Einlegung des Rechtsmittels zu geminner. 
Es wurde deshalb vorgefchlagen, den 8. 37 dahin zu faflen: 
Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Koften des Verfahrens entſcheide 
der Gerichtähof nach freiem Ermeflen. Als Koften werden nur baare Auf 
lagen in Anſatz gebracht, 

und diefe Faſſung einffimmig an Stelle der Regierung®-Borlage angenommer 

Nah dan Schluffe der Berathung über die gefammte NRegierungs-Borlax 
wurde von einem Mitgliede noch der Antrag geftellt, dem Gefege folgen: 
Zuſatz zu geben: 

„Das Erforderniß ftaatliher Beftätigung kirchlicher Discipling 
Entſcheidungen und der Recurs wegen Mißbrauchs der Kirdlike 
Disciplinar-Strafgewalt an den Staat treten, fomweit ſolche im bi⸗ 

berigen Rechte begründet find, außer Kraft”. | 

In diefer Faſſung wurde der beantragte Zufat-Paragraph, nachdem m 
Vertreter der Königlichen Staats-Regierung ſich mit demjelben eiwerſtand 
erflärt hatte, von der Commiſſion einſtimmig angenommen. 

Bei der ſchließlichen Berathung, betreffend die Ueberſchrift des ©:- 
jeges, wurde ein Antrag, biefelbe dahin zu faflen: „Entwurf eines Geſchet, 
betreffend die Disciplinar-Gewalt über Kirchendiener ꝛc.“, mit 9 ga 
9 Stimmen abgelehnt. Da aber in der Beratbung über $. 1 ein det g 
ftellter Antrag mit Ruckſicht auf feine eventuelle Erledigung durch die Ueker: 
ſchrift des Geſetzes verihoben war, fo fam die Commiſſion nochmals auf di 
Faſſung des 8. 1 zurüd. Es wurde anerkannt, daß, wenn die Ueberihrr: 
unverändert bleibe, es fich jedenfall empfehlen würde, im Eingange des Cie 
das Gebiet deffelben, nämlich die Disciplinargewalt über die Diener der Kirce 
beſtimmt zu bezeichnen, obgleich dies allerdingd aus dem Inhalt und den Dem 
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beroßrgehe. Ein darauf geitellter Antrag, Hinter das Wort „Disciplinar- 
gewalt” im 8. 1 die Worte „über Kirchendiener“ einzufchalten, wurde demnächſt 
mit 15 gegen 3 Stimmen genehmigt. 

Ber der Schlußabftimmung über das ganze Geſetz wird ber 
nunmehr vorliegende Entwurf nad den Borfchlägen der Commiſſion 
m Abweſenheit von 3 Mitgliedern) mit 12 gegen 6 Stimmen ange- 
nommen. 


Berlin, den 12. Februar 1873. 


D 


Gefeß-Entwurf" über die Grenzen des Rechts zen Gebrauche kirchlicher 
Straf: und Zuchtmittel. 


Bir Wilhelm :c. verorbnen mit Zuftimimung ac. 


8. 1. 

Keine Kirche oder Religions-Gefellihaft if befugt, andere Straf- 
oder Zuchtmittel anzubroben, zu verbängen ober zu verfünden, als —8 welche 
dene rein religiöfen Gebiete angehören oder die Entziehung eines innerhalb ber Kirche 
ober Religiond-Gejellichaft wirlenden Rechts oder die Ausſchließung aus der Kirchen - 
ober Religions⸗-Geſellſchaft betreffen. 

Straf- oder Darts une egen Leib, Bermögen, Freiheit ober 
bürgerliche Ehre find unzuläſſig. 


8. 2. 

Die nad $. 1 zuläffigen Straf- oder Zudtmütel bürfen Über ein Mit» 
glied einer Kirche oder Religions-Geſellſchaft nicht deßhalb verhängt 
oder verlündet werben, 

1) weil baflelde eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Staats⸗Geſetze 
oder die von ber Obrigkeit inmerbalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigleit erlaffenen 
Anoronungen verpflichten; 

2) weil daſſelbe öffentlihe Wahl- oder Stimmredte in einer 
beffiimmten Rihtung ausgeübt oder nicht ausgeübt bat. 


8. 3. 
Ebenfowenig dürfen derartige Straf- ober Zuchtmittel angebroht, verhängt 
ober verlünbet werben: 

1) um dadurch zur Unterlaffung einer Handlung zu beftimmen, zu welcher bie 
Staats⸗Geſetze oder bie von der Obrigfeit innerhalb ihrer gefeglihen Zu- 
Rändigleit erlaffenen Anordnungen verpflichten ; 

2) um dadurch die Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- und Stimm- 
rechte in beftimmter Richtung herbeizuführen. 


8.1. 
Die Berhängung ber nah dieſem Geſetz zuläffigen Straf- und Zudt- 
mittel darf nicht öffentlich befannt gemacht werden. 
Eine auf die Semeinde- Mitglieder befhräntte Mittheilung if 


nicht außgeichloffen. 
Die Bollziehung oder Verkündung derartiger Straf- oder Zuchtinittel darf auch 
nicht in einer befhimpfenden Weife erfolgen. 


8. 5. 


Geiſtliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche oder Keli⸗ 
gions-Geſellſchaft, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes (88. 1-- 4, zuwider Straf⸗ 
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ober Zuchtmittel androhen, verbängen oder verfünden, werben mit Gelbfirnien 
bis zu 200 Thalern oder mit Haft oder mit Sefängniß bis zu Einen 
Jahre und in fhwereren Fällen mit Geldſtrafen bis zu 500 Thalern 
oder mit Gefängnißbis zu zwei Jahren beftraft. | 

(Neuer) 8. 6. 

Die befondereuDisciplinarbefugniffeder’Kirhen- und Religion 
Geſellſchaften über ihre Diener und Beamten und bie darauf bezüg- 
lichen Rechte des Staats werben durch dieſes Geſetz nicht berührt 

Insbeſondere findet das dem Staat in ſolchen Gejegen vorte«- 
haltene Recht der Entlaffung von Kirhendienern wegen Berlegun 
der öffentlihden Orpnung unabhängig von den in $. 5 enthaltenen 
Strafbeftimmungen ftatt. | 


Commiſſionsbericht. 


Die Commiſſion bat ſich der Berathung dieſes Geſetzes unter Zuzichum 
des Geheimen Regierungs-Raths Dr. Hübler als Vertreters des Herrn Dun: 
ſters der geiſtlichen Angelegenheiten unterzogen. 

Zu 8. 1. Die Commiſſion erkennt die hier gezogene Grenze zwiſchen den 
Gebiete der ftaatlichen und der kirchlichen Steafmittel als im Allgemeinen rihtn 
an. Die Diecuffion darüber betraf mehr die Bedürfnißfrage als den Grundks 

Jede Kirche und Religions-Geſellſchaft ſoll einerſeits ihre Angelegenkiei 
jelbftftändig ordnen und verwalten (Xrtifel 15 der Verfaſſungs-Urkunde), — 
andererjeitö jol den bürgerlichen und den ftaatsbürgerlichen Pfitis 
durch die Ausübung der Religionsfreiheit fein Abbruch geſchehen (United 1? 
der Berfaffungs-Urkunde). 

Die damit gegebene Abgrenzung zwifchen kirchlichem und flaatlichen Gebt 
muß ſich auch auf die Straf= und Zuchtmittel erftreden, welde eine Rdr 
gions⸗Geſellſchaft als ſolche über ihre Mitglieder. verhängt, — abgejehen x: 
den befonveren Strafmitteln zur Aufrechterhaltung ver kirchlichen Amts-Tr: 
nung, welche Gegenſtand einer beſonderen Gefegesvorlage geworben find. 

Es ift anerfannt, daß die hriftliche Kirche von ihren Anfängen an de 
Grundfag der Ausichliegung unwürdiger Mitglieder und ein Shftem von Bıre 
und Genfuren geübt bat, welches im Verlauf des Mittelalters, nametlıd ? 
bem Zeitraum vom VIII.-XIII. Yabrhundert, mit der Reichsacht in Berbe: 
dung gebracht, zu einem vollftändigen Syſtem von Strafen mit rechtlicher ir 
fung fich erweitert hat. 

Nie. Münden, Das canomfche Gerichtsverfahren und Strafred 
Band IL, Seite 116— 261. 

Ebenso ift anerfannt, daß mit der fpäteren Beſchränkung der geiftlde 
Gerichtsbarkeit dies Straf⸗Syſtem fortjchreitend engere Grenzen erhalten bar: 
während andererjeit8 auch die lutherifche, reformirte Fire und andere Reigiof: 
Geſellſchaften ein Syſtem der Kirchenzucht entwidelt haben. 

Aem. Richter, Lehrbuch des canonifchen und evangeltfchen Kinker: 
rechts. 8. 206-208. 226—228. 

Immer folgerichtiger feheint dabei der leitende Grundſatz zur Gelimg t 

fommen, daß die Stantögewalt und Kirche berechtigt find, jede im ihrem Kreik. 
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die Rechte zu entziehen die fie gewährt und garantirt, daß der Kirche namentlich 
ein Recht der Ausichliefung unwürdiger Mitglieder nad ihrem ſelbſtſtändigen 
Ermefien nicht beftritten werben Tann. 

Nah dieſem Geſichtspunkt fallen die bitrgerlihen Strafen an Leib, Freiheit, 
Bermögen und bürgerlicher Ehre dem Staat ausſchließlich zu. Andererſeits ge- 
bührt der Kirche und Religiond-Gefellihaft das Recht ver Ausſchließung von 
ihrer Gemeinſchaft, der Verfagung des Abendmahls, der Zulaſſung zum Tauf⸗ 
zeugniß, Des Wahlrechts und der MWäblbarkeit innerhalb der kirchlichen Ver— 
faffung, — die Gewährung oder Verſagung alles deſſen, was nur die Kirche 
kraft ihrer Einrichtungen gewährt. 

Im Weientlihen ift diefer Gefichtöpunft auch in den beutichen Gefeg- 
u der maßgebende gewefen, wie in dem preußiſchen Allgemeinen Land- 
recht IE. 11. 

8. 52. Site (die Kirchenzucht) darf niemals in Strafen an Leib, Ehre 

oder Bermögen der Mitglieder ausarten. 

8. 57. Soweit mit einer folden Ausſchließung (aus der Kicchen=Gefell- 
haft) nachtheilige Folgen für die bürgerliche Ehre des Ausgeſchloſſenen 
verbunden find, muß vor deren Veranlaffung die Genehmigung des Stantes 
eingeholt werben. 

Bayerifches Religions-Edict vom 26. Mai 1818. 

8, 40. Die Kirchengewalt übt das rein geiftlihe Correctionsrecht nach 
den geeigneten Stufen aus. 

8. 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß auf das 
gefellichaftliche Leben und die bürgerlichen BVerhältniffe ohne Einwilligung ber 
Staatögemwalt geftattet. 

Trog der fchon vorhandenen Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts und 
einiger provinzieller Geſetze hält die Mehrheit ver Commiffion dennoch ein auß: 
drückliches Gefe über die Abgrenzung diefer Gewalten nad Erlaß der Ber: 
faffungs-Urtunde für nothwendig aus folgenden Gründen. 

Zunääft iſt die Abgrenzung der kirchlichen Strafmittel in dem ge 
ſchriebenen Rechte nicht immer correct gezogen. Beiſpielsweiſe wird die Beſtim⸗ 
mung $. 55, DI. 11: 

Wegen bloßer, von dem gemeinen Glaubensbefenntnig abweichender Mei⸗ 

nungen, Tann fein Mitglied ausgeichloffen werben, 
als mit der Selbftftändigfeit der Kirchen nicht mehr vereinbar anzufehen fein. 

Sodann find die früheren Mittel des Staates zur Aufrechterhaltung 
diefer Grenzen unanwendbar geworden. Die vorbehaltene Beftätigung Ficchlicher 
Anordnungen und Berfügungen (das landesherrliche Placet) ift Durch die neuere 
Geſetzgebung und durch die Verfaffungs: Urkunde in Preußen aufgehoben, und damit 
daB Hauptmittel in Wegfall gekommen, mit welchem der Staat die Innehaltung 
der Grenzen der kirchlichen Strafgemalt aufrecht erhalten konnte. Das zweite 
Mittel, die Beſchwerde wegen Amtsmißbrauchs an die Staats-Behörden und 
den König (der recursus ab abusu), war in feinen ©renzen jederzeit ftreitig 
und bedarf überhaupt einer declarirenden Feſtſtellung, welche in Bezug auf die 
Amtögewalt der Kirche über ihre Beamten jet in einem befonderen Geſetze 
erfolgen fol. 

Soll nun überhaupt ein Recht des Staates zur Controle von Ueberſchrei⸗ 
tungen in das Gebiet des bürgerlichen Rechtes nicht ohne Schutz und ohne jede 
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Garantie bleiben, jo muß nad der Anficht der Mehrheit Die Competenz der 
Staatsbehörden auf dieſem Gebiete neu geregelt werden. 

Wenn möglich, Toll dieſe Regelung im Fall des Streits in die ordent: 
lichen Gerichte gelegt werden. Es bedarf aljo einer geſetzlichen Bezeichnung 
ber zuläffigen und der nichtzuläfftgen kirchlichen Straf- und Zuchtwittel iher 
Art und Anwendung nad. Dur diefe Abgrenzung ergiebt ſich der Thatbeften 
‚einer kirchlichen Competenz = Ueberfchreitung, welche unter Strafiancion geielh, 
Durch die ordentlichen Gerichte im gewöhnlichen Inftanzenzug gehandhabt were 
fann. 

Die 88. 1—4 des vorliegenden Gejeß-Entwirfs ſuchen zu dem Zwed de 
Thatbeftand fo zu begrenzen, daß er von den Gerichten gehandhabt werben kur, 
an Stelle des früher zuläffigen Eingreifen ber Verwaltungsbehörden bes Stan, 
welches allerdings eine Einwirkung aud auf Die inneren Angelegenheiten It 
Kirche ermöglichte. 

Es erſcheint daher der Mehrheit der Commiſſion vorweg als ein Die 
verftändniß, wenn die Androhung von Strafen als ein „neuer und unerbine 
Eingriff in die Rechte der Kirchen” dargeftellt wird. Es Handelt fi vieinh 
um die rechtliche Möglichkeit, den Einſpruch des Staates gegen Ueberfdjreitungn 
innerhalb der feit lange anerkannten Grenzen zu erhalten, und ftatt einer ve: 
bietenden, beſtätigenden, beoormundenben Eimwirfung der Staats-Verwaltung ce 
fefte ic Regel zu ftellen, welche ohne Androhung einer Strafe nicht are 
zu erhalten ift. 

Abgefehen von wünſchenswerthen Aenderungen der Faſſung Bält mie 
bie Mehrheit der Commiſſion den 8. 1 des Gejeg - Entwurfs für unweit 
gerechtfertigt. 

Es wurde darauf vom Standpunkt der römiſch-katholiſchen Kirk: 
aus Folgendes entgegnet. 

Aus den Motiven der Regierungs-Vorlage laſſe fich fein Bepärfniß, ı 
nicht einmal eine hinreichende Beranlaffung zu dieſem Geſetz⸗ Entwurf erten 
Der darin angezogene Fall der Excommunicalion des Kaufmanns Sonntag lift 
vielmehr Mar erfennen, auf wie ſchwache Grunde hin Gefeg-Entwärfe dieſet Ar 
vorgelegt würden. — Es ſei jedenfalls überflüffig Strafen an Leib und Fer: 
mögen der Kirche durch Geſetz zu umterfagen; denn die jett gebräuhlie 
Straf und Zuchtmittel der katholiſchen Kirche erfireden ſich darauf überbaw‘ 
nit. Wolle man aber alle Zuchtmittel verbieten, welde die Ehre dei de 
troffenen alteriren könnten, fo laſſe fi he fein ſicerer Maßſtab finden. RA 
Ausichliefung aus einer Gemeinſchaft, aus einem and dee 
Freimaurerorden, laſſe umvermeiblich Een —— in der tm de 
früheren Genoffen finten; da8 könne auch fein Geſetz verbüten oder verbieten. — 

Nah den Motiven der Borlage fei e8 beſonders darauf —— Die mE: 
der excommunicatio major angeblid verbundene „Verkehrsſperre“ „el u 
die bürgerliche Rechtsſphäre eingreifenb” zu Befeitigen. Cine ſolche ſei aber mi. 
der beute aan excommunicatio major durchaus nicht verbunden; dr 
Kirche empfehle nur ihren Angehörigen, mit dem Ausgeſchloſſenen mt u 
nöthigerweile zu verkehren. Man babe zwar auf ältere Kirchengefepe gedar. 
bie im Widerſpruch mit den heute anerfannten Grenzen der Kirchenganali ver 
Neuem geltend gemacht werben könnten. Man überfehe dabei aber, daß ım ©’ 
nonifchen wie im gemeinen Hecht Geſetze durch Nichtgebrauch außer Kraft freier. 
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Eine Belämpfung derſelben durch dieſen Geſetz⸗ Entwurf fer gegenftandlos. — 
Das Bedenkliche an dem Gefege fer nicht ſowohl der Wortlaut, als die Motive 
mit ihrer erfennbaren Tendenz, ber katholifhen Kirche Die excommunicatio 
major zu entziehen. Die Behauptung, daß eine ſolche in die bürgerliche 
Rechtsſphäre übergreife und die bürgerliche Ehre verlege, ſei unerwiefen. Den 
darauf bezüglicen überzeugenden Beweiſen des Biſchofs von Ermeland gegen- 
über babe fih die Königliche Etant8- Regierung nur auf 8. 57 Allgemeinen 
Landrechts II. 11 berufen, der jedenfalls durch die Verfaflungs - Urkunde auf- 
gehoben ſei. Hauptfählih jener Motive wegen fei das Geſetz unannehmbar. 

Auh von evangelifher Seite auß wurbe von einem Mitgliede der 
Zweifel erhoben, ob es richtig fei, ftatt diejenigen, welche fich durch Ueber⸗ 
fchreitung der Grenzen der Kirchenzudht verletzt fühlen follten, auf den Civil- 
rechtsweg und das gemeine Strafrecht zu verweilen, alle foldhe Ueberichreitungen 
direct umter Strafe zu ftellen, und damit das Zuchtrecht der Kirche in ein pri- 
vilegium odiosum zu vermanbeln. 

Bon einem andern Mitgliede wurde geltend gemacht, die excommuni- 
catio major enthalte Leine Verlegung der bürgerlichen Ehre, und der Bilchof 
von Ermeland Habe fi in der Annahme, daß der 5. 57 Allgemeines Land- 
recht II. 11 für aufgehoben zu erachten, auf die befannte Autorität des preu⸗ 
ßiſchen Yuriften Koch berufen können. 

Seitens des Commiſſarius der Königlichen Staats⸗,Regierung 
wurde Folgendes hervorgehoben: 

der Ausgangspunkt der Vorlage ſei die Erwägung geweſen, daß gewiſſe noch 
im Gebrauch befindliche kirchliche Straf- und Zuchtmittel allerdings in die 
bürgerliche Rechtsſphäre übergreifen. Dahin gehöre insbeſondere auch die 
Handhabung der excommunicatio major und die mit ihr zufammen- 
bängende über den Ercommunicirten verhängte Verkehrsſperre. Die neuerdings 
angewandten Yormeln jeten enge verfchtedene, zum Theil milde Sormen; 
eine Garantie gegen die Wiederbelebung der älteren ftrengeren Formen beftehe 
aber nit. — Der Autorität Kochs könnten die gewichtigften Stimmen von 
Kirchenrechtslehrern, wie Eihhorn, Laspeyres und Anderen gegenüber- 
geftellt werden, welde die Natur der excommunicatio major als eine in 
die bürgerliche Rechtsſphäre (Folgeweife des 8. 57 Allgemeinen Landrechts 
cit.), übergreifende anerfennen. — Die Berufung darauf, daß ältere Gelege 
durch Nichtgebraudy obfolet werden können, beweile nicht, daß die bier ın Rede 
ftehenden Beftimmungen obfolet feten, wie 3. 3. die Unam sanctam eine 
ſolche Borausfegung widerlegt babe. Die von einem Redner angezogene 
fur, vor dem vaticaniichen Concil ergangene Bulle Apostolicae Sedis bejeitige 
keineswegs die Berfehröfperre der excommunicatio major, fondern beftimme 
nur, daß die excommunicatio minor nidyt unmittelbar den treffen folle, 
der mit dem Excommunicirten Berfehr pflegt. 

Br der weiteren Discuffion wurden noch folgende Geſichtspunkte hervor» 

gehoben. 

Gerade, weil die Fortdauer des 8. 57 Allgemeinen Landrechts II. 11 be 
ftritten werde, empfehle e8 fih, dem $. 1 einen Zuſatz zu geben, der den noch 
heute berechtigten Inhalt jenes Gefeges wievergebe. Strafen an Leib, Bermögen 
und Freiheit müßten kategoriſch ausgeſchloſſen werden und man könne fich mit 
ver Berfiherung nicht begnügen, daß dergleichen zur Zeit nicht mehr angewendet 
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würden. Dasfelbe gelte aber von Strafen, die unmittelbar bie bürgerliche Ehre 
und Anerfennung innerhalb der bürgerlichen Geſellſchaft betreffen. Solche fein 
m der excommunicatio major jedenfalld in ihrer älteren Handhabung enthalten, 
und die Kirchliche Autorität könne jeder Zeit auf ihre älteren Ordnungen zuräd: 


geben. Es fei dazu um fo mehr Beſorgniß vorhanden, als die neuerliche En 


tralifation der römiſchen Kirche die Möglichkeit und bie Neigung zu Uebergriften 
in das ftantliche Gebiet in Ausficht ſtelle. 


Rückſichtlich der Faſſung des 8. 1 wurde von mehreren Seiten anertaut, 
daß die durch SS. 1—4 hindurchgehende Styliſirung, welche alle Grundſätze 


für die Handhabung der kirchlichen Strafmittel lediglih in die Form ver 
Strafandrofungen bringe, dem im deutichen Verwaltungsrecht üblichen Sprat- 
gebraud nicht entſpreche, und das Verſtändniß der Vorlage erfchwere. Mit Rüd: 
fiht darauf wurben folgende Verbefferungsanträge geftellt. 

Amendement A. den $. 1 fo zu faflen: 


Keine Kirche oder Religions: ©efellfchaft ift befugt, andere Stralen | 


oder Zuchtmittel anzubroßen, zu verhängen oder zu verkünden, als folde, 

welche dem rein veligiöfen Gebiete angehören, oder die Entziehung eines imer: 
{b der Kirche oder Religions Geſellſchaft wirkſamen Rechts oder vie Auf: 

chließung aus ver Kirchen: oder Religions⸗Geſellſchaft betreffen. 
Amendement C, folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 


Straf= oder Zuchtmittel gegen Leib, Bermögen, Freiheit ok 


bürgerliche Ehre find unzuläffig. 

Als Refultat der Abſtimmung ergiebt fi mit 15 gegen 4 Stimmen, da 
an Stelle der Faſſung der Regierungs-Vorlage die beiven obigen Amendement 
A. und C. treten follen. 

Zu F8. 2 und 3. Die Zufammengehörigfeit dieſer Beſtimmungen wm: 
infofern anerkannt, als fie den Mißbrauch kirchlicher Strafmittel zur 
Widerftand gegen ftaatlihe Gebote und flaatlihe Grundeinrichtungen zur 
Gegenftand haben. Der Sinn der vier Abſätze in der Regierungs-Vorlage wit 
beilpielöwerfe ın folgender Weiſe erläutert: 

Der Staat verpflichtet die Eltern unter gewiſſen Vorausſetzungen, die 
Kinder zur öffentlihen Schule zu ſchicken; der Geiſtliche excommunicirt die Elter. 
weil fie der gefeßlihen Schulpflicht Folge Teiften. (8. 2 Abſatz 1.) 

Der Staat ftellt die Militärpflicht nd die Schulpflicht auf; c 
Geiftliher oder Vorfteher einer Diffiventengemeinde droht mit der Ercommun 
den oder dem Bann denjenigen, welche dieſe Pflicht erfüllen würden. ($. ? 

ag 2.) \ 

Der Staat gemwährleiftet in politifchen und Gemeinvewahlen bie Freibei: 
der Ausübung; ein Geifllicher verweigert dad Abendmahl, weil ein Gemeinde 
ale Kine Meinung nach nicht fiir den rechten Candidaten geftimmt habe 
(8. 3 Abſatz 1.) 

Der Staat ſichert die Freiheit der Wahlrechte als bürgerliche Grm“ 
recht zu; ein Geiftliher droht mit Berfagung des Abendmahls denen, bie md“ 
nad feiner Anmweifung ſtimmen würden. (8. 3 Abſatz 2.) 

Die Mehrheit der Commiffion war der Anficht, daß nach denfelben Grund 
fügen, nach welchen bereit8 in dem Geſetz-Entwurf über die lirchliche Dikaplr 
ein folder Widerſpruch für ſtrafbar eradjtet worden ift, er aud im dieſer Cr 
ftalt für ftrafbar erachtet werden müſſe. Keine Kirche oder Religions Geſellſchan 
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könne für berechtigt erachtet werden, Strafmittel in directem Widerſpruch mit 
abfolnten Gelegen und verfaffungsmäßigen Grundeimrichtungen bes 
Staats zu handhaben. Die Strafbarkeit Liege in diefen Fällen nicht in ber 
Wahl der Mittel, ſondern in ihrer Anwendung zur birecten Belimpfung 
ſtaatlicher Gebote, Berbote und Grundrechte. Allerdings bleibe dabei noch ein ſehr 
weiter Spielraum für kirchliche Etrafmittel gegenüber ſolchen Geſetzen des Staates, 
die nur dispoſitives, nicht abjolutes Recht enthalten. Es werben 3. B. kirchliche 
Strafmittel gegen ſolche, welche unter Berihmähung der kirchlichen Trauung nur 
von dem Recht der Civilehe Gebrauch machen, damit nicht ausgefchloflen. Die 
Commiſſion will in dieſer Beziehung feine Erweiterung beantragen. Un fo - 
weniger aber glaubt die Majorität, daß dieſen Vorfchriften ein principieller 
Widerſtand entgegengefetst werben Tünne. 

Nur rüdjihtlih der Faſſung wurde e8 für wünſchenswerth erachtet, ein- 
facher den Stun diefer Paragraphen bervortreten zu laffen und aud die Vor⸗ 
Schriften jo zu gruppiren, daß Die zwei Fälle, in welchen nur Die Berbängung 
der kirchlichen Strafen unterfagt wird, und die zwei Fälle, in welden auch Die 
Androhung der Kirchlihen Strafen unterfagt wird, von einander gefondert 
werben. Bon diefem Gefichtspunft aus wird folgende veränderte Faſſung vor- 
geihlagen (wie in dem oben abgebrudten Entwurf). 

Gegen diefe Ausführung wie gegen die Regierungs-Vorlage wurde Folgendes 
entgegnet: 

Dieje Strafandrohungen ſeien inconfequent, der Staat wolle nicht in das 
Kirchliche Gebiet eingreifen, fondern nur für feine Gelege Gehorſam erzwingen. 
Inſofern der 8. 2 nun Fälle treffe, wo der Staat mit religidfen Vorſchriften 
einer Neligionsgefellihaft in Wiberftreit fomme, fo müfle man doch die Kirchen 
auf ihrem Gebiet ımd bezügli ihrer religiöſen Strafmittel unbehelligt Laffen. 
Dabingegen möge der Staat mit feinen Mitteln feine Rechte wahren, und zu 
dem Zwecke gegen den Bürger einfchreiten, ber die Stantögefege verletze, nicht 
aber gegen den Geiftlichen, welcher feiner Pflicht gemäß Anordnungen treffe. Aus 
diefem Grunde Tiege ein Mebergriff in das innere Gebiet der Kirche vor. In 
der Praxis Tägen übrigens gar feine Fälle vor, die zu folder Strafandrohung 
Beranlafjung gegeben hätten. Der Verſuch, Beifpiele für das Bedürfniß einer 
folden Vorſchrift beizubringen, habe nur Fälle einer Verweigerung der Abſo⸗ 
lution zu Tage geförvert. Dieſe ſei aber fein „Zuchtmittel“, jondern nur eine 
Losiprehung von Sünden, und wenn der Betreffende feine Reue zeige, fo fei 
feine Abjolntion zu erteilen. Es würde auch niemals ein Beweis darüber zu 
erbringen fein, was in der Beichte unter vier Augen vorgefallen fei, und worüber 
der Geiſtliche nicht einmal etwas ausſagen dürfe. 

Seitens des Commiffars der Staats-Regierung wurde im 
Wefentlichen folgende Erklärung abgegeben: 

Nah einer der Stantd- Regierung zugegangenen Beſchwerde ſei beifpielg- 
weile ın der Provinz Polen im Jahre 1862 der Fall vorgelommen, daß 
einem katholischen Wahlmanne dic Ofterbeichte verweigert worden, weil er bei 
der Wahl eines Deputirten zum Abgeorbnetenhaufe fi) der Abſtimmung ent- 
halten babe. Er habe fi darauf an einen anderen Geiftlihen gewendet und 
jet auch dort als ein „Judas Iſchariot“ abichläglich befchteden worden. In 
einem anderen alle Tolle einem höheren Gerichtsbeamten katholiſcher Confeſſion 
vie Abjolution verweigert worden fein, weil er in pflihtmäßiger Ausübung 
v. Holgendorff, Jahrbuch I. 28 
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feines vichterlichen Amtes angeblich kirchliche Intereffen gefährdet habe. Der 
Staat dürfe in ſolchen Fällen fih nicht blos an die von der Kirchenzuch 
betroffenen Perfonen halten, fondern muſſe den Geiſtlichen als intellectuellen 
Urbeber der Auflehnung gegen die Staatsgeſetze ftrafrechtlich verfolgen. 

In der Discuffion wurde noch die Frage hervorgehoben, ob die Eimoirkung 
der Geiftlihen auch auf kirchliche Gemeindewahlen ꝛc. ausgeſchloſſen fein ſolleꝰ 
Ob dem Geiftliheu nicht unbenommen bleiben müſſe, wenigftens feine Meinung 
im Bereich der Ausübung politiicher Wahlrechte auszuſprechen? In Bezug auf 
das erftere Bedenken war Das Amendement geftellt worben: im Alinea 2 faıt 
flentiche Wabhl- und Stimm-Recht” zu fagen: „politiihe Wahl⸗ und Stimm 

t“ 


Bei der Abſtimmung wurde dieſes Amendement jedoch abgelehnt, und da⸗ 
gegen die Eingangs formulirte Faſſung mit 14 gegen 4 Stimmen angenommen. 

Zu 8. ji Die nah $. 1 an ſich zuläffigen Straf und Zuchtmittel fin: 
nen durch die Art und Weiſe ihrer Formulirung, Symbolik oder Beröffen: 
Tihung eine Geftalt annehmen, durch welche die Frage äußerſt zweifelhaft wirt, 
ob darin nicht ein Eingriff in das Gebiet der bürgerliden Ehre, em 
directe Hinderung de bürgerlichen Fortkommens, des guten Namens md 
blo8 innerhalb der Kirchen-Gefellichaft, fondern in dem geſammten Lebens: m 
Rechtöverfehre auch mit anderen Religions⸗Verwandten Liege. 

Die Commiſſion Hält bier, wie fchon zu $. 1, an dem Grundſaz jeft, 
daß die Ausſchließung von einer Religions = Gefellichaft ein unentziehbarts 
Hecht der Gemeinihaft bleibt, und daß jeder Angehörige mit der Wahl jene 
Religions⸗-Gemeinſchaft ſich auch dieſer Folge unterwirft und unterwerfen mr. 
Ebenfo kann die Berfagung von Ehren und Gnadenmitteln, welde nur di: 
Kirche oder Religions-Geſellſchaft verleiht, grundfäglic nicht beftritten werden 

Andererjeitö ıft aber die excommunicatio major nach älteren Gelegen de 
Kirche mit Vermünfhungs- Formeln, Symbolen und einzelnen Reminiscenen 
einer Achterklärung verbunden, deren Wirkſamkeit ſich unverkennbar nicht auf de 
Olaubensgenofien des Betroffenen beichräntt, fondern den Charakter une 
öffentlichen Beſchimpfung an fi trägt. Die Berufung auf eine desuetado mi 
eine milde Handhabung in der neueren Praxis ſcheint der Majorität der Com 
milfton nicht genügend, jo lange die älteren Normen durch fein Geleg der Kirde 
für aufgehoben erflärt werben. 

Auch in der evangelifchen Kirche ericheint e8 vom Standpunkt des bürger 
lichen Rechtes aus ficherlich nicht unbedenklich, wenn Bräute von der Karyı 
unter Nennung ihres Namens und Erwähnung ihrer Verftöße gegen das feht: 
Gebot Bffentlih aufgeboten werben, oder wenn etwa ber zum jungfräulicher 
Kranz nicht berechtigten Braut der Kranz vor dem Altar abgenommen over at 
geriffen werben fol. 

Die Commiffion verkannte nicht die ungewöhnliche Schwierigkeit, mid: 
jede geſetzliche Formulirung der Grenze zwifchen der kirchlichen Cenſur innerhalb 
ber confeffionellen Gemeinde und ber öffentlichen Kränkung des guten Ku: 
mens in Kreiſen, die weit über die firchliche Gemeinde hinausgehen, mit fi 
führt. Die Discuffton bewegte ſich vorzugsweiſe um die Frage der Deffent: 
lichteit. Es wurde dabei hervorgehoben, daß die in Stellen der heil 
Schrift und ältern Kirchenorbnungen gemeinte Publication nur als eine feld 
im Kreife der confeffionellen Gemeindemitgliever gemeint fei, während m heutige 
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Verhältnifien die namentliche VBerfündigung von der Kanzel einer großftäbtifchen 
Kathedrale eine ganz andere Art der Oeffentlicheit enthalte, als die in ben 
kirchlichen Satungen gemeinte, wobei noch im heutigen Leben die Publication 
durch die Brefie den Charakter der Veröffentlichung verändere. Ueber die Art 
und Weile einer Beichränkung der Oeffentlichfeit gingen indeſſen die Meinungen 
auseinander. 
Bon einer Seite aus ſchien e8 genügend, die Beröffentlihung kirchlicher 
Strafen auf den Ort zu beichränfen, fie innerhalb des gotteßbienftlichen Ge— 
bäudes zuzulaſſen, — jede andere Veröffentlihung alſo (durch gebrudte Procla- 
mationen u. |. w.) zu unterfagen. 
Eine zweite Meinung ging dahın, nur die namentliche Verkündigung 
der kirchlichen Strafen von der Kanzel und fonft zu unterfagen, ſowie ſolche 
Bezeichnungen, die dem Erfolge nach der namentlichen Verkündigung gleichkommen. 
In einer dritten Richtung wurde fein Gewicht auf diefe Beſchränkung 
gelegt, da dem Erfolge nach die Perjon de Ereommunicirten oder mit Strafe 
Belegten doch jeder Zeit befannt werde; vielmehr werde es darauf ankommen, 
die Beröffentlihung ihrem urſprünglichen Sinne gemäß auf die kirchliche Ge— 
meinde zu beichränten. Es bleibe danach offen, die Mittbeilung derfelben an 
den Gemeindevorſtand, die Obern der kirchlichen Verwaltung und an die verjam- 
melte Gemeinde, fofern fie unter Umftänden erfolge, welche die Anweſenheit 
dritter nicht zur Gemeinde gehörigen Perſonen austcieft. Auch in großftäd- 
tiichen Verbältniffen würde damit nicht ausgeſchloſſen eine Veröffentlichung an die 
zu dieſem Zwecke verfammelten Gemeindemitgliever, wohl aber eine Broclamation 
von der Kanzel während des öffentlichen Gottesdienſtes unter Zutritt von Jeder⸗ 
mann, die unter heutigen Berhältniffen in der That eine Veröffentlihung vor 
der ganzen Welt enthalte. 
Den beroorgehobenen drei Geſichtspunkten gemäß wurben folgende Amen 
dements gejtellt: ' 
Amendement A.: Die Androhung oder Verhängung kirchlicher Straf: 
„oder Zuchtmittel darf von den Kirchen und anderen Religions-Gefellichaften 
‚„miht außerhalb ihrer Kirchen und anderer zu ihren religiöfen Ver— 
„jammlungen beftimmten Gebäude öffentlich befannt gemacht werben. 
Amendement B.: „Geſetzlich zuläffige Straf: oder Zuchtmittel dürfen 
„unter Bezeihnung der Perfonen zwar ber Gemeinde bekannt ge 
„macht werden, jedoch nur mit Ausſchluß der Offentlichkeit.“ 

Amendement C.: „Die Androhung oder Verhängung der nad diefem 
„Geſetz zulälfigen Straf- und Zuchtmittel darf nicht öffentlih befannt 
„gemacht werden. Eine auf die Gemeindemitglieder beichränkte 
„Mittbeilung ift nicht ausgeſchloſſen.“ 

Gegen Amendement A. wurde insbeſondere heroorgehoben, der Beſuch der Kirche 
durch eme unbeflimmte Zahl nicht zur Gemeinde gehöriger Perfonen, die mit 
jeder öffentlichen Neligionsübung verbunden fer, und die heute vervielfältigten 
Mittel der Teröffentlihung und Mittheilung mache diefe Strafvollziehung geradezu 
zu einer öffentlichen. 

Gegen B. wurde eingewandt, daß die Ausfchliefung ver namentlihen 
oder gleichbedeutenden Bezeihnung auf den Kreis der Gemeinde gerade a con- 
trario zu dem Schluß führen könne, Daß außerhalb der Gemeinde jede amtliche 
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Veröffentlichung geftattet jei, wenn dabei nur nicht der Name, ſondern nur der 
Fall bezeichnet wäre. 

Gegen C. wurde eingewenvet, daß die Veröffentlichung zu ſehr beichräntt 
werde, wenn man fie Lediglich auf den Kreis der confelfionellen Gemeinde be 
ſchränke. Sollte dann die Gemeinde zu diefem Zweck bei verfchloffenen Thiren 
“ etwa beſonders berufen werben, fo fer das nahezu unpraktiſch, und eine folk 
Beröffentlihung würde noch mehr Auffehen erregen und empfinblider für ven 
Betroffenen fein, als die bisher üblichen. 

Als Zwifchenfrage wurde noch die Behauptung aufgeftellt, daß die hier ge 
faßten Beichlüffe mit dem Art. 16 der Berfaffungs-Urkunde unver: 
einbar feien, nad welchem die Belanntmahung kirchlicher Anordnungen nur 
denjenigen Beſchränkungen unterworfen tft, welchen alle übrigen Beröffentlihunge 
unterliegen. Es wurde Darauf indefjen erwidert, daß jener Artikel nach feiner Cut: 
ftehung und nach dem Zuſammenhange mit dem voranftehenden Satze nur das Iante& 
herrliche Placet, alfo das ältere Bräfentivfuften aufbebe. Die Repreilion en 
Veröffentlihungen, welche als Kränkungen der bürgerlichen Ehre anzufehen feiern, 
durch Geſetz und richterliche8 Urtheil, werde dadurch in feiner Weiſe getroffen. 

In der Abftimmung wurde 

Amendement A. mit 11 gegen 7 Stimmen abgelehnt, 
Amendement B. mit 15 gegen 3 Stimmen abgelehnt, 
Amendernent C. mit 10 gegen 8 Stinnmen angenommen. 

ALS weiterer Gefichtöpuntt wurde demnächſt hervorgehoben, dag auker ter 
Beröffentlihung auch die Symbole und Formeln gewiller Kirchenſtrafer 
eine Geftalt angenommen haben, die dem Geift des heutigen Strafenfgften: 
wiberftreiten. Es gelte dies von den Schreden erregenden Formeln ber excon- 
municatio major nad; dem früheren Gebraud. ‘Die mildere Praxis der Sex 
wart beruhe auf feinem die Kirche bindenden Geſetz, und e8 empfehle fib m 
biefer Beziehung eine Grenze zu ziehen, wie auch die Prügelſtrafe und ander 
befchimpfende Ehrenftrafen im bürgerlichen Strafrecht grundfäglich getilgt ſeien 
Au den beichimpfenden Strafmeifen mirffe man es beiſpielsweiſe aud rechnc. 
wenn eimer Braut vor dem Altar der Brautfranz abgerifien, ober von M 
Kanzel ihre Sünden gegen das fechfte Gebot mit Kennung des Namens pi: 
clamirt würden. Die Bermeifungen auf die allgemeinen Grunbfäge von K: 
Ehrenkränkung feien dafür nicht ausreichend; denn bei dem Gerftlichen, ber = 
Befolgung von kirchlichen Geboten verfahre, ſei doch wohl ein animus injurianc! 
nicht anzunehmen. Die Ausfchliegung folder Strafformen fer viehnehr x: 
poſitives Geſetz der bürgerlichen Ordnung auszujpreden. Wit Riüdficht darır 
wurde folgende Fafſung vorgefhlagen: - 

Amendement D. dem $. 4 als Schluß Hinzuzufügen: „Die Bell: 
ztebung oder Berfündigung derartiger Straf= oder Zu! 
mittel darf auch nicht in einer befhimpfenden Weife erfolgen" 

Ohne eine Beftimmung diefer Art würden Die Reminiscenzen ber Ack 
erflärung und einer feierlichen Verrufserflärung durch die Gerichte nicht zu trenet 
fein. Der 8. 57. U. &=R. II. 11 beftehe feit 80 Jahren, ohne diefen Eritk 
gehabt zu haben. 

Ber der Abftimmung wurde auch das Aınendement D. mit 9 gegen 8 Zu 
men genehmigt. 

Der 8. 4 ift demgemäß in der obigen Faflung angenonmen. 
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Zu 8. 5. Die 88. 1 618 4 begrenzen das Gebiet der kirchlichen Straf⸗ 
mittel nach ihrer Weife und Anwendung, deren Innehaltung früher durch die 
weite Ausdehnung der ſtaatlichen Genehmigung (placet) und durch das Be 
ichwerberecht gegen Mißbräuche der kirchlichen Amtögewalt aufrecht erhalten 
wurde. Nach Wegfall diefer Mittel follen die jett feftgeftellten Grenzen unter 
eine Straffanction geftellt und durch die Gerichte gegen jede Ausdehnung über 
ihren Sinn hinaus gefichert werden. 

Zur Rectfertigung des von der Regierung vorgeichlagenen Strafmaßes 
wurde in der Commilfion Folgendes hervorgehoben. “Die hier unter Strafe ge= 
ftellten Handlungen haben den Charakter von deligta propria. vergleichbar dem 
befonderen Titel des Strafgeſetzbuchs über die Amts - Verbrechen und Vergehen 
der Staatsbeamten. Es Liege in Ueberfchreitungen gegen dieſe Staats-Geſetze: 

1) eine Verlegung des Einzelnen, 

2) eine Verlegung der öffentlichen Orbnung, unter Umftänden felbft des 

öffentlichen Friedens. 

ALS Berlegung individueller Rechte ftehen die meiften viefer Fälle, unter 
dem gemeinrechtlichen Begriff der injuria, es liege daher nahe, daß man aud) 
das Strafmaß der Injurie ammende. Es würde fi ein höheres Strafmaß 
rechtfertigen, da bei Staats-Beamten alle gleihartigen Verbrechen und Bergehen, 
beiſpielsweiſe $. 339 des St.-&.:B., unter viel ftrengere Strafen geftellt worben 
fein. Andererſeits fomme in vielen Fällen die Stellung des Geiftlihen in Be— 
folgung der Vorſchriften feiner kirchlichen Ordnung als Milderungsgrund in 
Betracht. Riemand werde verkennen, daß fein geringeres Strafmaß vom Geſetz⸗ 
geber anzunehmen ſei, als das der einfachen Beleidigung nach 8. 185 des 
St.G.⸗“B., in ſchwereren Fällen der öffentlichen Beleidigung nach 8. 186 a. 
a. O. Im erfteren Falle gebe die gefetlihe Strafe bis 200 Thlr. Gelobuße, 
over Haft oder Gefängniß bis zu Einem Jahre; im Ietteren Falle bis zu 
500 Thlr. Geldbuße, oder Haft oder Gefängniß bis zu zwei Jahren. 

Der zweite Abſatz des 8. 5 der Reg.:Borlage, ſoweit er den Verluſt der 
Fähigkeit zur Bekleiduug öffentlicher Aemter, eimjchließlid der 
Kirchen ämter dem Ermeſſen des urtheilenden Gerichtes auszuſprechen überläßt, 
unterliege Dagegen anſcheinend nicht unbegründeten Anfechtungen. ‘Der Charakter 
dieſer Ueberſchreitungen bringe in der Regel nicht gerade eine Unwürdigkeit zur Be⸗ 
Heidung kirchlicher Aemter mit ſich. Insbeſondere würde es nicht unbedenklich fein, 
den Orts⸗ ımb Provinzial-Gerichten ein Urtheil über die Fähigkeit zur Ausühung 
„Tichhlicher”‘ Aemter beizulegen. Diefer Theil der Straf-Androhumg erfcheine über- 
haupt nicht nothwendig, Da in dem Gefege über die Ausiibung der „krchlichen 
Disciplin“ die Entlafjung aus dem kirchlichen Amte durch den Gerichtähof für 
firhliche Angelegenheiten vorbehalten ſei in allen Fällen, wo das Verhalten eines 
Geiſtlichen „eine To ſchwere Verlegung der Staatsgeſetze und gefegmäßigen An⸗ 
ordmungen enthalte, daß fein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung 
unverträglich erfcheine”. Es könne dabei fein Bewenden behalten. 

Die Strafbarkeit des Berfuhes in diefen Fällen entipreche den analogen 
Borichriften des Strafgeſetzbuches für Amtsvergehen und Bergehen gegen bie 
öffentliche Ordnung. 

Es wurde demgemäß folgende Taflung vorgeichlagen: 

„Seiftlihe Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche ober 
„Religions-Geſellſchaft, welche den Borfchriften diefes Gefeges (88 1 
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„bis 4) zumider Straf= oder Zuchtmittel androhen, verhängen oder 
„verfündigen, werden mit Gelbftrafe bis zu 200 Thlrn. oder mit Heft 
„oder mit Gefängnig bi8 zu Einem Jahr, und in ſchwereren Füllen 
„mit Geldſtrafe bis zu 500 Thlen. oder mit Gefängniß bi zu zwei 
„Jahren beftraft“. 

Seitens des Commiffars der Königliden Staat8-NRegierung 
wurde die Erklärung abgegeben, daß das in biefem Amendement vorgeſchlagene 
Strafmaß den Intentionen der Staats-Regierung genügen bürfte. ‘Dem duch 
Alinea 2 der Regierungsvorlage gemeinten Zweck werde wohl im Weſenilichen 

enügt fein Durch den im den Berathungen der Commilfion angenommenen Ab 

nit III. des Geſetzes betreffend die Örengen der firhlihen Disciplinargewalt 
über Kirchendiener. Es jet als felbftverftänplich anzımehmen, daß jene Veſtim⸗ 
mungen neben den in $. 5 angebrobten Strafen in Anwendung kommen. 

Gegenftand weiterer Discuffion wurde noch die Strafbarteit des Verſuches, 
die von einer Seite als unnöthig und zu unabſehbaren Berwidelungen führend 
bezeichnet wurde. | 

Bon einem Mitgliede wurde eingewendet, daß es fiir Die Fälle des 8. 
feiner bejonderen Strafandrobung in dieſem Geſetze bebürfe. Die Anwendung 
geſetzlich unzuläffiger Strafmittel falle bereits unter den Thatbeftand der ge 
wöhnlichen Injurie und könne dem gewöhnlichen Strafverfahren wegen Beleidigung 
als Antrags-Verbrechen überlaffen werben; wogegen erinnert wurde, daß de 
bloße Civilflage wegen Beleidigung fich bereit Früher als nicht genügend wirfjan 
erwielen babe, daß ein Erſatz für die früheren Befugniſſe der Staatsgewalt zum 
Einfhreiten im Verwaltungswege zu gewähren jei, und daß diefer Straffall al 
ein Bergehen gegen die öffentliche Oronung nicht blos vom Antrage des Ber 
legten abhängig zu machen fein werde. 

Bei der Abftimmung wurde das obige Amendement mit 12 gegen 5 Stun 
A angenommen, welde Fafſung ſonach an Stelle der Regierungs = Borlog 

. 5 tritt. 

Zu F. 6 wurde e8 als angemefien betrachtet, durch einen befonderen Zulat 
auszudrüden, daß die in dem Gefege über die kirchlichen Discıplinar: 
ftrafen (Drudfogen Nr. 958) ausgeſprochenen Grundläge unabhängig nes 
ben in dieſem Geſetz gegebenen Schranken der kirchlichen Strafe umd Zuchtmitiel 
überhaupt ftehen. Es wurbe deshalb folgende Faſſung vorgeichlagen: 

„Die bejonderen Disciplinarbefugnifie der Kirchen und Religionð⸗Geſellſchafin 
„über ihre Diener und Beamte und die darauf bezüglichen Nechte des Staate? 
‚werben durch dieſes Geſetz nicht berührt.‘ 

„Insbeſondere findet ein Entlaffungsrecht gegen Kircyendiener wegen Ber 
„letzung der dffentlichen Ordnung unabhängig von den im $. 5 enthalten 
„Strafbeftimmmungen ſtatt.“ 

Bon mehreren Seiten wurde diefer Zufag als ſelbſtwerſtändlich, jedenfald 
als unbedenklich erachtet; von anderer Seite eben deshalb der Annahme deſſelbes 
widerfprohen. Bon einer Geite insbefondere wurde hervorgehoben, daß bei 
Zweifel entftehe, ob nach einer gerichtlichen Freiſprechung von einer Anklage ned 
8. 5 dieſes Geſetzes der Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten noch ein Em 
laſſungsrecht üben folle auf Grund derſelben Thatſachen, auf welche die ordent: 
lihen Gerichte die Freiſprechung erkannt haben. 

Bon anderer Seite wurde für jelbftwerftändlich erachtet, daß nach allgememen 
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Rechtsgrundſatzen der von den ordentlichen Gerichten feftgeftellte Thatbeftand auch 
von dem Gerichtshofe fir kirchliche Angelegenheiten als feitftehend anzunehmen 
fein werde; der letztere fer jedenfalls auf die Analogie der Grundfäge des ge- 
meinen Strafrechts und Strafverfahrens gewiejen. ' 

Bei der Abftimmung wird die obige Faſſung Ablag 1 einftimmig, Ablag 2 
mit 14 gegen 4 Stimmen genehmigt. 

Bei der Schlußabſtimmung wurde der nah Vorſtehendem 
redigirte Gefeg-Entwurf ald Ganzes mit 13 gegen 5 Stim- 
men angenommen. 


Berlin, den 18. Februar 1873. 


E. 
Gefegentwurf betreffend den Austritt ans der Kirche. 


Wir Wilhelm 2c. verordnen mit Zuftimmung ıc. 


8. 1. 
Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung erfolgt durch 
Erklärung des Austretenden in Perfon vor dem Richter jeinee Wohnortes. 
Rückichtlich des Uebertrittes von einer Kirche zur anderen ver— 
bleibt es bei dem beſtehenden Recht. 
WIN jedoch ber Uebertretende von den Laften feines biäherigen Verbandes befreit 
werben, fo ift die in dieſem Geſetz vorgefchhriebene Form zu beobachten. 


8. 2, 

Der Aufnahme der Austrirts-Erflärung muß ein hierauf gerid- 
teter Antrag vorangehben. Derfelbe if durch den Ridhter dem Bor: 
ftande der Kirhen-®emeinde, welder der Antragfteller angehört, 
ohne Berzug befannt zu maden. 

Die Aufnahme der Austritts-Erflärung findet nit vor Ablauf 
von vier Wochen, und fpäteftens innerhalb er Wochen nad Eingan 
Des Antrages zu gerihtlihem Protocol! ftatt. Abſchrift des Protocol i 
dem Borflande der Kirchengemeinde zuzuftellen. 

Eine Beſcheinigung des Austritts ift dem Ausgetretenen auf Berlan- 
gen zu ertheilen. 


8. 3. 

Die Austritts- Erklärung bewirkt, daß der Ausgetretene gi Leiftungen, 
welde auf der perſönlichen Kirhen- oder Kirhengemeinde-Angehörig- 
Leit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. 

Diefe Wirkung tritt mit dem Schluffe des auf die Austritts-Ertlä- 
rung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Koften eines außerordent- 
lichen Baues, deffen Nothwendigteit vor Ablauf des Kalenderjahre®, 
in weldem ber Austritt aus der Kirche erllärt wird, feftgeftellt ıft, 
bat der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf die Austritts- 

rtlärung folgenden Kalenderjahres ebenfo beigutragen, als wenn 
er feinen Austritt aus der Kirche nicht erflärt bätte. 

Leiftungen, welche nit auf der perſönlichen Kirden- oder Kirden- 

emeinde-Angehörigkeit beruhen, insbefonbere Leiftungen, welche entweder Kraft 
Befonberen Nechtötiteld auf befiimmten Grundſtücken halten, oder von allen Grund⸗ 
ftüden des Bezirks, oder doch von allen Grundftüden einer gewiſſen Klaffe in 
dem Bezirk ohne Unterfchied des Beſitzers zu entrichten find, werben durch 
die Austritts- Erflärung nicht berührt. 
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8. 4. 
erfonen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſ ihren Austritt 
aus der Kirche nach den Borfchriften der bisherigen Geſetze eetlärt haben, follen vom 
Tage der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes ab zu andern, als den im dritten Abfag 
des 8. 3 begeihneten Leiftungen nicht ferner herangezogen werben. 
8. 5. 

Ein Anſpruch auf Stolgebühren und andere bei Gelegenheit beſtimmter Amts⸗ 
handlungen zu entrihtende Leiftungen kann gegen Perfonen, welche ber betreffenben 
Kirche nicht angehören, nur dann geltend gemacht werben, wenn bie Amtshanblung 
auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worden if. - 

8. 6. 


Als Koften des Verfahrens werden nur Abfhriftsgebühren und 
baare Auslagen in Anfab gebradt. 


8. 7. 

Die in biefem Gejetze dem Richter beigelegten Berrichtungen werben im, Bezirte 
des Appellations⸗Gerichtshofes zu Köln durch dem Friedensrichter, im Gebiete ber 
ehemals freien Stabt Frankfurt a. M. durch die zweite Abtheilung des Stabtgerichts 
daſelbſt wahrgenommen. 

8. 8. 


Bas in den 8. 1 bis 6 von ben Kirchen beftimmt ift, findet auf alle 
Religions⸗Gemeinſchaften, welchen Corporationsrechte gewährt find, Anwendung. 


8.9. 
Die Verpflidtung jüdiſcher Grundbeſitzer, zur Erhaltung chriſtlicher 
Kirchenſyſteme beizutragen, wird mit dem Gintritt der Geſetzeskraft biete 
auf den Umfang berjerigen Leiſtungen beſchränkt, weiche nah dem dritten Abſatz 
bes $. 3 des gegenwärtigen Geſetzes ben aus ber Kirche außgetretenen Berfomen zn: 
Laft bleiben. 
° 8. 10. 
Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Beſtimmungen werben hier⸗ 
dur aufgehoben. 
8. 11. 
Der Juftiz-Minifter und ber Minifter ber geiftlihen Angelegen- 
beiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Commiſſionsbericht. 


Die Commiſſion hat ſich der Berathung dieſes Geſetz⸗ Entwurfs unter 
Zuziehung 1) des Geheimen Ober-Juſtizraths Dr. v. Schelling in Ber 
tretung des Herrn Juſtiz- Miniſters, 2) des Geheimen Ober-Regi 
de la Croix als Vertreter des Herrn Minifterd der geiſtlichen Angelegen 
heiten, in mehreren Sitzungen unterzogen, und berichtet darüber wie folgt. 

Zu $, 1. Die Bedürfnißfrage wird für biefen Gefeg- Entwurf ohne prin⸗ 
cipiellen Widerſpruch anerfannt, infofern für die auf Seite 5 — 7 der Motive 
des Regierungs-Entwurfd angegebenen provinziellen Verſchiedenheiten im Gebiete 
des preußiſchen Staats fein genügender Grund vorhanden if. Ebenfo wird an: 
erkannt, daß für die Civilftandswirkungen und die vermögensrecktlichen Folgen 
des Austritt8 aus der Kirche ein ficherer Nechtözuftand zu fchaffen ift, während 
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biöher ein erheblicher Widerſpruch zwiſchen rer Rechtiprechung ‘des höchſten Ge- 
richtshofes, den Auffafiungen der Staatsverwaltung und der Landesvertretung 
vorhanden war. 

Menn nın im Abfag L des 8. 1 der Austritt aus der Kirche an eine 
gerihtlidhe Erklärung des Austretenden gefnüpft wird, fo entipricht Died den 
Ihon geltenden Beftimmungen der Verordnung vom 30. März 1847 8. 17, 
und es waltet nur Die Abſicht ob, eine Vereinfachung der Formen durch die 
nachfolgenden Beſtimmungen eintreten zu laſſen. 
| ah Abſatz H. foll e& für den Uebertritt von einer Kirche zur ans 
dern bei dem bisher geltenden Recht bleiben; nur dann, wenn der Webertre- 
tende auch von den vermögendrechtlichen Laften feines ——— Verbandes befreit 
werden will, ſollen die Formen des gegenwärtigen Geſetzes beobachtet werden 

Der Berichterſtatter führte rückſichtlich des letzteren Punktes Folgen⸗ 
des aus. Für den Uebertritt von der katholiſchen zur evangeliſchen, von der 
lutheriſchen zur reformirten Kirche, und umgelehrt, beſtehe ſeit Menſchenaltern, 
ja ſeit Jahrhunderten der gewohnheitsmäßige Grundſatz, daß die Theilnahme 
an den Sacramenten als genügender Ausdruck des Uebergangs gilt, — in einer 
oft abſichtlich gewählten, formloſen, Aufſehen vermeidenden Weiſe. Es handle 
ſich dabei um eine Sitte, deren Sinn den betheiligten Kirchen beiderſeits wohl 
verftändlich ſei, und die man beachten müſſe in einem Lande, in welchem nahezu 
99 Procent der Bevöllerung einer der beiden großen Kirchen angehören. Wolle 
man an die Stelle des eingewurzelten Gebrauchs einen formellen Civilact ſetzen, 
ſo wiirde dies als ein Eingriff in ein gegenſeitiges Cartellverhältniß tief empfun- 
den werden, am meiſten in den Landestheilen mit einer confeſſionell gemiſchten 
Bevölkerung und insbeſondere in mannigfaltigen Beziehungen gemiſchter Ehen. 
Die Meinung, daß man den „Muth“ haben müſſe, einen Religionswechſel offen 
zu bekennen, reiche zur Entſcheidung der Frage nicht aus; denn es handle ſich 
bei ſolchen Uebertritten ſehr oft um Pietätsrückſichten, um die innerſten Familien⸗ 
verhältniffe, deren ſchonende Behandlung auf den achtbarſten Beweggründen be⸗ 
ruhe. Ein weſentlich ungleiches Recht in den verſchiedenen Landestheilen, ein 
dringendes praktiſches Bedürfniß zur Aenderung der kirchlichen Sitte, ſei nicht 
vorhanden, und es empfehle ſich für Geſetze dieſer Art nicht über das Beditrf- 
mE hinauszugehen. Dan möge fich nicht Darüber täufchen, daß trog einer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift, welche einen Civilact fordert, die alte kirchliche Weile des Ueber- 
tritt8 fortdanern werbe, wenn nicht der Geſetzgeber den Lebertritt ohne Eivilact 
für ftrafbar erfläre; ebenfo wie dies bei Einführung der Civilehe gefchebe. 
Es würde damit ein Widerſpruch zwiſchen Sitte und Selet zum Vorſchein kom⸗ 
men. Tauſende von Perſonen würden im kirchlichen Sinne zur einen, im 
rehtliden Sinne zur anderen Kirche gerechnet werden müſſen, und für eme 
Reihe älterer Fälle würde es thatjächlich ftreitig werden, ob der Webertritt vor 
oder nach Publication dieſes Geſetzes erfolgt je. Im Sinne der Regierungs- 
Vorlage feien alſo drei Fälle zu Icheiden: 

1) der Civilact fer nothwendig, wo der Austritt aus der Kirche ein 
Diffidenten-PVerhältnig begründet (und umgekehrt); dieſe Nothwendig⸗ 
keit fei jchon im Geſetz von 1847 anerkannt und unbeftreitbar. 

2) Der Civilact fei nicht nothwendig bei dem Uebertritt von einer an- 
erfannten Kirche zur andern, fo weit e3 ſich nur um die Berbältniffe bes 
Givilftandes handelt; es könne bier bet dem alten Herfommen verbleiben. 
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3) Der Eivilact des Austritts ſei rathſam und könne ohne Unbilligkeit ge 
fordert werben, wenn ber Austretende als einen vermögensrechtlichen Bor: 
tbeil feines Austritt die Befreiung von den bisherigen Parochiallaſten 
beanfprucht; denn dann fomme es nicht auf ſchonende Rüdfichten an. 

Es werde ſich nur empfehlen, ben zweiten Abfat der Regierungs-Vorlage 
in folgender Weife klarer zu ftellen: 

Amendement A. Das Alinea 2 dahın zu faflen: Rüdfigtlid 
bes Uebertritts von einer Kirche zur andern ver: 
bleibt e8 bei dem beftehbenden Recht; will jedoch x. 

Diefe Ausführungen fanden in der Commilfion Widerſpruch. 

Es fei inconfequent, einen Unterfohied zwiſchen Austritt und Ueberhitt 
in diefer Weile zu ſtatuiren. Der Uebertritt enthalte eben auch einen Austntt, 
und dazu den Eintritt in eine andere Kirche. Durch die Borfchläge der Etnati 
Regierung wurde ein ſehr verwideltes Verhältniß eintreten; denn für alle bir 
gelihen Berhältniffe, die nicht fireng genommen vermögendrechtlicher Art ſeien 
bleibe das ältere Verfahren ohne ausreichenden Grund beibehalten. Der Ueber: 
tritt durch Theilnahme an den Saccamenten enthalte überhaupt feine ſcharfe 
Diftinction. Wo es ſich beifpieldweife um den Uebertritt von reformirter zu 
lutheriſcher Confeifton handle, wie dies oft in Hannover vorkomme, fei eine for⸗ 
melle gerichtliche Austritts⸗Erklärung zur deutlihen Conftatirung dringend zu 
wünfchen. &8 werbe fi) von dieſem Geſichtspunkte aus empfehlen 

Amendement C. ftatt des zweiten Abſatzes den Zuſatz anzunehmen: 

„ohne Unterſchied, ob mit dem Austritt der Eintritt im eine 

andere ReligionssGefellihaft verbunden wird oder nidt. 
| Bon Seiten der Regierungs-Commiffarien wurde Darauf folgende 
Erflärung abgegeben: 

Die Staats-Regierung habe e8 für den Uebertritt von einer Kirche zur andern 
bei den altgemohnten Yormen bewenden laſſen, und nur von dem eine ie 
ftimmte Form verlangt, welcher als Folge feines Uebertritts vermögensreht- 
liche Befreiumgen geltend made. Aus einer Abweichung von den gemohnte 
BDerhältnifien würden jehr zahlreiche juriftiiche Verwicklungen fich ergeben, de 
die Sitte ſich der neuen Geſetzes-Vorſchrift nicht accommodiren würde. Se 
beifpielöweife ein Vater durch Theilnahme an den Sacramenten notoriſch zu 
einer andern Kirche übergetreten, ohne die richterliche Erklärung abzugeber 
fo müßten nad feinem Tode die bevormundeten Finder in der früheren Con 
feſſion des Vaters erzogen werben, obwohl verfelbe notoriſch einer ander 
Kirche Habe angehören wollen. Es merde auf diefem Wege ein Widerſprud 
zwilchen Sitte und Recht entfteben, welchen man nur verhindern fännte, went 
man der Kirche bei ernfter Strafe verböte, neue Mitglieder aufzunehmen, 
bevor ſolche ihren Austritt aus der früberen Kirche in gerichtlichen Formen 
nachweiſen. 

Bei der Abſtimmung wird dagegen das Amendement C. mit 10 at 

7 Stimmen angenommen. ‘Der $. 1 würbe danach lauten: 

Ber mit bürgerlicher Wirkung aus der Kirche, dev er biöher angehörte, auf 
treten will, hat fi in Perſon nor dem Richter feines Wohnorts zu erflare, 
ohne Unterschied, ob mit dem Austritt der Webertritt ım ein ar 
dere Religions-Gefellichaft verbunden wird oder nicht. 

Mit Rüdficht auf die ablehnende Haltung der Königlichen Staats-Regierun; 
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und auf bie Zweifelhaftigkeit der Frage wurde inbefien eine zweite Leſung 
dieſes Paragraphen vorbehalten und dazu von dem Commiſſarius des Herrn 
Minifters der geiftligen Angelegenheiten folgende Erklärung abgegeben: 

Die Annahme der Beſchlüſſe in erfter Leſung begründe einen ſcharfen Bruch 
mit dem beftebenven Recht. Die Stants-Regierung babe fich bei der Borlage 
darauf beichränfen wollen, in beftummten Punkten anerlannten Mißſtänden 
abzubelfen: man möge über dieſe Anlage des Gefeh- Entwurfs nicht hinaus⸗ 
neben. Die Staatö-Regierung halte es für fehr zweifelhaft, ob bei diefer 
Zaflung der Gefeg-Entwurf überhaupt werde aufrecht erhalten werden können. 

Bon Seiten des Commiſſarius des Herrn Juſtiz-Miniſters wurde 

folgende Erklärung abgegeben: 

Die in erfter Lefung angenommene Faffung wolle die Form des Uebertritts 
erichöpfend, und abweichend von dem beflebenven Recht, regeln. Damit betrete 
man das bem vorliegenden Entwurf fernliegende interconfeffionelte Gebiet 
und erſchwere damit das Zuftandelommen dieſer Borlage in der gegemvärtigen 
Selfton, auf welches bie Regierung großen Werth lege. Auch fer ſachlich 
nicht anzuerfennen, daß ber Uebertritt von einer Kirche zur andern auf gleicher 
Linie ſtehe mit dem in der Loslöſung von jeder anerkannten Religiond-tSe- 
meinſchaft beruhenden Austritt aus ber Kirche. Dem beftehenden Recht ſei 

eine bürgerlide Yorm für den Uebertritt — wenigſtens als obligatoriſche — 
unbefannt. Vielmehr werde der Uebertretende, durch feine Seitens der neucn 
Kirche erfolgte Zulaffung zu unterjcheidenden Religions» Handlungen, deren 
Mitglied auch in bürgerlicher Beziehung. Man könne nun doch bie bürger- 
liche Form nicht fo umvermittelt neben bie biöherige kirchliche Form ftellen, 
wie Died in Dem angenommenen Amendement geſchehe. Dan witrbe vielmehr 
noch einen Schritt weiter Beben | und die Kirchliche Zulafiung des Uebertretenden 
von der Beobachtung ber bürgerlichen Yorm abhängig machen müflen. 
Andernfall würde man, ba ein andermweites gemügended Compelle zur Bes 
obachtung der bürgerlichen Formen fehle, dabın gelangen, daß Perſonen, 
melde ſchon Längit thatſächlich aus ihrer früheren Ki ve außgefchieden und 
zu einer anderen Gonfellion übergetreten feien, vom ante noch als Mit» 
glieder ihrer früheren Religions-Gemeinfchaft anzufehen wären. Gin ſolches 
Auseinanderfallen des kirchlichen und des bürgerlihen Status werde für bie 
Kirche wie für den Staat Unzuträglichkeiten erzeugen, für ben legteren nament- 
lich in Eheſcheidungsſachen und bei der vormundichaftlihen Erziehung hinter⸗ 
laſſener Rinder. 

Bei der Abflimmung wurde nunmehr mit 14 gegen 4 Stimmen der $. 1 

in folgender Faſſung angenommen: 
Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerliher Wirkung erfolgt durch 
Erflärung des Austretenden in Perfon vor dem Richter ſeines Wohnorts. 

Rückſichtlich des Uebertritts von einer Kirche zur andern verbleibt 
es bei dem beftehenden Recht. 

Will jedoch der Uebertretende von den Laſten feines bisherigen Berbandes 
befreit werben, fo ift die in dieſem Geſetze vorgefchriebene Form zu beobachten. 

Zu 8.2. (Reg Vorlage 8. 3). Die Form der Austritts-Erflä- 

rung war bisher in dem Geſetz vom 30. März 1847, 8. 17, dahin beftunmt: 

Der Austritt aus der Kirche fann nur durch eine vor dem Richter des 
Orts perſönlich zum Protocoll abzugebende Erklärung erfolgen. Dieſe Er⸗ 
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Märung bat nur dann rechtliche Wirkung, wenn bie Abficht, aus der Finke 
auszutreten, mindeſtens vier Wochen vorher bem Richter des Und ın 
gleicher Weile erflärt worden if. Der Richter Bat von,der zuerft abgegeben 
Erflärung dem competenten Geiftlihen ſofort Mittbeilung zu machen, 
Gegen diefe Form der Austritts⸗ Erklãrung iſt ſeit einer Reihe von Jahren 
in Petitionen von Diſſidenten die Beſchwerde erhoben worden, daß 1) die Bi. 
tbeilung des Protocolle8 an den competentn Geiſtlichen eine directe Ari: 
forderung zur Einwirkung im Wege der Seelforge enthalte; 2) daß die zwei: 
malige Abgabe ein und derielben Ertlärung vor Gericht eine Prähnatm 
der Uebereilung enthalte, welche fir gejetste Berfonen etwas Verletzendes haben mir. 
In der Denlichrift des evangelitgen Ober⸗Kirchenrathes wird de 
gegen ein Werth auf Die Beibehaltung der bisher geſetzlichen Form gelegt, weil die Fr 
vocation einer Einwirkung des Seelforgers, bie vierwöchentliche Friſt und die pei: 
malige Erflärung in der That dem Ernft und der Tragweite des Actes entiprede. 
Bon dem Referenten wurde zur Einleitung ber frage amögeführt, dei 
man bie Tendenz der Staats-Regierung, die bisher erhobenen Beſchwerden dore 
eine Vereinfachung der Form zu befeitigen, nur billigen Einne. Auch entipreix 
8 wohl der Stellung der Etaatögewalt, wenn die Mittheilung der Aufforderm: 
nicht an den comperentn Geiftlihen, fondem an den Borftand der Ak 
erfolge. Allein es folge daraus noch nicht, — eine einfache Erflärung des Aut 
tritts zu Protocol jofort die Wirkungen des Austrittes herbeiführen mik: 
Bom Standpunkte der beſtehenden Kirchen- und Pfarrſyſteme Führe der br 
eingeſchlagene Weg der Auffindigung überhaupt g einer Ericütterng aller de 
rochialverhãltniſſe — Andererſeits entfpredhe. aber auch von Seiten des Ant: 
tretenden bie Beibehaltung einer ſolchen —* durchaus dem Eruſt der vx 
Der Geſergeber Babe für viel minder bedeutende und weittragende Srlänms 
im Gebiete des Privatretes eine Deliberationtfrift für angemeifen erachtei: & 
ieme jich —— derſelbe Geſetgeber eine Deliberationsfriſt für einen de 


der in den eingereichten Petitionen bervorgehobenen Beiſpiele eines leii 
und völlig unũberlegten Austrittes bei Gelegenbeit von Streitigleiten mit der 
Warrgeiftlien, amd Rechthaberei. zur Belegung firhlicher Saften ı.: es ie 
liter amb in weiteren Sreiien hefannt, daß die AustritiöTrHärungen ans kt: 
manmgraltign und met jelren leictiertigen Gründen erfolgen Eine Ahr 
ebue ſede Käntigumpffrift merbe ielbit im dem einfachen Berhäfmiffen einer Cr 
ſelijchaft für unangemeiten erachtet. — Rech bebenfluher aber erfcheine die ax 
fache Autınttdsätflinung, wenn man an Deu Einſinß der Agitation m 
Die ermegtın Stimmungen denke, die bei Streitigkerten mit den Geiffichen, m 
Neubeikilumg cines unbeltebten Geiftlien, bei Geiangbuchöiragen, bei beibloitr: 
Neubauten un? tereioeben zu entiieben pilegen. Umter dem Ginflk einer me‘ 
geleitenen Agitaties füane Kun 24 Stunden ein Mafienaußeritt zur Aufliicn: 
gonʒer Kurden: und Torre ben. Durch dree einfache Austritt Criliuen 
were im Ibat das wederne Seien ber Arbeits- Giufleflung mm and anf” 
Tıraal:?ertiimre md ame — Die Deliberatient-Frift frane übner 
ig gtultet werten, nm ve bröbernem Deidererden ber Diffibenten zu beit 
Ve wel Rueıeie reh enbee Girrkalrfiet uud der vefisicien Ucbergmgun 5 
wadırn. um? ded Ne Greiabdren ber Uchereiseg für Dem Gimgelnen a Ir 
de Naareinie um ca Privmenbeß je vensisben 
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Seitens der Königlichen Staats-Regierung wurde vorweg bie 
Erklärung abgegeben, daß man der Einführung einer Deliberationsfrift nicht 
entgegen fe, aber die Ausführung nicht für einfach halte und die Erflärung über 
Amendements in diefer Richtung jich vorbehalte. 

Die obigen Geſichtspunkte fanden bei einer Seite der Commiſſion eine ” 
prmcipielle Unterfiiigung. Erfahrungsmäßig ferien allerdings die Fälle nicht 
häufig, — wenigſtens in Rheinland und Weftphalen nicht häuſig, — daß der 
Austritt aus Gründen des Eigennutzes erfolge, um, fi von den Laften des Pa- 
rochialverbandes loszumachen. Wohl aber thue e8 noth, dem Leichtfinn in diefer 
Richtung entgegenzutreten und eine reiflichere Meberlegung in einer mäßigen Frift 
zu ermögliden. Nur werde e8 ſich empfehlen, die Form des Berfahrens ein- 
facher zu halten und eine Martmalfrift hinzuzufügen, nach welcher die rechtliche 
Wirkung der Austritts-Erflärung erlöſche. Bon diefen Gefichtspuntten aus wird 
beantragt: 

Amendement B. folgende Faſſung: 

Der Richter bat über die Austritts-Erflärung ein Protocol aufzunehmen 
und Abſchrift des legteren dem Borftande derjenigen Kirchengemeinde, welcher 
der Erklaärende bisher angehört hat, zuznftellen. 

Die Austritts-Erflärung ift ohne rechtliche Wirkung, wenn nicht nach Ablauf 
von vier Wochen und vor Ablauf von drei Monaten durd den Austretenden 
oder deſſen Iegitimirten Bevollmächtigten eine Ausfertigung der Austritts- 
erflärung bei dem Richter beantragt wird. Mit der Behändigung der Aus- 
trittö-Erflärung ſcheidet der DBetreffende aus der Kirchengemeinſchaft aus. 

Dem Borftande der Kirchengemeinde ift Durch den Richter der Behändigungs- 
termin anzuzeigen. 

Bon einem andern Mitglieve wurde der Grundſatz der Deliberations- 
Friſt ebenfalls als angemeflen und wünfchenswerth vertreten. Wan werde aber 
beſſer tun, fi den im Gefeg von 1847 angenominenen Formen näher anzu⸗ 
ſchließen, die erfte Erklärung als bloße Anmeldung zu behandeln, nad Wb- 
Lauf einer vierwöcentlichen Frift dann die fünnliche Erklärung zu Brotocoll auf: 
zunehmen und das Datum dieſes Protocolle® ald Tag des Austritts anzufehen. 

Das Syſtem der Deliberations:Frift fand indeſſen von anderer Seite lebhaften 
Widerſpruch. Es fer überhaupt jede ftaatliche Bevormundung von ber Kirche 
abzuweiſen, und dieſe liege immerhin in dem Erforderniß einer zweimaligen Er⸗ 
Härung. In einer folchen Liege ohnehin feine wirfliche Garantie gegen Uebereilung. 
Nach den Erfahrungen des Redners feien alle ARemonftrationen des Seelſorgers 
unnütz bei denen, welche zum Austritt einmal entichlofien find. 

Bon einem andern Mitglieve wurde hervorgehoben: die von dem Ober- 
Kirchenrath und dem Referenten hervorgehobenen Geſichtspunkte ſetzten einen bes 
dauerlichen Zuftand in der evangeliſchen Kirche voraus. Innerhalb der latho— 
ſiſchen Kirchengemeinden fer die Beſorgniß vor einer leichtfertigen Entſchließung 
oder gar vor einem Austritt aus Furcht wor vermögensrechtlihen Leiftungen 
unbelannt. Aus diefen Gründen wende Niemand der Kirche den Rüden. Jede 
Frift von vier Wochen oder länger ſei praftifch überflüffig und allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen widerſprechend. Diefelbe Seite des Haufes, welche jederzeit 
für die Freiheit der Kirche eintrete, trete folgerichtig auf für die Freiheit des 
Einzelnen ein über die Zugehörigfeit zu einer Kirche, ohne künftlihe Hemmniſſe 
und Hinderniffe zu beſchließen. 
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Aud von anderer Seite wird die umbebingtefte Freiheit des Einzeluer, 
einer Kirche anzugehören oder nicht anzugebören, als das allein Entſcheidende 
betont. Wer nicht in der Kirche bleiben wolle, den müſſe man auf keine Bere 
zu alten juchen. In Hannover babe bisher die einfache Austrittderflänn 
“ genügt, umd Schwierigkeiten hätten ſich dabei nicht ergeben. Auch Fälle eines 
Austritts wegen eine8 bevorftehenden Kirchenbaues feien dem Redner unbelumt. 

Nah einer Längeren Discuffion über die Vorzüge des einfachen Syiems 
oder des etwas langiameren Tempo einer ‘Deliberations-Frift wird des Amen 
dement B. mit 10 gegen 7 Stimmen angenommen und damit bie Regierung: 
Borlage erledigt. 

Bei Wiederaufnahme der Berathung in zweiter Leſung 
wurde nochmals hervorgehoben die Bedeutung der Austritt = Exrflärung für de 
Status und die vermögendrechtlihen Verhältniſſe des Einzelnen wie für ie 
Beitand der vorhandenen Pfarriufteme und von dieſem Geſichtspunkte ans dei 
Amendement D. in folgender Faſſung geftellt: 

Die Aufnahme der Austritts-Erflärung erfolgt zu gerichtlichen Protonl 
und zwar auf Grund einer vorgängigen Anmeldung bein Richter. Zi 
Aufnahme der Erklärung darf erft vier Wochen nad der Anmelvung erfolge 
Abſchrift der Anmeldung und des Protocolls ift dem Vorſtand derjenige 
Kirchengemeinde, welcher der Erflärende angehört, unverzüglich zuzuftde. 
Auch ift dem Austretenden auf feinen Antrag eine Beſcheinigung über dx er 
folgte Austritts-Erflärung auszufertigen. 

Bei der Abftimmung wird indeſſen dies Amendement mit 9 gegen 7 Sim: 

men abgelehnt. 

Demnächſt werden durch Sub-Amendementd einzelne Aenderungen in te 
Beichluffe erfter Leſung angenommen, der danach veränderte Sag aber ba tz 
Schlußabſtimmung mit 8 gegen 8 Stimmen abgelebnt. 

Da auch die Regierungs-Vorlage mit großer Majorität abgemorfen 1. 
wird nunmehr eine Dritte Leſung des Paragraphen vorgenommen. 

Ber diefer dritten Leſung einigte man fich dahin, megen der Schminz 
feiten, welche fich namentlih aus Stellung von fuspenfiven oder refolutiven de 
dingungen für die Wirkſamkeit des Austrittd ergeben haben, zu dem Syſtem ver 
porgängigen Anmeldung der Austritts-Erflärung nach Analogie des Geſeres ven 
30. März 1847 zurüdzufehren Im Anfchluß an das Syſtem dieſes Ceierd 
wird nunmehr folgende Faſſung vorgefchlagen: 

Der Aufnahme der Austrittö-Erflärung muß ein hierauf gerichteter Arte 
vorhergehen. Derjelbe ift durch den Richter dem Borftand ver Kinder 
gemeinde, weldyer der Antragfteller angehört, ohne Verzug befannt zu mabe: 

Die Aufnahme der Austritts- Erklärung findet nicht vor Ablauf ven me 
Wochen, und Ipäteftens innerhalb ſechs Wochen, nach Eingang des Antrags 
zu gerichtlihem Protocol ftatt. Abſchrift des Protocolls ift dem Vorkante 
der Kirchengemeinde zuzuftellen. 

Eine Beſcheinigung des Austritts iſt dem Austretenden auf Berlanmn 
tlen 


Bei ber ſchließlichen Abftimmung wird diefe Zaffung zu Alinen 1 einfunnz, 
der übrige Theil derjelben ſowie das Gange mit 15 gegen 2 Stinnnen angenemmm 

Zu 8 3. (Reg.Vorlage s5 4 u. 5.) Die Commilfton extern: tu? 
Grundprincip diefer Paragraphen, inſofern durch die Austrittö-Erflärung die pet. 


ert 
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ſönlichen Pflichten des Parochial-VBerbandes erlöfchen, die an Grundſtücke ge- 
fnüpften vealen Pflichten fortbauern, als richtig an. 

Ebenfo wird die Bedürfnißfrage anerfannt, infofen man mit ber 
Staatö-Regierung einverftanden ift, daß der bisherige Unterfchieb, den die Recht⸗ 
ſprechung des höchften Gerichtähofes zwiſchen Austritts-Erflärung und Uebertrittd- 
Erklärung bezüglich der Laften gemacht hat, nicht zu halten fei. 

Bon dem Referenten wurde zur Einleitung Folgendes ausgeführt. 

Der einfache Grunbfag, daß mit der Austritts-Erflärung jeder perfönliche 
Beitrag zu den Laſten der Kirche und Pfarrfuftene aufhöre, entfpreche einer 
Behandlung der Frage von dem Privatrecht und dem Intereffe Des Ein- 
zelnen aus. Dean babe in der Behandlung firchlicher Verhältniſſe aber nicht 
blos das Intereſſe des Einzelnen zu wahren, Sondern auch die verfaffungsmäßigen 
Örundeinrihtungen der anerfannten Kirchen, an deren Fortbeftand nahezu 
99 Procent der Bevölkerung des Staates betheiligt fein. Es komme nicht 
blos die Frage in Betracht, daß der Einzelne fein Austrittörecht ohne jebe 
Beſchränkung der individuellen Freiheit zu üben habe, fondern auch der Geficht- 
punkt, daß die beftehenden Kirchen und Pfarriufteme als juriftiihe Per— 
jonen (Corporationen im privatrechtlihen Sinne) fortbeftehen bleiben. — Die: 
Frage, unter welchen Lebensbedingungen der Staat ein „fingirtes Rechtsſubject“ 
anerfennen dürfe, ſei nicht privatredhtlicher, jondern überwiegend öffentlidh- 
rehtliher Natur. Der Staat könne und dürfe die Rechte einer juriftifchen 
Perfon nicht ertheilen oder anerkennen ohne gewiſſe Borbevingungen der „Lebens- 
fähigkeit”. Man könne einer ſolchen Perlon nicht ein Folium im Grundbuch 
einräumen, nicht das Recht zu Flagen oder beflagt zu werben, nicht das Recht 
Forderungen und Schulden zu contrahiren, ohne irgend eine Grundlage für bie 
Erfüllung ihrer Berpflihtungen. — Die Rechtöverftändigen möchten dabei das 
weitichichtige Material der neueren Geſetzgebung über das Handelsrecht, ins⸗ 
befondere das Recht der Banken, in ihre Erinnerung zurüdführen, und erwägen, 
welhe Schwierigkeiten und Gefahren die Incorporirung einer Geſellſchaft mit 
„limitirter Haftpflicht” für den Rechtsverkehr in fih trage. Durch die gegen- 
wärtige Gejegvorlage entftehe aber die Gefahr, juriftiihe Perſonen zu Ichaffen, 
die weder auf einer Iimitirten, noch einer ilimitirten Haftung ihrer Mitglieder 
ftehen, ſondern ohne jede Haftung im die Luft geftellt werben, fofern durch 
eine einfache Austritts-Erklärung fammt und fonders binnen 24 Stunden die 
zahlungsfähigen Mitglieder der Corporation oder auch alle Mitglieder auf einmal 
verſchwinden. Wolle man folde Wege einfchlagen, fo müſſe man zugleich em 
Aquidationsverfahren einführen für die. Tilgung der unerfilllbar gewordenen Ber- 
bindfichkeiten und fiir die Derfteigerung der Kirchen, Pfarr⸗ und Küſter: Grund⸗ 
ftüde im Wege eines Concursverfahrene, — Das bisherige Recht habe ein ſol⸗ 
ches Verfahren nicht gefannt aus dem Grunde, weil die Kirchſpiele auf einer 
dauernden „Fundation“ beruhen, welche die Fortdauer des Subjects der Rechte 
und Verbindlichfeiten garantiren. Jetzt wolle man von einem priontrechtlichen 
Standpunkt aus die „Fundation“ der Kirchenfufteme auflöfen, währenn doch bie 
evangeliſche Kirche außer der fundirten Einzelgemeinde wenig oder gar fein ges 
meinfames Kirchenvermögen befige — Die Unzuläffigfeit eines folchen Verfahrens 
ſei feit einer Reihe von Sahren von dem Haufe der Abgeordneten anerkannt 
worden. Man habe jede Befürwortung einer Incorporation von ſolchen Diffidenten- 
gemeinden abgelehnt, die in ihren Statuten weiter feine Beftimmung enthielten, als 
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Auh von anderer Geite wird die unbebingtefte Freiheit des Einem, 
einer Kirche anzugehören oder nicht amnzugehören, als das allein Entjcheidende 
betont. Wer nicht in der Kirche bleiben wolle, den müſſe man auf keine Weiſ 
zu balten fuchen. In Hannover habe bisher die einfache Außtnittderlänng 
“ genügt, und Schwierigkeiten hätten ſich dabei nicht ergeben. Auch Fälle ans 
Austrittd wegen eined bevoritehenden Kirchenbaues feien dem Reduer umbelmt 

Nach einer längeren Discuffion über die Borzüge des einfachen Syſten 
oder des etwas langſameren Tempo einer Deliberations⸗Friſt wird das Ann 
dement B. mit 10 gegen 7 Stimmen angenommen und damit bie Regierung: 
Borlage erledigt. 

Bei Wiederaufnahme der Berathbung in zweiter Lelum 
wurde nochmals heroorgehoben die Bebeutung der Austrittd = Erklärung für de 
Statud und die vermögensrechtlichen Verhältniſſe des Einzelnen wie für de 
Beſtand der vorhandenen Pfarrſyſteme und von dieſem Geſichtspunkte and iei 
Amendement D. in folgender Faſſung geftellt: 

Die Aufnahme ver Austritte-Erflärung erfolgt zu gerichtlichen Prior. 
und zwar auf Grund einer vorgängigen Anmeldung beim Wider. Tr 
Aufnahme der Erklärung darf erft vier Wochen nad) der Anmelbung erfolg. 
Abjchrift der Anmeldung und des Protocolls ift dem Vorſtand derjeriga 
Kirchengemeinde, welcher der Erflärende angehört, umverzüglich zuzuftele 
Auch iſt dem Austretenden auf feinen Antrag eine Beſcheinigung über die cd 
folgte Austritts-Erflärung auszufertigen. 

Bei der Abſtimmung wird indeflen dies Amenbement mit 9 gegen 7 Etur 

men abgelehnt. 

Demnädft werden durch Sub-Amendements einzelne Aenderungen in ia 
Beſchlufſe erfter LXejung angenommen, ber danach veränderte Satz aber bei de 
Schlußabſtimmung mit 8 gegen 8 Stimmen abgelehnt. 

Da aud die Regierungs-Vorlage mit großer Majorität abgeworfen # 
wird nunmehr eine Dritte Leſung des Paragraphen vorgenonmen. 

Bei diefer dritten Lefung einigte man fi dahin, wegen ber Schwing: 
feiten, welche fich namentlich aus Stellung von fuspenfiven oder reſolutiven 
dingungen für die Wirkſamkeit des Austritts ergeben haben, zu dem Softem 2 
vorgängigen Anmeldung der Austritts-Erklaäͤrung nad) Analogie des Geſetzes 
30. März 1847 zurüdzufehren. Im Anſchluß an das Syſtem dieſes "Sad 
wird nunmehr folgende Faſſung vorgelchlagen : 

Der Aufnahme der Austritts⸗Erklärung muß ein hierauf gerichteter Au 
vorbergehben. Derfelbe ift durch den Richter dem Borftand ver 8 
gemeinde, welcher der Antragfteller angehört, ohne Verzug befannt zu * 

Die Aufnahme der Austritts⸗Erklärung findet wicht vor nn von vi 
Wochen, und fpäteften® innerhalb ſechs Wochen, nach Eingang des Antrag 
zu gerichtlichen Protocol ftatt. Abſchrift des Brotscolß Rn dem 
der Kirchengemeinde zuzuſtellen. 

wie Belcheinigung des Austritts iſt dem Austretenden auf Berlanges 
ertbeilen. 

Bei der ſchließlichen Abflimmung wird diefe Taflung zu Alinen 1 ei 
der enge Theil derjelben ſowie das Ganze mit 15 gegen 2 Sti 
Zu 8 3. (Reg.-Vorlage sn 4u.5.) Die 

Grundprincip diefer Paragraphen, injofern durch die Aust 
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fönlichen Pflichten bes Parochial⸗ Verbandes erlöſchen, die an Grundſtücke ge- 
knüpften realen Pflichten fortvauern, als richtig an. 

Ebenfo wird die Bedürfnißfrage anerkannt ‚ injofern man mit ber 
Stantö-Regierung einverſtanden ift, daß der bisherige Unterſchied, den die Rede: 
ſprechung des höchften Gerichtshofes zwiſchen Austritts-Erflärung und Uebertrittt- 
Erklärung bezüglich der Laſten gemacht hat, nicht zu halten fei. _ 

Don dem Referenten murde zur Einleitung Folgendes ausgeführt. 

Der einfache Grundfag, daß mit dev Austritts-Erflärung jeder periialube 
Beitrag zu den Laften der Kirche und Pfarrfuftene aufhöre, entſpreche eime: 
Behandlung ber Frage von dem Privatreht und dem Intereffe des Eir- 
zelnen aus. Man habe in ver Behandlung klirchlicher Verhältmiife aber mn: 
blos das Intereffe des Einzelnen zu wahren, Fonbern aud) die verfaitunafmuitzaer 
Orundeinrichtungen der anerkannten Kirchen, an deren Sortbeiiam man 
99 Procent der Bevälferung des Stantes betheiligt fein. Es femme zn 
blos die Frage in Petracht, daß der Einzelne fein Austritt num =. 
deihränfung der individuellen Freiheit zu üben Babe, fondern am der Cauubre 
unft, daß bie beftehenden Kirchen und Pfarriyfteme als jierie:’e: S 
onen (Corporationen im privatrechtlichen Sinne) fortbefiehen Keen — 
frage, unter welchen Vebensbedingungen der Etaat ein „fing Wemeficiı 
nerfennen durfe, ſei nicht privatrechtlicher ſondern übenmenenm »= 
ehtliher Natur. Der Staat fönne und dürfe Die Kedee mer ımramam 
serfon nicht ertheilen oder anerfennen ohne gewiſſe VBorkereumer Ir er 


mäumen, nicht das Recht zu flogen ober beflogt zu meer ze m 
vrderungen umd Schulden zu contrahiren ohne i N “ = 
ya 


* 
35 


rfüllung ihrer Verpflichtungen. — Die töverläußger ui ut 
eitſchichtige Material der neueren — über ze Tune: 
fondere das Recht der Banken, in ihre Erinnerung zıime en 
Ihe Schwierigkeiten und Gefahren die Jucorper ns 22 — — 
imitirter Haftpflicht“ für den Hechtöverkehr zu im ze Zur zn 
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„daß man Mitglied werde durch die Erklärung des Zutritt, und Mitglied zu 
ſein —5 durch die Erllärung des Austritts 
Man babe ſeit 1864 in wiederholten Beſchlüſſen anerkannt, daß bie Jr: 

corporirung einer jo conftituirten Geſellſchaft von ſtaatlichem Stanbpuntt unzu⸗ 
läſſig ſei, weil dritte Perſonen verleitet werden, einer vermeintlichen„Perſer 
Credit zu geben ohne jede Grundlage ber Erfüllung ihrer Berbinblihteier 
Wiederholt fei dabei als auf das Minimum der Erforderniſſe auf eine Tanger:, 
mindeftens einjährige Dauer der Verhaftung der Mitglieder fir übernommene Ber: 
pflihtungen hingewieſen. In biefem Sinne habe aud der deutſche Keidt: 
tag in feiner legten Seffion die Anträge auf Incorporirung ſolcher Diffiventer 
gemteinden zurüdgewiefen. Man laufe Gefahr, Tämmtliche Pfarrſyſteme der u: 
erfannten Kirchen auf eine für Diffibentengemeinden als unzuläffig anerlanm 
Grundlage zu bringen. — Es Tönne ferner hingewielen werden auf die a 
vige Praxis der Decemate der Dber-Präfidien, auf den in der Verwaltung fe 
anerfannten Grundſatz, niemals Corporationdrechte zu ertheilen ohne die ar: 
fiherte Bafis fürdie Erfüllung übernommener Berpfliätung: 
jeitend der juriſtiſchen Perfon. Die in diefer Beziehung begangenen Bert 
haben ſich durch unlösbare Berwidlung bei eintretender Ya —— x- 
rächt. — Allerdings ſei durch die moderne Freizügigkeit der ber eingelar 
Parochien geloderte Man könne nicht verhindern, daß nach dem Gemeinden; uU 
der aus dem Parodialverband Wegziehende von den perſönlichen Laften behe 
werde. Etwas Anderes als ver Wegzug ſei aber die einfahe Auffündigur; 
buch einen einfachen Proteſt. Ein Gemeindemitglied werde nicht leicht jem- 
Wohnort wechſeln, aus dem einzigen Grunde der Befreiung von kirchlichen Lak. 
eine einfache Losſagung durch einen Loftenfreien Act, der eben fo la: 
Maſſen, wie von Einzelnen abgegeben werden kann, untergrabe aber alle Rad: 
Grundlagen der Incorporirung unferer Pfarrſyſteme. 

Zur Aufrechterhaltung Der vermögensrechtlicen Lebensfähigkeit ber —— 
gemeinden ſei daher allermindeſtens eine Fortdauer der perfönlicyen Berpflihen: 
auf einen Zeitraum von ein bis zwei Jahren erforderlich, und es werde amt * 
mäßig fein, den Endtermin in Uebereinſtimmung mit dem Verwaltungsjahre eꝛ 
den 31. December zu ftellen. 

Nicht genügend fei aber auch diefe Cautel für die Baulaft der Firdi:. 
Pfarr und Küſterwohnungen. Im diefen Gebäuden verförpere ſich die Danır. 
„Fundation“ unferer Eingelgemeinden. Nach dem älteren Recht fei Die de 
dation als Realrecht durchgängig feftgelegt. Der Antheil des Batrons fe : 
die Grumbftüde als Reallaſt gebeftet worden. Der Austritt aus dem Gemeine 
verband fei (als Apoftafie) verboten geweſen. Durch das jus reformandi ı- 
das Normaljahr fei in Die einzelnen Territorien der Beftand der Anklıt- 
Syſteme für den einen oder anderen Religiondtbeil gefihert geweſen w 
umfangreihen Landeötheilen, wie in der Dark, fei bie Sirhenbaufeh nad «ir 
in weiten Kreiſen anerkannten Nechtsanfiht an die politiichen Gememdan x 
beftet und damit perpetuirt worden. Vor Allem babe die fefte Anſaffigken \- 
Bevölkerung aud den Pfarrſyſtemen einen dauernden Beftand von verpfid 
Subjecten gewahrt. Bon allen diefen Grundlagen ſei nur noch die Patronatel·t 
übrig, welche in vielen Gemeinden fehle und durch die neuere Kirdeneriates 
nicht unwahrſcheinlich einer Auflöfung entgegengehe. Das Vorhandenſein 
objervanzmäßigen realen Verpflichtung für die Baulaſt fei nur noch fperaiv® 
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vorhanden. Alle rechtlichen Unterlagen der kirchlichen Baulaft geben damit ber 
Auflöfung entgegen. Durch einfache Austritts⸗Erklärung jolle ſich jeder Theilnehmer 
auch von ſolchen Baulaften losſagen, die er vielleicht perſönlich mitbefchlofien bat, 
in einer Weile, welche nicht einmal der im Privatrecht anerkannten bona fides 
entſpreche. Für alle Kirchen und Pfarrbauten verfchwinde Damit jede Garantie 
der Erfüllung ihrer Verpflichtungen. Kein Bauunternehmer könne fortan einen 
Bertrag mit einem Kirchenvorftande abfchliegen, da trog der feierlichften Ab⸗ 
ihliegung und Beftätigung durch bie oberen Kirchenbehörden das verpflichtete 
Subject binnen wenigen Stunden verichwinden könne. “Die Motive der Re 
gierungsoorlage haben ſich auch das Bedenkliche dieſes Verhältniſſes keineswegs 
verhehlt, und gehen nur von der Vorausſetzung aus, daß eine ſtrengere Haftung 
leicht umgangen werden könne durch eine Austritts-Erklaͤrung kurz vor einem be- 
Ichloffenen Neubau. Allein dieſe Umgehung ſei dadurch weſentlich zu erjchweren, 
daß man nicht den Tag des verbindlichen Beichluffes über den Bau, fondern 
das Kalenderjahr als Mafftab der fortbauernden Haftung annehme, 

In der Discuffion wurde die Schwierigkeit einer genügenden Regelung 
diefer Verhältniſſe von allen Seiten anerfannt; gegen die gemachten Borlläge 
erheben ſich aber die mannigfaltigften Bedenken. 

J. Rüdfichtlih der Abgrenzung zwiſchen Perſonal- und Real- 
!aften wurde von einem Dlitglieve des Haufes, welches in Vertretung einer 
Petition an der Discuffion Theil nahm, das Grundprincip geltend gemacht, 
man müfle die privat rechtlichen von den dffentlich=rechtlichen Laften der 
Parochie ſcheiden. Die legteren müßten durch den Austritt unbedingt in Weg— 
fall fommen, die privat-rechtlichen unbedingt bleiben. Bon dieſem Stand- 
punfte aus werde auch die Rechtiprechung des Ober-Tribunald eine Correctur 
finden müſſen, während bisher der höchſte Gerichtöhof nur dann eine Befreiung 
von öffentlich-rechtlichen Laften angenommen habe, wenn der Betreffende zu einer ' 
anerkannten Kirche übertrete, nicht aber in anderen Fällen des Austrittes. 

Dagegen wurde erinnert nicht der Gegenfa von privat= und öffentlic;- 
rechtlichen Verpflichtungen, fondern der Gegenfag von perfönlichen und realen 
Verpflichtungen bilde die vorhandene Grundlage, bei der man ftehen bleiben 
müſſe. Nicht blos die auf Prioatrechts» Titeln berubende Reallaft dauere fort, 
ſondern auch die Patronatslaft, und jede durch Landesrecht, Provinzial: 
veht oder Obfervanz auf beitimmten Claffen von Grundftüden (ohne 
Unterichtev des Beſitzers) vertheilte Parochiallaſt müfje unbeichabet des Aus- 
trittes fortdauern. Es werde fih nur empfehlen, dieſen Gegenfag in ber 
übrigens correcten Regierungs-Borlage Ichärfer und logiſcher auszudrücken: 

Amendement B. „Die Außtritts-Erflärung bewirkt, daß der Auötretende 
zu den Xeiftungen, weldhe auf der perſönlichen Kirchen- oder Kirchen- 
gemeinde: Angehörigteit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird.“ 

„Leiftungen, welche nicht auf der perfönlichen Kicchen- oder Kirchengemeinde⸗ 
Angehörigkeit beruben, insbeſondere Yeiftungen, welche entweder kraft beionderen 
Mechtötitels auf beftimmten Grundftüden haften, oder von allen 
Grundftüden des Bezirkes, oder doch von allen Grundftüden einer 
gewiffen Claſſe in dem Bezirk, ohne Unterfchied des Beſitzers zu entrichten 
find, werben durch die Austritts-Erflärung nicht berührt.‘ 

Seitens des Commiſſarius des Herrn Minifterd der geiftlihden An» 

gelegenbeiten wurde heroorgehoben, daß man die Unterfcheivung von Laften 
v. Holßendorff, Jahrbuch II. 29 
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privatrechtlichen und öffentlichevechtlichen Titels nicht zu Grunde legen Eonme, ohne 

die beftehenden Rechtsverhältniſſe erheblich zu alteriven. Auch durch Hormen 

des öffentlichen Rechtes, insbeſondere Provinzialredte und — haben 

zahlreiche Parochiallaſten den Charakter einer Haftung an Grundſtücken erhalten, 

woran das gegenwärtige Geſetz nichts ändern wolle. Unter Vorausfegung ver 

Wahrung Diele Hauptpunktes Habe die Regierung gegen Berbeflerungen ver 
Faſſung nichts einzuwenden. 

Bei der Abſtimmung wurde zunächſt dieſe Vorfrage erledigt durch An— 
nahme des Amendements in beiden obigen Abſätzen, welche an die Stelle der 
correſpondirenden Abſätze der Regierungs-Vorlage 8. 4 treten. 

I. Einen lebhaften Widerſpruch und längere Discuſſion rief dagegen tx 
Antrag hervor, eine Tängere Frift der Haftung für bie perfönlicen 
Laften, ſowie eine dauernde Haftung für die Baulaft in dem Gefege feſtzuftellen 

Es wurde dagegen ausgeführt: Es ſei ein übergroßer Apparat von Be 
benfen herbeigeholt worden. Diele Anträge beruhten auf allerlei Befürchtungen. 
bie fich vielleicht verwirklichen, aber nicht maßgebend fein könnten. Daß & 
meinbeglieder wegen ber Kirchenbaulaſt austreten follten, fei nur im geringen 
Maße zu bejorgen. Auch die Borfchläge des Dber-Kirchenrathes bezüglich eine: 
fünfjährigen Haftung würden über bie jegt geltenhen Grundſätze hinausgeha 
und den Rechtszuſtand nur verwirren. 

Bon anderer Seite wurde hervorgehoben, daß die Abgrenzung der Bauılai. 
namentlich ein Unterjchted zwiſchen Laufenden Reparaturen und außerordentliche 
Neubauten und Haupt-Reparaturen ſchwer zu finden je. Man werde Damit r- 
eine Caſuiſtik Hineingerathen. Ohnehin würden Diejenigen, welde aus Get 
rückſichten austreten, zeitig vorher dieſen Schritt thun, da ein bevorftehender Be: 


ſtets vorherzuſehen ſei. 


Die Kirche ſolle überhaupt „zu ſtolz“ fein, von Leuten Gelb zu verlangen. 
welche wirklich nur deshalb austreten, um fih von Gelblaften zu befreien Ma— 
überfchäte die Gefahr folcher Austritts-Erflärungen, auf denen ein ſolches odium 
liegen würde, daß ſchon der Drud der öffentlichen Meinung einen Mißbrauc 
verhüten werde. 

Bon einer Seite murde die Anficht vertreten, daß es für 
Fälle feiner Längeren Haftungsfrift bedürfe; denn die. einzelnen Austritte lame 
nicht in Betracht. Nur fir die Eventualität der Maffenaußtritte ſei eine Be: 
mögend-Regulirung geboten, und e8 werde fi empfehlen, für Dielen Fall Lieber 
ein befonveres Geſetz vorzubehalten. 

Es wurde auf letzteren Vorſchlag entgegnet: Maſſen-Austritte ferien m der 
legten 150 Jahren nicht vorgelommen und ftänden aud nicht bevor. Es ic. 
unrecht, ein Geſetz mit Rückſicht auf ſolche Möglichkeiten zu redigiren und di 
Zuftände der Wirflichleit außer Augen zu laſſen. Wolle man dagegen Finle:: 
treffen, fo müffe man aud bei dem Berziehen der Gemeinde - Mitglieder rc= 
einem Ort zum andern bie Haftung in ber früheren Parochie vorbebaltn 
Solche Vorſchläge ftehen im Widerſpruch mit allgemeinen Rech 
Eine Gemeinde ſei nicht eine Gruppe ſolidariſch Verhafteter, ſondern eine Cer 
poration. Wer aus ber Corporation austrete, könne eben feine Verpflichtan 
gegen die Corporation behalten. Man gelange durch biefe Vorſchläge zu dem 
alten Syſtem zurüd, nad) welchem die politifche Gemeinde die Bebirfnitie M: 
herrſchenden Kirche trage. 
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Bon anderer Seite murbe dagegen eine längere Haftpflicht für notb- 
wendig erachtet, in&bejondere der Antrag des evangeliichen Ober - Kirchenrathes 
auf eine fünfjährige Dauer der Haftung für die Baulaft dringend befürwortet; 
es werbe möglicherweiſe auch noch einer Beftimmung für ſolche bebürfen, bie 
nicht austreten, fondern aus der Kirche ausgeftoßen werben. 

Bon dieſen verfchievenen Gefichtspunkten aus wurden entfprechende Amen- 
dements geftellt, insbeſondere: 

Amendement E. Zwiſchen Alinea 1 und 2 des 8. 4 einzufchalten: 
„Diele Wirkung tritt erft nad dem Schluß des auf die Austritts-Erklärung 
folgenden Kalenderjahres ein.‘ 

Ber der Abftimmung wurde das Amendement E. angenommen, bie 

übrigen Anträge damit abgelehnt. | 

Wegen Zmeifelhaftigfett der bier vorliegenden Fragen war indeſſen fchon im 
Beginn der Discuffion eine zweite Leſung vorbehalten, bei deren Beginn zu. 
nächft vom Referenten folgende Gefichtöpunfte hervorgehoben wurden: 

Der in erfter Leſung angenommene Beichluß bringe die Pfarrfufteme der 
beiden Kirchen nothbürftig auf den Fuß, auf welchem eine Diffiventen-Gemeinve 
Eorporationsrechte erhalten könne. Unzureichend jet und bleibe ein ſolcher Zu⸗ 
fand für die Kirchenbaulaſt. Wohl ſei e8 begreiflih, wenn man von rö- 
milch=Fatholilcher Seite aus, von dem ftrenglutherifchen und biffiventifchen Ges 
jihtöpunkte aus, einen folhen Zuftend fir normal eradhte und fogar freudig 
begrüße. Für die evangeliſche Kirche, die in ihrer Geſammtheit nahezu ver- 
mögenslos fer, erzeuge die Mobilifirung der Kirchen⸗- und Pfarrbaulaft einen 
völlig neuen Zuſtand. Eine fo geftellte Pfarr Gemeinde könne vom rechtlichen 
Standpunkt aus nicht als „lebensfähige‘ Corporation angejehen werben. An 
diefer Stelle von der Macht des Glaubens zu reden, welche allein die Kirchen 
aufrecht erhalte, fei nicht der rechte Ort. Eine „Kirche bebiirfe zur Erfüllung 
ihres dauernden Berufes zu lehren einer perpetuirlichen Fundation. Es fei auch 
nicht richtig, wenn man fi) damit beruhige, daß dergleichen Fälle jelten eintreten 
würden. Die Corporationd-Berfafiung und das Bewußtſein einer dauernden 
Fundation gehe mit einer ſolchen Gejeßgebung, die nur an das Interefie des 
Einzelnen vente, in der Kirche wie im Staat verloren. Confequent bedürfe e8 
dagegen der unbedingten Fortbauer der Baulaft, foweit fie zur Zeit bes 
Austritteg begründet war. Erſcheine diefe Haftung zu langdauernd, ericheine 
auh die fünfjährige Friſt des evangeliichen Ober = irchenrathes zu lang, fo fei 
das Wenigfte, um ven beftehenden Rechtszuſtand bis zum Erlaß einer anderen 
Geſetzgebung zu conferviren, eine Friſt von mehreren (2 bis 3) Jahren, wie 
ſolche auch dem Bernehmen nad in dem urfprünglichen Entwurf der Regierungs- 
Vorlage angenommen worben je. Eine Streichung vieler längeren Haftung 
würde das Geſetz unannehmbar machen für diejenigen, denen die Aufrechterhaltung 
ra Kirchen, insbeſondere der evangelifchen Kirche, in ihrer Fundation voller 

fe | 


di. 
Gegen diefe Ausführung wurbe andererſeits feftgehalten, daß aus dem 
„Semeindeprincip” die Befreiung von den Laſten ebenfo durch den Austritt wie 
dur Wegzug aus der Gemeinde folge, daß jede Verlängerung der Haftung einen 
willfürlichen Charakter behalte, daß man aud in diefen Fällen dem Gewiſſen 
de8 Einzelnen vertrauen müſſe, daß die Gefahr ver Maſſenaustritte in jedem 
Fall überſchätzt werde, daß man dem großen Grundſatz der Freiheit des Ge- 
29* 
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wiſſens und des religiöjen Belenntnifje8 treu bleiben und nicht aus blos wer: 
mögensrechtlichen Geſichtspunkten davon abmeichen dürfe. 

In der fortgejegten Discuffion wurde nunmehr folgendes Amendemen 
formulitt: 

dem Alinea 2 folgenden Zuſatz zu geben (zu welchem auch der Commifiar 

des Herrn Minifter8 der geiftlichen Ungelegenheiten die Zuflimmung te 
Stantö-Regierung in Ausſicht ftellen zu können glaubt): 
„Zu den SKoften eine® außerorbentlihen Baues, befien Nothwendigten 

„vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Krk 

„erklärt wird, feftgeftellt ift, bat der Außtretende bis zum Ablauf dee 

„zweiten auf die Austritt-Erklärung folgenden Kalenderjahres ebenio bes: 

„tragen, als wenn er feinen Austritt aus der Kirche nicht erflärt hätte.” 

Bei der fchließlihen Abftimmung wird dies Amendement mit 9 geger 
7 Stimmen und demnädft der fo geftaltete Gefammtparagraph, welder ı 
Stelle der 88. 4 und 5 der Regierungs - Vorlage tritt, in obiger Faflung cr- 
genommen. 

Zu $.4. (Meg.-Borlage 8. 6.) Der hier ausgeſprochene Grunbfag findet fein- 
Widerſpruch, und wird nur von einer Seite als eigentlich entbehrlich, angeickr 

Zu 8. 5. (Reg-Vorlage $. 7.) Ingleichen wird der hier ausgefprader. 
Sat mit 15 gegen 2 Stimmen (als $. 5) angenommen. 

Zu 8. 6. (Reg -Vorlage 8. 8). Hier findet die Beſtimmung eines Koftenfater 
von 5 Sgr. von allen Seiten Widerfprud. Es wird dagegen von einer Ze: 
vorgejchlagen, Die Verbandlungen überhaupt für „Eoften- und ſtempelfrei“ zu c: 
Hören. Von anderer Seite wird es für angemefien erachtet, wie in dem Ge: 
von 1847 dem Juſtiz- Miniſter die Regelung eines Koſten-Tarifs worzubebalte 
Gegen die Iegtere Beſtimmung wird ein Bedenken aus der Verfaſſungs- Uta 

eltend gemacht, nach welcher ®ebühren nicht ohne „Geſetz“ erbo 

Pollen. Gegen erfteren Vorſchlag erflärt fid) auch der Commiſſar des ps 
Yuftiz- Minifters, fofern die Koften- und Stempelfreibeit gegen die Grundies 
der Finanz⸗Verwaltung verftoße. 

In Erwägung, daß es ſich empfiehlt, einerſeits den Austritt nicht durch x 
jondere Sporteln zu erfchweren, andererſeits ihm auch nicht das Privilegic⸗ 
der Stempel- und Koſtenfreiheit zu gewähren, kommt ſchließlich folgende Fat 
zur Annahme: 

As Koften des Verfahrend werden nur Abichrift-Gebühren und baare As: 

lagen in Anfat gebradt; 
wobei dann als Schlußbeftimmung eine Ausführung des Geſetzes durch die b 
treffenden ee ne vorbehalten wird. 

Zu 8.8 (Reg Vorlage $. 9.) liegen verjchiedene Petitionen vor, entbais" 
Beſchwerden über die Handhabung des die Recht sverhältnifſe der Inter 
vegelnden Gejege von 1847, insbeſondere darüber, daß nah Mate: 

dieſes Geſetzes denjenigen Mitgliedern ber Strnagogen-Gemeinden, welde an rt: 
der Majorität diffentirendes Glaubensbekenntniß oder einen andern Ritus ve:- 
ziehen, nicht einfach der Austritt geftattet werde, ſondern daß man im ec 
Fällen einen Austritt aus dem „Judenthum“ überhaupt verlange, der mut de⸗ 
Gewiſſen der Betheiligten nicht vereinbar fei. Bon einem Dritafi des Hana? 
weldyes fih im Vertretung jener Petitionen an der Berathung beteiligte, ze: 
den insbefondere folgende Gefichtspunfte hervorgehoben. 
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Auch in Betreff der Juden müſſe von diefem Geſetz eine gleihmäßige 
Behandlung mit den Bekennern anderer Religionen gefordert werden. Der rich— 
tige Prüfftern hierfür fei, ob die 88. 1 bis 8 mit allen ihren Wirkungen in⸗ 
baltlıh auch für gleichartige Handlungen der Juden geltend follen, oder ob von 
ihnen Abweichendes gefordert, erjchwerende Bedingungen auferlegt werden. Nach 
Inhalt der Motive jole aber der Austritt mit den Wirkungen dieſes Geſetzes 
den Juden nur dann geftattet fein, wenn fie aus dem „Judenthum“ auötreten. 
Dies ſei keineswegs entſprechend den Berhältniffen der Chriften, welche nicht aus 
dem „Chriſtenthum“, fondern nur aus einer beftimmten Kirche auszutreten pfle— 
gen. Sp wenig der Staat beftimmen wolle, daß eine oder mehrere Kirchen = 
allein das „Chriſtenthum“ darftellen, eben jo wenig dürfe das Geſetz den In= 0 
begriff der Preußiſchen Synagogen-Gemeinden für „das Judenthum“ erklären, und I 
auf Grund dieſer willkürlichen Fietion fordern, daß der Preußiſche Jude entweder 





aus dem Judenthum trete oder einer beſtimmten Synagogen-Gemeinde angehöre. 3 
Der Austritt aus der Parochie biete feine Rechtsanalogie zum Austritt aus ber F 
dem Synagogalſyſtem unterworfenen Religionsgemeinſchaft der Juden. Niemand 
tönne innerhalb dieſes Syſtems verbleiben und der Mitgliedſchaft der Gemeinde F 


ſich entziehen; dies ſei der Sinn des Parochialzwanges. Aber es müſſe auch 
dem Juden die Möglichkeit gegeben ſein, dem ſtaatlich anerkannten Begriff der 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft ſich zu entziehen, und doch innerhalb des Juden⸗ 
thums auszuharren. Damit werde der Weg zur freien Sectenbildung gebahnt, * 
inſofern als auch ohne Zuſtimmung des Staates unabhängige jüdiſche Religions. BE 
gruppen fich bilden fünnen. Es komme demgemäß darauf an, Harzuftellen, daß „u 
den Juden gleiche Freiheit des Austritts aus einer hiſtoriſch geftalteten Art Des J 
Judenthums zugewährt werben ſolle, die Identität dieſer Art mit dem „Juden⸗ | 
thum“ aber nicht geſetzlich anzuerkennen. ur 

Diefe Ausführungen fanden in der Commiſſion mehrjeitige Unterſtützung. 
Es wurde heroorgehoben, daß die confeffionellen Unterſchiede auch innerhalb Des 
Judenthums in analoger Weiſe berüdfichtigt werden müßten, wie innerhalb ber 
chriſtlichen Confeſſion. 

Bon anderer Seite wurde erwidert: das Geſetz von 1847 ſei keineswegs 
allein maßgebend, da in den neuen Provinzen weſentlich verſchiedene geſetzliche 
Beſtimmungen noch in Wirkſamkeit ſtehen. Im Allgemeinen herrſche zwar auch 
dort der Grundſatz, geographiſche Synagogen-Gemeinden mit Corporationsrechten 
einzurichten. Solche Gemeinden ſtehen jedoch nicht auf einer Linie mit den 
Kirchen- und Religions-Geſellſchaften chriſtlichen Bekenntniſſes, ſondern mit ben 
einzelnen Parochien in der chriſtlichen Kirche. Dies Geſetz betreffe aber nicht den 
Austritt aus der Einzelgemeinde, ſondern den Austritt aus der „Kirche“ im 
Ganzen. Es werde durch Einſchiebung eines fremdartigen Verhältniſſes in das 
Geſetz nur Verwirrung entſtehen. Die Meinungen über die Wirkſamkeit des Ge: 
jeße8 von 1847 ferien überdies im Judenthum felbit ſehr getheilte.e on jehr 
achtbarer Seite werde deſſen Aufrechterhaltung gewünfcht, da der vermögensrecht- 
liche Beftand der Synagogen-Gemeinden durch unbeſchränkte Befugniffe zum Aus— 
tritt tief erichüttert, ftark verichuldete Gemeinden völlig aufgelöft werden würden. 

Zur Abhülfe der erhobenen Beſchwerden wurden folgende Amendements geftellt: 

Amendement A. Hinter ten Worten „gewährt find“ einzuſchieben: 

„insbeſondere auch, wenn Juden aus den durch das Geſetz vom 23. Juli 
1847 eingeführten Synagogen-Gemeinden austreten”. 
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Märung bat nur dann rechtliche Wirkung, wenn die Abſicht, aus ber Finke 
auszutreten, minbeftend vier Wochen vorher dem Richter des Orts in 
gleicher Weiſe erklärt worden iſt. Der Richter Bat von der zuerſt abgegebenen 
Erklärung dem competenten Geiftlichen ſofort Mitteilung zu machen. 
Gegen dieſe Form der Austritts Erklãrung iſt ſeit einer Reihe von Jahren 
in Petitionen von Diſſidenten die Beſchwerde erhoben worden, daß 1) die Mi 
theilung des Protocolles an den competenten Geiſtlichen eine bizecte Auſ 
forderung zur Einwirkung im Wege der Seeljorge enthalte; 2) daß die zwei: 
malige Abgabe ein und verjelben Erklärung vor Gericht eine Bröfumtim 
der Viebereilung enthalte, welche fir geſetzte Perfonen etwas Verletzendes haben müfk. 
In der Denkſchrift des evangelifhen Ober-Kirchenrathes wi de 
gegen ein Werth auf Die Beibehaltung der bisher gejeglichen Form gelegt, weildie Pu- 
vocation einer Einwirkung des Seelſorgers, bie vierwöchentliche Friſt und die pad: 
malige —— in der That dem Ernſt und der Tragweite des Actes entſpreche 
Bon dem Referenten wurde zur Einleitung ber Frage ausgeführt, bat 
man bie Tendenz der Staats-Regierung, bie biäher erhobenen Beichwerben burd 
eine Vereinfachung der Form zu befeitigen, nur billigen Tonne. Auch entſprede 
ed wohl der Stellung der Staatögewalt, wem die Mittbeilung der Aufforberumg 
nicht an den competenten Geiftlichen, jondern an den Borftand ver Kirk 
erfolge. Allein es folge daraus noch nicht, daß eine einfache Erflärung des Ant 
tritt8 zu Protocol fofort die Wirkungen des Austrittes herbeiführen müßle 
Vom Standpunkte der beftehenden Kirchen- und Pfarriufteme führe der ber 
eingeichlagene Weg der Auflündigung überhaupt zu einer Erichütterung aller Po: 
rochtalverhältniffe. — Andererfeit entſpreche aber auch von Seiten des Aut: 
tretenden bie Beibehaltung einer ſolchen Frift durchaus dem Gruft ber tag. 
Der Geſetzgeber habe fiir viel minder bebeutende und weittragende Erflärunge 
im Gebiete des Privatrechtes eine Deliberationsfrift fir angemeflen erachtet: & 
gezieme ſich wohl, wenn berfelbe Gefetgeber eine Denberationefef für einen dr 
Idmerftwiegenden Acte des menfchlichen Lebens anertenne. — Es bebärfe nıkt 
in den eingereichten Petitionen heroorgehobenen Beiſpiele eines Teichtfinnz 
mb völlig unüberlegten Austrittes bei Gelegenheit von Streitigkeiten mit dem 
Pfarrgeiftlihen, aus Rechthaberei, zur Beſeitigung kirchlicher Laſten x.: cd k 
leider auch in weiteren reifen bekannt, daß die Austrittö-Erflärungen aus ſehr 
mannigfaltigen und wicht jelten leichtfertigen Gründen erfolgen. Eine Ablox 
ohne jede Kündigungsfrift werde ſelbſt in den einfachen Berhältmifien einer Ee 
ſellſchaft für unangemefjen erachtet. — Noch bedenklicher aber erfcheine die ar 
fache Austrittd-Erklärung, wenn man an den Einfluß der Agitation und on 
die erregten Stimmungen benfe, bie bei Streitigfeiten mit ben Geiftlichen, ba 
Neubeftellung eines unbeliebten Seiftlichen, bei Getangbuchöfragen, bei bekhlofieut: 
Neubauten und dergleichen zu entftehen pflegen. Unter dem Einfluß einer wohl: 
geleiteten Agitation förme binnen 24 Stunden ein Maſſenaustritt zur Auflöfonı 
ganzer Kirchen⸗ und Pfarriyfteme führen. Durch die einfache Anstritte-Crflium 
werde in That das moderne Syſtem der Arbeits- Einftellung num aud anf de 
Parochial⸗Verhältniſſe fichh ausdehnen. — Die Deliberations⸗Frift könne übrigen? 
jo gefaltet werden, um die bisherigen Beſchwerden der Diffidenten zu befeitigen, 
die volle Freiheit eines ernften Entſchluſſes und der religiöſen Ueberzeugung % 
wahren, und doch die Gefahren der Uebereilung für den Einzelnen wie fin 
bie Pfarrſyſteme um ein Bedeutendes zu vermindern. 
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Seitens der Königlihen Staats-Regierung wurde vorweg die 
Erklärung abgegeben, daß man der Einführung einer SDeliberationsfrift nicht 
entgegen fei, aber die Ausführung nicht für einfach halte und die Erflärung über 
Amendements in dieſer Richtung ſich vorbehalte. 

Die obigen Gefichtspunfte fanden bei einer Seite der Commiſſion eine ” 
prmetpielle Unterftägung. Erfahrungsmäßig feien allerdingd die Fälle nicht 
häufig, — wenigftend in Rheinland und Weftphalen nicht häufig, — daß der 
Austritt aus Grunden des Eigennutzes erfolge, um, fi von den Laſten des Pa⸗ 
rochialverbandes loszumachen. Wohl aber thue es noth, dem Leichtfinn in dieſer 
Richtung entgegenzutveten und eine reiflichere Ueberlegung in einer mäßigen Frift 
zu ermögliden. Nur werde es fich empfehlen, die Form des Verfahrens ein⸗ 
facher zu halten und eine Marimalfrift hinzuzufügen, nach welcher die rechtliche 
Wirkung der Austrittö-Erflärung erlöihe. Bon dieſen Geſichtspunkten aus wird 
beantragt: 

Amendement B. folgende Faſſung: 

Der Richter bat über die Austriuts-Erflärung em Protocol aufzunehmen 
und Abjchrift des letzteren dem Borftande derjenigen Kirchengememde, welcher 
der Erflärende bisher angehört hat, zuzuftellen. 

Die Austritts-Exrflärung ift ohne rechtliche Wirkung, wenn nicht nach Ablauf 
von vier Wochen und vor Ablauf von Drei Monaten durch den Austretenden 
oder deſſen legitimixten Bevollmächtigten eine Ausfertigung der Austrittö- 
erflärung bei dem Richter beantragt wird. Mit der Behändigung der Aus: 
tritt8-Erklärung ſcheidet der Betreffende aus der Kirchengemeinſchaft aus. 

Dem Borftande der. Kirchengemeinde ift durch den Richter dev Behändigungs- 
termin anzuzeigen. | 

Bon einem andern Mitgliede wurde der Orundfag der Deliberations- 
Friſt ebenfalls als angemeflen und wünſchenswerth vertreten. Man werde aber 
beſſer thun, fih den im Gefeß von 1847 angenominenen formen näher anzu= 
Schließen, die erſte Erklärung als bloße Anmeldung zu behandeln, nad Ab— 
Lauf einer vierwöchentlichen Frift dann die förmliche Erklärung zu Protocol auf- 
zunehmen und das Datum dieſes Protocolled als Tag des Austritt anzujehen. 

Das Syſtem ver Deliberationg-Frift fand indeſſen von anderer Seite lebhaften 
Widerfprud. Es fei überhaupt jede ſtaatliche Bevormundung von der Kirche 
abzumweilen, und diefe liege immerhin in dem Erforderniß einer zmeimaligen Er- 
flärung. In einer ſolchen liege ohnehin feine wirkliche Garantie gegen Uebereilung. 
Nach den Erfahrungen des Redners feien alle Remonftrationen des Seelſorgers 
unnüg bei denen, welche zum Austritt einmal entjchloflen find. 

Bon einem andern Mitglieve wurde hervorgehoben: die von dem Ober: 
Kirchenrath und dem Referenten heroorgehobenen Gefichtspuntte fetten einen be⸗ 
dauerlichen Zuftand in der evangelifchen Kirche voraus. Innerhalb der Tatho- 
Itfchen Kirchengemeinden fei die Beſorgniß vor einer leichtfertigen Entſchließung 
oder gar vor einem Austritt aus Furcht vor vermögensrechtlihen Leiftungen 
unbefannt. Aus diefen Gründen wende Niemand der Kirche den Rüden. Jede 
Friſt von vier Wochen oder länger ſei praktiſch überflüffig und allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen widerſprechend. Dieſelbe Seite des Haufes, welche jederzeit 
für die Freiheit der Kirche eintrete, trete folgerichtig auf für die Freiheit des 
Einzelnen ein über die Zugehörigfeit zu einer Kirche, ohne künſtliche Hemmniſſe 
und Hindermniſſe zu beichließen. 
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Auch von anderer Seite wird die unbebingtefte Freiheit des Einzelnen, | 
einer Kirche anzugehören oder nicht amzugehören, als das allein Entſcheidende 
betont. Wer nicht in der Kirche bleiben wolle, den müſſe man auf feine Bak 
zu balten ſuchen. In Hannover babe bisher die einfache Austrittserllarung 


“ genügt, und Schwierigkeiten Bätten ſich dabei nicht ergeben. Auch Fälle eines 


Austrittd wegen eines bevorftehenden Kirchenbaues feren dem Redner unbelamt. 

Nach einer Längeren Discuffion über die Vorzüge des einfachen Syſtems 
oder des etwas langiameren Tempo einer Deliberations⸗Friſt wird das Amen⸗ 
dement B. mit 10 gegen 7 Stimmen angenommen und damit bie Regierungs 
Vorlage erledigt. 

Bei Wiederaufnahme der Beratbung in zweiter Lejung 
wurde nochmals hervorgehoben bie Bedeutung der Auötrittd - Erklärung für ben 
Status und die vermögensrechtlihen Berdältniffe des Einzelnen wie für de 
Beſtand der vorhandenen Pfarrigfteme und von dieſem Geſichtspunkte amd dei 
Amendement D. in folgender Faſſung geftellt: 

Die Aufnahme der Olnstritts-Erflärung erfolgt zu gerichtlichen Protocel, 
und zwar auf Grund einer vorgängigen Anmeldung beim Richter. Tie 
Aufnahme der Erklärung darf erſt vier Wochen nad der Anmelbung erfolgen. 
Abſchrift der Anmeldung und des Protocolls ift dem Vorſtand derjenigen 
Kirchengemeinde, welder der Erflärende angehört, uwerzüglich zuzuflelke. 
Auch ift dem Austretenden auf feinen Antrag eine Beiheinigung über die cm 
folgte Austritts-Erflärung auszufertigen. 

Ber der Abftimmung wird indeflen dies Amendement mit 9 gegen 7 Eiim- 

men abgelehnt. 

Demnächſt werben durch Sub-Amendements einzelne Uenberungen in ka 
Beſchluſſe exfter Lelung angenommen, der danach veränderte Sag aber ba der 
Schlußabſtimmung mit 8 gegen 8 Stimmen abgelehnt. 

Da auch die Regierungd- Vorlage mit großer Majorität abgeworfen in 
wird nunmehr eine dritte Leſung des Paragraphen vorgenommen. 

Bei biefer Dritten Leſung einigte man ſich dahin, megen ber Schwienz 
feiten, welche ſich namentlich aus Stellung von fuspenfiven oder reſolutiven Be 
dingungen für die Wirkſamkeit des AustrittS ergeben haben, zu Dein Syſtem der 
vorgängigen Anmeldung der Austritts-Erflärung nad) Analogie des Geſetzes ven 
30. März 1847 zurückzukehren. Im Anfchluß an das Syſtem dieſes Gelege 
wird auch folgende Faflung vorgeichlagen: 

Aufnahme der Austritts-Erflärung muß ein hierauf gerichteter Antrag 
vorbergehen, Derjelbe ift dur den Richter dem Vorſtand ver Kinder 
gemeinde, welcher der Antragfteller angehört, ohne Berzug befannt zu make. 

Die Aufnahme der Austritts» Erflärung findet nicht vor Ablauf von ver 
Wochen, und fpäteftens innerhalb ſechs Wochen, nach Eingang des here 
zu gerichtlichen Protocol flatt. Abſchrift des Protocolls ift dem Borſtande 
der Kirchengemeinde zuzuftellen. 

—* Beſcheinigung des Austritts iſt dem Austretenden auf Verlangen t 
ertheilen. 

Bei der ſchließlichen Abſtimmung wird dieſe Faſſung zu Alinen 1 einſtiwig 

der übrige Theil derſelben ſowie das Ganze mit 15 gegen 2 Stimmen angenmmaeL 

Bu 8. 3. (Reg.-Vorlage 3 4 u. 5.) Die Eommiffion ertenm ds) 


Grundprincip diefer Paragraphen, injofern durch die Austritts-Exflärung due per⸗ 
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fönlichen Pflicgten des Parocyial-Berbandes erlöfchen, die an Grundſtücke ge- 
Mmüpften realen Pflichten fortdauern, als richtig an. 

Ebenfo wird die Bedürfnißfrage anerkannt, infofen man mit ber 
Staats⸗Regierung einverftanden ift, daß der bisherige Unterſchied, den die Recht⸗ 
Tprehung des höchften Gerichtähofes zwiſchen Austritts-Erflärung und Uebertritts- 
Erklärung bezüglich der Laften gemacht bat, nicht zu halten fer. 

Bon dem Referenten wurde zur Einleitung Folgendes ausgeführt. 

Der einfache Grundſatz, daß mit der Austritts-Erflärung jeder perſönliche 
Beitrag zu den Laften der Kirche und Pfarriufteme aufhöre, entipreche einer 
Behandlung der Frage von dem Privatrecht und dem Unterefle des Ein- 
zelnen aus. Man babe in der Behandlung kirchlicher PVerhältniffe aber nicht 
blos das Interefje des Einzelnen zu wahren, Sondern auch die verfaflungsmäßigen 
©rundeinrihtungen der anerkannten Kirchen, an deren Fortbeftand nahezu 
99 Procent der Beodlferung des Staates betheiligt fein. Es komme nicht 
blos die Frage in Betracht, daß der Einzelne ſein Austrittörecht ohne jede 
Belchränfung der individuellen Freiheit zu üben habe, fondern auch der Geſichts⸗ 
punkt, daß die beftehenden Kirchen und Pfarrſyſteme als juriftilhe Per- 
jonen (Corporationen im privatrechtlichen Sinne) fortbeftehen bleiben. — Die: 
Trage, unter welden Sebensbebingungen der Staat ein „fingirtes Rechtsſubject“ 
anerkennen dürfe, fer nicht privatrechtlicher, ſondern überwiegend öffentlich— 
rehtliher Natur. Der Staat könne und dürfe die Rechte einer juriftifchen 
Perſon nicht ertheilen oder anerkennen ohne gewiſſe Borbedingungen der „Lebens- 
fähigkeit. Man könne einer ſolchen Perfon nicht ein Folium im Grundbuch 
einräumen, nicht das Recht zu Magen oder beflagt zu werben, nicht das Recht 
Forderungen und Schulden zu contrabiren, ohne irgend eine Grundlage für die 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen. — Die Rechtöverftändigen möchten dabei Das 
weitihichtige Material der neueren Geſetzgebung über das Handelsrecht, ins⸗ 
bejondere das Recht der Banken, in ihre Erinnerung zurüdführen, und erwägen, 
welche Schwierigkeiten und Gefahren die Incorporirung einer Gejellichaft mit 
„limitirter Haftpflicht” für den Rechtsverkehr in fih trage. Durch die gegen- 
wärtige Gejetvorlage entftehe aber die Gefahr, juriftiiche Perfonen zu Ichaffen, 
dte weder auf einer Immitirten, noch einer illimitirten Haftung ihrer Mitglieder 
fteben, fondern ohne jede Haftung in die Luft geftellt werben, fofern durch 
eine einfache Austritts-Erklärung fammt und fonders binnen 24 Stunden die 
zahlungsfähigen Mitglieder der Corporation oder auch alle Mitglieder auf einmal 
verſchwinden. Wolle man ſolche Wege einfchlagen, jo müſſe man zugleich ein 
Liquidationsverfahren einführen für die. Tilgung der unerfüllbar gewordenen Ver⸗ 
bindlichkeiten und für die Verfteigerung der Kirchen-, Pfarr⸗ und Küfter-Grund- 
ftüde im Wege eined Concursverfahrens. — Das bisherige Recht habe ein ſol⸗ 
ches Verfahren nicht gekannt aus dem Grunde, weil die Kirchipiele auf einer 
dauernden „Fundation“ beruben, welche die Fortdauer des Subjectö der Rechte 
und Verbindlichfeiten garantiren. Jetzt wolle man von einem privatrecdhtlichen 
Standpunkt aus die „Fundation“ der Kirchenſyſteme auflöfen, während doch die 
evangeliſche Kirche außer der fundirten Einzelgemeinde wenig oder gar fein ge= 
meinfames Kirchenvermögen befige — Die Unzuläfjigkeit eines ſolchen Verfahrens 
fer jeit einer Reihe von Jahren von dem Haufe der Abgeordneten anerkannt 
worden. Man habe jede Befürwortung einer Incorporation von ſolchen Diffidenten- 
gemeinden abgelehnt, die in ihren Statuten weiter feine Beftimmung enthielten, als 
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„daß man Mitglied werde durch die Erklärung Des Zutritts, und Mitglied zu 
jein aufhöre durch die Erklärung des Anstritts“. 

Man habe ſeit 1864 in wiederholten Veſchluſſen anerkannt, daß die In⸗ 
corporirung einer fo conſtituirten Geſellſchaft von ftaatlichem Standpuntt umu- 
Yäffig fei, weil dritte Perfonen verleitet werben, einer vermeintlichen „Perlen“ 
Credit zu geben ohne jeve Grundlage der Erfüllung ihrer Berbinblidjkeiten. 
Wieverholt ſei dabei ald auf das Minimum der Erforbernifie auf eine laͤngere, 
mindeftend einjährige Dauer der Berhaftung ber Mitglieder für übernommene Ber- 
pflichtungen Hingeiwiefen. In biefem Sinme habe auch der deut ſche Reichs⸗ 
tag in feiner legten Selfion die Anträge auf Incorporirung folder Diffiventen- 
gemeinden zurüdgewiefen. Dan laufe Gefahr, ſämmtliche Pfarriyfleme ver an: 
erlannten Kirchen auf eine für Diffibentengemeinben als unzuläffig anerfamı: 
Grundlage zu bringen. — Es konne femer hingewieſen werden auf bie 50jh- 
rige Praris der Decernate der Ober-Präfidien, auf den in der Berwaltung ſteis 
anerkannten Grundſatz, niemals Corporationsrechte zu ertheilen übe die die ge: 
ſicherte Baſis für die Erfüllung übernommener Berpflidtungen 
jeiten® der juriftifchen Perſon. Die in dieſer Beziehung begangenen Berſeben 
haben fi durch unlösbare Verwidlung bei eintretenver Zablungsunfähigfeit ge: 
rächt. — Allerdings fei durch die moderne Yreizügigfeit der Beſtand der einzelnca 
Parochien gelodert. Dean könne nicht verhindern, daß nach dem Gemeindeprincir 
der aus den Parochialverband Wegziehende von den perfönlihen Laften befra: 
werde. Etwas Anderes als der Wegzug ſei aber bie einfache Auffünbigun: 
durch einen einfachen Protefl. Ein Gemeinbemitglied werde nicht leicht feine: 
Wohnort wechſeln, aus dem einzigen Grunde der Befreiung von kirchlichen Lafer: 
eine einfache Losſagung durch einen Foftenfreien Act, der eben fo Leicht ır 
Maſſen, wie von Einzelnen abgegeben werben Tann, untergrabe aber alle Rechte 
Grundlagen der Incorporirung unferer Pfarrinfteme. 

Zur Aufrehterhaltung ber vermögensrechtlichen Lebensfähigfeit der Einzel 
gemeinden ſei daher allermindeſtens eine Fortdauer der perſönlichen Berpflchtun; 
auf einen Zeitraum von ein bis zwei „Jahren erforderlich, und e8 werde zwed⸗ 
mäßig fein, den Enbtermin in Uebereinftimmung mit dem Berwaltngsjahre art 
den 31. December zu ftellen. 

- Nicht genügend fei aber auch diefe Cautel für die Baulaft Der Kirchen. 
Pfarr: und Küftermohnungen. Im diefen Gebäuden verförpere ſich die dauernde 
„Fundation“ unjerer Eingelgemeinden. Nach dem älteren Recht ſei die Jun 
Dation als Realrecht durchgängig feftgelegt. Der Antbeil des Patrone fü c 
die Grundftüde als Neallaft geheftet worden. Der Austritt aus dem Gemeinde 
verband jei (als Apoftafte) verboten gewefen. Durch das jus reformandi ur! 

das Normaljahr fei in die einzelnen Territorien der Beſtand der Frrchlicke: 
Syſteme für den einen oder anderen Religionstbeil geſichert geweſen Ir 
umfangreichen Landestheilen, wie in der Mark, ſei die Kirdenbaulaft nach eine. 
in weiten Streifen anerkannten Rechtöanfiht am die politiſchen Gemeinden ge- 
beftet und Damit perpetuirt worden. Vor Allen babe die feſte Anfäffigfet ve: 
Bevölkerung aud den Pfarriyftemen einen dauernden Beftand von verpflichtet: 
Subjecten gewahrt. Bon allen Dielen Grundlagen fei nur noch die Patronotslan 
übrig, welde in vielen Gemeinden fehle und durch die neuere Kirchennerfaftun: 
nicht unwahricheinlich einer Auflöfung entgegengebe. Das Vorhandenſein anr- 
objervanzmäßigen realen Verpflichtung für Die Baulaſt fei nur noch fperadik 
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vorhanden. Alle rechtlichen Unterlagen der kirchlichen Baulaft geben damit ber 
Auflöfung entgegen. Durch einfache Austritts⸗Erklärung folle fich jeder Theilnehmer 
aud von folden Baulaften losſagen, die er vielleicht perſönlich mitbeichloffen hat, 
in einer Weife, welche nicht einmal der im Privatrecht anerfamıten bona fides 
entſpreche. Für alle Kirchen= und Pfarrbauten verſchwinde damit jede Garantie 
der Erfüllung ihrer Verpflichtungen. Kein Bauunternehmer könne fortan einen 
Bertrag mit einem Kirchenvorftande abſchließen, da trog der feierlichften Ab⸗ 
Ichliegung und Beftätigung durch Die oberen Kirchenbehörden das verpflichtete 
Subject binnen wenigen Stunden verfchwinden könne. Die Motive der Ne 
gierungsvorlage haben fih auch das Bedenkliche dieſes Verhältniſſes keineswegs 
verbehlt, und geben nur von der VBorausfegung aus, daß eine ſtrengere Haftung 
leicht umgangen werben fünne durch eine Austritts-Erklärung furz vor einem be- 
Ichloffenen Neubau. Allen diefe Umgehung ſei dadurch welentlich zu erfchweren, 
daß man nicht den Tag des verbindlichen Beichluffes über den Bau, fondern 
das Kalenderjahr als Mafftab der fortdauernden Haftung annehme. 

In der Discuffion wurde die Schwierigkeit einer genügenden Negelung 
diefer Berbältniffe von allen Seiten anerkannt; gegen die gemachten Borkiläge 
erheben ſich aber die mannigfaltigften Bedenlen. 

I. Rüdfihtlih der Abgrenzung zwifhen Berfonal- und Real- 
Laſten wurde von einem Mitgliede des Haufes, welches ın Vertretung einer 
Petition an der Discuffion Theil nahm, Das Grundprincip geltend gemacht, 
man miüfje die privatrechtlihen won den öffentlich=rechtlichen Laften der 
Parochie ſcheiden. Die Iegteren müßten durch den Austritt unbedingt in Weg: 
fall kommen, die privat=rechtlihen unbedingt bleiben. Von diefem Stand- 
puntte aus werde auch die Nechtiprechung des Ober-Tribunald eine Correctur 
finden müflen, während bisher der höchfte Gerichtöhof nur dann eine Befreiung 
von Öffentlich-rechtlichen LXaften angenommen babe, wenn der Vetreffende zu einer ' 
anerfannten Kirche übertrete, nicht aber in anderen Tällen des Austrittes. 

Dagegen wurde erinnert: nicht der Gegenjag von privat= und öffentlich 
rechtlichen Verpflichtungen, fondern der Gegenja von perſönlichen und realen 
Verpflichtungen bilde die vorhandene Grundlage, bei der man ftehen bleiben 
müſſe. Nicht blos die auf Privatrechts- Titeln berubende Reallaſt dauere fort, 
fondern auch die Patronatslaft, und jede durch Landesrecht, Provinzial: 
recht oder Obſervanz auf beftimmten Claſſen von Grundftüden (ohne 
Unterichied des Beſitzers) vertheilte Parochiallaſt müſſe unbeſchadet des Aus⸗ 
trittes fortdauern. Es werde ſich nur empfehlen, dieſen Gegenſatz in der 
übrigens correcten Regierungs⸗Vorlage ſchärfer und logiſcher auszudrücken: 

Amendement B. „Die Austritts-Erklärung bewirkt, daß der Austretende 
zu den Leiſtungen, welche auf der perſönlichen Kirchen- oder Kirchen⸗ 
gemeinde: Angehörigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird.” 

„Leiſtungen, welche nicht auf der perlönlichen Kirchen oder Kirchengemeinde⸗ 
Angebörigkeit beruhen, insbeſondere Leiftungen, welche entweder kraft befonberen 
Mechtstiteld auf beftimmten Grundftüden haften, oder von allen 
Srunpftüden des Bezirkes, ober doch von allen Grundftüden einer 
gewiſſen Claffe in dem Bezirk, ohne Unterſchied des Beſitzers zu entrichten 
find, werden durch die Austrittö-Erflärung nicht berührt.” 

Ceitend des Commifjarius des Herrn Minifterd der geiftlihden An— 

gelegenheiten wurde herporgehoben, daß man die Unterſcheidung von Laften 
v. Holtzendorff, Jahrbuch II. 29 


450 Die kirchenpolitiſchen Geſetze nach ben Berichten der XIV. Commiffion ze. (114: 


privatrechtlichen und öffentlicherechtlichen Titel nicht zu runde Iegen bönne, ohne 
die beſtehenden Nechtöverhältniffe erheblich zu alteriven. Auch durch Iormen 
des öffentlichen Rechtes, insbeſondere Provinzialrehte und Obferwanzen, haben 
zahlreiche Parochiallaſten den Charakter einer Haftung an Grundſtücken erhalten, 
woran das gegenwärtige Geſetz nicht ändern wolle. Unter Borausfegung der 
Wahrung biete Hauptpunktes babe die Regierung gegen Berbefferungen der 
Faſſung nicht einzumenden. 

Bei der Abſtimmung wurde zunädft dieſe Borfrage erledigt durch An: 
nahme des Amendements in beiden obigen Abſätzen, welche an die Stelle ver 
correſpondirenden Abſätze der Regierungd-Borlage 8. 4 treten. 

IL Einen lebhaften Widerſpruch und längere Discuffion rief dagegen der 
Antrag hervor, eine längere Frift der Haftung für die perſönlichen 
Laften, ſowie eine dauernde Haftung für die Baulaft in dem Geſetze feſtzuſtellen 

Es wurde dagegen ausgeführt: Es jet ein übergroßer Apparat von % 
denken berbeigeholt worden. Dieſe Anträge berubten auf allerlei 
die fich vielleicht venwirflihen, aber nicht maßgebend ſein könnten. Daß Ee 
meindeglieder wegen der Kirchenbaulaſt austreten follten, ſei nur im geringen 
Maße zu bejorgen. Auch die Borfchläge des Ober⸗Kirchenrathes bezüglich em 
fünfjährigen Haftung würden über die jet geltenden Grundſätze hinausgeben 
und den Rechtszuſtand nur verwirren. 

Bon anderer Seite wurde hervorgehoben, daß die Abgrenzung der Bauları, 
namentlich ein Unterfchied zwiſchen laufenden Reparaturen und außerordentliche 
Neubauten und Haupt-Neparaturen fchwer zu finden fe. Man werde damit ın 
eine Caſuiſtik hineingerathen. Ohnehin würden Diejenigen, welche aus Ge: 
rüdfichten austreten, zeitig vorher diefen Schritt thun, da ein bevorftehender Ba: 
ſtets vorherzufehen Sei. | 

Die Kirche ſolle überhaupt „zu ſtolz“ fein, von Leuten Geld zu verlangen, 
welche wirklich nur deshalb austreten, um ſich von Gelvlaften zu befreien. Re: 
überfchäte die Gefahr ſolcher Austritts-Cxflärungen, auf denen ein ſolches odiar. 
Tiegen würde, daß fchon der Drud der öffentlichen Meinung einen Mikbress 
verhüten werbe. 

Bon einer Seite wurde die Anficht vertreten, daß es fir gewöhnlide 
Fälle feiner längeren Haftungsfrift bebürfe; denn bie einzelnen Austritte im: 
nicht in Betradyt. Nur fir die Eventualität der Maflenaustritte fei eine Ber: 
mögens- Regulirung geboten, und e8 werde ſich empfehlen, für diefen Fall Lehe 
ein beſonderes Geſetz vorzubehalten. 

Es wurde auf Iegteren Vorſchlag entgegnet: Maflen-Austritte feien in X: 
legten 150 Jahren nicht vorgelommen und ftänden auch nicht bevor. Es k: 
unrecht, ein Geſetz mit Rüdficht auf ſolche Möglichkeiten zu redigiren und de 
Zuſtände der Wirklichkeit außer Augen zu laflen. Wolle man dagegen Für: 
treffen, fo müſſe man aud bei dem Verziehen der Gemeinde = Mitglieder vor 
einem Ort zum andern die Haftung in der früheren Parochie vworbehaltn 
Solche Vorſchläge ftehen im Widerſpruch mit allgemeinen Red af 
Eine Gemeinde fei nicht eine Gruppe folitariich Berhafteter, ſondern eine ect: 
poration. Wer aus der Corporation austrete, könne eben feine Berpflchter: 
gegen die Corporation behalten. Man gelange durch dieſe Borfchläge zu Ta 
alten Syſtem zurüd, nach welchem die politiſche Gemeinde die Bebinfnifie I 
herrſchenden Kirche trage. 
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Bon anderer Seite wurde dagegen eine längere Haftpflicht für noth- 
wendig erachtet, in&bejondere der Antrag des evangelifchen Ober - Kirchenrathes 
auf eine fünfjährige Dauer der Haftung für die Baulaſt dringend befürwortet; 
es werde möglicherweife auch noch einer Beſtimmung für ſolche bedürfen, bie 
nicht austreten, jondern aus der Kirche auögeftoßen werben. 

Bon dieſen verjchiedenen Gefichtöpunften aus wurden entjprechende Amen- 
dements geftellt, insbeſondere: 

Amendement E. Zwiſchen Alinea 1 und 2 des 8. 4 einzuſchalten: 
„Diele Wirkung tritt erft nach dem Schluß des auf die Austritts-Erklärung 
folgenden Kalenderjahres ein.‘ 

Bei der Abftimmung wurde das Amendement E. angenommen, die 

übrigen Anträge damit abgelehnt. 

Wegen Aweifelbaftigkeit der hier vorliegenden ragen war indeſſen fchon im 
Beginn der Disaffion eıne zweite Leſung vorbehalten, bei deren Beginn zus 
nächſt vom Referenten folgende Gefihtöpunfte hervorgehoben wurden: 

Der in erfter Leſung angenommene Beichluß bringe die Pfarriufteme der 
beiden Kirchen nothdürftig auf den Fuß, auf welchen eine Diffiventen-Gemeinde 
Corporationsrechte erhalten könne. Unzureichend fer und bleibe ein folder Zu 
ftand für die Kirchenbaulaſt. Wohl ſei e8 begreiflih, wenn man von rö- 
mifch=Tatholifcher Seite aus, von dem ftrenglutheriichen und bifiiventifchen Ges 
ſichtspunkte aus, einen ſolchen Zuſtand für normal erachte und fogar freudig 
begrüße. Für die evangeliſche Kirche, die in ihrer Gefammtheit nahezu ver: 
mögenslos ſei, erzeuge die Mobiltfirung der Kirhen= und Pfarrbaulaft einen 
völlig neuen Zuftand. Eine fo geftellte Pfarr -Gemeinde könne vom rechtlichen 
Standpunkt aus nicht als „lebensfähige” Corporation angejehen werben. An 
diefer Stelle von der Macht des Glaubens zu reden, welche allein die Kirchen 
aufrecht erhalte, ſei nicht der rechte Ort. Eine „Kirche bebiirfe zur Erfüllung 
ihres dauernden Berufes zu lehren einer perpetuirlichen Fundation. Es ſei aud 
nicht richtig, wenn man fi damit berubige, daß dergleichen Fälle felten eintreten 
würden. Die Corporations-VBerfaflung und das Bewußtſein einer dauernden 
Fundation gehe mit einer folchen Geſetzgebung, die nur an das Intereſſe des 
Einzelnen denfe, in der Kirche wie im Staat verloren. Confequent bevürfe e8 
Dagegen der unbedingten Fortdauer der Baulaft, ſoweit fie zur Bett des 
Austrittes begründet war. Erſcheine diefe Haftung zu langdauernd, ericheine 
auch die flinfjährige Friſt des enangelifchen Ober - Kirchenrathes zu Yang, fo fe 
das Wenigfte, um den beftehenden Rechtszuſtand bis zum Erlaß einer anderen 
Geſetzgebung zu conferoiren, eine Frift von mehreren (2 bis 3) Jahren, wie 
folche auch dem Bernehmen nad) in dem urjpränglichen Entwurf der Regierungs- 
Borlage angenommen worden je. Eine Streihung diefer längeren Haftung 
witrde das Geſetz unannehmbar machen fr diejenigen, denen die Aufrechterhaltung 
der dr , insbeſondere der evangeliichen Kirche, in ihrer Yundation voller 
Ernſt fe. 
Gegen diefe Ausführung wurde andererfeitS feftgehalten, daß aus dem 
„Semeindeprincip” die Befreiung von den Laſten ebenjo durch den Austritt wie 
durch Wegzug aus der Gemeinde folge, daß jede Verlängerung der Haftung einen 
willtürlihen Charakter behalte, daß man auch in bieten Tällen dem Gewiſſen 
des Einzelnen vertrauen müſſe, daß die Gefahr der Maſſenaustritte in jedem 
Fall überfchägt werde, daß man dem großen Grundſatz der Freiheit des Ge- 
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wiſſens und des religiöſen Belenntniffes treu bleiben und nit auß blos ver: 
mögensrechtlichen Geſichtspunkten davon abweichen bürfe. 

In der fortgefegten Diecuffion wurde nunmehr folgended Amendement 
formulirt: 

dem Alinea 2 folgenden Zuſatz zu geben (zu welchem auch der Commifſar 

des Herrn Minifterd ber geiftlichen ee die Zuſtimmung der 
Stantd- Regierung in Ausſicht ftellen zu können glaubt): 
„Zu den Koften eine® außerordentlichen Baues, befien Nothwendigken 

‚vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Kirch 

„erklärt wird, feftgeftellt it, bat der Außtretende Bid zum Ablauf dei 

„zweiten auf bie Autritt- Erklärung folgenden Kalenderjahres ebenfo betzr- 

„tagen, al8 wenn er feinen Austritt aus der Kirche nicht erflärt hätte.“ 

Bei der fchließlihen Abſtimmung wird dies Amendement mit 9 gegen 
7 Stimmen und demnächſt der jo geftaltete Gefammtparagraph, melder am 
Stelle der SS. 4 und 5 der Negierungs - Vorlage tritt, in obiger Fafſung an- 
genommen. 

Zu $.4. (Meg.-Vorlage 8. 6.) Der hier außgefprochene Grundfag findet keinen 
Widerſpruch, und wird nur von einer Seite als eigentlich entbehrlich angeſchen 

Zu $. 5. (Reg-Vorlage $. 7.) Ingleichen wird der hier ausgeſprochen: 
Sat mit 15 gegen 2 Stimmen (al $. 5) angenommen. 

Zu 8. 6. (Meg Vorlage $. 8). Hier findet die Veſtimmung eines Koftenfages 
von 5 Sgr. von allen Seiten Widerſpruch. Es wird Dagegen von einer Seit: 
vorgeichlagen, die Verhandlungen überhaupt für „Eoften= und ftempelfret” zu er: 
Hören. Von anderer Seite wird es fr angemeflen erachtet, wie in dem Geſet 
von 1847 dem Juſtiz-Miniſter die Regelung eines Koſten-Tarifs vorzubehalten 
Gegen die Iegtere Beftimmung wird ein Bedenken aus der Verfaſſungs-Urkunde 

eltend gemacht, nach welcher Gebühren nicht ohne „Geſetz“ er merden 
Pollen. Segen erfteren Borjchlag erflärt fi auch der Commiſſar des Her 
Juſtiz⸗Miniſters, fofern Die Koften- und Stempelfreiheit gegen Die Grundſate 
der Finanz⸗ Verwaltung verftoße. 

In Erwägung, daß es fich empfiehlt, einerfeitS den Austritt nicht durch be 
fondere Sporteln zu erfchweren, andererjeit8 ihm aud nicht das Privilegint 
der Stempel- und Koftenfreiheit zu gewähren, kommt ſchließlich folgende Fatlım: 
zur Annahme: 

ALS Koften des Verfahrens werden nur Abfchrift-Gebühren und baare Axs- 

lagen in Anlaß gebracht; 
wober dann als Schlußbeftimmung eine Ausführung des Geſetzes durch Dre be 
treffenden ‘Departements: Minifter vorbehalten wird. 

Zu $.8. (Reg Vorlage $. 9.) liegen verfchiedene Petitionen vor, enthaktert 
Beſchwerden über die Handhabung des die Rechtsverhältniſſe der Juder 
regelnden Gelege von 1847, insbeſondere darüber, daß nach Marek: 
dieſes Geſetzes denjenigen Mitgliedern der trnagogen-Gemeinben, weldye ein ver 
der Majorität diſſentirendes Olaubensbelenntnig oder einen andern Ritus rer: 
ziehen, nicht einfach ber Austritt geftattet werde, fondern daß man im dieie 
Tällen einen Austritt aus dem „Judenthum“ überhaupt verlange, der mit der 
Gewiflen der Betheiligten nicht vereinbar fei. Bon einem Diitglieb des Hanier. 
welches fih in Vertretung jener Petitionen an der Berathung hbetbeiligte, . war 
den insbeſondere folgende Geſichtspunkte hervorgehoben. 
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Auch in Betreff der Juden müſſe von diefem Geſetz eine gleihmäßige 
Behandlung mit den Belennern anderer Religionen gefordert werden. Der rich— 
tige Prüfftein hierfür jei, ob die SS. 1 bis 8 mit allen ihren Wirkungen in= 
baltlıh auch für gleichartige Handlungen der Juden geltend follen, oder ob von 
ihnen Abweichendes gefordert, erichwerende Bedingungen auferlegt werden. Nach 
Inhalt der Motive Tolle aber der Austritt mit den Wirkungen dieſes Geſetzes 
den Juden nur dann geftattet fein, wenn fie aus dem „Judenthum“ auötreten. 
Dies fei keineswegs entſprechend den Verhältniffen der Chriften, melde nicht aus 
dem „Chriſtenthum“, fondern nur aus einer beftimmten Kirche auszutreten pfle= 
gen. So wenig der Staat beftiimmen wolle, daß eine oder mehrere Kirchen 
allein das „Chriſtenthum“ darftellen, eben jo wenig dürfe das Gejeg den In⸗— 
begriff der Preußiſchen Synagogen-Gemeinden für „das Judenthum“ erklären, und 
auf Grund diefer willfürlichen Fiction fordern, daß der Preußiſche Jude entweder 
aus dem Judenthum trete oder einer beftimmten Synagogen-Gemeinde angehöre. 
Der Austritt aus der Parochie biete feine Rechtsanalogie zum Austritt aus der 
dem Synagogalſyſtem unterworfenen Religionsgemeinfchaft der Juden. Niemand 
£örme innerhalb dieſes Syſtems verbleiben und der Mitgliedichaft der Gemeinde 
fi entziehen; died fet der Sinn des Parochialzwanges. Aber es müſſe auch 
dem Juden die Möglichkeit gegeben fein, dem ftaatlich anerfannten Begriff der 
jüdifchen Religionsgemeinſchaft fih zu entziehen, und doch innerhalb des Juden⸗ 
thums auszuharren. Damit werde der Weg zur freien Eectenbildung gebahnt, 
infofern als auch ohne Zuftunmung des Staates unabhängige jüdiſche Religions: 
gruppen fich bilden können. Es fomme demgemäß darauf an, Harzuftellen, daß 
den Juden gleiche Freiheit des Austritts aus einer hiſtoriſch geftalteten Art des 
Judenthums zugewährt werben folle, die Identität diefer Art mit dem „Juden⸗ 
thum“ aber nicht geſetzlich anzuerkennen. 

Diele Ausführungen fanden in der Commiſſion mehrjeitige Unterftügung. 
E83 wurde hervorgehoben, daß die confelfionellen Unterjchtede auch innerhalb des 
Judenthums in analoger Weife berüdfichtigt werden müßten, wie innerhalb ber 
chriftlihen Confeſſion. 

Bon anderer Eeite wurde erwidert: das Geſetz von 1847 fei keineswegs 
allein maßgebend, da in den neuen Provinzen weſentlich verſchiedene geſetzliche 
Beftimmungen nod in Wirkſamkeit ftehen. Im Allgemeinen berriche zwar auch 
dort der Grundfag, geographiſche Synagogen-Gemeinden mit Eorporationsrechten 
einzurichten. Solche Gemeinden ftehen jedoch nicht auf einer Linie mit den 
Kirchen- und Religions-Geſellſchaften hriftlichen Bekenntniſſes, ſondern mit den 
einzelnen Parochien in der chriftlichen Kirche. ‘Dies Geſetz betreffe aber nicht den 
Austritt aus der Einzelgemeinde, fondern den Austritt aus der „Kirche im 
Ganzen. Es werde durch Einichiebung eines fremdartigen Berhältniffes in das 
Geſetz nur Verwirrung entfiehen. Die Meinungen über die Wirkſamkeit des Ge- 
ſetzes von 1847 feien überdies im Judenthum felbit fehr getheilte. Yon fehr 
achtbarer Seite werde deſſen Aufrechterhaltung gewünſcht, da der vermögensrecht⸗ 
liche Beſtand der Stmagogen-Gemeinden durch unbeichräntte Befugniffe zum Aus- 
tritt tief erichüttert, ſtark verſchuldete Gemeinden völlig aufgelöft werden mürben. 

Zur Abhülfe der erhobenen Beichwerden wurden folgende Amendements geftellt : 

Amendement A. Hinter ten Worten „gewährt find“ einzufchteben: 

„insbeſondere auch, wenn Juden aus den durch das Geſetz vom 23. Juli 
1847 eingeführten Synagogen-Gemeinden austreten”. 
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Amendement B. „insbelondere für den Austritt aus der mit Corpera- 
tionsrecht verſehenen Religions-Gemeinſchaft der Juden“. 

Amendement C. Statt „Religions-Gemeinſchaften“ zu Tagen „Re: 

ligions-Gemeinden“. 

Gegen alle dieſe Amendements wurde indeſſen hervorgehoben: das Juden: 
thum als ſolches ſei einmal feine große einheitliche Corporation, ſondern nur 
geographiſch abgegrenzten und conſtituirten einzelnen Synagogen = Gemeinden 
babe man Eorporationsrechte gegeben. Die einzelne Synagogen - Gemeinde ar: 
ſpreche nur der Parochie, — das „Judenthum“ als Ganzes jet die „Religions 
Gemeinſchaft“ im Sinne dieſes Geſetzes. Die Gefahren der beantragten Aen⸗ 
derungen Tiegen wirthſchaftlich darin, daß die wohlhabenderen Gemeindemitgliehe 
jehr häufig austreten und neue Gemeinden bilden würden, in denen fie der Be— 
auffichtigung der Obrigkeit nad) Maßgabe des Geſetzes von 1847 nicht mei 
unterliegen. In Hannover werde fi die Wirkung einer folden geſetzliche 
Aenderung fofort gegen die unbeliebten Landrabinate richten. Im Heften ſei ee 
ben Juden geftattet, entweder die Communalichule zu beichiden oder eigene Schu: 
len zu begründen; wie jolle ſich dies Verhältniß geftalten bei einem rem facıl: 
tativen Austritt aus der Synagogen-Gemeinde? Weberhaupt gebe es keine jühtihe: 
Eonfeljionen im Sinne der chriſtlichen Kirche, ſondern hödftens Secten. Die 
Ausführung der geftellten Anträge ſetze jedenfalls eine umfaflende Reviſion de 
ganzen Geleges von 1847 voraus. 

Auch Seitens des Commifjarius der Königlihen Staats- Regierung 
wurde die Erklärung abgegeben, daß man die materielle Angemefjenheit jene: 
Vorſchläge auf ſich beruhen (offen möge, daß man aber innerhalb des Rahmrs 
dieſes Geſetz⸗ Entwurfs nicht den $. 35 des Geſetzes vom 20. Juli 1847 ar: 
heben fünne, auf welchem die ganze rechtliche Organtjation der Yubenfchah = 
den älteren Provinzen zur Zeit . 

Diefer Anficht tritt auch die Commiſſion bei. Nur wird im Intereſſe ver 
Deutlichkeit, namentlich um klar zu ftellen, daß der Begriff des Uebertritts ur 
Sinn dieſes Geſetzes aud dann vorliege, wenn bie aufnehmende Religions Ee 
ſellſchaft feine Kirche, jondern eine mit Oorporationdredhten verjehene Religions: 
Geſellſchaft ſei, folgende veränderte Faſſung beliebt: 

Was in den 88. 1—6 von den Kirchen beftummt ift, findet auf alle Kr 

Iigions-Öemeinfchaften, welchen Corporationsrechte gewährt find, Ammandumı 

u 8. 9. (Reg Vorlage 8. 10.) Die Richtigkeit des hier ausgefprocent 
Grundlage, welcher Grundbeſitzer judiſcher Confeſſion obne jede beiondere Pe 
laftung unter die allgemeinen Grundſätze des gegenwärtigen Geſetzes ſtellen wil 
wird anerfannt, und es erlebigen ſich dadurch bie in diefer Richtung eingebradker 
Petitionen. eur wird eine allgemeinere Faſſung der beiden erften Yeilen fix 
vathjanı erachtet und ohne Widerfprud angenommen. 

.10. (Reg.:Borlage 8. 11.) Diele Beftimmung findet feinen Wiverferat. 
und e8 ehr nur mit NRüdfiht auf den zu 8. 8 gefaßten Beichluß nod ce: 
Ausfuzrungsparagrabh hinzugefugt. 

Bei der Schlußabſtimmung wird demnächſt der fo gefaßte 
Entwurfim Öanzen mit 14 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Berlin, den 26. Februar 1873. 


Die FSortfcritte der Verwaltung in Elſaß und Lothringen. 
Vom Stabtrichter Lebfeldt in Berlin. 


Einleitung. — Heeresdienft. — Univerfität und Bibliotbel. — Schulen. — Option. — 

Bermaltungs- Organifation. — Benöllerungsftatiftitl. — Forſten. — Mebicinalver- 

waltung. — Waſſer⸗ und Wegebau. — Eiſenbahnen. — Pott, Telegrapbie. — Berg- 

weſen. — Eultus. — Finanzen und Stenern. — Enregiftrement. — Gräberftätten. — 
Rechtspflege. — Gefetgebung. — Literatur. 


Drei Hauptereigniffe ftanden für Die Reichslande Elſaß und Lothringen 
in naher Ausſicht, als vor Jahr und Tag in dieſem Buche vie erſten Ver⸗ 
waltungseinrihtungen befprodhen murben, und alle brei lafteten Bejorgnig 
erregend auf dem Gemüth bes beutfchen VBoltes , weil ihr Ausgang fi jeder 
Prophezeihung entzog. Handelte es ſich doch um bie beiden hauptſãchlichſten 
Punkte, welche eine Vereinigung Deutſchlands an Leib und Seele mit der 
Sevolterung der Reichslande, und um den Hauptpunkt, welcher bie definitive 
Trennung von Frankreich bewirten ſollte, den Eintritt der Elſaße Lothringer 
in den Heerdienſt Deutſchlands, die Eröffnung der Straßburger Univerſi— 
tät und die viel berufene Option. Deutjchland konnte fürdten, daß bei 
dem urjpränglihen Wiberwillen der wiebergemonnenen Benölferung gegen das 
Meutterland die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht auf Widerftand ftoßen, 
daß die großartig ausgedachte Univerfität Straßburg Hinter der Erwartung 
zurüchleiben, daß die Option das Rand entvölkern, vie reicheren Bewohner 
nad Frankreich treiben würte. Nichts davon ift eingetreten. Weber Erwarten 
glüdlih haben ſich dieſe drei Dinge volljogen; die Zahl der in das Heer ein= 
geordneten Elfaffer und Lothringer ift eine groͤße, die Jugend fühlt ſich wohl 
unter dem vaterländiſchen Helmſchmuck und erträgt den für Leute, die in 
andern Erwartungen und Hoffnungen erzogen ſind, immerhin ſchweren Dienſt 
mit fröhlicher Ausdauer. Ueber alles Hoffen iſt es geglückt, aus der Uni- 
verfität Straßburg eine wahrhafte deutſche Mufter- Hochfchule zu machen. 
Die beften Kräfte aller deutſchen Univerfitäten fanden ſich Bereit, fich für 
dieſen Zweck werben zu laſſen, fat durchweg gute Kräfte find in der That 
geworben worden, und eine erheblide Anzahl Iernbegieriger Schüler, zu= 
Jammengefest aus allen Gauen des alten Mutterlandes und den neu hinzu⸗ 
gelommenen Provinzen, für melde Straßburg die engere Hauptſtadt geworben 
ft, ſchaaren fih um dieſen Lehrerfreis. Aber mehr als das, — bei den 
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Eröffnungsfeften hat ſich die Elſäſſiſche Bevölkerung in einer unerwarteten 

Zahl theilnehmend eingefunden, und was als Letztes, aber nidyt Geringfted 

zu nennen ift, e8 konnte eine Zahl der alten Lehrer der ehrwürdigen Straf: 

— Hochſchule herübergenommen werden in den jungen Schuldienſt ves 
eiches. 

‚Das dritte jener Ereigniſſe, die viel gefürchtete Option laſtete durch den 
weit binausgeftedten Termin wie ein Alp auf ven Reichsländiſchen Behirren 
und auf dem Volke ſelbſt. Bon der Reichsländifchen Bevölkerung fürdtee 
ſich Jeder fih etwa® zu vergeben, wenn er dem Andern feinen Cut 
ſchluß mittheilte Jeder wollte abwarten, was die Anvern thäten, Wenig 
wollten ihre eigene freie Meinung im Voraus mit offener Bruft zu erfenmen 
geben. Stand doch Ehre und Umgang mit den Mitbürgern auf dem Spiele 
war doch mit einer Art von Berruf gedroht von jeder Partei denjenigen, 
welche einer andern Partei angehören würden. Und auch dieſes Geipenft ıt 
glücklich an uns vorübergezogen. Cine nennenswerthe, aber im Berbältm 
zum Ganzen gleichwohl nicht ſehr erheblihe Zahl von Leuten iſt nad Frauk 
reich übergefiedelt, eine geringere Anzahl bat fi für Frankreich erklären 
wollen, obne nachher die entiprechende That, die Ueberitedelung felbft, über! 
Herz zu bringen, und weitaus die größte Mehrzahl ift ruhig im Lande ge 
blieben und ernährt fih, wie das Bibelwort fagt, redlich. Weder auf rem 
Lande ſieht e8 öde aus, weder ıft ein Ader unbebaut, ein Wald ungeferite 
geblieben, noch ift in den großen Stäpten Meg, Straßburg und Mühlhauſet 
eine Abnahme des Verkehrs zu bemerken. Nach wie vor tft im der eleganter 
und leichtlebigen Stadt Lothringens die Esplanade der Sammelpunft te 
Ihönen Welt; nad) wie vor beſucht der Straßburger eifrig Kirchen um 


Märkte und treibt nad) allen Richtungen bin den großen altreihsftännider 


Handel; nad) wie vor drehen und wirbeln in den Fabriken Mühlhaufens die 
Maſchinen und Räder in ihrem alten Tact; ergiebige Frucht geben die Z:r 
ten, reihen Ertrag füllen in Faß und Flaſche vie Weinberge, und vie Ya 
ftraßen und Waldwege des fchönen Berglandes find in Frühlings- m 
Sommerdzeiten bejuchter als fie e8 je zuvor waren. 

Wenn wir aber auch conftatiren fünnen, daß jene drei Drobgelrenit: 
glüdlih an uns vorübergegangen find, und damit feftfteht, was Deutihlas: 
nad den Schlachten von Weißenburg und Wörth zu hoffen und autzujprebe 
wagte, daß diefe Lande wieder unfer find und unfer bleiben lörm 
und werden, fo darf man fi doch nicht darüber täufhen, daß unſere m; 
eingeſetzten Behörden, daß das Deutfche Reich als Souverän noch mit viel: 
Dingen zu fämpfen bat, ehe die Gemüther an den Vogeſen-Abhängen ſo x 
ftimmt find, wie im alten Baterlande zwifchen dem Nedarthal und der Lite 
tüfte. Wir haben e8 und vorvem nicht verhehlt uno können es jest mE: 
verhehlen, daß wenn aud Elaß-Lothringen durch die Einverleibung in ix: 
Deutfhe Neih unendlich viele Güter gewonnen hat, dennoch durch die Yet 
trennung von Üranfreih für dieſelben Lande jehr erhebliche Güter vertr:@ 
gegangen find, die ihnen Deutfchland nicht zu erfegen im Stande iſt Er 
fönnen und wollen e8 und nicht verheblen, daß es der Natur ber Maik: 
entjpricht mit einer gemillen Treue an alten von Vätern und Grepuim 
ererbten Zuftänden zu hängen, und es mehr, al® ver gemöhnlihe Ey ü 
leiften im Stande ift, verlangt wäre, wollte man dem einfachen Bauern ır- 
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Krämer zumutben, mit Hülfe der Reflexion in die Geſchichte der vergangenen 
Sahrhunderte zurüdzugreifen und an Sitten und Empfinden ber vergefienen 
Urahnen anzufnüpfen. Erklärlich und auch vorhanden ift noch immer in ber 
überwiegenden Volksʒahl des franzöſiſchen Lothringen, ferner bei den meiften 
Einwohnern der großen Städte und endlich auch bei einem Theil der Land: 
bevölferung von Oberelfaß eine einfache Abneigung gegen die neuen Zuſtände. 
Die Freunde, bie wir theild in der Stadt Straßburg, theild in der Land⸗ 
bevölterung von Unterelfaß und des deutſchen Oſtens von Lothringen erwor- 
ben haben, bilden vie Minderzahl. Das aber ift zu conflatiren, und das 
fönnen wir getroft umd mit Freuden ausſprechen, daß der Wiberftand, ber 
und geleiftet wird, faft nirgend ein theoretifcher, Ichlechthin lähmender tft; 
foweit e8 die neuen Berhältnifje erlauben, wird reblih an ver Möglichkeit 
gearbeitet, unter der neuen Geftaltung der Dinge fo gut als möglich zu 
leben, und das zu erzielen, was unjer leitender Staatsmann den modus 
vivendi, genannt bat. 

Faſt zu viel ift für bie Kürze der Zeit in Elſaß-Lothringen an neuem 
Material in das Land und Volk hineingeworfen worden, mehr als e8 der 
Gedankenſpannung des nicht leicht beweglichen Elſaſſers behagt. Das Zeug- 
niß aber fünnen die deutfhen Regierungen für fi in Anſpruch nehmen, daß 
Das, was geſchehen ift, überall gut geworben iſt. Vielerlei fehlt gänzlich, am 
Meiften vielleicht der Umftand, daß zwilhen Regierung und Regierten ſich 
noch fein familiäres, fein gefelliges Vertrauend= oder Freundſchaftsband 
chließen will. Doc das müſſen die Jahre bringen und fie werden es bringen. 

Am 4. April 1873 hat der Neichöfanzler dem Reichstag eine Jahred- 
Ueberficht über bie Geſetzgebung, fo wie die Einrichtung umd ben Gang ber 
Bermaltung in Elſaß-Lothringen für das laufende Jahr vorgelegt. Sie 
ſchließt fih am eine ähnliche Ueberfiht an, welde dem Reichstag im vorigen 
Jahre vorgelegt war, und zerfällt in zehn Hauptabichnitte, welche entjprechend 
den einzelnen Berwaltungszweigen geordnet find. Wie wir vorher den Ein- 
tritt der Elſaß-Lothringer in das deutſche Heer und das deutſche Schulweſen 
an die Spitze unſerer Betrachtung ſtellten, wollen wir auch hier dieſelben 
beiden Gegenſtände zuerſt berühren. 

Das Erſatz geſchäft iſt, wie in Preußen, nach ben Kreiſen geordnet, 
deren jeder eine eigene Erſatzcommiſſion erhalten hat; vier Departements⸗ 
Erfagcommiffionen bilden die Behörde zweiter Inſtanz, und brei Prüfunge- 
commtffionen in Straßburg, Colmar und Met ftellen vie wiſſenſchaftliche 
Dualification für den einjährigen freiwilligen Dienft feſt. Das Erſatzgeſchäft 
bat in den drei legten Monaten des Jahres 1872 begonnen. Bon 33,475 
Militärpflichtigen haben ſich 7,450 geftellt; hiervon find gegen 2,500 zur 
wirklichen Emftellung gefommen, darunter 507 Freiwillige und unter biejen 
57 Einjährig = Freiwillige, die das Eramen beftanben hatten. Davon dienen 
400 eirca in Eljaß-Lothringen, gegen 300 in Preußen, die Uebrigen in fleine- 
ren Zahlen in Baiern, Würtemberg, Sachſen, Baden, Helfen und Braun 
ſchweig; gegen 700 find auf Reclamation wegen häuslicher Verhältnifje zu- 
rüdgeftellt worren, und über 700 baben wegen noch obwaltender franzöliicher 
Beziehungen ausgeordnet werben müſſen. Außer den eingetretenen Einjährig- 
Freuvilligen Haben noch 150 junge Yeute die Prüfung beitanden und 74 
wurden auf Grund vorgelegter Schulzeugniffe diefer Prüfung überhoben. ‘Die 
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franzöſiſchen Zeitungen haben Briefe in Deutfchland garniſonirender elſäffiſcher 
Rekruten gebraht; man verfuchte Wafler auf die Mühle des Deutjchenhanes 
zu giepen. Es iſt vollftändig mißglüdt, faft keiner biefer Briefe enthält eine 
erhebliche Klage; mehrere vrüden geradezu das Wohlbefinden der jugendlichen 
Rekruten in den neuen Verhältniſſen aus. 

Der in unjeren Augen zweitwichtigfte Punkt ift die Unterricht Sver⸗ 
waltung. Die feierlihe Eröffnung ber Straßburger lniverfität fand 
am 1. Mai 1872 ſtatt. Die Betheiligung ber beutichen Schweiteranftalten 
wird jedem, der jenen Tag mitgemacht hat, unvergeßlich bleiben. Die höch⸗ 
ften wiſſenſchaftlichen Autoritäten, die erften Dichter Deutichlands waren an- 
weſend; Berthold Auerbach, Joſeph Victor Scheffel haben durch Wort mn 
vied den Tag gefeiert. Der Lectiondfatalog der brei erſten Semefter weiſt 
nad, daß in allen wifienjchaftlihen Zweigen das Beſte geleiftet wird umb bie 
Univerfität felbft erfreut ſich vortreffliher Einrichtungen. Un der proteflan- 
tiſch⸗ theologiſchen Facultät lehren ſechs ordentliche Profefioren, an der Spige 
ber ältefte der Straßburger Profefloren, zugleich der erſte Rector der erneuer- 
ten Hochſchule, Dr. Bruch, — und ein auferorventliher Profeflor. An ver 
juriftifch = ftaatSwifienfchaftlihen Facultät find neun orventliche und zwei außer: 
orventlihe Profeſſoren angeftelt. Inter erfteren befindet ſich Dr. Laband, 
deſſen Auflag!) über das Finanzrecht des Deutſchen Weiche bereits einen 
Anhang über die Stellung von Elſaß- Lothringen im Reich = Finanzrecht ent⸗ 
hält, ven wir weiter unten benugt haben, unter legteren der Profeſſor Loening. 
welcher gleichfalls einen werthvollen und von und benutzten Eſſai in franzẽfi⸗ 
ſcher Sprache veröffentlicht hat: PAdministration du gouvernement generai 
de l’Alsace durant la guerre de 1870— 1871.23) Die mebicinifche dus 
cultät zählt elf Profefforen, darunter neun ordentliche, jeder einzelne Directer 
eines beſonderen Medicinalinſtituts, unter denen wir bie mediciniſche und 
chirurgiſche und die geburtspülflihe und gynäkologiſchen Cliniten, das anato- 
milde, phyſiologiſche, chemiſche, pharmakologiſche und pathologifch - anatomische 
hervorheben. Neun orbentlihe und zwei außerordentliche Profefioren find u 
der mathematisch-naturwifienfchaftlichen Section, elf ordentliche und ſechs außer⸗ 
ordentliche Profeſſoren in der philologifch = hiſtoriſchen Section der philoſophi⸗ 
Ihen Facultät angeftelt. Der letzteren gehärt als einziger Honorarprofefior 
aud der hochberühmte Straßburgifche Gelehrte, Dr. Ludwig Spa, zugleich 
Director des elſaſſiſchen Archives an. Auch diefe Facultät erfreut ſich zabl- 
reicher Inftitute, Darunter eined zoologifhen, botanifhen, hemilhen, phyfife- 
liſchen und mineralogifhen. Endlich ift eine paläontologifhe Anftalt, ein hifte- 
riſches und ein philologtfhes Seminar unter Leitung ber Univerfitätsprofeflorer 
errichtet worden. Gegen 18 junge Gelehrte und einige techniſche Beauıte 
fungiren an biefen Inftituten als Affiftenten und Amanuenfen. Als emft- 
weilige Anzahl der Studirenden fünnen wir in runder Summe 400 anneh 
men, unter denen mehr ald der vierte Theil aus geborenen Elſaß⸗ Lothrin⸗ 
gern beftebt. 

Die erften Männer der Elſaß-Lothringiſchen Verwaltung haben ver 


1) In Georg Hirth's Aunalen bes Deutfchen Reiches. Leipzig, 1873. 
Y In der IA du droit —Eæe— Brüffel (Berlin, Puttlammer 
& Mühlbrecht.) 
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neu gegründeten Univerfität fofort erheblide Stipendien und Stubienfonds 
zugewenvet, an der Spige der Oberpräfivent v. Möller. Die Studirenden 
Deutſchlands haben ein Bismard - Stipendium gegründet, die ganze gebilbete 
Belt bat ſich bei Herftellung ver Bibliothek betheiligt. Durch Verordnung 
vom 19. Juni 1872 erhielt die Bibliothek der Univerfität und des Landes 
bie Rechte einer felbftftännigen öffentlichen Anftalt und bald darauf die notb: 
wendigen Statuten und Reglemente. An Geſchenken und Anfäufen ging jo 
viel ein, daß die Ouantität der durch den Brand von 1870 verlorenen 
Schäte wieder hergeftellt ift, die Qualität freilih des damals verloren Ges 
gangenen ift zum Theil eine unerfeglihe geweien. Der Regierungsbericht 
erwähnt, daß die fehr bedeutende Sanstritt- Sammlung des zu London ver- 
ftorbenen Profeſſors Goldſtücker erworben worden ift, und verfchweigt nicht, 
daß, wenngleich eine Biertelmillion Bände aufgeftellt find, dennod die Art der 
Entftehung diefer Bibliothek e8 mit ſich brachte, daß dieſelbe ungleihartig und 
lückenhaft geworden iſt. Leider ift die Katferliche UniverfitätS- und Landes⸗ 
bibliothel in vieler Beziehung ein Zankapfel mit den ftäbtifchen Behörden ges 
worben, welche eine ganze Anzahl der eingegangenen Geſchenke fir die Stadt⸗ 
bibliothek in Anfprud nahmen und damit eine Unterſcheidung conftatirten, 
die früher in diefer Strenge nicht beftanden bat. Ende 1872 iſt in Straß- 
burg eine Brofchüre über diefe Kaiferlihe Bibliothek erfchienen, welcher wir 
entnehmen, daß am 3. December 1772 vie vereinigte Untwerfitäts- und Stabts 
bibliothek als Stiftung des berühmten Schöpflin eröffnet worden if. Dies 
ift die Grundlage ber abgebrannten Bibliothel gewejen. Die neue Sammlımg 
ift vorzugsweiſe vom deutſchen Kaiſer, vom Großherzog von Weimar und von 
der Univerfität Oxford Ddotirt worden. LOberbibliothelar ift Dr. Barad aus 
Donmu = Eichingen, früher Secretär des germanifhen Muſeums zu Nürnberg; 
erfter Bibliothefar ift Dr. Euting aus Tübingen, zweiter Bibliothelar Pro⸗ 
feffor Reugler, ein geborner Elſaſſer; Cuftoven find die Herren ‘Müller, 
v. Reigenftein und Klinckſieck, Tegterer ein Pariſer Buchhändler deutſchen Ur: 
ſprungs; Bibliotheföfecretär ift Herr Kammacher. 

Das höhere Schulwesen ift gleihfalls faſt vollfländig organifirt. 
Im Straßburg, Colmar und Mes find Lyceen errichtet, die unfern Gymnaſien 
entipredhen und ſich eines reichlihen Beſuches erfreuen. Im Straßburg find 
530, in Colmar 200, in Met 270 Schüler. In Mühlbaufen ift die Landes⸗ 
gewerbefchule, aus franzöſiſcher Erbichaft heruorgegangen, aber faft ganz neu 
eingerichtet. Außerdem hat jeve erheblihe Stadt ihr Collegium (höhere 
Schule), wober beſonders zu conftatiren ift, daß die Städte Barı und Bild 
weiler aus freier Initiative der Stabtbehörden neue Collegien errichtet haben. 
Im Ganzen werben über 2,700 Schüler von 232 Lehrern an 24 Schulen 
unterrichtet; unter den Lehrern find 60 eingeborene Reichsländer. Die 
Abiturientenpräfung ift ſeit Michaelis 1872 nach deutſchem Mufter ein= 
geführt worben. 

Die beftehenden freien höheren Schulen und kirchlichen Bildungsanftalten 
find unverändert geblieben, nur das Straßburger proteftantiihe Gymnaſium 
bat ſich den veutichen Unterrichtsprincipien genähert und das Abiturienten- 
examen eingeführt. Cine Veränderung insbefondere in Bezug auf die kirch⸗ 
lichen Borbereitungsfchulen ift durch das Reichsgeſetz vom 12. Yebruar 1873 
zu erwarten. 


⸗ 
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Das Elementarfhulwefen gewinnt ſich die Liebe der Bevölkerung. 
der Schulbeſuch nimmt zu. An die Beftrafung der Schulverfäumniffe ge: 
wöhnt man fi) allgemach. Im den franzöſiſch redenden Gebieten ift ver 
beutjche Unterricht in den Lehrplan aufgenommen; in den deutſchen Sprad- 
gebieten ift der franzöfifche Unterricht in den Orten, in denen eine vorzuge- 
weije gewerbetreibende Bevöllerung wohnt, in vier Stunden wöchentlich für 
die mehrclaffigen Schulen geftattet. Die Elementarlehrer find zum Theil 
durchaus neue Perjonen; durch ben um die Beit der Option erfolgten Fort⸗ 
gang vieler jüngerer Lehrer und Schulbrüver nah Frankreich iſt es nöthig 
geworden Lehrer aus Deutfchland, der Schweiz und aus den älteren entlaſſe⸗ 
nen Seminariften anzuftelen. Es macht fi jedoch noch em ſehr finder 
Mangel an Lehrern fühlbar, eine Erfcheinung, die ſich über das Gebiet res 
ganzen Deutichen Reiches verbreitet, und zu den allernächſten Aufgaben der 
abhelfenden Gefetgebung gehören muß, wenn wir nicht wollen, daß unſere 
ganze Generation im Bildungsftande zurüdgeht. Mehr als irgend wo anders 
aber ift es in Eljaß- Lothringen nothwendig, auf zahlreihe und tüchtige Ele 
mentarlehrer zu halten. In Straßburg und Colmar werben diefelben in den 
in unferm vorigen Bericht erwähnten Präparandenfchulen mit zwerjährigem 
Curſus mit gutem Erfolg verbereitet. In Lothringen fol eine ſolche Anftait 
noch in diefem Jahre eröffnet werben. 


Zwei- bis preimal jährlich werden in den Semmarien einige Wochen 
lang je dreißig im Amt befindliche Lehrer in methodologifhen Curſer 
fett DOftern 1872 nad) deutfhen Grundſätzen von Seminardirectoren und Schulin⸗ 
Ipectoren weiter gebilver, und es ift ein erfreuliche Zeichen, daß die Theil: 
nahme der Lehrer an diefen Surfen als eine willige und freudige bezeichnet 
wird. Die Adminiftration der Schule ift in der Hand ver Schulinfpectoren, 
in deren Reſſort auch die Revifion der Schule und die Abhaltung regelmäßiger 
Lehrerconferenzen an den einzelnen Schulen fällt. 


Mit ven Töhterfhulen liegt ed noh im Argen; einzelne Juſtitute, 
vorzugsweife nach franzöfiihem Zufchnitt, find aus ver alten Zeit erhalten, 
einzelne neu gegründet. Weber die legteren wird von der Bevölkerung viel 
Klage geführt, da es Privatanftalten find und fie faft überall ven Charakter 
tragen, als wären fie ausfhlieglih für die Kinder vdeuticher Beamten umd 
Difiziere beftimmt. Wir vermögen nicht zu enticheiven, ob vie Klage geredt: 
fertigt ift; an tem guten Willen der deutſchen Schulvorfteherinnen liegt es 
gewiß nicht, fondern weit eher an der VBornehmthuerei ver franzöfiihen Mütter. 
Einige altbewährte Inftitute 3. DB. in Colmar Haben ihren alten Ruhm be- 
wahrt und erfreuen ſich nad wie vor des Beſuches junger Märchen, gan; 
insbejondere der Töchter deutfchredender Grundbefiger. 

Der dritte vorerwähnte Punkt, die Option, ift in aller Stille wor: 
übergegangen und hat eine Unfumme von läftigen Büreauarbeiten un Gefolge 
gehabt, keineswegs aber größere oder tumultuarifche Demonftrationen. 


Das Ergebniß ift bei der Gefammtbevölferung der Reichslande ren 
1,549,587 Seelen kein allzugroßes. 
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Don wien — 
‚Haben für die fran- ungültig wegen 





In zöfiihe Nationalität nicht erfolgter Ver⸗ Gültig. 
optirt. ‚ legung bed Wohn⸗ 

—— EIER. DEE BER 
Lothringen 28,693 6,900 21,739 
Unterelfaß 39,190 27483 11,70i 
Oberelfaß 91,962 75,260 16,702 


Noch zweifelhaft und in Inftruction find 7,649 Optionen, fo, daß alfo 
in runder Summe Alles in Allem 50,000 gültig optirt haben, d. h. weniger 
als Is, ver Bevölkerung. Bor dem 1. October waren im Ganzen nad) 
Frankreich zurüdgefehrt 2,485 in den Reichslanden domtcilirt gewejene Per: 
onen. Die in Frankreich erfolgten Optionen betrafen 378,777 Perfonen. 
Dies find jedoch lauter ſolche Elſaß-Lothringer, die fich bereits in Frankreich 
aufgehalten hatten, und es ift dies eine natürlihe Wirkung der Gravitation 
des früheren Mutterlandes, vorzugsmweife der Hauptftadt Paris und es wird 
fih nım zeigen, ob diefe Gravitation weiter nach Weften wirft, oder ob fie 
nunmehr, was zu erwarten fteht, nach Often hin in Wirkung treten wird. 
Eine große Anzahl von Yactoren wirken hierzu mit, wenn man aud) ganz 
von der Neigung der Bevölkerung abfieht; fo unter andern der Militärver: 
band und die Handelsbeziehungen. 


— —— ·62 — — 


Gegen dieſe drei vorerwähnten Erſcheinungen, welche für den Deutſchen 
den Hauptgegenſtand des Intereſſes bilden, fallen die übrigen in Elſaß-Lothrin⸗ 
gen neubegründeten oder abgeänderten Verwaltungseinrichtungen wenig ins 
Gewicht. Dennoch gehört eine ausführliche Behandlung der verſchiedenen 
Einzelpunkte dazu, wenn wir zu einem anſchaulichen Geſammtbilde gelangen 
wollen.) Das Organiſationsgeſetz vom 30. December 1871, welches 
im vorigen Bericht als Anhang erwähnt wurde, iſt in Ausführung getreten; 
der —2 Rath in Elſaß-Lothringen und die Bezirksräthe find durch Ver: 
ordnung vom 22. Februar 1873 und 1. September 1872 eingefett. Noch 
bleibt die Competenz zwifchen richterlihen und Bermaltungsbehörden zu regeln. 
Die Repräfentativförper, melde an Stelle der auch in Franfreih aus Wahlen 
beroorgegangenen ©eneral- und Arrondiſſementsräthe treten follen, find dem 
franzöfiihen Vorbild entſprechend durch Gele vom 24. Januar 1873 ins 
Zeben gerufen worden; von ihrer Wirkſamkeit hat man bisher noch nichts 
zu bören befommen. Che eine erjprießlihe Thätigfeit dieſer Wahlkörperſchaften, 
melde unfern Kreis- und Provinciallandtagen entipreden, eintreten wird, 
wird auch naturgemäß eine große Verbereitungszeit vergehen müflen. Ueber 
die innere Verwaltung giebt der Regierungsberiht nur ein kurzes, faft ober- 
flächlihe® Bild. Die amtlihe Geſchäftsſprache ift überall die deutſche; in 
franzöſiſch redenden Gebieten mird den öffentlihen Belanntmadhungen ein 


1) Das Oberpräfivium bat Ende 1872 bei Trübner in Straßburg eine Zufam- 
menftellung fänmtliher Belanntmadhungen und Berorbnnungen mit Ausnahme der in 
der Straßburger Zeitung publicirten im Gefetblatt erfchienenen Geſetze herausgegeben. 
Preis 1 Thlr. 10 Ser. 
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franzöfifche8 Duplicat beigefügt, und dem franzöftih redenden Publicum ge 
ftattet, fih feiner Mutterjprache zu bevienen, wobei die Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers, die in der Regel nicht ftattfindet, vom Ermefien des Beamten ab⸗ 
hängig gemacht wird. 

Die Bevölkerungsſtatiſtik erweift im December 1871 1,549,587 
Seelen, die Statiftit der einzelnen Gemeinden tft in Vorbereitung. Die 
Örenzregulivung ift ziemlich beendigt. Was den deutſchen Lefer im erften 
Augenblid überrafhen wird, ift, daß die Grenze nicht bloß gegen Frankreich, 
londern auch gegen Preußen und Batern bin von Neuem feitzuftellen mar, 
da der Krieg viele äußere Grenzzeichen verwiſcht hatte. Ein Jahrbuch für 
Eifap Lothringen 1872— 73, in der UniverfitätSbuchhandlung ’) zu Straf: 
burg erichtenen, enthält einiges ftatiftilche Material, insbefondere eine Bu: 
farnmenftellung der Ortsnamen mit Anführung der abweichenden früheren 
Bezeichnung, der Zugehörigkeit derfelben zu Canton und Kreis und der Ein: 
wohner und Häuferzahl. Die bier angeführten Ortsnamen find die offictellen 
von der Regierung genehmigten, indefien haben fich auch bier manche fehler: 
bafte Benennungen eingeihlihen. Das Jahrbuch enthält übrigens ziemluh 
überfichtlich die Behörben-Eintheilung und Berfonalien nah Art ımferer Hoi: 
und Staatskalender, und indem ed mit der Kaiferlihen Familie und vem 
Reichskanzleramte, fowie den von demfelben veflortirenden gemeinſchaftlichen 
deutichen Behörden beginnt, behandelt es im 4. Abſchnitt die ſpeciellen elfat- 
lotbringifchen Behörden. Danach hat der Oberpräfident in feiner Präftdial- 
behörde einen Bicepräfidenten, einen Zandforftmeifter, einen Wafferbaupirecter, 
einen Schulrath, ſechs Regierungsräthe und als Beirath einen Medicinalrath 
und einen Yuftitiar; endlich drei Hälfsarbeiter. Die drei Bezirkspräftvien find 
ziemlich gleich ausgeftattet; dem Präfiventen fteht ein Oberregierungsrath, ein 
Steuerbirector, ein Baurath, ein Schulrath, ein Medictnalrath und vier bis 
ſechs Negierungsräthe zur Seite. Dem Bezirköpräfiventen umtergeorbnet if 
die Bezirkshauptkaſſe mit ihrer Buchhalterei und bie den Präfidien nothwen⸗ 
digen Secretariate und Kanzleien. An der Kreiseintheilung und an ber ke 
fondern Behandlung der Polizei in Straßburg und Meg ift nichts geänter: 
worden; desgl. ift im Großen und Ganzen die Cantonaleintheilung feit ver 
erften Organifation unverändert geblieben ; dagegen find ſchon in vielen reifen 
die Schulinfpectoren in Wirkſamkeit getreten, und es verbient hervorgeheben 
zu werden, daß der Schulinipector in Molsheim ein eigenes Elſaß-Lothrin⸗ 
giſches Schufblatt herausgiebt. 

Die Forftdirectionen fließen fih der Bezirkseintheilung an und 
find in Forftmeifterei- Bezirke getheilt, deren jever 5 — 6 Oberförftereien um: 
faßt. Im Ganzen beftehen 63 Oberförfterei= Bezirfe mit ungefähr 300 För⸗ 
ftern. Die oberfte Forftbehörbe ift der Reichskanzler, dem Oberpräfidenten 
zur Seite ftebt der Landforftmeifter, und biefem ift die Staatsforſtverwaltunq 
unterftellt, währen die Verwaltung der Forſten, der Gemeinden, ö 
Anftalten und Privaten durch Mitwirkung der Bezirlspräfidenten geleitet wirt. 
Die Forfiverwaltung in den Reichslanden ift übrigens eime bedeutende, denn 
der Abichluß ver Einnahme pro 1872 ergiebt ein Brutto von 2 Millionen 
Franken und nad) Abzug der Ausgaben faft 1?/, Million Franken, woke 





ı) Straßburg bei Friedrich Bull. 
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unfere Verwaltung weit ſparſamer Holz fchlägt, als die frühere franzöfilche, 
übrigend aber durch den eingeführten ‘Detailverfauf in Holz größere Summen 
erzielt. Ein wahrer Krebsſchaden der franzöfiihen Verwaltung, die von Be: 
ftehung überwucherte Komödie der Holzauctionen im Großen, ift hiermit geheilt. 
Mehr und mehr hat fi) ergeben, daß die Forften der Vogeſen zu den allerberr= 
Tichften Wäldern der ganzen Welt gehören, und daß hier nicht allein der Ber- 
waltung durch Forſtbeamte ein weites und mächtiges Feld der Thätigkeit offen 
liegt, ſondern daß auch der Ianpichaftliche Sinn des Deutichen Wander» und 
Reifegebiete von ungeahnter Schönheit erfchliegen wird. Cine Aufgabe für bie 
Docenten und Studirenden der Univerfität wird es ſein, das Wasgau - Gebirge 
zu entdecken, auszuforfchen und in ein Neifegebtet erften Ranges zu verwandeln. 

Dos Medizinalwefen ift noch wenig geordnet, wobei zu bemerken tft, 
daß man mit Ausnahme der Cantonalärzte, die ein Mittelding zwilchen unfern 
Armenärzten und Kreisphyſikern bilden, wenig von der franzöfiichen Regierung 
überfommen bat. Den Kreis- und Polizeibirectoren find proviſoriſche Kreisärzte 
beigegeben, und eine abjolut gewordene franzöfiiche Einrichtung, die Geſundheits⸗ 
pflege-Räthe (conseils d’hygiene), ift wieder errichtet worden. Die Cantonal- 
ärzte find theil8 beibehalten, theild neu ernannt. Durch Geleg vom 15. Juli 
1872 wurde der, die Berhältniffe der Apothefer und Aerzte betreffende Abfchnitt 
der deutichen Gewerbeordnung in den Reichslanden eingeführt umd die deutſche 
Pharmalopde an Stelle der franzöfifchen gelegt. Die Apothelerprivilegien werben 
geprüft werden; das franzöfifche Inftitut der Apotheker zweiter Claſſe ift auf 
den Ausfterbeetat geſetzt. Im Allgemeinen muß e8 auffallen, daß die Länbliche 
Bevölkerung ſich nur weniger Apotheken erfreut, während in den größeren 
Städten außerordentlich viele Apotheken eriftiren, was fi wohl zum Theil 
daraus erflärt, daß nad franzöfiicher Sitte die Apotheker zugleih Barfümerie- 
und Barbenhändler find. Met ift eine durch fein Apothefergewerbe alt berühmte 
Stadt. Es find dort wohl mehr als 20 Apothefen. — Die Irrenanftalt in 
Stephandfelde beichäftigt ein Beamten- Perfonal von 12 Männern und 29 
barmherzigen Schweftern unter Yeitung eine® ärztlichen ‘Directors. 

Die Bauverwaltung refjortirt einſchließlich des Strom: und Canal⸗ 
baues vom Oberpräfidium, welchem der Wafferbaudirector beigegeben ift. Der 
Strom- und Sanalbau ıft in den gelammten Reichslanden in 7 Waflerbau- 
bezirte eingetheilt, deren jeder einzelne einem Bezirksingenieur unterftellt ıft. 
Der Baflerban tft weitaus der wicdtigfte Theil der Reichsbauverwaltung, 
da einerfeit8 an der Oftgrenze der beiden Elſaß der allezeit veränderlihe Rhein 
immerwährender Regulirungsarbeiten bedarf, andererjeits die Mofelcanalifation 
von der franzöfifchen bis zur Iuremburgifchen Grenze in Arbeit ift, und außer 
ven vorhandenen vier Canälen, dem Rhein-Rhone-, dem Rhein-Marne-, dem 
Breufch- und Saarcanal noch zwei Projecte vorliegen, deren eine die Saar 
mit der Moſel mit Hülfe der Nied verbinden will, während das andere, Die 
Waſſerverbindung der Saar bei Mitteräheim mit Dieuze bereits in Ausführung 
begriffen ift. Die Waflerbauverwaltung koſtet circa 1 Million Thaler jährlich 
an fählihen Ausgaben. Ein lebhaft ausgeſprochener Wunſch der Bevölkerung, 
namentlich der Stadt Straßburg, der ım Frühjahr 1873 erfüllt werben fol, 
ift Die Ausdehnung der großen Nieder Rheinihen Dampfſchiffsgeſell— 
Thaften bi8 nah Kehl Hin. — Ueber den Hoch- und Wegebau liegen 
wenig Notizen vor. Im Allgemeinen ift die franzöſiſche Organifation beibe⸗ 
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halten und jedem Kreis ein Kreisingenieur zugetheilt worden, welder & 
Belorgung der Vicinalwegebauten (S. den vorjährigen Bericht) mit über⸗ 
tragen erhalten bat, fo daß jest die Wegebauvermaltung eines Kreis me: 
mehr in drei Händen, fondern nur in emer Hand iſt. Im Allgememen fu 
augenblidlich alle Wege in noch jehr fehlechtem Zuſtande, woran nicht allein die mex- 
verderbende Kriegführung von 1870 — 1871 Schul ifl, ſondern aud ix 
gänzlihe Mangel an Arbeitern, welde erft zur Desinficrrung der Chladt: 
felver, ſpäter zur Wiederaufrichtung der zerftörten Feſtungen und zu ben bee: 
ftehenden großen Wafferbauten in Maſſe gebraucht wurben. 

Bon den vielen, theils unmittelbar vor dem Kriege, theils bald möbe 
projetirten Eifenbabnlinien tft eime einzige, die Linie von Eaarburg m: 
Saargemünd unter der deutſchen Regierung vollendet und dem Betriebe übergc 
worden. Drei Lothringiihe Seitenbabnen, Chateau Salins-Bic, Courulkt 
Bolchen und Nancy, find im Bau, mehrere Elſäſſiſche in Vorbereitung begnnz 
Die oberfte Eifenbahnverwaltung der Staatöbahnen ift die Generaldirerien c 
Straßburg, an dern Spitze ein Generalbirector mit fieben Directoren und jx 
Hälfsarbeitern ſteht. Fünf Betrieböinipectionen in Straßburg, Colmar, Mẽb 
haufen, Saargemünd und Mes find der Generaldirection unterftellt und de 
dieſen Betrieböinfpectionen refjortiren die einzelnen Stationen mit ihrem zei: 
reichen Beamtenperfonal. Es leidet feinen Zweifel, daß der Dienft wieder ru 
pünftlicyer geworben ıfl, als er eine Zeit lang war; doch hat ſich berausgeitl: 
daß faft nirgends die franzöfilden Bahnhofs- und Stationsräumlichtenen F. 
ven ſehr gefteigerten Verkehr ausreichen, fo daß aller Orten Neubauten ca 
ftehen, die danm ein würdigeres und gefälligeres Anjehen haben als vie früber 
franzöfifchen, deren Mangelhaftigkeit ſprichwörtlich geworben war. 

In der Poftverwaltung, die noch mitten im Kriege als Tertiges w 
organifirted Inftitut arbeitete, bat ſich im legten Verwaltungsjahr wenig er 
gar nichts geändert. Auch die Telegraphenverwaltung iſt im Kr 
lichen unverändert geblieben. 

Die Bergbebö;rden find noch in der Kindheit. Unter Oberauffiht de 
Reichskanzlers iſt das königl. preuß. Oberbergamt zu Bonn die Geſchaäftsbeder 
für Elfaß-Lothringen für Elſaß ıft ein Bergmeifter in Straßburg, für Lotbrinx 
in De emannt worben. Ueber die Wirkung des Berggeleges vom 14. JE 
1871 wird man erft fpäter zu urtheilen im Stande fein; der Regierungeber 
erwähnt, daß e8 bei Abwidelung der großen Zahl von Bergwerksconceſſiomg 
fuchen fi bewährt habe. Erwünſcht wäre eine amtlihe Veröffentligung d 
ertbeilten Conceflionen, da gerade bier, wie an feinem andern Orte für? 
Germanifirung der weſtlichen Theile von Lothringen, in welcyen fi) die rad 
mineraliſchen Schäge befinden, gewirkt werben könnte. Zwiſchen der Yama 
grenze bei Pagıy und Noveant an der oberen Mofel und der Iugemburgta: 
Grenze nördlid von Moyeuore iſt noch ein unendliher Reichthum an Er 
und in dem öftlichen Gebiet zwiſchen Forbach und Saarbrücken ein midi: 
Kohlenrevier zum Theil bisher unauögebeutet geblieben. In den Händen re⸗ 
3—4 großen Unternehmern, welche zugleich Maſchinenfabrikanten find, ber: 
fi) die wenigen bis jest eröffneten Bergabern des Landes. Zahlloſe Conit 
fionsgefuche find an die Bezirkspräſidenten und fpäter an die Bergbebärden > 
richtet worden. Neben den mädhtigften Inpuftriellen der Nachbarprovingen Dt: 
fih kecke Abenteurer um diefe Conceffionen beworben. Wenn man ermägt, da 











(11) Die Fortſchritte der Verwaltung in Elſaß und Lothringen. 465 


der deutſche Bergmann eine in Knappſchaften geordnete Corporation zu bilden 
verftebt, Die eigenartige Sitten und Zucht unterhält und mit einem gewiſſen 
Berufsſtolze eine große Hingebung zu verbinden weiß, unb wenn man dem 
gegenüber erwägt, daß der franzöfiihe Bergmann em gewöhnlicher Tagearbeiter 
‚ ohne bejondere Tracht, Symbolik, Kunſtliebe und vergl. ift, fo ıft bier ein be 
achtenswerthes Culturmoment geneben, welches allerdings die forgfältigfte Aus- 
wahl unter den Conceſſionsſuchern vorausfegt, weil wicht bloß die Rechte, die 
der Staat mit einer Conceſſion verleiht, fondern auch die Pflichten, die er dem 
Conceſſionär auferlegt und auferlegen muß, auferorbentlih groß und fchwer- 
wiegend find, welches aber zu einem Hebel werben kann zur Erwecung beutfcher 
Sympathien und Anpflanzung beutjcher Art und ventichen Lebens. 

Die Organijation des Kirchenweſens in den Reichslanden bat bis jetzt 
mit Ausnahme der Gelbfrage wenig Uenderungen feit der neuen Regierung zu 
erleiven gehabt. Die Gehälter der Geiftlihen der drei anerkannten Culte find 
durch das Ctatögefeg vom 10. Juni 1872 um 50%), erhöht, die Penfionen 
der alten Geiftlichen, auch der bereits unter franzöfiicher Herridaft penfionirten, 
auf die Landesfaffen übernommen worden. Gleichfalls auf die Landeskaſſen 
find die Kirchen und Pfarrhausbauten übernommen worden, Die Confiftorien 
und Presbyterien der Körperichaften nicht katholiſchen Belenntniffes find überall 
da gewählt, wo eme Neuwahl nothwendig war. Hierauf beichränft fi das 
aus der Adminiſtration der Kirche Mitzutheilende. — An diefer Stelle können 
wir nicht unterlaffen darauf binzumeifen, daß es gerade bie Dewalkung Der 
religiöfen Angelegenheiten ıft, für welche noch am meiften zu thun übrig bleibt, 
und zwar bei allen Eulten. Was zunächſt den katholiſchen Eultuß be 
trifft, jo find die neuen Landesgrenzen keineswegs auch die Grenzen ver 
Kirchenſprengel. Sowohl das Bistbum Met, als auch das Bisthum Straß- 
burg erichöpfen nicht alle Theile der Reichölande, jondern es gehört ein Theil 
der katholiſchen Geiftlichen, namentlich der Lothringens, zum Bisthum Nancy 
und ber von Elſaß zum Bisthum St. Die. Endlich ift der Erzbikhof von 
Belangon, aljo gleichfalls ein franzöfiiher Prälat, die oberfte 
Kirchenbehörde für beide Bisthümer. Gleichzeitig findet die entgegengelegte 
Anomalie ftatt: dem Biſchof von Metz find mehrere, nicht dem Deutſchen Reiche 
überfommene Arrondifjements, insbefondere Briey zugetbeilt. Die Kirchen⸗ 
fürjten, welche verichiedenen ftaatlichen Autoritäten angehören, können aber Er- 
ſprießliches jenfeitS der Staatögrenze in geiftlichen Angelegenheiten nicht wirken, 
und e8 wäre in bdiefer Beziehung dringend eine Aenderung zu wünſchen. Die 
jegige Eintbeilung beruht auf dem zwilchen dem älteren Napoleon als erftemi 
Gonful und dem Bapfte bei Wiederherftellung der fatholiihen Weligion für 
Frankreich abgejchloffenen Concordat, und nach den Lehrjägen des katholiſchen 
Kirchenrechts würde eine Aenderung dieſer Verhältniffe wiederum nur durch ein 
Goncordat möglich fein, zu welchem ſich aber der Papft dem Deutſchen Reiche 
gegenüber ſchwerlich geneigt finden laſſen dürfte, während Frankreich an einer 
Auseinanderjegung diefer Art fein Interefie hat. Das kann aber die Reiche» 
regterung nicht hindern eines Tages dennoch insbeſondere bei Wiederbeſetzung 
etwa erlebigter hoher Prälatenftellen, die Bedingung zu ftellen, daß Die Diöceſan⸗ 
grenzen mit den Tandeögrenzen zujammenfallen müffen. 

Die Reformirten und Lutheraner ſtehen fih in den Reichslanden 
fchroffer gegeniiber, als in irgend einem andern Theile Deutſchlands. Bon 

v. Holtzeudorff, Jahrbuch I. 30 
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einer Union ift nirgend bie Rede, und diefelbe aus zwei Gründen nicht zu er 
warten. In den deutſch revenden Theilen, insbeſondere im Elſaß prävaliren 
Lutheraner, welche ein nicht unerhebliches Kirchenvermögen in Händen haben; 
die Proteftanten der franzöfilch vedenden Theile aber find durchweg Reformirte, 
und bilven meiftentheil® ärmere Gemeinden. Schon die Nüdfiht auf das. 
Kirchenvermögen macht e8 daher ſchwierig, an eine Union zu benfen. Ueberbies 
find die Bekenner der Augeburgifchen Confeflion wenig geneigt zu einem ver- 
träglichen Verhältniß mit den ihnen zunächſt ſtehenden Glaubensgenoſſen. 
“ Der Gehaltserhöhung von 509, für alle Geiftlichen fünnte eine abermalige 
Gehaltserhöhung recht bald nachfolgen, da eine Verboppelung bed Gehalts, 
welches dieſe Leute zu den franzöfifchen Zeiten zu beziehen pflegten, immer nob 
ein jehr beicheivenes Austommen bilden würde. Dagegen Könnte im katholiſchen 
Eultus, freilich wiederum bei dem jegigen Stande der firchenrechtlichen Angelegen: 
heiten nicht ohne Mitwirkung des Papftes, ohne Schaden eine Berminderung 
der niederen Geiftlichen erfolgen, wobei das Inſtitut der alten Bicarien, welde 
bei der Wahl zu Pfarrern übergegangen find, und welde mit dem unglaubliden 
Ausfommen von circa 200 Thlen. jährlich alt und grau werden follen, auf 
den Ausfterbe-Etat gefett werben iönnte; zumal dieſen würdigen, aber in 
irdiiher Bedrängniß verfümmernden alten Herren in vielen Fällen andy ihre 
Mitwirting bei der Schule durch die jetzige Geſetzgebung entzogen worden if. 
Die Priefterfeminarien, melde mit den Bisthümern im engen Zuſammen ˖ 
hange ftehen, find gut botirte und lobenswerth wirkende Anftalten. Die Bei 
behaltung der Knabenſeminarien ift eine augenblicklich allzuſehr befprocen: 
Trage. als daß wir bier eine eingehende Behandlung beabfichtigen fünnten 
Das Eine aber möge man bedenken: So lange dieſe Rnabenfeminarien in 
Händen von Leuten find, welche ven beutichen Regierungen nicht wohlgeneig: 
find, und die ihnen anvertranten Rinder in franzöſiſchen Sympathien aufziehen. 
jo lange wird auch die ganze Generation des Hinftigen Priefterflande® und der 
Haupttheil des Tatholifchen Landvolfe8 unter Autorität des Deuticen 
Reihes in franzdfifhen Sympathien auferzogen. Hier iſt em 
Haupttheil, vielleicht der Schwerpunkt deſſen, was wir zu thun haben, wenn 
wir die deutſch gewordenen Sande wirflic mit dem Deutichen Reiche zu ver: 
föhnen beabfichtigen und nicht im nußlofer Coketterie mit dem uns geraden 
feindlichen Elemente die befte Zeit und die wichtigſten Kräfte verlieren wollen. 
Mir wiederholen, was wir fchon im vorigen Berichte ausgeſprochen haben, dar 
der franzöfiiche Landmann, und mit ihm in den Testen Jahrhunderten der 
Elfafler und Lothringer, ein befcheidener, in Einfalt der Sitten und großen 
Reſpect vor der Autorität auferzogener Mann ift, der umbebingt glaubt, was der 
Herr Pfarrer und der Herr Pürgermeifter fagen. Nur fo iſt es in Frankreid 
möglich geweſen, daß eine fo ſchnelle Aufeinanderfolge von Parteiregierungen ra 
die Lage verſetzt worben ift, das Gro8 des Landes fiir fidh zu gewinnen. Hatte 
fie die Maires und die Prieſter, fo hatten fie das Land felbft. Dem Deutfchen 
Reiche muß e8 daher, wenn es die Elfaß-Lothringer auch mit ihrem gefammten 
Sein und Thun, mit ihren Neigimgen und ihrer ganzen Lebensfräftigfeit er- 
werben will, gelingen, ſich die Bürgermeifter und Priefter zugetban zu machen, 
und dieſe Aufgabe wird nicht gelöft werben in nabenfeminaren, an deren Spite 
ultramontane und franzöftich gefinnte Profefforen und Priefter ſtehen. 

Die anerkannten Culte, alfo Katholiken, Proteflanten und Inden, genteken 
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ihre Benefizien in den Reichslanden, wie in Frankreich, direct pom Staat. 
Der Staat bezahlt die fämmtlichen Gehälter und der Staat ift es auch, der, 
wo die Gemeinde für die Fabrik, d. h. das Aeußere, namentlih Bau- und 
Einrichtungs⸗-Weſen der Kirche, nicht genug leiften kann, helfend eintreten muß. 
Bei diefen Pflichten, die der Staat gegen die Kırde übernommen bat, kann er 
aber auch mit Fug und Recht verlangen, daß die Kirche nicht zu einem dem 
Stante ohne Weiteres feindlichen Imftitute ausgebildet, oder mo fie ein ſolches 
ift, als ſolches fortgepflanzt werde. 

Der Regierungsbericht giebt unter dem Titel: Regelung der Bezie— 
bungen zu Frankreich ein ausführliches Bild der Liquidirung ber früheren 
franzöfiihen Finanzverwaltung, wie diefelbe auf Grund des Zuſatzvertrages vom 
11. December 1871 vorgejehen worden if. Die gemiſchte Liquidations⸗ 
commilfion, welde feit einem Jahre in Thätigkeit ift, bat bis zum Schluß 
des Jahres 1872 im beiderfeitigen Einverftänpniß gegen Frankreich liquide ge- 
ftellt: die Rechnungsſaldi von 22 Sparkaflen, ſowie 2800 gerichtliche und 
abminiftrative ‘Depofiten ; ferner 2500 Guthaben von Gemeinden und Inftituten, 
und endli 1750 Abrechnungen über die aus der franzöftfchen Finanzverwaltung 
den Gemeinden vom Staate zu diberweifenden Zuſatzquanten (centimes 
additionels) der directen Steuern. Alle diefe Forderungen repräfentiven eine: 
Geſammtſchuld Frantreih von mehr al8 36 Millionen Franken. Zu Gunften 
Frankreichs find liquide geftellt: 1) die den Gläubigern des Saarkohlen-Canals 
von Frankreich gewährten Darlehen mit 1,313,000 Franken. 2) die Ab- 
Löfung des Deutihland zur Laft fallenden, aber von Frankreich zur ferneren 
Zahlung übernommenen Theils der Rhein Ahone - Kanal- Annuitäten mit über 
2,000,000 Franken. Endlich 3) die Nüdabtretung von 119 durch Bezirke 
und Gemeinden früher bei der Depojitenfaffe von Frankreich in Parts gemachten 
Anlehen von beinahe 2,500,000 Franken. ALS Activum übernahm Deutichland 
ferner 2208 Bons von Searkohlen-Sanal-Annuitäten im Werth von 888,000 
Tranten. Frankreich tilgte an Sparkaffeneinlagen 1%, Million Franken durch 
Ueberweifung von Stantörententiteln an die Einleger. Ferner letftete Frankreich 
nächſt einer bereitd am 13. Januar 1872 gemachten Abſchlagszahlung von 
10,000,000 Franken in Banknoten auf die Forderungen der Spartaflen und 
©emeinden im Januar 1873 eine fernere Zahlung von 10,500,000 Franten 
und verſchuldet auf die Liquid geftellten Forberungen danach heute nur noch 
7,500,000 Franken. 

Die Commiſſion vermittelte ferner die Eomverttrung von 4700 Depar- 
temental-Renten- Titeln im Nominalwerth von ca. 49,000,000 Franken 
in Titel de8 großen Buches der öffentlichen Schuld Frankreichs, erledigte 21,000 
Neclamationen ehemals elſaß⸗lothringiſcher Soldaten und Gensdarmen.in Bezug 
auf deren Sold- x. Verhältniffe und 5000 Reclamationen anderer kleiner Be— 
amten in Bezug auf deren zu Invaliden: und Alterverſorgungs-Kaſſen geleifteten 
Einzahlungen; endlich 800 Reclamationen von Beamten mit verantwortlicher 
Duahtät auf Rückzahlung ihrer Cautionen. Die Wirkſamkeit der Erledigung 
diefer Reclamationen formte natürlich erft feit dem 1. October, d. b. feit der 
Beendigung der Optionsbewegung lebhafter werben und ift zur Zeit in vollem 
Gange. Der gleiche Bericht überfchlägt die von Deutfchland übernommenen 
früher von der franzöſiſchen Regierung geleifteten Civil: und Milttärpenfionen 
auf 1,000,000 Franken jährlid. 

30* 
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Dies Be ünnen wir numnehr noch emen Bid auf de 
Finanzverwaltung thun, von der wir gelegentlich der Beamtengebiltr: 
und der Torfiverwaltung bereits Einiges vorausgeſchickt haben. —— — ie 
bier feftgehalten worden, daß die Reichslande eine eigene vom Rech gett 
vermögensrechtliche ——ã— — bilden. Daher gehören, was auch —2* 
Erforderniß hinftellt, dem Lande feine eigenen Erträge, fein Imwentar, ie 
Ueberſchuſſe. Es iſt aber andererjeitd ebenfo wie jedes andere ſelbſttände 
Bundesmitglied dem Reiche gegenüber verpflichtet. 

Der Etat pro 1872 balancırt mit 37,701,924 Franten, woba öber 
4 Mil Fr. Ausgaben als einmalige und außerordentliche bezeichnet 8 
In einem Nachtrage disponirt das Geſetz vom 15. Juli 1872 über de Ver 
waltungsüberihüife für 1871 mit mehr als 5,000,000 Fr. vorzugswale jr 
Dedung der zahlreihen Ausgabe-Rüdflände des "Vorjahres, und zur —** 
außerordentlicher Bedürfniſſe der Univerſität, der Bauverwaltung, endlich zur 
Ankauf von Grundſtücken zum Zweck der Steuerverwaltung. Die einzelac 
Bezirkshaushaltsetats find durch Verordnung des Oberpräjidenten gegen Ende be 
Jahres 1872 feſtgeſetzt worden, wozu derſelbe durch Allerh Ermächtigung ver 
11. November 1872 delegirt worden war. Die ſämmtlichen Etats find Is 
jetzt durch verfpätete Aufftellung verjpitet zu Stande gekommen; die Ragienz: 
hofft jedody für 1874 mit der Ctatsaufftellung reditzeitig, d. 5. vor dem Shit 
des laufenden Jahres fertig zu werden und damit die regelmäßige Urtm:: 
der Dinge wieder erreicht zu haben. Nah dem Gejeg vom 10. Juli 15°: 
find den Inhabern verfäufliher Stellen in der Yuftizverwaltung (Notare, & 
ſchichtsſchreiber, Richter ꝛc.) Entſchãdigungen gezahlt worden, welche bis ;r 
Schluß des Jahres 1872 die Summe von 4,714,933 Fr. betrugen und ber 
verzinsliche Obligationen gededt find. 

Hierin befleht zur Zeit die Staatsſchuld von Elſaß Lothringen. 

Durch Gejeg vom 4. November 1872 find die Rechte und Berpflib:us 
des framöfifchen Tresor public und der Cais:e des depöts et des con 
nations bezüglih der Annahme, Verwaltung und Rückzahlung der Gmb 
und Berwaltungödepofiten, der Cautionen von Beamten, der verfügbaren Car 
talıen von Bezirken, Kreifen, Gemeinden, öffentlichen Anftalten x. der Lande 
laſſe von Elſaß⸗ Lothringen übertragen worden. Die Verwaltung der oben: 
nannten Fonds tft nad der durch Geſetz ertheilten Ermächtigung des Chr 
präjidenten Der Actiengefellfdaft für Boden- und communal: 
Credit in Elſaß-Lothringen (errichtet durch Allerhöchſten Erlaß vom 19. Mir 
1572) übertragen worden. 

Die Aufgabe der Verwaltung der directen Steuern währen N 
Jahres 1872 ftelt der Regierungsbericht als eime beſonders ſchwierige N: 
„Die Occupation bed Landes hatte eine vollfländige Dedorganijatien diei 
Dienftzweiged im Gefolge gehabt und alle Beamte des Beranlagunge: m 
Erhebungsdienftes mit zwei Ausnahmen find im Jahre 1871 neun angk- 
worden. Bis zur Mitte des Jahres 1872 hat die Beranlagungsarbeit für der 
laufende Jahr gedauert, während die Veranlagungsarbeit für 1873 her 
beendet war, jo daß die volle Regelmäßigfeit des Dienftes erreicht if. 7” 
Steuern gehen überall gut ein. Die Zahl der Steuerexecutoren konnte aut N 
Hälfte verringert werden. Der Vorbereitungsbienft für Aſpiranten der 
Verwaltungs: und Erhebungsfades it ausgebildet; eme große I 
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zahl von Elſaß-Lothringern fungirt bereits in beiden Verwaltungszweigen. 
Reformen in den Steuern felbft find nicht eingetreten; eine hocherwünſchte Ver⸗ 
deutjhung und Neu-Redaction ber geltenden Beſtimmungen ſchneidet das fort: 
währende Zurüdgeben auf die volumimöjen und ſchwer zugängliden Sammlun⸗ 
gen der franzöftfchen Gefete ab. 

Dagegen ift bet den indirecten Steuern ſchon erheblich reformirt 
worden. Die deutſche Zoll-e und Steuergefeßgebung und das Gefeg über bie 
Wechſelſtempelſteuer ıft ohne Schwierigkeiten in Kraft getreten. Exheblichen Zoll- 
defraudationen war nur an ber füblichen Landesgrenze zu begegnen. Der Bericht 
erwähnt an diefer Stelle, daß Rübenzuderfabriten in Elfaß- Lothringen 
nicht beſtehen, daß jedoch der Bau von Rüben auf Veranlafjung einer badifchen 
Fabrik an Auspehnung gewinnt. Wir fügen Hinzu, daß allerdings zwiſchen 
Meg und Diedenhofen eine Rübenzuderfabrit exiſtirte, und zwar in unmittel- 
‚barer Nähe von Maizieres. Die Salzwerte in den Reichslanden Teen 
ihren Betrieb in Lohnender Weife fort und über 3000 SHectaren Sand waren 
1872 mit Tabak bepflanzt. 

Bezüglich der indirecten Landeöftenern, ſoweit fie al8 Abgaben von 
Getränken nad den früheren franzöfifhen Geſetzen erhoben werden, bat ſich 
eine Reform als unumgänglich erwielen. Namentlich zeigen fi die Beſtimmun⸗ 
gen in Betreff der Beftenerung des Weins und des Branntweins ale 
unbaltbar, da dieſelben zu ſchwer empfundenen Beläftigungen des Publikums 
führen und die bedeutende Differenz der diefleitigen gegen die Steuern der 
deutfchen Nachbarländer zu fortwährenden Einſchwärzungen, insbefondere von 
Spiritus, einen nicht zu befiegenden Anreiz bietet. 

Für die Beftenerung des Weines ift diefe Reform durch das Gefeg vom 
20. März 1873 eingeführt worden, welches an Stelle der verjchiedenen früheren 
—— eine einzige gleichmäßige Steuer, welche an die Verſendung geknüpft iſt, 
geſetzt hat. 

Für die Branntweinſteuer iſt der Entwurf eines Geſetzes, welches das 
Reichsgeſetz über die Branntweinſteuer vom 8. Juli 1868 iu Elſaß-VLothringen 
in Wirkſamkeit fegen fol, zur Berathung dem Bundesrath vorgelegt. 

Eine Erleichterung für die Einfuhr ausländifcher Weine ift bereits durch 
das Geſetz vom 15. Juli 1872 gegeben worden, indem daſſelbe den verzollten 
Waaren diefer Gattung die Befreiung von allen inneren Steuern beim erften 
Einleger zugefteht. Die im deutſchen Zollgebiet geltenden Beſtimmungen über 
den Verkehr mit den einer inneren Steuer unterliegenden Gegenſtänden (vergl. 
Art. 1 und 51LI. des Zollvereinsvertraged vom 8. Juli 1867) wurden durch 
Geſetz vom 14. December 1872 in Elſaß-Lothringen in Wirkſamkeit geſetzt 
und ift hierdurch eine gejeglihe Grundlage für die Controlirung des fteuer- 
pflichtigen Verkehrs zwiſchen Elfaß-Lothringen und den übrigen Theilen des 
deutſchen Zollgebietes gewonnen worben. 

Hierdurch und durch andere entſprechende Maßnahmen der Verwaltung 
begünſtigt, Tomte fi die Ausfuhr elfäffiiher Weine nah Deutſch— 
land in erfreulicher Weiſe beleben. Die dadurch herbeigeführte Preißfteigerung 
der Weine in Elfaß-Tothringen, fo fehr fie der Weinbau treibenden Bevöllerung 
zu Gute fommt, war inzwifchen ohne Zweifel hart für die an Beingenuß ge⸗ 
wöhnten arbeitenden Klaſſen. Hoffentlich wird die in Folge der beabſichtigten 
Reform zu erwartende Preisermäßigung für dieſe die Beibehaltung des gewöhn⸗ 
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ten Genuſſes möglich maden, ohne jenen ven Vortheil, welcher ihnen bie Gr: 
weiterung des Abſatzgebietes für ihr Product gebracht hat, zu entziehen. 

Die Ausfuhr von Bier nach Frankreich, welche von einer ge xoßen Anzahl 
elſaſſiſcher Brauereien in ausgedehnteſtem Maße betrieben wird, blüht nad, wi 
vor. — Soweit der Finanzbericht, defien weiteren Ausführungen wir nodh ein 
zelne wichtigere Punkte entnehmen. 

Bon großer Wichtigkeit nämlich iſt zunächſt die fett dem Kriege nicht zur 
Ausführung gefommene Erhebung der Scifffahrtsabgaben, deren 
Wegfall nunmehr audy gejetlich feftgeftellt ift. Fortfallen werden ſpäter die 
Stempelabgaben von Frachtbriefen und Bofticheinen und die Abgabe von der 
Beförderung von Perfonen und Eilgütern auf Eiſenbahnen; endlich die Eon: 
fulat8- und Kanzlergebühren. 

Die Aufrechterhaltung der Zolle und Steuergeſetze wird durch das im 
Gele vom 5. Juli 1872 eingeführte Adminiftrativ-Strafverfahren 
geregelt, bei dem das franzöfiiche Recht die materielle, das preußiſche Recht die 
formelle Grundlage gegeben Bat. Hauptzoll- und Hauptfieuer-Wemter 
find in Dievenhofen, Meg, Vic, Schirmed, Münfter, Altkirch, —— 
Straßburg, Schlettſtadt, Hagenan, Soargemind und Saarburg. An den 
vier Orten find Zollniederlagen erriditet mit der Geſtattung von Bridat- 
lagern und Weintheilungslagern. 

Das elende Enregiftrement beiteht noch immer und ber Regierungs- 
bericht ſieht jo aus, als dürfte man noch Tange nicht auf die Aufhebung biefer 
übel berüchtigten Steuer, über bie wir im vorigen Jahresbericht unfere Auſicht 
auögeiprochen haben, hoffen. Im Gegentheil rühmt ſich diejer Bericht, daß 
verſuchsweiſe Einleitungen getroffen feien zur Einführung einer —— 
jenes unerhörten Verwaltungsapparates. Durch Geſetz vom 27. October 1872 
find die Einkommenverhältniſſe der Hypothelenbewahrer mittelſt Firmung ihrer 
Bezüge neu geregelt worben; dies Geſetz ift auf vielen Widerſtand geftofen, 
weil dadurch eine en zwiſchen ben ihrer ganzen Berufsart und Wirkſam⸗ 
keit nach ſehr verſchiedenen d— heken⸗Bewahrern eingetreten iſt. Der überaus 
verantwortliche und ſehr überbürdete Oypotheken-Bewahrer in einer großen 
Stadt ſteht dadurch im Verhältniß zu dem mit einfachen und wenig gefähr: 
lichen Manipulationen betrauten Eollegen in der kleineren Stabt oder auf dem 
Lande auf gleichen Fuße. Käme es dazu das ganze Entegiftrementöwelen abzu: 
ändern, fo müßte auch der Dimenftionalftempel fallen. Es 
nämlich dieſer Stempel nur nach der Buchftabenanzahl der niedergeichriebenen 
ftempelpflichtigen Verträge, nicht aber nach dem Object ober der Wichtigfeit 
des Gegenftandes. Die Größe des Bogens, die Maſſe der Zeilm, die Anzahl 
der Sylben, Alles ift mit dem Zolftod vorauögemeffen und es wird baber 
ein ausführlicher Vertrag über einen geringen Gegenſtand umvergleichlid viel 
theurer, al8 ein ganz kurzer, mit wenigen Worten erledigter Vertrag über einen 
tauſendmal höheren Cegenftand. 

Eine Lüde in der Finanzverwaltungs⸗Organiſation beit 
Dr. Laband in ber oben citirten Abhandlung mit Recht hervor. GE febt: 
nämlich bis auf diefen Augenblid nod die Trennung des Reichsfiscus vom 
Fiscus Elſaß⸗Lothringens in theoretiſcher Beziehung. Praltiſch iſt bie Frage 
dadurch irrelevant, daß das Landesoberhaupt mit dem Reichsoberhaupt, alle 
pie beiden böchften fiecalif chen Willensorgane identiſch ſind. — 
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Wir können die Betrachtung über die Yinanz= und Gelbverwaltung der 
Reichslande nicht ſchließen, ohne noch einen Blid auf die beiden großen im 
vorjährigen Bericht erwähnten Arbeiten, die nun ihrem Abfchluß nahe find, zu 
richten, die Entſchädigung für Kriegsleiftungen und Beſchießungs— 
ſchä den, jo wie Rinderpeſtſchäden und die Desinfection der Schlacht⸗ 
felder. Die Entichäbigungsarbeiten betreffend, jo werden bis zum Frühjahr 
1873 etwa Hundert Millionen Franken an die Entihädigungs=Berechtigten ge- 
zablt fein, und es werben hierdurch mit Ausnahme der Fubrleiftungen Die 
Wunden bed Krieges jo gut geheilt fein, als man das mit Geld überhaupt 
vermag. Ueber die Reglements hinaus, die in Folge des Entſchädigungsgeſetzes 
vom 14. Juni 1871 erlaflen worden waren, bat die Regierung aus Billig- 
feitörücfichten noch weitere 600,000 Fr: an bebitrftige Civilperſonen gezahlt, 
weldye in Folge des Krieges ohne ıyre Schuld Beſchädigung erlitten, Ernährer 
verloren oder jolche Leiden gehabt haben, deren Bezahlung im Geſetz nicht vor⸗ 
gelehen war. Die Entſchädigung der im vorigen Bericht ausführlich behandelten 
Rinderpeſtſchäden, welche bisher gegen 4 Millionen Fr. gefoftet hat, iſt noch nicht 
rollftändig abgeichloflen, was ſich Daraus erflärt, daß die Rinderpeft zwar mit 
Dem Kriege gekommen ift, ihn aber überbauert bat. Die Desinfection der 
Schlachtfelder als ſolche ift mit dem Ende ded Jahres 1871 als beendet anzu- 
ſehen geweien; die Krieger-Grabftätten dabingegen find auf Grund bes 
Geſetzes vom 2. Februar 1872 noch zu erwerben. Someit biefelben auf den 
den Gemeinden gehörigen Kirchhöfen Iiegen, ift theils unentgeltlich, theils gegen 
Zahlung das zeitweife oder dauernde Ruherecht erworben und für Unterhaltung 
und Pflege der Grabftätten Sorge getragen morben. Das Erpropriationdge- 
ſchäft der auf Privatterrains befindlichen Grabftätten wird vorausfichtlich noch 
einige Zeit furtnehmen. 

Das Rechts leben in den Reichslanden Hatte in Folge der vollftändigen 
Arbeitseinftellung der franzöftfchen Gerichte über ein Jahr lang geruht, und es 
zeigt ſich jett, daß es richtig war, wenn wir im vorigen Jahresbericht die Hoff- 
nung ausſprachen, daß dies nicht zum Schaden der Bevölkerung gereichen würde. 
Einen Nachtheil hat das Yuftitium dadurch gehabt, daß am 1. October 1872 
fämmiliche Rechtsanwälte beim Appellationsgericht in Colmar unerwartet aus- 
gefchieden find. Mit Ausnahme dieſes Umftandes, der bald durch Erſatz von 
neuen Anwälten befeitigt war, hat die Nechtöpflege, wie fie am 1. October 1872 
eingejegt war, einen regelmäßigen Berlauf genommen. In Colmar und Straß- 
burg verhandelt das Schwurgericht in deutſcher Sprade. Im Ullgemeinen 
haben ſich die Schwurgerichte jehr gut aus Yanveseingefeffenen bilden laſſen. 
Der Richterſtand übrigens gehört neben der Poft zu denjenigen Körperſchaften, 
denen bie eljaß-Iotbringiiche Bevölklerung am meiften Vertrauen entgegenträgt. 
In Straßburg wird ein drittes Friedensgericht eingerichtet. Im Uebrigen ift 
es bei den im vorjährigen Bericht erwähnten Yuftizeinricgtungen geblieben und 
eine Veränderung hat im Wefentlihen nur in dem Perfonal, ganz insbeſondere 
dem Advocaten= und Subalternen-Perfonal („‚minifterielle Beamte”) ftattgefunden, 
wobei zu bemerken ift, bag die Hälfte der Notarftellen mit Bewerbern aus 
Eljaß-Lothringen beſetzt worben if. Es ift ein guted Zeichen, daß man bie 
Anzahl der Polizeicommiffarien vermindern und die Anzahl der deutſchen Ad⸗ 
vocaten vermehren mußte. Wie bereitd vorher erwähnt worben ift, fo ift durch 
die Entſchädigung der Inhaber der früher verkäuflich gemelenen Juſtizſtellen 
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Es iſt der Grundſatz, die Verkäuflichkeit diefer Stellen 
aufzubeben md die Inhaber zu entchäbigen, unter dem 10. Juni 1872 
zum Diet erhoben worden und hiermit ein franzöſiſches Inſtitut aufgehoben, 
das und verwerfliih und Gibrigend gerade in dem von Revolutionen fo oft a: 
neuerten Lande als ein wunderlicher Reft des Mittelalters erfchien. 

Die Geſetzgebung ift wie in ganz —— in regem Fluſſe, m 
man kann wohl ſagen, wenn man erwägt, in den legten drei Jahren 
principiell eine ganz neue Auffaflung aller —S in Elſaß Lothr nga 
eintreten mußte, daß kaum in einem Lande jemals mehr und in birzerer det 
an neuen Geſetzen gegeben worden ift, als dies jet in Eljaß = Lothringen be: 
Tall war. Mit vn 13. Januar 1873 ift das Neilägeleg über die Frer 
zügigfeit und über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes=- und Staats 
angehörigfeit in Kraft getreten, das Geſetz über den Unterftügungäwohafig ick 
noh ang In Betreff der Patentgefeugebung ift man auf die franzöfiide 
Beſtimmungen (Geſetz vom 5. Juli 1844) zurüdgegangen und Bat durd au 
eigenes Gelek ad hoc die dur die Kriegdereigniffe verfäumten Friſten ver 
langert, um den Patentinhabern vollftändige Reſtitution zu verſchaffen — 
Nachdem ſchon im Jahre 1871 den ſämmilichen deutſchen Berficherungsgekd: 
ſchaften die Erlaubniß zum Geſchäftsbetrieb in Lothringen, ſoſern fie Domidl 
nehmen, ertheilt worden war, wurde im vorigen Sabre ausländifchen Geld 
haften pie gleide — und ve Aufftellung eines controlirbaren Be: 
treter® aufer t betreffend, jo bewährt fidy das bentkke 

Handelsgeſebbnch —* —* gehört zu den Geſeben, mit Denen ſich der rede 
ländifche De melde am ſchnellſten vertraut gemacht bat. Die Hank 
kammer in Met, welche während des Krieges zu beftehen aufgehört hatte, in 
auf Grund neuer Wahlen im Juni 1872 wieder in Thätigkeit getreten; bz 
übrigen Handelöfammern hatten zu fungiren nicht aufgehört Die Hanks 
fammer von Solmar ift- vermehrt worden. Die Handelögerichte find auf nn! 
der Wahl diefer Kammern und unter Beftätigung ſämmtlicher Wahlen ver 
Nenem ın Function „getreten. In Met, Colmar und Srabburg mußte wert 
der Bergrößermg der Handelsgerichtsbezirkle auch die Zahl der Richter ver 
mehrt werben, und fo ift bier wieder ein wichtiger Punkt des Zufammennrte: 
der deutſchen "Behörden mit der elfaß-Lothringiichen Einwohnerſchaft gegeber 
Zugleich iſt das dentſche Wechſelrecht und das Genoſſenſchaftsrecht emgeführ 
worden; ebenſo die Inſtruction zur Führung der Handelsregiſter und zur Aus 
führung des Geſetzes über die Erwerbs⸗ und Birtbfehoftägemoffenfehaften. Zu 
Handelsſachen unter 200 Fr. Object find den Friedensgerichten übenzice 
worden. An weiteren gemeinſchaftlichen deutſchen Gefesen find ſodann ned r: 
Elfaß = Lothringen das Keichögeleg vom 7. Juni 1871. betreffend, die Berbint 
lichkeit zum Schadenerſatz für die beim Betriebe von Eifenbabnen u. |. m. kt: 
beigeführten Tödtungen und Körperverletzungen, ferner das Geſetz über das Ur 
beberreht vom 11. Juni 1870, emblich die Ergänzung zum deutſchen Straf 
geſetzbuch eingeführt morben. 

Auszugleihen bleiben einige merträglihe Anomalien, die durd d 
verichtedene Auffafiung gemifier Parteien des franzöfiichen und Deuttfchen Bee 
entftanden find. So geriet Elfak und Lothringen ben vom Geſet ee gemibr- 
leifteten Mufterihug, der in Deutſchland noch fehlt. Ferner ift in at 
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Lothringen der Wucher noch immer ftrafbar, weil bier eine lex specialis 
vorliegt, während unfer Strafgefetzbuch nur das franzöfiihe Strafgeſetzbuch auf: 
gehoben bat, den Wucher aber nicht beitraft. Das Recht über die Refte des 
Perfonalarreftes dieſſeits und jenſeits der Vogeſen flimmt nicht überein. 
Ein außerordentlich wunderliher Schaden, ber ſchnell zu heilen fein wird, iſt 
aud der Umſtand, daß es bis zu diefem Augenblid in Efjaß- Lothringen die 
Meöglichkeit einer Eheſcheidung nicht giebt. Daſſelbe ließe fih vom Exrpro- 
priations⸗ und Subhaftationsrecht fagen; doch würde bier eine Reform erft am 
Plage fein, wenn ſämmtliche ſchwebenden Verhandlungen über die SKriegsent- 
ſchãädigung, ſowie über den Erwerb der Grabftätten vorüber fein werben. 

Im Sefängnißmwefen find gleichfalls deutſche Einrichtungen eingeführt 
worden und haben fi, wie der Regierungsbericht mittheilt, bewährt. Straf: 
anftalten befinden fich in Enfishenn und Hagenau, Bezirksunterſuchungs⸗— und 
Cantonal⸗Gefangniſſe eriftiren 75, erſtere an den Siten der Landgerichte, letztere 
an den Friedensgerichts- Hauptorten. In der Strafanftalt von Enfisheim 
werden Zuchthausftrafen und längere Gefängnißftrafen von Männern, in ber 
von Hagenau Dergleihen von Weibern verbüßt. Die kürzeren Strafen 
tommen in den andern Gefängniffen zur Vollſtrecung. Durch Einführung des 
deutſchen Strafgeſetzbuches Bat fi die Zahl der Gefangenen in fänuntlichen 
Anftalten wefentlic vermindert. Für gefundere Baulichfeiten ift Sorge getragen, 
die Bekleidung und Beköſtigung verbeflert worden, der Schulunterricht in den 
Strafanftalten und Bezirksgefängniſſen ift obligatorifch geworden und hiermit 
hat fih denn auch die ftatiftifhe Zahl über ven Geſundheitszuſtand ber Ges 
fangenen ſeit Einführung der deutfchen Verwaltung weſentlich verbeffert. Ä 


Dies wäre in furzen Zügen ein Bild der reichsländiſchen Verwaltung 
im legten Jahre, und der Miftwollendfte wird nicht Teugnen können, daß in 
kurzer Zeit viel geleiftet worden iſt. Von den Behörden kann man Pflichter- 
füllung beanfpruchen, und diefe haben fie im reichtten Maße geübt. Geniale 
und neue Gedanken können der Natur der Sache nach die einzelnen Collegien 
und Behörden nicht zur Ausführung bringen, dieſe müſſen von der leitenden 
Stelle ausgehen. Ob und was in diefer Beziehung zur Affimilation der 
Reichſslande an Deutichland in der nächften Zeit geichehen wird, fteht dahin. 
Das Eine ift fiher, daß, fowte wir mit der Option einen interimiftiichen und 
fomit Läftigen Zuſtand überwunden haben, es auch ohne Zweifel ein neues Auf- 
athmen fein wird, und eine Laft abgeichlittelt werben wird, fobald die Dictatur 
ihre Endſchaft erreicht haben wird. Wenn dann die Mitwirfung bes Landes 
an der Regierung ganz insbeſondere durch die Wahlen zum Reichstage und 
durch die Thätigfeit von Abgeordneten im Reichstage ftattfinden wird, jo wird 
ein ganz anderes Imterefle in den Reichslanden entftehen, fachlih mit und zu= 
fammenzuarbeiten; dann wird e8 an den großen Aflimilationsgedanten, nad 
denen wir noch ein allgemeines und unbeſtimmtes Sehnen empfinden, vielleicht 
nicht fehlen, und felbjt wenn im Parlamente die Geifter aufeinander plagen 
follten, wenn fih anfangs fchneidende Widerfprüche zeigen follten, jo iſt doch 
immer die gemeinfchaftliche Arbeit ein verbindendes Element, und weitaus ben 
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gegenwärtigen Zuftänden vorzuziehen, bei denen alle Activität auf der einen, 
alle Paſſivität auf der andern Seite ft. 

Ein Punkt, der die Affımilirung von Elſaß-Lothringen fördern faun, it 
bereitS oben bei Darlegung der Bergverhältniffe erwähnt worden, von einem 
zweiten hoffen wir, daß er ind Auge gefaßt werden wird, in dem Moment, we 
die Vertreter von Elſaß im Neichötage fein werden. Es iſt dies die Wieberber: 
ftellung der Freiheit des Proteftantismus im Elſaß; denn trog ber 
Phraſe von der Gleichheit der Belenntniffe wurden die elſäſſiſchen Proteftanten 
von Frankreich unterdrüdt. Auch die Prärogative freier wiſſenſchaftlicher Bil⸗ 
dung, die fie für fi in Aniprud nehmen können und follen, gab ihnen teine 
oorzüglichere Stellung, als die einer im Ganzen in der Minorität befindlichen 
und knapp geduldeten Geſellſchaft. Es ift aber ver elſäſſiſche Proteftantismns, 
gerade der Erbe aller der hochberühmten elſäſſiſchen Literariihen Traditionen, 
welche deutſchen Geiſt und deutſche Art in einer fo Dervorragenden Weile ım 
Elſaß bervortreten Tießen, bevor dann mehr und mehr das franzöfifche Elemen: 
und die Gewalt zu wuchern anfingen. Die Fäden, die über den Rhein berüber 
und hinüber zu jpinnen fein werben, müſſen an dieſe Belonverbeit des Elſaß 
anknüpfen und bier wird es Sache des deutichen Publikums fein, ja ſogar eine 
Pflicht der deutichen guten Geſellſchaft, ſich das rege Intereſſe an den ſpeciellen 
elfäffiihen Traditionen angelegen fein zu laſſen. Aus diefem Grunde haben wir 
in unferm Berwaltungsberichte neben unferer Hauptquelle, dem Regierungsbericht. 
nicht unterlaffen die Schriften zu citiren, aus welchen ber beutfche Leler Be 
lehrung über Eljaß= Lothringen und feine Zuflände erhalten konnte. Dide 
Grund ift e8 auch, aus dem wir heut Damit fchließen, daß wir dem Leer unt 
ganz insbefondere dem Laienpublikum warm ans Herz legen, die eljaß - lothrin⸗ 
giichen Verhältniſſe in das Bereih ihrer Bildungsarbeiten zu ziehen. Außer 
dem berühmten ftatiftijchen Werk von Richard Böckh über das Sprachgebiet der 
Deutſchen; außer der noch älteren Schrift des Profeſſors Adolph Schmidt ir 
Jena, melde darftellt, wie jene Lande dem Deutſchen Reiche verloren gegangen 
waren; außer den berrlihen Worten, mit denen Xreitichle den Wiederennerk 
dieſes nationalen Guted noch während der Kriegözeit begrüßte, find auch in ber 
neneften Zeit genug leſenswerthe Werke erichienen, welche mehr und mehr das 
Intereffe Deutichlandd an dem genauen Studium von Elſaß und Yothrumgen 
wachrufen müflen und wir wünſchten am meiften, baß es die deutſche Jugend 
jet, die ſolchen Studien fi” Hingeben möchte! Aus franzöſiſch geichriebenen 
Quellen zufammengeftellt, aber dennoch nicht ohne Werth ift in dieſer Beziehung 
das Werk Scheube's, Deutfcher Geift und Deutſche Art im Elſaß (Berlin 1872. 
Aber in noch weit höheren Grade ift die hiſtoriſche Darftellung des Elſaß ven 
Scherer und Lorenz (Berlin 1871) und die von Wilkelm Herz ın München 
herausgegebenen Sagen des Elſaß, beachtenswerth. Das find in Teutjchland 
gefchriebene und erjchienene Schriften über Elſaß-Lothringen. Wer aber an ter 
Duelle ſelbſt ſchöpfen will, der lefe das eine Weile unterbrochen geweſene, nun 
aber kräftig von Neuen wieder aufgenommene literariiche Unternehmen Alsatia. 
von Aug. Stöber, Colmar 1873; der leſe ferner das neufte Wert von Ludwig 
Spach, Moderne Eulturzuftände im Elſaß, Straßburg 1873. 
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IV. 


Regiiter. 
1. Sadhregifter. 


(Die großen arabiſchen Zahlen bebeuten die Seiten, bie Kleinen die Roten.) 


Abänderung der Art 15 und 18 ber 
Preußiſch. Berfaflungenrtunbe, 
Sommitnoneberigt bes preuß. Abgeord- 

e& aber en vorgelegten Ent⸗ 
* g 
ext 33 


ee 
aft der Berfa 6de- 
— Wi 350. erfaffung 

n nahme der Benälle- 


Ab⸗ han. 
rung 
wögns en habgabe, Steuern, Ueber⸗ 
I Berbrauchöftenern, Zölle. 
—— des bayriſchen Mili— 
tür⸗Geſetzgebungs⸗und Berord- 
—6 91. 
——e des Militär- Gefeh- 
ungsrechts von den Berord- 
— und dem kaiſerlichen 
e 


92 
Abſolutes ſFanldenmachungs— 
Prinzip 214. 
AbRimmunge monne im Reichetaa 2. 
Hetiengefeltigaftem, — nadtheif 
etiengefe aften, en er 
Einfluß 214 8 


Apmiralität 121. 204. 
Admiralitätshef 121. 204. 
Aichordnung 137. 138. 
enilde Freizügigkeit 10. 
Atademiſche Gerichtsbarkeit 10. 
Alphabetiſches Verzeichniß ber deut⸗ 
Kauffa chiffe 162. 
Alter Deutſcher Bund im Bergleich 
zum neuen deutſchen Reich 326. 327. 328. 
Alter ber Schiffe 163. 
Amerika f. Vereinigte Staaten. 
Anderfen, gegen Preußifchen Fiscus 51. 
Anfertigung der Militärbetlei«- 
dungsftüde 50. 


—E 


Anleihe ſ. Reichsanleihe. 
Anßellung der Geiftlihen in Preus 
fen, Geſetzentwurf und Commiffionsbe- 
serit bes Abgeorbnetenhaufes 353 bis 
Anträge bei dem Reichſtage auf ge- 
rihtlihe Berfolgung bes „Bres⸗ 
lauer Sonutagsblatte" 36. 86. 
— Frohme 26. 56. 

— Miarla 36. 86. 
Anträge, Teishhändige im Reichbtage ſ. 
Ini tiativanträge. 
Üpothetergemerke, Snterpellation 9. 


— 16 adtiomen für nnd gegen Freigabe 


Kpotheferwanren-Berke t 138. 206. 

Approbation der Apotheler und 
wa in Bayern und Elſaß⸗vothrin⸗ 
en 

Arbeitende steilen, Shut derſ., 
Petition darauf 4 

Arbeitsbüder Mr Gewerbtreibende 46. 


Arbeitegeitbeihräntung in Fabri⸗ 


Arhäologifhes Inſtitut in Kom, 
Deziehungew. in Athen 63. 
Afjeluranz |. Verſicherun Berfiherumg. 
af Imilationepro e ß in Sübbentfch- 
land bezüglich der Geſetzgebung 186. 

lade BT. bes Art. 453 des Handels⸗ 
8 

— de Hamburger Waarenzolls bean⸗ 
tragt 41. 

Ausdehnung der Kompetenz |. Com⸗ 
petenzausbehnnung ber Konfularverträge 
bes Norbb. Bundes mit alien und 
Spanien auf das beutiche Reich 84. 
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Ausführung der Erhebungen über bie 
Silenbahnbifferentialtarife 86. 
Ausfü heung der Gelee betreffs ber 
Kriegsanleiben 1870—71 85. 
Ausführungdes Qeictzes be betr. bie And. 
prägung von Reichsgoldmünzen 8 
Ausgabe von Banknoten 54. 127. 
Ausgabe von Schaganmweifungen 


Ausgabe von Staatspapiergelb 


Ausgaben für das Reichskriegs— 
weien 113 ff 
Ausgaben ar die Berwaltung 
des deutfhen Heeres ‚pro 1872, 
1873 und 1874 22. 
Ausgabenüberfiht pro 1870 4. 14. 
pro 1871 37. 60. 

Anslieferungsvertrag mit Groß- 
Britannien 83. 
Auolieferungdvertrag mit Ita« 
lien 32. 
Ausprägung von Goldmünzen 
für Brivatrehnung 135, 
Aneprägung nrober Silbermän- 
zen 1 
Kueprägung bon Reihsgolbmüre 
zen 4. 25 bis 30. 66. 69. 86. 133. 134. 
135. Eos. 
Ausrüftung der Truppen. 97. 
Ausihlagsgebung der Stimme bes 
Kaiſers, — — betr. 89. 
nn hericht Det aus ber eier %ı Commiſ⸗ 

on t des Preußiſchen eordne⸗ 
tenbaufe® über den Diesbegügli vorge⸗ 
legten Eutwurf 440 bis 4 

Text des Entwurfs mit ben 6 von der Com⸗ 
milfen, vorgelageen Mopiflcationen 


Ans tritt ans dem Reichbtagef. Manbats- 
nieberlegungen. 

Anstritt aus einer Kirche ohne 
Vebertritt in eine andere 442. 
Austrittsertlärung 443 fig. 
Auswanderung 128 bis 131. 206. 

— Gewerbebetrieb ber Agenten u. bergl. 
bar zocken geregelt reſp. zu regeln 48. 


—  inderniffe in Brafilien 43. 

— Gtatiflit derfelben 
Auswanderungsagenten 43. 206. 
Auswärtige® Amt 17. 63. 66. 


Außertursfegung von Inhaberpapie⸗ 
Kußersibentlige Ausgaben 1870 


Anferordenttige Einberufung ber 
Reſerven 103 


Außerordentlider Geldbedarf für 


die Staatseiſenbahnen in Eſſaß mb 
Lothringen 14. 54. 82. 
Außerordbentlide Relrutenant- 
bebung 103. 104. 
Außerordentlide Bollmadten be 
Reihsgewalt in Bezug auf Präly- 
ftand 104. 104°. 
Baben 86. 
Brauftener ſ. unter diefem Worte. 
BE le HH ER 
desgeſetze 24. 25. 32. 138.140. 201 
Eifenbahnverwaltung dem Fan 
verblieben 231. 
Etat des Reiches für die Bebäriuift 
des Badiſchen Kontingents 1%. 
Vor and Telegraphie an’s Ark 
übergegangen 231. 
Be ültniß zum Reich überhaupt 


Beriiht, bie en betr. 87. 5$ 
Babnpolizeireg ement 207. 
Baukgeſetz 135. 208. 
Suniantenandgabe 54. 206 (mer 


Bankweſen 29. 54. 208. 


Bauſchſumme |. Pauſchfumme 
Bayern. 


‚Abgrenzung bes Milttärgef 
und Verordnungsrechts 91. 92. 
Siam ungen erung im Bunde 
ra 
Antra — paragraph 185 
— otheter und Kerze 


Aussilbung der Truppen 105. 
Ausrüfung der Truppen 9. 
Außerorbentlide Retratenant- 
ebung 106. 

Außerorbentlihe Referveneinberr- 
fung 89. 105. 106. 
Beiörberungen um Heere 100. 

nadigung beim Militär 100. 101. 

Bchreitung der Koſten bes Militär 


Ki ber Truppen 91. 
Branftener f. unter biefem Worte. 
Casus foederis 320. 
&entralmilitäranftalten 116. 
Eompetenz bes Neihstaged iu 
eigenen a er ar 
Bandiungen in ber bayrifden 
netenfammer |. unter Gompelem. 
Gompetennauebehuungber Det 

giepaehung auf bürgerliche® Recht and 

| anifation 329 
Br Hütnernetuun © Ss. 
Einführung Norbbeutider Vande 

(vergl. dieſe orte überfaupt) 
24. 25. 32. 70. 74 200. 
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Slensanumeien 2i 
Eiſenbahuweſen 211. 
Entlaffungen im Heere 100. 
Ernennung der Feftungstommandan- 
ten 99. 

Ernennungen im Heere 100. 
Erſatzgeſchäft 94. 

Griparmifle beim Militär 116. 117. 


gekungen m 101. 116. 

ormation des bayriſchen Contin⸗ 
ents 95. 96. 
arniſonsbeſtimmung 101. 102, 

Segenseiänung bes Kriegeminiftere 


Sein im Seere 88. 
Seen — A Militarſachen ſ. 


———— im Militär⸗ 
im allgemeinen verloren 90. 
GSewerbeordnung 70. 138. 200. 
Gradabzeichen 97. 

Großer Generalſtab 116. 
Handhabung des königlichen Ber- 
ordnungsrechte bezüglich des Hee⸗ 
res 88. 89. 

Sn ettionen 6. 

Kaiferliger DOberbefehl in Wir- 
— bei u einer kriegeriſchen Ber- 


Runıcthrafparagraph 188. 
 KontingentSverwaltung 122. 


Kriegseredit bewilligt 320. 
riegsdienſtgefes 24. 200. 
Kriegstädti teit der Truppen 105. 
gauvien, de a Berbäng —X 91. 
audta ewilligung 
— —— — 

Kan Beroaffnanı ber Truppen 9 
Landtag nicht bereditigt, bie * der 
Rekruten zu bewilligen oder Streichun⸗ 
-gen in der Richtung auf den Präſenz⸗ 
fand vorzunehmen 106. 
Landtag, Verhältniß in Ruh auf 
ung der Speialetats 

tar 116. 119. 
— gswahlen 1869 319. 
geibent, aftlihleit ber Landtags: 
bebatten jeit 1869 331. 
Maß» und Gewichtsordnung 25. 
137. 200. 
Mititärbilbungsanfalten reſp. 
des Reichs 88 116. 


ange, Militär-Etat 
115 


gRilitär 5 eit 88. 92. 

Militä riſche — —— 88. 
Militärſtraf-und Militärfraf- 
prozeßgeſetzbuch von 1872. 90. 


rt Mi- 


. Miitärverwaltung |. oben Eigene Mili⸗ 


tärmerwaltung. 

Mobilmahung 89. 98. 
Mopdifiltation ded.Art. 783 der 
Norddeutfhen Bunbesverfaf- 
fung, dahin, daß 14 ablehnende Stim- 
men im Bundesrathe zur Ablehnung 
einer Berfafiungsver: g genügen 


Oberb I im Frieden (vergl. taifer- 
. Yißer Oberdefeh) 88. 80. 89% 98. 


98. 
Oberſter Reihbgerintehof 329. 
Organifation bed bayrifden Kon- 
tingents 95. 96. 

Baufhfumme für Militär 115. 116. 


Benfionirungen im Heere 100. 


TA 14. 
enshanbe- Beſtimmung 103. 


Poſtweſen 211. 232. 
Reihstriegsminifterium 116. 
Neihsgerihtshof 329. 
Saranten 32 wer 

ranten des Reichsgeſetzgebungs⸗ 
rechts im Militärwefen 91. i 
Schutz und Trutzbimdniſſe 320. 
Gpeziatetatd für Militär 115. 116. 


Steitung Bayerns im Reiche 


Zelegrappenweien 211. 232. 
Ultramontane Beforgniffe feit 
1866 319. 320. 

Ultramontane Breffe 332. 
Ultramontane Mehrheit ber Ab⸗ 
georbnetentanmer feit 1869 315. 
Uniform 88. 97. 


. Berlündtgung ber militärifchen Voll⸗ 


zugsverordnungen 93. 
„Bersrbnungen” in Militärange- 
Vegenbeiten 92. 93. 
Berorbnunget echt in Militärfaden 


Berfailter Bertrag a a 320. 
Saflung deſſelben vom Dlinifter v. £ 


Berfegungen im Heere 100. 101. 

Berzihtörcht des Königs auf feine 
milttärifhen Vorzugsrechte 91. 

Voll macht en ber Reichegemalt bezüg⸗ 
lich des bayriſchen Heeres 80 

Bollzähligteit der Truppen 105. 

Borbe alt der bayriihen Regierung 
gegen ihrem Landtage bezüglich ber 

Srüfung und Bea ung ber bay- 

riſchen Truppen 9 

em im Jahre 1866 biß 18703. 
uftimmung der Landtage zu 
Reichs⸗Berfaſſungs verände⸗ 
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rungen und Berzidt auf Son- 
derrechte nicht nöthig 328 fig. 

Verhandlungen ber bayriſchen A jeorb- 
nlammer barüber ſ. unter Compe⸗ 


„20 sie Schwierigkeiten“ 321. 


Beamte deB ſ. Reichsbeamte 

—— ber Dünzausprä- 
durch 

Sigungder® —A Stener⸗ 


ee 172. FR unter fe 

Beleftigun er 

Beiörberung | beim De 9. 
Beanadigung beim Militär 100. 
Behörden bes Reiches |. Reichsbehörben. 
Belgien, erfte rationelle Bollszählung 


Bergeloßn 171. 
Bergevorſchriften 170. 171. 
Bergmwertsftatiftit 282. 283. 284. 
Der iR der Betitionstommiffion 

Selfion 4. 

nt 36. 

— —— in Italien, be— 
ſonders im Rom 63. 127. 198. 
Berufslonjulate-Bermehrung 127. 
Berhäftigu ng meibliger Berfo- 
nen im Staatsdienſte 45. 
Beihlüffe des Bundesraths auf 
Initiativanträge dem Neichetage 


mitzutheilen 
Se jatußlärigtet bes Reichſtags 


Beihräntungen des Orunbeigen- 

thums in der Umgebung von Feſtun⸗ 
en 4, 24. 208. 

de chwerde —5 lothringiſcher Te⸗ 
raphen⸗ Beamten 

—* eine engtifie Vieheinfuhr 


. Petitionen. 
Beſoldnugsverbeſſerungen 19. 
Betriebsfonds ber Reihstaffe 20. 
Beurlaubungen 104. 
un. negung (Zu- und Abnahme) 


Stati 
Sewölttrungsniffe 21. Im Uebri- 
Stati 
83 A—— ber Truppen 97. 
liche, deren Benutzung 


wibiathe öni 
urch —5* 33. 


Reichstags 

Sibllothet bee eichſstags 1.33. 

Bierbefteuerung 20. 

Bilbungeinee eichſsktriegsſchatzes 
4. 23. 107. 193 

Branntweinbe euernung 53. 

Dann tmeinfa ritatfteuer 54. 199. 
Brafilien 43. 44. 

DBraumalzfteuer |. Braufteuer. 


Sachregiftere 


Branftener 125. 
Braufteuererfebung 37. 55. 199. 
Bremen 36. 86. 125. 136. 137. 138. 
139. 167. 

Breslauer nntogeblatt 36. 56. 


Budget |. Haus 
an nen Stellung gegenũber 
Etat. 


nte 100. 
Bunbeshanshalis-Etat danghalie 
gumethanspli.unt | Hasfaie-Eu 
Bunbeßtrisgöwelen, Bundesmilitãrweſen |. 
Kriegsweſen 


Bunbesoherhenbetgei ſ. Oberhaubelt- 


anbesratgi im aligemeinen 16. 62. 
Bunbesrath ( reſp. Reiht- 
—— 100. 
Abhftimmungsverzögerungen32. 
Berihte, Beukſchriften, Nad- 
weifungen, Rechnungen, Ueber- 
[ioten dem Neichbtag vorgelegt 
in 
in IIL 85. 86. 
Mittheilung feiner veſchlaffe auf 
Initiativanträge des Reicht⸗ 
tages an denſe ben 40. 
Berjud, feine Abfimmungen ze 
verzögern 329. 
Bollzugsverorduungen in Ri- 
litär- und Marinefahen 92 3. 
Im Uebrigen |. Bollyugsverorbmung. 
Buunbesfhulden-Kommilfion des 
Bundesrathe, Bericht über 
die Verwaltung bes des 
Norbdentigen Bunde pro 1870 22. 
Im Uebri m Reiche 
Bundesfſchulden weſen, Nadtrag zum 
Bericht ber B iffion det 


Bundesraths über die Berwaltung dei 
Schulbenwefend des Rocibeutfien Bun 
des pro 1870 32. 

Im Uebrigen f. 
Bundestag (alt) im Bergleich zur 
Birenedee Nuimı 326. 61 Beige 

veau de eichsta 

le Rechte, Gingrifte 3 
er ehliche Discpinarikerkirdtengen * 


— Recht 8. 186. 187. 
Casus foederis ſ. unter Baiern. 
Cautionen |. Cantiondpflichtigkeit x. 
Centraliſationsbeſtrebnugen 
Central⸗Cadettenauſtalt Fidter- 
felde 72. 86. 

Centralmuſeum in Mainz 13. 
gentzum des Reichstags 332. 
Chefder Abmiralität 121. 
Civil-⸗Ehe, Antrag BI 83. 189. 
Sivilkanbsregifer, 











Sachregiſter. 


Civilſandswirkungen des Aus- 
tritts aus einer Kirche 440. 
Clarus 358. 
Cöln f. Köln. 
&ommiffiondberiäte des Breußi- 
ihenAbgeorduetenhaufe über bie 
firhlihen Borlagen 337 bis 454. 
und war über folgende Gefegent- 
wurfe: 
Abänderung der Art. 15 und 18 ber 
peeugifgen Berfafiungsurtunde 338 


Austritt aus der Kirche 440 bis 454. 

Grenzen des Rechts zum Gebrauch 
kirchlicher Straf und Auchtmittel 428 
bis 439. 

Kirchliche Disciplinargewalt und Erri 
tung bes niglüchen Gerichtshofs für 
—* Angelegenheiten 392 bis 427. 

Borbildung und Anſtellung ber Geift- 
lichen 357 bis 387. 

&ommiffiondmitglieder des Pren- 
gi 33 Abgeordnetenhauſes für die be⸗ 
je neten fünf Tirchlichen Geſetzvorlagen 


Competenzder Reichgigeſetzgebung 
im Kriegsweſen 93. 
zur eigenen Competenzerweite— 
rung 321 fig. 
Berbandlungen 
1) im deutß en Reichstage 321. 
2) in ver würtenbergiſchen Ab- 
geordnetenfammer: 
Antrag Defterlen 324. 
Antrag Sid 325. 
Ansihußentrag 325. 
‚ Verhandlung 328. 329. 
3) in ber zweiten Kammer in 
Bayern: 
Antrag Schüttinger- Barth 323. 
Ausſchußantrag 323. 
Unterftäßimgsverbanblung 330. 
Berbanblung 331 fig. 
zn fofortigen Berfaffungsper- 
änderungen ohne vorherige Beſchluß⸗ 
foflung in ben Ginzellandtagen und 
zwar Stoß im allgemeinen, ale ind« 
befondere zu folchen, melde das Son⸗ 
derrecht eines Einzelſtaats enthalten 
323. 328. 330. 331. 
Competenz der Reichsgewalt in 
Bezug auf: Münzweien 133. 
Ordnung und Leitung des Kriegsweſens 
87 bis 120. 
EompetenzdesBerorbnungsrehts 
im Kriegsweſen 94. 
EompetenzausdebnungdberKeichs- 


geleggebung auf: 
brgerliche® Hecht 8. 41. 186. 187. 329. 
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Serihtsorganifation 8. 41.186. 187.329. 

Lootfenweien und Schifffahrtözeichen 

157. 166. 167. 168. 169. 170. 
Eonceffionsentzng bei der Preſſe 10. 
Eonferenz in Rom, Bot und Tele⸗ 


agrerhie betr. 237. 253 de 

onferenz der üdd eutſchen 
Staaten vom 7. Februar 1852 in 
Beuug ‚unferer Kirche 406. 

Conflitte wilden Kirchen⸗ und 
Staats-Gelegen 418 fig. 


ECongregationen, religiöfe: 47. 48. 
82. 83. 


Eonftituirung des Reichstags |. Reichstag. 
Darmftadt |. en. 
Decentralifation 276. 
Decimalfyftem ber nenen Münze 132. 


142 fig. 
Definitives Münzgeſetz 135. 
Deukſchriften bed Bundesraths 32. 


85. 86. 
Deutfhe Eifenbahnen, ihr Berhält- 
niß 212 


Deutfhe Gefellfhaft zur Rettung 
Schiifbrüdiger 164. 

Deutfhes Reich (1871) inf Bergleid 
zum zeutigen Bunb (1815) 326. 
327. 


Diäten und Reifeloften 9. 
Dienſtinſtruktion des NReich6lanziers 
an die Eonfuln bes deutſchen Reiches 


127. 
Diffzrzentialtarif der Eiſenbahnen 
86 


Diseiplinargericht Sbarkeit, Disei⸗ 
plinarſtrafen im Heere 96. 

Dis ciplinerfizafgematt ber Bun⸗ 
desfürfterr iiber ihr Kontingent 100. 


Diffidenten, Bitte, die Gibesformel 
betr. 44. ' 
—, Bitte, Korporationsr. betr. 44. 


Dogma der Nihtintervention, 
Eifenbahnen betr. 215. 
Doppelwährung 132. 134. 142 fig. 
Eidesformel der Diffidenten 44. 
Einführung Norddeutſcher Bun- 
besgefete in Sübbeutfchland 185. 
Einführung Norddeutſcher Bun- 
besgejege in Süddeutſchland im 
Einzelnen und zwar: 

der Gewerbeordnung in Baden und Wür- 

temberg 24. 138. 201. 

beögl. in Bayern 70. 138. 200. 

des Kriegsdienſtgeſetzes in Bayern 24. 200. 

der Maaf- und Gewichtsordnung im 

Bayern 25. 137. 200. 

des die Portofreiheiten betr. Belek 

im Berfehre mit Bayern und r⸗ 

temberg 74. 204. 
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bet : Quartierleifungegeiegen in Baden 


* die Rinderpeſt betreffenden Geſetzes 
in Bayern und Würtemberg 32. 200. 


bs bie Unterſtühung bebürftiger Fami⸗ 
lien der Erſatzreſerve betreffenden Ge⸗ 


in Baden 25. 201. 
bes Untertägungemobnfiggefenes in 
Baden und Wilrtemberg 32. 140. 201. 


Einführung der eötigetorifgen 
Tivil⸗Ehe, Antrag Böll 83. 189 
Einführung des eußijgen Mi- 
litäürſtrafrechts 2 

Einführungsgefehe jum Strafge- 
ſetzbuche 334. 

Eingangszoli anf Bruch⸗Roheiſen 53. 

auf Raffinade 


Einbeit der Sanbelsmarine, Mit⸗ 


tel zu deren Erreichung 164. 172. 

Einheit der nationalen Bildung 

in Preußen aufrecht erhalten 360. 

Einheit des Reichsheeres 104. 105. 

106. 107. 

Einheietihteit der gefammten be- 

waffneten Macht des Reiches 87. 

Einheitiichleit des Wehrſyſtems 

87. 104. 105. 106. 107. 

Einheits-PBortofar für Padete 234. 

Einheitsfaat 339. 

Ginjährig » Freiwillige 42. 50 

(zweimal). 

Einnahmefärärhaltungber Land⸗ 

kriegsmacht unverkürzt 119. 

Einkommenſtener ſ. Reichſklaſſen⸗ und Ein⸗ 

kommen⸗St. 

Einnahmen des Reiches 21. 69. 119. 

Sinnabmenüberficht pro 1870 4. 14. 
pro 1871 37. 60. 

Ginpfennigtarif 35. 224. 225. 

Einziehung der einzelftaatligen 

Goldmünzen 138. 

Einziehung ber groben Silter-Mün- 

zen der Eimelftaaten 134. 

Einziehung von Staat&papiergeld 


eifensapn Wilhelm- Luremburg 
Cifensaßn-Beiriehereglement2nn. 


_ Geltung vor Gericht in allab- Loth. 268. 
— in der Rheinprovin; 26 
— im übrigen Deutfchland 268. 


Eiienbahn: : Differentialtarif 10. 


Eilenbapnen im Allgemeinen 212 
1 0? 
Allgemeine Natur der Eifenbahnen 215. 
Claſſifilation der Güter 223. 


.Sachregifter. 


Goncurrrenz 216. - 

Declarationen 268. 269. 

Einfuß auf landwirthſchaftliches Iutereiie 

— auf Bollswirthſchaft 215. 

Einpfennigtarif 45. 224. 225. 

England 218 fig. 

Enque6te-Rommiffion im NeicdyStage 222. 

Erfte Eifenbabnen 217. 

Beadtemufhtagefykem 368. 209. 

Atertarifbilbung 22 

Internationale Beziehungen 229. 230. 

Kontrole ſ. Eifenbahntontrole. 

Leiftungen ber benticen Eiſenbahnen mäh- 

rend bes Kriegs 

Mängel be ber — Drgamifation 216. 

—* Charalter an ben Eiſenbah⸗ 

nen 

Bereinigte Staaten 217. 

Berbandlungen im Neihätage 221. 
Vorbildung der Eiſeubahnbeamten 224. 
Eifenbaßnen in Elfaß-Lothria- 
gen 14. 21. 54. 66. 68. 193. 202. 223. 
229. 230. 

Gijenbahnfrage 215. 
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— Yacodi, BVerfſicherungsweſen betr. 9. 

fi Mallindrobt, Fuhrwerksvergütg. 
etr. 9. 

— Richter, Apothelergewerbe u. ge⸗ 
werbliche Hilfslaſſen betr. 9. 206. 

— Richter, Präſenzſtand der Reſerve⸗ 
mannſchaften betr. 9. 

— Richter, Wahlfälſchungen betr. 9. 

— Schulze, Diäten betr. 9. 

— Schulze, Unterftütungen aus Kriegs⸗ 
entſchaͤdigungsgeldern betr. 9. 

— Selig, Einjährigfreimwillige betr. 42. 

— BILL, Kautionspflicht der Zeitungen 
und GConceffionsentzug betr. 10. 

— Wiggers, Reichspreßgeſetz betr. 42. 

Snterpellationen in II. Seffion 8. 


„ „ . 12 ® 

Interpretation der Reichsverfaſ⸗ 
ſung durch Einelitants-Minifler 331. 332. 
Israeliten 42, ihre Verhältniſſe im 
Preußen 452. 453. 454. 
Stalien 84. 189. 

— Bollverhältnifie 126. 

Itio in partes 41. 187. 199. 

Juden f. Ieraeliten. 
Subenverfolgungen in Rumänien 


Jugend in Fabriken 46. 
Inſtizverweigerungs - Beihwerde 
de® Profeſſor Dr. Baumgarten von 
Nofod 12. 


Kadettenanftalt Lichterfelbe 77. 86. 
Kaiſer, 
Ausſchlag ſeiner Stimme, das 
Reichskriegsweſen betr. 89. 
Außerordentlide Bollmadten 
bezüglich des Präfenzftand® 104. 104°. 
Einnahme für Erhaltung der Lan— 
besfriegsmacdt, unvertürzgbar 119. 
— als König, bezw. Contingents⸗ 
herr 119. 120. 
Oberaufſicht auf die Contingents⸗ 
Verwaltungen 122. 123. 
beranffiht und Oberbefehl über 
bie eſammteKriegsmacht 106 fig. 
g. 
Rechte in Bezug auf Feſtungen 101. 
Beraußgabung er 225 Thlr. per Kopf 
120. 


„Verordnungen“ in Militärange⸗ 
legenheiten 92. 93. 
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Wahlrecht bei Berſetzungen m 
Heere mit oder ohne Beförderungen 101. 

Zweihundertflufundzwanzig Thaler der 
Kopf 119. 120, 

Kaifer- Wilhelm- Stiftung für de 
Angehörigen ber NReichöpofiverwaltung 
204. 245. 

Kaiferlihe Admirafität 121. 24. 

Kaiſerliche Marine |. Marine. 

Kaiferlihe TZabatsmanufaktur in 
Straßburg 125. 

Kanalfyftem 12. 

Kanzelftrafparagraph 31. 

Katholiſche Kirche f. unter Kirde 

Kauffahrteiſchiffe 38. 70, 

Kautionspflichtigkeit periodiſchet 
Drucſchriften 10. 

Kiel 18. 65. 

Kirche, 

Austritt aus ber Kirche, Vreußi⸗ 
her Entwurf und Commiſſionsbetid 

es Abgeorbnetenhaufes barüber 433 
bis 454. 

Disciplinargewalt ber Kirde in 
Preußen, Geſetz-⸗Entwurf und Em 
mifftonsbericht des Abgeorbnetenhaufes 
387 bis 427. 

Kampf bed preußiſchen Staat! 
mit ber katholiſchen Kirche, preußiſde 
vanbea Öejekaciung 337 bis 454. 

Kampf bes Reiches mit ber katholijqer 
Kirche, Reichsg Fire: 187. 158.188. 

Straf- und Zucdtmittel, dem 

Grenzen in Preußen; Gejet - Eumar 
und Commiſſionsbericht des preußiſcher 
Abgeorbnietenhaufes 427 bis 439. 
Ber aflan b. tatholiſchen Kirde 
eine Gefahr des Separatismut 
358. 359. 360. | 

Weſen der latholifchen Kirche 357. 35°. 

Kirhenbaulaft 448, 451. 

Kichlihe Disciplinargemalt mi 
Errichtung eines kön iglichen preas!: 
Then Gerihtshofs für kirchliche In 
gelegenheiten in Preußen, Entwurf eine 
Geſetzes und Commiſſionsbericht bavüke 
im Abgeorpnetenhaufe 387 bis 427. 

Kirchliche Geſetz g eb n n g im preußiſchet 
Staate 337 bis 454. 

Kirchliche Geſetzgebunng im Neid: 
187 bis 189. 

Kirchliche Straf- und Zugemittel, 
Grenzen des Rechts ber Kirche zu dex 
Gebrand in Preußen; Gefeg- Gamer 
und Commiſſionsbericht im 

eorbnietenbaufe darüber 427 bit 49 

Klafien- und Einkommenftener |. Ratt 
Klafſen⸗ und -Einlonmmen:Steue. 

Kodifilation bei civil und 
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lichen Prozeſſes mit Gerichtsorganiſation 
186. 


okarden 96. 

öln 13. 133. 

ombinirung von Pofl- u. Tele- 
jrapbenftatiomen 196. 
ommerzialnachweifungen |. Statiftik. 
ommilfionen des Reichstags |. Reichstag. 
ompetenz |. Competenz. 

ompromiß bezügl der Friedens— 
»räſenzſtärke 109. 

onferenz u. dgl, |. Conferenz x. 
ongreß beutfher Landwirthe 200. 
önigliher GerichtshofinPreußen 
ür kirchliche Angelegenheiten, ade 
Sntwurf. und Commiffionsbericht des Ab⸗ 
zeordnetenhauſes 391. 892. 422 bis 427. 
onful in Suilimac 8. 
onjulartonvention mit ben Nieber- 
anden 190. 

onfularltonvention mit ben 2er- 
nigten Staaten 84. 127. 190. 
onjularverträge mit Italien und 
Spanien, Ausdehnung auf ba8 deutfche 
Reih 84. 127. 190. 

te 127. 128. 

onjulate ſ. Berufslonfulate. 


onfulate’des deutſchen Reiches:. 


Dienftinftruftion 127. 

Gebühren u. Koften 71. 204. 
ontingentsherren, Rechte in Bezug 
iuf Ernennungen 99. 
ontingentöverwaltungen121.122. 
ontrafignatur f. Gegenzeichnung. 
ontrole des Haushalts des Norb- 
eutſchen Bundes 1867 II. Semefter und 
‚868 199. 

esgl. pro 1870 199. 

ntrole firhliher Ueberſchreitun— 
ven in das Gebiet bes bürgerlichen 
dechts 429. 430. 
esgl. des Reichshaushalts pro 1871 
6. 199 


esgl. pro 1872 56. 57. 

‚ntrole des Staats bezüglich der Eiſen⸗ 

abnen 221. 

S. im Uebrigen unter Eifenbahnen. 
yrrefturen in den ſtenographi— 
ben Beridten 3. 

‚ten der erfien Einrichtung der 

euen Militärorganijation 892. 
:ieg, allgemeine Folge des Ausbruche 
ı Bezug auf die militärifchen Vorrechte 
inzelner Bunbesfürften 100. 
:teg8Banlehben 1870/71. Beh 
’ udesraths ber die Ausführung 
er betreffenden Geſetze 85. 
Zurückzahlung 192. 
iegsbereite Aufftellung 97. 
iegsdienſtgeſetz 25. 
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Kriegsloftenentfhäbigung, franzdf. 
* 9. 10. 13. 21. 22. 24. 37. 48. 49. 
9. 71. 
Kriegsfahrzenge, deutſche, zollamtliche 
Behandlung derſelben 126. 
Kriegsflotte |. Marine. 
Kriegshäfen 113. 
Kriegslaftenvertbeilung 13. 
Kriegsſchatz 4, 23, 107, 193. 
Kriegsweien (vgl. Pifitärweien) : 
Anfertigung, ber Belleibung 50. 
Ausſchließlichleit Der Reichsgeſetzgebung 
über Militärweſen 89. 
Geſetzgebung, deren Gegenflände 93. 
Gefengebungsrecht(ogl. Abgrenzung 
2c.) 89. 
Landwirthſchaftliche Tehranftalten 50. 
Ordnung u. Leitung im Allgemeinen 87 
bis 120. 
Tumen 50. , 
Berorbnungen ‚ deren Berfünbung zc. 
2. 93. 
Bere rdnungsrecht (vgl. Abgrenzung 
x.) 91. 
— Gegenftänbe befielben 94. 
Kriegszuftandsertlärung, Kriegezu- 
ftanbsverhängung 91. 98. 
Kubpodenimp ung 49. 
Landesgerrlihe Köpfe auf den Reichs⸗ 
golbmünzen 133. 2U5. , 
Landesreht im Berhältniß zum 
Reichsrecht, mad den fübbenticen 
Sanbtageverdanblungen 319 bis 335. 
Landheer, Tandmadt 87. 
Landſturm 98. 
Landtag in Bayern zur Koftenbewilli- 
ung für etwaige nt in 
usrüftung u. Bewaffnung ber bayriſchen 
Truppen verpflichtet 97. in 
Landtage, Verhütung gleichzeitigen 
Tagens mit dem Reichstage 33. 40. 
Landtagsaufldfung im Jahre 1870 
in pärttemberg, nicht in Bayern 
319. 
Landwehr 9. 13. 96. 110. 
Laudwirthſchaftliche Bodenbe—⸗ 
nützungsſtatiſtik 281. 282. 
Landwirthſchaftl. Lehranftalten, 
Berhältniß zum Einjährigen Dienfte 50. 
L J 2 ale Sit des Oberhandelsgerichts 


Leuchtfeuer 166. 

Lichter für die Seeſchifffahrt 158. 159. 
Lichterfelde, Centraltabettenanftalt 72. 
86 


Liegebafen in Wilhelmshaven 19. 
Lippe- Detmold (Fürſtenthum) 8. 
Lifte der Schiffe der deutſchen Kriegs⸗ u. 
Handelsmarine mit ihren Unterfcheivungs- 
fignalen 162. 
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Literaturüberficht über die beutiche 
Münzfrage in den Sabren 1869 bi8 
1871 141 bis 156. 

Lootſenweſen 40. 42. 157. 164. 166. 
167. 187. 


go th ringen |. Ahaß Lothringen. 
Lotſen ꝛc. ſ. Lootſe 

Lübeck, 132. 166 

Lüd, Shnagogengemeinde 42. 
dungenſenuge Te beantragt 
Euremburg: Wil 


49. 
elm-Ei enbaßn 


— ſ. Maß. 

Mainz, — germaniſches Central⸗ 
muſeum daſelbſt 1 
———— 
manasangelenenpeiten ( (bat. 
_Bahlpräfungen) in Seſſion 3. 

— in Ill. Seffion 38. 
Mandatserlebigungen in II. Seffton 4. 5 
— in DI. Seffion 38. 
Mandatsniederlegungen in II. Sef- 


fion 5. 
— in 11I. Seffion 38. 
Marine, Taiferlihe 19. 86. 121. 
Marine Außg aben = Bewilligung 
11 
Marinedienft 49. 
Marin egründungsplan 19. 65. 86, 
Marineminifterium 121. 
Marine» Regulativ 121. 
Marinefhule in Kiel 18. 
Marineverwaltung 16. 64. 66. 
Markt (10 Ser. — Et) 132. 
Martenfhut 139. 140. 
Maße u. Scwihteorbnung 13. 25. 
45. 137. 138. 
— ın —— "158. 
Matritularbeiträge 21. 69. 
— Beſtimmung der Beiträge ber Süb- 
ſt aaten für 1870 196. 
Marimumdes Friedensheeres 103. 


Mecklenburg 56. 
Erſparnifſe am Militär Etat 114 


Großperzoge als Kontingents- 
herren 120. 
ontingentsberwaltungen 122. 
Münzreiorm 1 
Tonnenmaß 166. 
Botum über die Kompetenzaud- 
dehnung auf Lootſenweſen und 
Schifffahrtszeichen 167. 
Medlenburg- Schwerin, Vereins⸗ und 
Verſammlungsweſen 52. 
Meilenmaß 13. 
Meßbriefe 165. 166. 
Meinung 
Milit 


Militärifher Oberbei 


ber Schiffe ſ. Schiffsvermeſſung. 
rbefleibung8- Anfertigung 50. 
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Militärbudget, tat , 
91. 93. 107 118 ff 
Miiitärgerigitiae Hrtbeife, Be 
ftätigung berfelben 100 
grüftätgeriataneneitung ) 
Militärgefet (vgl. 

— gt ——— 
Mn itärgefeßgebung f. Abgrenzung, Kriegs 
weien, Preußifche Militärgefetgebumg. 
Militärhoheit 88 92. 
Militärifche Einpeit 87 fig. 

ehl ſ. Oberbefcht. 
Nilitäriſche ugereqte va 


Bunbesfit fe 
— —— usbruch des Kriet 


— onrichtorecht 91. 
Militärkonvention mit 
Baden v. 25. Novbr. 1670 95®. 
100°. 102!. 
Sefien v. 13. Juni 1871 95°. 99°. 196; 


Medienburg-Exhwerin u »Strelig 10’ 
Oldenburg 101°. 
Seien v. 7. Behr. 1867 95°. u 


Württemberg v. 21./25. Noobr. 137 
95®. 101'. 102°. 106. 118. 


gu! 


Militärlonventionen im Allce 
meinen 87 
Militärtonventionen, 

Baden, Heſſen u. Medlenbur 
Nilitärorganifation, 2 rt 


tungstoften 89°. 
miltieraigefenbug 37. 73. 1* 


— — darũber 208. 209. 

Milttärverträge 87. 

Militärveterinärmwefen 13. 

Militärweſen |. Kriegsweſen. 

Mindereinnahmen 1870 13. 

Minderjährige in Pabrilen C 
en 46. 


hit 

Hriniherien ſ. Landesminifterien, Res 
mintfterium. 

Mittheilung der Beſchlüfſe Ri 
Bundestags auf Initiativanträse ” 
Reichsraths an biefen 40. 

M obilmahungsplan 97. 

Modifiltation des Art. 78 derart? 
Bundespverf. (14 ablehn. Stimmes = 
Bundesrathe genügen zur Abichzun: ast: 
Verfaſſungsveränderung), durch Borerz 
durchgeſett 322. 

Münz-Einbeit (Rednungs-Ere 
beit) 132. 142 fig. 2 
Münz- Einigung, Internariema.: 
133. 176. 


zZ 


| 
. 


| 
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rin frage, Ueberfiht ber Literatur in 
n Jahren 1869 bi8 1871 141 bis 156. 
Ru nipenräge 133 fgg. 136. 205. 
Münzgeſetz 29. 131 8 
— Inhaltsangabe deſſelben 134 fig. 
Münzgefeg, definitives 135. 
— probiſorifches 132. 205. 
Münzprägung ſ. Ausprägung, Münzgepräge. 
Münzreform, deren geſchichtliche Eñt⸗ 
widelung neuerer Zeit in Deutſchland 
und Verhandlung im Reichstage 131 fig. 
141 fgg. 152 fig. 205. 
MüngkättenT 134. 135. 
— Goldmünzen zu prägen aud für Privat- 
rechnung 135. 
Münzftüdelung 142 fig. 205. 
ai Film“ zwefen, Beauffihtigung durch bas 
ei 
Hinneisen 135. 
Muferungsmwefen in der Marine 174. 
Münzgefet |. Munzweſen. 
Nactarbeitbefhräntung bei Eifen- 
babnıen u. in Fabriken, Petition 46. 
Nachtrag zum Bericht der Bundesfchulben- 
fommilfion des Bundesrath8 pro 1870 32. 
Nadtrag um 9 Haushalts» Etat 1871 15. 
12 57 
Kohmeis der in den einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten geltenden Borfchriften über bie 
Feftftellung des Berfonenftands 85. 
Namengebung der Schiffe 163. 164. 
Namenwehfel der Schiffe 164. 
Nationale bung m. Erziehung 
im Allgemeinen ein sengemict gen 
die Gefahr feiten® der katholiſchen Kirche 
insbeſondere auch wenn Geifiliche gleich 
erzogen werben 360. 
Nationales Erinnerungsfef 11. 
Nationalität ber Schiffe 161. 164. 


Rationattirde 395. 

Nautiihe Geſellſchaft zu Greifs⸗ 
wal 

Hebelfignate 159. 

Neu-Ulm 116.. 

Nihtinterventiond-Dogma, Eifen- 
bahnen betr. 215. 

Niederlande, Konfularlonvention 190. 

Normativbefimmungen für die 
H afenregulative 126. 

Nothhilfe in Seenoth 170. 171. 172. 


Nothwendigleit einer Bollsver- 


tretung in jedem Bunbesflaat 7. 188. 


MothwenbigteitberZBeiterbitbung 
ber Reichsverfaſſung 33 

Dpderauffiht auf die Bontingente- 
vermwaltungen 122. 123. 

Dberanffigt im Kriegswefen 98. 
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Sberbeiehl (vgl. Im Pobertehiht 08 92. 98. 
Stellvertretung im Oberbe 
Oberbefehle- echte im een 98. 


Oberhandelsgericht und besiehungew. 
Ieine Recdhtfprechung 19. 66. 22. 261 bie 
7 
Eiſenbahnſachen 266 bis 269. 
Era Handefögerichtejuftz 267. 
Gerichtsvollzieher 2 
Seichäft an 264. 
Geſchäftslaſten 262. 
Geſellſchaftsa enten 270. 271. 
Surifüfcher Geif im Gerichtéhof 262. 


— 271. 


Koſten 265. 266. 
Nachdruckſachen 274. 
Ort des Gerichtshofs 275. 276. 
Berfeltion eines Kaufvertrag® 270. 
Pfandrecht 272. 
— Danbeltgerichtejuftn 266. 267. 
Rheiniſches Verfahren in III. Inſtanz 
mit Langen Friſten 265. 
Seerecht 2 
— 1872 261. 262. 
Stempelgebührenüberhäufung 265. 
‚Straffaden in Elfaß-Lothringen 274. 
Berbältmiß u ben einzelftantlichen oberften 
Gerichten 2 
Berft erungefaien 269. 270. 
Bielfchreiberei 265. 
Wechielreht 273. 
Dberbandelsgerihts- Ertenntuiß, 
das Strandredt betr. 170. 171. 
Oberrehnungstammer in vreußen 16. 
D berſter Reipegerihtt of 329. 
Obli atorifge ivil-Ehe 83. 189. 
Odeſſa 127. 
Dffisierportmeiferielten aufzuheben 


Oldenburg für bie Kompetenzauss 
dehnung auf Schifflahrtszeichen u. —* 
ſenweſen 167. 

Option ſ. Siaategenoſſenſchaft x. 

Orden, religiöfe 47. 48. 82. 83. 
Ordnung der SivitRanberegifter, 
Antrag Böll 83. 

Drganifation bes Bayrifchen 
Kontingente 95. 96. 
Drganifation des Reiheheeree 
(einſchlüſſig Marine) 94. 95. 107. 
Defterreid- Ungarn, — 84. 
Papiergelb-Geje 20 
Päpſtliches Supremat 397. 
Parifer Kongreß 161. 
Barlamentegeub ſ. Reichbtag. 
Paßweſen 11. 

Paßzwang li. 
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Patentgeſetzgebung 13. 14. 51. 206. 
Pauſchquantum (Pauſchſumme) beim 
Militär, reſp. Hiforifche Erklärung und 
N netliäe ragweite berfelben 17. 


Beullonen im Folge des Kriegs 21. 66. 
PBenjionirung im Militär 9. 
Bernie Feſtſtellung der Aus— 
gaben für das Reichskriegsweſen 
113 gg. 
Periodiſche Beftftellung ber Frie— 
denspräfenzftärle 108 fig. 
Perfonenftands-Feitftellung 85. 
Petitionen im Allgemeinen 
IL Reihstagsfeifion 10 bis 14, 
-— in ber III. Reichstagsfeifion 42 bis 54. 
— Zahl der eingegangenen u. erlebigten: 
in II. Seſſion 14. 


in ber 


„ nd ” 


Petitionen am Reihstage in Be- 


ug auf: 

Alademiſche Gerichtsbarkeit 10. 
Apothelergewerbe 46. 206. 
Arbeitszeitbekhränlung in Fabrilen 46. 
Auswanderungsangelegenheiten 43. . 

‚ Auswärtige Verhältniſſe 42. 
Außerloursfegung von In— 
baberpapieren 10. 
Beamtenbejoldung 44. 

-Diffidentenangelegenheiten 44. 
Sifenbahmtarite 10. 
Elfaß-Lothringen 44. 

Erinnerungsfelt der Nation 11. 
abrifarbeiter, deren Schub 46. 
lurſchãdenerſatz 37. 
rauenbeſchäftigung 45. 
reireligidfe Gemeinden 44. 

Gefundheitöpflege 11. 

Oewäbrleiftung beim Viehhandel 45. 

Gewerbeordnung 11. 45. 

Zefuitenorden 37. 47. 

Impfung 49. 

Juſtizverweigerung 12. 

Kanalfyftem 12. 

Kriegsentſchädigung 13. 48. 

Lungenfeuche 49. 

Maaß⸗ u. Gewichtsordnung 13. 

Mainzer römiſch⸗ germaniſches Central⸗ 
mufeum 13. 

Marinedienft 49. u 

Mebicinal- und Beterinärpolizgei 49. 

nilitürangele enbeiten 50. 

Milttärveterinärweien 13. 

Patentgefetzgebung 13. 51. 

— 14. 51. 

Rechtshülfe 51. 

Sonntagsfeier bei Eifenbabnen, in Fa⸗ 
brifen u. Werfftätten 46. 

Steuermwefen f. unter Zoll ıc. 


r 
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Strafrecht 52. 
Telegraphenbeamte in Elſaß⸗Lothr. 44. 
Bereins⸗ uud Berſammlungs— 
recht 52. 
Verſicherungsweſen 52. 
Veterinärweſen ſ. unter Mebicinal- x. 
und Militär- x. 
Zoll⸗ und Stenerweſen 14. 53. 
Betitions -Rommiffton und deren 
Berichte in II. Gelfion 4. 
Pharmacopoca Germanica 138. 
206. 
Dhitabeipbia 127. 
Blacet 429. 
Boden |. Kubpoden. 
Bolizetlige Truppenreguifition 


Populations⸗ und Propagationsliften ſ. 
Statiſtik. 


Portofreiheit, Einf. des Geſetzes in 
Bayern u. Wiitembers 74. 204. 
Bortugal, Berträge 8. 82. 
— Hanbdelövertrag 126. 
— Boftvertrag 84. 
Bor im Allgemeinen: 
Bücherbeftellzettel 239. 
Druckſachen 239. 
genpon 241. 
nfinuation von PBrivatihreiben 239. 
Mandate 238. 
Boftanmeifungen 239. 
oftlartengebilhr 239. 
parkaſſenweſen 239. 240. 
Zeitungsabonnement® 239. 
Zeitungsbeilagen 239. 
Poſtanweiſungsdienſt 239. 
Bofbeamte (vergl. Boftperfonal), Kaifer- 
BB (em Stifte 204.25. 
— Qunlifilation 246. 
— Spar- und Borfhußvereine für PoR- 
benannten 244. 
Bofconferenz in Rom 237. 253 fig. 
en 241. 
oftgefet 204. 233. 
Poſtmandate 238. 
Boftperfonal 242. 243. 
Poftfpartajfen 239. 240. 
— Reichttagsverhandlung 240. 
» fitarif für Padet- u. Gelbfenbunger 
4. 


Poſttargeſetze 31. 204. 233. 
Bofüberfhäffe 15. 74. 


Boft- und Zelegrapbenfationes 
tombinixt 198. | 
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oſt u. Telegraphie 231 bis 260. 

Internationale Beziehungen 248 fig. 

insbeſondere zu Frankreich 249. 250. 

251. 

- Luremburg 252. 253. 

- Niederlanden 253. 

- Defterreih-lingarn 252. 253. 

- Außland 251. 

oftverorbnumgen, ihr Werth vor Ge⸗ 

icht 268. 

oftvertrag mit Frankreich 84. 208. 

- mit Quremburg 203. 

- mit Oeſterreich⸗ Ungarn 84. 203. 

- mit Portugal 84. 203. 

- mit Rußland 85. 203. 

- mit Spanien 85. 203. 

oftverwaltung 19. 20. 66. 67. 

- Anerfermung ihrer Leiſtungen 198. 

räfenz |. Zweijährige ꝛc. 

räfenzftand |. Friedenspräfenzftand. 

räfenzftand der Kontingente 103. 

räjenzftand der Reſerve während 

ver Oftupation, Interpellation 9. 

räſidium bes —— A) Reichstag. 

reſſe, Interpellation t 10. 

reßgeſetz 10. 42. 

reßgewerbe umd beflen gefetliche Re⸗ 

jelung 10. 206. 

reußen, Disciplinarvorfhriften und 

taatliche Praxis bezüglich ber Entlaffung 

on Geiſtlichen 416 LS; 

Erfparniffe am Militär-Etat 114. 
115 


Fiscus 51. 

Für die Kompetenzausbehnung 
auf Rootfenmwefen und Schiff— 
fahrtszeichen 167. 

Kampf mit der katholiſchen Kirde 
337 bis 454. 

König als Kontingentsherr 120. 

Kontingentöverwaltung 122. 

Dberrehdnungstammer 16. 

Staatsteitung während des lebten 
Jahrzehents 213. 214. 

Staatsſchatz 23. 

Strandungsordbnung 170. 

Tonnenmaß 166. 

Berfaffungsveränderung in Bezug 
auf Kirche 338 bis 352. 

zreußiſche Armee” 88. 

ceußifhe® Landrecht, insbeſondere 

in Verhältniß zur katholiſchen Kirche 

nd zur preußiſchen Verfaſſung in kirch⸗ 

icher Beziehung 358. 359. 394. 401. 

31. 436. 


enbilge Militärgefege 107. 

reußiſche Militärgefengebung 92. 
ceußiſches Militärfirafrecht 201. 
reußiſche Berfaffung in Bezug auf 
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Kirche (Art. 15 u. 18) geändert 338 
bis 352. | 
abfoluten Schulden- 


Brincip bes 
weſens 214. 

Brivat-Eifenbahnen im Gegenſatz zu 
Staatsbahnen 212. 

Brivatredhtlihe Stellung von Ver— 
einen 38. 41. 209. 

Broviforifhes Münzgeſetz 132. 


Quartierleiſtung 25. 
Duäftoren bes — ſ. Reichstag. 
Quilimae 8. 


—— beim Militär 96. 
Ratzeburg, Fürſtenthum 14. 51. 
Rechnungen zum Haushalt des Nordd. 
Bundes pro 1867 u. 1868 86. 
Recursus ab abusu 404 fgg. 
Rechnungseinheit fiir DaB neue Hänfoktem 
132. 142 fig. S. Mümzeinheit. 
Kehnungsbof des beuticen Reiches 16. 
19. 37. 65. 66. 198. 
— Gefeg:Entwarf u. Berathung 57. 
Recht des Oberbefehls 92. 
Rechtshülfe, Anderen gegen preußifchen 
Fiscus 51. 
— Petersdorff 52. 
Rechtsverhältniſſe der Reichsbe— 
amten 38. 74. 
Regelung des Reichshaushalts 1871 
37. 60. 196. 
Regifirirung der Schiffe 161. 
Regulativ für das Reichs-⸗Marine— 
minifterium 121. .. 
Reichsamt für deutſche Statiſtik 62. 
Im Uebrigen ſ. Statiſtiſches Amt. 
Reichs anleihe 21. 69. 
Reichſsanleihe anf Grund des Ge- 
fees vom 21. Juli 1870, Rüd- 
zahlung 14. 
Reihsheamte 19. 38. 74 fgg. 86. 
Reihsbeamtengefe 186. 205. 
Reihögerict 329. 
Im Uebrigen |. Oberhandelsgericht. 
Neihögefehgebung von Mitte 1871 
bis Ende 1572 185—210. 
Reichsgeſundheitsamt 140. 
Neihegewalt, Zuſtändigkeit in Bezug 
anf Orbnung und Leitung bes Kriegd- 
weſens 87—120. 
Reichsgoldmünzen |. Ausprägung ꝛc. 
Reichshaushaltsetat |. Haushaltsetat. 
Reichsheerverwaltung 17. 64. 
„Reichsinfpeltoren zum Schube 
ber arbeitenden Klaffen” bean- 
tragt 46. 
Reihstanzler. 
Gegenzeihnung und Berantwortlichkeit 
überhaupt 93. 120. 
Berantwortlicgkeit in Marineſachen 121. 
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Reichskanzleramt 16. 19. 62. 66. 86. 
Reihstaffa-Betriebefond® 20. 
Reichstrie Yin; ſ. Kriegsſchatz. 
Reichsland |. Eiſaß⸗Lothringen. 
Reihsminifterienfrage 327. 
Reichsoberhandelsgericht |. Oberhandelsger. 
Renate ntgelen beantragt 51. 
Uebrigen f. Patentgeſetzgebung. 
Reichspreßgeſetz 10. 42. 
Reihsrehnungshof |. Rechnungshof. 
Reichs recht im VBerhältniß zum Landes- 
recht, nach den fübdentihen Landtagdover⸗ 
handlungen 319—335. 
Neihsreht vor Landesrecht! aud 
auf dem ganzen Berfaflungsgebiete 334. 
Reichsſchatz 23. 
Er rm babtragung 19. 
Reichs dulden-Kommilfton 
Bundesraths, Bericht pro 1871 85. 
Neihsfhuldenverwaltung 85. 
ein lung 19. 65. 
Reichsſchuldenweſen 85. 
Reichsſtatiſtik |. Statiſtik. 
Reichsſtempelſteuer, 53. 200. 
Reichsſteuern |. Steuern u. dal. 
Reichsſtrafgeſetzbuch |. Strafgeſetzbuch :c. 
Reihsta 


g. 
Abtheilungen, Befugniß derſelben, ſich 
vor der Beſchlußfähigkeit des Reichstags 
lbung berfefßen in II. Seſſen 
ildung berfe in II. 1. 
in IH. Sin 33, 
Anträge auf gerichtliche Verfolgung 86. 
Ausgabe im Haushaltd-Etat für 
benjelben 16. 62. 
Beſchlußfähigkeit 35. 41. 210. 
Bibliothel 1. 33. 
Bureau in II. Seffion 1. 
in III. Seflion 33. 
Dauer in II. Seffion (1871) 1. 
in UI. Seffion (1872) 33. 
Eröffnung in 1. Seſſion 1. 
in IH. Seſſion 34. 
Fragerecht iu Bezug auf die Kon- 
tingent8verwaltungen 123. 
®ebäude 2. 33. 34. 40. 
Geihäftsorbnung 2.3.35. 209.210. 
Gleichzeitiges Tagen von Land⸗ 
tagen 33. 40. 210. 
Kommiffionen, Bildung und &e- 
Ihäftsüberficht derfelben in II. Seffion 3. 
in III. Seffion 35. 
Mandatsangelegenheiten in Il. 
Geffion 3. 4. 5. 
in III. Eeffion 38. 


bes 


Mandatsangelegenheiten in IIL 


Seſſion 38. 
Ordnungsruf des Fräfidenten 2. 3. 
35. 299. 


Sachregiſter. 


Reihstag, 
Bräfidpium in IL Seffion 5. 
in III. Sıfion 38. 
Duäforen in II. Scifion 5. 
in III. Seffion 38. 
Schluß in 1 Seffion 1. 


m II. fion 
Schriftführer in II. Seffion 5. 
in III. GSeffion 35. 

- Seewejen betr. 157. 

Seffionen, MH. 1. 

II. 33. 

Berbütung gleichzeitigen Tagens ver 

‚Sandtagen 33. 
Reihbuniverfität Straßburg f. Uniwerfitat 
Reihsnerfalfung, eine KBerfaffum 
ober nur ein Bund? 322. 

Wirkſamleit in Elfaß-Lothringen 82. 202 
Reichsverfaſſung von 1871 im Ber 
gleich zur Bunbesverfafiung von 1515 
—1820 326. 327. 328. 
Reichsverkehrsanſtalten 211—260. 

Im Uebrigen f. Bertehröanftalten x. 
Relrutenausbhebung 108. 
NReligiöfe Congregationen, Ge: 
nofjenihaften und Orden 47. 4°. 
Regnifitionen (tgl. Rechtshülfe) 5. 
een ein Dernfung 103. 
Reſerviſten 9. 
Retabliffementsgelber 98. 
Revifion des portugiefifhden Kar- 
dels⸗ und Scifffahrte-Bertrags 8 
Rhederei, deutſche |. Statiſtik. 
Rinderpeſt 15. 32. 85. 140. 
Robeifenzoll 199. 
Römifh-germanifhes Gentral- 
mufeum in Mainz 13. 
Rom 127. 

BoR- und Telegraphen⸗ Conferenz 237. 


Rübenzuderfteuer 199. 

Rumänien 42. 

Rußland, Poflvertrag 85. 

Sachſen, Königreich, 
Beiörberungen im Heere 99. 100. 
Eigene Militärverwaltung 88. 
Eutlafjungen im Heere 99. 100. 
Ermennung der Fefungslommanbante 


99. 
Ernennung des Höhftlommanbirenden vs 
Emennung der DOffiitere und Runir- 
beamten 88. 
Erfparniffe am Militär-Etat 114. 
Inſpektionen 106. 

König als Kontingentshert 120. 
Kontingent 88. 

Kontingentöverwaltung 122. 
Oberhandelsgericht 275. 276. 
Benfionirungen im Heere 99. I. 
Bräfenzfland 105. 1051. 


Sachregifter. 


Sadıfen, Königreich 
Bde ungen Im Seere 99. 100. 
Srecht des Königs auf feine mili⸗ 
— Borzugbrechte 9 
Salinenbetrieb —A 282. 283. 


284. 
Salzabgabe 41. 
Salzſtener 20. 125. 198. 199. 
Scha anweiſungen 195. 
Schießplhatz ber Artillerieprüfungstom⸗ 
miſſion 194. 
a ee eher 293. 294. 295. 
<a deutſche f. Statifiil. 
Schifffa were Handeld- u. Schiff⸗ 
d rtsvertrag. 
itffabrtegeihen 40. 42. 157. 164. 
“eh, 167. 168. 
Saitte- eißen and ⸗Verzeichniſſe 


——— — (vergl. Schiffsvermeſ⸗ 
fung ꝛc.) 161. 

Sätitenamen "ia. 164. 
Schiffſsnationalität 161. 164. 

—— — der Claſſifilatiousgeſell⸗ 
ſchaften 162. 

Schiffsregiſtrirung 161. 164. 

Sgaffsunfätte— Statiftil 293. 294. 


S Si Spermelfungsordnung (vgl. 
Schiffsmeſſung) 157. 165. 207. 
Schlußdes Reichs tags in Il. Seffion 1. 
I. Seffion 34. 
Schriftführer des Reichttags . Reichstag. 
Eon des Deutfchen Reiches |. Reichs⸗ 


Schulden des Norbbeutihen Bundes f. 
Bundesſchulden. 
S Hut ber arbeitenden Klaſſen, Petition 


— er jugendlichen und weiblichen Arbeits⸗ 
kräfte in Fabrilen, Petition 46. 
Schut- und Trugbündniffe 320. 
Schweden und Norwegen 139. 140. 
Sgwimmendes Privateigenthum 
16 
Schwurgericht 31. 
Seelootfenweien 40. 42. 
Seemadht 8 
Seemannsorbneng 38. 70. 157. 172 
bi8 184. 186. 207. 
Entwurf, Vorgeſchichte derſelben 173. 
Berbandfungen im Reichstag 179. 
Seenoth 38. 70. 170. 171. 172. 
Seejahen-Behandlung 157. 158. 
See FA I AA 293 294.295. 
Seeihifffahrtsgeihen 40. 42. 
Seewefen 157—184. 207. 
eezeihen f. Schifffahrtszeichen. 
jammenftöße |. Sefammmenpäß x. 
elbſtſtändige Anträge f. Anträge. 


) 
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Servis-Tarıf 51. 


Seſſionen des Reichstags, II. (1871) 1. 


Ill. (1872) 33, 
Signalbuh des Reichslanzleramts für 
bie elle abrteifchiffe aller Rationen 162. 
Signalfyſtem 161. 
Silber und Gold, gegenfeitige Werth: 
relation 135. 142 fig. 
See prägung 134. 
Situngsperiode |. Seffio 
Sonderrechte der Sinpelfaaten, 
Eiſenbahnen betr. 
Militär betr. 87. 
Sonntagsfeter bei Eifenbaßnen, in 
Sur abriten und 6 nerffätten ‚ Betition um 
nführung 4 
Spanien —* 
Poſtvertrag 85. 
Sparkafſen 146. 
Spezial-Etats beim Militär 114. 119. 
Spezial» und Generaldiscuffion, Ber 
einigun 
Sprädfagen des Reih8-Ob.-H.. 
Berichts 261. 
Staat ale ‚alleiniger Snbaber der Eifen- 
bahnen 214. 
Staat im erhaltniß zu den Eiſen⸗ 
bahnen 213. 
Staatsbegriff 215. 
Staatseiſenbahnen in Elſaß und Loth⸗ 
ringen 14. 
—— im Gegenſatz zu 
Privateiſenbahnen 212. 
Staatsleitung Preußens während 
bes letzten Jahrzehents 213. 214. 
Staatspapiergeld, Antrag auf Ge- 
Ieb. 3, Die Ausgabe und Einziehung befiel- 


Staatsiehtlige Orundfäge des 
dbeutfhen Kriegsweſens 87—128. 

Staatsihag in Preußen 23. 

Statifil des Deutfhen Reiches 
im Allgemeinen (Bollszählung 1.Dec. 
1871) 277— 317. 

Art der Erhebung und ihrer fpäteren 
Ergänzungen 280. 281. 

Zu⸗ oder Abnahme der Beölterung 277. 
Tabelle 278. 

Statiftil des Deutichen Neiches im 
Einzelnen beziehungsweiſe Haupt⸗ 
gefihtspuntte ber diesbezüglich von 
der Commiſſion getroffenen Anorbnun- 
ee und zwar ın Bezug auf die Sta- 
tifi 

bes Bergwerksbetriebs 292. 283. 284. 
bes Eiſenbahnverlehrs 296. 297. von 
Elſaß⸗Lothringen |. unter Elſaß⸗Loth⸗ 


— 
teerträgnifſe 281. 282. 
der Gewerbe 284. 285. 
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Statiftif des Deutſchen Reiches im 
Einzelnen, bes —e— ci 282. 


der landwirthſchaftlichen Bodenbenutzung 
281. 282. 


des Salinenbetriebs 282. 283. 284. 
der Schiffbrüche und Schiffsunfälle an 
ber deutſchen Küfte 164. 293. 294. 295. 
ber Seefchifffahrt 293. 294. 295. 
der Steuern 299302. 
ber Steuerftraffälle 303. 304. 
ber Steuerverwaltung 302. 303. 
der Viehhaltung 281. 282. 
bee Baaremerlepe mit dem Auslanbe 
bes Wafferftraßenverfehre 297. 298. 299. 
ber ölle 299 — 302. 
ollſtraffälle 303. 304. 
ber Zollverwaltung 302. 303. 
Statitifhes Amt des Deutſchen 
Reiches, gegen deſſen Errichtung 57. 62. 
o * Pe ven berieh 
tatiſtiſche Congreſſe, iehungs⸗ 
weife deren Entwidlung, Geſchäftsgang, 
Berlauf und Beröffentlihungen 305. 
Se Congr. 1853 zu Bruͤſſel 305. 
Im Uebrigen f. unter Internationaler 
ſtatiſtiſcher Congreß. 
StellvertretungimOberbefehlegs, 
Stempelgefälle an's Reich zu über⸗ 
weifen 198 
Stempelßener 53. 200. 
Steuer |. Reichsſteuer zc. 
Steuertredite 22. 
Steuern ſ. Berbrauchsfteuern. 


Steuerregeln für die Seefchifffahrt 159. 
Steuer: Statiftit 299—302. 

Steuerftraffälle-Statiftil 303.304. 
Steuerverwaltungsfatifit 302. 


Stenerweien f. Reichsſteuerweſen. 
Summansiäfag bes deg Kaiſers das 
Reichskriegsweſen betr 
Stimmrecht, —Se ” Allgemeines 
Stimmredt. 
Strafgeſetz net Inwendung durch 
das nen Delögeriät 
—e—ù ı * Dig 275. 
au nun 8 in a, 1 8 Mißbrauch 
geiſtlichen Amts 3 
Berlefang in tippe 8 
Straf- und Zudtmittel- sÖrenzen 
für die Kirche in Preußen, —8 eſetzent⸗ 
wurf und Sommiffionsbericht bes Abge⸗ 
ordnetenhauſes 427—439. 
Geſchichtliche Entwidlung des Strafrechts 
ber Kirhe von der urchriftlichen Zeit 


Sachregiſter. 


Strandredts- Itenn miß des Ober⸗ 
handelsgerichts 170. 171. 
Strandungsorbnung 170. 
Straßburg, taiferlide Tabalgmanırtal- 


Strakkung, Univerfität AR unter Elſaß. 


Straßenrecht auf See 

Süpddentihe ' Eundte 6 nerhanb- 
lungen über das Berbältnik bes 
Neichörecht zum Landesreht 317—335. 
Süddeutſchland, Eifenbahntarif 45. 


Synagogen emeinde Lüd 42 


Syſtematiſche Dorkeilung ber 
Da enttoegen Grundfäte über 
das deutſcheKriegs weſen 87T—123. 

Tabatlsabgaben 125. 126. 

Zabalsmanufaltur in GStraf- 
Burg 125. 

Tabalsfteuererhöhung 198. 

Tabellarifche Neberfiät, ber Zäb- 
lungsreſultate 1872. 

Zarife ber wifenbahen ſ. ——E 

Tarif ber Poſt für hervungen 235. 
Im Uebrigen ſ. Poſttarif. 

Tarife der —* ſ. Zolltarif. 

Tarifreform der Eiſenbahnen ſ. Eifen- 
bahnen. 

Telegraphen im Allgemeinen: 

Be bteiegrappie 241. 
ranttefrage 237. 
welegrappenbeamte, 


Dualifitation 
Zelegrapbenbeamte in Elſaß— 
Lothringen 44. 
zelegrap en »Eonferenz in Rom 
Zelegrap en-Gefengebung 237. 
Telegraphenordnung 207. 
Zelegrapben- und Bofflationen 
fombinirt 198. 
Zelegraphen- und Boftwefen 231 
bis 260. 
Zelegraphenvermehrung, 21. 241. 
Zelegrapben-Berträge |. V 
Tele —— 237 * 
Tſater er km neuen Münzigfen 142 fig. 


Eoleranı bet Mä mausprägungen 135. 
Zonnenmaß 165. 166. 

Tönning 4. 

Transport von Koals und Koh— 
len auf den Eifenbahnen 44. 45. 
Zurnen 50. 

Uebereintunft zufäntice, mit $ranf- 
rei vom 12. Det. 1871 3 h 
Uebernahme ber — 
burg-Eijenbahn 55. 
WMeberfähreitungen des Stats 187015- 








Sachregiſter. 


Ueberſchuß aus dem Bundesbaus- 
halt 1870 4. 

Ueberſchuß aus der franzdfifhen 
Landespoftverwaltung 74. 204. 
Berwenbung befielben 15. 195. 

rm, Fa der Poftverwaltung |. 


Poſtüberſchũ 

Ueberſchuß aus dem Reichkshaushalt 
1871 69. 196. 

Ueberſicht der Ausgaben und Einnah- 
men des Nordd. Bundes pro 1870 4. 
deögl. von 1871 37. 60. 

Ueberfiht der Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung in Elfaß- —— 1871/72 


. 85, 

Neberfiht ber Literatur über bie 
deutſche Münzfrage in ben Jahren 
1869 - 1871 141- 156. 
lebertrittöformen von Kirche zu 
Kirche 441. 442. 443 fig, 
Ueberwadhung der Ausführung 
der Reichsgeſetze 350. 


„Uebrige Ausgaben” beim Militär 
4 


114. 

Ultramontane Kammermebrheit |. unter 
Bayern. 

Unehelicteit ber Geborenen 98. 
Unfälle |. Berunglüdungen. 

Ungarn f. Oeſterreich. 

Uniform 96. 

Univerfität Straßburg 40. 66. Im 
Uebrigen f. unter Elfaß-Tothringen. 
Unterftügung an Lanbwehr- und Reſerve⸗ 
familien, deren Erſatz 23. 24. 192. 
desgl. überhaupt 25. 

Unterſtützung und Bertbeilung 
derfelben an Landwehr und Neferve 9. 
10. 13. 21. 
Unterſtützungswohnſitz 32. 140. 
ee. egen Reichstagsabgeorbnete 
Strafverfahren ꝛc. 

Unterfuäungsnerhängung 
Müitär 100. 

Inverlegtiöfeit bes Brivateigen- 
thums zur See 161. 

Beränderungen ber Berfaflung |. Verfaf- 
fungsveränderungen. 

Berantmorslißteitä frage bezüglich 
der Reichsverwaltung 3 

Berbraudsfteuern %. "66. 

Vereinbarung zwilden England und 
Srankreih wegen Seezuſammen⸗ 
ftößen 159 

Vereine, privatreihtliche Stellung 38. 41. 

Bereinigte Staaten von Amerife, 
Konfularvertrag 84. 127 

Bereinigung von General- unb 
S peciafbiscnffion 3. 


beim 
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Bereinsg-undBerfammlungsredht, 
Geſetz beantragt 52. 

Vereinsſsweſen 52. 209. 

Berfaffung des Deutfheu Reihe 
von 1871 beziehungsweiſe des Norb- 
beutfhen Bundes von 1867 im Ber- 
gleich zus ber deutſchen Bunbesverfafiung 
von 1815-1820 326. 327. 328. 
Berfaffung des Reiches |. Reichsverfaffung. 
Berfaffungsveränbernng in fol=- 
genden Betreffen: 
Ausdehnung ber Sompetenz (A. 4 Ziff. 13 
db. 8.) auf bürgerliches er und &e- 
rihteorganifation 8. 41. 186. 187. 

Itio in partes (X. 28 Abf. d. 8.) 41. 


187. 
Nothwenbigteit von Bollsvertretungen 
(A. 3 d. 8.) 7. 186. 


Seeſchifffahrtszeichen und (A. 4 Ziff. d. 
V.) Lootſenweſen 40. 187. 
Berfoffungsvergättniffe in Rabe» 


Pyei- akung für Fuhrwerke 9. 
Berbaftung von Reihstagsab- 
eordbneten. 
erhältnig des Golbes zum Silber 
135. 142 

Berhältni der Lonbeögefehgebun- 
gen in Bezug auf Nicht-Berfaffungsgegen- 
ſtände, wenn ſie im Allgemeinen ts 
der Gompetenz ber Reichsgeſetzgebung 
überwielen find 334. 

Berhältniß des Reihsrchts um. Lan- 
des rechte insbeſondere auf dem Ge⸗ 
Biete der Verfaſſung. Behandlung iu den 
füddeutfhen Yandtagen 319 fig. 
beſonders 327 —334. 

Verhältniß des Staats zu ben 
Eifensahnen 213. 

ie der deutſchen Eiſen⸗ 
bahnen 212 

Verhütung des gleichzeitigen Ta 
von Landtagen mit dem Rei 
33. 40. 210. 

Berhütung des Zuſammenſtoßes 
ber Schiffe auf See 158 fig. 

FR aERE des Strafvollzugs 52. 

Beriehrsanftalten des Reiches 
211—260. Verwaltung 238 ff 

Berlän erung der Birtlamteit 
des Geſetzes uber Snsgabe von Bank⸗ 
uoten 34. 

Berordnung zur Verhütung bes 
en hobet ber Saite auf 

ee 158 

„V —— en“i Mn ; Militärangelegen- 
beiten (Begriff) 92. 

Berorbmungöreiht m " Rilitänwefen f. 


ee ietung ber Kauffahrtei— 


Ban 
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ſchiffe zur Mitnahme hilfsbedürftiger 
Seeleute 38. 70. 
—— Kriegsdienſt 25. 
Berihiedene Einnahmen 21. 69. 
—A gen im Reiche 329. 
Berjegung beim Militär 99. 101. 
Berfiherungsfadhen vor dem Dber- 
handelsgerichte 269. 270, 
Ber fiherungsmwefen 52. 
Smterpellation, ob Geſetzesvorlagen zu 
erwarten 
Berfärtungen bes NReihsheeres 


Beni eilun der Unterftüßung ans 
ben viegaeı erigengeseldern au Land⸗ 
wehr und Reſerve v. 
Berträge, deren Vorlage und Behanb- 
fung im Weichötage 1 u Seffion 32. 
J. Seſſion 83—85. 
Verträge wegen n von 
Eiſenbahnen 191. 231. 
Bertrag zwifden Deutihland unb: 
Sant ©. Poſt 
rankreich d. d. 12. Wr er Zuſatz 
eben Bbertrng g 32. 
drop Deitannien Auslieferung betr. 


gtalien, Auslieferung betr. 32. 189. 
— „‚Kenfulatverträge - Ausdehnung 84. 


Rieberfanden, Konfularconvention 


Deherreid- Ungarn, Boft betr, 84. 
Portugal, Handel- und Schifffahrt 
83. 190. 
— Boft betr 
Rußland, 
Poftvertrag 85 
Schweden und Norwegen wegen 
Marlenſchutz 139. 140. 190. 
Spanien, „Konfularverträge · Aucdeh· 


— Poſt betr. 85. 

Bereinigte Staaten von Amerila, 

Koniularconvention 84. 190. 
Verwaltung bes Kriegwefens 


120—123. 
Berwaltung von Darine, Bot, Tele: 
graphen ſ. Marine: 
Verwendung ber franzdfifhen 
Kriegsentihäbigun g 185. 
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⸗ 8. Juli 1872 194. 
Berwenbung des franzöfifhen 


” Wsiionaoerra zum 


u u 


Sachregifter. . 


Landespoftverwaltungs.- Ueber- 
fhuffes 74. 204. 

Berwendung des Ueberſchuſſet 
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über |. unter Competen. . 
Deficit im Militär-Etat 115. 
Eigene Militärverwaltung 88. 
Einführung Norddeutſcher Bun— 
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Zehnmarkſtück 134. 205. 
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abgeordneter 323. 

Barth, Dr. Marquard, 5. 6. 37. 38. 

Baumgarten, Profefior da Theologie 
zu Soflod 12 12. 
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v. Below 20. 

v. Benda A. 15. 16. 22. 38. 48.53. 57. 
61. 64. 65. 67. 69, 70. 78. 198. 221. 
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Hirſch, Frl. Jenny 45. 140. 
Siriäberg 36. 53. 
Gobenlohe-Langenburg, Fürſt v. 
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